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Fin: und Auswanderung: Anfiedelung und Colonifafion: Freizügigkeit. Die 
unter dieſer Überſchrift zu bebandelnden Gegenftände ſtehen nicht nur in einer naben in: 
nern Verwandtſchaft, fondern dergeftalt im ummittelbaren fahlihen Zufammenbange, 
daß fie jih gegenseitig bedingen und zueinander ald Vorausfegung oder Wirfung verhal- 
ten. Die Einwanderung in dad eine Staatd-, Landed:, Gemeinde: oder Ortögebiet ift 
eine Folge der Auswanderung aus einem andern, und mit jener verbindet fih dann bie 
neue Anitedelung in demjenigen fremden Gebiete, in welchem der Auswandernde, nad 
tem er die bisherige Heimat aufgegeben bat, fortan ſich niederzulaſſen beabſichtigt. Wie- 
verum hängt Die rechtliche Möglichkeit, wenigſtens die größere oder geringere Leichtig- 
keit des Vertauſchens der bisherigen Heimat mit einer andern neuen von der durch die Ge: 
ſetzgebung einerfeitö des bisherigen Aufentbalts= und Wohnorts, andererfeitd des beabſich— 
tigten neuen gemäbhrten Freiheit des Ab- und Anzugs und der Niederlaffung, d. h. von der 
geieglihen und verfaflungsmäßigen Anerkennung des allgemeinen Rechts auf Freizügigkeit ab. 
Dem Wechſel der Niederlaffung ſteht die neue Anitevelung zur Seite. Als eine der hervorra— 
gendften Eriheinungen und bedeutendften Wirkungen von Gin: und Auswanderungen ift aber 
die Coloniſation zu betrachten, ſei es, daß jie unter Vereinigung einer größern oder geringern 
Anzabl von Volksgenoffen nad einem gemeinihaftlihen Blane oder von den Staaten und deren 
Regierungen unternommen wird. Gegenüber ver auswärtigen Golonifation, melde biöherige 
Staatdangehörige aus dem alten Heimatslande in ein fremdes Gebiet entfendet, fteht die innere, 
welde neue Intertbanen aus der Fremde zu gewinnen umd in das eigene Land zur Vermehrung 
jeiner Bevölferung oder zur Begründung und Erhöhung feiner Agricultur eder Induftrie zu 
verpflanzen beftrebt ift. Nicht minder gebören bierber die im Altertbum häufigern gewaltfamen 
Iransplantationen ganzer bejiegter Völkerſchaften aus einem Lande in ein andered. Jener frei: 
willigen Golonifation aber, als einer Anſiedelung und neuen Nieverlaflung in größerm Map: 
Habe, ind oft ſchon fortgefegte Kleinere Anſiedelungen einzelner Volksgenoſſen vorausgegangen. 
Die Urſachen dieſer verfhiedenen Gin: und Auswanderungen wie der auswärtigen oder innern 
Gelonifation hängen bald mit großen weltgeihichtlihen Greigniffen und Völkerbewegungen 
zufammen, bald find fie hervorgerufen durch innere religiöfe, politiiche, gewerbliche, Beſitz⸗ und 
Agrieulturzuftände wie durch Bevölkerungs- und Ernährungsverbältniffe einzelner Staats— 
und Landesgebiete. Am häufigften waren äußere Kriege oder innere Parteiungen, politifche 
oder religiöfe Bedrückungen von Völkern oder einzelnen Volksklaſſen Motiv und Veranlaflung 
einerfeitd der Auswanderung, andererfeitd einer neuen Golonilation. 

Die angedeuteten Wechſelbeziehungen der in der Überſchrift dieſes Artifel® genannten 
Gegenſtände erfordern deren gleichzeitige Betrahtung unter gemeinſchaftlichen Geſichtspunkten, 
wogegen die Geſchichte der Golonifationen und die Ausführung, Ginrihtung und Berfaflung 
son Eolonien, mie fie von den jegigen europäiſchen Staaten in andern Welttheilen ausgegan— 
gen find, von dieſem Artikel ausgeichieden und zu eigenen Artikeln verwieſen werden muß, da 
dieſer Gegenſtand tbeild eine ſelbſtändige Behandlung von feinem befondern Gejihtspunft aus 
nöthig bat, theils bei denjenigen Ländern zu erörtern ift, welche, wie 3. B. die Staaten in Nord⸗ 
und Südamerika, mehr oder weniger aus dergleichen Colonien entſtanden ſind. Dagegen iſt der 
Ein- und Auswanderung die Frage der Niederlaſſung wie die der Freiziigigfeit auch deshalb 
io nabe verwandt, weil die Beihränfungen und Erihmwerungen diefer legtern innerhalb eines 
und deſſelben Staatd: und Landesgebiets fehr häufig Beweggründe für die Auswanderung 
ind. Nicht jo felten ift die gänzliche Auflöfung des Staatdangehörigkeitsverbältniffes nebit der 
Erwerbung eines neuen Heimats- oder Bürgerrechts in einem fremden Lande viel leichter aus— 
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andern innerhalb eines und deſſelben Staatögebietd; dies namentlich in ver Mehrzahl deutſcher 
Staaten nad ihrer gegenwärtigen Gejeggebung über Sreizügigfeit und Nievderlaffung. Die 
Übernölferung, ald Motiv der Auswanderung, mochte in denjenigen Staatenver Alten Welt, 
welche auf fleine, eng begrenzte Stadtgebiete angewieſen waren, öfter ind Gewicht fallen. Sie 
traf aber auch da mehr nur einzelne in ihren Beiig: und Nahrungsverhältniffen bedrückte 
Volksklaſſen. Gin Anwachſen der Population über die Ernährungsbedingungen des Landes 
hinaus ift in feltenen Fällen nachweisbar. Liberwiegend trugen, felbit im Alterthum, ſtets 
andere mitwirfende Urfachen und zwar meift polittiher oder religiöfer Natur dazubei. In den 
Ländern der Neuen Welt kommen Miöverhältniffe ver Bevölkerung zu den natürlichen Ernäh— 
rungsbedingungen der Ränder nur dann vor, wenn diefe Bedingungen in verfehrter Weile 
durch die politifche und nationalöfonomijche Afterweisheit der Staatsfunft und die ihr eigene 
bevormundende Bolizeigefeggebung beihränft und foldhergeitalt die Nahrungsquellen der Bölfer 
in ihrer fortjhreitenden naturgemäßen Entiwidelung gehemmt und verftopft werden, wie dies 
gegenwärtig vielfach der Fall ift. 

Allerdings hängt die größere oder geringere Bewegung der Bölfer durch Aus: oder Ein— 
mwanderung auch mit deren Genius und eigenthümlihem Charakter zujammen,. Während der 
Branzofe an feinen vaterländifhen Boden mehr gefeilelt ift, ſucht der Deutiche bei aller Liebe 
zur Seimat leichter die Fremde auf, in die er eine unbeftimmte Sehnſucht nad) einem zufünftigen 
Glüde für ih und die Seinigen bineinträgt. Zu allen Zeiten aber war die Aus und Einwan— 
derung eine der einflupreichiten Bedingungen zur Verbreitung von Eultur und Givilifation 
über die Erde. Abgejehen von jenen Bölferwanderungen, deren tiefer liegende Iirfadhen der 
hiſtoriſchen Kenntniß größtentheils verichloffen blieben, bei denen ganze Völker aufeinander 
fließen und ſich durch Jahrhunderte fortvrängten, bis fie andere fefte neue Heimatsſitze gewan— 
nen und neue Staaten gründeten, waren die mit neuen Anſiedelungen und Golonifationen ver— 
bundenen Sin= und Ausmwanderungen ſtets denjenigen Völkern eigen, welche entweder bereits 
auf einer höhern Stufe der Eultur und Givilifation ftanden, oder doch als die geiftig begabteften 
einer höhern politiihen, religiöien, induftriellen oder commerziellen Entwidelung entgegen= 
gingen. So war die Aus: und Einwanderung eind der hervorragendſten Mittel der Dorfes 
hung zur fortfhreitenden Bildung des Menſchengeſchlechts. Dies ſowol in dem Falle, wenn die 
ausmwandernde Menge, wie es bei ven Juden geihah und bei ven Deutſchen geſchiebt, ohne 
Gründung eigener Staats: und Gemeindeweien jih unter die Bevölferungen der fremden Yan: 
der zerſtreut oder ji in ihnen auflöft und anſcheinend untergebt, oderwenn, wie es in der Alten 
Melt bei Oriehen und Nömern geſchah und in der neuern bei den Engländern geſchieht, in der 
Fremde nicht blos der eigene Charakter, Sprade und heimatliche Sitten feflgehalten, ſondern 
auch eigene felbftändige Gemeindeweſen im Anflug an die heimiſchen Verfaſſungen begründer 
und die Bevölferungen ausgejendet werden zur Errihtung von Golonien, weldhe wit dem 
Mutterlande in politiicher oder in commerzieller Verbindung bleiben. 

Bereitö oben wurde angedeutet, daß unter den Geſichtspunkt der Ein: und Auswanderung 
wie der damit verbundenen Golonijation oder neuen Anſiedelung nicht blos die freiwilligen 
fallen, jondern auch jene in der Alten Welt und befonders in den Despotien des Orients bäufi= 
gern gewaltſamen Berjegungen ganzer Völkerſchaften aus dem alten Heimatlande, um bie 
Beſiegten deſto bejler im Zaume zu halten oder um ganze Völkerſchaften als ſolche dadurch zu 
vertilgen, daß man ſie ald Sklaven verkaufte und jo in alle Welt zerſtreute. 

Die verihiedenen weltgejhihtlihen und provivdentiellen Formen großartigjier Ein= und 
Auswanderung kommen vorzugsweiſe bei den drei bedeutendſten Gulturvölfern des Alterthums, 
den Juden, Griechen und Nömern vor. Inäbejondere haben ſich bei ven Juden Diele Gin: und 
Auswanderungen vielfach und in mannichfacher Weile wiederholt. 

Schon die Nachkommen Abraham's und Jakob's verliefen ihre Weiden im fünlihen Kanaan 
und vertauſchten ſie mit denen des Landes Goſen an den Grenzen Agyptens (1500 v. Ehr.). 
Wiederum nad 200 Jahren kehrten jie als ein ganzes Volk zurüd. Auch die von ibnen be— 
fämpften älteften Urbemwohner Kanaans beftanden bereits aus Ginwanderern. Schon ihr Name 
„Hebräer“, „Fremde“ bezeichnete auch die Juden ald Ginwanderer. Als jih dieſe nach 
ihrer kurzen Glanzperiode in Juda und Iſrael getrennt und beide durch wiederholte, um ven 
Jehovahdienft einerjeits und um den grauenhaft jinnlihen Baalsvienft andererjrits geführte 
Revolutionen und blutige Bürgerfriege innerlich geſchwächt hatten, verfielen die zehn Stämme 
Iſraels (720 v. Chr.) der aſſyriſchen und Juda (586 v. Chr.) der babylonifchen Öefangen= 
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‘Salt. Um die Kraft Ifraeld für immer zu breden, führte Salmanaflar den größten Theil des 
Bolfed aus dem Lande und gab ihm neue Wohniige jenjeit des Guphrat und Tigris, während 
die verödeten Städte und Gemarfungen Ifraels durch andere aus Babylonien und vom Euphrat 
her transplantirte Bewohner erjegt wurden. Inzwiſchen aber waren viele Jiraeliten bereitd 
nad Agopten und den Juſeln des Mittelländiihen Meeres ausgewandert. Faſt anderthalb 
Jahrhunderte fpäter wurde nad der Zerftörung Jeruſalems mit feinem Tempel und feinen 
Heiligthůmern durch den Chaldaãͤer Nebukadnezar auch Juda mit ſeinem nationalen Gemein⸗ 
weſen jeriprengt und Stadt- wie Landvolk mit Weib und Kind bis auf die geringen Leute und 
wenige Überbleibjel-fortgeichleppt. Viele Juden waren aber auch damals fhon nad Agypten 
u. f.w. geflohen. Wiederum wanderten die Juden beim Wechſel des herrſchenden Volksſtamms 
und der Dynaſtie (538) in ihr Heimatland zurück. Nur hatten fie, wie es bei rüdfehrenden 
Auäwanderern und Berbannten meiſt der Kalk ift, des alten Religions: und politiihen Haders 
mir Iſtael nicht vergeflen, am wenigften weile Reſignation auf parteifühtigen Hochmuth zu 
üben gelernt. Übrigend waren lange vor der Zerftörung Ierufalems dur den römiſchen Kaifer 
Titus Juden zahlreich durch die ganze bellenifche und römische Welt zerftreut, wo fie, wie z. B. 
auch in Alerandrien und Nom, lange vor Ehrifti Geburt eigene adminiftrativ und zum Theil 
ſelbſt lokal abgegrenzte Gemeindeweſen, doch in religiöfer und nationaler Freiheit und Selbitän= 
digfeit bildeten. (Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, zweite Auflage, I, 178, 444, 559; II, 
516 und a. a. O.; Mommien, „Römijche Geſchichte“, zweite Auflage, III, 529.) 

Die Entiendung und Gründung eigener Golonien war in frühefter Zeit das Werk der Phö- 
nizier, eine Wirkung ihres Unternehmungsgeiſtes und des Strebend nad Erweiterung und 
Sicherung ihres Handelsverkehrs. Von den phöniziſchen Städten Tyrus und Sidon wurden 
Kreta, dann weiter im Weſten nnd Norden die Inſeln des Agãiſchen Meeres colonifirt, ferner 
Pflanzſtädte auf der afrifaniihen und jpanifhen Küfte wie in Sicilien (ſchon 1300 — 1000 
». Chr) gegründet und diefe im Verkehre mit dem Mutterlande erhalten. 

Doc kommt die Ein- und Auswanderung mit ihren verſchiedenen Urſachen und Wirfungen 
wie in ihren mannichfaltigen Formen vorzugsweiſe in ver hellenifchen und römifhen Welt zur 
Anſchauung. 

Als einige griechiſche Bergſtämme, die Pelasger und Dorier, ſich vom Norden her über 
Attika und den Peloponnes ergoſſen und letztere ſich im Thale des Eurotas feſtgeſetzt hatten, 
wandte ſich die griechiſche Auswanderung ſeit der Mitte des 10. Jahrhunderts v. Ehr., zunächſt 
der Jonier aus der attiſchen Landſchaft, ven kleinaſtatiſchen Küften zu, wo eine Reihe von 
Anfiedelungen (Milet,; Epheius, Kolopbon) entjlanden und den Xydiern und Kariern Grund 
und Boden mit Dem Schwerte entriffen wurde. Im Agãiſchen Meere ſtießen dann die griechiſchen 
— — mit den phoͤniziſchen Niederlaſſungen zuſammen. „Es mar (vgl. Dunder, 
a. a. O Il, 257) dieſe große Bewegung Griechenlands, welche die Herrſchaft der Griechen 
über das Agäifche Meer ausdehnte, das wiederum die Gegenfüfte Aſiens in ihre Hand 
brachte, nicht d urch den Druck eines äußern übermädtigen Feindes hervorgerufen, auch 
feine Eroberung, melde die geſammte Kraft der helleniſchen Gaue unter der Führung 
eines mächtigen Fürſten im gewaltigen Kriegszuge errungen hatte. Noch in den erften Stadien 
ihrer Entwickelung begriffen, verdanften die Griechen diefe Erfolge zuerft ven Unruhen, die 
zwei Bergftämme erregt hatten, denen ihre Weiden zu eng geworden waren. Von der Mitte 

des 10. Jahrhunderts abwärts folgte unmittelbar eine Schar Auswanderer auf Die andere. 
Dit dieſen ihren Eroberungen verbanden die Griechen ſtets Coloniſationen und infolge diejer 
legtern die Gründung eigener auf Selbftthätigkeit und Selbfländigfeit angemwiefener Ge— 
meinweſen.“ 

Nachdem auch der Peloponnes bei der erſten griechiſchen Völkerſtrömung feine Bewohner 
großentbeild gewechſelt hatte und Sparta von den Doriern gegründet worden war, ſandten als— 
dann aud dieſe ihre mit der innern Verfaflung unzufriedenen Söhne, glei den Kofrern, den 
Meſſeniern und Korinthern, nad Sicilien und dem ſüdlichen Italien. Das gefällige Orakel zu 
Delphi ſtärkte ſtets ven Much kühner Unternehmer neuer Golonifationen durch günftige Aus— 
ſprüche. Die afrifanifhen Kürten des Mittelländiſchen wie die des Schwarzen Meeres wurden 
bald vom Mutterlande, bald von den neuen Golonien jelbit mit neuen Anfievelungen bevölfert. 
Die politiſchen Parteiungen im Innern der Gemeinweſen wie die Streitigkeiten unter den dori— 
sen Königsgeſchlechtern und unter dem befigenden und beiiglofen Adel Spartas bei der ji 
mmer erneuernden Ungleichheit der Güterlojen kamen ſtets der Ausbreitung der Golonifation 
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zu ftatten. Sie eröffnete der unterliegenben Bartei einen Zufluchtsoxt und die Möglichkeit freier 
politiiher Organijationen nach eigenem Sinne. 

Unter wefentlid andern Formen, weil aus andern Motiven und Verbältniffen heraus, 
bewegte ji die Ein= und Auswanderung in den verſchiedenen anwachſenden Länvergebieten des 
römiſchen Staated. Die Ein- und Auswanderung in Nom felbft wie in Italien, namentlich aber 
die römische Golonifation ift no weit enger und unmittelbarer mit der Gefanmtentwidelung 
Noms, feiner politifchen wie bürgerlichen Verfaflung und Stände verflochten. Diefelbe führt 
bis auf die Anfänge der römischen Nepublif, insbefondere auf die Kämpfe zwiſchen den Patri— 
ciern und Plebejern zurüd, welche fih nad Vertreibung der Könige hauptſächlich um zwei große 
fociale Gegenftände bewegten, eineötheild um die fogenannten Wuchergeſetze, anderntheils um 
die fogenannten Agrargefege. Jene, welche erft durch die Verordnung römiſcher Statthalter, 
ſodann durch Senatsbeſchluß vom Jahre 704 der Stadt ihren Abſchuß erhielten (Mommfen, II, 
517), intereffiren allerdings für die Frage der Gin: und Auswanderung wie der Coloni— 
fation in einem geringern Grade als Die Agrargefege, welche es bekanntlich mit der gerechtern 
Auftheilung des durch Eroberung, zunächſt in Italien, dann in Gallien und in andern Pro— 
vinzen dem Staate erworbenen Gemeinde: und Domänenlandes aud an befiglofe oder ärmere 
Bürger, inäbefondere an die Veteranen der Heere nad geleiftetem Kriegsdienſte zu thun battem, 
während fih allein die patricifchen Bamilien in ven Befig und die Benugung dieſer Stantslän= 
dereien gejegt und darin zu erhalten gemußt hatten. Nur foweit mit diefer Domänenfrage und 
Agrargeieggebung die wegen des Zinswuchers zuſammenhängt, ift hinſichtlich des legtern zu 
bemerken, daß die Fleinen Grundeigenthbümer und Bauern, die den Kern der römischen Heere 
bildeten, durch die unaufhörlichen Kriege an der Cultur ihrer Grundſtücke gehindert, um fo mehr 
der Roth und VBerarmung anheim, daher fort und fort den patrieifchen Geldmännern in die Hände 
fielen und nad) dem firengen Römiſchen Recht ver Schuldfnechtichaft verfielen, je weiter ih auf 
den Großbeſitzungen und wachſenden Ratifundien der patricifchen Kamilien wie fpäter der Nobi— 
lität die Sklavenwirhſchaft ausbreitete, gleichzeitig aber der Werth und Reinertrag der kleinen 
Beiiyungen fortfchreitend herabſank und infolge deflen nicht bloß die Abmeierung der Glienten um 
ſich griff, fondern aud das Ausfaufen oder Die Vertreibung der überdies durd ihre Schuldver— 
pflibtungen verarmenden freien Eigenthümer und Bauern feitens der an ausgedehnten Grund— 
befigungen und Kapitalien reihen patrieifhen Familien. Ebenfo ruinirte jpäter die Sklaven— 
wirtbihaft im Babrif: und Gewerbebetriebe auch den Fleinen freien Handwerker, der gegen die 
wohlfeile Sflavenarbeit nicht concurriren fonnte. In diefen Zuftänden beruben die früben und 
fortgejegten Beftimmungen megen eines Zindmarimums (zuerft 12 Broc.), dann die Verbote 
ded Zinſes von Zinsrückſtänden u. f. w., fogar periodisch die (gleich erfolglofe) Unterfagung 
aller Zinfen, felbft Darlehnserlaffe, wie mande andere Beihranfungen des Erevitverfehrs. Bei 
dieſer Sachlage hatte jeder Reformvorſchlag der demofratifhen oder liberalen Partei und ihrer 
Staatömänner deöhalb in der Regel gleichzeitig die Gredit: und Zins: ‚wie die Domänen: und 
Agrarverhältniffe zum Gegenftande. Daber geben die Motive und Veranlaffungen der ſpätern 
römiſchen Coloniſation auch auf beide zurück. 

Im Anfange der Republik wurde ein Krieg in der Umgegend Roms und in Italien öfters in 
der Abſicht geführt, um den ärmern Bürgern einen auskömmlichen Landbeſitz durch Anſtedelung 
als Coloniſten zu verſchaffen, wie dies z. B. im Volskerlande gefhah. Nicht ſelten wurde indeß 
dieſe Abſicht nach dem Siege von den Patriciern vereitelt und vergeſſen. Späterhin begnügte 
ſich auch der römiſche Senat nicht immer mit der politiſchen Unterdrückung und unerhörten 
Ausſaugung der beſiegten Völker, als römiſcher Unterthanen, durch Steuern wie durch Getreide— 
und ſonſtige Naturallieferungen. Denn Karthago war dem Erdboden gleich gemacht, und nach 
der Schlacht von Pydna (586 a. u. 168 v. Chr.) ließ die römiſche Regierung unter anderm 
in Epirus 70 Ortſchaften der Plünderung preisgeben und an 150000 Einwohner in die 
Sklaverei verkaufen; ebenſo die erſte Handelsſtadt Griechenlands, das blühende Korinth, völlig 
zerſtören, den Wiederaufbau der öden Stadt verbieten und alle nicht durch das Schwert gefal— 
lenen Bürger als Sklaven verkaufen. Mit dieſer gewaltſamſten Transplantation der beſiegten 
Völkerſchaften ging die Erweiterung des ſtets wachſenden Umfangs römiſchen Domänen- und 
Gemeindelandes in allen Theilen ver damals bekannten Welt Hand in Hand. Schon Cajue 
Gracchus batte (630a.u., 124 v.Chr.) den Grundſatz aufgeftellt, daß aller Grund und Boden 
der unterthänigen Gemeinden als Gigenthum des Staates anzuſehen und von diefem nicht blos 
beliebig zu beſteuern, ſondern aud zur Anlegung von Golonien zu verwenden ſei. Er war ale 
Eolonifator der Vorgänger Cäſar's, als Gefeggeber aber ver Nachfolger des Spurius Caſſtus 


Ein: und Auswanderung 5 


(268 3. u.), der über feinem — dem erſten — Adergeieg, „moburd er das egoiftiiche Dccupa= 
tionsigftem der Domänen und die finanzielle Allmacht der Reichen zu breden und damit die 
Quelle ded Ubels in Rom zu verftopfen verjuchte”, den Tod fand, indem ihn die Bürgerſchaft 
verließ, weil nach feinem Vorſchlage auch ſchon die lateinischen Eid: und Bundesgenoflen an ver 
Aſſignation von Landlofen theilnehmen follten. Es war ferner die Örachifche Oefeggebung nur 
eine erweiterte Fortſetzung der Rogationen des Lirinius Stolo und X. Sertius (378 a. u.) 
über Vertbeilung des Gemeindelandes (Niebuhr, ‚„Römifche Geſchichte““, 1812, I, 335 fa.; 
Memmien,i, 255; I, 115). Ungeadtet der ungeheuern Ausdehnung des Gebietö des römi— 
{hen Staates und feiner Domänen ſank nichtödeftoweniger der Wohlftand der Bürger immer 
tiefer, ſchon jeit dem zweiten Puniſchen Kriege (dem Genius von 595 a. u.) fogar auch die Zahl 
der waftenfühigen Bürger zugleich mit ver der kleinen Grundbejiger Italiens wie der felbftän- 
digen Handwerker, während fortichreitend einerfeitd Latifundien und Reihthum der zur Theil— 
nahe am Staatsregimente gelangten Familien, andererfeits der hauptſtädtiſche Pöbel durch 
Uberiiedelung Fremder und durd Freigelaflene zunahmen. Volltommen verändert waren jedoch 
die Zuftinde Italiens und feiner Bevölferung, befonderd die Verhältniffe der Stadt Rom, als 
Eifar an der Epige der Staatdverwaltung feine großen Reformen zur Wiederherftellung des zer- 
rütteten Staatöwefend unternahm. „Reichthum und Elend im innigen Bunde hatten — fagt 
Moumien, II, 512 — die Emigration der Jtalifer aus Italien zur Folge und füllten die Halb- 
injel Halb mit Sklavengewimmel, halb mit jhauerliher Ode. Gin großer Theil der Bevölkerung 
frömte in das Ausland und in die Provinzen, um dort Kandel und andere Geſchäfte zu treiben. 
Gin anderer war durch lange Dienftzeit feiner Heimat völlig entfremdet. Speculation bielt 
einen Iheil der Grunpbefiger und fait die ganze Kaufmannſchaft auf Lebenszeit oder doch auf 
lange Zeit auper Landes feſt. Als Erjag dafür erhielt Italien theils das Sklaven: und Brei: 
gelaflienen- Broletariat, theils die aus Kleinafien, Syrien und Ägypten einftrömenden Händler 
und Handwerker.‘ 

Schon früher forderten die mit römiſchem over lateinifhem Bürgerrecht beliebenen Eid— 
und Bundesgenoffen Italiens gleihe Berechtigung, außerdem die der Heimat entfremdeten 
Veteranen Theilnahme an den Früchten ihrer Eroberung. 

Nur diefen Zuftänden des römiſchen Staatsweſens entſprechend entwidelte jih aus der 

Agrarfrage die der Golonifation und trat diefe letztere mit der erftern in unmittelbare Berbin- 
dung. Sie war lediglich eine Kortiegung und Erweiterung der erftern. Zugleich wurde fie aber 
ein erfolgreihes Mittel, das römiihe und italifche Proletariat in ven Provinzen zu verjorgen 
und die son ihm dem Staatöwefen wie der gemeinen Sicherheit drohende Gefahr von Rom und 
alien zu entfernen. „Mit der überfeeiihen Emigration eröffnete ſich für die italifhen Prole— 
tarier ein bleibender Abzugsfanal.” Geſetzvorſchläge wegen Grimdung vou Colonien in der 
einen oder andern Provinz und dabei gleichzeitig wegen Dotation der ärmern Staatögenojlen 
mit Loſen römijhen Grmeindelandesin dieſen Golonien gehörten fortan bei allen innern Partei— 
kämpfen, die bald in blutige Bürgerfriege übergingen, ſtets zu denjenigen Maßregeln, welde 
einerfeitd von Der demofratiihen und Reformpartei beantragt, auch häufig durchgeſetzt, anderer= 
feitd vom Senat wie von der Ariftofraten: und Reactionspartei hartnädig beftritten und nady 
einem Siege über die Gegner aud Öfterd wieder rüdgängig gemacht wurden. Bon großen und 
edeln römifhen Staatömäunern ausgegangen, wurden diefe Kragen wiederum auch zur Hand— 
babe der Demagogie und ein verflärkted Motiv immer tieferer Zerftörung des römischen 
Staatölebend. 

Abgeſehen von der italiihen Golonifation früberer Zeit, eröffnete Cajus Grachus die 
Gründung von Bürgercolonien in den überjeeiihen Gebieten. Unter anderm entiendete er an 
den Ort, wo einft Karthago geitanden, 6000 theild aus römifhen Bürgern, theild aus italiihen 
Bunteögenoflen gewählte Coloniften. Die Volkspartei fuhr nah Marius’ Siege über die Cim— 
bern und Teutomen mit der Bertheilung des karthagiſchen Gebieted (654 a. u.) an die Marias 
niſchen Veteranen fort (Monımfen, I, 200). Schon mußte nah Ertheilung des Bürgerrechts 
an die italifchen Bundesgenoffen jelbft die wiederum fiegreihe Ariftofratie das Gracchiſche 
Coloniſationsſyſtem gelten laffen. Denn auch unter vem Regiment Sulla’s bildete die Ausfüh— 
rung von Golonifationen einen Theil feiner umfaflenden Regierungdmaßregeln. Es jollen an 
fine Soldaten 120000 Landloſe, freilich großentheils aus ven Feldmarken ftraffälliger Gemein— 
den ehemaliger Bundesgenoſſenſchaften in Italien, afjignirt fein. Pompejus hingegen endete 
Golonien auch nach dem Orient, dem Schwarzen Meere und Agypten. Doc vollendete erft Eäjar, 
was Gajus Grachus begonnen. Indem Cäſar im großartigjten Mapitabe Colonien zu römi— 
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ſchem und lateinifhem Stadtrecht fowol aus den Beteranen feiner Pegionen wie aus ben 
Bundesgenoflen ſchuf, lenfte er die italifhe Auswanderung nah allen Theilen des römiſchen 
Reichs, nach Gallien dies- und jenfeit der Alpen, nah Afrika, namentlih Karthago, nach 
Griehenland, nah Sicilien und dem Schwarzen Meere. Durch diefe Adervertbeilungen an 
feine Legionäre jhuf er wiederum aud einen zahlreichen Bauernitand aus den ald Rekruten 
ausgebobenen Proletariern Italiens. So führte Cäſar' in wenigen Jahren an 80000 Coloni— 
ften über das Meer, wogegen er aber auch die Kifte der römischen Bürger, an welche unentgelt- 
lib Getreide ald Brotkorn vertheilt wurde, von 320000 auf 150000 Nummern herabfegte 
und firirte (Mommien, III, 486, 494). Die weltgeftaltende Bedeutung diefer vom römiſchen 
Staate geleiteten Auswanderungen in die Provinzen, beziehungsweife diefes römifhen Coloni— 
ſationsſyſtems, das jolhergeftalt an die Stelle der frühern politifhen Streitfrage wegen der 
Domänenvertheilung und Agrargefeggebung getreten war, beftand aber darin, daß durch dieſes 
Suftem die moraliſche Unterjohung der Provinzen vollendet wurde, indem vermöge deſſelben 
große Mittelpunfte für die italifhe Givilifation gefhaffen, römifhe Sitte, Sprade und Rechte 
wie die römiſche Municipalverfaſſung, viele legtere nah dem Mufter Julius Cäſar's für vie 
Gemeindemeien des cisalpiniihen Gallien und Italien (705 und 709 a. u.), über die römische 
Welt verbreitet, au die Nömer wie die übrigen italifchen Bürger über die engern Grenzen 
"Italiens binausgelenft wurden, endlich daß, indem man den Goloniften großentheild römiſches 
Bürgerrecht verlieh, die auf ven Charakter einer Stadtverfaffung gegründete römiſche Republik 
immer unmöglicher geworben und ji foldergeftalt der nothwendig gewordene Übergang ver 
zerrütteten Republik zur Monardie vollzog. So wurde diefe meijt unter der Form der Golo- 
nijation vor fih gegangene Ein- und Auswanderung im römiſchen Reiche die Grundlage des 
mit dem Fall der Republik entftehenven italienifh=bellenifhen Reichs ( Mommſen, IU,519, 527). 
Die Colonijation vollendete die Ausgleihung und Nivellirung der Volksgeiſter. Auf legterer, 
zunächſt freilich wie auf einem großen Todtenader dieſer Volksgeiſter, follte die Menſchheit in 
dem aldbald anbredenden Chriſtenthum eine neue Auferftehung feiern und die römiſch-germa— 
niſche Welt mit höherm Geift und Leben erfüllt werden. 

Auf die Völkerwanderung und die ihr folgende Gründung neuer Staatsweſen auf den 
Trünımern ded römiſchen Reichs ift bier nur Dinzumeijen als auf die großartigfte Form und 
Erſcheinung von Ein: und Auswanderungen. Ebenfo auf die Einwanderung und Nieverlaffung 
der Türken nad Eroberung von Konftantinopel (1453), wie auf jene Ginwanderung der Mon= 
golen während der ganzen zweiten Hälfte des Mittelalters und ihre Niederlaffung in ven weiten 
Länderſtrecken des jegigen europäifhen Rußland. Gin: und Auswanderungen diejer Art und 
ihre weitere Betrachtung gehören zu jehr dem Gebiet ver Weltgeſchichte an, als daß jie im engern 
Rahmen dieſes Artikel eine Stelle finden könnten. Iransplantationen ganzer Völferichaften, 
wie ſolche im Altertbum, befonderd im Orient, flattfanden, wurden nur noch in Rußland zur 
Zeit der Iwane vorgenommen (Karamiin, „Ruſſiſche Geſchichte““, VII, 97, 424). 

Don den mit bleibender Coloniſation und Anfiedelung verbundenen Ein: und Auswandes 
rungen innerhalb der neuern Staaten find hauptfählid diejenigen von Intereſſe, welde die 
deutjche Nation näher berühren. Waren es doch die Deutihen, melde aud nah Nupland, mit 
dem Ende der tatariihen Herrſchaft (1488) und in einer der Bölferwanderung entgegenge— 
jegten Richtung, von Weften ber, die durch die Arbeit und Kämpfe ded Mittelalters in den ger= 
manifhen und romanifden Ländern gewonnenen Früchte von Givilifation und geiftiger Bil- 
dung vermittelt und übertragen haben, an denen theilzunehmen jenes Land durch die Mongolen— 
herrſchaft verhindert worden war. 

In den gegenwärtig zum ruſſiſchen Reiche gehörigen Oftjeeländern fand freilich die Ein— 
wanderung deutſcher Volksſtämme bereits feit dem Ende des 12. Jahrhunderts ftatt, infolge 
deren ſich daſelbſt veutiche Bildung aud ſchon während der Herrſchaft des Deutſchen Ordens und 
der Schwertbrüder wenigitens bei dem einflußreichften, die Entwickelung der bürgerlihen Ver— 
bältniffe beherrſchenden Theile der Bewohner feitiegte, Weiterhin zog man jeit dem 16. Jahr: 
hundert Deutihe ald Künftler, Handwerker und Bergbauer, feit Peter dem Großen aber für 
alle Gefhäfte des politiſchen und bürgerlichen Lebens vom höchſten Staatsbeamten bis zum 
Aderbaucoloniften nah Rußland hinein. Katharina I. beförderte (jeit 1763) die Einwan— 
derung fremder Goloniften in die verihiedenen Gebiete ihres Reichs durch Verleihung von 
Grundbeiig, Bewilligung von 30 Breijahren von allen Abgaben wie von Militär: und andern 
Berpflichtungen an den Staat. Seit linterwerfung der Tataren in Taurien (1783) wurden 
deutihe Golonien auch dort und in den angrenzenden Landſchaften angeſtedelt. Alerander 
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gedand in der Abſicht, dergleichen Colonien beſonders in den ſüblichen Provinzen bed europäi— 
ſhen Rußland zu vermehren (1803), allen ſich bier niederlaſſenden Coloniſten völlige Reli— 
gionsfreiheit ſowie Befreiung von allen Abgaben und Laſten auf 10 Jahre, dann erhebliche 
Erleichterung auf die nächſten 10 Jahre zu, worauf theils aus Weſt- und Oſtpreußen, theils 
aus Würtemberg, der Balz, dem Elſaß, Weftfalen, Heffen und der Schweiz, fogar and Sieben 
bürgen gablreihe Ginwanverungen erfolgten, deren Gefammtzahl 130000 Köpfe betragen haben 
fol. Aus Würtemberg beionders liegen jich viele Ginmanderer in den ſüdlichen Landſchaften 
Auslands nieder, von denen 1817 an 500 Bamilien nad Georgien überfiedelt wurden. (Vgl. 
Schubert, „Handbuch der allgemeinen Staatöfunde von Europa”, 1, 157, 166fg.) Man 
kann die eingewanderte deutiche Bevölkerung in Rußland, einichließlich der ältern in den Oſtſee— 
provingen, zur Zeit wol auf eine halbe Million veranſchlagen. 

Der Irrthum, dag in ältefter Zeit die perfönliche und dinglide Abhängigkeit des Bauern— 
ſtandes größer geweien ſei ald fpäter und erft allmäbhlih abgenommen habe, ift bei der Infennt: 
niß der Geſchichte der Agrarzuftänne ein jehr weit verbreiteter. Selbit in Rußland war im 
Gegentheil in früherer Zeit die Leibeigenſchaft nebft ver Schollenpflictigfeit ded Bauer 
größerntbeild unbekannt. Dort galt vielmehr aud für dieſen Stand früber Freizüugigfeit. Erft 
der zweite Zar aus dem Haufe Romanow, der Vater Peter's des Großen, beſchränkte dies 
Recht ter Freizügigkeit, um der dem Ruſſen eigentbümlihen Wanverluft zu begegnen, im 
Interefle der Finanzen wie der Wiederbevölferung des in dem Kriege mit Bolen und durch eine 
Veſt verödeten Landes, worauf Peter ver Große infolge der Bevölferungsrevifion und allge: 
meinen Ginführung der Kopfiteuer (1718—23) den rufftihen Bauern den Umzug von einem 
Orte zum andern vollends verbot. In den Stattbalterfhaften von Kleinrußland,, namentlid in 
der Ukraine, wurde den Bauern das Necht, ihren Aufenthaltsort beliebig zu verändern, erft 
entzogen, ald Katharina II. dur einen Ukas vom 3. Mai 1783 verordnete, daß die Bauern 
zur ihern umd bequemen Erhebung der öffentlichen Abgaben an dem Orte, wo fie einmal ſeß— 
hatt, audy bleiben follten. Davon macht nur die geringe Zahl der freien Bauern und der einge: 
manderten Goloniften eine Ausnahme. (Vgl. Schubert, a. a. O., ©. 183.) 

Dom brandenburgiih:preußifhen Staate ift der überwiegend größte Theil — mit Aus: 
nahme nämlich der thüringiſchen und ſächſiſchen Landestheile links ver Elbe und der beiden. 
weitiihen Provinzen Nbeinland und Weſtfalen — auf Einwanderung und Golonifarion 
gegründet. Die nordöjtlihen deutſchen Känder, namentlich Die ſechs Öftlihen Brovinzen des 
preufijhen Staates rechts der Elbe, die Umgegenden der Oder und Weichſel bis zur Memel bin 
wurden im Kampfe mit der alten ſlawiſchen, wenbifchen und preußiſchen Bevölkerung nad 
dern linterwerfung durch die Ginwanderung aus den Rheins, Weſer- und Elbgegenden, von 
Niederländern, Franken, Meftialen, Sachſen, Thüringern, felbft Baiern und Schwaben feit dem 
11., beſonders im 12. und 13. Jahrhundert durchweg colonifirt und germaniiirt. Im die Elb— 
gegenden und die Mark Brandenburg erfolgte die Ginwanderung der Deutſchen gleichzeitig mit 
den Groberungen ver anhaltiniihen Markgrafen, in Oft: und Weftpreufen mit den @roberungs= 
zügen des Deutichen Ordens, in Bommern und Schlefien mit der Ausbreitung des Chriſtenthums 
und der Gründung von Bisthümern. In den öſtlichen Theilen des preußiſchen Staates, rechts 
der Weichſel, war Die Germanifirung durd Einwanderung zu Anfang des 14. Jahrhunderts 
eine fat vollendete. (Voigt, „Geſchichte Preußens“, II, 362 fg.) Diejer Ginwanderung vor: 
jugömwerje ift die Urbarmadhung und Entwäſſerung der Blußniederungen, inöbefondere auch der 
Beihiel zu danken, indem die vom Rhein dort eingewanderten Nieverlänver die Kunſt der 
Bewältigung der Ströme dur Eindeihung aus ihrer Heimat mitbradten und (mie 1141— 
61 die nah Siebenbürgen einwandernden fogenannten Sachſen) nur den verheerenden Über— 
ſchwemmungen wichen, wie fie bereit8 im 12. Jahrhundert bei der Bildung des Zuiderſees durch 
Einbruch des Meeres vorgekommen waren. Sogar in Volen wurden während des 13. Jahr⸗ 
hunderts eine Menge deutſcher Colonien auf königlichen und kirchlichen Ländereien angeſiedelt. 
(Bol. Röpell, „Geſchichte von Polen““, 1, 372fg.; Riedel, „Die Mark Brandenburg im Jahre 
1250" ; vgl. auch den Art. Agrarverfaffung.) Nur in jenem Theile des preußiſchen Ordens: 
laudes, weldyer durd den Frieden von Ihorn (1466) an die Krone Polen abgetreten wurde, 
überwucherte fpäterbin wieder das polniſch-ſlawiſche Element; außerdem hat ſich in einigen 
Diſtricten der Laufig die wendifche Sprache aus jener Zeit erhalten, wo bei der zweiten Befie: 
gung der Wenden nad ihrer Wiedererhebung diefelben fidy in die unwirthbaren Sümpfe ver 
Spreeniederung zurücgezogen hatten. 

Wie zu alten Zeiten die Gewährung und Sicherung von perfönlider und Eigenthumofrei⸗ 
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heit neben der communalen Selbftverwaltung und jpäterhin aud der Religiondfreiheit eine 
unerlaflihe Grundbedingung jeder auf Coloniſation gegründeten Einwanderung gewejen 
ift und bleiben wird, fo hatte der Deutjche Orden nad) der Eroberung Preußens (1230—49) 
damit auch feinerfeiss fhon begonnen, indem er die Aufhebung aller Sklaverei nebft der Gleich— 
heit der Menfchen verkündete (1249) und das aus deutjcher Rechtsgewohnheit hervorgegangene 
Kulmiſche Recht einführte (1232 und 1251). Ebenſo erfolgte damals in andern Gebieten, 
welche durch die deutſche Einwanderung colonifirt und germanifirt wurden (in der Mark 
Brandenburg wie in Bommern und Schlejien, jelbft in Polen), die Anjievelung und Eolonis 
fation überall zu deutſchem, d. b. Eigenthumsrecht und mit perjönlider Freiheit ver Goloniften, 
ſowie mit dem jhon ihre Ginwanderung bedingenden Rechte auf Freizügigkeit, gegen mäßige 
Zinfen und Verpflichtungen, behufs Urbarmahung der ihnen verliehenen Grundſtücke. Als 
freie Männer eingewandert, blieben ihnen dieje Rechte, inöbejondere auch das der Freizügigkeit, 
dur die erften Jahrhunderte ihrer Anjiedelung. In fpäterer Zeit erft erlagen dieſe Rechte, 
3. B. auch in der Mark Brandenburg, der Ginführung und allmählihen Ausbildung der Guts— 
berrlichkeit und der damit verbundenen Patrimonial- und Polizeigerihtöbarfeit von Guts— 
herren über bäuerliche Hinterfaffen in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhundert3 unter den 
bairiſchen und luremburgijchen Kurfürften. (Droyien, „Geſchichte der preußiſchen Politik“, I, 1; 
Niedel, a. a. O. 1,281.) Vollends erlag das Recht auf freien Anz und Abzug in ver Mark 
Brandenburg wie in Schlejien erft nad dem Dreißigjährigen Kriege der ald Polizeimapregel 
zur Wiederherjtellung ver Dörfer und der Kandescultur allgemein eingeführten Erbuntertbä= 
nigfeit und Schollenpflidhtigfeit des Bauernitandes, 

Gemäß der Entftehung des preußiſchen Staated gehörte auch während jeiner fpätern Aus— 
bildung die Beförderung von Einwanderungen, fei ed im Intereife der Population oder in dem 
der Hebung von Gewerbe, Babrifation oder Agricultur, zu den unwandelbaren Staatömarimen 
der brandenburgiſch-preußiſchen Negenten namentlid) aus dem hohenzollerſchen Fürſtenhauſe. 
Bei diefer Einwanderung wurden jene oben gedachten Grundbedingungen der Golonijation 
aud) niemals verfannt. Borallem ift den Einwandernden ſtets Religionsfreiheit jowie eine den 
Beitverhältniffen entjprehende communale Selbftverwaltung zugeftanden worden. Seit dem 
Regierungsantritt des Großen Kurfürften, zu Ende des 17. Jahrhunderts, war dad Land be= 
fonders allen denen geöffnet, welde in andern Staaten um ihrer Religion willen verfolgt und 
vertrieben wurden und in Preußen ein Aſyl juchten. Nach Aufhebung des Ediets bon Nantes 
(1685) unter Ludwig XIV. gewann der Staat dur die Ginwanderung der Hugenotten und 
Reformirten an 20000 neue Bürger, nahden der Große Kurfürft Friedrich Wilhelm ener= 
giſch, aber vergeblich gegen die Aufhebung jenes Edicts aufgetreten war (Schubert, a. a. D., 
VI, 56), und wie ſchon England unter ver Königin Glifabeth, jo erhielt hiernächſt aud Preußen 
aus jenen franzöſiſchen Refugies und den aus den vereinigten Niederlanden Einwandernden 
viele gewerbreiche, fleißige Familien. Es nahm der König Friedrich I. über 2000 Pfälzer und 
einige hundert Schweizerfamilien auf, fodann der König Friedrich Wilhelm I. 1708— 10 
zur Herftellung des dur die Peſt verwüfteten Litauen und zur Bevölkerung der von ihm 
urbar gemadten und entwällerten litauifhen Landſtriche (mit einem Kojtenaufwande von mehr 
ald 6 Mill. Thlr.) Eoloniften aus Franfen, Schwaben, der Wetterau, aus Nafjau, der Pfalz 
und der Schweiz, durch weldye 6 neue Städte, 332 Dörfer, 11 neue Kirhipiele und 49 Domä— 
nen und Kammergüter gegründet wurden. (Barzko, „Geſchichte Breußens“, VI, 416fg.) Der— 
felbe König gewann, gleichfalls für Litauen (1732), 15500 Salzburger, die ver Fanatismus 
bed dortigen Erzbiſchofs nad harter Glaubensbenrängnig aus ihrer Heimat vertrieb. Noch weit 
zahlreihere Einwanderer z0g der große König Friedrich IL. in das Land nah Entwäflerung und 
Urbarmadhung des Oder-, Warthe- und Negbruche, des Rhin- und Doſſebruchs, jowie anderer 
Sümpfe und Moräjte aud in Bommern und Breußen während der eriten Hälfte feiner Regie— 
zung wie nad dem Siebenjährigen Kriege aus dem ſächſiſchen Voigtlande, aus der Pfalz, aus 
den Landihaften am obern und mittlern Rhein, aus Würtemberg, Thüringen und ver Schweiz, 
welche jich theils als Ackerbauer auf den ausgetrodneten Sümpfen der Flußniederungen, theilg 
als MWollipinner und Fabrikarbeiter in verſchiedenen Theilen des Landes anjiedelten. Durch 
Friedrich's IL. Golonifationen wurden an 600 neue Dörfer und Verwerfe in den erft urbar 
gemachten Landftrihen und an 43000 Familien aus den verſchiedenen deutichen Ländern ange— 
fiedelt, wenn mitunter aud) die Abficht des großen Königs, die Zahl der freien Eigenthümer in 
feinem Lande zu vermehren, vereitelt wurde, wie ed z. B. bei einer Mehrzahl der in Pommern 
gegen Entihädigung der Gutöherren dur einige Millionen Meliorationdgelver auf ihren 
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Ierriterien angefiedelten Bauern dur ſpätere MWierereinziehung diefer Meliorationdhöfe 
ſeitens der Gutsherren geſchah. (S. hierüber die Ginleitung, S. 78, Ihl. I, in Lette und von 
Rönne, „Die Landesculturgeießgebung des preufiihen Staates‘, 1853, und die Allegate.) 

Wenn aud weniger zahlveich, jo kamen doch noch unter den jpätern Regierungen neue Eins 
wanderer ind Land, aus Anhalt, Heſſen-Darmſtadt und Würtemberg, ferner aus Steiermark 
und Tirol. Denn jhon jeit der Gründung des Jeſuitenordens ift durch die von demjelben gelei= 
tete Öegenreformation in den damals größentheils evangelijirten öſterreichiſchen Staaten die 
ihrem Glauben treue evangeliiche Bevölferung zur Auswanderung gedrängt worden, Dfterreich 
und defien Regenten aus dem Haufe Habsburg befolgten jeit je eine der preußischen in beiderlei 
Beziehung entgegengejegte Staatsmaxime, die Bolitif fowol der Auswanderung als wie bie 
der Unterdrückung der Religionäfreibeit ihrer Untertbanen, jene aber nicht etwa als Golonial: 
politik, jondern allein im Intereile der legtern. 

In Bezug auf die innere Golonifation muß bier aber einer durchaus irrigen Vorftellung 
begegnet werden, nämlich der, daß bei Begünſtigung der Einwanderung durd Freijahre von 
Steuern und Militärbienft, jelbft duch Vorjhüfle von Geld, Saat: und Brotkorn u. j. w. fos 
fort au überall der Wohlitand in die Hütten der neuen Anfiedler einziehen werde. Im Gegen 
tbeil if ed eine nicht jeltene Erfahrung, die auch dem großen Könige Friedrich bei feinen Colo—⸗ 
nifationen, zumal in jenen Landſtrichen nicht eripart wurde, welche von den neuen Anfiedlern 
erſt urbar gemacht werden follten, daß häufig der urfprüngliche Anbauer, oft fogar noch eine 
zweite und dritte Generation zu Grunde geht, den Bejig aufgibt oder wenigftend ein fümmers 
Iihes Dasein unter Anftrengung und Noth friftet, wogegen vielmehr ſehr oft die Vortheile ver 
Golonifation erft ihren Befignahfolgern und fpätern Generationen zu ſtatten kommen. Ber: 
hält es ſich do mit einer Mehrzahl von Anſiedelungen jenfeit ded Weltmeers nicht anderd. Es 
würden die Auswandernden Öfterd wol eine noch beifere Eriftenz in dem alten Seimatlande 
gewinnen können, wenn jie gleiche Entbehrungen und Anftrengungen daran jegen und, wie fie 

ed dort müfen, hier freiwillig auf anerzogene Borurtheile und Gewohnheiten verzichten wollten. 

Während in Preußen zu allen Zeiten die Politik der Ginwanderung beftand, faßte nur eins 
mal der Öroge Kurfürft Friedrich Wilhelm, angeregt dur feine nahen Verbindungen mit 
Holland und England, ven Gedanken, eine Golonie auf der ſüdafrikaniſchen Küfte zu gründen; 
er gab jedod Dies Unternehmen nad einigen Jahren wieder auf. 

Derzem preußiichen Staate eigenthümlichen, vorzugsweife von dieſem Staate ausgebildeten 
und befolgten Bolitik der Ginwanderung und innern Coloniſation entiprad ed, wenn König 
Friedrich Wilhelm 1. (1721) andererfeitd jede Auswanderung verbot, fogar die Verleitung 
eines Bauern zus derfelben mit Todesftrafe bedrohte, hingegen auf die Ginfangung eined Emi— 
granten eine Beiohnung bis zu 200 Thlrn. jeßte, und ähnliche Verbote, welche dem Syſtem des 
abiolut:monarchiihen Volizeiſtaates entſprechen, erliep man im vorigen Jahrhundert auch in 
andern deutichen Ländern (Roſcher, I, 517, 519). Schon geflattete indeß das Allgemeine 
preugiihe Landredt von 1794 (Thl. I, Zit. 17, Abf. 2, $. 127 fg.) auch die Auswanderung, 
freilich nad voransgegangener Anzeige und eingeholter Grlaubniß, in der Regel auch nur gegen 
Entrihtung des fogenannten Abfahrtsgeldes, einer Abgabe, die übrigens feit den 16. Jahr: 
hundert, zuerſt als Ausflug der Vogtei und Schugherrlihkeit, jpäter ald Regal, vergleichen 
jedoh auch einer Guts- oder Gerichtsherrſchait zuftehen fonnte, ſehr allgemein war. (Eid: 
born, „Einleitung in das deutihe Privatrecht”, vierte Auflage, 1836, $. 77, &. 229 fg.) 

Im Gegenfag zu er innern Golontjation Preußens verfolgten andere europäiſche Staaten, 
an ihrer Spige England, jeit länger alö drei Jahrhunderten eine auf Auswanderung, dabei 
aber zugleih auf auswärtige Kolonifation gerichtete Politik. Wenn, diefer engliſchen Politik 
entgegen, der Stuart Karl 1. ein Berbot ber Auswanderung (1637) erließ, jo rächte ſich das an 
ihm ielbit, indem dadurch Grommell und Hampten im Lande zurüdgehalten wurden. Es unter: 
ſcheidet ſich inzwiſchen die englifhe Golonialpolitif jedenfalld nad ihrer jpätern und neuern 
Seftalt von der der romaniſchen Staaten wejentlid dadurch, daß England feine Golonien durch 
Ceibftverwaltung und Repräfentativverfaflung zur Selbitändigfeit und Unabhängigkeit vom 
Mutterlande beranbildet (vgl. von Holgendorff, „Das ſtaatsrechtliche Abhängigkeitsverhältuiß 
wiſchen England und feinen Golonien‘‘, 1859), wogegen die romanijchen Staaten die aus— 
gedebntejte nıaterielle und geiftige Abhängigkeit der Golonien vom Vlutterlande ſtets als Princip 
"olgt und bis zulegt fejtgebalten haben. (Vgl. 5. B. Gervinus, „Geſchichte des 19. Jahrhun— 
uns’, IH, 25 fg. u. a. a. O.) Auch dem franzöjiihen Charafter und Staatsweſen mangeln 
de sun Gedeihen von Golonijationen nörhigen Gigenjhaften. 
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Lagen aud in Großbritannien den früheften Auswanderungen, durch melche Die Neue Welt 

der Eultur und Givilifation erfchloffen wurde, nicht ſowol Handelsintereſſen als vielmehr reli= 
giöſe und politifhe Parteiungen zu Grunde, fo hat doch England niemals, wie ed Spanien 

that, die Einwanderung in feine Golonien durch Beichränfungen der Freibeit von Perſon und 
Glauben gehindert. Denn fogar jener Stuart Jakob U., der im Mutterlande feinen religiöſen 
Fanatismus mit vem Verlufte des Throns büßte, geftand allen firhlichen Seften, die auf norb= 
amerifaniihem Boden eine Zuflucräftätte ſuchten und fanden, volle politiihe Gleihitellung 
und das in deren deutſchem wie engliſchem Vaterlande verfagte Recht des öffentlihen Gottes— 
dienſtes zu. Der von William Penn infolge Verleihung Jakob's Il. (1681) auf vollfte Glau— 
benöfreibeit und Gleihberehtigung aller Bewohner gegründete neue Staat wurde fortan aud) 
für die nad voller Religionsfreiheit ſich ſehnenden Deutſchen Anziehungs- und Mittelpunft der 
Auswanderung, feitdem überdies ein Deutfcher (Baftorius aus Franken, 1685) dort Städte 
einrichtete nad dem Mufter der deutſchen Freiſtädte, die (1708 fg.) denjenigen dem Elende 
nicht erlegenen Theil von 30000 Deutſchen aufnahmen, welde infolge der Verwüſtung der 
Pfalz und anderer deutſcher Grenzlande durd die Barbarei eines Ludwig XIV. und feiner 
Turenne und Louvois unter der Königin Anna nab England und von dort nah Amerika 
auswanderten. 

Andere Motive liegen jegt der jeit faum einem Jahrzehnd jo ungeheuer zunehmenven, von 
der engliichen Regierung beförderten Auswanderung aus Irland zu Örunde, durch welche dem 
in weit zurüdliegenden Urfahen begründeten Elende der irländiſchen Bevölkerung wirffam 
begegnet wird. Durch diefe Auswanderung hat dajelbft die bertlerbafte Bevölkerung von Bars 
celfenpäctern, die bei jedem Misrathen der Kartoffelernte wie beim Verluſt ihres einzigen 
Schweins dem Berhungern preisgegeben war, in der auffallendften Weije abgenommen. Denn 
während man in Irland (auf 1525 Quadratmeilen) 1845 etwa 905015 einzelne und 25789 
gemeinidaftlihe Pächter, im ganzen 935235 Pachtungen, gröferntheild von jehr geringen, 
zum Lebendunterhalt einer Familie nicht ausreichendem Umfange (3.8. 135314 unter einem 
Acre, 181950 zu 1—5 Xcres) zählte, gab es daſelbſt 1852 und 1855 nur etwa nodı 600000 
Pächter. Es Hat die Verminderung hauptſächlich jene Fleinen Bareellenpäcter getroffen (oben 
gedachte beide Klaflen waren ſchon 1852 reip. auf 35058 und 31561 berabgegangen), woge— 
gen fi die Zahl der größern Pachtungen erheblich vermehrt, überhaupt aber der Wohlitand 
des Landes gehoben hat. (S. Nofcher, II, 143, aud bei Kette, „Vertheilung des Grundeigen— 
thums“, 1858, die Allegate ©. 63 und 65.) 

Im Anſchluß an diefe Betrahtungen über Gin: und Ausmanderung darf eine andere damit 
und zugleich mit der Freizügigkeit zufammenhängende Erſcheinung in der Bewegung der Bevöl- 
ferungen nicht unerwähnt bleiben. Es ift Died die periodiihe Wanderung von Arbeitern und 
ganzen Arbeiterflajlen, wobei diejelben auf fürzere oder längere Zeit zwar den Aufenthaltsort 
wechſeln, jedod den Heimats- und Wohnort beibehalten. Dabei ift nicht zu überichen, daß ſich 
die Menſchen im allgemeinen ſchwer zum Aufgeben einer gewohnten Heimat, befonders aber 
zum völligen Berlafien des Vaterlandes entſchließen, daß überdies der Wechfel ded Domicils 
faft überall noch auf diefe oder jene Beichranfungen und Erſchwerungen der Freizügigkeit und 
Niederlaſſung ſtößt. Jedoch kommen Diftricte, in denen eine zablreihe Arbeiterbevölterung 
angebäuft ift und zuſammenlebt, welche allerdings innerbalb eines ſolchen enger begrenzten 
Diſtriets nicht genügenden Arbeitövervdienft zu ihrem und der Ihrigen Unterhalt findet, diefen 
Verdienſt daher in entferntern Gegenden aufſucht, wo die Arbeitskräfte vorübergehend oder 
regelmäßig in gewilfen Jahreöperioden gebraucht werden, in allen größern Yänderu vor. Es 
gehört kaum hierher, wenn aus Irland Taufende von Arbeitern, unbeſchadet der überjeeiihen 
Auswanderung, in die ländlichen wie beſonders in die Fabrifgegenden Englands einftrömen. 
Zeichnen ſich die Arbeiter gemilfer Diftricte und Gegenden dur befondere Geſchicklichkeiten aus 
und befigen fie für einen gewillen Beruf eine vorherrſchende Neigung oder Bildung, jo entfernen 
fie fi auch wol auf viele Jahre von ihrer Heimat, um erit fpäter mit dem in der Fremde erwor= 
benen Bermögen zurüdzufehren und andern Heimatögenoffen ihre Stelle im fremden Lande zu 
überlaflen. Letzteres ift 3. B. bei den in gang Guropa zerftreuten ſchweizer Gonbitoren der 
Fall. Das andere, die Wanderung für kürzere Zeiten und übliche Arbeitsperioden, findet viel= 
fach flatt zum Zweck ded Ginbringend der Ernte, bei Chauſſee- und Gifenbabnbauten, bei 
größern Meliorationdunternehmungen, bei der Beftellung foldher Gewächſe, die, wie der Flachs 
nnd Hanf oder die Zuckerrübe, eine dur die ganze Frühjahrs- und Sommerperiode hindurdh= 
gehende wiederholte Bearbeitung fordern. Es gehören dahin ferner die Ziegelftreiher aus 
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&ippe: Detmold oder Belgien, die Maurer aus Lothringen, und ed waren eind der befannteften 
Beiiviele diejer Art die Hollandsgänger im Osnabrückiſchen. (Bgl. über legtere Juftus Möfer, 
„Barriotifhe Bhantaflen“, I, 14 fg.; ſodann über die verschiedenen, in allen Ländern, in Ruf: 
land, Frankreich, felbit in Afrifa vorfommenden Klaffen folder wandernvden Arbeiter: WB. Ro: 
iher, „Grundlagen der Nationalöfonomie”, zweite Auflage, Anmerkungen zu $. 177.) Der: 
gleiben periodiſche Wanderungen verſchiedener Arbeiterflafien, welche übrigens keineswegs auf 
eimer vielmehr Dem Deutſchen durchaus fremden Neigung zur Vagabondage beruben, führen 
häufig zur wirfliben Einwanderung und Anſiedelung an denjenigen Orten, wo die Arbeit 
ſchon bisher ihren Marft fand, insbefondere aldvann, wenn Induftrie, Fabrikation, Gultur und 
Kapital Ah an die ſem Orte mehr und mehr verbreiten und feftfegen und deshalb ein dauerndes 
Bedürfniß ſolcher Arbeitöfräfte begrümdet wird. Jedenfalls ift im allgemeinen jedoch die bleis 
bende Anfiepelung jenen periodiihen Wanderungen der Väter und Mitgliever von Familien 
vorzuzieben, inden dergleihen Wanderungen bäufig zur Zerrüttung ded Familienlebend hin— 
führen, tem von den Seinigen entfernten Arbeiter zu Unorpnungen und Mebrausgaben Vers 
anlaffung geben und fo den für die Familie zu erübrigenden Reſt des Arbeitövervienftes ſchmä⸗ 
lern. Daber lag z.B. bei ver Beförderung der Ginmwanderung im preußifchen Staate zur Zeit 
König Friedrich Wilhelm’s I. wie Friedrichſs des Großen mehrfach die Tendenz zu Grunde, 
diejenigen Arbeiterflaffen im Lande anzufieveln und zu firiren, welde nad ven obmaltenden 
Verhälmiften mehr oder weniger dauernd gebraudt wurden. So fiedelte Friedrich der Große 
die voigtländiichen Grntearbeiter in der Nähe von Magpeburg, die voigtländifchen Bauarbeiter 
aber in einer Vorſtadt Berlins an. 

Bas früber durch Regierungsmaßregeln nad) dem damaligen Syſteme einer bevormunden- 
den Leitung der gewerblichen Verbältniffe geibab, dad bewirft nach reifern volkswirthſchaftlichen 
Grundſätzen, freilich aber nur bei unbeihränfter Nieverlaffungs:, Anſiedelungs- und Ginwan- 
derungeireibeit, das Verkehrsleben und wirtbichaftliche Bedürfniß der Völker von ſelbſt. Im 
dieier Bezichung dient die bemerkenswerthe Thatſache zur Beſtätigung, daß in denjenigen 
Diftrieten, refp. Kreifen des preufiihen Staates, in welchen neuerlih Bergbau und Hütten— 
induftrie einen fo mächtigen Aufſchwung genommen hatten, die Volkszahl in dem furzen Zeitz 
raum von 1855—58, von der vorlegten bis zur legten Zählung, alfo innerhalb ver legten 
drei Jahre, in außerordentliber Weile gewachſen ift; fo in dem Kreife Beutben in Oberſchleſien 
son 106000 auf 134000, in ven Kreiſen Robnik und Pleß ebenpajelbft von 124000 auf 
134600, in den Kreiſen Eſſen und Duisburg auf dem linfen Rheinufer von 140000 auf 
163000, im Kreiie Dortmund in Weftialen von 69800 auf 82500 Seelen, und zu diejer Vers 
mebrung der Volks zahl durch Einwanderung lieferten nicht etwa blos Die preußiſchen Provinzen, 
ſondern verihiedene andere, beſonders auch deutfche Staaten ihren erhebliben Beitrag. Wo 
Arbenöfräfte nötbig, wo angemeflene Arbeitölöhne angeboten und wo die jonftigen Nahrungs 
bedingungen vorhanden jind, da gründen auch die Menſchen im eigenen wohlverftandenen 
Intereffe lieber dauernd eine Heimat und Niederlaffung, fofern ſie nur nicht durch eine verfehrte 
Grieggebung daran gebindert werden. 

Dergleichen gefeglich beſte hende Hinderniffe und Erſchwerungen der Nieverlaffung finden 
fi freilich aber noch in einer Mebrzahl von deutſchen Staaten, und in dieſen Hinderniffen und 
Erſchwerungen hat die deutfche Auswanderung einen mwejentlih mitwirfenden Grund. Das 
deutſche Volk Fam bei ver Vertheilung der neuen Gontinente zu ſpät. Die romaniſchen Völker, 
die Spanier, Bortugieien und Franzoſen, wie die Holländer und die Englänver hatten in Ame— 
rika, in Wet: und Oftindien weite Landſtrecken in Beiig genommen, als die deutſche Auswan— 
derumg begann, zuerft vereinzelt (1608) bei der Anfiedelung Virginiens unter der engliſchen 
Eliſabeth, dann in größerer Zahl im zweiten Drittel des 17. Jahrhunderts im heutigen Staate 
Neuvorf, damals noch unter holländiiher Herrſchaft, ferner in der nah dem Plane Guſtav 
Adolf 5 von feinem Kanzter Orenftierna (1633 fg.) gegründeten ſchwediſch-deutſchen Golonie 
von Zutberanern am Delaware. (Vgl. Löher, „Geſchichte und Zuftände der Deutichen in Ame⸗ 
tifa”, Göttingen 1855; ferner die Auffäge: „Die deutiche Auswanderung‘, in den von Haym 
berausgegebenen „Breufiihen Jahrbüchern“, I, 389 fg. und 482 fg.) Der deutihe Auswan- 
derer muß ich deshalb überall beim Aufſuchen einer neuen Heimat jenfeit des Meeres fremder 
Bormäpigkeit unterwerfen ; man thut ihm nur die Ehre an, ihn als den braudbarften Pion- 
Ber für Urbarmahung und Givilifation zu betrachten. Er aber entbehrt des wirffamen ftaat: 
hen Schutzes eined durch gemeinfame Verfaffung, gemeinfame Diplomatie, Heereömaht und 

Barine Fräftigen Mutterlandes. 
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Zu den religiöfen Motiven der deutfchen Auswanderung find politiiche, nody mehr aber öfono= 
mijche hinzugetreten. Insbeſondere findet feit 1816, mallenhafter ſeit 1817 und 1818 eine 
regelmäßige jährlihe Auswanderung nad den überjeeiihen Ländern flatt und zwar in meit 
überwiegender Zahl nah Nordamerika, ſodann nad dent britifhen Amerika, ferner in legten 
Decennium nad) den jeit kurzem in gewaltigem Auffhwunge erblühenden engliihen Colonien 
in Auftralien ; in bei weitem geringerer Zahl nach den von ſpaniſchen Mutterlandelosgeriffenen 
Freiftaaten von Südamerifa, hierher am meiften nod nach Buenos Ayres und Chile, auch, zum 
Verderben der deutſchen Auswanderer, nad Brafilien, wo in Ermangelung aller Sicherheit des 
Eigenthums und der Beiigtitel, die deutiche Coloniſation nur imegoiftifhen Intereffe der großen 
Grundbejiger dazu dienen fol, die theurern ſchwarzen Sklaven (deren Einfuhr verboten ift) zu 
erfegen, wo der deutjche Ginmwanderer, jelbft mit Weib und Kindern, vermöge des misbrauchten 
Halbpacht- oder Parcieriaſyſtems durch Schulden in eine der Sflaverei nicht unähnliche Abhän— 
gigfeit herabgeprüdt wird. (S. Davas, „Die Goloniften in der Provinz San: Paulo in Brait- 
lien”, Chur 1858; des Geh. Rath Kerft, wie des frühern brafiliihen Generalconjuld Sturz 
verjchiedene Auffäge über dieſen Gegenſtand und den Aufſatz: „Die deutſche Auswanderung‘ in 
den „Preußiſchen Jabrbüchern‘‘ II, 487 fg. und 500 fg.) 

Die Zahl der aus Deutſchland nach überieeifhen Ländern im legten Decennium Ausgewan— 
berten ftellt jih, foweit darüber Nachweiſungen befannt geworben, wie folgt: 


1847 auf 109531 1853 auf 157180 
1848 „ 81895 1854 ,„ 251931 
1849 „ 89102 1855 , 81698 
- 1850 „ 82404 1856 ‚„ 98573 
1851 „ 112547 1857 „ 115976 
1852 „ 162301 1858 „ 56240, 


wobei die Beförderung durd deutſche Schtifahrt aus deutihen Seehäfen (Hamburg und Bre— 
men) im aufjteigenden Verhältniß, innerhalb ver oben gedachten Zeit von beinahe 32 bid auf 
beinahe 62 Proc. zunahm. (Vgl. dieferhalb, auch wegen ver Audwanderungen in den Jahren 
vor 1847, die Zufammenftellungen in Hübner's „Jahrbüchern für Volkswirthſchaft und 
Statiſtik“, Jahrgang 1— 6.) 

Die Summe des von den Auswanderern mitgenommenen baaren Kapitalvermögend twird, 
vielleicht etwas zu hoch, auf durchfchnittlich 20— 30 Mill. pro Jahre veranſchlagt (NRoſcher, 
1,528). Größer aber ift der Verluſt an tüchtigen Arbeitöfräften zu veranfchlagen, deren man 
vielmehr in der Mehrzahl veutjcher Länder beim Fortſchritt von Landeultur wie von Induftrie 
noch jehr bedarf. Entbehrlich find fie nur in folden einzelnen Staaten, in welchen eine gegen= 
theils verhältnigmäßig geringe Berölkerung nur durd polizeis und feudaljtaatlihe Injtitutios 
nen, ald Zunftzwang, Geſchloſſenheit der Grunditüde und Beihränfungen der Kreizügigfeit 
wie der. Niederlaflung, und fonftige Hemmniſſe ver natürlihen und bürgerlidden Freiheit am 
Erwerbe und an der Begründung einer gedeihlichen Lebenseriftenz gehindert ift. Denn ſelbſt 
die Nomadenſtämme verfallen bei nody fo weiter Ausdehnung ihres Territoriums und nod jo 
geringer Menjchenzahl von Zeit zu Zeit der Hungerönoth und ſuchen alsdann Rettung in bluti= 
gen Bürgerfriegen, dur welche ein Theil der dünnen Bevölkerung vertilgt wird, damit nur die 
Heerden ber übrig bleibenden wiederum die nötbige Weide finden (vgl. dieferbalb z. B. die „Zeitz 
ſchrift für allgemeine Erdkunde von K. Neumann, Neue Folge, 1857, 11,3, S. 276), wos 
gegen in den fortjchreitenden Eulturjtaaten durch die Arbeit wiederum neue Arbeit erzeugt wird 
und die Dichtejte Bevölferung in der Negel aud die wohlhabendſte ift. Vielleicht wäre auf der 
befannten Erde allein ein Theil Chinas auszunehmen. „Die Dichtigkeit der Bevölferung ift 
nicht blos ein Kennzeichen bedeutender und ftarf benugter Productivfräfte, jontern ſchon an ſich 
felbjt eine Productivfraft und hochwichtig ald Reiz- und Hülfsmittel zur Benugung aller übri— 
gen’ (Roſcher, a. a. D., 1, 508). Wenn innerhalb der legten 30 Jahre die Volkszahlin Preußen 
um 45, in England ſogar um 47 Proc. zugenommen hat, jo haben fi doch erwiejenermaßen 
andererjeitd aud) die Micel und Bedingungen der Ernährung jener progrejiiv gewachſenen 
Volkszahl fortichreitend in noch höherm Grade vermehrt (Rocher, I, 511). Es beiteht aber in 
England feine geieglihe Beſchränkung oder Erfhwerung der Freizügigkeit. Daſſelbe galt bis 
zur neuern Zeit im weſentlichen aud von Preußen, deſſen Geſetzgebung in Betreff der Freiheit 
ded An- und Abzugs wie der Anjiedelung und Niederlaffung innerhalb des Staatsgebiets, 
einiger im legten Decennium eingeführten Beihränfungen ungeachtet, doch auch jegt noch wenig⸗ 
ſtens in Deutichland zu den freieften gehört. 
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Eine Fünftlihe Beförderung der Auswanderungen bat, foviel befannt, nur in einem 
deutſchen Lande, in Baden, und zwar nur während der Jahre 1848— 54, mitteld Regierungs- 
unterftügung und auf Koften einzelner Gemeinden, zur Entbürbung biefer letztern von der 
Armenpflege und zur Herftellung des Gleihgemichts zwiſchen Erwerbögelegenbeit und Bopula: 
tion, ſtattgehabt, nachdem in den Jahren 1846 und 1847 Miswachs und Theuerung die Noth 
und damit die Neigung zur Auswanderung gefteigert hatten, auch die politifche Bervegung und 
in Baden die Revolution der Jahre 1348 und 1849 binzutrat. Es wanderten bis 1854 (bei 
einer Benölferung von 1,315000) etwa einige ſechzigtauſend aus, wovon etwa die Hälfte der 
aderbautreibenden Klafie angehörte. Seit 1854 hörte die Öffentliche Umterftügung auf und 
serminderte ſich die Auswanderung wieder fehr erbeblih. Nicht mit Unrecht aber ift Motiv und 
Erfolg jener Regierungsmaßregel bezweifelt. (Hübner, V,2, ©. 69 fg.) 

Doch war au in Würtemberg, wo ſich die Bevölkerung feit 1817 verdoppelt hatte, die 
Auswanderung in den Jahren 1851 — 54, zumeift in Veranlaſſung von Misernten beim 
Weinbau wie in den Kartoffeln und Feldfrüchten, bei der dortigen Zertheilung des Grund: 
befiges, eine ungewöhnlich ftarfe. Die Auswanderung ftieg von etwa 5000 im Jahre 1851 — 52 
auf etma 13000 und 1854 über 21000, bei 1,783000 Einwohnern, fiel aber auch 1856 
wieder auf 4700. (Hübner, III, 46; V, 2, ©. 127; Tübinger Zeitfhrift für die gefammte 
Staatswiſſenſchaft, IX, 1,2, ©. 183fg.; 3,4, ©. 415 fg.; X, 123 fg. und XIL.) 

Über Kurbeffen fehlen genauere ſtatiſtiſche Nachrichten. Es ift aber eine befannte That: 
fadhe, daß viele wohlhabende Kamilien das politifch niedergedrüdte, in Bezug auf feine Induftrie 
wie auf feine gewerblichen Gefege und Ginrihtungen völlig fationär gebliebene Land verlaflen 
baben. Auch wanderten aus einzelnen ländlichen Ortfchaften faft alle Bewohner aus, deren 
Höfe daſelbſt mit den Gutsländereien vereinigt wurden, und Dies trog der erlaflenen Regie: 
tungdmaßregeln zur Beichränfung der Auswanderungen. 

Borzugsweiie zahlreich ift die Auswanderung fernerin Baiern. Dort ſchwankte fie während 
ded Zeitraums von 1844— 51 per Jahr zwiichen 8000, 9000, 10000, 11000, 13000 bis 15395 
(beieiner Gefammteinwohnerzahl von 4,542000 und höchſt unbedeutender@inwanderung). Die 
beimlide Auswanderung erreichte oder überflieg zum Theil die conceffionirte. Man betrachtete 
aber dort die Auswanderung unter dem Geſichtspunkt eines für Die Gewerbfamfeit des Landes 
vielmehr günftigen Greignified. Nur verſuchte neuerlih (1854) eine minifterielle Beroronung 
(nicht ein Gefeg) diefelbe, zumeift aus Rückſicht auf die Militärpflichtigfeit, erheblich zu erichwes 
ten. (Hübner, a. a. D., I, 302 f9.; V,2, 58fg.) 

Por allen andern deutſchen Rändern thut jich aber Medlenburg: Schwerin durch die wach— 
iende Zahl feiner Auswanderer beſonders im legten Decennium bervor. Im Jahre 1853 betrug 
ſeine meift überfeeifche Auswanderung (bei 543000 Ginmwohnern) über 6000, 1858 fogar 
über 8000 Seelen. Wenn in andern einzelnen Jahren weniger, fo wanderte doch ſtets der Fräf: 
tigfte Iheil der Bevölkerung aus, wovon faft zwei Drittel dem Aderbau angehörten. Bon den 
drei Öruppen der Landeseintheilung nahmen daran die Städte durchichnittlich mit etwas mehr 
als 11 Broc., Die Domänen deögleihen mit circa 30 Pror., hingegen bie ritterfchaftlihen Güter 
und Orte mit mehr als 58 Proc. theil. In legtern nimmt die Bevölferung bei einer jo ftarfen 
Auswanderung von jährlich eirca 1,8 Proc. ab und jaft ftationär blieb jie in ven Domänenort= 
ſchaften. Zur ünberfeeifhen Emigration auf hamburger Schiffen lieferte Medlenburg: Schwerin 
eine Zeit lang beinahe den vierten Theil. Und in Diefem im ganzen jo fruchtbaren Lande (von 
249 Duadratmeilen mit 543000 Seelen), welches Getreide und Vieh im Überfluß producirt, 
wohnen auf der Quadratmeile nur 2380 Menfhen. („Archiv für Landeskunde in den Groß: 
berzogthümern Medlenburg”, Jahrgang 1857, ©. 453, 454 und 503fg.; auch Hübner, II, 
163 fg.; 11, 301; V, 1,S. 289; 2, &. 120. Siehe ferner den Bortrag von Morig Wiggersd 
auf dem zweiten Congreß deutfcher Vollswirthe am 14. Sept. 1859 in den ſtenographiſchen 
Berichten dieſes Congreſſes, ©. 30.) . 

In Sahfen hingegen, deſſen Benölferung in 30 Jahren etwa um 25 Proc. zunahm, bei 
einer Berölferung von 7500 auf der Duadratmeile, war, ungeachtet der noch mangelnden 
Gewerbefreiheit und vieler wenig fruhtbarer Gebirgägegenden, die Auswanderung fehr gering. 
(©. „Zeitfchrift des ſächſiſchen ftatiftiichen Bureau“.) 

In Preußen war (bei einer Bevölkerung von 16 und gegenwärtig über 17 Mill.) die 
Jabl der Ausgewanderten, zufolge Mittheilungen des Statiftiihen Bureau, auch nur in den 
Abren 1845 —46— 16662, 1846—47 — 14906, worauf fie auf die Hälfte fiel, wiederum 
an 1852 — 53 auf 21372 und 1853 —54 auf 30344 ftieg; im Zeitraum vom October 1844 
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bis Ende 1855 beirug fie durhfchnittlih pro Jahr 14349. Ihr fand indeß andererſeits doch 
auch eine Einwanderung von durdjchnittlich jährlih 2793 gegenüber. In den Jahren 1846— 
49 und 1850 —52 betrug die Zahl der Auswandernden zur gefammten Bevölferung des 
preußiſchen Staates pro Jahr nur refp. 0,2 und O,17 Broe. (©. ftatiftifhe Tabellen und Hübner, 
V. 286; ingleihen Dieterici, „Mittheilungen des Statiftifhen Bureau’, Jahrgang 1853, 
©. 362.) 

In Bezug auf die geſetzlichen Beitimmungen, welche bei diefem deutſchen Auswanderungs— 
weſen in Betracht fommen, ift zu bemerfen, daß die Bundesacte vom 8. Juni 1815 (Art. 18) 
den Unterthanen der deutſchen Bundesftaaten die Befugnig des freien Wegziehend aus einem 
deutſchen Bundesftaat in den andern, der fie erweislich zu Unterthanen annehmen will, nebft der 
Freiheit von der Nachſteuer eingeräumt hat, worauf der Beichluf der Bundesverjammlung vom 
23. Juni 1817 die vollftändige Nachſteuer- und Abzugsfreiheit unter ſämmtlichen deutihen 
Bundesjtaaten, einichlieplich des Abſchoſſes von Erbſchaften, gewährte, daß dagegen wegen ber 
Freiheit der Auswanderung in nichtdeutſche Staaten feine bundesrechtlichen Beſtimmungen befte= 
hen (vgl. hierzu das preußiiche Gejeg vom 11. Mai 1819 in der Geſetzſammlung für 1819, 
©. 134). Abgejehen von der Befugniß, Grundeigenthum in einem andern Staate zu erwerben 
und zu bejigen, ohne vedhalb mehreren Abgaben und Leiftungen unterworfen zu fein al& deſſen 
eigene Unterthanen (Art. 18a), läßt die Bundesacte aud) dad Recht der Freizügigfeit uno Nies 
derlaffung Deutjcher innerhalb der verfchiedenen deutfchen Staatsgebiete unerwähnt. Zu der 
in Art. 65 ver Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 vorbehaltenen Berathung ift ed aber 
nicht gefommen. Inzwiſchen find wol die directen Auswanderungsverbote überall aufgehoben, 
da jich feine Regierung mehr dad Zeugniß felbft ausftellen will, daß fie vermöge ſchlechter 
Gejeggebung und Verwaltung aus dem eigenen Lande eine Zudthausanftalt für ihre Unter— 
thanen als Leibeigene und Schollenpflichtige mache. Nur in Rußland bevarf ed jelbit zu Reifen 
ind Ausland noch bejonderer Erlaubniß. In Preußen war die Freiheit der Auswanderung 
grundjäglich bereits durd das Allgemeine Landrecht anerkannt. Dazu waren durch die Berords 
nung vom 15. Sept. 1818 (Geſetzſammlung, ©. 175) und noch ausgedehnter durd das Geſetz 
von 31. Der. 1842, Nr. 2319, $$.17 und 18 (Geſetzſammlung, 1843, S. 15) alle Auswande: 
rungen freigegeben mit Ausnahme derer von Militärperfonen des ſtehenden Heeres oder der 
Rejerven und zum activen Dienft einberufener Landwehr, der frühern wie der Landwehroffiziere 
und activen Givilbeamten, wie der militärpflichtigen jungen Männer zwifchen dem 17. und 25. 
Jahre, legterer ohne vorgängige Brüfung der Kreiserfageommiffion. Demnächſt beftimmt 
Art. 11 der preußifhen Berfaffungsurfunde vom 31, Jan. 1850: „Die Freiheit der Auswan— 
derung fann von Staats wegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht beſchränkt werden. Abzuge- 
gelver dürfen nicht erhoben werden.” (Mönne, „Das Staatsrecht der preußifhen Monarchie‘, 
I, $. 91, ©. 316 fg.) 

Bergleiht man nun die Auswanderungsftatifti der einzelnen deutfchen Staaten mit den in 
ihnen geltenden, einerfeitd die Auswanderung aus ihrem Gebiet, andererfeits die Freizügigkeit 
und Niederlaffung innerhalb ihres Gebiets erleichternden oder erſchwerenden und beſchränken— 
den gejeglihen Beftimmungen, jo ergibt ſich nicht bloß, daß Präventivmaßregeln und Bolizei- 
gefege gegen die Auswanderung meiftentheild erfolglos blieben, fondern außerdem insbeſondere 
auch, daß die Zunahme und der Umfang ver Auswanderung mit der Erſchwerung der Nieder: 
laffung und der Beihränfung der Freizügigfeit im Innern Hand in Hand gehen. Es gibt gegen 
die Auswanderung fein anderes, wirffameres Mittel als eine vernünftige, gerechte Geſetzgebung 
und Verwaltung und namentlich die Herftellung der vollen bürgerlihen und natürlichen Frei— 
heit bezüglid der Freizügigkeit und Niederlaſſung. Wo ji pofitive Staatseinrichtungen, mie 
3. B. in Mecklenburg und auch nod) in andern deutfchen Ländern, in Widerſpruch geiegt haben 
mit ewigen Necten und Naturgefegen, wo ile der Anwendung der menfhlihen Kräfte, ver 
Ermwerbethätigfeit oder gar der Gründung von Ghen und Familien in den Weg treten, da 
liefert geradezu die Auswanderung den Beweis für die troß der ſchlechteſten, unitrlichften und 
ungeredhteften pofitiven Gefege unzerſtörbare fittliche Natur ver Menfchen, indem diefelben ihrer- 
feitö in der Auswanderung das Mittel finden, fi den moralifch wie phyſiſch gleidy verderblichen 
Folgen folder verkehrten ſtaatsgeſellſchaftlichen Einrichtungen zu entziehen, und eine andere 
ferne Heimat nur deshalb aufluchen, um jich die Wege zur vollen Ausbildung und Benugung 
a — von Gott gegebenen Kraft und vorgezeichneten höhern menſchlichen Beſtimmung zu 
eröffnen. 

Während Preußen (gleichwie au England und Frankreich) keinerlei obrigkeitliche Beſchrän⸗ 
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kungen der Ehen kennt, im allgemeinen aud an dem Grundjage fefthält: „daß feinem jelbftän- 
digen preußifchen Unterthan an dem Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen 
üh felbft zu verſchaffen im Stande ift, der Aufenthalt verweigert oder durch läftige Bedingun— 
gen erihwert werden darf“ (Gejeg vom 31. Dec. 1842, $. 1, Nr. 2317; preußiiche Geſetz⸗ 
jammlung für1843, ©. 5), madyen andere deutihe Staaten die Aniiedelung und Grümdung 
einer Familie von einem befondern Nachweiſe der Ernährungsbedingungen im einzelnen Kalle 
abhängig. So gilt Für ein den Unterhalt jiherndes Vermögen in Baden nad einem Gejeg von 
1831 in den viergrögten Städten die Summe von 1000, inden 10 kleinern von 600 und in den 
übrigen Gemeinden von 300 Fl., in Kurheſſen (jeit 1834) in Fleinen Kandgemeinden die 
Summe von 150, für die Hauptitadt von 1000 Ihlrn. (Roſcher, I, 523). In Würtemberg 
wird nad dem revidirten Bürgerrechtögeieg vom 4. Dec. 1833 als genügender Nahrungsftand 
perſonliche Beräbigung zu einer freien Kunft over Wiſſenſchaft, zum jelbitändigen Betriebe des 
Handels, eined Handwerks oder eined andern für den Unterhalt einer Familie zureihenden Nah— 
rungöjweiged oder ein nad perjönlihen und Örtlihen Verhältniſſen abgeftuftes Vermögen 
von 1000, 800 oder 600 El. und ebenjo viel bei ver Überſiedelung eines Landwirths in eine 
andere Öemeinde, außer der von ihm nachzuweiſenden perfönlichen Befähigung zum landwirth— 
Ihafıliden Gewerbe, gefordert. Das würtembergiiche Verehelihungsgeieg vom 5. Mai 1852 
verlangt von einem heirathsluſtigen Paare den Nachweis einer Bermögensjumme von 150 und 
in Gemeinden erſter und zweiter Klaffe von 200 Fl. (Tübinger Zeitſchrift, IX, 1,2, ©. 187 fg.; 
X, 123 19.; Roſcher a. a. O.). In Baiern — jedoch mit Ausſchluß der bairiſchen Rheinpfalz 
— beitimmt ein Gejeg vom 1. Juli 1834 für die Anſäſſigmachung jpeciell vier verfhiedene 
Titel, namentlih 1) den Bejig einer Gewerbsconceſſion oder 2) desgleichen eines realen oder 
radicırten Gewerbed oder 3) eines Grundvermögens von 1, 1%, oder 2%. Steuerſimplum 
(zum Wertbe enwa von 800—2000 $1.), je nachdem jemand in der Gemeinde geboren ift 
und ihr ihonangehörte, oder in die Gemeinde von auswärts einzieht, oder aber ein Ausländer 
iſt; 4) den Erweis eines durch Lohnverdienſt oder jonftiges Ginfommen gefiherten Nahrungs: 
Randed. Uber das Vorhandenſein diefed legten Titeld haben in der Negel die Gemeinden und 
mit abjolutem Veto, bei den drei andern Titeln die Staatöpolizeibehörden zu entſcheiden. 

Dabei eriftirt in den drei legtgedadhten Kindern noch ein lediglich vermöge eined mehr oder 
weniger ausgedehnten Conceſſionsweſens durchbrochener Zunftzwang und außerdem manderlei 
Veihränfung in der freien Benugung des Grundeigenthums. (©. dieſerhalb Kette, „Die Ber: 
tbeilung des Grundeigenthums im Zuſammenhange mit der Geichichte, der Gejeggebung und 
den Volközuftinden”, Berlin 1858, ©. 93 fg. bis 117.) 

IR es bei einer jolden Lage der Gejeggebung in deutihen Staaten zu verwundern, daß 
fortgejegt Hunderttaufende junger kräftiger und ftrebfamer Handwerker und Arbeiter auswan— 
dern und daß Diejelben nicht blos jenfeit Des Meeres, in den Vereinigten Staaten von Nordames 
rifa und in den britiſchen Golonien, wo, wie im Mutterlande England, ein ſolches Polizei: und 
Berormundungsſyſtem der Gejrggebung völlig unbekannt ift, fondern daß fie jelbft in dem 
benahbarten Frankreich Fortfommen, Herd und Heimat aufſuchen, wo allein in Paris etwa 
80000, befonders aus dem Süden ausgewanderte Deutihe leben und an der fortichreitenden 
Vermehrung der Productiv: und Steuerfraft eines feindfeligen Nachbars mitarbeiten? Denn 
aud auf dem Boden Frankreichs, jobald fie deſſen Grenzen überjhritten haben, öffnet jich ihnen 
bei der vort berrichenven Freizügigkeit und Gewerbefreiheit ein weites unbefchränftes Gebiet für 
ihre Grwerböthätigfeit, während ihrem Streben und Fortfommen im eigenen deutſchen Vater: 
lande Schranke um Schranfe entgegentritt, und das nicht blos zwiichen dem einen und dem 
andern deutihen Staate, jondern ebenſo und faft noch mehr innerhalb des einzelnen deutjchen 
Landes jelbft, in welchem fie geboren find, zwijchen der einen Gemeinde und der andern, wo oft 
die Heimatögejege zur Nieverlaffung und Familiengründung oder gar zur Überfievelung in 
einen andern Gemeindebezirk ven Beiig und Nachweis eined größern Vermögens erfordern, als 
es ein Auswanderer für fein Kortfommen im fremden Rande nöthig bat. 

j Während die Bevölkerung im Zeitraum von 1853 — 55 in Preußen von 16,935420 Seelen 
auf17,202831, aljo um 1,58 Broc. (während der drei Vorjahre 1850—52 fogarum 3,8 Proc.) 
Rieg, verminderte jie ich hingegen in Baden von 1,357208 auf 1,314837 (um 3,12 Proc.), in 
Bürtemberg von 1,733263 auf 1,669720 (um 3,66 Broe.), in Baiern von 4,559452 auf 
1,541556 (um 0,39 Broc.) (Hübner V, 2, 43, 59, 68, 124), in Medienburg feit 1851 um 
1000 (ftenograpbifche Berichte des volkswirthichaftlihen Gongreiled, S. 30). Mit der Er— 
mung der Niederlafjung fällt einerſeits die Verminderung der Ehen, andererfeits Die Ver— 
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mehrung der Goncubinate wie der unehelidhen Geburten umd fogar die zunehmende Laſt der 
Armenpflege zufammen. So fommt in Preußen eine unehelihe Geburt auf 13,5 ebeliche, in 
Würtemberg auf 7,7, in Altbaiern ſchon auf 4, hingegen in der bairifhen Rheinpfalz, wo volle 
Niederlaffungsfreibeit herrſcht, erft auf 10. Hier foll auch die Armenlaft, mit der Bevölkerung 
verglichen, nur 34,6 Proc. vom Durchſchnitt der andern bairifhen Kreife betragen. (Roſcher, I, 
497 und 522; Tübinger Zeitfhrift, IN, ©. 25 fa., 53, 61 fg.; desgleichen „Zeitſchrift 
des Gentralvereind in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, 1, 49 fg., 64 fg., in dem 
Aufſatz des Verfaflers über Freiheit der Arbeit u. f. w. und Freizügigfeit; ferner Hübner, 
V, 2, S. 59, 72 und 125.) 

Wie die Auswanderung nach fremden Ländern mit den Beſchränkungen der Freizügigkeit, 
der Niederlaſſungs- und Erwerbsfreiheit im Innern der Staatsgebiete, ſo ſteht dieſe letztere 
wiederum mit dem Zuſtande der Sittlichkeit und des phyſiſchen Gedeihens der Menſchen im 
ganzen und großen in innerlicher Wechſelwirkung. Am ſchlagendſten beweiſen dies die Ver— 
hältniſſe in Mecklenburg-Schwerin, wo die Auswanderung am größten war. Dieſelbe erklärt 
fi zureihend aus den freilich fehr erceptionellen bürgerlichen Inftitutionen dieſes Landes, in 
welden ſich die vollftändigfte Incarnation des zugleich mit dem Syſtem des neuern Bolizeiftaat® 
verfchmolzenen Ständetbung und Feudalweſens verkörpert. Der Aufhebung der Leibeigenichaft 
ver Bauern im Jahre 1820 folgte auf den Nittergütern (jegt 1008, mit 656 Beſitzern, reip. 
NRittergutöfamilien, wovon überdies 620 Lehen und von den übrigen ein Theil Fideicommiſſe 
find) alsbald die Einziehung faft aller bäuerlichen Grundftüde zu den Gutsarealen nebft Aus— 
treibung der bäuerlihen Beſitzer und ihrer Familien aus den Höfen. Den Rittergutäbeligern 
verblieb die Batrimonialgerichtäbarfeit = Polizeigewalt. Von ihrer Conceſſion hängt die 
Verehelichung wie die Niederlaffung ab, und man zählt über 20000 befiglofe Tagelühner, rirca 
30000 Knechte und ebenfo viel Mägde. Jene Conceſſion wird bei ver Beforgniß vorder Armen= 
pflege, die nadı Austreibung der Bauern dem Gutsherrn innerhalb feines Territoriums allein 
obliegt, ungern und meift nur dann ertbeilt, wenn eine der Tagelöbnerwohnungen auf dem 
Gute durch Abfterben over Abzug wieber offen wird. Thatſächlich gibt es mithin feine Freizügig— 
feit, abgejehen von der Auswanderung. Die Menſchen find wiederum glebae adseripti des 
Gutes, aufdem jiegeboren wurden oder ſich einmal befinden. Uneheliche Geburten werden, jogar 
nad einem neuern Geſetz, an den Mägden beftraft. Die Geloftrafen (Hurenbußen) fließen in 
die vom Gutsherrn verwaltete Armenkaſſe. Eine anderweite felbftändige Eriftenz ald die eines 
gutöberrlihen Tagelöhners kann die weit überwiegende Mehrzahl der ländliben Bewohner 
nicht gewinnen. Denn zufolge ded mit den Ständen Medlenburgs (den Rittergutäbefigern und 
Städten) errichteten Erbvergleihs vom 16. April 1756 und nad fpätern Verordnungen ift der 
Gewerbebetrieb auf die Städte mit firenger Zunftverfaffung und ausgedehntem Bannbezirk 
beihränft. Aller Handel auf ven Lande ift verboten. Innerhalb ded ganzen legten Decenniums 
vor 1851 wurden nur circa 1100 Bewohner des platten Yandes als Gewerbtreibende in die 
Städte aufgenommen; ſchon damald zählte man aud in den Domänenorten mehr ald 1000 
niederlaffungsfäbige Handwerker ohne Unterfommen. Nur der Nittergutöbeliger darf, außer 
Brauerei und Brennerei, Ziegelei u. dgl., die allernotbwendigften Gewerbe zur eigenen Notb= 
durft durd feine Handwerker, indeß ohne Gejellen, betreiben laſſen. Nur er ift zoll: und 
als Gewerbtreibenver auch fteuerfrei; die übrigen Landbervohner müſſen in ver Regel alles, was 
fie an Handwerkswaaren, fogar an Gonjumptibilien brauden, in der Stadt faufen. Während 
die Rittergutöterritorien nebſt allen ihren Bewohnern von den Ständen (den Rittergutäbeligern 
und Städten) vertreten werden, fehlt den Uintertbanen der Domänen, gegenüber ver Regierung, 
jede Vertretung auch bei der Befteuerung. (Hübner, II, 178 fg.; Lette, „Verteilung des Grund— 
eigenthums“, ©. 87 fg.; ftenograpbiiche Berichte des volkswirthſchaftlichen Gongrefied von 1859, 
&. 30.) Bei der ftationären Bevölkerung nimmt dennoch die Zahl der Eheſchließungen fort— 
ſchreitend ab. In den Nittergutsortihaften fam nody im Jahre 1841 auf 145, im Jahre 1850 
nur nod auf 269 Lebende eine Trauung. Dagegen vermehrt fi die Zahl der außerehelichen 
Kinder, gleichzeitig aber auch die der Todtgeburten, beider im ungemöhnlichften Verbältnif. Im 
Jahre 1820 kam noch auf 10,8 ebelihe Geburten eine uneheliche, gegenwärtig ſchon auf 4,7. 
Im Jahre 1851 waren in 260 Drtfchaften ein Drittel und mebr, in 209 die Hälfte und mehr, 
in 79 jogar alle Geburten unebeliche. (Rocher, I, 497; Hübner, II, 168 fg., 194; V, 119.) Gine 
nicht geringe Zahl wandert nur deshalb aus, um im fremden Lande das Goncubinat in eine 
bürgerliche Ehe verwandeln zu können und ſich trauen zu laſſen, dadurch aber den Goncubinen- 
kindern einen rechtmäßigen Vater zu geben. Im Jahre 1852 waren von 18392 Geburten 
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3968 uneheliche und 1099 refp. todtgeborene oder vor der Taufe geftorbene Kinder, ſodaß ſchon 
and auf 17 Geburten fam (in Preußen auf 29,5). Sogar die Anzahl der Selbftmorde im 
Verhältnig zur Bevölferung und zu ven Todesfüllen it in Mecklenburg bei weitem größer als 
in andern Ländern. (Hübner, II, 167,169.) . 

Auch die Gejeggebung in Preußen verfuchte, und zwar erſt nah dem libergange di eſes 
Staates aus der abjoluten in die conjtirutionelle Verfaſſungsform (1848 und 1850), feit der 
1851 bervortretenden Neaction einzelne Rückſchritte ſowol in Bezug auf die in diefem Staate 
jeit Jahrhunderten anerfannte Freizügigkeit wie auf die feit 1807 und 1811 anerfannte Nies 
derlaſſungs- und Anfievelungdfreiheit. Man beſchränkte die 1810 eingeführte Gewerbefreibeit 
aus politiiher Tendenz im vermeintlihen Intereffe der Handwerker (durch Verordnung vom 
9. Tec. 1849), ſodann die Befugnis, infolge einer Dismembration von Grundbeiigungen auf 
ten Trennſtücken neue Anſiedelungen zu gründen, durch den beim Widerjpruc der Ortsobrig— 
feit oder Gemeinde zu führenden Nachweis ded Vermögens zum Bau und zur Wirthihaftsein- 
rihtung (Gefeg vom 24. Mai 1853, Geſetzſammlung S. 241), endlich die althergebruchte, aber 
auch geſetzlich (chon 1804, dann unterm 31. Dec. 1842) ausgeſprochene Freibeit, Aufenthalt 
und Wohnort an jedem Orte ded Staatsgebiets zu nehmen, indbejondere für Städte durch die 
Zuläffigfeit von Gemeindebeiglüffen wegen Entrichtung eines die Niederlaffung bedingenden 
Einzugögelvdes (Städteordnungen vom 30.Mai1853 und von 1856). Es ift nicht ohne Grund 
darauf Hingewiefen, daß jih nad) 1849 die Zahl der unchelihen Geburten um etwas vermehrte, 
(Bergins in Hübner’ „Jahrbüchern“, I, I, S.305.) Jedenfalls ift die Thatſache beachtenswerth, 
daß jeit 1851 die Auswanderung von 8922 Verfonen im Vorjahre 1850—51 plötzlich auf 
21372 im Jahre 1851— 52, fodann auf 18194, reſp. 30344 und über 17000 in den drei 
folgenden Jahren ftieg (Hübner, V, 286), während die ebenfalls ſehr bervorftechende größere 
Auswanderung in den Jahren 1845—46 und 1846—47 theild aus den Misernten, theils 

aber aus der ihon damals fihrbaren, vem Jahre 1848 vorausgegangenen innern Bewegung 
im Volte erklärt werden mag. 

Inzwiſchen ift jedoch in Preußen die Gefeggebung bereitd im Begriff, das ebenfalls erft 
1853 und zwar an Stelle des von alters ber zuläffigen Bürgerrechtögelved den Städten ge= 
Rattete Hausſtandsgeld als eine verwerfliche Heirathsſteuer und Erſchwerung der Niederlaffung 
wieder aufzubeben. Dazu verlangt faſt ungetheilt die allgemeine Stimme und öffentliche Mei— 
nung auch die Wiederabſchaffung des ftädttihen Einzugsgelves (gegenwärtig in Berlin 30, 
funitig nur 20 Thlr., für kleine Städte herabgehend bis auf 3 Ihlr.). Es ſei das lediglich eine 
Ginnabmequelle für die ſtädtiſchen Finanzen, wogegen es beſonders nachtheilig auf die benadı= 
barten ländlichen Gemeinden wirfe, im Widerſpruch ftehe mit dem traditionellen und wohlthä- 
tigen Princip der Freizügigkeit, im allgemeinen zwecklos, andererjeitd aber ungerecht und ges 
meinihärlic jei theils für ven dadurch bejonders betroffenen bejiglofen Arbeiterftand, theild für 
den duch die Freizügigkeit der Arbeiter bedingten Fortichritt von Gultur, Industrie und 
Gewerbe. Überdies leifte daſſelbe der Verarmung wie der Vermehrung der Armenlaften Vor— 
ihub, ſtatt denſel ben entgegenzuwirfen. 

Kann der Auswanderung am wenigſten durch beſchränkende und bevormundende Präven— 
tirmaßregeln begegnet werden, gibt es vielmehr fein anderes, erfolgreicheres Gegenmittel, als 
duch gute Gejege, durch Sicherung politiſcher, religiöfer und bürgerlicher Freiheit vie Menſchen 
die Heimat lieben zu lehren und ihnen im Vaterlande das zu bieten, was jie durch die Ausmwanz 
derung in der Fremde erftreben, fo wäre ed vor allen Aufgabe und Pflicht der deutſchen Regie— 
tungen und Randedvertretungen, im Wege der Geſetzgebung zunächſt in ven Ginzelftaaten vie 
Heumniffe der Arbeit und des Eriverbed duch Gewerbe: und Nieverlaffungsfreiheit wegzu= 
taumen, gleichzeitig innerhalb aller deutihen Länder ſowie gegenieitig unter allen deutſchen 
volle Freizügigkeit anzubahnen, nach vem Präcedens des Bundesbeſchluſſes von 23. Juni 1817 
und der Vereinbarung vom 11. Juli und 5. Nov. 1853 (preußifche Geſetzſammlung, S. 378) 
und nad) gemeinfamen freifinnigen Brincipien. (S. hierüber unter andern auch Schuez in dem 
Auffag über das Verehelichungs⸗ und Überſiedelungsrecht, Tübinger Zeitſchrift, Jahrgang 1848, 
3.2579.) Gehen in allen zum Zollverein verbundenen Staatengebieten die Broducte und 
Sabrifate der deutſchen Arbeit frei aus und ein ohne Rückſicht auf den Ort ihrer Erzeugung, jo 
lite man doch den Producenten und Arbeitern dielelbe Freiheit zugeftehen ohne Rückſicht auf 
dren Geburts⸗ und Heimatdort. Kapitalien und Induftrie einerjeitd und Arbeitäfräfte ande— 
erſeits bedürfen einander und bedingen ſich wechſelſeitig. Wenn ſich erftere nach allen Orten 
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frei hinwenden dürfen, wo fie mit dem größtmögliden Vortheil und Erfolg angelegt und 
nugbar gemacht werden können, ohne Einzugsgeld oder jonjtige Beihränfung, jo follte dem 
Arbeiter dieſelbe Freiheit nicht erſchwert oder verfhränft werben dürfen, fofern man ihn nicht 
zur Nabrungslojigfeit und Armuth verurtheilen will. 

Wie ein neueres preußiſches Gejeg von 9. Mai 1857 (Geſetzſammlung, S. 160) „alle 
SHaven von dem Augenblid an für frei erklärt, wo jie preußiſches Gebiet betreten‘‘, fo jollte 
doch aud der freie Mann, namentlich der verniögenslofe freie Arbeiter nit durch Beſchrän— 
fung der Niederlaffung und Freizügigkeit mehr oder weniger zum glebae adseriptus an einem 
beitimmten Orte degrabirt werven. 

Solange dieſer wirfjamere Weg für die deutiche Auswanderung nicht betreten wird, 
empfiehlt ſich allerdings um jo mehr ein zweiter Gejihtöpunft, nämlich der ver Fürſorge für die 
in die Fremde wegziehenden Landsleute. Und ed behält diejer legtere freilich aud neben jenem 
um deöwillen immerbin jeine Bedeutung, weil einmal die Auswanderung ein Erbtheil aller 
eivilijirten Nationen der Alten wie der Neuen Welt, ganz beſonders aber der germaniſchen Volks— 
ſtämme ift, denen der Wandertrieb wie das Streben nah Verbeiferung der menihlihen Zus 
ftände einwohnt, jei es in unbejtimmter Hoffnung, fei es in VBeranlaffung einzelner glücklicher 
Erfolge vorausgegangener Freunde. Es beruhen die Aus und Einwanderungen jelbft vielleicht 
auf einem höhern Gefeg ver Vorſehung, wie in der Vergangenheit, jo auch in der Zukunft. 
Anerkennenswerth find daher Vereine, wie fie in mehreren Städten Deutſchlands zu dem dop— 
pelten Zwecke beitehen, um vor übereilter Auswanderung, auch vor der nad jolden Ländern, 
wie z. B. Braiilien, zu warnen, wo der Auswanderer in der Negel feinem Elend entgegengebt, 
um ferner den Auswandernden auch anderweit mit Math und Hülfe zur Seite zu ſtehen. Aner— 
kennenswerth jind ferner die in ihehreren Staaten Deutſchlauds neuerlich erlaſſenen Geſetze über 
Conceſſionirung, Beaufiihtigung und Gautionäbeitellung der Auswanderungsagenten (T. unter 
andern das preußiſche Gejeg vom 7. Mai 1853, Gejegiammlung, S. 729), ſoweit dergleichen 
Gejege nicht mittelbar zur Erſchwerung oder Verhinderung der Auswanderung dienen jollen 
oder misbraudt werden, endlich. geieglihe Vorſchriften, wie jie in der Freien Stadt Bremen 
(1849 und 1855), jpäter in der Freien Stadt Hamburg (1850 und 1855), ebenſo inden Ver— 
einigten Staaten von Nordamerifa, in Frankreich u. ſ. m. über die Einrichtung, Verprovianti— 
rung und Beaufiihtigung ber mit der Beförderung von Baflagieren und Auswanderern beſchäf— 
tigten Schiffe, Kapitäne und Agenten erlafjen find, welche, wie es in den beiden Scebäfen Ham— 
burg und Bremen der Ball ift, durch amtlich eingefegte Gommijjionen aus Senat und Bürger- 
ſchaft überwaht werden. (Vgl. dieſe Gejege, reip. Auszüge aus venjelben bei Hübner, 
IV, 290 fg.) 

Der Gedanke einer Leitung und Organifation der deutihen Auswanderung, in der Abjicht, 
dieſe legtere mir dem Mutterlande in näherm Verkehr und ihr dadurch heimiſche Sprade und 
Sitte zu erhalten, bat das nad einheitliher Zufammenfaffung und Beihügung feiner natio- 
nalen Intereiien ſehnſüchtige deutiche Volk ſchon ſeit langer Zeit bewegt. 

In diefem Sinne ſcheint auch im Jahre 1856 ein Antrag von der bairiſchen Regierung bei 
der Bundesverſammlung geftellt: „auf gemeinfame Organijation der veutihen Auswande— 
zung zu dem Zmede, Die deutihe Auswanderung nah Gegenven zu lenken, wo die Auswanderer 
nicht der Speeulation over dem bloßen Zufall preißgegeben würden, jondern Ausſicht auf eine 
gefiherte Criſtenz gewännen, wo jie ferner ihre Nationalität bewahren und mit dem VBaterlande 
in Beziehung bleiben könnten.” Als Länder folder Art bezeichnete dev Antrag vorzugsweiſe 
Ungarn und die Donauländer. 

Daß der dieferhalb von der Bundesverſammlung niedergejegte Geſchäftsausſchuß nad 
einigen Jahren noch zu feinem andern Entſchluß gefommen war, als zuden, „zunächſt noch von 
den verſchiedenen Negierungen weitere Informationen einziehen zu laſſen“, überraicht bei vem 
gewohnten rejultatiojen Geihäftögange diefer Verſammlung nicht. Es mußte aud von vorn: 
herein Elar fein, dap ohne eine gemeinjame Diplomatie und Vertretung der deutichen Staaten 
nad außen, mithin obne eine fräftige Gentralgewalt von der beantragten Mapregel überhaupt 
kein Erfolg zu erwarten jei. Es mußte aber auch ferner bei Grwägung der unerlaßlichen Vor— 
audjegungen und Bedingungen jeder Golonifation jofort einleuchten, daß die in dem bairiſchen 
Antrage bezeichneten Kinder einestheils wegen ded Mangels itaatliher Orpnung und Rechts— 
iherheit, anderntheild aber fo lange für eine deutihe Golonifation vollfommen ungeeignet ſind, 
als feine Gewähr geboten wird für die volle Freibeit und Gleichberechtigung der Confeſſionen, 
für Freiheit der Nieverlaffung und des Gewerbed wie für die communale Selbftverwaltung 


— 
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(Roſcher, I, 529), für jene immateriellen nnd materiellen Güter, um derentwilten viele Aus: 
wanderude das Vaterland verlaffen, die ihnen aber am wenigften in ven unter habsburgiſchem 
Scevier ſtehenden Ländern gefihert find, aus denen bis zur neuern Zeit nur Auswanderungen 
der um ihres Glaubens willen Berfolgten fattfanden und in welchen die Art. 13 und 16 der 
Bundedacte vom 8. Juni 1815 nad einem halben Jahrhundert noch vergebens auf Verwirk⸗ 
lichung warten. 

IR es erlaubt, ein Land zu bezeichnen, wo eine noch fo zahlreiche deutfche Goloni= 
fation auf Jahrhunderte bin eine Stätte finden und ihre Nationalität vollfommen be: 
wahren fönnte, fo wäre es die Argentiniihe Gonföderation der Pa: Plata: Staaten mit 
ihren ungeheuern fruchtbaren, dabei faft menfchenleeren Gefilden und mit einer Verfaflung, 
welhe allen Erforderniſſen zur anlockenden und gedeihlichen Niederlafflung und Anfiedelung 
Fremder entgegenfommt, fogar den freien Handel und die freie Schiffahrt auf den Strömen für 
alte Nationen ald ein Verfallungsprincip feftiegt, deren Grundbeftimmungen vorzugsweiſe auf 
Beförderung der Ginwanderung und Golonilation berechnet und baſirt jind. (S. Don Juan 
Alberdi, „La constitntion de lo confederation Argentine, precedee d’un examen du gou- 
vernement, quelle etablie au point de vue des avantages, que doivent attendre les 
etranzers de la navigation, du commerce et de la paix’, Dünkirchen 1856.) 

Inzwiihen wird auch wol die Organifation und einheitliche Leitung der deutfchen And: 
wanderung im Sinne ded Antrags der bairiihen Negierung auf die einbeitlichere Geſtaltung 
der Berfafleng Deutſchlands warten müſſen, und e8 wird die Nealifirung auch dieſes Wuntches 
davon abhängen, ob die einzelnen deutichen Regierungen ihre Eonverintereflen den von ihnen 
erkannten großen gemeinjamen nationalen Intereflen des deutihen Volkes, deren eine® auch 
jener Antrag zum Gegenftand hatte, zum Opfer bringen wollen. W. A. Lette. 

Einzelhaft, ſ. Beſſerungsſtrafe und Gefängnißweſen. 

Eiſenbahnen. (Die wirthſchaftliche, ſoeiale und politiſche Bedeutung 
derſelben. Statiſtik der Eiſenbahnen.) Unter Eiſenbahnen verſteht man bekannt— 
lich Wege, deren Gleis auf eiſernen Schienen fortgeführt wird, auf welchen dann die Beförde— 
rung durch fortrollende Dampfmaſchinen und daran befeſtigte Wagen, die zum Fahren auf jenen 
Gleiſen beſonders hergerichtet ſind, geſchieht. Bahnen mit hölzernen Gleiſen oder auch Eiſen— 
bahnen, die durch Pferdekräfte befahren werden, ſind ſo ſehr die Ausnahme, daß es hier ge— 
nügt, deren meiſt in lokalen Verhältniſſen begründete Anwendung erwähnt zu haben. 

Um die wirtbihaftlihe Bedeutung der Gifenbahnen Far zu erfaffen, denfe man ji einen 
Augenblid die Eiſenbahnen aus unfern: Verfehr wieder hinweg. Unvenfbar an ih fann der 
Berfuh dazu nicht fein, da Jahrtauſende vielfach verihlungenen Verkehrs und hoher Eultur 
obne Eiſenbahnen beftanden haben, und doch würde der Gegenwart ſolche Abftraction faſt 
unmöglich fein, da fie mit fo vielen ihrer Gewohnheiten und Bedürfniſſen bereits aufs engite 
an den Beitand der Eiſenbahnen gefnüpfe it. Waaren, Nabrihten und Perſonen würden, 
wenn die Eiſenbahnen plötzlich wegfielen, in ungewohnter und ftörender Weile langfanıer ein= 
treffen, eine ganze Klaffe des Volkes wäre wieder vom Beſuche entfernter liegender Orte aus: 
geſchloſſen, vielerlei fünnte nicht mehr abgefegt, anderes nicht mehr bezogen werden, und Die 
dadurch berbeigeführten Stodungen an einem und an vielen Orten zugleich würden plöglid 
io groß fein, daß eigentlich aller Verkehr einen Augenblick ſtillſtehen müßte. Und doch ıft in 
diefem Unterſchiede zwiſchen dem jegigen Beitande der Eiſenbahnen und deren nur für furze 
Zeit gedachten Suspenſion nur eine einzige der vielen wichtigen und intereflanten Wirkungen 
berührt, Die mit dent heutigen Gifenbabnbetrieb zufammenbängen. 

Noch niemals vorher hat eine Verfehrserfindung To ſchnell und fo gründlich ummälzend 
auf den gefammten Verkehr eingemwirft. Der Unterſchied der Mirfungen zwiſchen ven beften 

Chauſſeen und ven Gifenbahnen ift mindeſtens ebenfo bedeutend wie der von den einfachiten 
Feldwegen zu mwohlregulirten Landſtraßen, und doch fannte man Landſtraßen ſchon vor Jahr: 
taufenden, während die Griftenz der Eiſenbahnen nur erft wenige Jahrzehnde zählt. Erſt im 
Jahre 1811 wurden Locomotiven für den Gütertrandport verwendet — eiferne Gleiſe in den 
Roblenbergwerfen hatte man früher — und erft im Jahre 1330 auch zur Beförderung von Perz 
ionen (zwiſchen Liverpool und Mandefter) angewandt; alſo befteben die Eiſenbahnen eigentlich 
et feir dreißig Jahren, kaum einem Menichenalter. Und vielleicht darf man auch dieſen 
Zeitraum noch weſentlich abfürzen, da es noch nahezu ein Jahrzehnd dauerte, ehe vie Eiſen— 
bahnen in fat allen Ländern europäifher Gultur die alten Wege zu verdrängen begannen. 
a 
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Seitdem find alle wichtigern und eine Unzahl anderer Städte und Ortſchaften durch Eiſenbah— 
nen miteinander verbunden, und in den geſammten Verkehr ift durch fie eineSicherheit und eine 
Schnelligkeit hineingebracht worden, daß Tage zu Stunden, Stunden zu Minuten zufammen= 
geihrumpft jind, und daß der ganze Verkehr heutzutage mit einer Negelmäpigkeit wahrgenom: 
men werden fann, von der man in frübern Zeiten auch feine Ahnung haben konnte, ſodaß 
weiter daran fich wieder Wirkungen geiftiger Art anreigen, die theilweife noch jo neu find, daß 
der Maßſtab zu ihren weitern Gntwidelungen fehlt. 

Als die Eiſenbahnen zuerft auftraten, war man meiftentheild noch außerordentlich davon 
entfernt, ihre weltbewegende, ja welterfchütternde Bedeutung nur zu ahnen, zumal die ganzen 
beutigen Wunder der Induftrie damals noch in ihren Anfängen lagen. Und felbft dur 
einzelne Erfolge bereits eines Belfern belehrt, blieb man fogar in England noch ziemlich lange 
dabei, in dem Bau von Eiſenbahnen nur eine Art Lurus für den befler fituirten Berfehr 
feben zu wollen. Als ſpäter der Bau von Gifenbahnen auch auf den Gontinent begann, 
blieben die Regierungen lange taub gegen die Nothwendigkeit, Died neue Verkehrsmittel ſyſte— 
matifch zu fördern, oder legten vielleicht gar dem dahin gerichteten Streben von Privatleuten 
Hinderniffe in den Weg. Nicht wenige Negierungen und Gemeinden, welde in völliger Ver— 
fennung dev Bedeutung von guten Verkehrswegen alle Anftrengung auf die Beifeitebaltung 
von Gifenbahnen gerichtet hatten, mußten Tpäter, um nicht blos indirect no mit dem großen 
Verkehr in Zuſammenhang zu ftehen, namhafte Opfer für den Anſchluß an ſchon beitehende 
Eiſenbahnen bringen. Nicht alle Zeitgenoifen dachten indeß jo, und gewiß nicht ohne Interefle 
wird man wiederum an diefer Stelle lefen, was vor 23 Jahren (in der erften Auflage des 
„Staats-Lexikon“) der erjte Bearbeiter dieſes Artifels, F. Lift, über die Bedeutung der 
Eiſenbahnen ſchrieb: 

„Es iſt eine beſchränkte Anſicht, wenn man blos den Umſtand ind Auge faßt, daß ver Eiſen— 
bahntransport die Preiſe der Production und Waaren vermindert und folglich dem Conſumen-— 
ten wie dem Producenten materiellen Vortheil bringt. 

Schon die geringe Erfahrung, die man während der kurzen Zeit ihrer Exiſtenz gemacht hat, 
beweift: 1) daß ſie hauptſächlich zu Tchleuniger, wohlfeiler und bequemer Fortihaffung der 
Menſchen Dienfte leiften und hauptſächlich wegen dieſes Vorzugs fih die Ounft aller Klaſſen 
erworben haben; 2) daß fie in dieſer Beziehung der mittlern und untern Kaffe quantitativ zehn: 
bis zwanzigmal mehr Diente leiften ald der obern und höchſten Kaffe; 3) daß fie durch ſchleu— 
nige Beförderung von Briefen, Journalen und Büchern wohlthätiger auf die Geſellſchaft wir: 
fen ald durch jeden andern Waarentransport. 

Hierand geht hervor, daß der Eifenbahntransport mehr geiftig ald materiell, mehr durch 
die Menſchen ald durch die Sachen, mehr auf die productiven Kräfte ald auf die Verbreitung der 
Producre, endlich quantitativ mehr auf die Bildung, das Wohlfein und die Genüffe der produ— 
eivenden Klaffen als der confumirenden zu wirken beftimmt ift. 

Um diefe Wirkung in ihrem ganzen Umfange anticipiren zu können, ftelle man jid vor, 
alle Länder und alle angefehenen Städte von Europa feien durh Eifenbahnen und Dampfbonte 
unter jih verbunden, und infolge der großen Frequenz derfelben einerfeitd, andererjeits infolge 
der im Laufe der nächften 25 Jahre zu erwartenden großen Verbefferungen und Erfparniffe im 
Transport fei man in den Stand gejegt, die Fahrtaxen durhgängig um ein Drittel niedriger 
ald die in Belgien, nämlid auf 1 g&r. per deutſche Meile für den niebrigften Plag zu ftellen, 
in welchem Fall eine Reife von 100 deutfchen Meilen auf dem nievrigiten Plage 4 Thlr. 4 gGr., 
auf dem mittlern 6 Thlr. 6 gGr. und auf dem erften 8 Thlr. 8 gGr. zu ſtehen käme. Man 
denke jich ferner, daß die Durchſchnittsſchnelligkeit ver Fahrt fih in kurzer Zeit auf 5—6 deutſche 
Meilen ftellen wird, daß man folglih an Sommertagen bequem 60— 75 deutiche Meilen wird 
zurüdlegen können. Nun gebe man alle Klaffen der Geſellſchaft durch, und man wird erſtaunen 
über den Einfluß, den ein ſolches Transportſyſtem auf die VBerbeiferung des Zuftandes und der 
productiven Kräfte jedes Ginzelnen haben muß. Der Arzt, der Advocat, der Gelehrte, ver 
Kinftler wird nun feinen Wirkungsfreis auf weitentfernte Städte und Länder ausdehnen 
können. Ein großer Schaufpieler 5. B. wird im Stande fein, heute in Berlin, morgen in Sam: 
burg, übermorgen in Hannover aufzutreten. Gin fähfifher Fabrikant, der von Erfindungen 
hört, die in feinem Fach in Paris und London gemacht worden find, wird für eine unbedeutende 
Summe dieje beiden Hauptſtädte befuhen können und auf der Reife hin und zurück höchſtens 
5—6 Tage zubringen. 

Dem Kaufmann und Fabrifanten wird es unendlich leichter fein wie bisher, dur Reifen 
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jenen Geſchäftskreis und feine Kundſchaft zu erweitern, feine Kenntniffe und Begriffe von 
Sachen und Verhältniffen auszudehnen oder zu berichtigen, gemeinichaftlihe Unternehmungen 

mit Menſchen, die an entfernten Orten wohnen, zu verabreden und auszuführen, Differenzen 
periönlich zu fchlichten und fi paflende Gehülfen zu verſchaffen. Der Bewohner des nördlichen 
Deutihland wird fidy num ganz beauein jedes Jahr nad vem ſüdlichen Deutſchland begeben 
können, um dort einen Theil ded Sommers zuzubringen. Diefe Reifen werden Anfäufe und 
neue Anlagen, neue Geihäftsverbindungen und Unternehmungen zur Folge haben. Tauſende 
von Geihäftsleuten werden ſich einfallen lajlen, an verſchiedenen voneinander entfernten Orten 
Babrifen und andere Geihäfte zu betreiben. Neue Bücher und Hefte werden mit größerer 
Schnelligkeit als jegt die Zeitungen fich über ganz Deutſchland verbreiten, und der deutſche 
Buhhanvel wird dadurch an Lebhaftigkeit unermeplih gewinnen. Landwirthe, die in ihrer 
Heimat feine vortbeilhaften Einfäufe oder Pachtungen zu realifiren vermögen, werben ſich mit 
verhaͤlmißmäßig geringem Zeit: und Koftenaufwande in ganz Deutichland nah paſſenden 
Anftedelungen umſehen können. Der Afforiarionsgeift, der in der neueften Zeit bei ung fo 
fräftig ins Leben getreten ift, wird, nachdem den Kapitaliften und Geſchäftsmännern der ent= 
fernteiten Städte Deutſchlands Verſammlungen zu Verabredung und Gontrolirung gemeins 
fhaftliher Unternehmungen fo jehr erleichtert fein werden, einen Auffhwung nehmen, von dem 
man jetzt feine Vorftellung bat. 

Ohne Vergleihung wichtiger ald in den angegebenen Fällen erſcheint aber ver Eiſenbahn— 
transport, wenn man jeine Wirkungen auf die Bildung aller Klaffen und Stände in Betrach— 
tung ziebt. Auch der minder bemittelte Student wird durch denfelben in den Stand geſetzt, die 
berühmteiten Univerfitäten des In- und Auslandes zu beſuchen und die Inftitutionen fremder 
Länder durch eigene Anſchauung fennen zu lernen. Der Handelsviener wird ſich in Perfon auf 
den angeiebenften Handelsplägen nad einer Anftellung umſehen können. In der Technik und 
der Landwirthſchaft, wobei foviel aufeigene Anſchauung und Beobachtung anfommt, werden 
die Deutſchen Rieſenſchritte machen, wenn aud der minder bemittelte Technifer diejenigen Län— 
der und Städte ded In- und Auslandes bejuchen kann, wo jene Induſtriezweige, denen er ih 
beſonders gewidmet bat, am vorrbeilhafteften betrieben werden. Die Techniker und Landwirthe 
Deutihlands werden, mie jet die deutſchen Naturforicher, jährliche Verſammlungen halten, 
und es ift nicht unwahrſcheinlich, daß infolge des erleichterten Verkehrs jih Nationalvereine und 
Berfammlungen für jpecielle Zmeige der Literatur, der Künfte und der Induſtrie bilden, wie 
3. B. Verſammlungen der deutſchen Rechtsgelehrten, ver Hiftorifer, Nationaldfonomen und 
Staatögelebrten, ver Theologen, Sprachforſcher und Erzieher, der Aſthetiker und Schauipieler, 
der bildenden Künftler, der Tonfünftler, ver Mechaniker und mechaniſchen Fabrifanten, der 
Chemiker und chemiſchen Babrifanten, ver Bergleute und Eifenmwerföbefiger, der gelehrten und 
vrattiſchen Ofonomen, der Forſtmänner, der Schafzüichter, der Seidenzüdhter u. f. w. Einer 
großen gemeinſchaftlichen Hauptſtadt ermangelnd, worin alle eminenten Talente und Intellis 
genzen der Nation einen gemeinfhaftlihen Vereinigungspunft finden fönnten, fühlt das Be— 
dürfniß derartiger Berfammlungen und Vereine feine Nation fo fehr als die deutfche. Diejelben 
werden ſich daher auch hier viel großartiger ausbilden als in England und Frankreich und ſo— 
wol aus diefem Grunde ald wegen der geograpbiichen Lage Deutſchlands nach und nad euro= 
päifhe Wichtigkeit erlangen. 

Eine nene Erfindung ift um fo widtiger und ſegensreicher, je mehr fie auf das Wohlſein 
und die Bildung der arbeitenden Klaffen, alſo der großen Mehrzahl der Völker wirkt. Nady 

diefem Maßſtabe betrachtet, find die Eiſenbahnen die größte Erfindung der alten und neuen 
Zeit; fie find eigentliche Volfswohlfahrte: und Bildungsmaſchinen. Nichts iſt den Fortſchritten 
des Menfhen minder günftig ald ein pflanzenmäßiged Kleben an der Scholle, auf welder er 
fein Daſein empfangen bat. Weder jein Geiſt noch feine körperliche Arbeitsfähigkeit, Die zur 
grögern Hälfte durch die Bildung des Geiftes bedingt ift, fann fih entwideln. Jahrhunderte 
und Jabrraufende lang, wie man an den allatifhen und afrikanischen Wölfern am beten wahr: 
nehmen kann, bebarrt er bei denjelben Handariffen, Verfabrungsmweiien und Werfzeugen, bei 
denſelben Borurtheilen und beihränften Anfihten. Lebt ex in kleinen Kreifen, in Dörfern und 
Lanpftädten, wie dies der Ball bei der Mehrzahl eines jeden Volkes ift, fo fehlt ihm das beilere 
Beiſpiel, Die Anregung zur Nacheiferung und meiſtens Die Gelegenheit zu erweiterter Thätig— 
kit. Schlendrian und ſchläfrige Betreibung jeder Art von Geſchäften wird zur allgemeinen 
Lewohnheit, und die Abhängigfeit von einer geringen Anzahl von Brotberren wirft lähmend. 
Die Production ift folglich gering, dem Arbeiter fallen alfo nur Schmale Biſſen zu, und dieſe 
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fümmerlihe Nahrung wirft wieder nachtheilig auf feine Arbeitsfähigkeit. Was die Verpflan- 
zung der Arbeiter bejonders in der Jugend wirkt, ift ſchon von jenen erfannt worden, Die ven 
Handwerfögefellen das Wandern zur Pflicht machten; dap aber dieſe wohlthätigen Wirkungen 
der vielfältigen Ortsveränderung au auf den Aderbauer fi erftredfen, erhellt daraus, daß ein 
junger Feldarbeiter, der aus Deutihland in die norvamerifaniihen Freiftaaten einwandert. 
nah Verlauf einiger Zeit noch einmal foviel zu Stande bringt als früber in feiner Heimat, 
Einiges davon ift freilich Urſachen zuzufchreiben, deren Entwidelung und zu weit von unjerm 
Ziele abführen dürfte. Aber dad Meifte kommt beſtimmt auf Rechnung des Beijpiels, ver 
Gewohnheit, ver Nacheiferung, der beflern Methoden und Werkzeuge. Mit diefer Anſicht im 
Ginflange ftebt eine Erfahrung, die man erft vor kurzem bei vem Bau der Leipzig: Dreödener 
Eiſenbahn gemacht hat. Dort wurde nämlich beobachtet, daß die ſächſiſchen Arbeiter durch Das 
Beijpiel von Arbeitern aus dem benahbarten Breußen, die infolge der Ehaufleebauten in ihrer 
Heimat eine bejondere Fertigkeit in Erdarbeiten erlangt hatten, in kurzer Zeit ſehr bedeutend an 
Arbeitsgeſchick und Thätigkeit gewannen. 

Durd den Gifenbahntransport, wie Died ganz Flar aus den Wirfungen des Dampfbootrane: 
ports in England und Nordamerika jih abnehmen läßt, kommt raſche Bewegung und neues 
Leben in die ftillftehende und träge Maffe. Es it dem Arbeiter num ebenfo gut wie den mittlern 
und höhern Ständen möglich, zu feiner Bildung oder zur Verbefferung feiner Lage zu reijen, 
Beilere Handgriffe und Methoden werden dadurch allgemein. Das Beiſpiel größerer Anftren: 
gung, höbern Berdienftes und größerer Genüffe reizt zur Nadeiferung, und Mehrleiſtung wird 
zur Gewohnheit. Erſcheinungen, wie 3. B. die des Hollandgehens in Weſtfalen, des Ernte: 
laufen der Weingärtner am Fuße der ſchwäbiſchen Alp nad der Donau u. ſ. w., werden nun 
allgemein. Seit man auf den Dumpfbooten für einen Schilling von Irland nad England 
fährt, Fommren die Irländer zu Hunderttaufenden nach dem legtern Lande, um zur Heu: und 
Erntezeit over in den Minen und Fabriken oder bei neuen Bauten Handlangerdienfte zu vers 
richten. Der Tagelöhner, der Eleine Bauer und Handwerfer in ven Dörfern und in den Land— 
ſtädten, dem es oft wochenlang an Arbeit fehlt, wird feine Zeit nicht mehr im Müßiggange 
verbringen, jondern ſich nach entfernten Städten oder Gegenden begeben, wo für den Angenbtid 
eine außergewöhnliche Zahl von Arbeitern geſucht wird; und die Lage einer großen Zahl von 
Gewerbsleuten und Arbeitern wird dadurch beveutend verbelert werden, daß ſie ſich mit ibren 
Familien auf dem Lande anfieveln und für die Stadt arbeiten oder die Woche über in die Stadt 
auf Arbeit gehen und den Sonntag im Kreife ihrer Bamilien zubringen. Gin momentaner 
Stillftand einzelner Fabriken vder ganzer Fabrikationszweige oder eine Reduction der Zahl 
ihrer Arbeiter wird bei weiten nicht fo verderblich auf dieſen Stand wirfen wie bisher, da der 
Arbeitöloje nun viel leichter in entfernten Gegenden einen neuen Brotberen auffuben kann. 

Die ſchnelle Beförderung von Briefen, Journalen und Schriften wirft ebenjo mächtig auf 
die Beförderung der Wiffenfchaiten und Künſte und auf die productiven Kräfte jeder Art, wie 
das erleihterte Reifen, zumal wenn mit größerer Schnelligkeit der Beförderung auch größere 
Wohlfeilheit des Porto verbunden fein wird, Briefliche Verhandlungen jeder Art werden mit 
4 —6 mal größerer Schnelligfeit abgemact werden fünnen als bisher. In Leipzig wird man 
auf einen hamburger Brief, wenn er beute Früb abgebt, morgen Abend Antwort erhalten. 
Wenn in Hamburg morgens früh ein Schiff einläuft, fo wird man nod an demjelben Tage in 
Leipzig davon in Kenntniß gefegt fein, und am zweiten Tage können die damit angefommenen 
Güter in Leipzig eintreffen. Diefe ſchnelle Communication zwiſchen den Seebäfen und den Binz 
nenftädten wird für die Habrifation, den Aderbau und den Verkehr überhaupt von den wohl: 
thätigften Folgen fein. Der Landwirth im Innern fann num jeden Aufichlag des Getreides in 
fremden Häfen benugen, der Fabrikant fann die voben Stoffe regelmäßig und in kleinen Par: 
tien beziehen und in gleicher Weiſe feinen Abjag einrichten, er wird aljo mit dem nämlichen 
Kapitale ungleih größere Geſchäfte machen.“ 

Aber auh nad einer andern Beziehung bat Lift mit richtiger Wahrnehmung voraus: 
geiehen, nämlich in Betreff der Eriegeriichen Bereutung der Eifenbahnen. So heißt ed: 

„Durd die Bedürfniſſe ded Perſonenverkehrs und ver Induftrie und durch die Beziehungen 
der Hauptitadt zu den Brovinzen werden ſich die Eiſenbahnſyſtene aller großen Gontinental- 
nationen negartig geftalten, jodaß fie von den Hauptſtädten nad den Hauptgrenzpunften aus: 
ftrahlen. Die Negierung wird alfo in der Fürzeften Friſt aus den entfernteiten Gegenden bes 
Reichs Streitkräfte in der Hauptftadt ſammeln und diefelben nad den von Feinde bedrohten 
Punkten werfen können, Dit ebenfo großer Leichtigkeit wird fie Artillerie, Munition und 
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Proviantvorrätbe concentriren und den verihiedenen Armeecorps nachſenden. Die Heerzüge 
meiden Das Junere des Landes durch Ginquartierungen, Borjpann u. |. m. nicht erſchöpfen oder 
die Straßen ruiniren, bevor fie zur Örenze gelangen. Die Truppen ſelbſt werben ibre beten 
Kräfte nicht auf Märſchen erſchöpfen, bevor fie ind Treffen kommen. Auf dem Wagen ausge: 
rubt, werden fie bei bei ihrer Anfunft auf dem Kampfplage am beiten im Stanpe fein, ſich mit 
dem Feinde zu meflen, und haben fie ibn auf einem Punkte zurüdgeihlagen, jo fünnen fte am 
weiten oder dritten Tage nach der Schlacht auf einem andern entfernten Bunfte mir gleichem 
Grfolge verwendet werden. Verwundete und Kranfe ſchafft man nun mit der größten Schnellig: 
feit und Schonung in die Lazarethe im Innern. Man brauct nicht Monate und Jahre, um 
eine Armee zum Behufe der Vertheidigung zu ſammeln, nicht Beobahtungsarmeen Jahre lang 
mit großen Koſten an den Grenzen aufzuftellen. Und fo leicht und wenig koſtſpielig es ift, eine 
Armee auf Die Beine zu ftellen und nach den bedrohten Punkten zu werfen, jo feicht ift es nach 
beenpigtem Kriege, jte aufzulöien und jeden wieder nad) jeiner Heimat zu verſetzen.“ 

Freilich hat Liſt fih in einer Beziehung doch geirrt, indem er den Eiſenbahnen die Be: 
deutung unterlegte, daß fie mehr einen defenjiven ald offenfiven Werth im Kriege baben wür: 
den, ja daß Ne die Invalionskriege aufhören machen müßten. Der italienische Krieg vom Jahre 
1859, in weldem zuerit eine größere Benugung von Eiſenbahnen zu militäriihen Zwecken ein: 
trat, kann franzöitjcherieitd gewiß nicht auf den Namen eines Defenüivfriegs Anſpruch machen. 
Indeſſen liegen über dieſen Gegenitand no feine genügenden Erfahrungen vor, um voll: 
Rändig darüber urtbeilen zu fönnen. 

Die wirthſchaftliche und joriale Bedeutung der Eiſenbahnen, fowie je ſich im kurzen Veſtande 
ihres Vorbandenfeins bereits herausgeſtellt bat, bietet eine ganze Reihe der verichiedenartigiten 
Geſichtspunkte, die der Reihe nach zu prüfen find, ebe man deren Geſammtwirkung nur einiger: 
wagen annähernd erfaifen fann. Die Eiſenbahnen find nämlich, wie Lift richtig bemerkt, nicht 
blos Verfehrämittel, nicht blos Bildungsmittel und Gulturelement, fie jind auch, wie in ihrer 
weitern Gntwidelung ſich berausftellt, eine jelbitändige Kraft geworden mit maßgebendem Eins 
Aus auf Indufirie und Sitte, auf Willenihaft und feibft auf den Staat. 

Die nächſte Bedeutung der Eiſenbahnen ift vie einer regelmäßigen und fürzeften Landver— 
bindung zwiſchen zwei Ortſchaften und den dazwiihenliegenden Plätzen. Liber die allgemeine 
wirrbichaftliche Bedeutung folder Verbindungen haben wir und bereitd an einem andern Orte 
(1. Dampftraft und Dampfihiffabrt) geäußert und einen wejentlihen linterichied ver Eifen- 
babnlinien von den Dampfihifieurjen bejonders darin gefunden, daß die Gifenbahnen den Ber: 
keht Fünftlich in beitimmte Richtungen zu lenken vermögen, daß aber die Dampfihiffahrt mieber 
die natürlichen Vortheile einer guten geographiichen Lage überwiegend macht. Als zuerit Gifen: 
babuen gebaut wurden, war man jehr geneigt, ihnen vorzugsweiſe eine lofale Bedeutung, zur 
beſſern Vermittelung von zwei Ortihaften, die bereitd einen regen Verkehr miteinander hatten, 
zuzuſchteiben. Die erite Eijenbahn in England zur Berjonenbeförderung war, wie gejagt, bie 
zwiſchen Liverpool und Mandefter, die erfte deutſche befanntlich die zmiichen Nürnberg und 
Fürth. Nachdem man aber erſt erfannt hatte, daß an diejer Förderung des beſtehenden Verkehrs 
fi jofort ein ganz neuer Verfehr beranbilde, nachdem man aljo gefunden, daß die Gijenbahnen 
eine directe Duelle beſſern Wohlergehens werden fönnten, ward der Anſchluß aneine Gijenbahn 
die Urſache zahlreicher Plane und Rivalitäten, aud) folder Blane, durch welche man meinte einen 
andernorts jhon beſtehenden Verkehr nunmehr an ji reißen zu fünnen. Später aber glaubte 
man an vielen Orten die Entdefung gemacht zu haben, daß die Gijenbahnen den größern Ort 
auf Koſten des kleinern, die Endpunkte auf Koſten der Mittelſtationen begünftigten, und wieder: 
um ward es vielfah Streben, der directen Gifenbabnverbindung mit rivalifirenden gleichen 
oder gröfern Plägen ſoviel wie möglid aus dem Wege zu gehen, höchſtens die indirerte Ver: 
bindung zu geftasten. Und damit zugleich tauchte eine andere Ungewißheit in der Anlage der 
Eifenbabnen auf, die mehr oder minder große Rückſichtnahme nämlich auf den lofalen Verkehr, 
was ſich praftiich in ver Feftftellung der Bahnlinie entweder im directeſten Wege zwiſchen ven 
beiden Hauptpunften oder im Abbiegen auf Zwiſchenorte kundgab. Die Willfürlichkeit, die 
Plan: und Syftemlofigfeit ift daher aud vielfach der Charakter des frühern Gijenbahnbaus 
geweien, je nach den veränderten Anfhauungen und vermeinten Bedürfnifien. In manden 
Füllen find dieſe Lücken durch fpätere Anlagen ausgeglichen, in andern mindeftend weniger 
bedenklich geworden, hin und wieder finder man jedoch noch heute, wo Gijenbahnen angelegt 

werten follen, Überbleibſel all jener veralteter Anſchauungen und darauf begründeter Spe- 
tulstionen. 
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Der allgemeine Vortheil ver Eiſenbahnen iſt es, daß fie verſchiedene Ortſchaften in regel: 
mäßigen und rafchen Verkehr miteinander jegen, daß alſo der Kreis derer, die für ihre Berfonen 
oder für Waarenjendungen daran theilnehmen können, wegen verminderten Zeitverluftes und 
mithin verminderter Koften wählt, daß damit aud der Antheil an der Koftenvergütung jedes 
Einzelnen für die Beförderung geringer wird, alfo immer mehrere ſich dieſes Beförderungs— 
mittels bedienen fünnen, ſodaß endlich ein Verkehr und Verfehrärichtungen entftehen, an welche 
vorher niemand gedacht hatte. Der jpecielle Nugen der Eifenbahnen aber ift je nach den obwal⸗ 
tenden Umftänden fehr verjchieden. Die Eifenbahnen dienen zunächſt dem Handelsverkehr. Die 
fürzere Dauer einer jeden Beförderung macht Kapitalien frei, indem die ganze Reihe von 
Verfonen, vom Broducenten ded Nohmateriald bis zum Babrifanten, und wieder vom Fabri— 
fanten bis zum Gonfumenten, herab, weniger Vergütung für in Anfpruch genommene Zeit und 
Mühe fordern können, indem aud) jeder Zwiſchenhändler in biefer doppelten Reihe ein im Ber: 
bältniß der verkürzten Reiſedauer geringeres Waarenlager halten fann, indem endlich vie 
Zahlungsausgleihungen durch Geld oder in anderer Weiſe um fo viel raſcher, aljo auch billiger 
zu bewerfftelligen iind. Diefer verminderte Umfang der zum Umſatz erforverlihen Kapitalien 
führt aber noch eine weitere zmeifahe Wirkung mit fih: er vergrößert ven Kreid derer, die an 
einem beftimmten Betrieb concurriren können, vermindert alſo durch Die Concurrenz felbft jeve 
Art von Koften nody weiter, er macht aber auch zugleich weitere Kapitalien frei, für die natürlich 
eine andere Beihäftiguing geſucht wird, gleichfalls zum Gedeihen der allgemeinen Wohlfahrt. 
Dazu kommt dann weiter der bejondere Nugen für einzelne Betriebsarten. Naicher verderbliche 
Waaren fönnen überhaupt erft pur die Gifenbahnen einen weitern Umkreis ihres Verbrauchs 
erreichen ; das gilt namentlih von manchen Producten ded Landhaus. Größere, reidhere Städte 
verbrauchen befanntlih ganz auferordentlihe Mengen von Gartenproducten, alfo 3. B. von 
Gemüjen und Früdten, für deren Herbeifhaffung fie vor den Eiſenbahnen auf die unmittelbar 
nächſte Umgebung angewieien waren. Aber vie Gifenbahn fegt ferner gelegene Ortſchaften, ſei 
es dicht oder in nächſter Nähe ver Bahnlinie, jo zu jagen vor die Thore der größern Stadt und 
macht dadurd in jenen die Gartencultur erft lohnend, während. vorher vielleicht faun ein geringe 
fügiger Abjag dafür zu erzielen war. „Outsbefiger in der Nähe von Eiſenbahnen haben jogar 
für Broducte einen lohnenden Abſatz gefunden, welche vordem für ihre Ofonomie läftig waren.” 
(Knied, „Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen’, Braunſchweig 1853.) Daffelbe gilt und zmar 
in nod viel höherm Grade für den gefammten Landbau, in nächſter Veranlaflung der dabei ein— 
getretenen Koftenverminberung. „Es wird, wie fi jedermann vorrechnen kann, z. B. durd eine 
Reduction der Transportkoften auf ein Drittel des frühern Beftandes in gerader Richtung der Ab- 
ſatz bis zur dreifach größern Entfernung möglich, ver Gebietskreis des Abfages aber vamitein neun= 
fach größerer ald vorher. Diefe Steigerung wird dann durch die größere Geſchwindigkeit des Trans— 
ports und weiterhin noch infofern verftärft, als in größerer Ferne von den Getreidemärkten, die 
ja faft immer in größern Städten fi befinden, Die Productionsfoften geringer werden”. (Knies, 
a. a.O.) Man kann nod; viel weiter gehen, denn jeder neu gewonnene, namentlid größere Markt 
ſchließt an andere Abiaggebiete an, und eine Vielfältigkeit und enge Zufanımenfügung von 
Eiſenbahnen, wie ſie jet jhon in jo großem Umfange erreicht ift, vermehrt vie Auswahl der 
Abjagorte und deren Gebiete. Ganz ähnlich liegt die Sache für die Fabrifation, aber mit noch 
einigen bejondern Vortheilen. Dad Abjaggebiet eined Babrifats vermehrt ih namlich nicht 
blos räumlich im Verhältniß des erlangten raihern Verkehrs, fondern auch intenfiv im Ver— 
hältniß zur erlangten größern Billigfeit. Brot und andere gemöhnliche Nahrungsmittel brau— 
chen feine Abnehmer zu ſuchen, wol aber fehr viele andere Gegenftände des Verbrauchs, beſſere 
Kleider, beſſere Möbel, nahrhaftere und feinere Speilen u. ſ. w. Auf Erzeugung von beifern 
und zugleih billigern Mannfacturen werden befanntlih die allerumfangreihiten Anſtren— 
gungen gerichtet, und es ift in den legten breißig Jabren darin das Außerordentlichſte geleiftet 
worden; aber alle Anftrengungen für Hebung des induftriellen Betrieb? würden obne die 
Eijenbahnen ihr Ziel nicht haben erreichen können. Der größere Betrieb irgendeines Fabrifars 
berußt eben auf einem entiprechenden Umſatz, diefer hängt wieder weſentlich von der Billigfeit 
ded Abſatzes ab, und wiederum berubt diefer zu einem bedeutenden Theil auf den Transports 
foften, die namentlich bei Waaren von fehr geringem Preiſe für den ſchließlichen Abſatz ganz 
enticheidend wirken. Nur die Gijenbahnen mit ihrem billigen Transport und zugleih ihrer 
räumlichen Erweiterung der Abfagfreife fonnten jenen gewaltigen Umfag erft ermöglichen, der 
für viele Babrifate vie Orundlage eines umfaffenden Fabrikbetriebs ift. Härte die Billigfeit ver 
Sabrifation ihr Gegengewicht in den Koften und dem großen Zeitverluft des frühern Bradıt= 
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betriebs gefunden, jie hätte nie und nimmer die Welt für fi erobern können, fie wäre fo zu 
jagen in ihrem eigenen Fette erftidt, und feine Anftrengungen hätten varauf gerichtet werben 
können, bei einmal gejichertem Abſatz durch neue technifhe und andere Entwicelungen die Fabri— 
fate noch billiger zu machen und jo den Abfag noch mehr zu erweitern. Die Locomotive, das 
Kind der feftftebenden Dampfmaſchine, bat diejer durch Befreiung des Verkehrs von alten Ver 
febröbenmmnifien eigentlich erft die Welt eröffner. 
Bir haben im Bisherigen nur die allgemeinften Züge des Einfluffes ver Eiſenbahnen auf 
die wihtigften Gebiete menſchlicher Thätigkeit kurz erörtert, ed reiht ih daran natürlich eine 
ganze Reihe von Umwälzungen auf vielen andern Gebieten. Bor allem in der Ausgleihung 
der Menihenfräfte. Weit mehr ald e8 auf den eriten Anſchein ausfiebt, find die Eiſenbahnen 
den minder wohlhabenden, ja den eigentlich ärmern Klaſſen zugute gefonmen. Man vergeffe 
nur nicht, daß Diele Klailen in ihrem Gros vom Reifen vorher fo gut wie audgefchloffen waren, 
wit Ausnahme des fechtenden und Arbeit juhenden Handwerksburſchen während ver paar Wan— 
derjabre; ed fehlte ihnen das Geld und die Zeit zum Neifen, es mangelte ihnen ebenfo ſehr vie 
Moͤglichteit, raſch die Zuftände eines entfernter liegenden Arbeitögebietes zu erfahren. Den 
woblhabenden Klaſſen ift durch die Eiſenbahnen das Reifen leichter und billiger geworden, den 
andern wurde es durch fie erft erſchloſſen. Wer daran zweifelt, der beobachte auf irgendeiner 
längern Eifenbahnftrede das Publikum einer legten und billigften Wagentlaffe, er frage ſich, ob 
er Ausſicht gehabt hätte, die Mehrzahl ver Paſſagiere in einer ver frühern Boften und Diligen= 
ren zu ſehen, er forihe nad, wie viele von ihnen bei eingetretener Nothwendigkeit ſich der 
elendeſten Reifegelegenbeiten hätten bedienen müflen, wenn fie nicht große Streden zu Fuß 
gingen, und wie viele nicht jelten mebr noch wegen des Zeitverlufted, der in dieſer Klaſſe viel 
ſchwerer wiegt, als wegen der Koften gänzlich zu Haufe bleiben mußten. Daß dieſe Keichtigkeit im 
Transporte derer, melde vorzugsweiſe nur ihrer Hände Kraft und Geſchicklichkeit mithringen, 
in gewerblicher Beziehung von großer Bedeutung werden kann, verſteht ſich von ſelbſt, für ſie 
ſelbſt wie für vie Fabrikation und den Handel und für jede Arbeitsthätigkeit. Wo immer neue 
Unternebmungen in Angriff genommen werden, lajlen fi auch vie rechten Arbeitöfräfte dafür 
raſch herbeiſchaffen. Aber Diele den minder wohlhabenden Klaſſen eröffnete Reiſemöglichkeit 
gebt noch viel weiter, fie ift die eigentliche Befreiung von der Scholle. Mehr noch als ſchlechte 
wirthſchaftliche Zuftände, mebr noch vielleicht als geieglihe Verbote und Erſchwerungen hielt 
der Zuftand der einftigen Verkehrsmittel die überwiegende Zahl der Benölferung an der Scholle, 
an der hergebrachten Heimat feft. Sie fannten die Außenwelt faum, fie ſahen auch nicht forts 
während um ſich das Beiſpiel ded regften Reiſeverkehrs. Die rafchere Bewegung der Locomotive 
bat eine größere Beweglichkeit in den Volksmaſſen herbeigeführt. Daß ed uns nicht einfällt, in 
diefer Veränderung ein Unglück, fondern vielmehr einen Segen zu jeben, verfteht ſich von Telbft. 
Be fo viele Anreize zu vermehrter Thätigfeit und zu erweitertem Umſatz der Fabrikate 
sorbanden ind, pa müflen natürlidy and die Conſumenten aller Art und aller Klaffen die größten 
Bortheile davon ziehen. Die allgemeine Genußfähigkeit ift in dem legten Jahrzehnd in einem 
ganz auänehmenden Grade geftiegen. Die Fabriken, welche die Erzeugnifle des Gewerbfleißes im 
ganz enormen Mengen zu ven geringften Preifen verarbeiteten, und die @ifenbahnen, melde dies 
ſelben mit dem geringften Koſtenaufſchlag nad) allen Richtungen bin beförberten oder befördern 
halfen, Haben jegt Genußmittel inalle Schichten der Benölferung hineingebracht, die Früher kaum 
den Bornehmiten und Wohlbhabenpften erreihbar waren. Wir ſehen aud hierin einen Fortſchritt 
zur Sumanität, nicht eine Ausihreitung ded Menjchengeiftes. Die entgegengefegte Meinung 
begen nicht blos die, welche aus Engherzigkeit over untichtiger Weltanfhauung den untern Klaſ— 
fen ever auch den zunächſt darüberliegenden Schichten die gtöhern Genüfje nicht gönnen, ſon— 
dern dieſe Anſicht ift haufig auch nur die Folge eines eigenthümlichen Misverſtändniſſes. Weil 
gewiſſe Verbrauchsgegenſtände in frühern Zeiten wegen der damals beſtehenden Preis- und 
Verkehrsverhältniſſe nur in den Beſitz der jocial oder pecuniär höher ftehenden Klaflen gelang= 
tem, deshalb wird von vielen der Übergang folder Gegenftände in den Verbrauch auch der andern 
Karten ver Bevölkerung als ein Zeichen des hereingebrochenen fittlihen oder öfonomijchen 
Ververbs angeſehen, ohne daß jie bevenfen, daß die pecuniäre Unterlage zu diefem Gebraud) 
kitdem eine ganz andere geworden ift. Auf der andern Seite wäre Die Freude über die Vermeh— 
ung der Fabrikationsthätigkeit und die Ach daran knüpfenden anderweitigen Vortheile eine 
"orkurze, wenn man bie eigentliche Bedingung, unter weicher allein dieſe vermehrte Thätigkeit in 
Bunerbrohenem Fluß erhalten merden fann, den qusgedehnteſten Gebrauch der Kabrikate, als 
fin tiven innerhalb ner Volkswirthſchaft wieder befeitigen wollte. Denn darüber fann fein 
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Nationalökonom zweifelhaft fein, daß, fowie ver Hauptbetrag der Steuern aud den kleinen und 
fleinften Beiträgen der großen Maſſe ver Bevölkerung zuſammenwächſt, fo auch nureine maſſen— 
hafte Confumtion nicht durch die unter allen Umftänden nur wenigen Reihen und Wohlhaben— 
den, jondern durch die große Zahl derer bewirkt wird, melde unter ihnen ſtehen. 

Hier lehrt denn wieder ein Blick auf die täglichen Erſcheinungen im Vergleich mit dem, was 
früher beftand, wie ganzanders die durch Fabriken und Eifenbahnen — die, wie wir früher aus= 
geführt, auf diefem Gebiete einander bedingen und ftügen — bewirkten Conſumtionsverhältniſſe 
geworden jind. Nicht ſowol in den Nahrungsmitteln ver großen Menge — venn dieſe iind durch 
Klima und Ortöverhältniffe bevingt, höchſtens daß in deren Zubereitung ein Fortſchritt gedacht 
werden fann, wie er allerdings auch eingetreten ift — fondern im Bau der Wohnungen, im 
Kleidung und Arbeitögeräth. Beſſere Wohnung und Kleidung find zugleich ſittliche Hebel, bei= 
ſeres Arbeitögeräth aber jedenfalls ein großer wirthſchaftlicher Fortſchritt. 

Bielleiht wird jemand, auf beſtimmte Erfahrungen fußend, die ganze Thatſache des öko— 
nomiſchen Fortſchritts der Maflen, wie er durch die Eijenbahnen mit herbeigeführt jein Toll, im 
Abrede zu ftellen verfucht fein; allein hier wäre zu unterſuchen, wie durd Berfennung von wide 
tigen volkswirthſchaftlichen und ftaatlihen Forderungen einzelne Gegenden und Bevölkerungen 
Hinter dem allgemeinen Fortſchritt zurüctgeblieben find. Wir werden darauf noch zurüdfommen. 

Der allgemeine Einfluß der Eiſenbahnen ſchließt ferner bejondere Wirfungen auf einzelne 
Gegenden und Verfehrsrichtungen nicht aud. Denken wir und eine einzelne Gifenbahn, wie fie, 
beginnend an einem Punfte von mercantiler over politiicher Bedeutung oder von beidem zugleich, 
durch ein Land führt mit Haltepunften, die entweder ſchon ihre eigene Bedeutung hatten oder 
blos durch die Eiſenbahn dieſelbe erlangt haben, bis zu einem Endpunfte, deſſen Wichtige 
feit wiederum der ded Ausgangspunftes gleicht. Alle dieje verjchiedenen Bläge treten zunächft 
in einen ganz unmittelbaren Verkehr miteinander. Alltäglid zu ganz beftimmten Zeiten werden 
an jedem Blage von allen andern ber Perſonen, Nachrichten und Waaren entgegengenommen 
und wieder dahin abgefandt, jie werden fo zu jagen räumlich aneinander gerückt, fie werden mit 
Leichtigkeit ihre verichiedenen Erzeugniſſe untereinander austaufhen können; der Fabrikant 
einer mittlern Etadt hat jet bejlere Gelegenheit zum Abjag in der großen, der Händler der 

großen beifere Kundſchaft in ver Fleinen. Aber eö fünnen daneben nod ganz befondere Wir: 
Eungen eintreten, Im allgemeinen entbinden die Eifenbahnen von der Nothwendigkeit, Fabri— 
fen in ven Städten oder in deren unmittelbarer Näbe anzulegen, aljo den höhern Kaufpreis 
von Grund und Boden in oder vor denjelben auf das Fabrikat aufjdlagen zu müſſen, auf Kos 
fien des Abjages natürlich; ed werden nur bejondere Fälle eintreten können, wo entweder Der 
Umfang des Rohproduets bei niedrigen Preifen oder die Nothwendigkeit einer ſchärfern Wahr: 
nebmung von Abfagconjuncturen die größere Stadt wird vorziehen laſſen. Im großen und 
ganzen genommen, läßt ſich auch nicht verfennen, daß die Gijenbahnen die Goncentrirung des 
gefammten Verkehrs nad den größern PBlägen geradezu begünftigen. Denn wenn aud) der 
Händler in den fleinen Städten, der wejentlih nur Krämer ift, ſich vermittelft der Eiſenbahn 
beffer verjorgen fann ald früher und obendrein weniger Lager gebraucht als vorher, ba er ent— 
ftandene Lüden rajcher zu ergänzen vermag, jo tritt doch zugleich die Goncurrenz des Kaufmanns 
in der großen Stadt unmittelbar ſcharf an ihn heran, entweder durch Directen Abjag in ver 
Eleinen Stadt oder durch Einkäufe, die gelegentlich in der größern Stadt gemacht werden. Mod 
andere Einbußen werben an jenen Eleinern Plägen erlitten, deren Empfindlichkeit gewiß nicht 
weniger darum gefühlt wird, weil jie nur einzelne Intereffen und Perſonen befonders hart 
treffen, die Einbußen derer namlich, weldye auf den biäberigen Reiſe- und Transportverfehr 
angewieſen waren, mie Gaftwirtbe, Schmiede, Fuhrleute u. ſ.w. Der Grfag dafür liegt 
nur zum Theil in dem, was aus ven Eleinern Ortſchaften an Erzeugniffen des Landbaus 
oder neu angelegten Fabriken abgejegt wird; in viel höherm Grade fann er dadurch bewerk— 
ftelligt werden, daß die einzelnen Stationen gleihfalld Kuotenpunfte des Verkehrs werben. 
Das ift aber nur dann möglid, wenn fie mit vernünftiger Rückſichtnahme auf die natürliche 
Lage eined Ortes angelegt waren. Gin Platz z. B., der natürlibe Vortheile dur die Benugs 
barkeit von Wajlergefällen zu Babrifanlagen befigt, wird dieſe durch die Nähe einer Eiſenbahn 
vergrößert jeben, da die geringen Koften ver Waſſerkraft ftatt ver Verwendung irgendwelden 
Feuerungsmateriald in der Negel weit über den Unterjhied der Trandportfoften hinausgehen. 
Oder ein Plag, der durch feine Lage am Ausgange eined natur- oder fabrifreihen Thale, an Der 
Ausmündung eines Kleinen, für Kühne ſchiffbaren Fluſſes u. dgl. m. ein natürliches Depot für 
Erzeugniſſe vieler Ortſchaften und mancherlei Art bildet, oder enplich ein Ort, der durch den Un— 
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rerſtand dev Menfchen, z. ®. durch benachbarte Zollinien und ähnliche Einrichtungen, erft eine 
größere Bedeutung erhält: bier allentbalben finden fidh Die gegebenen Mittelpunfte eines Ber: 
febrs, der Durd den Anſchluß an eine Gifenbahn, wenn auch nicht ohne Verluft in manchem bis— 
berigen Erwerb, doch auch nicht ehne reihen Erſatz dafür bleiben fann. Hat man aber bei Anlegung 
von Eiſenbahnen auf jolde Verhältniſſe Feine Rücdiicht genommen, hat man vielleicht gar dabei 
die Abſicht gebabt, einen Verkehr erit ihaffen zu wollen, dann natürlih wird das Verluftconto 
der kleinern Orte überwiegend fein ohne Ausſicht auf entſprechenden Griag. Es ift bier indeſſen 
nod ein anderes Verhältniß in Anſchlag zu bringen: der allgemeine Ginfluß beſtehender Ver— 
febräeinrihtungen auf die durh die Gifenbahnen veranlaften Entwickeluugen. Es ift nämlich 
ein wunderbarer Widerſpruch, in welchem jih mande Staaten befinden, die auf der einen Seite 
dad ſtärkſte Verkehrsmittel, dad man je erfunden bat, bei ich einführen, das jenige Verkehrsmittel, 
welches, um im Verkehr ſich ihm anzuſchmiegen, nicht blos neue und ganz ungewohnte Anſtren— 
gungen erfordert, das nicht blos einen neuen Verkehr ſchafft, jondern das aud) zu andern Ver— 
Eehrörihtungen und zu fernen Plägen aller Art den unmittelbarften Zugang eröffnet, während 
auf der andern Seite durch Zünfte, durch Handeld: und Erwerböverbote mandperlei Art, durch 
kunflich erdachte oder geſchichtlich überlieferte Zolleinrichtungen Verkehrsfeſſeln ver verderblichiten 
Art beibehalten werden und nichts geſchieht, um diejelben zu bejeitigen. Gier werden die Stunden 
und Minuten aufs jorgfältigite berechnet, innerhalb deren man von Ort zu Ort gelangen fann, 
es werden Foftipielige Einrichtungen mancherlei Art getroffen, um ein unmittelbares Ineinander— 
greifen der Bahnzüge zum Zweck ver möglichiten Beſchleunigung des Verkehrs zu erzielen, 
an der Örenze aber ſteht der Zollbeamte, und man iſt genöthigt, um ihn zu befriedigen, eine 
Dienge foftbarer, mit jo gewaltigen Koften und Anftvengungen gemonnener Zeit wieder zu 
veriteren. Oder man bat Zwangseinrichtungen im Lande jelbit, Zünfte und Ermerböverbote, 
man ziebt durch die Wucht ver Eiſenbahnen den auswärtigen Verkehr unmittelbar an fi 
beram, ohne zu Verbeilerungen im Lande Die Hand anzulegen. In beiden Fällen kann ed nicht 
auäbleiben, daß vie Vortheile und Nachtheile der Eiſenbahnen jebr ungleich ausfallen, daß vie 
einen dabei nur gewinnen, die andern nur verlieren. Der in einer größern Start betriebene 
Verkehr wird feine Fühlfäden fofort allenthalben ausfenden, er wird, obendrein unterftügt durch 
bie ibm zu Gebote fiehenden Kapitalien, die auch ihm gebliebenen Verkehrshinderniſſe auf ein 
Minimum zu reduciren im Stande fein; der fleine Ort dagegen wird die Nachtheile der beite: 
beuden Erwerbierihmwerungen behalten und die VBortheile des raſchern Verkehrs ohne Wider— 
Hand auf die größern Bläge übergeben feben. Es liegt auf der Hand, daß die größere Energie 
der Verkehrsuittel von einer entſprechenden Energie der Menſchen in Verkehre begleitet jein muß, 
damit He ihre voiie Kraft erzielen fann, ſodaß jeit dem Beftande der Gifenbahnen jedes Land 
genau jo weit hinter einem andern zurücbleiben muß, aldes daſſelbe an Verkehrsbeſchränkungen 
übertrifie. Manderlei hochgeſpannte Hoffungen auf Gifenbabnen find vorzugsweiſe darum weit 
dinter deu Erwartungen zurüdgeblieben, weil man ih der Nothwendigkeit folder VBeränderuns 
gen nit bewußt geworden ift, und jo wenig an und für ſich beitritten werden fann, daß bie 
Eifenbabnen bei allen Nachtheilen, die jie allerdings einem einzelnen Betrieb bereiten können, 
in fi Die Kraft der Ausgleichung tragen, ſodaß Ichließlidy im ganzen uud großen die Vor— 
tbeile überwiegen, jo wird davon doch nur bei einigermaßen normalen Zuſtänden die Rede jein 
fönnen. Dan jebe jih nur einmal die Verhältniſſe einer Eleinen Stadt, in welder hergebradhte 
Erwerböbeihränfungen beitehen, in ver Nähe an. Die Schlächter in einer folhen Stadt würden 
vielleiht nah außen, Telbit nach den großen Ortſchaften oder gelegentlih zum Export Fleiſch 
liefern, Tiſchler, Schufter und andere Handwerker ihre Arbeiten dorthin und weiter abfegen 
fönnen, aber die Zunfteinrihtungen lajlen entweder eine Grmeiterung des Betriebs überhaupt 
nicht zu, oder fie haben im hergebrachten Schlendrian die Zünftler unfähig gemacht, die neu ſich 
bietenven geſchäftlichen Vortheile wahrzunehmen. Auf der andern Seite bieten die Eiſenbahnen 
den Einwohnern der Eleinern Orte die bequemfte Gelegenheit, ji mit beſſern und billigern 
Handwerkserzeugniſſen von anderswoher zu verforgen, und feine firenge Aufjicht der am kleinern 
Orte Privilegirten wird dieſen Schmuggel hindern Eönnen; fie verlieren aljo pofitiv durd die 
Eiſenbahn. Vielleicht haben fih gar Die Kaufleute und die Krämer an einen Kleinen Orte zu einer 
Gilde zufammengethan, mit ausſchließlichen Verfauförechten, und fie werden um jo mehr verlies 
ten, je leichter gerade ihre Privilegien zu umgehen find. Handelt ed Äh dann um die Anlegung 
einer Fabrik, jo werden nicht blos alle beftehenden Erwerbsvorrechte zu beſiegen fein, ſondern 
ach die durch den Beſtand derfelben genährte Beſorgniß vor einer Steigerung der fogenannten 

Dutsarmen. In einer grogen Stadt, die vielleicht diejelben over ähnliche Zunft: und Erwerbs— 
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beihränfungen hat, liegt das Gorrectiv dagegen in den größern Verhältnifien jelbft; es reicht 
viefleicht nicht durchweg aus, jedenfall® aber gegen ähnliche Misftände, wie fie fi infolge der 
Kleinheit der örtlichen Verhältniffe zu entwickeln vermögen. Wir glauben, daß bei dem noch 
nicht geſchlichteten Streit über den Einfluß von Eifenbahnen auf die verihiedenen Punkte, melde 
fie berühren, die zulegt erwähnten Geſichtspunkte bisher nicht genügend ind Auge gefaßt wor: 
den find. Preilidy wollen wir aud der Berührung folder Schattenjeiten durchaus nicht ein Ars 
gument gegen die ifenbahnen gewinnen, jondern dies foll nur ald weiteres Bemeismittel gegen 
den Fortbeftand von verfehräfeindlichen Einrichtungen dienen. 

Es gibt alſo Mittel, um die Vortheile, welche Eifenbahnen den größern Plägen gewähren, 
wieder auszugleichen; an und für ih wird man indeß ſelbſt dieſe Vortheile nicht als dem gemei— 
nen Intereſſe wideriprechend betrachten fünnen. In der Goncentrirung des Handels und vielen 
Gewerbebetriebs an größern Plägen ift zugleiheine Anfammlung und eine Verftärfung ber im 
Lande vorhandenen Kapitalkräfte enthalten. Jedes Kapital wird nämlich um fo nugbarer, je 
leichter ed in den allgemeinen Verkehr übergeben kann. In einer Stadt aber, die vielerlei 
Betrieb in fich faßt, wird naturgemäß auch leichter Kapital aufgefucht und angelegt werden 
können. Das ift nun ein doppelter Vortheil, einmal für Handel und Gewerbe felbit, ſodann 
weil vie Kapitalmacht eines Landes dadurch viel intenfiver wirft, denn daſſelbe Kapital leiftet 
unter ſolchen Umſtänden raſchere, mithin auch Öftere und vergrößerte Dienfle. Auch die 
Zahlungsausgleihungen des einen Landes mit dem andern Lande werden durch eine foldhe 
Goncentrirung der Geldkräfte an einem Punkte ſehr erleichtert, mit wettern wichtigen Einwir— 
fungen auf den gefammten auswärtigen Kandel. Und nothwendig wird aud das Inland ges 
innen, wenn es einen Play befigt, wo man leichter Darlehne aufnehmen oder Vorſchüſſe erhalten 
kann, denn mande Fabrifanten und Producenten, welde gar oft erft nad) geraumer Zeit ibre 
in den eigenen Betrieb geſteckten Kapitalien nebſt dem erarbeiteten Gewinn wieder heraus: 
ziehen können, bedürfen folder Darlehne oder Vorſchüſſe ganz unausbleiblic zur regelmäßigen 
Fortſetzung ihres Betriebs. Die zu ſolchen Zwecken errichteten Banfen beweijen dad Vorhan— 
denfein eines ſolchen Bedürfniſſes, aber weder ihre Mittel noch ihr Geſchäftsbetrieb können alles 
mal zur Befriedigung deifelben ausreichen, beſonders da nicht, wo die Geſetzgebung ängitlid 
deren Befugnifle einengt. Und felbft derartige Inftitute müflen ihre Kraft aus den an gröfern 
Plägen angefammelten Kapitalien zieben. 

Wenn jomit die Eifenbahnen nicht blos Durch die größere Negfamfeit, die fie allen Betrieb 
geben, nicht blos durch den raſchern Umfag, den fie ermöglichen, fondern direct auch Durch dad 
Anſammeln von Kapitalien an größern Plägen die ganze ernährende Kraft eines Landes nad 
den verihiedenften Richtungen bin verftärfen, jo liegt ganz gewiß genügender Grund vor, um 
das Übergewicht, das fie größern, namentlich folhen Plägen verleihen, die ſchon an ſich den natürs 
lihen Mittelpunkt eines mehr oder minder umfaffenden Verkehrs bilden, al8 einen der Gefammt: 
beit gewährten Vortheil zu bezeichnen. Auch das läßt ſich nicht verfennen, daß ein jeder jolcher 
Blag nur dabei gewinnen kann, wenn die Fleinern Pläge, mit denen fiein Verkehr fteben, ihren 
Betrieb erhöhen und fräftigen; fie gewinnen dabei an Umſatz, fie gewinnen dabei an verbrauchs— 
und zablungsfähigen Kunden und auch andisponibeln Kapitalien. Unerwähnt wollen wir hier— 
bei nicht laflen, daß der jhärfere Gegenfag von größern und fleinern Plägen, den die Eiſen bah⸗ 
nen herbeiführen, eine nicht unintereſſante und unwichtige Veränderung in der ganzen Okonomie 
eined Landes bewirfen kann. Es gibt in allen Ländern und befonders au in Dentfchland eine 
Anzahl kleinerer Ortichaften,, die zwar Stadt oder Fledfen genannt werden, ohne faum mehr 
als ein größeres Dorf zu fein, Ortſchaften, deren Gingefeilene mit einem geringen ftäptiichen 
Betrieb häufig auch ein bischen Aderbau oder doch Reldwirtbichaft betreiben, beides natürlich ohne 
fonderlihen Erfolg. Wenn es ſolchen Plägen nicht gelingen kann, den großen Fabrikbetrieb ſich 
anzueignen, was nicht immer in ihrer eigenen Macht liegen dürfte, fo fönnen fie und kann das 
ganze Land nur dabei gewinnen, wenn fie je eher je lieber ausichlieglih zum Aderbau zurück— 
fehren. Die heutige Leichtigkeit der Auswanderung erleichtert folche naturgemäße Ummanbeluns 
gen, wie dDiefe denn auch wiederum oft genug die Beranlaffung zum Auswandern geworden jind. 

Wie günitig die durd die Eifenbabnen ermöglichte größere Kebhaftigfeit des Verkehrs ſowol 
in den Mittelpunften eined großartigen Verkehrs al& auch in den entlegenern Ortfchaften wirft, 
fobald dazu die Befreiung jeglihen Betriebs von fünftlihen Hemmniſſen tritt, davon liefert 
gewiß England das großartigfte Beiſpiel. Dort it niemals eine Klage darüber laut geworden, 
daß die Eifenbahnen die größern läge auf Koften der fleinern fürbderten, denn unter der dort 
beftehenden Erwerbsfreiheit fand alles wieder feinen Platz; es war vorber eine allerdings 
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außerordentlich große Umwandelung in allem Betrieb vor ſich gegangen. Ebenſo wenig hört 
man folde Klagen aus Belgien. Aber; in Deutihland find fie vorgefommen, namentlich in der 
eritien Zeit ver Anlage von Eiſenbahnen, ald man damals noch vielfach; verfuchte, dem Verkehr 
fünftlihe Bahnen vorzuſchreiben, und an die Befeitigung der vielen in unferm Vaterlande be: 
tebenden Verkehrs- und Erwerbsbeihränfungen kaum noch gedacht wurde. So fehen wir auch 
auf veutichem Boden unter der Gunft des Eiſenbahnverkehrs Handel, Induſtrie und Aderbau 
neidlos nebeneinander am beiten da gedeihen, wo die geringften Erwerbshinderniſſe befteben, 
alio in ven preußiſchen Nheinlanden, und bei aller jonftigen Gunft der Lage viel weniger da, 
mo jolde Feſſeln beftehen geblieben find. Das auffallenpfte Beiſpiel bietet in dieſer Beziehung 
Mecklenburg, ein von Natur jo reich gefegnetes Land, das der natürlihe Mittelpunft eines 
gropartigen Verkehrs zwiihen Oft: und Nordſee fein könnte, deſſen Zoll: und Steuereinrich— 
tungen aber befanntlih namenlos übel jind, Im dieſem Lande bat es ſich denn auch allen an 
derswo gemachten Erfahrungen entgegen ereignet, daß die Eiſenbahnen das platte Land, alio 
den großen Gutsbeitger, auf Koften der Städte bereichert und daß Binnenſtädte auf Koften der 
Seevläge gewonnen haben. Gewiß ift aber der größer gewordene Reichthum der vielen Guts— 
beiiger für die allgemeine Wohlfahrt des Yandes lange nicht das, was ein in Handel und Ge: 
werbe umlaufendes größeres Kapital wäre. 

Gine Eiſenbahn gleicht in mancher Beziehung einem jhiffbaren Aluffe oder Kanale, vie 
ſich dutch ein Land ziehen. Rechts und links werden ih End: und Haltepunkte für gewilfe Ver: 
febröribtungen abmünden. Auch die Eiſenbahnen befigen jolde Anhaltepunfte zur Aufnahme 
des Verkehrs rechts und linfs, Hat man einen folben Plag mit Geſchick auszuwählen verftanz 
den, mas beim Vorwiegen technifcher, pecuniärer oder ſonſtiger Nücjichten leider nicht immer 
der Fall geweſen, fo wird, wie ſchon erwähnt, hier der Mittelpunkt eines neuen Betriebs entiteben. 
Durch dieſe Anhaltepunkte wird aber dann der Einfluß der Eiſenbahnen auf den nicht an deniel- 
ben belegenen Verfehr vermittelt werden. Allentbalben hat die Erfahrung gelehrt, daß die Eiſen— 
bahnen die Veranlaffung geworden jind, um weiter in das Land hinein beſſere Verkehrswege zu 
errichten, gerade wie vie Dampfihiffahrt auf den grögern Strömen. Die Eiſenbahnen fegen die 
bisher beitandenen Chauſſeen nur in der Richtung ihrer eigenen Bahnftrede ab, geben aber die 
Veranlaffung, diefelben nad andern Richtungen weiter zu erbauen, und dies Verhältni ver: 
zweigt jich regelmäßig weiter im Lande fort, denn jedes einzelne Abjaggebiet wird natürlich mit 
aller Macht dahin drängen, mit der großen Verkehrsader in die beite Verbindung zu treten. Es 
wäre eine ebenfo intereflante wie wichtige Aufgabe, wenn es gelingen fönnte, an einer Reihe von 
einzelnen Beifpielen dieſe allmählih in den Verkehrswegen und fomit aud im Verkehrsbetrieb 
vor ih gehenden Umwanpelungen genauer nachzuweiſen. Der Ginfluß der Eiſenbahnen wird 
ſich noch weiter erſtrecken, genau in dem Berhältniß, wie wir es binfihtlih der Dampfſchiffe 
(Ü. Dampftraft und Dampfſchiffahrt) jhon beſprochen haben, nämlich in der Rihtung eines 
Aufkemmens einzelner Gegenden und Ortihaften, nicht gerade weil fie Direct oder indirect an 
der @ijenbahn Liegen, fondern infolge ded allgemein gefteigerten Verkehrs und Wohlftandes, der 
nad irgendeiner jpeciellen Beziehung auf einen ſolchen Plag einwirkt. Im allgemeinen läpt 
fh von den Eifenbahnen wie von jeder Verfehrseinrihtung jagen, daß man weiß, wo ihre 
Wirkungen beginnen, nicht aber, wo fie aufhören. 

Die Anlage einer neuen Eiſenbahn wirft ferner nicht blos auf die beftehenden andern Vers 
kehrẽswege ein, fondern aud auf die andern bereitö vorhandenen Eiſenbahnen, und zwar nicht 
blos auf die geographiich näher liegenden. Bekanntlich it der Norden Deutihlands nicht jomol 
im Bau von Eifenbahnen, jondern in der Anlage und Verbindung größerer Bahnſtrecken dem 
Süden vorangegangen, aber jede Gifenbahn des deutihen Nordens gewann fofort an Verkehr, 
ald die fühliben Bahnen gleichfalld in ausgedehntern Linien erbaut wurden und ſpäter ſich ihnen 
anſchloſſen, und ähnlich geſchah es in allen entſprechenden Verhältniffen anderer Länder. Natür- 
lid, denn jeder Bau einer neuen Bahn bewirkt für die jhon beftehenven eine Annäherung an 
das ganze neue Verfehrägebiet. Vielfach in Nordamerika und in England, aber auch gelegent- 
ib in Deutihland haben die Directionen jhon vorhandener Eiſenbahnen den Bau von neuen 
Babnen aus feinem andern Örunde unternommen, als weil fie dadurch mit Necht den Verkehr, 
alio au die Einnahmen der alten zu fteigern hofften. Selbſt wenn die eine Eiſenbahn an die 
andere nicht unmittelbar anichließt, wird jhon eine größere Annäherung der beiden Verkehrs: 

ꝓbiete bewirkt, ala fie vorher beſtehen Eonnte, ſie werden unmerklich miteinander verſchmelzen, 
{bald fie auch räumlich aneinander gerüct find. Es ift nad den bisherigen Ausführungen 
rl nicht mehr erforderlich, dies auch fpeciell nachzuweiſen. Nur das wollen wir bier bemerken, 
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daß die allgemeine Vermehrung der Gifenbahnen die nothwendige Folge hat, beſtehende Kün— 
fteleien in der Anlage von Bahnen, aljo zur Hebung einzelner Plätze wieder zu vermindern, ja 
aufzuheben. Denn jehr häufig wird nunmehr der vorher übergangene oder zurüdgejegte Plag 
die Verbindung mit einer andern Bahn gewinnen, und jedenfalls werden ſchließlich die künſt— 
lien Beranftaltungen meift fo jehr an Bedeutung verloren haben, daß der gefammte Verkehr 
wieder die natürliche Richtung auffuchen kann. Ja die Verkehrsbedürfniſſe einer großen Ge— 
ſammtheit fünnen entgegen jenen neidiihen Störungen fo überwiegend werden, daß felbit Die 
erafjefte lokale Giferfüchtelei dagegen zulegt ohnmächtig wird. Gin frappantes Beifpiel bietet in 
diejer Beziehung Hannover, das Bremens Eifenbahnverbindungen mit der übrigen Welt raft 
ganz, die von Hamburg zu einem jehr bedeutenden Theil in feinen Händen und diefe Gunft de 
Geſchicks Reiben von Jahren hindurh dazu benugt hat, un dieje beiden erſten Handelsplätze 
Deutihlands in ihrem Gijenbahnverfehr zu Gunſten einiger bannoverifhen Ortfchaften zu 
beihädigen, Und dennoch ward vie Wucht der Verkehrsbedürfniſſe jo groß, daß Hannover jegt 
jelbft die Hand zu unmittelbaren Gifenbabnverbindungen nad beiden Plägen bin geboten bat. 

Hierzu tritt dann weiter die Verbindung mit andern Verfehrömitteln. Eine Eiſenbahn iſt 
dann am beften angelegt, wenn jie ſolche im reihlichften Maßftabe berbeizieben fann, alſo den 
Verkehr eines Gebirgs, eines Kanals, eined Fluſſes möglihft unmittelbar in ih aufzunehmen 
vermag. Viel wichtiger ift aber noch die Verbindung der Gifenbahnen mit den Aupenbäfen. 
In diejer Beziehung fann gar feine Täuſchung obwalten, dag die nothwendige Nichtung von 
GEijenbahnen eine von Natur gegebene ift, befonvers feitdem die Dampfſchiffahrt auf großen 
Flüffen und der hohen See eine jo bedeutende Rolle im internationalen Austauſch zu ſpielen 
angefangen hat. Will eine Nation für ihre Erzengniffe mit denen des Auslanded auf deifen 
eigenem oder auf fremden Markte concurriren, will fie von außen am billigften Robmaterial und 
andere Verbrauchsgegenſtände beziehen, jo wird fie die ſchnellſten und billigften Wege zu den 
Ausfubrbäfen auffuben müflen, und als folhe Häfen können nicht etwa gerade diejenigen gel- 
ten, die geographiih am nächften liegen, ſondern foldhe, die in ihrem ganzen Verkehre 
manderlei faufmänniihe Hilfsmittel und Verbindungen und vielfahe Umſatzgelegenheiten 
bieten, folde aljo, auf denen die wechlelnden Gonjuncturen des Maaren: und Geldmarftes am 
beften wahrgenommen werden können, Über diefen Punkt ſind gar manderlei Täuſchungen vorz 
gefommen, indem man Eiſenbahnen anlegte, um einen nähern al& den bisherigen Sceweg zu 
erwmöglihen und jo gewiſſermaßen einen neuen Verkehr herbeizuziehen. Wir haben bereits in 
dem Art. Dampffraft und Dampffchiffabrt ausgeführt, daß die Dampfſchiffahrt nur die außer: 
ſten Spigen des Verkehrs auf der hohen See zu bewältigen vermag, ſodaß ſie mit Erfolg nur da 
beftehen kann, wo bereit& ein umfangreicher gegenfeitiger Austauſch flattfindet. Macht alfo eine 
Nation den Verſuch, die Eifenbahnen in willkürlich gewählter Linie die Seefüfte erreichen zu 
laffen, jo beihädigt jie in diefer Hemmung des internationalen Austaufches ihre eigenen beiten 
Intereſſen. Natürlich, daß auch bloß politiihe Kandesgrengen hierin nichts ändern, denn die 
Natur der Dinge ift mächtiger als ſolche blos politiihe Zufälligkeiten. Es verftebt fih auch 
von ſelbſt, daß das hier Gejagte nicht blos von den Bahnlinien gilt, die unmittelbar der Küfte 
zuführen, jondern auch von den weiter rückwärts gelegenen, die nun jede Darauf angewiejen find, 
unter geböriger Berückſichtigung aller lofalen Momente den nächſten Weg zu den natürlichen 
Ausfuhrhäfen zu gewinnen. In diefer Weile unterftügen Dampfkraft zu Yande und zu Waſſer 
einander am erfolgveichiten, führt die Eiſenbahn zur Errichtung gewinnbringender Dampf: 
Ihifflinien und das Dampfſchiff zur Erbauung gut rentirender Eiſenbahnen. 

Es fnüpfen id daran nad) beiden Seiten bin nody andere Vortbeile. Die Eifenbahnen 
vergrößern für ein Binnenland die Zahl, alfo aud die Auswahl der Ausfuhrhäfen, befonders 
jeitden man gelernt bat, Eiſenbahnen hohe Gebirgszüge überfteigen zu laffen. Chauſſeen gab 
e3 früher weder allentbalben jo vollfommene noch fo ineinanvergreifende, oder welche die größten 
Terrainichwierigfeiten jo leicht überwanden wie jegt die Ciſenbahnen, und der Verkehr eines 
jeden Binnenmarftes war daher mit ganz ftrenger Nothwendigkeit auf einen einzelnen beftimm= 
ten Außenhafen angewiejen, mit ziemlich jeltenen Ausnahmen, meil der Koſtenunterſchied für 
nur einigermagen größere Entfernungen zu bedeutend war, Kleinere gelegentlibe Waaren: 
jendungen und oft damit der Anfnüpfungspunft zu ausgedehntern Beziehungen mußten ſchon 
an dieſem Koftenpunft jcheitern. Aber jobald die Gifenbahnen ineinander gefügt wurden, war 
für die größte wie für Die Fleinfte Waarenjendung jeder Ausfuhrhafen mit Leichtigkeit und ohne 
meientlihen Koſtenaufſchlag, ja gelegentlich mit namhafter Koftenverminderung zu erreichen, 
und der Babrifant des Innern gemann damit zugleich für feinen Waarenabſatz die Goncurrenz 
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mehrerer Märfte. Natürlich gilt das auch von namhaften Handeld: oder jonfligen Abſatzorten 
im Innern des Landes jelbit. Mit der Überwindung der Gebirge durch die Gifenbahnen konnte 
dann noch ein umfangreicher Umſatz mit Gegenden erzielt werden, die bisher mehr oder minder 
auferbalb des Handelsgebietes der andern Gegend gelegen hatten. Es mußten ſich bier in 
grögerer oder geringerer Abweihung alle die Erſcheinungen wiederholen, die wir bei der jtatt- 
gefundenen Anlage einer einzelnen Eiſenbahn erörtert haben. 

Daraus ergibt ſich denn der Bortheil für die Außenhäfen von felbit. Sie gewinnen in ans 
näbernden Grade nicht blos die neuen Beziehungen zum Inland, ſondern aud einen neuen 
raſchen Weg zu den andern Ausfuhrhäfen. Das it nicht obne einige Wichtigfeit für mande 
Grihäitsconjuncturen, namentlih da, wo der Winter durch Zufrieren der Ströme den Schiff: 
fahrtsverkehr hemmt, und für verichiedene Fleinere Ausgleihungen, die wiederum vortbeilbaft 
auf den gefammaten Geichäftäverfehr zurüdwirfen. Das kann namentlich aber aud im Geldver: 
fehr von ſehr weſentlichem Nugen fein. Beſonders da, wo die geograpbiiche Lage den Seever- 
kehr jelbit der Dampfſchiffe eiwas umſtändlich macht, alfo vor allem in den Beziehungen der 
deutſchen Oſt- und Norpiechäfen oder der franzöſiſchen Häfen am Kanal und am Mittelmeer 
ſchafft die Eiſen bahn einen ganz neuen Verkehrsweg zwiichen beiden betreffenden Theilen. Die 
deutihen Oſtſeeprovinzen find dur die Eiſenbahnen der Nordiee mittelbar nabe gerüct, ein 
Uuftand, der vor Aufbebung des Sundzolld von befonderer Beveutung war, und andererfeits 
baten Bremen und Hamburg dorthin regelmäßigere Beziehungen gefunden als bisher. Leiver 
fehlt noh immer die nächſte Eifenbahnverbindung zwiſchen Nord: und Oftiee, die von Lübeck 
auf Hanıburg, die jegt nur erft auf einem Umwege bewerfftelligt werden fann. Wir wollen nur 
nod bier bemerken, daß Beziehungen diejer Art meift nicht durch in Die Augen fpringende große 
Rejultate documentirt werden fünnen, vielmehr wird man ihre, aber deshalb gerade tief: 
greifende Bedeutung darin juhen müſſen, daß fie den gefanımten Verkehrsgang erleidtern 
und ebmen. 

Das gilt denn überhaupt, ganz abgeiehen von den fpeciell bier erörterten Wirkungen der 
Giienbabnen, von jeder Art der Verkehrserleichterung, deren mweientliche Bedeutung ja darin 
biegt, dag fie zur Herbeiführung deſſelben over eines größern Reſultats geringere Kraftanſtren— 
gungen erfordert. Wo joviel an Zeit und an Koften erfvart wird, wie durch die Eiſenbahnen, wo 
dur fie Gegenden und Menſchen foviel näher aneinander gerückt werden, wo der perſönliche 
und ber brieflihe Verkehr” foviel größere Ausdehnung gewinnt, da entſtehen jo mannichfache 
neue Beziehungen, daß das Auge des Beobachters fie im einzeinen faum noch verfolgen fann, 
wenngleich er daran nicht zweifeln darf, dap ihr Geſammtergebniß von außerordentlichem Um— 
fang fein muß. Die jihtbaren Spuren davon liegen In den veränderten ökonomischen Verhält— 
niſſen der europäiihen Gulturvölfer. Wodurch anders als durch ſolche allgemeine Gritarfung 
des Verkehrs an unzähligen Bunften zugleich, unter dem fleten Ausbau neuer Beziehungen 
der mannichfaltigſten Art, wäre es möglich gemeien, daß in einem Jahrzehnd, voll von 
politiiben Verwickelungen aller Art, dennoch ver Verkehr und der Wohlſtand unaufhaltfanı in 
ungemein ſtarken Broportionen in Die Höhe ging und daß er felbft eine der ſchwerſten Hans 
delskriſen, welche die Welt erlebt bat, mit verhältnißmäßig fo geringen Schäden überftanden 
bat! Es weiſt died eben darauf bin, daß gerade die untern Klaffen am meiſten in dieſem 
Jahrzehnd gemonnen haben, denn kein allgemeines Gedeiben kann gedadht werden obne dad Ge— 
deiben dieſer breiten Unterlage eines jeden geſellſchaftlichen Zuftandes. 

Die Bedeutung der Eiſenbahnen für den Verkehr ift aber jelbit mit den bisherigen Andeu— 
tungen noch lange nicht erſchöpft. Was ſie für die Belehrung und die Beſſerung aller Klaſſen 
der Bruölferung getban, kann ſich dreiſt jenen blos wirthſchaftlichen Kortihritten zur Seite 
Rellen. Je leichter und öfter Menichen zueinander gelangen können, um jo größer wird im all= 
gemeinen der geiftige Geſichtskreis eines jeden unter ihnen werben, ed werden neue Anfichten ſich 
bilden, alte Borurtbeile ſich abichleifen, neue Kenntniffe erworben werden fönnen. An vieler 
Hinfide ift ein Vergleich der alten Poftkutiche mit der jetzigen Gifenbahn außerordentlich 
intereffant. Wie verhältnigmäßig wenige fonnten in jener befördert werben, wie viele waren in 
Ermangelung von Zeit und anderer Reifegelegenbeit eigentlich vom Reifen ganz ausgeſchloſſen, 
während ber große Herr auf Ertrapoft vahinfuhr und der Commis-Voyageur in Teinem eigenen 
Fuhrwerk durch das Land kutſchirte. Jetzt nimmt der Gifenbahnmagen fie alle gaftlich neben— 
mander auf, und mol jhwellende Polfter und ein bequemerer Plag, nicht aber die größere 

Ciherheit und Schnelligkeit ind für Geld zu erfaufen. Der Spiegel des heutigen Lebens ift’ 
vr allem die dritte oder jonft welche legte Wagenklaffe, die alle Stände und Berufe freundlich 
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nebeneinander birgt, weil fie wegen ihrer Billigkeit am meiften benußt wird. Aud hierin wird 
der in unferer Zeit liegende demokratiſche Zug bewährt und verftärft. Schroffheiten und Vor— 
urtheile manderlei Art können bier ausgeglichen werden, und wer lernen will, der finder hier 
Gelegenheit genug dazu. Hand in Hand damit geht jchneller die Verbreitung von Nach— 
richten und Kenntniffen. Raſch und regelmäßig erbalten die Zeitungen die neueiten Berichte 
und tragen jie mit Windeseile dur das Land. Auch vie Fleinfte Stadt ift nicht mehr für ihre 
Belehrung und Unterhaltung faft ausfchlieflih auf das lokale Löſchvapier angewieſen, und na= 
türlich fteigt damit dad Bedürfniß nad weiterer Belehrung. Dieſe Wirkung der Eiſenbahnen 
ſcheint und nad) der natürlichen Sachlage und den vorliegenden Erfahrungen viel größer zu 
fein als die von Kift mehr hervorgehobene äußerliche Kräftigung des Staatsorganismus Durch 
die Eiſenbahnen. Das Negieren nämlich wird um fo leichter fein, je weniger Zufammenhang 
und Bewußtfein in den Negierten ift, und wenn auf der einen Seite die Befehle und Anorb- 
nungen einer Regierung rafcher durch die Gifenbahnen an Ort und Stelle gelangen, jo werben 
die Gifenbahnen auf der andern Seite die Kunde von Misftänden in der Verwaltung eines Lanz 
des um ebenfo viel fhneller anderdwohin dringen laflen, ver ganze Staatöförper wird aljo em— 
pfindlicher werden. Kann die Regierung an einen beftimmten Ort um jo viel jhneller einen 
außerordentlihen Beamten oder ein Truppencommando,jenden, jo werben auch bie, welche Die 
Abhülfe beftimmter Misftinde erftreben, um fo viel bequemer ſich perſönlich oder jonftwie mit— 
einander verftändigen können. Der Einfluß der Eifenbahnen auf die Politif wird jedenfalls für 
die Zufunft noch mehr hervortreten ald jegt, namentlid in unferm Deutihland, 

Es ift ver Charakter der Eifenbahnen, daß fie enorme Mengen von Menſchen und Waaren 
zugleich befördern fönnen, und fie überbieten darin noch bei weiten den Schiffahrtsverkehr, der 
bis dahin die mafienhafte Beförderung vor dem Landtransport voraus hatte. Auf der andern 
Seite ift der Eiſenbahnverkehr natürlich weit mehr gebunden als die Schiffahrt, melde eigentlich 
nur in manden Fällen auf ein einziged Fahrwaſſer angewiefen ift und dann auch meift nur für 
Fahrzeuge von bejtimmtem Tiefgang. Zudem kann auf dem Waſſer ein Fahrzeug das andere 
eriegen, aber nicht auf der Eifenbabn, und die vielfah verfuchte und verſprochene Kunft der 
Befahrung der gewöhnlichen Landſtraße mit Kocomotiven bejonderer Art ift noh immer im 
Stadium des Problems geblieben, wird ed auch wol aus manderlei Gründen bleiben. Natürlich 
vermehrt dieſer Maffentransport auf der Eifenbahn viele ihrer Verkehrswirkungen ganz außer: 
ordentlich, indem auf dieſe Weile jede Waare ohne wejentliche Koftenerhöhung und innerhalb 
derjelben Zeit in ganz beliebigen Mengen nad irgendeinem Orte hin verjandt werben fann. 
Diefer Umftand kann namentlid für den Betrieb folder Waaren, welde zum Zwecke eines 
reichlichen Abjages feinen bedeutenden Koftenauffhlag vertragen, von entjcheidender Bedeutung 
werden, Was war das doch früher bei jeglichem größern Transport eine Weitläuftigkeit mit 
Wagen und Fuhrleuten, mit Pferden und Knechten! Man thut wohl daran, dann und wann 
dieſen Gegenfag wieder in jeinem Gedächtniſſe aufzufrifchen, jo fehr hat man ſich jegt ſchon in 
das Neue bineingelebt. 

Die Locomotive hat denn glücklich auch die alte Poſt abgefegt, wo jie ih in der Richtung 
der einftigen Poftroute bewegte; fie hat freilich neue Poftronten mit den neuen Ghaufleen, 
welche an die Eiſenbahnen hinan erbaut wurden, ſchaffen belfen, dies aber nur da in gröferm 
Umfange, wo nod fein fehr ausgebildeter Landesverkehr vorlag oder, wo folder ſchon da war, 
nur für kleine Streden. Es ift begreiflih genug, daß man da, wo manden Bau einer Eiſenbahn 
in größerer oder geringerer Zeitnähe erwarten durfte, nicht immer erft Die Koften für eine &hauf- 
fee daran wenden wollte, alfo noch viel weniger da, wo in einem ausgebildeten Verkehr die Er— 
bauung einer Eiſenbahn unmittelbar bevorftand. An gar manden Ortichaften ift die Poſt auf 
den Omnibusdienſt einer regelmäßigen Beförderung für Eleine Streden zum und vom Bahn 
bof reducirt worden. Daß diefer Untergang der alten Poſtherrlichkeit ald ein öffentliches 
Unglüd zu betrachten fei, wird, ganz abgejehen von den fonftigen, durch die Eifenbahn gewähr: 
ten Leiftungen, niemand behaupten wollen, der die alten Poſtzuſtände fi einigermaßen näher 
angejehen bat. Der Staat war Fuhrmann, und weil er Fuhrmann war, jhrieb er feinen Kun— 
den die Gefege der Bedienung vor, in die fie fi bei Strafe zu fügen hatten. Es gab Länder, in 
denen gewiſſen Klaſſen von Reiſenden die Benugung billigerer Fahrgelegenheiten bei Strafe der 
Confiscation des ganzen Preisunterſchiedes, und andere, in denen den Fubrleuten der Wechiel 
des Geſpanns beim Perfonentransport verboten war. Aber nur das Monopol der Perſonen— 
»beförderung ift, foweit die Gifenbahnen reihen, gefallen, nicht das Monopol der Beförberung 
von Briefen und Zeitungen. Wir bedauern bier ansiprechen zu müflen, daß dad Verfahren ver 
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meiften Regierungen in diefem Punkte ih von den Grundfägen der einfachſten Billigfeit fehr 
weit entfernt bat. Sie haben fi befanntlih von den Eifenbahnverwaltungen faft regelmäßig 
große Privilegien ausbedungen, ja diejelben oft geradezu ald Bedingung auferlegt, ſodaß jie 
zur Beförderung von Briefen und Zeitungen faft nur noch die Koften der Befoldung von Ange: 
fellten tragen, während fie dagegen zur Serabiegung des Portos für Briefe meift nur dann 
ih entſchloſſen, als wiederholte Erfahrungen die Steigerung ver Ginnabmen aus der Herftel: 
lung von billigern Preifen nahgemiejen hatten. Auf diefe Weiſe hat die Erfindung der Gifen- 
bahnen ohne alled Zuthun der Regierungen deren Ginnahmen aus den monopoliirten Be: 
förderungen mejentli vermehrt. Die Dienftleiftung größerer Sicherheit und Bequemlid- 
feit für das Publikum dur‘ den Staat beteht für den Bereich der Eifenbahnen nicht mehr, 
aber der Gewinn der Regierungen bat ji vermehrt. Es dürfte wol überall jehr in Frage 
Reben, ob die Beiteuerung der brieflihen Gorrefpondenz aus flaatsöfonomifchen oder aus 
fütligen Ruckſichten und namentlich unter jo ganz veränderten Verhältniſſen zu rechtfertigen 
jei. Und dennoch fcheint an eine baldige größere Verminderung des Portojages mindeftens 
für Deutſchland nicht zu denfen fein, wiewol die Forderung danach in der Nothwendigkeit 
von Koftenerfparungen beim heutigen Gange des Verkehrs begründet genug ift. Namentlich 
die minder wohlhabenden Klaffen würden dabei gewinnen; denn von einer einigermaßen ums 
fangreigen Gorrejpondenz, Die gerade bei der Leichtigkeit, mit der fich jegt Menſchen von Ort zu 
Ort bewegen, oft jo außerordentlich wünfhenswerth für fie ift, find fie heute wie früher fo gut 
wie ausgeſchloſſen. Noch ganz anders beuten die Regierungen jegt das Monopol der Befördes 
rung von Zeitungen aus, deſſen Koften gerade wegen des größern Umfangs der Packete auf ven 
Gijenbahnen bedeutend geringer geworden find. Die alten hohen Koftenaufjchläge haben ſie 
dennoch beibehalten im fiscaliſchen oder im politifchen Interefle, zuweilen ſogar ald Schutzzoll 
für die einheimifhen Blätter. Es ift nicht nöthig, über diefen Misbrauch noch ein weiteres Wort 
zu verlieren. 

Die die Boften, jo haben die Eifenbahnen innerhalb ihres Bereichs auch die Fuhrleute 
abgejegt, aber den Fracht: und Perfonenverfehr nach ſich zu bedeutend vermehrt. Die Urſachen 
diefed Verbältniffes liegen in all ven Verfehröveränderungen begründet, deren wir früher ſchon 
gedacht haben. Die Verhältniſſe im einzelnen jind dabei vielfach anders geworden, da es ſich 
jegt bei ven Zubrleuten, ähnlich wie bei den Posten, meift nur noch um kleinere Streden han— 
delt. Für den Perfonenverfehr find jegt an vielen Orten Omnibuffe erridtet, wenn nicht ver 
Staat kraft jeines Poftmonopols fie unterfagt hat, und auch ver Frachtverkehr ift jegt einfacher 
geworden und mit geringerm Koftenaufwand verknüpft, da die dazu verwendeten Menden, 
Thiere und Wagen regelmäßig nur für fürzere Zeit auf der Landſtraße verweilen. Die darin 
liegende größere Billigfeit fommt natürlich aud dem Verfehre nach allen obenerwähnten Rich— 
tungen zugute und läßt fich gewiß als eine indirecte Folge der Gifenbahnen betrachten. 

Gine der durchgreifendſten Veränderungen für ven Verkehr durch die Anlegung von Eiſen— 
bahnen befieht in dem factiſchen Monopol, das dieſen für jede einzelne Linie werden mußte, denn 
welde andere Fahr: oder Frachtgelegenheit kann wol mit ihnen.wetteifern! Nur leider ſtehen 
wir au& vor einem ſehr beflagendwerthen Misbrauch. Die Eiſenbahnverwaltungen haben ſich 
nämlich faft allenthalben große Privilegien namentlich für die Ablieferungszeiten bei Waaren 
und die Entſchädigungspflicht für ftattgehabte Beſchädigungen zufichern laſſen, nad dem Vor— 
gang der erſten Zeiten des Gifenbahnbaus, als man noch über die Rentabilität jo zweifelhaft 
war, wieman von der ungeheuern Ausdehnung des Verkehrs, den die Eifenbahnen herbeiführen 
würben, feine Ahnung haben konnte. Dieje Privilegien mußten aber immermehr für den Ver— 
fehr eine Urfache zu großen Beihwerden werden. Mit jhweren Koften und Weitläufigfeiten 
hatte man ſich einen billigen und raſchen Weg von Ort zu Ort errichtet, und der Kaufmann und 
Sabrifant gewann dabei den nicht geringen Vortheil einer größern Bequemlichkeit in der 
Verpafung und der Empfangnahme von Waaren. Aber fraft der ihnen gewordenen Pri— 
vilegien erachten fich die Verwaltungen der Eiſenbahnen nit an die prompte Verfendungszeit 
und unbefhädigte Waarenablieferung gebunden und maden vielmehr an ven Verkehr den 
Anfprud, daß er ſich nach ihren Einrichtungen betreffd der Betriebsmittel und ver Betrieböweife 
tere. 86 gehört am Ende nur eine ganz gewöhnliche Einſicht dazn, um den Durchſchnitt der 
nah den wechſelnden Verhältniffen erforderlichen Betriebömittel zu erfahren, eö bedarf nur einer 
Bärfern Dispofition, um für außerorventliche Gelegenheiten die Bahrgelegenheiten und das 

Venftperfonal für einen befondern Waarenandrang zu vermehren, und im [hlimmften Falle 
Staats-kerifon. V. 
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jind bie disponibeln Frachtmittel einer Eifenbahn ganz beliebig zu erweitern. Im der innern 
Natur von Gifenbahnen als dem zur Zeit raſcheſten Verkehrsmittel liegt es ganz gewiß nicht 
begründet, daß fie nur ein Rennen mit Hinderniſſen fein können. In der Natur des factiſchen 
Monopols liegt es auch am allerwenigften begründet, daß fie nicht dem gemeinen Rechte hin- 

ſichtlich der Pflichten des Frachtführers unterworfen fein jollen. Wir find au überzeugt, 
daß das ernfte und dringende Verlangen des Publikums die prompte Verfendung, die jegt 
vielen Verwaltungen unmöglich erſcheint, jhließlih möglih mahen wird. Wir glauben fo: 
gar, daß die Bahnverwaltungen dabei gewinnen werden, nicht an verminderter Arbeit oder 
Sorgjamfeit, worauf jie feinen Anjprud haben, fondern an Einnahme, wie ji das bei jeder 
Verkehrserleichterung bisjetzt gezeigt hat. Hinfichtlih der Erjagpflict für Beſchädigungen ift 
aber in der That gar fein Grund vorhanden, hier dad gemeine Recht nicht in Anwendung brin: 
gen zu wollen, und es heißt geradezu den Eifenbahnverwaltungen mit dem Gigenthum anderer 
ein Geichenf machen, wenn man ihnen geftattet, durch forglofe Aufficht oder Mangel an Ange: 
ftellten beliebige Befhädigungen an Waaren herbeizuführen, ohne dafür ſchadenspflichtig zu 
werben. Allerdings ift dieſer Orundfag der Befreiung vom Schadenerfag in den Neglements 
der Gijenbahnen nit mit diefer Nadtheit und Schroffheit ausgeſprochen, allein die Bedin— 
gungen, unter welchen jie zum Scadenerfag einzutreten haben, kommen meift auf daſſelbe 
hinaus. Die Berwaltungen haben nicht ven Muth, jich direct außerhalb des gemeinen Rechts zu 
fegen, wol aber die Schlaubeit, ed thun zu wollen. Hat ed ſich doch gezeigt, daß eine deutſche 
Eiſenbahngeſellſchaft ihre Erfagpflict von Beweiſe des Beſchädigten abhängig macht, daß und 
welcher ihrer Beamten fie verurſacht habe; ein offenbares Ding der Unmöglichkeit für den Klä— 
ger, dem ja nicht einmal ver Zutritt zu den Lagerräumen und ven Wagen der Eiſenbahn geflattet 
ift. Dinge folder Art ind eine Beleidigung ded gefunden Menfchenverftandes und der öffent: 
lihen Moral, und es ift hoffentlich nicht zweifelhaft, daß mandye Berichte indeutichen Yanden Be— 
ftimmungen folder Art ald nit gültig erfennen würden, wie dies leider die vheiniihen Gerichte 
gethan haben. Gewiß bat die Konferenz zur Bearbeitung eines deutſchen Handelsrechts das 
Richtige getroffen, indem ſie den Frachtverkehr der Eiſenbahnen wieder dem gemeinen Rechte 
unterwarf. Wir begreifen, daß die bisher an übermacht und Übermuth gewöhnten Gijen- 

babnverwaltungen aus aller Kraft diefer Zurüdführung auf einen gefunden Zuftand wiver: 
ftreben, allein ver Verkehr, der einmal an die Eifenbahnen angewiefen ift und nicht für belie- 
bige einzelne Gelegenheiten die alten Frachtgelegenheiten wieder herbeizaubern fann — denn 
zu dem Wunſche danach ift es im Publikum bei den Nachläjjigkeiten einzelner Verwaltungen 
wiederholt gekommen — bedarf jedenfalls größern Schuges als die Selbftberrlichfeit eines be: 
günftigten Beamtenverfonals. 

Das factifhe Monopol der Eifenbahnen macht ih nah Richtungen geltend, deren Bedeu: 
tung, weil nidt nad) Zahlen abwägbar, darum nicht geringer zu veranſchlagen ift. Die Eifen: 
bahnen kommen in ihren Wirfungen auf mande Beziehungen des täglichen Lebens einiger: 
maßen jenen allgewaltigen Naturfräften nahe, melde gewöhnlich die Reihenfolge und die 
Zeit der einzelnen menfhligen Ihätigkeit beftimmen. Auf der Gijenbahn, der Hauptader 
des Verkehrs, können die Züge nur ig feſt vorausbeftimmter Weife anfommen und ab- 
gehen, ſodaß, da andere Verkehrseinrichtungen nicht mit ihr concurriren fönnen, das bür— 
gerlihe Xeben jedes einzelnen an ihr liegenden Ortes und noch weiter darüber hinaus durch 
den Fahrplan einer jeden Eiſenbahn ſehr ſtark influirt wird. Der Einfluß ift natürlich geringer 
in der großen Stadt, wo mehrere Berfehrölinien zu Lande und zu Waſſer ih durchkreuzen 
und einander ergänzen, als in der Fleinen Stabt, die vielleicht durch die einzelne Eiſenbahn mit 
dem großen Ganzen in Berbindung fteht. Kür das Eintreffen von Nachrichten und Berfonen, 
für die Empfangnahme und das Abfenden von Briefen und Waaren wird die beſtimmte im 
Fahrplan angegebene Zeit an einem ſolchen Orte maßgebend fein und fo nothwendig auf viele 
Verrichtungen ded gewöhnlichen Lebens und des Geſchäftsverkehrs zurückwirken. Dod wird aud 
der Fahrplan einer Eifenbahn den Gegeneinflüffen unterworfen fein, venn alle foctalen und bür: 
gerlihen Einrichtungen können fi nicht ohne weiteres nach den Vorſchriften des Fahrplan rich— 
ten; 3. B. die Zeit des Mittagseſſens, dieſer fürdie Eintheilung der täglichen Geſchäfte und Arbeiten 
fo entfcheidende Moment. Daraus folgt dann aber wieder umgekehrt, daß, je mehr ein Fahrplan 
ih den hergebrachten Gewohnheiten ver Bevölkerung namentlich an den wihtigern Punkten 
anzufchmiegen vermag, um fo größer auch feine Bedeutung für den Verkehr wird und folglich 
auch die Einnahmen. Iſt dieſes Reſultat nicht im Zufammenhang mit dem Fahrplan der gan- 
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zen Linie zu erreichen, auf welchem nod jo viel andere wichtige Punkte zu berüdjichtigen iind, 
jo oh durch Einlegung von jogenannten Kofalzügen, die zwar von den meiſten Directionen des 
Koftenpunftes willen geiheut werden, die aber, vernünftig und am rechten Orte eingerichtet, 
ganz regelmäßig ihre Koften gedeckt und oft auch erklecklichen Gewinn abgeworfen haben. Es 
iſt das auch leicht begreiflih. Bälle z. B. der Verkehr zwiſchen zwei Ortichaften in eine 
Zeit, die beiderortö die eigentliche Arbeitäzeit it, jo bleibt ver Haupttbeil der Bevölferung von 
der lofalen Benutz ung der Eifenbahn fo gut wie ausgeſchloſſen, und gar manderlei Beziehungen 
fönnm-üch daran nicht mehr anknüpfen. Es liegt aber leider in der ganzen monopolartigen 
Natur ver Eifenbahnen, das Regierungen und Directionen auf ſolche Verbältniffe nur aus— 
nahmsweiſe Rückſicht nehmen und felbft eine gelegentliche Rorderung nad beilerer Wahrneh— 
nung von 2öfalbenürfnifien mit der Hinmweifung auf die Oeringfügigfeit des beftebenden Ber: 
kehrs zurückwerſen, eine Ginwendung, die man mit der Erfindung der Eiſenbahnen als abgethan 
hätte anfehen pürfen. Aus nichts läßt ſich Freilich Fein Verkehr hervorzaubern, aber da, wo die 
natürlide Anlage zu deſſen Gntwidelung ift, verihlägt die Verweiſung auf einen beſtehenden 
Zuftand gar nichts. Freilich mag in manden Fällen ein micht gewöhnlicher Scharffinn dazu 
göhören, nicht blos ſolche entwickelungsfähige Keime zu erfennen, fondern auch fie in der frucht— 
barften Weife aufgeben zu laifen. Das ift allerdings eineunverfennbare Schattenfeite der Eiſen— 
bahnen, daß nidyt mehr die coneurrirende Thätigkeit vieler Einzelnen, fondern der monopo— 
lintende Betrieb der Verwaltungen einen wichtigen Theil des Verkehrs regelt. Noch mehr 
wird oft im dem Jmeinandergreifen von Zügen verſehen, wobei es mitunter dahin gebracht wor— 
den ift, daß einzelne Ortſchaften durch die Eifenbabn ihren gegenfeitigen Verkehr hin und ber 
gegen früber verzögert jeben. Schlimmer noch ijt es, wenn commerzielle oder politifche Eifer: 
fucht die Gelegenbeit zur abſichtlichen Beſchädigung anderer benugt, wie aud vielfach geſchieht. 
Man kann mur Hoffen, daß allmählich beffere Einſicht und das eigene Intereffe die Heilung 
ſolchet Übelftänve bringen werden, denn mit der beflern Berückſichtigung des Verkehrs müflen 
aud die Einnabmen der Eifenbahnen fteigen. 

Mir ind jomit an dem Punkte angelangt, wo wir die nächſten wirthſchaftlichen Ginflüffe ver 
@ijenbabnen auf das moderne Leben überjehen und zufammenfaffen können. Allenthalben er— 
bliden wir neues Leben und neue Kräfte, Gntwidelungen aller Art und die Keime zu neuen, 
und hin und mwieder aud Irrthümer, aber nur felten von mefentliher Beveutung und meift 

raſch heilbar. Ganz Europa ift mit Bahngleifen durchzogen, bier dichter, dort dünner, und 
nad allen Seiten treiben fie neue Anfäge aus, und die Kraft jeder einzelnen Bahn ift verviel: 
fältigt durd andere Linien und andere Verfebrämittel. Und neben den Bahnen laufen die 
dünnen Drähte ber, die gedanfenjchnell das Wort von Ort zu Ort befördern, eine Erfindung, 
die im Zeitalter der Poſtkutſchen fiher zu früh gefommen wäre, die aber die Wirfung der Eiſen— 
bahnen noch erhöht. Diefen allgemeinen Umſchwung im einzelnen nachzuweiſen, müſſen wir 
verzichten, unfere Gedanken und unſere Keder würden ihm nicht folgen fönnen. Aber man denke 
fh nur jede einzelne Fleinfte und größte Wirfung der Eifenbahnen, wie wir fie oben nad: 
gewieien haben, an Taufenden von Orten zugleich ſtets aufeinander berechnet und ſtets inein- 
ander greifend und immer in progreffivem Fortfchritt der Entwidelung, fo wird man einen An= 
baltepunft für die Erfaflung der Orofartigfeit einer friedlichen Ummälzung gewonnen haben, 
wie die Welt fie gewiß früher noch nicht erlebt hat. Natürlich, daß ein ſolcher Umſchwung einen 
umfaflenden Einfluß auf die leibliche und fittlihe Haltung der modernen Eulturvölfer gehabt 
bat. Das Nivellement der Stände nimmt in deren fteter Berührung miteinander inmmermehr 
zu; die Breife in großen umfaflenden Landftrihen gleichen ſich bei der Nafchheit des Transports 
immermebhr aus. Wer ven Entwidelungen unferer Zeit gefolgt ift mit ihren eigenthümlichen 
BPreisverhältniffen, zu deren Erklärung die alten, aus andern Erfahrungen gefhöpften Lehrſätze 
nicht immer recht ausreichen wollen, wer die Handelskriſen unferer Zeit beobachtet hat, wie 
viel raſcher und allgemeiner jie ſich verbreiten, und wie viel ſchneller fie ſich trog aller Verhee— 
rungen wieder heilen, der fann nicht daran zweifeln, daß in dem gefanımten Zuftand der moder- 
nen Welt Bactoren eingetreten find, die früher nicht beftanden haben, der wird ſich feinen 
Augenblick bedenken, fie mit den modernen Berfehrömitteln in Verbindung zu bringen, den 
Dampfihiffen auf dem Waſſer und noch mehr den Bifenbahnen auf dem Lande. Alles, was 
durch die Werkzeuge des Verkehrs ermirtelt wird, bringt jet ſchneller in die Welt ein, aber an 
wäbligen Punkten haben ſich felbftändig Kräfte entwidelt, die ungefunde Einflüffe rajcher 

derwinden und heilen können. Man ift aber noch zu ſehr mitten im Entwickelungsproceß und 
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Die einzelnen Erfahrungen find noch zu wenig gefammelt und gefichtet, um die Anfhauungen 
von diefen gewaltigen Veränderungen im Detail faflen zu können. 

Ginzelne bisher noch nicht erörterte Einwirkungen liegen indeß mit erfennbarer Klar- 
heit vor. Wir rechnen dahin vor allen die großartigen Auswanderungen, die unmittelbar nach 
den Revolutionsjahren begannen und im Jahre 1856 ihren Höhepunft erreichten. Nur mit 
tels der Eifenbahnen war es möglich, dieſe enormen Menfhenmengen im regelmäßigen Nach— 
ſchub zu den Ausfuhrhäfen zu transportiren, ſodaß am 1. und 15. eines jeden Monats dort 
die großartigen Expeditionen nach jenſeit des Oceans vorgenommen werben fonnten. Diefe 

ftrenge Regelmäßigkeit wirkte natürlih auf die Überfahrtöpreife und Diefe-wirften wiederum 
auf die Auswanderung ein. In weldem Grade weiter diefe Umftände auf die Anfhauungen 
Der Maflen, auf die ftaatlihen und bürgerlihen Entwidelungen dies- und jenſeit des Oceans 
eingewirkt haben, das fann für jegt noch nicht Elar begriffen und dargelegt werden. 

Mir dürfen auch wol an jene großen Weltausſtellungen erinnern, dieſe Idyllen eines 
bevorflehenden ewigen Friedens inmitten der feitvem fo Eriegerifch bewegten Welt, die wiederum 
nur unter Mitwirkung der Eiſenbahnen möglich waren, nicht blos für den Transport der Güter, 
fondern auch für den zahlreichen Beſuch derer, deren Wiſſensdrang oder Neugierde angeregt 
war. Die ältern vor der Zeit der Eifenbahnen veranftalteten Inpuftrieausftellungen können 
ſich jedenfalls nad feiner Seite hin mit denen der fpätern Zeit meflen. 

Was die Eifenbahnen für die Ausbreitung von Kenntniffen unter allen Klaſſen ver Bevöl— 
kerung getban haben, ift jedenfalls von der vurchgreifendften Bedeutung. Der durch den raſchern 
Verkehr gebotenen Erweiterung der Anihauungen, dem dadurch gefteigerten Wiſſensdurſt Fam 
die bequemere Zuführung von Kenutniffen durd Bücher und Zeitungen zu Hilfe. Man kann 
es den heutigen Zeitungen anfehen, daß fie für ein fchnell leſendes und jchnell lebendes Geſchlecht 
geigrieben find. Während in früherer Zeit von den Mittelpunften des politifhen Lebens Die 
Kunde der Begebenheiten nur ganz allmählich nad den entferntern Ortſchaften durchſickerte und 
fo ih ganz allmählich und fchrittweife Meinungen über Thatſachen heranbildeten, vereninnerer 
Berlauf bereits jelbjtändig feinen Weg gegangen war, ſodaß ein Nüdeinfluß von den vielen 
einzelnen Punkten nicht mehr ftattfinden Eonnte, durchzuckt jegt dur den Telegraphen jede 
wichtigere Nachricht auf einmal die Welt und wenige Stunden darauf liefern die Zeitungen pas 
Material zur Beurtheilung derjelben und meift ſchon dieſe Beurtheilung felbit. So bildet ſich 
ſchneller ein allgemeines Bemwußtjein, und jo wirken Thatlahen und Meinungen viel unmittel- 
barer aufeinander ein. Ein Blid auf die Ereigniffe des letzten Jahrzehnds lehrt, daß Die Bege— 
benheiten ſich heutzutage jchneller entwideln und raſcher wieder ablaufen. Diefe Erfheinung 
ift gewiß in ihrer mehrfachen Wiederholung feine Zufälligkeit, jondern fie hängt innig mit der 
jegigen Natur des Verkehrs zufammen. In unjern Tagen kann keine Begebenheit ſich mehr 
ifolirt entwideln, und jede allgemein gültige Meinung wird außerordentlich fchnell zu ihrem 
Rechte kommen. Welden directen Einfluß Telegraph und Eifenbahn auf die hohe Politik aus- 
üben, die jegt raſcher durch Überfendung von Wort und Berfonen zu arbeiten vermag, fünnten 
wol am beften die Leiter in der hohen Diplomatie nachweiſen, aber aud der Uneingeweihte muf 
deren außerorbentlihen Einfluß auf die Tagesgeſchichte aus jevem Zeitungäblatte erfennen, das 
er in die Hand nimmit. 

Uberhaupt lebt mit den fchneller gewordenen Berfehrömitteln die ganze jetzige Weltfchneller, 
obne darum weniger zu erleben. Im Gegentheil, wo im Verkehr fo viel weniger Zeit verloren 
geht, wo Urfade und Wirfung jih fo viel rafcher entfalten, da fällt aud auf die Lebensdauer 
des einzelnen Menſchen ein größerer Antheil an Genuß und Erfahrung. Aber die jegige Raſch— 
beit der Verkehrsmittel übt zugleich einen unverfennbaren Einfluß dahin aus, daß man nad 
allen Beziehungen bin auf Zeiterfparung denkt. Ginmal dahin gelangt, ſelbſt größere Reiſen 
nah Stunde und Minuten zu berechnen, einmal daran gewöhnt, daß Raum und Zeit fort: 
während bejiegt werden, will man womöglich für jede größere oder Eleinere Erſcheinung des 
Lebens größere Raſchheit und Lebendigkeit eintreten jehen. Der frühere Reiſende fügte jich wol 
mit eremplarifcher Geduld darein, wenner gelegentlich unterwegs Stunden und halbe Tage war: 
ten mußte, und der Kaufmann lief ruhig geſchehen, mas er ja doch nicht ändern fonnte, daß feine 
Güter Tage und Wochen länger unterwegs blieben. Das hat ſich geändert, alles fonımt und gebt 
fhneller, alles greift befler ineinander, und von dieſer Haft find natürlich die Menſchen jelbit 
angeftedt worden, und im täglichen Leben, in der Politik, in Literatur und Kunft, in allem, was 

dem Einfluß des menfhlihen Willens unterliegt, ift die Einwirkung dieſer Ungeduld, die— 
Tes Streben, die Minute zu benugen, diefe Fähigkeit der rafcheften Gonfuntion bemerkbar. 
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Solch ſtürmiſchem Andrängen von Begebenheiten aller Art in fchnellfter Abwechſelung der Ber: 
pective, wie die jegige Menſchheit es fortwährend erlebt, wären vielleicht die Gemüther der Vor— 
zeit nicht gewachſen geweſen, es hätte jedenfalls ihre faft ausſchließliche Thätigkeit in Anſpruch 
genommen; unſere Zeit läßt es an ſtürmiſchem Vordringen auf allen Gebieten des Lebens zugleich 
nicht fehlen, und ſo ſchnell hat ſie ſich darein gefunden, daß man jetzt ſchon mitunter die Klage hören 
kann, wie gar langſam doch alles vorgehe. Und doch, wer kann ſich verhehlen, daß der jetzige 
Zuſtand immer noch erſt ein Übergang zu noch viel großartigern Entwickelungen iſt. Die Eiſen— 
bahnen in ihrer jetzigen Geſtalt ſind ſchwerlich die letzte Stufe menſchlicher Erfindungen im 
Gebiete der Verkehrsetleichterungen Wie viel Hunderte von Jahren ed auch dauern mag, die 
Steinfoble wird endlih, wenn ihr Conſum fo fteigt, mie er begonnen, aufgezehrt fein, aber 
ehe vieler Sparpfennig aus Millionen Jahren, melde in der Vergangenheit unſers Erdballs 
liegen , verſchwunden fein wird, bat der menſchliche Scharfiinn wahrſcheinlich neue Kräfte und 
Mittel gefunden, die nad ihrer Weife feinen Zwecken dienen. 

So außerordentlich bedeutend für den Verkehr und den allgemeinen Fortſchritt ver Men— 

ſchen die Eiſen bahnen bereitd nad allen Richtungen Hin, in denen ſie wirfen, geworben find, 
fo tief einihneidend find aud die Veränderungen, die fie Schon bewirkt Haben und noch 
weiter in Ausfiht flellen. Wir haben indeß tm Bisherigen die Betrahtungen noch gar 
nicht berührt, die fih an den Bau und den Betrieb der Eifenbabnen felbft anknüpfen. 
Auh hier gibt es eine Reihe ganz verfchiedenartiger und wichtiger Momente. Wir ftellen 
bier die allgemeinen voran. Die Eiſenbahnen bezeichnen einen großen Umfang allgemein wif= 
ſenſchaftlicher und fperiell techniſcher Fortſchritte. Der menfhlihe Scharffinn hat wahrhaft 
Erſtaunliches geleiftet, um natürliche Hinderniſſe in der Herftellung von Bahnförpern zu über— 
winden, und dies vielfach nur in engfter Verbindung mit wiſſenſchaftlichen Ergebniffen leiſten 
können, die um fo mehr angeregt wurden, je ffärfere Forderungen die Bebürfniffe des Lebens 
an die Wiſſenſchaft ftellten. Der Unterfchied in der Anlegung von bloßen Ehauffeen und lan= 
gen Eifenbabnlinien , wie beide dazu gelangen, den Verkehr zweier räumlich voneinander ent= 
fernten Vunkte zu verbinden, liegt nahe genug. Bei der Ghauffee wird man es ſich nicht ver= 
drießen laſſen, Bovdenhinderniffe zu umgehen oder allmählich zu übermwältigen, alfo z. B. einen 
Berg oder ein Gebirge allmählih in Schnedenlinien zu erfleigen, den bequemern Platz zur 
Brüdenanlage aufzuſuchen, und man hat zugleidh nicht fo ſehr nöthig, geringere Uneben— 
heiten des Bodens zu überwinden. Aber die Eifenbahn darf fih auf jolhe Krümmungen 
und Unebenheiten des Wegs nicht einlaffen, der Koſten willen nicht und noch weniger wegen des 
Betriebs ſelbſt, denn irgend bedeutende Wegkrümmungen jegen ihm namentlich auf fürgern 
Streden ein abjoluted Hemmniß entgegen. Da mußte denn ein Berg durchbrochen, oder über 
ein Thal eine Brüde in ſchwindelnder Höhe geführt, oder Flüſſe und Ströme an weniger zu= 
gängligen Stellen übernwölbt werden, wie einmal die allgemeine Richtung der Eifenbahn es 
vorfärieb, oder endlid mußten für lange Strecken Bodenſenkungen ausgefüllt, Bodenerhöhun— 
gen abgetragen werden, um bie möglihft gerade Weglinie zu erreihen. Namentlich war es die 
Errihtung von Brüden fehr verfhiedener Art, melde eine gleiche Energie der Wiffenfchaft wie 
der Prarid in Anſpruch nahm; wir erinnern an die Menaibrüde und die noch viel großartigere 
Britanniabrũcke in England, am Bauwerke wie die Brüden bei Magdeburg und bei Dirſchau 
in Deutſchland, welche zunächſt für die Herftellung von Bifenbahnlinien erforderlich wurden, und 
an die in ihrer Art nit minder wunderbaren Bauten ber Sömmeringbahn hoch über die Berge, 
von andern Ähnlichen Werfen zu gefhweigen. Dabei darf nicht vergeflen werben, um wie 
viel mehr innere und außere Conſiſtenz ſolche Anlagen erfordern, welche die ftets ſich wiederho— 
lende Wucht von eilig dahinrollenden Bahnzügen ertragen follen, Das Auge des Zuſchauers 
ſteht bewundernd vor folden Werfen, aber die erfte Bewunderung gebührt der Kühnheit, vie 
vor folhen Werken nicht zurückgeſchreckt ift, und dem finnenden Fleiße, der fie vorher in Ge— 
danfen erichuf, ehe fie zur Thatfahe werben konnten. Die Eifenbahnen waren es jedenfalls, 
welche fo viel ſchlummernde Kraft und Energie wach riefen. 

Damit ift aber weiter eine andere außerordentlich folgenreihe Entwidelung verbunden, 
welche die Eifenbahnen freilich vielfach mit der modernen Babrifinpuftrie theilen. In frübern 
Zeiten war es eigentlih nur der Staat und deſſen Berwaltung, der höher ftrebenden Talenten 
den entſprechenden Plag anmeifen konnte, in der Berwaltung, im Heere, im Unterridtöweien, 
ad jo lange konnte auch die wiſſenſchaftliche Erziehung zunähft auf den Staatsdienſt gerich— 
i ſein. Das höhere techniſche Genie zumal fand in der Vergangenheit zumeift feinen Pla nur 

in der Verwendung zum Kriege, alfo zur Zerflörung. So enggezogene Berufe für gröpere 
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Fähigkeiten jind feit vem andgedehnten Bau und Betrieb der Eiſenbahnen außerorbentlid er: 
weitert worden: der Givilingenieur ohne Amt und Stellung ift heutzutage eine vielbegebrte 
und hoch honorirte Perfönlichkeit. Seitdem wird denn aud die technifche Erziehung in ven be: 
treffenden Anftalten innerlih und äußerlich weit weniger auf den Staatövienft gerichtet, fie hat 
ihre Freiheit wieder errungen, und, was nod von viel größerer Bedeutung, die Bebürfniffe des 
Staatödienfted haben in denen der großen Privatunternehmungen aller Art einen ftarken Eon: 
eurrenten gefunden. Das wirft denn natürlich wieder auf die Stellung der im Staatödienfte 
Angeftellten, auf die geiftigen und fittlihen Gewöhnungen einer ganzen Beruföflaffe außer: 
ordentlich lebhaft zurück. Vielleicht ift dieſe Umwandelung, bei welher man wiederum den all: 
gemeinen Zug der Zeit deutlich wiedererfennt, für die ganze Zufunft des Staatölebend noch von 
entjheidender Bedeutung. Der Staat in jeinem Übergang vom Mittelalter zur Jetztzeit zog 
einen fehr wejentlihen Theil feiner Kraft daraus, daß ihm die Geiſtesmacht feiner Nation in 
deren am meiften entwidelten Spigen faft ausſchließlich zu Gebote ſtand; er faſt allein ver- 
mochte damals Ehren und Geld auszutheilen; jegt dagegen bezahlen Brivarunternehmungen 
im Durchſchnitt beifer, und die höhere ſtaatliche Ehre hat in Deutſchland und England jeven: 
falld, aber auch anderswo ſchon aufgehört, das legte Ziel des Ehrgeizes zu fein. Mit dieler 
nothwendigen Verminderung der wirkenden Kräfte wird der Staat auch nothwendig feine Viel: 
regiererei und feine allgemeine Übermacht einihränfen müjfen. 

Diefer Gedanfengang läßt ih in unmittelbarer Verbindung mit dem Eifenbahnweien 
noch viel weiter verfolgen. Auch der untergeorbnete Eifenbahndienft ift in ſtarke Goncurrenz 
mit dem Staatädienit getreten, vom Yocomotivführer und Bahninſpector an bis zum legten Anz 
geftellten.. Wie die höhern, jo finden auch mittlere und niedere Kräfte aller Art ihre ausge: 
dehnte Verwendung im Eifenbahndienfte, und immmermehr bleibt der bloße Schreiber in dem 
Bureau der Staatöverwaltung zurüd, alfo die durchſchnittlich geringere Befähigung. In diefer 
Beziehung läßt ih auch fein Unterſchied zwiſchen Staats- und Privateifenbahnen mahen, da 
nur ein äußerliher Schematismus in den bei jenen Angeftellten Staatsbeamte in hergebrachtem 
Sinn erbliden fann. Je weiter dieſe Umwandelung geht, und gewiß tragen auch die manderlei 
andern Unternehmungen unferer Zeit ftarf dazu bei, um fo mehr wird jich natürlich die innere 
Abihwähung der Staatsverwaltung ald befonders berechtigten Berufs vollziehen, Der Eifen: 
bahnbeauite in der ſoldatiſchen Knappheit feines Auftretens ift bereits zu einer typifchen Figur 
geworben, auch da, wo der Eiſenbahndienſt nicht ald VBerforgungsanftalt für entlaſſene Unter: 
offiziere betrachtet wird. ine große Zahl diefer Beamten führen jedenfalls in der Naftlofigkeit 
ihres Hinz und Herreijend eine eigenthümliche ſociale Eriftenz und verförpern fo redht dad 
Überall und Nirgends unferer Tage. 

Alle diefe Entwidelungen ſtehen zwar nur noch bei ihren Anfängen, find aber für ben 
Beobachter bereitd unmittelbar hexauszuerfennen und äußern auch ſchon einigen maßgebenden 
Einfluß auf das Leben. Klarer ift, was die Gifenbahnen zur Annäherung von Provinzen und 
ganzen Ländern und zur Abſchwächung gegenfeitiger Vorurtheile bereits gethan haben. Solche 
Zufammenfünfte von ganzen Bölferfgaften, wie fie bei den großen Inpuftrieausftellungen durch 
die Gifenbahnen ermöglicht wurden, tragen ihr befruchtendes Element in viel weitere Kreile 
hinein. Neben ber „Solivarität der conjervativen Intereſſen“ brad ih auf dieſenn Wege eine 
Solidarität der Völker Bahn, eine friedliche, weil auf gewerbliden Fortſchritt gerichtet, weil be: 
gründet auf genauere und unmittelbare Kenntniß ded Zuſammenhangs miteinander, Der Gang 
der modernen Gefchichte ift durch ſolche Einflüffe ſchon wiederholt bejtimmt worden. 

Wir wenden und von diefer Betrahtungsweife auf anderweitige Ginflüffe ver Gifenbahnen, 
zunächſt zu dem Ginfluß, den fie ganz direct auf Production und Induftrie ausgeübt Haben. E— 
find namentlich zwei Productionszweige, denen fie einen ganz unermeßlichen Aufſchwung verliehen 
haben: Steinfohlen und Gifen. Es ift wol nit nöthig, dies in irgend weitläufiger Weile durch 
imponivende Zahlenreihen weiter augzuführen, fo jehr liegt diefe Wirkung auf ver Hand. 3 
ift Hier derjelbe Fall wie bei dem modernen Fabrikweſen. Ganz daſſelbe läßt ih von der Kunſt 
in Herfiellung neuer Maſchinen und anderer technifchen Hülfsmittel jagen; es ift das nur ein 
einzelner Zweig des allgemeinen techniſchen Fortſchritts unferer Zeit, und genügt es bier, wenn 
wir auf diefe befondere Anwendung in aller Kürze hingewiefen haben. 

Aber ed ift eine andere Seite der Eifenbahnen,, deren eigenthümliche und tief in die vielfach— 
ften Verhältniffe einpringende Bedeutung eine genauere Prüfung erfordert — die pecuniäre, 
Wir ftehen hier vor einem der ftaunenswertheften Nefultate des menſchlichen Gombinationdgei: 
ſtes. Am Schluſſe dieſes Auffages wird der Leſer überfichtlich die Zahlen zufammengeftellt finden, 


Eifenbahnen 39 


weibe die Summen der bisher auf die Eifenbahn verwendeten Koſten barftellen; es wird ihm 
dadurch zum Bewußtjein fommen, was ohnehin jeder im allgemeinen weiß, weld riefige Rapita- 
lien der Bau von Eifenbahnen für ih in Anfprud genommen bat. Daß die Geldwirthſchaft ver 
Staaten und der einzelnen Handelögruppen von diejem Ginmünden fo ungebeuerer Summen 
in den Eiſenbahnbau, und zwar vorzugsweiſe innerhalb des legten Jahrzehnds, unmittelbar be= 
rührt werden mußte, leuchtet von jelbft ein; irgendivo mußten die Kavitalien bergenonmen 
werden, aljo da, mo fie bergenommen waren, entbehrt werben, die man den Gifenbahnen zu— 
wandte, wie langjam over wie jchnell jie auch immer zurüdfließen mochten. Freilich, die ſpa— 
reude Kraft des Eiſenbahnverkehrs, weil der Umfag im Verbältniß zur Schnelligkeit weniger 
Baaren bedurfte, machte viele Kapitalien frei, aber gerade diefe gingen wol nur zum geringern 
Theil in Die Eifenbahnen über; die fhaffende Kraft der Eiſenbahnen jelbft vermehrte ven Um: 
fang der Kapitalien, und auch hiervon wurde wol der größte Theil den in der Zeit liegenden Ge— 
i&äftderweiterungen zugewandt. Dennod aber ift der bei weiten größte Theil der Gelder aus 
Privarmitteln gefloflen, denn gerade die Ränder mit dem audgedehnteiten Eiſenbahnbau, Nord: 

amerifa und England, haben faft ausfchließlih Privatbahnen und darunter England den foft: 
frieligften Bau. Auch in Deutſchland ift der bedeutendfte Theil der Eifenbabnen von Privaten 
unternommen, während in Belgien und nod mehr in Franfreidh der Staatdbau weit mehr vor: 
wiegt. Und da hat man wol Beranlaffung darüber zu ſtaunen, durch welche Mittel die Brivat- 
frait zu diefem einzigen Zmed neben fo vielen andern Unternehmungen jo ungeheuere Summen 
zufammenbringen fonnte. Denn wie man auch immer fagen mag, daß die Gelder nicht unpro= 
ductiv verwendet worden find, daß man fie in Holz und Eifen geftedt hat, un ald Arbeitälohn 
wieder heraus zukommen, von wo aus jie jih allmählich wieder im großen Betrieb anfanımelten, 
dennoch ift es eine der erftaunliciten Erſcheinungen, daß in weniger als zehn Jahren Privat- 
perjonen zu einer einzigen nur im großen zu betreibenden Induftrie Summen zufammenge- 

bradıt Haben, Die nur nah Hunderten von Millionen Thalern zu zählen find. 

Man kennt nun die innern und äußern Antriebe zu dieſer eigenthümlichen Entwidelung 
ganz genau; der Beweggrund war die Gewinnſucht, dad Mittel die Speculation. Die erften 
unter Schwierigkeiten und Unglauben aller Art errichteten Eiſenbahnen bradten ben Unter: 
nehmern Gewinn, und das galt auch noch von den meiften in zweiter Linie erbauten Eiſen— 
bahnen. ‚Run verlor bald das große Kapital feine anfänglihe Sprödigfeit, und durch deſſen 
Berbeiligung ließen jih aud die Kapitalien des Mittelftanded berbeiziehen, allerdings im 
einzelnen Fall zu nur geringen Beträgen, aber in ihrer Geſammtheit zu außerordentlich be: 
trädtliben Umfange. Das Mittel dazu war der Actienbetrieb, den wir namentlich bei der heu— 
tigen bielfahen Verwendung als feinem innern Weſen nad befannt vorausjegen können. 
Große Unternehmungen auf Actien waren ſchon in frühern Zeiten vorgefommen, aber damals 
meiſt nur an der Hand der Projectmacherei, auf ganz unbekannte Fernen und Plane hinaus, 
Jegt aber famen Actien in ganz enormen Beträgen zu befannten und erfahrungsgemäß ge: 
winnbringenden Unternehmungen in die Welt, bis dann freilich auch in diefem Zweige des Un— 
ternehmungögeiftes die Überftürzung und die Überfpeculation plaggriff und zu den damit un: 
ausbleiblihen Verluſten führte, ohne daß jedoch der allgemeinen Speculation dadurd ir: 
gendwelder Eintrag geſchah: ein Beweis des in allen europäiſch civilifirten Staaten vorhan— 
denen Überfluffes an Kapitalien, welche eine nugbringende Verwendung ſuchen. Faſt in jedem 
diejer Länder hat von Zeit zu Zeit, und in mehreren wiederholt, eine wahre Raferei in Er- 
rihtung von Actiengejellihaften zur Erbauung von Eiſenbahnen vorgeherriht, gemöhnlid 
im Zujammenhange mit dem allgemeinen Zug der Speculation, die dann aud) bei dem momen— 
tanen Rückſchlag in Mitleidenschaft gezogen wurde. Die Grundlage zu diefen Actienunterneh: 
mungen ift je nach Zeit und Ort eine außerordentlid) verfchiedenartige geworden, von der aller: 
einfachſten ver gewöhnlichſten Privatinduftrie an bis zur directen oder indirecten Betheiligung 
von Gorporationen und Regierungen dur Actienfauf, durch Gewährung von Privilegien, 
dur Zinsgarantien. Ohnedies war für jede einigermaßen größere Strede die Mitwirkung 
des Staated namentlich behufs der vorzunehmenden Erpropriationen zur Gewinnung der mög: 
lichſt geraden Linie nicht zu entbehren. 

So ift ed allmäblich dahin gekommen, daß Eifenbahnactien ein jehr lebhaft betriebener Theil 
des Fondsgeſchäfts an den Fondsbörſen geworden find, und man hat auf fie alle befannten Ma— 
abver der Fondsſpeculation übertragen, indem man aus den allgemeinen Geld: und Dörjenver: 
kiimiffen und der befondern Ertragsfähigfeit der einzelnen Bahn Schlüffe für den Werth einer 
Adie zu einer beftimmmten Zeit zog und danach Lieferungsgefchäfte unternahm. Diefed Herein- 


40 Eifenbahnen 


ziehen der Eifenbahnactien in das große Kondsfpiel hat denn nach zweierlei Richtungen erheb= 
liche Wirkungen geäußert. Bisher waren ed vorzugöwelfe, mit fehr wenig bedeutenden Aus— 
nahmen, die Staatöpapiere, d. h. die Schuldobligationen der Negierungen geweſen, mit benen 
diefe Art von Börfengefhäften gemadt wurde; von nun an trat die Privatinduftrie mit den 
Regierungspapieren in Goncurrenz. Die Regierungen haben auf diefe Veränderung eigentlich 
ſchel herabgeſehen, da jle ihnen das Gontrahiren der Staatdanleihen zu erſchweren ſchien und fie 
ihre eigenen an den Fondsbörſen betriebenen Papiere den wechfelnden Gonjuncturen des Geld— 
markts mehr wie bisher, im genauen Berhältniffe zur größer gewordenen Summe der in Pa— 
pieren aller Art belegten Kapitalien, unterworfen ſahen, mit mweitern unaudbleiblihen Ein: 
flüffen aufihre Schuldentilgungen. Sie haben denn auch verſucht diefer Veränderung Einhalt 
zu gebieten, hier durch allgemeines, dort durch qualificirtes Verbot des Handeld mit fremden 
Eifenbahnactien, oder auch durch das Verbot des Handels mit folhen Eifenbahnactien, die noch 
nicht zu voll eingezahlt waren u. dgl. m., Verbote, die nachher auf die Banfactien übertragen 
wurden; es ift indeflen mit folhen Mafregeln immer ſehr wenig ausgerichtet worden, da bie 
Berbote leicht zu umgehen waren, wenn fi nicht gar ein entgegenftehender esprit de corps an 
den Börfen herausbildete, infolge deſſen die Gerichte nur felten Veranlaffung zum Einfchreiten 
erhielten. Es hat ſich übrigend auch herausgeſtellt, daß das Schuldenmachen ver Regierungen 
gar nicht fo fehr durch ven Umfang der neuen Staatöpapiere erfchmwert wurde, da man im Ge— 
gentheile fi immer mehr an große Summen gewöhnte und ber fo ſtark belebte Verkehr allent: 
halben größere Kapitalien angeſammelt hatte. 

Als das Börfenfpiel mit Eifenbahnactien fi zuerft in einigem großen Umfang entwickelt 
Hatte, als die dadurch veranlaßte Deplacirung von Kapitalien manderlei ungewohnte Erfchei: 
nungen hervorrief, waren nicht wenige, erſchreckt über diefen ihnen ungewohnten Zuftand, bereit, 
Borfchläge zu deſſen Abhülfe zu machen. Auch Liſt gehörte zu diefen, und er hatte fein Abfehen vor— 
zugsweiſe Darauf gerichtet, die Eifenbahnactienunterncehmungen den Händen der großen Börfen= 
fpeculanten zu entziehen, um, wie er hoffte, die Actien fofort in fefte Hände zu bringen. (Vgl. die 
zweite Auflage des „Staats: Xerifon”, IV, 257.) Man kann nun fagen, daß, wären feine Vor: 
ſchläge angenommen worden, ein großer, ja der größte Theil der Aetienunternehmungen nie zu 
Stande gefonmen wäre, weil gerade die Vorausjegung zu immer neuen Geldanſchaffungen in 
der fteten Flüffigerhaltung der ſchon gemadpten lag, abgefehen davon, daß die unmittelbare Be- 
theiligung der Bevölferung an der Actienübernahme unendlich viel Zweige des gewöhnlichen Er- 
werbs wegen daraus entftandenen Kapitalmangels brach gelegt hätte. Der Plan blieb unberüd- 
fichtigt wegen derbabei voraudgefeßten ftarfen Berheiligung der Regierungen und auch wegen der 
Unausführbarfeit mander Details. Die Eifenbahnactienfrijen find allerdings nicht ausgeblie⸗ 
ben und haben ſich wiederholt, allein ſolche Erfhütterungen find nun einmal die Begleitung 
jeglihen großen Umſchwungs in den menfhlihen Verhältniffen, und man befämpft fie am 
beften nicht durch einzelne Maßregeln, ſondern durch ſtärkere wirthſchaftliche, politifche und 
geiftige Geſundheit ver Völker. 

Sehr tief eingreifend ift aber auch ver Einfluß der Fondsbörfen aufdie @ifenbahnvermaltun: 
gen ſelbſt geworben, welche letztere dadurch wol mehr als gut in die Abhängigkeit jener gerathen 
find, nicht blos weil die Börfen einen Haupttheil der Actionäre hergaben, fondern auch weil in ben 
Börfencurfen der Eiſenbahnactien der richtige Betrieb einer Eijenbahn repräfentirt ſchien. Das 
Nachtheilige eines ſolchen Verhältniffes liegt darin, daß große Unternehmungen, um ſich zu ent= 
wideln, meift einer längern Zeit bevürfen, während es den Befigern von Börfenpapieren vor— 
zugöweife um raſche Rejultate zu thun ift. Die Directionen der Eiſenbahnen verfielen deshalb 
darauf, entiveder direct dad Actienfpiel zu unterftügen durch die manderlei an ven Fondöbörſen 
befannten Manöver, oder fie erftrebten künſtliche Ginnahmefteigerungen gegen das dauernde 
Interefle des Verkehrs und der Gifenbahn felbft, oder ſie griffen endlich direct zu verbotenen 
Mitteln, indem fie nicht vorhandene Dividenven verfündeten und auszahlten. Diefe innige 
Verbindung der Fondsbörſen und der Eiſenbahnverwaltungen hat denn auch das einemal zu 
leihtjinnigen Geloverwendungen geführt, wenn die Börfen ein heitere® Gefiht machten, das 
anderemal zu engherzigen Anfhauungen, inden man die Börfen nicht durch weiter ausſehende 
Veränderungen unruhig maden wollte. Bei dem noch fo jungen Beftande der Eiſenbahnen 
wird der ganze Umfang der Misftände, die aus diefer gegenjeitigen Verbindung hervorgehen, 
wol erſt in fpäterer Zeit ſich entwideln. 

Wir fommen damit auf eine der am meiften beftrittenen Bragen: ob die Eifenbahnen beffer 
von Privaten oder vom Staate zu unternehmen feien? Für den Staat ſpricht deſſen größere 
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Macht, Tpricht die vorwiegend öffentliche Natur der Eifenbahnen und vor allem der Umſtand, 
dag er die Eiſenbahn nit als eine auf ven Gewinn berechnete Anlage zu behandeln braucht; für 
die Brivatunternehmung dagegen der größere wirthſchaftliche Bortheil, den jede ſolche nad der 
Erfahrung an ſich ſchon Hat, die beffere Unterftügung und Ausbeutung des Verkehrs im In— 
terefie der zu erreichenden höhern Dividende und der ſehr wichtige Vorzug, dap Brivatbahnen 
die ſchon hinlänglich große Schuldenlaft der Staaten nicht noch mehr vermehren. Prüft man 
diefe beiden entgegenftebenden Richtungen, fo ift unſers Erachtens nur der legtangeführte von 
durdihlagender Beveutung zu Ounften der Privatunternehmung: e8 wäre ohne eine ganz tolle 
Brlaftung der Staaten mit neuen Schulden gar nicht möglich geweien, die Eiſenbahnen in ihrem 
bisherigen Umfange auf Staatöfoften durchzuführen, und wird Died aud in Zukunft nicht fein, 
wie das die fpäter folgenden Zahlen von felbft ergeben werben. Die Privatbahnen waren jeden- 
falls die erften der Zeit nad, und man würde damals, ald die Erfahrungen über Betrieb und 
Rentabilität der Eiſenbahnen noch fo mangelhaft waren, ſchwerlich die öffentlihen Gewalten 
zur Übernahme fo großer Xaften vermocht haben. Die Privatunternehmer find die Pionniere 
für den Eifenbahnbau geworben, und in den meiften Rändern bat erft jpäter die Staatsgewalt 
fidh deffelben angenommen. Was die Ausbeutung des Verkehrs durch die Eifenbahnen betrifft, 
fo ift ver unbedingte Vorzug weder aufjeiten des Staates noch auf jeiten der Privatunternehmter. 
Denn der Staat im Stande ift, mit großen Koſten Linien anzulegen, die erft im Verlaufe einer 
längern Zeit rentiren werden, oder die überhaupt gar nicht rentiren und dod zum Wohle des 
Ganzen erforderlich find, fo laufht do anderswo der Privatunternehmer dem Berfehre Be— 
dürfniffe ab, auf die der Staatsbeamte, weil er die Sachen mehr von oben herab anzufehen ge= 
wohnt ift, gar nicht verfällt. Im vielen Ländern und namentlich da, wo der Staat fi durch 
Actienübernahme oder Zindgarantien an dem Privatunternehmen betheiligt bat, aber auch 
ander&wo hat ih indeß ver Staat durch das ihm vorbehaltene Net ver Mitgenehmigung zu 
allen wiätigern Befchlüffen fo große Rechte auf den Betrieb der Eifenbahnen vorbehalten, daß 
die freiere Nüdfigtnahme auf den Verkehr durch die Privatunternehmer mwegfällt und die 
Bahnen felbft nur noch als Öffentliche, aber mit dem Gelde von Brivaten, denen aud) der Zins- 
genuß zufällt, erbaut, ericheinen können. Anderswo ift daffelbe Refultat vurdh die den Verwal⸗ 
tungen verliebenen PBrivilegien und ihre Sicherung gegen oncurrenzbahnen erzielt worden. 
Den nachtheiligen Einfluß des Börfenfpiels erdulden die Öffentlihen Bahnen überhaupt nicht. 
Was nun die behauptete größere Wirthfhaftlichfeit der Privatbahnen anbelangt, fo läßt fi 
diefe nach den darüber gemadten Erfahrungen feineswegs als Regel annehmen, mindeſtens 
baben Brivatunternehmer nicht felten namentlich bei der Anlage von Eifenbahnen ſich ſehr ums 
fangreiche,, gar nicht unbedingt erforderliche Ausgaben zu Schulden fommen laffen, während fie 
im Betriebe felbit oft von faliher Sparſamkeit geleitet wurden. Die größere Sorgfamkeit im 
Dienfte fowie die beſſere Rüdfihtnahme auf das reifende Publikum fheint jedenfalls auf feiten 
der Staardbahnen zu ftehen. In dem eigentlihen Rande der Privatbahnen, in England, hat 
fogar das Parlament zu Gunften des reifenden Publikums einfhreiten müffen. 

Nach unferer Anſicht läßt fih ein unbedingter Vorzug des einen vor dem andern Syſtem 
nit aufftellen,, fondern fcheint vielmehr eine Mifhung von beiden am meiften zu empfehlen 
zu fein. Es iſt beſonders ein Vorzug nicht der Privatbahnen, jondern der Zulaffung von Pri- 
vatunternehmern zum Bau von Eifenbahnen, daß diefelben die für den Verkehr erforderlichen 
Linien beffer herauszufinden wiſſen und nicht wie die Negierungen durch vorgefaßte Anfichten 
oder Abſichten für oder gegen eine beftimmte Art von Eiſenbahnverbindung geleitet werben ; es 
ift ein damit in Verbindung ftehender Borzug, daß das Eijenbahnneg durch die Mitbetheiligung 
von Privarfräften raſcher zu einer gewiffen Abrundung und Vollendung gelangt. Im allge⸗ 
meinen hängt jedoch die ganze Frage ſehr eng mit den beſtehenden öffentlichen und wirthſchaft⸗ 
lichen Zuftänden zufammen. In einem fapitalarmen Lande wird die Staatöverwaltung ſich 
viel umfangreier am Eiſenbahnbau betheiligen müffen ald in einem vermögenden Lande, wenn 
auch nur, wie neuerdings in Rußland, dadurch, daß fie auswärtige Kapitaliften veranlaft, die 
erforderlichen Gelder vorzufhießen. In einem Lande ferner, wo die Staatägewalt womöglich 
alles im ſich concentrirt, wird fle der Berheiligung von Privaten möglichſt enge Grenzen ziehen, 
und umgefehrt. Staaten wie Norbamerifa und England würden einem umfaffenden Staats— 
dau fhon darum widerftreben, um nicht der Regierung eine auferorventlid große Zahl von 
neuen Beamten zu Gebote zu flellen, während z. B. in Oftindien der Eifenbahnbau in directer 

Verbindung mit der Regierung vor ſich geht. Ebenderſelbe Geſichtspunkt hat dagegen offenbar 
andere und darunter mehrere deutfche Regierungen mit veranlaft, die Eifenbahnen felbft zu 
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bauen; fie wollen einen fo großen Einfluß nicht in Privathänden wiſſen. Beide Syſteme kön— 
nen und werben alio nebeneinander beftehen, und keineswegs gehört, wie einer der tüchtigiten 
Bearbeiter dieſes Grgenftandes (Knied, „Die Eifenbabnen und ihre Wirkungen‘) vor Jahren 
prophezeite, der Staatsbahn die Zufunft an, wie denn aud feitvem ganz andere Erfahrungen 
gemacht worden jind. 

Ein bier nicht gänzlih außer Acht zu laffender Geſichtspunkt, wiewol er eigentlih nicht 
in den Kreis der wirtbihaftlihen Betrachtungen gehört, betrifft ven Vorzug des Staates, 
infofern man die Eifenbahnen als ein Mittel zur Verftärfung der Wehrkraft eines Landes be= 
trachtet. Darüber, was Eifenbahnen im Kriege fein können, liegen allerdings noch zu geringe 
Erfahrungen vor, wenngleidh ed audy ohne ſolche nicht verfannt werben fann, daß jie dad An: 
fammeln und Bereinigen von Truppen an beftimmten Bunften in jeder Beziehung außerordent= 
lich erleichtern. Es wird dabei ebenfo ſehr an Zeit gefpart, wie der alljeitigen Ermüdung der 
Truppen vorgebeugt. Im italienifhen Kriege von 1859 find befanntlid von franco-ſardiniſcher 
Seite die Eifenbahnen mit Erfolg zu einer umfajlenden militärifhen Operation verwendet wor- 
den, nahdem fie den franzöfiihen Hülfstruppen überhaupt Gelegenheit gegeben hatten, ſich 
raſch dem Kampfplage zu nähern. Die Eijenbahnen haben jedenfalld von beiven Seiten bie 
Beranlaffung gegeben, große Truppenmengen raſch an die bevrohten Stellen zu jenden, und 
fo mögen fie viefleiht auch dazu beitragen, künftige Kriege raſcher zur Entſcheidung zu bringen, 
in demſelben Maßitabe, in welhem eine einzelne gewonnene oder verlorene Schlacht auf einen 
gewilfen Truppenkörper einwirft. Wo auf beiden Seiten Eijenbahnen zu Gebote ſtehen, wird 
jedenfall veren Wirkung fi dergeftalt neutralifiren, daß ſchließlich doch nur die allgemein 
beifere Führung und Kampffähigfeit entjcheidet, und auch davon wie von der geographiſchen 
Lage eined Landes wird ed abhängen, ob die Eifenbahn mehr als Angriffs: oder ald Vertheidi— 
gungsmittel wirft. Die franzöſiſchen Gifenbahnen feinen, foweit militärifche Zwecke dabei in 
Betracht kommen, ebenfo jehr auf ven Angriff wie auf die Vertheidigung berechnet zu fein, und 
daflelbe läßt jich wol von den projectirten ruflifhen Eifenbahnen jagen. Die preußiihen Vor— 
ſchläge zum Schuge der deutſchen Küfte fegen befanntlic einen umfalfenden Gijenbahnbau als 
Vertheidigungsmittel voraus, 

Aber in allem diejen liegt do wol faum ein Grund für den Vorzug der Staatsbahnen, 
vielmehr ift zu befürdten, daß, wenn man bei Gifenbahnanlagen den militärijhen Standpunft 
vorwalten läßt, jehr ſtarke Einfeitigfeiten hervortreten können obne den entjprechenden wirth— 
ſchaftlichen Nugen. Wird denn zudem der Feind immer gerade den durch die Eifenbahn anı beiten 
gededten Bunft aufſuchen, und muß er ed allemal? Das mannidfaltige Neggefüge von Privat: 
bahnen wird im Kriege jedenfalld zu allen militäriihen Zweden dienen können, mährend dieje 
Bahnen im Frieden die Kraft einer Nation nicht vergeuden, wie ed große blos militäriihe Linien 
thun müßten. Natürlich jind bei diefem Geſichtspunkte nicht einzelne militärifche Linien ausger 
ſchloſſen, aber gewiß nur ald Ausnahme und fiher nicht zu dem Zwecke einer gänzlichen Unter: 
ordnung des Gifenbahnbetriebs für kommende Kriege. 

Wie gejagt, die ganze militärifche Frage ift noch lange nicht jpruchreif, Da ed an der Grund: 
lage der Erfahrungen fehlt. Bon ganz anderm Intereile ift dagegen eine bei Beginn des italie— 
nifhen Kriegs in England aufgeworfene Frage: Was foll überhaupt bei rinem Kriegsfalle 
aus den Gijenbahnen und deren Nctionären werden? Man mollte in England jie furzweg von 
der Kriegdverheerung ausgenommen wiffen, gewiß eine Ungereimtheit, da ver Feind feine 
Beranlajlung haben wird, gegebenenfalld dem Gegner die beften Wege zu ihm zu erhalten. 
Aber wichtig bleibt jene Frage doch, da an ihr die Habe vieler Kreije und Perſonen hängt. 
Leider wiflen wir feine Antwort darauf. 

Wir haben nicht erft nöthig, bei jo gänzlich verſchiedenen Verhältniffen der einzelnen Eiſen— 
bahnen Regeln über deren Nentabilität aufzufuchen, e8 hängt diefe nicht blos von der 
Gröpe des eingeſchoſſenen Kapitald und den fpäter gemachten Schulden, ſondern aud von der 
ganzen wirthſchaftlichen Lage eines Landes ab. Schon wiederholt haben wir den Umftand her— 
vorgeboben, daß die Gijenbahnverwaltungen nicht immer ſich jo dem Verfehre anzuihmiegen 
verfteben, um ihrerjeitd den größtmöglihen Nugen herauszuziehen. In Deutihland kann man 
es, wie wir früher jhon hervorgehoben haben, namentlich beklagen, daß der lofale Zwiſchen 
verfehr zwiſchen zwei Ortihaften noch jo wenig Berückſichtigung gefunden hat und man ſich 
meift nur mit den Hauptzügen und der daraus fi ergebenden Verbindung begnügt. Angeblich 
ind es die Koften folder Rofalzüge, die man ſcheut, aber, wie namentlih England und aud ge: 
legentlih Deutſchland lehrt, richtig combinirt maden fie ich faſt allemal gut bezahlt. Es liegt 
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hierin auch eine wichtige, viel au wenig beachtete Duelle des allgemeinen Gedeihens Die Nen- 
tabilität vieler Staats= wie Privarbahnen wird ferner oft jebr empfindlich durch Eoftipielige 
Bauten manderlei Art beeinträchtigt, deren Zwed man viel billiger hätte erreichen können, 
Brücken, Tunnel u. dgl. m.; in neuerer Zeit ift namentlich der Lurus im Bau der Gtations- 
bäujer jehr geftiegen. Auc bier wird wol Die Zeit das rechte Verhältniß zwijchen angemeffenem 
Lurxus und prableriiher Berihwendung lehren. 

Wie die noch folgenden nähern Nachweiſe zeigen werden, gibt ed jegt Gifenbabnen , jomweit 
nur der Einfluß europäifcher Gelittung gedrungen ift, und ihr vorhandener oder beabfidhtigter 
Beſtand drückt außerordentlich Scharf ven wirtbihaftlihen Zuftand jedes einzelnen Landes aus. 
Am meiften vorgeihritten jind Nordamerifa und England, beide mit einem ausgedehnten Sy— 
feme privaten Betriebs. In den Vereinigten Staaten find Bahnen durh Gegenden geführt 
worden, wo ed bisher faum regelmäßige Fuſſpfade gegeben batte, leicht hingelegt und leichtfinnig 
beiahten. Der Zujammenhalt der Staaten in ihrer ungeheuern Ausdehnung bei der nod jo 
ſchwachen Bevölferung ſcheint weſentlich durch dies neue Derfehrömittel mit bedingt zu fein. 
Bei der Wichtigkeit der dortigen Gifenbahnen ift «8 daher begreiflid, daß der Eiſenbahnbau jeg= 
liche Unterflügung findet, indem man jelbft jo weit gebt, vielerorts den unternehmenden Ge: 
fellfihaften einen Theil der rechts und links liegenven unbebauten Landftreden zuzuſichern. 
Wiederholt haben die nordamerifanifhen Eiſenbahnen europäiſches Kapital an fi gezogen, 
indem man reichlichen Zinfengenuß hoffte; wiederholt haben fie aber die Zindzahlung ausge— 
ſeht oder einfach rebucirt und alle juriſtiſchen Schleihwege zur Aufrechthaltung dieſes ſünd— 
lien Zuſtandes aufgeboten. Deutſches Kapital ift namentlid in den Jahren 1855 und 1856 
teihlih hinübergegangen, und mit demjelben find Gifenbabnen augelegt worben, von denen die 
Erbauer ich Vortheil verſprachen, ohne auch nur den Gedanken an Erflattung von Kapital und 
Zins zu haben. 

Mit ganz andern Schwierigkeiten hatten die englifhen Eiſenbahnunternehmer zu fämpfen. 
Weit entiernt davon , Örund und Boden gefhenft zu erhalten, mußten fie im dem dichtbevölfers 
ten Lande für die Anlage ihrer Linien ſchwere Exrpropristiondfoften bezahlen, durchſchnittlich 
weit über den wirklichen Werth hinaus. Die Befugnig zu ſolchen Grpropriationen muß für 
jebe Linie duch Parlamentsacte feftgeftellt werben, die zugleich die Höhe des Actienfapitals und 
der aufzunehmenden Schulden beftimmt. Der wiederholte Eiſenbahnſchwindel in England 
durch allzu großes Andrängen von Gifenbahnprojesten id bekannt genug und aud die eigen: 
tbümlihe Stellung eine? Hudſon, der, an der Spige vieler Directionen zugleich, erſt einen flaus 
nenerregenden Einfluß gewann, bis er durch den Misbrauch feiner Stellung rafch zufammen= 
brad. Es ſind feit zehn Jahren in England eine ganze Reihe von Eiſenbahnen miteinander ver: 
ſchmolzen (amalgamated) worden, zur leichtern und billigern Verwaltung. Gleichfalls befteht 
in London feit Dem Jahre 1850 ein Clearing office für die Gijenbahnen, in welchem etwa 
60 Eiſenbahnver waltungen ihren Betrieb, ſoweit derfelbe mehreren unter ihnen gemeinfam ift, 
berechnen laffen ıand untereinander auögleihen. Die Rente der engliihen Eiſenbahnen ift feine 
bedeutende, aber fie ift im Zunehmen und von abiihtliher Beihäpigung der Actionäre oder 

Gläubiger kann in England nur wenig die Rede fein. 

Gomplicirter find, wie fih das von ſelbſt erwarten läßt, die Verhältniſſe in Deutichland, und 
ed finden ih bier alle Syſteme und die verſchiedenartigſten Geſetzgebungen nebeneinander; doch 
fam es allmählich bei den vielen Landesgrenzen, welche eine Eiſenbahn zu überſchreiten hatte, 
und bei dem Ineinandergreifen ded ganzen Verkehrs zu gemeinjamen Maßregeln. Die ältern 
Gifenbahnen find größtentbeild als Privatbahnen erbaut worden, und erſt viel fpäter ift der 
Staatöbau, in einzelnen Staaten, wie Hannover, ausihlieplid , eingetreten. Im allgemeinen 
zeichnen fi die deutſchen Eiſenbahnen durch regelmäßige und forgfältige Bermaltung und durch 
eine ſehr anftändige Rückſichtnahme auf die Bepürfniffe des reifenden Publikums aus, wie dern 
auch nirgendwo anders verhältnigmäßig weniger Unglüdsfälle vorkommen; wünfchenswerth 
wäre nur an vielen Stellen eine etwas weniger bureaufratifhe Handhabung des Dieniled, die 
das Publitum mander unnöthigen Beläftigung ausfegt. Hinſichtlich ver Gefeßgebungen ver— 
dient um ihrer Eigenthümlichkeit willen die preußiiche beſonders hervorgehoben zu werben. Die 
Atiengeiellibaften find danach zu einer ih nad dem Reinertrage richtenden Eifenbahnfteuer 
"rpflihtet, mit welcher ver Staat allmähli die Actien erwerben und ſich fo in den Befig ber 
Gienbahn ſelbſt ſetzen kann. Der Reinertrag der deutfchen Eiſenbahnen ift ein fehr verfchiebe- 
ar, von 20 Pror. bis zu Sägen von 1%/,, 1 Proc. und meniger, Großartige Schwindeleien 

Hate indeß nur vereinzelt ftattgefunden. Seit dem Jahre 1847 bilden die deutſchen Gifen- 
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bahnvermwaltungen einen Berrin, zu dem im Herbfte 1858 mit Ausnahme weniger unbedeu— 
tenden Linien faft alle veutfchen und auch Öfterreihiihen Berwaltungen, im ganzen 19 Staats— 
und 42 Privatverwaltungen gehörten. Die Vereinigung betrifft namentlich die Höhe der Ta— 
rife, die Behandlung und Berechnung der von einer auf die andere Bahn übergehenden Güter, 
die Anſchlüſſe u. dgl. m. Innerhalb des Vereins beftehen noch drei große Gifenbahnverbände, 
der norddeutſche, der mitteldeutfche und der rheinifh-thüringifche Eifenbahnverbann. Der ver- 
nünftige Organifationdtrieb, der allen diefen Vereinen und Verbänden zu Grunde liegt, und 
der oft faum noch die Verfchiedenheit der Verwaltungen und felbft ver Landesgrenzen fühlen 
läßt, verdient gewiß rühmende Anerkennung. 

Das franzöfifche Syftem ift ein Gemifh von Staatd- und Privatbahn. Das Abfteden der 
Linien und oft auch die erforderlichen Unterarbeiten beforgt der Staat, während er die weitere 
Ausführung und die Ausbeutung meift Privaten überläßt. Nirgends mehr als in Frankreich 
find die Gifenbahnen in unmittelbare Verbindung mit der Börfe gerathen, deren Geldmata— 
dore ſich zu jeder Zeit große Vortheile daraus zu jihern mußten. Namentlich hat vie Ausdeh— 
nung bed franzöfifhen Gifenbahnneges dem parifer Eredit mobilier die Beranlaflung zu Ope: 
rationen vielfaher Art gegeben, durch Anleihen, durch Vorſchüſſe und durch Fuſionen, unter 
welchem legtern Namen man bie gemeinfame Verwaltung verfähiedener Bahnen begreift. Diefe 
Buftonen bezwecken ungefähr paffelbe Ziel wie in Deutichland die @ifenbahnverbände, in Eng— 
land die Amalgamationen. 

Wir erwähnen bier noch de& belgifchen Syſtems abgerundeter Staatsbahnen, an welche 
dann [päter Privatbahnen ſich anſchloffen, um fir alles Übrige auf die nachfolgenden ftatiftifchen 
Notizen zu verwweifen. An vielen Orten reihen auch ſchon die Eifenbahnen verſchiedener Länder 
einander die Hand, indem fie die Reifenden auf den Hauptftreden in den Stand fegen, ein für 
allemal ein durchgehendes Billet zu kaufen, und fie fo von Umſtändlichkeiten manderlei Art bes 
freten. Auch ift namentlich in der Verbindung mit England vielfach eine Gemeinjamfeit der 
Dampffraft zu Lande und zu Waller eingetreten, indem ein einziged durchgehendes Billet (in 
Form eines Kleinen Buchs, dem die Billets zu den einzelnen Reifen angebunden find) zur Reife 
von London nach verſchiedenen Gontinentalplägen benugt werben fann. 

Wir wollen unfere Erörterung mit einer Reihe der wichtigften ftatiftifchen Nachweiſe über 
den Beftand der Eifenbahnen beſchließen. Diefelben gehen theilweife nur bis zum Jahre 1856, 
weil nur bis dahin das ftatiftifche Material für mande Verhältniffe mit genügender Vollftän- 


bigfeit vorlag. 1) Kilometer Ciienbahnen : 
In Europa. In Amerika. 


Es gab am 1. Jan. 1821 48 — 
[23 4 #r [73 [77 1824 48 — 
[7 # nn [77 1827 167 — 


n u m m m 1830 440 66 
„nun „ 1833 676 927 
„run n 1836 1235 1771 
„ ’ [73 ’ „ 1839 3335 3069 
„nn n „ 1842 5732 6238 
„non nm 1845 8861 7259 
„nun nm 1848 17542 8472 
„nun 1851 25628 14249 
"„ u un „m 1854 31906 24958 
” 1856 37022 34497. 


Diefe Zahlen zeigen, was man von vornherein aud erwarten durfte, wie ganz allmählich der 
Bau der Gijenbahnen vorwärts drang. In den erften 12 Jahren nad ver Erfindung bis zum 
Jahre 1828 brachte Europa es nicht weiter als biß zu 215 Kilometern, während inNorbamerifa 
damals die erfien fünf Kilometer gebaut wurden; bis zum Jahre 1840 hatte Guropa es bis zu 
4021 Kilometern und Amerika bis zu 3487 Kilometern gebracht. Von da an erhält Amerika einen 
erfleflihen Vorſprung bi zum Jahre 1844, wo diefer Vorſprung, mit 7680 Kilometer im 
Europa gegen 6937 in Amerika, wieder auf Europa übergeht. Diejen Vorſprung hat Europa 
behalten; doch hat ſich ver Unterfchien in den fpätern Jahren wieder bedeutend gemindert. Für 


1) Die nächftfolgenden Zahlen find dem fünften Jahrgange von Hübner's Statiftifhem Jahrbuch 
entnommen. 
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Europa fällt die Hauptepoche der Eiſenbahnen in die drei Jahre 1845 —48, wo ihre Aus- 
vbmung fi nahezu verboppelt, und acht Jahre fpäter hat diefe Zahl ſich wiederum verdop— 
pelt. Gerade die Zahlen feit vem Jahre 1848 zeigen, mit weldyer unwiderftehlihen Macht die 
Eiienbahnen ald Verkehrsmittel Eingang fanden. 

Bon den europäljchen Bahnen famen damals auf: 
—— ee 1162 deutjche Meil. mit 500,000000 Thlrn. aufgewandten Koften 





— A . 420 „ » 220,000000 _„. " " 
a 49887,000000, 
BE, 878 5 »  „» 821,500000 „, ” m 
N: rn ER „  „" 133,334000 „ " ” 
Holland. 45 „ »  „  22,800000 „, ” „ 
5: VE 40 „ » „14.400000 , " „ 
Sarnen . . . .. we „ »  „  48,260000 „ rr " 
SINE: : 5 u. 85 „ „  „  13,825000 „ PP „ 
Kirhenftaat . . . . . 3 „ „ Fr 1 A) IX J 0 [73 [2 ”„ 
Beide Siclien . . . . ı. 4 * 6,500000 „, „ „ 
Eyanim. . . Elli N ul En „ " 
Bortugal . . vw. v 217 * PR „ 6,800000 7 " 7 
Schweden F . * R & 21 " „ „ 2,77 7800 " ” " 
Norwegen . . Mt‘ „ "3.000000 „, " " 
Dänemark (obne Holftein 
und Lauenburg) . . . a „ # ” TOO0000 .n J 
Kußland. 4132 , B80200000 „ * 


5003 deutſche ge Mail. 2900,337800 Tblr, 

Es it alio blos in Europa auf Eifenbahnen-eine Summe verwendet worden, Die eiiwa Die Hälfte 
der ungebeuern englifchen Staatsſchuld beträgt, welche doch erit im Laufe von Jahrhunderten 
unter zum Theil ganz gewaltigen Anftrengungen allmählich zuſammengebracht worden ift, wäh— 
rend diefe Summe nur ein Vierteljabrhundert umfaßt und deren größter Betrag, wie die obigen 
Zahlen nachweiſen, weit über die Hälfte davon, auf die erfte Hälfte dieſes Jahrzehnds fällt. Die 
Summe wird natürlich noch viel beträchtlicher, fobald man die außereuropäifhen Bahnen, deren 
bei weitem größerer Theil auf die Vereinigten Staaten von Nordamerifa fommt, hinzurechnet. 
Und alle diefe Summen find entweder direct von Privaten aud deren Kapitalüberfhüflen zuſam— 
mengebradt oder durch Staatsanleihen effectuirt, deren Verzinfung doch ſchließlich au aus den 
Steuermitteln der Staatdangebörigen beihafft werden muß. Daneben waren zu Anfang 1857 
in Europa für etwa 4000 Meilen mit einem Koftenanfhlag von 1792,316000 Thlen. und in 
den Bereinigten Staaten von Nordamerifa 3500 Meilen mit einem Koftenanjdlag von 
305,000000 Thlen. bereitd in Angriff genommen. Taufend Mill. Ihlr. zu 4 Broc. verzinft 
müßten einen Ertrag von 40,000000 Thlrn. abwerfen, und doch ift fein Zweifel, daß ein 
ſehr bedeutender Theil der vorhandenen Gijenbahnen noch nicht diefen Zindbetrag abwirft, 
obne daß dadurd die volkswirthſchaftliche Kraft der Völker im mindeften beeinträchtigt wird; 
fo jehr überwiegt der allgemeine Verfehränugen der Gijenbahnen den anſcheinend enormen 

Geloverluft, der aus jenen Verhältniß hervorleuchten koͤnnte. 
Die verſchiedenen Staaten ſind in folgender Reihenfolge in den Eiſenbahnbetrieb einge— 


Name der erſten Babn. Gonceffionirt. Meilen. Eröffnet. Meilen. 

Großbritannien Stodton:Darlington 1821 95 1825 95 
Bereinigte Staaten Mund:Ehund 1827 2 1827 2 

anfreich &t.:Etienne-Andrefieur 1823 24 1828 2,4 

fterreich Linz: Budmweis (Pferdebahn) 1826 173 1828 4 
Belgien Antwerpen: Medeln - 1834 62,7 1835 2,3 
Baiern Nürnberg: Fürth 1834 1 1836 1 
Sadjen Leipzig Dresden 1835 155 1837 5,5 
Euba Havaña⸗Union 1835 236 1837 3,6 
Preußen Rhein:Eifenbahn 1837 31,1 1838 3,6 
Rußland Zarskoe⸗Selo 1837 38 1838 38 
Neapel Neapel:Gaftellamare 1837 55 1839 5,5 


Baden Manbeim= Heidelberg 1838 384 1840 2, 
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Rame der erfien Babı. Gonceifionirt. Meilen. Gröffnet. Meilen. 
Naflau Taunusbahn 1838 68 1840 5,4 
Hannover Hannover-Hildes heim 1841 52 1844 5,7 
Toscana Florenz-Livorno 1842 126 1844 12,6 
Mürtemberg Heilbronn: Bopeniee ?) 1843 305 1845 45 
Holland Amitervam: Harlem 1845 237 1848 11.2 
Sardinien Turin:®enun 1846 223 1848 10,8 
Spanien Barcelona: Mataro 1847 38 1849 38 
Dänemark Kopenhagen: Moedfilde 1848 43 1849 43 
Schweiz Baden: Zürich 1848 32 1849 3,6 
Schweden und Norwegen Chriſtiania-Miomeſen 1849 22 1852 22 
Portugal Liffabon-Santarem 1852 108 1854 2,7 
Kirchenſtaat Rom-Frascati 1852 622 1856 2,7. 


Es laſſen jih an diefe Tabelle gar manderlei intereifante politifhe und culturhiſtoriſche Betrach⸗ 
tungen fnüpfen, die und bier jedoch zu weit führen würden; die Anfnüpfungspunfte dazu lie— 
gen ohnedies meift in unfern frühern Ausführungen. 

Wir gehen nun zunächſt zu Deuticland über. Als Gefammtrefultat des Betriebs deut— 
ſcher und öfterreichiicher Bahnen werden folgende ungefähre Zahlen gegeben : 


Cinnabme für uſammen mit 
—— Ver⸗ Beförderte Güter. Perſonen. @üter. ebeneinnabme. 
* Gr, Zbtr. Thlr. Thlr. 
1835 85000 904000 20000 180000 290000 


1840 3,370000 3,113000 1,217000 600000 1,900000 
1845 12,474000 24,061000 5,812000 3,386000 9460000 
1850 25,353000 106,804000 14,276000 14,182000 30,060000 
1855 36,000000 345,000000 22,000000 44,000000 68,000000. 
„Während das Verhältniß der Einnahmen vom Perfonen: und Gütertransport noch im Jahre 
1840 ji wie 2:1 verhielt, ftellte ſich dies Verhältniß 1850 ſchon wie 1:1 und 1855 wie 1:2. 
In Deutfchland fommt die Zahl der beförderten Reiſenden nur etwa der Zahl der Gefammtbe- 
völferung gleih, in England übertrifft die Zahl der Neifenden die der Bevölferung um das 
Fünffache trog der infularifdhen Lage und hohen Fahrpreife, wobei freilih in Betracht zu zie- 
ben ift, daß in England eine Meile Gifenbahn auf 3,18 QDuadratmeilen und 15320 Men: 
hen fommt, während in Deutfchland eine Meile Eifenbahn auf 8,17 Quadratmeilen und 
32857 Menſchen trifft.” 
Im Nachſtehenden?) geben wir eine Zufammenftellung erſt der veutfhen und dann der 
öfterreihiichen Eifenbahnen, und zwar in der Reihenfolge, wie fie ind Reben traten. 


Deutiche Eiſenbahnen ercl. Öfterreich. 




















Länge in . 

Datum der er- Stammtari- | Anfeiben | ver Meile 

Ren Eröffnung. _ —— tal in Zbien. , | > merhungen. 

7. Dec. 1835 Nürnberg: Fürth * 101148 31427 162464 Privatbahn. 

April 1838 Leipzig⸗-Dresden 17 5, 000000 3,500000| 5000 P.B. 

1. Dee. 1838 Braunſchw. Staatseiſenb. 24% | 9,077410 368332 Staatsbahn, im Bau 
3 Meilen, legte Er⸗ 
öffnungd.Aug.1856. 

29. Juni 1839 re ei 18740) 3,500000) 5,700000| 437962!B.:B. 

2. Aug. 1839 Rheiniſche Eifenbahn 23), |14,801200| 9,500000| 930841 B.-B., i. B. 25 M. 

1. Sept. 1839 Bair. Staatseifenbahnen |138 55,034036 — 4404 12 St.B., i. B. I2 M., 
l. E. 5.Aug. 1858, 

26. Sept. 1839 Taunusbahn „5 ae 1,174286| 400000) 359878 gg 
1. Sept. 1840! Berlin: Anhalt 8,500000) 7,000000| 271277B.:B2.,1.8.13% M. 
12. Sept. 1840) Badifche Staatseifenbahn J * 24,068912 — 522100 St. :B,, .B.17M., 
1.E.13.0ct. 1856. 
22. März 1842) Oberfchlefifche 68”, 112,606200|21,191800| 482828|8.:B.,1.B.2%, M. 


17. Mai 1842)Hamburg:Bergeborf 21% | 1,540000| 723750 1,050000 BB. | 


2) Die erfte eröffnete Strede war Gannftabt-Untertürdheim. 
3) Den folgenden Zahlenangaben, die bis zum Jahre 1858 reichen, liegen Michaelis‘ Deutſche @ifenz 
bahnen (zweite Auflage) zu Grunde. 
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Länge in) : 
Datum ber er- e Stammfapi- | Anleiben |ver Meile 
2 Name, Bemerfungen. 
fen Eröffnung. —* in Tbirn.| in Zbirn. | in Zbirn. ‘ 
Meilen. | 


42]Berlin-Stettin 22%, | 6,024000|12,300000! 338590B.:8..i.8.23%, M. 
842 Sãchſiſch⸗Bairiſche 23 155247204 — 646637 —— l. E. 20. Juli 
1851 
15. Juli 1843 Magdeburg⸗Halberſtadt 77% | 1,700000| 700000 320545 vB. 
29. Juli 1843 Breslau⸗Schweidnitz 22%, | 5,100000| 3, 200000 364035 P.B. 
2. Oct. 1843 Haunov. Staatseiſenbahn 107%, \35,000000 — 350000 St.B., I. E. W. 








Sept. 1856. 
18. Sevt. 1844 Altona⸗Kiel 14340! 3,075000| 220000 231229 P.B. 
18. Oct. 1344 Miederſchleſiſch-Maärkiſche 52, |22,975000 — — 
19. Juli 1845 Glückſtadt⸗Elmahorn 4”,2| 858000 104250| 187300 P.B. 
18. Eept. 18345 Rendsburg⸗Neumünſter 49 390000 142500 118330 P.B. 
22. Oct. 1845 Würtemb. Staatebahn | 44 4,118,031584 — 454607 St. B. l. E. 20. Juni 
1850, i. B.22M 
V. Red. 1845 Sãchſiſch⸗ Schleſiſche 13%, | 7,014940 — 510177/St.:2. 
D. Der. 1845| Köln: Minden 47°/, |13,000000138,274500| 644215/B.:B.,1.B. 24 1,M. 
1. Jar. 1846/Wilhelmsbahn 22%, | 2,400000| 6,100000| 367948 B.:B. 
6. Juni 1846 Thüringifche 29%, | 9,000000|11,900000| 557215 8.:8.,1.@. 9. Febr. 
. ‚1859, i.B.8M. 
22. Juni 1846/Main-Nedar 11% | 6,1702] — 521835 St.⸗B. (Franffurt: 
Heſſen⸗Baden), l. E. 
| ‚18. Det. 1849. 
7. Aug. 1546 Berlin: Botsvam- Mgdbg. 19%, | 4,000000| 8,489000| 641000 %.:8. 
10. Cent. 1846 Anhalt: Röthen-Bernburg| 4 5000001 150000) 236364|B.:®. 
1. Dt. 1846/Mieterfchl. Zweigbahn 9%, | 1,500000| 1,000000| 251394 B.:8. 
15. Oct. 1846 Berlin-Hamburg 38", | 8,000000| 6,000000| 366600 P. B. 
1. Mai 1847 Medienburgifche 19%, | 4,350000| 1,948000| 326787,B.:B. 
22. Rai 1847 Hochſt⸗Soden * 314286 — 314286 P.B. 
11. Juni 1847 Bfälziiche Ludwigsbahn 19%, | 6,662571| 2,285714| 467991 8.:B. 
35. Juli 1847/Meifie-PBrieg 5%, 1,100000| 100000) 1761168%.:8. 
10. Aug. 1847 Stargard-Bofen 23 | 5,000000| 2,300000| 278688 B.:®. 
9. Det. 1847/Bergiih:Märtifche 18), |11,213000|19,670000| — BB.,i.B.22 !4M. 
1. Dee. 1847) Brinz- Wilhelms: @ifenb. 4%0| 1,300000| 1,100000| 492678 P.-B. 
H. März 1848 Kurf Fror.:Wilh.:Nordb.) 19%, | 8,000000| 3,250000| 584755 P. B. 
10. Juni 1848 ?5bau:Bittau 41, | 2,500000 — 541934 B.:2. 
LAug. 1848| Sag ſiſch⸗ Böhmifche 756 5461410 — 748138 St.B. 
10. Sept. 1848 Frankfurt⸗ Hanau 3), | 1,714286 7143| 632268 B.:8B. 
J. Jalı 1849) Magdeburg-Wittenberge | 14%, | 4,500000| 2,000000| 435058 B.+®B. 
5. Dt. 1849 Rubrort: Krefeld:Gladbah) 5%, | 1,500000| 2,012000) 566128 B.:®. 
19. Dec. 1849) Main-Wefer 27 1136568345. — 50 5 
1. Det. 18501 Meftfälifche Staatsebahn | 35% |12,691621 — 451185/&t.:8. 
15. Det. 1850!Saarbüder 5%, | 3,649867) 0 — | 632665/6t.-®. 
2%6. Juli 1851| Breußiihe Oftbahn 81 183,93051| — 418490|8t.®. 
15. Det. 1851 @übed:Büchen 6% 0| 2,558000| — 433051/B.:®. 
12. Aug. 1852| Machen: Düfjeldorf 12 4,000000| 3,950000 GEBLUOTD.B. 
3. März 1853 Heſſiſche Ludwigsbahn 15% | 4,571429) 2,285714| 437475B.:B.1.B.4Y,M. 
D.Det. 1853| Machen: Maftricht 8%, | 2,750000| 2,800000| 630682'B.:B. 
B.Nov. 1853| Baireuth:Neumarft 2%, | 62850 — 124535 B.:B. 
21. Mai 1864 Münden-Starnberg 2% 571400 — 202170 P. B. 
28. Juni 1855| Dresden⸗Tharand 4/0) 900000| 1,275000) 485000|8.:®. 
18. Juli 1855 Pfalz. Marimiliansbahn | 61% | 2,514286 — 425130 B.:B. 
15. Rov. 1855| Koͤln-⸗Krefeld 6 1,300000| 700000 281833 P. B. 
I. Aug. 1856 Naſſ. Rhein⸗ u. Lahnbahn] 4Y, 114400000 — — St.B. i.B. 17,7. M. 
12, Febr. 1857 Dppeln:Tarnowig 10%, | 2,500000 — — BB. 
11. Mai 1858| Obererzgebirgifche 5%, | 1,981000| — 330166|St:.8., 1. B. 4, M. 
1, Juli 1858|Mhein: Nahe 2 9,000000 — — P.B., i. B. 14M. 
1.Rov. 1858 Werrabahn 198000000 3,250000 — BB. 
3.Rov. 1858| Bairifche Oſtbahnen 5 342857144 — — BB. 
15. Rov. 1858| Chemnitz-Würſchnitz 1? 400000 — — PB. 
Ron. 1858 Niedererzgebirgifche 64000000 — — t.:B. 


1, dee. 1858|Saarbrüd - Trier » Lurem: 
burg 12 8,000000| — 1 = St.:B. 
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Datum der er 


Bemerkungen. 
ſten Eröffnung. 





23. Nov. 1837/Ratfer-Ferbinande-Morbb.| 81240 50,892187/30,700000| 592095 B.:B. 


15. Mai 1841 —— gnitz 16 12,500000| 2,7600000 — P.B. 
(Wien⸗Raab) 
16. Mai 1841ſtr. Staatseifenbahnen)]179°/, |205,000623 _ 919939! St.:B., früher mehr: 
| fah B.:B., l. E. 24. 
Nov. 18658. 
1. Jan. 1856| Brünn-Roffig 3% | 3,000000 — — PeB. 
23. Febr. 1866 Buſchtehrader 10%, | 2400000 — — BP.B., nur 3%, M. 
Locomotivbahn. 
25. Febr. 1856 Galiz. Karl-Ludwigsbahn] 47%, | 15,00N000 — — P.B. 
14. Mai 1857 Theiß⸗-Eiſenbahn 100 40,000000 — — Pe.B., nur wenig 
4. Nov. 1857 Sübdnorddeutſche Verbin: vollendet. 
dungsbahn 26 15,000000 — — PB. 
20. Mai 1858 Teplig-Auffig 21%, | 3.000000) 1,000000 — v—B. 
21. Nov. 1858| Raiferin:Elijabeth 52%, | 65,000000120,041666)| — P.B., i. B.27 M. 


Als das betreffende Datum der Eröffnung haben wir den Tag gewählt, an welchem die 
erſte Bahnſtrecke dem Verkehr übergeben wurde, und da, wo jetzt mehrere Bahnen zufammen= 
gefallen find, den erften Tag für irgendeine der in ihrem. Bereich befindlichen Bahnflreden. 
Es würde allerdings viel intereffanter fein, wollte man Tag für Tag die Eröffnung neuer 
Bahnftreden verfolgen, man würde in diefer Weife gewiſſermaßen ſich das Eiſenbahnnetz zu= 
fammenziehen feben; es würde dies hier aber zu weit führen. Indeſſen wird aud fon bie 
obige Zufammenftellung ein ziemlidy genügendes Bild vom Fortfhritte des Eifenbahnbaus in 
Deutfhland und Ofterreich geben. Wir ftellen der Vollſtändigkeit halber noch folgende Zahlen 

ufammen. R 
Es wurden gebaut in Deutfhland und in Ofterreih im Jahre: 


1828 9 Meilen, 1841 56%, Meilen, 1850 73 Meilen, 
1830 TU 182 397° 1851 43%, „ 
1832 8%, u. 1843 50 r 1852 63%, „ 
1835 1 „ 1844 71 „ 1853 77 " 
(erfte Locomotivbahn) 1845 91 A 1854 46%, „ 
186 9  „ 1846 17, 1855 43%, „ 
1837 2%, „ 1847 149%, „ 1856 118 3 
1838 21 Fr 1848 94 “ 1857 74 " 
1839 297%, 1849 85%, 1858 131%, 


1840 30% u 
Auf diefen Bahnen fuhren über 2850 Rocomotiven, wovon 2227, alfo vier Künftel deutſchen 
Urfprungs (darunter 857 von Borfig) find, 301 aus England, 190 aus Belgien famen u. |. w. 

Wir gehen nunmehr zu den englifhen Gifenbahnen über, deren Betrieb die und vorliegen 
den Berichte 5) bis zum Schluffe des Jahres 1859 bringen. Wir verzichten dabei auf ein Ein— 
geben in jpeciellere Details, indem wir ed unterlaffen, vie Namen, Größe u. ſ. m. der einzelnen 
Eifenbahnen anzuführen, da diefelben für ein deutſches Publifum nur ein untergeorbnetes In— 
tereſſe befigen. 

Der Fortgang des Eifenbahnbetriebs in den vereinigten Königreihen wird fih aus folgen= 
den Zahlen ergeben. 


Im Jahre: wurden eröffnet: durchs Parlament autorifirt: 
1843 2036 9) englifche Meilen 2390 9) englifhe Meilen 
1844 204 „ J 805 ” Ar 
1845 296 " „ 2700 „ „ 
1846 606 " „ 4538 " " 


4) Im Laufe des Jahres 1854 wurde auch die ſchon im Jahre 1828 erbaute Linz-Budweiſer Bahn 
dem Dampfbetriebe eröffnet. 

5) Die nachfolgenden Zahlen find englifchen Quellen entlehnt. 

6) Einſchließlich der vorangegangenen Jahre. 


Eifenbabnen 49 


Im Iabre: wurden eröffnet: durds Parlament anterifirt: 
1847 803 engliſche Meilen 1354 engliſche Meilen 
1848 1182 371 „ " 
1849 869 „ * 16 — 
1850 625 a . 8 w si 
1851 269 P * 135 F si; 
1852 446 u Pr 244 " v 
1853 350 " 7 940 „ „ 
1854 368 — Pr 4832 Pr " 
1855 226 ’„ ’ 363 [2 ’r 
1356 410 tr ’ 322 [77 [23 
1857 390 " r 663 „ „ 
18358 426 [23 ’r 328 [23 [23 

9506 engliſche Meilen 15659 engliſche Meilen. 


Von den autoriſirten Bahnen ſind im ganzen 1610 engliſche Meilen wieder aufgegeben worden, 
ſodaß noch 1543 Meilen Ende 1858 unausgeführt blieben. Im ganzen bedurfte es bisjetzt 7130 
ſegenannter Privatbills zur Erbauung, Amalgamirung und zu Gelderhebungen dieſer Eiſen— 
babnen. Die obigen Zahlen gewähren jedenfalls ein ziemlich deutliches Bild des auf- und 
abfteigenden Unternebimungsgeiftes im Bau der englifhen Gifenbabnen. Es beſtehen übri- 
gend aufer ven obigen 9506 Meilen unter parlamentariiher Sanction erbauter Bahnen nod 
36 Meilen Brivatbahnen, welche Gefellihaften und Gorporationen auf eigenem Grund und 
Boden aufgeführt baben, ſodaß die gefammte Meitenzahl 9542 beträgt. Won diefen fommen 
auf England 6896 , auf Schottland 1308, auf Irland 1188 Meilen. Dazu kommen no für 
das Jahr 1859 an 447°/, eröffnete Meilen, alfo im ganzen 9989/, eröffnete Meilen. 

Aut jene 9542 Meilen Eiſenbahnen iſt ein Kapital von 181,837781 Pf. St. in gewöhnlichen 
Actien, 61,854547 Pr. St. in Prioritäten (preferences) und 81,683179 Pf. St. in der Form 
von Anleihen, zufammen alfo von 325,375507 Pf. St. verwendet worden, was dad Pfund 
Sterling zu 6%, Ihlen. berechnet eine Summe von 2169,170046 Thlrn. ergibt. Die Her: 
Rellungs£often für jede englifche Meile Gifenbahn waren alfo 34243 Pf. St. oder 228286 Thlr. 
Die Geſammtzahl der Eifenbabnen am Schluffe des Jahres 1859 betrug 282, in denen eine 
größere Zahl amalgamirter ald einzelne gezählt mit einbegriffen ift. Auf den ſämmtlichen Eiſen— 
bahnen det vereinigten Königreich® wurden im Jahre 1857 an 139,008888 Perfonen und im 
Jahre 1858 an 139,193699 Perſonen beförvert und dafür eingenommen im Jahre 1857 
10,592798 Pf. St., im Jahre 1858 10,376309 Pf. St. Die Einnahme aus Gütern be: 
trug ım Jahre 1857 13,581812 Pf. St. und im Jahre 1858 13,580440 Pf. St., zufammen 
1857 24,174610 Pf. St. und 1858 23,956749 Pr. St. 

Eine ganz eigenthümliche Stariftif ift die der Gifenbahnunglüdsrälle, welde in England 
mit großer Genauigkeit geführt wird. Es ergibt jih daraus, daß von den 640,470636 Per: 
jonen, welde in ven Iabren 1854—58 im Umfang des vereinigten Königreichs auf verfelben 
gereift, eine unter 7,907044 getödtet und eine unter 324454 verwundet worden ift, ſodaß die 
Zahl der Unglücksfälle jih wie 1:311664 verhält. Dieſes fatiftiiche Ergebniß weicht aller: 
dings von manchen hergebrachten Anichten ab; ed ergibt ſich aber auch zugleich aus andern Zah: 
len, daß die Unglücksfälle namentlich auf folden Streden vorfommen, die in größerm Umfang 
von einer einzigen Geſellſchaft geleitet werben, gewiß fein günftiges Zeugniß für den englifchen 

Gijenbabndienft im allgemeinen. 

Für das laufende Jahr 1860 liegen der Genehmigung ded Parlaments bereitd wieder 
60 Bläne zur Begründung neuer Eiſenbahngeſellſchaften vor, abgefehen von den manderlei 
andern Geſuchen um Erweiterungen, Amalgumationen u. ſ. w. Man wird fich von der Bewe— 
gung und dem Unternehmungsgeiſt innerhalb des engliſchen Eiſenbahnweſens und von dem 
Umfang der betreffenden Ihätigkeit des Varlaments einen Begriff machen können, wenn mir 
binzufügen, daß die ganze Zahl ver zu deſſen Berathung flehenden Geſuche für jenes Jahr 204 
beträgt, ungerechnet 23 weitere und unter dieſen 11 Geſuche um Begründung, melde den be- 
kebenden parlamentarifhen Vorſchriften nicht genau nachgekommen find und daher bis auf 

zeitered unberũckſichtigt bleiben müflen. Es ift befannt, daß die Koſten, die mit der Conceſſion 
"on Gifenbahnen durch das Parlament verfnüpft find, fich außerordentlih hoch belaufen und 
euch eine namhafte Vertheuerung des Eifenbahnbaus, alfo ein geringerer Dividendenertrag 

Sraats:Berifon. V. 4 
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herbeigeführt wird. Wir wollen darüber einige Zahlen aus dem Jahre 1854 mittheilen, wo 
ic das Unterhaus eine detaillirte Ausarbeitung über dieje Koften vorlegen ließ. Neunund- 
neunzig Oefellihaften hatten damals 4 Mill. Pf. St. zu diefen und den damit verbundenen 
gerichtlichen Koften ausgegeben. Im diefer Zahl waren jedoch eine geringere Anzahl von 
größern Gefellihaften nicht einbegriffen , die zufammen nicht weniger darauf verwendet hatten, 
ſodaß man damals im Durhfchnitt diefen ganzen Ausgabenbetrag mit 1000 Pf. St. per eng= 
lifhe Meile fhägen durfte, ein Durchſchnitt, der ſich natürlich in einzelnen Fällen beträchtlich er= 
höhte. Der Great:Northerncompagnie mit ihren 283 Meilen rechnete man auf die Meile mehr 
ald 2400 Bf. St. nad. Sie ift dennoch im Stande geweſen, öfterd 4, im Jahre 1858 fogar 
5 Proc. Dividende zu bezahlen. Und man vergeffe nicht, daß neben diefen ungebeuern Koften 
eine noch viel größere Ausgabe für Landerwerb einhergeht. Engliſche Statiftifer (vgl. Chat- 
taway, „Railways and their dividends”, London 1856, S. 24) behaupten, daß in der Mehr: 
zahl ver Fälle diefe Summe den zehn: bis hundertfahen Betrag des veranfhlagten Werths 
erreicht habe. Man fann ſich alfo wol faum über die großen Koften verwundern, die in Eng- 
land der Bau von Gifenbahnen mad. 

Hinfihtlih der Ausgaben hat ih im Jahre 1858 folgendes Refultat ergeben. Die Be- 
triebsfoften nahmen von der Roheinnahme in Anſpruch: in England 50, in Schottlann 44, 
in Irland 40 Proc. Die höhern Ausgaben in England erklärt man wol mit Recht dadurch, 
daß die weniger einträglihen Güterzüge einen größern Antheil an der Eifenbahnbeförderung 
nehmen; in England fommt die Meilenzahl ver befürderten Güterwagen der der Perſonenwagen 
faft glei, während in Schottland und Irland das Verhältniß wie 1:3 und 4 ift. 

Wir fliegen mir einer Tabelle über die Ginnahmen und Ausgaben der englifhen Eiſen— 


bahnen für die Jahre 1849 — 58. 
Durbihnittliche Berzinfung 


Bruttoeinmabme. * ge re ar Be der — — (ezel. 

1849 11,806498 Pf. St. 2,974208 Pr. St. 1,88 Proc. 
1850 13.204668 „ „ 2,753259 „ n» 18 „ 
1851 14,997459 „ „u 3,788900 „ u 24 
1852 15,710554 „ „ 3,887282 „ u 2,0 u 
1853 18,035879 „ u 5,046145 „ u 56 „ 
1854 20,215724 „ 5.632178 „ - 9 „ 
1855 21,507599 „ 5,295095 „ 32 
1856 23.165493 „ » 5,942862 „ „ 30 u 
1857 24,174610 „ „ 6,438088 „ u In 
1858 23,956749 „, ‚5,564776 „ 3,06 


Diefe Tabelle ergibt alfo, was manden auf dem Gontinent verbreiteten Anſichten widerſpricht 
ein allgemeines Steigen engliſcher Eiſenbahnactien, gegen welches das auf die Kriſis folgende 
Jahr 1858 eine wohl nur vorübergehende Ausnahme bildet. 

Gehen wir auf die franzoöſiſchen Eiſenbahnen über, jo treten hier ganz andere Verhältnifſe 
entgegen, eine Reihe von großen Linien weſentlich unter Staatöbeihülfe oder vom Staate allein 
ausgeführt. Nach verichienenartigen Fuſionen, Anfäufen u. ſ. w. ftellen fih für September 1859 
folgende Refultate für die franzöſiſchen Gifenbahnen heraus, ?) 

nge in Kapital in Anleihen und 


1) Eentralbahn, genehmigt 13. Aug. 1838, zunädft als — Mill. dr. Prioritäten in ®r. 

Paris-Orleansbahn . . . .. 83218 150 336,136230 
Paris: Orleans, Orleang: Tour: Nantes, Orleans⸗ Bour- (fertig 
ges-Nevers (Orleans-Chateauroux-Limoges), Tourd- 1743) 
Poitiers, Poitiers-Rochelle-Rochefort, Poitiers-Bordeaurx 
(Limoges⸗Perigueux-Coutras), Perigueux-Agen (Peri— 
gueur⸗Brives-Figeae, Figeae-Rodez, Figeac-⸗Alby-Tou⸗— 
louſe, Figeac-Montauban), Montauban-Toulon (Rang: 
des⸗St.-Germain-des-Foſſes, Langdes-Le Vuy-St.⸗ 
Etienne, Langdes-Anvilles-Figeac). Die eingeflammer: 
ten Linien find nod nicht ausgeführt. 


— — — 


T) Nach A. Schmidt, Pariſer Börſen-Curoblatt (Stuttgart 1860). 
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Länge in tr in Anleiben imd 


Kilometern. U. Ft. Prioritäten in Ar. 

2) Nordbahn, genehmigt 20. Sept. 1846 . . .. 1387 210 226,191500 
Varis-Quievrain, Paris-Lille, Calais, Dunkirchen, Bou⸗ (fertig 
logne, St.Valery. 996) 

3) Dſibahn, genehmigt 17. Dec. 134458. 18322 250 314,486250 


Paris = Stradburg, Strasburg = Bafel, Stradburg: (fertig 
Weiſſenburg, Paris: Mühlhaufen mit verſchiedenen Ab: 1651) 
zweigungen nah Farbach und Thionville. 
4) Baris:!yon- Mittelmeer, genehmigt 20. März, 27.Mär; 3243 400 997,457250 
und 18. Mov. 1852; vereinigte Linie Paris-Lyon und (fertig 
Soon: Mittelmeer. 1877) 
5) Südbahn, genehmigt 16. Nov. 1852. . . 1473 125 225,044000 
Borveaur : La Tefte: Bayonne, Bordeaur: Cette (neben (fertig 
tem Sanal:roval), VBernet= Berpignan, Kodeve: Agpe. 898) 
6) Weſtbahn, genehmigt 16. April 1855. . 2059 150 679,857500 
Paris-Rouen, Rouen-Dieppe-Havre, Parid- Verſailles⸗ (fertig 
Atgentan-Granville, Paris-Le-Mans-Rennes nad St.: 1187) 
Malo und Breit nebit verihiedenen Berbinpungsbahnen. 


T) on: Genf, genehmigt 6. Aug. 1853. . ... 232 40  71,131500 
Seit Anfang des Jahres 1859 in Fuſion mit der Paris: (audge: 
Foon » Mittelmeerbahn. baut) 

8) Dauphinebahn, genehmigt 18. Febr. 1854 . . 129 50 14,400000 


&t.:Rambert:Orenoble. Gleihfalld mitder Baris: Lvon⸗ (ausge⸗ 
Minelmeerbahn in Fuſion ſeit Anfang des Jahres 1859 baut) 


9) Ardennenbabn , genehmigt 11. Juli 1855 . . 420 84 13,118500 
Rheims.Rethel nach der belgiſchen Grenze bei Dinant. (fertig 164) 

10) Graiffeiar: Beziers, genehmigt 26. Febr. 1855 . . . 51 18 27375000 
. (audgebaut) 

11) Befleges: Alais, genehmigt 16. Aug. 1855 . . . . 32 6 1,130500 
(ausgebaut) 


Es find alio im ganzen bitjegt projectirt 13622 Kilometer umd davon vollendet 8960, ſodaß 
noch 4662 Kilometer, alfo nahezu die Hälfte der vollendeten Streden, auszuführen wären. 
Die Koften der Erbauung vertheilen jih mie auch in andern Ländern auf Actien und Anleiben, 
und erreicht der Mctienbetrag die Summe von 1483 Mill. Fr., die durch Anleihen aufgenom= 
ment Summe 2906,257230 Fr. Wir bemerfen hinfihtlih dieſer legtern Summe, daß darin 
natürlib nicht nur die Schulden der einzelnen durch Fuſion in andere Hände übergegan: 
genen Bahnen ein gerechnet, jondern daß ihnen auch der Rüdzablungebetrag zu Grunde gelegt 
worden ift, weil dieſer und nicht der oft beträchtlich geringere Emiſſionspreis doch jedenfalls 
die jeder Bahn zur Laft fallende Schuld ift. Die Zinfen diefer Anleihen variiren zwifchen 
3—5 Broc., und nur ein geringerer Theil der Paris-Lyonbahn ift vom Staate garantirt. Im 
ganzen beträgt die auf die obigen Linien verwendete oder nod zu verwmendende Summe, foweit 
diejelbe bisjegt zu überfehen ift, 4389,257230 Br. 

Die Shmweiz, die überhaupt erft Ende der vierziger Jahre Eiſenbahnen erhielt, faßte erſt 
zu Beginn der funfziger Jahre den Plan eined ausgedehnten und zufammenhängenden Gijen- 
babnneges, und jind feitvem dajelbft folgende Eifenbabngefellichaften gebildet worden: 


Kilometer. Frances, 
1) Gentralbabn . . . 226 43,624200 
2) Vereinigte ſchweizer Bahnen, nämlid: 
&t.:Gallen rn. BR 60 17,500000 
MWeftbahn . . . 224 35,125000 
Südoftbahbn . . . . 2 1172 25,000000 
3) Norvofbahn . . 5 u . 13 ,30 35,045450 
4) Italieniſche Gentralbahn . 2 25,000000 
1024 0 186,294650. 


Bas die italienifhen Länder betrifft, fo verweifen wir hinſichtlich Venetiens und der Lom— 
4° 
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barbei auf Öfterreih. In Sardinien find entweder ausgeführt oder doch in Bau begriffen die 
Linien: 


Conceſſionirt. Kilometer. Kavital in Fr. 

Turin=Genua . . . 1845 166 00000 
Aleſſandria-Arona . . 1850 102 1140,0 
Surin:Sula. . : . 1852 53 6,500000 
Turin-Lombarei . . 1852 110 20,500000 
Mortaro-Vigevano . . 1852 13 2,150000 
Bra Gavaller- Maggiore 1852 13 1,500000 
Alefandria - Strabella . 1852 118 10,000000 
Turin-&Guneo . . . 1853 103 15,400000 
Turin: Pignerolled . . 1853 38 3.000000 
GenuasBoltri . . . 1853 15 4,384500 
Victor - Gmanueldbahn . 1853 255 50,000000 
Vercelli-Valenza . . 1854 39 5,500000 
Sorea-&Ehivallo . . . 1856 30 4,000000 
Aleſſandria-Acqui . . 1853 33 4,000000 

1064 271,434500. 


In Toscana waren im Jahre 1856 conceifionirt 637,4 Kilometer mit einem Koftenauf: 
wand von 126,165000 Fr. und davon 257 Kilometer vollendet. 

Im Kirhenftaat hat e8 an Conceſſionen nit gefehlt, wenn aud erft in ziemlih neuerer 
Zeit, do ift ver Bau namentlid unter den bisherigen Zeitverhältniffen wenig vorgeſchritten. 
Vollendet ift nur die Bahn von Rom nad Frascati von nicht völlig drei Deutjchen Meilen Länge 

und mit einem Actienfapital von 8,000000 Fr. 

Ebenfo ift im Königreich beider Sicilien der Gifenbabnbau noch jehr zurüd, Es beſtehen 
wefentlich nur einige Xofalbahnen von der Stadt Neapel aus. 

Das Königreich Belgien zeichnet ſich befanntlih durch frühzeitige einheitliche Erbauung 
von Gifenbahnen aus, und bereitd im Jahre 1847 war das belgiſche Staatdeifenbaßnneg im 
weientlihen vollendet, ſodaß nachher meift nur noch Lücken auszufüllen oder Abkürzungen vor: 
zunehmen waren. Im Jahre 1856 hatte die Staatdregierung im Betrieb 3805 Kilometer, mo- 
von ein Theil Privatbahnen, und außerdem waren 335 Kilometer im Bau begriffen. 

In Holland ift man hinter Belgien fehr zurückgeblieben, inden man erft im Jabre 1845 
mit dem Bau von Eifenbabnen begann. Ende 1856 waren no nicht 35 deutfche Meilen in 
‚ Betrieb, die mit einem Koftenaufmande von 22,800000 Thlın. erbaut waren, Diefe Bahnen 
verbinden die Städte Rotterdam, Yenden, Haag, Amfterdam, Utrecht, Antwerpen und Arnheim. 

In Spanien ift man feit Beginn der vierziger Jahre mit der Durhführung eines Syſtems 
von Giienbabnlinien beſchäftigt, doch iſt die Arbeit bis zur Mitte der funfgiger Jahre nur 
langjanı vorgerückt. Bis zum Jahre 1855 beftanden in Spanien nur erft 243), Kilometer 
Eifenbahnen. Im Jahre 1855 wurde die Linie Mapriv-Albacete eröffnet, im Salt 1859 die 
Linie Madrid Alicante mit einer Zweigbahn nach Valencia. Nach der franzöſiſchen Grenze 
wird jegt an zwei Linien eifrig gearbeitet, ferner an einer Linie zwifchen Barcelona und Sa= 
ragofla und von Bilbao nah Miranda. Im ganzen find 2365 Kilometer Eifenbabnen son- 
cejltonirt, deren Koften auf 594,456500 Fr. geſchätzt werden, doch dürfte der Mangel an den 
Fonds, da die europäiſchen Kapitaliften fein rechtes Vertrauen in die fpaniihe Verwaltung 
fegen wollen , die rafhere Vollendung des Werfs noch am meiſten beeinträchtigen. 

Portugal ift im Eiſenbahnbau noch fehr zurück. Ende 1856 waren 124 Kilometer voll: 
endet und 95 im Bau. 

In Schweden und Norwegen ift der Gijenbahnbau erſt in ſeinen Anfängen begriffen, und 
es läßt ſich nichts Erhebliches darüber berichten. 

In Dänemark beſteht die Eiſenbahn Kopenhagen- Corſor, 14 deutſche Meilen lang, mit 
einem Anlagefapital von 3,750000 Thlrn. Projeetirt ift ferner eine Linie quer durd die Inſel 
Fünen, in Jütland die Linie AArhuus-Viborg-Limfjord. In Schleswig befleben die beiden 
Linien RendsburgsTönningen und Rendsburg Flensburg. Projectirt werden die Linien Tön- 
ningen = Saberdleben und Tönningen = Hufum: Flensburg. 

In Rußland hat man befanntlich nah dem türfifhen Kriege einen gewaltigen Anlauf in 
Grbauung von Gifenbahnen genommen und, um die dazu erforderlichen Geldmittel zu erlangen, 
alle Kapitaliften Europas in Bewegung gejept, was gewiß weniger zu verwundern, als daß 
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üb ſolche zu ven aufgeſtellten Bedingungen gefunden. Fünf Procent Zinſen werben allerdings 
om Staate garantirt, aber nach 85 Jahren gehen die Eiſenbahnen unentgeltlich in den Beſitz 
des Staates über, ſodaß die Aetionäre, um ihr Geld wieder zu erhalten, auf die über 5 Pror. 
hinausgehende Rentabilität der Eiſenbahnen angewiefen find, wenn man nicht etwa ſchon einen 
Theil der garantirten 5 Proc. ald Kapitalvergütung betrachten will. Jedoch ift ausprüdliche 
Bedingung, daß die Bahnen innerhalb 10 Jahren vollendet fein müflen. Die zu erbauenden Li— 
nien find: 1) Die warfhauer, 2) von Kowno nad der preußiſchen Grenze, 3) von Mosfau 
nah Niihnei-Nomwmgorod, 4) von Mosfau nah Theodoſia über Tula, Kursk und Gharfom, 
5) von Malo⸗Archangelsk nad Libau. Als Koftenbetrag ift die Summe von 275 Mill. Rubel 
Silber angenommeen;, ſodaß auf die Werft 62500 Rubel Silber kommen, und es vergütet die 
Regierung feinen Mehrbedarf. Bon allen diefen umfangreichen Projecten iſt indeß nur noch ſehr 
wenig zurAusführung gefonmen, und wird es zunächft dabei auch wol bleiben. Die Mehrzahl 
ver Kapitaliften Europas hat ſich bei den erſichtlich ſehr ungünſtigen Bedingungen dieſes Eifen= 
bahnvertrags von der Betheiligung fern gehalten, ſodaß den Unternehmern die Hoffnung, die 
Actien auf dem im. Jahre 1856 nicht mehr ungewöhnlichen Wege des Börfenipiels untergus 
bringen, jo gut wie gänzlich fehlihlug. Die Größe der erforverlihen Summe hat dabei vielleicht 
weniger erſchteckt als der ganze Öffentliche und wirthſchaftliche Zuſtand ves Landes, wozu dann 
jetner im nächſten Jahre die große Handelskriſis kam, welche allen derartigen Geldunterneh— 
mungen ein-Ende machte. Am fhlimmften mögen die Unternehmer der Geſellſchaft daran fein, 
melde die contractlihe Verpflichtung übernommen haben, das ganze Gifenbahrmeg' von 
4000 Bert (571 deutſche Meilen) in 10 Jahren, alio bis zum Jahre 1866: zu vollenden. 
Vorläufig bleibt e8 daher noch bei den alten Bahnen, nämlich Peteroburg⸗Zarskoe⸗Seld (4 deut⸗ 
ihe Meilen), Beteröburg = Moskau (87), Warjhau - Krakau (40). 

* der Türkei und Griechenland ſpricht und ſchreibt man nur erſt von Eiſenbahnunter— 
nehmungen. 

Die Eiſenbahnen der Vereinigten Staaten Nordamerikas zeigen in Art und Weiſe ſehr 
große Eigenthůmlichkeiten, wodurch fte ſich vor den europäiſchen nicht gerade vorteilhaft aus— 
zeichnen; Freili gilt dies nicht von ‘der Energie, mit der fie erbaut: worden find, In Nord 
amerifa.bat man in vielen Diftrieten namentlich des Weſtens mir Eifenbahnen früher ange 
fangen als mit gewöhnlidyen Wegen , fie :aber im großen und ganzen ſehr nachläffig gebaut. 
Über den allgemeinen Fortſchritt ver dortigen Eiſenbahnen haben wir: bereitd einem: übers 
hhtlihen Nachweis geliefert, der bis zum Jahre 1856 geht. Es iſt uns nicht möglich, den 
meitern Gaug des Eiſenbahnbaus jeit die ſem Jahre in gleicher Werje verfolgen zur fönnen, was 
um jo mehr zu bedauern, ald gerade in den Jahren 1856 und 1857 wieder ein großartiger 
Eiſtnhahnſchwindel in den Vereinigten Staaten ſich Fund'gabi' Derfeibe ift damals vorzugs 
weile datch Die ſtarken Geldzufuhren genährt worden , die von Eurova für dortige Obligationen 
herlanen man Hielt im jener Zeit die Zuftände in Europa nicht für ſicher genug, lief ſich auch wol 
dutch den haben Zins der nordamerifanifchen Papiere verlocken. Die Hankeeſchlauheit hat das 
ſchne zugefũ hrte Geld mit Bewußtſein zu dem Zwecke benutzt, Eiſenbahnen zu erbauen die 
allerdings dem‘ Iofalen Verkehr zugute kamen, aber keine Zinſen abwarfen Leider kön— 
nen wir aus unverwerflicher Duelle hinzufügen, daß deutſche Bankierhaͤuſer ſich zut eifrigen 
Unterftügung die ſes Schwindels hergegeben haben, der in nicht wenigen Fällen fo weit ging, daß 
grope Actienbetrãge ausgegeben wurden, Die entweder fchon einmal vorhanden waren, oder 

überkaupt über den Umfang dev concejjiontrten Aetien hinausgingen. Bekannt iſt es, wie 
außerordentlich große Verluſte die ſes blinde Vertrauen und dieſer eifrige Miobrauch deſſelben in 
Suropa und auch :in Deutihland hervorbradte, ſodaß ſich endlich in Franffurt a. M. ein be⸗ 
\onderer Ausſchuß zur Wahrung der Intereflen deutſcher Befiger von nordamerikaniſchen Eifens 
dahnactien bildete. Die Schwierigfeit dieſes Schuges liegt aber nicht blos in den Übermaß 
vr Geldrerwendungen, fondern aud in dem commerziellen und juriftiihen Manövern aller 
Art, die im den Vereinigten Staaten gegen Actionäre gebräuchlich find. Wer z. B. nicht die ges 
börige Anftalt zu treffen weiß, daß feine Papiere innerhalb der kurzen Zeit der halbjährlihen 
dinszahlung bei der betreffenden Banf präfentirt werden können, fegt ſich der Gefahr aus, daß 
rein weiteres halbes Jahr mit jeinen Zinfen warten muß, von andern dabei möglichen Wech— 
äller noch ganz abgeſehen. Die Eiſenbahnverwaltungen ſelbſt erſchöpfen ſich in Ehicanen 
Ax Art, um der gerichtlichen Verfolgung zu entgehen, und bei der Geſtaltung der nordamerika— 
"ßen Juſtiz ſehr häufig mit dem beften Erfolge. 
Ver Leichtſinn, mit dem auf den nordamerifanifchen Eiſenbahnen gefahren wird, ift weiches 
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fannt, er wirb nur noch bedenklicher dadurch, daß oft die Schienen nur ganz lofe auf der nichts 
weniger als foliven hölzernen Unterlage liegen. Wir geben nachſtehend aus der neuyorfer 
„Handels zeitung“ eine Überficht der in ven legten fieben Jahren ftattgehabten Eifenbahnunfälle. 


Babl der Unfälle, Zödtungen. Berwundungen. 

1855 138 234 296 
1854 193 186 589 
1855 142 116 539 
1856 . 143 195 629 
1857 126 130 530 
1858 82 119 417 
1859 129 129 411 

903 1109 3611 


Diefe Zahlen, die inbeflen bei dem Mangel einer guten officiellen Statiftif für Dinge diefer Art 
in Amerifa wabhrjheinlih nur das Minimum der Unglüdsfälle ausdrücken, würben ihr Ge: 
wicht allerdings erſt durch einen Vergleih jämmtliher Eiſenbahnreiſenden in ben betreffenden 
Jahren erhalten. 

Die Berbreitung der Eifenbahnen in den einzelnen Staaten ift natürlich ſehr verſchieden, 
ſowie die Syfteme, nad denen fie gebaut worden find und verwaltet werden. Sprichwörtlich 
find die geringen Baufoften der norbamerifanijchen Bahnen. Das liegt übrigens nicht an der 
Billigfeit des Materiald und ded ganzen Baubetriebö, fondern vor allen Dingen an der eigen 
tbümlichen Ländereifpeculation, welche dort mit dem Bau von Eifenbahnen verbunden wird. 
Denn nit blos daß umgekehrt wie in Europa, wo eine ausgedehnte und foftipielige Erpro= 
priation erforderlich ift, die Bauunternehmer ven ganzen Tract zum Geſchenk erhalten, man gibt 
ihnen ſelbſt große Länderſtrecken rechts und links derfelben, zuweilen das Ganze. In diefem 
Landbeſitz, der dann zu vielerlei Speculationen benugt wurde, hat unftreitig von jeher ein gro= 
Ber Anreiz zu Eifenbahnunternehmungen gelegen; es ift nicht gar felten vorgefommen, daß die 
Speculanten dieje Ländereien raſch verkauften und fpäter den Termin zur Erbauung der Eiſen— 
bahn ungenugt ließen, jodaß bie Käufer feine Mechte erwarben und faum jemals wieder zu 
ihrem Gelde gelangten. In einzelnen Staaten hat man ſich neuerdings dazu genöthigt gefeben, 
die an der Bahnftrede liegenden nod unbebauten Ländereien in mathematischen Linien abwed- 
felnd dem Staate vorzubehalten und der Eiſenbahngeſellſchaft zuzuertheilen ; es hatte fih näm= 
li heraudgeftellt, daß viele derſelben die Eifenbahn vorzugsweiſe in ver Richtung des beften 
Grund und Bodens erbaut hatten, ſodaß der Staat jegt mindeflend in ven Mitbefig der erlang: 
ten Bortheile kam. 

Am Schluffe des Jahres 1859 gab #8 innerhalb der Vereinigten Staaten nur 68 Bab- 
nen, und zwar unter ihnen eine Anzahl der größern, welche ihre Zinjen bezahlten. Ihr ge: 
ſammtes Actienfapital betrug 185,955457 Doll. und ihre Obligationen 88,741407 Doll. 
Bon dieſen Bahnen zahlten zwei 12 Proc., elf 10, zwei 9, flebzehn 8, zwei 7 und bie übrigen 
6 Proc. und darunter, und unter diejen nur jeh8 4 Proc. Seit dieſer Zeit find nody einige Bah⸗ 
nen hinzugefommen, die ihre Angelegenheiten fo weit georonet haben, um Zinfen oder Divi- 
dende in Ausjicht zu flellen, mande unter ihnen indeflen auf ziemlich weitliegenve Termine 
hinaus, theilweife bis zum Jahre 1880 und fpäter. Im diefen Verhältniſſen liegt begreiflich 
eine jehr große Verlockung zum Eifenbahnactienfpiel, doc dürfte nur bei jehr genauer Kunde 
dieſes Actienmarftes dabei ein Gewinn zu realijiren fein. Aller viefer Chancen und Misgefchide 
ungeachtet fhreitet ver Bau neuer Eifenbahnen in den Vereinigten Staaten rüftig vorwärts. 

Außerhalb Europa fonımen, nähft Nordamerika, vor allem die Bahnen der britifhen Co— 
lonien in Betradt. 

1) Britiſch-Nordamerika. 


Engliihe Meilen. Kapital, Bi. St. anleihe Pf. St. 
Buffalo and Lafe Suron . . . .„ 142 765000 665000 
Atlantie and Great-Weftern (im Bau) — — — 
European and North: American. . 114 — — 
(von Neuſchottland nach Maine) (im Bau) 250000 1,141000 
Grand Trund of Canada . . . 1114 (880 vollendet) 2,729,060 * 8,800480 
(fieben im Jahre 1852 vereinigte Geſellſchaften) 
Great: Weftern of Canada . . . 345 — — 


(Ningarafälle nah Canada) 
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London and Port:Stanlen Engliſche Meilen. Kapital, Pf. St.  Nnleibe. Pf. St. 
New:Brunswif and Ganada . 65 (eröffnet) 800000 — 
Northern of Canad44 — — 

(von Toronto nach Lake Huron) 
Welland 26 97658 130000. 


Erie and Ontario 17 englifhe Meilen, Greenville and Eurillan 13, St. : Lawrence and Indu— 
fr 12, Montreal and Champlain 81, Cobourgh and Peterboroug 28, Vort:Hope and Bea: 
verton 43, Predcott and Ottawa 54, Brockville and Ottawa 86, Hamilton and Bort:Dover 17, 
Preſton and Berlin 11 engliſche Meilen. 

Leider fönnen wir über den jegigen Beſtand dieſer zum Theil jehr wichtigen Eifenbahnen 
aicht mehr ald diefe fragmentarifhen Notizen geben. Die meiften diefer Gifenbahnen gehen längs 
der Gtenze ver Vereinigten Staaten oder fließen dieſen ih an. In nicht wenigen Fällen hat 
die Provinzialgeieggebung ſich durch ftarfe Geldvorſchüſſe bei vem Bau diefer @ifenbahnen be: 
theiligt. Die größern Geſellſchaften haben zugleih in England refidirende Directoren, wegen 
der flarfen englifchen Kapitalbetbeiligung. 

2) Britiſches Weftindien. 
Auf Demarara 20%, engliſche Meilen, 250000 Pf. St. Kapital, 80000 Pf. St. Anleihe. 
Die Linie ift im ſteten finanziellen Schwierigkeiten. 

Auf Jamaica 16 englifche Meilen, 150000 Pf. St. Kapital, fhuldenfrei. Diefe Linie wirft 

jeiihen 21/, — 3 Broc. Zinfen ab. 

Auf Trinidad 300000 Pf. St. Kapital. 


3) Dflindien. 
Berar und indifche Oftküfte (Goringa: Engliſche Meilen. Koften in Pf. St. 
Nagyore. % 140 (im Bau) 3,000000 
Bombay, Baroda, Mittelindien (Bom- 
bay: Agra:Surat). . . . . 46 fertig, 260 im Bau 4,500000 
KRalfutta und füöftliches Indien . 32 (im Bau) 250000 
Gafl: Indian (von Kalkutta nach den 
nördlihen Brovinzen) . . . . 142 (vollendet 54) 14,000000 
Dfibengalbabn (von Kalkutta nad 
Darca) . u —— 108 6,000000 
Great: Beninfular . 194°/, 8,000000 
Great:Soutbern 300 (im Baur) — 
Madras-Bellore j 120 (vollendet 96) 4,000000 
Rorpbengalbahn . 2—300 (im Bau) vorläufig 2,000000 
Di. . .. . — (im Bau) 4,000000 
a EEE 210 — 
mit der Ausdehnung auf das Pend⸗ 
> 270 (im Bau) — 
(Diefe Geſellſchaft unterhält eine Dampferlinie auf dem Indus.) 
Ceyloubahn ( Colombo: Randv) — 1,200000 


Die militäriſche Bedeutung namentlich der neu unternommenen Eiſenbahnen in Dftindien 
leuchtet ein, und es ſtehen die betreffenden Geſellſchaften auch in den engſten Beziehungen zur 
Regierung, die fie mit Vorſchüſſen und Zinsgarantien unterftügt. 

4) Gap ver guten Hoffnung. Cape-Town 600000 Bf. St. Kapital und Befugniß zur Auf: 
nahme von 200000 Pf. St. Anleihe. 

5) Aufttalien. Geelong⸗ Ballarat, Colonialſtaatsbahn; Gerlong - Melbourne, Eröffnung bis 
Billiamstown am 19. Febr. 1859, Kapital 350000 Pf. St. und 262500 Pf. St. Anleihe; 
Melbourn-Hobfondbai, theilweife vollendet und befahren, bisherige Koften 457693 Pf. St.; 
Melbourne und Murray: River, bis Sunbury (23 engliſche Meilen) eröffnet, Golonialflaatd- 
bahn; ihre Vollendung hat wegen der Bodenbeihaffenheit mit großen Hinderniſſen zu 
finpfen; St. = Kilva: Brighton, vollendet; Melbourne -Cuburban, theilweife vollendet; 
Sidney⸗Parametta. 

Außer den engliſchen Colonien kommen noch in Betradt: 

1) Mittel- und Südamerika. Hier iſt insbeſondere hervorzuheben die Panamabahn über 
Cr tandenge gleiches Namens: 50 englifche Meilen, Baufoften 1,250000 Pf. St. Sodann 
in Gefarica 10 englifche Meilen Eifenbahnen. Auf Cuba beſtehen jegt etwa 600 engliſche 
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Meilen Eijenbahnen, die einen nicht unbebeutenden Lofalverfehr vermitteln. In Bene 
zuela ſcheint ed noch wicht Über die Projecte hinausgefommen zu fein. In Peru befteht feit dem 
Jahre 1855 die Linie Arica-Tarna: 40 englifge Meilen, 450000 Pf. St. Baufoften. In 
Ehili wurde 1856 die Eifenbahn Copiapo-Caldera eröffnet: fie liegt 1300 Fuß über der 
Meeresfläche, mißt 50%/, engliihe Meilen und fendet eine Zweigbahn von 27 engliihen Meilen 
nad ven Gordilleren. Es beftehen außerdem noch drei Eifenbahnprojecte, deren eined (Balpa= 
raijo: Eantiago) bereitö in Angriff.genommen ift. In Braiilien jcheinen große Projecte auch 
faum in Ausführung gefonımen zu fein: a) Die Bahia- und San-Franciscobahn, 77 engliſche 
Meilen, 1,300000 Pf. St.; b) Dom Pedro IL: Bahn, 40 englifche Meilen; c) San: Baulo- 
bahn, 88 englijhe Meilen, 2,000000 Pf. St. Bei diejen brafilijgen wie bei den andern 
Bahnen des mittlern und ſüdlichen Amerifa fpielt die Betheiligung engliſcher Kapitaliften eine 
ſehr wichtige Rolle, 

2) Algier. Die wenigen in Angriff genommenen Bahnen haben vorzugäweije eine militä= 
riſche Bedeutung. 

3) Ägypten. Alerandria= Kairo 131 engliſche Meilen; Alerandria-Mariuth 17; Alexan⸗ 
dria-Meks 6; Alerandria-Raflateen 3; Yanta-Samanud 21; Kairo: Sur; 91; Kairo: Bar: 
ragd 15; Kairo: Benifuef 76; zufammen. 360 engliſche Meilen und einige fleinere Streden. 
Der Hauptzwed diefer Bahnen ift die Beförderung der Überlandpoft, und fie iind auch vorzugs⸗ 
weije mit engliſchem Gelde erbaut worden. G. Cohen. 

Elbe; Elbſchiffahrtsacte; Elbverkehr. Die Elbe und der Rhein mit ihren Neben— 
flüffen bilden für Deutihland die beiden wichtigſten natürlihen Handelswege. Es ijt unnüg, 
darüber zu ftreiten, welhem von diejen Flüſſen die größere commerzielle Bedeutung zufomme. 
Eine gründliche Entiheidung hierüber zu treffen, dürfte ſehr ſchwer halten, währenn ed nicht im 
mindeiten zweifelhaft jein fann, daß Deutſchland auch nad Herftellung umfaſſender Eiſenbahn— 
verbindungen im Handelsgebiete der genannten beiden Ströme gerade durch dieje igönen 
Waſſerſtraßen für jeine vollswirthſchaftlichen Intereſſen einen großen Vorzug beſitzt und für 
dieſelben nichts erwünſchter ſein koͤnnte, als daß der Genuß dieſer natürlichen Vortheile nicht 
durch künſtliche Erſchwerungen verhindert oder doch weſentlich geſchmãlert würde. 

Die Elbe entſpringt am ſüdlichen Abfall des Rieſengebirgs in einer Höhe von 4300 Fuß. 
Ihre Schifibarkeit beginnt bei Melnik, wo jie die Moldau aufnimmt. Die Länge des Laufs der 
Elbe von Melnif, bis zu ihrer Mündung hei Gurhaven (bei der jogenannten rothen Tonne) 
wird auf circa 112 deutſche Meilen geihägt. 

Wird die Länge beider Uferjeiten gerechnet, jo vertheilen ſich die Elbſtrecken nad, ben ver= 
I Uferftaaten, deren Gebiet die Elbe durhftrömt oder begrenzt, in folgendem. Ver— 

ältniß 


ſtexrreich4483 rheiniſche Ruthen ( 12,16 Vroc.) 
Sadien . . 6683001 a er (148 „) 
Preußen . . . 175314 „ — (396 un.) 
Anbalt: Deſſau⸗ Köthen 22083 " V ( IR u) 
Anhalt: Bernburg. . . 7351 u " (14 „» ) 
Hannover . . . . 70630 " (15% u) 
Mediendug. . . .» 6203 „ — (18 u) 
Lauenburg und Holftein. 30436. „ " (68 un) 
Amt Bergedorf . . 6273, ” 
Hamburg . . . . 12940 „ " Er. 


Zufammen 448814 rheiniihe Rutben (100,00 Brer.). 

Die vorſtehende Aufftellung hat übrigens, außer der geographiſchen, auch praftifche Bedeu— 
tung, indem ſich hieraus ergibt, wie bei Anwendung des Rheinoctroiſyſtems die Vertheilung 
der Duoten einer Elbſchiffahrtsabgabe, melde als Aquivalent für die Koſten der Unterhaltung 
des Fahrwaſſers und des Leinpfades beibehalten wäre, hätte ausfallen müſſen, und dann, weil 
nad dem Verhältniß der Länge der NUferſtrecken gewiſſe Koſten der gemeinſchaftlichen Strom- 
Ihau über die einzelnen Wierftaaren vertbeilt werben. 

Wo die Elbe Böhmen verläßt und nah Sachſen eintritt (bei Herniöfretihen), beträgt die 
Höhe ihres Wafleripiegeld über der Nordſee 383 par. Fuß, bei Magdeburg noch 128 Fuß. 
Das Gefäll der Elbe von der böhmischen Grenze bis Curhaven, auf 96 Meilen, beträgt durch- 
ſchnittlich 1 auf 6016 Buß. 
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Im Jahre 1842 warb auf Anlaß der immer lauter werdenden Klagen über progreffive- 
Veriblehterung des Fahrwaſſers von den Elbuferftaaten beſchloſſen, durch eine von ihnen ab 
zuerdnende Gommijjion von Hydrotechnikern gemeinihaftlih eine jogenannte Stromſchau vor⸗ 
nehmen zu laflen. Der Commiſſion ward die Begutadtung der beiden ragen aufgegeben: 
1) Weldes ift die gegenwärtige Beihaffenheit des Fahrwaſſers in den verſchiedenen Abtheilungen 
der Elbe? 2) Durch welche Mittel fönnen, ohne unverhältnißmäßigen Aufwand von Zeit und 
Kofien, die Schwierigfeiten gehoben werden, welche. ein regelmäpigev Betrieb der Elbſchiffahrt 
mit Fahrzeugen von einer durch die Herren Hydrotechniker für die verſchiedenen Flußſtrecken 
vorzuihlagenden Normalgröpe in der mangelhaften Beihaffenheit jened Fahrwaſſers finder? 

Die erfie Elbſtromſchau fand ftatt vom 25: Aug. bid 23. Sept. 1842, und legte darauf die 
buörotehniihe Commiſſion der zu Dresden verjammelten Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſion 
die auäführlichen Protokolle über die Stromijhau jowie ihr darauf begründetes Gutachten vor. 

Unter Zugrundelegung diejed Gutachtens ward vereinbart, die ſchon bejlehende vertrags— 
mäßige allgemeine Verpflichtung der Elbuferflaaten, wonad jeder in den Grenzen jeined Ge— 
biets alle im Fahrwaſſer ji findenden Hinderniſſe ohne allen Verzug auf jeine Koften weg: 
räumen zu laffen hat (Art. 28 der Elbacte von 1821), dahin näher zu beitimmen, „vaß jeder 
Uierflaas für fein Gebiet.die geeigneten Maßregeln zu treffen habe, um dem. Fahrwaſſer der 
Elbe zwiſchen Hamburg und Tetſchen eine Tiefe von wenigſtens 3 Fuß rheinlänpild bei einem 
Waſſerſtande, welcher um.6 Zoll höher ijt ald der im. Jahre 1842 beobachtete niedrigſte, zu ver— 
ſchaffen und zu erbalten’‘ ($. 53 der ApditionalsElbacte von 1844). Derleitende praftiihscom: 
merzielie Gefichtöpunft bei Diejer Beſtimmung war, daß die ganze Elbſtrecke von Tetſchen bis 
Hamburg-Harburg für Elbkähne von 140 Fuß Länge, 16 Fuß Breite und 5 Fuß Höhe bei 
gewoͤhnlichem Waſſerſtande bei voller Ladung mit 45 Zoll, bei ungewöhnlich nieprigem Waſſer— 
ſtande aber doch jedenfalls noch bei halber Ladung mit 32 Zoll Tiefgang fahrbar fein jolle. 

Zugleih ward beftimmt, dag die gemeinfhaftlihe Elbſtromſchau von Zeit zu Zeit wieber= 
holt werden ſolle, „um die Beijchaffenheit ded Stroms, die Wirfung der zu deſſen Verbeſſerung 
getroffenen Maßregeln und die etiwa eingetretenen neuen Hinderniffe einer regelmäßigen Schiff: 
fahrt zu unterſuchen und feftzuftellen‘. 

Demmgemäp hat jeit 1842 nod zweimal eine ſolche Stromſchau der Elbe ſtattgefunden, die 
zweite im Herbſte des Jahres 1850 und die dritte im Sommer des Jahres 1858. 

Während das buprotehniihe Gutachten vom Jahre 1850 im allgeneinen ih günftig aus— 
ſpricht, nämlip dag nah gewiflenhafter Erwägung der Gommiffion ji die Wahrnehmung 
beflätigt. babe, „daß in allen Staatögebieten, welche von der Elbe durchſtrömt werben, feit 1842 ı, 
weſentliche Verbeflerungen zur Ausführung gebracht jeien, und daB ein unverfennbaver bedeu⸗ 
tender Fortſchritt auf dem damals vorgezeihneten Wege gründlicher Stroucorrection ſtattge⸗ 
funden habe’‘, maachen die Ergebniſſe der legten Stromſchau von 1858: einen um fo betrübendern 
Gindrud, Die jeit 1856 immer lauter gewordenen Beſchwerden der Schiifahrttreibenden über ı 
die Mangelbaftigkeit des Fahrwaſſers der Elbe werden durch das hydrotechniſche Gutachten von 
1858 in einleuchtender Weije gerechtfertigt. Letzteres weiſt nach, daß im Vergleich mit dem. Zur 
ande im Jahre 1850 der Beitand ver Uferabbrüche 1858 jihum eine Länge von 8808 Ruthen 
vermehrt babe und dagegen die Dedwerfe von 31996 Ruthen im Jahre 1850 ih auf 30102 
Ruthen vermindert hätten, und daß, mad das Geſammtreſultat anlangt, „der gegenwärtige; 
Zuftand ded Stroms von dem vorgejtedten Ziele noch weit entfernt jei”. Im Jahre 1844 
basten die Glbuferflaaten vertragsmäßig ji verpflichtet. dem Fahrwaſſer der Elbe eine Normal⸗ 
tiefe von mindeftend 36 Zoll zu verihaffen und zu erhalten, und 14 Jahre jpäter konnte die 
Stremibaucommillion in der evidenteften Weile an jich felbft die Erfahrung maden, wie wenig 
jener Verbindlichkeit trog des jeitdem verfloſſenen längern Zeitraums nachgekommen war, 
indem bei einen faum für ungewöhnlich niedrig zu haltenden Waflerftande ihr nur 29 Zoll 
tief gebendes Fahrzeug auf den Grund gerieth und die Commiſſion dadurch in der Bortiegung 
ihres Geſchäfts aufgehalten wurde! 

Gine nähere Vrüfung der vorerwähnten hydrotechniſchen Gutachten zeigt deutlich, daß der 
mangelhafte Zuftand der Fahrbahn der Elbe und der eingetretene Stillitand in der Berbeilerung 
ihrer Schiffbarkeit nicht ſowol dadurch, daß in der Additional⸗Elbacte ungeeiguete oder verkehrte 
Cotrectionsmittel vorgeihrieben, als vielmehr dadurch herbeigeführt jind, daß die bort vorge- 
isriebeuen Mittel entweder gar nit oder dod nur unvollitändig, unpaflend oder. unzeitig 
angewendet wurden. Aus den Berichten der legten Stromſchaucommiſſion (von 1858) ergibt 
idnamentlid, daß mande Stellen im Fahrwaſſer der Elbe, welche bei der gemeinſchaftlichen 
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Befahrung im Jahre 1860 als mangelhaft bezeichnet waren, 1858 noch gar nicht und andere 
nur unvollſtändig corrigirt waren, wogegen an den Stellen, wo das Ufer regelmäßig verbaut 
und das Strombett in angemeſſener Weiſe beſchränkt worden war, gewöhnlich auch die hin— 
reichende Fahrtiefe, die ſelbſt bei niedrigſtem Waſſerſtand genügte, gefunden wurde. 

Hierin liegt ein deutlicher Hinweis, daß es hauptſächlich nur einer zuſammenhängenden 
Regulirung der Strombreite bedarf, um eine den billigen Anſprüchen der Schiffahrt genügende 
Fahrtiefe ver Elbe zu bewirken. Das weſentlichſte Hinderniß für die Durchführung der durch 
die Apditional-Elbacte beabfihtigten Gorrection ded Fahrwaſſers der Elbe liegt unverkennbar 
darin, daß ed an einem übereinftinnmenden und ineinander greifenden Verfahren hierbei in ven 
verſchiedenen Uferftaaten biäher gefehlt hat, und daß fihere und beifere Erfolge erft dann zu 
erwarten jein dürften, wenn für die Elbe ein hybrotechnifch begründeter, zufammenhängender 
Gorrectionsplan mit Angabe der von jedem Uferftaate innerhalb feines Gebiet binnen beſtimm⸗ 
ter Friſten zu beſchaffenden Leiftungen vertragsmäßig feftgeftellt und eine fänmtlichen Ufer— 
faaten gemeinjane Gentralftelle ins Leben gerufen würde, um die im übrigen den Territorial- 
regierungen felbft zu überlaffende planmäßige und rechtzeitige Durchführung des Corrections⸗ 
werks permanent zu überwachen. 

Die Elbſchiffahrtsgete und die Elbzölle. Durch Art.5 des Pariſer Friedens 
war beflimmt worden, dad auf dem fünftigen Congreß unterfucht und entſchieden werben folle, 
auf welde Weife vie für den Rhein getroffene Feftftellung, wonad die Schiffahrt auf demſelben 
für jedermann frei fein und die Schiffahrtdabgaben auf möglihit gleihmäßige und für den 
Handel aller Nationen möglihft günftige Weife geregelt werden follten, auf alle andern Flüffe 
auszudehnen fei, welche in ihrem ſchiffbaren Laufe verfchiedene Staaten trennen oder durchſtrö— 
men. Dengemäß fanden dann die wichtigen und vielbejprochenen allgemeinen Flußſchiffahrts— 
beftimmungen für die fogenannten conventionellen Ströme in den Art. 108 — 116 der Wiener 
Eongrepacte Aufnahme. 

Um diefe Beflimmungen für die Elbe in Anwendung zu bringen, traten am 3. Juni 1819 
Bevollmädhtigte der Elbuferftaaten in Dresden zufammen, melde nad langwierigen Verhand— 
lungen am 23. Juni 1821 die Elbſchiffahrtsacte unterzeichneten. 

Durdy Art. 30 diefer Acte war der periodifhe Zufammentritt einer Revifiondcommiffion 
vereinbart worden, deren Zwed und Wirkungskreis fein follte: ‚ih von der vollftändigen 
Beobachtung der gegenwärtigen Convention zu überzeugen, einen Bereinigung&punft zwiſchen 
den Uferftaaten zu bilden, um Abftellung von Beſchwerden zu veranlajfen, auch Veranſtaltun— 
gen und Maßregeln, welche nady neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern 
könnten, zu berathen.“ 

Solcher Elbſchiffahrts Reviſionscommiſſionen haben bisher vier ftattgefunden : die erfte zu 
Hamburg vom 20. Jan. bis 18. Sept. 1824, die zweite zu Dredven vom 6. Aug. 1842 bi 
13. April 1844, die dritte zu Magdeburg vom 20. Sept. 1850 (mit mehrfacher Unterbrebung) 
bis 8. Febr. 1854, die vierte wieder zu Hamburg, begonnen am 15. Juni 1858 und auf unbe= 
fliinmte Zeit vertagt am 23. Nov. 1858. 

Diefe legte Revifionscommiffion hat bidjegt gar kein. pofitived Ergebniß geliefert, die erfte 
und die dritte haben die vereinbarten Modificationen und Zufäge zur urſprünglichen Elbſchiff— 
fahrtsacte in der Form eined Schlußprotofolld vorgelegt, die zweite zu Dredven verjammelt 
geweſene Reviliondcommiffion hat dagegen eine umfaflende Apditionalacte zu Stande gebradht. 

Abgefehen von den Elbzöllen und der Stader Zollfrage, worüber naher beſonders zu 
reben jein wird, und der bereitö beſprochenen Angelegenheit des Fahrwaſſers, ift durch die vor— 
erwähnten Acten und Schlußprotofolle im mwefentlichen folgende Regulirung der Elbſchiffahrt 
vereinbart worden. 

Der Transport von Perſonen oder Gütern von der Nordſee nach jevem Elbuferplage und 
von jedem Elbuferplage nad der Nordſee fteht ven Schiffen aller Nationen zu. Zum Schiff- 
fahrtöverfehr zwiſchen Elbuferplägen verfchiedener Staaten jind die Fahrzeuge ſämmtlicher 
Uferftaaten ohne Unterſchied berechtigt. Die Befugniß zur Beförderung von Perjonen und 
Gütern von einem Elbuferplage feines Gebietd nach einen andern Elbuferplag deflelben Gebiet 
fann jeder Uferftaat jeinen Unterthanen vorbehalten. Stapel: und Zwangsumfchlagsredhte 
find für immer aufgehoben worden. Wegen gleihförmiger ſchiffahrts— und ftrompolizeilicher 
Vorſchriften auf der Elbe ift eine bejondere Übereinkunft der Uferſtaaten abgefhloffen (an dem— 
felben Tage wie die Anditionalacte, am 13. April 1844), welche durd das magdeburger Schluß⸗ 
protofoll vom 8. Febr. 1854 einige Zufäge erhalten hat. dir die Schiffs- und Scifferpatente 
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ſewie für die Manifefte find gleihmäßige Formulare vereinbart. In fämmtlichen Uferſtaa— 
ten follen Elbzollgerichte beftehen und von zum Richteramte befähigten Verſonen verwaltet 
werben. 

Elbzöhle. ) Im Berlaufe ded Mittelalterd waren an verfchievenen Punkten der Elbe 
Paflagezölle entſtanden, theild ohne befondern Rechtstitel auf Grund des jogenannten Gebiets— 


rechts, theils auf Grund ausdrücklicher Berleibung von Kaifer und Reich, wie dies namentlich - 


in Betreff ver mecklenburgiſchen Elbzölle ver Fall war. Für jeden diefer Elbzölle gab ed auf 
altem Herfommen berubende Zollrollen. Die Säge derfelben wurden jedoch faft durchweg will: 
Eürlih gefteigert, und jo bildeten ſich die verichiedenften und verworrenften Tarife. Der Weit: 
fälifhe Frieden beſtimmte, daß die im Laufe des Kriegs neu eingeführten oder erhöhten Fluß: 
zölle aufgeboben oder auf dasjenige Maß zurüdgeführt werben follten, wie ed vor dem Kriege 
langjähriged Herkommen geweien. Auch ward jeitvem in den faiferlihen Wahlcapirulationen 
anerkannt, daß feine neuen Flußpaſſagezölle follten eingeführt werben. 

Ungeabtet diejer Beftimmungen ward es jeit 1648 mit der Zollbelaftung der Elbe immer 
ärger, und alle Verſuche ver Abhülfe durch Vereinbarungen zwijchen den Uferftaaten verfehlten 
ihren Zwed. Daß unter den damaligen Misbräuchen und Bedrückungen die Elbſchiffahrt überall 
fortzubeftehen vermochte, erklärt ji nur daraus, daß die Landſtraßen von unbeſchreiblich ſchlech⸗ 
ter Beihaffenheit waren, und dap die Elbzoflerhebung meiftend ohne genaue Gontrole und mit 
thatſachlichen Zollnahläffen im Verwaltungswege oder durd Gonnivenz der Zollbeamten 
ſtattfand. 

Einen ähnlichen Zuſtand wie auf der Elbe traf man auf dem Rhein an. Hier aber geſchah 
infolge der peremtorijchen Forderungen Branfreihs auf dem Naftadter Congreß durch den 
Luneniller Friedensvertrag, den Reichsdeputationshauptſchluß und die ſich hieran ſchließende 
Rheinoctroiconvention von 1804 eine durdgreifende heilſame Reform. Alle frühern Zoll 
gerechtſame wurden bierburd völlig aufgehoben und flatt deilen eine im Vergleich mit ber 
frühern Zollbelaftung mäßige Schiffahrtsabgabe eingeführt, melde von den verfhiedenen Ufer: 
ſtaaten nah Verhaltniß ihrer Uferſtrecke erhoben und hauptſächlich zur Unterhalsung und Ver: 
beſſerung des Leinpfades und des Fahrwaſſers beftimmt war. Der Barifer Frieden vom Jahre 
1814 fanctionirte diefe Regulirung und beftimmte zugleih, daß der bevorftehende Gongreß 
feſtſtellen folle, wie die beim Nhein angenommenen Grundfäge in Anwendung zu bringen ſeien 
bei den übrigen Strömen, welde in ihrem jhiffbaren Laufe verihiedene Staaten trennen oder 
duchfließen. Demgemäß murden vom Wiener Gongreß in ven Art. 108— 116 der Gongrepacte 
gewiſſe Fundamentalbeflimmungen für die Flußſchiffahrt auf den fogenannten conventionellen 
Strömen, wozu auch die Elbe gehört, feftgeitellt. 

Die Normen für die künftigen Flußſchiffahrtsabgaben waren durch Art. 111 der Wiener 
Congreßacte gegeben, welder folgendermaßen lautet: „Die Schiffahrtsabgaben follen auf eine 
gleihförmige, urmveränderliche und von der verfhiedenen Beichaffenheit der Waaren inſoweit 
unabhängige Ar feftgefegt werden, ald erforderlich ift, um eine ins einzelne gehende Prüfung 
der Ladung auf Defraudationd- und Gontraventiondfälle beihränfen zu können. Der Betrag 
diefer Abgaben, melde in feinem Falle die gegenwärtig beftebenden überſchreiten dürfen, fol 
nad den örtlichen Verhältniſſen beflimmt werben, die eine allgemeine Regel in dieſer Hin- 
ſicht nicht zulaffen. Man wird jedoch bei Beititellung des Tarifs von dem Befihtöpunft aus⸗ 
gehen, durch Erleichterung der Schiffahrt ven Handel zu ermuntern, und das Rheinoctroi 
wird dabei zur ungefähren Richtſchnur dienen können.“ 

Der Sinn und Zweck diefer Fundamentalbeſtimmung, wie fi aus der Entſtehung, dem 
ganzen Zufammenhange und dem einfahen Wortlaut verfelben bei unbefangener Auslegung 
ergibt, ift fein anderer, ald daß fünftig, ohne alle Rückſicht auf früher beftandene wirkliche oder 
vermeintliche Rechtsanſprüche und mit Bejeitigung der rein finanziellen Gejihtöpunfte, nur 
folde Schiffahrtsabgaben auf den conventionellen Flüffen, alfo auch auf der Elbe, völferrechtli 
zuläjfig fein jollten, welche dadurch gerechtfertigt würden, daß ihr Ertrag zur Uinterhaltung und 
Verbeſſerung des Fahrwaſſers erforderlih und zu verwenden ſei. Flußzoölle, zu allgemeinen 
finanziellen Zweden erhoben, oder gar zu dem Behufe beibehalten, ven Verkehr von der Fluß⸗ 
ibiffahrt abzuwenden, um ihn fünftlich auf andere Handelöwege zu leiten, ift eine offen zu Tage 


1) Diefen Gegenftand behandelt in erfchöpfender Weife die Schrift: Die Eibzölle. Actenftüce und 
Ratmeife, 181459. Nebit einer Ginleitung über die Flusichiffahrtsbefimmungen der Wiener Gons 
geefacte und Die Elbzollfrage (Leipzig 1860). 


# 
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liegende Verlegung der fundamentalen Beftimmung der Wiener Congreßaete, daß bei den 
Flußzolltarifen der Gefihtöpunft leiten ſoll, durch Erleichterung der Schiffahrt den Handel 

u befördern, 

y Die ftatt nach ſechs Monaten erft nad vier Jahren zufammentretende Elbſchiffahrtscom⸗ 
miffion jegte leider die eben erwähnte vertragsmäßige Baſis der neuen Regulitung der Schif- 
fahrtsabgaben gänzlich außer Augen und ordnete, ungeachtet aller liberalen Beftrebungen ein— 
zelner Uferftaaten, einen Elbzolltarif an, der mit jenen völkerrechtlichen Grundſätzen im voll⸗ 
ftändigen Widerſpruch ftand. Wie dies zugegangen, fann in diefer kurzen Skizze unmöglich 
entmwidelt werden, jondern muß dieſerhalb auf die ausführlide actenmäßige Darlegung in 
der oben erwähnten Schrift verwieſen werben. Es erfolgte allerdings eine weſentliche Um— 
geftaltung der bisherigen Elbzollverhältniffe durch Einrichtung einer einfahern und gleich— 
mäßigen Zollerhebung und Verminderung der Eibzollämter, allein die Elbzollkaſſen ver un— 
tern Elbuferftaaten Hannover, Lauenburg und Mecklenburg hatten hiervon weit größern Vor— 
theil ald ver Elbverkeht wirkſame Erleichterung. 

Der durch die Elbſchiffahrtsacte vom 21. Juni 1821 feſtgeſetzte Normalfag des Elbzolls 
war für die Strede von Melnif bis Hamburg 27'/, Gr. E.:M:; für den Gentnerhamburger Ges 
wit, und außerdem ward für die Fahrzeuge noch eine befondere Abgabr, die jogenuannte 
Reeognitionsgebühr eingeführt. Für eine Reihe voluminöfer Artifel von verhältnißmäßig 
geringem Werbe murben jedoch niedrigere Zolklaffen zu Y,, Y,, Yıo, Yan und Y,, Nornralfag ° 
bewilligt, weil die Erhebung des vollen Elbzolls von diefen Artifeln einem förmlichen Ver— 
Eehröverbote ziemlich gleihgefommen wäre und mithin den Elbzollkaſſen mehr Schaden als 
Nugen zu Wege gebradt hätte, z 

Auf der erſten Elbreviſionscommiſſion im Jahre 1824 beantragten Ofterreih und Ham— 
burg dringend die Herabfegung des Normalelbzolls wenigftend um ein Viertel, jedoch ohne 
Erfolg. Die durch das Schlußprotofoll vom 18; Sept. 1824 dem Elbverfehr gemährten Er— 
leihterungen waren höchſt unbedeutender Art; fie beſchränkten ih auf die Berfegung einiger 
Artifel in niedrigere Zollklaffen und eine ivrelevante Mobdification der Recognitionsgebühr. 

Durd die am 13. April 1844 zu Dredven unterzeichnete Apditionalacte zur Elbſchiffahrts— 
acte ward-eine wefentliche Umgeftalrung der drei Elbzollverhältniſſe dadurch herbeigeführt, dag 
an die Stelle ded hamburgiſchen Gewichts und des Conventionsmuͤnzfußes für die Zollentridh- 
tung dad. metriiche Gewicht und der Vierzehnthalerfuß trat und die Recognitivnsgebühr in einen 
Zuſchlag zum Waarenelbzofl convertirt wurde. Wie zweckmäßig an fi dieſe Veränderungen 
auch jein mochten, der neu angeordnete Elbzolltarif mit feinem Normaljag von 33 Sgr. 11 Pf. 
für die Strede von Melnik bis Hamburg enthielt für die wichtigften Gegenftände des Elb— 
verkehrs nicht nur feine Erleichterung, jondern brachte ſelbſt eine ftärfere Belaftung mit ſich, und 
audy wegen der Verjegung gewifler bedeutender Handelsartikel, deren Verdrängung von ver 
Elbe durch Die Goncurrenz anderer Verkehrswege immer empfindlicher geworben, in niedrigere 
Zollklaſſen war in der Abpitionafacte jo gut wie gar nichts geſchehen. Alle Beftrebungen ver 
übrigen Uferftaaten waren an dem bebarrlihen Widerſtreben Hannovers, Medlenburgs und 
Däuemarks gejcheitert. 

Der Haupteinwand gegen das geltend gemachte Bebärfniß einer durchgreifenden Herab— 
jegung des Elbzolls war der Hinweis, daß bid dahin der Elbtransport, felbft der zum voller 
Zollſatz tarifirten Gegenftände, im allgemeinen von Jahr zu Jahr geftiegen jei. Man überſah 
hierbei, wie dies Rejultat überall nur dadurch ermöglicht worden war, daß Breußen, Sachſen 
und theilweife aub Anhalt entweder durch Specialverträge unter jich oder auch durch ſelbſtän— 
dige eigene Maßregeln für den Elbverkehr nad und von ihren Ländern die oberhalb Wittens: 
berge bis Schandau conventionsmäßig beftehenden Elbzölle ganz oder großentheild aufgehoben 
hatten. Darüber fonnte fein Zweifel obwalten, daß, wenn Preußen, Sachen und Anhalt ihre 
Eibzoliquoten in gleicher Weile wie Hannover, Medlenburg und Dänemark forterboben hätten, 
ihon vor Eröffnung der mit der Elbe rivalifivenden Gifenbahnen der Verſand der dent Nor— 
malſatz unterworfenen Artikel faft gänzlich der Eibihiffahrt entzogen worden wäre. 

Wenn man die Verhandlungen über das Eibzollweien im Schofe der 27 Monate dauern— 
den zweiten Elbihiffahris-Nevittonscommiffton näher anfieht, muß es die größte Verwunde— 
rung erregen, daß die eigentlihe Bajid und alleinige Norm der Abgabenverhältnifle auf ven. 
conventionellen Flüffen, der Art. 111 der Wiener Gongreßaste, damals völlig in Vergeſſen— 
heit gerathen zu fein ſcheint. 

Das jo höchſt unbefrienigende Ergebniß der Additional- Elbacte für das Elbzollweſen, ver— 
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bunden mit der auf den Abſchluß derſelben bald folgenden Herſtellung von Gifenbabnverbin- 
dungen an, beiden Seiten der Elbe, mußte den Handels- und Schifferſtand in den Elbhandels: 
plägen beftimmen, wenn irgend „möglich nod nachträglich eine zeitgemäße Ermäßigung der 
Eibzölle unterhalb Wittenberge auf die eine oder die andere Weile zu Wege zu bringen. Der 
Ruin des Elbverkehrs erihien fonft unabwendbar. Im Herbſt des Jahres 1847 ward daher 
eine gemeinfchaftlihe Denfichrift der Handelsvorſtände von Prag, Dresden, Leipzig, Halle, 
Berlin, Magveburg, Altona und Hamburg veröffentlicht, worin die Unerträglichkeit des Nor: 
mal:Eibzoll& klar nachgewieſen und auf ſchleunigſte Abbülfe gedrungen wurde. Diefe Borftel- 
lung blieb nicht ganz ohne Erfolg, denn die hannoveriſchen, medienburgiichen und däniſchen 
Finauzbehör den überzeugten fih endlich, daß dad Intereſſe der Elbzollkaſſen ſelbſt es erheiſche, 
für diejenigen Handelsartikel, welche vie Höhe der Elbzölle bereits in augenſcheinlichſter Weiſe 
son der Elbroute nad Stettin und andern Vlätzen bin verdrängt hatte (mie z. B. Farbhölzer, 
Hering, Die, Soda u. ſ. w.), eine beträchtliche Herabfegung des Elbzolls eintreten zu laſſen. 
63 geihah dies darauf im Frühling 1848 durd Verfügungen im Berwaltungswege. 

Auf den Gonferengen der zu Magdeburg verfammelten dritten Elbihiffahrts:Reviiions- 
commiljion zeigte ſich infofern ein Wendepunkt für die Elbzollfrage, ald Oſterreich, Sachſen und 
Hamburg von.jegt an mit Entſchiedenheit und Gonjequenz den längern Fortbeſtand der bishe— 
rigen Elbzollverhältniſſe als eine Verlegung völferrechtlicher und vertragsmäßiger Verpflich— 
tungen befämpfen und auf Grund ver allein maßgebenden Flußſchiffahrtsbeſtimmungen ber 
Diener Cougreßacte eine durchgreifende Neform des Elbzolltarifs in Anfpruh nehmen. Es 
fnüpfen ſich hieran bie weitläufigften Verhandlungen innerhalb und außerhalb ver Reviſions— 
commmiliten, um bie renitenten Uferftaaten zu einigermaßen genügenden Reduetionen des Elb— 
zolld zu bewegen; allein ed gelingt felbft ven wiederholten dringendſten Vorftellungen der 
öflerreihiigen und der preußiichen Regierung nicht, ein ſolches Reſultat au nur annähernd zu 
erzielen, und das magdeburger Schlußprotofoll von 8. Febr. 1854 beſchränkt ſich auf wenige 

burftige Valliativin aßregeln durch Verfegung einiger bis dahin normalzollpflichtigen Artikel in 
eine neu errichtete Halbzollklaſſe over in die Biertelzollklafle. 

- Im Jahre 1850 hatte der Rheinzoll im allgemeinen eine vertragsmäßige bedeutende Gr: 
mäfigung erfahren, die Weierzölle wurden infolge des Anſchluſſes des Steuervereind an den 
Deutihen Zollverein gänzlih aufgehoben, und der Sundzoll fam durch die verjchiedenen Ber: 
träge über die Ablöjung deſſelben ſeit 1857 ebenfalls in Wegfall. Angefihts diejer thatſäch⸗ 
lien Umſtände und der progrefiiven Abnahme des Elbtransports der wichtigſten Handeldar- 
tifel fnüpften ih an den Zuſammentritt der vierten Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſion in 
Hamburg im Sommer 1858 die zuwerfihtlihften Hoffnungen des betheiligten Handels- und 
Shifferitandes, daß jegt emplich auc der Elbe eine dem evidenten Bedürfniß entſprechende Zoll⸗ 
berabiegumg werde zu Theil werden. Oſterreich, Preußen, Sachſen und Hamburg ließen durch 
ihre Bevollmächtigten bei der Commiſnon den Nothſtand des Elbverkehrs fowie den Wider: 
ſpruch der jegigen Elb zollverhältniſſe mit ven Beflimmungen der Wiener Gongrepacte und 
Art. 30 der Elbacte in der einleuchtendſten Weiſe darlegen. Es wurde darauf hingewielen, daß 
der conventionsmähige Normal: @ibzoll per Gentner von Hamburg nach Magdeburg, nad) Dres⸗ 
den und nach Prag reip. 17 Sgr. 4 Bi., 29 Sgr. 10 Pf. und 33 Sgr. 11 Pf., während der 
teine Ciſenbahnfrachtſatz für dieſe Strede nur reip. circa 81/, Sgr., circa 19 Sgr. und 29 Sgr. 
ver Gentner betrage, was doch ein ſchreiendes Miöverhältnig abgebe gegen den völker— 
tehtlihen Fundamentalſatz, daß auf den conventionelten Flüſſen der gemeinſchaftliche Tarif der 
Schifjahrtsabgaben den Geſichtspunkt fetgehalten habe, den Handel aller Nationen durch 
Erleichterung Der Schiffahrt zu fördern. Und wenn man aud die thatſächlichen Zollverbält- 
nie, wie ſich diefelben feit längerer Zeit durch das liberale Vorgehen Preußens, Sachſens und 

rreichs geftaltet haben, in Betracht ziehe, jo bleibe dod immer ein thatſächliches Misver: 
bältnif, wie es nicht verfehrter und unbilliger gedacht werden könne, die Erhebung von Paſſage⸗ 
zöllen zum Betrage von 6 Sgr. 5 Bf. per Gentmer jeiten Hannovers, Medlenburgs und 
Dänemarks auf der Elbftrede von Hamburg bis Wittenberge, d. h. auf einer Strede von 
ungefähr 16 Meilen, wofür die ganze eigentlihe Fracht nur 2-3 Sgr. beträgt, und nod Dazu 
auf einer Strecke, wo die Unterhaltung und Verbeilerung ded Fahrwaſſers in arger Weiſe 
rernachlafſigt wird. * 

Der preußiſche principale Antrag wegen des Elbzollweſens bei der vierten Reviſionscom⸗ 

wiſſion ging dahin: in Zufumft nur die Klaffen zu Y,. und Y;, des Normalzolld beizubehalten, 
ur zwar in der Art, daß die Waaren, die gegenwärtig zu 4, Ya, 4, Y, und Yo, tarifirt 
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find, künftig alle zu Y/,., diejenigen Artifel-aber, die jegt im der Y/go= und I/,n: Zollklaffe ftehen, 
fünftig ſämmtlich zu des Normalfages verzollt würden. 

Die Durdführung dieſes Antrags würde unzweifelhaft dem commerziellen Bedürfniß wie 
dem Sinn und Wortlaut des Art. 111 der Wiener Congreßacte und des Art. 30 der Elbaete 
am vollftändigften entfprechen, und ward derjelbe deshalb von Ofterreid), Sadien und Ham— 
burg angelegentlichft unterflügt. Bei dem entſchiedenen Wiberfprud der andern Uferftaaten 
aber gegen eine foweit gehende Elbzollrevuction, und um, wenn möglich, dur bundesfreund= 
liches Entgegenkommen eine vermittelnde Ausgleihung der entgegenftehenden Anſprüche zu 
erzielen, ohne die Rechtsfrage auf die Spige zu treiben, vereinigten jich ſchließlich Ofterreich, 
Preußen, Sachſen, Anhalt: Deflau:Köthen, Anbalt:Bernburg und Hamburg zu folgendem 
Zollermäßigungdantrage: „Bon den bisherigen jieben Elbzollklaffen werden nur drei Klaſſen 
beibehalten, nämlich zu Y,, Y,. und Elbzoll. Sämmtliche Artikel, welhe gegenwärtig dem 
Normaljag und dem Yg= Elbzoll unterliegen, werden in die %/,= Elbzollflaffe verjegt. — Dies 
jenigen Artikel, welde gegenwärtig Y/, Elbzoll entrichten, verbleiben in diefer Klaſſe, mit Aus— 
nahe von Getreide, Hülſenfrüchten und Dljaaten, welche in die %/, 9. Klaffe verjegt werden. — 
Die bisherigen Y,= und Yo: Elbzollklaffen bilden fünftig, neben den obengenannten Xrtifeln, 
die Yo Klaffe. — Die bisherigen Y,,= und Y,o: Elbzollklaffen bilden künftig die Y,o: Klafle.‘‘ 

Die Bevollmädtigten von Hannover und Medlenburg lehnten auch diefen von der Majo— 
rität der Uferftaaten gemeinfam beantragten und gründlid motivirten Antrag ſofort in ent= 
ſchiedenſter Weife ab. Diefe beiden Stauten hielten bebarrlih an der Anjicht feſt, daß es jedem 
einzelnen Staate freiftehe, nach feiner Gonvenienz die Zuftimmung zu irgendiwelder Herab⸗ 
fegung der beſtehenden Elbzölle beliebig zu ertheilen over zu verfagen. Nachdem fo conftatirt 
worden war, daß dur die beharrliche Weigerung einzelner Uferftaaten, eine dem nachgewieſe⸗ 
nen Verfehröbenürfniffe wie dem Zwecke des Art. 30 der Elbacte entiprehende Mopificatien 
der Eibzölle eintreten zu laffen, die Commiſſion in die Lage verjegt jei, die ihr vertragsmäßig 
obliegenvden Verpflichtungen nicht erfüllen zu können, ward beſchloſſen, die Conferenzen für jegt 
abzubrehen und deren Wiederaufnahme zur geeigneten Zeit auf ergangene Ginladung von 
feiten des Präſidiums vorzubehalten. Dfterreih und Preußen vejerpirten ji weitere Maß— 
regeln, um eine Abhülfe gegen die längere Fortvauer der mit den Stipulationen der wiener 
Berträge und der Elbacte im Wiverfpruc ſtehenden Elbzollverhältniſſe herbeizuführen. 

Dies geihah im November 1858, allein bisjegt (April 1860) hat nod nichts von ſolchen 
Mapregeln verlautet und die erorbitante Zollbelaftung des Elbverkehrs dauert unvermindert 
nod immer fort. Die oben angeführte Schrift über die Elbzölle, melde die legten Ver— 
bandlungen darüber vollftändig mittheilt, hebt nachdrücklichſt hervor, daß ein folder kläglicher 
Zuftand unmöglich auf die Länge geduldet werden könne. Oſterreich und Preußen, die Mitcon= 
trahenten des Parifer Friedens von 1814 und der Wiener Congreßacte, haben wiederholt und 
in bünbigfter Weile in voller Übereinftimmung und unter gründlicher Motivirung in den Con— 
ferengprotofollen erklärt, daß die gegenwärtige Eibzollerhebung, wie Hannover, Medlenburg 
und Dänemark ſolche trog aller Reclamationen fortwährend in Anwendung bringen, im Wider: 
fprude ftehe mit den Bundamentalbeftimmungen jenes großen Völkerrertrags, wonach alfo 
diejelbe ald eine unrechtmäßige Beeinträchtigung des Handels aller beim Eibverfehr betheiligten 
Staaten betrachtet werden muß. Gine derartige factifhe willfürlihe Exrpreffung fann, nachdem 
ihr Charakter in unwiderleglicher Weile zur Öffentlichen Kunde gebracht ift, dadurch nicht auf⸗ 
recht erhalten werden, daß ihr Bortbeftand den particulären Finanz- und Eifenbahninterefien 
und der Gonvenienz der hannoverijchen und der medklenburgifchen Regierung zufagt. Wollen 
diefe Regierungen es denn durchaus duhin bringen, daß, wie jeiner Zeit eine Reform des 
Rheinzollunmelend und die Abihaffung des Elsflether Zolled auf der Unterwejer zur Schmach 
Deutſchlands erft durch franzöſiſche Einwirkung herbeigeführt worden, fo aud auf der Elbe die 
in dieſem Kalle völferrehtli begründete Ginfprache fremder Großmächte abgewartet werde, 
bevor die vertragäwibrigen Zollerhebungen und die gewaltfame Unterbrüdung des Verkehrs 
auf einer von der Natur zur Wohlfahrt ded gemeinfamen deutfchen Vaterlandes geſchaffenen 
herrlichen Waflerftraße aufhören ? 

Elbverfehr. Zur Erläuterung der vorftehenden Bemerfungen über das augeniheinlide 
Bedürfniß einer umfaflenden Reform des jegigen Elbzollwefens ftellen wir noch einige ſumma⸗ 
riſche ſtatiſtiſche Nachweiſe zuſammen. Zunächſt eine Überjiht der Elbzolleinnahmen der ver= 
ſchiedenen Uferftaaten in ven Jahren 1850—57, wobei für Mecklenburg, Lauenburg und das 
Amt Bergedorf der Tranfitzoll auf der Berlin Hamburger Eiſenbahn mit in Anfchlag ge: 
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bracht ift, weil derfelbe notoriſch als eine Art Übertragung des Elbzolls auf diefe Route ange⸗ 
ordnet it. Es nahmen von den genannten Zöllen während jener acht Jahre ein: 
Ofterreidy 2) 13897 Thlr. 


Preußen 438636 „ 
Sachſen ?) 121732 „ 
Anhalt 168079 „ 


Hannover 3,251440 ,‚ (davon 1,856112 Ihlr. für Stader Zoll) 

Medienburg 2,175526 „ (C „ 1,179279 „ Eiſenbahn-Tranſitzoll) 

Lauenburg?) 1.442213 „ ( „ 973736 „ Pr 

Bergedorf?) 275995 „ ( „ 227239 „ „ 
Zulammen 7,887418 Ibhlr. 


Nah den Verfehrsüberfihten des preußiſchen Elbzollamts Wittenberge ftellte ſich der dor— 
tige geſammte Elbverfehr (auf- umd niederwärtd zufammen) in ven beiden Jahren 1846 und 
1858 mie folgt: 


Artifel Der Rormalzollfaffe. 14. 1R5R, 
Zum NY, :Elbzll . . . . 2,327670 Etr. | 100327 Etr. 
(einbegriffen in der Y%, Klaffe) 171239 „ 
ME nm 222. 1951762 Wir. 1,681858 „ 
KT 38190 „ 240965 „ 
Fr Be Sa 782209 „ 1,702257 3, 
in end 113298 , 142316 „ 
ae 2,568259 „ 7,216862 „, 


Dieſe Überfiht enthält die einleuchtendſte Begründung des vorhin erwähnten preußiichen 
Antrags auf eine zeitgemäße durchgreifende Reduction des jegigen Elbzolltarifs und beweift 
ſchlagend den Widerfpruch, welcher zwiſchen dem gegenwärtigen Elbzollweſen und Art. 111 der 
Miener Gongrefacte ftattfindet. Diefer ſchreibt, wie jhon bemerkt, Mar und beftimmt für die 
Blußzolltarife die allgemeine Norm vor, durch Erleichterung der Schiffahrt ven Hanvel zu 
ermuntern, und der gegenwärtige Elbzolltarif hat eine jo erorbitante Höhe, daß er für die 
wichtigſten Handeldartifel den natürliche Waſſerweg nur noch ald ein ausnahmsweiſes Trans- 
portmittel erſcheinen läpt und jeine Aufgabe jegt darin ſucht, durch Erſchwerung der Schiffahrt 
dem concurrirenden, an und für fih ſchon fo manche Vorzüge bietenden Eifenbahnverfehr ein 
Monopol zu verichaffen. Es ift wahrlid nicht mit Unrecht behauptet, daß der biäherige Zus 
Rand des Elbzollweſens die Mangelhaftigkeit unferer öffentlihen deutſchen Zuſtände durch 
das unbebindexte Vorwalten jelbftfühtiger Particularintereffen auf Koften der berechtigten 
Gelammtmwohlfahrt auf das überzeugendfte vor Augen lege! 

Stader (oder Brunshäufer) Zoll. Diefe am Ausfluß der Schwinge in die Elbe von den 
ſeewärts anfommenden Ladungen abjeiten Hannovers erhobene Abgabe nimmt in mehrfacher 
Beziehung eine befondere Stellung unter den Elbzöllen ein. Im Jahre 1038 ward von Kaifer 
Konrad II. vem damaligen Erzbiihof von Hamburg und Bremen diefer Zoll verliehen, von dem 
aber dur ein Privilegium Kaiſer Friedrich's I. im Jahre 1189 die hamburger Bürger für 
ihre Schiffe und Güter befreit wurden. Gine regelmäßige Erhebung des Stader Zolls ſcheint 
erſt nach dem Verfall der Macht der Hana eingetreten zu jein, namentlich ſeitdem derjelbe mit 
den Herzogthümern Bremen und Verden durch den Werfäliihen Frieden der Krone Schweden 
zugefallen war. Die Grunplage der alten Zollrollen war eine Abgabe von einem Schilling von 
je 100 Marf des Werthöder elbaufwärtd pajfirenden Güter, alfo Y,, Proc. Diefe Baſis wurde 
aud beibehalten, als im Jahre 1692 zwifhen Schweden und der Stadt Hamburg der jogenannte 
Stader Receß vereinbart ward. Nachdem jedoch die Herzogthümer Bremen und Verden im 
Jahre 1712 am Hannover gefonmen waren, begann ungeachtet aller Gegenvorftellungen 





2) Seit 1851 hat Oſterreich feine Elbzölle gänzlich aufgehoben; die erwähnte Einnahme fällt alfo 
allein auf das Jahr 1850. 

Pr 7 großen Theil dieſer Einnahmen verwendet Sachſen auf Reſtitution der anhaltiſchen Elb— 
jölle u. ſ. w. 

4) Seit 1857 ift eine wefentliche Verminderung der Eifenbahntranfitzölle in Lauenburg und Berges 
dorf eingetreten. Auch der für das Amt Bergedorf erhobene Elbzoll (der fogenannte Erslinger Zoll, 
Bf, per Gentner) har feit 1852 eine gang bedeutende Berminderung durch Befreiung gewiſſer Yaduns 
xa exrfahten, von durchſchnittlich circa 13000 auf circa 3500 Thlr. 
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Hamburgs eine fortgefegte willkürliche Erhöhung der vereinbarten und geſetzlichen „Elbzoll= 
taxa“ von 1692. Auf der Elbſchiffahrtscommiſſion (1819—21) drangen Dänemarf und 
Hamburg darauf, daß der Stader Zoll gleich ven übrigen Elbzöllen in die allgemeine Reguli— 
rung mit hineingezogen werde, allein Hannover wußte fih unter dem Vorgeben, ber Stader 
Zoll jei ein Seezoll, da er nur von Seeſchiffen und deren Ladungen erhoben werde, und gehöre 
daher nicht zur Gompetenz der Elbeommiffion, diefem Verlangen zu entziehen, und dad einzige, 
was vorläufig erzielt werden fonnte, war die officielle Mittheilung des damals (1821) in that= 
jächliher Anmendung befindlichen Tarife, nachdem die Konferenzen der Commiſſion ihr Ende 
erreicht hatten. Hamburg proteftirte fofort gegen die Rechtsgültigkeit dieſes mit der vertrags— 
mäßigen Taxe im vollftien Widerſpruch ſtehenden Tarifs, und dieſem Protefte ſchloß ſich Däne— 
mark auf der erſten Reviſionscommiſſion (1824) aufs entſchiedenſte an. Die darauf eingelei— 
teten Specialverhandlungen zwiſchen Hannover, Dänemark und Hamburg blieben ohne allen 
Erfolg und die factiſche Zollerhebung dauerte mit allen ihren Misbräuchen fort. Im Jahre 
1839 begann die hamburgiſche Commerzdeputation eine nachdrückliche Agitation gegen den 
Stader Zoll und fand dieſelbe in England lebhaften Anklang. Die britiſche Regierung knüpfte 
mit Hannover ſelbſtändige Verhandlungen über dieſe Angelegenheit an (1841), welche indeß 
durch einen Wechſel des engliſchen Miniſteriums einſtweilen ins Stocken geriethen, nachdem 
Lord Valmerſton durch eine ausführliche Note vom 12. Aug. 1841 den Ungrund der von Han— 
nover geltend gemachten Anſprüche nachgewieſen hatte. Bei der zweiten Elbreviſionscommiſſion 
(1842— 44) entſchloß ih Hannover endlich eine Umgeftaltung der bisherigen Verhältniſſe des 
Stader Zolls eintreten zu laffen und benugte feinen Einfluß in ver Commiſſion, einen bejondern 
Staatövertrag hierüber zwifchen den Elbuferftaaten zu Stande zu bringen, wodurch zwar, im 
ganzen genommen, die biöherige factiſche Zolleinnahme etwas verringert, allein andererjeits 
erlangt wurde, daß an die Stelle der alten vertragsmäßigen Baſis des Zolld von Y/,, Proc. 
nunmehr von den Glbuferftaaten ein Tarif anerfannt wurde, welcher durchſchnittlich etwa %, 
bis %/, Proc. vom Werthe ver Waaren betrug. Hamburg blieb mit feinem Wiverftande gegen 
diejen neuen Brunshäufer Zolltarif ganz ifolirt und mußte ſchließlich, der Gemalt der Umſtände 
weichend, ebenfalld den Staatövertrage beitreten. Den auswärtigen Mitcontrahenten der 
Miener Congreßacte gegenüber erſcheint jedoch der Vertrag über den Brunshäufer Zoll vom 
18. April 1844 an fi nicht verbindlich, denn jene Acte beftimmt, daß die fünftigen Abgaben 
aus den conventionellen Flüffen von dem Punfte an, mo fie ſchiffbar werden, bis zu ihrer Mün— 
dung in feinem Falle höher fein follen, als fie beim Abſchluß ver Acte waren, was erfichtlich 
nicht auf Die etwaige willfürlih ftattgefundene Erhöhung, fondern nur auf den damaligen 
geieglihen Tarif Bezug haben kann. Diefer geiegliche Tarif beruhte aber 1815 auf der Baſis 
von Yı, Proc. des Werths, während der 1844 errichtete durchſchnittlich auf — Proc. bins 
ausfommt. Die Anerfennung des jegigen Tarife feiteng fremder Staaten ift mithin von befon= 
dern Verträgen abhängig, wie folde von den Vereinigten Staaten, von Belgien und Groß— 
britannien mit Hannover für eine beftinnnte Zeirvaner und weiter mit dem Vorbehalt der Kün— 
digung abgefhloflen find. Die beiden legtgenannten Staaten haben num in legterer Zeit ihre 
Verträge dieferhalb gefündigt und fcheinen die Abſicht zu haben, dieſelben nicht in gleicher Weile 
wie früher zu erneuern. Belgien, welches den hannoveriſchen Schiffen, ebenfo wie den meiften 
übrigen Flaggen, den holländiſchen Schelvezoll reftituirt, dürfte nah Ablauf des Vertrags vie 
Fortvauer diefer Vergünftigung davon abhängig machen, daß Hannover die belgiihen Schiffe 
und veren Ladungen nicht durch Erhebung des Staber Zolls belaftet, Hannover kann aber die 
beigifche Flagge vom Stader Zoll nicht erimiren, ohne zugleich die gleiche Befreiung fämmtlichen 
Elbuferftaaten und andern Nationen einzuräumen, denen vertragsmäßig das Recht der meiſt— 
"begünftigten Nation zufteht. In England ift im Jahre 1858 ein Parlamentsausſchuß nieder— 
gejegt worden, um die Verhältniſſe des Stader Zolls in ihrer Beziehung zum britiihen Handel 
näher zu prüfen. Diefer Ausſchuß hat am 14. Juli 1858 in feinem Berichte varaufangetragen, 
den Vertrag mit Hannover zu kündigen, und ift diefe Kündigung darauf erfolgt. Die britiiche 
Regierung hat zugleich beantragt, wegen eventueller Ablöfung des Stader Zolld allgemeine 
Verhandlungen der betheiligten feehandeltreibenden Staaten, wie feiner Zeit der Aufhebung 
des Sundzolld vorangegangen find, anzufegen. Sole Verhandlungen werden, nachdem vie 
Sade einmal in das gegenwärtige Stadium getreten ift (April 1860), vermuthlid nit aus: 
bleiben und um fo eher zu einem Refultate führen, ald durch die Wiener Acte ven fremven 
Regierungen eine Rechtsbaſis für ihre Forderungen gegeben ift, woran es Dänemarf gegenüber 
Hinjichtli des Sundzolls fehlte, und weil es Hannover jelbft erwünſcht jein muß, daß endlich 
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die Reelamationen einmal ein Ende nehmen. Mit der Regulirung der Stader Zollfrage wird 
aber eine Erledigung der für das allgemeine wie insbeſondere für das deutſche Handeldintereffe 
noch wihtigern übrigen Elbzollfrage ji verfnüpfen müflen. 

Elifabeth (Königin von England) muß ald von Natur hochbegabte Kürftin bezeichnet 
werden, welche ein hartes Gefchic zu dem ſchweren Berufe erzog, dem fie nur mit voller 
Kraft ded Geiſtes und feltener Stärke des Charakters genügen fonnte. Sie war, geb. am 
1. Sept. 1533, die Tochter des launenhaften und tyranniſchen Königs Heinrich VIII. und der 
Auserwäbhlten ſeines Herzens, der ſchönen und geiftreihen Anna Boleyn, Tochter des Sir Tho— 
mas Boleyn und Hoffräulein ver Königin Claude, Gemahlin König Franz’ 1. von Franfreid. 
Die Tochter teilte von der Stunde ihrer Geburt an das traurige Los der unglücklichen Mutter. 
Denn obgleich die glühende Leidenſchaft des Königs ihn jo weit getrieben hatte, daß er feine 
erte Gemahlin, Katharina von Aragonien, um ihretwillen verftieß und nicht ohne große 
Schwierigkeiten die förmliche Scheidung von ihr durchſetzte, um die zur Marquife von Pem— 
brofe ernannte Geliebte ald Königin auf den Thron zu erheben (die geheime Trauung fand 
nad der gejegmäßig vollgogenen Scheidung von Katharina am 25. Jan. 1533 ftatt), fo er: 
faltete doch ſeine Liebe zu ihr nur zu bald wieder, um der noch glühendern Leidenſchaft für Jane, 
Toter ded Sir John Seymour und Hoffräulein der Königin Anna, Plag zu machen. Nach 
der unglüdlihen Entbindung von einem todtgeborenen Prinzen (29. Jan. 1536) wurde die 
legtere unter nichtigem Vorwande des Ehebruchs und des Hochverraths beſchuldigt, vor Gericht 
geftellt, ungeachtet ihrer von ihr jelbft höchlich betheuerten und klar nachgewieſenen Unſchuld 
zum Tode verurtheilt und am 19. März 1536 hingerichtet. 

Seinen Zorn ließ nun der König aud noch die Tochter, das Kind feiner Liebe, die noch 
nit einmal dreijährige E. entgelten. Sie wurde für unehelih und mithin der Nachfolge für 
verluftig erflärt. Erſt jpäter erweichte der König wieder feinen harten Sinn und jeßte in feinem 
Teſtamente vom Jahre 1544 die Ihronfolge dahin feit, daß E. nad dem Prinzen von Wales 

Guard (V1.), Sohn der dritten Gemahlin, Jane Seymour, geb. am 12. Oct. 1537, und nad) 
der Prinzefin Maria aus der erften Ehe, geb. am 8. Febr. 1516, ald rechtmäßige Erbin ver 
Krone gelten und anerkannt werben folle. , 

Unter diejen Umftänden fonnte die Jugend der Prinzeſſin E. feine glückliche, feine heitere 

fein. Bon Kindeöbeinen an verftoßen und verachtet, wurde fie in fe ftrenger Zucht gebalten, 
daß ihr oftmals ſelbſt das Unentbehrlichſte zu ihrem Unterhalte verfümmert wurde. Jedoch er— 
bielt fie bald eine forgfältige Erziehung und jcheint für manche Entbehrung materieller Ge: 
nüffe früßzeitig Erſatz in der Bildung ihres Geiftes und Charakters durch ernfte Studien und 
eifrige Beſchäftigung mit den Wiflenfhaften gefucht und gefunden zu haben. Seltene natür: 
lie Anlagen und eine in ihren Jahren ungewöhnliche Ausdauer und Beharrlichfeit kamen ihr 
dabei ganz beſonders zu ftatten. Noch war fie im zarteften jungfräulichen Alter, als ſich der 
Ruf ihres audgebreiteten Wiffens und der ausgezeichneten Eigenihaften ihres fat männlichen 
Gharafters in den weiteften Kreijen verbreitete, aber auch den Neid und die Misgunft ihrer 
ältern Halbſchweſter Maria auf eine Weife erregte, mie diefelben nur in einem verfchloffenen, 
rachfüchtigen und bigotten Weiberherzen Plag finden können. Gleichwol behandelte fie Maria 
bei ihrer im Jahre 1553 erfolgten Thronbefteigung noch mit erheuchelter Freundlichkeit, zog fie 
an ihren Hof und zeichnete jie jogar dadurch aus, daß fie ihr bei ihrer Krönung die Ehre er= 
wies, von ihr die Krone tragen zu laſſen. 

Bald aber verkehrte ſich dieſe erfünftelte Freundlichkeit in unverſöhnlichen Haß; denn ed 
war der nur auf die gänzlice Wieverherftellung des Katholicismus bedachten Maria Fein Ge: 
beimnig, daß die aufgeflärte und chorakterfeſte E. mit ganzer Seele vem Proteftantismus zuge: 
than fei, obgleich fie Flug genug war, dieſe Neigung ihres Herzens foviel wie möglich durch 
forgfältige Ausübung der äußerlihen Pflichten des katholiſchen Cultus zu verdecken. In viejer 
Beziehung ging fie fogar fo weit, daß fie fih an Kaifer Karl V., ihrem erbittertften Gegner, 
wandte, um ihm zu erſuchen, dag erihr ein Grucifir, einen Kelch und die übrigen zum fatho: 
liſchen Gultus nöthigen Gefäße zum Gebrauche in ihrer Privatkapelle ſchicken möge. Dies half 
ihr indeß wenig. Der Kaifer fuchte im Gegentheile den Haß ihrer Schwefter gegen fie immer 
aufs neue aufzuftaheln und drang förmlich auf ihre Vernihtung. Auf den durchaus nicht ald 
begründet erwiefenen Verdacht hin, daß fie um die gegen die Königin gerichtete Verſchwörung, 
anderen Spige Sir Thomas Wyat fand, gewußt und fie gutgeheißen habe, wurde fie im De: 

wmber 1554 auf ihren Landfige Afhrivge bei Berfhampftead mit Gewalt aufgehoben und 
Staatssterifon. V. ö 
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als Gefangene nad dem Tower abgeführt. Sowol der Kaifer wie die Königin gingen nun 
ernftlich mit vem Plane um, fie in ven Hocdverrathöproceh gegen Wyat und feine Mitverſchwo— 
renen zu verwideln und fie, gleid) diefen, nach der Strenge des Gefeges hinrichten zu laſſen. 
Allein ed ließen fich feine genügenvden Beweife für ihre Schuld aufbringen, und man mußte ſich 
daher damit begnügen, fie ferner in dem Schloffe von Woopftod in ſtrenger Haft zu halten. 
Ebenfo midlang der gleichfalld von dem Kaifer begünftigte Plan , fie mitteld eines Parlaments: 
beſchluſſes von der Thronfolge auszufchließen; denn das Parlament erflärte ih auf das ent= 
fchiedenfte dagegen, wahrſcheinlich aus der fehr richtigen Bejorgniß, daß dann bie Königin zu 
Gunften König Philipp's II., ihres Gemahls, über die Krone verfügen und fo am Ende Eng— 
land zu einer fpanifchen Provinz maden werde. Endlich verfchaffte ihr die befondere Fürbitte 
König Philipp’ II., welcher im Sonmer 1554 England beſuchte, ihre Freiheit wieder, jedoch 
nur, damit ſie, von allen Seiten belauert, fortan in ſtiller Zurückgezogenheit auf ihrem Schlofle 
Hatfield, unter der ftrengen Obhut des Sir Thomas Pope, vorzüglich dem Studium der alten 
Glafjifer leben konnte. Auch den liftigen Plan ihrer Gegner, fie durch Verheirathung an den 
Herzog von Savoyen ganz aus England zu entfernen, wußte fie Durch den unüberwindlichſten 
Widerſtand zu vereiteln. 

Sp ward die jugendliche Fürftin aus der ſchweren Schule harter Prüfungen im fünfund— 
zwangigften Jahre ihres Alters auf den Thron ihrer Väter erhoben, als ihre unverjöhnlichite 
Beindin, ihre Stiefihwefter Maria, am 17. Nov. 1558 ihr unheilvolles Leben beſchloß. Als 
ob mit ihrer Thronbefteigung eine neue Ara des Glücks und großer Hoffnungen für die Zu: 
funft des Reichs beginnen müffe, wurde diefelbe von dem größten und beffern Theile ver Nation 
mit unendlihem Jubel begrüßt. Ihr Einzug in London, am 20. Nov., war ein Tag allgemei- 
ner Freude, und ihre am 16. Jan. 1559 vollzogene Krönung zeichnete fi ebenjo ſehr durch 
den Glanz der Feitlihfeiten wie durd den ungeheuchelten Ausdruck befriedigter und erwar— 
tungsreiher Stimmung aus. E. war aber zu flug und vorſichtig, als daß fie jih durd dieſe 
erften Aufwallungen der Begeifterung über die wahre Lage und die Bedürfniſſe des Landes 
fowie die im Dunkeln ſchleichenden Madinationen ihrer Gegner hätte täufchen laflen jollen. 
Sie erkannte ſogleich fehr richtig, welchen Gefahren jie ſich und ihr Neich ausiegen witrde, wenn 
fie auf den ihr gleich in den erften Wochen von König Philipp I. gemachten Heirathsantrag ein= 
gegangen wäre. Dieje fpanifche Heirath wäre in feinem Falle populär geweſen und hätte 
wahrſcheinlich, aud abgejehen von den übrigen politiihen Bedenken dagegen, eine ihr ſehr 
nachtheilige Umwandelung der Öffentlihen Meinung zur Folge gehabt. Sie lehnte fie daher 
wohlweislich mit aller Schonung ab. 

Ihr erfted und vorzüglichftes Augenmerf war natürlich auf die unter der vorigen Regie: 
rung in eine höchſt misliche Lage gerathenen firhlihen Angelegenheiten gerichtet. Hier galt es 
vor allen die ihroffen Gegenjäge auszugleichen und im -Geifte hriftlicher Milde und Verjöhn: 
lichkeit, aber auch mit Feſtigkeit und Entfchloffenheit der proteftantifihen Kirche ihre Eriftenz 
und ihre Zufunft zu fihern. Auf ven ihr in biefer Beziehung von Rom aus entgegentretenden 
Widerſtand legte fie nur geringes Gewidt. Sie ließ ſich in ihren Vorfägen feineswegs beirren, 
als der jäbzornige Papſt Baul IV. ihr auf die Anzeige von ihrer Thronbefteigung erwidern ließ, 
daß ſie auf die in der Lehnsabhängigkeit vom päpſtlichen Stuhle befindliche englifche Krone um fo 
weniger Anjpxüche machen fönne, da jie durch ihre unehelihe Geburt ſchon an ſich alles Erbrechts 
darauf verluftig fei; wolle jie jih aber aller Anſprüche an viefelbe begeben und fih übrigens 
unbedingt dem päpftlihen Stuhle unterwerfen, jo würde fie von demſelben mit aller Schonung 
behandelt werden, welche mit feiner Würde vereinbar ſei. Je weniger jedoch die junge Königin 
auf dieje ohnmächtige Anmaßung Rückſicht nahm, deſto varſöhnlicher, zugleich aber auch deſto 
entſchloſſener ging jie im eigenen Lande bei den nöthigen Reformen in kirchlichen Dingen zu 
Werke. Berfolgungen wegen religiöfer Anfichten und in Gewiſſensſachen follten ferner nicht 
mehr ftattjinden, auch wurden alle deshalb noch in Haft Befindlichen gegen Bürgihaft in Frei— 
heit gejegt. Nur den fatholifhen Zeloten von der Kanzel herab, wie z.B. dem Biſchof von 
Windefter, White, welcher fogleich die nad) katholiſchem Ritus vollzogene Leichenfeier ver Kö— 
nigin Maria dazu benugte, feinem Feuereifer gegen die neue Lehre und ihre Befenner freien 
Zauf zu laffen, wurde dad Handwerk gelegt. 

Im übrigen fonnte ſich die Königin bei ihren Neformen auf die Stimmung und Unter- 
fügung des Parlaments verlaffen, weldes am 25. Jan. 1559 zum erften male zufammentrat. 
Sie wurde von demfelben jofort ald rechtmäßige, unangefochtene, wirkliche Erbin der Krone, ge= 
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mäß der durch Heinrich VII. feitgeiegten Thronfolge, anerkannt und erhielt ohne Schwierigkei— 
ten, wenn auch nicht ohne lebhaften Widerftand der Biſchöfe, deſſen Zuftimmung zu der von ihr 
serlangten Suprematie in Kirchenſachen, namentlich die Befugniß, kanoniſche Beſchlüſſe zu er: 
laſſen oder abzuftellen, Beftimmungen über Kirhenzudt und Geremonien zu treffen, Ketzereien 
zu unterdrũcken u. ſ. w., ohne dabei das Parlament oder die Synode zu Rathe ziehen zu müſſen. 
Daß der Königin aud das Ernennungsrecht für die Bisthümer zugefprochen wurde, verfteht ſich 
von jelbft. Dagegen fand die Einführung der Liturgie in englifcher Sprache von jeiten der Ro: 
maniften jebr heftigen Widerftand. Erft nady einer lebhaften Disputation der Vertreter beider 
Parteien, im Beifein des Parlaments, wurde der Streit durch die von den legtern beitätigte 
jogenannte @införmigfeitsacte (Act of uniformity) geſchlichtet. Freilich mußte die praftiiche 
Durchführung diefer Maßregel durch ſchwere Strafen für Widerfpenftige gefihert werden. In 
ihrer Anwendung wurde indeß doc mit möglichfter Schonung verfahren. 

Das Parlament glaubte nun, um die Nahfolge zu fihern,, auf die Bermählung der Köniz 
gin dringen zu müffen. Allein fie wies, obgleich erft 25 Jahre alt, jeden Antrag diefer Art 
mit der Verſicherung ab, fie betrachte ſich ald Dur die Krönung mit ihrem Reiche vermäßlt, 
wolle feine andern Kinder als ihre Untertanen und werde bei der Nachwelt niemals ein ande 
res Gedächtnißmal verlangen ald die Grabihrift: „Hier liegt E., melde als jungfränliche 
Königin lebte und ſtarb.“ 

So war zu einer ruhigen Entwidelnng der kirchlichen Verhältniſſe im Innern der Grund 
gelegt, ald E. ihren Blick aud nad außen richtete. Hier war ihr vorzüglihfter Wunſch, den 
Eriegeriihen Händeln ein Ende zu maden, in welde ihr Reich noch mit Frankreich verwidelt 
war.‘ Unterbandlungen deshalb waren jhon nod zur Zeit ihrer Vorgängerin zu Gercamp an— 
geknüpft worden, führten nun aber erft in dem am 2. April 1559 abgefchloffenen Frieden zu 
Chaͤteau⸗ Cambreſis zu dem erwünfchten Ziele. Die Königin verftand fi) daztı, Calais an König 
Heinrih U. von Frankreich zu überlaſſen, weil fie die Opfer, welche ihr die Fortführung des 
Kriegs um deſſen Befig gefoftet haben würde, für zu groß hielt, jedoch nur bedingungsweiſe, 
indem ed dem Könige vorerft blos auf acht Jahre zugeftanden werben jollte, nad) deren Ablauf. 
er, fall er die Rüdgabe verweigere, 500000 Kronen zahlen und aud fein Beſitzrecht verwirft 
baben ſollte, wenn er zuerit ven Frieden bräde. Indeß wurden durch dieſen Frieden nicht alle 
Misbelligfeiten mit Frankreich bejeitigt. In demſelben lagen im Gegentbeile vie Keime der 
verbängnißvollen Zwietracht zwiſchen E. und der Königin von Schottland, Maria Stuart, 
welche die merfwürdigfte und traurigfte Epifode ihres Kebend und ihrer Regierung bilvet. 

Die unmündige Maria Stuart war nämlih im Jahre 1558 mit dem funfzehnjährigen 
Dauphin Franz (H.) vermählt worden, und nad dem Tode der Königin Maria hatten fie auf 
veö Königs Geheiß das Wappen der Krone von England angenommen, angeblich weil E., vom 
Papſt für unehelic erklärt, nicht für die rehtmäßige Königin gelten könne, und Maria Studtt, 
als aus dem königlichen Blute von England entiproflen (ihre Großmutter, Gemahlin König 
Jakeb's IV. von Schottland, war eine Tochter Heinrich's VII), die nächſte Anwartſchaft auf die 
engliihe Krone habe. E. erhob gegen dieje Anmaßung zwar jogleich die geeigneten Borftellun= 
gen, die Sache fam aber durch den Frieden von Chaͤteau⸗Cambreſis, welchen aud der Dauphin 
und Maria Stuart mit unterzeichneten, nicht zum erwünfchten Audtrag. Der Königin war e8 
aber ſehr wohl befannt, daß der franzöſiſche Hof ernftlid) damit umgehe, die Anſprüche ver 
Maria Stuart auf den engliihen Thron geltend zu machen, und daß ſie dabei felbft von ihren 
eigenen Unterthanen fatholiihen Glaubens unterftügt werden würde. Sie hielt e8 daher für 
politiſche Klugheit, ſich Dagegen mit den proteftantifchen Unterthanen der Königin von Schott⸗ 
land in nähere Verbindung zu jegen und auf dieſe Weiſe ven verderblihen Planen ihrer Neben 
buhlerin entgegenzutreten, Das war die nächſte Veranlaffung zu dem Eifer, womit ſich €. 
ber Sade ber ſchottiſchen Proteftanten annahm und mwelder jo folgereihe Verwickelungen 
berbeiführte. 

In Schottland ftanden ſich überhaupt die Anhänger ver alten und ber neuen Lehre von Anz 
fang an weit ſchroffer einander gegenüber ald in England. Der finftere, zu religiöfer Schwär— 
merei und Fanatidmud geneigte Geift ver Schotten trieb den Gifer für die „enangeliiche Wahr: 
beit” jogleih bis auf die Spige des unverjöhnlihften Haſſes und der unermüdlichſten Verfol— 
gungsfucht gegen die Katholiten. John Knor, ein Zelot von beihränftem Geifte, war der uns 
risütterlichfte Vertreter und Apoftel dieſer Richtung. Seine drohenden Predigten führten ſchon 
im Sommer des Jahres 1559 in Perth zu blutigen Händeln. Kirhen und Klöfter wurden 

5* 


68 Eliſabeth 


ausgeplündert und zerftört und der Unfug überhaupt fo weit getrieben, daß die Königin - Ne: 
gentin, Maria von Guife, ih genöthigt ſah, mit bewaffneter Hand einzuſchreiten. Gin zu 
Edinburgh zwiſchen ihr und den Häuptern der Vroteftanten, dem Adel und den Gemeinen ver 
ſchottiſchen Kirche, mie fie fih nannten, abgefchloifener Vergleich verfehlte feinen Zwed. Die 
Grbitterung befam nur neue Nahrung, ald nad dem Tode König Heinrich's II. von Frankreich 
Der Daupbin ald König Franz I. mit feiner Gemahlin Maria Stuart den Titel ded Königs 
und der Königin von England annahm und unter dem mächtigen Einfluffe dev Guiſen franzö— 
fiihe Truppen zur Unterftügung der bevrängten Katholiken nah Schottland ſchickte, zugleich 
aber aud feine Abfichten auf die Krone von Schottland und jelbft von England nicht undeutlich 
an den Tag legte. In diejer Noth wandten ji die Führer der proteftantiihen Partei um Hülfe 
an Königin E., melde jih aud nad) einigen Bedenklichkeiten aus höhern politiihen Rückſich— 
ten durch den am 27. Febr. 1560 zu Berwick abgeichloffenen Vertrag dazu verftand. Die bier: 
auf in Schottland eingerüdten engliihen Truppen bevrängten die in Reith zufammengezogenen 
Franzoſen bald jo, daß ih die Häupter der katholiſchen Partei nad den am 11. Juni 1560 er- 
folgten Tode der Negentin zu einem in Edinburgh unterzeichneten Vergleiche verjiehen mußten, 
Demzufolge die Franzoſen Schottland räumten, eing bejondere Reichsverwaltung eingeſetzt 
wurde und das junge Königspaar das Wappen und den Titel der Krone von England nicht 
mehr führen follte. Allein dad legtere weigerte ſich dieſen Vertrag zu beftätigen, und zwar 
unter dem Vorwand, daß die ſchottiſchen Vroteftanten die Bedingungen deſſelben nicht erfüllt 
hätten und E. fortfahre, fie zu unterflügen, indem Maria Stuart zugleich gar kein Geheimniß 
daraus machte, daß fie feft entichlojfen fei, ihre Intereflen in Schottland auch noch fernerbin mit 
frangöfifher Hülfe wahrzunehmen. Allein ihr Unftern wollte, daß der bereits am 5. Dec. 1560 
ylögli erfolgte Tod ihred Gemahls, des Königs Franz II., den Dingen eine ganz andere für 
fie höchſt ungunftige Wendung gab. 

In Frankreich ſelbſt ſank unter dem Einfluffe der während der Minderjährigfeit König 
Karl's IX. zur Reihöverweierin ernannten Witwe Heinrich's II., Katharina von Mevici, die 
Macht der Guifen immermehr, und mithin verlor auch Maria Stuart ihre Hauptftüge daſelbſt. 
Da fie fih an dem königlihen Hof nit mehr heimisch fühlte, zog fie ih an das Hoflager ihrer 
Oheime nad) Lothringen zurüd und gab dann den Bitten ihrer Untertanen, in ihr Königreid 
zurüdzufebren, nad, obgleich fie ih nod) immer weigerte, den mit E. zu Edinburgh abgeſchloſſe— 
nen Vertrag zu beftätigen. Deshalb verweigerte ihr anfangs aud noch E. das von ihr erbetene 
jihere Geleit zur Überfahrt und gab erft dann nach, als jie die Verſicherung ertheilte, fie werde 
ji ferner nur nad dem Urtheile ihres Miniſterraths in Schottland richten. Mit Thränen in 
den Augen und dem tiefften Schmerze im Herzen ſchiffte jie ih am 14. Aug. 1561 in Calais 
ein und landete ohne weitere Beläftigung am 19. Aug. zu Leith, obgleich ſich das falfche Gerücht 
verbreitet hatte, E. werde ihr mit ihrer Blotte im Kanale auflauern laffen. 

Maria Stuart hatte damals erit das neunzehnte Jahr erreiht und fühlte ih mit ihrer 
feinen franzöſiſchen, zu ſittlicher Ungebundenheit hinneigenden Bildung und ihrem ftarren Ka— 
tholicismus unter ven halb barbariſchen fanatiſchen Schotten von Anfang an äußerſt unglücklich. 
Nur dem wohlthätigen Ginfluffe ihrer Obeime und ihres Halbbruders, ded Priors von St.: 
Andrews, welder, von ihr zum Grafen von Mar und Murray ernannt, au der Spige der pro- 
teitantifchen Partei ftand und ſich ebenſo durd Rechtlidhfeit des Charakters wie durch hervor: 
ragende Eigenſchaften des Geiſtes auszeihnete, war ed zu danken, dag fie wenigſtens in ben 
erſten Jahren no ihren Unmuth zurücdhielt. Im geheimen aber war ihr ganzer Sinn doch 
auf den Umſturz der reformirten Religion gerichtet, Bereits im Jahre 1562 erklärte jie einmal 
offen, daß fie binnen Jahresfrift die Meſſe in ihrem ganzen Reiche wiederbergeftellt zu ſehen 
Hoffe, während ihr Oheim, der Gardinal von Lothringen, im Jahre 1563 dem Goncilium zu 
Trient ihr ſchriftliches Verſprechen mittheilte, daß ſie, fall fie zum Throne von England ge: 
langen werde, beide Königreiche dem päpftlihen Stuhle unterwerfen würde. Auch foll jie den 
im Jahre 1565 zu Bayonne abgeſchloſſenen Vertrag mit unterzeichnet haben, welcher die gänz- 
liche Ausrottung der Proteftanten zum Zwede hatte. 

Natürlich Eonnten diefe Umtriebe der Königin E. ebenfo wenig ein Geheimniß bleiben wie 
die noch immer ſtark genährten Abjichten ver Maria Stuart auf die englifhe Ihronfolge. Denn 
diefe hatte ja kurz nad) ihrer Ankunft in Schottland ver Königin durch ihren Gefandten Maitland 
von Lethington ein Freundſchaftsbündniß anbieten laffen, und zwar mit der ausdrücklichen For: 
derung, daß ſie von ihr förmlich zu ihrer Nachfolgerin erflärt werden möchte. Allein E. glaubte 
Darauf in feinem Falle eingehen zu dürfen und verlangte im Gegentheile abermals die Beſtä— 
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figung ded Vertrags von Edinburgh, ein Verlangen, dem Maria Stuart endlih aud fo weit 
nachgab, daß fie den Titel und das Wappen der Krone England ablegte. So beftand anfangs 
noch ein zwar Fühles, aber doch äußerlich ziemlich freundſchaftliches Verhältniß zwiſchen beiden 
Fürftinnen , welches jedoch geheime Eiferfucht und ehrgeizige Abfichten auf der einen jowie bes 
gründeter Verdacht auf der andern Seite nur zu bald in glühenden Haß verkehrten. Weibliche 
Eitelkeit und Schelſucht miſchten ſich in dieſe mislichen VBerbältniffe und verbitterten fie von Jahr 
zu Jahr mehr. Die verfhiedenen Heirathsplane beider Königinnen fpielten dabei eine bedeu— 
tende folgenreiche Rolle. 

Obgleich E. wiederholt ihren feften Entſchluß zu erkennen gegeben hatte, ſich niemals zu ver= 
mäblen, fo fehlte es doch nicht an eifrigen Bewerbern um ihre Hand. Als jolde traten nad 
und nad namentlich auf: der Erzherzog Karl von Ofterreih, durch welchen aud König Phi: 
livp IL von Spanien ein Gegengewicht gegen den franzöfifchen Einfluß auf den britifchen Inſeln 
zu erzielen hoffte; dann König Erih von Schweden und Herzog Adolf von Holftein und end= 
li der Herzog von Anjou, der Sohn der Katharina von Mepdici, welder, auffallend genug, 
ungeachtet feiner nichts weniger als einnehmenven Perſönlichkeit auf fie den meiften Eindruck 
gemacht zu haben ſcheint. Er hatte bei einer im Jahre 1580 zu Greenwich flattfindenden per= 
fönlihen Zufammenfunft mit ihr offenbar ihr Herz gemonnen, ſodaß fie ſeitdem ernſtlich mit 
dem Gedanfen umging, ihn neben ih auf den englifchen Thron zu erheben. Auch von jeiten 
. des franzöftihen Hofs wurde die Sache mit befonderm Eifer betrieben, und im Jahre 1581 
Veßte mıan bereits mitteld einer von Paris nad London entjendeten Geſandtſchaft die Bedingun— 
gen förmlich feſt, unter welden die Bermählung flattfinden follte. Die Art, mie ih um diefe 
Zeit der Herzog in den Beſitz der Vereinigten Niederlande zu jegen wußte, fcheint fie in ihrem 
Entſchluſſe nur beftärft zu haben. Als er nad Beenvigung feines Feldzugs in den Niederlan— 
den, im November 1582, abermald nad England fam, überreichte fie ihm felbft fhon den Ver— 
lobungäring, und ein fanatiiher Buritaner, Namens Stubbs, welder den Muth hatte, in einer 
eigenen Sährift: „Der Abgrund, in melden England durd die franzöſiſche Heirath verjinfen 
wird“, Die Gefabren derfelben im grellften Lichte zu zeigen, mußte, mit feinem Druder vor Ge— 
richt geftellt, feinen Vorwitz mit dem Verlufte der rechten Hand büßen. Gleichwol gab die Kö- 
nigin am Ende doch den ernften und eindringlichen Vorftellungen ihrer vertrauten Räthe 
keiceſter, Hatton, Walfingbam fowie den heißen Bitten ihrer Hofdamen fo weit nah, daß fie 
den Gründen der Politik über ihre Neigung den Sieg einräumte. Sie legte diefelben dem Her— 
zog Telbit ganz offen dar, bewahrte ihm aber nichtsdeſtoweniger bis zu feinem Tode, welder, 
nachdem er die Niederlande wieder verloren hatte, im Jahre 1584 erfolgte, eine wahrhaft zärt= 
lie Zuneigung. 

Längſt vorher waren ihr indeß auch ſchon verfchiedene Anträge gemadt worden, mit ihrer 
Hand, wenn fie diejelbe feinem auswärtigen Fürften reihen wolle, einen ihrer angefehenften 
Untertanen zu beglüden. Der fhottifhe Graf von Arran, der Graf von Arunvdel und Sir 
William Bidering, durd Vorzüge des Geiftes und des Körpers fomwie feine Bildung gleidy 
ausgezeichnet, galten nacheinander für diejenigen, welche von ihr folder Gunft wol für würdig 
eradhtet würden. Sie alle wurden indeß von dem jungen Lord Robert Dudley, Sohn des hin= 
gerichteten Kord Northumberland, verdunfelt, deſſen förperliche Reize und einnehmendes Weſen 
auf E. den meiften Eindruck gemacht zu haben feinen. Einige Zeit glaubre man wenigftens 
allgemein, daß jie nicht abgeneigt fei, ihm ihre Hand zu reihen, und er jelbft fcheint in viefem 
Wahne geihwebt zu haben, welder ihn fogar zu dem verzweifelten Schritte verleitet haben foll, 
fh feiner jungen Gemahlin, welde ihm dabei in Wege ftand, durd eine Gewalithat zu ent= 
ledigen. Denn fie ftarb im Jahre 1560 vlöglich auf ziemlich verbächtige, noch keineswegs gänz= 
lich aufgeflärte Weife. Indeß meinte e8 E. mit diejer Heirath nie ernftlih. Sie glaubte im 
Gegentbeile ihren zum Grafen von Leicefter und Baron Denbigh erhobenen Günftling dazu 
gebrauden zu fönnen, ſich mit ihrer Nebenbuhlerin, Maria Stuart, auf einen beffern Fuß zu 
jegen, indem fie ihm ihr zum Gemahl beftimmte. Denn es lag ihr gar jehr am Kerzen, Maria 
mit einem ihrer proteftantifhen Unterthanen zu vermäßlen, was fie, wenn ed gelungen wäre, 
ſelbſt in Betreff der Thronfolge wahrfheinlicd etwas fügfamer gemacht haben würde. Die Ver— 
bandlungen deshalb wurden bereitö im Jahre 1563 wirflid eingeleitet, fcheiterten aber theils 
an dem Widerwillen der Maria Stuart, um deren Hand ſich gleichzeitig mehrere Farholifche Für— 
fm, wie der Erzherzog Karl von Oſterreich, der Infant Don Carlos von Spanien und einige 

ftanzöfiihe und italienifhe Prinzen bewarben, theild an den von ihr zu hoch geftellten Berin- 
gungen, welche E. der Sache wieder abgeneigt machten. 
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Auch Hatte ſich Maria nun fon für einen andern Engländer, den neungehnjährigen, durch 
körperlihe Schönheit und ritterliches Weſen ausgezeichneten, aber fehr leichtfertigen Lord Darn- 
ley, älteflen Sohn des Grafen von Lennor, entſchieden. Er ſtammte von väterliher Seite aus 
ſchottiſchem und von mütterliher aus englifhem Königeblute, weshalb auch E. diefer Verbin= 
dung anfangs nicht entgegen zu fein jhien. Bald machte fie aber die offen zur Schau getragene 
Hinneigung Darnley'd zum Katholiciömus diefem Heirathsplane wieder abwendig, während 
Maria nur mit um jo größerer Hartnädigfeit darauf beftand. , Nachdem fie daher die päpftliche 
Dispenfation erlangt hatte, gab jie den von ihr zum Grafen von Roß und Herzog von Albany 
erhobenen Darnley am 29. Juli 1565 in der Kapelle von Holyrood-Houſe ihre Hand. Schon 
am Abend vor der Bermählung batte fie nothgedrungen aud feinem Verlangen nachgegeben, 
ihn förmlich zum Könige ausrufen zu laſſen. E. war aber darüber um fo mehr aufgebradt, 
da die von Maria jelbft mit ven Waffen in der Hand verfolgten Gegner der Heirath, an ihrer 
Spige Lord Murray, bei ihr Hülfe und Schug für die ernſtlich bedrohte proteftantifche Reli— 
gion ſuchten; denn um diefe Zeit unterzeichnete Maria, auf Betrieb ihres Oheims, des Gar- 
dinald von Lothringen, wirklich den wegen Ausrottung der Proteftanten abgefhloffenen Ber: 
trag von Bayonne und berief das Parlament für den 12. März 1566 ein, um über die nad) 
England entwichenen proteftantifchen Lords die Acht auszufprehen und die förmliche Wieder: 
berftellung des Katholicismus zu beichließen. Bald befamen nun aber diefe gelpannten Ver— 
bältniffe eine noch weit ernitere und trübfeligere Wendung. 

Maria wurde des anmafenden und wüften Darnley fehr ſchnell überprüfftg und trat mit 
dem italienifhen Sänger David Rizzio, welchen fie zu ihrem Geheimfchreiber ernannt hatte, 
in ein vertrauliches verbrederiiches Verhältniß. Darnley, darüber aufgebradht, verband ſich 
nun durch einen förmlihen, am 1. März 1566 unterzeichneten Vertrag mit ben misvergnügten 
Lords Ruthven, Morton, Lindfay und Maitland von Lethington, Rizzio gewaltfam aus dem 
Wege zu räumen, fi dann der föniglihen Gewalt zu bemädhtigen, die verbannten Lords zurück⸗ 
zurufen und die proteftantifhe Religion in feinen Schuß zunehmen. Die Schandthat wurbe 
einige Tage nahher, am 9. März, wirklich vollbradt. Rizzio erlag vor ven Augen der Köni— 
gin unter den Dolchen der Verſchworenen. 

Glühende Rache ſcheint ſeitdem das einzige Gefühl gewefen zu fein, welches ven empörten 
Geiſt Marias beherrſchte. Es ift erwieſen, daß fienur Damit umging, ſich ihres läftigen Gemahls 
gewaltfan zu entledigen, obgleich fie ſich äußerlich wieder mir ihm ausgeſöhnt zu haben ſchien 
und ihn felbft von aller Schuld an dem Morde Nizzio's freiſprach. Dies führte ibn aber nur 
um fo fiherer ind Verderben. Auch die am 19. Juni 1566 erfolgte Geburt ihres Sohnes, 
des nahherigen Königs Jakob VI. von Schottland (Jakob I. von England), war nicht bazu 
gemacht, fie in ein beſſeres Verhältniß zu ihrem Gemahl zu verfegen. Sie beharrte bei ihrem 
Entſchluſſe; Bothwell, jegtibr auserwählter Vertrauter, und die Mörder Rizzio's, Morton 
und Maitland, boten ihr dazu die Hand; Darnien, welcher von ihr getrennt zu Glasgow lebte, 
wurde unter allerhand Borfjpiegelungen nah Edinburgh gelodt und fand in der Nacht des 
10. Febr. 1567 unter den Trümmern des ihm unweit der Stadt zur Wohnung angemwiefenen 
Haufes, welches infolge einer Bulvererplojion zufanmenftürzte, feinen Tod. Bothwell wurde 
von der Öffentlihen Meinung fofort als der eigentliche Urheber des Mordes bezeichnet, und auch 
die Mitfhuld der Königin galt damals ſchon, obgleich fpäter vielfach bezweifelt, allen Unpar— 
tetifhen für erwieſen. Ihr vertraulihes Verhältniß zu Bothwell, dem fie, nachdem er vor 
Gericht geftellt, aber freigeſprochen worden war, ſcheinbar gezwungen ihre Hand reichte, beftärfte 
nur ben einmal gebegten Verdacht und den Haß der Nation gegen die Königin. 

Dazu fam Bothwell's übermüthiged und anmaßendes Walten. Man fürchtete nicht obne 
Grund, daß er ed darauf abgefehen habe, ven Sohn der Königin aus dem Wege zu ſchaffen 
Da bildete ih zum Schuge des bedrohten Kindes eine ſtarke Adelöpartei, welche deſſen Rechte 
mit den Waffen in ver Hand wahrnehmen wollte und auf die Beftrafung des Mörders des 
vorigen Königs drang. Ein Berfuh Maria’s, ſich dieſer ihrer Gegner gleichfalls mitden Waffen 
zu entledigen, miölang. Sie mußte fi) im Gegentheil ganz in ihre Gewalt begeben, und va 
jie ſich durchaus nicht dazu verftehen wollte, ih von Bothwell zu trennen, und, wie ie felbft 
betheuerte, lieber Thron und Reid aufzuopfern entjchloffen war, fo wurde fie gezwungen, zu 
Gunſten ihres Sohnes abzudanfen. Derfelbe wurde bereitd am 29. Juli 1567 zu Stirling als 
König Jakob VI. gekrönt, während fie jelbft in firenger Haft verblieb und ihr aus Frankreich 
zurüdgefebrter Bruder, Lord Murray, die Regentfhaft übernahm. Ihre Mitſchuld an Darn— 
ley's Ermordung galt nun für fo erwiefen, daß ihre entichiedenften Gegner ohne weiteres ihre 
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Sinriätung verlangten, ein Gewaltſtreich, wogegen ſich indeflen die gemäßigtere Partei auf das 
aachdrücklich ſte erklärte. 

Auch ſchritt nun die Königin E., welche ſich bis dahin wohlweislich paſſiv verhalten 
hatte, zu ihren Gunſten ein. Sie wollte ed nicht dulden, daß Marie von ihren Vaſallen als 
Gefangene behandelt würde, und drang auf ihre Freilaffung. Allein da das zu Ende des Jahres 
1567 einberufene Parlament nach den ihm vorgelegten Papieren vie Mitfhuld der Königin für 
erwiejen erachtete, jo fanden die Borftellungen E.'8 fein Gebör mehr. Sie blieb in firenger 
Haft in der Burg Lochleven, während Bothwell zwar nah Dänemark entfam, dortaber in Gefan= 
genihaft fiel und im Jahre 1576 auf dem Scloffe zu Malmö im Wahnſinn ftarb. Im Mai 
1565 gelang ed Maria zwar, mit Hülfe der ihr ergebenen Familie Douglas ihrer Haft zu ent: 
rinnen und in aller Eile aus ihren Anhängern ein fleined Heer um ſich zu fammeln. Allein 
gleich bei dem erſten Zufammentreffen mit den Truppen ihrer Gegner unter der Führung 
Murray 8, in der Nähe von Longfivehill, am 13. Mai, wurde ed auseinander geiprengt, und 
Maria jah ihre eigene Rettung nur in fchleuniger Flucht auf engliihes Gebiet. E. hatte 
Befebl ertheilt, fie, als jie mit einem Beinen Gefolge von nur 20 Verſonen und aller 
Hülfsmittel entblößt, in Garlidle eintraf, mit allen ihr gebührenden Ehren zu empfangen, lehnte 
aber die von ihr erbetene Zuſammenkunft mit dem Bemerfen ab, daß jie jich mit ihr nicht eher 
näber einlaſſen könne, als bis jie fi von dem Verdachte, welder wegen der Ermordung Darn= 
ley s auf ihr lafte, gereinigt haben würde; geſchehe dies in gefeglicher gerichtlicher Unterſuchung, 
fo wolle fie diejelbe jelbft mit Gewalt der Waffen nach ihrem Königreiche zurüdführen. Vorerſt 
bielt fie ed aber auch noch deshalb für angemeflen, fie auf den Rath ihrer Minifter in England 
als Gefangene zurüdzuhalten, weil fie im Einverftändnig mit dem PBapfte, Branfreih und Spa= 
nien ihre geheimen Madinationen gegen den Thron und die proteftantiiche Religion, ſelbſt 
unter dem Deckmantel erheuchelter Hinneigung zu der legtern, noch keineswegs aufgegeben zu 
haben ſchien 

Gleichwol weigerte ih Maria anfangs noch hartnädig, auf den ihr vorgeichlagenen Reini: 
gungäproceß einzugehen, bis fie endlich feinen andern Ausweg aus ihrer bevrängten Lage mehr 
vor ih ſah. Am 4. Det. 1568 eröffnete die zu dieſem Zwecke einberufene, aus englijhen und 
ſchottiſchen Lords gebildete Gonferenz ihre Sigungen zu Dorf, wo fi aud ihre Sadhwalter zu 
ihrer Bertheidigung einfanden. Die legtern hatten in der That feinen leichten Stand. Die der 
Gonieren; vorgelegten Bapiere, namentlich der Briefwechjel der Königin mit Borhwell, ließen 
kaum einen Zweifel an ihrer Schuld auflommen. Der Bater Darnley's, Lord Lennor, trat gera= 
dezu ald Anfläger gegen fie auf. Noch immer weigerte fi indeſſen E., ihre Schuld anzuer= 
fennen. Sie lieg Maria fogar ihre Freilaffung unter ver Bedingung anbieten, daß fie die Krone 
niederlegen oder mit ihrem Sohne theilen und Murray die Regentſchaft überlaflen wolle. Dies 
lehnte jedoch Maria ab, weil es indirect ein Eingeſtändniß ihrer Schuld geweien fein würde. 
Dagegen ging E. auch nicht auf ihr Verlangen ein, fih nah Frankreich zurüdziehen zu dürfen, 
weil fie davon Unheil für ihre eigene Sicherheit fürchtete. 

Mebr wie von diefer Seite jah ih nun aber E. im eigenen Lande von der Adelspartei 
bedroht, welde die Sache Maria’ zu der ihrigen machte, an ihrer Spige der Herzog von 
Norfolk, welcher gewiſſe Abjihten in Bezug auf feine Verheirathung mit der gefangenen Kö- 
nigin begte. Ihm hatten fi namentlih die Grafen von Weftmoreland und Northumberland 
angeihloffen, welhe zu ihren Gunften im Norden einen Aufftand angeftiftet hatten, wobei jie 
anerfanntermaßen aud auf auswärtige Hülfe, namentlich auf eine mit dem jpanijhen Statt: 
halter in den Nieberlanden, dem Herzog von Alba, verabredete Landung an der engliſchen Küfte 
techneten. Der Streich mislang jedoch, da felbft die katholiſchen Unterthanen E. treu blieben, 
und Nortbumberland und Weftmoreland jaben jih, nachdem ſich ihre Truppen zerftreut hatten, 
genoͤthigt, nah Schottland zu entfliehen. Jener fiel dort in die Öefangenjhaft des Regenten 
Murray, wurde aber von diejem fpäter an E. ausgeliefert und in Dorf hingerichtet, wahrend 
diefer nad Flandern enttam, wo er erft im Jahre 1584 als Befehlähaber eines ſpaniſchen 
Regiments ftarb. 

E. hatte nun wol volle Urſache, gegen die fortvauernden geheimen und offenen Umtriebe der 
gefangenen Königin auf ihrer Hut zu fein. Zu beflerer Sicherheit lies fie diejelbe von Bolton, 
wo fi eine ſtarke fatholifche Bevölkerung befand, nad Tutbury in Staffordihire und dann 
nah Coventry in Gewahrfam bringen. Sie ging aud mit dem Plane um, fie, um allen Um— 
trieben zu ihren Gunjten in England ein Ende zu machen, an den Negenten von Schottland 
aözuliefern. Allein deſſen plöglider Tod — er wurde am 15. Jan. 1570 ermordet — vereitelte 
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denjelben. Ebenjo mislang ein abermaliger Verſuch zu gütlicher Ausgleihung, nachdem Lord 
Lennor, des jungen Königs Gropvater, zum Negenten erwählt worden war. E. verlangte, dag 
Maria allen Anfprüden auf ven Thron entfage, jolange jie oder ihre Leibeserben am Leben 
feien, feinem Engländer ohne ihre Bewilligung und feinem andern ohne Ginmwilligung des 
ſchottiſchen Parlaments ihre Hand reihe und ihren Sohn in England erziehen lafle. Darauf 
wollte aber Maria nicht eingehen. Dagegen blieben die von ihr jelbft begünftigten hochverräthe⸗ 
riſchen Umtriebe ihrer Bartei nah wie vor diejelben. Auch verftand ji das im Jahre 1571 
zufanmengetretene Parlament dazu, die Gejege gegen die Madinationen der Katholiken beveu: 
tend zu verjchärfen. Es wurde geradezu für Hochverrath erklärt, päpftlihe Bullen, Abläfle, 
Breves u. |. w. zuveröffentlichen, andere oder ſich jelbft zum Katholicismus zu befehren und die 
Abzeichen des Eatholifchen Ritus einzuführen und zu verbreiten. 

An der Spige der katholiſchen Vartei, welche die Sache der Maria zu der ihrigen gemadt 
hatte, ſtand jegt der ſchwache Herzog von Norfolk, welder ed auf eine Vermählung mit ihr 
abgeſehen hatte. Sein Plan war, mir Hülfe von 10000 Spaniern, welche ihm der Herzog von 
Alba aus den Niederlanden zuführen jollte, geradezu auf London loszugehen, um von €. die 
Einwilligung zu jeiner Heirarh mit der gefangenen Königin und die Aufhebung der Geſetze 
gegen die Katholifen zu erzwingen. Der Blan wurde indeſſen, ehe er zur Ausführung kam, ver: 
rathen und Norfolf, obgleid er alle Theilnahme daran leugnete, ald des Hochverraths ſchuldig 
von dem Veershofe zum Tode verurtheilt. Am 2. Juni 1572 fand er auf dem Blutgerüfte 
feinen Tod. 

Maria's Mitihuld an diefen Verſchwörungen trat nun immer deutlicher zu Tage. Lord 
Burleigh und die übrigen Minifter E.'s waren jegt ſchon der Meinung, daß nur der Tod Ma: 
ria's die Sicherheit von Thron und Religion verbürgen fünne. Auch beſchloß das Parlament 
gegen jie ald Hochverrätherin zu verfahren und jie der Ihronfolge für unfähig zu erklären. 
Allein E. felbft weigerte ich ſtandhaft ihre Zuftimmung dazu zu geben. Gleichwol machten die 
Greuel der Bartholomäusnadht (Aug. 1572) und die offenbare Abficht der katholiſchen Mär, 
die Reformation gänzlich auszurotten, auch auf fie einen tiefen Eindruck. Die Bejorgniß, daß 
ed König KarlIX. und Philipp II., nachdem ihnen dies in Frankreich und in den Niederlanden 
gelungen. fein würde, darauf abgejehen hätten, ihre Waffen gegen England zu fehren und 
die Anſprüche Maria's mit Gewalt durchzuſetzen, wurde immer lebendiger. Abermald ver: 
langten die Räthe der Königin, Burleigb, Walſingham, und felbft ver Biſchof von London 
die Hinrihtung Maria's, oder ihre Auslieferung an den Regenten von Schottland, unter der 
Bedingung, daß er ji verbürgen mürde, gegen fie im Wege Rechtens zu verfahren. E. mar 
jedoch jegt um jo weniger dazu zu bewegen, da, bei allerdings äußerſt ftrenger Handhabung der 
Geſetze gegen die Katholiken, die Gefahr für Thron und Religion vorerft bejeitigt zu ſein 
dien. Namentlich wurde gegen die feit vem Jahre 1580 in England jehr thätigen Jefuiten mit 
fhonungdlofer Strenge verfahren. Mehrere von ihnen wurden durd die Folter zu dem Ge⸗ 
ſtändniß gebracht, daß jie darauf ausgegangen feien, E. vom Throne zu ftoßen und Maria 
darauf zu erheben. Sie liefen ih dadurch aber ebenjo wenig entmuthigen, als Maria felbft ihre 
hochverrätheriſchen Plane aufgab. 

Die Jejuiten wußten fih im Jahre 1581 des ſchwachen, erft dreizehnjährigen KRnabend 
Jafob VI. zu bemächtigen und famen, im Ginverfländnip mit den Guifen, dem päpftlihen 
Nuntius und dem ſpaniſchen Gefandten zu Paris, ſowie den herworragendften Anhängern 
Maria’s, dahin überein, diejelbe mit Jakob im Gemeinschaft wieder auf den Thron zu jegen und 
fie mittels ſpaniſchen Geldes gegen ihre Feinde zu fügen. Sie war in das Geheimnip einge: 
weiht. Ehe aber ver Plan zur Reife gedieb, hatte die proteftantifche Partei in Schottland davon 
Kenntniß erhalten. Sie bemächtigte ſich daber des jungen Königs und zwang ihn feine katho⸗ 
lifhen Rathgeber zu entfernen, während fie ih, unter engliſchem Ginfluß, in den Beſit bet 
Gewalt zu jegen wußte. Das hinderte aber nicht, daß ſich der König nochmals mit feinen gebei: 
men Verbündeten in Frankreich dahin verftändigte, daß die Guifen mit einem Heere im Süden 
von England landen ſollten, während er ſelbſt im Norden einfallen wollte, um Maria zu br? 
freien und E. zu entthbronen. Auch diesmal mislang indeflen der Streih, und E. glaubte, 
davon unterrichtet, nun aud auf das Anerbieten Mariad, daß fie, wenn man ihr die Freiheit 
wiedergebe, die ganze Regierungsgewalt ihrem Sohne überlaflen wolle, weiter feine Ruckicht 
mehr nehmen zu dürfen. . 

Die Sache befam nun aber einen um fo ernflern Gharafter, da ſich auch vie Nation auf dat 
entſchiedenſte zu Gunften E.'s und gegen Maria und deren Partei ausſprach. Nicht nur, daß 


Elifabeth 73 


üb unter Leiceſter's Einfluß eine foͤrmliche Verbrüderung zum Schuge der Königin bildete, das 
Parlament erließ au im November 1554 eine Acte zur Sicherheit derfelben und zur Erhaltung 
we Friedens im Königreiche. Im derfelben war ausdrücklich feftgefegt, daß jeder Verſuch einer 
Bewegung zu Gunſten einer Berfon, welche nad Ableben der Königin Anſprüche auf die Krone 
erhebe, von einem aus Peerd und andern Perſonen gebildeten Gerichtshofe unterfucht und 
beftraft werben follte. Zugleich wurden die Gelege gegen die Umtriebe der Katholiken abermals 
bedeutend verihärft und die Jejuiten des Landes verwiefen. Gin gewiſſer Dr. Varry, Lehrer 
des Civilrechts, welcher, zum Katholicismus übergetreten, jich mit ihnen in einen Ermordungs: 
plan gegen die Königin eingelaffen hatte, wurde vor Gericht geftellt und, nachdem er jeine 
Schuld bekannt hatte, als Hochverrätber hingerichtet. 

Obgleih nun E. wol alle Urſache hatte, überall als Beihügerin des Proteſtantismus auf: 
zutreten, jo lehnte fie doch die ihr nad der Ermordung ded Prinzen von Dranien (10. Jult 
1584) von den holländiſchen Proteftanten angetragene Souveränetät über die Niederlande ab 
und verftand fich blos dazu, fie mit einem Hülfäheer von 5000 Mann Fußvolk und 1000 Mann 
Reiterei zu unterftügen, welches unter Leicefter's Führung in Blieffingen landete, aber ſehr 

‚wenig außrichtete. Auch Schloß fie um Diele Zeit, im Jahre 1586, mit König Jafob von Schott- 
land ein Shug: und Trugbündnig zur gegenfeitigen Vertheidigung ihrer Reiche und ihrer 
Religion gegen bie katholiſchen Mächte. 

Unterdeffen war Maria, welche ſich damals unter der Obhut des Sir Amiad Paulet zu 
Ghartien in Staffordſhire befand, nicht müde geworben, ihre geheimen Umtriebe gegen die 
Königin fortzufegen. Im Jahre 1586 mar fie tief in die von den Jejuiten angezettelte Ver: 
ſchwörung Babington’s verwidelt, weldye gar feinen andern Zmed hatte, als die Königin mit 
Gewalt aus dem Wege zu jhaffen. Sie wurde aber durch die fchlaue Wahfamfeit Waljingham’s 
vereitelt, und die Schuldigen mußten am 10. Sept. ihr Verbrechen am Galgen büßen. Nun 
murbe auch gegen Maria mit unnahfihtiger Strenge eingefhritten. Zu größerer Sicherheit 
brachte man fie im September 1586 von Ghartlen, wo man ihren hochverrätheriſchen Brief: 
wechſel mit den englifhen Katholiken und dem Feſtlande entdeckt hatte, nad dem Schloſſe 
Forberingas in Nord⸗Hamptonſhire in Verwahrung. Uber das weitere Verfahren gegen fie 
berricte unter den Rätben der Königin jelbft noch bedeutender Zwiefpalt ver Meinungen. Die 
gemäßigtern ffimmten für lebenslänglihe Haft, die flrengern, wie Burleigh und Walfing: 
bam, glaubten dagegen, daß Thron und Religion nur durch ihren Tod gefichert werben fönnten, 
und Leicefter brachte zu dieſem Zwede fogar die Anwendung von Gift in Vorſchlag. Endlich 
einigte man ich aber doc über eine geſetzmäßige richterliche Entſcheidung ihres Schickſals und 
ernannte zu diefem Zwede einen eigenen Ausſchuß von 40 Evefleuten, Geheimrärhen und 

Richtern 


Derſelbe begann bereits am 11. Det. zu Fotheringay feine Arbeiten. Maria weigerte ſich 
indeffen anfangs, ihm Rede zu fteben, und konnte erft nach längern eindringlichen Zureden dazu 
bewogen werden , ſich vor diefem außerordentlihen Gerichtähofe zu ftellen. Die ihr zur Laft 
gelegte Theilnahme an Babington’d Verſchwörung leugnete fie, obgleih die ihr vorgelegten 
Briefe und fonftigen Beweisftüde darüber nicht den geringften Zweifel liegen, geradezu ab, 
gab dagegen zu, daß fie den Plan gehabt habe, ihren Sohn nad Spanien bringen zu laffen und 
ihre Nebte auf König Philipp IT. zu übertragen, und auch um die beabfichtigte Yandung der 
Eranier gewußt habe. Zugleich proteftirte fie gegen das über jie verhängte Verfahren und ver: 
langte von der Königin und ihrem Gebeimrathe oder dem Parlament verhört zu werden. 
Nihtödeftomeniger wurde das gegen jie einmal beſchloſſene Verfahren beibehalten, welches auf 
die übergeugendften Beweife hin bereit8 am 25. Oct. zu ihrer Verurtheilung zum Tode führte. 
Am 29. Det. beftätigte dad Barlament das lirtheil und erflärte auf die Einſprache der Königin 
E, Daß ih fein andered Mittel finden lafle, ihr eigenes Leben ſicher zu ftellen. Die Vorſtellun— 
gen der Könige von Frankreih und Schottland gegen die Bollziehbung des Richterſpruchs durch 
außerordentliche Geſandte fruchteten nun nichts mehr, obgleich E. ſelbſt lange Zeit unentſchieden 
blieb, ob fie das Urtheil beftätigen ſolle oder nicht. 

Selbſt dieſe Unſchlüſſigkeit und die ganze legte Phafe diefer traurigen Kataftrophe wirft 
finen tiefen Schatten auf den Charakter ver Königin. Man weiß, daß es ihr ſchwer wurde, das 

Ledeſsurtheil zu unterzeichnen; fie wollte fi gern ber fatalen Verantwortlichkeit entziehen, 
winihte aber doch fich der gefährlihen Nebenbuhlerin zu entledigen, ohme indeſſen perfönlich 
dafür einftehen zu müjlen. Das ift der Schlüffel zu ihrem rätbielhaften Benehmen in dieſer pein: 
lidentage, Am L Bebr. 1587 unterzeichnete fie wirklich den Blütbefehl, gab aber ihren Räthen, 
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namentlich dem Serretär Daviſon und Burleigh, die Vollſtreckung veffelben auf fo zweideutige 
Weiſe anbeim, daß ſie fich hinterher für berechtigt hielt, alle Verantwortlichkeit dafür von ſich 
ab auf fie zu wälzen. Genug, er wurde nach einigem Zögern am 8. Febr. zu Fotheringay an der 
unglüdlihen Maria wirklich vollzogen. Sie mochte ihre Schuld ſelbſt wol ſchwer genug empfin= 
den, leugnete indeffen noch am Fuße ded Schaffots jede Mitwiffenfhaft an ver Berihwdrung 
Babington’d und ftarb in dem Glauben, daß fie ald Märtyrerin für ihre Religion in den 
Tod gebe. 

Die ergreifenden Umſtände ihrer Hinrihtung übergehen wir hier mit Stillihweigen. Sie 
Hatte erft vas fehöundvierzigfte Jahr erreicht ; vernichtende Leidenschaften und lange Leiden hatten 
fie aber längft an Körper und Geift gebrochen. Als E. die Nachricht vondem Vollzug des von ihr 
unterzeichneten Todedurtheild erhielt, war oder ſtellte ſie ich im Höchften Grade entrüftet. Sie legte 
tiefe Trauer an und machte ihren Miniftern die bitterften Vorwürfe über die ungeitige Gilfertig- 
feit, womit fie ihren Befehlen nachgekommen. Der arme Davifon mußte diefelbe mit ber 
Gefangenfhaft im Tower und einer Geldbuße von 100000 Pf. St. büßen, melde ihn zum Bettler 
machte. Auch Leicefter, Hatton und Burleigb fielen in Ungnade. Gleihwol ſtehen jie vor 
dem Urtheile ver Nachwelt in dieſer traurigften Epiſode in dem Leben der großen Königin 
gerechtfertigter da als fie jelbft. Denn wenn aud allerdings Staatsrückſichten ihr Verfahren 
gegen die unglüdlihe Maria Stuart entſchuldigen mögen, jo wird man fie doch dabei niemals 
von jener Leidenſchaftlichkeit freiſprechen können, welche, zumal da jie im Bejig der Macht war 
und Mittel hatte, diefe ihre Nebenbuhlerin aud auf andere Weife unſchädlich zu machen, eher 
ald Schwäche denn ald Stärke des Charafters gelten Eann. 

Die übeln Folgen, welche diefer Gewaltftreih für England haben zu müllen fhien, traten 
indeflen nicht fogleih in dem Mage ein, wie wol zu befürdten gewejen märe. Die beiden 
Monarchen, welde zunächſt ald Rächer ver hingerichteten Königin hätten auftreten mögen, bie 
Könige von Schottland und Frankreich, verhielten ſich ruhig; jener, weiler es felbft feiner 
Mutter nicht vergeben Eonnte, daß fie ihn nody in ihrem Teftamente zu Gunften des Königs von 
Spanien enterbt hatte, fall er nicht zum Katholicismus übergehen werde, und weil er auch 
nicht gejonnen war, durch einen etwaigen Krieg gegen E. fein Anrecht auf die engliihe Krone 
aufs Spiel zu fegen; dieſer, weiler ed nicht ungern fah, daß durch dieſen Schlag die Macht und 
der Einfluß der Guifen geſchwächt werde. Nur König Philipp H. von Spanien warf fich zum 
Rächer der hingerichteten Königin auf, um badurd einen Vorwand mehr zu finden, feinen 
längftgebegten Plan, die Macht E.'s zu brechen, mit aller Kraft ins Werk zu fegen. 

Während daher Franz Drafe als glücklicher Freibeuter der ſpaniſchen Seemacht nod im 
Jahre 1587 im Hafen von Gabir und bei den Azoren empfindliche Verluſte beibrachte, bereitete 
jich alles zu den Rieſenkampfe, welcher entſcheiden follte, ob die Herrſchaft des Meeres jernerhin 
Spanien oder England gehören und ob der Katholicismus oder der Vroteftantismus den Sieg 
davontragen werde. Im Brühjahre 1588 lag die aus 135 Segeln beftehende, wie man fie 
nannte, unüberwindlihe jpanifhe Armada in den Mündungen ded Tajo zur Abfahrt bereit. 
Sie verließ diefelben am 29. Mai mit einer Bemannung von 10000 Seefoldaten, 8000 Ma: 
trofen, 2000 Galeerenftlaven und 2630 Geihügen am Bord, unter dem Befehle des Herzogs 
von Medina-Sidonia, welchem einer der erfahreniten ſpaniſchen Seeoffiziere, Don Juan di 
Ricaldo, zur Seite ftand. Auch führte fie einen großen Waffenvorrath für die aufgewiegelten 
Katholiken und eine Schar von etwa 200 Mönchen mit ſich, welche ſich der Bekehrung ver Steger 
widmen follten. Gleichzeitig hatte der Prinz von Parma Befehl erhalten, die Landung in 
England von den Niederlanden aus mit 30000 Mann zu unterftügen. 

Indeffen war die Königin nicht müßig geweien, um dem herannahenden Sturm muth— 
vol die Spige zu bieten. Das ganze Land wurde zu den Waffen gerufen, und während zwei 
Hauptcorps von 36000 und 30000 Mann unter Lord Huntington und Lord Leiceiter London 
deckten, jammelte fih nad und nad eine Flotte von 180 Schiffen mit einer Bemannung von 
17472 Mann unter dem Oberbefehle des Lord-Großadmirals von England, Howard von 
Effingbam, welchem die drei tüchtigften Kapitäne, Drake, Hawkins und Forbiſher, ald Unter: 
befeblähaber beigegeben waren, bei Plymouth, von wo aus ein Geſchwader von 40 Schiffen 
nah Dünkirchen audlief, un die Bewegungen des Prinzen von Parma zu beobachten. 

Soglei ver Anfang des gewaltigen Seezugs war den Spaniern nicht günftig. Nachdem 
die Armada durd einen Sturm nad den Hafen von Coruña verfhlagen worden war, konnte 
fie erſt am 12, Juli wieder unter Segel geben und erſchien am 19. auf den Höhen der Süp- 
fpige von Gornwallis, von wo aus fie, da fie ſich nicht eher auf eine Schlacht einlaffen follte, als 
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54 der Prinz von Parma in England gelandet fein würde, von den Engländern verfolgt, die 
ihr ibon bier empfindliche Berlufte beibrachten, am 27. Juli im Hafen von Galais vor Anker 
ging. Zum Unglüd war aber der Prinz von Parma mit feinen Rüftungen no nicht einmal fo 
weit, daß er jeine Truppen hätte einfhirfen können. Nun folgte Schlag auf Schlag. Schon in 
der Naht vom 28. Juli von den Engländern angegriffen, wurde die Armada am nächſten 
Morgen auseinander gefprengt und am 31. durd einen Sturm fo übel zugerichtet, daß der 
Armiral nur nod in der jhleunigen Rüdkehr nad Spanien Heil und Rettung erblidte. Aber 
au diefe war mit großen Schwierigkeiten verbunden. Bon den Engländern fortwährend 
bedrängt, mußte die Flotte, da ihr der Kanal verfperrt war, ihren Weg nach Norden bin um die 
Küften von Schottland und Irland einſchlagen, wo fie abermals durch Stürme bedeutende Ver— 
luſte erlitt. Im ganzen büßte fie, ohne aud nur einen Verſuch gemacht zu haben, in England zu 
landen, 30 große Schiffe und 10000 Mann ein. 

Der Jubel, welcher über dieſen Ausgang bes gefürchteten Unternehmens in ganz England 
berriäte, war ungeheuer. Die Freude, welche die Königin felbft darüber enıpfand, wurde 
indeflen durch ben kurz darauf am 4. Sept. erfolgten Tod ihres langjährigen Günftlings 
Leiceſter getrübt, welden Neid und Misgunſt in den Augen der Nachwelt in ein ganz anderes 
Verhältniß zu ihr zu verfegen geſucht haben, ald es in Wirklichkeit ſtattgefunden haben mag. 
Don Jugend auf mit ihr bekannt, hatten ibm feine wahrhaft ausgezeichneten Eigenfchaften ihr 
Bertrauen im hoben Grade erworben, ohne daß jie feine Shwähen und Fehler überjehen over 
ich zu einer Vertraulichkeit mit ihm herabgelaſſen hätte, wie man fie ihr oft zur Laſt legen wollte. 

Auch blieb der nichts weniger ald glüdliche Ausgang des im nächſten Frühjahre (1589) von 
Drafeund Norris auf eigene Hand nad der ſpaniſchen Küfte unternommenen Seezugsnicht ohne 
Einfluß auf die Stimmung der Königin. Denn der Plan, ven Prior von Grato, Don Antonio, 
auf den Ihren von Portugal zu erheben, fcheiterte an dem Wiverftande der Bevölkerung von 
Liffabon, und jo blieb das ganze Unternehmen auf eine nuglofe Plünderung der Vorftädte von 
Cotuña uud der Stadt Vigo beihränft, während das Geichwader durch eine mit ungewöhnlicher 
Heftigkeit auögebrochene Peſtſeuche die Hälfte feiner Mannſchaft verlor. 

Ebenſo entſprach die Unterftügung, melde die Königin dem proteftantifhen Könige von 
Navarra gewährte, der nad der Grmorbung Heinrich's UI. als Heinrich IV. den franzöfifchen 
Ihron beftieg (1589), den gehegten Erwartungen ſchon deshalb nicht, weil ſich der König nad 
breijäßrigem zweifelhaften Rampfe den Sieg nur dur die Rückkehr in den Schos der allein= 
ſeligmachenden Kirche fichern zu können meinte (1593). Nur höhere politiſche Rückſichten konn 
ten E. beftimmen, die ihm gewährte Unterſtützung ihm nicht jogleich gänzlich zu entziehen und - 
das Bündnip mit Frankreich auch noch ferner aufrecht zu erhalten. 

Indeilen hatte ver Seefrieg mit Spanien nie ganz geruht, obgleich er meiftend auf die Belä- 
Rigung des fpanifhen Handeld und vereinzelte, nicht gerade vom Glüde begünftigte Angriffe 
englifher Freibeuter auf die ſpaniſchen Befigungen in Südamerika befhränft blieb. Erſt im 
Juni 1596 wurde wieder ein ernfter Angriff auf Spanien felbft verfuht. Gine Flotte von 150 
englifhen und holländiſchen Schiffen, mit 14000 Mann an Bord, unter Admiral Howard und 

Graf Eſſer, erſchien plöglich vor Gadir, vernichtete die im Hafen liegenden fpanifhen Schiffe 
zum größten Theile und bemädtigte fi der Stadt. Da fie aber auf die Dauer nicht zu halten 
war, fo wurde fie ausgeplünvdert, niedergebrannt und dann verlaſſen. Gin zweiter beabſichtigter 
Angriff auf Spanien mit einer Flotte von 140 Schiffen und 8000 Mann, im Juli 1597, 
wurde durch einen heftigen Seefturm vereitelt und hatte weiter feine Folgen ald einen glücklichen 
Streifzug nach den Azoren unter Walter Raleigh und Graf Eifer. 

Der legtere, durch Geilt, Bildung und ritterliches Weſen gleich ausgezeichnet, hatte ſchon 
jeit Leicefter' 8, feines Stiefvaters, Tode die befondere Gunft der Königin genoffen; allein ein 
heftiger Wortwechiel mit derfelben wegen Anftellung eines Statthalters für Irland, wobei ſich 
E. ſelbſt zu Thätlichkeiten gegen ihn hinreißen ließ, trübte im Jahre 1598 zuerft das Verbält- 
niß, Gifer verließ auf längere Zeit den Hof, wurde aber wieder zu Önaden angenommen, ald er 
fh erbot, jein Glück gegen die empörten Irländer zu verfuchen. 

Irland, damals noch in halber Barbarei befangen, war ſchon während der ganzen Regie: 
tung der Königin gleichfalls ver Schauplag erbitterter religiöfer Barteifämpfe und des offenen 
Anfftandes gegen die englifche Oberherrſchaft geweſen. Hugh O'Neal, Graf von Tyrone, ftand 
kt, von Spanien unterftügt, im Norden Irlands an der Spige des bewaffneten Aufruhrs. 

Sher jollte ihm nun, zum Lorblieutenant ernannt, mit einem 18000 Mann flarfen Heere ein 
Ente machen. Allein fein eigenes Ungeſchick und die Misgunſt der Verhältniffe vereitelten die 
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gehegten Erwartungen. Nachdem er im März 1599 in Irland gelandet war, trieb er ſich faſt 
thatlos den ganzen Sommer hindurd) in der Graffhaft Munfter umher, während feine Truppen 
durd Defertion und verheerende Krankheiten fo geſchwächt wurben, daß er im Herbfte gar nichts 
mehr zu unternehmen wagte, fondern fih mit O’Neal auf einen Vergleich einlieg, in welchem er 
ihm eigenmädhtig Verzeihung, Zurüdgabe der von den Engländern befegten Güter und freie 
Übung der fatholifhen Religion zugeftand. Dann eilte er gleihfalld ohne Ermädtigung im 
September nad; England zurüd und warf ſich der Königin zu Füßen, melde ihn anfangs zwar 
fcheinbar gnädig aufnahm, aber gleich darauf wegen feined Ungehorſams verbaften ließ. 

Nach einiger Zeit murde er jedoch, in Krankheit und Schwermuth verfallen, wieder freige= 
geben, blieb aber nichtsdeſtoweniger die Zielicheibe der Verdächtigungen feiner Feinde, welche es 
dahin braten, daß ihm die Königin ihre Ingnade wiederholt auf jehr empfindlihe Weile zu 
erfennen gab. Das trieb ihn vollends zur Verzweiflung und zu unüberlegten Schritten. Nicht 
nur, dafi er ſich die beleidigendften Außerungen über die Königin erlaubte, die ihr wieder zu 
Ohren famen, juchte er fih aud unter den misvergnügten Puritanern eine Partei zu bilden 
und ließ ſich felbft mit dem Könige von Schottland in geheime Verbindnngen gegen das Intereſſe 
der Königin ein. Endlich machte er, nachdem man wegen feiner Umtriebe ſchon vielfach Verdacht 
geihöpft, im Februar 1601 den tollfühnen Verſuch, die Königin mit einer Schar feiner An— 
hänger in ihrem Palafte zu überfallen und fie mit Gewalt zur Entlaffung feiner Gegner und 
zur Annahme eines andern Regierungsſyſtems nad; feinem Sinne zu zwingen. Der vermegene 
Streich mislang jedoch, da Eſſer im entfcheidenden Augenblicde die gehoffte Iinterftügung feiner 
Partei nicht fand. Auf die Gnade der Königin rechnend, verlangte er nun felbft vor Gericht 
geftellt zu werben. Died wurde ihm gewährt. Am 19. Febr. begann bereits fein Proceß vor 
einem Geſchworenengericht von 25 Peerd. Er wurde nad kurzen Verhandlungen ald Hochver— 
räther zum Tode verurtheilt, und obgleich auch Hier die Königin wieder mit der Beftätigung des 
Richterſpruchs zögerte, fo Tieß fie ihn am Ende doch vollzichen. Am Morgen des 25. Febr. 
fiel das Haupt des erft vierunddreifigjährigen edeln Grafen von Effer unter dem Henferbeil als 
Opfer der Intriguen feiner Feinde, zum Theil aber auch feiner eigenen Leidenihaftlichfeit und 
Unüberlegtbeit, 

Vielleicht hat fih E. nichts mehr zu Herzen genommen als dad traurige Gefhid dieſes 
ihres Günftlings, welches fie nicht abwenden zu fönnen glaubte. Denn jie war ihm mit faft 
mütterlicher Zärtlichkeit ergeben und mußte feine hervorragenden Gigenfhaften, feinen Ebel: 
muth, feine Hingebung und felbft fein offenes Wejen wohl zu ſchätzen. Auch verfiel fie ſeitdem 
immermebr in rine ſichtliche Schwermuth, von melder fie jih um fo weniger wieder erholen 
fonnte, da bei zunehmendem Alter auch ihre körperlichen Leiden ſich mehrten. 

Der legte Lichrblid in ihre amı Ende fehr verbüfterte Regierungszeit war die endliche Unter- 
werfung Irlands dur den Lord: Statthalter Mountjoy im Jahre 1602. Der Graf von Tyrone 
ſah fih, nachdem er auch mit Hülfe der ihm zugefhidten 6000 Spanier nichts mehr ausrichten 
konnte, genöthigt, auf einen Vergleich einzugehen, wodurch er ſich ganz in die Gewalt der 
Königin begab. 

Hierauf ging E. felbft Ihnell ihrem Ende entgegen. Infolge einer heftigen Erfältung vers 
fiel fie im März 1603 in eine jchmere Krankheit, von welcher fie nicht mieder genas. Schon faum 
mehr ihrer Sinne mädtig, beftinnmte fie gleihmol nob auf ihrem Sterbeberte König Jafob von 
Schottland zu ihrem Nachfolger auf dem englifhen Thron. Am Morgen des 24. Mär; 1603 
hatte fie im fiebzigften Jahre ihres Alters das Ziel ihrer fünfundvierzigjäbrigen Regierung 
und damit zugleich den Ausgang des Haufes Tubor erreicht, welches den englifhen Thron 118 
Jahre (feit 1485) inne gehabt harte. 

Ihre Regierungszeit gilt mit Recht für eine der wichtigften Epochen in der Gntwidelungs: 
geihichte Englands, in vieler Beziehung als die Orundlage feiner fernern politifhen Erhebung 
nad innen und nad außen. Denn während durd die zwar fhweren, aber fiegreihen Kämpfe 
gegen den Katholicismus für den freiern Aufſchwung des geiftigen Lebens der Nation ein fefter 
Grund und Boden, durch ſtrengere Ausbildung aller Staatöverhältniffe der Ausgangspunkt zu 
der dereinftigen großartigen Geftaltung des britiihen Verfaflungslebend gewonnen wurde, vers 
mebrte au der auf wunderbare Weiſe geweckte Unternehmungsgeift des Volkes die Macht und 
den Einfluß Englands nah außen hin wie nie zuvor. Handel und Schiffahrt erhielten eine 
außerordentliche Ausdehnung, namentlih durch Feftgeichloffene Verbindungen mit ven Mächten 
ded Orients und fühne Unternehmungen nach der Neuen Melt. Die erften Handeld: und Freund: 
Thaftöverträge Englands mit Perfien und der Türkei gehören diefer Zeit an. 
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Darf mar davon auch manches der Gunſt der Umſtände zuſchreiben, jo war es doch vorzugs⸗ 
weiſe das Werk des belebenden Geiſtes, welchen E. in allen Verhältniſſen des öffentlichen Lebens 
zu nachhaltiger Geltung zu bringen mußte. Darin beſtand vor allem die Größe ihres Charakters 
und ihred Wirkens, welches fie ven hervorragendſten Monarchen aller Zeiten an die Seite jegt 
“und jelbft mande ihrer Schwächen verzeihlih und vergeffen gemadt hat. Die legtern find 
vorzüglich auf Rechnung ihres Geſchlechts zu fegen, deſſen liebenswürdige und abſtoßende Gigen- 
ſchaften fie, ungeachtet ihres durchaus männlichen Weſens, auf merfwürbige Weile in jich ver: 
einigte und auch auf dem Throne nie verleugnen fonnte. Sie wußte durch ihr einnehmenpes, 
ſelbſt bis zur Leichtfertigkeit gehendes Benehmen jedermann zu bezaubern, Eonnte aber auch durch 
Herrſchſucht und Leidenſchaftlichkeit, welche mitunter bis zum unerträglichften Despotidmus aus: 
arteten, alled zur Verzweiflung treiben. Ihr ganzes Regierungsſyſtem lag in den einmal von 
ihr an Leicefter gerichteten Worten, an welche man fpäter no öfters erinnert bat: „Wer gab 
Eud die Erlaubnig, unfern Befehlen zu widerſprechen oder unfere Beamten zu beaufjichtigen ? 
Ich will an diefem Hofe, ja jogar in dieſem Reiche nur eine Herrin und feinen Heren haben.’ 

Am treffendften ift aber vielleicht ihre Verfönlichkeit von einem ihr naheſtehenden Zeitge- 
noffen, Sir John Harrington, charakteriſirt worden, indem er von ihr folgendes mir faft zu 
poetiiben Karben audgeführtes Bild entwirft. „Ihr Gemüth glich oft dem janften Wehen des 
Abendiwindes in einem Sommernionat; es war lieblih und erfrifchend für alled um fie ber. 
Ihre Rede gewann aller Herzen, und doch fonnte fie fi, wenn ihr der Gehorſam verjagt wurde, 
plögli& jo ummanpeln, daß man nicht im Zweifel darüber bleiben konnte, weſſen Tochter jie 
war. Ihr Lächeln war ein reiner Sonnenſchein, in weldem jedermann gern weilte; doch plöglich 
erhob ih aus den aufjteigenden Wolfen ein Ungewitter, und der Donner überfiel alle mit wun: 
derbarer Gewalt auf gleiche Weiſe.“ 3. W. Zinkeifen. 

Embargo (früher aud Imbargo, von dem fpanifchen embargar). Wie jo häufig im 
öffentlichen Rechte, bezeichnet auch diejed Wort verfhiedene Verhältniſſe, deren factifhe Grund: 
lage allerdings diefelbe der natürlichen Bedeutung des Ausdrucks entſprechende, hier eine Anz 
baltung, Feitbaltung ift, während die varauf gebauten Rechtögrundjäge ganz getrennten Gebie: 
ten, dem Staatsrechte einerjeitd und andererjeitd dem Bölferrechte angehören. Kür legtered macht 
fid dann wieder die natürliche Unterfheidung des Embargo im Frieden und im Kriege geltend. 
Den legten Gegenftand unferer Ausführung foll das vielbeftrittene Zwitterwefen eines Eriegeri: 
ſchen Enbargo ohne Krieg, alfo in Friedendzeiten, ausmaden. 

1. Kraft ver Oberboheit, weldye vem Staate über alles, was ſich auf feinem Gebiete befindet, 
zufommt, mit der alleinigen Ausnahme erterritorialer Berfonen und Sachen (j. Erterritoria- 
lität), können auch bewegliche Gegenflände, welche in Brivateigenthum ſtehen, für den Öffents 
lien Dienft in Anfprud genommen werben, und von alterö her haben es jich die Eigenthümer 
von Schiffen gefallen laffen müjfen, daß dieje Benugung ſich auf ihr Eigenthum erftredte, 
Schon in der L.4 D. de Veteranis (49, 18) ift von angariare navem als einer Schiffs: 
preflung die Rede, und im Mittelalter galt dies Recht in fehr ausgedehnter Weife ald eins der 
Regalien (Feud., 11,56). Eine Entihädigung für die Anhaltung und Benugung von Schiffen 
und Wagen ſcheint felten vorgefommen zu fein, man ſah diefe Dienftleiftung ald öffentliche 
Pliht an, die der Untertban, welcher dazu im Stande war, ohne weitered zu erfüllen babe. 
Dazu fam, dag dergleichen Maßregeln gewöhnlid im Kriege over für Friegerifhe Eventua— 
litäten eintraten und dad inter arma silent leges in dem ältern Staatöleben nur zu oft zur 
praftiihen Wahrbeit wurde. Heutzutage beanfprudt der Staat allerdings aud noch bus 
Recht, für außerordentliche Fälle, z. B. Iruppentransport in eine infurgirte Provinz, Nah— 
rungdmittelüberführung in ein vom Hungertyphus ergriffenes Nebenland, die vorhandenen 
Transportmittel der Unterthanen, jo auch die Schiffe zu requiriren, allein eine Entſchädigung 
entweder nach vorher beftimmtem Verhältniß oder jpäterer Zubilligung darf hier ebenfo wenig 
unterlaffen werden, ald der Staat ohne genügende Gegenleiftung bei einer Immobilie einen 
Untertban erpropriiren könnte. Durch das eine wie durch das andere wäre die erfte Grund⸗— 
bevingung aller ftaatligen und focialen Wohlfahrt, die Sicherheit ded Privateigenthums ans 
getaftet. Der tehnifhe Name für ein ſolches Embargo in der Sprache des franzöſiſchen See⸗ 
tehts iſt Varröt de prince, deflen Zufälle und Folgen aud von dem Verjicherer getragen wer— 
den müffen. (Pouget, „Principes de droit maritime‘, I, 45; „Code de commerce‘', 

tt. 350.) Im England heißt dieſes ſtaatsrechtliche Embargo civil embargo. 

U. Während die Beretigung des Staates, die Schiffe feiner eigenen Unterthanen mit 

Entargo zu belegen und gegen Entihävigung für Öffentliche Zwecke zu verwenden, feinem 
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Zweifel unterliegt, ift dadurch noch nicht entſchieden, daß auch fremde Schiffe ſich einer folden 
politifhen Maßregel fügen müffen. Bon vornherein wird anzuerfennen fein, daß ohne Ent- 
ſchädigung eine ſolche Fefthaltung und Benugung fremden Eigenthums eine Vergewaltigung 
fein würde, allein e8 könnte fogar behauptet werden, daß der fremde Schiffdeigentbümer einer 
folhen Anwendung des Territorialprincips gegenüber feine Botmäßigkeit ſchuldig ſei. Für die 
offene See ift dieſes als richtig zugugeftehen, allein ebenſo gewiß ift auch, daß in feinem eigenen 
MWaffergebiete jever Staat diejed jus eminens gegen fremde Schiffe anwenden kann, foweit fie 
nicht wie die Kriegsſchiffe mit der Ausnahmeeigenjhaft der Exterritorialität befleidet find; ein 
langes Herfommen und die gegenjeitige Duldung diefer Sitte zwiſchen den Staaten haben dieſen 
Grundfag zu einer Rechtsregel erhoben. Dagegen fpricht allerdings, daß eine angemeſſene Ent- 
ſchädigung in fehr vielen Fällen ſich nicht wird Herftellen laffen und man fo den Bremden Opfer 
für den eigenen Staat zumuthet, und diefe Erwägung hat in der Prarid zu vielen Verträgen ge: 
führt, in denen ſich die Staaten die Befreiung ihrer Unterthanen von Embargos ausbedingen. 
Eine ganze Anzahl folder Tractate findet fi in Poͤhl's „Seerecht“, S. 1169, angeführt, wo 
auch die feltener vorfommenden Stipulationen, daß ein allgemeines Embargo aud die Unter— 
thanen der Contrahenten umfaffen dürfe, erwähnt werben. Aus ver allerneueften Zeit ſtammt der 
Handeld: und Schiffahrtävertrag zwifchen Sranfreih und ver Republif San:Salvavdor vom 
2. Mai 1858 (‚‚Recueil general des Lois annotes, 1860, ©. 14), deſſen ſechster Artikel alfo 
lautet: „Les sujets et citoyens de lun et de l’autre &tat ne pourront &tre respeclivement 
soumis a aucun embargo, ni éêtre retenus avec leurs navires, cargaisons, marchandises et 
effets pour une expedition militaire quelconque, ni pour quelque usage public, que ce 
soit, sans une indemnite fix&e prealablement par les parties interessees ou par des ex- 
perts nommes par elles, et suffisante, dans tous les cas pour cet usage, et pour tous les 
torts, perts, retards et dommages occasiones par le service, auquel'ils auraient été sou- 
mis, ou qui pourraient en provenir.” Dieje Stipulation fann als der Ausdruck bed gegen= 
wärtigen Standes der Staats: und Völferrechtölehre über das Embargo eined befreundeten 
Staated gegen Unterthanen und Schiffe Dritter angefehen werben. 

Il. Dem Charakter nad dem unter I. beſprochenen Verhältniß nahefommend, aber wegen 
der Motive, welche dazu führten, den Übergang zu dem Recht des Embargo in Kriegszeiten bil: 
dend, fteht das Embargogeleß der Vereinigten Staaten vom 22. Dec. 1807 dennoch als eine 
Eigenthümlichfeit da, die bejonders hervorgehoben zu werden verdient. Als England und 
Frankreich mit der größten Rüdiihtslofigfeit gegen die Rechte und Intereffen des neutralen 
Handels verfuhren, und diefe in den Orders of council von 1807 und den franzöfiichen Deere: 
ten von Berlin und Mailand ihren Gipfelpunft erreicht hatte, befanden ſich die Vereinigten 
Staaten in der ſchlimmen Wahl, entweder diefe Berunglimpfungen geduldig hinzunehmen oder 
vie Heindfeligkeiten gegen beide Kriegführende zu eröffnen. Man fam auf ven Ausweg, die 
amerikaniſchen Schiffe mit einem Embargo zu belegen, damit ihre Wegnahme nicht einen un: 
widerftehlihen Anlaß zum Kriege gebe. Wie Jefferſon in einem Briefe vom 6. Ian. 1808 
fhreibt: „The embargo keeping at home our vessels, cargoes and seamen saves us the 
necessity of making their capture the cause of immediate war; for if going to England, 
France had determined to take them, if to any other place, England was to take them. 
Till they return to some sense of moral duty, therefore we keep within ourselves” (,‚The 
writings of Thomas Jefferson”, V, 227). Die Birfungen, welde die darin beſprochene 
Gongrebacte vom 22. Dec. 1807 (Martend' „Nouveau receuil”, I, 445) für den fremden 
Shiffahrtöverfehr hatte, find untergeordneter Natur und berühren unſern Gegenftand nicht. 
Es ift beftritten worden, ob der Congreß zu einer ſolchen Lahmlegung des amerifanifchen 
Handeld nad der Gonftitution befugt geweſen ſei, „‚meil die Auflegung eines fortwährenven 
Embargo eine Vernichtung ded Handels — feine Negulirung (regulation), welde die Gonftitu= 
tion allerdings dem Congreſſe zumeife, ſei“. Das Nähere über dieſe Frage, melde damals vor 
die Gerichte gebracht wurde und eine bejahende Beantwortung fand, ift nachzufehen bei Story, 
„Commentaries on the constitution ofthe United States”, $. 1289 fg., und Kent, „Com- 
mentaries on American Law”, 1, 405. Daß, abgejehen davon, ob die Gonftitution dem Gon-= 
grefle dieſes Recht, ein Embargo aufzulegen, gab, ein Staat aud) aud dem von Jefferjon hervor: 
gehobenen Motiv feine eigene Schiffahrt ſuspendiren fann, ift unbeftreitbar. In Amerifa er— 
gingen noch einige weitere Gejege zur Vervollſtändigung des Aus: und Abſchließungsſyſtems, 
bis die jogenannte Non-Intercourse-Act vom 1. März 1809 (melde oberflähliche Schriftftel- 
ler mandmal mit der Embargoacte vom 22. Dec. 1807 und. ihrer Ergänzung durch die Con— 
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grefacte vom 9, März 1808 |bei Martens a.a.D., ©. 459] zulammenmwerfen) praktiſch an die 
Stelle des Embargofnftems trat, welches für die nicht engliihen und franzöſiſchen Häfen vom 
15. März 1809 und überhaupt vom 28. Juni 1809, dem legten Tage der damaligen Gongreß- 
ſeſſion, zu gelten aufhörte. Das gänzliche Embargo war bei dem Widerftand eines großen Theile 
der Bevölkerung nicht durchzuführen geweſen, und wie es ſich herausſtellte, hatte felbft die par- 
tielle Durchführung faft ebenfo viel gefoftet, als ein gewaltiger Krieg von derjelben Dauer ver: 
ihlungen haben würde. Jefferſon (in dem angeführten Werfe, S. 433) bemerft darüber an 
General Armſtrong, den amerikaniſchen Gefandten in Paris: „The belligerent edicts ren- 
dered our embargo necessary to call home our ships, our seamen and property. We 
expected some effect too from the coercion of interest. Some it has had, but much less 
on account of evasions and domestic opposition to it. After sixteen months’ continuance 
it is now discontinued, because losing # 50,000000 of exports annually by it, it costs 
morethan war, which might be carried on for a third ofthat besides what might be got 
by reprisal.“ Die widtigern Staatddocumente aus diefen Vorgängen, deren nähere Erör— 
terung noch einer gründlichen Gefchichte der Eontinentalfperre vorbehalten ift, finden fi außer 
in den amerikaniſchen Veröffentlihungen aud in dem „Annual register‘ für dad Jahr 1809, 
„State papers’, &. 711 fg. Jefferſon jelbit äußerte ſich fpäter jehr misvergnügt über die Auf- 
bebung des Embargo („Writings“, V, 529). Übrigens irren fi die Schriftfteller, welde dies 
amerifaniihe Embargo für unerhört halten. Die Holländer haben wenigftend zweimal, 1781 
und 1803, in gleicher Weife ein Embargo auf ihre eigenen Schiffe gelegt. Dod hat Karſe— 
boom, der in jeiner Schrift über das Embargo („De navium detentione ete.“, Amſterdam 
1840) dieſe Bräcedenzfälle hervorbebt, allerdings überfehen, daß dieſe Vorſichtsmaßregel 
gegen den Feind, alſo nicht von jeiten eines Neutralen getroffen wurde. Infomweit war das 
amerifaniihe Beijpiel einzig, daß ſich ein neutraler Staat des gefammten Schiffahrtsverkehrs 
entihlug. 
. NV. Die biöher beiprochenen Arten des Embargo entbehren durchaus einer feindſeligen Rich— 
tung gegen die davon Betroffenen. Im erften Falle nimmt die Staatsgewalt das Eigentbum 
ihrer Unterthanen um des eigenen vaterländijhen Wohls willen; im legtbeiprodenen Bei— 
ipiel handelte, wie wir ſahen, die amerikaniſche Regierung factiſch allerdings gegen das Inter- 
effe der eigenen Untertbanen, ihre Abſicht ging aber darauf, ihnen zu augen und fie gegen Ge— 
fahren jowie den Staat jelbft gegen Krieg zu ſichern. Aus dem erftern Motiv erklärt es ih, 
weshalb bier von einer Entihädigung keine Rede fein konnte; für Wohlthaten, welche die Für- 
jorge der Regierung zu erzeugen glaubt, wird man nicht entihädigt. Auch das unter II. ers 
wähnte Embargo auf Schiffe fremder Unterthanen, mit denen der das Embargo verfügende 
Staat in freundfchaftlichem Verkehr ſteht, ift, wie wir ſehen, eine Handlung der ftaatlihen Ober: 
hoheit gegen einen wenn aud nur temporären Untertban, und da hier die volle Entihäpigungs- 
pflicht ſtaats⸗ und völferrechtlich anerfannt ift, tritt jeder Gedanke eines feindieligen wie feind- 
lien Handelns zurüd. Etwas ganz anderes ift nun aber das Enıbargo als friegerifche Ge— 
waltmaßregel, als eine Unterart des allgemeinen Rechts der Repreſſalien. Nah ausgebrochenem 
Kriege, mag diejer nun thatjählich eingetreten jein oder durch eine förmliche Erklärung feinen 
Anfang genommen haben, fteht den Kriegführenden eine ganze Fülle von Gemwaltthätigfeiten 
gegeneinander zu, und bid auf den heutigen Tag hat auch das Privateigenthum der Unterthanen 
die Folgen des „Wüthens der Könige‘ zu tragen. Glüdlicher ald das ſchwimmende Privatgut 
ift nad dem neueften Herfommen und Recht das Unterthaneneigenthum auf dem feften Lande. 
Was aber Schiffe und Schiffsladungen anbetrifft, fo gilt gegen diefe noch immer das Recht der 
gegenieitigen Gaptur. Das Gmbargo, das Anhalten eines Schiffe ift ald dad Mindere in dem 
weitergehenden Rechte der Gonfiscation enthalten, und niemand, gegen den die Wegnahme ge: 
rechtfertigt iſt, kann ſich über das Mittel zu dieſem Zweck, wie fi dad Embargo darftellt, bes 
Hagen. Zum Kriegdfelde gehört nicht blos die offene See over dad feindliche Gebiet, jondern 
auch die eigenen Häfen und jonftigen Staatögewäfler, und an fich wäre fein Grund vorhanden, 
weshalb wir beim Ausbruch eines Kriegs die in unfern Häfen gelegenen, durch den Krieg feind- 
lich gewordenen Schiffe und Schiffsgüter ded Gegners nicht fefthalten und confisciren follten. 
Bir finden deshalb das Recht zur Anlegung eines Embargo bei Kriegdausbrud von niemand 
gleugnet, allein Rüdfihten ver Humanirät und Politik Haben dahin geführt, daß die weitaus 
wiften Staaten durch Verträge gegenfeitig auf dieſes Recht verzichtet haben, indem fie den 
Shiffen, welche fih beim Anfange des Kriegs in ihren Häfen befinden follten, den freien Abzug 
Hehatten. Die Erwägung, daß Treu und Ölauben gegen den feindlihen Kaufmann und Schiffs— 
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rheder gehalten werden müffe, der im Vertrauen anf den Schug unjerer Geſetze ſich innerhalb 
unferd Staatägebietd begab, verdient immerhin einige Berückſichtigung, wenn aud dagegen 
geltend gemacht werden kann, daß ein jeder Kriegführende feinem Gegner die Schuld gibt und deffen 
Unterthanen daher nur als Opfer des Unrechts ihrer eigenen Regierung zu betrachten hat; viel 
wirffamer war wol die Rüdficht, daß ed ohne einen ſolchen Verzicht auf Embargo und Feſt— 
nahme immer in den Händen der einen Regierung lag, in den für den legalijirten Seeraub gün- 
ftigften Momente, wenn recht viele Schiffe des fünftigen Gegners in ihren Häfen meilten, 
mit der Kriegderflärung bervorzutreten. Vielleicht die wichtigſte Staatdurfunde des ganzen 
Mittelalters, die engliihe Magna-Eharta, hat fhon diefe Begünftigung des freien Abzugs für 
freinde Schiffer und Handeltreibende aufgeftellt, unter der Bedingung, daß im feindlichen Lande 
die Engländer in gleicher Weife behandelt werden. Bis man davon Nachricht erhält, joll eim 
attachiamentum sine damno corporum vel rerum, eine Feithaltung zur Bürgihaft ein- 
treten. (Die einfhlagenden Artikel ver Magna:Charta find Kap. 48— 50.) Nicht mit Unrecht 
preiſt Montedquieu den englifchen Freiheitsbrief, daß in ihm aud die Intereffen der Fremden wahr- 
genommen worden find. In fpätern Gefegen waren 40 Tage als die Frift für den freien Ab- 
zug beftimmt, doch konnte diefe Zeitgrenge weiter erftredft werden. Die Verträge, welche dieſen 
Gegenftand regeln, jind in Bezug auf die Zeitbeftimmung ſehr verſchieden: drei Monate (3. B. 
ein alter Vertrag zwifhen England und Frankreich von 1610), ſechs Monate (Vertrag zwifchen 
Sranfreih und Nordamerika von 1778), neun Monate (Vertrag zwiſchen Norvamerifa und 
Maroffo ron 1836), ein Jahr (Vertrag zwiichen Preugen und Dänemark von 1818), zwei 
Sabre (Vertrag zwifchen Portugal und England von 1654). Mandmal wird, was Perſonen 
und Güter anlangt, eine Unterfcheidung gemacht, je nachdem jie ih an den Küſten des Landes 
oder im Innern befinden; als Beifpiel einer folhen refp. jehd Monate und ein Jahr anordnen: 
den Verabredung fann der ſchon oben citirte Vertrag zwijchen Frankreich und der Republif San⸗ 
Salvador dienen [vgl. Art. 9: „Si (ce qu'a Dieu ne plaise!) la paix entre les deux hautes 
parties contraitantes venait à &tre rompue, il sera accorde de part et d’autre un delai de - 
six mois au moins aux commergants qui se trouveront sur les cötes, et dun an a ceux, 
qui seront etablis dans l'interieur du pays, pour regler leurs aflaires et disposer de leurs 
proprietes. Un sauf-conduit leur sera en outre delivr& pour siembarquer“ u. f. w.]. So 
groß nun aber auch die Zahl der Verträge ift, welche Verzicht auf das Recht ded Embargo und 
der Wegnahme enthalten, muß leider zugeftanden werden, daß die Befolgung derſelben jehr 
häufig eine Höhft mangelhafte war. Da jie für den Kriegsfall felbft abgeſchloſſen waren, ver- 
fteht es ji von felbft, daß der Krieg ihrer Vollgültigkeit feinen Abbruch thun Fonnte, aber 
nichtsdeſtoweniger weift Die Gefchichte ver Seefriege nur zu häufig die offenbarften Verlegungen 
diefer humanen Stipulationen auf. Ein Schriftiteller, Kaltenborn („Seerecht“, IL, 440) be: 
bauptet freilich, dieſe Stipulationen legten unmögliche Bedingungen auf und dann bürfte man 
ih über ihre Nichterfüllung allerdings nicht wundern. Aber die Wahrheit ift, daß die angege- 
benen Verträge in erfter Reihe für vie im Lande befindlihen Kaufleute mit ihren langjamer zu 
verwerthenden Beiigthümern und Gütern berechnet jind, und nur was die Schiffe angebt, muß 
zugegeben werden, daß der Staat eine große Selbftverleugnung übt,.der ein Jahr lang ein 
Schiff des Feindes im Hafen duldet. Viel richtiger, weil praktiſcher als die ältern Verträge, von 
denen freilich manche nicht mehr in Gültigkeit iind, waren die Zugeftändniffe, welche ſich beim 
Anfang des orientalifhen Kriegs die Friegführenden Mächte gegenfeitig machten, wonad den 
in den verſchiedenen Häfen vorhandenen oder ohne Kenntniß des Kriegszuſtandes anlangenden 
Schiffen der gegnerischen Untertanen eine Frift von ſechs Wochen zum Auslaufen und, ohne 
welche jenes Zugeſtändniß illuſoriſch geweſen wäre, die ungebinderte Rückkehr in ihre Heimat 
verftattet wurde (engliihe Order in Council vom 29. März 1854: „Russian merchant ves- 
sels in any ports or places within Her Majesty's dominions shall be allowed until the 10. 
day of May next, six weeks from the date hereof, for loading their cargoes and depart- 
ing from such ports and places“). Durch diefe Beftimmungen murde die Tragweite des Em: 
bargos, weldyes eine andere Order in Council von demfelben Tage anlegte, ſehr beihränft 
(Her Majesty is pleased to order that a general embargo or stop be made of all Rus- 
sian ships and vessels whatsoever now within or which shall hereafter come into any 
of the ports, harbours or roads within any of her Majesty’s dominions, together witb all 
persons and effects on board the said ships or vessels‘). Auf Kriegsſchiffe, welde ſich 
beim Ausbruch eined Kriegs im feindlichen Gebiet befinden follten, findet nad der Natur der 
Sade und dem Wortlaut der Verträge die Eremtion von der Feſthaltung keine Anwendung, 
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übrigend könnte der Hall auch wol nur in fernen Befigungen praftiich werden. Außerdem ift 
zme Regel über den freien Zug der vorgefundenen Kauffahrteiſchiffe nicht ausnahmelos felbft in 
dem neueſten Kriege zur Geltung gefommen. Niemand würde ed einem Staate verdenfen, 
wenn er die Fahrzeuge des Gegners zurückhielte, um nicht dur fie Nachrichten von wichtigen 
Kriegevorbereitungen an ihre Regierung überbringen zu laſſen, und jelbft neutrale Schiffe bat 
man unter ſolchen Boranefegungen jhon mit einem Enibargo belegt. Der orientalifche Krieg 
bot ein Beiſpiel von Feſthaltung feindliher Kauffahrteiichiffe in den Fall der Schiffe Anna 
Maclifter und William Broderid (das eine lag in Kronftadt, das andere in Reval). Das ruf: 
ſiſche Finan zminiſterium bemerkte darüber in feiner Befanntmahung vom 6.(18.) April 1854: 
„Ausnahmsweiſe und zwar Kriegsrückſichten halber werden die beiden englifhen Schiffe bis 
auf weitered zuriskbehalten werden. Dieſe Schiffe ſollen keineswegs der Confiscation unter: 
zogen und in der Folge, jobald die Umſtände nur irgend die Möglichkeit dazu bieten, freige: 
taffen werben.” Died war alſo ein Beijpiel eines reinen Embargo, während jonft häufig die 
Anbaltung nur ald Mittel zur Gonfiscation plapgreift. Ubrigens fann audy die Gaptur von 
Schiffen während eines Kriegs factifch die Wirfungen eines Embargo äußern, wenn nämlich 
der Staat die aufgebrachten Schiffe nicht condemniren läßt. So geſchah es in dem deutſch-däni— 
ihen Kriege. Wenn man endlih aud von einem Embargo fpricht, welches der Kriegführende 
den Schiffen feiner eigenen Unterthanen auflegt, fo ift dabei überjehen, daß im allgemeinen 
durch die Tharjache ded Kriegs der Verkehr mit den gegneriſchen Untertbanen verboten ift; ein 
joldes Verbot des Auslaufend für die eigenen Schiffe bat daher nur eine praftiiche Bedeutung 
für den Berfehr mit den neutralen oder den eigenen Landeshäfen. Als Gmbargo kann man das 
allgemeine Berbot des Verkehrs mit dem feindlichen Lande (der jedoch freigegeben werden fann 
und z.B. dur vie neueften engliſch-franzöſiſchen Ordres und Decrete, den hinefifchen Krieg be: 
treffend, faſt unbeſchränkt erlaubt ift) ſchon deshalb nicht bezeichnen, weiles auch die in andern 
Hafen oder auf offener See befindlihen Schiffe trifft. Die Einſchärfung des Verbots enthielt 
beiſpielsweiſe pie ſchon citirte Order in Couneil vom 29. März 1854: „Itis this day ordered 
hy Her Majesty by and with the advice of Her Privy couneil, that no ships or vessels be- 
longing to any of Her Majesty's subjects be permitted to enter and clear out for any of 
the ports of Russia until further orders.“ 

V. Bir haben im Vorſtehenden die Maßregel des Embargo ald Incivenz der friegerijchen 
Handlungen von Staat zu Staat betrachtet; etwas anderes ift das Gmbargo ald Ginzelrepref: 
jalie. Auch ohne daß man zum Kriege vorfchreitet, fteht ed einem Staate zu, das widerredt: 
iche Handeln eines andern Staates, wofür ih auf dem Wege der Güte Feine Genugthuung 
erlangen läßt, durch ein anderes Unrecht, das aber zum Rechte wird, weil e8 dem Unrecht ent: 
gegentritt, wie die Gewalt des in der Nothwehr Befindliben eine rechtmäßige Gewaltthätigfeit 
wird, zu beantworten. Unter den hierfür geeigneten Mitteln hat ſich von jeher dad Embargo den 
Staaten empfohlen. Gin joldes Verhältniß zwiichen zwei Staaten ift nod fein Krieg; würbe 
animo hostili gehandelt, jo wäre mit der Beſchlagnahme ver Krieg ſchon da, aber wir jegen vor: 
aus, dag der ein Embargo auflegende Staat zunächſt den Krieg nod nit will, Man hat dieſe 
Raßregel mit ver Pfändung des Privatredhts verglichen, allein wie bei den Nepreflalien über— 
baupt gilt audy für die Anlegung des Embargo die Negel, daß alle möglichen gütlihen Mittel 
(3. B. der Rechtsweg, ſoweit er zuläffig war) verſucht fein mußten. Es wäre freilich zu viel 
behauptet, daß dieſe Regel immer beobachtet worden; ebenjo wenig ift die andere von Grotius 
aufgeftellte Forderung „in re minime dubia” eine praftifche, da jeder Staat geneigt fein wird, 
keinen Anfpruch oder das gegen ihn verübte Unrecht als zweifellos zu betrachten. Hier ift übri— 
gend nit der Drt, die ganze Lehre von den Repreſſalien darzuftellen. Wir befhränfen uns auf 
die Hervorhebung einiger Beifviele von Embargos diefes Charakters und auf die Frage, in: 
wierpeit die allgemeinen Stipulationen gegen dad Embargo auch ſolche nichtkriegerifche Feſthal— 
tungen ausſchließen. Als die Hamburger einige holländiſche Schiffe 1460 feitgebalten hatten, 
gten die Holländer ihrerfeits ein Embargo auf hamburger Fahrzeuge. Im Jahre 1799 legte 
Stanfreih ein Embargo auf bamburger Schiffe, weil der Senat den irländifchen Nevolutienär 
nd franzöſiſchen Bürger Napper Tandy zum Zweck der Auslieferung an England feftgenom. 
am. Im Jahre 1800 legte Kaiſer Baul von Rußland ein Embargo auf die in ruſſiſchen Häfen 

kindlichen engliſchen Schiffe, weil die Engländer die den Franzoſen abgenommene Infel Malta 

ht dem Malteſerorden, deſſen Großmeifter der Kaifer war, herausgegeben hatten, Diefe 

Mötegel und die von Rupland angebahnte zweite bewaffnete Neutralität veranlaßten Eng: 
Suns-terifon, V. 6 
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land jeinerjeitd zur Anlegung eines Embargo auf ruſſiſche, däniſche und ſchwediſche Schiffe. 
(Order in Council vom 14. Jan. 1801, bei Martens, Supplement, II, 419). Daß diefe Map: 
regel ſowol von der Regierung, welche fie traf, ald von derjenigen, gegen welche fie gerichtet war, 
nicht als Friegerifch betrachtet wurde, geht aus der Note des Staatsſecretärs Korb Granville, 
welde ihre Mittheilung an den däniſchen Gejandten begleitete (Martens, II, 420), ſewie aus 
der dänischen Proclamation vom 28. März 1801 (bei Martens, ©. 452), hervor, mo es heißt: 
„attendu que toutes les mesures et demarches amicales pour procurer la levee de lem- 
bargo .... ont &t& infructueuses,” Im Kriege hören die „freundſchaftlichen Maßregeln‘ auf. 
Erit fpäter begannen die Keindfeligkeiten gegen Dänemark, welde mit der Schlacht auf ber 
Rhede von Kopenhagen am 2. April endigten. Mit Rußland Fam e8 gar nicht zum eigentlichen 
Kriege. Die Convention vom 17. Juni 1801 (vgl. Eonvoi) ift deshalb auch Fein Friedens— 
vertrag. 

VI. Bon dem Embargo, welches abjihtlidy gegen das Intereffe der davon betroffenen linter: 
thanen fremder Staaten entweder als friegeriiche Handlung oder ald Unterart der Repreffalien 
gerichtet ift, unterfcheivet die Theorie (wenigſtens ein angefehener Theil ver Schriftfteller) die 
Anhaltung von Schiffen in Vorausſicht oder Abjicht ſpäterer wirklicher Beindfeligkeiten, und es 
muß zugeftanden werden, daß, wenn auch nicht in allen, doch in manchen Fällen zwifchen dieſem 
Verhältniß und der bloßen Repreſſalie Verſchiedenheiten obmwalten. Gemeinſchaftlich ift ihren 
jedoch, daß die ausdrückliche vertragsmäßige Ausſchließung des Embargo ſich auch auf fie erſtreckt. 
Ginige der jhon genannten Beispiele laſſen ſich allerdings auch unter dieſen Begriff des Embargo 
quia timet, wie man e8 bezeichnet hat im Gegenfag zur Nepreflalie ald Antwort auf ſchon zuge— 
fügtes Unrecht, bringen, wenn es aud) irrig ift, daß namentlich englifhe Autoritäten das Embargo 
gar nicht als Art der Neprejfalie gelten laffen wollen. Die ausführlidfte Erörterung über das 
Embargo, weldes ohne Repreffalie jein zu follen und nicht nad der Kriegserklärung angelegt 
wurde, Enüpfte fih an die englifch=franzöfifchen Zwangsmaßregeln gegen Holland, als ver König 
des letztern Landes jich weigerte, die Stipulation ded Vertrags vom 15. Nov. 1831 zu voll: 
zieben. Durch den Vertrag vom 22. Det. 1832 vereinigten jih England und Frankreich, die 
Nachlebung der von den fünf Mächten aufgeftellten Forderungen, die Räumung insbefondere 
der von den Holländern noch bejegt gehaltenen Theile des neuen Königreihs Belgien mit Gewalt 
durdhzufegen, wenn einer dedfallfigen Sommation an die betreffenden Regierungen feine Folge 
gegeben werde („LL. MM. procederont sans autre averlissement ou delai aux mesures qui 
leur paraitront nöcessaires pour en forcer l!’ex&culion”). Al8 Motiv war angegeben: „que de 
nouveaux retards dans cette ex&culion compromettaient serieusement la paix generale 
de l’Europe.' Da jidy Belgien, in veifen Intereffe der Schritt der beiden Mächte der Sachlage 
nad) war, fügte, Holland aber nicht, erging am 6. Nov. die engliſche Order in Council, wo= 
dur allen engliihen Schiffen die Fahrt nad holländischen Häfen verboten, ein Embargo auf 
alle holländifhen Schiffe in engliihen Häfen gelegt und den englifhen Kriegsihiffen Befehl 
gegeben wurde, holländiſche Schiffe aufzubringen. Die franzöftiihe Orbonnanz vom 7. Nov. 
1832 beſchränkte fih auf die einzige Beitimmung: „L’embargo sera mis sur tous les navires 
hollandais qui se trouvent dans les ports de France.” In weiterer Ausführung der Gonven: 
tion vom 22. Det. 1832 wurde die Gitadelle von Antwerpen, die die Holländer nicht verlaffen 
wollten, von einem franzöftihen Heere belagert und durd Kapitulation geräumt. In England 
nahm die Torypartei ein reges Interefle an der holländiſchen Sade; fie hielt die Zerſtückelung 
des 1814 gegründeten Königreichs für einen furhtbaren Misgriff, der Frankreich allein Nugen 
bringen und die europäifchen und engliſchen Intereffen aufs tiefjte verlegen müjfe. Dazu kam ver 
Unwille des engliſchen Handelsitandes, feine Verbindungen mit Holland fo plöglih unterbro- 
hen zu jehen. Der legtere hielt Verfammlungen, während die Oppojition im Parlament ſowol 
bei der Adreßdebatte ald bei einigen andern Gelegenheiten die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßig- 
feit des Embargo gegen Holland einer eingehenden Kritik unterzog. Im Oberhaufe führte Kord 
Aberdeen, im Unterhauſe Sir Robert Beel ven Angriff. Man mollte in ver Mapregel weder 
einen Reprejlalienfall nod einen Incivenzpunft ded Kriegs ſehen, legteres nicht, da die Winifter 
und befonderd Lord Palmerſton erflärten, daß zwiſchen England und Holland fein Krieg beftehe. 
Von minifterieller Seite wurde dagegen eingewendet, daß man ſich allervings habe auf Krieg ge- 
faßt machen müſſen und dap das angelegte Embargo ald Zwangsmittel im Hinblif aufden nicht 
unmöglihen Kriegsfall befchloffen worden. Seine Verträglichkeit mit ven Regeln des internatio-: 
nalen Rechts wurde beſonders von Lushington, dem jegigen Apmiralitätärichter von England, am 
überzeugendften vargethan. Überhaupt gaben diefe Verhandlungen Anlaß, die ganze Embargo- 
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Iebre im Lichte der neueften Auffaffung zu betrachten. In Bezug auf die Repreffalien i in Geftalt des 
Gmbarge wurde mit Recht geltend gemacht, daß fie nur für felbfterlittenes Unrecht, nicht auch als 
Beantwortung ded einem Dritten zugefügten gerechtfertigt fei, ein Grundfag, den auch ſchon 
Pattel ausſpricht. Zur Erläuterung diente das engliihe Embargo auf preußiiche Schiffe, 1806, 
nicht blod wegen der Belegung Hannovers durch Preußen, was England nichts anging, fondern 
‚wegen ver Anichliegung Preußens an das Continentalſyſtem eingetreten. Daß es, wie wir ſchon 
oben ausführlich dargetban haben, auch Embargoß gibt, welche mit feindfeliger Abſicht gar nichts 
zu thun haben, wurde bejonders dur ein Gitat aus den Entiheidungen Sir William Scott’s 
bewiefen, über den man bei ver Gelegenheit erfuhr, daß er die Reports feiner Urtheile, wie fie 
bei Robertion gedrudt find, felbft forgfältig revinirt habe. Zur ausprüdlihen Anerkennung 
fam der vorfichtige und vorjorgliche Gharafter diefer Gewaltmaßregel, welche eben nur die Feſt— 
haltung, niht aber die Aneignung oder Zerftörung der faiiirten Schiffe und Ladungen will, 
weshalb denn auch Schon durch eine Order in Council vom 3. Dec. 1832 alle Schiffe mit leicht: 
verberblihen Ladungen von dem Embargo befreit wurden, eine Grleihterung, welche ſich der 
Handelöfland vergeftalt zu Nuge machte, daß ſogar Eifen als leichtverderblich ven Händen der 
Zollbeamten entihlünfte. Darüber, daß Holland in dem angelegten Embargo fowie in der Auf: 
bringung holländiſcher Schiffe einen Kriegsfall hätte fehen fünnen, war man einverftanden. 
Holland beihränfte ſich jedoch darauf, den engliihen Schiffen den Aufenthalt in ven holländiſchen 
Häfen zu verfagen. (Arrete du roi vom 16. Nov. 1832.) 

VII. Einen Sauptpunft der parlantentariihen Discuffion über das holländifhe Embargo 
bildete eine ſtaats rechtliche Frage, welche zunächft zwar nur England betraf, aber auch in andern 
Ländern aufgeworfen werden fann: wer hat das Recht, die verſchiedenen Arten des Embargo 
aufzulegen? Das Völkerrecht als ſolches hat ed nur mit den Rechtswirkungen der Anordnung 
für andere Staaten zu thun; die Löſung diefer vorliegenden Frage muß in dem Verfaſſungs— 
recht des einzelnen Bandes geſucht werden. Mit ven ſchon angeführten Stellen ver Magna: Gharta 
(„Omnes mercatores habeant salvum et securum exire de Anglia et venire in Angliam et 
morari et ire per Angliam, tam per terram quam per aquam ad emendum et vendendum 
sine omnibus malıs toltis per antiquas el rectas consuetudines praeter quam in tempore 
guerrae et si sint de terra contra nos guerrina’”) und einigen Erklärungen früherer Kö: 
nige z. B. Eduard's 11. 1315, daß er ein gewünſchtes Embargo nicht auflegen’ könne, weil er mit 
dem Volke nicht im Kriege fei, ſuchte man zu beweifen, daß ein ſogenanntes civil embargo nicht 
obne ausdrückliche Barlamentdacte auferlegt werden könne, daß die Erlaſſung durd König und 
Minifterium allein (als Order of Privy couneil) nur auf das wirflid Eriegerifche Embargo 
als Ausfluß des Kriegs: und Friedensrechts der Krone ſich erſtrecke. Der wichtigſte Präcedenzfall 

dafür ift, van, ald 1766 bei ver großen Theuerung die Regierung ein Embargo auf alle mit 
Weizen beladenen Schiffe gelegt hatte, fie fidh dafür durd die Barlamentsarte 7 George II ein 
Indemnitätsgejeg geben ließ. Allerdings mar hier der Gegenjag zwiſchen Geſetz und Verord— 
nung dadurch geſchärft, das die Parlamentsacte 22 Carl I, c. 13 eine ſolche Anordnung, wie 
ie 1766 getroffen ward, ausdrücklich verbot (Bladftone, „Commentaries”, 1,270fg.; Mabon, 
„History of England”, V, 174, 176). Wie ungewiß der Stand ver Rechtsfrage war, erfieht 
man daraus, dag die zwei beveutendften Juriften des Oberhaufes, Lord Mangfielo und Lord 
Gampden, über vie Nothwendigkeit einer Indemnitätsbill audeinandergingen und das Mini: 
ſterium (Lord Chatham) felbit nur mit Wiverftreben die Maßregel billigte. Von fpätern 
Rednern und Schriftftellern find befonderd Lord Erskine und Lord Brougham gegen die Recht— 
mäßigfeit eines ſolchen füniglihen Befehls aufgetreten, und ihren Ausführungen werden jeßt 
wol die meiften Autoritäten ſich anfchließen. Gegenmwärtig beftimmen die englifhen Zollgefege 
(Customs consolidation act), auf welche Gegenftände die Königin ein Embargo legen fann; 
gegen die Schiffe felbft ift ein Givilembargo nur durch Parlamentsbeſchluß zu verfügen. Und in 
der That ift jetzt ſchwerlich ein Ball zu denfen, in dem ein Givilembargo nothiwendig wird; unt 
jollte er einmal eintreten, fo gibt ed den doppelten Ausweg, daß das Minifterium die Berfügung 
is vorläufige Illegalität auf eigene Verantwortlichfeit wagt over dad Parlament raſch zufam: 
nenruft. In Amerika fommt, wie wir fhon fahen, die Streitfrage in einer andern Geſtalt vor, 
die Einzelſtaaten oder die Gentralgemwalt (hier nicht die Erecutive, jondern die Legislatur) 
wAnlegung eines Givilembargo befugt ift. In andern Staaten wird die allgemeine Grenze 
—— Geſetz und Verordnung auch über vie Zuläfiigfeit und Nichtzuläſſigkeit einer ſolchen 
Daßregel durch Die Erecutive allein entfheiden. Für das friegerifche Embargo, vie Repref: 

6” 


54 Embargo 


falie und das Embargo als auf einen Krieg hinzielende Maßregel ift nad allen Verfaffungen, 
welche monarchiſch find, die Vollmacht in dem Kriegs: und Friedensrechte der Krone enthalten. 
Die ſchon beſprochenen Verträge modificiren nur die völkerrechtlichen Wirkungen folder An— 
vrdnungen. 

VII. Nachdem durd die Gonvention vom 21. Mai 1833 die Verhältniffe zwifchen Hol: 
land, Branfreih und England fo wiederhergeftellt waren, wie fie vor dem 6. Nov. 1832 ge: 
wejen, fiel aub das Gmbargo fort, allein noch lange fegte ji die Discuſſion über den recht— 
lichen Charakter fort, befonders von jeiten der Holländer, weldye darin unrehtmäßigen Zwang 
ſahen (befonderd Karjeboom, ©. 69). In Deutfchland fand diefe Auffaflung einen lebbaf- 
ten VBertheidiger in dem leider fo früh dem Vaterlande und ver Wiſſenſchaft entrilfenen Wurm 
(„Staatd:L2erifon’, zweite Auflage, Art. Völkerrechtliche Selbitbülfe). Cine fühlere Betrach— 
tung ber Frage bat zu einem andern Reſultat führen müſſen. Die Hoffnung, welche die eng: 
lifhe Regierung hegte, daß es dem durd das Embargo aufgelegten Druck gelingen werde, die 
Holländer zur Nachgiebigkeit zu ftimmen, ging in Erfüllung, ſchloß aber nidyt aus, daß die Kol: 
länder wirklich die Zwangsmaßregel mit einer Kriegderflärung oder offenem Widerjtande be- 
antworteten. So findet denn auch Hefiter („Völkerrecht“, $. 112) ein foldhes Verfahren nicht 
blos zuläſſig, Tondern verglichen mit dem vollen Kriege im Interejje der Humanität erfreulich. 
Er bemerkt dies freilih nur in Betreff der Blofade (und zwar ohne die Stellung nichtbetbeilig- 
ter Staaten zu einer ſolchen Maßregel Ihärfer zu präcifiren; vgl. darüber den Art. Durd: 
ſuchungsrecht), allein offenbar gebt die Argumentation auch auf ven Kal des Embargo als 
Zwangsmaßregel vor den Kriege. Die Streitigkeiten, welche ih 1840 zwiihen England und 
Neapel über die Schwefelausfubr zutrugen, werden nicht felten al& weiteres Beiſpiel eines an— 
geblib ungeredtfertigten Embargo in Friedenszeiten angeführt. Genauere Kenntniß der 
Vorgänge führt auch in diefer Angelegenheit zu einem andern Urtheil. Zunächſt wurde auf die 
neapolitaniihen Schiffe in England fein Embargo gelegt, jondern die Gewaltthätigfeit be: 
ihränfte jih auf die Aufbringung und Feitbaltung neapolitanifher Schiffe im Mittelländifchen 
Meere, wozu eine Order in Council nit nöthig war. Der Charakter dieſer Zwangsmaßregel 
war offenbar der einer Nepreffalie, und ebenfo muß das wirkliche Embargo genannt werden, 
welches die neapolitanifche Negierung am 26. April 1840 auf die engliihen Schiffe in neapoli: 
taniihen Häfen legte. Durch Sranfreihs Vermittelung wurde dann der Streit ausgeglichen. 

IX. Die Aufbebung eines einmal angelegten Gmbargo gebt nad allgemeinen Rechts: 
grundjägen von derfelben Gewalt aus, melde daſſelbe angeordnet hatte. Findet die Mishellig- 
teit, aus welder diefe Mapregel entiprang, ihre friedliche Erledigung, fo wird, wie Lord Sto— 
well fagte, das Embargo für den Kriegsfall ein bloßes Givilembargo. Es wird rückwirkend jo 
angejehen, ald wenn nicht in gegnerifcher Abjicht die Auhaltung angeorpnet worden, Für die— 
jen Fall ift die anhaltende Negierung verpflichtet, die angebaltenen Schiffe und Waaren in dem: 
jelben Zuſtande zurüdgzuliefern, wie fie diejelben überfommen. Wenn daher, was bei Embar— 
308 zuläfjig ift, leichtverderbliche Waaren verkauft worden find, fo tritt dafür volle Entſchädi— 
gung ein, ed fei denn, daß fich der andere Staat ausdrücklich dieſes Nedytö begeben bat. An: 
dererjeitd, wenn dad Erwartete wirflic eintritt und der Krieg beginnt, fo verwandelt ih nad 
der ftrengen Anficht der völferrechtlihen Autoritäten das Embargo in die Captur. Die Schiffe 
und Güter, welche zunächſt nur mit Beſchlag belegt waren, jind jegt ebenfo rüdwirfend als con: 
ſiscirtes Eigenthum anzujeben. „The seizure is at first equivocal and if the malter in dis- 
pute terminates in reconciliation, Ihe seizure becomes a mere eivil embargo ; but if it ter- 
minates otherwise the subsequent hostilities have a relroactive eilect and render the em- 
bargo a hostile measure ab initio. The property detained is deemed enemy's property, 
and liable to condemnation” (Sir William Scott bei Nobinfon, V, 233). Die ame- 
rikaniſchen Gerichte haben diejelben Grundfäge angenommen (Kent, „Commentaries“, I, 57). 
Was gegen das bloße Embargo auf Güter, die jih im Schuge der fremden Staatsgewalt be- 
finden, geltend zu machen ift, bezieht fih natürlich in noch viel ſtärkerm Maße auf die förwuliche 
Wegnahme. Schügen Verträge gegen jenes, fo ift von jelbft die zweite Mafregel ausgeſchloſſen, 
und würde nad) den neueften Reformvorſchlägen jogar im vollen Kriege das Brivateigenthbum 
der Unterthanen freigelaflen, fo fünnten Embargos nur den Sinn haben, Nachrichten abzu- 
jperren oder fih gegen Entihädigung ihrer Dienfte der Schiffe oder der Waaren zu verfibern, 
das Friegerifche Embargo wäre alsvann ganz auf die Dimenitonen des Givilembargo zurück— 
geführt. Es mag im allgemeinen ſchwer halten, den Charakter der Fünftigen Seekriege zu be- 
ſtimmen; es ift möglich, daß die vielen Mitverungen, weiche die Theorie glüdlid in die Praxis 
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eingeführt hat, nicht oder noch nicht zur vollen Entfaltung fommen werden, wenn wie im Anz 
fang diefes Jahrhunderts Gegner gegeneinander in den Kanıpf fommen, von denen der eine 
aur in der Vernichtung des andern feine Sicherheit finder; aber jo viel glauben wir behaupten 
zu dürfen, daß die vielen Verträge, welde Civil- und Friegerifches Embargo entweder ganz ver- 
bieten oder Doch in jehr enge Grenzen drängen, in unjern Tagen unter dem Schuß der öffent: 
lihen Meinung und des lebendigen Rechtsgefühls der Nationen viel weniger thatſächlichen Ver: 
legungen ausgeſetzt fein werben. 

X. Die Literatur über das Recht des Embargo wird theild durch die größern Werke über 
Völkerrecht, theils durch die Arbeiten, welche das Seerecht behandeln, und, freilih nur felten, 
durd eigentliche Monographien gebildet. Bon legterer Art ift die ſchon citirte Abhandlung von 
Karfeboom, „De naviam detentione, quae vulgo dicitur Emhargo“ Amſterdam 1840); aus 
früherer Zeit iſt zu nennen: Steck, „Essais sur divers sujets’’ (1794), S. 3 fg. Außerdem 
beſonders Pöhl's „Seerecht““, ©. 1164; Kent, „Commentaries“, 1,58; Jacobſen, „Seerecht 
des Friedens und Kriegs“, S. 529; Kaltenborn. „Seerecht“, $. 2 g 33; Nau, ‚„Völkerſeerecht“, 
8.258 f9.; Real, „Science du gouvernement”, V, 630; Hübner, „De la saisie” etc, 
©. 107: Seffter, „Völkerrecht“, $. 112; Wheaton, „Elements“, Thl. 1, Kap. 1, $.4 (die 
Berücküchtigung der Embargolehre in der „Histoire des progres’ ift ungenügend) und die 
im Laufe der Darftellung angeführten Werfe. 9. Marguardien. 

Eminens jus (potestasund dominium eminens, äußerſtes Redt, Ober- 
eigentbumdreht und Nothrecht des Staates, jJusextremae necessitatis, 
Staattraijon). Es ift das Weſen und der erfte Örundfag des Nechtöftaates, daß deilen Negie: 
zung überall das Rechtsgeſetz, die Achtung der öffentliben und Vrivatrechte der Bürger als 
Grundbedingung und Grundgeſetz ihres Wirkens anerfenne. Wie der vernünftige Menſch bei 
ſeinen Thätigkeiten für Verwirklichung aller feiner verihiedenen höhern und niedern menſch— 
lichen Zwecke vo ftetö an feinen Organismus, an feine Orundformen und Örundgefege gebun: 
den iſt, wie er die Glieder oder Organe, mit welchen er wirken muß, und ihre Gejege ſelbſt, wenn 
ihn einzelne derfelben augenblidlih hemmen und jtören follten, doch nicht verlegen und zerftören 
darf, jo iſt die politifche Lebensthaͤtigkeit des Staates für ſeine politiſchen Lebenszwecke an das 
Recht gebunden. Das Recht iſt ja die Grundform, der Organismus für das politiſche Leben 
.W.1,S.XLN. 

Als Ausnahme hiervon führt man an die in der Überichrift genannten Hoheitsrechte des 
Staated. Doch muß von den übrigen zuerft das fogenannte Obereigenthumsrecht des Staates 
unterfdieden werden. Dieſes ift nämlich in einem der Beudalzeit angehörigen Sinne für den 
Rechtsſtaat ein linding. Damals betrachtete man nämlih Häufig den Regenten ald den Ober: 
lehnsherrn des ganzen Landes, felbft wo er ed in Wahrheit von jehr vielen Gütern durchaus 
nicht war, und gab häufig diefem Obereigenthumsrecht eine Ausdehnung, wie es ein orienta- 
liiher Sultan gegen feine rechtlofen Sklaven bat. In dem Grade aber, wie irgend die freiern 
Rechtsgrundſätze und freie Verfaſſungen ihre Herrſchaft behaupteten oder gewannen, mußte 
diefes despotiſche Obereigenthumsrecht verſchwinden, ſelbſt wenn auch noch der Titel fortdauertr, 
wie denn die Könige von England von Wilbelm’s des Grobererd Zeiten an den Titel Oberberru 
oder Obereigenthümer (Lori paramount) von ganz England bis in die neuern Zeiten fort: 
führten, obgleich längſt Fein Gedanke an ein wirflihes Obereigenthumsrecht over jelbft nur an 
eine wirkliche Oberlehnsherrlichkeit des Könige über die Güter der freien Briten dieſen aud nur 
in den Sinn kommt. 

Berihieden von diefem allgemeinen und despotiſchen Obereigenthumsrecht iſt ein oberlehns— 
berrlihes Recht da, mo ed aus beſondern Rechtstiteln in Beziehung auf beſondere beftimmte 
Lehngüter entweder für den Fürften oder auch Brivatperfonen nachgewieſen werden kann. 
Davon ift im Lehnrecht zu handeln. Es iſt als ſolches gar fein wirkliches Staatshoheitsrecht. 

Sodann ift ganz davon verfchieden dad Erpropriationsrecht des Staates oder fein wirkliches 
Hoheitsrecht, aus dringenden Gründen des Öffentlihen Wohls von den Bürgern gegen volle 
Sntihädigung gewiffe Vermögensrechte, etwa ein Grundſtück, welches in der Linie einer zu 
ttrichtenden nothwendigen Landſtraße liegt, dem Staate abzutreten. 

Bon diefem Rechte, weldes man unter dem Namen dominium eminens zum Theil von 
mem widerfinnigen despotiichen Obereigenthum ableiten wollte, ift ſehr zu unterfcheiden das 
um Theil ebenfo irrig damit verwechſelte äußerſte Recht oder Nothrecht des Staates, jus emi- 
tens oder extrermae necessitalis, 

Dieſes legtere, von allen bisher berührten Verhältniffen gänzlich verſchieden, iſt nichts 
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anderes ald das allgemein fogenannte Nothrecht oder die Straflofigteit der in einem wahren 
Nothſtand zur Rettung der Eriftenz ergriffenen Notbmaßregeln, angewendet auf die moraliſche 
Perfon ded Staates oder der Etantöregierung als ſolche. An fi fteht dieſes ſogenannte Noth— 
recht jeder rechtlichen Perfünlichkeit zu. Seinen eigentlien Grund fpricht am beiten das Volks— 
jprihwort aus: „Noth hat fein Gebot.” Dad Rechtsgeſetz hat nämlich Die Aufgabe, das freie 
Nebeneinanderbeftehen, die rechtliche Coexiſtenz der rechtlichen Perſönlichkeiten möglich zu 
machen, dafür gibt es feine Vorſchriften. Da aber oder für den Fall, wo ein ſolches Neben— 
einanderbeftehen phyiifch ganz unmöglich ift, und wo nicht zugleid) eine bereitd Durch rechtlichen 
Vertrag übernommene befondere rechtliche Verpflichtung, eine beſtimmte Gefahr zu beftchen, 
nachgewieſen werden Fann, da fpricht das Nechtögefe gar nicht, weil ed ja feinen Zweck — das 
freie Nebeneinanderbeftehen — doch nicht erreihen kann. Hier muß lediglich die Moral des in 
ver Lebensgefahr Befindlichen enticheiden. Das Rechtsgeſetz fhweigt: Noth hat fein Gebot. 
So namentlich in dem ſchon von Cicero für diefen alten Sag angeführten Beifpiele, wenn zwei 
Schiffbrüchige zugleih ein Bret erhafchen, dad nur einen tragen kann. Hier ift es juriſtiſch 
itraflo®, wenn einer von beiden den andern herunter in das Grab der Wellen flürjt. So 
rechtfertigt fich auch die Strafloſigkeit des Nothdiebſtahls. 

Wollte man dieſes ſogenannte Nothrecht nach der gewöhnlichen Weiſe mit Feuerbach dadurch 
begründen, daß hier Strafloſigkeit eintrete, weil in der Lebensgefahr die Furcht vor der Strafe 
nicht wirken könne, ſo läßt ſich dieſe völlige Unwirkſamkeit nicht einmal erweiſen. Auch würde 
ja dadurch alsdann die Rechtswidrigkeit der Handlung, die Verbindlichkeit zum Schadenerſatz 
u. ſ. w. nicht aufgehoben. Vollends müßte aber nad dieſer Begründung Feuerbach auch den 
Soldaten freiſprechen, der den lebensgefährlichen Poſten gegen ſeine Kriegerpflicht preisgibt. 
Dennoch kann dieſer das Nothrecht darum nicht für ſich anführen, und er kann geſtraft werden, 
weil er hier nach dem Rechtsgeſetz zum voraus die beſondere Rechtspflicht übernommen hatte, 
dieſe Gefahr zu beſtehen, ſelbſt wenn ſie ihm auch das Leben koſten ſollte. 

Außer dieſer Beſchränkung des Nothrechts muß aber vor allem die in der richtigen Begrün— 
dung und in dem wahren Begriffe derſelben enthaltene Bedingung ſtets im Auge behalten wer— 
den, daß durch die Nothmaßregel eine wahre gegenwärtige Gefahr für die ganze Exiſtenz der 
rechtlichen Perſönlichkeit abgewendet werden ſoll. Blos wegen Beſorgniſſen zukünftiger Gefah— 
ren oder auch blos um dieſes oder jenes Vortheils willen, oder um dieſes oder jenes meiner 
äußern Rechte beſſer zu erhalten und zu ſchützen, darf ich natürlich die Rechte anderer nicht an— 
greifen oder verlegen, fofern ich nicht etwa nur gegen einen gegenwärtigen, erweislich rechts— 
widrigen Angriff auf mein Recht die rechtliche Nothwehr gegen den ungerecht Angreifenden 
ausübe. (S. Nothwehr.) Die Nothwehr aber muß natürlich ebenjo wie jene früher erwähnten 
Verhältniffe gänzlid von der Nothmaßregel oder dem jogenannten Nothrecht zur Nettung in 
einem Notbftande unterfchieden werden. 

In der bezeichneten Beſchränkung und unter der angegebenen Bedingung findet nun ebenjo 
gut wie für einzelne Privatperfonen aud für ven Regenten und für die moralifche Perſon des 
Staates zur Nettung ihrer Eriften; in einem wahren Nothitande das Nothrecht oder die Befug— 
nid zu Nothmaßregeln ftatt, Und da das Weſen eines individuellen Staates in feiner Verfaſſung 
beſteht, jo läßt ſich eine Nothmaßregel aud) denken zur Abwendung einer wahren gegenwärtigen 
Gefahr für die Eriftenz ded Weſens der Berfajlung. Es wird alfo z.B. eine Negierung fein 
rechtlicher Vorwurf treffen, wenn jie, um ihre oder des Staates durch Kriegsgewalt bedrohte 
Griftenz zu retten, ſolche friegerifche Gegenmittel ergreift, die fie für nothwenvig hält, wenn 
auch diefelben dem Leben und Eigentbum ſchuldloſer Bürger unerjegliche Verlegungen begrün— 
den follten. Hier findet feine weitere rechtliche Befhränfung für die Ausübung der Nothmaß— 
regeln ftatt, als daß die möglichſt milden oder die [honendften Mittel ergriffen und, fomweit e8 der 
Zwed der Rettung erlaubt, auf die wenigft rechtsverletzende und die f[honenpfte Weife ausgeübt 
werden müffen. Hierzu wird vor allem audy erfordert, daß, wenn verfaflungsmäßige Nechte ver 
Bürger verlegt oder fuspendirt werden müffen, wo nur immer möglich bie verfaſſungsmäßige 
tändiiche Zuftimmung, wie in England zu einer Suspenfion der Habeas-Corpus-Acte, einzu= 
bolen ift. Sodann aber muß der für Unſchuldige durd die Staatsnothmaßregel begründete 
Schaden, foweit möglih, aus dem Staatövermögen erjegt werden. Er wurde ja begründet für 
das allgemeine Wohl aller, und folde für diefen Zwed vom Staate felbft begründete Laſten 
müſſen von allen Bürgern nad) dem Grundfaß der rechtlichen Gleichheit getragen werden, wenn 
auch der vom Staate nicht herbeigeführte, von Feinden zugefügte Schaden als Zufall betrachtet 
werben darf. 
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Die häufigſten Fehler, welde in Beziehung auf das Staatsnothrecht oder in Beziehung auf 
die dur die Staatsraiſon entfhuldigten Verlegungen der Verfaſſung und der Privatrechte 
Battfinden, find die, dag man ſich ſolche Verlegungen der Verfaſſungs- oder der gerichtlichen 
Formen, Berlegungen der gerichtlichen Unabhängigkeit, ver perſönlichen Freiheit, des Brief: 
geheimniſſes, Unterdrückung der Preßfreiheit, überhaupt einen Belagerungdzuftand gegen die 
Bürger und gegen ihre rechtliche Freiheit erlaubt, ohne daß eine wahre Griftenznoth da ift, ent: 
weder aus übertriebener Angſtlichkeit und Muthloſigkeit oder bloß zur Bequemlichkeit ver Regie— 
renden und zur beſſern Durhführung ihrer befondern Zwede und Abfichten. 

Nichts charakterifirt mehr die Schwäche, die Ingeichiclichkeit uud den Despotismus einer 
Staatätheorie, eined Staatdmannes und einer Staatdregierung als ſolche leichtfertige Annahme, 
Rechtfertigung und Vollziehung angebliher Notbmaßregeln. Nichts vernichtet und bedroht 
mebr alle rechtliche Verfajlung, alle Sicherheit und Freiheit. Nichts gefährdet aber auch mehr 
die Achtung und Sicherheit der Throne. Denn das Volk wird dadurch aufgefordert, die Regie— 
vung als ſchwach, al& von der allgemeinen Liebe verlaffen und als feig und rechtswidrig zugleich 
anzujeben und auch ſeinerſeits zu rechtswidrigen Sicherungsmaßregeln zugreifen. In der erften 
großen wirklichen Gefahr flürzt dann der Thron. Man vergleiche einmal in diefer Beziehung 
England, wo jo wenig von Nothmafregeln die Rede ift, mit andern Staaten. Doc wir haben 
die wichtigiten Hierher gehörigen Geſichtspunkte und Erfahrungsbeweiſe fhon in dem Art. Be: 
ihlagnabme (ſ. d.) abgehandelt. Die Literatur über dieſe Materie f. bei Klüber, „Dffent: 
liches Recht”, $. 550— 552. Welder. 

Empbyteufis. Die Geſchichte zeigt das Inftitut des Pachts, die zeitliche Überlaffung ver 
Benugung eines landwirthihaftlihen Grundſtücks für eine Gegenleiftung, ald ein foldhes, 
weldes jih früh entmwidelte. Aber erft ſpät finden jih Spuren einer weitern Gntwidelung deſſel— 
ben durch Erweiterung der Berugnijfe des Pachters, durch Einräumung gewiller Rechte an dem 
Vachtgute jelbit. Die Gejhichte der Jiraeliten zeigt nur zweifelhafte Spuren einer folden Gr: 

ſcheinung. Miharlid unterfucht in zweiten Theile feines Werkes „Moſaiſches Net”, S. 51 — 
53, dieſe Andeutungen im Alten Teftament und fiebt „das, wad man voneinererblidhen Verpach— 
tung der Ader jagt, für unerwiejen‘ an. Den Römern war ed vorbehalten, eine ſolche Inſtitu— 
tion ind Leben zu führen und audzubilden. Die Stadtgemeinden, welche ed nicht für gerathen 
dielten, ihre für die Gultur berechneten Güter für ihre Rechnung bebauen zu laffen, ed vorzogen, 
Ne in Pacht zu geben, um aus dem Pachtſchilling eine ſichere Ginnahme zu gewinnen, fanden es 
zweckmäßig, diejes Verhältniß zu confolidiren; fie gaben die Güter in einen ewigen Pacht, ſodaß 
ie au den Nachkommen des uriprüngliben Pachters fo lange bleiben follten, ald fie die den 
Vachtſchilling vertretende Abgabe (vectigal) entrichten würden. Ein verwandtes Rechtsinſtitut, 
die Emphoteuſe, bildete jich in den griechiſchen Provinzen des Reichs aus. Namentlidy vie 
Kaifer fanden es für gut, ihre in den verödeten Provinzen’ zerjtreuten Patrimonialgüter zum 
Gegenftand einer jolhen Verknüpfung zu maden, um Bebauer derjelben heranzuziehen und zu 
fejleln. (Die Zuftände des langjam verfallenden Reichs dienen zur Erflärung.) Daifelbe thaten 
die ftädtifchen Gemeinden und Privaten, und auch die zu firhlihen Zweden beftimmten Güter 
pilegte man fo binzugeben und fruchtbringend zu maden. In der Gefeggebung des Kaijers 
Juftinian finden jih unter dem Wort „Emphyteuſe“ beide Inftitute zufammengefhmolzen. 
Der Rechtskreis des jogenannten Emphyteuta umfaßt die Befugniß vollftändiger Benugung 
des Butes, deſſen Vererbung, Veräußerung, Belaftung mit Pfandrecht und Dienftbarfeit auf 
die Dauer des Verhältniſſes. Seine Verbindlichkeiten beftehen bejonders in der Tragung der 
auf dem Gute ruhenden öffentlichen Abgaben, deren Gntrichtung dem Gigenthümer jährlich 
urkundlich nachgewieſen werden muß, in der Entrihtung des ftipulirten jährlichen Kanons an 
denjelben, welcher die Natur eined Pachtſchillings hat, daher der Ermäßigung wegen außer: 
ordentliger, ven Ertrag treffender Zufälle unterliegt, und in der Verbindlichkeit, dad Gut zu 
pflegen, feine Beihaffenheit von Verſchlechterung fern zu halten. Dem Eigenthümer fteben außer 
den diejen Berbinvlichkeiten entſprechenden Rechten folgende Befugniffe zu: die Prärogative 
des Vorfaufs, daher der Gmphyteuta zur Anzeige des beabjichtigten Verkaufs verbunden ift, 
das Net auf eine Quote des Preiſes, welder gegeben worden ift oder hätte erlangt werden 
tönnen, bei dem Übergang der Emphyteuſe auf einen andern durch Singularfuccellion, die 
Befugniß der Entfegung (Privation) in Ball des Verkaufs ohne Anzeige zum Zweck der belie- 
digen Ausübung des Vorkaufsrechts oder im Fall mehrjähriger Vernadläffigung der bezüglich) 
der öffentlichen Abgaben zu erfüllenden Verbindlichkeiten, oder mehrjähriger Säumigfeit in der 
Gntrihtung des Kanond, oder auch im Fall der Deterioration ded anvertrauten Gutes. Im 
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allgemeinen ift auf den Art. Emphyteufe im dritten Band des „Rechtslerikon“ zu ver- 
weifen. Ph. Bopp. 

Empörung, ſ. Hodverratb. 

Enclaven, ſ. Territorium. 

Encyklopaͤdien und Encyflopädiften. Das aus dem Griehifhen entiehnte Wort 
Encyflopädie bezeichnet zwei Arten von Schriftwerfen: die Reallerifa und vie furze Darftel- 
lung der zu einer Wiffenfchaft gehörenden Doctrinen in foftematifcher Weiſe, gewöhnlich zum 
Zwed einer Einleitung in deren Studium. In der erftern Bedeutung wird der Name vorzuge- 
weife im Ausland, in legterer in Deutſchland gebraudt. | 

Nach und nad wurden bei uns für alle Fächer Encyflopädien ver legtern Art gejchrieben ; 
die früheften find die juriftifhen und die philofophifchen,, jet gibt ed mediciniſche, theologiſche 
u. ſ. w. und neueftens aud) Encyflopädien der Staatöwiffenihaften. Die meiften diefer Bücher 
enthalten eine nah gewiffen Standpunkten angeordnete Rundſchau der in verichiedener, gewöhnlich 
forntaler Weife gegliederten und oft nur von der Vogelperfpective aus betrachteten Zweige der 
Wiſſenſchaft. Dod hat man audy verſucht, in denſelben organische Darftellungen der Willen: 
haften zu geben, 5. B. 1853 in der juriftifchen Encyklopädie des Verfaflerd dieſes Artikels, 
in einer 1855 vollendeten juriftifhen Encyklopädie von H. Ahrens und einer 1856 erſchie— 
nenen von F. Walter, und es ift diefer Behandlung der Encyklopädie ver Rechtswiſſenſchaft 
in ihrer gegenwärtigen Bedeutung 1857 von H. Ortloff in beredtefter Weiſe das Wort ge— 
iproden worden. Das Recht aller Völker ift nichts anderes als die in geihichtlih concreter, 
d. h. nationaler Weife ausgeführte, vermittelft der Sitte, der Geſetzgebung und der Willen- 
ihaft vor ji) gehende Verwirklihung der Rechtsidee, oder der der menſchlichen Vernunft im— 
manenten und fowol die Individuen mie die Völker beherrihenden, ihren Willen leitenden 
Gerechtigkeitsidee: in den Gemeinihaftökreifen der Familie, des bürgerlichen Verkehrs, der 
Staatd- und der Staatengenoffenfhaft. Das Recht hat demnach außer der materiellen, der zu 
feiner Entftehung nothwendigen Goeriftenz, d. b. der genannten Gemeinfchaftsverbältniffe, eine 
moraliſch, auch pſychologiſch ſich kundgebende rationelle und eine hiſtoriſche Grundlage. 

In den beiden erſten Werken iſt der Organismus der Rechtswiſſenſchaft auf dieſer doppelten 
Baſis aufgebaut, in der erſten mehr die hiſtoriſche, in der zweiten mehr die moraliſche berüd: 
jichtigt. Beide halten das Recht als eine welthiftorifhe Schöpfung, jedoch mit vorberrihender 
Beihauung des deutihen, im Auge. Walter’s juriftiihe Encyklopaͤdie ift in geringerm Grade 
philoſophiſchen Inhalts, entbehrt jedoch denjelben nicht; fie ift ausſchließlich der Rechtsentwicke— 
lung Deutſchlands gewidmet, zu der aber die römische befanntlich als integrirender Theil gebört. 

Lehrbücher der Encyflopädie der Staatdwillenihaften von größerer Bedeutung #) erſchienen 
erjt im Laufe unſers Jahrhunderts, zuerft 1832 von F. Bülau, in zweiter Auflage 1856 
(463 ©.), und von R. von Mobl 1859 (760 ©.). Wie in unferer Zeit aus den verſchiedenen 
politifhen, vegiminaliftifhen und fameraliftiihen Fächern fi erit die Geſammtdoctrin der 
Staatswiſſenſchaft gebildet hat ohne Zugrundelegung eines feften organischen Princips, jo find 
aud jene Lehrbücher mehr oder weniger nach formellen Beziehungen gegliederte Zufammenz 
ftellungen derfelben. Daß jie eine philoſophiſch-hiſtoriſche Wiffenfhaft ift, konnte feinem ihrer 
Berfafler entgeben, allein jie verſuchten nicht eine tiefere fpeculative Erforfhung der mafgeben: 
den philofophiihen Grundſätze, jondern hielten jih unter Annahme irgendeiner allgemeinen 
Anſchauung an das pojitiv, d. h. das biftorifch Grgebene, ohne eine von einem unumſtößlichen 
philofophiihen Standpunkte ausgehende Geneſis und diedurd die geſchichtlichen Staaten verwirf: 
lichten leitenden Ideen zur Baſis und Richtung zu nehmen. Hierin war indeifen 1851 3. 9. Fichte 
im zweiten Bande feiner „Ethik“ in gewiß befriedigender Weiſe vorangegangen. Es ift zu be: 
dauern, daß deſſen philofophifche Theorie ver Ethik und feine Staatslehre (Abth. I, $$. 125 — 
172) gänzlich unbebaut blieb. Bülau ftellt ald Princip der Staatswiffenihaft die politifche 
Idee auf, allein jagt dadurd wegen der DVielveutigkeit des Wortes politifch nichts genau Be— 
ftimmtes und Erfaßbared. Geeigneter wäre offenbar der Ausdruck Staatsidee gewejen, die aber 
genau zu definiren war, Der Staat ift ein zur VBerwirflihung durd äußern Zwang von zwei 
praftiihen Ideen geihaffenes Inftitut. Diefe Ideen find die des Rechts oder der Gerechtigkeit 
und die des Wohls; da die erfte aber in der Staatälehre nur im Auge gehalten wird ald abjo= 


1) Das erfte Werkchen mit biefem Titel gab 1797 Röffig heraus, ein zweites 1821 Kronburg. Gi: 
—— dieſer Kategorie haben andere Titel, R. von Mohl, Geſchichte der Staatswiſſenſchaften, 
‚ y- 
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Inted Mittel des Wohle, fo ift die legte und folglich das Nüglichkeitäprincip, jedoch in feiner 
solltändigen und edlern Bedeutung, in diefer Wiſſenſchaft vorherrſchend. Von obiger Auf- 
faffung ausgebend, läßt Bülau dieſe in zwei Klaffen von Fächern oder Sonderwiſſenſchaften 
zerfallen: 1) die des innern Staatslebens, welche begreift die allgemeine (philoſophiſche) Staats: 
lehre, die Geſchichte der europäifhen Staaten, die Darftellung der öffentlihen Ginrihtungen 
der europäifchen Staaten, die Stariftif und die Politik, welche er jcheidet in die Verfaffungs- 
und die Bermwaltungspolitif, ald deren befondere Zweige er die Juftigpolitif, Volizeiwiſſenſchaft, 
die Eultur, die Wirtbihaftepolitif, die Finanz- und die Militärverwaltung aufführt. 2) Allen 
fteben entgegen ala Wiſſenſchaften des äußern Staatdlebens das philoſophiſche Staatsrecht, die 
Geſchichte des europäiſchen Staatenivftems, das praftiiche Völkerrecht, das poſitive Staatenredht 
und die Staatenpolitif. Der Inhalt der alle Specialdoctrinen des Geſammtgebiets der Staatd- 
wiſſenſchaft behandelnden Kapitel ift mehr beichreibender als conftruirender Art, jedoch aus— 
reihend zur Kennzeichnung derjelben. 

Ungleih höher fteht Mobl. Wenn Bülau's „Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“ mehr 
eine jogenannte äußere, die verihiedenen Zweige derfelben nur beichreibende ift, jo haben wir 
im Werfe Mohl's der Hauptſache nad eine fogenannte innere Encyklopädie jener Willen: 
haft. Mobl verfährt, wenn auch nicht von fpeculativ begründeten Prämiffen ausgehend, dedu— 
cirend, gibt überalt die leitenden Principien an und zeigt ihre Tragmeite in den wichtigſten maß: 
gebenden Anwendungen. Seine Grundlagen find indeflen überall empirifch, haben aber, wenn- 
gleich durh logiiche Analyſis beleuchtet, nicht immer die wiſſenſchaftliche Schärfe, die nur ver: 
mittelſt einer böhern jpeculativen Begründung und ftreng gefaßter Begriffe möglich ift. Der 
Berfafler jhreibt mehr nach Art und Weiſe ver Franzoſen, was übrigens fein Fehler märe, 
wenn jeine Anihauungen jener Bafis nicht entbehrten. Seine Theorie der den Franzofen ent: 
lehnten Geſellſchaftswiſſenſchaft würde 3. B. eine feftere, ja durchaus befriedigende geworden 
fein, wäre er dabei von Fichte'8 ebenſo ingenidjer ald richtiger und folgenreidher Idee, der die 
Bafisaller Lebenskreiſe bildenden (und in feiner „Ethik“, II, 1, $$. 13—16; II, $$. 108— 173 
überzeugend nabgewiejenen), von ihm fogenannten Idee der ergänzenden Gemeinſchaft ausge: 
gangen. Es wäre dies um fo leichter für ihm gewefen, als feine Anfihten in den Hauptpunften 
mit den Fichte ſchen zufammentreffen, ja mit denjelben merklich verwandt find. 

Mohl's „Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“ tft vorberrichend mehr rationell-dogmatiji: 
rend als geichichtlih beichreibend und daher das hiftorifhe Moment dem rationellen unter: 
geordnet. Hier der Abriß feiner ſyſtematiſchen Gliederung der Wiſſenſchaft. 

Einleitung. 1) Vorbegriffe über die Organijarion des menſchlichen Zufammenlebene. 
2) Literarifche Vorbereitungen. 

I. Dogmatiſche Wiflenihaften: 1) Allgemeine Staatslehre. 2) Offentliches Recht: 
A. Staatsrecht: a) Vhiloſophiſches, und zwar 1) allgemeines: &) Verfaſſungs- und 3) Ver: 
waltungsrecht; 2) beſonderes philoſophiſches Staatsrecht. b) Poſitives Staatsrecht. B. Völfer: 
recht: a) philsſophiſches; b)pofitives. 3) Staatsſittenlehre. 4) Staatskunſt (Volitik), und zwar 
innere Verfaſſungs- und Verwaltungspolitik namentlich der Rechtspflege, der Polizei und des 
Staats haushalts. 

Il. Geſchichtliche Staatswiſſenſchaften: 1) Staatsgeſchichte. 2) Statiftif.”) 

Die 112 Paragraphen, in welchen dies hier durchgeführt iſt, haben einen ſo reichen uud 
mannichfaltigen Inhalt nebſt jedesmaliger Aufführung der wichtigſten Literatur über die behan— 
delten Lehren und erklärten Fragen, daß das des Trefflichen und Guten ſo viel enthaltende 
Werk für das bei weitem vorzüglichſte aller bisjetzt verſuchten Encyklopädien der Staatswiſſen— 
ihaft zu prädiciren und als ein überaus Iehrreihes Buch zu empfehlen ift, deſſen Kenntniß 
manchem, felbft einem mit derjelben ſchon Vertrauten nicht ohne großen Nuten fein dürfte. 

Die in der Form von Wörterbüchern ausgeführten Encyflopädien find von ganz entgegen: 
gefegtem Charakter. Sie follen das Detail einer Wiffenihaft, ja das des Geſammtgebiets aller 
Wiſſenſchaften in alphabetifher Ordnung und foviel wie möglid in populärer Darftellung 
geben und durch dieſe die allgemeine Kenntnig der Wiſſenſchaften erleichtern und fürdern. 
Das bedeutendſte, in der ganzen gebildeten Welt überaus berühmt gewordene Werf dieſer Art 
war bekanntlich die von Diderot und d'Alembert 1751 begonnene und 1772 vollendete „En- 








2) Es ift zu rügen, da ein Aufriß des Syftems des Verfaſſers im Werke felbit des doch gewiß zur 
atswifienfcjaft gehörenden Fachs der Bolfswirthfchaftsiehre (Economie politique) feinen Plag ge: 
unsen bat. 


90 Encyklopädien und Encyklopädiſten 


cyclopedie, ou Dictionnaire raisonné des sciences, des arts et métiers“ in 17 Bänden 
Tert und 11 Bänden Kupfern ?), welches fpäter faft in allen Ländern Europas nachgeahmt 
wurde. In ber zehnten Auflage des bei F. A. Brockhaus erfhienenen „Converſations-Lexikon“, 
weldes ſelbſt eine Encyflopädie diefer Art ift, findet jih im Art. Encyklopädie eine vollftändige 
Angabe auch aller andern bis 1852 erfchienenen Werke, die den Namen Encyklopädie führen 
oder, wie das „Staats-Lexikon“ jelbft, aud) anders betitelt find, aber dieſer Kategorie jhrift- 
ftellerifcher Erzeugniſſe angehören. 

Das bisjegt umfaflendfte ift Die auf Diderot's Encyflopädie gegründete und von Pandoude 
und Agafle verlegte „‚Encyclopedie methodique par ordre des matieres” in 201 Quart- 
bänden (darunter 47 die Kupfer enthaltend), Paris 1781—1832. 

Diefe Encyklodie zerfällt in eine Neibe von Realwörterbücern über alle einzelnen Die: 
eiplinen, unter welden die der Jurisprudenz zehn, die der Staatswiſſenſchaft drei Bände ein- 
nimmt. Was die Darftellung der Jurisprudenz betrifft, jo ift diefe von mittelmäßigem Werth, 
namentlich im Vergleich zu dem fpäter von Merlin dem neuen franzöſiſchen Recht adaptirten 
„Repertoire‘ von Guyot (64 Bde, und 17 Bde. Supplement; Paris 1775—86). 

Die Mitarbeiter an Diverot'8 und d'Alembert's großer Encyklopädie find, unter dem Namen 
der Encyflopäpdiften (auch wol dem allgemeinern der fogenanuten Bhilofophen) befannt, von 
ihren Bewunderern hoch gerühmt, von ihren noch zahlreihern Gegnern aber, und zwar nicht 
blos im theologiſchen Lager, heftig angegriffen und fogar als Verderber des menſchlichen Ge: 
ichledhtd verdammt worden. Es ift noch jegt Sitte in Deutichland, über diefelben unerbittlich ven 
Stab zu breden. *) Selbft Bertheiviger derfelbengeben die wichtigſten der ihnen gemadten Bor: 
würfe zu.) Dieje treffen nun aber nicht jie allein und ihr Werk, jondern die ganze franzöſiſche 
Philofophie feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts. Freilich lieferten mehrere Korvpbäen 
die Artikel des Werks, wie felbft Voltaire, Rouſſeau, Helvetius und andere Gelebritäten 
Frankreichs und des Auslandes, wie Condorcet, Yagrange, Buffon, Grimm, Gondillac, Dumar: 
ſais, Marmontel, Turgot, Bonnet, von Haller, Sulzer, neben einer Menge anderer von den. 
Heraudgebern geworbener. Allein um die Beftrebungen und Leiftungen der Iheilnehmer an 
dem großen Unternehmen unbefangen zu beurtheilen, muß man nicht vom fubjectiven Stand— 
punkte ausgeben, ſondern fid auf den der Zeit ftellen, in der jie jchrieben, und nur in dem Maße 
jie verurteilen, ald jie (wie mandem mit Recht vorgeworfen wird) die menschliche Natur durch— 
aus verfannten oder abjichtlidy oder in frivoler Weife der von ihnen wohl begriffenen Wahrheit 
Hohn ſprachen. Es wird jid dann zeigen, daß ihre Anfichten entweder das unmittelbare Ergeb: 
niß ded geiftigen Entwidelungsgangs der europäifhen Menschheit überhaupt oder Frankreichs 
geweien, daß vieles von dem, mas fie lebrten, damals allgemeiner, wenn auch verfehrter Volks— 
glaube war, jowie dap vieled Neue, was jie vorbrachten, deshalb unvollkommen oder unrichtig 
jein mußte, weil jie zuerft die Bahn der freien Forſchung betraten und in ihren Angriffen auf 
hundertjährige Vorurtheile, offenbar unhaltbare Doctrinen und ſchreiende Misbräuche in Staat 
und Kirche zu weit gingen, und weil überhaupt ihre Richtung, wie ed nicht wohl anderd möglich 
war, ald mehr negative und jfeptifche dad bisher Geltende zerriß oder vernichtete, ohne etwas 
Feſtes an deilen Stelle zu fegen. So. wurden ſie allerdings die Apoftel des Nadicalidmus und 
die Vorläufer der Revolution, zugleid aber die Gründer ded no in unfern Tagen immer weiter 
ftrebenden wiſſenſchaftlichen Criticismus, ja ded Rationalismus, mit deſſen Waffen ihre jegigen 
Gegner fie befänpfen. Hätten fie ald Wegräumer ded Veralteten nicht gelebt, jo fände unjer 
Zeitalter wahrjheinlih nit auf dem Höhepunkte, deſſen ed ungeachtet mancher Schatten= 
ſeite fi zurühmen berechtigt ift. Der Vorwurf, daß die Encyklopädiſten Prediger des Atheismus 
und des Materialiömud geweſen und alles Moraliſche zu untergraben ſich beftrebt hätten, trifft 
nur einige berfelben. Wenn jie auch, wie damals die große Mehrzahl ver Philojophen Europas, 


3) Dazu famen 1776—77 ein zu Amſterdam erfchienenes Supplement in fünf und eine Table ana- 
Iytique et raisonnee des matieres (Paris 1780) in zwei Bänden. Nachdrucke erfchienen zu Genf 
1777 in 39, zu Bern und Saufanne 1778 in 36 und zu Merdun 1770—80 in 58 Bänpen. 

4) Dies beweifen unter anderm die Beurtheilungen ihrer Thätigfeit von F. B. Buß in feiner ſoge⸗ 
nannten Gefchichte der Staatswiſſeuſchaft, I, CIX fg., von F. E. Schloſſer in feiner Geſchichte des 
18. Jahrhunderts (vierte Auflage, Heidelberg 1853), 11, 409 fg., und der Art. Encyklopädie von H. Ahrens 
in Bluntichli’s Staatswörterbudy, III, 388 — 398. 

5) Dies thut Weigel im Art, Encyklopädie in der zweiten Auflage bes Staatsskerifon, auch Bille: 
main in feinem Cours de litterature du 18”* siecle (Thl. 1, Paris 1838), fowie Hettner und Prat, 
Verfafler der neueften gefchichtlichen Darftellungen der franzöfifchen Literatur des 18. Jahrhunderts, 
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ven von Bacon audgehenden, von Locke ausgeführten und von Gondillac in Frankreich zu voller 
Geltung gebrachten Lehren des bei und Empirismus genannten Senjualismus huldigten, fo 
waren fie doch bei weitem nicht alle Materialiften, wie 3. B. gewiß nit Bonnet, Buffon, Rouj: 
wau und jelbit nicht D’Alembert; mande unter ihnen, wie der das Princip des Interefjes 
ald Baſis der Moral proclamirende Helvetius und der den gröbiten Anfichten diefer Art huldi— 
gende Baron Holbach (unjer Landsmann!), veögleichen ihre Nachfolger, wie St.:Lambert, Ca: 
banid u. a., waren nur conjequente Verfolger der durch den Ausgangspunft jener Philo: 
jopbie gegebenen Richtung. Wenn wir noch jegt fo unerbittlih den Stab über die durch den 
entjittlibten Zeitgeift veranlaßten Verirrungen diefer Männer brechen, jo jollten wir nicht ver: 
geflen, daß, nachdem in Deutihland unjer fo hochgerühmter fpeculativer Nationalismus am 
Ende einer fait actzigjährigen Laufbahn, man darf ed wol jagen, einen Bankbruch erlitten hat, 
die jüngere Gelehrtengenerarion infolge der großen Fortſchritte der Naturwiſſenſchaften mit 
sollen Segeln auf den Fluten des Materialiömus führt und, bisjegt noch nicht bejiegt, mit 
ihärfern Waffen und nahhaltiger für den Materialismus, ja oft den allercraffeften kämpft, 
ſodaß wir gerade auf dem Standpunkte ver Encyklopädiſten wieder angelangt find. 

Gewiß ſchwebte Divderot und d’Alembert eine große Idee vor, die legterer in dem von ihm 
verfaßten (mit Recht berühnt gewordenen) „Discours preliminaire des éditeurs“ in geiftreicher 
Weife entwidelt hat. Das große Werk verfolgt einen doppelten Zwei, nämlih: den innern 
Zufammenhang alled menſchlichen Willens und den Fortjchritt der einzelnen Wilfenfchaften der 
Belt darzulegen. Der „Discours preliminaire‘ zerfüllt daher in zwei Abtheilungen, in deren 
erfter die Genejid und das innere Band aller Wiſſenſchaften in principiell dedueirender Weife 
nachgewieſen wird, während in der zweiten die wichtigften Fortſchritte und damaligen neuejten 
Zuftände der in dem Werfe zu behandelnden Fächer geſchildert jind. 6) 

Dap die Ausführung des großen Unternehmens die Zeitgenoffen feiner Urheber trog man: 
her Mängel und Schwächen ſehr befriedigt hat, beweifen (außer einer Maſſe Zeugniſſe felbft 
aus dem Anfange unjerd Jahrhunderts) die Thatjachen, daß es binnen 21 Jahren vollendet 
und in vier fremde Spraden überjegt wurde. 

Wie groß inveffen ver Erfolg des Unternehmens war, jo entgingen doch die Mängel der 
Ausführung jelbft den Zeitgenojjen nicht. Cine Menge Artikel waren höchſt oberflächlich, 
mande von ganz Unfähigen oder obfcuren Schreibern bearbeitet. Schon Voltaire (der Mit: 
arbeiter gewejen und no im Jahre 1764 fagte: ‚Je suis attache à cette belle entreprise, 
Je voudrais que tout fut parfait‘‘) jchreibt hierüber: „J'aurais bien voulu que les Cahuson, 
les Demabis n’eussent pas travaille a lEncyelopédie, qu'on se fit associe des vrais savanls 
et non pas des pelits freluquets et qu’on n’eut pas eu la malheureuse complaisance d'in- 
serer, a coté des articles de Diderot et d’Alembert je ne sais quelques pueriles decla- 
malions, qui deshonorent un si bel ouvrage!“ 

Noch jhärfer drückt er fich ein andermal in folgender Weile aus: „J'y trouve des arti- 
cles pitoyables, qui font honte a moi, qui je suis lun des gargons de cette grande 
boutique!‘ 

Noch ftrenger verurtheilte man, und zwar nicht blos im Lager ihrer Gegner, fondern jelbft 
son jeiten mancher Freunde der Encyflopädie, die auf Vernichtung alles religiöfen Glaubens 
und der anerfanntejten Grundfäge der Moral hinarbeitende Tendenz einer großen Anzahl ihrer 
Artifel. Die Angriffe waren fo ftarf, daß das Werk ſchon nad dem Erſcheinen des zweiten 
Bandes und fpäter noch mehrmals unterdrückt und deſſen Fortſetzung, freilih nur vorüber: 
gehend, verboten wurde. Die neuern Bearbeiter der franzöfiichen Xiteratur des 18. Jahrhun- 
derts find darüber einig, daß die Encyklopädie nicht fo ausgeführt wurde, wie der beveutendere 
ihrer Schöpfer, d'Alembert (der auch ſchon früh von dem Unternehmen zurüdtrat), es audge- 
führt wiſſen wollte. Die beiden neueften Beurtbeiler (vom Jahr 1860), ſowol der Deutjche 
Hettner?) wie der Franzofe Henri Brat?) ſprechen ein ungünftiges Gefammtürtheil über das 
Werf aus. Die vielfad ind einzelne gehende ftrenge Kritik ded legtern rechtfertigt das Urtheil 
in allen Beziehungen. 

Wie gering man indeffen auch namentlich in unferer Zeit den wifjenihaftlihen Werth der 


. 6) Eine genaue Inhaltsangabe des Discours findet ſich in Buhle's Geſchichte der — Philoſophie 
vıt Wiederherſtellung der Wiſſenſchaften —— 1804), Bd. VI, Abtheil. 1, ©. 371 fg. 
7) Gefchichte der franzöftfchen Literatur im 18. Jahrhundert (Braunfchweig 1860), ©. 260 fa. 
5) Etudes litteraires du 18”* siecle (Tht. 1, Paris 1860). 
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Keiftungen der Encyflopäpiften anſchlagen mag, jo fann man doch nicht in Abrede ftellen, daß ſie 
zur Grfüllung der weltgeſchichtlichen Mifjton der franzöſiſchen Philoſophie durch ihr Collectiv— 
werf fräftig mitgewirkt haben. Lerminier, einer der enthuſiaſtiſchſten Panegyrifer diefer Philo— 
jophie, ſchildert 1832 in feinem Werfe „Die Philofophie des 18. Jahrhunderts in ihrem Ein— 
fluffe auf die Gefeßgebung und die gefelligen Zuſtände des 19. Jahrhunderts” (Thl. I, Kap. 6) 
die Ergebniffe diefer Miſſion mit folgenden Worten: „Renouveler Vhistoire, propager le 
deisme, le bon sens et la tolerance, resumer les connaissances humaines, revendiquer 
les droits de l homme tant individuel que social, restaurer le sentiment religieux et fonder 
la societe sur la souverainet& d&mocratique — voila les resultats du dixhuitieme siecle’’ — 
und er fegt hinzu: „Quatre hommes, Montesquieu, Voltaire, Rousseau etDiderot accompli- 
rent cette oeuvre” (der legte hauptfählic ald Unternehmer der Encyflopädie). 

Daß die Beherrſchung der Franzöſiſchen Nevolution durch die Principien jener Philoſophie 
von den einen hochgeprieſen, von den andern als das größte Unheil der Menſchheit betrachtet 
wird, ift befannt, und gewiß lange noch werben beide Anjichten ihre Verfechter haben. 9) 

L. A. Warnfönig. 

Englands Staatsverfaſſung u. ſ. w., ſ. Großbritannien. 

Entführung. Entführen heißt, nach Adelung, ſoviel als wegführen, davonführen. In 
dieſer ſeiner eigentlichen Bedeutung iſt das Wort jedoch wol nur noch in Oberdeutſchland 
gebräuchlich, wo man noch Holz auf dem Waſſer, Steuern, Geld, Vieh u. dgl. entführt. 
Am häufigiten verfteht man aber im Hochdeutſchen unter Entführen das heimliche und gemalt: 
fame Wegführen einer Perfon, beſonders des andern Geſchlechts. In diejem Sinne ift die Ent: 
führung ein Verbrechen, und als folches ſoll diejelbe von uns auch nur aufgefagt werden. Bei 
den ältern Römern flel die Entführung, das crimen raptus, unter den weitern Begriff der 
vis, worunter man jede Öffentlich ftrafbare phyſiſche oder piychologiiche Gewalt verftand. Das 
crimen vis wurde nach den Umständen mit der Deportation oder dem Tode beftraft. !) Konſtan— 
tin beftrafte den Entführer und feine Complicen mit dem Schwerte, Sklaven mit dem Feuerrode.?) 
Auch die Entführte traf, wenn fie in die Entführung gewilligt hatte, dieſelbe aber gegen den 
Willen ihres Vaters oder Vorgejegten geiheben war, die Todeöftrafe. Den legtern war die 
Tödtung des auf der Ihat ertappten Verbrechers geitattet. Die Gefeggebung Juſtinian's 
bedrohte den Entführer mit der Strafe des Schwerted und dem Verlufte ded ganzen Vermö— 
gend, welches nah den Umftänden der Entführten over den Klofter, welches diejelbe aufge: 
nommen hatte, oder dem Fiscus, jedoch nach Abzug des Pflichttheils für die Kinder des Ver: 
brechers, zufiel.?) Das Kanoniſche Recht ſah die Entführung milder an als das Nömifche, im 
allgemeinen von der Todesſtrafe Abſtand nehmend*), ſchloß jih im weſentlichen jedech dem 
Römischen Rechte an. j 

Das ältere deutihe Recht beitrafte den Entführer einer ehrbaren Frau und Jungfrau ald 
Räuber und Gewaltehäter mit den Tode. Doc wurde die Anihauung von der Strafbarfeit des 
Berbrehers mit der Zeit eine mildere. Karl V. ftellte in feiner peinlichen Halsgerichtsord— 
nung von 1532 den Begriff des Verbrechens in Art. 118 dahin feſt, daß es nur an einer unver: 
leumbeten Srauensperjon durch einen Angriff auf deren Geſchlechtsehre begangen werden könne. 
Er beftimmt: „Item fo eyner jemandt jein ebeweib over eyn unverleumbte jungframen wider 
ded ehemanns oder deö ehelichen vaters willen einer unehrlichen weiß entpfüret” u. ſ.w. Obgleib 
die Duelle der Carolina, die Bambergensis, noch den Entführer mit der Strafe ded Schwer— 
tes droßt, fo wiederholt doch die erftere diefe Strafantrohung nicht in dem ebengedachten 
Artikel, weshalb fie in der Rechtsübung außer Anwendung kam. Nach dem gemeinen deutjchen 
Rechte wird das Verbrechen der Entführung durch die Verlegung der Geſchlechtsehre einer 


9) Specielle Mittbeilungen über jene Männer, die dem Kreife der Encyflopädiften angehören, ſowie 
über deren politifche Dortrinen lönnen bier nicht gemacht werden. Übrigens gibt es der lefenswerthen 
Gharafteriftifen von Voltaire, Diverot, Rouflean, d'Alembert, Helvetius u, f. w. fehr viele. Die 
neueften deutfchen find die Schloſſer's in der vierten Auflage feiner Gefchichte des 18. Jahrhunderte, 
II, 402—515, und Hettner's a. a. D. Unter den franzöfiichen glauben wir befonders die in Bille: 
main’s Cours de la litterature franagise du 18”® siecle, 1, 1, das oben im Terte angeführte, 
1835 auch ins Deutfche überfegte Werk Lerminier's und die neueften fchon angeführten Etudes von Henri 
Prat nennen zu follen, 

1)1L.5,$ 2,1.6 ad leg. Jul. de vi publ. 2)L.1c. Theod. de raptu virginum. 

3) L. unic. cod. de raptu virg., Nov. 123. 

4) Caus. 27, qu. 2, 49; caus. 36, qu. 2, c. 5, 6, 7 de raptoribus. 
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unbeiholtenen Frauensperſon vermittelt Wegführens derſelben von ihrem Aufenthaltsorte, 
zum Zwede eines geſchlechtlichen Umgangs und wider ihren Willen oder den Willen desje— 
nigen, in deſſen Gewalt fie ſich befindet, begangen. 

Nah Feuerbach °) ift das Verbreden ver Entführung vorhanden, wenn jid eine Manns: 
verion einer Weiböperfon, in dev Abſicht des Gefchlehtägenuffes, durch Entfernung von ihrem 
Aufenthaltöorte rechtswidrig bemächtigt. Nah ibm liegt das befonders ftrafbare Moment der 
ihat in diefer Bemädtigung „und jomit in der Verlegung der perfönlichen Freiheit der Ent— 
führten“, weshalb er die Gntführung auch den Verbrechen wider die Freiheit anreibt. Ihm 
folgen bierin mehrere andere, namentlich Abegg, Bauer, Marezoll. Mittermaier und mit ihn 
Heffter, Henke, Wächter u.a. rechnen die Entführung, welde das ältere Recht allgemein 
zu den Fleiſchesverbrechen zählte, zu ven Verbrechen gegen die Sittlichkeit und weijen ihr unter 
diefen ihre Stelle im Spiteme an. Nah unſerm Dafürhalten ift diefe Anihauung des Verbre— 
dens die rihtigere. Mittermaier will a. a O. unterjhieden willen: 1) das Verbrechen, welches 
an einer großjährigen unverheiratbeten Weibsperſon verübt wird, 2) dad an einem verheira— 
theten Weibe verübte und 3) die Entführung eines Mädchens, welches noch minderjährig ift. 
Je nachdem nun das Verbrechen ohne Ginwilligung der Frauensperfon oder mit Willen der: 
jeiben, aber gegen den Willen derer, unter deren Gewalt fie ftebt, begangen wird, foll im erften 
Halle die Verlegung weibliher Ehre durch VBerfegung der Entführten in eine Zwangslage, und, 
wenn die Entführte in fremder Gewalt war, auch die Verlegung der Nechte dritter Perfonen, da 
aber, wo die Entführte eimwilligte, zunächſt der Geſichtspunkt der Verlegung der Nechte Dritter 
bervortreten uud das Verbrechen charakteriſiren. Auch läßt fih nah Mittermaier das Ver: 
brechen unter den allgemeinen Gejihtspunft der Verlegung ver Ordnung der Familie durd 
m bringen, 

Tie neuern Strafgeſetzbücher geben, mit Ausnahme des badiſchen, welches der Mitter: 
maier ſchen Anſicht huldigt, dem Verbrechen jeine Stellung unter den gegen bie perfönliche 
Freiheit begangenen. So namentlich das preußiiche von 1851, welches, ohne den Begriff der 
Entführung beſonders zu definiren, die Entführung eined Menſchen über 16 Jahren, um ihn 
zum Derteln oder zu gewinnſüchtigen oder unfittlihen Zweden over Beihäftigungen zu ge: 
brauchen, die ihren Altern oder Bormündern zugefügte Entführung einer minderjährigen 
berſon und demnächſt erft die Entführung einer Srauensperfon, um fie zur Unzucht oder Ehe 
zu bringen, mit Strafe bedroht. In allen prei Fällen ift Anwendung von Lift oder Gewalt ein 
weſentliches Erforderniß zur Begehung ded Verbrechens. 

Das bairiiche Geſetzbuch von 1813, Art. 201, nimmt Verführung an bei dem, der einer 
Perjon (alſo nicht blos eined Weibes) wider ihren Willen oder einer Perfon unter 12 Jahren, 
wiewel mis ihrer Einwilligung, durch Lift oder Gewalt ſich bemächtigt, um fie zur Unzucht zu 
brauden over zur Ehe zu zwingen. Auch iſt hierher der Fall gerechnet, wo jemand in folder 
Abfiht eine Berfon wider ihren Willen duch Zwang oder Betrug in feiner Gewalt und von 
ihren Aufenthalte zurückhält. 

Das würtembergiihe Strafgefegbud von 1839, Art. 278, nimmt Entführung an, wenn 
emand einer Perſon, um fie zur Unzucht zu brauchen oder fie zu ehelichen, fi bemädhtigt und 
fie mit ſich hinwegführt, oder wider ihren Willen mit Gewalt zurüdhält, oder das Verbreden 
an einer Berfon unter 16 Jahren, zwar mit ihrer Einwilligung, aber ohne Zuftimmung der 
Altern oder Vormünder verübt. Es mögen diefe Beijpiele genügen, um den Standpunft anzu: 
deuten, auf welchen ſich die neuere Strafgejeggebung Deutihlands in Beziehung auf das in 
Kede ſtehende Verbrechen geitellt bat. Der Code penal zeichnet nur ald Verbrechen die unbe: 
Tugte Giniperrung, sequestration de personnes, und das enlevement de mineurs aus, ohne 
des Verbregens der Entführung in dem vorgedahten Sinne beſonders zu gedenken. Das 
engliſche Strafrecht betrachtet die Entführung (ravishing, rape) als eine den Charakter des 
Raubes an ſich tragende Felonie. Nach ihm iſt, wie bei der Carolina, die nahe Verwandtſchaft 
der Enttührung mit der Nothzucht für die Behandlung des Verbrechens maßgebend. 

Nah ver Anſicht Feuerbach's ift dad Verbrechen ver Entführung vollendet, fobald die Be: 
mächtigung der Perſon dur Entfernung derjelben von ihrem Aufenthaltsorte zur Ausführung 
langte. Die Gntiernung ift denkbar als ein Wegführen und ald eine zwangöweiſe Zurüd: 
«haltung an einem von dem Aufenthalte entfernten Orte. Die Entfernung muß auf eine 





j — des deutſchen peinlichen Rechts, $. 255 (S. 371 der Mittermaier'ſchen Ausgabe 
“x 1840). 
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rechtswidrige Art geihehen. Sie fällt, wenn die Entführung wider ben. Willen der Perſon 
geihah, unter den Gefihtöpunft der Nothzucht als eine Vorbereitung oder Beranlaffung der: 
jelben, und wenn fie mit dem Willen derjelben geihab, unter den der Beleidigung der rechtlichen 
Gewalt eines Dritten. 

Der Anſicht, daß aud durch Zurüdbehaltung das Verbrechen begangen werben fünne, 
widerfpriht Mittermaier a. a. D. S. 375 wol mit Recht, da Zurüdhalten fein rapere in 
Sinne des Roͤmiſchen und fein Entführen in dem des deutſchen Rechts if. Es ift das Per: 
brechen des Gefangenhalteng, der römischen vis, nicht aber der Entführung. 

Die Entführung wider den Willen geſchieht, wie wir im preußischen Gefege ſehen, entweder 
durch Lift oder Gewalt, welche legtere in einem phyſiſchen Zwange oder in der Drohung ſchwerer, 
augenblicklich zu vollgiehender Libel beſtehen kann. Die Lift muß jich, wie Wächter ©) bemerft, 
auf die Handlung der Entführung jelbft beziehen und fo angelegt fein, daß das, was vorgeht 
oder vorgeben foll, nämlich die Entführung felbft, vet Wahrnehmung entzogen wird, ſodaß, nad 
Jenull?), eine Lift, welche ih nur auf die Verführung bezieht, z. B. Einſchmeicheln, nicht 
genügen würde, um das Verbrechen der Entführung zu conftativen. Es ift zur Vollendung bed 
Verbrechens der Entführung nicht erforderlich, daß der gefchlehtliche Zweck derfelben erreicht 
wurde. Cine mit dem Willen der Entführten bewirfte Entführung ift nur als ſolche ftrafbar, 
wenn fie die Rechte Dritter Fränft, des Gatten oder deſſen, welchem die väterfiche Gewalt zuſteht. 
Man nimmt mit Recht an, daß an einer Unverheiratheten, welche einer folden Gewalt nicht 
unterworfen ift, fobald jie freiwillig dem Entführer folgt, eine Entführung nicht verübt wird. 
Aber auch wo ein ſolches Abhängigkfeitöverhältnig der Entführten vorhanden ift, beftraft man 
nur den Entführer einer minderjährigen Frauensperſon, z. B. das preußiſche Strafgeiegbuh 
in $. 208. Doch ift die Entführung einer minderjährigen Ehefrau immer nur ald Ehebruch 
ftrafbar, wenn mit ihr eine Verlegung der ehelichen Treue verbunden war, fonft nur ald Ber: 
ſuch des Ehebruchs. Es it nicht als Entführung anzufehen, wenn die Frauensperfon veranlaft 
wurde, jelbft ihren Angehörigen zu entfliehen, oder wenn eines der beiden Altern ober einer der 
Bormünder in die Entfernung mwilligte. 8) 

Die geſetzlich nothwendige Abjicht der Entführung muß die Befriedigung des Geſchlechts— 
triebes fein, ob der außerehelichen oder ehelichen, ift gleichviel. Auch die Braut kann im Sinn: 
des Strafrechtd entführt werden. Auf die Erreihung der ebengedachten Abjicht kommt es nicht 
an, zumal die Garolina nur fordert, daß die Entführung unehrlicherweiſe erfolgt. Hat der 
Entführer die Entführte geheirathet, dann- kann gemeinhin und audy nad $. 209 des preuft: 
ſchen Strafgejegbuhs nur dann gegen den Entführer verfahren werden, wenn diejenigen Per: 
fonen, welche auf die Ungültigfeitserflärung der Che anzutragen befugt find, viejen Antrag 
formiren, und wenn infolge deſſen die Ehe für ungültig erklärt wird. Diefe Beſtimmung ent: 
fpricht dem Art. 357 ded Code penal. 

Das gejehlih nothiwendige Subject des Verbrechens ift eine Mannsperfon. Temme's, in 
feinen „Sloffen zum preußifhen Strafgeſetzbuche“ aufgeftellte Meinung, daß aud eine Frau, 
namentlich eine Kupplerin , das Verbrechen begehen fönne, ift von ihm felbft in feinem vorge: 
dachten Lehrbude wie von andern widerlegt worden. Theilnehmerin an dem Delicte des Ent: 
führens und als folde flrafbar kann eine Frau jedoch unzweifelhaft fein. Das Object des 
Verbrechens kann nur eine Frauendperfon fein. Diefe muß, nad gemeinem Rechte, wenn bie 
That an einer Ledigen begangen werben fol, eine unbef&oltene, unverleumdete Jungfrau fein. 
Nah dem preußiſchen Strafgefegbudhe ift die Unbefcholtenheit der Frauensperfon nit ein 
Kriterium ded Verbrechens. Obgleich Temme dies a. a. O. S. 734 behauptet, wird ed von 
andern, namentlich Befeler und Koch, und von den Motiven des Geſetzes widerlegt. Das Rechts- 
bewußtſein des Volkes hat jedoch die Annahme entſchieden gegen ſich, daß z. B. auch eine fih 
gewerbömäßig der Wolluft hingebenve Frauensperſon entführt werben fünne. Die Gemalt, 
welder fie unterliegt, ift in einem andern Sinne ftrafbar. Daß aud Witwen und Ehefrauen 
entführt werden fönnen, ift nad der Rechtsübung des gemeinen Rechts wol nicht zweifel: 
haft. Die eigene Ehefrau kann nie Gegenftand des Verbrechens fein, wol aber die eigene Braut. 
Ginzelne Gejepgebungen, 3. B. Hannover, Sahfen, Württemberg, Baden, Weimar, Naſſau, 
Braunſchweig u. ſ. w., ſtrafen auch die Ehefrau, welche ſich freiwillig bat entführen laſſen. 

Obgleich das gemeine deutſche Recht die vorgedachten Strafen der Entführung, welche dab 


6) Abhandlungen, S. 98. 7) Zeitfchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit (1828), ©. 10. 
8) Temme, Lehrbuch des preußischen Strafrechts, S. 736. 
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Römifhe Recht und die Karolina androbten, urſprünglich auch zu den feinigen gemacht hat, fo 
ift vie Prarid doch von dielen bedeutend abgewichen. Nach ihr ift die Strafe nur eine willfür: 
liche Freiheitsſtrafe. Die Todesſtrafe billigt die Praris nur in dem Falle, wenn bie Entführung 
wider den Willen der Entführten duch Anwendung großer Gewaltthätigfeit, ſodaß die Ent: 
führung noch mit andern Verbrechen concurrirte, verübt wurde. Der Verluft des Vermögens 
jell nah dem, was deswegen Art. 118 der Garolina beftimmt, ganz fortfallen. Das Recht 
der Tödtung des Verbrechers, welcher auf der That ertappt wird, ift als befeitigt anzufehen. 

Die neuern Gejeggebungen bedrohen die Entführung mit Freiheitsſtrafen, welche, wie z. B. 
in dem preußiihen Strafgefegbudh, bis zu zehnjähriger Zudthausftrafe fih ausdehnen 
können. Der Code penal beſtimmt vie Strafe der Recluſion, welche zwiſchen 5 und 10 Jahren 
liegt. Wo Zuchthaus- und Arbeitshausſtrafe nebeneinander beftehen , tritt meiftentheils nur 
die legtere bei Der Entführung ein, fo z. B. in Baiern. 

Die vorgedachte Entführung einer Minderjährigen mit ihrem Willen unterliegt in Preußen 
($. 208 des Strafgeſetzbuchs) nur einer nicht unter drei Monate feftzufegenden Gefängniß: 
frafe; ſo aud in Baden, Sachſen, Würtemberg nur einer Gefängnipftrafe. Literatur: Titt— 
mann, „Beiträge zu der Xebre von den Verbrechen gegen die Freiheit‘ (Meißen 1806); €. 
Heffel, „De crimine raptus“ (Würzburg 1815); Gilbert, „Code penal”. 2. Trieft. 

Entwäfferung, Bewäflerung, Drainage. I. Allgemeine Borbemerfungen. Zu 
den wichtigſten Gegenſtänden der Agrargefeggebung (ſ. d.) oder der Gulturgejeggebung im 
engern Sinne (ſ. d.) gehört das Waſſerrecht. Daflelbe enthält, wie in dem Art. Deichwefen 
erwähnt wurde, außer diefem (dem Deichrecht und Deichverbande) und aufer den gefeglicdhen 
Beitimmungen in Betreff der Ufer und Flußbetten öffentliher Ströme, vorzugsweife einem 
Gegenſtande des Öffentlihen Rechts, aud die in dieſem Artikel beſonders zu erörternden 
Rechte ver Entwäſſerung (Vorflut und Drainage) und der Vewäflerung. Allerdings 

ſtehen tie oben erwähnten verjchiedenen Gegenftände des Waſſerrechts unter fih in einem 
nähern Zufammenhange, und es fann aus formellen und in manden Beziehungen jelbft aus 
materiellen Gründen erwünjdt fein, daß nicht nur die Rechtsbeſtimmungen über den Begriff 
einerfeitd der öffentlihen und andererfeitd der PBrivatflüffe, ferner über Eigenthum und 
Nugungsrehte, jowie über deren Art und Ausdehnung an jenen und diejen, jondern daf dabei 
auch gleihzeitig no diejenigen Beilimmungen in eines und daffelbe Gefeg aufgenommen und 
zuſammengefaßt werden, welche, in Goncurrenz und Golliion mit ven bergebraditen und an— 
erfannten Rechten am Waffer und an deſſen Gebraud, entweder im Intereife der Landescultur 
oder der gewerblichen Induftrie zur Hebung und Beförderung der einen oder andern die völlige 
oder theilmeife Enteignung oder Beihränfung jener hergebradten und anerfannten Rechte zum 
Zweck haben. Je umfangreicher die Dertlihkeiten, je zahlreicher die Intereflenten jind, über 
deren Befigungen fi die in einer Ent- oder Bewäſſerung beftehenden Meliorationsunterneh: 
mungen ausdehnen, deſto mehr fällt dabei das Interefle der Staatögefellihart ind Gewicht, deſto 
mebr nehmen dieſe den Charakter einer öffentlichen Angelegenheit in Aniprud, in um jo höherm 
Grade eriheint es auch gerechtfertigt, einer ſolchen Meliorationsunternehmung das Recht und 
die Freiheit des individuellen Gigenthbums und beſtehende Rechte, allerdings nur gegen voll- 
Randige Entihädigung, zum Opfer zu bringen. Dagegen fteht bei den weniger beträchtlichen 
Meliorationdunternehmungen durch Ent: oder Bewäflerung der Zweck einer Ertragserhöhung 
des Privateigenthums und bloßer Verbeilerung des befondern Vermögens ver Einzelnen mehr 
im Bordergrunde und wird deshalb in diefem Falle, gegenüber den beſtehenden Rechten anderer 
PBrivaten, der Gefeggebung eine rüdjichtsvollere Behandlung diefer legtern zur größern Pflicht. 
Eine Geſetzgebung über das Waſſerrecht, welche gleichzeitig alle Beziehungen und Rechtsver— 
bältniffe, vie bei ven Gewäſſern in Betracht fommen fönnen, zufammenfaßte und ordnete und 
dabei auch vollftändige Vorſchriften aufftellte über die Nugungsverhältniffe der verfchiedenen 
Art, welche im Fortſchritt der gefellihaftlihen, der Agricultur- wie der gewerblichen und in= 
duftriellen Zuftände erſt allmählich aus ven Bedürfniſſen einer weitern Entwidelung diefer 
!e$tern mittel Zuhülfenahme der Naturfräfte des Waffers hervorgehen, müßte erit jegt bes 
sonnen haben. Denn dieſe Bevürfniffe gehören großentheils einer weit fpätern Zeit an als die 
Bejeggebung und Rechtsbildung, welche Eigenthum und Beſitz an den Gewäſſern gleichwie an 
Gunpftücen anderer Art orbneten. Insbefondere tritt das Bedürfniß der Entwäfferung in der 
Regel viel Früher hervor ald das der Bewäſſerung, letzteres fegt einen bereits höhern Grad ber 
Iameicultur, eine intenfivere Landwirthſchaft voraus. Dies wenigftens in den nörplichen und 
ÖÜllihen Gegenden Europas und jedenfalls Deutſchlands. Hingegen gehört allerdings in den 
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Ländern des heißern Klimas die Bewäflerung fhon zu den uralten Maßregeln für Erhaltung 
und Hebung der Bodencultur, während fie in Deutichland als planmäßiges und Fünftliches 
Unternehmen, deshalb aber aud die Geſetzgebung darüber inı allgemeinen faum mehr als zwei 
Jahrzehnden angehört. Indem der fünftlihen Bewäflerung in der Regel oder dod häufig eine 
vollftändige Abwäſſerung und Irodenlegung der zu bewällernden Grundftüfe vorausgehen 
muß, zeigt fi ein Zufanmenhang zwijchen ter einen und der andern Operation, Indeß bleibt 
dabei die Entwäjlerung, ald eine Vorbereitung der Bewällerung, dod dem Plane ver legtern uns 
tergeordnet. Und ebenfo verhält es ſich bei ver Einrichtung von Deidyivjtemen, die ſich gewöhn— 
lich über Nieverungen und häufig über Moore und Brüche in den Stromtbälern erftreden. 
(S. Deihwefen.) Der öffentlihe Charafter und das Staatdeigenthum bezüglih der der 
Schiffahrt wie der Floßfahrt dienenden Ströme und Blüffe, die, wie vor Anlegung ber 
Chauſſeen und Eifenbahnen, fo aud) jegt noch neben denfelben Haupt-, Handeld= und Staatd: 
jtraßen bilden, bedingt es, daß ihre Unterhaltung, jedenfalls foweit es für jene Zwecke noth— 
wendig ift, dem ganzen Staate obliege. Wird diefe Unterhaltung, wie in einem neuern bairi— 
ihen Geſetze von 1854 geiheben, als Bezirks-(Kreis-)Laſt betrachtet, jo mag Died hergebrachten 
Beitragsverhältniffen entiprehen, oder es ift der Kreis (Regierungsbezirk oder Provinz) ala 
Analogon des Staatöverbandes betrachtet und deshalb dieſem jubftituirt. Der Selbſtſchutz Der 
Üferbejiger, der ihnen, abgejehen von befondern, im Intereſſe des Schiffahrtsfanals im 
Strome oder anderer öffentliher Zwede zum Schaden der Ufergrunpftüde unternonmmenen 
Anlagen, allein obliegt, verlangt vorzugäweife bei zerftüdeltem Grundbeſitz unter den Ufer: 
bejigern eine Bereinigung von Kräften, wofür vie Beitragsverhältniffe zu regeln find. Es kom— 
men Colliſionen beim Waſſergebrauch auß den Öffentlihen Strömen zwiſchen dem Staate und 
den benachbarten Grundbefigern oder Bewohnern ſelbſt bezüglih der Bodencultur und Be— 
wäjlerung vor. Dem Waflerbevürfnig von Menihen und Vieh wird der Staat Rehnung 
tragen; jede andere Benutzungsweiſe hat ſich ftets der Hauptbeffimmung ded Stroms unter: 
zuordnen. Die Verhältniffe der Uferbefiger bezüglich des Selbftihuges gegen den Strom und 
gegen deſſen Zerftörung der Uferländereien haben, abgefehen aud von den Gindeihungen, 
einen bejondern Grund und Zweck, fie dürfen außerdem die Srhaltung der Strombahn nicht 
gefährden. 

Auf einem andern Gebiete bewegen ſich meiſt die im Culturintereſſe vorkommenden oder zu 
unternehmenden Ent- und Bewäſſerungen. Dergleichen Ent- und Bewäſſerungsanlagen ſind, 
gleich den Deichſyſtemen, in der Regel von denjenigen einzurichten und zu unterhalten, welchen 
ſie durch Erhöhung des Werths und Nutzungsertrags ihrer Beſitzthümer einen beſondern 
Vortheil bringen. 

Als eine Unterart der Entwäſſerungsanlagen ſind, und zwar etwa ſeit 1835 in England, 
ſeit wenigen Jahren aber erſt in Deutſchland, die Drains (unterirdiſche Waſſerleitungen) be— 
kannter, daher auch erſt neuerdings in den Kreis der Geſetzgebung gezogen. 

Wie bereits in dem Art. Deichweſen in Bezug auf dieſes bemerkt wurde, ſo hat ſich auch die 
Geſetzgebung bezüglich der Entwäſſerung früherhin meiſt auf Specialverordnungen oder auf 
Beſtimmungen über einzelne kleinere Territorien beſchränkt und dabei vieles dem Herkommen 
überlaſſen. Erſt die Geſetzgebung der neuern Zeit hat dafür, wie ſpäterhin auch für die Be— 
wäſſerung, allgemeine Normen aufgeſtellt. Dabei hat ſie denn vor allem ſolche Fälle und Ver— 
hältniſſe, in denen Culturunternehmungen dieſer Art ſeitens der einzelnen Privatbeſitzer oder 
ſeitens einer Mehrheit von Grundeigenthümern mit den beſtehenden Eigenthums- und 
Nutzungsverhältniſſen anderer Grundbeſitzer oder von Mühlen: und ſonſtigen Fabrif= und 
Gewerbeanlagen oder auch mit dem öffentlichen Intereſſe des Staates wie der Geſellſchaft in 
Confliet kommen, ins Auge faſſen müſſen. 

Aus vorſtehenden Bemerkungen ergibt ſich, mit welchen beſondern Gegenſtänden und nach 
welcher Richtung hin es die Geſetzgebung über den einen oder den andern Theil des Waſſerrechts 
zu thun hat, und wiefern es angänglich iſt und gerathen ſein kann, aber auch erklärt werden 
muß, daß die Geſetzgebung nicht nothwendig zu gleicher Zeit und in einem Geſetze die verſchie— 
denen einzelnen Gegenſtände des Waſſerrechts behandelt, vielmehr darüber theils abgeſondert, 
theils in verſchiedenen Perioden nacheinander verfügt hat. Deshalb iſt ed denn auch zuläfiig, 
insbejondere ohne die gleichzeitige Grörterung des die Flußbetten und Ufer ver öffentliben 
Ströme betreffenden Tbeild des Waſſerrechts, gleichwie abgefondert von dem Deichweſen die 
Materie der Ent= und Bewäflerung felbftändig zu betrachten. Regulirungen fliehender Ge— 
wäſſer können theils in den Bereich des Waſſerrechts öffentlicher Flüffe zur Verbefferung der 
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Strembahn, theild in das Gebiet der Entwäſſerung zum Zwecke der Gewinnung von Ländereien 
oder der rafhern Entführung des ſchädlichen Waſſers gehören. Infofern ift vie Regulirung der 
Flüffe nur ein Theil des einen oder andern Gebiets, nicht wohl als ein felbftändiger Gegenſtand 
und Zwed des Waſſerrechts aufzufaffen. 

Bei Betrahtung der Geſetzgebung über Ent: und Bewällerungen iſt nicht blos zwifchen 
denjenigen Unternehmungen diefer Art zu unterſcheiden, welche von einzelnen Grundbeſitzern, 
und folgen, welche vermöge der zerftüdelten und vermifchten Lage der Grundſtücke oder jonft von 
mehreren gemeinfam ausgeführt werden, fondern noch mehr zwifchen folden, welde vermöge 
ded beträchtlichen Umfangs ded Meliorationsgebiets die Vereinigung vieler Kräfte und zahl: 
reicher Örundeigenthüümer voraugfegen, fo ſchwer es auch theoretifch gelingt, dieſe Unterfchiede 
ihärfer abzugrenzen. 

U. Zur Geſchichte der Ent: und Bemwälferung. Cine befondere Berückſichtigung 
jeitend der Gefeggebung auf das in den ebengedachten Fällen bervortretende Bedürfniß einer 
wechſelſeitigen Bereinigung von Kräften, der Bildung von Genoflenihaften zur Ausführung 
terartiger Meliorationdunternebmungen bedurfte es freilich nicht, wo fich, wie in den despo— 
then Staaten des Orients, der Fürſt ald Eigenthümer oder wenigſtens ald Obereigenthümer 
aller Ländereien im Staatsgebiete betrachtete und über die perfönlichen Kräfte wie über das 
Eigentbum feiner Unterthanen willfürlich verfügte. Dort finden jid denn fhon früh vie groß: 
artigfien Meliorationswerfe der mehrgedachten Art. Dort insbefonvere verlangte das heiße 
Klima künſtliche Bewäſſerung. Das Bewäſſerungsſyſtem fpielte hier felbft für die Ackerverthei— 
lung wie für den Wohlftand eine hervorragende Rolle. (Beifviele hiervon bei Roſcher, „Syſtem 
ver Vollswirthſchaft“', Bo. II: „Die Nationalöfonomie des Ackerbaus“ [Stuttgart 1860], 
$. 36,19. &. 98.) Dagegen famen in den deutichen Kändern, namentlich in denen der Oft: und 
Norpfeefüfte und jo auch in Oft: und Weftpreußen, neben den ausgedehnteften Deichfuftemen 
viel mehr Entwäfferungen ſchon jeit Jahrhunderten vor. Nah von Haxthauſen zählte 3. B. 

Ofipreufen im 12. Jahrhundert 2037 Landſeen, gegenwärtig aber nur noch 300. (S. Roſcher, 
2.0.0.) Mit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts, insbefondere aber feit ver Regierung 
Friedrichs des Großen wurden im preußifch:brandenburgiihen Staate jene weit ausgedehnten 
Utbarmachungen mitteld Gntwäfferungen meift in Verbindung mit Gindeihungen vorgenom: 
men, deren ſchon im Urt. Deihwefen gedacht iſt. Ein Jahrhundert früher trat in dem bei 
feinem feuchten Klima der Entwäfferung befonders bebürftigen England dafür und fogar für 
unterirdiihe Wafferabführung ſchon ein berühmter Schriftfteller (Walter Bligb) auf, und ſchon 
zur Zeit der römischen Eroberung wandte ſich die Gefeggebung dort der Gultur verfumpfter 
Landſtriche zu. 

Dagegen fam die fünftlihe Bewäſſerung nad einem ausgebildeten Rechtsſyſteme früher 
namentlih in Deutjchland nur in wenigen einzelnen Kleinen Landestheilen, außer im Lüneburgi« 
ſchen vorzugämeife im Fürſtenthume Siegen vor, mojelbft fie unter der für die Landescultur 
ſchon feit lange beforgten Regierung der Naffauer auf das 16. Jahrhundert zurückgeht. 

Bon den Ländern ded europäiſchen Kontinents find es bejonders Spanien und Oberitalien, 
welche am früheſten ein Rechtsſyſtem in Bezug auf die Benugung der Öffentlichen wie der Pri— 
varflüffe zur Gultur der Grundſtücke ausgebilver haben. In Spanien gefhuh Died bereits in ber 
vormauriſchen Zeit, hauptfächlich aber von den Arabern. Es zeichnete fich Died Syſtem vor allen 
auch durd eine zweckmäßige Selbftverwaltung innerhalb der zur Verbefferung ihrer Ländereien 
mitteld Bewäflerung verbundenen Grundbeiiger mit genoſſenſchaftlichen Waſſergerichten aus. 
Denn je zertheilter ver Grundbeſitz ift, deſto notwendiger wird die genoſſenſchaftliche Verbin: 
dung zur@inrihtung und Unterhaltung von Meliorationgwerfen. In der Lombardei wurde der 
große Kanal vom Ticino bis Mailand jhon 1177 gebaut, und die mailänder Gewohnheitd- 
rechte, welde die Ableitung des Waſſers aus öffentlichen und nicht Öffentlichen Klüffen zum Be: 
dufe der Bewäſſerung der Ländereien geftatteten, entftanden 1216. Die mailänder Statuten 
som Jahre 1396, weldye noch das Intereffe der Mühlen über das der Bewäflerung der Lände— 
teien ftellen, fannten bereitö zum Zweck der Bermittelung der Nechte von Triebwerfen und 
Srundbeig den ſpäterhin in die Weisthümer des fiegener Landes übergegangenen Grundfag, 
daß das Waſſer zur Bewäflerung von Sonnenuntergang am Sonnabend bis Sonnenaufgang 
um Montag, jowie von Sonnenuntergang an den Vigilien der Fefttage bis Sonnenaufgang 

m Tage nach den Fefte unbeſchränkt benugt werden dürfe. Sie hatten aber aud ferner dad 
Bincip der Enteignung dahin anerfannt: daß jeder zur Waflerableitung Berechtigte die dazu 
Etaate-Perifon. V. [ 
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erforderlihen Gräben auf die mindeft nachtheilige Weife, gegen Entfhädigung bed Landes— 
werths und anderer Nachtheile, durch das Grundſtück jeder Privatperfon oder Commune im Ge— 
biete, fowie durch Öffentliche und Privatwege ziehen dürfe. Died Princip wurde ſpäter auf die 
Kindereien von Kirchen und Geiftlihen ausgedehnt, fo fehr diefe auch widerftrebten. Die 
MWaffergefepgebung, Meffung, wie deren Gleihartigkeit wurde 1752 und 1764 Gegenftand 
felbft eines Staatövertrags zwifchen Ofterreid und Venedig. 

IN. Dierömifheundgemeinrehtlihe Öejfegpgebung, die Zufändedes Mit- 
telalter8 und der folgenden Periode im Zufanmenhange mit der Cultur— 
gefeggebung. Zu einer rihtigen Würdigung der neuern Gefeggebung über Ent= und Bes 
wäfferung bedarf es eines Rückblicks nicht nur auf die römischen und gemeinrechtlichen, ſondern 
auch auf die anderweiten Rechts- und Berfaffungsverhältniffe, melde Jahrhunderte hindurch auf 
die Benugung der Gewäffer, namentlich zu Gulturzweden, auf das nachtheiligſte zurückwirkten. 
Denn im Gegenjag hierzu ift die neuere Geſetzgebung über Ent: und Bewäſſerung überall aus 
dem Bevürfniffe der fortichreitenden Cultur der Grundſtücke, mithin aus landwirthſchaftlichen 
Zweden hervorgegangen. Sie hat nicht ſowol das Intereffe gewerblicher Anlagen als vielmehr 
das der Bodencultur zu ihrem Ausgangspunfte. Sie ift daher ein Theil der Eulturgejeg= 
gebung im eigentlihften Sinne und zmar aus dem Grunde, weil jie ed, im Oegenfag und ab= 
weichend vom römischen und gemeinen deutſchen Waſſerrecht, nicht ſowol mit der Ordnung der 
Mafferrehtsverhältniffe innerhalb eines beftehenven Zuftandes und Rechtsſyſtems, als vielmehr 
mit denjenigen Veränderungen in diefem Zuftande der überfommenen Waiferrehtöverhältniffe 
zu thun hat, welche durch die neuen Bedürfniſſe und Fortfhritte auf einem andern und zwar 
volfswirthichaftlichen Gebiete, auf dem der Landwirthſchaft nothwendig wurden. Gleich jeder 
Eulturgejeggebung,, welche auf Unmvandelung der frühern, für die Bedürfniffe ver Gegenwart 
ungenügenden Zuftände und Rechtsverhältniſſe gegen Entfhädigung durch ein andermweites ent= 
ſprechendes Aquivalent hinausgeht, hat es auch die Gefeßgebung über Ent- und Bewäſſerung 
mit der Bermittelung und Löfung des im focialen Entwidelungsgange hervortretenden Bon: 
fliet8 zwiſchen ältern Eigenthums- und Nutzungsrechten an ven Gewäſſern und neu entjtandenen 
Anfprüden der Randescultur zu thun, eines Conflicts, welder, um die neuern Bedürfniſſe der 
legtern zu befriedigen, nur durch Erpropriation beftehender Rechte, durch deren Enteignung oder 
wenigftend Beihränfung, allerdings gegen eine möglichſt angemeifene und vollftändige Ent: 
ſchädigung, gelöft werden fann. 

Dieſer Gefihtöpunft, welcher allen Gulturgefegen des 19. Jahrhunderts, mithin auch der 
Geſetzgebung über Ent= und Bewäflerung zu Grunde liegt, blieb dem Römiſchen und dem ihm 
im wejentlihen folgenden gemeinen echte fern. Erſteres ging ausfhließlih von der Be: 
Ihügung des Eigenthums und feiner Nugbarfeit innerhalb desjenigen Zuftandes aus, welcher 
auf der natürlichen Lage der Grundftüde zueinander und dem Herfommen beruhte. Vorzugs— 
weiſe enthält daffelbe daher nur Borfchriften über die Entwäſſerung, jevod nur in ſehr enggezo= 
genen Grenzen. Naturrehtlic fteht jedem Grundeigenthümer vermöge feines Eigenthums— 
rechts die Befugnip zu, zur Beförderung der Eultur und Nutzbarkeit feines Bodens ſich des 
demfelben ſchädlichen Waſſers zu entlevigen. ine gleiche Befugniß haben alle oberhalb und 
unterhalb belegenen Nahbarn. Die Ausübung diefer Befugniß feitens des einen muß deshalb 
in dem gleichen Rechte des andern die naturgemäße Grenze finden. Die Staatögefepgebung 
erfennt innerhalb diefer Schranfe die allgemeine und natürliche Befugniß des Grundeigen: 
thümers feinem Nahbar gegenüber an und fhüst ihn in deren Ausübung gegen etwaige Stö- 
rungen, Zufolge der natürlihen Lage der Grundſtücke gegeneinander ift hierbei vorzugsmeife 
der oberhalb liegende Bejiger infofern interefjirt, daß der unterhalb liegende die von der Natur 
vorgezeichneten Bedingungen des Waflergefälled refpectire und den Ablauf von Negenmwaffer 
und fonftigen atmofphäriihen Niederfchlägen, fei e8 innerhalb oder außerhalb der vorbandenen 
natürlichen Flutbetten und Gerinne, gefhehen laſſe. Diefer darf nichts unternehmen und ein 
richten, wodurd der natürlihe Waſſerſtand der Gegend und der Wafferabflug zum Nachtheil 
oberhalb belegener Grundſtücke verändert oder deren Befiger zu befondern Veranftaltungen ge— 
jwungen wird. Dies ift die natürlide Dienftbarfeit der untern Grundſtücke gegen die obern, 
welde auch das Römiſche Recht als eine im Rechtswege erzwingbare Pfliht anerkannte. Abge— 
jehen von fpeciellen Rechtstiteln (Vertrag oder Verjährung), fhügte ver Prätor jeden Grund- 
befiger gegen alle Veränderungen des natürlichen und hergebrachten Wafferabfluffes durch Ab— 
ober Zuleitung, Zurückſtauung, beftigern und flärfern Zufluß des Maffers durch Werke, 
Anlagen oder fonftige Veranftaltungen von Menfhenhand und auf Fünftlihe Weife, inſoweit 
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dies zum Nachtheil eines unmittelbaren oder entferntern Nachbars gereichte. Nur die zur Be: 
fellung und gewöhnlichen Benugung des Aderd nöthigen Fleinen Gräben over Wafferfurden 
durfte jeder, jedoch mit möglichfter Vermeidung von Schaden und Nachtheil der untern Nach— 
barn,, auf feinem Grund und Boden ziehen. !) 

Bei diefer Anerkennung der natürlihen oder hergebrachten Vorflutsverhältniffe kam die 
Bewäſſerung meift nur infomweit in Betracht, als durch diefelbe die natürliche Vorflut geftört 
oder gehemmt wurde. Die Ent: wie die Bewäſſerung wurde lediglih aus dem Gefihtspunfte 
des Privatrecht8, der Achtung und Beihügung der Eigenthumsrechte und der denfelben anhängen— 
den Nugungsbefugniffe innerhalb des vorgefundenen Rechtszuſtandes behandelt. Einſchränkung 
und Erpropriation des Eigentums und der Rechte des einen zum Vortheil ded andern gegen 
Entſchädigung im Interelfe des Gemeinweſens und der Förderung der Landeultur lagen diefem 
Standpunkte des Römiſchen Rechts fern. Nach diefem Rechtsſtandpunkte aber bemegte ſich, des 
Mangeld ausprüclicher Beftimmungen ungeachtet, die Bewäſſerung freier als die Entwäfferung. 
Denn der erſtern Fam es zu ftatten, daß das Römiſche Recht ſämmtliche fließende Gemwäfler, welche 
ununterbrochen, fomol im Sommer wie im Winter Waſſer halten und fließen (lumina peren- 
nia), als öffentliche betrachtete und diefelben in wirkſamſter Weife gegen fünftlihe Veranftal- 
tungen, indbefondere aber gegen Stauanlagen ſchützte, durd welche der natürliche Waflerlauf 
alterirt wurde. Auf dergleihen permanent fließende Gemäiler fand überdies der Grundſatz An 
wendung, „daß Luft und Waller allen gemein ſei“. Auch die gemeinrechtliche Jurisprudenz 
betradtete die Befugniß zur Bewäſſerung der vom Fluß durchſchnittenen Grundſtücke als eine 
Wirkung des Eigenthums am Uferlande, wenn aud ohne das Recht zur Ableitung oder Ber: 
änderung des Bettes. Sie ftellte das Intereffe ver Bodencultur mit dem des Gewerbes infomweit 
auf eine Linie. 2) 

Das Allgemeine preußiihe Landrecht erklärte hingegen, im Anfhluß an die Grundfäge des 
Iongobarbiihen Lehnrechts, als zu den Regalien des Staates gehörig die Nugungen nur folder 
Ströme, dievon Natur jhiffbar jind ($.38, 11,15; Eihhorn, „Deutſches Privatrecht”, $.267; 
Beſeler, „Softem des gemeinen deutſchen Privatrechts“, $.94). Daffelbe verbot inzwiſchen auch 
in den Privatflüffen jede Unternehmung oder Veränderung zum Nachtheile ver Nachbarn durch 
Semmung des Ablaufs der Flüſſe ($. 99, 1,8). 

Der Code civil, der jih näher an das Römiſche Net anſchließt und Flüffe wie andere Ge— 
wäfter, welde ſchiffbar over flößbar jind, für Zubehör des Staatdeigenthums erklärt (Art. 538) 
— deflen Brinceipien bier gleich erwähnt werden mögen, zumal verjelbe im größten Theile 
der preußiſchen Rheinprovinz und in einigen andern deutſchen Landestheilen gilt — be: 
ihränkt ich bezüglich der Entwäfferung im Art. 640 auf die drei Sätze des natürlichen Privat: 
rechts, nämlich 1) das Grundſtücke, welde niedriger gelegen find, von den höher gelegenen das 
Waſſer aufnehmen müſſen, welches nad) feinem natürlichen Laufe davon abflieft, ohne daß 
menfhlibe Hände etwas dazu beigetragen haben; 2) daß der Eigenthümer des unterhalb ge: 
legenen Grundſtücks feinen Damm aufwerfen darf, der diefen Abfluß verhindert; 3) daß 

dagegen auch der Eigenthümer des obern Grundſtücks nichts unternehmen darf, was die Dienft: 
barfeit des unterhalb liegenden Grundes erihiwert. ?) Dagegen gab in Bezug auf Bewäfferung 
Son der Code civil (Art. 644) dem Uferbefiger pas Recht, jich innerhalb der Grenzen feines 


1) Dig. XXXIX, 3, de aqua et aqua pluviae L. 1, pr. 88. 1,2,6, 13—17; L.2, 88.3—5, 
7,9. L.6, pr. Cod. Ulf, T. XXXIV de servitutibus et aqua. L. 11, IV, VI,Vil. L.1,$8.5. 
L.23. L.2,pr. ®gl. auch Romagnofi, Bom Waflerleitungsrechte (überfegt von M. Niebuhr, Halle 
1840), Einl. ©. XX fa., XXII und 189. Dig. L. XLIN, Tit. XII und Tit. XIII: ne quid in Qumine 
publico ripave ejus fiat, L. 1, $. 13 fg. und Tit. XIII: ne quid in flumine publico fiat, quo aliter 
aqua fluat atque uti priore aestate fluxit. 

2) E ift hierüber wie über die anderweiten — und beſondern Beſtimmungen bezüglich der 
Ent⸗ und Bewähjerung zu vergleichen Lette und von Rönne, Die Landesculturgefepgebung des preußifchen 
Staates (1854), Bo. II, Abthl. 2, ©. 577 fg. und 628 fg., nebit den dafelbit angeführten Schriften. 

3) Am 16. Sept. 1807 folgte das Geſetz über Austrofnung von Sümpfen und Entwäflerungen, 
f Grund von Decreten und Gonceffionsertheilumgen des Staatsrathe, doch mit Vorbehalt befonderer 
Reglements über die Anwendung diefes Gefeges auf die einzelnen Fälle, übrigens mit dem Erproprias 

srechte von Mühlen, Triebwerfen und Gebäuden, ein Geſetz, das auch in der Rheinprovinz gilt. 
Vaniel, Handbuch der fremdherrlichen Verordnungen, V, 486 fg., und Kette und von Rönne, a. a.D., 
MU, Abthl. 2, S. 622 fa. Dann erft weit fpäter: loi sur le libre &coulement des eaux prove- 
van du drainage du 10 juin 1854. 7 
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Grundſtücks des fließenden Wafferd zur Bewäflerung zu bedienen (unter der Bedingung, 
vajjelbe feinen gewöhnlichen Laufe wieder zuzuführen, mo das Wafler feinen Grund und Boden 
verläßt), und nad Art. 641 darf derjenige, welcher eine Quelle auf feinem Grund und Boden 
bat, jich derſelben nah Willkür bedienen, vorbehaltlich der durd Titel oder Verjährung erwor— 
benen anderweiten Rechte unterhalb liegender Grundbejiger, und ohne ihren Ablauf verändern 
zu dürfen, wenn fie den Ginwohnern einer Gemeinde, eined Dorfes oder Weilerd das nöthige 
Waſſer verſchafft, vorbehaltlich indeß einer Entihädigung, fofern ein folher Waſſergebrauch 
nicht erworben oder verjährt wäre (Art. 643). *) 

Die Rechtsſätze des Römiſchen wie ded gemeinen Rechts, welche die natürliche Vorflut und 
den gemöhnlichen Abfluß ver Gewäſſer jhügten, daher infoweit immer auf die Bodencultur 
günftigen Einfluß ausübten, waren jedod im Laufe des Mittelalterd dur) das mit dem longo— 
bardiſchen Lehnrechte einbrehende Syftem der Negalien, in welche jih allmählich nicht blos lan— 
desherrliche, ſondern auch gutäherrlihe Oberaufiihtsrechte verwandelten, weſentlich bejeitigt. 
Namentlih dehnte man aus finanziellen Intereifen die Negalitätdrechte insbeſondere auf Die 
verſchiedenen Nugungen an fließenden Gewäſſern aud und begriff varunter vorzüglich auch die 
Befugni zur Errichtung oder Gonceflionirung von Wafjer: (Mahl: und Schneide:) Mühlen. 
Eine ſolche Befugnig arrogirten ji in vielen Territorien neben dem Landeöherrn auch die Be- 
figer der Rittergüter innerhalb der ihrer Gerichtöbarfeit und gutäherrlichen Polizei untermwor: 
fenen Gemarkungen, oder jie erhielten dieſelbe lehnweiſe von den Randedherren, mo ſich dieſe als 
Eigenthümer ver Mühlwaſſer anfahen, oder wo die Privatgewäller und deren Benugung, unter 
anderm durch Filcherei und Jagd, zu den Rechten des echten Eigenthums gerechnet wurden, 
waren jie e8, welden mit der Ausdehnung des gutöherrlicen Verhältniſſes über alle Hinter: 
ſaſſen allein das volle echte Eigenthum am ganzen Ortdareal zugefallen war.5) Die Bauern: 
friege in ber erften Hälfte des 16. Jahrhunderts hatten den Zuftand ver Landeultur nicht ver: 
bejjert, die Freiheit und Entfeflelung der Gewäſſer — ein Hauptpetitum der Bauern — nicht 
herbeigeführt. 

Als fich feit dem Dreifigjährigen Kriege befonders in den öftlihen und nörblichen deutſchen 
Ländern die Guts- und Gerichtöherrlichfeit über ganze Dörfer noch ſchärfer ausprägte, erfolgten 
feitvem noch zahlveihere Conceſſionirungen und Anlagen ven Walfermühlen, ſodaß faft jedes 
Fleine fließende Gewäſſer mit dergleichen fpäter oft höchſt unbedeutenden Stauanlagen beiegt 
war und hierdurch theild infolge Rückſtauens und Überſchwemmung, theild infolge der An: 
ſammlung des Grundmwajfers viele an jih fruchtbare und in landwirthichaftlicher Beziehung 
werthvolle Grundftüde in den Niederungen allmählih in Sunpfe und Moräfte verwandelt 
wurden. Daher geihah ed nur in Zufanmenhange mit der gefammten Agrargejeggebung, 
welche die Freiheit der Perſon und des Grundeigenthums herftellte und dadurch für die Boden— 
eultur eine neue Aera hervorrief, daß die Geſetzgebung im Intereſſe und zur Förderung der 
Zandescultur gleichzeitig den Freien Lauf und Abflug der Gewäſſer durch Löfung jener ihnen 
in frübern Jahrhunderten auferlegten Feſſeln wiederherjtellte. Im preußiihen Staate, wo 
die Feſſeln des Landhaus feit 1807 und 1811 gelöft wurden, enthielt deshalb das Vorfluts- 
edict vom 15. Nov. 1811 gegen dergleihen Stauanlagen nicht minder durchgreifende Beſtim— 
mungen. Abgejehen von der erneuerten Negulirung ded Waſſerſtandes bei ven Mühlen durch 
Segung von Markpfählen, verorpnete dies Geſetz auf Provocation der Orundbejiger die Beſei— 
tigung der natürlichen wie der fünftlihen Hinderniffe des Abfluffes durch Herftellung des freien 
Laufs der Gewäſſer, fobald daraus ein offenbar überwiegender Vortheil für die Bodencultur 
oder Schiffahrt entfteht, bi8 zur gänzlihen Wegräumung von Waffermühlen oder Ablaffung 
von Deichen und ſtehenden Seen, nad vorgängiger Unterfuhung und Gntideidung der 
Landedpolizeibehörbe über den Entwäſſerungsplan und Feftitellung der Entfhädigung durch 
Schiedsrichter. 

Während in den Ländern ded gemeinen Rechts die Gewährung von Borflut unter dem 


545; Ginleitung ins deutfche Privatreht, $$. 267 u. 268. &. Bejeler, Syilem des gemeinen deut: 
chen Privatrechts, Bd. II, $. 94; Bo. IV, $.3, ©. 125 fg.; Bb. III, $. 197, ©. 182 fg. 
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Geñchtspunkte einer Servitut behandelt wurde, hatte die preußiſche Geſetzgebung nicht blos und 
zwar bereit8 ſeit dem Beginne des vorigen Jahrhunderts, wir auch im Allgemeinen Landrecht von 
1794 umgefehrt die Verſchaffung der Vorflut aus dem Geſichtspunkte einer notwendigen, 
jedem Grundeigenthünter obliegenden Beihränfung, als eine dem Grundbeſitze obliegende und 
anflebenne Berpflihtung aufgefaßt, fondern es hatten auch allgemeine wie provinzielle Vor: 
Autögefege, unter andern aus der Zeit Friedrich's des Großen das Edict vom 6. Juli 1773, im 
Gegenfag zu den Beſtimmungen des Nömiihen Rechts, vielmehr Shen im Landesculturintereffe 
die unterhalb belegenen Grundbefiger zur Anlage fünftliher wie zur Aufräumung und Unter: 
haltung vorhandener und neuer Gräben fogar auf deren eigene Roften verpflichtet. (S. Kette 
und von Rönne, „‚Landedculturgefegung”, ©. 579 ig.) Von einer vollftändigen Waſſergeſetz- 
gebung im Intereffe ver Bodencultur fonnte fo lange feine Nede fein, bevor und ald nicht das 
Grundeigenthum von andern läftigen Beihränfungen und Keifeln feiner Benugung, von Dienft: 
barfeiten, Zebnten, Fronen u. ſ. w. befreit und dadurd einer intenfiven Gultur wie der vor: 
tbeilhaftern Anlage von Kapital, Arbeit und Intelligenz zugänglider gemacht worden war. 
Dies geihab in Preußen durch die Gefeggebung über Negulirung der gutsherrlich-bäuerlichen 
Berhältmiffe von 1811 u. f. w., wie durd die Gemeinheitätheilungsordnnng vom 17. Juni 
1821, welche gleichzeitig jorwol die Serritutenbefreiung als die Zufanımenlegung der befreiten 
Gruntflüde fuccefjive zu Wege brachte. Es muß als ein in verfchiedenen deutſchen Gefrg: 
gebungen begangener Irrthum bezeichnet und beſonders ala eine Maßregel von fehr untergeord= 
netem und zweifelbaftem Erfolge angefehen werden, wenn Gulturgejege gewiſſer Art, wie z. B. 
namentlih über die Bewäſſerung, erlaffen werden, ohne daß vorher durch Befreiung des Grund: 
eigenthums von Serpituten, Zehnten u. ſ. w. und zugleich durch deffen angemeflene Arrondi— 
rung (Zufammenlegung oder Berfoppelung) die volle Freibeit ded Eigenthums und damit die 
Mögligkeit einer intenfivern Eultur bergeftellt worven ift. Zweckmäßiger noch ift es, mit jenem 
Verfahren fofort dergleichen Meliorationen, wie die der Be: und Entwäſſerung, zu verbin- 
den, worauf das Augenmerf fowol der preußiichen ®emeinheitätheilungsordnung als noch mehr 
dad der naſſauiſchen Conſolidationsgeſetzgebung (j. Eonfolidation) gerichtet ift. Wie bisher 
die Bodencultur unter dem Feudalſyſtem des Negald oder Hoheits- und Aufſichts- oder des 
gutöberrlihen echten Eigenthumsrechts am fließenden Waſſer litt und fich bis auf diefe Zeit mit 
ven Stauanlagen befonders ver Waſſermühlen im Kampf befindet, jo hat in neuejter Zeit, vor: 
zͤglich jeit dem Erlaß der Gefeßgebung über Benutzung der Flüſſe zu Bewälferungen, wiederum 
die gewerblibe Induſtrie, melde ſich hier und da in ven inbuftriell vorgefchrittenen Ländern in 
den Beig der Waflermühlen gefegt und dieje in Fabriken verwandelt hat, einen Kampf mit der 
Vodencultur aufgenommen. Allerdings liegt die Schwierigkeit der Ent-, insbeſondere der Bes 
wäjlerungen vorzugsmeife in einer den beiderfeitigen wie den höhern Gefellichaftsinterefien ent: 
ſprechenden Löjung dieſes Conflicts durch Vermittelung der Kandeultur und dev gewerblichen 
Interefien, der productiven und der bewegenden, der Gultur= wie der Triebfraft ver Waſſer— 
Ihage und ihrer Benugung. 
IV. Das Erpropriationsredht und die Gollilion zwiſchen Induftrie und 
Bodencultur. Bei der Ent: und Bewäflerung follen, mie bei jeder andern Mapregel der 
dörderung der Yandescultur und des Gemeinwohls, die Eigenthumsrechte eines jeden Drit: 
ten geachtet, mithin auch diefe Eigenthumsrechte in Bezug auf fließende Gewäfler, ſoweit 
dergleihen nach Der Natur dieſes Gegenftandes erworben werden fünnen oder nachweisbar er: 
worben find, rejpectirt werben. Man würde aber doc viel zu weit gehen, wenn man aus ber 
Adtung vor dem Eigenthum jede Veränderung daran für durchaus unzuläfiig erachten wollte. 
Daß rer Staat aus einem dringenden Bedürfnig oder im überwiegenden Intereffe der gefamms 
ten Staatsgeſell ſchaſt, aus Gründen des Gemeinwohls, Ranäle, Ehaufleen oder Gifenbahnen 
anlegen, das Bert öffentlicher Flüſſe reguliren und verlegen, ſowie daß er unter gleiher Bor: 
aufjegung fein Recht hierzu auch an einzelne oder an Bejellihaften, welche jtatt feiner der: 
gleichen gemeinnügige Unternehmungen auszuführen ji verpflichten, abtreten dürfe, wird jegt 
wol faum mehr von irgendeiner Seite beitritten. Anvernfalld wäre jeder größere Fortſchritt 
in den Mitteln zur Berbeflerung der geſellſchaftlichen Zuſtände unausführbar. Es wird jid in 
jolchen Fällen der Schuß des Eigenthums und die Achtung vor dem Rechte deffelben nur darin 
m bethätigen haben, daß feine Enteignung oder Eigenthums- und Rechtsbeſchränkung ohne 
intihädigung und zwar ohne eine vollfländige zu geihehen hat, durch welde, wenn fie voll: 
Undig fein foll, nicht blos der gemeine Werth der Sache im gewöhnlichen Verkehre, ſondern 
augerdem auch der außerordentliche Werth evjegt wird, den dad Cigenthum und das Recht an 
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demfelben für feinen gegenwärtigen Bejiger hat. (S. Erpropriationsgefesgebung.) Es 
ift nicht blo3 der unmittelbare Schaden, welder durch Ab: oder Zuleitung des Waſſers einem 
andern zugefügt wird, fondern auch derjenige Gewinn zu vergüten, weldyen der erpropriirte oder 
in feiner Befugniß beſchränkte Bejiger aus dem Gebraude und der Benugung des ihm gan; 
oder theilweife entzogenen Gegenſtandes nah dem gewöhnlichen Laufe ver Dinge und der Ge— 
ichäfte des bürgerlichen Lebens oder zufolge der von ihm getroffenen beſondern Einrihtung und 
Beranftaltung verftändigerweife erwarten Fonnte. Sodann ſoll aber auch niemald eine der: 
gleihen Enteignung oder Beihränfung von Redten dritter Perjonen unter einer andern als 
unter der Vorausſetzung eintreten dürfen, daß bei Ausführung der Ent: oder Bewäflerung ein 
überwiegenves Intereffe nachweisbar und ein die Nachtheile des Exrpropriirten erheblich über: 
jteigender Vortheil aus der Anlage mit Hoher Wahrſcheinlichkeit zu erwarten ift. Iſt einerjeits 
dies Interejfe nach einer zuverläjiigen fahverftändigen Unterfuhung ermeſſen und anderer: 
ſeits die vollftändige Entihädigung ermittelt, jo muß ih aus der Gegenüberftellung und Ber: 
gleihung beider die Zuläffigfeit oder Unzuläfjigfeit ver Erpropriation behufs Ent: oder Be: 
wäfferung ſchon von felbft ergeben. Ohnehin würde der Unternehmer einer ſolchen Anlage ſich 
hüten, Kapitalaufwendungen zu Grpropriationen zu machen, wenn deren Erfolg nicht einen 
noch größern Nugen verſpräche, ald den Betrag des zur Bejeitigung der einer folhen Meliora— 
tion entgegenftehenden Hinderniffe zu verwendenden Kapitals. Jedenfalls bleibt e8 eine Oblie: 
genheit des Staates, dafür zu forgen, daß nicht wegen unbeträdhtliher Vortheile, die der eine 
vermöge gejeglicher Geſtattung auf Koften anderer zu erreichen bejtrebt it, dad Eigenthum und 
ver Bejig feiner Unterthanen unjiher gemacht und gefährdet werde. Nur dann ift aus Gründen 
des Gemeinwohld und inäbefondere aus Rückſichten auf die Hebung der Eultur eine jolde 
Störung gerechtfertigt, wenn das Interejfe und der Nugen, welcher durch die gejegliche Zulaſ— 
jung erreicht werben foll, im Verhältniß zu der Störung und Beihränfung des Eigenthums 
anderer ein beträhtliher und zugleich ein überwiegender ift. Denn bei vergleihen Culturmaß— 
regeln handelt es jich nicht mehr um die ald Grundlage der neuern Staatöwefen unabweisbare 
Freiheit von Perfonen und Eigentum, jondern im Rejultat dod au um Vermögensvortheile 
der einzelnen Privaten, welde die Melioration ihrer Grundftüde unternehmen. 6) 

Menn dagegen von feiten der Induftrie, wie unter anderm in einem Gutachten des Aus: 
ihuffes der würtembergiihen Waffertriebwerfäbefiger über den Entwurf des Landescultur— 
gefeges für Würtemberg bezüglid der Ent: und Bewällerung (1853) geſchehen ift, jeder 
Veränderung in der Benugung des den Triebwerfen zuftehenden Waſſers mitteld Enteignung 
auf gejeglihem Wege widerſprochen wird, jo greift ein folder Widerſpruch in eine von allen 
modernen Staaten allgemein anerkannte Berehtigung der Gejepgebung ein. Denn nur darin 
bat fi die Achtung des Eigenthums in diefer Geſetzgebung zu bethätigen, daß die Rechte auch 
der Triebwerföbeliger in ihrem vollen Umfange anerkannt und bei ihrer Enteignung, bezie: 
bungsweife Beihränfung vollftändig entfhädigt werden. Über die Erijtenz und den Umfang 
der Nechte aber haben die rechtlichen Erwerbstitel zu entſcheiden, zu welden übrigens im allge: 
meinen aud die Verjährung gehört. [S. Lette, „Die Gefepgebung über Benugung der Privat: 
jlüjle zur Bewällerung von Grundftüden‘ (Berlin 1850), S. 41 und ©. 8fg, wo zugleich 
das aus der ungehörigen Faſſung des preußiihen Gejeged vom 28. Febr. 1843 in $. 1 mehr: 
fach entiprungene Misverjtändniß erörtert wird.] Wenn aber ferner von einigen Seiten in 
der Zuläfiigfeit der Enteignung oder Beihränfung von Triebwerfen fogar eine nicht geredht: 
fertigte Ausdehnung der Erpropriationsmarime und Zwangätheorie überhaupt gefunden und 
jomit unter allen Umftänden gegen jede Befhränfung der Induftrie im Intereffe der Landes: 
culturverbefferung proteftirt wird [vgl. N. Olaf, „Die waſſerrechtliche Gejepgebung auf dem 
Standpunfte der Gegenwart’ (Altenburg 1856), ©. 50 und 133], jo fann man dabei nur 
Zandedculturanlagen von untergeordnneter Bedeutung vor Augen gehabt haben. Denn größere 


6) Nach dem hbannoverifchen ati über Ent: und Bewäflerung der Grundftüce fowie über Stan: 
anlagen vom 22. Aug. 1847 fällt die Verpflichtung zur Vorflut ($. 13) dann weg, wenn die Eigenthü⸗— 
mer der unterhalb liegenden Grundſtücke nachweifen, daß der diefen Grundftüden drohende Schaden 
wenigitens ebenfo groß als der von der Gntwäflerungsanlage zu erwartende Nugen ift ($. 14, Nr. 2); 
ingleichen die Ableitung des Waffers zur Bewäflerung dann, wenn dritte Berfonen, denen ein Wider: 
fprucherecht zufteht, nachweifen,, daß fie durch die Anlage einen Nachtheil erleiden, welcher den von der- 
felben für die Unternehmer zu erwartenden Bortheilen wenigftens gleichfommt ($. 60, Nr. 4). Der „er— 
bebliche landwirthfchaftliche Nutzen“ bei der Dewäflerung entfcheidet hingegen unter den betheiligten 
Grundbefipern über den Zwangsbeitritt ($. 56). 
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Neliorationdunternehmungen, indbejondere in Blußthälern mit meift nothwendiger Rectifica: 
tien, Verbreiterung oder Bertiefung der fließenden Gemäffer, find ohnevorgängige Befeitigung 
mander von alters ber beitehenden, auf Stauanlagen der ſchädlichſten Art beruhenden Trieb: 
werfe, weldye überdies nicht jelten, vermöge des Fortſchritts der gewerblichen Induſtrie durch die 
Dampffraft und die Anwendung von Maſchinen in vemfelben Gewerbe, ihre vormalige Nutz— 
barkeit eingebüpt haben und zur Unbedeutenpheit herabgefunfen find, gar nicht ausführbar. 
[Bgl. z. B. Das revidirte Statut der allenfteiner Kreiscorporation für Meliorationsanlagen 
mit dem Gejegvom 30. Mai 1853, $. 27, Nr. 2 (preußiiche Gejegfammlung, ©. 333); ferner 
das Geſetz, betreffend die Melioration der Niederung der Schwarzen Eifter, vom 7. April 1852, 
$- 6, Ar. 1 (preußifdhe Gefegfammlung, S. 111) u. ſ. w] Wollte man vergleichen Stau: 
anlagen in ihrer bisherigen Ausnugung der Waſſerſchätze conferviren, jo hieße das die 
Gultur vieler Landflächen und ganzer Gegenden auf dem Standpunft zurüdhalten, auf den fie 
während derjenigen Jahrhunderte des Mittelalterd bis zur neueften Zeit herabgedrückt und 
Arirt ift, in welchen im Gefolge übermäpiger Ausbeutung von Privilegien, Hoheitd: und foge: 
nannten Regalirätsrechten am Wajjer vielfache UÜberſchwemmungen und Derfumpfungen zahl: 
teiher, ihrer natürlichen Grtragsfähigfeit und Bodenbeſchaffenheit nad fruchtbarſter Gegen: 
den veranlaßt wurden und jeitdem noch jegt fortbeſtehen. 
Allerdings hat die Frageder Enteignung und Beihränfung des Eigenthums und der Waifer: 
nugungsrechte von Iriebwerken dur die Einrichtung bedeutender, auf die bewegende Kraft 
des Waller gegründeter Fabriken jeit dem neuern Aufihwung der Gewerbe und der Induſtrie 
aud in Deutihland eine andere Geftalt gewonnen. Wo der Fabrifbetrieb von überwiegender 
Bedeutung ift, da verbietet indeß der den Vortheil der Landeultur durch Ent: oder Bewällerung 
weit überfteigende Nugen der Fabrifation die Enteignung von felbft. Überdies aber erfcheint 
es gerechtfertigt, daß man den bejtebenden, auf der bewegenden und Triebfraft des Waſſers 
beruhenden gewerblichen Anlagen bei irgend obwaltendem Zweifel bezüglich des Übergewichts 
des Kandesculturintereifes den Vorzug vor diefem einräumt, wie Died z.B. in der preußiſchen 
Verordnung, betreffend die Ginführung des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 über die Benugung 
der Frivarflüffe (zur Bewäſſerung) im Bezirfe des Appellationdgerihtähofs zu Köln, vom 
9. Jan. 1845, ferner in $. 12, Nr. 1 der (revidirten) Wiefenoronung für den Kreis Siegen 
»om 28. Oct. 1846 (preußiſche Geſetzſammlung von 1846, ©. 485 fg.) durch die Beflimmung ge= 
ſchehen ift, „daß bei Entſcheidung der Frage: ob bei der Bewäflerungsanlage ein überwiegendes 
Yandesculturinterejje obmwalte? das Intereffe ſchon vorhandener, auf Triebmwerfen berubenver 
gewerbliger Anlagen im zweifelhaften Falle über das der Bodencultur zu ftellen iſt“. Daſſelbe 
Vrincip mup übrigens auch bei der Gollijion beſtehender Rechte von Grundbeſitzern gegen 
einander in allen Fällen plaggreifen, in welden ein überwiegendes Intereife auf feiten der 
DVieliorationsunternehmer nicht nachgewieſen ift. 
Dan hat es als eine Verlegung der Gleichheit vor dem Gejeß betrachtet, daß die Befugniß 

zur Enteignung over Beihränfung bejtehender Nechte nur den Grundbefigern und nit auch 
den Triebwerfäbejigern, mithin nur im Intereffe der Landescultur und nicht zugleich in dem der 
gewerblihen Induftrie zugeftanden wird. Nur die franzöfiiche Geſetzgebung und namentlid dad 
Reglement vom 20. April 1804 machte daron eine Ausnahme, indem ed aud den Fabrikbe— 
ügern die Befugniß einräumte, zur Bewegung von Maſchinen und hydrauliigen Werfen 
Waſſer dur fremde, Grundſtücke zu leiten. Selbſtverſtändlich fteht da, wo der Babrikbejiger das 
ausſchließliche Eigenchum eines Fluſſes erworben hat, demfelben, wie jeden Gigenthümer, aud 
das ausichliegliche Verfügungsrecht über die Waflerihäge in dem ihm eigen gehörigen Fluſſe zu. 

Der Reätstitel zur Nugung des Waſſers hat in diefem Kalle, weil er auf dem Eigenthumsrechte 
am ganzen Fluſſe ſelbſt beruht, die Wirfung der Ausſchließlichkeit auch hinſichtlich des Waſſer— 

gebrauchs, gleichviel auf welche beſondere Rechtsgründe ſich das Eigenthumsrecht ſtützt, ob auf 
Vertrag und Verjährung, auf Provinzialgeſetz oder Lokalſtatut. (Vgl. $. 1 des preußiſchen 

Örfepes vom 28. Febr. 1843 über Benugung der Privatflüffe, und Lette, „Die Geſetzgebung 

über Benutzung der Privatflüſſe““, S.8—10.) Jener Vorwurf der Verlegung der Gleichheit 

vor dem Gejeg kann ſich daher nur auf die Art und Weile des Gebrauchs des Waſſers, ſeiner 

Ab: und Zuleitung und der durd die neue (Cultur-)Geſetzgebung erweiterten Waffernugungd- 

&fugniffe beziehen, indem dieje unter gleichen Bedingungen aud) der Induftrie zugute kommen 

isllen. Der Vorwurf und diefe ihm zu Grunde liegende Auffaflung des Verhältniffes von 

uſtrie und Gultur unter ſich und zu den fließenden Gewäflern ift jedod als richtig nicht 

anzurrfennen. Denn abgejehen bavon, daß zur Zeit die Triebfraft ded Waſſers durch Dampf 
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und Maſchinen für die Induftrie erfegbar, die Productions- und Eulturfraft des Waſſers hin- 
gegen durch ähnliche Mirtel nicht zu erjegen, daß die Landescultur vermöge des Adjacenten: 
verhältniffes der, Grundſtücke auf beftimmte fließende Gewäller oder Flußſtrecken angewiefen 
ift, der Fabrikation dagegen eine freiere Auswahl der Anſiedelung offen fteht, fehlt ver Indu— 
ftrie als ſolcher der thatfächlihe innere und äußere Zufammenhang mit den Flüſſen, welcher 
die Möglichkeit zur Benugung der Waſſerſchätze derfelben zu gewähren im Stande ift. Der 
Gefepgebung liegt aber die Erwägung zu Grunde, daß zum Brften des Gemeinmwejend eine 
fo fruchtbringende Productivfraft wie Die des fliegenden Waſſers fortan ausgenugt und zu dem 
Ende von ihren aus den bisherigen römiſchen und gemeinredtlihen oder andern Rechtsſyſte— 
men erwachſenden Feſſeln befreit werden müſſe. Dieſe durch die Entfeffelung gewonnene nene 
Productivfraft Fonnte aber nicht dergeitalt freigegeben werben, daß fie jedem zunächſt Zugrei= 
fenden zufiel. Ihre Benugung mußte vielmehr in fichere und in diejenigen Hände gelegt wer— 
den, melde davon foforteinen angemeffenen Gebraud; machen fonnten, und dies find die angren: 
zenden oder benahbarten Grumdbejiger, denen in der Negel bezüglich der Gewäller bereits ver- 
fhiedene andere Nutzungsrechte zuftanden oder gewiſſe Pflichten, 5. B. der Räumung, bei 
Schutzes gegen UÜberflutung und Ausriß der Ufer, oblagen oder gleichzeitig (wie $. 7 des Ge— 
jeßes vom 28. Febr. 1843 in Preußen gefhah) auferlegt wurden. 

V. Goncurrenz der Ent: und Bemwäjferung; Drainage Obige Einwen— 
dungen gegen die Oefepgebung vom Standpunft der Induftrie aus treffen hauptſächlich die 
Bewäſſerung, und es ergibt ſich auch hieraus, daß allerdings die Entwäflerung unter andern 
rechtlichen und Gulturgefihtspunften zu betrachten iſt ald jene. Man jollte zwifchen jener und 
diefer daher auch in Bezug auf die Ausdehnung ded Rechts der Grundbefiger zur Enteignung 
oder Beſchränkung von Triebwerfen unterfcheiden, abgefehen davon, daß jid die Erpropria: 
tiondmarime bei Meliorationsanlagen von großem Umfange und von höherer Bedeutung für 
das Gemeinweien aud in einem höhern Grade und in weiterer Ausdehnung rechtfertigt, was 
vorzugsweife für umfafjende genoffenfhaftlide Unternehmungen gilt. 

Zwifhen der Ent: und Bewäſſerung waltet ver jehr erhebliche Unterſchied ob, daß es ſich bei 
der Entwällerung zunähft darum handelt, ven Boden von den ſchädlichen Subftanzen zu be: 
freien, weldye für die vollfommene Entwidelung jeiner nad Lage und Beſchaffenheit ihm inne: 
wohnenden Erzeugungsfraft ein Hinderniß bilden und feine natürliche Produetionsfähigkeit 

unterdrücken, jei ed, daß die im Boden ftodende oder auf den Grundftüde zurücbleibende Feuch— 
tigkeit dur atmofphärifhe Niederſchläge und Negen oder durch Nüdftau und Überſchwem— 
mung ftehender oder fliefender Gewäjler entftanden ift. Die Anlagen zur Entfernung des 
ftodenden Grundwaſſers oder zur Beſeitigung der eulturſchädlichen Einwirkungen ftebender 
ober fließender Gewäſſer gehören zu den nothwendigften wirthichaftlihen Operationen, um den 
an fi culturfähigen Orundftüden einen entiprehenden Nugungsertvag abzugewinnen. Man 
foll es zugeben, daß die landwirthſchaftliche Cultur, als die ältefte und bedeutendfte Grundlage 
des Wohlftandes der bürgerlichen Geſellſchaft, darauf, daß die Geſetzgebung die hierzu nöthigen 
Beranftaltungen zu treffen geftattet, ein unbeftreitbares Necht hat. Ohne die aus dem Feubdali: 
tätsfoftem entfprungene Goncelltonirung To unzähliger Waffermühlen würde die Landwirtb- 
ſchaft in diefem ihrem Hechte niemals in folder Weife beeinträchtigt worden fein, wie es bis 
zur Oegenwart Hin geſchehen ift. Durch die Bewäſſerung hingegen wird ein pojitiver Vortheil 
duch das Hülfämittel einer dem Grundftüd an ſich fremden befruchtenden Subftanz erftrebt, 
wovon Überdies zumeijt erft bei ſehr vorgefchrittenen gejellihaftlihen unihnpwirchichaftlichen 
Berhältniffen, bei einer ſehr intenjiven Eultur, die eine relativ bedeutende Anlage von Kapital 
und Arbeit auf Grund und Boden ermöglicht, zweckmäßig Gebrauch gemacht werben Eann. 

Zum Theil ift diefer Unterſchied in den verjchiedenen deutſchen Gefeßgebungen dadurch 
anerkannt, daß bei einer Golliftion von Ent: und Bewäflerungen die erftern den Iegtern vor— 
gehen, dergeftalt, daß das Intereffe der Entwällerung bei der Entſcheidung der Frage, ob bei 
der Anlage ein überwiegended Landesculturintereffe obwalte, in zweifelhaften Fällen üher 
das der Bewäſſerung geftellt werben foll ($. 28 des preufiihen Gefepes vom 28. Febr. 
1843; $. 51a ded Gejeges des Fürſtenthums Schwarzburg:Sondershaufen über ven Schug 
gegen fließende Gewäfler und über Benugung derfelben, fowie über Entwäfferungen vom 
26. Jan. 1858); ſodann unter auderm auch dadurch, daß das Provorationdreht auf die eine 
oder andere Landesculturmaßregel feiten® einer Mehrzahl von derjelben betroffener Grundbe- 
figer für den Fall des Widerſpruchs der Minorität zur Ausführung gemeinfamer Bewäſſe 
rungsanlagen eine Zweidrittel-Majorität nad) der Grundfläche, vefp. der Verfonen, zur Aus— 
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führung einer Entwäflerungsanlage dagegen nur einfache Stimmenmehrheit erfordert ($$. 8, 
9, 55 des hannoveriſchen Geſetzes vom 22. Aug. 1847). 

Wie ungleich mwidtiger, und zwar nicht bloß für die Landescultur, fondern auch für die 

Geiundheit ver Menſchen, die Entwäſſerungen im Vergleich mit den Bewäſſerungen in Deutfd: 
fand wie überhaupt in allen nördlihen und öftlihen Ländern find, bat unter andern wiederum 
der Regierungsrat Haffer in feinem Werke „Die Melioration der Tuchelſchen Heide‘ (Berlin 
1857) entwidelt, wo man bereits früher auf jandigen Fluren mit einer großartigen Bewäfle: 
rungsanlage vorgefchritten war, wie in feiner „Wiefenfunde‘” (1858). Bor allem beweift ed 
der Borgang Englands, wo feit erweiterter Anwendung der Drainage, etwa erft um das Jahr 
1835, na ver Bill Perl’d vom 28. Aug. 1846 (zunächſt zur Entfhädigung der Orundbefiger 
für Aufbebung der Kornbill) behufs Durhführung von Entwälferungen großentheil& mittels 
unterirviiher Waſſerleitungen, außerdem aber auch mitteld Flußregulirungen durd Erpropria= 
tion von Waſſermühlen u. j. w., aus dem Staatsfhag über 13 Mil. Ihlr. für England und 
62, Mil. für Irland an ſucceſſiv zurückzuzahlenden Vorſchüſſen gegeben wurden und ſich 
außerdem noch Drainage:Gefelliharten mit bedeutenden Kapitalien bildeten, um die Ausfüb: 
tung von Drainanlagen für Grunpbejiger zu übernehmen. Welde ungeheuern Vortheile für 
die Bodencultur, für die Vegetation und jelbft für die Geſundheit der Menſchen aus dieſen 
Abwäſſerungen hervorgegangen find, ift unter anderm in der nad den Zeugniffen erfahrener 
engliiher Landwirthe zufammengeftellten Schrift von Scheibler: „Das englifhe und ſchottiſche 
Syſtem der Drainage (Waſſerabzüge)“, wie in der gekrönten Preisihrift des Wiefenbaumeis 
ſters Vinzent: „Die Drainage, deren Theorie und Praxis“, ingleihen in den aus den Arten 
des preugiihen Minifteriums für die lanpwirtbichaftlihen Angelegenheiten im Jahre 1852 
erihienenen Mittbeilungen über die Entwäſſerung des Bodens durch unterirdiiche Nöhrenlei: 
tungen ausführlich dargeftellt. In England beredhnet man die Steigerung des Nohertragd 
durchſchnittlich auf 20—30 Proc., zumal bei diefer unterirdiihen Entwäſſerung jeder Boden: 
verluſt, den offene Gräben mit ſich führen, fortfällt. In Preußen, wo die Anlage per Morgen 
durchſchnittlich 7—12 Thlr. Eoftet, werden die auf Drainage verwendeten Koften in der Negel 
als Kapitalanlage zur Subftanzverbefferung der Güter betrachtet und daher auch die Ablöſungs— 
und Entihädigungsgelver ver bisher dienſt- und abgabenpflidtigen bäuerlichen Wirthe, rev. 
die Rentenbriefe, den Nealgläubigern u. |. mw. gegenüber durch Herftellung von Drains als 
belegt und in die Subftanz verwendet angeiehen. Vgl. „Inftruction der föniglihen General: 
commiſſion für Schlefien u. j. w. zur Gntwerfung und Ausführung von Drainplänen‘ 
(Berlin 1857); 1. auch die Berichte des belgiihen Minifteriumd des Innern an die Kammern 
„sur les operations de drainage, entreprises en Belgique”. 

Hat auch bereit die Geſetzgebung ihre Aufmerkſamkeit auf diefe unterirdiſchen Wafferlei: 
tungen gerichtet und diefelben in das Nechtöjoften von Entwäfferungen injoweit aufgenonmen, 
daß dergleiden Draind den offenen Gräben gleichgeftellt find und die gejeglihen Vorſchriften 
über Anlegung von Entwäflerungsgräben durch fremde Grundſtücke aud auf Ableitung von 
Waſſer unter der Erde in bedeckten Kanälen und Röhren Anwendung finden, jo hat jie doch 
zum Iheil (und ed gilt Died namentlich von der preußiichen Gefeggebung; vgl. Das Geſetz vom 
11. Mai 1853, Geſetzſammlung, S. 182 und 183) noch Anftand genommen, den Beitritt zu 
einer Genoſſenſchaft für Drainanlagen im gefeglihen Wege für erzwingbar zu erklären. Mehr: 
fah und au in Preußen jind zur Zeit vielmehr Genoſſenſchaften für Drainage noch von der 
freiwilligen Zuftimmung aller Betheiligten abhängig, Bedürfniß und Erfahrung find hin— 
ichilich diefer neuen Methode der Entwällerung noch nicht im gleichen Grade und Umfang feft: 
geftellt. Überdies ift anerkannt, daß ungeachtet eines jährlichen Regenfalls von durchſchnittlich 
24 Zoll im nördlichen Deutſchland dennoch das feuchte Klima des nieerumfloffenen Großbritan— 
nien die Drainanlagen dort im allgemeinen weit nothwendiger und nugbringender macht, wie dies 
namentlih auf den durchlaſſenden fandigen Fluren vieler nord: und oftveutihen Gegenden ber 
Fall ift, die vielmehr der Feuchtigkeit bedürfen. Denn die Beitimmung und der Nugen von 
Drainanlagen befteht bauptiählid in der Entladung der im Untergrunde ſtockenden Näffe, in 
Befreiung des Bodens von feiner innern Wafferhaltigfeit, welche von unterirdiſchen Duellen 
kerrüßren kann, gleichzeitig aber die Wirfung des in den Boden eindringenden Negenwaffers 

und jeuchten Niederſchlags and der Atmofphäre ift, wodurch ſich meiftentheild die unterirdifchen 
Durllen bilden oder diefelben doch fortdauernd gefpeift werden. [Bgl. 2. Vincent, „Die Drai— 
Mar, deren Theorie und Praxis“ (Leipzig 1854), $.12fg., $8.16—20.] Aufgabe ver Geſetz⸗ 
Bebung über Ent= und Bewäfferung ald Gulturmaßiregel ift die Löſung nicht blos der Gonflicte 
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zwiſchen ven Intereffen des Grundbeſitzes und der auf die bewegende und Triebkraft des Wajlers 
bafirten gewerblihen Induftrie, fondern auch zwifchen den Intereffen der Bodencultur und denen 
des Staated und Gemeinweſens, ſodann aber auch der benachbarten angrenzenden Grundbe— 
jiger untereinander. Demnach hat ſie e8 mit febr verfhiedenen rechtlichen Beziehungen und 
Intereffen und deren Vermittelung zu thun. Deöwegen ift eine überjichilihe Darftellung auf 
nur ihrer allgemeinen Principien [hwierig. Ungeachtet des Zufammenhangs von Ent: und Le: 
wäfferung hat überdies die Geſetzgebung über den einen und über den andern Gegenſtand 
verfhiedenartige Geſichtspunkte aufzufaffen. 

VL Die in den deutſchen Staaten erlajjenen Öefege. Eine kurze Überficht ver 
den Oegenftand betreffenden Gefeggebung wird auf die wihtigern Principien derfelben, insbe: 
fondere auf die verfchiedene Art und Weiſe zurücdführen, wie die Gonflicte der bei der Ausfüh: 
rung der Gefege zufammenftopenden Intereſſen aufgefaßt, gewürdigt und auszugleichen ver: 
ſucht find, inſoweit davon nicht jhon im allgemeinen die Rede war. 

Wir ftellen die preußische Gejepgebung an das Ende der Überfiht, wenngleich diefelbe ke: 
züglich der Entwäfferung als Landesculturmaßregel zu den älteften und durchgreifendſten gehört 
und außerden dad Siegener Land ald dasjenige, in weldhen ein geordneted Syſtem Fünftliher 
Bewällerung am längften in Deutfchland bejtanden hat, dem preußiſchen Staate angehört, Auf 
eine vollftändigere Überficht des Inhalts der verihiedenen deutſchen Gejege, wie auf eine irgend 
erſchöpfende Darftellung aller der Beziehungen, welche dabei in Frage kommen, muß allerdinge 
an diefem Orte verzichtet werden. Es find dabei auch diejenigen Geſetze zu übergehen, welcht 
nur gelegentlich einzelne waſſerrechtliche Beſtimmungen enthalten, wie z. B. das Geſetz ded Kur: 
fürftenthums Heſſen vom 28. Oct. 1834, ebenſo die naſſauiſche Geſetzgebung, nach welder bei 
Gelegenheit ver Zufammenlegung oder Gonjolidation der Grundſtücke vorzugöweiſe auch alle 
nügligen Ent: und Bemäfferungen ausgeführt werben follen. (S. Confolidation.) 

Im Großherzogthun Heilen erklärte das zweckmäßige Wiejenculturgefeg vom 7. Det. 1830 
eine Abtretung oder Veränderung von Privateigenthbum wie die Aufhebung oder Beſchränkung 
von Privargerehtjamen behufs Einrichtung von Anftalten zur Zu: und Ableitung, jomie zut 
Zertheilung des Waſſers gegen vollftändige Entfhädigung im Wege gefeglihen Zwange für 
zuläffig, ebenfo den zwangsmeifen Beitritt ver Minorität zum Meliorationsplan mit anthei: 
liger Übertragung der Koften. Später geftattete und verordnete dad Gefeg vom 18. Febr. 1859 
über Aufräumung und Unterhaltung der Bäche, wie das Gejeg vom 19. Febr. 1853 über die 
Regulivung.der Bäche die zmangsweife Enteignung fremden Eigenthums, foweit fie zur Auf: 
führung nothwendig, ingleihen die Enteignung der Wafferbenugung dritter Berechtigter gegen 
Entſchädigung und die Übertragung der Koften der Anlagen feitens aller Betheiliger nad 
Verhaltniß des Vortheild; das Geſetz vom 20. Febr. 1853 verfügte über die Errichtung und 
Beaufjihrigung von Triebwerfen. 

Im Großherzogthum Baden wurde durch das Gejeg vom 21. Fehr. 1851 gleichzeitig für 
die Errichtung von Ent: und von Bewäflerungsanlagen die Provocation einer Mehrheit der 
Gigenthümer von zwei Dritteln der Grundfläche und der Nachweis eines überwiegenden Nugend 
verlangt, hiernächſt die Erpropriation wie die Belaftung fremden Eigenthums mit einer Dienſt⸗ 
barkeit, desgleihen Die Ginziehung oder Verminderung des zu Gewerben benugten Betriebẽ⸗ 
waſſers, jedoch nur inſoweit für zuläſſig erflärt, ald der Berechtigte fein Gewerbe mit ander 
weiten Berbefferungen im gleichen Umfange fortbetreiben kann. Nur bei einem unerhebligen 
Gewerböbetriebe kann die Abtretung der ganzen Anlage verlangt werben. 

Das Geſetz des Königreihd Hannover vom 22. Aug. 1847 über Entwäfferung und Br 
wäfferung der Grundftüde forwie über Stauanlagen (befonders herausgegeben Hannover 1847) 
empfiehlt ſich durch volljtändige, zweckmäßige Anordnung und klare Dispojition wie durch die 
Einfachheit des Verfahrens (letzteres namentlich im Gegenſatze zu dem preußiſchen Geſetze über 
Benugung der Privatflüffe zur Bewäſſerung vom 28. Febr. 1843), ſowie unter anderm au 
durch den Grundſatz der Übermahung und Leitung der verſchiedenen, bei irgend erheblichern 
Be: und Entwäfferungen concurrirenden öffentlichen und forialen Intereffen von Anıtd wegen. 
Das Provocationsrecht wird bei der Entwällerung duch abjolute Mehrheit der Stimmen, bei 
der Dewäflerung durch zwei Drittel der Stimmen der nah der vorgefchriebenen Ausmittelung 
betheiligten Orundbefiger begründet. Neue Stauanlagen (Mühlen und andere Triebwerke) jind 
ſowol bei der Beeinträchtigung eines Öffentlichen Intereifes als beim Entgegenftehen des Rechts 
eines Dritten unzulifig. Dagegen find Wailerleitungen in und durch Flüſſe oder Bäche und 
vorhandene Kanäle, wie Vertiefungen und Berbreiterungen künſtlicher und natürlicher Waſſer⸗ 
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abgüge, ingleihen Expropriationen, Gntziehung oder Schmälerung fonftiger Rechte gegen volle 
Gntfhädigung zuläffig, ein Widerſpruch Betheiligter (alſo au von Staumerfberedtigten) 
velöft dann ausgejhlofen, menn eine Stauanlage bejeitigt oder geändert werden oder fonft 
etwas zum Nachtbeile derjelben geiheben foll. Unzuläffig find Ent: und Bewällerungen nur 
bei Beeinträchtigung des öffentlichen Interefles, z. B. in Bezug auf die Schiffahrt, ingleichen 
wenn den Bewohnern eines Orts das Trinfwafler für Menſchen oder Vieh oder das zu Haus: 
dalis zwecken (nicht zum gewerblichen Betriebe) nothiwendige Wafler entzogen werden würde, 
ingleigen wenn widerſpruchsberechtigte Dritte nachweiſen, daß fie durch die Anlage einen dem 
erwarteten Vortheil des Unternehmens wenigſtens gleihfommenden Nachtheil erleiden, ſowie 
Bewaäſſerungen aus Gewäſſern, die in ihrem ganzen Laufe von der Duelle bis zum Ausfluß 
den Grunpbefig nur eines Eigenthümers berühren. 

Im Herzogihum Meiningen hat dad Gejeg vom 4. Mai 1850 ebenfalld Verbeſſerungen 
der Wiefeneultur, Be: und Entwäflerungen mit zwangsweiſer Tbeilnabme bei Zuftimmung 
der Cigenthümer von wenigftend zwei Dritteln der zu verbeffernden Grundfläche, ferner beim 
Nahweile eines überwiegenden Nugens auch die Abtretung von Eigenthums- und Dienftbar: 
keitsrechten eines Dritten, ingleihen die Belaftung fremden Eigentums mit Dienftbarfeiten 
gegen vollſtändige Entſchädigung für zuläſſig erklärt. 

Deögleihen ift im Großherzogthum Weimar am 16. Bebr. 1854 ein Geſetz über den Schug 
gegen fliegende Gewäſſer und deren Benugung erlaflen worden. Dajfelbe geitattet die Benutzung 
fließendet Gewäſſer jowol zu Gewerbeanlagen als zu Wirthfhaftszweden, deögleihen Anlagen 
von weſentlichem und überwiegenden Nugen für die Landedcultur gegen volle Entſchädigung nit 
dem Rechte auf Beitellung von Dienftbarfeiten und auf Ginfhränfung. anderer Wafjerbe: 
nugungsreöte, ingleihen zum Anſchluß von Stauwerfen am jenjeitigen Ufer. Den Triebwerks— 
beigern Heht nur dann ein Widerſpruchsrecht und ein Entſchädigungsanſpruch zu, wenn ihnen 
das zum Betriebe in rechtöbegründetem Umfange nöthige Waifer entzogen wird. Sie müflen 
ſich aber die Entziehung des Waſſers zu Ounften der Wiejenbewällerung in jeder Woche (aus: 
ſchließlich der Mühlen bei außerordentlichem Waflermangel) von Sonnabend 6 Uhr Nach— 
mittags bis Sonntag zu derjelben Stunde gefallen laffen. Unter VBoraudjegung eines wejent: 
lichen und überwiegenden Nugens für die Landescultur wird aud) von der ſonſt maßgebenden 
Beſtimmung dispenjirt, daß durd die Benugung der Gewäller feine Veränderung oder Ver: 
Yumpfung fremder Grundſtücke verurjact, fein Rückſtau über Die eigenen Grunpftüde hinaus 
bemirft und das abgeleitete Wailer, bevor vaffelbe ein fremdes Grundſtück berührt, in das 
urfprünglihe Bett zurüdgeleitet werde. Außerdem enthält das Gejeg wegen der Schutzbauten 
Yowie wegen der Dereliction oder Abtretung von Ufergrundſtücken u. ſ. w. ausführlide Be: 
ſtimmungen. 

Für das Königreich Baiern enthalten die drei Geſetze, beziehungsweiſe vom 28. Mai 1852, 
1) über die Benugung des Waſſers, 2) über die Bewällerungs- und Gutwäflerungsunterneb: 
mungen zum Zwecke ver Bodencultur, 3) über den Uferſchutz und den Schuß gegen uͤberſchwem⸗ 
mung das vielleicht vollftändigfte deutihe Waſſerrecht in einer überjihtlihen Zufammens 
Rellung. Daſſelbe verbreitet ſich gleichzeitig über das Privateigenthum aller geſchloſſenen Wafler: 
guellen, Regenwafter, künſtlich abgeleitetes Waſſer, über das Staatseigenthum der jhiff: und 
deßbaren Zlüffe, wie über das bejchränfte Privateigenthun nicht Schiff: und floßbarer Bäche, 
über die Erpropriationdbefugniffe ded Staates bei Einrichtung der Flüſſe zur Schiff: und Floß— 
fahrt, über Die Genehmigung und Oberaufjicht des Staates, über Alluvionen, Infeln, verlaffene 
Slußbetten, Avulſionen u. ſ. w. Die Regierung ift ermächtigt, überflüſſiges Waſſer unter der 
Vorausfegung eines bedeutenden landwirtbichaftlihen oder indujtriellen Nutzens gegen Ent: 
ſcãdigung erweislicher Nachtheile auch an Nichtanlieger und ebenſo die zeitweije Benutzung des 
einem Iriebwerfe zuftändigen Waſſers zu Culturzwecken, bei nicht erheblichem Nachtheil für den 
Gewerbebetrieb, zu überlaffen. Es iſt ferner die zwangsweiſe Abtretung von Grund und Boden 
gen volle Entihädigung zum Anſchluß von Staumwerfen behufs der Bewäſſerung wie zur 
Ib:, Zu: und Weiterleitung behufs Bes und Entwäſſerung im Intereffe der Bovencultur vers 
eronet. Auch durch Goncefjionen verliehenes Wafler fann unter Umſtänden im Wege der 
Örpropriation wieder entzogen werden. Triebwerke zu gewerblichen Zwecken haben fein Recht, 
Änteignungen zu verlangen. Von ber Zwangsenteignung aber find Triebwerke, Gebäude, 

öfte und Gärten audgenommen. Die Waflernugung in Privatgewäilern ift an die Zurück— 
Übrung des Waſſers innerhalb der Uferlänge gebunden. 
Das bejondere zweite Befeg über Be: und Entwäfferungsunternehmungen zum Zwecke 
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der Bodencultur greift nur plaß bei einem überwiegenden landwirthſchaftlichen Nugen und der 
Ausdehnung über eine bedeutende Fläche, wenn die Be: oder Entwäſſerungen ohne Hereinzie= 
hung fremder Orundjtüde und ohne zwangsweiſe Enteignung unbeweglidhen Eigenthums nicht 
ausführbar jind, und in diefem Falle alfo au die Bildung von Genoffenfhaften nöthig wird, 
auf melde es nur Anwendung findet. In ſolchem Falle erklärt e8 eine vergleihen Unternehmung 
für einen öffentlichen Zweck, die Provocation bei der Zuftimmung der Gigenthünter von zwei 
Dritteln der betheiligten Grundjläde und unterobigen Borausfegungen felbit pie Zwangsenteig— 
nung von Triebwerfen für zuläfiig. Das Gefeg beftimmt ſodann über die Herftellung der 
Genoffenihaft, die Planeinrihtung, Vorſtandſchaft, dad Verfahren u. f. w. Beſtehende Anla— 
gen biefer Art follen übrigens vor neuen Einrichtungen jederzeit ven Vorzug haben. 

Das dritte Gejeg über den Uferihug und den Schuß gegen Überſchwemmungen beftimmı 
über die Berpflihtung dazu und die Hülfe bei Wafferdgefahr und betrachtet die Damm und 
Deihbauten zum Schuß von Fluren oder Ortſchaften ald Gemeindelaſt. 

Im Königreih Sachſen erging nad längerer Vorbereitung dad Gefe vom 15. Aug. 
1855 über die Berichtigung von Wafferläufen und die Ausführung von Ent: und Bemäl: 
ferungsanlagen. Das Gefeg bat weſentlich nur im Gulturintereffe zu bemwirfende Verände— 
rungen beftehender Verhältniffe zum Gegenftande. Auch kann die Bildung von Genoffen: 
Ihaften für Ent: und Bewäfjerungen durch eine vom Minifterium des Innern zu beftätigende 
Ordnung, jedod ohne Zwangsbeitritt, erfolgen. Bei Berichtigung von Wafferläufen find in 
Fällen eines erhebliden Landesculturinterefjed die Eigenthümer aller Grundftüde und felbft 
der Triebwerke, deren Werth dadurd erhöht wird, zur Ausführung und Unterhaltung ver: 
pflihtet. Bei Aufhebung, Abänderung, Verlegung over fonftiger Benadtheiligung von Wafler: 
nutzungsrechten findet, ſoweit fie zum Zwed der Regulirung für nöthig erachtet wirb, Fein 
Widerſpruchsrecht, fondern nur ein Entſchädigungsanſpruch ftatt, über welchen die Verwal— 
tungsbehörde entfcheidet, gegen deren Entſcheidung aber nod binnen drei Jahren der Rechtsweg 
geltend gemadyt werben darf. Soldergeftalt benachtheiligte Triebwerke Fünnen nebft den dazu 
gehörigen Grundſtücken den Unternehmern der Wafjerlaufsberihrigung zur Verfügung gegen 
Entihädigung abgetreten werden. Dabei ift Erpropriation, Beftellung von Servituten, auch 
Austaufh von Grundftüden zuläffig. Die Behörde kann audy für Ent: und Bewäſſerungen 
die nothwendigen Vorrichtungen auf fremden Grund und Boden genehmigen. Deren Geneb- 
migung des Plans gibt jedoch noch feine Befugnig zur Benugung des Wafferd. Über die Be: 
rechtigung hierzu findet beim Widerſpruch der Rechtsweg ftatt. 

Im Fürftentbum Shwarzburg:Sondershaufen erging unterm 26. Jan. 1858 ein Gefeg über 
den Schup gegen fließende Gewäſſer und über Benugung derjelben, ſowie über Entwäfferungen. 
Die $$. 23 und 31 fg. erklären einestheils die Benugung der fliegenden Gewäſſer, foweit es 
mit der Öffentlichen Wohlfahrt übereinftimmt und die Flößerei nicht hindert, andererjeitd aber 
auch die Aufhebung wohlermorbener Rechte auf Waffernugung und anderer Rechte gegen Ent: 
ſchädigungsleiſtung durch die Behörde für geftattet, wenn es in dem für jeden einzelnen Ball im 
Verwaltungswege feftzuftellenden volkswirthſchaftlichen Intereffe liegt, neue Maffernugung?- 
rechte zu ertheilen oder Entwäfferungsanlagen zum Vortheile inzelner oder Mehrerer einzurid- 
ten. Mühlenbefiger und jonftige Stauungsberechtigte find verpflichtet, unter Borausfegung eine? 
überwiegenden Vortheils für die Bodeneultur, gegen Entſchädigung den freien Kauf des Waſſers 
wiederherzuftellen, und ift diefe Verpflichtung bis auf gänzlihe Wegräumung von Triebwerfen 
audgedehnt, wenn dev Zweck nicht anderd erreicht und der Gegend Erjag für ihr anderweites 
Intereffe bei Erhaltung des Triebwerks geleiftet werden kann.“) Ein in feinen bisherigen 
Nugungen und im Umfange feined Gewerbes beeinträdhtigter Triebwerksbeſitzer kann den 
Ausfauf feiner ganzen Anlage von denjenigen fordern, in deren Intereife ihm das Waffer ent: 
zogen werben foll, Der Ausfaufspreid wird nach den für Zmangsenteignungen gegebenen 
Beftimmungen fetgeftellt. Hervorzubeben ift, dag auch die Induftrie injoweit berückſichtigt 
wird, daß jeder Grundſtückseigenthümer verpflichtet fein ſoll, nicht blos zur Ausführung einer 
im Interefle der Pandedcultur einzurichtenden Be- oder Entwäfjerungdanlage, fondern audı 
zur Ausführung einer zum Zwecke ver Inpuftrie erfolgenden Waflernugungsanlage fein 
Grundeigenthum mit Servituten belaften zu laffen oder den erforderlihen Grund und Boden 
abzutreten, von welher Zwangsenteignung nur Gebäude und Gehöfte ausgenommen find. Bei 


— — — — 


7) Hinfichtlich dieſer Beſtimmungen über Entwäſſerung folgt das ſondershauſenſche Geſetz meiſt im 
woͤrtlicher Übereinſtimmung dem preußiſchen Vorflutgeſetze vom 15. Nov. 1811. 
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induſtriellen Unternehmungen beihränft ſich jedoch dieſe Zwangspflicht blos auf den zur Ab: 
eder Zuleitung erforderlihen Raum. Bei vielen zwedmäßigen Beftimmungen des zugleich die 
Ausführung, die Strafen, die Bildung von Entwäfferungsgenoffenihaften, das Verfahren bei 
der Zwangsenteignung und Gntihädigung betreffenden Geſetzes muß es nur bedenklich erſchei— 
nen, daß Das Berfahren in allen Stadien, ſelbſt einſchließlich der Entſcheidung über die Ent: 
ſchädigung in Erpropriationsfällen, allein mit Ausnahme der richterlihen Entſcheidung von 
Streitigfeiten über die Griftenz und den Umfang eines durch einen Privatrechtstitel erworbenen 
Rechts, in den Händen der Apminiftrativbehörden, in erfter Inftanz der Ortspolizeibehörde oder 
des Landraths, eines einzelnen Verwaltungsbeamten, liegt, von welchem Berufung an die Ab— 
tbeilung ded Innern im Minifterium und wiederum von diefer an das Gejanmtminijterium 
Rattfindet, jofern nit ſchon in geringern Fällen bei erftinftanzlicher Entſcheidung durch die 
Ortöpolizeibehörde der Landrath als zweite Inftanz eintritt ($. 86). 

In der Waflergefeggebung ded preußischen Staates ſich vollſtändig zu orientiren, hat freis 
ih ohne ein genauered Studium derjelben befondere Schwierigkeiten bei deren Zerſtückelung, 
aud jucceffiver, in längern Perioden audeinanderliegender Action, wie bei der zum Theil noch 
fortdauernden Gültigkeit einzelner provinzieller Beftimmungen, ingleihen von Specialgejegen 
und Verordnungen, in Berüdjihtigung ferner der Zufammenfegung diefed Staates aus den 
verſchiedenſten deutſchen Territorien, in denen gerade die bei diefer Geſetzgebung zu beachten— 
den Verhältniſſe und Bedürfniſſe mannihfaher und abweichender Art find. Daß in Preußen 
fein eigened, das gefammte Waſſerrecht umfaſſendes Gejeg erlaffen ift, findet aber aud darin 
jeinen Grund, daß bereit das Civilgeſetzbuch (dad Allgemeine preußiiche Landrecht von 1794) 
über wejentlihe Stüde des Waſſerrechts, fo über abgeriffenes Land, über allmählihe Anſpü— 
lungen, über Infeln, über zugelandete und verlaffene Flußbetten (Tit.9, Hl. I, $$. 223— 284), 
jodann über Gräben und Wafferleitungen und die Ginfhränfung des Eigenthums zum Beften 
des Nachbars in Anſehung der Vorflut (Fit. 8, Thl. 1, $$. 96 —117), ferner über Fiſcherei 
und die polizeilihen Einrichtungen bezüglich der Fiſchteiche (Tit. 9, Thl. 1,$$. 176 — 192), 
ausführlichere privatrechtliche Beſtimmungen enthielt, allerdings, abgeſehen von Teichen, Häl: 
tern, Seen und andern geichloffenen Gewäſſern, welche ſich nicht über die Grenzen des Grund: 
ſtũcs erfireden, in dem jie liegen, und die in der Regel für das Eigenthum des Grundherrn 
anzujeben find (9,1, $. 176), feine ausdrücklichen Vorfhriften über das Eigenthum an Pri— 
satgewäjlern, hingegen nur Beftimmungen über einzelne Nugungsredte in und an denjelben. 
Berner aber behandelte das Allgemeine preußiſche Landrecht aud bereits ſelbſtändig die öffent: 
lien Beziehungen des Waſſerrechts, namentlich die Ströme, Häfen und Meeredufer und die 
darauf zuftehenden Nutzungsrechte, ingleihen die Mühlengerechtigkeit in denjenigen Abichnitten 
des Geſetzbuchs, weldhe neben den Givilveht in Bd. 4 (Thl. II, Tit. 15, $. 38 fg. und 
$. 22994.) das jus publicum ded Staates enthalten. Endlich blieben neben den landrechtlichen 
Borihriften noch Eulturgefege aus älterer Zeit, wenigftend über Entwäſſerungs- und Bor: 
Autverbälmiffe mit durdgreifenden Vorſchriften gültig, die völlig zu bejeitigen man Anftand 
nahm, 3. B. das Vorflutgejeg für Schlejien vom 17. Dec. 1746 und die ſchleſiſche Mühlenord— 
nung vom 28. Aug. 1777.) 

Auch in Preußen war feit dem Eude der zwanziger Jahre der Verſuch gemacht, die verſchie— 
denen Theile des Waflerrechtd gleichzeitig und umfaffend in einem Geſetzentwurf, betreffend die 
Ginrihtung zur Förderung des Ablaufd und zur Erhaltung und Benugung der Gewäjler, zu 
ordnen, indem verjelbe die öffentlihen Ströme wie die Vrivatflüffe, die Ufer: und Flußpolizei 
der erftern ſowie die Benugung der legtern zur Bewäſſerung, ferner die Beftimmungen wegen 
der Waffermühlen wie über Vorflut und das Deihweien in fi ſchloß. Es ift diefer Entwurf 
in den Jahren 1834, 1837 und 1841 aud) auf den verſchiedenen Brovinziallandtagen berathen 
worden. Grit längere Zeit nach Publication ded Allgemeinen Landrechts von 1794 und ſelbſt 
des Vorflutgejeged vom 15. Nov. 1811 trat das Bedürfniß einer Gejeggebung über Bewäſſe— 
tung hervor, melde nicht wie die Vorflut: und Entwäjjerungsgeleggebung auf Entfernung 
des Waffers als eines eulturſchädlichen Glements, fondern im Gegentheil auf deilen Anſamm— 
lung und gleichzeitige regelmäßigere Benugung und Vertheilung, als einer den Boden befrud: 
tenden Kraft, zu richten mar. Hingegen ftieß der Grlaß einer allgemeinen Strom: und Ufer: 
exdnung für Öffentliche Flüſſe auf mannihfahe Bedenken, vorzüglih in Betreff der dabei 





8) Zur genauern Information über die preußifche. Waffergefeßgebung kann auf Lette und von Rönne, 
a. a O., Bd. 1, Abthl. 2, ©. 583 verwiefen werden. 
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collidirenden, mit den Hauptnutzungsrechten der zahlreichen verſchiedenen Öffentliden Ströme 
und Flüffe zufammenhängenden Verpfliditungen des Staates und der Intereffen der Uferbeſithzer. 
Dem hbervorragenditen Bebürfnig der Landescultur war bereit burd das der legtern über: 
aus günftige Borflutdedict vom 15. Nov. 1811 entjproden, das zugleich diejenigen Rückſchritte 
wieber bejeitigte, welche dad Allgemeine Landrecht, wiederum im engern Anſchluß an das Roͤmiſche 
und gemeine Recht, abweichend von der ältern Gulturgefeggebung in den Vorflutdedicten von 
1704, 1717, 1726 und indbefondere vom 6. Juli 1773 gemacht hatte. Insbeſondere aber 
ftanden audy der Bewällerung der $. 99, 8, I des Allgemeinen Landrechts, wonach aud in 
Privatflüffen zum Nachtheile ver Nahbarn und Uferbewohner durch Hemmung des Ablaufe 
nichts unternommen oder verändert werden follte, und der $. 246, 15, Il entgegen, wonad 
fein Nachbar, dur deſſen Grundftüde das zum Betriebe einer Mühle nötbige Waffer flieht, 
der Mühle dies Waſſer entziehen durfte. 

Nach Publication des Landredts erging außer dem Vorflutdebiet vom 15. Nov. 1811 das 
in dem Art. Deihwefen ausführlicher beſprochene Gefeg vom 28. Jan. 1848, deffen Zwech 
mäßigfeit auch als felbftändiges, vom übrigen Waſſerrecht abgetrenntes Geſetz ſich ſeitdem, wie 
indem betreffenden Artikel erwähnt worden, aufs vollfonmenfte bewährt hat. Sodann mar bai 
Geſetz vom 28. Febr. 1843 über die Benugung der Privatflüffe erlaffen worden, deſſen Gultur: 
vorfchriften lediglich die Beförderung der Bodencultur durch Bewäſſerung zum Gegenftande 
haben und ausfchlieglih in diefem Interefje erlaffen find. Daneben find jedoch die Rechtéver— 
hältmiffe bezüglich der Privatjlüffe wie die Rechte der Uferbeflger infomeit geordnet, als dies 
nötbig erfchien, um eine Grundlage für die neue Gulturverordnnung bezüglich der Bewäfferung 
der Grundſtücke zu gewinnen. 9) 

Als ein Kortfhritt auf dem Gebiete des Waſſerrechts hat das Geſetz vom 28. Febr. 1843 
befonders dadurch Bedeutung, daß es das Recht zur Waſſernutzung neu und feft beftinmt, in: 
dem es daffelbe, (ſubſidiariſch) auf das Adjacentenverhältnig zurückführt, daß es ferner bie 
Waflernugung im Landesculturintereffe möglih macht und eröffnet, und endlich, daß es dafür 
wenn zum Theil auch mangelhafte Rechtöbeſtimmungen trifft. Kür die Beurtheilung diejer Ent: 
und Bewäfferungsgeieggebung fommt unter anderm in Betracht, daß damals, ald das Geſet 
von 1811 wegen des MWafferftaues bei Mühlen und Berfhaffung von Vorflut erging, erft die 
Negulirung der gutöherrlihen und bäuerlichen Berhältniffe wie die Befreiung des Gigenthunt 
bejonders binfichtlich der Heinen Grundbefiger (der Bauern) in den ältern Landestheilen be: 
gann. Das Vorflutgefeß von 1811 fand feine Anwendung vorzugsweije auf die größern 
Güter (die Ritter: und ühnlihen Güter), welche in diefen Theilen des Staates großentbeild 
einen Umfang von taufend und mehreren taufend Morgen haben. Auch das Geſetz über dir 
Benugung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843 wurde auf die zum Bezirke des Appellationd- 
gerichtshofs zu Köln gehörigen Landestheile (den größern Theil der Rheinprovinz) erit ſpäter, 
durd die Verordnung vom 9. Jan. 1845, ausgedehnt. Die Mängel dieſes Geſetzes mie der 
Anwendbarkeit des Borflutgefeged hängen zum Theil damit zufammen, daß diefelben we: 
niger auf Eleinere zertheilte Grundbeſitzungen berechnet find, wie ſich dergleichen als Negel in 
den weillihen Provinzen des preußifhen Staates vorfinden. Hier ift daher hauptſächlich nur 
der dritte Abſchnitt des Gefeged vom 28. Febr. 1843, welder von der Bildung von Genoffen: 
Ihaften zu Bewäfferungsanlagen handelt, anwendbar. Demfelben fehlen indeß nähere Beſtim— 
mungen über Brovocationdbefugniß, über Einrichtung des Plans und gemeinfame Verwaltung 
u. ſ. w. Alles ift vaber bei freiwilliger Zuftimmung ſämmtlicher Betheiligter dem vom Mi: 
nifter des Innern zu beftätigenden Statute, beim Widerſpruche von Bewäſſerungsgenoſſen aber 
der landesherrlichen Verordnung vorbehalten. Uber genoffenihaftlihe Bildungen zur Entwil: 
ferung, bergleihen bei zertheiltem und Fleinerm Orundbefig ebenſo unabweisbares Bedürfniß 
zur Ausführung dieſer Culturmaßregel find, enthielt auch das Vorflutsedict vom 15. Nov. 1811 
feine Beſtimmungen. Im Gegentheil waren die genoſſenſchaftlichen Bildungen bei Entwäſſe 
rungsanlagen dadurch mehr erſchwert, daß nach jenem Edict ſämmtliche Koſten der Anlage und 

9) Vgl. hierüber Lette und von Ronne, a. a. D., ©. 569 fg., inebeſondere S. 633 jg, wo im Zufam: 
menhange mit der prenßifchen Befeggebung über die mehrgedachten Theile des Warlerrechte und ın Ber: 
gleihung mit den pefitiven Beftimmungen der preußischen Gefeggebung auch die allgemeinen Principien 
wie die gemeinrechtlichen Beftimmungen beleuchtet find ; desqleichen die Denffchrift über den Gejegent 
wurf, betreffend die Benutzung der Privatflüfle, in der Beilage zur Allgemeinen Preußischen Staatgjel? 
tung, 1842, Nr. 303; ferner zur Kritif des Gefepes vom 28. Webr. 1843 Lette, Die Geſetzgebung 
über die Benutzung der Privatfluͤſſe zur Bewäflerung von Grundſtücken (Berlin 1850). 
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des Verfahrens von denen, welche die Entwäfferung beantragen (den Provoranten), und nur 
bie Koften der Unterhaltung der neu angelegten Abzugsgräben von allen, welde in einem be— 
fimmten Verhältniß Vortheil von der neuen Anlage haben, getragen werben follen. Erft durch 
das Gefeg vom 11. Mai 1853 wurden die Vorſchriften des Gefeges vom 28. Febr. 1843 wegen 
Bildung von Genofienfhaften für Bewäſſerungsanlagen (der dritte Abſchnitt des leßtern 
Geſetzes) auch auf Entwäflerungsanlagen für anwendbar erflärt. Es darf hierbei aber nicht 
unerwähnt bleiben, daß der ebengedachten Mängel der Geſetzgebung ungeachtet jeit Gmanation 
des Gejeped vom 11. Mai 1853 dennoch eine fehr große Zahl von Ent: wie von Bewäflerungs= 
genoflenihaften ins Leben getreten und dieſe Geſetzgebung, von einer thätigen Verwaltung 
unterftügt, überaus wirffam gewejen ift. (S. Deihwefen.) Durch das Gefeg vom 11. Mai 
1853 find zugleich die beftehenden Vorfhriften über Anlegung von Bewäflerungsgräben durd) 
fremde Grundſtücke auch auf unterirdiſche Wafferleitungen (Drains) ausgedehnt, jedoch ohne 
zur Zeit nod Den Zwangsbeitritt zu einer Genoflenfhaft für Drainanlagen auszufprecden. 
Deshalb können dergleihen Genoſſenſchaften für unterirdiſche Waflerleitungen aud gegenwärtig 
nur auf Orund freiwilliger Ginigung aller Betheiligten gebildet werden. 

Der in der preufiihen Rheinprovinz geltenden vorpreußiſchen Gejeggebung und eines 
neuern franzöftfchen Gejeges von 10. Juni 1854 ift ſchon oben unter II. gedacht. Die preufi- 
ſche Waſſergeſetzgebung fließt zur Zeit mit den Gefeg vom 14. Juni 1859 (Gefeßfammlung, 
©. 325) wegen Verihaffung von Vorflut in den Bezirfen des Appellationsgerichtshofs zu 
Köln und des Juftizfenats zu Ehrenbreitftein ſowie in den hobenzollernihen Landen. Durd 
dies Gefeg wurde endlich aud) für die dem Code civil unterworfenen Landestheile des preußi— 
ſchen Staates beftimmt, „daß jeder Gigentbümer, der fein Grundftüd entwäflern oder Teiche und 
Seen ablaften will, in Bällen eines überwiegenden Landedculturintereflies verlangen fann, 
dag ihm gegen vollftändige Entſchädigung das Servitutrecht eingeräumt werde, das Wafler von 
feinem Boden in offenen Gräben oder bedeckten Kanälen (Röhren) durch fremde Grundſtücke, 
melde jein Grundftücf von einem Wafferlaufe oder einem andern Abflußwege trennen, auf feine 
Koften abzuleiten oder zu diefem Ende vorhandene Gräben und ließe zu erweitern und zu 
vertiefen” ($. 1). 

Died neuejte, freilih nur einen fleinen Theil des preußiſchen Staates umfaflende Geſetz 
nimmt zweckmäßig von der Ginräumung der Wafferleitungsfervitut „Gebäude nebft den damit 
in Verbindung ftehenden Hofräumen“ ganz aus, wogegen das Recht „durch Gärten und einge: 
ihloffene Barkanlagen” nur mitteld bevedter Kanäle oder Nöhren ausgeübt werden kann, inſo— 
weit es ich nicht blos un Erweiterung und Vertiefung vorhandener offener Gräben und Fließe 
handelt. 10) 

Bon den mweitern Beſtimmungen dieſes Geſetzes, einer Vergleihung derfelben mit denen 
des Vorflutdevictd vom 15. Nov. 1811, wie tes Geſetzes vom 28. Febr. 1843, beſonders rück— 
ſichtlich der Triebwerke, wird weiter unten noch die Rede fein. 

VI. Die Grundprincipien der verfhiedenen Geſetze, insbeſondere be= 
züglih des Rechtsverhältnifjes der Grund= und Uferbefiger unter fid, fo: 
wiezum Staate und zu den Triebwerfäbefigern. Es jollen nunmehr die haupt: 
chlichſten Principien aus den verfhiedenen Geſetzgebungen hervorgehoben werden, ohne Rück— 
it auf die dafür gleihgültige Form und Methode vieler legtern. Dabei ift zunörderft auf die 
Ausführung unter V. zurüdzumeiien, melde ergibt, dap Ent: und Bewäſſerungen nicht auf 
gleiche Weiſe beurtbeilt und behandelt werden dürfen. 

a) Bei Beratung des Verbältnifles der Grundbefiger unter ſich ift vor allem die Natur 
des Gegenftandes, der die Subſtanz des Waſſerrechts bildet, ein entſcheidendes Moment. In 
diefer Beziehung enthalten die Motive zu dem preußiſchen Gejeg vom 28. Febr. 1843 nebft der 
Denkſchrift dazu intereffantes Material. Diefelben fprechen ih unſers Erachtens vollfommen 
zutreffend über pie Gründe aus, weshalb dem Uferbefiger nur ein gefeglich erweitertes Nutzungs— 
tcht und fein Gigenthum an dem bei feinem Grund und Boden vorüberfließenden Waſſer bei- 
gelegt ift. Das fließende Waffer fei als eine res nullius zu betrachten, weil e8 nicht Object der 
Decupation fein ann, da das fliegende Waffer in jevem Moment wedfelt; die Waflermaffe 
Ian daher fein Gegenftand des Privateigenthums werden. Nur die Befugniß zur Benutzung 

Yeied Waſſers ift ald Gegenftand des Privateigenthbums und ald Annerum ded Eigenthums 








10) Bol. auch 8$.15, 16 wegen Ent: und $. 64 wegen Bewäſſerungen im hannoverifchen Gefege 
vom 22 Aug. 1847 m. f. w. 
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der Uferbefiger an Grund und Boden zu behandeln. Jene Nutzungsbefugniß ift aber von ſelbſt 
durch die Natur des fortgefegt zus und abfliefenden Waſſers beftimmt und befhränft, welches 
ih der Bejigergreifung und mithin aud der Gigenthumserwerbung fortwährend entzieht. 
Daher fteht ed denn mit jener Auffaflung im Widerfprud, wenn dad Geſetz dennod, von allen 
früdern Wafferrehtöverhältnijfen abweichend, dem Uferbefiger eine von feiner beliebigen Ent- 
jhließung abhängige, vollfommen willfürlihe und von der Staatsbehörde unbeaufiidhtigte 
Dispojition über diefe Waſſerſchätze im Intereffe der Bewäflerung einräumt, jolange er nicht 
der Erpropriation anderer Grundſtücksbeſitzer oder der Bejiger von Triebwerfen bedarf, indem 
er nur in diefem Falle die Vermittelung der Landpolizeibehörde in Anſpruch zu nehmen nörhig 
bat. Zwifchen einer polizeilichen Conceſſion des Staates zur Waflerbenugung, die man mit 
Hecht verwarf, und einer die verfchiedenen collidirenden Intereifen vermittelnden und ſchützenden 
Aufjiht der Staatöbehörde mwaltet aber ein mejentlicher Unterfchied ob. Jede durd beliebige 
Dispojitionen einzelner Uferbefiger veranlaßte Beiigftörung oder Eigenthumsentwerthung 
zwingt den dadurch verlegten Nachbar oder Triebwerfäbeliger die Nolle des Klägerd gegen den 
Störer zu übernehmen und diefe in einem meitläufigern Nechtöwege des Proceſſes vor dem 
ordentlichen Richter gegen ihn durchzuführen, während er doch jeinerfeitö nur den beſtehenden 
That- und Rechtszuſtand, in welchem feine geftörten oder verlegten Vermögensrechte wurzeln, 
erhalten und geihügt willen will. Bei der Natur des fließenden Waſſers müſſen aber einfeitige 
Dispofitionen über dafjelbe zu irgend andern Zweden nothiwendigerweife auf die Beſitz- und 
Nupungsverhältniffe allerübrigen Thalbewohner und am Ufer liegenden Grundftüde aufwärts 
und abwärts jlet8 mehr oder weniger zurüdwirfen, was in um jo höherm Maße eintritt, als die 
Flüſſe mit Waffermühlen und andern Triebwerfen zahlreich befegt find und bei fortjchreitender 
Entwidelung der Bodencultur vermitteljt ver Waſſerſchätze der fliegenden Gewäſſer auch Be: 
wäflerungsanlagen der verfchiedenen unterhalb und oberhalb belegenen Uferbeiiger hinzufom: 
men, deren jeder es in der möglichit reichlichen Ausnugung des fortfliefenden Waſſers feinem 
Nachbar zuvorthun will, indem er feine Veranlaſſung und fein Intereffe hat, auf deſſen 
gleihmärige Waflernugungsbefugniß irgendwie Rüdjiht zu nehmen, ſodaß foldergeftalt auch 
Motiv und Rechtfertigungsgrund des neuen Geſetzes, die Entfeſſelung der Waflerihäge und 
deren möglichſt vollftändige Nugbarmahung im Intereffe der Bodencultur und des Gemein: 
wohls, ganz in den Hintergrund zurüdgedrängt wird. Dabei treten, ungeachtet diefer als eine 
Befugniß privatrechtlicher Natur betrachteten Wallerbenugung feitend der Uferbejigung zur 
Bewäflerung, einer ſolchen Ausnugung der Waflerfhäge dennod erheblihe Hinderniſſe ent: 

gegen. Dieje Hinderniffe liegen namentlih in der Beſtimmung des Geſetzes ($. 13, Nr. 2, 

Geſetz von 1843), daß unter allen Umſtänden das abgeleitete Waller in das urjprüngliche 

Bette des Fluſſes zurückgeleitet werden müſſe, bevor diefer das Ufer eines fremden (ver Be— 

wällerungsanlage nicht beigetretenen) Grundftüds berührt. Selbſt beim Nachweiſe eines über- 

wiegenden Gulturinterefled und fogar bei dem Gintreten der Bermittelung der Polizeibehörde 

diöpenjirt dad Gejeg von 1843 von diefer Rechtsgrenze feiner Wajlernugungsbefugnig den 
Uferbejiger nicht ($$. 24 und 25). Vorzugsweiſe in diefen im Princip ſich widerfprechenven 
Beilimmungen liegen die Mängel des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 11), und ed war freilich un: 
zuläfjig, von der Innehaltung der zulegt gedachten Rechtsgrenze den Uferbefiger zu dispenfiren, 
jobald ihm ein freies Benutzungsrecht des Waſſers ohne Beaufjihtigung einer Staatsbehörde 
als ein jeiner willfürlihen Verfügung unterworfenes uncontrolirted Privatredt eingeräumt 
wurde. Diefem Mangel begegnen die meiften neuern Gefege anderer deutjchen Länder und unter 
andern auch das hannoveriſche Gefeg vom 22. Aug. 1847, indem daſſelbe bei allen irgenv 
erheblichen und weiter greifenden Be: und Entwäflerungsanlagen behördliche Unterfuhung und 
Genehmigung vorfhreibt ($. 4, $. 53), dagegen dann aber auch ($. 63) eine Ausnahme von 
der Wieverzuleitung ded Waller in den Fluß erforderlihenfalls zuläpt, während das bairifche 
Geſetz über Benugung ded Waſſers vom 28. Mai 1852 diefe Benupung durh Zurüdführung 
des Waſſers innerhalb der Uferlänge ebenfalls bejhränkt. Das correcte Princip, welches auch 


11) Vgl. hierüber Lette, a. a. D., ©. 34 fg., und Lette und von Rönne, a. a. D., Bd. Il, Abthl. 2, 
©. 653; |. auch Elvers in der Themis, Neue Folge, Br. I, Heft 3, S.581. Bon der Nr.1,$.13, Geſetz 
von 1843, Rudftau auf fremden Boden und Berfumpfung oder Überſchwemmung deffelben, ift bei über: 
wiegendem Landesculrurintereffe hingegen eine Ausnahme geftattet ($. 25, Nr. 3, a.a.D.). Nur hat 
das Intereffe der Entwäflerung, wenn die Borfrage nach $. 24 zweifelhaft ift, die Priorität. Der eben 
gerügte Mangel trifft auch andere deutfche Gejeggebungen 
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and der in ber oben gedachten preußifchen Denkſchrift richtig entwickelten Natur des fließenden 
Baflerd von jelbft folgt, haben bereits die älteften Verorbnungen über das Siegener Waffer- 
recht in ver Weife anerkannt, wie ed aud diefen Verorbnungen und den alten naffauifchen Weis: 
tbümern in die für den Kreis Siegen unter dent 28. Oct. 1846 erlaflene preußijche Wieſen⸗ 
ordnung in erneuerter Anerkennung jenes Brineips übernommen wurde. Hiernach ftebt näm— 
lich das Recht zur Benugung ded Waſſers behufs der Bewäſſerung und Wiefencultur allen 
Grunpbefigern, deren Grundftüde ih aus den Privatflüflen mit Vortheil bewäſſern laffen, 
alje niht etwa blos dem Beliger des am Fluſſe unmittelbar grenzenden Ufergrundftüde inner: 
bald jeiner Uferſtrecke, auf gleiche Weife zu. Es dürfen danach an der zur Bewäflerung dispo— 
nibeln Waflermaffe, ſofern nicht fpecielle Nectätitel eine Ausnahme von vielem MWafler: 
nugungsrechte begründen, alle Grunpbeiiger nah Verhältniß des durch die Bodenbeſchaffenheit, 
die Lage und die Bauart ihrer Wiefen bevingten wirthſchaftlichen Waſſerbedarfs derjelben 
ibeilnebmen; nur wo hiernach das Theilnehmungsrecht zweifelhaft bleibt, bietet der Flächen: 
inhalt ven Maßſtab. Bedürfen aud Die Örunpbeiiger zur Ginrichtung von Bewäſſerungsan— 
lagen feiner polizeiliden Erlaubniß, jo muß dod jeder neuen wie der Grmeiterung einer bie: 
berigen Stauanlage zur Wieſenbewäſſerung eine öffentlihe Bekanntmachung voraudgeben, und 
es ftebt die Einrichtung unter der Aufjicht ver Wieſenſchöffen, welche bei Ausarbeitung des 
ans das Interefle aller Berbeiligten, d. h. aller Ihalbewohner, die von dem Waſſer einen 
nüplihen Gebraud zur Bewäſſerung machen fönnen, neben dem öffentlichen Interefle gleich: 
mäpig zu beachten haben. Dabei gebt das Interefle der Entwäflerung in zweifelhaften Fällen 
auch im Siegenjchen dem der Bewäſſerung voraus. Andern Grundbeiigern und Nupungs- 
berechtigten gegenüber kann in Fällen eines überwiegenden Yandesculturinterefles und gegen 
volltäandige Entſchädigung nicht blos die Ginräumung von Servituten wie die Einrichtung 
son Staumwerfen auf fremden Grundſtücken, jondern auch felbit eine Ausnahme von der Beftim- 
mung verlangt werden, daß das aud einem Fluſſe abgeleitete Waller in das urſprüngliche Bett 
des Fluſſes zuridgeleitet werden müſſe. Es wird ron den Landeskundigen und alten bewährten 
Riejelwirtben verfichert, dak im Siegener Yand die Triebwerke der Wiefeneultur nicht im Wege 
geftanden, vielmehr mit ihren Ober: und Untergräben derſelben jogar förderlich geweſen find, 
und ed ift befannt, daß daſelbſt neben zahlreichen Triebwerken, mit denen alle Bache und Fließe 
befegt find, ebenſo zahlreiche. Bewäſſerungswieſen beſtehen. Dennod beſtimmten ſchon dieältern 
naſſaniſchen Weisthümer und Verordnungen, daß den Mühlen das nöthige Wafler belaffen wer: 
ven ſoll Es mag dieſe glüdliche Bermittelung ver Interefien der Bodencultur und der Induftrie 
großentbeild auch darin geſucht werden, daß beide jeit Jahrhunderten ſich ineinander eingelebt 
baben. Zugleich enthält die Siegener Wirjenorpnung jvecielle Beſtimmungen darüber, 
welches Waſſer als nicht nöthig zum Gewerbebetriebe, daher ald zur Bewäſſerung frei verwend⸗ 
bar betrachtet werden Voll, Beitimmungen, wie fie bereitä in den mailänder Statuten ded Jahres 
1396, auch von 1502, welche gleichwol das Interejie ver Mühlen über das der Wieſenbewäſſe— 
rung feliten, vorfamen und in einige neue veutiche Geſetze, z. B. des Großherzogthums Weimar 
vom 16. Febr. 1854, übergegangen jind, son denen andere, wie 3.8. dad &efeg nes Königreichs 
Hannover vom 22. Aug. 1847 ($. 61) und des Fürſtenthums Schwarzburg- Sondershaufen 
vom 26. Jan. 1858 ($$. 48, 51, 57), auch dem obengedachten Princip der Siegener Wiefen- 
ordnung folgen. Nach jenen jpeciellen Beftimmungen gehört unter andern dasjenige Waſſer 
der Wieſenwäſſerung, welches die bereit gefeßten oder nah den Beftimmungen des Borflut- 
zeſezes vom 15. Nov. 1811 noch zu fegenden Merkſteine überiteigt, ingleihen dasjenige, 
welches den Triebwerfen, die nicht auch Sonntags betrieben werden müſſen (Mühlen, Hämmer 
vw. dgl. im Gegenjag zu Eiſen-, Stabl- und andern Schmelzhütten), von Sonnabend Abend 
7 Ubr bis Sonntag Abend 6 lihr zufließt. 12) Im übrigen hat die Siegener Wiefenordnung 
jogar zu Gunften der Triebmerföbefiger den Grundjag beibehalten, daß bei Entſcheidung ber 
Frage, ob kei einer Bewäflerungdanlage ein überwiegendes Landesculturintereſſe obwaltet, das 
Iatereffe ſchon vorhandener, auf Triebiwerfen berubenver gewerbliher Anlagen in zweifelhaften 
Fällen über das der Bodencultur zu ftellen fei. 

Dur das der Natur der Verhältniſſe entſprechende Princip der Siegener Wiefenordnung 
Sid auch einen: andern Uebelſtand des preußischen Geſetzes vom 28. Febr. 1843 ($. 14) wie 
Aniger andern Geſetze begegnet, der damit zuſammenhängt, daß bei verfchiedenen Bejigern ges 

2). aut Grimm, Weisthümer, I, 86; III, 892. 
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genüberliegender Ufer jever von ihnen ein Recht auf Benugung der Hälfte des Waflerd hat. 
Diefe Beftimmung fteht mit ven Motiven und Zweden eines Landesculturgefeged, welches bei 
Freigebung und Entfeflelung der Waflerfchäge im Interefle der Eultur die vollfommenfte Aus— 
nugung ermöglichen will, deshalb im Widerfpruch, weil nicht felten der eine Uferbefiger ver: 
möge der Höhenzüge oder der geringfügigen jhmalen Erſtreckung feiner Ufergrunditüde außer 
Stande ift, von dem Wafler irgendeinen Gebraud zur Bewäflerung zu maden, und daher das 
ihm eingeräunte Nugungsreht ald Gegenftand der Speculation oder gar der Chicane des 
gegenüberliegenden Wferbefigers behandelt. Nad dem Vrincip der Siegener Wiefenordnung 
verliert ferner die in den preußiſchen Gerichtshöfen vielfach behandelte Gontroverje: ob im Falle 
des $. 14a. a. O. die Zurüdleiung des Waflerd ganz oder theilweiſe jhon da erfolgen müſſe, 
wo auf dem entgegengefegten Ufer die Grenze eines andern Befigerd beginnt? alle Bedeutung. 
(Bol. über diefe Controverfe die Ausführung und die Entfheidungen bei Lette und von Rönne, 
„Kandesculturgejeßgebung des preußiichen Staates”, Br. II, Abth. 2, S. 653 fg.) 

Das glei den erforderlihen Stauwerfen ebenfo auch die Waflerleitungen auf fremden 
Grundftüden immer an den Stellen derjelben anzulegen jind, wo fie deren Eigenthümer, un— 
beſchadet ihres Zwecks, am wenigften fäftig werden, auch unter gleicher Vorausfegung fpäter an 
eine andere Stelle auf Antrag des Belafteten und auf deſſen Koften verlegt werben dürfen, ift 
in verfchiedenen Gejegen ausdrücklich anerkannt. Auch hat der Anſpruch auf Borflut in ven 
natürlichen Hindernifien zur Weiterleitung des Waflers in der Regel feine Schranfen. (Vgl 
3. B.6$. 1,3 des neuen preufifchen Gejeges vom 14. Juni 1859.) Ueberhaupt gelten für alle 
Enteignungen und Belaftungen Dritter, ſei es im Öffentlichen, im focialen und Landedcultur: 
oder im Privatinterefle (servitus necessaria), die im Art. Erpropriationsgefeggebung ent= 
wickelten allgemeinen Principien. (S. auch oben unter IV.) 

Desgleihen erkennt eine Mehrzahl von deutſchen Gefegen den Vorzug älterer bereitd vor: 
handener Ent: oder Bewäflerungsanlagen gegenüber neuen Brovocationen mit Recht an. 

Endlich wird auch die Abtretung von Grundftüden oder Triebwerken an die Unternehmer 
einer Ent: oder Bewällerungsanlage insbejondere in ſolchen Fällen geftattet, in denen die durch 
die Anlage nöthig gewordene Einſchränkung des Gewerbes oder Grundeigenthums, reſp. die 
dem legtern auferlegte Dienftbarfeit ven Werth des einen oder andern ober deſſen fernere zweck— 
mäßige Benugung beeinträchtigt. (Preußiſches Gejeg vom 28. Febr. 1843, $. 26b; han 
noveriſches Gejeg vom 22. Aug. 1847, $. 90.) 

b) Im Berhältnig zur Staatögejellihaft raumen mit Recht alle Gejeggebungen in Golli: 
ſionsfällen dem Staate bezüglich der Öffentlichen Interefjen ver Schiffahrt, Floßfahrt u. ſ. w., 
wie den unterhalb liegenden Einwohnern wegen des nothivendigen Bedarfs an Waffer zu 
Hausbaltungszweden und jelbit zur Tränfe für das Vieh, foweit aus deſſen Entziebung ein 
Notbftand für die Wirthihaften zu beforgen wäre, ein Vorrecht ein. Auch das franzöſiſche 
Geſetzbuch beichränft den Eigenthümer einer auf feinem Grund und Boden befindlichen, im 
übrigen feiner willfürlihen Benugung unterworfenen Duelle injfoweit, daß folde Berände: 
rungen unzuläfjig find, durd weldye ven Einwohnern einer Gemeinde, eined Dorfes oder Wei: 
lers das ihnen nöthige Waller entzogen würde; nur foll bem Eigenthümer, wenn die Einwohner 
das Gebrauchsrecht nicht durch Vertrag oder Verjährung erworben haben, eine Entſchädigung 
gewährt werben (rt. 613). 

c) Die Gejege über Ent: und Bewäſſerung bewegen fich auf dem Gebiete ver Landescultur. 
Weshalb ed gerehtfertigt ift, bei diefem Theile der Waflergefeggebung das Interefle der Boden 
eultur ald das vorherrſchende zu behandeln, iftoben unter IV. erörtert. Sobald jid dad Bepürfnig 
der Entwäfferung und fpäter der Bewäſſerung geltend machte, begann aud der Kampf mit der 
Induftrie, vormals mit den Waflermühlen, früher wol den einzigen auf die bewegende Kraft 
des fließenden Waflers begründeten inpuftriellen Triebwerfen. So wegen der Bewäflerung im 
Mailändiſchen ſchon im 14. Jahrhundert, mie wegen der Entwäflerung in England feit dem 16. 
Nur gelegentlid) der Eulturgefeggebung betreffs des Waſſers ift in neuern Gefegen auch der 
gewerblichen Induftrie der eine oder andere Vortheil zugewendet; fo im bairifhen Gejeg über 
Benugung des Waflerd vom 28. Mai 1852, wonach überflüffiges Waſſer auch zu induftriellen 
Zweden von der Regierung überlaffen werben fann (Art. 62) ; im mweimarifchen Gefeg vom 
16. Febr. 1854, wonad unter denſelben Bedingungen die Benugung fließender Gewäfler zu 
Gewerbsanlagen mie zu Wirthſchaftszwecken in der Regel geftatter ift ($. 42); im k. 
ſächſiſchen Gefeg über die Berichtigung von Wafferläufen ze. vom 15. Aug. 1855, wonach die 
aus ber Flußregulirung erwachſende größere Waſſerkraft auch den Triebwerfäbefigern zu ftatten 
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fommen ſoll ($. 1); mehr aber im ſchwarzburg-ſondershauſenſchen Gejeg vom 26. Jan. 1858, 
wonach das Recht zur Einräumung von Servituten oder Abtretung des erforderlihen Grund 
und Boden? auch einer zu Zweden der Induftrie erfolgenden Waflernugungsanlage, ſoweit 
es ih um den zur Zu- oder Ableitung ded Waſſers erforberlihen Raum handelt, beigelegt ift. 
Bo es in den Geſetzen — wie aud in den preußifhen — an einer ähnlichen Beftimmung fehlt, 
bliebe dem Triebwerksbeſitzer etwa nur die Geltendmahung einer nothiwendigen Servitut zu 
änliden Zweden übrig. Staus, namentlich Triebwerksanlagen unterliegen überall der Inter: 
ſuchung und Genehmigung der Behörden, ebenfo Anderungen an denfelben. Während hierüber 
andere deutſche Geſetze gleichzeitig mit dem Erlaß von Beſtimmungen über Ent: und Bewäſſe— 
rungsanlagen veroronen, finden ſich in der preußiſchen Gefeggebung die Vorschriften über die 
polizeilihe Conceſſionirung oder Genehmigung der durch Waller bemegten Triebwerke jever 
Art (Mühlen u. f. w.) in der Gewerbeordnung (vgl. Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Jan. 
1845, $$. 27 fg., 38, 69 und a.a. D. preußifche Gefegfammlung, 1845, &. 46 fg.). Da: 
gegen befindern jich jedoch die den Triebwerköbefigern auf gleiche Weiſe zu ftatten fommenden 
Beftimmungen über Vorflut, Erhaltung und Herftellung des regelmäßigen Wafferlaufs in 
künſtlichen und natürlihen Wafferzügen, gleichwie bei andern deutſchen Gefeggebungen, fo 
auch bei der preußiſchen, theils im Vorflurgefeg vom 15. Nov. 1811’, theild im Gefeg über 
Benugung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843, insbefondere $. 7 des legten. Die vorzugs— 
weile in diefem Gejeg enthaltenen Iandespolizeilichen wie die die Grenzen der Befugniffe der 
Uferbefiger regelnden privatrechtlichen Beſtimmungen bilden wenigſtens eine Schranke gegen 
willfürlihe Ausſchreitungen in der Verfügung über das Waſſer ſeitens der Adjacenten. 

Wichtiger für die Vermittelung der Intereffen der Bodencultur einerfeits und der auf 

die bewegende Kraft des Waſſers angewiejenen Gewerbdanlagen andererfeitö jind die in ver- 
ſchiedenen Gefegen, auch im preußiſchen Vorflutgefeg vom 15. Nov. 1811 gegebenen Vor: 
järiften über Regulirung des Waflerftandes durd die Segung von Merk- und Sicherheits⸗ 
vfühlen, wie über die laͤndespolizeiliche Einwirkung zur Herſtellung und Erhaltung einer für 
die Bodencultur unſchädlichen, amtlich feftzuftellenden Höhe des Waſſerſtandes. Soweit diefer: 
balb nicht fvecielle Rechtstitel oder Judicate klar beftimmen, foll der Wafferftand vergeftalt lan— 
desbolizeilich feftgejfegt werden: „daß dabei das gegenfeitige Intereffe der Bodencultur und 
des Müllers oder ſonſtigen Stauberehtigten möglihft vereinigt werde‘ ($. 5, Gefeg vom 
15. Nor. 1811). Ähnlich verordnete Art. 645 des Code civil: „daß bei entftebenbem Streite 
unter den Örundeigenthümern, welchen die fließenden Gewäſſer nüglich fein fünnen, es die 
Pflicht der Gerichte fei, das Intereffe des Aderbaus mit der Achtung, die man dem Gigenthum 
ſhuldig ift, in Uebereinftimmung zu bringen.” 

Die beftrittene Controverſe aber knüpft fih vorzüglih am die durch die Gulturgefege für 
Ent: oder Bewäflerung bervorgerufenen Veränderungen in den zur Zeit beftehenden Waſſer— 
nugungdverbältniffen der davon betroffenen Triebwerke. Diefe Veränderungen können 1) auf 
eine gänzlihe Erpropriation oder 2) nur auf eine Beſchränkung des Gewerbebetriebs dieſer 
Irgtern oder aber 3) bei Erhaltung des bisherigen Umfangs des Gewerbes auf eine erzwing- 
bare Umformung des Triebwerfs hinausgehen. 

Die verfchiedenen Geieggebungen enthalten in dieſen dreierlei Beziehungen mehr oder 
weniger abmeichende und detaillirte Beftimmungen. Ginige unterſcheiden überdies hinſichtlich 
der Erpropriationsmarime und ihrer größern oder geringern Ausdehnung zwiſchen Ent- und 
wilden Bemwäfferungen, während andere die Grpropriationdbefugnig bei beiden Arten der 
Culturverbeſſerung gleich behandeln. 

Zunääft aber fommt es auf die in den verfchiedenen Gefeggebungen ausgefprodene Vor: 
ausfegung an, unter welder Veränderungen in den beftehenden Rechtszuſtänden und Gigen- 
thum&verbältniffen im Intereffe der Bovdencultur überhaupt für gerechtfertigt erachtet werben. 

Die preußifchen Gefege verlangen dafür, nad der Formel des Vorflutsedicts von 1811, 

„einen offenbar überwiegenden Vortheil für die Bodencultur oder Schiffahrt‘, nad der des 
Gefeges vom 28. Febr. 1843 wegen Benugung der Privatflüffe (gleihwie des rheinischen 
Vorflutgefeges vom 14. Juni 1859) „ven Fall eines überwiegenden Landesculturintereffes‘. 
Unbedenklich Hat Hiermit in dem einen und andern Falle fein anderer und höherer oder gerin= 
m Grad des Interefled der Bodencultur zc, beftimmt werben follen, und es muß das Über: 
Meiht des Eulturintereffed auf Seiten ver Brovocanten ſowol beim Widerfprud anderer Örund- 
Srfiger ald bei dem von Triehwerköbejigern nachgewiefen fein und — klar vor⸗ 
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liegen, ſodaß der bei Einführung des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 in die Rheinprovinz durch 
die Verordnung vom 9. Jan. 1845 in legterer gemachte Zufag: „daß bei Entſcheidung jener 
Frage das Intereffe jhon vorhandener, auf Triebwerken berubender gewerblidher Anlagen 
im zweifelhaften Kalle über dad der Bodencultur zu ftellen iſt“, von feiner beiondern Bebeu- 
tung war. 

Die bairifche Gejeggebung (vom 28. Mai 1852) formulirt für folde größere Ent: und 
Bewäſſerungsunternehmungen, welde für Öffentliche Zwecke erklärt worden, diefe Bedingung 
dahin: „daß jie einen unzweifelhaft überwiegenden landwirthſchaftlichen Nugen gewähren.‘ 
Abnlih das weimariihe Gejeg vom 16. Febr. 1854. Das hannoveriihe Gejeg von 
22. Aug. 1847 läßt reip. die einfache oder Zweidrittel-Majorität entfheiden , geftattet aber bei 
Bewäfferungen ver Minorität den Einſpruch, „daß die Anlage einen erheblichen landwirth— 
ſchaftlichen Nugen nit gewähre‘‘, übrigens ebenfalld den widerfpruchäberehtigten zu Expro— 
priirenden oder zu Belaftenden den Einwand, daß ihr Nachtheil und Schaden dem aus der An- 
lage erwarteten Bortheil wenigftens gleihfonme ($. 14, Nr. 2, $. 60, Nr. 4). 

Unter der obengedachten Borausjegung verleiht nun die preußiiche Öefeggebung das Recht 
1) für Eutwällferungsanlagen, und zwar a) das im Bereiche des Allgemeinen Landrechts (alfo in 
den ſechs öftlihen Provinzen, in der Provinz Weſtfalen und in den zur Rheinprovinz gehörigen 
Kreiſen Reed und Duisburg) geltende Vorflutsedict vom 15. Nov. 1811 auf gänzliche Weg: 
räumung von MWaffermühlen ($. 12) gegen vollftändige Entſchädigung; b) das im übrigen 
Theile der Nheinprovinz und in Hohenzollern geltende Gejeg vom 14. Juni 1859 nur auf 
eine jolde Abänderung gewerblidher Anlagen, modurd ihr Betrieb in vem bisherigen Umfange 
in anderer Weije möglih gemacht wird, wogegen „einer vorhandenen gewerblihen Anlage 
durch Die Entwäſſerungsanlage das zum Betriebe des Werks in dem bisherigen Umfange noth 
wendige Waſſer nicht entzogen werben darf”. 

2) Für Bewäflerungsanlagen das Geſetz vom 28. Febr. 1843 (welches zufolge $. 12 der 
Wiejenorpnung vom 28. Oct. 1846 im allgemeinen aud für ven Kreis Siegen, den Trieb: 
werföbefigern gegenüber, Anwendung findet) auf Einſchränkung (feinesiwegs auf gänzliche 
Enteignung) des dem Befiger eines Triebwerks zuſtehenden Rechts zur Benugung des MWaf- 
ſers ($. 25, Nr. 4), gleichviel ob dies Nutzungsrecht zum ganzen Waller oder einem aliquofen 
Theile deſſelben, refp. dad Net zur Erweiterung des Betriebes über den bisherigen Umfang 
($$. 16a und 17, Nr, 2) auf fpeciellen Rechtstiteln berubt, oder ob, in Grmangelung fpeeieller 
Redtätitel, nur das zum Betriebe im bisherigen Umfange notbwendige Waller bean: 
Iprucht wird. 

Bei Ermittelung des Maßes der Einſchränkung joll davon ausgegangen werden, daß der 
Triebwerksbeſitzer nicht genöthigt werden fann, ji eine Abänderung des innern Triebwerks ge— 
fallen zu laffen, daß er aber eine zweckmäßige Einrichtung der Stauwerfe, des Gerinnes und des 
Waſſerrades auf Koften des Provocanten ſich gefallen lajlen muß. Für Hemmung des Gewerbe: 
betriebs und etwaige mehrere Unterhaltungsfoften muß der Triebwerföbeiiger allerdings Ent- 
ihädigung erhalten, 

Bon dem im Vorflutdediet dem Unternehmer einer Entwällerungsanlage eingeräumten 
Rechte auf gänzliche Erpropriation von Waffertriebwerken ift jhwerlidy anders als bei umfaſſen— 
den und dann auch genoflenihaftlihen Unternehmungen Gebrauch gemacht, für welde es, gleic- 
wie für Bewäflerungdanlagen, bei denen die Grenzen der dem Unternehmen im Gefeg vom 
28. Febr. 1843 beigelegten Befugniife überfhritten und Erpropriationen von Triebwerfen vor: 
genommen werden müſſen, alddann auch immer eines Specialgejeges zur Ausführung des ein- 
zelnen Unternehmens, einer großartigen Landeömelioration, bevarf. (Vgl. z.B. die Geſetze 
wegen Melioration der Niederung der Schwarzen Elfter vom 7. April 1852 und wegen ver 
Meliorationdanlagen der allenfteiner Kreidcorporation vom 30. Mai 1853, fowie andere 
ältere Statuten und Berorbnungen im Art. Deichweſen; deögl. auch den Art, Erpropriafione: 
gefesgebung.) 

Andere deutfche Gejeggebungen gehen ohne glei ſtrenge Borausfegungen und ohne be- 
jondere [hügende Formen in der Grpropiation namentlich von Triebwerfen weiter, Das Han: 
noverifche Gefeg von 22. Aug. 1847 fließt jeden Widerfpruh von Stauberedtigten, reſp 
Triebwerksbeſitzern gegen gänzliche Beſeitigung oder gegen Aenderung oder nachtheilige Be- 
ſchränkung der Triebwerke, ſogar ohne zwiſchen Ent- und Bewäſſerungen zu unterſcheiden, aus 
und behält ihnen nur eine bedingte Entſchädigung vor ($$. 17, 15, 65, 70, 91— 94). 

Wenn das bairifhe Gefeg vom 23. Mai 1852 über Benugung des Wafferd Triebwerke 
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neh Gebäuden, Gehöften und Gärten von der Zwangdenteignung ausnimmt, fo wird zufolge 
des Geſetzes de eod.,die Be: und Entwäfferungsunternehmungen betreffend, dod bei denjenigen 
beträchtlichen ſowol Ent: als Bemwäfferungsunternehmungen, welche ald Unternehmen für 
Öffentlihe Zwecke erklärt worden, die Erpropriation von Triebwerfen nad dem Befchluffe ver 
Mojorität der betbeiligten Grundeigenthümer für zuläfiig erflärt. 

Nach dem ſächſiſchen Gejeg vom 15. Aug. 1855 joll die durch Berichtigung von Waſſer— 
läufen gebotene Aufhebung, Beeinträchtigung, Abänderung oder Verlegung von Wafler: 
nugungöberechtigungen zwar einen Anſpruch auf Entſchädigung, aber fein Recht des Wider: 
ſpruchs begründen. | 

Rückſichts voller Hingegen werden die Rechte der Triebwerksbeſitzer in den Gefegen des 
Großderzogtbums Weimar vom 16. Febr. 1854 und des Großberzogtbums Baden vom 
21. Febr. 1851 behandelt. Zufolge des erftern fteht dvenfelben ein Widerſpruchsrecht und Ent- 
iHädigungsanfprudh dann zu, wenn ihnen das zum Betriche in rechtöbegründetem Umfange 
nothwendige Wafler entzogen wird. Nach legterm findet eine Enteignung oder Minderung des 
Waſſers, auch gegen volle Entihädigung, nur infofern ftatt, als ver Befiger das Gewerbe mit 
möglicher Verbeſſerung des Werkes in gleihem Umfange fortbetreiben kann. 

Darin ſtimmen alle Gejeggebungen überein, daß den Fiſchereiberechtigten niemals ein Wi: 
deripruchsrecht gegen eine Ent: oder Bewäflerungsanlage, jondern nur ein Entſchädigungs 
anfprud zuftebt. 

Nicht alle aber ſprechen hingegen bezüglich der Entfhärigungen bei den Ent: oder Bewäf: 
jerungen gleich ausdrücklich, wie unter andern die preußijche Geſetzgebung, aus, daß dabei die 
Entjhädigung in allen Fällen einer Erpropriation oder Beijhränfung von Eigenthum oder 
Nugungsrehten eine vollffändige fein müfle, welche mithin neben dem gemeinen aud den 
außerorventliben Werth, neben dem unmittelbaren Schaden auch ven entgangenen Gewinn 
umfaßt. 

Nach J. 45 des preußischen Gefeges vom 28. Febr. 1843 ſollen fogar (bei Bewäſſerungs 
anlagen) zu der von den ernannten drei Taratoren ermittelten vollftändigen Entſchädigung 
für die Einräumung oder Ginfhränfung eines Rechts in der Entſcheidung der Regierung nodı 
25 Proc. des ermittelten Betrages zugefchlagen werten. 13) 

Wenn das neuefte preußiicheVorflutgejeg vom 14. Juni 1859 für die Rheinprovinz u. ſ. mw. 
binfthrlih der Enteignung gemerblier Anlagen bei Entwällerungen nur das zum Betriebe 
des Werks im bisherigen Umfange nöthige Waſſer erhalten miffen will, ohne, wie z B. $$. 16 
und 17 des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 geſchieht, größerer oder anderweit beftimmter Waffer- 
nutzungsrechte aus jpeciellen Rechtstiteln zu ermähnen, fo ift jene neuefte geſetzliche Beſtimmung 
von der vielfahen Erfahrung ausgegangen, daß vergleihen jpecielle Rechtstitel auf ein be- 
Rimmtes und höheres Quantum des Waſſergebrauchs im preußifchen Staatsgebiet kaum vor- 
gefommen und niemals nahmeisbar geweſen find, es fei denn, daß der Triebwerföbefiger aus- 
ſchließlichet Eigenthümer des Fluſſes felbft war, daß jene Beſtimmung ibm alio, den prafti- 
ihen Berbältniffen gemäß, einen vollftändig genügenden Schutz verleiht. 1?) 

Mit Rückſicht auf das, mas oben zu V. bemerft wurde, ſcheint es allerdings gerechtfertigt, 
bei den Entwäfferungdanlagen die Grpropiarionsmarime bezüglich der Triebmwerfe weiter als 
bei Bewäflerungsdeinrihtungen, gerechter aber, diefe Marime auch bei jenen nicht bis zur gänz— 
lichen Enteignung auszudehnen, und am angemeſſenſten, dabei nicht über die Grenze hinaus- 
jugeben, welche unter anderm das neuefte (preußiſche) Geleg vom 14. Juni 1859, gleich eini— 
gen andern deutſchen Gejegen , vorichreibt, dagegen die Zuläffigfeit von Grpropiationen bei 
Meliorationsanlagen diefer Art den im orbdentlihen Wege ver Geſetzgebung zu erlaffenden 
Sperialgefegen über einzelne umfaflende Ent- over Bewäſſerungen ganzer Gegenden und 
größerer Diftticte vorzubehalten. 

Ob und inwieweit ohne Benachtheiligung der Triebwerföbejiger nad dem gegenwärtigen 
Stande der Wiflenihaft und Technif Vorfchriften über Abänderung des äußern Triebwerks 

13) Ein venetianifcyes Geſetz von 1455 verordnete bei dergleichen Grpropriationen für Eut- oder 
Benäfferungsanlagen den doppelten Werth des abzutretenden Yandes, das mailäundiſche von 1502 bis 
am doppelten Werth, das von 1541 wie das franzöflfche von 1804 25 Proc. Zufchlag, das ſardiniſche 
"eiegbuch von 1837 ein Fünftel mehr. ©. Rofcher, Nativnalöfonomif des Aderbaus (1860), Bd. II, 

.38,©. 105, Anmerf. 6. 

14) Bol. den Gommiffionsbericht des preußiſchen Abgeorbnetenhaufes vom 23. Febr. 1859 Drud: 

faden, Rr. 59, ©. 16 fo. 
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(wie $. 37 des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 gejchehen) gegeben werden fünnen, laſſen wir 
auf fich beruhen. 

VII. Das Berfabren in Ent: und Bewäſſerungsſachen. Je nachdem ein 
Ent= oder Bewäfferungsunternehmen die Vermittelung, Unterfuhung und Genehmigung 
einer Behörde vorausfegt oder eine Behörde von Amts wegen einzumirfen hat, ift von den 
Vrovocanten oder auf Veranlaſſung der Behörde ein vollftändiger Plan über das Unterneh: 
men, deſſen Ausdehnung auf andere Grundſtücke und Uferbefiger, ingleidhen die beſtehen— 
ven Triebwerke, mit Angabe der durd das linternehmen zu erwartenden Vortheile und ber 
zu leiftenden Entfhädigungen, aufzuftellen, worauf die Unterfuhung über die Zweckmäßig— 
feit und Vortbeilhaftigfeit ver Anlage unter Zuziehung von ökonomiſchen Sadverftändigen 
und Bautechnifern zu erfolgen hat, die Ausführungsmodalitäten zu beſtimmen, die Abſchätzung 
der Grundſtücke und Triebwerke mit Bezug auf deren Enteignung oder Beſchränkung zu bewir: 
fen, auch die Warferleitungdfervituten zu projectiren und endlich die Vertheilung der Anlage= 
und Unterhaltungsfoften je nah den Vortheilen oder Grundflähen zu veranlaffen, aud ein 
Statut oder Receß zu entwerfen und zu vollziehen find. 

Daß über die auf fpeciellen Redtstiteln beruhenden Anſpruchs- und Widerſpruchsrechte wie 
über dad Maß und den Umfang biefer Nechte richterlih durch die Inftanzen zu entſcheiden fei, 
iſt in allen Grjeggebungen anerkannt und beftimmt, wogegen die Gntfcheidung über den Plan 
und über alle Detailbeftimmungen defjelben und feiner Ausführung , meiftentheild ſelbſt über 
ven Entihäpigungspunft, dieſes zum Theil fogar in legter Inftanz, ingleichen über die Koſten— 
vertheilung adminiftrativen Behörden zugewieſen ift. 19) 

In den meiſten deutfhen Gefeggebungen ift der Inflanzenzug, abgeſehen von ven vor den 

ordentlichen Nichter verwiefenen Rechtsſtreitigkeiten über die Eriftenz und den Umfang fpecieller 
Rechte auf Eigenthum und Benubung, dahin geordnet, daß von der untern Verwaltungsinſtanz 
ein Reeurs theild durch zwei, theild durch drei Inſtanzen an die oberfte Adminiſtrativbehörde 
eingelegt werden kann. Es bliebe aber überhaupt zu wünſchen, daß, wie in Preußen für die Re: 
gulirungs:, Ablöfungs = und Gemeinheitötheilungsjaden befondere richterlide Behörden ein: 
gejegt find, welche gleichzeitig aus Technikern beftehen, jo aud für die andern Gegenflände ber 
GEulturgefeggebung, bei denen, wie bei den Ent: und Bewäſſerungen, überall Rechte und In: 
tereffen der Brivatperfonen in Frage und Conflict fommen, an Stelle der apnıiniftrativen Be: 
hörden ähnlich eingeridhtete Richtercollegien träten, welche zugleih über den Plan, die Aus: 
führungsmodalitäten und die Entſchädigungsanſprüche, wie über die damit verflocdhtenen, zweit: 
mäßig bavon nicht zu trennenden Streitigfeiten über die Griflenz und den Umfang von Eigen: 
thums- und Nutzungsrechten zu erfennen hätten, um mit Anwendung eines einfahern, in Ange: 
legenheiten diefer Art allerdings auf die Officialmarime zu gründenden Proceßrechts dem ganzen 
Verfahren einen feiten und geregelten Gang fowie diejenige Rechtsſicherheit zu gewähren, welche 
um fo nothwendiger ift, je öfter, je nad) der Ausdehnung des Gefhäfts, dabei Srpropriationen 
und Beſchränkungen des Gigenthums von Grund: und Triebwerksbeſitzern unvermeidlich find, 
wenn große Erfolge erzielt werden follen. Die Bejorgniffe, befonders der Befiger von Trieb: 
werfen, welche vor und bei Erlaß der Gefege über Ent: und Bewäſſerung überall zahlreih und 
mannichfach Hervortraten und aud) jegt noch fortvauern und welche namentlich der, ſei es voll: 
ftändigen Expropriation, fei ed Ummvandelung und Veränderung ihrer Triebwerke gelten, wür: 
den in der richterlihen Organifation, unabhängigen Stellung und angemeflenen Zufammen: 
jegung derjenigen Behörden, welche über jene Shwierigen Fragen zu entſcheiden haben, eher ein 
Gegengewicht finden. Immerhin ſcheint es mit der althergebradten veutichen Berfaffung und 
behördlichen Eomipetenz nicht vereinbar, dag bloße Polizei: und Verwaltungsbehörden über 
VPrivatrechte und Privatinterejfen zu richten haben, gleichviel ob es jih um die Feititellung der 
beitehenden frühern zum Verfahren mitgebradhten Rechte und Intereflen oder um die der neuen, 
erft aus der Gulturgefeggebung und ihrer Ausführung hervorgehenden Anſprüche handelt. 
(Bgl. hierüber den Art. Agrarverfaflung und Agrargefeßgebung.) 

IX. Literatur. Außer den im vorftehenden Artikel bereits genannten Werfen ift auf die 
Angabe der Schriften bei Kette und von Nönne, „Die Landedculturgefeggebung des preußifchen 


15) In welcher Weife dies in Borfutfachen, gleichwie über Bewäſſerungsanlagen in einer beſon— 
ders bezüglich diefer letztern unzweckmäßigen Art in dem preußifchen Borflutgefege und in dem Gefepe 
über Benugung der Privatflüfle vom 28. Febr. 1843 gefchehen, ift in den mehrgedachten Werfen von 
Kette und von Ronne erörtert. 
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Staates‘, Br. Il, Abth. 2, S. 576 und 624, und eine no vollländigere bei R.Glaß, „Die 
waſſerrechtliche Geſetzgebung auf dem Standpunkte der Gegenwart‘ (Altenburg 1856), ©. 168 
fq., zu verweilen. Berner jind bervorzubeben: Romagnoii, „Bom Waſſerleitungsrecht“ 
(deutih von Niebuhr, Halle 1840); Elvers, „Das Recht des Waſſerlaufs“ (Göttingen 1840), 
die nur gedachte Schrift von R. Glaß und die kurze ſyſtematiſche Darftellung von Scheele, 
„Das preußiſche Waſſerrecht“ (Lippitadt 1860). W. U, Kette. 

Epborat, Epboren. Das Ephorat war eine eigenthümliche öffentliche Behörde in den 
aruhiihen Staatsverfaſſungen, welche jedoh nur in dem lacedämoniſchen Staate bis in die 
ipätere Zeit dauerte umd einen großen politiichen Einfluß erhielt. Urfprünglid waren bie 
Gpboren wahrſcheinlich Vorfteber derjenigen einzelnen Gemeinden oder Volksgenoſſenſchaften, 
deren Bereinigung die jouveräne BVolfögemeinde bildete. Sie hatten Aufſichts- und richrerliche 
Rechte und bei der in Öriehenland jo engen Verbindung der Religion und öffentlichen Sitte 
mit dem Rechte auch eine Sittenauffiht. Sie übten aber zugleich ald Borfteher der Abtheilungen 
der großen Volksgemeinde jehr natürlih und zumal jo lange dieſe nicht felbft verfanmelt war, 
eine gewiffe Bolkstribunengewalt oder eine Vertretung des fouveränen Volkes und jeiner gejepges 
benden und Oberregierungsgemalt aus. Es beſtanden audy die Ephoren höchſt wahrſcheinlich ſchon 
vor Lykurg in Lacevämon. Sie wurden in feiner Verfaſſungseinrichtung nur beftätigt, riffen 
aber erſt jpäter factiih mehr und mehr Gewalt an ih, und zwar eine jo ſchrankenloſe, daß die 
Alten jeibit dieſelbe der willfürlichen Gewalt der Tyrannis verglichen. 

Als Vertreter und Wahrer der jouveränen Volksrechte und der höchſten Berfaflungsprin: 

cipien nahmen die lacedämoniſchen fünf Ephoren einige Zeit nad Lykurg nicht mehr blos wie 
früher gemeinfchaftlid mit den Königen und als Stellvertrerer derfelben in deren Abweienbeit 
Antheil an der öffentlihen Gewalt. Sie riffen jept die höchſte Auffichtögewalt über die ganze 
Staatöverwaltung und Berfallung an ih. Sie bildeten allmahlih im Frieden und im Kriege, 
in weldyem letztern einige von ihnen die Könige begleiteten, gegenüber und über allen andern 
Regierungäbebörden und Beamten, jelbit über die Könige eine fait gänzlich unbeihränfte 
böbere Auffihtö=, Polizeis, Genfur =, Straf: und Regierungsgewalt. Ihre Gewalt war alſo 
viel ausgedebnter und vollends viel despotifcher und viel verderblicher,ald ed jemals die nur zum 
Theil äbnlihe Gewalt der römiſchen Volkstribunen und Genforen und die der venetianijchen 
Staateinguilitoren war. Beſonders verderblih wurde ihre Wirkſamkeit durch die fletd wach— 
iende Ausbildung der ariitofratifchen Oligarchie der ſpartaniſchen altbürgerlihen Geſchlechtert 
und dur ihre Verbindung mit denfelben. Mit ihnen wirkten fie wie in einer liftigen verräthe- 
riſchen Verſchwörung gegen die zum Scattenbild berabgewürdigte Eöniglidhe Gewalt und zu: 
gleich gegen die Freiheit und die Rechtsanſprüche der zurückgefegten Bürger. Keine Mittel zum 
Despotismus fehlten ihnen. Mit ihrer allgemeinen, politiichen, polizeilichen und jittenrichter: 
lichen Aufſichts⸗ und Strafgewalt fonnten fie jeden Augenblid beliebig die Könige, alle Beam- 
ten und Bürger bemmen und verantwortlich machen und fo felbft über die Volfdverfammlungen 
große Gewalt erlangen. Sie jelbjt aber waren lediglich ihren Nachfolgern verantwortli und 
diefe gewiß allermeiſt nicht geneigt, ihre eigene ufurpatoriiche Gewalt durch ftrenge Handhabung 
diefer Berantwortlichfeit gegen ihre abgetretenen Vorgänger ſelbſt einzuichrönten. Das Räthſel 
aber, daß zugleich mit den Königen ein freied Volk die Ausbildung eines folden Despotismus 
in feiner Mitte dulden konnte, Löft fih zum Theil durch die gefährliche, zuerſt verſchleierte arifto= 
fratiihe Ginwirfung. Sie mochte es audh wol bewirken, daß die jährliche neue Wahl der fünf 
Ephoren, wie es freilich hieß, aus dem Volke, im weſentlichen den ariftofratiihen Bamilien 
zugute Fam. Jedenfalls allürte fi bier der Beamtendespotisnius der Ephoren mit dem ber 
Aritofrasen. Vorzüglich aber ließ ſich das fonft auf feine Gewalt eiferfüchtige, fie ſelbſt oft de: 
votiſch ausübende Volk dadurch täufhen, dan ja die Ephoren angeblich als feine erwählten Ver: 
treter feine Mechte gegen die Könige und die übrigen Regierungsbehörden ausübten. So fonn= 
ten fie aus Wächtern der Verfaſſung, des Vollsrechts und der Volksmoral deren wahre Verder⸗ 
ber werden. Das Ephorat dauerte übrigens im lacedämoniſchen Staate fo lange als dieſer ſelbſt. 
Noch hundert Jahre nah Chriſtus wird ed ausdrücklich erwähnt. !) 

In Beziehung auf die Anwendungen oder Nachahmungen, die man von der Ephoratdein- 
übtung in fpätern Zeiten entweder gemacht oder politifch vorgeichlagen hat, fondern wir zuerft 





1) Die beften Anfichten und die wichtigften Stellen über das griechifche und insbefondere das ſparta⸗ 
ehe Cphotat enthalten: Tittmann, Griechifche Staatsverfaffung, S. 104 und 547, und Wachsmuth 
helleniſche Altertbumsfunde, Br. I. Abth. I. S. 192 u. 222; Äbth. 2 S 212 u. 260. 


120 Ephorat 


von der eigenthümlichen fittenrichterlidyen und politiſchen Ephoratögewalt die allgemeine richter⸗ 
liche und polizeiliche Wirkfamfeit ab, welche zufällig mit dem ſpartaniſchen Ephorat verbunden 
war. lieber diefe oder über die zweckmäßige Bertheilung und Ausübung der Juftiz = und Po- 
lizeigewalt müffen die befondern Artikel über diefe Gegenftände handeln. 

In Beziehung auf befondere&phoratseinrihtungen zur Überwadhung der Sitten, wie man 
fie zumeilen für alle Bürger vorgefchlagen und für einzelne Stände und Beamtenklaflen, ins— 
befondere für Stubirende und Geiftlihe auch Häufig wirflid eingeführt hat, müſſen wir auf den 
Art. Eenfur als Sittengeriht und auf die Art. Geiftlichkeit, Staatödienft und Univer- 
fitäten verweifen. Nur die große Gefahr wollen wir im allgemeinen berühren, welche jo leicht 
befondere fittenrichterlihe und polizeilihe, namentlih auch dienftpolizeilihe Aufjichts- und 
Strafgewalten — fobald fie ih überhaupt wirkſam erweifen — nicht nur für die Freibeit, fon: 
dern auch für die Sittlihfeit und für eine gute Öffentlihe Ordnung felbft begründen. Dieſe 
ihren Gejegen, Grundfäßgen und Grenzen nach unvermeidlich ſtets unbeitimmten und allzu un- 
beihränften Gewalten müffen, ſobald fie nicht etwa — ahnlich wie neuerlich wieder bei den fran: 
zöſiſchen Advocaten und Notarien — durd die genoſſenſchaftlichen Vereine felbft oder doch unter 
ihrer ftetigen wirkfamen Gontrole ausgeübt werben, gefährlich und verderblich werden. Das 
fpartanifhe Ephorat und die venetianifhe Staatsinquiſition veranſchaulichen viele Gefabren. 
Die menſchliche Natur ift bei ven meiften Menihen zu ſchwach, un fo lockenden Berfuhungen 
für die ftärkften menschlichen Leidenſchaften auf die Länge hinlänglich zu widerſtehen. Nur zu 
oft und zu bald werben ſolche Gewalten die gefährlichften Werkzeuge für despotifche Unter: 
prüfung und für VBerfolgungen durd die Leidenfhaften der Regierenden, der Minifter, der 
Bactionen. Als Mittel des Ehrgeizes, der Leidenſchaft und Gorruption verlieren ſie dann natür— 
lich vollends alle heilfanıe Wirkung für öffentliche Sittlichfeit und Ordnung, werden verderblid 
für fie, für das öffentliche Vertrauen und den Frieden. Kaum ftarf genug aber würde man die 
Verkehrtheit miöbilligen fönnen, wenn auch heutzutage in dem an fich nothwendigen 
und heilfamen Entwickelungskampfe unfers neuen deutſchen Nechtözuftandes Verblendung und 
Gewiffenlofigfeit den ebenfo undeutſchen als unſittlichen, für alle Theile gleich ververblichen Ratb 
geben wollten, dieſe fittenrichterliche und polizeiliche Gewalt für politiihe Parteizwecke und zur 
Unterdrüdfung ber Freiheit zu misbrauden, wern fie durd willkürliche Ausübung derjelben 
gegen Mitglieder einzelner Stände des Volkes dieſe ihren conftitutionellen Neberzengungen un- 
tren und knechtiſch, ja zu geheimen Angebern ihrer eigenen Genoffen zu machen fuchten, wenn 
He in bem Staats = und Kirdyendienft wie in der Schule der Jugend, in jeder vertraulichen Ge— 
fellfchaft wie in der Boftanftalt für die vertrauliche Mittheilung die verrätheriiche Denunciation 
und Staatsinquifition einzuführen dächten. Verſchiedenheiten der Anjichten und offener, ebr: 
licher Kampf über die politfhen Formen und Parteien können auch zwiſchen Ehrenmännern 
flattfinden. Aber fein Ehrenmann Fönnte die Verachtung von Treu und Glauben, die Schän: 
dung deutſcher Nationalehre, die Zerftörung aller nioraliihen Grundlagen ver Throne und der 
Bölfer, ſowie der allein haltbaren Bande ihrer Vereinigung anders ald mit Schmerz und Ent- 
rüftung ſehen. Indbefondere hat die Erfahrung alle fjogenannten Conduitenberichte und Liſten 
als höchſt verderblich nachgewieſen. Es ftreitet gänzlich gegen deutſche Offenheit und Rechtlich 
feit, wenn Borfteher ver Gollegien in geheimen Berichten, ohne daß der betreffende Beamte ge— 
bört wird (ohne das audiatur et altera pars), aud) nur das mindeſte Unangenehme über diefel- 
ben ver höhern Gewalt vorzulegen haben. Der üble Eindruck fann ſtets ſchaden. Bei Gerichten 
ift dieſes völlige Untergrabung der richterlichen Unabhängigkeit. Ueberall wirft ed gegen das 
Bertrauen, die Würde und wahre Tüchtigfeit des Beamten. 

Ein eigentliches politifches Ephorat zum Schug der Verfaſſungsrechte gegen Beamten= und 
Negierungswillfür, insbefondere auch gegen den Misbrauch der monarhiihen Regierungs- 
gewalt hat in den neuern Zeiten vorzüglich Fichte vorgeſchlagen. Sein Naturrecht juchte in der 
ephorifchen Auffihts- und Zwangsgewalt gegen die Regierung den unentbehrlihen Schlußftein 
des reinen, von aller Moral loögeriffenen Zwangsrechtsſyſtens, welches er hierdurch forwie auf 
andere Weife — nämlich durch Erfindung einer doppelten, einer moraliihen und juriftifchen 
Bernunft — Feuerbach am folgerichtigften und bis zu feinen legten Endpunkten entwidelte, 
eben dadurch aber aud am beften in feiner Einfeirigfeit erkennen lieh. Dieſes Nechts- und 
Staatsſyſtem betradptet nämlich die abfolute äußerliche Erzwingbarfeit als den eigentlichen und 
unentbehrlichen Charakter, ven äußern Zwang als den wefentlihen und genügenden Hebel und 
Beweggrund für die Erfüllung und Verwirklihung aller Rechtspflichten. Es blieb alſo diefes 
Syſtem in feinem Hauptpunfte offenbar unvollendet, es blieb die ganze Regierung mit all ihrer 
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Thätigkeit außerhalb des Rechtskreiſes, folange nicht auch für fie zur Erzwingung all ihrer 
Fechtspflichten, zur Beftrafung ihrer Rechtsverletzungen jedesmal eine vollfonımene äußere 
Zwangsgerwalt ſich wirffam erwies. Hierzu wollte nun Fichte das Ephorat. Aber er vergaf 
nur, dag nun das Ephorat feinerfeits außerhalb der allgemeinen abfoluten äußern Zwangs: 
gewalt fand, derſelben keineswegs mit allen feinen für das ganze Gefellihaftsverhältniß ent: 
iheidenden Ihätigfeiten unterlag und num jelbft, wie in Sparta, die wahre und meift eine 
deöpotiihe Hegierung wurde. Hätte aber etwa eine ſolche Zwangs- und Strafgewalt binwie-: 
derum gegen die Ephoren jededmal die Volksgemeinde ausüben follen, jo wäre die Volksver— 
ſammlung oder vielmehr die bloße Mehrheit in derjelben die außerhalb alles Rechts ſtehende 
wahre jouveräne und fiherlih ebenfalls oft despotiſche Regierungsgewalt geworven. Das 
Syſtem dieſer einfeitigen, rein äußerlichen abſoluten Zwangsrechtsordnung dreht ſich in end— 
Iofem Cirkel, Bleibt ewig ohne den weſentlichen Schlußſtein. 

Biel richt iger ſetzten freie ciwilifirte Völker in ihren Verfaffungen und Gefeggebungen ven 
wejentliben Eharafter des Rechts varein, daß es ald ein uriprünglich ſittliches, aber von allen 
Bereinsglievdern äußerlich anerkanntes und durd ihren Verein getwolltes gemeinichaftliches Frie- 
bendgruntgefeg fei. Sie faben zwar ein, daß, ald Folge aus diefer Natur des Rechts, auch im 
allgemeinen eine rechtliche Möglichkeit des äußern Zmangs entfteht. Aber fie erflärten dennoch 
ſelbſt dieſe rechtliche Möglichfeit keineswegs zum erften und wefentlichften Charakter des Rechté 
und bielten noch weniger die factiiche oder politifhe Ausführbarfeit des abſoluten äußern 
Zwangs für den einzigen Hebel, ald genügend und als gänzlich unentbehrlich für jede Rechts— 
pflicht. Sie erftrebten die möglichfte Erfüllung der Gefege nicht durch gefährliche politifhe Epbo= 
rate, jondern dur eine würdige-und freie Geſellſchaftsordnung, durch eine jo viel möglich 
allgemeine Öffentlihe Anerkennung, eivlihe Angelobung und allgemeine Erfennbarfeit des 
Rechts, durch Die Motive der Religion und Eittlichfeit, der Ehre und Verſtändigkeit, durch 
lebendigen Gemeingeift und fräftige öffentliche Meinung, ſodann durch eine gewille Sonderung 
und ein gewiſſes Gleihgewicht der Gemwalten, ſowie durch gerichtlihe Verantwortlichfeit der 
Bürger, der Bramten und Winifter zu bewirken. Und je vollftändiger vie Verfaſſung eines 
Volkes dieie Aufgabe löft, um fo mehr müſſen wir dieſe feine Verfaſſung und feinen Rechtszu— 
Rand als der höchſten menſchlichen Vollkommenheit ich nähernd preiien, um fo weniger wirn es 
ich auch nach beiondern potitiichen Epboren fehnen. Als den unmittelbariten Erjag eines Epho— 
ratö für die Regierung kann man die Berantwortlichfeit der Minifter (1. d.), als den all: 
gemeinften für alle verfafiungsmäßigen Gewalten und politifhen Bertrebungen bie allgemeine 
freie öffentlibe Meinung und ıbr gewictigftes Organ, die Preßheit, betrachten. (S. Eenfur. ) 
Beide find ungleib großartigere heilſame politifche Inftitutionen als die alten Gphorate, Gen: 
jurgerichte oder auch als platonifche Philofopheme. Welder. 

Epidemie, i. Anftedende Krankheiten. 

Epiſkopat, Epiſkopalſyſtem, j. Kirhenverfaflung. 

Erbfolge, i. Erbrecht und Gueceffion oder Thronfolge. 

Erbleibe, Erbpacht, Meierrecht. Bereits in den Art. Abmeierung, Aderbau, Agrar: 
verfafiung und Agrargeieugebung, Bauerngut und bauerliche Laſten ift ded aus dem 
Mittelalter mit jeinen Zuftänden hervorgewachſenen Inftituts der Erbleihe (im weiteften Sinne 
genonimen) gedacht worden. Mir Rückſicht darauf ift daffelbe no im ganzen und nad feinen 
verjchiedenen Seiten hin ins Auge zu fallen. 

Mit der Emphyteuſe ver Nömer bat die Erbleihe, deren Urfprung jo weit zurüdliegt, daß 
Re bis zu den erjten Keimen der Enmvidelung kaum noch verfolgt werden kann, einige Kamilien: 
ähnlikeit ; indeſſen unterſcheidet fie ſich doch von der Emphyteuſe durch harakteriftiiche Mert- 
male. So bat dieſe ihre Duelle im Vertrag, in den legten Willen, im der Verjährung; die 
Erbleihe erwächſt aus brieflicher Verleihung. Erſtere ift Beftandtheil des Nachlaſſes und gebt 
auf jeden Erben über, während letere in ven Kreis der Familie des Erbleihträgers gebannt 
iſt. Auch ſtanden wenigitend früher dem Grbleibherrn gewifle politiihe Rechte zu. 

Die Erbleibe erwuchs, wie ihon der Name andeuter, aus dem Zeitpachtverhältniffe. Das ge— 
genjeitige Intereſſe führte zu der Gewohnheit, das Gut aud dem Leibeserben des Pachters zu 
überlaffen, ven der Eigenthümer zu feſſeln juchte, und fo führte das Interefle, wie jo oft, nad) 
und nach zu einem dauernden Mechtöverband. ?) 





U Val. z. B. Wippermann, Das Recht der Meierämter. Eine deutichrechtliche Unterfuhung (Göt⸗ 
tg 1859), 8.6, ©. 44— 57. Aprioriſtiſch: Rotteck, Lehrbuch des Vernunftrechts und der Staats: 
ften (Stuttaart 1829), I, 177 u. 178. 
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Die Erbleihe hat, in buntefter und vielfachfter Geftaltung erfcheinend, zwei beſonders her: 
vortretende Formen , die Erbpacht und das Meierredt. 

Die Erbpacht hat ihre Quelle in einem ſchriftlichen Vertrage ded Gutäheren mit dem Erb: 
pächter (Colonen) und erwirbt die Eigenſchaft eines dinglichen Rechts durch die Gintragung in 
das Grundbuch. Der Erbpachter ift befugt, das Gut für ſich Fruchtbringend zu machen, in feinem 
Intereffe, au unter Abweidhung von der bisherigen Bebauungsart, zu bewirthſchaften. Da= 
für ift er verbunden, auf eigene Koften das Gut, mit Einfluß der Wohn- und Wirthſchafts⸗ 
gebäude, in Bau und Beflerung zu erhalten, die Laſten deffelben zu tragen, den bedungenen 
Zins (Kanon) mit Vorbehalt des Rechts, bei ſchweren Unglüdsfällen, welche ven Ertrag erheb⸗ 
lich [hmälern, eine Ermäßung deſſelben in Anſpruch zu nehmen, zu entrichten. Zur Verpfän- 
dung des Gutes ift ver Erbpachter nur mit Zuftimmung ded Gutsherrn befugt, welcher indeſſen 
einzuwilligen hat, wenn es fih um einen außerorbentlihen Aufwand zum Beiten ded Gutes 
handelt, der nur durch ein mit Berpfändung deſſelben verbundenes und dadurch zu jiherndes 
Anlehen aufgebracht werben kann. Auch zur Veräußerung des Gutes ift der Erbpachter nur mit 
Zuftimmung ded Gutsherrn, dent alle feine Rechte vorbehalten bleiben, befugt. Dem Gläu— 
biger des Erbpachters ift deilen eigenes (Alodial=) Vermögen verhaftet, und fann er daraus 
nicht befriedigt werden, fo kann er deffen Rechte an dem Gute zum Erecutiondobjectmaden, ſodaß 
der Erwerber derjelben an feine Stelle tritt. Das Verhältnip erlifcht, wenn der Zind mehrere 
Jahre lang nicht entrichtet wird oder der Erbpachter feine Leibeserben hinterläßt. Daß es oft 
zu Beindjeligfeiten zwifchen ihm und dem Gutäberen führte, die in rohe Gewalt ausarteten, 
lehrt die Geſchichte. Ein Beiſpiel zeigt die Mittheilung A. Kaufmann's im Jahrgang 1857 der 
„Zeitichrift für deutſche Culturgeſchichte“, S. 659 — 663: „Zum Rechtsleben des 15. Jahr: 
hunderts.“ Die Söhne des wegen Nichterfüllung feiner Verbindlichkeiten bezüglich ber 
Entrichtung des Zinjes und der Erhaltung des Hofs in baulihem Zuſtande entjegten Erbpad: 
ters eines Kloſters Kartaufe Grünau) befehdeten vajlelbe, wurden gefangen und nit eher frei- 
gelaffen, ald bi fie Urphede geihmoren hatten. 

Eine befonders ſcharfe Ausprägung hat die Erbleihe in dem aus dem Mittelalter hervor: 
gewachſenen Inftitut des Meierrechts erhalten, deſſen eigentliche Heimat, neben Niederfachien, 
das fo viele Eigenthümlichfeiten zeigende Land Weftfalen (die vothe Erde) if. Im Mittel: 
alter pflegten die Meier eigene oder doch hofhörige Leute zu fein. Das Gut ift ein gefchloffenes, 
untheilbared und wird verliehen durd ven Meierbrief, welder den Nachfolger des Meiers mit 
beruft. Fällt nad dem Ausfterben der Familie deffelben oder durch Abmeierung dad Gut ?) dem 
Gutsherrn anheim, jo ift diefer doch nicht befugt, es an ſich zu ziehen, er muß es einem andern 
Meier zumenden und zwar (eine Beſchränkung, melde dem Inflitur der Erbpacht fremd iſt) 
unter feiner größern Belaftung, ald das Herkommen geftattet. Das Öffentliche Interefle berubt 
nämlich in der Erhaltung eines Eräftigen Meierftandes.?) Vgl. Gefenius, „Das Meierrrät‘ 
(2 Bde., Wolfenbüttel 1801—3); Sommer, „Handbuch über die ältern und neuern bäuer: 
lichen Rechtsverhältniſſe in den preußiſchen Provinzen in Rheinland Weitfalen‘ (Hamm 1830); 
Derjelbe, „Darftellung ver Nechtöverhältniffe ver Bauergüter im Herzogthum Weftfalen nad 
ältern und neuern Geſetzen und Rechten” (Hamm 1823); ganz befonders aber Pfeiffer, „Das 
deutſche Meierrecht nach jeiner rechtlichen Begründung und bermaligen Geſtaltung. Mit vielfäl: 
tigen Belegen aus der Praxis der oberiten Gerichtshöfe“ (Kaſſel 1848), und die daſelbſt $.3, 
©. 19—33 aufgeführte Literatur. 

Moderne Gejeggebungen haben ſich bemüht, das Inftitut der Erbleihe durch geſchriebenes 
Recht zu geftalten. Während das Preußiſche Landrecht in Tit. 18 des erften Iheild vom ge: 
theilten Gigenthum und zwar im zweiten Abſchnitt von „Erbzindgütern‘ handelt, beſchäftigt es 
fih in Tit. 21 mit dem „Rechte zum Gebraude oder Nugung fremden Eigenthums“, um 
zwar im zweiten Abſchnitte mit ber „Erbpadht”. Gegenüber den Erbzinsmanne, dem das volle, 
nur mit einem Zins belaftete Gigenthum zuftebt, ift dem Erbpachter nur das vollftändige 
Nutzungsrecht gegen einen damit im Verhältniffe ftehenden Zins überlaffen. Dur neuere Ge: 
jege der Jahre 1811, 1821 und 1833 wurde demfelben geftattet, unter Umftänden den Zins 
abzulöfen. *) Das öfterreihiihe Civilgeſetzbuch beſchäftigt ih in feinem 25. Hauptſtück mit 


2) Möfer, Patriotifche Phantafien (Berlin 1776), Bd. II, Nr. XXI und Nr. XXX. 
3) — — zeigt Runde in feiner Schrift : Vatriotiſche Phantaſien eines Juriſten (Oldenburg 
1836), &. 1—16. 
VE — Lehrbuch des preußiſchen Civilrechts (zweite Ausgabe, Leipzig 1846), I, 318 — 321, 
—sll. 
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ver Etbpacht, dem „Vertrage, woburd jemandem dad Nutzeigenthum eined Gutes erblich unter 
ver Bedingung überlaffen wird, daß er die jährlichen Nugungen mit einer jährlichen, im Ber: 
bältmiffe zu dem Ertrage beflimmten Abgabe in Geld, in Früchten oder auch in verhältniß: 
mäpigen Dienjten vergelten ſoll“, jomwie mit dem Erbzindvertrag, vermöge deſſen nur „eine ge: 
ringe Abgabe zur Anerkennung des Grundeigenthumd‘‘ zu entrichten ift.°) 

Auch das badiſche Landrecht Handelt (in den Zujägen zu dem von ihm adoptirten franzd- 
ügen Civilgeſetz buch) von „Erbleiben over Erbbeſtänden“, dem Vertrage, wodurd) „jemand einem 
andern den Bejig und Genuß eined Gutes gegen einen jährlihen Zins für ſich und feine 
Erben übergibt‘‘. 6) 

Die Literatur der Staatöwiflenfhaften zeigt einen Streit darüber, ob es geratben fei, die 
Domänen in Erbpadt zu geben. Die Mehrheit der Stimmen — Jakob, Behr, Malchus u. f. w. 
— neigt ich zu Diejer Operation hin 7), während einzelne Stimmen der Zeitpacht auf längere Zeit 
das Wort reden. Dafür votirt namentlih Rotted (‚Lehrbuch des Vernunftrechts und der Staats: 
wifleni&aften‘‘, IV, 255, 256), indem er davon ausgeht, daß die Grbverpflihtuugen und die 
Dbereigenthumsvorbehalte die befondere Gunſt der Geſetzgebung nicht verdienten und ein dieds 
falls für die Domäne zu flatuirendes Privileg (wenn nänılid einmal ſolche Verhältniffe für die 
Privaten abgeihafft waren) nicht zu billigen jein würde. 

In einem deutſchen Staate, welder in der Entfeſſelung des Grundeigenthums voranidritt, 
im Großherzogthum Heſſen, konnte jchon lange vor den Jahre 1848 dann, wenn der Fiscus 
Grbleibherr war, der Erbleihträger die Leihe (mit Einfluß der Landjievelleihe) ablöjen, wenn 
wenigftens zwei Nachrolgeberedhtigte vorhanden waren und das Verhältniß ſich nicht auf bes 
Rimmte Generationen beihränfte. 3) Dieje Ginräumung trug zur Belebung des Wunſches bei, 
daß dieje Möglichkeit der Alovification auf die übrigen Erbleihen ausgedehnt werde. Die Ent: 
widelungen und Anregungen im Jahre 1848 beförberten die Befriedigung dieſes Wunſches, 
vem jhon auf mehreren Landtagen (1833, 1834) Rechnung getragen wurde. Die Staatöregie: 
tung legte am 27. Mai d. 3. den Ständen den Entwurf eines Geſetzes, die Alodification der 

Grbleiben und Landjiedelgüter betreffend, vor, indem fie in den denjelben begleitenden Motiven 
berporbob: „Das der Zujtand getheilten Eigenthums, wie er bei Erb= und Lanpdfiedelleihen 
Rattfindet, wo dem Bejiger des Gutes manche wefentliche Eigenthumsrechte fehlen, die ſich in der 
Hand des jogenannten Obereigenthümers befinden, ein Hinderniß für den Wohlſtand ift, daß 
er dem Befiger zum eigenen Nachtheil und zum Nachtheil des Ganzen die Hände bindet und doch 
dem Obereigenthũmer feinen Vortheil bringt, dies jind Wahrheiten, die ſich ſchon längſt Aner— 
kennung verihaffe haben, War demnad die Bejeitigung diefer Rechtsinſtitute längft räthlich, 
jo erſcheint jie gegenwärtig ald eine dringende Forderung der Zeit. Denn die Erfahrung hat 
zur Genüge gezeigt, daß alle unauflöslihen Verhältnijfe diefer Art, welche die Bejiger gewiſſer 
Öüter zu gewiffen Abgaben an andere verpflichten und fie in der Verfügung über diefelben be= 
ſchränten, von den Bejigern als drückende Laften empfunden und mit Wivderwillen ertragen 
werden. Es ift ein natürliches Streben des Befigerd, ſich in jeinem Beſitz zu confolidiren und 
zur möglihft freien Verfügung über denfelben zu gelangen ; die Erinnerung an den Urfprung 
ſeines beihränften Rechts gebt gar bald verloren und tritt bei ihm gegen die Anſprüche, die er 
aus einem lange fortgejegten Bejig herleiten zu können glaubt, in den Hintergrund. Dies ift 
tie Erfahrung nicht blos der Gegenwart, jondern aller Zeiten. Wenn daher aud die Erb = und 
!andjledelbeftände unzweifelhaft auf privatrehtlihen Gontractöverhältniffen beruhen, jo fann 
ſich doch die Gejeggebung beredtigt und berufen finden, in diefes Verhältniß einzugreifen und 
die Möglichkeit zu ſchaffen, daflelbe au gegen den Willen des einen Theild aufzulöfen, wenn 
diejes ohne Beeinträchtigung des unwillfährigen Theils möglich iſt.“ Aus dem mit fo motivir: 
ten Entwurf ging das Gejeg vom 6. Auguft 1848 9) hervor, dictirt von der Abjicht, „Die von der 

5) Zeiller, Sommentar (1813), IIL, 454 fg. 

6) Das badische Landıecht nebft Handelsgefegen (Karlsruhe 1840), S. 424— 426; Thilo, Das 
franzöfifche Civilgeſetzbuch und Handelsrecht. Für das Großherzogthum Baden bearbeitet (Karlsruhe 
1839), 11, 582 — 584. 

7) Auch Rüder in feinem Beitrage zum dritten Bande des Archivs für politifche Ofonomie und Polis 
winflenichaft, herausgegeben von Hau (Heidelberg 1838), ©. 208— 217. 

. 9 Goldmann, Die Gelepgebung des Großherzogthbums Hefien in Beziehung auf Befreiung des 

Grandeigenthbums und der Perfon von alten drücenden Befchränfungen und Laften (Darmftadt 1831),, 

1.192198; I1 (1841), 25. Bezüglich Würtembergs vgl. Mohl, Das Staatsredyt des Königreichs 
erg, I, 582. 

9 —* für die landwirthſchaftlichen Vereine des Großh. Heſſen, Jahrg. 1848, S. 412—418. 
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Gefeggebung des Großherzogthums ſchon feit einer langen Reihe von Jahren angeftrebte Be: 
freiung des Grundeigenthums von allen darauf rubenden Laſten und Beihränfungen auf die 
Erbleihen und Landfiedelleihen auszudehnen und die Betheiligten mit gleicher Berückſichtigung 
der beiderjeitigen Nechte auseinander zu jegen”. Nach diefem inzwifchen in ausgedehnter Weiſe 
angerufenen und zur Anwendung gebraten Gejege fann ver Leihträger die Alodification an- 
ſprechen, ausgenommen, wenn außer dem Bejiger oder den zufammen beliehenen Eheleuten nicht 
noch wenigftens zwei Nachfolgeberechtigte vorhanden find, oder das Leihverhältnig auf eine 
firirte Anzahl von Generationen beihränft ift. Auch findet das Gefeg feine Anwendung auf 
Leihen, mit welchen moraliſche Berfonen (Gemeinden, Stiftungen u. f. m.) beliehen find, ſowie 
auf Örundbejigungen, welche zwar die Benennung Lehen, Erbpacht- oder Erbzinsgüter führen, 
welche aber von ven Bejigern unbeſchränkt vererbt werden, indem folhe Güter als ſolche be: 
tradhtet und behandelt werden jollen, melde mit ftändigen oder unfländigen Grundrenten be- 
laftet iind, deren Ablöfung dem Ablöfungsgefege vom Jahre 1836 unterliegt. Ausführlich 
handelt das Gefeg von den Verwandelungsnormen und dem Verwandelungdverfahren. Jenet 
Ablöfungsgejek mit feiner Staatshülfe dient wefentlich zur Erleichterung der Operation. 

In ähnlicher Weiſe ſchritt die Grfeßgebung in andern deutſchen Staaten vor, z. B. in 
Großherzogthum Baden durch das Gefeß vom 21. April 1849 wegen Ablöfung der Erb= und 
Schupflehen, welche nah Art.1 ‚auf Verlangen des Inhabers (Beftänders) oder des Lehnsherrn 
in freied Eigenthum umgewandelt” werden fönnen ; im Großherzogthum Oldenburg burd ein 
Gefeg vom 11. Febr. 1851, welches aud dem Grbpadter das volle Eigenthum des Gutes im: 
Wege der Ablöfung zumendete; im Fürftenthum Waldeck durch ein Geleg vom 20. Nov. 1848. 
welches ebenfalls die Verwandelung der Erbpacht-, Erbmeier : und Erbleihgüter geftattete. 

Im Königreihe Sachſen war ſchon ein Gefeg vom 17. März 1832 über Ablöfungen und 
Gemeinheitötheilungen infoweit vorangegangen, als e in $. 77 verfügte: dem Erbpachter folle 
es freiftehen, das Erbpadtgrundftüd gegen Erhöhung des davon zu entrichtenden jährliden 
Kanond um den zwanzigften Theil oder um 5 Proc. frei zu machen und in Eigenthum zu ver- 
wandeln; jedoch jolle diefer Kanon in ver Regel unablöslich fein und ald Grundzind auf dem 
Grundftücke haften, das fo die Eigenſchaft eines gewöhnlichen Zinsgutes annehme. Auch ver- 
bot das Geſetz die Abſchließung fernerer Erbpachteontracte ($. 78). Dann folgten Beftimmun: 
gen wegen Ablöfung der auf Erbpahtgrundftüden haftenden Dienfte, Verwendung des Ab: 
löfungsfapitals u. f. mw. 10) 

Bezüglih Preußens vgl. den Art. Agrieulturverfaffung und Agrieulturgefeßgebung. 

Als ih die Deutſche conftituirende Nationalverfammlung mit den Grundrechten und ind 
bejondere mit der Frage der Alodification der Reben beſchäftigte, kam ein Amendement zur 
Sprade, wonach aud ausgeſprochen werden jollte, daß überhaupt die Theilung des Eigen- 
thums in ein Ober: und Nugungseigenthum unftatthaft fei. Indeffen wurde diefer Antrag, 
der nur eine Minderheit fand, abgelehnt. 1) 

Statiftifhe Mittheilungen geftatten Einblidte in den Ertrag der ald Domänen erfcheinen 
den Grbleihgüter. Nach dem Voranſchlage der Staatdeinnahmen der preufifhen Domänenver- 
waltung für das Jahr 1854 betrug der Kanon für ehemalige, refp. noch verbliebene Erbpacht 
grundftüde 598,927 Thaler. 1?) Zu ven Domänen im Großherzogthum Mecklenburg-Schwe 
rin gehören 104 Erbpachthöfe, welche jährlich 222,865 Thaler ertragen. 13) Uber das Könia 
reich Hannover vgl. Kehzen, „Hannovers Staardhausbalt” (Hannover 1853), S. 52— 54. 

Iın allgemeinen ift noch zu verweifen aufRau, „Lehrbuch der politischen Dfonomie” (viert: 
Auflage, Heibelberg 1854), Bd. II, $. 47, ©. 83. VPh. Bopp. 

Erblichkeit. Im engern und gewoͤhnlichen Sinn erſtreckt ſich die Erblichkeit nur auf ſäch 
liches Vermögen und iſt die rechtliche Eigenſchaft, nach welcher ſich für den Todesfall des bie: 
herigen Inhabers von Sachen die Übertragung derſelben an andere Perſonen bemißt. Der 
Sprachgebrauch des Volkes hat indeſſen dieſen Begriff zugleich auf die Ubertragung von perſön 
lichem Vermögen auf dem Wege der Geſchlechtsfortpflanzung ausgedehnt. So ſpricht man von erb- 
lichen Tugenden, Fähigkeiten und Mängeln, alſo von dem Übergange eines poſitiven und negativen 

10) Müller, Archiv für die neueſte Geſetzgebung aller deutſchen Staaten (Main; 1832), Bd. II, we 
diefes Geſetz S. 168— 295 abgebrudt ift, währen S. 296 — 326 Fritifche Bemerkungen darüber von 
Rüder folgen. 

11) Stenvgraphifche Berichte, VI, 4293. 

12) von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzftatiflif, Bd. II (Darmftadt 1856), Abth. 2, €. 174. 

18) Reden, a.a.D.. Br. I (1851). Abth. 2, ©. 1101 u. 1102. 
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rerfönlicden Bermögens, ganz analog mit der Übertragung eines pofitiven und negativen fädh: 
lien Vermögens für ven Fall ded Todes. Hauptſächlich ift davon allerdings nur im fhlimmern 
Sinne die Rede, wie z.B. in dem Sprihwort unjers deutſchen Volkes: „Der Apfel fällt nicht weit 
vom Stamme.“ Allein es ift dies keineswegs ausſchließend ver Fall, und immer liegt jener Aus— 
dehnung des Begriffs der Erblichkeit eine tiefe Bebeutung zu Orunde. In der That läßt ſich die 
Idee der Erblichkeit in ihrem vollftändigen Sinne und in ihrer ganzen geſchichtlichen Ent: 
wickelung nur dann begreifen, wenn man den Zufammenbang und die beftändige Wechſelwir— 
fung zwiſchen perjönlihem und fählihem Vermögen unter vem Einfluſſe wechſelnder Umſtände 
und Verbältniffe nicht aus den Augen verliert. 

Es ift eine Gigenihaft des perjönlihen Vermögens, daß ein Aufgeben jeined Bejiges zum 
Bortbeil anderer Berjonen und jeine Übertragung der Subjtanz nah als unmöglich erſcheint. 
Mit der Berjönlichkeit felbft untrennbar verbunden, beſtimmt ſich feine Größe und jein Werth 
nad ver Wirkſamkeit der Kräfte, die es in ſich ſchließt. Infofern nun insbejondere die Fähig— 
feit, die Handlungen anderer zu leiten, alfo eine gewiſſe Herrſchaft auszuüben, durch die mit der 
Geburt zuſammenhängende Grziehung und Gewohnheit auf den einen vor dem andern jich fort: 
vflanzt, inſofern läpt ji von einer natürlich rechtlichen Erblichkeit der Amter reden. Wie z.B. 
an die Familiengemwalt des Vaters über den Sohn ganz natürlich die des Sohnes über den Enkel 
ih anſchließt, jo muß und auch die Herrſchaft, welche bei nomadiſchen Völkern von den Stamm: 
älteften über ganze Berzweigungen von Familien ausgeübt wird, ald naturgemäß erſcheinen, 
weil bier vie Fähigkeit der Leitung wejentli auf ver Überlieferung einfaher Erfahrungen vom 
Vater auf den Sohn beruht. Und jo finden wir ſelbſt bei gröpern Nationen, bei welden ſchon 
»ielfadere Iheilung der Amter und Beihäftigungen ftattfindet, wo aber Die hierzu erforderliche 
Kenntniß und Geſchicklichkeit nur gewohnheitsmäßig ſich fortpflangen, eine Erblichkeit diefer 
Amter und Beſchäftigungen und ſelbſt eine Scheidung in erbliche Kaſten, ſobald die factiſche 
Regel zum allgemeinen Geſetze gemacht wird. In dem Maße aber, als ein freierer geiſtiger Ver— 
tehr Raum gewinnt und hiernach eine mannichfaltigere Entwickelung nad Verſchiedenheit der 
individuellen Fähigkeiten ſtatthat, muß Die gejegliche Erblicheit ver Umter und Beſchäftigungen 
mehr und mehr ald ein Unrecht empfunden werden, ganz nad) demjelben naturgemäß ſich geltend 
wachenden Grundiage, daß im Intereife der Gefammtheit und der Ginzelnen jedem bejondern 
verfünligen Vermögen eine entiprechende Sphäre jeiner Wirkſamkeit gebühre. Dies war in 
Guropa der Fall, mo endlich — mit Ausnahme der erblihen Pairswürde in mehreren monar= 
diſchen Staaten und der des Monarchen jelbft — nebſt vielen andern Reften des Feudalwefend 
die Erblihfeit ver Amter durch den fortichreitenden Proceß ver geiftigen Entwidelung aus dem 
poſitiven Staatsrecht verihmunden ift. 4) 

Bon den rechtlichen Verhältnifien, die zu verſchiedenen Zeiten bei verjhiedenen Völkern in 
weſentlich gleichartiger Weije zum Vorſchein famen, dürfen wir vorausjegen, daß fie nicht das 
Grzeugnif der Laune von Einzelnen waren, jondern die gefegliche Anerkennung eines im Ver— 
laufe des Völferlebend natürlich hervortretenden Zuſtandes. Dies beftätigt ſich durch die nähere 
Betrabrung des Entjtehend und Verſchwindens der Erblichkeit ver Amter, wie verwerflid ie 
aud von unferm jegigen Standpunfte der Gultur aus erfcheinen mag. Gin Ähnliches gilt von 
ver Grblichfeit des Privatvermögens und von den weientlichen Veränderungen, welden viejelbe 
m Wechſel der Zuftände unterworfen war. Seit Monteöquieu’d Behauptung, daß das Natur- 
et die Väter verpflichte, ihre Kinder zu ernähren, nicht aber, fie zu Erben einzufegen, wollte 





1) Die in den europälichen Feudalſtaaten gewöhnliche Erblichfeit der Ämter war eine Folge davor, 
daß ver Beñtz von Land und Leuten als ein Theil des Privatvermögens betrachtet wurde. So beitanden 
rüber in Franfreich die Amter aus einfachen widerruflichen oder auf Jahresfrift ertheilten Aufträgen 
„on feiten der Könige, als der Dbereigenthümer bes Landes. Zur befiern Benugung dieſes behaupteten 
Figenthums wollte man fpäter die Vortheile, welche die Vollziehung der Aufträge den Bevollmächtigten 
zewährte, nicht mehr unentzeltlich hingehen, und fo entftand die Dertäufticheit der Amter. Da aber 
siernacb die Beamten einen Theil ihres Privatvermögens für den Grwerb ihrer Amter hingaben, wur: 
ven diefe jelbit als in ihr Brivatvermögen übergegangen angejehen und der Erblichkeit unterworfen. Doch 
wurden zuerſt nut Anwartſchaften an beſtimmie Verſonen ertheilt. Sodann wurden durch Edicte von 
568, 1574, 1576 und 1580 allgemeine Anwartſchaften gegeben, und endlich, durch eine Grflärung vom 
12, Dee, 1604, wurde überhaupt die Erblichfeit der Beamtenftellen im Gerichts: und Finanzweſen an⸗ 
etannt, Dafür mußten die Beamten im Anfange jedes Jahres den ſechzigſten Theil ihres Amtsein- 
'ommens bezahten. Dieſe Gebühr hieß droit annuel oder paulette, nad) vem Namen ihres Urhebers 

Bart. Später erfchienen nod mehrere Geiege und Ordonnangen zur Einführung oder Aufhebung der 
Gitipfeit verſchiedener Amter, 
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man zwar vielfach die Erblichkeit des Vermögens als etwas rein Willkürliches betrachten, das 
einzig und allein nach zufälligen Rückſichten der Zweckmäßigkeit bemeſſen worden ſei; aber 
ſchon die allſeitige uͤbereinſtimmung in den hauptfächlichſten Momenten der Entwickelung des 
Erbrechts (f. d.) weift dafür auf einen allgemein menfhlihen Naturgrund hin, deſſen Bedeu: 
tung und Umfang näher ind Auge zu faſſen iſt. 

Das allgemeinfte perfönlich dingliche Necht ift dad der Berfonenwelt auf die Sahenmelt. 
Auf diefen umfaflenden Grund flügt fi das befondere Recht der Nationen auf das Land, das 
fie bewohnen, auf alle Erzeugniffe deffelben und auf Diejenigen fremder Länder, wenn fie Diefe 
im Austausch ihrer Producte oder durch eine andere Art productiver Thätigfeit, die nit die 
Rechte einedandern Volkes verlegt, erworben haben. Das Höhere Recht der Geſammtheit im Ver— 
hältniffe zu den Einzelnen würde ein Unrecht feln, wenn ver Staat nichts anderes ald eine bloße 
Shuganftalt für Privatrehte wäre, und wenn jenes höhere Recht nicht vielmehr jelbft ald vie 
Duelle betrachtet werden müßte, aus welcher alle Privatredhte fliegen oder voh Richtung und 
Mat erhalten. In befonderer Anwendung auf die Erblichfeit ded Brivatvermögens müffen wir 
biernad den Grundfag ausſprechen, daß jedes Volk, unter einer und derjelben Staatsform, ein 
organifch verbundenes Ganzes ift; daß die Geſammtheit mittelbar durch ihre einzelnen Glieder 
probueirt und erwirbt; daß aljo aud) bei dem Abfterben eines einzelnen Gliedes der libergang 
des mit ihm verbunden geweſenen fählihen Vermögens nad Rückſichten des höhern Rechts und 
des höhern Interefles der Geſammtheit fich bemißt. Nach der andern Anficht dagegen, welche ven 
Staat als bloße Schuganftalt für Privatrechte betrachtet, müßte man folgerichtig ein unbeding— 
ted Verfügungsredt der Ginzelnen über ihr Privatvermögen zulaffen, alfo auch ein ganz unbe: 
ſchränktes teftamentarifches und vertragsmäßiges Erbrecht. Ein ſolches iftpraftifch nirgends an: 
erfannt worden, und überall begegnen wir einer Menge von Befhränfungen in ven Beftim- 
mungen über Bilichttheile der Kinder, in Erbihaftsfteuern, in der Gontrole ded Staates über 
alle Bermädhtniffe an die fogenannte todte Hand u. f. w. Namentlich hat fi ver Staat burdı 
die Ginführung von Erbſchaftsſteuern im eigentlihften Sinne zum Miterben eingefegt, da 
keineswegs diefe Art Abgabe, wie bei ven gewöhnlichen Ermerböftenern der Fall ift, aus dem 
reinen Einkommen, fondern vielmehr aus dem Vermögensſtamme jelbft erhoben wird. Alle 
diefe Beihränfungen wären Ungeredhtigfeiten ohne eine höhere Befugniß der Gefammtheit, und 
fo ift man denn, gleihfam inflinetmäßig, fort und fort von der Anerfennung eines über allem 
Einzelrecht ftehenden Volksrechts ausgegangen, wie jehr man auch in der Theorie jih bemühen 
mochte, andere Anfichten geltend zu machen. 

Bon den einzelnen Gliedern, woraus die Geſammtheit befteht, ift jedes berufen, nah Maß: 
gabe feines befondern perfönlihen Vermögens mit ber Sachenwelt ih in Verbindung zu fegen, 
um bandelnd und fchaffend auf fie einzumirfen. Aus diefer natürlihen Mannihfaltigkeit ver 
verschiedenen Glieder, der eine Verſchiedenheit des ſächlichen Vermögens, ald des Mittels eigen: 
thümlicher Thätigfeitöweiien, entiprechen joll, ergibt ſich die Unrechtmäßigkeit und Unausführ: 
barfeit der Gütergemeinihaft für jeden größern geiellihaftlihen Verein und für jeden höhern 
Zuftand der Eultur, wo jene Mannichfaltigkeit individueller Kräfte und Beftrebungen entſchie— 
dener bervortritt. Darum bat die Gütergemeinfhaft immer nur bei Eleinern Gemeinweſen be: 
ftanden und auch bei dieſen nur fo lange ſich erhalten, als einfache gemeinjame Zwecke mit ein= 
fachen Mitteln verfolgt werden Fonnten und ald eine gleihförmige Lebensweiſe eine weſentlich 
gleihförmige Ausbildung der Kräfte zur natürlichen Folge hatte. (S. Communismus.) Für 
jeden höhern Zuftand der Bildung liegt dagegen in der Verſchiedenheit ver Individuen ein Ma: 
turgrund zur Beftftellung rechtlicher Unterſchiede von Befig und Erwerb der Einzelnen. Wie 
darum dad Recht der Nationen auf dad Nationalvermögen ein Ausflug und eine Modificatien 
ded allgemeinem Rechts der Perfonenwelt auf die Sahenwelt ift, jo bat ji in weiterer Ab⸗ 
ftufung und Unterordnung ein Privatſachenrecht ausbilden müſſen. Gin Beftandtheil veffelben 
find die Grundfäge über die Erblichkeit des Privatvermögend. Das legtere ift die nähere und 
als rehtmäßig anerkannte Verbindung eines Theils der Sahenwelt mit beftimmten Perſonen. 
Die Bemeflung der Erblichkeit deſſelben wird ſich alfo zunächſt an die Art und Weije anfnüpfen, 
in welcher neue Berfonen in folde Verbindungen einzutreten pflegen, mithin nah unfern gegen: 
wärtigen Berbältniffen zunächſt an Ehe und eheliche Abftammung. Die Ehe ift eine zufammen-: 
geſetzte Verbindung perfönliden und fählihen Vermögens. In diefe treten nun durch die Ge— 
burt ſelbſt die Kinder ein, und ed entfteht dadurch auch von ihrer Seite eine Art von Identifici— 
rung mit dem älterlihen Bermögen, das auf die Grziehung und die ganze Entwidelung ihrer 
Kräfte entſchiedenen Einfluß äußert. Danach mußte e8 ald rechtlich erſcheinen, diefe Verbindung 
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fe lange und inſoweit fortbeſtehen zu laſſen, als es nad) dem Gange ver Natur möglich war, und 
io finden wir denn als das allgemeinfte Erbrecht das der Kinder und Ältern anerfannt. Won 
da aus ging man aber ausdehnend zu weitern Graden der Abftammung und zu einem teftamen- 
tariſchen umd vertragsmäßigen Erbrecht über. Auf dieſe Weife ſchoben fich zwiſchen das Recht 
ver Nation auf das Nationalvermögen und die Geltendmahung diefed Rechts bei Todesfällen 
son Privaten immer neue Klaſſen und Perfonen’binein, ſodaß das Erbrecht des Volkes auf das 
Vermögen der Einzelnen immer weiter in den Hintergrund trat. 

Dem höhern Rechte der Geſammtheit gemäß iind aber Veränderungen in der biöherigen 
Erblichkeit des Privatvermögend alsdann rechtlich nothwendig, wenn die beſtehenden Verhält: 
niſſe mit dem Gemeinwohl unverträglich erſcheinen. Wie wir nun überhaupt in die Periode po— 
litiſcher und ſocialer Revolutionen und Reformen eingetreten find, fo wird die nächſte Zeit auch 
im Gebiete des Erbrechts ihre Aufgabe zu erfüllen haben. Der immer greller bervortretende 
Unterichied der Meihen und Armen und die hiernach mehr und mehr fi ansbildende Arifto: 
fratie des Reichthums mit ihrem verderblichen Einfluffe find wenigftens zum Theil eine Folge 
der Ausdehnung des Erbrechts ver Privaten und der Beihränfung desjenigen der Geſammtheit. 
Um fo dringender aber ift die Aufforderung, diefen Wirkungen in ihren Urſachen zu begegnen, 
als noch vielfache andere Momente im Gntwidelungsgange der neuern Gulturgefhichte liegen, 
melde die ungleiche Vertheilung des Befiged und Ginfommens und das Übergewicht des ſäch— 
lichen Bermögens über das perjönliche begünftigen müffen. Solde Momente jind namentlich 
die feigende Zunahme der Bevölkerung, welche durch Vermehrung der Goncurrenz der perſön— 
lichen Kräfte den Werth verjelben herabſetzt, ſowie die allmähliche Verdrängung der einfachen 
Handarbeit durch Fabriken und Maſchinen. Wirklich hat ſich bereits da und dort das Bedürfniß 
weientliher Änderungen in Bezug auf Privatbeiig und Erblichfeit ausgefproden. So haben 
Fourier und feine Anhänger in Sranfreih, Omen in England und Amerifa auf neue Gombina= 
tionen von perfönlichen und fählihem Vermögen gevrungen; fo haben die St.-Simoniſten fo= 
gar den allgemeinen Grundſatz ausgeſprochen: „Chacun selon sa capacite, plus d’heredite.“ 
Wie ſehr und auch die ſe Vorſchläge im ganzen als widerrehtlih und unausführbar ericheinen 
mögen; wie wenig in®bejondere im Sinne der Simoniften an eine Vertheilung des ſächlichen 
Vermögens nah Maßgabe ded perfönlichen gedacht werden fann , weil ih das legtere nicht von 
vornberein, fondern einzig nad den Wirkungen der ihm einmohnenden Kräfte Ihägen läßt und 
weil alio bei freier Concurrenz erft der Erwerb ſelbſt einen Maßſtab für Diele Schätzung abgibt; 
wie bitter endlich die völlige Aufhebung aller Erblichkeit des Brivatvermögend empfunden wer— 
den müßte, infofern dadurch naturgemäß eingegangene Berbinbungen mit beftimmten Theilen 
ver Sahenmwelt plöglih und willkürlich zerriffen würden, jo deuten doch felbft jene äußerten 
und auf die Spige getriebenen Anſichten auf das bin, was in Wahrheit noth thut. 

Den rigentlihen Naturgrund für die Erblichfeit des Privatvermögens haben mir in ber 
näbern Verbindung gefunden, in welche beftimmte Perfonen vor andern Perfonen mit befon- 
dern Theilen des Nationalvermögend eintreten, entweder zum Zwecke oder ald Kolge der Fort: 
planzung des Geſchlechts. Als natürlich rechtlich begründet erfcheint alfo zunächſt bei kinder— 

lofer Ehe ein wenigſtens nutznießliches Erbrecht von feiten des überlebenven Ehegatten; und 
wenn felbft neuere Gejegbücher, wie der Code Napoleon, daflelbe noch immer viel enger begrens 
zen, ſo läßt fich dies ſchwerlich als ein Ausdruck gefeßgeberifcher Weisheit betrachten. Ebenſo 
natürlich und rechtlich iſt das Erbrecht der Kinder am Vermögen der Altern und bei früherm 
Tode der erftern der Rückfall des von den Altern ihnen überlaflenen Vermögens, weil died nur 
die Kerftellung eines freimillig und bedingt aufgegebenen Verhältnifles fein würde. Ganz an= 
ders geftaften ſich aber fchon die Berhältnifie bei den Geihwiftern. Mit dem Tode der Altern 
bat die Bereinigung ber einzelnen Zweige mit ihrem Stamme aufgehört und die Kinder find 
berufen, ein jedes in feinem eigenen Boden felbftändig fich zu entfalten. Bon jegt an fällt jeder 
nähere Grund für die Erblichkeit des Privatvermögend zwifchen den verfchiedenen Gefhwiftern 
son darum weg, weil ſich in der Regel ein jedes derfelben feinen befondern Haushalt bilvet, 
und weil ih fein genügender Grund dafür denken läßt, daß bei dem Tode des einen der Haus: 
halt und das Vermögen des andern einen plöglichen und zufälligen Zuwachs erhalte. Auch 
ntipricht zwar ber frühere Tod der Altern vor den Kindern dem regelmäßigen Laufe der Natur, 
ser die Geſchwiſter unter ſich ſtehen im Alter nicht fo weit auseinander, um mit gleihem Grade 
on Wahrfcheinlichkeit ven Tod der ältern vor den jüngern voraudfehen zu können. Endlich 
va überhaupt die Möglichkeit einer Beerbung unter Gefhwiftern häufig ſchon darum weg— 
fallen weil jedes verfelben ald Water oder Mutter das Haupt eines neuen Stammes bilden wird. 
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Wir befinden und alfo bier fhon weit mehr im Gebiete ded Zufälligen, wo jede Naturregel, die 
einem pofitiven Befege zur feſten Grundlage dienen könnte, wegfällt. Dies alles gilt noch mehr 
von den fernern Graden der Verwandtſchaft. Ebenfo wenig oder noch weniger läßt ih nach vem 
oben Entwidelten eine Erblichfeit des Vermögens nad) teſtamentariſchen oder vertragsmäßigen 
Beſtimmungen für rechtlich nothwendig halten. Wenn fih alio die Einführung von Güter: 
gemeinſchaft und die Aufhebung aller Erblichfeit ded Vermögens für durchaus verwerflih und 
unausführbar erflären läßt, fo bleibt eö doch vielleicht der beflern Weisheit kommender Ge: 
ichledhter vorbehalten, mit Aufbebung der teftamentariihen und vertragsmäßigen Erblicfeit 
und mit Beihränkung des Inteſtaterbrechts auf die gerade Linie das Erbrecht der Geſammtheit 
oder ded Volkes im Gegenjage desjenigen bejouderer Individuen im weiterm Umfange geltend 
zu maden.?) So fünnte auch von diejer Seite auf eine gleihmäpigere Verteilung des Be— 
ſitzes hingewirkt werden, indem von allen einzelnen Ölievern der Geſammtheit aus, die ſich nicht 
organiſch fortgepflangt haben, ein Rüdfall des Beſitzes an vie Geſammtheit erfolgen und mithin 
auch im Gefammtorganismus der Nationen für das fächliche Vermögen ein Kreislauf ſtatthaben 
würde, den wir dem Blutumlaufe im menſchlichen Körper vergleichen mögen. 

Der Übergang zu dieſem ausgedehntern Erbredhte des Volkes würde nicht einmal beſonders 
ſchwierig zu vermitteln fein, wenn man bie Wirkjamkeit der neuen Geſetzgebung erft für bie: 
jenigen beginnen liefe, die nicht ſchon unter dev Herrihaft der frühern Geſetzgebung geboren 
find. Und wie ji die Nationen nur allmählih an die teftamentariihe und vertragdmäßige 
Erbfolge gewöhnt haben, ebenfo leicht und leichter würden fie fich derielben entwöhnen, da das 
neue Erbrecht ver Geſammtheit zum offenbaren Vortheile gereihen würde. Der etwaige Ein— 
wand, daß dieſes Erbrecht der Geſammtheit durch Verfügung der Einzelnen umgangen werben 
fönne, hat an ſich wenig Gewicht, da ſolcher Umgehung leicht begegnet werden kann, und er 
würde daflelbe durchaus verlieren, wenn erft wieder ein lebendigerer Gemeingeiſt alle Glieder 
ver Geſammtheit durchdränge. In einem Volksſtaate würde auch das Erbrecht ded Volkes ein- 
fach und natürlich erfcheinen und aus äbnlihen Gründen wie die Einführung einer allgemeinen 
Einfommenftener als zweckmäßig und ausführbar fi darftellen. Endlich würde jene Berein: 
fahung des Erbrechts zum Vortheil des Volkes, davon abgejehen, daß hierdurch fo manchem Fa— 
milienhader, jo vielen Pladereien, Streitigkeiten und fittlihen Verirrungen und Verzerrungen 
vorgebeugt würde, eine heilfame Umgeftaltung des Finanzwefend zur Folge haben, das einfab 
und natürlich auf die fort und fort fich erneuernden Nüdfülle des Vermögens an die Geſammt⸗ 
beit und auf eine ergänzende, wegen dieſes ausgedehntern Erbrechts des Volkes um fo minder 
beträchtliche Ginfonimenfteuer gegründet werben könnte. 

Nach allevem glauben wir die Ausdehnung der Intejtaterbfolge auf die Seitenverwandten 
jomwie die Einführung des teftamentarifchen Erbrechts ald einen Ausfluß jenes einfeitigen Im: 
dividualidmus betrachten zu dürfen, der überhaupt der neueren Zeit fein Gepräge auforüdt und 
zum ſchroffen Gegenfage die gleich einjeitigen Beftrebungen ded Gommunismus für Befeitigung 
aller Erblichkeit des Vermögens hervorgerufen hat. Gleichwol läßt fih unter den jet noch be- 
ſtehenden ftaatlichen Verhältniffen das Gewicht der fharfjinnigen Gründe nicht verfennen, die 
im Art, Erbrecht gegen die Beihränfung dieſes legtern auf Die gerade Linie entwickelt werben. 
Solange ih in unjeligem Zwieſpalt noch Staat und Volk bald in heimlicher, bald in offener 
Feindſchaft einander gegenüberftehen, jolange nod mit mehr ober weniger Grund von einem 
vaubgierigen Fiscus die Rede fein fann, wird allerdings jede Beichränfung der Dispofitions: 
befugniß ver Einzelnen auf den Todesfall ald verlegender Eingriff in die individuelle Freiheit 
bitter empfunden werden. Ganz anders aber werben jich die Verhältniffe geftalten, und in 
günftigerer Weife wird ſich die Öffentliche Meinung über die Einführung eines Erbrechts zum 
größern VBortheile der Gejammtheit ausſprechen, wenn erſt der geheime Gabinetöftaat zum 
Volföftaate geworben ift, wenn er endlich wieder in höherm Maße als bisher feine Pflicht zur 
fortwährenden Ausgleihung der zufälligen Ungleihheiten des Beſitzthums anerfennt und ſich 
der gerechten Erfüllung diejer Aufgabe gewachſen zeigt. Nur unter diefer VBorausfegung wird 
es gelingen, dem Uberfluten eines drohend anfchwellenden Proletariatd vorzubeugen und dem 
Einbruche eines rohen und zerftörenden communiſtiſchen Elements unüberwindlide Schran: 
fen entgegenzujegen. Zu diefem Zwede ift aber aud die Anwendung noch mander andern 
Mittel erforderlich. 





. 2) Für befondere Fälle würde dies die Möglichkeit einer gänzlichen oder theilmelfen Enterbung der 
Kinder durch die Altern nicht ausfchliehen. 
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Zum Schluſſe mag indeſſen noch bemerkt werden, daß man das durchſchnittliche Einfommen, 
das bei einer Beſchränkung der Erblichkeit des Privatvermögens auf die gerade Linie alljährlich 
dem Staate zufallen würde, nicht allzu hoch anſchlagen darf. Aus vorliegenden ſtatiſtiſchen 
Ihatfachen gebt vielmehr deutlich hervor, daß die Durch den Erbgang vermittelte Bewegung des 
Bermögend weitaus zum größern Theile nur zmifchen Aſcendenten und Defcendenten ftatthat. 
Im Großherzogthum Helfen, das Anfang 1844 eine Bevölferung von etwas über 834700 
Seelen hatte und deſſen jährliches Budget gegen jieben Millionen Gulden beträgt, wird ſchon feit 
längerer Zeit eine auf 5 Proc. ſich belaufende Gollateralfteuer von allem beweglichen und unbe- 
weglihen Vermögen erhoben, welches durch Sterbefall auf Seitenverwandte oder auf nicht ver- 
wandte Berjonen übergeht. Bei überlebenden Ehegatten, welchen blos vie Nugniefung vom 
Vermögen des verftorbenen Ehegatten zufällt, bleibt die Erhebung der Gollateralgelver biß zu 
deren Ableben ausgeſetzt. Bon der Gollateralfteuer find nur ‚befreit minderjährige Geſchwiſter, 
wenn fie in ungetbeilter Erbſchaft ſtehen, und Erbſchaften von Gefchwiltern, die nody nicht aus 
der Familie des überlebenden Vaters oder der überlebenden Mutter ausgetreten waren, info- 
weit dieſe Erbſchaften in einer Quote des Nachlaſſes eines ihrer bereits verftorbenen Altern be: 
eben. Dennod betrug die Summe der in den drei Jahren 1843 - 45 erhobenen Gollateral- 
gelder nit mehr ald 193262 oder im jährliden Durchſchnitt 64,420 Fl. Wäre alſo der 
Staat Alleinerbe geweſen, fo hätte ſich ſein jährliches Einkommen um nit ganz 1,300000 Fl., 
alte noch nicht um ein Fünftheil feiner jegigen Ginnahmen erhöht. Immer wäre jedoch ein 
folder Zuſchuß, in Berbindung mit der Bejeitigung alles unnügen Aufwandes in unfern koſt— 
jpieligen Beamten = und Militärftaaten, beträchtlich genug, um die Geſammtheit in den Stand 
zu jegen, auf viel wirkſamere Weije, ald gegenwärtig geichiebt, für die geiftige und fittliche He— 
bung der untern Volksklaſſen ſowie für die Unterflügung aller Hülfsbedürftigen Sorge zu 
tragen. Daß hiermit auch dem wahren Eigentbum, dem durch perſönliche Kraft und perjönlichen 
Fleiñ gegründeten Wohlftande der Familien, ein beflerer Schuß gewährt wäre als durch poli— 
zeilihe Mafregein gegen communiftiihe umd jocialiftiiche Verbindungen und Beitrebungen, 
braucht nicht befenders hervorgehoben zu werden. W. Shulz:Bodmer. 

Erbrecht (Notherbrecht, Inteftat- und teftamentarifhes Erbredt, Erb- 
folgeredt und Erbfolgeorpnung, Yegat und Fideicommiß). 1. Die benannten 
Gegenftände können hier natürlich nur injomweit behandelt werden, als bei venjelben flaatärecht: 
liche und politiſche Geſichtspunkte zur Sprache fommen, welche nicht in andern Nrtifeln, nament: 
lich im Art. Erblichkeit, ihre Erledigung finden. 

Das Erbrecht, ald Inbegriff der Erbrechtögeſetze, beftimmt, inwiefern und auf welche Weiſe 

die Rechtöverbältniffe der Menſchen nad ihrem Tode auf andere Berfonen übergeben und von 
viefen ihren Succefloren fortgejegt werden jollen. Erbſchaft im objectiven Sinne ift die zu ver: 
erbende Mafle von Sachen und Rechten. Erbrecht oder Erbſchaft im fubjectiven Sinne oder 
Succe ſſion bezeichnet im allgemeinen die Berechtigung zu dem Gintritt in die Rechtsverhältniſſe 
eines Verftorbenen. Das Recht zu dieſem Eintritt ift entweder Erbrecht im engern Sinne, Uni: 
verfaljuecefjion, infofern damit eine ganze oder theilmeife perfönliche Nepräfentation verbunden 
ift. Damit hängt aber eine Bereinigung der Nechte und Verbindlichkeiten des Erblaiferd und 
jeiner Sachen zu einem gemeinfchaftliben Ganzen (universum jus) zufammen. Es findet aljo 
bier ein wirkliches Übergehen der Rechte und Verbindlichkeiten des Erblaflers auf den Erben 
Ratt. Oder die Succefjion ift ein Vermächtniß, eine Singularfuecefiion, d. h. ein Eintritt blos 
in einzelne beftimmte Bermögenstheile des Erblaflers ohne jene Nepräfentation. Das Erbrecht 
it entweder ein directes, wenn die Erbſchaft unmittelbar von dem Erblaffer auf ven Erben über: 
geht, oder Fideicommiß, wenn die Erbſchaft unter ver Bedingung der Reſtitution an andere 
erworben wird. Von dem Erbfolgerecht oder der Berechtigung im allgemeinen, welche jemand 
bat, ein Succeflor eines andern zu werden, unterjcheidet man die Erbfolgeordnung oder die 
Reihenfolge, nach welcher im beflimmten Falle von mehreren Succeſſionsberechtigten die ein= 
zelnen zur Erbſchaft gelangen. 
U. Um in diejer ebenfo ſchwierigen ald wichtigen Lehre die verderblichſten Ginfeitigfeiten zu 
sermeiden, ift es vor allem nothwendig, eine doppelte Hauptfeite des menſchlichen Lebens und 
darauf gegründeten geſellſchaftlichen Rechts ftetö jorgrältig zu beachten. Es ift vor allen der 
Deufh zugleich als ein beſonderes freies felbftändiged Individuum mit feinen befondern Gruud— 
fügen, Zwecken und Rechten in Beziehung auf fein irdiſches Daſein anzuerfennen und zu behan: 
dein. Hierburd erhält er Rechte, worüber allein fein Wille und feine Interejlen entſcheiden 
Starts-2erifon, V. 9 
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(quae ad utilitatem singulorum spectant). Er muß aber auch zugleich aufgefaßt und behan- 
delt werben als ein abhängiges verpflichteted lied des dauernden unfterblihen Menſchenvereins 
oder des Staates und feiner befondern Abtheilungen, der Gemeinde, der Familie. Als ſolches 
Glied hat er Zwecke und Rechte, welche ſich auf die Erfüllung feiner anerfannten Pflichten gegen 
diefe in der Vergangenheit begründeten und einer fernen Zukunft angebörigen unfterbliden 
Bereine beziehen, melde zunächſt von dem gemeinfchaftlihen oder Öffentlichen Wohl und Geſetz 
diejer Vereine abhängen und dafür beftimmt werben (quae ad Statum et utilitatem rei publi- 
cae spectant). 

Auf diefe doppelte weientliche Seite des menschlichen Lebens gründeten die civilijirten Völker 
ſehr vernünftiger Weife zwei befondere Haupttheile des Rechts, das Privat: und das Öffentliche 
Net. Die Unvollfommenpeit und Ginfeitigfeit, ja Roheit mander Rechtszuſtände und Rechto⸗ 
theorien, insbeſondere auch in Beziehung auf die Erbrerhältniſſe, gründen ſich vorzugsweiſe auf 
den Mangel dieſer richtigen Auffaſſung, Sie gründen ſich auf eine einſeitige Haller'ſche Vernich— 
tung des oͤffentlichen Rechts (dieſe Grundlage auch für die falſchen Anſichten über ven Erbadel) 
oder auf eine einſeitige Rouſſeau'ſche und jakobiniſche Vernichtung des Privatrechts (dieſe 
Grundlage, wie für die Zerſtörung alles Erbrechts, ſo auch für die Anfeindung jeder Vermö— 
gensungleichheit). 

Aus der richtigen Unterſcheidung des öffentlichen Rechts von dem Privatrecht ergibt ſich nun, 
daß die im engern Sinne ſtaatsrechtlichen oder politifhen Rechte, Standes: und Amtsrechte nur 
infoweit und fo lange erblih auf andere übertragbar find, wie die ſtets freie verfallungsmäßige 
Entſcheidung der Staatögejellihaft diefe Vererbung wegen etwaiger bejonderer Befähigung 
beftiimmter Perſonen oder aus andern Gründen ald dem Öffentlihen Wohle entſprechend erklärt. 
Auf dem heutigen Standpunfte der Eultur wird die Staatögefellihaft diejes wol nur in Be: 
ziehung auf die Fürſtenwürde und zum Theil in Beziehung auf das Öffentliche Amt der Bairie 
ausſprechen. (S. Adel und Erblichkeit.) Ein rechtsgültiger privatrechtlicher Anfprud auf Erb: 
lichkeit ſolcher öffentlihen Rechte, alfo auch auf Entſchädigung wegen verfaſſungsmäßiger Ab: 
ihaffung derſelben findet durchaus nicht ſtatt. So verſchwanden in Rom der alten Patricier 
erbliche Anjprüche auf die Senatorenwürde und jo mande Öffentliche Privilegien des Adels der 
germanifchen Staaten, jo neuerdings Englands verrottete Flecken und ariftofratiiche Municipa- 
litäten. Die deutſchen Erbämter wie die Erzämter jind ebenfalls reine Antiquitäten geworben. 
Noch viel weniger aber als offenrechtliche Vortheile und Rechte dürfen öffentlihe Nachteile, 
dürfen Ausfchließungen, ungleiche Belaftungen und Pflichten, wie die der Keibeigenen, ber 
Fröner, der Erbunterthänigen, forterben in einem vernünftigen freien Geſellſchaftsverhältniß. 
Mag die Moftif der Theologie Erbfünden und ihre Strafen fennen, mag der Natur blindes 
Geſetz erblihe Krankheiten begründen, die freie vernünftige brüderliche Rechtsordnung findet 
keine Rechtsgründe zur Gründung oder Erhaltung des Forterbens der Übel auf Unſchuldige. 

In Beziehung auf die nicht vein Öffentlihen oder im engern Sinne ftaatörechtlihen Rechts— 
verhältnifle muß man zuerft Die perfonenrechtlichen Rechte, welche ihrer Natur und ihrer Beſtim⸗ 
mung nad auf die individuelle Perjönlichkeit ihrer Inhaber beſchränkt find, von den Saden: 
und Verkehrsrechten unterfcheiden. Jene erlöfchenals unübertragbar mit vem Tode. So erlöſchen 
die ehelichen und väterlichen Mechte mit dem Tode des Vaters und Ehemanns. Sie erlöſchen 
um fo vollfommener, je vollfommener die wahre freie rechtliche Berfönlichfeit von Brauen und 
Kindern rechtlich ausgebildet ift und getrennt bleibt von aller Bermifhung mit dem Sadhenredhte, 
von einer Vermiſchung, die fich freilich auch hier im Drient und auf noch roher Gulturftufe 
wirkſam zeigt. 

II. In Beziehung auf die nicht abfolut oder nad) etwaiger bejonderer Beftimmung unüber: 
tragbaren Privatrechte enrftehen für die Geſetzgebungswiſſenſchaft vie Hauptfragen, vb und in: 
wieweit ſchon durch das allgemeine vernünftige Recht und unabhängig von den biöherigen 
pofitiven Sapungen Rechtsanſprüche auf eine Vererbung begründet feien, und dann: was bie 
Politik in Beziehung auf die Feſtſetzung von Erbrechten erheijche? 

Beide, Recht und Politik, erklärten ſich bei allen Völkern, fobald fie einmal wahre Gigen: 
thumsrechte und einige Cultur erhielten, gegen die Roheit, weldhe mande Syiteme als natur: 
rechtlich oder vernunftrechtlich darftellen, daß, jowie ein Nechtömitglied die Augen fließt, alle 
feine Nechtöverhältniffe auseinander fallen und zerftört fein follen, daß fein ganzes Vermögen 
ein Gegenitand allgemeiner Occupation oder des Raubes der erften beften Ergreifer fein folle. 

Diefes würde jhon den Grundgefegen und Zweden der in der gemeinſchaftlichen Staats— 
geſellſchaft gefeglich begründeten und beſchützten Vertheilung und Ermwerbung ded Vermögens 
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wie dem Frieden und Wohl der Gefellihaft und ihrer Glieder gänzlich widerfprehen. Auch 
ließe fih noch eher ein Rückfall des Vermögens an die Staatögefellihaft venfen, unter deren 
Shug und nad deren Geſetzen daffelbe entftand. Doch ift auch hierzu fein Rechtsgrund. Na— 
mentlih ift von einem wahren Obereigentbum des Staates nicht zu reden. (S. Eminens jus.) 
Es ift insbeſondere auch unwahr, daf das Eigenthum der Einzelnen urſprünglich dem Staate 
gehörte. Die Cigenthümer bilden den Staat, haben mwenigftend wahres Gigenthum erworben, 
und es ift zufällig, wer der frühere Befiger war. Nur darauf fommt ed an, unter welchen vers 
nünftigen rechtlichen Bedingungen und zu welchem Zwecke überhaupt das Eigenthum befteht. 
Schon die an das Privatgut, z. B. dad Grundeigenthum, gefnüpften öffentlichen Pflichten (tie 
die Steuer: und Kriegspflichten, die Gemeindelaften), fowie aud das allgemeine Interefie, daß 
Treue und Bertrauen im gejellfchaftlihen Verkehre berriche, fordern, daß der Verftorbene in 
ſeinem übertragbaren Rechtsverhältniß durch irgendeine taugliche Berfon erbrechtlich repräfentirt 
werde. Wer würde jelbft einem vermöglihen Manne irgend borgen, wenn mit feinem Tode jeder 
Aniprud an jein Vermögen vernichtet würde? Und würde nicht der Vermögliche felbit fein 
Geld in der Kifte verichliegen, ftatt feinen Mitbürgern zu erebitiren, wenn für fie mit feinem 
Todesfall ihre Verbindlichkeit erlofhen wäre? 

Aber auch Für beitimmte Perfonen wird der Eintritt in die Rechtsverhältniſſe eines Verftor: 
benen nad der oben bezeichneten doppelten Hauptfeite des menſchlichen Lebens privatrechtlich 
wie politiih begründet. 

Es gibt zur Bejahung der Frage, ob Erbrecht anzuerkennen fei, zuerft Gründe, welche zu— 

nähft aus jener Verbindung des Menfhen mit Vereinen und aus der Perfönlichkeit ver Erben 
entmommen find, und welche für gefegliches Erbrecht und zwar theild für ein abfolutes oder für 
ein Notherbrecht, theils nur für ein eventuelles Inteftaterbrecht Sprechen. Die einzelnen Men— 
ſchen Reben nämlich nicht allein, fondern gehören beſtimmten dauernden Vereinen an, zunächſt 
ihren häudlihen Kamilienvereinen, dann auch ihren Bamilienvereinen im weitern Sinne oder 
aub ihren Gemeindegenoflenfhaften, Vereinen, die früher gemöhnlih auch einen religiöfen 
Charakter haben. Die Zutheilung oder Grwerbung des Vermögens, deſſen rechtliche Aner: 
fennung und Shügung von feiten der Staatdgenoflenfhaft findet nur mit Rückſicht auf dieſe 
Vereine ftatt. Diele, insbefonvere die häuslichen Kamiliengenoffen, mußten großentbeils helfen 
bei der Erwerbung, bei der Schüpung und der Erhaltung des Vermögens. Die Geſellſchaft 
kann auch im allgemeinen für Erhaltung der Vereine fowie für die Nepräfentation der Rechts: 
verhältniſſe nicht beiler forgen als durch das Erbrecht diefer Vereinsgenoſſen. Auch wird in 
diefen Vereinen und durch befondere Verhältniſſe zumeilen gerade für beftimmte Perfonen vor: 
zugöweile die Fähigkeit ausgebildet, zum Bellen der Bereine und des Staates beftimmte Nedts= 
verbältnifte des Erblaſſers fortzufegen. (S. Erblichkeit.) Dieje auf das Bamilienvermögen 
mitberetigten und mitangewieienen Bamilienglieder fünnen alfo bei dem Tode des zeitlichen 
Inhabers, Nutznießers und Verwalters ſolchen Bamilienvermögens unmöglich von dem erften 
beften Fremden ausgeſchloſſen werden. Sie erhalten abfolnt gejeglihes Erbrecht, wie bei ven. 
Römern die Hauskinder (sui) und in der alteivilrechtlichen Ehe zugleich die Ehefrau, oder wie 
auch bei den Germanen die männlichen Bamiliengenoflen ; jo erſcheinen fie als Miteigenthümer, 
deren Eigenthum durh den Tod ded Erblaffers wirffam wird. Sie müffen wenigftens als 
Notherben over als Pflittheilsberechtigte angefehen werben, wenn nicht wichtige Rechtsan— 
ſrrüche und der Zweck der rechtlichen Vermögenszutheilung verlegt werden jollen. 

Mus man aber einmal diefes für die häuslichen Ramiliengenoflen zugeben, jo wird man 
au wol für einige Bamilienglieder in einem weitern Sinne, welde ſich bei dem Tode des Erb: 
laſſers nit mehr in der engen häuslichen Genoflenfhaft mit ihm befinden, einen natürlichen 
Borzug vor Fremden, ein menigftend eventuelles Inteſtaterbrecht einräumen müffen. Sollten 
B. mehrere Söhne eines Erblaſſers, von welchen jeder durch die Goncurrenz der andern ſich 
ſeinen Antheil an dem gemeinichaftlihen Nachlaß des Vaters ſehr mußte verkleinern laffen, als: 
dann, werm einer ihrer Brüder, ohne nähere Angehörige zurüdzulaflen, ftirbt, nicht einen 
aihern Anfpruch auf deſſen Nachlaß haben als ver erfte befte Fremde? Sollte es nicht fogar 
unter beftimmten Umſtänden als die Pietät verlegend (aldinofficio8) erfheinen, wenn der Bru— 
x ihmen folche fremde, vielleicht unwürvige Perfonen vorziehen, ihnen nicht einmal einen klei— 
mu Theil des Bermögens hinterlaffen wollte? Wenn heutzutage auch nicht mehr unter fo nahen 

Vrmandten, wie im alten Deutſchland, eine wechfelfeitige Pflicht der Blutrache und des Loöͤſe⸗ 
geld oder, wie bei orientalifhen Völkern und zum Theil bei den älteften Römern, Pflichten 
9 s 
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Todtenopfer oder anderer religiöfer Zeiftungen (Familienfacra) ftattfinden, fo wird und foll 
doch die natürliche wechjelfeitige Vrlicht der Unterfügung bleiben. Und dieſes unterftügt den 
aus der urjprünglihen Gemeinſchaft des Blutes und des väterlichen Familienvermögens herge- 
nommenen Grund. Auch findet, zumal bei den niedern Klaſſen, häufig eine verdienflliche Wirk— 
famfeit ver Kinder für das älterliche Vermögen ftatt, ſodaß es heilſam ift, fie durch gefegliches 
Erbrecht zu lohnen. Kurz, die Staatögefeggebung civilifirter Völker muß, wie fie ed vorzüglich 
früher auch fletö that, im Geyenfag mit neuern Naturrechtstheorien ſich auch rückſichtlich des 
Vermögenserwerbs nicht ald einen Verein von Einzelnen, ſondern ald einen Verein von Fami— 
lien und Genofjenjhaften betrachten und die nähern, innigern, wechſelſeitigen und gemein- 
ſchaftlichen Bande, Rechte und Pflichten in denfelben nad) Möglichkeit zu erhalten und zu befe— 
fligen fuchen. Dadurch, und wenn foldergeftalr aus einer höhern Nothwendigfeit unvermeidlich 
auch im Vermögen die Folgen von Verdienft oder Schuld und Verihwendung der Väter bis 
zu einem gewiflen Grad auf die Kinder übergeben, verihtwindet auch der Haupteinwand gegen 
eine gewiffe Ungleichheit des Vermögensbeſitzes und die ſcheinbare Ungerechtigkeit verfelben. Je 
nad) dem rechtlich oder durch die That erwiejenen Bedürfniß und Verdienſt begründet allerdings 
eine vernünftige Geſellſchaftsordnung eine verhältnißmäßig gleiche Vermögensvertheilung, 
jofern der Erwerb durch ehrliche nützliche Thärigfeit aller Art für alle ebenfo völlig gleich ift wie 
die öffentliche Laſt. Aber die Vertheilung muß im allgemeinen unter die Kamilien gejcheben. *) 
Nah dem Ausgeführten werden mithin folde aus den perfönlichen Berhältniffen des Grblaffers 
abgeleitete natürliche Gründe, auch ſofern fie keine Notherben- und Pflichttheilsrechte für die 
bejlimmten ihm verwandten oder verbundenen Berfonen begründen und er diejelben alſo teita- 
mentariſch ausſchließen dürfte, doch für den Ball, daß er vieles nicht that, oder eventuelle Inte: 
taterbrechte begründen. An sich natürlich und eventuell gejeglich ericheinen fie bei unterlaſſener 
entgegengejegter Dispojition auch als im vermutheten Willen des Erblaffers begründet. 

Es gibt aber auch zugleich Gründe der Brerbung, melde zunächſt aus jener individuel- 
len, freien, ſelbſtändigen Berfönlichfeit des Erblafferd entnommen jind und für ein teftanıenta- 
riſches Erbrecht ſprechen. Die Menichen haben mit Recht weit über ihre eigene Lebenszeit hin— 
ausgehende enlere Zweite. Kür dieje, für eine beftmögliche VBerforgung und Erziehung der Ihri— 
gen, für Gründung oder Unterftügung wohlthätiger Unternehmungen und Inftitute, keineswegs 
blod zur Berriedigung ihrer eigenen vorübergehenden materiellen Bedürfnijfe und Genüffe 
wollen und follen jie nad ihren freien Überzeugungen und durch ihre freien Anftrengungen 
Vermögen erftreben, erwerben und verwenden. Für die gelammten menjchlihen Zwede und 
vorzüglid auch für die höhern verbürgt das Recht dem Menihen einen eigenen Rechtskreis und 
die freie rehtögültige Verfügung über denfelben. Die vechtlihe Anerfennung diefer Verwen— 
dung, foweit fie dem geſellſchaftlichen Verein und Necht ſelbſt förderlich, wenigftens nicht hörend 
ift, fliegt mit Nothwendigkeit aus der Anerkennung feiner freien jittlihen Perjönlichfeit uno 
Beſtimmung und aus der Anerkennung des jelbftändigen Rechtskreiſes für diefelbe. Die recht: 

liche Schügung folder Verfügungen ift zugleich aud eine dringende Forderung der Bolitif, ſchon 
deshalb, vamit der Staat jenes heilſame Streben der Menihen für höhere Zwecke nicht jelbit 
zerjtöre, fie nicht ſtatt deffeiben auf rohe materielle Genußſucht, auf Trägheit und Verfchwen- 
dung hinweiſe. Auch als ver wohlmwollendfte und Eundigite Berjorger und Penfer feiner Familie 
muB nach rechtlichen und politifhen Gründen das Familienhaupt, ed muß dieſes Haupt, welches 
mit Aufopferung zum Beften feiner Kamiliengenoffen Vermögen erwarb und erfparte, die Mög: 
lichkeit haben, beiondere Verdienfte und Bedürfniſſe von einzelnen feiner Familiengenoſſen 
bejonders zu vergelten und zu berückſichtigen, beſondere Unwürdigkeiten zu beftraien und dadurch 
die Würdigfeit, Pietät und Innigfeit des Familienlebens zu erhalten. Es muß der Familien- 
vater ſelbſt dad Mecht erhalten, wegen völliger Unwürdigfeit die Nothſucceſſoren gänzli aus: 
zufchliegen over zu enterben, wozu die Beititellung beftimmter Enterbungsgründe heilfam ifl. 
Gr muß auch gegen Fremde das Recht haben, ihre Dienjte und Wohfthaten und Verwendungen 
zu feinem Beften, vielleicht ſolche, Die je Für ihn in North und Krankheit machten, oder die nur 
er allein vollfommen kennt, auch alsdann, wenn fle an ſich Feine ftreng juriftifchen Forderungen 
begründeten, dod) freiwillig billig auszugleichen und zu belohnen. Für alles dieſes ſteht nun ja 
auch unbeitritten dem jelbftändigen Vermögensinhaber bei feinen Lebzeiten eine freie Verfügung 


1) Die weitere Ausführung über diefe intefleetnell oder verhältnigmäßig gleiche VBermögeneverthei 
lung (nach der fricher bei den Bölfern gewöhnlichen materiell gleichen) und uber die Erftrebung berfelben 
im Röomiſchen Rechte bei Weldir, Syſtem, 1, 605. 
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über fein Vermögen zu, vollends über das von ihm ſelbſt erworbene. Warum ſollte num die 
allgemeine Rechtsgenoſſenſchaft fo gerechte und dem dffentlihen Wohle förverliche, dem Zweck 
der Erwerbung entſprechende Verfügungen des freien Mannes über fein Vermögen blos dann 
nit anerkennen, wenn er fie in Erbverträgen oder in Schenkungen von Todes wegen ober in 
Teftamenten machte? Warum follten fie ungültig fein, wenn er für den Empfänger die wirf: 
tie Erwerbung auf feinen möglichermeife ihn überraſchenden Todesfall hinausſetzte, indem er 
für ſich ſelbſt oder für größere Vervollftändigung feiner Beftrebungen während feiner Lebzeiten 
noch den Befig der betreffenden Bermögenätheile zu bevürfen glaubte? Gr überträgt ja doch 
ſtets auf den Succedirenden einen den höheren Rechtsgrundſätzen und dem Staatswohl entipre- 
Senden Rechtätitel der Ermerbung, der nur durd eine Zeitbeftimmung (den Gintritt des Todes) 
oder eine Beringung (daß fpätere Verhältmiffe nicht eine Zurücknahme feiner Verfügung be: 
gründen) befchränft war, der aber in dem Momente des Todes jelbft unbeſchränkt geworden ift. 
Warum ſollte diefer Titel, da ja doch fonft felbft noch völlig bedingte Verſprechen und Rechte 
wahre Rechtsanſprüche begründen, die niemand dolos zerftören darf, dem Kingejegten nicht 
einen natürlichen Borzug vor jedem geben, welcher ohne allen beffern Rechtsanſpruch das Ber: 
mögen des Erblaffers ſich zueignen wollte ? 

Zwar widerſprechen vie Naturrehtölehrer dieſem jedenfalls von der Geſetzgebung anzuer: 
fennenden, durch die Grundideen des ganzen Rechts begründeten Anſpruch aus Gründen der 
rein formellen Zmangsredtötheorie. Man jagt: „Der Erblaffer verfchenft hier einen Wogel, 
der jhon weggeflogen iſt. Bei dem Eintritt der Bedingung hatte er ſchon alles Recht auf fein 
Vermögen verloren. Er jelbft hat, ſobald er todt ift, fein Recht und Feine Verbindlichkeit mehr, 
kann nit mehr zur Erfüllung gezwungen werben, und dritte Perſonen geht fein Verſprechen 
nichts an. Aber ald er auf den Todesfall den Vertragserben oder dem reftamentariich Einge— 
jegten bedingte Medhte zuficherte, damals hatte er doch noch das Recht, auf fein Vermögen andern 
Berfonen unbedingte und bedingte Rechtsanſprüche zu ertheilen. In dem Moment des Todes 
felbft nun, ehe noch irgendeine fremde Erwerbung dazwiihenfallen fonnte, wird ja der ertheilte 
Rechtstitel unbedingt und dadurch die rechtliche Erwerbungsmöglichkeit nur für den Eingeſetzten 
begründet. Für dritte Perſonen ift alfo gar feine Herrenlofigfeit und rechtliche Erwerbungs— 
möglichkeit eingetreten. Gerade das überſieht dieſe Rechtstheorie, daß überhaupt in einer ſittlich— 
»rnünftigen Rechtsordnung für jede rehtögültige Erwerbung ein jener Ordnung entipreden: 
der Rehtätitel vorhanden fein muß. Nie genügt vie blos äußere Thatſache, und wenn irgendwo 
eine befondere Berion einen beſondern Nedtötitel zur Erwerbung erhielt, jo muß diefer geadhtet 
werden. Nach der entgegengefegten Theorie müßten auch ebenjo alle unberingten Vertragsrechte 
und Pflichten, alle Forderungen und Schulden ded Erblaffers als Verfprehen, die Dritte nichts 
angeben und zu deren Erfüllung der todte Erblaffer nicht mehr gezwungen werden kann, mit 
feinem Tode gänzlich erlöfchen und aus feinem Nachlaſſe verſchwinden. Es müßten die Gläubi— 
ger ihr Reit, aus demjelben befriedigt zu werden, und die Schuldner ihre Verbindlichkeit, in 
diefen Nachlaß oder an die Succefforen des Erblafferd zu zahlen, verlieren. Alles dieſes wider: 

fpriht aber den grundgejeglien Anerfennungen fittlich: rechtlicher Perſönlichkeiten und ihres 
Vereins. Es widerfpricht der vernünftigen rechtlichen Anſicht von der ganzen gerechten Verthei— 
lung und Schügung ded Vermögens für die Bamilienvereine, jowie von einem ehrlichen, freien, 
auf allgemeinen Credit gegründeten Verkehr. Es widerfpricht, mit andern Worten, allen höch— 
fen Redtögrunpfägen der jurijtifchen honestas, aequitas und bona fides. Aus denfelben ver— 
nünftigen oder natürlihen Gründen, aus welden die Völker bei einiger Höhern Cultur und 
Civiliſation Überhaupt eine gerechte Vertheilung des Vermögens nad den Bamilien und, ent— 
ſprechend jenen höhern Grundſätzen, eine Repräfentation des Erblafferd anerkannten, folgte es 
- auch, daf fie mehr oder minder das Erbvermögen als ein juriſtiſches Ganzes anerfannten, worin 

die erblafferifihen Forderungsrechte als Beſtandtheile defjelben es ebenfo von jelbft vermehren, 
wie die Schulden es vermindern (Bona non intelliguntur nisi deducto aere alieno). Damit 
aber da, wo nicht ſchon von ſelbſt (ipso jure) unmittelbar in dem Momente ded Todes des Erb— 
laſſers mit dem Anfall’oder dem Rechtstitel der Ermerbung auch diefe Erwerbung ſelbſt eintrat 
(d. Antritt), keine Unterbrehung des Rechts in Beziehung auf die Erbſchaftsmaſſe eintrete, 
legen die Römer ſelbſt diefe Berfönlichkeit des Erblaffers bis zum Gintritt des Erben fortjegen 
(fer auch die Perſon des erbrechtlichen Nepräfentanten vertreten), ſodaß dadurd alle biäheri- 
gen rechtlichen Berhältniffe ununterbrochen fortdauerten und die Erwerbung des Erben mit dem 
Inte des Erblaſſers ver Wirkung nach zufanımenfiel. Wo es nöthig iſt, jo dann die Obrigkeit 

finer ſolchen Erbmafle (hereditas jacens) zum Schutze berjelben einen Eurator ernennen. 
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Nebſt ven übrigeu Schulden verpflichtete natürlich den erbrechtlichen Repräſentanten die Erwer: 
bung der Erbſchaftsmaſſe aud zur Zahlung der Vermächtniſſe, welche derjelben vom Erblaſſer 
aufgelegt waren. Vortrefflich wußte insbefondere auch noch das Römiſche Recht ſowol den Er: 
ben ald die Anſprüche ver Greditoren und Legatare zu ſchützen. Es bildete die ganze Erbmaſſe 
zu einem gemeinſchaftlichen juriftiihen ſachenrechtlichen Ganzen und gab dem Erben eine ding⸗ 
liche Klage auf diejelbe und zugleich die färkjten Antriebe zur Erbfhaftsantretung und mithin 
zur angemeffenen Befriedigung der Öläubiger und Legatare. 

IV. Bei der ganzen ausgeführten naturrechtlihen Begründung des Inteftat: und teſtamen— 
tariſchen Erbrechts wirkt ſtets der politifhe Grund, die Menſchen zu guten fleißigen Haushaltern 
und Erwerbern zu maden, fowie der, ihre für Familie und Staat wohlthätigen Beftrebungen zu 
unterftügen, wejentlich mit. Beides würde leiden durch Aufhebung des Erbrechts. Es darf aber 
niemals vergeffen werden, daß dieſelbe Feine abfolute und grenzenloſe Eigenthumserwerbung 
begründen kann. Als Eigenthumserwerbung ftebt aud die Erbrechtserwerbung unter ven höch— 
flen Bedingungen und Grenzen einer gerechten Eigenthumserwerbung, diefe aber fordert eine 
verhältnißmäßige rechtliche Gleichheit und eine wirklihe Erwerbung nur je nad) einem durch ein 
Verdienſt um die öfonomifhe Gultur legitimirten Bedürfniß des Erwerbers (ſ. Römifches 
Recht und Welder's „Syftem“, I, 605), wozu ed denn nah allgemeinen Durdfchnitts: 
verhältniffen gebildeter pofitiver Normen bedarf, um den Streit zu befeitigen. Deshalb hatnun 
auch zugleich mit der Anerfennung der natürlihen und heilſamen gefeglihen und teftamentari: 
ichen Erbrechte die Geſetzgebung für die nähere Beftimmung und für eine weile Ordnung der— 
jelben zu forgen. Bor allem aber muß fie auch gegen verderbliche Misbräuche und gegen allzu 
große Ausdehnung dieſer Erbrechte wachen. Gerade die für die gefeglihen und teftamentarifchen 
Erbrechte jelbit angeführten Gründe, die Fürforge für die Erhaltung honefter perſönlicher Ber: 
hältniffe und einer gerechten VBermögendvertheilung ſowie eines ehrlihen freien Verkehrs pre: 
hen gegen die Misbräuche und gegen die ungemeflene Ausdehnung. Diefe Grundfäge ſprechen 
3. B. gegen ein leihtfinniges oder duch Erbſchleicherei beſtimmtes, die nächſten Bamilienglieder 
ungerecht beraubendes Teftiven. Sie forbern aber insbeſondere die höchſte Sorgfalt, daß nicht 
dur ganz unbefhränftes teftamentarifhes und Inteftaterbrecht eine zu große ungerehte Anz 
bäufung ded Vermögens gegen Verbienft und Bedürfniß gegründet werde, daß man nicht eine 
allzu große Vermögensungleichheit, welche durch die höhere Givilifation ſchon an ſich allzu leicht 
eintritt, unter Staatsſchutz forterben und wachen laſſe. 

Freilich der Gedanfe an eine allgemeine materielle Gütergleichheit ift mehr ald Wahn, ift 
Verkehrtheit. Gine mäßige Ungleichheit, die zugleich eine verhältnigmäßige, je nach Bedürfniß 
und Verdienſt bejlimmte Gleihbeit wird, ift die mächtigſte Triebfeder alles wohlthätigen Wett: 
eifers, überhaupt aller höhern Eivilifation. Sie gibt für die höhern Beſchäftigungen die ange- 
mefjene Lage und aud für die niedern die willigen Arbeiter. Dagegen aber laſſen ſich alle ver: 
verblichen Folgen einer zu großen Vermögensungleichheit in einer kurzen Darftellung gar nicht 
ſchildern. Der allgemeinfte und wichtigſte Nachtheil ift vielleicht die Zerftörung der moralijchen 
Adtung und Heiligkeit, alfo auch der friedlichen Sicherheit des ganzen Vermögenszuſtandes 
ſelbſt. Sie müſſen verfhmwinden, wenn alle wahre Gerechtigkeit in diefem Vermögensbeſitz ver: 
mißt wird, wenn einige Hunderte unendlich viel mehr haben, als jie bedürfen, ja als jie vernünf: 
tig zu gebrauchen wiſſen, fo zu Trägheit und Schwelgerei, zu Übermuth und Verſchwendung 
angereizt werben und in Roheit und Kraftlojigfeit verjinfen; wenn andererfeitd die übrigen 
Taufende darben, zum Unglüd ihrer Familien wie des Nationalmohlitandes felbft dienöthigften 
Mittel für Bildung und für Begründung eines ordentlihen Nahrungsitandes durch Aderban, 
Handel und Gewerbe oder durch Kunft und Wiſſenſchaft entbehren und jo in Nievrigkeit und 
unwürbige Abhängigkeit, in Elend und Unzufriedenheit, in tbieriihe Stunpfheit und Verwil— 
derung verſinken. Aller Sinn und alle Achtung für das Gemeinwesen, aller wahre Gemeingeiſt 
geht jo zu Grunde. Auch der noh übrige Mittelftand ſucht bei einmal entflandener großer 
Ungleichheit theild in Verſchwendung den Reichen ſich gleichzuftellen, theils in ängjtlihem Geiz 
Äh vor der Armuth zu ſchützen. Gr verſchwindet zulegt ebenfalld innmermehr; Gelbftjucht, 
Unordnung und Beſtechlichkeit nehmen überall überhand. 

Vorzüglich Adam Smith in feinem trefflihen Werke über den Nationalreihtfum (II, 2) 
und nah ihn Craig in feinen geiftvollen „Orundzügen der Politif”, U, 5, haben bis ing ein- 
zelne die grundverderblihen Folgen unangemeifener und vorzüglid zu ungleidher Vermögens: 
verhältniffe geihilvert. „Es dient niht zur Förderung des Handeld und MWohlftandes, daß 
einige find, die nicht nöthig haben zu arbeiten, und andere, die nicht die Auslagen machen kön— 
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um“, fagte ſchon Harrington in feiner „Dreana’ (13). Undin Home's „Douglas“ Heißt esficher 
ver Wahrheit gemäß: 
Der Darbende, dem beſſ're Tage glänzten, 
Den berbe Noth mit Bitterfeit erfüllt, 
Der it's, den der Verjucher wählt und reizt 
Zu ſolchen Thaten. daß die Haͤnd' aufichlagend 
Der Glüdliche die Möglichfeit anflaunt, 
Daß aber beſonders durch verkehrte Erbrechtsbeſtimmungen bald Mitglieder der Familie 
von dem Familienvermögen, auf weldes fie mit ihren wejentlihen Berürfniffen angewiefen 
ind, unbillig ausgeſchloſſen, bald bei einzelmen Verwandten oder bei Fremden oder in der todten 
Hand ungebührlihe Reichthümer aufgehäuft werden können, dies zeigt ber Blick auf vie 
Geſchichte der Völker. Nur zu oft verftoßen ſchlechte Erbrechtögefege durch ungerechte Aus— 
ihliegungen der Frauen und Gognaten, der nahgeborenen Kinder und der Ehegatten, oder 
durd erihlichene Teftamente bevürftige und würdige Bamilienglieder in Armuth und häufen 
ungebührlihe Bermögensmaflen in den Händen folder Berfonen oder Inftitute an, welde jie 
weder verdienen noch zum eigenen oder Öffentlihen Wohl gebrauden. Gin Blid auf die Zu— 
Rande der europäiſchen Länder, z. B. auf England, Franfreih und Deutfchland und vorzüglich 
auf Spanien umd Portugal vor und in ihren Revolutionen, zeigt das Verberbliche jener meiſt 
durch Erbichleicherei und Naub an den Familien entftandenen Anhäufungen ded Vermögens in 
der todten Hand der Kirche, das Verberbliche jener ungerechten, zum eiteln Glanz der Bamilien- 
namen und zur reellen Stüge deöpotiiher Ariftofratie und Faftenmäßiger Bevorrechtung die: 
nenden Eritgeburtärechte und Samilienfidveicommifle. Er zeigt die Ververblichkeit jener Unter: 
ordnung der Lebenden unter den despotiſchen Willen der Berftorbenen, der Berfonen unter die 
Sahen, die Berberblichfeit der Anbäufungen ungeheuerer Bermögendmaffen in den Händen der 
Grftgeborenen, jomwie der Prätenjionen der Nahgeborenen auf Staatögüter, auf Privilegien 
und Sinecuren over Baulenzerpoften. Statt ded aufopfernden Gemeinfinnd entftand fo Selbft: 
tucht und Verfäuflichkeit. Überall wurden fo das Wohl und die wahren Bande des Staates und 
der Familie, eö wurde insbeſondere auch die Pietät der nun vom väterliden Willen ganz unab: 
hangigen Erftgeborenen gegen Altern und Geſchwiſter untergraben. Es wurde neben das liber: 
map des Reichthums das libermaf der Armuth geftellt. Die Verarmung, die Entvölferung, die 
Zerftörung von Gultur und Freiheit und Macht ganzer Bölfer, zulegt die blutigften Revolutio- 
nen und Bürgerfriege fanden bier ihre Hauptquellen. Auch vie Ehrlichkeit des Verkehrs und 
die redliben Gläubiger reicher Erblaffer, wenn aud diefe Gläubiger felbft arm und durch die 
Verhältniſſe zum Greditgeben an jene Reichen gezwungen waren, wurden durch ſolche Einrich— 
tungen hundertfach verlegt. Sie wurden verlegt, wenn ohne allgemeine Repräjentation des 
Grblaifers vie reihen Lehns- oder Stammguts- oder Fideicommißerben die Güter durch eine 
Singnlarjuccefjion in diefelben hinwegnahmen und die Forderungen der Gläubiger auf das 
„durch die Gunſt der Urahnen“ erworbene Fideicommiß oder Lehn- oder Stammgut nicht über- 
nahmen. Wie felbit in England, trog feiner wiederholten theilmeifen Reformen, trog feiner 
auperordentlihen Heil: und Entihädigungsmittel durd feine Freiheit, feinen Welthandel und 
ſeine Induftrie, bis zu den neuern Zeiten vorzüglid die großen Mängel der Erbrechtsgeſetze 
uch flörend und verberblih erwiejen haben, dies bat ebenfalld mit Adam Smith auch Graig 
»ortreffli gezeigt. , 

V. Weiſe Erbrechtsgeſetze müflen nun diefen LÜbeln und Gefahren begegnen. Ihre Haupt: 
aufgaben möchten vorzüglich in Folgendem beftehen. Fürs erfte müſſen ſie nach dem Vorbilde des 
Römiihen Rechts durch wahre erbrechtliche Repräſentation und durch Vereinigung des Ver— 
mögend des Erblaſſers alle redlichen Anſprüche an daſſelbe ſichern. Ferner müſſen fie die Noth— 
erben= und Pflichttheilsrechte, die den natürlichen Familienverhältniſſen entſprechenden und nad 
dem vermutheten Willen des Erblaſſers zu beſtimmenden Inteſtaterbrechte und die Freiheit teſta— 
mentariſcher Dispoſitionen als drei gleich weſentliche Theile des Erbrechts angemeſſen und jo, 
dag ihre zuvor angedeuteten Grundideen verwirklicht werden, miteinander vereinigen. Die ſorg— 

faltige Beachtung einer gerechten Bertbeilung des Vermögens nad den Familien muß ferner 
au zu einer Anerkennung erbrechtlicher Nepräfentation der Familien durch eine Erbfolge und 
&rbtbeilung nady Linien und Stämmen neben der Erbfolge und Erbtheilung nad Gradesnähe 
ir nah Köpfen, jowie zur Gollation ded voraus Empfangenen führen. Die Gefege müſſen 
\roner zugleich mit der Ausſchließung ungerechter Bevorzugungen der Erfigeborenen und der 
Apnaten auch noch einerjeits Erbſchleicherei und andererfeitd allzu ſchwierige Teftamentsformen 
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zu verbannen fuchen. Die jhon im jpätern Römifhen Recht (nur nicht im Juſtinianeiſchen) 
und im franzöjiihen Recht aufgenommene Gültigkeit der felbfigeihriebenen Teſtamente 
ſcheint fowol der Sicherheit wie der Leichtigfeit der legten Willen zu entſprechen. Dagegen 
feinen Erbverträge, welche leicht wucheriſchen Speculationen dienen und zugleich des freien 
Mannes Verfügung über das Seinige vor feinem Tode und bei vielleicht fpäter ganz ver- 
änderten Verhältniſſen unpaffend aufbeben, verwerflih. Sie find ed auch dann, wenn der Ge: 
ſellſchaftszuſtand nicht fo verderbt ift, wie jpäter bei ven Nömern, die ald Grund ihrer Verwer— 
fung der Erbverträge die Furcht vor Meuchelmorden gegen den Erblaffer anführen. Mit dem 
Schutze der Vermächtniſſe für wohlthätige Zwecke und Inteftate muß ferner die allgemein gefek = 
liche Borforge gegen zu große Anhäufung ded Vermögens in der todten Hand und gegen ſchäd— 
liche Beſchränkung der freien Gigentbumsserfügungen nachfolgender Geſchlechter durch ven 
Privatwillen eines längft VBerftorbenen verbunden werden. Sollten urfprünglich paffende und 
wohlthätige Dispofttionen fpäter dur die veränderten Umſtände und Gulturverhältniffe un- 
paflend werden, jo darf ihre Anderung oder Aufhebung zwar keineswegs von einfeitiger Ver: 
waltungs- oder Regierungswillkür ausgehen, wol aber von gewillenhafter verfaſſungsmäßiger 
Anerkennung der Nothwendigfeit von feiten der ganzen Staatsgeſellſchaft oder ihrer Regierungs= 
und Volfärepräfentation. Die ganze Staatögefellfhaft hat ein Heiliges Verfaſſungsrecht auf 
Sicherung gültiger legtwilliger Verfügungen und der wohltbätigen Stiftungen. Aber es ift 
Unfinn, daß der Wille der Todten auf ewige Zeiten unveränderlihe Norm jei für die Lebenden, 
für die ganze jouveräne Gejellihaft und gegen deren gewiſſenhafte Überzeugung von dem, mas 
für fie jegt heilfam und recht jei. Nur die Vermiſchung von Öffentlihen und Privatrecht, von 
Berwaltungs: und Verfaſſungsrecht erzeugt aud) bier die entgegengejeßten Irrtümer. Endlich 
foll auch die Geſetzgebung wachen, daß ſelbſt nicht bei teſtamentariſcher oder Inteftatbeerbung 
nad Gejegen, die im allgemeinen wol zwedmäpig find, unter befondern Bedingungen und im 
befondern Fällen aber unpaffend, Erwerbungen und Anhäufungen von Bermögen gegen Be- 
dürfniß und Verdienſt ſtattfinden. 

Das Römiſche Recht enthält vorzüglich ſeit der Kaiſerzeit eine Menge von Beſtimmungen 
über Entziehung von Erbſchaften und Vermächtniſſen (als caduca, ereptitia und vacantia) 
wegen Unwürdigkeit, Ehelofigfeit, Kinderlofigkeit, twegen des Mangels von Verwandten bis zu 
gewiſſem Grade und wegen des Mangels beſtimmter Borausfegungen und Bedingungen für 
eine rechtögültige erbrechtliche Cinſetzung und Erwerbung. Diefe römischen Beftimmungen jind 
zwar feineöwegs fämmtlich zu billigen und dienten, wie au unfere deutſchen Abzugsgelver, 
Erbſchaftsſteuern, Herren: und Erbloserflärungen, zum Theil nur zur Befriedigung ver Raub: 
gierde des Fiscus. Doc lagen ihnen zum Theil auch richtige Ideen zu Grunde. Sehr wichtig 
aber möchte es fein, bei Beſchränkung unpaffender Erbredite nie den Staatin das Vermögen 
oder in die Vermögendabzüge eintreten zu laffen, fondern entweder nähere, bevürftigere Ber: 
wandte oder.die dürftigen und die wohlthätigen Anjtalten der Gemeinde oder des Kirchfpiele 
des Verftorbenen. Es ift bier beſonders wichtig, jeden gebäfltgen Gedanfen an Raubgier dei 
Fiscus zu unterbrüden. Sodann aber ift dieſe Art der Verwendung ein viel beſſeres Mittel, 
das einer unpaffenden Vererbung entzogene Vermögen zur wohlthätigen Ausgleihung der im 
Leben entftehenden Ungleihheiten zu verwenden. Sie entſpricht auch wenigftend noch viel eher 
einem vermutbeten Willen des Erblaſſers oder ift doch für ihm nicht fo verlegend und felbft für 
die nationalöfonomifcdh vortheilbafte Luft, Vermögen zu erwerben und zu erhalten, nicht fo ab- 
ſchreckend ald eine Einziehung durd den allgemeinen Staatsfiscus. Zugleich müßte bei gefeg- 
licher Beftimmung der Erbihaftsabzüge, eben damit die unpalfende, dem Bedürfniſſe nicht ent- 
fpredende Anhäufung des Vermögens vermieden würbe, auf die Größe der Ginfünfte ded Erben 
und auf die Größe der Erbſchaft gefehen werden. Wenn irgendwo die befannten Gründe gegen 
eine ftärkere und in geometriſcher Progrejiton fteigende Befteuerung der eine gewiſſe Bevarf- 
ſumme überfteigenden Bermögenstheile unbaltbar find (wie fie freilich Craig, IH, 5,4, überhaupt 
darftellt), fo find jie es hier. Der Abzug eines Viertheils, ja eined Zehntheilg bei einem geringen 
Betrag des Vermögend des Erben und des Erblafjerd fann nicht blos drückend werben, fondern 
dem Grund und Zweck des Abzugs ſelbſt gar nicht entſprechen. Bei einem jehr großen Vermö— 
gen des Erblafler oder des Erben fann er, kann der Abzug der Hälfte paflend werden. 

Gerade in unferer Zeit find für die Geſetzgebung fehr erhöhte Gründe gegeben, die in dieſem 
Artikel angedeuteten Mittel zur Verhinderung eines zu ungleihen, unnöthigen, verberbliden, 
den Bedürfniſſen der Gefellihaft fi entziehenden Vermögens bei Beſtimmung der Erbver- 
bältniffe zu verwirklichen, Es wird nämlich fürs erſte die Noth vieler Armen ſowie ihr Bebürf- 
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nis zu geböriger Bildung dringender. &8 liegt zweitens in den neuern Gefchäfts- und Erwerbs: 
verhälmiffen, daß auf ungerechte und unbillige Weiſe ſich Reichthum in ven Händen der Reichen, 
ver Orundbefiger, Großhändler, Fabrikanten w. ſ. w. anhäuft und den Arbeitern für fie der 
angemeflene Lohn entgeht. Es fordert drittens, außer andern politiſchen Gründen, ſchon die 
Sicherſtellung der Eultur: und Eigenthinndverhältniffe gegen eigenthumsöfeindliche verberbliche 
communiſtiſche Nichtungen, daß jede wirklich gegründete Klage und Empörung über ungerechte, 
zu ungleihe und verderblihe Güterverhältniffe möglichſt bejeitigt werde. Sollen hierzu nun 
aud Abzüge und Beihränfungen, vorzügli der großen Erbtheile durch Beſteuerung, ftattfin- 
den, jo müfjen doch recht deutlich und fiher die fo gewonnenen Gelder den Armen zugute fommen 
durd Aufbebung der fie zunächſt drückenden Steuern oder durch Berwendungen zu ihrem Beften. 
&o kann und muß Großes gefhehen, in Verbindung mit einer Peel'ſchen Ginfommentare nur 
für die Wohl habendern, das Unentbehrlichſte in unfern heutigen nationalökonomiſchen 
Zuftänden. 

VL O6 und mieweit übrigens zur Verhütung allzu großer Theilungen der Bauerngüter 
Zurückſezungen eines Theils der Geſchwiſter und ver Verwandten flattfinden dürfen, darüber 
handelt ver Art. Bauerngut. Ob und inwiefern durch Fideicommiſſe und Lehen: und Stamm: 
güter eine ſolche Zurüdjegung und eine Aufhebung der Eigenthumsfreiheit unter beftimmiten 
Berhältniffen gerechtfertigt werden fönnen, darüber müflen die bezeihneten Artikel handeln. 
Sigerlih wird wol eine geläuterte Politik in Beziehung auf den Adel fiveicommiffarifhe und 
Erftgeburts:, Lehnd: und Stammgutsrechte in unfern heutigen Berhältniffen nur etwa zur 
Gründung ver nöthigen Unabhängigkeit der Pairswürde rechtfertigen wollen. Sie wird fi 
hüten, für immer verſchwundene Zuftände früherer Bildungsftufen, fie wird ſich hüten, frühere 
Miöverhältniffe und Präatenionen und neue Misftände und Misftimmungen bervorzurufen. 
Wahrlich, mit ſolchen und fo feinen Mittelhen wird man den gewaltigen Geiſt einer neuen Zeit 
nit bannen oder hemmen, den Feudalariftofratismus nit lebenskräftig reftauriren. Gewiß 
aber wird feine des Unterſchieds von Öffentlihem und Privareeht Fundige Staatägefellichaft in 
Beziehung auf frühere unpaffend gemordene Inftitute fi weiter befhränft halten ald durch die 
Adtung bereit wirklich erworbener Privatredhte für fhon und noch lebende Rechtsmitglieder. 
Feſthaltend an dem römischen Rechtsgrundſatze, daß nur der Lebende juriſtiſches Necht hat (de- 
functorum et nondum natorum nulla sunt jura), wird fie entgegenftehende Begriffsverwir: 
rung und Schwärmerei von ſich weilen. Uber die Erbfolge der Fürften wird der Art. Quecef: 
fion handeln. 

Das Erbrecht eined Volkes, indem es über die Erneuerung und Bortfegung des ganzen 
Rechtsverhältniſſes eines Rechtsmitgliedes bei feinem Tode entjcheidet, aljo durch die herrſchen— 
den Anfihten und Grundjäge über alle verichiedenen Theile des Rechts beftimmt wird, muß fehr 
erflärlih das ganze Rechtsſyſtem dieſes Volkes und feine Entwidelungsftufen vollftindiger als 
jeber andere beſondere Rechtstheil darftellen. So finden wir e8 bei den Nömern wie bei den 
Deutſchen. Neben allen Ginjeitigfeiten früherer Entwidelungsftufen und neben einzelnen Män: 
geln jpiegelt ſich im römischen Erbrechte ganz vorzügli auch die Tiefe und Vielſeitigkeit der 
claſſiſchen römifhen Jurisprudenz, ihre richtige Sonderung und richtige Vermittelung bes 
Privat: und öffentlihen Rechts, ded Perſonen-, Sachen- und Obligationenrehts und aller zuvor 
angeventeten Hauptaufgaben eines guten Erbredts.?) ine neue Gefeggebung dürfte, um viel 
mehr ald manches bisherige Erbrecht ſich der Vollkommenheit zu nähern, nur dieſen Grundideen 
folgen. Sie dürfte vorzüglich nur manche einzelne hiſtoriſche Einſeitigkeiten und z. B. auch die 
ſchwierigern Formen des Teſtaments austilgen und außer der Berückſichtigung der deutſchen 
chelichen Gütergemeinfchafrsrechte, wo ſie ſtattfinden können, den von Juſtinian vergeſſenen 
Ehegatten ein dem Erbrecht der Kinder gleichſtehendes Succeſſionsrecht — 

elcker. 

Erbſchaftsſteuer. Dieſe Steuer, nämlich die dem Erbnehmer (ſei es Teſtaments- oder 
Juteſtaterbe, ſei es Univerſal- vder Vartialerbe oder bloßer Legatar) aufgelegte Abgabe von 
dem ihm unter einem dieſer Titel aus einer Verlaſſenſchaft zufallenden Gute, kann, je nachdem 
man ihr einen oder den andern Rechtfertigungsgrund unterlegt, ald eine directe oder ald eine 
wbdireete Steuer erſcheinen. Will man fie geltend machen als die Befteuerung eines Erwerbs 
Bar eines — ob auch nur einmaligen — Einkommens, oder aud als eine Vergütung für die 





Über den Entwickelungegang und die Grundideen des römifchen Erbrechts ſ. Welcker, a.a.D., 
1, 03— 425 und 605— 638. 
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vom Staate, einmal überhaupt dur Statuirung des Erbrechts, ſodann insbeſondere durch Die 
in Bezug auf beftimmte Verlaſſenſchaften ftattfindende Mühewaltung der Behörben, empfangene 
befondere Wohlthat, jo ift fie eine directe Steuer, d. h. eine auf einem der vernunftrechtlich an= 
zuerfennenden Steuerpflicht im allgemeinen entſprechenden und unmittelbar gegen den Beſteuer⸗ 
ten gehenden Titel beruhende. Hat ſie dagegen blos ein willfürlich zum Anlaß der Borberung 
ausgewähltes Greigniß zur Grundlage, oder auch den limftand, daß der Erbemvfänger als fol- 
her auch zahlungsfähig und zur Zeit des Empfangs auch nichtsabgeneigt zu einiger Zahlung 
fein werde, oder endlich den gegen den Erblaffer gehenden Titel der von ihm für das flatuirte 
Erbrecht dem Staate zu leiſtenden Vergütung, fo kann fie den indirecten Steuern beigezählt wer⸗ 
den, wie ſolches auch gewöhnlich geſchieht und in einigen Geſetzgebungen (3. B. in der badiſchen) 
fchon durch den ihr beigelegten Namen Erbſchaftsacciſe ausgeſprochen wird. 

Inſofern dieſe Steuer als eine Erwerbsſteuer betrachtet werden will, kann man ſie nicht als 
ungerecht erflären. Sie iſt alsdann fo gerecht als jede andere, welche nicht das von einem ſtän— 
digen Kapital (von Sachen oder Kräften) abfließende oder jährlich wiederkehrende Ginfonmen, 
fondern nur die ein für allemal gemachte oder in einem beftimmten Jahre wirklich jtattgehabte 
Ginnahme zur Grundlage hat. Sie ift alddann auch in Anjehung ihres Maßes den übrigen 
auf gleihem Titel beruhenden Steuern vergleichbar, folglih der Willkür entrüdt und fann 
niemals ſehr hoc fein. Auch gegen den Titel der Vergütung für die bei Behandlung und ber: 
antwortung der Verlaffenihaften und Vermächtniſſe von den Behörden aufgewandte Mühe ift 
nichts einzuwenden; doch Fann die Steuer, wenn fie aus diefem Titel aufgelegt wird, nur fehr 
wenig betragen, und e8 wird, was hier mit Billigfeit zu fordern ift, in der Negel nicht als 
eigentliche Erbſchaftsſteuer, ſondern unter dem Namen von Taren und Sporteln bezogen. 
So bleibt alſo noch der wichtigſte, aber zugleich bedenklichſte Titel, ver nämlich darin beftebt, daß der 
Staat, weil auf deſſen poſitives Gejeg allein das geregelte Erbrecht ſich ftüßt, die dadurch zu 
Gunften der Erblajfer wie der Erbnehmer zu treffenden Verfügungen nach Gutdünken erwei- 
tern oder beſchränken oder auch an Beringungen fnüpfen ann, namentlich alfo an die Bedin— 
gung einer von den Verlaſſenſchaften zu entrichtenden, je nad den Verhältniſſen höher oder 
niedriger zu beftimmenden Steuer. Bon dieſem Standpunkt betrachtet erfcheint jedoch die Ab- 
gabe nicht eigentlich ald Steuer, fondern vielmehr ald eine Art von Theilung der Verlaſſenſchaft 
zwijchen dem Erblafjer oder Erbnehmer einerfeitdund den Staate oder der Geſammtheit anderer: 
jeitd. Die Gefammtheit nämlid, ‚melde, in dev Worandfegung, daß naturrechtlich weder 
Inteftat= noch teftamentariiche Erbfolge beiteht, jede Verlaſſenſchaft ald berrenlofes Gut für 
fich felbft in Anſpruch nehmen fünnte, leiftet durd Statuirung des Erbrechts (entweder aus 
politifden Gründen, oder in Anerkennung einiges, gewiffen Berfonen zufommenden Näber: 
rechts oder auch Billigkeitsanſpruchs auf dad von dem Verftorbenen zurüdgelaflene Gut) ge: 
wiffermaßen Verzicht auf ihren Anfprud, jedoch nicht vollftändig, fondern mit dem Vorbehalt 
einer von den Verlaſſenſchaften, je nach Beſchaffenheit ver Bälle und der daran hervorgehenden 
größern oder geringern Billigkeitsanfprüche der Erbnebmer, zu bemeffenden Quote. Die folder: 
geftalt -— man Fönnte fagen auf Art eines Vergleichs zwiſchen den ſich entgegenftehenden An- 
ſprüchen — verordnete Iheilung wäre hiernach offenbar fein Ausfluß des Steuerreihtd, ſondern 
eined der Geſammtheit zuftebenden Obereigenthums auf alles im Staatdgebiet gelegene Gut, 
oder des darauf jich gründenden Regals des Heimfalld aller herrenlod gewordenen Sachen. 

Nach der Ausführung im Art. Erbrecht ift jedoch Achtung und Gemwährleiftung der allen 
Einzelnen, folglich auch der Gefammtheit Foftbaren Erbeinjegungs: und Erbrechte, daher auch 
nähere Beftimmung und Vervollftänbigung des bier allerdings mangelhaften Naturrechts 
durch pofitive Statuirung dem vernünftigen Gefammtwillen angemeffen und alfo das der ver: 
nünftigen Geſetzgebung vorgeidriebene Princip. Cine Erbihaftöftener, deren Höhe oder fon: 
ftige Regulirung mit diefem Princip in Widerſpruch ftände, wäre verwerflich. 

Indeſſen ift freilich ſolche Verwerflichkeit weniger fhreiend, wenn von der Beſteuerung 
wenigftend die Dejcendenten und Afcendenten ausgenonmen, alfo blos die Seitenverwandten, 
vorzüglich die entferntern, die man gern die „lachenden Erben‘ heißt, damit belegt werden. Bei 
folchen entferntern Verwandten und die mit ven Erblafler in ganz und gar feiner Gemeinfhaft 
des Lebens und Erwerbens ftanden, hört der naturrechtliche Anspruch auf Erbfolge auf, und ift 
diefe wirklih auf bloßer Staatöverleihung berubend. Doch aud im legten Falle, zumal wenn 
die Steuer dad mit der Erwerbs: oder Ginfommenfteuer harmonirende Maß bedeutend über: 
fteigt, bleibt ihr Princip tadelndwerth, wenigſtens bevenflih und felbft mit der Würde Des 
Staated und der Regierung unvereinbar. Wie viele, auch fogenannte lachende Grben iind der 
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ihnen durch ven Willen des Erblaffer& oder durch die gefegliche Erbfolge zufließenden Wohlthat 
nicht nur fehr würdig, ſondern aud höchſt bedürftig! Wie ungroßmüthig alfo von feiten des 
Staates, daß num auch er ſich herbeidränge, um für fich jelbft einen Theil der jenen natürlich 
gehührenden oder vom Erblaffer zugedachten Erbihaft in Beſitz zu nehmen! Es ift dieſes Bes 
nehmen verwandt mit der theils liftigen Erbcpleicherei, theild gemwaltthätigen Erbforderung, 
deren einft die römiſchen Imperatoren der böfern Kaiferzeit ſich ſchuldig machten; jedenfalls 
verielben Beurteilung unterworfen wie die Beiteuerung der Schenfungen oder die jogenannte 
Schenfungsacrife. 

Für diefe wie für die Erbſchaftsſteuer oder Acciſe ift nämlich kaum ein — Grund auf⸗ 
zuſtellen als jener, auf welchem, mit Ausnahme der eigentlichen Verzehrungöſteuer, die indi— 
recten Steuern in der Regel ruhen. Es hat nämlich die Staatsgewalt aus der Maſſe ver gemöhn: 
ih vorfommenden oder überhaupt gedenkbaren Handlungen oder Ereigniſſe nah Belieben 
einige aufgegriffen und auf deren Eintreten eine Steuer oder Abgabe geſetzt. (Selbit die Ber: 
zehrungäfteuer kann unter diefen Begriff gebracht werden, weil aud die Anfhaffung oder die 
Berzebrung beftimmter Gegenftände unter die Rubrik jener an und für ſich eine Steuerpflicht 
nit involdirenden, jondern blos durch poſitives Gejeg damit verbundenen Handlungen oder 
Greigniffe gehört.) Es werden, dies ift mit Beſtimmtheit vorauszufehen, alljährlich eine ans 
ichnlie Zahl von Todesfällen, alfo von Grbeinjegungen oder Inteftaterbfolgen eintreten. Eine 
auf jolde Fälle gelegte Steuer fann alfo ein Nambaftes eintragen. Sie wird aud ohne Mühe 
einbringlih fein und fein allzu großes Misvergnügen erregen, da, wer eben empfängt oder 
empfangen bat, auch zu geben im Stande ift und dem Zahlenven jedenfalls jo viel übrig bleibt, 
daß er das zu bringende Opfer verihmerzen kann. Mit ſolchen Betrachtungen ſucht man ges 
wöhnlih die öffentlihe Meinung in Betreff der fraglichen Steuern zu beihwictigen, und ed 
gelingt auch in der Kegel bei allen, welche nicht tiefer in die rechtliche und politifiche Natur der 
Abgaben einzugeben geneigt oder vermögend find. Wir haben ſchon unter dem Art. Abgaben 
unjere auf Nedyrsüberzeugung gegründete Anficht von diefer Art der indirerten Steuern ausge— 
ſprochen und beziehen und hier darauf. Auch möchte zur Verwerfung ſchon die einzige Betrach— 
tung genügen, dad es durchaus unmöglich ift, dad Maß oder die Höhe der aus ſolchen Titeln 
erhobenen Steuern durd ein vernünftiges und Flares Princip zu veguliren. Wenn es 3.82. 
erlaubt if, dem lachenden Erben (oder auch dem weinenvden) fünf oder zehn Procent der Ver: 
laffenfhaft zu entziehen, warum follte man ibm nicht auch zwanzig, ja neunzig Procent abfor: 
dern dürfen? Hier waltet aljo blope Willkür, und der Begriff eines wahren und felbftän: 
digen Eigenthums- oder Erwerbsrechts der ſolchergeſtalt Beiteuerten hört auf. Es handelt ich 
nit mebr darum, wieviel man ihnen nebmen, fondern wieviel man ihnen laffen wolle. 

Rotted. 

Erbuntertbänigkeit, ſ. Leibeigenſchaft. 

Erbverbrüderung (pactum eonfraternitatis). Die Römer geftatteten der Idee, durch 
Vertrag ein Erbrecht einzuräumen, feinen Gingang, meil fie die Befugniß, bis zum Augenblid 
des Todes über ven Nachlaß zu verfügen, nicht beihränfen wollten. Zur Zeit ded Verfalls ver 
Zitten und jo des Reichs jelbft mußte es dazu der Geſetzgeber für bedenklich halten, ein weiteres 
Motiv für verbrederifche Lebensnachſtellungen zuzufügen. Die Deutihen, fo vielfach im Gegen: 
atze zu den von ihnen befämpften Nömern, geitatteten die vertragsmäßige Erbfolge. Beſonders 
um Kreife des hohen Adels zeigte jich ald eine befondere Art von Erbvertrag die Grbverbrüde- 
rung, d. h. die Übereinkunft, wodurch ſich Familien oder verſchiedene Linien deſſelben Geſchlechts 
für die Eventualität des Ausſterbens einer Familie oder einer ſolchen Linie gegenſeitig zur Erb— 
tolge beriefen. Der Zweck war auf Stärkung durch Ausdehnung des Beſitzthums und Gewäh— 
rung gegenſeitigen Schutzes und Beiſtandes berechnet. 

Schon in der Mitte des 13. Jahrhunderts ſoll zwiſchen dem König Ottokar von Böhmen 
und dem Herzog Ulrich von Kärnten ein Vertrag abgeſchloſſen worden ſein, welcher Keime der 
Idee einer Erbverbrüderung in ſich getragen habe. Gewiß iſt indeſſen nur, daß lich die Überein— 
kunft auf die Perſon der beiten Fürſten beichränfte. 2) Dagegen haben ſich Urkunden erhalten, 
velhedarthun, daß ed zwifchen ven Söhnen Kaifer Ludwig's des Baiers im Jahre 1334 zu einer 
Erbverbrüderung fam. Diefer Kaifer, eifrig auf die Größe und den Glanz des Haufed Wittelö- 
Sb bedacht, hatte im Jahre 1324 die Marfgrafihait Brandenburg feinem älteften Sohne zu: 

endet, welcher mit jeinen Brüdern, den Herzogen von Baiern, den (im Jahre 1366 er: 





1) Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen (Göttingen 1835), 1, 228 — 230. 


140 | Erbverbrüderung 


neuerten) Vertrag abſchloß, melden der Kaifer unter Ertheilung der Geſammtbelehnung 
beftätigte. 2) 

Nachdem Landgraf Heinrich der Eiferne von Helfen im Jahre 1329 zur Regierung gelangı 
war, bemühte er fi, mit feinem Schwager Friedrich dem Ernfthaften, Marfgrafen von Meißen 
und Landgrafen von Thüringen, fid zum Zweck gegenfeitigen Schuges zu verbinden. Zur Be- 
feftigung des Bandes follte eine Erbvereinigung die gegenfeitige Erbfolge fihern; indeſſen 
wirfte der Widerſpruch des Kaiſers bindernd ein. Mit Hülfe fpäterer Gunft der Umſtände 
erreichte ver Landgraf feinen Zwed. In Verbindung mit feinem Mitregenten, Hermann dem 
Gelehrten, gelang es ihm, kurz vor feinem Tode, im hoben Alter, bei Gelegenheit einer Zufam: 
menkunft zu Eſchwege an der heſſiſch-thüringiſchen Grenze im Jahre 1373 mit Briedrih, Bal- 
thafar und Milbelm, Landgrafen von Thüringen und Marfgrafen von Meißen, eine Erbverei: 
nigung aufzuridhten. 3) Die geſammten beiverfeitigen Staaten wurden für unveräußerlic 
erklärt und unter Ausjhliegung der weiblihen Nachkemmenſchaft bedungen, daß im Fall des 
Ausſterbens der einen Dynaſtie die andere nachfolgen folle. Kailer Karl IV. ertbeilte feine 
Beitätigung, nachdem Heſſen, zur Gleichſtellung mit der Landgrafſchaft Thüringen, zum 
Reichölehen aufgetragen worden war. Im folgenden Jahrhundert, und zwar im Jahre 1431, 
erneuerte Landgraf Ludwig der Friedfertige den Vertrag mit dem Haufe Meißen:Thüringen, 
welches die Kurwürde und das Amt eines Reichs-Erzmarſchalls erworben hatte, durdy eine 
Zufammenfunft zu Rotenburg mit dem Kurfürften Friedrih dem Ganftmüthigen und 
defien drei Brüdern. Raifer Sigismund beftätigte den Pact, welchem jih im Jahre 1457 
zwiſchen Sachſen und Heſſen auf der einen und dem Haufe Brandenburg auf der andern Seite 
eine Übereinkunft beigefellte, wodurch erftere Teteres in ihre Verbrüderung aufnahmen, jedod 
in der Art, daß diefe unverrüdt bleiben und dad Hans Brandenburg nur nad dem Erlöfchen 
der ſchon erbverbrüderten beiden Käufer nachfolgen folle. Anlaß war, abgefehen von der Annä: 
berung durch Verwandtſchaft und Schwägerichaft, das gefühlte Bedürfniß, ſich durch Einigung 
zu ſtärken, namentlich zu dem Zweck, das Fauſtrecht niederzukämpfen. Kaiſer Friedrich UI. 
ertheilte die Beſtätigung. Die Erbverbrüderung zwiſchen Sachſen und Heſſen wurde in den 
Jahren 1487, 1520, 1555 und 1587 erneuert. Bei der legten Erneuerung zu Naumburg am 
30. Mär; 1614, beftätigt von Kailer Ferdinand I. im Pirnaer und Prager Frieden, ob 
fie gleih mit die Tendenz hatte, der Sache des Proteftantismus eine ftarfe Stüße zu leiben, 
trat wieder Brandenburg hinzu, dem es gelang, den Paet dahin zu modificiren, daß ed, wenn 
die eine oder die andere der beiden andern Dynaftien ausfterbe, zum dritten Theil Miterbe fein 
jolle.*) Die heffiihe Erbbuldigungsformel vom Sabre 1567 °) lautete auch dahin: „Ihr ſollt 
geloben und ſchwören, daß ihr wollet, im Fall der männliche Stamm der Fürften zu Heflen 
todeshalber abgegangen wäre, den Kurs: und Fürften zu Sachſen, Landgrafen in Thüringen 
und Marfgrafen zu Meißen und ihren männlichen Leibeserben in Kraft der Erbverbrüderuns 
getreu, gewärtig und geborfam fein,’ 

Dap der mit beabjichtigte Zweck, gegenfeitige Hülfe, meift nicht erreicht wurde, lehrt die 
Geſchichte. Landgraf Georg I. von Helfen: Darmftadr Elagte, zurüdblidend auf den Jammer 
und die Bedrängniſſe des Dreißigjährigen Kriegs, den er erleben mußte, in feinem im Jahre 
1660 errichteten Teftament, worin er feinem Sohn und Nachfolger ven Ratb ertbeilte, in Ein- 
gehung von Bündniffen ſehr vorjichtig zu fein, darüber, daß er fih des Bundes der Erbverbrü- 
derung nicht „im geringften zu getröften oder zu erfreuen gehabt“ habe. ©) 

Im Jahre 1571 fam zwijchen Brandenburg und Bommern eine Erbverbrüderung zu 


2) Beieler, a.a. D., ©. 230 — 236. 

3) Der Vertrag iſt abgedrudt bei Bed, Das heffiiche Staatsrecht. Zweites Buch. Erfies und zwei 
tes Heft: Altere Grbftatute und Hausverträge u. f. w. (Darmitadt 1832), S 12—14. 

4) Rommel, Gefchichte von Hefien (Kaflel 1823), II, 131, 189— 192, 284, 317 —319 und An 
merf. ©. 96, 97, 203, 204, 220— 222. Rehm, Handbuch der Geſchichte beider Heften (Marburg 1842), 
1,183. Weiß, Syſtem des öffentlichen Rechts des Großherzogthums Hefien (Darmitadt 1837), Bo. 1. 
8.62; derfeibe, Das Erbfolgerecht vermöge Erbverbrüderung, S.208— 212. Weiße, Lehrbuch des föniglic 
fächfifchen Staatsrechts (einzig 1827), I, 544. Bülau, Berfaffung und Verfaffungsrecht des König: 
reichs Sachſen (Leipzig 1833), 8.13. von Rönne, Das Etaatsrecht der preußifchen Monarchie (Leipzig 
1856), Bv. 1, $. 36, ©. 123 u. 124. Beck, a.a. D., wo diefe neueften Verträge S. 15 —34 abge: 
brudt find, S. auch noch Walter, Luerariſches Handbuch für Gefchichte und Landesfunde von Pe 
im allgemeinen und dem Großherzogthum Heſſen insbefondere (Darmftadt 1841), ©. 140 — 142. 
Kulenfamp, Literatur des furhefßfchen Rechts (Kaffel 1846), ©. 35 u. 36. 

5) Pet, S. 14 u. 15 6) Bıd, ©. 242. 
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Stande, jedoch mit der Mopiflcation, daß erftered nur einen Theil feiner Lande zum Gegenftand 
des Vertrags machte. Diefer kam durd das Abfterben des legten Herzogs von Pommern, Bo— 
zislaus, im Jahre 1657 zum Vollzuge. Eine befondere Clauſel in dvemfelben hatte hervorgeho— 
ben, daß die erbverbrüderten Häufer Sachen und Heilen darein gewilligt hätten, für den Ball, 
daß das Haus Brandenburg früher ausfterbe, einige Befigungen ven pommerſchen Landen ent: 
gegen zu jegen. ?) 

Solange das Deutſche Reich beftand, bedurfte, wie jhon die berührten Beifpiele andeuten, 
eine jolhe Verbrüderung der kaiſerlichen Beftätigung injoweit, als die Lande, auf welche fie ich 
bezog, Reichslehen waren. Indeſſen waren die Wahlcapitulationen darauf berechnet, dieſe Ge: 
nebmigung zu einer Form berabzudrüden. So heißt es z. B. in $. 1 der Wahlcavitulation 
Raifer Karl's VI.: „Wir follen und wollen auch die unter Kurfürften,, Fürften und Stän— 
den aufgerihteten Erbverbrüderungen auf gebübrendes Anjuhen ohne Weigerung und Auf: 
enthalt in beftändiger Form confirmiren, jie auch dabei ala Römiſcher Rönig handhaben und 
ſchützen“ u. 1. w. 8) In jpätern Wahlcapitulationen verfprad der Kaifer, „die ſowol vor als 
nad dieſem Wahlvertrag gemachten und noch in Zufunft zu mahenden Unionen zu beſtä— 
tigen“. ?) 

Außer der Betätigung von feiten des Oberhaupts des Reichs bedurfte der Vertrag der Zu: 
fimmung derjenigen, deren Succefliondrechte durch denjelben beeinträchtigt wurden, aljo, wenn 
ed jih um Alodien oder Meiberleben hanvelte, der Gognaten, infofern ihr eventuelles Succef: 
Nonsrebt alterirt werben follte. Kerner mußte da, wo eine ſtändiſche Verfaſſung herrſchte, die 
Einwilligung der Stände zu dem Bact, welcher eine’eventuelle Landesveräußerung in ſich ſchloß, 
eingebeit worden. Die eventuelle Erbhuldigung enthielt ſchweigend eine jolde Einwilligung. 19) 

Die Auflöfung des Deutſchen Reichs hatte von jelbft die Zertrennung ded Bandes der Erb: 
»erbrüderung nicht zur Folge; jie blieb ald Vertragsrecht beftehen. In Art. 34 der Acte 
ded Rheiniſchen Bundes heißt ed: „Die verbünderen Könige, Großherzoge, Herzoge und Fürſten 

entjagen, jeder für jich, feine Erben und Nachfolger, jedem jegt beſtehenden Nechte, welches der: 

elbe auf die jegigen oder durch gegenwärtigen Vertrag bejtimmten Bejigungen anderer Glieder 
dei Bundes bat oder in Anjpruch nehmen könnte; ausgenommen bleiben blos die eventuellen 
Rebte der Nacyrolge, aber nur für den Fall, wenn ein Haus oder eine Linie erlöjchen follte, 
welche dermalen Die Gebiete, Domänen oder Güter, über welche ſich obgedachte Rechte erſtrecken 
fönnen, ald Souverän bejigt oder vermöge des gegenwärtigen Vertrags befigen ſoll.“ 2!) Die 
Bubliciiten reiten darüber, ob dur den jo ausgeſprochenen Verzicht auch das durch Erbver: 
brüberung erwachſene Recht erlofchen fei. Die vorherrſchende Meinung ift für die Berneinung. 
Bol Klüber, „Dffentlihes Recht des Deutfchen Bundes und der Bundesftaaten‘‘ (dritte Auflage, 
Sranffurt 1831), $. 53, ©. 57, 58, befonders aber deilen Grörterung im erften Band feiner 
„Abhandlungen und Beobahtungen für Geſchichtskunde, Staats: und Rechtswiſſenſchaft“ 
Frautfurt 1830), S. 1—-57. 

Daß jene Erbverbrüderung zwifhen Brandenburg, Sachſen und Heilen noch in Kraft be: 
Rebe, iſt ausdrücklich beurkundet. In Art. 5 der Verfajlungsurfunde des Großherzogthums 
Helen heißt es: „In Grmangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erbverbrüderung zur Nach— 
tolge berechtigten Prinzen gebt die Negierung auf das meiblidhe Geſchlecht über u. f. w. 22), 
während $. 4 des nad) ftrengredtliher Anſicht noch gültigen kurheſſiſchen Verfaſſungége— 
jeged von 1831 die fortbauernde Erbverbrüderung betont ??) und $. 7 ded Staatdgrund- 
gejeges für das Königreich Sachſen gleichfalls der Berufung durch Erbverbrüderung ge— 
denkt. 1) Dagegen ſchweigt die preußische Verfallungsurkunde. Indem von Nönne in 
einem bereitö genannten Werke $. 36 von dem Thronfolgerecht handelt, hebt er auch hervor, 
daB aud die Grbverbrüderungen in Betracht fämen, indem er die Bemerkung hinzufügt, daß, fo: 


7) Beſeler, a. a. ©., 3.239 — 241. j 

8) Strus, Die vornehmiten Grundgeſetze des Heiligen Römiſchen Reichs (Jena 1734), ©. 816, 

9) Oriel, Die Staatsgrundgefege des Deutjdyen Reichs (Leipzig 18411, ©. 457. 
10) Zachariä, Deutſches Stauts: und Bunvesrecht (zweite Auftage, Göttingen 1853), 1, 345 — 348. 
11) Ortel, a. a. D., ©. 664 u. 665. 12) Weiß,a.a.D., ©. 214, 216. . 

13) Murbard, Die Furhefftiche Berfaffungsurfunde erläutert und beiruchtet, wo der Verfafler, bes 
—— wegen des in $. 1 ausgeſprochenen Princips der Untheilbarkeit des Staatsgebiets, ſeine Beden— 
darlegt. 
14) Indem Rüder in feinem Beitrage zum erflen Bande tes Müller'ſchen Archivs der Geſetzgebung: 
Rene Bemrfungen zum ſachſiſchen Verfaſſungogeſetze vom 4. Sept. 1831, dieſen $. 7 berührt, ers 
Mr(S. 163) gleichfalls Bedenlen. 
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viel befannt, nur noch eineinziger Vertrag der Art beftehe, jener zwifchen ven brei Haufern. Da- 
bei betont er, daß jevenfalld aud) dann, wenn er zur Anwendung fomme, der verfaffungsmäßige 
Grundfaß der Untheilbarkeit der preußifchen Monarchie unbedingt beftehen bleibe. 

Nicht leicht wird es noch jegt zu dem Entſchluſſe der Aufrihtung einer Erbverbrüberung 
(ſowie eines Erbvertrags überhaupt) fommen. Dann aber dictirt dad herrſchende deutſche 
Staatörecht beftimmte Beſchränkungen: Aufrehthaltung des Princips der Untheilbarfeit des 
Staatsgebiets; Unzuläfjigfeit ver Oelangung eines deutſchen Staates an ein nichtveutfche® oder, 
unter Verluft feiner politiihen Selbftänvigkeit, an ein nicht fouveränes Haus ; Nothmwendigfeit 
der Beichreitung ded Wegs des Geſetzes, insbejondere der Einholung der ftändifchen Zuflim: 
mung; Vorrang der erbverbrüderten Agnaten vor den Gognaten der Dynaftie, e8 fei denn, daß 
das Geſetz das Gegentheil ausdrücklich feftfegt. Der, welder von dem Manneöftamme der erb: 
verbrüderten Dynaſtie zuerft zur Nachfolge gelangt, hat den vollen Rechtsbeſtand aufrecht zu erhal: 
ten, ift an alle rechtsgültigen Negentenhandlungen feines Vorgängers gebunden. 1°) Die bai- 
riſche Verfaffungsurkunde fieht die Möglichkeit ver Knüpfung des Bandes der Erbverbrüderung 
„mit einem andern fürftlien Haufe aus dem Deutfhen Bunde‘ vor. Vgl. Shund: „Staats: 
recht des Königreichs Baiern‘ (Erlangen 1824), Bd. 1, $. 46, ©. 229fg.; Bejeler, a. a. D., 
Th. 2, Bd. 2, S. 90— 106; Dunder, „Das Geſammteigenthum“ (Marburg 1843), S. 138 
— 145; Gerber, „Syſtem des deutſchen Privatrechts“ (vierte Auflage, Jena 1853), $. 263, 
S. 598— 600. 

Verſchieden von dem Pact der Erbverbrüderung ift der Vertrag, wodurch nur ein einjeiti: 
ges Erbfolgerecht eingeräumt wurde. Ein ſolches Net wurde z. B. dem Hauſe Ofterreih durch 
einen im Jahre 1599 zu Prag abgefchloffenen Bertrag für den Fall des Ausfterbend des Manns: 
ſtammes des Haufes Würtemberg eingeräumt, ein Vertrag, welder die Zuftimmung der Stände 
gewann. 16) Als nun im Gegentheile im Jahre 1740 der öſterreichiſche Mannsſtamm ausftarb, 
erhob fich die Brage, ob darum der Vertrag erlofchen ſei? Damals erſchienen mehrere Staats: 
fchriften, welche diefe Frage unterſuchten und bejahten. Indeſſen benugte Kaifer Jofeph I. ven 
Umftand, daß er um Beftätigung eines Vertrags (Erbvergleih) angegangen wurde, dazu, auf 
Anerkennung der Fortdauer des gedachten Vertrags zu beftehen, was auch Erfolg hatte. Erſt 
dur Art. 15 des Presburger Friedens verzichtete das Haus Oſterreich auf fein Recht, ſodaß 
das würtembergifhe Staatögrundgefeg in $. 7 auch beftimmen fonnte: „Erlifcht der Manns: 
ftanım, fo geht die Thronfolge auf die weiblidye Linie über’ u. f. w. 17) Ebenſo beftand ein 
Vertrag zwiſchen Preußen und Hohenzollern. Nachdem die beiden Linien Hohenzollern Hedin- 
gen und Hohenzollern: Sigmaringen 1577 eine Erbverbrüberung aufgerichtet hatten, ſchloſſen 
fie 1695 mit dem Haufe Brandenburg einen Vertrag ab, wonach diefem (Preußen) nad 
dem Ausfterben beider Linien die Erbfolge zuftehen follte. 29) Dadurch wurde aud $. 5 Vor: 
tion 2 der Berfaffungsurfunde des Fürſtenthums Hohenzollern-Sigmaringen vom Jahre 1833 
dietirt: „Nach gänzliher Erlöfhung des fürftlid figmaringifhen Mannsftammes gelangt die 
Negierung an das erbverbrüderte Haus Hohenzollern Hedhingen, oder bei früherer Erlöſchung 
diejer Linie an Se. Majeftät den König von Preußen in ber durch die Erbverträge gegründeten 
Ordnung.“ Indem nun durd den Staatövertrag vom 7. Dec. 1849 die hohenzollernſchen 
Lande mit Preußen vereinigt wurden, wurde nur die Nachfolge anticipirt. 19) 

Ein im Jahre 1442 zwifhen Brandenburg und Mecklenburg abgeſchloſſener Vertrag, mel: 
her vom Kaifer beftätigt und in den Jahren 1693 und 1708 erneuert wurde und demzufolge 
Preußen nad dem Abgange des mecklenburgiſchen lehnsfolgeberechtigten Mannsftammes zur 
Nachfolge gelangt, beſteht nod in Kraft, jedoch nur in Beziehung auf die damaligen Lande, ſo— 
daß die fpätern Erwerbungen, 3. B. die Einverleibung der Herrihaft Wismar, außer dem Kreife 
des Vertrags liegen. 20, 


2 Sb, Syfem bes Berfaffungsrechts der monarchifchen Staaten Deutſchlands (Würzburg 1856), 
II, 258 u 

16) Spittler, Gefchichte Würtembergs unter der Regierung der Örafen und Herzoge (Göttingen 1783). 

17) Mohl, Das Stautsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), 1, 137 — 139. 

18) Mofer, Deutfches Staatsrecht (Keipzig 1745), XVIL, 116— 127; von Ronne, a. a. D. 

19) von Rönne, a. a. 

20) Kurze hiftorifche Information von dem Urfprung und Erfolg des königlich preußifchen und mark⸗ 
— brandenburgifchen Eventual⸗Succeſſionsrechts von denen ſaͤmmtlichen mecklenburgiſchen Reichs⸗ 

hen (1703). Moſer, a. a. O., S. 108—112; Familienſtaatsrecht (Franffurt 1775), I, 996 - 998. 

— BADEN Die Berfafungsgefege beutjcher Staaten in ſyſtematiſcher Zufammenftellung (Darmitapt 
1828), 1, 108 
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Durch einen Vergleichsvertrag mit dem Haufe Anhalt vom Jahre 1681 wurde Branben: 
burg (Preußen) für den Fall des Erlöſchens dieſes Hauſes zur Nachfolge berufen. 2!) 


Ph. Bopp. 

Erbvertrag, ſ. Erbrecht. 

Erkenntniß. Nicht die Erkenntniß oder die Handlung des Erkennens, durch welche die 
Vorſtellung von einer Sache in und geweckt wird, iſt es, mit der wir uns hier zu beſchäftigen 
haben. Wir haben es vielmehr mit denjenigen rihterlihen Ausſprüchen zu thun, welche ald Er: 
fenntnifle, gleihbedeutend mit Urteilen und Sentenzen, beftimmt jind, Rechtsſtreitigkeiten zu 
beendigen oder doch ihre Beendigung vorzubereiten. Wir werden unfere dad Erkenntniß in 
Civilſachen betreffenden Bemerkungen von denjenigen trennen, welche die Straferfenntniffe 
betreffen. 

Das Weien eines jeden bürgerlihen Rechtsſtreits (Proceſſes) befteht in einem Gegenfage 
von Behauptungen und Anſprüchen der Parteien, und ed gebt in demſelben die Aufgabe des 
Richters dahin, diejen Gegenjag von einem höhern Standpunfte aus in,@inheit aufzulöfen. *) 
Diefe Auflöfung hat ihre formelle und ihre materielle Seite. Von jener aus betrachtet jind es 
die Form und Einrichtung der Procefhandlungen, ihre Aufeinanderfolge und ihr Zujammen: 
bang, welche in dem Ausſpruche des Urtheils einen Ausgangspunkt oder doch einen mefentlidhen 
Abſchnitt finden ; von diefer aus betrachtet aber ift ed die Rückwirkung auf den Inhalt und Um— 
fang des Rechts der ftreitenden Theile, um welche es ſich bei diejer Auflöfung handelt und welche 
in bem Grfenntniffe zu ihrem Ausdrude gelangt, Es find die Proceßördnungen, in welchen wir 
vorzugöweiie Die formelle Seite des Rechtoſtreits betrachtet und geregelt finden, wogegen ed dad 
weite Gebiet des Rechts und der Geſetze ift, auf welchem ſich insbefondere der erfennende Richter 
zu bewegen bat, um auch der gedadyten materiellen Seite des Rechtsſtreits die erforderliche 
Rechnung zu tragen. 

Man kann in dem bürgerlihen Prozeſſe, namentlid im römiſchen und gemeinen deutſchen, 
zwei Hauptpfliten des Nichteramts audeinanderhalten, zunächſt: die vollftändige Unterfuhung 
und Erörterung ded ganzen Sachverhältniſſes (causae cognitio plenissima). Hierbei hat den 
Richter der Grundſatz zu leiten, daß ven Parteien die größte Freiheit gelaflen werde, alles vor: 
zubringen, was fie zur Unterftügung ihrer Sache für dienlich halten, und daß nad) ihren An- 
trägen alle diejenigen Beweiſe aufgenommen werden, welche zur Aufklärung der Sache gereichen 

fönnen. ?) . 

Es it an diefem Orte nicht die Aufgabe, näher auf diefe Ridterpflicht einzugeben, fondern 
es fann bier nur unjere Sache jein, die zweite Hauptpflict des Richteramts, den Ausſpruch 
eines Gndurtbeils, ind Auge zu fallen. Zwei Grundſätze find es, von melden ſich bei diefen der 
Richter leiten zu laffen hat. Er muß a) den Ausſpruch nah Maßgabe des actenmäßigen Streit: 
verbältniffes und der gehörig vorgebradten, gefeglih zuläffigen Beweife mit unparteiifher 
Würdigung derfelben und nad den Regeln der juriftiichen Gewißheit (den Beweisregeln) thun. 
Es find nur einzelne Anklänge an eine Giviljury, denen wir bisjegt in Deutſchland, namentlich 
in Preußen, begegnen, die den Richter in Givilfahen ermächtigen, nad) feiner innern aus dem 
ganzen Inbegriffe dev Berbandlungen und Beweiſe geihöpften Überzeugung zu beurtheilen, ob 
und wieweit der Klagegrund bewielen ift, und ihn fo von beflimmten Beweisregeln entbinden. 
Die preußifche Verordnung vom 28. Juni 1844, das Verfahren in Eheſachen betreffend, er: 
theilt ven Ehegerichten eine ſolche Ermädtigung, ſowie auch die feit 1827 in Preußen beſtehen— 
den Schiedsmänner bei ihren Bergleihsvorihlägen beitimmten Beweisvorfchriften nicht nad: 
zufommen haben. 

b) Sodann liegt ed dem Richter ob, unter Anwendung des im Staate geltenden oder zuge: 
laffenen gefeglichen und herfümmlichen Rechts das Urtheil zu fprehen. Das Ergebniß des leg: 
tern kann nur fein, entiveder ganz oder theilweife: &) die Freifprehung des Beklagten, wenn 
der Grund ver Klage nicht erwieſen, oder durch Entkräftung zerftört, oder durch eine inzwifchen 
eingetretene Bedingung, oder felbft durch die inzwifchen erfolgte Befriedigung des Klägerd ge: 
hoben ift. 

Gefeggebungen, melde, wie die preußijche, mit dem Worte Freifprehung weſentlich den Be- 


21) Bal. überhaupt Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge (Berlin 1852), ©. 29—34. Sancizolle, 
Getichte der Bildung des preußifchen Staates (Berlin 1828), I, 545—658. 
1) Savigny, Syſtem des heutigen Römifchen Rechts, VI, 257. 
2) Heffter, Syſtem des römifchen und deutfchen Givilprocefrechts, S. 319. 
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griff ver Befreiung von einer Strafe verbinden, ſprechen in den vorliegenden Fällen die Abwei- 
fung des Klägerd mit feiner Klage aus. 

B) Die Verurtheilung ded Beklagten wegen erwiefener, nit durch Einwendungen bejeitig- 
ter Klage. Dem Endurtheile können aud vorläufige Entfheivungen, bejonvers über Präju— 
dieialfragen vorangehen, worunter ſolche Fragen verftanden werden, durch welche, unabhängig von 
dem eigentlichen Klaggrund, eine endliche Entſcheidung der ganzen Sache herbeigeführt wer: 

den kann, ſodaß dann eine Prüfung der Wahrheit oder Unwahrheit des Klaggrundes unnörbig 
wird.) Sie fünnen aud ftatt der gedachten Verurtheilung nur die Anerkennung perjönlicher 
Rechtsverhältniſſe, jo bei Brodigalitätd: und Wahniinnigfeitserflärungen, Adjudications be⸗ 
ſcheiden u. dgl. m., zum Gegenſtande haben. 

Da nur in feltenen Fällen eine Nehtöverlegung eine zugeftandene und anerkannte ift, fo 
bedarf es gemeinhin zunächt eines Rechtsſtreits und der Entſcheidung deffelben, ehe die Rechts: 
verlegung als ſolche conftatirt und wiederum ausgeglichen werden fann. Wäre ed möglid, 
jeden Rechtsſtreit, ſobgld er vor den Richter gelangt, auch durd ein Urtheil zu beendigen, dann 
würde fich dieſe Ausgleichung einfach und gleihjam von ſelbſt herbeiführen laſſen. Faſt immer 
iſt jedoch Zeit und gemeinhin recht lange Zeit dazu nöthig, bevor ſich ein unabänderliches Urtheil 
mit ſicherer uͤberzeugung ſprechen läßt. Aber gerade in der zwiſchen der Klage und dem Urtheile 
liegenden Zeit iſt das ſtreitige Rechtsverhältniß oft den wichtigſten Veränderungen unterworfen, 
und zwar ſelbſt in dem Maße, daß dad am Ende ausgeſprochene, die Rechtsverletzung anerken— 
nende Urteil gar nicht mehr im Stande ift, die gedachte Ausgleihung zu gewähren, oder dab ed 
doch diejelbe nur nod) unvollſtändig herbeizuführen vermag. Iſt nun aber aud eine ſolche Ber: 
zögerung des Erfenntniffes eine unvermeidliche, fo bleibt jie doch nicht weniger ein der möglichſten 
Befeitigung ihrer Folgen bedürftiger Übelftand. Diefe Befeitigung läßt ih nun aber dadurch 
im wejentlihen bewirfen, daß man fünftlid einen Zuftand hervorzubringen verfucht, welcher 
natürlich vorhanden fein würde, wenn e8 angänglich geweſen wäre, gleich zu Anfang des Rechts- 
ſtreits ein Urtbeit auszuſprechen. Schon das ältefte Römiſche Recht hatte hierauf in feinem In: 
ſtitute der Litisconteftation Rückſicht genommen. Dieje beftebt in der vor der rihterlihen Obrig« 
feit abgegebenen Grklärung beider Parteien über das Dajein und den Inhalt eined Rechts— 
jtreitd. Jedes Klagereht hat, im Sinne ded Römifchen Rechts, die Natur einer Obligation, 
weshalb vie Litisconteftation zu derjenigen Proceßhandlung wird, durch welche dieſe Obligation 
ein wirflihes Dajein und eine bejtimmte Geftalt erhält. Sie äuferte ihre Wirkungen auf das 
beftebende Rechtöverhältnig auf zweierlei Weiſe: nad ver Vergangenheit, indem jie die Klagen 
in judieium deducirte und dadurch confumirte, d. h. für eine jede neue Verfolgung unbrauchbar 
machte, und nach der Zukunft, indem jie wejentlihe Normen für den Inhalt des fünftigen Ur— 
theil8 begründete. Die Litisconteftation war der legte Act des jus oder des vor dem Prätor vor⸗ 
gehenden Theils des Proceffes, fie führte zu der formula des Prätors oder der Anweifung dei: 
jelben an ven judex zur weitern Berhandlung, welche mit der formel: „Si paret, condemna,si 
non paret, absolve“ ſchloß. Die urfprüngliche Verpflichtung des Beklagten, die obligatio deſſel⸗ 
ben, hörte mit der Litisconteſtation eivilvechtlih auf, feine Verbindlichkeit war jegt nur noch von 
ver Entſcheidung der Frage durch den Richter abhängig, ob er zu deu quod in judicium de- 
ductum erat verpflichtet fei oder nicht. 

Mit ven Aufbören des Kormularprocefjed erlitt das Inftitut der Ritisconteftation eine we— 
jentlid veränderte Geftalt, ohne felbft auch im Zuftinianeifhen Nechte in ihrem Werfen eine er: 
hebliche Umwandelung zu erfahren. Nur entfernte das legtere ihre Wirkungen zwei Monate 
weiter vom Anfange des Rechtsſtreits. 

Es führte und zu weit, wollten wir die Gefchichte der Litisconteſtation fpeciell verfolgen und 
namentlidy den Ginfluß, den auf diejelbe dad Kanoniſche Recht und ſpäter Die deutſche Reichs— 
geießgebung hatten, auch nur oberfläglich berühren. Gegenwärtig it ver Zeitpunkt der Inſi— 
nuation der Klage auch der der eingetretenen Litisconteftation. Die materiellen Folgen derjel: 
ben find jegt auf diefen Zeitpunkt zurücdzuführen, bedürfen jedoh im jedem einzelnen 
Falle der befondern Unterfuhung und Feſtſtellung. Das heutige Recht ficht in der Litikcon: 
teftation einen Quaſicontract, welder mit der Injinnation der Klage ald geſchloſſen angeſehen 
werden fann und namentlich vie Klageverjährung unterbricht, die Eriigung hemmt und vers 
erbliche Klagen auf die Erben übergeben läßt, mora und mala fides erzeugt und zur Gewäh— 
rung der ſogenannten omnis causa (der Früchte und Zinfen) verbindlich macht. 





3) Savigny, a.a. O., ©. 399. 
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Daß das richterliche Urteil nun aber den vorftehend angedeuteten Anforderungen auch 
wirflih genügt, dafür gibt die Ausübung des Richteramts an ſich noch feinedwegs die erforder: 
ide Garantie. Aus dem Begriffe des Michteramtd folgt vielmehr nur, daß jeder Rechtöftreir 
entihteden und die Entſcheidung jelbit gegen den Willen der unterliegenden Bartei zur Aus- 
führung gebracht werde. Die materielle Gerechtigkeit des Urtheils bleibt dagegen immer mehr 
sder weniger eine zufällige. Die Entjheivung eines Rechtsfalls kann ungemein zweifelhaft 
kein, indem bald die Nechtöregeln ftreitig, bald vie Thatſachen ungewiß, bald ſehr verfhiedener 
Deutung unterworfen jein fönnen. So fann es leicht geſchehen, daß ein ſpäteres Urtheil das 
frühere ihm entgegenſtehende entfräftet: Gin noch fpäterer Richter kann aber auch dieſes Urtheil 
wieder als irrig betrachten und ſich ein ſolches Weiterprüfen zu einer völligen Rechtsunſicherheit 
mögliherweiie ausdehnen, wollte man nicht ein beſonderes Ziel ſtecken. Die Gejeggebungen find 
jo vonder älteften Zeit an dazu gedrängt worden, zu diefem Zwecke dem för mlichen Rede, 
im Gegenſatze zu dem wirklichen, eine bejondere Bedeutung beizulegen. Diefe erhält es, wenn 
beſtimmen richterlichen Urtheilen die Gigenichaft der Rechtskraft beigelegt wird, melde nichts 
anderes ift als die Fiction ver Wahrheit, wodurch das rechtöfräftige Urtheil gegen jeden fünf: 
tigen Berfuch der Anfechtung oder Gntfräftung gefichert wird.+) Damit jedoch viele Fiction 
ver Wahrung des materiellen Rechts nicht zu nahe trete, finden wir in den verjdiedenen Ge: 
Tihtdorganifationen die Anoronung höherer Injtanzen zur Prüfung ergangener Grfenntnifle, 
in der Weile, daß, ehe die Rechtskraft derjelben eintritt, diefe Inftanzen durchgemacht oder die 
Friſten unbenugt abgelaufen fein müſſen, innerhalb veren es dem unterliegenden Theile vorbe— 
balten wurde, Die Entiheidung in den gedachten Inftanzen zu verlangen. 

Schon in dem ältern Römiſchen Nechte machte ſich die Fiction der Rechtskraft in dem Sage 

geltend, daß eine einmal abgeurtheitte Klage nie von neuem vorgebracht werden fünnte. Hier: 
durch wurbe jedoch nur der Beflagte gegen eine Wiederholung der gedachten Klage gefhügt. 
Hatte aber ver Kläger etwa durch eine Eigenthumsklage die Verurtheilung des Beklagten er: 
langt, jo konnte doch der frühere Beklagte daſſelbe Eigenthum klagend wieder in Frage ftellen, 
da dieſer bisher noch nicht geklagt batte. Aber aud dem Beklagten konnte ver Kläger wiederum 
ben Erfolg des frübern Erfenntniffes illuſoriſch machen, wenn er denſelben bei Gelegenheit eines 
andern Rechtsſtreits auf eine indirecte Weile zu Ihmäler” erſuchte. Auch von der andern Seite 
hatte der vorgedachte Rechtsſatz manche Härten in jeinem Gefolge, 5. B. wenn der Beklagte freis 
geiproden worden, nit weil ver Rechtsanſpruch ein unbegründeter war, fondern nur des— 
halb, weil ein auf vorübergehenden Grunde berubender Ginwand die Freiſprechung veranlaßt 
hatte. So konnte einen Rechtsitreit, welchen nur die formelle Proceßverjährung bejeitigt hatte, 
die exceptio rei in judieium deductae zu einem definitiv beendigten mahen. Man half dieſen 
Mängeln dadurch ab, das man das Rechtsinftitut der gedachten exceptio rei judicatae nicht 
mebr auf das bloße Dajein des Urtheils, jondern auf dejlen Inhalt gründete. Nur deſſen Gel: 
tung jollte für jeden künftigen Nechtöjtreit gefichert und fo jedem Theile der Vortheil gefichert 
jein, den ihm ver Inhalt des Urtheild gewährt hatte. Man gelangte jo zu den Rechtsſätzen, daß 
dem Inbalt eines geſprochenen Urtheils fein jpäteres Urtheil widerſprechen jolle, und daß, wenn 
in einem gegenmärtigen Rechtsſtreite eine Srage vorkommt, über welche ſchon in einem frühern 
Rechtsſtreite ein Urtheil geſprochen worden, der neue Richter den Inhalt jenes Urtheils als 
wahr annehmen und feinem eigenen Urtheile zu Grunde legen müſſe.“) 

Hiernad erhielt Die obengedachte exceptio jomwol eine negative ald eine pofitive Function. 
Diele legtere farın nun aber nur dann in Wirkſamkeit treten, wenn in dem neuen Rechtsſtreite 
dieſelbe Rechtöfrage und viejelben Perſonen in Rede fteben, wie in dem ältern dies ver 
Fall war. 

In Rom trat der vorgedachte Inftanzenzug mit der Kaiferregierung ein. Schon Auguftus 
betrachtete ſich als die regelmäßige höchſte Inftanz für alle Civilproceſſe. Vom Urtheile des 
Juder fand die Berufung an die Obrigfeit, welde ibn beftellt hatte, von diefer an den ——— 
ten der Stadt und in den Provinzen an die Conſularen, von dieſen endlich an den Kaiſer ober 
on den Senat flatt. Die Bezeihnungen appellatio und provocatio für die Ginwendung der 
berufung waren urjprünglid gleichbedeutend, die legtere jebodh in engerm Sinne die gegen die 
berurtheilung eines Römers durch eine mit Griminalgerichtöbarfeit verjehene Obrigkeit. Die 

provocatio ging an die Volksverſammlung. Die appellatio war im allgemeinen darauf bered: 
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net, der individuellen Freiheit gegen Bedrückungen durch öffentliche Handlungen aller Art einen 
ausreichenden Schutz zu gewähren. 

Dieſe Appellation wurde die Grundlage der neuen Inſtanzeinrichtungen. Dieſelben machen es 
erforderlich, zwei Arten der Urtheile zu unterſcheiden, die unabänderlichen und die, gegen welche 
eine weitere Inſtanz zuläſſig iſt. Man verſteht unter sententiae deſinitivae die, durch welche der 
Streit in der Hauptſache durch comdemnatio oder absolutio entſchieden wurde, im Gegenfage 
von interloeutorifchen Urtheilen, durch welche nur eine vie Entſcheidung vorbereitende proviſo— 
rifhe Anordnung des Richters getroffen wird. Unter decretum gegenüber der sententia ver: 
fand man insbefondere eine faiferlihe Entſcheidung in ftreitigen Rechtsſachen. 6) 

Sowol das Kanoniſche Recht ald das deutſche Reichsgeſetz verftatteten die Appellation uns 
bedingt nur gegen Definitivurtheile. Bei den interlocutorifchen Erfenntniflen unterſchied man 
die sententiae interlocutoriae merae und mixtae (reine und gemifchte) und ließ nur bei ven 
legtern, welche auf dad Gndurtheil jelbft mehr oder weniger einwirften, die Appellation zu. 

Das Römiſche Recht verbindet mit ven Worte res judicata das Vorhandenſein eines rechts 
fräftigen Urtheils, wogegen sententia ein Urtheil überhaupt bezeichnet. 

Außer den vorgedachten freifprechenden und verurtheilenden Grfenntniffen unterfcheidet 
man noch gemifchte, unbeftimmte und ſolche, in welden der Kläger verurtbeilt wird. Bei den ge— 
mifchten Urtheilen finden wir eine tbeilweife Verurtheilung und eine theilweile Frei— 
ſprechung. Als der alte Formularproceß beitand, war ein foldes Urtheil nicht möglid; dem 
Proceſſe lag eine certa intentio, ein beftimmtes Verlangen des Klägers zu Grunde. Diefem 
mußte dev Richter ganz oder gar nicht flattgeben. Mit dem gedachten Proceffe fiel diefe Schranfe 
weg und e8 wurde jedes Urtheil zu einem gemifhten, wenn man dabei den Zufag denkt: ein 
Mehreres hat Kläger nicht zu fordern. Was zugeiprocden werden founte und nicht zugeſprochen 
wurde, ift abgeſprochen, ſodaß das Urtheil das ftreitige Rechtsverhältniß definitiv fejlftellt. Je— 
der Anſpruch, weldyer über die rechtskräftige Verurtheilung hinausgeht, wird nah Römiſchem 
Nechte durch die actio judicati ausgeſchloſſen. Über den Antrag des Klägers hinaus oder ultra 
petitum fann nidht erfannt werben. 

Was die unbeftimmten Urtbeile betrifft, fo ift deren Borhandenfein in der rönrifchen Rechts— 
übung nicht nachzuweiſen, da die vorgedachte Formel: „Si paret, condemna, si non paret, ab- 
solve“ fürein Drittes feinen Raum gewährte. Wenn die römischen Richter fich bei ihren Abftim- 
mungen dreier verjchiedener Täfelchen, bezeichnet mit C. (condemno), A. (absolvo) und N. L. 
(non liquet), bedienten, ſo lag doch in dem non liquet nicht die Annahme eines unbeftimmten 
Urtheild. Hatte nämlich das legtere die Stimmenmehrheit für fih, dann lautete dev Ausfprud 
des vorjigenden Prätord auf ein amplius, was die Folge hatte, daß an einem andern nahen 
Tage eine neue Abjtimmung erfolgte. Ebenfo verfuhr man aud) im Griminalproceffe. 7) 

Eine nicht erwiefene Klage galt auch fpäterhin als eine unbegrimbete. Doc; tritt hier ein 
befonderes Mittel in Wirkfamkeit, welches der Richter unaufgefordert anwendet, um den nur 
unvolltändig geführten Beweis zu einem vollftändigen zu machen, oder einen ſchwachen Be— 
weis ganz zu entkräften. Dies Mittel befteht in dev Auferlegung eines fogenannten nothwen— 
digen Eides. Diejen hat entweder der Beweisführer ald Erfüllungseid (juramentum supple- 
torium) oder der Gegner deilelben ald Reinigungseid (juramentum purgatorium) zu leiften. 
Der Gebraud; des erftern war jchon bei den Römern jehr häufig, und das Kanonifche Recht be— 
ftätigte denjelben. Das gerinanifche Necht ftellte in der Korm des Neinigungdeides, in Ueberein- 
fimmung mit ſeiner Rechtsanſchauung von der Zuläfligfeit ver Abwehr jeglichen Rechtsangriffs 
durch den Eid, auch den Notheid des Berflagten in das richterliche Ermeſſen. Bei der Auf: 
erlegung des nothwendigen Eides hat das Erkenntniß für beide Fälle, den der Leiſtung und 
Nichtleiſtung des Eides, eine beſtimmte Entſcheidung zu treffen. 

Die dritte Art der Urtheile, in weldyen die Verurtheilung des Klägers ausgeſprochen wird, 
führt zu dem Inftitute der Widerklage. 

Während ded Formularproceſſes war die nur einfeitige Verurtheilung ſtets nur auf eine 
beſtimmte Geldſumme gerichtet. Der Richter ſprach zuerſt ſeine überzeugung von dem Rechte 
des Klägers aus und forderte den Beklagten auf, dieſem freiwillig Genüge zu leiſten. Ge— 
horchte ver Beklagte dieſem justus oder arbitratus, dann erfolgte eine Freiſprechung, ſonſt die 


6) Heimbach in Weisle's Nechtslerifon, Art. Urtheil. 
7) Geib, Geſchichte des römischen Griminalprocefies, ©. 568, 
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Leturtheilung, nicht auf die Sache ſelbſt, ſondern auf eine Geldſumme, mit deren Beſtimmung 
beiondere Gefahren fürden Beklagten verbunden waren. Der gedachte Vorausſpruch des Richters 
bie pronuntiatio, und diefe war es indbefondere, auf welche ſich die vorgedadte exceptio rei 
judieatae bafirte, indem ſich allein aus ihr die Gründe erſehen liegen, auf welche ſich das Urtheil 
geftügt hatte. 

Abgefehen von der jogenannten duplex actio, zu der die drei Theilungsflagen und zwei 
Interdicte zur Erhaltung des Befiges gehörten, konnte auch bei der Widerflage die Formel an 
beide Barteien gleichmäßig gerichtet fein, ſodaß diefelben in völlig gleicher Rage einander gegen: 
überſtanden. Wenn auf eine angeftellte Klage ver Beklagte vor demfelben Richter und gegen 
denfelben Kläger ebenfalls eine Klage vorbringt, dann führt diefe zweite Klage den Namen der 
Widerflage, wenn fie in irgendeine Berbindung mit der erften Klage gebradt wird. Die 
Widerklage mußte auf einer Gegenforderung aus demſelben Nechtögefchäfte beruben. In dies 
ſem Falle, beim simultaneus processus, bezeihnete man die Widerflage als eine eigentliche, 
im Gegenfage zur uneigentlihen, welche nur das Forum begrümbdete, oder den Kläger nöthigte, 
fi) auf die neue Klage im Gerihtöftande der alten einzulaflen. Im genauen Zufammenhange 
mit der Widerflage ftebt dad Berlangen des Beflagten, feine eigenen Anforderungen mit denen 
des Klägerd zu compenfiren. Doch reicht die Gompenfation nicht weiter ald bis zur gänzlichen 
Tilgung des klägeriſchen Anſpruchs, ſodaß das Überſchießende im das Gebiet der eigentlichen 
Widerflage hineinreidt. 

Das auf eine ſolche ergebende Urtheil hat nur feftzufegen, was jeder Theil dem andern zu 
leiten verpflichtet ift, und kann, namentlich in Rehnungsfachen, die Geftalt einer gegenfeitigen 
Abrehnung annehmen. 

Bir haben noch der Streitfrage über die Rechtskraft der Urtheilsgründe etwas näher zu 
gedenken. Es ift unter den Schriftftellern der Saß ftreitig, ob ſich die Rechtskraft des Urtheils 
au auf die Urtheildgründe beziehe, oder ob nur der Tenor oder das Diöpofitive im Urtheile 
rechtöfräftig werbe. 

Nach Savigny (a.a.D., S.352), läßt ji) die wahre Bedeutung der Sache auf die beiden 
Bragen zurüdführen : 

1) Was ift in vem Gedanten des urtheilenden Richters wahrhaft enthalten, was wird alfo 
durch den Ausipruch dieſes Gedankens zur Rechtöfraft, d. h. zur Fiction ver Wahrheit erhoben? 

2) Aus welchen Quellen haben wir den wahrhaften Inhalt des richterlihen Gedankens zu 
erkennen, wo haben wir denfelben aufzufuchen ? 

Die zweite Frage ſteht mit der erften infoweit im Zufammenbange, als es feit Jahrhunder⸗ 
ten in den Gerichtshöfen üblich ift, neben jedem ausgeſprochenen Urtheile nod eine ausführliche 
Rechtfertiguug deſſelben aufzuftellen, welde man mit dem Namen Urtheilsgründe oder auch 
Zweifeld: und Entfheidungsgrümde bezeichnet. Die Frage hat nun den Sinn, ob wir das, was 
rechtskräftig werben foll, blos in dem erſtgedachten Schriftftücte, vem Tenor, oder auch in den 
gedachten Urtheilsgründen aufzuſuchen haben. Die zweite Frage ift weſentlich formeller Natur, 

wogegen die erfte in das Weſen ver Sache eingeht. Die Wirkung der Rechtskraft befteht nun 
darin, daß der Inhalt des rechtöfräftigen Urtheils in jedem künftigen Rechtsſtreite, in welchem 
dieſelbe Rechtöfrage wie im gegenwärtigen vorfommt, ald wahr behandelt werben foll. Iſt der 
neue Rechtsſtreit Hierin identiſch mit dem ältern, dann ift diefe Wirkung auch eine unbeſchränkte, 
durch keine beflimmte Form des Urtheils zu begrenzende. Die Gründe find nun die Elemente der 
Rreitigen Reditöverhältniffe und des den Streit entſcheidenden Urtheild, und in diefem Sinne 
werben diefelben rechtskräftig. Rechtskräftig wird alles, was der Richter infolge der ſpruch— 
reif gewordenen Verhandlung entſcheiden will. Man kann ſich die Gründe in objective und fub- 
jeetive zerlegen und umter den erftern die eigentlichen Beftandtheile des Rechtsverhältniſſes, welche 
wir als Elemente deflelben bezeichneten, unter den legtern aber diejenigen verftehen, durch welche 
der Richter perſönlich bewogen wird, eine beftimmte Überzeugung von diefen Elementen zu 
\ fallen, fie entweder zu bejahen oder zu verneinen. Diefe legtern unterliegen ver Rechtskraft 
, at, wogegen die erftern rechtöfräftig twerden müflen, wenn man fi nicht einer jeden Gewiß— 
kit über dasjenige berauben will, was in Betreff des ftreitigen Rechtsverhaltniſſes eigentlich 
ißieven werben follte und entſchieden wurde. 

Benden wir und zu der zweiten Frage, nach ven Quellen, aus melden der wahrhafte Inhalt 
Wriäterlihen Gedanfens (mithin der Umfang der Rechtöfraft) zu fhöpfen ift, jo drängt ſich 
md die Antwort auf, daß alle objectiven Gründe des Urtheils rechtöfräftig werben müflen und 
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wir fie aufſuchen müſſen, wo fie auch im Urtheile zu finden fein mögen. Die Form der Urtheile 
ift im wejentlichen verſchieden. 

Wir gedachten ſchon derjenigen, in welder der Tenor und die Zweifels- und Entſcheidungs⸗ 
gründe voneinander getrennt gehalten werden. . In allen nicht ganz einfachen, wie man es 
nennt, mit „daß da’ abzumadenden Sachen, ericheint dieſe Form aud als die zwedmäpigfte, 
indem fie die leichtefte Überficht gewährt. In den alten Urtheilen der juriftifchen Farultäten 
ftellte man die Öründe dem Tenor voran und verband jie mit dem Urtheile zu einem einzigen Sage, 
mochte das Ganze aud) durch die größte Anzahl von Bogen ji binzieben, Ahnlic dem, doch jo 
geftellt, daß erft der Tenor den Schluß macht, find die franzöſiſchen Urteile, welchen unzäb- 
lige male ein en considerant (in Erwägung) vorhergebt. Auch in den preußischen Gerichts- 
höfen bat fih, aus der Rheinprovinz, diefe Form ziemlich eingebürgert. Selbft ver höchſte Ge— 
richtshof, dad Obertribunal, welches erit jeit ver Cabinetsordre von 10. Juli 1832 den Bere 
die Gründe mittheilt, bedient ſich derjelben. 

In der Gegenwart finden wir, mehr oder weniger modificirt, fünf verfchiedene Arten der 
Endurtheile vor. 

1) Die Agnitionsrefolutionen (Anerfennungsbeicheide), in welden dad Gericht infolge 
der von dem Beklagten abgegebenen Erklärung, daß von ihm der Flägerijche Anſpruch ohne alle 
Beihränfung anerfannt werde, feitjegt, was nad dem Inhalte der Klage demgemäß der Be: 
flagte dem Kläger zu leiften habe, oder wozu der Kläger für berechtigt zu erachten jei. 

2) Die Gontumarials (Ungehorjams:) Erfenntnifie oder Beſcheide, worin der im Klage: 
beantmortungstermine ungehorfam ausgebliebene Beklagte der in der Klage vorgetragenen 
Thatſachen für geftändig erachtet und ſodann fejtgeftellt wird, was er jonad in Gemäßheit der 
Geſetze dem Kläger zu leiften Habe, oder wozu diefer für berechtigt gehalten werde. Das gemeine 
deutjche Recht ift in Beziehung auf die Folgen der Gontumaz nachſichtiger als die Barticular: 
gejeggebungen, namentlich die preußiſche, indem eö diejelben gemeinhin erft einer dreimaligen 
vergeblihen Aufforderung „mit hinreichender Friſtbeſtimmung“ nachfolgen läßt. 

3) Vräcluſions-(Ausſchließungs-) Beſcheide bei öffentlichen Aufgeboten, Aufforberungen 
zur Klage im Diffamationsprocefie. 4) Adjudicationd: (Zufhlags:) Beicheide bei nothwendigen 
Berfteigerungen. 5) Grfenntnifje, melde nad erfolgter vontradistoriiher Verhandlung der 
Sache in dem gemöhnlichen oder einem bejondern Proceßverfahren in ven gefeglihen Inftangen 
ergeben. 

Nach der preußiihen und einigen andern Geſetzgebungen tritt in bejondern Fällen, jelbft 
wo der Gegenitand der Klage eine Geldforderung (bis zum Betrage von 50 Ahlen.) iſt, oder 
im Bagatellprocep, ein Diandatöverfahren ein. Es erfolgt die Aufforderung an den Belflag- 
ten zur Befriedigung des Klägers oder zur Anbringung feiner Einwendungen ‚gegen die Klage 
binnen einer beftimmten Friſt. Nah Ablauf diefer Frijt erlangt dieſe Aufforderung die Wir- 
fung eines Urtheild und wird wie jedes andere vollftrefbar, Aber auch in andern Fällen, in 
welchen öffentlidye Urkunden insbejondere den Anſpruch begründen, tritt ſowol gemeinrechtlich 
als in Preußen ein ähnliches Mandatöverfahren ein. 

Alle Urteile müffen publicirt werden, d. H. in der gejeglich vorgeſchriebenen Weile zur 
Kenntniß der Parteien gelangen, wozu gemeinhin die beſcheinigte Zufertigung des mit den 
Gründen ausgejertigten Urtheils genügt. 

Überall wo der erfennende Nichter nicht unmittelbar an die Function des Verhaudelus 
auch die des Entſcheidens, wie in Preußen nad dem mündlichen und Öffentlihen Proceßver: 
fahren ber Veroronung vom 21. Juli 1846, fnüpft, erfolgt das Urtheil nad vorangegangener 
Berathung und Beſchlußnahme in ven betreffenden -Gerichtöhofe. Bei legterer entſcheidet Die 
Stimmenmehrheit, und ed gibt bei vorhandener Stimmengleichheit in der Regel die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausihlag. Die Einwendung der Nedtömittel gegen die Urtbeile iR, me 
fie überhaupt verftattet ift, an beftimmmte Friften gebunden. 

In Preußen ergehen alle Urtbeile im Namen ded Königs. 

Mir kehren noch einmal zu dev Rechtskraft der Gründe aller dieſer vorgedachten Erfenmi- 
nifle zurüd, um zu bemerfen, daß unter den diefe Materie berührenden Schriftftellern eine drei⸗ 
fache Meinungsverſchiedenheit fidy fund gibt. Die meiften (Martin, Linde u. a.) verneinen un- 
bedingt die Rechtöfraft ver Gründe, jelbjt wenn fie mit in die Urtheilöformel verwebt ind, An- 
dere (Klaproth und anfänglih Wernher) nehmen die Nechtöfraft ver Gründe an, wenn fie in 
das Urtheil eingerüdt wurden, nicht aber, wenn fie in einem bejondern Auflage ftehen. Die 
dritte Meinung (Böhmer, Wächter, Kierulfl, Savigny) erfennt den Zuſammenhang der 


Erkenntniß 149 


Gründe mit dem Inhalte des Urtheils und daher die Theilnahme der Gründe an der Rechts— 
fraft an, ohne Unterſchied der Stelle, an welcher fie angebracht wurden. 

Wenn die preußiſche allgemeine Gerichtsorbnung I, 13, $. 38 es ausfpridt, daß niemals 
Moße Entſcheidungsgründe die Kraft eines Urtheils haben follen, fo tritt fie zwar anſcheinend 
diefer dritten Meinung entgegen, es ift diefer Widerſpruch aber doch nur ein fheinbarer, da 
auch fie unter diefen bloßen Gntiheidungsgründen nur die verfteht, welche wir oben als die 
fubjeetinen, von ber Rechtskraft auögefchloffenen bezeichneten. 

Wir wenden uns zu dem zweiten Theile unferer Aufgabe, zu den Erfenntniffen in Straf: 
ſachen Nach dem gemeinen deutſchen Strafverfahren baben wir auch in diefem Endurtheile, d. 6. 
folge, welche nah völlig geſchloſſenen Acten ven Angeichuldigten von der Strafe freiſprechen 
oder zu einer Strafe verurtheilen, von Zwifchenurtbeilen (Interloenten) zu unterfcheiden. Durch 
dieje werden gemwifle im Laufe der Unterſuchung vorkommende Punkte entſchieden, doch erfchei- 
nen bier Die meiften Interlocute nur ald bloße Verfügungen. Es beruht auf feinen: gleid- 
förmigen Gerichtsgebrauche, wenn man den Ausdrücken Decifa, Beſcheide, Prälocute die Aus: 
drüde Urtheile und Erfenntniffe entgegenfteflt. ®) Die preußiſche Criminalordnung vom 11. Dec. 
1805, welche jedoch in Beziehung auf das Verfahren vor dem erfennenven Richter durch die 
Verorpnung vom 3. Jan. 1849 und das Geſetz vom 3. Mai 1852 obfolet wurde, fannte unter 
dem Namen der Refolute Verfügungen, welche in Wahrheit ald Zwiſchenerkenntniſſe be: 
trachtet werden fonnten. Sie erließ der von dem unterfuchenden verichiedene erfennende Richter, 
wenn er die Arten noch nicht für fpruchreif erachtete, und verordnete in venfelben dasjenige, 
was nod zu geichehen habe, bevor das Definitiverfenntniß ergeben fünne. 

Rab ihrem Imhalte kann man die Erkenntniſſe in Strafiahen in verbammende, Straf: 
urtheile im engern Sinne, und in lodfprechende tbeilen. Bei den fegtern unterfheidet man mie- 
der die völlig und die nur von der Inftanz losjprechenden Urtbeile. Das preußiſche, Bierin der 

franzöfiigen Rechtsanſchauung folgende Strafverfahren verlangt den Ausſpruch der Schuld 
oder den der Nichtſchuld und ſchließt vaber eine jeve bedingte Freiſprechung aus. Wir finden die 
bedingte Freiſprechung in mehreren deutihen Strafgefeggebungen: in Sachſen als Klagfrei: 
foredung, bei unzureichender Schuld, und als Straffreiiprehung, bei mangelnden Beweifen; 
in Ofterreih ald Ablaſſungsbeſchluß, bei dem Abſtande von jedem weitern Verfahren gegen den 
Angeflagten, und ala Einſtellungsbeſchluß, bei ver Ginftellung der Vorunterfuhung, ald Frei- 
ſprechung, wegen Unzulänglichkeit ver Beweismittel, und ald Schuldlosſprechung, bei erwieſener 
Schuldloſigkeit u. f. m. 

Nah dem geheimen jchriftlihen Verfahren des gemeinen deutſchen Strafprocefied gelangen 
die gefhloffenen Acten von dem unterſuchenden Gerichte an das vorgefeßte competente Sprud: 
gericht. Wo zu dieſem Zwecke die Acten verfandt werden, pflegt ein befonderer Inrotulationd- 
termin mit Zugiehung des Angefhuldigten und feines Vertheidigers voranzugeben. Bei dem er: 
kennenden Gerichte wird ein Meferent beſtellt, welchem in wichtigen Sachen ein Gorveferent hin: 
gutritt. Ob nur fhriftliche oder auch mündliche Relationen zuläfftg, ift den Beftimmungen der 
befondern Gefeße vorbehalten. 

Mittermaier (a. a.D., S. 394) will in dem Vortrage den hiſtoriſchen von ven: Fritifchen 
Theile unterſchieden wiſſen und läßt jich denſelben über die Fragen verbreiten, ob die Acten 
reif zum Sprucde find, ob der Thatbeſtand des Verbrechens gehörig feitgeftellt iſt, ob der Ange: 
ſchuldigte für ſchuldig zu erachten und welche Strafe gegen ihn zu erfennen fei. 

Die vorgedahte Criminalordnung son 1805 enthält $. 488 fg. Beſtimmungen über diefen 
Segenſtand, melde ſich in der Rechtsübung ald zweckmäßig bemährten. Sie läßt die Relation 
in Erfenntnihform abfaflen, ſodaß die Erfenntnißformelden Anfang macht. Der Formalien der 
Unterfugung foll in der Urtheilsformel feine Erwähnung geſchehen. Auf viele folgen die Gründe. 
In biefen wird zuerft die Beranlaffung der Unterſuchung, dann der zur Unterfuhung gefommene 
Borgang erzählt. Diele Erzählung muß entweder aus dem umftändlich, ſoviel als möglich mit den 
eigenen Worten ded Angefhuldigten anzuführenden Bekenntniffedeifelben, oder ausden Ausfagen 
der vernommmenen Zeugen und ven übrigen Verhandlungen, oder endlich aus allen dieſen Datis zu— 
anmen entnommen werben. Darauf unterſucht der Referent, ob der Thatbeſtand ned Verbrechens 
ellfändig ausgemittelt, ob die That gegen den Angeſchuldigten durch fein Bekenntniß oder auf 

ündere Art ganz oder zum Theil erwieſen worden. Wenn dies der Fall, ift das betreffende Ge— 
einem ganzen Inhalte nah anzuführen, ed find die Gründe hervorzuheben, melde das 





9 Mittermaier, Das deutfche Strafverfahren, II, 391. 
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gewählte Arbitrium oder die Ausſchließung der Strafe rechtfertigen, und es ſind hierbei bie er⸗ 
heblichen Vertheidigungdgründe einer Prüfung zu unterwerfen. Ald Hauptzwed der Relation 
wird der bezeichnet, durch diefelbe die Gerichtsmitglieder in den Stand zu fegen, über die Straf- 
barfeit oder Unſchuld des Angeſchuldigten vollftändig und aus eigener Überzeugung zu ur— 
theilen. 

Der Wille ver meiften Stimmen gilt ald Ausfluß der Meinung des Gerichtd, und ed genügt 
auch gemeinrechtlich die Stimmenmehrheit zur Anwendung jeder Strafart. Die in Rede ſtehende 
Griminalordnung verlangte zum Ausſpruche ver Todesſtrafe eine Stimmenmehrheit von zwei 
Dritteln der Gerichtsmitglieder und nöthigte im Interefle der Vertheidigung bei vorhandener 
Stimmengleihheit ven Vorfigenden, der mildern Anſicht beizutreten. 

Nachdem die legten Decennien den gemeinen deutſchen Strafproceß, was bie Urtheiläfin: 
dung betrifft, beinahe zu einer hiſtoriſchen Neminifcenz gemadt haben, kommt ed uns weſentlich 
darauf an, ber Art und Weife etwas näher zu gedenken, in welder fi die Urtheilsſindung 
bei der Anwendung des Öffentlichen und mündlichen Strafverfahrend und insbeſondere bei der 
Mitwirkung der Geſchworenen in demjelben geftaltete. 

Die neuern Strafproceßgefeßgebungen haben, nad) dem Vorbilde der franzöſiſchen, wie 
conviclion intime an die Stelle der biäherigen pofitiven Regeln über die Wirkungen der Be: 
weife in Anwendung treten lafjen. Der erkennende Richter hat unter genauer Prüfung aller Be: 
weiſe für die Anklage und Bertheidigung nad) jeiner freien, aus dem Inbegrifje der vor ihm 
erfolgten Verhandlungen gefhöpften Überzeugung zu entſcheiden, ob der Angeklagte ſchuldig oder 
nicht ſchuldig fei. Nur die öfterreihiidhe Strafprocefordnung vom 29. Juli 1853 bindet ven 
Richter noch an die fogenannte negative Beweistheorie. Der Richter darf die Schuld nicht als 
erwiejen annehmen, wenn dafür nicht wenigftend die im Geſetze ausdrücklich vorgefchriebenen 
Beweiskriterien vorhanden find. 

Nicht zu verwechfeln mit den pofitiven und negativen Beweistheorien find Die Beweisregeln 
des englifchen Rechts, die Bedingungen, unter welden vafjelbe die Evidenz als vorhanden be- 
trachtet, und welche fi in dem Rechtsbewußtſein des Volkes im Laufe der Zeit gleihjfam zu Ge: 
jegen des Denkens herangebilvet haben. 

Aber es find nicht allein die ſtändigen Richter derjenigen Staaten, in welchen man fi von der 
Bewelstheorie losfagte, ed find, mit Ausnahme Ofterreihd, des Königreihs Sachſen und 
Sachſen-Altenburgs, jegt auch in diefen Staaten Die Gefhworenen, welche innerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Gompetenz wejentlih aus ihrer innern Überzeugung die Schuldfrage zu beantworten 
und fo das Urtheil vorzubereiten haben. 

Obgleih in der jogenannten VBorunterfuhung die Inquiſitionsmarime des geheimen 
jhriftlihen Strafverfahrend fefthaltend, haben alle dieſe Staaten doch die Anklageforın 
in ihren Strafproceh aufgenommen, ebenjv dad Inſtitut der Staatdanwaltidaft jowie vie 
Dffentlihfeit und Mündlichkeit ver Hauptverhandlung. Alle dieje Gefeggebungen legen den 
Schwerpunkt des ganzen Verfahrens in diefe Hauptverhandlung. Der Fällung des Urtheils 
muß bei Strafe der Nichtigkeit diefe Verhandlung vor dem erfennenden Richter vorhergeben, 
wobei die Borunterfuhung gleihfam nur das Material zur Anklage liefert. Nur die Verarbei: 

‚tung ded Materials in der öffentlihen Audienz darf den Stoff zu dem Urtheile liefern, ſodaß nie 
dasjenige auf das Urtheil von Einfluß fein darf, was nicht in diefer Audienz fih wiederholte und 
nit zum@egenftande ver Verhandlung gemadt wurde. Die Verhandlung hat fid im wefentlichen 
in den Örenzen zu bewegen, welche ihr die Anklage der Staatdanwaltihaftgeftedt hat, welche Gren⸗ 
zen jedoch in mannichfacher Weife in den einzelnen ®ejeggebungen bereits verrüdt worden find. 
Die Berhandlung beginnt mit per Berlefung ver Anklage, ver Frage an den Angeklagten, ob er ib 
ſchuldig befenne, und feiner nähern Bernehmung durd ven Vorſitzenden. Diefer folgt die Auf: 
nahme der Beweije, namentlich die Bernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen. Gehört ber 
Straffall zu denen, weldhe der Competenz ſtändiger Richter, deren in erfter Inftanz drei, auch wel 
fünf ven Gerichtshof bilden, unterworfen find, dann fnüpft ſich hieran fofort das Plaidoyer der 


Staatdanwaltfhaft jowol über die Schuld: ald über die Straffrage, fowie das PBlaivoyer des 


Bertheivdigerd, und es folgt, nad vorhergegangener Berathung, ſodann fofort die Bekannt: 
machung bed Urtheild. Dieſes mup, nad dem preußiſchen Gejege vom 3. Mai 1852, hervorhe⸗ 
ben, weldevon denjenigen Thatfachen, die zu den wejentlihen Merkmalen der den Gegenftand der 
Entſcheidung bildenden ſtrafbaren Handlung gehören, für erwiefen oder für nicht erwiejen zu 
erachten find. Dies joll insbefondere aud von folden Thatjachen gelten, welche nah Vorſchrift 
des Geſetzes die Strafe ausſchließen, mildern oder erſchweren, wenn ein Antrag der Staatsan— 
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waltjchaft oder des Angeklagten die Berudfihtigung derjelben verlangt hat. Die Ihatjachen 
und Bemeismittel, auf Grund deren der Beweis ald geführt oder ald nicht geführt angenommen 
worden ift, müflen in den Entſcheidungsgründen angegeben werben, da nur diejenigen That— 
jahen in der Berufungs: (Appellations=) Inftanz, in der das Urtheil minveftend von fünf Rich— 
tern nach mündlicher und Öffentlicher Verhandlung geſprochen wird, ald conftatirt zu betrachten 
find, deren in diefer Weiſe das erjte Erkenntniß gevenft. 

Erfolgt die Hauptverhandlung vor den Gejhmorenen, dann beſchränkt ſich das gedachte 
Blaidover des Staatsanwalts und Bertheidigerd nur auf die Schuldfrage. Es folgt dann das 
Reiume des Bräfidenten, an welches jich die Stellung der über die That= und Schuldfrage den 
Geſchworenen vorzulegenden Fragen jhließt. Haben durd deren Beantwortung die Geſchwo— 
renen die Nichtſchuld feſtgeſtellt, daun jpricht der Vorfigende ſofort das freifprehende Urtheil 
aus. Iſt Dagegen die Schuldfrage bejaht, dann beginnt ein zweites Plaivoyer des Staats- 
anwalts und des Vertheidigerd uber die Anwendung der Strafe, und es folgt erſt diefem das 
Urtheil des Gerichtshofs nad). 

Nah manchen Proceforpnungen, namentlich der preußiſchen, füllt, wie in England, bei 
einem vollftändig genügenden Bekenntniß die Mitwirkung der Gejchtworenen weg. Jedes Ur- 
tbeil erfolgt nad der Stimmenmehrheit und wird, was feinen dispoſitiven Theil betrifft, fofort 
im der Audienz publicirt, wogegen die Eröffnung der Entſcheidungsgründe, die ſich hier mweient- 
lid auf die Strafabmeilung beziehen, auch Tpäter erfolgen darf. 

Die Barticulargefeggebungen haben über die Urtheilsſaſſung überhaupt mehr oder weniger 
betaillirte Beftimmungen getroffen. Wir wollen bier beifpieldweije noch die folgen laflen, welche 
bie thüringiſche Strafprocefordnung vom Jahre 1850 und die ſächſiſche vom 11. Aug. 1855 in 
Betreff berfelben vorſchreiben. 

Ein gegen den Angeklagten auszufprechendes Strafurtheil muß nad der erſtgedachten Pro— 
ceportnung (Art. 250 fg.) angeben: 1) welches Verbrechen ver Angeklagte als Urheber, Theil: 

nehmer oder Begünftiger begangen hat, 2) ob und mit welden erſchwerenden Umſtänden diefes 
geſchehen ift, 3) die auf ven Angeklagten anzuwendenden gejeplichen Beitimmungen und 4) die 
Strafe, zu welcher der Angeklagte verurtbeilt wird. Alles diefes bei Strafe der Nichtigkeit. 
Jedem Urtbeile find Gründe beizugeben, welche kürzlich enthalten ſollen: 1) die Hauptpunkte 
der Anklage, 2) das Ergebniß der in der Hauptverhandlung gegen und für den Angeklagten 
vorgeführten Beweiſe und 3) die hieraus für die Verurtheilung oder Freifprehung des Ange 
flagten gezogenen Schluffolgerungen. 

Nah der ſächſiſchen Strafproceßordnung jind die Nequifite eines verurtbeilenden Erkennt: 
niſſes: 1) die Angabe des Verbrechens, deffen ver Angeklagte ſich ſchuldig machte, 2) die der Ge- 
jege, auf weldye die Beitrafung gegründet wird, 3) die der Strafe, zu welcher der Angeklagte 
verurtbeilt wird, und der fonftigen mit diefer verbundenen Folgen des Verbrechens. 

Ein wefentliher Abſchnitt in dem mit der Anklageform verbundenen Strafverfahren ift die 
Verſetzung des Angeſchuldigten in den Anklageſtand. Dieſer Abjchnitt ift durch den Anklage 
beſchluß oder das Verweiſungserkenntniß bezeichnet. Der Anklagebeihluß gebt entweder von 
einem DObergerichte, und zwar der fogenannten Anklagekammer deſſelben, oder auch, wie in 
Sachſen, von ver collegialiihen Berathung eines Erſtinſtanzgerichts aus. Biele Strafproceß: 
ordnungen geflatten gegen diejen Anklagebeſchluß, welchen jie dann die Eigenſchaft eines wirf- 
lichen Erkenntniſſes beilegen, dad Nechtömittel der Berufung an das Obergericht over auch 
nur das der Nichtigkeitsbeſchwerde, über welche jedesmal nur der höchſte Gerichtöhof zu ent- 
ſcheiden hat. 

Uberall, wo mit Geſchworenen verhandelt wird, ift ed nur die Nichtigkeitsbeſchwerde, durch 
welche das Urtheil angegriffen werben fann, und zwar aud nur dann, wenn das Berfahren oder 
das Urtheil Mängeln unterliegt, welche das Gejeg mit der Strafe der Nichtigkeit bedroht. Wir 
wollen hier beiſpielsweiſe noch der Bälle gevenfen, in welchen das preußiiche Gefeg vom 3. Mai 
1852 die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Urtheile überhaupt zuläßt. Dieje Beſchwerde findet ſtatt 
I) wegen Berlegung oder unrihtiger Anwendung eined Geſetzes oder eines Nechtögrundfages, 
and 2) wegen Verlegung oder unrichtiger Anwendung wejentliher Borfhriften oder Grund- 
füge des Verfahrens. Zu diefen wefentlihen Vorſchriften zählt dad Gefeg die, deren Beobach— 
ung bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben ift. Dies iſt der Fall: 1) wenn die geſetzlichen Be— 
kamungen über die Competenz verlegt find; 2) wenn an der Hauptverhandlung und Entſchei— 
Yang nicht die gejeglich vorgefhriebene Zahl von Richtern theilgenommen hat, oder wenn bei der 
deuptverhandlung ein Gerichtsoſchreiber nicht zugegen ift; 3) wenn das Urtheil erlaffen worden 
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ift, ohne daß vorher die Staatsanwaltſchaft mit ihrem Antrage gehört wurde ; 4) wenn unzuläſ⸗ 
figermeife dem Angeklagten die Vertheidigung abgeſchnitten oder weſentlich beſchränkt morben 
ift, oder wenn ohne gejeglihen Grund das Kauptverfahren in Abmwejenheit ded Angeklagten 
fattgefunden bat; 5) wenn ein rechtzeitig angebrachtes, gefeglich zuläffiges Rechtsmittel ald un= 
flatthaft zurückgewieſen, oder wenn ein verjpäteted oder ſonſt gejeglich unftatthafted Rechtämittel 
zugelaffen worden ift ; 6) wenn ohne Vorhandenſein der gejeglihen Vorausſetzungen die 
Mitwirkung ver Geſchworenen ausgeſchloſſen worden ift. 

In andern ald diefen Fällen unterliegt e8 der Beurtheilung des Obertribunals, ob eine 
Vorfhrift oder ein Grundſatz ded Verfahrens, auf deren Verlegung die Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegründet ift, als meientlic zu betrachten iſt oder nit. Somwol dem Staatdanmalte ald dem 
Angeklagten ftebt die Nichtigkeitsbeſchwerde, dem erftern aber bei freifprechenden Lirtheilen nur 
in einigen vom Gejege befonders bezeichneten Fällen frei. 

Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde begründet, dann vernichtet das Obertribunal das Urtheil und 
erfennt, wenn der Grund der Vernichtung nit in Mängeln des Berfahrend liegt, in ver Sache 
jelbft. In andern Fällen verweift ed die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſchei— 
dung an dad Gericht der betreffenden Injtanz. 2. Trief. 

Eroberung, . Kriegsredt. 

Erpreffung, Eoneuffion. Nach allgemeinem Sprachgebrauch ift Erpreflung jede Nöthi- 
gung eined andern, etwas zu geben oder zutbun, gleichviel ob die Nöthigung durhd Amwen- 
dung phyſiſcher Gewalt oder durch Erregung der Furcht vor einem Übel bewirkt wurde. Nah 
juriſtiſchem Spradgebraud nennt man nur rechtswidrige Nöthigungen folder Art Erpreffung. 
Wenn daher 5. B. jemand den Räuber in Ausübung rechtmäßiger Nothwehr zu etwas nöthigt, 
fo ift diejed Feine Erpreffung. Aber im engern Sinne nennt man juriftifh nur folde rechts 
widrige Nöthigungen Erpreifung, die nicht ein anderes benanntes Vergeben bilven, z. B. Raub 
(mwodurd man jemandem den Bejit beweglichen fremden Eigenthums in gewinnfühtiger Abficht 
abnöthigt) oder unerlaubte Selbfthülfe, mo man ſich durch die Nöthigung zu feinem Rechte zu ver: 
helfen ſucht. Auch bat man meift Erprefiungen der Beamten durch Misbraud ihrer Amts- 
gewalt theilweije over ſämmtlich unter bejonderm Namen zu bejondern Verbrechen erhoben, wie 
nah Römiſchem Rechte in dem crimen repetundarum,, nad deutihem Particularrecht in dem 
Bergehen des Amtsmisbrauchs. Es fragt ſich nur, ob es politiſch räthlich ift, jenen all: 
gemeinen Begriff rechtswidriger Nöthigungen oder Bedrängungen, die nicht ein anderes befon- 
dered Vergehen bilden, zu einem gemeinſchaftlichen jtrafbaren Vergehen zu erheben. Die Römer 
thaten dieſes nicht. Sie hüteten ji vor ſolchem Generalifiven im Strafredt. Sie bildeten zwar 
unter vem Namen Goncujjion ein außerorbentliches Vergehen (delictum extraordinarium), be- 
ſchränkten ed aber nur auf beftimmte Handlungen, nämlich wenn jemand durch Bebrängung mit 
einer Ausübung angeblicher öffentliher Machtbefugniffe oder duch Berrohung mit Anftellung 
einer Griminalanflage den andern zu dem Zugeſtändniß eines vechtöwidrigen Nerlangens be: 
ſtimmt. Andere Erpreſſungen aljo beftraften jie nur dann, wenn jie zugleich ein anderes be: 
nanntes Vergeben, wie Fälſchung und Betrug, Gewaltthätigfeit u. ſ. w., bildeten. 2) Außer: 
dem begnügten fie jih mit den privatrehtlihen Klagen und Nachtheilen, die den Bedräuger tra: 
fen. Und gewiß iſt es ſehr zu billigen, daß man nicht zu viele ganz allgemeine Begriffe von Hanb- 
lungen zu allgemeinen Griminalverbrehen erhebt, weil ſonſt allzu leicht jehr unbedeutende 
Rehtöwidrigfeiten, welche durch die Brivatklagen und ihre Folgen, Schadenerjag und Proce- 
foften, genügend gebüßt würden, ald Criminalverbrechen verfolgt werden. Mindeftens mirfte 
man dieſes allgemeine Vergeben auf folhe Erpreſſungen beſchränken, welche eine geminnfüchtige 
Eigenthumsbeeinträhtigung bezweden. Nichts ift gefährlicher für die bürgerliche Freiheit und 
bequemer für die despotiſche Unterdrückung, ald wenn der Bürger bei jedem Schritt und Tritt in 
Griminalanklagen zu verfallen fürdten muß. Sind nur einmal fo ganz allgemeine Reihen von 
Handlungen zu Verbrechen erhoben, jo kommt nun die ſtets unfihere Auslegung und Ausdeh⸗ 
nung noch hinzu, und unbedeutende, ja oft felbit nicht einmal rechtswidrige Handlungen veran- 
laſſen einen unheilvollen Griminalproceß und geben die Bürger ver Willkür preis. Jedenfalls 
ift feftzubalten, daß der Charakter wahrer Rechtswidrigkeit zu einem Vergehen durchaus unent⸗ 


1) Heffter , Lehrbuch des rn deutjchen Griminalrechts, $. 365. Irrig ift es, wenn ältere Gris 
minaliften, 3. B. Grolman, Criminalrecht, $. 300, Feuerbach, $. 430, annahmen, daß jede Erpreffung 
—— Falſchung ſei. Auch das iſt nicht nöthig, daß immer die Erpreſſung durch Vorwand oder Mid 

rauch einer rechtlichen Gewalt oder Befugniß ausgeübt wird, S. Henke, Handbuch des Strafrechte, TIL, &2, 
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bebrlich it. Wer daher duch Drohung mit einem Nachtheil, ven er das Recht hat eintreten zu 
laſſen, z. B. mit einer begründeten Givilflage den andern zu etwas zu beftimmen jucht, was, 
wenn berjelbe es thut, an ſich fein Unrecht ift, der hat nicht rechtswidrig erpreßt. (Qui jure uti- 
tur suo, nemini facit injuriam.) Etwas anderes aber ift die Bedrohung mit einer Griminal- 
anflage. Dieje erklärten die Nömer ats Vergeben, weil dad Recht zu Griminalanklagen ein 
öffentliches Mecht ift, wobei Die Bürger wie Staatsbeamten ſich hüten müſſen, die ihnen nur für 
plihtmägige Körderung des öffentlihen Wohls anvertraute Öffentlihe Gewalt zur Erprefiung 
von Privatvortheilen oder von Zugeitändniflen, wozu man nicht ſchuldig ift, zu gebrauden. 
Man hat jene römische Beitimmung beiund ausgedehnt auf Bedrohungen mit Denunciationen, 
and da das Recht, Verbrecher zu venunciren, ebenfalls ein öffentliches Recht der Bürger ift, fo 
kann man diefes einräumen. Die moraliſche Schändlichfeit, durd eine folhe Drobung einem 
andern die Ginräumung eined Gewinns abzunötbigen, ift au dann flar, wenn die Denuncia- 
tion an ſich keine unvechtliche, alſo feine wiſſentlich fatiche ift. Außerdem aber ift dieſes auch 
rechtswidriger Misbrauch öffentlicher Pflicht. Dagegen wird auch diefer nicht mehr vorhanden 
fein, wenn ein Bürger durch die Drohung mit einer an ſich rechtlich möglihen Denunciation 
einen Dieb bedroht, auf ven Fall, daß er nicht dem Beſtohlenen das Geftohlene wiedererftattet. 
Denn der Bürger hat nicht, wie der Beamte, die abfolute Brliht, die ihm befannt gewordenen 
Vergehen amtlich zu verfolgen, und er kann e8 mit feiner Bürgerpflicht vereinbar halten, bier 
die Denunciation zu unterlaflen. Am ftrafbariten find wol die Erpreifungen durh Misbrauch 
der Amtögewalt, jei es, daß ie unmittelbar auf nieverträhtigen Vermögendgewinn des Beam: 
ten gerichtet ſind, fei es, daß je andere Ginräumungen der Bürger, 3. B. Geſtändniſſe oder 
Bahifiimmen ver Bürger, bezweden. Zwar laffen fih hier Fälle denken, wo der Beamte nicht 
aus niederträhtigen Motiven, jondern aus jogenanntem übertriebenen Amtseifer handelte, und 
während gewinnfüchtige Erpreffungen zur Nettung der Rechtlichfeit und der öffentlichen Achtung 
der Amtsuerwaltung unbedingt mit infamirender Caſſation zu ftrafen find, muß bei dieſer 
zweiten Haupiklaſſe von Beamtenerpreifungen allerdings je nach den verjhiedenen Umſtänden 
unterſchieden werden. Jedoch iſt nie zu vergeflen, daß die ihrem Weſen nad rechtlich und geſetz— 
lid) befähränfte Amtsgewalt ein Heiligthum ift, das den Beamten anvertraut wird und zur Er: 
baltung der Freiheit, Ehre und Sicherheit ver Bürger und der Negierung gegen Misbrauch 
jeglicher Art möglichft forgfältig gefhügt werden muß; ſodann aber, daß auch diefem Misbrauch 
der zweiten Gattung gemöhnlich niederträchtige Gewinnſucht, dad Streben nad Beförderungen 
und andern ähnlichen öffentlihen Gunften zu Grunde liegt. Das ift bei fo vielen Inquirenten 
and ihren Erpreflungen von Geftändniffen, zumal in politiihen Vroceſſen der Fall und bei fo 
sielen Beamten, welche durch Misbrauch ihres Amts, der Criminal- und Bolizei = und jonftigen 
Amtsgewalt, nur zu oft die ſämmtlichen Amtsangehörigen mit Nachtheilen aller Art bedrohen 
und duch deren Androbung und Zufügung von liberalen Wahlen und Gelinnungsäußerung 
zurückzuhalten und ein entgegengejegtes Benehmen zu erpreſſen juchen. Will die Regierung 
nicht die Bürger corrumpiren und ji die Achtung zerftören, will man nicht einen früh oder jpät 
verderblichen Krieg der Bürger gegen die ihren heiligſten Rechten feindfelige Regierung und 
Verwaltung ermeden, jo muß man aud ſolche Erpreffungen ftreng beftrafen. Es gelten bier 
aud die oben angeführten Geſichtspunkte rückſichtlich der Beftehung (1. d.). Bon den Erpref- 
ungen der Privaten find im allgemeinen gewiß am jtrafbarften ſolche Erpreſſungen, melde 
dur den gewinnſüchtigen Zweck und durch die angewendete oder angeprohte Gewalt dem 
Raube gleich ſtehen und nur dadurch fich unterſcheiden, daß fie nicht wie dieſer die Beſitzabnahme 
einer beweglichen Sache bezweden. Doc wird die größere Gemeingefährlichfeit der Räuber im 
Bergleih zu die ſen Erpreilern die Strafbarfeit der erftern höher ftellen. Die neuern Gefeg: 
bücher find in Beziehung auf das Vergeben der Erpreflung nit blos außerordentlich verichie: 
den, ſondern auch großentheils tadelnswerth wegen ungenügender, unbeftimmter und allzu weis 
ver Ausdehnungen ded Begriffs des Vergehens. Vgl. hierüber und über die Literatur Feuer— 
dachs „Lehrbuch des peinlihen Rechts“ (13. Auflage, Gießen 1840), $. 430 und 43 

i Welder. 
Ers kine (Thomas, Lord), einer jener ausgezeichneten engliſchen Juriften, wie England 
kei feinem nationalen Rechte und jeiner freien Verfaſſung viele, Deutſchland bei dem Gegentheil 
von beiden leider nur jehr, ſehr wenige hat, ein Mann, zugleich trefflicher Iharfiinniger Jurift, 
bekei son großer allgemeiner Bildung, mit fiegreicher Beredſamkeit und zugleich ein Patriot 
ꝛen warmer, muthiger, unerfdütterlidyer Freiheitsliebe Als dritter Sohn des ſchottiſchen Gra⸗ 
tn ®uhan wurde er am 21. Jan. 1750 geboren. Im Alter von 18 Iabren verließ er die Univer: 
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jität, trat zuerft in Die Marine, dann in die Landarmee. Im 21. Jahre, noch ohne ein genügen: 
des Einkommen, ſchloß er eine Neigungsheirath, kämpfte ald Bamilienvater mit Nahrungs: 
forgen und begann deshalb im 26. Jahre das Rechtsſtudium. Er wurbe nach dreijährigen 
Studien Barrifter und bewährte jich glänzend gleich in feinem erften Proceß. Er führte venfel- 
ben für ven Kapitän Baillie, ver wegen angeblichen Prefvergehend (libell) angeklagt worden 
war, weil er die Misbräuche in derMarineverwaltung ohne alle Schonung und Furdt an das 
Licht gezogen hatte. Auch ver Anwalt bewies mit ber tüchtigſten Rechtskenntniß und ber treff- 
lichſten Beredſamkeit zugleich unter einer damals ſehr verfolgungdfüdhtigen Verwaltung bie 
rücfjichtölofe Unabhängigkeit des wahren Rechtsmannes. In freien Staaten ift das, was in den 
unfreien in verderbenfhwangere öffentlihe Verfolgungen flürzt, deren Schrecken dann aufs 
neue die allgemeine Knechtſchaft vermehren, der rückſichtsloſe Männermuth nämlid in der Ent- 
hüllung des Öffentlihen Unrechts und in der Vertheidigung ver Verfolgten, der Weg zu Ruhm 
und Größe und das Mittel zur Rettung der Freiheit des VBaterlanded. In England wie in Rom 
bahnt jolde Tüchtigkeit und die Advocatur den Weg zu den Nationalvertrauen und zur politi- 
ſchen Größe. Erskine's Ruhm war mit feinem erften Auftreten begründet. Alle beveutenven 
politifchen Broceffe, weldye die verfolgungsfüchtige Regierung veranlaßte, wurden ihm jegt über- 
tragen, und überall vertheitigte ex fiegreich die großen Grundſätze der englijchen Breiheit und 
Gerechtigkeit gegen die Hinterliften und Misbräuche ver Gewalt. In dem Proceß des Bud: 
händlers Stockdale, der ebenfalld wegen Libell angeflagt war, 1789, bewies er zum erften mal 
gründlich, daß dem englifhen Rechte nad; die Geſchworenen nicht, wie ed bisher in die Praxis 
fi) eingefchlihen hatte, nur allein iiber die Thatfache ver Verbreitung der Schrift, fondern zu: 
allererft darüber, ob die Schrift ein Libell fei, zu entjcheiden hätten. Diefe Anſicht ging zum 
wirffamen Schug der englifchen Preffreiheit und dadurch der ganzen englifhen Verfaſſung in 
die Praxis und durd ihn und Kor fpäter auch in die Gefeggebung über. Die Rüdjicht auf ſeine 
vortheilhafte Stelle eines Generalprocuratord des Prinzen von Wales hielt ihn 1792 nicht ab, 
die Bertheidigung des wegen feiner „Menſchenrechte“ verflagten Thomas Payne zu führen. Er 
verlor die Stelle und führte 1800 aud) den Proceß des Königsmörders Hardfield. Seit 1783 
Mitglied des Unterhaufes, ſeit 1806 Peer von Schottland und als Lordkanzler in dem Eurzen 
Minifterium Greenville vertheidigte er auch Hier ſtets feurig die Sache der Gerechtigkeit und 
Freiheit, die vollen Rechte ver Geſchworenen, die Rechte der iriichen Katholiken, die Aufhebung 
des Sklavenhandels, für welche er 1814 eine Petition von 80 Geiftlihen einreidhte, die Be: 
freiung Griechenlands und die wahren Principien der erflen Branzöfiihen Revolution. Befannt 
ift feine mad) dem Wiener Congreß gehaltene herrliche Rebe, in welcher ver erfahrene Greis fo 
nachdrucksvoll die Tüchtigkeit und Tapferkeit ver deutſchen Nation, ihre wohlbegründeten Redhte 

auf wahre Freiheit anerkennt und ihre Fürften glücklich preift, fofern fie nur ed einjähen, wie 

ihr Ruhm und ihre Eriftenz davon abhänge, daß fie treu ihren rechtlichen Zufagen und Pflichten 
dieſe unvermeidlidhe Freiheit redlich beihügen und verwirklichen. Erskine ftarb am 17. Nov. 
1823, 73 Jahre alt. Seine berühmteften Gerichtöreden erfhienen unter dem Titel „Speeches 
on subjeets connected with the liberty of the press and against treasons“. Eine Fleine 
höchſt freifinnige politifhe Schrift von ihm: „‚View on the causes and consequences of the 
present war 1789, erlebte 48 Auflagen. Noch Eurz vor feinem Tode publicirte der freiheit: 
liebende ehrwürbige Greis, der den Minijtern fo oft herb opponirte, neben einer Schrift für bie 
Freiheit ver Griechen auch ein Gedicht auf ven Landbau. Seine Peerswürde vererbte dieſer alte 
Adeliche von ehtem Schrot und Korn auf feinen zweiten Sohn David Montagu Eräfine. 


Welder. 

Erftgeburtsrecht, ſ. Succeffion oder Thronfolger 

Erwerbögefellfchaften, ſ. Gefellihaften. 

Erzbifchof, ſ. Kirchenverfaſſung (katholiſche). 

Erziehung iſt die planmäßige Entwickelung der menſchlichen Natur in der Richtung auf 
Erfüllung des in ihr dargelegten ſchöpferiſchen Gedankens, wie dieſer als erfüllbar ſich heraus 
ſtellt im Zuſammentreffen mit den einem Lande, einem Volke und dem Einzelnen gegebenen 
unabänderlichen Lebensverhältniſſen. Der Erzieher — ſei es der Staat, ſei es eine Privatan— 
ſtalt, ſei es ein einzelner Menſch — hat daher als oberſtes leitendes Princip für ſein Streben 
und Wirken das immermehr abzuklärende Ergebniß eben der Frage zu erkennen: Welches iſt 
der in der menſchlichen Natur dargelegte ſchöpferiſche Gedanke und Plan? Was fann der 
Menſch vemnad aus ih) mahen? Was kann aus ihm gemacht werden? 

Die. Antwort auf diefe ſchöne allumfaffende Frage ift der hocherhabene Siegespreis ver 
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menichlichen Etkenntniß. Gr wird zwar hienieden ſeines Schleierd nie vollftändig entkleidet 
werden, doch jeder Schritt näher iſt der ſegensvollſte Gewinn fürs Leben. Den ſicherſten Weg 
dahin bildet die Zufammenftellung, Vergleihung und philojophiihe Durchforſchung der glüd: 
lichſt entwickelten Menſchennaturen, wie und wo wir fie immer an Völkerfchaften oder an ein: 
zelnen Menihen finden. Die Erziebungslehre, die Erziehungswiſſenſchaft hat daher aus ver 
Anatomsie, Phyſiologie und Pſychologie, aus der Anthropologie des ganzen Geſchlechts aller 
Zeiten, au der Länder: und Völkerkunde, aus der Geihichte, aus der Moral: und Religions: 
philofopbie ihre Nahrung zu ziehen. 

Ballen wir alles zufanımen, was uns diefe Quellen bisjegt bieten, jo werden wir ung den 
Schöyfungsplan mit den im menſchlichen Weſen waltenden natürlichen Gefegen, die ganze Idee 
des Menſchenthums — von der wir durchaus ein Bild ung zn entwerfen tradhten müffen, wenn 
wir ein naturwahres und beftinmungsgemäßes Strebeziel der Erziehung finden wollen — in 
folgenden Umriffen zu denken haben. 

Der Menſch vereinigt in ji alle drei Stufen des organiſchen Lebens. Mit den übrigen 

höher entwidelten Gefhöpfen bat er das ftoffliche (pflanzliche) und das ſeeliſche (thieriſche) 
Leben gemein. Als die alles weit überragende Krone der unjerer Wahrnehmung zugängigen 
Schöpfung ift er aber das einzige Weſen, in welches die Fähigkeit einer Steigerung des jeeli- 
ſchen Lebens zur dritten Stufe, zum geiftigen (menſchlich-göttlichen), felbitbewußten, jid aus 
und durch ſich ſelbſt beſtimmenden, alio in ſich freien und die Fähigfeit eines bis ind Unendliche 
fortbilobaren Lebens gelegt it. Er ift das einzige Wejen, in weldem das ſeeliſch-geiſtige Leben 
zur Herrichaft über das ftoffliche gelangen kann, in welchem aljo offenbar das legtere nur die 
Geltung als Mittel zum Zwecke des erftern hat, nicht aber umgekehrt, wie es bei allen übrigen 
Geſchöpfen der Fall ift. Inſofern nun im entwidelten Menſchen das jeelifche als in das geiftige 
Leben über: und in ihm aufgehend und dieje beiden Lebensftufen in ihrer Vereinigung als 
gegenjäglic zu jener unterften Stufe, dem ftofflichen Leben, gedacht werden müſſen (weil legtere 
durch erftere bis auf eine gewiſſe Grenze beberricht werden fanı), haben wir das menſchliche 
2eben überhaupt auch nur in einer zweifadhen Eriheinungsfeite, ald Körper und Geift, ind 
Auge zu faflen. 

Wie das Gedeihen eines jeden organischen Weſens, jo beruht aud dad des menſchlichen 
Drganidmus auf dem natur: und beftimmungsgemäßen Gleihgewichte feiner individuellen 
Kräfte jowol unter ſich als auch in ihrer Wechjelbeziehung zur Außenwelt. Körper und Geift 
müjfen ſich in dieſem Gleichgewichte zueinander erhalten, wenn jie ihre Lebensaufgabe erfüllen 
ſollen: ſowol zueinander, ald aud) ein jeder von beiden in den Thätigkeitsformen jeines eigenen 
Gebiets. Jedes Misverhältniß hierin wirkt flörend oder vernichtend auf beide Seiten oder rich— 
tiger geſagt auf das Ganze, weil beide Erſcheinungsſeiten des Lebens bienieden zu einem 
Ganzen, das wir mit dem Begriffe „Menſch“ bezeichnen, untrennbar verichmolzen find. Der 
Körper ift die Wurzel der irdiſch-menſchlichen Griftenz und des geiftigen Lebens, die immer 
böbere Eniwidelung des legtern das wahre Ziel des menſchlichen Lebens. 

Moh und unentwickelt tritt dad Kind aus der Hand der Natur in die Welt ein, aber reich 
begabt mit Keimen allfeitiger Entwidelung, d. 5. mit Kraftanlagen oder Entwidelungsmög: 
lichkeiten. Diele Keime find ſowol auf körperlicher wie geiftiger Seite theild edle, weldye auf- 
wärtd, zur Vervollkommnung, theild unedle, lebensfeindliche, weldye abwärts, zur Fehlerhaftig— 
keit und Vernichtung führen. Die edlen find: die Keime der förperlihen und geiftigen Voll: 
kraft, Geſundheit und Schönheit, die Keime des Lebend; die unedlen: die Keime der förperlichen 
und geiftigen Roheit, Krankheit und Entartung, die Keime des Todes. Die verfchiedenartige 
Miihung diefer Keime bedingt die Eigenthümlichfeit jeved Einzelmenſchen und feine invivi- 
duelle Lebensaufgabe, d, h. die Aufgabe: eben aus diefem Miihungsverhältniffe und deſſen 
Kampfe mit den Einwirkungen ded allgemeinen Lebens heraus den Weg nad dem für alle 
gleichen höchſten Lebensziele (der fittlihen Veredelung) zu finden. Die edlen Keime follen durch 
den Kampf mit den unedlen ſich Fräftigen und entwideln und möglichft frei von ihnen machen, 
wie ja alled Leben auf dem Kampfe ver Gegenfäge beruht. 

Weckung und harmoniiche Entwidelung jener, naturgemäße Beihränfung oder Unter: 
Mmüufung dieſer ift das Grundgeſetz des menſchlichen Lebens, mithin zunächſt der Erziehung. 
Diefe Harmonische Entwidelung beiteht aber, wie bei allen körperlichen und geiftigen Kräften, 
in angemeflener (immer dad Gleichgewichtsverhältniß der Kräfte erhaltender) progrefjiner 
Übung. Sie ift alſo dad Wefen aller Erziehung, im einzelnen wie im ganzen, der privaten 
wie der öffentlihen. Sie ift zugleich die natürliche Orundlage der beflimmungsgemäßen Fort: 
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entwicelung, der fpätern und weitern Selbfterziebung, welche als edelſtes perſönliches Kleiner 
das ganze übrige Leben durchzieht, ſichert und von Stufe zu Stufe hebt. 

Obgleich aber die Förperliche und geiftige Seite des Menſchen im einer gewiſſen Gegenfäg: 
lichkeit zueinander jtehen, jo kann doch die Erziehung, alfo die angemeffene progrefiive LIbung 
der guten Kraftanlagen, nur gedeihen, wenn fie immer und überall beide Seiten, den ganzen 
Menihen ins Auge fait. Denn eben jene Gegenjäglichfeit bedingt die innigfte beiverfeitige 
Wechſelbeziehung und Abhängigkeit. Wieviel auh in Saden der Erziehung ſchon gedacht, 
gefchrieben und gefchehen ift, diefer Punkt ift doch noch immer bei weiten nicht bis zu allgemei: 
ner Erkenntniß durhgedrungen. Man hat fich noch immer nicht von dem naturwibrigen Halbi: 
ven des Menſchen trennen können, bald hier die körperliche, bald dort die geiftige Seite allein 
oder doch mehr oder weniger in unverhältnißmäßiger infeitigfeit auffaffen und bebanbeln 
wollen. Mebr als je treten die betreffenden Misverhältniffe und folgenſchweren Wirkungen 
grell hervor, mehr als je ift es gerade die dringende Aufgabe der gegenwärtigen Zeit, biefe 
natürliche Harmonie der gleichmäßigen Entwidelung und Kräftigung beider Seiten der menſch— 
lichen Natur in allen erzieherifhen Einrihtungen und Beftrebungen herzuftellen. 

So alfo werben wir die Idee ded Menſchenthums und folglich die allgemeine Aufgabe der 
Erziehung aufzufaſſen haben. So wird der von Menſchen auf Menſchen ausgeübte und berech⸗ 
nete erzieheriſche Einfluß eine ſolche Grundlage und Richtung der Entwidelung ſchaffen, melde 
am meiften zu der Hoffnung berechtigt, daß die Selbft: und meitere Fortbildung inmitten der 
unberechenbaren erzieberifhen Einflüffe des übrigen Lebens die zielentſprechende Bahn und 
Richtung behalten wird. 

ALS oberfte Aufgabe für den Staat erfennen wir die: der Macht des menſchlichen Geiſtes 
in allen Graden und Formen auf Grundlage körperliher Vollkraft die höchſtmögliche Freiheit 
der Entwickelung zu ſchaffen innerhalb der Geſetze der Religion, Sittlichkeit und Vernunft, 
alfo in der Richtung nad allfeitiger Veredelung, damit allen, auch ven verborgenen edlen Kei: 
men und Fähigkeiten des einzelnen Menfhen offene Bahn, um an das Tageslicht zu gelangen, 
geſchaffen werde, damit jedem Gliede des Staates die Möglichkeit gegeben ſei, aus feiner won 
der Natur erhaltenen Mitgabe die Fülle feiner Leiftungsfäbigfeit für das Ganze und für ſich 
ſelbſt zu entfalten. 

Diefe Aufgabe ift nur zu erfüllen durch eine fortwährende möglichft zeitgemäße und alle 
Schichten ded Staates durchdringende Ausbildung der Volkserziehung. 

Jedes zum wahren menſchlichen Bewußtſein gelangte Volt — und infofern deflen Regie: 
rung ber natürliche Repräfentant des Volksbewußtſeins ift, zunächſt dieſe — erkennt daher in 
der Volfserziehung feine erfte und ſchwierigſte Aufgabe, die erfte Lebendfrage des Staates. 
Sie fteht überall in gleihem Verhältniſſe mit ver geichichtlihen Bedeutung, mit dem Bildungs: 
werthe, mit der phyſiſchen und moralifhen Lebenskraft einer Nation. Die Geſchichte der Er- 
ziehung ift der Brennpunft der Gefhichte der Staaten. Das beweift die Weltgefhidhte von 
Anfang bis auf den heutigen Tag. Immer und immer bleibt das Gebeihen aller ſtaatlichen 
Ginrihtungen abhängig von der einen Grundbebingung: von der Sorge für die Bildung ber 
Jugend. Sie tft die gemeinfhaftliche Lebenswurzel jeder andern Verbeflerung auf dem ganzen 
Gebiete unſeres politifchen und focialen Lebens. 

Man fürdte nicht, daß durch das Höherfteigen ver allgemeinen Volksbildung — welches 
als der allgewaltige Urtrieb nad fortfhreitender Verwirklichung der Idee des Menſchenthums 
doch einmal nicht mehr ungeſtraft ſich zurückhalten läßt — die untern Schichten des Volkes zu 
anſpruchsvoll werden würden. Dies wäre allerdings als eine für das Staatswohl bedenklich⸗ 
Schattenfeite zu betrachten. Dies ift aber nur der Fall bei halber over ganzer (durch äußere 
Gewalt immer nur nothbürftig niedergehaltener) Robeit der untern Schichten, bei Verbildung 
oder bei Überbildung derfelben, d. b. bei einer ſolchen Bildung, die wol die Verfeinerungen des 
Lebens überallhin eindringen läßt (der gefährliche Standpunft mander Staaten der Gegen: 
wart), aber nicht gleichzeitig die Veredelung des Lebens dur vernumft: und naturgemäße 
Lebensanfhauung und durch firtliche Kraft verallgemeinert. Die wahre, gediegene, (nur allge- 
mein menſchlich) veredelnde Bildung ift das radicalfte Mittel gegen ſolche Auswüchſe am 
Staatskörper. 

Alles, was der Staat von materiellen Kräften für die Volkserziehung verwendet, iſt nur 
fheinbarer Aufwand, in Wirklichkeit aber, und fei ed noch fo reichlich, ein Beweis der fegene- 
reichiten, weifeiten Sparjamfeit. Indem fie bie hoͤchſten menſchlichen Lebenszwecke förbert, wer: 
ringert fie in entſprechendem Verhältniffe die Summen, welche auf Öffentliche Unterflügunge: 
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und Berforgungsanftalten, auf Penfionen, auf Kranken: und Irrenanftalten, auf Polizei: 
und Strafanftalten, überhaupt auf Die Organifation des Juftizwejens verwendet werden müſſen. 
Ja jie würde, böher entwidelt, auch einen anjehnlihen Theil jener Summen erfparen, welde 
fort und fort der Militäretat verihlingt, da hierdurd der felbitändige Halt einer Nation nad 
innen wie nad außen wächſt, um jo mehr alfo von den jtehenten Heeren überflüjjig wird, obne 
deshalb das wahrbafte Gleichgewichtsverhäliniß zu andern Staaten zu jtören. Es heißt am 
verfebrten Ende anfangen, wenn man die Grundübel des Familien- und öffentlihen Lebens 
großwachſen läßt, um fie nachher durch Aufbietung aller Kräfte zu befämpfen. Vorbeugen ift 
ungleich leichter, bejler und billiger ald heilen. Baßt man das Unfraut an der Wurzel, jo wird 
die gute Saat das Feld behaupten und die beiten Kräfte deilelben, anjtatt daß dieje im Kampfe 
gegen das Unkraut erihöpft werden, an ſich ziehen, um ſie nicht nur der Summe der Lebenskraft 
ded Staatdorganismus zu erhalten, jondern durd ihre Veredelung und Vervielfältigung einen 
intwer neuen Zuwachs zu diejfer Summe daraus zu jhaffen. Nur auf diefem Wege läßt ji 
alles linfraut des Staates auf dad menjhenmöglihe Minimum berabbringen. 

Wo geſunde Volkserziehung mwaltet, da werden alle Umbildungsproceſſe, die ja, gemäß dem 
Lebensgrundgeſetze einer ftetigen Hortentwidelung, ver Staatsorganismus mit jedem andern 
Drganismus gemein hat, jtatt durch Umſturz und vernidtende Kämpfe (die Krankheiten der 
Weltgeiichte, die Neubildung durch vorausgegangene Zerftörung) auf dem Wege allmählicher 
fanfter Reform (der normalen Umbildung, der Verjüngung zu jtufenweijer Höherentwidelung) 
erfolgen. Wo der Kern des Staatsorganismus gejund ift, da wird alles, was an ihm lebens- 
unfähig und für das Ganze verderblic geworden, von jelbit und ohne Störung ded Allgemein - 
befindens ausgeſchieden und alled Unzeitgemäße, was etwa binzutreten wollte, nicht haften, 
denn Dad linfraut findet in dem gejunden Boden feine Nahrung. 

Kurz, jeder Urtheilöfähige muß in der Volfderziehung die Urquelle aller Volkswohlfahrt 
eıtennen. 

Da num die Volkderziehung das geſammte Erziehungsweſen, das häusliche wie das der 
Schule, in ih ‚begreift, jo haben wir und hier mit der Frage zu beihäftigen: Was alles fann 
der Staat zu dieſem Zwecke thun ? 

Eine directe Einwirkung auf die häusliche Erziehung bejigt er nit. Er befigt eine ſolche 
nur auf die Schulerziehung. Aber eben dadurch, daß er auf die legtere gründlih und mit allen 
rationellen Mitteln einmwirkt, day er auf allen Wegen, durd Anregung von Schrift und Wort 
und andere Anregungen, vorzüglich aber durch einen tüchtig gebildeten Lehrerftand das Ein— 
dringen rationeller erzieheriicher Anfichten und Grundjäge in das Volksbewußtſein möglihft 
fördert, namentlich auch dadurch, daß er eine innigere geiftige Verbindung zwiſchen Haus und 
Schule ‚in der jpäter anzugebenden Weije anbahnt, bejigt er die Macht, obſchon nur indirect, 
doch fiher, auch auf Hebung der häuslichen Erziehung einzumirken. 

Die nähfte Aufgabe des Staates für unjern Zweck ift alfo die Hebung ver Schulerziehung. 
Diele verlangt: 1) eine gründliche und rationelle Ausbildung und entſprechende Lebenöftel- 
lung bed Lehrerſtandes, 2) eine rationelle Ginrihtung ded gefammten innern und äußern 
Schulweſens, 3) eine innige geiftige Verbindung zwiihen Schule und Haus. 

1) Eine gründliche und rationelle Ausbildung und entfprehende Le— 
bensitellungdeskchrerftandes. Wir jeden bier ab von der voctrinellen und fachwiſſen— 
ſchaftlichen Ausbildung. Dieje mag immerhin in den meiften Gulturfjtaaten als den Anforde— 
rungen der Zeit entjprechend betrachtet werden. Dieſe jedoch bildet höchſtens Lehrer, nicht aber 
Pädagogen, rationelle Erzieher. Ein Lehrer aber, der nicht zugleich Pädagog im vollen Sinne 
des Wortes ift, der nicht vor der Lehrerbildung die Pädagogenbildung erlangt hat, iftein Wiber- 
fprud in ih jelbft. Ja jogar in der Ausübung der Lehrthätigfeit an ſich wird Diefe fundamen: 

tale Züde fort und fort ji fühlbar machen. 

Es ift die gründliche anthropologiihe Vorbildung, welche wir meinen. Sie ift die einzig 
rationelle Grundlage aller wahrhaft pädagogifchen Ausbildung. Und dieſe fehlt, wenigſtens 
als eine allgemeine und obligatoriſche Einrichtung, als Grundbedingung für die Übernahme 
eines Lehrer⸗ und Erzieherberufs noch überall. Ja ſie fehlt ſogar noch vielen der oberſten 
Sähulbehörben. 

Ber den Menichen bilden will, muß vor allem die menjchliche Natur, mup die Bedingun— 
snund Gejege kennen, auf denen die Griftenz und Entwidelung des Eörperlich:geiftigen Orga- 
alämns, den er eben bilden will, dieje wunderbare Verſchmelzung und Wechſelbeziehung des 
körperlichen und geiftigen Lebens beruht, muß insbeſondere die Entwidelungögejege des find: 


158 Erziehung 

lihen Organismus fennen. Je höher das Eulturleben mit feinen Anforderungen fleigt, um fo 
dringender nothiwendig wird dies, wenn nicht durch das Werk der Jugendbildung die allwal- 
tenden Naturgefege zum Verderben der Generation verlegt werden follen. 

Die anthropologifche Vorbildung, welche ver Jugendbildner haben muß, verlangt zunächſt 
eine klar zu überblickende Kenntniß der allgemeinen Einrihtungen, Grundbedingungen, Grund: 
gefege und Grundfräfte, auf denen das Leben des menfhlihen Organismus und feine Entwicke— 
lung zur Gefundheit und Vollkraft beruht, und (auf diefer Grundlage) der Pſychologie des 
Kindes in feinen verſchiedenen Entwidelungsftufen. Denn die Gefege des kindlichen Geiftes- 
lebens, die den Lehrer am directeften interejfiren müffen, wurzeln ja in den organifhen Bedin— 
gungen und Gefegen. Dies ift bei rihtigem Verfahren fein ſchwer zu erfüllendes, aber umter 
allen Umſtänden ein unerlapliches Verlangen. 

Nicht etwa auch den Franken Menfchen, nein, wol aber den gefunden Menfhen mit allen 
in ihm waltenden Gejegen und Kräften follen die Pädagogen kennen und naturgemäß behan— 
deln lernen, damit er durch die Schulbildung nicht nur nicht (mie jegt fo Häufig) Frank werde, 
fondern vielmehr, damit die geijtige Ausbildung und Kräftigung mit der förperlichen natur: 
gemäß Hand in Hand gehe und fo eine Seite durch die andere, mithin der ganze Menſch auf 
eine höhere Lebensftufe gehoben werde. Der menfhlihe Organismus Fann nicht erfannt und 
behandelt werden einfeitig, in Hälften, am alferwenigften ohne die Wurzelhälfte, fondern nur 
als einheitliches Ganzed. So ſpricht das Naturgefeg. Körperliche und geiftige Erziehung läßt 
fih nicht einmal in der Betrahtung trennen, noch viel weniger in der Ausühbnng. Wer irgend- 
wie erzieherifch wirken, lehren oder ſchreiben will, muß ftet8 den ganzen Menihen vor Augen 
haben und verftehen, fonft fteht er ohne Schlüffel vor dem Schloffe. 

Außerdem gehören zur anthropologifhen Vorbildung für Pädagogen Beobachtungscurſe 
in Kinvderbewahranftalten, Kindergärten, Waifenhäufern und ähnlihen Inftituten, wo unter 
gediegener Leitung das Studium des geiftigen und Förperlihen Entwidelungslebens aus un— 
mittelbarer und noch durch feine amtliche Thätigfeit geftörter Anfhauung gewonnen würde — 
eine pädagogiſche Klinik. Zugleih würde dadurd der Fünftige Lehrer in den fir ihn unent- 
behrlichen Taft ded Umgangs mit Kindern, je nad der Alteröftufe und ihren fonftigen indivi- 
duellen VBerfhiedenheiten, eingeweiht werden. Auch die Entwidelung des geiftigen Lebens bei 
verwahrloften Kindern oder bei förperlihen Hinderniffen in Rettungshäufern, Taubftummen;, 
Blindeninftituten u. ſ. m. ift für ven Pädagogen eine reihe Quelle des Studiums, da in vieler 
Beziehung die Grundzüge ded normalen Lebens erft durch den Schatten des abnormen Lebens 
hervortreten. Der Pädagog muß das ideale Mufterbild der menfchlihen Natur und den Ber: 
gleich veflelben mit den Zuftänden der Wirflichfeit vor feinem geiftigen Auge haben, um danach 
fein ganzes Streben normiren und den gegebenen Berhältniffen der Wirklichkeit anpaflen zu 
fönnen. Er muß wiffen, was aus der menf&hlihen Natur gemacht werden kann, auch bei man: 
gelhafter Beihaffenheit derſelben, aber bei richtiger Benngung aller ihrer körperlichen und 
geiftigen Anlagen. 

Mur eine folde anthropologiihe Vorbildung der Schulmänner wird die volle Befähigung 
für alle Richtungen der Schulthätigfeit Schaffen, wird durchgehende naturgemäße und rationelle 
Einrichtungen des äußern und innern Schulweiens, der Summe, Gintheilung, Art und Weiſe 
des Unterrichts fihern und dem amtirenden Lehrer in den taufenderlei int voraus nicht beftimm= 
baren einzelnen und individuellen Vorkommniſſen, wozu ihm Selbftändigfeit des Urtheils un— 
erlaßlich ift, den wahren Maßſtab an vie Hand geben. 

Die Zeit verlangt daher dringend, daß für ven höhern Kehrerftand, der feine Bildung anf 
den Univerfitäten erlangen ſoll, dvafelbft eigene Kehrftühle der Pädagogik, die überall nur als 
Beiläufer anderer Wiffenfchaften behandelt wird, errichtet werben. 

Die Pädagogik, wie jie fein jo, geht hervor aus der Päpologie, der Kinderkunde, d. h. der 
caufalen Kenntnig aller der körperlich-geiſtigen Eigenthümlichkeiten des kindlichen Lebens in 
feinen verſchiedenen Entwidelungsftufen, in deren frenger accommopdirender Beachtung bie 
rationelle Pädagogik, die naturrichtige erzieberiihe Behandlung des Kindes befteht. Nur auf 
diefem eract päbologifhen Untergrunde Fann eine gefunde Pädagogik, ald Wilfenfhaft und als 
Kunft, allmählich heranwachſen. Denn erft aus ver Kenntnif der allgemeinen (idealen) pädolo⸗ 
giſchen Normalverhältniffe kann der erziehende Lehrer das finden, was in den gegebenen ein— 
zelnen Fällen, die ja unendlich verſchieden find, als fpeciell praftifche (reale) Norm für fein Vers 
fahren maßgebend ift. Die zweite Grundlage der Pädagogik ald Wiſſenſchaft it vie Geſchichte 
des Erziehungsweſens bei ven verfhiedenen Gultnroölfern. Hierüber fogleich mehr. 
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Auch der nievere Lehrerftand, der feine Bildung auf Seminarien erhält, bedarf jener gründ- 
lihen anthropologiichen und fpeciell pädologiſchen Vorbildung und ſodann einer überblidlichen 
Grundlage in der Culturgeſchichte. 

In Betreff des legtgenannten Punktes ift nicht eine gelehrte und philvfophiiche Bildung im 
grwöhnlichen engern Sinne gemeint, jondern ein praftiiches gediegened Studium der Alter: 
thums kunde, der Volkskunde der altclafjiichen Zeiten, eine praftifche Kenntniß des innern Le: 
bens, der Einrichtungen, Sitten und Gebräude der hervorragendſten alten Gulturvölfer, befon- 
derd der Öriehen und Römer, die ald Träger der Hauptwurzeln des gegenwärtigen Culturlebens 
zu betrachten jind. Died fann für den praftiihen Bildungsgrad geboten werden ohne die 
griehiiche und lateiniihe Sprade. Das gegenwärtige Gulturleben fann erft vurd das frühere 
veritanden werden. Wenn der Lehrer nicht ein abgerichtetes Werkzeug ohne fidhere innere Be- 
rufstüchtigkeit fein ſoll, ſo braucht er diefen gehobenen und geflärten Blick, mag er ed mit Bauer- 
findern zu thun haben oder mit Fürſtenkindern. 

Die Wichtigkeit und Nothwendigkeit dieſes Studiums für den Lehrerſtand leuchtet auf das 
allerdeutlichſte daraus hervor, daß ja die Culturgeſchichte auch die Geſchichte des Erziehungs: 
und Unterrichtsweſens dieſer Völker mit einſchließt, alſo ſein praktiſches Intereſſe unmittelbar 
berührt. Der Volkserzieher wird aus dem Vergleiche des Erziehungsweſens mit den jeweiligen 
allgemeinen Lebensyerhältnijien, aus dem tiefinnigen Zufammenbange ded Standes der Erzir- 
hung nit dem Stande und Schidjale der Staaten in unendlid vielen Beziehungen eine Klä- 
rung und Berichtigung feiner Anfichten gewinnen, für feinen fperiellen Beruf die ergiebigften 
Lehren ziehen. 

Die gründlihe, von Verbildung freie Ausbildung der Volksſchullehrer ift für den Staat 
eine der wichtigften Angelegenheiten. inter ihnen wächſt die große Maſſe ded Volkes heran. 

Aber nit nur ihre Bildung, auch ihre Zahl ift für den unabmweisbaren und nur hierdurch 
zu normirenden Bildungddrang der Zeit fait überall zu Hein. Die Maſſe der Schüler ift faft 
durchgehends in den jegigen Schulen zu groß, als daß ſich der Lehrer fo innig, wie ed der Natur 
des Berhältniffes nach zu wünſchen wäre, den Individnalitäten anfchließen und auf fie einwirfen 
fönnte. Bie viele Keime des Guten und Schönen — die ja auch in der menſchlichen Natur mit 
gleicher Freigebigkeit niedergelegt find, wie in der großen Naturwelt — geben dadurch verloren! 

Wol wird daher die fommende Zeit allerwärts viel neue und höher organifirte Lehrer— 
bildungsanftalten errichten müſſen. 

Die natürlihe Gonfequenz einer gründlihern und höhern Ausbildung des Lehrerſtandes 
ift die beifere Lebenäftellung deſſelben. Gibt jene dem Stande die entfprechenne Würde, fo ift es 
eime einfache Forderung der Gerechtigkeit, denfelben auch materiell zu heben, und zwar allmäh- 
lich bis zu einer durchſchnittlich der Stellung der Geiftlichen und höhern Stantsbenmten gleich— 
fommenden Stufe. 

Sorgt der Staat für eine gediegene Ausbildung der Lehrer, fo haben die Gemeinden auch 
die Berpflihtung, fie durch Erhöhung der Schulgelver oder ſonſtwie aus den Gemeinde-Ara= 
rien durch Anlegung und ſorglichſte Pflege beionderer Erziehungsfaflen oder durch Erhebung 
einer Schulftener von Unverheiratheten und Einderlojen Berheiratheten u. f. w. ſtandeswürdig 
zu ftellen. Sind die Lehrer, was fie fein Eönnen und follen, jo wird die allgemeine Kenntnif der 
Wichtigkeit ver Sache bald alle entgegenftehenden Schwierigkeiten überwinden. 

Jede Nation, die fich jelbft achtet, jever Staat, der in jih Kraft und Leben erhalten will, muf 
feine beften Kräfte auf allfeitige Hebung des Erziehungsmeiens, alfo zunächſt auf möglichſte 
Berbefferung der Lehrerbildung und Lehrerſtellung verwenden. Dann wird e8 diefem Stande 
aud nie an frifhem Zuwachs fehlen, deilen zunehmender Mangel jegt allerwärts ſehr fühlbar 
bervortritt. Der Lehrerjtand ift einer der wichtigſten im Staate. Der Lehrer fommender Zeiten 
wird freilih aud ein anderer fein und jein müflen, als er jegt in feiner großen Mehrzaht ift 
Davon, wie ein Staat feine Lehrer bildet, wird fünftig fein Wohl, feine geichichtliche Bedeutung 
und Lebensdauer abhängen, nicht aber von der dem Staatöblute abgezwungenen Pracht und 
uͤberzahl ſtehender Streitkräfte. 

2) Rationelle Einrichtung des innern undäußern Schulweſens. Sie würde 
war durch Erfüllung der unter 1 beſprochenen Bedingung von ſelbſt reſultiren, wird aber, 
bis die ſe Zeit gekommen fein wird, noch vieles zu wünſchen übrig laſſen. Da wir hier den allge: 

meinen Standpunft nicht verlaffen dürfen, fo müffen wir und auf Hervorhebung der oberften 
leitenden Grundfäge und Örundbedingungen der Schuleinrichtungen überhaupt befhränfen. 

Die Erfüllung der allgemeinen Aufgabe der Schulen — zeit: und zielgemäße Ausbildung, 
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vorzugäweife durch Unterriht — beruht auf zwei Grundbedingungen, aus denen alle übrigen 
fpeciellen Grundſätze, Einrihtungen und Mapregeln des Schulwefend hervorgehen, mit welchen 
fie, ob direct, ob indirect, im innigften Ginklange ſtehen müſſen. Dieje iind: entſprechende orga= 
niſche Kraft (gefunde Lernfraft) und heiterer Sinn (entgegenfommende Lernluft) der Schüler. 
Beides bejtimmt den Grad der Bildungsfähigfeit. Ie größer Diele, deſto leichter ift die übrige 
Aufgabe des Lehrers, deſto erfolgreicher jein Wirken. Ohne fie ift die Wirkjamfeit des beiten 
Lehrers null. 

Der Boden des zu bebauenden Feldes muß gehoben, empfänglih, durchdringbar, faft: und 
fraftvoll fein, wenn das Samenforn hineingelegt werden und aufgeben joll. Nur ein ſolches 
Feld lohnt den Fleiß des Säemanns. Der Magen muß gefund fein, entſprechende Kraft und 
Appetit haben, wenn er die dargebotene Nahrung in gedeihliches Blut verwandeln joll. Ebenſo 
verhält ed jich mit dem Geiſtesmagen und feiner Nahrung. Im entgegengefegten Falle bereitet 
diefer nur ſpärliches und ſchlechtes Geiſtesblut. 

Soweit e8 der Schule irgend möglich, muß auf Erfüllung obiger beiden Bepingungen immer 
ihre volle Sorge gerichtet bleiben, müffen darauf alle innern und äußern Einrichtungen, Die 
Summe, die Art, die Methodik und die Eintheilung des Unterrichts, die Lage und Beichaffenbeitver 
Schulgebäude und Schulzimmer u. |. w., alle pädagogiſchen Grundfäge und Mafregeln fupen. 

Die Schule Toll die Grundlage jhaffen zur Entwickelung dereinftiger geiftiger Bollkraft. 
Ihre eigentliche jummartiche Aufgabe ift die Entiwidelung und Leitung des nie ſtillſtehenden 
Selbftbilvungstriebes, der die gefanmte Intelligenz, aber auch, joweit Died neben dem Haufe der 
Schule irgend möglich, die Charafterbilvung mit umfaßt. 

Zunächſt jollte durchaus das Alter dev Schulreife auf die Vollendung des fiebenten Lebens 
jahres gefeglich feftgeitellt werben. Außerdem ift, auch bei Erfüllung aller übrigen günftigen 
Bedingungen, die volle Schul: und Leiſtungstüchtigkeit auch fpäter nie mehr zu erlangen, weil 
die organiſche Grundkraft in ihrer ausreifenden Entwidelung geitört wurde. Gerade wegen der 
immer höher jteigenden Anſprüche ver Schule ift die Bermeidung jeder naturwidrigen Verfrü— 
bung des Schulunterrihtd um jo dringender geboten, jowol aus Rückſicht auf die allgemeine 
Geſundheit und Entwidelung, ald auch aus Rückſicht auf die nur jo mögliche vollftändige Er 
reihung des Schul-(Lern-)Ziels, ſelbſt wenn dieſes mit der Zeit ein noch viel höheres, als rs 
jegt ift, werben jollte. Staat und Gemeinden haben daher mit allen Kräften auf Verbreitung 
der Spielihulen und Kinderbewahranftalten, welde die Kinder bis zu erlangter Schulreife auf 
unſchädliche Weile verforgen, hinzuwirken. In Betreff des Nachweiſes der Unumſtößlichkeit 
jenes von allen jadhverftändigen und erfahrenen Arzten und Schulmännern unterfhriebenen 
Grundſatzes mup hierauf ein feines Schriften von Schreber, „Ein ärztiiher Blid in dad Schul: 
weſen“ (Xeipzig 1858) verwielen werden. 

Sodann hat die Schule für ihre altersreifen Kinder alle hygieiniſchen Bedingungen nege- 
tiver und pojitiver Art in wollten Umfange zu erfüllen. Es ift Naturgeſetz, daß jeve Art ermiter 
Leiſtung nur gelingen und in der Dauer heilfam fein fann, wenn fie getragen wirb von bem 
Gefühle der Geſundheit und Kraft. Verlangt fhon jede körperliche Kraftleiftung Geſundhei 
der Organe, jo iſt Dies in einen noch höhern Grabe bei den geiſtigen Keiftungen der Ball, denn 
das Gehirn ift ein zartered Organ als die Muskeln. 

Für die Schule entweder noch nicht reife oder blutarıne oder jonftwie körperlich gedrückt 
fränfelnde Kinder (die unter den Städtebewohnern jegt jo häufig find) zum flundenlangen 
Sigen und Gonsentriven der Aufmerkjamfeit auf ernfte, wenn auch noch jo leichte Gegenftänte 
zwingen zu wollen, ift graufanı und erfolglos. Grfolglos ift e8, weil man die fehlende Natur: 
bedingung, die Kraft, durch den Zwang doch nicht erzwingen kann. 

Mol liegt die Geſundheit der Kinder nur zum geringern Theile in ver Hand der Schule, 
doch muß auch jie, um jo mehr, als jie ja verbeſſernd einwirken ſoll, dafür alles ihr Mögliche, 
nicht aber, wie jegt jo häufig, vieled Gegentheilige thun. Won gefunden, kräftigen Kindern erfl 
fann man Tüchtiges verlangen. Iſt dieſe Bedingung erfüllt, aber aud nur dann, fo ift jede 
weichliche Schonung nit nur überflüffig, jondern geradezu ein Fehler. Für gefunde und kräf⸗ 
tige Organe ift Anftrengung ein Bedürfniß und die Bedingung zu weiterer Kraftzunabme, für 
ſchwächliche Organe aber ein Verderben. 

Mit körperliher Geſundheit und Kräftigfeit ift heiterer Sinn, die weitere Beringung für 
gedeihliche Geifteäthätigkeit, eng verbunden. Er ift der Nerv des Yernend. Der von innen 
emporquellende heitere Sinn der Jugend fann aber aud von außen unterdrüdt werben und 
wird es dur ſo mande Einrichtungen und Gebräuche der Schule. 
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Denn für freundliche und gefunde Schulräume, die nah Möglichkeit mit Turn: und Spiel: 
plägen zu umgeben find, gejorgt wird; wenn eine geiftig anregende, d. h. nicht einfeitig ein- 
Hößende, jondern den Geift wahrhaft befrudhtende, die Selbftthätigkeit entwidelnde, foweit wie 
möglih auf Anihaulichfeit gegründete Unterrichtsmethodik zur feften Norm gemacht wird ; wenn 
mit der geiftigen Schulung eine förperlidi-gymnaftiihe Schulung harmoniſch verſchmolzen 
wird; wenn regelmäßige, aud) für die nächſtliegenden Schulzwede, z. B. durch Sinnefhärfung 
uf. w., vielfach zu benugende Greurfionen der Schüler mit dem Lehrer eingeführt werben; 
wenn jodann die Gntwidelung des äſthetiſchen Sinns, namentlih dur allgemeinere Ginfüh- 
rung des barmonifchen Geſangs, mehr begünftigt wird; wenn aud von der Schule aus den 
jugendlihen Spielen (jenen wichtigen Erziehungsmitteln) mehr Begünftigung und zugleich 
veredelnder Einfluß zu Theil wird u. ſ. we; jo wird es bald dahin fommen, daß die Kinder 
nicht mehr zur Schule getrieben werden müjfen, jondern daß fie in der Schule und in Erfüllung 
ihrer Säulpflichten ihre Freude und ihren Genuß finden, und daß dadurch das Endrefultat der 
Schulbildung ein ungleih vollfommeneres wird. Denn in den meiften jegigen Schulen fteht das 
ſchließlich erkampfte Gejamntrejultat der Schulbildung in feinem Verhältniffe zu den Anftren= 
gungen, welde Lehrer und Schüler machen müffen. 

Wenn man in neuerer Zeit die Maſſe des Lernftoffs den Schulen zum Vorwurfe mad, 
jo liegt der Fehler vielmehr nur in der Art des Lernens und in der ganzen übrigen naturwidri— 
gen Behandlung der Jugend. Nach dem, wie die menſchliche Natur angelegt ijt, läßt ſich viel mehr 
aus ihr maden, aud in geiftiger Hinficht, als ver Mapftab des gegenwärtigen Geſchlechts 
glaublid eriheinen läßt. Man halte vor allem auf dad Gleichgewicht der organiſchen Grund: 
fräfte, man lafle inäbejondere das Organ des Geiftes (dad Gehirn) ausreifen, ehe man ed an 
zwipannen beginnt, ſtöre alfo nicht die Entwidelung der fundamentalen Vollfraft des geiftigen 
Lebens, und man wird flaunen über die progrefjive Entfaltung geiftiger Kraft! 

Mit der fleten Sorge für Grbaltung des heitern, lebensfrifchen, denk- und lernluſtigen 
Sinns der Jugend find vollfter Ernft der Schultbätigkeit und Strenge der Zudt jehr wohl 
vereinbar. Wo firenge Ordnung und Zucht, fefte Gonjequenz der allgemeinen Grundſätze 
umd rationelle Handhabung derjelben in der Schule walten, wo hinter dem Ernfte und der 
Strenge doch immer die den höhern Zweck im Auge habende Liebe fihtbar ift, wo Heiterfeit und 
freundlicher Ernſt ſtets jo lange walten, als fie nicht durd; den Schüler felbft vermwirft find, da 
gedeiht auch die Gegenliebe der Kinder am beiten, da werden auch jelbft häuslich verzogene 
Kinder ji bald jo hineinleben, daß fie ſich wohler fühlen und ihren heitern Sinn beſſer erhal: 
ten ald bei ſchlaffer Zucht. Ja es wäre eine modificirte militärifche Strenge, gegenüber der im 
allgemeinen ichlaffen häuslichen Erziehung, der Schule in vielen Beziehungen recht heilſam. 
Das richtige Verhältniß zwiſchen Zügelipannen und Zügellaffen erhält ven edeln, lebensfriſchen, 
beitern Sinn am beten im Schwunge. 

Müffen wir auch hier von einem Gingeben in die Einzelheiten der Schulerziehung abſe— 
ben, jo können wir ed und doch nicht verjagen, einen Punkt hervorzuheben, der eine noch allge: 

mein vorhandene und, nach unjerer Anjicht, gerade die fundamentaljte Lücke des heutigen Unter- 
richtsweſens betrifft: die allgemeine Ginführung eines der reifern Schuljugend verſtändlichen 
und angemeffenen Unterrichts in der menjhlihen Anatomie und Phyſiologie nebft der darauf 
bafirten Gefundheitslehre. Müſſen wir darin jhon eine Grundlage aller wahren menſchlichen 
Bildung, das nächſtliegende Mittel zur Bewunderung der ſchöpferiſchen Größe, alfo zur Verede— 
lung des Menſchenbewußtſeins erkennen, fo ift ver praftifche Nugen für Gewinnung einer fla- 
tern Lebensanſchauung und der jelbjtändigen Befähigung, in allen Lagen des Lebens das höchſte 
irdiſche Gut, die Gefundheit, ſich zu erhalten, von der einleuchtendften Wichtigkeit. Kein Kind 
ſollie aus der Schule entlaffen werden, ohne von ihr einen ſolchen Überbli auf die Lebensreiſe 
mitzuerbalten. 

3) Eine innige geiftige Verbindung zwiſchen Schule und Haud. Inden 
Händen beider liegt das Schidjal der Jugend. Die Wichtigkeit der Harmonie zwifhen beiden 
it felbfiverftändlid. Und doch ift ed eine allgemeine und gerechte Klage ver Schulmänner, daß 
Sand und Säule nit zuſammenwirken, dag die Erziehungsrichtungen beider jo oft geradezu 
catgegenge ſetzt jind, alſo die ſchönſten Erziehungsrefultate dadurch vernichtet werden. Rechnet 
Bannod) Dazu, daß dadurch auch ver ganze Lehrerberuf erſchwert und verbittert wird, fo wirkt 
Yeles Misverbältniß mit voppeltem Drude auf die Jugend. 

Es fehlt zwischen beiden das Band. 

Staats⸗Lexikon. V. 11 
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Die modernen Lebensverhältniffe, beſonders unter der ſtädtiſchen Bevölkerung, ftellen zwar 
einem innigern Zufammengeben von Haus und Schule bedeutende Schwierigkeiten entgegen, 
doch find dieſe auch da nicht unüberfteiglich, und wahrlich, wichtig genug ift es, mit allen Kräften 
darauf hinzuwirken. 

Wir glauben ein ſolches Bindemittel darin zu finden, daß durch dad Schulgefeg der Lehrer: 
ſtand verpflichtet wird, die Altern (oder deren Stellvertreter) der den Schulen anvertrauten 
Kinder ein für allemal zu regelmäßigen Zuſammenkünflen Elaffenweife einzuladen. Diefe Zu: 
fammenfünfte ver Ältern mit dem betreffenden Klaffenlehrer, welche diefer zu leiten hätte, wür: 
den vielleiht allmonatlih einmal, am beiten an einem ein für allemal beftinmten Tage (3. 2. 
am legten jedes Monatd) und zu einer ebenfalld fetftehenden Stunde (etwa einer bequemen 
Abendftunde) einzurichten fein. Die Klaſſenzimmer der Schulen würden ven am beten dispo— 
nibeln Ort der Zufammenfünfte bilden. 

Die nächſte Aufgabe folder Schulabende würde die fein, daß der Lehrer jedesmal irgendein 
Kapitel oder eine Frage aus dem unerihöpflicd reihen Gebiete der Erziehung, namentlich der 
häuslichen (phyſiſchen und moralifhen), in einem populären Bortrage behandelte, oder paſſende 
Mittheilungen aus guten Erziehungsſchriften machte, gelegentlihe Borfommniffe, die das Er: 
ziehungsweſen betreffen, befpräde u. ſ. w. 

Sodann würden diefe Schulabende eine ungeſuchte und darum die leichtefte und willfoms 
menjte Gelegenheit bieten zu gegenjeitigem Audtaufhe von Bemerkungen, Beobachtungen an 
den einzelnen Zöglingen, zur Aufhellung etwaiger Dunfelbeiten und Misverftänpniffe zwiſchen 
Haus und Schule, jowie überhaupt zur Harmonifirung oder wenigſtens Annäherung der erzie: 
heriichen Hauptgrundfäge ded Hauſes und der Schule. Es wäre eine ſtehende, regelmäßige 
Gelegenheit, um die im allgemeinen Schlummerzuftande liegenden erzieherifchen Fragen zu 
wecken, jie von verſchiedenen Seiten zu beleuchten, zu durchdenken, zu verfolgen und abzuflären, 
Dafern der Lehrer pädagogifh tüchtig gebildet ift, hätten dann die Altern an ihn einen päda— 
gogiihen Rathgeber, deſſen vie bei weiten meijten Altern der gegenwärtigen Zeit dringend 
bebürfen. Auch würde die Maffe ver Altern veifere Anjichten über die Schwierigkeiten, aber auch 
über die hohe Bedeutung des Lehrerberufs gewinnen. 

Dieje Einrihtung böte ferner Bürgſchaft gegen die fo häufig zu beklagenden Unwahrheiten 
der Schüler nad) einer von beiden Seiten hin. Der bei den Schülern etwa auffteigende Gedanke, 
die Altern oder den Lehrer, einen Theil mit dem andern, betrügen zu wollen, würde fogleich im 
Keime erftidt. Das Bewußtſein der Schüler, unter einer geſchloſſenen gegenfeitigen Gontrole 
zu ſtehen, würde fie moraliſch halten und heben und ihre Achtung vor der Schule und den 
Zehrern bedeutend vermehren. 

Durch ein näheres Verhältniß zwiſchen Altern und Lehrer würden zunächſt die Directen ge- 
fliffentlichen Gegenwirkungen der Familie gegen die Schule befeitigt. Wie mande Altern, und 
nicht blos ungebilvete, find in ihren midbilligenden Außerungen, die fie gegen ihre Kinder über 
die Lehrer thun, oft ungerecht und, wenn dieſes nicht, doch in jedem Falle unvorfidhtig, denn fie 
vernichten dadurch die durchaus nothwendige Achtung vor dem Lehrer. 

Aber au von den indirecten und nicht geflilfentlihen Widerſprüchen zwiſchen häuslicher 
und Schulerziehung würde mander geebnet werden. Ganz befonders fegendreidh würde der 
verfländige Lehrer dadurch auf Hebung des innern Bamilienlebens und des jittlihen Zuftandes 
ber tiefern, gedrückten Volksklaſſen, ſowie auf Verbeſſerung jener weichlichen, hohlen, energie: 
und gedanfenlojen Berziehung unter den höhern Ständen einwirken können. Der volle Segen 
des wahren Grziehungsgeiftes bejteht ja eben darin, daß, indem die ältere Generation die jün: 
gere zu entwideln und zu heben ftrebt, jte ſich rückwirkend ſelbſt mit heben und veredeln muß. 

Überhaupt würde ein genähertes freundſchaftliches Verhältniß zwifchen Altern und Lehrer 
nach allen Seiten hin die ſchönſten Früchte bringen. Statt deſſen ift e8 jegt befonders in größern 
Städten etwas ſehr Gewöhnliches, daß die Altern die Kehrer, melde die Sorge un das Wohl 
ihrer Kinder eine lange Reihe von Jahren hindurch mit ihnen theilen, nicht einmal perſönlich, 
ja zuweilen faum dem Namen nad fennen. 

Wie höchſt nöthig wäre endlih manden Altern eine verftändige Berathung des Lehrers 
über die Berufswahl der Knaben, bevor diefe die Schule verlaffen! 

Macı wird vielleicht, bei aller Sympathie für die Idee der hier vorgefchlagenen Einrichtung, 
doch entgegenhalten, daß deren Ausführung an der epidemiſchen Gleichgültigkeit der Ältern 
ſcheitern werde, weil es ja überhaupt ver Menge am erzieheriſchen Ernſte fehle. Aber gewiß iſt 
dies eben ver jiherfte Weg, um erzieheriihen Ernſt und geläuterte Erziehungsgrundfäge in die 
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Menge mehr und mehr eindringen zu laſſen. Schwierigkeiten des Anfangs, auf die man hin 
und wieder ftoßen würbe, dürfen natürlich nicht abſchrecken. Was thäte es, wenn vonden Altern 
ver Kinder einer Klaſſe, von vielleicht 20— 30 Älternpaaren, anfangs nur zwei oder drei erſcheinen 
follten * Weiß der Lehrer die Sache nur einigermaßen zu faſſen, jo würde ein fpäterer Zuwachs 
nit fehlen, wenigftens ver Fortgang nicht unterbrochen werden. Viele Altern würden aller: 
dings anfangs die Sache unbeachtet laſſen. Aber fiher bliebe es nicht aus, daß auch die anfangs 
gleihgultigen Altern es bald als eine Schande erfennen würden, ſich gar nicht einmal dabei 
bliden zu laſſen. Der Ehrenſtachel würde die erften Schwierigkeiten befeitigen und das allſeitige 
Bekanntwerden mit der Sache vermitteln. Der Fortbeftand würde in der Bindekraft der Sache 
ſelbſt und in der Hand der Lehrer liegen. Der gute Same würde immer weitern Boden gewin— 
nen und Früchte über Früchte bringen. Wenn irgendwo, ſo knüpft ſich hieran die nächſte Hoff— 
nung auf eine zeitgemäß fortſchreitende gleichzeitige Hebung und Veredelung der Erziehung der 
Säule und des Haufes. (Ein erfter Verſuch mit diefer Einrichtung wird in den Bürgerichulen 
Leipzigs gemacht.) Für die Staatsregierung wäre dies der jiherfte und eingreifendfte Hebel, um 
auf das gefammte Volfderziehungsmwefen und auf das Familienleben, alfo auf die eigentlichen 
Herzwurzeln ded Staatslebens einzumirfen. 

Wenn von allen Seiten her durch Anregung in Wort und That, voraus von feiten der 
Regierungen, Die Erziehungsangelegenheit in ihrer allumfaffenden Bedeutung zum Brenn- 
punkte des allgemeinen Volksbewußtſeins erhoben wird, jo werden aud) weder dem Staate nod) 
den Gemeinden die nothwendigen materiellen Kräfte fehlen. Das, was nicht mehr gefordert 
werden fan, wird gegeben werden. Der Wohlthätigkeitsfinn ftrömt ja überall fo gern und 
teichlich wo er einleuchtend fegendvolle und ſichere Ziele bat, am reichlichiten insbeſondere unter 
denen, weldhe niit zeitlichen Mitteln gefegnet finderlos die Welt verlaffen. Und wo irgend könnte 
ſich denn die Menſchenliebe fegendreicher, gründlicher und fortwirkender bethätigen, wo ſo wahr— 
haft verewigen als hier? Iſt einmal das Bewußtfein der Sache allgemein, fo werden Samm- 
lungen, Shenkungen, Vermächtniſſe u. f. w. dem Staate und den Gemeinden die Lücken ihrer 
Erziehungskaſſen füllen. 

68 genügt aber nicht, fi an diefem oder einem ähnlichen Bilde ver Zukunft, an einem Hoff: 
nungsbilve zu laben. Die Zeit verlangt That. Wir haben alfo noch zu unterſuchen, welche 
Schritte nah Lage der Gegenwart zunächft zu thun find. 

Das erfte Erforderniß ift: daß der einzelne Staat ſich feine oberjten Schulbehörden aus 
jolden Männern bilde, die mit ſtaatskundiger Befähigung in ihrer Mehrzahl eine gründliche 
bãdagogiſche Bildung verbinden, damit dieſe, ven gegebenen Berhältniffen gemäß, die je nächſt 
nöthigen weitern Schritte auf der Bahn nad) dem Ziele ermitteln und verfolgen. 

Der Umſchwung des Völferlebens im laufenden Jahrhundert ift ein jo gewaltiger, daß in 
früher ungefannter Schnelligkeit eine Lebensfrage nach der andern ji in den Vordergrund 
drängt und ihrer zeitgemäßen Löjung harrt. Die Erziehungsfrage, die erfte unter allen Lebens: 
fragen, it von manchen andern und untergeorpneten überbrängt worden. Üüberblicken wir mit 
unbefangener Nüchternheit den Stand des Erziehungsweſens im allgemeinen, fo erjcheint aller: 
wãrts mehr oder weniger fein Gefammtbild nicht als ein dem Aufſchwunge des Übrigen Lebens 
entſprechendes. Der Neu: oder Kortbau jeder Ara des Eulturlebens muß mit dev Erziehung 
beginnen, wenn er nicht zuſammenbrechen fol. Die jegige Ara hat darin vieles dringend 
nachzuholen. 

Je mehr das Leben ſich über den rohen Naturzuſtand erhebt, um ſo mehr muß es auf Er— 
lenntniß beruhen, ein bewußtes, durchdachtes fein, wenn es nicht mit den allgebietenden Grund: 
gejegen der menſchlichen Natur und ihrer beftimmungsgemäßen Höherentwidelung in Wider: 
ſpruch treten ſoll. 

Es erſcheint demnach die von klarer Erkenntniß der Grundgeſetze der körperlich-geiſtigen 
Natur des Menſchen ausgehende Begründung einer Erziehungswiſſenſchaft und, vermittelſt 
einer fiher erfolgenden Vopulariſirung dieſer Wiſſenſchaft, die Hebung des ganzen Erziehungs— 
weſens als das dringendſte Bedürfniß des gegenwärtigen Culturzuſtandes. Erſt hierdurch kön— 
nen die Segnungen des gewaltig fortſchreitenden intellectuellen und materiellen Lebens gedie— 
gme Weihe erhalten und dauernde wahre Beglückung gewähren. 

Auf unfern Univerjitäten und landwirthſchaftlichen Lehranftalten werden die wiſſenſchaft— 
Üben Ergebniffe für Förderung des beftmöglihen Gedeihens und der ftufenmweifen Veredelung 
ler Gattungen von Nugpflangen und Nupthieren mit loͤblichem Gifer gefammelt, benugt, als 
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ſelbſtändige Fachſtudien ſyſtematiſch gelehrt und fo immermehr verbreitet; wie aber dad phy⸗ 
füfche und moraliſche Gedeihen und die Veredelung der Menſchennatur von Generation zu Gene: 
ration zu fördern jei, das ift größtentheild dem nicht geſchulten Privatgutvünfen und dem 
unbewußten Spiele des Lebens überlaijen! 

Gerade der Kunft, welche ven allgemeinjten menſchlichen Intereſſe zunächſt liegt, welche die 
allerunentbebrlichfte und dazu jhwierigfte iſt, der Kunft der Menfhenbildung, fehlt die willen: 
ihaftlihe und fuitematifhe Grundlage! Sollte denn der Menſch den Menichen, fein eigenes 
Geſchlecht, nicht derjelben Sorgfalt, nicht deifelben Studiums für werth achten, wie das ber 
Pflanzen und Ihiere? den Menſchen, welcher in geiftiger, aber aud in phyſiſcher Hinfiht an 
Vervollkommnungsfähigkeit alle andern Geſchöpfe hoch überragt? 

Die deutſche Nation, welche darauf angewiejen ift, ihre weltgeſchichtliche Bedeutung, ihre 
Macht und Größe hauptjählic in ihrer Eultur zu finden, möge vorangeben in dem alljeitigen 
und gediegenen Ausbau verjelben! 

Immermehr wird e8 von den Staatdlenfern erfannt werden, daß das Zeitalter herannaht, 
in welhem auf dieſem Wege zunächſt und zumeift das Heil und der Triumph aller Staatskunſi 
zu finden, die wahre Nationalgröge und vielleicht zugleich die glücklichſte Löſung aller fpeciellen 
focialen Probleme zu erreichen ift. Eine Nation, in deren Mehrheit eine naturgemäße, voll: 
fräftige und edle Erziehung, ein inniges, würdiges Bamilienleben waltet, wird nad) innen am 
feichteften zu regieren fein, nad außen fid) am beiten in einem folhen Gleihgewidtöverhältniffe 
zu andern Nationen erhalten, daß ſie die Bahn ihrer geſchichtlichen Entwidelung ungehindert zu 
verfolgen vermag. Ja ed wird ihr vermöge dieler innern fernhaften, fort und fort ji verjün: 
genden Lebenserſtarkung ein gewiſſes Übergewicht, die Rolle des Vorangehens von jelbit zu: 
fallen. Sie wird, innerlich gefund, ihre Läuterungd= und Verjüngungsprocefie jelbitänpig und 
glüdlih durhführen, abgeftorbene Inftitutionen leicht und unmerklich abftoßen, lebendfräftige 
. dafür aufnehmen. Don außen kommende Strömungen werden an ihr branden, aber niemals 
bemältigend fie überfluten fönnen. Gin gefunder Staat wird aber nicht von oben herab gebaut, 
jondern er muß fi) von unten herauf, vom Haufe, von der Familie aus jelbft aufbauen. Und 
der eigentliche Kern eines naturwahren und vollfräftigen Familienlebens ift der volle Sinn für 
und die älterlihe Freude an alljeitig gediegener Erziehung. Gin Staat, dem in feiner Blie: 
dermehrzahl diefer Kern fehlt, bricht, wenn jeine Stunde geihlagen, in Trümmer zufammen, 
wie bedeutend auch immer die Höhe jeiner Fünftlih geſchraubten politiihen Macht fein mag. 
Der gute Gärtner im Staate forgt daher für die jungen Pflanzen zunächſt und mehr noch als 
für die herangewachſenen Pflanzen. Der Staat joll die großartigſte Erziehbungsanftalt fein. 

Möchten fie alle, die überhaupt Intereife am Staatswohle haben, möchten alle politiſchen 
Parteien, die miteinander durchkreuzenden Beftrebungen jo oft den Staatsförper durchwühlen, 
wenigftend in der Nihtung auf Förderung natur- und zeitgemäßer Erziehung jich die Hände 
reihen. Diejer Weg führt alle, dafern jie überhaupt dad Gute wollen, zwar langjam, aber 
dafür jiher zum Ziele, d. b.: das wahre Wohl des Staates geftaltet fih dann, mehr von 
diefem oder mehr von jenem Parteiideale zur Verwirklichung bringend, ald natürliche Gonje: 
quenz von jelbft. Was an den Beftrebungen jeder Partei Wahres ift, wird an die Sonne dei 
Zebend gelangen und an ihr erftarfen, was faul ift, an ihr verborren. 

Möchten aber aud die Dynaftien erfennen, das, wie für das Wohl des Staatskörpers, jo 
aud) für dad Wohl und den Halt ihrer Throne in der natur: und zeitgemäßen Entwickelung 
und Förderung ded Erziehungsweſens die wahre Lebensmwurzel zu juchen ift. Denn alle Staats: 
funft, in welcher dieſe Richtung nicht obenan ftebt, ift Hohl. 

Bon der Blut der betreffenden Literatur am Schluffe nur eine Heine Auswahl: A. H. Nie: 
meyer, „Örundjäge der Erziehung und des Unterrichts“ (neunte Auflage, 3 Thle., Halle 1834 
— 39); jehr veihhaltig, gründlih und gelehrt. Diefterweg, „Streitfragen auf dem Gebiete 
der Pädagogik“ (Berlin 1837); gleih allen übrigen pädagogiſchen Schriften und Beftrebun- 
gen des DVerfaflers dur naturwahre Richtung ausgezeichnet. Th. Heinfius, „Pädagogik des 
Hauſes“ (Berlin 1838) und „Zeitgemäge Pädagogik der Schule‘ (Berlin 1844); gute 
Zufammenftellung des Bewährten. G. A. Rinke, „Erziehungslehre” [aus der „Neuen Encyklo— 
pädie für Wiffenihaften und Künfte‘‘ beſonders abgedrudt] (Stuttgart 1851); gibt einen treff⸗ 
lien, alles umfaſſenden und doch dabei in prägnanter Kürze gehaltenen Überblid bei ferniger 
Sprade und gediegenem Inhalt. I. F. Th. Wohlfarth, „Geſchichte des geſammten Erziehungs: 
und Schulweſens in beionderer Rüdiiht auf die gegenwärtige Zeit und ihre Forderungen‘ 
(2 Bder, Quedlinburg und Leipzig 1853 — 55); das bedeutendſte Geſchichtswerk für 
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alle Zweige der Pädagogik, welches, mit alleiniger Ausnahme der ungenügend behandelten Or: 
ganifatlon des Schulweſens, nirgends eine Dürftigkeit ver Behandlung oder Rüden erblicden 
läßt. Körner, „Der Volksihullehrer (Leipzig 1853); furz und bündig. Schwarz-Gurt- 
mann, „Lehrbuch der Erziehung und des Unterrichts“ (ſechste Aufl., 2 Bde., Leipzig und Hei— 
delberg 1855) ; theoretiich ſeht umfaflend, doch theilweiſe zu abitract gebalren und zu wenig 
die Abjtufungen des finvlihen Alters berückſichtigend. Schreber, „Kallipädie over Erziehung 
zur Schöuheit des Körpers und Geiftes durch harmoniſche Veredelung der ganzen Menfchen- 
natur‘ (Leipzig 1858) und „Liber Volkserziehung und zeitgemäße Entwidelung veriel: 
ben durch Hebung des Lehrerſtandes und dur Annäherung von Schule und Haus“ (Keipzig 
1860). Die in den legten Schrifthen ausgeſprochenen Ideen find der Hauptiache nad in den 
vorliegenden Artikel des „Staatd:Xerifon‘ aufgenommen. „Briefe der Schule an das Haus. 
Baufteine zur Eintracht zwifchen häuslicher nnd öffentlicher Erziehung” (Leipzig und Heidelberg 
1860); enthält recht gute, praftiiche und anihaulich gemadte Mahnungen. Keferftein, „Päda— 
gogiſche Briefe zur Reform der Volksſchule“ (Leipzig und Dresven 1860); ganz im Sinne 
der neueften Richtung. | D. G. M. Shreber. 

Etappen, Etappenſtraßen, Etappenconventionen. Schon der Weſtfäliſche Frieden 
ſpricht ih (Art. 17,$.9) darüber aus, wie ſich die Stände des Reichs hinſichtlich des ihren 
Mirftänden oder au andern zu geftattenden Durchzugs von Truppen zu verhalten hätten, daß 
der Geftattung deſſelben die Prlicht der Schonung und der Entſchädigung entiprede.!) Der 
Entwurf einer neuen Reichs- Erecutionsorbnung vom Jahre 1673 berübrte diejelbe Angele- 
genheit, namentlich den Vorſchlag hingebend, „daß ſonderlich die fremden Durdzüge, jo aus 
fremden Landen in das Reich geicheben wollten”, ver Genehmigung des Kaiſers bedürften. Da 
indefien diefer Vorſchlag darauf berechnet war, die finfende Gewalt des Reichsoberhaupts zu 
ſtärken, jo fand er feinen Anflang bei den Reichsſtänden, welche vielmehr kurzfichtig genug mehr 
daran daqhten, dieſe Gewalt zu befhränfen. In ven Wahlcapitulationen mußten die Kaifer ver: 

ſprechen, zu feiner Zeit einen Stand des Reich aud) mit „Durchzügen wider die Neihsconftitu- 
tion zu belegen”. Diele Zufage findet fih nod in der Wahlcapitulation des legten Kaifers, 
Branz’ U. 2) 

Eingebenves über das „Marſchweſen“ findet jih in vem Reichsgutachten vom Jahre 1734. 
Durch Requiſitionsſchreiben mußte nit allein „zuvor um den Durchmarſch gebührend und 
zeitlich, nicht aber allererft, wenn die Truppen ſchon an oder in dem Creyß fteben, angejudt und 
die Specificat ion der durchmarſchirenden Mannſchaft nebit erforderlichen Brodt und Haberportion 
beygelegt, ſondern auch in dem Creyß ſelbſten mittelſt ungeſäumter Berufung allerſeits Commiſ— 
ſatien in Zeiten die Abrede wegen der Route, Etappen u. ſ. w. gepflogen“ werben. Die „Be— 
zahlung der Conſumptibilien und Etappen“ ſollte „auf ein gewiſſes vor Mann und Roß vor der 
wirklichen Eintrettung verglichen“, auch ſollten „‚zu Verſicherung der richtigen Abſtattung des 
Belaufs Geifſſel ausgeliefert, oder durch Depoſition einer zulänglichen Summe Geldes over ſon— 
ſten genugſame Caution geſtellt werden“ u. ſ. w. 

Einzelne Reichsfürſten erließen für ihre Lande beſondere Verordnungen. Schon im Jahre 
1592 ordnete ver Kurfürft von Sachſen an, wie ed bezüglich des Durchzugs kaiſerlicher Völker 
gehalten werben folle. Der Kurfürjt von Köln verfügte im Jahre 1764, daf fremde Truppen 
nur auf Borzeigung einer von den Landcommiſſariat unterzeichneten Marſchroute einquartiert 
werden jollten. Der Kurfürft von Baiern erließ im Jahre 1768 zur Regelung des Durch— 
marſches frenider Refruten ein Mandat, um die Defertion feiner Soldaten zu verhindern. 

Einzelne Reichsfürſten over Kreije pflegten unter ſich Verträge über ven Durchzug und die 
Verpflegung von Truppen abzufhliegen. Ein Beifpiel ift ein im Jahre 1673 zwiſchen dem 
ober= und niederſächſiſchen Kreije errichteter Receß, worin es heißt: „Wenn Durchzüge auf Art 
und Weiſe, wie in den Reichöconftitutionen vorgefehen, von jolhen Völkern, davon das Reich und 
die Crayſe feiner Gefährde ih zu beiorgen haben und an denen man fi auf alle Fälle erholen 
kann, begehrt werden, follen diefelben zwar nicht vertveigert, aber jedwedem Stande, durch deſſen 
Sand fie gehen, die Direction der Ginquartierung und Führung gelaflen und denen Offizieren 
und Soldaten bierunter eigenthätig zu verfahren nicht verftattet werden.” 3) Einen ſolchen Ber- 
trag ſchloß im Jahre 1697 Kurbrandenburg und Kurbraunihweig, im Jahre 1709 (refp. zur 





1) Bütter, Geift des Weitfälifchen Friedens (1795), ©. 479. 
2) Ortel, Die Etaatsgrundgefege des Deutichen Bundes (Leipzig 1841), ©. 476, 
3) Struben , Rechtliche Bedenken, Thl. I, Nr. XVI. 
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Erledigung erhobener Beſchwerden im Jahre 1755) Kurpfalz und das Hochſtift Speier, im 
Jahre 1741 Kurbaiern und Salzburg ab. 

Der Publiciſt Johann Jakob Mofer äußert ih in feinem Werke: „Deutſches nahbarliches 
Staatsrecht“ (1773) dahin: „Derer bei vem Reichsconvent oder bei einem Reichögericht ange— 
braten Klagen über eigenmädtige Durchmärſche over der dabei begangenen Exceſſe ift eine 
große Menge”, und theilt „zur Probe” einzelne Beijpiele mit. So beſchwerten jih im Jahre 
1664 die evangeliihen Reichsſtände im Neihsfürftenrath darüber, „daß einige dem Biſchof 
von Münfter zuftehende VBölfer durd das Land Braunſchweig unerfuht der Landesobrigkeit 
marſchirt und den Unterthanen dafelbft großen Schaden zugefügt haben follten”. Dagegen be— 
ichwerte ih der Biſchof von Lüttich im Jahre 1742 bei dem Reichsconvent darüber: „daß bie 
furbraunfdweigifhen Truppen durch das Hochſtift ohne vorgangige Abfendung einiger Com— 
miffarien, mit weldhen wegen Herbeifhaffung der nöthigen Unterhaltungsmittel behörig hätte 
traetirt werden können, eigenmäctig den Durchgang genommen, die hefiiichen Völker aber fich 
nicht einmal mit den Anftalten, jo die Kurbraunſchweigiſchen gemadt, begnüget, ſondern ohne 
vorläufige Requifition, auch ohne den Unterthanen die zu ihrer Bereitihafthaltung erforderliche 
Zeit zu gönnen, einen andern Weg genommen.” Gine ähnliche Beſchwerde erhob der Biſchof im 
Jahre 1746 bezüglich des Durchzugs öfterreihifcher Truppen. Moſer fügt, inden er davon 
redet, hinzu: „Die Sache fanı bei dem Neichsconvent zwar in die Rathsanſage, aber dabei 
verbliebe 68.“ 

König Karl XU. von Schweden jah darin eine feindjelige Gefinnung, daß der Kaifer 
dem Kurfürften von Sachſen geftattet hatte, feine Armee wider ihn durd Schleſien nad Polen 
ziehen zu laffen. Denkwürdig ift der ohne Zuftimmung der preußifchen Regierung unternom: 
mene Durhzug eines franzöfiichen Armeecorps durch das Ansbahiihe im Jahre 1805 zum 
Nachtheile Ofterreiche. 

Bald nach dieſem Bruch des Nechts zerfiel das Deutjche Neich mit feiner gebrechlichen Kriegs: 
verfafung. Nah Abwerfung ver Fremdherrſchaft ſchritt dev Deutſche Bund aud zur Organi: 
jation ded Heerweſens. Der Grundſatz der Verbindlichkeit zur Vergütung der Koften des Durb- 
marſches von Truppen durch dad Gebiet eined andern Staates ded Bundes wurde durch den 
Art. 22 des Beſchluſſes der Bundesverſammlung von 9. April 1821 über die Allgemeinen 
Umriffe ver Bundeskriegsverfaſſung fanctionirt, mit dem Beifage, daß „den Bundesuntertba: 
nen immer jo fchnell ald möglich baare Bezahlung geleiftet werden‘ folle. 

Schon Art. 31 der Wiener Congrefacte räumte dem Königreihe Preußen zwei Gtap- 
penftraßen durch das Gebiet des Königreichs Hannover und legterm eine ſolche Straße durch 
preußifches Gebiet ein.*) Gin Vertrag vom 6. Dec. 1816, erneuert am 25. Mai 1838, nor: 
mirte das Nähere. Bon jenen beiden Straßen verzichtete Preußen auf die Benugung der einen 
{aus der Altmark über Gifhorn und Gelle nah Minden) für die Zeit des Friedens gänzlich, und 
wenngleich ihm dafür eine dritte (von Heiligenftadt über Nörten, Eimbeck, Alfeld und Coppen— 
brücke nad) Minden) zugeitanden wurde, jo ward doch zugleich feftgefegt, daß dieje Straße nur 
jelten und nur zum Durchzuge flarfer Truppenabtheilungen benugt werben folle. Da bezuglid 
der Benugung dev Gtappenftraße von Halberſtadt nah Minden die von Preußen geleiftete 
Vergütung nicht zureichte, jo gewährte die hannoverijche Generalfaffe eine Zulage, welche erhöbt 
wurde, wenn die Brotfrucht einen beſtimmten höhern Preis erreicht hatte. Dieje Ausgaben be: 
liefen fid) in der erften Zeit wegen der flarfen Durchzüge und der hohen Preiſe ver nothwendig— 
ften Lebendmittel auf 12—- 14000 Thlr., ein Aufwand, welder fi) fpäter auf 4— 5000 Thlr. 
ermäßigte und feit Jahren noch unbebeutender ift, da die preußifhen Truppen meiftend auf ben 
Eiſenbahnen befördert werden. °) 

Der franffurter Territorialreceß vom 20. Juli 1819 9) räumte dem Königreide Baiern 
in Art. 6 eine Gtappenftraße zwiſchen Würzburg und der Nheinpfalz durch dad Gebiet des 
Großherzogthums Baden unter dem Vorbehalt einer nähern libereinfunft zwiſchen den bei- 
den Bundesflaaten ein. Art. 23 derfelben beftinmte, daß dem Königreihe Preußen zwei 
Strafen durch die Lande des Großherzogthums Heifen in der Richtung von Erfurt nad Weglar 


— — 


4) von Mayer, Staatsacten für Geſchichte und öffentliches Recht des Deutſchen Bundes ( zweite | Ani: 
lage, Franffurt 1833), I, 177 u. 178; Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge (Berlin 1852), S. #4 
und 358 — 364. 

5) Lehzen, Hannovers Staatshaushalt (1854), Bd. H, erfte Hälfte, &. 197. 

6) Mayer, a. a. O., 5, 302, 306 u. 311. 
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und in der von Mainz über Bingen nad Koblenz”) und dem Königreih Baiern eine ſolche 
durch dieſen Nachbarſtaat zur Verbindung mit der Pfalz zuftehen folle; die Einräumung einer 
Stappenftraße für den Öfterreihiichen Kaiferftaat wurde einer befondern Übereinkunft zwiſchen 
demjelben und Heffen-Darmftadt vorbehalten. In Art. 32 wurde dem Staate Preußen eine 
Militärftraße durd das oldenburgiſche Fürſtenthum Birkenfeld zur Verbindung mit Saarbrüd 
und der Feſtung Saarlouis mit gleihem Vorbehalt näherer Übereinkunft verbürgt. 

Der erwähnte Beihluß der Bundesverfammlung über die Allgemeinen Umriffe ver Kriegs— 
verfaffung räumte dem Oberfeldherrn namentlich „die Beftimmung der Militärftragen‘ ein. 

Die geograpbifche eftalt des preußiſchen Staates führte beſonders ihn zu vielen fogenann: 
ten Gtappenconventionen mit andern deutihen Bundesſtaaten, wodurd er jih Militärftraßen 
Hicherte oder foldhe einräumte; fo namentlich nod zu Verträgen mit Sahien=Koburg:Gotha ®), 
Kurheſſen ?), Naffau 2%), Braunfhweig !!), Anhalt 12), Lippe:-Detmold, Sachſen-Weimar— 
Gijenad.’?) 

Ofterreich ſchloß ſolche Gonventionen mit Baiern, Würtemberg und Heflen-Darmftabt ab. 

Hier und dort find im Ständefaal Klagen über das Unzureichende ver Vergütung der kei: 
Rungen laut geworden. So in Würtemberg in Bezug auf den Durchmarſch öſterreichiſcher 

Truppen nad) dem Zeugniffe von Mohl im zweiten Band feines „Staatsrecht des Königreichs 
Württemberg’, S. 794; fo im Großherzogthum Heflen, in deſſen Voranſchlag der Staatsaus— 
gaben für die Finanzperiode der Jahre 1860—62 noch die Rubrif ‚Beiträge zu den Koflen 
wegen der Gtappenftraßen’ zu finden iſt. Die beiden befliihen Regierungen vereinigten fich in 
der Erftrebung der Gewährung hinreichender Vergütung, aber, fovielbefannt, bisher vergebene. 
Übrigens trägt die häufige Benugung der Gifenbahnen für den Transport der Truppen dazu 
bei, daß die Zufchüffe ſich mindern. 

Unter Etappe im modernen militäriihen Sinn verftebt man den Ort, welcher Vorrätbe 
beherbergt, um damit auf dem Marſche befindliche und vafelbft oder in ver Nähe übernachtende 

oder raftende Truppenabtbeilungen mit den Pferden zu verpflegen. Die Straße dahin, welche 
in gutem Stande jein muß, wenn fie dem Zweck dienen foll, wird Etappen: oder Militärftraße 
genannt. Der Natur der Sache nad dürfen die Orte, welhe Etappen find, nur jo weit von: 
einander entfernt fein, daß jie in einem Tage zu erreichen find. Als Regel gilt eine Entfernung 
von höchſtens acht Stunden, wobei die Beihaffenheit des Wegs und ver Gegend (0b Gebirg 
oder nicht) in Betracht fommt. Ausgewählt werden größere Orte, welche darum reicher an 
Hülfsmitteln jind, namentlich in Bezug auf Kofalitäten, alfo vorzugsweiſe Städte. 

Einer Etappe fteht ein Gommandant vor, deflen durd Inftruction geleiteter Beruf darin 
beftebt, für die Unterkunft und Verpflegung ver Truppen, wofür Neglements befteben, zu ſor— 

“gen, Gonflicte mit den Ginwohnern zu jhlichten und, wenn es zu Vergeben kommt, dahin zu 
wirfen, daß ſie beilraft werden. Mehrere Etappen, etwa 6—8, haben ihren Knotenpunft 
in einer Hauptetappe mit einem Infpector, welchem die Gommandanten Rapporte zu erftatten 
haben und dem es obliegt, höhern Orts zu berichten. 

Das Etappenmwefen wurde in eigener Weile ausgebildet in Spanien, ald Napoleon 1. dieſes 
Yand mit Krieg überzog, um es fich zu unterwerfen. Am die Etappen gegen die Guerrillas zu 
fihern, ließ er fie befeftigen. Vgl. noch Klüber, „Deutſches Staatsredht‘ (dritte Auflage, 1831) 
$. 557, 560; Zadariä, „Deutfhes Staats: und Bundesrecht” (zweite Auflage, Göttingen 
1854), Thl. II, $. 234, ©. 571, 572. Ph. Bopp. 

Ethik, ſ. Moral. 

Etikette, ſ. Ceremonie. 

Etymologie ift die Lehre von der Entftehung oder Ableitung ver Worte. Sie ſucht deren 
urfprüngliche oder wahre Bedeutung zu erforſchen, fie auf ihre Wurzeln und Stämme zurüd: 
zuführen. Sie lehrt die Beftandtbeile des Wortes, die verfhiedenen Arten und Formen und die 
Bildung deflelben durch Ableitung und Zufammenfegung fennen und zerfällt alfo in die Funda— 
mentallebre, Formenlehre und Wortbildungslehre. Die Worte jind der Spiegel einerſeits un— 
ferer innern Geiftes: und Gefühlswelt, unferer Anfhauungen, Gefühle und Begriffe, anderer: 
feitö der Außenwelt, veren Bilder das Mittel des lebendigen Ausdrucks und der Mittheilungen 


7) Die einzelnen ausführenden Verträge bei Rohrſcheidt, a. a. O., ©. 402 — 406. 

8) Robricheidt, ©. 560 u. 561. 9) Rohrſcheidt, S. 388—393. 10) Rohrſcheidt, ©. 438—443. 
11) Rohrſcheidt, S. 263-268. 12) Rohrſcheidt, S. 167— 174, 183—185, 187—188. 13) Rohr: 
ſcheidt, ©. 114— 416, 567 — 570. 
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unferer Gefühle, Anſichten und Gedanfen jind. Das natürlichite menſchlichſte Intereſſe wie die 
ernfte Bemübung nad richtigen gründlichen Erkenntniſſen gibt alfo der Erforihung der ur— 
jprüngliden Entftehung, des Wechſels, des tiefen und wirklichen Sinnes der Worte ein hohes, 
zum Theil ein poetijches Intereſſe. Daher it die etymologiſche Betrachtung der Worte jebr alt. 
Aber eben jenes natürliche poetiſche Intereſſe verleitet bier häufig zu den größten Spielereien 
und Vhantafien, ſodaß died den Philologen Wolf zu dem Wigmworte bejtimmte, die Etymo— 
logie fei eine Wiſſenſchaft, in welder die Gonfonanten wenig und die Vocale gar nichts gelten. 
Erſt durch jo gründliche Erforfhung aller Glemente, Bildungsperioden und Gejege der Sprache, 
ihrer verjchiedenen Dialekte und ihrer Darjtellung durch Schrift, wie wir diejelbe für die deutſche 
Sprache den unjterblid) verdienſtvollen Arbeiten der Gebrüder Grimm verdanfen, wird die Ety— 
mologie zu einer fihern Wiſſenſchaft erhoben. 

Ein ganz bejonderes Intereffe bat die Gtymologie für den Juriften. Es hat derjelbe 
(1. Bd. 1, S. 41) vor allem die Aufgabe, in ven wahren Willen und Conſens des Volkes, der 
einzelnen Gejellihaften und Vertragſchließenden einzudringen, wozu das Eingehen in den ur- 
jprünglien und wahren anfhaulichen Sinn der Worte Höhft wichtig ift. Gin großer Theil der 
wihtigften Begriffe in Beziehung auf Recht und Staat find moraliſche Begriffe. Hier aber gibt 
die urfprüngliche und etymologiſche, oft die ſinnlich-anſchauliche Bedeutung die wichtigften Auf- 
ihlüffe. So z. B. fommt in dem Römiſchen Rechte viele hundertmal das Wort aequitas, 
aequum als Rechtsprincip und Rechtsgrund vor. Nach einer fpätern, ich möchte jagen, vorneh= 
mern und gelehrtern Auffallung wird dies als Billigkeit, ald Abweihung vom Recht aufgefaßt, 
und die neuern Juriften, ſelbſt ein Hugo, überjegten diefe Worte ohne weiteres ſtets durch „Billig- 
keit“ und „billig“. Aberes it woljegt vollftändig erwieſen, daß die römiſche Jurisprudenz dieſe 
Worte in ihrem urſprünglichen Wortiinn als „Gleichheit“ und als „gleich“ gebrauchte, und daß 
nur dadurch Hunderte bisher falſch verftandener juriftifcher Beftimmungen und dad ganze römijche 
Rechtsſyſtem ihren richtigen Sinn erhalten.) Ja jelbit da, wo jpäter und ausnahmsweiſe in 
Rechtsſätzen das Wort aequitas durch Billigkeit überjegt werden darf, da erhält dieje, die juri- 
ſtiſche Billigkeit, erſt felbjt wieder ihre wahre Bedeutung durch ven uriprünglichen Wortfinn : 
Gleichheit, denn man verftand Darunter vorzugsweiſe eine verbältnigmäßige Gleihheit und Aus: 
gleihung, die des prätoriſchen Rechts, im Vergleich zu dem ftrieten Buchſtabenrecht ver materiel: 
len und Talionsgleihheit der älteften Zeiten. Man verfolgte dabei ven ariftoteliihen Grundſatz 
„Nur für Gleiche und unter gleihen Verhältniſſen ift das Gleiche gleich.‘ Dieſe juriftifche Bil: 
ligfeit blieb alſo juriftiich eine wirkliche Gleichheit oder Ausgleihung und juriſtiſch gerecht. Sie 
ſchien aber dem Moralifkten in unjerm modernen Sinn eine Billigfeit, ald eine zu billigende Ab: 
weihung von Recht. ine ſolche wollten aber die claſſiſchen römiſchen Juriften nicht in ihr 
Recht einführen, denn die Abweihung vom Rechte verpfufcht dad Recht und im Rechte dürfen 
nur Rechtsgründe entſcheiden. (S. das vorige Citat.) Ganz ähnlich wie mit diefem Grunb- 
begriff der aequitas verhält ed fi) mit andern juriftifhen Orundbegriffen, weldye die Meifter der 
claſſiſch-⸗ röͤmiſchen Jurisprudenz ebenfo oft ald Rechtsgebote und Rechtsgrundſätze, als Gründe 
der Geſetzgebung und Entiheidung anführen, wie 3.B.honestum (von honor, juriftifihe Ehre), 
bona fides, existimatio.?) Die römiſche virtus trägt ebenfalls durch ihre etymologiſche Ablei: 
tung (von vir, der Mann) ihren eigenthümlihen Grunddarakter ver Tugend an der Stirn. 

Ganz auffallend erſcheint ed allerdings auf den erften Blid, daß die großen praktiſchen 
Meifter des Römiſchen Rechts, ebenjo wie Gicero, ihre Entwidelungen ver Rechtöſätze ded gan: 
zen Rechts umd der einzelnen Rechtsmaterien (dev einzelnen Titel) mit etymologiſchen Erflä- 
rungen ber Orundbegriffe (5. B. jus, servus, persona, possessio, pactum) beginnen. An ſich 
ſchon belächeln unfere modernen Juriften diefe Methode und halten jie vollends nicht für beach— 
tenswerth, wenn ihnen dieje Etymologien oftmals ald misglückt erfcheinen, wie venn wirklich die 
Etymologie bei den Alten befanntlid noch nicht ſehr gründlich ausgebildet war. Aber jelbit bei 
den hier vorfommenden Fehlern hätten die Modernen doch jenen herrlichen, fruchtbaren Grund— 
gedanken der Alten achten jollen, ven Gedanken: alles Recht, bei roller Beachtung des tiefern 
Bernunftgejeges, dod aus dem freien Conſens, aus der freien Anerkennung der Bürger abzu- 
leiten, e8 ſtets nur objectiv, analytiſch-hiſtoriſch-philoſophiſch zu entwideln und fo au wiederum 
zur freien allgemeinen Anerkennung zu erheben. Sie betrachteten ftetö dad Recht ald eine freie 
allgemeine öffentlihe Sache des Volkes und ſuchten es ald foldhe zu erhalten. Beides beweifen 
aufs vollfommenfte ſchon die eriten allgemeinen Titel der Inftitutionen und der Pandekten 


1) ®elder, Syitem, I, 605 fg. 2) Welder, a. a. O., S. 528 u. 663, 
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Selbjt die mangelhaften etymologifhen Ableitungen ver juriftifhen Begriffe aus der Volks— 
ſprache beftätigen wenigftens dieſe allein echt juriftifche und politiihe Methode und Beſtrebung, 
und fie dienen ihr meilt, indem dabei die Urheber derjelben mwenigftend die mit dem Rechts— 
inſtitut verwandten, wirflic in ihm lebenden Volksanſchauungen und Wolfsgrundfäge ind Auge 
faffen und ihre Säge damit verfnüpfen. Wie weit entfernt hiervon ift jene moderne vornehne, 
volfdverachtende, aus abftracten und aprioriihen Principien der Schulmweisheit von oben herab 
bedueirende Methode, welde jogar die vaterländiihe Sprahe — die Bauernſprache, mie die 
frübern Romaniften in Deutichland jie nannten — veradhtet und dad Recht fogar abjichtlich 
geheim, unverſtändlich und unvolfsmäßig zu machen ſuchte. 

Nah allem Bisherigen ift die Etymologie gewiß eine wichtige juriftifche Hülfswiffenihaft. 
Für die griehifhe Sprade ift dag „Etymologicum magnum”, herausgegeben von Schäfer 
(2eipzig 1315), das erfte Hauptwerk, wozu das ‚Etymologicum Gudianum”, herausgegeben von 
Sturz (2 Boe., Leipzig 1818— 20), gehört. Für die lateinifhe Sprache: Döderlein's „Latei— 
niſche Gtomologien und Synonyma (6 Bde, Leipzig 1826— 38) und Schwenk's „Etymologi— 
ches Woͤrterbuch der lateiniihen Sprache“ (Darmftadt 1827). Mebrere Sprachen umfaflen: - 
Bbiter „Etymologicum universale” (2.Aufl., Gambridge 1811), und das ſynglottiſche Werk: 
Tripartitus seu de analogia linguarum libellus" (Wien 1820— 33). Für die Juriften ift rüf: 
ſichtlich des Römiſchen Rechts auch etymologiſch wichtig das befannte Werk von Briffonius, „De 
verborum sienificatione‘, und für das deutſche Recht außer den etvmologifchen Werfen von 
Graf, Ziemann u. ſ. mw. die befannten Gloflarien, die der mittelalterlihen lateiniſchen (und gal- 
liſchen) Sprache von Dufreöne oder Ducange, Garpentier und Adelung und die der deutichen 
Sprade von Shilter, Wahter, Haltaus, Scherz (herausgegeben von Oberlin) und Weiten- 
rieder. Sehr wichtig jind für die deutſche Sprache überall I. Grimm’s „Deutſche Grammatik“ 
und deilen ‚Rechtsalterthümer“. Melder. 

Eudamonismus, Egoismus, Epikuräismus, Individualismus, zunächſt in 
jocialer politifher Bedeutung und im Verhältnig zum Communismus. — 
Die Grundlage der wahren Freiheit und Kraft der Völker und Staaten, alſo aud) die ded Rechts 
und der Politif, it Sittlichfeit und fittlihe Würde. (S. Chriſtenthum und Moral.) Der all: 
gemeinfte Gegenſatz ſittlicher Richtung und Beftrebung ift Egoismus oder Selbſtſucht. Wenn 
man dieſe Richtung als philoſophiſche Lehre für die menſchliche Beftrebung aufitellt, alsdann 
nennt man bieje praftiiche Lehre, deten Grundprincip die Selbſtſucht und ihre Befriedigung ift, 
Eudämonismus. Eudämonismus ift die Anſicht oder Lehre, welche die Glückſeligkeit des Han— 
deinden zum legten Ziele ſeines Wollens und Strebens, alfo zum Mapftab des Guten und 
Schlechten und daber das Streben nad ver Glückſeligkeit zum legten Beweggrund des Handelns 
und zum oberfien Grundjag der Moral macht. Dieſem Eudämonismus fteht der Örundjag aller 
wahren Moral entgegen, daß die Befriedigung des Willens vielem Willen ſelbſt noch feinen 
Werth gibt, und daß das Gute und Böſe jih nicht danach beſtimmt, was den Willen befriedigt, 
fondern nad einer von allen Nebenrücdjihten unabhängigen Beurtbeilung des Wollens jelbit. 
Die wahre Sittlibfeit geht aus von einer über den Selbit, über dem Wollen des Ginzelnen und 
feiner Befriedigung ſtehenden höhern ittlihen Weltorpnung, welcher er mit feinem Seibft ji 
unteroronen, liebevoll anſchließen und nötbigenfalld aufopfern muß. Hiernah muß man flreng 
genommen die eudämoniftijche Lehre geradezu ald ebenſo unſittlich wie die rohe gemeine Selbft- 
ſucht erflären. Aber man darf nicht vergeſſen, daß die Auffaflung der legten philoſophiſchen 
Vrincipien ſtets großen Schwierigfeiten und Misverſtändniſſen ausgefegt ift, daß alfo mander 
mit an ſich fehlerhaften Grundfägen einen beffern Sinn und nicht die ftrengen logiihen Folge: 
rungen verfnüpft, ja daß, wenn er auch in feinem philofophifhen Denken ſich zu einem ſolchen 
Grundſazt verirrt, doch, wie Gicero jagt, fein Herz beifer ift ald fein Kopf oder feine Philoſophie. 
Bei jo vielen erweiien ji, ohne daß jie es fi Flar bewußt werden, die ald moralifhe Mutter: 
mil in der Jugend eingefogenen wahrhaft moralifchen Gefühle und Gefinnungen wirkjam. 
Dies unterjcheivet dad eudämoniſtiſche philoſophiſche Syſtem gar jehr von dem gemeinen 
rohen Egoismus. Auch ift ver Begriff der Glüdjeligkeit, d. b. des Wohlſeins, welches in der 
Befriedigung der Wünſche und Begierven liegt, an jih ganz unbeftinnmt, ſodaß ſchon deshalb 
üb der Eudämonismus verjhieden geftaltet. Gewöhnlich unterfheidet man einen gröbern Eu— 
dämonismus, welcher die Glückſeligkeit blos in ſinnlichen Genüffen ſucht, den roheſten prafti- 
ben Materialismus, und einen feinern, mwelder die Glüdfeligfeit in geiftige Genüffe oder in 
eine Mifhung von beiden fegt, wie der Epifuräidmus. Selbft die religiöje Moral kann eudä— 
moniftiih oder egoiftifh werden, inſoweit man die Tugend leviglih um ber Belohnungen in 
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diefem ober jenem Leben millen empfiehlt. Doc) wird gerade bier nie dev Cudämonismus ganz 
rein fein, weil der Religiöſe in feinem Glauben doch ſich zu einer moraliſchen Weltordnung hin: 
wendet und beiwußter oder unbewußter fein Selbft verfelben unterorbnnet und eine höhere, un: 
jterbliche, fittliche Beitimmung anerkennt. Auch werben ji fehr häufig in der philoſophiſchen 
Lehre den eudämoniſtiſchen Grundfägen mirklih moralifche Beftimmungen einmiſchen oder in 
denfelben verjteckt jich befinden, wie es z. B. in der ariftotelifhen Ethik offenbar der Fall ift, 
während die Lehre des Ariftipp und Epifur ganz unummunden Genußlehre war. 

Diejenigen, welche, wie jegt viele Neubegelianer, gleichgültig oder feindſelig gegen religiöfe, 
wahrhaft moralifche Kehren, gegen die Lehren von einer höhern jittlihen Weltordnung und von 
einer unfterblichen Beftimmung der Menſchen, angeblich zu Gunften ver Freiheit für materiali- 
Rifche, eudämoniftifche, epifuräifche Richtungen wirken, dieſe ſollien zweierlei nicht vergeflen. 
Fürs erfte wird im Wolfe die von den Gebildeten noch mehr geiftig und auch mehr mit fittlichen 
Principien vermischt aufgefapte eudamoniftifche oder epifuräifche Lehre bald zum gemeinen rohen 
Materialismusd und Egoismus. Sodann aber verſchwindet in der zweiten und dritten Gener 
tion jene mit der Muttermilch eingejogene, einer frühern religiöfen und moralifchen Gefittung 
angehörige und eine Zeit lang wohlthätig nachwirkende edlere religiöfe und moralifhe Auffai- 
ſungs- und Gefühldrihtung immermehr, bis zulegt, ganz fo wie bei den fpätern Römern, der 
roheſte, eraffefte Materialismus die Menfhen beherrſcht und jegt die Stelle der uufgegebenen 
höhern Religion der tollfte wechſelnde Aberglaube erfegt. In ſolchem Zuftande verfaulen Die 
Menſchen fogar phyſiſch. Die Länder veröden, wie die römischen e8 immermehr thaten, ebe vie 
feifhen germanifchen Stämme fie in Befig nahmen und die elenden verborbenen Reſte des 
frübern Volkes beherrſchten. 

Zum Theil höchſt verworrene und verderbliche Lehren haben in neuefter Zeit zuerft manche 
radicale Literaten und mehr vder minder große Abtheilungen der untern Volksmaſſen ergriffen. 
Sie fönnen unter Umftänden in Deutfhland, wo keineswegs, wie in den freien Ländern, die 
unermeplihe Mehrheit ver Nation durch ihre wirkliche ſtaatsbürgerliche Freiheit befriedigt und 
in den Beſitz der Mittel zu jeder friedlihen Berwirklihung aller wahren Volksbedürfniſſe gefegt 
ift und wo ebenvaher auch die politifche Freiheitspartei revolutionären Allianzen mit um: 
ſtürzenden focialiftifchen und communiſtiſchen Beftrebungen ſtets abgeneigt bleiben wird, höchſt 
gefährlich und verberblid werden. Was in unferer Lage die Lehre wohlmeinender, befonnener 
Breiheitöfreunde noch vermögen wird, wenn einmal irgendein größerer äußerer Anſtoß durch 
Noth, Krieg oder partiellen Aufitand gegeben ift, das ift wahrlich ſchwer vorauszufeben. 
Eine falſche Regierungspolitif hat zuerft gefündigt und unendlich viel verſchuldet und fie ver: 
mehrt das Übel täglich. Zuerſt hat man die heutzutage unentbehrlich und zum Lebenkinſtinct 
der Völker gewordene und allein ſichernde politiſche Freiheit durch reactionäre Politik, trotz aller 
frühern Zuſagen, zurückzuhalten oder entweder zu unterdrücken oder zu untergraben geſucht. Dieſe 
verhängnißvollen Beſtrebungen und die Mittel zur Verwirklichung des Unnatürlichen können 
wahrlich die Achtung der Regierung, der Geſetze und der Moral nicht befeſtigen. Ja, da man 
ſelbſt die Religion als Mittel für das naturwidrige, unmoraliſche Bemühen misbrauchte, ſo hat 
man ſelbſt den naturnothwendigen Gegenkampf und in ihm Haß und Geringſchätzung ſogar 
gegen jene Heiligthümer hervorgerufen. 

Sodann hat man die ſtärkſten natürlichen Entwickelungstriebe der Nation, die uns heute zu 
gleich Freien politiſchen Zuſtänden hinnöthigen, wie fie Die andern geſitteten europäiſchen Völker 
meift befigen, von den allein ungefährlihen Bahnen einer freien Preſſe, eined parlamentarifchen 
und georbneten conftitutionellen Freiheitskampfes, wo die ertremen Richtungen durch geregel: 
ten Gegenkampf und durch das praftifche Bedürfniß unſchädlich werden, in das innere Leben ber 
Nation, in die Kirche, die Wilfenihaft, die Kunft, die Literatur, namentlich die poetiiche und 
Nomanliteratur, ja fogar in dad Gewerbe hineingetrieben. Und ald nun hier die Beftrebun: 
gen eines neuen Lebens und neuer Freiheit ſich vegten, da hat die politifhe und Polizeimacht Ab 
vermeſſen, fie ſogar in dieſen geiftigen Gebieten, wo jie nicht Herr ift, zu befriegen. So hat fie 
für die Regierungen auch bier den gefährlichſten Gegenfampf erregt. Sie hat in dem ganzen 
Körper die Gärung verbreitet, Kirche, Literatur, Gewerbe revolutionär gemadt. Das Übel 
frißt um fih und fommt in Gejchwüren zu Tage. Dem ehrlichen Freiheitäfreund bleibt nur 
Warnung und Berihtigung der Begriffe nach beiden Seiten hin. 

Zu den verwirrteften Vorftellungen in dieſem Kanıpfe gehören unter andern auch die, daß 
man neuerdings den Egoismus mit dem Individualismus vermifcht und jelbit eine natürliche 
ſittliche Beſtrebung für die eigenen perfönlihen Berhältniffe verwirft. Man will alles freie per: 
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fönlihe individuelle Recht und Eigenthum, ja die individuelle Familie aufheben, alles gemein 
machen und glaubt fo die Selbftjucht aufzuheben. Aber Gott und Natur haben ung einen indi- 
vinuellen Körper mit individuellen Bebürfniffen ala Träger und Organ unfers fittlihen Lebens 
gegeben, und das Recht folgt nur ihrem Gefege, wenn es im juriftifchen Gigenthum der freien 
Verjönlichkeit einen juriftifhen Leib gibt und in der individuellen Familie einen neuen indivi— 
duellen Träger und eine Pflanzſchule der erften und weſentlichſten höhern geielligen Beftrebun: 
gen fihert. Selbſtſüchtig, wahrhaft verwerflich egoiftiich kann der, welcher mit dem andern aus 
gemeinſchaftlicher Schüffel ift, ebenfo handeln und ſich beweisen wie der, welcher einen beiondern 
Teller hat. Das tiefe Römiſche Net unterſchied mit Recht und verband zugleich organifch und auf 
die tieffte, gründlichſte Weiſe das Privat: (oder wörtlich Abjonderungs:) Recht und das öffent- 
lihe (oder wörtlich das Volks- und gemeinfhaftlihe) Recht. Es war und ift Krankheit, wenn 
der berühmte Hugo und jegt die Communiſten alles Privatrecht und Herr von Haller und die 
Abſolutiſten alles wahre und öffentliche Recht, ja wenn die allmächtige Polizei heutzutage beides 
zugleih vernichten und verfchlingen will. Unſer germanifhes Recht faßt die perfönliche 
Würde und individuelle Freiheit noch energifcher auf ald das Nömifche Recht. Aber auch es hat 
in allen freien veutichen Stadt- und Landverfaſſungen von jeher ein Öffentliches Recht organifch 
mit der Privatfreiheit verbunden. Es hat in feinem Grundvertrags- und Gleihgewichtäfoftem 
ſtets den abfurden Abfolutismud eines nur privatlidhen oder nur Öffentlichen Rechts, den heu- 
tigen Gommunigmus wie den Sultanismus verworfen, 

Die jocialiftifhen und communiftiihen Theorien überjeben bei ihrem Kampfe gegen den 
Individualismus und gegen individuelles und Privateigenthum zuerft die legte Grundlage aller 
Tugend, die Anerkennung und Geltendmachung fittlichperfönlicher Würde und Beftimmung nad 
fıtlier perſönlicher Überzeugung, wie die legte Naturgrundlage alles Lebeus, alles Lebens 
auch in und mit der Gefellihaft, die an einen individuellen Körper gebundene individuelle 
Exiſtenz und ihren Selbfterhaltungstrieb. Selbft dag Gemeinweſen beftebt nur aus folden 
fittlihen und phyſiſchen Individuen mit individüellen Trieben. Die fittlihe und politifche 
(techtliche und ökonomische) Aufgabe befteht nun darin, von dem ſittlich-perſönlichen Stand— 
punfte aus mit Anerfennung der natürlichen individuellen Griftenz das rechte Verhältniß der 
Individuen zur Gattung und zur Gemeinjchaft zu erfennen und feftzubalten. Nur innerhalb 
diefer rechten Grenzen bleibt das Individuelle frei von verwerflihem Egoismus und das Ge- 
meinwelen von Selbjtauflöjung und Despotismus. MWelder. 

Europa. (Phyſiſcher Charakter des Erptheils, Bevölkerung im allge: 
meinen, Rafjien, Spraden, Religion, Rechtszuſtände, materielle Gultur, 
geiftige und Jittlibe Bildung, Nationaldbarafter, Staatd- und Geſell— 
ihaftdformen, Bewegung des europäiſchen WVölferlebene) In Guropa 
drängt ih auf dem engften Naume die höchſte Kraft des Mölferlebend zufammen. Inter 
den Welttheilen der jogenannten Alten Welt ift Guropa der jüngfte, der, in die Geſchichte 
eintretend, zum Selbftbewußtfein erwacht und zum MVollgefühl feiner Stärfe gelangt if. 
Aber die Eultur, die von Weftajien und vom norböftlihen Afrika aus auf europäiihen Bo— 
den verpflanzt wurde, hat hier die tiefften Wurzeln gefchlagen und die reichfte Fülle von Früch— 
ten erzeugt. Ald dann die vorwärts ftrebende Kraft in weiterer Entfaltung ihre enge Hülle brach 
und die Neue Welt in den Lichtfreid der europäiſchen Givilifation zog, breitete fih aud der Same 
für eine neue Welt des Geijtes über weitere Räume aus. In Guropa ift überall Bewegung, 
Bortpflanzung und nad) allen Richtungen ausftrömendes Leben. Während die Völker Aſiens 
und Afrikas zum Theilnod auf jener untern Stufe fih befinden, auf welcher fie in erft dämmern— 
dem Bewußtfein an den Brüften ver Natur ruhen, ohne Ahnung ihres Herrſcherrechts und ihrer 
Herrſcherkraft; während andere Nationen diefer Erotheile in Erftarrung zurüdgefunfen find 
und nur da, wo fie mit europäiſchem DVölferleben in Berührung fommen, wie im Traume einige 
Zeichen des künftigen Wiedererwachens geben: jehen wir dagegen die jüngften Sprößlinge und 
Schüler der europäiſchen Gultur, die Bewohner Amerikas und zum Theil ſchon Polyneſiens, 
mit rafherm Schritte ihren Meiftern zur Seite gehen. So ift von dem Fleinen Europa eine Be- 
wegung ausgegangen, welde immer neue Völker in ihre fort und fort ſich erweiternden Kreiſe 
aufnimmt, bis endlich alle Nationen, in organiſcher Gliederung Leben empfangend und gebend, 
für gemeinfames, harmoniſches Kortichreiten zum großen Ganzen der Menschheit ſich vereinigen 
Wie überhaupt in geiftiger Bildung, fo ift Europa vor den andern Welttheilen aud) in der 
Erkenntniß feiner eigenen Zuftände vorangefchritten. Darum ijt ver Reihthum an Thatſachen, 
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welche dieſe Zuftände bezeichnen und welche die Staatenfunde bereitd gefammelt hat, äußerfl 
groß und viel zu beträchtlich, ald daf hier auf dad Beſondere eingegangen werben könnte. Mur 
auf das allgemein Bedeutendſte foll im Umriſſe hingewiejen werden, und um fo mehr mag ſich 
die Schilderung Europas und feiner Zuftinde darauf beihränfen, als theils frühere, theils fol- 
gende Artifel über die einzelnen hier nur zu berührenden Gegenftände ein Näheres enthalten 
oder enthalten werden. 

Europa, zwiſchen 8 bis 83° öſtl. X. und 36 bis 71° nörbl. Br., umfaßt einen 
Slähenraum von etwa 177806 !) geogr. Duadratmeilen (175000 — 182000), je nachdem 
gegen Alien bin die Grenze enger oder weiter gezogen wird. Bis zu 48° norbwärts blüht ver 
Eitronenbaum ohne Pflege, und von 65° an fommt das Getreide nicht mehr zur Reife und 
wächſt nur das Renthiermoos. Nur ein Eleiner Iheil Europas, das fih gegen Süden hin in 
die Breite ausdehnt, gehört diefer Falten und unfruchtbaren Zone an. Während die nörblichften 
Bezirke von ewigem Polareije umlagert find, geveiben Palmen und Zuckerrohr in feinem Außer: 
ten Süden. Doch dieſe den Tropenländern eigenthümlihft angehörenden Producte mögen mol 
dad Bepürfniß erweden und reizen, fommen aber lange nicht in genügender Menge zum Bor- 
Ihein, iim es befriedigen zu fünnen. Wie reich alfo Europa an Erzeugnifjen verfhiedener Art 
ift, jo ift die Mannichfaltigkeit verjelben doch nicht groß genug, um die Bewohner in Abgeſchloſ⸗ 
fenheit von ver übrigen Welt und innerhalb der engen Grenzen des eigenen Welttheild ihre 
ausſchließende Befriedigung ſuchen zu laffen. Schon durd; die Natur find hiernach die europäl- 
ſchen Nationen auf eine lebendige Verbindung und einen activen Verkehr mit den andern Böl: 
fern hingewieſen. 

Don zum Theil mächtigen Gebirgäfetten und zahllofen Hügelreihen in feinem Innern aut 
das mannichfaltigite durchzogen und an jeiner norböftlihen Seite begrenzt, vor andern Thei— 
fen der Erde reich bewäſſert und von einer Menge jhiffbarer Ströme und Flüffe durdichnitten, 
tritt und ſchon die Phyfiognomie des Landes mit lebendig ausdrucksvollen Zügen entgegen. 
Die Wüften, Oden und Steppen, welche den ungeheuern Ländermaſſen Aſiens und Afrikas fo: 
wie manden Theilen Amerifas und Auftraliens einen düfterseinförmigen Charafter aufprägen, 
'eriheinen in dem engern Bereiche Europas nur da und dort ald nicht völlig unfruchtbare Heiden 
von dem Umfange weniger Meilen. Noch deutlicher wird und der bedeutungsvolle Ausdruck des 
Landes, wenn wir jeine äußern Umriſſe und das Verhältniß von Land und Meer ind Auge faf: 
jen. Die weftlihe Seite des europäifhen Rußland, eined ausgedehnten Flach- und Hügel: 
landes, dad etwa die Hälfte des Welttheild umfaßt, bildet die continentale Bajis für eine viel- 
zackige ſüdliche und für eine nördliche Halbinjel, in welche die See mit zahllofen Buchten ein: 
greift und welde von einer Menge größerer und Eleinerer Eilande umlagert jind. Ken anderer 
Continent bat eine verhältnißmäßig fo beträchtliche Küftenftredde ald Europa und ſteht mit dem 
weltverbindenden Meere in jo vielfadher und naher Verbindung. 

Die Bevölkerung, welde den europäischen Länderförper belebt und bejeelt, beträgt jet gegen 
272%, Millionen. Die mittlere Dichtigfeit derfelben ift alfo über 1500 (1530) auf der Qua: 
dratmeile. Sie ift etwa um die Hälfte größer ald in Aſien, wol jiebenmal fo groß als in Aftika, 
funfzebnmal größer ald in Amerika und mehr ald hundertmal ftärfer als in Nuftralien. Da 
eine zahlreiche Bevölkerung im allgemeinen eins der bedeutendften Kraftelemente der Staaten, 
und da Die relative Stärfe der Population eines Landes meiſtens auch ein Zeichen des Grabes 
der Gulturentwidelung bildet, jo ift durch obige Zahlen allein ſchon ein gewaltiger Unterſchled 
zwijchen den einzelnen Grotheilen angedeutet, was Bildung, Wohlftand und Macht betrifft, mo- 
bei aber allerdings nicht überfehen mwerven darf, daß die Neue Welt zwar ziemlich vollſtändig 
den Guropäern überlaflen, allein vergleichöweife erſt ſeit kurzem für beren Feſtſetzung er- 
ſchloſſen iſt. 

In Europa ſelbſt weiſen die einzelnen Länder einen überaus großen Unterſchied in der 
Volksdichtigkeit auf. Das europäiſche Rußland, die ſtandinaviſche Halbinſel und die Imiel 
Island umfaflen zufammen über 112000 Duadratmeilen, alfo etwa 63 Proc. des Ge— 
janınıtareald, aber nur etwa 65%, Millionen Menſchen, d. 6. noch nit 24 Proc. der @e: 
fammtbevölferung. In diefen Gebieten fommen auf die Quadratmeile durhichnittlih mur | 
565, in den übrigen Ländern des Erbtheild dagegen faft 3300 Ginwohner (in Norwegen nidı 
mehr ald 258, in Schweden 475, in Rußland 622, dagegen in Belgien 8582, in den Nieber:' 


1) Die Einzelnachweiſe über die in biefem Artikel gegebenen fartiichen Daten |. in meinem Haut 
buch der vergleichenden Statiftit (zweite Nuflage, Leipzig 1860). RK. 
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landen 5639, Großbritannien 5019, Italien 4507, Deurfchland [Bundesgebiet] 3905, Branf: 
zei 3745, Geſammtpreußen 3507, Geſammtöſterreich 3004, Schweiz 3501, Spanien 2672, 
Portugal 2034). 

Montesquieu hat fühn den Sag aufgeftellt: „Les pays ne sont pas cultives en raison de 
leur fertilite, mais en raison de leur liberté!“ Iſt viefer Sag in ſolcher Allgemeinheit auch un: 
haltbar, wird ein Polarland bei aller Freiheit doc nie fo cultivirt und bevölfert werden wie 
ftuchtbares Küjtengebiet in ver gemäßigten Zone, jo genügt ein Blid auf die Bevölkerungstifte 
der europäi ſchen Staaten, um und von der vollen Richtigkeit der Behauptung zu überzeugen, 
wenn wir nur einigermaßen ähnliche äußere Verhältniſſe vorausjegen. Ganz beſonders mächtig 
wirken Freiheit ver Menſchen und Freiheit ded Bodend und namentlich aud des Gewerbes 
betriebs. Alle Länder mit abjolut oder relativ Dichter Bevölkerung erfreuen fid dev Gemerbe- 
freiheit (Emgland, Belgien, Holland, der größte Theil der Schweiz , Italien, das linfe Rhein: 
ufer, mit Beihränfungen aud Preußen); in Frankreich werden dadurch zahlloje andere Mis: 
fände mehr oder minder aufgewogen. 

Unter gejunden, naturgemäßen, d. b. freien Berhältnitjen gehen Vermehrung der Bevölte: 
rung und Vermehrung der Production gleihen Schritt; wo die Einwohnerzahl wächſt, da fteigt 
aud die Menge der Erzeugnijle und ebenjo umgekehrt in glücliher Wechfelwirfung. Europa 
umfaßte nach den großen Kriegen nur etwa 194 Millionen Menjchen, jegt, wie angegeben, bei- 
nahe 80 Millionen mehr; gleihwol lebt die feit nicht viel mehr ald einer einzigen Generation 
um menigftend 40 Procent vergrößerte Ginwohnerzahl entfhieven beſſer als die frühern Ge: 
ſchlechter ohne Ausnahme. 

Dennoch darf man nicht glauben, obwol es oft behauptet wird, daß die Wohlfahrt und die 
Macht einer Nation ih immer nach deren Anzahl und ihrer Production bemeſſen laſſe. Macht 
und Wohlfahrt eines Volkes haben noch andere Beringungen als die Arbeit. Auch noch in fon- 
iger Beziehung bedarf ein Volk der Freiheit ald Grundlage feiner menihlihen Würde, ohne 

welche alle andern Gigenfchaften unſers Geihlehts verfümmern müflen. Den ſprechendſten Be- 
weis dafür bietet China dar, das trog feines wunderbaren Bodenanbaus und trog einer Volks: 
menge, fait noch einmal fo groß ald die des ganzen Europa, dennod innerlich maßlos elend, nad) 
aupen aber völlig ohne Macht ift und dies bleiben wird, jolange es in feinen jegigen Zuſtänden 
serhartt. Was ift Neapel, was Sicilien, wad Nom oder Spanien — und was fönnten 
ſie fein! 

Die Bewohner Europas gebören fat durchweg der kaukaſiſchen oder weißen Menſchenraſſe 
an, mit Ausnahme mehrerer Kleiner Völkerſchaften von der mongoliſchen Rafje in einigen Thei— 
len ded Nordens und Dftens, wie die Samojeden, Kappen und Finnen. Nach den drei zahlreich— 
fen Völkerſtämmen der Slawen, Germanen und Romanen lafjen ji drei Hauptgebiete des 
europäiihen Bölferlebens unterjheiden, indem der jlawiihe Stamm im Oſten (europäiiche 
Türfei, ruſſiſches und öſterreichiſches Reid), ver germaniſche in der Mitte und endlich der roma- 
niſche im Süden und Süpmwejten (Stalien, Porenãiſche Halbinſel, Frankreich) überwiegt. (Die 
Zahl der Germanen ſchätzen wir auf mehr ald 82, die der Nomanen auf 7744, endlich jeme 
der Slawen auf 754,, Millionen.) Außer den ſchon genannten Völferjhaften dev mongoliſchen 
Kaffe und den wahrſcheinlich dem finniihen Stamme entjproffenen Magyaren finden ſich noch 
da und dort, theild mehr oder weniger zerſtreut, theils innerhalb beſtimmt begrenzter Bezirke, 
viele night ſehr zablreiche Völker und Völkertrümmer, die feinem der drei Hauptſtämme ange- 
bören, wie Türken, Juden, Armenier, Zigeuner, Albanejer, ſodann im nordweſtlichen Frank— 
reich und im britifchen Reiche die noch ungemifchten Überreite des celtiihen Volksſtamms, zu 
bem wol aud die Basken in ven Porenäen zu rechnen find. Wenn man früher die Griechen 
ebenfalls als ein bejonders ſtehendes Wolf bezeichnete, jo iſt es durch die neueſten Forſchungen 
von Fallmeraier u. a. doch wenigſtens zweifelhaft geworden, ob ſie nicht dem großen ſlawiſchen 
Stanıme zugezählt werden müffen. Mit dem Unterſchiede ver Bölker nad) der Abſtammung hängt . 
zum, nad der Sprade, als der unmittelbarften geiftigen Erbſchaft der Kinder von 

den Altern, auf das innigite zufammen. Die Zahl der Spraden und Mundarten in Guropa 
wird auf 587 angenommen. Beionders beträchtlich ift Die Menge der Idiome von dem großen 
lawiſchen Sprachſtamme, der in einen oſt- und weſtſlawiſchen zerfällt, ſodaß jedoch das Volk 
der Großruſſen weithin die zahlreichſte Sprachgenoſſenſchaft bildet. An den Ufern des ——— 
Meeres und an der Südſeite des Ural, wo von Aſien her eine beſonders große Menge von Völ— 
kerſchaften herüberbrang, finden ſich noch jeßt die verſchiedenſten Bölfer und Sprachen in bunter 
Miigung nebeneinander. Die zahlreichſten volkerhümlichen Eontraite und Schattirungen zeigen 
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ſich alfo zumeift in der europäiſchen Türfei, im ruffiichen Reiche und im öfterreihifhen Kaiſer⸗ 
thume, alfo in denjenigen Staaten, wo im ganzen die flawifche Bevölkerung vorberriät. — 
reich mit feinem bunten und mitunter wirren Völfergemenge ift gleihfam ein Europa im klei— 
nen. In dem von der Duelle jener aftatifhen Völferflut entferntern Wefteuropa, wo eine 
größere Bildung und ein lebhafterer Verkehr zu Haufe find, haben jich dagegen die früher noch 
ſchärfer getrennten Elemente ſchon mehr in größere und gleichartige Maſſen verfmolzen, 

Nach ver Religion zählt man 1Y, — 5 Millionen Muhamedaner, befonderd in der euro: 
päifchen Türfei ; ſodann über 3%/, Millionen Juden und einige taufend Heiden unter Lappen 
und Samojeven. Alle andern Bewohner Europas bekennen fi zum Chriſtenthume. Von den 
drei Hauptformen deffelben herrſcht das griechische Chriſtenthum im Oſten und bei dem ſlawiſchen 
Völkerſtamme vor, das fatholifche im Süden und bei den romanifchen Nationen, forwie endlich 
der Proteftantismus in der Mitte und im Nordweſten bei den germanijchen Völkern. Die Zahl 
der Katholiken in unſerm Erdtheile fhägen wir auf133°/,, die der Proteftanten auf62°/,, end⸗ 
lich jene der Griechen auf 644, Millionen. Armenifhe Chriſten wohnen zerftreut theils in ber 
europäifchen Türkei, theils in den öftlihen Provinzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats und im 
ſüdlichen Rußland. Wie die noch auf niedriger Stufe der Entmwidelung ftehenden Völker Eure: 
pas, die zur griehiichen Kirche fih halten, meiftens einem einförmigen weltlihen Despotismus 
unterworfen und in einem berfönmlichen Gewohnheitsleben befangen find, fo jind ſie and geiftig 
dem Glauben ihrer Vorfahren unterthan geblieben, ver ih von Geſchlecht zu Geflecht gemohn: 
heitsmäßig bei ihnen forterbt. Weder dev verneinende Zweifel nod das fhöpferifche Bedürfniß 
neuer Glaubendlehren und neuer firhlicher Formen hat bisjegt bei ihnen Raum gefunden. 
Darunı finden wir im öftlihen Europa auf dem Gebiete des griechifchen Chriſtenthums haupt: 
jählich nur die Sekte der Rasfolniken, ver Rechtgläubigen oder Altgläubigen, die ziwar da und 
dort verjchiedene Namen annimmt, aber durchweg nur in einzelnen Gebräuden von ber herr— 
ſchenden Kirche ſich unterfcheiver. Mit dem Begriffe des Katholicismus ift jede Zerlegung deffel- 
ben in bejondere Sekten unverträglih. Dennod bemerken wir auf feinem Gebiete, wo ſchon 
überall mehr geiftige Selbftthätigfeit und Selbſtändigkeit hervortritt als auf dem der griechi— 
ſchen Kirche, eine weit häufiger und entfhiedener fih äußernde Tendenz zur Abfonderung, und 
vielleicht war die Entftehung des Deutſchkatholicismus, wenn auch derſelbe nad feinem äußern 
Umfange bisjegt nicht bedeutend geworden, doch das Symptom einer tiefgehenden innern Spal: 
tung und einer nahen größern Krijid. Ganz befonders bedeutungsvoll ift die Haltung des ita: 
lienifchen, namentlich des römischen Volkes dem Bapfttbum gegenüber, ſowol in den Jahren 
1848—49 als feitvem ununterbrochen. Allerdings beihränft ſich bisjetzt das dabei hervor: 
tretende Verlangen auf Abſchüttelung der weltlichen Herrihaft des Papſtthums, ohne vorerft 
deſſen firdlihe Gewalt anzutaften. Allein man kann ji über die unabwendbare Gonfequenz 
diefed Beginnend nit täufchen. „Wenn der Papft ald ver nothwendige Interpret und Wäch⸗ 
ter der Offenbarung und des Geſetzes Gottes betrachtet werden will, fo muß man in ihm aud 
die einzige unfehlbare Autorität erkennen, über geiftliche und weltliche Verhälmiffe und Güter 
zu verfügen, über Himmel und Erde, und jede Ginmifhung von Menſchen in Kirche und 
Staat ift ein Werk des Ubels, der Sünde, des Teufels.“ Das römiſche Volf fegte ſich, als ed 
1849 Vertreter zur conftituirenden VBerfammlung wählte, lachend über die päpftliche Excom— 
muntcationsbulle hinweg, von höchſtens 500000 Wahlfähigen im ganzen Rande betheiligten 
jih 343000 an den Wahlen, des Bannfluchs jpottend. Wo immer und wann immer die Be: 
völferung der römischen Staaten ihre wahre Meinung kundgeben konnte, ſprach jich die unenb- 
lihe Mehrheit gegen das Papſtthum aus. Das ift nicht mehr die Haltung von Katholiken inder 
alten Bedeutung des Wortes! ?) 

Der Proteftantismus hatte zwar zunächſt nur eine Autorität der andern, bie Autorität ber 
Bibel derjenigen der Kirche entgegengeftellt; aber fhon hierdurch wurde der Werth und bie Be: 
deutung der Autorität überhaupt herabgefegt und nicht nur der freiern Prüfung und Auß: 
fegung der religiöfen Überlieferungen Vorſchub gethan, jondern auch überhaupt jeder individuell 
oder lofal hervortretenden beiondern Neigung und Richtung ein größerer Raum gelaffen. Hier: 
nad hat ſich der Proteftantismus in die mannichfaltigiten Weijen und Formen ausgeprägt. 
Noch zahlreicher als unter den Lutheranern find die religiöfen Schattirungen und Seften unter 
den Reformirten und am zahlreichſten in Großbritannien und nächſtdem in der reformirten 


2) Siehe 8. A. Broch (Pſeudonym), Jtalien in feiner neuzeitlichen nationalen Entwickelung und 
jegigen politifchen Lage (Zürich 1859). 
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Schweiz (ohne daß ſich jedoch in der legten die Sekten jo vollftändig organijirt und ausgebildet 
hätten wie in England); aljo in denjenigen Ländern Europas, wo feit längerer Zeit die politi: 
den Inflitute zufammengewirft haben, um die perfönliche Freiheit ſicher zu jtellen, das Gefühl 
ber perfönlihen Würde und Selbftändigfeit zu wecken und zu nähren und vadurd allen und 
jedem die Möglichkeit zu gewähren, auch in religiöfer Beziehung in ungebemmter Eigenthüm— 
lichkeit ſich auszuleben. Wenn indeſſen vie Zahl der religiöfen Verzweigungen an den beiden 
Hauptilämmen des Proteftantismus jehr beträchtlich ift, jo finden fid) doch von den Karpaten 
fübwärtd, zwifchen dem Schwarzen und Adriatifhen Meere, alſo in denjenigen Ländern, wo bie 
meiften Volksſtämme und Sprahftämme fih durchmiſchen und durchkreuzen, die fhroffern reli— 
gidfen Gegenfäge Europas. Hier zeigen fih auf engem Naume und in mehr oder minder be: 
trächtlichen Religionsparteien alle hritlihen Hauptreligionen, griechiſche und armenifche Chris 
fen, Katholiken, Ealviniften, Lutheraner und in Siebenbürgen Unitarier, ſowie neben den relis 
gionsftarren Mohammedanern und Juden die religiös indifferenten Zigeuner in nicht ganz unbe: 
deutender Menge. Auch auf dem germaniſchen Völkergebiete miſchen fi faſt überall Proteftan: 
ten und Katholiken, ſo aber, daß nur im kleinern Theile deſſelben, beſonders im Süden, der Ka— 
tholicismus das Übergewicht bat, während dieſes bei den romantiſchen Nationen in fo hoben 
Grade der Fall ift, daß — einige Gegenden Franfreihs ausgenommen — die Befenner anderer 
Religionen faum in Betracht kommen. 

Auch die wichtigſten Unterfchiede der Bevölferung nad dem Rechtszuſtande, zunächſt nach dem 
ber Freiheit oder Linfreiheit, find ein Symptom und eine Folge des Unterſchieds der Eulturftufen, 
die von den Nationen des ſlawiſchen, romanischen und germanifchen Völkergebiets beſchritten wor: 
den find. Nur in einem fleinen Theile des erftern, unter der Herrihaft ver Mufelmanen, befteht 
bie eigentlich perfönliche Sklaverei, one daß jedoch die Zahl der Sklaven fehr beträchtlich ift, und 
ohne daß die nationalöfonomiihen Verhältnifle des Beſitzes und Erwerbs in weiterm Umfange 
auf das Daſein verjelben jih gründen. Selbft im ruffiihen Reiche ift, was man noch vor weni: 

gen Jahren für undenkbar eradhtete, aud) die eibeigenfhaft unhaltbar geworden; bisher ſtanden 
bier die Zeibeigenen, die große Maffe des Volkes, einem allein begüterten und bevorrechteten Adel 
gegenüber, ſodaß ſich auch der wichtigjte Zweig der Nationalproduction auf dieſes Verhältniß 
baſirte. In den andern Iheilen des ſlawiſchen Völfergebiets, wo daſſelbe das germanijche Volks: 
leben berührt, iſi die Yeibeigenihaft fhon verfhmwunden und fo auch in allen andern Staaten 
Europas die perfönlihe Freiheit aller Glieder derfelben anerfannt. Doch ſehen wir noch in 
mehreren germanifchen Staaten, daß eine Hierarchie der Stände feftgehalten wird, und daß der 
Adel und die Geiftlichfeit durch beſondere privatiechtliche und ftaatörechtliche Privilegien über vie 
Maffe hervorgehoben find, während dagegen in andern Theilen viefes Völfergebiets, wie in Nor: 
wegen und der Schweiz, die rechtliche Gleichheit aller Staatsgenoſſen im vollften Imfange an— 
erfannt it. Endlich ift in den romaniſchen Staaten, foweit die Franzöſiſche Nevolution mit 
ihren unmittelbarften Folgen reichte, die bejondere rechtliche VBereutung der einzelnen Stände 
faft durchweg verfhwunden, und auch auf der Porenäiihen Halbinfel werden diele ſchwerlich 
dauernd ſich wieder erheben. . 

Bon der größten Wichtigkeit und die verſchiedenen Höhepunfte der focialen Entwidelung 
auf jehr unmittelbare Weife bezeichnend ift die Bertheilung der Bevölkerung nad der Beihäf: 
tigung und — was hiermit nahe zufammenhängt — nad) vem Wohnorte. Cine genauere Be: 
trachtung der Gulturverhältniffe zeigt nämlich, wie mit der induftriellen und commerziellen Be- 
sölferung auch diejenige der Städte bisher Faft in gleihen Mafe zugenommen hat, und die Ver: 
gleihung der einzelnen Staaten Europas beftätigt diefe Bemerfung. Im europäiſch-osmaniſchen 
Reiche ift eine verhältnigmägig nur geringe Zahl mit Gemwerben und Handel beſchäftigt, und 
abgejehen von einigen größern und volkreihern Städten, die ſchon aus alten Zeiten berftam- 
men und zu deren Grhaltung außer einer glüdlihen geographiihen Lage die der despotifchen 
Regierungsmweife entiprehende Gentralifation der Gewalt beitrug, ift weder die ſtädtiſche Be— 
völferung noch die Zahl der Städte beträchtlich. Im ruſſiſchen Reiche wird die Bevölferung der 
678 Städte zu 5,684000 angegeben, gegenüber einer Ginwohnerzahl der Kreife von 
58,178000. Es gibt in dem ungeheuern Staate nur 10 Städte von mehr ald 50000 Men: 
fen. Die verhältnigmäßige Größe und die Überzahl der landwirtbſchaftlichen Bevölkerung 
nimmt im Öfterreichifchen Reiche jhon etwas ab und dagegen die induftrielle und ftädtifche zu; 
zameiſt aber ift Died in den deutichen Theilen ver Monardie und hauptſãchlich in den italieniſchen 
Vtevinzen der Fall. In den meiſten andern europäiſchen Staaten, mit Ausnahme der zum 
großen Theile unwirthbaren und jever Art von materieller Gultur ſchwer zugänglichen ſkandi— 
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naviſchen Halbinfel, tritt Died in viel Höherm Grade ein, ſodaß im britifhen Reiche, dad den 
Höhepunft der materiellen Eultur in Europa erreicht hat, die landwirthſchaftliche und auf dem 
Lande lebende Population felbft an Zahl um etwas Weniges geringer ift als die gewerb= oder 
bandeltreibende und als die Bevölkerung der Städte. Zufolge ver Zählung von 1851 famen 
in Großbritannien, ohne Irland, auf die 815 Städte 10,556288 Menichen, auf das platte 
Land 10,403189. Für Preußen ergab die legte Zählung (Der. 1858) in 994 Städten 
5,250134, auf dem Lande 12,489779 Einwohner, d. h. 29,6 Broc. gegen 70,4 Broc. 

Wenn ſich in der Betrachtung der jegigen europäiſchen Zuftände die Bemerkung aufdringt, 
dag die Zunahme der gewerb: und handeltreibenden Klaffen aub eine Zunahme der jtädti= 
ſchen Bevölkerung bevingt habe, fo gilt Died wenigftens für die erfte Periode einer höhern Ent- 
wickelung der Induftrie. Zu diefer hauptſächlichen Verlegung der Induſtrie in die Städte hatte 
auch der politiſche Unterſchied zwiichen den Städten und Dörfern beigetragen, jowie das zum 
befondern Vorteile der eritern beſtehende Zunftiweien. Nachdem aber fajt überall vie Bande 
des Zunftzwangs entweder völlig gelöft oder doch weſentlich erweitert worden find und die ver: 
ſchiedenen Gewerbe mit größerer Freiheit betrieben werven können; nachdem aud die Mittel der 
Gommunication, des Transports und des Verkehrs jo jehr ſich vervollkommnet haben, daß e# 
für die induftriellen Unternehmungen von geringerer Bedeutung ift, auf einen größern Abſatz 
in dev Nähe zu jpeculiren, ſeitdem hat fi der Gewerbfleiß aud) auf dem Lande verbreiten müj: 
fen. Um jo mehr war dies der Fall, ald die Naturkräfte, deren Benugung in inpujtriellen Un— 
ternehmungen notbwendig oder nützlich ift, überallhin zerfireut find, und als es ſich in der Regel 
auf dem Lande wohlfeiler leben, folglich auch wohlfeiler produriren läßt. Wenn jedoch hieraus 
das Gintreten eines Wendepunfts gefolgert werden wollte, To hat fich diefe Bermuihung nicht 
betätigt. Nach dem Beginne ver erften Franzöſiſchen Revolution erfolgte zwar in vielen Städten 
Frankreichs ein Stillftand oder jelbft ein Rückgang ihrer Volkszahl. Seitvem aber hat ſich die: 
jes Verbältniß ziemlich überall entjchieven geändert. Die Städte haben einen Aufſchwung ge: 
nommen wie nie zuvor. In Frankreich ergab die legte Bevölkerungdaufnabme (von 1855) eine 
Abnahme der Einwohnerzahl in 61, eine Zunahme nur in 25 Departementen und zwar bier in 
der Regel nur in ven Städten, Es fonnte nicht anders kommen bei ven Syſteme ſtarrſter Gen: 
tralijation und ganz beſonders noch bei der ſeltſamen volkswirthſchaftlichen Marine der Regie: 
rung, in den Hauptorten ſowol für Arbeit al& für wohlfeiles Brot zu forgen, unbekümmert, 
auf welde Schultern die Laſt zulegt gewälzt werden müßte. Aber au in Großbritannien neh: 
men die Städte fortwährend in riejenhaftefter Auspehnung zu, ohne jede derartige künſtliche 
Förderung und dennoch fogar in weit größerm Maße als in Frankreich. Vergleicht man bie 
frühere und jegige Ginwohnerzahl der elf größten engliſchen und ſchottiſchen Städte (bermalen 
ſämmtlich mit mehr ald 100000 Menden), jo ergibt ji, vap gerade hier von 1801—51 
eine Vermehrung um das Dreifahe erfolgt it, während im Gefammtgebiete (mir Einſchluß 
jener Gentralpunfte) nur eine Verdoppelung eintrat. Auch in Preußen ergab ji in dem neun— 
jährigen Zeitraume von 1849— 58 eine Zunahme ver Stadtbevölferung von 925321, dagegen 
eine folche der Yanpbevölferung von nur 483405 Menſchen, d. h. bei der eriten von 21,4 Broc., 
bei der legten von nicht mehr ald 4 Proc. 

Die Beleuchtung dieſes Verhältniſſes der Hauptbeſtandtheile der materiell producirenden 
Bevölkerung nad ihrer Beihäftigung und nad ihrem Wohnorte in den Städten oder auf bem 
Zande ftellt zugleich ven Standpunft und den Umfang der nıateriellen Gultur überhaupt in ein 
helleres Licht. Im Vergleich mit ven übrigen Welttheilen ift Europa derjenige, wo der Aderbau 
und alle andern Zweige der Urprodustion ſowie der Gewerbjleiß und der Handel die höchſte 
Ausvehnung und Ausbildung erhielten, ſodaß ſich erft einzelne außereuropäiiche Völker und nur 
in bejondern Beziehungen wetteifernd ihm zur Seite fiellen können. Und die Völker, von wel: 
hen dies gilt, wie namentlich die Bewohner der nordamerifanijchen Freiftaaten,, find die Nach⸗ 
fommen europäijcher Einwanderer und die nächſten Miterben der geiftigen Schäge europäiſchet 
Gultur. In Guropa vor allem Hat jih der menſchliche Geift zur Herrſchaft über Die äußere Na— 
tur erhoben, indem er in ihre tiefern Geheimniſſe eindrang und jie baducdh zwang, im weiteften 
Umfange die Gehülfin an feinen Arbeiten und eine Dienerin feiner Zwede zu werden, Währent 
anderwärtd bie landwirthſchaftlichen Beihäftigungen in ihrem rohen und no unvollfommenen 
Zuftande nur in herkömmlicher Weife ſich fortpflanzen, ift man in Europa (freilih auch bier 
zulegt auf diefem Gebiete!) von Methode zu Methode, von Verbefjerung zu Verbeilerung ge: 
fhritten und Hat dadurch ſelbſt auf undankbarem Boden Refultate erlangt, wie fie andere Wölfer 
unter den günftigjten äußern Verhältniſſen nit aufzuweijen haben. Hauptſächlich unter den 
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Europäern, welche durch zahlreichere Bedürfniſſe wie durch einen regern Unternehmungsgeift 
Ab anfpornen laffen, ift aud jene höhere Inpuftrie zu Haufe, die ſich nicht blos auf die Verar- 
beitung der inländischen Erzeugniffe beihränkt, fondern diejenigen aller Zonen zufammenhäuft, 
um fie unter Benugung aller heimiſchen productiven Kräfte zu eigenem und fremdem Gebraude 
auf die mannichfaltigfte Weiſe zugurichten und oft auf Taufende von Meilen hinaus in veränder: 
ter Geftalt an den Ort ihres Urſprungs zurüdzufenden. Und wie diefe höhere Inpuftrie, fo 
findet ih zumeift in den Händen der Europäer der eigentlich active Weltverkehr, ver nicht blos, 
wie in Aſien und Afrifa, auf Karavanenhandel innerhalb zufanımenhängender Länderſtrecken 
ich beihränft, jondern für die fernjten Unternehmungen ſich des Weltmeerd als Fahrſtraße be: 
dient, alle Erzeugniffe der Kinder an ihrer Quelle auffucht, auf die Bebürfniffe aller Narionen 
feine Berechnungen gründet und überall neue Bedürfniffe zu erwecken ſucht, um jie befriedigen 
zu fönnen. 

Die drei Hauptzweige der materiellen Production ftehen in fo inniger Verbindung, daß 
dieſelben Kräfte, die dem einen diefer Zweige Wahsthum geben, auch die andern in die Höhe 
treiben. Im allgemeinen zeigt ſich hiernach, daß der Aderbau in den Staaten auf die forgfäl- 
tigfte und rationellſte Weije betrieben wird, wo auch Inpuftrie und Handel auf höherer Stufe 
fteben. Zugleich hängt die Zunahme aller Zweige der Production mit der Zunahme der Bevöl- 
ferung und einer-größern Dichtigfeit derjelben nahe zufammen, weil ih dann erfl der Bedarf 
vergrößert und vervielfältigt, und weil durd das wachſende Bedürfniß aud das Streben, ihm 
zu genügen, erweckt wird. Alle die verſchiedenen Beihäftigungen find ja Außerungen von Le: 
bensfraft und müſſen jich vervielfahen und erhöhen, wo eine größere Fülle von Leben ſich zu: 
fammendrängt. So finden wir in den dünnbevölferten flawifchen Kindern den Grund und Bo- 
den noch in den größten Maffen ungetheilt und minder forgfältig bebaut. Namentlich ift vie 
Mannichfaltigkeit in der Benugung des Bodens noch weniger groß, und befonder® diejenigen 
Eulturarten, wie Gartenbau, Obftbau u. dgl., die eine größere Anzahl von Händen ald der 
eigentliche Getreidebau in Anſpruch nehmen, jtehen verhältnigmäßig zurüd. Diefer Charakter 
der Einförmigfeit verliert ſich in den dichter bevölferten weftlihen Staaten. Namentlich finden 
wir im weftlihen Theile Deutichlands, in den meiften Gantonen der Schweiz, in einem großen 
Theile von Frankreich und Jtalien eine vielfeitige Benugung des Bodens, aber auch eine mweit- 
gebente Vertheilung deflelben. - 

Gine allzu weit gehende Vertheilung wird nur unter unnatürlihen Verhältniffen eintreten. 
Sie iſt durchaus nicht zu fürdten in den Ländern, in welhen man den großen Grundjag bür- 
gerlicher und gewerblicher Freiheit in allen Beziehungen ohne einjeitige Ausnahmen und Be- 
ihränfungen zur vollen Geltung gelangen läßt. Denn alsdann vertheilen fi Die vorhandenen 
menſchlichen Kräfte naturgemäß und in den ridtigften Proportionen auf alle Zweige nüglicher 
Ihätigfeit, während jedes bureaufratijche oder fonftige Yeiten nad) diefer oder jener Seite eben 
nur Störungen des narürlihen VBerhältniffes zur Folge hat. Nicht nur die nordamerikaniſchen 
Freiftaaten, jondern (ed ſei wiederholt daran erinnert) auch England, Belgien, Holland, Franf: 
rei, die vorangeſchrittenſten Gantone der Schweiz u. ſ. w. fennen und dulden keinerlei Beſchrän— 
fung weder in der Theilbarfeit der Grundſtücke noch im Betriebe der Gewerbe, und bei diefer 
Einrihtung und großentheild vermittelft derſelben find ſie zu ihrer jegigen Entwidelung 
gelangt. 

In noch höherm Grade ald die Yandiwvirtbichaft beruht die vollere Blüte des Gewerbfleipes 
und Handels auf ver Gründung größerer Vereine und zweckmäßig angeordneter Verbindungen 
menfhlicher Fähigkeiten und Fertigkeiten mit den ihrem Dienfte unterworfenen Kräften der un= 
belebten Natur. Die Erfindungen und Entdeckungen für Benugung der Naturfräfte pflegen 
zwar unter den jegigen Verhältnifien des intellectuellen Verkehrs gar bald zum geifligen Ge— 
meingute aller civiliirten Nationen zu werden, allein der größere oder geringere Umfang ihrer 
Anwendung wird doch zumeift von dem Umftande abhängen, ob ſich neben der landwirthſchaft- 
lihen Thärigfeit eine größere oder geringere Menge den induftriellen und commerziellen Be- 
ſtäftigungen zumendet. So finden mir im Bereiche der ſlawiſchen Nationen, namentlich im ruf= 
hihen Neiche, zwar einzelne größere Unternehmungen der Induftrie, aber die Zahl und Ge: 
jammrrefultate derſelben find noch unbedeutend gegen diejenigen in den meiften weftlihen Staa: 
em. Gin Ahnliches gilt vom Verkehr. 

Schon in der Geftaltung und Ordnung der materiellen Verhältniſſe wird aud das geiftige 
Permögen der Nationen und die Entwidelung ihrer geiftigen Kräfte entihieden ſich ausprägen. 

Staatssterifon. V. 12 
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Namentlich wird die vorherrſchende Berufsthätigkeit auf ven Zuftand der intellectuellen Eultur 
von großem Einfluffe fein. Wo dieſe Berufsthätigkeit ſchon weniger einförmig geworben ift und 
in mannichfadhere Zweige fich entfaltet hat, werden auch mannichfachere geiftige Fähigkeiten und 
Kräfte in Anfpruch genommen. Wo überdies die Dichtigfeit der Bevölferung jid) vergrößert 
bat, zumal wo beträchtlichere Maſſen in einer größern Zahl von Städten ald den natürliden 
Sammelpunften ver intelleetuellen Cultur jich vereinigen, da vermehren ſich die geiftigen Rei— 
bungen und belebt jich der Austaufch der Anjihten und Meinungen. Schon auß diefem doppel— 
ten Grunde fteben die Bewohner des ſlawiſchen Völkergebiets im allgemeinen gegen die andern 
europäiihen Staaten zurüd. Aber aud) die ganze jonftige Lebensweife der Völker, wie fie durch 
die Verhältniffe ver Familie, durch gejellfchaftliche Sitten und Gebräude, durch die Inftitute des 
Staated und das ganze Öffentliche Leben begründet und geregelt wird, greift als fördernde oder 
hemmende Urſache in die geiftige Eultur ein, während ſie auf der andern Seite als eine Wir: 
kung derjelben eritheint. Bei dem europäiſchen Südländer — wie 3. B. bei den Spaniern in 
ihren abendlihen Unterhaltungen auf den öffentlichen Plägen oder in ihren Tertuliad, bei den 
Italienern in ihren Gonverfazioni, da und dort bei den Franzoſen in ihren Veillees — bringt 
e3 dieſe Lebensweiſe mit ji, daß mannichfache Gegenſtände ſtets mit Eifer und oft mit Talent 
mündlich verhandet werden. Der Südländer erlangt dadurch eine geiftige Gewandtheit, die ihm 
mehr oder minder für jene Eultur Erfag bietet, die ji der europäiſche Norpländer in feinen 
bejiern Schulen, in feinem engern Kamilienfreife, durch feine Bekanntſchaft mit einer ausgebrei- 
tetern und audgebildetern Literatur und dur feine rüfligere Berufsthätigfeit anzueignen 
weiß. Sehr einjeitig jind alfo die Urtheile derjenigen, die nur im Zuftande des Schul- und 
Unterrichtsweſens und in der Verbreitung der fo oft ungebraucht und unbenugt bleibenden (ſehr 
häufig von vornherein ausſchließlich nur auf firdhlihe Dinge hingeleiteten und ſelbſt misbrauch— 
ten) Schulfenntniffe ven ausſchließlichen Maßſtab für die intellectuelle Gultur fuhen. Immer 
bezeichnet jedoch die Verbreitung der Gleimentarfenntniffe, namentlich des Leſens und Schreibens, 
eine gewille Form der Volksbildung, die beſonders darum wichtig, weil fie das erfte Mittel ift, 
wodurd dem Ginzelnen der Zutritt zu weitern Bildungsitufen vielfach erleichtert wird. Aud 
haben die neuern Erfheinungen in Frankreich, zumal gelegentlich ver fogenannten allgemeinen 
Volksabſtimmungen, genügend klar gemacht, was ſich mit einem der erften Glemente des Unter: 
rihtd ermangelnden Volke anfangen läßt, und wir jind berechtigt, den Gmanationen des suffrage 
universelgegenüber, an die durch die officielle franzöſiſche Statiftif („‚Statistique delaFrance“, 
zweite Serie, Thl. I und IV) conftatirte Thatſache zu erinnern, daß bei 256663 im Jahre 
1853 in Frankreich geſchloſſenen Heirathen nicht weniger ald 86491 Bräutigame und 140530 
Bräute nit einmal im Stande waren, im Givilftandsacte ihre Namen zu unterzeihnen, ein 
Misverhältniß, das fih im Creuſedepartement bis zu der Höhe gipfelte, daß jogar 78, Proc. 
alfer Brautleute nicht unterzeichnen Fonnten (im Departenıent Finiftere 74,32 Proc. ; in den vor: 
mals deutſchen Bezirken Meufe nur 3,5, Niederrhein 3,9 Proc.). Freilich ift daneben zu 
erwähnen, daß ſelbſt in der relativ am beiten mit Schulen verfehenen öfterreihifhen Provinz 
Niederöfterreid von 2092 im Jahre 1856 ausgehobenen Refruten nur 1575 ſchreiben fonnten 
(1857 waren ed doch 2323 von 2649), wogegen in Dalmatien von 751 im erftgenannten 
Jahre Ausgebobenen nur 33, im legten Jahre aber von 928 nur 9 fo viel Kenntniffe er: 
langt hatten. Wenn auf irgendetwas, fo mag ſich der Protejtantismus auf den in feinem Gebiete 
bergeitellten, wenigftens relativ bejlern Schulunterricht berufen, fo ſehr unbefriedigend die Lei: 
Rungen auch faſt durchgehends noch jind, wenn man ftatt bloßer Katechismus⸗ und Geſangbuchs— 
lehre eine vein humane Bildung fordert, abgefehen davon, daß 5. B. von ven 1857 in Med: 
lenburg: Schwerin ausgehobenen 865 Nefruten eben auch nur 136 ordentlich fhreiben fonnten. 
In den jlawifchen Staaten ift der größere Theil der Bevölferung noch eine rohe Maffe, deren 
Bildjamfeit von ihren Gebietern erft in der neuern Zeit anerfannt und beachtet wird und in 
welcher jelbjt die Glementarfenntniffe nur noh an Einzelne und ausnahmsweiſe gelangen. 
Auch liegt e8 im Charakter der abjoluten Alleinherrichaft, die jih ven größten Theil dieſes jla- 
wiſchen Völfergebiets unterworfen hat, daß das Licht der geiftigen Bildung zunädit nur an ein: 
zelne Höhepunfte gebunden bleibt, ohne noch das Volföleben in weiterer Ausdehnung zu be- 
ftrahlen. Fürchtet doch, und mit Recht, jeder Despotismuß, werde er, unter welchem Namen es fein 
möge, ausgeübt, die Bildung und das Wiſſen der Maſſe des Volkes als die ihm gefährlichite Macht. 
Wenn die Sklavenzüchter in den ſüdlichen Staaten der nordamerifanifchen Union jeden Unter: 
richt der Neger im Leſen und Schreiben verbieten, fo kann es und nicht wunder nehmen, daß 
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man in Rußland lange beforgte, die Leibeigenen möchten zu viel lernen, was nicht geduldet wer: 
den bürfe; ja wir finden es begreiflich, daß der Jeſuitismus, ald derfelbe i in den farbinifchen 
Staaten während der vorconftitutionellen Perioden die Gewalt in Händen hatte, jene kennzeich— 
nende Staatsverordnung erwirfte: wer nicht wenigſtens 1500 Livres Vermögen befige, dürfe 
auch nicht leſen oder fchreiben lernen! Hiernach ſehen wir in diefen Staaten, namentlich im ruf 
üihen Reiche, daß der höhere Untericht, obgleich auch dieſer zumeijt aus dem Auslande entlehnt 
it, eine verhältnigmäßig viel ftärfere Gntwidelung als der niedere und eigentliche Volksunter— 
richt erhalten hat. Die romanischen Nationen charakteriſirt im allgemeinen eine geiftige Indo— 
lenz und eine gewiſſe Sorglofigfeit, mit welder fie ih dem Strom des Lebens überlaifen, um 
unbefümmert abzuwarten, was er ihnen auch an geiftiger Bildung bringen wird. So ift denn 
bier der Volksunterricht überall noch einer jehr großen Ausdehnung und Vervollkommnung bes 
dürftig; und wenn man an den Glanze Gefallen hat, den die höhern Studien um ihre Einge— 
weibten verbreiten, jo ift doch die organifdhe Verbindung im Gebiete des Wiſſens und der Wiſ— 
ſenſchaften, wodurch vie auf höherm Standpunkte gewonnenen Refultate alsbald auch dem 
Bolfe zufließen, bier lorferer als bei den germanischen Nationen. Selbft durch die Gentralifa: 
tion des Unterrichtsweſens in Franfreih wird diefer natürliche Umlauf der Anfichten und Ein— 
ſicht mehr gehemmt ald gefördert, und in Jtalien wie auf der Pyrenäiſchen Halbinfel jind die 
eigentlihen Fachwiſſenſchaften noch weit mehr in die Formen der Scholaftif und in die Bande 
des Herkommens verſtrickt als bei den germaniihen Völkern. Dem Charakter und dem Geiſte 
diejer legtern entipricht überhaupt ein planmäßiges Handeln und eine überlegte Sorge für die 
Zukunft. Auch der Unterricht, der ven Ginzelnen für feine Zufunft mit den erforderlichen Fer: 
tigfeiten und Kenntniſſen ausftatten joll, wird hier in allen feinen Zweigen mit größerer Sorg: 
falt getrieben. Obgleich diefer mitunter in eine geiftige Dreſſur ausartet, fo bat doch immer die 
Vñege der höhern Wiſſenſchaften zugleich mit dem eigentliben Volksſchulweſen eine höhere 
Stufe erreiht. Wenn aber durchweg im Bereiche des germaniihen Volkslebens der Unterricht 
eine ernite Aufgabe geworden ift, jo erhält der Betrieb deſſelben in den rein monarchiſchen, leider 
aber auch in den meiften conftitutionellen Staaten, wie namentlid im preußiſchen, von oben 
berab jeinen Impuls, fein Map und feine vorgeichriebene Richtung, während in den Staaten 
mit volksthümlichen Inftitutionen, wie in Großbritannien und in der Schweiz, auch der freier 
ſich entwidelnde Bolfsunterriht in höberm Mafe zur Volksſache geworden ift und mehr und 
mehr dazu wird. 

Aud die äußern Hülfsmittel der geiftigen Bildung, wie Bibliotheken, Muſeen und fonftige 
wiffenihaftlihe Sammlungen, finden ſich in größerer Zahl und in beträchtlicherm Umfange bei 
den germanifchen Wölfern, deren Thätigkeit ebenfo fehr in bebarrlidem Sanımlerfleiße als in 
raftlojem Forſchungseifer jih bemährt, und jodann bei den romanischen Nationen, deren Gegen 
wart an ein langed und reiches geiftiges Yeben der Vergangenheit fih anfnüpft, als bei den erft 
in der neuern Zeit in die Reiben der civiliirten Welt eintretenden ſſawiſchen Stämmen. Aber 
was der geiltigen Gultur als äußerliches Hilfsmittel dienen foll, kann auch zum bemmenden 
Ballafte für die freie Reife durch das Leben werben und ift an ſich ein todted Kapital, das erſt 
durch die Benugung für einen zunehmenden geiftigen Erwerb feinen Werth erhält. Indem nun 
dasjenige, was geiftig bedeutend ift oder dafiir gelten will, jih durch Mittbeilung äußerliche 
Anerkennung zu verſchaffen fucht, wird die Literatur ein befonderd wichtiges Symptom für das 
geiftige Leben der Wölfer, wenngleich ſie nicht ausihließend zum Maßſtabe deffelben dienen 
fan. Bei den Völkern der europäiſchen Türkei zeigt fich erft in neuefter Zeit und nur da und 
dort der ſchwache Anfang einiger literarifhen Thätigfeit. Auch eine felbjtändige Literatur der 
Ruffen, Bolen, Griechen und Magyaren fteht vielfach noch auf der Stufe der Entwidelung over 
ift erft in der neuern Zeit nad) einem Schlummer von Jahrhunderten zu einem friſch beginnen- 
den Leben erwacht. Im ganzen bedeutender an Gehalt und weit größer in der Mafle ift vie Lite: 
ratur ber weitlihen europäiichen Nationen, dermalen viel weniger bei den Franzoſen als bei den 
Bölfern deutiher und engliiher Zunge. Das zweite Kaifertbum ift der Preſſe überhaupt ebenfo 
wenig förderlich als das erfte und die franzöſiſche Literatur nicht nur in Beziebung auf Po: 
litif, jondern aud in allen andern Zweigen gegen früber tief herabgejunfen. In Deutihland 
und England jeben wir auch ven literariichen Verkehr im Innern und den Austauſch der geiftigen 
Grzeugnifie von Volk zu Volk lebhafter und umfaffender, während zugleih für die Populari— 
itung der Literatur das Meifte geihab. Insbeſondere gilt Died von dem wichtigften Theile der 
bopulären Literatur, von der periodifch-politifhen, die nur dann zum übel wird, wenn man 
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nicht den freien Kampf ver Wahrheit mit dem Irrtum und der Lüge geftattet, wenn fie burd 
äußern Zwang zeitweife zur Erbitterung gereizt oder auf Die Abrwege der Heuchelei und Schmei- 
chelei geführt wird. Sie fegt eine größere Theilnahme an den Angelegenheiten des Gemein 
wejend und ein regeres Öffentliches Leben voraus. Darum ift die Zahl und die Verbreitung der 
periodifchepolitiihen Blätter nur unbedeutend in den no den Despotismus oder der ununıs 
ſchränkten monarchiſchen Gewalt verfallenen Theilen Europas, während in Deutſchland die poli— 
tifche Preſſe wenigſtens vorübergehend gezeigt hat, daß fie eine Macht zu werben vermag, wie fie 
es in Großbritannien, in der Schweiz und in Belgien wirklid geworben ift und mie ſie es in 
Frankreich wenigftend früher war. | 

Mas im allgemeinen die geiftige Bildung der Europäer über diejenige der andern Welt: 
theile bervorhebt, ift nicht gerade die Verbreitung eines bejtimmten Maßes von Glenentarfennt: 
niffen über eine größere Maffe von Bevölferung. Gibt es doch mehrere aflatiihe Staaten, in 
welchen wenigſtens die Kenntniß des Leſens und Schreibens in noch größerm Umfange als in 
vielen Ländern unfers MWelttheild verbreitet ift; auch find in Diefer Beziehung die Bewohner 
Nordamerikas hinter ven Europäern keineswegs zurüdgeblieben. Das Auszeichnende Europas 
liegt vielmehr in einer vielfeitigern Ausbildung der verfhiedenen Theile des Willens, in_einer 
höhern Schöpfungskraft und einem lebhaftern geiftigen Verkehr, in welchem alle Vorurtheile be: 
kämpft und vertheidigt, alle herrſchenden Meinungen einer ſtets jih erneuernden Prüfung un: 
terworfen und in wechjelnden Formen immer andere Anfichten in Umlauf gejegt werden. Dies 
tritt nun hauptſächlich in der umfaſſendern und mannidfaltigern Literatur der europätichen Völ— 
fer hervor. Bei den aſiatiſchen Nationen dagegen, deren geiftige Zeugungskraft erſchöpft fcheint, 
ift die Literatur nur die einförmige Wiederholung ſtereotyp gewordener Anfichten und Borur: 
theile, während jie in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa, wo fie fih zum großen Theile 
auf den Nachdruck europäischer Werke beihränft, noch allzu jung ift, um ſchon jelbftändig er- 
fheinen zu fönnen. Nur in der periodiſch-politiſchen Literatur, wenn nicht dem Gehalte, doch 
der Mafle nad ift Europa durd Nordamerika überflügelt worden. 

Ihrem Gharafter nad zeichnen ſich die europäiſchen Nationen ſowie die amerikaniſchen 
Völker europäifher Abftammung vor den andern Bewohnern der Erde durch jene höhere That: 
fraft aus, Die in weiter außfehende Unternehmungen, deren Ausgang fie berechnen zu fünnen 
glaubt, bereitwillig fi einläßt und dieſelben bebarrlich zum Ziele führt. In Aſien und Afrika 
bewegt ſich das Völferleben in dem engen Kreiſe, den ihm ein faft noch thieriſcher Inſtinct oder 
ein ſtabiles Herkommen gezogen bat. Der Europäer dagegen ift wenigften® in geringerm 
Grade ein Sklave ftehender Gewohnheiten; er bat aber au weniger von jener Pietät, die mit 
den überlieferten Borurtheilen zugleich das bewährte Gute Fefthält. Er ift geneigter, die Bande 
dieſer Vorurtheile zu jprengen und der Macht des Herkommens Trog zu bieten, während ihn die 
Luft an der Veränderung und der Reiz der Neuheit allen Launen einer wechſelnden und wandel: 
baren Mode unterwerfen, diefem eigenthümlichiten, in feinem andern Welttheile einheimiſchen 
Erzeugniſſe des europäiſchen Charaktere. So läft fih denn aud auf die Europäer das Wort 
einer geiftreihen Branzöfin unmenden, daß fie die Fehler ihrer Tugenden und die Tugenden ihrer 
Fehler haben. 

Im großen und ganzen aber und abgejehen von rein perfönlihen Neigungen und Ge: 
lüften Ginzelner, zumal was bloße Moden betrifft, waltet dennoch auch in Europa unendlich mehr 
das Princip einer Erhaltung des Beſtehenden als das Gegentheil vor. Gin Überſtürzen ift bie: 
jegt in größerer Ausdehnung höchſtens ſporadiſch vorgekommen, und felbft dieſes nie anders, als 
wenn wirklich die ſchwerſten Misftände obwalteten und deren Befeitigung auf vem Wege 
ruhiger Entwickelung nicht zu erzielen war. Dagegen können wir tagtäglich wahrnehmen, welche 
Mühe und Ausdauer es in der Regel erfordert, um altbergebrachte Misftände zu entfernen, fei 
es im engen Verbande der einzelnen Gemeinde, im weitern der Provinz oder in den Einrichtun— 
gen des Staates. Gewiß hat die Gewohnheit des Fortbeflehenlaflens auch des Unzweckmäßigen, 
wenn ed nur von früher vorhanden, der Menjchheit unendlich mehr geſchadet als das eigentlich 
immer höchſt ſeltene Überftürzen in Einzelfällen. 

Unter den europäiſchen Nationen felbft ift ver Charakter ver flamwifchen Völker noch dem des 
Knaben unter firenger und harter Zucht verglichen worden, den jeder ſinnliche Reiz mädtig an- 
ziebe und deſſen Gefühl in heftigen, aber fchnell vorübergehenden Wallungen leidenſchaftlich 
aufbraufe, während er doch zugleich unter nie Ruthe feines Herrn willig fih beuge. Nur dem 
Charakter des polnischen Volkes habe der lange Kampf gegen das Ausland eine feftere Richtung 
und jeinem natürlichen Heldenmuthe den Schwung und den Nachdruck der Vegeifterung gege: 
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ben; doch fei auch die Breiheitöliebe des Polen bis auf die jüngfte Zeit nur fein Haf gegen die 
fremde Unterdrüdung. Indeß dürfte diefes Urtheil doch den ſlawiſchen Nationaldharakter nicht 
alljeitig genug erfaffen. Hat namentlich) das jo zahlreiche ruſſiſche Volk bisher allerdings zu: 
nächſt nur pajjive Beweie jeiner Ausdauer gegeben, jo ift die Haltung jener vielen Millionen 
Zeibeigener in der Gmancipationdfrage nad allen, was wir wahrnehmen, im hohem Maße 
anerfennend=, vielleicht jelbjt bewundernäwerth ; jene Haltung, die in unerfhütterliher Aus: 
dauer die Verwirflihung des Verſprechens der Befreiung fordert und von diefem Verlangen 
niht mehr abzubringen ift, ſodaß fortgejegte hartnädige Verweigerung möglicherweife freilich 
einen furchtbaren Brand, nirgends aber ein heftig aufloderndes und ebenso fhnell verlöſchen— 
des Strohfeuer erwarten liege. Bei den romaniihen Nationen bat fih die Sinnlichkeit, der 
ſich der Reiz der Eitelkeit zugejellt, verfeinert und der ſinnliche Genuß ift ſchon mehr zum dauern= 
den und berechneten Zwecke des Yebens geworden, während die Leidenſchaften tiefer greifen und 
als Eiferfught und Rachſucht der Jraliener und Spanier, ald Ehrgeiz und Ruhmſucht der Fran— 
zojen nicht ſelten ein ganzes Leben beherrſchen. Der Nomane erwirbt, um geniehen zu fönnen, 
während dem Germanen ber Erwerb jelbft zum Genuffe wird. Dies gilt von dem Erwerb der 
materiellen wie der geiftigen Güter. So ift der Deutſche unermüdlich, um bis in die fernften 
Regionen des geiftigen Lebens feine Herrihaft auszudehnen und zu behaupten, während der 
Brite mit derfelben Ausdauer die äußern Naturfräfte feinem Willen ımterwirft. In nod ge: 
fleigertem Grade ift dieſer Trieb und diefe Fähigkeit, ale Naturfräfte den menjhlichen Zwecken 
dienfibar zu machen, von den Briten auf ihre nordamerifanifhen Stamm : und Spradgenoffen 
übergegangen. Und jo find denn die germaniſchen Völker noch jegt, wie damals, als jie das 
Schwert in der Hand ihre erfte Stelle in der Weltgeſchichte ſich erftürmten, die eigentlich erobern: 
den Völker in ver äußern Welt wie in der des Innern, und mit jener Ausdauer und 
Beionnenbeit ausgerüftet, die das Gewonnene zu jihern und zu behaupten vermag. Bei ihnen 
vorzuglic iſt jener Auswanderungstrieb zu Haufe, der, nad allen Richtungen dringend, dem 
Menisengeihlehte neue Wohnitätten bereitet; an jie knüpft ſich zumeiſt die Ausbreitung des 
Chriſtenthums und die Verbreitung der geifligen Schäge Europas wie auch die Ber breitung dev 
materiellen Güter durch den alle Bölfer umfaſſenden Welthandel. 

Der ſittliche Zuftand der Guropäer ift in feinem innern Weſen nicht jchlimmer und ihr 
Egoismus nicht größer, jondern nur ein anderer ald bei den andern Nationen, weil er berech— 
nender und beionnener ift. Ihr Erfindungsgeiſt hat ſich bis auf die Erfindung neuer Verbre: 
Gen und neuer Gombinationen derjelben erſtreckt. Die verwickeltern Verhältniſſe des Beſitzes 
und Erwerbes haben vor allem die Vergehen gegen das Gigenthun vervielfältigt und vermehrt. 
Noch jetzt iſt indeſſen bei den rohern jlawiichen forwie bei den ſüdlichen romaniſchen Nationen 
das Verhältniß der Verbrechen gegen die Perſonen zu denjenigen gegen das Eigenthum größer 
als in Frankreich, Deutſchland, Großbritannien und überhaupt in denjenigen Staaten Europas, 
wo die materielle Gultur am höchſten ftebt, indem bier die Vergeben gegen das Eigenthum in 
no färferm Maße überwiegen. Im allgemeinen ijt die Zahl ver Bergeben überhaupt amı klein: 
fen in den Ländern und Bezirken, wo ſich, bei geringer geiftiger Bildung der Bewohner, das 
ganze Leben um die Befriedigung einfacher und herkömmlicher Bedürfniſſe dreht; am größten 
aber, wo jich in der dichtern Bevölferung der Reihthum und die Armuth, die Bildung und die 
Unwiſſenheit jhärfer hervorheben. Hier aber ift weithin die verhältnigmäpig größte Menge 
der Verbrechen auf Seiten der Armuth und Unwiffenheit. Man kann in jeden Jahre einer rei- 
ben Ernte vorausjagen, daß die Zahl der Öerichtsfälle wegen Gigenthumsantaftung unter dem 
mittlern Verhältniß bleiben, ſowie in jedem Nothjahre, daß die Menge jened Normalverhält: 
nip überfleigen werde. Wenn Jean Paul gelegentlich bemerkt, daß der Menſch mit voran: 
fchreitender intelleetweller Bildung zugleih in Tugenden wie in Laſtern ſchon darum größer 
ericheine, weil er befonnener werde, jo ſcheint Died auch durch die Betrachtung des jegigen euro: 
päiſchen Völferlebens beftätigt zu werden; aber zugleich wird durd den Gang der Entwidelung 
darauf hingewieſen, daß die geiftige Bildung auf ihren höhern Stufen die Wunden heilt, die fie 
vielleicht auf den niedern Stufen des Übergangs der Sittlichkeit geihlagen hatte. In Wirflid: 
feit macht der blos formelle Unterricht den Menſchen ſittlich nicht zu einem andern, ald er eben 
if; er wird dadurch weder beſſer noch ſchlimmer; dagegen befähigt der Beſitz von Kenntniffen 
einen jeden auf mannichfachere Weife, als ihm jonft möglich wäre, ih ehrlich ernähren zu fönnen. 
Darum ift die Zahl der Sträflinge, welche weder lejen noch Ichreiben gelernt haben, in den mei: 
ſten Zuchthäuſern wenigſtens relativ fo groß. 

Die Verbältniffe der materiellen Gultur, der Geift und der Charafter ver Nationen prägen 
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ſich deutlich in ven Formen ihrer Verfaffungen aus. Auch in Europa läßt ſich nad den politi- 
hen Zuftänden eineauffteigende Reihe von Verfaſſungsformen erkennen, die ſich in ihrer äußer— 
jten Gntwidelung an die demokratiſchen Verfaſſungen Amerikas anfhließen.?) Auf den Bo: 
den Europas finden wir fhon feine ſelbſtändigen nomadifhen Völferfchaften mehr mit patriar- 
haliih=militäriiher Verfaflung, und der eigentlich aftatiihe Despotismus reiht nur in die 
europäifche Türkei herüber. Selbft hier bat ſich in der vieljeitigern Berührung mit dem euro: 
päiſchen Völkerleben die Tendenz feftgeftellt, die Despotie zur Monarchie zu eivilifiven, wie denn 
überhaupt die Monarchie in ihren verſchiedenen Formen, als die mehr oder minder an Geſetz 
und Negel gebundene Alleinherrichaft, als civilifirte Despotie zu betrachten it und Europa 
eigenthümlichſt angebört, ohne es jedoch ausſchließend zu umfaſſen. Wenn die bisherigen Re: 
formen in der Türkei hauptſächlich nur vorbereitende Mittel zum Zwede find, jo bat man doch 
auch ſchon wichtige Schritte dem Ziele entgegen getban. Immer ift jedoch in der Türfei nur ein 
Grund gelegt, und es ift höchſt zweifelhaft, ob darauf jemals das beabfichtigte Gebäude wird er: 
richtet werden fünnen. s 

Der Abjolutismus befteht offen und unverbüllt nur in Nußland, Ofterreih, Neapel und 
den fleinen deutfhen Staate Schaumburg-Lippe; er beiteht aber außerdem thatſächlich aufs 
entichiedenfte, wenn aud unter einem Scheine von Gonftitutionalismus, in dem Faiferlichen 
Branfreih und er befteht ebenio, nur in anderer Form, im Kirchenftaate. In Deurichland waltet 
meiftens da& landftändifche oder ein dieſem ähnliches Verfaſſungsweſen mit einer tbeild gejeg- 
lich, theils factiich bedeutend befchränften Macht der Volfövertretung. Das alte Feudalunweſen 
ift am allermeiften confervirt in beiven Mecdlenburg. Bon nichtdeutſchen Staaten findet fid vie 
eigentliche Vertretung von Ständen in voller Ausdehnung nurnod in Schweden. Gonftitutionell 
find im Übrigen Spanien, Bortugal, Griechenland und Dänemark. In höherm Grade hat ſich der 
Conſtitutionalismus entwicelt in Großbritannien, Holland, Belgien und Sardinien ; hier liegt 
der Regierungsfchwerpunft ſchon mehr in den Kammern. Norwegen mit feiner Beihränfung 
des föniglichen Vetos ijt bereits früher eine „Monarchie mit republifanifchen Inftitutionen” ge- 
nannt worden. Von den Freiftaaten zahlt niht nur San: Marino überhaupt nicht, ſondern 
auch die vier Freien Städte Deutſchlands unterliegen, ihres geringen Machtverhältniſſes wegen, 
allzu jehr den Ginwirfungen der fie umgebenden monarhifhen Staaten, als dap ihnen eine 
wirfliche alljeitig freie und ungebemmte Entwidelung möglid wäre. Und dod ſchließen jie gar 
mandes Gute und Zwedmäßige in fih, und Sranffurt ald Wechfelplag jowie Hamburg und 
Bremen ald Haupthafenorte würden ſchwerlich ihre jegige Bedeutung und ihren heutigen Wohl⸗ 
ftand, ſowie ihre Fülle gemeinnüsiger Anftalten und Einrichtungen je erlangt haben, wenn ſie 
einem ber angrenzenden mittlern oder Fleinern monarchiſchen Staaten einverleibt worden wären. 
In einem ganz abnormen, völlig unfelbftändigen Verbältniffe befinden ſich die Joniſchen Inieln. 
So bleibt von republifanifhen Staaten nur einer, der fich in der Hauptfadhe ungehenmter innerer 
Gntwidelung erfreut und des fo natürlihen Rechts ver Selbftbeftimmung genießt, es ift die 
Schweiz. Sie umfaßt 22 oder eigentlid 25 Eleine Staaten, welche erft im Jahre 1848 aus ber 
(ofen Verbindung des Staatenbundes zum Bundesftaate gelangten. Die Bundesverfaflung 
verlangt für jeden Einzelftaat eine republifaniiche, entweder repräjentative oder demokratiſche 
Einrichtung, denn noch befteht hierin einigen der Eleinern Bantone die „Landesgemeinde‘‘, in 
welcher jeder ehrbare volljährige Bürger das Stimmrecht ausübt, mährend die große Mehrzahl 
ver Kantone längft das Repräſentativſyſtem eingeführt bat. Die Fortihritte iind wunderbar 
und gewaltig, weldye die Schweiz feit dem Sturze der alten oligardhifch = ariftofratifhen Gin: 
richtungen erlangte, und ed wäre fehr zu wünſchen, daß jene vielen Taufende, welche alljährlich 
dieſes Land feiner Naturwunder wegen bereijen, nebenbei auch die praftifche Aufgabe fich ftel- 
len wollten, den eigenthümlichen politifhen und focialen Berhältniffen ver Eidgenoſſenſchaft 


3) Nach Titel und Namen, die auf die politifche Rangftufe hinweifen, ohne jedoch das Unterfchei« 
dende und Sharafteriftifche der befondern Verfaſſungen zu bezeichnen, zählt man in Europa vıer Kaijer: 
thümer; einen Staatenbund mit vorherrjchend monarchiſchem und einen Bundeoftaat mit ausjchlieglich 
demofratiichem Princip , 16 Königreiche, worunter vier rein deutfche; einen geiftlichen Staat; fleben 
Großherzogthümer, ſämmtlich in Deutfchland; ein Kurfürftenthum; neun Herzugthümer, fämmtlich 
deutfche; eine Landgrafichaft; acht Fürftenthümer, ebenfalls in Deutfchland ; fedys republifanifche Staa» 
ten, wenn die Schweiz für einen gerechnet wird und wenn ber britifche Schugitaat der Joniſchen Infeln 
als demofratifcher Staat gilt. Die durch die Greigniffe des Jahres 1859 factifch aufgelöften Staaten 
in Italien (das Grofherzogthum Toscana und die Herzogthümer Parma und Modena) find bier ebenio 
wenig gerechnet als die blos halbfouveränen Staaten San-Marino, Rumänien, Serbien und Montenegro, 
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mwenigftend einige Aufmerkjamfeit zu widmen. Findet ſich hier doch fo manches, mas aud) für 
den monarchiſchen Staat benugt werden fönnte. *) B 

So flehen denn alle Staaten mit vorberrihend flawijcher Bevölkerung (darunter Ofter: 
reich) noch unter dem Syſteme des Abſolutismus; nur einige ihrer halbfouveränen Gebiete an 
der untern Donau find zu einer Art Gonftitutionalismus gelangt. Die romaniſchen Nationen, 
welche eine Zeit lang alle andern in freibeitlicher Entwickelung zu überholen ſchienen, haben ſich 
namentlich in wichtigften ihrer Länder, in Frankreich, in einen Zuftand zurückwerfen laſſen, 
der von einem rujliihen Abfolutismus wenig mehr als blo8 dem Namen nad) verjdhieden ift. 
Daran reiben jih Neapel und der Kirdenftaat. Auf der Pyrenäenhalbinſel ſcheint der Gonfti- 
tutionalismus endlih doch Wurzel gefaßt zu haben. Freier ausgebildet finden wir denjelben 
nur in Sardinien, denn Belgien gehört fhon nicht hierher, da die Mehrzahl feiner allerdings 
ſtark gemischten Bevölkerung germanifhen Stamm ift. Alle irgend nennenswerthen Staaten 
mit einer der Zahl nad) überwiegenden germaniihen Einwohnerſchaft find wenigftend den 
eigentlihen Abfolutismus entwachſen. Mindeftens befigen jie landſtändiſche Einrichtungen, fo 
im größten Theile von Deutſchland und in Schweden; in andern ihrer Gebiete hat ſich das 
eigentliche Repräfentativfoitem ausgebildet, namentlich in Broßbritannien, in Holland und Bel: 
gien. Norwegen fteht bereitö der Republik nabe, und in der Schweiz und den nod erhaltenen 
vier Freien Städten Deutichlands findet fi eben diefe Negierungsform vollftändig anerkannt. 

Wie überhaupt in Guropa Gejeg und Recht, im Gegenjage von launenhafter Willkür oder 
bloßem Herfommen, in höherm Grade zur Herrſchaft gelangt find als in ven andern Theilen ver 
Alten Welt, fo hat aus der lebendigern Verbindung aller europäiichen Völker auch ein europäi— 
ſches Völkerrecht und ein europäiſches Staatenſyſtem ji hervorgebildet. Seit der Unabhängig: 
feit der neuen amerifanifhen Staaten hat ji dieſes zu einem europäiſch-amerikaniſchen erwei- 
tert, dem ſich im der neuejten Zeit aud) dad osmaniſche Neich und Agypten näher anzuschließen 
ſuchen. Dur die Europäer jind ferner die bisher jo ftarr ald möglich abgeſchloſſenen Reiche im 

Dften Afiens, China und Japan, gezwungen worden, ihre Abfonderung aufzugeben und einzu: 
treten in den allgemeinen Bölferverkehr und Völferverband. Welde hohe Bedeutung das Er 

ſchließen der beiden Länder für die gefammte Menfchheit befigt, mag ſich aus der einen Thatfache 
erfennen laflen, daß China allein faft noch einmal jo viel Menihen ald ganz Europa umfaflen 
fol, und daß in beiden Ländern zufammengenommen nahezu die Hälfte aller auf der ganzen 
Erde vorhandenen Menſchen leben dürfte. So fehen wir denn, wie von Europa aus aud die 
Ioer einer politiihen Verbindung aller Nationen unter der Herrſchaft eines gemeinfamen Völ— 
kerrechts, das freilich noch in den erften Stadien feiner Entwidelung ftebt, in ſtets fich erweitern: 
den Kreiien Bedeutung gewinnt. 

Nach diefer furzen Hinmweifung auf den focialen und politifchen Zuftand Europas haben 
wir nod die Veränderungen, welchen derjelbe unterworfen ift, alfo die Bewegung des europäi- 
ſchen Bölferlebens und die Geſetze, wonach fich diefe Bewegung bemißt, freilich nur nad) ihren 
wichtigſten Momenten, ind Auge zu faffen. Die Zunahme der Bevölkerung ift das körperliche 
Wachsthum der Nationen. Europa bat noch lange nicht den Höhepunft dieſes Wachsthums er: 
reicht. Der lebbaftere materielle und geiftige Verkehr, durch taufend neue Hülfsmittel begünftigt, 
die zablreihern Berührungen in der dichter werdenden Maffe europäiſcher Bevölferung rüden 
die Nationen näher zufammen. Durd die Vermehrung der geichlechtlihen Verbindungen von 
Bolk zu Bolf, die hiervon mit eine Folge ift, muß ſelbſt der äußerliche Unterſchied der Raſſen und 
Bölker ih mildern, während im Innern der beiondern Spradigebiete vor der wachſenden Herr: 
haft einzelner Hauptſprachen die Unterfhiede der Munvarten fich verwiſchen und alle jene ein: 
zelnen Trümmer von Volksſtämmen und Sprachen, die noch aus einer fernen Vergangenheit in die 
Gegenwart berüberragen, indie fie umgebenden größern Volksmaſſen mehr und mehr fih auflöfen. 
Größere und Fräftigere Nationen, durch das geiftige Band verjelben Sprache verbunden, heben 
fi alfo hervor, aber nur als fefter ineinandergreifende Gliever einer lebendigen Kette von Na: 
tionen. Auf dem Gebiete ver Religion bilden vielfachere Anjichten und Formen fih aus. Wenn 
zwar im Bereiche ver griechiſch-chriſtlichen Kirche noch feine fihtlihe Bewegung herrſcht, fo bat 
Üch dagegen ſchon eine mäditige Oppofition im Schofe des Katholicismus erhoben, der ſich mehr 
und mehr zerlegt und zergliebert, fowie auch ver Proteftantismus in immer zahlreichere Sekten 
und Schattirungen fich vertheilt. In dem Maße, als viefer geiftige Gärungsproceß raſcher von 


4) Eine gute Anleitung bietet die Heine Schrift: Die Schweiz in ihren bürgerlichen und politifchen 
Zuſtanden, militarifchen, Gewerbe: und Handeläverhältnifien (Zuͤrich 1858). 
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flatten geht und ftetö neue Meinungen auftauchen und ſich feftitellen, müſſen vie jhroffern Ge— 
genfäge der einzelnen Hauptreligionen durch die zahlreihern Abitufungen und Übergänge ſich 
mildern, und in den Berhältniffe von Kirche zu Staat wird ſich Diefer [egtere mit der. Kraft der Ein— 
heit immer mebr über jene erheben, bis vielleicht auf einer höhern Stufe der Entwidelung neue 
Verbindungen von Staat und Kirche jih anfnüpfen werden. Dieſes Erheben ded Staated wird 
aber weſentlich dadurch erleichtert, daR die Bevölferungen, zumal der mitteleuropäiichen Länder, 
den Dogmatifchen Streitigkeiten ver frühern Zeit glücklich entwachſen find. Jener Standpunft iſt 
wirklid überwunden, in welchen man es allgemein als die höchſte Aufgabe betrachtete, ich gegen 
jeitig entweder katholiſch oder lutherifch zu madhen. Damit ift die erfte Stufe einer höhern 
Einigung, namentlich für Deutfchland, erjtiegen. Immermehr müllen die rechtlichen und poli: 
tiſchen Ungleichheiten der verſchiedenen Stände ald ein jchreiendes Unrecht erſcheinen, meil ſich 
im freiern und vielfeitigern Gebraude aller Kräfte die materiellen wie die geiftigen Güter nad 
allen Richtungen hin vertheilen, ohne nody in dem Maße wie früher das vorzügliche Erbtheil be: 
jonderer Klaffen zu fein. Auch ſehen wir im Often Europas, was vor wenigen Jahren noch 
niemand ald jo nahe erwarten konnte, Die Reibeigenjchaft verſchwinden, während im Weiten, be: 
ſonders feit ver Franzöſiſchen Revolution, nicht blos der Einfluß der bevorredhteten Stände ab: 
genommen bat, ſondern aud die Zahl der Mitglieder des Adels und der Geiſtlichkeit, nachdem 
jie der Umſchwung der ökonomiſchen Verhältniſſe des Beflged und Erwerbs aus ihrer über: 
reichen Austattung vertrieben hatte und nachdem ihnen hiermit die Sehnen der weltlihen Macht 
und einer befondern politifhen Bedeutung zerichnitten waren. Wie die ſtändiſchen Unterſchiede, 
fo gleichen ſich auch diejenigen zwifchen Stadt und Land und zwifchen ſtädtiſchem und ländlichem 
Xeben immermehr aus, indem bie inpuftriellen und commerziellen Beihäftigungen fowie Hand 
in Hand mit ihnen eine vieljeitigere geiftige Thätigfeit auf dem Lande mehr und mehr ſich aus— 
breiten, die Städte aber gleihmwol und zwar (wenn wir abjehen von Franfreih) in natur: 
gemäßer Weife als nügliche Gentralpunfte für höbere Mittel und für Verkehr aller Art auf 
jefter Grundlage gewaltiger emporblühen ald zuvor vermitteljt der die andern hbemmenden und 
lähmenden Privilegien und Vorrechte. Überhaupt ſehen wir die verfhiedenen Zweige der mate: 
viellen Production, in ihrem Wahsthume gegenfeitig ſich fürdernd, einander näher rüden und 
durch die freie Aſſociation der mannichfachſten productiven Kräfte zu größerer und umfaflender 
Wirkſamkeit ich vereinigen und verbinden. Nicht mur die Induſtrie und dev Handel weisen faft 
überall in zunehmender Progrefjion immer größere Nefultate auf, auch die Erzeugniffe des 
Ackerbaus haben jogar in den dichter bevölferten Staaten nicht blos in demſelben, jondern bier 
und ba felbitin ftärferm Verhältniſſe als vie Bevölkerung ſich vermehrt, Die jegige vergleichsweiſe 

dichte Benölferung lebt ungleich beffer und menihenwürdiger in allen Beziehungen, als es 

vordem der viel geringern Ginmohnerzabl möglih war. Vor allenı aber ift in den Maße, ale 

fich die Elementarfenntniffe über eine größere Maſſe ausbreiten und hiermit der Kreis der gei: 

ftigen Empfänglichfeit ſich erweitert, die Menge der literariichen Erzeugniſſe geftiegen und deren 
Benugung allgemeiner geworben. Faſt durch alle Ränder Europas hat die Maffe ver Kiterarur, 
namentlid der populären, in drei- und vierfadh ſtärkerm Verhältniffe als die Bevölkerung 
zugenonmen. Im allgemeinen ericheint aljo ald das Nefultat der Bewegung des europäiſchen 
Völferlebens die Ausgleihung früher vorhandener Eontrafte und ein regeres geiftiges Leben, 
das eine Dichter werdende und gleichartiger ji ausbildende Bevölferung durchdringt. 

„Wenn aber der wachſende Baum der Erfenntnig auf dem eigentlihen Grunde des euro: 
päiſchen Volkslebens feine Wurzeln ausbreitet und feine früchteſchweren Ziveige in weitere 
Räume erftredt, fo trägt er doch giftige neben heilfamen Früchten, und wenn der Sturm ibn 
jhüttelt, kann nochmals der Apfel der Zwietracht und blutiger Zerwürfniß zwiſchen die Völker 
Europas fallen. Obgleich alle Gegenſätze, die früher zu heftigen Kämpfen Anlap gaben, ſich 
mildern und verwifchen, jo hebt ſich doch ein Gegenſatz, der des Reichthums und der Armuth, um 
fo ſchärfer und fchneidender hervor. Selbit jene beiden großen Parteien der Stabilen und der 
Männer der Bewegung, welde durch ganz Europa fih durchziehen, finden nur in diefem Ge— 
genjage den Boden, worauf jie fußen und aus welchem fie fort und fort neue Nahrung ziehen. 
Sucht ſich doch jene Partei der Stabilen nirgends mehr ausſchließend an den verwitternden Vor: 
rechten des Adels und der Geiſtlichkeit und an ihren zum Spott gewordenen Vorurteilen feſtzu— 
halten. Sie ftrebt vielmehr dahin, auf die ganze Maſſe der in gefihertem Wohlſtande binleben: 
den Mittellaffe ver Befigenden fih zu fügen, die man ald die eigentlihe Bürgerflafje ven 
untern Klaffen des Volkes oder denjenigen entgegenfegt, deren Vermögen ganz oder zumeift 
nur ein perfönliches ift und in mehr oder minder ausgebildeten Kräften und Fertigkeiten be— 
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lebt. Auf der andern Seite find alfo auch die Kührer der Partei der Bewegung um fo mehr 
darauf hingewieſen, die Anjprüche und Intereſſen der eigentlich arbeitenden Klaffe und aller 
Hintangefegten im Staate zu den ihrigen zu machen.“ 

In diefer Beleuchtung erihienten die Dinge und mußten fie dem Beobachter erſcheinen noch 
in jener Zeit, in welcher die zweite Auflage des gegenwärtigen Werks veröffentlicht ward. Un 
gebeuere innere und äußere Veränderungen find feitdem eingetreten, wie man jie vor etwas 
mehr ald einem Jahrzehnd nicht ahnen konnte. 

Schien wenigſtens die faatlihe Abgrenzung in Europa für unendliche Zeiten jedem Streite 
entruft; dachte faft niemand ernſtlich an die Möglichkeit der Erneuerung mitteleuropäifcher 
Kriege, ſodaß man, wenn aud unter Vermeidung ded Auspruds, an einen „ewigen Frieden‘ 
thatſãchlich weit allgemeiner glaubte ald damals, da diefer Ausorud zum erften mal allgemeine 
Berbreitung erlangte (in jener dev großen Franzöſiſchen Revolution unmittelbar vorangegange- 
ner Beriode), jo laffen und die jüngften Erfahrungen feinen Zweifel, daß die Jdealzuftände der 
englijhen Friedensfreunde noch unendlich weit von ihrer Verwirflihung entfernt jind. 

Ju der langen Friedensperide, die wir durchlebt, ift wahrlid unenolich viel und arg gefehlt 
worden, jo ziemlich durch alle jene, denen Geburt oder fonftige Verhältniſſe ed ermöglicht, auf 
den Gang der allgemeinen ſocialen ſowie der bejondern Völferentwidelung in bedeutenderm 
Umfange einzumirfen, gefehlt durch engberziges, Eleinliched Verhindern, noch weit mehr aber 
dur linterlaffen von jo vielem, was hätte geichehen follen. Kaum wird man dies heute ernit- 
ih in Abrede ſtellen. Gine einfache Hindeutung auf die ganze jegige Weltlage, auf das alle 
Völker des Erdtheils und alle Klaffen derſelben erfüllende Gefühl der Iinbehaglichkeit, eine Hin— 
weiſung auf die völlig unbefrienigenden Verbältniffe des das Herz Europas bildenden Deutſch— 
land würde wol jeden Widerſpruch zum Verftummen zwingen. Und gleihtwol war jene lange 
Sriedensperiode nichts weniger als eine für die Menſchheitsentwickelung verlorene. Wie vieles 
aub namentlih die Regierungen verfüumten, der in der menihlihen Natur liegende Trieb 

nad Berbeflerung führte die Einzelnen und führte damit die Völker gewaltig voran. So nur 
ward es ermöglicht, die ganzen für die Gultur bereits wirklich gewonnenen Theile der Welt und 
namentlih unfern Erdtheil in jo Furzer Zeit mit einem Nege von Gifenbahnen und Telegraphen 
zu überdecken und damit den Grund zu legen zu einer Umgeftaltung, deren ganze Ausdehnung 
ih heute noch gar nicht ermeſſen läßt. 

Aber wie unangenehm man aud durch die Störung des langen frievlihen Zuftandes auf: 
gerüttelt worden jein mag, und wie ſehr man die Motive des Störers tadle (ein Tadel, dem 
wir in der allerentfchiedeniten Weile aus vollftändiger Überzeugung zuftinnmen), jo wird der 
unbefangene Beobachter dennoch befennen müſſen, daß es hohe Zeit war, unfern nod immer 
am meiften die Geſchicke der gefammten Menfchheit in ſich ſchließenden Erdtheil aus einem Zu: 
ande herauszureißen, der wenigitens in gewilfen hochwichtigen Beziehungen ein wahres mora: 
liſches Verſumpfen in Ausſicht ftellte. Wenn eine der hervorragendſten Nationen es jih gefallen 
laßt, dag einer ihrer geachtetiten und im öffentlichen Yeben einflugreihiten Männer fie zur Ent: 
waffnung auffordern darf mit dem bezeichnenden Beilage: „Und was wäre es ſelbſt, wenn der 
fremde Feind in unfer Yand einficle und cd mit feinen Heeren überſchwemmte, würde er eud) 
bindern, eure Baummolle zu ſpiunen?“ — wenn ein Dann von folder Anihauungsweife jelbft 
nach deren Kundgabe nod im öffentlichen Keben die nämliche einflupreihe Stellung behaupten 
fann wie zuvor ; wenn ſolche Marimen überhaupt, mögen fie offen ausgefproden oder nur von 

vielen thatſächlich adoptirt fein, auch in andern Ländern factifch zu einer gewifjen Geltung ge- 
langen; wenn daneben das Mittelalter mit feinen eraflen Prätenſionen wieder aufgerichtet wer- 
den will und da und dort eine Hand voll Leute mit ihrer traditionellen Ignoranz der ganzen 
menſchheitlichen Entwidelung und allen Fortſchritten der Neuzeit übermüthig Trog bieten, alle 
Fortſchritte der Naturwiſſenſchaften, alle Errungenjhaften auf vem ganzen Gebiete ned menjd: 
lichen Wiſſens im Namen der Neligion, des Glaubens von oben herab zu negiren wagen darf; 
da mag audy der grundfägliche Gegner des barbariſchen Kriegstreibens die moralifhe Noth— 
wenbigfeit eines die Welt aufs neue durchziehenden Sturms anerkennen; er mag bedauern, 
daß ſolches unvermeidlich geworven, mag die einzelnen Opfer, mag die eigenen Verlufte beflagen ; 
allein fein Sefammturtheil wird dennod ein anderes fein als das eines befhränften und fana: 
tigen Mönchs oder eines ebenfo beſchränkten und nur in anderer Weile fanatiihen Baunmol- 
lenipinners und Friedensfreundes um jeden Preis. 

Die Stürme, welche befonvers feit 1859 über Europa hereingebrochen, haben namentlich 
die ganze Kläglichfeit ver Zuftände Deutſchlands bloßgelegt, die Zuſtände dev zahlreichiten 
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und durdgebilvetiten, der entwicelungsfäbigften und innerlih überhaupt tüchtigſten Nation 
der Welt. Sicherlich kann der ganze Erbtheil zu einem gefunden und feften Gefammtverhält- 
niffe nimmermehr kommen, bis dad im eigentliden Sinne fein Herz bildende Deutſchland 
zu einer normalen Geitaltung gelangt jein wird. Das Herbeiführen folder Geftaltung, wie un: 
abſehbar auch die Denge und Größe der Hinverniffe, dürfte wol die allgemein widtigfte Ent— 
widelungsaufgabe ver neu begonnenen Periode ded Völferlebens fein. Ind wenn die Deutfchen 
erit ſpäter als alle andern Nationen die ihnen gebührenvde Stellung im vollen Umfange erlan- 
gen können, fo darf man darum an ihrer Befähigung hierzu nicht verzweifeln, und zwar um jo 
weniger, ald und die ganze Natur beweift, daß, je Fräftiger ein Organismus ſich entwidelt, deſto 
mehr Zeit zu folder Entwidelung erforverlich ift. 

Die neuen politifchen Unwetter, welche unverkennbar über und beveinbredhen, und melde 
jelbft eine Wiederkehr der ſcheußlichen dynaſtiſchen und Eroberungsfriege als ſehr wohl möglich 
erfheinen laflen, haben eine andere brennende Frage, die ſociale, zunächſt etwas in den Hinter: 
grund gedrängt. Um fo mehr unterlafen wir hier eine nähere Erörterung derſelben, als dem 
Gegenftande bereitd eigene Artikel in diefem Werfe gewidmet find. Wir wollen und nur die 
eine Bemerkung geftatten, daß die ungebeuren Geldfunde, bejonders in den beiden Erbtbeilen 
der Neuen Melt, fait unfehlbar eine gewaltige fociale Umgeftaltung, wahrſcheinlich eine eigent— 
liche foctale Ummälzung herbeiführen werden, deren äußerer Umfang und innere Mächtigfeit 
(Intenjität) ih auch nicht annähernd beftimmen läßt, von welcher Umgeftaltung aber auch ge— 
waltige Erſchütterungen der mannichfachſten Art unabwendbar fein dürften, dabei namentlich 
ein Sinten ded Geldwerths, Vertheuern der Bedürfniſſe, foloffale Schwindeleien und Handels: 
kriſen, deren erfte daher rührende wir 1857 erlebten. 

Wird nun aber bei allen Erihütterungen, Um: und Neugeftaltungen ber europäifche Erd— 
theil auch ferner die erfte Stelle zu behaupten vermögen? Vorerſt und foweit jih die Zukunft 
überhaupt mit einiger Wahrſcheinlichkeit vorheriehen läßt: ja, unfehlbar! Welcher Erdtheil 
könnte Europa durch geiftige Gntwidelung fo bald überholen oder daſſelbe durch materielle Ge— 
walt erdrücken? Etwa Aſien vermittelft Rußlands? Rußland aber, abgefeben von ven eine 
ſolche Gyentualität an fih ald unwahrſcheinlich bezeichnenden Erfahrungen, die der Krimfrieg 
geliefert, müßte noch weit mehr, als es jegt ſchon ift, eine europäifche Macht werben, um Erfolge 
der angeventeten Art zu erringen und zu behaupten. Dover Amerifa? Wie riefmbaft 
auch deſſen Wachſen und Steigen in vielfahen Beziehungen ift, fo birgt die Union den ihre 
ganze Zukunft phyſiſch und moraliſch gefährdenden Giftwurm der Negerfflaverei in ji, und es 
fheint den Nordamerifanern überhaupt ihre freiheitliche, ftaatlihe und foriale Entwidelung 
bisher zu leicht geworden, um kernhaft, gefund und unter allen Berhältniffen dauernd zu fein. 
Amerifa wird Stürme zu beftehen haben, vielleicht Schlimmer als die vieffeitigen. Zudem iſt es 
eben immer noch Europa, wo die Fülle der Kraft, die Menge cultivirter Menſchen, die größte 
Summe von Willen und Bildung, von Kapital und Production ſich vereinigt findet, und vor: 
ausſichtlich kann Amerika auch unter ven günftigiten Geftaltungen unfern Erdtheil in allen die: 
jen Beziehungen nod lange nicht erreichen, noch viel weniger überholen. Träte aber jelbjt dieſer 
Fall ein, was erſt fpäter möglich, fo würde nur ein um fo größerer IWetteifer eine für beide be- 
glüdend wirkende Wechſelwirkung hervorrufen. 

Dem ruhigen Fortgange der Cultur auf ftetd ebener Bahn ftellen fih vielfache Hinderniffe 
entgegen; aber wie dad Leben nur im Kampfe ji vollendet, jo wird er zugleih zum Sporne 
dienen, der die Nationen über die Hinderniffe hinmwegtreibt und fie auf höhere Stufen der focta: 
len Gntwidelung führt. Und obgleich auch die fteigende Sonne noch ihre Schatten in das euro: 
päiſche Völferleben wirft, fo tritt doch in ihrem hellern Lichte das Ziel ver Bewegung deutlicher 
bervor. Mögen auch jet noch gar mande verzweifeln und mit gebrochenen Hoffnungen ermattet 
ftill fteben, wir dürfen deymodh glauben an Europas Zufunft, an eine wachſende Macht ver Ge 
vechtigfeit und Freiheit. Müſſen wir doch, je jhärfer wir blicken, je umfichtiger wir alle Ber: 
hältniſſe ins Auge faflen, um fo Flarer erfennen, wie der Strom der Bewegung feine Richtung 
nad unverbrüdlichen Gejegen nimmt, die ihn dem Ziele zulenfen, mag er nun in vielfadyen 
Windungen ruhig dahinfließen oder durch Trümmer feine gerade Bahn ſich brechen. 

| MW. Schulz: Bopmer und F. Kolb. 

Ewiger Friede. Bekanntlich wird faſt jeder Friede in der Welt auf ewige Zeit gefchloffen, 
und wenn alle gegenjeitigen Zufagen friegführender Mächte in Erfüllung gingen, jo hätte 
wol ſchon jegt die Menjchheit wenig mehr von den Bedrängniſſen des Kriege zu leiden. 
Indeſſen huldigt jene Redeweiſe doc einer Idee, die, mie fie ſtaatsrechtlich und pofitiv jeder 
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Bereinigung der Individuen zur Staatögenoffenihaft zu Grunde liegt, fo auch völkerrechtlich 
als Ziel einer Bereinigung der Nationen anerkannt wird, einer Idee, welche felbft die praftifche 
Philoſophie ſchon unter die Zahl ihrer Probleme aufgenommen bat. 

Um ven Pflichtbegriff der praftiihen Vernunft vom ewigen Frieden und eben damit Die 
böhfte Idee des Volkerrechts, die, wenn aud wie alle praftifchen Ideale niemals ganz erreichbar, 
darum doch fein bloßes Hirngeſpinſt ift, menigftens annähernd zu realifiren, fordert Rant in 
ſeiner Schrift „Zum ewigen Frieden” : 1) dan die bürgerliche Verfaſſung in jedem Staate repu- 
blikaniſch oder reprälentativ fei, damit ohne die Beiſtimmung der Staatsbürger, die alddann 
jelbft alle Drangfale ded Kriegs über ih verbängen müſſen, fein Krieg beichloffen werben könne; 
2) daß das Völkerrecht anf einen Föderalismus freier Staaten gegründet werde, bamit an die 
Stelle des natürlihen Kriegszuſtandes der Völker unter fich ein Bund des allgemeinen Friedens 
trete; 3) daß ein auf Bedingungen der allgemeinen Hospitalität gegründete® Weltbürgerredt 
Geltung erhalte, damit ein friedlicher Verkehr die Bewohner aller Weltgegenden einander wech— 
felfeitig näher bringe. Ald Borbedingungen des ewigen Friedens gelten ibm jodann haupt: 
ſächlich das Aufbören der ftebenden Heere und die Beſchränkung der Staatsihulden, eine recht: 
lichere Weite der Kriegführung, das Princip der Nichteinmiſchung in die Verfaſſung und 
Regierung anderer Staaten und die Unzuläffigfeit der Grwerbung eines jelbitändigen Staates 
dur einen andern mittels Grbihaft, Tauſch, Kauf oder Schenfung. Gine Garantie ded ewigen 
Friedens aber findet er Ihon in dem Wirken der Natur, welche gebieterifch die Menſchen zur 
geſellſchaftlichen Bereinigung im Staate und zu fortwährender Verbefferung der Staatdeinrid: 
tungen dränge, duch Religion und Sprache bei anwachſender Eultur und größerer Annäherung 
der Bölfer dieſelben auch zu größerer Übereinflimmung in den Rechtsprineipien leite und durch 
den Geift des Handels, der ſich mit dem Kriege nicht verträgt, einem allgemeinen Weltbürger: 
veht entgegenführe. Dabei verhehlt ſich aber jener große Denfer nicht, daß alles dies nicht hin 
reiche, die Zukunft des ewigen Friedens zu weillagen, und dad ein fich immermehr auöbreitender 

Friedensbund der Völker zwar den Strom der rechtſcheuenden, feindfeligen Neigung aufbalten, 
doc die beiländig drohende Gefahr ihres Ausbruchs niemals ganz entfernen könne. 

Es dürfte ſchwer jein, diefer Theorie des ewigen Friedens etwas Weientlihes beizufügen, 
und eine nähere Betrachtung wird die Unmöglichkeit gänzlicher und beſſerer Ausſchließung des 
Kriegs betätigen. Um ven Krieg aller gegen alle des (ſei ed num wirklich oder blos in der 
Idee, außer dem Staate eriftirenden) Naturzuftandes ein Ende zu machen, um Recht und Frie— 
den zu handhaben, wird der Staatöverein gegründet, und er erreicht feinen Zwed durd bie 
Beitellung von Gerichten und einer die Enticheidung der Gerichte nermirenden und vollziehen 
den Staatägewalt, die gegen jeden einzelnen Staatögenoifen eine unwiderftehliche fein muß. 
Will man nun das, was im Staate unter den Staatögenoffen gilt, in weiterer Ausvehnung 
erreiben, fo fann nur das gleiche Mittel zum gleichen Ziele führen; denn die Herftellung und 
Erhaltung eines vollfommenen Gleichgewichts der Staaten, mit dem fhon Heinrich IV. von 
Sranfreih der Welt den ewigen Frieden ſchenken zu fünnen glaubte, ift weit mehr geeignet, 
Kriege zu erzeugen, ald den allgemeinen Friedensſtand zu ſichern. Um alfo, was der einzelne 
Staat feinen Angehörigen leiftet, der ganzen Menichbeit zu gewähren, müßten alle Völker der 
Erde in einen Univerſalſtaat zufammentreten oder wenigitens eine ftaatenartige Verbindung 
fliegen. Ein einziger die ganze Menſchheit umfaſſender Univerfalftaat wäre jedoch nur möglid 
ald Univerſalmonarchie; denn dem Naturgefeg der Mannichfaltigfeit mwiderftrebt die Ver: 
ſchmelzung aller Nationen zu folder Einförmigfeit in Sprade, Denfart, Glauben und Ge: 
bräuden, wie jie unter ben Genoffen eines Staates nothwendig ift, in welchem der freie Geſammt— 
wille regiert, und die Idee einer Meltrepublif wird niemals praftiihe Gültigkeit erlangen. 
Dagegen läßt es fih zwar denfen, daß es dem Genie eines Eroberers gelänge, alle Känder der 
Erde ſich zu unterwerfen und die Zügel der Herrſchaft mit ſolcher Energie und Ginjicht zu hand⸗ 
baben, daß er in allen Zonen und bei allen Völkern gleihmäßigen Gehorfam findet. Daß aber 
auch in ununterbrocener Folge fih nad ihm die Männer finden werben, die Weisheit und 
Kraft genug bejäßen, um von einen Punft aus alle Völker zu regieren und die Wage der 
Gerechtigkeit für alle jo vollfommen gleich zu halten, daß fie jich ihrer Herrichaft ohne Wiber: 
freben fügen müffen, wird wol niemand glauben wollen. Eine Univerſalmonarchie müßte 
bei fortgefegter Dauer entweder fo kraftlos werben, daß fie ſich von ſelbſt auflöſte, oder jo despo— 
tiſch, das die Völker fie nicht mehr ertrügen. Denn folange es Völker gibt, wird jedes Volk, in 
welchem noch nicht alle Lebenskraft erloſchen ift, eiferfüchtig fein auf die Selbftändigfeit feiner 
Entwidelung und die Unabhängigkeit von äußerm Zwange. Die Univerfalmonardhie aber, 
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welche diefen Geift der Unabhängigkeit zu tödten ftrebt und das freie Spiel der verſchiedenartig⸗ 
ften Kräfte und Eigenthümlichkeiten in ftarrer Gintönigfeit erftidt, fteht eben dadurdh mit dem 
Entwickelungsgeſetze der Menfchheit im Widerſpruch. 

Den Grundelementen und Bedingungen der menſchlichen Natur gemäßer ſcheint daher ein 
allgemeiner Voͤlkerbund, eine Vereinigung ſämmtlicher Nationen und Staaten der Erde zu 
einen Föderativſyſtem, mit einem oberſten Tribunal oder permanenten Gongreß, der alle 
Streitigfeiten der verjchiedenen Völker durch fchiedsrichterliches Erkenntniß ſchlichtet. Wäre 
nun aber auch eine richterliche Entſcheidung aller Völferftreitigkeiten, obgleich Diejelbe eine 
Gleihförmigfeit ver Rechtsanſchauung und eine Vervollkommnung der materiellen und geifti- 
gen Gommunicationsmittel vorausjegt, von welcher wir bisjegt kaum eine Borftellung haben, 
möglid, fo witrde doch die Grrichtung einer vollziehenden Gewalt unmöglich fein, die, ohne 
Krieg, ein ganzes der ergangenen Entſcheidung widerftrebendes und jie für unverbindlich oder 
ungerecht erflärendes Volk zur Unterwerfung bringt. Das einzige Mittel zur Handhabung 
des ewigen Friedens bliebe immer nur der Krieg, alfo gerade das, was durch den Bund des 
ewigen Briedens für immer aufgehoben und unmöglich gemacht werben joll. 

Ein ewiger Völkerfriede wird deswegen nie dad Werk zwingenber pofitiver Anorbnungen 
fein, wenngleidy alle Wahrjcpeinlichfeit dafür vorhanden ift, daß die Staaten und die Völfer 
immermebhr auf Mittel venfen werben, dem Ausbrud von Kriegen durch Verträge, Bündniſſe 
und gütlihe Ausgleihung ihrer Streitigkeiten zuvorzufommen, und ein Gedanke diejer Art 
ſcheint ſelbſt die Stifter der Heiligen Allianz geleitet zu baben. Allein bloße Verträge ohne 
Zwangsgejege und eine das Recht jihernde gejepgebende und vollziehende Gewalt find doch nur 
eine ſehr unjichere Gewähr des allgemeinen Friedens, wenn das Glück es fügen follte, daß ein 
mächtiges und aufgeflärtes Vol, das feine Staatsverfajfung auf Brineipien des Friedens und 
der Freiheit gründet, einen Mittelpunkt föderativer Bereinigung für andere Staaten bildet, vie 
ſich an daffelbe anfchliegen, um den Freiheitäzuftand der Staaten dur einen allgemeinen Fries 
densbund zu jihern und ſich durch ausgedehntere Verbindungen derjelben Art ſtets weiter 
auszubreiten. 

Aber follte nicht die allmähliche Entwickelung der Dinge von ſelbſt zum Ziel des ewigen 
Friedens führen? Sollten nicht die Principien der Freiheit und des Rechts, die von Tag zu Tag 
mehr Eingang in die beſtehenden Staats- und Rechtsverfaſſungen finden, um die Völker immer— 
mehr zu Herren ihres eigenen Willens und Geſchicks zu machen, die geſegnete Wirkung haben, 
daf, wenn es nirgendd mehr vom Gutdünken eines Einzelnen abhängt, ohne daß er ſich ſelbſt 
Gefahren oder Entbehrungen auszufegen braudt, die Wohlfahrt und das Xeben vieler Taufende 
für eine Sache, die ihnen fremd ift, aufzuopfern, die Völker, welde ihre Schlachten ſelbſt zu 
fechten, die Koften ihrer Kriege jelbft zu tragen, die Verheerungen des Kriegs an ihrer eigenen 
Habe zu empfinden haben, immer ſchwerer zur Entſcheidung durd die Waffen ſich entſchließen? 
Dürfte ed ven Staatsöfonomiften nie gelingen, die Völker, wenn jie einmal ſich ſelbſt angehören 
und nicht mehr das Gigenthum der Dynajtien find, zu überzeugen, daß die Früchte des glücklich— 
ften Kriegs nur felten die ungeheuern Berlufte und Verſchwendungen am Nationalvermögen 
aufwiegen, mit welden ver Sieg zu erfaufen war? daß man auf gütlihem Wege, durd freien 
Taufh und Handel, von einer fremden Nation in der Regel das vollftändiger und mohlfeiler 
erhalte, was durd das aufgelegte Joch einer fremden Herrſchaft erziwungen werden joll? daß 
die Bölfer nur dabei gewinnen fönnen, wenn fie ihre natürlihen Grenzen nie mit den Waffen 
in dev Hand überfchreiten, ſondern friedlich auf dem Fuße vollkommener Gegenjritigfeit und 
unbeihränfter Handelsfreiheit unter jich verkehren? Wird das Syftem der ftehenden Heere, das 
durch ungemeflene Vermehrung ver bewafineten Macht ven Wohlftand ver Staaten untergräbt 
und die drückendſte aller Staatslaften am ungleichiten, mithin anı ungerechteſten vertheilt, gegen 
die Forderungen des Zeitgeiites in die Länge jid) behaupten können und die Quelle immer neuer 
Kriege bleiben? Könnte durch zwedmäßige Volksbewaffnung und durd die Kortfchritte der 
Kriegskunſt ſelbſt nicht der Vertheivigungsfrieg zu einer folden Stufe der Bollfommenbeit 
gebracht werden, daß bei den natürlichen Vortheilen, die eine ganze auf eigenem Boden fechtende 
Bevölkerung vor einem eingedrungenen Eroberungsheere voraus hat, jede Hoffnung auf glüd: 
lihen Erfolg bei Angriffs: und Eroberungdfriegen aufgegeben werden muß? 

Auch beim Eintritt aller diefer Vorausfegungen könnte immer noch die Übervölferung zu 
Kriegen drängen und das Bedürfniß, auszuwandern, einen Kampf um die ded Anbaus fähi— 
gen, aber noch gar nicht oder ſchwach bewölferten Erdſtriche herbeiführen. Zu zweifeln iftindeffen 
wicht, daß mit ver jteigenden Gultur die Kriege, wie überhaupt jeltener, fo auch menſchlicher 
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werden müffen. Denn wenn nicht die Individuen, fo ſcheinen doch die Völker menfhlicher und 
beffer zu werben, was gleihfall® ſchon ald annähernder Schritt zum allgemeinen Rrieden zu 
betrachten ift, indem dadurch der Geift des Hafles und der Feindieligkeit der Nationen gegen: 
einander allmählich erflirbt, und wenngleich die Summe der fittlihen Kraft ſich in der Menſch— 
heit nicht vermehrt, und die Sittlichfeit, als ein Product der Freiheit, nicht nad einem unabäns 
verlichen Gefeg ihre Entwidelung fleigert, fo hat doch Bildung, allgemeinere Aufklärung und 
die Damit verbundene Milderung der Sittenroheit die wohltbätige Folge, daß ein immer höherer 
Grad von Uniittlichfeit oder moraliſcher Verdorbenheit dazu gehört, die Gejege des Rechts und 
der Menschlichkeit, jelbft Beinden gegenüber, zu verlegen. Die Vertilgung ganzer Nationen, 
die Verurtheilung gefangener oder unterjochter Feinde zur gänzlihen Rechtloſigkeit des Sklaven, 
welche ver politiihen Moral der gebildetiten und humanſten Völker des Alterthums nicht wider— 
frebte, verträgt ih nicht mehr mit den Begriffen der heutigen Welt, und die in fteten Kortichritt 
begriffene Givilifation drängt immer entfhiedener zu einer Politif des Friedens ſtatt des 
Kriegs bin. 

Wird aber darum aller Krieg je ganz aufhören? Wie ohne Zweifel niemals, trog aller 

Fortſchritte der Geſittung und Gefeggebung, Verbrechen und Strafen ganz aufhören werben, 
fo werden auch alle Fortſchritte des Staats- und Völkerrechts und der Humanität den Krieg nie 
ganz verbanuen oder auf die Negeln eines Schachſpiels reduciren fünnen. Es gibt einen Wider: 
freit der Intereffen und der Meinungen, der jeder frievlihen Ausgleihung ſpottet; es gibt 
Zwiejpalte und Berwidelungen, fo tief und unauflöslih, daß die Entiheidung nur durch einen 
Kampf erfolgen kann, in welchem alle Waffen, aud die vom Völkerrecht verbotenen, gelten. 
Die Kriege ver Nationen unter fih werden in dem Maße feltener werden, in welchem die Eultur 
ich hebt und die Kriege weniger im Intereſſe der Dynaſtien ald von Völkern gegen Völfer im 
wabren oder vermeintlichen Interefle ver Nationen geführt werden. Aber im Schoſe der ein- 
zeinen Staaten ſelbſt ſcheint allmählich ein Kriegdgefpenft immer drohender aufzufteigen, der 
Krieg der Stände unter fih, der Krieg der Armen gegen die Reichen, der Krieg der Gleichheit 
gegen das Privilegium. Es ſcheint der Wille der Natur zu fein, daß der Dämon der Zwietracht 
in der Menſchheit niemals ganz entichlafe und der Zunder des Kriegs nie ganz verglimne. 
Denn die Natur ift nicht blos die zärtliche, allerhaltende Mutter, die ihre Kinder auf lauter 
Roienpfaden leitet; fie erzeugt aud das Raubthier und die Giftpflange, fie ift auch die Mutter 
des Kampfes und der Zerftörung, die im Tode ſchwelgt. Auch jie ſchließt jene Doppelheit von 
Gutem und von Böfen in fi, die in der Bruft ihres edelften Geſchöpfes Fampft, und die höchſte 
Weisheit, Güte und Vollfonmenheit liegt nicht in ihr, fondern jenfeit ihrer Grenzen. Die 
Natur wird ihre Herrihaft der lichten, friedlichen Vernunft nie ganz abtreten, und die Menſch— 
beit wird aud ihre Mutter niemals ganz verleugnen. 

Und gehört der Kampf nicht auch zum Leben ver Menſchheit? Iſt allfeitige Entwidelung 
aller ihrer Kräfte und Vermögen der Menſchheit legtes Ziel und mirflihe Beſtimmung, fo 
gehört auch der Krieg mit zur Beſtimmung des Menſchengeſchlechts. Der Krieg ift That und 
höchſte Kraftentwidelung, es gibt im Menichen Gigenihaften und Vermögen, die ihre ganze 
Macht und Größe nur im Kampfe entfalten, und die höchſte Bewunderung der Bölfer ward zu 
allen Zeiten dem Helden zu Theil. Diefe Glorie fünnte ven Kriegsfürften, oft fogar den unge- 
rechten Angreifer, nicht umgeben, wenn der Krieg wirklich das naturmwinrige Scheufal wäre, 
al welches er manchem eriheint. Die Völker haſſen niemald den Eroberer blos wegen des 
Blutes, das er vergoflen, eine innere Stimme jagt ihnen, daß fie nicht blos für ben Genuß des 
Friedens, fondern aud für die Waffen und den Kampf geboren jeien, daß fie gewaltiamer 
Aufregung bedürfen. Nah großen Kämpfen und Erihütterungen nehmen die Künfte des Frie— 
dens einen höhern Aufihwung, ohne Krieg und Stürme lähmt der Drud der unbewegten 
Atmofpbäre unvermerft vie Geifter, ohne eine thatenreiche Geſchichte fehlt ver Boden, auf dem 
das Völkerleben in Kunft und Wiſſenſchaften feine fhönften Blüten treibt. 

P. A. Pfizer. 

Excommunication, ſ. Acht und Kirchenbann. 

Execution, Exeeutionsproceß. Die richterlichen und adminiſtrativen Behörden müſſen, 
um den Widerſtand zu brechen, welcher der Ausführung ihrer Urtheile und Verfügungen ent— 
gegengeſetzt wird, mit einer Zwangsgewalt ausgerüſtet ſein, welche dieſen Widerſtand mechaniſch 
überwindet. Dieſe Gewalt emanirt, wie die ganze Amtsgewalt der Behörden, von dem Son: 
verän, der auch dieſen Theil feiner nur durch das Geſetz beſchränkten Grecutingewalt, die 
Erecutive imengften Sinne, auf feine Beamten überträgt. Tiefe Anfhauung ift nicht blos dem 
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deutihen Staatsrecht eigen, fie prägt ſich auch in der erecutoriſchen Glaufel aus, ohne welche 
nah franzöſiſchem Recht (C.P. O., 146, 545) fein Urtheil und feine erecutoriihe Urkunde 
vollftredt werden fann, und melde lautet: „(Napoleon) von Gottes Gnaden (und durd Pie 
Neihäverfaflung) Kaifer der Franzoſen, allen Gegenwärtigen und Zufünftigen Unfern Gruß. 
Das Gericht zu .... hat folgendes Urtheil erlafien: (folgt das Urtbeil). Wir befeblen und ver— 
ordnen allen hierzu aufgeforderten Gerichtsvollziehern, diefed Urtheil in Vollzug zu fegen, 
Unfern ®eneralprocuratoren ſowie Unfern Procuratoren bei den Tribunalen evfter Inſtanz 
hülfreihe Hand zu leiften, allen Gommandanten und Offizieren der bewaffneten Macht, welche 
dazu gejeglich aufgefordert werden, ihren Beiftand zu gewähren‘ u. ſ. w. Das Gejeg, welches 
auch die Erecutive beherrſcht, hat für die verfchiedenen Zweige der ſtaatlichen Behörden mehr 
oder weniger beſtimmte Vorſchriften gegeben, nad) welchen ji die Ausübung ihrer Grecutiong- 
gewalt zu richten hat (Erecutionsordnung); am wenigjten für die Beamten der eigentlichen 
Apminiftration (Polizei). Wie ihre gefammte Thätigkeit einer ver täglich fi verändernden 
GBeftaltung des Öffentlihen Lebens nachgebenden Beweglichkeit bedarf, jo kann aud die Art, 
wie fie ihre Beihlüffe ins Werk fegen will, nicht von vornherein an ftriete Regeln gebunden 
werden. Zwar müflen ihr die Grundgefege, welche ihre Ihätigfeit und Macht überbaupt be— 
grenzen, und der Rechtskreis der Staatsbürger, das Recht auf Freiheit der Berfon und linver: 
letzlichkeit des Eigenthums u. ſ. w. als unüberfteiglihe Schranfen polizeiliher Willfürberr- 
Schaft entgegenftehen ; allein innerhalb dieſer Schranfen darf ihre ermeſſende Gewalt nicht in 
die Schablone von Paragraphen gezwängt werden. Die Stärfe der Mittel, deren die Polizei— 
gewalt bedarf, wird ohnehin im umgekehrten Verhältniſſe mit dem Grade jtehen, in welchem 
Gefegedahtung der Bevölferung innewohnt und die Bolizei deren Vertrauen jih zu erwerben 
mußte. Während andermärts eine Schar von Polizeibeamten die Durhführung‘unbedeutenvder 
Mafregeln verbürgen muß und jelbjt vie Armee der Polizeigewalt oft noch zur Aushülfe gelie- 
ben werben muß, genügt in England regelmäßig der Stab eines Conſtabels, und die engliſchen 
Aufruhrgefege bafiren darauf, daß derjenige ſchon ald entichloffener Meuterer jich zeigt, der der 
einfahen Bormel „Im Namen des Königs nicht gehorht. Straffere Formen nehmen ſchon 
die Geſetze bei der exrecutiven Gewalt der Finanzbehörden an, welche in einer doppelten Richtung 
zu betrachten ift. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß es vollfommen gerechtfertigt if, 
wenn der Staatdfinanzgemwalt das Recht eingeräumt ift, die Präftationen dev Bürger, melde 
auf dem Öffentlihen Redt beruhen (Steuern u. ſ. w.), unmittelbar, d. h. ohne Mitwirfung der 
Gerichte, aus dem Vermögen des Leiltungspflichtigen erecutivifch beizutreiben, weil jede Cogni— 

tion darüber, ob kraft des Beſteuerungsrechts u. f. w. der Ginzelne zu einer ſolchen Präftation 

verbunden, den Gerichten entzogen bleiben muß, joll anders die Reinheit der rihterlichen 

Atributionen ungetrübt bleiben. Theoretiſch bedenklicher ſchon ijt das nad) modernen Staate- 

einrichtungen der Finanzgewalt zugeitandene Recht der erecutivifchen Beitreibung ihrer Gefälle 

aus privatrehtlihem Titel (3.8. Orundrenten, Domänenpadtgelder, Domänenfaufiillinge 

u.f.w.). Allein wenn bier der einfache Widerſpruch des Schulpners hinreicht, um das Zwangs— 

verfahren der Binanzbeamten zu fitiren und die Sache auf den Rechtsweg zu verweiſen, To 
bürfte praftiih gegen dieſe Einrichtung nichts einzuwenden fein, welche bei unbejtrittenen 
liquiden Bolten das raſche Gingehen der öffentlichen Gelder jichert und die Gerichte vor einer 
Laft von Arbeit bewahrt, welche bei dem formellern Gang der Juftiz vielleicht unüberwindlich 
und erdrückend mechanijch fein würde. Dod müſſen ftrenge und genaue Vorſchriften für dad 
Beitreibungsredt der Finanzbehörden beitehen, welche den Schuß der Schuldner gegen ruindte 
Vollſtreckungen durh Formen und Zeitbeftininnungen verfolgen. Strenger Formen bevarf nob 
mehr die Bollftrefung der Urtheile der Juſtizbehörden, und bier hat ſich insbeſondere das fran- 
zöſiſche Recht das Verdienſt erworben, durch jeine ftarren Vorfchriften jede tumultuariiche 
Vollftrefung der Givilurtheile auszuſchließen, welchem Borzug nur der jedoch weniger durch 
den Formalismus der Givilprocegorpnung als dur die Kiscalität der Gebührenordnungen ver. 
anlaßte Nachtheil gegenüberfteht, daß bei Fleinern Schuldforderungen der ärmere Schuldner, 
wenn nicht ſchon durch die Schuld, Doch durch die Koſten der Srecution leicht ruinirt wurde, 
und die Koften oft das Ergebniß der Zwangsvollſtreckung allein verſchlingen, ſodaß gejagt wer: 
den fonnte, das franzöfiiche Executionsrecht fei für reihe Schulpner reiher Gläubiger beftimmt 

Hierzu trägt neben der Gebührenordnung auch viel die Organifation ver Vollſtreckungsbehörden 
bei; das franzöſiſche Necht Hat die Reinheit der richterlihen Attribute auf die theoretifche Spige 
getrieben, indem es die Grecution der Givilurtheile ebenjo eigenen Beamten (Huifjiers) über: 
mies, wie ed in Strafſachen die Staatsanwälte mit der Ereention betraute, welche legtere Kin: 
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tihtung übrigend auch in Deutjchland injofern nahgebildet worden ift, ald der Staatdanwalt: 
haft, wo man fie adoptirte, auch der Vollzug der unter ihrer Mitwirkung gefällten Griminal: 
urtheile übertragen wurde. Die Details über den Bollzug der Civil: und Griminalurtbeile 
bieten für den Zweck dieſes Werks fein Interefle; doch muß des Zuſammenhangs mit einem 
oberjten ſtaatsrechtlichen Grundſatz wegen einiges über dad Syſtem der Erecution mitteld per: 
fönliher Haft bemerft werden. Nach deutſchen Grundjägen über das Verfahren bei Boll: 
ſtreckung ver Givilurtheile ift perfönliche Verhaftung nur in Wechſelſachen zuläfiig und dürfte 
höchſtens dann noch ald indirectes Zwangämittel angewendet werden, wenn bei unbezwei— 
felter Solvenz nur der böſe Wille des Schuldners der Vollziehung der Erecution entgegenfteht 
(3.8. Beijeiteihaffen des betreffenden Objects, feines Geldes u. ſ. m.) Allein in dem Lande der 
Habead: Corpus: Xcte Eonnte bis in die neuejte Zeit — ein prächtiges Mittel für perfönliche oder 
politiihe Rachgier — aud der infolvente Schuldner auf lange Jahre nadı Fleet gebracht werden, 
bis envlid die Würdigung diejes ſchreienden Misbrauchs der langjamen Gejeggebung die Acte 
über den Insolvent Debtor's Court abgenöthigt hat und der grauſame Spott aufhörte, daß 
der Engländer jein unverantwortliches Verbrechen, nit in Schillingen bezahlen zu können, 
mit Freiheitäftrafe abbüßen mußte. Ph. Bopp. 
Erecution, Executionsordnung des Deutſchen Bundes. Für das Verfahren bei Voll: 
ziehung der Grfenntniffe oder Verfügungen ricterliher und adminiftrativer Behörden gegen 
einzelne Staatdangebörige befteben in jedem mwohleingerichteten Staate beſtimmte Vorſchriften 
und Ordnungen, deren Darftellung und Grörterung wir den ſpeciellen Disciplinen überlaifen 
müffen. Bon größerer Erbeblichfeit für die allgemeine Staatswiſſenſchaft ift die Vollziehung 
der Geſetze und geſetzlicher Entiheidungen alsdann, wenn dem Gejeg oder den mit feiner Ans 
wendung beauftragten Behörden der Gehorfam in Maffe und auf eine Art verweigert wird, 
wobei der allgemeine Friede und die öffentlihe Ordnung oder Sicherheit geftört ericheint. Die 
Art der Vollziebung ded Geieges in folden Fällen iſt bezeichnend für den Grad der Rechtsach— 
tung, welche die Staatögewalt den Bürgern angedeihen läßt, wie für die Kraft der erecutiven 
Gewalt in Behauptung ihrer rehtmäßigen Autorirät. Genießen Rechte und perfönliche Freiheit 
der Bürger wenig Adhtung, ift die Regierung eigenmächtig und despotiſch, jo wird dag beliebteite 
Mittel zur Hanphabung der öffentlihen Ruhe und des innern Friedens das ftehende Heer, und 
dieſes ſelbſt wird jo organifirt jein, daß es foviel wie möglich eine abgejonderte, dem Bürger 
fremde Kafte bildet und als ein blindes Werkzeug der Gewalt zum Kampfe gegen das eigene 
Volk nicht minder gern und willig ald gegen einen äußern Feind ſich führen läpt. Es wird fogar 
nibt felten vorfommen, daß unter dem Namen der Erecution die Anwendung des Dilitärd aud) 
nad ſchon wiederbergeftellter Ruhe fortvauert, um durch Entfaltung friegeriiher Macht, Quar— 
tierädruf und Begünftigung foldatiicher Exceſſe Schrecken zu verbreiten, wenngleih dadurch der 
Unſchuldige mit dem Schuldigen beftraft wird. Gine liberale und rechtliebende Regierung wird 
dagegen nur im Hall der äußerften Noth und nad fruchtloſer Erihöpfung aller Mittel einer 
friedlihen Beruhigung zur Gewalt fhreiten und, wenn zur Stillung eines Aufitandes die 
gemöhnlide Bolizei nicht ausreicht, am liebiten ih des Bürgermilitärd bedienen. Die Anwen— 
dung des ſtehenden Heeres aber wird jo lange als irgend möglich vermieden werden, das Gejeg 
wird dafür die ftete Beobachtung, Formen und Bedingungen (3.38. Aufforderung zum Aus: 
einandergeben, Berlefung der Aufrubracte u. |. w.) vorichreiben und die militäriihe Hülfsvoll— 
ſtreckung nur auf Erfordern der Givilbehörde und in dem von ihr beftimmten Maß und Umfang 
eintreten laflen. Denn da das Bürgermilitär feiner Natur nad dem Rechte und ver Ordnung 
befreundet und bei deren Erhaltung weſentlich betheiligt ift, ſo gibt eine Regierung, welde ihre 
Stüge bei ven Bürgern jelbft fucht und auf jie die innere Orbnung gründet, eben dadurch die 
fiherfte Gewähr, daß fie ihre Stärke nur dem Recht verdanken, nicht von der Gewalt entlehnen 
mwolle; während diejenige Negierung, welche ih aus willenlofen Sölonern eine Schugmauer 
nicht blos gegen äußere Feinde, ſondern zugleich gegen ihre Unterthanen bildet, im Kriegszu— 
ande gegen das eigene Bolf erſcheint, das ſie duch Furcht in Schranfen hält, ftatt durch Gerech— 
tigkeit zu berrihen. Daher darf in dem norbamerifaniihen Bundesſtaat zur Grecution gegen 
Bürger nur das Bürgermilitär gebraudt werden. In England wird die Anwendung Des 
Behenden Heeres in den meiften Fällen dadurd entbehrlich, daß die dortigen Polizeibeamten (die 
Gonftables), wenn fie für jih allein Ruhe und Ordnung zu erhalten nicht im Stande find, 
jeden Dritten, ber ihnen nahe ift, und deren fo viele, ald gerade nöthig ſcheint, zu ihren Gehül— 
fen erflären, wodurch vielen ihre volle Gewalt mitgetheilt wird und fie zu deren thätigiter Aus— 
übung bei ſchwerer Strafe verpflichter find. 
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Eine vollftändige Erecutiondorbnung würde nun die Organifation und den Gebraud der 

verfchiedenen Zwangs- und Grecutiondmittel, ſowie ihre ſtufenweiſe Steigerung in der Anwen: 
dung durch beftimmte und genaue Vorſchriften normiren. Da indeffen in despotiſchen Staaten 
die vollziebende Gewalt ſich an feine Gejege bindet, in georbneten freien Staaten aber zur 
Handhabung eines gefeglichen und rechtlichen Zuftandes im Innern die gemöhnliden Polizei: 
anftalten meift ausreichen, jo bat jih das Bedürfniß einer förmlichen Executionsordnung bis: 
jegt mehr nur in zufammengefegten Staaten fühlbar gemacht. Hier find ed nämlich nicht bloß 
einzelne Individuen und Staatöbürger, gegen melde ein Gefeß oder eine obrigfeitlihe Anord: 
nung zu vollzieben ift, jondern es find jelbjt wieder ganze Staaten, mithin organilirte große 
Mailen, deren Widerſtand, wenn jieden Gehorfam verweigern, die Ordnung des Ganzen bedroht 
und nur durch Waffengewalt übertwunden werden kann. Die Vollziehung ver Gefege und Be: 
fchlüffe eined Staatenvereind gegen widerftrebende Vereinsglieder fordert daher die Bereithal: 
tung und Anwendung größerer Kräfte ald der in der Negel leicht zu überwindende Widerftand 
bloßer Unterthanen im einfachen Staate; das Haupterecutionsnittel ift hier immer die bewafl: 
nete Macht, und es fann, wenn, wie in Deutſchland, jeder einzelne Staat eine felbfländige 
Militärmacht bildet und die Gentralgewalt feine over nur eine geringe Kriegsmacht befigt, die 
Handhabung von Net und Frieden nur durd eine beſondere mit der Kriegsverfaſſung der 
gefammten Staateneinigung zufammenbängende Executionsordnung gefichert werden. 

Der eigenthümlihen Art feiner Zufammenfegung verdankt denn auch daschemalige Deutſche 
Reich wie der Deutihe Bund feine bier noch näher zu betrachtende, vorzüglich ausgebildete 
Grecutionsordnung. Als nämlich gegen das Ende des fauftrehtlihen Mittelalterd das in eine 
Menge von Fürſtenthümern, Grafſchaften, Herrſchaften und Freien Städten zerfallene Deutſche 
Reich von den Türken ſchwer bevrängt und durch Frankreichs fteigende Macht und Umgriffe 
bedroht war, mollten die Fürften und Stände zu einer Hülfe gegen den auswärtigen Feind ih 
nicht vereinigen, ohne zuvor den Innerlichen Frieden feitgeftellt zu wiſſen. Es wurde daher unter 
Kaifer Marimilian im Jahre 1495 der ewige Randfriede verfündigt. Diefes Neichägefeg ver: 
bot bei ſchwerer Strafe jede Art gewaltjamer Selbfthülfe, befonders die bisher jogar gejeglid 
erlaubt gemefenen Privatfehden, welche nad dem Ausorud des im Jahre 1471 auf dem Reiche: 
tage zu Regensburg anweſenden päpftlihen Nuntius Campanus ganz Deutjhland zu einer 
Räuberhöhle gemacht hatten ; die Übertreter des Geſetzes wurden in die Reichsacht erklärt und 
die gewaffnete Verfolgung der Friedensbrecher allen Ständen des Reichs und deren Unterthanen 
zur Pfligt gemacht. In Verbindung hiermit ftand die Niederfegung des Reichskammergerichts, 
als eines beftändigen oberften Sanpfrievdensgerichts, und die jogenannte Handhabung Friedend 
und Rechtens, jpäter die Grecutionsorpnung genannt. Durch legtere war hauptſächlich feige: 
fegt, dag Kaifer, Kurfürften, Fürſten und Stände jährlich zufammenfommen und ratbiälagen 
follten, wie die Landfriedensftörer (d. h. diejenigen, welche mit abjichtlich verfanmelter bewaff⸗ 
neter Mannichaft ih Gewaltthätigkeiten zu Schulden kommen ließen) zu Strafe und Erſatz dei 
Schadens, dedgleihen, wie die kammergerichtlichen Erfenmtniffe, wenn jemand ſich denjelben 
widerfegen würde, zum Vollzug zu bringen feien, und um denjelben Zweck noch wirkjamer zu 
erreichen, wurbe im Jahre 1512 das Reich in zehm Kreife getbeilt, mit der Beſtimmung, daß 
der Hauptmann einesjeden Kreifes nit feinen Zugeorpnetengegen die Friedensbrecher und deren 
Helfer, wenn die erkannte Acht und der geiftliche Bann nicht fruchten wollten, den Landfrieden 
handhaben und die Beſchädiger ftraien, die am Kammergericht gefprochenen und in Nechtöfraft 
erwachfenen Urtheile zum Vollzug bringen, mo aber das eine oder dad andere Schwierigkeiten 
fände, joldes an den Kaiſer oder an den Erzbiſchof zu Mainz gelangen laſſen jollte, um bie 
Stände des Reichs zufammenzufordern und wegen NAbftellung der Beſchwerden in Gemeinſchaft 
zu verhandeln und Beſchluß zu faſſen. Die Executionsordnung von 1555 bezwedte neben dem 
gemeinen Landfrieden insbejondere auch noch die Erhaltung des Neligionsfrievdend. In folder 
iſt beſtimmt, wie Stände und Obrigfeiten ſowol in Abiicht auf eigenmächtige Verſammlungen 
von Kriegsvölkern ald gegen einzelne der Öffentlichen Sicherheit gefährliche PBerfonen, die unter 
dem Namen garbender Knechte, ausgetretener Unterthanen, Yandzwinger u. 1. w. befannt 
waren, ſich verhalten jollen; mie in jedem Kreid ein Oberfter und Zugeordneter zu wählen 
feien, mit umftändficher VBorfhrift, mach welcher dieſelben Ruhe, Sicherheit und Frieden hand: 
haben und wie ſie erforverlichenfalls einander zu Hülfe kommen follen, aud wie je nad ver 
Größe der Gefahr die zugleich mitverordnete Reichsdeputation oder eine allgemeine Reichsver— 
fammlung zufammenzuberufen ; wie jeder Stand und Kreis mit feiner matrieularmäßigen 
Mannſchaftszahl, Geſchütz, Munition u. ſ. w. fi gefaßt halten, und wie zu dem Ende jeder 
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Stand feine Unterthanen zu befteuern befugt fein folle; endlich wie es in Betreff ver auf Hand⸗ 
habung des Friedens ergebenden Koften und gegen die in Bollziehung ihrer Obliegenheiten 
fäumigen Stände, Kreisoberften, Nachgeordnete oder au ganze Stände zu halten jei. 

Bei Diejer Executionsordnung blieb e8 denn aud bis auf wenige Zufäße und Verbeflerun: 
gen, fo oft und dringend ſeitdem das Bedürfniß einer revidirten Executionsordnung zur Sprade 
fam. Noch dringender wurde aber diejed Bedürfniß, ald an die Stelle des aufgelöften Deutfchen 
Reihe im Jahre 1815 der Deutiche Bund getreten war. Da nämlich ver Deutihe Bund nicht, 
wie der norbamerifanifche Bundesftaat, eine eigene jelbfländige Kriegsmacht befigt, jo mußte 
entweder die Befolgung feiner Anordnungen und Beihlüffe dem guten Willen feiner einzelnen 
Mitglieder überlaffen, oder es mußte eine erecutive Macht durd eine Bundesexecutionsordnung 
geſchaffen werden. 

Nah der am 3. Aug. 1820 in dem Plenum der Bundesverfamnlung fefigefegten Erecus 
ttondorenung wählt Die Bundesverjammlung jedesmal für den Zeitraum von ſechs Monaten 
and ihrer Mitte eine Commiſſion von fünf Mitgliedern, um über alle ver Bundesverjammlung 
zufommenden Eingaben und Anzeigen, melde auf die vorbezeichneten Bollziehungsgegenftände 
Bezug haben, Bortrag an die Verſammlung zu erftatten. Erhält diefe dadurch die Überzeugung, 
dap im gegebenen Falle die gejeglichen Vorſchriften gar nicht oder nicht binlänglic befolgt 
worden find, jo hat fie, nah Bejchaffenheit der Umſtände, einen kurzen Termin anzuberaumen, 
um von den Geſandten der Bundeöftaaten, welche joldes angeht, entweder die Erklärung der 
bierauf erfolgten Bollziehung over die genügende und vollftändige Nahweifung der Urſachen, 
welche der Solgeleiftung noch entgegenfteben, zu vernehmen. Nach erfolgter Erklärung ober, in 
Ermangelung diejer, nah Ablauf der beflimmten Frift hat die Bundesverfanmlung auf das 
von der Commiſſion darüber abzugebende Gutachten zu beurtheilen, inwiefern die Sache erledigt 
oder der Hall ver Nichterfüllung ver bundesmäßigen Verpflibtung begründet und ſonach das 
geeignete Grecutionsverfahren zu beſchließen jei. Ehe jedoch die Bundesverfammlung die wirf- 

lie Ausführung ihres wegen der Erecution gefaßten Beichluffes verfügt, ift derfelbe der Regie: 

rung des betbeiligten Bundesſtaats mitzutbeilen und fogleih an dieſe eine motivirte Auffordes 
zung zur Folgeleiftung, unter Beitimmung einer angemeflenen Zeitfrift, zu erlaſſen. Bleibt die 
erlaffene Aufforderung ohne Griolg, jo ift jofort der wirflide Eintritt ded angerrohten Execu⸗ 
tionsverfabrend zu beſchließen und der betreffende Bundesjtaat davon nohmals in Kenntniß zu 
iegen, Da übrigens jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Vollziehung der Bundes: 
beichlüffe zu Halten, der Bundesverſammlung aber eine unmittelbare Ginwirfung auf die innere 
Verwaltung der Bundesflaaten nicht zufteht, fo kann in der Regel nur gegen die Regierung 
ſelbſt ein Executiondverfahren flattfinden. Die Erecutionsmaßregeln werden im Namen der 
Geſammtheit ded Bundes beſchloſſen und ausgeführt. Die Bundesverſammlung ertheilt zu dem. 
Enve, mit Berückſichtigung der Lofalumftände und fonftigen Verhältniſſe, einer oder mehreren 
bei der Sacht nicht betheiligten Regierungen den Auftrag zur Vollziehung der beichlofienen 
Maßregeln und beſtimmt zugleich jowol die Stärke der dabei zu verwendenden Mannſchaft als 
die nah dem jeveömaligen Zwede des Executionsverfahrens zu bemeifende Dauer deſſelben. 
Die Regierung, an welche der Auftrag gerichtet ift und melde folhen als eine Bundespflict zu 
übernehmen bat, ernennt zu diejem Behufe einen Givilcommiffar, der nad) einer von der Yun 
desverſammlung zu ertbeilenden befondern Inftruction das Grecutiondverfahren unmittelbar 
leitet. Wenn eine Regierung ſich weigert, die Ausführung der ihr aufgetragenen Grecutiond- 
masßregeln zu übernehmen, jo hat die Bundesverfammlung über die Erheblichkeit der Weige⸗ 
rungsgründe zu erkennen und nöthigenialld das Erecutionsverfahren einer andern Regierung 
zu übertragen, was auch dann ftattfindet, wenn die zuerft ernannte Regierung obne anerfaunte 
binlänglide Entſchuldigungsgründe den Auftrag unerfüllt läßt; doch bleibt in joldem Fall die 
legtere zum Schadenerjag gehalten und für alle jonft daraus entftehenden nachtheiligen Folgen 
deut Bunde verantwortlid. Wenn nicht nach einer beftimmten Erklärung der Bundesverſamm— 
lung Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſoll die mit der Erecution beauftragte Regierung den 
beiheiligten Bundesftaat von dem ihr ertheilten Auftrag benachrichtigen mit der Anzeige: daB, 
wenn binnen drei Wochen eine genügende Folgeleiftung nicht nachgewieſen fei, die wirkliche 
Vollziehung der Erecutionsmaßregeln unfehlbar erfolgen werde. Die obere Leitung der ange: 
ormeren Vollziehung fteht aud in ihrem Fortgange der Bundesverfammlung zu, welder die 
aus ihrer Mitte gewählte Erecutionscommifiton hierüber nähere Anträge erftattet. Sobald aber 
der Bollziehbungsauftrag vorihriftsmäßig erfüllt ift, hört alles weitere Erecutiondverfahren 
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auf, und die Truppen müflen ohne Verzug aus dem mit der Execution belegten Staate zurück⸗ 
gezogen werden. Die Koiten der Erecution jind auf den wirklichen, nad dem Zwede zu bemeſ⸗ 
fenden Aufwand zu beihränfen, und die Bundesregierung, gegen welche die Grecution verfügt 
worden, hat diefelben ohne Aufenthalt zu berichtigen oder hinreichende Sicherheit dafür zu ftellen. 

Dies ift das Weſentliche der Beftimmungen, durch welche der Deutſche Bund die Vollziehung 
feiner Gejege, Beſchlüſſe und Entfcheidungen, ohne Überſchreitung feiner verfaſſungsmäßigen 
Gewalt, gefetzlich geordnet hat, die aber freilich aus nahe liegenden Gründen doch nur gegen 
mindermädtige Mitglieder als ausreichend betrachtet werben können. 

Vielleicht möchten auch aus der rechtlichen Natur des Bundes, ald eined Staatenbundes, 
Zweifel erhoben werden, ob eine wahre geſetzliche Zwangsgewalt dem Bunde feinem Weſen 
nach zuftehen könne, weil diefe mit der Souveränetät der Bundesglieder unvereinbar ſei. Diefe 
Zweifel find jedoch nicht ftihhaltig, fobald man auf den Zweck des Staatenbundes zurüdgebt. 
Der Staatenbund foll nämlich, wie allgemein anerfannt wird, etwas vom bloßen Stantenbünd- 
niß Verſchiedenes, er joll eine engere, bindenvere Bereinigung darftellen ald daß bloße Schutz⸗ 
und Trutzbündniß, die völferrechtliche Allianz verjchiedener Staaten. Der Staatenbund ift eine 
auf die Dauer berechnete Bereinigung mehrerer Staaten, zwar nicht zu einem Gefammiftaat, 
aber doch zu einer Geſammtmacht oder politifhen Einheit, durch wechſelſeitige Sicherung gegen 
äußern Angriff, oder durch gemeinfchaftlihe und gegenfeitige Vertheidigung. ine Staatenei- 
nigung aber, die dem angegebenen Begriff entſprechen und nicht jeden Augenblick Gefahr laufen 
foll, die Freundſchaft der Genoffen in Feindſchaft verwandelt zu ſehen, muß vor allen Dingen 
den Frieden unter den Verbündeten felbft erhalten, und um dies zu fünnen, muß fie dafür for- 
gen, daß Streitigkeiten der Genoffen unter fi, worüber fie in Güte ſich nicht einigen fönnen, 
unter Berzichtleiftung auf das Recht der Selbfthülfe im Wege Rechtens entihieden und die 
ergangenen Entfcheivungen mit überlegener Macht vollzogen werden. 

Ohne eine folche die dauernde Grreihung feines Zwecks dur verfaflungdmäßigen Zwang 
verbürgende Organijarion würde ji der Staatenbund in nichts vom bloßen Stäatenbündnif 
unterfcheiden, das häufig und fogar gewöhnlich auch feinen andern Zwed hat ald die gemein 
fhaftlihe Befämpfung eines äußern Feindes, ohne jedoch für ven Beftand der Vereinigung eine 
feftere Grundlage zu beilgen als den ſouveränen freien Willen jedes einzelnen Genoffen und 
deſſen eigene jouveräne Überzeugung von dem Recht und Wohl feines befondern Staates, welche 
mit den zufälligen Anfichten und Intereffen der Berheiligten zu wechſeln pflegt. Es gibt daher 
feinen wahrhaften Staatenbund ohne eine zwingende Bundesgewalt, die überhaupt, ſobald der 
Staatenbund feiner Aufgabe gewachſen fein will, von der Staatdgewalt nicht der Art, fondern 
nur dem Umfang und der Ausdehnung nad) ih untericheidet. Denn Handhabung von Recht 
und Frieden burdeigene, ſelbſtändige Macht, Schug aller Angehörigen gegen innern und äußern 
Angriff ift der grundweientlice Zwed und der Charakter, wodurch der Staatsverein von jeder 
andern Gefellihaft oder Vereinigung fi unterfdeidet. Denſelben Zwed hat aber auch der 
Staatenbund und kann daher einer erecutiven Macht zu deifen Erreihung fo wenig ald der 
Staat entbehren. ’ 

Dies muß denn aud vom Deutſchen Bunde, deffen Beſtimmung überdies weit mehr umfaß 
als die Erhaltung des Friedensſtandes im Innern und die gemeinſchaftliche Vertheidigung 
gegen außen, gelten, wenngleich der Deutjche Bund in ver Wiener Schlußacte ſich für eine völ- 
ferredtlihe Vereinigung erflärt und fämmtlihen Bundesglievern ihre Unabhängigkeit und 
Souveränetät verbürgt hat. Denn eine völferrechrlihe Vereinigung nennt ih der Deutſche 
Bund blos in dem Sinne, daß allein die deutfchen Regierungen und nicht auch deren einzelne 
Untertbanen Theil am Bunde haben, Mitglieder des Bundes jein follen; derſelbe nennt fi 
aber aud eine gegen das Ausland in politifcher Ginheit verbundene Geſammtmacht, er erflärt 
ſich berufen, jeder Selbſthülfe zwijchen Bundesgliedern vorzubeugen und dev bereitd unternom- 
menen Einhalt zu thun, in allen nad) Vorfchrift dev Bundesacte bei der Bundesverfammlung 
anzubringenden Streitigfeiten der Bundesgliever die Vermittelung zu verfuhen und, wenn 
dieſer Verſuch mislingt, deren Entfcheidung vurd eine im Namen der Bundeöverfammlung 
erfennende Austrägalinftanz zu veranlaflen, deren Ausſpruch die ftreitenden Theile fich fofort zu 
unterwerfen haben. Der Deutſche Bund bedarf daher auch, wenn alles dies nicht leere Worte 
tein follen, einer organifirten geleglihen Zwangsanftalt und überträgt demnach in Art. 31 der 
Wiener Schlußacte feinem Organ, der Bundesverfammlung, das Recht und die Verbindlichkeit, 
für die Vollziehung der Bundesacte und übrigen Grundgeſetze des Bundes, der in Gemäßheit 
ihrer Gompetenz von ihr gefaßten Beſchlüſſe, ver durch Austräge gefällten ſchiedörichterlichen 
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Erfenntniffe, der unter die Gemührleiftung des Bundes geftellten compromiffarifchen Entfchei: 
tungen und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, ſowie für die Aufrehtbaltung der vom 
Bunde übernommenen befondern Garantien zu forgen, auch zu diefem Ende die erforverlichen 
Grerutiondmaßregeln, mit genauer Beobahtung der in der Executionsordnung feftgefegten 
Beimmungen und Normen, in Anwendung zu bringen. 
Gegen die bier entwidelte Anfiht vom Begriff und Weſen eines Staatenbundes ift im 
„Staats = 2erifon’ (II, 149 und 150), eingewenbet, daß fie folgerichtig die Unterſchei— 
dung von Bundesftaat und Staatenbund fallen laſſen und mur die flaatdrehlihen Bun— 
deivereine und das bloße völferrechtlihe Bünpdnig gegenüberftellen müßte; aud wirb ge: 
fragt: wie man fouveräne Regierungen, die nad ihrer beflimmteften Erflärung fouverän fein 
und bleiben wollen, einem höhern ſouveränen ſtaatsrechtlichen Gemeinmweien, fie und ihre ſou— 
veränen Staaten, deren Net und Wohl unterthänig unterorbnen, vieleicht aufopfern wolle ? 
Allein es ift noch Feine unterthänige Aufopferung ded Rechts und Wohls der @inzelnen, wenn 
behauptet wird, fie feien den verfaffungsmäßigen Geſetzen und Beichlüffen der Geſammtheit, 
aber auch nur diefen Gehorſam ſchuldig, und es ift ein weit größerer Widerfpruch, zu behaups 
tem, ein Bund, der, wie ber Deutjche Bund, fich jelbft für eine zu politifcher Einheit verbundene 
Geſammtmacht und für berufen erflärt, Gefege zu erlaflen und Recht und Frieden für alle 
Zukunft unter den Verbündeten zu handhaben, der weder den Eintritt noch den Austritt als 
Sache es freien Willens behandelt, der die von der Austrägalinftanz gefällten Erfenntniffe als 
in feinem Namen und Auftrag ergangen publicirt und durch gefeglich geordnete Zwangẽmittel 
vollzieht, habe ſich felbft keine geſetzgebende, richterliche und vollziehende Gewalt beilegen wollen, 
ald wenn man behauptet, unter der durch die Bundesacte verbürgten Unabhängigkeit fei blos 
die Unabhängigkeit der Bereinsgenoflen unter fih und von Fremden und diejenige Unabhängig— 
keit vom Bunde ſelbſt verftanden, welde mit Grreihung der ausgeſprochenen Bundeszwecke der 
äußern und innern Sicherheit ſich verträgt, alfo namentlich die Unabhängigkeit in innern Lan— 
dedangelegenheiten. Die weitere Einwendung aber, daß die bier aufgeftellte Anſicht zwiſchen 
Staarenbund und Bundesftaat einen generiihen Unterſchied nicht anzugeben wiſſe, enthält zwar 
eine ganz rihtige Bemerkung, aber fie begründet feinen Vorwurf, indem feineöwegs in Abrebe 
geflellt wird, daß der wahre Staatenbund nur eine Species der ſtaatsrechtlichen Bundesvereine 
tel, der ih vom Bundesftaat durch die ausgeihloffene Einwirkung der Bundesgewalt auf die 
innere Gefeggebung und Verwaltung der @inzelftaaten unterfcheidet. Dagegen will es der ent= 
gegeuſtehenden Anficht, die den Staatenbund für ein rein völferrechtliches Verhältniß erflärt 
und doch vom Staatenbündniß unterfcheidet, indem fie, ziemlich willfürlich, die Gemeinſchaft der 
Bertheidigung und äußern Sicherung beim Staatenbund ein condominium, beim Schug: und 
Trugbündniä eine bloße societas nennt, nicht gelingen, vom Staatenbund ein einziges Merk: 
mal anzugeben, das nicht auch dem Staatenbündniß zukommen könnte. Daß man deſſen unge— 
achtet häufig den Staatenbund weder für ein blos völkerrechtliches Bündniß nod für ein ſtaats⸗ 
rechtliches Verhältniß gelten laſſen will, rührt wol nur daber, daß bei der Stiftung mandes 
Staatenbundes in der That die Meinung zu Grunde lag, den Zweck des Staatenbundes durch 
rein völferrechtliche Mittel erreichen zu können, während doch eine fihere und vollftänvige Löſung 
feiner Aufgabe, d. h. die Bildung einer bleibenden politifhen Ginheit, dem Auslande gegen= 
über, ftaatsrechtliche Mittel und Anftalten fordert. P. A. Pfizer. 
Nachtrag. Allen, welche in der ebenſo ſchwierigen als wichtigen Lehre von den Bundes— 
vereinen nach erichöpfenden feften Begriffen ftreben, wird e8 erfreulich fein, daß der berühmte 
Derfafler des vorftehenden Artikeld durch feine fharffinnigen Einwendungen zu erneuerter Prü— 
fung der im „Staatd-Lerifon” über diefe Lehre mitgetheilten Theorie auffordert. Dieſe Theorie 
aber muß ih um fo mehr vertheidigen, da ich von deren Richtigfeit und Heilſamkeit noch innig 
durchdrungen bin, und da überall nichts mehr Berirrungen und leidenſchaftliche Gegenjäge in 
der Praris verhindert, ald allgemeine Klarheit in den wilfenichaftlihen Grundbegriffen und 
Srundfägen. Und wenn idy auch gern zugebe, wie wichtig es wäre, daß im einem jeden Bunded- 
rein gute Berfaflung und pofitive Beftimmung die Aufgaben und Grenzen regelten, fo jollen 
wdoh, da die Burndesglieder das rechtlich oder logiſch ſich Widerſprechen de nicht wollen fünnen, 
Nele pofitiven Beftimmungen der allgemeinen rechtlichen Natur des Bundesvereins entſprechend 
rütworien, ausgelegt, ergänzt und verbeilert werden. Nur aus dem willenihaftlihen Streite 
wird alfo auch bier, wie für die Theorie die befriedigende Klarheit, fo für die Braris befrie— 
digende Sicherheit hervorgehen. Auch jet ift indeß, obgleich die allgemeine Theorie der 
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Staatenvereine ohne den Blick auf die Hiftorifchen Beſtimmungen gar nicht zu veranſchaulichen 
iſt, doch die vullftändige praftifche Theorie des deutfhen Bundesrechts dem Artikel über daffelbe 
Ci. Deutſcher Bund und deutſches Bundesrecht) überlaflen worden. 

Ginverftanden bin ich übrigens mit vem Verfaſſer in der Anerkennung ver Rechtsgültigkeit 
Der einzelnen von ihm angeführten Beflimmungen der Executionsordnung des Deutihen Bun— 
Des, welche ja nichtö den Zweck der völferrehtlichen Sicherung und die Eomprtenz des Bundes 
Überfehreitended enthalten und felbit mit rübmlicher Schonung der Souveränetät der Bundes: 
ftaaten entworfen find. Auch kann ed an ſich nimmermehr ftreitig fein, daß jedem Staatenverein 
Das Recht zufteht, feine gemeinfhaftlihen Verhältniſſe auf eine feinem Grundvertrag entipre= 
ende Weife zu regeln, die Schlihtung der in ihm entitehenden Streitigkeiten und die @rfüllung 
der grundvertragsmäßigen. Pflichten felbft mit den grunbvertragsmäßigen Zwangsmitteln zu 
beichaffen; nicht flreitig ferner, daß man aud bier, wie ja fogar bei Privatforietäten, 3.82. 
bei Glubgefellihaften, in einem meitern Sinne von Gejeggeben, Riten, Nollziehen reden 
kann, auch da, wo eine ſtaatsrechtliche ſouveräne gefeggebende, vichterlihe und vollziehende 
Gewalt mit ihren Folgen durchaus nicht ſtattfände. 

Bezweifeln aber muß ich dagegen nad den ganzen mir unwiberlegt fheinenden Ausfüh— 
rungen Bd. III, ©. 130 fg. (und zugleih nad den Argumenten in den befannten ftaatörecht- 
lichen Werfen von Klüber, $. 104, 214; Rudhardt, ©. 16, 23—27, 29, 44, 50, 56, 60, 63, 
64, 106, 142, 201, 238, 240; Tittmann, ©. 62, 117, 119, 137; Jordan, $. 179, und Bebr, 
©. 3 fg.) folgende vier Hauptpunkte: 

I. daß der Staatenbund von dem Bunbdesitaate ih nicht generifch unterfheide und fo wie 
diefer flaardrehtlihe Natur und Gewalt begründe, weil fonft fein Zweck nicht ſicher und voll- 
ftändig erreicht werde; 

I. daß eine ſtaatsrechtliche Unterordnung bei verfaffungsmäßiger Handhabung berfelben 
ver Souveränetät der verbündeten Staaten nicht widerfprede; 

III. daß der Staatenbund nur durch die flaatsrechtlihe Natur vom bloßen Bündniß- oder 
Allianzvertrag unterjchieden werben fünne; 

IV. daß endlich vas hiftorifche Mecht jeved Staatenbundes und indbefondere des deutſchen 
meiner allgemeinen Bundestheorie widerſpreche. 

Zul. Für die Beſtimmung der rehtlihen Natur und der Rechtöbeftimmungen eines Ver— 
eind genügt wol nie ver bloße allgemeine Zwer und die Anſicht von dem, was denſelben 
möglichft vollkommen und jiher befürdere. Man muß vielmehr (jo wie oben Br. Il, S. 130) 
vor allem fragen, zuerft: welche rechtlich verſchiedenen Hauptarten der rechtlichen Vereine oder 
Verhältniſſe nicht blos dem Zwede, fondern vor allem den rechtlichen Grundbedingungen nad 
rechtlich gewollt werden können, und was deren rechtlich oder logiſch abſolut nothwendigen Fol: 
gen find; fodann: melde Hauptart bei der Begründung des beſondern Vereind von jeinen 
Gliedern wirklich rechtlich gewollt wurde? Sehr verſchiedene Vereine fünnen Gleiches bezwecken. 
und die Anfichten über die beite und ficherfte Erreihung des Zwecks, ſowie die Opfer, melde 
jeder nach jeiner Yage vertragsmäßig dafür veriprechen darf oder will, jind veridhieden. Wenn 
man hier vollends irgend jubjective Meinungen und Wünſche über Zwed und Mittel einmiſcht, 
fo wird eine jolhe Theorie Despot der Vereine, nit ibr Audleger. Wie oft hat man nicht je 
das Kirchenrecht den wahren hriftliben Grundideen der Vereindglieder widerſprechend geftalter! 
Könnte nicht foldergeflalt ver Ausleger eined bloßen Allianzvertrags den Alliirten von ihnen 
nie gewollte ſtaatsrechtliche Beihränfungen ihrer Souveränetät, etwa Gültigkeit ver Stimmen: 
mehrheit über ihre Militärorganifation oder über andere ihrer Rechtsverhältniſſe, auflegen, 
weil nur durd fie ihr Zweck der Sicherheit in ihrer Allianz möglichſt vollkommen erreicht würde ? 
Könnte er ed nicht, trogdem daß, wie der Verfaller von den Gründern mandes Staatenbundes 
fagt, „ver Stiftung ihred Vereins in der That die Meinung zu Grunde lag, den Zweck des 
Staatenbundes durch völkerrechtliche Mittel erreichen zu können, während doch eine fihere und 
vollftändige Lölung der Aufgabe ſtaatsrechtliche Mittel und Anftalten fordere’? Darf er es 
aber auch, darf er ſolche ſtaatsrechtliche Befhränfungen den Bereinsgliedern auflegen, trogbem 
daß fie nach den Grundbedingungen ihres Vereind diejelben nicht wollten, fie nicht wollten, weil 
ja bei der fleten Unvollkommenheit aller menſchlichen Dinge eine ganz vollftändige Sicherbeir 
doch ſtets unmöglich bleibt, und weil die Vereinsglieder die weniger vollftändige Loͤſung eines 
Bundeszweds biftorifch wirklich vorziehen mollten der Kränkung ihrer Selbſtändigkeit oder dem 
möglihen Gewaltmisbraud von feiten einer Mehrheit der Alliitten? Auch fann ja, je nad den 
Umftänden, in der That ein Staatenbund feinem Zweck ſogar mehr entſprechen, ihn beffer ſichern 
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ohne ſtaatsrechtliche Natur und Obergewalt ald mit derfelben. (S. oben Bd. Ul, ©. 141 
und 152.) 

Zull. Dagegen möchte doch allerdings der Begriff einer wahren ganzen Souveränetät und 
jelbft der perſönlichen Souveränetät, der jouveränen Madtvollfommenheit und Würde mit 
einer ſtaatsrechtlichen, mithin zugleich perjönlihen Unterorpnung logiſch unvereinbar fein. Es 
mödhte widerſprechend, alſo unmöglich fein, Souveränetät und Unterthanſchaft oder unterthä= 
nige Geborjampfliht unter eine höhere geießgebenve, richtende, firafende, vollziehende Regie— 
tungsgemwalt zu vereinigen. Die Berfaflungsmäpigfeit der Ausübung dieſer Gewalt aber würde 
den Widerfpruc keineswegs aufheben. Denn auch der Bürger fol ja nur nad verfaſſungs— 
mäßigen Gejegen regiert werben, ift nur ihnen rechtlih Gehorſam ihuldig und ift doch Unter— 
than, nicht Souverän. Aud Die Beihränfung der Unterthänigfeit auf die Beitimmungen, 
weiche abgeleitet werden aus dem Zweck der Sicherung gegen außen und gegen die Bundes— 
glieder, hebt die Unterthänigkeit felbft nicht auf. Die Folgerung aus einer möglichſt vollkomme— 
nen Erreichung diejed Zwecks könnte zugleich ebenjo wie die aus ven Staatszweck jelbit zu allen 
mögliben innern und äußern Beihränfungen der Souveränetär führen. Auch das würbe die 
Souveränetät nicht herftellen, wenn alle Megierungen an der Oberregierungdgemwalt des Bun- 
des gleichen Theil erhielten und die Stimmenmehrheit den höchſten Beſchluß bildete. Dieſes ift 
in demofratiihen Staaten auch der Fall, und doch ift der Bürger der jelbflänpigen allgemeinen 
Staatögewalt unterthan und nicht jouverän, ja nad Rouſſeau, ſelbſt wo er jich verlegt glaubt, 
ohne Recht gegen jie, „‚gerade jo wie der Fuß gegen den Kopf. Nur aldvann, wenn, wie bei 
manden Bölfern, nicht abjolut die Stimmenmehrheit, fondern das Veto der Einzelnen 
gilt, alſo wenn nur die Stimmeneinhelligfeit, wenn ſtets freies vertragsmäßiges Zuſammen— 
wirfen der Einzelnen regierte, ftatt eines höhern Gefeges und wahren Gefammtwillens durch 
dafjelbe, und wenn auch für die Vollziehung keine jelbftändige, eigene, von den Einzelnen unabs 
hängige und getrennte Gewalt des Vereins beftände, alsdann wäre freilich die Souveränetät 
gerettet, die Haatörechtlihe Gemalt wäre dagegen verihmwunden; denn fie erfordert, wie aud) 
der Berfaffer bemerkt, jene ſouveräne oder jelbftändige und eigene Dbergewalt einer höhern 
moraliichen Berjönlichkeit der Staatsregierung über alle Einzelnen, auch alsdann, wenn dieſe nicht 
bejonders zum Beihluffeeinwilligen. Ausführlich aber wurde zugleich oben (Bd. II, S. 131g.) 
erwieſen, daß die rechtliche Anerkennung joldher Gewalt oder diejes erfte Merkmal des ſtaats— 
rechtlichen Vereins und daß diejer jelbft rechtlich und thatjächlich unmöglich wäre ohne ein zweites 
und drittes Merkmal dieſes Vereins, nämlich ohne den höchſten oder ohne ven nationalen Ge— 
ſammtzweck und ohne eine innerliche moraliſch-perſönliche Vereinigung in ihm und für ihn — 
aljo bei dem ſtaatsrechtlichen Staatenverein, der ganz zufammenfällt mit dem Staatenflaat over 
Reid, auch unmögli ohne die Iheilnahme der Bürger. Hieran knüpft ſich denn allerdings 
auch eine patriotijhe Aufopferungspflicht, wie fie für fouseräne Negierungen in Beziehung auf 
ihre Staaten mol im Staatenbund niemand behaupten wird. 

Durch jene drei ftaatörechtlihen Merkmale (mit ihren Folgen), durch dieſe moraliſch-per— 

ſönliche, eine ſtaatsrechtliche Obergewalt begründende Vereinigung nur unvollfommener oder 
balbiouneräner Regierungen und Volksſtämme für den nationalen Gefammtzwed untericheidet 
Ab nun wirklich der Bundesftaat generijch von dem Staatenbund. Durd den Staatenbund 
wollen nämlich mit Beibehaltung ihrer vollen perjünlihen Souveränetät und nur völkerrecht— 
ih mehrere Regierungen für ihre bleibende völferrechtliche (oder äußere undgegenjeitige) Siches 
rung einen Theil ihrer äußern Hohbeitögewalt dauernd real gemeinihaftlih machen. 

Zulli. Auch von ſolchem völkerrechtlichen Staatenbund. unterjcheidet ſich binlänglih ber 
bloße Allianzvertrag. Er ift ein bloßer Sorietätövertrag, durch welchen ſich mehrere unbeichränft 
fouveräne Regierungen, jelbft ohne vrale Beihränfung und Vereinigung ihrer Souveränetätd- 
rechte, für einzelne durch die vorübergehenden Verhältniſſe bepingte Zwecke beftimmte vorüber- 
gebende Obligationen zujagen. Schon die Beyriffsbeftimmung bezeichnet auch hier alle oben 
(Bd. II, 141) ausgeführten weientlichen Unterſchiede in dem Zweck und den rechtlichen 
Grundbedingungen, in der Natur und der Wirkung, in dem Umfang und der Dauer bes ‘Vers 
baltniffes und feiner Verpflibtungen. Sie ergeben ſich von jelbit, ſobald man nur die von der 
cdaſſiſchen römifhen Jurisprudenz jo tief und gründlid entwidelten Hauptverſchieden heiten 
aller möglichen rechtlichen Vereinbarungen und Berhältniffe, nämlich die des Perſonenrechts 
mit der moraliſchen Berjönlichkeit, die des Realrechts mit ver realen Gemeinſchaft und die des 
Dkligationenrecht3 mit dem Societätdvertrag ſcharf auffaßt. Man muß nur niemals mit ven 
beiten erſtern die bloße Geſellſchaft vermischen, fie, die bei ihrem Mangel an einem Unterwers 
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fungsvertrage unter höhere (perfonen: und ſtaatsrechtliche) Gefeggebung und Gewalt oder an 
einem wahren höhern Gefammtwillen, bei ihrem Mangel ferner felbft an einer realen Gemein= 
ſchaft nur (pro rata) getrennte Privatobligationen Fennt und jo für jeden Fall den Widerſpruch 
(ratio prohibentis) der einzelnen Genoſſen gelten laffen muß. So begründet nun z. B. der 
Staatenbund in feinem Innern zwar feine perionen= und flaatsrechtliche Unterwerfung und 
Einheit, und es erjcheinen bier die Mitglieder nach dem richtigen Ausdrud der Wiener Schluß: 
arte Art. 7 nur „als jelbftändige, unter fih unabhängige Souveräne mit wechfelfeitigen gleichen 
Vertragsrechten und Bertragdobliegenbeiten‘ (aljo nicht mit gefegliher Abhängigfeit von 
höherer Gewalt). In feinen äußern Verhältniſſen (nnd nur bier) erfheint der Staatenbund 
(feineöwegs aber der bloße Alliangvertrag) nah dem Ausdruck ver Schlußacte „ald eine in 
politiiher Einheit verbundene Geſammtmacht“, weil nämlich die Bundesglieder, joweit jie es 
für den Zwed ihrer bleibenden äußern Sicherung nöthig hielten, eine dauernde reale Vereini— 
gung (condominium, communio, nad der Schlußacte eine „Gemeinſchaft“) äußerer Hoheits— 
gewalt grünveten. Es gibt ebendeshalb, und weil hier für dieſe Repräjentation und Verwaltung 
diefer dauernden Gemeinſchaft bleibende Organijation und Organe unentbehrlich find, eine 
Bundedgewalt, eine Bundesarnıee, Bundesfeftungen, einen Bundestag, Bundeögefandte und 
ein Bundesgebiet (Schlußacte 18—52). Aber ed gibt nicht eine Allianzgemwalt, Allianzarnıee, 
Allianzfeftungen, Allianzgefandte, ein Allianzgebiet, fondern nur Kräfte, Armeen, Feſtungen, 
Gefandte, Gebiete der Alliirten. Es ift kaum begreifli, wie Klüber $.76 das überall (Schluf- 
acte 18, 19, 39, 41, 45, 51 u.f.w.), ja fhon in ven Worten „Deutſcher Bund” und 
„Deutſchland“ anerkannte gemeinshaftliche Bundesgebiet vem Deutihen Bund abſprechen kann 
Diefe völkerrechtlihe reale Oberhoheitsgewalt des Bundes hebt zwar die innere ſtaatsrechtliche 
Souveränetät der einzelnen Regierungen nicht auf, ebenjo wenig als beide das freie Privat: 
eigenthum der Bürger. Sie bewirft aber, daß die Verleger des einzelnen Buudesgliedes ſchon 
von ſelbſt als verlegend oder feindlidh gegen den Bund erfcheinen, und daß dieſem von felbft, ohne 
befondere Erlaubniß einzelner Bundesregierungen, überall die grundvertragsmäßige Verthei- 
digung des Bundesgebiets zufteht. Dieſes bleibende vingliche, aljo von wechjelnden perjönlichen 
Überzeugungen und Zuftimmungen einzelner Glieder unabhängige Nedyt aller Bundesglieder 
an dem ganzen Bundeögebiet ift auch die ficherfte rechtliche Grundlage und Bürgichaft der Dauer 
ded Bundedvereind, während das rein obligationenrechtliche Sorietätd= oder Allianzverhältnif 
ftetö völlig precär feine gänzliche rechtliche Auflöfung dur jede je nad) dem Wechjel des Be: 
dürfniffes und der Überzeugung ftetd möglihe Kündigung erhält. Bloße Bünpdnifverträge 
begründen nie, wie e8 der Berfaffer glaubt, ein ſolches reales Oberhoheitsrecht mit jeinen Folgen. 
Zu IV. Dafür, daß dieſe allgemeine Theorie auch nicht durch das biftorifche und das deutiche 
Bundesrecht gefährdet werde, mögen dir oben citirten. Argumente vieler der berühmteften deut: 
Then Bubliciften für den völkerrechtlichen Charakter des Deutſchen Bundes und die obigen Aus: 
führungen (Bd. III, S. 141) fpreden. Man muß nur das durd die Bundedacte begründete 
Rechtsverhältniß unvermiſcht laſſen mit allen vor oder nach dem wirflichen Abſchluß des jegigen 
Bundesvertrags gebegten Anjihten und Wünfchen über das, was nad ihnen etwa Recht over 
Wohl ver Nation und der Fürften erheifhen möchte. Man muß zugleich im Auge behalten, daß 
die Bundesacte ausdrücklich überall in den Bundesgejegen, ſowie mittelbar au, indem die 
Landesverfaſſungsverträge jie zu ®runde legten, in diefen ald „ver Grundvertrag und das erſte 
Grundgeſetz ded Bundes’ erklärt wurde, „veilen Grunddarafter, Geift und Inhalt überall die 
rechtliche Wirfjamkeit der Bundeöverfanmlung bedingt und begrenzt‘, fodap ihn fein compe: 
tenter und gültiger Bundesbeſchluß widerſprechen kann (Schlußacte 1—4, 9, 10, 17,19), und 
dap etwaige ihm widerfprechende ſtaatsrechtliche Beſtimmungen zur Befhränfung der natür: 
lihen oder pofitiven Rechte der Bürger auch ohne deren landesverfaffungsmäßige Zuftim- 
mung nidt rechtsgültig werden Eönnten. (Schlußacte 55, 56, und befonderd auch Rudhardt. 
S. 30, 65, 238 — 241. Derfelbe jagt S. 30 fogar: „Solde dem Grundvertrag wider: 
ſprechende Beichlüffe, jelbft wenn fie formell zu Stande gefommen wären, würden unbeil- 
bar nichtig oder der Bund, da die Societät ihr urfprüngliches Wefen verloren hätte, factifch 
aufgelöft fein.) Sobald man nun alles vieles beachtet und vor allem die bekannten hiſto— 
rifhen Thatſachen in Beziehung auf die Gründung ded Bundes berüdjihtigt, wird man mol 
fhwerlih mit dem Verfaffer die als Grundbedingung und Zweit des Bundes jo energifh un 
allgemein verbürgte Souveränetät und Unabhängigkeit der Bundesftaaten nur auf das Ber: 
hältniß der einzelnen Bundesſtaaten untereinander und zu Fremden und die jo beftimmte allge- 
meine Grflärung der völferrechtlichen Natur des Bundes blos nur auf die Ausjhliefung ver 
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Unterthanen beſchränken, dagegen aber die jo ausdrücklich nur auf das äußere Verhältniß 
beſchränkte politifche Einheit au auf die innern Verhältniſſe und auf eine innere ſtaatsrechtliche 
Regierungsgewalt des Bundes und eine Unterthanſchaft der Bundesregierungen ausdehnen 
dürfen. Man wird jchwerlich jenen für völferrechtlih erklärten Bund dennoch für einen 
ſtaatsrechtlichen erklären und jo behandeln und jene unbefchränft bingeftellte Souveränetät 
aufheben dürfen, joweit ed nur immer für die fihere vollftändige Verwirklichung des Zwecks 
und der ſtaatsrechtlichen Natur aldnöthig erſcheint. Den, wiewir glauben, vollftändigen Gegen- 
beweis aber gab bereits der Art. Deutfcher Bund. Auch die Bundedtagsverhandlungen von 
1816—19 entbielten feine folde ſtaatsrechtliche Einwirkung. Wenn aber mande, z. B. 
Zadariä, behaupten, feit den Karlöbader Beihlüflen habe fih ver Bund in einen flaatd- 
rechtlichen verwandelt, jo ſcheinen fie zu vergeflen, daß dieſe Beichlüffe und einige ihnen nad: 
gefolgte ja ſelbſt ich als temporäre, durh Gefahren veranlapte Ausnahmebeſchlüſſe bezeichneten 
(I. Rudhardt, S. 239 — 41). Sie jheinen ferner die Bedingungen der rehtögültigen Begrün— 
dung und Einrihtung eines allgemeinen ſtaatsrechtlichen Vereins eines freien Volkes (1. oben 
Br. IH, S. 13179.) zu überfeben. Gerade ein wahrbafter freier ftaatörechtlicher Verein, wenn 
man den Bund bätte in folden verwandeln wollen, hätte ja Ausdehnung ftatt Beichränkung 
des freien Rationalredht3 und der freien Mitſprache der Nation erzeugt und erheifcht (ſ. oben 
a.a.D.) Allein von bier nimmt Pfizer Feine Gründe gegen die völferrehtlihe Natur des 
Deutichen Bundes aus, und ih muß mich mit diefen allgemeinen Widerfprucd gegen diefe Theorie 
von Zabarii begnügen. Denn die Würbigung des VBerhältniffes fpäterer Bundesbeſchlüſſe 
zum Grundvertrag und unter fi gehört ebenfo wenig hierher ald die Unterſuchung über bie 
Intereffen und Rechte der Nation in Beziehung auf Bildung und Geftaltung ihres allgemeinen 
Rechtszuſtandes. Hier fam es zunächft auf Vertheidigung und Veranſchaulichung meiner 
Theorie über die allgemeine Natur ver Staatenvereine überhaupt an. Daß dieſe auch durch den 
deutihen Bundesverein und die bier geprüften gewiß nicht unbedeutenden Einwendungen nicht 
entkräftet ſei, dieſes wünſche ich genügend dargetban und dadurch wenigſtens einigermaßen 
jenen oben (Br. II, S. 131 fg.) geichilverten Gefahren faliher Theorien über die Bundesver⸗ 
bältmiffe entgegengewirft, vielleicht auch die verworrenen Gontroverfen über die Natur des 
Deutiden Bundes ihrer Löſung näher gebracht zu haben. Melder. 

Erequatur, ſ. Eonfuln, Eonfulate. 

Eril, i. Verbannung. 

Erpropriation oder gezwungene Eigenthumsabtretung ift derjenige Act, wodurch ver 
Eigenthümer einer Liegenfchaft gendthigt wird, fein Eigentum aus Gründen des Öffentlichen 
Wohls (der Nothwendigkeit oder des Öffentlichen Nugend)gegen volle Entſchädigung abzutreten. 
Die Lehre gehört vem Staatsrechte an, infofern ed auf die Frage ankommt, wie weit der Staat 
Das Eigentum der Bürger aus öffentlichem Intereffe in Anſpruch nehmen fann ; fie greift aber 
auch tief in dad Privatredt ein, infofern e8 auf die Ausmittelung einer gerechten Entſchädigung 
und auf Feſtſtellung neuer Eigentbumsverhältnifle anfommt. In denjenigen Rechte, das ale 
Die vorzüglichfte Grundlage der Rechtsbildung anzuſehen ift, in dem Nömifchen Rechte, fommt 
die Lehre nicht vor. Wenn aud vie Römer große Unternehmungen von Straßen, Wailerleitum: 
gen u. a. gemacht haben, fo jheinen fie doch in ihren Verhältniſſen, wo zum großen Theile in 
den Provinzen gebaut wurde, in denen die Römer fein volles Eigenthum anerkannten, Beine 
Beranlaffungsgründe gefunden zu haben, die Abtretung des Vrivateigenthums zu fordern, 
Die Jore aber, daß der Eigenthümer ſchuldig fei, wegen ded Nugens des Publikums oder zur 
Grreihung eines vom Staate befonderd gefhügten Zweckes fein Eigenthum einem andern abzu: 
treten, war auch ben Römern nicht ganz fremd, und in der L. 12. pr. D. de religiosis und allge: 
meiner in dem Rechte eined Gigenthümerd, der zu feinem Grundftüde nicht gelangen konnte, 
wenn ihm der Nabbar nicht eine Dienftbarkeit beftellte und einen Weg über fein Grundſtück 
einräumte, lag die Außerung dieſer Idee !), ſowie auch in dem Rechte des Staates, für eine via 
publica das nöthige Grundſtück in Anſpruch zu nehmen.?) In dem germaniſchen Rechte kamen 
gleihfalfs in den fogenannten nothwendigen Servituten?) Spuren der Anſicht vor, daß der 
Eigenthümer zum Vortheile des Nahbars ji eine Beihränfung gefallen laffen muß. In 
mancden Ländern war insbefondere im Interefle der Wiefencultur und der Wäflerung die Ber: 
vflichtung der Orundeigenthümer anerfannt, zum Behufe von Waiferleitungen einen Theil der 


1) Elver's Themis, Br. I, Heft 1,Nr.4. 2)L. 14, $.1, D. quemadmodum servitutes amit- 
tantur. 3) Mittermaier's Grundfäge des deutſchen Privatrechts (fünfte Auflage), $. 167. 
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Grundſtücke herzugeben.*) Die ältern Praktiker erfannten theild bei der Lehre von dem Noth= 

wege ®), theild im Staatsrechte, ald Ausfluß des jus eminens®), dad Recht des Staates an, Das 
Gigenthun der Bürger in dringenden Fällen in Anipruc zu nehmen. Erſt in der neuern Zeit 
erbielt vie Lehre eine größere Bedeutung. Man erfannte die Pflicht, die Heiligkeit des Privat 
eigenthums, einer jener Hauptgrundlagen der bürgerlichen Geſellſchaft, in Schug zu nehmen 
gegen Saunen der Machthaber, Man fühlte, daß nur auf dem Wege der Gejeggebung die 
Intereflen des Bigenthümerd und der bürgerlihen Gefellihaft ausgeglichen werden fünnten. 
In den Civilgeſetzbüchern?) wurde der Orundfag ausgeſprochen, daß niemand gezwungen wer— 
den fönne, jein Eigenthum abzutreten, wenn nicht aus Gründen des öffentlihen Nutzens der 
Staat ed verlangt und volle Entſchädigung geleiftet wird. Auf ähnliche Weiſe ftellten aud die 
neuen Berfajfungsurfunden den Grundjag auf ®), freilich in den Ausdrücken wieder jehr ver— 
ſchieden. Man erfannte bald, daß diefe magern Beftimmungen nit genügten, um den Intereffen 
der Bürger und des Staated Genüge zu leiften; es entſtanden nun neue vollftändige Erpro= 
priationdgejege, von denen das franzöfiiche vom 8. März 1810 das erfle umfaflende Geſetz 
war. 68 entſprach aber in feiner Weile den Forberungen?), und erit im Jahre 1833 am 
7. Juli fam ein vollftändiges neues Gefeg zu Stande. Bon den deutihen Staaten beitgen voll— 
fändige Erpropriationdgejege das Großherzogthum Helfen 19), Kurheflen!!), Königreich 
Sachſen !?), Baden !?), Baiern. 1) Bon ausländiſchen Staaten verdienen vorzüglih die 
Erpropriationsgefege von Belgien 1°) und einigen Schweizercantonen, vorzüglich von Luzern 16) 
und Genf ??), eine Beahtung. In Würtenberg wurde zwar 1835 das Project eines ſolchen 
Geſetzes von der Regierung der Kammern vorgelegt und von diefen berathen, aber nicht ange= 
nommen. In England gibt es fein allgemeines Grpropriationsgefeg, da über jeden einzelnen 
Vorſchlag dad Parlament erjt zu entjheiden und die beiondern Bedingungen der Anwendung 
der Erpropriation feitzufegen hat. Allein gewiſſe allgemeine Regeln für die Einbringung der 
Bills (private bills) über Kanäle, Eifenbahnen und Wege finden fi doch au in England. 1%) 
Die Wiflenihaft hat für die Ausbildung der hier in Frage ftehenden Rechtslehre noch wenig 
gethan, und bei Vergleihung der verjchiedenen Gejeggebungen bemerkt man leicht, daß die 
Legislation nod auf dem Wege der Experimente jid befindet und noch nicht zu der nothwendi⸗ 
gen feften Grundlage und Übereinſtimmung gekommen ift. 

Es fommt bei einem Erpropriationdgejege vorzüglich auf folgende Bunfte an: 1) auf Die 
Bezeihnungen ver Bälle, in welden die Gefeggebung befugt fein joll, das Opfer des Privat: 
eigenthums zu fordern; 2) auf die Kormen, in welchen der öffentliche Nugen conjtatirt werden 
joll; 8) auf die Beftimmung der Maßregeln, welde nothwendig jind, um auszumitteln, melde 
Liegenſchaften zu den Öffentlichen Arbeiten nothiwendig ind; 4) auf das Verfahren, um die 
Abtretung der Liegenſchaften zu bewirken und über die dabei erhobenen Einwendungen zu ent: 
ſcheiden; 5) auf das Verfahren, um die Entſchädigung zu beftimmen, welche vem zur Abtretung 
Pflihtigen gebührt; 6) auf die Grundlagen, nad welden die Entihädigung ermeilen werden 
muß; 7) auf die Bezahlung der Entſchädigung; 8) auf das bejondere Verfahren, das in 
gewiſſen außerordentlihen Fällen eintreten joll. 

1. Fragt man zuerft: in welchen Fällen der Staat befugt fein joll, Die gezwungene Abtre= 
tung ded Gigenthums zu fordern, jo finden wir wieder drei verjhiedene Wege, entweder: 
a) wählt das Gejeg nur ganz allgemeine Ausprüde, um die Fälle der Abtretungspflicht zu 
bezeichnen 19), oder b) es wird eine Art von allgemeinem Brincip feftgejegt, an welchem das 
Dajein des zur Abtretung geeigneten Falls erkannt werden joll20), oder c) das Grjeg gibt die 


4) 3.8. in Italien. S. Mittermaier, a. a. D., $. 222, Note 23. 

5) Elver's Tbemis, S. 105— 124. 6) Klüber, Öffentliches Necht, $. 551. 

7) Code civil, Art. 595. Öfterreichifches Givilgelegbuch, Art. 364 u. 365. 

8) Eine ſehr brauchbare Sammlung der verfchiedenen Beitimmungen in den Berfafiungsurfunden und 
Gefegen der Länder f. in von Wendt's Erpropriationscoder oder vergleichender Darftellung u. f. w. 
(Nürnberg 1837). \ 

9) Hoͤlix in der Zeitſchrift für ausländifche Gefepgebung von Mittermaier, Bd. VI, Mr. IX. 

10) Bom 6, Juni 1821. 11) Bom 30. Det. 1834. 

12) Bom 3. Juli 1835 (zunächſt auf die Eifenbahn fich beziehen). 

13) Bom 28. Aug. 1835. 14) Vom 17. April 1835. 

15) Bom 17. April 1835. 16) Gefep vom 24. Dec. 1830. 17) Gefeg vom 14. Febr. 1854. 

18) Einige (obwol nicht vellftändige) Notizen in Wendt's Erpropriationscoder, Heft 1, ©. 52—68. 

19) Dieſes geichieht In den meiften Gefetzen und Verfaffungsurfunden. 

20) 3. B. nach dem badischen Geſetze, 8. 2. 
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Bälle, in melden die Zwangsabtretung eintreten joll, genau an.21) Bei der Frage, melde 
dieſer Methoden Die zweckmäßigſte ift, emticheivet vorzüglich die Rückſicht, daß das Gigenthum 
der Bürger beilig und gegen alle Angriffe geihügt fein .muß, welde die Liebhaberei eines 
Machthabers, die Laune eines Technikers nicht felten unter dem Vorwande des öffentlichen 
Nugens verſucht. Es kann jo leicht der Wunſch, daß ein die Verſchönerungspläne flörendes 
elend gebautes niedrige Häuschen abgeriſſen, oder daß eine gerade Straße geführt, oder ein Die 
Ausſicht von einem gemwillen Schloffe hinderndes Haus entfernt werde, die Verſuche, eine 
Zwangdabtretung zu bewirken, veranlaffen. Hier muß das Gejeg den Bürger, der an jeinem 
Eigenthume fefthält und daſſelbe nicht abtreten will, in Schug nehmen. Wenn man erwägt, 
wie an das Grundeigenthum, das vielleicht jeit Jahrhunderten bei einer Familie ſich befindet, 
die theuerften Erinnerungen gefnüpft find, oder daß oft von einer gewiſſen günftigen Lage, in 
welder ein Gtabliffement ſich befindet, z. B. eine Fabrik, der Wohlftand einer ganzen Familie 
abhängt, jo fann man nit genug diejed Privateigenthbum ehren und vor den Angriffen des 
fogenannten öffentlichen Wohls jiher ſtellen. Es ift zwar richtig, daß das öffentliche Intereile 
jo gebieteriſch jpricht, und daß jeder Bürger, der in den Staatöverein tritt, auch bereit fein 
muß, dem Ganzen Opfer zu bringen; es ift richtig, daß durch den Gigenjinn des Einzelnen eine 
großartige Mapregel nicht aufgehoben werden darf; daher würde es viel zu einjeitig und eng 
gejaßt jein, wenn man nur in Fällen der Nothwendigkeit die Zwangsabtretung fordern wollte. 
Aud ver Öffentlihe Nugen muß jchon hinreihen, um dad Opfer zu begründen ; denn bei einer 
Reihe von Unternehmungen, die im Interefle der großen Fortſchritte der Zeit geboten werden, 
läpt ſich zwar nicht die beftimmte Nothwendigkeit erweifen, 3. B. bei Anlegung eines Kanals 
oder.einer Eifenbahn ; allein nach allen Geſetzen der Wahrſcheinlichkeit knüpfen fih an die Unter— 
nehmung jo entſchiedene Bortheile, daß ed unzweckmäßig fein würde, wenn ber Staat die For: 
derung der Stimme der Zeit nicht hören und auf ein Unternehmen verzichten wollte, das Nupen 
zu gewähren verjpricht, und zwar nicht blos einen unmittelbar zu Geld anzuſchlagenden Nugen 
höherer Einfünfte ded Staates, ſondern aud den Nutzen der Belebung der Inpuftrie. Wenn es 
Ah aber darum Handelt, ob in einem conftitutionellen Staate nur allgemein der öffentliche 
Nutzen ald Grund erklärt oder das Syſtem der Aufzählung beſtimmter Urſachen der Abtretung 
vorgezogen werden joll, jo jind wir überzeugt, daß nur das legtere den Vorzug verdient. Es mag 
fein, daß der Verſuch einer folhen Aufzählung fruchtlos ift, weil immer Bälle vorfommen fön- 
nen, weldye der Gejeggeber nicht vorberjah, und wo num der Staat, wenn der Hall dennoch ein— 
tritt und der Staat dad Eigenthum der Bürger in Anſpruch nehmen will, in DBerlegenbeit 
kommt, weil im Gejeg der Fall nicht genannt war; allein auf jeven Fall forgt doch das Geſetz 
für die nad der Erfahrung hauptfähli vorfommenden Fälle. Kommt aber audy ein neuer 
Gall vor, jo ift doc feine Gefahr auf dem Verzug begründet. Bei der nächſten Zufammenfunft 
der Kammern fann in conjtitutionellen Staaten ein darauf bezüglicher Gejegentwurf vor— 
gelegt und über dejlen Annahme entihieden werden. Kür außerordentliche Nothfälle, 3. B. im 
Kriege u. j. w., fann das Erpropriationdgejeg jorgen. Vorzüglih muß man jih hüten, daß 
nicht blope Verſchönerungszwecke die Erpropriation begründen dürfen. Hier würde der oft 
launenbaften Borliebe für gewifle Bauwerke und Anlagen ein weites Feld geöffnet jein. Am 
zweckmäßigſten ift daher wol die Weife, welche im bairiſchen Gejege 22) und in mehreren neuen 
Schweizergejegen??) vorfommt, die Fälle, in welden die Abtretung gefordert werden fann, 
fperiell zu bezeichnen. Nach dem bairiſchen Geſetze jind als ſolche Bälle angegeben: 1) Erbauung 
von Feitungen oder jonftigen Vorkehrungen zu Landesdefenſions- oder Fortificationdzweden, 
insbeſondere aud Militäretabliffements; 2) Erbauung oder Erweiterung von Kirchen, öffent— 
lihen Schulhäuſern, Spitälern, Kranfen= und Irrenbäujern; 3) Herftellung neuer oder Er: 
mweiterung ſchon beftehender Gottedäder; 4) Negelung des Laufs und Schiffbarmadhung von 
Strömen und Flüffen; 5) Anlegung neuer und Erweiterung, Abkürzung oder Erbauung ſchon 
beitebender Staatd-, Kreis⸗ und Bezirföftraßen; 6) Heritellung öffentliher Wafferleitungen; 
7) Austroduung ſchädlicher Sümpfe in der Nähe von Ortſchaften; 8) Beihügung einer Ge- 
gend vor Überſchwemmungen; 9) Erbauung von Öffentlichen Kanälen, Schleuſen und Brüden; 
10) Erbauung öffentliher Häfen oder Vergrößerung ſchon vorhandener; 11) Erridtung von 
Eiienbahnen; 12) Aufftellung von Telegrapbhen zum Dienjte ded Stanted; 13) Vorkehrungen 
zw wejentlid nothwendigen Sanitätd: oder jiherheitöpolizeilihen Zweden; 14) Schirmung 


21) 3. B. in dem neuen bairiicyen Geſetze, F. I. 22) Bairifches Geſetz, Art. 1. 
23) Luzerner Geleg, $. 1. Sanctgallener Sefeg vom 20. Febr. 1835, $. 1. 
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der Kunftfhäge und wiſſenſchaftlichen Sammlungen des Staates vor Feuerd: oder anderer Ge: 
fahr. Dan bemerkt leicht, daß auch diefe Aufzählung viel Willkürliches hat und die meiften diefer 
Fälle fo unbeſtimmt gefaßt find, daß man darunter vielerlei fubfumiren kann; z. B. bei 2: 
man fann auch Kirchen nicht blos wegen ihrer Nothiwendigfeit, fondern auch aus Liebhaberei 
bauen. Unter Nr. 13 find vorzüglich die mannidfaltigften Anftalten zu begreifen ; und fo ſcheint 
freilich der Schup des Privateigenthums durch folde Erpropriationdgefege nicht fehr groß zu 
fein, Allein die Hauptfadhe ift noch, daß zweckmäßig ine Behörde beftimmt werde, melde 
darüber zu entſcheiden hat, ob der Fall zur Anmenvung des Erpropriationsgejeged geeignet fei, 
und daß ein Verfahren angeordnet werde, um zu conftatiren, ob die Bedingungen der Amwen- 
dung des Geſetzes vorhanden feien. Was die Behörde betrifft, jo bemerkt man in den Gejegen 
große Verfhiedenheit. Entweder ift ed, wie in Nordamerika 29) und England 2°), die legisla⸗ 
tive Gewalt (alfo die Regierung mit den Kammern), welche barüber entjcheidet, 1) ob der Pri: 
vatmann wegen der NRealifirung eined gewiflen Zweckes zur Abtretung verpflichtet iſt; oder 
2) man unterſcheidet zwiichen den verichiedenen Arten der Unternehmungen und fordert bei den 
größern, in einen beveutenden Umfange das Privateigentgum der Bürger in Anſpruch nebs 
menden Werfen eine geſetzliche Anordnung, während zu den geringern Bällen die königliche 
Ordonnanz genügt, 3.8. in Frankreich, nad deflen Geſetze 20) zu allen großen Arbeiten, 
Straßen, Kanälen, Eifenbahnen, Ganalifation der Bäche, Häfen, Werften ein Gejeg, alfo die 
Zuftinnmung der Kammern verlangt wird; wogegen zu ſolchen Arbeiten, wenn fie nur 20000 
Meter Länge haben, die königliche Ordonnanz genügt. Diefe geieglihe Anoronung dürfte wol 
Nachahmung verdienen, da es unnöthig fein möchte, in allen, aud den oft unbedeutenden nur 
lofalen Unternehmungen den ganzen Aufwand von Zeit und Kraft in Anfpruch zu nehmen, 
welder zur Erlaffung eines Geſetzes norhwendig, und da doch die Erfahrung lehrt, daß bei 
folden Gegenftänden die Kammer nicht fehr aufmerkſam ift und die legiölative Berathung nur 
pro forma ftattfindet. Dagegen ift ed doch bevenklich, blos von der oberften Regierungsbehörbe 
(Staatörath oder Staatäminifterium) die Entiheidung der Frage: ob dad Grpropriationd- 
gefeg angewendet werben foll, abhängig zu machen, weil man dann bejorgen muß, daß Nei— 
gungen, befondere Intereflen einzelner einflußreiber Männer ven Ausfchlag geben, und durch 
die Berichte der Beamten, die willfährig zu der Realifirung diefer Wünſche die Hand bieten, 
Beſchlüſſe herbeigeführt werden, durch weldye das Privateigenthbum und die Sicherheit deffelben 
wanfend gemacht werden fann. Nach dem bairischen Gejege von 1837 wird eine redhtäfräf: 
tige abminiftrativsrichterliche Entſcheidung der Kreidregierung und des verjammelten Staats- 
raths gefordert, wenn von den betbeiligten Gigenthümern oder einem derfelben bejtritten wird, 
entweber daß dad Unternehmen zu den im Gejege angeführten geböre und von dem gemeinen 
Nutzen erfordert werde, oder daß die Abtretung des angeſprochenen Eigenthums zur zweck— 
mäßigften Berwirklihung deſſelben nothwendig fei. Wenn nun durch das Geſetz oder durch das 
Staatöminifterium das Unternehmen ald joldes genehmigt und wenn ausgeiproden ift, daß 
das Erpropriationdgefeß angewendet werden joll, fo bedarf es eines fernern Verfahrens, um 
feftzufegen, welche Cigenthümer zur Abtretung von Liegenfhaften ſchuldig jein follen. Diefes 
Berfahren muß fo eingerichtet fein, daß alle Berheiligten mit ihren Einwendungen gehört wer: 
den koͤnnen. Anı beten werden daher, wie dieſes im franzöfifchen Geſetze ??) vorgefhrieben if, 
die Techniker ven Plan aller Liegenichaften, die in jeder Gemarfung abgetreten werben follen, 
detaillirt nad den einzelnen Eigenthümern, eine gewiſſe Zeit hindurch auf die Bürgermeifterei 
der Gemeinde hinterlegen. Eine Öffentlihe gehörige Bekanntmachung fegt alle Grunveigen: 
thümer davon in Kenntniß und fordert ſie auf, binnen einer gewiſſen Frift Einfiht zu nehmen. 
Nach dem Ablaufe diefer Frift verfügt fih eine befondere Commiſſion in die Gemeinden und 
nimmt die Erflärungen der Orundeigenthümer auf. Alle Brotokolle werden dann an den Prä⸗ 
fecten geſchickt, welder eine Verfügung erläßt, welde Liegenſchaften abgetreten werben follen 
und in welder Zeit die Bejignahme derfelben nothwendig ift. Kommt nicht eine freimillige 
Abtretung der Eigenthümer, deren Grundftüde abzutreten find, durch Konvention mit ihnen 
zu Stande, fo hat der Präfeet dem Staatöprocurator das Gefeg oder die föniglihe Orbonnanz, 
weldye die Abtretung verfügt, und feinen Beſchluß zu überſenden; der Staatöprocurator ftellt 
die Anträge an das Gericht, und dieſes erläßt das Urtheil 23) über die Erpropriation und bie 


24) Rawle, On constitution of the United States, S. 133. Story, Commentaries on the con- 
stitution,, III, 661. 


25) Bladftone, Comment., 11, 138. 26) Art.3. 27) Art.4fg. 28) Art. 13— 30. 
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abzutretenden Liegenſchaften; das Urtheil wird öffentlich befannt gemacht und in das Hypotbe: 
kenbuch eingetragen. Es findet dagen nur ein Gaflationsgefuh ftatt wegen Incompetenz, 
Gemaltüberfchreitung oder Bormfehler im Urtheile. Dem franzöfifchen Geſetze ift das badiſche 
Geſetz nachgebildet 29) mit einigen Verbefferungen und mit einergroßen Abweihung. Während 
namlich in Franfreich das Gericht das Urtheil ausfpricht, welches die Verbindlichkeit zur Abtre- 
tung auferlegt, ift ed in Baden das Staatdminifterium, welches dieſen Beſchluß (ohne Mitwir: 
fung des Gerichts) erläßt. 30) ; 

1. Fragt man, zu weſſen Beitem die Erpropriation gefordert werden kann, fo ift in den 
Geſetzen ?2) anerkannt, daß dieſes gefchehen fünne ſowol zum Vortheile des Staates ald auch 
einer Gemeinde [einige Gejege ?2) fügen bei, daß diefed nur in gewiſſen gefeglich bezeichneten 
Fällen und nur zuläfiig if, um von feiten der Gemeinde den Forderungen der Geſetze Genüge 
zu leiften over um verfaflungsmäßigen oberpolizeilihen Anordnungen zu genügen] oder einer 
Privatgeiellihaft, der von der Regierung die Ausführung einer die Exrpropriation begründen: 
den Unternebmung überlaffen wurde. Dieſes ift zweckmäßig, weil der Nugen für den Staat 
mittelbar vorhanden und weil es gleichgültig ift, ob der Staat felbft eine Unternehmung aus: 
führt oder ausführen läßt. 

I. Eine wichtige Frage ift: ob die Grimdeigenthümer, deren Liegenfhaften abgetreten 
werden follen, fordern können, daß der Staat auch das Ganze übernehme, wenn er einen Theil 
in Anſpruch nintmt, oder ob fie nur den geforderten Theil abtreten müffen? Es ift Far, daß 
durd die Berfügung, nad welcher ver Eigenthümer nur einen Theil abtreten foll, eine große 
Beſchwerung für ihn entitehen kann, weil oft durd die Wegnahme eines Theile, der eben der 
Haupttbeil war, der übrigbleibende feinen oder nur geringen Werth für den Eigenthümer hat, 
J. B. menn der Theil, worauf das Gebäude flebt, abgegeben werden foll, oder auch, wenn fo 
wenig übrig bleibt, daß dem Gigenthümer diefed nicht mehr die Koften des Baus lohnt, oder 
wo ver Gigenthümer feinen ordentlichen Weg mehr zu der übrigbleibenden Barcelle bat. Auf 
der anpern Seite fönnte durch eine unbedingte Verpflibtung des Staates, der einen Theil eines 
Grundeigenthums nörhig hat, das Ganze auf Verlangen des Eigenthümers zu übernehmen, der 
bürgerlichen Geſellſchaft eine ſehr ſchwere Laft aufgelegt werden; wenn 3. B., weil der Staat ſechs 
Ruthen von einem Ader braucht, der Fabrifinhaber; (wenn z. B. feine Fabrik nicht mehr guten 
Abjag Hat) den Staat nöthigen fünnte, die ganze Fabrik zu kaufen. Auf diefe Art würde der 
Staat eine Maffe von kleinen Parcellen erhalten, vie für ihn werthlos wären, die er wieder zu 
verfauien juchen müßte (gewöhnlich mit Verluft, weil nad der Erfahrung der Staat theuer kau— 
fen und wohlfeil verfaufen muß). Große Unternehmungen könnten durch einen ſolchen Zwang 
ſehr leicht ſcheitern. Die neuen Gejege enthalten daher verſchiedene Vorfähriften, melde die 
Intereilen vermitteln und ein gerechtes Verhältniß begründen follen. Nach dem franzöftichen 
Gejege ??) muß, wenn von einem Haufe oder Gebäude nur ein Theil gefordert wird, derjenige, 
welder die Grpropriation geltend madt (Staat oder Gefellihaft), auf Verlangen das ganze 
Gebäude kaufen; das Nämliche fol eintreten bei Grundſtücken, wenn durd) die Abtretung das 
Grundftüd auf ein Viertel feines ganzen Flächeninhalts redueirt würde, wenn der Grundeigen— 
tbümer fein anderes daran ſtoßendes Land berigt **), und menn die auf diefe Art reducirte Bars 
eelle unter 10 Ares hält. Nach dem kurheſſiſchen Geſetze 2°) kann der Eigenthümer, der einen 
Theil abtreten fol, fordern, dag man ihm dus Ganze abnehme, wenn die übrigbleibenden Theile 
auf die frühere Weiſe entweder gar nicht oder in einem fehr geringen Grade benugt werben 
können, worüber Sahverftändige zu enticheiden haben. 36) Auf jeden Fall muß die Mitüber- 
nahme geſchehen, wen der übrigbleibende, eine zufannmenbängende Fläche bildende Theil bei 
einem beftelibaren Stücke nicht über einen Viertelmorgen Acer und bei Wiefen und Gärten 
nicht über einen Adhtelmorgen enthält. Das bairifche Gefeg 37) weift nur einfach darauf bin, 
daß bei Gegenſtänden, deren Theilung nachtheilig auf die Benupbarkeit des Grefammtgegen: 

flandes zurücdwirkt, wider Willen des Eigenthümerd auf theilmeife Abtretung nicht erfannt 
werden fann; daß indbefondere die Theilung eines Gebäudecomplexes oder die Trennung der 
zu dem Umfange deſſelben gehörigen Gärten und Hofraithen nur mit Einwilligung des Eigen: 


29) Art. 4. 30) Bapifches Geſetz, Art. 20. 31) 3.8. bairifches Gefeg von 1837, Art. 4. 
32) 3. B. Gefeg von Sanctgallen, $. 18. 33) Art. 51. 

34) Beil er in einem ſolchen Falle das Übrige damit vereinigen fann. 35) Bon 1834, $.7. 

36) ©. darüber Wöhler in der Zeitfchrift für Recht und Geſetzgebung in Kurhefien, Heft 2, ©. 137. 
37) Bon 1837, Art. 3. 


204 Erpropriation 


thümers ftattfinden darf. Das badische Gefeg 3%) erflärt, dab, wenn ein Theil eines Gebäudes 
abzutreten ift, auch der übrige Theil auf Verlangen abgenommen werden muß; wo eines von 
mehreren zu demjelben Gemwerböbetriebe gehörigen Gebäuden oder ein zum Betriebe erforder- 
licher Platz abgetreten werden ſoll, kann der Eigenthümer verlangen, daß ihm die zum nämlichen 
Gemwerböbetriebe gehörigen Gebäude und Pläge indgefammt abgenommen werden, wenn ihm 
dur die Lostrennung ded abzutretenden Iheild der Betrieb unmöglich gemacht oder doch 
weſentlich erfhwert würde, Iſt von andern Gütern ein Theil abzutreten, jo fann der Eigen— 
thümer nicht fordern, dag ihm das Ganze abgenommen werde, wol aber, daß er außer dem 
Werthe ded abzutretenden Theild und außer dem Betrage, um welden der übrigbleibende I heil 
etwwa infolge der neuen Anlage minder werth wird, auch für das Ganze Vergütung erhalte, um 
was der übrigbleibende Iheil durch jeine eigene Verkleinerung oder Zerftüdelung oder Erſchwe— 
rung ded Anbaus oder aus andern Gründen für den Inhaber an jeinem Werthe verliert. 
Berliert jedoch der übrigbleibende Theil in diejer doppelten Beziebung mebr ald ein Viertel 
feines Werths, jo kann die Verwaltungsbehörde nit angehalten werben, ven dieſes Viertel 
überfteigenden Betrag zu erjegen, wenn fie ſich erbietet, gegen Entihädigung dad ganze Gut 
zu übernehmen. 

IV. Die Abtretungspflicht ift nach allen Gefegen nur gegen volle Entihädigung begründet. 
Hier if der ſchwierigſte Punkt der Erpropriationsgeieggebung. Soviel die Schriftſteller über 
Civilrecht ſchon in Bezug auf die Lehre von dem Schadenerſatze geleijtet haben, jo ift doch im der 
bejondern Anwendung auf die in Frage ftehende Erpropriation von der Wiſſenſchaft nichts 
geleiftet, und die neuen Gejege wählen gemöbnlid den Weg, den Knoten zu zerhauen, ftatt ibn 
zu löjen, Auf einer Seite muß da, wo der Staat ein jo. großes Opfer mit dem Gingriffe in bie 
Heiligkeit des Privateigenthums (oft aus Liebhaberei und Speculation)von den Bürger fordert, 
er auch großmüthig jein umd lieber mehr als zu wenig bezahlen, weil er doch häufig für alle 
Opfer an Freuden (man denke, daß jemand eine mit höditer Sorgfalt und Mühe von ihm 
gemachte Gartenanlage aufgeben joll) und an moralifhen Genüffen (wenn jemandz. B. den alten 
Stamm jeiner Familie, woran jo viele Erinnerungen geknüpft find, abtreten muß) den 
Bürger nicht entſchädigen kann. Auf der andern Seite ift der Orundeigenthümer aud ein Bür— 
ger ded Staates, in deflen Intereſſe die Liegenihaft in Anfpruc genommen wird; aud er geminnt 
von der Unternehmung, die im öffentliben Nugen gemacht wird. Es miderftreitet auch jedem 
edeln Gefühle, wenn jemand aus der Zwangölage des Staates, der ein Cigentbum nothwendig 
braucht, Vortheil ziehen und ſich bereichern will. Ohnehin fehlt e8 nie an Berfonen, melde, 
überall berehnend, einen Gewinn überall ziehen wollen und darauf jveculiven, daher eben in 
der Überzeugung, daB an einem gewiſſen Orte ein Öffentliches Unternehmen gemacht wird, Lie— 
genihaften kaufen oder Pflanzungen machen, um dann bei der Ziwangsabtrerung fie wieder 
recht hoch verwertben zu können. Es it richtig ?9), daß das pretium alfectionis in feinem ganzen 
Umfange nicht vergütet zu werden braucht. Ballend fagt das bairiſche Geſetz +"), daß die Ent: 
ſchädigung enthalten muß: 1) den gemeinen Werth des abzutretenden Gegenſtandes; 2) die 
Vergütung für die den Eigenthümern durch die Abtretung zugehenden jonftigen Nachtbeile, 
namentlid a) Grjag ded Mehrwerths, den der abzutretende Gegenſtand durd jeinen Zufam= 
menhang mit andern Eigenthumstbeilen oder durch jeine bisherige Benugungsweije für den 
Eigenthümer behauptet, b) Erjag der Werthäminderung, welche durch Abtretung dem übrigen 
Grundbeſitze deifelben Gigenthümerd zugeht, c) Erfag des unvermeidlihen Verluſtes, melder 
den Gigenthümer durch die Abtretung vorübergehend oder bleibend in feinem Gewerbe erwächſt 
(jedod darf die hierdurch ich ergebende Mehrung der Entſchädigung 30 Proc. des Schätzungs— 
werths nicht überfteigen), d) Erſatz für Die Früchte, deren Ernte durd die Zmangsabtretung 
gehindert wird; 3) den Betrag derjenigen Entſchädigung, welche dem Pachler oder jonftigen 
Nugberedtigten nah Gejeg oder Vertrag zu leiften ift. Um den Werth auszumitteln, verlangen 
einige Geſetze *1), daß man der Schägung jenen Werth zu Grunde legen joll, ven die Liegen: 
haft im Falle einer Veräußerung nad dem Mapftabe ihrer Größe, Beichaffenheit, Lage und 
nad den Durchſchnittspreiſen der legten ſechs Jahre, oder, jofern folche infolge beionderer einge— 
tretener Umſtände im legten Jahre geitiegen find, nad den neueften Preiſen haben würde, bei 
welcher Beitimmung man freilich leicht bemerkt, dag dev Eigenthümer in eine ſchlechte Lage 


38) Art. 30. 39) Gute Bemerfungen im Vortrage der Commiſſion der Kammer der Neicheräthe 
in Baiern 1837, in den Merhandlungen, S. 107. 


40) Ben 1837, Art. 5. 41) Badiſcheo Geſetz von 1835, Art. 24. 
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kommen kann, wenn in ben legten Jahren die Preife niedrig ftanden. Ein Durchſchnitt von den 
legten ſechs Jahren dürfte nicht genügen, um den wahren Werth nad der Zeit, in welcher die Ab: 
tretung geſchehen joll, auszumitteln. Alle diefe Erpropriationsgefege müſſen fo ausgelegt mer: 
den, wie fie anı wenigften von dem gemeinen Rechte, welches vollftändige Entſchädigung zu 
leiften gebietet, abweichen, und im Zweifel muß für den Grundeigenthümer jo entſchieden wer: 
den, daß er im wahren juriftiihen Sinne die volle Entihärdigung erhält; und danad kann es 
für den Juriften, der zu entfcheiden hat, feinen Zweifel unterliegen, daß aud) omne id, quod 
interest, vergütet werben muß, daher auch jede Wertböverminderung, welche an andern Saden 
ald den unmittelbar abzutretenden folgeweife der Grundeigenthümer leider.*?) Es macht der 
föniglih ſächſiſchen Regierung Ehre, daß fie in ihrer Inftruction für die Yaratoren, die Abtre- 
tung des Grundeigenthums betreffend, vom 3. Juli 1835 #°), von ſolchen Grunvfägen audges 
gangen ift. Dabei fann nicht davon die Rede fein, daß die Entſchädigung auch auf blos einge: 
bildete Nugungen oder Entbehrungen fünftiger Vortheile wegen beabfihtigter Unternehmungen 
erſtreckt werden ſoll, weil den Taratoren der Maßſtab fehlen würde, dergleichen Verhältniſſe zu 
beurtheilen. Wenn auf einem zur Abtretung geforderten Grundftüde nugbare Realgerechtſame 
haften, z. B. Gewerbe, jo wird eine billige Nüdfiht darauf zu nehmen fein, 06 der Eigenthü— 
mer das Recht leicht und ohne Nachtheil an einen andern Ort transferiren kann. Iſt dieſes nicht 
der Hall, jo muß er für den Verluft des Rechts ebenfalls vollſtändig entihädigt werden. Iſt die 
Transferirung möglich, jo müflen ihm die Koften ver Verlegung und die Differenz des bishe— 
tigen und des fünftig zu erwartenden Grtrags vergütet werden. **) Auch die vorübergehenden 
Schäden, die während ded Baus der neuen Unternehmung dem Grundeigenthümer auf dem 
anftopenden Eigenthume zugeben, find zu erjegen. Zu billigen ift e8, wenn das Geſetz auf 
ſolche Anlagen keine Rüdiht nimmt, welde ver Grundeigenthümer, der wußte, daß fein Grund: 
ſtück zum öffentliben Zwecke gefordert würde, erweislich in der Abficht vornahm, um dadurch 
eine höhere Entſchädigung zu erhalten #9); daher einige Geſetze *0) jelbft vorſchreiben, daß eine 
gewiſſe Zeitvor der Abtretung, 3. B. in den nächſten vier Monaten von der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung au, daß der die abzutretende Liegenichaft bezeichnende Plan auf dem Rathhauſe nieder: 
gelegt fei, der Örundeigenthümer feinen Neubau oder andere Arbeit auf dem Grundſtücke 
vornebme, wodurch die weientliche Beſchaffenheit des abzutretenden Grundſtücks geändert würde. 

V. Was die Behörde betrifft, welche die Entihäpigung zu reguliren bat, jo fommen zwei 
verichiedene Syſteme vor: entweder entſcheidet ein Geſchworenengericht #7), oder Die Sache ges 
langt an das orbentliche Gericht. 4%) Nah der franzöjiichen Ginrichtung bezeichnet jährlich das 
conseil general ded Departements für jeden Bezirk der Unterpräfectur aus der Lifte ver Wähler 
und der zweiten Geſchworenenliſte wenigftend 36 und höchſtens 72 Perjonen, die in dem Bezirfe 
wohnen. Aus diefen wird die Specialjury gewählt, welde über die Entſchädigung zu enticheis 
den hat. Der Aſfſiſenhof wählt varaus 16 Perſonen, weldhe die Jury bilden. Nicht wählbar 
find die Eigentbümer, Pächter der Liegenfhaften, die nach dem Gejege durch den Beſchluß des 
Bräfecten zur Abtretung bezeichnet wurden ; ebenſo nicht Die auf ſolche Liegenſchaften bejeribir- 
ten @reditoren und andere Intereflenten. Ein von dem Gerichtshofe vorher bezeichneter Richter 
ift der Director der Jury. Die Verwaltung ebenfo wol wie jede betbeiligte Vrivatpartei kann 
zwei Geihworene peremtoriſch, d. b. ohne Angabe von Gründen, recufiren. Die Mitglieder des 
Geſchworenengerichts, die beeidigt werden, urtheilen nad den Anerbietungen und Erklärungen 
der Verwaltung umd der Örundeigenthümer, nah ven Beweisitüden, welche vorgelegt werben, 
nah den Bemerfungen der Parteien, die vor der Jury erfheinen, nad) den Ausſagen von Ber: 
onen, deren Bernehmung fie für nothwendig halten. Die Sigungen find öffentlih. Die Jury 
fpribt nah Stimmenmehrheit. Nah den deutſchen Gejegen 4%) wendet ih der Grundeigen— 
thümer, welder mit der von ber Apminiftration angebotenen Entihädigung nicht zufrieden ift, 
mit feiner Klage an das Umtergericht, welches nun nach den Regeln des abgefürzten Verfahrens 
verhandelt, Die Hauptſache ift die Wahl der Sahverftändigen, melde die Schägung vorneh⸗ 
men. Nach dem Gutächten der Schäger erfolgt das rihterliche Urtheil. 


’ — wurde auch von bairiſchen Gerichten erfannt. Blätter für Rechtsanwendung in Baiern, 
‚Nr. 4. 
43) Geſetz⸗ und Berordnungsiammlung des Königreichs Sachſen (1835), ©. 374. 
44) Sãchſiſche Initruction, $. 10, hit. 1. 
45) Franzöfiiches Geſetz, Art. 52. 46) Babiſches Geſetz, Art. 37. 
47) Nach dem franzöftichen Geſetz, Art. 29—48. 48) Nach den deutſchen Geſetzen. 
49) Badiiches Geſetz, Art. 43— 76. Bairifches Geſetz, Art, 19. Kurheſſiſches Geſetz, Art. 6. 
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Der Borzug der franzöſiſchen Einrichtung vor der deutſchen °0) dürfte Daraus ſich ergeben, 
daß eine größere Vereinfahung da entfteht, wo Geſchworene, welche die Verhältniſſe weit richti- 
ger beurtheilen und alles abwägen können, unmittelbar den ganzen Streitpunft entſcheiden 
durch ihre unabhängige Stellung und ihre große Zahl mehr Garantien geben als die gemöhn: 
lihen Schäger, während bei der deutſchen Einrichtung jhon viel Zeit durdh Ernennung der 
Schätzer und anderer verloren geht und zulegt das Gericht ein Urtheil füllen joll, dad doch auf 
das Gutachten der Schäger gebaut fein wird. Ohnehin werden Richter, die über Schägungen zu 
urtheilen haben, jelbft nur wie Geſchworene zu betrachten fein. Übrigens ift die Stellung eines 
Gerichts, das, nachdem rechtskräftig die Pflicht der Abtretung feftgeftellt ift, nunmehr über die 
Entihäpigungsfumme ſprechen foll, eine eigenthümlicdhe, welche ver des Gerichtö bei einem ge- 
wöhnlichen Broceffe nicht ganz gleihgeftellt werden kann; daher in neuerer Zeit das gerichtliche 
Abihäpungsverfahren als eine Bollziehungsinftang betrachtet worden ift. °*) 

VI. Eigene Beftimmungen fommen in den Erpropriationsgeiegen über die Zahlung der 
Entihädigungsfummen vor, infofern dafür zu jorgen ift, da die Summe an die Intereffenten 
gelange, welche auf die abgetretenen Liegenihaften Anfprud haben 52); ferner über ven Eigen: 
thumsübergang der abgetretenen Grunpftüde, ſodaß das Eigenthum, ohne daß e8 einer beion- 
dern Befignahme oder Einmweifung bedarf, frei an die Verwaltungsbehörde übergeht. 

VI. Nach den Vorſchriften der Erpropriationdgefege werben nicht beurteilt diejenigen 
Fälle 53), wo in Zeiten der Noth, 3. B. bei einem Kriege, Brande oder einer Waſſersgefahr, ein 
augenblicliher Angriff oder unverjhiebbare Wegnahme fremden beweglidhen oder unbeweg— 
lihen Eigenthums nothwendig geworden if. Zwar wird auch hier die nachfolgende Entſchädi— 
gung, infofern es ſich nicht um eine unentgeltlich zu tragende Laft handelt, nach dem Erpropria= 
tiondgefege ausgemittelt, allein das in diefen Geſetzen vorgejhriebene Verfahren, weldes 
eintreten muß, ehe ed zur Abtretung fommt, findet feine Anwendung. 

VII. Das Erpropriationdgefeg muß aud einige Modificationen in Bezug auf Eiſenbahnen 
erhalten. Das Verfahren, das fonft nothwendig wird, um über die Einfprachen der Betheiligten 
zu verhandeln, ehe über die Abtretungsverbindlichkeit entfchieden wird, ift Hier theils nicht in der 
fonftigen Ausdehnung nothwendig, meil, fobald einmal die Anlegung der Gifenbahn dur 
Geſetz feftgefegt ift, in möglichft geraden Linien die Bahn geleitet wird, wo von felbft bezeichnet 
wird, welche Liegenichaften betroffen werden ; theild muß eine Mopification eintreten, indem es 
nicht erforderlich ift, daß der Beihluß des Staatsraths jede einzelne abzutretende Liegenfchaft 
bezeichnet. Auch müſſen eigene Nüdfihten wegen der Wege, die der Grundeigenthümer durch 
die Eiſenbahn verlieren fann, wegen Wailerleitungen u. a. genommen werden. Ein der neue- 
ften Geſetze, welches eine Modification des Erpropriationdgejeges in Anſehung der Eiſenbahn 
ausfprict, ift das badiſche. K. I. Mittermaier. 

Erpropriationsgefeßgebung, insbefondere die preußiſche. Die Grunpfäge, 
weldhe ji auf dem Gontinent und namentlih aud in Deutſchland in Bezug auf die Achtung 
von Perſon und Eigenthum und deren Unverleglichfeit jo wenig während bed anarchiſchen 
Mittelalters ald während der darauf folgenden Jahrhunderte des aufgeflärten Abfolutismus 
und feines Bolizeiregiments in der Staatengefeggebung Geltung verfhaffen fonnten, deren 
ausdrückliche Anerkennung und Aufnahme in das Rechtsſyſtem zumeift erft vem 19. Jahrhun⸗ 
dert angehört, waren in England ein halbes Jahrtaujend zuvor in feiner Magna:Eharta von 
1215 auf das bemußtefte und vollftändigfte ausgeprägt. Died im ſchärfſten Gegenfag zu jenem 
Grundſatz des römiihen Imperialismus: Quod principi placuit, legis habet vigorem ; cum 
lege regia, quae de ejus imperio lata est, populus ei et in eum omne imperium suum et 
potestatem concessit. Weil daher ald Geieg galt, was der Fürft, gleichviel ob im einfachen 
Schreiben, in einem Decret oder Ediet verfügt und angeorbnet hatte, jo bedurfte ed auch feiner 
befondern Gefeggebung über die Enteignung von Privatvermögen und Privatrecdhten der Un— 
tertbanen. Die Aufftellung allgemeiner Rechtsſätze über Die gezwungene Enteignung wie der 
Erlaß eigener, die Vorausfegungen wie die Bedingungen und Fälle, unter und in welden eine 
Erpropriation für zuläfjig erklärt ift, mit möglichfter Vollſtändigkeit umfaffender Gefege, oder 


50) Auch der Berichterftatter in der badifchen Kammer über den Entwurf 1835 (in ben Berhandlun: 
gen der Zweiten Kammer, S. 241), Geheimrath Duttlinger, ſprach ſich für die Jury aus, 

51) Zeitjchrift für Necht und Sefepgebung in Kurheſſen, Heft 2, ©. 122. 

52) Branzöfliches See, Tit. V. —** Geſetz, Tit. IV. Bairiſches Geſetz, XX. 

53) Badiſches Geſetz, Art. 94. Bairiſches Geſetz, Art. 1,B, 
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von Specialgejegen entweder für die verfhiedenen volkswirthſchaftlichen Gebiete und beitimmten 
Zwecke, denen die Enteignung als nothwendiges Mittel dient, oder aber auch für den einzelnen 
Fall, 3. B. Anlage reines beftimmten Schiffahrtskanals, einer Eifenbahn u. ſ. w., fällt erft in 
die Entftehungsperiode des Rechtsſtaats. Die franzöſiſche Geſetzgebung beſchritt mit vem (auch 
in der preußiſchen Rheinprovinz noch geltenden) Geſetze vom 8. März 1810 den zweiten Weg. 
Dieſem ſind auch verſchiedene deutſche Staaten (Heſſen, Sachſen, Baiern, Baden u. ſ. w.) ge⸗ 
folgt. Inn Vreußen dagegen iſt — abgeſehen von der Rheinprovinz — ein eigenes, den Gegen: 
fand der Erpropriation jelbftändig behandelndes Geſetz bisjegt nicht ergangen. Der dritte 
Berg und zwar meift in conereter Befhränfung auf den jedesmal vorliegenden Fall ift von al- 
terd her in England betreten, wie im jeiner Gejeggebung im allgemeinen, fo auch bezüglich der 
Erpropriationdfälle. Denn fo wurde z. DB. erft 1845 eine befondere Behörde (Generalconmif: 
fon) zur Ausführung von Serpitutablöfungen und Gemeinheitätheilungen mit Berfoppelung 
und Austaufch ver Grundſtücke, refp. gegen Landabfindung, beftellt und vom Parlament auf 
den Erlaß befonderer Brivatbills für jede ſolche einzelne Gemeinheitätheilung und Servitutab- 
löfung verzichtet; es hat ih das Parlament jpäter (1853) doch aber wiederum die Genehmi— 
gung und Gognition hierüber in den einzelnen Fällen vorbehalten. (S. Gneift, „Das heutige 
engliſche Verfaſſungs- und Berwaltungsredht‘‘, Berlin 1857, 1,481 fg.) In Preußen wur: 
den früher bie für Öffentliche Zecke oder für größere genoffenfhartlihe Unternehmungen nöthi- 
gen Enteignungen mittelö der zur Ausführung diefer Unternehmungen erlaffenen Specialver: 
orbnungen beftimmt, vor deren Emanation die Nothwendigkeit wie die Ausdehnung der Ent: 
eignung in Betreff beftimmter Gegenftände oder Kategorien ded Eigenthums unterjucht und ge: 
prüft worden war, Auch nach der Publication des Allgemeinen Landrechts, welches bereits 1794 
die Reihe der Gefegbücdher der neuern Staaten und zwar unter Aufnahme der Grundſätze des 
öffentlichen Rechts eröffnete, wie nah Bublication der Berfaflungsurfunde vom 31. Jan. 1850 
blieb jener Weg der Specialgefeggebung gebräuchlich, durch weldye gleichzeitig und gelegentlich 
über die für das Linternehmen unumgänglihen Enteignungen verfügt wird. Zwar ftebt die 
Grenze, wo an Stelle der orventlihen Gefeggebung, unter Genehmigung beider Käufer des 
Landtags, eine königliche Verordnung genügt, nicht überall genau feit. Es kann jedoch feinem 
Bedenken unterliegen, daß die gezgwungene Enteignung gegenwärtig nur auf rund und infolge 
eines ordentlichen Geſetzes, auch nicht durch eine bloße königliche Verordnung zuläffig ift. Be— 
züglih des legislativen Actes ift nur zu unterfcheiden, ob ſich derſelbe über ſolche Gegenſtände 
erftrecft, für melde, wie 3.8. für die Anlage von Schiffahrtöfanälen,, Chauſſeen, Eifenbab: 
nen, Feſtungswerken u. j. w., eine Erpropriationdbefugniß bereitd in einem Paragraphen des 
Allgemeinen Landrechts oder in einem Gelege ausprüdlih und allgemein ausgeſprochen war, 
oder ob ſchon ein Geſetz über einen beftimmten Gegenſtand und Zweck des öffentlichen Rechts des 
ſtaatsgeſellſchaftlichen Intereſſes eriftirt, welches dem Staatsoberhaupt over beziehungsweiſe 
einer Staatäbebörbe die Ermädtigung zu den dabei vorfonmenden Erpropriationen ausdrück— 
lic beilegt und vorbehält. In jenem wie in diefem Kalle können dann allerdings dergleichen 
Erpropriationen durch königliche Berorbnung erfolgen, deren Berechtigung ſich alddann auf das 
ihr zu Grunde liegende Bejeg fügt. 

Art. 9 der preußifhen Berfaflungsurfunde vom 31. Jan. 1850 bejagt: „Das Eigen— 
thum ift unverleglih. Es kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohls gegen vorgängige, in 
dringenden Fällen wenigſtens vorläufig feitzuftellende Entihädigung nach Mafgabe des Ge: 
ſetzes entzogen oder beſchränkt werben.” Es war indeß diejer Artifel der Verfaflung feinem 
Prineip und weientlihen Inhalt nad ſchon im Allgemeinen Landrecht enthalten. Zunächſt be— 
Rimmten namentlich bie $$. 74 und 75 der Einleitung, „daß einzelne Rechte und Vortheile ver 
Mitglieder des Staated den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen 
Wohls, wenn zwifchen beiden ein wirklicher Widerſpruch (Eollifion) eintritt, nachſtehen müſſen“, 
wogegen ber Staat denjenigen, welder jeine bejondern Rechte und Vortheile dem Wohle des 
gemeinen Weſens aufzuopfern genöthigt wird, zu entichädigen gehalten ift; fodann die 
(5.29 — 33, Fit. 8, Th. Ivom Eigenthum: „daß der Staat das Privateigenthum feiner Bür— 
ger nur alddann einfhränfen darf, wenn dadurch ein erhebliher Schaden von andern oder von 
dem Staate jelbit abgewendet oder ihnen ein beträchtlicher Bortheil verſchafft wird, beides aber 
ohne alten Nachtheil des Eigenthümers geiheben fann’, ſowie alddann, „wenn der abzumen- 
dende Schaden oder der zu verſchaffende Vortheil des Staates jelbft oder anderer Bürger des— 
jelben den aus ver Einſchränkung für den Gigenthümer entftehenden Nachtheil beträchtlich über: 
wiegt‘, in welchem Falle jedoch der Staat zugleich dafür zu forgen habe, daß der einzuſchrän— 
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kende Eigenthümer für den dadurch ihm entſtehenden Verluſt vollſtändig ſchadlos gehalten 
werde. „In aller Fällen aber (heißt es$. 32 a. a. D.) können Einſchränkungen des Eigen— 
thums, welde nicht aus befondern mohlerworbenen Rechten eines andern entipringen, nur 
durch Gejege begründet werben.‘ 

Endlich entfpricht jenen allgemeinen Principien, deren concrete Anwendung fonad der Ge= 
feggebung vorbehalten ift — und died ebenforwol zufolge ded Allgemeinen Landrechts ald nad 
der VBerfaljungsurfunde von 1850 — auch $. 4, Tit. 11, Th. II des Allgemeinen Landrechts, 
weldyer wiederum nur denfelben Grundfag in der Xehre von Kaufs- und Verkaufsgeſchäften 
ausfpricht. Danach ift der Staat jemand zum Berfaufe feiner Sache mur alddann zu zwingen 
berechtigt, wenn ed zum Wohle ded gemeinen Weſens nothwendig if. Was unter vollftän- 
diger Schadloshaltung verflanden wird, ergibt aber $. 9 a. a. DO. Danach ift bei ber 
Preisbeftimmung und Abfhägung in allen Fällen eines durch die Geſetze begründeten noth— 
wendigen Verkaufs nicht blos auf den gemeinen, fondern auch auf den außerorventlihen Werth 
Rüdjicht zu nehmen. 

Wenn im Anfhluß hieran die Beurtheilung und Entſcheidung darüber, ob der Fall einer 
Nothwendigkeit des Verkaufs zum gemeinen Wohle vorhanden ſei, dem Oberhaupte des Staates 
vorbehalten wird, jo jollte dadurch in Betracht der Wichtigkeit und Heiligkeit ded Gigenthums: 
rechts einestheild nur jede jelbitändige oder willfürliche Einwirkung irgendeiner Staatsbehörde 
auf die Erpropriation ausgeſchloſſen, die Erpropriation vielmehr ald eine leviglih aus dem 
Majeftätsrecht des Staates zu rehtfertigende, in deſſen Gefepgebung wurzelnde und injofern 
nad der damaligen Berfaflung ald eine dem Oberhaupte des Staates felbft vorbehaltene Hand⸗ 
lung (Allgemeines Landrecht, $$.1fg.,6, Tit.13, I) bezeichnet, anderntheild der ®egenfag zu dem 
zweiten Acte ded Enteignungsverfahrens, zu der Beitimmung des Preifed und zu der dieſerhalb 
folgenden Borjchrift Elar geftellt werden: dan dagegen über den Preis das rechtliche Gehör, bie 
Entſcheidung durch den ordentlichen Richter dem erproprtirten Gigenthümer niemals zu verfagen 
ſei (F. 11 a. a. O.). Danach durfte in Preußen ſchon nad dem Allgemeinen Landrecht und vor 
Vereinbarung der Verfaſſung auch ſelbſt das Staatsoberhaupt die Nothwendigkeit einer Er— 
propriation in einem einzelnen Falle nicht anders ausſprechen, als wenn zuvor durch ein aus— 
drückliches allgemeineres oder ſpecielleres Geſetz feſtgeſetzt worden war, daß für gewiſſe Zwecke 
und Fälle Expropriationen an ſich zuläſſig ſeien. 

Dieſe Zuläſſigkeit von Expropriationen war bereits in dem preußiſchen Geſetzbuch von 
1794 unter anderm für den Fall der Nothwendigkeit einer neuen Anlage oder der Erweiterung 
von Feſtungswerken, von öffentlichen Landſtraßen, ſchiffbaren Kanälen oder Flußbetten aner— 
kannt (Allgemeines Landrecht, 89. 5 und 6, Tit. 11, Th. 1), zu letzterm Behuf auch die Wegräus 
mung und Durchſtechung von Anz und Zuwüchſen der Ufer wie von Inſeln in Öffentlichen oder 
Vrivatflüſſen geftatter ($. 258 fg., Lit. 9,1; $$.4, 5, 18, 19 fg., 40, Tit.15, I). Berner war 
fie auch für einzelne geſellſchaftliche Zwecke anerfannt, wie für die Vorflut ($. 105, Tit. 8,1) 
und für ven Bergbau ($$. 109— 116, Tit. 16, IM): Nur für diefe vom allgemeinen Geſetzbuch 
ausdrüdlidy bezeichneten Zwecke, für welche eine Erpropriation nöthig werden konnte, hatte dad 
Staatdoberhaupt über deren Nothwendigkeit eintretendenfall® zu entſcheiden, und es ſtand Diele 
Entſcheidung Feiner Staatsbehörve und jelbit feinem einzelnen Minifterium ald ſolchem zu. 
Während Art. 9 der Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 nur die bereit im Allgemeinen 
Landrecht anerkannte Wahrheit aufs neue fanctionirte: daß jedwede Willkür in der Enteigs 
nung durd die Regierungsgewalt verwerflich fer, ift ed dagegen in Preußen noch gegenwärtig 
ein verfaflungdmäßiges Recht ver Krone, mittels landesherrliher Verordnung über die Exrpro: 
priation in dem einzelnen alle einer Nothwendigkeit, immer aber nur unter verBorausfegung 
zu entſcheiden, daß zuvor ſchon ein Gejeg für gewiſſe Gegenftände und Zmede des Öffentlichen 
Rechts oder der Volkswohlfahrt innerhalb des Bereichs verfelben Erpropriationen für ftatthaft 
erflärt hat. (Bgl. von Nönne,, ‚Staatörecht der preußiichen Monarchie““, 1, 202, B, 1 und Note 
5, ©. 334, Note 1.) Dies gegenwärtig allerdings nur nod fo weit, als nicht etwa jpätere 
Gejege für andere Gegenftände, namentlih für gemifle erft feit Emanation des Allgemeinen 
Landrechts im Laufe der Zeit berworgetretene Öffentliche und foctale Unternebmungen, 3. B. für 
den Bau von Eifenbahnen, die Entſcheidung über die Ausübung ver für diefelben zugeftandenen 
Expropriationsrechte in den vorfommenden einzelnen Fällen ausdrücklich den Staatöbehörden 
(der Bezirföregierung mit Vorbehalt des Necurjed an das Minifterium für Handel und Ge: 
werbe) überwiefen haben (Geſetz über Eifenbahnunternehmungenvom 3. Nov. 1838,$.8). Dem 
Bereich der Expropriation gehören in Preußen noch ferner an: Materialien an Steinen, Kies, 
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Sand zu Shauffeebauten (Cabinetsordre vom 11. Juni 1825 u. ſ. w.), Lieferungen für Armees 
bedũrfniſſe, insbeſondere zu Kriegäleiftungen, wie der Bierde für die Randwehrcavalerie ; des— 
gleichen $. 20 des Deichgefeged vom 28. Jan. 1848, auch nad landesherrlicher Beftätigung des 
Deichſtatuts, Abtretung von Grund und Boden an den Deichverband jeitens der Gigenthümer 
eingebeiter Grundftüde und Vorländer auf Anordnung der Deichbehoͤrde. 

Sofern aber vergleichen landrechtlihe Beitimmungen oder befendere ſpätere Gejege über 
Gegenftände des öffentlichen Rechts oder über folde Angelegenheiten , die, wie Bergwerks-, 
Eiſenbahn- und Deichanlagen, für Öffentliche erachtet werden , nicht eriftiren, welche bereitö im 
voraus nach näherer Beftimmung verjelben behufs ihrer Ausführung dem Staate oder ben 
feine Stelle einnehmenden Gefellfhaften ein Recht zu Expropriationen beilegen, genügt weder 
eine königliche Verordnung, reſp. die Entfcheidung des Oberhaupts, noch eine anminiftrativs 
richterliche Entjheidung von Behörden über die Nothwendigkeit der Erpropriation, um in 
einem concreten Falle die Enteignung rechtmäßig zu begründen. Alddann muß zu diefem Zweck 
vielmehr erft ein Act der ordentlichen Gefeggebung hinzukommen, woburd der Staat oder bie 
Unternehmer zu den für die Durchführung des Unternehmens nöthigen Enteignungen ermäch— 
tigt werben, wie dies z. B. bei den Statuten vom 15. Mai 1843 und 30. Mai 1854 (Gejep: 
fauımlung von 1853, ©. 325) für die Meliorationdanlagen ver allenjteiner Kreidcorporation 
($. 27), desgleichen ein Gejeg vom 7. April 1852 (Gejegfammlung, ©. 110 fg.), behufs der 
Melioration der Niederung der Schwarzen Eifter ($.6 fg.), unter Zuftimmung beider Kammern 
geſchah. Dagegen genügt eine königliche Verordnung in allen andern Fällen, in denen gewil: 
fen Zweden und Unternehmungen ein Erpropriationsredt im meitern oder beihränftern Um= 
fange ein für allemal gejeglich beigelegt it, wie 3. B. den Ent- und Bewäflerungen nah Maß: 
gabe des Vorflutsedicts vom 15. Nov. 1811 und des Gefeges über die Benugung der Privat- 
flüfle zu Bewäſſerungen vom 28. Febr. 1843, indbefondere deſſen dritten Abſchnitts über Bil- 
dung von Genojienihaften, in Verbindung mit dem diefen Abjchnitt and auf Entwäfjerungen 
ausdehnenden Gejeg vom 11. Mai 1853 (Geſetzſammlung, S. 182); wofern nicht etwa eine 
Ausdehnung der Erpropriationen über dieſe gefeglihe Grenze erforverlich wäre; desgleichen bei 
Erweiterung einzelner Gijenbahnunternehmungen. Andererfeitd aber findet gegen das von ben 
Bebörven geleitete Tarationdverfahren und die Feſtſtellung des Preifes für das zu erpropriis 
rende Eigentbum, nad Borihriftderobenerwähnten $$.8— 11, Tit. 11, 1 des Allgemeinen and: 
rechts, in der Regel Berufung auf gerichtliche Unterfuhung und Entſcheidung ftatt, ed wäre denn, 
daß eine ſolche nah ausdrücklicher Beftimmung einzelner Gejege, wie z. B. in den Bemälle: 
rungsſachen, dahin beſchrankt ift, daß auch über die Entihädigung und den Preis in erfter In— 
ſtanz die Bezirföregierung und nur in zweiter und legter ald Gerichtshof das Reviſionscolle— 
gium für Landesculturfahen (ſ. Agrarverfaffung) zu entiheinen hat. 

MWährend in den Gejegen verſchiedener deuticher und anderer Staaten aus neuerer Zeit 
fammtliche Fälle ver Erpropriation zufammengefaßt find, lag es im Entwidelungdgange der 
preußiſchen Gefeggebung, deren Ausgangäpunft das Allgemeine Landrecht war, daß dieſe Bälle 
nebſt den jededmaligen erweiterten oder beſchräuktern Bedingungen zur Enteignung, dem fort= 
ihreitenden Bedürfniß der ftaatlihen, gewerblichen und Gulturentwidelung folgend, ala Mittel 
zum Zweck in diejenigen Geſetze verwiejen und aufgenommen wurden, welde jich über die Ge— 
genftände und Zwecke dieſer fortſchreitenden Entwidelung felbft verhielten, wie 3.8. in dem Ge- 
jege über das Eiſenbahn- und Deichwefen, über die Ent: und über die Bewällerungdunter- 
nehmen. Soweit früher, zur Zeit der Publication ded Allgemeinen Landrechts, ein Bedürfniß 
für Erpropriationen fhon obwaltete, hatte auch bereitd das Geſetzbuch die Gebiete und Gegen- 
flände fpeciell bezeichnet, für welche eine Enteignung im öffentlichen Intereffe und zum Nugen 
des Gemeinweſens geftattet fein jollte. z 

Das franzöftihe Recht, das (mir Ausſchluß jedoch des dem gemeinen Rechte unterwortenen 
oſtrheiniſchen Theils des Regierungsbezirk Koblenz; und der dem | preußtichen 
Landrecht unterworfenen Kreife Reed und Duisburg) in der preußifhen Rheinprovinz gilt, bes 
ſtimmte blos: „daß man niemand zwingen könne, jein Eigenthum abzutreten, es fei denn um 
des öffentlichen Nugens willen und vermittelit einer gerechten und vorgängigen Entſchädigung“ 
(Art. 545). Die Bälle und nähern Bedingungen der Exrpropriation wurden im wefentlihen 
erft in einem ſpätern Geſetz vom 8. März 1810 feftgefegt. Nur theilmeife mar dies ſchon früher 
geihehen, jo namentlich im Intereffe ber Landescultur, behufs Hutbefreiung und Einſchließung der 
Grundftüde, durch den jogenannten Code rural vom 28. Sept. und 6. Det. 1791 (f. Bor— 
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mann und von Daniel’ „Handbuch“, II, 157, und Lette und von Rönne, „Die Landes: 
eulturgefeggebung des preußischen Staates, Bv. II, Abth. 2, &.748), und alsdann behufs Aus: 
trofnung von Sümpfen und Entwäflerungen mit Erpropriation von Mühlen, Triebwerfen 
und Gebäuden durch ein Gefeg vom 16. Sept. 1807 (von Daniel’8 „Handbuch der fremdherr⸗ 
lihen Verordnungen“, V, 486 fg,, auch bei Lette und von Rönne, a.a. D., ©. 622, 628). 

Dem Art. 545 des Code civil entſpricht fortan auch in ber preußiihen Rheinprovinz 
Art. 9 ver Verfaſſungsurkunde (f. oben). Übrigens hatte das Gejeg vom 16. Sept. 1807 dem 
Gouvernement, nad) einer durch Decret ded Staatsraths zu ertheilenden Conceſſion, nur die Er: 
mädhtigung beigelegt, die Meliorationdunternehmung anzuordnen, dagegen die Anwendung des 
Geſetzes auf die einzelnen Bälle und Unternehmungen bejondern Reglements der Öffentlichen 
Verwaltung vorbehalten, und ift dies Geſetz nicht von erheblichem praftifchen Erfolge gemweien. 

Hauptſächlich zur Beförderung des Eifenbahnbaus und zur Begegnung des Art. 545 me: 
gen ter vorgängigen Entfhädigung wurde neuerdings das Geſetz vom 25. Mai 1857 erlaſſen, 
betreffend die Abänderung, beziehungsweife Ergänzung des im Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofs zu Köln geltenden Erpropriationdgefeged vom 8. März 1810 (vreußifhe Geſetzſamm⸗ 
lung 1857, S. 473), wonad) die bei zwangsweiſen Enteignungen aud Gründen des Öffentlichen 
Wohle nah Art. 9 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 nothiwendige vorläufige Heft: 
jegung der Entſchädigung durch die Bezirksregierung, nad Beftellung eines Commiſſars und 
Abihägung von einen: bis drei Sachverftändigen, erfolgen und das Gericht auf Erflärung der 
Bezirksregierung, daß der Fall der Dringlichkeit vorliege, mitteld Expropriationserkenntniſſes 
die Einweiſung des zur Erpropriation Berechtigten in den Befig, gegen Zahlung oder Hinter: 
legung des vorläufig feftgeftellten Entihädigungsbetrags, verorbnien joll, wodurd die ſchützen⸗ 
den Formen für den Erpropriirten auch bei einer nur erft vorläufigen Feftftellung der Schad⸗ 
lo8haltung gewahrt werden follen. 

Für Fälle anderer Art, namentlid) in Bewäſſerungsſachen wie beim Deihweien, gelten da— 
gegen aud) in der Rheinprovinz die Beftimmungen der vorher erwähnten, die ganze Monarchie 
umfaflenden Geſetze von 1843 und 1848, für Entwäſſerungs- und Vorflutſachen aber 
in der Rheinprovinz (ausſchließlich der Kreife Need und Duisburg) wie in den hobenzollern- 
ſchen Landen die Vorſchriften des neueften Gejeges vom 14. Juni 1859 (Gefegfammlung 1859, 
©. 325), betreffend die Verſchaffung ver Vorflut, wonach bei diefen Gebäude nebft damit ver— 
bundenen Hofräumen von der Erpropriation ganz, Gärten und Parks nur von der Ziehung 
offener Gräben ausgenommen find, und die Bezirföregierung über die VBorbedingungen wie 
über die Art und Weife der Ausführung der Anlagen u. f. w. vorbehaltlich ded Recurſes an 
das Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten, hingegen über die vorläufig oder de- 
finitiv zu gewährende Entfhädigung nur vorbehaltlich des Rechtswegs entſcheidet. (S. Ent: und 
Bewäflerung.) 

Wieweit übrigens die Gefeggebung überhaupt auf den verfchiedenen Gebieten des öffent: 
lien Rechts und des volkswirthſchaftlichen Nugens in der Aufhebung beftehender Privatrechte 
gehen könne und bürfe und welche Grunbfäge diejelbe insbeſondere bezüglich der Entſchädi— 
gungsfrage zu befolgen habe, das gehört in den Bereich der Gefeggebungspolitif eines jeden 
Staated nad) den obmaltenden Bepürfniffen und Berhältniffen. (Vgl. Zachariä, „Deutſches 
Staatd: und Bundesrecht“, I, 114 fg.) 

Daß aber Art. 9 der Verfaflungsurfunde nur beftimmt war, die ſtaatsgrundgeſetzlichen 
Schranken ver Ausübung des für die Staatsgewalt in gewiflen Fällen unentbehrlihen äußer: 
ſten Rechts eined Eingriffs in das Eigenthum feftzuftellen und legtereö gegen willfürliche Ent— 
eignungen durch die Regierungsgewalt zu [hügen, daß dagegen aus diefem Artifel Fein Ein— 
wand hergenommen werben dürfe gegen Umwandelung und jelbft nit gegen unentgeltliche Auf⸗ 
hebung feubaliftifcher Mechte, dies wurde bei Abfafjung des Artikels ausprüdlich hervorgehoben. 
(Dal. von Rönne, „Staatsredt der preußiihen Monarchie“, I, 329 und Anın.6.) Wenn daher 
noch jegt hin und wieder eine entgegengejegte Anſicht laut wird, um eine angebliche Ingerechtig= 
feit ver Ablöfung der gutäherrlihen Rechte und Feudallaften wie des unentgeltlihen Wegralls 
einiger Beihränfungen des bäuerlichen Bejiges zu behaupten , jo beruhen vergleichen Behaup— 
tungen auf Heuchelei und auf Verkennung des Sinns und der Bedeutung bes Art. 9 oder auf 
Unwiſſenheit über die hiftorifche Entftehung und Ausbildung jener Verhältniffe wie ihre Zu— 
jammenbangs mit den ältern und neuern Berfaflungszuftänden, insbeſondere aber aud mit 
den gefellichaftlichen Pflichten ver vormals Privilegirten, welchen fie nach der heutigen Geftalt 
der Staatögefellihaft ohne den eigenen Nuin zu entſprechen außer Stande fein würden. Die 


Erterritorialität 211 


Staaten der Alten Welt gingen am Eigenthumsrecht über Perſonen, an der Sklaverei, die Ari— 
fofratien der fpätern Zeit an der Umnterbrüdung der Rechte der übrigen Stänte und an der 
Ausſchließlichkeit der Vorzüge weniger VBollbürger und Befigenter zu Grunde. Es ift aber ver 
Beruf und die Lebendaufgabe ver modernen chriſtlichen Staatsgeſellſchaften, in fortichreitender 
menſchheitlicher Entwickelung und Regeneration die der Sittlichfeit wie dem Gemeinwohl ſchäd⸗— 
lichen Verhältniffe audzufheiden und der Idee der Gerechtigkeit gegen alle Mitglieder des 
Staatöverbandes dadurch Rechnung zu tragen, daß ih im Wege vernünftiger und weifer Ge— 
ſetzgebung dic volle Freiheit von Perſon und Eigenthum vollziebe. W.U. Lette. 

Erterritorialität. Seitven der moderne Staat fih auf dem Prineip der Territorialität 
aufgebaut hat und die Orenzen des Gebiet zugleih auch die Schranken ver Staatsherrſchaft 
find, bat er alle Ausnahmen, welche in Geftalt von Privilegien, Immunitäten, Afylen u. f. m. 
den Zuſammenhang des juriftifchen Staatsgebiets durchbrachen, bis auf zwei bejeitigt. Die 
eine ift Die Stellung der fürſtlichen Verſönlichkeit durch Das Gefe über den Giefegen und den Ge— 
richten, eine ſtaatsrechtliche Nothwendigkeit; die andere bildet der völkerrechtliche Grundſatz von 
der Erterritorialität gemwiffer Berfonen. Man bat früher gewöhnlich von einer Fiction geſprochen, 
welche das Recht bier annehme, indem die zur Erterritorialität berechtigten Berfonen angeieben 
werden, als wenn fie ihnicht auf den Staatögebiete befanden, woſie phyſiſch doch verweilen; allein 
ridgtiger wird es fein, wenn wir das Wort als eine bilvlihe Zufammenfaflung der verfchiedenen 
Rebtögrundfäge betrachten, welche ſich auf die nölferrechtliche Lage alfo Privilegirter bezichen. 
Weshalb mit der flaatsrechtlihen Ausbildung ded Territorialgrundfages die völkerrechtliche 
Ausnahme zur theorerifchen und praftifhen Anerfennung kam, liegt auf der Sand. Je ftärfer 
die Staatsmacht wurde, defto mächtiger fonnte fie auch ſolche Berfonen ergreifen, welche ald An— 
gebörige eines frenıden Staates, vielleicht gar als feine Nepräfentanten aus eigenem oder über— 
tragenem Rechte in dem Staatsgebiet verweilten. Der gemöhnliche Fremde ward mit dem Auf: 

geben des PVerfonalitätäprincips ald vorübergebender Unterthan der Staatöherrihaft umter- 
worfen. So mußte ih denn für die Bälle, wo eine foldie Unterwerfung als ein Hinderniß des 
Bölterverkehrs, als eine Berfümmerung des völferredhtlihen Grundſatzes ver Staatengleichheit 
gewirft hätte, ein entgegenflehender Gebraud als rechtmäßig, weil nothwendig, bilden. Im 
Altertbume diente das allgemeine Gaſtrecht und für Gefandte der ihnen zugelchriebene Götter- 
Hug; im Mittelalter, wenn wir von der allgemeinen Herrihaft des Syſtems der perfönlichen 
Rechte abiehen, ift von einer Erterritorialität der Kürften als einer allgemeinen Rechtsanſchauung 
feine Spur zu finden ; erfi der moderne Staatenverfehr und die wiffenfhaftliche Behandlung bed 
Bölterrehts haben die Lehre gezeitigt, welche mit dem, wie wir fchon zugaben, nicht ganz paj= 
ienden Namen Grterritorialität bezeichnet zu werden pflegt. Wir wollen im Folgenden zunächſt 
die allgemeinen Grundverhältniſſe derfelben ſtizziren und dann die einzelnen Fälle ind Auge 
faflen, wo fie ihre Anwendung finden. 

I. Unter gewiſſen Borausfegungen wendet ein Staat feine Hoheitörechte auf feinem eigenen 
Gebiete nit an, und zwar geſchieht dies infolge eines völferredhtlichen, den Einzelftaat binden 
den Rechtsſatzes. Welche Hoheitörechte von diefer Ausnahme ergriffen werden und melde Ber= 
fonen diefe Immunität genießen, ift auch in der nenern Zeit weder in der Theorie noch Praris gleich⸗ 
mäßig feftgeftellt. Nur läßt fi im allgemeinen behaupten, daß einer Strömung, welche die Bor: 
rechte der fogenannten Erterritorialität foweit ald möglich audzudehnen juchte, gegenwärtig eine 
andere entgegenzuwirken beginnt, welche die Ausnahme als ſolche begreiftund auf das nothwendige 
Ma zurüdführen will. Wenn in frühern Zeiten viele Staaten, mit denen doch ein perſönlicher 
Verkehr der Souveräne oder die diplomatifche Verbindung durch Gefandte flattfand, in ihren 
polizeilichen und Redtseinrihtungen noch auf dem Standpunfte halber Barbarei ſich befanden, 
fo war ed ganz natürlich, daß, wer immer fonnte, vem Einfluß einer fo gearteten Gemalt ſich zu 
entziehen ſuchte Heutzutage, wo die Eultnrftaaten faft ausnahmslos eine erträgliche, die meiften 
eine gute und zuverläfftge Rechtöpflege bieten, wo zubem gegen etwaige Uebergriffe der raſche 
Berkehr mit dem Keimatflaat und der Shug der Öffentlihen Meinung vorbeugend wirft, hat die 
Gremtion von der fremden Staatögemwalt felbft für ſolche Berfonen, die den Verkehr von 
Staat zu Staat vermitteln, viel von ihrer zwingenden Nothwendigkeit verloren. Daß mir 
nit allen Grund hätten, bei Ehinefen und Maroffanern auch jetzt noch auf die völlige Unan— 
tatbarfeit unferer Gefandten und diplomatiſchen Agenten zu halten, foll damit keineswegs ge— 
leugnet werden, ja ein völliges Aufgeben der Grundſätze vonder Erterritorialität wüßten wir aud) 
im europäiihen Staatenverfehr nicht zu rechtfertigen. Aber der Meinung find wir allerdings, 
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einmal, daß die ungeheuere Ausdehnung, welche die Schriftfteller ded 17. und 18. Jahrhunderts 
und die von ihnen ausgiebig verwertheten Präcedenzfälle der Zeit diefem Privilegium gaben, 
für unfere Tage nicht mehr paßt, und zweitend, daß die einzelnen anerfannten Fälle von Er- 
territorialität jeder für fi nach dem ihnen zu Grunde liegenden Lebensverhältniß zu beurthei- 
Ien find. Aus dem Begriff der Erterritorialität alle feine Eonfequenzen ziehen wollen und diefe 
als Forderungen des Voͤlkerrechts aufftellen, hieße eine Fiction, wie die Altern fagen, ein Bilo, 
wie wir und auddrüden können, als die Wirklichkeit jelbft behandeln. 

II. Gine befreite Ausnabmeftellung gegenüber ven Gefegen und Organen eined andern 
Staates kommt zunächſt den Souveränen zu, welde mit Erlaubnig des Landesherrn, die zu 
präfumiren ift, wo feine ausdrückliche Weigerung erfolgt, das Staatsgebiet betreten. Der 
Fürft repräfentirt den fremden Staat, nad ver Dichterſprache ift er England, Baiern, Schwe: 
den u. ſ. w. So erfheint ednur als ein natürlihes Gomplement der fürftlihen Stellung im 
eigenen Lande, daß der Herrſcher auch anderäwo nicht beherrſcht wird, nicht Unterthan if. 
Diefe befreite Stellung äußert ihre Wirkungen auf die Begleitung und dad Gefolge ded Fürften, 
weil feine perjönliche Unabhängigkeit und die Würde, welche in derſelben liegt, beeinträchtigt 
werden könnte, wenn die ihm zunächſt Stehenven nicht mit derfelben Immunität (aber mohlver: 
fanden nur feinetwegen) befleivet würden. Durch den förmlichen Eintritt in einen fremden 
Staatd= oder Kriegsdienſt verzichtet jedoch ein Souverän auf feine Exterritorialitätdiefem Staate 
oder Kriegäheren gegenüber. So warz.B. der Herzog von Braunſchweig ald preußifcher Feld— 
berr jiher den preußifchen Gefegen unterworfen, obgleich er zur felben Zeit Landesherr in Braun: 
ſchweig war und trog der Abhängigkeit vom Reich die deutihen Landesherren ſonſt als exter- 
titorial betrachtet wurden. Etwas anderes ift offenbar das bloße Ehrenverhältnig, in welchem 
die Kürften ald Regimentsinhaber zueinander zu ftehen pflegen, und die bloße Führung ä la 
suite dürfte ebenjo wenig eine wahre Unterthaneneigenjdhaft begründen. Als wirklicher Unter: 
than muß dagegen derjenige regierende Fürſt angejehen werden, welder in einem andern Lande 
3. B. Bair ift, und ebenfo wenig hindert die perfönliche Immunität von der Staatshoheit im 
fremden Rande, daß die Güter eined Monarchen in einem andern Staate den gewöhnlichen Ge: 
fegen des Orts der Lage unterworfen find; für Immobilien gibt es nur infoweit eine Exrterri- 
torialität, als fie und folange fie zum Aufenthalt einer erterritorialen Perfon dienen. Wie der 
Fürft repräfentirt und vertritt auch ver Negent, ſoweit er aus eigenem und Familienrechte zur 
Reichsverweſung berufen ift, ven Staat; er ift nit Staatöbeamter. Unter der hervorgehobenen 
Borausfegung ift daher aud der Regent erterritorial. Wo die Regentfhaft ald Amt erſcheint, 
3. B. bei ven in Schweden gebräuchlichen Interimäregierungen, wo fie in der That nur eine 
Statthalterſchaft ift, findet eine Enthebung von der Wirkjamkeit der Territorialgefege 
nicht ftatt. Für einen Souverän, welder jeiner Krone entjagt oder auf andere Weiſe von dem 
Throne gefommen ift, geht mit dem Grunde für die Ausnahmeftellung aud das darauf gebaute 
Recht verloren. Mögen es immerhin die Staaten an Gourtoijie gegen eine ſolche Perfönlichkeit 
nicht fehlen laffen, dad Recht kann Hier nur dem Ausſpruche des Hugo Grotius folgen: „Si rex 
aut alius quis imperium abdicavit aut manifeste habet pro derelicto, in eum post id tempus 
omnia licent quae in privatum.“ Nach diefem Sage iſt z. B. von englifchen Gerihtöhöfen gegen 
den Herzog Karl von Braunſchweig verfahren werben, der daher auch feit einer Reihe von Jahren 
dad ungaſtliche England verlaffen hat. Die Mitglieder der fürftlihen Familie (Gemahlin, Kin- 
der u. f. w., auch ver Gemahl einer regierenden Königin) Haben als ſolche keinen Anſpruch auf 
völferreptliche Immunität, da ſie ja aud im Heimatflaate unterthan find; nur foweit jie die Sou: 
veräne felbft begleiten, wirft die Exterritorialität der legtern auch auf fie. Dies gilt namentlich 
aud von den Thronfolgern, die man nicht felten, aber irrigermeife ald zur Erterritorialität be- 
rechtigt bezeichnet. Der Präjident einer Republik hat feinen Anſpruch auf die Vorrechte der 
Souveräne, da er jelbft nicht fouverän ift. Nichtsdeſtoweniger müſſen republikaniſche Staaten 
die völkerrechtlichen Vorrechte der regierenden Fürſten reſpectiren; die Staatsform macht bier 
ebenfo wenig einen Unterſchied, als die conflitutionelle oder abſolutiſtiſche Fürſtenherrſchaft, 
Wahl: oder Erbfürftentgum dieſe Rechte influirt. 5 

II. Bei ven Gefandten hat die Heiligkeit des Alterthums ſich in die Exterritorialität des 
modernen Rechts verwandelt. Zu dem Motiv, daß fie ald Vertreter ver fremden Staatöperjön- 
lichkeit, meiftend ald Nepräfentanten einer Fürſtenperſönlichkeit (obgleich diefe perfönliche Re- 
präfentation des Souveränd im engern Sinne nur für die erſte Klaffe ver Gefandten, die wirf- 
lihen Ambafladeurd, angenommen zu werden pflegt) eine der Würde des Repräſentirten ent- 
ſprechende Ausnahmeftellung haben müffen, Eommt die weitere Erwägung, daß fie die Pflichten 
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bes ihnen übertragenen Amts nur in der vollſten Breiheit und Unabhängigkeit ausüben Fönnen. 
Es fteht bei ihnen ähnlid wie bei ven Staatsrichtern, wo man biefelbe Unabhängigkeit durch 
bie Unabjegbarfeit zu fihern jucht. Der Gejandte, welcher im fremden Lande die Intereflen des 
Heimatſtaats zu vertreten hat, deſſen Schritte ſehr häufig dem Hofe, bei welchem er beglaubigt ift, 
höchſt unangenehm fein mögen, foll gegen eine unrechtmäßige hicandfe Anwendung der Staatö- 
bobeitsrechte Durch feine Erterritorialität gefhügt fein. Da er fi dauernd auf dem fremden 
Staatsgebiet aufhält, jo hat feine Erterritorialität die weitreichenbfte praftifche Bedeutung, und 
wird die Lehre von der Erterritorialität gemeiniglih mit befonderer Berückſichtigung der Ge— 
jandten dargeftellt. Und feinen geringen Einfluß auf das Maß der geſandtſchaftlichen Privi— 
legien hat der Umſtand gehabt, daß es vielfach Gefandte ſelbſt waren, welche die Lehre wiſſen⸗ 
Ihaftlich behandelten. Wenn heutzutage eine etwas veränderte Stellung des diplomatischen Ber 
ſonals ven veränderten politiichen und Rechtszuſtänden zu entfprechen jcheint, fo muß doch als 
geltend immer noch die ältere weitergehende Lehre angefehen werden. Alle Klafien ver Gefandten, 
ſoweit fie wirklich diefen Charakter tragen, machen Anſpruch auf die Vorrechte der Erterritoria= 
lität. Hierbei ift zwiſchen einem bloßen Minifterrefidenten und dem Ambaffadeur fein Unterſchied; 
aud die Charges d' Affaires, mögen fie felbftändig die Miſſion verfehen oder ad interim für den 
abmweienden wirflihen Geſandten fungiren, find diefes Vorrechts theilbaftig. Da ven gemöhn= 
lichen Conſul der diplomatische Charakter fehlt, jo find diefe Agenten fremder Staaten nicht erter= 
titorial; eine Ausnahme madht nur das Conſulatweſen im Orient und bei Völkern ähnlicher 
Culturſtuſen, mo der Gonjul ald Diplomat betrachtet wird; feine dagegen bie nach manden 
Verträgen den franzöſiſchen Gonfuln zugeftandene Ausnahmeftellung auch unter den europäi- 
ihen Staaten. Wie die Perſon des Gefandten, fo ift audy feine Umgebung , die Bamilie, das 
Gejandtihaftsperfonal und die Dienerfhaft den Einwirkungen der Landesbehörden entzogen. 
Was die Dirner anbelangt, fo pflegt die Braris jedoch zwifchen foldyen zu unterfcheiden, welche der 
Geſandte mitbrachte, und denjenigen, die im Lande felbft meift auch aus den Landesangehörigen 
für temporäre Dienflleiftungen angenommen find. Der Streit darüber führte einmal zu einem 
Bruch der diplomatischen Verhältniſſe zwifhen Kurbaiern und Breußen. (Martens, „Nouvelles 
causes c&lebres”, 1, 2.) Wichtiger ald die Frage, ob eine Köchin ald erterritorial zu betrachten 
fei, iſt die Frage, ob die Grterritorialität des Geſandten aud für einen Staatdunterthan bed Lan- 
bes, der dieſen Boften bekleidet, wirffam bleibt, und im allgemeinen muß fie bejaht werden. Dies 
fann um fo unbedenfliher geſchehen, da der beſchickte Staat es im feiner Befugniß Hat, ſich den 
ihm zugemutbeten Gejanbten zu verbitten. Wurde einmal ein Staatsunterthan ald Geſandter 
angenommen, fo liegt darin offenbar ein ſtillſchweigender Verzicht auf die Unterthanenpflicht, 
folange das Gejandtihaftsamt dauert. Um diefer Gonfequenz aus dem Wege zu geben, weigern 
ſich jegt manche Staaten, ihre eigenen Landesangehörigen überhaupt ald diplomatische Agenten 
zu empfangen, und nur. für die Gonfulate, wo diefer Confliet der Mechte nicht eintritt, pflegt mar 
noch allgemein Angehörige des betreffenden Staate zu verwenden. Einen nicht unintereffanten 
Rechtsfall aus dieſem Gebiete des Völkerrechts behandelt die holländiſche Monographie von 
Everwijn: „Abraham van Wicquefort en sin proces’’' (Leyden 1857). Die Grenzen für die 
Befreiung der Gefandten und ihrer Begleiter follten, dem natürlichen Rechtsgefühl entſprechend, 
durch die nothwendige Kürforge für die Unabhängigkeit und Würde des Gefandten beftimmt 
werben, aber bie gänzliche Befreiung von Straf: und Giviljurisdietion und Polizeigewalt, wie 
fie Theorie und Praxis noch feithalten, geht ohne Zweifel zu weit. Daß eine Strafgerichtsbar— 
feit über Gejandte midbraudt werden fann zur Erfihwerung oder Hinderung ihrer diplomati= 
ſchen Function, wird ziemlich allfeitig zugeftanden werden, und die Beifpiele, wo in frühern Zei— 
tengegen Mitglieder von Geſandtſchaften ſtaatsrechtlich vorgefchritten worden ift (z. B. unter Cron⸗ 
well gegen den Bruder des portugiefiihen Gefandten, ein Vorgehen, weldyes freilich Zouch in einer 
fleinen Staatsſchrift 1657 zu rechtfertigen fuchte), werden heutzutage als völkerrechtswidrig anges 
eben. Gegen einen Geſandten, der ſich fträfliche Madinationen zu Schulden fommen läßt, hat der 
Staat nur das Recht der unmittelbaren Abwehr durch Bemächtigung und Entfernung aus dem 
Lande. In verfelben Weife wird aud) bei Bolizeivergehen, die ja nur nah dem Weſen ihrer Strafs 
barfeit von ven Verbrechen zu unterfcheiden find und daſſelbe Verfahren, wenigſtens in einen wohl⸗ 
geordneten Gerichtsweſen, verlangen, gegen den ſich vergehenden Geſandten nur die unmittelbare 
Abwebr, feine Strafe zuläffig fein. Allein fürdie bürgerliche Nechtöpflege darf heutzutage wolin 
allen Eulturftaaten die Anerkennung gefordert werben, daß fie unparteiifch und wie es die allge: 
meine Gejittung fordert, thätig ift. Nichtsdeſtoweniger wird auch Hier eine völlige Unzuſtändig— 
keit der Landesgerichte in Proceflen gegen Geſandte behauptet. Für Immobilien wird freilich auf 
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bier dem Rechte des Orts der Lage die Herrfchaft zugefprochen, und es kann nicht wohl anders jeim, 
da fonft gar fein Forum für ſolche Procefle begründet wäre, weil die Gerichte des Heimatftaats, 
in dent der Gefandte ald fein Domicil behaltend angefehen wird, über liegende Güter in einem 
fremden Staate keine Gerichtsbarkeit haben können. An die Inverleglichkeit ver gefandtihaftlichen 
Wohnung fnüpfte ih im Zufammenhange mit dem eben aufgeitellten Sage für den Geſandten 
und Schriftfteller Wheaton eine Gontroverfe mit der preußifhen Regierung, welde in feinem 
Werke „Elements of international law“, Bd. II, Kap. 1, $.17, ausführlich erörtert ift: ob das 
Retentionsrecht an dem Mobiliar wegen Beihädigungen während der Miethzeit einer Im: 
mobilie (der Wohnung) auch gegen die Effecten eined Grterritorialen geltend gemacht werben 
fann. Wheaton verneinte Died, Hefiter („Völkerrecht“, $. 212) neigt ſich der entgegengefegten 
Antwort zu, die preußifche Regierung vertheidigte die Regel des Landrechts gegen ben allge: 
meinen Voͤlkerrechtsſatz, die amerifaniihe Hat in einem analogen Falle die Nichtſtatthaftigkeit 
der Retention angenommen [,Opinions of Attorneys- General‘ (1852), V, 70]. Die 
ältern Autoritäten find, wie ſich erwarten läßt, für das Privilegium. In Bezug auf dad Mo: 
biliarvermögen fowie alle aus Obligationdverhältniffen entipringenden Rechtsverbindlichkeiten 
findet eine Zufländigfeit der Landesgerichte gegen den Gefandten nur ftatt, wenn er ſich freiwillig 
dazu verftand oder Dur eigenes Klagen das Forum der Widerflage gegen ich begründete. Als 
weitere Ausnahme wird anerkannt, daß ſich ein Geſandter oder eine die Inimunität eines Gefandten 
mit genießenve Perſon durch Theilnahme an Handelsgeſchäften der Jurisdiction der Ortögerichte 
unterwirft, ſoweit es ſich um biefen Zweig feiner Thätigfeit handelt. Zu einer interejlanten Aner- 
fennung der Gonfequenzen aus diefem Grundjag hätte ein Proceß führen können, der 1851 in 
London gegen einen belgiſchen Legationsferretär ald Inhaber einer Anzahl Actien und Mit- 
begründer bei einem Bergwerföunternehmen angeftrengt wurde; allein wie die engliſchen Gr: 
richte e8 lieben, großen Nechtöfragen aus dem Wege zu geben, ward auch hier dieſe Entſcheidung 
umgangen, und eine andere Seite des Nechtöftreites führte zu einem Vorbeſcheid. Diefer Fall 
verbient jeboch erwähnt zu werden, um darauf aufmerkſam zu maden, wie in dem Actienweſen 
‚unferer Tage für das ganze diplomatiſche Corps ver Welt eine Gelegenheit geboten ift, ſich bei 
induftriellen Unternehmungen zu betheiligen, und daß eine gerichtliche Entſcheidung über die 
Frage, ob aud hier das gefandtichartliche Privilegium in Kraft bleibt, alle Tage nothwendig 
werden fann. Auch die Finanzhoheit des Staates muß ſich nad dem Herfommen den Gefandten 
und ibren Vermögensflüden gegenüber weitgehende, nicht rationell zu begründende Einfchrän: 
kungen gefallen laffen. Die volle Zollfreiheit ift im Lauf der Zeit fo oft mißbraucht worden, daß 
die meiften Staaten e8 jegt vorgezogen haben, eine fefte Summe ald Marimum aufzuftellen. 
Die gewöhnliche Revifion und fonftige Zollbehandlung pflegt einzutreten, wenn nicht eine 
befondere Ordre, die Häufig gegeben wird, davon befreit. Allgemeine und Gemeindeiteuern 
braucht der Geſandte ſowie jeine Begleitung u. |. m. von Mobiliarvermögen nicht zu zahlen, vie 
an ber Immobilie, z. B. der Wohnung, haftenden Abgaben werden jedoch auch dann erhoben, 
wenn der Gefandte oder fein Staat Eigenthümer ift. Für ven legtern Fall ift zu beachten „ daß 
der fremde Staat fein Staatdeigentbum, fondern nur das gewöhnliche Privateigenthun (do- 
minium, nicht imperium) an dem Grundjtüde beiigt. Someit für die Benugung von Gegen: 
fländen auch des Öffentlichen Eigenthums, z. B. Brüden, Chauſſeen u. ſ. w., eine Abgabe zu 
zahlen ift, ann ſich auch der Geſandte ver Zahlung nicht entjchlagen. Daß endlich mit der Erterri: 
torialität des Geſandten ein Aſylrecht nicht verbunden ift, hat der Art. Aſyl dargethan. Ebenſo 
wenig folgt aus der nod fo ſehr ausgedehnten Begriffäbeftimmung von Exterritorialität ein Recht 
des Geſandten auf eigene bürgerliche oder Strafgerichtöbarkeit über fein Gefolge. Das Recht des 
Heimatſtaats fann allerdings eine ſolche Jurispiction einräumen, z. B. in uncivilifirten Gegen: 
den, jedoch au dann nur mit Zuftimmung der Territorialberrfchaft. Die aufgeftellten Grund: 
fäge finden ihre Anwendung auf den Gefandten nur fo lange, ald er dieſes wirklich ift, und in dem 
Rande, bei deflen Regierung er als accreditirter Vertreter fi befindet. Die Berweigerung der 
Durchreiſe für einen Gelandten, der für eine andere Regierung beftinmt ift, würde ald väl- 
kerrechtswidrig anzufebhen fein, aber eine wahre Erterritorialität hat der Durchreiſende in dem 
Lande nit. (Vol. Note von Drouyn de Lhuys an Mafon, amerikanifhen Gefandten in 
Baris, in Betreff des nad) Spanien beitimmten amerifanifhen Gefandten Soule, vom 1. Nov. 
1854.) Uebrigens find die ältern Autoritäten getheilter Meinung über die Rechtsſtellung eines 
durchreiſenden Gefandten. (Bgl. Wheaton, a.a.D., $.20.) Bleibt ein Gefandter, nahdem er feine 
Bunctionen aufgegeben, in dem Lande wohnen, jo fallen alle Vorrechte weg. Dies gilt jedoch 
nicht für den Fall der wirklichen Abreife, und wenn man mandmal verjucht hat, ſich unmittel= 
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bar, nachdem der Geſandte jein Abberufungsihreiben übergeben, an feine Bermögensobjecte 
zu halten oder wol gar Schulonerhaft gegen ihn ſelbſt in Vollzug zu fegen, jo ift damit dem 
sölferreihtlihen Herfommen entſchieden entgegengehandelt worden. Die Rechtfertigung des 
Sage, daß der Geſandte auch nach beendigter Miffion bis zur Uberfchreitung der Landesgren: 
zen dem Staate gegenüber jeine Vorrechte behält, muß darin geiehen werden, daß fonjt die 
Furt vor einer ungerehten Behandlung am Ende der Miſſion die unabhängige Thätigkeit 
während derjelben beeinfluffen könnte. Kür die Protection gegen die Rechnungen und Rechts— 
mittel ver Schuhmacher und Schneider möchte es freilich ſchwer halten, einen genügenden Redhts- 
grund aufzufinden. 

Il. Der dritte Ball, in welhem nad völkerrechtlichem Herkommen Grterritorialität anges 
nommen wird, ift der geftattete Durchzug eines fremven nicht feindlichen Truppencorps, einerlei, 
ob verjelbe, auf vertragamäßigen Ginräumungen berubend, eine jogenannte Gtappenftraße ent: 
lang gebt oder die Erlaubniß nur für das einzelne mal gegeben if. Zunächſt muß hier daran 
erinnert werben, daß nicht, mie bei Gefandten und Souveränen, die Erlaubnif ſchon angenom⸗ 
nıen wird, wenn fein Verbot erging. Der Ein: und Durchzug einer fremden Militärmacht ift 
fein gewöhnlicher Verkehr und jegt daher, wenn er rechtmäßig geichehen und die völferrechtlichen 
Privilegien der Erterritorialität genießen ſoll, ftets eine bejondere Meldung und Geftattung 
voraus, ein Grundjag, auf den noch ganz neulich Preußen durch Sadjen aufmerkſam gemacht 
wurde. Auch bei der völferrechtlihen Servitut der Etappenſtraße wird eine Meldung mit Rück— 
fiht auf Verpflegung u. |. w. nöthig fein. Iſt aber die Geftattung entweder durch Vertrag oder 
fonft vorhanden, fo cefiirt die Ubung der Staatshoheitsrechte den durchziehenden Truppen ge: 
genüber wie für Gefandie. Ihrer heimischen Militärgerichtsbarkeit bleiben diefelben auch auf 
dem Durchzug durch das fremde Land unterworfen, und die Behörben des legtern haben ſich in 
feiner Weiſe eine Zuftänvigfeit über fie anzumaßen. Es gilt dieſer Grundfag jedoch aud nur 
für wirkliche gefchloflene Truppenabtheilungen; auf einzelne militärifche Reiſende (ſelbſt wenn 

fie ji auf einer Dienftreife befinden) findet er feine Anwendung. Die Gründe dafür, die Un: 
verträglifeit ver Gejege und Ordnungen eines fremden Landes mit dem militäriihen Zujam: 
menbang eines Corps, ſowie die Garantie, weldye in der militäriigen Zucht innerhalb der Ab- 
theilung ſelbſt für den betretenen freniven Staat liegt, wirfen bei dem Durchzuge einzelner Re: 
Eruten, Urlauber u. f. w. nicht, und die Anwendung der gewöhnlichen Gejege auf fie ſtößt auf 
feine Schwierigkeiten. Wenn Truppentheile 3. B. im Kriege verfprengt ohne Erlaubnig auf 
neutrale Gebiet treten, jo ift für fie eine Erterritorialität nicht anzunehmen, und es ſteht dem 
Staate zu, ihnen jede Befhränfung, 3. B. auch die Pflicht, fich wieder zu entfernen, aufzulegen. 

IV. Während gewöhnliche Handelsſchiffe fremder Nationen in den Eigenthumsgewäſſern 
eined Staates der Jurisdiction deffelben unterliegen und höchſtens die gewöhnliche Schiffsdisciplin 
nad den Grundjägen des Heimatjtaats beurtheilt wird, gilt für fremde Kriegsichiffe, welde in 
Häfen, Rheden u. ſ. m. einlauien, die Erterritorialität. Cine befondere Erlaubniß zum Ein— 
laufen ift nicht üblich, fie wird jtillfchweigend angenommen, und wenn etwa eine zu große Zahl 
von Kriegsichiffen die Landesregierung beunrubigen follte, gibt ed dad Fragerecht und nöthi— 
genfalls auch die förmliche Wegweifung als Hülfdmittel. Bei Schiffen fommt der Natur der 
Sache nad das Bild der Erterritorialität der Wirklichkeit am nächſten, und bildet ein fremdes 
Kriegsihiff gleichſam ein kleines imperium in imperio. Was auf ihm gefchieht, 3.8. ein Ver: 
brechen, ein Vertragsabſchluß, ift jo zu beurtbeilen, als ob ed in dem Staate, dejlen wandelnde 
Bertinenz das Schiff ift, vorgegangen wäre. Allein felbft hier wird doch dem Staate, in deſſen 
Gewäflern das Schiff liegt, ein gewiſſes Recht ver Hauspolizei betreffs der Hafenbenugung, des 
Licht: und Feuerweſens vorbehalten. Was fi die eigenen Kriegsſchiffe des Staates in diefer 
Hinfiht von ven Hafenbehörden gefallen laffen müffen, wird auch nicht ohne guten Grund den 
fremden Staatsjchiffen zugemuthet. Unter ven Begriff von Staatsſchiff fallen außer den eigent: 
lihen Kriegsſchiffen aud diejenigen, an deren Bord fi) die Souveräne oder ihre Geſandten be= 
finden, und dieſer Grundfag erftredt ſich auch auf Schiffe, welche für einen ſolchen Dienft aus- 
ſchließlich beftimmt find, z. B. vie Jachtflotille ver Königin von England und die für den Dienft 
der Geſandten in Konftantinopel abgeordneten Schiffe, welch legtere freilich regelmäßig armirt 
ind. Während des orientalifchen Kriegs bot fid für die nordamerikaniſche Regierung ein 
Anlaß, vie völkerrechtliche Frage über die Erterritorialität fremder Kriegsſchiffe in Staatshäfen 
durch den Attorney-General unterfuchen zu laffen (die Opinion findet ſich abgedrudt bei Soet⸗ 
bet, „Sammlung officieller Actenftüde”, Neue Folge, 1,16 fg.). Zunähft wird anerkannt, 
dag auch während eines Kriegs fremde Kriegsſchiffe in neutrale Häfen einlaufen fönnen, bis ein 
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Verbot dagegen ergangen iſt, und daß demnach das engliſche Schiff Preſident mit ſeiner Priſe 
Sitka, einem ruſſiſchen Schiffe, rechtmäßigerweiſe in dem Hafen von San-Francisco lag. „Our 
courts have also adopted unequivocally the doctrine, that a ship of war of a foreign so- 
vereign at peace with the United States coming into our ports and demeaniag herself in a 
friendly manner is exempt from the jurisdietion of the country. She remains a part ofthe 
territory of her sovereign. This doctrine has been affirmed by us on various occasions 
among which is the emphatic case of a vessel, herself a prizetaken from a citizen of the 
UnitedStates.... From all ihese premises, the consequences are inevitable in regard to 
the prisoners on board the Sitka. So long as they remained on board that ship, they were 
on Ihe territory and jurisdiction of her sovereign. There the neutral has no right to 
meddle with them.” Man hatte in dieſem Falle verfucht, durch einen in den californifchen Ge: 
richten ausgewirkten Habead-Gorpuss Befehl den englifhen Kapitän zu zwingen, daß er die an 
Bord der Sitka befindlichen rufjiihen Gefangenen ans Land führe, um nachzuweiſen, mit mwels 
chem Rechte er fie gefangen halte. Der Engländer hatte jih an diejen Befehl nicht gefehrt, weil 
er in feinen Schiffen der Territorialherrſchaft des Staates Kalifornien nicht unterworfen fei, und 
ſtach ſpäter mit jeinen Kahrzeugen in See. Der Attorney:General war mit Recht der Meinung, 
dap die californifchen Behörden feine Zuftändigfeit gehabt. ine andere Frage, welche er be= 
rührt, ift die, 06 die Angehörigen eines jolden exterritorialen Schiffs, wenn jie and Land geben, 
der Territorialherrfhaft unterwürfig werben oder gleihfam als Nebenfahen in ihrer Rechts⸗ 
ftellung durch den erterritorialen Gharafter des Schiffs befreit werben. Er citirt dabei Haute: 
feuille, U, 157, enticheidet die Frage jedoch zunächſt nur in Betreff der Kriegögefangenen, 
welche auf neutralem Boden allerdings frei werden müffen, wenn nicht etwa aus Rückſichten der 
Humanität unter Vorbehalt des bisherigen Status die Gefangenen and Land gelaffen wer— 
den. Kür bie andern Fälle, 3. B. Matrojen eines Kriegsihiffs, melde and Land gehen, wird Die 
Anerkennung der territorialen Zuftändigfeit die Regel fein, und es ift ein facultatived Zuge: 
ſtändniß, wenn in dem einen oder andern Lande anders verfahren wird. | 

In die Literatur über die Lehre, wobei freilich Häufig die einzelnen Bälle der Erterritorialität 
bejonders behandelt werden, gehört ald Hauptwerk Bnnferfhoef's „De foro legatorum tam 
in causa civili quam criminali‘ (zuerſt 1721; franzöfifch von Barbeyrac ald „‚Traite du juge 
competent des ambassadeurs”, 1723); die neueftle Monographie ift von Evertien de Jonge, 
„Över de grenzen van de regten van Gezanten‘ (Utrecht 1850.) In ver Kürze behandeln 
alle Werke über Völkerrecht dieſe Fragen. 

5. Marquardien. 


F. 


Fabrikweſen. (Geſchichtliche Entwickelung; Kampf zwiſchen Handwerk und 
Fabrik; Lage der Fabrikarbeiter; Geſetzgebung zum Schutze der Ar— 
beiter.) — 1. Blick auf die Entwickelungsgeſchichte. Früher unterſchied man zwi— 
ſchen Fabriken und Manufacturen. Der erſte dieſer Ausdrücke ward zunächſt nur auf ſolche 
gröpßere Werkſtätten angewendet, in denen die Verarbeitung mineraliſcher Gegenſtände ver: 
mittelft Feuer oder durch Waſſerkraft betriebener Hammerwerke erfolgte. Die gewerblichen 
Anftalten ;ur Verarbeitung von Stoffen aus dem Pflanzen- und Thierreihe im großen ung 
vermittelt complicirterer Maſchinen, die jedoch nit durd Feuer, fondern durch Menfchenhände 
betrieben wurden, nannte man (bed eben erwähnten Berhältnifies wegen) Manufacturen. Die 
Anftalten der legtern Art waren im allgemeinen die wichtigern. Nachdem aber in der Neuzeit 
die Dampffraft in jehr ausgedehnter Weife auch auf die meiften großen Werfftätten zur Verar— 
beitung von Stoffen aus dem Thier- und Pflanzenreiche zur Anwendung gebracht worden, dient 
der Ausdruck Fabrik zur Bezeihnung aller Arten von Werkftätten, in denen Rohſtoffe oder 
Halbiabrifate unter möglihft vollftändiger Durchführung des Grunpjages ber Theilung der 
Arbeit, infolge deflen im großen und häufig unter Erfegen der phyſiſchen Kräfte des Men— 
jhen durch mechaniſche Kräfte und Mafchinen verarbeitet werden. Herſtellung gewerblicher 
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Producte ift Zwed der Fabrik, Iheilung der einzelnen Arbeiten in demfelben Geſchäft ihr 
Hauptunterjheidungdzeihen gegenüber dem Kandwerf.!) 

Das ganze Fabrikweſen ift eine Geftaltung der Neuzeit, das Alterthum kannte ed nidt. 
Bir wiffen nur von wenigen Ausnahmefällen, in denen überhaupt damals größere Anftalten 
für gewerbliche Arbeiten gegründet wurben, wie namentlich einige römiſche Kaijer ein paar 
große Werkjtätten zur maflenhaften Anfertigung von Waffen beritellen liegen. An eine frei: 
willige Bereinigung mehrerer oder vieler zum gemeinfamen Aufbringen großer Kapitalien für 
Herftellung ausgedehnter gewerblicher Etabliffements (alfo an die Bildung von Actiengejells 
ſchaften u. dgl.) fonnte um jo weniger gedacht werden, ald die römifchen Imperatoren alle 
Bereine ald gefährlih betrachteten und darum felbft für nothwendige Zwecke nicht duldeten. 
Selbft Kaijer Trajan flug einer Gefellihaft von 150 Perfonen, welche ſich zu Nikomedien 
als Feuerlöjchverein verbinden wollten, die nachgeſuchte Erlaubniß ab (Plin. Epist., X, 
42,43). Das Mittelalter entfaltete eine Blüte ded Handwerks (freilich auch died nur nad) dem 
Maßſtabe der damaligen vielfach beſchränkten ökonomiſchen Verhältniffe), aber eigentliche 
Fabriken blieben ihm fremd. Ihr Entftehen war in doppelter Hinficht geradezu unmöglid. 
Einerſeits jhügte das Zunftwefen feine Meifter an jevem einzelnen Orte durch lofale Beichrän- 
fung der fremden Goncurrenz, andererſeits und hauptſächlich beruhte pad Handwerk auf der 
Bereinigung aller linterabtheilungen einer und derfelben Hauptarbeit, alfo hierin auf dem 
Gegenjag einer Iheilung der Arbeit. Dies ging jo weit, vap man z. B. im alten Paris den 
Waffenverfertigern nicht nur verbot, irgend Waffentheile zur Weiterverarbeitung von außer: 
halb der Stadt zu beziehen, jondern day man auch forderte, jeder einzelne Theil der Waffen 
müfle im Haufe des Meifterö bergeftellt worden fein. Um dieſes Gebot durdzuführen, war es 
jedermann bei Geldbuße und Strafe der Gonfiscation des betreffenden Gegenftandes verboten, 
itgendwelche einzelne Theile von Waffen über die Strafen zu tragen. 

Erſt in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts finden wir die ſchwachen Anfänge ver 
jeitvem jo gewaltig geworbenen Geftaltung, ja die eigentliche Eräftige Entwidelung des Fabrif- 
weſens begann erft zu Ende des vorigen oder zu Anfang des jegigen Jahrhunderts. Der Auf- 
ſchwung erideint daher in doppelter Hinſicht flaunenerregend, einmal feiner Eolofjalen Aus: 
debnung, zum andern jeiner in der ganzen Culturgeſchichte unerhörten Raſchheit wegen. 

Beachtenswerth ift der wiederholte ftarke Umſchlag in der herrſchenden Anihauungsweife 
über das Fabrikweſen. Erft begünftigte man daffelbe; dann ſah man nur Schattenfeiten an 
ihm, es follte ein Berfümmern und Berfrüppeln der Arbeiter, ein phyſiſches und moraliſches 
Berderben ver ganzen Menjchheit herbeiführen; jegt ſcheint man wieder etwas auf dem Wege 
zum entgegengejegten Ertrem. 

Als das Mafhinenweien zuerjt auffanı 2), erflärten ſich die Handwerker fofort als deſſen 
Gegner. Wo immer fie einen bedeutenden Einfluß auf die öffentlihen Angelegenheiten aus: 
übten, wie namentlich in den Freien Städten, da ward ein heftiger Krieg gegen dieſe gewerbliche 
Neuerung geführt. Darin lag wol der mächtigſte Keim des Unheils für die gerade ſeitdem jo 
ſehr gejunfenen jogenannten Freien Städte, und es hat dieſes Verhältniß in feinem weitern 
Umfang mol viel mehr, ald man bisher ahnte, auch zu deren politifhem Sinfen beigetragen. 
Als gegen Ende des 16. Jahrhunderts die Bandmühlen auffamen, wodurd die Pojamentiere 


‘1) Bir betrachten Theilung ber Arbeit in den einzelnen Bewerben als das wejentlichite Unterfcheis 
dungszeichen. Eigentlich beruht ſchon das Handwerk auf dem gleichen Princip; man hat ein Gewerbe 
von dem andern abgefondert, die Durchführung in den einzelnen Zweigen eines und defielben Handwerks 
aber nicht blos unterlaffen, fondern jelbft verpont. Aus jener weitern Theilung der Arbeit folgt Verfer— 
tigung im großen. Auch ift die Anwendung von Mafchinen erjt dann möglich. Ure bemerft, wenn eng⸗ 
liſche Theoretifer das Wort Factory erklären wollten, jo definirten fie es gewöhnlich dahin, „daß die 
Hauptjadye eın von derjelben Gentralfraft geleitetes Mafchineniyftem fein müſſe“. Diefe Definition ift 
aber um jo weniger richtig, als es Kabrifen gibt, in denen überhaupt gar feine Maſchinen zur Anwen: 
dung fommen, z DB. foldye zur Herftellung gewifier Chemikalien. Der verdienftvolle Rofcher glaubt eins 
der Kriterien auch darin zu finden, daß der Handwerker gewöhnlich auf Beftellung, der Fabrifant ges 
wöhnlich auf Vorrath arbeite. Nun finden wir aber darin nicht nur fein principielles Unterſcheidungs— 
merfmal, fondern es ftehen auch die thatfächlichen Berhältniffe in zahlloſen Fällen nicht im Einflange 
mit biefer Lehre. 

2) Rau bemerkt jehr fharfinnig, der wejentlichite Unterfchied zwifchen Werkzeug und Maſchine bes 
fiche darin, daß bei der leptern die bewegende Kraft nicht unmittelbar vom menſchlichen Körper aus— 
gehe, während das Werkzeug nur die Bewaffnung oder ben beflern Erfaß für einzelne menſchliche Glied: 
maßen bilde. (Der Hammer wirft ähnlich, nur beffer als die Kauft, die Zange ähnlich, aber kräftiger 
ale die zufammengedrüdten Bingerfpigen oder die gegeneinander gedrückten Nägel u, f. w.) 
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brotlos zu werden fürchteten, verbot der Rath von Danzig nicht nur die Anwendung derſelben, 
ſondern er ließ auch den Erfinder (wie wenigſtens erzählt wird) erſäufen. Der Hamburger 
Senat ließ jene Banpmühlen durch Henkershand verbrennen. Selbſt in dem fonft dem Fort: 
ſchritte huldigenden Holland ward im Jahre 1633 die Anwendung der Windfägemühle verboten. 

Zu Eolbert’8 Zeiten und noch lange nad ihm glaubten dagegen die meiflen monarchiſchen 
Regierungen alle Manufacturen im allgemeinen ungemein unterftügen und fördern, neben- 
bei aber auch regeln zu follen. So begünftigten fie die Errichtung folder Anftalten neben Ein— 
führung von Schugzöllen durch Ertheilung von manderlei mitunter weitgreifenden befondern 
Privilegien, fowol zu Gunften der Unternehmer ald auch zu Gunften der Arbeiter. Hinwieder 
erließen fie viele Reglements, theild gewöhnlicher polizeiliher Natur, theild um die Güte der 
MWaaren an fi zu fidhern, theild um die Anftalten vahin zu bringen, daß fie auf den fremden 
Märkten mit denen des Auslandes concurriren fönnten. In Branfreich erfchien Sonim Auguft 
1669 ein königliched Reglement für Wollenmanufacturen, und im Auguft 1704 erfolgte durch 
ein koͤnigliches Ediet die Einfegung von Manufacturinfpectoren. Gin Decret vom 30. Mär; 
1700 beichränfte die Zahl der Orte, in denen Strümpfe gewerbs— oder manufacturmäßig ver: 
fertigt werden durften, für das ganze Neid) auf die Zahl von 18 Städten. Hinwieder gebot ein 
Arret vom 18. Juni 1723 den Fabrifanten von Rouen, ihre Arbeiten vom 1. Juli bis zum 
15. Sept. einzuftellen (zu fuspendiren), um mehr Hände für die Erntearbeiten zu gewinnen. 
Überhaupt lag das Leiten und Bevormunden der Induftrie dermaßen in den damals Herrichen: 
den Begriffen, daß z. B. Ludwig XIV., als er die Herftellung der Colonnade des Louvre unter 
nahm, jofort allen Privatleuten zu Baris und in der Umgegend bei einer Geldftrafe von 
10000 Livres verbot, Arbeiter ohne feine Erlaubniß zu verwenden; den Arbeitern aber, welche 
folhem Berbot zumider handelten, warb für die erfte Üibertretung mit Gefängniß, für die 
nächſte mit Galerenftrafe gedroht. In den übrigen Ländern Mitteleuropas ahmte man ziemlich 
überall das von ben franzdfifhen Königen gegebene Beifpiel nah. Man mollte (beſonders 
feit ver Mitte des 18. Jahrhunderts) Fabriken haben, man privilegirte ſolche Anftalten, aber 
man bevormundete fie auch. Das „vaterländifche Regiment glaubte die Regierungsmeisbeit 
allentHalben wirken und walten laffen zu müffen. Das hierbei entſcheidende Motiv lag in dem 
Grundgedanken des Mercantilſyſtems: vie Manufacturen ſchienen das geeignetite Mittel, den 
Reichthum des Landes zu vermehren durch Herbeizieben des ausländifhen Geldes vermittelft 
einer vortbeilhaften Handelsbilanz. Als über jeden Zweifel erhaben galt die Lehre, ein Bolf 
müſſe unbedingt um fo viel reicher werben, für je mehr Geld e8 Waaren aus- und für je weniger 
Geld ed deren einführe. Das, meinte man, verftehe ſich doch von felbft. Niemand zweifelte an 
dem Gewinne und an der Neichthumvermehrung ded Staates, wenn eine Manufacuranftalt 
ind Leben gerufen ward, die jährlich für 100000 Thlr. Waaren nad dem Ausland abiegte, 
mochte auch die Vertheuerung der betreffenden Waaren im Inlande (durch Schugzölle und Bri: 
vilegien, mol gar durd unmittelbaren Zufhuß aus der Staatöfaffe) jene Summe um das 
Doppelte und Dreifadye überfteigen. Selbft Friedrich II. von Preußen huldigte vollftändig diefem 
Spiteme. Er brachte für das Fabrifweien Opfer wie für die adelichen Gutsbeſitzer. Förderung 
des allgemeinen Wohlſtandes durch Unterftügung der Induftrie und durch Antreiben zu der: 
felben war fo jehr gleihfam eine Modefahe geworben, daß unter andern der bairiſche Kurfürft 
Marimilian Iofeph II. in einem Mandat vom 12. Juni 1762 feinen Unterthanen das anbe: 
fohlene Spinnen mit der bezeichnenden Drobung einfhärfte, daß er ſich „Durch vertraute Leute 
und heimliche Emiſſarios“ über die Befolgung feiner Anordnung „informiren laffen und die 
fäumig erfundene Obrigkeit ſammt den Übertrerern als gefliffentlihe Verächter feines lanves: 
herrlichen Gebots vergeftalt beftrafen werde, daß es allen übrigen zum gewahrfamen Beiſpiel 
und Schreden dienen ſolle“. 

Die Herrihaft folder Zuftände war aber, trog allen Begünftigungen ded Fabrikweſens, 
keineswegs geeignet, eine große Entwickelung deſſelben hervorzubringen. Dazu bedarf es vor 
allem einer freien Bewegung, die eben fehlte. In diefer Beziehung waltete nod ein befondered 
Hindernig ob, nämlich dad aus dem Mittelalter ftanımende Zunftweſen. Mochten die Regie: 
tungen auf alle Weife die Manufacturen begünftigen, faſt immer bildeten die alten Privilegien 
jener Zünfte ein unüberfteigbares Hemmniß gegen die Entwidelung der neuen Anftalten. Die 
Zunfteinrihtungen waren nicht etwa zufällig faft zu gleicher Zeit mit dem Feudalweſen empor= 
gekommen, fondern fie waren vielmehr aus dem Geifte des Feudalismus hervorgegangen. Sie 
bildeten eine Leibeigenſchaft ver Werfftärte, ähnlich der Xeibeigenihaft, die auf dem Landbau 
laftete. Das Recht freier Verwendung jeiner Gefchiclichfeit und feiner Kräfte fand dem, ver 
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nicht in aller Form Meiſter geworden war, im Gewerbsweſen ebenſo wenig zu, als der Bauer 
eine Selbſtbeſtimmung in Anſpruch nehmen durfte. Der Lehrling und der Geſelle waren Hörige 
in der Werkftätte, wie der Landmann im Felde, wenn aud Hörige verfchiedener Grade. Bei 
diefem innerlihen Zufammenbhange von Feudal- und Zunftweien brad denn das letztere mit 
dem Sturze des erftern. Die Franzöſiſche Revolution fegte nicht nur, fomweit ihre Gewalt uns 
mittelbar reichte, das eine mit dem andern hinweg, fondern es genügte audy ihre blos mit- 
telbare Wirkung auf das übrige Gentraleuropa, die Feudallaften der Landleute wenigſtens 
zur Ablöfung zu bringen und ebenjo den Privilegien der Zünfte ihre wichtigfte Bedeutung zu 
entziehen. 

In der nämlichen Epoche, in welcher dieje große Umgeftaltung in den foctalen Verhältniſſen 
vor ih ging, erfolgte auch eine vordem nicht für möglich gehaltene Entwidelung und Ausbil: 
dung des Maſchinenweſens, ganz befonders vermittelt Benugung der Dampffraft, und es fand 
die Herftellung weit befferer Verkehrsmittel, namentlich der Dampficiffe, Eifenbahnen und 
Zelegrapben ftatt. 

Und von da an beginnt denn die eigentliche Epoche des Fabrikweſens. Der Kampf zwiſchen 
Handwerks- und Fabrifbetrieb ward allgemeiner. Der Ausgang konnte in allen Induftrie: 
gweigen auf die Dauer nicht zweifelhaft fein; man durfte nur auf die Orundlage beider @inrich- 
tungen bliden, beim Handwerk: Ausführung fänımtlicher Einzelarbeiten zur Herftellung einer 
Waare durch diefelben Menfhenhände, bei der Fabrik hingegen: Trennung aller dieſer Ein: 
zelarbeiten, vielfahe Theilung derfelben und dabei mannichfache Benugung von Maſchinen. 
Auf welde Zweige der Gewerbsthätigkeit ver Kampf ſich ausdehnte, überall blieb ſchließlich die 
neue Herftellungsweije im Vortbeil. Und ed fonnte um fo weniger anders fommen, wenn man 
bald dahin gelangte, daß z. DB. vermittelft ver Maſchine ein Kind 15 Stud Zeug in ver Woche 
webte, während früher ein tüchtiger Handweber blos zwei hatte liefern können; es war unab⸗ 
wenbbar, daß ſich das Verhältniß fo geftaltete, wenn nun die Druckmaſchine ein Stück Zig in 

einer Minnte in vier oder fünf Farben bevrudte, wozu fonft 448 einzelne Handoperationen erfordert 
wurden; oder wenn 170000 Menſchen in englifhen Baummollipinnereien genügten, fo viel 
Baare zu liefern, ald nad) der alten Methode kaum 40 Mill. herzuftellen im Stande wären. 
Mochten auch die Fabriferzeugnifie zum Theil anfangs wirklich in hohem Grade mangel- und 
feblerhaft fein, in der Negel boten fie ſofort die entſchiedenſten Vortheile: größere Gleichheit 
und Genauigkeit in den einzelnen Theilen, vor allem aber einen gegen früber unerbhört und faft 
unbegreiflich billigen Preis. So ſank, um nur ein Beifpiel anzuführen, in Süddeutſchland der 
Preis des Pfundes Baumwollengarn Nr. 100 von 22%, Fl. im Jahre 1755 auf 1%, Fl. 
(dom im Jahre 1832. Vergebens wurde die geringe Dauerbaftigkeit, die „Unfolidität‘ gewifler 
Babrifpropucte ſprichwörtlich, vergebens brachten vie in ihrem Lebensunterhalt furdtbar an: 
gegriffenen Handwerker jene Fabrikate in viel jhlimmern Ruf, als einzelne diefer Erzeugniffe 
wirflid verdienten, die woblieilen Breife überwanden alle Ginwendungen, abgejeben von den 
raſch aufeinander folgenden Verbeſſerungen in ven Majchinerien und in der Bereitung. Der 
Verbrauch flieg mit der ungebeuern Ermäßigung der Breife fait ins Unendliche. So kam es 
bald dahin, daß z. B. die Hindus, trog des jämmerlichen Tagelobnd von wenig über einen Sil: 
bergroſchen nach unjerm Gelde, die Goncurrenz mit den englifhen Spinn: und Webmaſchinen 
nicht mebr beſtehen konnten, daß vielmehr die Engländer in Hindoſtan rohe Baumwolle 
kauften, viefelbe (ehe ed noch eine Dampfſchiffahrt gab!) über Das Weltmeer nad ihrer Heimat 
braten, fie da bei theuerm Tagelohn verarbeiteten, dann die Waare über den Ocean nad) 
Indien zurückführten und ſchließlich jede Mitbewerbung ver bungernden eingeborenen Arbeiter 
auf allen Märkten unwiderſtehlich nieverwarfen. (Jet, bei etwas veränderten Preifen, verbient 
eine Spinnerin in Hindoftan in der ganzen Woche etwa 8 Sgr., während in Gngland ber 
Arbeitslohn, jenen der Frauen und Kinder einbegriffen, durdicnittli 16 Sgr. für jeden ein: 
zelnen Tag beträgt, aljo für jeden Tag noch einmal foviel al# dort für die ganze Woche.) 

Die wohlfeilen Breife der Fabrikproducte verbreiteten deren Verbraud in einer nicht geahn⸗ 
ten Ausdehnung. Auch dem Wenigbemittelten ward die Anſchaffung von Dingen ermöglicht, 
die er bis dahin hatte entbehren müflen. In den Jahren 1735 — 49 verarbeitete man in 
England jährlih 1 Mill. Pfd. Baumwolle, und dies jhien eine ungeheuere Menge; 1764 
verarbeitete man 3,870000 Bid. Nachdem 1767 die neuen Mafhinen erfunden waren, hob 
fid vie Ziffer 1786 auf 19,475000, 1805 felbft (oder vielmehr doch erft) auf 59,682000 Po. ; 
jet it die Summe auf 1000 Mill. Bid. geftiegen ; es wird aljo an jedem Arbeitstage dur: 
ſchnittlich eine größere Menge Rohbaumwolle verwendet ald 1735—49 in drei Jahren zu: 
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fammengenommen. In ſolchem Maße hat ſich die Conſumtion der Baumwollenfabrikate ver: 
mehrt, denn in folder Menge finden diefelben Käufer. 

Zu einer eigenthümlihen Wahrnehmung führten die großen Kriege in Beziehung auf Ent- 
wickelung des Fabrikweſens ſowie der Induftrie überhaupt. Unzweifelhaft ift der Krieg ein 
Berverben für den Gewerbfleiß im allgemeinen, aber er ift ed nicht nur in ſehr verichiedenem 
Maße für die einzelnen Zweige der Induftrie, jondern ed geben ſich feine Folgen der Zeit nad 
häufig ganz anders fund, ald man gewöhnlich annimmt, namentlich in den von den Kriegäver- 
beerungen nicht unmittelbar heimgefuchten Gegenden. Der Verbrauch ift im allgemeinen wäh⸗ 
rend des Kriegs nicht Kleiner, fondern im Gegentheil größer ald während gemöhnlicher Zeiten. 
Außerordentlihe Anftrengungen der Staaten, Anleihen, erhöhte Steuern und Requifitionen 
bieten die Mittel zu ungewöhnlihen Ankäufen und zu oft ebenjo ungewöhnlichen Preiſen. 
Kommt dann aber der Friede, von dem fait jedermann ein ſegensreiches Aufblühen aller Ins 
dujtrie erwartet, fo ſtellt ſich nicht jelten das unmittelbare Gegentheil ein: auf die vorangegans 
gene liberanitrengung folgt eine derjelben entiprechende Erſchlaffung und Entfräftung. Der 
jociale Körper bietet das gleiche Bild dar wie der des einzelnen Individuums nad; einem Fie ber⸗ 
parorismus. Ein belehrendes Beifpiel bieten die englifchen Zollregifter aus dem erften Dritt- 
theile des jegigen Jahrhunderts. Die Ausfuhr britiiher Erzeugnifle betrug 1805 nad dem 
wirklichen Werthe 38,077144 Pf. St. (von früber fehlen genaue Berehnungen); dieſe Aus: 
fuhr ftieg während des Kriegs bis auf 51,610480 Pf. St. im Jahre 1815; fie fanf aber ſo⸗ 
fort nad dem Friedendichluß auf 41,653930 im Jahre 1816, blieb ſich ungefähr glei 1817, 
ging 1818 wieder auf 46,470863 in die Höhe, jedoch nur um 1819 auf 35,211401 Pf. St. 
berabzuiinfen. In der nämlichen Zeit, in welcher man faft auf der ganzen Erbe die Gewerb⸗ 
treibenden Hagen hörte über ein überſchwemmen der Märkte mit englifhen Erzeugniffen, 
bedurfte ed der ungemein langen Periode von 1816—34, bis die Ausfuhr wieder über 
40 Mill. gelangte (41,649191 Pf. St.). Erit 1836, aljo erft nad 21 Jahren, wurbe bie 
Ziffer, welche das Kriegsjahr 1815 gebracht, überjtiegen: 53,293979 Pf. St. Died mar aber 
eine in jeder Beziehung ungewöhnlihe Summe, denn die nächſten fieben Jahre blieben unter 
dem Betrage von 1836. Nicht früher ald 1844 gelangte man auf 58/, Mill. (58,584292). 
So nad dem wirklichen Werthe. Die Menge ver ausgeführten Waaren flieg allerdings 
raſcher. Diefe Menge (Quantität) läßt ji erfennen, wenn wir den Betrag der officiellen 
MWerthe der Ausfuhr gegenüber dem wirklichen Werthe ins Auge faflen, bei welch erfterm 
nämlich die Wertbabfhägung auf Grundlage eines alten, unabänderlid) feftgehaltenen Tarifs 
erfolgt. Danach finden wir die Ausfuhr britiiher Erzeugnifie 1805 mit 23,376941 Pf. St. 
officiellen Werthes vorgemerkt und (während der Kriegszeiten) 1815 bis auf 42,880817 
geftiegen. Das Jahr 1816 brachte einen Nüdgang auf 35,714681, 1818 ein Anwachſen auf 
42,702068, 1822 ein jolches auf 44,242535 und 1824 auf 48,730467. Erft 1830 ge: 
langte man auf einen Nominalbetrag von mehr ald 60, 1834 auf 73, 1835 auf 78 und 1836 
auf 85 Mill. Das Jahr 1840 wied über 102, 1844 über 131 Mill. nad). 

Vergleiht man die Ziffern des officiellen mit denen des wirflihen Werthes, jo be: 
fommt man zugleich eine Andeutung, in welchem Maße die Kabriferzeugniffe durch Berbefle- 
rungen in ber Fabrikationsweiſe mwohlfeiler geworden fein müflen. Die wirklichen Werthe 
entfernten jich innmer mehr von den officiellen, und bies in der Geſammtſumme der Ausfuhr, 
unter der ſich doch auch manche Gegenftände befanden, bie vem Fabrikweſen gar nicht angehörten, 
folglid) audy nicht durch derartige Umgeſtaltungen billiger geivorden waren. 

Unterbeifen hatten die handelsökonomiſchen Lehren Adam Smith's (befonderd durd vie 
lichtvolle Darftellung verfelben von I. B. Say) unter den Gebildeten ungemein viele Anhän⸗ 
ger gefunden. Das frühere Propibitiv:, dann das Schugzollfuftem ward in der öffentlichen 
Meinung ſtark untergraben. In Deutſchland zwar verjuchte e8 Friedrich Lift zu Ende ver 
dreißiger und zu Anfang der vierziger Jahre nicht ohne Erfolg, das legte der genannten 
Syiteme ald das der nationalen Induftrie allein Heil bringende darzuftellen. Allein jener Erfolg 
fonnte nur ein jehr vorübergebenver fein. Die Fabrikanten mußten allmählich zu der Überzen- 
gung gelangen, daß ihre jehr weit gehenden Forderungen, wenigftend im vollen Umfang, that: 
ſächlich nicht bewilligt würden, daß fie ſich alfo felbft helfen müßten vermittelt verbeflerter 
Fabrikationsweiſe. Doc find die Schugzölle nur in wenigen Staaten, wie in England und der 
Schweiz, grundfäglicd aufgegeben; in den meiften andern finden wir fie nur ermäßigt, wie in 
Frankreich, oder doch nicht jo hoch geitellt, ald ein Theil der Fabrifanten fordert, wie im 
Bollvereine. 
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Seit etwas mehr als einem Jahrzehnd iſt nun eine neue Geſtaltung eingetreten. Sie übte 
bereits einen ungeheuern Einfluß auf Entwickelung und Ausbreitung des Fabrikweſens aus, 
als man noch lange gar nicht ahnte, daß fie irgendeine Einwirkung auf die gedachten Verhält— 
niffe äußern könne. Wir meinen die großen Goldfunde in Galifornien und Auftralien. Sie 
riefen mittelbar eine ungemeine Steigerung der Nachfrage nah Waaren hervor, veranlaßten 
damit eine gemaltige Vermehrung der Kabrifation, wirkten aber auch vielfach überreizend, was 
dann zu mercantilijhen und commerziellen Krifen führen mußte. Daß dad Auffinden eines 
jogenannten Epelmetalld in früher nie vorgefommenen ungeheuern Mengen ein Sinfen des 
Geldwerths bewirken werde, warb von manden behauptet; aber niemand fonnte ſich anfangs 
flar machen, wie und auf welche Weife dieſe Entwerthung erfolge. Da man ſah, daß pas Silber 
(deifen Productionsquantum ſich gegen früher beiläufig gleich blieb) im Marktpreiſe gegen das 
ſich jo ſtark vermehrende Gold nur wenig herabging, fo wurde vielfach behauptet, daß eine Ver: 
änderung durch; jene Erſcheinung überhaupt gar nicht eingetreten fei. Und dies ward behauptet, 
während jeder Einzelne in feinem eigenen Hauswefen, oft in höchſt empfindlicher Weife, längſt 
wahrnahm, daß er mit den ihm früher genügenden Beträgen bei weitem nicht mehr außreiche, 
obigen in feiner Lebensweiſe feine Anderung erfolgt war. Die Thatſache lag unbeftreitbar 
vor. Allein nun follten alle möglihen Dinge die Veranlaffung fein, nur das Nächſtliegende, 
die wirflihe Haupturfahe, bie Goldfunde, wollte man als ſolche Urſache durchaus nicht 
gelten laffen. 

Thatſächlich Eonnte und kann auch fünftig Die Entwerthung des Geldes auf gar feine andere 
Weife erfolgen ald durd Vermehrung der Nahfrage nad Waaren und andern Gütern. Der 
Goldwäſcher, der unter andern Berhältniffen kaum einen kümmerlichen Tagelohn erworben 
hätte, gelangt durch glüdlihe Funde in ven Bejig eines für ihm ungeheuern Geldwerths 
Mögen auch die meiften jeiner Genoflen bei ver nämlichen Arbeit faum fo viel verdienen, um 
kümmerlidh wie zuwor ihr Leben zu friften, er, der Glückliche, ift im Balle, fih nun Genüffe zu 
erfaufen, auf die er fonft immer verzichten mußte. Und unter ven Taufenden, Die ohne beiondern 

Erfolg nad dem Edelmetall fuchen, jind do immerhin Hunderte von Glüdlichen. Die leichte 
Art des Gewinns und die ganze frühere Lebensweije ver meiften Goldgräber reizt fie, in toller 
Verſchwendung ſich fofort Genüffe zu verichaffen. Daher die Vermehrung ver Nachfrage, daher 
bie Steigerung ver Breife. Nirgends in der Welt gewahren wir ein fo plögliches und unge- 
beueres Emporjchnellen diefer Preife wie in den Goldfundländern Auftralien und Galifornien, 
Der Gewinn der Waarenhändler ift unter ſolchen Berhältniffen oft enorm. Dies fteigert num 
auch ihre Beftellungen, ihre Nachfragen oft ins Schwindelhafte, zum Überftürzen. Gin zeit: 
weife® Überführen der Märkte, ein Berfchleudern ver Borräthe von den um Zahlung gedrängten 
Sperulanten, eine Menge von Fallimenten, eine weitausgedehnte Handelskriſe find unabwend⸗ 
bare Folgen. Gerade ſolche Umfchläge fonımen am meiften und am erjhütterndften in jenen 
Goldländern vor. 3) So folgt hier eine Ktriſe auf die andere; ein irgend flabiles Verhältniß in 
den PBreiien ift unmöglich. Heute Bettler, in fehs Monaten rei; in einem weitern Halbjahre 
wieder Bettler, das find dort gewöhnliche Erſcheinungen. Das Meifte wird zum Hazardipiel. 
So wiſſen wir, außer von Ealifornien, namentlich aud) von Südauftralien, daß eine Preisrevo⸗ 
lution auf die andere folgt, abwechſelnd emporſchnellend und herabſtürzend. 

Diefed Verhältniß wirft naturgemäß auf die ganze cultivirte Welt, die ald ſolche öfonomifch 
verbunden ift. Je mehr der Bewegungäfreis ſich erweitert, defto mehr mindert fi die Erſchütte— 
rung. Darum war denn au die Krife von 1857, eine Induftries und Handelöfrife, wie die 
Belt bis dahin noch nie eine gleiche geiehen, in Amerika und Auftralien (wenn aud im legtern 
etwas fpäter zum Ausbruche gefommen) am beftigften, noch weit erſchütternder ald in Europa. 
Und fo wird es ſich aud in Zukunft wiederholen, folange die Berhältniffe die gleichen bleiben. 

Bei der wahrhaft ungeheuern Einwirkung der berührten Verhältniffe auf das Empor- 
blühen des Fabrikweſens glaubten wir zunächſt auf’die vorftehende Erörterung eingehen zu 
ſollen. Faſſen wir nun einige Hauptziffern der Zolliften ins Auge, welche wefentlid den Auf⸗ 
ihwung der Induftrie andeuten. Die Bevölkerung des britifhen Auftralien betrug im Jahre 
1850 ungefähr 450000 Menichen und hob ji 1858 (größtentheild infolge der Golbfunde) 
auf 1,100000. In ganz anderm Verhältniß vermehrte fi aber die Einfuhr britiiher Waaren 





3) Es ift in hohem Grade bezeichnend und belehrend, die ungeheuern Preisihwanfungen ins Auge 
zu faſſen, welche fich in Californien nach dem Beginn der Golpfunde einftellten. ©. darüber meine 
(anonym erfchienene) Schrift: Die Geld- und Grevitkrifis und die jegige Gefchäftslage (Zürich 1868). 
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in Auſtralien. Im Jahre 1849 betrug dieſelbe 2,080469 Pi. St., 1851 2,807356, 1852 
4,222205 und 1853 finden wir die Ziffer auf 14,513700 Bf. St. emporgejhwindelt. Dann 
begann eine Berminderung: 1854 11,931352, hierauf eigentliher Rüdihlag, doch keineswegs 
wieder zur urfprünglichen Ziffer herab: 1855 6,278966, und nun neues Steigen: 1856 
9,912575, 1857 11,626146. 

Sehr deutlich zeigte ſich die Vergrößerung der Nachfrage an der vermehrten Geſammt— 
ſumme der Ausfuhr britifcher Producte, zumeift Fabrikate. Im Jahre 1847 betrug dieſe Geſammt⸗ 
fumme (faft gleih der von 1844) nad dem wirklichen Werthe 58,842377 Pf. St. Im 
nächſten Jahre erfolgte fogar ein Rückgang auf 52,849445 Bf. St. Doc ſchon 1849 began- 
nen die Golpfunde ji fühlbar zu machen. Die Ziffer ftieg auf den bis dahin unerhörten Be: 
trag von 63,596025, im nächſten Jahre auf 71,367885; das Jahr 1853 mies fogar 
98,933781 Pf. St. nad; 1854 und 1855 ergaben ein Schwanfen, um dann das Jahr 1856 
mit 115,826948, 1857 mit mehr ald 122 und 1858, trog ber Handelskriſe, mit 116%, 
endlich 1859 fogar mit mehr ald 130 Mill. (130,440427 Pf. St.) erfheinen zu laffen. In der 
vergleihömeife jo kurzen Zeit jeit dem Beginne der Goldfunde (1848 in Galifornien, 1851 in 
Auftralien) hat ſich alfo der wirkliche Werth der britiihen Ausfuhr mehr als verboppelt, eine 
Erſcheinung, zu der wir vergeblich nach einem frühern Seitenftüd ſuchen. 

Eine folhe ungeheuere Vermehrung der Production, und zwar vor allem ber Fabrikpro⸗ 
duction, ift zu widtig, als daß wir nicht auch noch einen Zweifel, der fi aufprängen mag, be: 
leuchten follten. Man wird fragen: Sind wirflih die Goldfunde Urſache eines Sinfend des 
Geldwerths, eines Sinfend, das gerade jo wie fonft ein Wohlfeilerwerden ver Ibaaren wir- 
fen und deren Gonfumtion dadurch vermehren muß, während nominell doch die Preife fteigen? 

Man wird zugeben, daß ein directer Beweis nicht herzuftellen ift, aud wenn unjere Anſicht 
noch fo richtig wäre. Dagegen halten wir die Führung eines indirecten Beweiſes für möglid. 

In den fieben Jahren 1851 bis Ende 1857 betrug die Einfuhr von Edelmetallen (Gold 
und Silber zufammen genommen) in Großbritannien 138,856000, die Ausfuhr 104,538311 
Pr. St. Dies ergibt für Großbritannien allein eine Vermehrung der vorhandenen Edelmetalle 
um 34,328000 Bf. St. Sollte eine folde große Vermehrung von 229 Mill. Thlr. in einem 
einzigen Staate innerhalb einer fo kurzen Zeitfrift ganz ohne Wirkung auf alle Geldwerthsver— 
hältnifle bleiben? Das ift von vornherein undenkbar. Ebenfo wird die Einfuhr von Edelme⸗ 
tallen in Branfreid in den neun Jahren 1850 bis Ende 1858 auf 4216, die Ausfuhr auf 
2859 Mill. Fr. berechnet, wonach jich auch in diefem Lande eine Vermehrung, fogar von mehr 
ale 362 Mill. Thlr. Herausftellt. Sollte auch hier diefe Veränderung ohne alle Wirfung 
geblieben fein? Undenkbar! 

Eine andere ftatiftifche Thatſache fpricht noch deutlicher. Wie ſchon erwähnt, werben in vie- 
len Staaten die Zolliften derart geführt, daß der Geldwerth des Waarenverkehrs auf zwei 
verſchiedene Arten berechnet wird: einmal nad einem für immer unabänderlicen Tarife (wie 
man einen ſolchen Tarif z. B. für Frankreich im Jahre 1826 aufgeftellt hat, nah Maßgabe der 
damaligen Waarenpreife). Da die Preife im Laufe ver Zeit großen Schwankungen unterliegen, 
fo findet daneben eine zweite Abſchätzung ftatt, auf Grundlage der wirklichen Preije in jeder Zeit. 
Das erfte bezeichnet man, wie oben ſchon angedeutet, als ven officiellen, das legte als den 
wirflihen Werth. Nun müſſen, unter fonft gleihbleibenden Verhältniſſen, die Verbeſſerun— 
gen in der Mechanik, die fortwährend weiter gehenden Vervollkommnungen im Fabrikweſen 
ein Herabgehen der Preije erwirken. So ergab es ſich denn auch in Wirklichkeit, und diefes Ver— 
hältniß dauerte fort bis zu dem Zeitpunfte, in weldem eine andere Einwirkung in entgegen- 
gejegter Richtung eintrat, genau bis zu vem Jahre, in welchem die californifhen Goldfunde in 
Europa fid fühlbar machen konnten. Alle Waaren nad dem Tarif von 1827 zu 100, als Nor: 
malzahl, angenommen, war der wirflice Werth derfelben im Jahre 1847 auf 91,8 Broc., 
1848 fogar auf 86 Proc. herabgegangen. Im ebengenannten Jahre erfolgten die erften cali= 
fornifhen Goldfunde; fogleich fliegen 1849 die wirflihen Werthe auf 91,2 Proc. der Nor: 
malzahl; 1850 ſchon auf 96,4, 1851 mit der Rückſchwankung auf 95,8 Proc, Dann neues 
gewaltiged Steigen; jhon 1852 iſt die Normalzahl überfchritten; die Ziffer des wirklichen 
Werthes ftellt ih auf 101 Pror., 1853 auf 112,8, 1854 auf 119, 1856 ſogar auf 130. 
Alſo trog der nie fehlenden Schwanfungen im einzelnen dennod ein Steigen der Preiſe im 
ganzen, und zwar ein Steigen, das in 10 Iabren 41,61 Broc. betrug. Mit andern Worten: im 
Jahre 1856 fonnte man um 141 Fr. 61 Gent. nicht mehr Waaren aller Art kaufen ald 1847 
um 100 dr. Die große Krife, die Begleiterin ſolchen ſchwindelhaften Emporichnellens, mußte 
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ſelbſtverſtändlich einen Rückſchlag hervorbringen, allein dieſer Rückſchlag, ſelbſt in Verbindung 
mit der Erſchöpfung, die ſich unter normalen Verhältniſſen nach jedem Kriege einſtellt, und die 
nach dem koſtſpieligen Krimfeldzuge beſonders zu gewärtigen war, reichte nicht einmal aus, 
auch nur vorũbergehend auf die Normalzahl von 100 zurückzukommen; das Außerſte war, daß 
die Preiſe immer noch um 20 Pror., alſo ein Fünftel, höher blieben, als ſie zehn Jahre zuvor 
fanden. *) 

Die Folgezeit wird ohne Zweifel die Wiederholung einer Eriheinung bringen, melde fi 
in den erften Jahrhunderten nad der Entdeckung Amerikas einftellte: fortwährende ftarfe 
Schwanfungen der Preife, und zwar bald in fleigender, bald in finfender Richtung ; in längern 
Perioden jevod immer jo, daß, was anfangs der hödhfte oder der Iheuerungspreis war, in dem 
nächſten Zeitraum etwa den Mittelpreis bilvet; alio permanentes Steigen im ganzen, Sinfen 
des Geldwerths. ®) 

Wie dem jei, da die mafjenhaften Goldfunde fortdauern und die Goldwährung in den mei— 
ften Ländern beibehalten oder jogar neu eingeführt wird (was wir freilich aus anderweiten Grüns 
den feinedwegs für zweckmäßig halten), jo wirft das Mittel fort, welches mehr ald alles andere 
zu der außeroxdentlihen Steigerung der Nachfrage nah Waaren während des legten Jahrzehnds 
beitrug. Würde ihon die gewöhnliche Entwidelung der Verbältniffe eine weitere Ausbreitung 
des Fabrikweſens herbeiführen, jo fönnen wir eine mächtige Erweiterung deſſelben für die Zu: 
funft um jo mehr erwarten, als jener gewaltige Hebel der Goldfunde fortwirft. An Uberftür: 
zungen und dann au einzelnen Stofungen, Rüdihlägen und Krifen wird es freilih auch nicht 
fehlen, um jo weniger, als die finanzielle Revolution, weldye Bolge der Geldentwerthung ift, 
zugleich jeder abenteuerlihen Bolitif, zwar nur in mittelbarer Weiſe, gleihwol mädtig dient. 
(Rab unjerer Anfiht hätte Napoleon III. die ungebeuern Summen, welde unter feiner Herr: 
ihaft in Frankreich bereits verbraudt wurden, weitaus nicht auftreiben fönnen ohne das gleiche 

zeitige Eintreten der gewaltigen Umwälzung in den Geldverhältniſſen.) 

Während wir aber eine noch viel weiter gehende Entwidelung des Fabrikweſens als die 
biäberige für die Zufunft erwarten, bat biejes Fabrikweſen jegt ſchon eine foloffale Ausdeh— 
nung gewonnen. Fehlt es auch nod gar fehr an gemügenden Materialien zur Herftellung einer 
pollftändigen Babrifftatiftif (zu einen Werke, das in fehr verfchiedenartigen Beziehungen von 
bobem praftiihen wie theoretifhen Werthe fein würde), fo mögen doch wenigftend einige ſtati— 

ſtiſche Notizen bier eingeihaltet werden, obwol diefelben höchſt unvollftändig find und darum 
nur ein ſchwaches Bild geben können, 

In Großbritannien hatten ſchon im Jahre 1856 die Fabrifen in einigen Hauptinduftries 
zweigen nachbemerften Umfang: 


Babl der Geldwerth ber 
Babrifen in Kabrifen. Arbeitergabl. Ausfuhr. 
Baummolle 2210 379213 38,280000 Pf. St. 
Wolle 2030 166885 12,400000 „ 
Kein und Hanf 417 80262 6,280000 „ u * 
Seide 460 56137 2,960000 „ u 


Zuſammen in vier Zweigen 5117 682497 59,920000 Pf. St. 
Im Jahre 1850 waren ed erft 4600 596082 44,320000 „ 


Dabei darf nicht überfehen werden, daß weitaus der größte Theil der Production im Inlande, 
alfo in Grofbritannien ſelbſt confumirt wird, die Ausfuhr alfo nur den fleinern Theil der 
Babriferzeugniffe angeben fann. Aus einem wenn aud etwas ältern Parlamentsberichte 
ſchalten wir nachſtehende Notiz ein. Die Alteröverhältniffe der Arbeiter waren 1850, verglichen 
mit 1835, in den Babrifen obiger Art: 


4) S. mein Handbuch der vergleichenden Statiftif (zweite Auflage), ©. 82. 

5) Da Gold und Silber gemeinfam als Werthmeſſer dienen, und zwar in vielen Ländern nach einem 
gefeglich firirten Verhältnig (Staaten mit Doppelwährung), fo ward auch der Werth des Eilberd und 
zwar fünftlidy herabgedrüdt. Bekauntlich hat man mehrjach die Behauptung aufgeftellt, „nicht das 
Sole fei im Werthe gefunfen, fondern das Silber fei im Preife geftiegen“, daher rühre der Unterfchieb 
(den man ſchließlich doch nicht mehr beftreiten fonnte und der jegt etwa 3 Proc. beträgt.) Doch weit 
entfernt hiervon ergibt fi aus den von uns aufgeführten Thatfachen, daß jene Differenz von 3 Proc. 
weitaus nur den kleinſten Theil des wirflichen Sinfens des Geldwerths bezeichnet. (Übrigens find wir 
für Eilber:, nicht für Goldwährung, weil bei der erftern die Grichütterungen in den öfonomilchen Ver: 
bältniffen, wenn auch feineswegs abgewendet, doc; gemildert und verringert ſein 'rden, befonders nad) 
vollenpetem Ausftrömen des Silbergeldes aus den Ländern mit Doppelwährung.) 
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1835. 1850. 
Knaben unter 13 Jabren . . . . . 27715 21137 
Märden , u nenn 28378 19638 


Frauen über „ „u 20.0... 167130 329577 
Jünglinge zwiſchen 13 und 18 Jahren . 47768 67864 
Männer über 18 Jahre . . 2.20... 82336 157866 

353327 596082 

Es ift bemerkenswerth, wie in England, troß der großen Vermehrung der Arbeitermenge, 
die Zahl der verwendeten Kinder fich verminderte (indem man ihre Arbeit möglichft durch Ma— 
ſchinenarbeit erfegte), und mie hinwieder weit mehr Frauen Beihäftigung fanden. 

In Frankreich ergaben ſich bei ver Volkszählung von 1851 folgende Zahlen in den Babri: 
fen (der Grofinduftrie) von Geweben (Baummolle, Wolle, Kein, Hanf, Seide, Haare u. dgl.): 
Eigenthümer (Meifter, maitres) 61420, Gehülfen, Lehrlinge und fonftige Arbeiter 431380, 
zufammen erwachfene männliche Arbeiter 492800. Die gefammte Grofinduftrie (einſchließlich 
Bearbeitung der Metalle) umfaßte 124133 Eigenthümer und 675670 Gehülfen und Lehr— 
linge, zufammen 799803 Arbeiter. (Der kleinen Inpuftrie und dem Handel wurden dagegen 
zugerechnet: 1,548334 Meifter und 1,434224 Gehülfen und Lehrlinge, zufammen 2,982558 
erwachſene männlide Einwohner.) 

In Preußen kamen bei der Zählung von 1852 auf die über 14 Jahre alte männliche Be— 
völferung 1,679386 Gewerbtreibende; hiervon waren 1,008365 Handwerker, 671021 aber 
im Fabrikweſen (im weireften Sinne des Worts) Beihäftigte. Eigentliche Kabrifarbeiter zählte 
man 321953, darunter 21369 Kinder unter 14 Jahren. 

In Baiern zählte man 1847 in den Hauptfabrifationszweigen 3097 Gtabliffementd mit 
39720 Arbeitern, wovon 2728 unter 14 Jahren. 

Sahfen (dad Königreih) umfaßte 1855 133 Baummollfpinnereien mit 11420 Arbeis 
tern, worunter 2427 Kinder. 

In der Schweiz hatte ver Eanton Zürich (1850 mit 250134 Einwohnern) bei einer 1858 
erfolgten Erhebung unter andern folgende Fabriken: 

Arbeiter Arbeiter 
unter 16 Jahren. über 16 Jabee. m. 
männl. weibl. männl, weibl. NB.%) Zufammen Wabrifen 

79 Baumwollfpinnereien mit . . 92 725 2202 1923 147 58597) 174 

6 mechanischen Baummwollwebereien 21 16 194 459 3% 473 14 

13 Kattundrudereien und Roth⸗ 

färbereien . . . 2... 243 183 561 241 101 1301 18 
4 Wollfpinnereien und Webereien 46 30 133 70 6 285 98 
30 Fabrifen in Seide . — 297 469 826 1050 67 2686 031 


132 Fabriken in fünf Zweigen mit 1549 1473 3916 3743 357 10604 2336 


Es deuten diefe Notizen an, wie groß die Menge ver Menſchen, die bereits jegt fhon von dem 
immer weiter ji ausbreitenden Fabrikweſen leben, und welche hohe Wichtigkeit daher alle hier 
einſchlagenden Fragen befigen. 

U. Die Hauptgegenfäge und der Kampf zwiſchen Handwerk und Fabrif. 
Wir haben oben fhon angeführt, daß der Hauptunterſchied zwiſchen beiden in der Verwerfung 
ober der Durdführung des Grundſatzes der Theilung der Arbeit in den einzelnen Gewerben 
felöft (alfo nicht blos nach außen) beruht. Alles andere, was als Merfmal angegeben wird, ift 
entweder untergeoronet, meift bloße Gonfequenz, oder es ift fogar unrichtig. Stellt man die 
Frage in diefer Weife, fo wird man faum zweifeln können, warum, wo immer der Kampf 
zwiſchen beiden Productionsformen beginnt, der Sieg ven Fabriken verbleibt. Es fragt ji 
nicht, welches der beiden Syfteme man vorziehen möchte; die dkonomifche und fociale Entwide- 
lung freitet eben voran. Gewaltfames Eingreifen zu Gunften des Handwerks wird ſchließlich 
immer ganz vergeblich fein, um fo mehr, als derartige Verſuche nur in höchſt befhrinften 
Gebieten auftauchen fönnen, der Verkehr aber täglich größere Ausvehnung erlangt und jomit 
die Zufuhr fremder Erzeugniffe erleichtert wird. Auch ift ed ein täuſchender Troft, wenn man 
behaupten will: das Handwerk höre nicht auf, und ed werde immer mehr Klein= ald Groß⸗ 





6) Frauen, welche Fleine Kinder zu verforgen haben und eigens gezählt find. 
T) Die Gefammtzahl weicht etwas ab von den Sperialangaben. 
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betriebe geben. Allerdings werden ſich einzelne Handwerksgeſchäfte erhalten, aber nur ſolche, 
welche lokal, individuell oder auf Einzelreparaturen und Flickereien berechnet ſind; ſonach die 
ihrem innern Weſen nach am wenigſten bedeutenden. Bekannt iſt der weitere Troſtgrund: 
die Maſchinen machen die Menſchen nicht brotlos, da ſie zu einer Steigerung der Conſumtion 
führen, welche im gleichen Induſtriezweige ſogar noch eine Vermehrung der benöthigten Arbei— 
terzabl veranlaßt. Dieje Vermehrung ift in vielen (nicht in allen) Fällen richtig; fie tritt 
aber nicht augenblidlich, fondern erft nach längerer Zeit ein, und — was das Entfheidende für 
die Einzelnen — es jind nicht immer die von der Veränderung unmittelbar Betroffenen, melde 
bei umgeftaltetem Betriebe wieder beihäftigt werden können. Es beruht darum auf einem 
völligen Miskennen der thatiählihen Verhältniſſe, wenn man über alle dedfallfigen Klagen 
mit der Theorie hinweg zu kommen jucht: diefe Leute werden fih ſchlimmſteufalls einer andern 
Arbeit zumenden. Gerade die zur Ergreifung eines neuen Betriebed am wenigften befähigten 
und geeigneten Leute werden zuerjt brotloß, fie, die aljo ihrem ganzen Weſen nad am mindeſten 
geeignet ind, auf ſolchen induftriellen Gebieten fortzufommen, die ihnen bis dahin völlig fremd 
waren. Der Fortſchritt der Induftrie, innig verbunden mit der fortichreitenden Gntwidelung 
der ganzen Menſchheit, joll und fann nicht aufgehalten werden. Aber ed gibt ſelbſt auf indu= 
friellem Gebiete fat feinen Kortihritt ohne Opfer. Es berubt auf Taufhung oder IInwahr: 
beit, wenn man die Noth kurzweg abftreiten will, melde infolge der Limgeftaltungen im Ge: 
mwerbömejen oft genug über ganze Klaffen von Menſchen bereinbriht. Es ift, wie wenn 
nad einem blutig erfauften Sieg auf einem Schlachtfelde die Schmerzen der Verſtümmelten 
und der Grund des Wehklagens der Altern und Bräute der Gefallenen hinweggeleugnet wer: 
den moliten. ‘ 

So finden wir es denn natürlich, dap die in ihrem Lebensunterhalt Gefährdeten dad Her: 
einbrechen der Neuerung abzumenden juden; wie wir ed hinwiederum ebenfo natürlid finden, 
— zuletzt dennoch nicht das particuläre, ſondern das höhere und allgemeinere Intereſſe ents 

beider. 

Die Jahre 1848 und 1849, melde fo viele wohlbegründete Hoffnungen anfachten, riefen 
nebenbei allerdings aud, ald Folgen der unbehaglichen Lage zahllofer Gewerbtreibender, höchſt 
unangemeflene Anforderungen aus diefem Stande hervor. Es wurden folde Anforderungen in 
einer Ausdehnung laut und auf eine Weile, melde ven Nationalöfonomen nicht jelten mit 
Staunen, oft mit Widerwillen erfüllen mußten; häufig aber machte ſich doch das Gefühl des 
Mitleivs geltend mit der wahrhaft beflagenswerthen Lage, in welcher jih ganze Klaſſen der 
Bevölkerung unzweifelhaft befanden. Im feiner Epoche ver Neuzeit hatte das Gewerbe jo große 
Anftrengungen gemacht wie damals, um feine ökonomiſchen Intereffen zu wahren. Es war ein 
auffallendes Streben, in einer Periode gewaltigen politiihen Vorandrängens gewerblih Rüd: 
ſchritte zu erlangen und zu Öfonomiich bereitd uͤberwundenen Stanppunften zurüdzufehren und 
darauf zu verbarren. Wir verweilen darum ein paar Augenblide wenigftend bei einigen Bor: 
kommniſſen aus jener Zeit. 

Während man in Frankreich die Ihorheit der Errihtung von Nationalwerfftätten beging, 
jaben ich in Deutichland namentlih dad Vorparlament, der Funfzigerausſchuß und Die Natio— 
nalserfammlung mit den mannichfachſten, oft ſich gegenjeitig widerſprechenden umd gegenieitig 
aufhebenden Betitionen und Vorſchlägen beftürmt. Die Ausfhußberichte darüber enthalten 
zwar nirgend& eine erihöpfende Beiprehung der Frage, mol aber manche Einzelbeleudtungen, 
die nirgends befler gegeben wurven. Da die Arbeiten der gedachten Ausſchüſſe, an ich jhon nicht 
nach Verdienſt beachtet in jener Zeit politifher Stürme, jeitvem gleihfam ganz vergeilen 
find, jo. mag es geeignet erfcheinen, wenigftens auf einige Punkte Eurz zurücdzufommen. 

Zu denen, welche am eindringlichften ihre Noth jehilverten, gehörten Weber und Spinner, 
namentlih in Schlefien. Und in Wirklichkeit war deren Elend unzweifelhaft und entjeglid. 
Uberbaupt wird immer die härtefte Bedrängniß in denjenigen Bällen eintreten, in welden das 
Handwerk unter Feithaltung an der alten Form der Production blos duch Verminderung 
feiner Arbeitslöhne gegen die Fabrikation beharrlih anzufämpfen ſucht. Die neue Erzeugungs- 
art wird immer erdrückender werben. Es gibt da fein anderes Mittel ald das Verlaſſen der 
alten Arbeitöweife und Aneignen der neuen oder Ergreifen einer ganz andern Beſchäfti— 
gung. Wenn (nad Toofe) in manden jhottifhen Spinnereien ein Mann bid 2000 Spin— 
dein beforgt, fo iſt es augenfheinlih, daß er einen fehr hohen Wochenlohn verdienen, und 
daß doch fein Handfpinner, felbft bei der allerfärglichften Bezahlung, neben ihm beftchen 

Stzats»Rerifon. V. 18 
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kann. 8) In allen derartigen Fällen iſt, wo immer an ſich thunlich, das Beiſpiel der Tuchmacher 
von St.-Lambrecht (in der bairiſchen Rheinpfalz) nachzuahmen, welche ſich vereinigten, um 
auf gemeinſame Rechnung die neueſten Maſchinen anzuſchaffen, die ſie nun mit allem Erfolge 
gemeinſam benutzen. Freilich gehört dazu immer einige Kavitaleinlage von jedem Betheiligten 
und ein ſchon etwas höherer Grad von Intelligenz. Zudem gibt es jehr viele Gefchäfte, bei 
denen foldhe gemeinfame Benugung der Einrichtung unthunlich ift. 

In dem Berichte des volkswirthſchaftlichen Ausjchufles der Deutfhen Nationalverfammlung 
über die oben erwähnten Eingaben der Spinner und Weber, erftattet am 12. März 1849, 
ward fehr richtig die Unmöglichkeit hervorgehoben, durch immer weiter gehende Herabjegung 
des Arbeitslohnd den Mafchinen Goncurrenz zu machen. „Eine Induftrie, die nur in der äußer= 
ften Grniedrigung der Arbeitslöhne die Möglichkeit ver Goncurrenz zu finden vermag, hört auf, 
ein Segen für ein Land zu fein. Die Unternehmer wie die Arbeiter verarmen, und jemehr bie 
Verarmung vorfchreitet, defto mehr geht auch das Fabrikat zurüd, wird ſchlechter, unſolider und 
immermehr von den Käufern zurückgewieſen. Wo der Drang nad Vervollkommnung aufbört, 
da hat ver Verfall fhon angefangen. Dennoch erbliden die Vetenten in Zurückführung in den 
frühern Stand den einzigen Ausweg aus ihrer jegigen drückenden Lage. Sie erinnern ib nur 
der Zeit, in der es ihnen nicht an Beihäftigung fehlte und ſie fo viel verdienten, daß fie ihre 
einfahen Bedürfniſſe damit befriedigen fonnten; fie betrachten blos ihre eigene verſchlechterte 
Lage, nicht aber den Umſchwung aller Dinge und Zuftände, und daß, während fie der Armuth 
entgegengegangen, eine bei weitem größere Zahl in Wohlftand gefommen if... Man erblidr 
in der Goncurrenz der Mafchinen mit der Menfchenfraft ven Grund alles Übels und Flagt be= 
fonderd die Spinnmajdinen an. Zu verfennen ift ed nicht, daß mit Einführung der Maſchinen 
alle Arbeitöverhältnifle ji verändert haben; diejenigen aber, die ſich verfelben bemächtigt oder 
untergeorbnet, haben jevenfall& beffer für die Inpuftrie geforgt und wohlthätiger auf das Allge- 
meine eingewirft als diejenigen, welche fih in Oppofition dagegen feßten... Jede neue Er— 
werböquelle ruft wieder andere hervor und vergrößert den Kreis der Gewerbtbätigfeit. Ob es 
beffer fein würde, wenn Mafchinen nie hervorgerufen worden wären, um Menfchenfräfte zu 
erfegen, würde eine müßige Unterſuchung fein. Sie find da, und es fragt ſich alfo blos, ob wir 
und derfelben mit bemädhtigen oder fie unfern Nachbarn allein überlaffen follen und können. 
Eine Goncurrenz der Handarbeit mit den Mafchinen ift felten möglich, bei der Spinnerei ift fie 
erwiejen eine Unmöglichkeit. Schon im Jahre 1818 leiftete die Spinnmafhine in England 
120mal foviel als das Handſpinnrad, und jegt (1849) nimmt man an, daß ein Arbeiter mit 
Hülfe der Maſchine 500mal ſoviel liefern kann, ald ein Handfpinner zu fpinnen im Stande 
ift. Alle Hände Englands würden nicht ausreichen, das Garnquantum zu beſchaffen, welches 
jegt von 15 Mill. Spindeln geliefert wird... Kommt nun zu der Billigkeit die weitere Gm= 
pfehlung größerer Vollkommenheit, ſodaß der Raben, den das Handfpinnrad liefert, gar feineh 
Bergleih aushalten kann mit dem Producte der Mafchinen, jo läßt fich nicht bezweifeln, daß ſich 
die (Bort:)Beihäftigung ded Syinnrads nur dadurch erzwingen ließe, daß man feine Production 
ganz und gar der Goneurrenz mit dem Mafchinengarn zu entziehen vermöcte, was nur durch 
eine hermetifhe Grenzabiperrung möglich wäre. Das hieße nichts weniger, ald zu Gunſten 
des Spinnrads Induftrie und Handel vernidten, und um einigen taufend Menfhen dadurch 
ein kärgliches Brot zu verihaffen, die zehnfache Zahl brotlos machen, welche mittel: und unmit= 
telbar durch die Maſchineninduſtrie und den davon abhängigen Handel daffelbe erwirbt.‘ 

In gleicher Weife kamen zahlreiche Beſchwerden von Tuchmachern an die Deutſche National: 
verfammlung. In einer derjelben wurde hervorgehoben, wie in einer bairiſchen Stadt, in 
welder früher 64 Tuhmachermeifter befhäftigt gemweien, dieſe ſämmtlich bi8 auf drei dem 
Handarbeiterſtande zugefallen feien. Und doch ift die Wollverarbeitung allerdings ein 
urſprünglich in Deutfchland emporgefommener Induftriezweig. Schon im Mittelalter hatte fie 
eine große Bedeutung erlangt und lieferte dem hanſeatiſchen Handel die wichtigſten Ausfuhr 
artifel nah Franfreih, England, Skandinavien, dem Orient und Nufland. Allein erft durch 
Anwendung der Spinnmajhinen, deren erfte 1799 in Waldenburg in Sachen aufgeftelt 
wurde, und die dann am Rhein Gingang fanden, erbielt die deutfche Wollmanufactur eine 





8) Nach Toofe war der Wochenlohn eines Arbeiters, der 1500—2000 Spindeln beforgte, 35 Schill. ; 
in Sabrifen mit ältern Mafchinen und einer Bejorgung von nur 800 Spindeln durch den Mann betrug 
der Wochenlohn blos 20 Sayill. Vor 35 Jahren wurden bei den damals noch weniger vervollfommneten 
Einrichtungen für die Beforgung von 150 feinen Spindeln 12 Schill. bezahlt. 
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fräftige Unterflügung. Die Gefammtproduction der preußifchen Tuchfabriken ward ſchon 1849 
auf 550 — 600000, jene der ſächſiſchen Fabriken auf 150— 160000 Stüde geſchätzt. 
An dem Berichte des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes über die erwähnten Gingaben ward unter 
anderm hervorgehoben: „Man will die Maſchinen verbannen oder eine Grenze ziehen, damit 
ein Tuchmachermeiſter oder Fabrikant nicht über eine beſchränkte Anzahl Stühle hinaus haben 
dürfe, d. h. man will das Kleine nicht groß werden laſſen! Solche Beſtimmung zu treffen iſt 
möglib; wird man aber auch eine Grenze zieben fönnen, unter die hinab es nicht Elein werben, 
vielleiht gar verſchwinden dürfte ?' 

In mebrfaher Beziehung befonvers beachtenswerth waren die Borftellungen der Kattun— 
bruder und Kormenftecher, und die Prüfung ihrer Eingabe warf verfchievene neue Schlaglichter 
auf einige gewerbliche Kragen. Die Wiege ver Kattunpruderei ift Augsburg, wo 1720 die 
erite Kattunfabrik in Deutichland gegründet ward. Die Druderei erlangte dann, befonders feit 
Schüle 1759 begonnen, die fogenannten augsburger Zige zu verfertigen, einen hoben Auf: 
ſchwung. Im übrigen Deutſchland befhränfte fih der Kattundrud noh im Jahre 1792 auf 
wenige Städte, verbreitete fih dann auch nur wenig bis 1806. Zur Zeit ver Napoleoniſchen 
Gontinentaljperre ward derfelbe beſonders in Sachſen eingebürgert; 1812 zählte man in 
diefem Lande 52 Drudereien, die zufammen 900 Drudtiiche beihäftigten. Nah Aufbebung 
der Gontinentalfperre ftrömten aber engliihe Waaren nad Deutſchland und die ſächſiſchen 
vermoäten deren Mitbewerb nur theilmeife zu beftehen. Schon 1818 fanf die Zahl der dorti— 
gen Drucktiſche auf 700, 1826 auf 650, 1832 aber auf 480 (in 27 Drudereien.) Außer ben 
immer wiederfehrenden allgemeinen Dingen beſchwerten fih nun die Bittfteller namentlich 
darüber, daß in vielen Babrifen zu viele Lehrlinge angenommen und daß in andern Werk: 
ftätten nichtgelernte Arbeiter, fogar Frauensperſonen verwendet würben. Der erfte biefer 
Beſchwerdepunkte erwies jih allerdings in der Weiſe begründet, daß z. B. in Franfenberg in 
Sachſen auf 96 Druder nicht weniger als 72 Lehrjungen famen, Aber gerade diefes Misver— 
bältnig war durch den Mangel voller Gewerbefreiheit veranlaßt! Die Geſuchſteller jelbft erör- 
terten: man richte fih ‚um billig verfaufen zu fönnen, nur auf ſolche Drudartifel ein, welche 
durch Lehrlinge ausgeführt zu werden vermödten; fpäter feien die aus der Lehre Getretenen 
genötbigt, um halben oder Zweibrittelslohn zu arbeiten. Anderwärts, wie in Augsburg und in 
ganz Ofterreich, beihäftige man flatt der Druder rauen, „die billiger arbeiten können und 
weientlich Dazu beitragen, die ſchlimme Lage der Druder zu vermehren, nicht allein dadurch, 
das jie diefe verdrängen, ſondern auch dadurch, daß alle Artikel, welche viel Handarbeit erfor: 
dern, ſich nad ſolchen Fabriken hinziehen, die durch Beihäftigung von Frauen in den Stand 
gefegt ind, billiger verfaufen zu können“. Mit Recht bob daher ein (von Morig Mohl ver: 
faßtes) Minoritätserachten des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes (gegenüber dem bierin mehr 
ſchwankenden Majoritätsberichte Degenkolb's) hervor: die Unzahl von Lehrlingen in preußi⸗ 
ſchen und ſächſiſchen Kattundruckereien rühre gerade daher, daß man in dieſen norddeutſchen 
Fabriken vie Frauenarbeit ausſchließe. In Augsburg, wo ſich das gedachte Geſchäft zuerſt ent: 
mwidelte, gebe es gar feine Druderlehrlinge, fondern nur Druder und Druderinnen (Frauen 
und Mädchen). „Da der Handdruck eine nicht jebr anftrengende Arbeit ift und e& bei demſelben 
vorzüglich auf Pünktlichkeit anfommt, fo leiften in vemfelben die Frauen und Mädchen nicht 
felten joviel und mehr als die beften Drucker.“ Die Zulaffung einer Goncurrenz von Arbei: 
terinnen fchneide alfo von ſelbſt den ganzen Übelftand übertriebener Lehrlingsannahme ab. 
„Hiezu trägt beſonders der Umſtand wefentlich bei, daß die meiften Mädchen, wenn fie jich ver: 
beiratben, und ſehr viele andere, welche das Bedürfniß fühlen, die Haushaltung zu erlernen, 
nad einigen Jahren gewerblicher Arbeit aus den Fabriken austreten und einer heranwachſen— 
den jüngern Generation von Mädchen Pla machen, während die Lehrjungen zu Gejellen herz 
anmwadhien und das Gemerbe mit erwachſenen Männern überfüllen.” Hierbei fet in vem großen 
Grundſatze vollfter Gewerbefreiheit allein Heil zu finden. 

Der bier berührte Punkt verdient in Wirklichkeit die allgemeinfte Beachtung. Es gibt fein 
beifer in der Nation begründetes Menſchenrecht als das, durch nügliche Arbeit ſich redlich zu 
emähren. Es bat leiver ſehr lange gedauert, bis dieſes menjchliche Urrecht wenigſtens theoretifch 
einiger Anerkennung gelangen konnte (denn thatſächlich beftehen leider nod in forialen deut— 
hen Ländern, und zwar in den Freien Städten am allermeiften, die hemmendſten Zunfts 
beigränfungen. Es wäre aber eine wahre Ungereimtheit, das Recht arbeiten zu dürfen zwar 
für die männliche Bevölkerung zu fordern, diejes Recht dagegen den weiblichen Geſchlecht zu ver— 
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fagen. Prüft man überhaupt bie üble Lage, in welde jo häufig ganze Klaffen verfallen, fo über- 
zeugt man ſich unſchwer, daß fi für unbemittelte Srauensperfonen in vielen Fällen rein gar 
fein Hülfs- und Rettungsmittel auffinden läßt, folange man diefelben von einer Menge Be— 
ſchäftigungen ausſchließt, welche jie ebenjo gut, oft noch beifer ald Männer beforgen könnten. 9) 

Faſſen wir das Gefagte zulammen. 

Nah allem, wad wir erörtert, ift dad gewaltige Hinübergreifen des Fabrikweſens in das 
früher vom Handwerk allein beſeſſene Gebiet ein natürliches und materielles Ergebniß der in— 
Duftriellen, ja der jocialen Entwidelung. Es handelt fih um einen entſchiedenen Fortichritt, 
einen ungemein großen Gewinn für das Ganze, dem jede Sonderrückſicht weichen muß. 

Nichtödeftoweniger beweiſt e8 Kopf- und Herzlofigfeit zugleid, wenn man, wie es fo oft ge- 
fhieht, die Begründung aller Klagen derjenigen leugnet, welche durch die große Umgeftaltung 
in ihrem Erwerbe oft aufs ſchwerſte verlegt werben. Ebenſo wenig ald mit einem auf craffer 
Unwiffenheit beruhenden Negiren läßt jih mit der einer gleichen Unwiſſenheit entyuollenen 
Vhraſe Helfen: „Die Leute können ja etwas anderes ergreifen.‘ Das ift nicht fo leicht ausge: 
führt wie gejagt. Leider ergibt ſich, daß es thatſächlich oft jehr ſchwer hält, die aus der Unige- 
ftaltung für viele Familien erwachſenen Notbzuftände aud nur zu mildern. 

Was man gerade bei der gewaltigen Entwidelung des Fabrikweſens vor allem fordern 
muß, ift volle Freiheit des Gewerbebetriebs. (ES jei hierbei bemerkt, daß das bloße Conceſ— 
fionirungsiyftem durchaus nicht ausreicht; ed verbindet daflelbe vielmehr in manden Be: 
ziehungen die Nachtheile des Zunftzwangd mit denen der Gewerbefreiheit, ohne deren Vortbeile 
zu gewähren.) Die volle Breiheit ift nöthig, um jedem in feinem Nahrungsftande Verlegten 
wenigftend die Möglichkeit darzubieten, demjenigen Geſchäfte fih zu widmen, in weldem er 
nad) Neigung und Befähigung wenigjtend vergleichsweiſe am leihteften fid eine neue Eriften; 
zu gründen hoffen darf. Je ſchwerer überhaupt eine jolde Neubegründung des Nahrungs: 
ftandes in nicht mehr ganz jungen Jahren jedem fallen wird, um jo weniger fol die Schwierig: 
feit auch noch künſtlich vergrößert werben. 

Hieran reiht ih dad Verlangen der Freizügigkeit. Wir fennen aud) die desfallſigen Schwie: 
rigfeiten, halten diejelben aber nicht für unbeſiegbar, beſonders wenn man, wie in der Schwei;, 
das Recht der freien Niederlajlung von dem Heimatsrechte trennt, ſodaß jeder Angehörige ver 
Nation von feinem Orte, an dem er jich redlich ernährt, audgewiejen werden darf, vorbebaltlid 
einer Beiteuerung dajelbit nah Maßgabe feiner Mitbenugung der Gemeindeanftalten und vor: 
behaltlich der Unterſtützungspflichtigkeit feiner Heimatgemeinde im Falle der VBerarmung. 

Wo immer es jih ausführen läßt, wird ed gut fein, wenn Meifter und Gefellen eines durch 
das Fabrikweſen bevrohten Gewerbes ſich jelbit ver Neuerung bemädtigen, ftatt durch Herab- 
fegen der Löhne einen ſchließlich doch vergeblihen Berzweiflungsfampf gegen die Mafhinen zu 
verjuhen. Bei manden Zweigen der Induftrie ifl eine derartige Umgeftaltung mit fhönftem 
Grfolge unternommen worden, und zwar vermittelt Afjociation der gefährdeten Meifter zu ge: 
meinfamer Anſchaffung der neuen vervollflommneten Maſchinen. Wir haben bereit ver Tud: 
mader von St.-Lambrecht gedacht ; ähnlich verfuhren jhon früher die Meifter in manden ſäch— 
fiihen und preußischen Städten, und ihre Geſchäfte find dadurch bedeutender geworden, ald fie je 
zuvor gewejen. Dagegen ftellte jich das alleräußerſte Elend in Schlejien ein, wo man jenen 
nun einmal nicht durchzuführenden Kampf für die alte Einrichtung gleihwol verſuchte. 

In den Fällen, in denen Ajjociation überhaupt ald zuläjiig erfheint, werden die Kleinen 
Meiiter ferner gut thun, ſich zu vereinigen behufs gemeinjamen Einkaufs der Nohitoffe, zumei: 
len felbft behufs gemeinjamen Verkaufs ihrer Erzeugnifle, obwol bezüglich des legtern die Schwie- 
tigkeit größer erſcheint, jofern ed jih nicht um Errichtung von Gewerbeballen oder Benugung 
von Märkten (tie in England zu Leeds oder Bradford), jondern um ein Auffuhen von Käufern 
handelt. Als fehr nützlich, doch am jich nicht entſcheidend, erweiſen ji gut organiirte Vorſchuß— 
kaſſen. Auch kann den Verfertigern nicht dringend genug angerathen werden, für ftreng folive 


9) In den Jahren 1848 und 1849 berrfchte in Deutfchland nody vielfach eine fehr engberzige An: 
fchauungsweife über Gewerbefreiheit. Der Berfafler erinnert ſich lebhaft, wie vamals viele feiner Col— 
legen von der Linken des Parlaments in diefer Beziehung eine tiefe Scheu vor voller Entwicelung des 
Freiheitsprincips faum verwinden fonnten, und wie er perfünlich, aus einem Lande mit Gewerbefreiheit 
ſtammend, in diefer Frage weit entfchiedenere —— manchen Collegen vom Centrum und der 
eigentlichen Rechten fand, als bei manchen feiner nähern Bekannten und Freunde. Die größere gewerb— 
liche Freiheit in Preußen, gegenüber dem Zunftwefen in Sachfen u. f. w., trug nicht wenig dazu bei. 
Seitdem hat fich die allgemeine Anfchauung in aller Stille gewaltig gebeffert. 
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Ausführung beforgt zu fein und nicht etwa durch Verfürzen von Länge und Breite u. dgl. ihre 
Erzeugnifie in Verruf zu bringen. Ebenfo ift e8 nöthig, fi in der Art der Ausführung (Karte, 
Form, Dualität u. . f.) mehr, als es oft gefhieht, den Anforderungen ver Käufer anzubequemen. 

M. Die Lagederfabrifarbeiter. Darüber kann fein Zweifel beſtehen, daß das Fa— 
britweien der Gefammtzahl der Conſumenten, d.h. eigentlich jedermann, ohne irgendeine Aus— 
nabme , die Anihaffung vieler und wichtiger Bevürfniffe ungemein erleichtert hat. Durch die 
Billigfeit der Preiſe, wie nur die Theilung der Arbeit und die Anwendung vonMajchinen diefelbe 
ermöglichte, jind ganz befonderd die mittlern und ärmern Klaſſen der Bevölkerung in den Stand 
gefegt worden, jih Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten zu verfchaffen, die fie früher nie er= 
langen konnten. Man erhält davon einen Begriff, wenn man den Berbraud aller derjenigen 
Waaren, bezüglich deren ftatiftifche Notizen aus dem vorigen Jahrhunderte vorliegen, mit der 
heutigen Gonjumtion der nämlichen Gegenftände vergleicht. Im dieſer Hinficht bringt jede weis 
tere Bermollfommnung der Fabrikation alle weniger Bemittelten, ohne daß fih ihre Verhält- 
niffe unmittelbar änderten, um eine neue Genuß-, d. h. Wohlftandeftufe empor. 

Aber find dieſe Bortheile der Conſumenten nicht zu theuer erfauft durd die unglüdlice 
Zage, in melche die jo zahlreiche und immer größer werdende Klafle der Fabrifarbeiter ver— 
ſetzt iſt? 

Wir haben bereits in der erſten Abtheilung der gegenwärtigen Abhandlung angedeutet, 
daß ſich zu verſchiedenen Zeiten ein ſtarker Wechſel in den Anſichten über Vortheile und Nach— 
theile der großen Induſtrie fund gab. Anfangs ſah man in der Großinduſtrie nur die Glanz— 
feite; daher die mannihfahen Maßregeln zu ihrer Unterftügung, Förderung und Begün— 
Rigung. Etwaige Misftände glaubte man, nad der ganzen Art des väterlihen Regiments, 
dur obrigfeitliche Anordnungen leicht befeitigen zu können, welche Anordnungen jedoch (ſ. die 
vorn angegebenen Beifpiele) gewoͤhnlich ſehr grelle Eingriffe bildeten und bei weitem mehr ſcha— 

deren als nutzten. Allmählid trat ein Umſchlag in der herrſchenden Anſchauungsweiſe ein. 

Schon Siemondi („Nouvaux principes d’&conomie politique‘) hatte Bedenken gegen zu weit 
gehende Ausdehnung der großen Induftrie und meinte, es könne „kein Glück fein, wenn ein 
Land mit Dampfmafchinen ftatt mit Menſchen bejegt werde‘. Scharf und beftimmt bezeichnete 
Lemontan ſchon vor länger als einem halben Jahrhunderte (vgl. deflen ‚„Influence morale de 
la division du travail, consider&e sous le rapport de la conservation du gouvernement et 
de la stabilit& des institutions sociales”) die Nachtheile der Ausdehnung des Maſchinenweſens. 
In gleiher Weife ſprach ih Robert Mohl aus (in feinem Werfe über Polizeiwiffenihaft 
und in dem Art. „Gewerbe = und Fabrikweſen“ in den beiden erften Auflagen des „Staats 
Lerifom'). Eben jegt ſcheint wieder eine Neigung entgegengefegter Art einzutreten und mar 
hebt mitunter wol bloß Richtfeiten hervor, weiß auf jede Grinnerung eine volltönende Entgeg— 
nung, die gewöhnlich um fo ftärker fallt, je weniger jie ven Kern ver Frage erfaßt. Meiftens 
befteht Die angebliche Widerlegung der hervorgehobenen Nachtheile darin, daß man den Mis: 
Händen recht glänzende Bilder, wie jie fich in einer ganz andern Richtung allerdings ergeben, ent= 
gegenhält. Damit ift aber das Norhandenfein jener vüftern Zuftände nicht aufgehoben. Der 
unbefangene Mann wird vielmehr anerfennen, daß neben den entſchiedenſten Vortheilen auch 
ſeht bedeutende Nacıtheile emporfommen können und daß ſolche mitunter auch wirklich vorhan= 
den jind und in Höherm Maße noch vor furzem vorhanden waren. Er wird fi der erlangten 
günfligen Ergebniffe freuen, darum aber nicht furziweg die begründeten Klagen der Beſchädig— 
ten ignoriren oder fich einbilden, durch ein paar hohle Phrafen feien diefelben befeitigt. 

Die Beiguldigungen gegen das Fabrikweſen find mannichfacher Art. Ste betreffen fowol 
die ökonomische Abhängigkeit und Bedrückung als ein intellectuelles Stumpfmaden der Arbeis 
ter, dann ein Untergraben ihrer moralifhen Zuftände und ebenfo ein Untergraben ihrer Gefunds 
beit. Dazu fommen befondere Klagen über empörenden Misbrauch der Kräfte der Kinder und 
über ein Ausbeuten der Arbeit durch das erbrüdend wirkende Kapital. 

Eine umfaffende Beiprehung aller diefer Punfte würde hier viel zu weit führen, wol aber 
wollen wir diefelben ver Reihe nach furz und in ihren wichtigften Beziehungen erwägen. 

a) Abhängigkeit der Arbeiter vom Fabrifheren. Eine ungeheuere Kluft trennt gewöhnlich 
(wenn auch nicht gerade immer) den Fabrikeigenthümer von feinen Arbeitern. Es ift nicht mehr 
das Verhältniß des Handwerks, wobei Meifter, Gefelle und Lehrburſche in derſelben Werfftätte 
beihäftigt waren und an gleihem Tiſche aßen. Nach Art ver Arbeit, Bildungsftufe und gejells 
ſchaftlichen Stellung find Herr und Arbeiter völlig gefhieden voneinander. Doch died begründet 
noch feine Abhängigkeit. Je weiter aber die Theilung der Arbeit gebt, defto Fleiner — jo wird 
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hervorgehoben — iſt derjenige Theil des Geſchäfts, den der einzelne Menſch zu beſorgen ver— 
ſteht, deſto beengter alſo der Wirkungskreis, für den er ſich Befähigung angeeignet hat. Wo 
findet er ſo leicht wieder eine Stelle, wenn ihn ſein Herr, vielleicht aus bloßer Laune, entläßt? 
Seine Verwendbarkeit iſt verringert. Es iſt dies ein Umſtand, wegen deſſen man in manchen 
Strafanſtalten die Einführung von Maſchinen beanſtandete, weil die Sträflinge bei ihrer Ent: 
laffung ſich nicht wie vermittelft eined Handwerks ernähren könnten. 

In vielen einzelnen Bällen wird das bezeichnete Miöverhältniß ſich allerdings geltend 
machen, aber im ganzen hat ed nicht Die Bedeutung, die man ihm häufig beilegt. Wie viele 
Handwerke gibt ed, von denen auch nur ein oder zwei Meifter an dem gleichen Orte zu finden 
find, ſodaß entlaſſene Gefellen in die gleiche Kage fommen, wie bier die Fabrifarbeiter. Gerade 
die Theilung der Arbeit bringt überdies, was man bisher ziemlich überfah, eine leichtere ander: 
weite Verwendbarkeit mit ſich. Es jind feine langen Lehrjahre nöthig, fondern eben bei ver 
Bereinfahung jever einzelnen Aufgabe kann auch der einzelne Menſch leichter eine andere Stelle 
übernehmen, wobei er allerdings anfangs weniger leiften wird als feine bereits eingeübten Ge: 
noffen, wobei er indeß mit jedem Tage größere Ubung erlangt und ihnen näher rüdt. Dabei 
überfehe man nicht, daß die Fabrik einer Menge von Menſchen Beichäftigung gewährt, melde 
ohne dieſes als Tagelöhnner ſich zu ernähren ſuchen müßten, ja manchen, die ſich unter ven frübern 
Zuſtänden auf die ſchmuzigen Bettelfuppen der Klöfter hingewieſen gefehen hätten. Tagelöhner 
aber kann der Einzelne im allgemeinen immer wieder werben. Ja wir dürfen indiefer Beziehung 
nicht unbeachtet laffeıi, daß die Babrifen namentlich auch vem weiblichen Geſchlechte eine Mög: 
lichfeit des Verdienfted eröffnet haben, der den Frauen früher ganz verfchloifen war, aljo gerade 
derjenigen Klaffe, welcher man bis dahin einen redlihen Erwerb in der unbegreiflihften Weile 
(durch Zunftweien und Vorurtheil) beſchränkt hatte. 19) 

Doch gibt ed allerdings noch andere Verhältnijfe, wodurch die Abhängigkeit bedingt wird. 
Die Zahl der Arbeiter ift eine unendlich größere als die der Fabrikherren. Die legtern befigen 
daher die Möglichkeit großer Auswahl, nicht fo vie erften. Dies läßt fih fo wenig ableugnen 
ald die naheliegende Gonfequenz davon. Auch hat man häufig gefehen, daß die Kabrifarbeiter 
auf eine für Menichen unwürdige Weife überangeftrengt und ausgenugt wurden, und neben 
derartigen Erjheinungen bildete der Prunf der Fabrikherren einen empörenden Gegenfag. Dies 
war vorzugsweije möglich in der Periode der erften Umgeftaltung des Handwerks zum Fabrik: 
weſen, in der erften Zeit, in der die Menge einer Waare dur neue Maſchinen plöglih unge- 
mein vermehrt ward, während ein entſprechend vergrößerter Abſah fich exit allmählich bildete. 
Da Eonnten die Babrifbeiiger den fi ihnen in Überzahl anbietenden Händen den Kohn auf das 
Allerfärglichfte Herabjegen und gleichzeitig auch noch die Arbeitszeit aufs unmenſchlichſte ſtei— 
gern; und nicht felten thaten fie dies um fo mehr, damit die theuere Mafchine möglihk wenig 
ftille zu ftehen brauche, vielleicht überdies nur, damit diefe Mafchine nicht erfalte und fomit auch 
fein Atom nugbarer Wärme verloren gebe. 

In Wirklichkeit haben indeß die Arbeiter etwas andered weit mehr zu fürdten als die eigen= 
ſüchtige Ausnugung ihrer Kräfte zum Vortheil des Fabrikherrn, mir meinen das Stoden des 
Abſatzes im großen. Dies trifft den Herrn und den Arbeiter gleichzeitig, und Died ruft Die ärgſte 
Noth hervor. Große Krijen führen das Übel vorübergehend herbei; die Anwendung neuer 
Maſchinen, die man nicht ebenfalls einführen will oder kann, ruft es dauernd über ganze Klai: 
fen. Es verarmt nicht einer oder der andere, jondern ganze Gegenden ſehen fi von dem ſchlim— 
men Loſe betroffen; es ergibt ih Maflenverarmung. 

Im allgemeinen muß eine geläuterte Ginfiht und richtige Würdigung der Verhältniffe die 
Babrifbeiiger felbft zu der Erkenntniß bringen, daß, wenn aud nicht gerade eine Solidarität der 
Intereſſen beftebt, gleihwol der eine den andern, der Herr den Arbeiter nicht entbehren kann. 
In Wirklichkeit fehen wir, wie geſchickte Arbeiter oft weit mehr gefucht werben, als jie eineölin- 
terfommend wegen zu fuchen brauden. Es mag nicht ungeeignet fein, darauf Hinzumeifen, wie 
die Werfmeifter, überhaupt die höher befähigten Arbeiter heute einer ungleih günftigern öko— 
nomifchen Rage ſich erfreuen, als ihnen worden, in der Eigenſchaft von Gefellen beim Handwerk, 
zu erlangen je möglich gewefen wäre. 


10) Man hörte gleichzeitig bittere Klagen darüber, die Spinnmafchinen raubten armen Frauen die 
legte Möglichteit eines Erwerbes, und ebenfo bittere Klagen über die Nachtheile einer Beichäftigung 
von Mäddyen und Frauen in den Rabrifen. Gleiche Widerfprüche traten vielfady hervor, fo 3. B. in 
den Forderungen einerfeits der Spinner, andererfeits der Weber u. ſ. w. 
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Was die übermäßige Auspehnung der Arbeitäzeit betrifft, fo hat die Erfahrung auch dar— 
getban, dap ih damit für die Babrikbefiger felbft in der Hauptfache gar nichts gewinnen läßt. 
Wir haben bereitd in dem Art. Arbeitözeit angegeben, wie man ji in England, in Belgien 
und in Frankreich tharfächlich überzeugte, daß, wenn man den übermäßig angeftrengten Hän- 
den eine halbe oder aud eine ganze Stunde mehr Ruhe lieh, die gelieferte Arbeit nah Quan— 
sität und Dualität der frübern mindeſtens gleich blieb. Diefe Erkenntniß muß, durd weitere 
Verſuche beftätigt, mehr und mehr zur allgemeinen Geltung gebradjt werden. Kat ſich die Rich— 
tigkeit der Sache nur einmal an einem oder dem andern Orte erprobt, fo wird die natürliche 
Gonjequenz davon aud) in der ganzen Umgegend diejed Ortes nicht ausbleiben. Die Misbräuche, 
welche in unzähligen Fällen wirklich umd nicht felten in der empörendften Weife getrieben wur: 
den, hängen aljo keineswegs mit Notbwendigkeit dem Fabrifwefen an ih und für immer 
an, fönnen und werben vielmehr, wenigitens größtentheils, verihwinden. 

In vielen Gegenden haben jodann die Beſitzer großer Anftalten fogenannte Babriford: 
nungen erlaflen, durch melde jie nicht etwa blos Ordnung, genügende und gute Arbeit ſicher— 
ten, wozu fie jelbftverftändlih das natürlichſte Recht befigen, jondern wodurch fie ſich mitun: 
ter eine wirklich despotiiche Gewalt beilegten und diefe dann auch thatſächlich in der bedrückend⸗ 
ften, hicanöfeften Weile zur Anwendung brachten. Im Ganton Zürich weiß man noch heute und 
wahrſcheinlich no lange von einem verftorbenen „Spinnerkönig“ zu erzählen, der unter an— 
derm jeinen Aufjebern Abzüge am Lohn machte, wenn fie nicht für Strafgelder von den Arbei- 
tern regelmäßig forgten.) Aud in diejer Beziehung wird in der richtigen Erfenntniß deö gegen: 
jeitigen wahren Vortheils wol eins der beften Heilmittel liegen. Einem Beſitzer, der zu ſolchen 
Dingen greift, werden ſchließlich nur die ungeſchickteſten oder die betrügerijchiten Arbeiter ver: 
bleiben, indem die übrigen auderwärts unterzufommen ſuchen. (Iener „Spinnerfönig” kam 
wãhrend feines Lebens oft in ven Fall, dies zu empfinden; es wurden bie koloffalften Betrüge: 
reien zu feinem Nachtheil verübt; jelbft jeine angeblichen Vertrauten, , die er aber trotzdem aufs 
Eärglichfte bezahlte, nahmen theil an allen möglichen Unterjchleifen ; einmal gab ed einen wah— 
ren Monfterproceß, in weldyen Hunderte von Individuen verwidelt wurden; der Hauptvertraute 
erbängte fi während der linterfuhung im Gefängniß.) Veranlaßt dur die mit folden Fa— 
brifordnungen getriebenen Misbräuche, hat die Landesgeſetzgebung in vielen Staaten die Prü- 
fung folder Vorſchriften ven Behörden vorbehalten. 

Zu beſonders übelm Ruf ift das ſogenannte Truckſyſtem gelangt, d. h. die Lieferung von 
Waaren an den Arbeiter durch ven Fabrikherrn. An ſich wäre gewiß nichts dagegen zuerinnern, 
wenn die letern den erſtern durch Ankauf im großen die Anſchaffung ihrer Bedürfniſſe zu billigem 
Breife ermöglichten. Allein ed kamen zahlloje Fälle vor, in denen die abhängigen Menſchen ge: 
zwungen wurden, gegen ihren Willen allerlei Waaren (morunter fogar ſolche, die fie über: 
haupt gar nicht bedurften) zu einem nit wohlfeilen, fondern wucheriſch beflimmten Preife zu 
nehmen oder ſich offen anjtatt des Lohns damit bezahlen zu laflen. Gegen ſolche Grpreffung und 
ſolchen Betrug jchritten Gejeggebung und Juſtiz mit Recht ein. Einen möglichſt mohlfeilen 
Bezug der gewöhnlidhen Lebensbedürfniſſe vermittelt Anfaufs im großen werden ſich die Ar: 
beiter in den meiften Fällen durch Bildung’ fogenannter Gonfumvereine verfchaffen, wie ein fol 
ber zuerft im Jahre 1851 zu Zürich begründer wurde und die ſchönſten unmittelbaren Erfolge 
jowie bereitö zahlreihe Nachahmungen hervorgerufen bat. 

Im großen und ganzen jeigt und fällt der Verdienſt der Arbeiter mit den Verdienſte der 
Fabrifbefiger. Haben die Waaren einen guten Preis, jo vergrößert fi die Nachfrage nad Ar: 
beitern, und fehlt ed an ſolchen, fo erhöht fich der Lohn; im andern Falle entgegenjegt. Aller: 
dings ift indeß die Frage nicht fo einfach. Thatſächlich befinden ſich die Bejiger der Anftalten bei 
Feftiegung der Löhne in einer vortheilhaftern Stellung als die Arbeiter, indem dieſe wirflid 
bedeutend mehr von jenen abhängen ald umgefehrt. Auch ift diejes Verhältniß fhon oft mid: 
braucht worden. 

b) Kapital und Arbeit. Wir fommen hier nothwendig auf diefen häufig in grellfter 
Weiſe hervorgehobenen Gegenjag. Aufgeſtachelt und ſich felbft aufſtachelnd, ift man mitunter 
bis zu dem Wahnglauben gelangt, die Eriftenz des Kapitals bilde ven Grund der ärgſten Übel. 
Beſeitigung des Kapitals müßte danach das Hauptheilmittel ſein. Und doch wäre damit vor 
allem die Möglichkeit abgeſchnitten, jene Menge von Arbeitern zu beſchäftigen und ihnen Ver— 
dienft zu gewähren. Zu jedem größern induftriellen Betriebe ift nun einmal ein entſprechendes 
Kapital unentbehrlih. Nicht das Vorbandenfein ded Kapitals, fondern im Gegentheil der 
Dangel eines ſolchen ift #6, was hindert. 
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Aber, jagt man, das große Kapital wirft erdrückend. Man geht dabei von ber Anſicht aus: 
je kolofjaler die auf eine Kabrik verwendeten Gelpfummen, je ungeheuerer diejelbe damit ausge— 
dehnt zu werden vermag, deſto weniger können fleinere Anftalten mit ihr concurriren, beito 
fiherer und unabmwendbarer werben fie erbrüdt. 

Bis zu einem gewiffen Grade ift die gedachte Annahme richtig, befonders bei einzelnen Ge= 
ſchäften, abereben auch nur bis zueinem beftimmten Grade. Im ganzen finder jih doch immer eine 
gewiſſe Grenze. Der Vortheil des Fabrikweſens, hervorgehen aus der Iheilung der Arbeit, 
fann nicht weiter getrieben werben, ſobald dieſe Theilung in allen Zweigen eines Geſchäfts nad 
Mafgabe des jeweiligen Standes der Technik einmal durchgeführt it. Dann mag man zweite 
Maſchinen neben die eriten ftellen, allein man wird ſchon in diejer Beziehung nur eine aruhme⸗ 
tifche, Feine geometriihe Zunahme des Ertrags erzielen. Dabei wirken indeß aud nod andere 
Dinge ein. Allzu ausgedehnte Geſchäfte fönnen nicht mehr gehörig überfehen, nicht mehr in 
allen Theilen ftet richtig geleitet, namentlich aud gegen Unterſchleife wie gegen Vernachläſſi— 
gungen nicht genügend gelichert werden. In den meiften Fällen ift ſchon bie erfte Anlage zu koſt— 
Ipielig;; das auf das Unternehmen verwendete Kapital erfordert eine viel zu große Summe zur 
Berzinfung, ald daß ein entſprechender Reinertrag erzielt merben fönnte. Dann verurſachen Die 
gerade bei ungewöhnlih ausgedehnten Geſchäften unvermeiplihen Anorbnungen zur Uber: 
wahung uͤnd Gontrole nicht nur eine Steigerung der Ausgaben , jondern es wirft überdies ber 
davon unzertrennlihe Formalismus nicht jelten Hemmend und lähmend. Die Ausdehnung if 
darum nicht ind Unendliche vortbeilhaft. 

Als vor Jahren der Schwindel der Credit-mobilier-Anſtalten auffam, als dieſe Inftiture 
mit ihren foloffalen Kapitalien überall Induftrieanlagen der mannichfachſten Art zu begründen 
begannen, da ſchien es den meiften unzweifelhaft, daß nun feine der gewöhnlichen Anftalten 
länger werde beſtehen fönnen, und man blicte.mit geipannter Erwartung nad dent nun bevor: 
ſtehenden Schauipiel des alsbaldigen Erdrücktwerdens aller nicht nur Eeinern, jondern felbit 
mittlern Etabliſſements. In Frankreich verftieg man ſich bereit bis zu dem ganz ernſthaft ge= 
meinten Blane, alle Bauern zu erpropriiren, um auch die gefammte Xandmwirchihaft ind Große, 
fabrifmäßig und fomit weit vortheilbafter betreiben zu fönnen. Was ift nun aus allen jenen 
mit jo überglänzenden Erwartungen begründeten koloſſalen Inpuftrieanftalten geworden ? 
Wenige Jahre haben genügt, es Elar dazuthun. Hunderte von Millionen Geldes ind verſchleu⸗ 
dert und für die erwartungsvollen Aetionäre unwiederbringlid verloren, unter 100 folder da: 
brifen find wenigſtens 95 misrathen, großentheils entweder offen fallit geworden, oder zur Li— 
quidation gezwungen, oder dem Ertrage nach zu einem kläglichen Begetiren herabgebradt ; kaum 
fünf von 100 liefern einen annähernd gleihen Ertrag, wie die beilern unter den fhon früber 
beftehenden Gtabliffements gleicher Gattung. Darin liegt doch reine nicht zu überſehende Lehre. 

Nicht erft bei dieſem Eredit:mobilier- Schwindel, jondern früher jhon bat es ſich in Tauſen- 
den von Fällen gezeigt, daß die Begründer ausgedehnter Inititute, welche zu groß anfingen, zu 
Grunde gingen, während ein Zweiter, oft erft ein Dritter, der die Anlage moblfeil kaufte und ich 
moͤglichſt einfach einrichtete,, allerdings zu ſchönen Ergebniflen gelangte. Sieht man jich in Aa: 
brifgegenden um und fragt nad) den Bejigern der Fabriken, der ®ärten, ver Landhäuſer, jo wird 
ſich felten der Bejig auf lange Zeit zurückführen laffen, Die Kinder ‚ver Erbauer, der frühere 
Befiger, aud wol die noch lebenden, früher vermögenden Inhaber find nicht in der gleichen 
Lage verblieben. Viele von ihnen find verarnit, indeß ganz andere Leute, zuvor mittellofe Ar: 
beiter oder Handwerker, ohne irgendein jonftiges Kapital als ihre Arbeitsfraft, häufig an die 
Stelle von jenen getreten find. Dagegen haben fid nicht jelten auch jolde emporgejbwuns 
gen, die entweder ſelbſt oder deren Altern mit fehr beicheidenen Mitteln begannen, und die mit 
Fleiß, Sparjamfeit und Einfachheit das Geſchäft fortgefegt und auf diefer Grundlage weiter 
entwidelt haben. 

Iſt nun aber auch bewiejen, daß dad große Kapital nicht kurzweg im Stande ift, die mittlern 
und Fleinern Anftalten zu erdrücken, jo ift damit dod allerdings noch nicht dargerban, daß vie 
Kapitalienbeiiger überhaupt, alfo große wie Fleine, in ihrer Gigenjhaft als Fabrikbeſitzer einen 
übergrofen Vortheil auf Koſten ihrer Arbeiter ziehen. 

Unbeftreitbar befindet fi der Bejiger einer Fabrik bei der Rohnbeftimmung im allgemeinen 
in einer günftigern Rage als feine Arbeiter. Diefe fünnen nicht lange müßig zufehen, um jenen 
zu einem Eingehen auf ihre Forderung zu nötbigen; fie müſſen jofort Arbeit zu erlangen fuchen, 
um nur in den nächften Tagen leben zu können, während der Gigenthümer nöthigenfalld Credit 
befigt, um den intritt des Zeitpunktes abzuwarten, in welchem die ihm nöthigen Hände Bes 
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ihäftigung um jeden Breis annehmen müſſen. Gin Eorrectiv liegt freilich darin, daß bie Un— 
glüdlihen in andern, vielleicht entfernten Babrifen Unterkommen juden und finden mögen. 
Doc damit ift eine richtige Ausgleihung gewiß noch nicht erzielt; noch weniger damit, daß man 
die Leute darauf verweift, Tagelöhner zu werden, in welchem Berhältniß fie überdies in Menge 
auch nicht ſofort unterfommen,, abgejeben vom färglichen Lohne. 

Vergebens würde man abzuftreiten juchen, daß dieſes Verhältniß ſchon in zahlloſen Einzel⸗ 
fällen in unwürbiger und ſchmuziger Weife misbraudt wurde. 

Ergibt ih ſonach fhon aus der Natur der Dinge eine jchlimmere Stellung der Arbeiter als 
der Gtabliffementsbejiger, fo finden wir das Misverhältniß in den meiften Ländern Europas 
noch gefteigert dur Beftimmungen der Grjeggebung. Den Arbeitern bat man jede gemeinfame 
Berabredung zur Erzwingung höhern Lohns verboten, ven Meiftern und den Fabrifanten 
ſteht es dagegen thatſächlich frei, jih zum Herabdrüden ver Arbeirspreife zu verbinden. Der 
franzönide Code penal beftimmt zwar (Art. 414) eine Strafe von ſechs Tagen bis zu einem 
Monat Gefängnis und 200—3000 Fr. Geldbuße gegen diejenigen, welche ſich „auf ungeredhte 
Meile‘ zum Herabdrücken ded Arbeitslohns coalifiren; allein abgeieben von der Vagheit und 
Glafticität dieſer Verfügung und abgejeben von der Schwierigkeit einer Beweisführung, be= 
trafen hinmieder die Art. 415—417 die Arbeiter, die ſich in entgegengejegtem Sinne verbin= 
ben, in ganz anderm Maße: die Anftifter mit zwei= bis fünfjährigem und ſelbſt die bloßen Theil⸗ 
nehmer mit ein = bis dreimonatlichen Gefängniß. Die meiften feftländifhen Strafgefege folgen 
dem franzöſiſchen Beifpiel wenigftend im Princiv. Die Billigfeit fordert aber Gleihbehand: 
lung und zwar Gleihbehandlung nicht blo8 dem Namen, fondern der Ihat nah. Der Natur 
der Sache entiprechend, jollte man beiden Teilen freie Berftändigung unter ſich geftatten, um 
eine dem Angebot und der Nachfrage ſich anpaſſende Keitiegung der Löhne zu erlangen, joweit 
der ohnehin ärmere Theil fein natürliches Recht geltend zu maden vermag; man follte um jo 
mehr jene Strafbeftimmungen bejeitigen, als diejelben thatſächlich nur gegen ven einen Theil 
zur Anwendung gebracht werden oder gebracht werden können. 

In England fteht den Arbeitern das Recht ver Bereinigung zum Erzwingen höhern Lohns 
zu. Sie haben ſchon in zahllofen Fällen Gebraud von diefem Mittel gemacht, allein (ed darf 
dies nicht verhehlt werden) in der Hauptſache meiftens ohne ven von ihnen gewünjchten Erfolg, 
obwol die Berfuche wirklih mit ungeheuerer Anftrengung unternonmen wurden. Wir müllen 
beifügen, daß Die Arbeiterverbindungen (Unionen) in England vielfach in nicht zu rechtfertigen: 
ber, die wahren ökonomischen Bedingungen miskennender und misachtender Weife verfahren. 
Dieſe Arbeiterajlociationen nähren häufig jenen Ungeiſt der Ausſchließung gegen alle ihren 
Bünden nit Angebörenden, weldher Misbrauch jonft vem Zunftweien anklebte. Soviel thun— 
lich, wird es jedem Arbeiter unmöglich gemacht, beiteben zu können, ohne zum Berein zu gehö— 
ven. Dagegen fehlt eö an gehörigem Schuge. Im Berein jelbft wird darauf hingewirft, daß die 
Arbeiter nicht nach der Stüdzahl bezahlt werden, fondern (im allgemeinen gleihmäßig) Tages 
oder Woheniobn erhalten, was dem Fleißigen und Fähigen nadheheilig, dem Trägen und linge= 
ſchickten vortheilbaft ift. Die engliſchen Vereine erheben Beiträge von ihren Mitgliedern, die zu 
beren linterjftügung verwendet werden follen. Hierdurch erhalten jie mitunter fehr hohe Sum: 
men. In deren Bejige hat man die Mittel, Arbeitseinftellungen zum Erzwingen höhern Lohns 
(strikes, bei den Franzoſen gröves) zu beginnen, d. h. man hat Mittel, um die ihre Arbeit ein= 
ftellenden Zeute während einer Reihe von Wochen fo weit zu unterftügen, um damit, wenn auch 
dürftig, leben zu fönnen. In England und Schottland kamen jolde Strifes, wie erwähnt, ſchon 
oft vor, am ſchlimmſten wirkten fiein Irland. D’Gonmell berechnete, daß diefelben in der Stadt 
Dublin während einer gewiſſen Anzahl von Jahren wenigftens eine halbe Million Pf. St. Ber: 
lufte verurfaht Hätten. Im Jahre 1854 gab es zu Vreſton eine Arbeitdeinftellung, welde 36 
Wochen lang währte. Die Unionen brachten für Unterftügung ihrer Genoſſen 97000 Pf. St. 
auf; der geſammte Verluft, ven die Arbeiter an Entgang des Lohns erlitten, wird dagegen auf 
etwa 480,000 Pf. St. geihägt; noch größer war der mittelbare Verluft an volfswirthichart: 
lichem Einfommen der Gefammtheit. Käme ed nur auf das Beiſpiel der engliſchen Strifes an, 
jo müßte man den Urbeitervereinen allerdings entgegenwirken. Allein es ift aud) eine beffere 
Benugung der Freiheit jehr wohl möglih, und das wichtigfte Mittel dazu iſt beflere Geiftes- 
bildung der Arbeiter. Nur die Unfenntni der Verhältniffe, die Unwiſſenheit über Dinge, 
welche jene Leute fennen jollten, machte ed möglich, daß fie fich verleiten ließen, in jenen Arbeite- 
einftellungen ihr Heil zu ſuchen, weldes Unternehmen in den meiften Fällen unbedingt ſchlecht 
für jie endigte. Während der Strifes beziehen fie zwar die färglihen Unterflügungen aus ben 
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Unionskaſſen, d. h. fie erhalten das zurück, was fie ſelbſt früher mühſam erarbeitet und erſpart 
hatten ; es reicht aber lange nicht aus zum Lebensunterhalt, denn es foll und kann nur ein Un= 
terftügungäbeitrag fein. Einſchränkung, Noth und Entbehrung begleiten daher alsbald jeden 
Strike; die Familien der Unglüdlihen, ja fie ſelbſt ſehen ſich immermehr zum Hungern und 
Verkümmern gebracht; fie müſſen ihre nöthige Habe verkaufen und fi in Schulden ftürzen, und 
fchlieplih doc alles vergebend. Die meiften betbeiligten Arbeiterfamilien wurden dadurd 
auf Jahre hinaus, viele Individuen für den ganzen Reſt ihres Lebens in weit größere Bedräng- 
niß und Entbehrung gebracht, als fie je zuvor erduldet hatten. 

Bon wohlwollenden Männern ift fchon oftmals der Vorſchlag gemacht worden, den Arbei- 
tern einen gewifjen Theil des Reinertrags der Gejchäfte, bei denen fie vermendet find, zugumen= 
den. Wir erachten biefen Plan, wenigftend in den meiften Fällen, für unausführbar. Dem 
vom deutfhen Vorparlament eingefegten Funfzigerausſchuſſe ward in einigen Eingaben die Er— 
ftrebung einer Verwirklichung dieſes Gedanken gleichfalld empfohlen. Die Arbeitercommiffton 
fagte in ihrem Berichte Darüber unter anderm: „Bekanntlich ift nicht jedes Geihäft gewinnbrin- 
gend, und oft folgen mehre Jahre aufeinander, welche mit Berluft verbunven find. Nimmt man 
nun aud an, daß dem Arbeiter fein Lohn unter allen limftänden zu Theil werben joll, under nur 
dann außerdem einen Antheil am Gewinn haben kann, wenn ein folder wirflid eintritt, jo wird 
es ftetö ungemein ſchwierig fein, zu ermitteln, ob ein größered Fabrikgeſchäft in einem gewiſſen 
Zeitraume mit Bortheil oder Verluft arbeitete, und welcher Betrag für das eine oder andere an= 
zunehmen fein werde, Dierin wird daher beftändig eine Duelle des Mistrauens liegen, da bie 
Nufmahung der Abrechnungen ſchwerlich aflezeit die volle Zuftimmung der Arbeiter finden 
dürfte. Den Nachtheil werden Die Arbeiter nicht mittragen wollen. Wenn aber der linterneb: 
mer dieſen allein auf fi nehmen, den Gewinn dagegen theilen fol, jo wird eine jolche inter: 
nebmung fhwerlich eine geveihlihe Entwidelung finden fönnen. Dennod mag es Unterneh: 
mungen geben, bei denen das Theilungsprincip zuläffig fein könnte; es dürfte dieſes aber zu— 
gleich dem Gutbefinden der Einzelnen und der freien Vergeſellſchaftung überlaflen werden. Das 
einzige befannte Beiſpiel, wobei ein Theilnahmeverhältniß praftifch angewendet worben, bildet 
die Süpjeefifcherei. Bei diefer wird ein Drittel des Ertrags unter die Mannſchaft vertheilt, zwei 
Drittel rechnet man für die Koften der Ausrüftung, Affecuranz und Mugen des Unternehmers. 
Es bat ſich aber dabei ergeben, daß, wenn der Fang glüdlic war und das Schiff in etwa zwei 
Jahren heimfehrte, die Mannſchaft jih glänzend fand, daß aber in dem Häufig eingetretenen 
unglüdlihen Falle, in welchem eine ſolche Fahrt bis zu vier Jahren dauerte, die Mannſchaft 
meniger empfing, als wenn fie auf andern Handelsjhiffen gedient hätte.“ 

Übrigens betrachten wir e8 für eine wichtige Aufgabe der allmählich mehr und mehr ſich 
entwickelnden Statiftif, zu erforichen, inwiefern die fegigen focialen Berhältniffe und dabei na= 
mentlich das Kabrifwefen eine gleihmäßige Förderung des Wohlſtands aller Klaflen oder blos 
eine Anhäufung des Reichthums in den Händen Einzelner zur Folge haben. Obwol wir das 
legtere wenigjtend nicht unbedingt glauben, ſcheint es fich doch nicht nachweiſen zu laffen, daß ver 
MWohlftand der untern und mittlern Klaffen gerade in demſelben Maße fteige wie jener der 
ganz reihen. Namentlich ſcheint die Durch die Goldfunde veranlafte Geld: und Speculationd: 
revolution in diefer Hinficht ungünftig zu wirfen und dem Anhäufen ganz großer Vermögen 
mehr förderlich zu jein ald dem mittler und Feiner Summen. In Ermangelung vollſtändi— 
gern Materials theilen wir wenigſtens folgende Notizen mit. 

Eine VBergleihung der Ginfommenfteuerliften in England von 1812 mit denen von 1847 
ergibt folgende Zunahme der Zahl der Steuerpflichtigen : 

Bei den Finfommen von 150— 500 Pf. St. Zunahme 196 Pror. 


s 7} 500—1000 7 7 148 2 
„ 1 1000 —2000 [7] 7 148 7 
[7 „ 2000 —5000 7 " 118 [7 


er u; 5000 und barüber „, * 189 „ 

Dies find offenbar entfhieden günftige Reſultate. Die Zahl der Bevölkerung war in der 
bezeichneten Periode um 60 Proc. geftiegen, der Wohlſtand aber hatte in dreimal größerm 
Berbältniß zugenommen, und dieſe Zunahme zeigte ſich am ftärfiten bei ven Ginfommen zwijchen 
* und 500 Pf. St., obwol dann die höchſte Klaſſe die nächſte Stelle in der Zunahme be— 

auptete. 

Ein ganz anderes Ergebniß liefert aber eine Vergleichung der engliſchen Liſten ver Einkom— 
menfteuerpflidtigen in ven Jahren 1848 — 49 gegenüber 1856 —57 ; nämlich 
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Einfommen. 1848-49, 1956-57. Zunahme. 
150 bis 500 Pf. St. 88934 95164 6230 = 7 Proc. 
500 „ 1000 „ 12056 13203 1147’= 9,6 „ 


1000 „ 2000 „ 4659 5423 764 = 16,43 „ 
2000 „ 5000  „ 2231 2791 560 = 25,1 „ 
5000 „ 10000 „ 617 811 194 = 31,4 „' 
10000 „ 30000 „, 311 444 133 = 4m 5. 

über 50000 19 46 27 =142,u „ 


Hier tritt und die nicht erfreuliche Wahrnehmung entgegen, daß die Vermögenszunahme 
um jo größer wird, je bedeutender das vorhandene Bermögen in einer Hand obnebin [don ift. 
Doch dürfen dabei zwei Umftände nicht überfehen werben: einmal die ohne Zweifel erlangte 
riätigere Shägung; zum andern das Sinfen des Gelowerthd, wonach die Kauffähigkeit des 
Geldes finkt, was mittelbar der Vermehrung der höchſten Klaſſe am ftärfften zu flatten kam. 

Eine Erhebung, melde fürzlih in dem induftriereichen Ganton Zürich durch die Regierung 
vorgenommen murde, ergab folgende Beränderungen in der Zahl der Vermögensfteuerpfli: 
tigen nad) den Liſten von 1848 und 1858: 


Bermögen. 1948, 1858, Änderung. 

100 bis 500 Fr. 9476 7816 Minderung 174, Proc. 
501 „ 1000 „, 7873 6995 F 11 ” 
1001 „ 2000 „ 8642 8103 5 6a u 
2001 „, 5000 „, 6393 9319 Mehrung 454, „ 
5001 „ 20000 „„ 7566 7766 j 2%, u 
20001 „ 50000 „, 1529 2028 — 33 
50001 s 100000 7) 588 759 7 29 “ 
100001 „ 250000 „ 292 423 re 44 r 
250001 „ 500000 „, 51 95 jr 86 ” 
500001 ‚, 1,000000 „, 19 31 J 63 R- 
über 1,000000 „, 11 18 . 64 " 


.. 42440 43353 

Hier gemabren wir eine Verminderung der Fleinften Vermögen und ein unzweifelhaftes 
Hinaufrüden in die höhern Klaſſen; allein auch bier ift die Zunahme ganz unverhältnigmäßig 
ſtark bei den entſchieden Reichen. Das gefammte veriteuerte Vermögen jtieg von 300 Millionen 
auf 380 Millionen. Es fam auf die Steuerpflihtigen der fieben niedrigen Klaflen (bis ein- 
ſchließlich 100000 Fr.) zwar eine Zunahme von 3796 Berjonen, e8 ergab ſich aber doch nur eine 
Zunahme des Geſammtvermögens diefer Klaſſen um 25 Millionen; dagegen wiejen die vier 
legten Klaſſen eine Vermehrung um 194 Berfonen und um 55 Millionen Geldes nad, aliv 
um mehr alö das Doppelte der Summe, trog der kleinen Perſonenzahl. 

Narürlih fommen auch in dieſem Kalle vie bei England gemachten Bemerkungen in Be: 
tracht, umd überdies erinnern wir, daß jene Daten noch anderweiter Betätigung bedürfen, 
um zu feſten Schlüflen zu berechtigen. Doch jheinen ſie uns jedenfalls ſehr beachtenswerth. 

e) Wirfung des Fabrikweſens auf Intelligenz und Moral der Arbeiter. Man hat behaup> 
tet, daß der Menſch geiftig ganz ſtumpf werden und verdummen müfle, wenn feine Beihäftigung 
auf eine völlig einförmige, jede Abwechſelung ausſchließende Arbeit beihränft werde. Im 
Wirklichkeit jeden wir ein ſolches Stumpfwerden zwar infolge von Nahrungsſorgen eintreten, 
keineswegs aber bei Fabrikarbeitern im allgemeinen, wenn diefe nur einen ordentlichen 
Verdienſt haben. Im ganzen ergibt vielmehr eine unbefangene Würdigung aller Wahrneh: 
mungen, daß die Klaffe der Arbeiter und dabei namentlich der in Fabriken beſchäftigte Theil 
derjelben geiftig bei weitem erregbarer ift, ald er in früherer Zeit geweſen. Man findet mehr 
Bildung und mehr Sinn für höhere Interefien. Der Einwand des Stumpfwerpene ift, ſoviel 
wir wiſſen, durch keinerlei pofitive Thatſachen allgemein erwiefen. An jich bietet aber überdies 
gerade die Theilung der Arbeit ein wichtiges Mittel, um auch wenig Befähigten Gelegenheit 
zum Erwerb zu geben, ein Vorteil, den man nicht zu gering anſchlagen darf. 

Wichtiger ift die Beihulvdigung: das Fabrikweſen ſchade der Moralität der Arbeiter. Man 
jagt: „Das Zufammenjein fo vieler Leute beiverlei Geſchlechts verleitet zur Unfittlihfeit, dann 
zu leihtünnigen Ehen und übergroßer Vermehrung der Kinder. Die heranwachſende Genera— 
tion, im Elend geboren, im Elend erzogen, kommt wieder in die Fabrik und vermehrt die Anzahl 
förperlich und geiftig niedergedrückter, ſchwacher und armer Menſchen.“ 
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Vor allem kommt es auf Feſtſtellung der Thatſachen an. Leider iſt die Statiſtik noch nicht 
derart entwickelt, wie man es beſonders in ſolchen Fällen wünſchen möchte. Wir ſind deswegen 
vorerſt auf die Zuſammenſtellung einiger wenig ausreichenden Notizen beſchränkt. 

Was die leichtſinnigen Heirathen betrifft, fo ergibt ih aus der moͤglichſt ſorgfältig durch— 
geführten Statiftif ver Vevölferungsbemegung in Branfreih während des Jahres 1854 unter 
anderm Kolgendes: Im ganzen Kaiferreihe fam durchſchnittlich eine Heirath auf 132, Ein— 
wohner. Diejes Mittel wurde im Seinedepartement (Paris) anı meiften überjchritten, wo eine 
Heirat ſchon auf 100,47 Menſchen traf. Indeß ift ed klar, daß gerade in der Hauptſtadt das 
Fabrikweſen nicht allein maßgebenp ift. Das Nämliche gilt vom Xoiredepartement, welches die 
achte Stelle einnimmt. Trotzdem ergibt ih, daß die große Mehrzahl der Departements mit 
vielen Eheabihlüffen gerade Feine gewerbtreibenvden, fondern im Gegentheil weſentlich agricole 
Landſchaften jind. Hinwieder nehmen wir unter den Departements mit den wenigften Heira— 
then mehrere vorzugsweiſe inpuftrielle wahr: das Departement Oberrhein hat die fünftlegte 
Stelle in ganz Franfreic (ein Eheabſchluß erft auf 169,90 Einwohner); dann folgen die Nord— 
füften. In Frankreich ſcheint fich alfo die ganze Vorausſetzung nicht zu beftätigen. 

Etwas anders hinjichtlich ver Zahl der Geburten (Mittel in Franfreih im Jahre 1854 
eine auf 38,89 Ginwohner): am meijten in Loire (31,02), dann Seine, jpäter Nord, Nhonemün= 
dungen ꝛc. Daneben freilich erfcheinen Departements mit der geringften Induftrie, wie Dit: 
pyrenäen, Ardeche, Corſica, Heidedevartement. Doch find ed entſchieden agricole Bezirke, in 
denen die Zahl der Geburten am geringften. In Preußen kam 1852 in den induftriereichen 
Regierungdbezirfen Düffeldorf und Arnsberg je eine Geburt erft auf 27,64 und 27,88 Ein 
wohner, dagegen in den fabrifleeren Bezirken VBromberg und Marienwerber ſchon auf 20,15 
und 19,91. So eriheint denn aud der Vorwurf wegen häufiger, leichtjinniger Eheabſchlüſſe 
vorerjt noch nicht jedem Zweifel entrüdt. 

Eine ungewöhnliche Fruchtbarkeit ver Ehen in den Fabrikbezirken läßt ſich nicht beftimmt 
erkennen. Die mittlere Zahl ift in Frankreich 3,15 legitime Kinder auf jede Che. Diefed Ber: 
hältniß wird am ftärkften überfchritten in den Departements der Bretagne, des Gentrums und 
des Südens, wo wenig Fabriken beftehen (Morbihan mit 5,%6 Kindern ſteht voran; felbft Cor— 
fica nimmt eine hohe Stelle ein). Doch geſchieht Died allerdings aud in einigen induftriellen 
Gegenden (Oberrhein u. |. w.). Dagegen ericheinen unter den Departements mit der gering- 
fien Kinderzahl jene der Normandie und andere befonders Aderbau treibende Bezirke, neben 
ihnen aber auch mieder die Seine (mit blos 2,35 Kindern auf die Ehe) u. ſ. w. Alſo aud in 
diejer Hinficht fein frappantes Refultat. 

Allein ftarf ift die Zabl der unehelichen Geburten inden Fabrikgegenden (im Mittel in Frank⸗ 
reih auf 100 ehelihe 7,59 unehelihe): in dem GSeinedepartement 27,21, Nbone (Xvon) 
14,19, Nieder: Seine (Rouen) 11,10, Oberrhein (Mühlbaufen) 8,91. Auch hier fehieben ſich agri: 
cole Gegenden dazwiihen. Die Departements mit den wenigften unebeliden Geburten find 
zunächſt agricole, doch auch ſolche ohne große Städte und ohne ftarfe Garnifonen. Und ſchwer— 
lih wird man beftreiten, daß die Garnifonen weit mehr als die Fabriken auf die Zabl unehe: 
liher Geburten einwirken. 

Todtgeburten fommen ebenfall® häufig in einigen Induftriegegenden vor, was mit den 
dortigen zahlreichen unehelihen Geburten zufammenhängt. 

So läßt ſich denn nur in wenigen ber angegebenen Beziehungen eine geringere Sittlichfeit 
in den Fabriklandſchaften erkennen; zunächſt nur bei den unebelihen Geburten in Frankreich. 
Es ift an ich ſchon bedenklich, diefes Moment allein zum Mapftabe der Sittlichkeit zu erflären. 
Nun fommen aber anderwärtd aud in diefer Hinficht Verhältniffe zum Vorſchein, welche ven 
in Sranfreid gefundenen Thatbeftand in fonftigen Ländern in Zweifel ftellen. Während, mie 
angeführt, in Frankreich auf 100 eheliche Geburten 7,59 unehelihe famen, war das Berhältniß 
in dem noch viel inbuftriereihern England 100 : 6,38; in Preußen 100: 8,12; in Öfterreich 
100 : 8,%. In Deutfchland fommen die meiften unebelihen Geburten in dem völlig fabriflofen 
Medlenburg vor: im Jahre 1856 auf 100 ehelihe 24,38 uneheliche; nächſtdem in dem rechts— 
rheinischen Baiern, 100: 22,78, dagegen in dem fabrifreihen Sachſen auf 100 ehrliche 18,10 
unebelihe. In Preußen jelbft it im Megierungsbezirf Königsberg die elfte Geburt unehelich, 
in dem induftriereichen Bezirk Düffelvorf erft die zweiunddreißigſte. In Ofterreich treffen aller- 
dings in dem fabriflofen Tirol auf 100 eheliche Geburten nur 6,9 unehelidhe, dagegen in dem 
gleichfalls induftrielofen Salzburg 25,40, hingegen in dem gewerbthätigen Böhmen blos 14,52. 
Offenbar wirfen in alten diefen Bällen andere Umftände weit mächtiger ein ald das Babrif: 
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weſen oder deſſen Mangel, am meiſten die Freiheit oder Beſchränkung der Heirathen und das 
fiebende Heerweſen. Keinenfalls läßt ſich aus den vorliegenden Ergebniſſen eine ſchlimme 
Wirkung der Großinduſtrie erkennen. 

Ähnlich iſt es mit den Eheſcheidungen oder Trennungen von Tiſch und Bett, in welcher 
Beziehung die confefjionellen Verſchiedenheiten am meiften maßgebend find. 

Wie dem jet, fo betrachtet man die Beihäftigung von Angehörigen beider Geſchlechter in 
denfelben Fabriken als ſchädlich. Die Schilderungen find in Einzelfällen ohne Zweifel richtig, 
aber fie find ed nicht im allgemeinen und ganzen. Wir können ihnen Bilver der entgegenges 
fegten Art zur Seite flellen, wie oben bei Erörterung des Verhältniſſes der augsburger 
Kattundruderinnen ſchon geſchehen ift; dann die Schilderung der Baummollenfabrifen in Ro: 
well (Norpamerifa) von Michel Chevalier. Dort jind 5000 Arbeiterinnenvon 17 —24 Jahren 
beihäftigt; es beitehen Penfionen für diejelben unter ältern Witwen, und die Kabrifbejiger 
ſehen ftreng auf jittliche Überwahung; ; woöchentlich erſparen die Mädchen von ihrem Lohn etwa 
L1 Doll. und verbeirathen ſich, wenn ſie die Fabriken verlaſſen, meiſt an kleine Farmer. Eine 
eben vor und liegende Mittheilung über die raſch aufblühende Fabrikſtadt Lawrence beſagt: 
„ine eigenthümliche Erſcheinung bilden hier die Fabrikmädchen. Sie jind im ganzen eine jehr 
achtbare Klafle. Es gibt keinen Anftop, dag Farmerstöchter, junge Mädchen aus dem Fleinen 
Mittelitande, in die Fabrifen gehen, um 4—5 Jahre in denſelben zu arbeiten und id 
einen hübſchen Betrag zu erfparen. Es berriht unter ihnen in manden Kabrifen ein wahrer 
MWetteifer, recht tüchtig zu werben, ji untadelhaft zu betragen und geiftig auszubilden; jie 
halten auf Reinlifeit und Anftand, und fo begreift man, daß einft die Frau eined Senator 
in Wajbington, die durh Anmuth, Geift und Sitte eine Zierde der Geſellſchaft bildete, mit 
Selbitgefühl erklärte, fie verdanfe ihre Ausbildung der Zeit, da jie zu Lowell in einer Baunı: 
mwollenfabrif gearbeitet babe. Geiftlihe, Richter, Landwirthe heirathen ſolche Arbeiterinnen vor: 
zugsweiſe gern, weil jie an Fleiß gewöhnt und frei von den Fehlern find, welche den trägen, 
verzärtelten, unfräftigen Mädchen ver fogenannten guten Klaffen anhaften. Die Arbeiterin- 
nen erhalten durhiähnittli einen Wochenlohn von 5 Doll.” 

Wie alledem im einzelnen fei, fo finden wir nirgends flihhaltige Beweife dafür, daß die 
Klafte ver Fabrikbevölkerung moralifh immer tiefer finfe und fittlich verfomme. Vielleicht 
ließe fi, den foloffalen Schwindeleien und Betrügereien gegenüber, welde man während bes 
legten Jahrzehnds namentlich fo vielfah aus den höhern Ständen audgeben jab, eher noch 
das Gegentbeil behaupten. 

d) Wirkung des Fabrikweſens auf die Gefundheit der Arbeiter. Ju allgemeinen hat ſich 
mit dem Steigen der Eultur und mit der Berbeflerung der Zuftände des Volkes im ganzen die 
Lebensdauer bedeutend erhöht. Dies ift unbeitreitbar auch den Leuten, weldhe in den Fabrifen 
arbeiten, zu Hatten gefommen. So fümmerlid ihre Lage, fo ift diefelbe doch gleichwol entſchie— 
den beſſer, als fie fein würde, wenn die nämlihen Menſchen feine Fabrifarbeit fanden, wenn fie 
etwa von den Bettelfuppen der Klöfter leben müßten, wie ihre Vorältern, 

Allein biermit ift die Frage doch noch keineswegs entſchieden. Auch damit ift ie ed nicht, 
daß es andere Beihäftigungsmeijen gibt, welche ebenfo ungeiund find, ald die in den Fabriken 
nur immerhin fein können, 3. B. die ver Bergleute in Steinfohlen: oder Duedjilbergruben, 
jelbft die mander Gemwerböleute, wie der Steinmegen, der Stein: und Kupferdruder, jelbft der 
Schneider und Schuhmacher. 

Auch bier muß man bedauern, daß die ftatiftifchen Erhebungen nod lange nicht genug durd= 
geführt find. Gleichwol befigen wir genügende Notizen, um nur zu gewiß zu fein, daß mande 
Arten von Fabrifbefhäftigungen allerdings die Gefundheit untergraben und zerftören. 

In vielen, namentlih in Babrifländern hat man gefunden, daß unter den zum Heerdienſt 
aufgerufenen Jünglingen die Zahl der ald unbrauchbar erflärten in bedenklichem Maße zu: 
nimmt. So hatte man im Königreih Sachſen 

Zabl der Auf- 


Jahr. gerufenen. Davon unbraudbar. 
1832 13195 6752 
1837 14155 7807 
1842 15856 9835 
1847 16347 10536 
1852 18316 12117 


1854 17112 11508 
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Es darf zwar nicht Üüberfehen werden, daß die Auswahl der Eonfcribirten nicht immer mit 
gleiher Strenge geſchieht, oder vielmehr, daß man im allgemeinen um jo mehr ausfucht, je 
größer die vorhandene Zahl der Aufgerufenenift. Doc füllt ſelbſt dieſer Einwand hinweg, wenn 
die Untauglicherflärung megen mangelnder Körpergröße erfolgte. Und eben aus diefem Grunde 
bat man namentlich in Frankreich zu wiederholten malen das geforderte Maß weiter und meiter 
berabgefegt. Es ift indeß jehr zweifelhaft, ob man dieſes Ergebnif, gerade was Frankreich 
betrifft, vorzugsmweife dem Fabrikweſen oder nicht vielmehr zumeift ganz andern Einwirkungen 
beizumefien hat. Wir find geneigt, zu diefen Einwirkungen vor allem die ftarfen Gonferiptionen 
ſelbſt zu rechnen, durch welche nun ſchon mehrere Generationen hindurch faft ſämmtlichen fräfti= 
gen jungen Männern die Verheiratbung während einer Reihe von Jahren unmöglid gemacht 
wird, fodaß beinahe nur die Schwächlinge und Krüppel des Privilegiums genießen, vor dem 
27. oder 28. Jahre in die Ehe treten zu können. Daß hierdurch eine Verfchlechterung ver phy⸗ 
fifchen Zuftände des Volkes befördert wird, liegt auf der Hand. Das Ubel wird um fo größer, 
wenn die Eonfeription zu maflenbaften Auswanderungen der gefunden jungen Männer veran— 
laßt (wie 3.2. in der kleinen bairifhen Pfalz in den beiden Jahren 1853 und 1854 nicht weniger 
als 9341 heimliche Auswanderungen vorfamen, faft durchgehends von Militärvienftpfliätigen). 

Wie dem aber auch fei, fo Haben die Gonferiptiondliften gerade für unfern Zwed einen hoben 
Werth, wenn man die Aufgerufenen nach Beichäftigungsmeifen clafjificirt und die Zahl ver 
brauchbaren und unbraudbaren nad Procenten berehnet. Im Königreih Sachſen haben fi 
in den drei Jahren 1852 —54 in diefer Beziehung folgende Berhältnißzahlen ergeben, wobei 
wir der Vergleihung wegen Bauern und einige Hauptflaffen ver Handwerker neben den 
Fabrikarbeitern aufführen. Auf 100 Aufgerufene jeder einzelnen der nachfolgenden Beſchäf— 


tigungen famen: 
Zühtige, Mindertüchtige. Untüchtige. 


Landwirthſchaftliche Knechte, Tagelöhner, Jäger 29,73 7,90 62,37 


Bergleute . 24,77 TR 67,41 
Hüttenarbeiter > 222 nn 29,08 9,69 61,8 
RE... een 8,01 59,8 
Bäder, Conditorenn. 236 , 66 7,9 65,17 
IE U re» 9,89 50,57 
Shniter . . : 2: 2 2 2 2202. 138 6,1 79,9 
Schuhmacher. 18,22 10,67 70,51 
Poſamentiere. nn 14,88 8,03 77,59 
Strumpfwirfer . . 2 2 2 18851 9,17 72,32 
Maurerrrr Ba SO „90 54,87 
Tiſchlerr. 20,12 10,7 69,61 
Suffhmide . 2 2 2 31l465 9,06 59,9 
Spinner aller At . 2 2 2 202020. .16,8 4,65 79,07 
Meber aller At. . 2 2 222020. 18,45 8,8 72,7 
Tuchmachee.. a. SE 12,0 66,77 
RRDER 0 2 — 24,76 10,48 64,76 
Zeugoruder, Bliherr . . : 22020... 16,08 11,11 72,4 
Gigarrenmader . > 2 2 22 216,66 10,00 73,14 
Babrifarbeiter überhaupt . . 2 20, 36 8,0 70,93 
Sanvarbeiter, Kutiher . > 22 2 ,35 7,47 63,18 
Gine andere Glafjification ergibt für die Ge— 
fammtjumme aller Gewerbtreibenden: 

aus Städten 19,73 9,31 70,% 

‚„, Dörfern 26,58 8” 65,% 

Durchſchnitt 24,15 8,57 67,8 


Im Canton Zürich führte eine Erhebung zu folgenden Ergebniffen. Es fanden im Mittel 
von vier Jahren Militärdienftbefreiungen ftatt: 


Babrifbezirfe. Nderbaubezirke. 
Im 1. Militärbezivt 267 Mann Im VI Militärbezirt 108 Mann 
er 256 „ „vu. 177... 


— 229 „ van. n 137 „ 
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Bon einzelnen Leiden waren folgende bejonders auffällig, im Mittel der 4 Jahre: 


in jedem ber drei in jedem der drei 
Babrilbezirte Aderbaubezirke 


Augenleiden und Folgen .. . ‘je 13 ie 7 
Folgen von Berlegungen . . „ 14 Pr 
Knochen- und Gelenffrankheiten +. 48 „9 
Bruſt- und Herzkrankheiten . „37 „ 10 
Unterleibsfrankheiten . . . "„ 9 . 8 
Schwächlichkeit und Sfrofeln . 111 „8 
Geſchwüre „8 „3 


Entieglich ift das Bild, welches von dem Geſundheitszuſtand mancher Klaſſen von Arbei— 
tern in England entworfen wird. Am ſchlimmſten ſteht es mit den „Trockenſchleifern“ (1he 
dey-grinders) von Sheffield. Diejenigen derjelben, welche mit Verfertigung von Gabeln 
beihäftigt find, fterben durchſchnittlich ſchon im neunundzwanzigften Altersjahre. Der feine 
Staub son Stahl und Stein vernichtet die Gefundheit ver Leute ausnehmend raſch; ihr Leiden 
wird fhe grinder's rot (die „Schleiferfäule‘‘) genannt. Bei Reihenöffnungen findet man die 
Lunge in einem ganz verdorbenen Zuftand; fie ſieht ſchwarz aus, wie in Tinte getaucht; ihre 
Xertur, ftatt wie gewöhnlich ſchwammig zu fein, zerreißt gleich einem Stüde Federharz. Diefe 
Veründerung des Organs wird dadurch veranlaßt, daß das beftändige Eindringen von Stahl: 
und Steinftaub in die feinjten Theile der Athmungsorgane eine permanente Entzündung der 
Lunge bewirkt. Diejenigen Schleifer find dem Übel weit weniger ausgeſetzt, welche ihre Schleif— 
feine befeuchten dürfen. Bei verichiedenen Arbeiten ift die jedoch nicht zuläfjig, namentlich bei 
Herftellung eine8 gerundeten Rückens der Rafirmefler und Scheren. Eine Laune der Mode 
entiäeidet alfo Hier über Gejundheit und Leben der Arbeiter, denn es ift wahrlich fehr gleich— 
gültig, ob jene Meſſer und Scheren einen runden oder edigen Rücken haben. Die Käufer ahnen 
in der Regel gar nicht den Unterfchied bei der Herftellung! Die mittlere Lebensdauer in den 

Manufarturen in Stahl zu Sheffield beträgt: 


bei Trodenjchleifern von Gaben . . . . . 29 Jahre 

* », Rafiemeffern . . . a; 5 
— F— „Scheren.... 32 „ 

— — „Wollſcheren. . . . 32 „ 

7 R „Zulegemeſſern .-. . 34 „ 

— er „ Ziihmeflen . . . . 35 „ 

„ „ — 35 „ 

— 4 „Sägen.. 35 „ 

F ir „Sicheln.. 38: :;, 


Der Unterſchied ift Bolge theilweifer Wafferanwendung und des fpätern Eintritts der 
Leute in das Geſchäft. In den beifern Fabriken Hat man den Staub einigermaßen zu bejeitigen 
gefuct duch Anwenden von Blafebälgen, die nad dem Kamin gehen. Allein die Arbeiter jelbft 
wollten nichts wiſſen von diefer Verbefferung ; ihr Geihäft, fagten fie, gehe ihleht genug; 
lebten die Beute länger, fo werde ed alsbald jo jehr überjegt fein, daß niemand mehr fein Brot 
serdienen könne! Aus dem gleihen Grunde wiefen fie es zurüd, Masken vor das Geficht zu 
bringen, obwol es ſich gezeigt hatte, daß jhon ein einfaher Schnurrbart nugt, indem er das 
Eindringen des Staubes in die Athmungsdorganevermindert. Gewiß bildet ſolches Wiperftreben 
einen entfeglichen Beweis des Häglichen Zuftandes jener Unglücklichen. 

Glücklicherweiſe bilden ſolche Eriheinungen nidyt die Regel ver Kabrikbeihäftigung, ſon— 
dern die Ausnahme. Es iſt alljeits Prliht, auf Abhülfe hinzuwirken, und es gebt nicht an, 
durh allgemeine Redensarten die Eriftenz der Thatſachen zu beftreiten; allein man kann das 
Fabrifwefen im ganzen darum nicht verdammen. | 

Es iſt eine erfreulihe Wahrnehmung, daß das menschliche Leben im allgemeinen durch 
Arbeit verlängert, duch Müßiggang untergraben wird. Dr. Guy's Unterfuhungen führen 
bin, daß die mittlere Lebensdauer in dem nämlichen Verhältniß abnimmt, in weldem die 
Angehörigen einer Klaffe des wohlthätigen Antriebs zur Arbeit entbehren. Nur foll die Art 
der Arbeit an fich nicht ungefund und die Anftrengung nicht anhaltend übermäßig fein. Nach 
Guys Bemerkung hat der arme Bauerburfche von 30 Jahren, der fein kärgliches Mahl im 
Shatten eined Baums verzehrt, die Hoffnung, dreizehn Jahre länger zu leben ald der Fürft 
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von gleichem Alter, ver in Purpur gekleivet, Herr eines weit ausgebehnten Reihe und durch 
nichts zum Arbeiten gezwungen ift. 

Arbeit in gefchloffenen und dabei wenig gelüfteten Räumen ift unzweifelhaft weniger 
gefund als folhe im Freien, do nur, wenn Bewegung mit der legtern verbunden ift. Der Brite 
Neifon („Onvital statistics’) gelangte bei umfaflenden Unterfuhungen zu folgenden Ergebniſſen 


- Wahrſcheinliche Lebensdauer: 


Alter. bei Beihäftigung im Haufe bet Beibäftigung im Freien 
mit geringer Bewegung mit Marker Bewegung. mit geringer Bewegung mit flarfer Bewegung. 


20 Jahre 41,882 Jahre 42,0133 Jahre 37 ou Jahre 43,116 Jahre 


30 „ 35,110 „ 34HN „ 30,135 „ 36,582 „ 
40 „ 273 „ 27.8004 23,0357 „ 29,18 „ 
560 „ 20,0R .. 21,105 „ 17,0 „ 21 „ 
60 „ 14,090 „ 15,113 „ 11,019 „ 15,635 „, 
70 „ ER 10,407 „, 4,5607 „, 9,3313 „ 


( Danach hat der Gärtner und der Tagelöhner zwifchen dem zwanzigften und dreißigſten 
Altersjahre die Aussicht, menigftens ſechs Jahre länger zu leben als der Kutſcher, obwol fte alle im: 
Freien beſchäftigt find. Dod mag namentlich übermäßiger Genuß geiftiger Getränfe bei Leuten 
der legtern Klaſſe das ungünftige Verhältniß bedeutend befördern.) 

Im allgemeinen ergibt ih, daß es zunächſt alte, auch techniſch in ſchlechtem Zuftand befinp- 
liche Babrifen find, in denen die Geſundheit der Arbeiter am meiften gefährdet ericheint. Die 
Übel, über welde in diefer Beziehung geflagt wird, laffen ſich nicht wegleugnen, allein es ifteine 
Befeitigung, allermindeftend eine bedeutende Verbefferung ſehr wohl möglich; ja ed haben ſolche 
Verbeflerungen bereits in mannichfachſter Weife ftattgefunden, wie in der Negel jhon ein ein= 
ziger vergleihender Bli auf alte und auf neuere Anftalten und deren Einrichtung beweift. 

Mo immer ed angeht, wird man jedenfalld wohlthun, die Gewohnheit zu erhalten und zu 
fördern, die Arbeiter zu Haufe arbeiten zu laflen, ftatt fie in Fabriken zu vereinigen, wie das 
erftere namentlich großentheils in den Seidenmanufacturen der Schweiz, vorzüglih im Ganten 
Zürich eingeführt ift. 

Kein Zweifel, daß die Geſundheitsverhältniſſe, in denen ji der Landmann befindet, gün- 
ftiger find ald die des gewöhnlichen Fabrikarbeiters. Und doch gewahrt man ein ftarfes Zuſtrö— 
men vom Rande nad) den Städten, vom Landbau nad den Fabriken. Es ift dies jedenfalls ein 
Zeichen, daß die Leute durch folhen Wechfel eine Verbefferung wenigftens ihrer öfonomifchen 
Lage erzielen. , 

e) Wirfung des Fabrikweſens auf die dabei beihäftigten Kinder. Hier fommen wir auf 
Die ärgfte und unbeftreitbarfte Schattenfeite, zwar nicht unbedingt des Fabrikweſens im ganzen, 
mol aber einzelner, doch zahlreicher Klaffen von Fabriken. Ein Misbrauden hat freilih aub 
ſchon in frühern Zeiten ftattgefunden, ehe es eigentliche Babrifen gab. So wurden in Schleſien 
febr oft Kinder von vier Jahren and Spulrad gefegt (vgl. Schneer, „Die Noth der Leinenar: 
beiter“); allein das übel erlangte num eine größere Ausdehnung. Sehr richtig Hat Dupin ver 
Ältere bereits ihon vor Jahren bemerft: „Das Üibertriebene der Arbeit ift von nachtheiligem 
Einfluß fogar auf die Geſundheit der Eräftigften Menſchen; welche weit beklagenswerthere Ein: 
wirfung muß jie nicht auf Halberwachſene, insbeſondere auf Kinder ausüben! Hier find bie 
Folgen: raſche Abnahme ver Gejundheit, häufige, der Arbeitöfategorie verwandte Kranf: 
beiten, vorzeitige, tief eingreifende Gebrehen. Ja, jene jungen Arbeitenden, die nicht als Opfer 
folder Barbarei förmlich zu Grunde geben, erreichen die Reife nur mit einem zerriktteten 
Weſen, mit entnervter Kraft und unheilbaren Übeln.“ 

Es ift unbefchreiblih, mie weit die fuftematifche Ausnugung der Kinder mitunter getrieben 
ward. Braucht doch die Kinderarbeit nur am geringften bezahlt zu werben, wozu weiter kommt, 
daß die Unglücklichen mit ihren Kleinen, gelenffamen Fingern bei manden Arbeiten, 3. B. An: 
fnüpfen abgeriffener Fäden, braudbarer find ald Erwachſene, aud weil fie bei ver Kleinbeit 
ihres Körpers beſſer unter ven Maſchinen hindurchgehen können ald jene. 

Bis zu welchem entjeglichen Grade die Ausnutzung von Kindern mitunter getrieben ward, 
mögen beifpielämweife folgende, in einem englifhen Barlamentöberichte von 1843 feftgeftellte 
Thatſachen far machen: Die Fabrikation der gedrehten Schnüre findet mitteld Maſchinen ftatt 
und erfordert die größte Aufmerffamfeit. Die Mafchinen werben jegt faft ſämmtlich mit ber 
Hand in Berwegung geſetzt, wozu man Kinder von 3—4 Jahren zugleih mit ihren Müttern 
verwendet, die 12—14 Stunden täglich arbeiten. Damit die Kinder ruhig bleiben, gibt man 
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ihnen eine dem Godfrey ſchen Liquor (Godfrey's Cordial, ein opiumbaltiges, ven Kindern häufig 
als jhmerzitillend gegebened Hausmittel) zugeſetzte narkotifche Mirtur. Ein Apotheker von Not= 
tingham erklärte dent Goroner, daß er im Laufe eines Jahres mehr ald 1300 ſolche Mirturen 
verabreiht babe. Das in diefer Mirtur enthaltene Laudanum und obiger Liquor find beide 
färker, ald vie Pharmafopde vorſchreibt. Man verfährt mit diefer Vergiftung wie folgt. 
Angefangen wird damit ſchon ſobald ald möglid; nach ver Geburt des Kindes. Die Mutter be: 
ginnt mit einer Mifhung von Rhabarberjaft und Laudanum, geht dann zum Godfrey'ſchen 
Liquor und zulegt auf das reine Laudanum über. Die Folgen bleiben nicht lange aus; die 
kleinen Opfer werben bald bleich, verlieren alle Lebhaftigkeit und eignen ſich dadurch zu der ihnen 
beitimmten ruhigen Beihäftigung, bi nach wenigen Jahren der Tod diefem Treiben ein 
Ziel jegt. 

Das freie England, in welchem ſich das Fabrikweſen zuerft in weitem Umfang entwidelte, 
war der erite Staat, in welhem man Gejege zum Schuge der Kinder erlief. Schon im Juni 
1802 warb damit begonnen, und man gelangte dahin, von dem damaligen jehr milden Anfange 
bald zu bedeutender Strenge zu jchreiten. Es ift kaum glaublid, wie weit der Einfluß eigen- 
fühtiger Fabrikherren reichte, um alle angeorpneten Parlamentsunterfuhungen zu vereiteln; 
freilih ohne Erfolg. Namentlich gaben ih manche Arzte dazu ber, Ausfagen im Intereffe der 
Befiger jener Anftalten zu machen, wodurch fie jedem menſchlichen Gefühle Hohn fpradhen. So 
erwirerte ein von den Parlamentscomniffaren vernommener Arzt Edward Hulme zu Mande: 
fler auf die Frage, ob es einem Kinde nachtheilig ſei, täglih 23 Stunden zu flehen, geradezu: 
„er wage es nicht, diefe Frage ohne vorgängige Unterfuhung der nähern Umſtände zu beant- 
worten“! Als man feine Meinung darüber wiflen wollte, ob es einem Kinde nachtheilig fein 
würde, während der Mahlzeit fortwährend körperliche Arbeiten zu verrichten, entblödete er ſich 
nit, zuentgegnen: „ſeiner Anficht nach würde die Speife, wenn während des Eſſens gearbeitet 
werde, jepermann ebenfo gut nähren, ald wenn die körperliche Handhabung des Meflerd und 
der Babel hatt der Arbeit verrichtet würde.‘ 

Solde Shamloiigkeiten, zur Seite der entjeglihften und empörendſten Bilder von Kinder: 
misbandlungen, konnten freilich nicht ausreichen, die Stantögewalt vom Einfchreiten vermittelt 
beftimmter Gefege oder Verordnungen abzuhalten. Ohne Zweifel hat der Volizeiftaat durch 
ungeeignete Gingriffe oft geſchadet. Auch erwarten wir eine Verbeſſerung der Verhältniſſe des 
Arbeiterſtandes im großen nicht durch Verordnungen, jondern infolge der fleigenden Nach— 
frage nah Arbeitern und einer damit zufammenhängenden Erhöhung ihres Selbſtbewußtſeins 
und ihrer beſſern Bildung. Allein jevenfalld zwangen zahllofe Misbräude zum Einfhreiten 
der Staatsgewalt. Dem Beijpiele Englands folgten Frankreich, Belgien, Holland, Preußen, 
Dſterreich, eine Reihe kleinerer deutfcher Staaten, ja ſelbſt Rußland. 

WV. Die Geſetzgebung zum Schutze der Fabrikarbeiter, insbeſondere der 
Rinder und der Frauen. Nachſtehend eine gevrängte Überſicht der wichtigften legislativen 
Beilimmungen einiger bier vorzugsweiſe in Betracht kommender Staaten. 

a) England. Das ältefte Gefeg von 1802 (42 George III, c. 73) verordnete Beſichti— 
gung der Fabriken durd die Friedendrichter bei deren Duartalfeffionen und Berichterftattung 
über den gefundenen Zuftand; dabei erftrebt daſſelbe hauptſächlich die Lage der Lehrlinge in 
ven Baummollen= und Wollenfabriken zu verbeffern und für deren Unterricht wenigſtens etwas 
zu jorgen. Die Mafregel erwies fih unzulänglih. Darauf 1816 Einfegung einer Parlaments- 
commiſſion und 1819 ein neues Gejeg (59 George IU, c. 66), wodurch die Verwendung von 
Kindern unter neun Jahren in den Fabrifen obiger Art unbedingt verboten, dann für die O — 
16jährigen die Arbeitäzeit auf 12 Stunden beſchränkt ward, mit zwei Nubezeiten, zufams 
men von anderthalb Stunden, in der Zmwifchenzeit. Im Jahre 1825 kam eine Ergänzung dazu: 
Gontrofe wegen des Alters der jungen Leute, Beſchränkung der Arbeitäzeit an Samstagen auf 
I Stunden und Gebot des jährlihen Weißens der Wände in den Fabriken. Doch alled dies 
genügte nicht; ebenjo wenig 1831 ein weiteres Ergänzungsgeſetz. Dagegen bildet das am 
29. Aug. 1833 nad dem Gutachten einer neuen Prüfungscommifjton erlaffene Geſetz (3 und 
4 WilL IV, c. 103) die Grundlage der heute maßgebenden Legislation, woran ſich jedoch weſent⸗ 
ih anfhließen die Gefege vom 6. Juni 1844 (7 Viet., c. 15), 30. Juni 1845, 5. Aug. 1850 
und 20. Aug. 1853 (16 und 17 Vict,, c. 104). Die wichtigſten jegt geltenden Beflimmungen 
ind folgende: 

Die Berwendung von Kindern unter acht Jahren in Fabriken iftganzverboten. Solde von 
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8 — 12 Jahren werden zugelaſſen, jedoch nur zwifchen 6 Ihr morgene und 6 Uhr abends und 
unter der Bedingung, daß die Arbeitszeit ſieben Stunden nicht überfteige und daß dieſelbe Samstags 
fhon um 2 Uhr aufhöre. Die legte Beftimmung gilt auch für 13—18jährige. Denfelben jind 
mindeftens 1"/, Stunden als Eſſenszeit freizulaflen, und aud für fie darf die Arbeitöftunde 
nit vor 6 Uhr morgens beginnen und muß um 6 Uhr abends fließen. Perjonen unter 
18 Jahren dürfen des Nachts nicht in den Fabriken beſchäftigt werben; doch bezieht ſich dieſes 
legte Berbot nicht auf das Arbeiten behufs Walkens oder Siedens von Wolle mit einer Dampf: 
oder jonftigen Maſchine, Waſſerrad over dergleichen; auch find unter Fabriken Beinerlei metallur— 
gifche Anitalten begriffen. Alle Arbeiter unter 18 Jahren müſſen wenigftend zwei Beiertage 
(Eharfreitag und Weihnachten) ganz, außerdem acht Tage zur Hälfte frei haben. Ausnahmsweiſe 
fann die Arbeitäzeit von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr abends bejtimmt werden. Ebenfo beſtehen 
einige Grmädtigungen für außerordentliche Bälle, bei Störung des Geſchäfts durch Ilnregel: 
mäßigfeit im Waflerzufluß u. dgl. 

Die Fabriffinder unter 13 Jahren müflen jedes Halbjahr mindeftens während 30 Tagen 
die Schule beſuchen, derart, daß jie wenigſtens 150 Schulftunden (im Halbjahr) genießen. Das 
betreffende Schulgelo ift vem Kinde an feinem Lohne abzuziehen. 

Bür i in den Babrifen beſchäftigte weibliche Perſonen über 18 Jahren gelten die Vorſchriften 
wie für junge Leute zwiihen 13 und 18 Jahren. 

Befondere Vorfhriften forgen für Reinigung (Anftreihen, Weifen) der Babrifräume, 
dann gegen Durchnäſſen der jungen Arbeiter und zur Bewahrung gegen Förperlihe Verleguns 
gen durch die Maſchinerie. Bon jever Verlegung eines Arbeiters ift in 24 Stunden amtliche 
Anzeige zu erftatten, jofern der Beſchädigte niht am nächſten Morgen nad dem Vorfall vor 
9 Uhr wieder arbeiten fann. Nach Maßgabe ver Verhältniſſe ift eine Entihädigungsflage von 
Amts wegen zum Vortheil des Verlegten zuläffig. 

Zur Sicherung der Fabrifgefege werben vier Infpectoren und eine Anzahl Interinfpectoren 
angeftellt. Dieſe bezeichnen unter anderm Ärzte, welche alle jungen Perſonen zu unterſuchen 
haben, die in eine Fabrik eintreten wollen; nur auf Beſcheinigung dieſer Ärzie, daß es den 
Unterfuchten an ver nöthigen Körperentwidelung und Geſundheit nicht fehle, darf die Auf— 
nahme in ein Gtabliffement erfolgen. Die Infpectoren und Unterinfpectoren find unter andern 
befugt, jede Fabrik, jolonge in derſelben gearbeitet wird, ſelbſt bei Naht zu unterfuchen und 
zum Bollzug des Gejeged dienende Anordnungen zu treffen. 

Die Fabrifinhaber müflen umfaſſende Verzeichnifle führen, namentlich über die bei ihnen 
beichäftigten Kinver. 

Die angedrobten Strafen jind durchgehende Geldbußen: wegen Verwendung von zu jungen 
Xeuten oder wegen Berwendung ohne Unterrichtszeugniß 1—3 Pf. St.; wegen Verwendung 
bei Naht 2— 5 Vf. St. ; außerdem werden im legten Fall auch die Ältern beftraft bie zul Br. St.; 
wegen Unterlaifen des Weihen⸗ der Wände 3— 10 Pf. St.; wegen Mangels einer Umzäunung 
der Majhinen 5—20 Pf. St.; hatte aber der Inipector eine Einzäunung vergebens verlangt, 
und ed ift eine Verlegung eingetreten, jo fleigt die Strafe auf 10— 100 Pf. und fann für den 
Beſchädigten verwendet werden. 5 

b) Frankreich. Nach dem Geſetze vom 22. März 1841 dürfen Kinder vor zurüdgelegtem 
achten Altersjahre nicht arbeiten in „Manufacturen, Hütten: und Triebwerfen, dann in Wert: 
ftätten, welde von mechaniſchen Kräften getrieben werden oder mit anhaltendem Feuer arbeiten, 
oder in deren Dependenzen; ebenſo wenig in andern Fabriken, melde mehr ald 20 Arbeiter 
in den Werfftätten vereinigt beihäftigen”. (Die Mafregeln dehnen ſich hiernach in Frankreich 
auf fehr viele Anjtalten aus, welche in England durch die Kabriflegislation gar nicht berührt 
werben.) Die Arbeitszeit für Kinder von 8—12 Jahren ift auf acht Stunden, die für Kinder 
von 12—16 Jahren auf 12 Stunden bejhränft, zmifchen weldien Stunden mehrere Pauſen 
liegen müffen. Alle Nachtarbeit, d. h. alle Arbeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, if für 
Kinder unter 13 Jahren unterfagt; ebenjo alle Arbeit an Sonn: und Feiertagen für Die we— 
uiger als fechzehnjährigen. Wenn Kinder über 13 Jahren infolge von Waflermangel oder 
dringenden Reparaturen zur Nachtarbeit verwendet werden, jo find zwei Arbeitöjtunden gleich 
drei am Tage zu rechnen. Jedes Kind erhält bei feinem Eintritt in eine Fabrik ein Dienft- 
büdjlein, in welchem unter anderm auch fein früherer Schulbefuh bemerkt wirt. Die Verwal— 
tung fann durdy Verordnungen verfügen, daß in Fabrifen, in welchen vie feftgefegte Arbeitszeit 
die Kräfte der Kinder überfteigt und deren Geſundheit gefährdet, diefe Arbeitäzeit vermindert 
und ein höhere Alter für den Eintritt gefordert werde; ebenfo fann fie die Aufnahme von 


Fabrikweſen 243 


veuten vor zurücgelegtem jechzehnten Altersjahre gewiſſen Babrifen wegen gefährlicher oder 
ungefunder Arbeit verbieten und den bereits angeflellten Kindern die Verrichtung gewiſſer 
ihäplicher oder gefährlicher Arbeiten unterfagen. Auf dem Verwaltungswege follen die nöthi= 
gen Borfchriften erlaffen werden zur Bollziehung dieſes Geſetzes, zur Aufrechthaltung der quten 
Sirten in den Kabrifen, zur Verhinderung von Mishandfungen und überhanpt eines Mis: 
brauchs des Züchtigungsrechts, endlich zur Siherung des Lebens und der Geſundheit der 
Kinder. 

Zum Vollzug des Geſetzes ernennt die Regierung eigene Infpectoren, Übertretimgen wer⸗ 
den mit einer einfachen Polizeiſtrafe Bis zu 15 Ar. geahndet; kommen deren mehrere zuſammen, 
jo geben fie zu fo viel Strafen Anlaß, ald Einzelfälle vorliegen, doch darf die Gefammtbufe 
200 Fr. nicht überfchreiten. Tritt innerhalb 12 Monaten ein Rückfall ein, fo folgt Zuchtpoli⸗ 
zeiftrafe von 16— 100, reip. 500 Br. 

Ein Geſetz vom 9. Sept. 1848 beſtimmt, dap die wirkliche Arbeitszeit in den Fabrifen und 
Hüttenwerten audy für erwachſene Arbeiter 12 Stunden täglich nicht überfteigen dürfe. Aus: 
nahınen hiervon, weldye mit Rückſicht auf die Natur des Fabrikationszweigs oder Fälle höherer 
Gewalt nöthig werden, find durch anminiftrative Verordnungen feftzuiegen. Auf Übertretun- 
gen ſteht Buße von 5—100 Fr. für jeden vorſchriftswidrig befcdhäftigten Arbeiter; doch darf 
vie Geſammtſumme der Strafen 1000 Fr. nicht überfteigen. 

c) Preußen. Unterm 9. März 1839 erging ein „Regulativ über die Beichäftigung jugend: 
licher Arbeiter in Fabriken“, welches aber durd ein Gefeg vom 16. Mai 1853 mehrfah abge: 
ändert wurde. Danach ift es unterjagt, Kinder vor zurücgelegtem zwölften Pebensjahre in 
Babrifen, Berg:, Hütten= und VPochwerken regelmäßig zu beihäftigen (das Regulativ hatte das 
neunte Jabr beftimmt). Bis zum vierzehnten Alterdjahre ift die Arbeitszeit auf ſechs Stunden (nach 
dem Regulativ 10 Stunden) beihränft, und fie darf auch von vierzehnten bis nach beendigtem 
jeßjebnten Lebensjahre nicht über 10 Stunden audgebehnt werben. Für die noch nicht Vier: 

zehnjährigen ift ein vreiftündiger Schulunterricht vorgeſchrieben. 

In auferordentlichen Fällen darf die Ortspolizei eine Verlängerung der Arbeitszeit bis zu 
einer Stunde täglich, jedoch höchſtens auf vier Woden bewilligen. 

Die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter vor 54, Uhr morgens und nach 8°, Uhr abends 
iowie an Sonn= und Feiertagen ift gänzlid unterfagt. Zmifchen den Arbeitäftunden iſt freie 
Zeit zu laffen, und zwar vor= und nahmittagß je eine halbe Stunde, mittags eine ganze Stunde, 
wobei jedesmal Bewegung in freier Luft geftattet fein muß. 

Für den Religionsunterriht muß die nöthige Zeit gelaffen werden. 

Die Fabrifeigenthümer haben über die von ihnen beſchäftigten jungen Leute genaue Regi— 
fter zu führen und der Polizei mitzutheilen. 

Wo fih ein Bedürfniß dazu ergibt, follen die Etabliſſements durch Fabrikinſpectoren beauf— 
fichtigt werden. 

Die Minifterien beftimmen die Art der Örtlihen Auffiht. Strafen: 1—5 Ihlr. für jedes 
vorſchriftswidrig beichäftigte Kind; das zweite mal 5—50 Thlr. Nach drei verschiedenen Über— 
tretungsfallen innerhalb fünfJahren kann der Richter beim vierten Falle die Beſchãftigung von 
Kindern unter 16 Jahren auf beſtimmte Zeit oder für immer unterſagen. Sind in fümf Jahren 
ſechs Übertretungsfälle beftraft worden, fo muß diefe Unterfagung wenigſtens auf drei Monate 
ausgeſprochen werden. 

Zur Ausführung dieſes Geſetzes ward unterm 18. Aug. 1853 eine ausführliche miniſte— 
rielle Inſtruction erlaſſen. 

d) Schweiz. Blos ſechs Cantone beſitzen geſetzliche Beſtimmungen über Fabrikkinder, und 
war Bern und Schaffhauſen nur inſoweit, als ſie für Schulbeſuch ſorgen. In den übrigen 
vier Gantonen iſt im weſentlichen verordnet: 

Sanct-Gallen. Kinder vor vollendetem funfzehnten Altersjahre dürfen zu nicht mehr als 
12 Stunden täglicher Arbeit, die Schulftunden aber eingerechnet, angehalten werden. Nacht— 
arkeiten find ganz verboten. Bußen: 2—50 Fr. bei ſchwerern Fällen mehr. 

Ihurgan. Arbeitäzeit der jungen Leute in Babrifen 12—14 Stunden, unter Verbot der 
Rabtarbeit. In jedem Fabrikzimmer muß ein Auffeher für Erhaltung ver Sittlichkeit wachen. 

Glarus. Das Arbeiten zur Nachtzeit ift geftattet, doch derart, daß die Tagarbeiter nicht 
länger als 13, die Nachtarbeiter nicht länger ald 11 Stunden beihäftigt find. Alltagsſchul⸗ 
plihtige Kinder dürfen gar nicht verwendet werben. Kinder über 12 Jahren, welche blos noch 
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Die Repetirſchule und den Religionsunterricht zu beſuchen haben, dürfen verwendet werden, ſo— 
fern dies ohne Beſchränkung des Unterrichts thunlich, und unter der Bedingung, daß ſie je die— 
jenigen Nächte, welche dieſem Unterrichte vorangehen, nicht arbeiten. 

In den Spinnereien, in denen dad ununterbrodene Tag: und Nachtarbeiten noch nidt ein— 
geführt ift, vürfen Perſonen unter 14 Jahren höchſtens 14 Stunden, ältere höchſtens 15 Wer: 
wendung erhalten, wobei die Mittagsftunde eingerechnet wird. Die Spinnereibeiiger haben für 
Erhaltung der Sittlihfeit zu forgen. Bußen: 35—70 Br. alte Währung; in Wiederholungs— 
fällen Verdoppelung. 

Zürid. Kein Kind darf in einer Fabrik verwendet werben, folange ednicht aus der Alltags: 
Thule entlaffen ift. Ausnahmsweife ift die Berwendungvon Kindern über 10 Jahren geitattet, 
doch dürfen jie nicht länger als fünf Stunden arbeiten. Bei ſolchen Anftalten, durch melde die 
Geſundheit oder förperlihe Entwidelung gefährdet wird, ift ver Negierungsrath befugt, ein 
höheres Alter, bis zu 16 Jahren, feſtzuſetzen. 

Die Arbeitäzeit darf in der Negel vor 5 Uhr morgens nicht beginnen und nit über 8 Ur 
abends dauern, oder von 6 Uhr morgens bis 9 Uhr abends. Dazwiſchen müſſen regelmäßige 
Paujen gewährt werden, beim Mittagseflen wenigftend von einer Stunde. Die Arbeitsdauer ift 
durchgehends auf 13 Stunden feftgejegt, Samdtagd auf 12 Stunden. Nur mit befonderer 
Bewilligung aus dringenden Gründen darf Nachtarbeit vorgenommen werben, jedoch mit Aus: 
ſchluß von Leuten unter 17 Jahren. 

Der Fabrikherr muß den Lohn fpäteftend alle 14 Tage baar bezahlen und darf Feine 
Lebensmittel noh andere Waaren an Gelvesitatt geben. Ebenſo hat er für Geſundheit und 
Sicherheit zu jorgen. Bußen dürfen ven Arbeitern nur nah Mapgabe der Fabrikvorſchriften 
auferlegt werden, und diefelben find jederzeit im Intereffe der Arbeiter, insbefondere zu Unter: 
flügungsfajfen zu verwenden. Die Fabrikvorſchriften fowie die Statuten der Kranken- und Ver: 
forgungsfajfen, welde der Fabrikherr für jeine Arbeiter obligatoriſch erklären will, bevürfen 
einer Genehmigung der Direction des Innern. Der Negierungsrath erläßt eine allgemeine 
Verordnung, welche in allen Fabriken gilt, für die nicht befondere VBerorpnungen beiteben. 

In der Regel ift jever Fabrikarbeiter, welder das jiebzehnte Altersjahr zurücdgelegt bat, 
verpflichtet, duch Theilnahme an einer Kranken: oder Verſorgungskaſſe dafür zu forgen, daß 
er ärztliche Hülfe und die nöthigfte Unterflügung in Krankheitsfällen erhalte. Unterläßt der 
Babrifherr auf Befolgung diejer Vorjhrift zu dringen, jo kann er vorfommendenfalld zur 
Unterflügung und Verpflegung folher Unvermögenden angehalten werden. Zur Förderung 
guter Kranfen= und Alterskaſſen leitet ver Staat einen jährlichen Beitrag von 3000 Fr. 

Die Habrikbeiger haben genaue Liſten über ihre Arbeiter, über die denſelben auferlegten 
Bußen und die Verwendung der legtern zu führen und den Behörden zur Ginficht vorzulegen. 

Jede Fabrik muß alle zwei Jahre wenigitens einmal einer amtlihen Unterfuhung unter: 
worfen werden. Strafen: 10—50 Fr., in fhwerern Fällen bi8 200. Bei wiederholter Über: 
ſchreitung der Berfügungen zum Schuge der Fabrikkinder kann die legte Strafe verdoppelt und 
dem Fabrikherrn für eine bejtimmte Zeit dad Recht entzogen werden, junge Leute unter 17 Jab: 
ren in jeiner Anſtalt zu verwenden. 

Aus den vorfiehenden Mittheilungen ergibt ſich, daß man ed in den widhtigften Fabriklän— 
dern nothwendig fand, einige gelegliche Mapregeln zum Schuge der Kinder und theilweije au 
der Frauen zu treffen, aljo zum Schuge derjenigen Klaſſen, die ſich ſelbſt zu ſchützen außer 
Stande iind. War es aber ſchon in dieſer Beziehung nicht leicht, Vorſchriften aufzuftellen, 
welche einerjeits zum Ziele führen fonnten, andererjeitd bei den zahlloſen Mannichfaltig- 
feiten der Geftaltungen im Leben und in den Verhältniffen nicht zweckwidrig und jelbit 
in ſchädlicher Weile hemmten und beläftigten, To gelangte man binfihtlih der erwachſenen 
Arbeiter fait überall zu dem Grgebniffe, daß zwiſchen ihnen und den Fabrikherren im weſent— 
lichen freie Übereinkunft maßgebend fein müſſe; nur in einzelnen befondern Beziehungen 
ergingen gejegliche Verfügungen. 

Im ganzen drängt ih uns die Überzeugung auf, daß das Fabrikweſen keineswegs frei ift 
von jehr jhwarzen Seiten. Doch abgejehen davon, daß dieſe Schatten nicht ſämmtlich gerade 
nothwendig und fir immer mit der Großinduftrie zufammenhängen, haben wir in dieferlegtern 
einen der gewaltigften und wichtigſten Fortſchritte im Gange ver geſammtmenſchlichen Entwide: 
lung zu erkennen. Aud bei ven Misftänden wollen wir nicht vergeflen, wie ſich hier die 
ahnungsvollen Worte des Ariftoteles zu verwirklichen beginnen: „Wenn die Weberfähiffhen von 
jelöf geben, das Plektron von felbft die Zither fpielen würde, fo brauditen mir Feine Sklaven 
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mehr. Das Shiffhen geht bereits von ſelbſt, d. h. ohne Anwendung ber phyſiſchen Kräfte 
des Menſchen. Bezüglich der Literatur vgl. R. Mohl, „Die Geſchichte und Literatur der 
Staatäwiflenihaften‘. G. F. Kolb. 

eultäten, ſ. Univerfitäten. 

fhmünzerei (und Münzverbrechen überhaupt). Wir verftehen umter einer 
Münze gemeinhin ein Stück geprägte Metall, defien allgemeine Anwendung als Taufchmittel 
demſelben einen beftimmten Werth beilegt. Die Münze ald ein Geldzeichen unterſcheidet ſich 
insbefondere von den Medaillen und Schaumünzen, deren Prägung zu andern Zweden ge: 
ſchieht, und deren Metallmerth oft noch durd ihren Kunſtwerth, ihre Seltenheit u. dgl. erhöht 
wird. Dieje Ausprägungen find ed nicht, mit welchen wir uns hier zu beichäftigen Haben, dagegen 
find es auch die Fälſchungen des Papiergeldes und der geldwerthen Papiere in ihrer Eigenſchaft 
als Stellvertreter der Geldmünze, die wir in den Kreis unferer Betrahtungen ziehen müffen. 

Das Recht, Münzen zu prägen und ald Taufhmittel in Umlauf zu jegen, ift in den 
civilifirten Staaten von jeher als ein Hoheitsrecht, Regale betrachtet und von den Oberhäuptern 
derſelben als ein Theil ihrer auffehenden Gewalt in Anfprud genommen werden. Die Ver— 
letzung dieſes oberherrlihen Münzrechts durch betrüglihe Verfertigung neuer oder Verfäl— 
idung ſchon vorhandener Münzen mußte ſich fo zu einer firafbaren Handlung geftalten und 
das Verbrechen der Falſchmünzerei und Münzfälfhung hervorrufen. So bildete jhon zur Zeit 
der römiſchen Republif die Falfhmünzerei und Münzfälihung, das falsum monetarium, ein 
eigenes Grimen, und ed war die Lex Cornelia de falsis, weldje die Münz- und Teftaments- 
fälfhungen unter Strafe!) ftellte und jpäter, auf andere Bälle des Betrugs ausgenehnt, 
eine umfangreichere Anwendung erhielt. Kaifer Konftantin gab, wie der Codex Theodosianus 
ergibt, viele Strafvorihriften über einzelne Münzverbrechen umd namentlich fhon über das 
Beſchneiden der Münzen. Unter Theodoſius machte man die Münzverbrechen zu Majeftätäver: 

brechen und legte fo den Grund zu ihrer Belegung mit Gapitalftvafen, indem man bereits dieſe 

als untrennbar von den gedachten Verbrechen erachtet hatte. Die den Anſchauungen des neuern 
Römischen Rechts folgende Garolina (1532) unterjbied in Art. 111: 1) das unbefugte Brägen 
guter Münzen unter landeöherrlihen Siegel ohne Genehmigung ded Landesherrn; 2) die 
Münzfälihung im engern Sinne, nämlid die Verfertigung falfher Münzen mit der Abſicht, 
fie als edhte zu verbreiten; 3) die Müngverfälihung, insbefondere die Verringerung des 
Werthes echter Münzen, auch das Vergolden filberner Münzen; 4) das Auftaufen und wij- 
ientlihe Ausgeben falfher Münzen von andern Berfonen ald ven Münzfälihern. Die Carolina 
droht dem, meldher falſche, d. i. dem erhalte nad ſchlechtere Münzen macht oder diejelben wifient= 
ih von dem Falfhmünzer annimmt und vorfäglich verbreitet, ven Feuertod und allen denen, 
welche ſonſt ihren die Münzverbrechen betreffenden Beftimmungen entgegenhanveln, willfürlihe 
Strafe an Beib und But. 

Spätere Reihögelege hielten dieſe Anſicht von der Schwere diefer Verbrechen feft, und der 
Reichsabſchied von 1559 drohte fogar dem Ringerer, Befchneider, Wälder u. |. w. der Mün— 
zen die Strafe an Leib, Leben und Gut nad Geſtalt ver Sache an. 

Die deutſche Praxis verwandelte die Strafe ded Feuers in die der Enthauptung, welder fie 
dann die Verbrennung des Leichnams folgen ließ, wenn jemand, dem das Münzrecht nicht zu= 
kam, falſche Reichs- oder Landesmünzen geprägt und verbreitet hatte. Man ließ die Ver: 
brennung des Leichnams weg, wenn die Münze eines fremden Oberherrn den Gegenftand des 
Verbrechens bildete, wenn die faljche Münze no nicht ausgegeben war, wenn ver Münzwar— 
dein ſelbſt das Verbrechen beging und wenn nur eine geringe Summe falſcher Münzen ausge— 
prägt worden war. Mit willfürlichen Strafen an Leib und Gut belegte man die bloßen Münz= 
gießer und die Berberber echter Münzen. 

Doch fhon früh blieb man hierbei nicht mehr ftehen, man erfannte das Midverhältnig, in 
welchem diefe Strafprohungen mit der Größe der Berfhuldung ftanden, und die unendliche Ab= 
Aufung der Schuldbarkeit bei diefen Verbrechen und ging von der Todesftrafe bei denfelben ganz 
ab, diejer eine mehrjährige Zuchthausſtrafe jubftitwirend. Man ftellte ven Begriff ver Münz- 
fälihung, des falsum monetarium dahin feft, daß es, wie wir vorftehend ſchon andeuteren, nur 
durch die betrügliche Verfertigung neuer und durch Verfälfhung jhon vorhandener Münzen 
begangen werden könne, und jhloß fo von demielben die an dem Papiergelve, ven Banfoblis 





1) Die Strafe war anfänglich eine ungewiſſe, fpäter die Verbannung, VBermögensconfiscation, Res 
legatien und Deportation, legtere in befonders gravirenden Fällen. 
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gationen, den Staatspapieren aller Art oder an Metallen begangenen Fälſchungen aus, indem 
man dieſe in das Gebiet der qualificirten Fälſchungen verwies. Ebenſo rechnete man die bloße 
Einführung und Verbreitung verrufener Münzen nicht zu den Münzverbrechen, hielt es ſonſt 
aber für gleichgültig, ob die Münzfälſchung durch Prägen, Gießen oder andere Künſte zu Stande 
gebracht worden war. Als ein weſentliches Erforderniß des Münzverbrechens erachtete man 
jedoch die Abſicht, die falſche oder verfälſchte Münze als allgemeines Tauſchmittel gebrauchen zu 
wollen, hielt es aber nicht für nothwendig, daß die Verbreitung ſchon geſchehen und dadurch ein 
wirklicher Schade verurſacht worden ſei Jede Münzfälſchung enthält nach rer Anſicht des ge: 
weinen Rechts ſowol eine Verlegung des Münzregals, als einen vollendeten oder verſuchten 
Betrug des Publikums, und zwar einen duch Fälſchung begangenen. In erſterer Beziehung 
ann es jich um die Berfertigung guter, d. i. den gejeglihen äußern und innern Werth habender, 
oder ſchlechter (falfher) Münzen handeln, d. h. folder, welde von geringerm Schrot und Korn 
find. Außer diefer Anmaßung des Münzrechts ift auch nur ein bloßer Misbrauc deſſelben 
denkbar, wenn nämlich von einer Perſon, welder dad Münzrecht übertragen war, die Münz- 
fälfchungen ausgingen. Da in frübern Zeiten die Münzen oft verpachtet oder von den Landes: 
berren verfauft wurden, fo war diefer Fall ſehr häufig, und dad Münzedict Kaiſer Franz' I. vom 
Jahre 1759 mußte foldye Übertragungen ausdrücklich verbieten. Inter ven Begriff eines ſolchen 
Misbrauchs brachte man aud die Verſchlechterung der Münzen, die täuſchende Umwandelung 
geringerer Münzforten in ſcheinbar höhern Werth habenve und die abjihtlihe Verbreitung 
falfcher und verfülichter Münzen. 

Die Reichsgeſetze erachteten auch ſchon den für einen Theilnehmer dieſes Verbrechens, der 
son demijelben iffenfehaft hatte und es ver Obrigfeit nicht anzeigte, und den, weldher den 
Falſchmünzern feine Wohnung wilfentlih zur Werkjtätte einräumte. Die falfchen oder ver: 
fälfhten Münzen waren dem Fiscus verfallen. 

Faſſen wir die neuern deutſchen Strafgejege ind Auge, fo finden wir, daß man den 
Münzverbreen eine verſchiedene Stellung in der Reihe der trafbaren Handlungen angewieien 
bat. Der ältern Auffaflung derjelben ald Staatöverbreihen jind namentlich Ofterreih, Breuöen, 
das Großherzogthum Helfen, Naffau und Frankfurt treugeblieben. Baiern, Würtemberg, Braun: 
ſchweig und Hannover haben fie ald Verbrechen gegen Öffentliche Treue und Glauben bezeichnet 
und Baden, die thüringiichen Staaten und Sachen als qualifieirte Fälſchungen betradptet. 

Das Öfterreihiihe Strafgefeg vom 27. Mai 1852 nimmt an ($. 118), daß das Ver— 
brechen der Münzverfälihung begangen werde von dem, der 1) unbefugt nad einem mo immer 
im Umlaufe gangbaren Gepräge Münze jhlägt, obſchon Schrot und Korn der ehten Münze 
glei oder noch haltiger wäre; der 2) nach einem wo immer gangbaren Gepräge entweder aus 
echtem Metalle geringhaltigere oder aus geringjhägigern Metalle unechte Münzen ſchlägt, 
oder ſonſt falſcher Münze das Anſehen echten Geldes gibt ; der 3) echte Stücke Geldes auf mas 
immer für eine Art in ihrem innern Werthe und Gehalte, nach weldhem fie gemünzt worven, 
verringert oder ihnen die Geftalt von Stüden böhern Werths zu geben ſucht; der 4) Werf: 
zeuge zur falfhen Münzung berbeifhafft oder auf was ſonſt immer für eine Art zur Verfäl: 
ſchung mitwirkt. 

In Betreff der Strafe dieſer Verbrechen ($. 119) iſt ſeit dem Geſetzbuche von 1803 deren 
Beurtheilung eine weſentlich nachſichtigere geworden; man hat fie zwiſchen 5 — 10 Jahre ſchweren 
Kerkers gelegt und nur dann auf 10—20 Jahre gefteigert, wenn eine beſondere Gefährlichkeit 
ober ein großer Schade vorliegt. Dagegen hat man eine Strafe von 1— 5 Jahren dann ſchon 
für genügend erachtet, wenn bie falfhe Münze der echten an Schror und Korn gleich oder je 
ungeſchickt angefertigt ift, dab ihre Falſchheit ih ohne weiteres herausftellt. 

Hier fol (nad) $. 120) derjenige für einen Theilnehmer am Berbrehen angefehen werben, 
welcher verfälfchtes Geld im Ginverftändniffe mit dem Tbäter oder einem andern Theilnehmer 
auögegeben hat, oder welder dasjenige an fi bringt, um welches die echten Münzen verringert 
worden jind. Die Strafe der Theilnahme ift 1 —5 Jahre ſchwerer Kerfer und bei verurſachtem 
großen Schaden eine Verlängerung diefer Haftarı bis zu 10 Jahren ($. 121). 

Es ift eine aud dem Nothftande, in welchem jih Diterreih in Beziehung auf feine finan: 
ziellen Verhältniffe befindet, hervorgegangene vereinzelt daſtehende Eriheinung, Daß es vie 
Berfälfhung ald Münze geltender öffentliher Creditpapiere, um von diefer gleihfam abzu— 
ſchrecken, als ein bei weiten ſchwereres Verbrechen anzuſehen ji genöthigt geieben hat, als es 
die Verfälihung des geprägten Geldes anzufehen ſich gedrungen fühlte. 

Das Strafgeſetzbuch von 1803 beftimmte $. 94 noch: „Wer ein als Münze geltendes Credit⸗ 
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vapier (Bankzettel) wirklich verfertigt, wird ebenio wol als jeder Mitfguldige mit dem Tode 
beftraft‘‘, und das Gefegbud von 1852 Hat fih nur veranlaßt gefehen (in $. 108), mit diefer 
Strafe für den Nachmacher und jeden Mitſchuldigen bis zum lebenslaͤnglichen ſchweren Kerker 
berunterzugehen. Dieſe harte Strafe ſoll ſtets dann eintreten, wenn die Verfertigung mit Werf- 
jeugen geſchehen ift, welche die Vervielfältigung. diefer Papiere erleichtern. Mit der Strafe des 
ſchweren Kerkers von 10—20 Jahren glaubte man ſich dagegen begnügen zu können, wenn die 
Nachmachung mit der Feder oder mit andern Werkzeugen als denen der gedachten Art flatt- 
gefunden bat. Wenn man mit gleicher Strafe ($. 109) auch ſchon den bedrohte, welcher, mit 
dem Nachmacher oder andern Theilnehmern im Einverſtändniſſe, ſolche verfälfchte Bapiere aus- 
gegeben bat, dann fann man wol jagen, daß die Härte folder Strafbeftinnmungen wunde 
Stellen des öfterreihiichen Staatslebens bloflegt, welche man aus Gründen der Bolitit gewiß 
beſſer getban hätte mögtichft zu verhülfen. 

Noch grelier tritt das Misverhältniß zwiſchen der Strafe und der Verſchuldung bervor, 
wenn man (in $. 110) ſchon ven mislungenen Verſuch der gedachten Verfälihung mit ſchwe— 
em Kerker bis zu 20 Jahren bedroht findet, und wenn man findet, daß die Strafe ſchon zwiſchen 
5—10 Jahren liegt, wenn in den echten Bapieren nur die Summe, auf welche fie lauten, durch 
Bälihung erhöht wurde, oder wenn die Fälihung an den Nummern oder andern Theilen ihres 
Inhalts bewirkt wurbe. 

Auch Napoleon’s oft mit Blut gejhriebene Strafgeſetze, welche das Verbrechen der fausse 
monnaie und die conirefagon des sceaux de l’ötat et des billets de banque in dem Code 
penal von 1810 den crimes contre la paix publique anreihten, waren nicht milder als die 
öfterreidhiichen. 

Der erft durd das Gefeg vom 28. April 1832 abgeänderte Art. 132 ded Code drohte 
dem mitder Strafe ded Todes und der Vernögendconfidcation, qui aura contrefait ou altere les 
monnaies d’or ou d’argent ayant cours legal en France, ou partieipe a l'émission ou expo- 
silion des dites monnaies contrefaites ou altérées, ou a leur introduction sur le territoire 
frangais. Aud hier ging das gedachte Geſetz mit der Straie nur um einen Grad oder bis zu 
ben travaux forc&s a perpetuite herunter, gab den Geſchworrnen und Richtern in der Be— 
fugniß, mildernde Umftänve als vorhanden anzunehmen, im allgemeinen jedoch die Mögli- 
feit an die Hand, mit der Strafe bis zur zeitliben Zwangsarbeit oder jelbft bis zur reclusion 
berabzugeben. 

Es iſt der franzdfifchen Geſetzgebung eigenthümlich, daß fie die Verfälihung der en bil- 
lon oder in Kupfer ausgeprägten Münzen ſowie bie fremder Münzen nur mit zeitlicher 
Zwangsarbeit bedroht umd hierbei offenbar die geringere Gefährlichkeit für den franzöſiſchen 
Staat in Betracht gezogen hat. Auch will das Geſetz den nicht beftrafen, welcher falſche Münzen 
als echte empfing umd im guten Glauben wieder ausgab, wogegen ed den, welder jie fpäter als 
falſch erfannte und doch wieder audgab, mit einer Geldbuße belegt. 

Der Code penal hatte in Arı. 139 auch den mit dem Tode und Bermögendconfidcation 
bebroßt, qui aura contrefait ou falsifie, soit des effets &mis par le tresor public avec son 
timbre, soit des billets de banque autorisees par la loi, und es war erft dem gedachten Ge— 
fege von 1832 vorbehalten, auch bier nur die lebenslängliche Zwangsarbeit eintreten zu laſſen. 
Wenn man Hinzunimmt, daß außerdem die lebenslängliche Volizeiauffiht die Folge aller ver 
gedachten Verbrechen jein kann, dann wird man nicht bedenklich fein anzunehmen, daß auch 
u Geſetzgebung noch in denfelben fehr fchmere VBerlegungen des Staatsinterefled 

ebt.*) 

Breugen bat in $. 121 feined Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 beflimmt, dap, 
mer inlänvifches oder ausländiſches Metall: oder Bapiergeld nachmacht, wer echtem Metall- 
over Vapiergelde durch Veränderungen an demjelben den Schein eines höhern Werths 
gibt, ingleihen wer verrufenem Metall: oder Bapiergelvde durch Veränderungen an dem— 
jelben das Anjehen eines noch geltenden gibt, eine Münzfälſchung begeht und mit Zuchthaus 
von 5 — 10 Jahren und mit Stellung unter Boligeiauficht, welche in Preußen höchſtens auf die 
Dauer von 10 Jahren ausgedehnt werden fann, zu beſtrafen iſt. j 

Das Gefeg betrachtet ($. 122) aud den als Münzfälſcher, der falſches oder verfälſchtes Geld 
an fih bringt und entweder in Umlauf fegt oder zum Zwecke ver Verbreitung aus dem Aus- 





2) Belgien hat in feinem Geſetze vom 5. Juni 1832 die franzöfifchen Strafgefege zwar etwas, aber 
ungenügend gemildert. 
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lande einführt, und ben mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder Gelpftrafe bis zu 100 Thlrn., 
welcher falſches Geld als echtes annahm und nach erfannter Unechtheit wieder ausgibt. 

Es ift die weite Ausdehnung bezeichnend, melde $. 124 dem Begriffe des Papiergeldes 
gibt, indem es demfelben die von Preußen oder einem fremden Staate oder unter deren Auto⸗ 
rität von Gorporationen, Geſellſchaften oder PBrivatperfonen audgeftellten, auf den Inhaber 
lautenden Schulpverjhreibungen, Actien oder deren Stelle vertretenden Interimsicheine ober 
Duittungen jowie die zu diefen Papieren gehörigen Coupons, Zins- und Dividendenſcheine 
gleich geachtet wiſſen will. 

Im allgemeinen bildet Preußen ſchon einen Übergang zu den mildern Strafanprohungen 
fpäter zu erwähnender Gefeggebungen, welde die Münzverbrechen ven Fälſchungen zuzählen. 

Das großherzoglich heſſiſche Strafgefegbuch vom 17. Sept. 1841, welches auch in Frankfurt 
am 16. Sept. 1856 mit wenigen Mopificationen eingeführt wurde, flraft den ald Falſchmünzer, 
welder die im Großherzogthum im allgemeinen over aud nur in Handelöverfehr in Umlauf 
befindlichen Münzen, in ver Abficht, fie ald Geld in Umlauf zu fegen, unbefugtermweije nachmacht 
(Art. 204). Die Strafe ift eine verfchiedene, je nachdem die Münzen bereits in Umlauf gebracht 
wurden oder nicht. Im erftern Kalle ift jie (Art. 205) Zuchthaus bis zu 16 Jahren, wenn die 
Münzen feine ſolche waren, welche zur Scheidemünze gehören, Zudthaus von 1—8 Jahren 
aber, wenn das Verbrechen an bloßer Scheidemünze verübt wurde. Aud wenn die nachgemachte 
Münze nod nicht in Umlauf fam, wird das Falſchmünzen mit Gorrectiondhaus von 1—3 ober 
Zuchthaus bis zu 8 Jahren, und wenn es ih um Scheidemünze handelt, mit Correctionshaus 
von 6 Monaten bis zu 3 Jahren oder-mit Zuchthaus bis zu 4 Jahren beftraft. Das Geſetz⸗ 
buch unterjheidet das Falſchmünzen von ver Münzfälihung und zählt zu legterer das Beſchnei— 
den, Durdbohren oder auf fonftige Weife im Werthe Verringern von im Umlaufe befind: 
lihen Münzen. Ebenjo beftraft es ald Münzfäljcher ven, welder vereufenen Münzen den 
Schein geltender oder geringern Münzen dad Anſehen werthvollerer, und den, welcher auf 
irgendeine Weife verfälfchte Münzen als echte in Umlauf fegt (Art. 209). Die Münzfälihung 
wird mit Gorrectiondhaus bis zu 3 oder mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei geringem Gegen: 
ftande aber auch nur mit Gefangnißhaft geahndet. Fehlt bei ver Münzfälihung die betrüglide 
Abficht, dann zieht jie nur Geld: oder Gefängnipftrafe nad ſich (F. 210, 212). Den Gehülfen 
und Begünftigern der Falſchmünzer und Müngfälfcher werden Gorrections- (1—3 Jahre) und 
Zuchthausſtrafen bis zu 4 Jahren gedroht, wenn die Beihülfe gewerbsmäßig geleiftet wurde, 
fonft aber nur Gefängniß. Letzteres trifft auch nur den, welder falſche ald echt erhaltene 
Münzen, nachdem er deren Unwerth erkannt, weiter verbreitet. Alle Werkzeuge und Mareria- 
lien, welde zum Falſchmünzen dienten, unterliegen der Gonfiscation ($. 212 fg.). Ein Gejeg 
vom 10. März; 1852 dehnt die Strafbeftimmungenaud auf das Münzregal aller zum Deutſchen 
Zollverein gehörigen Staaten aus. 

Die Fälſchung der Staatspapiere bildet ein bejondered Verbrechen. Zu diejen Papieren 
werben in: und ausländiihe, auf den Inhaber lautende Staatöſchuldverſchreibungen, das 
Papiergeld oder fonftige für den Verkehr beftimmte Staatöjchulvfheine oder Anweiſungen 
gerechnet. Die Strafe diefer Fälſchung if, wenn das Papier jhon in den Verkehr gebradt 
wurde, Zudthaus bis zu 16 Jahren, geſchah dies noch nit, Gorrectiondhaus bis zu 3 und 
Zuchthaus bis zu 8 Jahren. Auch der, welcher verfälichte und nachgemachte Staatspapiere 
wiſſentlich an ſich bringt und an andere audgibt, ift mit Strafe bedroht, die bi zu breijähriger 
Correctionshaus⸗ oder fünfjähriger Zuchthausſtrafe anfteigt, ih aber auf Gefängniß reducirt, 
wenn bei ver Annahme die Falſchheit nicht, jedoch aber vor der Wiederausgabe erfannt wurde. 
Ein Gejeg vom 10. Jan. 1853, die Nachbildung von Bapiergeld und deren Beftrafung betref: 
fend, verbreitet jich über die Berfertigung von Scheinen, welde ihrer äußern Form nach dem 
Vapiergelve ähnlich find, ohne jedoch wirklich nachgemachtes Papiergeld varzuftellen. Dieje vor 
einiger Zeit bei Etiketten, Waaren und fonftigen Empfehlungen häufig vorgefommenen, leicht 
zu Täufhungen unerfahrener Berjonen führenden Spielereien beftraft, wenn die Täuſchung 
wirflid bewirkt wurde, das Gefeg mit bis zweijährigem Correctionshaus, fonft aber mit Ge: 
fängniß bi zu drei Monaten oder mit Gorrectionshaus bis zu einem Jahre. 

Wir wenden und zu einigen der deutichen Staaten, welche die Münzverbrechen den wider 
Öffentliche Treue und Glauben verübten zugezählt haben. So beftimmte Baiern in feinem 
Strafgeiegbudhe vom 16. Mai 1813, indem ed die Münzfälfhungen in zwei Klaffen theilte, in 
Art. 341 in Betreff ver erften Klaffe: Wer die im Königreiche ald Geld umlaufenden in= oder 
ausländiihen Münzen verfälfht oder unbefugtermweife nahahmt, die nachgeahmte Münze fei 
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geringbaltiger oder von gleicher over größerer innerer Güte ald die echten Münzforten, fol 
ald Mũnzfälſcher beftrait werben. Hat ber Verbrecher die von ihm verfertigten falfchen Mün- 
zen in Umlauf gejegt, dann trifft ihn acht: bis zwölfjähriges Zuchthaus(Art. 342). Es ift ein 
die Strafe auf 4—8 Jahr Arbeitshaus ermäßigender Umftand, wenn die Münzen öhne eigens 
serfertigte Stempel und bloß durd Gießen in Formen bervorgebradht morben find. Kamen 
die talichen Münzen noch nicht in Umlauf, dann ift die Strafe bezüglich nur 4— 8 Jahre Zucht: 
baus und 1—4 Jahre Arbeitshaus. 

Die zweite Klaffe wird durch Münzverbrechen gebildet, welche durch das Beſchneiden und 
anderweitige Werthverringerungen echter Münzen und dadurch verübt werben, daß man umechten 
und verrufenen Metallſtücken durch betrüglichen Schein das Anfehen wahrer gültiger Münze oder 
geringern Münziorten den äußern Schein höherer gibt umd jo verfälfhte Münzen ausgibt oder 
audgeben läßt. Hier tritt die Strafe des qualifieirten Betrugs und eine dem einfahen Werthe 
des ermweislich gezogenen Gewinns gleihfommende Geloftvafe ein. Wer nad vollbrachter 
Münzfäligung wiffentlid die verfälſchten Münzen annimmt, um jie weiter zu verbreiten, und 
wer dem Münzfälicher mit Rath und That, durch Verſchaffung der nöthigen Stempel u. |. w. 
bei feinem Verbrechen Vorſchub leiftet, wird wie ver Münzfälfcher ſelbſt beftraft (Art. 345, 346). 

Auch in Baiern ift, wie in Ofterreih, die Verfälfhung der Erevitpapiere das ſchwerere 
Verbrechen. Zu legteın rechnet das Geſetz (Art. 347) die von einer Öffentlihen Kaffe aus: 
geſtellten Brand: und Schuldverjhreibungen (Staatsobligationen) und, nad einem Geſetze 
vom 1. Juli 1834, aud) die Obligationen der Hnpothefen und Wechſelbank. Hier wird fälſch⸗ 
lied Nachmachen mit zwanzigjährigem Zuchthauſe, das Verändern des Creditpapiers in eine 
höhere Summe aber mit zwölfjährigem Zuchthauſe beftraft, und ed wirb hier der Gehülfe dem 
Urheber gleidy beftraft (Art. 347, 348). 

Das hannoveriihe Strafgefegbuh von 8. Aug. 1840 unterfcheidet die Münzfälfhung 
von dem Müngbetruge. Die erftere begebt der, welcher vie im Königreiche im Handel oder fon- 

Rigen Verkehr ald Geld umlaufende in: over ausländische Münze verfälſcht oder nachmacht. 
Man wird wahrgenommen haben, daß von den bereits näher gedachten Staaten es nur Öfter: 
reih und Frankreich waren, welche no an der Anſchauung feithielten, daß bei der Falſchmün— 
zerei ber Schwerpunkt des Verbrechens in einer Anmaßung des Hoheitsrechts des Staates 
Münzen zu lagen liege, während die übrigen au das Nachmachen ausländifchen, im Um— 
laufe befindlichen Geldes unter Falfhmünzerei begriffen und fo das gemeingefährliche und be- 
trügliche Element der ftrafbaren Handlung zum entſcheidenden machten, 

Ein Geſetz vom 29. Nov. 1853 dehnt die Anwendung der hannoveriſchen Strafgeſetze auch 
auf die Beftrafung der Münzverbredhen aus, welche in ven zum Münzeartel mit Hannover ver: 
bunbenen Zoltvereindftaaten begangen werden. Es bezieht fich dies Geſetz anf das Patent, 
betreffend die zwijchen den zum Zoll: und Hanbelövereine verbundenen deutichen Staaten befte- 
benve allgemeine Münzceonvention und das zwifhen venjelben verabredete Münzcartel von 
bemjelben Tage. Nah Art. 1 dieſes Patents verpflichten ſich die gedachten Staaten, ihre 
Angehörigen wegen eines gegen das Münzregal eines andern Vereinsſtaates — fei es in Bezug 
auf Die von demfelben geprägten Münzen oder in Bezug auf das von ihm ausgegebene Bapier- 
geld — unternommenen oder begangenen Verbrechens oder Vergehens oder wegen der Theil: 
nahme an jolden Verbrechen oder Vergehen ebenfo zur Unterfuhung zu ziehen und mit gleis 
der Strafe zu belegen, ald wenn das Verbrechen oder Vergehen gegen das eigene Münzregal 
gerichter worden wäre. Die Vereinsſtaaten verpflichten fih in dem Patente zu einer gegen- 
feitigen Auslieferung der Münzverbrecher, behalten ſich jevo vor, dieſe nicht eintreten zu laf- 
fen, wenn in Gemäßbeit eines zwiſchen dem betreffenden Vereinsſtaate und einem nicht zum 
Bollvereine gehörigen Staate beſtehenden Vertrags derſelbe Verbrecher an dieſen legtern aus: 
geliefert werden muß, oder wenn der betreffende Staat ed vorzieht, die Unterfuhung und Be— 
ſtrafung jelbft verhängen zu laffen. Der Begriff ver Münzverbrechen wird in dem Patente auch 
auf Die berrüglihe Nachahmung oder die Verfälihung der von einem der contrahivenden 
Staaten audgeftellten Staatsſchuldſcheine und auf den Inhaber lautenden Papiere aller Art 
ausgedehnt. 

Hannover beſtraft das Verfertigen faliher Münzen, wenn fie nicht Scheidemüngen find, mit 
ſeiner fhmwerften Strafe, der Kettenftrafe, bis zu 15 Jahren, und läßt nur unter bejonders mil: 
dernsen Umſtänden eine vier- bis achtjährige Zuchthausſtrafe ausreichen. Iſt die falſche Münze 
noch nicht ausgegeben, oder die Nachahmung nur an Scheidemünzen geſchehen, dann genügt 
Zuchthaus- oder Arbeitöhausftrafe, und es greift nur in befonders beſchwerenden Fällen eine 
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Kettenſtrafe bis zu 8 Jahren platz (Art. 200 und 201). Die Münzverfälſchung durch Ver— 
ringerung des innern Werthes echter Münzen iſt nur mit Zuchthaus und bei geringer Gefähr— 
lichkeit der That mit Arbeitshaus oder Gefängniß bedroht (Art. 202). 

Unter dem vorgedachten Münzbetruge begreift das Geſetz in Hinſicht der Münzen verübte 
Betrügereien, welche ausgeführt werden, ohne falſche Münzen zu verfertigen ober echte zu ver- 
fälſchen. Es ift folden Betrügereien, nah Maßgabe ihrer Schwere, Arbeitähaus, Gefängniß- 
oder Gelpftrafe gedroht. Wechsler werden mit dem vierfadhen Betrage des dur Betrug Ermor- 
benen beftraft und im Wiederholungsfalle von der Betreibung des Wechſelgeſchäfts ausgeſchloſſen, 
und es wird dies Öffentlid befannt gemacht (Art. 203). Auch hier ift die Verfälihung ber 
Greditpapiere aller Art mit der härtern Strafe, einer bis zu 20 Jahren aufteigenden Rettenftrafe 
bedroht. Die Strafe geht nur bis zu 8 Jahren, wenn von den falihen Bapieren nodh Fein 
Gebraud gemacht mar oder fie ausländiſche find (Art. 205). 

Das würtembergifche Strafgefegbud vom 1. März 1839 zählt die Münzverbreden, wie 
gedacht, auch zu den wider die Öffentliche Treue und Glauben verübten. Daſſelbe unterſcheidet 
das Falſchmünzen, die Münzverfälihung, die jonftigen Münzverbredhen und die Fälſchung der 
Greditpapiere. Die Strafe des Falſchmünzers trifft den, welcher unbefugterweife Münzen, 
welche im Königreihe Gurs haben, auf was immer für eine Art, in der Abficht, fie ald Geld in 
Umlauf zu bringen, nachmacht und in Umlauf fegt. Sind die falſchen Münzen von geringerm 
Werthe ald die echten, dann tritt Zuchthausſtrafe bis zu 15 Jahren, jind fie von gleichen Gehalte, 
Arbeitshaus nicht unter 3 Jahren ein. Waren die faljchen Münzen noch nichtausgegeben, dann 
tritt nur die Strafe des Verſuchs ein, welche nad) dem Geſetze vom 14. April 1855, fi auf 
ein Drittel der geſetzlichen Strafe reducirt (Art. 206). 

Eine Münzverfälfhung begeht, wer Curs habende Münzen in ihrem innern Werthe ver- 
tingert oder ihnen den Schein eines höhern Werthes gibt umd diefe nad dem ſcheinbar Höhern 
MWerthe in Umlauf jegt. Die Strafe it Arbeitähaus, und richtet ih deren Dauer nad den lim: 
fänden des jededmal vorliegenden Falls (Art. 207 und 208). 

Unter den andern Münzverbrechen verfteht dad Gejeg das Nachmachen nicht Curs habenver 
Münzen, dad Ausgeben als echt angenommener Münzen, nachdem deren Falſchheit vom Anneb⸗ 
mer erfannt war, un. ſ. w. Eigenthümlich ift hier die Beftimmung , daf der, welcher im Kalle 
eines Gomplots ſich jelbit ald Falſchmünzer anzeigt, jeine Mitfhuldigen nanıhaft macht und 
die falſchen Münzen, Werkzeuge u. ſ. w. audliefert, ftraffrei bleiben fol (Art. 209—214). 

Die Fälſchung des Papiergeldes wird der des Geldes gleihgeadhtet und bie ver Ereditpapiere 
mit Zuchthaus bedroht. Die Strafe geht bis zu 15 Jahren, wenn es ih um die Nachmachung, 
und bis zu 12 Jahren, wenn es jih nur um die Verfälihung gültiger Bapiere handelt, auch 
treten, wenn die Ausgabe noch nicht erfolgte, nur die Verſuchsſtrafen ein (Art.216). Das Nab- 
machen und Verfälfchen ausländifher Bapiere ift nur mit Arbeitöhausftrafe und höchſtens mit 
zebnjährigem Zuchthauſe bedroht (Art. 217). 

&8 bleibt und noch übrig, einiger der deutfchen Staaten zu gedenken, welche die Münzvers 
brechen ald qualifieirte Fälſchungen betrafen. Wir erwähnen hier zuerft das Königreih Sad: 
fen. In deſſen Strafgejegbudh vom 13. Aug. 1855 wirb ver ald Falſchmünzer betrachtet, 
welcher inländifches oder ausländifches Metall: oder Papiergeld in ver Abjicht, ed ald Geld aus: 
zugeben, nachmacht und daffelbe als Geld, felbft oder durch andere, ausgibt. Die Strafe if 
Arbeitshans bis zu 2 Jahren oder Zuchthaus bis zu 10 Jahren nach ver Schwere des concreten 
Falls. Die Menge und die Sorte des verfertigten Geldes, der Umſtand, ob viel oder wenig von 
demfelben ausgegeben ift und ob die Unechtheit mehr oder minder ſchwer zu erfennen war, follen 
bei der Strafzumeffung befonders ind Gewicht fallen (Art. 320 und 321). Die Verfälſchung 
echten Geldes ift nur mit Gefängniß bi zu 4 Monaten und Arbeitdhaus bis zu 4 Jahren be- 
droht. Die Anihaffung oder Anfertigung von Werkzeugen zum Zwede des Falſchmünzens 
wird ald Verſuch ded Verbrechens beurtbeilt (Art. 322 und 323). Die wiflentlihe Aus: 
gabe verfälfhten Geldes im Ginverftändniffe mit dem Verbrecher wird ald Falſchmünzung 
beftraft, wenn auch eine Theilnahme an diejer felbft nicht ftattgefunden bat. Sonft ift das Ausge: 
ben falihen Geldes ein einfacher Betrug (Art. 324). Mit leichten Gefängnißftrafen wird die 
unbefugte Nachbildung gangbaren Metall= oder Bapiergelves beftraft, wenn dieſer nicht Die 
Abſicht der Ausgabe zu Grunde lag. Auch das betrüglihe Verringern des Werthes echter 
Münzen wird nur mit Gefängnip bis zu 6 Monaten angefehen (Art. 325, 326). Die Wieder: 
ausgabe ald echt angenommenen und demnächſt als falfch erfannten Geldes unterliegt nur einer 
kurzen Gefängniß- oder Gelpftrafe (Art. 327). 
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Das Geſetzbuch enthält wie das thüringiſche die ſonſt der Doctrin vorbehaltene Erklärung, 
daß die Ausgabe in allen Fällen durch das Angebot als geſchehen eradptet werden foll, wenn 
aud das faliche Geld fofort als foldes erfaunt wurde (Art. 328). 

Die Erevitpapiere aller Art werben den Papiergelde in Art. 329 völlig gleichgefteltt. 

Es ift wohlthuend, in diefem nächft deut oldenburgiigen vom Jahre 1858 neueften der 
deutſchen Strafgefegbüher einer in Betreff der Münzverbrechen im allgemeinen jo humanen 
Anihauung zu begegnen. DBergleiht man die Strafen Sachſens mit denen ſterreichs und 
Frankreichs, jo möchte man meinen, daß es ſich hier nicht um dieſelben Verletzungen des Straf: 
geſezes handle, denn in Ofterreich und Frankreich werben diefelben Verbrechen mit lebensläng- 
lichem ſchweren Kerfer oder lebenslängliger Zwangsarbeit bedroht und mit den martervoll: 
ten Strafen belegt, welde in Sachſen höchſtens mit einer zehnjährigen Zuchtbaudftraie zu 
zerbüßen find. 

Sachſens Griminalgejegbud vom 30. März 1838, welches ald Gefegbub vom 3. Mai 
1841 iegt noch in Sadien: Altenburg gültig ifl, ging im weſentlichen bereitd in Anjehung der 
Münzserbreen von denjelben Grundſätzen aus, welche in dem Geſetzbuche vom 13. Aug. 1855 
wiederum ihren Ausdruck gefunden haben. Wir wollen von den deutſchen Strafgeiegbüdern 
hier nur noch des jogenannten thüringifchen näher gedenfen, welches in Sahfen- Weimar am 
20. März 1850, in Sahfen-Meiningen am 21. Juli 1850, in Sadhien:Koburg: Gotha am 
29. Nov. 1850, in Anbalt:DeffausKöchen am 28. Mai 1850, in Schwarzburg-Nupvolftadt 
am 26. April1850, in Shwarzburg:Sondershaufen am 25. März 1850 und in Reuß jüngerer 
Zinie am 14. April 1852 Öejegeöfraft erhielt. Auch dies Geſetzbuch zählt die Münzverbrechen 
zu den Fälſchungen. Art. 200 bedroht den, der inländifches oder ausländiſches Metall: oder 
Papiergeld nachmacht, in der Abiicht, ed ald Geld auszugeben, mit einer Zuchtbausftrafe bis zu 
8 Jahren und die wirklihe Ausgabe ſolchen falſchen Geldes mit einer bis zu 10 Jahren 
ab fleigernden Zuchthausſtrafe. Die Fälſchung echten Geldes, in der Abſicht, es ausdzu: 

geben, wird mit Arbeitöhaus bis Zuchthaus von 3 Jahren und bei wirklich erfolgter Aus: 
gabe mit Zuchthaus bis zu 6 Jahren belegt (Art. 261). Anhalt-Deſſau hat dieje Artikel etwas 
mobdificirt, indem ed das bloße Nachmachen (Art. 260) nur mit 1—5 Jahren Zuchthaus be: 
droht und aud in dieſem Falle die Strafe des Art. 261 nur bis zu 3 Jahren anfleigen läßt. 

Die Ausgabe falihen Geldes im Ginverftändniffe mit dem Falſchmünzer und Münzfälſcher 
zieht Die Strafe des legtern nad ſich, wird font aber nur ald einfacher Betrug angefeben. Die 
Audgabe des ald echt angenommenen und nah gewonnener Überzeugung von der Falſchheit 
ald echt wieder verbreiteten Geldes ift nur mit Gefängniß oder Geldſtrafe bedroht (Art. 263, 
264). Die Strafe joll milder fein, wenn die Fälſchung nicht zu erkennen war, aber erhöht wer⸗ 
den, wenn bei faliden Münzen ihr innerer Werth zu gering if, oder wenn fie geprägt find 
(Art. 266). Die Berfälihung von in: oder audländifhen Staatsihulpideinen oder vom 
Staate beftätigten Greditpapieren u. j. w. ift der der Münzen gleichgeſtellt (Art. 267). 

Wir wollen ſchließlich noch der die Münzverbrechen betreffenden Gejege Englands Erwäb- 
nung thun. Sie jind von beionderm Interefle, da der Geld- und Valutenverkehr dieſes Landes 
zur Zeit nod den aller übrigen Nationen jo weit überragt. Nad dem Gefege aus dem zweiten 
Regierungsjahre Wilhelms IV. zur Vereinigung und Berbeiferung der Gefege gegen Münz⸗ 
verbrechen fell derjenige, melder fälichtich eine Münze macht oder nachmacht, welche einer gang= 
baren königlichen Gold- eder Silbermünze äbnlih ift oder ähnlich fein oder gelten foll, der 
Relonie (ſ. d.) ſchuldig fein und nah Gutbefinden des Gerichts auf Yebendzeit oder auf eine 
Zeit von nicht unter 7 Jabren trandportirt oder mit Gefängniß von nicht über 4 Jabren be- 
ftraft werden. ?) Mit gleicher Strafe iſt aud der bedroht, welcher ein einer gangbaren Münze 
ähnliches Metallſtück vergoldet oder verjilbert, übertündt, färbt oder überziebt, oder nur bies 
mit einer echten Münze thut, damit fie einer öniglihen Gold: oder Silbermünze ähnlich werdr, 
und ebenjo aud ber, welder ſolche echte Münzen befeilt oder auf irgendeine Art abändert. Die 
gleiche Strafe foll auch den treffen, welder eine nachgemachte Münze in Bewußtſein, daß fie 
nachgemacht ift, in das vereinigte Königreich einbringt. 

Das Anbieten, Veräußern oder Abfegen einer ſolchen bereits eingebradten Münze wird im 
erften Begebungsfalle nur ald misdemeanor, im wiederhohlten aber aldfelony beftraft. (Unter 





3) Das Gefeg vom 26. Juni 1857 hat die Transportation ganz abgefchafft und fie Durch die penal 
servitute (f. Freibeitöhrafen) überall derartig erfegt, daß die Zeitfriften der Zwangsarbeit benen ber 
Zransportation gleich Heben. 
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misdemeanor bezeichnet man ein ſolches Verbreden (crime), welches nod nicht felony aus= 
macht, aber doch Gegenfland eined indietments, einer förmlihen Anklage if.) Bei den 
Münzverbrehen werden wie bei der Fälſchung (forgery) überhaupt accessories (Gehülfen) 
wie der Thäter (principal) beftraft. 

Schon der Befig von drei oder mehreren nachgemachten, den Föniglihen ähnliden Münzen, 
mit dem Bewußtſein ihrer Falſchheit und der Abjicht, fie auszugeben, macht eined misdemeanor 
fhuldig und zieht die Strafe des legtern (Gefängnif oder Geld) nad ſich. Auch ift die zweite 
Übertretung felony. 

Rüuͤckſichtlich auswärtiger Münzen find die Beitimmungen der Gefege folgende. Nah dem 
Statut 37 George III, e. 126 follen, wenn jemand oder mehrere irgendeine Art Münze, melde 
innerhalb des Königreihs nicht umlaufen darf, münzen oder nahmaden, ſodaß fie einer aus— 
wärtigen Gold: oder Silbermünze ähnlich ift, oder in der Abſicht einbringen, jie einer jolden 
ähnlich zu machen, oder wenn jemand oder mehrere wiſſentlich und in der Abficht, fie zu veräußern, 
eine folche faljche Münze in das Königreih einbringen, ſolche ſich des Verbrechens ver Felonie 
ſchuldig machen und, jedoch nicht über 7 Jahre, tranäportirt werden. Auch foll der, welcher wit: 
fentlid eine ſolche nachgemachte fremde Münze veräußert oder ald Zahlung anbietet oder zahlt, 
das erfte mal mit 6 Monaten Gefängniß beitraft werden und für guted Verhalten in den 
nädhften 6 Monaten Bürgen ftellen; das zweite mal foll derjelbe mit zweijährigem Gefäng— 
niß belegt werben, das dritte mal aber einer mit dem Tode zu beftrafenden (capital) felony 
ſchuldig jein. Auch fönnen die, welche mehr ala fünf falfhe auswärtige Münzen ohne gefegliche 
Entihuldigung im Befig haben, nah Statut 43 George Ill, e. 139 zu einer Strafe von nicht 
über 40 und nicht unter 10 Schill. verurtheilt werden, mobei fie zugleich das unechte Geld ver: 
wirfen. 2. Trieft. 

Falfhung, Betrug. Es gibt feine tiefere politifhe Wahrheit als die, melde Cicero 
mit den Worten ausſpricht: „Die Grundlage des geſellſchaftlichen Rechts ift Treu und Glauben‘ 
(„‚Fundamentum est autem justitiae fides”). Treue ift in der That die erfte, die weſentlichſte 
gefellichaftliche Tugend. Ireue und das Vertrauen auf fie gründen ven Friedens: oder Rechts— 
bund felbit. Sie müflen ihn aud erhalten. Sie find für alle Verkehrs: und Verwaltung®: 
verhältniffe des Privat- und Öffentlichen Rechts das unmittelbare Grundprincip. Zuverläffig- 
feit und Vertrauen, Eredit, find vas höhere Band für würdiges harmonifhes Zuſammenleben 
und gemeinſchaftliches Wirken, für dad Gedeiben jede kleinern oder größern geſellſchaftlichen 
Kreifes, der Ramilie, der Gemeinde, ded Staated. Sie find die Seele jedes dauernd gebribenden 
Geſchäftsbetriebs, die Seele eines blühenden Handels und Verkehrs wie einer glüdlicden Staats— 
verwaltung. Und wenn felbft die Fleinfte Geſellſchaft, das geringfte Handelsgeſchäft, wenn ein 
glückliches Zufammenhalten und Zufammenreirfen der Betheiligten für den gemeinſchaftlichen 
Endzweck und das dafür nöthige wechlelfeitige Vertrauen, menn der nörhige Eredit nad außen 
nur durh Treu und Glauben befteben, mie jollte wol ohne fie die durch die ftärfften Leiden: 
ſchaften bedrohte Harmonie der größten, verwickeltſten aller Gefellichaften, die der Staatägeiell: 
ſchaft, gedeihen können? Zerftört in irgendeinem Verein das mioralifhe Band von Treu und 
Glauben, von Rechtſchaffenheit und Vertrauen, laßt feinen mehr achten die Pflicht ver Wahrheit 
und Treue, der Ehrlichkeit in feinen Erklärungen und Zujagen, laßt feinen mehr glauben an 
diefe Erklärungen und Zufagen — und der geiellihaftlihe Verein löſt ih auf in Anardie, 
zuerft in eine moralifche, dann auch in eine politifche und phyſiſche! Ihr behaltet nur einen 
Haufen von Spigbuben, von Räubern. Höchſt gefährlich iſt ed auch, nur theilweiſe die Untreue 
und das Mistrauen wurzeln zu laffen. Sie wirken ſtets höchſt anſteckend. Denn da, wo fie platz⸗ 
greifen, werden bald auch die zuvor Ehrlichen nicht mehr blos durch ihre Leidenſchaften und 
felbftfüchtigen Begierden, jondern auch durch den Trieb der Selbfterbaltung ſowie durch dem 
Mismuth, ald die dummen Betrogenen zu erfcheinen, zur Nahahmung des Böfen geführt. 

So dachten mit Gicero alle würdigen alten Staatömänner und die claffijhen Juriften Roms, 
welde die bona fides oder Freu und Glauben als das Princip alles Verkehrs- und Verwal— 
tungsrechts an deſſen Spige flellten. So überhaupt die großen Völker des Alterthums, folange 
fie noch würdig ihrer fteigenden Blüte und Größe, folange fie noch nicht, bereit6 verdorben, 
ihrem Lntergange entgegengingen.?) So daten auch unfere deurfhen Vorfahren, fo alle 
würbigften und beften unter den deutichen Fürſten. Iren und Glauben oder Ehrlichkeit, 
deutſche Ehrlichkeit, Heiligkeit des Worts, welches nach dem deutſchen Grundfag: „Ein Wort 





1) Weider, Letzte Gründe, S. 490 fg.; Syſtem, 1,633 fa. 
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ein Mann“, jeder mit feiner eigenen Männlichkeit vertritt, fie galten ſtets als deutſche National⸗ 
tugend, als der erſte Rechtsgrund für deutfhen Nationalſtolz. Auch die allgemeine Wirfung 
diefer Tugend erkannte der geſunde Sinn unſers Volkes und ſprach fie aus in dem jchlichten 
Volkswort: „Ehrlich währt am längjten.‘ 

Mir Deutfhe machten daher auch ebenjo wie die Alten, wie alle nad Geſittung firebenven 
BVölfer ſowol bei dem Eintritt in den Rechts- und Staatdverein wie für die Befräftigung ein— 
jelner wichtiger Rechtsverhältniſſe die venfbar größte moralijche Verbürgung von Treu und 
Glauben oder den Eid zur Grundlage diefer Verhältniffe. Wir riefen hier dem Rechte und 
zunächſt Dem nur jurifliihen und politifchen Inftitute des Eides jelbft das Höchſte und Heiligfte, 
was der Menſch Eennt, veilen Glauben an Gott und eine höhere Beftimmung, feine Religion 
zu Hülfe. Unſere hriftliche Religion aber ftellt auch ihrerjeits Wahrheit, Wahrhaftigkeit und 
Treue an Die Spige ihrer Prlihtgebote und weiß das Weſen des Böien und feiner Herrſchaft 
nicht beiler zu veranſchaulichen ald durch „der Water und dad Reich der Lüge‘. 

Wie war es denn nun möglih, daß ganz entgegengefegte Lehren und Marimen in dem 
politiiden Leben jich geltend machen konnten? Sie fonnten und mußten ed jehr natürlich da, wo 
durd die vorübergehende Leidenihaft oder durch Entſittlichung ganzer Zeiten und Völker, ihrer 
Regenten, Staatdmänner und Schriftfteller ver Glaube, die Achtung, die Erfenntniß für das 
Höhere, für die jittliche Welt geiftiger Kräfte verloren ging. Sie fonnten und mußten ed da, wo 
die factiſche, durch Lift oder Stärfe errungene Gewalt nur durd die Furcht und die ſklaviſche, 
ſelbſtſüchtige Gefinnung roher oder gefunfener Völker fi behaupten läßt. Sie konnten es end: 
lich überhaupt, wenigftend ohne Auflöfung der Bande ded Staates, in der Despotie und der 
Theofratie. Denn ihre Grundlage ift nicht, wie die ded Rechtsſtaates, der freie Friedend- und 
Hülfsverein und mit ihnen Treue und Glauben felbft, ihr Princip auch nicht die freie ſittliche 
und rechtliche Achtung. Auch Scheingründe für die Rechtfertigung jener Lehren fonnten ent- 
Reben, wenn im Kampf des Schlehten mit dem Schlechten, der treulofen Hinterlift mit der Lift 
die flugite Treulojigkeit, wenn über den fleinern Teufel der größere fiegte. Schien ja doch hier 
die treulofe Hinterlift felbft und die verfchmigtefte vortheilhaft. Auch da mochte mander ſolche 
Sceingründe finden, wo nad der beſondern Bildungsitufe eines no unverborbenen Volkes 
daſſelbe die Unehrlichkeit feiner Regierenden nicht ald jolde erfannte und theilte, und wo aljo 
die vielleicht durch die Lift jeined Negenten erworbenen Güter ihm felbft nicht zum Verderben 
gereichten. Jene Scheingründe entjtehen aber vorzüglih alddanı, wenn man in den Geſchick 
der Staaten und der Fürſtengeſchlechter, deren Lebensdauer die der einzelnen Menſchen hundert: 
fach überfleigt, deren Entwidelung und Verderbniß alſo fo viel langfamern Schritted geht, über 
dem einzelnen vorübergehenden Gewinn den jpätern dauernden Schaden und über dem täujchen: 
den äußern Schein das wirflib Gute und den jihern Weg zu ihm vergißt. Nur durch ſolche 
Urſachen erflärt ſich auch die Entftehung jenes verrufenen Treuloſigkeitsſyſtems des Italieners 
Muachiavellii. Es war daffelbe nur möglich in ver tiefen fittlihen Verderbniß feiner Zeit und 
feiner Umgebung, vorzüglich der Höfe und der Regierungen, auf welde feine diplomatiſche 
Laufbahn zunächſt feine Blide gelenft hatte. Es war nur möglich in jener moraliihen und polis 
tiſchen Anarchie durch die ujurpirte weltliche Oberherrſchaft ver Hierarhie und durd die feubal- 
ariftofratiiche Fauſtrechtsgewalt, kurz vor dem Sturze von beiden und in dem von den Fremden 
misbandelten, mir Blut getränften, zerriffenen Italien. Hier konnte jegt die ſchwere Verwicke— 
lung in die Kämpfe feiner Zeit und Umgebung den ebenfo harten und leideniähaftlihen ald 
kräftigen, den in feiner Weije zur Gewiffenhaftigfeit erzogenen Mann irre leiten. Sie fonnte 
es zumal vorübergehend bei vem Niederjchreiben jenes berüchtigten Buches „Der Fürſt“, welches 
er, berabgeftürzt aus früher glänzender Lage, nad überfiandener Folter und, mie jein eigener 
Brief fagt, im Dienfte feiner Noth, in einem moraliihen Bankbruch, in ver Abſicht, vie Sonne 
fürftliher Gunft des ihm verhaßten Uſurpators feines Vaterlandes fih zu gewinnen, ſchnell 
ſchrieb, und mit welchem in feinen übrigen Schriften zwar wol mande frivole Außerung, nicht 
aber die dort feiner gejundern Anſicht entquollenen politiihen Hauptgrundfäge übereinſtimmen. 
Leidenfhaft, Selbftfuht und Frivolität, halb Ernft und halb Ironie, zugleich der Unglaube an 
die Macht der Sittlichkeit in den menſchlichen Dingen und vielleicht zugleich die eigene Vorſpie— 
selung einer Möglichkeit, fein Baterland Italien auf dem Wege der Lift und Gewalt feiner ver: 
zweifelten Lage und feiner Schmach entreißen, ed durch verhaßten Despotismus zu der erjehnten 
Einheit und Freiheit führen zu können, und felbft ver Reichthum feines Geiftes, welchem blen= 
dende Bertheidigung auch des Verfehrteften leicht wurde, alles dieſes mochte zufammenmirfen 
zu diefer von dem leidenfhaftlihen Anhänger republifanifcher Freiheit entworfenen ſchändlichen 
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Theorie fürftliher Negierungsfunft. Sogar ſolche Unternehmungen, wie die ſcheußlichen 
Meucelmorde eines Caͤſar Borgia, welde dieſem moralifchen Ungeheuer zwar augenblidlihen 
Triumph, dennoch aber jpäter den eigenen Untergang bereiten, ſtellt dieſe trog aller blendenden 
Ausſchmückung jeichte Lehre der Treuloſigkeit ald Mufter fürftliher Weisheit auf. 

In Wahrheit dagegen wird man mit dem königlichen Verfaſſer des „Antimachiavelli‘ 7) 
fagen müffen: „Der größte Staatöfehler ift die Unredlichkeit.“ Man wird für die Tüchtigfeit 
und Kraft der Staaten, der Kürftenhäufer, der Staatdmänner und ihrer Unternehmungen feinen 
fiherern Maßſtab finden als den, in welchen Grade fie jenem großen Grundprincip ver bona 
tides oder dem entgegengejegten huldigen. Je weniger noch ein ganzes Zeitalter und eine ganze 
Nation dem moralifhen Verderben anheim gefallen und ftumpf und gleihgülrig gegen Ehre 
und Ehrlichkeit geworden find, und je mehr die allgemeine Aufklärung den Blid für die Ehr— 
lichkeit oder Unehrlichkeit der Regierung ſchärft, um fo jiherer muß Öffentliche Lintreue ihren 
Urhebern verderblid nerven. Ihren Urhebern fage ich, gleichviel, ob es die nad Volksfreiheit 
ftrebende Partei und die Volkswortführer, oder ob es die geiftlihe oder weltliche Ariftofratie, 
oder ob es endlich vie Gabinete der Fürften und die Freunde des Abjolutismus wären, welde 
mit unehrlihen machiavelliftiihen Mitteln, mit Lift, Lirge und Untreue gegen die rechtmäßige 
— gegen die beſchworene Verfaſſung, gegen das gegebene Fürſtenwort ihre Zwecke 
erſtrebten. 

Bei dem beſondern Hinblick auf unſer jetziges Zeitalter aber und auf unſere Nation ermu— 
thigt mich menigftens nichts mehr zu dem Glauben an den Kortihritt und an den endlichen Sieg 
des Guten ald meine Zuveriht, daß die gebildete Menſchheit, daß unfere Nation nicht reif find 
für die Herrſchaft der Treulofigfeir und Lüge. Ihre Gefinnung ift nicht feig und niedrig, ihr 
Geift und Blick nicht unaufgeflärt und jtumpf genug, um irgend auf die Dauer das Unwürdige 
achten und dulden zu können. Der Blick auf die Natur ver Dinge wie die Bildung und Geſin— 
nung unferer Zeit und unferer Nation, fowie der Sturz der Throne, die Verwüſtung ver Völker, 
die mir felbft mit Augen fahen, fie alle alfo mahnen laut: „Ehrlich mährt am längſten.“ 

Mer doch die Kraft beſäße, dieſe jo einfadye und doch jo tiefe und große Wahrheit zur genü— 
genden allgemeinen Klarheit, zur praftifchen Gindringlichkeit zu erheben! Wie unenplich viel 
beilfamer ald jene in Wahrheit fluhmwürbige machiavelliftiihe Lehre wäre fir jo mandem 
Fürften, wäre fie dvemgroßen und unglüdlihen Schüler Machiavelli's, KarlV., gemefen! Ohne 
den Glauben an diefe verberbliche Lehre hätte der reihbegabtefte und mächtigſte Fürſt ver Welt 
nicht für alle jeine blühenden mächtigen Reiche ven Samen des Verderbens und ber Zerrüttung 
zurücgelaffen, nicht nad langer unerfreuliher Regierung in Verzweiflung alle jeine Kronen 
von ſich gemorfen und ji dem Tode in die Arme geftürzt. Wie viel Elend hätte er feinem Spa— 
nien, feinen Niederlanden, feinen italifhen Rändern und unſerm Deutfhland erfparen können! 
Wie viel Blut und Thränen Eonnten auch nad ihm, konnten und fönnten auch noch nad ven 
großen Breiheitöfriegen und nad der Julirevolution den Völkern, wie viel Schmach und In: 
glü den handelnden Parteien und Perfonen erfpart werden, wenn ſie ſämmtlich die ganze 
Kraft, den ganzen Segen einer treuen Bewahrung und Förderung des Syſtems der bona fides 
erfannt bätten und erfennen und beherzigen wollten! ?) Dies iſt in Beziehung auf Die Zufunft 


2) Friedrich Il. jchrieb ihn 1736. Grit in der Gefammtausgabe feiner Werke ift der uriprüngliche 
Tert deſſelben vor furgem befannt geworden. x. 

3) Als Welcker das Vorſtehende niederſchrieb, lagen dic Ereigniſſe des Jahres 1848 und ihre Folgen 
noch im Schoſe der Zeit verborgen. Europa hatte das Schauſpiel einer ephemeren Wiedererweckung 
der franzöſiſchen Republik, Italien, Ungarn und Deutſchland hatten ihre Märztage noch nicht erlebt. 
Die Regierungen hatten es nody nicht erfahren, was Syſteme der Herrfchaft, welche nicht auf Der breis 
ien Örundlage der Treue und des Glaubens ruhen, dem Drange der Völfer nach der Achtung und Aners 
fennung ihrer Rechte gegenüber für einen geringen Widerftand zu leiften vermögen. Wie mit einem 
Zauberſchlage erwuchſen freifinnige, anfcheinend die ficherften Garantien gewährende Verfaffungen gleich— 
jam aus der Erde. Aber nur zu bald wußten die Beſiegten ihren Machtbefchränfungen eine Gegenwehr 
gegenüberzuitellen, welche man am beiten als die der Reactivn bezeichnet, und welche nicht jelten mit 
dem Geiſte dee Trugs und der Lüge im Bunde jteht. Man hatte es damals noch nicht erfahren, wie 
einfach und leicht es ift, den Uberitrömungen der Volksrechte Damme entgegenzufugen, welche fie in die 
beicheidenften Begrenzungen zurüdführen. Man wußte nody nicht, was ein Etaataftreich wie der de# 
2. Dec. vermag, und = die völligfte Nichtachtung der Geſetze und Nechte anderer, die maßlofefte Wills 
fur und Zreulofigfeit Wunder zu verrichten im Stande find. Sie bauten in wenigen Tagen eine 
Machtherrſchaft wieder auf, zu deren Zerftörung vor beinahe einem halben Jahrhunderte fat ganz Europa 
jeine beiten Krafıe anjzuopfern fich genöthigt gefehen hatie. Ein macchiavelliſtiſches Kunftitud, das all: 
gemeine Stimmrecht, mußte unter dem Gewande der unbefchränfteften Breiheit des Volkes dasjenige im 
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um fo wahrer, je feſter nach meiner Überzeugung jene obige tröftlihe Anfiht von unferer Zeit 
und unferm Bolt begründet ift. Möge man aber auch fonft urtheilen über unfere heutige euro: 
pälfche Zeit und Bildung, mie man will, jo bat doch jetzt trog trauriger Gegenverſuche 
mebr ald zu irgendeiner andern Zeit in einem ausgedehnten und engverbundenen Kreife freier 
Nationen die Öffentlide Stimme für Ehre und Öffentliche Moral und gegen Unmürbigfeit und 
Schande Organe, Widerhall und Gewalt. Und dad gerade iſt der höchſte Segen der Öffentlich: 
feit mie die Bürgichaft für pad Göttliche und feine Kraft in den menihlihen Verhältniſſen, daß, 
wenn auch in einer Geſellſchaft zehn und hundert felbftfüchtige und feige Freunde des Schlechten 
auf einen Ehrenmann fih fänven, doc, ſobald and nur wenige Ehrenmänner die Stimme für 
das Würdige laut werden laſſen können, die Scham die Schwachen und Schlieren beſiegt und 
zum Schweigen, ja zur Huldigung gegen das Gute nöthigt. Wenn auch zuweilen und in ges 
wöhnlidhen Zeiten bier die Stimmen der Ehrenmänner unterdrückt werben, dort die Stimmen 
für das Gemeine und die Selbftjucht laut fih hören laflen, in jedem bedeutenden Augenblid, 
in jeder Erfhütterung, in jeder Gefahr dringen doch die Gefühle und die Stimmen für das Edle 
durd. Möge man indbefondere aud von unferer deutſchen Nation urtheilen, was man wolle, 
fo ind doch ihre alten Nationaltugenden, es find Treue und Rechtſchaffenheit, es ift die Scham 
vor Öffentliher Rüge des Unwürdigen noch ebenjo wenig erflorben ald ver Muth, welcher ſtets, 
ſobald nur einmal, fo etwa wie vor dem Sturze des Rheinbundes, ein ſchmachvoller Zuftand 
als folder anerkannt ift, venfelben befiegen kann. Deshalb allein ſchon könnte in unferm treuen 
und aufgeflärten deutſchen Volke nicht, wenigſtens nimmermehr auf die Dauer ein Syſtem der 
Unvedlihfeit und Untreue fiegen. Trotz aller augenblidlichen Erfolge, trog aller Berfuhungen 
für Selbſtſucht und Bequemlichkeit, trog aller Schmeichelrede, die freilich feiner herrſchenden 
Gewalt over Partei je fehlten, würde dennoch bald und fhon in den erften großen Stürmen 
jedes Syſtem und jede Gemwalt zu Grunde geben, welde durch unredliche heimliche Mittel und 
Ränte, duch lintrene und Wortbruch die wahre Achtung, das wahre Vertrauen unferer edeln 
und fräftigen und trog mander Gegenbemühung ftetd mündigern Nation verfcherzt hätte. *) 
Hinweg denn alſo auf allen Seiten, hinmeg mit dieſen Mitteln des Syſtems ver Treuloſigkeit, 
hinweg, ihr Freiheits- und Volksfreunde mit heimlichen und unredlichen Verſchwörungen und 
Revolation gegen die beſchworene Irene und Verfaſſung, gegen die nationale verfaſſungsmäßige 
Regierung! Hinweg ebento, ihr Freunde fürftliher Gewalt und eines ariftofratiihen Beſtand— 
theil der Berfaffung, hinweg gerave deshalb, damit beide erhalten werden können, damit 
ihr nicht ſelbſt ihnen mehr ſchadet ald alle ihre Feinde; hinweg mit heimlicher Liftenpolitif, 
mit gleiönerifcher und fchmeidlerifher Lüge und Beihönignng des Unrechts und mir unglüd: 
lichen Rathſchlägen zu unrebliher Unterbrüdung und Verfälihung ver Wahrheit, der ehrlichen, 
offenen Sprade und Mittheilung über das gemeinfhaftlihe Geſellſchaftsverbältniß, mit Rath— 
ſchlãgen zu Berlegungen von Wort und Treue, zu geheimen Allianzen mir Fremden, mit gehei— 
men Adelsketten und jefwitifchen Ränken, zu Allianzen gegen die durch die Öffentliche Treue ver: 
bürgte zeitgemäße Freiheit und Entwidelung'! Untergrabt — mit einem Worte — von feiner 
Seite weder die Kraft der Volksfreiheit noch die Kürftenthrone und die Öffentlihe Ordnung 
durch Berrug und Fälſchung! 

Diefe ever den Gegenfag von Treu und Glauben fann jedoch der gegenmärtige Artifel 
nicht in feinem ganzen Umfange erfhöpfend behandeln. Wir fönnen bier nit ausführen, was 
Untreue und Betrug jhaden, wenn fle von der Regierung oder Öffentlihen Behörden ausgehen, 
und welches die nöthigen Borfehrungen gegen fie in der Berfaflung und in den politiichen Inſti— 
tutionen und auch in der Gefeggebung des Privatrechts find. Darüber handeln aud größten: 


die Erſcheinung treten laffen, was, wohlberechnet dazu vorbereitet, erforderlich gewejen war, um eine 
neue Despotie zu gründen. Demfelben Geifte zu huldigen ift auch die Lehre von den natürlichen Gren⸗ 
zen beitimmt, deren erſte praftifche Anwendung auf den Hochalven und am Mittelmeere ihre Stätte fand, 
und welche, ım Bunde mit der Fiction des allgemeinen Stimmrechte, noch manche Nachiolge erfahren 
wird, mwinn nicht zur rechten Zeit die Regierungen es einfehen und erfennen, daß ihre fräftigfte Stüge 
nar Die ift, welche ıhnen die Liebe des Volfes darreicht, und weldye ihnen nur dann zu Theil wird, wenn 
Re die Treme und den Glauben gegen daſſelbe nie verlegen. ‚in 
4) Wir fonnen hier nur den Wunſch ausfprechen, daß diefe Vorausſetzung wenigſtens bei uns in 
Deutfchland recht bald zu einer Wahrheit werben möge. Blicken wir auf Kurheſſen, auf Hulitein und 
dag mit ihm durch taufendfache Bande verfnüpfte Schleswig, auf manches in dem großen Kaiferftaate, 
ben die Donau durchſtrömt, auf Preußens Herrenhaus und Hannovers Staatsregierung, dann müſſen 
wir gefteben, daß dieſer Wunſch leider noch vielfach zu den frommen gehört, Tr. 
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theild ſchon die Artikel: Ableugnung, Abftimmung, Amtserfchleichung, Belehrung, Be: 
ſchlagnahme, Beftehung, Cabinetsjuſtiz, Lettres de cachet, Camarilla, Eenfur. 

Nimmermehr hoffe man, die Öffentlihe Treue und Öffentliches Vertrauen, dieſe Grund: 
fäulen des Staated, des Thrond und der Freiheit, dieſe Grundbedingungen wahrer Ehre und 
dauernder Wohlfahrt, zu erhalten, wenn nit vor allem die Staatöregierung und die ganze 
Derwaltung das fegendreiche Vorbild von Treue und Glauben, von Ehrlichkeit und Offenheit 
und von Vertrauen geben, wenn fie nicht den Willen und den Muth haben, ehrlich und offen 
zu regieren, wenn tie aus Kleinlichkeit, Feigheit und Selbſtſucht für augenblickliche Zwede das 
Volk zu täufchen ſuchen, unehrliche, hinterliſtige Mittel ſelbſt gebrauchen und wegen eigener Un: 
mwürbigfeit ihren Werkzeugen geftatten, wenn fie das Heiligfte verlegen und misbrauden, um 
ihr Volk und ihre Zeit zu täufhen. Solche Regierungen waren ſtets, trog aller etwaigen fon: 
ftigen guten Eigenſchaften, trog aller vorübergehenden Erfolge, das böje Princip, pie Peft ihrer 
Bölker; denn Ireulofigfeit ift ver Wurm, der die innern Lebensbande der Staaten zernagt. 

Welder. 

Nahtrag Fälſchung und Betrug in firafrehtlider Beziehung. In 
den Lehren des Strafrechts und in den Strafgefeggebungen, von ber römiſchen ab bis zu 
denen der neueften Zeit, herrichten noch immer mande Widerfprüde und Ginfeitigfeiten, jo: 
bald ed darauf ankam, Begriffsbeftimmungen über die Fälſchung und den Betrug zu trefien, 
die Grenzen diefer beiven Verbrechen und ihre Gebiete genauer zu bezeichnen und es jich Hat 
zu maden, wo bei den Verlegungen der Treue und ded Glaubens das gejeglih Zuläflige aufzu— 
hören und dem GStrafbaren Plag zu mahen habe. Daß ein unbedingtes Recht auf die Wahr: 
baftigfeit eined andern nit in Anfprud genommen werden fann, daß der ganze menſchliche 
Verkehr, daß Handel und Wandel die tiefjten Erſchütterungen, jelbft ihre Vernichtung erfahren 
müßten, wollte man ihnen die Pflicht auferlegen, überall mit ver Wahrheit hervorzutreten, und 
ihre Zurückhaltuug oder Entitellung mit Strafen bedrohen, liegt aufder Hand. Dennoch mufte 
man bald dahin gelangen, es für nothiwendig zu erachten, daß diefed Zurückhalten und Entſtellen 
feine Grenzen habe, und daß, was über diefe hinansreiche, eine völlige Straflofigkeit nicht mehr 
in Anfprud nehmen fönne. 

Schon bei ven Römern, deren Rechtsinſtitutionen und ihre weitern Entwicelungen größten: 
theild dem praftifchen Bedürfniß ihre Eriftenz verdanften, und die erſt ſpäter ihre wiſſenſchaft⸗ 
liche Verarbeitung und Begründung erhielten, waren dieje Grenzen jehr beſchränkt. Das älteſte 
Römiſche Recht kannte nur wenige, felbit in ihrer Wortiaffung genau beftimmte Anklageformeln 
und bejondere Gerichte für einzelne Vergehen. Zuerft riefen die Teftamentd: und Münzfäl: 
ſchungen joein crimen falsi in das Leben. Die Lex Cornelia defalsis, welche Sullaveranlapte, 
bezog ſich zunächſt nur auf diefe, ven Fälſchern ungewiffe Strafen androhend, die jpäter ald 
Verbannung, Vermögensconfiscation, Relegation und ſelbſt ald Deportation ſich Teititelten. 
Das gemeine römiſche Leben verband mit dem Ausdrude falsum aud einen weitern, nicht ſtreng 
juriftifhen Sinn, und in diefem umfaßte das falsum auch die Fälle des Betrugd. In dieſem ge— 
ſchah es aud wol, wenn Paulus („Rec. Sent.“, V, 25) jagte: „Falsum est, quidquid in verilale 
non est, sed pro vero adseveratur‘‘, und fo au) die Bälle des Betrugs dem falsum anreibte. 
Aumählih erfolgte immermehr eine Erweiterung des Begriffs des legtern, indem man auf 
die Urkundenfälfhungen und dann, durch Senatusconfulte, auch andere Fälſchungen und 
fpäter durch constitutiones jelbit einzelne ſchwere Arten des Betrugs, die an fi mur dem 
nachher zu erwähnenden Stellionat angehörten, dem falsum zuzählte und bei ihmen von einem 
quasi falsum ſprach. Es lagen ſolche Begriffsauspehnungen vollkommen im Geifte des Roͤmi⸗ 
ſchen Rechts. Das immer größere Aufblüben Roms und die Steigerung feiner Machtſtellung 
hatten auch reichere und mehr complicirte Culturverhältniſſe in ihrem Gefolge, mit denen ein? 
flet8 wachſende Sittenverderbnig unzertrennlid verbunden war, zu deren liebiten Kindern 
man den Betrug zu zählen hat, Somußten nun aud, um diefem fräftiger entgegenzutreten, die 
frübern Enappen Formeln und Geſetze manche Erweiterungen erfahren, mobei man jedoch, getrel 
den Geifte der römischen Gefege, durch Analogien und Bezugnahmen auf das Beſtehende die 
neuen ftrafbaren Reate beftmöglichft unterzubringen ſich beftrebte. Somie dies bei dem Ver: 
geben des Betrugd der Fall war, geibah ed auch bei der Injurie und der Gewalttbätigfeit, 
wie wir letzteres in dem Art. Entführung gejehen haben. 

Zur gerichtlihen Verfolgung der Verlegungen gegen die Treue oder zur Beftrafung Det 
Betrügereien gab e8 im Römiſchen Rechte zwei Wege. Auf dem des Givilproceffed murden 
durch die blos privatrehtlichen Nachtheile des Schadenerfages und der Proceßfoften alle gerin: 
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gern böswilligen Berlegungen in ven Vertrags: und Verkehröverhältniflen beftraft. Aber au 
jelbft bei audgezeichneten Verlegungen diefer Art waren nur civilrechtliche Klagen wegen dolus 
malus und wegen bed Bruchs der fogenannten Treuverträge, des Gefellihaftsmandats und 
Riederlegungsvertrags begründet, welche die Strafen der Infamie herbeizogen. Die Infamie, 
im römischen Sinne des Worts, bewirfte übrigens nicht die deutſche Ehrloſigkeit, fondern nur 
zen Berluft aller vorzüglichen Ehrenrechte, befonderd aller Staatd- und Ghrenämter. 

Im Griminalprocefle wurbe neben dem gedachten crimen falsi auch das erimen stellionatus, 
al$ erimen extraordinarium d), zur Beftrafung von Betrügereien ald Anflagefundament an— 
gewendet. Die Benennung bes Stellionatd von einer bejonders binterliftigen giftigen Schlange, 
die jelbft ihren Namen von ihrem täuſchenden fhönen Ausfehen erhielt, läßt darauf ſchließen, 
daß zuerft stellionatus nur bei gewillen gefährliden Gaunerftreihen angenommen murde, wenn 
durch dieſe zugleich eine Beſchädigung erfolgte. Es liegt im Dunkeln, wie ji die Anfichten über 
das Stellionat weiter ausbildeten. Man muß annehmen, daß während der Revublif noch eine 
Anflage wegen Betrugs (fraus) nicht ftattfand, fondern daß der Beſchädigte nur durch weite 
Faffung des ſurtum und dur die Schußmittel gegen dolofe Verlegungen, die actio de dolo malo, 
gegen Betrügereiem ſicher geftellt werben konnte, wobei ihn der Genfor dadurch, daß er gewiſſe 
Schändlichkeiten rügte, unterftügte. Als man in der Kaiferzeit überhaupt bei Privatbe- 
listen ein Verfahren extra ordinem zugeftand, kam man auch dazu, wegen gewiffer Betrügereien 
extra ordinem, unter dem Namen des stellionatus, einzufhreiten. So wurde allmäblid das 
crimen stellionatus überall da angewendet, wo eine ſchon dem Betrage nach nicht unbedeutende, 
mit befonderer gefährliher Schlaubeit verübte Beihäpdigung vorlag. Eine eigentliche Definition 
des falsum und des stellionatus würde man im Nömifhen Rechte vergebens ſuchen. Doch 
ihwebten auch den römifhen Juriften gewiſſe gemeinfame Merkmale beim falsum vor, und zwar 
lag died Gemeinfame darin, daß zur Hervorbringung der falfhen Vorftellung des andern ein 
Gegenſtand, der nach beitehenden Einrichtungen ald Grundlage des allgemeinen Vertrauens und 
ald Zeichen ver Wahrbeit gilt, fälichlich hervorgebracht oder verändert wird. ©) 

So drfinirt Feuerbach?) das Verbrechen des Betrugs, der Fälſchung im meitern Sinne, 
daß es in einer beabfihtigten rechtswidrigen Täufhung anderer durch Mittbeilung falfcher oder 
Rorentbaltung wahrer Thatſachen beſtehe. Zum Thatbeftande des Verbrechens gehört nad 
ihm eine auf Täuſchung anderer gerichtete Handlung. Diefe Handlung fann negativ in der 
Borentbaltung wahrer Thatfahen (oppressio veritatis), oder poſitiv in einer Mitthei- 
lung faliher Thatfahen (immutatio veritatis) befteben. Im erften Balle wird ein ſchon vor: 
bandener Irrthum oder eine vorhandene Unwiſſenheit zu rechtswidrigem Nachtheile des andern 
misbraucht, im legten Kalle aber ein nicht vorhandener Irrthum wider Recht hervorgebracht. 
Aber dieſe räufbende Handlung muß aud zum Nachtheile der Rechte des andern geſchehen, fie 
muß alſo entweder eine Verlegung wirfliher Rechtsobjecte (Güter) begründen, oder fie muf 
doch wenigftens dem volllommenen Rechte eined andern auf Unterlaflung der täufchenden Hand— 
lung wideriprehen. Diele rechtswidrige täufchende Handlung muß endlich auch dolos, mit dem 
Bewußtiein diefer Gigenihaft, begangen worden fein. Ein aus Kahrläffigkeit begangenes 
falsum ift zwar denfbar, unterliegt jedoch den Strafgelegen nicht. 

Mittermaier bezeichnet a. a. O. den Betrug ald die durch argliftige Vorfpiegelungen oder 
Beranftaltungen, die auf Täuſchung eines andern berechnet und hierzu geeignet find, over 
dur rechtswidrige Vorentbhaltung der Wahrheit wilfentlich verübte Verleitung eined andern 
zu einer fein Vermögen befhädigenden Handlung oder Unterlaffung. 

Die Carolina hatte nur einzelne Arten von Fälſchungen befonders aufgeführt, ſodaß es 
aud im gemeinen deutihen Rechte eines ergänzenden Zurüdgehend auf das Römiſche Recht 
bedurfte, aus weldem faft allein aud dad Kanoniſche Recht dasjenige geihöpft hatte, was e8 in 
Betreff derjelben zu veroronen fih veranlaft fand. Die ältern deutſchen Rechtsquellen hoben 
ihen früh Urfunven:, Waaren-, Maß- und Gewigtsfälfihungen hervor, und es waren insbe— 


5) Der Ausprud crimen extraordinarium bezeichnete nicht eine befondere Klaſſe von Verbrechen, 
iendern nur jeve Handlung, bei der durch Gewohnheit eine von den gewöhnlichen Gerichtsformen und 
Verhbandlungeweifen abweichende Form eingeführt wurde. oder auch ohne Lex eine öffentliche Strafe bei 
einer Handlung eintrat, die fonft nur civilrechtlich zu beurtheilen war. 

6) Mittermairr in feiner Ausgabe von Feuerbach's Lehrbuch des gemeinen peinlichen Rechts 
(vierschnte Ausgabe, Gießen 1847), ©. 649. 

7) A. a. ©, ©. 647. 
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ſondere einzelne Stadtrechte, welche zum Schutze des aufblühenden Handels ſolchen Fälſchungen 
harte Strafen drohten. In dem Stadtrechte von Wiener- Neuſtadt kommt die Todesſtrafe als 
Ahndung der Fälſchung vor. Eben darum, weil ſich nach den Lokalverhältniſſen in Deutſchland 
ſo mannichfach verſchieden geſtaltete, was man als Fälſchung ſtrafen zu müſſen und wie 
man es ſtrafen zu müſſen glaubte, iſt die Grenzſcheide zwiſchen dem ſtrafbaren und ſtrafloſen 
Betruge auch hier ſo ſchwer zu finden. Die verſchiedenen Anſichten über dieſe Grenzſcheide, 
welche ſowol von den Gerichtshöfen als von der Doctrin geltend gemacht wurden, erklären ſich 
leicht, wenn man erwägt, daß es theils unrichtige Anſichten über die römiſchen Rechtsbeſtimmun— 
gen waren, von welchen man ausging, theild daß man da nad) einem Principe haſchte, wo ein 
ſolches in der That nit vorhanden war. Schärfer ald bei uns hatten ji in Italien, Eng— 
fand und Frankreich die Unterſchiede zwiſchen Fälſchung und Berrug ausgeprägt, in 
Italien zwiſchen falso und truffa, in England zwifchen forgery und cheat, in Frankreich zwi— 
ſchen faux und escroquerie. Audy dem Deutſchen ſchwebte der Unterſchied wol vor, es fehlte 
ihm aber: an dem Unterſcheidungsmerkmale, und jo wurde es wol erkannt, daß derjelbe in 
der Natur der Sache liegen müffe, daß Fälſchung und Betrug ſich zueinander wie dad jhwerer 
und leichtere Vergehen verhielten, daß die Fälſchung die Dualification des Betrugs ſei, daB 
e8 aber ven Gejeggebungen überlaffen bleiben müſſe, die Bälle genauer zu beftimmen, in welden 
der Betrug ſich zur Fälſchung fleigere. 

Nah ver Anjicht des Englänvders beiteht der Betrug (cheat) darin, daß man das Eigen- 
thum eines andern auf eine nahe an Felonie (j. d.) reichende Weije, durd ein hinterge— 
hendes und ungejegmäßiged Verfahren oder Zeichen, wodurch das Gemeinweſen berührt wird 
oder berührt werden fann, fraudulently verlegt. Wo ſich [hon gewöhnliche Klughett gegen den 
Betrug jhügen Fann, erſcheint diefer ftraflos. Forgery, Fälſchung, ift dagegen pas fälſchliche 
Verfertigen eined Documents (instrument), weldes äußerlich bejagt, für den Zweck, zu welchem 
ed angefertigt wurde, gut und gültig zu fein, verbunden mit der Abjiht, eine oder mehrere 
Perſonen zu betrügen. Wenngleih nah den Common law nur misdemeanor, wird 
forgery nad bejondern Statuten in mehrern Fällen zum felony, ſtets muß jedoch das ge- 
fälfhte Document dem wahren, wofür ed jih ausgibt, jo ähnlich fein, daß es im Stande iſt, 
Verſonen, welche eine gewöhnliche Beobachtung anwenden, zu täufchen. 

Der praftifhe Sinn des Engländers hat es hiernad) wohl verftanden, jharf und beftimmt 
die Fälle ver Fälſchung von denen des Betrugd zu ſondern. Was ihm Fälſchung jein jol, muß 
gleihfam handgreiflid in das Gebiet dev Erfcheinungen treten, es muß dasjenige jein, was, wie 
wir fehen werben, ber Franzoſe für ein faux materiel erachtet. 

So ift dieſem der faux ein crime oder delit contre la paix publique, die escroquerie nur 
ein delit contre les proprietes, Der Code penal ftellt für die escroquerie, von welcher vie 
filouterie eine Unterart bildet, in Art. 405 folgenden Begriff auf: Wer durch Gebraud 
von falihen Namen und Eigenfhaften over durch betrügliche Vorfpiegelungen von der Griftenz 
falfher Unternehmungen oder einer zuftehenden Gewalt oder eines eingebilveten Credits, oder 
durch Erweckung von Hoffnungen oder Furcht eines gewiffen Ausgangs, eined Zufalld oder 
eines andern erträumten Greigniffes jih Gelder, Mobilien, Obligationen, Verfügungen, 
Schuldſcheine, Berfprehungen oder Quittungen geben läßt und durch diefe Mittel einen andern 
um fein ganzes Vermögen oder einen Theil deſſelben betrügt, wird wegen escroquerie mit 
Gefängnig oder Geld beftraft. Das Weſen ver filouterie liegt, nad) der franzöſiſchen An= 
ſchauung, in der Gewandtheit ver Hand, insbeſondere beim Spiel, das der escroquerie mebr in 
einer geiftigen Schlaubeit. 

Der faux, von welchem der Code pénal eine Definition nicht enthält, tritt, nah Art. 132fg., 
bei der fausse monnaie (j. Falſchmünzerei), bei der Fälſchung der Staatöjiegel, Bank— 
billets, Öffentliher Ereditpapiere, Stempel, öffentliher und Privaturfunden u. ſ. w. ber: 
vor. Nach einem arret der Cour de cassation vom 19. Dec. 1835 wird der faux ald alte- 
ration de la verit€ dans une intention criminelle qui a porte ou pu porter prejudice a 
des tiers bezeichnet. Nach der Praris des franzöjifhen Strafrechts ift der faux intellectuel von 
dem faux materiel zu unterſcheiden. Unter dem erftern verfteht man jene Täufhungen, welche 
ohne materielle Nahahmung oder Verfälihung einer Urkunde in einer Schrift eine Verabre— 
dung oder Anordnung fälſchlich flatt der wirklich auszudrüdenden unterſchiebt. Diefer faux 
intellectuel, gleichſam die niedergefchriebene Lüge, kann nur von Staatöbeamten begangen wer— 
den. Dem Engländer find die Fälle dieſes faux nur immer Fälle des cheat, nit der forgery 
und wol jelten in das Strafgebiet fallende. Der faux materiel, die eigentliche forgery des Eng⸗ 


Falfehung 259: 


linders, iſt jede wirkliche Anderung der Wahrheit durch fälſchliche Nachahmung oder Verände- 
rung einer Urkunde in ihrer Subſtanz. 

Titel 20 ded zweiten Theild des Allgemeinen preußiſchen Landrechts ſah die Fälſchung 
als eine Dualification des Betrugs an. Ihm war flrafbarer Betrug jede vorſätzliche Veran— 
Iaffung eine Irrthums, wodurch jemand an jeinem Rechte gekränkt werden foll. Die Strafe 
war in der Megel nur der doppelte Betrag des geſuchten Gewinns. 

Fälſchung war dem Allgemeinen Landrecht eine auf vorzüglich liftige und ſchwer zu ent= 
deckende Weife verübter Betrug, ein Berrug, wodurch gewiflen Perjonen oder Sachen Merkmale 
oder Eigenſchaften, die ihnen nicht zufommen, zur Bevortheilung anderer beigelegt oder vorhan= 
dene Gigenfchaften verheimlicht werden. Hierber rechnete das Gefeg die Urkundenfälfhung, das 
falide Spiel, die Gelomader und Wahrjager und die Grenzverrüdung. Sodann gelangte das 
Geſetz zum Betruge mit Berlegung allgemeiner Pflichten und rechnete dahin den Meineid und 
das Lügen vor Gericht, die falſche Anſchuldigung, die poppelte Taufe, die Unterihiebung frem= 
ver Geburt, den Misbrauch falihen Namens und Wappens. Endlich wurde noch ald Betrug 
des Vublikums der durch falſches Maß und Gewicht verübte und der Bankrott hierher gerechnet. 

Ehe wir und zu den Strafgejegen der Neuzeit wenden, müjlen wir wieder zu dem gemeinen 
Rechte zurückkehren, welches wir bei der Aufzählung ber nad Feuerbach zum Ihatbeftande des 
Betrugd gebörenven Requifite verließen. Auch den gemeinen Rechte hatte ſich die Nothwen— 
digkeit aufgebrängt, den criminell ftrafbaren Betrug von bloßen Vorfpiegelungen, von den 
zwar moraliſch ſchändlichen Lügen, vorzüglich aber von Übervortheilungen bei Verträgen und 
den Entihädigungen begründenden Täufhungen zu unterfcheiden. Auch die franzöſiſchen Ges 
richte erfennen es an, daß bloße VBorjpiegelungen eines Credits oder großen Vermögens, falfche 
Veriprehungen, Erregung falfher Hoffnungen noch feinen ftrafbaren Betrug begründen, dieſer 
vielmehr nur Durch manoeuvres frauduleux begründet wird. Aber aud hier wird ed ſchwer, 
die Grenzlinie des Strafbaren zu ermitteln, und ed muß ein richtiger praktiſcher Sinn, ein 
vernünftiges richterliches Ermeffen wol dabei immerdar ven Ausihlag geben. Wenigftend jind 
die Verſuche, bier gleihjam den Nagel auf den Kopf zu treffen, ziemlich ald gejcheitert zu betrach⸗ 
ten. Die Anfiht, davon die Strafbarfeit abhängen zu laffen, ob der eivilrehtlihe Zwang zur 
Aufrechthaltung der Rechtsordnung nicht hinreicht, um bei Handlungen gewifler Art vor Scha— 
ven zu ſchũtzen, ließ fi nicht rechtfertigen. Nicht alle im Vertragsverhältniſſe vorfommenven ' 
lberliftungen laſſen fi flrafen, ohne dem freien Berfehre die Zwangsjade anzulegen. Nach 
Nittermaier's Anſicht, a. a.D. ©. 662, joll am meiften darauf anfommen, ob ji ergibt, daß 
er Sandelnde die Eingehung des Vertrags felbit ald ein Mittel brauchte, um dadurd die Täu— 
hung des andern zu erweden, und in andern Fällen, ob die Abficht erhellt, dem getäujchten 
‚ontrabenten den Grjag unmöglich zu machen oder fehr zu erſchweren. Aud wird da, mo ber 
Zetrug in Berhältniffen vorkommt, in welchen der Gontrahent der Verſicherung des andern, 
ach den beftehenden Verhältniſſen, zu glauben gemöthigt ift, 3. B. bei Golvarbeitern, ein . 
rafbarer Betrug angenommen werben fönnen. Wo ſich in folden Fällen e8 nothwendig madt, 
e Strafbarfeit zu einer unzweifelhaften zu machen, wird die Gefeggebung einfchreiten und die 
edenken zerftreuen müflen. Geib ftellt ®) die Regeln auf: 1) daß der Betrug ftrafbar jei, wenn 
t Betrogene nad Maßgabe der herrſchenden Anſichten eine Täufhung nit erwarten fonnte; 
daß da, mo ber Betrogene ſich felbft auf Taufhung gefaßt machen mußte, nur civilrechtliche 
niprücde durch Täuſchung begründet werben, aber dann Strafe eintreten muß, wenn der Be: 
ug fo war, daß anzunehmen ift, daß der Beihädigte, mit Rüdjiht auf feine ſonſt bemiejene 
lugheit, nit im Stande geweſen jei, der Täufhung zu entgehen. 

Sole Klugheitöregeln mögen nun ſehr wohl geeignet fein, ven Richter bei jeinen Entſchei— 
ngen zu leiten oder eine gejeglihe Beftimmung hervorzurufen, aber fie ftellen fein Princip 
f, fie haben den Mangel einer jeven Gafuiftif, daß fie die Sache für alle die Bälle nur no 
eifelhafter machen, welche fi diefen Regeln nit geradezu anpaflen laffen. So ift es auch mit 
m Yinterfchiede des dol civil und dol criminel, von welchem legtern Helie annimmt, daß der 
trüger nur einen Zwed babe, nämlid den, den Rechten anderer zu ſchaden; denn nicht das 
Saden ift es, was den Betrüger zunächſt leitet, ſondern vielmehr die Erlangung feines Vor: 
eils, mache diefe aud) Die Befhädigung des andern nothwendig. 

Bir haben gefehen, dag nad) dem vorhin aufgeftellten Begriffe die täufchende Handlung 





8) Im Archiv des Griminalrechts von 1840, S. 125 u. 19. in 
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zum Nachtheile des andern geſchehen fein mußte. Es weicht dies von der Anſicht der Römer at, 
welche zum falsum nichts weiter forderten, als daß dadurch den Rechten eines andern entgegen: 
gehandelt werde, mochte die Wirfung ein wirfliber Schaden fein oder nicht. Daß die Lüge an 
fih ein Verbrechen ſei, läßt fi in der Sphäre des Rechts nicht wohl behaupten. Es wird zu der 
Züge mithin nod) eine andere Veranftaltung hinzutreten oder durch jie eine Amtspflicht verlegt 
werden müſſen, 3. B. der Bruch eines Eides, wenn fie der Strafe unterliegen foll. Bon dem, der 
etwas Unmahres behauptet, Fann man nicht fagen, daß er betrüge ; in feiner einfeitigen Ver: 
fiherung liegt fein Zwang für das Erfenntnifvermögen ded andern, die Folgen feiner Reidt- 
gläubigfeit fallen auf ihn felbft zurüd. Aud das Vorbringen wiſſentlich falicher Thatſachen im 
bürgerlihen Proceffe, mögen daran auch befondere Rechtsnachtheile geknüpft fein, ift fein 
Betrug, wenn zudemjelben nicht nod) auf die Täufhung des Gegners berechnete Veranftaltungen 
binzutreten. Gbenjo wenig find bloße Faufmännifhe Empfehlungen und Borfpiegelungen 
Betrug, wenn nicht Umjtände Hinzutreten, welche fie zu diefem flempeln. Auch die blofe 
BVorenthaltung der Wahrheit ift an fi Fein Betrug, fie kann e8 unter Umſtänden jedoch und 
jelbft zum falsum werden, injofern ein Gegenftand, der einen Beweis ver Wahrheit enthält un? 
auf welden andere ein Recht haben, unterdrücdt wird. So nimmt das hannoverifche Strafgrieg: 
bud Art. 309 an, daß durch Vorenthaltung und Unterdrückung der Wahrheit ein Betrug 
begangen werben könne, wenn eine allgemeine oder auf befondern Verhältniſſen berubente 
Rechtspflicht, die Wahrheit zu offenbaren, vorhanden iſt. Zu weit führt der in neuern Geieg: 
büdern ausgeſprochene Grundfag, daß die Benugung fremden Irrthums einen Betrug be— 
gründe. Nur beim Vorhandenfein befonderer Umſtände, unter welchen eine gewiſſe Pflicht gegen 
den andern verlegt wird, oder da, wo vie Verleitung ded andern zum Irrthum binzufemmt, 
kann von einen Betruge die Nede fein. Als Grundſatz kann hierbei gelten, daß zu dem bloßen 
Benugen des Irrthums immer noch eine pofitive Handlung hinzufommen muß, ſodaß z. B. das 
bloße Annehmen einer Nichtſchuld noch feinen Betrug in fid enthält. Lügen und Vorſpiege— 
lungen von Bettlern, in Unterſtützungsgeſuchen u. dgl. m. begründen ebenfalls nicht obne 
weitered einen Betrug; Strafen, die in foldhem alle gedroht werden, haben gemeinbin m 
einen polizeilihen Charakter. Das Zeihendeuten, Kartenihlagen, Schaggräbern wird zum 
ftrafbaren Betruge, wenn ihnen die Abfiht zu prellen zu Grunde liegt, wogegen die Abfidt, 
eine Belohnung zu erhalten, die Handlungen nod nicht zum Betruge macht. Die Strenge, mit 
welder man jonft dergleihen Künfte beftrafte, hatte in vem Glauben an diefelben ihren Grund, 
fie mußte mit diefem Glauben jhwinden. Der Gebraud eines falihen Namens, welden die 
Geſetze gemeinhin mit Geld: oder kurzer Freiheitäftrafe bedrohen, wird nur dann zum Betruge, 
wenn er in der betrüglihen Abficht erfolgte, dadurch jemand an feinem Vermößen oder an 
feinen Rechten zu verlegen. Auch die Anmaßung einer Würde oder eines Amtes wird nur dann 
jtrafbar, wenn die fonftigen Bedingungen eines Betrugs vorhanden find und diefelbe nid 
lediglich ald lächerliche Eitelkeit erſcheint. Wir jahen, daß das dritte Nequifit des ſtrafbaren 
Betrug, der dolus, die böje Abficht war, mit welcher er begangen wurde, ſodaß ber Begrif 
des Verbrechens dann fehlt, wenn ver Handelnde nicht weiß, daß er in einem andern eine falſche 
Vorſtellung bewirkt, vielmehr dasjenige jelbft für wahr hält, was er dafür ausgibt. Die Caro: 
lina verlangte in Art. 113 und 114, daß Die Handlung böslicher- und betrüglichermeile voll 
bracht wurde, und nad der römiichen Anfchauung mußte beim stellionatus die Abſicht auf die 
Benachtheiligung ded andern an jeinem Vermögen gerichtet fein. Wir werden jehen, wie ver- 
ſchieden die neuern Gefeggebungen in Betreff diefes Erforderniffes des Betrugs ſind und wie 
weit fie in diefer Beziehung audeinandergeben. , 
Daß gemeine Net halt den Betrug dann für vollendet, wenn die rechtswidrige, in betrüg⸗ 
licher Abiicht vorgenommene Handlung beendigt ift. Streitig ift bier jedoch, ob ſchon die Veen 
digung der betrügerifhen Handlung oder erit das Eintreten ihres ſchädlichen Erfolge dat 
Verbrechen confummirt. In Betreff der Vollendung der bewirkten Fälſchung gibt es dt 
Theorien. Die eine fordert zu derjelben das Eintreten des Schadens, die zweite hält dazu ſchon 
die bloße Hervorbringung der falſchen Sache, das Verfälichen felbft für ausreichend, und Ne 
dritte fordert zur Vollendung den Gebrauch der gefälſchten oder verfälichten Sache, nicht aber 
auch das Gintreten des Schadens oder das Erreichen des Vortheils. Auch in dieſem Vuntit 
weichen die neuern Geſetzgebungen weſentlich voneinander ab. Mittermaier entſcheidet ſich aa. 
S. 669 für die Richtigkeit der dritten Anſicht. Bei dem Betruge gehört in römiſchen Sinn 
zur Vollendung das wirkliche Gintreten des Schadens. Dies ift dann anzunehmen, wenn dit 
Täuſchung des andern den Betrüger in den Befig eines Vortheils brachte oder den Betrogenen 
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in Schaden verſetzte. Einzelne Geſetzgebungen halten es ſchon für ausreichend, daß das Rechts— 
geſchäft, auf deſſen Hervorbringung die Täuſchung gerichtet war, vollendet, daß die in betrüg— 
liber Abficht vorgenommene täufhende Handlung beendigt wurde. Sie laffen ed aud beim 
Betruge auf den verurjahten Schaden nicht anfommen, 3. B. das hannoverifche Geſetzbuch. 

Dad gemeine Recht unterſcheidet 1) vie Fälſchung im engern Berftande, wenn die Täu— 
idung durch Veränderung einer Sache zum Nachtheile der Güter eines andern bewirft wird. 
Hierher rechnet ed die Verfälihung der Waare und ded Maßes und die rechtsgültiger Urfunden. 
2) Den Betrug im engern Sinne, wenn die Täufhung auf eine andere Art ald durch Berfäl- 
hung einer Sache geſchehen ift. Dies geichieht nun aber vornehmlih a) durch täuſchende Ver— 
änderung der Merkmale einer Berfon, b) durch den Gebrauch oder die Berfertigung einer Sache, 
welche ven Schein einer andern an ſich trägt, oder c) durch unwahre Ausjage oder täufchende 
Handlungen.) 

Diefe Sonderung der Fälfbung von dem Betruge läßt fich nicht rechtfertigen, nach ihr iſt 
manches Betrug, was der Fälſchung angehört, und umgekehrt. Fälſchung ift im Heutigen Sinne 
die durch Nahahmung oder Veränderung von Gegenfländen, die ald Grundlagen des öffentlichen 
Glaubens oder ald Mittel der Begründung von Rechten und Verbindlichkeiten gelten, oder durch 
Unterprücdung echter Gegenftände folder Art verubte Täuſchung, mit der Abſicht, am Vermö— 
gen oder am Familienſtande andere zu beſchädigen, oder die nad) den Staatseinrihtungen an bie 
Echtheit gewiſſer Gegenftände gefnüpften Vortheile zu erlangen. Der Unterfdied von Betrug 
und Falſchung iſt ein innerer; die jhwerere Beftrafung der legtern liegt in der größern Ver— 
ſchuldung des Fälſchers ald des Betrügerd. Der erftere bringt einen Gegenftand hervor, an de 
ich das öffentliche allgemeine Vertrauen fnüpfen fol und durch melden des andern — 
sermögen gleichſam gezwungen wird, dasjenige für wahr zu halten, wodurch auch der Vor— 
fichtigſte getäuſcht werden kann, aber der Fälſcher macht endlich auch die Unwahrheit zu einer 
bleibenden. Er läßt deren Nachtheile fortwirken und ſo zu ſchwerern werden, wogegen der durch 
Betrug zugefügte Schaden gemeinhin ein einmaliger, ſich nicht erneuernder ſein wird. 

Richt jeder Schriftliche Betrug ift eine Fälſchung; faliche Erklärungen und Angaben in einer 
Shrift begründen nur dann ein Falſum, wenn die Art der Schrift felbft fo beſchaffen if, daß 
fie die Angaben als echt conftatirt. Bei der Urfundenfälfhung trennt man bie der Öffent- 
lien von der der Privatkunden. Bei der erften hat man wieder zu unterfiheiden 1) das 
Verhältniß des Beamten, der wilfentlich eine zur Täufhung beftimmmte Öffentliche Urkunde auf: 
nimmt; 2). das Berhältnig eines Privarmannd, ber eine ſolche Urkunde täuſchend nahahmt 
und verändert. Bon jeiten des Beamten ift das Verbrechen vollendet, wenn er weiß, daß das, 

was er bezeugt, unmwahr ift, Bei dem Privatmanne, wird die Abſicht der Täufhung bie Br- 
ihädigung anderer am Vermögen ober bie Erreigung von Borsheilen fein, welde an vie echte 
Urkunde gefnüpft waren. Bon dem Öffentlichen Beamten wird der faux intellectuel,, vom Bei- 
vatmann der faux materiel in der Regel begangen werben. 

Ie wichtiger und einflußreicher eine Urkunde iſt, z. B. ein gerichtliches Urtheil, die Unter— 
Ihrift des Landesherrn, defto firafbarer wird deren Falfhung, wogegen diefe Strafbarkeit ſich 
verringert, wenn ed ih um die Fälſchung von Kegitimationspapieren, Führungsatteften u. ſ. im. 
handelt. Die Urkundenfälſchung wird jo in beſtimmten Fällen zur beſonders qualifieirten und 
tritt dann der einfachen gegenüber. 

Zweifelhaft wird es oft, was eine Urkunde ift. Das fpäter noch zu erwähnende preußiſche 
Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 nennt in $.247 Urkunde eine jede Schrift, welche zum 
Beweiſe von Verträgen, Verfügungen, Berpflihtungen, Befreiungen und überhaupt von 
Rechten oder Retöverhältniffen von Erheblichkeit iſt. Die Erfahrung hat in Preußen gelehrt, 
mie oft ed, ungeachtet diefer Begrifföbeflimmung, immer noch zweifelhaft blieb, o6 ein beſtimm⸗ 
tes Schriftftüd für eine Urfunde anzufehen fei oder nicht. 0) 

Es liegt nad) der wol richtigern Anfigt dann eine Fälſchung nicht vor, wenn jemand 
einen Beamten durch wiſſentlich falfche Angaben zur Ausftellung einer echten Urkunde veran= 
laßt, doch nimmt Died z. DB. das badifche Strafgefegbuch vom 6. März 1845 ($. 427) an. 

In neuerer Zeit hat man aud) das Bedürfniß gefühlt, zum Schuge der Waarenbrzeihnun= 
genden Gebrauch von fremden Babrikzeihen und Firmen unter Strafe zu ſtellen; fo 3. B. ‘Preußen, 
in $.269 feines Strafgefegeö, unter dem Titel des ftrafbaren Eigennuged. Die angedrohte 





9) Feuerbah, a. a. O., ©. 670. .o  Eopenbofl, Das Strafgefegbuch für die preußifchen 
Staaten (zweite Auflage, Berlin 1858), S. 396 fg. 
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Geldbuße geht hier von 50 bis zu 1000 Thlrn. und wird im Rückfalle durch Gefängnißſtrafe 
bis zu jehsmonatliher Dauer erſetzt. 

Bon. der Fälſchung der Urkunden ift deren Unterdrüfung und Fortſchaffung zu unterſcheiden, 
fie gehört dem Gebiete des Betrugs nit an und in das des Diebſtahls oder der linterfhlagung. 
So ift au das bloße Vernichten des Inhalts einer Urkunde oder eines Theild veflelben feine 

Fälſchung; welchen andermweitigen Reaten daffelbe zuzugeſellen iſt, dad müſſen die Umflände des 
vorliegenden Falls entſcheiden. 

Schon die Carolina (Art. 113) betrachtete die Verfälſchung von Maßen und Gewichten 
und deren Gebrauch als Falſum. Neuere Geſetzgebungen, z. B. die preußiſche in $. 243, 

rügen ſie als Betrug und unter Umſtänden nur als Volizeivergehen. 

Das falſche Zeugniß wird in neuerer Zeit oft, z. B. auch in Preußen, dem Meineide zuge— 
ſellt, bei welchem auch wir deſſelben näher gedenken wollen. 

Nach dem gemeinen Rechte war jede Fälſchung und jeder Betrug Verbrechen, wenn— 
glei die Carolina in ihren Art. 113 und 114 nur von wenigen handelt, und zwar von den 
gefährlichiten. Die Strafe ift willkürlich. Selbſt die Todeöftrafe war ausdrücklich gebilligt, 
wenn dad Verbrechen wiederholt wurde, die Verlegung befonderd groß oder ein vorzüglid 
hoher Grad der Rechtswidrigkeit ded Willens entweder aus der Handlung felbft oder aus an- 
dern Gründen erkennbar war. Die mildere Praxis hat hier die Todesſtrafe längſt befeitigt 

‚und dur Freiheitäftrafen eriegt. Nur in dem Falle, mo ein ſolches Zeugniß die Todesitrafe 
eined andern nad fi gezogen hat, will Mittermaier fie für vielleicht gerechtfertigt halten 4%), 
ohne fie jedoch für nothwendig zu erachten. . 

Das englifche Statut 11 George IV. und 1 Will. IV. beftraft ven ald Hochverräther mit 

dem Tode, welcher das Eöniglihe Gcheimfiegel, das Privarjiegel des Königs, die Fönigliche 
* Signatur und die Geheimfiegel von Schottland und Irland verfälſcht. Sonft ift Fälſchung 
ı (forgery; ſ. Felonie) nur ald gewöhnliches felony, felbft au ald misdemeanor zu ftrafen, 

fo 3. B. die false personation, das Vorftellen einer andern Perfon zum Zwecke der Ausübung 
eines Berrugd. Das Betrügen (cheating) ift nur misdemeanor. 

Wir haben der Strafe der eseroquerie bereitdoben gedacht, über die Strafe der fausse mon- 
naie und der conterfagon der billets de banque u. |. w. |. den Art. Falfehmünzerei. Wir müſſen 
jedoch hier noch des faux en &critures publiques ou authentiques et de commerce ou de ban- 
que mit einigen Worten Erwähnung thun. Es trifft nad Art. 145 des Code penal den fonc- 
tionnairevder officier public, welcher in ver Ausübung feines Amts eine Falihung verübt, fei es 
par fausses signatures, par alteration des actes, &crilures ou signatures, par supposition de 
personnes, par des &critures faites ou inlercalees sur les registres ou d’autres acles pu- 

-blics, depuis leur coufection ou elötufe, die Strafe der travaux forcös a perpetuite. Auch 
der faux intellectuel, welcher von Beamten bei Fertigung ſolches Urkunden begangen wird, ift 
mit der gleichen Strafe bedroht. Allen andern Berfonen, welche ſich folder faux fhuldig machen, 

iſt zeitige Zwangsarbeit und dieſe auch denen angedroht, welche von folden verfälſchten Urfun: 
den Gebrauch maden. Der faux en &criture privee unterliegt dagegen nur der reclusion 

(Art. 180) und, wenn er nur an passe-ports, feuilles de route oder certificats verübt wurde, 
correctionellen Strafen. 

Es bleibt und noch übrig, der Beftimmungen zu gedenken, welche einige der neuern deutjchen 

- Strafgefeggebungen in Anfehung des Betrugs und der Fälfhung getroffen Haben, um jo einen 
Überblick darüber zu getvinnen, wie ſich in neuefter Zeit die Beftrafung diefer Treuverlegungen 

altet hat. : 
* Wir wenden und hier zuerſt nach Preußen. Sein bereits erwähntes Strafgefegbud be: 
fimmt in $. 241: Wer in gewinnfüctiger Abfiht das Vermögen eined andern dadurd be: 
ſchädigt, daß er durch Vorbringen falſcher oder durch Entfiellen oder linterprüden wahrer That- 
ſachen einen Irrthum erregt, begeht einen Betrug. Wenn dad gemeine Recht ven dolus des 
Betrügers, feine Abficht, durch die rechtswidrige täufchende Handlung zu ſchaden, vorausſetzt, be: 
gnügt fich dad preußiſche Gefeg mit ber gewinnfüchtigen Abjicht, deren Begriff ein weiterer als 
der der Beſchädigung it. So hat ver höchſte Gerichtshof ſchon den wegen Betrugs beftraft, 

‚welcher unter faljben Angaben ein Darlehn erlangte, indem er annahm, daß die Abſicht, ein 
Darlehn zu erlangen, eine gewinnjüdhtige, und daß ed darauf gar nit anfomme, ob die jpätere 
Rüdzahlung beabfichtigt fei, ſowie ob das Bermögen des Thäters für die Erftattung genügende 





11) Mittermaier, a. 0. D., ©. 675. 
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Sicherheit gewähre oder nicht.1?2) Solche Grundſätze verlegen das Rechtsbewußtſein des Volkes, 
ie ftempeln den größten Theil aller Gelvverkehröverhältniffe zu Betrügereien und ftrafen vie 
Züge ald Betrug. 

Der Betrug wird nad $. 242 mit Geldbuße over Gefängniß beahndet, die bei der An— 
nahme mildernder Umftände bis auf 5 Thlr. und eine Woche Gefängnig berabfteigen können. 
Bei gewiſſen audgezeihneten Betrügereien darf, nad $. 243, das Gefängnif nicht unter drei 
Monaten und die Gelpftrafe nur von 50— 1000 Thlr. bemeffen werden. Wir erwähnen als 
bierher gehörig nur des falſchen Maßes und Gewichts, des geringern Gehalts von Gold- und 
Silberwaaren, des Beihneidend, Abfeilens u. ſ. w. von Metallgelvftüden, des gemohnpeitd- 
mäßigen oder im Ginverftändnifle mit dem Verringerer bewirkten Ausgebens folder Gelb: 
ſtücke, des Berrüdens von Grenzfteinen oder von Waflerftanpsmerfmalen und der Beſchädi— 
gung und Unterdrüdung von Urkunden, melde dem Beſchädiger oder Unterbrüder entweder 
gar nit oder nicht ausjchließlich gehörten. Das Gefeg reiht in $. 244 dem Betruge die vor: 
ſãtzliche Branpftiftung an, welche an eigener Sache in betrügerifcher Abjicht begangen wurde, 
und bedroht jie mit Zuchthaus und beträchtlicher Gelpftrafe. 

Als lintreue beftraft das Gejeg ($. 246) die Betrügereien der VBormünder, Guratoren, Se: 
quefter, Mäfler u. |. w. mit Geld und Gefängnip. 

Bon den in das Gebiet ver Fälſchungen fallenden Verbrechen hebt das Gefeg in einem 
beiondern Titel die Urfundenfälihung hervor und beftimmt (in $. 247): „Wer in der Abficht, 
ſich ober andern Gewinn zu verfchaffen oder andern Schaden zuzufügen , eine Urkunde verfäljcht 
oder faãlſchlich anfertigt und von derjelben zum Zwede der Täuſchung Gebraud) macht, begeht 
eine Urfundenfälihung.‘ 

Dem Gejegbuce eigenchümlich ift die weitere Beftimmung ($. 248), daß auch der fich einer 
Urkundenfälſchung ſchuldig machen foll, welcher in ver Abficht, ih oder andern Gewinn zu verz 
Ihaffen oder andern Schaden zuzufügen, ein mit der Unterfchrift eines andern verfehenes Papier 
ohne deſſen Willen ausfüllt und von einer jolden Urkunde Gebraub macht. Wieweit diefe Be- 
ſtimmungen in der Rechtsuübung reichen , ergeben verſchiedene Beſchlüſſe und Urtheile des Ober: 
tribunald. So foll ſchon jedes die echte Unterſchrift eines andern enthaltende Schriftftüd, jedes 
Slanket, ohne Unterſchied, ob ed noch andere fchriftliche Aufzeichnungen enthält, auf die ſich Die 
Namendunterfchrift bezieht, eine folde Urkunde fein. Nur dann fol ein gewöhnlicher Betrug 
vorliegen, wenn die ſonſtigen Aufzeihnungen fhon an fi den Gharafter einer Urkunde tragen. 
Ein Ausfüllen ſoll ſchon in jedem Hinzufügen von Schriftzeichen zu finden fein, wodurd das 
Ganze den ihm früher nicht beiwohnenden Gharafter einer Urkunde erlangt.!?) 

Das Gejeg verordnet (in $. 249) weiter, daß der, welcher von einer faljchen oder ver: 
Tätichten Urkunde, wiſſend, daß fie falſch oder verfälfcht ift, in der Abjicht Gebraud macht, ſich 
oder andern Gewinn zu verihaffen oder andern Schaden zuzufügen, dem Fälſcher gleich geach- 
tet werven fol. Dieje vem Code penal (Art. 148) entlehnte Vorſchrift ift eine der Härten, 
welde das preußische Geſetzbuch ſeinem Mufterbilve und deſſen Grundſatz, den Iheilnehmer 
dem Urheber gleich zu ftrafen, zu danken hat. 

Die Strafe der Urkundenfälſchung ift nach $. 250 Zuchthaus bis zu fünf Jahren und zu= 
gleich Geldbuße von 50— 1000 Thlrn., weldhe Strafe, wenn mildernde Umſtände feftgeftellt 
find, auf Gefängnif nicht unter vrei Monaten und Gelpftrafe nicht unter 5 Thlın. herabgejegt 
werben fann. Diefe Strafe fleigert ih in $!251 auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zu⸗ 
glei auf eine Geldbuße bis zu 2000 Thlen., wenn eine der fünf folgenden Arten von Urfunden 
Gergenftand des Verbrechens ift: 1) Urkunden, welche mit der Unterfchrift des Königs ober 
mit dem königlichen Inſiegel ausgeftellt find; 2) Urkunden, welde von Staatöbehörben, Ge: 
meinden oder Gorporationen des In: und Auslandes, von inländiſchen oder ausländiſchen 
Beamten oder von ſolchen Perfonen, melde nach ven Geſetzen des Inlandes oder Auslandes 
Öffentliden Glauben haben, aufgenommen, audgefertigt oder beglaubigt werben; 3) Bücher, 
Regifter, Ratafter oder Inventarien, weldye unter amtlichen Glauben geführt werden; 4) Ber: 
fügungen von Todes wegen ; 5) Wechſel. Bis zur Geſetznovelle vom 14. April 1856 mußte 
auch die geringfügigſte Utkundenfälſchung, wenn fie eine der gedachten Urkunden betraf, mir ber 
den dauernden Verluft der bürgerlichen Ehre nach fich ziehenden Zudhthausftrafe, deren Mi- 
nimum zwei Jahre ift, beahndet werben; eine Härte deö Gefeges, welche bald in das grellfte Licht 


12) DOppenboff, ©. 369 ad 8. — 
13) Beſchluß des Obertribunals vom 17. Sept. 1856 im Juſtizminiſterialblat von 1856, ©. 320. 
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trat. Hatte doch das franzöſiſche Geſetz vom 28. April 1832 im allgemeinen die Härte des 
Code pénal dahin gemildert, daß ed den Geſchworenen und beziehendlich Richtern freiſtellte, in 
einem jeden Straffalle dad Vorhandenfein von circonstances atténuantes anzunehmen und 
damit eine Strafe herbeizuführen, welde um ein bis zwei Örade geringer war als vie geſetzliche, 
und fo 3. B. die zeitige Zwangsarbeit in Gefängniß zu verwandeln, jo aber e8 dem preußiichen 
Gejeggeber nahe genug gelegt, daß es Bälle gebe, wo die gejeglihen Strafen der Berihuldung 
nidt entſprächen. Man ſah in der Praxis denn auch bald ein, dag auch hier vorhandene mil- 
dernde Umflände die Strafe herabfegen und ihr namentlich den infamirenden Charakter nehmen 
mußten, und fo fam man denn in ber gedachten Novelle dazu, beim Vorhandenſein folder IIm= 
ftände jid mit einer Gefängnißftrafe von nicht über jehd Monaten und Geldbuße nicht unter 
10 Thlrn. zu begnügen und dabei die Ehrenftrafe nur auf zeitige Unterjagung der Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte zu beichränfen. 

So muß Preußen ven Fehler, melden e8 beging, ald es dem deutſchen Rechtsbewußtſein im 
feinen Strafgefegen nur zu oft ven Rüden fehrte und dem Franzoſenthume hulvigte, ftückweiſe 
wieder beſſern. Mill Preußen fi mit den übrigen deutihen Regierungen über ein gemeinja- 
med Strafgejeg einigen, dann werde es vor allen Dingen wieder deutſch in feinen Gejegen und 
ſchüttele dad Joch, welhes ihm Napoleonijche legislatoriiche Weisheit auferlegte, wieder von ſich 
ab. Auch der gleichen Beitrafung des faux intellectuel mit der des faux matériel begegnen wir 
in $. 252, nad weldyem, wer in der Abjicht, fi oder andern Gewinn zu verichaffen oder andern 
Schaden zuzufügen, bewirkt, daß Verhandlungen, Erklärungen oder Thatſachen, welche für 
Rechte oder Rechtöverhältniffe von Erheblichkeit find, in öffentlihen Urkunden, Büchern oder 
Regiftern abgegeben oder gejchehen beurfundet werben, während fie-gar nicht oder in anderer 
Weiſe oder von andern Berfonen abgegeben oder gejchehen iind, mit Zuchthaus bis zu zehn Jah— 
ren und zugleich mit Geldbuße von 100 — 2000 Thlrn. beftraft werben joll. Diefelbe Strafe 
trifft auch den, welcher zum Nachtbeile eines andern von ſolchen falfchen Beurfundungen, wiſſend, 
daß fie falich find, Gebrauch macht. Bei diefer doch fo harten Beftimmung hat man ed 1856 
nicht für erforderlich gehalten, mildernde Umftände plaggreifen zu laffen. 

Die Anfertigung falſchen Stempelpapierd und die Verfälſchung echten Stempelpapiers bat 
man in $. 253 mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und zeitiger Unterfagung des Rechts 
der Ausübung der Ehrenrechte beftraft, ebenfo die der Boftfreimarfen und geftempelter Brief: 
couverts. 

Die Fälſchung von Reiſepäſſen, Legitimationsſcheinen, Wanderbüchern, der Führungs- 
und Fähigkeitszeugniſſe u. ſ. w. ſowie das Gebrauchmachen von einer ſolchen verfälſchten Ur— 
kunde follen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder Geldbuße bis zu 100 Thlrn. beſtraft wer⸗ 
den ($. 254), wenn ſie zwar in der Abſicht, Behörden oder Privatperſonen zu täuſchen, aber 
ohne die Abficht, ich oder andern Gewinn zu verſchaffen oder andern Schaden zugufügen, bewirkt 
worben find. Auch hier wird der, welcher von einer jolhen echten oder für einen andern ausge⸗ 
geftellten Urkunde zu dem gedachten Zwecke Gebraud; macht, dem Fälſcher gleich beftraft. 

Mit gleiher Strafe bedroht $. 255 den, welcher, jedoch nicht im der Abjicht, fich oder 
andern Gewinn zu verſchaffen oder andern Schaden zuzufügen, bewirft, daß Verhandlungen, 
Erklärungen oder Thatſachen in Öffentlichen Urkunden, Büchern und Regiftern als abgegeben 
oder gejhehen befundet werden, während jie gar nicht oder in anderer Weife oder von andern 
Perſonen abgegeben oder geſchehen find. ) 

Die härtere Strafe von einem Monate bi zu einem Jahre Gefängniß, welche durch die zei⸗ 
tige Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte gefhärft werben kann, trifft nad 
$. 256 den, welcher unter dem Namen eined Arztes, Wundarztes oder einer andern Medicinal: 
petjon ein Zeugniß über feinen oder eines andern Geſundheitszuſtand ausftellt oder ein derar⸗ 
tiged echtes Zeugniß verfälicht und davon zur Zäufhung von Behörden ober von Verficherungs: 
gejellichaften Gebraud mat. 

Ebenjo werden nad $. 257 Arzte, Wundärzte und andere Medicinalperjonen, welche un— 
richtige Zeugnifle über den Geſundheitszuſtand eines Menfhen zum Gebraude bei einer Be— 
Hörde over Verſicherungsgeſellſchaft ausftellen, mit Gefängniß von 3— 18 Monaten und zeiti= 
gem Ehrenverlufte beahndet. Auch der wiljentlihe Gebrauch eines folden Atteftes ift unter 
Strafe geftellt und nad $. 258 mit Gefängniß von einem Monate bis zu einem Jahre und 
gleihem Ehrenverlufte, legteres nad) dem Ermeſſen des Richters, bedroht. } 

Wir jeben, daß hier der Einfluß franzöfifher Elemente überall zu Strafen geführt hat, 
welche nur in einzelnen Bällen gerecht, d. b. der Verſchuldung entjprechend find, in überwiegen- 
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der Mehrzahl aber mit diefer nicht im richtigen Berhältnifle jich befinden. Die Gommentare, 
weiche zu dieſen Gejegen die Praxis, befonders des höchſten Gerichtshofs, zu geben gevrungen 
mar und welche bis zur Mitte des Jahres 1858 Oppenhoff in ihrer Vollſtändigkeit mittheift, 
geben ein treues Bild von dem, was man deuteln und erflären mußte, um fie ven Umſtänden 
einzelner Bälle anzupaflen. R R 

Das Strafgeieg über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen für das Kaifertbum Ofter- 
reih vom 27. Mai 1852, welches im weientlihen aus dem des Jahres 1803 hervorging, be— 
ſtimmt in $. 197 über den Betrug: „Wer durch liftige Vorftellungen oder Handlungen einen 
andern in Irrthum führt, durch welchen jemand, jei es der Staat, eine Gemeinde oder andere 
Berjon , an feinem Eigenthume oder andern Rechten Schaden leiden joll, oder wer in viefer Ab- 
Abt und auf die oben erwähnte Art eines andern Irrthum oder Unmiffenheit benugt, begeht 
einen Betrug , er mag ji hierzu durch Eigennug, Leidenſchaft, durch die Abſicht, jemand gefeg- 
widrig zu begünftigen, ober fonft durch was immer für eine Nebenabſicht haben verleiten laffen.’’ 

Es iſt Hier der stellionatus, melden wir bei der Begrifföbeftimmung wiebverfinden; die 
Hinterlift, welche ſich ihres Zwecks, den andern zu eigenem Vortheil zu beſchädigen, wohl be- 
wußt ift, ift ed, welche das Charakteriſtiſche des Verbrechens bildet. 

Der Betrug wird nad $. 198 zum Verbrechen, d. h. zu einer ber firafbaren Hanblun= 
gen, welche das Geſetz (F. 12) mit dem Tode oder mit dem Kerfer beahndet, entweder auß ber 
Beihaffenheit der That oder aus dem Betrage ded Schadend. Aus dem legtern wirb ed zum 
Verbrechen ($. 199): 1) wenn ſich in eigener Sache bei Gericht zu einem falfhen Eide erboten 
oder wirklich ein falſcher Eid geſchworen wird, ober wenn fih um ein falfched Zeugniß, To vor 
Gericht abgelegt werben ſoll, beworben, oder wenn ein falfched Zeugnig gerichtlich angeboten 
oder abgelegt wurde, wenn daſſelbe auch nicht zugleich die Anerbietung oder Ablegung eines 
Edes in fih begreift. Diefe dem Meineive angehörigen Fälle werben in dem Art. Meineid 
weitere Erwähnung finden. 2) Wenn jemand ven Charaffer eines öffentlichen Beamten fälfch- 
lid annimmt, oder einen obrigkeitliden Auftrag oder eine beiondere, von Öffentliher Behörde 
erhaltene Befugnip lügt. 3) Wenn in einem Öffentlihen Gewerbe unechtes oder geringhalti= 
ges, jei es cimentirted oder nicht cimentirted, Maß oder Gewicht gebraucht wird. 4) Wenn je- 
mand eine Öffentliche Urkunde oder eine durch öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung mit 
Stempel, Siegel und Brobe nachmacht oder verfälſcht. 5) Wenn die zur Beftimmung der Gren⸗ 
zen geiegten Marfungen weggeräumt oder verfeßt werben. 6) Wenn jemand durch Verſchwen⸗ 
dung fi in das Unvermögen zu zahlen geflürzt, oder durch Ränfe den Credit zu erlangen ge= 
ſucht hat, oder durch Aufftellung ervichteter Gläubiger oder jonft dur betrügliches Einver- 
ſtändniß der Verbehlung eines Theild von feinem Vermögen ven wahren Stand der Maſſe 
verdreht. Wir werden jpäter nod Gelegenheit haben, auf die Hülle ad 5 und 6 zurüdzufom- 
men, da wir noch der gemeintechtlichen Beftimmungen über die Grenzverrüdung und den be= 
trũglichen Bankrott zu gedenken haben. | 

Andere Detrügereien werden nach $. 200 zum Verbrechen, wenn der Schaben, der ver- 

urfacht oder auf welchen die böfe Abſicht gerichtet worden, ſich Höher ald auf 25 Fl. beläuft. 

Das Gejeg befennt in $. 201, daß ſich die Arten des Betrugs wegen ihrer großen Man: 

nichfaltigfeit in ihm nicht alle aufzählen liegen. Es begnügt ji fünf derfelben herauszugrei— 
fen, welche, wenn das Object ih höher als auf 25 #1. beläuft, ein Verbrechen fein follen. Eines 
ſolchen foll ſich nämlich ſchuldig machen: 1) wer falfche Privaturfunden verfertigt over echte ver= 
fälſcht; wer Urkunden, welde ihm gar nicht oder nicht ausfchließlich gehören, zum Nachtheile 
eines andern vernichtet, befchädigt oder umterbrüdt ; wer nahgemachte oder verfälichte Öffentliche 
CEreditpapiere, wie auch wer verfälfchte Münze, ohne Einverſtändniß mit den VBerfälfhern oder 
Theilnehmern, wiffentlic weiter verbreitet. 2) Wer ven Schwahjinn eined andern durch aber- 
gläubiſche oder fonft hinterliſtige Verblendung zu deſſen oder eines Dritten Schaden misbraucht. 
3) Ber gefundene oder ihm irrthümlich zugefommene Sachen gefliffentlich verhehlt und ſich zu⸗ 
eignet, was jedod auf die Berheimlihung eines aufgefundenen Schatzes nicht anwendbar iſt. 
4) Wer ich einen falfhen Namen, Stand oder Charakter beilegt, fih für den Eigenthümer 
itemden Vermögens auögibt oder jonft hinter einem falichen Scheine verbirgt, um ih unrecht⸗ 
mäßigen Gewinn zuzueignen, jemandem an Bermögen oder Rechten Schaden zu thun, oder 
jemanden zu nachtheiligen Handlungen zu verleiten, zu denen er ſich ohne ven ihm gejpiel- 
ten Betrug nicht würde verftanden haben. 5) Wer fih in einem Spiele falſcher Würfel, fal- 
ſchet Karten, eines Hinterliftigen Einverftändniffes oder anderer liftiger Ränfe bedient, Wir 
müjlenes und verjagen, näher auf dies bunte Gemiſch ftrafbarer Handlungen einzugeben, welde 
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zum Theil andern Rechtömaterien angehören und in denen noch andere ftrafbare Elemente als 
die des Betrugs liegen; und mußte ed genügen, daß das in Rede ſtehende Geſetzbuch fie ven Be- 
trügereien zuzäblt. 

Die Strafe des Betrugs ift nah $. 202 insgemein Kerker von ſechs Monaten bi zu 
einem Sabre, bei erſchwerenden Umſtänden aber won einem bis zu fünf Jahren. Uberfteigt 
($. 203) das Object des Betrugs die Summe von 300 Fl., ift das Verbrechen mit befonderer 
Kühnheit oder Arglift verübt, oder hat der Verbrecher ſich die Betrügereien zur Gewobnheit 
gemadt, dann ift die Strafe ſchwerer Kerker von 5— 10 Jahren. 

Mir übergeben bier die Strafbeftimmungen des dem Meineide angehörigen $. 204 umd 
bemerfen aus $. 205 nur noch, daß Betrügereien, bei welden Feind der vorgedachten er- 
ſchwerenden Merkmale in Rede fteht, nur als Übertretungen angefehen und mit der Strafe ver: 
felben,, namentlich mit Geld, Arreft und körperlicher Züchtigung geabndet werden jollen. 

Es ift ein Vorzug des preußifchen Strafgefeges, daß ed das Strafmaß nicht von einer bes 
flimmten Summe des Betrogenen, Geftohlenen u. f. w. abhängig madt. Dergleichen Krite: 
rien jind gemeinhin fo vag und ungewiß, daß fich bei ihrer Anwendung Willfürlihfeiten gar 
nicht vermeiden laflen. 

Im allgemeinen erfheinen die Beftrafungen des Betrugs nad dem öfterreihiichen Geſetz⸗ 
buche milder ald die Preußens, ſchon mit Rückſicht darauf, daß das Minimum der Kerferftrafe 
ein jehömonatliches, das der Zudthausftrafe ein zweijähriges ift. Wir wollen diefen Geſetzen 
Preußens und Ofterreihd nun no einige Beftimmungen aus dem bairifhen Strafgeiegbude 
vom 6. Mai 1813, der älteften Codification deutſcher Strafgefege, welche gegenwärtig noch 
Geſetzeskraft hat, gegenüberftellen. Daſſelbe gibt in Art. 256 folgenden Begriff des Verrugs: 
1) Wer, um einen andern in Schaben zu bringen oder ſich ſelbſt einen unerlaubten Bortbeil 
zu verſchaffen, wiflentlib und —— falſche Thatſachen für wahr ausgibt und darſtellt, 
wahre Thatſachen unerlaubterweiſe vorenthält oder unterdrückt, oder auch von fremdem Be— 
truge ſich ſelbſt zum Vortheile oder einem Dritten zum Nachtheile wiſſentlich Gebrauch macht, 
wird wegen vollendeten Betrugs beſtraft, wenn hieraus etweder ein wirklicher Schaden entſtan⸗ 
den, oder wenn die betrügliche Handlung mit im Geſetze beſonders bemerkten erſchwerenden 
Eigenſchaften begangen worden iſt. Nach Art. 257 iſt auch ſchon die bloße Vorenthaltung der 
Wahrheit Betrug, wenn der Irrthum eines andern dazu misbraucht wird, denſelben zu einer 
ihm nachtheiligen Handlung, Unterlaffurtg oder Verſprechung zu verleiten. 2) Wenn jemand 
gültige Documente zum Nachtheile ver Rechte eines andern unerlaubtermweife verheimlicht,, ver: 
nichtet, unbrauchbar macht oder fonft unterdrückt, und 3) wenn jemand, von derÖbrigkeit zu 
einem Zeugniffe aufgefordert , fein Wiffen verſchweigt und ableugnet. 

Betrügereien, wodurd ein anderer entweder in feinem gegemärtigen uder rechtlich zu er= 
wartenden künftigen Bermögen übervortheilt wird, find Verbrechen (im Gegenfage zu ven Ber: 
gehen, ald minder ſchweren Derlegungen der Strafgefege) und werben, wenn ihr Betrag vie 
Summe von 25 Fl. erreicht, außer dem Falle erfchtverender Umftände, als gemeine Dieb: 
ftähle 1%) beftraft. Diefe Strafe ift nach Art. 215 einjähriges Arbeitshaus, weldes ſich um 
fo viele Bierteljahre verlängert, fovielmal der Werth. des Entwenbeten (Betrogenen) die Summe 
von 50 Bl. in fich begreift, ohne daß jedoch die Dauer ver Strafe weiter ald auf acht Jahre er: 
ſtreckt werden dürfte. 

In Art. 263 hebt dad Geſetz ſechs Fälle des Betrugs hervor, welche «8 ald ausgezeichnete 
Diebflähle erfter und zweiter Klaſſe (vie Strafe derſelben ift nad Art. 220 1— 3 Jahre Ar: 
beitohaus mit der Steigerung ded Art. 215) angejehen wifjen will und von denen wir bei: 
fpieldwelfe nur die hervorheben, wenn der Betrug an einer zu gemeinnügigen oder frommen 
und moralifhen Zmeden errichteten Anftalt verübt wird, und wenn Vormünder, Gurato- 
ten u. ſ. w. ihn verüben. Wer die Religion , eine religiöfe Handlung oder durch Religion ge: 
heiligte Sachen ald Mittel zur Ausübung eined Betrugs misbraucht, erleidet ebenfalls bie 
Strafe ded audgezeichneten Diebſtahls und wurde, bis dad Grfeg vom 18. Nov. 1849 dies be: 
feitigte, öffentlich, ausgeſtellt. 

Die Strafe des Berrugs fteigert fi (Art. 265) zu der des gefliffenen gefährlichen Dieb- 
ſtahls und fo zu vier bis achtjährigem Arbeitähaufe, ohne Rückſicht darauf, ob die Beſchädi⸗ 
gung erfolgt iſt oder nit, wenn es fi um der Geſundheit ſchädliche VBerfälfhung von Nah: 





14) Dbgfeich in der Novelle vom 25. März 1856 die Diebftahlsftrafen weſentlich abgeändert find, 
fo wird der Betrug doch mit der alten Diebflableftrafe beahndet. 


Falfhung 267 


rungsmitteln, um eine Verbindung zur Ausübung von Betrügereien, um Spieler von Pro- 
fefion, um Gewohnheitsbetrüger und um die Berfälihung von Privaturfunden handelt. 

Als Verbrechen wider die öffentliche Treue und Glauben zeichnet dad Gefeg, außer der im 
Art. Falſchmünzerei gedachten Münzfälfhung, noch die der öffentlichen Urkunden aus. Es 
ſtraft mit zwölf: biö zwanzigiährigem Zuchthauſe den, welcher mitteld Nachahmung föniglicher 
Unterſchrift unter Misbrauch des Staatsſiegels falfhe Urkunden verfertigt oder richtige ver- 
falſcht umd von den nachgemachten oder vwerfälicgten Urkunden Gebrauch macht. Sind folde 
© Urkunden von andern Staatdäntern und öffentlihen Behörden audgefertigt, dann ermäßigt ſich 
die Serafe auf acht- bis zmölfjähriges Zuchthaus. Auch fhon das unerlaubte Inbefignebmen 
des Staatöfiegeld wird, wenn damit auch fein Misbrauch gemacht wurde, nah Art. 338 mit 
ein⸗ bis vreijährigem Arbeitshauſe beahndet. 

Die betrügliche Anmaßung eines öffentlichen Amts bedroht das Geſetz mit ein= bis drei- 
jährigem Arbeitshauſe, vorbehaltlich der wegen Fälſchung oder anderer damit verbundener Ver— 
brechen verwirften Strafen. Bon Öffentlihen Beamten begangene abſichtliche Berfertigung, 
Berfälihung oder Unterdrückung von Amtöprotofollen und andern Urkunden zieht, fei 
daraus ein Schaden entitanden oder nicht, außer den jonftigen. Strafen auch die Dienftent- 
jegung nad rich. 

Die drei hervorgehobenen Beijpiele ded gegenwärtigen Standes ber Gefeggebung über Fäl: 
ſchung und Betrug werden für den vorliegenden Zweck völlig ausreichen, und haben wir nur 
noch einiger befonderer Arten ausgezeichneter Betrügereien zu gebenfen, welche aud dad ge— 
meine Recht als ſolche hervorhebt. Wir haben hier zunächſt den betrüglichen Bankrott zu er: 
wähnen. Die Imjolvenz ded Vermögend und daraus bervorgebende Zahlungseinftellung 
von Handeläleuten, Fabrikanten u. j. w. kann für diefe zugleich ftrafrechtliche Folgen nad ſich 
zieben. Es können nämlich bei Gelegenheit der Erörterung über den Bankrott Fälſchungen 
oder Berrügereien ded Banfrottirerd befannt werden , ed kann aber auch in dem Banfrotte jelbft 

ſchon ein Betrug liegen. Dies wird der Fall jein: 1) wenn jemand abfiätli die Infolvenz- 
erflärung ald Mittel, andere rechtswidrig zu benachtheiligen, wählt; 2) infofern jemand betrüg- 
liche Mittel anwendet, um durch die Linrichtigkeit der Darflelung feines Bermögendzuftandes 
zu gewinnen ; 3) bei bevorftehendem Goncurje betrügerifche Handlungen vornimmt, um feine 
Gläubiger zu verkürzen oder einzelne Gläubiger zu begünftigen; 4) infofern betrügliches 
Schuldenmachen den Bankrott herbeiführte. Nach dem gemeinen Rechte, dem ein leihtiinniger 
umd fahrläſſiger Bankrott fremp ift, welchen neuere Geſetze ebenfalls unter Strafe ftellen, ift 
die Strafe des betrüglichen Bankrotts die des Betrugs und, infofern bie angewandten Mittel 
das Verbrechen der Fälſchung conftativen, bie der Fälſchung. Die Unfähigkeit des betrüglichen 
Bankrottirers zu Amtern und Würden ſetzten bereits die Reichsgeſetze feſt. 

Das preußiſche Strafgejeg ($. 259) erachtet Handelsleute, Schifförheber und Fabrikbeſitzer, 
welde ihre Zahlungen eingeftellt haben, des betrüglichen Banfrotts für fhuldig: 1) wenn fie 
ihr Vermögen ganz oder theilmeife verheimlicht oder beijeite geichafft haben; 2) wenn ſie 
Schulden oder Nehtögeihäfte anerkannt oder aufgeitellt haben, welche ganz oder theilweife er- 
Dichter ind; 3) wenn fie, in der Abjicht, ihre Gläubiger zu benadhtheiligen, Handels bücher zu 
führen unterlaffen haben, obgleich deren Führung geſehlich vorgeſchrieben oder nach Beſchaffen⸗ 
beit ihres Geihäfts erforderlich war; 4) wenn fie in gleicher Abſicht ihre Handelsbücher ver: 
heimlicht oder vernichtet oder fo geführt oder verändert haben, daß diefelben feine Überficht 
des Bermögendftandes gewähren. Die Strafe ift hier Zuchthaus bis zu 15 Jahren, bei mil: 
Deruden Umfländen Gefängniß nicht unter drei Monaten, unter Ermächtigung bed Richters, auf 
Die zeitige linterfagung der Ausübung der bürgerligen Ehrenrechte zu erkennen. 

Berner beftraft das Geieh in $.260 den, welcher im Interefle eines Handelsmanns u. f. w., 
der feine Zahlungen eingeftellt har, deilen Vermögen ganz oder theilmeife verheimlicht oder bei- 
feite geſchafft Hat, und den, welder im Interefle eines folden Gemeinſchuldners, oder um ſich 
oder andern Vortheil zu verihaffen, erbichtete Forderungen im eigenen Namen oder durch zwi⸗ 
ſchengeſchobene Berfonen geltend gemacht hat. Hier ift vie Strafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren, 
bei mildernden limftänden Gefängniß nicht unter drei Monaten. Hat hier der Thäter im Ein: 
verftändniffe mit vem Gemeinfhuloner gehandelt, dann finden auf ihn die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen wegen der Iheilnahme amı Verbrechen Anwendung. 

Wie das Öfterreihifche Strafgeſetzbuch den —2 — Bankrott beſttaft, haben wir be⸗ 
reits angeführt. 

Nach dem bairiſchen Strafgeſetzbuche, Art. 273, wird, wer in Concurs gerathen und 
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überwiejen ift, daß er durch argliftige Verheimlihung feiner ſchon vorhandenen Zahlungsun= 
fähigkeit oder bei Gingehung neuer Pfandſchulden durch Ableugnung oder betrüglihe Ver— 
fhweigung älterer oder ftärferer Hypotheken feinen Gläubiger hintergangen hat, als betrügs 
liher Schulvdenmadher wie wegen gemeinen Betrugs bejtraft. Ebenjo wird nad Art. 276 
beftraft, wer im Goncurje dur betrüglihe Handlungen einzelne Oläubiger vor den andern 
begünftigt. Wer jih, um feine Gläubiger zu verfürzen, einer Unterſchlagung oder eines Be— 
trugs ſchuldig macht, Geld oder Geldeswerth heimlich zurückbehält oder auf die Seite ſchafft, 
Activforderungen verſchweigt oder deren Bezahlung heimlich annimmt oder auch erbichtete 
Gläubiger aufftellt, jol dagegen ald ausgezeichneter Betrüger (Art. 263) beftraft werben. 

Beſonders qualificirt ift der Betrug, wenn der Cridar, um ſich rechtswidrig mit feiner 
Gläubiger Schaden zu bereichern, ſich durch betrügliche Handlungen als zahlungsunfähig dar— 
ftellt. Hier iſt in Art. 278 vier= bis achtjähriges Arbeitshaus ſowie Ehren- und Gewerbe— 
verluft angedrobt. 

Auch dieje Anführungen werben dazu genügen, ji ein ausreichendes Bild von dem Ver: 
brechen zu verſchaffen, welches die Handeldverhältniffe ver Neuzeit wejentlic in das Leben riefen, 
das jedoch verhältnigmäßig nur jelten zur gerichtlichen Erörterung gelangt, da die Kojtipielig: 
feit der Goncurfe und deren Weitläufigfeit nicht jelten für die Gläubiger zu einer dringenden 
Beranlafjung werden, aud den nadhıtheiligften Accord dem Austrage der Sache vorzuziehen. 
Erft das preußiſche Gejeg vom 8. Mai 1855 hat die Bahn zu einer zweckmäßigen Bearbeitung 
und Berfürzung der Goncurje gebrochen und ſich in feiner Ausführung bereits gut bewährt. 

Nur der Örenzverrüdfung, des crimen termini moti ded Nömifhen Rechts, haben wir 
noch zu gedenken. Es befteht in der Aufhebung und Veränderung der Grenzzeichen eines 
Grundſtücks. Die Rechtswidrigkeit per That erhöht ih, wen durch das Verbrechen zugleich 
eine Öffentliche Autorität verlegt wird, was gejchiebt, wenn die vom Staate und deſſen Behör- 
den feftgeftellten Grenzen verrüdt werden. Die Strafe des neuern Römischen Rechts war bier 
eine willkürliche, vie Relegation oder öffentliche, auf einige Jahre beſchränkte Arbeit nicht über: 
ſteigende. Die Carolina drohte in Art. 114 mit einer Xeibeöftrafe, welde jevoh nur dann 
plaggriff, wenn es jih um eine Verrückung unter Öffentliher Autorität gejegter Grenzzeichen 
handelte. Wir jahen jhon, daß das preußiiche Strafgejeg die Grenzverrückung als einen 
qualifieirten Betrug ftrafte, wogegen wir fie in Ofterreih und Baiern als Betrügereien nidt 
beſonders hervorgehoben fanden. 2. Trieft. 

Familie, Familienrecht!) 1) Alle Werfen ver organiſchen Natur haben ald Individuen 
nur ein vorübergehendes Dajein, fie entftehen und verſchwinden nad) längerer oder fürzerer 
Zeit; die Gattungen der Welen gehen aber nicht unter. Damit die Erhaltung der legtern mög⸗ 
lic) werde, hat der Schöpfer aller Dinge den Einzelweſen der organiſchen Welt die Macht ver 
Reproduction von Individuen derfelben Gattung gegeben, die bei den Thieren und Menſchen 
in dem Triebe der Fortpflanzung durch die Zeugung liegt. Diefer als Naturzwed dienende 
Trieb ift daher ein Naturgejeg,, das bei ven Menjchen wie bei weitem den größern Arten ber 
Thiere duch das Zufanmenwirfen ihrer eigens dazu gefhaffenen Formation erfüllt wird. Auf 
derjelben beruht die Verſchiedenheit ver Geſchlechter, welche nad) vollendeter organiſcher Kraft- 
entwidelung und Reife fi voneinander angezogen fühlen und durch den mächtigen Reiz des 
Geſchlechtstriebs zur Begattung gelodt werden. Iſt diefe fruchtbar, fo werden ven Thieren ihre 
Jungen geboren, dem Menfhenpaare feine Kinder. Allein damit ift nicht immer die Borforge 
der Natur für die Erhaltung der Gattungen erſchöpft: ein großer Theil der Thierjungen fowie 
die Erzeugten ver Menſchen bedürfen einer Pflege von feiten ihrer Erzeuger, ohne welche fie zum 
Grunde gehen würden. Im höchſten Grabe ift diefe ven menſchlichen Sprößlingen nöthig, die 
zu den ſchwächſten aller Gefhöpfe im animalifhen Reiche gehören. Die Natur hat vaher ihre 
Erzeuger mit einem zweiten Triebe, dem eines ängftlichen Anhänglichkeitsinſtincts begabt, der 
fie unwiderſtehlich beherrſcht, ihre Erzeugten zu nähren, zu pflegen und gegen die ihr zartes 
Leben bedrohenden Gefahren zu fchügen. Bei ven Säugethieren ift ven Müttern ver Haupt⸗— 
beruf der Erhaltung zu Theil geworden ; aus ihrer Bruft erhalten fie die erfte Nahrung. Bei 
den Menjchen find beide Triebe, d. h. Die gefchlechtliche Attraction wie die zu den Kindern, bie 
Ausgangspunfte der durch die moralifche Natur derfelben verevelten Geſchlechts- und der älter 
lichen Liebe, welch legterer die des Kindes entgegenfommt, fobald der Keim des Bewußtſeins fich 
in ihm entwidelt. Die naturgemäße Wirkung der Herrſchaft beider ift ein inniged Zufammen= 





1) Zu vergleichen Riehl, Die, Familie (zweite Auflage, Stuttgart 1857). 
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eben der Gatten, der Altern und der Kinder als einer eigenen und zwar der erften (im wahr: 
fen Sinne des Wortes fo zu nennenden) ergänzenden Gemeinſchaft, weiche bei allen modernen 
Bölfern feit Jahrhunderten die bei ven Römern dafür übliche Benennung Familie erhalten hat. 
Die Baſis diefer naturwüchligen, naturnotfwendigen und providentiell gefchaffenen Einigung 
ift daher eine animalifh und ſittlich anthropologiſche 2), fie bildet zugleich die Unterlage eines 
forialen Verbandes, der fich, meil durch denselben auch die gegenfeitige rechtliche Stellung ihrer 
Mitglieder bedingt ift, als ein Rechtsverhältniß durch Sitte und Gefege normirt und fo die 
Familie ald Rechtsinſtitut geftalter. 

Die Familiengemeinihaft fpaltet fich dem bisher Gefagten gemäß zunächſt in zwei, die ebe- 
liche und Die der Altern und Kinder. Es reiben ſich aber an diefelben an oder ftehen mit ihnen 
nod andere Gemeinfhaftsverhälmiffe in Verbindung. Die Kinder ver Kamilie umfhlingt das 
durd die Einheit ded Blutes und das gemeinfame Leben im Vaterhauſe gebildete Band der 
Blutsfreundſchaft, das nach der Auflöfung des legtern fortdanert und ſich auch auf die ihrer Er— 
zeugten erftredt und in immer weitern Kreiſen als das Band der Berwandtfchaft in Ehren ge- 
balten und die Orundlage verſchiedener den Mitgliedern derfelben zuftehenden Rechte und ihnen 
obliegenden Berbinvlichfeiten wird. Sogar die aus dem Schofe der Familie ald Anfangspunft 
bervorgebende Stammesgenoflenihaft und die Entflehung der Horden und Völkergruppen find 
auf diefe Urfprünge zurücdzuführen, und nicht mit Unrecht Hat man auch gejagt, daß die Familie 
die Wiege des Staates fei. 

Doch ift ſchon die Stammesgenoſſenſchaft ein über die Grenzen des Familienbandes hinaus- 
gebender Kreis, ver bei der Beleuchtung des legtern zur Seite liegen bleibt. 

Dagegen werden gewöhnlich im Kreife der Bamilie noch andere Berfonen getroffen, die, von 
Natur aus ihr nicht angehörend, doch in mehr oder weniger bleibenver Verbindung als Diener 
oder Dienerinnen mit ihr leben und jegt durch die Benennung des Geſindes bezeichnet zu wer⸗ 
den pflegen. Bei den alten Bölfern und heute noch im Orient fowie in verſchiedenen Ländern 
Amerikas gehörten oder gehören auch die Sklaven dazu, was aber nur richtig ift bezüglich der 

im Haufe der Familie lebenden Diener diefer Art. Ganz verſchieden von diefer dienenden Klaſſe 
find die ald Surrogat felbfterzeugter Kinder von einem Haudvater Adoptirten, bie in künſt— 
licher Weiſe zum Kern ver Familie gehören. 

Nicht allen Kindern wird das Glück zu Theil, ihre Altern zu behalten. Sollten fie dann 
nit ala Hülflofe Waijen dem fihern Untergang preisgegeben fein, fo mußte auch für fie ein 
forgendes Naturgefeg vom Herrn der Welt in den Menichen gelegt und durch die Rückſicht des 
eigenen Interefles verftärft werben. Es ift dad der, wenn nicht ala Mitleid, doch als Mitgefühl 
bervortetenden allgemeinen Menfchenliebe. Dem verlaffenen Kinde wird ſchon von felbft, we 
nigftens in der Regel, die Liebe der nächiten Verwandten zu Theil, wo fie fehlt, das Wohl: 
wollen der Nachbarn, der Bemeindegenoflen u. |. w.; fie vertreten, inwieweit died geſchehen 
Fann, ald Bormimvder die Stelle ver Altern, ſodaß das Inftimt der Vormundſchaft ih an das 
der Familie anreiht und fogar ald ein integrirender Theil des Familienrechts betrachtet wird. 

Da im „Staats:2erifon’’ [bon ausführlih von der Ehe und dem Eherecht die Rede war, 
fo bleibt nur no übrig, von dem älterlihen Verhältniß, von der Verwandtſchaft, vom Ge: 
findewefen und der Vormundſchaft zu handeln. Das Gelindeverhältniß aber, ald ein eigenes 
Rechtsverhältniß, auch feiner polizeilichen Normirung wegen, und die Vormundſchaft, als ein 
beiondere®, ſehr weit greifendes, bis ins einzelnſte ausgebildetes Rechtsinſtitut, bedürfen einer 
beiondern Beleudhtung. ?) F 

2) Die Feſtſtellung des gegenſeitigen Verhältniſſes der Altern und Kinder iſt feiner mora= 
liſchen, religiöfen und rechtlichen Seiten wegen von jeher ver Gegenftand etbifcher und religidfer 
Uinterfuhungen und Beleuchtungen geweien ; in den Lehrbüchern der pofltiven ſowie der ratio- 

nell=fpeculativen Moral und der Rechtsphiloſophie baben jie eine bleibende Stelle. Um für 
deſſen Beurtheilung eine fefte Baſis zu finven, ift ed nörhig, von einer unbefangenen, durch die 
Errungenihaften der Wiſſenſchaft gewonnenen Auffaſſung ver anthropologiſch gegebenen That— 
ſachen auszugeben, und zwar nicht blos zum Zwecke der Auffteltung höchſter, die ganze Lehre be: 





2} Das ift die Anficht der römifchen Rechtsgelehrten, wenn fie nicht blos von der maris et feminae 
conjunctio, quod matrimoniun vocamus, fondern auch ven Mr liberorum procreatio et educa- 
tio fagen, fie feirn juris naturalis, d. h. ejus juris, quod natura omnia animalia docuit, Fr. 1, 
$.3,D 1,1 (de justitia et jure). 

3) ©. die Art. Gefinde und Vormundſchaft. 


270 Familie, Familienrecht 
berrfchender Principien, fondern auch um den Schlüffel zum Begreifen ver hiſtoriſchen Ent: 
widelung ded Familienrechts zu gewinnen. , 

Jene Baſis ift, mie fhon ausgeführt, der inflinetmäßig angeborene Trieb der Altern=, für 
wol der Mutter: wie der Baterliebe. Kindererzielung ift ja von Anfang an Zweck der Einigung 
unverdorbener Ehegatten. Sie erzeugt fofort das Gefühl der Verpflihtung zur Pflege und 
Erziehung ded Kindes, der, wenn aud noch jo drüdend, von ihnen mit Freude genügt wird. Sie 
wird ihnen zur erften Lebendaufgabe, eine für heilig geachtete Gewiflenspflicht. 

Sehr wahr jagt Ahrens („Rechtsphiloſophie““, ©. 595): „Das Kind, weldes zum Lehen 
erweckt wird, erweckt felbft in den Altern die bis dahin unbefannten, faum gewohnten fittlichen 
Gefühle der uneigennügigften Aufopferung und vollften Hingebung für das ihrer Liebe und 
Führung anvertraute Wefen. Sie jind für das Kind die nächte jihtbare Vorſehung. 

„Sm glüdlichen Gedeihen des Kindes finden bie Ältern einen erften bejeligenden Lohn für 
ihre Mühen, in der bald ihnen zu Theil werdenden Gegenliebe und Pietät des Kindes den zweis 
ten, oft unausſprechlichen. Solange dieſes jhöne, unintereffirte Gotteögefeg die Altern be— 
herrſcht und leitet, bedarf es Feiner rechtlichen Zwangsnachhülfe, Feiner priefterlichen zum Schutze 
der Kinder. Eine Herrſchaft ift bei noch ungebildeten wie auf höherer Culturſtufe ſtehenden 
Völkern die freilich nicht ausnahmölofe Regel.“ f 

Als Natur= und ethiſches trägt daher das Verhältnig ver Altern zu den Kindern fchon in 
fich felbft die Garantien feiner Dauer und Wirkſamkeit. Da ed aber die Keime eined Rechts— 
verhältniffes in ſich trägt, fo bildet ed als ſolches zu gleicher Zeit fih aus. Es gibt den Altern 
und zwar vorzugsweiſe dem Bater, al8 Hauptder Familie und Herrn des Haufed, eine Gewalt 
über die Berfonen der Kinder, Dieje Gewalt hat, wie Bentham *), ſoviel und bekannt, zuerft 
bemerkte, eine voppelte Seite, indem der Bater im Verhältniß zu feinem Kinde in gewiſſer Be- 
ziehung Herr und in anderer Vormund iſt. Er ift Herr ald Erzeuger der Kinder, die er Die 
feinigen nennt und, wo es ihm beliebt, für ſich gleich Dienern des Haufes benugt und behandelt; 
er ift Vormund, weil er die der Selbftpflege unfähigen und ohne feine Hülfe von der Gefahr 
des lintergangs bedrohten Kinder zu fügen und nad außen zu vertreten hat. Obwol den 
Altern ihr Dafein verdanfend, find Die Kinder Perſonen und wie ihre Altern als Rechtsſubjecte 
zu betrachten; fie können demgemäß, jedenfalls von Standpunkte unferer gegenwärtigen Rechts— 
anſchauungen angeſehen, in dem Grabe nicht der Gewalt derfelben unterworfen fein, daß fie 
bloßen im Eigenthum der Altern ftehenden Sachen gleich geachtet werben. Die älterlidhe Herr 
f&aft ift daher fein dominium im juriftifhen Sinne des Worts, fonbern ein (domesticum) 
imperium. Daß diejelbe aber ftrenger oder milver jein und daß alfo der hausherrliche Eharaf- 
ter den vormundichaftlichen überragen fönne, ift jelbftbegreiflich, wie freilich auch die unleug— 
bare Hiftorifche Thatſache, daß oft der legtere durch den erftern ganz und gar abforbirt wurbe. 
Einen intereffanten Gegenjag bilden in der angegebenen Beziehung die römiſche patria po- 
testas und das germanifche älterliche mundium zueinander. Die Unterwerfung ber Kinder 
unter die Gewalt der Altern, reſp. des Vaters erftredt ſich ſelbſtverſtändlich über die Perjon ver 
erftern, die ihnen angehörenden Sachen und von ihnen vorzunehmenden Handlungen und pflegt 
in biefen drei Beziehungen in der Geſetzgebung ſowol der ältern ald der neuern Bölfer nor: 
mirt zu fein. R 

3) Die geſchichtliche Ausbildung ®) des Alternverhältniffes ift aus begreiflihen Gründen 
ſehr verſchieden. 

a) Bei barbariſchen und halbbarbariſchen Voͤlkern fehlt ihm der ſittliche und rechtliche Cha⸗ 
rakter. Die Mutterliebe iſt indeſſen bei allen, auch den roheſten ſichtbar, doch findet man bei 
mehreren die Unſitte des erlaubten Kindermords, namentlich der Töchter, beruhend auf Vorur⸗ 
tbeilen verſchiedener Art. Im Herzen der Väter ſehen wir den unvermeidlichen Antagonismus 
egoiſtiſcher Herrſchertriebe mit dem Liebesgefühle. Wie die Frauen ſind auch die Kinder im 
Vaterhauſe ſchwerbelaſtete, der Tyrannei unterworfene Weſen. Leider fehlen uns ausreichende 
Angaben über die Familienzuſtände der blos Jagd und Fiſcherei treibenden oder Hirtenvölker, 
um eine nur einigermaßen befriedigende Zeichnung derſelben geben zu koͤnnen. Die Beobach⸗ 

tungen der vielen Reifenden bei den Wilden Amerikas und Auftraliend oder der Polargegenden 
befhränfen jih auf Notizen über gelegentlih von ihnen wahrgenommene Thatſachen oder 


4) Traite de legislation in Beneke's überfegum ‚1, 389. 
5) Als Hauptwerk ift zu vergleichen 3. 9. * Vier Bücher Geſchichte der Familie (Noͤrdlin⸗ 
gen 1859), ©. 1- 628. 
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Auperlichkeiten, wie z. B. die bei vielen Stämmen übliche Wehrhaftmachung der Jünglinge nad 
zlücklichem Beſtehen meiftend barbarijcher, zum Zwede des Muthes und der Unempfindlichkeit 
gegen den Schmerz angeftellter Beinigungen. 6) Gine Art Kindererziehung ift überall zu er: 
bliden, fie befteht im Ginlernen und der Einübung in die Beihäftigungen des Baterd oder 
der Mutter, um die Kinder in den Stand zu jegen, einft in der der Volksſitte gemäßen Weiſe 
velbitändig leben zu fünnen. Der eben gezeichnete Charakter des Familienlebens findet ſich be: 
ſonders bei den Völkern oder Stämmen der von Klemm jogenannten, von ihm einer frühern 
Schöpfung zugefchriebenen paſſiven Menjchheit. 7) 

b) Bei den mehr oder weniger vorgerücten Gulturvölfern zeigt ji das Altern⸗ und Kin⸗ 
derverhältniß entweder als blos moraliſches, ald moraliſch-religiöſes, oft als bloßes Rechts— 
verhältniß oder als eines, in dem beide Charaktere innig verſchmolzen ſind. Namentlich ſind 
Erziehung und Unterricht der Kinder ſelbſt in öffentlichen Schulen eine wichtige Nationalange— 
legenbeit, auch bei den noch nicht auf der Stufe der Humanitätscultur ftehenden; died wird und 
von den Aztefen des alten Mexico berichtet und bei den Perjern, welchen wie faſt allen orien= 
taliihen Völfern Kinderreihthum ald Segen galt, und bei den Agyptern insbeſondere auch 
der religiöſe Unterricht gerühmt. Auch bei weniger cultivirten Völkern, wie bei den Tſcher— 
keſſen )) und den Beduinen, wird Erziehung und Unterricht große Sorgfalt zugewendet. 

ce) Bei den alten Indiern ift das älterliche Verhältnig nicht blos fittli und religiös, ſon— 
dern aud rechtlich ausgebildet. Die Erzeugung von Söhnen war bei den drei höhern Kajten 
Dauptzwed der Ehe und zwar zur Sicherung der für die väterlichen Ajcendenten zu machenden 
Todtenopfer, wozu die männlihen Nachkommen bis zum dritten Grade verpflichtet jind.?) Der 
Vater muß im Sohne aus dem Schoje der Mutter wiedergeboren werden. Der finderloje (zeu— 
gungsunfähige) Hausvater fann im Nothfalle ich durch einen Dritten, namentlich durch einen 
Bruder einen Sohn erzeugen laflen, der als fein eigener gilt, für weldhen das Familienhaupt 
aud den Sohn oder Enfel der Tochter erklären oder auch einen Fremden adoptiren fann. Daher 
aud das Erbrecht aller Söhne, deren das Geſetzbuch Manu's zwölf, zum Theil ald Folge der ehe— 
lien Kaſtendermiſchungen, moͤgliche Arten unterſcheidet. Daſſelbe ſchärit den Kindern die 
größte Ehrfurcht gegen die Ältern ein und gibt dem Vater dad Recht, fie wie die Frau und wie 
der Lehrer den Schüler mit Schlägen, d.h. mit dem Bambusrohr auf den Hintern zu züch— 
tigen. 1%) Im indiſchen Epos wird die Pietät der Kinder gegen die Altern mit großem Lobe ge= 
'Sildert. Durch die Braminen ward die Erziehung und ein fireng religiös-moraliſcher Unter— 
rise den Kindern aller Kajten bis zu deren Mannbarfeit durch die feierlihe Umhängung des 
Gürteld der Reife ertheilt. 11) 

d) Bei feinem Volke der Welt ift das Familienrecht von jo großer, in alle jocialen Ver— 
yaltniffe tiefeingreifender Bedeutung wie bei den Chineſen. Die vemfelben auch moraliih zu 
Brunde liegende patriarchaliſche Herrſchaft ift Prineip der Verfaſſung des ganzen himmliſchen 
Reichs. 

Der Kaiſer ift nit blos in einem figürlichen, fondern mehr juriftifhen Sinn des Worts 
er vom höchſten Bater der Menſchen (der Gottheit) geſetzte Bater des ganzen Volkes. Die Bor- 
ber der Provinzen jind die von ihm ernannten Väter ihrer in Familien gruppirten Bewohner, 
eren Glieder in jeder zu ihrem Haupte im Verhältniß der ftrengften Unterwürfigfeit ſtehen. 
sowol in der Lehre des Gonfucius ald in den uns befannt gewordenen geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
'n, jowie ben Mittheilungen der Reijenden gemäß erſcheint das Bamilienband als das heiligfte 
nd die Verehrung der Altern ald das erfte Princip der Moral, deffen geringfte Verlegung 
ur jhmwere Strafen geahndet wird. Gin bis ind Feinfte organifirtes Erziehungs und Un— 
rrichts ſyſtem hat den Zweck, diefen Grundfag als ein religiöfed Dogma den Gemüthern un= 
uslöfhlich einzuprägen und die aus fo vielen Millionen beftebende Bevölkerung Chinas zum 
ſoluten Gehorſam jowol im öffentlichen. ald im Privatleben zu erziehen. 

Der Bater hat in der Familie allein Gewalt und zwar eine jo ausgedehnte, daß er den Kin= 


6) Klemm, Eufturgefchichte, 1, 284 u. 288; II, 87, 89 u. 208; III, 57, 58, 171 u. 285. 

7) Klemm, 1, 395, 45 

8) Klemm, V, 315. — Geſchichte des Alterthums (zweite Auflage), II, 422. 

9) Klemm, v; 29 u. 305. 

1 Dunder, a. a. O., I, 145. Barnfönig, —— ee ©. 136. Gang, 
rbreht,, 1, 27 und bie dort angefüheten Stellen aus Manu’s Gefe —— 

11) Ind Einzelne zen ttheilungen geben die befannten Werke von Bohlen, Laffen, Benfey's 
ttilel im Erſch' und Gruber’s Allgemeiner Encyklopädie u. f. w. 
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dern gegenüber als der Alleinberechtigte erfcheint. Die legtern find ihm lebenslänglich unter- 
worfen, haben fein eigenes Vermögen, fondern erwerben alle® für dad Haus. Sie fünnen vom 
Hausherren verfauft werben, wogegen er aber für die von ihnen ſowie für die von der Frau be- 
gangenen Nechtöverlegungen verantwortlih if. Doc ragt die Stellung des erfigeborenen 
Sohnes über die aller übrigen Mitglieder ver Familie hervor; es find ihm dieſe nach dem Vater 
die höchſte Achtung ſchuldig. 12) 

e) Bei den Ziraeliten war die ſittlich⸗ religiöfe Auffaflung des älterlihen Verhältnifſes Die 
Grundlage des Rechts. Wie der Menſch das Ebenbild Gottes, ſo iſt das Kind das der Altern 
und wie fie ſelbſt zu achten. Daher fein Eigenthumsrecht der Altern an den Kindern, ſondern, 
wie Saalſchütz 1) jagt, das patriarhaliiche Verbältnig, mo Liebe und Chrerbietung einander 
begegnen, große Sorgfalt für dad neugeborene Kind, fortmährende Pflege und Erziehung des 

eranwachfenden. Die moſaiſche Geſetzgebung Ihärft den Kindern die Ehrerbietung gegen bie 

Itern ein, al& erjte Bedingung der Fortdauer des Volkes, und den Altern die Bflicht der Unter: 
weifung und, wo fie nöthig, ftrenge Zucht. Den ald Säufer oder Schlemmer unverbeiferlichen 
Sohn kann der Bater beim Richter auf ven Tod anlagen, aud den, der ſich an ihm vergrifl. 
Ein eigenes jus vitae et necis über denfelben ftand ihm nicht zu. Eigenes Vermögen over ein 
Sondergut feinen bie Söhne nicht gehabt zu haben. In Übereinftimmung mit andern aflati- 
ſchen Rechten findet ih auch im mofaifchen der feſt ausgeſprochene Vorzug der Erftgeburt. !*) 

In dem neueften Werke über das mofaifh=rabbinifhe Civilrecht von Hirſch B. Faſſel, 
in den $$. 122—148, find die Rechte der Altern in fo anſprechender Weife codificirt, daß wir 
eine Anzahl Säge darauß hier wiedergeben zu follen glauben. 

$. 126. Der Vater ift verpflichtet, feinen Kindern Verpflegung und Unterhalt zu geben 
und für ihre Verforgung bedacht zu fein. 

8.127. Der Bater hat die Verbinvlichkeit, feine Kinder zu erzieben, d. h. für das Leben 
und die Gefunpheit feiner Kinder zu forgen, ihre Körper: und Geiftesfräfte zu entwideln und 
durch Unterricht in ver Gotteslehre ven Grund zu ihrer fünftigen Wohlfahrt zu legen. 

$.129. Die Verpflichtung ver Verpflegung und des Unterhalts für die Kinder währt fo 
lange, bis jich die Kinder felbft zu ernähren im Stande find. 

$.130. Es ift die Pflicht der Mutter ald Gattin, für die Pflege, Gefunbgeit und dad Ge: 
deiben ihrer Kinder zu ſorgen. 

$. 131. Wenn fid die Gatten ſcheiden, follen die Kinder männlichen Geſchlechts bis zum 
zurückgelegten ſechſten Jahre, bie des weiblichen Geſchlechts bis zur Volljährigkeit von der 
Mutter verpflegt und erzogen werden, wenn nicht erhebliche Gründe eine andere Anordnung 
fordern. Die Koſten der Erziebung müffen von dem Vater beftritten werben. 

$. 133. Wenn der Vater mittellos ift, fo müffen für Verpflegung und Unterhalt ver Kin- 
der die nächften Verwandten forgen. Iſt der Vater tobt, fo faͤllt die Sorge der Erziehung auf 
den Großvater väterlicher Seite. 

F. 134. Die Altern haben das Recht, die Handlungen ihrer Kinder zu leiten; dieſe find den 
Altern Ehrfurcht und Gehorſam ſchuldig. 

$. 135. Die Ehrfurcht find Kinder beiden Altern gleich ſchuldig; wenn jedoch die Altern 
noch verebelicht find, muß in Gollifionsfällen die Ehrfurcht vor der Mutter der vor dem Bater 
weichen, 

$. 136. Die Altern find bereditigt, entwichene Kinder zurüdzufordern, auch befugt, un— 
ſittliche, ungehorſame und die häusliche Ordnung flörende Kinder zu züchtigen, jedoch nicht zu 
übertrieben und nicht auf eine ihrer Geſundheit jchädliche Art. 

$. 139. Der Bater Ffann fein unmündiges Kind zu der Lebens: und Beihäftigungsart, 
welche er für daſſelbe angemeffen findet, ergieben. 

$. 140. Alles, was unmündige, von ihrem Vater verpflegte Kinder durch fich felbit er= 
werben, ift Eigenthum des Vaterd; alles, was jie zur. Zuwendung anderer erwerben, ift ibr 
Eigenthum. 

$. 141. Die Verwaltung des Vermögens unmänbiger Kinder kommt dem Vater zu. Nur 


12) Dal. Warnfönig, Juriſtiſche Gncnflopäbie, S. 116 n. 118. Klemm, a. a. O., VI, 102..Gane, 
Erbrecht, 1,98. MWetls:Williams, Das Neich der Mitte, deutfch von Gollmann (Kaflel 3 S. 321 fa., 
und Ro, bach, S.67—69. 13) Ardyäologie der Hebräer, II, 212. 

14) Vgl. Sans, Erbrecht, 1, 134 — 137. Saalſchütz, Das mofaifche Necht, II, 316. Hennequin, 
Introduction A l'stude de la lögislation frangaise. Legisl. juive (Paris 1842), ©. 550 — 552. 
Hırldı B. Faſſel, Das moſaiſch- raͤbbiniſche Civlirecht (Wien 1862). 
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wenn der Bater zur Verwaltung unfähig oder von jenen, die den Kindern das Vermögen zu: 
gewendet haben, von der Verwaltung ausgeichloffen worden ift, ernennt das Gericht einen an- 
dern Verwalter. 

$. 142. Der Bater ift hinfichtlih des Vermögens feiner Kinder blos wie ein anderer Bor: 
mund zu betrachten, er bat daher feinen Fruchtgenuß; wol aber fann er von den Ginfünften 
des Bermögens die Koften einer anftändigen Erziehung beftreiten. 

$. 145. Die unter väterliher Gewalt ftehenden Kinder können ohne Einwilligung des 
Vaters feine gültige Verpflichtung eingeben. 

$.146. Der Bater bat die Verbindlichkeit, feine unmündigen Kinder zu vertreten; jedoch 
hat in gereiffen Fällen jeine Vertretung nur dann Gültigfeit, wenn ein Vortheil für den Une 
mündigen daraus entftanden ift, J 

. 147. Der für die Erziehung gemachte Aufwand gibt den Altern keinen Anſpruch auf 
das von den Kindern nachher erworbene Vermögen. 

$.148. Kinder find verbunden, ihre bürftigen Altern anftändig zu erhalten und zwar 
nad der Anzahl und den VBermögensverhältniffen der Kinder. 

$.170. Die väterlihe Gewalt und Vormundſchaft hört theilweife auf mit den Erwachſen 
ded Kindes und hört gänzlich auf, nachdem das Rind das zwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt hat. 

$.171. Bei wichtigen Urfahen wird die Dauer der väterlichen Gewalt verlängert. Diele 
ind: wenn das Kind ungeachtet der Volljährigkeit wegen Körper= oder Geiftesgebreden 
jeine Angelegenheiten felbft zu beforgen untauglich ift, oder wenn derjenige, der dem Kinde ein 
Vermögen zugemwendet, die Verlängerung der väterlihen Vormundſchaft angeordnet hat. 

$.173. Wenn eine unmündige Tochter fid) verehelicht, fo tritt fie aus der Gewalt des 
Baterd und fommt nicht wieder unter die väterliche Gewalt, ſelbſt wenn der Mann flirbt oder 
ih von ihr ſcheidet. 

$.175. Der Bater, welcher die Verpflegung feiner Kinder muthwillig unterläßt und ihre 
Erziehung vernadläffigt, verliert nicht nur mehrere Rechte ver väterliben Gewalt, fondern ift 
auch noch empfindlich zu beftrafen. 

$.176. Mishandlungen, vom Vater an feinem Kinde verübt, werden vom Gerichte den 
Umfländen gemäß geahndet. Und wenn fie derart find, dap fie dem Kinde lebensgefährlich 
werden fönnen, jo muß bad Gericht dafür forgen, daß es nicht länger unter der väterlichen Ge— 
walt verbleibe. 

f) Für Die Lehre von der väterlichen Gewalt bei ven Moslemiten 15) (bemerkt Gans, „Erb: 
uhr, 1, 195) gibt es weder directe Koranbeftimmungen, noch im Leben der islamitijchen 
Völfer bedeutende Abweihungen von allgemeiner orientaliicher Sitte. Die Kinder werden in 
ihren erften Jahren im Haren erzogen, treten dann unter die nicht gar firenge Zucht der väter: 
lihen Gewalt, von der fie eigene Wirthſchaft nur gewiffermaßen befreit. Stark hervortretend 
iſt das Recht der Grftgeburt, das jedoch nur in Vorzügen der Ehrerbietung und in der Reprä: 
Ventation der Familie nad) ded Baterd Tode, nicht aber in einem vermehrten Erbrecht beſteht. 
Nab von Tornau's,Moslemitiſchem Recht” (nad dem ſchiitiſchen Ritus) [Neipzig 1855, ©.82] 
ind die Kinder zur Ehrerbietung und zum Gehoriam gegen ihre Altern verpflichtet. Sie müffen 
Ye Altern beſuchen, und wenn fie entfernt von ihnen wohnen, wenigftend alle fieben Jahre zu 
nen reifen, im Laufe diefer Zeit ihnen Briefe fhreiben und Gefhenfe zufenden. 1) Mas 
ie Pflege ber Kinder betrifft, fo beitehen nach den Büchern diefes Ritus Vorſchriften über deren 
Behandlung von der Geburt an. Auch die Rechte der illegitimen Kinder find feftgeftellt. Ge— 
jenwärtig jcheinen die Familienbande bei ven Moslemiten wenigftens in der Türfei ſehr ge- 
odert, was eine Miturfache des Verfalls dieſes Reichs ift. 17) 

eg) Nah Band („Erbrecht“, 1, 312— 327) nahm das Familienrecht der Griechen 1°) fowol 
üdrichtli ver Ehe ald der väterlihen Gewalt den Entwickelungsgang, daß ed aud bem orien= 
aliihen Anfang eines patriarhalifchen (man darf ſogar fagen des Eigenthums-) Verhältniſſes 
nein freieres, edleres und fittlicheres überging. In Athen entjtand das Vaterrecht nicht blos 
urch eheliche Zeugung, fondern auch durch Adoption und (was jedoch beftritten wird) durch 





15) ©. auch Klemm, Bd. VII. 
16) Bgl. von Tornau, &.83—86 u. 184 ; über das Erbrecht der Kinder m. f. w. ©. 205 — 211. 
17) ®gl. die Mittheilungen der Fürftin Belgiofofo in ber Revue des deux mondes vom Jahre 
1859, 18) ©. darüber Dunder, a. a. O., IV, 260, und die Schriftiteller in der — Note. 
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Legitimation natürlicher Kinder. Daffelbe ift kein Eigenthumsrecht über die Kinder, ſondern 
nur das der Beftrafung wegen Vergeben verfelben, auch durch die alle Familienrechte vernich= 
tende Verftoßung aus dem Haufe nach vorhergehender richterlicher Unterfuhung und Ermäd= 
tigung. Ehrfurcht der Kinder gegen die Altern ift in mannihfahen Formen geſetzlich vorge— 
fchrieben. Es befteht vie Verpflihtung gegenfeitiger Alimentation. Mit der im zwanzigſten 
Jahre eintretenden Mannbarkeit hört die Gewalt über ven Sohn auf, bei den Töchtern mit deren 
Berheiratbung. 19) In allen griechiſchen Staaten beftand ein theild durch Sitte, theils durch 
Geſetzgebung ausgebilvetes Erziehungs: und Unterrihtsfoftem. 2%) Vor Solon war der Bater 
befugt, das Kind auszufegen; ſelbſt wohlhabende Väter follen davon Gebrauch gemacht Haben, 
wenn das neugeborene eine Tochter war, jedoch jo, daß man darauf rechnen konnte, ed werte 
gefunden und von jemand zu fi genommen und erzogen werden. Auch Fonnte damals ver 
Vater feine Kinder verfaufen und verpfänden. 2!) Wie hoch die Pietät der Kinder gegen vie 
Altern fand, zeigen ſchon die homeriſchen Gefänge. 22) . 

4) Erft bei ven Nömern erhielt, wie alle Zweige des Rechts, jo auch das Familienrecht ??) 
eine auf fefte, leitende Principien ſich ftügende und ſtreng normirte Ausbildung. Daffelbe be- 
ftand aber nicht in dem allerdings auf Pietät ruhenden allgemeinen Berhältnig der Kinder zu 
den Altern, jondern auf der nur dem römifhen Bürger zuſtehenden patria potestas, bie in 
Gajus I, 55 und Juftinian’d Inftitutionen I, 9 ald ein proprium jus civium romanorum 
genannt wird. Sie wird erworben durch die Geburt von Kindern aus einer civilrechtlich gül- 
tigen Ehe (oder durch Adoption) und gab in der älteften Zeit vem Vater ein jo unumſchränktes 
Recht über dieſelben, daß er jie ausjegen, verfaufen, in ausgedehnter Weiſe ſelbſt mir dem Tode 
beftrafen konnte. Die Hausfinder waren nicht fähig, eigenes Vermögen zu haben, und mas iie 
auf irgendeine Weije erwarben, gehörte dem Hausvater. Sie waren homines alieni, niöt 
sui juris. Uber den juriftifhen Charafter ver väterlihen Gewalt bei den Römern herrſchten 
unter den Gelehrten verichiedene Anſichten, d. h. über die Frage, ob fie ein Eigenthumsrecht 
geweſen. Die gründlichften Bearbeiter des Nömifchen Rechts und feiner Geſchichte, namentlih 
Savigny?*) und Walter, tragen fein Bedenfen, dieſe Brage zu bejahen und die vom legtern in 
$.476 feiner „Geſchichte des Roͤmiſchen Rechts“ dafür vorgebrachten Beweisgründe müffen für 
überzeugend erflärt werden. Das Hausfind ftand vem Sklaven gleih. Wenn jih unfer Gefühl 
durch dieſe Gleihftellung verlegt findet, jo dürfen wir (wie Savigny jehr richtig bemerkt) nicht 
vergejfen, daß der Sklave in der älteften Zeit, worin dieſes Inftitut feftgeftellt wurde, der Acker— 
fnecht des Herin, aljo ver Gehülfe feiner Arbeit und wol meift fein Tijhgenoffe war. Bei der 
völlig veränderten Lebendweife der jpätern Zeit, ald die Sklaven Gegenftände des Lurus und 
der gewerblichen Speculation wurden, hatte freilich jene Gleihftellung allen Sinn und alle 
Schidlihkeit verloren und hörte factiſch, zum Theil vehtlih auf. Merkwürdig ift ed, daß im 
Öffentlichen Rechte der Hausfohn für völlig frei und felbftändig galt, Magiſtratswürden beflei- 
den fonnte, in den Tribus und Klaffen mit vem Vater ftimmte. Sehr treffend jagt daher Wal: 
ter a. a. O.: die väterliche Gewalt bei ven Römern habe auf dem Gedanken beruht, der Water 
zeuge dem Staate einen Bürger und fi ein Kind. Die vom Vater verfauften Kinder wurden 
indeſſen nit Sklaven des Käufers, ſondern famen nur in die niit dem Worte mancipium be: 
zeichnete Gewalt, melde, was die Unterthänigfeit und die Erwerbsfähigkeit derjelben betrifft, 
zwar den Sflaven gleihftanden, jedoch ald Freigeborene vom Gewaltäheren in feiner Weiſe 
mishandelt werben durften. 25) Die chriſtlichen Kaifer befchränften das Recht der Altern, ihre 
Kinder zu verfaufen, beftraften die Kinderausfegung und führten die Erwerbung ber väter: 
lihen Gewalt über natürliche Kinver durch die Kegitimation ein. 26) 

Die befonders wichtige Wirkung der väterlichen Gewalt war pas Aufgeben ver vermögenss 
rechtlichen Perſönlichkeit der Hauskinder in der Perfon des Hausherren. Bis zum Anfang der 
Kaiferzeit Eonnten fie fein ihnen gehörendes Vermögen, fein patrimonium haben und daher 


19) Wachsmuth, Griechiſche Staatsalterthüümer, II, 117 u. 129. Hermann, Griechiſche Alterthü- 
mer, Bd. III, $. 56, 57 u. 63. Schömann, Griechifche Alterthümer, I, 501 fg. Dunder, a .a. D., 
IV, 240 fg. 20) Hermann, $. 33— 37; Schömann, S. 503— 516; Dunder, &. 242 u. 384 fg. 

21) Schömann, ©. 502; Roßbach, ©. 181. 

= nuesüge rg N J Roßbach, S. 70— 72. 

Bol. Walter, Geſchichte des Romiſchen Rechts, Bd. II, $. 476, ‚521; Ihering, Gei 
des Römischen Rechts, I, 189 fg. a Br Ba a aa dis 

24) Syitem bes heutigen Römifchen Rechts, Bd. IN, 1, &. 358 — 360. 

25) Walter, $. 482, 26) Walter, $. 511 u. 520, 
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auch nicht beerbt werden; alles ihnen zur Selbftverwaltung Überlaffene war nur dem Vater ge: 
börended Sondergut (peculium), der damit Wirthſchaftende nur factifcher, aber durch jeine 
Verträge darüber verpflichteter Verwalter deffelben. Auch diefe Strenge änderte fih; im An 
fang der Kaiferzeit gehörte dem im Kriege dienenden Sohn alles infolge jeined Standes von 
ihm Erworbene als peculium castrense, ſpäter den geifllihen, den Hof: und Staatsbeamten 
das ald Frucht ihrer Amter ihnen Gewordene ald peculium quasi castrense. Seit Konftantin 
mar das mrütterliche und font ererbte Vermögen der Hausfinder ihr Eigenthum mit der Bes 
laftung eines väterlihen Nießbrauchs, endlich ebenio aud infolge einer Verordnung Juſtinian's 
alles durch eigene Thärigkeit Erworbene. Das auf diefe Weiſe umgeftaltete Beculienrecht der 
Handfinder war daher ſehr verwidelter Art. 

Indeſſen war das dem Vater gehörende Vermögen in einem gewiſſen Sinne doch gemein 
ſames Kamiliengut, indem es bei deilen Tode von felbft (ipso jure) bei den unter jeiner unmittel⸗ 
barer Gewalt geitandenen Kindern verblieb, welche deshalb, weil fie fozufagen ſich ſelbſt be- 
erbten, sui heredes hießen und vor der Ausbildung des prätorifchen Rechts von der väterlichen 
Erbſchaft jich nicht losfagen fonnten. Übrigens fand dem Vater den Zwölf Tafeln gemäß ein 
unbegrenztes Gnterbungsrechr ſelbſt der Söhne zu, nur mußte er dies ausdrücklich in feinem 
Teftamente ausſprechen. Man nahm an, fein Vater werde ohne die triftigften Gründe e8 thun. 
Segen dad Ende der Republif wurde died Recht übrigens befchränft durch die auf die Sitte ſich 
ſtützende gegenfeitige Verpflichtung der Altern und Kinder, ſich einen jogenannten Pflichttheil 
zu binterlaffen. 

Die väterlihe Gewalt war demnad die Grundlage des Familienbandes, dad aud eine reli= 
giöſe Einigung durch heilige Gebräuche (sacra privata) erhielt, deren Begehung jedem Vor— 
teber des Hausweſens oblag und durch bejondere sacra, befondere Stiftungen gewiller Fami— 
lien, erweitert wurde. Die Pontifices wachten jorgfältig für deren Erhaltung, weshalb bei . 
Arrogationen von ſeiten des Adoptirten deren Beobachtung durch die sacrorum detestatio 
feierlich gelobt werden mußte, 27) 

Abgeieben von diefer Goncentrirung der Familie dur die väterliche Gewalt, erfennt das - 
Römiihe Net auch ein hoch zu ehrendes natürlich-ſittliches, die Pflichten der Pietät begreifen- 
des Verhältniß der Kinder zu den Altern an und ſchützt es. Auf demfelden beruht auch die ge— 
genfeitige Alimentationgverbindlichfeit. Das Chriſtenthum bat dies nicht wefentlich geändert, 
jedoch in der ihon angegebenen Weife das Vaterrecht gemildert, ſodaß daſſelbe aus einem Do— 
minium in ein freilich no immer weitgreifended imperium domesticum umgewandelt wurde 
und ala ſolches in der juftinianeifchen Gefeggebung hervortritt. 8) 

Die väterliche Gemalt endete mit dem Tode ded Vaters, in der heidnifchen Zeit auch mit der 
Ertbeilung der Würde eined Priefterd des Jupiter an den Sohn und der Einmeihung der Toch— 
ter ald Beftalin, in der hriftlihen durch des Sohnes Gonfecration zum Bifhof, in gewiſſen 
Fällen zur Strafe des Vaters und durd die Emancipation, d. h. die förmliche Entlaffung des 
Kindes aus derfelben. Die legtere bewirkte eine Vernichtung des ganzen Familienbandes, nament= 
ih auch des weitern der Agnation oder civilrechtlich wirkſamen Berwandtichaft, von welcher 
nachher die Rede fein wird. 

5) Bei den Germanen 29) erjheint der Begriff der Familie zunächſt ald das durch Blutsver— 
wandtſchaft (Sippe), d. b. durch Die Einheit ded Blutes erzeugte Band der von denielben Altern 
säterlier oder mütterliher Seite abftammenden Schwert: und Spillmagen. Sie war eine na= 
türlihe Genoffenihaft, in welcher alte füreinander fteben, theils zur Sicherung einer würdigen 
Stellung in der Volksgemeinde, theild zur Beilegung von Privatfehden, theils zum wechſel— 
jeitigen Shug nad außen, namentlich zur Ausübung der Kamilienrahe gegen Mörder eines 
Familienmitglieds. Dieſer wechjelieitige Rechtsverband wird jegt nit unrihtig die Geſammt— 


27) Walter, $. 487, 516 u. 517. 

28) Walter, $. 510 und der Pandeftentitel (37, 15) de obsequiis parentibus et patronis prae- 
standis, 3. B. fr. 1,$.2: Si filius matrem aut patrem, quos venerari oportet, contumeliis af- 
fcıt vel impias manus his infert, praefectus urbi delictum ad publicam pietatem pertinens pro 
nodo ejus vindicat. Die Kinder fonnten daher gegen ihre Altern auch feine infamirenden Klagen an: 
rellen. 

29) Pal. überhaupt Zöpfl, Deutſche Rechtsgefchichte (dritte Auflage, Stuttgart 1858), $. 83. 
Balter, Deutfche Rechtsgefchichte, $. 467 fg. Mittermaier, Grundfäge des deutfchen Privatrechte, 
Bd. Il, $. 359 u, 361. 18 
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bürgfchaft ver Familie 20) genannt und hatte weitgreifende Wirfungen. Die ganze Genoffen: 
ſchaft zerfiel gewöhnlich ſelbſtverſtändlich in eine Anzahl von Familien im engern Sinne, d. b. 
in Gruppen der unter einem Haudvater geeinigten nächften Angehörigen, und zwar nicht blos 
feiner Kinder, fondern aud) der Frau und der älternlofen nächſtſtehenden Verwandten. Die dem 
Familienoberhaupte zuſtehende Gewalt wird in den älteften germanifchen Rechtsquellen mun- 
dium (aud) mundeburdium) genannt ?!), aus welhem Worte nicht blos das Wort Bormund: 
ſchaft und deſſen altfranzöfifche Benennung manbournie, jondern aud) die vonı Anfang ber ger: 
manifhen Reiche Jahrhunderte ang üblichen Namen mundoburgus, mundoradus, das fran: 
zöſiſche mambour und das vlamändifche mondborg ftammen. 

Dad Mundium als potestas über die Bamilienglieder war daher dreifach: das eheliche, 
väterliche und vormundfhaftlihe. 32) Es war weſentlich eine Schuggewalt, die dem Familien: 
oberhaupt dad Recht gab und die Prlicht auferlegte, die ſchutzbedürftigen Mitglieder in aller 
Meife zu fhügen, zu vertheidigen, indbefondere ſie vor Gericht zu vertreten. Es bildet daber 
einen abfoluten Gegenfaß zur römifchen mit dem Eigenthumsbegriff zufammenbängenden, im 
eigenen Interefle dem Familienhaupt zuſtehenden patria potestas und beweift den vormunp- 
fchaftlihen Charakter der väterlihen Gewalt bei ven Germanen, obmol diefelbe auch potestas 
genannt wurde. 

Wenngleich nun die in mundio ftehenden Berfonen von den selbmundii, qui suae pote- 
statis sunt, unterichieden wurden, fo ging doch deren Verfönlichfeit in der ded Familienhaupts 
nicht auf, namentlich nicht die güterrechtliche, indem biefelben eigened Vermögen haben Eonnten, 
an welden höchſtens jenem ein Nutznießungsrecht zuſtand und er das Wergeld des verletzten 
ihm unter egebenen Familiengliedes, bei Mädchen im Falle der Verheiratbung das pretium be: 
309.39) Uber den Grad der Unterthänigkeit der Kinder unter des Vaters Gewalt geben die alt: 
germaniichen Nechtöauellen eine ausreichende Kunde; gewiß ift es, daß ihm ein ftarfes Züch— 
tigungorecht, ja ſogar das, eine Lebensftrafe über das verbrecheriſche Kind zu verhängen, zuſtand 
und die Befugniß, das Kind, wenn er in Noth war, zu verfaufen. Diefe offenbar aus einem 
ältern Stadium des germaniihen Rechts, in weldem der Hausvater mehr Gigenthümer als 
Vormund der Kinder gewefen zu fein fcheint, ftammende Härte wurde durd das Chriſtenthum 
gemilvdert und verſchwand im Laufe der Zeiten. **) Neben dem Vater hatte aud) die Mutter, 
obgleich ihr das Mundium nicht zuftand, ein anerfanntes Zuchtrecht, was bemeift, daß dieie Be: 
fugniß der ätterlihen Gewalt nicht auf dem Mundium beruhte. 2°) Bei den Weſtgothen jedoch 
kam ihr nad) ded Vaters Tod ein derartiges Recht über die unmündigen Kinder zu, meldes aber 
nichtd anderes geweſen fein mag als die römische Tutel. 36) Das väterlihe Mundium endigte 
bei den Söhnen mit deren Volljährigkeit oder Volljährigkeitserflärung (emancipatio) und bei 
den Töchtern mit deren Verheirathung, d. h. dem infolge diefer ftattfindenden Übergang deflel: 
ben auf ven Ehemann. 37) Der vormundihaftlihe Charakter der väterligen Gewalt dauerte 
im deutſchen Rechte bis zur Aufnahme des Nömifhen Rechts fort und trat im Mittelalter, z. B. 
zur Zeit der fogenannten Rectöfpiegel, fogar noch flärfer hervor, ja verwandelte, namentlich 
wenn die Mutter der Kinder geftorben war, ſich geradezu in die eines Vormunds während der 
Minverjährigfeit ver Kinder. Durch Abfonderung (oeconomia separata) hört jie auch bei dem 
noch nicht volljährigen Sobne auf. 39) 

An der beichriebenen Weiſe war nicht blos in Deutfchlanp und andern rein germaniſchen 
Ländern, ſondern auch in Frankreich das Familienrecht geſtaltet und zwar ſo, daß es noch im 
Code Napoleon den Charakter der Vormundſchaft behauptet. Nach der Geltendwerdung des 
Mömiſchen Rechts ald eines ſubſidiären im nördlichen Frankreich war e8 noch Princip allva: 

„Droit de puissance paternelle n’a pas de lieu“, d. h. die römiſche patria potestas iſt nicht 
Kecens 39) 

Nach ven Siege des Römiſchen Rechts in Deutſchland im 16. Jahrhundert ſchrieb man dem 

Vater zwar die patria potestas zu, fühlte aber, daß einzelne römische Wirkungen verfelben nicht 


30) Ausführlich beleuchtet das ganze Berhältnig der Blutsfreundfchaft Walter a. a. O. 

31) Über die Etymologie des Worts ift Streit. Grimm u. a. leiten es von munt in der Bebeutung 
von Hand ab. 

32) Zöpfl, a.a. O., 8. 33, IV. Walter, $. 503 — 512. 33) Zöpfl, $. 83, V. 

34) Zövfl, $. 85,1. Mittermaier, $. 361 nach I. Grimm und Milde, Strafrecht der Germanen, 
S. 725. 35) Mittermaier, $. 162 u. — 36) Zöpfl, $. 85, Abthl. III. 

37) Zoͤpfl, $. 85, V. 38) Zöpfl, $ 

39) Warnfünig, Franzöfifche —— —F Nechtogeſchi chte, Br. I, $. 99— 107. 
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anwendbar waren. So wurden die römiſchen Rechtsnormen durch die Volksſitte und das Fort- 
wirken der alten Anjihten über das Mundium mobdificirt und das Älternrecht ein aus römi- 
ihen und deutſchen Rechtsprincipien gemifchtes Verältnig. 0) 

Die väterlihe Gemalt ift jegt nur ein gefteigertes älterliches Verhaͤltniß und vor herrſchend 
ein Schutzrecht, vor allem verbunden mit der beiden Ältern obliegenden Pflicht ver Erziehung, 
wobei dem Vater eine überwiegende Stimme zutommt. Die Kinder find Gehorſam und häus- 
lie Dienfte jhuldig und fönnen ohne älterliche Zuftimmung feine Ehe eingeben. Was das 
Vermögen derjelben betrifft, jo ift das neuefte römische Veculienrecht maßgebend, inwieweit es 
nicht particularrechtlich geändert ift. Die väterliche Gewalt erliſcht noch jegt mit der Verheira⸗ 
thung der Töchter und dem Beginn eines beſondern Haushalts der Söhne, nicht aber mehr 
wie früher das Mundium mit der Volljährigkeit. +2) 

6) Hatten fi ſchon die frühern Kehrer dev Moral und des Naturrechts mit der Aufftellung 
vhilojophiiher Prinripien über das gegenfeitige Verhältniß der Altern und Kinder beſchäftigt, 
jo mußte died auch eine Hauptaufgabe der neuern Philoſophen und philoſophiſchen Rechtoge⸗ 
lehrten fein. Die erſte zu löfende Frage war die im Eingange von uns behandelte der Grundlage 
diejes übrigens von allen als eines ethiſchen und juriftiihen aufgefaßten Verhältniſſes. Der 
eine fpeculativsmetapbufiihe Baſis deilelben ſuchende Kant fand fie in der Zeugung, welche vie 
Altern rechtlich verpflichtet zur Erhaltung und Verforgung der Kinder, welden ald Berionen 
darauf ein urfprüngli angeborenes Recht zuftehe, bie jie vermögend feien, ſich ſelbft zu er= 
halten. #2) Seine Deduction fand injofern Misbilligung, als auf diefelbe ein edleres Fami⸗ 
lienrecht nicht geſtützt werden kann. Schon Fichte *2) jicht das Verhaͤltniß als ein feiner Natur 
nad jitlihes an, welden Charakter ihm in durchgreifender Weife Hegel*4) vindieirt. Mit 
Energie hatte Fichte die grundlofe Meinung, die Kinder für Eigenthum der Altern zu halten 
und vie Rechte der legtern auf die erfiern ald Eigenthumsrechte zu betrachten, zurüdgewiefen.*>) 
Um fo fühner war es, dag Rotteck nod in der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ 

IV, 601, mit einer ausführligen Vertheidigung diefer Anſicht ala einer rationell begründeten 
und aljo dem Say: Die Kinder find das unbejtreitbare Gigenthum der Altern, auftrat, fie aber 
im Grunde nur in negativer Weife, d.h, vermittelft Befämpfung anderer Auffaffungen verthei- 
digte. Wenn man zugeben muß, daß die eine Seite des Alternrechts die Herrſchaft ift, und daß diefe 
Seite in ber Geſchichte zuerft hervortritt und Jahrhunderte bei den meiften Bölfern vorherrſchte, 
jo iſt es doch unmoͤglich, vom Standpunkte des ſogenannten Vernunftrechts aus dies jedenfalls 
durch die rechtlich gebotene Achtung der Perſönlichkeit der Kinder, als zur Freiheit geborener 
Weſen, ſich nothwendig befhränfende, vom Eigenthum an Sachen ſich weſentlich unterſcheidende 
Recht als ein Eigenthumsrecht zu prädiciren. 

Die im Eingange dieſes Artikels ausgeſprochene Anſicht, das Alternverhaltniß ſei ein natür= 
lich⸗ ſittliches, welches den Keim eines rechtlichen an ſich trage, iſt die einzig richtige und wird von 
den bewährteften Rechtsgelehrten, wie von Savigny 16), Stahl?) und Ahrens4s), in allen 
Lehrbüchern ver Ethik, wie 3. B. dem von H. J. Bichte (IT, 187), und den zwei neueften Lehr: 
büchern des Naturrechts, dem von Schilling 49) und Trendelenburg 59), vertheidigt. Sehr tref- 
fend jagt Stahl $. 80: „Die Beftimmung (TeXoc) des Verbältniffes zwifchen Altern und Kin— 
dern ift die Ausbildung der legtern zum vollen menſchlichen Dafein, zur geiftigen und bürger= 
ligen Selbftändigfeit, nicht minder aber auch die Befriedigung für die Altern, an ben Kindern 
natürlich Verbundene und Anhänglihe zu haben, endlich das über die Erziehung hinaus: 
dauernde Band der Liebe und Pietät für beide,“ 

7) Welde Folgerungen aus einem ſolchen oder in ähnlicher Weife gefaßten Princip ſich ab⸗ 
leiten laſſen, um daraus die gegenſeitig im moraliſchen und juriſtiſchen Sinn (d. h. zu Zwangs⸗ 
verbindlichkeiten) zu erhebenden Verpflichtungen zu deduciren, bedarf feiner weitern Ausfüh- 


40) Mittermaier, $. 361. 

41) y® Gerber, Syſtem des deutfchen Privatrechts, $. 240— 242, Walter, Syftem des gemeinen 
dentichen Privatrechts (Bonn 1855), 8. 95 — 101. Mittermaier, $. 362 — 365. 
42) Rant, Metaphyfiſche Anfangsgründe der Mechtsichre (ziveite Auflage, Königsberg 1798), 
©. 111— 113. 43) Grundlage des Naturrechts (Jena und Leip ig 1796), ©. 297 * 

44) Srumbiinien der Philoſophie des Rechts, $. 158 re 45) Fichte, a.a. D., ©. 241, 8.59, 

4) A. a. O., 1, 345 fa. 47) Rechtsphiloſophie, Bo. IL, Abthl. 1, ©. 486, $. 80 fg. 

48) Rechtsphiloſophie, S. 594. 

49) Lehrbuch des Naturrechts oder philofophifcher Rechtswiſſenſchaft (keipzig 1859), Bo, I, $. 162 
— 165. 50) Raturredht auf dem Grunde der Exhif (£eipzig 1860), ©. 252 fg. 
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zung, zumal in den neuern, fchon unter dem Einfluß vationeller Prineipien ftehenden Gefeg- 
gebungen diefelben codifteirt find. *1) 

a) Am ausführliditen hierüber ift das Allgemeine preußiſche Landrecht, welches in Thl.ll, 
Tit.II 270Paragraphen über die wechſelſeitigen Rechte der Altern und Kinder enthält, wovon jedoch 
nur die geringere Zahl Beitimmungen über das gegenfeitige Verhältniß derjelben aufftellt, wäh: 
rend die übrigen fich auf die Bejtreitung ver Vaterſchaft, dad Recht der unehelihen Kinder, die 
Vermögensrechte der Kinder und die Aufhebung der väterlichen Gemalt u. ſ. w. beziehen. Das 
Landrecht unterſcheidet von der väterlihen Gewalt die allgemeinen Rechte und Pflichten der Al: 
tern, welche in der Verpflegung, der Erziehung, dem Unterricht und der Zucht beſtehen und bis 
ind einzelnfte geregelt find in den $$.62— 118, während vie väterliche Gewalt in einem Vorrecht 
bei der Ausübung der älterlichen Necte, verbunden mit einem Nießbrauch an dem fogenannten 
nicht freien Bermögen der Kinder, befteht und nurentfernt an das germaniſche Mundium erinnert. 

Auper zum Gehorfam und der Ehrfurdt find die Kinder auch verpflichtet, den Altern und 
deren Wirthihaft und Gewerbe nad ihren Kräften Hülfe zu leiften ; was fie bei diefer Gelegen— 
heit erwerben, erwerben jie den Altern ($. 119 fg.). Das ſonſtige Vermögen der Kinder iſt, je 
nachdem den Altern ein gejegliher Nießbrauch daran zufteht oder nicht, unfreies oder freies 
($$. 147— 209). Zu dem legtern gehört, was fie außerhalb des Betriebs der väterlichen Ge— 
ſchäfte durch Fleiß und Geſchicklichkeit erwerben, oder in Kriegs: und Givildienften, Belohnungen 
ihres Fleißes aud von den Altern, ihre Eriparniffe und was ihnen unter der ausdrüdlichen Be— 
dingung, daß ed dem väterlihen Nießbrauche nicht unterworfen fein fol, geihenft oder vermadt 
wird. Alles andere, was ihnen durch bloße Schenkung, Erbichaften, Vermächtniſſe oder Glücks— 
fälle zufommt, gehört zu ihrem nicht freien Vermögen ($$. 147— 157). Doch kann der es ver: 
waltende Vater auch aus diefem die Nugungen nad dem Ermeifen des vormundſchaftlichen Ge: 
richts zur Verpflegung und Erziehung der Kinder verwenden ($. 161). Die väterlihe Gewalt 
erlifcht nicht mit der Großjährigfeit ver Kinder, ſondern durch Errichtung einer von den Altern 
abgejonderten Wirthſchaft, welche der Vater beim großjährigen Kind nicht willfürlih binvern 
fann, ferner durch Bekleidung eined Öffentlichen Amtes ($. 210—212) und früber durch Ent⸗ 
laffung ($. 214— 239). Söhne, welche eine abgeſonderte Wirthſchaft anfangen, müſſen mit 
der zum Betriebe ihred Gewerbes unentbehrlihen erften Ginrihtung von ven Altern ausgeitat: 
tet twerden, fowie die Töchter bei ihrer Verheirathung, beide, inwieweit fie fein eigenes Ver— 
mögen haben, aud dem älterlihen ($. 232— 248). Auch nah aufgehobener väterliher Ge- 
walt find die Kinder ven Altern Ehrerbietung ſchuldig und unterliegen der Pflicht, zu ihrer 
Berheirathung die Älterlihe Einwilligung nachzuſuchen ($$. 249, 250). Eine weitere Ber: 
pflichtung beider ift die gegenjeitige Alimentation im Falle der Bedürftigkeit ($. 251— 254). 

b) Der Code Napoleon enthält nur wenige, aber durchgreifende Beſtimmungen über das 
vãterliche Gewalt genannte, jedoch nur in einem Bevormundungsrechte beſte hende Älternrecht, 
wie die in 

Art. 371. L’enfant à tout äge doit honneur et respect a ses pere et möre, 

Art. 372. Il reste sous leur autorit& jusqu’ä sa majorite ou son &mancipation. 

Art. 373. Le pere seul exerce cette autorit& durant le mariage. 

Art. 384. Le pere durant le mariage et apres la dissolulion du mariage le survivant 
des pere et mere auront la jouissance des biens de leurs enfans jusqu'ä l’äge de dix huit 
ans accomplis, ou jusqu'a l’&mancipation, qui pourrait l’avoir lieu avant läge de dix 
huit ans. 

Genau geregelt ift die nah dem Alter der Kinder verjhiedene älterlihe Strafgewalt in ven 
Art. 376—382. 

c) Das Öfterreihifche allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von 1812 Hält in feinen 50 Ar— 
tifeln von den Rechten zwifchen Altern und Kindern ($. 137—187) gewiffermaßen vie Mitte 
zwiſchen dem preußiſchen und franzöfifhen. Seine principiellen Beftimmungen find die des 
$. 139: Die Ältern haben überhaupt die Verbindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zu erzieben, 
d. i. für ihr Leben und ihre Gefundheit zu forgen, ihnen den anftändigen Unterhalt zu ver: 
ſchaffen, ihre körperlichen und Geiſteskräfte zu entwickeln und durch Unterricht in der Religion 
und in nüglichen Kenntniſſen den Grund zu ibrer fünftigen Woblfabrt zu legen. 

Die in der väterlichen Gewalt enthaltenen befondern Rechte des Vaters find: a) die Befugniß, 
den Stand feined noch unmündigen Kindes zu beſtimmen, den es aber mündig geworben unter 





51) Eine Ableitung und Ausführung gibt Schilling $. 162 — 165. 
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Zuflimmung des Gerichts mit einem andern mehr für geeignet erkannten vertaufhen fann 
($- 147— 148); b) das Verwaltungsreht des im Gigenthum der Kinder flehenden Ver— 
mögens bis zu deren Volljährigkeit, von deſſen Einfünften er die Erziehungskoſten beitreiten 
fann, die liberjhüfle aber anlegen muß. Ginen Fruchtgenuß an legtern bat er nur mit Bewil- 
ligung dejjen, dem das Kind fein Vermögen zu vervanfen hat ($. 149— 150). 

Nur wenn die Altern in Dürftigfeit verfallen, find jie von den Kindern zu ernäßren 
($. 154). Die $$. 155— 171 handeln von den unehelihen Kindern, $. 172—178 vom Auf: 
bören der »äterlihen Gewalt, $. 179 —186 von der Annahme an Kindesitatt. 

8) Eine auf das Alternredht bezügliche Hauptfrage unferer Zeit ift die des Unterrichts, bei 
deren Löſung nicht blos jened Recht, jondern aud das des Staates und der Kirche zur Sprache 
fommen. Die Altern, welchen die Verpflichtung, dafür zu forgen, obliegt, haben dabei das erſte 
Wort. Die Wahl ver Lehrer ift zunächſt ihre Sache. Allein da alle im Staatövereine Verbun— 
denen ein Interejje dabei haben, daß die fonımenden Generationen nit dem Cretinismus ver⸗ 
fallen, jondern mit der nöthigen Bildung verjeben werden, auch die Altern nicht immer im 
Stande jind, die geeigneten Lehrer zu wählen, oder gar diefen wichtigen Theil der Erziehung 
vernachläſſigen, jo hat der Staat hierfür Sorge zu tragen, d. h. nicht blos darüber zu wachen, 
dag durch ſchlechten Unterricht Die Jugend nicht corrumpirt werde, ſondern auch durd Errid- 
tung von gut organijirten Öffentlihen Schulen für die Möglichkeit eines guten Unterrichtö zu 
jorgen und bis zu einem gewillen Alter der Kinder ven Schulzwang 32) zu ſanctioniren. Je: 
doch kann die Macht des Staates nicht fo weit gehen, den religiöjen Unterricht von feiner Regu— 
lirung abhängig zu machen. Dies ift Sache der anerkannten kirchlichen Genofjenihaften. Je— 
doch fann er eine Norm darüber aufftellen, in welder Religion die aus einer gemijchten Ehe 
entiprofjenen Kinder zu erziehen find, falld deren Altern hierüber nichts feftgejegt haben. 

Der in den Jahren 1825—30 in Belgien ®°) und in den legten Jahren der Regierung 
Ludwig Vhilipp's in Frankreih +) hierüber beftebende Streit bildete die damals jo wichtig 
gemwejene religiös=politifche Frage von der Unterrichtsfreiheit. 

Bekanntlich erſtrecken fi die Lehren der Utopiften ſowol des Alterthums als unjerd Jahrhuns 
derts aud auf die Kamilienverhältniffe. Das Band der Ehe joll umgeftaltet over gar aufgehoben, 
die Kinder nah Zurüdlegung eines gewillen Alters nicht mehr im Schoje der Familie, jondern in 
Staatsanftalten erzogen werben u. dgl. Wie jehr ih das Naturgefühl gegen ſolche Vorſchläge 
firäubt, beweift die Thatſache, daß fein Verſuch zur Einführung einer ſolchen Ordnung der 
Dinge gemacht wurde. Zwar fanden in Frankreich, ald die Wogen der Nevolution am höchſten 
gingen, Anmwandelungen dazu ftatt, die Grziehung ver Kinder ganz den Händen der Altern 
zu entwinden, allein es wurde ihnen nicht der geringfte Erfolg zu Theil und ebenjo wenig 
den unreifen oder abenteuerlihen Gonceptionen der Saint-Simoniften und Socialiften. Es 
gereiät dem Gommuniften Gabet zur Ehre, daß er befiere Anjichten hatte, wenn er in feinem 
Glaubensbefenntnig erklärt?): „Ich glaube, daß das Leben in der Familie der Natur angemeſſe— 
ner ift ald Trennung der Kinder von ihren Altern, daß ed einer der höchſten Genüſſe ift, die 
dem Menihen gewährt jind, und daß die gegenfeitige Zuneigung zwiſchen Altern und Kindern, 
wie lebhaft fie immer fein mag, in einer nad dem Syſtem ber Gleichheit und Gemeinſchaft 

organiſirten Geſellſchaft keinen einzigen der uͤbelſtände erzeugen wird, die ſie in dem gegenmär= 
tigen Syftem der Ungleichheit hervorbringt.“ 

Doc fhlägt er ald Baſis die Gemeinjhaft der Erziehung vor zur Ausbildung der för- 
perlihen, fittlihen und intellectuellen Kraft des Menſchen, welche durch einen gemeinfamen 
Giementarunterricht bis zum fechzehnten und achtzehnten Jahre erzielt werden könne und dem 
der profejionellen Blag zu machen habe. °6) 


52) Seit 1859 ward in Belgien dem Staate von feiten der fogenannten flerifalen Partei dies Recht 
beftritten. In überzeugender Weiſe vertheidigt daffelbe ver Philofoph Tibergbien in ber brüffeler Revue 
trimestrielle von 1859 — 60, Bv. XXIIT— XXV. 

53) Es erichienen in jenen Jahren eine große Anzahl Flugſchriften, $ DB. von von Bold, Raoul, 
Gharles de Broudere, Münch u. a. ©. des Berfaflers Bericht in der Revue encyclopedique von 
1829, XLIV, ©. 574. ee 

54) Bgl. — Schrift, Die Kirche ;Franfreihs und die Unterrichtsfreiheit (Freiburg 
1345), ©. 1— 156. u 

58) Bal. das von Fourier vorgefchlagene Eherecht der fiebenten Periode bei Stein, Der Sorialis: 
mus und — im heutigen Frankreich (Leipzig 1842), ©. 450 — 454; aus ber Theorie des 
quatre mouvements, ©. 169, 170, 188. 56) Stein, a. a. O., ©. 469. 
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9) Die Familie im weitern Sinne umfaßt (mie fhon bemerkt) die durch die Einheit des 
Blutes, durch Abſtammung von einem gemeinfhaftlihen Stammvater oder audy einer Stamm 
mutter untereinander verfnüpften Perſonen. Allein die Sitte und das Recht der Völker und 
verjchiedener Culturepochen find in diefer Beziehung fehr voneinander abweichen. Wo das 
patriarhalijche Brincip maßgebend war oder maßgebend blieb, befteht die Familie nur in den 
Berwandten des Mannsſtammes. Am jhärfften und vollftändigften war dies Syftem bei ven 
Nömern durchgeführt. Ein Kamilienband beftand daher nur unter den Agnaten, d. h. ven le— 
gitimen Abkömmlingen eines gemeinfamen Stammvaterd, unter beffen väterlicher Gewalt ſie 
nod alle ftehen würden, wenn er noch lebte: „‚Communi jure familiam dicimus omnium agna- 
torum; nam etsi patrefamilias mortuo singuli singulas familias habent, tamen omnes, 
qui sub unius potestate fuerunt, recte ejus familiae appellantur, qui ex eadem domo et 
gente proditi sunt. 57) Die Kinder der Töchter, ſowol eheliche als uneheliche, gehörten nicht 
zur Familie, daher mit ven Söhnen der legtern eine neue Bamilie begann; daher auch der Sag: 
Mulier familiae suae et caput et finis est. Außer ®8) der ehelihen Geburt erzeugte auch die 
Adoption die Agnation, 9) Verloren ging die Agnation, ſowol die natürliche ald die Fünftliche, 
mit dem Verluft der Freiheit oder dem der Eivität und durch foͤrmlichen Austritt aus der Fa⸗ 
milie, durch Emancipation, wodurch das entlaſſene Kind sui juris wurde, oder durch deſſen uͤber⸗ 
gang in die Gewalt eines daſſelbe adoptirenden oder arrogirenden Hausvaters. 60) 

Die Agnation war bis gegen das Ende der Republik die einzige Grundlage und conditio 
sine qua non des Inteſtaterbrechts ſowie der geſetzlichen Tutel ſowol über Unmündige als 
über Frauen. 

Neben der civilrechtlichen Agnation wurden jedoch auch die Bande der natürlichen Bluts- 
freundſchaft in den Sitten und im Rechte vielfach berückſichtigt, was namentli in dem unter 
den Gognaten herkömmlichen Rechte des Freundſchaftskuſſes und in der umeinander ftattfinden= 
den Todtenfeier fihtbar war. Infolge der großen Erweiterung des römiſchen Staates, der Mi- 
[hung einer Unzahl Fremder mit den Staatöbürgern und des Ausfterbend der agnatifchen Fa— 
milien fam dad reine Cognationsverhältniß zu größerer Geltung, ſodaß ſchon der Präter die 
Cognaten, freilich erſt in der dritten Ordnung, die emancipirten väterlihen Defcendenten jogar 
in der erften zur Inteftaterbfolge berief und fpätere Gefege die Surceffion zwiſchen Mutter und 
Kindern fanctionirten. Zulegt ftellte Juftinian in der befannten Novelle 118 die Gognaten 
den Agnaten bezüglich des Inteftaterbrechts und der Tutel vollfommen gleich, ſodaß der altrönıi- 
ſche Familienverband jeine Bedeutung verlor. 6%) 

Im älteften Römiſchen Rechte fanden über ven Familien noch die Gented und die Gentiles, 
ein Verband, über deſſen Wefen man fih fhon zur Zeit Cicero's ftritt. Es ift aud den viel- 
fahen Bemühungen der neueften ſtaats⸗ und rechtsgeſchichtlichen Forſchung nicht gelungen, die 
Streitfrage über das Wefen der Gentilität in überzeugender Weife zu löfen. Die meiften 
Gründe hat die neueftens wieder von Walter 62) vertheidigte Anſicht, daß die Gentes nichts an⸗ 
deres waren als die Dekaden, in welche die 30 alten Curien (ie in 10) vertheilt geweſen, und 
daß jede Dekade einen befondern Namen führte, welcher ale Beinamen das Kennzeichen ber ihr 
Angehörigen und wol insgemein von der angefehenften Familie in ihrer Mitte entlehnt war. 

Daß bei den Germanen die Familie ald Blutsfreundſchaft (parentilla, franzöſiſch parente 
und generatio) nicht auf die Agnaten ſich beſchränkte, fondern aud) die mütterlichen Verwandten 
begriff, und daß ſich auch auf jie dad Band der Geſammtbürgſchaft erftreikte, ift oben ſchon gefagt 
worden. Dod flanden die Töchter und ihre Nachkommen hinter ven Söhnen und deren Nach— 
kommen entweder zurüd oder waren, was das Stammgut betrifft, ganz ausgeſchloſſen. Das 
Lehnweſen bewirkte aber in Beziehung auf das Lehngut eine Umgeftaltung, ſodaß, freilich nicht 
überall, dajfelbe fih nur an männliche Deicendenten des erften Bajallen vererbte, und bie 
Aguation im Lehnrecht wieder eine an das altrömifche Net erinnernde praftifhe Bedeutung 
erhielt. 63) 

Die Berehnung des Nähegrades der Verwandtſchaft ift, was die Seitenverwandten betrifft, 


57) Ulpian in F. 195, $.2,D.50, 16. 58) Fr. 195 und $. 5. 
59) Fr. 4, 8. 2. D. 38, 10 (De gradib. cogn.). 60) Gajus, Inst., I, 158— 168. 
—— von allem handelt Walter in — Geſchichte des Römifchen Rechte, $. 485—489, 


62) u der dritten Auflage feiner @efchichte des Römifchen Rechte (Bonn 1860), Bb. I, $. 14. 


63) Walter, Deutfche Rechtsgeſchichte, Bd. II, $. 467 fg. und 575— 586, 606 — 610. Zörfl, 
a.0,D.,&. 628. 
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im Römifchen und germanifchen Rechte weſentlich verfchieden. Während nad dem erftern unter 
den Gollateralen fo viel Grade gezählt werden, ald Zeugungen vorfommen, um die Berwandt- 
ihaft zu begründen, war nad) legterm die Nähe des Grades zum gemeinfhaftlihen Stamm: 
vater enticheidend, ſodaß fie unter fi in vemfelben Grade wie in dem mit ihrem Stammpvater 
(Mutter oder Ahnfrau) verwandt waren, alfo Geſchwiſter im erften, Geſchwiſterkinder im zwei- 
ten Grade u. ſ. w. Das Kanoniſche Recht hat die germaniiche Gradcomputation zu ber feini: 
gen gemacht. 6%) 2.4 Warnfönig. 

Familienberrfchaft (Bamilienmäßigfeit oder Patrimonialitätder Staats— 
verbältniffe; PBatrimonialrehte, Batrimonialftaaten und Patrimonial: 
fände). I. Unter dem Ausdrude „Familienherrſchaft“ werben oft nur Privatbejigungen ver: 
fanden, gewöhnlich größere, mit erblihen Grundherrlichkeitsrechten über Gutshinterſaſſen. 
Alsdann bieten jie, außerhalb demjenigen, mas etwa von ihnen den Lehren über die Leibeigen— 
ſchaft, die Grund- und Gutäherrlichfeit oder über Stamm- und Fideicommißgüter angehört, 
für das „Staats =Lerifon fein Intereffe dar. Das Rechtsverhältniß in Beziehung auf diefel: 
ben ift privatrechtlich, obwol an das Gut einzelne, ihrem Inhalte und ihrer Ausübung nad 
dem Öffentlichen Rechte angehörige Patrimoniafredhte, 3. B. Gerichtäbarfeitsrechte, gefnüpft fein 
fönnen. Dieje bleiben alsdann ihrem Wefen nad öffentliche Rechte und fteben als ſolche auch 
unter den verfaflungsmäßigen öffentlihen Beftimmungen für das öffentliche Wohl, können nur 
nad den öffentlihen Gefegen ausgeübt werden. Blos der Rechtsgrund ihrer Zuftändigfeit ift 
privatrechtlich, ſodaß nur die Verfaffungsbeftimmung, nidt die Verwaltungdverfügung ihn 
verändern oder aufheben fann, und auch diefe nur gegen Erfag feines Vermögenswerths. 
Jedoch findet ſolcher Erfag blos ftatt bei eigentlichen Patrimonialrehten, d. h. bei folden, 
melde unter Anerkennung des Staated wirflih dur privatrehtliche Titel erworben wurden, 
welde 3. B. der Staat verfaufte. Für die uneigentlihen, melde durch öffentliche Nechtsgründe 
zuftanden, wie z. B. die englifhen Wahlrechte der verrotteten Flecken, wird fein Erfag ge: 
leitet. Doch kann auch über fie, wenn fie verfaflungsmäßig zuftanden, nicht durch bloße Ver— 
waltungs= oder Regierungäbeftimmung verfügt werden. Die Aufhebung von beiden muß er— 
folgen, wenn überwiegende Grüne des öffentlihen Wohle fie erheiſchen. 

I. Etwas ganz anderes ift ed, wenn von Patrimonialftaaten die Rebe fein fol, mithin 
von den Theorien, welche, wie die frühern der Stuarte und der ältern Bourbonen, wie die ded 
Patriarchen von Filmer oder des Königsrebtd von Wandal und Maaſſius und mie die ihrer 
neuen Nachfolger, wie die Urgefeßgebung des Hu. von Bonald, die Neftauration des Hrn. 
von Haller, die praktiſche Politik des Hrn. Vollgraff und die Theorie des „Berliner Wochen: 
blatt’, mehr oder minder confequent überhaupt die fogenannten Legitimitätätheorien, entweder 
nah angeblihen natürlihen oder nad hiftorifhen Staardgrundjägen dem Staate die Familie 
und die väterliche Gewalt theild als politifches Ideal, theild ald wahre Rechtsnorm zu Grunde 
legen. Dieſe Theorien und ſchon der wahre Begriff einer Patrimonialherrfhaft laflen alles 
Öffentliche Recht gänzlich in dem Privatredhte zu Grunde gehen. Ein Gemeinwefen und gemein- 
ſchaftliches oder öffentliches Gefeg für das Gefammtwohl und vollends einen Geſammtwillen für 
das gemeinſchaftliche Gefeg und Wohl ſchließen fie aus. Die Regierungsredhte, indbefondere 
auch die Rechte zur Erbfolge in die Regierung, find, ſowie alle andern gewöhnlichen Privat: 
eigenthumsrechte, bloße Privatglücksgüter, über welche hier nad) dem Privatwillen ver Bere: 
tigten durch Bamilienbeftimmungen, Teftamente, agnarifche Verträge, nicht zum Wohle des Ge— 
meinweſens durch deffen verfaffungsmäßigen Gefammtwillen oder durch die verfaffungsmäßi- 
gen Öffentlihen Gemwalten redhtlih verfügt wird. Die Rechtsverhältniſſe ver einzelnen Unter: 
thanen zum Regenten find ganz fo wie die Nechte einzelner Hausgenoſſen, der Bamiliengliever 
im engern Sinne, der Knechte, Tagelöhner, Schüglinge, durchaus verfhieden und gänzlich un— 
abhängig voneinander, nur beftimmt burd die befondern Verhältmiffe und Gontracte eines 
jeden, welche feinen andern etwas angehen. Auch die Unterthanen, wenn fie als Landſtände 
Rechte haben, befigen dieſe felbft wieder nur ald Rechte ihres Privateigenthums und zu ihrem 
Brivatvortheil, zur Vertretung ihrer befondern Intereffen, zur Wahrung ihres Eigenthums— 
und ihrer Privatvormundfhaftsredhte über ihre eigenthümlidyen Hinterſaſſen oder als despoti— 
ihe Häupter ihrer Privatfamilien. Der ganze Staat iſt nur ein großes Hofgut mit Unterhöfen. 
Hr. Bollgraff, bier confequenter als der Reftaurator einer angebligen Staatswiffenihaft, 
ipridyt daher nach diefer Theorie den germanifchen Völkern und insbeſondere und Deutichen, vie 


64) Zöpfl, ©. 624 19. 


282 Familienberrfchaft 


er für bloße fonderthümliche und felbftjüchtige, ftaatdunfähige Familienvölker und fomit aller 
Sittlihfeit und höhern Entwidelung unfähig erflärt, jelbjt allen Begriff des Staates jo gänzlich 
ab, daß er fogar ven Namen Staat und Staatöbürger bei und verbannt willen will. Hr. Romeo 
Maurenbreder und manche deutſche Regierungen laſſen dem Staate nur die Schulden. 

Die Familienmäpigkeit größerer gejellf&paftliher Verbindungen knüpft jih bald an die 
rohen Verhältniffe bloßer Hirtenvölfer und ihrer herumziehenden Stämme, etwa auch hunni— 
fer und tatarifher Groberungshorden, oder an die poetijirten patriarhaliihen Zuftände; 
bald verbindet fie jih mit theofratifchen Ideen einer priefterlihen väterlihen Herrſchaft, als 
Einfegung oder Gtellvertretung der Oottheit, oder auch ald wirkliche Gottheit jelbjt, wie bei 
dem Dalai:fama und, nad frühern Vorftellungen, faft auch bei dem heiligen — Vater der Chri— 
ftenheit, dem Papſte; bald verbindet man fie mit einem angeblihen ausſchließlichen oder mit 
einem Obereigenthum des Negenten und feiner Familie an dem ganzen Staate, mit dem Land— 
eigenthume oder der jogenannten Landesherrlichkeit in einem despotiſchen und roh feudaliftifchen 
Sinne. Man betrachtet nad) ihr die Regierungsgewalt als ein Privateigenthumsrecht, die re= 
gierten Menfchen als ein Zubehör der Sade. Schon ihrem Begriffe nah ift mit ihr die Idee 
einer geiftigen und bürgerlihen Unmündigfeit und einer Bevormundung der, Unterthanen ver- 
bunden. Diefe Idee der Unmündigkeit und Bevormundung und das mit ihr nothwendig ver= 
bundene Streben, die IInmündigfeit, ald die Grundlage der väterlihen Regierung, möglihit 
zu erhalten, die Bürger mundtodt zu maden, herrſcht befanntlih in China, wo das Princip 
einer väterlichen Bamilienregierung auf die möglichft civilijirte Weife audgebilvet iſt, im höch— 
ſten Grade. In allen jeinen Berhältnifien, zu Haufe wie auf der Reife, ift ver unmündige Un: 
tertban auf das jorgfältigfte von den väterlichen Auffehern bewacht und gemeiftert; der Bam: 
bus züchtigt ihn fo gut bei bloßer Unſittlichkeit und wenn er fein eigenes Geſchäft vernachläſſigt, 
etwa feinen Aderantheil nicht baut, oder irgendwo es nicht bei dem ehrwürdigen Alten läßt, als 
wenn er in unferm Sinne die bürgerlichen Geſetze verlegt. Den frevelbaften Gedanken, durch 
Auswanderung fih von der Familie lodzufagen, fühnt nur die Todeöftrafe. Nur vorüberge: 
hend zu beſſerm Erwerb für die Familie dürfen Männer auswandern. Auf das eifrigfte wacht 
ebenfo die väterliche Aufjicht, daß die Kinder nicht durch freie, jelbitändige, männliche Ausbil: 
dung, durch Grundfäge der Ehre und Freiheit, durch Wechſelwirkung mir Fremden und durch 
neue Ideen zu jelbftändiger Mündigkeit fortipreiten und zur Gmancipation reifen. So müffen 
daher vor allen viele jahrtaufendalte Erſtarrung des chineſiſchen Volkes, jeine Abnlichfeit mit 
greifen Kindern oder mit unmündigen Greiſen, jein knechtiſches und heimtückiſches Weſen, fein 
Tod für edlere, freiere menjhliche Gultur und für den edeln Wettkampf der freien geſitteten Na⸗ 
tionen der Menſchheit abgeleitet werden. 

Gewöhnlich werden die angegebenen verſchiedenen Seiten familienmäßiger Regierungen 
miteinander vermiſcht. So auch in den bezeichneten Theorien. Zunächſt und vorzugsweiſe ſind 
jedoch dieſe letztern von einzelnen erſtorbenen Zuſtänden der fauſtrechtlichen, ariſtokratiſchen und 
hierarchiſchen Feudalanarchie des europäiſchen Mittelalters und von mehreren auf ſie gegründe— 
ten despotiſchen Fürſtenherrſchaften entlehnt. Durch das Streben, ſie zurückzuführen und neu 
zu beleben, wollten dieſe reactionären Theorien den neuern politiſchen Fortſchritten und Ent: 
. widelungen entgegenwirken. Sie haben jedoch jegt, wo ihr trauriged Wirken in England und 
eg vorüber ift, au für und Deutfche bald nur noch ein theoretifches und biftorijches 

ntereffe. 

IL. Heben wir nun bei der Prüfung vieler Theorien von der Familienmäßigkeit der Staats: 
verhältniffe zuerft dasjenige hervor, was und in denfelben ald natürlih und Hiftorifch richtig 
eriheint. Im höchſten Grade entſprechend unſerer Bd. J, ©. XXIX fg. ausgeführten 
naturrechtlichen Überzeugung ift ed zuerft, wenn man, im Widerſpruch⸗ gegen einige einſeitige 
liberale und naturrechtliche Theorien, die ſittlichen und natürlichen Grundlagen und Lebens— 
fräfte der Staatöverhältniffe und der Regierungen anerkennt und auf eine ſittliche Heiligung 
(Sanction) derfelben und aller Gejege, auf eine fittliche Belebung und Beſeelung aud alles 
ftaatögefellfchaftlihen Handelns bedacht iſt. Das Familienverhältnig ift num die urfprünglichfte 
aller geſellſchaftlichen Verbindungen und zugleich ſtets fortvauernd die legte Unterabtheilung 
und die einflußreiche Grundlage auch jeder Staatögefellihaft und liegt ſchon hierdurd zur Ber: 
gleichung für ſie und alle übrigen Geſellſchaften am nächſten. Auch gingen viele andere Ber: 
eine, zuweilen auch der Staatöverein felbft oder manche feiner Unterabtheilungen, wenn fie auch 
ihre befondere Grundlage und eine ganz andere Beftaltung erhielten, doch urfprünglih aus dem 
Schoſe der Familien hervor. Es ift dad Familienverhältniß ferner auch fortvauernd fo ſehr die 
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Grundlage aller Erziehung und Bildung der Menden, daß feine mehr oder minder jittliche und 
fieie Geſtalt der Maßſtab der Sittlichfeit und Freiheit, der Reife und Bildung des Volkes, daß 
die jedesmalige Tüchtigfeit des Staates ein Abbild von der Tüchtigfeit der Familienverhältniffe 
wird. Auf dem Standpunfte ver höhern Reife der Völker, der wahren VBernünftigfeit und Frei: 
beit ihrer Staaten, gibt endlid ein ihnen entſprechend ausgebildetes Familienverhältniß ein 
vaſſendes jittlihes Bild für die Auffaſſung der jittlihen Seite des ſtaatsgeſellſchaftlichen Ver: 
baltniſſes. Die feite, liebevolle Innigkeit und die Reinheit der Hamilienverbindung, die Brü— 
derlichkeit ihrer Glieder, die Natürlichkeit, Wohlthätigkeit und Würde feiner väterlichen Leitung 
ſtellt jih in der That überall, vollends in einfahern Bildungszuftänden , fo ſehr als das nächte 
Vorbild würdiger Gejellihaftseinrihtung dar, daß tie Wölfer ſelbſt für ihre ſittliche Auffaſſung 
ver göttlichen Weltregierung und des menfhlihen Verbältniffes zur Gottheit Fein edleres Bild 
als das eines weiſen, liebevollen Vaters zu feinen Kindern finden konnten. Aus doppelten 
Grunde war ed aljo natürlich, daß jie auch für eine fittlihe Auffaffung der menſchlichen Regie- 
rung zu ven Regierten dieſes Bild gebrauchten, bald rein, bald auch vermiſcht mit der Vor: 
ftellung einer nicht blos natürliden, jondern auch einer göttlihen oder wenigſtens einer durch 
das göttliche Geſetz beſtimmten väterlichen Leitung. Faſt überall weijen hierauf fhon die Be— 
seihnungen der Gottheit, der Regierung und der Gefellihaften veutlih hin. So in dem grie— 
cdiſchen und römiſchen „Allvater“ Zeus undinden Bezeichnungen jeder engern Verbindung durch 
„Familie“, wodurch ebenjo die in einer Hausberrichaft vereinten Sklaven (familia urbana, ru- 
stica) wie die Genofien eines Gewerbes, einer philoſophiſchen Schule, die Unterabtheilung 
einer Genturie bezeichnet wurden; jo aud in der chriſtlichen Brüderlichfeit der Menſchen und in 
dem chriſtlichen „Bott Vater“ bis herab zu den nordamerikaniſchen Wilden und ihrer Bezeich— 
nung ded nordamerifanifchen Präſidenten als ihred „großen Vaters“. 

Möge denn auch noch heute bei der Begründung freier Rechts- und Staatöverhältnifie durch 
die freie Bereinbarung, durch die freie Friedend= und Hülfdvereinigung würdiger felbftändiger 
Familienhänpter niemal3 überjeben werden, daß dieje Vereine, daß das durch fie entflandene 
äußere juriſtiſche Recht jittliher Menjhen und Völker zulegt aus deren religiöfem und fittlihem 
Gejege hervorgehen, darauf beruhen, daß fie, daß die freie Rechtsform dadurch bejeelt werden 
müffen, daß jie alſo inſofern auf göttlihem oder auf fittlihem und natürlichem Gefege beruhen! 
Möge man denn auch ferner für die fittliche Auffaffung, für die Belebung diefed Geſetzes in der 
fittlichen Geſinnung den Negenten hinweiſen auf das Vorbild ver Liebe, Weisheit und Sorg— 
falt eines guten, ja ded göttlichen Vaters, auf deffen bevormundende Sorge für die unmündigen 
Bürger, auf deſſen frei leitende, rathende und helfende väterlihe Mitwirfung bei ven mündigen! 
Die Bürger jelbit aber weije man ebenfo hin auf die brüderlih aufopfernde Liebe füreinander, 
auf die vertrauensvolle, treue, kindliche Geſinnung und Pietät gegen das Oberhaupt, auf den 
liebevolten Gehorſam gegen deſſen, gegen der Negierung Gebote, die unmündigern Glieder auf 
einen unbedingtern, die zu jelbitändigen Familienvätern herangereiften dagegen auf einen freien, 
durch eigene Prüfung und die Erwägung ihres jelbitändigen Pflichtenkreiſes und der Verhält- 
niffe des Staates und feiner Verfaſſung bedingten Gehorſam. Gin edleres und anjhaulideres 
Bild für alle diefe fittlihen Auffaflungen der ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe, ein mehr die 
natürlichften, evelften Gefühle in Anfpruh nebmendes wird man nirgends anderdmwoher ent= 
lehnen als von der Kamilie und von dem Kriftlichen, fittlichen Verhälmiß der Menſchen zuein- 
ander und zu dem göttlihen Weltregenten, obwol die hriftliche Lehre, gefährliche Misdeutung 
ſcheuend, jelbft nirgends für die weltliche Negierung das Bild der väterlichen oder der göttlichen 
Gewalt gebraudt. 

Neben der Borforge für die fittlihe Auffaffung mag übrigens bei jenen Theorien aud bie 
Vertheidigung der nothwendigen feften Ordnung in den gefellf&haftlihen Verhältniſſen und der 
wohlthätigen fürftlihen Gewalt gegen wandelbare Volks: und Parteiwillfür, ſowie überhaupt 
die Hinmweifung auf die naturgejeglichen wie die fittlih und politiſch nothwendigen Grundlagen, 
Bedingungen und Schranfen der Freiheit gerühmt werben. Wegen ihrer Bejinnung bleibt diefe 
Beftrebung felbft va löblich, wo, wie in Deutfchland, bei dem Überwiegen der Macht über die 
Freiheit zunächſt nicht jene, fondern vielmehr diefe der Unterftügung bedürfte. Nur kann diefe 
nothwendige Richtung einer jeden wahren, vernunftrechtlichen Staatötheorie keine falſche reiht: 
lihe Begründung heilen. Niemals darf auch die freie Rechtsform und die weientlihe, wenn 
aub bedingte und beſchränkte rechtliche und politifche Freiheit fo wie von jenen Schriftftellern 
überſehen und aufgegeben werben. 

IV. Hiſtoriſch unleugbar ift ebenfo nicht bloß die wirflihe häufige Anwendung jenes wir: 
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famen Bildes für die moralifhe Auffaflung der politiihen Verhältniffe, ſondern auch die frü= 
ber mwenigftend häufige Entftehung der Anfänge politifher Bereine aus engern und weiterrz 
Familienverbindungen. Zwar wird man, wenn man nicht die verihiedenen Gattungen der 
Bereine miteinander verwechſeln will, niemald die einzelne Familie an ih jhon einer 
Staat nennen. Diefer entfteht vielmehr erft, wenn mehrere Familien bleibend unter einer 
gemeinſchaftlichen, geordneten, höchſten, jelbftändigen (innerlid jouveränen) Regierungsgewalt 
einen auch äußerlich fouveränen Verein für ihren Geſammtzweck bilden. Und zwar entſteht 
derſelbe als jittlih-vernünftiger Staat oder ald Stant für fittlih-vernünftige freie Männer nur 
dur ihre freie Friedend: und Hülfsvereinigung. Der Staat ift aljo mehr und etwas ganz 
anderes ald die Familie, als blos ihr natürliches Band und ald dad Nebeneinanderwohnen, 
das vorübergehende Zufammenmweiden oder Zufammenmwandern eined Stammes, einer Horpe. 
In einem höhern, der natürlichen menſchlichen Freiheit entſprechenden Sinne ift übrigend auch 
jene freie Vereinbarung felbftändiger Männer höchſt natürlih, ſodaß der Filmer'ſche und 
Haller'ſche Zorn über ſolche angeblih „nicht natürliche”, jondern „künſtlich-bürgerliche 
Staatöbegründung” faft in das Komiſche fällt. Hiſtoriſch gewiß ift e8 ferner, dag Staaten 
Öfterd gegründet werden von den Nachkommen eines gemeinſchaftlichen Stammvaters, das ſich 
alfo diefe Stämme häufig zugleih durd Aufnahme von Fremden und urjprüngliden bloßen 
Knechten erweitern und umbilden zu Staaten. Auch beftehen die Unterabtheilungen der neuen 
Staaten häufig nod längere Zeit, wie z. B. bei den Hebräern, Griehen und Nömern, aus 
Stämmen und Geſchlechtern, was freilich viel weniger bei ven Germanen der Fall war. Überall 
eriheinen auch ſchon dieſe Unterabtheilungen, dieſe Geſchlechter, wie bei den Griehen und 
Nömern und Germanen, z. B. bei den ditmarifhen „Schlachten“, durch Umwandelung des 
Naturbanded zu freien Vereinen und durch Aufnahme von Nichtverwandten als zu künſtlich— 
bürgerlichen Vereinen umgebildet. Wir finden fie daher gerade ganz früh überall genau nad 
Zahlen, zehn, dreißig, hundert u. f. w., beftimmt. Wahr ift es endlich, daß aud) die Völfer, wie 
die Einzelnen, erft allmählich zur Herrfchaft der Vernunft, Sittlihfeit und Freiheit reiten. Des: 
halb unterwerfen ſich in der rohern Eulturperiode häufig die Stärfern, namentlich reiche, mäch— 
tige Bamilienvorfteher, aus ſinnlicher, ſelbſtſüchtiger Herrſchſucht, foweit ihre Lift und Gewalt 
reicht, despotiich die Schwächern. Diefe ihrerjeits gehorchen ſklaviſch aus ſinnlicher Trägheit, 
Gewohnheit, Furcht und North. So mußten denn aud die Anfänge ſtaatsgeſellſchaftlicher Ver: 
bindungen Öfters in der despotifchen Herrfchaft eines Familien- oder Stammbauptes befteben. 
Oft werden insbeſondere die erftgeborenen Söhne reiher Familienväter ihre früher erworbene 
Überlegenheit und Autorität benugen, um bei dem Tode des Vaters deffen Herridaft über die 
übrigen Bamiliengenoffen und Knete in Beiig zu nehmen, und fo diefe Herrichaft ſtufenweiſe 
erweitern. Bei den freien Germanen indeß findet ſich feine Spur jolder Erftgeburtärechte. 
Mußten jie doch für die regierenden Familien, wo fie fo heilſam find, erft nach einem Jahrtau— 
fend voll blutiger Succefitongftreitigkeiten mühfam erfunden werden. Juden ungetbeilten deut— 
ſchen Bauerhöfen fuccedirt auch noch bis in die neuere Zeit in den meiſten Gegenden nicht der 
ältefte Sohn, fondern das jüngfte Kind, Welch eine Tiefe und Fülle von Humanität in diejem 
einzigen Rechtsgebrauch! Bereitt erworbene Macht und Fülle ver Güter und beſonders Beſitz 
von Grundeigenthum oder wenigftens die angemafte Herrſchaft über größere Landesſtrecken 
werben übrigens, ebenfo wie geiftige Uberlegenheit an moralifhen Kräften, an Bildung und 
Einfluß over an kriegerifcher Tüchtigfeit, Äuferer Veranlaffungsgrund und Hülfsmittel werden, 
da jelbft durch Freiwilliges Anfchließen der Schwächern eine wirklich politifche Gewalt begrün- 
det, erworben und behauptet wird. Sp jhloffen ſich namentlih im fauftrehtlihen, feudali— 
ftifhen Mittelalter ver germanifchen Staaten viele Fleinere und größere freie Landbeñitzer, geift: 
lie, Ländliche und ftädtifhe Gorporationen an reiche over friegäfräftige oder auch durch geift: 
liche und weltliche Amtsautorität mächtige Schugherren an. Zuerft nahmen theilmeife dieſe 
Verbindungen, insbejondere die des Schugherrn mit feinen leibeigenen und Patronatsbauern, 
mit feinen Minifterialen, einigermaßen felbft die mit den Vaſallen, nod mehr oder minder 
den Gharafter einer erweiterten Bamilienverbindung an. Die Schüglinge erſchienen zum Theil 
wie die Minifterialen, welche zwar fpäter in vielen Rändern der Hauptbeitanptheil des niedern 
Adels wurden, früher aber in faft ähnlichem Sinne wie die ſtlaviſche ſtädtiſche und ländliche Fa— 
milie (familia urbana et rustica) des römiſchen Großen die Familie ihred Schutzherrn genannt 
wurden, faft nur als veredelte Leibeigene deffelben. Infomweit alfo fönnte man von einer Fami— 
lien: oder Patronatäherricaft über dieſe Privatfchüglinge ſprechen. Diefe aber war an ih und 
rar jih allein noch fein wahrer Staat. Diefes war oder wurde ſie, wie die Art. Adel und 
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Deutfches Landesftaatsreht urkundlich nahweifen, nur infofern, als durch ven Anſchluß der 
Geiftlichfeit, durch die Refte oder die Wiederberftellung der altgermanifchen freien Nationalver: 
faffung und ihrer alten freien bürgerlichen Vereine und insbefondere durch die alten Landesge— 
meinden, ferner durch die neue ſtädtiſche Freiheit und endlich durch neue Unionen und Verfaffun: 
gen bei Entſtehung der Landedhoheit dev Charakter einer aatsbürgerlihen Vereinigung, eines 
Raatliben Gemeinweſens, eines gemeinfhaftlihen Vaterlandes mehr oder minder vollftändig 
bie Oberherrſchaft in verfelben behauptete oder erhielt. Freilich war e8 gerade der Charakter des 
frübern robern Fauſtrechts und feiner Staatslojigfeit oder Anarchie, die altgermanifchen ſtaats— 
tehtlichen Vereine theild aufzulöfen, theild durch Privatverbindungen in ven Hintergrund zu 
drängen, aljo das Staatsrecht möglichſt in Privatrecht zu verwandeln oder doch es demfelben 
unterzuordnen. Und die Folgen diefer belobten Theorie waren eben die, daß die Knechtichaft in 
ven verihiedenften Formen und Abftufungen fih ansbildete, daß mit der UInfreiheit der Men: 
ihen aud die Güter mit Leibeigenihaftd:, Fron-, Zehnt- und Zindlaften belegt wurden. 
Ebenſo aber war ed auch der Charakter des fpätern, wiederum einer höhern Gultur zugewende— 
ten Mittelalters , vorzüglich feit dem Aufblühen der Städte und bei Begründung der neuen 
Unterftaaten des gemeinſchaftlichen Reichsſtaates oder der Landeshoheit, vie zerfplitterten Ge: 
ſellſchaftsverhältniſſe wieder zu ftaatöbürgerlihen Bereinen umzubilden und in denfelben zu 
einigen. Freilich blieben fo die Zuftände, bis erft vollftändiger die neuere Gultur, vorzüglich 
feit Friedrich's des Großen Zeit und endlich feit der Franzöſiſchen Nevolution, die allgemeine 
Durchführung der höhern Staatsrehtsideen förderte, zum Theil unvollfommen und gemifct. 
In einigen ganz Kleinen Ländchen, deren ganze Bevölkerung aus urfprünglicen Leibeigenen 
oder Patrimonialbauern beitand, erhielt ſich ausnahmsweiſe bis zu Pütter's Zeit der Gedanke, 
daß fie Familienherrſchaften jeien und beinahe nach Herreurecht, modo magis herili, beherrſcht 
würden. Schon Pütter aber erflärte auch ſolche Zwitterverhältniffe nur für Ausnahmen, die 
biö zur Haatäbürgerlihen Umbildung auf den Namen Staaten ebenfo wenig als ihre Schuß: 
berren auf die Würde von Staatdregenten Anſpruch machen fönnten. Hieraljo höchſtens hätten 
jene Theorien, welche allen Staat, alles Gemeinwefen und alles öffentliche Recht ableugnen und 
im bloßen Privatrecht untergeben laffen, einigermaßen Anwendung finden fönnen. Doch wurde 
bereits Bo. I, ©. 443 nachgewieſen, wie auch bier jelbft die leibeigenen Untertbanen ein wahres 
Gemeinweien ausbildeten. Auch find diefe Herrichaften ſeit vom Rheiniſchen und Deutſchen 
Bunde verfhwunden und Beitandtbeile wirklicher größerer Staaten geworden. 

Sp ift denn auch für Deutſchland wie für alle gefitteten Nationen nicht minder biftorifch 
wahr, daß jene familienmäfigen Gefellihaftsverbindungen in der That nur Anfänge, Veran 
laffungs⸗ und Unterftügungsmittel zur Gründung wahrer Staaten, daß fie und ihre Vermi— 
{hung der Privat: und öffentlihen Rechte nur die unvollfommenen Anfänge und Übergangs: 
perioden für die VBölfer und ihre politifche Geichichte bilden. Sie gingen über in wirkliche Staa: 
ten, als aud ihnen oder über ihnen durch freie ffaatsbürgerlihe Vereinbarungen wahre ftaatd: 
bürgerlide Gemeinweſen bervorgingen. ine jolde Umbildung, einen folden Urvertrag bat 
in der That Hüllmann in feiner „Urgeſchichte des Staates“ von allen befannten civilifirten Völ— 
fern fon in fehr frühen Zeiten derſelben gründlich erwwiefen. Im Beziehung auf die Germa— 
nen insbefondere fann auch über die Bildung und die Vorherrſchaft folder bürgerlichen Ge: 
meinweſen in ihrer alten Zeit oder vor dem Fauſtrecht fowie nah demielben nad fo vielen 
unwiderſprechlichen urfundlihen Beweisen, wie fie auch Die vorhin eitirten Artikel des „Staats: 
Lexikon“ mittbeilen, ſicher fein Zweifel übrig bleiben. Es ift nad) diefen Beweiſen aud) völlig 
unrichtig, ven einen Theil der germaniihen Staaten, 3. B. Dänemarf und England, mit Ruß— 
land darum für freie Staaten zu erflären, weil in ihnen die Regierung hiſtoriſch nachweisbar 
durd einen Vertrag den erften Beſitz ihrer Gemalt erbielt, andere aber, wie Rranfreih und die 
deutfchen Staaten, für Patrimonialjtaaten, weil hier dieſer Bejig zuerft auf andere Weiſe, 
B. durd Belebnung oder Groberung, erworben worden fei. Dieje Anſicht entipringt aus 
einem doppelten Fehler. Der erfte Febler befteht in ver Sucht, blos gradweiſe Unterſchiede zu 
abioluten Gegenfägen auszubilden. So werden Griechen und Römer von Hrn. Vollgraff ald 
rollkommen ſittliche, ſtaatsfähige, die Germanen als völlig unſittliche, ftaatsunfähige Völker 
bezeichnet. Mach diefer Modefranfheit feichter Theorien werden nun auch hier, wie jo häufig, 
die frühern und unfere heutigen deutſchen Landftände fälſchlich in einen abjoluten Gegenfag ge: 
ftellt. Beide aber vertbeidigten und vertheidigen ald freie Bürger und Vertreter des Vater: 
landes und zugleich als Nepräfentanten eined befondern Diſtriets in den ftändiihen Verband: 
lungen und Beflimmungen über allgemeine und bejondere Landesangelegenheiten des ganzen 
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Baterlandes allgemeines Wohl und Recht und natürlich zugleich auch ihre und ihres Diftrict® 
beſondern Rechte. (S. Deutſches Landesſtaatsrecht.) Neben diefer mejentlihen Gemein— 
ſchaftlichkeit traten Verſchiedenheiten der jetzt ſogenannten Feudalſtände von dem altgermani— 
ſchen wie von dem heutigen Rechte der Handhabung der Volksrechte in den Landesverſammlun— 
gen nur theilmeife und vorzüglid erft in der fpätern ariftofratifchen Ausbildung jener Feudal— 
fände ein, Mehr nur formell verfchieden war 1) in jpäterer Zeit — denn die erften deutſchen 
Landſtände beftanden im Mittelalter faft überall noch aus den alten Randsgemeinden — die Art 
der Berufung zur Ausübung der politiſchen oder ftändiihen Rechte. Die ſtändiſchen Nechte 
wurden zwar auch früher, wie noch jegt, bei ven Landgemeinden oder Anıtern, bei den Städten 
und in manchen landſtändiſchen Verſammlungen, in welchen ſich auch die Ritter durch erwählte 
Repräjentanten vertreten ließen, auch bei diefen durch zeitweife Wahlverträge mit den Reprä— 
jentanten erworben. Zum Theil aber erſchienen in der Feudalzeit die Landitände, namentlich 
die Ritter und Prälaten, ganz mwie die altveutihen Mitglieder der Landes und Gauverfanm: 
lungen theils als Vollbürger oder wegen ihres eigenen unmittelbaren Staatsbürgerrechts, 
theils als Repräfentanten ihrer hinterſäſſigen Schüglinge, deren bleibende Vertreter fie durch 
Die dauernden Schußvereine mit denjelben getvorden waren, ohne neue zeitweife Wahlen; woge— 
gen heute, nach Aufhebung diefer feudalen Schugverbindungen und nachdem auch alle Bauern 
wieder unmittelbare Staatöbürger geworden find, natürlich jegt auch dieſe durch zeitweije neue 
Wahlen ihre Vertreter zu ven Ständen jchiden. Als Folge und Beftandtheil des Eigenthums— 
rechts aber war zu Feiner Zeit ein ſtändiſches Recht anzuſehen. Freies lanvesunmittelbares 
Grundeigenthum war bei den altgermaniſchen fomol als bei den ritterlihen Vollbürgern und 
ift ja auch meiſt bei unfern heutigen Deputirten, 3. B. den meiften englifchen, den badiſchen, 
nur eine äußere Bedingung (conditio sine qua non) und Bürgſchaft für die Ausübung des 
politifchen Bürgerredhtd. Das ſtändiſche Mitflimmen in den allgemeinen Angelegenheiten war 
und ift theils Ausübung der perfönlihen Staatsbürgerwürde, theild der perſönlichen Vertre: 
tungsrechte, die entweder durch bleibende, erbliche Schugverträge oder durch zeitweife und früber 
bei den Städten und Vrälaturen auch oft durch lebenslängliche Wahlverträge begründet waren. 

2) Verſchieden wurde zum Theil auch die Form ber ftändifhen Verfammlung, Beratbung 
und Abftimmung, ſeitdem die Ritter, die Stadtbürger und viele jegt in Hinterſäſſigkeit tretende 
Zandbefiger aus den Landsgemeinden allmählich wegblieben und nun die Stände der Geiſt— 
lien, der Ritter, der Stabtbürger und Bauern ji ſchärfer fonderten, Die Stände verſam— 
melten fi zwar lange noch wie die alte Landgemeinde unter freiem Himmel, in Medien 
burg fogar bis in die neuern Zeiten. Aber flatt daß im alten Deutichland alle Stimmberedhtig= 
ten des Landtags in einer Verfammlung berathichlagten (wobei jedoch die geiftlihen und welt— 
lichen Beaniten mit ihrer Vorberathung und ihrer Vermittelung zwiſchen dem Volt und dem 
König gewiſſermaßen jhon eine ariftofratifche Kammer neben der Bolkörepräfentation darftells 
ten), und ftatt unferer heutigen zwei Kammern beriethen meift die Prälaten, Ritter, vie Ab- 
geordneten der Städte und die der Bauern abgejondert. Die Beftandtheile und Verhandlungs— 
formen der Stände waren übrigens in frühern Zeiten, wie ja auch in unferer heutigen, jebr 
verſchiedenartig modifteirt. Die materiellen Unterichiede der jogenannten Feudalftände und der 
conftitutionellen waren dagegen bie, daß erfteng früher infolge des Fauſtrechts ein großer Theil der 
Bürger die Landesunmittelbarfeit verloren hatte und nur durch feudaliftiiche Schugherren, und 
zwar natürlich jchlecht, vepräfentirt wurde, während jegt alle Staatsunterthanen wieder unmit= 
telbare Bürger des Staates geworden find und daher ganz natürlich das Recht zur Selbftreprä- 
fentation oder freien Repräfentantenwahl erhalten haben. Zweitens brachte die einfeitige Ab- 
fonderung und ariftofratifche Ausbildung der Standesverhältniffe factifch immermebr den Ka: 
ftengeift, den Eigennutz, die Privilegienfuht und die Privatintereffen auch in den ftändifihen 
BVerhältniffen, ganz gegen die Beſtimmungen der Landedgrundverträge, zur Herrfhaft. Diele 
formellen und materiellen Unterichiede haben heute aufgehört oder alle Grundlage verloren. 
Ein verfaſſungsmäßiger abfoluter Gegenfag ber deutichen Ständeverhältniffe, der niemals be: 
gründet war, ebenſo wenig ald zwiſchen der jegigen ſchwediſchen und normwegifhen Verfaffung, 
ift alfo vollends heute verfehrt. 

Der zweite Fehler jener reactionären Theorie befteht darin, daß man aud hier über facti- 
fchen biftoriichen Anfängen, äußern Formen und Bedingungen den weſentlichen Rechtsgrund 
und die fpätere rechtliche Entwidelung und Umbildung der geiellihaftlihen Verbältniffe über: 
ſieht und jene Anfänge fogar zum naturgefeglichen, unveränderlicen, alle höhere Entwickelung 
und Bildung ausjäliegenden Geſetz Hinftellt. Ein Spaziergang eines Mannes und eines 
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Nädchens fann zu einer ebelihen Verbindung führen; dann ift aber ihre Ehe ein ganz anderes 
Rehtöverhältnig ald ihre Geſellſchaft auf jenem Spaziergange. Bei einem Bolfövertreter konnte 
ie Verwendung jeined Reichthums oder der Einfluß feiner Amtsgewalt Veranlaffungsgrund 
u feiner Wahl geweien fein. Ja, ein beſtimmtes Vermögen kann erfordert werden ald äußere 
Beringung der Wahl. Iſt deshalb etwa Reichthum und Staatsamt und Vermögen, oder ift 
icht vielmehr der freie Wahlvertrag der Rechts- oder der rechtliche Sachgrund der Deputirten= 
vurde? Iſt diejelbe etwa ein Vermögens, ein NRegierungdamtsreht? Auch kann durd eine 
reiwillige Einwilligung und Vereinbarung, melde dem erjten factiihen Zuftand nachfolgen, 
erade jo das Rechtsverhältniß des Staates vertragsmäßig gemacht werden, wie der zuerft blos 
actifche, vielleicht eigenmächtige Bejig eines Privatguts. Und gerade dieſes, diefe freie rechtliche 
%earündung und Geftaltung ift die erite Bedingung und Folge einer freien rechtlichen Verfaſ— 
ung, ſobald ſie, von allen Betheiligten angenommen und beihworen, in das Leben tritt. Unwi— 
verleglih aber ift e8 nad) allen Urkunden, daß bei Griechen und Römern weder jemals die Geſetz⸗ 
jebung noch ein Staatsmann und Schriftiteller das Staatsverhältniß ohne freien gemeinſchaft— 
ichen Vertrag und ohne Gemeinweſen jich ald rechtlich möglich denken fonnte. Gleich unwider— 
eglih ift es, dag auch die Germanen in ihrer frübern Zeit und feit der Wiedererftehung der 
Bildung aus dem Fauftreht ſtets ein wahres ſittliches Gemeinweſen ald die Weſenheit und den 
Vertrag als eine unentbehrliche Rechtsform ihrer Staaten anſahen; daß endlih mit allen andern 
>uellen unferer ganzen europäiſchen Bildung aud das Chriftenthum diefen Anfichten zuftimmt. 
Sogar die Hierardie des Mittelalters Eonnte dieſelben — fo feſt waren jie durd die Natur und 
le geiihtlihen Duellen begründet — nicht umſtoßen. Neben ver höhern religiöfen Weihe ver 
taatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe erfannte jie vielmehr ſtets ihre rechtlichen Grundlagen eines 
teien vertragsmäßigen Gemeinweſens ausdrücklich an.!) Auch im Mittelalter fonnten dieje 
vatürlichen, in allen Quellen unjerer Gultur enthaltenen Grundfäge nie und nirgends ganz 
unterbrüdt werden. So mie im alten Deutjchland die gejellfchaftlihe Verbindung in einer ganz 
zen Reihe freier Gemeinweſen beitand, die in dem Höchſten, in ver Reichd= oder Landsgemeinde 
ih einigten, jo ftrebte die veutiche Freiheit, wenn aud in veränderter Form, ſtets nad) demſelben 
Ziele, wo und foweit jie fih aus der roheſten fauftrechtlihen oder despotiſchen Unterdrückung 
mporarbeiten konnte. Wo war do aud wol jemals im deutfchen Reichäftaate der Kaifer der 
figentbümer von ganz Deutſchland, im deutfhen Landesftaate der Fürft der Eigenthümer des 
anzen Landesſtaats mit Ausſchluß aller freien jelbftändigen Eigenthumsrechte aller Unter: 
Janen? Wo ſahen im Reiche: oder Landesſtaat alle freien Unterthanen ſich jelbft ald Sachen 
nd als ſächliche Zubehörungen der Scholle an, alle Regierungs:, alle Geſetzgebungs-, Crimi— 
al- und Givilgerihtsrehte von Kaiſer und Fürften dagegen, ſowie die reichs- und die land= 
ändifhe Mitregierung oder Vertretung von Wohl und Recht ded gefammten VBaterlandes nur 
18 Beſtandtheil gemeiner Privateigenthumsrechte und als lediglich für den Vrivateigennug der 
Negenten und Stände begründet? Iſt ed nicht eine allen reichs- und lanpftändifchen Urfunden 
siderfprechende, die Nationalehre ſchändende Fälſchung, foldhes zu behaupten? Könnte jelbit 
us dem vollften Gigenthume an Grund und Boden etwas anderes folgen ald das Met des 
igenthümers, denjelben jelbit zu gebrauchen und andere von demfelben auszuſchließen? Eine 
de pofitive Unterthanenpflidt deflen, der mit des Eigenthümers Ginwilligung auf feinem 
igentbum wohnen will, müßte ja doch nur aus gegenjeitigem Vertrag folgen. 

Selbft bei Lehnsverbindungen und vollends bei Verfaffungsverträgen war ja feinedwegs 
13 Gut, fondern vielmehr der perfönliche, ſtets eidlich erneuerte gegenfeitige Schug: und Treu— 
ertrag mit feinen beihmworenen perfönliden Pflichten die Hauptſache, das eigentlich Regierende, 
as Grundftüd dagegen nur eine äußere Bedingung und Grundlage. Nur die allerroheiten 
richeinungen fauftrehtliher Anarchie und Despotie fchienen vorübergehend zum Theil freie 
tenichen, ihre und ihrer Vereine Leitung zum Gegenftand gemeiner Privateigenthumsrechte 
rabzumürbigen und den höhern, freiern Charakter ihrer Vereine, Gemeinweſen, Gemeinwohl, 
emeingeiſt in den Hintergrund zu ſtellen. Die von uns beſtrittenen Theorien ſind alſo in der 
hat nur rohe Fauſtrechtstheorien. Dieſes müſſen ſie, trotz der ſchönen Worte, auch ſelbſt ein— 
ſteben. So Hr. Vollgraff, indem er dieſe germaniſchen Patrimonial- oder Familienherrſchaf⸗ 
n selbit als ganz unſittlich und auf bloße Selbſtſucht gegründet, als Gemeingeiſt und Vater— 
npdliehe gänzlich ausſchließend darftellt. So Hr. von Haller, indem er nicht bloß den Inter: 






1) S. die Art. Abel, Alodium, Ehriftentbum, Deutiche Geſchichte, Deutſches Landesftsatärght und 
elcker's, Syſtem, I, 154 fg. 
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thanen allgemeine Wehr: und Steuerpflicht für des Vaterlandes Recht und Wohl abſpricht und 
ihnen ein blos durch ihr fubjectives Ermeſſen beftimnites Revolutionsrecht gibt, ſondern fie auch 
ausdrücklich ermächtigt, fich ebenfo wie ihre Herren das Privatglücddgut der fouveränen Herr— 
ſchaft zu erwerben, und fie alsdann als gleich legitim mit diefen erflärt. Hierbei überſah er doch 
wol nicht, wie gewöhnlich durd revolutionäre Gewalt gegen höhere Faiferlihe und Fönigliche 
Herrſchaft, dur Lift und Raub jeglicher Art im Mittelalter dieſes Glücksgut oder die geiftliche 
und weltliche Herrihaft erworben murbe. 

V. Somit find wir denn auch bereits bei der Bekämpfung desjenigen angelangt, was wir 
in jenen Theorien von der Familienmäßigfeit und Patrimonialität der ſtaatsgeſellſchaftlichen 
Berhältnifie ald naturrehtlih und hiſtoriſch unrichtig erflären müſſen. 

Als naturrehtlih falih mußte ed und erfcheinen, daß jene blos gleihnigmweiie Anwendung 
der Familie zur Bezeihnung der fittlihen Auffaflung der politifhen Verhältniffe mit deren 
Rechtsgrund und ihrer felbjtändigen rechtlichen und politifchen Geſetzgebung verwechſelt werden 
Sollte. Gin Bild ift nicht die Sache. Jedes Gleichniß hinkt, jagt dad Spridwort. Ich kann ſehr 
qut und heilfam meinem Kinde die Sanftmuth des Lamms empfehlen. Darf ich deshalb den 
Menſchen ald Schaf behandeln und fein Leben und Lebendgejeg mit dem des Schafs verwechſeln? 
Vollends aber ift die Behandlung aller Menfhen ald Unmündiger durd einen andern ſchwachen 
Sterblihen und das Streben, fie zur Erhaltung jener Bamilienmäßigfeit in Unmünpigfeit zu 
erhalten und fo der freien menfhlihen Entwidelung entgegenzutreten, eine chineſiſche Stabilität 
zu gründen, das größte Verbrechen an der Menſchheit, der Frevel aller Frevel. Sodann erichien 
es ebenfalls ala höchſt unrihtig und aud als hifloriih falſch, factiſche Veranlaſſungs- oder 
Unterftügungägründe, Anfangs: und Übergangszuftände der ftaatsgefellihaftlihen Verhält⸗ 
niffe auf längft vergangenen niedern Eulturftufen unjerd Volkes ald das wahre jegige Weſen, 
als dad wahre biftorifche oder pofitive gültige Recht unferer heutigen Staatsgeſellſchaft dar— 
ftellen und zur Grhaltung dieſes angeblid Hiftoriihen Rechts revolutionär die wahren und 
unferer jegigen Gulturftufe entfpredenden neuen biftorifhen Staatögrundfäge wieder zurüd- 
drängen zu wollen. Die Gegner begeben fogar bei dieſer Verwechſelung und bei dem Überjehen 
der Umbildung früherer, mehr privatrechtliher Verhältniſſe in öffentliche meift eine Doppelte 
ſchreiende Ungerechtigkeit. Sie wollen meiftend die Öffentliche Natur und ein polttifches Gemein- 
wejen zwar beibehalten, wo fie dem Fürſten vortheilhaft find, wo fie ihn z. B. von einem Privat: 
ſchutzherrn zu der geheiligten Würde eines Staatöregenten erheben und wo fie alle Untertbanen 
ald Bürger dejjelben Gemeinmwefens, zur gemeinfamen Baterlandsvertheidigung, zur Gon= 
feription und zu gleihen Steuerbeiträgen für alle allgemeinen Staatszwecke verpflibten. Da— 
gegen wollen fie diefelben da ableugnen, wo jie dem Bürger vortheilhaft jind. Staatsdiener ſoll 
es nicht geben, aber Staatsſchulden. 

Die bezeichneten beiden Hauptverwechſelungen unterftügen nun aber die Gegner mit einer 
ganzen Neihe neuer Verwechfelungen. Sie vermijhen überall das Moralgefeg mit dem ſelb— 
ſtändigen Rechtsgeſetz, das Öffentliche Recht mit dem Privatrecht, das bloße Naturgefeg, wie es 
einefläbnfequenten Theorie unferer hiftorifhen und naturphilofophiihen Schule zu Grunde 
liegt, mit dem freien praftiihen Vernunftgeſetz. Dieje unaufbörlihen Verwechſelungen, Wider- 
ſprüche und halben Begriffe in Verbindung mit einer bodenlojen hiftorifhen und philoſophi— 
ſchen Beweisführung bilden in der That ebenfo die weientlihe Form auch diefer neuen Filmer’- 
hen reactionären Theorien, wie die Anfeindung zeitgemäßer Nationalfreiheit und die Vertbei: 
digung mittelalterliher Rechtszuſtände, bald mehr der hierarchiſchen und pfäffiihen, bald ver 
despotiſchen, ihren Kern bildet. 

In feiner Weife aber, weder naturrechtlich noch hiſtoriſch, weder theoretiſch noch praktiſch, 
beſtehen auch die einzelnen Bolgefäge dieſer Theorien eine gründliche Prüfung. Wie fie ſelbſt 
und wie zunächſt ihre Zurückführung der Staatöverhältniffe auf die Familie und auf das Pri- 
pateigentbum bodenlos find, fo ift dieſe Zurüdführung auch zu jeder befondern Begründung, 
nähern Beitimmung und Begrenzung aller einzelnen politiſchen Rechtsverhältniſſe völlig un: 
tauglich. Sie ift überall die Duelle dev abfoluteften Willfür. Der ehrwürdige Kant fand daher 
mit Recht in der väterlichen Gewalt der Fürften, jobald man fie an die Stelle des rechtlichen 
Grundgefeged und der freien Berfaffung jegen will, trog aller fügen Worte zu ihrer Beſchöni— 
gung doch den denfbar größten Despotismud. Wie ift es doch auch überall nur möglich, im 
jenem großen Bilde der Familienmäßigkeit und Väterlichkeit für die Nechte der Regierung, für 
die Nechte der freien Nation und des freien Staatsbürgers die wahre, die beflimmte, fefte Rechts— 
norm zu finden ? 
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Welche Familien: und väterlihen Gewaltsverhältniſſe follen wir denn als unfer vernunft- 
edtliches oder hiſtoriſches Geſetz politiih anwenden? Etwa die der despotiſchen römischen 
äterlihen Gewalt, oder die der germanifchen Leib: und Patronats:, Minifterialitätd: oder 
ebnöherren? Die Gewalt über die unmündigen, in derfelben Hausgenoſſenſchaft lebenden Kin: 
er, oder eine väterliche Autorität über Kinder, welche zu felbftändigen Bamilienvätern heran 
eiften? Hier ift ja nirgends eine fichere, fefte Rechtsnorm. Ind römiſche Sklaven und Haut: 
hne waren unjere deutfchen Bürger niemals. Leibeigene, Gutäbauern, Minifterialen und 
Safallen waren auch jie und ihre Vorfahren zum großen Theile nicht. Alle aber, deren Bor: 
ihren ed waren, haben längſt aufgehört e8 zu fein. Sie find freie Gigenthümer, Familien: 
äter, Staatöbürger geworden, und wahrlich mit wenigftens ebenfo völlig gutem hiſtoriſchen 
let, ald mit welchem die Feudalgewalt erworben worden war. Vergißt man denn, daß feine 
ewalt des Stärfern, jelbft wenn jie noch fortdauerte, und fein Ablauf der Zeit den Unter: 
rüdten je abhalten könnte, ſich ald mit Unrecht unterdrückt zu erflären und in jeder günftigern 
age jeinerfeitd das Net der Stärfe geltend zu machen? Selbſtändige Familienväter aber find 
um mindeften alle unfere heutigen activen Staatsbürger. Und eben dadurd, daß man als 
bſtändiger Familienvater aus der häuslichen Gemeinschaft mit dem Vater austrat, durch diefe 
‚genannte jtillfhmweigende Gmancipation, endigte ja nach gutem, vernünftigem und nad) hiſto— 
ſchem deutſchen Recht von ſelbſt ſchon die väterlihe Gewalt. Und wir haben alfo mit ber 
Jäterlidfeit wie mit der jedenfall® weggefallenen Gigenthumslofigfeit der Bürger für die Be: 
rundung ber Regierungsrechte allen Boden verloren. Sollte das Privateigenthum Grundlage 
er Souveränetät und der landſtändiſchen Rechte fein, dann haben wir jo viele Souveräne und 
andflände ald Eigenthümer. Soll von einem von Privateigentyum unabhängigen Obereigen: 
sum die Nede fein, fo iſt man theild im Wivderfprud mit der Begründung ver ſtändiſchen Rechte 
ufs Gigenthbum, theild im Cirkel. Man muß erſt einen neuen Rechtsgrund für diefes Ober: 
igentbum juhen. Am meiften wäre aljo die Negierung zu beflagen, die hier die richtige Be: 
ründung und Begrenzung ihrer und der Untertbanen Rechte ſchöpfen follte. Will ein Fami— 
ienvarer mit den zu jelbitändigen Bamilienvätern und freien Eigenthümern herangereiften 
Söhnen noch gemeinfhaftlihe Unternehmungen machen, was wird alsdaun bie rechte Norm 
‚den? Alle werden fih gemeinfchaftlid frei vereinbaren müffen, und was die Söhne dem 
sater an beionderer Autorität zugeftehen, das wird Folge ihrer freiwilligen Achtung, ihres 
eien Vertrauens in feine größere Weisheit und der ihm deshalb frei gemadyten Zugeftänpnifle 
in. Filmer'ſche und Wandal'ſche Deductionen,, wie das Eigenthum der ganzen Erde zuerft 
danı zugeftanden und dann die väterlihe und Regierungsgewalt eines jeiner Erben, eines ber 
atriarhen, nach beſonderm göttlihen Willen hier in directer Linie auf die Stuarts, dort auf 
e Könige von Dänemark vererbt feien, wird man wol heutzutage nit mehr zu widerlegen 
auchen und gewißlih auch ihre Wiverlegung nicht mehr mie einft die des Thomaſius auf 
m Marktplag zu Kopenhagen öffentlich verbrennen. Solcher Legitimationsbeweis ſcheint 
denfalls ein höchſt bevenklicher, unficherer Rechtstitel, jedem Thronluftigen gleich zugänglid. 
ewalt und Recht des himmliſchen Vaters gegen feine Geſchöpfe wird wol aud niemand mehr 
ıftlidh, fo wie jene verderblid gewordene Bonald'ſche Schwärmerei den Bourbonen, einem 
wachen Sterblichen gegen feine brüderlihen Mitmenſchen beilegen wollen. Selbft die göttliche 
eltregierung achtet übrigen® die Freiheit zur Wahl von gut und bös, von Gehorfam und 
all bei ihren freien Menfchen, ebenfo wie die Grundgeſetze nicht blos der Moral, fondern 
5 ver Natur. Diefe mehr als conftitutionelle Schranfe der Regierungsgewalt und Frei— 
t der Regierten, mithin audy die ganze Begründung der Regierungsgewalt ſelbſt, möchte wol 
inchen Freunden bed Abfolutismud ebenfalls Schlecht gefallen. 

Nirgends alfo ift irgendein Rechtsgrund aufzufinden, un ein, beftimmtes vaãterliches oder 
milien- und Eigenthumsrecht zum rechtlichen Grundgeſetz für ein beſtimmtes bürgerliches 
ſellſchaftsverhältniß zu ſtempeln und freie mündige Menſchen von unſterblicher Würde und 
fimmung danach zu behandeln. Gbenjo wenig läßt id) irgendwo ein vernünftiger Rechts— 
ınd finden, jene rohen Anfangs: und Ubergangszuftände geſellſchaftlicher Berhältniffe, welde 

dem Beginn höherer Gultur durd diefe Gultur und ihre Grundſätze immermehr erfterben 
sten, wiederum zu reftauriren und ald unfer heutiges, fertvauernd gültiges Recht heilig zu 
ten, Sollte jedoch wirflid ver geſellſchaftliche Zuftand jener verfhwundenen Zeit gewaltiam 
gehalten und bergeftellt werden und den Grundtypus unferd heutigen Nechtözuftandes 
ben, fo fei man doch wenigftend einigermaßen confequent und gerecht! 
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Was iſt dieſes überhaupt für eine grund- und bodenloſe, ſich ſelbſt verſchlingende hiſtoriſche 
und natürliche Rechtstheorie, welche gerade das Weſentlichſte der Geſchichte und der Natur, das 
freie hiſtoriſche Fortſchreiten, die Entwickelung neuer Formen und Zuſtände aus den veralteten 
und erſterbenden frühern Bildungen aufgibt, welche nur die Mumien einer verſchwundenen 
Vergangenheit erhalten und zum unveränderlich anzubetenden Götzen aufſtellen will! Iſt es 
denn hiſtoriſch, ſtatt vorwärts rückwärts zu ſchreiten oder ſtill zu ſtehen? Welche beſtändige 
Zerſtörung der eigenen Lehre, ſowol der naturphiloſophiſchen, der Hegel'ſchen und Vollgraff'— 
fhen „von ver Vernünftigfeit und Unveränderlichfeit alles Wirklichen“, wie der im weſent— 
lichen übereinſtimmenden Hugo'ſchen hiſtoriſchen und der Haller'ihen von „dem lid; von ſelbſt 
Machen des Rechts oder von der natürlihen Ordnung Gottes"! Welche Selbftvernihtung 
diefer Theorien ift ed nicht, wenn man das neue wirflid Gewordene und das burd die neuen 
Grundideen und Beitrebungen der Zeit nah Verwirklichung Strebende mit Leidenihaft, als 
angeblich unvernünftig und unrecht, befämpfen, unterdrüdfen und ausrotten will, wenn man 
naturwidrig, unhiſtoriſch und gegen die ſich von felbft machende natürlide Orbnung Gottes 
mit reiner Willfür aus frühern erftorbenen Zuftänden nur das, was der Neigung beliebt, aus— 
wählen und für immer fefthalten will! Hier ift ja nirgends etwas anderes ald bodenloje Will: 
für, nirgends eine rechtliche Grundlage für irgendein Rechtöverhältnig, am wenigften für das 
heilige Recht der Negierungsgewalt gegenüber der Gewalt aller natürlihen und hiſtoriſchen 
und aller ftetö nen hHiftorifch werdenden Intereffen und Leidenſchaften ganzer Volfämaffen. 
Wohin vollends in dem regen Wettkampf der europäiſchen Völker eine ſolche chineſiſche Staats— 
politif führen muß, das bedarf nur der Audeutung. Auch hier aljo wird es ſich bewähren, 
daß das wahre Recht und Wohl der Regierung mit dem wahren Net und Wohl des Volkes 
Hand in Hand geht, daß beide nur ſicher begründet werden durch die der Freibeit und der ver— 
nünftigen Oefammtüberzeugung aller freien Gejellfchaftöglieder entſprechende Rechtstheorie und 
die darauf gegründete zeitgemäße Staatseinrichtung. Und dieje ift heutzutage feine andere ald 
die wahrhaft conftitutionelle, die allgemeine freie Haatsbürgerlice Nationalverfaffung. Dem 
Fauftreht und Feudaldespotismus entlehnte Nectötheorien, Patrimonialherriharten und 
ftuartiiche und bourbonifche Reactionen mögen zwar manchem augenbliklihen Borurtheil und 
Belieben fowie mittelalterlihen ariftofratifhen Schwärmereien verfehrobener Köpfe zufagen, 
nimmermehr aber der Feftigkeit dev Throne unferer Fürftenhäufer, nimmermehr dem Friedeng- 
zuftande , dem ſichern, friedlichen Recht aller Klaffen unjerer Nation. 

Dieſes conftitutionelle oder repräfentative Syſtem, welches, nad den oben angeführten 
Ausführungen, allen Quellen unferer heutigen Gultur und ihrem jegigen Standpunft ent: 
ſpricht, zugleich das echte Hiftorifche wie das echt vernünftige, das echte chriſtlich-germaniſche iſt, 
wird zwar dennod ald menſchliche Einrichtung überall mit menfhlihen Unvollkommenheiten 
behaftet fein. Aber man gebe doch die Unredlichkeit auf, die Schwachen dadurch zur Verwer— 
fung diefer Theorie zu flimmen, daß man nur alle wirflihen und eingebilveten Mängel aus dem 
Leben conftitutioneller Völker, alle trog ihrer conftitutionellen VBerfaffung oder nur durd un— 
vollkommene Ausbildung oder durh Misbrauch verfelben veranlaßten Unvollkommenheiten, mit 
dem Ausſchluß alles Guten, im ſchwärzeſten Lichte zufammenftellt, auf die entgegengeiegte 
Weiſe aber von dem entgegengejegten Syftem ein erdichtetes reizendes Phantaſiebild entwirft! 
Wer freilich durch dieſes alltägliche Oaufelfpiel ſich blenden zu laflen oberfläglih und urtbeils- 
[08 genug ift, den müßte man gegen alles Gute in der Welt und zuerft und zumeift gegen die 
Monarchie und das Ehriftenthum einnehmen können. Denn welhe Unvollfommenbeiten, melde 
Misbräuche, melde Greuel hat man lange Jahrhunderte hindurch mit beiden verfnüpft! Im 
Beziehung auf die freie repräfentative Verfaſſung wird indeffen folder Irrtbum für die Schma- 
hen durch eine neue Täuſchung doppelt gefährlih. In ver freien repräjentativen Verfaſſung 
treten für die meiften und vollends für die oberflählichen Betrachter alle Krankheiten nnd Ge— 
brechen in übertriebenem Grade an das Licht hervor, in der abfoluten entziehen ſie ſich in eben: 
demfelben Grade ihrem Blicke. Hier ſchleichen ſie oft längere Zeit verhüllt in Finftern. Für 
den Oberfläglihen kann man aljo aud mit unreblicher Benugung diefes Umftandes eine zum 
Nachtheil der freien Verfaffung aysfallende Vergleihung mit der unfreien anitellen. In Eng= 
land wird durd die freie Preffe und die freie Öffentliche gerichtliche und ftändifche Verhandlung 
unfeblbar jedes Gebrechen unterſucht und beleuchtet, oft im grellften Kichte. Jeder ehrgeizige 
und ſelbſtſüchtige Misbrauch der ftändifchen wie der Regierungsrechte fommt hier zu Tage, und 
die Zeitungen ſprechen oft faft nur von ihnen, weil zwar wol die einzelnen auffallenden Erſchel— 
nungen des Kampfes und des Böſen nicht aber die ſich gleihbleibende jahrelange gefegliche 
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Ortnung ganzer Provinzen die Neugier ihrer Lefer reizt. In andern Staaten werden oft die 
Sebrehen nur den DBetheiligten fühlbar. Nur dur deren ſtille Seufzer befproden, ſchleichen 
sit unter dem Schuß der Regierung und felbft von ihr ungejehen die mit ihrer eigenen Gunft, 
nit ihrem Vertrauen und mit ihren beiligften Rechten getriebenen eigennügigen und ehrgeizigen 
Nisbräude und verderblichen Übel jo lange im Finſtern, bis, wie in der Franzöſiſchen Revo- 
ution und feitven mehrmals in Deutihland, durd deren ftilles Wachsthum die Völker und 
Ibrone unerwartet fi an dem Rande des Abgrundes fehen. 

Vergleiche man dod einmal unbefangen diefe Zuftände mit denen der und angepriefenen 
eudalen Anarchie, Ariftofratie und Deöpotie, mit jener feudalen Familienmäßigkeit und Patri— 
nonialität! Vergleiche man z. B. ſelbſt nur, mit dem erften beiten Geſchichtsbuch in der Hand, 
ene gepriefenen frühern Zeiten in Franfreih und Spanien! Betrachte man die Zuftände diefer 
Loölker feit der Zeit, ald die dortigen, auf altgermaniſche Freiheit gegründeten, allerdings durch 
Feudalismus verunftalteten Berfaffungen, ftatt im Sinne wahrer Nationalfreibeit zeitgemäß 
ıusgebildet zu werden, vielmehr von ver feudalen, der geiftlichen und der Hofariftofratie, bald 
ıber von der abioluten monardiihen Herriherwillfür unterdrüdt wurden! Welche Ströme 
en Blut feitvem, welche graufame Zerftörung des Lebens, der Nechte und des Glücks von 
Nillionen und abermal Millionen der beiten Bürger, Zerftörungen, bald durd die unaufhör— 
ihen Hof: und Eroberungskriege, bald durch die Mordthaten ver Inquifition, der Bartholo= 
nãusnacht, der Dragonnaden, der Mauren: und Morisfenausrottungen! Welde Vergiftungen 
ınd andere Meuchelmorde aud gegen Fürften, Feldherren und Minifter! Welche bis zum Efel 
heußliche Regierungen durd Maitreifen, Mönche, Beihtväter, Sünftlinge! Welche Ber: 
bleuderung der Staatdgelder, welde Hungersnoth, Verwüſtung und Entvölferung der Länder, 
velhe greuelvolle Beleidigung und Zerftörung aller Sittlichkeit und wahren Religiofität unter 
ieſen nicht repräfentativen, unter diefen im Sinne unierer Gegner echt monardiichen Regie— 
cungen, welche fich ftetd die Väter ihrer Untertanen nannten, melde ebenſo wie die unglüd- 
lihen Stuarts und ſelbſt vie reftaurirten Bourbonen nur von göttlihem und ſittlichem Geſetz, 
ſtatt som freien Männerrecht und freien Gemeinwejen, ſprachen und hören wollten, weldye end= 
ih ihre Regierungsgewalt ebenjo ald Privat:, Familien: oder Glücksgut betrachteten, wie die 
(riftofraten und Günftlinge ihre Unterregierungen und Amtsrechte. Findet ed doch Hr. Boll: 
raff völlig begründet in dem Syſtem germanifcher Bamilienregierungen, daß der Fürft mit 
udwig XIV. ruft: „L’etat c'est moi!” Nicht minder löblih ift aber auch alsdann deſſelben 
ürften Grunpfag, daß die Groberungäfriege das eigenthümliche Vergnügen der Fürften jeien, 
elhem Millionen zum Opfer fielen. Dod man betrachte nur, um ganz diefe Haller'ſchen 
heorien in ihrem Anfang und in ihrem Ende fi zu veranfhaulichen, neben dem frühern 
auſtrecht Diele (aus ihm entflandenen) familienmäßigen, väterlihen Regierungen Karl's IX., 
»einrxich's IH. und IV., Ludwig's XL, XIV. und XV. in Frankreich, ſowie die Philipp’s II., III. 
nd VI., Karl’ II., Philipp's V., Ferdinand's VI., Karl’ IV. und Ferdinand's VL in Spanien! 

Dieſes ariftofratiihe und monardiihe Familienrecht war es, welches Jahrhunderte lang, 
it unbefhränfter Macht für die Erziehung und Beglüdung der Völker audgerüftet, mit eben 
eier Macht für Branfreih und Spanien alled das unermeßliche Verderben und Elend groß 
3, welches endlich dieje Völker in ihre revolutionären Rettungskämpfe ftürzte, um gerade in 
tgemäßer Herftellung germanifcher freier Verfaſſung einen rechtlichen, gefitteten Zuitand 
eder zu erringen. Und dieje auf die freiheitsfeindlichen Grundfäge fih ftügenden Regierun— 
n verſchuldeten alſo nicht blos alle dieje moralifh, politifh und Öfonomifc verzweifelten Zu— 
inde, jondern aud jene blutigen, thronumftürgenden , verzweiflungsvollen Rettungsfämpfe. 
elche jene Echriftfteller zur Bethörung der Schwachen jegt ald Abſchreckungsmittel von dem 
finitiven Heilmittel kräftiger repräjentativer Berfaffungen gebrauchen, ſtatt fie zur Abſchreckung 
n jener ftuartifhen und bourboniihen fanıilienmäßigen Ariftofratie und Monardie, dem 
ıdren Grund der entfeglihen Krankheit, zu gebrauchen. Welcker. 

Familienrath (Conseilde famille). Dieſes erſt im neuern franzöſiſchen Rechte einer um: 
ſenden Organiſation theilhaftig gewordene Inſtitut des Tutelarweſens gehört zu den interej- 
tteften Productionen der neueſten Legislation und trägt viel zu den Eigenthümlichkeiten bei, 
be das franzöftihe Familienrecht harafterijiren. Schon bei unſern Vorältern beftand die 
itte, dag der Vormund aus der Kamilie genommen und von den übrigen Mitgliedern derjelben 
erwacht murde. Das fand feinen lirfprung darin, daß eine jede Familie damals eine Republik 

fleinen, eine abgejhloffene Rechtsgenoſſenſchaft bildete, in welder Pflicht und Recht zum 
19° 
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gegenfeitigen Schuß der Mitglieder Hand in Hand gingen, Schon aus diefen perfönlihen Be- 
ziehungen leitete fih daher die ſchützende Fürſorge für die vaterlo8 gewordenen unmündigen 
Mitgliever ab. Da aber jene Genoſſenſchaft zugleih auf das Vermögen bafirt war und diefes 
vorzüglid in dem Erbrechte jeine ftrenge Anwendung fand, fo ftand die Vormundſchaft ven 
nächſten männlichen Verwandten zu (tutela legitima). Seitdem das Teftament in Deutſchland 
Gingang gefunden hatte, wurde jedoch auch die teftamentariiche Tutel eingeführt, und von dem 
Erbvertrag war der Schritt zur vertragdmäßigen Iutel nit weit. Anders geftaltete jich das 
altdeutſche Tutelarwefen aber durch den Einfluß des Römischen Rechts und ganz vorzüglich durch 
Die Reichsgeſetze. Diefe unterwarfen nämlich alle Vormünder obrigfeitliher Beftätigung, und 
es war jo jhon den Gerichten die Möglichfeit verfchafft, auch andere ald Mitglieder der Familie 
zu VBormündern zu beftellen, und namentlid Eonnte jo Die Mutter als erſte Bormünderin in die 
Reihe derjelben eintreten. Zugleih — und das iſt für unfere Betrachtung der wichtigſte Punkt 
— erklärten die Reihögefege die Gerichte, ald Stellvertreter des allen Bedürftigen Schuß ver: 
leihenden, darum aber aud über viefelben eine ſtete Oberaufjicht ausübenden Negenten, zum 
Dbervormund und legten namentlich dieſer Obervormundfchaft, bei eigener Verantwortlichfeit, 
Die Pflicht auf, den Bormund jährlih zur Rechnungsablage anzuhalten. Hatte das Römiſche 
Recht den Bormund zur Gautionsleiftung angewieſen, hatte es die Veräußerung unbeweglicher 
Güter ded Minderjährigen und Unmündigen auf die Bälle, wo die Erhaltung des Shugbrrürt: 
tigen felbft die Veräußerung forderte, beihränft, forderte ed aud in dieſem Falle ein decretum 
magistratus de alienando, machte ed den Vormund durch die actio tutelae subsidiaria contra 
magistratum verantwortlich, jo ließ die Reichsgeſetzgebung alle dieſe Vorforgen beſtehen, ſowit 
diefelbe venn überhaupt nur auf größere Begünftigung der Lage der Schugbedürftigen bedacht 
war, ohne darum den Tutor felbft im engere Schranfen zu verweijen. Daher die — freilich ſchon 
aus der Idee einer Obervormundichaft von felbft abfließenden — beſonders auferlegten Pflichten 
Der Gerichte, von Amts wegen darüber zu wachen, daß jedem Bedürftigen ver Bormund nicht 
fehle, und den ungetreuen Bormund abzufegen. So hatte denn allerdings in Deutjchland ver 
Einfluß der Familie auf das Tutelarweſen ſich bedeutend vermindert. Ganz auf ähnliche Weife 
geftaltere jich das Verhältniß in Frankreich durch den Einfluß des Römiſchen Rechts jelbft in den 
fogenannten Ländern ded Droit coutümier, nur daß in einzelnen coutümes bei der Beitellung 
des Bormunds vorher dad Gutachten der Verwandten von den Juftizbehörven eingeforderr 
werden mußte, 

Schon in der jogenannten intermediären Geſetzgebung reflectirte man jedoch ftarf auf die 
Idee des Familenraths; allein zu einer Organifation ald außergerihtliher Behörde kam es 
damals noch nicht. Als es zur Abfaſſung des Code civil fam, verfündete man ſchon im Pro- 
ject laut, den Familiengeiſt durch die Gefeggebung zu heben und namentlich denjelben in ver 
Dormundfchaftslehre durch das Inftitur des Familienraths zu befräftigen. Aus dieſer Anficht 
floffen folgende Beftimmungen. Die Tutelaranftalten erftredfen ſich über alle Schugbepürftigen, 
feien jie Minderjährige oder Interdicirte (Blöpfinnige, Wahnfinnige, Raſende). Es beftebt 
bei den erftern fein Unterſchied zwifchen Tutel und Euratel. Die tutela testamentaria, legitima 
und dativa ift beibehalten ; vor allen Dingen tritt die Vormundſchaft des überlebenden Waters 
und der Mutter ein (hier jedoch nur in Betreff der VBermögensverwaltung, weil in Beziehung 
auf die Perſon ſchon die potestas entſcheidet). Nah Abgang derfelben kommt ed darauf an, ob 
der jegtlebende Vater oder die Mutter für ihren Todesfall hin einen Vormund angeorpnet ha— 
ben. Iſt das nicht geicheben, jo ift die Vormundſchaft ver Ajcendenten (in einer gewiſſen Orp: 
nung) devolvirt, Erft wenn feine Ajcendenten vorhanden find (oder wenn die vorhandenen Die 
Vormundſchaft nit übernehmen), kommt es zur tutela dativa. Diefe gebt nur von einem aus 
väterlichen und mütterlihen Seitenverwandten zufammengefegten, vom Friedensrichter zuſam— 
mengerufenen und dirigirten Bamilienrath aus. Diefer bildet aber zugleich die Obervormund- 
Ihaft; denn ihm find alle wichtigen Angelegenheiten des Schüplings zur Berathung übermie- 
fen, und bei ven allerwidtigften Geſchäften concurriven nody die Gerichte (nomologation), 
welche jelbft wieder dur die Anträge ded ministere public (Kronanwalt) geleitet werden. 
Jedem Vormund ift ein befländiger Aufjeher unter dem Namen subroge tuteur beigeordnet. 
Diefer controlirende Bormund wird, wenn der Vormund jelbft (tutor gerens) ein Verwandter 
des Schützlings ift, womöglid aud der entgegengejegten Verwandtenlinie gewählt. Diefe 
Wahl hat jelbft wieder der Familienrath zu treffen. Wegen dieſer mannichfaltigen Sicherungs— 
maßregeln hat der Bormund feine Gaution zu jtellen (doch befteht eine ſtillſchweigende geſetzliche 
Hypothek auf jein Immmobiliarvermögen) und erft nah vollführtem Gefhäft Rechnung abzu- 
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im, So erſcheint denn, zumal aud noch die Ernennung aller Guratoren ihm obliegt, ber 
milienrath bei jever Vormundſchaft ald der wahre Obervormund, und ed ift durch ihn haupt: 
hi die franzöſiſche Grundanſicht realijirt, daß der Staat das ſchutzbedürftige Individuum 
ıh niemand zwecmäßiger als durch beilen eigene Samilie , durch feine oder feiner Altern 
äften Angehörigen beihügen fünne. Auch erhellt, daß die Familie Dadurd nicht zu einem 
das Ganze leitenden Bupillencollegium conflitwirt ift und trog feiner großen Ihätigfeit 
ne beftändige Behörde bildet, jondern immer für die einzelnen wichtigen vormunpfchaft- 
en Angelegenheiten befonders vom Friedensrichter einberufen und zufammengejegt wird, fo= 
j im ganzen der Bamilienrath einem Familiengerichte und, da er nur für feinen abſichtlich 
gerichteten Schaden haften muß, einem Geſchworenengerichte gleicht. 

Bei per Organifation felbit find folgende vier Bunfte !) zu kennen: die Zufammenberufung, 
Zufammenjegung, die Zufammenkunft des Bamilienrathe, die Berathſchlagungsart veflelben. 

1) Die Zufammenberufung. Dieje geht fletö von dem Friedensrichter des Wohnorts des zu 
evormundenden aus. Dex Friedendrichter wird indeilen entweder um dieſe Zufammenberus 
ngerfudt, oder er nimmt fie von Amts wegen vor. Es kann ihn darum jedes Mitglied der 
milie ved zu Bevormundenden erſuchen; außerdem des legten Gläubiger und jeder fonft Be— 
iligte. Ohne eine Requifition abzuwarten, muß der Sriedensrichter von Amts wegen für bie 
ſammenberufung jorgen, ſowie er die Thatſache, welche fie nötbig macht, in Erfahrung bringt. 
kann ihun Daher auch jeder Dritie eine ſolche Thatſache anzeigen. 

2) Die Zufanmeniegung. Dem Briedensrichter liegt zwar, mie oben bemerft, vie eigent— 
ve Bildung und Zufammenberufung des Familienraths ob, er kann indeflen vabei, wie be= 
td angedeutet ift, nicht willfürlidh verfahren. Er muß die vom Geſetz dejignirten Perſonen 
blen. Frauenzimmer bleiben dabei ausgeihloffen, aufer die Witwen der Ajcenventen des 
vormundeten. Die defignirten Perſonen find vor allem vie vollbürtigen Brüder des zu Be— 
mundenden. Die vollbürtigen Schweitern fommen dazu, ald Brauendperjonen, nit. Sie 
üffen inzeffen, wenn jie verheiratbet jind, pur ihre Männer repräfentirt werden. Diefe 
‘inner find, nebft ven Witwen der Ajcendenten, zugleich beizuzieben. Die männlichen Aſcen— 
ıten felbft fonımen, wenn fie Bormünder find, nicht in den Familienrath. Iſt der Ajcendent 
bt Vormund, jo it er beizuziehen. Alle Brüder und Schwäger, alle zum Bamilienrath fühis 

Ufcendenten oder deren Witwen gehören in die Berfammlung, ohne Nüdjicht auf ihre Anz 
I, auch ohne darauf zu jehen, ob iie von väterlicher oder mütterlicher Seite verwandt find. 
id ed weniger ald ſechs Individuen, fo müflen jo viele aus den übrigen Verwandten zuge=" 
m werben, daß ſechs Bamiliengliever herausfommen, Gin vollftändig zufanımengerufener 
nilienrath kann aus nicht weniger als ſechs Perſonen beftehen. Dieſe Zahl ift aber nur 
n zu überfchreiten, wenn mehr vollbürtige Brüder, Schwäger und Afcendenten oder deren 
tmen in der Nähe (1. unten) zu haben jind. Hierbei gebt der Blutsverwandte dem Ver— 
vägerten vor. Unter mehreren gleich nabe Verſchwägerten hat der ältere den Vorzug. In der 
jel Dürfen nur im Wohnort des zu Bevormundenden oder im Umkreis von zwei Diyriametern 
efende Verwandte vorgeladen werden. Sind in diejem Bezirk jo viele Verwandte, ald zur 
ammenjegung eines Familienraths erfordert werten, nit anzutreffen, fo hängt ed von dem 
ıeiten des Friedendrichterd ab, entweder noch entfernter mwohnende Bertvandte oder an dem 
bnort des zu Bevormundenden jelbft folde Perſonen zuzuziehen, welche notorisch mit deſſen 
rn in vertrauter Berbindung geitanden haben. Es ift ferner dem Ermeſſen des Familien— 
& überlaffen, aus fernern Gegenden ald in jenem lmfreis dem Grad nad nähere oder 
5 nahe Verwandte zu rufen, Es ſollen nie mehr ald drei Verwandte von der nämlihen 
te gerufen werben. Danady ift alio die eine Hälfte aus der väterlichen, die andere aus der 
terlihen Linie zunehmen. Im jeder Yinie mug man ſich nad) der Gradesnähe, bei Gleich— 
des Grades nad dem phyſiſchen Alter richten. 

3) Zufammenfunft des Familienraths. Dabei iſt wieder zu trennen die Friſt, welche dem 
ırenen zu feiner Vorbereitung geftattet werden muß, die Erſcheinungsart, die Strafe des 
terſcheinenden, die Entſchuldigungen deilelben. Der Friedensrichter jegt ven Tag der Ver— 
lung des Familienraths feſt. Zwifchen dem Tage der Infinuation der Fadung und dem 
: der Berfammlung müffen jih drei freie Tage finden, zu welchen weber jener noch dieſer 
ezählt wirD. Findet fi einer der VBorgeladenen weder am Wohnorte des zu Bevormunden= 
sch im Umtreis der zwei Moriameter, fo müſſen für die weitere Entfernung ein oder meh— 


— — — —— 
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vere Tage zugelegt werben ; jedesmal für drei Myriameter ein Tag. Der Gerufene darf durd 
einen Specialbevollmädhtigten erſcheinen. Wer ohne gültige Entfhuldigung ?2) — fei er Ber: 
wandter, Verihwägerter oder Freund — nicht erfcheint, verfällt in eine Geldſtrafe. Die Be— 
flimmung deö Betrags hängt vom Ermeffen bed Friedensrichters ab. Sie kann 50 Fr. nicht 
überfteigen. In Betreff der Beratbihlagungsart des Familienraths ertheilt das Gejeg folgende 
Borihriften: Bon den Zufammenberufenen müſſen wenigftend drei Viertel zufammenfommen 
(find ed nur ſechs, fo verwandeln ſich die drei Niertel natürlich in zwei Drittel). Der Frie- 
densrichter präfivirt immer der Berfammlung und hat eine mitzählende Stimme. Entſteht 
Stimmengleichheit, fo gibt Die feinige ven Ausichlag. Den Ort der Verſammlung beftinmt der 
Friedensrichter. 

Der Werth des Inſtituts iſt, zumal in Deutſchland und in neuerer Zeit, mehrfach beſprochen 
worden. Die politiſchen Verhältniſſe Haben dabei eine bedeutende Rolle geſpielt. Hauptſächlich 
die Erfahrung muß dabei den Maßſtab an die Hand geben. An ſich iſt gewiß das Inſtitut eine 
vortreffliche Idee, und Staaten, in denen das volksthümliche Element und dabei vorzüglich wieder 
die Selbſtändigkeit der Gemeinden vorwaltet, haben hohes Intereſſe, die Brauchbarkeit des In— 
ſtituts in die genaueſte Erwägung zu ziehen. Von jeher hat man auch in den Staaten, wo man 
das Vormundſchaftsweſen zunächſt für eine Angelegenheit des Staates erklärte, die Anverwandt⸗ 
ſchaft ded Bevormundeten bei ven wicdhtigften Angelegenheiten beigezogen. Liegt darin nicht ein 
klarer Beweis, daß man das Bedürfniß fühlt, die zu Rathe zu ziehen, welche die Verhältniſſe 
am genauejten kennen und zu würdigen wiffen? Lind warum die verwandtichaftliche Theilnahme 
von dem Juterefle des Bevormundeten fo jehr entfernen, warum ihr feinen georoneten Wir: 
kungskreis bereiten? Warum die Bamilie blos nah ihrem moralifheh Gefühl thätig werden 
laffen, wenn die Pflicht zur Beitragung für die Wohlfahrt des Verwaiſten ſich zugleich als recht: 
liche anfündigt? Cine ganz andere Frage ift, ob der Einfluß der Bamilie im franzöfifhen Rechte 
nicht zu groß ift, ob man nicht darauf denfen müfle, ven Beihluß des Familienraths in Betreif 
der Ernennung des Vormunds und in Anfehung des Erziehungspland und der Art der Ver— 
wendung ded Vermögens noch einer weitern causae cognitio zu unterftellen, um fo nicht zu 
dem Gedanken zu verleiten, die Fürforge für das moralifhe und geiftige Wohl des Untergebe- 
nen niedriger zu ftellen als die Alienation feiner Immobilien. Allein dieſe Ausftellung beweift 
nur, daß der Familienrath in der frangöfifchen Geftalt noch nicht der Bollfommenpeit theilbaftig 
wurde, deren das Inftitut empfänglich ift. Wie jehr man der Idee des Familienraths theilweife 
hold war, beweifen auch die deutſchen Gefeggebungen, weldhe zwei Bormünder, den einen aus 
der väterlihen, den andern aus der mütterlichen Linie, ernannt wiffen wollen; ferner die Gejeg- 
gebungen, welche (wie z. B. das Allgemeine preußiiche Landrecht) die Sorge für die zur Familie 
gehörenden Kinder, die ſich felbft nicht vorzuftehen vermögen, in der Artzur Familienſache machen, 
daß fie deren Mitglieder verpflichten, die an ſich fo odiöje Anzeige bei den Gerichten zu machen, wenn 
die Altern die Pflichten der Erziehung und Pflege gröblich verabjäumen; ferner in der Vor— 
fchrift, daß die Bamiliengliever es feien, melde vor allen die Vormundſchaft zu übernehmen 
Hätten ;: ferner in der Vorſchrift, daß nit nur Verwandte in auf: und abfteigender Linie, 
fondern aud die Geſchwiſter die Ernährung ihrer unvermögenden Mitglieder, alio vorzugsmweife 
der verwaiften präftiren müffen. Ganz neuere Gejeggebungen haben die Nützlichkeit des pirecten 
Einfluffed der Familie auf dad Tutelarweſen anerkannt und zu Ehren gebracht, und es dürfte 
die Zeit nicht mehr fern jein, wo diefed echt germanifche Inftitut auch wieder bei und einheimiſch 
wird. J— I. 

amilienrecht fürftlicher Perfonen, |. Bausgefege. 

anatismus, Fanatiker. Jever übermäßtg, namentlich bis zur Grenze der Wuth over 
ver Verrücktheit gefteigerte Eifer für oder gegen eine Sache, jei es eine Idee oder eine praftifche 
Richtung oder auch eine Perfon oder was fonft für ein Gegenftand der Anhänglichkeit oder der 
Abſtoßung, der Liebe oder des Haſſes, kann mit dem Namen Fanatismus, nach der weiteſten 
Bedeutung ded Wortd, belegt werben. Im engern Sinne jedod oder vorzugäweife gebraucht 
man ed. nur für folden Eifer in religiöfen oder auch in politifhen Dingen. Bon dem Unheil, 
von ven Gräßlichkeiten, welche in beiden Sphären der Banatismus gejtiftet, find die Blätter der 
Geſchichte faft aller Länder erfüllt. Wir haben von einigen dahin gehörigen Beifpielen — was 





2) Die Entfchuldigungsgründe find dizfelben wie bei der Vormundſchaft. Diefelben Gründe, welche 
von der Bormundfchaft ausichließen, ſchließen auch vom Bamilienrath aus. Bon der Vormundſchaft 
Ausgeſchloſſene oder Adgefepte können nicht Mitglieder eines Familienraths fein. 
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insbefondere den religiöfen Fanatismus betrifft — bereits in den Art. Aberglauben, Auto da 
fe, Duldung geſprochen. Auch vom politiihen Fanatismus, welcher gar oft mit dem reli— 
giöſen ſich verbindet, für ji allein aber ganz vorzugäweife einen harafteriftiihen Zug der 
neueften Zeit bildet, ift theild fhon in mehreren Artikeln die Rede geweien, theild wird fie es 
päter fein. Hier wollen wir uns auf einige allgemeine Betrachtungen über Begriff und Weſen 
des Fanatismus, über feine Duellen und Folgen und über die der Staatögewalt in Rückſicht 
einer zu Gebote ſtehenden vorbeugenden, leitenden oder heilenden Mittel beichränfen. 

Der Fanatismus, obſchon gar oft aus egoiftiichen Trieben, aus Ehrſucht, Herrſchſucht, 
bdabſucht u. ſ. w., hier den Urfprung, dort eine mächtige Stärfung ziehend, jedenfalls nicht 
mabhängig von den Intereffen und Täufhungen der Selbftliebe, ift gleihwol in feinem Weſen 
ehr verſchieden von dieſer. Der Selbftjüchtige bezieht fein Streben nur auf ſich ſelbſt oder auf 
eine perjönlihe Befriedigung allein. Der Fanatiker hat die Berwirklihung einer Idee — wol 
au eines blogen Traumbildes — oder den Triumph einer Sache, ald eined Principe, eines 
Glaubens oder Aberglaubens, oder auch einer folde Ideen oder Grundfäge repräfentivenden 
Verſon over Verjönlicpkeit, oder die Vertilgung der jenen feindlich entgegenftehenden Mächte 
zum Ziel, ohne oder doch mit nur untergeorbneter Rückſicht auf die dadurch für fi 
elbſt zu erringenden Vortheile oder abzumendenden Nachtheile. Der Selbſtſüchtige benugt zwar 
ven Fanatismus feiner Anhänger, regt auch denjelben fünftlih auf und handelt in deffen Sinn; 
doch bleibt er innerlich unergriffen oder doch nur wenig ergriffen davon; fein Gifer ift Verftel: 
lung, iſt fünftlih vorgenommene Maske. Wenn er Recht und Pflicht verlegt in Verfolgung 
jeined Zweds, jo weißer, daß er es thut, d. h. er fegt ſich wifjentli darüber hinaus. Das 
Prineip ſeines Handelns ift Berehnung, alle feine Motive find rein fubjectiv. Der Fanatifer 
dagegen iſt aufrichtig und wahr; er ift wirklich durchglüht von dem Feuer, das er in fein Han 
deln legt, und begeiftert für den objectiven Zweck, worauf es ſich richtet. Er fcheut feine Miſſe— 
that, aber auch feine Selbflaufopferung für dieſen Zwed, ja er hält folde Miffethat für ein 
Recht oder gar für eine Tugend. Over auch er handelt faft ohne Wilfen und Willen, wie ein 
Fıeberfranker oder von Wuth oder Wahnfinn Befallener. 

Der Fanatidmus hiernach, obſchon in feinen Äußerungen abiheulih und in feinen Wir: 
fungen verderblich, erſcheint moraliſch gleichwol minder verwerflih und heillos als dir Selbft- 
ud. Dieſe ift nad ihrer Weſenheit die Duelle alles Böjen, und felbft wo ihr Gutes, d. h. 
Rügliches oder Großes, entkeimt, da nimmt dieſes an ver Unlauterkeit feiner Quelle theil und 
t nur materielles Gut, nicht rein moralifches. Der Fanatismus dagegen iſt oft, ja faft in ver 
Regel blos ein böjer Auswuchs einer an fi guten Wurzel oder ein unglüdliher Krankheitszu⸗ 
land einer zum Guten geborenen Seele, eine aus überfpannter Phantajie oder aus Verſtandes⸗ 
bwädhe oder aus Berhörung fliegende Verkehrtheir der Richtung, mitunter aud bloße liber- 
'reibung eines im Grunde hier löblichen, dort mindeſtens tadellofen Eiferd. Roheit oder Wild: 
Jeit Des Charakters allerdings begleiten ihn gemöhnlih. Aber Roheit ift nicht gleichbedeutend 
nit Bosheit; wenigſtens gehören ihre leidenſchaftlichen Ausbrüche natürlih nur ver Selbſtſucht 
n und nicht der Schwärmerei. Dieſe aber und aud ihre edlere Schweiler, die Begeifterung, 
rögen leicht in fat unmerflihen Übergängen zum Fanatismus werden, Erſcheint doch mandem 
13 joldyer Fanatiomus, was andere als hohe Begeifterung preifen, und es werben billig, wenn 
on Übertreibung des Giferd die Rede ift, auch der Werth ded Gutes oder die Beſchaffenheit der 
idee, welche der Gegenftand des Eifers jind, mit in Betrachtung gezögen. 

Alfo find zwar die Öreuelthaten, welche die Hebräer in Kanaan, die Jünger Mohammed's in 
en von ihnen während der erſten Glut ihres Glaubendeiferd eroberten Ländern und die Chri— 
ten, nachdem ihre Kirche triumphirend geworden, weit und breit gegen Ungläubige und Keger 
erübten, ſodann überhaupt die Religiondkriege, die Glaubendgerichte, die wechſelſeitigen Ver— 
gungen, Untervrüdungen, Mishandlungen, deren Kirchen und Kirhengenoffen und Sekten 
ntereinander fi ſchuldig machten, ein den Berftand wie das Gefühl empörended Schauipiel; 
senfo Die meift durd den Fanatismus unterhaltenen, Jahrhunderte langen Kämpfe zwiſchen 
hron und Altar, die Herabwürdigung der bürgerlichen Gewalt unter die Hierarchie, die zwei 
Reittheile entvölkernden Kreuzzüge, die lange Reihe von Bürgerkriegen, Gmpörungen, Thro⸗ 
enſturz, Zerrüttungen und Schreckniſſen aller Art — alles hervorgerufen oder beſchönigt durch 
ARaubenseifer und Glaubensſtreit, entzündet und genährt durch Pfaffen- und Möndthum 
md deren ſklaviſcher Anhänger ſtupide Wuth. Aber bei allen dieſen Verbrechens⸗ und Leidens— 
eſchichten treten denn doch die eigentlichen Fanatiker mehr nur als Werkzeuge, denn als Urheber 
uf, Die wahre Urheberſchaft kommt meiſt dem Egoismus, d. h. den egoiſtiſchen Leidenſchaften 
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einzelner, namentlich ihrer Ehr- und Herrſchſucht, zu, welcher ſodann die fanatifirte gläubige 
Maffe nur als blindes Werkzeug diente. Diefe nun geiellte ihrem aus der religidfen, Folglich 
urfprünglic guten Anlage entquollenen, aber durch Fünftliche Aufregung und Bethörung oder 
durch eingeborene Graltation oder frankhaften Zuſtand unmäßig gefteigerten Eifer no all ihre 
eigene, durch die Gelegenheit entfeffelte Wilpheit und Roheit bei und fuchte wol aud daneben, 
‚unter dem Deckmantel jenes @ifers, die Befriedigung aller ihrer ſchnöden und ſchlechten egoiſti— 
ſchen Gelüfte und Triebe, Infofern aber war ed nicht eigentlid der Fanatismus, welder die 
ſchlimmſten Inthaten gebar, fondern die hinter ihm verſteckte, durch die Umſtände in Thätigfeit 
geſetzte perfönliche Schlechtigfeit ver Fanatiker. 

So aud beim politiichen Banatidmus. Die Wurzel, woraus er jidy erhebt, ift großentheils 
eine edle, nämlich entweder Begeifterung für Vaterland, Freiheit, Nationalität, ewiges Volks— 
recht und eine vermeintlich daffelbe verbürgende Verfaffung, oder ſchwärmeriſche Anhänglichfeit 
an verehrte Häupter oder Häuſer, an hergebrachtes biftoriihed Recht, an ererbte Sitten und 
Grundfäge, an geheilige — ob aud etwa misverflandene — Ideen von Legitimität, von gött: 
lihem Recht, von überlieferter Bflicht der Treue, Freilich ſteckt gar häufig hinter ſolchen ſchönen 
Ideen und Richtungen auch ein egoiſtiſches Intereſſe oder ein engherziger Körperſchafts- oder 
Standesgeiſt oder eine Leidenſchaft perſönlichen Haſſes oder Rachedurſtes; freilich gehen auch 
hier Richtung und Eifer großentheils bei den Häuptern aus Heuchelei und verſchmitzter Berech— 
nung, bei den Maſſen aber aus unklaren oder verkehrten Begriffen hervor und finden ihre Nah— 
rung und Befeuerung in der exaltirten Phantaſie und dem entzündlichen Gemüthe der mit foicher 
Eigenſchaft Begabten. Aber an allem dieſem ift entweder blos die Eigenſchaft eines regelloien 
oder krankhaften Auswuchſes zu erfennen, oder die unfelige Frucht ver Verbindung oder audh der 
heuchleriſchen Bemäntelung ſchlechter perjönliher Triebe mit einer oblectiv, d. h. der ihr zu 
Grunde liegenden Idee oder aufrichtigen Meinung nad) guten oder tadellofen Richtung. 

Alfo verabjheuen wir zwar allerdings die furdtbaren Ausſchweifungen oder Unmenſchlich— 

- keiten der Schredensmänner in dem revolutionären Frankreich und mehr noch jene der wieder— 
holt und in verfchiedenen Ländern, namentlidy in Neapel und Spanien u. ſ. w., zur Herrſchaft 
gelangten Reactiond: oder Abjolntiftenpartei; aber wir glauben, daß unter den republifa- 
niſchen Banatifern Frankreichs viele Männer von angeborenen Geifted: und Gemüthsadel ſich 
befanden, Männer, welche zu jeder heroiſchen Tugenvübung die Kraft und den Willen in ji 
trugen und nur infolge einer aus ven Umſtänden bervorgegangenen, ja großentbeils auf 
Rechnung der Feinde zu fegenden Überreizung zu Verbrechen hingeriffen wurden, fowie daß 
die Lafter und Greuelthaten ver übrigen theils aus verbrecheriſchen Anlagen und Leidenſchaften, 
welde nichts mit denn Fanatismus gemein haben, entiprungen find, theils aus jener allgemeinen 
Roheit, Unvernunft and Beitialität, welche gewöhnlich unter einem großen Theile der Maſſen 
gefunden werden und diefelben, zumal bei einem fehr entzündlichen Volke, zum leicht misbrauch⸗ 
ten Werkzeuge fanatifcher oder verfhmigter, nad Ehre, Rache oder Herrſchaft ftrebender Häup⸗ 
ter machen. 

Im allgemeinen wird unfer Urtheil über den Fanatiker in dem Grade milder fein, als die 
ihm die Richtung gebenden Motive oder Ideen entfernter von Selbſtſucht find. Wer aus ſchwär— 
merifcher Liebe fürs Gemeinwohl, für Freiheit und Vaterland oder Menſchheit, weldyen er durch 
Verwirklichung gewiſſer Ideen, daher aud durch Vertilgungskampf gegen deren Feinde zu 
dienen aufrichtig meint, zum Fanatiker wird, der iſt, ob auch ſein Wahn ſchrecklich und zum 
Schrecklichſten führend ſei, wol ein furtbarer, doch fein perfönlich ſchlechter Menſch. Wer aber 
mit feinem fanatifhen Gifer blos ein fein eigenes Intereffe oder das feiner Kafte förderndes 
Ziel verfolgt, der iſt zwiefach verdammungswerth und — wofern der Abſcheu noch der Verach⸗ 
tung Raum läßt — zugleich verächtlich. Beiderlei Richtungen jedoch gehen in allmählichen Ab— 
ſtufungen faſt unmerklich ineinander über und hier wie dort muß, will man billig ſein, auch der 
aus der Selbſtliebe fließenden unwiſſentlichen Befangenheit, überhaupt dem redlichen Irrthum 
einige Rechnung getragen werden. 

Dod wie fireng oder wie fhonend man den Fanatifer beurtbeile, immer bleibt es eine 
unabweislihe Aufgabe für die Staatöweisheit, vem Fanatismus, defien Ausbrüche leicht fo 
verderblich für die Throne wie für die Völker find, thunlichſt zu fteuern. Zur Löſung diefer 
Aufgabe ift vor allem die Kenntniß und Vergegenwärtigung | jeiner eigentlihen Quellen und 
Zündungsftoffe nöthig. Es gibt Völker, deren Charakter im allgemeinen zur Graltation bin 
neigt, deren glühende Phantafie und leichte Erregbarfeit fie jeden Gegenftand der Huff: 
nung oder der Furcht, des Haſſes oder der Kiebe mit Feuer auffaffen und mit Leidenfchaft ver: 


Fauftrecht 297 


olgen macht. Andere find fälterer Natur, nicht leicht in Bewegung zu bringen, doch, wenn allzu 
ange gereizt oder in Lebenstheilen, zumal in heilig gehaltenen Ideen verlegt, einer defto 
ndauerndern Begeifterung, melde je nah Umftänden ſelbſt in Fanatismus übergehen kann, 
ibig. Den Nationaldarafter, mas ſolche Grundlagen anbetrifft, zu ändern, bat die Staatége⸗ 
salt weder Berufnoh Macht. Ihr kommt blos zu, den Verirrungen oder Berverbniffen ent= 
egenzuarbeiten, wozu derjelbe hinneigt. Nun ift aber der Fanatismus, mag der Grundcharakter 
er Nation fein, welcher er wolle, ftetö nur das Kind der Uncultur, d. b. des Dangeld an Ber: 
andedbildung und an humaner Sitte. Wo Aufklärung im Volke berricht und die edlere Civili— 
ıtion fefte Wurzeln gefhlagen bat, da fommt die fanatifhe Wuth nicht auf und es gehen ſelbſt 
bwarmeriicher Eifer und Aufregung nicht über in wilden Ausbruch und unmenſchliche That. 
a mag wol bier und da noch bei Einzelnen die böfe Kranfheit fi zeigen, doch wird ſie nicht 
nftedend wirken, darum aud leichter im Zaum zu halten und dergeftalt ungefährlid) für bie 
Selammtbeit fein. 

Wenn alfo der Staat nicht unterläßt, für die Bildung des Volkes, allernächſt in intellectuel- 
er Nüdjiht, zu forgen, wenn er namentlich den etwa von ſchwärmeriſchen Sekten oder von 
erriblühtigen Zeloten und gleisneriihen Pfaffen ausgehenden Bethörungs- und Verdam⸗ 
rungsverſuchen durd der Bernunft und der Wahrheit gewährte freie Rede und allfeitige Mit- 
yeilung entichieden entgegentritt, wenn er jener macchiavelliſtiſchen Despotenpotitif ji enthält, 
velhe die Verbreitung des Lichts, zumal in den untern Volksklaſſen, fcheut und nur auf einem 
linden Gehorſam die Herrſchaft feft gegründet glaubt, wenn er, wie die Aufklärung, fo aud 
ie Gefittung und den Wohlſtand fa viel thunlich zum Gemeingut aller Klaffen zu machen ftrebt, 
»enn er dem Gewiſſen feiner Angehörigen keinen ungebührlichen Zwang anthut noch anthun 
ist und überhaupt dur eine gerechte und weiſe Megierung die Anhäufung gefährlicher 
Yährungsftoffe unmöglih macht: alddann wird er dem Fanatismus, wie in kirchlicher, fo in 
yelitiiger Sphäre genügend vorgebeugt und, falls gleichwol noch fanatifche Ideen oder Fanati— 
irungsbeſtrebungen irgendwo erichienen, ſich die zuverläfiigiten Mittel zu deren Nieverhaltung 
bereitet haben. Auch vereinzelte Fanatiker werden dann faum mehr zu fürchten fein. Aus dem 
Schos einer aufgeklärten, freien, gerecht vegierten und fi glücklich fühlenden Nation werden 
eine Jacques Clement, Ravaillac, Ankarſtröm oder Louvel und Alibaud auftauden, und Cha— 
aftere wie jene der Corday oder Sand's werben dann blos einer edeln Begeifterung fi hin— 
eben, nie aber zu Berbreden des Fanatismus hingeriſſen fein. Rotteck. 

Fauſtrecht, Febde, Friede (Königsfriede, Burgfriede, Hanéfriede, Gottes— 
riede, Landfriede, Religionéfriede), Friedensbruch (Xandfriedendsbrud 
.1.w.). Das Recht gründet ſich in ſeiner Verwirklichung und in feinem objectiven Gültig— 
erden auf freie Anerfennung und Einigung derer, unter welchen es herrſchen ſoll. Der Friede 
Rt die Kolge, feine Erhaltung der nächte Zweck diefer rechtlichen Vereinigungen. Er ift das 
armoniſche, jede gegenfeitige Störung ausſchließende Beſtehen und Wirken verfchiedener 
'räfte und fomit, angewendet auf rechtliche Verhältniſſe, das ungetrübte Beitehen ver Herr: 
haft des Rechts, der Zuftand, in welchem der Freiheitägebraud eines jeden fi innerhalb des 
echtsgebietes hält. 

Nach ver Verſchiedenheit diefer Rechtsgebiete und auch nach ihrer lofalen Ausdehnung laffen 
5 daher audy gewillermaßen verſchiedene Frieden unterſcheiden, und wie in diefer Hinſicht das 
tere deutiche Recht Landfrieden, Rönigäfrieden, Gotteöfrieven, Haudfrieden u. j.rw. unterfchien, 
unterfcheiden wir auch jeßt noch äußern oder völkerrechtlichen Frieden, das ungetrübte Beſte— 
n des ehrlichen Verhältniſſes mehrerer Staaten zueinander, und innern Frieden, die unge— 
drte redtlihe Ordnung und Herrſchaft des Rechts im Innern des einzelnen Staated, Bon 
stern und feinen Öegenfägen wird in dem Folgenden allein vie Rede fein. 

Die Beziehung des Friedens zum Rechte drückte der frühere deutſche Sprachgebrauch noch 
ärfer aus als der jegige. Friede wurde früher nicht felten als gleichbedeutend genommen mit 
echt, und wie der Vertrag ſchon in den älteſten germaniſchen Zeiten auch das Geſetz und das 
echt bezeichnete, weil durch freie Einigung und Vertrag das Recht objectiv feitgeftellt wurde, 
bezeichnete aud Friede den Vertrag und eben damit das Geſetz. 1) Für friedlos wurde erz 
irt, wer für rechtlos erklärt werden follte, Friedloſigkeit war Rechtloſigkeit (wie auch bie 
ömer in den ältern Zeiten den mit dem römiſchen Staat in feinem rechtlichen Verhältniß 
henden Fremen dur hostis bezeichneten), und wer dad Recht bösli verlegte und da— 


— — — 


1) Belder, Gurpfiopäbie uf. w. al 1829), ©. 155 fg. 
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durch das rechtliche Verhältniß brach, der Verbrecher war ein Friedensbrecher, dad Verbrechen 
ein Friedensbruch. | 

Beſonders ſcharf werben ſtets dieſe Beziehungen des innern Friedens zum Rechte da her— 
vortreten, wo die Staatöverbindung erft im Werben, oder wo fie eine minder Eräftig orga= 
nijirte ift, oder wo fie mit vielen widerftreitenden Elementen zu kämpfen hat, mo daher Einzelne, 
Einigungen und Genoflenfhaften fhroffer einander gegenüberftehen und der Staat weniger die 
allgemeine Vermittelung übernimmt und durchführt oder für Fräftige Aufrehthaltung des 
Rechts weniger forgen fann. Mehr zurücdtreten dagegen werben jene Beziehungen, je feſter der 
Staatöorganidmus jih ausbildet, je Fräftiger der Staat die rechtliche Ordnung aufrecht zu er— 
halten und das Recht eined jeden zu fhügen weiß oder wenigſtens zu [hügen in Anſpruch nimmt, 
je weniger gefährlid daher und je weniger ftörend und weitgreifend eine einzelne Berlegung 
dieſer Orbnung erfheint und je weniger fie fomit das rechtliche Verhältnig dauernd bricht oder 
einen eigentlichen Beindeszuftand erzeugt. 

Diefe Behauptung wird durdaus dur die Geſchichte und durch den Entwidelungsgang 
des Strafrechts unjerer Staaten, namentlid in Deutſchland, bewiejen. 

In den ältern germanijchen Zeiten wurde durd) die Principien, auf welchen das ganze ger: 
maniſche Strafrecht berubte, der Grundſatz bejonders ſcharf ausgeſprochen, van das Rechtsver— 
hältniß in einem Friedensverhältniſſe beftehe, welches zunächſt der Einzelne, feine Familie und 
feine Genofjen und nur im Notbfall das Volk und feine Vorjteher ſchützten. Wer das Recht 
durch eine böswillige Verlegung brach, brach eben damit den Frieden mit dem VBerlegten und 
mit deſſen Familie und jegte ſich dadurch von ſelbſt mit Diefen in einen Kriegäzuftand. Der Staat 
trat bei der lockern Staatöverbindung und bei der übergroßen Freiheit und Ungebundenbeit des 
Einzelnen zunächſt nicht vermittelnd ein, fondern überließ e8 dem Verlegten und feiner Familie, 
fi jelbft wieder Frieden und Recht und Genugthuung zu verihaffen. Wie daher dur dad 
Berbrechen der Friede mit dem DBerlegten und feinen Angehörigen gebroden wurde, jo ftand 
dieſen legtern e8 frei, durd) Fehde (faida) in der höchſten beliebigen und ihr möglichen Ausdeh— 
nung für den Hohn, den fie durch das Verbrechen erlitten hatten, ſich Genugthuung zu ver: 
ſchaffen, bis es dem Verleger gelang, jih mit ihnen auszuſöhnen, das Verbrechen dadurch zu 
tilgen und den Frieden mwieverberzuftellen.?) Durd das bloße Recht der Fehde wäre aber die 
Stellung des Schwahen gegen den Starken eine zu ungleiche geworden und am Ende dem 
Starken alled gegen den Schwachen erlaubt geweien; deshalb mußte das Volf dem Verlegten, 
wenn er nicht zur Fehde greifen wollte, Genugthuung für das erlittene Unrecht und für den 
gebrochenen Brieden fihern. Der Verlegte konnte jih an das Gericht wenden und das Volf 
forgte für die Stellung des Verlegers vor Gericht und zwang ihn zur Genugthuung, wenn der 
Berlegte Klage erhob. ?) 

Dur dieſe Genugtbuung, welde ſtets bloß in Bezahlung einer Geldſumme an den Ver— 
legten beftand, wurde ber Friede zwiſchen Verbrecher und Verletztem wiederhergeftellt (dedhalb 
bieh fie compositio) und damit alle Feindſchaft abgetban, und dur feierlide Sühneformeln 
befräftigte man dann den unter der Garantie des Volksgerichts gefhloffenen Frieden. So lag 
in dem Orundfage, dag jedes Verbrechen durch Geld gefühnt wurde, Fein Übergewicht für den 


. — — tit. I, c.2. Lex Saxon., tit. II, c. 5, 6. Lex Bajuvar., tit. II, c.8, $.1. 
gl. Noted. * 

3) Die Anfichten find in diefer Beziehung ſehr verſchieden. So behauptet namentlidy Jarfe (Hand: 
buch des Strafrechts, I, 313 fg.), der Verletzte habe in der Regel nicht das Recht gehabt, zwifchen 
Behde und Klage auf Genugthuung zu wählen, fondern habe, fobald der Verbrecher die Buße ibm an» 
bot, biefelbe annehmen müffen. Mn dagegen (Über das Gerichtswefen der Germanen, ©. 18 fg.; 
vgl. auch Philipp's Gefchichte des angelfächfifchen Rechts, ©. 176) meint, der Berlegte habe zwar un: 
bedingt Fehde erheben fünnen, allein er habe fein unbedingtes Recht gehabt, Buße im Wege der Klage 
zu verlangen ; das Volk habe zwar für die Stellung des Verbrechers vor Gericht geforgt, allein dann 
habe es dem Verbrecher frei geflanden, ob er die Buße zahlen oder nicht lieber die Fehde übernehmen 
wolle. Derfelben Anficht ſcheint auch Gaupp (Das alte Gefeg der Thüringer, Breslau 1834, S. 156 fg.) 
zu fein. Allein diefe Anfichten, nad) welchen bald (nach Jarfe's Anficht) der Reiche fich alles hätte er- 
lauben fünnen, weil er beinahe jede Unthat durd; Buße hätte fühnen fönnen, bald (nach Rogge's An- 
fit) der Starke ſich alles hätte erlauben fünnen, weil er nie vom Gericht zur Buße hätte gezwungen 
werden dürfen, und bas Verbrechen eigentlich nicht ale etwas Gemisbilligtes, fondern blos als eine 
einfache Auffündigung des Friedens erfcheinen würde, find wol hinlänglich durd andere widerlegt wor: 
den (vgl. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer, II, 622; von Woringen, Beiträge zur Gefchichte des 
ae S. 36—42, und befondere Bropp in den Heidelberger Jahrbücdern, Jahrgang 1825, 

i 3.). 
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bermüthigen Reichen, denn er hatte die Fehde des Verlegten zu fürdten; von ber andern 
Seite aber lag in dem Fehderechte Fein Privilegium für den mächtigen ftarfen Verbrecher, denn 
28 Volksgericht zwang ihn auf die Klage des Schwachen zur Genugthuung und Buße und zur 
Biederberftellung und Gelobung des Friedens. Kam es zur Gompofition, fo mußte der Ver— 
:ger auch dem Volke, ſpäter dem Könige und Richter, wegen des gebrochenen Friedens Genug: 
buung geben und ein Friedensgeld bezahlen (fredus oder fredum). *) 

Offentlihe Strafen an Leib und Leben traten nur ein (außer gegen Unfreie), wenn die 
Fenoſſenſchaft felbit, die Volksvereinigung als ſolche verlegt wurde, wie bei Verrath an ven 
ieind, Feigheit in der Schlacht u. f. f.) Allein auch hier war die Strafe eben eine Genug: 
buung für den gebrochenen Rechtsfrieden; nur war es die Volfövereinigung felbft, welche ſich 
ier als die unmittelbar verlegte die Genugthuung nahm. 

Der Friede wird aber in Wahrheit doch eigentlich nur von dem gebrochen, welcher abſichtlich 
inen andern verlegt und fo gegen denfelben als Feind auftritt. Von diefer Anſicht gingen aud 
bon die germanischen Volkögejege aus. Zwar mußte nad den meiften derfelben aud ein zufäls 
iger Schaden gefühnt werden, 3. B. vom Eigenthümer des Thiers, dad einen Dritten verlegte, 
nd noch mebr ein duch culpa erzeugter. Allein in diefen Fällen war das Fehderecht ausge: 
Hloffen und aud an den Richter wurde fein Friedensgeld bezahlt [‚‚componat, cessante faida, 
nia nolendo fecit”, oder: „quia muta res fecit, non hominis studium‘; ferner: „quia, 
[od quadrupedes faciunt, fredus exinde non exigitur“ 6)]. So mußte man daber bei den 
Berlegungen zwei weſentlich verſchiedene Klaffen unteriheiden: die Verlegungen, welche feine 
rriedensbrüche bilden und bei melden daher Fehde und fredus ausgeſchloſſen war, und die Fries 
ensbrüche, bei weldyen ver Verlegte durch Fehde ſich felbft Genugthuung verſchaffen, wenn er 
‚ber nicht zur Fehde fchreiten wollte, auf Gompofition klagen fonnte und dann audy ein fredus 
zahlt werden mußte, oder bei welchen (bei Berlegungen der Gefammtbeit) förperliche Strafe 
zegen die Freien eintrat. Zu den Friedensbruchſachen gehörten aber nicht blos ſchwerere Ber: 
breden, jondern feindliche oder abſichtliche Verlegungen aller Art. Denn durch die geringfte 
feindfelige Berlegung wurde der Friede an ſich fo gut gebrochen mie durch die ſchwerſte Ver— 
gung. Jedoch traten ſchon in jenen Zeiten in der Ausübung des Fehderechts gewiſſe Beichräns 
ungen ein und durch dieſe bildeten ji jo zu fagen beiondere Arten des Friedens, Königäfriebe, 
!irhenfriede, Gerichtöfriede, Hausfriede. Wer beim Könige ift, zum Könige geht oder von ihm 
mmt, ſoll Frieden haben, und wenn er auch mit Recht befehdet werden fonnte (quamvis cul- 
abilis sit), dod während diefer Zeit die Fehde gegen ihn ruhen.?) Auch Eonnte der König 
nem Einzelnen bejondern Königsfrieden ertheilen und fo ihn gegen Fehde fügen. ®) 

Auf die gleihe Weile ſoll Frieden haben, mer an der Kirche oder Gerichtöftelle ift oder 
abin gebt oder von dortber kommt.ꝰ) Ebenſo ſoll jeder in feinem Haufe und feiner Wehre 
or Vergewaltigungen aller Art gefhügt fein, ſodaß felbit ver Verbrecher, gegen welchen mit 
techt Febde erhoben wurde, in feiner Wehre fiher war, und folange er ſich in derjelben befand, 
er Befebdende nichts gegen deilen Berfon vornehmen durfte. 49) Wer einen von diefen Frieden 


4) Grimm, a. a. D., S. 656, und von Woringen, a. a. D., ©. 9 —105. 

5) Tacitus Germ., XII. Lex Bajuv., Il, 1, $.3, 4. Lex Sax., III, 1. Grimm, a. a. DO, 8.739. 
ichhorn, Deurfche Staats- und Rechtsgeſchichte, Bo. 1, $.7, 1, Note a. 

6) Lex Saxon., XII, 5; XXVII, 6. Lex Ripuar., XLVI, 1; XLV, 1. Leg. Rothar., c. 75, 
38, 351, 389. Leg. Liutpr., VI, 136. Zwar glaubt Rogge (a.a.D., ©. 30 fa.), auch bier fei 
ehde erlaubt geweſen, wenn der Derleger die Gompofition nicht freiwillig zahle, und Gaupp (a. a. O., 
;. 393, 397; ähnlich auch von Woringen, a. a. D,, ©. 116 fg.) meint ebenfalls, wenigftens in früh: 
er Zeit fei auch in diefen Fällen Fehde unbefchränft geftattet gewelen und (S. 396) noch nach der Lex 
hburingorum wenigftens dann erlaubt gewefen, wenn der Berpflichtete fich —— die geſetzliche 
uße zu zahlen. Allein in den Volksgeſetzen läßt ſich nicht, weder in der Lex Thuringorum noch 
den andern, irgendeine Spur für ein Fehderecht in dieſen Fällen nachweiſen, noch laffen ich irgend 
dere Duellenzeugniffe dafür beibringen. Vgl. auch Gropp in ben Heidelberger Jahrbüchern von 
25, ©. 639. Daß die Worte in der Lex Burgund,, 1: „antiquam exinde calumniam remo- 
ri“, auf welche ſich Gaupp und von Woringen berufen, fich auf ein früher zuläffig gewefenes Fehbe⸗ 
ht beziehen, läßt fidy nicht annehmen. Vgl. Leg. Liutpr., VI, 136. 

7) Lex Alam., tit. XXIX und XLI. Leg. Rothar., c. 18 u. 86. von Woringen, ©. 54 fg. 

8) von Woringen, ©. 5. 

9) Lex Fris. addit. Sap., tit. I. Lex Sax., tit, II, c. 10. 

10) Lex Fris., a.a.D.. Lex Saxon,, tit. II, c.4. Lex Sal., tit. XLIV, c.1. Lex Alam., 
.XLV, c. 1. (Bgl. auch Gaupp, ©. 388 fg, und Philipp’s Grundfäge des deutſchen Privatrechts, 
332.) 


300 Fauftrecht 


verlegte, auch bei an ſich erlaubter Fehde, wurde als Friedensbrecher behandelt und mußte für 
die Verlegung eine weit höhere Compoſition und einen weit höhern fredus bezahlen, und jo 
hatten dieje befondern Frieden Die Doppelte Wirkung, daß fie vor Fehde jhügten und dad Fehde— 
recht beſchränkten und daß ihre Verlegung die Handlung doppelt ſtrafbar machte. !") 

Altmählih aber ſcheint ſich der Begriff der Friedensbruchſachen mehr beihränft zu Haben. 
Das Fehderecht, wie ed nach den alten Bolkögejegen und Gewohnheiten beftand, war mit einer 
geordneten Staatöverbindung unvereinbar, und grobe Misbräuche und Greuel fonnten dabei 
nicht ausbleiben. So war es daher natürlih, daß die farolingifchen Könige mit vem Steigen 
ihrer Macht und daß die hriftliche Kirhe mir den Zunehmen ihres Einfluffes dem Fehderecht 
mehr und mehr entgegenzumwirfen ſuchten. Die Könige ſuchten ihm theils indirect entgegenzus 
wirken durch Erböhung der Gompojitionen, um fo den Berlegten, ftatt zur Behde, zur Klage zu 
veranlaffen, die ihm eine fichere und dabei jehr bedeutende Genugthuung bieten jollte 12); theils 
wirften jie ihm unmittelbar entgegen dadurch, daß ſie, vermöge des bei Not. 8 angeführten 
Rechts, geradezu zwifchen den feindlichen Parteien einfhritten und den Beleidigten zur Annahme 
der Gompojition zwangen. 1°) Auch trat immermebr bei ſchweren Verbrechen, wenn ſie auch 
nicht unmittelbar gegen den Staat begangen waren, der Gedanke hervor, daß fie den gemeinen 
Frieden im Staate empfindlich ftören und daher der Staat durd eine öffentliche körperlicht 
Strafe, wenn Klage erhoben wurde, nicht blos dem Verlegten, fondern aud der beleidigten 
Geſammtheit und der geftörten Rechtsordnung Genugthuung zu geben habe. 1) So erklärt es 
fih, daß der Begriff der Friedensbruchſachen allmählih auf ſchwerere Verbrechen beichränft 
wurde, bei venen Öffentliche Strafe einzutreten anfing, aber auch immer noch das Erheben ver 
Fehde zuläfiig war, umd bei geringern, wenn auch dolojen Berbredien, den bloßen Freveln, das 
Fehderecht ausgeſchloſſen wurde. Auf diefe Weile unterſcheidet ſchon das Capitulare de partibus 
Saxoniae vom Jahre 791 e. 31 die majores causas, welde zur Fehde führen können, von den 
minores causae. Zu biejen majores causae aber, zum Friedensbruche, gehörten nicht bios 
Gewaitthätigkeiten, fondern überhaupt jchwerere Verbrechen, durd welche der gemeine Friede 
empfindlich geftört wurde und auf welden fhon in dieſen Zeiten förperliche Strafen ftanben. 
&o rechnet dad Praeceptum Ludoviei Pii pro Hispanis, qui in regno Francorum manebant, 
c. 2 zu den majores causae als Beifpiele homicidia, raptus, incendia, depraedationes, mem- 
brorum amputationes, furta, latrocinia, alienarum rerum invasiones. 

An den Rechtszuſtand, der jo unter den Karolingern ſich bildete, ſchloß ſich das mittlere 
Strafreht vom Erlöfen der Karolinger bis zum Ende des 15. Jahrhunderts großentheils an. 
Zwar verloren die alten Rechtsbücher und die Gapitularien der fränfifhen Könige mit dom Er: 
löfhen der Karolinger, der IImänderung der alten Verfaſſung, durch ihre dem Wolfe unver 
ftändlihe Sprache und durch mande andere mitwirfende Momente allmäblih ihr Aniehen. 
Allein die Orundgedanfen, auf denen fie berubten, hielten fie noch lange Zeit in ven Gewohn— 
beiten feft. Nur erlitten fie mehr und mehr Mopificationen, die fhon durd die farolingifche 
Geſetzgebung vorbereitet und eingeleitet waren. 

Die bedeutenpfte, ſchon unter ven Karolingern vorbereitete Mopification trat in Hinſicht des 
Fehderechts ein, Es erhielt ih zwar für jeden Freien ein Fehderecht bis and Ende des 15. Jahr: 
hunderts, allein feine Orundlage wurde eine andere, und die Fälle, in welchen Fehde erhoben 
werden fonnte, beſtimmten ſich anders, ald ed nad) frühern Rechten ver Fall war. 

Gerade über dieſen Bunft, über das Fehderecht vom 11. bie and Ende des 15. Jahrbun: 
dertö oder das jogenannte Bauftrecht find die Anfichten ſehr verſchieden. Manche behaupten 12), 
es fei in dieſer Zeit dem Freien das Recht eingeräumt worden, ganz willfürlih und völlig nad 





11) Lex Fris., tit. XVII, c.2. Lex Alam., tit. XXIX, XXXI, c. 3—5. Note 6—9. 

12) Leg. kothar., c. 74: „Ideo majorem compositionem posuimus quam antiqui nostri, 
ut faida, quod est inimicitia, post compositionem acceptam postponatur et amplius non re- 
quiralur, sed causa sit finita amicitia manente.‘ 

13) Capitular. III ann. 805, c.7; Capitular. ann. 779, c. 22; Capitular, I ann. 802, c. 28; 
Capitular. I ann. 819, c. 13. Eichhorn, Deurfdre Staats: und Rechtegefdyichte, $. 207. 

14) Übrigens durfte der Verbrecher mit Genehmigung des Richters, wenigfens dann, wenn bie 
Strafe nicht Todes-, fondern blos verftümmelnde Strafe war, feinen Leib mit Geld löfen. Capitular. I 
ann. 813, c. 13; Capitular. V ann. 803, c. 13. Gichhorn, a. a. D., $. 206. Jarke, Handbuch des 
Strafrechts, S. 27—29. 


15) 3. B. Lubewig, Erlaͤuterung ber Güldenen Bulle , Kay. 17. keyſer, Meditat. ad Pand,, 
Sp. 553, m. 1. 
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Belieben Fehde zu erheben, alfo felbft dann, wenn der Gegner nicht die geringfte Verlegung 
sorher ihm zugefügt und wenn er aud nicht das Geringfte an den Gegner anzufpredhen gehabt 
babe; nur habe der Fehde eine fürmlihe Auffündigung des Friedend vorangehen müſſen. 
Andere, und unter biefen namentlih Eihhorn ?6), behaupten, ed fei auch in diefer Zeit beim 
Fehderechte die alte Grundlage und das alte Princip noch ganz beibehalten worden; nur gegen 
ven Verbrecher, der ein ſchwereres Verbrechen, einen Friedensbruch, verübt babe, habe der Ber: 
legte Fehde erheben und dadurd jenen zur Genugthuung anhalten können; der Verlegte babe 
aber in ſolchen Fällen ſchon an fih ohne weiteres das Recht zur Fehde, alfo ganz wie in der alten 
Zeit die Wahl gehabt zwiichen Klage und Fehde. Nur das Abjagen ſei ald nothwendig zu 
beobadptende Form nod hinzugekommen. Allein weder die eine noch die andere Anjicht ſcheint 
ih begründen zu laſſen. Das erftere, ein ganz willfürlicyes, nicht einmal durd eine vorange— 
gangene erlittene Verlegung begründeted Kriegsrecht, fonnte ein nur etwas georbneter Staat, 
ohne das Princip der totalen Auflöjung aller Rechtsverhältniſſe felbft zu fanctioniren, in feinem 
Innern nie zugeben, und die deutſchen vom Fehderecht ſprechenden Gelege geben keineswegs ein 
joldes Kriegöreht zu. Aber auch dad Prineip, auf dem das altgermanifche Fehderecht berupte, 
paßte für Die geänderten Anſichten und Berhältniffe nicht mehr. Man ging, wiebemerft, immer— 
mehr davon aus, daß durch ſchwere Verbrechen Die ganze Rechtsordnung geflört, der Friede mit 
ver Geſammtheit gebrochen ſei. Diefer Anficht mußte es aber widerſprechen, wenn blos der ein: 
zelne Berlegte ich durch Fehde follte Genugthuung verfhaffen können. Man hielt fernerimmer: 
mehr an dem Geſichtspunkte, von dem jo häufig Schon die farolingifchen Könige ausgingen, feft, 
daß ein durch ein verübtes Verbrechen ohne weitered begründeted Fehderecht mit den ftaatlichen 
Verhältniſſen nit vereinbarfei. So fam man zu dem Örundfage, daß wegen jedes Verbrechens 
Klage erhoben werden mußte, jei e8 auf förperliche Strafe, fei ed auf Gompoiition, und daß nur 
das Geriht Genugthuung für den verlegten Frieden verfchaffen ſolle. Allein bei der Anardie, 
die vom 11. Jahrhundert an in Deutſchland zu berrichen begann, durch melde die Wirkſamkeit 
der Gerichte durchaus gelähmt wurde und bei der man auf dem gerichtlihen Wege, jowol in 
Givil- als in Griminalfachen, feines Gegners unzähligemal nicht mädhtig werden fonnte, muß— 
ten bie Regenten und mußte die Geſetzgebung das Recht der Selbſthülfe doch in dem Falle aner⸗ 
kennen, wenn durch die Gerichte keine Hülfe zu erlangen ſtand. In einem ſolchen Falle konnte 
san ber Beeinträchtigte allerdings Fehde erheben und ſich ſelbſt Recht und Genugthuung ver— 
chaffen, das Fehderecht wurde ſomit blos ein Nothmittel, von welchem nur dann Gebrauch 
ſemacht werden ſollte, wenn der Richter fein Recht verſchaffen fonnte oder wollte. Dadurch fiel 
ugleih vie Beichränfung der Fehde auf den Fall eined vorher verübten Verbrechens oder ges 
viffer verübter Verbrechen weg. Die erlittene verbrecheriihe Verlegung, der durch ein Verbre- 
hen verubte Bruch des Friedens war ed num nicht mehr, wodurch ein Recht zur Fehde begründet 
vurbe, fondern lediglich die Unmöglichkeit, durch den Nichter Recht zu erlangen. Wer baher 
Fehde erhob, ohne in einer folhen Unmöglichkeit zu fein, war felbft Friedensbrecher. Dagegen 
'onnte wegen jeder Rechtskränkung, beftehe jie auch in einer bloßen Nitanerfennung oder 
Nichterfüllung einer privatrechtlichen Verbindlichkeit, zur Fehde gejhritten werden, wenn vor 
em Richter nicht Recht zu erlangen war. 

Dieſe Principien fpriht aufs Elarfte aus der Landfrievde vom Jahre 1235, und von ben= 
elben Prineipien gehen frühere Landfrieden, 3. B. ver von Friedrich I. von 1187, und fpätere, 

. B. die von 1281, 1287, 1303 und die Goldene Bulle und der Reichsabſchied von 1442 aus. 
der Kandfriene von 1235 c. IV. jagt namentlih: „Was auch jemanden widerfahre, daß er dad 
uicht reeche, er Elag es ſeinem Nichter; es jey denn, daß er ſich zu not muß mweeren feines Leibes 
ınd feine Guthes.“ 

‚Bar fein Klag aber volfüret, wird ihm nicht gerichtet, und muß durch not feinen veinden 
iderjagen, das fol er thun zuy tage und von dem tage pys an den vierten tag fol er ihm Feinen 
baden thun, weder an Leyb noch an Gut, jo hat er drey ganz tag Fryden.“ 

In der That finden wir weder in diefer noch in den andern vom Fehderecht ſprechenden Ur— 
ınden, daß nur im Falle eines erlittenen Friedensbruchs, fomit nur gegen den Verbrecher 
ehde erlaubt geweſen fei, und daß die Fehde, wie im alten Rechte, die Stelle ver Compoſition 
ertreten babe. Daß aber Fehde ohne allen Grund zu erheben erlaubt geweien fei, dagegen 
pricht außer dem oben Angeführten auch nod) der Umſtand, daß für eine ſolche Rechtoſitte gar 
ein biftorifcher Anfnüpfungspunft fich finden ließe, und gerave Rechtsanſichten im Volke und 


16) Deutſche Staats» und NRechtsgejchichte, $. 379. 
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die Beftrebungen der Regierung einer ſolchen Willfür entgegenftanven. Das Fauſtrecht war 
weder ein Recht zur willfürlihen Fehde, noch, wozu mande ed machen wollten, ein geſetzlich 
anerfanntes Recht des Stärfern, fondern blos die Befugniß, Selbfthülfe zum Schuge 
feines Rechts zu üben, wenn man durch die Gerichte feine Hülfe fich verfprehen fonnte. Zwar 
führt man häufig die Zeiten des Interregnums als diejenigen an, in denen ſich das Recht zur 
wilffürlihen Fehde gebildet habe, ja viele datiren von ihnen gerade die Hauptausbildung des 
Fauftrehts. Allein die Misbräuche, die vom Fehderecht gemacht wurden und die freilih unzäh- 
ligemal vorfamen und vorfommen mußten, können nicht ald Beweis für die Art und Weiſe, 
wie das Recht beſtand, angeführt werden. In jenem dritten Viertel des 13. Jahrhundertd, in 
welhem ed Deutſchland theils an einem kräftigen, theild ganz an einem Haupte fehlte, war 
der Misbrauch des Fehderechts aufs Höchſte geftiegen. So aber, wie ed damals ald Recht be— 
ftand, hatte ed fhon 100 Jahre früher beftanden, und die Beichränfung des Rechts auf den Fall 
der Unmöglichkeit, richterliche Hülfe zu erlangen, war fhon vor dem Interregnum beftimmt 
ausgeſprochen worden und wurde nad demfelben durd; Rudolf von Habsburg nur wiederholt. 

Die Ausübung des Fehde- oder Fauſtrechts war jedoch an gewiffe Formen gebunden. Es 
mußte der Fehde eine offene beftimmte Ankündigung (diffidatio, wie auch die Fehde jelbft hie) 
drei Tage (nach einigen Landfrieden vier Tage) vor ihrem Beginnen vorangehen. Dieje Form, 
welche jhon im Reichsabſchiede von 1187 vorgejchrieben und in jpätern Neichögefegen bis zum 
Reichsabſchiede von 1442 wiederholt eingefhärft wird, war dem altgermanifchen Rechte ganz 
unbefannt. Dies erflärt fih auch leicht. Im altgermanifchen Rechte war Fehde ohne weiteres 
erlaubt gegen den Friedensbrecher. Diefer wein alfo, daß er durch den Friedendbrud nicht blog 
der Klage, fondern ebenso fehr der Fehde ſich ausfegt. Auch beginnt er ja, nad) dem Sinne des 
alten Rechts, durd fein Verbrechen ven Unfrieden, und die Gompofition ift blos das Mittel, 
diefen Kriegöftand zu beendigen und abzumenden. Deshalb brauchte man ihm nicht erft den 
Frieden aufzufündigen. Anderd mußte es aber fein, fobald die Fehde nur ald Norbmittel zu— 
läffig ift, und zwar in allen Fällen, in denen man nicht zu feinem Recht gelangen zu können 
glaubt, alfo aud) wenn der Gegner Recht zu haben vermeint, oder der Richter aus Läſſigkeit, 
Gunſt oder Feigheit Recht verweigert. Hier fonnte man nicht fagen, daß der Gegner durch fein. 
Nichtnachgeben jhon von felbft den Fehdeftand beginne, und von der andern Seite mußte ed 
immer ungewiß fein, ob und warın der Berechtigte zum Nothmittel fchreiten werde. Hier for= 
berte alfo die Sicherheit des vielleicht ganz unfchuldigen Gegners und die Ehre eine Ankündi— 
gung an den Gegner, daß man, wenn er nihtnachgebe, vom Nothmittel Gebrauch machen werde. 
So fonnte und mußte beim veränderten Prineip, auf welches das Fehderecht fi flügte, eine 
befondere Korm der Ausübung des Rechts durch die Sitte ſich bilden, ſowie gerade diefe Form 
für die im Prineip vorgegangene Veränderung ſpricht. 

Eine weitere Beihränfung der Fehde beftand darin, daf bei Ausübung berfelben gewiſſe 
Perfonen und Sahen gefhont werben follten. Der Zwed war, Wiverftanddunfähige zu ſchir— 
men, den Verkehr zu fihern, den Feldbau zu fügen und heilige Gegenftände vor Entweihung 
zu wahren. Ginen folden beſondern Frieden hatten namentlich Geiftlihe, Kindbetterinnen, 
ſchwere Kranfe, Pilger, Kaufleute und Fuhrleute mit ihrer Habe und Kaufmannſchaft, Ader: 
mann und Weingärtner außer feinem Haufe mit feiner Habe, die er zum Feldbau nöthig hat, 
ſowie er felbft während der Feldgeſchäfte, endlich Kirchhöfe und Kirchen. 17) 

Eine weitere Beihränfung führte der Klerus ein, den Gottesfrieden (Treuga Domini, 
Trevia Dei, Pax Dei). Bier Tage in jeder Woche, von Mittwody abend bis Montag früb, joll 
nad) ihm jede Fehde ruhen. Zwar hatte die Verlegung dieſes Friedens blos Kichenftrafe zur 
Folge, und die Reichögefege erwähnen auch nirgends diefed Friedens 18); allein da der Kirchen: 
bann, wenn man ji aus demfelben nicht nad) einer gewiflen Zeit löfte, auch die Acht nad ſich 
ziehen follte, fo griff am Ende doch aud die Verlegung diefes Friedens in die bürgerliden 
Strafverhältniffe ein. Dagegen fiel der Hauäftiede, in dem oben bei Note 10 angeführten 
Sinne, des alten Rechts weg. Bei der angefagten Fehde fonnte man nun auch bie in fein Haus 
und feine Burg den Befehdenden verfolgen. 19) Die nähern Beftimmungen über die Ausübung 


17) Reichsabfchied von 1442, $.6—8. Datt, De pace imperii publica, L. I, c. 16. (Bgl. auch 
Sachſenſpiegel, I, 66; Schwabenfpiegel, Kap. 195.) 

18) — aber der Sachſenſpiegel a. a. D.; auch das Kanoniſche Recht, X, 1, 34 (de treuga 
et pace), Kap. 1. 

19) Bruch des Hausfriedens durch Vergewaltigung außerhalb rechtmäßiger Fehde wurde aber das 
ganze Mittelalter hindurch jehr hart beftraft. So fagen die Statuten von Köln vom Jahre 1437: „Wer 
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des Fehderechts enthalten die gemeinen oder geſetzlichen Landfrieden, d. h. Reichsgeſetze, deren 
nähfter Zweck war, die Aufrechthaltung ver allgemeinen Sicherheit und die geordnete Ausübung 
des Fehderechts zu jihern. Dieſe Landfrieden verpönen zugleich die ungefegmäsige Ausübung 
der Fehde und noch manche andere ſchwere Verbrechen, welche die Ruhe und Sicherheit im Lande 
#ören. 20) Landfriedensbrecher war daher nicht blos derjenige, welcher unrechtmäßige Fehde 
erhob, ſondern jeder, welcher ein von dent gefeglichen Kandfrieden verpöntes Verbrechen beging, 
Allein der Hauptfall des Landfriedensbruhs war das Erheben ungeſetzlicher Fehde, und bei 
ibm trat die Strafe, welde überhaupt bie regelmäßige Strafe des Friedensbruchs wurde, 
Icheöftrafe, ein. 

Außer diefem Hauptfalle des Landfriedensbruchs gab es noch zwei andere Fälle, die zum 
wahren Friedensbruche, nah den Anjichten des Mittelalters, gehörten — in welden rin aus: 
drücklich angelobter oder ein ausdrücklich gebotener Friede verlegt oder gebrochen wurde. 

1) Ungeachtet der Beichränfungen nämlich, denen nah dem Angeführten das Fehderecht 
unterlag, mußte doch diefes Recht zu den größten Misbräuchen und zu wahrer Anardie führen. 
Der Mächtige trogte auf feine ftarfe Kauft, übertrat nah Willfür die dem Fehderecht geſteckten 
Schranken, und bei den vielen kleinen Territorien, in melde Deutſchland gefpalten war, bei den 
serihiedenften Gerichtsiprengeln, die einander durchſchnitten, bei den fteten Kämpfen, in welche 
Kaiſer und Reich verwidelt waren, bei dem Mangel aller Polizei und überhaupt bei der 
Shwäde und Läſſigkeit der vollziehenden Gewalt fonnte der Starfe leicht feiner bloßen Willfür 
rolgen und die geſetzlichen Schranken des Fehderechts mit Füßen treten, und jo finden wir, daß 
in jenen Zeiten bis in das 15. Jahrhundert die abſcheulichſten Misbräuche von dieſem Rechte 
zemabt wurden, Misbräude, unter denen beſonders der Bürger und Landmann zu dulden 
hatten. *?) An eine gefegliche gänzliche Aufhebung des Fehderechts war aber lange Zeit um fo 
weniger zu denfen, als es bei den nun einmal beftehenden Staatäverhältniflen gewiſſermaßen ein 
unensbebrlihes Norhmittel war. Blos im Wege freier Einigungen fonnte ihm entgegengear- 
beitet werben, weil nur fie dem berrfchenden Sinne gemäß waren und weil nur fie dad Mittel an 
die Hand geben fonnten, das die Fehde entbehrlich zu machen geeignet war. Geſellſchaften von 
Zürften, Rittern und Städten bildeten ſich, tbeild um den gemeinen gefeglihen Landfrieden 
unter ſich mit vereinter Kraft in Anſehen zu erhalten, theils um in rechtmäßiger Fehde gegen 
gemeinihaftlihe Feinde einander beizuftehen, theild endlich um unter ſich ſelbſt jede erlaubte 
Fehde auszuſchließen und ihre Streitigkeiten durch Austräge enticheiden zu laffen. Dieſe Eini- 
zungen wurden bald von einzelnen Neihöftänden ohne Autorität des Kaiſers, bald von ein— 
zelnen Ständen unter faiferliher Autorität, bald von allen Reihäftänden mit dem Kaifer auf 
jewifle Zeit geihloffen, und in manchen Fällen fchritt auch der Kaifer geradezu mit einem außer: 
ordentlihen Friedendgebote ein. So entftand eine Reihe von Landfrieden, deren Natur eine 
völlig andere war als die der gemeinen geleglichen. 2?) Sie gründeten ji beinahe ausſchließlich 
auf Vertrag, wurden immer blos auf eine beftimmte Zeit gefchloffen und hatten neben dem 
Zwede, dem Berbrechen überhaupt entgegenzuwirfen, den Hauptzwed, die erlaubte Fehde für 
ie Dauer ded Lanpfriedens ganz auszuschließen. Während diefed Friedens foll alle Fehde ab- 
ethan fein, die Streitigkeiten follen durch Austräge, nad) manden Landfrieven auch durch 
aiſerliche Gerichte geſchlichtet werben; die legtern (und nad manchen Landfrieden aud die 
unächſt gelegenen Stände) follen für die Erhaltung des Friedens jorgen. So wurde z. B. ein 
olcher vertragsmäßiger Kandfriede geichloffen unter Kaifer Wenzel im Jahre 1383 zu Nürn— 
erg auf 12 Jahre, im Jahre 1389 zu Eger auf 6 Jahre, im Jahre 1398 zu Franffurt auf 
» Jahre; ebenfo unter Friedrich II. im Jahre 1467 auf 5, im Jahre 1471 auf 4, im Jahre 
.474 auf 10 und im Jahre 1436 wieder auf 10 Jahre. 

2) Wie fo unter den Reihsftänden vertragsmäßige Landfrieden geichloffen wurben, ebenfo 
ımen aud; beiondere Friedensverträge unter Privaten, fogenannte Handfrieden (aud) treugae), 
or, durch welche fie füch gegenfritig verpflichteten, feine Eigenmacht und feine Vergewaltigung 
rgeneinander vorzunehmen. Auch konnte der Richter für gewifle Fälle, 3. B. zum Zwede des 


eventlich in das Andere Haus gienge und den alfo in fein felbft Haus ſchlüge oder wundte, den ſoll 
an mit dem Schwert richten.‘ 

20) Man vgl. 3. B. nur die zwei Landfrieden von Kaifer Friedrich I. 

21) Man vgl. nur die angeführte Schrift von Datt und jede Ghronif ans den Zeiten vom 12. bis 
* 15. Jahrhundert! 

22) Eichhorn hat befonders das Verdienſt, diefe Verfchiedenheit zwifchen dem gefeglichen und ver: 
agsmäfigen Landfrieden fcharf hervorgehoben zu haben. ©. defien Staates: und Rechtsgeſchichte, $.408. 
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ſichern Geleits, einem Einzelnen Frieden wirken. Überdies konnte und ſollte, wenn mehrere 
außerhalb einer gerechten Fehde Streit miteinander bekommen hatten und zu Thätlichkeiten 
ſchritten oder zu ſchreiten im Begriffe waren, die Obrigkeit und jeder Bürger Frieden gebieten 
und zum Sriedengeloben anhalten. Wer die oben berührten Frieden durch eine Vergewaltigung 
brach, wer alſo unrechtmäßige Fehde erhob gegen die Beftimmungen ver gejeglichen Landfrieden, 
ober wer Fehde erhob gegen den vertraggmäßigen Landfrieden, oder wer den unter Nr. 2 ange 
führten gebotenen oder gelobten Frieden dur eine Vergewaltigung brach, wurde ald Friedens 
brecher in der Negel mit den Tode, und zwar in den ältern Zeiten mit dem Strange??), fpäter 
mit dem Schwerte beftraft.**) E3 waren diefe Fälle die Fälle des eigentlichen Friedensbruchs 
und deshalb hieß Richten nad Friedbruchſsrecht oder um Friedensbruch die Verurtheilung zum 
Schwerte. Dabei umfaßte man aber auch noch in der Negel?°) jedes andere todeswürdige Ber: 
drehen unter dem Namen Friedensbruch. Proceffualiih ausgezeichnet waren dieſe Friedens: 
brüde dadurch, daß fie zum gerichtlihen Zweifampfe führen fonnten. 26) Die bedeutenpften 
Anderungen jowol in Hinficht des Fehderechts als auch in Hinſicht ver Begriffe von Landfrieven, 
Zandfriedensbruh und Friedensbruch traten mit dem Ende ded 15. Jahrhunderts ein. Die 
Anarchie und die Willfür der Mächtigen gegen die Mindermädtigen, die durd das Fehderecht 
im höchſten Grade begünftigt wurde, mußte immermehr die fautejten Klagen bei Kaifer und 
Reich herbeiführen. Die vertragsmäßigen Landfrieven halfen viefen Klagen wenig ab. Auch 
bei ihnen war für eine Eräftige Handhabung derfelben felten geforgt und jie zeigten fi beinahe 
durchaus ald unwirkffam. Überhaupt war es das dringendſte Bedürfniß, das, was diefe Land— 
frieden auf Enrze Zeit feitzuftellen juchten, in einen bleibenden, feften, gefeglihen Rechtszuſtand 
umzuwandeln. Dies gejhah endlich unter Marimilian Il. Gewöhnlich wird diefen das Ver: 
dienft zugefchrieben, das Fauſtrecht geſetzlich abgeihafft zu haben. Allein dieſes Verdienft ges 
bührt niht Marimilian, fondern feinen Reihöftänden. Sie waren es, meldye, wie aus den von 
Datt ausführlich mitgeteilten Reichſtagsverhandlungen hervorgeht, zuerft den Antrag machten, 
ed jolle das Fauſtrecht abgeihafft und für fefte Hanvhabung des Friedens und Rechts durch 
gehörig geordnete Gerichte geforgt werden. Nur zögernd und lange ausweichend ging Maximi— 
lian, dem ed mehr um Geld und Hülfe gegen feine auswärtigen Feinde zu thun war, auf die 
Forderungen der Reihöftände, bejonders der Städte, ein, nachdem fie die Erfüllung diefer Kor: 
derungen zur Bedingung jeder andern Hülfe gemacht hatten. 

Auf diefe Weiſe kam endlich 1495 auf dem Neichstage zu Worms ein Reichsgeſetz 
zu Stande, durch welches das Febderecht im ganzen Reihe für immer und völlig abgefhafft 
werden follte. Jeder joll fein Net nur von dem Richter juchen, für die Erecution follen blos 
die Gerichte, im Notbfalle die Reichsverſammlung forgen. Wer irgend, aus melden Grunde 
es fei, eine Fehde beginnt, den trifft die Strafe des Friedensbrechers. Dies ift der gefegliche 
Zandfriede vom Jahre 1495. Um aber jedem, der in feinem Rechte gekränft würde, gehörig 
Recht zu verfchaffen, wurde in einen zweiten Gefege eine neue und fräftigere Organifation des 
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23) Pol. Wigand, Das Femgericht Weftfalens, ©. 513 fg. Deshalb war die Strafe, welche die 
Femgerichte ausfprachen,, flets der Strang. 

24) Auch die Strafe für den gebrochenen, unter Nr. 2 angeführten gelobten oder gebotenen Frieden 
war nad) den meiften Statuten und Gemwohnheitsrechten das Schwert. So fagen, um nur einige Beis 
fpiele anzuführen, die Statuten von Köln vom Jahre 1437, Art. 83: „Wer fich mit dem Andern zweite 
oder zanten würde, fofern daß fie zu Meffern oder zu anderm Gewehr fämen und ihnen dan für oder 
nach offenbarlid; Friede geboten were oder würde, von vnſer Herren wegen oter auch von des Hohen: 
gerichts wegen, den Frieden follen fie halten, gleich als unfer Herren vom Rath oder das Hohegericht 
gemeiniglich allda gegenwärtig weren und den Frieden ſelbs gebotten hatten, vnd wer dann mit mutbs 
willen den Frieden freuentlich breche: des fich Fünilichen fünde . . den foll man... mit dem Schwerdte 
richten als das von Alters Herfommen vnd gehalten geweft ift und darinn foll man niemande verſcho— 
nen, er fei Fein oder groß.‘ Ebenſo beflimmt die Halsgerichtsordnung für Natolphezell von 1506, 
$.16: „Wer ein gelobten Fried pridht, one merflich Urfach ihn barzu bewegende, benfelben mit dem 
Schwert zu richten.” Auf die gleiche Weife fagt ſchon ber Sachfenfpiegel, Buch II, Art. 9, $.2: 
„Briet aver en man den vrede, den he vor sin selven lovet, it gut ime an den hals.“ Vgl. auch 
von Ortloff, Rechtsbuch nach Diftinctionen, Buch IV, Kap. 19, Dit. 2—4; Kap. 5, Dift. 1. Einzelne 
Statuten gab es aber, welche gelinder waren und einen ſolchen Friedensbruch nicht mit dem Tode bes 
firaften, 4. DB. die Griminalordnung von Speier von 1328, $. 44; die Statuten von Augsburg vom 
Jahre 1373, $. 186 u. 187. 

25) Durchaus feft war diefer Sprachgebrauch nicht, Bisweilen wird unter Priedensbrecher auch 
derjenige verflanden, der ein mit verftümmelnder Strafe zu ahndendes Verbredyen beging. 

26) Eihhorn, a. a. O., $. 384, Note o. 
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Reichskammergerichts angeoronet, und in einem dritten Gefege (Handhabung Friedens und 
Rechtens überſchrieben) wurde für die Fräftige Aufrechthaltung des Landfriedens gegen die Über: 
treter deffelben Sorge zu treffen gefuht. Am Ende verpflichteten ſich noch beſonders die Stände 
sertragsmäßig zur Handhabung und Feithaltung dieſes Friedens, und die abwefenden traten 
durch beſondere Beibriefe bei. Freilich mar bei den Verhältniffen jener Zeit nicht zu erwarten, 
daß der Zweck, ven dieje Gefege vom 7. Aug. 1495 fi vorgejegt hatten, ſogleich vollſtändig 
erreicht würde. Ungeachtet des feierlich bejhworenen Randfriedend kamen in der folgenden Zeit 
no häufig Fehden zwiſchen ven Reihdunmittelbaren vor, und nur allmählich, mit Mühe und 
mit vielen Unterbrechungen, gegen die mädtigiten Reihsjtände aber nie ganz, konnte dem neuen 
Gefege Durchführung verihafft werden, So mußte daher noch lange Zeit beinahe bei jeter 
Reichsverſammlung der Landfriede von neuem bekräftigt und declarirt werden, z. B. in den 
Reichsabſchieden von 1498, 1500, 1505, 1510, 1512; nod lange Zeit dauerten die Klagen 
über erhoberre Fehden und Landfriedensbrüche, über Saumjeligfeit in Handhabung des Land: 
friedend und über die Unwirkſamkeit ver vollziehenden Gewalt zu dieſem Zmede. Im Jahre , 
1521 wurde in feierliher Bertragsforn der Landfriede erneuert und ein neuer Landfriede unter 
BZugrunvelegung des von 1495 und feiner fpätern Erklärung befannt gemadt. Allein ſchon 
im Jahre 1529 mußte der Landfriede wiederholt werden, und im Jahre 1541 wird er wegen 
neuer Übertretungen von neuem beftätigt „bis zum nächſten Reichstage oder bis zu einem abzu— 
baltenden Nationalconcilium”. Im Jahre 1542 wird in einem Reichsabſchiede diefe Beftäti- 
gung auf fünf Jahre erneuert, und im Reichsabſchiede von 1543 fagen ih die Stände „bei 
ihren fürftlichen Ehren und Würden und wahren Treue an geſchworne Eidesſtatt“ die Haltung 
des Landfriedens von neuem zu; dies wird in dem Meichdabfhiede von 1544 wiederholt, 
namenrlih auch in Beziehung auf die Religiongftreitigkeiten, und im Jahre 1545 mußte wieder 
ber Landfriede erneuert werden. Endlich kam aber tie auf den frühern Reichstagen vielfadh 
beſprochene neue genaue Revifion der frübern Landfrieden und die Errichtung eines neuen Land: 
friedend auf dem Reichdtage zu Augsburg im Jahre 1548 unter Karl V. zu Stande. Allein 
auch diefer Landfriede enthält Feine wefentlihe Neuerung. Gr führt blos das weiter aus, was 
der Pandfriede von 1495 gründen wollte, und ift meift wörtlih auf den Landfrieden von 1521 
gebaut. An diefen neueften und legten Landfrieden ſchloß jih dann der Neligionsfriede von 
1555 an. Es ift Died eine wörtlice Wiederholung des Landfriedens von 1548, nur mitnäherer 
Anwendung auf die Religionsftreitigkeiten, und deshalb Heißt er auch Neligiond: und Land: 
friede, Religions- und gemeiner Friede oder Religions, Brofan: und Landfriede. Es follte 
nämlich durch ihn in Beziehung auf die der Religion wegen entflandenen Meinungs: und 
Glaubensverſchiedenheiten ebenfo jedes eigenmächtige Bekriegen ausgeſchloſſen werden, wie die 
Landfrieden e8 überhaupt ausfhließen. Nur einen Hauptzufag zu dem Yandfrieden enthält der 
Religiondfriede von 1555, eine neue Executionsoördnung in Beziehung auf Religions: und 
Landfrieden. 

Die auf diejen Frieden folgenden ftürmifchen und befonders durch die EL 
vielbewegten Zeiten gaben freilih no ein Jahrhundert lang Veranlaffung zu vielen Klagen 
über bie Nichteinhaltung tes beſchworenen Friedens und zu fortgefegten Erneuerungen deflel: 
ben. Indeijen blieb ed von jegt an bei bloßen Wiederholungen und Beftätigungen des Lanp- 
friedend von 15483 und des Religionsfriedend von 1555. Allmählich trugen auch die Ginflüfle 
fleigender Gultur, veränderter Lebensrichtung, kräftigerer Entwidelung der Territorialgewalt 
und anderes zur beffern Aufrehthaltung des Friedens im Innern Deutihlands bei. Allein freis 
li bei ven mädtigern Reichsſtänden fehlte es doch ſtets an einer äußern Garantie fiir Die fefte 
Haltung des gelobten Friedens, 

Durch ven Landfrieden von 1495 und die auf ihn folgenden Gefege wurde der Begriff des 
Landfriedensbruchs und des Friedensbruchs fehr beſchränkt. Das Verbredhen des Lanpfrie: 
densbruchs und des Friedensbruchs überhaupt bejchränfte ih nunmehr blos auf dad Erheben 
einer Fehde. Es kam dies auf eine ganz natürliche Weife. Das, was die alten Friedensbruchs— 
fahen an Folgen miteinander gemeinſchaftlich hatten, wie z. B. ven gerihtlihen Zweifampf, hatte 
fh nach und nad verloren. Der Conflict des eindringenden Römiſchen Rechts mit deutſchen 
Anfihten und Gewohnheiten flieg immermebr; aber eben viefer Conflict und die grobe 
Willkür, mit der die Strafrehtöpflege an vielen Orten gehandhabt wurde, forderten dringend 
ein Ginfchreiten des Gefeggebers, und man ſah immermehr ein, daf ed nit genügte, in den 
Reihegejegen (mie e8 in den alten gefeglihen Landfrieden der Fall war) im allgemeinen gegen 
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ſchwere Verbrechen zu eifern und einige Beſtimmungen über fie zu treffen. Es mußte noth⸗ 
wendig durch eine umfaſſende Legislation das Alte mit dem Neuen vermittelt werden. An die 
Wirkſamkeit einer ſolchen Legislation aber konnte gar nicht gedacht werden, ehe nicht gemeiner 
Friede im Reiche hergeſtellt und alles Fehderecht verbannt war. Hieraus ſchon erklärt es ſich, 
wie die neuen geſetzlichen Landfrieden von 1495 an blos von der Aufhebung des Fehderechts 
handeln und von nun an in allen ſpätern Reichsgeſetzen und Landfrieden der Landfriedensbruch 
blos auf das Befehden beſchränkt wird. Deshalb ſchöpft auch der Landfriede von 1495 nicht 
aus den alten geſetzlichen Landfrieden, ſondern blos aus den alten vertragsmäßigen, lediglich 
gegen das Befehden gerichteten Landfrieden. Der vertragsmäßige, auf 10 Jahre geſchlofſene 
Landfriede Friedrich's III. von 1486 iſt beinahe durchaus die wörtlihe Grundlage des gefep- 
lihen Landfriedens von 1495. 

Die dringend nothwendig gewordene Legislation erſchien endlih im Jahre 1532 (Die pein⸗ 
liche Gerichtsordnung Karl's V.). Allein neben und nad ihr werden dennod der Landfriede 
von 1495 und feine fpätern Declarationen immer wiederholt, denn fie haben nicht den Zweck 
jener Kegislation, Beftimmungen über die einzelnen Verbrechen und deren Proceß zu geben, 
fondern blos den, das allgemeine Briedensverhältnig durch Ausfchließen jeder Fehde aufrecht zu 
erhalten, das allein jener Legislation Wirkſamkeit und Erfolg verſchaffen konnte. 

Dagegen handelt jene Legislation beinahe von allen den Verbrechen, melde nad) dent mittel: 
alterlihen Rechte Friedensbrüche bildeten, gibt ihnen aber diefen Namen nicht mehr. So ver: 
ſchwindet daher der Name Friedensbrecher und Friedensbruch für ſchwerere Verbrechen nad un 
nad ganz. Friedensbrecher ift von num an nur, wer wirflih Krieg, d. h. eine wahre Fehde 
erhebt. 

Zwar zeichnet immer nod) das deutfhe Gewohnheitsrecht und zeichnen mande Particular: 
gefeße den Hausfriedensbruch, wenn jemand in feinem Haufe, und den Burgfrievensbrud, 
wenn irgendjemand in den Wohnungen ded Regenten oder deren nächſten Umgebungen 
vergewaltigt oder auch nur injuriirt wird 27), aus. Allein von der Anwendung der alten Frie: 
densbruchſtrafe ift feit der Carolina hier feine Rede mehr; auch bilden jene Handlungen feine 
beiondern Verbrechen, jondern die Verlegungen jener Befriedigungen find nur ſtrafſchärfende 
Momente für das anderweite Verbrechen, weldes durch ſie begangen wird. Ebenfo behielten 
mande Particularrechte in ihren ältern Gefegen das oben unter Mr. 2 angeführte Inftitut des 
Friedenbietens und Wriedengelobens bei. Allein das Brechen eines folden gebotenen und 
gelobten Friedens galt aud wieder nur für ein die anderweit verdiente Strafe ſchärfendes Mo— 
ment, und die fpätere Praris nahm am Ende, freilich ſehr mit Unrecht, auf diefen Punkt gar 
feine Rückficht mehr. 

So ift es nun aud in unfern neuen umfaffenden Barticularftrafgefegbüchern und in ven 
Entwürfen zu ſolchen. Mandje erwähnen eines Friedensbruchs gar nicht; andere erwähnen 
blos ded Haus: und Burgfriedensbruchs in dem vorhin angegebenen Sinne und einige aud 
eines Landfriedensbruchs, unter dem fie gewifle befonders ftrafbare Vergewaltigungen gegen 
Private begreifen, oder jle fallen auch unter der Rubrik „Friedenoſtörungen“ einige Eigen: 
mädhtigfeiten und Gewaltthaten zufammen, aber jo, daß man babei nicht recht einfieht, warum 
fie denn andere Gewaltthätigfeiten von diefer Rubrik trennen und unter andere Rubriken ftellen. 

Die Sache und die innere Natur der Verhältniffe bleibt ftets und fo aud hier dieſelbe 
Durch jedes doloje Verbrehen — wie unfere Altvorbern richtig erfannten — wird in Wahrheit 
ſtets der Friede gebrochen, zunähft mit dem Verlegten, mittelbar mit der zum Rechts- umd 
Friedendverein verbundenen Geſammtheit, und die Strafe ift ihrem Grunddarafter und ihrer 
innern Natur nad im wefentlihen eine genugthuende Ausgleihung und Wieberberftellung 
des Friedens, eine Gompofition. Allein die Form der Auffaflung der Sade, ihre Einkleidung 
und damit auch die nähere Beftimmung ber einzelnen Mittel und der nächſten Wirkungen, mit 
denen man die Sache begleitet, hängt von Eultur, Rage, Eharafter und Neigungen des Volkes 
und feines Gefeggeberd und von den Zeitverhältniffen und Zeitanfichten ab und wird mit dieſen 
ſtets wandelbar fein. K. G. von Wächter. 

ebronius, ſ. Hontheim. 
ehde, ſ. Compoſitionen-⸗Syſtem und Fauſtrecht. 


27) Manche Particularrechte unterſcheiden auch noch einen fogenannten uneigentlichen Burgfriedene- 


bruch, Vergewaltigung an andern beſonders befriedeten Orten, 3. B. an Gerichteflellen, Kirchen, Uni— 
verfitätdauditorien u. |. w. 
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Feldherr. Der Feldherr ift nach dem herrſchenden Sprachgebrauch der oberfte Befehlehaber 
eines Heeres. In der poetifhen Sprache bezeichnet man wol jeden General fo, ohne Rüdiidht 
barauf, ob er eine Armee, oder ob er nur eine Armeeabtheilung befeblige. In der befonders 
genauen Sprache wird man aber das Prädicat Feldherr nicht einmal jedem Oberbefehlshaber 
eines Heeres beilegen, jondern nur demjenigen, welcher vollfommen die Gigenfchaften hatte, um 
eine ſolche Stellung würdig auszufüllen, Gigenfchaften, welche freilich nicht jedermann noth— 
wendig auch haben muß, den der Lauf der Dinge an die Spige eines Heeres gebracht hat. Wir 
halten uns bier an den herrſchenden Spradgebraud. 

Der Krieg ift das Thätigfeitögebiet des Feldherrn, und derjelbe muß daher vor allem friege: 
riſche Eigenſchaften over diejenigen haben, melde ihn zur Führung des Kriegs und zum zweck⸗ 
mäßigen Auftreten in allen Lagen deflelben befähigen. Dabin gehören neben dem perfönlichen 
Muth, welden jeder Soldat braudt, der moralifche Muth, die Keftigkeit des Charakters, die 
Kennmig der Zwede, der Mittel des Kriegs und des zweckmäßigen Gebrauchs diefer Mittel, 
eine Beriönlichfeit, welche Vertrauen zu etweden, Achtung und, wo ed fein muß, Furcht einzu: 
flößen verfteht. 

Rur ein hoher moraliiher Muth macht es dem Feldherrn möglich, die ganze Berantwort: 
lichkeit feines Amts Fräftig auf feine Schultern zu nehmen, fletö nicht blos jo zu handeln, wie 


er glaubt handeln zu müffen, ſondern auch ſchnell und entſchloſſen ſo zu handeln, ohne zu fra ' 


gen, was fein Kriegäherr, was der Hof, was die Leute überhaupt dazu fagen werden, felbfibe- 
wußt und im Vertrauen auf das gerechte Urtbeil der Nachwelt und der Gefhichte Nur mit 
bobem moraliihen Muthe ausgeftattet wird der Feldherr vermögen, am rechten Orte kühn, am 
teten Orte vorjihtig zu handeln. „Wagen gewinnt” heißt das Feldherrnſprichwort, deflen 
Wahrheit vie Geihichte aller großen Krieger beftätigt; jchon oft gab ein keckes Zugreifen auf 
einem Bunfte des Schlachtfeldes oder des Kriegdfchauplages den Sieg, wo die Dinge ſchon ver— 
zweifelt zu ftehen ſchienen. Und was die Gefchichte lehrt, das ift auch das Refultat der wilfen- 
ſchaftlichen Überlegung. Wo bei jever der Parteien Unſicherheit über die wahre Kraft des Fein— 
des, über deflen Stinnmung im gegebenen Momente waltet, da hat wol diejenige viele Chancen 
des Siegs für jich, welche ihre Kraft möglichft zufanımennimmt und auf ein beſtimutes Ziel, 
meldes fie ſich ſelbſt ſteckt, concentrirt, nit auf ein Ziel, welches der Feind ihr erft geben full. 
Beil dies eine vernünftige kriegswiſſenſchaftliche Bildung zeigt, fo wird jie ſtets dem Feldherrn 
müglid jein, wenn deſſen Naturanlagen ihn nicht ganz unfähig zu ihrer Aufnahme maden. 
Dft werden uns große und glüdliche Feloherren in den Geſchichtsbüchern als bloße Haudegen 
geſchildert, und fie werden dann wol ald Beifpiele zu dem oft verfuchten Beweiſe aufgeftellt, daß 
kriegswiſſen ſchaftliche Bildung mehr ſchade ald nuge. Aber jobald man genauer zufieht, vallen 
die Beifpiele ſehr ſchlecht zum Beweife. Blücher, der alte Hufar, wie er genannt wird, ift eines 
der beliebteften Beifpiele folder Art; indeſſen ift es doch befannt, daß, wenn Blücher aud feine 
Kriegsſchulen beſuchte, er dafür durch die Führung von Tagebüchern über feine Feldzüge und 
durch Geſpräche über friegerifche Ereigniſſe feine wiſſenſchaftliche init in den Gang des 
Kriegs zu entwideln ſuchte, und daß er dabei mindeftens fo viel gewann, um in allen Zweifels— 
fällen ver von ihm anerfannten höhern Einſicht feines Generalſtabechefs Gneifenau ſich unbe- 
denklich unterzuordnen. So gebt e8 in allen aͤhnlichen Fällen, die aufgeführt zu merben pflegen. 

Daß ein blos blindes Drauflosgehen nicht zum Zwecke führen könne, bedarf keines Beweiſes. 
Iſt die Kühnheit in jedem Zweifelöfalle wohl angebracht und als ein zweckgemäßes Wagen zu 
bezeichnen, fo gibt es auch ſicherlich Bälle, in welden die Vorſicht offenbar das beffere Theil ift. 
Es bevarf aljo für den Feldherrn der Intelligenz, der Unterſcheidungsgabe, die ſich auf Grund: 
fäge, alfo auf eine auf wiffenfhaftlihem Wege gewonnene Überzeugung fügt. 

Die friegswiflenfhaftlihe Bildung, welche jomit als eins der Attribute des Feldherrn auf- 
geftellt werden muß, ift aber durchaus nicht zu verwechfeln mit einem encyklopädiſchen Wiffen. 
Daß der Feldherr jeden Nagel am Geihüg, jeden Riemen am Lederwerk der Soldaten, oder daß 
ein Feldherr, der hunderttauſend Mann und mehr befehligt, jeden Fußſteig des Kriegsſchau— 
plages kenne, auf dem er handeln joll, wie ed wol hier und da von dem und jenem gerühmt wor- 
ven ift, das ift im höchſten Maße überflüfjig, und ſolche Kenntniß eines Mannes bürgt allerdings 
nit im geringften dafür, daß derjelbe ein Feldherr sei, ja fie kann felbft für das Gegentheil 
bürgen. Zu feiner Ergänzung in der Kenntniß ded Details, zu feiner Unterftügung in Beberr- 
hung des Details hat der Feldhetr feinen Stab. Es ift gut, daß er jo vielvom Detail wiffe, um 
ed controliren zu können, aber mehr ift vom Übel. 
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Zn den Charaktereigenihaften und in derjenigen Art allgemeiner Eriegerifher Bildung, 
auf welche jene Charaktereigenſchaften ji theilweife fügen müffen, um wahrhaft fruchtbar zu 
werben, darin Eönnen den Feldherrn die Gehülfen feines Stabes nicht erfegen und ergänzen. 

Wenn zum Wagen Entſchloſſenheit, moraliſcher Muth gehört, fo zum Behaupten des Ge— 
mwonnenen oder zur Durchführung der Entihlüffe, des einmal begonnenen Werks Feitigkeit. 
Wenn man mitten in der Handlung ift, jo wird ſich niemals alles genau fo ftellen, wie man es 
ſich zum voraus gedacht hat; Zwiſchenfälle werden immer eintreten, welche den Dingen eine 
andere Geitalt geben, als jie nach der urfprünglihen Meinung etwa haben jollten. Man findet 
den Feind nicht genau Dort, wo man ihn zu treffen wünſchte, man findet ihn dort ftärfer, als 
man date, bier ſchwächer; man dringt auf einem Punkte nicht jo Schnell durch, als man es 
berechnet hatte, man verliert einen andern, den man eigentlih behaupten wollte. Da gilt e# 
dann, fich nicht fogleich irre machen zu laffen, nicht ſogleich von dem urfprüngliden Plane abzu— 
geben, ſondern audzuharren, nicht alled verloren zu geben, weil nicht jedes Einzelne fich gerade 
fo fand, ald man ed wünſchte. Es ift aber klar, daß die Feſtigkeit des Charakters bier wieder 
dur eine folde Anordnung des Pland unterflügt werde, daß unbedeutende Zwifchenfälle 
feinen entſcheidenden Einfluß auf feine Durchführung gewinnen können, daß alſo wiederum die 
Intelligenz eine Stüge für die Behauptung jener Feftigfeit, jenes Ausharrend wird, meldes 
ſchließlich zum Siege führt. 

Achtung, Vertrauen und Liebe feined Heeres, ohne welche er wenig ausrichten wird, erwirbt 
ſich der Feldherr durch feine Eriegeriichen Erfolge und durch jein Wohlwollen. Gin mohlwollen: 
des Herz leitet ihn zur Sorge für feine Soldaten an, er wird jie niht unnüg anftrengen, nicht 
unnüg opfern; wo Anftrengungen und Opfer nöthig find, dort wird er fie freilich mit Feſtig— 
feit fordern und in ihnen mit gutem Beifpiele vorangehen, wobei ihn eine fefte Geſundheit und 
ein kräftiger Körper unterflügen müffen. Jugend des Geifted und Herzens wird ed ihm leicht 
machen, den Soldaten nahe zu treten, jich in deſſen Gedanfen zu verfegen, und fo wird er aud 
leicht jene Art von Beredſamkeit fih aneignen, welde, ohne des Schmuds rhetorifher Blumen 
zu bedürfen, ohne ji in langen Sermonen zu zeigen, durd ein paar Schlagworte im rechten 
Augenblid ganze Heere willig auf die Bahnen mit fortreißt, welche der Feldherr einzufchlagen 
für gut findet. 

Die kriegeriſchen Eigeniharten find dem Feldherrn vor allen Dingen nöthig, aber wenn 
man erwägt, daß ber Krieg ein Mittel der Staaten ift, gewiffe politifche Zwecke zu erreichen, fo 
wird man erkennen, daß fie fhmerlih genügen. Wir müffen hier von ver Stellung des Feld: 
herrn zum Staate, zur Staatögewalt und zum Volfe reden. 

Der Feldherr wird ernannt oder empfängt fein Mandat von dem Souverän, der bes 
rechtigt ift, Politik zu treiben. Wem die Souveränetät zufleht, das hängt ab von der Staatä- 
verfallung. r 

In der Despotie oder der abjuluten Monarchie hat fie ver Despot oder abfolute Monarch. 
Er kann ſich jelbit an die Spige des Heeres ſtellen, oder er fann einen andern mit der Führung 
des Heeres beauftragen. Das erftere ift wol bei jedem größern Kriege dann das Zweckmäßigſte, 
wenn ber Monarch jich einigermaßen die erforberlihen Feldherrneigenſchaften zutrauen Fann. 
Da das Volk nichts zählt, To ift hier die Volitif des Staates nichts anderes als die Politik des 
Monarchen. Wird diefer jelbit zum Feldherrn, jo führt er nur die Politik, die er im Frieden 
getrieben, jegt mit Waflengewalt weiter. Jeden Erfolg, den er mit den Waffen erringt, kann er 
augenblidlih und ohne erft einen andern zu fragen, durch diplomatifche Verhandlungen aus— 
beuten, Verträge mit Befiegten, Hülfsverträge mit bisher ſchwankenden Neutralen, weldhe durch 
feine Erfolge eingeſchüchtert jind, abſchließen, drohendem Unglüd vielleicht gleichfalls durch 
entſchloſſenes Eingehen auf angebotene oder fonft zu erzielende Verträge aus dem Wege geben. 
Diefe Möglichkeit der unmittelbaren Verbindung der diplomatifhen Mittel mit den militäri— 
ſchen ift augenfheinlic ein ungemeiner Bortheil, wie ſich von ſelbſt verfteht, größer in geſchickten 
als in ungeſchickten Händen; ein Vortheil aber bleibt ie immer. Außervent ift es ein Bortheit, 
wenn der Feldherr zugleich über alle Kriegämittel der eigenen Staaten unbedingt verfügen kann, 
für die Kriegfübrung mindeſtens; für den despotiſch regierten Staat, deſſen armes Volf kann 
die Sache allerdings leicht eine fehr üble ein. 

Hat ein abjoluter Monarch die innere Berechtigung, fein eigener Feldherr zu fein, jo fann 
man aud) wol ſtets voraudjegen, daß er im Frieden gleihfall# der wahre Regent ſei. Befannt- 
lich aber trifft ed durchaus nicht immer zu, daß der Kaiſer, König u. ſ. m. der abfoluten 
Monardie der wahre Regent ifl. Im Gegentheil find Hofcliquen, Maitreffen u. ſ. m. diefer 
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wahre Regent weit häufiger. In dem Fall wird ſchwerlich der abjolute Monarch fein eigener 
Feldherr werden; es ift aber nun auch nicht wahrſcheinlich, daß er den Felpherrn ernenne. Das 
übernehmen vielmehr für ihn die Hofcliquen, Maitreffen u. ſ. w. So war es in Franfreid im 
18. Jahrhundert, und was dabei herauszukommen pflegt, ift weltbefannt. Von dem Feldherrn 
werden bier nicht Feldherrneigenſchaften, jondern Höflingseigenihaften, gute Schenfel und 
Abnliches verlangt; ja wenn mehrere Hofeliquen ih einander befehden und ungefähr das Gleich— 
gewicht halten, jo fommt ed wol vor, daß ausdrücklich nur deshalb zwei Heere auf bemfelben 
Kriegsihauplag unter zwei Feldherrn (jogenannten) gebildet werben, um jeder Hofclique oder 
jeder Maitrefle ven ihrigen zu geben. Unter ſolchen Umſtänden Hört natürlich jede Rede davon 
auf, daß der Feldherr die Wolitif feines Staates treibe. Die Politif hängt hier eben von dem 
Luftzuge ab, welder Mänteihen und Unterröcde bewegt. Um nicht anzüglich zu werden, unter= 
laflen wir es, Beilpiele für ſolche Bälle aus der neueften Zeit zu eitiren, und begnügen ung, 
nur auf die franzöfiiche Geſchichte des 18. Jahrhunderts zu verweifen. 

Ehe wir von der abjoluten Monardie fcheiden, müſſen wir noch zwei Dinge erwähnen. 
Zuerft nämlich kann es ich ereignen, daß ein abfoluter Herrſcher, obgleich er fich wol getraut, 
eine Armee zu führen, dennoch nicht felbft ihr Commando übernimmt, fondern ed einem an— 
bern überträgt, und dies aus zwei Gründen. Wenn der abfolute Herrſcher zugleich der Ober: 
priefter jeined Staates it, jo muß er fi Die linfehlbarfeit bewahren, die doch mehr oder minder 
erihüttert werden würde, wenn er einmal Diebe befüme, Da nun dieſes aller menſchlichen 
Berehnung nad auch von dem bemäbhrteften und glücklichſten Feldherrn nicht ganz zu vermeiden 
fein wird, fo darf ſich der abfolute Herrſcher diefem Schickſalsfalle nicht ausfegen, muß vielmehr 
einen andern fenden, welder ald Sündenbod gelten fann. Wir meinen, daß ed mehr ald irgend= 
ein anderer gerade diefer Grund war, welder ven Kaifer Nikolaus von Rußland beftinmte, 
niemals eine jeiner Armeen ſelbſt zu führen, obgleich er jie einigemal begleitete, um ihnen noch 
Veinen orthodorpäpfllihen Segen mit auf den Weg zu geben. Kaum war je in einem Herrſcher 
Europas diejed Bewußtſein, daß er ſich feine Unfehlbarkeit unberührt erhalten müſſe, ſo aus— 
geprägt als in dem Kaifer Nikolaus. Ein anderer Fall, der den Selbftherriher abhalten fann, 
ih jelbit an die Spige einer Armee zu ftellen, obwol er fi getraut fie zu führen, ift der, daß 
er den Ausbruch von Unruhen im eigenen Lande während jeiner Abweſenheit fürchtet, die, wie er 
glaubt, er nur jelbit genügend unterbrüden fünnte. Das war, wie behauptet wird, und wol 
nicht ganz ohne Grund, die Urfache, aus der Napoleon Il. ih 1855 nicht nach der Krim begab. 
Narürlih kommt bier auf die Entfernung des Kriegsihauplaged vom eigenen Lande viel, ja 
faft alled an. Derjelbe Mann, welder feine Armee in der Krim 1855 nicht commandiren mochte, 
fonnte ſich doch ganz wohl an die Spige eined Heeres ftellen, welches unmittelbar an Frankreichs 
Grenzen 1859 in Italien fechten ſollte. 

Die zweite Sache, deren wirermähnen müffen, ift diefe, daß der abfolute Herrſcher zwareinen 
Obergeneral für feine Armee ernennt und fie dieſem zur Führung übergibt, jelbft aber die Armee 
mährend des Kriegs begleitet. Der Obergeneral (Feldherr) fol Hier gewiſſermaßen das joge- 
nannte „rein militäriſche“ Geſchäft verſehen; neben und über ihm aber ift zugleich die „höhere““ 
Staatspolitif in der Perſon des abfoluten Herrſchers im Lager. Daß dabei nichts Vernünftiges 
zum Vorſchein fommen kann, folgt aus dem innigen Zufammenbang von politifcher und militäs 
riſcher Handlung einerfeits, aud der verſchiedenen Stellung, melde der abjolute Herriber und 
deſſen Feldherr einnehmen, andererfeits. Läßt ſich dieſer Feldherr, wie ed hier gedacht 
wird, wirklich zum bloßen Hammer, zum Haudegen herabſetzen, ſo muß der abſolute Herrſcher 
doch wieder den wahren Feldherrn ſpielen, indem er die großen Züge ordnet, und num kommt es 
darauf an, ob er wirklich Feldherr ift. Wenn er es ift, wozu nahm er dann noch einen ſogenann— 
ten Feldherrn mit ich? Wenn er es nicht ift, warum blieb er nicht zu Haufe? Läßt ſich der ſoge— 
nannte Feldherr nicht zum bloßen Hammer madyen, fo gibt ed ohne alle Frage zwei ſich befeh— 
dende Hauptquartiere, die bald fehr jharf einander gegenüberftehen werden. Das zweckmäßigſte 
Beifpiel, um ſich alle bier einfhlagenden Bälle klar zu machen, wird die Stellung ded Kaiſers 
Alerander I, und Rutujom’s im Jahre 1805 geben. 

Das Ding, weldes man conftitutionelle Monardie zu nennen pflegt, ift ein äußerſt vielge— 
ſtaltiges lingeheuer; bald gleicht es, wie ein Ei dem andern, ver abjoluten Monarkie, bald 
ebenio ſehr der Republik. Und dies tritt befonders in Dingen des Krieg hervor, weshalb 
unferer Meinung nad) die Staatsmänner mol VBeranlaflung haben, fih mit dieſen etwas näher 
zu beihäftigen, ald gewöhnlich gefhieht. Nähert ſich die conftitutionelle ver abjoluten Monarchie, 
fo wird fiher der Feldherr vom Fürften ohne Beirath oder Beiſtimmung irgendeined andern 
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Elements der Regierung ernannt, und in diefem Fall fann auch der Fürſt felbft an die Spige 
des Heeres treten; nähern ſich die Zuftände einer conftitutionellen Monardie den republikani- 
fen, fo wird jedenfall das Minifterium und dadurch auch die Nationalvepräfentation in irgend⸗ 
einer Form einen großen Einfluß auf die Wahl des Feldherrn Haben oder wenigftend ſtets zu 
baben fuhen. Es ift dann nicht gerade wahrſcheinlich, daß der Fürft felbft an die Spige des 
Heeres tritt; die Volksmeinung wird fi in der Regel dagegen erflären, in der Beforgnis, daß 
der Fürſt fih im Felde an das abfolute Negieren gewöhnen und ſich zugleich einen mehr als 
winfchenswerthen perfönliden Einfluß auf dad Heer verfchaffen möchte, ver ihm ſpäter Muth 
und Luft zu Gingriffen in die Verfaſſung machen fönnte. 

In Nepublifen fann die Feldherrnſchaft möglicherweife an beftimmte Wahlämter geknüpft 
fein; wir finden dies im Altertbum z. B. fehr häufig. Man erinnere ſich an die athenifchen 
Arhonten, Später Polemarden undnod ſpäter Strategen, weldye ſämmtlich auch Frievdensbeantte 
waren, dann an die römischen Gonfuln. Over ver Feldherr muß für jeden Krieg erft befonders 
erwählt werben. Die Wahl oder Ernennung fann nun entweder von der Executivbehörde, 
welche an der Spige der Republik fteht, erfolgen, oder es kann auch eine Mitwirkung der Reprä— 
fentantenverfammlung eintreten, wie z.B. in der Schweiz nicht blos der Oberfeldherr, fondern 
auch deſſen Generalftabscher von der Bundeöverfammlung ermählt wird. In ariftofratifchen 
Nepublifen, wie ed 3. B. in Venedig wirklich der Fall war, kann es vorfommen, daß man den 
Befehl der Armeen lieber Landesfremden ald Landesangehörigen anvertraut, damit nicht eine 
der regierenden Bamilien Gelegenheit gewinne, durch die Hreresführung ſich ein Übergewicht 
über alle andern zu verfchaffen. 

Die Hände, aus denen der Feldherr fein Amt empfängt, find alfo äußerft verfchiedene, und es 
iſt unſchwer einzufehen, daß dieſe Verfchiedenheit audy eine Berfchiedenheit ver Stellung des Feld⸗ 
bern zu Regierung und Volk bedingen wird. Doch baben wir bisher immer, nur von dem 
Feldherrn eines Ginbeitöftanted geredet und müflen nun noch den Feldherrn eines Bundes 
unferer Betrachtung unterwerfen. 

Bei einem vorübergehenden Bunde mehrerer Mächte für einen beftimmten Krieg kann ent- 
weder für die Geſammtſtreitmacht, welche fie ind Feld ftellen, ein Feldherr ernannt werden, oder 
es kann dies auch unterbleiben, indem vielmehr die verbündeten Mächte nur imallgemeinen über 
einen Kriegsplan im großen übereinfommen, indem jede Negierung ihren Feldherrn danach 
inftruirt, indem die einzelnen Feldherren zwar auf das gleiche Ziel, aber doch jeder feine Bahn 
gehen und nur, wo das abſolut notwendig erſcheint, fi untereinander verftändigen. Die Er: 
nennung eines gemeinfamen Feldherrn kann unterbleiben, wenn die Heere ver Verbündeten 
mindeftend im Anfang auf mehreren, mit genügender Beftimmtheit voneinander geſchiedenen 
Kriegsſchauplätzen auftreten, ja ed kann dann fogar vortheilgaft fein, fie zu unterlaffen; dage- 
gen wird ed minder vortbeilhaft, ja ſtörend, wenn die ſämmtlichen Heere von vornherein auf 
einem Kriegöfchauplag zufammengebrängt werden müflen. So hätte 1813 auf feiten der Ber: 
bünbeten die Ernennung eined gemeinfamen Oberfeldherrn leicht unterbleiben können; die 
Ernennung Schwarzenberg'd nugte jevenfalld nichts, und 1815 ging man auch von einer Erneue: 
rung dieſes Verhältniffes ab. Dagegen wäre ed 1854 beim Beginne des Krimfeldzugs, als 
Franzofen, Engländer und Türken auf der Halbinfel vereinigt wurden, fehr wünſchenswerth 
gewefen, jie unter einen gemeinjamen Oberfeldherrn zu ftellen. Es erfolgte aber nichts Derarti= 
ges. St.:Arnaud, fpäter Canrobert und noch fpäter Peliffier für die Franzofen, Lord Raglan 
und deſſen Nachfolger für die Engländer, Omer-Paſcha für die Türken ftanden nebeneinander 
und waren lediglicd darauf angewieſen, ih miteinander fo gut ald möglich zu vertragen. Wenn 
Napoleon INT. damals in der Krim erfchienen wäre, fo hätte er jedenfalls factiich ven Oberbefehl 
übernommen, wenn dies auch nicht formell audgefprodhen worden wäre. Wie befannt, würde 
England damit nicht fehr zufrieden gemefen fein. Wird bei einem vorübergehenden Bunde die 
Wahl eines Oberfelogerrn für nothwendig erachtet, fo ift die Ernennung natürlih Sache einer 
Übereinkunft, eined Gompromifles zwifchen den einzelnen verbündeten Mächten. Dabei wird es 
jicherlich foviel ald möglich vermieden werden, daß der Souveräneiner der Mächte felbft der Ober: 
felobere werde; die andern Mächte werden nicht mit Unrecht fürchten, er fönne nur für jib und 
feinen Staat Politik treiben, obwol er ihre Mittel dazu benugt, Sind die verbündeten Mächte 
eine jede für ſich felbftändig und ungefähr gleich flark, fo wird ed aus diefem Grunde nie vor— 
fommen, daf der Souverän der einen dad Obercommando erhält, und es ift mit großer Wahr: 
fcheinlichkeit anzunehmen, daß man felbft in die Stelle des Oberfeloberrn einen möglichft unbe- 
deutenden Menſchen zu bringen juchen wird. Iſt die eine der verbündeten Mächte allen andern 
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an Kraft überlegen und find die andern nur gezwungen, ihr Truppen zu ſtellen, jo wird aller: 
dings dad Verhältniß ein ganz andered. Napoleon I. fonnte Oberfeloherr Frankreichs und der 
Rheinbundöftaaten jein. 

Areten Staaten zu einem permanenten Bunde zufammen, fo wird diefer im Anfang immer 
bie Elemente zweier einander entgegengejeßter Tendenzen bergen, derjenigen zu größerer Eini⸗ 
gung, derjenigen zum Auseinanderfallen. Gleichheit der Intereſſen wird jener, Verſchiedenheit 
der Intereflen diejer Tendenz das Übergewicht geben. Am ſchärfſten wird fi Gleichheit oder 
Ungleichheit der Intereſſen ſtets in einem drohenden Kriegsfalle herausſtellen, und ein Kitt für 
den permanenten Bund wird es in ſolchem Falle ſein, wenn jeder ſeiner Einzelſtaaten nicht ſtark 
genug iſt oder ſich nicht ſtark genug fühlt, allein dem drohenden Feinde zu begegnen. In der 
Schweiz hat die Tendenz der Einheit obgeſiegt; in Rordamerika ſcheint das Auseinanderfallen 
in zwei Gruppen, welche jede in ſich dann vielleicht deſto feſter ſich ſchließt, bevorzuſtehen, obwol 
man den Zeitpunkt ſchwerlich vorausbeſtimmen kann, in welchem es erfolgt; in Deutſchland iſt 
im Bolfe die ideale Tendenz zur Vereinigung vorhanden, aber fie fehlt durchaus in den Regie- 
rungen, und da das deutſche Bolf nicht vielbebeutet, folange ed ih auf legalem Wege hält, jo ſcheint 
die Tendenz des Audeinanderfallens obfiegen zu müflen. Dies hat die Frage der Bundesfriegd- 
verfaffung und in ihr der Oberfeldherrnſchaft, welche 1859 auftauchte, recht deutlich gemacht. 

Der Deutihe Bund hat ein Bundesheer, welches indeſſen lange nicht alle Streitkräfte der 
in ihm vertretenen Staaten entbält oder beanſprucht. Für dieſes Bundesheer joll nah der 
Bundesfriegsverfaflung im Kriegsfall jedesmal ein Oberfeloherr von der Bundeöverfammlung 
erwäblt, von ihr in Eid und Pflicht genommen werben, ihr perſönlich verantwortlich fein und 
von ihr einem Kriegägericht unterworfen werben fönnen. Unter den Staaten, welde zum Deut: 
ſchen Bunde gehören, jind nun aber mindeftend zwei, Breußen und Ofterreich, welche nicht blos 
eigene Heere haben, ſondern auch jeder ein viel größeres ald dad ganze Bundesheer, welche euro: 
päiihe Großmächte find und als ſolche jeder feine eigene Politik treiben fünnen und wirk— 
lich treiben. Ein Souverän des Bundes, der über ben einzelnen Staaten fände, eriftirt nicht. 

Die Gejandtenverfammlung zu Frankfurt, welde der Bundestag genannt wird, ift ein ganz 
abhängiges Werkzeug, weldyes weder über Soldaten, noch über Geld, noch über die Geifter 
des Volkes herrſcht, vielmehr dazu dient, die einzelnen Fürften im Beſitz ihrer Domänen und 
alles deſſen, was fie für folde erkennen, ven Völkern gegenüber zu erhalten. Die am Bunbe 
aufgetauchte Frage der Oberfeldherrnſchaft ift in der That eine viel tiefer eingreifende als 
diefe: follen an die Stelle des einzigen Oberfeldherrn, welchen die Bundeöverfaffung vorſchreibt, 
zwei gejegt werben, einer für Norddeutſchland, einer für Süddeutſchland? Died wäre dad 
Wenigſte und ift von jehr geringer Bedeutung. Die Frage iſt ganz einfach diefe: ſoll ferner 
nod der bisherige Deutihe Bund einen Krieg beſchließen können oder nicht? follen vielmehr 
blos noch Ofterreih und Preußen Kriege beihließen fönnen ? wobei natürlich keins von beiden 
durch das andere gebunden jein kann. Wenn Preußen ſich weigert, einen gemeinjamen Bun: 
des feldherrn anzuerkennen, fo jagt ed damit auch ganz einfach, daß ed ſich nicht für verpflichtet 
bält, einen Kriegsbeſchluß des Bundes anzuerfennen. Der Bund ift alfo factiſch auseinander. 
Und wenn 3. B. jegt die fogenannte Bundeskriegsverfaſſung dahin abgeändert würde, daß 
fämmtlihe norddeutſche Gontingente der militärifchen Leitung Preußens, fammtlide ſüddeutſche 
der militäriſchen Leitung Oſterreichs unterſtellt würden, ſo wäre damit abſolut gar nichts über 
die viel wichtigere Frage feſtgeſtellt: wo ſitzt jetzt eigentlich die Behörde, welche rechtskräftig und 
mit Erfolg beſchließen kann, daß Preußen (Norddeutſchland) und Hſterreich (Süddeutſchland) 
ihre Heere und ihre Feldherren gleichzeitig, für denſelben Krieg, zu dem gleichen Ziel aufſtellen? 
Sie fügt nirgends! Preußen (Norddeutſchiand) und Ofterreih (Süddeutfchland) treten vielmehr 
in allem Weſentlichen, mögen die bundesſtaatsrechtlichen Redensarten dafür ‚gewählt werben, 
wie fie wollen, in das Berhältniß von zwei Großmächten zueinander, welde für einen beftimm- 
ten Kriegsfall fih miteinander verbünden fönnen, welde aber durchaus nit für eine Reihe von 
Kriegsfällen verbunven find, über die eine gemeinfam fie beherrihende Macht beſchließen fann. 
Alles ift fomit der Übereinkunft im beitimmten Falle überlaflen, vie ebenjo wol zu Stande kom— 
men als nicht zu Stande kommen fann. Und wenn man an die Stelle der Zweieinigfeit die 
Dreieinigfeit (Trias) jegt, fo fommt man um keinen Schritt weiter, ald daß man die mögliche 
BZweinmeinigfeit in eine mögliche Dreiuneinigfeit verwandelt hat. Alle Redensarten, mit wel: 
den man die Sache umfpinnt, werden aud diefen Dilemma nicht hinausführen: der Deutſche 
Bund kann feine Macht fein, folange er zwei Großmächte einſchließt, feine Macht fein, folange 
er nicht felbft eine Großmacht ift, folglich feine Macht fein, folange nit an die Stelle von 


312 Feldherr 


dreißig und einigen Dynaſtien das einzige Intereſſe, welches die Grundlage der Einigung 
enthält, dasjenige des Volkes gejegt iſt. 

Von wem immer der Feldherr ernannt over erwählt ſein möge, jo muß er im Kriege eine 
gewiſſe Politik vertreten, die im voraufgegangenen Frieden ihre Wurzein hat und die aus dem 
Kriege ald berechtigt oder jelbft gefräftigt hervorgehen foll. Daher jollte der Feldherr Staats: 
mann jein; er follte es auch jein, um während der Kriegführung jelbit von jenen diploma— 
tifhen Mitteln, durch welche die militärischen weſentlich verftärft werden, einen pajlenden Ge: 
braud zu machen. Er follte zugleich innerlih von der Wahrheit und Berehtigung jener 
Politik durchdrungen fein, für welche er die Waffen zu führen berufen ift. Diefe Politik wird 
fich allerdings das eine mal leichter mit ganzer Seele auffallen und ergreifen laffen als pas andere 
mal. Wenn ein Volk ich für feine Freiheit und Unabhängigfeit erhebt, wenn jeder Mann des 
Bolfes entſchloſſen ift, für fie zu kämpfen, daun ijt vie politifhe Grundanſicht eine jehr einfache 
und zugleich eine jolde, für die ein jeder Vollsangehörige Ad; begeiftern fann. Die Politik der 
Befreiungäfriege, wenigftens der Jahre 1813 und 1814, war eine fo einfache nur für Breupen 
und jie hatte ihren rechten Feldherrn in dem alten Marihall Vorwärts gefunden. Bon allen 
den Feloherren an der Spige der verbündeten Heere in jener Zeit war er ber einzige, Der ganz 
und gar von dem Kaffe des Volkes gegen die Unterprüfung und den Unterbrüder durhdrungen 
war, der demgemäß auch militäriih handelte und aus dieſem Gejihtöpunfte die Anwendung 
aller viplomarishen Mittel betrachtete. Von den Diplomatifhen Mitteln gar nichts willen 
wollen, das. war nämlich die wahre Politik von diefem Gefichtöpunfte aus. Kür die Feldherren 
der andern verbündeten Mächte hatte ver Krieg vielmehr den Charakter eined Cabinetskriegs. 

In innern Kriegen, Nevolutiond- oder Infurreetionskriegen kann ed namentlich vorfommen, 
daß ber Feldherr mit derjenigen Politik, melde er vertreten joll, gar nicht einverftanden if. 
Es ift flar, daß dies ein Unglück für die Sache ift, weiche er verireten joll. Ein intereflantes 
Beijpiel aus der neueften Zeit für ven Fall, daß der Feldherr eineeigene, von jenerder Regierung 
abweichende Politik treibt, iſt Görgey während des ungariſchen Inſurrectionskriegs von 1849. 

Aus demjenigen, was wir oben über die vorbeilbafte Stellung des abfoluten Monarchen 
fagten, welcher al& fein eigener Felpherr auftritt, geht hervor, daß man im allgemeinen jagen 
fann, ein Feldherr werde um fo mehr leiſten fünnen, je mehr Mittel und je mehr Freiheit, fie 
anzumenden, aljo aud diplomatiſch zu handeln, ihm gegeben ſind. 

Dft aber wird von dem Feldherrn gerade gefordert, er jolle gar keine Politik treiben. Dies 
ift an und für fi eine ſonderbare Forderung, da jich wol Ihwerlid ein Mann von der Bildung 
und der Lebenserfahrung, welche ein Feldherr zu haben pflegt, vorfinden wird, der gar feine 
politifche Überzeugung hätte und der folglich auch nicht aus diejer heraus Handeln würde, Sehr 
häufig entipringt Die Forderung aus dem Midtrauen, daß der Feldherr eine andere Politik ver— 
folgen könne als diejenige, welche ver Staat vertreten willen will; ein anderes mal aus dem 
Mistrauen in das politifche Urtheil des Feldherrn überhaupt. Das legtere fönnte nun unbe: 
dingt vermieben werden, wenn die höchſten Staatömänner, welche im Frieden die Politik des 
Staates leiteten, im Kriege auch feine Feldherren würden, wie e8 ſich inder guten römischen Zeit 
nit den Gonfuln wirklich verhielt. Diefe völlig rationelle Ginrihtung wird indeſſen heute ziem⸗ 
li allgemein für unmöglich erklärt, man läßt fie nur dort zu, wo dev Herrſcher jein eigener Feld⸗ 
herr wird. Im übrigen behauptet man, daß die Sache deſto unmöglicher werde, je mehr die 
Kriegswiſſenſchaft ſich ala ein befonbever Zweig menihlihen Wiſſens entwidelt babe, dap die 
Eigenſchaften des Staatsmann, der den Staat in Frieden leiten joll, und die des Feldherrn zu weit 
auseinander gingen. Bei unſerer Art der Erziehung mag dies allerdings etwas für ſich haben, 
aber doch will die Sache nicht fo viel bedeuten, als man aus ihr macht, und dort überall würde ih 
der Friedens- und der Kriegsftaatsmann leicht in verjelben Perſon finden lafien, mo der Dua: 
lismus von Bürger und Soldat, von Ktriegsweſen und Friedendftaatöweien, welcher insbeſondere 
dur die Ginführung der ſtehenden Heere in unfer politifhes Leben hineingefommen ift, be— 
feitigt würde. 

Das Miötrauen, dag der Feldherr eine andere ald die von der Staats gewalt be abſichtigte 
Volitik treiben könne, wird oft die Geſtalt annehmen, daß er für ſich ſelbſt wirken wolle, umı, 
glüdlic im Kriege, etwa zu Gunften jeiner eigenen Erhebung die Staatsverfaſſung zu ftürgen. 

Wenn man den Feldherrn für unfähig hält, die rechte Politik zu treiben oder ſie treiben zu 
wollen, wenn man aber doch zugeben muß, daß im Kriege und im Hauptquartier des Seldperrn 
ſelbſt täglich Fragen auftauchen können, die eine Entſcheidung vom Standpunkte der Volitik aus 
erfordern, jo bleibt wol nicht& weiter übrig, als dem Feldherru Givilbeamte beizugeben, welche 
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die Entſcheidung der politifchen Angelegenheiten übernehmen und welche zugleich denjenigen 
Feldherrn, deſſen Abfichten man midtraut, in feinem ganzen Verhalten überwachen. Diefe Er: 
fheinung jehen wir nun auch vielfach in der Gejhichte vorfommen. Schon bei ven Karthagern 
begegnen wir Givilcommiffaren, welche die Feldherren begleiteten. Die Räthe, welche die Städte 
des Mittelalters ihren Heeren beigaben, nahmen eine ganz ähnliche Stellung ein, und aus dem 
gleihen Grundgedanken ging urſprünglich auch der Öfterreichifche Hofkriegsrath hervor, der nur 
dadurch in eine ganz neue Rolle hineinfam, daß er jhlieplicd von Wien aus jede Kriegsopera⸗ 
tion bis ind Kleinfte hinein vorfhreiben und controliren wollte. Inneuern Zeiten haben wir vie 
Bolfsrepräjentanten bei den franzöſiſchen Revolutionäheeren, die Eivilcommiffare beiden unga= 
rifhen Inſurrectionsheeren. Wir müſſen doch auch noch bemerfen, daß bei den Franzoſen bis 
auf den heutigen Tag die Intendantur neben der Feldherrnſchaft eine ziemlich unabhängige 
Stellung einnimmt. 

Dieſe Civilbeamten hatten meiſtentheils zugleich das Amt, die Verpflegung der Heere ein— 
zuleiten und zu überwachen, die Organiſation und Regierung eroberter Provinzen zu überneh— 
men, wobei, wie man leicht erkennt, eine Menge politiſcher Beziehungen in Frage kommen. Beſſer 
ift ed unter allen Umftänden, wenn ver Feldherr alle dieſe Dinge von jih aus und unbejhränft 
zum Bortbeil jeined Heeres und zum Vortheil der Kriegführung orbnen kann. Das Ubel der 
Sache liegt nicht darin, daß überhaupt Givilbeamte fich beim Heere befinten ; wenn dieſe in den 
Stab des Feldherrn eingefügt werden, jo ift das nicht ſchlimmer, als daß fich in demfelben Stabe 
Generaiftaböoffiziere, Adjutanten, Artillerie: und ®enieoffiziere, Commiſſariatsbeamte, Jufliz= 
und Mevdicinalbeamte nebeneinander befinden. Das libel fängt eritan, wenn diefe Givilbeamten 
dem Feldherrn coordinirt jind und die Möglichkeit eined Durchkreuzens ſämmtlicher Anordnun⸗ 
gen von beiden Seiten her eintritt. 

Aber freilich, damit dieſe Civilbeamten dem Feldherrn ohne Bedenken untergeordnet ftatt 
nebengeorbnet werden können, muß der Feldherr eines rechten politifchen Urtheils fähig und 
zugleich willeng fein, ein joldes zu üben. Man muß ihm dies zutrauen dürfen. 

Die Gefahr, daß ein Feldherr während des Kriegs für ſich und auf einen Berfaflungsuns 
fturz loßarbeite, wird in demfelben Maße verringert, al die Kriege jeltener und kürzer werben, 
oder die Völker an ihren Verfaffungen hängen. Sie wird außerordentlich verringert und faſt 
auf Null redueirt in Staaten, in welhen man feine ſtehenden Heere, jondern nur Milizen hat. 
Die Römer fürchteten ihre Proconſuln und deren Herrſchaftsgelüſte erft, ald an die Stelle ihrer 
zeitweije ausgebobenen Bürgerheere eine ſtehende Soldateska getreten war. 

Einen Fall, in welchem ein eigenes politifches Commiſſariat beim Heere aud Heute kaum 
vermeidlich eriheint, müffen wir notbwendig erwähnen. Gr tritt dann ein, wenn eine Armee 
verbündeter Mächte unter einen gemeinfhaftlihen Oberfeldherrn geftellt ift. Diejer gehört 
urjprünglih immer nur einer der Mächte an, und es müßte faft wunderbar zugehen, wenn er bie 
politiſchen Früchte des Kriegs nicht mehr oder minder dieſer Macht zuzuwenden beftrebt wäre, 
wenn er nicht in dem Sinne, in welchen diefe Macht ihre Politik treiben will, fie wirklich unwill- 
fürlich triebe, ſoweit es in jeinen Kräften ſteht. Man erinnere fi) nicht blod an Schwarzen- 
berg, ven Feldherrn ber drei verbündeten Mächte von 1813 und 1814; man benfe z. B. aud) 
an den preußiichen General Wrangel, den deutſchen Bundesfeloherrn von 1848. Da ift eine 

berwachung wirklich eine vollftändige Nothwendigkeit, wenn auch ein Übel. Zu traurigen 
Gedanfen fordert allerdings dies nothwenvige Übel dann heraus, wenn es ganz leicht zu ver— 
meiden geweſen wäre dadurch, daß ein zufammengehöriges Volk und Land auch wirflih ein 
Bolt und ein Staat geweſen wäre, und wenn das Übel nur durch ein anderes, noch unangeneh= 
meres und durchaus nicht nothwendiges nothwendig gemacht wird. 

Über allem menſchlichen Thun gebietet eine höhere Macht, wir mögen und diefelbe vorftel- 
len, wie wir wollen. Die ernjtefte Arbeit des einen bleibt ohne Erfolg; die leichtſinnigſte des 
anbern wird mit Erfolg gekrönt. Der eine, jagt man, bat Glück, der andere hat Unglüd. So 
gibt ed auch glüdlihe und unglüdliche Feldherren. Dem einen ſchlägt alles zum beften aus, 
aud jeine Fehler, dem andern midräth die Ausführung auch feiner überlegtejten Blane. So 
jcheint ed wenigſtens. Die Ohnmacht des Menſchen einer höhern Macht gegenüber zeigt ſich 
auch hier; indeffen, wenn man genauer zufhaut, wird es ſich doch immer zeigen, daß den Bähl- 
gen das Glück nie ganz verlieh, und daß ed ebenjo dem Unfähigen niemald auf Die Dauer 
treu blieb. Das Glück ift nicht unabhängig von Kraft und Fähigkeit, und dies ift unter allen 
Umftänvden ein Troft. ‚ 

Dem Feldherrn zu Lande fteht zur See der Apmiral gleich. Im weientlihen muß aud) er bie 
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Eigenſchaften des Feldherrn haben, vielleicht darf man nur behaupten, daß er im allgemeinen 
mehr Detailkenntniß des Handwerks und dafür weniger Fähigkeiten braucht. Da Land- und 
Seeoperationen ſich oft berühren und gegenſeitig unterſtützen müſſen, wäre es wünſchenswerth, 
daß wenigſtens der Feldherr auch einige Kenntniß vom Dienſte der Flotten hätte. Im Alterthum 
waren die Feldherren häufig dies zugleich zu Waſſer und zu Lande. In der neueſten Zeit iſt das 
mindeſtens eine große Seltenheit. Napoleon J. liebte das Meer nicht. Garibaldi zeigt uns in 
dieſen Tagen wieder einmal den Mann, der die Fähigkeiten und Kenutniſſe des Feldherrn und 
des Admirals in ſich vereinigt. 

Literatur: Clauſewitz, „Vom Kriege“ (3 Bde., Berlin 1832 -34); Williſen, „Theotie 
des großen Kriegs“ (Berlin 1840 und 1849); Jomini, „Precis de F'art de la guerre“ 
(neuefte Ausgabe, Barid 1837); Rüftow, „Die Feldherrnkunſt des 19. Jahrhunderts‘ (Züri 
1857). DB. Rüftom. 

Feldordnung (Felveintheilung und Feldregnlirung); Feldpolizei und feld: 
polizeiliche Gefeggebung. Diefe Gegenftände erhalten ihre Bedeutung durch den Zufammen- 
bang, in welchem jie mit ver Agrarverfallung und deren periodiſcher Umgeſtaltung und fort- 
fchreitender Reform fteben. Außerdem greifen fie vielfach in das Gebiet der Landesculturgeieg- 
gebung über. Sie jind ein Zweig der landwirthſchaftlichen Volizei, welche alle gefeglihen 
Anoronungen zur Erhaltung und zum Schuge des Landbaus und der damit verbundenen 
Biebzucht umfaßt, deren Aufgabe es ift, das landwirthſchaftliche Eigenthum an Adern, Gärten, 
Wieſen, Weinbergen, Angern und Weideplägen, Obft: und andern Baumanlagen, jowie die 
Früchte des Feldes gegen Gefahr und Beſchädigung ſowol durch Naturkräfte wie durch Men: 
ſchen over Vieh fiher zu ftellen und dadurch ver landwirthſchaftlichen Bodenproduction inner: 
halb der beſtehenden NRechtsverhältniffe und Eigenthumsgrenzen eine ungeftörte, möglichſt 
gedeihliche Entwidelung zu verihaffen. Die zu verfhiedenen Zeiten in einzelnen Territorien 
erlaſſenen $eldpolizeioronungen haben von diefem Gebiete der landwirthſchaftlichen Polizei 
zumal in früherer Zeit bald mehr, bald weniger in ihren Bereich hineingezogen, auch mehr oder 
weniger in die bejondere Aufgabe von Eulturgefegen übergegriffen. Denn die Befhränfung 
der Geſetzgebung auf einzelne begriffsmäßig abgegrenzte Gebiete des Rechts- und Volkslebens 
ift im allgemeinen erſt ein Ergebniß theils ihrer wiflenichaftliden Erforſchung, tbeils einer 
jelbftändigen Ausbildung dieſer verichiedenen Bereiche der Staat: und Volkswirthſchaft. Als 
das genofjenichaftliche Reben der Bewohner länpliher Ortſchaften, nächſt dem Verhältniß zur 
Guts- und Gerichtsherrſchaft, zumeift in Aderbau und Viehzucht aufging, wurden allgemeine 
und befondere Vorſchriften über Feldordnung und Feldpolizei, über Eintbeilung und Benugung 
von Adern, Wiefen u. f. w. in Dorf- umv Baurrordnungen niedergelegt, im frühen Mittelalter 
in Hofrechten, Bauerſprachen, Willtüren, Ortöftatuten oder in Specialverorbnungen anderer 
Art, welche dann gleichzeitig Eigenthums- und Erbrechts-, Gemeinde-, Abgaben, Dienft: und 
ähnliche, das gefammte Leben des aderbauenden Standes umfaflende VBerhältnifie zum Gegen: 

ſtande hatten und ordneten. (Vgl. 3. B. eine Mehrzahl von Hofredten, Urkunden und Statu: 
ten, welde Dr. Sommer ald Beilagen zur geſchichtlichen umd dogmatiſchen Entwidelung ver 
bäuerliden Berhäftniffe in Deutfchland im zweiten Bande jeined Handbuchs über Die ältern 
und neuern bäuerlihen Rechtsverhältniſſe in den vormals großherzoglich bergiichen, königlich 
weſtfäliſchen und franzöſiſch-hanſeatiſchen preußiichen Provinzen in Rheinland und Weitfalen 
mittheilt; ferner aus dem vorigen Jahrhundert in Bezug auf die verſchiedenen deutſchen 
Territorien, aus denen der preußiſche Staat befteht, unter andern die Dorfordnungen vom 
16. Dec. 1702,22. Nov. 1754 und 7. Febr. 1755, beziehungameife für die Domänen und für 
einzelne Landestheile, bei Rabe, „Sammlung preußifcher Gefege und Verordnungen“ und im 
„Codex constitutionum Marehicarum‘.) 

Mit der Publication volltändiger Geſetzbücher in neuerer Zeit ericheinen auch in dieſen 
Feldpolizeivorſchriften und felopolizeiliche Strafbeftimmungen, fo 3. B. im Allgemeinen preußi= 
ihen Landrecht, Th.l, Tit. 22, welcher von den Gerechtigfeiten der Grundſtücke banvelt, 
über Privativege und Fußfteige, über das Austreiben des Viehs und die Hütungsordnung zur 
Beſtimmung der Viehzahl wie der Reihenfolge des Auftriebes, über geichloffene Zeiten bei der 
Miefenhütung, über Verfhonung von Feldwieſen mit ven Weidevieh, wegen des Verbots der 
Weide auf naflen und durchbrüchigen Wieſen, megen der Beihränfung oder Einrihtung der 
Nachthütung, insbefondere mit dem Zugvieh, wegen Befdrberung und Begünftigung des 
Anbaus von Butterfräutern, wegen Ausübung der Schäfereigerechtigfeit und der vorſichtigen 
Dehütung der Winterfaaten mit den Schafen. Gleihwol beſtehen neben diefen Beftimmungen 


Veldordnung 315 


des Geſetzbuchs befondere Feldpolizeigeſetze, auch mit eigenen Strafbeftimmungen, vergleichen 
aber auch das allgemeine Strafredt, jegt namentlich das neuefte preußiſche Strafgefegbud vom 
14. April 1851 (Gefegfammlung, ©. 101 fg.) und deſſen dritter Theil enthält, ver von den 
Polizeiübertretungen handelt. Daffelbe gilt vom franzöſiſchen Code penal bei ven Polizeiron: 
traventionen, wobei die Beitimmungen des fogenannten Code rural (Decret concernant les 
biens et les usages ruraux et la police rurale) vom 28. Sept. und 6. Oct. 1791 unter 
andern aud) in ber preußiſchen Rheinprovinz zum Theil nod gültig find. (S. dies Gejeg bei 
Bormann und von Danield, „Handbuch der für die preußiſche Rheinprovinz verfündeten Geſetze 
aus der Fremdherrſchaft“, IL, 156.) Seitven aber die modernen Staaten in der Hebung bed 
Wohlſtandes ihrer Angehörigen, vorzugsweiſe durch Beförderung der Landescultur vermittelft 
der Entfeſſelung des Grundbeſitzes und der freiern Entwidelung der Bodenkräfte, eine ihrer 
Hauptaufgaben erfannten, vermilchten ſich die felopolizeilihen Vorſchriften zum Schuge des 
landwirthſchaftlichen Eigenthums vielfach mit neuen Anordnungen zur Beförderung der Cultur 
und eines höhern Nutzungsertrags der verſchiedenen Orundftüde, wie dies z. B. in einer naj: 
fauifhen Verordnung vom 7. und 9. Nov. 1812 (I. in Seotti, „Sammlung der Gefege und 
Verordnungen”, Ih. IV, Abtheilung für Naſſau, ©. 1879) der Fall ift, in welcher jedem 
Grundbefiger.die uneingeihränfte Benugung feines Aderlandes, jelbft ver Brachfelder, ohne 
Rückſicht auf beftebende Weide: und Hutgeredhtigfeiten, deögleihen die uneingefhränfte Be— 
nugung der Wieſen, einjchließlih der Nahmaht, nur bein Nachweife eines fpeciellen Rechts 
gegen billige Entihädigung freigeftellt wird, ſowie in dem preußischen Landesculturedict vom 
14. Sept. 1811, indem legteves (im Verbindung mit der gleichzeitigen Gejeggebung über Auf: 
bebung der gutöberrlid-bäuerlichen Verhältniffe und ver folgenpen über Ablöfung von Fronen 
und gutäherrlichen Abgaben, wie über Aufhebung von Servituten und Gemeinheiten) in 
Preußen eine neue Ara für die Landwirthſchaft exöffnete, wobei es, in der Erkenntniß, daß eine 
höhere, intenſivere Cultur bei freierer Entwickelung der Bodenkräfte durch Anlage von Kapital 
und vermehrter Arbeitskraft auch eines größern Schutzes bedurfte, die Verſchärfung der Stra— 
fen auf Beihärigung von Feldern und Wiefen, dedgleichen wegen Baunfrevel und Felddieb⸗ 
ftählen in Ausſicht ftellte. 

Die bid zur nenern Agrar: und Gulturgefepgebung des 19. Jahrhunderts von alter Zeit 
hergebrachten Feldordnungen gehen größtentheild auf die Geſchichte der urfprünglien Anbau: 
verhältniffe der Länder umd die ältern Anfievelungen zurüd. Nach den Feldordnungen richtet 
fi aber wiederum das Bedürfniß der zu ihrer Beihügung und Aufrechterbaltung anzuordnen⸗ 
den polizeilichen Einrichtungen, jelbft der auf ihre Übertretung anzudrobenden Strafen. 

In Bezug auf dieje die Feldordnung beſtimmenden Anbau: und Anfiedelungsverhältnifie 
Deutſchlands treten im großen und ganzen zwei abweichende Syfteme hervor, wodurch ſich 
einerſeits die nordöſtlichen Landestheile und die Länder an den Küften ver Nord: und Oſtſee, 
insbeſondere die rechts der Elbe, andererjeitd die mittlern, ſüdlichen und weftlihen deutſchen 
Länder wejentlih unterfcheiden. Indem der Anbau und die Gultur der erftern im allgemeinen 
auf Ginwanderung und Golonijation gegründerfinp oder doch wenigſtens von dieſer überwiegend 
ihren Charakter empfangen haben, gingen hingegen Anbau und Gultur in den legtern meift aus 
der der zurückgehenden vorgeſchichtlichen Zeit angehörigen urſprünglichſten Agrareinrihtung, aus 
der Marfenverfaflung hervor, welche nach dem Zeugniſſe von Maurer's (in deſſen „Geſchichte ver 
Markenverfaflung in Deutfhland‘) ſehr wahrſcheinlich über das ganze übrige Deutſchland ver— 
breitet war. Erft aus dem genojlenfhaftlihen Gefanmtbejig an der Mark bildeten ſich durch 
Abzweigung ver Golonial: oder Filialdörfer vom Stumm: oder Mutterorte bejondere Feld⸗— 
fowie befondere Weide: und Waldmarfen. Nur die Feldmarken, anfänglich in wechſelnde Xofe 
und Kaveln vertheilt, gingen aus der Gemeinheit der Genoflen in individuelles Eigenthum 
einzelner Grundbefiger, in Sondereigenthum über. Dagegen blieben die Weide: und Walb- 
marfen, ſoweit jie nicht bei vem Untergange der Marfenrerfaffung in landesherrliche Domänen, 
in Bann= und Gutsforften, mit Beſchränkung der Markengenoffen auf die Ausübung einzelner 
Grundgerechrigkeiten, verwandelt wurden, Gejammtbejig der Genoſſen, fpäterhin wenigftens 
gemeinfchaftliches Eigenthum der Marfbeerbten oder auch der politischen Gemeinden, welche aus 
der Markengenoſſenſchaft entftanden waren. Ein Theil diefer Gemeinheiten wich erft in |päterer, 
meiſt erft in neuefter Zeit der Gulturgefeggebung über Gemeinbeitstheilung. Spätergab ed ver: 
gleihen Marfen in von alterd hergebrachter Agrarverfaflung in größerer Anzahl nur nod in 
Weſtfalen und Nieverfachien, jopann am Ober: und Niederrhein, in ver Wetterau und in ven 
Gegenden zwifhen Main und Nedar, gleichwie in der Schweiz (von Maurer, a. a. D., $. 4 und 


316 Feldordnung 


5, S. 3—6). Ein ſolches Geſammteigenthum beſtimmte von ſelbſt gemeinſchaftliche Feſtſetzun⸗ 
gen über Verwaltungs- und Nutzungsordnungen und gemeinſchaftliche Gerichtspflege, ſei es 
unter erwählten ober ſpäter geſetzten Schutzherren und Vögten, Markenrichtern u. ſ. w., wie die 
Theilnahme an den Nutzungen nach idealen Antheilen (Waren). Entwickelten ſich aus den 
Markengenoſſenſchaften politiſche Gemeinden mit corporativen Rechten, ſo nahm die Dorimarf 
die Form von Gemeindeeigenthum und von Allemandgütern an, woran den einzelnen Genoſſen 
ihr nad Herfommen oder Sagung beſtimmtes Theilnahmerecht verblieb, urfprünglid wol gu 
gleichen, dann, bei fpätern Theilungen der Markenrechte und Nugungsantheile, aud) ungleich: 
mäßigen, zu Halb:, Viertel: Achtelantheilen u. j. w. Nach der Theilung der Feldmark und bei 
der in der Regel ftattfindenden Verbindung des einzelnen Rechts und Antheils an der übrigen 
in Gemeinſchaft befindlihen Mark mit einer Hof: oder Sohlflätte ald deren Zubehör folgte das 
Markenrecht dem Beſitze dieſer legtern, weshalb denn aud fortan deren Bebürfnip im allge— 
meinen über Maß und Umfang ver Berechtigung entichied. 

Anvers geftaltete jih die Felveintheilung nah Maßgabe der abweichenden Anjiedelungss 
verhältniffe in ven norböftlihen Gegenden Deutſchlands, die nah Belegung ihrer jlawiihen 
Bewohner jhon ſehr früh durch Einwanderer aus Sachſen und durd Goloniften aus den Nie— 
derlanden und vom Rheine her großentheild von neuem ceultivirt wurden, bei welcher @oloni= 

ſation und Gultivirung jih wenigftend die alten Bewohner mit den Einwanderern vermiſchten 
und wenn nicht in der Eroberung, fo doch in der neuen höhern Agrareinrihtung auigingen. 
Gin Unternehmer neuer Dorfanlagen (der fpätere Lehn- und Erbſchulz) faufte oder erhielt 
ſchon urbare, wie auch nod nicht cultivirte Ländereien, gegen Übernahme von Zebnten und Ab: 
gaben, von Fürften, Biſchöfen, Klöftern oder andern großen Örundherren, führte Coloniſten 
ein und vertheilte die verliehenen Ländereien an die einzelnen Anfledler häufig, je nad Ber: 
mögen und Bedürfniß, aud in ungleihen Loſen, aber nad dem Maße und zu individuellem 
Befig. Der Unternehmer empfing nur ein Doppellos, meilt mit der Schäfereigerechtigfeit, mit 
Krugverlag, auchwol mit Müblenredt. (Bgl. u. a, Anton, „Geſchichte der deutſchen Yandıwirth: 
haft, I, 13fg.; Riedel, „Die Mark Brandenburg im Jahre 1250, 11, 172, 198fg.; 
Wahlbrueck, „Geſchichte des ehemaligen Bisthums Lebus“, I, 200 — 230; Tſchoppe und 
Stenzel, „Urkundenſammlung zur Geſchichte des Urſprungs der Städte und der Einführung 
deutſcher Coloniſten und Rechte in Schleſien und der Lauſitz“; vgl. auch den Art. Agrarverfaſſung 
nebſt Allegaten.) Faſt niemals iſt bei dieſer Vertheilung des Grund und Bodens nach Ver— 
meſſung unter die einzelnen Coloniſten ein gemeinſchaftliches oder ſelbſt nur ein Gemeindeeigen⸗ 
thum reſervirt. Auch was ſpäter dergleichen Gemeinden von Landes- oder Grundherren kaufs— 
weiſe erwarben, theilten ſie meiſt zu individuellem Eigenthum unter ſich ein. So konnte eine 
ſpätere Nachmeſſung behufs Zurückforderung der über die urſprüngliche Zumeſſung über— 
ſchießenden Grundſtücke ſogar als eine Finanzmaßrogel angewendet werden. (Riedel, S. 107, 
288 und a. a. O.), Daher hat eine wenn auch zweifelhafte Jurisprudenz für Schleſien ver— 
möge des ſogenannten Auenrechts den Gruudſatz angenommen, daß alle nicht im individuellen 
Eigenthum eines bäuerliben Hofs befindlichen Grundſtücke dem Grundherrn gehören. Was 
ch in den gedachten Landestheilen, beſonders rechts der Elbe, hauptſächlich bei ven Städten, 
höchſt jelten bei ven Dörfern zur Zeit ald ein gemeinichaftliches, ſei es corporatived Gemeinde⸗ 
oder nur im Miteigenthum beſeſſenes Intereffentenvermögen vorfindet, ift meift auf ausdrück- 
liche, ſpecielle Verleihung von Landes oder Grundherren zurüdzuführen. Diefen Anbauver- 
hälmifjen entfpricht es, daß auch die Feldordnung und Feldpolizei im allgemeinen weniger auf 
der Autonomie der Dorfgenofien als auf ältern Dorforbnungen beruht, wenngleich auch bier 
die Dorfbeanten, der vom Landes=, jpäter vom Gutsherrn geſetzte Schulze nebit den Schöppen 
oder Gerichtsmännern, in der Borzeit eine ausgedehnte Gerichtöpflege und ned jpäter, unter 
Zuziehung der Gemeindemitglieber, audı eine ausgedehntere Reldverwaltung und Aufſicht nebit 
den polizeivichterlichen Bunctionen zur Aufrechthaltung ver Feldordnung ausübten. Dies z. B. 
in Schlejien bei Gelegenheit der jährlich gehegten Dreidinge, welche erjt im zweiten Jahrzehnd 
dieſes Jahrhunderts durch Die erweiterte Competenz der orventlihen Gerichte ganz bejeitigt 
wurden, ſowie auch no das Allgemeine preußiſche Landrecht (it, S. 7, $. 66, 68, 69 und 71) 
‚dem Schulzen unter Aſſiſtenz der Schöppen oder Gerihtsmänner die Aufſicht über die Wirtb- 
aa ei Dorfbewohner, in Bezug auf Hirten und Flurjhügen, Feld: und Gartenviebftähle 
überweift. 

Bon Einfluß auf die Feldordnung und Feldpolizei ift ferner der unter andern in der preußi= 

ſchen Provinz Weitfalen hervortretende Unterfhied in den Anbauverbältniffen zwiſchen der 
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Hofverfaſſung einerſeits, wie fie hauptſächlich im Münſterlande beſteht, und der Dorfverfaf- 
ſung im ehemaligen Herzogthum Weſtfalen, wie im Bisthum Paderborn und ſüdlich von der 
Lippe. Dort liegen noch jetzt, wie nad der Beſchreibung des Tacitus (Germania, 16), die 
Felder um die über die ganze Feldmark zerftreuten vereinzelten Hofftätten, mwennichon viele 
diejer Sohlftätten Antheile an Marken, mande aud noch an gemeinfhaftlihen Wiefen und 
Meiden, auch wol hin und wieder an andern jährlich oder in je 4—6 Jahren nad) dem Rofe 
wechſelnd zur Nugung eingetheilten Grundftüden (den fogenannten Voehden) haben. Nah 
der mit der Hofverfalfung verbundenen Felveintheilung jind die Grunpftüde des Hofs in 
Koppeln abgetbeilt und diefe meift von Wällen oder doch von lebendigen Hecken umgeben (wie 
in Holftein und Schleöwig, aud in England), ſodaß fie dem Vieh einen ruhigen Weidegang 
obne Auffiht von Hirten geftatten und e8 bei diefer Verfaffung feiner gemeinfamen Hirten und 
ähnlicher Gemeindediener bedarf. Die Dorfverfaflung hingegen bedingt Gemeinſamkeit in ven 
Einrichtungen der Feldordnung wie der Beldbeitellung und bezüglich der Hütung. Mit ber 
vermengten Lage der Felder und der Vermifhung ber den einzelnen Gemeindeglievern gehöri— 
gen Grunpftüde ift eine gegenfeitige Abhängigkeit der Nachbarn bei der Beitellung, Saat und 
Ernte, wie bei Benugung der Viehweiden ein Flurzwang von felbft geboten. Außer Weit: 
falen und Niederſachſen ift die Hofverfaffung auch in andern Landestheilen, meift aber erft 
fpäter eingeführt. So bei der fogenannten Vereinödung in Baiern, auch in einigen von 
Friedrich den Gropen colonifirten preußiihen Stromniederungen, deögleichen in einigen Theilen 
der Provinz Oftpreußen, namentlich in Litauen, wo ſie meift erft eine Folge ver mit Abbauten 
verbunden geweſenen neuern Separationen und Gemeinheitötheilungen war. 

Diefer theils auf Die ältefte vorgeichichtliche Zeit, theilweife aber auch erft auf neuere 
Gulturgefege zurüdgebenden VBerfchiedenheiten in den Anſiedelungs- und Anbauverhältniffen 
und der dadurch bedingten Abweihung in der Feldordnung ungeadtet herrſchte dennoch im 
Wirthſcaftsſoſtem und in der Gultur: und Benugungsart der Felder von ältefter Zeit her im 
allgemeinen eine merfwürdige Übereinſtimmung, und zwar nicht blos in Deutſchland, fondern 
in ganz Europa, auch in England bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts, in Deutichland bis 
zur neuern Agrar und Gulturgejeggebung diefes Jahrhunderts; ein Syſtem, welches vorzugs= 
weife der Dorfverfaflung eigen war. Es würde dies Syſtem, das der Dreifelderordnung, wie 
Albrecht Thaer („Ginleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft und ihrer neuen prak— 

tifhen und theoretifchen Fortſchritte in Nüdjicht auf Vervollkommnung deutiher Landwirth— 
ſchaft““, Hannover 1801, Th. Il, Abth.2, S.324) jagt, wegen jeiner allgemeinen Gleichförmig— 
feit zu bewundern fein, wenn man nicht bebächte, daß alle Nationen faft auf gleiche Weife aus 
dem nomadifchen Hirtenleben in ven Stand des Aderbaus übergegangen waren. Um der Er— 
Ihöpfungund Verwilderung des Aderlandes entgegenzumirfen, wenn es alljährlih Kornfrüchte 
trug, ließ man ed ein oder mehrere Jahre liegen, in denen feinem Mitglieve ver Gemeinde die 
freie Weidenugung darauf verwehrt wurde. Die Dreifelderwirtbihaft mit Brach-, Winter: 
und Sommerfeld war beſonders auf Boden mittlerer Güte hergebracht. Danach liegt der Acker 
im dritten Jahr brach und wird in den beiden andern Jahren, theil® vor ver Brachbeſtellung im 
Frühjahr, theild nad der Aberntung der Früchte im Sommer und Herbſt auf der Stoppel zur 
gemeinen Weide benugt. Ähnlich verhält es fi mit den Wiefen vor und nad dem Grasſchnitt 
und der Heumwerbung. Gine andere Benugung der Felder wie ald Brad, Winter: und Som: 
merfeld (Hin und wieder, jedoch jelten, auch wol in vier Feldern), die Schonung oder beffere Aus— 
nußgung der Wiefen durch Vermehrung des Grasſchnitts, den Anbau von Zutterfräutern (Klee, 
Esparſette, Luzerne), auch von den feit dem vorigen Jahrhundert allgemeiner eingeführten 
Kartoffeln in ver Brade verhinderten die mit dieſer Feldordnung bergebradten und ver: 
wachſenen Weipdefervituten der Nachbarn oder Fremden oder auch ded Gutsherrn auf den 
bäuerlichen, wie wol auch der Bauern auf den gutsherrlichen Fluren. Treffend bezeichnet Thaer 
(a.a.D., I, 62) dieſe Feldordnung ald ein Überbleibſel des Nomadenlebend oder doch jener 
erftien Anfänge der Adercultur, ald man no die Felder gemeinſchaftlich nugte oder periodiſch 
verlofte und verfävelte, wovon ſich bis zur neuern Zeit noch Spuren erhielten, jo in Weſtfalen 
in den fogenaunten Vöhden, hin- und wieder auch anderwärts, beſonders bei Benugung von 
Miejendiftricten durch jährliche Verlofung und Zutheilung einzelner Wiefenlofe und Kaveln 
an je die einzelnen Miteigentbümer oder Nupungäberehtigten. 

Denn obwol ſich bei jener Dreifelverorpnung, abgeiehen von Eigentbums: und Nugungs- 
verhältniffen Der letztgedachten Art, die Subftanz des Grund und Bodens im inbividuellen 
Gigenthum der einzelnen Mitglieder der Genoſſenſchaft nad beftimmten Flächen und Grenzen 
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befindet, jo befteht doch eine Gemeinbeit oder gemeinfchaftlicge Benugung rüdjichtli der von allen 
benadybarten Grundbefigern und Gemeindemitglievern wechleljeitig ausgeübten Servituten, in- 
gleichen der dritten Perfonen zuftehenden Dienftbarfeiten fort, und deshalb bezeichneten mit 
Recht die Gefege einzelner Länder, z. B. die preußifche Gemeinheitätheilungdorpnung vom 
7. Suni 1821, die Befreiung der Felder von den darauf ruhenden Dienftbarfeiten ald eine Ge— 
meinbeitätheilung, refp. Gemeinheitsaufhebung, gleichviel ob dieſe Gemeinheit, 3. B. die der 
Weide, auf einer wechſelſeitigen Hütungsberehtigung (einer Koppelhütung, parcours) oder 
auf einer einfeitigen Grundgerechtigkeit, wie ver Schäfereigerechtfame eines Gutsherrn, beruht, 
ob fie ald Brach-, als Stoppel:, ald Wiefen: oder ald Angerweide, ald Behütung der Winter: 
faaten oder wie jonft flattfindet. Davon zu unterfcheiden ift diejenige Gemeinheit, melde in 
einem gemeinfhaftlihen (Gefammt: oder Mit:) Eigenthum an der Subftanz des Grund und 
Bodens beruht und hieraus entfpringt, deren Auflöfung durch Theilung eines folden gemein 
ſchaftlichen Grundſtücks, am häufigften eines Meidereviers, die Gefeggebung, auch in England, 
zuerft und vor den Servitutablöfungen ind Auge faßte. (S. das Weitere hierüber unter dem Art. 
Gemeinbeitstbeilung und Servitutablöfung.) 

Mit der eben gedachten, vorzugsweiſe der Dorfverfaffung bisher eigen geweſenen Feld— 
ordnung ging, außer der geſchilderten Gemeinheit in der Benugung der Felder durch gemein- 
ſchaftliche Behütung oder Dienftbarfeiten, noch ein glei großer Übelftand Hand in Hant, 
welcher feine Quelle ebenfalls ſchon in der ältern, einer entfernten Vorzeit angehörigen Feldein— 
theilung und Regulirung der Bejigftände hat und welcher noch jegt überall fortvauert, wo er 
nicht durch die Einführung der neuern Gemeinheitätheilungs- und Verkoppelungsgeſetze (1. Eon: 
folidation) bejeitigt ift. In Preußen ift legteres infolge Ausführung der Gemeinheitäthei: 
lungsordnung von 1821 nur jehr ausnahmsweiſe noch nicht der Fall. 

Jener Übelſtand befteht in ver Art und Weife der urfprünglichen Auf: und Zutbeilung der 
Feldmarken an die einzelnen Mitglieder der Genoſſenſchaft, namentlich in langen und ſchmalen 
Streifen von fehr verſchiedener Breite (öfters nur 5,10, mitunter vielleicht bi8 100 Fuß), melde 
fih in der Ränge bier und da bis zu einer Achtel oder Viertelmeile hin erſtrecken. Die in folder 
Art und Form urfprünglich ausgewieſenen Hufen find dann im Laufe der Zeit häufig wiederum 
in halbe, Viertel-, Adhteldufen und noch weiter herab getheilt und dadurd die Stüde immer 
ſchmäler geworden. Dergleihen Theilungen find aud da vorgefommen, wo fpäter Geſchloſſen— 
heit der bäuerlihen und ftädtifchen Beiigthümer eingeführt wurde. Wo zur Vermeidung einer 
immer geringfügigern Breite eine Theilung nah Quadraten und Oblongen angeordnet wurde, 
fehlte e8 oft wiederum an der gehörigen Zugänglichkeit der Theilftüce. Die Nachtheile dieſer 
Art von Theilungen für Beftellung, Ausjaat und Ernte find vielfach geſchildert worden. Sie 
ftellten fih am meiften in denjenigen Landestheilen heraus, in welchen die völlige Befreiung 
des Grundbeſitzes von culturfhädlihen Servituten im Wege der Gefeggebung noch nit vor: 
ausgegangen und ausgeführt war und in denen überdies, wie in den thüringifchen und frän- 
kiſchen Ländern, die Sitte der gleihen Auftheilung eines jeden einzelnen Ackerſtücks im Erbgange 
unter allen einzelnen Miterben des verftorbenen Beſitzers hergebracht ift. Es griff mit derarti— 
gen Theilungen eine der Gultur, freien Beftellung und höhern Benugung glei gefährlihe 
Folge der frühern Feldordnung und Feldeintheilung platz, welcher die verfchiedentlich erlaffenen 
Verordnungen über Barcellenminima vergebens entgegenzumirfen fuchten, weil Sitte, Bedürf— 
niß und wachſende Bevölkerung mächtiger waren als vergleichen polizeiliche Verorpnnungen. 
(S. über die Nachtheile ſowol der einen wie der andern Art von Feldauftheilung für die Freiheit 
der Cultur und Benugung des Eigenthums die im Art. Confolidation angeführten Schriften.) 

Die Freiheit in der Verfügung über dad Grundeigenthun mit dem Nechte der unbejchränf: 
ten Theilbarfeit deffelben, melde die Agrargefehgebung des 19. Jahrhunderts in vielen Staaten 
bergeftellt hat, ift großentheils illuforiih und muß ihre wohlthätigen Wirkungen verfehlen, ſo— 
lange ihr die Unfreiheit und Beſchränkung in der Cultur und Benugung der Grundſtücke gegen= 
überfteht, welche eine unmittelbare Folge der obengedachten Ältern Feldeintheilung ift, ein damit 
zufammenhängender Flurzwang, welcher den Grundbefiger hindert, fein Feld nah anderer 
Norm und Eulturart, wie zu andern Zeiten und Zwecken zu beurbaren und zu benugen, als es 
hergebracht oder durch die Mehrheit der Gemeindemitglieder beſchloſſen worden. Allerdings 
gründete ſich jene alte urſprüngliche Feldeintheilung auf Rückſichten einer allen Genoſſen auf 
gleiche Weiſe Rechnung tragenden Gerechtigkeit bei der Ausſcheidung eines individuellen Eigen— 
thums. Denn man theilte zunächſt die Feldmark je nach ihrer Bodenbeſchaffenheit und Cultur— 
art in mehrere verſchiedene Schläge oder Gewanne und ſodann in jedem dieſer letztern wiederum 
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jedem Genoffen ein befonvderes Stück zu, wobei auch noch die Dreifelderorbnung, alfo eine Drei- 
theilung der Aderjhläge in Betracht kam. Man nahm den Modus der Theilung für eine mög: 
lichſt vollftändige Ausgleihung einerjeitd von Bonität und Ertragswerth der Grundftüde und 
andererfeitd von Flächeninhalt derfelben zu Hülfe. Zu einer der Eultur günftigern Theilung 
hatte man feine Beranlaffung, folange e8 an urbar zu machenden Grundftüden nicht fehlte oder 
folange man an den Aderbau bei einer geringen Bevölkerung wie bei der Weide: und andern 
Gemeinſchaft und mannihfahen andern Dienftbarfeiten feine befondern Anſprüche machte. 
Kam, wie wol in allen deutſchen Ländern, in früherer Zeit die allgemeine Belaftung der Felder 
mit dem Naturalzehnt hinzu, fo konnte ein vegeres Intereffe der Grundeigenthümer an der 
böhern Eultur und Steigerung des Nutzungsertrags nicht erwartet werben. 

Hieraus nun erflärt jih unter den durchaus veränderten Bebürfniffen und Verbältniffen 
der bürgerlichen Geſellſchaft das Bedürfniß einer Reform und Umgeftaltung der ältern, bis auf 
die Gegenwart vererbten Feldordnung und Feldeintheilung. Ihren beiden oben geſchilderten 
Übelftänden tritt die neuere Agrar- und Gulturgefeggebung mit zwei burchgreifenden Map: 
regeln entgegen: 1) der Servitutablöfung und beziehungäweife Gemeinheitsaufhebung 
(f. hierüber den Art. Gemeinheitstheilung) und 2) der Zuſammenlegung ver auf der Feld— 
mark zerftücelten Grundftüde eines Bejigers (1. Eonfolidation), zu denen vor allem aud) die 
Aufhebung des Naturalzehnts gehört. 

Die preußiihe Gemeinheitötheilungsorbnung vom 17. Juni 1821 (ergänzt durch das 
Geſetz vom 2. März 1850) fordert die gleichzeitige Ausführung beider Maßregeln, während 
einige andere deutiche Geſetzgebungen mit der gefeglichen Anoronung der Zufammenlegung oder 
Berfoppelung hin und wieder dem Gelege über Servitut- und Zehntablöfung vorausgingen. 
Meiftentbeils ift indeß diefer Midgriff ſpäterhin verbeflert. In ihm lag es z. B., daß frühere, 
unter andern aud die ältern provinziellen Berfoppelungsgefege für verfhiedene hannoveriſche 
Lanvestheile geringern Erfolg hatten, ald man davon erwarten durfte. 

Erft die Aufhebung der Dienſtbarkeits- und Zehntrechte, aber auch in Verbindung mit der 
Zufammenlegung oder Gonfolidation macht die Umgeſtaltung der hergebrachten ältern Wirth 
ſchaftsſyſteme, namentlich der Dreifelderorbnung, möglich und nugbringend. Abgefehen davon, 
daß in England der Verfoppelung (hier befonders bei Aufhebung von Gemeinheiten, d. h. ge: 
meinichaftliben Weiden u. f. w.) biß zum Jahre 1845 der Umftand entgegenftand, daß über 
jede einzelne Operation der Art, fofern nicht alle Theilnehmer einverftanden waren, eine mit 
vielen Koften und Weitläufigfeiten verfnüpfte Privatbill vom Parlamente erlaffen werben 
mußte (f. hierüber Thaer, a.a.D., II, 1, S. 338 fg.), lag aud dort der damals nod fo ge= 
ringe Kortichritt der Gemeinheitstheilungen oder Verfouppelungen in dem Mangel der voraus 
gehenden (erft durch ein ſpäteres Geſetz vom Jahre 1836 geftatteten) Zehntablöfung. (Ihaer, 
a.a.D., 6.344; Gneift, „Das heutige englifhe Verfaſſungs- und Verwaltungsredt‘‘, I, 
480.) Erſt nad vollbradter Servitutablöjung und Eonfolidation wird die Ginführung 
einer andern neuen Felderordnung und Feldeintheilung auf dem Grundbeſitz des Einzelnen nad 
deſſen freier eigener Verfügung, und ift der Übergang aus det Dreifelderwirthſchaft in Koppel⸗ 
oder in Schlag: und in Fruchtwechſelwirthſchaft oder in eine bei Eleinerm Grundbefig noch lob- 
nendere Form eines völlig freien Wirthſchaftsſyfſtems möglich. Daran fnüpfen ſich venn von 
felbft andere Verbefferungen der Eultur duch Benugung der Waflerkräfte, durch Drainage 
u. ſ. mw. an. Als Thaer ſchon in Anfang diefes Jahrhunderts in feinem vorangeführten Werfe 
die auferordentlihen Erfolge jener Mafregeln in England jchilverte, waren biefelben dem 
deutihen Publikum noch neu. Schon er verlangt aber mit Necht, daß gleichzeitig mit ber Ser— 
vitutaufhebung und beziehungsweife Verfoppelung unter anderm aud eine Negulirung der 
Baffernugungsverhältniffe ver Mühlen verbunden werde, indem daran, daß die Waflermühlen 
die Nugung des fließenden Waflerd zu Culturzwecken verhinderten, in England fogar hin und 
wieder die Berfoppelungen fheiterten. (S. Thaer, a. a. O. S. 367.) 

Eine weitere Folge ver Ausführung jener Eulturnaßregeln für die biöherige Feldordnung 
tritt auch noch infofern ein, als im Fortſchritte des Wirthſchaftsſyſtems die Stallfütterung, 
wenigſtens während des größern Theil des Jahres, an die Stelle ver Weide tritt und der natür- 
liche Graswuchs mehr und mehr durch Ffünftlihe Anfamung von Gräfern und Butterfräutern 
erſetzt wird. 

Welche landwirthſchaftlichen Gegenftände die Felppolizei ind Auge zu faffen und auf 
meldye eine Feldpolizeiordnung nebft ihr entiprehenden Strafbeftimmungen fih auszudeh— 
nen bat, hängt großentheild von dem Standpunft und der Art der Eultur und von ben 
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Wirthſchafts ſyſtemen ab. Solange noch Gemeinheiten beſtehen, wird fie auch dieſe zu berück— 
ſichtigen haben. 

Wie früher, fo hat fie ed auch gegenwärtig nicht blos mit der Ordnung der Hütungsver— 
hältniſſe und mit dem bei Ausübung der Hütung vorkommenden Contraventionen auf fremden 
Grundſtücken, ſondern auch mit einer Menge anderer Feldfrevel zu thun. Im allgemeinen ſind 
die Gegenſtände zur Zeit noch dieſelben geblieben, wenn auch durch die Aufhebung der Gemein— 
heit die Veranlaſſung zu manchen Contraventionen weggefallen oder doch vermindert iſt. Im 
allgemeinen ſind die Aufgaben eines ſolchen Geſetzes über die Feldpolizei: 1) nähere Beſtimmungen 
der Gegenſtände, auf welche es Anwendung findet, und eine genaue Abgrenzung bloßer Frevel 
und Gontraventionen, darunter auch fleiner Felddiebereien und unerheblicher Beſchädigungen, 
von den der Griminaljuftiz und dem Strafrichter anheimfallenden Vergeben und Berbreden; 
fodann 2) die Aufftelung genereller Vorſchriften fowol hinfichtlih der zum Schuge und zur 
Erhaltung des landwirthſchaftlichen Eigenthums, der Feldfluren und Feldfrüchte nöthigen Ein: 
richtungen und Anordnungen, wie, mit Rückſicht auf die Mannichfaltigkeit der Gulturverhält: 
niffe in den einzelnen Gegenden, von Principien für die etwa der Special: oder Lokalgeſetzge— 
bung vorzubehaltenden Beſtimmungen; 3) die Art und Weife der Strafbeftimmungen nebft 
angemefjener Abmeflung des Strafmaßes, ingleihen Anordnungen über ein zur Vereinfahung 
der Unterfuhung und Beſchleunigung der Strafanwendung wie zur Sicherung des Schaden: 
erfages und des Beweiſes der Entjhädigung dienenden Verfahrens, wozu aud) die Verantwort: 
lichkeit der Hirten, der Dienft: und Brotberren, ſowie der Altern für Dienftboten und Kinver 
gehört; 4) Ginrihtung von Aufjichtd: und Verwaltungs:, ingleihen von richterlichen Behör— 
den, wie fie den Verhältniffen und Zwecken der Feldpolizei entfprehend find. Im einzelnen hat 
ed unter anderm (zu 1) die Feldpolizeiordnung aud mit Präventivmaßregeln zu thun, um ben 
am bäufigften vorfommenden Beihädigungen der Belpfluren vorzubeugen, 3. B. mit Beitim: 
mungen gegen das aufjichtölofe Uniherlaufen des Viehs. Ganz beſonders empfiehlt ſich ferner 
die Beibehaltung des bei Beihügung des landwirthſchaftlichen Eigenthums bereits in ven alten 
deutſchen Volksrechten anerkannten Rechts zur Selbfthülfe vurd Pfändung von Saden und 
Dieb (Eihhorn, „Einleitung in das deutſche Privatrecht“, $. 121, und Anm. e; auf 
Sachſenſpiegel, I, 2, Art. 27, $.4; Art. 28, 40, 47,48, 6.1), ingleichen die Beitimmung 
eines Pfandgeldes ald poena privata und zugleich nah Wahl des Beſchädigten, an Stelle einer 
Schadenausmittelung (Eihhorn, a. a. D., $. 123), indbefondere bei Hütungscontraventionen 
nad Art und Zahl des Viehs und nad Maßgabe der Beftellung und Eulturart der Grund: 
ftüce, auf welde der Übertritt erfolgt ift, befäeter oder unbefäeter Ader, gemähter oder unge: 
mäbter, in geſchloſſener oder ungefchloffener Zeit betretener Wiejen u. f. w., endlich nad der 
Zeit, ob am Tage, ob nad) Sonnenuntergang, nahdem oder bevor die Arbeiter auf dem Felde 
beihäftigt find. 

In Bezug auf einzelne Gegenftände ift z. B. Feſtſetzung zu treffen über die Nachthü— 
tung von Zugvieh oder gewillen andern Vieharten vor und nah Sonnenuntergang und aufer: 
halb umzäunter oder ſonſt befrienigter Koppeln, über dad Einzelhüten, welches bei gemein: 
ſchaftlichen Hutungen mehrerer Iheilnehmer in der Regel zu verbieten ift, über die Einzel: 
bütung bei feparirten und ſtark parcellirten Befigungen an Striden oder mitteld Tüderns 
(Anpflödens), veögleihen über die Beftellung tüchtiger Hirten, ſodann über die Feftjegung der 
geihloffenen Zeit, in welder z. B. Wieſen mit der Hütung ganz zu verfchonen find, über das 
Hüten ded Zugviehs bei Gelegenheit der Ernte, zwifhen Nachbarfeldern, über den Schluß und 
die Offnung der Weinberge zur Traubenlefe, über die Refpectirung von Privatwegen und Fuß⸗ 
fleigen, von Grenzrainen und Waflerleitungen, über Haltung von Taubenfludten, aud wol 
über das Flachsröſten in ven Gewäflern ber Feldmarken, wie über die Benugung des Schiffel⸗ 
landes, über Garten= und Zaunreht gewiſſer Grundftüde und Ähnliches. Hingegen fallt die 
Schonung und pfleglihe Ausübung der Fiſcherei in der Regel befondern Fiſchereiordnungen 
anheim, Bei der Mannichfaltigfeit ver Verhältniffe, wie ſie je nach der Beichaffenheit ver Eul- 
turgegenftände, des Klimas und der Vertheilung des Grundbefiges in verſchiedenen Gegenden 
fih abweichend geftalten, wird es fich empfehlen, nad Maßgabe der in einer allgemeinen Feld: 
polizeiordnung aufgeftellten Rechtsgrundſätze der, fei ed im Wege provinzieller und lokaler 
Verordnungen oder auch der Autonomie der Betheiligten, zu treffenden Specialgefeggebung 
einen bejtimmten Umkreis legislativer Anordnungen vorzubehalten, wie dies namentlich in der 
preußiſchen Feldpolizeiordnung vom 1. Nov. 1847 geſchehen ift, auf weldhe zur Erläuterung 
der obigen Bemerkungen Bezug genommen werben fann und über welche und deren einzelne 
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Beftimmungen Lette und von Rönne, „Landedculturgefeßgebung bed preußifchen Staate®‘, II, 2, 
S. 706 fg. zu vergleichen ift. Für den Feldſchutz beſonders günftig ift vie Beitimmung des 
franzöſiſchen Rechts, welche ven nach Vorſchrift des Geſetzes beftellten Feldhütern fowie den von 
denfelben aufgenommenen Brotofollen öffentlihen Glauben beilegt. Ingleichen beftimmt aud 
die preußiihe Feldpolizeiordnung von 1847, daß den von Gemeinden oder einzelnen Gutöbe- 
ügern angeftellten Feldhütern, wenn diefelben hinfihtlih ihrer Tüchtigfeit vom Landrathe ge= 
prüft und beftärigt, fodann gerichtlich ein für allemal verpflichtet find und feinen Denuncianten= 
antheil und fein Pfandgeld beziehen, in Anſehung deffen, was fie über verübte Feldfrevel aus 
eigener Wahrnehmung befunden, voller Glauben beigemeffen werden foll. Neben vergleichen 
Feldhütern wie auch zu deren Gontrofe wird die Aufficht über die Felpfluren außerdem auch 
ebrenhaften Mitgliedern der Gemeinde (fogenannten Ehrenfeldhütern oder Feldherren) anver: 
traut. Denjelben (auch Wronmänner genannt) oder fogenannten Korämtern liegt auch da, 
wo und joweir gemeinfane Angelegenheiten bezüglich der Feldordnung wahrzunehmen find, die 
Bermwaltung wie die Ausführung der gemeinfamen Beihlüffe der Nachbarn ob. Denn wenn 
die Selbitverwaltung ihr Recht verlangt, fo ift fie bier dur aus der Mitte der Betheiligten 
erwäblte Beamte an ihren Plage. Auch erfordert das Bedürfniß einer rafchen Keftftellung der 
Gontraventionen und Schadenzufügungen, um einer Verdunfelung zu begegnen, Organe für 
Abſchätzung des Schadens, welche jofort zur Hund find. Deshalb hat z. B. die preußiſche Feld— 
polizeiorpnung von 1847 jene Functionen den Dorfgerichten und den Ortöpolizeiobrigfeiten 
übertragen. Diejelbe hatte ſogar die Regierungen ermächtigt, nörhigenfall8 orts- oder diſtriets— 
weije für die Berwaltung der Feldpolizei und das dahin gehörige Unterfuhungs: und Straf: 
verfahren beſondere Feldämter einzurichten. Bemerfensmwerth jind noch die an verſchiedenen 
Drten und in einigen Yandestheilen herkömmlichen Grenzregulirungs= und Felomeßämter, denen 
von Zeit zu Zeit die Nevifion der Grenzen der Grundftüde innerhalb der Feldmark wie die der 
Flurgrenzen, leßterg unter Zugiehung der benahbarten Gemeinden und Grundbefiger, deöglei- 
hen die Erhaltung der Grenzen zwijchen Flurnachbarn, wie auch die Entſcheidung der dieſerhalb 
obmwaltenden Streitigkeiten, vorbehaltlich des Rechtswegs, obliegt, dergleichen Inflitute, mo fie 
befteben, die preußische Felopoligeiorbnung von 1847 erhalten wiffen will. Berner gehört dahin 
das Inftitut der Feldgerichte im Herzogthum Naffau mit noch ausgedehnterer, die Beſitz- und 
Hypothekenverhältniſſe umfaffender Befugniß. Es ſcheinen diefe Einrichtungen ein ũberreſt 
der Attribute und Amtsverrichtungen zu ſein, welche einſt den Märkerverſammlungen, ihren 
Ausſchüſſen und den Märkergerichten zuſtanden (von Maurer, a. a. O., S. 307, 309 und 319). 
Schließlich ift wegen der ehemals und auch noch jegt obwaltenden Feldgemeinfchaften, wegen bed 
Dorffoftems mit jeinem Flurzwang, des Hofſyſtems, wie bezüglich ver ald Eulturmaßregel daran 
ſich ſchießenden Verkoppelung und Gemeinheitötheilung hinzuweiſen auf Roſcher, „Syſtem 
der Volkswirthſchaft““, Bo. Il, F. 71, ©. 189 fg., woſelbſt ſich eine überſichtliche hiſtoriſche 
und doctrinelle Entwickelung dieſer Gegenſtände und ber verſchiedenen Formen von Feldge— 
meinſchaften wie von Feldordnungen nebſt einer reichhaltigen Literatur über dieſe Materien 
befindet. W. A. Lette. 

Felonie (felonia) als Verlegung der Lehnstreue und Felonie (ſelony) als Verbrechen 
im Sinne des engliſchen Strafrechts. 

Dem Art. Lehnweſen dad Weitere vorbehaltend, haben wir uns hier nur mit der Lehnstreue 
und ihrer Verlegung zu beihäftigen. Wir verftehen unter Zehn (feudum) einen Gegenftand 
des Vermögens, welcher fich im getbeilten Eigenthum befindet, und rückſichtlich deffen die beiden 
Gigenthümer, der Obereigentbümer (dominus direetus) und der nußbare, Untereigenthümer 
(dominus utilis), zueinander in einem befondern Verbältniffe ver ſich gegenfeitig zu gewähren: 
den Treue ſtehen. Der Urſprung folder Trenverbhältniffe dürfte in ven Gefolgeſchaften der frän— 
kiſch en Könige zu finden fein, aus denen der Ritterdienft hervorging. Die den Comitat biefer 
Könige bildenden Getreuen (fideles, austriones) bekamen zu ihrer Belohnung ein Amt (bene- 
ieiam), urjprünglih nur mit perſönlichen Nechten auf diefes und den mit demfelben verbun: 
denen Gutsbeſitz, ſpäter auch mit erblihen. Das Inftitut des Comitats wurde von Frankreich 
nad der Lombardei und Deutfchland übertragen. In Deutfchland hatte das Lehn wol nicht in 
den Gefolgeſchaften, fondern darin feinen Urfprung, daß Freie (milites, liberi vasalli) jich in 
ven Schug Müchtigerer begaben und fid Dielen als ihren Lehnsherren zur Trene verpflichteten, 
Zur Belohnung für diefe erhielten die Bajallen von den Lehnsherren einen Inbegriff von Rech— 
ten, ein dominium utile, eine Lehnsgewere. Diefe und die für diefelbe zu leiftende Lehnstreue 
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Hilden fonad die weſentlichen Eigenſchaften eines jeden wahren, rechten Lehns. Fehlt eine von 
denselben, dann ift fein feudum, fondern nur ein feudastrum, ein negotium feudo vicinum, 
sin dem Lehn ähnliches Verhältniß vorhanden. 

Aber außer diefen beiden Gigenfhaften pflegen bei dem Lehnsverhältniffe auch gewiſſe an- 
dere nicht zu fehlen, man nennt fie die naturalia feudi. Zu ihnen gehört die eivlihe Angelo: 
bung der Lehnstreue und die Übertragung der Lehnsgewere an den Vaſallen durch die Inve— 
ftitur. Die Verpflichtung zur Lehnötreue wurde von jeher duch ein feierlihes Gelübde über: 
nommen. Der Bafall mußte „Hulde thun“, d. h. verſprechen, feinem Herrn treu und Bold zu 
fein, daher noch jegt Huldigung und Huldigungseid, bei den Angeljachfen Hold-oath genannt. 
Der lateinische Ausdruck dafür ift fidelitas, wodurch fomol das Lehnsverhältniß jelbft ald auch 
das juramentum Äidelitatis bezeichnet wird, fowie dad Wort feudum ſelbſt mit ven Worte fides 
verwandt fein dürfte. 

Das juramentum fidelitatis ift von dem homagium oder hominium zu unterfheiden. So: 
wol das franzdfiiche als das englifche Lehnrecht trennen beide Begriffe voneinander. Fidelitas 
war eigentlich dasjenige Gelübde, welches überhaupt eine freie Perfon gegen einen Herrn zur 
Treue verpflichtete, jo alfo auch der Eid des Gefolgägefährten. Erſt ald Grundſtücke zu Lehn 
gegeben wurden, erhielt die Treue noch eine befondere Beziehung auf das Grundſtück, welches 
verliehen wurde. Nun verfprad der Belichene noch außerdem das ihm gegebene Grundſtück zu 
vertheidigen, zu wahren. Während die fidelitas demfelben Herrn nur einmal zu leiften war, 
erneuerte ji dad homagium bei dem Erwerbe eined jeden neuen Grundſtücks. Der deutſche 
Ausdruck für homagium ift Mannſchaft, Mannlehn. In dem Worte Mann liegt ein Begriff 
der Abhängigkeit. Der Unfreie war jeined Herrn Mann; ebenfo mußte der Vafall einen 
Heren über fih anerkennen, fein Mann fein. In diefem Sinne wird das Gelübde, weldes 
zum Manne macht, bezeichnend durch Mannſchaft wiedergegeben. !) 

In den Eidesformeln ſelbſt, in welden ver Vaſall die Treue gelobt, pflegen die einzelnen 
von ihm gegen feinen Herrn zu erfüllenden Pflichten nicht aufgeführt zu werben. Er jagt im 
allgemeinen zu, dem Herrn jo hold und getreu zu fein, ald er nad dem Rechte ſchuldig ift, und 
in allen Berhältniffen nah Kräften ven Nugen des Herrn zu fördern und Schaden von ihm 
abzumenden. 

Es kommen aber auch Lehen vor, bei welchen ver Lehnseid nicht abgelegt wird, und bei denen 
Dennoch der Bafall die Erfüllung der Lehnstreue übernimmt. Diefe Lehen heißen Handlehen, 
weil die Treue durch Handſchlag angelobt wird. Doch jind fie nur Ausnahmen, indem jie dem 
Rechtsſatze widerſprechen: „Welches Gut dem Manne ohne Mannſchaft geliehen wird, das heißt 
nicht rechtes Lehn.“ 

Fragt man nad) dem Umfange dev Lehnätreue, fo erhält man die Antwort, daß die Treue 
theild aus dem perfönligen, theild aus dem dinglihen, durch die Verleihung des Lehns be— 
gründeten Verhältniſſe hervorgeht und fih nah beiden Richtungen hin verfchieden geitaltet.- 
Die Treue, melde aus der fidelitas entjpringt, nennt man die Lehnsreverenz (reverentia feu- 
dalis). Sie gelangt dadurd zum Ausprude, dag der Vaſall in jeder Weife darauf bedacht fein 
muß, dem Herrn die gebührende Achtung zu erweifen. So mußte er vor ihm auffteben, ibm 
den Vortrittlaffenu.dgl. m. Borzüglic gehörte jedoch dahin, daß er ſich aller folder Handlungen 
zu enthalten hatte, welche irgend der Ehre des Herrn nachtheilig werden konnten. So durfte 
er feine Anzeige von Verbrechen des Herrn machen, gegen ihn nicht Zeuge jein, wenn ed ſich 
nicht um die Lehnsſache oder unerhebliche Rechtsſtreitigkeiten handelte u. f.w. Cine beſonders 
ſchwere Verletzung der Lehnstreue lag darin, wenn ſich der Vaſall eines Stuprums einer dem 
Herrn verwandten oder verſchwägerten Perſon ſchuldig machte. 

Dieſen Bruch der Lehnstreue bezeichnet man mit dem Ausdrucke cucurbitatio. Was die 
aus dem geleiſteten homagium entſpringende Lehnstreue betrifft, fo zählen die Quellen, insbe: 
jondere die beiden Libri feudorum, eine große Anzahl von Handlungen auf, welde der Wajall 
entweder zu thun oder zu unterlaffen bat. Manche dieſer Pflichten hat er erſt nad ergangener 
Aufforderung, andere auch ohne Dieje zu leiften. So muy er um die Erneuerung des Lehns in 
den beftimmten Sällen bitten, ih der Veräußerung des Lehns enthalten u. f.w. Auch der 
Sohn des Vafallen ift dem Lehnsherrn die Lehnstreue ſchuldig, ebenjo der Aftervafall,, wel- 
Ger von dem Vaſallen wiederum das Lehn erhielt, auch dem obern Lehnsherren. 

Die Verlegung ber Lehnstreue Heißt Untreue, Schuld, Lehnsfehler oder Gefährde. Die la: 


1) Bsl. Philipp's Grundfäge des gemeinen deutfchen Privatrechts, II, 350 fa. 


Felonie 323 


teiniſchen Quellen gebrauchen das Wort felonia oder culpa, and infidelitas. Das Wort 
felonia ift wol am richtigſten vom deutfchen Worte „fehlen abzuleiten, was auch der Bezeihnung 
der Belonie ald des Lehnsfehlers am meiften zu entjprechen ſcheint. Felonie ift, wie wir bei dem 
felony bed engliihen Strafredhts jehen werden, in einen weitern Sinne aud jedes Verbrechen; 
man nennt jie in dieſem aud quasi felonia, die Verlegung ver Lehnätreue dann aber felonia 
vera. Giner jolden macht jih der Vaſall vann ſchuldig, wenn er irgendeine Handlung begeht, 
durch welde der Lehnsherr an feinem Leibe, Leben und Gütern einen Schaden erleidet, aber au 
ihon dann ift derjelbe ver Felonie ſchuldig, wenn er etwas unterläßt, wodurch einem foldhen 
Schaden hätte vorgebeugt werben fönnen. 

Auch die Nichterfüllung einer Handlung, zu der die Lehnsgewohnheit oder das Geſetz den 
Vaſallen verpflichtet, ift Belonie. So das Unterlaffen des Nachſuchens um die Erneuerung der 
Inveftitur, der neuen Muthung des Lehns, der renovatio feudi; fo die Unterlaffung der War: 
nung bes Herrn vor einer ihm drohenden Gefahr und die Nichtbefreiung deſſelben aus der 
Gefangenſchaft; das doloſe Ableugnen des Lehnsnexus (disclamatio), der Verrath, die 
gröbliche Beleidigung, die gedrohte Anklage, die Verweigerung ded Homagiums und des zu lei: 
ftenden Dienſtes, ſowie der Misbrauch des Lehns u. a. m. 

Die Wirkung der Felonie kann ſelbſt der Berluft ded Lehns für den Vaſallen und feine 
Deicendenten jein; doch mußte der Lehnsherr den von dem erften Erwerber abjlammenden 
Agnaten, jobald jie zur Lehnsfolge gelangten, das Lehn wieder herausgeben. 

Man nimmt an, daß bei begangener Felonie nur dann der Verluft des Guts von ſelbſt, 
ipso jure, eintritt, wenn ſie duch eine nach Rehnredht verbotene Veräußerung des Lehns ver— 
übt wurde, daß jonit dem Lehnsverluſte aber ein dieſen ausſprechendes Urtheil des Lehnhofs, 
der Lehnäcurie vorhergeben muß. Wo Lehndherr und Landesherr in einer Perjon zujammen- 
treffen, jind die landeöherrlihen, gemeinhin die Obergerichte, auch die Lehndcurien. Die Ihat 
des Vaſallen, aus welder die von ihm begangene Felonie jich ergeben ſoll, muß dolos unter: 
nommen und auch jo wirklich vollbracht fein. Der gegen ven Bafallen zu führende Proceß wird 
techniſch der Krieg genannt. Über ihn geben die Quellen, namentlich der Richtiteig des Lehn— 
rechts, ausführliche Anmeifungen. Was man außer den vorgedadten Beijpielen nod als Fe— 
lonie zu betrachten habe, darüber gab es feine beftimmte Regel. Die Lage des einzelnen Falls 
entſchied darüber. Lediglich Hervorgegangen aus dem Volkscharakter, mußte das in demſelben 
rege Gefühl für dasjenige, was die Lehnstreue erheiſchte, zu einer nicht leicht unrihtigen Ent⸗ 
fheidung führen. So blieb, was Felonie fein follte, oft allein dem Ermeſſen der Lehngerichte 
überlaflen, doch gehörte ed zum Weſen derfelben, daß die jie begründende That oder Unter: 
laffung in böslicher Abjicht des Vaſallen ihren Grund hatte, während die bloße culpa, jelbit 
die lata culpa im Sinne des Roͤmiſchen Rechts nur in jeltenen Fällen eine Felonie begründete. 
Die Klage aus der Felonie, welche nit nur die Natur einer Vindication, jondern aud die 
einer Delictöflage hatte, ging, wenn jie nicht ſchon angejtellt war, weder activ noch paſſiv auf 
die Erben über. 

Der bisher gedachten, ald felonia vera zu bezeichnenden eigentlichen Felonie werden noch 
mehrere andere Handlungen, namentlich gewiſſe Verbrechen des Vaſallen, fo z. B. der Ver: 
wandtenmord, der Verrath gegen Mitwafallen und die Verübung eined nad deutſchem Rechte 
infamirenden Verbrechens, im ihren Wirkungen gleihgeftellt und deshalb unter dem Namen 
der Duajifelonie zuſammengefaßt. Auch in Fällen verfelben verliert ver Vaſall das Lehn; 
Died wird vom Lehnsherrn an ſich genommen, doch muß derfelbe, jofern das Lehn ein erbliches ift, 
daflelbe jhon dem Dejcendenten des Felonen zurüdgewähren. In Bällen von geringerer Er— 
heblichkeit trat nicht der Verluft des Lehns ein, jondern der Lehnsherr mußte ih mit Straf: 
gelvern (grevette), mit den fogenannten Kehndemenden begnügen. Dem Lehnsherrn fand 
ed, ſelbſt bei wirklicher Felonie, auch frei, ben Vajallen zu verzeihen (zu conduciren) und der 
Klage ausdrücklich oder ſtillſchweigend zu entjagen, ſowie aud die Klage in Jahr und Tag?) 
nad erlangter Wiffenjhaft von der begangenen Felonie verjährte, ohne Wiſſenſchaft aber in 
30 Jahren. 

Aber auch der Lehnsherr konnte Die Lehnstreue verlegen, gegen den Vaſallen Felonie bes 
geben. Sie Hatte gemeinhin die Wirfung, daß das lehnsherrlihe Obereigenthun erloſch und 
der Lehnsmann daſſelbe zu eigen erhielt. Die Verpflihtungen des Lehnsherrn gegen ven Va— 





2) Diefe ſächſiſche Derjährungsfrift betrug ein Jahr, ſechs Wochen und drei ur 
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fallen faßt man unter dem Ausdrucke der Lehnsprotection zufammen. Sie fanden in den Schutze, 
welchen der Herr feinem Bafallen gewähren mußte, ihren Schwerpunft. Das deutihe Rechts— 
ſprichwort „Getreuer Herr, getreuer Knecht“ bezeichnete die Gegenjeitigfeit der Pflichten bei— 
der. Aus der Rehnätreue des Vaſallen entfprang feine Verpflihtung zur Leiftung der Lebn— 
dienfte, welche Ritter: und Ehrendienſte waren. Die Fälle, in melden fie perfönlich zu leiften 
waren, mußten jedoch, vorzüglich als nad dem Dreipigjährigen Kriege die deutſche Kriegsver— 
faffung ſich völlig umgeftaltete und das Fehderecht zur Antiquität geworden war, ſich in eine 
Bergütigung für die Lehndienfte, in deren Adäquation verwandeln. So wurden flatt der ge= 
ftellten Ritterpferde Mitterpferbögelder gezahlt, welche bei den Lehngütern gemöhnlid die 
Stelle der Steuern vertraten, denen Alodialgüter unterworfen waren. Gin weiterer Ausflug 
der Lehnätreue war bie Unterwerfung des Bafallen unter die Gerichtäbarfeit des Lehnsherrn. 

Das ganze Lehnweſen ift auf dem Wege, zu einer gefhihtlihen Neminifcenz zu werden. 
Der Lehnsnexus, welcher früher zwifchen einzelnen europäiſchen Staaten beftand, ift bereits ſeit 
Sahrhunderten ausdrüdlich aufgehoben. Das Lehnsverhältniß, welches zwiihen dem deutſchen 
Kaifer und den Fürften des Neichs beftanden hatte, erfchlaffte, als fich die Machtſtellung des er: 
ftern abſchwächte. An die Stelle ver Lehnstreue trat in den felbftändig gewordenen Particular: 
ſtaaten die Unterthanentreue gegen den Landesherrn, fodaß in der neuern Zeit in Deutſchland 
nur der privatrechtlihe Charakter des Lehns ftehen blieb, die oberlehnsherrlihen Rechte aber 
meiftend in den landeäherrlichen aufgingen. So trat z.B. im Preußen die große Veränderung 
des Lehnweſens ſchon im Jahre 1717 ein, das König Friedrich Wilbelm I. fih an 5. Yan. 
bereit erflärte, mit Ausnahme einiger Vorbehalte 3) ſich aller lehnsherrlichen Rechte jomol an 
adelichen als unadelichen Lehen zu begeben und dieſe unbefchadet ver Rechte der Gefammthänder 
(Mitbelehnten) für Alodial= und Erbgüter zu erklären, menn dagegen, ftatt der bisher von den 
Bafallen zu leiftenden Dienfte und Präftationen, eine angemeflene Entſchädigung aus den Lehen 
gezahlt würde. Auf Grund diefer Erklärung wurde die „Aſſecuranz vor bie Ritterſchaft 
in der Kurmarf Brandenburg vom 30. Juni 1717 vereinbart. Dieſe Afferuranz erbielt in 
der Lehndconftitution vom 1. Juni 1723 ihre Erweiterung. Die Geſchäfte ver bis dahin be- 
ftandenen befondern Lehnsfanzlei gingen auf das Kammergericht über, und alle frübern in ver 
Lehnstreue ihre Rechtfertigung findenden, die Felonie betreffenden Beftinnmungen verfhman: 
den mit der Lehnsherrlichkeit von felbft. Nur in wenigen deutfhen Staaten ift ſeitdem nicht in 
ähnlicher Weife die jogenannte Alodification der Lehen eingetreten. Die Franzöſiſche Revolu: 
tion war ed jedoch, welche dem Feudalismus gleihjam den Todesſtoß verfegte. Mit ihr wurde 
das Lehnweſen Frankreichs zu Grabe getragen und auch au dieſem nicht wieder erweckt, ale fai= 
licher Despotismus die errungene Volföfreiheit wieder ſchmälerte. Auch mit ven Gonftitutionen 
der deutſchen Staaten befinden ſich die Lehnsinftitutionen in einem ſchroffen Gegenſatze. Faſt 
durchgängig die Standesvorrechte befeitigend, Eonnten diefe Verfaffungen Staatseinrihtungen 
füglich nicht begünftigen, welche in Standesprivilegien ihre Wurzel haben und aus der Gemalt 
des Mädtigern über ven Schwächern hervorgingen. 

Wir wenden uns zu ber Felonie des englifchen Strafrehte. Ein felony ift in demſelben 
ein Verbrechen (crime), welches, abgejehen von andern Strafen, nad) dem Common law eine 
gänzlihe Verwirkung ded Grundbefiges oder der beweglichen Habe (lands or goods) oder bei= 
der nach fi zieht. Wir müflen es vorläufig bei diefer Definition Bladftone's*) von der Fe— 
lonie bewenden laffen, um, bevor wir den Begriff verfelben in engere Grenzen ziehen, einen 
Blick auf das englifhe Strafrecht überhaupt zu werfen. 

Der Herzog Wilhelm von der Normandie wurde durch die Eroberung Englande im Jahre 
1066 König einer zwar bejlegten, aber perfönlich freigebliebenen Bevölkerung. Die Normannen 
forwol wie die Angelfahfen verloren ihm gegenüber ihre nationale Geſchloſſenheit vergeftalt, 
daß er die perſoͤnlich gemachte Eroberung gleihfam wie feine große Domäne (seigneury) be: 
handeln fonnte. Das unter feinen normannifhen Begleitern übliche Kriegsdienſtrecht wurde 
mit den in England vorgefundenen Befigverhältniffen amalgamirt. Der geſammte Boden mit 
all feinem Zubehör an Hinterfaflen, Dienftleiftungen, Schußgeldern und Abgaben bildete rich 
in 60215 Nitterleben um und machte aus der befigenden Klaſſe ein ſtehendes Hrer von Lebhns— 
milizen. Der Boden und feine Beſitzer traten in ein ftrenges Dienftverhältnig zum Könige, 


5) So refervirte ſich der König den Rückfall der dumals auf zwei Augen ſtehenden Lehen und ders 
jenigen, auf welche er ſelbſt feit feinem Regierungsantritte Gripectangen ertheilt hatte, 
4) Commentaries on the laws of England, IV, 55. 
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dem dad Gut wieder zufiel, wenn e8 wegen felony verwirkt oder durch Ausfterben erlevigt 
wurde. Die Nitterlehen blieben mit der Kriegäpfliht und andern Dienften, Gebühren beim 
Beſitzwechſel, mit der Verpflichtung, ven Heirathsconſens nachzuſuchen, dem Könige die nugbare 
Vormundſchaft zu überlaflen und ihre Beiträge in Ehren und Notbfällen (auxilia) zu leiften®), 
belaftet. Die willkürliche Befegung der Gerichte durch den Kriegsherrn gab auch Die von feinen 
Grrihtöbaltern ausgeübte Strafgewalt in feine Hände. Die mit einer Verurtheilung wegen 
felony verbundene Gefahr für Leib und Gut ließ es felten rathſam erfcheinen, es auf die rich— 
terlihe Entſcheidung anfommen zu laffen; man zog es deshalb vor, die misericordia regis an- 
zurufen und biefelbe durch Geldbußen ſich zu erwirfen und durch diefe der Ungehorfamsrüge 
zu begegnen. 

Englands fpätere Rehtsinftitutionen gingen aus dem Leben hervor und wurben durch dieſes 
weiter entwickelt. Das Hergebrachte wurde ungern verlaffen, nothwendige Verbefferungen 
und Anderungen fnüpfte man möglihft an das Beſtehende an. So hat England bisjegt noch 
feine allgemeine Strafgefeggebung erhalten. Das dermalige Criminalrecht Englands beruht 
theils auf dem ungeichriebenen Rechte, dem Common law, theil8 auf dem gefhriebenen, dem 
Statute law. Die Grundſätze des erftern haben jih aus Glementen des römiſchen, angelſächſi— 
ihen und normannifhen Rechts und aus Parlamentsbeſchlüſſen gebilvet, welche nicht mehr vor= 
banden find. Das gefhriebene Recht befteht dagegen aus einer großen Anzahl von Barlaments= 
ftatuten und Acten (statutes and acts of parliament), welde von ven verjhiedenen Regenten 
auf Rath und mit Beiftimmung ded verfammelten Barlaments erlaffen worden find. Die 
älteften Statuten der Art find die Erweiterung und Betätigung ver Magna-Charta vom Jahre 
1225, dem neunten Regierungsjabre Heinrich's III. und das Griminalftatut von 1266, 
Dem funfzigfien Negierungsjahre veffelben Königs. Die mit der Magna:Eharta beginnenden 
Sammlungen der Barlamentsftatute füllen eine große Anzahl von Bänden und erhalten nad 
dem Säluffe einer jeden Barlamentöfigung eine Erweiterung ihred Umfangs. 

Aus diefen ungefchriebenen und gefchriebenen Duellen fhöpft der Engländer feine ftraf- 
rechtlichen Gntiheidungen, und aud aus ihrer Totalität allein würde ſich datthun laffen, mas 
derjelbe für felony erachtet und angefehen wiffen will. Es iſt das buntefte Gemifch frafbarer, 
nit den härteften und leichtern Strafen bedrohter Handlungen, welche ihm ald felony erfcheinen. 
Aud wir glauben den Begriff des felony aus dem feudalen Begriff der Felonie, als Verlegung 
der Lehnstreue, herleiten zu müffen. Das Gharakteriftifihe beider, der Verluft des Guts, ſcheint 
ung ihren gemeinfhaftlihen Ursprung anzudeuten, und zwar um fo mehr, als, wie erwähnt, 
England nad der normannischen Eroberung ein Feudalftaat im eigentlichften Sinne des Wortes 
wurde. Die Anſicht, daß felony von dem lateinischen fel (Galle, Bosheit) abzuleiten fei und 
das felleo animo Vollbrachte bedeute, jheint ung zu fehr gefucht zu fein, um für richtig gehal- 
ten werden zu fünnen. 6) 

Nah Blackſtone ift ein Verbrechen, crime, das Begehen oder Unterlaffen einer Handlung 
nıit Verlegung eines öffentlihen Gefeges, welches diefe Handlung entweder verbietet oder be⸗ 
fichlt. Gin misdemeanor (von mis-demeanor, Übelverhalten) ift nad) ver Rechtsſprache ein 
ſolches crime, welches nod fein felony?) ausmacht, aber doch der Gegenftand einer förmlichen 
Anflage (indietment) fein kann. Dem misdemeanor gegenüber ift felony bie ſchwerere Ver: 
legung des Strafgefeged. Da das mit felony verbundene crime aufer der vorgedadhten 
Berwirfung des Bermögend gemeinhin aud) die Todesſtrafe nach ih zog, fo wurden felonies 
und todeswürdige Verbrechen fo lange für gleichbedeutend gehalten, als Englands Strafgefge 
faſt durdgängig nocd blutige waren. Als der Umfang des Gebiets der Todeöftrafen ein be- 
ſchränkterer wurde, unterſchied man capital felony oder capital crime von dem, welches nicht 
mehr die Todeäftrafe nach fi zog. Der höchſte Grad des felony ift treason, Hochverrath. 
Demfelben gleichgeachtet wird eine lange Reihe mit ihm verwandter fivafbarer Handlungen, 
weshalb der Unterſchied zwiſchen dem eigentlichen Hochverrathe (high-treason) und dem Kleinen 
Berrathe (petit-treason), zu welchem legtern namentlich auch jeder qualificirte Mord gezählt 
wird, gemadt wurde. 

Während dem misdemeanor gemeinhin nur Geldbuße oder Gefängniß gedroht war, zogen 
treason und felony die Todeöftrafe nad ih. Dem Übermaf der legtern trat die Geiftlichfeit 


5) Bgl. Gneift, Das heutige englifche Berfaffungs » und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), IL, & fa- 
6) Stephen, Handbuch des englifchen Strafrechts und Strafverfahrens (Göttingen 1843), ©. 3. 
7) Das Wort felony wird im Englifihen als ein ſachliches betrachtet. 
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zuerſt wirfjam entgegen, indem fie das Aſolrecht der Kirche zu deren Beihränfung benugte, und 
zwar als benefit of clergy (privilegium clericale). Diefed Privilegium war urfprünglich ein 
Vorrecht der Geiftlihen, bei Anfhuldigungen wegen todeswürdiger Verbrechen an die Kirche 
ausgeliefert zu werden und fo nur der firhlihen Buße zu verfallen, Im Laufe der Zeit wurde 
died Vorrecht aud auf Nichtgeiftliche, welche varzuthun vermochten, daß fie des Schreibend kun— 
dig waren, ausgedehnt, und erhielt zulegt im wejentlichen die Bedeutung, daß ein jeder, welcher 
wegen eined mit dem Tode bedrohten Verbrechens angeklagt war, das Nedt hatte, Dies Privile— 
gium in Anſpruch für ji zu nehmen und vermöge deffelben mit der Todeäftrafe verichont zu blei- 
ben. Doc konnte ein Nichtgeiftliher wegen eines von neuem begangenen Verbrechens ſich nicht 
wieder auf dad benefit of clergy berufen. $) Allmählich wurben viele einzelne felonies von 
dieſer Rechtswohlthat ausgeſchloſſen, und es zerfielen nun diefelben in zwei Klaffen: in felonies 
within clergy, welde die Rechtswohlthat zuliefen, und felonies without clergy, bei denen fie 
ausgeſchloſſen war, Die neuefte Gefepgebung, ein Statut aus dem fiebenten und achten Re— 
gierungsjahre Georg's IV., hat das benefit of clergy ganz aufgehoben. 

Schon nad) der Entdeckung der Neuen Welt trat in England in Betreff der Todesſtrafe eine 
etwas mildere Anſchauung ein; man begann, wiewol zuerjt in Kleinen Anfängen, derſelben die 
Transportation zu jubftituiren. Als der amerifaniihe Unabhängigfeitäfrieg die Engländer 
des größten Theils ihrer Golonien beraubt hatte, hörte die Transportation zeitweife auf, begann 
aber in viel größerm Umfange wieder, ald Auftraliens Oftküfte, als Neuſüdwales die Beftim= 
mung, Berbreercolonien aufzunehmen, erhalten hatte. 

Als am 14. Nov. 1826 das vorgevadte Statut Georg's IV. das benelit of clergy abge: 
ſchafft hatte, jollten nach demſelben nur nod die felonies mit dem Tode beftraft werden, bei 
welden ſchon vor dDiefem Tage oder an diefem Tage durd) dad Common law oder ein Parla— 
mentöftatut daß bencfit of clergy ausgeſchloſſen geweien war, oder die, welche nad dieſem Tage 
mit der Todesitrafe werden bedroht werden, ſoweit in feinem dieſer Bälle die Todesitrafe 
durch ein jpäteres Statut aufgehoben worden ift. 9) 

In allen andern Fällen jollten felonies entweder auf die befondere Weife, melde dur das 
jpeciell auf dieſes felony Jich beziehende Statut feftgefegt ift, oder jonft nad) dem utbefinden des 
Gerichts beftraft werden. Nach diefem Gutbefinden ift ver Übertreter auf jieben Jahre zu trans: 
portiren oder auf nicht über zwei Jahre mit Gefängniß zu belegen, aud, wenn ed eine Mannes 
perjon it, zur Schärfung des Gefängniffes (jofern das Gericht es angemeſſen findet) einmal, 
zweimal oder dreimal Öffentlich oder nicht öffentlich auszupeiticen. 1%) Auch kann das Gericht 
zur Schärfung der efängnipitrafe anordnen, daß der Übertreter zu harter Arbeit (hard la- 
hour) angeftrengt 1?) und mit einfamer Einfperrung für die ganze oder eine theilweife Dauer 
ber Öefängnißftrafe belegt werde, 12) 

Die Strafe der Transportation flieg ald die der Todesftrafe dem Range nad zunächſt 
ftehende (secondary punishment) von lebenslänglider Dauer bis zu einem Minimum von 
Neben Jahren herab. In ihr lag bis zum Jahre 1853 der Schwerpunft aller Beftrafungen 
wegen ſelonies. Man wird die zweifellos finden, wenn man erwägt, daß von 1788— 1837 
78056 Verbrecher, melde wegen begangener felonies verurtheilt waren, nah Neuſüdwales 
und DVaudiemensland transportirt wurden, und daß in Gngland 1838 3675 mal, 1839 
3657 mal und 1840 4005 mal auf die Transportation und darunter bezüglid) 266, 205 und 
238 mal auf die lebenslängliche erfannt wurde. 

So heftig aud ver Wivderftand aller Colonien, mit Ausnahme der Weftauftralieng, in= 
zwiſchen der Transportation gegenüber geworden war, jo gelangte man in dem Gefege vom 





8) Ein Brandmal auf der linfen Hand war das Kennzeichen des ſchon einmal in Anſpruch genom= 
menen benefit. 

9) Im Jahre 1850 wurden in England nur nody 50 Todesftrafen erfannt und nur ſechs Verbrecher 
hingerichtet. Im Jahre 1888 betrug die Zahl der Fodesurtheile 116, 1839 56 und 1844 77. Nur 
wenige derfelben wurden vollſtreckt. 


10) Das Auspeitichen (whipping) wird nur noch bei Perſonen aus der unterften Noltsflafle an- 
gewendet. 

‚1) Die harte Arbeit, welche früher aus dem Bewegen der Tretmühle, oder des crank, einer nur 
mit großer Kraftanftvengung nutzlos zu drehenden Maſchine, beſtand, bejtcht gegenwärtig gemeinhin 
nur kr * Abarbeitung eines größern ale des gewöhnlichen Penſums der in der Anftalt vorgefchriebe- 
nen Arbeit. 


12) Der längfte Zeitraum ift in England gegenwärtig ein neunmonatlicher bei der Jfolirhaft. 


Felonie 327 


20. Aug. 1853 (16 und 17 Victoria, c. 99) doch nur zu einer Beichränfung verfelben. Man 
behielt fie zwar als die ſchwerſte criminelle Freiheitsſtrafe bei, beftinnmte jedoch, daß le nur für 
einen Zeitraum von 14 Jahren aufwärts bis zur Lebenslänglichkeit follte erfannt werben 
fönnen. Für alle Zeitabſchnitte der Strafe des felony unter 14 Jahren führte man die penal 
servitude (Zmwangsarbeitäitrafe oder Straffnehtihaft) ein. Hierbei wurde eine vierjährige 
penal servitude des Aquivalent für die biöherige fiebenjährige Transportation, und ed wur— 
den in gleihem Verhältniſſe die längern Strafen der Transportation in die fürzern der Zwangs— 
arbeit umgewandelt. Aber aud hierbei fonnte e8 nicht lange verbleiben. Die Auflehnung der 
Golonien gegen die Aufnahme von Verbrechern bei jih wurde immer entſchiedener; das Zus 
ſtrömen einer zahlreihen Ginwanderung machte die Arbeit der Sträflinge nicht mehr zum Be— 
dürfniffe, und ed wurde in den Golonien zur Ehrenſache, diejelben von Verbrechern fernerhin 
frei zu erhalten. So ſah die Regierung ſich zu den Gefege vom 26. Juni 1857 (20 und 21 
Victoria, c. 3), zu der Act to substitute in certain cases other punishment in lieu oftrans- 
port gezwungen, welche die Transportation ald richterlih zu erfennende Strafe endgültig ab— 
ſchaffte, indem gleichzeitig die in der Acte vom 20. Aug. 1853 wegen der Subftitution der 
penal servitude getroffenen Anordnungen aufhörten. 

Der Hauptinhalt der neuen Acte geht dahin: 1) An die Stelle der Transportation tritt 
penal servitude von gleiher Dauer mit der Transportation. Dod fann in den Fällen, wo 
früher auf Transportation von jiebenjähriger Dauer erfannt wurde, auch eine penal servitude 
von miindeitens drei Jahren erfannt werben. 

2) Jede zur legtern verurtheilte Berfon fann während ihrer Strafperiode an foldye überjeei- 
ſche Bläge fortgejendet werden, nad) denen zur Transportation verurtheilte Perfonen gegenwärz= 
tig geſendet werben können, oder an ſolche Pläge, die fpäterhin dazu beftinnmt werben follen. 

3) Alle auf die Transportation ehemald anwendbaren Beftimmungen in Betreff der Be— 
wachung, Behandlung, Aufiht und des Eigenthums an den Arbeitöfräften der Verbrecher, wie 
auch in Betreff ver Strafe, die denjenigen gedroht ift, die ſich ohne gefeglihen Grund während 
der Strafvauer entfernen, finden aud) auf die penal servitude in gleiher Weife Anwendung. 

4) Die Befugnig der Krone zur Bezeihnung überfeeiiher Plätze für die Transportation 
erſtreckt jih auch auf die Bezeichnung überfeeifher Pläge zur Ausführung der penal servitude 
u.i. mw. Seit diefer Acte hat die Transportation, wo jie in Ausnahmefällen noch vorfommen 
ſollte, ven Charakter einer unfreimilligen Auswanderung angenommen. 

Mir haben dieſer neuern Beftimmungen der englifchen Gefeggebung hier nähere Erwäh— 
nung getban, um dadurch zugleich unfern Art. Deportation zu vervollftänpigen;, bei deffen Ab— 
faflung das Gefeg von 1857 no nicht befannt war, Hiernach ift außer der Todesftrafe nur 
noch die penal servitude, welde zum Theil in der Einzelhaft, zum Theil in der Gefammtbaft, 
unjerer Zuchthausſtrafe ähnlih, zum Theil, wie in Irland, in fogenannten Zmifchenanftalten 
vollftreft wird und bei guter Führung um ein Sechstel bis fin Drittel durch Entlaffung gegen 
Urlaubsfhein (ticket of leave) verfürzt werden kann, im wejentlichen die Strafe dei felony. 
Nur bei ſolchen Vergehen des felony, melde nicht mit einer fpeciell beftimmten Strafe bedroht 
find, ift fie auch jetzt nod nad) dem Gutbefinden des Gerichts Gefängnif und Geldbuße. 

Kinder unter jieben Jahren können ſich feines felony fhuldig machen, ebenfo nicht Minder- 
jährige, die bis zum vollenderen vierzehnten Lebensjahre prima facie doli incapax find, doch 
mit dem Grundſatze, daß die malitia das Alter erjegt. Mit dem Alter von 14 Jahren wird man 
für ein /felony verantwortlid. Schwachſinnige (idiots) und Wahnfinnige (insanes) fünnen 
fich feines felony ſchuldig machen. Doch fönnen ſolche Berfonen bis auf des Königs weitere 
Berfügung in Oewahrfam gehalten werden. Im allgemeinen ift ein von einer Ehefrau in 
Gegenwart ihres Ehemanns begangenes felony entſchuldigt, jedoch nicht ein in deſſen Abwe— 
jenheit begangened, aud nit, wenn jie freiwillig handelte und beim Verbrechen hauptſächlich 
thätig war, nicht beim Hochverrathe, Morde und Todtſchlage. Auch Perfonen, welche unter Be— 
drobungen handeln, wodurch Furcht vor dem Tode oder vor andern förperlihen Nachtheilen 
erregt wird, find im allgemeinen wegen begangenem felony entſchuldigt. 

Unter misprision verfteht man im weitern Sinne jedes bedeutende misdemeanor, melde 
feinen befondern juriftifhen Namen hat. Man nimmt an, daß auch in jedem treason und fe- 
lony irgendeine Art von misprision enthalten ift, und daß deshalb jemand, welcher eines Lrea- 
son oder felony jhuldig ift, wenn die Krone dies für gut findet, auch nur wegen eines mis- 
prision in Anjprud genommen werden kann. So ift auch die wiſſentliche Verheimlihung eines 
felony ein misprision of felony. | 
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Es würde uns zu weit führen, wollten wir auf diejenigen Verbrechen, welche das engliſche 
Strafrecht als ſelonies qualificirt, auch nur annähernd eingehen. Wir wollen uns damit be— 
gnügen, hier nur beiſpielsweiſe anzudeuten, in welchen Fällen die Tödtung ein felony iſt. Die 
Tödtung (homicide) ift entweder eine fhuldlofe oder eine verbrecherifche (felonious). So ift 
es natürlid ſchuldloſe Tödtung, wenn der zuftändige Beamte einen Verbrecher in genauer 
Übereinftimmung mit dem Urtheile hinrichtet; ferner, wenn ein Juftizbeamter oder jemand, 
welcher £raft eined Verhaftsbefehls bei vorſchriftsmäßiger Ausübung feiner Pflicht thätig ift, 
von dem Betheiligten angegriffen wird und Widerſtand erleidet und, um diefen MWiderftand 
zu überwinden, den Betheiligten tödtet. So find auch die ſchuldlos, welche in ſolchem Falle 
dem Beamten zu Hülfe fommen. In gleicher Weile ift aud die bei einem Aufrubre zur 
Selbjtvertheidigung und um den Aufruhr zu unterdrüden, falld dazu ein anderes Mitel nicht 
vorhanden ift, von einem Beamten bewirkte Tödtung ſchuldlos. Ein Gleiches gilt bei Meu— 
tereien der Gefangenen. So ift ein Beamter oder jemand, welder Fraft eined Verhafts— 
befehlö oder eines hue and ery !?) verführt, wenn er ſich beftrebt, eine Perſon wegen trea- 
son, felony oder zugefügter gefährliher Wunde zu ergreifen, ſchuldlos, wenn er den Ent: 
fliehenden, der den Grund feiner Verfolgung fennt, tödtet, jofern es nicht möglich ift, ibn 
auf andere Art zu ergreifen. So fann auf Schleihhändlerfahrzeuge gefeuert werden, wenn fie 
auf ein gegebenes Signal nicht anhalten, und es ift eine hierbei vorfommende Tödtung ſchuld— 
los. Wenn jemand den Verſuch macht, einen andern zu berauben oder zu ermorden, oder ein 
Brauenzimmer zu notbzüchtigen, oder mitteld Einbruchs ein Wohnhaus bei Nacht zu erbrechen, 
oder ein Haus zu verbrennen u. |. w., und bei dem Verſuche von dem, der das Verbredhen ver: 
hüten will, getödtet wird, dann ift Die Tödtung eine ſchuldloſe, nicht aber bei felonies, die ohne 
Gewaltthat verübt werden. So ift mit Ginjhränfungen die Tödtung bei der Selbſtverthei— 
digung (self-defence) ſchuldlos. 

Wir müflen e3 bei diefen Beifpielen bewenden laffen; fie find aus der großen Zahl der in 
einzelnen Gejegen oder nach denn Common law bezeichneten Bälle für ſchuldlos erachteter Töd— 
tung beraudgegriffen und mögen den Beweis liefern, in welden Grade jih das engliſche 
Strafrecht aus den Leben herausgebildet und wie richtig es daffelbe erfaßt hat. 

Die verbrecheriſche Tödtung ift dagegen entweder Todtſchlag (manslaughter), Mord 
(murder) oder Selbftmord (self-murder). 

Todtſchlag ift ein ungefegmäßiges Tödten eined andern ohne böfe Abjicht, fei dieje direct 
oder indirect. Er kann freiwillig oder unfreiwillig fein. Gin freiwilliger Todtſchlag ift vor: 
handen, wenn jemand einen andern in der Hige ded Blutes oder beim Fechten tödtet. Es ift 
hierbei gleihgültig, ob der Tödtende den erften Streich verfegt hat; doc ift ed Mord, wenn zwi: 
ſchen ven Streichen eine hinreichende Zeit zur Abkühlung verſtrichen iſt. Daher ift beim Duell, 
wobei der Tod erfolgt, Mord vorhanden, ſowol in Beziehung auf ven Tödtenden als feinen 
Secundanten. Das Tödten beim Boren um einen Preis ift Todtſchlag. Tödtung nad) voran: 
gegangener Anreizung iſt Todtſchlag u. ſ. w. 

Ein unfreiwilliger Todtſchlag ift vorhanden, wenn jemand eine ungelegmäßige Handlung, 
welche fein ſelony und nicht auf Blutvergiegen gerichtet it, oder eine geſetzmäßige Handlung 
ohne die gehörige Vorſicht begeht und dabei einen andern tödtet. 

Todtſchlag ift nah den Common law felony. Gin Iheilnehmer (accessory) vor der 
That 14) kann dabei nicht gedacht werben, da das Vergehen plöglicdh und nicht vorher bedacht ver: 
übt wird. 

Bei der Beftrafung des Todtſchlags ift dem Gutbefinden des Gerichts, wie faft überall, ver 
weiteſte Spielraum gegeben. Es kann auf Transportation (jegt penal servitude) auf Xebene: 
zeit oder auf nicht unter jieben Jahre, aber auch auf Gefängniß von nicht über vier Jahren im gez 
wöhnlichen Gefangenhauje (gaol, prison) oder Strafhaufe (house of correction) mit uber 
ohne harte Arbeit, oder auch felbft nur auf Zahlung einer Geldbuße erkannt werden. Wo ein 
Minimun der Freiheitöftrafe nicht feſtgeſetzt iſt, kann der Richter deren Dauer bis auf 24 Stun: 
den herabjegen. 





13) Nach dem alten Verfahren des Common law follen die, welche ein felony begangen oder eine 
Verwundung zugefügt haben, durch Stogen in das Horn und Nufen verfolgt werden. Es iſt biefer 
Nachruf das deutfche „Halte den Dieb“. 

14) Theilnehmer vor der That (accessories before the fact) find die, welche zwar zu ber Zeit, 
wenn das felony begangen wird, abmwefend find, aber doch zur Begehung deſſelben einen andern ber: 
beifchaffen, ihm rathen, befehlen oder ihn anzeizen, 
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Der Mord wird von Lord Coke ſo definirt: wenn jemand von geſundem Nachdenken und 
in dem Alter der Unterſcheidung (discretion) ungeſetzmäßig ein lebendes vernünftiges Weſen, 
welches unter des Königs Schuß fteht, mit vorher überlegter Directer oder indirecter böfer 
Abſicht (malice) tödtet, ſodaß der Verlegte innerhalb eines Jahres und eines Tages nach dem 
Empfange ver Wunde u. ſ. w. an diefer ſtirbt. Auch der, welder einen andern zum More her: 
beiihafft, wird ald principal (Urheber) des Mordes beftraft. Auch hier ift das Gefeg überaus 
difficil in der Aufzählung der Fälle, in melden ein Mord anzunehmen oder nicht anzunehmen 
it. So iſt es z. B. fein felony, wenn jemand Gift legt, um Ratten zu tödten, und ein ande= 
rer ed einnimmt. 

Stirbt der Berlegte innerhalb der gedachten Zeit, dann gereicht es nit zur Entſchuldigung, 
daß jener hätte wiederbergeflellt werben fönnen, wenn er nicht die Sorgfalt für ſich felbft ver: 
nachläſſigt hätte. Anders verhält es fih aber, wenn Flar erfichtlich it, daß der Tod durch bie 
unangemeflene Behandlung der Wunde, nicht aber durch diefe jelbft verurſacht worden if. 

Das Tödten eines Kindes im Mutterleibe ift nicht Mord, doch ift ed ein todeswürdiges 
felony, wenn man, um das Feblgebären einer ſchwangern Brauensperfon zu bewirken, ihr eine 
ſchädliche Sache eingibt oder ein Werfzeug gebraudt, und ein mit Transportation zu ſtrafendes 
felony, wenn nidht erwiefen ift, daß die Franensperfon damals ſchwanger war, 

Im allgemeinen ift jede Tödtung böslich (malicious) und ald Mord zu betrachten, wenn 
fie nicht unter einen der Fälle der ſchuldloſen Tödtung oder des Todtſchlags fällt. Dem An— 
gefäuldigten liegt ed ob, alle Umſtände der Rechtfertigung, Entihuldigung oder Abänderung 
zur Befriedigung des Gerichts und der Jury darzuthun. Denn bei jeder Tödtung wird die böfe 
Abricht vermutbet, bis das Gegentheil aus der Bemeisführung erfichrlich ift. 

Ein jeder, welcher des Mordes oder der Theilnahme daran vor der That überführt wird, foll 
den Tod ald ein felon erleiden. Jeder Theilnehmer nad der That !°) foll, nach Gutbefinden des 
Gerichts, auf Lebendzeit trandportirt oder mit Gefängnig im gewöhnlichen Gefangenhaufe 
oder Strafbaufe von nit über vier Jahren mit oder ohne harte Arbeit beftraft werden. Der 
des Mordes Überführte ſoll, dem Gefege gemäß 6), am zweiten Tage nad dem lirtheils- 
ſpruche, und wenn diefer zufällig ein Sonntag ift, am nächſtfolgenden Montage hingerichtet 
werden. Nah der Hinrichtung follte der Körper eined jeden Moörders zergliedert oder in 
Ketten aufgehängt werben. Die Zerglieverung des Körpers hat ein ſpäteres Gejeg 17) 
aufgehoben und ed dem Befinden des Gerichts überlaflen, vb der Körper ded Hingerichteten 
in Ketten aufgehängt over innerhalb des Bezirks des Gefängnifles zu begraben ift. 19) Das 
Urtheil ſoll verfünden, welde von diefen beiden Verfügungen eintreten fol. Jeder des Mordes 
Überführte foll nad dem Urtheile an einem fichern Orte innerhalb des Gefängniſſes, abgefon- 
dert von allen andern Oefangenen, eingefpervt, auch nur mit Waller und Brot beföftigt werben, 
und nicdt mit anderer Speife oder Getränk, außer beim Gmpfange des heiligen Abenpmahls 
oder im Falle einer Krankheit oder VBerwundung, wo der Arzt die Darreihung anderer Be- 
dürfniffe anordnen kann. Niemand aufer dem Gefangenwärter und defien Dienftleuten fowie dent 
Kapellan und Wundarzt des Gefängniſſes joll ohne ſchriftliche Erlaubniß des Gerichts oder des 
Richters oder des Sheriffs oder deſſen Stellvertreters zu einem ſolchen überführten Verbrecher 
Zutritt haben. Doch kann das Gericht oder der Richter von dieſen Beſchränkungen oder Anz 
ordnungen Abweihungen geitatten. Verſuche des Mordes (attempts to murder) können in ge⸗ 
wiſſen Fällen todeswürdige felonies fein, beſonders Vergiftungsverſuche. 

Das Vergehen des Selbſtmordes beſteht darin, daß jemand mit Überlegung feinem eigenen 
Dafein ein Ende macht over eine ungefeßliche Hö8liche Handlung begeht, deren Bolge fein eige: 
ner Tod iſt. So wird ed für Eelbitmord gehalten, wenn jemand auf einen andern jchießt und 
das zeripringende Schießgewehr ihn felbft tödtet. Wenn jemand einen andern auffordert, ihn 
zu tödten, und dieſer ed thut, dann ift der Getödtete Fein Selbſtmörder, fein felo de se — der 
Selbftmörder verübt ein felony an fi felbft — wol aber ift ver Tödtende ein Mörder. 

Nah dem Statut 4 George IV, c. 32, fol ver Coroner oder ein anderer Beamter die jtille 


— — — — — — — 


15) Ein Theilnehmer nach der That (after the fact) iſt derjenige, welcher im Bewußtſein, daß ein 
felony verübt fei, den Berüber deffelben aufnimmt. unterflügt, färft (comfort) oder ihm beifteht, 
einerlei, ob legterer principal oder accessory before the fact ift. 

16) Statut 9 George IV, c. 31, sect. 4. 

17) Statut 2 und 3 will. IV, sect. 75. 

18) Die Hinricytungen erfotgen befanntlich in England durch Aufhängen. Es heißt in dem Ur⸗ 
teile, der Verbrecher jolle fo lange am Halfe aufgehängt werben, bis er tobt ifl. 
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Beerdigung der Leiche eined Selbſtmörders, ohne daß ein Pfahl durch den Körper geichlagen 
wird, auf demjenigen Kirchhofe oder Begräbnißplage des Kirchipield oder des Ortes un— 
ordnen, mo nad den Geſetzen oder Gebräuhen Englands die Leiche einer ſolchen Perſon zu 
beerdigen fein würde, wenn legtere nicht gerichtlich für einen Selbftmörder erklärt wäre, und 
zwar foll die Beerdigung innerhalb 24 Stunden nad dem Urtheilsſpruche [finding of the in- 
quisition 29)] zwiſchen 9 und 12 Uhr des Abends erfolgen. Die Anwendung eines bei hrift- 
lihen Begräbniffen üblihen Ritus ift Hierbei nicht geftattet. Durch den Selbftmord wird alle 
bewegliche Habe, dinglicye und perfönliche, weldhe ver Selbftmörder eigen beſaß, verwirkt, fein 
vererbliher Grundbejig und das Witthum feiner Frau geben jedoch nicht verloren. 

Das Vorftehenve wird genügen, von dem Weſen des englifchen felony ji eine Vorftel- 
lung zu verfhaffen. 2. Trieft. 

Feme, Femgerichte. Unter den geihichtlihen Erfheinungen gibt es Faum eine Ge— 
ftaltung, melde jo jehr, willkürlich oder unmwillfürlih, auf das Gebiet ver Fabel, des Mär: 
hend hinübergezogen wurde, melde auch der Poeſie ein jo willfommener Gaft war, als 
die mittelalterlihe Erfheinung der Feme (Vehme). Durchſchreitet man das Feld ver Belletri- 
tif, jo findet man, daß ih die Phantaſie erſchöpft hat, um phantaftiidhe Bilder hervorzu— 
zaubern. Um nicht der Shauerlihen Ritterromane, den „Kuno von Kyburg“ an der Spige, zu 
nennen, jo iftnur an das Kleift’ihe Drama „Das Käthchen von Heilbronn” und an Qu: 
ber's Tragödie „Das heimliche Gericht‘ zu erinnern. Auch Goethe führt in feiner Dichtung 
„Götz von Berlihingen‘ den Lejer und Zuſchauer zu einem „‚finftern, engen Gewölbe‘, um ihm 
„Die Richter des heimlichen Gerichts vernunmt‘’ zu zeigen. Welhen Begriff Goethe von den 
Femgerichten hatte, geht aus feiner Außerung hervor: „Überdies laftete noch das Femgericht 
auf einem großen Theil des Vaterlandes, von deſſen Schredniffen man ſich einen Begriff machen 
fann, wenn man denft, daß es in eine geheime Polizei ausartete, die zulegt jogar in die Hänte 
von Privatleuten gelangte.‘ 

Die Dichtkunſt kann die poetifche Freiheit in Anjprud nehmen. Aber auch die Projaiter 
fhrieben, wenn aud unbewußt, Babelbaftes nieder. Wol durfte Wächter, welder in feiner im 
Jahre 1845 erſchienenen Schrift „Beiträge zur deutſchen Geſchichte, insbeſondere zur Geſchichte 
des deutſchen Strafrechts“ auch die Femgerechte des Mittelalters betrachtet, indem er einleitend 
bemerft: „Ein neuerer ansgezeihneter Schriftfteller nennt die Femgerichte eine große und ehr: 
würdige Erſcheinung in der deutfchen Gejhichte. Dieſes Urtheil wird durch die Geſchichte ge= 
rechtfertigt, wenn wir die Blütezeit jener Gerichte, die Zeit vom 14. bis in die Mitte des 
15. Jahrhunderts im Auge haben und die VBerhältniffe Deutſchlands, unter welden ſie wirften, 
würdigen‘ — hinzufügen: „Allein lange Zeit wurde Diefed verfannt. Die Misbräude, in welche 
die Femgerichte Ihon im 15. Jahrhundert ausarteten, das Dunkel, in welches fie gehüllt waren, 
der gerechte Schreden, welchen fie im Mittelalter verbreiteten, die Scheu, mit der man alles, was 
fie betraf, berührte, die Bhantafie, welche das theilweije in Geheimniß Gehüllte gern ind recht 
Schauerliche und Unheimliche ausmalte, dann aud unhittoriiher Sinn und Mangel an genü— 
genden urkundlihen Nahrichten oder die Unzulänglichkeit derjelben — alles dieſes trug dazu 
bei, über dieſe Gerichte die gröbften Irrthümer zu verbreiten und über ihren wahren Urjprung, 
ihren hiſtoriſchen Zuſammenhang, ihre Berechtigung, ihre Stellung, ihre Verfaſſung, ibre 
Einrihtungen und ihr Verfahren eine Reihe von Fabeln entftehen und glauben zu machen.‘ 
Eine ſolche Fehlſicht zeigten ſchon die Schriftiteller des Jahrhunderts, in welches dir Erjcheinung 
noch hineinragte, ſowie die ded 16. Jahrhunderts. Erft im folgenden Jahrhundert brachen 
Forſcher die Bahn. Ihr Nachfolger im Anfange des 18. Jahrhunderts, Thomaſius, drang in 
feiner im Jahre 1711 erfchienenen lateiniſch verfaßten Schrift „Uber den Urfprung, die Natur, 
die Entwidelung und den Niedergang der weſtfäliſchen Berichte‘‘ weiter vor. Der herangewach— 
jene Geift der Forſchung, welder ſich in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts tbätig 
zeigte, wählte jih mit Vorliebe dieſes Feld der Unterfuhung. Gin unermüdlicher Geſchichts— 
forſcher, Kindlinger, gab in dem im Jahre 1787 erichienenen erften Band jeines Werks: 
„Münfterjche Beiträge zur Geſchichte Deutihlands, hauptſächlich Weſtfalens“, worin er au 
viele illuſtrirende femgerichtliche Urkunden veröffentlichte, „Nachricht von den ehemaligen wet: 
fälifchen Fem- und Freigerichten“. Gin anderer Mann der rothen Erde, die fein Denkmal 


19) Das Gericht des Goroner entfcheidet darüber, auf welche Art der Tod erfolgte, wenn jemand im 
Gefangniß ftirbt, gewaltſam oder plöglich ums Leben fommt. Goroner heißt diefer Beamte vom dem 
lateiniſchen corona, weil er mit foldyen Sachen, welche die Krone unmittelbar betreffen, zu thun bat. 
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trägt, Juſtus Möſer, widmete ſeine Studien derſelben Erſcheinung und beleuchtete ſie mit dem 
bellen Licht feines Geiſtes in Beiträgen zu Zeitſchriften und im vierten Bande ſeiner „Patrioti— 
then Phantaſien“ (Mr. 50: „Eine kurze Nachricht son den weitfälifhen Freigerichten‘‘). Die 
Schrift von P. Kopp (vollendet und herausgegeben von U. F. Kopp im Jahre 1794) verbreitet 
fih über die Verfaſſung der heimlichen Gerichte in Weftfalen. 2. von Bapfo lieh in dem im 
Jahre 1796 erfhienenen erften Bändchen feiner Kleinen Schriften „Bemerkungen über das Fem— 
gericht nebft Beiträgen zu deflen Geihichte” folgen. Auf diefem fo angebabnten Wege drang, 
nachdem die Zeit des Briedend herangefoımmen war, die Literatur des 19. Jahrhunderts zum 
Ziele der Forſchung vor. Schon im Jahre 1815 gab Berd feine Schrift heraus: „Geſchichte 
der wejtfäliichen Femgerichte; nebit einem Rückblick auf die Vorzeit Weftfalend, beſonders auf 
das vormalige Juſtizweſen und den criminalrehtlihen Zuftand überhaupt u. ſ. w. Mit mehre- 
ren Urkunden“, eine Schrift, welche fich im weſentlichen wiederfindet in der von drolligen Mis— 
verftändniffen ftrogenden Schrift von Loeve Weimars: „Precis de l'histoire des Tribunanx 
secrets dans le Nord de l’Allemagne, contenant des recherches sur l'origine des cours 
wehmiques, sur leur duree, leur influence etc.” (Paris 1824). K. F. Eihhorn, deflen 
Werk „Deutſche Staatd: und Rechtsgeſchichte“ aus der Vereinigung gründlicher geſchichtlicher 
Studien, tiefer Kenntniß des Rechts des Mittelalterd und jharfen Blicks hervorging, dedte 
zuerft das Verftändnig der Erſcheinung in ihrer geichichtlihen Gliederung auf (vierte Auf- 
lage, 1836, III, 179— 236). Ihm ftellte ſich, jedoch in felbftändiger Haltung, wieder ein 
Mann der rothen Erde, P. Wigand, zur Seite dur jeine im Jahre 1825 erihienene Schrift: 
„Das Femgericht Weſtfalens, aus den Quellen dargeftellt und mit noch ungebrudten Urkunden 
erläutert. Ein Beitrag zur deutichen Staats: und Rechtsgeſchichte““, durch weitere Forſchungen 
und Darlegungen, 3. B. durch feine Mittheilung im erften Bande feiner Sammlung: „Weg: 
larſche Beiträge für Gefhichte und Rechtsalterthümer“ (1840): „Das Reichskammergericht 
und die weitfäliihen Kemgerichte‘‘, und feine „Beiträge zur Gefchichte der Femgerichte“ 1) im 
zweiten Bande verfelben. Mit mehr oder weniger Glüf und Gejhi nahmen anderer Kräfte 
an dem Werk der Grgründung der Wahrheit theil. Das Verdienft Uſener's in der Heraus: 
gabe jeiner Schrift „Die Frei: und heimlichen Gerichte Weſtfalens. Beitrag zu deren Ge— 
ihichte nah Urfunden aus dem Archiv der Freien Stadt Frankfurt” (1832) beiteht vorzugs— 
weite in der Hervorziehung einer großen Anzahl von Urkunden aus dem an geihichtliben Quellen 
reihhaltigen Archiv dieſer Stadt, welches über 200 Faſeikel von Acten dieſer Gerichte bemahrt, 
während er feine Anficht über diefelben zu einfeitig nur aus dieſen Acten berleitet, wie Wigand 
im fehöten Bande des von ihm herausgegebenen „Archiv für Gefhichte und Altertbumsfunde 
Weſtfalens“ (1834), S.409 fg., nachgewieſen hat. in erheblicher Beitrag zur Erforfhung 
und Darftellung der Femgerichte ift nod die Schrift von Voigt: „Die weſtfäliſchen Femgerichte 
in Beziehung auf Preußen‘ (1836). Durd die genannte Wächter'ſche Schrift, audgeftattet 
mit den Vorzügen, melde der Feder dieſes ausgezeichneten Griminaliften eigen find, ift die For— 
Thung dem Ziele nahe gefommen; man ift nahezu auf dem Höhepunft angelangt, von dem man 
ein gleihjan ausgegrabenes Befigthum unferer Vorfahren überfehen fann.?) Neuefte Beftre: 
bungen haben das Verdienft, einzelne Einblicke erleichtert zu haben. Zu nennen iſt namentlich 
die im Jahre 1858 zu Münfter erſchienene Schrift von Geisberg: „Die Beme. ine Unter: 
fuhung über Namen und Wefen dieſes Gerichts.” Der Beitrag zum Jahrgang 1857 der Zeit: 
ſchrift „Deutſches Muſeum“, herausgegeben von Pruß: „Uber Bemgerichte”, von R. John, 
ift Feine Frucht der Forſchung, jondern nur eine recht gelungene Skizze, um die Erſcheinung an= 
ſchaulich zu machen. Ginzelne Schriften und Beiträge zu Zeitfchriften haben concrete Geſchichts— 
bilder vorgeführt, geeignet, durch Beifpiele zu illuftriren. So die Mittheilung des Frhrn. von 
Freiberg: „Der Femgerichtsproceh Kaspar's des Wöringers“, im erften Bande feiner Samm: 
lung hiftoriicher Schriften und Urkunden (1827); die Schrift von Thierſch: „Die Verfemung 
des Herzogs Heinrich des Neichen von Baiern durch die heimliche Acht in Weſtfalen. Ein volls 
ftändiger Femproceß, nad neuentdeckten Urkunden dargeſtellt“ (1835), ſowie deſſen Beitrag 
zum erften Band der „Zeitſchrift für vaterländifche Gefhichte und Alterthumskunde“, heraus: 
gegeben von dem Bereine für Geſchichte und Alterthumskunde Meftfalend (1838): „Hans 
Witſilber's Femgerichtsproceß gegen die Stadt Hain an der Elbe. Aus dem Archiv der Stadt 


1) Befonders hebt fich hervor: „Eine Achtserklärung vor dem Freiſtuhle zu Medebach im Jahre 1521.” 
2) Dazu dient auch die zweite Auflage der deutfchen Rechtsgeichichte von Walter (1857), welche 
11, 290— 298, die weitfälifchen Bemgerichte jchildert, 
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Dortmund mitgetheilt“; die Mittheilung im vierten Bande der Zeitſchrift „Neue Mittheilun— 
gen aus dem Gebiete hiſtoriſch-antiquariſcher Forſchungen“, herausgegeben von Förftemann: 
„Die Stadt Halle vor dem Femgericht“; der Beitrag zum Jahrgang 1857 der „Zeitirift für 
deutſche Culturgeſchichte“: „Die Stadt Mülhauſen imSundgau und dasFemgericht (14159 — 65), 
von A. Stöber. Andere Federn haben ſich mit einzelnen Freiſtühlen und deren Wirkſamkeit 
beſchäftigt: von Ledebur, „Von den heimlichen weſtfäliſchen Gerichten in der Grafſchaft Hoya’ 
(im erſten Band des „Neuen vaterländiſchen Archivs für das Königreich Hannover‘, herausge— 
geben von Spiel, fortgeſetzt von Spangenberg, 1822); Seibertz, „Der Oberfreiſtuhl zu Arne: 
berg“ (nad) dem in Dortmund der bedeutendfte), im jiebenten Band der Neuen Folge der „Zeit: 
ichrift für vaterländiſche Gefhichte und Alterthumskunde“, herausgegeben von den weſtfäliſchen 
hiftoriihen Verein durch Geisberg und Giefers (1856). Dazu die Beiträge zum zweiten Band 
der „Zeitſchrift des Vereins für heſſiſche Gefhichte und Landeskunde in Kaſſel“: „Der Freiftubl 
zu Ehringen‘ und „Urfundlider Beitrag zur Geſchichte des Freien Stuhls zu Freyenhagen“. 
Mieder andere Unterfuhungen wurden auf die Darlegung der Wirkſamkeit der Femgerichte 
in einzelnen Theilen von Deutjhland gerichtet. Dahin gehört der Beitrag des Fürften Adolf 
von Röwenftein- Wertheim im 14. Band des „Archiv des hiſtoriſchen Vereins für Ulnterfranfen 

und Aſchaffenburg“ (1858): „Zur Gefhichte ver weitfälifhen Femgerichte in Franken“; die 

Mittheilung im 12. Band des „Oberbairiſchen Ardhiv für vaterländiſche Geſchichte“ (1852): 

‚Beiträge zur Geſchichte der weitfälifchen Gerichte in Baiern‘“, von Geiß, fowie die Darftellung 

im jiebenten Band der „Zeitjhrift für die Geſchichte des Oberrheins“, herausgegeben von Mone: 

„Wirkſamkeit ver weitfälifhen Gerichte am Oberrhein“, nur darauf berechnet, „nachzuweiſen, 
wie diefed Gerichtsweſen ji auf den Oberrhein ausgedehnt und mad es da bewirkt hat’. 

Schon Tacitus berichtet, indem er Deutihland jhildert, daß die Nechtöpflege vom Wolfe ge: 
handhabt werde. Dabei blieb e8 in fpätern Jahrhunderten. Jeder Freie fonnte Richter jein. 
Kaiſer Karl der Große reformirte nur infofern, ald er die Rechtſprechung nur von ein für alle: 
mal aus den Freien ernannten Schöffen ausgeben ließ. Gin ſolches Gericht unter dem kaiſer— 
lien Beanten, dem Grafen, war ein kaiſerliches. Das Verfahren war auf Anklage Öffentlich, 
der freie Himmel die Dede. Uber dieien Gerichten ftand der Sendgraf. Bei feinen Umzügen 
hatten die Grafen der Provinz mit einigen Schöffen zu erſcheinen, um zugleich das Gericht bilden 
zu helfen, welches unter jeinem Vorſitze (ſpäter trat an feine Stelle der Herzog) in den Ange: 
legenbeiten zu erfennen hatte, in denen der Graf das Recht weigerte oder verzögerte oder des 
Beklagten nit hatte mächtig werden fünnen. In dieſen Gerichten findet fich der Keim der Fem— 
gerihte. Denn ald fi gegen das 13. Jahrhundert bin nad und nad die Gauverfaffung auf- 
löfte, die Gewalt der Grafen fi in eine erbliche und in Landeshoheit verwandelte, verloren die 
Breien ſelbſt dann, wenn jie nicht Hörige wurden, in dem größten Theile von Deutidland den 
größten Theil ihrer Rechte. Vogteipflichtig, fanden fie nicht mehr unmittelbar unter Kaifer 
und Neid, und wenn jie auch noch am Rechtſprechen theilnahmen, fo halfen fie doch nur Landes— 
gerichte bilden. Indeſſen erhielt jih in einigen Iheilen von Deutſchland noch die angejtanımte 
Freiheit und auf diefer Orundlage das Faiferliche Geriht. Zu dieſen jih freihaltenden Teilen 
der deutſchen Erde gehörte ganz vorzugäweife die „rothe Erde’, das Land Weftfalen mit einem 
Theile ded Landes Engern. Hier gewann die Landeshoheit nur jehr langjam und weit fpäter 
als in dem übrigen Deutihland Raum. Gin beharrliches Fefthalten am hergebrachten und be: 
ſtehenden Recht trug wefentlich dazu bei, viele freie Grundbeſitzer zu erhalten, welde ihre Stans 
desrechte, ihre freie Gemeindeverfaffung, ihre Unmittelbarkeit unter Kaijer und Reich und ihre 
Gerichte fefthielten. Der Vorjigende derfelben war immer no der Graf, ein Beamter des 
Oberhauptö des Reichs, welder vom Ende des 12. Jahrhunderts an, um ihn vor andern Gra: 
fen, weil er der Richter der Freigeborenen war, audzuzeihnen, Sreigraf genannt wurde, fomie 
die Schöffen Freiſchöffen und die Gerichtsſprengel Freigrafichaften genannt wurden. Der rei: 
‚graf wurde vom Kaifer oder namens deilelben von dem Herzog mit dem Gericht belehnt und 
richtete als Faiferliher Richter unter Königsbann. Aber auch die rothe Erde blieb von der Flut 
der ji herandrängenden Territorialgewalt nicht verihont. Die Territorialherren fuchten ibre 
Macht audzudehnen, und ed gelang ihnen, vie ihren Gebiet angehörenvden Freigrafſchaften mit 
einem Abhängigfeitsverhältniffe zu umftriden; fie braten es dahin, daß jie vom Kaiſer mit 
der Grafſchaft ald fogenannte Stublherren, ald Gerichtäherren erblidy belehnt wurden. Im bie: 
jem Sieg der Territorialgewalt gingen die Rechte der Freien immermehr unter; ihnen blieb 
von dem Hergebradten fait nur noch das Beſitzthum des Faiferlihen Gerichts; diefen legten 
Schag bewahrten fie fernerhin um fo forgfältiger. Fernerhin bielten ſie an den alten Mal: 
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plägen (Kreiftühlen) Geriht. Den Vorfigenden, den Freigrafen, hatte der Stuhlherr dem 
Reichsoberhaupt oder dem Herzog vorzuftellen, damit er von dieſer oberiten Macht den kaiſer— 
lien Bann und das riterliche Recht unmittelbar empfange. Wollte der Stuhlherr jelbft als 
Freigraf zu Gericht figen, fo mußte er auch für feine Berfon vom Kaijer den Bann erhalten. 
So erhielten ſich die Freigerichte als kaiſerliche Berichte und genoflen die Auszeihnung und 
alle Zuftändigfeiten derfelben. Sie übten als ſolche nicht nur die veinliche, fondern auch bürger= 
lie Gerichtäbarfeit aus, zunächft freilih nur über die zur Freigraffchaft gehörenden Freiftuhl- 
güter und die darauf angefellenen Freien und deren Angehörige; aber in ihrer Eigenſchaft als 
kaiferliche Gerichte Tag Ihon die Anregung zur Erftrebung ihrer Zuftändigfeit über die Grenze 
ihres Sprengels hinaus. Die Freifhöffen erachteten fih für berufen, beſtimmten Mirfethaten 
gegenüber als Ankläger (Rüger) vor dem Freigericht aufzutreten, und die Öffentlichen Zuftände 
luden fie dazu ein, ihre auch ald Pflicht erfannte Befugnis, Anklage zu erheben, auf Verbrechen, 
welche außerhalb ihres Sprengel® begangen morden waren, und auf fremde Miflerhäter aus— 
zudebhnen, nämlid dann, wenn der zunächſt zuftändige Richter jein Amt nicht verwalten fonnte 
oder wollte. Denn die faijerlichen Gerichte waren berufen, einzutreten, wenn ed galt, dad Recht 
zu pflegen. Diefer ihr Beruf wurde vom Kaifer, den Fürſten des Reichs und vom Bolfe aner- 
kannt (Landfriede vom Jahre 1438, $. 34). Zwar jollte die Gompetenz der Femgerichte in 
bürgerlichen Rechtsſachen ausgeſchloſſen fein, indeilen ift die Geſchichte Urkunde, daß jie diefe 
Grenze nidt einhielten, indem ſie fich einer Anbahnumg bevienten. Wenn der Beflagte der mit 
Androhung einer Bude verbundenen Aufforderung des Femgerichts, dem Kläger gerecht zu wer— 
den, nicht genügte, fo wurde diefer Trog zur Femwroge, und es erachtete ſich nun für befugt, 
gegen ihn einzufchreiten. Denkwürdig ift, daß die Femgerichte bejonders Städte vor ihren bür— 
gerlihen Richterſtuhl luden. So zog im Jahre 1459 ein Patricier der Stadt Mülhaufen im 
Sundgau, der Altbürgermeifter Wagner, mit feiner Familie nah Weftfalen und rief gegen 
dieje die gerichtliche Hülfe an. Die Klage wurde zugelaffen und vie Vorladung der Beklagten 
an Pie Grinvel, d. h. an die Schlagbäume vor den Thoren geſteckt. Die Stadt erflärte die 
Ladung für unverbindlich, da fie nicht der zu Arnsberg vorgenonmenen Reformation des Fem— 
gerichtö entſpreche; fie fei nicht durch einen Freifchöffen over Kreifron mit der Stuhl: und 
Freigtafenbüchſe (das Siegel enthaltend) überreicht worden; der „„Königspfennig‘ fei nicht bei= 
geſteckt, der Wächter nicht gerufen und fein Span vom Schlagbaum abgehauen worden. Un— 
geachtet diefer Ginrede wurde der Beſchluß gefaßt, ed gegenüber dem jo gewaltigen Gericht nicht 
darauf anfommen zu laffen. Namens der Stadt erjchien der Bürgermeifter Dagsperger mit 
einem Rathsherrn und dem Stabtfchreiber. Die zur Zahlung einer Entſchädigung von 
10000 #1. verurtheilte Stadt erbob bei dem Kaifer Friedrich IH. Beſchwerde, und infolge hier— 
von fam es zu ſchweren Gonflicten. Der genannte Beitrag zum jiebenten Bande der Mone’= 
ſchen Zeirfärift führt unter der Auffchrift „„Proceffe an den Freiftüßlen 1416—29' mehrere 
Rechtsſtreite, veranlaßt durch Klagen bei denſelben gegen die Stadt Speier, auf, indem er, die 
Erſcheinung erflärend, einleitend ih dahin äußert: „Meiftentheild wurden am Oberrhein die 
Städte verflagt, jelten Dörfer. Da die Reichsſtädte das Privilegium hatten, vor fein auswärs 
tiges Gericht geladen zu werden, folange jie vor ihren ordentlihen Stabtgeriht Recht gaben 
und nahmen, jo durften jie nur auswärts belangt werden, wenn ſie das Recht vermweigerten oder 
das Urtheil nicht vollzogen, oder font dem Kläger Hinderniſſe in den Weg legten, woburd) er 
nicht zu feinem Recht gelangen konnte. Auf ſolche wirkliche oder angebliche Rechtsverletzungen 
wurden die Klagen an den Freiftühlen erhoben und von diefen angenommen. Gin häufiger Ans 
laß folder Klagen waren die Erbfchaften; e8 mangelte nämlich der ftäbtiichen Verwaltung die 
gehörige Vorſorge bei Sterbefällen für die Grbrechte der Abwefenden, wodurd dieſe nur mit 
Schwierigkeit und Verluft zudem Ihrigen gelangen konnten, weil das ſtädtiſche Gericht verfäumt 
hatte, ihr Erbtheil zu fihern. Es mag fein, daß man dabei auch bie eingejellenen Erben 
gegen die auswärtigen begünſtigte; denn eine ähnliche Begünftigung der perfönlichen Sicherheit 
fand in Mainz und Speier bei dem Bürgerrechte jtatt, indem die Einwohner, welche nicht zünf⸗ 
fig wurden, auch für ihre Perſon feinen obrigkeitlichen Schutz genoſſen, ſondern ungeſtraft mit 
Worten und Werken beleidigt werden durften.“ Der gedachte Beitrag zum 12. Bande de, Ober: 
bairiihen Archiv“ handelt von einer Klage zweier Brüder gegen die falzburgiihen Städte 
Mühldorf und Tittmanning vor dem weitfäliichen Gericht. Der fünfte Band des von Wigand 
derausgegebenen „Archiv für die Geſchichte und Alterthumskunde Weſtfalens“ gedenkt einer 
Procedur gegen die Stadt Baderborn. Im vierten Band des von Harpprecht herausgegebenen 
„Staatsardiv des Reichskammergerichts“ finder ſich die Beurkundung einer Civilrechtsſache, 


334 Feme 


wegen welcher die Stadt Reutlingen vor den Freiſtuhl i in Medebach geladen wurde. Die Klage 
jenes Hans Witſilber gegen die Stadt Hain verfolgte ebenfalls einen Anſpruch Entſchädigung). 
Der Beruf der Femgerichte, dafür einzuſtehen, daß die Miſſethat beſtraft werde, ging aus 
ven öffentlichen Zuftänven in Deutihland im 13. und 14. Jahrhundert mit Norhwendigkeit 
hervor. In jener Zeit hatten die Strafgerichte mit vielen Schwierigfeiten zu kämpfen, beion= 
ders mit der Schwierigkeit, ded Angeklagten babhaft zu werden. Er gab der Ladung feine Folge, 
vertraute der eigenen Fauft, feiner feften Burg, feinen Vaſallen, deren Beiftand er anſprechen 
fonnte, dem Schuge eines Mächtigen und verließ ſich darauf, daß er jich leicht durch vie Flucht 
dem Arm der Gerechtigkeit entziehen fünne, da die Zeripaltung in jo viele Territorien, welde 
die Nacheile erichwerte, dieſe Rettung erleihterte. Selbit der Weg des Vorladenden war mit 
Dornen beftreut; nicht jelten mußte er feinen Berfuh mit dem Leben büßen oder mit Wunden 
zahlen. Bon Vergewaltigungen gegen das Gericht ſelbſt weiß die Geſchichte viele Beifpiele auf: 
zuzäßlen. Zwar hatten die Öerihte in dem Banne jheinbar ein Mittel gegen den lingebor: 
famen. Der Ankläger und jeder, den dieſer aufrief, wurde dadurch ermächtigt, ihn zu ergreifen 
und vor Gericht zu bringen; bis dahin follte ihm der öffentlihe Schug entzogen jein. Allein 
diefer Bann konnte die Örenze des Sprengeld des Gerichts oder auch des ganzen Territoriums 
nicht überſchreiten; ſollte er das ganze Reich umfaſſen, ſo mußte ein kaiſerliches Gericht an— 
gerufen werden, damit es die Reichsacht (auch ſchlechthin Act genannt) ausſpreche, deren näch— 
ſter Zweck auf die Stellung des Angeklagten vor Gericht gerichtet war. Stellte er ſich nicht, ſo 
durfte jeder ihn greifen, um ihn vor Gericht zu bringen. Nach Jahr und Tag wurde über den 
Ungehorſamen die Oberacht oder Reichsoberacht mit ihren ſchweren Folgen verhängt. Bis es 
dazu kam, war dem durch die Acht Gewarnten Zeit genug gegeben, auf ſeine Sicherheit zu den⸗ 
fen oder neue Verbrechen zu verüben. Auch zeigte ſich dieſe ertreme Maßregel nicht jelten als 
unwirkſam. So waren z. B. viele Städte, Klöfter und Territorien mit dem faijerlihen Privi- 
degium ausgeftattet, eine Zeit lang Geächtete zu beherbergen und ihnen jo Sicherheit einzu: 
räumen. Feſte Burgen boten Troy und mußten gebrochen werden, wenn ed überhaupt zur Gre: 
eution fam. Die Gewalt herrſchte ver den Recht, Das Übel war längſt erkannt, und es galt 
das Heilmittel zu bereiten. Da offenes Einſchreiten nicht genügte, jo mußte der dunkle Weg be: 
Schritten werden. Der Heimlichfeit bepurfte es nicht gegen den Erſcheinenden, ver forthin vor 
öffentlihem Gericht ftanp, wol aber gegen ven UIngeborfamen. Gegen ihn mußte das Urtheil 
im geheimen gefproden und für deſſen Vollftredung mußte in bejonverer Weiſe geſorgt wer: 
ven. Dielen Weg beſchritten die Femgerichte. Um das Ziel zu erreihen, wurde ein Dreifaches 
erfordert. Erſtens mußte das Urtheil gegen ven Abweſenden in einer Sigung erlaſſen werden, 
an weldher nur Eingemeibte, nur Schöffen theilnahmen. Das offene Gericht verwandelte jich in 
ein heimliches oder Stillgeriht, nicht injofern, dag an geheimen Orten oder bei Nacht Gericht 
gehalten wurde, indem vielmehr der allbekannte Malplatz gewählt ward, ſondern nur inſofern, 
als blos Freiſchöffen, die Wiſſenden, erſcheinen durften. So wurde die Achtung heimlich aus: 
geſprochen. Zweitens mußte diejer Ausſpruch ald Verurtheilung erſcheinen. Jeder, über ven 
die Oberacht verhängt worden war, durfte als vogelfrei getödtet werden; dieje Geftattung mußtt 
in ein Gebot verwandelt werden, und dazu ſchritten die Kemgerichte. So fannten dieſe nur eine 
Strafe, die ded Todes in der Form der Oberacht, der Berfemung. Der Vollzug wurde bewirkt 
durch den Strang, die, Wyd“, einen aus Weiden geflochtenen Strid; ibm diente der nächfte taug: 
liche Baum. Drittens bedurfte e8 der Sorge für dieſe Bollftrekung. Damals war es nicht an: 
ſtößig, das Werkzeug der Vollſtreckung einer Todesſtrafe zu fein, weil jle ein richterlicher Act 
mar, und jo ertheilten Die Femgerichte ihren Schöffen auch diefe Miſſion, ver leichter gemügt 
werben fonnte, weil der Sprud vor dem Verurtbeilten in der Regel geheim gehalten wurde 
und der Nachrichter Beiltand fand. Um nun für ven Vollzug des Urtheils jo forgen zu können, 
kam es zu dem Beichluffe, das jeder Deutihe von gutem Hufe, ausgenommen der Hörige, ald 
Schöffe aufgenommen werben fönne, wenn er jich in Weftfalen vazu melde. Denn nur der auf 
der rothen Erde Stehende fonnte zum Schöffen ernannt werden. In dem Grabe, in welchem die 
Gewalt und das Anſehen der Bemgerichte flieg, drängten ſich deutſche Männer zu dieſen Amıe; 
ſie fanden in diefer Stellung einen ſehr ſchätzbaren Schutz, einen mädtigern, ald ihnen der 
Kaijer jelbft gewähren fonnte. Der Aufgenommene konnte fi eine genaue Kenntnip des mäd: 
tigen Gerichts aneignen; er konnte vor demfelben ald Ankläger und Vertreter eriheinen. Die 
Politik der Freien Städte lieh fie dafür beforgt fein, daß ſich unter ven Gliedern ihres Raths 
Freiſchöffen befanden, ſowie die Fürften wünſchten, daß ihre Näthe es feien, auch fich gern 
ſelbſt in dieſen Kreis aufnehmen ließen; felbft deutſche Kaifer befuchten die rothe Erde, um 
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Ach dort wiſſend machen zu laſſen. So wurde Kaiſer Sigismund im Jahre 1429 am Frei: 
ſtuhl zu Dortmund unter die Wiffenden aufgenommen. Im 15. Jahrhundert zählte Deutich- 
land Taufende von Freifhöffen. - 

In diefen Elementen, in der von den Schöffen übernommenen feierlichen Verpflichtung, als 
Anfläger hervorzutreten, in ver Heimlichkeit des Verfahrens gegen Abweſende, in ver beionbern 
Bedeutung der Acht ald Strafurtheil, in ver eidlichen Gelobung der Schöffen, für deſſen Voll— 
ziebung nad Kräften beforgt zu fein, und in ihrer Verbreitung über das ganze Deutjche Reich 
beftand der Charakter, die Stärke und Macht der Femgerichte. Die Art ihres Verfahrens ent: 
ſprach dem, was die deutichen Gewohnheiten ausgebildet hatten und der Sachſenſpiegel zeigt, 
jedoch mit einigen Abweihungen. Sowie nur auf der rothen Erde Schöffen aufgenonmen 
werden fonnten ®), fo fonnte auch nur auf ihr Gericht gehalten werden. Als Kaifer Karl IV. im 
Jahre 1374 den Verſuch machte, aud in andern Theilen des Reichs Femgerichtet niederzufegen 
und den Biſchof von Hildesheim ermächtigte, zwei Freiftühle zu errichten, erhob ſich ver Erz⸗ 
biſchof von Köln. Schon im Jahre 1180 war nach dem Falle Heinrich's des Löwen das Herzog⸗ 
thum Engern und Weſtfalen ein Beſitzthum des Erzſtifts Köln geworden, wodurch der Erz⸗ 
biſchof mit den dortigen Femgerichten in Berührung kam. Derſelbe gewann nach und nach die 
oberſte Stuhlherrſchaft und nach Erlöſchung des Herzogthums die kaiſerliche Statthaiter— 
ſchaft über alle Freigerichte; er belehnte mit dem Bann im Namen des Kaiſers. So war es ſehr 
erklärlih, daß der mit folder Gewalt ausgeftattete Kirchenfürſt fi jenen Verſuch des Kaiſers 
widerfeßte, indem er ſich darauf bezog, daß nad) altem Brauch und faiferlihen Privilegien ſolche 
Breiftühle allein der rothen Erde angehörten. Dieſer Widerſtand vermochte auch den Kaifer, 
dem Biſchof jene Ermächtigung wieder zu entziehen. Die frühere Meinung, daß auch in andern 
Gauen von Deutſchland Femgerichte heimiſch geweſen wären, eine Meinung, welde noch 
son Freiberg in feiner gedachten Schrift in Bezug auf Baiern theilte, haben fortihreitende For: 
ſchungen widerlegt. Anlaß dazu gab der Umftand, daß auch noch in andern Theilen von Deutſch⸗ 
land fih von der Landeshoheit unabhängige freie Gerichte erhalten hatten, welche gleichfalls 
Breigerihte genannt wurden und ihre Freigrafen und Freifhöffen hatten, ſowie der Umſtand, 
daß die Femſchöffen über das Reich verbreitet waren, und wenn drei von ihnen einen Schuldigen 
auf bandhafter That ertappten, fie befugt waren, ihn fofort zu richten, d. h. aufzufnüpfen, und 
(im 15. Jahrhundert) der Verſuch einiger Fürften, ihren Gerichten das Gepräge der Femge— 
richte aufzudrüden. Beifpiel: „das monftröfe Gericht zu Gelle und Braunſchweig“, wie ſich 
Migand in feiner Monographie ©. 532 ausdrückt. Allerdingd wurden oft von den weftfäli= 
ſchen Freigerichten auswärtige Rechtsſachen an naheftehende Freiſchöffen zur Ausgleihung, zum 
Verſuch der Güte und zu ähnlihen Zwecken gemwiefen; aber ein eigentliches Urtheil konnte nur 
aus dem Zauberfreife der rothen Erde hervorgeben. 

Behalten wurde das Gericht an den allbefannten Malplägen der einzelnen Freiftühle, deren 
e3 über hundert gab, unter dev Dede des Himmeld. Die Zeit war der Tag zwiſchen 7 Uhr 
morgens und dem Nahmittage. Das osnabrücker Rechtsbuch verordnet, es ſolle gewartet wer—⸗ 
den, bis die Sonne auf dem Höchſten gewefen wäre ded Tages, bis in die dritte Uhr. Der Gela- 
dene wurde aufgeforbert, zu rechter Tageszeit ever zu rechter Gerichtäzeit Tages zu erſcheinen. 
Zumeilen wurde auch die Stunde bezeihnet. Nah alten Braud mußten wenigſtens fieben 
Richter zu Gericht figen. Jenes osnabrüder Rechtsbuch beantwortet die Frage, mit wie vielen 
Freiſchöffen der Kreigraf den Stuhl und Bann befegen, fpannen und bekleiden ſoll, dahin: „Ihr 
ſollt zu dem Minveften fieben Freiſchöffen oder Freie der Freigrafſchaft oder ſonſt andere ſieben 
Freiſchöffen bei euch jegen, die dad Urtheil weiſen.“ Der Borfigende war ein Freigraf, diefer 
mußte ein Weftfale fein ; aber auch jeder Breie fonnte e8 fein, ſodaß die Geſchichte ſchlichte Landleute 
nennt, z. B. Albert Swynde, Winede Paskendal, die zu den angefehenften und gefürditetften 
Borfigern gehörten. Vor diefen fand ein Tiſch, bedeckt mit einem blanken Schwert, beſtimmt 
zur Gidesabnahme, und einem Strick aus Weiden, ald Werkzeug zur Vollſtreckung des Urtheils. 
Zum Grfheinen und zur Theilnahme am Urteile befugt war jeder Freigraf und Freiſchöffe 
Ging das offene Ding in die heimlihe Acht, in das Stillgeriht über, fo wurde an alle Anwe— 


3) Als Raifer Ruprecht von der Pfalz einmal vier Breigrafen in Heidelberg gegenüber darauf Hinz 
deutete, König Wenzel habe einmal einige Freifchöffen ernannt, und fie fragte, wie man fich zu diefen 
halten folle, fo entgegneten fie, man möge fie fragen, wie und an welchen Stühlen fie Schöffen geworden 
feien; finde fich, daß fie es an feinem Stuhle geworden jeien, und ließen fie fich in Weftfalen finden, 
fo würden fie fofort gebenft werben. 
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ſenden, mit Ausnahme jener, die Aufforderung gerichtet, ſich zutückzuziehen. Nicht nur der, 
welcher ſich hernach hinzudrängte, ſondern jeder, ver überhaupt zum Hörer wurde, warb getöbtet, 
„an den nächſten Baum, der an dem Freiftuhl gelegen iſt“, gehängt. 

Das Verfahren war bedingt durch die Anklage, alfo, im Gegenfage zu dem Inquifitions- 
proceffe, welcher den Richter zum erften Angriffe beruft und dazu auffordert, für den Beweis ber 
Schuld beforgt zu fein, das hergebrachte Anflageverfahren. Erihien der Anfläger nit, To 
wurde der Angeklagte fofort freigefprohen. Dieſem mußte mit der Anklage der Name des Anz 
klägers, der ein Freiſchöffe fein mußte, und der Grgenftand der Ladung befannt gemadht werben. 

Bor allem kam es zur Erörterung der Frage, ob es jich von einer Femwroge, d. h. von einer 
Miſſethat handle, die der Zuftändigkeit des Gerichts angehöre. Als eine ſolche Miſſethat wurde 
aber jede Schuld angefehen, melde nah dem Begriff des Mittelalterd der Ihefis nach mit dem 
Tode bedroht war. War die Zrage bejahend entjdhiebden worden, jo kam es darauf an, ob der 
Angeklagte ein Freiichöffe oder ein Nichtwiſſender jei. Der erftere wurde vor die heimliche Acht 
geladen und zwar fchriftlih und unter dem Siegel des Kreigrafen. Die Frift betrug ſechs Wo— 
hen und drei Tage (die alte ſächſiſche Friſt). Die Ladung hatten zwei Freiihöffen zu beforgen. 
Wurde ihr nicht Folge geleiftet, fo hatten vier Freiſchöffen die Ladung zu bewirfen. Die Nicht: 
beachtung tiefer und der erften Ladung hatte ſchwere Geldbuße zur Folge, während an die dritte 
und legte Ladung, momit ſechs Schöffen und ein Freigraf beauftragt wurden, die Androhung 
gefnüpft wurde, daß beim Nichterjheinen die letzte ſchwere Sentenz, die höchſte Wette audge: 
ſprochen werden würde. War der Ungeflagte ein Freigraf, jo wurde er zum erften male von 
jieben Schöffen und zwei Freigrafen, zum andern male von vierzehn Schöffen und vier Frei: 
grafen, zum dritten male von einundzwanzig Freiſchöffen und jieben Freigrafen vorgeladen. 
War ein Nichtwiflender der Angeflagte, fo mußte er vor dad offene Gericht geladen werden, das 
ich aber, wenn er nicht erſchien, durch Wegweiſung aller Nichtwiſſenden in bie heimliche Acht 
verwandelte. Die ſchriftliche Ladung mit gleicher Frift, welcher nur nod eine zweite folgen 
fonnte, bejorgte ein Fronbote ded Stuhls, wenn nit zwei Freiſchöffen entjendet wurden. 
Konnte nicht ermittelt werden, wo der Angeklagte verweilte, fo wurde die Ladung vierfadh aus: 
gefertigt und je eine an vier Orten desjenigen Landes, das ihn vermutblid beherbergte, auf 
Kreuzitraßen nah den vier Weltgegenden, unter Beilegung einer Königsmünze, angebefter. 
War mit der Ladung Gefahr verbunden, was oft genug der Fall war, weil der Geladene es ji 
leicht gelüften ließ, feine Macht zur Bergewaltigung des Ladenven zu misbrauden, um venfelben 
zu hindern, feiner Miſſion zu genügen, jo fonnte die Ladung aud) in der Nacht geihehen, indem 
der Brief an das Thor der Burg, der Stadt u. |. w., wo der Geladene verweilte, gebeftet wurde. 
Als Kaifer Ruprecht Freigrafen wegen ihres Verfahrens vernehmen ließ, jo gaben jiean: „Sitzt 
der Angeklagte auf einem Schloß, darein man ohne Sorge und Abenteuer nicht fommen möchte, 
jo mögen die Schöffen, die ihn heiſchen wollen, eined Nachts, oder wann ed ihnen fügt, vor das 
Schloß reiten oder geben und aus dem Nennbaum oder Riegel drei Späne hauen und die 
Stüde behalten zum Gezeugniß, und den Ladungsbrief in die Kerben oder Grindel fteden und 
dem Burgmwächter zurufen, jie hätten einen Königsbrief in den Grindel geſteckt und eine Urkunde 
mit id) genommen, und er jolle dem, der in der Burg ift, jagen, daß er feines Rechtstags warte 
an dem freien Stubl bei den höchſten Rechten und des Kaiferd Bann.” In einem Fall konnten 
auch die Freiſchöffen bezüglid der Ladung mie ein Unwiſſender behandelt werden, indem bieie 
nur einmal erlaflen wurde, nämlih dann, wenn fie, wie fich jenes osnabrüder Rechtsbuch 
ausdrückt, „die des heiligen Reich, freien Gerichts und der heimlichen Acht Boten und Botſchaft 
irrten, binderten, oder widerfteben wollten und diefe ihr Weſen ver freien Gerichte und der heim= 
lihen Acht nicht handhaben, handeln noch thun laſſen wollten”. Denn dann hätten jie ihre 
Freiſchöffenfreiheit verbrochen, und man dürfe fie nicht vorbieten wie einen andern Freiſchöffen, 
ſondern man folle ihnen einen Königstag ftellen, und wenn der Geladene nichtericheine, fo folle 
man über ihn richten nah Sagung der geheimen Acht, wie über einen unwilfenden Mann. 

Erſchien der Geladene oder zum legten male Geladene nicht, fo reprodueirte der Anfläger 
die Klage und wies nad, daß die Ladung geſchehen fei. Dann rief dev Vorfigende den Ange: 
Flagten noch einmal mit Namen und Zunamen auf und fragte, ob jemand für ihn auftreten und 
ihn vertheidigen wolle. Nachdem nun der Anfläger die Ertbeilung des Spruchs beantragt hatte, 
wurde ev aufgefordert, die Klage zu beweiſen, wozu es des eigentlihen Zeugenbeweiſes nicht 
bedurfte; entſcheidend war das beichworene Wort des Anflägerd, wenn andere chrenhafte 
Männer durd) ihren Eid deſſen Ehrenhaftigfeit und volle Glaubwürdigkeit befräftigten (Eides— 
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helfer).“) Der Ankläger Hatte den abweſenden Angeklagten blos zu überſiebnen, indem er, 
knieend die zwei Finger der rechten Hand auf das blanke Schwert legend, eidlich betheuerte, der— 
ſelbe fei ſchuldig, und dann ſechs Freiſchöffen eidlich befräftigten, ver Ankläger ſchwöre rein. 
Diefem Beweiſe ver Wahrheit ver Anklage folgte das Urtheil. Der Freigraf erhob fi und ver— 
femte ven Schulvigen: „Ich verfeme ihn und jege ihn hin nad Sagung der heimlichen Acht, 
und mweihe feinen Hald dem Stride, feinen Leihnam ven Thieren und Vögeln in ver Luft, ihn 
zu verzehren, und befeble feine Seele Gott im Himmel in feine Gewalt, wenn er jie zu fid) neh— 
men will, und jege fein Leben und Gut ledig; fein Weib ſoll Witwe, feine Kinder Waifen 
fein.” Dieſem Sprud folgte die Anorbnung der Vollſtreckung deſſelben. Der Freigraf forderte 
alle Freigrafen und Freiſchöffen auf, „ſobald fie den verfemten Dann befommen, daß jie ihn 
hängen jollen an den nächſten Baum, den fie haben mögen, nad aller ihrer Macht und Kraft‘, 
Dem Ankläger wurde die lirfunde des Urtheild, verjehen mit vem Siegel des Freigrafen, mei— 
ftend mit der Weifung an alle Freiſchöffen, ihn zu unterflügen, zu dem Zweck eingehänbigt, um 
fich diefen gegenüber audzumweifen. Denn dieje waren gehalten, ven Verurtheilten zu ergreifen 
und zu ridten, d. b. Hinzurichten. Als Zeichen, daß ex von der heiligen Feme gerichtet worden 
fei, diente ein in ven Baum geſtecktes Meffer. Für die Förderung ihrer Miffion diente den Frei— 
ihöffen eine geheime Lofung, an melder fie ſich gegenfeitig erfannten und welche zugleich das 
Mittel war, um den Nichtwiſſenden, der ſich etwa in dad Gericht einprängte, zu erfennen. Der 
Verrath diefer Lojung wurde mit dem Tode beitraft. 

Grihien der Geladene und war er ein Nichtwiſſender, fo fand er ein offenes Gericht. Bes 
fannte er feine Schuld, fo wurde er fofort zum Tode verurtheilt und hingerichtet; ftellte er jie in 
Abrede, jo mußte er diejed und mit Beihülfe von Eideöhelfern eidlich thun. Indeſſen fanden ihm 
aud andere Beweismittel zu Gebote, befonderd dann, wenn er dad Außere der That zwar zuge- 
ftand, aber damit die Angabe verband, daß ed an der innern Schuld fehle, z. B. Nothwehr vor= 
ſchützte. Auch fonnte ein Procurator für ven Angeklagten erfcheinen und für ihn handeln, 

Erſchien ver Geladene und war er ein Wiflender, jo war, wie bemerkt, das Verfahren ein 
geheimed. War er ver Schuld geftändig, fo erfolgte fofort das Todesurtheil und dejlen Voll⸗ 
firefung. Im entgegengefegten Fall hatte er ſich durch einen Eid zu reinigen, indem er, eine 
Bevorzugung, der Beihülfe von Eiveshelfern nicht bedurfte.” Später fonnte er aber durch drei 
Eide, den des Anflägerd und zweier Eideshelfer vejlelben, überwunden werden: 

Handelte es ji von einer handhaften That, d. h. wurde ver Schuldige von wenigftend drei 
Schöffen entweder auf der That felbft oder mit zu derjelben benußten Werkzeugen over mit dem, 
was er ſich dadurch ‚angeeignet hatte, jo betreten, daß er dadurch ala Thäter bezeichnet wurbe; 
oder legte er fofort ein Schuldbekenntniß ab, jo war das Verfahren ein höchſt raſches. Er wurde 
fofort von ven Schöffen gerichtet und an dem nächften tauglihen Baum aufgefnüpft. 

Freilich führte auch eine foldde ausgedehnte Gewalt über das höchſte Gut zu Ausfchreitungen 
und Misbräuchen. Schon im 14. Jahrhundert feinen ſich Klagen erhoben zu haben, Nach 
einer überlieferten Urkunde ermächtigte Kaiſer Karl IV. im Jahre 1353 ven Erzbiſchof von 
Köln, die von den Freigerichten Verurtheilten oder VBerfemten zu begnadigen und in Ehre und 
Recht wieder einzufegen. Im folgenden Jahrhundert mußten die Generalfapitel der Femge— 
richte felbft das Beftehen von Gebrechen anerkennen, was die fogenannte arndberger Reforma= 
tion hervorrief. Ein von Wigand in feiner Monographie mitgetheiltes Protokoll des General: 
kapitels zu Arnöberg vom Jahre 1490 zählte eine Reihe von Misbräuchen auf; ed rügte, daß 
viele Freigrafen gegen Bezahlung Schöffen ernennten und fle ohne Beachtung der vorgeſchrie⸗ 
benen Gebräuche aufnähmen, daß die Schöffen fi viel auf ven Suff legten und oft trunfen 
wären; ed hob hervor, dag der Kaiſer dem Erzbiſchof von Köln vorgeworfen habe, hier und 
dort feien Unjhuldige aufgefnüpft worten. So kam es, daß die Kemgerichte, zur Zeit, da ein 
dringende Bedürfniß ſprach, die Beihüger des Rechts und des Unterbrüdten, die mächtige 
Waffe gegen Ubermuth und rohe Gewalt, nad und nad ji in das Gegentheil verwandelten. 
Die Geſchichte Iehrt, wie leicht die Gewalt zur Überfereitung führt. Die Stimme des Volkes 
erhob Klagen. Fürften und Städte verbanden fih zu Schug und Trug. Bereits oben ift des 
femgerichtlidhen Verfahrens gegen die Stadt Müblhaufen im Sundgau im Jahre 1490 gedacht 
worden. Im zweitfolgenden Jahre fchlofien weltliche und geiſtliche Fürften und Gtäbte zu 


4) Sachße, Das Beweisverfahren nach deutfchem, mit Berüdfichtigung verwandter Rechte des Mit- 
telalters (Erlangen 1855), ©. 28 fg. 
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Schlettſtadt einen Bund, an welchem ſich der Kurfürſt Friedrich von der Pfalz, der Biſchof 
von Strasburg, der Erzherzog Albrecht von Oſterreich, ver Marfgraf Karl von Baden u. ſ. m., 
ſowie viele Städte, Mühlhaufen, Stradburg, Bafel, Hagenau, Kolmar, Schlettſtadt, Weiffen- 
burg, Offenburg, Gengenbach, Breiburg, Zeil, Breifah, Endingen u. ſ. w., betheiligten. 
Diefer Bund war darauf berechnet, den Bemgerichten Feine Gewalt mehr einzuräumen, die eige: 
nen Gerichte walten zu laffen und alle Eingriffe mit gemeinfamen Kräften abzuwehren. Reichs— 
ſtände wendeten fih, freilich auch in particulariftifher Tendenz, an ven Kaifer, um für fib und 
ihre Untertbanen Privilegien gegen die Zuſtändigkeit ver Kemgerichte zu erlangen, und erreichten 
ihre Abfiht. Immer überflüffiger wurden dieſe infolge der Sorge für Rechtäficherheit, der Auf: 
richtung des Gwigen Landfriedens und der peinlihen Geſetzgebung Karl's V. (Carolina), der 
Perbefferung der Rechtöpflege und der Einſetzung eines oberften Gerichts, des Reichskammer— 
gerichts, das, wie ih Wigand in jener Mittheilung: „Das Reihsfammergeriht und die weft: 
fäliſchen Femgerichte“, ausdrückt, „ic natürlich gleihanfangs als gefeglicher, geordneter, faifer: 
licher Gerichtshof, in welchem die neue Jurisprudenz bald Gingang fand, feindfelig jenen Frei: 
gerichten gegenüberftellte”‘. Die Zahl der Wiſſenden jenfeit der rothen Erde nahm ab, wodurch 
die Wirkfamkeit der Femgerichte gelähmt wurde. In Weftfalen jelbft wurden fie durch die Aus: 
bildung und Ausdehnung der Landeshoheit zurüdgedrängt; Die Freiftühle, deren Stublberren 
die Landesheren felbft waren, wurden in lande&herrliche Gerichte verwandelt ; die Zuſtändig— 
keit ſchrumpfte zufammen, die Verfügung der Todesftrafe fam außer Übung, ſodaß, als fie z. B. 
im Jahre 1582 in Münfter über einen Ehebrecher verhängt wurde, dieſe Feſthaltung des Rechts 
aufleben und Todein mächtiges Auffehen erregte und das dortige Domkapitel Ginfprache erhob. 
Hier und dort wurden einzelne Bemgerichte ausprüklih aufgehoben. Eine Verordnung des 
Grafen von Rietberg vom Jahre 1698 9) enthielt einen ſolchen Beſchluß, der aud) damit moti= 
virt wurde, daß ohnehin fait in allen benachbarten Landen das freie Stuhlgericht, modurd ven 
Unterthanen nur größere Koften und mehr Laſt aufygebürdet werde, aufgehoben worden set. 
Im Fürſtenthum Vaderborn wurde dazu im Jahre 1763 gefhritten. Das philoſophiſche Jahr: 
hundert, wie man das achtzehnte gern namnte, hörte mur noch Nahflänge und ſah nur noch 
Trümmer bes einft ftolgen Gebäudes, welche ſich bis über die Schwelle des neunzehnten erhielten, 
um dann gänzlich zu zerfallen. Ter Fremdherrſchaft des Königs Hieronymus von Weitfalen 
war es vorbehalten, die legten Eckſteine umzuftürzen, ohne daß jie im Stande war, die, melde 
ſich noch als Wiffende anfahen, zur Überzeugung zu führen, daß nichts mehr zu wiſſen fei. 
Wigand beritet ©. 525 jeiner Monographie: „Im ehemaligen Freigerichtsbezirk von Gahmen 
leben noch mehrere Freibankbauern, welde ven Freiſchöffeneid geſchworen haben und auch jegt 
noch nach gänzlich geänderter Berfaffung und Zeit das Geheimniß nicht verrathen wollen.’ 
Bor etlihen und zwanzig Jahren ftarb der legte Freigraf und nahm das Geheimmiß der Loſung 
mit in feinen Sarg. Nichts ift mehr übrig als die beiden Lindenbätme bei Dortmund, welche 
den Freiftuhl beichatteten, und der Tiſch deffelben. Beides zeigt die Vignette auf dem Titelblart 
der Schrift von Freiligrath: „Das malerifhe und romantiſche Weſtfalen.“ Daher beißt es 
auch in deſſen Gedicht: „Freiſtuhl zu Dortmund ”: 

Dies find die Yınden — beide morfch und alt! 

Rechts die zerbarſt; fie Flaffr mit jähem Spalt 

Auf von der Wurzel bis zur Splitterhaube. 

Weit aber greift fie mit den ten aus; 

Faft wie die Schweſter prangt fie grün und fraus 

Und ſchmückt die Stirn mit frühlingsfrifchen Laube. 

Dies ift der Tiſch; — hart ımterm Lindenpaar 

Erhebt er ſich; — du kannſt des Reiches Aar 

Zur Stunde noch auf feiner Platte ſchauen. 

Der Stadt des Reiches flog fein Adler vor, 

Bier auf dem Tifche, dort auch überm Thor 

Und in den Kirchen weift er feine Klauen. 

Pb. Bopp. 
Feſte, Feitipiele, Volksfeſte, griechifche, deutfche, englifhe. I. Feſte — Hochzeiten 

nad) ihrem ſchönen altdeutihen Namen — find die Blütezeiten, die Erfrifhungs-, Vereini— 
gungs- und Weihezeiten des menfchlihen Lebens. Der Menſch ift feine Maſchine; um fo weni— 





en —— * Geſchichte und Alterthumsfunde Weſtfalens, herausgegeben von Wigand (1830 fg.). 
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ger, je mehr er ſich ſeiner höͤhern Beſtimmung nähert. Das Leben der Einzelnen, der Völker 
ift fein Mechanismus und foll fein thieriſches Leben fein. Sie find nicht beftimmt, in ftumpfer 
Gleihgültigkeit mehanifh ein äußerliches Tagewerk zu vollbringen und in deffen ermübender 
Anftrengung, @införmigfeit und Vereinzelung den friſchen lebendfräftigen Aufihwung des 
Geiftes und Gemüths zu erftidden. „Und Gott ſah an alles, was er gemacht hatte, und fiehe da, 
e8 war jehr gut — und er ruhte am jiebenten Tage von allen feinen Werfen und jegnete den 
ſie benten Tag und heiligte ihn“ (1.Mof. 1, 31 fg.). Mir dieſen Worten weihte ſchon die ältefte 
Urkunde des Menſchengeſchlechts unfere allgemeinften Fefttage. 

In der froben Theilnahme an jhönen und guten feftlichen Feierlichkeiten und Feſtſpielen 

wird Stärfung und neue Lebenskraft für die ermüdenden und niederbrüdenden Geichäfte und 
Sorgen des täglichen Lebens, wird eine mohltbätige Erholung und Erfriihung des Körpers, 
des Geifted, des Gemüths gewonnen. Es fann, wenn, mie bei den Griechen und Nömern 
und unfern deutichen Vorfahren, gymnaftifche und Eriegeriihe Spiele und Wettfänpfe mit den 
Feſten verbunden werden, die Gefundheit und Ausbildung des Körpers und feiner Kräfte, es 
fann Muth, Wehrfraft, männliche Entſchloſſenheit gefördert werden. Auch für die geiftigen 
Kräfte, für Schurfiinn, ſchnelle Auffaſſungs- und Erfindungsgabe, für Phantaſie und Gefühl 
und für den Sinn des Schönen, überhaupt für die ganze geiftige und gemüthliche Ausbildung 
der Menihen und Völker wirken die glüdliche Erholung und Erhebung der feitlihen Feier und 
ſchöne und gute Feſtſpiele außerordentlich Heilfam. Es fünnen durch Feſte, wenn zugleich, wie e8 
fein fol und ebenfalls bei ven Alten und unfern deutſchen Vorfahren der Hall war, die feftlihen 
Sreuden höhern Ideen ſich unterordnen, wenn Kunft und Boefie, wenn geiftige und künſtleriſche 
Feſtſpiele und Weitkämpfe fih damit verbinden, die religiöſe und vaterländifche Geſinnung 
ebenfo wie auch die Poeſie und Kunft jelbft mejentlich gefördert werden. Es fann foldergeftalt 
dur fie für Religion und Vaterland, für die Erfüllung religiöfer und politifcher Pflichten - 
mehr als durch andere Mittel praftiich gewirkt werden. Es kann für fie die anregende und be= 
geifternde muthige Thatfraft, die innige Verbrüderung, die heiligende Weihe begründet wer— 
den. Sie alle und das Bute felbft werden ja nicht dur todte Worte und Regeln und nidt 
durch Die verneinenden, unterdrüdenden Mittel des Verbots und des Tadels, des Zwangs und 
der Strafe wahrhaft lebendig. Sie werden nur durch Freude und Kiebe und in den Hochzeiten 
des Lebens gezeugt und nur durch die Befriedigung oder die angemeflene Belohnung der edeln 
Triebe und Beftrebungen gefräftigt und lebendig erhalten. Feſtliche Freuden find aber in der 
That des Volkes Belohnung für feine verdienftlihen Beftrebungen. Der evelite Lohn für diefe 
beiteht in dem frohen Gefühl und Bewußtwerden derjelben und ihrer fiegreichen Erfolge. Selbit 
Krankheiten und Berfehrtheiten werden größtentheild wirffamer durch edle, gejunde, pofltive 
Lebendfräfte ausgeſchloſſen und befiegt ald durch die negativen Mittel ded Zwangd und ber 
Strafe. Und auch als nothiwendige Heilmittel wirken felbft diefe legtern nur durch die guten 
Lebenskräfte und als Unterdrückung oder Entfernung ihrer Hemmungen und Störungen. Auch 
eine wirkſamere ftrafende Ausſcheidung des Verkehrten, ein wirfjameres Sitten= und Ehren 
gericht läßt fich nicht venfen, als wenn durch das freie Urtheil der Mitbürger und Standeöge: 
noffen alle Unwürdigen von der Feſtgemeinſchaft ausgeſchloſſen werden. 

Sowie aber für das Gute und Große felbft, fo ift auch für die Vereinigung zu jeiner Her= 
vorbringung nichts wejentlicher als die in Gemeinſchaft lebendig gefühlte Liebe und Begeifterung, 
ala ihre feitliche Anregung und ihre Kräftigung durd) die Sympathie, dur das feſtliche Zu— 
fammenflimmen der Gefühle, Gedanfen, Geſinnungen. 

Mit einem Worte alfo: tüchtige Volköfefte find für die Gefunpheit und Kraft, für Lebens: 
freude und Glück, für die Bildung und Tugend, für die fittlihe und patriotifhe Tüchtigfeit der 
Völfer gleich wichtig. 

Nichts beurfundet daher mehr den Mangel tieferer Cinfiht in die Menſchen- und Volks— 
erziehung, den Mangel an wahrer politifher Bildung bei einem Theile ver neuern Beamten, 
nichts mehr ihre dürftige, mechaniſche und niedrige Anjicht von dem Leben der Menſchen und 
Völker und ihre ſtumpfe Gleihgültigkeit gegen die Lebensfreude und edlere Bildung, gegen die 
würdigften Rechte und Freiheiten ihrer Mitbürger, ald das, daß fie jo häufig die hohe Bedeu— 
tung der Feſte verfennen, daß fie diefelben anfeinden, fie immermehr verftümmeln und aus 
totten möchten. Und in welchem Lichte ftellt nicht eine jolche falſche Beftrebung, vielleicht un— 
abfihtlih, die Regierung und Verfaffung dar! Wie müßten beide beihaffen jein, wenn fie 
freie Volksfeſte, wenn jie die freie Entwicelung und die freie Sprache der edelſten Kräfte, Freu— 
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den, Gejinnungen ihred Volkes zu fürdten hätten, wenn jie argwöhniſch und despotiſch dad 
natürlichfte Recht ded Volkes auf diefe reihe Duelle des Glücks wie der Tüchtigkeit unterdrücken 
wollten! Müften fie ed oder wollten fie eö, fo wäre auf gleiche Weife ihr Urtheil geſprochen. 

1. Was wirkten nit in Griechenland die Volksfeſte, Feſtgemeinſchaften und Feſtſpiele 
ſchon feit den Feſtvereinen und Amphiltyonien des heroiſchen Zeitalters! Was wirkten nicht alle 
dieſe zahlreichen Feſte der einzelnen Stämme und Staaten, wie die attiſchen Panathenäen und 
Die allgemeinen Nationalfeſte und Feſtſpiele, wie die olympiſchen, iſthmiſchen, pythiſchen, nemäi— 
ſchen! Ohne ihre Volksfeſte wären die Griechen nicht Griechen geworden. Nimmermehr hätte 
ohne ſie das helleniſche Volksleben ſich zu fo reicher Herrlichkeit und Blüte entfalten, nimmer: 
mehr helleniſche Bildung, Poeſie, Kunft und Wiſſenſchaft dieſe äußerlich fortwirkende, dieſe die 
ganze Menfchheit veredelnde Kraft und Tüchtigkeit erlangen können. Alle diefe Blüten und 
Früchte wurden größtentheild unter dem beitern, belebenden Sonnenſchein griehifher Feſt— 
freude bervorgelodt und entwidelt. Sie entblühten diefen herrlichen Volföfeften, in welden 
meiftens, wie in den Frühlings: und Herbftverfammlungen der Amphiktyonen zu Delpbi und 
Ihermopylä, religiöfe Feier, freie politiihe Verhandlungen und Reden in der Volksverſamm-— 
lung, poetijche und Eünftleriiche, mufifalifche und gymnaftiihe Spiele und Wettfämpfe ih ver: 
einten, um bald den Ernft durch Freude, Spiel und Kunft zu verherrlichen und zu erbeitern, 
bald die Freude und den Genuß durch den Ernſt, durch religiöfe und patriotijche Ideen und 
Gefühle, durch poetifche und fünftleriihe Auffaffungen zu vereveln und zu weiben, um alle 
Kräfte für das Gute und Schöne zu weden, zu bilden, zu vereinigen. Auf ſolche Weife und bei 
der allgemeinen begeifterten Theilnahme war ed möglich, eine Vollkommenheit und einen Reich: 
thum menschlicher Gultur zu erzeugen und zum froh empfundenen Öemeingut des ganzen Volkes 
zu machen, wie ed die Welt nur einmal fah. Faſt alle griechiſche Poeſie, die Helvengefänge 
Somer's oder der homerifchen Rhapjoden, die Pindarifhen Oden, des Äſchylos und Sopbofies 
Tragödien, die reiche griechiſche Komödie, zum großen Theile ſelbſt Malerei und bildende Kuuft, 
die muflkalifche und gymnaſtiſche Ausbildung, ja ſelbſt die Meifterwerfe griechiſcher Geſchicht⸗ 
ſchreibung fowie der Beredſamkeit verdankten, nicht etwa blos mittelbar durd den Aufſchwung 
des großartigen Narionalgeifted, durch die allgemeine Bildung und Empfänglichkeit des Volkes, 
den öffentlichen Feten die wirffamfte Anregung, die evelften Lebensfräfte: fie entftanden felbft 
unmittelbar zur Berherrlihung dieſer Volksfeſte und für die volföfeftlihen Darftellungen und 
Wettkämpfe auch in den edelften und höchſten Leitungen menſchlicher Schöpfungskraft. Die 
fejtliche Bolköverfammlung war für fie alle die Wettbahn und die öffentliche Bühne. Hier fuchte 
und fand jegliche Kunft und Tüchtigfeit nicht Brot oder gemeine Bezaßlung, fonvern den wah- 
ven erhebenden Kohn, Ruhm, Siegedfreubde und freudige Beiftimmung des Vaterlanded. Der 
mit feinem begeifternden Beifall gefrönte Vortrag felbit des meifterlichen Geſchichtswerks wedite 
und jpornte ebenfo den wetteifernden Nachfolger wie die fieggefrönte Darftellung ded Dramas, 
wie der Sieg im Wettgefang oder in anderm Fünjtleriihen und gymmaftifhen Wettfampie. 
Die herrlihften Statuen der Bildhauer und Pindarifhe Siegesgejänge belohnten ſelbſt den 
Sieger in den gumnaftifchen Übungen deö Discus- oder Wurfjpießmwerfend, des Laufens, 
Ringens oder des Fauſtkampfs. Mit freudigem Stolze bereitete meift dem zurüdfchrenden 
Sieger feine befondere Vaterſtadt feitlihen Empfang und nod neue Triumphe. Allgemein ver: 
breitete ih jo im Volke vie Begeifterung für das Schöne und Tüchtige, die Mitfreude an dem 
Siege ver Wettlämpfenden. Sogar mit der Wahl zum Feldherrn lohnen die Athener dem 
Sophofles die Aufführung feiner Antigone. Den Künftlern, welde im Wettftreite den Preis 
gewannen, bewilligten jie die ehrenvolle Öffentliche Speifung in ihrem Prytaneum. Den Maler 
Polygnotos decretirten die Amphiktyonen freie Bewirthung in allen bandsgenöſſiſchen Volks: 
gemeinden. Selbit Bürgertugend jeder Art fand in den Feftverfanmlungen ihre chrende Aner: 
fennung. Die Arhener befränzten an den Banathenäen ihre verdienten Bürger. 

Insbeſondere auch die für körperliche Eutwidelung, Schönheit und Geſundheit, für männ: 
liche und Eriegerifche Tüchtigfeit wie für die bildende Kunft, überhaupt für die allfeitige barmo= 
niſche Ausbildung jo wefentlihe Vollkommenheit in ver Gymnaſtik verdanften die Griechen 
vorzugäweife den Feſten. Durch die wörtlibe Anempfehlung wegen ihrer Nüglichkeit, jo löblich 
und nothwendig diefe auch fein mag, wird auch ſie wol nie in einiger Bollfommenpeit in das 
Xeben gerufen oder in demſelben erhalten werden. Alles, was tüchtig, was mit Liebe getrieben 
und gepflegt werben foll, muß fi mit höhern Ideen und Zwecken verbinden, muß mit Freude, 
muß mit der Begeifterung eines edeln Ehrgeizes, ded Wetteiferd und ver allgemeinen Theil— 
nahme getrieben werden. Griehifche Knaben, Jünglinge und Männer betrieben die gymnaſti— 
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ſchen Übungen und Wettkämpfe aller Art, um ihre Volksfeſte durch möglichſt vollfommene Dar- 
ftellungen zu verherrlien, um ihr verſammeltes Volk dadurch zu ergögen und um vor feinen 
Augen in den Wett: und Kampffpielen den Siegerfranz zu erringen. Diefer höhere Gedanfe 
befeelte ſchon die Kämpfe und Spiele der Jugend, deren Wichtigkeit für die bürgerliche Ausbil- 
dung Plato (De leg., VI, 779) fo tief und richtig würdigte. 

So fehr aber liebten die Griechen die heitern Feſte, Spiele und Wettkämpfe, daß ſie die 
Götter ald deren Stifter und ald Freunde derielben (Pukonatypoveg) priefen und ſie durch die— 
felben zu ehren glaubten. Ohne VBerherrlihung durd Spiel und Geſang wurde bei ihnen aud 
nicht das Fleinfte Feſtmahl genoffen. Beſonders aber wurde diefe heitere Feftluft und die höhere 
Beveutung der Fefte erhalten durch die ausgedehnte politifhe Freiheit. Wincdelmann leitete 
felbft die unerreichte Meifterfchaft ver Griechen in der bildenden Kunft von ihrer Volkäfreiheit 
ab. Und diefem widerſpricht e8 auch keineswegs, wenn die in der Freiheit bereits gepflanzte 
edlere entwicelte künſtleriſche Bildung unter der Herrihaft einzelner Ufurpatoren, melde, wie 
die der Piſiſtratiden, auch meift noch fehr große Freiheit übrig ließ, hervortrat und ſich thätig 
zeigte. Nody weit weniger aber hätten die beveurungsvollen reihen griechiſchen Volksfeſte ſich 
entwickeln fönnen ohne den patriotifchen Gemeingeift und ohne die politifche Freiheit für deſſen 
Entwidelung und ungehemmte, ungedrückte Auferung. Nur dadurch, daß die Gefammtheit 
der Bürger, wie die Freiheit, fo auch die Kunft und den Ruhm des ſiegenden Mitbürgers als 
ihr Gemeingut fühlte und mit freiem, thätigem Streben daran theilnahm, konnte griechiſche 
Kunft, Fonnte griechische Feſtfreude erblühen. 

So wie Freiheit und patriotiicher Gemeingeift, jo begründete zugleich diegroße Ausdehnung 
der thätigen Theilnahme der freien Bürger an diefen Feften und Spielen, an den Berfamm= . 
lungen und Abftimmungen der Volfdgemeinde, an irgendeinem Theile wenigſtens der öffent— 
lien Spiele und Wettkämpfe, an ven Chören, Gefüngen und Tänzen fehr natürlid eine viel 
belebendere Wirkung, als unſer heutiges, meift unthätiged Zufhauen und Zuhören je begrün— 
den könnten. Auch der Wetteifer der verſchiedenen Bolfsftämme und Staaten, deren Bürger 
entweder in Gemeinſchaft das Feft veranftalteten oder ald Gäfte in großen Feftzügen den gaſt— 
freundlidy verbundenen Staat beſuchten, welcher das Feſt gab, erhöhte natürlih gar fehr die 
Theilnahme an den Feten und eftfpielen. Ebenfo wirkten aber auch dieſe Feſte, vorzüglich die 
Nationalfefte, mehr wie kaum irgendetwas anderes, ald ein wohlthätiges Band unter den ein= 
zelnen, ſonſt leider allzu fehr getvennten griebijchen Staaten. Sie vorzüglid erhielten die 
Gemeinſchaftlichkeit griechiſcher Nationalität und Bildung. Sie waren in dieſer Beziehung ſo 
heilſam, daß ſogar die ſpãtern Schriftſteller (Dionyſitus von Halikarnaß, IV, 45) glaubten, 
die Nationalfefte jeien für diefen Zweck urſprünglich eingeſetzt worden. 

Wie für Bildung und Kunſt, für patriotiſche und nationale Geſinnung, ſo wirkten die 
griechiſchen Volksfeſte überhaupt für Humanität und Tüchtigkeit jeder Art, ſchon dadurch, daß 
dieſelben hier öffentliche Anerkennung und Achtung fanden. Gäſte wurden bei den Feſten mit 
Freude geſehen und gaſtlich aufgenommen, Gefangene genoſſen an den Panathenäen ihre Frei— 
heit. Kein Frevel aber, kein Frevler und kein Ehrloſer durften ſie beflecken. Sie durſten der 
Natur der Sache nach und nach ausdrücklichen Feſtgeſetzen vor dieſem freien Sittengerichte der 
freien Nationalmeinung nicht zu erſcheinen wagen. Auch war in den beſſern Zeiten die Zucht 
bei den öffentlichen Feſten und Spielen hinlänglich ſtreng (Thueydides, 5, 49, 50). Als freilich 
die griechiſche Freiheit und Sittlichkeit durch mehrere urfprünglide und ımbeilbare Gebrechen 
der religiöfen und politiihen Grundlagen ihres Lebens zu Grunde gingen, da mußten auch vie 
Bolköfefte ihre edlere Geftalt verlieren und mehr und mehr nur den finnlichen Genüffen dienen. 

IH. Auch bei den Deutichen fehlte e8 früher an frohen Volköfeſten und tüchtigen Feſtſpielen 
und Wettfänpfen nicht. Den älteften Deutfchen waren, wie ſchon Tacitus erzählt, fühne Kampf— 
und Waffenfpiele an ihren zahlreichen Feſten beliebr. ") Sie blieben auch bei ven Feſten der 
fränkiſchen Könige in Ehren, wurden vorzüglich ald Kampfſpiele zu Pferde, welche nah Cäſar 
fhon die alten Sueven und nad) Tacitus auch die Tenkterer liebten, von Heinrich I. neu yes 
ordnet?) und fpäter in den Übungs: und Kampfipielen der Turniere eigenthümlich ausge 


1) Tacitus Germ., 24: „Nudi juvenes, quibus id ludricum est, inter gladios se atque in- 
festas frameas saltu jaciunt. Exercitatio artem paravit, ars decorem; non in quaestum tamen 
aut mercedem, quamvis audacis lasciviae prelium est voluptas spectantium‘ (j. auch Tacit. 32, 
39, 40, und Caesar de bell. gall., I, 48). 

2) Nilhardt, De dissens. fil. Ludov. P., 3. Wittechind, Ann., I, 641. 
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bilder. 3) Allgemein bekannt iſt ed, wie dieſe Turnſpiele der Reiterſoldaten, die ſich jetzt zu der 
Nitterzunft ausbilveten, in ganz Deutſchland wie im ganzen germaniihen Guropa mit Gifer 
und Vracht gefeiert wurden, we jie alle Hefte der Fürſten, felbjt die Verfammlungen der Syno- 
den und Goneilien verberrlichten und außerdem von den Nittern beſonders veranftaltet wurden, 
wozu fih in Schwaben, Franken, Baiern und am Rhein die Ritter ald befondere Turniergefell 
haften unter Ober: und Unterturniervögten verbanden. Beſondere Chrengefege diefer Turnier: 
feite, welche Unwürdige, Feige, Gottesläfterer, Frauenſchänder, Meineidige, Verräther, Kirchen: 
väuber, die Bedränger von Witwen und Waifen und Ehebrecher ausſchloſſen?) und welde den 
Frauen fo großen Einfluß, jelbft eine Ausftopung der Unwürdigen einräumten, vereinigten mit 
den Eräftigften Friegeriihen und gymnaftiichen Übungen zugleid ein wirffanted Ehren- und 
Sittengeriht und trugen jo zur Milderung und Veredlung der Sitten bei. Aber aud nad der 
Ausbildung und Abjonderung der verjchiedenen Stände blieben auch den zablreihen Seiten ver 
ihre Freiheit ritterlich fhirmenden Städte wie dem Landvolf gymnaſtiſche und kriegeriſche Übun: 
gen und Spiele der verſchiedenſten Art, oft felbit mit ritterlihen Waffen. Auch waren dieje 
Feſte ebenfalls öfters mit befondern Ehrengerichten, mit Ausftopung der Unwürdigen verbunden. 
Trümmer folder Feſte, Schügenfefte, Ringelreiten, manderlei Spiele, Wettfämpfe und Feft: 


zahlreih aufblühenden Städten, fih wieder neu entwidelten, hatte natürlih aud ein großer 
Theil der Feſte höhere patriotifhe und politifche Bedeutung, bald ald Erinnerungs-, Befreiungs: 
und Sieged:, ald Weihe: und Bundesfefte, bald aud durd ihren unmittelbaren Anſchluß an 
politiihe Verfammlungen und Verhandlungen. An fih jhon bildeten ſehr natürlich die Zu: 
janımenfünfte freier Bürger zur feierlihen gemeinjhaftlihen Ausübung ihrer politifchen Frei: 
heitsrechte, wie fie nicht blos in den Städten, jondern aud) in den Provinz-, Gau: und Gentver: 
jammlungen felbft durch das Mittelalter hindurch ftattfanden, politiiche Fefte für die Iheilnch: 
menden und wurden aud gewöhnlihd nod mit bejonvdern Feſtlichkeiten, ſtets mit heitern 
Feſtmahlen begleitet. Der reihe und heitere Cultus der katholiſchen Kirche ſchuf theils eine große 
Reihe veligiöfer und kirchlicher Feſte, Feſtzüge und vereinter Wallfahrten auf nahe und ferne 
Bergeshöhen oder in jhöne Thalgegenden, theild verband er mit andern Volksfeſten religiöfe 
Ideen und Feſtlichkeiten. 

Schon von den früheften Zeiten waren, wie wir ebenfalls aus Tacitud (c. 2) und aus den 
Überreften altveuticher Dichtwerke erjehen, die Fefte und feitlihen Freudenmahle unferer veut- 
ihen Vorfahren aud durch Muſik und Gejang geihmüdt, durch Helden und Minnelieder und 
Wettgefänge der Skalden und Barden, der Minne: und Meifterjinger. Die Meifteringer, 
welche ih in den Städten zu großen Zunftgenojjenihaften ausbilveten, an denen jedoch, wie 
ſchon der geiftlihe Meifterfinger Frauenlob in Mainz beweift, Mitglieder verſchiedener Stände 
tbeilnabmen, veranftalteten, begünftigt jelbft durch faiferlihe Privilegien, große Sängerfefte 
und feierliche Wettgefänge (Hauptiingen), wozu die Mitbewerber aus der Nähe und Ferne 
eingeladen wurden. Sie belebten auch andere Feſte dur ihre Mitwirkung. Auch ernfte oder 
tragifhe und komiſche dramatiſche Volkspoeſie entwidelte jid überall zum Schmud der Volke: 
fefte. Die ernfte und tragiiche ſchloß jich meift an die heiligen Schriften, Geſchichten und Legen: 
den an und wurde gewöhnlih, wie insbeſondere die großen Paſſionsſpiele, unter Mitwirkung 
der Geiftlihen und der Meifterfinger durch die Bürger, namentlih durch Mitglieder ver ver: 
ſchiedenen Zünfte dargeftellt, vorzüglih aud am Bronleihnamsfefte. Die komiſche und fati- 
riſche ſchloß jih zum Theil an die allgemein verbreiteten ausgedehnten Faſtnachtspoſſen und 
Mummereien, deren große Freiheit damals noch feine ängftlihe Polizei unterprüdte und 
welchen nod nicht, ſowie wir es einft in einem gedruckten Polizeianfchlage laſen, „alle Witze“ bei 
Strafe verboten waren. Zugleich aber entijtanden nah dem Vorgang von Frankreich, wo id 
der luftige Verein der „Kinder ohne Sorgen‘ unter dem Schug des Königs Ludwig XII. zu 
einer Narrengejellihaft mit einem Narrenkönig an ihrer Spige ausbildete, faftin allen Städten 
Narrenorpen oder Narrenzünfte. Die Volkskomödie, welde, ebenjo wie die ernften und tragi= 
ſchen Volksdramen, überall auf vem Lande verbreitet war, machte, mie die Narrenbüder und 





3) Otto Frising. de gestis Frid. I., I, 17: „Sicque regem insequentes illa in civitate ma- 
nente tyrocinium, quod vulgo nune turniamentum dieitur, cum militibus ejus exercendo“ etc. 
4) Rürner, Turnierbud, Blatt 10—15. 
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Narrenihiffe, worüber fogar der große Kanzelredner Geiler von Kaiferöberg Previgten hielt, 
vorzugsweiſe die Örtlihen komiſchen Begebenheiten und dummen Streihe zum Gegenftand 
ibrer Scherze. Und wie oft aud die Öffentlihen Behörden und Zuſtände dem heitern freien 
Volkswitze Stoff gaben, das läßt fich leicht ermeffen. ) 

Kaum aber macht man ſich eine anfhauliche Vorftellung davon, wie groß die Zahl und die 
Auspehnung der Öffentlien Pete an den Höfen, in Stadt und Land, und wie belebt durch eine 
unerfhöpfliche Feſtluſt grogentheils früher in Deutichland die Fefte waren. Zu den allgemeinen 
Seiten kamen die durch die Zahl der Theilnehmer ebenfalls faft allgemein gemachten befondern 
Feſte, wie die Hochzeiten. Zu allgemeinen politifhen und religiöfen Volksfeſten der ganzen 
Stadt kamen die bejondern Fefte, Beftaufzüge, Feftfpiele und Feitmahle jeder einzelnen Zunft, 
welche früher nicht blos eine Gemwerbsgenofjenfhaft, fondern eine politifche Gemeinde bildete. 
Häufig beſuchten jih mit großen Feſtzügen, mit Fahnen und klingendem Spiele Die Bürger: 
ſchaften entfernter Städte, wie 3. B. die von Zürich und Strasburg, oder auch die Stadt: und Land: 
bewohner, und gaben ſich gaftlihe Aufnahme; jo insbefondere aud an ven mehrtägigen Kirch— 
weihfeſten. Und alle dieje zahlreichen religiöfen und patriotiſchen, allgemeinen und befondern 
Feſte genügten meift ver Feft:, der Sing: und Tanzluft des Volkes noch nicht. In den Städten 
vorzüglid ergögte ih noch außerdem an jchönen Abenden die männliche und weibliche Jugend 
aufden Straßen durch Wettgefänge „um das Kränzchen“ oder durch den Reigentanz, welder 
unter dem eigenen Geſang der Tanzenden in langer Kette durch die Straßen ſich ausdehnte, um 
öffentlihe Denfmale und Brunnen fhlängelte und nicht minder das Bild allgemeiner Heiterfeit 
darftellte als jo viele andere an befondere Zeiten oder Ereigniffe und an die meiften religidfen 
Feſte unverabredet ſich anſchließende Feftgebräuce, fo etwa wie das Maienſtecken, weldes unter 
Ständen von Geſang und Mufif die Stadt oder das Dorf in einen grünen Garten verwan— 
delte, oder wie die fröhlichen Johannisfeuer, welde die umgebenden Höhen und Thäler belebten. 

Und doch, trog afl diejer vielleicht allzu vielen und allzu langen Feſte wird wenigftend in 
Beziehung auf unjere deutfchen Städte niemand leugnen, daß jie in dieſen feftreichen frühern 
Zeiten meift weit mehr Kraft und Tüchtigfeit jeder Art, mehr Bildung und Kunftiinn bewielen 
und weit freier und wohlbabender waren als fpäterhin. 

IV. Mancher Kriegs: und politifhe Drud, Untergang alter Einrichtungen nnd Freiheiten, 
Verſtimmung, Apathie und Materialiamus wirkten Häufig zufammen, un allmählid die alten 
volksfeſtlichen Freuden außerordentlich zu vermindern, Ganz bejonderd aber haben einfeitige 
Poiizeigrundfäge hierzu mitgewirkt. Schon feit Jahrhunderten hat man an manden Orten alte 
und neue Volkäfefte beargwöhnt, angefeindet, beſchränkt und unterbrüdt. Bald wurde man 
Dabei geleitet durch eine bevormundende Fürforge für ökonomiſche Eriparnig an Geld und 
Arbeitszeit, bald durch ein nicht minder einfeitiges, ſchulmeiſterliches Moraliſiren. Frohe Men: 
{hen find meift gute, gefunde und wol auch glückliche, gewöhnlich auch thätige und unterneh⸗ 
mende Menſchen. Das bedachte die kurze Weisheit nit. Bald auch ließ man ſich beſtimmen 
durch Rückſichten auf die ungeſtörte Bequemlichkeit von Beamten, für welche, nächſt dem eigenen 
Vortheil, die Ruhe und hoͤchſtens der gemeine finnliche oder thieriihe Genuß der Bürger das 
höchſte Staatsideal if. Zumeilen kam bewußte oder unbewußte despotiſche Furcht vor freier 
Bewegung und Entwidelung und vor freier Sprache des Volkes Hinzu, die Furcht vor der 
Erweckung edler, vielleicht die Kleinlichkeit oder Ungerechtigkeit des öffentlichen Zuftandes 
beihämender oder gefährdender Geiinnungen der Breiheitöliebe und Nationalehre. Wenn in 
unnötbigen Kriegen oder in verfehrter Ginrihtung ded Krirgspienftes, wenn durch Folgen 
ſchlechter Maßregeln oder wenn in den gewöhnlichen Streitigkeiten auf den ökonomiſch nützlichen 
Jahrmärften, wenn endlich gerade durch Mangel an feitliher Erholung und an gymnaftifchen 
Übungen Tauſende von Bürgern Leben, Geſundheit und Tüchrigfeit einbüpten, dann fanden 
viele dieſes gar nicht beflagenswerth. Wenn dagegen bei einem Volksfeſte einzelne nadhtbeilige 
Erſcheinungen, wie jie von allen menſchlichen Dingen ungertrennlic find, ih zeigten, alsdann 
wurde häufig ſogleich das ganze Feſt verdammt und oft mit enıpörender Verlegung der natur- 
lihen Rechte freier Bürger untervrüdt. Man machte ed auch hier fo, wie nicht jelten bei andern 
geiftigen Gütern, fo etwa wie bei der Preßfreiheit und den einzelnen Misbräuchen derfelben. 


5) Höchft Shägenswerthe Nachrichten über die dDramatifchen und muflfalifchen Bolfsfreuden und zur 
nachſt über die Meifterfinger und über das Volfstheater in Freiburg, an welches legtern Stelle fpäter 
die Jefwiten ihre dramatischen Aufführungen fegten, gibt H. Schreiber in dem freiburger Adreßlalender 
von 1837. 
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Man verurtheilte häufig ſogleich das ganze Inſtitut, die ganze Freiheit, ihren guten Gebrauch 
und alle Bürger, die ſie ohne Misbrauch benutzen, weil die rohe materialiſtiſche Anſicht ihren 
höhern Werth und das legitime Recht auf ſie verkannte, weil ſie die edelſten Güter eines freien 
geſitteten Volkes den gemeinſten unterordnete und nachſetzte. Hatte ja doch eine fo rohe materia⸗ 
Kiftifche Anjicht in unferm deutſchen Vaterlande gejiegt, daß bis zu dem neuen Aufihwung durch 
die Freiheitöfriege aud fein Denfmal, ebenſo wenig ald ein Denkt: oder Ehrenfeft für unjere 
großen Männer auffommen Eonnte. Selbft die Gutmüthigen waren alsbald bei der Hand, 
jeden etwaigen Plan dazu, gleich als wäre die Nation nur eine Armenanftalt, in Vorſchlägen 
zu einer Verwendung der Koften für Almofen zu vereiteln und jo auch jeden neuen Berfuch 
ſchon im voraus zu erſticken. 

So, dur das Zuſammenwirken aller jener Urſachen, jind denn in Deutfchland immermehr 
alle frühern Volksfeſte verſchwunden, in gefpenftijche Trümmer gefunfen oder farb: und geftalt- 
108 geworden. Neue, wahrhaft erhebenvde und belebende wollten ſich bisjegt ebenfalls nicht 
bilden oder erhalten. Alte und neue dienen oft nur einem leeren Baffen und dem gemeinen finn= 
lihen Genuß. Und was noch weit trauriger ift: auf dem Lande wie in den Städten ift häufig 
an die Stelle Öffentlicher feftlicher Freuden der zerftörende Genuß unſers deutihen Opiums, des 
Branntweind, geheime Liederlichkeit und Schlemmerei getreten. Alle beabfihtigte Erſparniß an 
Zeit und Geld, aller Gewinn für Sittlidyfeit und Ordnung durch die Abſchaffung der Feſte ift 
alsdann zugleih mit allen guten Kolgen ver Fefte völlig zerftört. Um übrigens unjern gegen: 
wärtigen mangelhaften Zuftand in Beziehung auf Öffentliche Feſte ganz zu überſehen und richtig 
zu würdigen, darf man denſelben nnr mit den Feften der Griechen und Nömer und unjerer 
deutihen Borfahren vergleichen, fowie, zum Theil wenigftens, auch mit den Feſten anderer euro= 
päifhen Nationen, bei welden freilid ebenfalls theilweife der Durchgang durch despotiſche 
Zeiten und der Untergang früherer Verhäftniffe alte Feſte zerftörte, die neuen aber ſich noch 
nicht hinlänglich ausbildeten. 

V. So finden ſich, um hier, der Kürze wegen, andere Nationen und ſelbſt die ſeit der ver— 
jüngten Freiheit neu belebten zahlreichen Volksfeſte ver Schweiz ebenſo wie früher die römiſchen 

ur Seite zu laſſen, in England neben andern Volköfeften verſchiedener Art überall wenig: 
Rene höchſt belebte politifche Feſte, bei welchen feftlihe Zufammenkünfte und frohe Gaftmahle 
auf die unterhaltendfte und anregenpfte Weife durd die Kunft der öffentlihen Nede und die 
warme patriotijhe Gefinnung und Beftrebung geadelt werden. Alle Parlamentswahlen und 
die Beendigung der Parlamentsiigungen, alle wichtigern politifhen Greigniffe und Bewe— 
gungen, alle ausgezeichneten Beftrebungen politifher Männer veranlaffen in dem freien Eng— 
land große Öffentliche Fefte, gewöhnlich Ginladungen ausgezeihneter Männer von Grafidaften 
und Städten, feierliche Ginholungen mit den belebteften Feftaufzügen, Volksverſammlungen 
mit Öffentlichen patriotifhen Reden an das Volk, endlich Feſtmahle, welche Durd die in Form der 
Trinkſprüche gehaltenen öffentlichen Reden der ausgezeihhnetften Männer und durd die warnıe 
energifche Theilmahme der Gäfte an den angeregten vatriotiihen Geiinnungen, vor allem aber 
durch das erhebende und heglüdende Gefühl der Würde freier Männer und ihrer Theil- 
nahme an einem freien vaterländiihen Gemeinwefen weit hinaus über gewöhnlichen Sinnen= 
genup gehoben werden. Wir Deutſchen können freili an den Gefühlen, Beitrebungen und 
Reden der britiſchen Parteien, welche gerade im offenen männlichen Kampfe gegeneinander auf: 
treten, nicht mit der Wärme der Briten Antheil nehmen. Aber jedes geſunde und edle Gemüth 
fühlt ſich erfrifcht durch den Odem der Freiheit, der in diefen Feften weht; es fühlt ſich erweitert 
durd) Die warıne patriotifhe Theilnahme an Höhern Intereffen und erfreulich angeregt durch bie 
kräftigen, geiftreihen und kühnen Worte männlicher Beredſamkeit. Wie ſchal und wie leer er— 
feinen dagegen Feſte und Gaftmahle, die blos die gemeine Freude des Gaumens befriedigen, 
bei welchen die ertöbtenve Langeweile oft nur durd frivole und gemeine Scherzreden befämpft, 
bei welden jede freie männliche Gefinnungsäußerung, jede Berührung hoher vaterlänbi- 
her Intereffen durch Rückſichten und Pleinlihe oder gedrückte Verhältniſſe zurückgeſchreckt 
wird, wo vielleicht alles in Berlegenheit geräth jelbft nur bei einer Anspielung auf die Politik. 
Au wenn britiiche Fefte und Trinkſprüche dem Fürften oder den Miniftern gelten, ihnen 
patriotiihe Anhänglickeit und Verehrung ausprüden, jo ſprechen aus ihnen diefelbe Männ- 
lichkeit und Freiheit, dieſelbe Herzenswärme und edlere patriotiſche Geſinnungen. Jedermann 
weiß, dieſe Huldigungen ſind völlig frei und wahr und von allen Theilnehmern herzlich ge— 
meint. Darum eben ſprechen ſie wohlthuend zum Herzen. Sie vermehren und beleben wirklich 
die Geſinnungen ver Verehrung und treuer Änhängüchkeit, welche fie ausſprechen und welche 
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gegen irgend würdige Kürften, ebenfo wie ja auch die religiöfe Pietät, bei den conftitutionellen 
freien Briten vielleicht fefter und verbreiteter ift al8 irgend fonft wo. In dem Grade dagegen, 
in welchem, mie in den öffentlichen Reden und Tageblättern, jo aud in den feſtlichen Trinf: 
iprüchen feine andern politifhen Gefinnungsäußerungen, fein freimüthiger Tadel öffentlicher 
Magregeln, feine Wünſche für Reform, jondern in weldem von der Politik nur allein die Hul— 
digungen durch fürftlihe und minifterielle Gejunbheiten, Geburtstagsfeierlichkeiten und Lob: 
reden Trei bleiben und die legtern vielen ſchon dur die Rückſichten des Vortheils oder der 
Furcht aufgedrungen feinen, da verlieren ſehr natürlih aud die aufrihtigften Huldigungen 
an Werth und an wohlthätiger Wirfung. Die Menge zweifelt alsdann an ihrer herzlichen 
Wahrheit, auch nur bei einer Mehrheit, und gewöhnt ſich zur Lüge und Herzlofigfeit. Bei 
plöglicher Befreiung der Öffentlihen Meinung in Zeiten der Gefahr laflen dann auf die bedenk— 
lichte, jedenfall® auf die widermärtigfte Weife faſt nur ganz entgegengefeßte Äußerungen ſich 
vernehnien. England hat dagegen neuerlichſt durch die ruhmmitrdige Einführung feiner Schügen= 
vereine, Durch die Schügenfefte nach ſchweizeriſchem Vorbild feine Volfsfefte auf das glüdlichfte 
vermehrt. 

VI. Wie aber erflärt jich eine felbft von den britiſchen Feſteinrichtungen fo fehr abweichende 
Geftalt unjerer deutſchen Beftverhältniffe? Wie erklärt jie ſich ſelbſt noch nach den großen deut: 
hen Befreiungäfriegen, auch nody nad dem Ablauf von bald funfzig Jahren ſeit denſelben? 
Und was ift zu thun, um jene oben gejchilverten, fo unermeßlih wohlthätigen Wirkungen 
tüchtiger Bolföfefte für und wieder zu gewinnen? Soweit ed zur Beantwortung diefer 
wichtigen praftifchen Fragen unerlaßlich ift, müffen wir einige allgemein befannte Hauptpunfte 
unſers öffentlihen Zuftandes nicht beurtheilen, fondern nur erwähnen.. Allgemein befannt ift 
ed, daß das, mas in den großen Freiheitäfriegen und nad den im denjelben gegebenen Ber: 
ſprechungen jo viele unter der jenen Verheifungen gemäß wiederberzuftellenden Freiheit und 
würdigen Griftenz der deutichen Nation erwarteten, die jpätere Politif und Diplomatie der 
Cabinete bisjegt zu einem großen Theile’ nicht glaubten gewähren zu können. Eine nationale 
Bolksfreiheit wenigftens, ein Öffentliches nationales und politijhes Leben und die freie öffent: 
liche Sprache der Nation für ihre politiſchen Überzeugungen, Wünſche und Bevürfniffe, wie 
man fie in England, in der Schweiz und in Holland, in Schweden und Norwegen, im audge: 
dehnteften Grade aber in dem friedlich und ſchnell aufblühenden Belgien beſtehen ſah, Hielt man 
— aus hier nicht zu prüfenden Gründen — für Deutihland noch unzuläflig. So erfolgten 
ihon feit 1816 zuerft Verſtimmungen, dann Reactionsmaßregeln und leider aud hier und da 
unglüdliche, betrübende Exceſſe; fo ferner die zahlreichen Auswanderungen von politifh Mis- 
vergnügten und KHoffnungslofen, fo die politifhen Unterfuhungen, Berhaftungen, Berurthei: 
lungen, die Öffentlichen Bundes: und Landesmaßregeln gegen die Prefle, gegen Volksverſamm— 
lungen, gegen Volksfeſte, namentlich gegen alle nicht altgewöhnlidhen, gegen Reden an das Volk. 
Doch alle dieje Hiftorifchen Thatſachen brauden wir wol für unſern Zweck nur in diejer größten 
Allgemeinheit zu berühren. Auch diefe allgemeinfte Berührung veicht ja wol. hin, um es genũ— 
gend zu erflären, daß felbft die durch den neuen Aufſchwung in den Breiheitäfriegen und durch 
die neuen ſtändiſchen Verfaffungen veranlaßten neuen Volksfeſte, die ſchönen Freiheitsfeuer für 
die leinziger Befreiungsſchlacht, die Turnfefte, die Verfaſſungs⸗ und Preßfreiheitsfeſte, die 
durch politifche Trinffprüdhe und Reden belebten Gaſtmahle, ja ſelbſt vie Liederfeſte meiſtentheils 
als anftößig und als in doppelter Hinficht gefährlich, ald unzeitgemäß eriheinen mußten, Wir 
find — Hoffentlich nur vorübergehend — feftärmer geworden ald je zuvor. Und ſelbſt unjere 
Gaſtmähler find Häufig durch Verſtimmung, Zurückhaltung und Rückſichten, durch Ausſchluß 
freier Geſinnungsäußerung und höherer gemeinſchaftlicher Intereſſen noch freudenärmer als 
früher, fie ſind meiſt blos dem Magen dienſtbar geworden, Doch dürfen wir mit Freuden geſte— 
hen, daß in den letzten Jahren die Erſtarkung des vaterländiſchen Gemeingeiſtes auch in der 
größern Freiheit und Beliebtheit der ſich mehrenden Aſſociationen, Gelehrten-, Lieder-, Turn— 
dereine und der damit verbundenen Feſte ſich zeigt. 

Wol können und müſſen wir auch noch jetzt auf das Glück und auf den unendlichen Werth 
aufmerkſam machen, welche tüchtige Volksfeſte für ein Volk begründen. fünnen, auf jene für 
Geſundheit und Kraft, für Bildung und Kunft, für Nationaleinigung, für lebendigen Gemein: 
geift und Baterlandsliebe unendlih Heilfamen Wirfungen ihrer Zeftipiele und Wettfimpfe, 
ihrer öffentlichen Neden und Geſinnungsäußerungen. Und auch dad Wenige, was bei und jegt 
gewirkt werden fann, wird verdienſtlich fein. Doch die weſentliche Erfüllung unjerer Wünſche 
werben wir auch In diefer Beziehung nur von günftigern Verhältniffen und Stimmungen 
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erwarten dürfen. Nur jie werden das, was wir aud als die Grundbedingung für die heilfante 
Mirfung der Affociationen (f. d.) bezeichnen mußten, die genügende Freiheit und Ungeftört- 
heit und mit ihr die genügende Stimmung und Luſt für die Bürger begründen können, Wenn 
aber die bisherige Ausführung nicht völlig irrig war, wenn wirklich tüchtige Freie Volksfeſte fo 
unendlich wichtig find für Bildung, Glü und Gemeingeift ver Völker, unendlih wichtig für den 
edeliten Stolz, ſich einen freien Bürger eines freien Volkes zu wiſſen, wenn zugleich diefe Güter 
und das frobe Gefühl, daß die vaterländifhen Verhältniffe diefelben gewähren und jihern, 
gegen drohende Stürme und gegen die Gefahren aud der Throne die wichtigſten Bürgſchaften, 
jedenfalls den herrlichiten Ruhm der Fürften begründen: alsdann muß wahrlid eine gewiſſen— 
hafte Politik an die Regierungen wie an die Bürger die Mahnung richten, den Bejig und frohen 
Genuß jener Güter, ſoviel an ihnen ift, auch durch die Herbeiführung der Möglichkeit und 
Wirklichkeit tüchtiger Volksfeſte Fräftigft zu Fördern. Eingedenk alfo der tiefen Shmad und des 
entfeglichen Unglücks, welche, nad) allgemeiner Anerkennung, zunächſt ald Folgen ded gefunfenen 
freien und ftolgen deutſchen Nationalgeiftes, die Fürſten und die Völfer in dem vorigen Jahr: 
hundert und zu Anfange ded gegenwärtigen erlebten, muß die Theorie aud darauf hindeuten, 
was, nach dem in Beziebung auf die griechiſchen Nationalfefte Ausgeführten, gemeinfhaftliche 
deutfche Nationalfefte, ſobald fie möglich gemadt würden, zur Belebung diejes Nationalgeiftes, 
zur Bereinigung ihrer jo vielfad getrennten Theile, zur DVerherrlihung und Sicherung der 
Te Nation wirken fönnten! Welcker. 
ngsftrafen, ſ. Freibeitsſtrafen. 
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Feuerbach (Paul Johann Anſelm) — in der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft der erſte 
Name — wurde feinem Vater, einem Advocaten in Frankfurt, am 14. Nov. 1775 in dem 
bei Jena, der Heimat der Mutter, gelegenen Dorfe Haimchen geboren. Schon die in Branffurt 
verlebte Knabenzeit zeigt und neben einem energiſchen Willensdurft ein faft Franfhaftes Selb: 
ftändigfeitägefühl, das im Kampf mit der überftrengen Zucht des Vaters den ſechzehnjährigen 
Jüngling zum heimlihen Fortgehen und halber Flucht nad) Jena drängte, mo er mit ſchwacher 
Unterſtützung der mütterliben Verwandten feine Studien begann. Es war im Jahre 1792 
und die Zeit, wo Kant's Philofophie allbeberrichend und in Jena Reinhold ihr erfter Vertreter 
war. An ihn und das von ihm gepflegte Gebiet des Willens ſchloß ih F. mit der ganzen Lei: 
venfhaftlichkeit feines Weſens; fein ernftes Wollen ließ ihn aud über die Hülflofigfeit feiner 
Lage, zu der fpäter.nod eine ſchwere Krankheit fam, triumpbiren, und zwiſchen Vater und 
Sohn war wenigſtens eine halbe Verſöhnung zu Stande gekommen, als dieſer im September 
1795 zum Doctor der Philoſophie promovirt wurde. Der Philoſophie und ihrer Lehre wollte 
er ſich widmen, und ihrem Gebiete gehören feine erſten Schriften: „über die einzig möglichen 
Beweisgründe gegen das Dafein und die Gültigfeit der natürlihen Rechte‘, „Verſuch über 
den Begriff des Rechts““, „Uber die Unmöglichkeit eines abjolut eriten Grundſatzes der Philo— 
ſophie“, „Kritik des natürlichen Rechts als Propädeutif zu einer Wiſſenſchaft der natürlichen 
Rechte“, an. Das Hauptverdienft der legten und bevdeutendften diefer Eleinern Arbeiten beſteht 
in der feften grundſätzlichen Scheidung von Moral und Recht, noch vor Fichte. Wenn %. trog 
aller Anerkennung, die feine philojophiihen Leitungen fanden, dennoch ſchließlich die Rechts— 
wiſſenſchaft ald Lebensberuf ergriff, fo war Died ein großes Opfer, welches er den Neigungen 
feines Vaters brachte, womit fi wol auch der Gedanke verband, raſcher zur Selbſtändigkeit 
für die Errichtung eines eigenen häuslichen Herde zu gelangen. Gin Brief F.'s vom 23. März 
1820 an feinen älteften Sohn Anfelm (‚eben und Wirken A. von F.'s“, II, 132) ſchildert 
vortrefflih den Kampf, aber auch den Sieg in diefem Fritifchen Augenblid feiner Entwidelung. 
Die nächſten Jahre finden wir F. in angeftrengteften juriftifhen Studien, wobei das gereifte 
philofophiiche Willen nit wenig Vorſchub leiftete. Zwei Schriften: „Anti-Hobbes, oder über 
die Örenzen der höhften Gewalt und das Zwangsrecht der Bürger gegen den Oberherrn” und 
die „Philoſophiſch-juriſtiſche Unterſuchung über das Verbrechen des Hochverraths“, hatten ſchon 
bewiejen, daß „es ihm ein Leichtes gewefen, bald in der Jurisprudenz das zu werben, was er in 
der Philofophie geworden‘, und am 15. Jan. 1799 erwarb er die juriftiihe Doctorwürde mit 
der Differtation „De causis mitigandi ex capite impeditae libertatis”. Schon ein Jahr vorher 
hatte ſich F. — wie e8 ſcheint, obne Vorwiſſen feines Vaters — verheirathet. Seine Lehrthä— 
tigfeit zu Jena ward rafch eine glänzende, und anfänglid ſcheint er mit gleihem Gifer Civil— 
und Griminalrecht gepflegt zu haben. Trotzdem ruhte auch feine Feder nicht und das epoche— 
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machende Werk „Reviſion der Grundfäge und Grundbegriffe des poſitiven peinlichen Rechts“ 
erſchien in ſeinem erſten Theile 1799, im zweiten 1800. Im nächſten Jahr tritt das welt— 
berühmte „Lehrbuch des peinfichen Rechts” ans Licht, und während im Lauf dieſes Jahres die Er- 
nennung zum außerordentliden Brofeffor, die Defignation zum orbentfihen Brofeffor des Lehn- 
rechts und Anfragen und Anträge von Grlangen und Landshut die verdiente Anerkennung be: 
wielen, traf günftiger als alle& faft in den legten Stunden des Jahres die von Thibaut einge: 
leitete Berufung F.'s an die Univerfität Kiel ein. Um Oftern 1802 ging die überſiedelung 
vor fih. Nach den erſten Eindrücken urtheilend, wußte F. den Mechiel nicht hoch genug zu preis 
fen, allein ohne dag fid in den Umgebungen irgendetwas weſentlich geändert, ward ihm der 
Aufenthalt bald verleidet, und er folgte gern einem Ruf nach Landshut. Hatte man ihn auch 
ſchon früher für Baiern gewinnen wollen, fo war er jetzt gerade durch feine „„Kritif des Klein: 
ihrod’shen Entwurfs zu einem peinlihen Geſetzbuch für die Furpfalzbairiihen Staaten‘ be: 
fonderd empfohlen. Der Aufenthalt in Landshut muß nad den brieflihen Mittheilungen %.'8 
ſelbſt durch die Schuld übelgefinnter, neidifher Collegen, ſchwerlich aber ohne eigene Fehler des 
überaus ehrgeizigen und reizbaren Mannes unter manden erhebenden Eindrücken dod vor: 
wiegend peinlich gewefen fein, und zu den fortalen Unannebmlichfeiten traten ſchwere Krank: 
beiten hinzu. Das Haupt der Gegner F.'s war Gönner, deffen Widerwille zu den ſchnödeſten 
Mitteln ſich herabließ, ſodaß F. endlich um feine Enthebung von der Profeffur einfam. Schon 
vorher war ihm der Auftrag zur Entwerfung eines neuen Strafgeſetzbuchs für Baiern gewor— 
den, und fo hielt ed nicht Schwer, ibm im Juftizminifterium felbft eine Stellung zu ſchaffen, zu— 
erſt (16. Dec. 1805) ald außerordentliches Mitglied mit dem Titel’eines Geheimen Neferendars, 
dann 1806 als orvdentlihes Mitglied und 1808 mit dem Rang eines Geheimen Raths; fpäter 
mard er zum Staatdrath ernannt. Zu ven widtigften Aufgaben für ibn gehörten hier, außer der 
Vorbereitung eined neuen Strafgeſetzbuchs, Theilnahme an einer neuen Civilgeſetzgebung, zu: 
erit nah dem Mufter des Code civil angelegt, dann die Übergangsgefepe für die vielen neuen 
Landestheile des neuen Königreihs, ein Geſetz über Aufhebung der Tortur, Bearbeitung einer 
Reiheconftitution und endlib — die Hauptquelle feiner fpäter herausgegebenen „Merkwür— 
digen Criminalrechtsfälle“ — der Vortrag in der Gnadeninftanz bei ſchweren Verbreden. Die 
Augerlih glänzende Stellung in Münden, das in hervorragender Weife fi zeigende Wohl— 
wollen des Königs Marimilian Joſeph gegen F. fonnten doch nicht hindern, daß auch hier bald 
Gegenfäge aller Art fih bildeten oder doch gefühlt wurden. F. gehörte zu den Fremden und 
Norddeutſchen, war proteftantifh und jehr bald nad der erften Bewunderung des Jugenvalters 
ein überzeugter Gegner des Napoleonifhen Negiments geworden. Alles dies, verbunden mit 
feiner leichtaufbraufenden, leichtverlegten Individualität wurde Anlaß zu noch ſchlimmern 
Kämpfen, als fein alter Gegner Gönner zur Begutachtung und Oberprüfung des Strafgefeß- 
entwurfd nah Münden gezogen wurde. Doch harte F. noch die Genugthuung, daß anı 16. Mai 
1813 ſein Werf — fo fann man es troß mander Abänderungen namentlich in proceffualifchen 
Theile doch immer noch nennen — ald Strafgefegbudh für das Königreih Baiern publicirt 
wurde. An dem Auffhwung des deutihen Nationalgefühld gegen Napoleon nahm F. den leb— 
bafteften Antheil; zwei Meine Schriften: „Über die Unterbrüdung und Wieverbefreiung Eu: 
ropas“ und „Die Weltherrichaft das Grab der Menſchheit“, machten verpientesAuffehen, gaben 
aber den äußern Grund dazu ab, daß %., deſſen Stellung im Geheimen Rath ſchon längere Zeit eine 
unſichere geweſen war, 1814 aus dem Minifterium in ein ehrenvolles und glänzendes Exil ala 
zweiter Präſident des Appellationsgericht® zu Bamberg entfernt wurde. Auch hier gab es mie: 
der unangenehme Händel mit dem erften Präſidenten, da %.'8 Stellung nit bis ind Einzelne 
geordyet war, und der gefränfte Mann jich nicht in der Stimmung befand, aud nur fheinbares 
Unrecht über fih ergeben zu laſſen. Glücklichexweiſe Fonnte er fi einem neuen Amte als 
Generalcommiflar zur Übergabe Salzburgs an Öfterreih, woraus für einen Mann von feinem 
Temperament Berdruß aller Art erwachſen wäre, entziehen, und 1816 fand er enblich ald erfter 
Vräſident des Appellationdgerichts zu Ansbach einen verhältnißmäßig frieblihen Hafen für 
feine Thätigkeit. Hier wirfte er in der Fülle feiner Geiftesgaben und mit regem Antheil an 
allem, was in feinem engern Vaterlande Baiern und im gefammten Deutſchland vor ih ging, 
worunter in der nächſten Zeit freilich des Erfreulichen nicht allzu viel war. Seine Briefe aus 
dieſer Periode, befonderd an Elife von der Rede und Tiedge, mit denen. einen innigen, in feinen 
Ausdrücken nicht jelten überſchwenglichen Freundſchaftsverkehr pflegte, beweiſen nicht weniger 
ald einzelne kleine Schriften, wie jehr er an ver Bewegung, die fi an das bairifche Concordat 
fnüpfte, und an den Verhandlungen über die Verfaſſung ver proteftantifchen Kirche in Baiern, 
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an dem Fortfchreiten der Reaction und der Demagogenhegerei im übrigen Deutſchland Antheil 
nahm. Manche neue Geſichtspunkte eröffneten fi ihm durd eine Reife, melde er 1821 im 
Auftrage der Regierung nad) Frankreich unternahm, als deren wiſſenſchaftliche Frucht wir die 
Schrift „Über die Gerigtöverfaflung und das gerichtliche Verfahren Frankreichs“ (Gießen 
1825) beſitzen. Schon vorher, im Jahre 1821, hatte er in der Frage über Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit durch das alfo betitelte Werk jeine Stellung genommen. ine Schrift über das 
Geſchworenengericht ſtammt jhon aus dem Jahre 1812 umd erhielt nur einen beftätigenden 
Nachtrag im Jahre 1819. Einen lebhaften Antheil nahm F. an dem Fonk'ſchen Proceſſe, 
welder um diefe Zeit die ganze juriftifche Welt in zwei Lager theilte, wenn er aud nicht als 
Schriftfteller über den Gegenftand auftrat. Nach einem Briefe an Higig („Leben und Wir: 
fen’, 1, 201) war er von der Unſchuld des Angeklagten überzeugt, und dap er alle für dieje 
Anjicht fprehenden Momente auf das jharfiinnigfte zur Geltung bringt, wird aud der Anz 
derödenfende zugeftehen müſſen. In gar feinem Vergleich zu feiner Berheiligung an diefer 
cause celebre ftand jedoch der Eifer, mit dem er ſich des Myſteriums von Kaspar Haufer an: 
nahm, dem er eine bejondere Schrift: „Ratpar Haufer, Beijpiel eines Verbrechens am Seelen: 
leben‘ (Ansbad 1832) widmete. Die Theorie, von welder F. in der Erklärung dieſes Räth— 
ſels ausging, ift zu befannt, um hier noch ausgeführt zu werden. Gr felbt hat in einem Me— 
moire über Kaspar Hauſer, welches der Königin Karoline von Baiern überfandt wurde („Leben 
und Wirfen‘‘, II, 319), diejelbe ſehr eingehend beſprochen. Heutzutage werden wol nur wenige 
diefem Erklärungsverſuche noh anhängen. Worher war es ihm noch vergönnt gemwefen, ftatt 
feiner „‚Merfwürdigen Griminalregrsfälle (2 Ihle., Siegen 1808— 11) ein weſentlich neues 
Werk: „Actenmäßige Darftellung merfwürdiger Verbrechen“ (2Bde., Gießen 1828— 29), zu 
veröffentlichen, deilen Vorrede beweift, daß der Verfaſſer mit Luft und Liebe an die Arbeit 
gegangen. Leider ging fein in den Schlupworten der Vorrede zum ziveiten Bande ald Be- 
dingung einer Kortjegung geäußerter Wunſch, „daß ihm bei hinreihender Muße die wohlthä— 
tigfte der Orazien gewogen bleibe, welche dem Geifte gewährt, was ihr Name verheißt — Eu: 
phroſyne“, nicht ganz in Erfüllung. Körperleiden, deren Anfänge jhon früh feine Kraft ver- 
zehrten, wenn jie auch nicht den Feuergeiſt in ihm bezwingen Eounten, vielleicht nicht zum Fleinern 
Theile die aufreibende Betheiligung an dem Hauſer'ſchen Drama, ließen außer der [hon genann: 
ten Schrift nur noch eine Sammlung früherer, meift ſchon genannter kleiner Auffäge unter dem 
Titel „Kleine Schriften vermifchten Inhalts’ (Nürnberg 1833) zur Entjtehung fommen. Den 
allzu frühen Abend feines thätigen Lebens erheiterte die Wahrnehmung, daß feine Söhne alle 
zu hervorragenden Leiftungen auf den verfchiedenen Gebieten der Wiſſenſchaft heranreiften. Er 
jelbft jhreibt im März 1833 an feine in Frankfutt wohnende Schweiter: „Eigentliche Geiſtes— 
arbeiten, wozu man bie Feder braudt, kann ich gar nicht mehr verrichten, bin alfo, wie Du mich 
fennft, jhon ein halbtodter Mann.” Gin Bejud in feiner Vaterftadt Frankfurt, auf den er ſich 
in diefem und andern Briefen ſehnſüchtig freute, ſchien noch einmal die alte Lebenskraft zu 
vollem Aufflakern zu bringen, allein am 29. Mai veifelben Jahres machte ein wiederholter 
Schlagfluß feiner irdischen Laufbahn ein Ende. 

Werfen wir einen Rüdbli auf die vorftehende gedrängte Lebensſtizze, jo iſt nicht zu vers 
fenuen, daß F. bei allen hohen Stellen praktiſcher Ihätigkeit, die er befleivete, und bei allem 
Eifer, welden er den vorübergehenden wichtigen Greigniffen feiner Zeit widmete, doch vorwie— 
gend als Schriftfteller und in Werfen, welche feine Zeit und Thätigkeitsſphäre überdauern, ges 
wirft hat. In feinen ichriftftellerifchen Leiltungen und den Gejeggebungsarbeiten, welche Mit: 
‚und Nachwelt ihm verdanfen, wird die Berjönlichkeit des Schöpferd gleichſam wiedergeboren, und 
rein und ge von den kleinen Schwachheiten der menſchlichen Eriftenz tritt und aus jenen 
der geiftige F ‚entgegen. Was aber im eigenen praftijchen Leben ihm ebenſo wenig je feblte 
als in jeinen wilfenigaftlicen Beftrebungen, das war eine heilige Begeifterung für die Wahrheit 
und dad Recht, und ohne dieſe erſte Eigenſchaft für einen Hohenprieſter der Wiſſenſchaft wären 
feine gewaltigen Leiftungen in verhältnigmäßig kurzer Zeit und ſtels in Inhalt und Form 
gleich vollendet eine Unmöglichkeit gewefen. Wir können bier nur die hervorragendften Gebiete 
feiner rechtswiſſenſchaftlichen Thätigkeit berühren und wollen demgemäß zunächſt feine Stellung 
in dev deutſchen Strafrehtswilfenihaft im allgemeinen an feiner „Reviſion“ und dem „Lehr— 
buch“, feine Bedeutung ald Geſetzgeber an dem bairiſchen Strafgefegbud von 1813 und fein 
Verhältniß zu den wichtigſten Kragen des neuern Strafproseßrchts an feinen bedeutendern 
Werten über diefelben in Furzen Zügen zur Anfhauung bringen. Den Übergang zu dem 
allgemeinen Rechtsgebiet und der geſammten Literatur bilden dann fchließlich die berühmten 
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Darſtellungen merkwürdiger Verbrechen, denen keine andere Literatur etwas Gleiches oder nur 
Annäherndes an die Seite zu ſetzen hat und in welchen fi die F.'ſche Begabung in ihrer im 
beiten Sinne populären Weije ausdrückt. 

Um zu begreifen, welch ein ungeheuerer Fortſchritt in dein erften ſtrafrechtswiſſenſchaftlichen 
Auftreten 3.'8 lag — mir reden hier nur von ihm, obgleich er und Grolman zufammen die 
eigentlichen Gründer des neues Baued waren — genügt ein kurzes Verweilen bei ven Schickſalen 
des deutſchen Strafrechts in Praxis und Theorie während des 18. Jahrhunderts. Die Caro— 
lina, das ehrwuͤrdige Reichsgeſet Karl's V., hatte aufgehört reſpectirt zu werden und konnte aus 
manchen Gründen auf fernere Veachiung keinen Anſpruch machen. Was im Jahre 1532 
gegenüber der Willkür und Gewaltthätigfeit des entarteten deutſchen Verfahrens ein nicht hoch 
genug zu jhägendes Gut gewejen war, hatte ſich im Laufe der Zeit und Fortſchritt ver Jahr: 
hunderte überlebt und war die Quelle ähnlicher Übel geworden, die man hatte abwehren wol: 
len. Mit der Grlaffung der peinlihen Gerichtsordnung Karl's V. ſchien die Neichögefeggebung 
für das Strafrecht ihre Kraft erihöpft zu haben und überließ nun das Feld ven Einzelgewohn— 
beiten in den verſchiedenen deutſchen Territorien oder jener halb römiſchen, halb italienischen 
Dortrin, ald deren vorzüglichfter Vertreter in Deutſchland Carpzov erſcheint. Mochte auch der 
Genannte nicht ohne wiſſenſchaftliches Streben fein, fo bildete ſich dod nad) ihm eine Praxis, 
welde rein auf die Worte ded Meifters ſchwor, der denn allerdings in feinen Werfen faft für 
jeden Fall ein Recept, d. h. einen Präcedenzfall gebucht hatte. Wenig half es, daß im Anfang 
des 18. Jahrhunderts ein frifcherer wiſſenſchaftlicher Geift in die Behandlung des Roͤmiſchen 
Rechts kam, das Strafrecht wurde davon faſt gar nicht berührt, nur daß in der Auslegung der 
römijhen Stellen nicht diefelben oft groteöfen Misgriffe der ältern Zeit gemagt wurden. Den 
Charakter ver Rechtſprechung im 18. Jahrhundert bilden Hauptfählich zwei Momente: die völ- 
lige Ungebundenheit des Richters dem efeg gegenüber und die völlige Vermiſchung des Richter⸗ 
amts und der Verwaltungsthätigkeit. Ihren legten Grund Hatten dieſe beiden Gegenſätze einer 
geſunden Strafrechtspflege in der Rechtloſigkeit des Individuums im Staate. Hatte auch die 
beginnende Rechtsphiloſophie von Hugo Grotius an gegen dieſe Hülfloſigkeit des Einzelnen ſich 
erhoben, ſo kam in Deutſchland und beſonders im Strafrecht erſt durch Thomaſius und beim 
Kampf um die Folter eine gewiſſe Wucht in den Angriff auf die ſchreiendſten Misbräuche. Zur 
allgemeinen Anerkennung und fozufagen zur Modefahe ward der Kanıpf gegen die Härte der 
Geſetze und der nad) ihnen gebildeten Praxis erft, nachdem in Italien und Frankreich Beccaria 
und Voltaire den alten Griminalproceß jelbft den Proceß gemacht. Was das deutſche Straf: 
recht von den Berhältniffen in den ebengenannten Ländern durchaus unterjhied, war das feit 
Jahrhunderten beinahe bis zur Lahmlegung jeder andern richterlichen Thätigfeit herkömmliche 
Rechtſprechen durch die Suriftenfacultäten. Daß dieſe Einrichtung vielfahe gute Seiten hatte, 
wird die Geſchichte nie verfennen; fie bot bei den vielen Eleinen Territorien Deutfchlands ein 
verhältnigmäßiges Schugmittel gegen Gabinetdjuftiz und hielt, trogdem daß die Meinun- 
gen manchmal auseinander gingen, doch gewiſſe gemeinfhaftlihe Grundanjhauungen feſt. Da— 
gegen wurden nun aud,-ald in der Mitte ded Jahrhunderts die unmöglihen Verbrechen, die 
alten barbarijchen Strafen und vie Öraufamfeiten des Strafproceſſes vor das Öffentliche Ge— 
richt gezogen wurden, die Gejege nirgends fo gründlich misachtet und unter Umgehung der 
ältern gefeglihen Strafen an ihre Stelle fo viele Disciplinar: und Sicherheitömittel gejegt, und 
zwar alled im Namen der Humanität und von feiten des freien richterlichen Ermeſſens, ald ge= 
zade in Deutſchland, wo ji die Juriftenfacultäten in einer großen Unabhängigkeit von den 
meiſten Gebieten, für- welche jie Recht jpradhen, befanden und der Kappzaum einer legten höch— 
ſten Injtanz fie nicht beſchränkte. Dan berief ſich bei der Nichtanwendung des alten Geſetzes— 
rechts auf den „Geiſt ver Zeit’, der. freilich der Herren eigener und jomit höchſt verſchiedener 
Geiſt war. Höchftend, daß die platte Geiftlofigkeit eines Werks wie dad Quiſtorp'ſche der Praxis 
noch einen gewiflen äußern Halt gab. Männer von beijerm wiſſenſchaftlichen Streben, wie 
Klein und Kleinfhrod, juchten vergeblich in die humane Anardjie des gemeinen Rechts Ordnung 
* bringen und wandten ſich deshalb den Beſtrebungen zu, welche in den größern Staaten 

ſterreich, Preußen, Baiern für eine neue felbftändige Strafgeſetzgebung ſich regten. Gegen 
diefe Zerfahrengeit in Theorie und Praris traten mit vem Vollbewußtſein des eigenen Könneng, 
wie fie das Jugendalter hegt, F. und Grolman auf. Trennten fie id auch in der Rechtsbe— 
gründung der Strafe weit voneinander, jo war ihnen doc der Drang nad) einer ſolchen willen 
ſchaftlichen Beantwortung der Frage, mit welchem Recht der Staat ſtrafe, und was ihrer redt= 
lihen Natur nad) die Strafe fei, und nicht minder die Überzeugung von der Verwerflichkeit des 
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bisherigen Zuftandes richterlicher Willfür und Gefeglofigfeit gemeinjam. Die fhon angeführte 
„Reviſion der Grundbegriffe” war die Hauptwaffe des F. ſchen Angriffs gegen das Hergebrachte; 
in feinem „Lehrbuch“ trat zuerft völlig abgefchloffen feine eigenthümlihe Strafrechtstheorie zu 
Tage. Die große Errungenſchaft jenes erften Kampfes ift die ſeitdem nicht mehr beftrittene For— 
derung, daß ein Strafgefeg der Strafanwendung vorausgehen müfle — nullum crimen, nulla 
poena sine lege. Damit ift ver Beruf des Geſetzgebers von dem des Richters ein für allemal 
geſchieden und Rechtsſicherheit auf dem Gebiete des Strafrechts heimisch geworden. Die F. ſche 
Strafrehtstheorie, melde heutzutage in der Wiſſenſchaft nur noch ald ein glänzender Irrthum 
gilt, ift nichtsdeſtoweniger hiſtoriſch wichtig genug; fie tritt in ihren einzelnen Gliedern fo ge: 
ſchloſſen auf und zeigt die Meifterhand des furdtlofen Logikers fo deutlih, daß wir ſie in kurzen 
Worten bier wiedergeben wollen. Der Staat ift aud für F. ein Geſchöpf des Staatsvertrag 
(in fpätern Darlegungen wird der Staatövertrag mehr verſteckt als wirklich geleugnet) und be: 
flimmt, das Zufammenbefteben der Menihen nah dem Geſetz des Rechts zu gemwährleiften. 
Rechtsverletzungen, als diefem Zwecke widerſprechend, dürfen im Staate nit vorfommen, und 
Zwangsanftalten gegen ihr Vorfommen zu haben ift ver Staat nicht minder beredtigt als ver: 
pflichtet. Das Zunächitliegende ift ver phyitiche Zwang, indem man gegen bevorftehende Rechtsver— 
legungen prävenirend eingreift oder bei gejhehenen VBerlegungen erſetzlicher Güter in nachfol— 
gender Thätigfeit ven Erfag erzwingt. Allein diefer phyjiihe Zwang genügt nit, da weder 
die Rechtsverletzungen ftetd vorher gewußt werden, noch der jpätere Erſatz überall möglich iſt. 
So wird denn eine andere Art ded Zwangs norhwendig, welder der Rechtsverletzung vorber: 
geht und in jevem einzelnen Falle wirffam ift, und als ein ſolcher ftellt ſich der pſychologiſche 
Zwang dar. Da nämlich alle Übertretungen ihren pſychologiſchen Entſtehungsgrund in der 
Vorſtellung von der ſinnlichen Luſt, welche ſie befriedigen, haben, jo fann diejer jinnlidhe Antrieb 
dadurd aufgehoben werden, daß jeder weiß, an eine beſtimmte Übertretung werde ſich ein grö- 
heres Maß von finnliher Unluft, von ſinnlichem Übel fnüpfen, als die Unluft ift, die aus dem 
nichtbefriedigten Antrieb zur That entſpringt. Ein ſolches nach den verſchiedenen Verbrechen⸗ 
reizen demgemäß proportionirtes Übel — die Strafe — droht der Staat in feinem Strafgefege 
an. Damit jedoch diefe Drohung auch wirflih Eindruck made, muß fich für die Fälle, daß die 
Verbrehenshandlung dennoch verübt wurde, die Vollftrefung ald Verwirklichung der Dro- 
bung an diefe knüpfen. Geftraft wird, weil gedroht worden, gedroht, damit abgeſchreckt werde. 
Diefe Theorie ſteht zunächft im engften Zufammenhange mit der %.’fchen Abneigung gegen die 
Geſetzloſigkeit feiner Zeit; in feiner andern fpielt das jich beitimmt und feſt ausdrückende Straf: 
gejeg eine jo hervorragende Nolle. Allein wenn er inſoweit damit einer Neigung feiner Zeit- 
genoffen entgegentrat, war feine Auseinanderfegung doch in der That nur eine Verfeinerung der 
hergebrachten und dem gemöhnlihen Menſchen faft angeborenen Abſchreckungötheorie, nur daß 
die Abfchredung durch die Strafvollftvefung und die unmittelbare Verbindung zwifchen Staat 
und Genfer hier durch die Einſchiebung des Gefeped und der Drohung in den Hintergrund ge: 
drängt wird. An dem augenſcheinlich falfchen Ausgangspunft, daß der ein Verbrechen Unter: 
nehmende einen Galcul zwifchen den Momenten der Unluft der Entfagung und der Unluſt der 
nachfolgenden Strafe anftellt, nahm man ebenfo wenig Anftoß ald an der Verfehrung ver Ber: 
hältniffe, daß nad F. die Strafprohung und ſomit auch die Strafe defto ſchwerer jein muß, je 
ftärfer die ſinnlichen Triebfedern zum Verbreden, mit andern Worten, je geringer die wirflide 
innere Schuld des Handelnden ift. Mir Recht hat man bemerkt, daß das richterliche Ermeſſen 
in der Strafanwendung, wohl zu unterf&eiden von der Beftimmeheit der Straffälle durch das 
Geſetz, nach der F. ſchen Theorie rein vom Übel ift, und daß nad) ihr die gedrohten Strafen nur 
zu leicht, niemald zu ſchwer fein können. Mehr ſcheinbar als bedeutend ift ver Einwurf, daß 
jeder Ball wirklicher Beftrafung das Fehlſchlagen der Androhung, fomit des Fundaments der 
Theorie beweife. Nichtsdeſtoweniger überholte diefe fehr rafch den VBorfprung, den Die Grol: 
man' ſche Sicherungstheorie der Zeit nad) ihr abgewonnen; jie ward die Theorie unfers Jahr- 
hunderts, neben der alle andern als Seftenmeinungen erfchienen, und ihre Herrſchaft in der 
Wiſſenſchaft wurde erft erichüttert, als überhaupt den relativen Theorien, welche die Strafe 
durch einen augerhalb ihrer jelbft liegenden Zweck rechtfertigen, in den neuern Phajen der ab— 
ſoluten Theorie eine geifteägewaltige Gegnerſchaft erwuchs. Ind wenn auch jegt für die Theo— 
vetifer des Strafrechts die B.'jche Auseinanderfegung nur die glänzendfte Griheinung ver 
Vergangenheit ift, die Praris und vor allem die Gefeggebungen find bis auf den heutigen Tag 
unter dem Zauber der Fe'ſchen Doctrinen geblieben. Das Wort Zanber ift wahrlich nicht zu 
zu viel, wenn man die gewinnende edle Klarheit der Sprache auf ſich wirken läßt, in der 8. 
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von den Ihmwierigften Problemen einer bis dahin dem Marft des Yebens fremden Wiſſenſchaft 
redete, in der er biß heute noch feinen ebenbürtigen Nachfolger gefunden hat. Mehr aber als 
die ich Drängende Anzahl von Ausgaben feines, ‚Lehrbuch‘ (von 1801—47 erſchienen 14 Auf: 
lagen) wirkte für dieje dauernde Beherrſchung ver Praris F.'s große Leiſtung auf einem ans 
dern Gebiete des Strafrechts: das bairiſche Strafgefegbud von 1813. Gleichſam als Bropä= 
deutif Dazu war 1804 die Kritif des Kleinſchrod'ſchen Entwurfs erfchienen, in welcher die vor: 
berrihende Unmwifjenfhaftlichfeit und Unbeftimmtheit der beurtheilten Arbeit in ftrenger, wenn 
auch würdiger Weife dargelegt wurde. Bei der Würdigung des Fl'ſchen Werks muß zwiichen 
dem erften Theile, der das eigentliche Strafgefegbud; enthält, und dent zweiten, den Proceß be: 
handelnden ſcharf geichieden werden. Im erften liegt, wenn aud mit einigen Modiftcationen, 
die F.'ſche Schöpfung als Ganzes vor, im zweiten find eine Reihe von Einfhiebungen und 
Inconſequenzen, welche der erften Anlage und dem Plane des Gründers fehlten. Die jpätern 
Schriften F.'s über den Proceß beweifen deutlich, daß der zweite Theil feines Geſetzbuchs feine 
wiſſenſchaftliche Uberzeugung in ſehr weientlihen Punkten nicht wiedergibt, daß er hier in 
einem gegebenen Stoffe und mit eng umſchriebenen Grenzen arbeitete. An feinem eigenen 
Werke, dem Strafgejegbud im engern Sinne, bewundert man zunächſt das Fornitalent des 
Verfaſſers. In edler, einfacher Sprache, wie fie dem Geſetzgeber ziemt, der fein Lehrer fein, aber 
doch verftanden werden will, ſehen wir hier die Lehren des Fe'ſchen Syſtems wiederfehren. 
Scharf und präcis find die Definitionen der Verbrechen gehalten, verjährte Irrthümer der ge- 
meinrechtlichen Doctrin mir fiherer Hand befeitigt; allein wie das Lehrbuch ohne eingehende 
Kenntniß ded Lebens, was feine Theorie betrifft, und in den Ginzelmaterien mit mangelhafter 
Würdigung der hiſtoriſchen Erfheinungen gefchrieben war, fo muß aud dem Geſetzgeber F. 
der Vorwurf gemacht werben, daß er mit dem Volke, dem er Gefege jchrieb, nicht genug ver: 
traut war und daß flatt der zum großen Theil platten Fehler des hergebrachten Doetrinarismus 
die glänzenden Fehler feiner eigenen Theorie und ihrer Conſequenzen den praftifhen Werth 
feiner legislativen Schöpfung beeinträdtigen. Wir fahen ſchon oben, daß nad) der hen 
Theorie feine Strafgefeßdrohung zu hart fein fann, das Strafgefegbudy lieferte durch die furcht= 
bare Härte feiner Beitimmungen, namentlich in der Lehre vom Rüdfall und der Goncurrenz 
den praftifhen Beleg dafür, daß er ſich nur vor der Schwäche der Strafdrohung zu ſchützen 
ſuchte. Da das Geſetzbuch den Richter zu der ftricten Anwendung von dem allgemeinen Gefühl 
als zu hart erſcheinenden Strafen zwang und da rihterliche Ermeffen, vermittelft deifen früher 
eine Transaction zwifchen Buchſtaben und Geift des Geſetzes ermöglicht wurde, ausſchloß, jo war 
der Widerftand und der Widermwille gegen dieſe neue Gefeggebung befonderd groß unter dem 
bairifchen Richterftande, der außerdem ſich durch Nichtbefragtwerden vor der Geſetzwerdung des 
Entwurfs mit Recht für vernadläffigt anfah. Man drang gleich in dem erften Jahre auf 
mildernde Modiftcationen, die bei der bald eintretenden Ungnade des Verfaſſers um fo leiter 
zu erlangen waren, übrigens nur einem raſch erkannten ſchreienden Übel abhelfen follten. Am 
eingreifendften mwirfte die fogenannte Diebftahldnovelle vom 25. März 1816. ine das Ge: 
ſetzbuch begleitende Eigenthümlichfeit war der officielle Commentar in den fogenannten Anmerz 
kungen, die zum Ausfhluß jeder andern ausdrücklich verbotenen Gommentirung das einzige 
zuläffige Hülfsmittel der Richter fein’ follten. Eine Denkſchrift von F. (abgedrudt in „Leben 
und Wirfen‘, I, 237) beweift, daß er mit diefer Aufgabe, wie jie nit ihm, jondern zwei andern 
Mitgliedern des Iuftizminifteriums geftellt wurde, nicht einverftanden war, und in weſentlichen 
Punkten die Ausführungen der Gommentatoren von den Intentionen und Gründen des Ver: 
faſſers des Geſetzbuchs abwichen. So wurde denn aus diefem angeblihen Hülfsmittel der 
Praris eine förmlihe Erſchwerung derfelben. Nihtsveftoweniger machte das Geſetzbuch jelbit 
außerhalb Baierns einen überaus günftigen Eindruck. Man ftand dem tagtägliden Wirken 
veffelben ferner, die praftifchen Mängel traten vor der vollfommenen theoretijhen Gejanmt: 
erfcheinung zurüd, und nicht blos murde das Werf F.'s in der nächſten Zeit, 3. B. in Olden— 
burg, in Weimar, Hannover, Würtemberg, in verſchiedenen Schweizercantonen, faft wörtlich 
als Landesgeſetz publicirt oder als officieller Gefegentwurf behandelt, fondern bis in unfere 
Tage gibt es Fein deutſches umd mit der deutſchen Wiffenfhaft zufammenhängendes außer: 
deutiches Strafgeſetzbuch, in welchen: nicht die Spuren des bairiſchen Geſetzbuchs von 1813 auf 
jederSeite wahrzunehmen wären. Die harten Strafen find gemilvert worden, die faljhen Grund— 
füge der Strafbemeffung haben einer richtigern Ginfiht Plag machen müflen, aber mad in 
techniſcher Vollendung die bairiſche Gefeggebung aufzeigt, was in ihr &. für die richtige Be: 
griffsbeftimmung einer ganzen Reihe von Verbrechen geleiftet hat, ift von feiner fpätern außer— 
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bairiſchen Codification wieder aufgegeben worden. In Baiern ſelbſt verſtimmte ſich die Unzu— 
friedenheit mit der neuen Schöpfung ſchon nach verhältnißmäßig kurzer Zeit bis zur Forderung 
einer vollſtändigen Reviſion, die weſentlich durch Gönner vorgenommen und 1822 im Ent- 
wurf veröffenflicht wurde. F. nahm an diefer Überarbeitung, durch die er fi tief gefränft 
fühlte, keinen Antheil, wol aber eriftirt eine eigene Revijion von feiner Hand, zu der ihm feine 
Beihäftigung mit vem wirklichen Leben in feiner Nichterftellung mandes neue Motiv und ein 
Regierungdauftrag im Jahre 1824 den fürmlihen Anlaß gab. Seine Briefe und fonfligen 
Außerungen bemeifen, wie weit er von einfeitiger Nechtbaberei entfernt war, und obgleich dieje 
8.’ {he Reviſion nie veröffentlicht worden ift (nad den Mittheilungen der Familie ift fie noch 
vorhanden und wurde 1833 nad F.'s Tode dem Iyftizminifterium auf deffen Verlangen in 
Abichrift gegeben), To willen wir doch aus Mittermaier'd Mittheilungen, der lange Jahre mit 
F. im vertrauten Verkehr ſtand, dag F. in jehr wichtigen Fragen anderer, beiferer Meinung 
geworben war („Archiv des Criminalrechts““, 1847, ©. 587). War fo F. nod in ſpätern 
Jahren ald Grfeßgeber, wenn auch nur vorbereitend thätig, fo ſchwang er mit köſtlichem Humor 
die Geiſel der Kritik, wie einft über den Kleinſchrod'ſchen Entwurf, noch einmal 1822 über 
den Entwurf des Polizeiftrafgefegbuhs von Gönner (abgeprudt in „Leben und Wirken“, 
11, 346). Daß F., wenn er gleih anfangs in die Fülle der Rebenderfahrungen hätte tauchen 
Eönnen und nicht unmittelbar vom Katheder zur Gefeggebung berufen worden wäre, das Höchſte 
in diefer hoben Sphäre geleiftet haben würde, ift eine Überzeugung, welche ſich dem Leier aus 
jeder feiner legislatorifchen Arbeiten mit zwingender Gewalt aufprängt. 

Mir fommen auf das Gebiet des Strafproceffed. Daß F. die Ehre hatte, das Gejeg zur 
Aufhebung der Tortur in Baiern zu entwerfen, wurde fhon bemerkt. Mittermaier theilt den 
Umftand mit, daß der gute König Marimilian Joſeph damit dem Verbrechen Thür und Thor 
geöffnet glaubte, wenn er aud) der beifern Überzeugung feines Geheimen Referendard nachgab. 
Wie weit aber im übrigen bie idealen oder auch nur die praftifhen Anforderungen %.'3 an ein 
tüchtiges Strafproceßgefeg und dasjenige, was in dem zweiten Theil ded Strafgeſetzbuchs bie 
Genehmigung des Beheimen Raths und der Negierung erhielt, auseinander gingen, bezeugen 
außer vielen vereinzelten Außerungen in der $.'jchen Gorreipondenz feine Werke über das Ge- 
ſchworenengericht, über die Offentligpfeit und Mündlichfeit und das Gerichtsweſen in Sranf: 
reih und in fatirifh-humoriftiiher Korm eine „Unterthänige Vorftellung und Bitte der ge— 
fangenen Gerechtigkeit”, welche 1819 verihiedenen Mitgliedern des bairijhen Landtags mit- 
getheilt wurde. Trog allevem ift aud der zweite Theil des Strafgeſetzbuchs eine in ihrer äußern 
Geftalt vortrefflice Zeitung, und man bat mit Recht gejagt, daß der gemeinrechtliche inter: 
ſuchungsproceß — diefer wurde grundſätzlich feftgehalten — ſich nirgendwo in feinen guten 
Seiten, deren leider nicht zu viele waren, beffer varftellt ald in dem Kleide und der Oronung, 
welde ihm &. gegeben. Wo freilich in den gegebenen Grundlagen die vadicalen Fehler vorhan⸗ 
den waren, Eonnte auch die Meifterichaft eines F. nur Nelatives leiften. Hält man mit diefem 
gefeggeberiihen Werf die Betrahtungen über das Gefhmworenengeridht zufammen, fo offenbart 
ih fogleich, wie in diefem freien Felde wiffenfhaftliher Discufiion — allerdings ſaß Napoleon 
damald nod auf dem Throne, und waren manche Seitenhiebe des Werks nit geringe Kühn: 
heiten — ber Adler die Schwingen anderd auswirft. Unſerer Überzeugung nad) gehörte F. zu 
den unbefangenften Beurtheilern des Geſchworenengerichts und würde, wenn er eine vollftän: 
digere Ginzelfenntniß von dem Wirken der Jury in England gehabt hätte, aus feiner vermit- 
telnden Stellung zu einer lebhaftern Anerkennung des Inflitutö weitergeführt worden fein. 
Mande feiner Bemerkungen ſowol für ald gegen die Einrichtung find an Feinheit der Beobad: 
tung und Schärfe der Accentuirung bis auf den heutigen Tag claſſiſch geblieben, und wir dürfen 
gegenwärtig jowol für das Land, in Bezug auf weldes feine Beobachtungen zunächſt ftatthatten, 
ald für ganz Deutihland getroft die Überzeugung ausfpreden, daß Fl's Hauptbedenfen einer 
Halbwifferei und Unzunerläfjigfeit der fogenannten gebildeten Klaffen, auf welche der Grieg- 
geber für eine geveibliche Wirkfamfeit des Schwurgerichts ſtets in erfter Neihe rechnen wird, wie 
gerechtfertigt ed zu feiner Zeit gemwefen fein mag, nunmehr jeder factifhen Begründung in den 
vorliegenden Berhältniffen entbehrt. Es ift Thatſache, daß wir gegenwärtig Baiern, mas die 
Geneigtheit der Richter, den Geſchworenen würdig belfend entgegenzufonmen, die Aufmerkſam— 
feit und Dienftwilligfeit ver Geſchworenen und die Richtigkeit dev Wahriprüche angeht, das deut: 
ſche claffifche Land der Jury nennen dürfen, Den juriftiiden Werth ver Jury unterſchätzte F. 
offenbar; aber er würde angejichtö ver zehn: und zwölfjährigen Wirkjamfeit der Inftitution in 
Deutſchland bei feiner Wahrheitöliebe nicht zu ipren Verkegerern, ſondern Vertheidigern ge: 
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bören, mie er ſich ſtets auch feierlich dagegen verwahrte, ein Gegner des Schwurgerichts zu 
beißen. Was die Grundſätze der Dffentlichkeit und Münplichfeit angeht, jo war F. von ihrer 
Notbwendigkeit für eine gejunde Strafrechtspflege jo überzeugt, daß er fie mit allen Mitteln 
dem alten Unterfuhungsproreile einzuimpfen ſuchte, allein wie er jelbft einmal (‚Reben und 
Wirken‘, I, 260) jagt: „Die fhönften, glänzenditen Ideen, wodurch mir die ſchwere Aufgabe; 
den finftern Inquiſitionsproceß zu humanifiren, die Vorzüge des Öffentlichen Verfahrens mit 
den Vorzügen des alten Unterſuchungsproceſſes zu combiniren, geglüdt war, ſtürzten zulegt im 
Geheimen Rathe.” Ganz vortrefflich ift, was er über die Offentlichfeit und Mündlichkeit und bes 
ſonders die Geftalt, welche fie im franzöſiſchen Givil: und Strafproceh gewonnen, jowie über die 
Einzelheiten des legtern in dem Merk „Betrachtungen“ u. f. mw. 1821 und 1825 (die Dar- 
ftellung der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung u. ſ. w. ericheint als zweiter Band des ebengenannten 
Werks) mit der vollen Beherrſchung des Stoffs und der ganzen Selbſtbeherrſchung des gereif= 
ten Mannes niedergelegt hat. Die Fragen, welche damals auf der Discuſſion ſtanden, werden 
heutzutage, außer etwa in Ofterreih, wo jedoch im Juriſtenſtande auch jegt wieder die natur: 
gemäßen Forderungen einer wirklichen Gerechtigkeitöpflege nad zehnjähriger Zurückdrängung 
in den Vordergrund treten, faum mehr eine jtreitende Beantwortung finden. Offentlich— 
keit den Parteien umd dem Publikum gegenüber und die Unmittelbarfeit der Verhandlung, wo 
fie nur immer praftifch möglich ift, vor dem entſcheidenden Richter galt es aber, als F. ſchrieb, 
nicht blos aus der übertündten Schale franzöftiher Alfanzerei und von übertriebener Organi= 
jationdluft frei mit allen ihren Vorzügen ans Licht zu ſtellen, fondern bie prineipiellen Gegner 
diejer Bundamentalfäge eines georeneten Gerichtsweſens waren noch überall in helfen Haufen 
an einflußreichen Stellen zu treffen, und ihnen Nieberlage über Niederlage beigebracht und das 
Befte, was über dieje Gegenftände auch bis in unfere Tage noch eriftirt, geichrieben zu haben, ift 
8.8 unwiderſprochenes Verdienft. Bedenkt man — um noch ein weitered Moment zu nennen — 
die kurze Zeit, welche F. in Frankreich verweilte, jo if die eingehende Detailkenntniß, welche feine 
Schilderung des franzöſiſchen Verfahrens verräth, nicht weniger bewundernswerth ald bie 
Überfichtligkeit, in-welder der reiche, vielverfhlungene Stoff und entgegentritt. 

IR ſchon die Behandlungsweife in dem gedachten Werfe dem Gegenſtande ganz gemäß eine 
folde, melde bei aller rechtöwiſſenſchaftlichen Präciſion doch zugleich den gewiegten Blick des 
Staatsmanns verräth, und tritt fie mit ihrer politiſchen Seite in einen weiten Kreid der Theil⸗ 
nahme, fo ift dies in noch erhöhtem Maße ver Fall mit vem legten großen Werke dieſes früchte- 
reihen Lebens, der „ Actenmäßigen Darftellung merfiwürdiger Verbrechen‘. Es gibt befanntlidy 
nichts, was die menſchliche Wißbegierde und das allgenteine Intereile lebhafter feſſelt, als jene 
Thaten der Nachtfeite unierer Berfönlihkeit, wo die Bande des Nechtd mit ftarker Hand ge- 
broden werden und ſich das Indivivuum im blutigen Thaten in Gegenfag zu den Grunvlagen 
der Geſellſchaft ſetzt. Diefe Neigung, melde dem roheften wie dem feinfühlenpften Menſchen 
glei unwiderftehlich ift, hat, folange die Welt ftebt, in Sagen, Erzählungen, in ſchriftlicher 
und mündliher Rede Rahrung gefunden. Mit dem erjten Erwachen einer pſychologiſchen 
Wiſſenſchaft und der nähern Würdigung der Schulvjeite im Verbrechen war zwar rine andere 
Art ver Behandlung geboten, als fie z. B. Die Causes edlebres Pitaval’d oder die trodenen Re: 
ferate in unfern dickleibigen Consilia und Decisiones darbieten, die Meifterhand aber, melde 
die feſſelndſte Darftellung mit der echt juriftifchen Schärfe, das Secirmefler des Pfyhologen mit 
der Divinationdgabe ded Dichters verband und die mwillenfchaftlihe und Gefammtliteratur 
Deutihlands durch ein Werk ohne gleichen bereicherte, war die %.'8. Bor ihm hat ed Samm⸗ 
lungen von Strafrechtöfällen gegeben und nad ihm find nicht wenige zu Tage getreten — ed 
gibt unter allen keine, welche aud nur entfernt neben -der feinigen genannt zu werben ver: 
diente, und faft feine eriftirt, deren relative Verdienſte nicht durch eine folde Zufammenftellung 
vollftändig zu erbleihen fcheinen. Es ift dies fein eigentlicher Borwurf gegen andere, die That= 
ſache wird nur evident, dag ein foldyer Zufanmenfluß von Eigenſchaften, wie er zur Erreihung 
einer Bolltommenheit nothwendig ift, rine feltene Gabe des Schickſals, eine feltene Frucht auch 
der angeftrengteften Bemühungen ift. Im der legtern Beziehung ift der Vergleich zwiſchen ber 
eriten Geftalt, in welcher, wie fhon erwähnt, das Werk erfhien, und feiner Vollendung in ver 
vollfommenen Erneuerung von der höchſten Bedeutung. Man jieht, daß bei weitem nicht alles 
frübreife Gabe der Götter ift, jondern dad Vollkommene immer erft wird. Diefe Strafrechts— 
fälle ſind ins Englifche überjegt als „Criminal Trias" von Lady Gordon. Sonft fand zwar F. 
auch außerhalb Deutſchlands mande Anerkennung, aber feine Geſammterſcheinung ift doch nur 
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ins geiftige Wiffen der eigenen Nation übergegangen. Es würbe hier zu weit führen, außer 
den kurz beſprochenen Hauptwerfen noch feiner Thätigfeit auf andern Gebieten des Rechts ein- 
gebenver zu gedenken, aber als fennzeichnend für die Grundrichtung ded ganzen Mannes ift 
wichtig, daß er lange Jahre an einer Weltgeſchichte des Rechts, ähnlich in der Anlage dem Mon= 
tesquieu’fchen ‚Esprit des lois“, dachte und fhrieb. Wenn wir fehen, wie er ausgehend von den 
engen Grenzen des Aubitoriums und der Schule zum Staatsmann und Gefeßgeber wirb, nicht 
5108 die gefammte Rechtsſphäre, fondern alles, was das menſchliche individuelle und ſociale 
Leben bewegt, in den Kreis feiner gewaltigen geiftigen Perjönlichkeit ziebt, wenn wir wahr⸗ 
nehmen, daß mit der Erweiterung und Vertiefung feiner Aufgaben die geiftige Kraft, die ſich 
ihrer bemächtigt, in gleihem Maße reift, jo wäre — voraudgefegt, daß die mittlermeile ji 
tiefer erfchließenden hiftoriihen Quellen zu ihrem vollen Rechte gefommen mären — F. jider 
der Mann geweien, das Werf des im Geifte des 18. Jahrhunderts denfenden Franzoſen in 
einer Deutfchlands und det 19. Jahrhunderts würdigen Weiſe zu erfegen. 

So danfenswerth die Materialien in der Öfterd angeführten Schrift: „A. von F.'s Leben 
und Wirken’, jo verdienſtlich beſonders Glaſer's Lebensſtizze (aus der „Allgemeinen öfter- 
reichiſchen Gerichtözeitung‘ für 1858 befonderd abgedrudt), Mittermaier’8 Biographie F.'s 
im „Staatöwörterbud” und Abegg's Auffag über %.'8 Bedeutung für das Strafreht im „Ge— 
richtöfaal” (1856) find, fo bleibt eine eingehende, Werke und Schöpfer zu einem Gefammtbilde 
vereinigende Biographie noch immer zu erwarten. Möge ſich bald eine der großen, dankbaren 
Aufgabe würdige Hand dazu finden. 5. Marquardſen. 

Feuerpolizei und Feuerwehren. Die Naturfraft des Feuers, welche den Menſchen als 
eine feiner größten Wohlthäterinnen durd das Leben begleitet, ihm Erwärmung und Erleud= 
tung gewährt, ihm feine Speifen bereiten Hilft, ihm die Metalle und die Dampffraft dienftbar 
macht, fie wird ihm dann verberblich, wenn fie feſſellos dasjenige zerftört, was er zu erhalten 
wünſcht und dazu beftimmte, ihm zu andern Zweiten zu dienen. Bon allen Werfen der Men: 
fchen jind nun aber feine Gebäude das größte und dauerndſte. Ohne jie ift weder ein gefittigtes 
Leben noch ein gegen die Unannehmlichkeiten und Nachtheile Schlechter Witterung und rauben 
Himmels gefihertes Eörperliches Dafein möglih, und fie find es deshalb auch vorzugsweiſe, 
welche er davor zu fhügen bemüht fein muß, durch die Gewalt des Feuers vernichtet zu werben. 
Die Gebäude eines Landes machen einen höchſt beträchtlichen Theil des Vermögens feiner Be— 
wohner aus, ja nädft dem Werthe des Grund und Bodens den weſentlichſten. Aber es ift 
nicht allein das Gebäude, welches das Feuer zerftört, es find auch mehr oder weniger bie in 
demjelben vorhandenen oder aufbewahrten beweglichen Eigenthumsgegenſtände, ja es ift nicht 
felten das Leben feiner Bewohner, welches Died Element zum Opfer fordert. Einzig der Häufer- 
werth der Stadt Berlin 3.8. betrug fhon im Jahre 1851 129 Mill. Thlr., 1860 minde⸗ 
fiend 150 Millionen. Im Jahre 1851 waren 90 Mil. Thlr. ver Werth des verſicherten 
Mobiliars, ein Werth, ver nur den Fleinften Theil des in Berlin vorhandenen Mobiliarreid- 
thums repräfentirt; und doch wird man, wenn man diefe Summen verſechsfacht, noch nicht 
den Häufer= und Mobiliarwerth Londons erreichen. 

&8 liegt jehr nahe, daß eine jede georbnete Staatöregierung ihren Beruf und ihre Pflicht, 
zur Sicherftellung des Vermögens ihrer Angehörigen gegen den Verluſt durch die Macht des 
Feuers nah Möglichkeit beizutragen, nicht verfennen konnte und deshalb befondere ſchützende 
Anftalten zu treffen fi veranlaßt geſehen hat. Freilich nöthigt auch ſchon die Furcht vor ſolchen 
Berluften die Bewohner jelbft zu ununterbrochener Vorſicht, allein bei ver Menge feuergefähr: 
liher Beihäftigungen aller Art und bei den jo leicht möglichen Folgen eines auch nur augen: 
blicklichen Leichtſinns oder unglüdlihen Zufalls, bei ver Häufigkeit vorfäglicher Brandſtiftun— 
gen aus Bosheit oder Eigennug ift das Gegengewicht, weldes die einzelnen Bewohner den 
Veuerögefahren entgegenzuftellen im Stande find, ein zu geringes. Nur eine von Staate aus: 
gehende gemeinſchaftliche Hülfe, d. h. eine Polizeianftalt, welche wir als die der Keuerpolizei 
näher bezeichnen wollen, fann das ergänzen und herbeiführen, wozu vereinzelte Beftrebungen 
ih als unzureichend erweiſen. Es hat überdies der Einzelne weder das Recht noch die Macht, 
feine Mitbürger zu einem foldhen Benehmen und Verhalten zu zwingen, daß durch jie fein Feuer 
entftehen und fich auf fein Eigenthum verbreiten kann, auch iſt bei der eigenthümlichen Schnellig: 
feit und Kraft des entfeffelten Elements die ifolirt daftehende Bemühung zur unihädlichen 
MWiederunterdrüdfung und Löfhung des Feuers in den allermeiften Fällen eine völlig erfolg: 
Tofe. Aber auch die dem Betroffenen freiwillig werdende herbeiftrömende Hülfe ift eine weder 
hinreichend überlegte noch georonete, ihre Wirffamfeit eine zufällige, von dem Zuftande der 
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Einfiht und Anftelligkeit der Helfenden abhängige und fomit eine meiftend von geringen 
Refultaten begleitete. Ä 

Die bei allen Staatsanflalten, fo kann auch bei denen, welche die Feuerpolizei betreffen, ein 
Mehr oder Minder, ein Zuviel oder Zumenig ſich herausftellen, aber auch ſchon dad weniger 
Bollfommene gewährt hier den weſentlichſten Nugen. Es ift der Ihätigkeit des forgfamen 
Arztes vergleihbar, welche zwar nicht jeder Krankheit Einhalt zu thun und fie zu befeitigen ver- 
mag, aber doch für gewöhnliche Fälle ausreichend und für die ſchwerern wenigftens lindernd 
wirft. Da der Bürger, wenn dazu die Mittel vorhanden, die Ausführung der zweckmäßigſten 
Anftalten verlangen kann, fo hat die Theorie die feuerpolizeilihen Anorbnungen in ihrer Boll: 
endung darzuftellen, während ſich die Wirklichfeit davon dasjenige aneignet, was die ihr zu 
Gebote ſtehenden Mittel zuläflig maden. 

Es find zunächſt die Borfehrungen zur möglichften Verhütung des Ausbruchs eines Feuers, 
deren wir zu gebenfen haben. Sie find nicht allein polizeiliche, jie erſtrecken ſich auch auf ein 
anderes Gebiet, indem jie fi die Strafgewalt des Staates zur Bundesgenoſſin erwählen. Es 
find zwei Wege, welche dieſe legtere einfchlägt, um der Feuerpolizei ihre Unterftügung zu ge= 
währen. Sie reiht einerfeitd die vorfäglihe Brandftiftung den ſchweren Verbrechen an 
und bedroht fie unter Umſtänden felbft mit dem Tode!), ahndet leichtere Fälle derſelben 
jowie fahrläſſige Brandftiftungen mit geringern Strafen und verſucht es andererfeits, 
durch Die Verknüpfung der Übertretungen feuerpolizeiliher Beflimmungen mit Gefängniß- 
und Geloftrafen diefe Beftimmungen zu fräftigen und zu unterflügen. Wir bejhränfen 
uns, als zu unferm vorliegenden Zwede genügend, in Anſehung des erſtgedachten Wegs auf 
das in Note 1 Gefagte und wollen nur in Beziehung aufden zweiten, uns hier näher berühren- 
den Weg beifpielöweife deflen gedenken, was man in Preußen von dem überreihen Schage 
der in dem Allgemeinen Landrecht von 1794 enthaltenen feuerpolizeilihen Vorſchriften in dem 
Strafgefegbude von 1851 beibehalten zu müſſen geglaubt hat. 

Dieſes Strafgefegbud beproht den mit Geldbußen bis zu 20 Then. oder mit Gefängniß bis 
zu 14 Tagen ($.347), welcher ohne polizeiliche Erlaubniß eine neue Keuerftätte errichtet oder 
eine bereitd vorhandene an einen andern Ort verlegt, wer ed unterläßt, dafür zu forgen, daß die 
Feuerftätten in feinem Hauſe in baulihem und brandfiherm Zuftande unterhalten, oder daß vie 
Shornfteine zu rechter Zeit gereinigt werben; wer Waaren, Materialien und andere Vorräthe, 
welche ſich leicht von felbft entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behältniffen 
aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden fann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Ge— 
fahr einer Entzündung beieinander liegen fünnen, ohne Abjonderung aufbewahrt; wer 
Scheuern, Ställe, Böden oder andere Räume, welde zur Aufbewahrung feuerfangenver Sa— 
den dienen, mit unverwahrtem Feuer oder Licht betritt oder jich denjelben mit unverwahrtem 


1) Rady dem bairifchen Strafgefegbuche vom 6. Mai 1813 (Art. 247) begeht z. B. das Verbrechen 
der Brandſtiftung, wer im rechtswidrigen Borfage fremdes Eigenthum oder fein Eigenthum mit Gefahr 
für deffen Bewohner oder für fremde Wohnungen in Brand ſetzt. Der höchfte der vier Grade ber 
Brandftiftung liegt in den Fällen vor, wenn der Brand an Wohnungen und andern Aufenthalte: 
orten von Menſchen over an ſolchen Gebäuden und Sachen erregt wurde, welche menfchlichen Wohnuns 

en und Aufenthaltsorten nahe find und biefen das Feuer mittheilen konnten, folche That fei gefchehen 
in Städten, Flecken, Dörfern oder an einfam ftehenden menfchlichen Aufenthaltsorten. Rommt nun 
1) bei einer folchen Brandftiftung ein Menfch ums Leben oder wirb lebensgefährlich befchäbigt; hat 
2) der Brand fo weit um fich gegriffen, daß dadurch zwei oder mehrere menichliche. Wohnungen in Aſche 
gelegt wurden; wurde 3) das Feuer gelegt oder ift es ausgebrochen zu einer Zeit, wo bie Einwohner 
gewöhnlich im Schlafe liegen ; oder geichah dies 4) an foldhen Berfammlungsorten, wo eine große An: 
zahl von Menfchen der Beichädigungsgefahr ausgefegt wurde; wurde 5) die Brandlegung begangen 
während einer andern gemeinen Roth, bei Aufruhr, bei Waflers:, Kriegs: und andern Gefahren; 
wurde fie 6) verübt an Gebäuden, worin Bulvervorräthe verwahrt wurden, oder an Orten, in deren 
Mähe ſolche Borräthe fich befanden; wurde 7) der Brand gelegt, damit unter defien Begünftigung Mord, 
Raub, Diebftahl oder ein anderes fchweres Verbrechen von dem Brandleger felbft oder von andern be: 
gangen werben möge; legte 8) der Verbrecher in Städten, Flecken und Dörfern an verfchiedenen Orten 
den Brand, obgleich verfelbe nur an einem Orte ausgebrochen ift, und machte endlich 9) fich der Ber: 
brecher zu verfchiedenen Zeiten mehrerer Brandftiftungen fchuldig, dann trifft ihm die Todesitrafe. 

Wenn auch weniger verfchwenderifch in der Androhung der Todesitrafe als das bairifche, der Ab⸗ 
ichredungstheorie huldigende Gefegbuch, bedrohen doch die neuern, diefem nachgefolgten Strafgejeß: 
bücher, welche überhaupt die Todesitrafe noch fennen, die vorfäglicye Brandftiftung dann jedesmal mit 
dem Tode, wenn ie den Brand ein Menſch das eben verloren hat, foz. B. $. 285 des preußifchen 
Strafgefegbuchs von 1851, wenn ſie auch font fich mit geringern Strafen Oi. 

” 
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Feuer oder Licht nähert; wer an gefährlihen Stellen in Wälvern oder Heiden oder in gefähr- 
licher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer anzündet; wer in gefährlicher 
Diähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit Feuergewehr ſchießt oder Feuerwerke ab- 
brennt; wer die polizeilih vorgejhriebenen Feuerlöichgeräthichaften entweder gar nicht over 
doch nicht in brauchbarem Zuftande hält; wer überhaupt andere feuerpolizeiliche Anorbnungen 
nicht befolgt. Auch werden (F. 348) mit einer Geldbuße bis zu 30 Thlen. oder Gefängniß bis 
zu vier Wochen Gewerbtreibende beftraft, welche in Feuer arbeiten, wenn ſie die Vorſchriften 
nicht befolgen, welche von der Polizeibehörde wegen Anlegung und Verwahrung ihrer Werk— 
ftätten, ſowie wegen der Art und Zeit, ſich des Feuers zu bedienen, erlaffen find. 

Schon im allgemeinen jind Mafregeln, welde varauf abzweden, ein Übel gänzlich zu ver: 
hüten, überall beifer als ſolche, welche auf die Heilung eines bereits entftanvenen berechnet 
find. Vorzugsweiſe ift dies aber da der Fall, wo es fih um die Zügelung ver Macht eines 
Glementes handelt, welches jo leicht der menſchlichen Kraft jpottet. Daß ſolche Maßregeln 
auch auf Befhränfungen der natürlihen Freiheit Hinauslaufen fünnen, haben und bereits bie 
vorgedachten preußiſchen Strafbeitimmungen dargetban. Auch ſolche Beihränfungen find ge: 
rechtfertigt, fofern fie nur einen wirflien Erfolg verfprehen nnd mit dem Nugen, welden fie 
Riften follen, in einem richtigen Berhältniffeftehen. Arten fie in eine zweckloſe Willkür aus, tre- 
ten jie lediglich als Eigenbeliebigkeiten des fi dem Rechtsſtaate gegenüber geltend machenden 
Polizeiftaated auf, fo jind jie allerdings verwerflid. 

Wir theilen mit Mohl (in dem gleihnamigen Artikel der zweiten Auflage des „Staats- 
Lexikon“) die Vorkehrungen zur möglichſten Verhütung eines Feuerausbruchs in fünf Klaffen. 
Es ift 1) eine fowol dad Innere der Käufer als die VBerhältniffe zu andern Häufern beachtende 
Bauordnung, melde theild ven Ausbruch des Beuers, theils wenigftens deifen Verbreitung auf 
andere Häujer verhindert. Es geichieht das legtere insbeſondere durch Brandmauern (Grenz: 
mauern) von hinreihender Stärfe, durch die ſichere Einrichtung der Feuerftätten, ſolide Auf- 
führung und richtige Gonftruction der Schornfteine, Anlegung fenerficherer Behältniffe zur Auf- 
bewahrung der. Holz: und Torfafche, Trennung der mit feuerfangenden Gegenftänden zu füllen: 
den Magazine und jonftigen Räume von den Wohngelaflen. 

Bon aufenber wird von Gebäuden die Fenerögefahr abgewenvet durch eine angenıeffene, 
nicht zu geringe Strafenbreite, durch das Verbot des allzu engen In= und Aneinanderbauens 
und feuergefährlicher Dachdeckungen, namentlid der Stroh-, Rohr: und Holzbedachungen, durch 
die möglichſte Bekleidung des nad außen gerichteten Holzwerks u. dgl. m. 

Die Aufrechthaltung beider Gattungen von Vorſchriften ift Sache der Baupolizei, welche 
zu dem Neubau ver Gebäude ſowie zu Veränderungen an denfelben nad vorbergegangener 
Prüfung ihren Conſens zu erteilen hat und bie unterlaffene Einholung des legtern unter 
Strafe ftelt. Baurevifionen und Bejihtigungen der betreffenden Behörde überwachen vie ge: 
naue Befolgung ver baupolizeilihen Vorſchriften und zwingen, nöthigenfall8 durch Strafen, 
den Eigenthümer zur Entfernung oder Abänderung feuergefährliher Anlagen. 

Bei dem Wiederaufbau abgebrannter Ortihaften oder Theile derjelben wird e8 zur beſon— 
dern Pflicht, dafür zu forgen, daß mit ihm auch eine größere Sicherheit vor Feuersgefahren 
durch die größtmöglidhe Solidität und zweckmäßige Anlageder Neubauten hervorgerufen werde, 
damit das Brandunglück wenigftend eine dauernde Verbeflerung in feinem Gefolge habe. 

2) Bon ganz befondern Einfluſſe auf die Entftehung von Bränven ift die Beſchaffenheit 
der Feuereſſen und Schornfteine. Die Feititellung der Reinigungsvornahme derſelben zu be: 
flimniten Zeiten, unter der Aufſicht geprüfter und verpflichteter Meifter, auch eine genaue Eon: 
trole über diefe gehört zu den bejondern Pflichten der Beuerpolizei. Die Obliegenheiten des 
Schornfteinfegend entbinden weder den Hausbejiger noch deſſen Miether von der eigenen Sorg: 
falt in Betreff der Reinigung der Feuerftätten. 

Es iſt 3) die Entfernung befonderd feuergefährlicher Gewerbe und Vorrathshäuſer aus ven 
eng zufammengebauten Theilen ver Wohnorte, namentlich aus ihrer Mitte, von welcher ſich das 
euer nad allen Richtungen Hin erheblihen Schaden bringend verbreiten kann, und felbft aus 
der Nübe anderer Häufer eine Aufgabe der Feuerpolizei. Die größere Beihwerlichkeit oder Koſt⸗ 
fpieligfeit des entferntern Plages fann bierbei nicht in Betracht kommen, weil keiner ein Recht 
dazu bat, ein Gewerbe jo zu betreiben, daß er dadurch Dritte in die offenbare Gefahr verfegt, 
einen Vermögenöverluft zu erleiden. Die franzöfifhe Geſetzgebung ift in dieſer Beziehnng ein 
Mufter, doch bejtreben ſich auch die veutihen immermehr, dieſen Gegenftand in das Auge zu 
faffen und vorhandenen Ubeljtänden abzubelfen. 
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Berner ift es 4) das Verbot gewiſſer leihtjinniger feuergefährliher Handlungen, wie 3. Bi 
des Gebrauchs offenen Lichts, des Tabackrauchens in der Nähe leicht feuerfangender Gegenftände, 
in Ställen und auf Böden, ded Abbrennens von Feuermwerfen, des Schießens in der nächſten 
Umgebung der Häufer, des unvorfihtigen Aufbewahrens von Brennmaterialien und Zünd— 
bölzern, der Aſche u. ſ. w. Es liegt in dem Weſen aller folder Verbotögefege, daß fie nur wars 
nend von ihrer Übertretung abmahnen, nicht aber dieſe leßtere gänzlid verhindern fünnen. 
Sir erfüllen jedoch auch ſchon dann mejentlich ihren Zweck, wenn jie nn die Contraventions— 
fälle vermindern, aud) Ichließen fie die Brandentfhädigung in ſolchen Fällen aus, in denen durch 
ihre Berabfäumung mirflid ein Feuer zum Ausbruche kommt. 

Endlich 5) werden noch bei auferorventlihen Gelegenheiten, 3. B. beim Transporte von 
Bulver, beſonders feuergefährlihen Grgenftänden, mie Bhotogen, Camphine, Streichhölzchen, 
Schießbaumwolle, auf Eifenbahnen und zur Achſe, bei Erleudtungen, Beuerwerfen u. f. w. 
bejondere Vorkehrungen und Beſtimmungen getroffen, um jeder Gefahr vorzubeugen. In der 
Regel ift ed die Entfernung alles Feuerd und Lichts von den gedachten Gegenſtänden und be= 
ziebendlih der feuerfangenden Sachen aus ihrer Nähe, das Auffteden ſchwarzer Bahnen auf 
den Trandportmitteln, deren forgfältige Überwachung durch zuverläffige Perſonen und anderes, 
wodurch man die Gefahr abzuwenden ſich beftrebt. 

Alle folde Vorkehrungen fönnen jedoch den Ausbruch von Feuersbrünſten wol feltener 
mahen und veren Verbreitung befhränfen, fie aber nie ganz verhindern, und zwar ſchon um 
jo weniger, als fie vorfäglihen Branpftiftungen gegenüber unwirkſam find. Deshalb ift Hülfe 
gegen ausgebrodene Beuer erforderlih, und zwar eine ebenjo ſchnelle als wirffame. Eine 
ſolche ift jedoch nur möglich, wenn ie eine vorbereitete und wohlorganifirte ift. Es ift ebenfo die 
Pflicht der Gemeinden als die des Staates, für eine derartige Hülfe Sorge zu tragen und deshalb 
nicht nur die materiellen Köfchmittel zu beſchaffen und jederzeit im völlig braudbaren Stande 

zu erhalten, jondern aud die zu ihrer Handhabung nöthige menſchliche Hülfe zweckmäßig zu 
organifiren. Da das Waſſer unter den Löſchmitteln die vorzüglichfte Stelle einnimmt, fo ift 
dafür zu forgen, daß theil® die erforderliche Waflermenge beftändig bereit ift und ohne Verzug 
auf jeden möglicherweife bedrohten Punkt geſchafft werden fann, theils zur Erſtickung des 
Feuers Säde und ähnliche leicht zu durchnäffenne Gegenſtände vorhanden find, befonders aber, 
day die Feuergeräthe angeihafft und braucbar erhalten werben. Nach der Ortlichkeit erfordert 
die Sorge für Wafler eine Anlegung von Waflerleitungen und Waſſerwerken, melde ihre 
Röhren nicht nur unter den Straßen fortlaufen, fondern auch in die Etagen der Häufer ſtei— 
gen laflen, wie dieſes in großen Städten, z. B. in London und Berlin, gegenwärtig der Fall 
ift. Auch ſtets mit Waller angefüllte Eifternen und Feuerteiche, ſowie die hinreichende Anzahl 
von Brummen, deren fteted Inftanphalten beſonders überwacht, deren Einfrieren im Winter 
aber vorgebeugt werden und, wenn ed gejchehen ift, wieder befeitigt werben muß, jind 
zur Berkithaltung der nöthigen Waflermenge erforderlih. Ebenſo müſſen die in ver Nähe 
der Brunnen und Waflerbehälter aufzuftellenden Waſſerkufen (Waflertonnen) ſtets im guten 
Zuſtande fein. 

Die Beuergeräthe, beftehend in Sprigen, Eimern, Schläuden, Leitern, zu denen auch die 
längern Rettungsleitern gehören, Leinen, Hafen, Arten u. ſ. w. werben nicht alleim ſtets vor— 
rätbig zu halten, fonvern aud an leicht zugänglichen, felbft möglichft gegen Feuersgefahr 
geihügten Orten und fo aufzubewahren fein, daß ihr Transport zur Brandftätte feinen An— 

fländen unterliegt. Die unausgejegte, augenblickliche Brauchbarkeit eines jeden Stücks diefer 
Geräthe ift durch die Beſtellung befonderer Auffeher über viefelben zu fihern. Außerdem müf- 
fen die Geräthe nicht blos periodiſch, ſondern auch unvermuthet der Revifion unterworfen wer— 
den, und die damit angeſtellten Proben müſſen ihre Brauchbarkeit untrüglich beweiſen. 

In welchem Umfange die Feuergeräthe in jeder Gemeinde und ſelbſt, ſoweit ſie aus Leitern, 
Hafen, Handſpritzen, Arten u. ſ.w. beſtehen, in jedem Haufe vorräthig gehalten werben müſſen, 
beſtimmt die Polizeibehoͤrde, ſowie es auch nad den Lokalitäten angeordnet iſt, welche nachbar— 
liche Hülfe bei ausgebrochenem Feuer ſich verſchiedene Gemeinden zu leiſten haben. Fabriken, in 
welchen feuergefährliche Beſchäftigungen betrieben werben, Theater, größere Bergnügungslofale, 
Strafanftalten, Lazarethe, Kafernen, Arbeits: und Waifenhäufer u. ſ. w. werden gemeinhin 
mit befondern Feueriprigen und Löſchgeräthen verjeben fein müflen, damit in ihnen die erfte 
Hülfe ſich fofort zur Stelle befindet. 

Sofern einzelne Gemeinden nicht im Stande jein follten, die erforderlihen und wirk— 
ſamen Löfchmittel zu befhaffen, werben fie fi mit angrenzenden zu dieſem Zweck verbinden 
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müffen, doch wird fi ver Staat außerdem auch nicht entbrechen können, das Fehlende aus feinen 
Mitteln zu ergänzen, da dad Unvermögen der Gemeinden nicht die Beranlaffung dazu werden 
darf, höhere Zwecke zu vernadläffigen. 

Die Organifation der menſchlichen Hülfe ift weniger deshalb nöthig, weil es ohne Diefelbe 
an Löſch- und Rettungsmannſchaft auf der Brandftätte fehlen würde; im Gegentbeil ift bier 
in der Regel eher dad Zuviel ald dad Zumenig das Nachtheilige. Mitgefühl, Aufopferung, aber 
auch Neugierve und felbft verbrecheriſche Zwecke, namentlich die ſich darbietende Gelegenheit zu 
Diebſtählen, drängen gemeinhin eine zu große Menſchenmenge auf der Brandſtätte zuſammen. 
Die dadurch herbeigeführte Verwirrung, der Mangel der überſichtlichen und angemeſſenen Lei: 
tung der Löſchanſtalten find es ſodann, welche nicht ſelten das Übel noch vergrößern und Men- 
fhenleben in Gefahr bringen. Darum bedarf ed einer im voraus getroffenen Organijation 
des Loͤſch- und Rettungswerks, der Auswahl der zu deilen Foͤrderung tauglichen, bezüglich in 
befondere Pflicht zu nehmenden Perfonen und der Beftimmung ihrer Anführung und Leitung 
durch dazu beftimmte Individuen. Je richtiger geordnet und je geübter die Hülfsmannfchaft if, 
befto weniger zahlreich braucht diefelbe zu fein, und nur felten wird die Menge erfegen, was an 
Gewandtheit und Sicherheit fehlt. 

68 liegt in der Natur der Sache, daß fi die Organifation der Hülfsmannſchaft in ganz 
großen Städten, in größern, mittlern und Fleinern und auf dem platten Lande weſentlich ver⸗ 
ſchieden geftalten muß; fie wird um fo complicirter und durchdachter ſein müſſen, je größer der 
Ort ift, für welchen fie beftimmt wurde. In den großen Stäpten hat died zu den Inftituten der 
Feuerwehren ald militärisch organifirter Corps geführt, jo namentlih in Paris, London, 
Peteröburg, Stuttgart, Karldrube, Hamburg, Bremen, "Magdeburg und Berlin. Es iſt das 
Feuerlöſchweſen Berlind, dem wir eine bejondere Aufmerffamkeit an diefer Stelle ſchenken 
wollen, da ed nicht nur feinem ber übrigen nachſteht, jondern aud in mander Beziehung als 
Mufter aufgeftellt zu werben verdient. Gigene Anfhauung und die Schriften bed Brand: 
birectord Scabell: „Das Feuerlöſchweſen Berlins’, und: „Inſtructionsbuch und Exercir- 
teglement der Feuerwehr von Berlin‘ (Berlin 1853 und 1854), fegen und in den Stand, über 
die Feuerwehr Berlind einen getreuen Bericht zu erftatten. 

Obgleih man fhon längere Zeit dad Bedürfniß dringend gefühlt hatte, dad Feuerlöſchweſen 
Derlind den Anforderungen der Neuzeit gemäß zu organifiren, fo begannen die erften Einlei: 
tungen hierzu doch erft im Jahre 1843. Die Greigniffe des Jahres 1848 fanden dieſe Organi— 
fation jedoch noch in den Stadien der ſchriftlichen Vorbereitungen ; indeß war aud das bis dahin 
Beftandene keineswegs ein im Verhältniſſe zu andern Städten Unbedeutendes, va es einen 
Koftenaufwand von über 50000 Thlrn. jährlich der ſtädtiſchen Kaffe verurfadhte. Der Um— 
ftand, daß der damalige Polizeipräfident von Hindelvey feit vem Jahre 1849 die Anforderung 
erhob, auf allen Brandftätten entweder jelbft oder durch feinen Stellvertreter ven Oberbefehl 
zu führen, veranlaßte längere Zeit hindurch die ftäntifhen Behörden Berlins, ſich der Gin: 
führung eine® wirklihen Feuerwehrcorps entgegenzuftellen. Indeß trat die Staatéregie— 
rung der Anfiht des Polizeipräfidenten bei, und die Feuerwehr wurde endlich unterm 
16. Jan. 1851 ald ein definitiv dem Polizeipräflpium zu unterſtellendes Inſtitut in das Leben 
gerufen. Chef der Feuerwehr ward der Branddirector Scabell, ein Mann, welcher bis dahin 
in feiner @igenfchaft ald Oberfprigenmeifter bereits mehrjährig, die weſentlichſten Dienfte ge: 
leiftet hatte. 

Das Perfonal der Feuerwehr zu Berlin beftebt, außer dem — mit dem Range 
eines Regierungsraths, aus 1 Brandinſpector, 4 Brandmeiſtern, 40 Oberfeuermännern, 
180 Feuermännern und 360 Spritzenmännern, mithin beinahe aus 500 Mann. Der Di— 
rector, Infpeetor und die Brandmeifter bilden dad Dffiziercorpd der Feuerwehr. Die Oberfeuer: 
männer und Beuermänner beftehen zu einem Drittel aus Maurern, einem Drittel aus Zimmer: 
leuten und einem Drittel aus fonftigen Baubandwerfern. Die Mannihaften haben 48 Stun 
den Dienft und fobann 24 Stunden Ruhe. Die Ratbömaurer:, Zimmers, Brunnenmader: 
und Schornfteinfegermeifter gehören indireet zur Feuerwehr, infofern jie auf Verlangen des 
Brandpirectord auf der Brandftätte erfheinen und die in ihr Gewerbe einfhlagenden Verrich⸗ 
tungen auf feine Anordnung ausführen müflen. Außerdem find noch 44 Röhrmeifter und 220 
Drudmeifter in ihrer frühern Function der Bedienung der Prahm- und Füniglicden Sprigen 
verblieben. 

Die Feuerwehr ift militärifh uniformirt, Ohne auf die Details der fih nah dem Grabe 
vereinfachenden Uniform näher einzugeben, bemerfen wir nur, daß die an filberner Kette getra= 
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gene Signalpfeife zu der Uniform ded Oberfeuermannd gehört. 2) Der Feuermann trägt eine 
blaue Tuchjacke mit einem Schofe und rother Paſſepoilirung, einegraue Tuchhoſe, über welde er 
eine Zwillihhofe beim Feuer zieht, eine graue Drilljade, einen rotheingefaßten Leibgurt mit 
eijernem Hafen zum Befleigen ver Leitern und ein Handbeil. Der Kopf ift mit einer ſchwar— 
zen Lederkappe mit jülberner Krone, Schugleder und rother Binde bedeckt; auch ift jeder Feuer— 
mann mit einer Doppelhade ausgerüftet. Der Sprigenmann trägt diefelbe Kappe ohne Krone 
und einen dunfelblauen zwillihenen Überrod mit einem Bruſtſchilde. Auch die vorgedachten 
Werkmeifter, Röhr: und Drudmeijter ind durch ihre Kleidung beſonders kenntlich gemadht. 

Es jind 18 Feuerwachen dur die ganze Stabt eingerichtet und auf jeder verjelben eine 
große fahrbare Sprige nebit Hafenleitern und Rettungsſack und eine Rädertiene mit dem 
nöthigen Gefpann jtationirt. Zur Bedienung derfelben beziehen ein Oberfeuermann und vier 
Beuermänner die Wade. Der Stadtbezirk ift ferner in fünf Brandinfpectionen getheilt. In 
jeder derjelben befindet jih ein Depot von Löſchgeräthen, welches aus einer Mafchinenleiter, 
einem Utenitlienwagen, einem Waſſerwagen, fünf Rädertienen und einem Perfonentrandport- 
wagen befteht. Jedes Depot ift permanent mit einem Oberfeuermann, einem Feuermann und 
zweiSprigenmännern und in der Zeit von 2 lihr mittags bis 4 Uhr morgens mit 25 Sprigen- 
männern befegt, auch find bei dem Depot die zur Kortihaffung der Utenjilien nöthigen Ge: 
ſpanne vorhanden. Außerden ift eine Hauptwache eingerichtet, auf welcher ſich drei Perſonen— 
und ein Wafferwagen mit dem nöthigen Gejpann befinden, und permanent zwei Oberfeuerz 
männer und 37 Sprigenmänner ftationirt find, um fogleid drei Sprigen befegen zu können. 
Ferner befinden ih noch ein Oberfeuermann und 20 Feuermänner zur Befeitigung der den 
Löſchmaßregeln entgegentretenden Hinverniffe, Aufräumung der Brandftätte u. f. w. ſtets, in 
der vorgedachten Zeit aber auch noch 55 Sprigenmänner zur Bedienung von 10 Rädertienen 
und nod zwei Sprigen im Dienfte auf ver Hauptwache. 

Aber auch dieſe jo bedeutenden Veranftaltungen würden immer noch eine rechtzeitige Hülfe 
nit verbürgen, wenn jie nicht durch die Mitwirkung eleftro-magnetifcher Telegraphen unter: 
fügt würden. Es find nämlid die Hauptwache, die Depots und die einzelnen Feuerwachen 
unter ih und außerdem aud) mit den Bureaux der Polizeilieutenants und mit dem Polizeiprä- 
fdialgebäude durch telegrapbifhe Drahtleitungen in Verbindung gefegt. Diefe Leitungen 
werben außer den Feuermeldungen auch zu polizeilichen Zweden benugt, ſtehen mit dem Fönig- 
lichen Schloſſe, den Minifterien, ven Kaſernen und mit den von der Poſt ausgehenden Staats: 
telegraphen in Verbindung und befördern fo aud noch anderweitige, im Megierungsinterefle 

liegende Mittbeilungen. 

Es läßt ſich nicht wegleugnen, daß das Inflitut der Feuerwehr, ald ed in Berlin eingerich⸗ 
tet wurde, auch noch einen nicht oftenfiblen Zweck zu erfüllen berufen war, und zwar ben der 
Mitwirkung bei der Aufrechterhalung der öffentlihen Ordnung. In Verbindung mit einer 
theils berittenen Schugmannfhaft, welde damals mehr ald 1500 Mann zählte und ebenfalls 
vollftändig militäriſch organifirt und bewaffnet ift, mußten ih Tumulte und Aufläufe, Barris 
fabenbauten u. dgl. mit Leichtigkeit befeitigen laſſen. 

Nach ver Verfiherung des Branddirectord Scabell gewährt dad Inftitut der berliner Feuer: 
wehr eine Garantie der Wirffamfeit, wie fie nach dem Stande der bisjegt gemachten Erfahrun⸗ 
gen uud bei ven vorhandenen Baulichkeiten nur irgend in den Grenzen der Möglichkeit liegt. 

Was 1) dad Bekanntwerden der Branpftätte betrifft, fo wird ein ausgebrochenes euer 
nah Straße, Hausnummer und Größe (ob Elein, mittel oder groß) von der nächſten Telegra= 
phenftation der Gentralftation und von diefer gleichzeitig allen Feuerwachen, Depots uf. w. 
mitgetbeilt. Da für die Keuermeldungen befondere, nicht zu verwechfelnde Weckſignale einge: 
führt find, welche jede andere Thätigkeit der Telegraphen unterbrechen, fo ift dad Feuer in weni⸗ 
gen Minuten an jeder betreffenden Stelle bekannt. Jede Wache weiß, wie ſie ſich bei einem Beuer 
der fignalijirten Art zu verhalten und ob und mit welden Geräthſchaften fie auszurüden hat. 
Bon den Nahtwächtern wird nur dann Feuerlärm gemacht, wenn fle in ihrem Revier ein Feuer 
gewahr werben, ihr Feuerfignal aber von feinem andern Nachtwächter aufgenommen. Das 
Stürmen der Glocken und ver Feuerlärm des Militärs hat ganz aufgehört, und ed ereignet id 
faft täglich, daß die nächfte Umgebung eines von euer bedrohten Gebäudes erft fpäterhin zu— 
füllig den flattgefundenen Brand erfährt. 


2) Die Pfeife gibt nur einen langen und einen kurzen Kon, deren Nacheinanderfolge und Mobu- 
lation alle Signale ausdrüden. 
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2) Das Herbeieilen der Löſchmannſchaften ift, da dieſe und bie zu ihrer und per Geräthe 
Fortfhaffung dienenden Geipanne unandgefegt zum fofortigen Aufbruche gerüfter find, das 
ſchnellſte: alles befindet ih 2—3 Minuten nah dem Eingange der Feuermeldung ſchon auf 
dem Mege zur Brampftätte. Die Mannfhaften der Feuerwache nehmen auf ihrer Sprige Plag, 
während für die Mannfchaften der Depots umd der Hauptwache Perjonenwagen bereit fteben, 
um fie auf einmal, ſchnell und mit ungeſchwächter Kraft zur Branpftätte zu bringen. 

Während bei großen Feuern die auf ſämmtlichen Wachen befinplihen Mannfhaften und Gr: 
räthe ausrücken, gefchieht dies bei kleinern und mittlern Feuern nur mit den einzelnen Wachen 
und beftimntten Bedienungsmannfchaften aus der Hauptwade. Bei in der Nadıt entftehenden 
Feuern treten zu diefen Mannſchaften noch Berftärfungen aus ber Hauptwadhe und den Drpots 
hinzu. 

3) Die für den gewöhnlichen Gebrauch beftimmten Löſchgeräthſchaften beſtehen incluſive 
fünf fönigliher Sprigen aus 23 großen fabrbaren Sprigen mit Hafenleitern, Nettungsjäden 
und den erforderlihen Feuereimern, acht Prahmiprigen, einer Dampfiprige, fünf Maſchinen— 
feitern, fünf Waflerwagen, 53 Nädertienen und fünf litenfilienwagen, welche die nötbigen Arte, 
Beile, Schippen, Hebebäume und ſonſt auf der Brandſtätte erforderlichen Geräthe enthalten. 
Sänmtlihe Löſchutenſilien ſind nach den neueſten Erfahrungen eingerichtet. Beim jedes— 
maligen Wachewechſel überzeugt ſich der Oberfeuermann von ihrem durchaus fehlerfreien Zu: 
ſtande; auch werden ſie wöchentlich wenigſtens einmal vom Inſpectionsvorſteher revidirt und 
während ihrer ſofort veranlaßten Inſtandſetzung durch andere ergänzt. 

4) Die Bedienungsmannſchaften ſind unter 40 Jahre alt, körperlich ſtark und geſund 
und mit wenigen Ausnahmen geweſene Soldaten. Während die Feuermänner ven Bauhand— 
werfen entnommen werben, gehören dagegen die Sprigenleute, welde nur zum Waſſer— 
transport und ald Drudmannihaften benugt werden, auch andern Bewerben an. Bon ihrem 
Eintritte an werden die Mannſchaften unausgejegt in der planmäßigen Handhabung jedes ein= 
zelnen Röfchgeräths, im Klettern mit Hafenleitern, an Tauen, Laufbretern u. |. w., ‘und zmar 
mit und ohne Laft (erfteres für den Fall der Rettung von Perſonen), fowie in ven fehwierigften 
Turnübungen nad dem vorgedadten Erereirreglement, ſowol nah Commandos als nad 
Pfeifenfignalen, ausgebildet. Es ift ein befonderer Turniehrer für diefelben angeftellt. Die 
Mannfchaften erlangen fo eine überrafhende Gewanptheit, Geſchicklichkeit und körperliche Kraft 
und zugleich ein fo großes Selbftvertrauen auf ihre Reiftungsfähigfeit, daß fie für jedes Vor— 
fommniß beim Brande vorbereitet jind. @ine große Garantie für die Wirkfamfeit ver Feuer: 
wehr liegt aud) darin, daß alle erforverlihen Mannihaften und Geräthe auf einmal auf der 
Brandftätte erfcheinen, fodaß jeder Mann das Geräth, deſſen er bedarf, vorfindet und aud vie 
von ihm auszuübenden Functionen, die er genau fennt, unter der erforderlichen Affiftenz fofort 
auszuüben im Stande if. Die militäriſche Disciplin, unter welcher die Mannſchaft ftebt, 
ſichert nicht nur die jededmalige fofortige Ausführung der Commandos, fondern fie ift ed auch, 
welche durch das fichere Ineinandergreifen aller nöthig werdenden Operationen die mit Dielen 
verbundenen Gefahren jo weſentlich abſchwächt. Der an jevem Tage Ruhe babende dritte 
Theil der Mannfhaft fihert im Kalle länger dauernder Brände die nöthige Ablöfung ver 
erſchöpften Mannjcaften. 

5) Das Commando auf der Branpftätte erfolgt, wenn es nicht in auferorbentlichen Fällen 
ber Polizeipräfident ſelbſt übernimmt, einzig und allein durch ven Branddirector. Es wirb da— 
her die Dämpfung eined Feuers von vornherein nah einen beſtimmten Plane in Angriff 
genommen.?) Dem Branddirector zunächſt ftehen die fünf Infpeetionsvorfteher (der Brand: 


— 





3) Man unterſcheidet drei Wege, ein entſtandenes Feuer zu loͤſchen, reſp. die Weiterverbreitung deis 
ſelben zu verhindern, und zwar 1) das Erſticken, welches beſonders bei Kellerbränden durch Erde, Miſt 
und andere Materialien, bei in Brand gerathenen Branntweinz u. j. w. Blafen durch nafle Tücher, bei 
Schornteinbränden durch deu Verichluß aller in den Echornitein mündenden Öffnungen, bei Bränden 
von Holzftällen aber durch Bewerfen mit Erde, Häckſel u. ſ. w. erfolgt; 2) den direrten Angriff durch 
Sprigen, wobei die Löfchoperationen um fo compficirter find, je mehr fi) der Brand über das Erd> 
geriet erhebt, und 3) das Umitellen der Brandftätte bei weit um fich greifenten Bränden oder wo die 

ofalität jeden directen Angriff unmöglich macht. Hierbei fommt es nur barauf an, die Weiterverbreis 
tung fräftigit zu verhindern. Much das Aufräumen der Brandftätten, wobei die möglichſte Schonung alles 
unverfehrt Gebliebenen Grundfag ift, unterliegt der Thätigfeit der Feuerwehr, ebenfo der Schuß der 


. 2. Gegenftände, woraus von jelbit folgt, daß jeder andere Zutritt zur Brandftätte als der der 
uerwehr unterfagt iſt. 
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infpector und die Brandmeiſter), welchen derfelbe die fpecielle Leitung einzelner Operationen 
überträgt. 

6) Die Beihaffung ded Waſſers mird durch die gedachten Waffermagen und Rädertienen 
bewirft. Die erftern beftehen aus einem 50 Kubiffuß Waller enthaltenden, auf einem Wagen 
rubenden Faſſe. Sie find mit einem Schlauche verfehen, der in die Sprige gelegt wird, ſodaß 
das Waſſer von felbft in die Sprige läuft, fobald der am Faſſe befindliche Hahn geöffnet wir. 
Die 10 Kubikfuß Wafler fallenden Räpdertienen können von zwei Mann gezogen werben und 
reichen aus, um die erforberlihe Waſſermaſſe herbeizuſchaffen. 

Die Geftellung ſämmtlicher Gefpanne ift einem einzigen Entrepreneur überlaffen, ver vie 
nöthigen Fuhrknechte hält, die uniformirt find. Sie ftehen während des Dienftes bei der Feuer— 
wehr im Suborbinationdverhältniffe zu den Beamten der Feuerwehr und haben den Anwei— 
fungen derfelben unbedingt Folge zu leiften. Die zu flellenden Pferde müſſen unter 10 Jahre 
alt, ſtark und fehlerfrei fein. 

Während des Dienftes auf der Branpftätte find die auf derfelben thätigen Polizeibeamten 
und Shugmänner dem Brandbirector fuborbinirt. 

Nach dem Etat von 1857 koſtet die berliner Feuerwehr, mit Ausfhluß der Sprigen: 
männer, 70740 Thlr. jährlich. Die 771 Sprigenmänner, welche zugleich die Straßenreinigung 
zu beforgen haben , koften außerdem 46260 Thlr. jährlich, ſodaß, wenn man legtere Koſten 
hinzurechnet, ſich die Totalfumme auf 117000 Thlr. erhöht, wobei allerdings auch die Stra— 
Benreinigungäfoften zum Theil mitbeftritten werben. Da das ältere Feuerlöſchweſen Berlins 
im Jahre 1850 bereit# einen Aufwand von 68202 Thlen. erforderte, fo ftellt fich die neue 
Feuerwehr (erelufive der Sprigenleute) nur um 2538 Thlr. theuerer heraus — ein Mehr: 
betrag, der durchaus nicht ind Gewicht fällt. Schon der Umſtand, daß infolge der Organifation 
diefer Feuerwehr die Verfiherungsgefellfchaften fih zur Herabfegung der VBerfiherungsprämien 
zu entſchließen beginnen, dürfte den Bewohnern der Stadt Berlin jene Koften reichlich erjegen. 

Wir unterlaffen es hier auf befondere Schriften über die Feuerpolizei aufmerffam zu ma= 
hen. Diefe Schriften find durch die Fortfchritte, welche die neuefte Zeit auf diefem Gebiete 
machte, indem fie namentlidy die Feuerwehren ind eben rief, mehr oder weniger unzurei- 
chend und unbraudbar geworden. 8, Trieft. 

— en ſ. Berfiherung, Verficherungsgeſellſchaften. 

ichte (Johann Gottlieb), geb. am 19. Mai 1762 zu Rammenau, einem kleinen Dorfe 
in der Oberlaufig, hatte weder durch Vermögen noch Berwandte eine erfreuliche Ausſicht in die 
Zukunft. Sein Vater, Befiger eined Haufed und geringer Feldgüter, verfertigte Teinene Bin: 
der, trieb damit einen fleinen Handel und nährte jo feine zahlreihe Familie, redlich, wäre aber 
nicht im Stande gewefen, den früh ſich entwidelnden Anlagen des Sohnes eine angemefjene 
Ausbildung zugeben. Durdy befondere Fügung wurde ein fähfiiher Edelmann, der Freiherr von 
Miltig zu Oberau (naher zu Siebeneidhen bei Meißen), auf ven Knaben aufmerkſam, und 
feiner Großmuth verbanfte es diejer, daß ihm Schule und Umiverfitätöbildung zu Theil ward. 
Erftere empfing er auf der Kürftenfchufe zu Pforta bis zum Jahre 1780; ſpäter, nad) vem ges 
mwöhnlihen Loſe unbemittelter Jünglinge zum Studium der Theologie beftimmt, befuchte er die 
Univerjitäten Jena und Leipzig. Hier war es, wo er befonder® durch fein Stubium der theolo« 
giſchen Dogmatif zu philofophifhen Forſchungen angeregt wurde; das Problem, wie die menſch— 
liche Freiheit mit der Nothmwendigfeit des Weltzufammenhangs fich vereinigen laſſe, beſchäftigte 
zuerft und auf anhaltenne Weife fein Nachdenken. Dur das damals gerade erſchienene 
Werk Jakobi's über Spinoza auf diefen Denker aufmerffam gemacht, ergab er ſich dem eifrigen 
Studium der Lehre deflelben. Er hielt damals den Determinismus für das einzig confequente Sy: 
flem des Denkens, während dieſe Lehre doch Gemüth und Geiſt zurückſtieß. Diefer unverföhnte 
Conflict wurde erft geſchlichtet, ald er, fcheinbar durch Zufall, Kant's Schriften kennen lernte. 
Erſt Hier, beſonders in Kant's praftifcher Bhilofophie, fand er die vollfländige Befriedigung. 
Der Begriff der „transfeendentalen Freiheit”, der Autonomie menſchlichen Willens, gegenüber 
der Seteronomie feines finnfihen Triebes, gab feinem Denfen den erften feften Bunft der Gewiß— 
heit und beftätigte ihn dabei in jenem Freiheitäfinne, in jener unbeugfamen Kraft ded Willens, 
zu der in feinem Gharafter die Anlage vorgebildet war, welche zugleich der mühfane Kampf 
mit dem äußern Leben ſchon früh entwidelt hatte. 

Es ift ſchon anderswo gezeigt worden, daß jener Begriff transfcendentaler Freiheit, welcher 
bei Kant nur die Grundlage feiner Ethik war, von F. zum Princip feiner ganzen Philoſophie 
gemadjt wurde. Alles für das Ich entfteht nur aus dem Ich, ald eigene Selbftthar veffelben. 
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Diefer Sag hatte für F. nit nur philoſophiſche Evidenz, er war der innerfle Ausorud feines 
freiheitäftolgen Charakters. 

Aus diefem Mittelpunkte feiner gefammten Denkweiſe find nun aud feine ethiſchen Lehren 
und politiſchen Marimen gefloffen. Doch ift in Betreff der legtern nod folgender limftand zu 
beachten. Durch die wechſelvollen Schickſale ſeines Jünglingslebend in den verſchiedenſten Ge— 
genden Deutſchlands, der Schweiz, Polens und Oſtpreußens umhergeworfen, dabei ein ſcharfer 
Beobachter der politiſchen und geſellſchaftlichen Zuſtände dieſer Länder, konnte er nur die An— 
ſchauungen und Urtheile gewinnen, welche er über Fürſten- und Beamtenwillkür, über Adels— 
vorrechte und orthodoxes Kirchenthum in ſeiner Jugendſchrift: „Beiträge zur Berichtigung der 
Urtheile des Publikums über die Franzöſiſche Revolution“ (2 Thle., Danzig 1792— 93), mit 
ſchneidender Schärfe ausſprach. Der tiefe Unmwille über das vernunftempörende Unrecht in den 
hiſtoriſch begründeten Rechtöverhältniffen mußte ihn ſchon damals zu dem allezeit von ihm ver= 
theidigten Sage drängen: daß nur aus der Bernunftidee ded Rechts entjchieden werden könne, 
was aud in den hiſtoriſch gegebenen Nechtözuftänden eigentlich Rechtens fei, und daß jegliches in 
legtern, was mit jener Idee in Widerſpruch ftehe over was ihr noch nicht vollftändig entſpreche, 
durch den allmählich reinigenden Proceß der Neform ausgetilgt werden müſſe. Um dieſes ewig 
wahren Grundfages aller dauerhaften und einzig confervativen Politif willen hat man jeine 
Denkweiſe damals und auch nach jeinem Tode als revolutionärunddemofratijch bezeichnet. Ja, es 
ift wahr und foll aud den Zeitgenoffen zum weckenden Vorbilde in Erinnerung bleiben: F. war 
Demokrat in jener höhern, unvertilgbar wahren Bedeutung, daß er überzeugt war, alle Frei: 
heitöverhältniffe jollten nur dur gemeinfamen Willen georbnet werden und in ihnen nur das 
Geſetz herrſchen, vor dem ſich jene Willkür zu beugen babe. Selbft in ver beprängteiten Lage 
ſeines Lebens, ald ihm aus Veranlaffung der Anflage wegen Atheismus Abfegung und bürger- 
libe Verfolgung drohte, ſprach er ed aus: daß er lieber gar nit jein möchte, ald ver Laune 
unterworfen fein und nicht dem Gefege. !) 

Diefe politifhen Marimen führen und zu jeinen wiſſenſchaftlichen Lehren über Staat und 
Recht. Es darf ald befannt vorausgejegt werben, daß F. auch diejen Theil feines Syſtems jpäter 
umgebilvet hat. Weniger befannt und zur Klarheit gebracht dürfte jein, worin der eigentliche 
Unterſchied oder, nah unjerm Urtbeil, der Fortſchritt zwiſchen der ältern und neuern Lehre 
beftebt. Deshalb wird darauf im Folgenden befonders zu achten fein. 2) 

L Fichte's Rechts- und Staatdlehre in ihrer erfien Geſtalt [Grundlage 
des Naturrechts nad den Principien der Wiſſenſchaftslehre“ (Jena 1796); „Der geſchloſſene 
Handeldftaat, ein philojophiiher Entwurf ald Anhang zur Rechtslehre und Probe einer fünf: 
a zu lei Politik“ (Tübingen 1800), in %.'8 fänmtlihen Werfen (Berlin 1845) 

d. II). 

Deduction der Ideen des Rechts und der Sittlichkeit. Die abjolute Vernunft 
(dad unendliche Ih) kann in der Form des Selbftbewußtjeind ih nur als endliches Ih jegen. 
Da fie aber ihrer innern Realität nad) jelbft ein Unendliches ift, entwidelt jie ji vielmehr zu 
einem Syfteme von endlichen Ichen (Bewußtſeins- oder Individualitätspunften). Jedes der: 
felben ift mit feinem Bemwußtfein in der gemeinfamen Sphäre eines ald Nicht-Ich Gefühlten 
firirt; dies ift die für alle endlichen Ice eine Sinnenmelt. 

Aber dem endlichen Ih wohnt ebenfo unmittelbar das Bewußtſein feiner Selbftändig: 
feit bei, die aus feinem Urfprunge, dem abfoluten Ih, ftammt: die ebenfo allen Ichen ge: 
meinfame, aber fie individpualifirende Welt ver Freiheit und die einzige Duelle ihrer 
Realität. „Das einzige rein Wahre ift meine Selbftändigfeit.‘ Dies allerurfprünglichfte We: 
fensverhältnig muß nun aud ebenfo urfprünglid im Bewußtfein des endlichen Ich hervor: 
treten. Es erzeugt, weiter entwidelt, ven Begriff des Rechts, der ſomit ein gleichfalls ur- 
fprünglier („apriorifher‘‘) ift. Ich kann meine Freiheit (Selbflänpigfeit) nicht denken, ohne 
bie der andern mitzudenfen, d. h. zugleich, ohne die meinige durd die der andern befchränft zu 
benfen. Died urfprüngliche Denken meiner Freiheit läßt aber in Bezug auf die ih vermirt: 
lichende Freiheit eine doppelte Möglichkeit zu: 1) An fi fol ih nad dieſem nothwendigen 


1) — Verantwortung gegen die Anklage des Atheismus (1799), in F.'s ſammtlichen Wer: 


2) ‚Die Belege dazu gibt I. G. Fichte's Geſchichte der Ethik. Vgl. I. G. Fichte, Syſtem der Ethik. 
Erſter fritifcher l: Die philofophiichen Lehren von Recht, Staat und Sitte in Deutfchland, Fran: 
reich und England von der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zur Gegenwart (Leipzig 1850), ©. 93— 168. 


fen 
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Denken handeln; jonft käme mein Handeln mit meinem innerflen Denken in Widerſpruch. 
Ich bin im „Gewiflen‘‘ — in meinem urfprüngligen Denfen, wie ed fein foll — unbedingt 
verbunden, meine Freiheit zu beſchränken. Dies der Standpunft des Sittengefeged. 2) Dar: 
aus folgt aber nod nicht, daß auch mein wirklicher Wille und mein Handeln jenen Wider: 
fprud vermeiden müfle. Zu der Anerfenntniß aber kann jeder gezwungen werben, daß andern 
die Erlaubniß zuflche, diefen Widerſpruch feines Handelns aufzuheben, d. 5. ihn zu zwingen, 
von jenem Handeln abzulaffen, fofern er in einer gemeinihaftlihen Sphäre ver Freiheit mit 
ihnen leben will. Dies ift ver Standpunkt des Rechtsgeſetzes. Hieraus erklärt ih zugleich, 
baß der Rechtsbegriff mit ebenfo urfprüngliher Macht das Urtheil aller beherrſchen muß, wie 
das Gewiſſen. Er ift die „praktiſche“ Macht des Syllogismus. 

3) Freiheit befigt jeder unbedingt; „Rechte“ dagegen erhält er nur bedingungsweiſe, unter 
der Borausjegung, daß er die aller andern anerkennt. Daraus folgt ein Doppeltes: Rechte 
entfteben nur innerhalb des „Staates“, d. h. eines gemeinen Weſens, welches die Freiheitäver- 
hältniſſe aller gegeneinanver feſtſetzt und bejhügt. „Alles Recht ift Staatsrecht.“ Es gibt Feine 
„augeborenen‘ (Menjhen:)Rechte vor dem Staate, ſondern gewiſſe „Urrechte“ innerhalb des 
Staates, d. h. gewiſſe allen gemeinſame Rechte (den befondern, aus Vertrag entfpringenden 
„Zwangs rechten““ gegenüber), welche ver Staat ald allgemeine Bedingungen der Freiheit jedem 
gewährleiften muß. Weiter folgt daraus, daß der Staat felbft nicht aus einem „Geſellſchafts— 
vertrage‘ erklärt werden fann. Wie &. fih anfangs, in feiner Schrift über die Frauzöſiſche Re— 
volution, an Rouffeau anſchloß, jo hat er ſpäter die Rouſſeau'ſche Staatstheorie widerlegt. 

4) Über died Prineip reicht nicht mweiter, ald den Staat für den höchſten Garanten des 
„Mein und Dein“, für eine bloße „Zwangsanftalt” zum Rechte zu erklären, welcher alle eigent- 
lich fittlichen Aufgaben fern liegen. Dies ift die Auffaffung Kant's, die auch F. in der erften 
Gehalt feiner Rechtölehre nicht überſchritten hat. Ja er hat died nur noch fhärfer ausgeſprochen 
in der Formel, daß der Rechtsſtaat lediglich „Nothſtaat“ fei, „vazu beftimmt, immermebr ſich 
überflüjfig zu mahen”. Zwar bat %., wie unfere Kritif im einzelnen nachgewieſen, dieſen Be— 
griff unmillfürlidy erweitert und gefteigert, ohne jevod die von Kant her überlieferte Grundauf: 
faffung principiell zu überfchreiten, 

5) Dagegen hat er nad) einer andern Seite hin dem Staate eine Aufgabe vindicirt, melde 
wenigftens in der deutſchen Rechtsphiloſophie bis dahin noch feine Würbigung gefunden hatte. 
Dies geſchah im „Geſchloſſenen Handelsſtaate“ (1800). Wenn der bloße Rechtsſtaat jedem fein 
„Eigenthum“ garantirt, jo ifl die höhere Aufgabe ded vollfommenen Staates, den Bürger 
nit nur in dem Bejigftand zu ſchützen, in welchem er ihn findet, fondern weit mehr noch, jeden 
in den ibm zufommenden Befig erit einzufegen; denn jeder hat an ſich dad gleiche 
Recht auf Wohlfein. In dem feinen Kräften augenieffenen Antheil am allgemeinen Wohle be- 
ſteht eigentlich daher dad rechtlich ihm zukommende Seinige, zu welchem der Staat 
jedem zu verhelfen hat, wenn er aud nur Rechtsſtaat in vollem Sinne fein will. Wie nun dies 
Problem mitteld einer jehr complieirten Organifation und Beaufjihtigung der verfhiedenen 
Arbeits: und Induftriezweige jich löfen lafle, das fucht der „Gefchloffene Handelsſtaat“ zu zeigen. 
5. will, gleid den jpärern franzöſiſchen Socialiften, den Staat zu einer öfonomijhen Geſammt⸗ 
auftalt ausbilden, doch mit dem fehr wefentlihen und allerdings harafteriftifchen Unterſchiede, 
daß jene im finnlihen Wohlſein der Maflen den höchſten Zweck des Staated und alles Lebens 
finden, während der deutſche Denker die dadurch dem Ginzelnen gewährte „Muße“ den höhern 
fittlihen Lebendaufgaben zugewendet willen will. 

1. 8.8 Rechts- und Staatélehre in ihrer fpätern Beflalt [,, Das Spitem 
Der Rechtslehre, in Vorlefungen aus dem Jahre 1812", in ven „Nacgelaffenen Werfen‘ 
(Bonn 1834), II, 495 ig. ; „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalterd‘‘ (1804); „Die Staatd- 
lehre, oder über das Verhältnis des Urftaates zum Vernunftreiche“ (1813), ſämmtliche 
MWerfe, Bd. IV]. 

In der Reihe diefer Werke erfheint der Begriff des Staates um ein Weſentliches gefteigert 
zugleich und vertieft. 1) Er bat nicht blos die Aufgabe des Rechtsſchutzes, ſodann die ökono— 
miſche einer fleten Organifation der Gigenthumdverhältnifle, fondern zugleich Die dritte, weit 
höhere, in welcher die beiden erften allein ihren Zwerf und Sinn erhalten: er muß Bildungs: 
anftalten zur Sittlichkeit für alle gründen. Erſt dadurch erwirbt er fih auch als, ‚Zwangsanftalt 
zum Rechte” eigene Rechtmäßigkeit. (Dies ift der einzig vor der Vernunft gültige Begriff der 
„Zegitimität”). Der harakteriftifche Unterſchied des (rechtmäßigen) Staated von der Despotie 
¶ Zwangs herrſchaft) befteht eben darin, daß jener die Bildung im Volke fördert, und zwar als 
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ſelbſtändigen Zweck, diefe auf bloße Dreffur ausgeht, d. h. die Bildung für ſelbſtſüchtige Zwecke 
audbeutet. „Der Zwang wird nur rechtmäßig, fofern er zugleich zur Freiheit erzieht.“ 

2) Die Ökonomifche Aufgabe des Staates concentrirt ih im (wahren) Eigenthumsd= 
begriff. „Eigentum beveutet eigentlich Breiheit, Muße dur Freiheit erworben.” Der 
höchſte und allein ausreichende Begriff des Eigenthumsrechts ift daher dad Recht auf Arbeit, 
durch deren Ertrag jedem der nöthige Unterhalt und zugleich ein gewiffed Maß von Mufe 
zu feiner Bildung gewährt wird. Sobald jemand, vielleicht trog angeftrengter Arbeits- 
leiftung, von feiner Arbeit nicht leben kann, ift ihm, was nad dem Rechtsbegriffe 
das Geinige ift, nicht gewährt, der Staatd- und Bürgervertrag ift in Bezug auf ihn 
noch nicht verwirklicht. „Man fagt gewöhnlich, der Einzelne geht und nichts an. Sind denn 
die Menfchen unter euch wie die wilden Waldvögel, um deren Treiben fih niemand be— 
kümmert, deren Griftenz darum auch vogelfrei ift? Ihr fpreht von Bürgern. Da liegt's 
eben, ihr habt unter euch Wilde, die nicht einmal Bürger find. Jedem Bürger muß fein 
Xeben garantirt werben.” Der Eigenthumsvertrag ift daher eigentlich ein Vertrag über 
dad Geſetz, das gegenfeitige Eigenthum immmerfort neu zu ordnen und diefe Orbnung zu er: 
haften. Wie dies im einzelnen annäherungsweiſe erreicht werden Eönne, darüber ertbeilt bie 
fpätere „Rechtslehre“ einzelne Rathſchläge. Sie gehen von zwei Prämiffen aus: daß der Staat 
ein „gefchloffener‘‘ und fo im Stande fei, in jevem Augenblide ven Werth der im Umfreiie 
feined Landes erzeugten Arbeitöprobucte zu überfehen und zu beftimmen ; fodann, daß er ſelbſt 
den Austaufch diefer Arbeitöproducte und ihrer Innern Werthe bewirfe, d. h. daß er den innern 
Handelsverkehr übernehme. (Auf das Einzelne diefer Vorſchläge kann Hier nit eingegangen 
werben. Doc dürften je auch dem praftifchen Politiker ald anregende Geſichtspunkte dienen, fid 
über den Schlendrian des Herkommens zu erheben, befonders wenn er mit dazunimmt, was F. 
über den traditionellen Nberglauben vom Werthe unbedingter Production und ſchrankenloſer 
Eoncurren; fagt.) 

3) Die dritte große Aufgabe des Staated: Erziehung des Volkes zur Freiheit 
und Sittlichkeit, drüdt den von ihm ausgehenden Zwangsgeſetzen erft innern Werth und 
Bedeutung auf; jede Zwangsherrſchaft führt nur durd eine zugleih von ihr ausgehende 
Volkserziehung den innern Beweis ihrer Rechtmäßigkeit. Deshalb ift auch, alle zu dieſer 
gemeinfamen Erziehung zu zwingen, erlaubt und rechtmäßig. (Wie befannt hat 8. auf diejen 
Sag in feinen „Reden an die beutfche Nation’ feinen Plan einer allgemeinen Bolfserziebung 
gegründet.) „Rechtmäßiger“ Oberberr eines Volkes ift daher nur der, welcher bie nächſte Stufe 
der zu erreichenden Bildung in einem beftimmten Zeitpunfte erfannt und das Wolf durd die 
Mittel freier Bildung, „erziehend“, dazu vorzubereiten vermag. Soll darum in einem Bolfe 
ein rehtmäßiger Oberberr gefunden werben, jo fann ed nur im Stande der „Lehrer“ fein. 
Lehrer in jenem thatbegründenden Sinne ift derjenige, der, felbft von einer praftifchen Idee 
ergriffen, aud die andern davon zu überzeugen, zu gemeinfamer That fortzureißen vermag, 
Wen alle in diefem Sinne fi unterwerfen, der ift „rechtmäßiger Oberherr” und zmar von . 
„Bottes Gnaden“, durch die innere, geiftig an ihm fich erprobende Macht. Unentſchieden bleibt, 
ob dieſer Herrfiher eine einzige phyſiſche Perfon oder ein Senat fein jolle, der nah Stimmen: 
mehrheit entſcheidet. Was darüber in jedem Zeitpunfte dad Zweckmäßigſte, bat eben dieſe Zeit 
zu entſcheiden, nicht irgendein apriorifcher Begriff. 

11. Bhilofophie der Geſchichte [,‚Die Staatslehre“, in F.'s jämmtlichen Werfen, 
Bo. IV; „Politiſche Fragmente aus den Jahren 1807 und 1813, Werfe, VII; „Zwei Gefpräde 
über Patriotismus und fein Gegentheil” (1807), „Nacgelaffene Werke”, Bd. III]. 

Hiermit erhält die philoſophiſche Aufgabe über die Bildung des „Vernunftſtaates“ 
einen geſchichtlichen Charakter, indem gefragt werben muß, bei welchem Zwifchengliebe der 
Bildung wir gegenwärtig ſtehen und zu welchem nächſten die „Menſchheit“ (repräfentirt in ben 
allen übrigen voranſchreitenden Eulturvölfern) zu erziehen fei. 1) Das allgemeine Gejeg ver 
Weltgeſchichte befteht in dem allmählichen Kortfchreiten von der Autorität und dem Glau— 
ben zum VBerftande und zur Freiheit. Dies bildet zugleich ven innen Gegenfag zwiſchen 
der alten Zeit und der neuen. Das Princip der neuen ift die aus freier Überzeugung fi geftal- 
tende Sittlichfeit und die Autonomie des Verftandes, welcher mit freier Kunft die Öffentlichen 
mie die perfönlichen Verhältniffe nach dem Gefege der Sittlichkeit geftaltet. 

2) Dies Prineip der neuen Zeit ift hiftorifche Macht geworden im Chriſtenthume. Bis— 
jest iſt indeß daffelbe nur aufgefapt worden als Xehre und geübt ald Gebot für den Einzel— 
nen. Aber es iſt nicht blos Lehre, Verfündigung der freimachenden Kraft Gottes an den Ein: 
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zelnen, ſondern ed ift zugleich ald ſta ats- und geſellſchaftsbil dende Macht zu füllen, 
und dies feine Aufgabe in der Zukunft. Es fordert und bringt in der Weltgefhichte allmählich 
hervor eine Berfaffung, in der jeder nur dem von ihm deutlich erfannten Willen Gottes (er: 
kennbar niebergelegt in der geiftigen Individualität, welche jedem verliehen ift) gehorcht und 
welde daher durchaus gleichmäßige Bildungsmittel für alle und eine völlig gleichmachende 
Rechtsordnung vorausſetzt, zufolge welder jeglicher die Stellung in der Gemeinſchaft erreichen 
kann, die jeine geiftige Individualität ihm anmeift. Dies ift ver „chriſtliche“, zugleich ver „freie 
Bernunftftaat‘. 

3) Die Vorbereitungen zu diefer „Weltverfaſſung“ find ſchon gegeben in zwei durch den 
gegenwärtigen Staat zur vollitändigen Geltung gelangten und in anerkannter Wirkjamkeit ſte— 
benden Inftituten: der Kirche und der Wifjenfhaftspflege. Beide garantiren vie all: 
mãhliche Entwidelung des „‚Hriftlichen Weltftaates‘ mit Sicherheit, ohne gewaltfame Umwäl— 
zungen. Jene bewirkt die allmählich ſich vollendende religiös-firtlihe Bildung des Menfchen- 
geſchlechts, welde den Zwangsftaat immer überflüffiger macht; viefe, die Wiſſenſchaft, führt 
immtermebr bazu, die Natur dem Menſchen zu unterwerfen und die äußern Bedingungen eines 
der Menſchheit gemäßen Dafeind herbeizuführen. Das Ziel ded ganzen Erddaſeins ift diefe be= 
freiende Theofratie. „So wird der vermalige Zwangäftaat, ohne alle Kraftäußerung gegen 
ihn, an jeiner eigenen, durch die Zeit herbeigeführten Nichtigkeit ruhig abfterben, und der legte 
Erbe der Souveränetät, fall ein joldher vorhanden, wird eintreten müffen in die allgemeine 
&leichheit, fich der Volksſchule übergebend und fehend, was dieje aus ihm zu machen vermag. 
Zum Trofte, falls etwas von diefer Weiflagung vor ihnen verlauten follte, läßt ſich hinzuſetzen, 
daß fie weichen werden nur Bott und feinem Sohne Jefu Ehrifto.‘ 

4) Dieſen chriſtlichen Weltftaat, zugleich das „Reich“ des wahren Bürgerthums, allmählich 
herbeizuführen, ſcheint nun von der Vorſehung der germanifhe Volksſtamm ausſchließend 
beftimmt. Der Beweis davon liegt in der eigenthümlichen gefchichtlichen Entwidelung deſſelben, 
den andern europäifhen Eulturvölfern, namentlid den romanifhen gegenüber. Bei den 
Deutſchen joll das Reid; ausgehen von der ausgebildeten perfönlihen Freiheit, nicht umge- 
£ehrt, ſodaß irgendein fünftlid erfonnener Staatöbegriff, eine von oben ihnen verliehene fertige 
Berfaflung (wie bei ven Neufranken) ein beſtimmtes Maß und eine befondere Form der Freiheit 
um fie.werfe. Bon untenber und in allmählider Ausbildung follen fie dieſe Verfaſſung aus 
ſich geftalten, die dann ebendarum zugleich eine allgemein menſchliche und vorbildliche für alle 
Bölfer wird jein können. So find auch die Einzelftaaten, in welde Deutſchland dermalen nod 
zerfällt, nur Mittel zu jenem höhern Zweite; fie werben von felbit Hinmwegfallen, wenn dieſer 
Zwed erreicht if. 

5) Dies erzeugt aud den Begriff des wahren (zugleich wahrhaft deutſchen) „Batrios 
tismus“. Die befonnene Vaterlandsliebe Hat einzig ein allgemein menfhlides (kosmopo— 
litiſches) Ziel im Auge; wenn fie für die Bildung des eigenen Volkes Fämpft und diefem vor 
allen vie Balme der Vollkommenheit erringen will, wenn fie jelbft im äußern Kriege feine 
Selbftändigfeit und Ehre vertheivigt: fo darf ihr bei allen dieſen echt vaterlänbifchen Thaten 
die höhere Einſicht gegenwärtig bleiben, daß fie ebendamit nur für die Idee der Menſchheit 
geftrebt hat. 

Wie F. dachte über alle diefe großen Fragen, died bewährte er auch ebenjo energiſch im 
Handeln. Mit Gefahr feines Lebens hielt er feine „Reden an die deutſche Nation’, mad man 
Thon oft ald die kühnſte Kampfesthat mitten in einer Zeit allgemeiner Furcht und Erſchlaffung 
bezeichnet Hat. Und ald die Stunde der Befreiung gefommen war, da wollte aud er, mit 
Aufopferung aller andern Intereffen und Lebenswünfce, ven ihm gemäßen Antheil am Kampfe 
nehmen. Er ftarb infolge ver Kriegsübel am Typhus in noch nicht vollendeten zweiundfunfs 
zigften 2ebensjahre am 27. Jan. 1814. Das Unheilvolle, Entmuthigende in der fpätern Ge— 
ſchichte unjerd Vaterlandes zu erleben, ift ihm erjpart geblieben. 

Dies in gevrängten Hauptzügen die Lehren F.'s über Staat, Politik und Gedichte ; dies 
fein Leben nad jenen Ideen! Unfer Volk hat in feiner Perſönlichkeit ein reines Vorbild fitt: 
liden Heroismus erfannt, einen Weifen, der beften Zeiten der Menſchheit würdig. Aber zu 
wünſchen ift aud, daß man ber tiefen, Elaren, wahrhaft befreienden Gedanken unter und einges 
denf bleibe, denen er jene fittlihe Höhe und ruhig waltende Begeifterung verdankte, nicht um fie 
gleih abgeſchloſſenen Lehrfägen zur unbevingten Ausführung zu empfehlen, fondern um in 
ihnen der ficher leitenden Ideen gewiß zu werben, welche im Leben der Völker wie des Ginzelnen 
einzig und allein ven Sieg behalten. 3.9. Fichte. 
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Fideicommiß (Bamilienfiveicommiß). Gegenüber ver Frage, ob fi die Einräumung 
eined teftamentariichen Erbrechts dem Gejeggeber ald Gebot aufprängt!), bat ſich doch dieſes 
Erbrecht ſchon früh bei Völkern des Alterthums eingebürgert. Bereitö die moſaiſche Gefeg- 
gebung geftattete, freilich mit Beihränfungen, eine Verfügung bezüglich des Nachlaſſes, alfo 
über die Grenzen des Lebens des Berfügenden hinaus.?) Auch die Griechen, beſonders die 
Athenienfer, beſaßen das Inftitut ded Teftaments.?) Die Nömer erfannten ebenfalld die Be: 
fugniß an, zu verorbnen, wie ed mit dem Nachlaſſe gehalten, wer Erbe fein folle. Eine befon= 
dere, vielfahe Wandelungen durchſchreitende Geftaltung des teftamentarifhen Erbrechts war 
das Fideicommiß. (Weiske, „Rechtslerikon“, IV, 280 — 295.) 

Das nod den Römern ganz unbekannte Inftitut des Bamilienfiveicommiffes, ein Erzeugnif 
der Idee, daß ein Gejammteigenthum der Familie die Grundlage des Erbrechts jei*), bildete 
fih, indem der Name aus dem herübergewanderten und von ben Rechtögelehrten begünftigten 
Römischen Recht entlehnt wurde, um ihm eine Autorität und einen mächtigen Protector zu ge= 
mwinnen, gegen das Ende des Mittelalter ans. Es ging hervor aus dem befonderd im Kreiie 
des Adels thätigen Beftreben, durch eine Stiftung den Zweck zu erreichen, welcher ſchon früber 
durch Bildung von Stammgütern verfolgt wurde. Die Tendenz beftand darin, ein einzelnes 
Grundbeſitzthum, ein einzelnes Gut oder mehrere Güter gegen Veräußerung, Belaftung und 
Zerfplitterung durch Erbgang zu fihern und zur Erhaltung des Anſehens ver Familie in ftreng 
geregelter Erbfolge einem einzelnen Glied der Kamilie, gemöhnlid innerhalb des Kreifes des 
Manneftamme, von Generation zu Generation einen bejtimmten ausgedehntern Grunpbefig 
ungeſchmaälert zu erhalten. Das Inftitut gehört noch der Gegenwart an und ift durch folgende 
Grundzüge bezeihnet.d) Zur Begründung deflelben gehört die Beobachtung einer gewiſſen 
Form: Beurfundung durd die Schrift, Eintragung in dad Grundbuch, gerichtliche Betätigung, 
Genehmigung des Regenten. Der Gegenftand der Stiftung muß vorzugämeife ein Grund 
beſitzthum von einiger Bedeutung fein, etwa in Verbindung mit radicirten oder ſolchen Kapi: 
talien, welche nadhgerade zur Erwerbung von Grundeigenthum zu verwenden find. So heißt 
e8 3.8. in Art. 2 und 3 des großberzoglich heſſiſchen Gefeßes vom 13. Sept. 1858, die Fami— 
lienfideicomiſſe betreffend, alfo: „Ein Kamilienfiveicommiß fann nur aus Grundeigenthum errich⸗ 
tet werben, welches im Großherzogthun gelegen iſt. Es muf einen ſchuldenfreien Werth von 
75000 81. haben und darf weder Lehn noch Erbleihe fein. Activkapitalien können zur Ber: 
größerung eines beftehenden Fideicommiſſes beftimmt werben, wenn damit gleichzeitig die An- 
ordnung getroffen wird, daß und von wem dieſelben binnen eine® die Dauer von zehn Jahren 
nicht überfchreitenden Zeitraums zum Ankauf von Grundvermögen zu verwenden find. Die 
Nichteinhaltung diefer Anordnung hat die Folge, daß ſolche Kapitalien an den, von welchem 
die Beſtimmung ausgegangen ift, oder an feine Erben zurückfallen.“ 

Der Inhaber des Fideicommifles eriheint als beſchränkter Eigenthümer des Guts, indem er 
über deflen Subftang nicht verfügen kann. Dagegen hat er, abgefehen von allen mit demſelben 
verbundenen Öffentlichen und Ehrenrechten, die Befugniß, ed zu benugen. Der Ertrag, melden 
er auch, indem er das Gut verpadhten darf, in der Geſtalt des Pachtſchillings beziehen kann, 
fließt ihm zu. Dagegen ift er gehalten, das Gut in gutem Zuftand zu erhalten, und nicht bes 
fugt, e8 über feine Lebenszeit hinaus zu belaften, 3. B. mit einer Pfandſchuld (Hypothek) zu bes 
ſchweren. Bewirthſchaftet er das Gut jo, daß es weſentlich leidet, verfügt er über den Körper 
defjelben oder belaftet er e8 jo, daß den Anwärtern Gefährde droht, jo können diefe ein augen⸗ 
blickliches Einſchreiten verlangen und jogar fordern, daß ihm, vorbehaltlich feines Rechts auf 
den Bezug des Ertrags, die Verwaltung entzogen und damit ein anderer, zunächft ein Anmwär: 
ter, beauftragt wird. Das Gut haftet nit für die Schulden, welde der jeweilige Beñtzer 
deſſelben, der dafür nur perfönlic haftet, centrahirte. Nur deſſen Ertrag können die Gläu- 
biger zum Zwed der Bewirkung ihrer Befriedigung anfpreihen. Das Gut haftet nur für ſolche 
Schulden, mit melden es belaftet war, ald es zum Gegenftand eines Fideicommiffes gemacht 


1) Staate:2erifon, V, 128. 2) Michaelis, Mofaifches Recht, Bo. II, $. 80. 

3) Platner, Der Procek und die Klagen bei den Attifern (1825), II, 317— 827. 

4) Zachjariä, Vierzig Bücher vom Staate, IV, 253. Schmitthenner, Grundlinien des allgemeinen 
oder ibeellen Staatsrechts (Gießen 1845), ©. 161 u. 162. 

5) Rechtslerifon, IV, 237—255. von Salza, Die Lehre von Familien, Stamm: und Ges 
ſchlechtsfideicommiſſen nach den Grundfägen des gemeinen deutfchen Privatrechts und mit Rüdficht auf 
die Abweichungen der einzelnen Particularrechte (Leipzig 1838). Eichhorn, Ginleitung in das deutſche 
Privatrecht, $. 368—371. Bluntfchli, Deutiches Privatrecht (München 1853), Bd. 1, $. 8, 23, 68. 
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mwurbe, oder für joldhe, welche zum Beften veflelben, z. B. zur Tilgung einer folhen überfommes 
nen Schuld, zur Erweiterung over Berbeflerung deflelben, Erhaltung ver Bebäulichfeiten u. f. w., 
contrabirt wurden. Willigen die Anwärter unter dem Zutritt der Genehmigung des Gerichts 
ein, jo kann auch fonft das Gut mit einer Schuld belaftet werden, für welche es dann haftet. 
Leiſtet der Inhaber auf fein Recht an demfelben Verzicht, was ihm freifteht, jo nimmt von 
Rechts wegen der nächfte Anwärter feine Stelle ein. 

Die Stiftung kann nicht fo eifern fein, daß fie nicht aufgelöft werben könnte. Diefe Auf- 
löſung erfordert indeß wenigftens Einftimmigfeit aller lebenden Anwärter, welde, infoweit fie 
unjelbftändig find, durd den Vormund oder Gurator, der die Genehmigung der obervormunde 
fhaftlihen Behörde einzuholen hat, vertreten werden. Einzelne Gelege zählen die Fälle auf, 
in denen das Inftitut erlifcht. Art. 29 des gedachten heffifhen Geſetzes, welches in Art. 31 
hervorhebt, dur Verjährung könne ein im Grundbud eingetragenes Familienfideicommiß 
nicht erlöfchen , außer infomweit etwa ein Dritter durch erwerbenve Verjährung das freie Eigen= 
thum der zum Fideicommiß gehörigen Gegenftände erworben habe, lautet: „Ein Bamilienfideis 
commiß wird aufgelöft 1) dur Entwährung oder den gerichtlichen Zwangsverkauf aller feiner 
Beftandtheile ; 2) durch ven Abgang aller zur Nachfolge berufenen Anwärter ; 3) durch Einver- 
ſtändniß aller Betheiligten ; 4) durch Widerruf des Stifters, der dazu auch nad) erfolgter Beftäti- 
gung und Eintragung des Fideicommiffes befugt ift, folange noch niemand durch ordnungsmäßige 
Annahme der Stiftung daran ein Recht erworben hat ; 5) durch Auflöfung deffelben wegen Ver: 
legung bes Pflichttheils.“ (Nah Art. 14 kann nämlich der Pflihttheildberedhtigte, der Deſcen— 
dent des Stifter, die Ergänzung feines Pflichtrheils eventuell aus dem Beftande deſſelben for= 
dern, und fällt, fann es infolge diefer Schmälerung nicht beftehen, die Stiftung weg, wenn 
bie zur Aufrechthaltung derfelben erforberlihe Ergänzung des Grundvermögens nicht binnen 
vier Jahren bewirkt wird.) ; 

Als die Zeit herankam, welche ſich für aufgefordert erachtete, das Recht durch die Gefeggebung 
zu geftalten und zu firiren, zog die Gopification aud das Kamilienfiveicommiß in ihren Kreis. 
Das Preußiſche Landrecht hat, feinem Charakter getreu, daſſelbe (Th. II, Tit.4, Abſchn. 4—5) in 
allen Einzelheiten ausgebaut.) Befugt zur Gründung ift „jeder Einwohner des Staates“ ; Die 
Form Vertrag, einfeitige Verfügung unter Lebenden, legter Wille; Gegenftand freie Grund: 

flüde, verbunden mit Dfonomie, und auf unbeweglichem Gute ruhende verzinsliche Kapitalien. 
Das Gut muß einen jährlichen Reinertrag von wenigftend 2500 Thlen. liefern , der indeß zum 
Beten der Kinder des Bejigers, zur Anfanntlung eines Kapitals gegen Uinglüdsfälle oder zur 
Ermeiterung und Verbeflerung des Guts auf die Hälfte herabgefegt werden fann. Das Kapi- 
tal muß wenigftens 10000 Thlr. betragen. Für diefelbe Kamjlie und, im Fall mehrere Linien, 
für jede derfelben, kann ohne landesherrliche Genehmigung kein einen Reinertrag von mehr als 
10000 Thlrn. jährlich lieferndes Fideicommiß errichtet werden. Nach dem ausgeſprochenen 
Princip, daß das Obereigenthum der Familie, das nugbare Eigenthum dem Befiger zufteht, 
geftalten ſich die Verhältniffe. Nur mit Zuftimmung aller Mitglieder ver Familie kann das Gut 
mit Schulden belaftet werben. Nur männliche Glieder derfelben fommen zur Nachfolge, es ſei 
denn, daß der Stifter das Gegentheil verordnet hat. Der Verband löft fi auf bei vem Mangel 
eines zur Nachfolge berechtigten Familiengliedes, durch Verjährung und durch einflimmigen 
Beihluß der Familie. Als das linke Rheinufer in Jahre 1801 an Frankreich abgetreten wurde, 
erlofh infolge der Gefeggebung dieſes Staates der dortige vormalige Reichsadel. Als nun 
Preußen ben größten Theil diefer Gaue des Vaterlandes gewann, flellte eine Gabinetsorbre 
vom 18. Jan. 1826 die Titel, Prädicate und Wappen dieſes Adels her, und ein zweiter Erlaß 
der Art vom 25. Bebr. deſſelben Jahres geftattete ihm unter Vorbehalt der Beftätigung bed 
Regenten $amilienfiveicommiffe zu errichten. Ihm folgte ein Gefeg vom 23. März 1828 wegen 
der Fideicommiffe, melde in den zu dem vormaligen Großherzogthum Berg gehörig gewejenen 
Landestheilen vor der Einführung der franzöjtfchen Gejege beftanden.”) 

Die Öffentlihen Zuftänve führten in die Verfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 den 


6) Temme, Lehrbuch des preußifchen Givilrechts (zweite Auflage, Leipzig 1846), II, 127—133, 
Rönne, Das Staatsrecht der preußifchen Monarchie (Leipzig 1856), I, 350 u. 851, Note 3. 

T) Klüber, DOffentliches Recht des Deutfchen Bundes und der Bundesftaaten (dritte Auflage, 1831), 
$. 262, Note 9. Bergius, Preußen in flaatsrechtlicher Beziehung (Münfter 1838), S. 96. Rönne, 
2.0. D., ©. 451, Note l. Vgl. noch ebend. ©. 452 u. 453, wo der Gabinetsordre vom 16. Jan. 
1836 gedacht iſt, mit welcher ſich die im Jahre 1844 erfchienene Schrift. von Arndt, Die rheinifchen 
titterbürtigen Autonomen, befchäftigt. 
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Art. 40 ein: „Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von Familienfideicommiſſen iſt uns 
terfagt. Die beftehenden Lehen und Familienfiveicommiffe jollen duch geſetzliche Anordnungen 
in freied Eigenthum umigeftaltet werben. Auf Bamilienftiftungen findet dieſe Beitimmung feine 
Anwendung‘, jevodh unter Zufügung ded Art. 41: „Vorſtehende Beftimmungen (Art. 40) fin⸗ 
den auf die Thronlehen, das königliche Haus: und prinzliche Fideicommiß, ſowie auf die aufer- 
halb des Staates belegenen Lehen und die ehemald reihsunmittelbaren Befigungen und Fidei— 
commiſſe, infofern legtere durch das deutſche Bundesrecht gemährleiftet jind, zur Zeit feine An 
wendung. Die Rechtöverhältnifie derſelben follen durch beſondere Gejege georbnet werden.” 
Der Umſchwung der politiihen Verhältniſſe dictirte aber das Gefeg vom 5. Juni 1852, lauten: 
„Art. 1. Die Art. 40 und 41 der Verfaflungdurfunde vom 31. Jan. 1850 werden aufge: 
hoben. An ihre Stelle treten folgende Beftimmungen: Art. 2. Die Errihtung von Lehen ift 
unterfagt“ u.j.w.®) Hiernach ift die Errichtung von Familienfideicommiſſen wieder unter 
denfelben Borausfegungen fatthaft wie vorher und hinfichtlidh der beitehenden jene Verheißung 
eines Gefepes über deren Umwandelung in freies Gigenthun weggefallen. 

Durd ein Geſetz vom 5. März1855 find ald Behörde für ſämmtliche Familienfideicommiſſe 
die Appellationsgerichte und ald Aufſichts- und Beſchwerdeinſtanz ver Juftizminifter bejtellt 
worden. Bei dem Art. 59 der Verfaffungsurfunde vom Jahre 1850:°) „Dem Kronfideis 
commißfonds verbleibt die durch das Gefeg vom 17. Ian. 1820 auf die Einfünfte ver Domänen 
und Forften angewiefene Rente‘‘ (von 2,500000 Thlrn. jährlich) ift e8 geblieben. 19) 

Auch das öſterreichiſche Civilgefegbud hat (Ih. 2, Hauptflüd 10) das Juftitut des Yami- 
lienfiveicommifled geftalter.!) Ihm ift daſſelbe „eine Anordnung, kraft welcher ein Bermögen 
für alle fünftigen oder dod für mehrere Geſchlechtsfolger als ein unveräußerliches Gut der Fa⸗ 
milie erflärt wird”. Es ift entweder eine Primogenitur, oder ein Majorat, oder ein Seniorat, 
je nachdem der Stifter die Nachfolge dem Erftgeborenen aus der ältern Linie, oder dem Nähten 
aus der Familie vem Grade nad, unter mehreren gleih Nahen aber dem ältern an Jahren, oder 
endlich, ohne Rückſicht'auſ die Linie, dem Altern aus der Familie zugedacht hat’. Das Patent 
vom 31. Dec. 1851 ficherte dem grundangefeflenen Adel für den Zwed der Erridtung von 
Fideicommiſſen thunlichfte Erleichterung zu. 

In mehreren deutſchen Staaten beſitzt die fürftlicde Familie ein fiveicommiflarifch gefichertes, 
beſonders in Gütern beſtehendes Vermögen. Dies gilt namentlid von Ofterreih. Beſonders 
die erſten Fürſten aus dem Haufe Habsburg wußten die Befigthümer ver Familie anjebnlich zu 
vermehren, wozu vorzugsweiſe Ländererwerbungen dienten. So kam ed, daß die Regenten: 
familie ein ſehr bedeutendes, meiftens in Gütern beftehendes und durch ſideicommiſſariſches Band 
zufammengebaltened Bermögen beiigt, das unter den Namen ‚Batrimonial=, Avitical- und 
Bamiliengüter‘‘ vorfonimt. Der Ertrag ift fo anfehnlid, daß die Anfprüce für die Bedürfniſſe 
der lieder der kaiſerlichen Familie an die Staatskaffe nicht bedeutend find. Sie betragen nicht 
2 Proc. aller Staatdausgaben.!?) 

Was das Königreih Baiern angeht, fo Hat auch das aus der Mitte des vorigen Jahrbun: 
dertö hervorgegangene Landrecht das Inftitut des Familienfiveicommiffes, indeſſen nur ale ein 
rein privatrechtlicheö geregelt. Ein Edict von 28. Juli 1808 fhob ed weg und fegte an deſſen 
Stelle eine andere Geftaltung, das Majorat, das dur ein Ediet vom 22. Dec. 1811 genau 
normirt wurde. Es fonnte nur zu Gunften ded Adeld und aus Gütern beftinmter Art und 
Größe errichtet werden. Von den überfommenen Rechtöverhältniffen des Aveld wurden nament⸗ 
lich die ſtandesherrlichen Fideicommiſſe ald fortvauernd rechtsgültig anerfannt. Art. 4 des 
Staatögrundgefeged rechnet zu den „Vorzügen’ des Adels aud das Recht, Familienfideicom⸗ 
miffe auf Orundvermögen zu errichten‘, während die fiebente Beilage deffelben, das „Edict über 
die Familienfideicommiſſe“ !?), dad Nähere in nicht weniger ald 109 Paragraphen normirt, 





8) Rönne, a. a. O. ©. 348—351. Zachariä, Die deutfchen Verfaffungsgefege der Gegenwart 
(Göttingen 1855), S. 80, 98. 9) Zachariä, a. a. D., ©. 82. 

+ 10) von Reden, Allgemeine vergleichende Binanzftatiftif (Darmftadt 1853—56), Bd. Hi, Abth. H. 
S. 357 n. 358. Rönne, a. a. O. ©. 275 u. 276. 

11) von Zeiller, Gommentar über das allgemeine bürgerliche Geſezbuch für die zeſammten deutſchen 
Erbländer der öfterreichifchen Monarchie (Wien 1812), Bd. II, Abtb. I, S. 519-578. Wilrner, Das 
Fideicommißrecht nach dem öfterreichifchen bürgerlichen Geſetzbuche (Wien 1835). (Das Buch handelt 
nur von den Bamilienfideicommiffen.) 12) eben, a. a. O., Bo. I, Abth. I, ©. 423—429. 

13) Döllinger, Verfaſſung des Königreichs Baiern mit den darin angeführten föniglichen Edicten 
und Berordnungen (München 1818), Bd. I, Beilage VII. 
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von denen der erſte lautet: „Familienfideicommiſſe, kraft welcher ein Vermögen für afle oder 
doch für mehrere Geſchlechtsfolger als unveräufßerlihes Gut der Familie beftimmt wird, können 
künftig nur zum Vortheil adeliher Perſonen und Familien errichtet werden.“44) Begreiflich 
wurde dieſes Privilegium von der öffentlihen Meinung beftritten, die auch bewirkte, daß vie 
Regierung auf dem Landtage von 1849 —50 den Entwurf eines Gefeged wegen der Fami— 
lienfdeicommilfe einbrachte , welcher im weientlihen ven Standpunft des Landrechts wieder 
einnahm. Dieje Borlage fam indeß nicht zur Erledigung, und einen fpäter eingebrachten 
Entwurf lehnte die Kammer der Abgeordneten und zwar aus Gründen ab, die außerhalb der 
Verfammlung nicht ald jehr gewichtig angefehen wurden. Dagegen kam ein Geſetz vom 22. Febr. 
1855, die landwirtbſchaftlichen Erbgüter betreffend, zu Stande, eine analoge Erfcheinung. 1°) 
Auf dem Gebiete der Geſchichte und des Staatsrechts des Königreichs Würtemberg zeigt ſich 
eine mehrfache Geftaltung des fürftlihen Familienfiveicommiffes.16) Zuerſt hebt fi hervor 
das aus Jahrhunderten erwachſene, als ein foldes Fideicommif behandelte fogenannte Kam— 
mergut, welches durch die Berfaffungsurfunde Staatseigenthum geworden ift, und von welchem 
deren $f. 102 und 103 handeln. Wührend ed in $. 102 heißt: „Sämmtliche zu dem vorma— 
ligen herzoglich würtembergifchen Familienfiveicommiffe gehörige, ſowie die von dem König 
neu erworbenen Örundftüde, Gefälle und nugbaren Rechte bilden, mit Ausſchluß des fogenann= 
ten Hofoomänenfammerguts, dad königliche Kammergut“, fügt $. 103 hinzu: „Auf demjel- 
ben haftet die Berbinvlichfeit, neben ven verfönliden Berürfniffen des Königs ald Staats- 
oberhaupts und der Mitglieder des königlichen Hauſes auch den mit der Staatdverwaltung ver: 
bundenen Aufwand, jomweit es möglich ift, zu beftreiten; ed kommt ihm daher die Eigenfhaft 
eined von dem Königreich ungertrennlihen Staatögutes zu.‘ 
Die zweite Erfheinung ift jenes Hofvomänenfammergut, früher Kammerſchreibereigut 
genannt, deffen Keim in Güteranfäufen liegt, melde Herzog Eberhard III. nad dem Ab— 
ihlufle des Weftfäliihen Friedens, den Unwerth des liegenden Guted benugend, vornahm. 
Der Herzog machte diefe Erwerbungen zum Gegenftand eines befondern Familienfiveicommiffes, 
während er den Ertrag dem regierenden Fürften zumendete. Das Teftament des Herzogs Karl 
Alerander beftätigte diefe Anordnung mit dem Zufage, daß dieje Güter beim Ausfterben des 
Mannsſtamms nit an das lehnsherrliche Diterreich fallen, fondern der weiblichen Linie oder 
den fonftigen Alodialerben verbleiben follten. Herzog Karl vermehrte diefed Kammerſchrei— 
bereigut, welches einen bedeutenden Zuwachs infolge der durd den Reichsdeputationshaupt- 
ſchluß vom Jahre 1803 dem nunmehrigen Kurfürftentgum zugewiefenen Entſchädigungen ge= 
wann, indem Kurfürft Friedrich einen Theil derfelben mit dieſem But, nun Hofpomänenfammer- 
gut genannt, vereinigte. Der König verwandelte ed theild durch Austaufch gegen Kammergü— 
ter, theils durch Beifügungen in mehr abgerundete Bejigungen. Diejelben ertrugen zu Ende 
jeiner Regierung jährlih 340000 Fl. Im Jahre 1817 wurden acht Hoffameralämter ange: 
ordnet; der jährliche Ertrag wurde dur eine im Jahre 1819 mit dem Staate abgefchloffene 
lbereinfunft mitteld Ausſcheidung aller Hoheitögefälle auf etwa 200000 Fl. berabgefept. 
Nach $. 108 des Staatsgrundgeſetzes ift dieſes Hofvomänenfammergut „ein Brivateigenthunt 
der königlichen. Familie, deſſen Berwaltung und Benugung dem König zufteht”. Der Grund: 
ſtock darf nicht verringert werden. Indeß gelten, was die Aufnahmen von Gelvanleihen zu 
einer vortbeilbaften Erwerbung und die Beräußerung oder Austaufhung minder bedeutender 
Beftandtheile zum Beten des Ganzen angeht, die Orundfäge über die Verwaltung des Kammer 
guts ($. 107 der Berfaflungsurfunde). Das Gut liefert feinen Beitrag zu ven allgemeinen 
Staatslaſten. Die Berfaffungsurfunde bezeichnet e8 zwar nicht ald Gegenftand eines Fami— 
lienfideicommiffes, allein jeine Gefchichte läßt nicht bezweifeln, daß ihm diefe Eigenſchaft beis 
wohnt. Es wird verwaltet von der Hof: und Domänenfammer, welcher die Oberboffafle und 
die acht Hoffameralänter untergeoronet find. | 
Gin drittes Inftitut iſt das Familienfideicommiß, welches die zweite Gemahlin des Königs 


14) Pözl, Lehrbuch des bairifchen a — (Münden 1851), S. 108—134. 
15) Schletter, Jahrbücher der deutfchen Rechtswiflenfchaft und Geſetzgebung (Erlangen 1855), 
1, 831—85. Stmatsmwörterbuch, III, 402, wo bemerft wird, daß biefes Gejeg den gewünſchten Erfolg 
nicht erreicht oder auch nur zu erreichen begonnen habe. 
16) Mohl, Staatsreht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), I, 255—259, 357, 368, 
362, 537 —543. 
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Friedrich, die englifche Brinzeffin Charlotte Mathilde, ald Witwe im Jahre 1816 teſtamenta⸗ 
riſch gründete. Der Genuß diefes anjehnligen Vermögens fteht in erfter Linie den fämmtlichen 
Nachkommen des Könige Wilhelm zu, und zwar aud den Prinzelfinnen bis zu ihrer Bermäh: 
lung mit einem Kaifer, König oder Großherzog; die Nahfommen der Vrinzeffinnen verlieren 
den Genuß. Sollte diefe ganze Linie ausfterben, fo treten die vier Älteften männlichen Mitglie- 
der des föniglichen Haufes in ben gleichen Genuß. 

$. 20 der Verfaflungsurfunde des Königreihe Sachen berührt das „königliche Fideicom— 
mi”, zählt deſſen Beftandtheile, zu denen das fogenannte Grüne Gewölbe, die Gemäldega= 
lerie u. 1, mw. gehört, auf und verfügt weiter: „Demſelben wächſt alles das zu, was der König 
während feiner Negierung aus irgendeinem Privatrechtstitel oder durch Erſparniſſe an der 
Givillifte erworben und worüber derſelbe unter den Lebenden nicht disponirt; ingleihen das 
Vermögen, welches der König vor feiner Gelangung zum Throne befeflen , fomie dag, was er 
mit diefem Vermögen nabber erworben bat, injofern von ihm über dieſes Bermögen weder 
unter den Lebenden noch auf den Todesfall verfügt worden iſt. Daflelbe ift Eigentbum des 
föniglihen Hauſes; deflen Befig geht aber nach der $. 6 und 7 27) für Die Krone beftimmten 
Succeſſionsordnung und fonft auf den jedesmaligen redtmäßigen Regenten des Königreichs 
Sadien über. Daflelbe ift von dem Lande unzertrennbar und unveräußerlid. Unter den Ber: 
äußerungäverboten find jedoch diejenigen Veränderungen nicht begriffen, welche durch Wer: 
fauf oder Austauſch einzelner Gegenftände für gut befunden werben follten. Was durch 
Veräußerung an Gegenftänden oder Kaufgelvern erlangt wird, nimmt die Eigenſchaft des 
veräußerten &egenftandes an und tritt an beflen Stelle. Die Kaufgelver find, ſobald ih 
eine vortbeilhafte Gelegenheit findet, zur Bermebrung des Hausfideicommiſſes anzumenden. 
Auch ſteht dem jevedmaligen Regenten, ledigli unter Zuftimmung der Stände, die Befugnig 
zu, die zu demſelben gehörigen Koftbarkeiten bis zur Höbe einer Mill. Thlr. in außerordent⸗ 
lichen Nothfällen zu Staatszwecken zu verpfänden. Jedoch ift der verpfändete Theil deſſelben 
ſobald ald möglich wieder einzulöien. Nur in den in $. 10515) erwähnten außerordentlichen 
Fällen, wo die Ginberufung der Stände durd die Umftände unmöglih gemacht wird, fann 
eine Verpfändung deſſelben vom König unter Berantwortlichkeit ver ihn hierbei berathenden 
Minifter auch ohne Zuftimmung ver Stände verfügt werben, und es treten alsdann bie Be: 
flimmungen des gedachten Varagrapben in Kraft.” $. 21 fügt hinzu: „Brivateigenthum des 
Könige ift alled das, mad derfelbe vor der Oelangung zum Throne bereits beſeſſen bat und mit 
dieſem Bermögen ferner erwirbt. Hat der König über dieſes Vermögen nicht disponirt, fo 
wächſt vailelbe bei feinem Ableben dem Hausfideicommiß zu. liber das Vermögen, was der 
König fonft während feiner Regierung aus irgendeinem PBrivatrechtstitel oder durd Eripar- 
niſſe an der Ginillifte erwirbt, fteht demfelben die freie Dispofition unter den Lebenden zu; bei 
feinem Ableben aber fällt e8 ebenfalls dem Hausfideicommiß anheim.“ 19) 

Ein für das Großherzogthum Sahfen: Weimar erlaffenes Gefeg vom 22. April 1833 ſirirt 
die bei Errichtung von Fideicommiſſen zu beobachtende Form. 

Das Crundgefeg für das Herzogthum Sachen = Altenburg vom Jabre 1831 hebt in $. 20 
bervor, das fürftlihe Haus befige als Privateigenthum Fideicommißkapitalien, nament: 
lich das Jofephiniihe Fideicommiß, und fügt hinzu: „In Anſehung ded Stammd und der 
Benugung diefer Kapitalien befteben beiondere Borfhriften, melde unabhängig find von einer 
zumwiberlaufenden Verfügung des jeweiligen Nutznießers.“ Das Gefeg von Jahre 1854 für 
dad Herzogthum Sadjen Meiningen bezüglich des Domänenvermögens und desjenigen Gba: 
toull= und Modialvermögend, deflen Ertrag vor dem Jahre 1849 zur Domänenfafle floh 2"), 
beitimmt in Art. 11, daß diejes Chatoull- und Alodialvermögen Eigenthum des berzoglicen 
Hauſes umd zwar, folange der Mannoſtamm diefes Sperialhaufes beſtehe, in der Eigenſchaft 
eines Familienfideicommiſſes fei. Für deffen Dauer fänden die Vorſchriften in Art. 3— 9 auch 
auf diejed Vermögen Anwendung. 

In dem Königreih Hannover wurde durd ein Gefeg von Jahre 1836 auf Erleichterung 
der Gründung von Familienfideicommiffen hingewirft. Nach dem jegigen Staatörecht deifel: 
ben?!) bilden die Föniglihen Domänen, diefe mögen aus ganzen Gütern, einzelnen Grund: 


17) Zacharia, a. a. D., ©. 160. 18) Zachariä, a. a. O., S. 179 u. 180. 

19) Rüder, Kritifche Bemerkungen zum fächfiichen Berfaflungsgefeg vom 4. Sept. 1831 (in Dr. I 
bes Müller ſchen Archive für die neueſte efehgebung alfer deutſchen Staaten, Main; 1832, &. 157, 158). 

20) Zachariä, a. a. O., ©. 567—570. 

21) Zachariä, a. a. O. Erſte Fortſetzung (Göttingen 1858), S. 106. 
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tüden, Forſten, Zinfen und Gefällen, Rechten und Geredjtigfelten, Salinen, Schlöffern: 
und andern Gebäuden und deren Inventarien (zu denen auch das in englijchen breiprocentigen 
Stoda belegte, aus Einnahmen der föniglichen Kammer erwachſene Kapital von 600000 PF. St. 
gehört) beftehen, ſowie die Regalien ein feinem Befamnitbeftande nach ſtets zu erhaltendes Fidei⸗ 
commiß, welches zugleih und ungertrennlich mit der Nachfolge in ver Regierung dem König 
anfällt, und aus deffen Einkünften die Bedürfniſſe des Königs, des königlihen Hauſes und ber 
Sandedvermwaltung zumächft beftritten werden. VBeräußerungen aus dieſem Bermögen können 
nur infolge geiegliher Beftimmungen oder wegen ihrer Nüglichfeit eintreten, vorbehaltlich des 
Tauſches gleichartiger Vermögensgegenftände. Die Veräußerung ganzer Domanialgüter oder 
bedeutender Forften ift aus bloßen Gründen der Nüglichfeit unſtatthaft. Das Äquivalent ſoll 
mit dem Fideicommißgute wieder vereinigt werden. 

Der kurheſſiſche Staat beſaß außer dem unbeweglichen Vermögen, welches nach $. 139 
des Staatsgrundgeſetzes vom —*— 1831 dem Staate angehört, auch ein anſehnliches beweg= 
lies Vermögen, beſtehend in Kapitalien, welches meiſtens durch engliſche Subſidien in der zwei- 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts erworben und auch während der Zeit der Fremdherrſchaft 
groͤßtentheils erhalten worden war. Bid zu der Zeit, da dieſer Saat berufen war, in die Reibe 
der Rechtsſtaaten zu treten, blieb die Frage offen, wem diefed Kapitalvermögen gehöre, dem 
Staate oder der fürftlichen Bamilie, refp. dem Fürften. Die Beantwortung diefer Frage erſchien 
als jehr ſchwierig, da es ihr an einer jihern Orundlage gebrad. Als nun im Jahre 1830 der 
conftituirende Landtag das Verfaffungögejeg vorbereitete, wurde ber Weg der Unterhandlung 
eingeihlagen, und es kam zu einer libereinkunft, die in Art. 140 des in allgemeiner Aner— 
fennung noch rechtsgültigen Staatögrundgefeges 22) ihren Ausdruck fand, indem ed darin heißt, 
dad Staatövermögen folle vollftändig verzeichnet und hierbei fowie bei deſſen näherer Beil: 
ftellung der Inhalt der Vereinbarungen mit zu Grunde gelegt werben, melde hinfichtlid der 

Sonderung des Staatsvermögens vom Fideicommißvermögen des fürftlihden Hauſes mit den 

Ständen getroffen feien und unter dem Schutze ver Verfaſſung ftänden. Das Nähere normirte 

das Gefeg vom Februar 1831, den furfürftlihen Hausſchatz angehend. Hiernach bildet ein 
aus dem Kapitalbeſtand ausgeichiedener Theil ald „Hausſchatz“ das Fideicommiß-Kapitalver: 
mögen des Kurhaufes. Es ift Eigenthum beffelben in jeiner Gejammtheit, während der Er— 
trag dem Kurfürften zufließt. Die Subftanz darf nicht verringert und, mit Ginfhluß des Er— 
trage, weder verpfändet noch mit Schulden belaftet werben ; fie darf nur dann in Anſpruch ge: 
nommen werben, wenn durch die Verwendung eines Theils dverfelben und unter gleihmäßigen 
angemeflenen Beiträgen aus dem Staatsſchatze erhebliche Vortheile für das mit dem Staate ver: 
fnüpfte Kurhaus gemonnen werben fünnen. Die Behörve, melde dieſen Hausihag vermalter, 
wird zwar von dem Regenten beftellt, ift aber nicht nur dieſem, jondern auch dem ganzen fürft= 
lien Haufe und den Ständen verantwortlih. Zugleid ift ein ſtändiſcher Ausfhuß, deflen 
Mitglieder vom Kurfürften auf Bräjentation der Stände ernannt werben, und welder eidlich 
zur Geheimbaltung verpflichtet ift, berufen, die Verwaltung zu überwachen und an ihr ſich zu 
betheiligen. Hiernach ift auch für einen Staatözwed Sorge getragen.??) 

Als zehn Jahre früher das ftammverwandte Großherzogtbum Heflen ich anſchickte, ich den 
conftitutionellen Staaten anzureihen, bedurfte e8 ebenfalld einer Ausfheivdung. Die Domänen 
wurden zu den Ausgaben des Staates verwendet, und wenn ihr Ertrag zu deren Beftreitung 
nicht Hinreichte, fo wurden Steuern erhoben. Für die Schulden des Staated hafteten die Do— 
mänen. Da zur Beftreitung der Bedürfniſſe des fürftlichen Haufes eine Eivillifte dienen jollte, 
io bedurfte ed der Ausſcheidung eines Iheild der Domänen, der das Gigenthum der fürft- 
lichen Familie bilden und die Givillifte tragen follte. So bildeten ih die Art. 6—8 des Ber: 
faffungsgefeges vom December 18202*): „Ein Drittheil der ſämmtlichen Domänen, nad 
dem Durchſchnittsertrage der reinen Einfünfte berechnet, wird nad der Auswahl des Groß: 
berzogs an den Staat abgegeben, um mitteld allmählichen Verkaufs zur Schuldentilgung ver: 


22) Über bie fogenannte furheffifche — —— vom 13. April 1852 in der entſprechenden 
Beziehung f. Zahariä, a. a. D., ©. 377 u 
23) Murhard, Die fuchefftiche Berfafungeurtunde (Kaſſel 1835), Abth. I, S. 533— 537. 
> Flaret, Darftellung der Berhandlungen der Ständeverfammlung bes Broßherzogthums Heilen 
in den Fahren 1820 und 1821 (Gießen 1822), ©. 87, 88, 109—111. Meif, Syftem des Berfaflungss 
techts des Großherzogthums Heſſen (Darmſtadt 1837), $. 56, ©. 191— 193, 94° 
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wendet zu werden. Die übrigen zwei Drittheile bilden das [huldenfreie unveräußerliche Fami— 
lieneigenthbum des großberzoglihen Haufed. Die Einkünfte dieſes Familienguts, worüber 
eine befondere Berechnung geführt wird, jollen jevoh in dem Budget aufgeführt und zur den 
Staatsausgaben verwendet werben; die zu den Bedürfniſſen des großherzoglichen Hauſes und 
Hofes erforderlihen Summen find aber darauf vorzugsweiſe radicirt, und ohne ſtändiſche Ein— 
willigung fol aud von dieſem Familiengut nichts verhnpotheeirt werden. Bei fünftigen 
Erwerbungen wird nah den Rechtstiteln ded Erwerbs feflgefegt werden, ob jie zu dem 
Staatd= oder dem Familienvermögen gehören.‘ Auf dem Landtage des Jahres 1330 ſtellte 
ver Graf von Lehrbah in der Zweiten Kammer ven Antrag, jene zwei Drittbeile der Do- 
mänen dem Großherzog zur freien Verwaltung, unter Vorbehalt der Unveräußerlichkeit, ſtatt 
der bisherigen Givillifte zu überlaflen. Diefer Antrag wurde aber von der Kammer einflimmig 
verworfen. Auf den außerorbentlihen Landtage ftellte im Januar 1851 der Abgeoronete 
Hofmann, fi darauf beziehend, daß die deutſchen Grundrechte, welde die Aufhebung der Fami— 
lienfidveicommiffe verorbneten, verbindend feien und dafür noch nichts geſchehen ſei, den Antrag, 
die Regierung zu erſuchen, einen die Modalitäten der Aufhebung regeluden Gejegentwurf vor— 
zulegen. Der begutachtende Ausſchuß erklärte ih in feiner Mehrheit gegen den Antrag, ver: 
fannte aber auch auf der andern Seite nicht, „Daß das unbeſchränkte Recht, ſolche Stiftungen zu 
errichten und zu vermehren, in jpeciellen Fällen zu großen Nachtheilen führen kann, und vie 
Gejeggebung fo berechtigt als verpflichtet ift, denselben möglichft zu begegnen‘, ſowie er ferner 
anerfannte, daß ed „im allgemeinen vortheilbaft ift, wenn ji dad Grundeigenthum im freien 
Verkehr befindet, daher die Gefeggebung die vertragsmäßige Aufhebung der Fideicommiſſe er: 
leichtern fol”, und flug vor, auf Vorlegung eines Gejegentwurfs hinzuwirken, der darauf 
berechnet jei, diefe Aufhebung zu erleihtern und dem Nachtheil zu begegnen, welder mit der allzu 
großen Anhäufung des Grundbeliges in einer Hand verbunden jein fünne. Die Kammer fahte 
einen Zwiſchenbeſchluß, darauf berechnet, fich darüber zu unterrichten, in melden Umfang jolde 
Fideicommiſſe in den beiden Provinzen dieffeit des Rhein beftänden. Einen definitiven Er: 
folg hatte der Antrag nicht ; Die Zeit war ihm ganz ungünftig geworben. Entgegengejegte Ten: 
denzen hatten fich geltend gemacht und brachten auf dent folgenden Landtage einen Gefegentwurf 
zur Vorlage, wonach „das althergebradhte, in Deutihland niemals verdrängte Inftitut der Fa— 
milienfiveicommifle zweckmäßig zu organifiren und allgemein zugänglich zu machen“ fei, zumal 
da es „ohnehin für einen Theil der Staatdangehörigen eine ftaatsrehtlihe Grundlage‘ babe. 
Die Majorität des Ausichufled der Zweiten Kammer, auch davon ausgehend, daß das Inſtitut 
in dem größten Theile des Landes feit Jahrhunderten eingebürgert jei, beantragte die Annahme 
des Geſetzentwurfs, während die Minderheit veflelben, namentlich nicht zugebend, „daß die 
Theilbarkeit des Grundeigenthums deſſen Zerfplitterung in einem der Bewirthſchaftung nach— 
heiligen Maße zur Folge habe‘, deſſen Ablehnung vorfhlug. Das rheinheſſiſche Mitglied des 
Ausſchuſſes machte noch den befondern Grund geltend, daß der Gefegentwurf mit den bejon: 
ders garantirten Grundlagen der rheinheſſiſchen Rechtsgeſetzgebung im Widerſpruch ftebe, 
namentlich gegen das in Art. 896 des bürgerlihen Geſetzbuchs ausgeſprochene Verbot ver 
Subflitutionen und gegen das von Art. 745 getragene Princip der gleihen Erbfolge ver 
Nachkommen gerichtet fei.2?) Nach einer ausführlihen Berathung wurde der Gejegentwurf 
mit 25 Stimmen gegen 20 angenommen. Baft alle Abgeorbneten der Vrovinz Rhein— 
heilen gehörten zu diefer anfehnlihen Minderheit. Da aud vie Erfte Kammer, befonderes Ge: 
wicht legend auf „die Kräftigung des conjervativen Principe, als deſſen Träger vorzugsweiſe 
der große Grundbefig, diefes erhaltende Element des geſammten Staatdorganismus”’, zu er: 
kennen fei, ſich für den Geſetzentwurf entichied, jo kam es zu jenen bereit oben gedachten Ge— 
fege vom 13. Sept. 1858 , dem fi dad analoge Gejeg vom 11. deſſelben Monats wegen ber 
landwirthſchaftlichen Erbgüter zur Seite flellte. 

Im fahlihen Zufammenhang mit diefen Erzeugniffen der Geſetzgebung fteht ein gleichzeitig 
erlaffenes Geſetz. Gegenüber den biöherigen dem Art. 14 der Bundesacte entſprechenden 
Rechtszuſtänden 26) verfügte Art. 2 des Geſetzes vom Auguft 1848, die Verhältniffe ver 
Standesherren und adelihen Gerichtsherren angehend: „Familienverträge der Standeäberren 
und Verfügungen derſelben über ihre Oüter und Bamilienverhältniffe, die fünftig errichtet wer: 
den, jind nad) den für andere Staatsangehörige beſtehenden allgemeinen Geſetzen zu beurtheilen. 

25) Rive, Über die Aufhebung der Rideicommiffe ale Folge der Einführung der franzöftfchen Civil 
geſetzgebung (Köln 1822). 26) Weis, a. a. O., 8.83, ©, 288, 
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Die beftebenden Beftimmungen der Art bleiben beſtehen, bis im Wege ver Geſetzgebung eine 
Abänderung derfelben erfolgt” u.j.m.?2”) Dagegen heißt es in Art. 10 des Geſetzes vom 18. Juli 
1858 wegen der Rechtsverhältniſſe der Standesherren, melches diefe theilweife in ven vorigen 
Stand wieder einfegte: „Die noch beftehenden Kamilienverträge der Standesherren werden 
nad den Grundſätzen ber frühern deutfchen Verfaſſung aufrecht erhalten, und ed wird ihnen die 
Befugniß zugefihert, über ihre Güter und Kamilienverhältniffe verbindliche Verfügungen zu 
treffen, welche und vorgelegt werden müflen. Unſere Beftätigung ift zwar zur Gültigkeit folder 
Familienverträge und Verfügungen nicht erforderlich, allein unfere Gerichte fünnen auf den 
Inhalt künftiger Bamilienverträge nur alddann erkennen, wenn folde zu unferer und unfer& 
Juftizminifteriums Kenntniß bereitö gebracht und, infofern es fi dabei von Rechten und Ver— 
binvlihfeiten dritter Perfonen handelt, von diefer unjerer oberſten Landesſtelle öffentlich be— 
fannt gemacht worden ſind“ u. |. w. 

Auch das Staatögrundgeleg für das Großherzogthum Baden überläßt den Ertrag der Do— 
mänen, obgleich jte „nad allgemein anerkannten Grundiägen des Staats- und Fürſtenrechts 
unftreitiges Patrimonialgut des Regenten und feiner Familie find‘, dem Staate zur Beftreitung 
der Staatslaſten, mit dem Vorbehalt, daß darauf namentli die Civilliſte radicirt ift.29) Das 
Landrecht handelt in einem befondern Kapitel vom FamilieneigenthHum over Stammgut, als 
welches „vasjenige Vermögen, welches zur Erhaltung eines Namend und Stammes gefeßmäßig 
ausgeſchieden iſt“, bezeichnet wird. 29) 

Bald nad der Erlaffung des Verfaffungsgefeges für dad Herzogthum Naſſau vom Sep⸗ 
tember 1814 erklärte die Regierung die Domänen für Patrimonialeigenthum des fürſtlichen 
Hauſes, während die Proclamation vom 5. März 1848 ſie für Staatseigenthum erklärte. 
Später wurde eine Vereinbarung mit den Ständen dahin getroffen, daß auf dem Ertrage zu— 
nächſt der ftandedmäßige Unterhalt des Herzogs und der fürftlichen Familie hafte.3%) Noch fyä= ' 
ter fam ed zu einem modifieirenden Abfonmen, 

Rad $. 19 des Landesgrundgeleges für das Fürftenthum Schwarzburg-Sondershauſen 
vom Jahre 1857 bildet das Kammergut ein immerwährendes, nad) der Regierungsfolge fort— 
erbendes Fideicommiß des fürftlihen Haufes, das, unbefhadet nothwendiger oder nützlicher 
Veränderungen mit einzelnen Beftandtheilen, feinem Werthe nach unverändert erhalten wer= 
den muß.39) 

Die Verfaflungsurfunde für das Großherzogthum Oldenburg von November 1852 ver- 
orbnet in Art. 213: „Lehnsverband, Bamilienfideicommiffe und Stammgüter bleiben aufge- 

hoben.” (Dort hatte ein Geſetz vom März 1814 die befondere Erbfolge in Zehn: und Fidei— 
commißgüter Hergeftellt.) Ebenfo unterfagt $. 49 des Landesverfaſſungsgeſetzes für das Her: 
zogthum Anhalt: Bernburg von Jahre 1850 namentlih die Stiftung von Yamilienfivei= 
commiſſen unter dem Zufage, daß die beftebenden durch gefegliche Anoronung in freies Ei— 
genthum verwandelt werben follen, und mic der Beichränfung, daß das Familienfideicommiß 
des fürftlihen Hauſes und Familienſtiftung ausgenommen fei.32) 

, Auf dem Gebiete ver Gejeggebungepolitif bewegte ſich ſchon feit vielen Jahren ein lebhafter 
Streit darüber, ob ſich das Inftitut des Bamilienfideicommiffes der Geſetzgebung empfehle, oder 
ob fie es verwerfen folle. Der franzöfifhe Nationaldfonom Say tft, hauptfädhlich aus den 
Gründen feiner Wiſſenſchaft, ein entihiedener Gegner deffelben, indem er fich dabei auf die Au— 
torität von Siemondi und Adam Smith bezieht. 33) Als ein Mittel, der zu ungleichen Verthei— 
lung und zu großen Gonfolidirung ded Bodens entgegenzuwirfen, bezeichnet Schmirhenner im 
erften Bande feines „Grundriß der politifchen und Hiftorifchen Wiflenfchaften” (Giefen 1830) 
namentlich die Aufhebung der Fideicommiffe. Weſentlich in gleichem Sinne hat ſich Mohl in 
jeinem Werke „Die —— nach den Grundſätzen des Rechtöſtaats“ (zweite Auflage, 


27) Buchner, Das Großherzogthum Heſſen in feiner politifchen und focialen Entwidelung vom 
Herbft 1847 bis zum Herbſt 1850 (Darmſtadt 1850), ©. 82, 28) Zachariä, a. a. O., ©. 338. 

29) Das badiſche Landrecht (Karlsruhe 1840), ©. 133—137. Thilo, Das frangöfifche Girigeene 
buch und ei u. ſ. w. Für das Großherzogthum Baden bearbeitet (Karlsruhe 1838), I 
32-354. 30) Zachariä, a. a. O. ©. 757 u. 758. 

31) Zacharia, a.a. O. Erite Fortfegung, &. 206. 

32) Zachariä, a. a. O., ©. 937, 966. Vgl. noch im allgemeinen defien Stante = und Bundesrecht 
(weite Aufiage, 1854), II, 440 u. 441. 

33) Say, Ausführliche Darflellung der Natienalöfonomie. Aus dem Brunzöflichen der fünften 
Ausgabe überfegt u. 1. w. (Heidelberg 1830), I1, 448—451. 
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Tübingen 1844), Bol, F. 114ausgeſprochen. Freunde hat das Juſtitut in neuerer Zeit mehrfach 
gefunden, beſonders ſeit der Zeit, da die ausden Berathungen der Nationalverfammlung hervor: 
gegangene Reichsverfaſſung aud den $. 170 hinausgegeben hatte, welder da lautet: „Die Fami— 
lienfiveicommifle find aufgehoben. Die Art und Bedingungen der Aufbebung beſtimmt die Geſetz 
gebung der einzelnen Staaten. Uber die Familienfideicommiſſe der regierenden fürftlihen Häu— 
fer bleiben die Beftimmungen den Randesgefeggebungen vorbehalten.‘ 24) Zu den erflärtejten 
und beredteften Bertheidigern des Familienſideicommiſſes gehört ein ausgezeichneter Xebrer des 
vaterländifchen Rechts, Gerber, der es in einem Beitrage zum erften Bande der von ihm und 
Ihering herausgegebenen „Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen Römiihen und deutſchen 
Privatrechts“ (Jena 1857): „Zur Lehre vom deusihen Fideicommiß“ 20), verherrlicht hat, mei- 
nend, jein Reiz liege vor allem darin, „daß es einen höchſt eigenthümlichen Gedanken von fitt: 
licher und gejellfhaftliher Berechtigung zur Geltung bringe, jodann aber auch in der Art und 
Weiſe, wie ed jenen Gedanken dur eine völlig entſprechende Structur zu realiſiren“ mille. 
Dem geiftreihen Verfaſſer eriheint das Recht des Yamilienfiveicommiffes ald eine Forderung 
der privatrechtliden Freiheit, jowie fie jih als der Ausdruck des jüttlihen Denkens der neuern 
‚germanischen Welt kundgebe. Zu Grunde liege die Sehnſucht, inmitten des ewigen Wechſels 
der Dinge die Wirkung feines Cinzeldafeind durd einen Act der Liebe auch für kommende Ge: 
ſchlechter bedeutungẽvoll zu erhalten. Das Familienfidveicommiß trage den Bedanfen ver Stif: 
tung in ſich, es fei felbft ver Träger ver Individualität ver Familie in ver Gefhichte. Wenn ed 
ein jittlicher Vortheil fei, daß die wechfelnden Generationen einer Familie ih ihres Zufammen: 
hangs im Denken und Handeln bewußt jeien, jo könne diejer durch nicht beſſer als durch dieſes 
Juſtitut erreicht werden, weldyes dem Bejiger zugleich einen Beruf zuiwende und eine eigenthüm⸗ 
liche Form des jegt jo wichtig befundenen Princips der Socialität varjtelle, indem e3 die ergän- 
jende Gemeinſchaft der Generationen einer Familie organiiire. 

Die Geſetzgebung der jüngften Jahre hat ji, befonderd um ber weitern Zeritüdelung 
des Grundeigenthums, in welcher fie einen Krebeſchaden erblidt, entgegenzumirfen,, dem In: 
flitut zugemwendet.?6) Gerber betradtet a. a. O. ſchließlich diefe „particularrechtlichen Feſt⸗ 
jegungen der neueften Zeit‘‘, indem er jie würdigt, und bemerkt: „Im ganzen wollen fie dieſelben 
Vefultate, welche wir für unfer Inftitut gewonnen haben. Charafteriftiich aber if für fie, daß 
ite dieſe nicht als die Gonfequenzen eines innerlich jelbitändigen, auf eigenthümlihem Boden 
ſtehenden geſchloſſenen Ganzen hinſtellen, jondern durch die mechanische Hülfe fremder und nur 
äußerlich herbeigezogener Kräfte zu erzielen ſtreben. Im dieſem Beftreben gebt die einfache juri: 
ftifhe Natur des Inſtituts verloren, ed wird zu einer fünftlihen Compoſition der verihiedenen 
Mittel, die freilih in ihrer Geſammtheit demſelben Zwede dienen.‘ Ob diefer Zwei erreicht 
wird, haben Verftändige jofort bezweifelt und hat die Zufunft zu beantworten. Aber ſchon jet 
ſcheint eine Reaction gegen ein Gebilde der Zeit der Neaction 7), die zur Vergangenheit zu 
werben begonnen bat, im Anzuge zu jein. Bh. Bopp. 

Filangieri (Gaetano), geboren zu Neapel 18. Aug. 1752, gehört einem der berühmte: 
ften und älteften Geſchlechter Italiend an. Sein Bater war Gejare, Fürft von Arianiello, und 
feine Mutter Marianna Diontalto, aus dem Haufe der Herzoge von Fraginte. Durch gründ: 
liche Genealogen wird jeine Abkunft von einem der Gefährten Roger’s, eines Führers der Nor: 
mannen, die Sicilien erobert und dajelbit eine neue Monardie gegründet haben, abgeleitet. 
Ein Spröfling diefer normannifhen Helden war, wie verjihert wird, Nugerius, aus dem ſich 
der Name F. gebildet haben fol. Wir gedenken in eine Unterſuchung diefed ernften und wid: 
tigen Gegenftanded um jo weniger einzugeben, da von dem ganzen berühmten und alten Ge— 
ſchlechte F. der Erinnerung und der Geichichte wenig mehr geblieben ift ald unjer Gaetano, der 


34) Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen der Deutfchen Nationalverfanmiung, IV, 
25892551, 2558—2571; VI, 4283— 4292. 

35) Bal. auch defien Beitrag zu Br. I: Die Familienftiftung in der Function des Familienſidei⸗ 
commiſſes. 

36) Bol. den Beitrag zu Heft 2 des Jahrgangs 1858 der Deutſchen Vierteljahrsichrift: Fideicom⸗ 
miffe, Grbgüter, a Der Derfaffer erachtet „Die Agitation gegen die Errichtung fol: 
her Inftitute für eine fünftliche‘‘ und meint optimiftiich, eine zufriedene Bevölferung werde ihnen 
einft das Wort reden. 

37) Grenzboten, Jahrg. 1858, II, 41—47 (Betrachtung der Schrift von Lette, Die Vertbeilung 
des Grundeigenthums im Zufammenhange mit der Gefchichte, dir Gefepgebung und den Boiksju: 
ftänden, Berlin 1858). 
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feinen Auf allein feinem jhönen Talent und dem edeln Gebraude, den er davon gemacht, zu 
verdanken hut, Da er der dritte Sohn der Familie war, und der Erfigeborene die Rechte und 
Güter derjelben erbte, jo konnte er nur zwiſchen dem Stande eines Geiftlihen oder eines Sol: 
daten wählen, um die Ausſicht auf eine ſtandesmäßige Verforgung zu gewinnen. Die Altern 
jogen für den Sohn den legtern vor, und ſchon im iebenten Jahre erhielt er die Stelle eines 
Fähnrichs. Erziehung und Unterricht des Knaben war auf feine fünftige Beſtimmung bes 
rechnet und forderte Darum, nach den Anjichten und Begriffen jeiner Zeit und feines Landes, 
weder große Sorgfalt noch beiondere Anftrengung. Gin Hauslehrer, nah dem Schlage fol- 
Ger Leute, die ſich dieſem Geſchäfte zu widmen pflegten und zu dem Gejinde zäbleen, follte 
ihm die lateinifche Grammatik beibringen, um ihn zu den claſſiſchen Studien, wie jie gerade 
getrieben wurden, vorzubereiten. Der Junge ward bald der pedantiſchen Lehre wie des pedan— 
tiihen Zehrers herzlich müde und fünımerte jih um beide wenig. Das ſah mar, wie natürlich, 
ald ein Zeichen jeiner Unfübigfeit an und gab die Hoffnung auf, ihn braudbar auszubilden. 
Eines Tags indep, da ein älterer Bruder Unterricht in der Mathematik erhielt und einen Sag 
Euklid's zu beweiſen beihäftigt war, unterbrad) ihn der Kleine, wied ihm einen Fehler nach 
und brachte ihn auf den rechten Weg. 

Das fiel auf, weil er nie Unterricht in dieſer Wiſſenſchaft erhalten hatte, und man fam auf 
die Vermuthung, er möge doch nicht ohne Anlagen jein, und man habe nur die geeigneten Mittel 
nicht gewählt, jie zu entwideln. Jetzt ward er mit Mathematik beihäfrigt, doch nad) der ers 
teilten Vorſchrift nur jo weit, als fie den für ihn gewählten Stande dienen konnte. Dieje 
Beihränfung misfiel ihm jehr, und faft hätte die Mathematik mit der lateinifhen Grammatik 
daffelbe Los getheilt. Ju vierzehnten Jahre indeilen mußte er feinen Dienft antreten, und jeine 
Lebensweije und die Verhältniffe, in denen er jih bewegte, geftalteten ſich nun anders. Unger 
nehme Zeritreuungen, leichtiinnige Jugenpftreiche, zu denen ein müßiges Leben leicht verführt, 
das Beijpiel jeiner Kameraden, die jeden Ernſt und alle Beſchäftigung mit wiſſenſchaftlichen 
Grgenftänden durchaus nicht ſtandesmäßig fanden , verjuchten den jungen F., und ed ward ihm 
als eine Lächerliche Sonderbarkeit vorgeworfen, daß fein Streben weiter gebe, als ein liebens- 
würdiger Taugenichts zu jein. Es liegt ein ehrenvolles Zeugniß für feine beſſere, edlere Natur 
in dem abgejchloffenen Leben, das er führte, einzig zu dem Zwede, ſich ſelbſt zu bilden, um 
wohlthätig wirken zu fönnen zum Beten von jeineögleihen. Die Muße, welche ihm der Mi- 
litärdienjt ließ, verwendere er auf ernfte Studien, Ihn beichäftigte vorzüglich der Zuftand ber 
bürgerlichen Geſellſchaft, von dem jein Vaterland ihm ein trauriges Bild zeigte. Die Moral, 
die. Bolitif, die Gejeggebung und Staatswirthſchaft wurden jeine Lieblingsbeſchäftigungen, 
denen er fi immermehr ergab; und da jein Dienft ihn von venfelben zu ſehr abzog und zer= 
freute, jo faßte er den Entſchluß, dem Stande, zu dem man ihn gegen feine Neigung beftimmt 
hatte, zum Berpruffe feiner Familie, zu entiagen und einzig den Berufe gu leben, ven er ald ven 
feinigen erfannte. Gr zählte damals erſt 17 Jahre; aber was er feſt beichloilen, warb beharr⸗ 
lich ausgeführt. Die Alten vorzüglich zogen ihn mit ihren verwandten Geifte an und er lebte 
nur noch in Öriehenland und Rom. Die großen Mufter, die fie ihm in ver Beredſamkeit und 
Geſchichte boten, erfüllten jein jugendliches Gemüth mit Begeifterung. Von den ernften Ta- 
eitus vor andern fühlte er jich befreundet angejprochen. In den „Annalen deſſelben glaubte er 
feine eigene Zeit wiederzufinden: die Verbrechen und Laſter der Willtür und die Erniedrigung 
und Das Elend der ihr unterworfenen Sflaven. Er überfegte mehrere Bücher des vorzüglichen 
Werks und einige Reden des Demofthened. Er bewunderte Platon und fand in defien „Republik 
und der Abhandlung über die Gejege wahre Mufler ver bürgerlichen Geſellſchaft in ihrer böd- 
fen Vollkommenheit. Doc entging ihm, jelbft in feiner Begeiſterung, die Bemerkung nit, 
daB für ſolche Muster die Menſchen des Tacitus, in denen er die jeiner Zeit wiederzuerfennen 
glaubte, nicht recht pafien möchten. Ariftoteles ſchien ihn der gemeinen Wirklichkeit naher zu 
fommen, weil er Berfallungen, Staaten und Menichen nahm, wie fie Die Geihichte gab, un 
ipre Vorzüge und Gebrechen enzwidelte und zufanımenftellte. F. machte jich einen gedrängten 
Auszug aus den ſtaatswiſſenſchaftlichen Schriften dieſes Weifen, den er „Bolitiihe Aphoris: 
men“ nannte. Gr fühlte und begriff, daß die Ideale, welche ein hoher Geift ſchafft und ein 
edles Gemüth mit Liebe in ih aufnimmt, darum nicht gerade das Ziel des gewöhnlichen Le— 
bens find, und dag, wer für vie Menſchheit mit Erfolg wirken will, Unmögliches nicht ver: 
fuchen darf. Den erſten und weſentlichen Grund des Verderbens feiner Zeitgenoflen glaubte er 
in dem ſchlechten Zuftande der Erziehung und des Unterrichts zu finden, und gewiß mit Necht. 
Nur ift zu bedenken, daß diefer Zuftand der Erziehung und des Unterrichts mit dem Zuftande 
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der Geſellſchaft überhaupt, mit dem Charakter der Regierung, dem Geifte oder der Geiftlofig: 
keit der Berfaflung und Verwaltung innig zufammenhängt und zum Theil ald eine Folge davon 
betrachtet werden muß. Mit diefem wichtigen Gegenſtande beichäftigt, entichloß er Äh, ein Wert 
über die Öffentliche und Brivaterziehung zu fhreiben und einen Entwurf derfelben vorzulegen, 
In der Überzeugung indeß, daß ein jolder Entwurf nur durd die Negierungen felbit oder 
wenigſtens mit ihrer Billigung zur Ausführung fommen könne, hielt er es für nöthig, feine 
wohlthätige Neform mit den Kürften anzufangen, und zu diefem Ende arbeitete er an einer 
Schrift: „Die Moral der Fürften, auf die Natur und die gefellichaftlihe Ordnung gegründet.” 
63 herrſcht in dem ganzen Streben dieies jungen Mannes ein Wohlwollen und eine Gutmü- 
thigfeit, denen man feine billigende Achtung ihenfen muß, wenn man auch einem zmeifelnden 
xächeln nicht widerftehen kann. 

Dieſes philantropifche Treiben ohne Zweck, dieſes müßige Forſchen ohne Ausficht und Zu: 
funft, wie ed die Altern nahmen, miöfiel ihnen fehr und fie drangen in F., ſich einen Stand zu 
wählen, der ihm ein der Würde feines Geſchlechts angemeſſenes Leben fihere. Gr gab den 
dringenden Borftellungen nah und warb in feinem zweiundzwangigften Jahre Advocat. Die 
neue Laufbahn, die er ſich gewählt, entfprad aber jeinen Erwartungen auf feine Weite. Die 
Rechtswiſſenſchaft, wie fie praktiſch betrieben ward, befand ſich in Italien und beſonders in 
Neapel in einem beklagenswerthen Zuftande. Site fhien weniger den Zwed zu haben, ein tedt: 
lies Verhältniß zu begründen, Verfonen und Eigenthum zu fihern, als den Mechtägelehrten 
und Advocaten ein reichliches Einfommen zu verfchaffen. Gin redliher Mann vom Fadhe, Lodo⸗ 
vico Muratori, war gegen die zahllofen Misbräuche, die in der Verwaltung der Geretigfeit 
herrſchten, aufgetreten und hatte die Nothwendigkeit einer Reform verielben gezeigt. Selbft 
das Minifterium, an deſſen Spige ein aufgeflärter und mohlgefinuter Mann, der Narquis 
Tanucci, ſtand, erfannte die jhreienden Misbräuche und wollte wenigftens den gefährliäften 
begegnen. Unter benjelben nahm die Willkür ver Gerichte die erfte Stelle ein, die ſich vie Be: 
fugniß zuſchrieben, die Gefege nad) ihrer Einſicht oder ihrem Gutdünken zu deuten und zuer: 
klären. So trat an die Stelle des Geſetzes die Laune, der Eigenfinn, das Wohlwollen over die 
Abneigung ded Richter. Tanucei fegte eine Verordnung durch, der zufolge jedem Artheile dir 
Entſcheidungsgründe nad den beftehenden Gefegen beigefügt werden follten. Im Falle aber 
ein Gefeg nicht deutlich und beftimmt wäre oder gänzlich fehlte, war den Gerichten vorgeihrie: 
ben, ſich um eine gültige Erklärung oder eine Verordnung, die das Geſetz ergänze, an den König 
jelbft zu wenden. Sogleich erhob id der ganze Schwarm der Richter, Advocaten und übrigen 
Angeftellten,, die in den beftehenden Misbräuden ihren Vortheil fanden, gegen den gefährliden 
Neuerer, der den hergebrachten wahren Glauben durch feine ketzeriſchen Lehren und Voriäläge 
zu verdrängen ſuchte. Man gab ver Gewalt zu verftehen, wie wenig e8 im ihrem Intereftt ſei, 
auf Berbefferungsvorfhläge einzugehen, mit denen Misvergnügte die löbliche angeerbte Did⸗ 
nung untergraben und erſchüttern würden. Von dem eigenen Nachtheile, der allein ihre Br: 
jorgniffe erregte, war natürlich nicht vie Rede, ſondern nur von dem Wohle des Staatel, det 
ihnen fehr am ‚Herzen lag und auf das bevenflichfte gefährdet warb, wenn man ein ungemift? 
Neues leihtfertig an die Stelle des erprobten Alten fege. F. erbitterte die Lüge und Heuheri 
jeiner Standeögenoffen und in feinem Unmuthe gab er unter dem Titel „‚Reflezzioni polifiche 
sulle ultima lege del sovrano, che riguarda la riforma all’ administrazione della giustizia” 
(1774) eine Eleine Schrift heraus, welche diefen Gegenftand behandelte. Es mar fein erflr 
Verſuch, den er dem Publitum mittheilte, von welchem er mit Beifall aufgenommen wart. Dre 
eutſchiedener ſprach ſich die Misbilligung feiner Collegen und der Gerichte aus, die eine Reform 
ver Gerechtigkeitspflege nicht in ihrem Gefhmade fanden; und F., dem feine Stellung zu vr: 
felben immer läftiger wurde, entfagte einem Stande, in welchem er feinen rechten Beruf miebet 
nicht gefunden hatte, und kehrte zu feinen frühen Studien zurüd. Diefelbe Verlegenbeit, N 
felbe Klage der getäufchten Bamilie. Der Obeim des jungen Mannes, aus dem man niße! 
machen konnte, Seraphim F., Erzbiſchof von Neapel, glaubte endlich einfchreiten zu mühe, 
um ben misrathenen Neffen aus der verächtlichen Verborgenheit zu ziehen, die jeiner Geburt, 
des Ruhms feines Gefchlehts und des Namens feiner Ahnen fo unwürdig mar. Es gelang 
ihm, den nahen Verwandten, an deſſen Zufunft er jo großen Antheilnahm, für feine Antiet 
zu gewinnen, und unjer Gaetano erhielt (1777) eine Anftellung am Hofe, ward zum Kammer: 
beren des Königs befördert und zum Offizier der Königlichen Freiwilligen der Marine ernannt. 
Der Menih aber blieb bei allem Wechſei der Werhältniffe und Lagen derſelbe jept am get 
wie vorher bei dem Regimente und in dem Gerichtsjaal. Als Kammerbert und in feinen 
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übrigen Dienfte ſah er fih mit Arbeiten eben nicht überladen, und die müßigen Stunden, bie 
feine Amts- und Standesgenoflen in Langmeile oder mit langweiligen over ſchädlichen Zer— 
fireuungen zubrachten, widmete er feinen Lieblingäftubien, denen man ihn zu feinem Verdruſſe 
entriffen hatte. Unter ſolchen Umftänden begann er dad Werk, dem er feinen glänzenden Ruf 
and die hohe Achtung und Verehrung verdanft, mit der man in der ganzen gebildeten Welt 
feinen Namen nennt: „La scienza della legislazione”. Er benugte zu demfelben jeine frü= 
bern Arbeiten, die nicht vollendet worden oder wenigftend nicht int Drucke erfchienen waren. 
Die zwei erften Bücher gab er 1780 und das dritte, in zwei Bänden, drei Jahre fpäter heraus. 
Fand der Verfaſſer Anerfennung, Theilnahme und felbft Bewunderung, fo fehlte e8 ihm da— 
gegen auch nit an Gegnern, Tadlern und Feinden, die fih bemübten, fein Streben zu verdäch— 
tigen und bie Bortjegung des Werks zu verhindern. Die Verehrer der guten alten Zeit der Feu— 
dalherrfhaft und des Aberglaubens Tiefen es nicht an Verfuchen fehlen, ihm das Leben zu ver: 
bittern und fein Wirfen der Regierung als ftaatögefährlich varzuftellen; fo wurde aud fein Werf 
auf den Index librorum prohibitorum gefegt. F. aber verfolgte unverproffen und beharrlich 
feinen Weg und zog fh, um die Arbeit in Ruhe zu vollenden, auf das Land zurüd. Daß vierte 
Bub erihien 1785 in drei Bänden. Die Zahl feiner Feinde wuchs mit der Zahl der Bände 
feines Werks, aber and die feiner Freunde und Verehrer warb größer. Seine Gegner ſelbſt, 
wenn fie ed jonft nur ehrlich meinten, konnten den Inhalt des Buche, wol auch die Art der Bes 
handlung deifelben radeln, aber in feinem Kalle die wohlwollende Abficht, die menfchenfreund- 
liche Gefinnung , das Streben nad Recht und Wahrheit verfennen. Auch fanden diefe Vorzüge 
Anerkennung und Beifall, felbft in Kreifen, wo man fie faum erwartet hätte. Der König zeich— 
nete den Berfafler aus und ſchenkte ihm feine Gunft, der er hohe Stellen (er warb 1787 
Rath im Binanzminifterium) und ein reiches Einkommen verdanfte. 

Die Anftrengung, mit welder F. an feiner „Wiſſenſchaft der Geſetzgebung“ arbeitete, ſodaß 
er ih weder Erholung noch Ruhe gönnte, wirfte nachtheilig auf feine Geſundheit; aber obgleich 
fein Zuftand mit jedem Tage bedenklicher wurde, jo war er doch von feinem Lieblingdgegen: 
Rande nicht zu trennen. Selbſt ver Gedanke an den Tod weckte in ihm nur die Beſorgniß, daß 
er ibn überrafhen möge, che das Werf vollendet fer, und deſto eifriger befchäftigte er fich mit 
demſelben. Und doch blieb ed unvollenvet. Der zmeite Theil des fünften Buchs war faum an— 
gefangen , als der Verfaffer am 21. Juli 1788 in feinem ſechsunddreißigſten Jahre ftarb. 

Das ihn überlebenne Werk, welches praftiih beveutender als die halb genialen, halb 
fragenbaften Lucubrationen feines Landsmanns Bico und wiſſenſchaftlich tiefer mar als die 
Schriften Beccaria's und aud noch heutzutage von den Italienern al® einer der reichften 
Schätze ihrer politiſchen Literatur hochgehalten wird, zerfällt in fünf Bücher, wovon das legte 
jedoch erſt nach dem Tode des Verfaflerd und auch nur als Bruchſtück (es fehlen 19 Kapitel) ver— 
Öffentliht wurde. Seinen Gedanfen gibt ganz ein „Piano ragionato dell’ opera” (ed. Class. 
ital., Mailand 1822,1,15 fg.)an. Ausgehend davon, daß Erhaltung und Ruhe die Grundprin— 
eipien wie des ftaatlihen Gemeinweſens, jo auch ver Wiffenichaft der Geſetzgebung find, merben 
im erften Buche die allgemeinen Regeln dieſer Wiffenfhaft behandelt. Das Verhältniß den 
abſoluten und relativen Vortrefflichfeit von Gefegen, die Art und Weife der Codification, Eir: 
Aus von Charakter und Lebensweiſe ver Völfer, von den Eigenthümlichkeiten des Klimas und 
Landes werden bejonders hervorgehoben. Im zweiten Bude treffen wir auf die politifhen und 
öfonomiihen Gefege, d. h. die Gefege, welche das politifche und Wirthſchaftsleben betreffen, 
De Bevölkerung und den Nationalreihthun zum Gegenftande haben. Durch fie kommt der 
Staat der erften feiner Hauptpflichten, der Erhaltung nad. Mit den künſtlichen Mitteln der 
Benölferungsfteigerung ift der Berfaffer unzufrieden; er ſieht mehr auf die Hebung der Hinz 
derniffe im Gebiete der Gütervertheilung. Gegen das Zuvielregieren findet ſich hier manche für 
die Damalige Zeit und den allgemeinen Standpunkt des Verfaſſers, der doch im ganzen ber des 
aufgeflärten Staatsdespotismus mir ariftofratifher Temperirung ift, höchſt anerkennungs— 
werthe Bemerkung, und mit Recht hat die Sammlung der italienifhen Economisti noch in 
neuerer Zeit diefe Theile aus dem Fe'ſchen Gefammtwerfe aufgenommen. Das dritte Bud) ent= 
hält die Griminalgejeggebung , wodurch der Staat für die zweite Hauptpflicht, Die Ruhe, ſorgt. 
Man weiß, daß diefer Gegenſtand damals auf der europäifchen Tagesordnung war, deshalb 
darf die Ausführlichkeit, womit diejer Theil behandelt wird, ebenſo wenig verwundern al& bie 
Annahme, daß er befonderd dem ganzen MWerfe' die allgemeine Anerfennung verfhaflte. Der 
Etrafproceh wird vor den Grundſätzen des materiellen Strafrechts behandelt; beſonders ausge— 
zeichnet ift der Verſuch, eine neue gefegliche Beweistheorie aufzuftellen. Sonſt macht ſich auch 
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bier der Hauptmangel, 8.8 Unbekanntſchaft mit den Einzelheiten fremder Geſetzgebungen und 
Ginrihtungen, bemerkbar. Der allgemeine Geiihtöpunft ift der Beccaria's. Im vierten 
Buche werden die Die Erziehung, die Sitten und den Öffentlichen Unterricht betreffenden Geſetze 
behandelt. Während die Griminalgefege dem Later wehren, jollen dieje Die Tugend poſitiv be: 
fördern. Gut wird hervorgehoben, daß die Tugend und der Wohlſtand nicht unvereinbar find, 
wie mande zu glauben jheinen. Derlegte Theil, das Öffentliche IInterrichtöweien, führt naturge: 
uäß auf das fünfte Bud von den Gejegen, die Religion betreffend. Diefe joll va einwirken, mo 
der Staat feine Sphäre nicht hat, doch gilt es, dad Map ihrer Freiheit zu beftimmen, und daß Hier 
im Sinne der Aufflärung und des Jofephinismus geredet wird, nimmt nicht wunder. Allein, 
wie jhon erwähnt, mitten in diejer Materie bricht pad Werk ab. Nad dem urfprüngliden 
Plane jollte nod ein ſechstes Buch das Privateigenthum, insbefondere die Verfügung darüber 
durch Teftament und die Vertheilung ab intestuto, behandeln, und ein legtes jiebented Bud war 
beitimmt, das Kamilienrecht, beſonders die väterlihe Gewalt und die darauf bezüglichen Gelege 
zu Didcutiren, 

Die „Willenihaft ver Geſetzgebung“ ift in alle Sprachen der gebildeten VBölfer unjerd Welt: 
theils überfegt, und Benjamin Gonjtant hat einen vortreffliben Gommentar über das Werk ge- 
ſchrieben, durch welchen er ed erläutert, ergänzt und in feinen irrigen Anſichten, Meinungen 
und Örundjägen beridtigt. Gonftant hatte die Erfahrung einer lehrreichen Zeit, die Verſuche 
der Anwendung politiſcher Theorien auf die Gejellihaft, die Fortſchritte, welche Die Staats: 
wiſſenſchaft feit F. gemadt, und bejonders den reihen Inhalt jeines öffentlichen Yebend und die 
Rejultate feiner Forſchungen für ih, und fein Scriftfteller war darum vielleicht mehr ald er 
berufen, die Verdienſte ded Verfaflers der „Wiſſenſchaft der Oejeggebung’‘ zu würdigen. aber 
auch jeine Fehler und Verirrungen zu zeigen. Wir glauben feine richtigere Vorſtellung von 
denn Werke geben zu können, ald wenn wir Conſtant's lircheil darüber mittheilen. „Da ich 
mid entihloß‘, jagt er, „der aWiſſenſchaft ver Gefeggebung» einen Gommentar beizufügen, 
wurde ih durd zwei Betrachtungen dazu beſtimmt. Erſtens machte mir ed Vergnügen, das 
Andenken eines Schriftftellers dankbar zu ehren, der ih um fein Land und fein Jahrhundert 
verdient gemacht hat. Zweitend gaben mir die Fehler jelbit, die das Werk enthält, Gelegen: 
heit, die Ideen veffelben zu berichtigen, wenn jie falich iind, fie zu entwideln, wo es ihnen an 
dem nöthigen Umfange und an Klarheit fehlt, und jie endlich zu beftreiten, wo ſie mit den 
Grundjägen jener politifhen und bejonders der perjönlichen Freiheit nicht in völligem Ein— 
flange ftehen, welche ich als den einzigen Zwed der menſchlichen Vereinigungen betiachte, und 
zu deren Begründung wir beftimmt jind zu gelangen, ſei ed nun durch fortfchreitende Verbejle: 
rungen oder durch furdhtbare, aber unvermeidliche Gonvulfionen. Es lag nie in der Abſicht 5. 8, 
diefe Orunpdfäge zu verleugnen; aber die Zeit, in welder fein Werk erſchien, und fein perjönz 
licher Charakter, jo edel und uneigennügig er aud) geweien, haben mandmal verhindert, vie 
gerade Bahn ver Wahrheit mit feftem Schritte zu verfolgen. Man fann von ihm nicht wie von 
Monteöquieu jagen, daß er, ein großjinniger und tiefer Beobachter des Beſtehenden, oit ein 
ipigfindiger Xobrepner deſſen geworden, was er beobachtet hatte. Der unſterbliche Verfaſſer des 
«Geiſtes der Öejege» zeigte ſich oft ald einen eifrigen Anhänger der Ungleichheit une der Privi— 
legien. Gr betrachtete diefe Dinge, die eine undenkliche Zeit geheiligt hatte, ald nothwendige 
Theile der gejellichaftlihen Ordnung, und in feiner Gigenfhaft als Geſchichtſchreiber der Inſti⸗ 
tutionen, der er mehr war als ein Verbeilerer derielben, fand er ed ganz einfach und gelegen, lie 
beizubehalten, indem er jie beihrieb. Aber jein Gnie und der bittere Unmuth, der demſelben 
eigen zu fein pflegt, gaben iym mandmal Ausdrüde ein, welche die Misbräude zerſchmetternd 
trafen, für welche ihn jeine Gewohnheiten und feine Stellung in der Geſellſchaft parteiiich und 
nachſichtig ſtimmten. F. dagegen, freier von Adeldvorurtheilen ald Monteöquieu , nahın feinen 
Anſtand, ſich ald Reformator anzufündigen. Daraus, daß eine Sache beitand, folgerte er nit, 
daß man fie achten müffe, und alle Misbräude würden aufgehört haben, hätte fein Wille zu 
ibrer Vernichtung hingereicht. Aber F. hatte nit Montesquieu's überlegenen Geift. Eine ge: 
wife Sanftmuth oder Zurüdhaltung in jeinem Charakter beftimmmte ihn gu Zugeſtändniſſen im 
Widerſpruche mit feinen Grundſätzen, da eine von einer gewaltigen Kraft unzertrennliche Her: 
tigkeit Montesquieu, feiner Mäpigung ungeachtet, nöthigte, Urtheile zu fällen, die mir feinen 
Zugeſtändniſſen zu Ounften der eingeführten Syſteme unvereinbar waren. So kam es denn, daß 
F., der in einer feindfeligern Stimmung gegen die Misbräuche ald Monteöquieu die Feder er: 
griffen hatte, jie in der That doch meit ſchwächer befämpfte. Seine Angriffe geftalteten ich zu 
Vergleihen, und er war mehr bemüht, dad Böfe zu mildern, als es audzurotten. In ſeinem 
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Berfe herrſcht eine demüthige und [hmerzlidhe Ergebung, melde die Gewalt eriweichen möchte, 
die fie nicht zu entwaffnen hofft. Dieſe Reiignation hatte vor der furdtbaren Nevolution, welde 
die Welt erfhüttert hat und noch bedrobt, vielleicht einiges Verdienſt ver Klugheit. Hätten die 
Menſchen zur Abftellung ihrer Beſchwerden durch VBernunftgründe und Bitten gelangen fünnen, 
fatt fie dur Erfhütterungen zu erfämpfen, durch welde die Sieger wie die Beftegten gelitten 
haben, dann märe es vielleicht beffer gegangen. Aber jegt find von beiden Seiten die Auslagen 
gemacht und die Opfer gebracht, und die Sprache freier Völter an ihre Bevollmädtigten kann 
nit Die von Unterthanen jein, die jih an das Mitleid ihrer Herren wenden. Man wird mid 
darum oft mit F. im Widerſpruche finden, nicht was den Zweck, fondern was die Mittel betrifft. 
Um mich deutlicher zu machen, will ich ein Beiſpiel anführen: F. ſpricht auf jever Seite die 
Überzeugung aus, daß die erblichen Privilegien drückend und verderblich feien; aber mit feinem 
Vorſchlage, dieſe Brärogative aufzuheben, wendet er ſich an den Adel. Er hofft das Gemüth 
der Bevorrechteten zu rühren, indem er ſie durch Gründe aufregt, durch Vitten erweicht und 
ihnen das Gemälde der Übel vor Augen ſtellt, welche ſie verurſachen und die wieder auf ſie 
zurückwirken. Gr gründet den Erfolg, mit dem er ſich ſchmeichelt, auf ihre Großmuth. Über— 
zeugt, wie er, daß die lingleichheit, die der Adel bewirkt, höchſt verberblich ift, erwarte ich doch 
die Aufhebung derjelben nicht von denen, die Vortheil daraus ziehen. Ich erwarte jie von den 
Fortſchritten der Vernunft, nicht bei einer Kafte, ſondern in der Maſſe ved Volkes, bei der Die 
Kraft ift und von der die Neformen und die Inftitutionen, welche die Reformen ihügen und be: 
wahren, durch das Organ ihrer Bevollmächtigten ausgehen. Dieſer Unterfhiet zwiſchen der 
Lehre Fl's und der meinigen erſtreckt ih auf alles, was die Negierung im allgemeinen betrifft. 
Der neapolitanifche Philoſoph jcheint innmer der Gewalt die Sorgfalt, fih ſelbſt Schranken zu 
ſetzen, überlaffen zu wollen, Dieje Sorgfalt aber ift, nad) mir, die Sache der Neprälentanten 
der Nationen. Die Zeit ift vorüber, wo man jagte, man müſſe alles für das Volk und nichts 
durch dad Volk thun. Die Nepräfentativregierung it nichts anderes ald die Zulaflung des 
Volkes zur Theilnahme an den Öffentlichen Angelegenheiten. Alfo geihieht jegt durch daſſelbe 
alled, was für daſſelbe geihieht. Der Wirfungsfreid der Gewalt ift befannt und beſtimmt. 
Nice von ihr jollen die Verbeiferungen ausgehen, fondern von der Meinung, die dur die 
Freiheit, welche ihre Äußerung umgeben muß, in die Maſſe des Volkes übergegangen, von 
derſelben Maſſe wieder zu denen zurückkehrt, die ſie zu ihren Organen wählt, und auf dieſe 
Weiſe zu den ſtellvertretenden Verſammlungen hinaufgelangt, die entſcheiden, und zu dem 
Rathe der Miniſter, der vollzieht. Was F. zum Beſten der Freiheit von der Gewalt erlangen 
will, das ſoll, nach mir, eine Verfaſſung der Gewalt zur Pflicht machen. Die Vortheile, welche 
er für den Gewerbfleiß von der Gewalt erbittet, muß, nach meiner Meinung, der Gewerbfleiß 
allein durch ſeine Unabhängigkeit gewinnen. Ebenſo verhält es ſich mit der Moral und mit der 
Aufklärung. Wo F. eine Gnade ſieht, da ſehe ich ein Recht, und allenthalben, wo er um Schutz 
fleht, da fordere ich die Freiheit. Was die übrigen Mängel betrifft, die man &. zum VBormurfe 
machen fann, fo iſt Nachſicht in diefer Beziehung nur Gerechtigkeit. Man ſtößt bei ihn, es ift 
wahr, auf viele Maximen, die in unjern Tagen als trivial erſcheinen. Aber 1780 hatten jie, 
wo nicht das Verdienjt der Neuheit, doch wenigftend das einer ſehr zweckmäßigen Wiederho: 
lung; denn die Gewalt, welche jie ſchon ald Gemeinpläge verſchmähte, behandelte jie auch als 
parador. F. überläßt ih oft dem Schwulfte und der Declamation; aber er fhrieb im Ange: 
ſichte der Misbräuche, und einem gewiſſenhaften Unwillen muß man ein wenig Weitſchweifigkeit 
nachſehen. Übrigens war er auch viel mehr ein gutgeſinnter Bürger als ein umfaflender Geiſt. 
Über die Übel des menſchlichen Geſchlechts empört, fiel ihm die Abgeſchmacktheit einiger der In— 
ſtitutionen auf, von denen dieſe übel kamen, und er ſcheint die Feder ergriffen zu haben, mehr 
aus Menjhenliebe als durch die Macht des Talents getrieben. Gr befigt weder die Tiefe von 
Montesquien noch den Scharfblid von Smith oder die Originalität von Bentham. Gr ver: 
ſchwendet viel Zeit, um zu beweifen, was niemand bezweifelt, und füllt ganze Seiten, um in 
der Seele des Leſers Gefühle von Begeifterung oder Entrüftung zu erzeugen, Die der Berfafler 
des «Geiſtes der Gefege» in zwei Zeilen erregt. Aber ſelbſt in den Berirrungen des neapolita= 
nifhen Publiciften findet man immer die Gewiſſenhaftigkeit und die Liebe zum Guten wieder; 
und da zur Zeit der Bekanntmachung feines Werkes die Meinung fi für Verbeſſerungen aus: 
ſprach und die Nothwendigkeit anerkannte, der Willtür Schranken zu jegen, jo geihieht es 
immer nur zu Gunften der VBerbeflerungen und zur Ehre der Freiheit, daß F. ausſchweift oder 
declamirt.“ 
Im ganzen iſt dieſes Urtheil zutreffend, und auch die neuere Kritik iſt dem Werke günſtig 


380 Finanzwefen 


gewefen. Man darf zu einer Zeit, wo das conftitutionelle Regiment außer England nirgendwo 
verftanden wurde (F. felbft ift Gegner des fogenannten gemiſchten Syftenıs, hauptſächlich weil 
er es nicht kennt) und in England jelbft an manchen Übeln Franfte, von einem Schriftfteller, ver 
in der engen Sphäre Neapeld feine Zeit verbrachte, nicht lauter politifche Weisheit verlangen; 
aud auf den einzelnen Gebieten der Gefeggebung find feine Irrthümer leicht entigulbbar, und 
allüberall empfängt man von dem Streben des Verfaſſers nad der Wahrheit den mohlthuend- 
ften Eindruck. Wenn Lerminier in feinem geiftfprühenvden, aber unfertigen und jugendlichen 
Werke „Introduction a l’histoire du droit” über F. zu abſprechend urtheilt, fo ſtellt Dagegen 
Mohl's Wort in der „Encyflopädie der Staatéwiſſenſchaften“ (1, 37): „Was F. war und 
leiſtete, ift unter den gegebenen Umſtänden ſtaunenswerth“, das gerechte Urtheil der Wiſſen— 
ſchaft dar. Die befte Ausgabe des F.'ſchen Werks ift die ſchon citirte in der Ausgabe der „Clas- 
siei italiani“. Früher galt die unter dem falſchen Drudorte Filavelfia zu Livorno 1807 ber: 
auögegebene für die werthvollſte. In beiden befindet fih aud die Lebensbeſchreibung F.'s von 
feinem Freunde Donato Tommaſi abgedrudt. Eingehende, meift etwas überſchwengliche Be: 
urtheilungen hat vorzüglich die italienifhe ftaatswiffenfhaftlihe Literatur aufzumeifen. Gin 
Refumd mit gerecht unterfheidender Anerfennung bat neuerlid das englifhe „Law review“, 
XXI, 40 fg. und XXL, 88 gebracht; die Überfegungen der „Scienza‘ find jedoch meift aus 
älterer Zeit. 3. Weigel und $. Marquardfen. 

Finanzwefen. Mit diefem Namen bezeichnet man nicht blos denjenigen Theil der Staatd- 
geichäfte, welcher fih auf die Ginnahmen und Ausgaben der Staatögewalt (Regierung) bezieht, 
fondern auch die für diefen Zweck getroffenen äußern Einrichtungen in einem Staate. Daß rd 
lange an einem guten, gangbaren Ausdrucke für dies Geſchäftsgebiet gefehlt hat, ift auf der 
fpäten Ausbildung der Regierungspolitif zu erflären, während über die Berfaffung weit früber 
Unterfuhungen angeftellt wurden. Der Gegenftand war längft vorhanden, ehe man feine Theile 
in einem Begriff zufammenfaßte und das Bedürfniß eines das Oanze ausprüdenden Wortes 
empfand. Jean Bodin (1577) überſchrieb das zweite Kapitel im fehsten Buche feines ſtaatswiſ— 
Tenfhaflihen Werkes „De aerario”, und nad feinem Beifpiel nahm 1651 Kaspar Klod viele 
Morte zum Titel feines Buchs. Finanz, aus finis, finatio abgeleitet, wurde in Frankreich 
üblich, gewöhnlich in der Mehrzahl, finances. Eine in die Staatöfaffe zu leiftende Zahlung, die 
an einem gewiſſen Zeitpunft fällig wurde, hieß im Mittelalter oft finis, wie noch jegt in Eng- 
land eine Gelvftrafe fine genannt wird. Allmählih nahm man died Wort in einer weitern 
Bedeutung, ſodaß unter finances bie fämmtlihen Staatdeinnahnen und dann aud die Aus: 
gaben des Staates verftanden wurden. Man bezeichnet das Finanzweſen neuerlich aud oft 
mit dem Namen Staatshaudhalt. Früher bediente man fi in Deutſchland des Wortes 
Kammer für Staatöfaffe, die oberfte Finanzbehörde hie Kammercollegium oder abgefürzt 
Kammer und das zugehörige Gefchäftögebiet Kameralweien. 

Wie gering aud in der Kinpheit der Staaten der Umfang der Negierungstbätigfeit fein 
mochte, jo erforderte dieſelbe doch immer einen Aufwand von Sahgütern für die Staatszwecke, 
der entweder von dem Träger der Staatögewalt, dem Oberhaupte , vorgenommen oder den 
Unterthanen unmittelbar auferlegt werden mußte, indem fie 3. B. fi zum Kriegsdienſte auszu— 
rüften oder, mie bei der atheniſchen Trierarchie, die Ausrüftung von Kriegefdiffen zu überneh— 
men, oder den Kriegern Koft und Wohnung zureihen, Nahrungsmittel für Menſchen und Pferde 
zu liefern hatten u. dgl. Wie Cäſar (Debell. Gall.,IV,1) von den Sueven erzählt, daß die aus 
jedem Gau jährlich ind Feld ziehenden Wehrmänner von den zu Haufe bleibenden ihren Inter: 
balt empfingen, fo bringen nad Martius die brafiliihen Wilden zu einem Kriegszuge einen 
Vorrath von Nahrungsmitteln zuſammen und bauen auch bisweilen zu diefem Behufe ein Stück 
Land gemeinihaftlih an. Waren im Alterthume die Bürger verbunden, Ämter und Dienfle 
nad) einer gemwiffen Reihenfolge für den Staat unentgeltlich zu verrichten, fo brachten fie zu— 
nächſt ein Opfer in Arbeit, welches aber wegen der Zeitverfäumniß in ihren Erwerbsgeſchäf⸗— 
ten ebenfallö einem Aufwande von Sachgütern gleichzuachten mar. 

Bei fortfchreitender Ausbildung des Staates erihien es zweckmäßiger, den ganzen Auf: 
wand für Staatszwede durch die Regierungsgewalt vornehmen zu laffen und verfelben Die er: 
forderlichen Mittel zur Verfügung zu ftellen. So entfteht das Finanzweſen, welches aus ſchwa— 
chen Anfängen mehr und mehr an Umfang gewinnt und fünftlicher eingerichtet wird, wie zugleich 
die ganze Regierungstbätigfeit ſich ausdehnt und eine größere Menge von Sadgütern zur 
Beftreitung der Koften in Anfprud nimmt. Konnte eine Zeit lang das eigene Bermögen des 
Zürften an Ländereien außer feinem Unterhalte auch zur Beftreitung anderer Ausgaben zu: 
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reichen, fo zeigte ſich doch bald eine Unzulänglichkeit diefer Quelle, und ed mußte für Beiträge 
von den Bürgern geforgt werden. Diefe Leiftungen geſchahen öfters in der Form von freiwilligen 
Spenden oder Ehrengaben !), wurden jedoch im Fortgange der Zeit geregelt und nach gejeg- 
liher Vorſchrift ald Steuern eingezogen. Mit der Größe ded Staatsbedarfs flieg die Schwie— 
tigfeit feiner Aufbringung, und es gehörteimmer mehr Geſchicklichkeit dazu, die ſachlichen Hülfe- 
mittel Hecbeizufhaffen, durch welche die Wirkjamfeit ver Staatögewalt bedingt wurde. Seit 
ungefähr einem Jahrhundert fing manan, die Klugheitsregeln des Finanzweiend zu ordnen und 
auf wiſſenſchaftlichem Wege varzuftellen, es bildete ſich eine Binanzwiflenichaft an der Stelle ver 
in den Gefhäftszimmern ji fortpflanzenden, aus Erfahrung und Übung gefanmelten Regeln, 
die je nach Örtlihen und Zeitverhältniffen ſowie nad der zufälligen Auffaflung durd einzelne 
Perfonen zu verſchieden und ſchwankend waren, um zuverläfjige Haltpunfte geben zu können. 
Der Zweck des Finanzweiend ift demnach die Verforgung der höchſten Gewalt im Staate 
mit den zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlihen Sahgütern, Hierzu gehört nicht allein die 
Beihaffung der Einkünfte (Einnahmen), fondern auch die gute Verwendung derfelben für die 
verjhiedenen Staatöbedürfniffe, die Staatdausgaben. Werden diefe ſparſam und zweckmäßig 
eingerichtet, fo ift die Regierung im Stande, mit gleihen Mitteln den größten gemeinnügigen 
Erfolg zu Wege zu bringen oder gleiche Wirkung mit dem geringften Aufwande, alfo mit der 
geringften Bejchwerde für die Bürger zu erzielen. In der Finanzwiflenihaft, einen Theile der 
Bolitif, Hat man anfänglih nur die Grundfäge für die Erhebung der Stantseinkünfte abge- 
handelt, fpäter aber auch die Ausgaben zum Gegenftande der Unterſuchung gemadht. 2) Ä 
Betrachtet man die Finanzverwaltung lediglich aus dem Geſichtspunkte einer Wirthſchaft, 
jo gelten für jie wie für jeve andere Wirthſchaft, z. B. einer bürgerlichen Haushaltung, einer 
Gorporation u. ſ. w., die aus dem Zweck diejer Thätigkeit fich ergebenden allgemeinen Klug 
heitöregeln. Der Zweck einer Wirthſchaft ift die Bewirfung des größten fortvanernden Vor— 
theild durch Sachgüter, alfo die reichlihe Erlangung und die nüglichfte Verwendung derfelben 
zu Gunſten einer gewiſſen Berjon, welche Eigenthümer des verwalteten Vermögens oder wirth- 
Ihaftendes Subject ift. Die hierzu dienenden Mafregeln, wie verfhiedenartig fie auch im ein= 
zelnen fein mögen, laſſen jich doch überjihtlih in einigen Abtheilungen zufammenfaflen : forg= 
fältige Erhaltung aller Beitandtbeile ded Vermögens, Streben nad reichlichen Einkünften, 
Auswahl der einträglichften Ginnahmequellen und zweckmäßige Benugung derfelben, jpar= 
ame Einrichtung der Ausgaben, je nach der Natur ihrer Gegenitände, Herftellung und Erhal⸗ 
tung eines richtigen Verhältniſſes zwiichen Einnahmen und Ausgaben, und zwar wenigſtens 
eined Gleihgewichts beider, mo nicht eines Uberjhuffes der Einnahmen, vortheilhaftefte Be: 
nugung des Grebits in Fällen, wo jenes Gleichgewicht durch gebieterifche Limftände geftört wird, 
genaue und geordnete Aufzeichnung aller Vorgänge wirthſchaftlicher Art (Buchführung), Ver: 
bütung aller Beruntreuungen durch genane Überwahung der mitwirkenden Verſonen u. dgl. 
Die große Ausdehnung und Mannihfaltigkeit ver im Finanzwefen vorfommenden Geſchäfte 
macht die Beobachtung dieſer Regeln mühjamer, aber au dringender ald-in einer Eleinern 
Privatwirtbidaft; indeß gibt ed reiche Privaten und Gorporationen, deren Bermögensvermal- 
tung ji in jenen beiden Hinfichten mit dem Finanzweſen eines Staates vergleichen läßt, weö- 
bald auch Häufig Wirthfhaftäbeamte aus Gejhäften jener Art in den Finanzdienſt herüberge- 
zogen werden. Viele Borfteher von Bankhäuſern jind fogar an die Spige des Finanzminifte 
riums erhoben worden, wie noch in neuerer Zeit Neder, Caſimir Perier, der Spanier Menpi- 
zabal, Fould u. a. Eine folhe Bejegung hat nicht felten zu Nachtheilen geführt. Die kauf: 
manniſche Befchicklichkeit bringt mandherlei jinnreihe und fünfllihe Auskunftsmittel zu Wege, 
um ſich aus einer augenblicklichen Verlegenheit zu helfen, aber e8 ift eine Höhere ſtaatsmänniſche 
Bildung erforderlich, um ven Misbrauch ver Gewalt zu verwerflihen Mitteln zu vermeiden und 
ich von Ideen leiten zu laffen. 
Um dem Finanzwefen die richtige Stellung im ganzen Staatdorganidmud zu geben, muß 
man für daſſelbe vor allem rechtliche Grundfäge aufſuchen und diefelben aus ſtaatswiſſenſchaft— 
lien Sägen entwideln. 


1) 3. B. die Abgaben der Deutfchen an die principes (Richter) der Gaue, Lieferungen von Vieh 
und Getreide, quod pro honore acceptum etiam necessitatibus subvenit (Tac. Germ., 15), 

2) Der neuefte Schriftiteller in diefem Fache, Profifjor Stein in Wien Eehrbuch der Finanzwifs 
fenichaft, Leipzig 1860), nennt das Ganze diefer Wiſſenſchaft Staatswirthſchaftslehre und bes 
hält ven Namen Finanzwiffenfchaft dem Theile vor, welcher die Staatseinfünfte betrifft. 


382 | Finanzwefen 


Da die Nothwendigkeit der Staatdaudgaben und die Unentbehrlichkeit der Staatdrinfünfte 
jeder Regierung die Pflicht auflegen, eine Finanzverwaltung zu führen, fo folgt hieraus zugleich 
das Reit der höchſten Gewalt, die für Diefen Zweit erforderlichen Mittel anzuorbnen. Diefed 
Recht wird Finanzhoheit genannt und begreift die Befugniß zu allen einzelnen in das Gebiet 
des Finanzweſens fallenden Maßregeln, 3. B. das Beſteuerungérecht, dad Recht, Staatsſchulden 
aufzunehmen u. dgl. Die Einkünfte der Staatskaſſe koͤnnen nicht ohne irgendeine Shmälerung der 
den Bürgern zur Verfügung ftehenden Gütermenge zu Wege gebracht werden. Einige Arten 
von Staatdeinkünften werden unmittelbar aus dem Einkommen der Bürger hinmweggenommen 
(3. B. die Steuern), andere fließen aus der Benugung von Eriwerbömitteln, bie, wenn fie nicht 
in den Händen ber Staatsgewalt wären, von den Bürgern benußt werden und deren @infom= 
men vermehren mürden, 3. B. die Staatdländereien, die Berg: und Salzwerfe. Die Staat: 
audgaben und die zur Beftreitung derfelben beftimmten Staatseinfünfte find deshalb nurfomeit 
gerechtfertigt, ald fie zur Befriedigung der wahren Staatsbedürfniſſe, d. b. für Zwecke dienen, 
die in der Beflimmung des Staates liegen und irgendeine Seite des allgemeines Wohls be: 
treffen, ſodaß die Verzehrung von Sahgütern durd die mit ihrer Hülfe bewirkten Vortbeile 
ihre Bergütung findet. Ein Theil ded ganzen jährlihen Sütererzeugniffes in einem Staate wird 
für die Geſammtheit verwendet, um Berfonen und Sachen zu ſchützen, Bildung und Wohlftand 
zu befördern, und zmar nicht etwa blos aus einem wirthſchaftlichen Grunde, weil gleicher Erfolg 
auf diefem Wege wohlfeiler hervorgebracht wird als von den einzelnen Bürgern, ſondern meil 
e8 gerade im Weſen des Staates liegt, daß die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten nur 
von der böchften Gewalt mit richtiger Kenntnip und zureihender Macht geiheben fann. Das 
ganze Finanzweſen joll von dem Gedanken durchdrungen werben, daß ed aus einer Erhebung 
und Verwaltung öffentlicher Gelder beftebt, und jever Mitwirkende, der unterjte mie der oberfte 
Beamte in diefem Dienftzweige, muß fich ftet# feiner Berantwortlichfeit gegen den Staat bewußt 
fein. Man darf jedoch die Forderungen der Gerechtigkeit nicht blos auf die für die Staatskaſſe 
in Anfpruh genommene Gütermenge im ganzen beziehen, jondern muß auch darauf bedacht 
fein, daß die Beiträge der einzelnen Bürger in einem den Rechtsgrundſätzen entſprechenden 
Berhältniffe ftehen, daß weder einige unbillig und zum Nachtheil der übrigen geihont, noch au 
überbfirdet werden, Niemand darf eine Befreiung von den Staatdlaiten verlangen, die zur 
Beftreitung der Staatdausgaben nothwendig find, feinem joll ein ſchwereres Opfer zugemutbet 
werden als den andern, allen müſſen vielmehr nad gleiher Regel und gleihen Verhältniſſen 
ihre Antbeile aufgelegt werben. 

Die bier angedeuteten Rechtögrundfäge für die Finanzverwaltung iind einfach, unbeftreitbar 
und allgemein anerfanne. Es gehörten aber Jabrhundertedazu mit ihren Kämpfen im Staats— 
leben und ihren Forfhungen im Felde ver Wiſſenſchaft, bis diefe Wahrheiten mit firgenver 
Gewalt herwortraten; auch muß man geftehen, daß es immer eine ſchwere Aufgabe der Staat: 
klugheit ift, fie in ner Finanzverwaltung richtig in Ausführung zu bringen. Neben diefen aus 
der Beflimmung ded Finanzweſens hervorgehenden Forderungen der Gerechtigkeit gibt es 
manche Veranlaflungen, in denen die Berwaltung ded Staatsvermögene mit einzelnen Bürgern 
in Beziehungen des bürgerlihen Rechts ſteht, ald Schulpner oder Gläubiger, Käufer oder Ber: 
fäufer, Vermiether oder Miether u. dgl., und es verfteht ſich, daß auch in ſolchen Fällen das 
Recht ſtreng befolgt werden foll, ohne daß von der Macht zur Verlegung deſſelben Gebraud ge: 
macht wird. Eine Bürgſchaft dafür liegt in der Anorbnnung, daß bie Finanzverwaltung in privat: 
rechtlichen Verhältniffen ih den nämlichen Gerichten unterwerfen foll, welche in den Streitig: 
feiten der Bürger untereinander zu enticheiven haben. Da die Gerichte auch ihre Erfenntnifle 
vollziehen müffen, fo könnten bei fogenannten fiscalifchen Vroceffen die fonderbarften Verwicke— 
lungen zwiſchen ben verihiedenen Regierungéezweigen zum Borfhein fonımen, wenn nidt in 
der höchſten Staatsbehörde die Einheit Feitgehalten, der Zwiefpalt geidlichtet und dem Rechte 
die gebührende Anerkennung gefichert würde. Jene vielen Beraubungen und Bedrückungen der 
Bürger durch Finanzmaßregeln früherer Zeiten, von denen die Gefchichte erzählt, werben durch 
diefe den Gerichten eingeräumte Gewalt unmöglich gemadt.?) In den aus der Finanzgewalt 
fließenden Handlungen, welche die Rechte und Verbindlichkeiten zwifchen diefer und den Bür— 


3) Wer erinnert fich hierbei nicht am die Äußerung Friedrich's bes Großen, es fei fonderbar, daß er 
bei allen fiecalifchen Procefien der verlierende Theil fei, und an bie Erwiderung des Jufligbeamten, dies 
fei ganz begreiflich, weil Privatperfonen nicht leicht einen Streit mit dem Fiscus anfingen, wenn fie 
ſich nicht entfchieden im Rechte wühten. 
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gern in ibrer Eigenſchaft als fleuerpflichtige Unterthanen betreffen, kann freilich der ordentliche 
Richter nicht angerufen werben, weil es fih um flaatsrechtliche Verbältniffe handelt und die 
Staatögewalt, indem fie gebietet und verbietet, nur nad eigenem Ermeflen des Gerechten und 
Zweckmäßigen verfahren fann. Straferfenntnifle gegen Übertretungen in Steuer:, Stempel, 
Münz-, Voſtſachen u. dgl. fünnen zwar ebenfall® von den Gerichten geftellt werben, und dies 
iſt rathſam, aber über die zmeifelhafte Steuerſchuldigkeit und deren Größe in gegebenen Fällen, 
über die Anwendung der Sportel=, Stempel=, Tarfägeu. dgl. hat die Finanzbehörde zu entjchei= 
den, in der für ſolche Fälle rechtskundige Räthe Sig und Stimme haben.’ 

Die Größe der Laft, welche den Staatöbürgern durch den Staatdaufwand auferlegt wird, 
beſtimmt ſich nicht allein nad) der in die Staatskaſſe fließenden Summe, fondern auch nad) der Art, 
wie diefelbe aufgebracht wird. Die Staatögewalt ift verpflichtet, vem Volke hierbei nicht mehr 
wirtbihaftlihe Nachteile zuzufügen , als für die Zmede des Staate® nothwendig ift. Wie 
diefer Pflicht zu genügen fei, dieß läßt jih aus Rechtsgrundſätzen nicht ableiten, ſondern nur aus 
der Einfiht in die Wirthſchaftsverhältniſſe eines Volkes, d. i. aus den Gefegen, melde die 
Volföwirtbihaftslehre aufzuftellen hat. Auf diefem Wege gelangt man zu Regeln, nad) denen 
die Finanzverwaltung eingerichtet werden muß, damit fie den Wohlftand des Volkes foviel als 
möglih ihone. Sie foll den Bürgern weder die nöthigen Unterhaltömittel entziehen, noch auch 
diefelben in der gütererzengenden Thätigkeit hemmen. fie joll überhaupt fo geftaltet werden, 
daß das Volk fortvauernd (nahhaltig) im Stunde bleibe, der Regierung ihren Bedarf an ſach— 
lien Gütern zufommen zu laffen ; ja e8 wäre ſchon ſchlimm, wenn nicht neben der Befriebigung 
der Staatöbebürfniffe noch eine Zunahme ded Volksvermögens erfolgen könnte. Glücklicher— 
weile liegt die Aufforderung zur Schonung des Volkswohlſtandes fo nahe, daß jie felbft von 
einer ihrer höhern Beftimmung im Staate nit bewußten, nur ihren eigenen wirthſchaftlichen 
Beruf beachtenden Finanzverwaltung empfunden werden muß, denn e8 ift einleuchtend, daß das 
wohlbabendere Volk im Stande ift, mehr in Die Staatäfaffe abzugeben, während drückende Ab: 

gaben die Duellen des fünftigen Staatseinfommens verengern. Hieraus erflärt es fih, daß 
jelöft Machthaber, die nur auf ihren eigenen Vortheil bedacht waren, wofern ſie ihren Blick 
nicht allein auf die Gegenwart, fondern auf längere Zeit richteten, darauf bedacht waren, die 
Untertbanen fteuerfähig zu erhalten und deren Vermögensſtand zu verbeffern. Nur der kurz— 
ſichtige Despotismus konnte ih entfchließen, das Wolf Bis zur Verarmung auszufaugen und 
nah Montesquieu's bildlichem Ausdrud den Baum zu fällen, um ſich der Früchte zu bemächti— 
gen. Die neuere geläuterte Finanzkunſt betrachtet es ald einen wichtigen Theil ihrer Aufgabe, 
der reihlichen Güterergeugung und der guten Vertheilung des jährlihen Erzeugnifles fo wenig 
ala möglich zu ſchaden und folglich die Beihaffung der Staatkeinfünfte mit unaudgefegter Rück⸗ 
ſicht auf die Säge der Volkswirthſchaftslehre (Nativnaldfonomie) zu betreiben. Die Einträg— 
lichkeit für die Staatöfafle fann bei der Wahl der Einnahmequellen nit mehr allein ent= 
ſcheiden. Das vorzüglich nach dieſer Rückſicht angeorbnete ältere Finanzweſen bedurfte einer Prü— 
fung aus jenem volkswirthſchaftlichen Geſichtspunkte, und in der hierdurch gebotenen Reform ift 
ion viel geſchehen, manches jedoch noch ſpätern Berbefferungen vorbehalten geblieben. Die 
warnende Einſprache der Nationalöfonomen hat die Finanzbehörden bemogen, mande Arten der 
Staatdeinnahmen aufzugeben, die dem Volksvermögen mebr Verluft zuzogen, als fieder Regierung 
nutzten, viele andere wenigſtens jo zu ermäßigen und in folder Weiſe zu verwalten, daß fie die 
geringften Nachtheile für dad Nahrungsmeien des Volkes verurfahen. Was die Bürger an 
Steuern und andern Leiftungen an die Staatäfafje abgeben, das bringt ihnen in einem gut ver= 
walteten Staate durch die mannichfaltigen Anftalten für Schug, Wohlftand und Bildung reich: 
liche Früchte, nur läßt fich das in Sachgütern gebrachte Opfer mit den dafür erlangten Vortbei— 
len nicht in einem Zahlenausdruck vergleihen. Ehemald glaubte man oft, die Entrichtungen an 
ven Staat ferien nicht einmal eine Aufopferung, weil die eingenommenen Summen wieder in die 
Hände ded Volfes zurüdfliehen, indem fie zu den Staatdausgaben verwendet werden. Diefer 
Irrthum wurde ſchädlich, indem er zu der Folgerung führte, die Regierung brauche gar nicht 
ſparſam zu verfahren, und felbft die Verſchwendung der Staatögelver fei ohne Nachtheil. Eine 
unbefangene Beobaditung Hätte fhon diefen Wahn zerſtreuen müffen, weil die verderblichen 
Wirkungen einer hohen Belaftung ded Volkes unverkennbar waren. Jetzt wird biefer Irrthum 
faum mehr bei venfenden Menfchen beftehen können, denn es ift einleuchtend dargethan worden, 
daß, wenngleich die eingenonnmenen Geldſummen wieder im Lande ausgegeben werben, doch eine 
große Verzehrung von Sabgütern vor ih geht und die Bürger ihre eigenen Ausgaben nm fo 
viel einfhränfen müffen, ald die mit dem Staatsaufiwande verbundene Gonfumtion beträgt. 
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Mögen, au diejenigen Gewerbsleute, denen durch die Ausgaben der Staatskaſſe Abjag und 
Verdienſt verſchafft wird, Urſache zur Zufriedenheit haben, fo liegt doch hierin feine gemein— 
nützige Wirkung, weil allen Steuerpflichtigen eine entſprechende Entbehrung auferlegt wird. 

Demnach gibt ed für die Regeln des. Finanzweſens dreierlei Grundlagen, die einander 
zum Theile gegenjeitig beihränfen, nämlih allgemein-wirthſchaftliche, rechtliche und volks— 
wirthſchaftliche Grundſätze. Hiermit find auch die Principien angedeutet, auf melden das 
Gebäude der Finanzwiſſenſchaft errichtet werden muß. Zugleich erflärt ſich hieraus, daß dieſe 
Wiſſenſchaft erft zur Ausbildung gelangen fonnte, nachdem bie Staatdwiflenihaft und die 
Volkswirthſchaftslehre über die an das Finanzweſen zu machenden Anforderungen hinreichendes 
Licht verbreitet hatten. 

Die Finanzwiſſenſchaft ift von ziemlich neuem Urfprung. Zwar wurden Erfahrungen 
und Klugbeitäregeln, aus dem Geſchäftsleben geſchöpft, ſchon früh von Schriftftellern geiammelt 
und aneinander gereibt, Ginzelne Gegenftände, 3. B. das Münzweſen, die Steuern, die Domä- 
nen, wurden häufig in bejondern Abhandlungen mit Sachkenutniß beſprochen, und im Laufe des 
vorigen Jahrhunderts wurden Darftellungen des ganzen Finanzweſens in jedes der zahlreichen 
deutichen Lehr: und Handbücher der Ramerahviffenihaft aufgenommen, ed fehlte jedoch an 
tiefever Begründung und foftematifher Verarbeitung. In den Werfen von G. H. von Jufti 
(jeit 1752) und 3. von Sonnenfel® (1765), von Pfeiffer u. a. find nicht allein viele ſchätzbare 
praktiſche Lehren enthalten, jondern es ift aud das Beitreben zu erfennen, die ihon damals aner⸗ 
fannten Vorſchriften der Gerechtigkeit und Schonung zur Geltung zu bringen. Freilich konnte 
dies beim Mangel gründliher Vorarbeiten nur in jehr ungenügender Weije geicheben. Nach 
der eifrigen Pflege des allgemeinen (philofophiihen) Staatsrechts in Deutjhland und der 
Volkswirthſchaftslehre durch Adam Smith und jeine vielen Nachfolger in England, Deutſch— 
land, Branfreih und Italien drangen die Forſchungen tiefer ein. Inden man deutlich einjah, 
wie die neuen Sachgüter in einem Volfe erzeugt und vertheilt werden, indem man die Bedin— 
gungen fennen lernte, von denen der gute Erfolg dieſer beiden großen Vorgänge abhängt, war 
man aud in den Stand gejegt, die Wirkungen der Finanzmapregeln, z. B. der verjchiedenen 
Arten von Steuern, der Staatsſchulden, des Staatdpapiergelded u. dgl., zu beurtheilen. In 
jedem der vielen ſeit Smith über die ganze politiihe Dfonomie gejchriebenen Bücher ünd Unter: 
fuhungen über einzelne Theile des Finanzweſens eingeflochten, auch riefen äußere Ereigniffe in 
der Verwaltung der europäijchen Staaten eine große Anzahl’ von Gelegenheitsichriften über 
einzelne Abfchnitte hervor, am meiften und am früheften in England, wo die Parlamentsver⸗ 
bandlungen ſchon längſt zu vieljeitiger Beiprehung aller Staatdangelegenheiten angeregt 
hatten. Seitdem auch in andern Staaten über dad Budget, die Staatsrehnungen und dieneuen 
Gejege in Finanzſachen öffentlich verhandelt wurde, wuchs die allgemeine Theilnahme an dieſen 
Gegenftänden und das Verſtändniß derjelben, die wiffenjcpaftlihe Bearbeitung fand eine ftärfere 
Ermunterung und ihre Ergebnifle verbreiteten ſich mehr in der großen Zahl denfender Staats- 
bürger. Es ift bemerfenswerth, daß ſyſtematiſche Lehrgebäude des ganzen Finanzweſens faft 
allein in Deutihland gejchrieben wurden. Nur hier war man daran gewöhnt, auch ſolche Theile 
der Finanzgeſchäfte nad allgemeinen Grundjägen abzuhandeln, die in anpern Ländern nur der 
in den Geſchäftsſtuben ſich fortpflanzenvden UIbung (Braris) überlaffen blieben, z. B. das Do— 
mänen= und Nehnungsweien, Ohne Zweifel war es lehrreich und fruchtbar, aus dem weiten 
Felde ver politiihen Dfonomie alle diejenigen Lehren, melde den Staatshaushalt betreffen, zu 
einem befondern Haupttheil jener Willenfchaft zufanımenzufügen und unter allgemeine Grund: 
füge zu ftellen. Nur jo wurde ein Überblid des gefammten Stoffd in guter Ordnung gewon- 
nen. Syftematifhe Werke diefer Art wurden im gegenwärtigen Jahrhundert von Stofar 
von Neufern (1807), Graf Soden (1811), von Jakob (1817), Behr (1822), von Fulda 
(1826), von Malchus (1830), Rau(1832; vierte Auflage 1858—59), Graf Moltke (1846), 
Umpfenbad (1859) und Stein (1860) herausgegeben. Daneben verdienen jedoch aud die 
gehaltreihen Schriften über einzelne Theile gelefen und benugt zu werden. 

Die Finanzverwaltung befördert nicht wie die andern Zweige der Regierungstbätigkeit, 
3: B. Juftiz, Bolizei u. ſ.w., unmittelbar die Wohlfahrt ver Staatsgeſammtheit und der Ginzel- 
nen, jondern fie liefert, wie die Ernäbhrungsorgane des Menfhen, nur die Mittel zu jener Wirk: 
ſamkeit. Aber da diefelben unentbehrlich jind, fo werden alle nüglichen Anoronungen und Anz 
falten von dem guten Stande ded Finanzweiend bedingt. Iſt daſſelbe zerrüttet, jo zeigen ſich 
auf allen Seiten die verderblien Folgen. Die PVertheivigungsanftalten gegen außen (Heer, 
Flotte, Feftungen) find mangelhaft beihaflen, die Beamten ſpärlich befolwet und daher in Ver— 
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ſuchung, ji auf Nebenmwegen weitere Einnahmen zu verfhaffen, die Straßen, Brücken, 
Straf-, Kranken-, Lehranftalten in kümmerlichem Zuftanve, die Negierung ift in ihren Ent- 
ihlüffen gelähmt, durch ihren ſchwachen Credit von auferorbentliher Kraftentwidelung in 
ſchwierigen Fällen abgehalten, das Volk vielleicht übermäßig belaftet und unzufrieden, der 
Aufſchwung ded Gewerbfleißes dur fehlerhafte Auflagen oder Hoheitörechte und den Mangel 
an wirfjamen Beförderungdmitteln niedergehalten u. dgl. Die Gefchichte der neuern Staaten 
liefert viele Erläuterungen zu diefen Sägen. Sie zeigt, daß Staaten mit ziemlich beſchränktem 
Bolfövermögen durch gute Ordnung und Sparfantfeit mitihren Mitteln viel audrichten, nad 
innen und außen kraftvoll handeln und eine geachtete Stelle behaupten fünnen, während andere, 
mit reicherer natürlicher Ausftattung in Boden, Klima, Lage u. dgl., von einer Berlegenheit in 
die andere gerathen und in Gefahr ſchweben, von mächtigern Nachbarn unterbrüdt zu werben. 
Es iſt aber auch ſchwer, das Finanzweſen, wenn e8 lange fehlerhaft beſchaffen war, zu vervoll⸗ 
fommmnen, weil hierzu neben der hohen Einſicht der oberften Staatdmänner fefter gerechter 
Wille zur Ausführung der Gefege, gewiffenhafter Wiverftand gegen alle Verfuhungen zur 
Verſchwendung, ftrenge Aufſicht auf alle Beamten u. dgl. gehört. Es liegt im Weſen dieſes 
Dienflzweigd, daß eigennügige Nebenabfihten des angeftellten Berfonals die Staatskaſſe jehr 
leicht gefährden, wenn nicht die rechtliche Gefinnung und die genaue Überwahung gegen alle 
BVeruntreuungen Schuß gewähren. Iſt einmal gute Orbnung eingeführt, fo läßt fie ſich ohne 
große Mühe aufrecht erhalten; viel Schwerer ift ed dagegen, fie da herzuftellen, wo Misbräuche 
eingemurzelt jind. 

Das Finanzweien muß joviel ald möglich durch Gefege geregelt werden, welche über die 
Berbindlichfeiten der Bürger und die Rechte der höchſten Gewalt in Hinficht auf die Entrichtun⸗ 
gen in die Staatskaſſe und die Leiftungen verfelben an die Einzelnen feinen Zweifel und feiner 
Ungewißheit Raum laffen und zugleich die Verantwortlichkeit der Beamten feftfegen. Gegen 
Berlegungen diejer Gejege find Strafbeftimmungen nothwendig. Die Vollziehung der Grjege 
wird durch Verordnungen und Dienftanmeifungen (Inftructionen) ingleihförmigen und zweck⸗ 
mäßigen ang gebracht. Bei denjenigen Geichäften, die nur in der Erfüllung beſtimmter Ber- 
bindlichkeiten beftehen, wie die Erhebung der Auflagen, die Berzinfung der Schulden, die Aus: 
gaben zufolge genau bemeffener Verpflichtungen, findet nur eine einfache Erfüllung der gejeg: 
lichen Vorſchriften flatt. In andern Zweigen, mo eine förmliche Verwaltung vortommt, muß 
bei jedem einzelnen Falle nad den Umftänden das zweckmäßigſte Verfahren gewählt werden, und 
dem Beamten fteht daher ein weiterer Spielraum offen, wobei man die Gefahr des Misbrauchs 
zur Gigenmädtigfeit durch die Aufiicht der vorgejegten Stellen zu befeitigen fucht. Dahin ge: 
bört vorzüglih die Verwaltung der Staatögewerbe, 3. B. der Forſtwirthſchaft, ver Berg, 
Hütten: und Salzwerfe, der Port, ver Eifenbahnen, die Bauten u. dgl. 

Die in einem einzelnen Staate beftehenven gejeglichen Vorſchriften über das Finanzweſen 
werden unter der Benennung Finanzrecht zufammengefaßt und bilden einen Theil des Ver— 
waltungörehtö, welches wieder ein Beftandtheil des pojitiven Staatsrechts iſt. Schon in ben 
Geſetzen, noch mehr in den Verordnungen find im Laufe der Zeit viele Veränderungen unver: 
meidlich, weil man dem fühlbar werdenden Bedürfniß der Vervollklommnung die Befriedigung 
nicht verfagen kann, auch mande neue wirtbfhaftlihe Ericheinungen neue Berorpnungen erfor: 
dern. Das fogenannte Finanzrecht umfaßt nicht allein die Beitimmungen über Redtsverhält- 
nifle zwiſchen der Staatögewalt und ven Unterthanen, 3.8. Steuergeſetze, Zolltarife, Voſtgeſetze 
u. dgl., jondern auch Grbote für die Dienftverhältniffe und die Wirkſamkeit der Finanzbeamten, 
3. B. über deren Dienjtbürgfchaften (Gautionen), über die Kaflen- und Rehnungsführung, 
über die Behandlung einzelner Arten von Geſchäften, ald Schägungen, Verfteigerungen u. dgl. 
Vorſchriiten ver legtern Art berühren in der Regel die Bürger nicht. Geordnete Sammlungen 
der geltenden Vorſchriften jind gewöhnlih Privatarbeiten, leiften für die Beamten gute 
Dienfte, behalten aber ihre Brauchbarkeit nicht lange und müffen durch wiederholt erſcheinende 
Nachträge ergänzt werben. Es gibt aud) fortgefegte Sammlungen von Vorſchriften (Berorb- 
nungöblätter) für die Hauptvienftzweige, z. B. für Domänen:, Steuer:, Zollz, Poſtverwal⸗ 
tung u. dgl. 

Es bedarf feines Beweifes, daß, wie überhaupt zur Aufftellung von Gejegen, fo inäbejon- 
bere bei der Befeggebnng: in Finanzſachen und bei Beihlüffen, die an Wichtigkeit ven Gejegen 
gleich zu achten find, die Mitberathung und Zuftimmung einer landſtändiſchen Verſammlung 
in hohem Grade nützlich if. Sie gibt zwar Feine volle Gewißheit, aber doch die Wahrjcheinlich- 
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keit, daß das von ihr Gutgeheißene gerecht und weiſe ſei, ſie verſtärkt das Vertrauen, mit dem die 
Unterthanen die Handlungen der Regierung betrachten, und die Bereitwilligkeit, Laſten zu über- 
nehmen, für welche die Bermuthung oder Notbmendigfeit der Nützlichkeit ſpricht. Eine Ein— 
mifhung der Landſtände in die laufenden Gefchäfte ver Finanzverwaltung wäre offenbar unzu= 
träglich, aber die Keftftellung des Voranſchlags (ſ. Budget), die Prüfung der Jahredrehnun: 
gen in Beziehung auf die vorausgegangenen Bewilligungen und die Veränderungen im Stamm: 
vermögen des Staates, alfo namentlih Veräußerung over Anfauf von Staatögut und Auf: 
nahme von Schulden erfordern nach ziemlich gleichförmigen Beſtimmungen ver heutigen Staats— 
verfaffungen die Theilnahme der ſtändiſchen Berfammlungen oder ihrer Ausihüfle. IR gleich 
die Finanzverwaltung deshalb in Staaten mit Volksvertretung fehmerer, fo genießt fie Dagegen 
auch wieder große Bortheile in Vergleich mit ihrer Rage in unbefhränften Monardien, fie hat 
die moralifhe Berantwortlichfeit nicht mehr allein zu tragen, und der Erfolg ihrer Maßregeln 
wirb durd die ihnen vorausgebende günftige Stimmung der öffentliben Meinung nicht wenig 
unterftügt. 

In Staaten mit zwei Kammern oder Käufern ift bei Finanzgefegen und Bubgerbeihlüffen 
den ganz aus gewählten Abgeordneten beftehenden zweiten Kammern ein gewiſſes Übergewicht 
eingeräumt worden. Das Beifpiel hierzu ging von England aus, mie überhaupt die heutige 
Ständeverfaflung. Das natürlihe Beftreben jeder der beiden Kammern, ihren Wirfungäfrets 
ungefchmälert zu behaupten und wol aud noch auszubehnen, hat öfters zu Streitigkeiten über 
die Auslegung jener Vorſchriften Anlaß gegeben, und in der That ift ed auch bisweilen zweifel: 
baft, ob ein Geſetz, in welchem Beftimmungen über Entrichtungen an die Staatäfaffe oder über 
Leiftungen derfelben vorfommen, für ein Finanzgeſetz anzufehen fei, d. i. ob dieſer Theil des 
Inhalts ale Hauptfache gelte. Am leichteften wird eine folde Streitfrage befeitigt, wenn ein 
Gefeg ohne Nachtheil für die Anwendung in zwei Theile zerlegt werben fann, deren einer nut 
die finanziellen Säge enthält. Ein bemerfenswerthes Beifpiel folder Reibungen gab noch 
fürzlich (1860) der Beſchluß des britiſchen Oberhaufes, die von dem Unterhaufe genehmigte 
Aufhebung der Bapieraccife zu verwerfen. Die Staatsgewalt kann zwiſchen den beiden Käufern 
nicht richten, und wenn nicht fhon für einen folden Ball Worforge getroffen ift, jo fann aus 
keins von beiden gezwungen werben, ſich einer Art von Schiedsgericht zu unterwerfen, weshalb 
gewöhnlich nichts übrig bleibt, als ohne Anerfennung eines allgemeinen Grundſatzes fi über 
den einzelnen Ball hinauszuhelfen. In den ältern deutſchen Ständen hatten die verſchiedenen 
Gurien der Brälaten, Ritter und Städte bei Steuer: und Schuldenbewilligungen fomie bei ber 
Überwachung der Steuerkaffe gleiche Rechte. Diefe im engern Sinne fogenannte landſtändiſche 
Verfaflung diente zwar in Bezug auf Binanzangelegenheiten dazu, viele Misbräuche, z.B. Ber: 
ſchwendungen, Berfhleuderung der Domänen, leihtfinniges Schuldenmaden, zu verhüten oder 
menigftend zu erſchweren, zeigte jedoch auch wejentlihe Mängel. Sie machte es möglich, daß die 
allein oder vorzug&meife vertretenen Stände ſich Befreiung oder geringere Belaftung bei den 
Steuern auswirkten und ſomit den erften Grundfag der Befteuerung, die Allgemeinheit und 
Gteihförmigkeit, verlegten ; fie führte dahin, daß, meil die Domanial: und Regaleinfünfte der 
lanpftändifchen Mitwirkung entzogen waren, die Staatöfaffe ſich in zwei getrennte Kaffen, die 
Kammer: und Steuerkaſſe fpaltete, deren Nebeneinanderbeftehen viele Verwidelungen und 
Streitigkeiten verurfadhte und den überblick erſchwerte. Diefe Täftige Kaffentrennung ift nur in 
wenigen kleinern deutſchen Gebieten übrig geblieben. Sie wird bei einer guten Verfaſſung 
überflüffig. Die Lanpftände können die überwachung der Stenerkaffe unbedenklich aufgeben, 
wenn dafür die ganze Staatsrechnung vorgelegt un? die Genehmigung des ganzen Voranſchlags 
vorbehalten wird. 

Die Leitung des ganzen Finanzweſens muß von einer oberften Staatsbehörde, Finanz: 
minifterium, ausgeben, welche ausſchließlich dieſem Verwaltungozweige gewidmet ift. Unter 
ihr fteben Behörden, die theils für die Hauptflaffen der Geichäfte beftimmt find (fogenannte 
Direstionen, 3.B. für Forſtweſen, Bergwerke, Steuern, Schuldenverwaltung u. f. w.), tbeil der 
Gintheilung des Staatögebietd in Provinzen, Kreife u. ſ. w. entſprechen. Beide Arten ver 
Geſchäftsabtheilung, die ſachliche und die räumliche, finden ſich in den einzelnen Staaten auf 
mancherlei Weije miteinander verbunden. Im allgemeinen läßt ſich bemerken, daß vor alters 
die räumliche Sonderung vorherrſchte, während neuerlid, dem vollswirthſchaftlichen Gefeg der 
Arbeitstheilung gemäß, die ſachliche Abtheilung mehr üblich geworden ift, ſodaß verſchiedene 
ganz getrennte Gefhäftszweige mit ihrer Abftufung von den unterften Beamten (Steuerein: 
nehmer, Boftverwalter, Zollverwalter, Bezirksförfter, Bauinfpeetoren u. ſ. w.) bis zur Steuerz, 
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Boft-:, Zoll, Korft:, Baudirection u. ſ. w. hinauf nebeneinander beftehen. Die ungleihe Aus- 
dehnung dieſer Gefchäftögebiete in verjchiedenen Ländern und die mannihfaltigen üblich gewor— 
denen Einrichtungen, deren Einfluß eine gewiſſe Macht gewonnen hat, laffen eine gleihförmige 
Drganifation in allen Ländern nit zu. Die Ausgaben im Bereiche ver andern Minifterien 
(Iuftiz, Polizei, Kriegsmacht u. ſ. w.) müffen innerhalb derfelben, unabhängig von dem Finanz— 
minifterium, vorgenommen werden, nur daß dieſes zur Feilfegung der Summen im ganzen 
mitzuwirfen hat (Berathung des Budgets). Bei mehreren Gruppen von Geſchäften treffen 
finanzielle und andere Zwede zufammen, weshalb jene öfters aus dem Wirfungsfreife des 
Finangminifteriumd ausgeſchieden worden find, wie neuerlid in mehreren Staaten die Ver: 
kehrsanſtalten (Poſt, Eifenbahnen, Straßen: und Waflerbau), bei denen die Beförderung 
volfsmwirthihaftliher Zmede der Verfolgung des finanziellen Vortheils befhränfend entge— 
gentritt. ' 

In mehreren Staaten ift ein Theil der Ausgaben für Öffentlihe Zwecke den Haupttheilen 
des Staatögebietd (Provinzen, Departements, Kreifen) isberlaffen worden, ſodaß in diefen die 
Bertreter der Einmohner (Provinzialftände, Conseil de d&partement) bei der Feſtſetzung der 
Summen, der Art der Berwendung und felbft der Aufbringung der erforderlihen Einnahmen 
innerhalb des Landestheild mit den landesherrlihen Beamten zufammenzumirfen haben, alfo 
ven Voranfhlag (Budget) der Provinz berathen und genehmigen. Dieje den Grundjag der 
Selbftregierung (selfgovernment) in gewiſſen Kreifen ver Thätigfeit entfprechende Anordnung 
ift in Belgien am meiften auögebilvet. Offenbar darf fie nur auf folhe Ausgaben angewendet 
werden, die ausjhlieglid für den Vortheil der einzelnen Landestheile beftimmt find und bei 
denen Berfchiedenheiten in den legtern die nöthige einheitliche Geftaltung allgemeiner Staats: 
anftalten nicht verhindern ; es ift alfo eine forgfältige Beftfegung der Gegenftände vorzunehmen, 
die ohne Nachtheil für dad Ganze den Provinzen anheim gegeben werden können. In diejen 

Staaten ift alſo das allgemeine (centralifirte) und das Provinzialfinanzwefen zu unterſcheiden. 
Die Eigenthümlichkeit des legtern darf nicht eiwa allein darin gefucht werden, daß die in den 
Provinzen eingehenden und wieder veriwendeten Gelder nicht durch die Hauptſtaatskaſſe laufen, 
denn diefe bequeme Einrichtung fann ſchon dur die Anlegung von Nebenkaſſen in den Pro— 
vinzen, die auf Rechnung der Hauptkaffe Zahlungen empfangen und vornehmen, bewirkt wers 
den. Das Mefentliche ift vie Beſchlußfaſſung der Provinzialftände und die Möglichkeit, daß die 
einzelnen Landestheile jowol in der Größe ald in der Aufbringungd: und Verwendungsart 
der Summen voneinander abweichen, daß fie namentlich je nad den Umſtänden für gewiſſe 
Zwecke mehr oder weniger ausgeben können. Der Provinzialaufwand muß übrigend neben der 
geſetzlichen Beſtimmung der ihm zugemwiejenen Gegenftänvde auch fonft in gewiffen Grenzen ge: 
halten werden, un dem allgemeinen Binanzwefen nicht Nachtheile zu bringen; e8 wird baher ein 
gewiſſes Maß der Gejammtausgaben ausgejprodhen und au die Wahl ver Einnahmequellen 
nicht ganz freigegeben. Die reichlichſten Einfünfte gewähren die von der Provinz erhobenen 
Zuſchläge zu den allgemeinen Landesfteuern. In größern Staaten und bei einer beträchtlichen 
Berjchiedenheit der Landestheile nah Wohlſtand, Sitten, Bildung und Bebürfniffen dffent- 
licher Anftalten gewährt diefe Einrichtung erhebliche Vortheile und verftärft die Neigung, für 
gemeinfame Zwede Opfer zu bringen. 

Die Beftanptheile der Finanzverwaltung find in den vorftehenden Sägen ſchon beifpield- 
mweife erwähnt worden und erhalten in einzelnen Artikeln unter den zugehörigen Namen ihre 
ausführliche Erklärung. Es genügt daher hier ein überblick, bei dem mwir aber die Ausgaben 
weglaſſen, meil e8 ſogleich einleudhtet, daß diefe fih an die in jedem Staate eingeführten 
Abtheilungen ver Regierungszweige, Behörden und Amtöftellen anſchließen. 

Die Einkünfte laflen ſich jo eintheilen: 

I. Ertrag von Ermwerbömitteln, die in gleicher Weije von Brivatperjonen (Einzelnen, 
Geſell ſchaften, Gorporattonen)benugt werden fönnen und ſich nurzufällig theilweife im Staate- 
vermögen befinden. Unter denfelben nehmen die Staatöländereien (Staatögüter, Domänen) die 
wichtigfte Stelle ein. Sie beftehen aus Ader:, Wiefen:, Gartenland und Wald. Wo diefelben 
Ad in beträchtlicher Menge erhalten haben, da bildet ihre gute Benugung ein großes Gebiet von 
Geſchäften, auf welches beſonders in Deutſchland fhon feit langer Zeit viel Nachdenken und 
Sorgfalt gerichtet worden ift. Die Staatdforften nehmen in vielen Staaten einen anjehnlihen _ 
Theil der ganzen Waldfläche ein und ihre Beibehaltung erſcheint im allgemeinen als zweckmäßig, 
wenn auch einzelne Waldflächen beffer vem Feldbau überlaffen werden. Die an die Stantögüter 
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ſich anſchließenden gutsherrlichen und Zehntgefälle find durch Ablöſungen größtentheils ver: 
ſchwunden. Einkünfte aus vermietheten Wohngebäuden und ausgeliehenen Geldſummen find 
von geringerer Wichtigkeit. Auch Fabrikgeſchäfte können auf Rechnung des Staates betrieben 
werben, wie Mühlen, Brauereien, Hüttenwerke u. ſ. w., es iſt aber ſchwer, im Mitwerben ver 
Privatunternehmer einen dein aufgewendeten Kapital entſprechenden Reinertrag zu ziehen. 

II. Bei verfchiedenen Gewerben hat ſich die Staatsgewalt Vorrechte beigelegt, die das Mu— 
werben von Privatperfonen befhränfen und daher Gelegenheit geben, einen größern Gewinn zu 
ziehen, als es bei freier Goncurreng möglich wäre. Dieſe gewerblichen Hobeitöreäte oder 
Negalien (jura regalia) find von verſchiedener Ausdehnung und beruhen auf verihiedenen 
Gründen. Bei manden Unternehmungen iſt die Betreibung durch die Regierung in voll: 
wirthſchaftlicher Beziehung nüglich, weil fie mehr geeignet ift, einen gemeinnügigen Erfolg ber- 
vorzubringen, wie beim Münzregal und der Poſt; Hier darf aber deshalb auch die Einträgliäfeit 
für die Staatskaſſe nicht allein beabfihtigt werden. Das Bergwerföregal ift Fein ausſchließliches 
weil theild ſchon feit langer Zeit, theils zufolge neuer Bewilligungen viele Privatbergwerte 
vorhanden find. Daher richten fich die Preife ver Mineralftoffe nad; dem allgemeinen Mitwerben. 
Aud bei der Anlegung von Eifenbahnen ift die höchſte Gewalt befugt, zwiſchen der Geftattung 
von Privatunternehmungen und dem Bau und Betriebe auf Staatsrechnung zumäblen, und «4 
gibt viele Staatöbahnen, die ein großes Betriebögefhäft verurfahen. Mehrere Regalien dienen 
nur dazu, von einem Erzeugniß eine Abgabe zu beziehen, weil dies leichter gejcheben kann, 
wenn die Staatögewalt ald einziger Berfäufer die Preife feftjegen kann, ald wenn die Enid: 
tung in der Form einer Steuer gefordert wird. Zu diefer Klaffe gehört vorzüglich das weiter: 
breitete Salzregal und das Tabacksregal, welches zwar nicht den Anbau, aber die Verarbeitung 
und den Verkauf des Tabacks in fih fließt und die Gewerbötbätigkeit der Bürger in dieſem 
läſtigen Beſchränkungen unterwirft, aber gleihwie das Salzregal jehr einträglic if. 

II. Vielerlei Handlungen der Staatöbehörven geben Gelegenheit, von den dabei itgend⸗ 
wie betheiligten Perfonen eine Abgabe ald Vergütung für den Zeit: und Koftenaufmanı 
zu fordern. Hier erjheint die Regierung nicht mehr ald gewerbtreibend, ſondern in ver zuihter 
Beftimmung gehörenden Wirffamteit, die fie in gleicher Weife zu üben bat, ob eine Bezablunz 
dafür gegeben wird oder nit. Diefe Gebühren werden bei mannichfaltigen Veranlaflungt 
ald Sportel, Taren, Stempelabgaben u. dgl. erhoben, hauptſächlich bei gerichtlichen und de 
lizeigeihäften, Erbſchaften, Verkäufen von unbeweglicher Habe u. dgl. | 

IV. Die drei bisher genannten Duellen der Staatdeinfünfte laffen keine beliebige Emeit- 
rung zu. Was durd fie von dem Staatsbedarfe nicht gedeft wird, muß durd Beiträge jünmt: 
licher Bürger nach gleihförmiger, gerechter Umlegung, d. h. durh Steuern beſchafft werten. 
In neuerer Zeit bilden die Steuern einen fteigenden Theil der ganzen Staatseinnahme, weil ibrr 
Anlegung bei den Fortſchritten der Wiſſenſchaft und Kunft im Finanzweſen ſehr vervollfommme 
worden ift, der zunehmende Wohlftand eine Vermehrung des Steuerertrags geflattete oder 
fogar von felbft mit ſich brachte und auf dem Wege ver Befteuerung die vergrößerten Bedürfaiſt 
der Staatöfaffe mit geringern Nactbeilen ald durch Regalien und Gebühren befrietigt werdet 
konnen. Das Steuerwefen ift daher ein großer, künſtlicher und ſchwieriger, zugleich ein mit vor 
züglihem Eifer durchdachter und behandelter Zweig der Finanzverwaltung, der zur Anwendung 
der rechtlichen und volkswirthſchaftiichen Grundfäge befonderd viel Gelegenheit darbietet. Dir 
Steuern werben nad der Erhebungsweiſe in directe und indirecte, nad) dem Grunde der Anl; 
legung in Einkommen- und Aufwand: oder Gonjumtiondfteuern, mie Accife und Zoll, «u 
getheilt. 

Wie fehr ed aud zu wünſchen und zu erftreben ift, daß die Einkünfte und Ausgaben wi 
Staated miteinander im Gleichgewicht ftehen (ſ. Budget), fo läßt fich doch diefer macbaltsr 
und allein befriedigende Zuftand nicht ununterbroden erhalten. Die Übermacht der Zeitum: 
fände macht bisweilen eine foldhe Ausgabenvermehrung nothiwendig, die ohne die verderblicſten 
Folgen nicht durch eine entſprechende Steuererhöhung gedeckt werden könnte, es bleibt alſo mölt 
übrig, ald Staatsſchulden zu machen und die Abtragung ‚derfelben auf einen längern Zeit 
raum zu vertheilen. Das Schuldenweſen iſt in den heutigen Staaten ein zu großer Micrigfei 
angewachjener Zweig ded Finanzweiens, der in manchen Ländern große Verlegenbeiten und 
ſchwere Sorgen verurfagt. "Biel Scharfjinn ift darauf gerichtet worden, neue Wege des Borgend, 
"in mandperlei Eünftlihen Formen ausfindig zu machen und die ſchon vorhandenen Staatöfgulder 
zu einer leichtern Laſt umzugeftalten. Indeß ift ven verwickelten Binanzoperationen, bei denen 
nicht felten die Nechte der Staatögläubiger verlegt und dem Wohlftande des Volkes Munden 
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geihlagen murben, die einfache Befolgung der unwandelbaren Gebote des Rechts und der wirth= 
ſchaftlichen Klugheit vorzuziehen, nämlich durch pünftlihe Erfüllung der übernommenen Ver— 
bindlichkeiten das allgemeine Vertrauen, den Staatdcrebit, zu erhalten, von ihm nur fo meit Ge— 
braud zu machen, als e& dringend nöthig oder bei einträgliher Anlegung der geborgten Sum— 
men, z. DB. zu Eifenbahnen, unſchädlich ift, diejenigen Arten des Borgend zu wählen, die bei 
gleider Einnahme für die Staatskaſſe die Steuerpflihtigen am menigften belaften, und dem 
fortdauernden Anwachſen der Schuld durch allmähliche Tilgung entgegenzuwirfen. Das Nähere 
bleibt dem Art. Staatsfchulden vorbehalten. 

Die Kinanzgefhäfte haben, abgefehen von den Zweden der Ausgaben und den Mitteln 
zur Aufbringung, ſchon in formeller Hinficht ihre Eigenthümlichkeiten, meil jte ſich auf Geldſum— 
men und nebenbei auf andere zähl = und meßbare Güter beziehen, woraus dad Bedürfniß der 
größten Ordnung, Gleihförmigfeit und Uberwahung im Kaffenwefen fomie in der Aufzeich- 
nung aller Thatſachen (Rechnungsweſen) hervorgeht. Für diefe beiden Theile ded Finanzdien— 
ftes ift eine Unterordnung der untern Amtftellen unter mittlere und Höhere und eine Menge ge= 
nauer Borfchriften (Inftructionen) erforderlid. Die oberfte Rechnungsbehörde (Oberrechnungs— 
fammer, Rechnungshof) fteht in materieller Beziehung unabhängig von dem Finanzminifte= 
rium da und entfcheidet wie ein Gerichtähof über die aus dem Rechtsverhältniß der Kaſſen- und 
Rehnungsführer zu dem Staate entftehenden VBerwidelungen. K. H. Rau. 

Findlinge, Findelhäuſer. Mangelhaft find die Nachrichten darüber, wie die Völker 

des Alterthunis es mit den Bindlingen hielten. Dbgleih Mofes felbft ein audgefegtes Kind 
war, jo ſchweigt doch feine Gefeßgebung darüber. 2) Die fpätere Gefehgebung der Römer be= 
fhränft fi darauf, aus Billigkeit den Findling ald ehrlich geborenes Kind anzufehen. Erft der 
Geift des Chriſtenthums, die Lehre des Heilands, welcher ſprach: „Laſſet die Kindlein zu mir 
temmen!“ dictirte dad Gebot, ich der Finvlinge anzunehmen; fie wurden ver Kirche an das 
Herz gelegt. Darum wurden im Mittelalter im Umkreis der fihrbaren Kirche, auf dem gehei- 
figten Kirchhof, die Kinder ausgelegt, damit fie ald Findlinge aufgenommen und verpflegt 
würden. 2) Der moderne Staat erfennt die unbefchränfte Verbindlichkeit an, den Findling 
aufzunehmen und zu verpflegen. Die meiften Staaten Europas haben ihrer Pflicht durch die 
Erichtung von Findelhäufern zu genügen geſucht; doch ift diefes Inftitut von dem größten 
Theile von Deutjhland und ebenfo auch von den nordamerifanifhen Freiftaaten, gegenüber 
von Südamerifa, nicht aboptirt worden. 3) Gegenüber von Ofterreih haben in Preußen die 
Gemeinden oder nach Umftänden die Provinzial: Armenanftalten die Findlinge, d. h. die Kinder, 
deren zur Erhaltung verbundene Ültern oder Verwandte unbekannt find, zu verpflegen. Dem 
Findling wird ein Vormund beftellt, der für fein Wohl zu wachen hat. Die Gefeggebung 
des Königreihd Baiern mweift die Bindelfinder gleichfall8 der Gemeinde zu, in deren Gemat= 
fung fie gefunden werden; dort follen jie au ihre Geimat haben. Sie folgen ver Religion 
deflen, der die Aufnahme bewirkte, infofern er einer der anerfannten Kirchen angehört, oder 
gehören der Confeſſion derer an, denen das Inflitut zufteht, worin fie erzogen werden, oder 
der Gonfefjion der Mehrheit der Einwohner der Gemeinde, in deren Gemarkung fie gefunden 
wurben.*) Im Königreiche Hannover galt der Grundfag, daß der Gerichtsherrſchaft die Ver— 
pflegung der Finblinge obliege. Die, welche in ven landesherrlichen Ämtern Kalenberg, Göt- 
tingen und Grubenhagen aufgenommen wurden, verforgte man zur Hälfte aus den Mitteln 
der Rentfammer, zur Hälfte aus der Kloſterkaſſe. Sonft ift die Armenfaffe und in zweiter 
Linie die Gemeinde verpflichtet. ®) | 

Für die Stadt Hamburg hatte Jobft von Overbed im Jahre 1709 ein Findelhaus gegrün= 
det, um der Galamität der damals häufigen Kindermorde zu begegnen. Ein Torno (Dreh— 
lade) war beftimmt, das Kind aufzunehmen. Bald war aber ver Zudrang neugeborener oder 
fhon älterer Kinder fo groß, daß die Vorrichtung verengt und fpäter ganz weggenonmen wer— 
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1) Bol. Michaelis, Mofaifches Recht, I1, 262, 263. 

2) Mooren, Über Eigenthum und Benugung der Kirchhöfe auf dem preußifchen Gebiete bes linken 
Rheinufers (Köln 1857), ©. 10. 

3) Atlantifche Studien. Bon Deutfchen in Amerifa (Göttingen 1854), V, 105, wo es heißt: „Keine 
der großen Städte der Union, ſelbſt nicht das an ſocialem Elend und den daraus entfpringenden uns 
natürlichen Verbrechen fo überreiche Neuyork befigt ein Finbelhaus.‘ 

4) Pözl, Lehrbuch des bairifchen Verfaſſungorechts (München 1851), ©. 225. 

5) von Berg, Handbuch des deutfchen Polizeirechts (Hannover 1802), II, 47. 
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den mußte. *) Selbft der Zufhuß von 100000 Mark genügte nicht. An die Stelle der Auftalt 
trat das Waiſenhaus 7), in welches die innerhalb ver Stadt niedergelegten Findlinge aufgenom: 
men werden. Die außerhalb ver Stadt ausgefegten Findlinge werden nur gegen eine jedesmal 
feftzufegende Vergütung, melde herkömmlich 30 Mark nicht überfhreitet, zugelajlen. °) 

Unter der Negierung ded wohlwollenden Marfgrafen Karl Friedrich von Baden erhob ſich 
die Frage, ob aud die Findlinge der Wohlthat des Waiſenhauſes jih zu getröften Hätten. 
In Betracht, daß dergleichen Kinder, „da fie von ihren eigenen Altern fo böslidy verlaffen wer: 
den, ein menſchliches und hriftliches Erbarmen am meiften verdienen‘, verorbnete der Fürft, 
daß die Findlinge nicht mehr ven Gemeinden, in deren Gemarfung jie entdeckt worden feien, zur 
Laft fallen follten, fondern in das Waifenhaus aufzunehmen jeien. 9) 

Für das Großherzogthum Heilen 1%) wurden mehrere Verorpnungen erlaffen, melde vor: 
ſchreiben, wie es mit Findelfindern gehalten werben joll. Nach ver Verordnung vom Jahre 
1807 wegen der Führung der Kirchenbücher foll ver Pfarrer des Orts, in deflen Gemarkung 
das Kind gefunden wird, daffelbe fogleidh taufen und beurfunden, mann, mo und von wen ed 
gefunden wurde und wie alt es etwa geweſen fei. Nach einer Vorſchrift vom Jahre 1811 
foll trog der etwa mitgefundenen Notiz, der Findling jei bereits getauft, die Taufe, 
bei welder der von der zu bewahrenden Notiz bezeichnete Name beigelegt werden ſoll, vor: 
genommen werben. Fehlt ed an einer jolhen Notiz, fo joll der Findling nad dem Orte, in 
deſſen Gemarkung er gefunden wurde, oder nad der Stelle der Auffindung benannt werden. 
In Gemäßpeit einer Verordnung vom Jahre 1818, erlaffen für die Landestheile auf der redten 
Rheinſeite, ſollen „die Bindlinge fo lange, bis jie ſich jelbit zu ernähren im Stande find, von 
ver Bolizeis oder Armenbehörde des Orts, wo fie gefunden wurden, rechtlichen Leuten gegen 
ein beftimmtes jährliches Koftgeld in Koft und Verpflegung gegeben und dieſes Koftgeld von 
nun an, jelbft in Anjehung der jhon vorhandenen Findlinge, au der Oberpolizeifafle der Pro: 
vinz beftritten werden”. Das unter der franzöſiſchen Herrihaft in Main; eingerichtete Findel— 
haus, mozu dad im Jahre 1620 erbaute vormalige Armen:Elariffenflofter verwendet wurde, 
ward, als jich der nördliche Theil ded Departements Donneröberg zur Provinz Rheinheſſen ver: 
wandelte, aufgehoben. Zur Beftreitung der Koften ver Verpflegung ver eigentlichen Findelfinder 
ſowie der verlaffenen Kinder, wofür ſolche gelten, die von ihren befannten Altern verlaffen wur: 
den, ift ein befonderer Provinzialfonds beſtimmt, gebildet durch die Gebühren der öffentligen 
Zuftbarfeiten und den dritten Theil der Polizeiftrafen, an deren Stelle eine Rente aud der State: 
kaſſe getreten ift. Aus diefer Duelle werden die Kinder vehtlihen Familien bis zur Gonfirma: 
tion, längftens bis zum Ablaufe des vierzehnten Jahres in Pflege gegeben. Nach diejer Zeit 
werben die Knaben bei Landwirthen oder Handwerkern zur Lehre untergebracht. In den Jahren 
1829 —33 wurden 1106 folder Kinder mit einem Aufwande von 47490 Fl. im ganzen mit 
Erfolg verpflegt. 

Art. 58 des franzöjifhen Girilgefegbud verbindet ven, welcher ein neugeborened Kind 
findet, es mit ven Kleidern und andern bei dem Kinde vorgefundenen Sachen dem Civil: 
ftandsbeamten zu überliefern und alle Umſtände der Zeit und ded Orts der Auffindung anzu: 
geben. Hierüber muß ein umfaflendes Protokoll aufgenommen werden, welches auferdem das 
anfcheinende Alter des Kindes, jein Geſchlecht, die beizulegenden Namen und die Behörde, dem 
ed zu überliefern ift, angeben muß. Dieſes Protokoll muß in die Regifter eingetragen werben. 
Art. 347 des franzöfiihen Strafgeſetzbuchs verordnet: „Wer ein neugeborened Kind fin: 
det und ed nicht, wie in Art. 58 des Civilgeſetzbuchs vorgejchrieben ift, dem Civilſtands— 
beamten übergibt, wird mit den in dem vorhergehenden Artikel verhängten Strafen (Gefängniß 
von ſechs Tagen bid zu ſechs Monaten und Geldbuße von 16—300 Fr.) belegt. Die gegen: 
wärtige Verfügung iſt auf den nicht anwendbar, der jich etwa dazu erbietet, dad Kind zu ſich zu 
nehmen, und diefe Erklärung bei dem Vorftand des Orts, wo das Kind gefunden murde, ab: 





6) von Berg, a.a.D., S. 46. 7) Staatswörterbudy, IV, 503. 
8) von Berg, a. a. O. Weſtphalen, Hamburgs Verfaffung und Verwaltung in ihrer allmäblichen 
Entwidelung bis auf die neuefte Zeit (Hamburg 1846), U, 302 u. 303. 
9) Gerftlaher, Sammlung aller baden : durlahiichen Verordnungen (Franffurt a. M. 1779), II 
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10) Heffe, Rheinhefien in feiner Entwidelung von 1798 bis Ende 1834, Ein ſtatiſtiſch⸗ ſtaats⸗ 
wirthſchaftlicher Verſuch (Mainz 1835), S. 138—141. von Ritgen, Das Medicinalweſen im Groj⸗ 
herzogthum Heſſen (Darmſtadt 1840), I, 5360667. Sander, Die Staats: und Gemeindeverwaltung 
im Großherzogthum Hefien (Mainz 1851), S. 105. 
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gibt.” Das für dad Großherzogthum Heffen im Jahre 1856 erlaffene Polizeiſtrafgeſetz bob 
für die Provinz Rheinheſſen diefen Art. 347 auf und verordnete in Art. 251: „Wer, ein neu— 
geborened Kind findet und unterläpt, im möglichſt furzer Frift der Polizeiverwaltung An- 
zeige davon zu machen, verfälit in eine Strafe von 1—10 Fl.“ Das würtembergiiche Polizei: 
Krafgeleg vom Jahre 1839 beproht in Art. 32 ganz allgemein den mit Strafe, welcher ohne 
eigene Gefahr einen Menſcheun, der ſich in Lebensgefahr befindet, retten fann und die Erfüllung 
diefer allgemeinen Pflicht ohne genügende Entſchuldigung unterläßt. 

Ein berühmter Findling war Kaspar Haufer, jener „Züngling ohne Kindheit und Ju— 
gend‘, wie jih Feuerbach in jeiner Schrift: „Kaspar Haufer, Beifpiel eines Verbrechens am 
Seelenleben des Menſchen“, ausprüdt. 

Im vorigen Jahrhundert pflegte man die männliden Findelkinder, wenn fie herangewachſen 
waren, zum Goldatendienft zu verwenden. Man glaubte aud dad Recht zu haben, fie vorzugs— 
weiſe ald Waare anzujeben, die man möglidft gut verwerthen müſſe. 

Die Wiege der Findelhäufer ald Wohlıpätigkeitsanftait ift Italien. Der diefem Lande an- 
gehörende Hiftorifer Muratori gedenkt einer ven Jahre 787 ungehörenden Stiftung für Finvel: 
Finder. 1!) In Frankreich war ed der berühmte Priefter St. Vincent de Paul (geb. 1576, geil. 
1660), der, erfüllt von dem Geifte echten Chriſtenthums, jich zuerfi damit beſchäftigte, die 
ausgefegten Neugeborenen in den Straßen der franzöſiſchen Hauptſtadt, welche er nächtlich 
durchſchritt, aufzuheben und jo zu retten. Er forgte für die Bildung eines Frauenvereins, wel- 
er auf die Gründung eines Findelhaufes hinwirkte. Die Regierung wurde bewogen, dazu im 
Jahre 1640 dad Schloß von Bicctre, dann ein Haus mitten in Paris einzuräumen. Dieſes pa= 
riſer Findelhaus beftand bis zum Jahre 1793 , und während diejer Zeit von 153 Jahren wur: 
den nit weniger ald 405474 Kinder in Paris audgejrgt, und zwar von 1540— 61: 7668, 
von 1662 — 83: 14101, vun 1684— 1705: 38382, von 1706—27: 40437, von 1728 
—49: 64143, von 1750 — 71: 114729, von 1772—93: 129143. Man fieht daraus, 
daß die Erſchließung des Findelhauſes auf die Verminderung der Ausfegung der Kinder wenig: 

ftend nicht erheblich einwirkte. Auf vem Höhepunft der Staatdummälzung am Ende des vorigen 
Jahrhunderts gerieth die Anftalt wegen des Ausbleibens der Ammen vom Lande in Verfall. 
Die vergoffenen Ströme Blutes konnten ji für die Kinder nicht in Mit verwandeln. Der 
Nationalconvent verfügte, daß das Findelhaus mit einem Gebärhaufe verbunden werden folle, 
und wies dazu zwei leerftehende Klöfter an, worauf jährlich gegen 4000 Kinder, meiftend aus 
dem Gebärhaufe, aufgenommen wurden. 

Gin andered Gejeg des Convents legte allen Hospizen die Verbindlichkeit auf, die Zindel: 
finder oder die von ihren Altern verlaffenen Kinder aufzunehmen und zu verpflegen. Um den 
aus diejem Geſetze erwachienen Unzuträglichkeiten zu begegnen, erließ Napoleon im Jahre 1811 
ein Decret, worin die Zahl der zur Aufnahme von Findelfindern verbundenen Hospize in der 
Art firirt wurde, daß im jedem Arrondiflement nur ein Hospiz dazu gehalten fei. Als Findel: 
finder wurden nur die bezeichnet, deren Altern nicht befannt waren. Für die Einbringung ber 
Kinder adoptirte man die tours (Dreblaven), welche in Italien in ben Binvelhäufern ange: 
bracht jind, hölzerne Gylinder, conver auf der einen, concav auf der andern Seite, die ji ſehr 
leicht um ihre Achſe bewegen. Die eritere Seite ift der Straße zugewendet, Die zweite dem In: 
nern. Eine Schelle zeigt dad Hinlegen des Kindes an. s 

Gegenüber jenem kaiſerlichen Gefege bildete Ach eine mehrfach verjhiedene Libung aus. 
Namentlich wurde die Wohlthat der Aufnahme nicht den von befannten Altern audgefegten 
Kindern verjagt. Mit dadurch flieg die Zahl der aufgenommenen Kinder. In der erſten Zeit 
der Reftauration betrug fie 80000 mit einem jährlihen Koftenaufwand von 4 Mill. Fr.; im 
Sabre 1824 war jie auf 116000 gefliegen, im Jahre 1833 auf 127000 mit einem jährligen 
Aufwand von 11 Mil. Fr. Diefe Laſt wurde nachgerade empfindlich und gab Anlaf zu lauten 
Klagen. Bon allen Seiten wurde die Frage erörtert, wie dem Übel abzubelfen ſei. Ge— 
lehrte Gefelligaften machten die fi in den Vordergrund ſtellende Angelegenheit zum Gegen⸗ 
Rand von Preisfragen. An gutgemeinten Borfclägen fehlte es nicht. Man ihlug vor, die 
Mädchen, welche Mütter werden, ftveng zu beftrafen. Andere Stimmen verfliegen jih zu dem 
Rath, die ehelofen Männer für die Zunahme der Entſittlichnng verantwortlid zu machen, jie 
von allen einträglien und Ehrenftellen auszuſchließen, ja fle einer Tare (von 50 &r.) zuumter: 
werfen oder ihnen den fünften Theil ihres TCinkommens zum Beften des Staates zu entzieben, 





11) Niemann, Taſchenbuch der Givilmedicinalpolizei (Leipzig 1828), ©. 251. 


* 


392 Findlinge, Findelhäufer 


was der Berechnung zufolge zur Beftreitung des Aufwandes hinreichte. Wieder andere Rath- 
geber bedachten fich nicht, die Regierung aufzuforbern, alle verführten Mädchen zu verheirathen 
und auszuftatten, oder ihr anzufinnen, durch Vermittelung der religidfen Ordensgeſellſchaf— 
ten, welche ſich diefer Miſſion gern unentgeltlich unterziehen würden, für bie Erziehung aller 
Frauenzimmer zu forgen. Ernftlihe Stimmen forderten die Entfernung jener Drebladen. Ein 
gründlicher Kenner der Zuftände feines Baterlandes, Benoifton de Chateauneuf, hatte fih ſchon 
in einer im Jahre 1824 herausgegebenen Schrift, melde eine günftige Aufnahme im Publikum 
fand und vom Inſtitut mit einem Preis gekrönt wurde, mit diefer wichtigen Angelegenheit be: 
ſchäftigt. Später ald Mitglied des Inftituts aufgenommen, hielt er in einer Sitzung deſſelben 
im Jahre 1838 einen Vortrag, den er derfelben Angelegenheit widmete, und melder im erfien 
Duartalbeft der „Annales d’higiene publique et de medicine legale’ vom Jahre 1839 zur 
allgemeinen Kenntniß kam. 1%) J 

Benoiſton de Chateauneuf unterſuchte die Wurzel des Übels. „Die wahren Urjaden ver 
Zunahme ver Ausſetzungen“ — ſo ließ er ſich vernehmen — „und mithin auch der Findel— 
kinder ſind ohne Zweifel das Elend, die Unſittlichkeit und die Misbräuche. Die Zunahme der 
Bevölkerung hat wol nur einen ſehr geringen Einfluß gehabt. Dafür ſpricht der Umſtand, daß 
feit 10 Jahren, mit Ausnahme ver beiden unglücklichen Jahre 1831 und 1832, die Zahl ver 
Ausfegungen fich gleich geblieben ift. Mangel, Hungersnoth, Öffentliche Unruhen, induftrielle 
Berlegenheiten machen allerdings die Ausfegungen häufiger, aber ihre Wirfung ift vorübr: 
gehend; jie tragen nur dazu bei, folange fie währen, eine Urfache zu fteigern, melde jie nidt 
gefchaffen haben, vie fhon früher bejtand, und melde fortbeitehen wird, wenn fie auch nihtmehr 
vorhanten find, das Elend nämlich, das furdtbarfte aller Übel, weil es die gemeinfame Durlle 
aller ift. Einige wollen feinen mächtigen Einfluß auf die Zahl der Findelfinder leugnen und 
berufen ſich auf die Rage der arbeitenden Klaffe, weldye feit 20 Jahren offenbar meientlid ver: 
beffert worden fei. Die Thatſache ift wahr. Aber was beweiſt dies? Nur das, daß der Zuſtand 
derer, deren Lage vorher ſchon ganz erträglich war, noch beffer geworden ift, nicht aber daß, deß 
diejer beffere Zuftand allgemeiner ift, daß der, welcher nichts hatte, jegt etwas habe. Der tum: 
penſammler befindet fidy jegt in derfelben Lage mie früher, oder ift etwa feine Nachtberbergr, 
fein elendes Lager befler geworden? Selbft die Inbuftrie in ihren reißenden Fortſchritten me 
in ihren beflagenswerthen Kataftrophen führt im raſchen Wechfel die, deren Arme fie benutt, 
bald zum behaglichen Wohlſtande, bald ind Elend. Solange man einerjeits die Werke da 
Barmberzigkeit, die Vereine der Wohlthätigkeit, die Almofenämter, die Collecten, die Gaben, 
die örtlichen Unterftügungen zum Beten von nahezu zwei Millionen Armen ſich täglich mehren 
fieht, und von der andern Seite Banfrotte, Diebftähle und Finvelfinder immer häufiger mer: 
den, kann man unmöglich an dem eingreifenden und beftändigen Einfluffe des allgemein herr: 
ſchenden Elends zweifeln, man muß ihm vielmehr den weſentlichſten Antheil an der Zunahme 
der Ausfegungen zufhreiben. Es gibt wol noch Leute, welche jih in dem Wahne gefallen, dej 
die Furcht vor der Schande eine junge Verführte beherrfche, aber Männer, denen die Geleger: 
heit zu Beobachtungen und Erfahrungen zu Gebote ftand, gebenan, daß die durch folde Burdt 
veranlaßten Ausjegungen verhältnigmäßig nur fehr jelten feien. Faſt immer ift das Metit 
nit Furcht vor der Schande, fondern vor der Laft und den Koften der Pflege des Kinded.” 

Übergehend zur Betrachtung der zweiten Urſache der Vermehrung der Findelkinder, det 
Entfittlihung, bob der Vortrag die Thatſache hervor, daß allenthalben, wo beide Gefälrd: 
ter fih nahe berühren, wie in den Werfftätten, Manufacturen, Fabriken u. |, w., bie Sittlich 
keit ſehr leide, und bezog ſich auf zwei Schriftſteller, welche, als beobachtende Ärzte in Lyon, nö 
dahin geäußert hätten: „Die öffentliche Sittlichfeit ift aufs Außerfte erfchlafft in den großen 
Städten und den umliegenden Landſchaften; am meiften aber ift dieſes der Fall im den indu⸗ 
ftriellen Städten, wo eine große Anzahl von Arbeitern beiderlei Gefchlechts auf einen Punft 
dicht zufammengebrängt lebt. In den Beziehungen und Berhältniffen der Fabrikherren zu ben 
Arbeiterinnen, in der Gleihgültigfeit gegen alles Neligiöfe, in der Nichtachtung aller fittligen 
Grundfäge, melde das Verhaͤltniß zwiſchen den beiden Geſchlechtern beherrſchen ſollen, liegt Nie 
nahe liegende Erklärung der häufigen Ausfegung Neugeborener, und was noch betrübender if, 
viele Kinder find eheliche. In jenen Städten entziehen fich die Altern mit dem beflagenämertbe: 
ften Leichtſinn ihren Pflichten gegen die neugeborenen Kinder ; fie finden es weit behaglichet un? 
vortheilhafter, ſie im ein Hospiz zu tragen.” Indem der Verfafler bemerkte, daß dad Hospiz In 





12) Wildberg, Jahrbuch der Staatsarzneifunde (Leipzig 1840), VI, 7696. 
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Lyon jährlih gegen 2000 Kinder aufnehme und die Zahl der verpflegten an 10000 betrage, 
fam er zu dem Ergebniffe, daß eine allgemeine Erſchlaffung der Sittlihfeit in den arbeitenden 
Klaffen ih mit dem Elende verbinde, um die Zahl der verlaffenen Kinder zu vergrößern. 

Zur Erörterung ded legten Grundes der Zunahme der Zahl der Findelkinder ſchreitend, 
deckte der Verfaſſer die eingeriffenen Misbräude auf. „In der That, diefe Misbräude jind 
groß und zahlreich; ſie haben die jo wahrhaft chriſtliche Idee der Hospize für die Findelkinder 
gänzlich entftellt. Diefe waren bei ihrer Erridtung nur zur Aufnahme von außerehelichen ver= 
laffenen Kindern beftimmt und nur für den Fall unabweisbaren Bedürfniſſes. Bald fanden 
aud eheliche Kinder Aufnahme. Danun die Hospize die Zuflugtöftätte für eine große Anz 
zahl Kinder wurden, fo mußte man, gegenüber der Unmöglichkeit, fie alle in der Anftalt jelbft 
unterzubringen, außerhalb derjelben Ziehmütter aufſuchen. Bald verftändigten fih Mädchen 
und Frauen auf dem Lande mit den Boten, welde ihnen ald Ziehmüttern dad Kind zurüdbrady 
ten, das fie als Mütter erft audgefegt hatten, und fanden fo durch eine ſchmähliche Speculation 
Gelegenheit, ji für die Erziehung ihres eigenen Kindes bezahlen zu laffen. 13) Aber oft, leider 
ſehr oft, farben diefe Kinder; um fi nun den Kohn nicht entgehen zu laffen, beeilten ſich jene 
Frauen, einen Pflegling unterzufhieben. In den Grenzftädten hat man ji; fogar überzeugt, 
daß ein anfehnliher Theil der ausgefrgten Kinder aus den Nadhbarländern fam. So nimmt 
Lyon die aus Savoyen, Meziered, Sedan die aus Belgien auf. In Stenay murbe eine jo 
große Menge Kinder von den andern Ufer der Maas herübergebradt, daß man die Drehlade 
liegen mußte. Zu Avrandes holten Die Hebanımen die Kinder fogar von Jerfey her. Nah 
glaubwürdigen Berichten hatten unter 60 ausgefegten Kindern 40 feinen Anſpruch aufdie Auf: 
nahme.‘ 19) 

An die Darlegung der Wurzeln des Übels knüpfte der Vortrag, unter Hinbliden auf die 
Rathſchläge einfihtsvoller Männer, die eigene Anfiht des Redners über die Heilmittel. Als 

gründlihftes Heilmittel bezeichnete er die Hebung der Sittlidfeit, Flagend: „Alles, was man 
in diefer Beziehung thut, geſchieht mit großer Gemächlichkeit. Seit 30 Jahren ſchon ſpricht man 
immer von Volfderziehung, und feit ebenfo langer Zeit wartet man vergeblich auf ihre Folgen.“ 
Bekanntlich gilt diejed noh von der Gegenwart, und daß namertlid in Branfreich die Sittlich— 
feit noch tiefer gefunfen, ift unbeftritten. Die Verwaltung fand für gut, äußere Mittel an— 
zuwenden. Die Einrihtung der tours murde in den meiften Hoöpizen abgeſchafft, während fi 
zugleid eine LIberwadhung der Aufnahme der Kinder zur Seite ftellte und eine Prüfung ange— 
ordnet wurde. Die Folge war, daß ji die Zahl der Kindermorde verdoppelte. Kür Paris 
wurde noch ein befonderes und fehr wirffames Mittel zur Anwendung gebradt: die Aufnahme 
in die öffentlihen Entbindungsanftalten gefhah nur unter der Bedingung, daß die Anmeldende 
fi verpflichtete, das Kind bei jich zu behalten und bei ihrer Entlaffung mitzunehmen. 15) 

Die franzöftihen Nativnalöfonomen find im ganzen feine Freunde der Bindelhäufer. So 
äußert ih Say dahin: „Die Menſchlichkeit gebietet, für die auögefegten Kinder zu forgen ; die 
Ältern aber bürfen nicht daran gewöhnt werden, die Findelhäuſer ald ein regelmäßiges Aus— 
Funftömittel zu betrachten.“ 16) 

" Später ald in Frankreich wurde in England daran gedacht, Findelhäufern Raum zu geben. 
Im Jahre 1713, einige Jahre vor feinem Ableben, gab Addiſon dazu die Anregung, aber 
erfi im Jahre 1739 fam die Sache in London zur Ausführung. 17) Die Findelanftalt wuchs 
dur reiche Beifleuern, befonderd aud durch das thätige Eingreifen eines großen Deutſchen. 


13) Rau, Archiv für politische Ofonomie und Polizeiwiſſenſchaft (Heidelberg 1835), II, 286. 

. 44) Garus gedenft im zweiten Theile feines Reifewerfs: Paris und die Rheingegenden. Tagebuch 
einer Reife im Sabre 1835 (Leipzig 1836), ©. 31, unter Betrachtungen eines andern en Er 
beſuchte das Hospital für arme fraufe Kinder in Paris und berichtet auch: „Es gefchicht fehr häufig, 
daß Heine franfe Kinder von 10-20 und mehr Monaten borthin gebracht werden, daß man, wie ge: 
wöhnlich, Namen und Wohnung der Altern verzeichnet, man aber, wenn das Kind geheilt iſt und wie⸗ 
der abgeholt werden foll, niemand diefes Namens nnd diefer Wohnung auffinden fanun, der das Kind 
an ſich nahme. Die Mutter. oder. bie Altern haben aber diefes Auskunftsmittel benugt, um fidy nicht 
blos diefer, fondern aller weitern Pflege zu entziehen, und fo mug das arme Gefhöpf in Das höpital des 
enfans trouves überwandern.’’ 

15) Die Zeitichrift: Der Gerichtsfaal, Sahrgang 1853, 1, 432— 435, 

16) Say, Ausführlibe Darftellung der Nationalöfonomie oder der Etaatswirtbfchaft. Aus dem 
Franzo ſiſchen der fünften Ausgabe überfegt von Morftadt (Heidelberg 1830), III, 340, 

17) Barrenttapp, Tagebuch einer medicinifchen Reife nach England, Holland und Belgien (Branfs 
furt 1839), S. 217— 223. 
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Der Eomponift Händel nämlich machte nicht nur eine Orgel für die Kapelle ver Anflalt zum 
Geſchenk, fondern führte auch zum Beſten des Haufes mehrere Jahre lang fein herrliches Ora- 
torium „Meſſiaë“ auf, wodurd ein Ertrag von faſt 7000 Pf. St. gemonnen wurde. Dad Par: 
lament bewilligte endlich einen jährlihen Beitrag von 10000 Pf., jedoch mit der Clauſel, alle 
Hingegebenen Kinder (anfangs unter zwei, daun unter ſechs, zulegt unter zwölf Monaten) aufzu: 
nehmen. Am erften Tage, am 2. Juni 1756, wo die Anftalt wirklich als Öffentliches Findelhaus 
zu fungiren begann, wurden denn auch 117 und von da bid zum Schluffe ded Jahres 1757 
nicht weniger ald 5510 Kinder aufgenommen. Der König erflärte ſich zum Patron der Anflalt; 
ihr floflen große Summen zu. Im Jahre 1760 betrug die Zahl der Pleglinge über 6000 und 
die Ausgabe 45000 Pf. Die Gebäude gewährten nicht mehr hinreichenden Raum, und in 
mehreren Grafſchaften wurden Filialanftalten mit felbftändiger Verwaltung errichtet. Bald 
zeigten fih aber üble Bolgen der unbeihränften Zulaffung. So wurden viele kranke Kinder 
gebracht, um noch ärztlihe Hülfe oder wenigftens ein anſtändiges Begräbniß zu erhalten. Dit 
fendeten entfernte Gemeinden [denn die Gemeinden hatten und haben die Findlinge oder die 
Kinder der Armen zu verpflegen 19)] diefe der Anftalt zu, um die ®emeinde von der Laft der Er: 
haltung zu befreien. Gegen diefen legtern Misbrauch ſchritt dad Parlament ſchon im Jahre 
1759 ein, während e8 im folgenden Jahre die Aufnahme direct befchränfte. Obgleich die Anflalt 
noch immer Foundling-hospital genannt wird, fo ift fie dod im firengen Sinn fein Findel: 
haus mehr. Sie ift darauf berechnet, unebelihe Kinder aufzunehmen. Das darauf geriötete 
Geſuch wird von der Commiſſion geprüft; die Mutter wird vernonmen, weitere Nachfotſchun— 
gen werden angeftellt, und je nach dem Ergebniffe erfolgt der Beſchluß. Gewöhnlich werben die 
Kinder in den erften ſechs Wochen nach der Geburt aufgenommen. Kinder, die ein Jahr alt find, 
werden nicht zugelaffen. Nach der Taufe wird der Pflegling, wie in Frankreich, aufdad Fand 
getban und einer Amme anvertraut, die überwacht wird. Mit ven Alter von fünf Jahren kehrt 
das Kind zur Anftalt zurüd, um dort unterrichtet und nach der Verſchiedenheit des Beihleht? 
erzogen zu werden. Verlangt die Mutter ihr Kind zurüd, fo muß fie jih nicht nur als jolde I: 
gitimiren, wofür Beweismittel vorgefehen find, fondern auch nachweiſen, daß ſie bereit um 
fähig ift, für vaffelbe zu forgen, nörhigenfalls dafür Gewähr leiften. 

Unter den Anftalten der armen Infel Irland war das Foundling-hospital in Dublin das 
bedeutenpfte. ?%) Schon in ven erften Jahren des vorigen Jahrhunderts, im Jahre 1704, auf 
dem Boden des Bedürfniſſes hervorgewachſen, breitete es jich erft in dem gegenwärtigen Jahr: 
Hundert aus, wo die Anftalt durchſchnittlich etwa 1200 Kinder im Haufe, 7000 bei den Am: 
men auf dem Lande und noch mehrere Taujende in der Lehre, jedoch überwacht, hatte. Zur Be 
flreitung der Koſten mußte, Privatbeiträge von Bedeutung abgerechnet, der Staat jährlid 
zwifhen 30—40000 Pf. zufhießen. Die Verwaltung und Einrichtung mar ber der lende 
ner Anftalt analog. Obgleich ſich nun die Anftalt in einer jehr wichtigen Beziehung, binidt: 
lid einer verhältnigmäßig geringen Sterblichkeit der Pfleglinge (12—20 Proc.), fehr ausjeib: 
nete, fo wurde jle doch im Jahre 1835 aufgehoben. 

Unter den durch Italien zerftreuten Finvelhäufern zeichnet ih das Inſtitut zu Mailand ?”) 
aus, dad in feiner zweiten Abtheilung Entbindungs- und Lehranſtalt ift. Die Pfleglinge mer: 
den entweder in der Drille oder Drehlade niedergelegt, oder fie werden dem Gebärhauje ent: 
nommen, ober fie werden von den Gemeinten des ehemaligen Herzogthumd Mailand eingelir: 
fert, oder fie werden in Begleitung regelmäßiger Zeugniffe in die Anftalt gebracht, ald Kinter 
armer Altern, die außer Stande find, die Mittel der Erhaltung zu erihiwingen. Berner beber: 
bergt die Anftalt die Kinder franfer Mütter, melde in einem Hospitale untergebracht werden, 
über Nacht. Die noch ungetauften Säuglinge werben zur Taufe gebradt und erhalten, ſind 
die Altern unbefannt, einen Geſchlechtsnamen. Die in der Drille niedergelegten Kinder wer: 
den fofort von der Pförtnerin in Empfang genommen und mit einem Zeichen verfeben, darauf 
in den Gontumazfaal getragen, wo ihnen alle Hülfe dargebracht wird. Nad einigen Tagen met: 
den die gefunden Pileglinge auf das Land in Pflege gegeben. Diefes Findelhaus fpielt and 
in den Jahrbüchern der Gerechtigkeitspflege eine Rolle, indem es zum Gehülfen eines Berbrr: 
hend gemacht wurde, wie eine im Jahre 1836 zu St.Gallen und Bern erſchienene Särift 
über ein Strafverfahren wegen Verſchleppung von Kindern befundet. 


18) Billet, Anfichten über England. Aus dem Franzöfifchen (Jena 1816), S. 137. 
19) Barrentrapp, a.a.D., ©. 438, 439, 657. Wilober ‚aa O., I, 149-151. 

20) Loder, Bemerkungen über ärztliche Verfaſſungen u. ⸗ w. in Italien (kLeipzig 1812), 83 
Wildberg, a. a. D., IV, 614—630. 
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Sowie der Südmeften Europas, Portugal und Spanien, fo hat au, außer Schweden, ver 
Norvoften, nämlih Rußland, Findelhäuſer. Die Anftalt in Petersburg 2!) wurde von dem 
Gründer diefer neuen Hauptſtadt, von dem Zar Peter dem Großen errichtet, von der Kaiferin 
Katharina II. bedeutend erweitert und fpäter noch ſehr vervollfommnet; fie bildet eine kleine 
Stadt. Dem Portier liegt e8 vb, die hingebrachten Kinder in Empfang zu nehmen und fie unter 
der faufenden Nummer in das Regifter einzutragen. Will die lIberbringerin Rede fteben, fo 
bat fie nur zu erflären, ob das Kind ſchon getauft fei oder nicht, und welchen Namen e8 im 
legtern Ball führen foll; jie erhält einen Zettel mit der eingetragenen Nummer. Gin gleiches 
Täfelchen wird dent Kinde um ven Hals gehängt, damit die Mutter ed auffinden fann, wenn ſie 
ed wieder an ji nehmen will, wad nur dann geftattet ift, wenn jie die Mittel zum Unterhalt 
nachweiſen kann. Auch Schwangere fünnen in der Anftalt ihre Nieverkunft Halten. Sind die 
erwa 14 Tage alten Kinder Fräftig genug, fo werben fie auf das Land zur Pflege gegeben; im 
vierten Jahre werben jie in eine Elementarſchule gebracht. Die Verwaltung gilt ala ſehr lobens— 
wertb. Jährlich werden gegen 3000 Kinder aufgenommen. Das von der Gemahlin Paul's 1. 
gegründete Findelhaus in Moskau 22) befteht in einer großartigen Gruppe von Gebäuden, welche 
neben der Findelanftalt au ein Waiſenhaus umfaffen. Dad Kind wird in der Loge des Portier 
niedergelegt: es ift verboten, Kragen nah den Namen der Altern oder der überbringenden 
Perjon zu flellen. Die Anftalt erzieht und unterrichtet ihre Pfleglinge. Haben diefe etwa das 
zwanzigfte Jahr erreicht, jo erbalten fie außer einem Geldbetrag die Mittel, ſich eine Subſiſtenz 
zu begründen ; jie haben die Wahl, wo jie ſich niederlaffern wollen. Im Jahre 1831 betrug die 
Zahl der Pileglinge in der Anftalt felbit 1509 von jedem Alter, worunter 843 Mädchen, die 
Zahl der Angeftellten 233 Männer, 279 Weiber, vie Zahl der Ammen 539. Außerdem wur: 
den in der Stadt 1579 Knaben und 1524 Mädchen und auf dem Lande 7969 Knaben und 
9522 Mädchen unterhalten. In dieſem Jahre beliefen fih die Ausgaben auf mehr ald 17 Mill. 
Rubel. 

Bon den Staaten ded Deutſchen Bundes bejigt blos Öfterreich Findelhäufer. 2?) Zur Unter: 
bringung armer unehelicher Kinder, dann der eigentlichen Findlinge errichtete der menſchen— 
freundlide Kaiſer Joſeph II. Pflegeanftalten, melde indeflen aud ehelichen Kindern, deren 
Altern ihren Pflichten nicht nachkommen fonnten und deren Aufnahme in einer Waifen- 
anfalt formelle Hinderniffe entgegenftanden, geöffnet waren. Dieſe Anflalten find Staatdinfti- 
tute, daher fie, wenn die eigenen Mittel nicht zureichen, Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe erhalten. 
Die Zahl derfelben betrug im Jahre 1849 nicht weniger ald 33, von denen 12 auf die Lom— 
bardei famen. In demjelben Jahre befanden ih im Haufe 12591 Pfleglingemännlien, 12829 
weiblichen Geſchlechts, auswärts aber 39740 Knaben und 41725 Mädchen. Die Sterbefälle 
berrugen etwa 13 Proc. 

Eine häufig erörterte Frage ift: ob Findelhäufer oder feine? Es kann indeffen auf diefelbe 
kaum eine einfache Antwort gegeben merden, ald etwa diefe: das Findelhaus mag unter Um: 
ſtänden als Nothbehelf dienen, um noch größere Übel in der bürgerlichen Geſellſchaft zu hin— 
bern. Hier muß ed genügen, auf die Literatur dieſer Frage zu vermweifen, in deren Erörte: 
rung ſich weitere ragen verweben, 3. B. die Frage, ob die Findelhäuſer dazu mitwirften oder 
nitzumirfen geeignet jeien, von dem Verbrechen des Kindermorted oder der Kinderausfegung 
abzuhalten, worin der Grund des ſtarken Sterblidfeitsverhältniffes liege, und durch melde 
Mittel dieſe Anftalten, namentlih in diefer Beziehung, zu vervollkommnen feien? In dem 
größten Theile von Deutſchland hat das Wort Hufeland's: „Keine Bindelhäufer, denn Findel- 
bäufer machen Findelkinder“, fein Echo gefunden. Indeſſen ſcheint ed, ald ob gerade die Haupt: 
ſtadt ded Landes, dem der große Arzt durch feine Wirkſamkeit angehörte, Berlin, nachgerade das 
Bedürfniß einer folhen Anftalt empfinde. Die dortige Kaufmannſchaft hat dafür bereits ein 
anſehnliches Kapital beigefteuert, und nad neueften Nachrichten wird ernftli an die Ausfüh- 
rung gedacht. Große Städte haben eben ihre befondern Misverhältniffe und bejondern Be: 
dürfniſſe. 

Literatur: Meißner, „Zwei Abhandlungen über die Frage: Sind Findelhäuſer vortheil— 
haft oder ſchädlich?“ (Göttingen 1779); Frank, „Syſtem einer vollſtändigen mediciniſchen Po— 


21) Wildberg, V, 222 u. 223. 22) Wildberg, II, 488—4%. 
23) von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzftatiftif (Darmftadt 1853), Bo. II, Abth. 1, S.475, 
zen Deutſche Staatenfunde (Wien 1856), I, 371. DBesque von Püttlingen, Handbuch des in 
ſterreich geltenden internationalen Privatrechts (Wien 1860), ©. 161, 166. 
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lizei“ (Branfenthal 1791), V, 348—432 (der große Arzt hat der Angelegenheit volle Auf: 
merffamfeit gewidmet, fodaß auch diefer Abfchnitt feines großen Werks noch immer von bedeu⸗ 
tendem Werthe ifl); von Berg, „Handbuch des deutfchen Polizeirechts“ (Hannover 1809, 
11, 43—47); og, „Über ven Begriff der Polizei und den Umfang der Staatäpolizeigewalr" 
(Hilvburghaufen 1807, S. 577—579); Niemann, a. a. D., ©. 248— 256; Bonds, „Me- 
moire sur la necessit& de reviser la legislation actuelle concernant les enfants trouves” 
(Auxerre 1835); Gaillard, „Recherches administratives, statistiques et morales sur les 
enfants trouves, les enfants naturels et les orphelins en France et dans plusieurs 
autres pays de l’Europe” (Paris 1837); Terme und Monfalcon,, „Histoire statistique et 
morale des enfants trouves, suivi de cent tableaux“ (Paris 1837); Nemacle, „Des hospi- 
ces d’enfans trouv&s en Europe et principalement en France‘ (Paris 1838) ; Ducpetiaur, 
„Des modifications à introduire dans la legislation sur les enfants trouves en Belgique” 
(Brüffel 1834); der Beitrag Mohl's zum vierten Heft der „Deutſchen Bierteljahrefärüt" für 
1838, ©. 240— 266; Derfelbe, „Die Polizeiwiſſenſchaft nach den Orundfägen des Reätt: 
ſtaats“ (zweite Auflage, Tübingen 1844), I, 398— 404; Moft, „Ausführliche Encyklopädie 
der geſammten Staatsarzneifunde” (Leipzig 1838), 1, 483-—485 ; Schürmayer, „Hantkug 
der medicinifchen Polizei nad) den Orundfägen des Rechtsſtaats“ ( Erlangen 1848), &.47- 50; 
Gaillard, „Resume de la discussion sur les enfants trouves et observations sur la loi pro- 
posee au corps legislatil” (zweite Auflage, Paris 1854); Notted, „Lehrbuch des Vernunft: 
rechts“ (Stuttgart 1834), III, 427. PH. Bopp. 

Fiscal; Fiscalgewalt; Fiscalanwalt; Fiscalproceß. Die Begriffe und Rehtäwr: 
bältniffe der Biscalgewalt und der Fiscalbeamten verdanken ebenjo wie die des Fiseus ſelbſt 
und die zum Theil verworrenen und dem vernünftigen Nedhte widerſprechenden PVorflellungen, 
die man oft damit verbindet, dem Despotidmus der römiſchen Kaiſer ihren Urfprung. Die 
Kaifer hatten nämlich neben dem eigentlihen Staatsfhag (aerarium), der im Tempel de 
Saturn aufbewahrt und vom Senat verwaltet wurde, und in welchem früher alle Staatstin- 
fünfte, insbefondere auch die aus den Provinzen zufammenflofen, eine befondere Kaffe, ven 
fogenannten Fiscus, für ihre befondere Verwendung und Verwaltung gegründet. In vielen 
Fiscus zogen jie theild bejtimmte, bisher ſchon übliche Staatseinnahmen, fo die von mehren 
Provinzen, die nun im Gegenfage gegen die übrigen Provinzen (oder die jegt jogemannım 
Provinzen des Volkes) ven Namen Provinzen des Kaifers erhielten, theils auch die durch den 
Despotismud neu erpreßten oder doch mande fehr vermehrte Einkünfte, wie Confiscationen, 
Vermögens: und Geldſtrafen. Mit gleihem Despotismus gaben jie dieſem Fiscus, den fe zu 
einer moralifhen Perſon erhoben, durch befonvere Fiscalbeanıte verwalten ließen und nah 
Gutdünken theild für Staatszwede, theils für ihre Privatzwecke verwendeten, eine grofe Reitt 
der ungerechteſten Privilegien. Im Fortſchritte derjelben Vermifhung der öÖffentligen und 
privatrehtlihen Verhältniffe, welche dem Despotismus eigen ift, ging zulegt das ganze römiſte 
Staatdvermögen im Fiscus unter ), von welchem dann die Jurisprudenz wieder befondert 
Privatgüter des Fürften (patrimonium principis) abzufondern bemüht war. 2) In der gleiten 
despotiihen Richtung nahmen im Feudaldespotismus des Mittelalters die Kaifer und Fürftn 
und die ihrer Willfür dienftbaren romaniſtiſchen Juriften die despotiſchen Grundfäge der rent: 
Shen Kaifer über die Fiscalrechte und Fiscusprivilegien, foweit fie e8 bei iyren Reid: und 
Landftänden und den deutihen Bürgern und Gorporationen durchzuſetzen mußten, für id In 
Anfprud. Zwar eine gänzlihe Vermifhung des Staatövermögene und aller Staatseinfünft 
mit dem Fidcus fegte ınan nirgends durch, gemöhnlich aber wußte man dagegen für den Fitat 
neue deöpotifche Erpreffungen als Ginnahmequellen aufzufinden, vor allem durch vie an 14 
verfehrten und bis zur Abjurbität ausgedehnten inziehungen fogenannter herrenlojer un 
Fremdlingsgüter und die auf fie und auf die abgefhmacdten Dichtungen vom Gigenthumd; und 
Obereigenthumsrechte der Kaifer und Landesherren an dem Land gegründeten nußbeten 
Hoheitsrechte. 

Bei dieſer fortgeſetzten Vermiſchung ver Privat: und öffentlichen Rechte und verſchiedenet 
Arten der Öffentlichen Einkünfte und bei der dieſer Begriffsverwirrung und dem Despotiemut 
entiprechenden Verfehrtheit, die Regierungsrechte, fo namentlich auch die Strafrechte, vorzuf 





1) Ulpian. fragm., 17,2; cap. 1, de compensat., paragr. ult. de usuc.; cap. 3, de qui 
drienn. praescr. 
2) Cap. 31. c. und L. 6, $. 1, de jure fisci. 
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weife aus dem finanziellen Geſichtspunkte zu betrachten, verwechfelte man denn zum Theil auf 
das Fiscalrecht, die Fiscalgewalt, mehr oder minder mit dem ganzen Regierungsrechte. Der 
Fiscal der Regierung hatte oft alle Regierungsrechte, vorzüglich aber die gerichtlichen in Eivil- 
und Griminaljagen zu vertreten. Er erſchien insbeſondere häufig ald öffentlicher Ankläger in 
Straffachen, welche allerdings theild durch die vielen Gonfidcationen und Geldftrafen, theils 
durh das Abfaufen der Griminalprocefie und der Strafen in der feubaldespotifchen Zeit vie 
berrlihfte Einnahmequelle bilveten, machte alfo eine Art von Staatsprocurator. Hierüber find 
indeffen bie Art. Anklage und Staatöprocurator zu vergleichen, ſowie über den Fiscus im 
engern Sinne und feiner Verwalter Nechte und Privilegien der Art. Fiscus. 

Im übrigen genügt die allgemeine Bemerfung, daß die despotiſchen und verworrenen Bes 
griffe und Rechtsbeſtimmungen des römischen Kaiſerrechts und des Feudalismus auf unfere 
heutigen rechtlichen Staatöverhältniffe an ſich durchaus feine Anwendung finden, und daß es 
daher im allgemeinen nur die aud dem vernünftigen Staatsrechte und den befondern Landes- 
verfaffungen zu entwidelnden finanziellen und übrigen Regierungsrechte gibt, die unter den 
betreffenden Artikeln abzuhandeln find. Dagegen Eennt das jegige allgemeine deutſche Staats: 
tet weder der Sache noch vem Namen nad) davon verſchiedene befondere Fiscalrechte und Fis- 
calbeamte. Wo fie beftehen, müſſen fie ald befondere Ausnahmeverhältniffe aus dem befondern 
Landesſtaatsrecht entwicelt und nach ihm beurtheilt werden. MWelder. 

Fifchereigerechtigkeit. Im Altertum waren die Fifche ein Gemeingut, das die gütige 
Mutter Natur allen zugänglich gemadt. Auch die Gefeggebung der Römer geftattete jeder— 
mann, in öffentlichen Gewäflern (Blüffen, Seen und Kanälen) zu fiſchen; dazu ſtand aud das 
Meer offen. Daß gleiche Recht herrſchte bei den germanifchen Völkern. Noch der Sachſenſpiegel 
(11, 28, $. 24) hat den Grundfag: „Welches Waſſer ftrommeife fließt, das ift gemeinſchaftlich, 
darauf zu fahren und darinnen zu fiſchen“, ein Grundſatz, welcher ſich nod hier und dort auf: 
recht erhalten hat, faft überall infofern, ald das Fifchen mit der Handangel geftattet if. War 
das Gewäfjer Beſtandtheil einer Almende, fo durften die Gemeindegenoffen darin fiſchen. Spä- 
ter wurde das Recht, in öffentlihen Gewäflern zu filhen, und zwar aud verſchiedenen Gründen 
beſchränkt; der Kaiſer verlieh ed ald Gerechtfame an Einzelne, an Anftalten u. ſ. w.!) End— 
lid ward die Fifcherei, befonders in ſchiffbaren Flüſſen, faft überall für ein Regal erklärt. [Klü- 
ber, „Dffentliches Recht des Deutfchen Bundes und der Bundedftaaten‘ (dritte Auflage, Frank: 
furt 1831), $. 458, meint, daß die Fifchereigerechtigkeit in der Regel fein Regal, ſondern 
Wirkung des Waffer- und Flußeigenthums fei.] 

Die moderne Gefeggebung hat ſich vielfach mit ver Fijcherei, beſonders mit der Fiſcherei— 
gerechtigkeit beſchäftigt. Das öfterreichifche Civilgeſetzbuch, welches in $. 383 aud) hervorhebt, daß 
die Frage, wen das Recht zu fiſchen zuftehe, in den politifchen Belegen feftgejegt fei, verbietet in 
$. 413 dad Anlegen von Werken over Pflanzungen, die den ordentlihen Lauf des Fluſſes ver- 
ändern ober namentlich der Fiſcherei nadhtheilig werden fönnten.?) Den Küftenbemohnern ift die 
Fiſcherei im Meere in der Negel nur auf eine Seemeile weit vorbehalten, während jie weiterhin 
den In- und Ausländern freigegeben ift.?) Das Preußiſche Landrecht handelt Thl. I, Tit. 9, 
$.170 —192 von der Fiſcherei, bezeichnet den, welder mit der Fiſchereigerechtigkeit in Strö- 
wen, Seen und andern Gewällern verfehen ift, ald ausſchließlich berechtigt, ſich alle darin leben- 
den Thiere zuzueignen, vindieirt die Amphibien, Fiſchottern, Biber und Waſſervögel der Jagd 
und die Fiſche in Teihen, Seen und andern Gewäflern, welche ſich nicht über die Grenzen des 
Grundſtücks erftreden, von dem jie umfangen find, ald das Gigenthum des Eigenthümers 
deflelben, geftattet denifelben auch die Anlegung eined folden Gewäfferd und umgibt die Aus— 
übung der Fifcherei mit polizeilichen Vorſchriften. In Öffentlichen jowie in nicht eingejchloffenen 
Privatgewällern müffen die Vorſchriften ver Polizeigefege wegen der Laichzeit, des verbotenen 
Fiſcherzeugs und der Verhinderung des Ruins der Fifcherei beobachtet werden. Bezüglich der 
Privatgewäffer, die der Fifchereigerechtigkeit mehrerer unterworfen find, darf niemand, ohne daß 
er dazu ein beſonderes Recht erworben hat, durch Verfegung des Fluſſes ober= oder unterhalb 
den freien Gang der Fiſche hindern. In öffentlihen Gewäflern darf niemand zum Nachtheile 
der Fiſchereiberechtigten Enten hegen. Enten, welche die Beſitzer der an Privatflüffe und Teiche 


1) Walter, Deutfche Rechtsgeichichte (zweite Ausgabe, Bonn 1857), Bd. 1, $.307; 2b. IT, $. 554. 

2) von Zeiller, Gommentar (1812), II, 161, 197. 

3) Besque von Pütilingen, Handbuch des in Ofterreich geltenden internationalen Privatrechts 
(Wien 1860), S. 171. Brachelli, Deutfche Staatenfunde (Wien 1856), I, 233 u. 234. 
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ſtoßenden Grundſtücke ohne Erlaubniß des Fiſchereiberechtigten halten, darf dieſer, wenn fie 
auf dem Waffer betroffen werben, pfänden ober tödten. Theilll, Fit. 15 des Preufifchen Rand: 
rechts ift fodann von den Rechten und Regalien ded Staates in Anſehung der Landſtraßen, 
Ströme, Häfen und Meeredufer die Rebe, und es heißt dafelbft: „Der Fiſchfang in öffentlichen 
Strömen gehört zu den Regalien. Der, melden die Fiſchereigerechtigkeit ohne Beftimmung ge: 
wiſſer Grenzen vom Staate verliehen wurde, fann fie nur fo weit ausüben, als fein Beig am 
Ufer ſich erftredt. Der, welchem die Fifcherei blo8 zum häuslichen Gebrauche verliehen ift, kann 
fie weder verpachten, noch mit den Fiſchen Handel treiben. If jedoch der Fiſchfang zum Haus: 
gebraudhe einem Grundſtück und dem Befiger deflelben geftattet, fo fann er dem Pachter deſ⸗ 
felben überlaffen werben. * #) 

Blei dem öſterreichiſchen Civilgeſetz buch beihränft fi das franzöſiſche darauf, in Art.715 
auszusprechen, daß das Recht zu jagen oder zu fiſchen der Regelung durch befondere Gefepe über: 
laffen fein folle. Diefe Gefege find namentli die Ordonnanz vom Jahre 1669, Lit. 26, Art, 
18, Tit. 31, Art. 6, 7, 9, 12 und 13, und Tit. 5, Art. 14 des Geſetzes vom 14. Floreal dei 
Jahres X. >) 

Für Großbritannien iſt die Kifcherei von ber größten Bedeutung, theils weil ein gro: 
her, Theil der Bevölkerung allein auf diefen Erwerbszweig hingewieſen ift, tbeild weil 
der Stodfifh = und Walfiſchfang fehr tüchtige Matrofen für die Marine bildet. 6) Seit dem 
Mittelalter ſuchten viele Geſetze das Fiſchereiweſen nah allen Seiten Hin zu regeln, theild 
zur Befhügung der Brut und Sicherung eines nahhaltigen Betriebs, theils zur Befoörderung 
ded Gewerbes, theild zurRegelung des Fiſchhandels zum Beften des Publikums, theild zuräern: 
haltung fremder Fiſcher und Fiſche, theild in polizeiliher und völferrehtlicher Beziehung, mie 
beim Walfiſch- und Heringdfang. Die herrſchende Gefeggebung ift namentlich auften Schuß 
ver Fifchereigerechtigkeit berediner.”) Wichtig in Bezug auf Fiſcherei ift die anfehnlig: nor: 
amerifanifhe, jegt den Engländern zugehörige Injel Neufundland megen ver Menge der 
Seethiere in den fie umgebenden Gewällern. In ihrer Nähe finden ſich öſtlich und ſüdlich 
unterfeeifche Felsplatten oder Bänfe von großer Ausdehnung. Dies jind die fo berufenen 
Stodfifhbänfe, auf melden fih außer den Strand und Seevögeln Myriaden von Er: 
thieren aller Art fammeln. Am meiften werben Stoffifhe und Nobben gefangen. Über md 
Recht, Hier dem Fiſchfang obzuliegen, erhoben ſich heftige Streitigfeiten zwiſchen Englan 
und Franfreih.®) Der Friede von Utrecht führte zu einem Abkommen. Frankreich trat feine 
Anſprüche auf die Injel Neufundland nebft ven anliegenden Infeln, jedoch mit dem Vorbehalt, 
an einem Theile der Küfte die Fiſche trodnen zu können, an England ab. Der riede vom 
Jahre 1763 ließ es dabei. Im Frieden vom Jahre 1783 wurden die Befugniffe Frantreiht 
in Bezug auf Fiſcherei ausgedehnt. 9) Im neuefter Zeit hat ein zu London abgeſchloſſenet 
Staatövertrag die Örenzen der dortigen Bifcherei zwifchen den beiden Großftaaten gezogen, Te: 
wie der Antheil der nordamerifanifchen Breiftaaten durch einen im Jahre 1818 abgefchleflenen 
Bertrag firirt wurde. 10) 

Zerftreut finden fi Beurfundungen über den jährlichen (geringen) Ertrag des Fifheri: 
tegald in den deutfhen Staaten: z. B. Kurheſſen 1): 3500 TIhlr. Rohertrag; Großherzog: 
thum Helen: Oefammtertrag in ven drei Jahren 1848, 1849 und 1850 6943 Fl. Steht dir 


4) Temme, ehrbuch des preußifchen Eivilrechts (weite Auflage, Leipzig 1846), I, 373. Bürkner, 
Der preußische Rechtsconfulent (zweite Auflage, Rönigsberg 1845), S. 297, 298, 368. Bradkelli, 
a.a.D., Il, 633 u. 634. 

5) Thesmar, Die fünf frangöfifchen Gefegbücher in ihrer Fortbildung durch die neuere Gefepgebung 
u. f. w. (Elberfeld 1845), I, 108. 

6) Hofmann, Europa und feine Bewohner (Leipzig 1837), V, 741 u. 742. Wendeborn, Der du 
hand des Stautes u. f. w. in Großbritannien (Berlin 1785), I, 186—189. 

J —— Das engliſche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), Bd. I, 8.65. 


8) Say (Traite d’economie politique, überfegt von Morftadt, Heidelberg 1830, I, 409, 410) 
meint, daß dieſer Bifcherei eine allzu hohe Wichtigfeit beigelegt worden fei. 

9) von Martens, Grundriß einer diplomatiichen Geſchichte der europäifchen Staatshändel und 
Briedensfchlüffe (Berlin 1807), ©. 139, 261, 293, 294. 
2 Gder, Handbuch der allgemeinen Erdkunde, der Ränder» und Staatenfunde (Darmftadt 1861) 


11) Brachelli, a. a, D., I, 222. von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzftatiitif (Darmſtadi 
1851), Bd. I, Abth. I, S. 508. 
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Bifhereigerectfame einer Gemeinde zu, jo pflegt fie Gegenftand der Öffentlichen Verpachtung 
zu fein. Beifpiel: bie Gemeindeorbnung für das Großherzogthum Heflen, Art. 71. 

Fifchereifrevel wurden ſchon im Mittelalter mit Strafe bedroht, hier und da mit grauja= 
men. So heißt es 5. B. in 8.284 der Statuten der Stabt Augsburg vom Jahre 1276: „Fiſchet 

ein Man in fremden Waflern, die bündig find, es feyen Weyer oder rinnende Waffer, wer 
daran begriffen wird, dem ſoll man die Hand abihlahen; fomt er aber davon und wird hi: 
nah begriffen, fo foll man ihm aber die Hand abſchlahen“ u. f. w. 12) Unter den deutichen 
Landedorbnungen hebt ſich befonders die auch mit Illuftrationen audgeftattete bairifche Landes— 
ordnung vom Jahre 1553 hervor, deren neunter Titel des fünften Buchs unter ver Auffchrift: 
„Viſchordnung, wie die auf der Ihunaw (Donau) und jonft allenthalb in unſerm Fürſtenthumb 
gehalten werden ſoll“, Eingehendes verordnet, und die im Eifer für den Schutz der Fiſcherei ſo 
weit geht, daß ſie z. B. verfügt: „Es ſollen auch die Paurn (Bauren) und andere zu Wäſſerung 
ihrer Gründ (Grundſtücke) keinen graben auf den Viſchwaſſern dermaßen führen und machen, 
das die Viſch darein mögen und alſo dardurch der Viſcherey ein Abbruch geſchehe.“ 

Ein zelne deutſche Staaten beſitzen beſondere Geſetze über Beſtrafung der Fiſchereifrevel. 
Dahin gehört das Königreich Hannover mit ſeinem Geſetze vom Septeniber 1840 über Beſtra— 
fung des Fiſch- und Krebsdiebſtahls. 13) Auf dem Landtage vom Jahre 1860 wurde mit den 
Ständen ein „„Bifchereiftrafgefeg‘ für das Großherzogthum Heilen verabichiedet, wodurch der 
Kreis der Strafgefeggebung gefhloffen wurde. (Das Gefeg vom 26. Juli 1848 wegen Aus- 
übung der Jagd und der Fifcherei in den beiden Provinzen auf der rechten Seite des Rheins 
hatte verordnet: Durch die Ausübung der Bifchereiberehtigungen darf der Gebraud) des Waj- 
fers zu ökonomiſchen, gewerblichen over landwirthſchaftlichen Zmeden nicht beeinträdhtigt 
morben.) 

Einige neuere deutfche Verfaffungsgejepe haben das Fifchereiregal aufgehoben. So das 
Zandeöverfaflungsgefeg für dad Herzogthum Anhalt: Bernburg vom Februar1850($. 43), ver 
Art. 64 ded Örundgefeges für dad Großherzogthum Oldenburg. 1%) Die Verfaffungsurfunde 

für das Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie erflärt in $. 27 die Fifchreigerechtigfeit in Bächen, 
melde in fremdem PBrivateigenthum ſich befinden, ſammt den mit einer foldhen Gerechtigkeit ver— 
bundenen Servituten für ablösbar. 19) 

Literatur, ſoweit nit fhon berührt: Pfeffinger, „Corpus juris publici‘ (Gotha 1725), 
I, 1423, 1465 ; Befold, „Thesaurus practicus” (Regensburg 1740), Art. Fifcherei, Fiſchfang; 
Hagemann, „Handbuch des Landwirthſchaftsrechts“ (Hannover 1807), Abfchn. IV, Abtb. 1, 
Rap. 1, Titel I, $. 209—211, ©. 376—380; Mittermaier, „Grundfäge des gemei- 
nen Privatrechts“ (vierte Ausgabe 1830), $. 290— 292; Gerber, „Syſtem des deutfchen Pri— 
vatrechts“ (vierte Auflage, Jena 1853), $. 94, S. 218, 219; Bluntſchli, „Deutfches Privat: 
redt” (Münden 1853), Bv. I, $. 79, &. 390 — 393; Zahariä, „Deutſches Staats: und 
Bundesrecht” (zmeite Auflage, Göttingen 1854), II, 335; „Eriminallerifon’‘, bearbeitet 

von von Jagemann, fortgefegt von Brauer (Brlangen 1854), ©. 293. PH.Bopp. 

Fiscus; Fiscusreht; Fiscusprivilegien. Nah der in dem Art. Fiscal gegebenen 
Entftehungsgefhichte und Begriffsbeflimmung des Fiscus und der Fidcalgemalt gibt es Heute 
nur die aus dem Staatszwecke abgeleiteten Hoheitsrechte und unter diefen die allgemeine Fi— 
nanzhoheit. Ebenfo gibt e8 nur ein einziges allgemeined Staatsvermögen , welches von dem 
Privatvermögen und von der der Brivatdispofttion des Fürſten übermwiefenen Givillifte getrennt ift. 
Ein Hiervon verfchiedener, nur auf den verſchwundenen despotiſchen Verhältniſſen des römiſchen 
Kaiſerthums und des Feudalismus beruhender Fiscus umd ein beſonderes Fiscusrecht mit 
bejondern eigenthümlichen Fiscusprivtlegien find mit ihrer Grundlage felbft verſchwunden. 
Wollte man den Staatsfhag Fiscus nennen, fo wäre das ein leerer Name, wie das Wort 
urfprünglid felbft. war, indem es nur einen Korb bezeichnete. Römiſche und feudale Fiscus— 
rechte dürfte man damit nicht verbinden, und überhaupt feine andern als die, welche das allge= 
meine und befondere Staats: uud Privatreht begründen. Sobald einzelne Theile des Staats: 
vermögens durch Kauf oder Pacht oder auf andere Weife in ven Brivatverfehr eintreten, werden 
He ganz nad dem allgemeinen Privatrecht behandelt. Nur die etwa durch befondere Landes— 


12) Walch, Beiträge zum deutfchen Recht Ken 0 IV, 287. 

13) Grefe, Hannovers Recht (Hannover 1860), I 

14) 3a arg Die —** — der — (Goͤttingen 1865), S. 913, 914, 965. 
15) Zachariä, a. a. O., 
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verfaſſungsbeſtimmungen noch feſtgehaltenen Reſte der frühern Verhältniſſe müſſen in dem 
beſondern Staate bis zu ihrer Abſchaffung noch geachtet werden. Nur in Beziehung auf ſolche 
bejondere Randesverfaflungen, keineswegs allgemein, darf man aljo noch mit frühern Staate- 
rechtslehrern und jelbft noch mit Klüber in feinem „Dffentlien Recht‘ ($. 473g.) von einem 
befondern Fiscus und Fiscusrechte reden. Er verfteht unter Fiscus „ven Inbegriff gewiſſer 
(Staatöbefugnifle zur Wahrung und Berfolgung gewiffer) Rechte und (zur Erwerbung und 
Verwaltung) gewiſſer (der fogenannten fiscalifhen) Ginfünfte”. Schon diefe Begriffäbeftim: 
mung deutet auf das Regelloſe, Ausnahmsweiſe, Unbeſtimmte, auf das einer richtigen Abthei— 
lung und dem wahren Syſtem der Staatshoheitsrechte Fremde dieſes ganzen Verhältniſſes 
Sehr richtig Hält übrigens Klüber dieſe Ausnahmsnatur ded Fiscus und Fiscusrechts fe, wenn 
er jie auch nicht mit ausdrücklichen Worten an die Spige flellt. Es folgt ſchon daraus und 
vollends aus der auf früherm Regierungsdespotismus gegründeten Entftehung uud Natur der 
Fiscus:Verbältniffe und Rechte, daß diejelben, ſoweit ein befonderes pofitived Staatärcht fie 
feftjegt, ftetd fireng ausgelegt und daß gegen jie vermuthet werden muß. Hiermit ſtimmen 
großentheild vie gewöhnlichen und aud die von Klüber vertheidigten ſtaatsrechtlichen Grund: 
füge über diefen Öegenitand zufammen. 

1) Nur die wirkliche Staatdregierungdgewalt kann einen Fiscus haben, niemals fönnen «d 
Untertbanen, etwa Standeöherren oder Körperſchaften. 

2) Nur diejenigen befondern Bermögend: und fonftigen Rechte bilden den Fiscus und dad 
Fiscusrecht, welche nah unzweifelhaften befondern pofitiven Staatögefegen zum Fiscus und 
ald Fiscusrechte erklärt find, und nie dürfen die befondern Fiscusrechte ausgedehnt und auf 
andere Kaflen oder Verhältniffe übergetragen werden. Namentlih bleiben dem Fidcud fremd 
und vom Fiscudreht unberührt dad Aerar oder die Staatdfaffe mit ihren etmaigen kejondern 
Abtheilungen, wie ver General: oder Hauptftaatöfafle, ver Steuer: oder Landſchaftälaſſe, ver 
Kriegskaffe oder ver Domänenkaſſe. Und noch weniger gehören das landesherrliche Privat: oder 
GHatoullvermögen, die Eivillifte oder das Stiftungd= und Gemeindevermögen und dad kehn— 
recht, der fogenannte Lehnfiscus, zu dem eigentlichen Fiscus. So ſagt Klüber ſelbſt mir Reät 
in feinem $. 473, während fein $. 335 damit im Wiverfprud dem Chatoullgute des Yürfen, 
ja dem feiner Gemahlin und dem des Ihronfolgerd die erorbitanten und despotiſchen römijgen 
Fiscusprivilegien beilegt. Wo fie das befondere Landesſtaatsrecht unzweifelhaft ertheilt, da 
müffen allerdings diejelben gelten. Allein die Gefege aus dem römischen Kaifervespotiämud, 
welde jie für die römifhen Kaifer, die Kaiferinnen und für die Gäfaren gaben, fowie deren 
häufige Anwendungen in der Feudalzeit können fie heutzutage für ſich allein und allgemein 
nimmermehr begründen. Denn die römischen ſtaatsrechtlichen Verhältniffe gelten an ſich in 
Deutſchland nicht, vollends nicht ausdehnende analoge Anwendungen von Ausnabmegeiegen, 
und jene despotifchen Grundlagen diefer Gefege und Ausdehnungen find verſchwunden Ein 
rechtsgültige allgemeine deutſche Gewohnheit für ſolche Ausnahmebeftimmungen aber mird id 
fiherlich nie juriftiich erweifen laffen und feine Reichögefege begründen fie. Auch jagt Klüber 
in $. 475 ebenfalld ausdrücklich, daß 

3) die römischen Fiscusprivilegien ald römiſches Staatsrecht in Deutſchland Feine Anwen: 
dung finden, foweit nicht deren pofitive Annahme oder ihr rechtmäßiger Gebrauch über allen 
gegründeten Zweifel ſtehen. Auch bilven in der That faft alle dieſe Fiscusprivilegien, wie ie 
ziemlich vollſtändig Lauterbach (Colleg., 19, 14) aufzählt, blos despotiſche Worzugsrechte, jelbt 
im gewöhnlichen rechtlichen Privatverfehr, wie jie wol dev Despotismus zu Gunſten ber Regie 
rung gründen, aber fein wahres Necht rechtfertigen fann; fo z.B. die Brivilegien, dap kin 
Schuldner des Fiscus compenüiren kann, was ihn der Fiscus ſchuldet, daß der Fiscus ein il: 
ſchweigendes (geheimes) Pfandrecht an den Sachen feines Schuldners oder deflen, der mitibm 
eontrahirte, bejigt und damit dritte Beriger und andere Gläubiger häufig ungerecht bedrüdt 
und ausſchließt, oder daß der Käufer einer fiscaliſchen Sache ſein dingliches Recht gegen einen 
Miethsmann des Fiscus, der ausgetriebene Miethsmann aber feine volle Schaploshaltung 
gegen den Fiscus nicht fol geltend machen fünnen. Noch häflicher jind vollends viele von den 
Juriſten blos erfonnene Fiscusprivilegien und die oft durch barbarifche Gefege dem Fiscus u 
gewiejenen befondern Ermwerbungen, jo die ver Sachen der Fremden, der gejtrandeten Sachen 
der Sachen, die dad Meer audwirft, fo das meite Megifter fogenannter berrenlofer Sadın, 
ferner die Gonfiscationen, vor allem die in freien rechtlichen Staaten ganz abgeſchafften allge: 
meinen Vermögendconfidcationen. 

4) Soweit nicht ganz entfhiedene Beweiſe für eine Annahme geführt werben können, 
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ſteht der Fideus unter gemeinem Recht und muß Recht nehmen vor dem ordentlichen Landes— 
gerichte. Und die Scham wenigſtens der römiſchen Juriſten wegen der ungerechten Fiscuspri— 
vilegien, ſowie die politiſche Vorſorge, daß nicht das übergewicht der Macht die Richter beſtim— 
men möge, das Recht des ſchwachen Bürgers den fiscaliſchen Anſprüchen der Regierung zu 
opfern, führte ſogar im Römiſchen Rechte zu dem edeln Grundſatze, daß im Zweifel der Richter 
gegen den Fiscus entſcheiden ſolle. 1) Es iſt dieſes ein Grundſatz, welchen mehrmals gerechtig— 
keitliebennde und von echtem fürſtlichen Stolz beſeelte Fürſten, wie Friedrich der Große, aus— 
drücklich wiederholten. Dieſelbe weiſe politiſche Vorſorge gegen richterliche Schwäche und gegen 
etwaige Vorwürfe von ſchwachen Regierungen, dieſelbe Gerechtigkeitsliebe und wahrer fürſt— 
licher Stolz ſollten aber denſelben edeln Grundſatz keineswegs blos auf Vermögensxrechte an— 
wenden, ſondern vor allem auch auf die höhern Rechte, wenn der ſchwache Bürger durch eine 
veinlihe oder frühet fogenannte fiscaliſche Anklage als angeblicher Beleidiger der übermächti— 
gen Regierung gegenüberſteht. Die Literatur über dieſe Lehre ſ. bei Klüber, $.328, 335 — 338, 
473—477. Melder. 
ir warte ſ. Geſchlechtliche Vergeben und Verbrechen. 

ußrecht. Soweit daſſelbe mit ven Be- und Entwäflerungen zufammenhängt, f. ben 
Art. Entwäflerung; jomeit eö fi dabei um Uferbefeftigungen und Dämme zur Dedung 
der anftoßenden Felder gegen überſchwemmungen, wie um Anlegung und Unterhaltung von 
Hauptdämmen, die einer ganzen Gegend zum Schutze gegen dergleihen uͤberſchwemmungen 
dienen ſollen ($. 63, 64, 65, Tit. 15, Th. I des Allgemeinen preußifchen Landrechts), handelt, 
1. den Art. Deichwefen. In dem erften Artikel ift insbeſondere auch des bei Benugung der 
fliegenden Gewäfer zur Sprache kommenden Berhältniffed zwiſchen den Grund: und Uferbefigern 
einerjeitd und den Triebwerfen und Mühlen andererſeits ausführlich gedacht, und find außerdem 
die nady dem Römiſchen und gemeinen deutfhen, dem Allgemeinen preußifchen Land: und dem 
franzöitihen, beziehungsweiſe vheinifhen Mecht ftattfindenden Unterſchiede von Öffentlichen 
und Privatflüffen, foweit jie den Gegenftand jenes Artikels betreifen, erwähnt. 

Das Flußrecht Fällt vorzugsweiſe in dad Gebiet des innern Staatsrechts; ed fommen dabei 
aber auch die Rechte von Privat: und Uferbefigern ſowie die Intereffen der Staatsgeſellſchaft 
und der Anwohner in Betracht. Außerdem bietet ed eine völferrechtliche Seite dar, welche befon: 
der für den Deutſchen Bund umd die zu demfelben vereinigten beutfchen Staaten von hervor: 
ragender Bedeutung iſt. 

Nach Klüber's „Europäiſchem Völkerrecht““ (zweite Auflage, 1851, $. 129) gehören, was 
das im Staatögebiete befindliche Waller betrifft, alle Ströme, Flüſſe, Bäche und Kanäle, auch die 
Grenzflüfje, diefelegtern ganz oder zum Theil, wofern nicht ſchon das dieffeitige Ufer die Staats: 
grenze macht, zum Flußgebiet. Bei der Veränderung bed Flußlaufs bleibt das Eigenthum oder 
Miteigenthun des verlaffenen Flußbettes mie vor der Veränderung. Ferner (Klüber, $. 133) 
bildet auf Grenzflüſſen — bei Occupation beider Ufer — im Zweifel-deren Mitte, mit Einfluß 
der von der Mitte durchſchnittenen Infeln, die Staatsgrenze. Neuerer Zeit ift zumeilen der 
Thalweg (die wandelbare Fabrbahn ver thal: oder abwärtsfahrenden Schiffe), beziehungs- 
weife die Mitte diefer Fahrbahn, vesgleihen auf Brüden deren Mitte zur Grenzbeitimmung 

gewählt. Schon haben fidy feit zwei Jahrhunderten völkerrechtliche Verträge, welche furdtbare 
Kriege zu beendigen und in Zukunft den ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffen neue Gruntlagen 
und Formen zu geben beftimmt waren, mit den Blüffen und vorzugsmeife mit dem Rechte ber 
freien Schiffahrt auf venjelben ald mit einer für alle europäiſchen Nationen gleihmwidtigen 
Angelegenheit beihäftigt. So beſtimmte fhon der Weftfäliihe Friede (1648), daß die im 
Zaufe des Dreißigjährigen Kriegs nen eingeführten oder erhöhten Flußzölle aufgehoben oder 
auf Das zuvor hergebrachte Ma wieder zurückgeführt werden follten, und e8 wurde ſeitdem in 
alten faijerlihen Wahlcapitulationen feftgeleßt, daß künftig Feine neuen Paflagegelver vom 
Kaifer, ſelbſt nicht unter Zuftimmung der Kurfürften, ohne die Vernehmung der betheiligten 
Reichäflände verliehen werden dürften. Auf vem Raftabter Congreß (1798) waren ed bie 
Sranzofen, weldye die Freiheit des Rheins wie der deutſchen Flüſſe überhaupt ftipuliren wollten, 
Grundfäglid find die Rheinzölle durch den Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 
abgeſchafft; es ftellte vie Mheinoctroiconvention vom 5. Aug. 1804 dafür eine neue Grunds 
lage her. Zulegt wurde im PBarifer Frieden vom 30. Mai 1814 für alle Flüffe ausdrücklich 


1). 10, de jure Bsci. 
St aats⸗Lerikon. V. 26 
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beſtimmt: „La navigation sera libre de telle sorte, qu'elle ne puisse être interdile à per- 
sonne‘, und die Regulirung der Schiffahrtsabgaben jollte „de la maniere la plus favorable 
au commerce de toutes les nations‘ ins Werf gejegt werden. Geit dem Weſtfäliſchen Frie 
den war e8, trog der Wahlrapitulationen der deutſchen Kaifer, mit der Belaftung der deutſchen 
Flüffe immer Ärger geworden. „Deren Schiffahrtöverhältniffe [bemerkt die Schrift: „Die 
Elbzölle nebſt Arctenftüden und Nachweiſen, 1814 — 1859 (Leipzig 1860)] waren im 

öhften Mate beprüdt und verfommen. Unverftand und Willfür hatten um die Wette dad 
Außerfte aufgeboten, dem deutſchen Volke die herrliche Gottesgabe der ſchiffbaren Ströme fünf: 
lich zu verderben. Stavel: oder Umſchlagsgerechtſame vieler Städte ſowie Monovole und Pri- 
vilegien von Schiffergilden beihränften und unterbraden nod zu Anfang des Jahrhunderts 
überall den großen Flußverkehr. Außerdem beftand längs der Flüſſe eine Unzahl von Paflage: 
zöllen mit den verjhiedenartigften und verworrenften Tarifen, Bei faft allen Blupzöllen aber 
hatte man die urfvrünglichen Zollfäge in völlig unberechtigter Weife allmählich erhöht.” Der 
Miener Congrefacte vom 9. Juni 1815 jollte e8 vorbehalten werben, das deutſche Flußrecht in 
einer feiner wichtigſten Beziehungen zu ordnen. Es beflimmten deren Art. 108— 116: 
„dab auf allen Strömen, melde mehrere Staaten trennen ober durchftrönten, von dem 
Punfte an, wo jeder derjelben ſchiffbar wird, bis zu feiner Ausmündung die Schiffahrt durd: 
aus frei fein und daß diefe in Bezug auf den Handel niemand unterfagt werben könne, wobei 
die Vorſchriften der Schiffahrtöpolizei in einer dem Handel aller Nationen möglihft günfligen 
Weile, die Shiffahrtdabgaben auf eine gleihförmige, unveränderliche und von der wer: 
ſchiedenen Beihaffenheit ver Waaren injoweit unabhängige Urt feſtgeſetzt werden ſolllen, ald 
erforderlich jei, um eine ind Einzelne gehende Prüfung der Ladung auf Defraubationd: und 
Gontraventiondfälle beihränfen zu können. Stapel: oder Umſchlagsrechte follten nirgends mebr 
verliehen und die beftebenden nur jo weit beibehalten werben, ald es, ohne Rückſicht auf oͤrtliche 
Intereflen, für Schiffahrt und Handel im allgemeinen nothwendig oder nüglic erachtet werke. 
Jeder Uferftaat hat innerhalb feines Gebiets die Umterhaltung der Leinpfade und die Arbeiten 
im Strombette zu übernehmen, welde zu dem Zmede erforderlich find, Damit die Sciffahr 
nirgends auf Hinderniffe ſtoße.“ Es ift befannt, wie ungenügend diefen Beftimmungen biäber 
entiprochen ift; unter andern ift dies auch in dem vorbezeichneten Werfe über die Eldzölle at: 
führlich nachgewieſen, deögleihen in von Viebahn's, „Statiftif des zollvereinten und 
nörblihen Deutſchland“ (1858), Tb. I, Br. I, ©. 255 fg., in dem Abſchnitt über dir 
völferrechtlihen Verbindungen der Uferftaaten an den gemeinjamen Strömen, wo ſich eine auf: 
führlide Darftellung der Verträge, Verhandlungen und Gommiffionen in Betreff derein: 
zelnen Ströme Deutjhlands (Rhein, Ems, Wefer, Elbe mit ihren Nebengewäſſern, Nomitr: 
gebiet, ferner der Donau, wie der Flüſſe des Oftfeegebieit, Memel, Weichfel, Bregel, Oder) wit 
einer Aufftellung der bei diefen Stromfoftemen betheiligten Zahl von Duadratmeilen jert 
Zollvereindlandes findet. 

Un diefer Stelle war nur auf die völferrechtliche und zugleich nationalökonomiſche Seite de 
Flußrechts hinzuweiſen. Die weitere Grörterung über die Strom: und Flußzölle und babe 
befonders der Rhein: und Elbzölle bleibt befondern Artikeln über diefe ſpeciellen Gegenftäne 
vorbehalten. Mit Zuverjicht wird nad erfolglofem Ablauf faft eines halben Jahrhunderts die 
endliche durdhgreifende Reform nad Maßgabe ver in Art, 5 der deutſchen Meichsverfaſſung 
vom 28. März 1849 aufgeftellten correcten Principien wol nur von einer Fünftigen deutſchen 
Gentralgewalt und Nationalvertretung zu erivarten fein, 

Abgeſehen von den Örundfägen des Völker: und Bundesrechts über Flüſſe, weichen gegen 
wärtig die Beflimmungen bes innern Staatsrechts der verjchiedenen einzelnen deutſchen kLänder 
über dieſe Materie noch theilweife voneinander ab. 

„Zur Ausdehnung ver landesherrlihen Gerechtſame in Rückſicht der Gewäſſer (bemerft 
Gihhorn, „Deutſche Staats und Rechtsgeſchichte““, Ih. 4, $. 548) gab das Iongobartiiht 
Lehnreht und das Nömifche Recht vie Veranlaffung; nad) dem legtern jollten alle Mäfler, die 
einen fteten Lauf haben, öffentliche oder der Benugung nad gemeine Wäfler fein und pie habt 
Obrigkeit Macht haben, über ihren Gebrauch zu gebieten und zu verbieten, ungeachtet dies wei! 
mit dem longobardifchen Lehnrecht, nod mit dem Herkommen in Deutichland Üübereinftinmt, 
nad welchem ſich jene Gewalt lediglich in Rüdjicht der ſchiffbaren Flüffe behaupten und aud det 
Neception des Römiſchen Rechts jih doch ſchwerlich herleiten ließe, daß fie die beftebenden 
Eigenthumsrechte verändert babe Zwar hätten es die Juriften bei den Verleihungen und dem 
verjährten Gebrauch bewenden laſſen, wenn durch diefe ein Einzelner Eigenthumsrecht erworten 


Flußrecht 403 


babe; aber die Bermuthung wäre num inimer für den Landesherrn und damit die Erweiterung 
der Nugungsrechte deſſelben leicht gemacht gemefen, ſobald er diefelbe der Mühe merth gefun- 
den.” Nachtheiliger aber wurde eine ſolche Ausdehnung bes Flußrechts, im Anflug an Jagd 
und Fifcherei, infolge Verleihung oder Anmaßung auf Guts-, Gerichts- und Markenherren mie 
Polizeiobrigfeiten, auf diejenigen Klaffen und Stände, welche jich, im Kampf mit den wachſen— 
den Gelobevürfniffen der Landesherren, bei Herabbrüdung der freien bäuerlihen Gigenthümer 
zu gutspflicgtigen und hörigen Hinterfaffen, als alleinige vollfreie Grundbeſitzer und echte 
Eigenthürmer behaupteten und überdies das Syſtem der Regalien aud für ſich ausbeuteten 
(f. von Maurer, „Geſchichte der Marfenverfaflung in Deutfchland‘‘, Erlangen 1856, $. 42, 
&. 153, $. 122 fg. und 428 fg., und Eichhorn, a. a. D., $. 223 und 362, auch Walter, 
„Deutfche Rechtsgeſchichte“, Bonn 1853, I, 280), weshalb denn auch im erften. Viertel 
bed 16. Jahrhunderts unter den damals verworfenen, erft im 19. Jahrhundert von der 
deutihen Staatengefeßgebung meiftentheild ald gerecht erkannten und erledigten zwölf Haupt: 
beihwerden des Bauernftandes der eine Artikel die Wievereinräumung des frühern Rechts an 
den Gemäffern, joweit von Befiger fein rechtmäßiger Erwerbungsgrund des Eigenthums nach— 
gewiefen werden fönne, betraf. (Gihhorn, a. a. D., $. 485.) 

Das früheſte vollftändige deutiche Geſetzbuch, dad Allgemeinepreußifche Landrecht von 1794, 
traf hierauf ſowol bei Aufftellung der Grundfüße des öffentlihen und Staatsrechts (Thl. 2, 
Tit. 15, $. 381g.) als im Privatrecht, in der Xehre von der Erwerbung des @igenthums 
(Thal, Tit.9, $. 170fg., 176fg. und $. 223— 274), über das Flußrecht, reip. über ein- 
zelne Nugungen an und in fliegenden Gewällern ausführliche Beftimmungen. Daifelbe erfennt 
zwar auch ein Privateigenthum an den nit Öffentlihen Flüffen an ($. 39—43, Tit. 15, IN, 
indeß ohne eine allgemeine Regel darüber aufzuftellen, wen ein ſolches Privateigenthum zufte- 
ben folle, was auch bei der im Laufe der Jahrhunderte jo verihiedenartigen Aus: und Verbil— 
dung dieled Rechtsgebiets nicht ohne Bedenken fein Fonnte. 

In Bezug auf das jus publicum folgt das Preußiſche Landrecht mehr dem ältern gemeinen 

deutſchen, in Verbindung jedoch mit dem longobardiſchen Recht. Es rechnet zu den Regalien des 
Staates nur die Nußungen folder Ströme, die von Natur jhiffbar find, behält vemgemäß dem 
Staate die Aufſicht und Erlaubniß bezüglich der Wafferleitungen aus öffentlichen Strömen, ver 
Anlage von Waſch- und Badehäufern wie der Brüden an, in und über dieſe Flüſſe, desgleichen 
wegen anderer Waflerbaue und Anlagen, durch melde der Lauf des Fluſſes zum Nachtheil der 
Schiffahrt gehemmt, eingefhränft oder fonft verändert wird, ſodann aber den Fiſchfang in 
öffentlichen Flüffen, wie das Recht, Fähren und Prahme zum Überfegen für Geld zu halten 
(jenen und dieſes unter der Bezeichnung von Regalien), und envlid das Flößungörecht (mit 
unverbundenen Holze) vor, wogegen der Staat für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der 
Schiffahrt nöthigen Anftalten zu forgen verpflichtet ift. Die Gefeggebung aber hat andererjeits 
jedem, weil zum gemeinen Gebraude, die Schiffahrt, die Benugung des Flußwaſſers durch 
Schöpfen, Baden und Tränfen für Menfhen und Vieh, ſowie die Einritung von Fähren und 
Prabhmen für das eigene Bebürfniß, desgleihen vermöge der dem Staate gegen die Gigenthümer 
des Ufers, tefp. der unmittelbar an den Fluß ftoßenden Grundſtücke zuftehenden servitus juris 
publici allen Schiffahrenden ven Leinpfad mit der Befugniß der Anlandung, der Befeftigung 
der Shiffe und im Norhfalle auch der Audfegung der Ladung am Ufer (diefer gegen Erſatz 
etwaiger Beihädigungen) geftattet. Vermöge feines Hoheitsrechts wird der Staat für befugt 
erachtet, zum Beften des gemeinen Wejens, gegen vollftändige Entſchädigung der Eigenthümer, 
unbeſchadet aber der Eigenthumsrechte derfelben, Privatflüffe ſchiffbar zu machen und deren 
Gebraud zum Holsflögen andern zu geftatten ($. 42, Tit. 15, II), worüber die nähern Beſtim— 
mungen in dem jpätern Gejeß vom 28. Febr. 1843 über Benugung der Privatflüffe $. 8fg. 
gegeben jind. Demnädft dehnte died Gejeg vom 28. Febr. 1843 die Benugung öffentlicher 
Flüffe auch felbft auf das fogenannte Wiejenbrehen (Anlage von Wiefen durch Einfarren und 
Einfchwemmen von Sand und Erde zur Anlage von Wiefen) infoweit aus, als daſſelbe für vie 
Borflur und Schiffbarfeit wie für die unterhalb liegenden Uferbefiger unſchädlich ift. Daſſelbe 
erweiterte ferner die Dienftbarfeit der Privatflüffe (wo öffentliche Pläge oder Wege ihr Ufer 
bilden undes ohne Gefahr für die Befhädigung des Ufers geſchehen fann) ausdrücklich auf den 
gemeinen Gebraud des Waffers zum Trinfen und Schöpfen ſowie zum Tränfen des Viehes. 

Wo nicht nah Specialtiteln oder Provinzialrechten Infeln, verlaffene und zugelanvete 

Flußbetten, Avulſionen und Alluvionen Staatövorbehalt find, gelten hinſichtlich derſelben wie 
96°” J 
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binfihtlih der Uferanwüchſe und Erdzungen biefelben Beftimmungen für öffentlide Flüſſe wie 
für andere Gewäſſer. Auh hat ih in dieſer Beziehung das Preußiſche Landredt im 
allgemeinen den befannten Grundjägen des Nömifhen Rechts angeſchloſſen. Abgeſehen son 
den allmähligen Anipülungen und Erweiterungen der Ufergrundftücde durch dergleichen Allu- 
vionen, bedarf es jedoch überall, namentlich beim abgeriflenen, anderweit angelegten Rande, bei 
Inſeln wie bei ih bildenden Erbzungen und ähnlihen Anwüchſen der Bejigergreifung zur Gr: 
werbung des Eigenthums. Bei Wegräumung und Durchſtechung ſolcher Infeln, An: und Zu: 
wüchſe zur Wieverherftellung der Schiffahrt oder Vorflut in einem öffentlichen Fluſſe hat ver 
Privatbeiger nur dann auf eine billige Bergütigung Anfprud, wenn er diefelben feit länger 
als 50 Jahren beſeſſen und genugt hat (Allgemeines Preußiſches Landrecht, 8.2589, 9, 1). 
Bei Brivatflüffen aber muß der Staat jedesmal vollftändig entſchädigen. 

Ginige andere deutſche Staaten, unter andern das Königreich Baiern und das Großherzeg 
thum Sahfen: Weimar, haben in befondern Geſetzen, erſteres in denen vom 28. Mai 1852, rip. 
über Benugung ded Waſſers und betreffend den Uferfhug und ven Schug gegen Überigiem: 
mungen, legtered in dem vom 16. Febr. 1854 über ben Schug gegen fließende Gewäſſer un 
Die Benugung berfelben, auch das Flußrecht geregelt. 

Das bairiſche Geſetz über Benugung des Waſſers erklärt fhif- und flößbare Flüſſe mit 
ihren Nebenarmen für Staats-, alle andern Gewäfler für beſchränktes Brivareigenthum, behält 
die in den erftern entftehenden Inſeln dem Staate vor (Art. 28) und gewährt bei Verwandelung 
eines PBrivatfluffes in einen Öffentlichen für Entziehung des Flußbettes feine Entſchädigung 
(Art. 4 und 6), während ed übrigend im wefentlihen mit ven Grundfägen des Allgemeinen 
Preußiihen Landrechtd, unter andern auch darin übereinftimmt (Art. 27), „daß diejenigen, 
welde dur den neuen Kanal des Fluſſes an ihrem Eigentum gelitten haben, vorzüglid aud 
dem verlaffenen Flußbette oder deſſen Werthe entfhädigt werben jollen (Allgemeines Breusi; 
{ches Landrecht, $. 271,9, 1; $. 69, 15, I), fowie (Art. 29 und 30) darin, daß ein Auch die 
Gewalt des Stroms weggerücktes und an ein fremdes Ufer angelegted oder auf daſſelbe gr: 
worfenes Std Land vom vorigen Bejiger no innerhalb Jahresfriſt weggenommen werden 
darf (Allgemeines Preußiſches Landredt, $. 223,9, 1). 

Wie der Selbftfhug der Uferbeiiger auch gegen Öffentlihe Ströme Negel ift, jo wächſt dage 
gen dem Ufereigeuthümer auch die Vergrößerung der unmittelbar anſtoßenden Grundiüd 
durch angeſetztes Land zu (Allgemeined Preußiſches Landredt, $. 56, 15,1, und Art. 1 ums 
des bairifchen Geſetzes). Dabei hat auch zweckmäßig das bairiſche Geſetz, betreffend ben It: 
ibug und den Schuß gegen Überſchwemmungen, den Uferihug an Öffentlichen Ströuen 


für eine Xaft des Kreifed (Regierungsbezirks) und nur an nicht öffentlichen Flüſſen für Sadı 


der betheiligten Eigenthümer, in Betreff der Straßen und Eiſenbahnen insbeſondere für Plicht 
des Unternehmers, in Betreff der Oemerböanlagen des Eigenthümers derfelben, hingegen Bluf: 
eorrectionen und fonftige zur Beförderung der Schiff: und Floßfahrt erforderliche Vorrichtung 
für Staatslaft erklärt. Weniger principiengemäß feinen die Beſtimmungen über Verpilis: 
tung bei Damm: und Deihbauten, welde die preußiiche Geieggebung in ein befonderes, durd 
die jeitdem entitandenen zahlreichen Deichſyſteme bemährtes Gefeg über das Deichweſen vr: 
wieſen bat. 

Das weimariſche Gefeg vom 16. Febr. 1854 vertheilt die Koften für Erhaltung der Strom 
bahn, Befeftigung der Ufer und Herftellung von Shug- und Nugungsanlagen, für Reinigung 
und Negulirung von Flußbetten nad dem Grade der Gefahr oder der Größe des Vortbeil, 
refp. der Güte und dem Wertbe der dabei betheiligten Grunpftüde. Es darf von der Behörtt 
den Beligern der Ufer und Anlagen die Pflicht zum Schuge gegen Gewäſſer ſogar auferlegt, 
Dabei jede Art eined norhwendigen Schupbaus auch ohne Autrag der Betheiligten angeoratl 
werden. Die infolge von Schugbauten und Durhftihen verlaffenen Flußbetten fallen ver ©: 
meinde der Ortsflur, jedoch mit der Verpflihtung zu, ven Werth zu den Baufojten ald Beittag 
zu verwenden. Der Baupflicht kann ſich der Uferbeſitzer nur durch Dereliction des ganm 
Grundſtücks entziehen, das alddann mit der Baupfliht auf die dahinter liegenden Nachbarn 
übergeht. Am Waſſer angrenzende Gemeindegrundſtücke dürfen aber behufs Befreinag ven 
der Baupflicht nicht derelinquirt werden. 

Eine Zuſammenſtellung der neuern deutſchen Geſetze über das Waſſerrecht ſ. bei Glaß 
„Die wafſferrechtliche Geſetzgebung auf dem Standpunkt der Gegenwart“ (Altenburg 1850), 
auch in dem Art. Entwäſſerung, die Literatur nebſt einem Quellenverzeichniß bei Glaß 
a. a. O., ©. 166—169, und bei Lette und von Nönne: „Die Landesculturgeſetzgebung 
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des preußifchen Staates‘, Bd. II, Abth. 2, S. 576, 623 und 670, an legterm Orte auch Näheres 

über dad in Preußen geltende Flußrecht, insbefondere ſoweit vaffelbe vie Ent: und Bewäſfferun— 

gen wie das Deichweſen berührt. W. A. Lette. 
öderativfpftem, ſ. Bund und Conföderation. 

Iter, Zortur, Marter, peinliche over fcharfe Frage nannte man im Strafrechte den 
gegen den Angeſchuldigten durch Erregung körperlicher Schmerzen ausgeübten Zwang zur Er— 
preffung von Geftänpniffen und Ansfagen. Es ſcheint erft der neueften Zeit vorbehalten ge= 
blieben zu fein, der Anfchauung eine Berehtigung einzuräumen, daß aud in dem Verbrecher 
und viel mehr noch in dem blos Beſchuldigten der Menih und feine Verfönlichkeit zu achten 
felen. Die Geſchichte lehrt und, mit welcher Willfür, Roheit und Grauſamkeit von jeher mit 
dem Leben, der Freiheit und der Ehre ihrer Mitmenihen von denen gefpielt wurde, welche ſich zu 
Gewalthabern derjelben aufgeſchwungen hatten. Kam es diefen darauf an, die Unterworfenen zu 
Schuldbekenntniſſen zu nöthigen, fo fhien ihnen das wirfjamfte und unwiderſtehlichſte Mitrel 
ſich dazu von felbft varzubieten, indem jie die Untermorfenen fo lange marterten, bis die Unerträg— 
fichfeit der erouldeten Bein zur Erreihung ihres Zwecks oder zur Bernichtung ihres Opfers führte. 
Schon dem grauen Alterthume waren jolde Bolterungen im ihren rohejten und grauſamſten 
Formen befannt , wir finden jie nanıentlich bei ven Agyptern und PBerfern vor. Auch den fonft 
io humanen Griechen und den dur ihren Rechtsſinn ausgezeichneten Römern war die An— 
wendung der Bolter gegen Sklaven jehr wohl befannt, unter der Kaijerzeit bei den Römern audy 
gegen Freie. Es kann nicht befremden, daß die Herrſchaft der Folter, nachdem jie in dem 
Römischen Rechte Eingang gefunden hatte, ſich auch mit diefem über die romaniſchen Länder 
verbreitete. Das deutſche Recht fannte die Folter nicht, feinen Gottesurtheilen (Orvalien) lag 
eine Idee zum Grunde, welche von der, welche zur Folter geführt hatte, völlig verſchleden war. 
Erſt als in Deutihland die fremden Rechte mit dem inquifitorifhen Verfahren Gingang fans 
den und man das Geſtändniß als das ficherfte Beweismittel der Schuld zu betrachten begann, 
ſah man auch Hier fehr bald in der Erpreffung des Geftändniffes durch Martern einen Ausweg, 
um obmwaltender Ungemwißheit ein Ende zu machen und fo die Verurtheilung zu rechtfertigen. 
Der erfinderifche menſchliche Geift war nun auch nicht verlegen, fogenannte Wahrheitserfor: 
ſchungsmittel (media eruendae veritatis) in das Leben zu rufen. Was fonft nur ven Charak— 
ter der durch die augenblickliche Situation hervorgerufenen rohen Gewalt und Marter bei den 
Völkern des Alterthums gehabt hatte, bradfte die jpätere Zeit vollftändig in ein Syſtem von 
Graufamfeiten, gab dieſem den Anſtrich von Rechtshandlungen und verlegte fo in der Men 
ſchenwürde zugleich die der Gerechtigkeit. Der menſchliche Scharfjinn erſchöpfte fih in der Er— 
findung der ſcheußlichſten Martern, deren Folge nicht felten lebenslängliches Siehthum, Ver: 
ffümmelung oder aud) der Tod war. 

Wenn jo die Folter ihrem Weſen nad) zn einem Proceßmittel, vie Wahrheit zu erforſchen, 
wurde, jo waren die Ordalien dagegen von dem Gedanfen getragen, daß die göttlidye Allmacht 
vie Unſchuld auch durch ſichtliche Zeichen beihügen fünne und werde, wenn e8 darauf ankomme, 
viefelbe glaubhaft darzuthun. So z. B. werde er, der ſchuldlos Angeklagte, wenn dabei Gott zum 
Zeugen feiner Unſchuld anrufend, glühendes Eiſen berühre, fidh nicht verbrennen, auch Schwim— 
mens unfundig ſich im Waſſer oben erhalten und nicht ertrinfen. Waren ſolche Mittel auch 
an Furchtbarkeit jowie an Trüglichkeit des Erfolgs der Folter nahe verwandt, fo ſtanden fie, 
oft durch die Beihülfe der ven Angeſchuldigten begünftigenden Geiftlichkeit in ihren Wirkungen 
geſchwächt, doch keineswegs mit der Folter auf demjelben Boden. Wenn die Aufnahme ver 
fremden Rechte in Deutjchland, mit ihrem inquiſitoriſchen, aus den geiftlichen in die weltlichen 
Gerichte allmählich übergegangenen Verfahren, die Orpalien und auch den in weitern Sinne 
ihnen angebörigen gerichtlichen Zweikampf verbrängte, jo bleibt ed doch jehr fraglich, vb vie 
Menſchlichkeit bei diefem Tauſche etwas gewann, ob nicht vielmehr der anfdjeinende Fortſchritt 
in der That ein entfchiedener Rückſchritt genannt werden fonnte. 

Wir laffen es vahingeftellt, ob, wie Eihhorn in feiner „Deutſchen Staats: und Rechtsöge— 
ſchichte“ auszuführen verfudt, in Deutichland die Tortur anfangs nur gegen Leibeigene und 
umberfchmweifendes Geſindel angewendet und erft jpäter auf alle Klaffen ver bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft ohne Unterſchied ausgedehnt worden ift. Anzunehmen ift, daß fie im 15. Jahrbuns 
dert bereitö bei den meiften Gerichten Deutſchlands im Schwange war. Einzelne norddeutſche 
Städte, 3. B. Hamburg, Lübeck und Bremen, und jelbft Holftein und Schleöwig !) wußten noch 


1) Trummer, Vorträge über Tortur, Herenverfolgungen u. |. w. (Hamburg 1844), I, 8. 
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bis zum 16. Jahrhunderte die Folter von ih abzuhalten, und fo findet ſich namentlid in Ham: 
burg erſt 1589 die Anmendung derfelben vor. 

Die peinlihe Haldgerihtdorpnung Kaifer Karl’ V. von 1532, deren DBerfaffer in ver 
Humanität ihren Zeitgenoffen oft ſchon foweit vorangeeilt waren, konnte die Unmenſchlichkeit 
der Folter nicht abihaffen, fe vermochte jie nur zu mildern und ihre Anwendung zu regeln. 
Sie bejhränfte ihren Gebrauch auf Gapitalverbreden, deren Begriff damals allerdings ziem: 
lich ausgedehnt war. Eihhorn rechnet (a. a. O., Thl. 3, $. 204 und 212) zu den damald toded: 
würdigen Verbrechen Keterei, Kirchen: und Straßenraub, Verrath, Diebftahl und Diebes: 
behlerei, Beraubung von Kindbetterinnen, Nothzucht, Meineid, Mord, Mordbrand, Fälihung, 
Beitehlung der Todten und Sterbenden u. a. m. Auch follte bei diefen die Tortur nur ange: 
wendet werden, wenn ed an andern Beweißmitteln fehlte, und menn wenigſtens eime dringende 
Bermuthung gegen den Angefhuldigten vorlag. Der Ihatbeftand mußte foviel ald möglih 
audgemittelt jein, und ed war ihre Anwendung nur nad vorausgegangener Vertheidigung ded 
Angeſchuldigten und nad einem richterlihen Erkenntniß zuläſſig, weldes zur fernern Erkun— 
dung der Wahrheit die fcharfe Frage verordnete, und welches ſowol die Grade ver Marter als 
die Torturalfragen und in jpätern Zeiten auch die anzumenvdenden Injtrumente, fowie die aller: 
höchſtens auf ven Zeitraum einer Stunde zu erſtreckende Dauer der Tortur angeben mufte. 
Sole Angefhuldigte, welche wegen Geifteöverwirrung fein gültiges Bekenntniß ablegen fonn: 
ten, und foldhe, bei welden die Folter wegen. körperlicher Schwäche lebensgefährlich irn 
würde, jollten derfelben nicht unterworfen werden. Auf den Stand oder die Würde des Ange: 
ſchuldigten Fam ed, wo Particulargefege nicht anders beftimmten, nicht an. Man unterihied 
gemeinhin drei Grade der Folter, welde in den Urtheilen als gelinde, ziemliche Marter 
und mit ver Schärfe bezeichnet wurden. Der Gerichtsgebrauch wich nicht ſelten von ven Be: 
ſtimmungen der Carolina ab. Man wandte die ſcharfe Frage an, ohne daß ihr ein Erkennt: 
niß vorhergegangen war (wie Trummer bemerkt, geihah dies in Hamburg im den mein 
Fällen), man fteigerte die Martern mit der Fortiegung der Verweigerung des Gejtänpnifet 
und gefiel ji oft in ausſchweifender Graufamfeit. Die Marteriuftrumente waren nad Zeit 
und Ort verfchieden. Zulegt famen nod am häufigften die Daumen: und Zebiärauben?), 
tie fpanifchen Stiefel oder Beinfhrauben, die Leine oder die Schnuren, Die Leiter mit oder 
ohne geſpickten Hafen, das bambergifche Inftrument, der manheimer Vock, die Schwefelfüten, 
der lüneburgifche Stuhl, ver Halöfragen, die Dornenfrone, die pommerſche Müge, das der: 
peite ſpaniſche Fußband und die Folter mit dem Feuer vor. Man wird ed uns erlaffen, auf eine 
nähere Befhreibung diefer Ausgeburten der Barbarei einzugehen. 

Indeſſen können wir nit umhin, hier nod einmal eined Marterwerfzeugs des 19. Jabı: 
hunderts zu gedenken, welches den ebengedachten Torturmitteln würdig zur Seite ſteht. & 
ift dies der badiſche Strafftuhl, welden wir bereits in dem Art. Disciplinarftrafe be 
fchrieben haben. Wir fönnen mit diefer MWiedererwähnung des Strafftuhls nur ven Wunid 
verbinden, daß man ihn balvigft nach Nürnberg befördere, um in dem Germaniſchen Mufenm 
einen Platz unter feinedgleihen einzunehmen und dev Nachwelt Zeugnif-dafür abzulegen, daß 
man aud im 19. Jahrhunderte noch gründlich zu martern verſtand. 

Sollte die Tortur wirflih angewendet werben, jo wurde dem zu ihr Verurtheilten das 
Erkenntuiß bis zu der Stelle, welche bie Grade der Tortur beſtimmte, eröffnet und er alddann 
über die in dem Urtheil beftimmten Fragen vernommen. Blieb dies ohne Wirkung, ie 
wurde nad einer Bevenfzeit von einigen Tagen dad Verhör wiederholt, und wenn aud diet 
nichts fruchtete, der Angeſchuldigte in die Kolterfammer?) geführt und dafelbit dem Scharf: 
richter, welchem das Urtheil zum Durchlefen mitgeteilt wurde, übergeben. Den Xorturad 
mußte nun nad nochmaliger Ermahnung der Scharfrichter in Gegenwart des Criminalgerichtä 
in der Art vornehmen, daß er zunächſt dem Angeſchuldigten die Marterwerfzeuge vorzeigte und 
ihn mit dieſen bedrohte. 

Sollte nicht mit der wirflihen Folterung vorgegangen, Tondern bei der Schredung (derii: 
tion) jtehen geblieben werden, wad dann der Fall war, wenn die vorhandenen Verdadngtůnde 
zur Anwendung der Folter nicht ausreichten, fo wurde der Act mit dieſen fruchtloſen Bor: 





2) Das medlenburgifche Inftrument, welches mit dem fpanifchen Bock identijch war, beitand and 
doppelten Daumen: und Zehfchrauben und wurde vorzüglich bei ver Tortur der Heren angewendet. 

3) Dover ven Folterfeller, da die Folterkammern fich gemeinhin in den Kellerräumen befanden. Ja 
Hamburg wurde auch in der Stube bes Scharfrichters in der Frönerei gefoltert. Trummer, ©. 33 
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bereitumgen zur Tortur geſchloſſen. Die Territion, welde die Praxis erfunden hatte, mußte 
mit der Folter verfhwinden, fie war ein Betrug gegen den Angeſchuldigten und fo ein des Rich— 
teramts unwärdiged Mittel zur Erforjchung ver Wahrheit. 

Kam es jedoch zum wirklihen Gebrauche der Inftrumente, dann wurde der Inquifit auf 
einer Leiter oder Banf feftgebunden, nachdem er zuvor entkleivet war, und ihm die metal: 
lene Birne auf den Mund gejegt, damit ev nicht fchreien over fi in die Zunge beißen konnte. 
Der Richter hatte über den ganzen Act zu wachen, damit der Angefchuldigte wicht der Willfür 
des Scharfrichters anheimfiel. Die während der Beinigung geitellten Fragen mußten vom 
Inquiſiten mit Ja oder Nein beantwortet werben fönnen. Wollte der Torquirte geftehen, fo 
wurde der Marterapparat von ihm entfernt und mit ihm, nad einem ihm zur Erholung ges 
gönnten Zwifhenraume, ein Verhör vorgenommen. Verweigerte er nad der Peinigung wie 
ver dad Geftändniß, oder wurden die in vemfelben angegebenen Umſtände als falfch erfunden, 
oder wollte er ſich zu ver gleich zu erwähnenden Urgicht nicht verftehen, dann fonnte die Folter 
fortgefegt oder wiederholt und gefteigert werben. 

Überftand der Angefchuldigte, ohne zu befennen, die Marter, fo wurden alle wider ihn 
vorhandenen Berbachtögründe als getilgt angeſehen und derſelbe freigefproden. Gegen ſolche 
gerechtfertigte Inquifiten griffen jedoch nicht jelten Verfeftungen (Landesverweiſungen) und 
wilkfürliche Ginjperrungen plag. Gin während ver Beinigung abgelegtes Geſtändniß war 
nicht vehtögültig, aud mußte das nad ihrer Befeitigung abgelegte ich über die That jo ver- 
breiten, daß ein Unſchuldiger nicht füglich von vem Ausgeſagten unterrichtet fein konnte. Ebenfo 
wußten die angegebenen Umſtände in fich felbft wahrscheinlich fein und nad forgfältigen Nach— 
forfhungen ald wahr befunden werden. Die nothwendige, zwei oder mehrere Tage nad) er: 
littener Marter außerhalb der Kolterfammer, vor befegtem Griminalgeridhte von den Ange: 
ihuldigten bewirkte Wiederholung des Geftänpniffes war die vorgedachte Urgicht, ohne welche 
daſſelbe nicht für beweiſend erachtet werben konnte. 

Rabe verwandt mir der Tortur ift der Reinigungseid, dad juramentum purgatorium, bie - 
tortura spiritualis oder purgatio canonica, Es ift die von. dem Verdächtigen abgelegte eid⸗ 
liche Berfiherung feiner Unſchuld. Die Auferlegung vdeflelben hat die Erpreffung eined Be- 
Fenntniffes durch die Furt vor den götrlihen Strafen und der weltlichen Ahndung des Mein- 
eidd zum Zwei. Man ift gegenwärtig darüber ziemlich einverftanden, daß diefe Art von gei= 
figer Tortur ebenfo verwerflich wie die phyſiſche jei. Mit der Aufhebung der geſetzlichen Be— 
weistheorien ift daher der Neinigungseid aus den meiften deutichen Strafproceforbnungen 
entfernt worben. 

Folter und Reinigungseid mußten fich überleben, beiden lagen falfche Vorausjegungen zu 
Grunde. Bei der Folter glaubte man, fie werde den Schuldigen beftinnmen, um die Marter ab: 
zuwenden, alles anzugeben, was zum Beweife feiner Schuld vienen fönne, und nur der wahr— 
haft Schuldloſe werde die Tortur beftehen. Man verfannte die Erfahrung, daß auch der ſchuld⸗ 
los ®emarterte, um für den Augenblid von ver Kolter befreit zu werden, ſich zu wahrheitswi⸗ 
drigen Befenntniffen berbeiläßt, und daß die Prüfung ver Zuverläffigkeit eines ſolchen Geſtänd— 
niſſes immer eine trügerifche bleiben mußte, da leicht auch unwahre Bekenntniffe, wenn fie mit 
falſchen Anihuldigungen übereinfamen, die Waährſcheinlichkeit für ich haben fonnten. Man 
bedachte nicht, daß man Juſtizmorde dur ein Verfahren fürderte, welches jedes Anſpruchs auf 
Rechtmäßigkeit entbehrte, indem es auf einen bloßen Verdacht hin durch die graufanıften Mis— 
bandlungen die Geſundheit und das Leben bedrohte. Ebenſo unrichtig war die Vorausſetzung 
des Reinigungdeides. Man glaubte, die Furt vor der göttlichen Strafe werde den Schuldigen 
zur Berweigerung des Eides antreiben, und bedachte nicht, daß fid das Streben nach Selbſt— 
erhaltung, im Widerftreite mit jeder andern Rückſicht, vor allem geltend zu machen pflegt. 

Es war vem 18. Jahrhunderte vorbehalten, die Verwerflichkeit ver Tortur zu ihrer vollen 
Geltung zu bringen; in den meiften Staaten wurde ſie gejeglich aufgehoben. Von Friedrich 
dem Großen gefhah dies in Preußen 1740, glei nad feinem Negierungsantritte, 1767 in 
Baden, 1770 in Sachſen, 1771 im Großherzogthum Heſſen. Zulegt ift fie in Deutſchlaud 
wol in Hannover angewandt worden, und zwar im März 1805. Soviel ung befannt, ift es in 
der neueften Zeit nur noch Neapel geweſen, wo die Folter mit ihre ganzen Scheußlichkeit ge: 
wůthet hat. . 

Sobald nıan den Grundfag aufgab, daß der Staatszweck jedes Mittel heilige, und daß man, 
um den Schuldigen ſicher zu treffen, auch ven blos Verdächtigen, vielleicht Unſchuldigen ftra= 
fen ‚dürfe, mar über die Tortur der Stab gebrogen. Man mußte fi endlich davon über: 
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zeugen, daß dad durch die Tortur jo ſchwer gefährdete Recht auf den eigenen Körper und auf 
deſſen Unverleglichfeit ein Urrecht jedes Menſchen ift, deſſen er nur durch jeine Verurteilung 
verluftig werden fann. Nur als Folge einer unzweifelhaften Schuld, als Strafe kann vie Zu: 
fügung förperliher Leiden, jedod niemals jolder, mie fie die Tortur zufügte, gerechtfertigt 
werden. Auch ald man längft von der Tortur Abſchied genommen hatte, hielt man einen phy— 
fifhen Zwang zum Gejtändniß no für zuläffig. Dan knüpfte ihn an die Gewißheit, daß ber 
Augeihuldigte Geftändniffe ablegen könnte, wenn er nur wollte, an die Verweigerung jeder 
Antwort und an die offenbare Lüge. Man flellte die Zurückhaltung mit ver Wahrheit unter 
den Begriff des Ungehorſams und der Widerjeglichfeit gegen das Gericht. Gegen beharrliges 
Lügen und Leugnen glaubte man jih um fo mehr befugt Zwang anzuwenden, ald man dem 
Staate oder vem Richter das Recht, Die Offenbarung der Wahrheit zu fordern, zuſchrich und 
jeden Angeſchuldigten für verpflichtet hielt, auf an ihn gerichtete Fragen Rede und Anwort zu 
geben. Wenn wir aud gegenwärtig, wenigitend in Deutihland, wol allgemein den Stanppunft 
überwunden baben, auf weldem der Stod, der Hunger oder ein jeved Gefühl empörender Kerfır 
die Stelle der Daumenſchrauben vertritt, jo haben wir doch mit der Beibehaltung des inquifteri: 
ſchen Verfahrens in der Vorunterfuhung von der geiftigen Tortur leider noch nicht völlig Ab- 
jchied genommen. Nod immer erſcheint dem Inquirenten die Grlangung des Geſtändniſſet als 
ein errungener Sieg. Wenn aud nad der Befreiung aud den Feſſeln ver Bemeistheorien das 
Bekenntniß aufgehört hat, rin Requiſit der Verurtheilung zu fein, jo dauert doch der Auf 
um dad Geſtändniß noch fort. Noch immer halten ſich unjere Richter mehr oder weniger für 
gedrungen, jolden Regeln nachzuleben, wie fie Grolman in feinen „Grundſätzen der Griminal: 
vehtöwillenfchaft ven Inquirenten zu geben ſich für verpflichtet hielt, wenn er jagt: „Diedaupt: 
temdenz des Richter muß immer dahin gerichtet fein, den Augeſchuldigten bei feinen Abwri- 
dungen von der Wahrheit auf eine ſolche Weije im Iuconfequenzen zu verwiceln, daß, wenn 
ihn das ſchmerzliche Gefühl dieſer ihm Flar vor Augen gelegten Iuconjequenzen ergreift, ihm 
‚nur das treue Bekenntniß der Wahrheit ald das allein mögliche Mittel, als verſtändiges 
Weſen daſtehen zu können, ericpeint, Am leichteften wird ihm dieſes gelingen, wenn er finde, 
daß fi der Angeſchuldigte einen vollftändigen Lügenplan ausgedacht hat, wenn er zuerſt un 
befangen den ganzen Rügenplan aufnimmt und dann durch klare Nachzeigung der Unwahrheit 
folder Punkte, auf welchen derſelbe wejentlich ruht, dad ganze Gebäude zertrünmert, oder mem 
er bei einem durchaus confequent angelegten Plane erjt nad tiniger Zeit unvermuthet eine 
Brage nach einem Punkte, in Anfehung deſſen vollftändige Treue des Gedächtniſſes am wenig: 
ften zu erwarten ift, ohne Grinnerung an die frühern Ausfagen wiederholt. Schwerer ift alss 
dann zum Ziele zu fommen, wenn der Angeihuldigte nur leugnet, ohne duch Unmahrheiten 
feine Unſchuld erweifen zu wollen. Indeſſen wird. auch hier ber verfländige Richter durch zwed⸗ 
mäßige Fragen Öfterd im Stande fein, ihn zu Lügen und Widerſprüchen zu nöthigen.“ 

Grolman war, ald er dies niederſchrieb, noch in der Anficht befangen, daß der Verburder 
verpflichtet jei, dem Richter überall Rede zu fliehen. Die Überzeugung davon, daß das Ber: 
brechen das traurige Geheimniß ded Verbrechers ift, welches ihm zu entreißen niemand befugt 
ericheint, daß man ihm jeine Schuld umd nicht er feine Unſchuld zu erweiſen habe, hatte ſich zu 
feiner Zeit noch feine Bahn gebrochen. Wenn aud feine Geſetzgebung civilifirter Völker ſo 
meit gegangen war, die Unterlaflung der Selbftanflage zu beftrafen und den Angeſchuldigten 
zu nöthigen, zu feiner Verfolgung felbft behülflih und tbätig zu fein, fo hatte man, ben 
Werth des Geftändniffes überſchätzend, es dod für erlaubt gehalten, auch auf den gewundeuſten 
Schleichwegen, durch Sinterlift und durch unter den verfhiedenften Vorwänden und Namen dem 
Angeklagten zugefügte Duälereien, Strafen und Entbehrungen zu dem Ziele der Selbſtanklage 
zu gelangen. Man verfannte völlig, daß, wenn aud in manden Fällen wol das: Moralgeit 
dazu verpflichten kaun, um eine Schuld zu büßen, jich jelbft dem Richter zu überliefern, bed 
die Motive hierzu, die Neue und Sehnfucht nad Wiedererlangung der Gewiſſensruhe dur 
Strafverbüßung, einem andern ald dem Rechtsgebiete angehören. Jedenfalls liegt in der Sch: 
anflage eine Berleugnung der eigenften gemwichtigften Intereſſen, welche mol von der Gewiſſen⸗ 
haftigkeit Einzelner erwartet, nie aber ald Rechtspflicht erzwungen werden fann. 

Was noch in der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ als ein frommer Wunſch in dem 
gleihnamigen Artikel hingeftellt werden mußte, die Aufhebung der geieglichen Bemeiätheo: 
tie, if ſeitdem, hauptſächlich infolge der Greigniffe des Jahres 1848, fat überall in 
Deutſchland zur Wahrheit geworden. Es find nur noch Fleinere deutfche Territorien, naͤm⸗ 
li beide Medlenburg, Holftein, Lauenburg, beide Neuß, Lippe: Schaumburg und Liechten 
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Rein, welche weder das mündliche und Öffentliche Verfahren bei jih aufgenonmen haben, 
noch ſonſt von den Beſtimmungen des gemeinen deutfhen Strafverfahrend abgewichen und jo 
auch bei ver Bemweistheorie deſſelben verblieben find. Hier treffen wir fomit auch noch den 
Reinigungseiv als Wahrheitderforfhungsmittel an. Mit dem Verſchn inden der Beweistheorie 
börte nun aber das Geſtändniß auf ein Requifit zur Anwendung ber gefeglihen Strafe zu fein. 
Der erfennende Richter, forwol der fändige Richter ald der Geſchworene, überfam die Pflicht, 
unter genauer Prüfung aller Beweife für die Anflage und Vertheidigung nad feiner freien, 
aud dem Inbegriffe der von ihm verfolgten Verhandlungen gefhöpften Überzeugung zu ent: 
ſcheiden, ob ver Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig fei. Selbft DOfterreich, welches in jeiner 
Strafprocefordnung vom 29. Juli 1853 zwar die Schwurgerichte wieder abjchaffte, aber doch 
die Mündlichkeit und (ſehr beſchränkte) Dffentlichfeit des Schlußverfahrens beibebielt, gab vie 
fogenannte pofitive Beweistheorie auf und refervirte ſich nur Die negative. Es beftimmte, daß 
der Richter dann die Schuld nicht als erwiefen annehmen darf, wenn dafür nicht wenigſtens 
die im Geſetze ausdrücklich vorgeſchriebenen Beweidfriterien vorhanden find. Es ift jo im 
wejentlihen auch hier die innere Überzeugung des Richters, welche in den andern Rändern des 
mündlichen und öffentlihen Verfahrens venfelben bei der Urtheilsſindung zu leiten bat, und 
melde aus dem franzöftichen Strafverfahren aufgenommen worden ift und in Frankreich als con- 
viction intime eine jo bedeutende Rolle jpielt. Wir werben in dem Art. Gefhworenengerichte 
auf die ſen Gegenfland näher einzugehen haben, bemerken aber hier nur, wie and jegt noch in 
Sranfreich gegen die in Unterfuhungähaft Befindlichen Beinigungen vollführt werben, melde 
der Tortur jehr ähnlich jehen.*) Leider find unfere deutſchen Interfuhungsrichter, wenn auch 
dad Geſetz fie nicht mehr darin unterftügt, noch oft geneigt, e8 dem leugnenden Angeſchuldigten 
durhDisciplinarftrafen fühlbar zu machen, dag man wiffen werde, feinen Starrfinn zu brechen. 
Wo ein foldher Zweck verfolgt wird, finden ſich die Beranlaffungen zur Ausführung folder alten 
Anklänge an die Folter bald, und es bedarf zuweilen noch einer genauen Überwachung und ftren: 
gen Rüge folher Ausfchreitungen eined misverftandenen Dienfteiferd. Diefelben haben mei: 
ſtentheils in einem völligen Verkennen des Zwecks der Borunterfuhung ihren Grund. Der: 
felbe ift aur der, die Eriftenz und Natur des angezeigten Verbrechens ſowie die Verſon des 
Ihäters und die zu feiner Überführung dienenden Beweismittel jo weit zu erforjchen und feft- 
zuſtellen, alö die® zur Begründung einer Anklage und zur Vorbereitung der mündlichen Haupt: 
serhandlung erforderlich erſcheint. Der Unterſuchungsrichter foll daher feine Nachforſchungen 
nit weiter außdehnen, ald es diejer Zweck durchaus nothwendig macht. Die Sucht, dem ver: 
handelnden Richter gleichjam Ipruchreife Acten anzulegen, ift es allein, welche zur Härte gegen 
ven Angeihuldigten ven Antrieb gibt; entledigt man ſich der erſtern, fo verliert fich die letztere 
son ſelbſt. Der Beſchuldigte ift noch fein überwieſener Verbreder; ihn ala einen folden zu 
behandeln, heißt das Mögliche mit vem Gewiffen verwechſeln; e8 ift ebenfo pflichtwidrig als un= 
politiſch, da e8 gerade das humanfte Verfahren gegen den Angefchuldigten ift, weldes die er: 
beblichften Refultate für die Hauptverhandlung liefert. Das englifhe Strafverfahren geht 
in. der Anerkennung des Rechts des Angeklagten, das Geſtändniß und felbft jede Auslaffung 
abzulehnen, jo weit, daß es in der Annahme und Niederſchreibung von Geftändniffen ſich ſehr 
diffieil zeigt. Namentlich ift dies bei Gapitalvergehen der Fall, und das Gericht räth in der 
Regel vem Gefangenen, jein Geftänonig zurückzunehmen und ſich anderd auf die Anklage zu 
verantworten, macht denfelben auch darauf aufmerfjam, daß das abgelegte Geftänpniß ihm 
bei. der Ermittelung des Thatbeftandes vor dem erfennenden Richter werde zum Nachtheile ges 
reichen können. 

Die Anihauung Pfizer's in der zweiten Auflage des, ‚Staatd:Rerifon’, daß man der Will- 
für Thor und Thür Öffne, wenn man dem ridterlihen Ermeſſen den vorgedachten Spiel⸗ 
raum laſſe, hat ſich in der Erfahrung nicht als richtig erwieſen. Auch ſelbſt in den Fällen, 
in welchen die Geſchworenen nicht thätig ſind, entbehren die aus der freien Überzeugung der 
Richter bervorgegangenen Urtheile nicht der erfornerlihen Begründung, auch ſie haben mot 
nod nirgends dad Verlangen nad) einer Rückkehr zur geſetzlichen Beweisthevrie rege — 

&, Trie 

Forſtweſen und Forſtpolizei. Das Vollkommenere entwickelt ſich nach beſtimmten 

Naturgeſetzen aus dem Unvollkommenern. Der Felſen bedeckt ſich mit der Flechte, vermodert 
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4) Wir brauchen bier nur an die eiſerne Haft au — welche mit dem — mettre au 
secret verbunden ift. 


410 Jorſtweſen und Forſtpolizei 


erzeugt dieſe das Grad und die Kräuter, dieſen folgt der Baum. Das Pflanzenreich mußte 
bafein zur Grnährung der erſt fpäter entflandenen Thierwelt des Feſtlandes. Erſt nad den 
Thieren fam das vernünftige Wefen, ver Menſch. So if aud der Wald älter ald dieſer. 
Europa und indbefondere dad in feiner Mitte gelegene Deutihland war mit Wäldern be- 
deckt, ehe jih die Menfhen in der unwirthlichen Waldwüſte dünn verbreiteten. Die Sorge 
der erften Anfiedler ging zunädft, wie jpäter in Amerifa und Auftralien, nicht auf die Er: 
haltung, fondern auf die Vernichtung des Waldes. Zu viel Wald tritt dem Gedeihen der 
Menſchen ebenfo entſchieden entgegen, als ibm der Mangel deſſelben nachtheilig wird. Die 
Erde muß dem belebenven Sonnenftrahle zugänglich gemadt werden, der jumpfige Boden 
muß audtrodnen, die Luft muß ich zur Abjegung ihrer Nahrungstheile frei bewegen und zur 
Grhaltung der Geſundheit ver lebenden Wefen die Erde umftrömen können. Die ſich vermeb: 
renden Menfhen vermögen ih nicht mehr ausſchließlich durch die Nahrungsmittel zu erhalten, 
welche ihnen ver Wald varbieter. Auch muß der Wald gelichtet werben, damit die früber allein 
herrſchende Thierwelt aus ihren Beftungen vergleihbaren Schlupfwinfeln, von welden aus fe 
ihre Angriffe auf ven Menſchen richtet, vertrieben werden fann. Wo Boden und Klima dir 
Waldbeſchränkung unterftügen, wo eine anderweitige Benugung der Bodenfläde der immer 
dichter werbenden Bevölkerung einen größern Nugen verfpricht, da ftellt ſich jedod nad und 
nad der Waldmangel ein, der um fo nachtheilger wird, als fi mit der Vermehrung der Mn: 
ſchenzahl auch deren Anforderungen an die Producte des Waldes fleigern. So erzeugte lid bie 
Nothwendigkeit einer pfleglidhen Waldbehandlung. Aus ihr ging zunächſt das Forſteigenthun 
bervor, im Gegenfage zu der frühern Gemeinfamfeit des Waldes. Der Mächtigere wurde, wie 
Herr des Landes, jo au Herr des Waldes und übertrug auf feine Vaſallen pas gedachte Eigen: 
thum. Es wurden die Beringungen vorgefchrieben, unter welden im Einklange mit der notb: 
wendigen Walvderhaltung deifen Benugung ftatthaft jein follte. Aber auch ein folder Shuf 
gegen eigentlihe Waldſchädigung reichte nicht lange aus. Bon der fter& jich verkleineraden 
Waldfläche lien ji dad nicht mehr nachhaltig und jiher erwarten, was man von ibr verlangte. 
"Man mußte gleihjam der Natur nachhelfen, man mußte jie bei ihrem Proceſſe der Wieder: 
erzeugung deö Verlorenen unterftügen. Die frübere nur abwehrende, negative Forſtbehand⸗ 
lung wurde fo zu einer handelnden, zu dem, was wir jegt die Forſtwirthſchaft nennen.) 

Die Forſtwirthſchaft beftand ſchon lange, ehe ſich die Forſtwiſſenſchaft bilden konnte, da bie 
Elemente verfelben aus den Erfahrungen hervorgingen, welde man bei der Korftwirthihet 
gemacht hatte, und jich erft allmählich zu einem Syſteme geftalteten. Nach der Anſchauung der 
Gegenwart har ji die Forſtwirthſchaft mit der Benugung und Pflege der Waldungen, die 
Forſtwiſſenſchaft aber mit einer ſyſtematiſchen Darftellung der forftlihen Erfabrungsjäge und 
mit den Regeln zu beſchäftigen, nach melden die Waldungen am zweckmäßigſten und ergiebigien 
behandelt und benugt werben fönnen. ?) 

VForſtwirthſchaft und Forſtwiſſenſchaft können manderlei naturkundliches, mathematiſches und 
nationalökonomiſches Hülfswiſſen nicht entbehren. Die nähere Entwickelung und Anwendung 
diejed Willens gehört in die betreffenden Fächer des Forſtſtudiums und bilder nicht, mie mar 
früher wol annahm, eine befonvdere Abtbeilung der Forſtwiſſenſchaft im weitern Sinne, in melden 
fie auch die Forſtwirthſchaft in ſich begreift. Je gründlicher das Forſtſtudium Durch die gedachten 
Hülidfenntniffe vorbereitet und unterftügt wird, um fo leichter und fruchtbarer wird daſſelbe 
werben, 

In ihrem meitern Sinne kann man die Forſtwiſſenſchaft füglich unter zwei Hauptabihes 
lungen bringen, von denen die eine die Lehre von der Forſtwirthſchaft an ſich, die andere aber dir 
Lehre von ihren Verhältniffen zur Nation und zum Staate umfaßt. J 

Die erſte Hauptabtheilung, die Technik des Forſtweſens, faßt dann blos dasjenige in nd, 
was jeder Waldwirth ohne Beziehung auf den Staat und auf die Verſchiedenheiten, melde 
aus der Art des Eigenthums folgen, unter den gegebenen Umſtänden zu willen und zu thun 
bat. ©. 2. Hartig ?) theilte dieſe Waldwirthſchaft ein in die Holzzucht, die Forſtbeuutzung, bet 


1) Bol. Pfeil, gr der Forſtwirthſchaft in Bezug auf die Nationalöfonomie und die Statt 
finanzwifienfchaft (2 Bbde., Züllichau und Freiftadt 1829.94), 1; 4 fg. 

2) Bol. Fiſchbach, Lehrbuch der Forſtwirthſchaft (Stuttgart 1856), $. 331 fg. 

3) Erſt in der zweiten Hälfte dee vorigen Jahrhunderts bildete fich die Forſtwiſſenſchaft als Bifa: 
{haft aus. Es waren vorzüglich die Bertrebungen deutfcher Männer, von weldyen wir nur Garlomif, 
Durgsdorf, Mofer, Beckmann, Gleditſch und von den Spätern Hartig und Pfeil nennen, welche fie in⸗ 
Leben riefen. Die Franzojen Duhamel und Riaumur fiellten ſich diefen als Mitbegründer zur Seite. 
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Forſtſchutz und die Forſttaxation. Frhr. von Wedekiud läßt ſie in dem gleichnamigen Artikel der 
zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“, dem wir auch im weſentlichen wieder folgen, in drei 
Hauptftüde zerfallen: 

I. In vie Waldbaulehre, weldhe von der Hervorbringung und Ernte der Walderzeugniffe 
handelt. Sie erfordert vor allem Kenntniß von den forſtwirthſchaftlichen Eigenthümlichkeiten, den 
Standorten und dem Vorkommen, den Eigenſchaften in Bezug auf Anbau und Schlagführung, 
fodann der Brauhbarfeit der verjhiedenen Holzarten. Sie hat in ihrer erften Abtheilung 
mit der Weſenheit des Waldbaus und deren Berhältniffen zu andern Fächern der Yandescultur, 
mit dem Charakter und den Entſcheidungsgründen zur Wahl der verfchiedenen Berriebsarten 
einleitend befannt zu machen. 

In ihrer zweiten Abtheilung enthält die Walpbaulehre die Ginzelheiten der Holzzucht, 

deren vormalige Gintheilung in natürliche und künſtliche dem Fortſchritte der Zeit weichen 
mußte, da Die jogenannte natürliche Berjüngung nicht weniger, häufig aber noch mehr Kunft 
erfordert ald die jogenannte fünftlihe. Die Holzzucht begreift demnach: 1) den Holzanbau 
(Saat und Pfianzung der Wälder), die Saat immermehr auf den Zweck der Pflanzenerziehung 
beſchränkend, das Gebiet ver Pflauzung durch Sicherheit und Wohlfeilheit des Verfahrens 
immermebhr ausdehnend; 2) die Echlagführung, d. b. alle Operationen ver Fällung und Ausbeu— 
tung des Holzes, ſowol zum Zwecke feiner Ernte als auch zum Zwecke des beſſern Wuchfes und der 
Nachzucht. Unter diejen Operationen jind die Durchforſtungen, mitteld deren das dem Alter und 
Standorte angemejlene Verhältniß der Stammzabl und Bodenbeſchäftigung erhalten wird, in 
neuerer Zeit immer wichtiger geworden, theild wegen ihres günftigen Ginfluffes auf ven Zuwachs 
des bleibenden Bejlandes, theils auch durch die fhon in der Jugend des Holzes beginnenden und 
bis zu jeiner Haubarfeit öfters wiederholten Zwiſchennutzungen, welde dem Nachtheile eines zu 
fpaten Eriragägenuffes und dem Vorwurfe des Zinjenverluftes wejentlich entgegenwirken. Die 
Duräforftungen finden hanptjüchlich Anwendung bei dem Hochwaldöbetriebe*), welcher den Be: 
ftand feine relative Haubarkeit erreichen läßt, um dann deſſen Wiederanbau durd den abfallen- 
den Samen (natürlide Verjüngung) oder durd Saat oder Vflanzung zu bewirken. Diejer 
Hochwaldsbetrieb ift in der Regel ein fhlagmweifer ; ausnahmsweiſe fann mitunter noch jegt die 
PBlänterwirtbicaft, d. b. das bloße Ausfehmeln ftärkerer und älterer Stämme, da räthlich wer: 
den, wo eö darauf anfomımt, den betveffenden Waldort ſtets mit einer entjprechenden Anzahl 
ihon ſtarker Stämme, untermifcht mir jüngern, bedeckt zu erhalten. 

Die Niederwaldwirihſchaft bewirft, nah Fällung des Schlags, die Wiederherftellung des 
Beſtandes hauptſächlich durch Stod- und Wurzelausjhlag der mir Rüdjicht hierauf gefüllten 
Stämme. Diefe Betriebsart kann jedoch, je nachdem die älter werdenden Stöde ihren Dienft 
verjagen, deren Erjag durch Saat und Pflanzung nicht entbehren. 

Während im Hochwalde das Haubarkeitsalter und die Umtriebszeit ih auf 60 — 140 
Jahre erſtrecken, beſchränken jie ji im Niederwalde gewöhnlich auf 10—20 Jahre. 

Die Wälder bedecken gegenwärtig zu ihrem größten Theile nur noch den leichteften, zur land— 
wirthſchaftlichen Benutzung wenig geeigneten Boden, oft Flächen, welde nur durch die Holzzucht 
zu ertragsfähigen werden. Da nun aber auch der beffere Waldboden nicht in dem Verhältniſſe 
mehr Holz produrirt, ald fein durch die Benugung zu landwirthſchaftlichen Zweden ſich be— 
flimmender Kaufpreis höher ift wie der ded geringern Bodens, fo iſt dad Grundkapital im 


N Fiſchbach unterfcheidet a. a. O. folgende Forſtwirthſchaftsſyſteme und Betriebsarten: a) den Hoch⸗ 
wald, bei welchem die Berjüngumg gleichzeitig auf einer größern aufammenhängenden Fläche (Schlag) 
durch Samennadyiwuchs erfolgt. Man läßt die Beftände ein Alter von mindeftens 60 Jahren erreichen. 
b) Den Fehmelwaldbetrieb. Auch. bei ihm findet die Berjüngung durch Samennachwuchs ftatt, aber fie 
vereinzelt fi über die ganze Walpfläche, nicht gleichzeitig in größern zufammenhängenden Schlag: 
Rächen. Man läßt die Biiume ein gleiches, auch wol ein noch höheres Alter als beim Hochwalde ers 
reichen. Dieſe beiden Betriebsarten haben als die gewöhnlichften die größte Ausdehnung. c) Den 
Niedermald. Diefer wird wie der Hochwald in zufammenhängenden Flächen, aber nur mittels Aus— 
ſchlags an den Stöden und Wurzeln verfüngt. Da nun aber nur Laubhölzer und dieſe nur bie zu ihrem 
vierzigften Jahre Stodausfchläge liefern, jo befchränft ſich der Niederwald auf ſolche Holzarten und 
kann auch nur Holz höchſtens von dem gedachten Alter abwerfen. d) Den Kopfholzbetrieb, weldyer nur 
dadurch vom Niederwalde verfihieden 9 daß man bei ihm die Nusfchläge am Kopfe von 6—10 Buß 
haben und in diefer Höhe entwipfelten Stämmen ſich bilven läßt. Endlich e) den Mittelmald, Bei 
ihm läßt man bie Verjüngung nicht allein durch Samennachwuchs, fondern auch durch Stockausſchlag 
ſich bewitken. Der Mittelwald iſt ein Niederwald mit eingewachſenen Samenbäumen (dem Oberholge) 
von verſchiedenem, nach Umſtaͤnden ſehr hohem Alter. 
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Forftbetriebe ein fehr niebered. Der Werth des Waldes wird deshalb weſentlich durch das 
Holzvorrathsfapital repräfentirt, und dieſes fleigert fih mit dem Alter, welches man vie ein- 
zelnen Bäume und Beſtände erreichen läßt. Je höher aber der Umtrieb und mit ihm das Holz: 
fapitaf wird, um jo niedriger verzinft fich daſſelbe. 

Der rechnende Privatmann wird daher den Anforderungen an eine fchnellere Verfilberung 
feiner Holzvorräthe felten widerftehen, und die Sorge für die Beihaffung des nur aus der 
böhern Umtriebszeit hervorgehenden Nut: und Bauholzes nur zu oft dem Staate und deſſen 
Maldungen überlaffen. Für ihm wird die Umtriebszeit eine ſich möglichſt verkürzende werten 
müffen, wenn er einen Zinfengenuß fi beichaffen will, welcher mit dem aufgewendeten Kapi: 
tale fi in einem angemeflenern Verhältniffe befindet. 

Die dritte Abtheilung der Waldbaulehre betrifft Die Nebennugungen, d. h. die Etzeug⸗ 
niffe, welche ver Wald außer dem Holze darbietet. Unter diefen ift die Waldſtreunutzung in der 
Regel die Ihädlichfte, weil fie dem Walde die zum Gedeihen und Schuge nöthige Bodendede 
und mit diefer zugleich feinen Dünger nimmt, den Boden entfräfter und dadurch nicht allein 
den jegigen, fondern auch dem fünftigen Hofzbeftande verderblic wird. 5) Es iſt dagegen bielant: 
wirthichaftliche Zwiſchennutzung diejenige Nebennutzung, welde, auf ein oder einige Jahre be: 
jchränft, die meiften und mebrjeitigen VBortheile gewährt, einerfeitd durd die ohne Dünger: 
aufwand gewonnenen landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, andererſeits durch den infolge dieſer 
tranſitoriſchen Bearbeitung des Bodens eintretenden größern Holzzuwachs. 

1. Das zweite Hauptftüd der Waldwirthſchaft „an ſich“ faßt die Anftalten zum Sol: 
transporte, den Waldwegebau, die weitere Zugutemahung der Walderzeugniffe und ven Wald: 
[Hug zufammen. Der Forftihug betrifft die Vorkehrungen des Waldbeſitzers, abgeſeben von 
den in das Gebiet der Forſtpolizei gehörigen Einrichtungen des Staates, gegen ſchäaͤdliche Gin: 
wirfungen von Menfchen und zahmem Vieh, gegen milde vierfüßige Thiere, Vögel, niet: 
ten, ſchädliche Gewächſe, Naturereigniffe und fonftige ſchädliche Zufälle. 

IN. Das dritte Hauptftüc der Waldwirthſchaft „am ſich“ ift die forftliche Betriebs: und Ge: 
werbölehre. Sie hat zur Aufgabe die Ordnung der Wirthihaft und die Führung ihrer Ge— 
ſchaͤfte, mithin 1) die Kenntniß des forftlichen Privatrechts und des Verfahrens in Brivatfork: 
rechtsſachen; 2) die Beforgung des Realbeſtandes, mit Inbegriff der Begrenzung, Bermeitung 
und Inventarifirung der Waldungen; 3) die manderlei Aufgaben der Grimittelung it 
Holzgehalts und des Zuwachſes ver Waldbäume und der Waldbeftände, mie fie nicht allein bei 
der Forfttaration, fondern au beim Waldbaue und im laufenden Betriebe vorfoninten ; 4) Ve 
Berriebseinrihtung und Naturalertragsregulivung, d. h. die Feftftellung des Wirtbichaltt: 
ſyſtems durch Wahl geeigneter Holzarten, Betriebsarten, Haubarkeitsalter und Umtriebszeiten, 
Schlag: und Eulturanoronungen, nebft Beftimmung des forftlihen Nießbrauchs, insbeſondert 
ded nachhaltigen Fällungsetats; 5) die Geldwerthsberechnung des forftlihen Eigenthums über: 
haupt oder einzelner Nugungszweige deſſelben; 6) die Haushaltungskunde und den Geſchäfts 
betrieb, namentlich die geeignete Verwendung der Arbeitskräfte (Betrieb ver Walvarbeiten), die 
Verwerthung und Abgabe ver Walderzeugniffe, das Rechnungs: und Kaſſenweſen. 

Die Waldwirthſchaft hat eine der Landwirthſchaft coordinirte Stellung errungen, ja ein: 
zelme ihrer Zweige felbit mehr als dieſe vervollfommnet, ohne daß fie ihr höchſtes Ziel bisjegt 
zu erreichen vermocht. Unter den Forſtlehrbüchern, welche dieſem Ziele zuftreben, find außer dem 
bereitö gedachten von Fiſchbach noch insbeſondere Cotta's „Grundriß der Forſtwiſſenſchaft“ 
(vierte Auflage, Dresden 1849) und von Berg's „Staatsforſtwirthſchaftslehre“ (Leipzig 
1850) zu nennen, 

Mas die zweite Hauptabtheilung des Forſtweſens betrifft, nämlich ihre Beziehungen zur 
Nation und zum Staate, jo dürfte man diefelbe (mit Berg) wol am entſprechendſten als Staat 
forſtwirthſchaft oder forftliche Staatswirthſchaft bezeichnen. Hartig und I. &. F. Meyer nann⸗ 
ten dad dahin Gehörige Forſtdirectionslehre. Andere bezeichneten es als Forſtpolizeilehre und 
Forfiverfaflung. 

Wedekind betrachtet die Gegenftände diefer zweiten Hauptabtheilung aus zwei Gelihte: 
punkten. Bon dem erften aus faßt er die Bedeutung der forftlihen Betriebſamkeit für die Na: 
tion ind Auge, erörtert die dem Nationalintereffe am meiften zufagende Walobenugung, die 
forfllihe Nationalöfonomie, und gründet darauf einerſeits die Lehren von der Unterorpnung 





5) Über die Berhältniffe des Waldftreus umd Holgertrags vgl. Wedekind, Jahrbücher der Fort‘ 
Funde, Heft 15. 
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der Waldeigenthümer und Waldberechtigten unter das von dem Staate zu wahrende National- 
interejje, andererjeit aber die Anſprüche der Gigenthümer und Berechtigten auf den Schutz 
ihrer forftlihen Betriebsgegenſtände. 

Bon dem zweiten Gefihtäpunfte aus unterfucht Wedekind, wie der Staat feine Geſchäfte in 
Anfehung des Forſtweſens einzurichten und zu orbnen habe. Hierher gehört vornehmlich) die 
Lehre von der Forſtſtatiſtik, Korftorganifation, Staatöforftvienftordnung, die Lehre vom Staats- 
foritgefhäftögange, von der vormundihaftlihen Staatöforfiverwaltung und von dem Forft- 
ſtrafweſen. 

Aus dieſen Geſichtspunkten läßt ſich das Ganze am geeignetſten in folgende Unterabthei- 
lungen zerfällen: 

I. Die Forſtpolizeilehre, welche auf die Kenntniß der Wälder und der forftlichen Betrieb: 
ſamkeit für Volf und Staat die Maßregeln und Anorbnungen gründet, welche in dieſem beider- 
feitigen Interefle von der Grfeßgebung und von der vollziehenden Gewalt 1) für die Sicherheit 
und den Schug der Wälder, 2) für ihre Bewirthſchaftung, fowol im allgemeinen ald nad) 
Mapgabe der Art ded Eigenthums oder der Nutzungsberechtigungen, und 3) in Hinficht der 
Verwendung und Verwerthung der Forſterzeugniſſe zu treffen find. 

U. Die Borftorganifationd: und Forftverfaflungslehre, welde die Bildung der Behörben 
oder Organe zur Bollziehung diejer Mafregeln umfaßt. 

U. Die Staatöforftverwaltung, welde dieſen Organismus zu bewegen hat. 

IV. Die Forſtſtrafgeſetzgebung und Forſtgerichtsbarkeit. 

Den Inbegriff ver Rechte des Landesherrn und des Staates, weldye aus den Verhältniſſen 

der vorgedachten Kategorien hervorgehen, nannte man in älterer Zeit die Forſthoheit und das 
Horftregal, Das letztere analog dem Berg: und Jagbregal. Unter dem erftern begriff man eigentz 
li nichts weiter ald die Landeshoheit in Bezug auf Forſtſachen, und daher vorzugsweiſe Die 
Befugniß der Staatögewalt, die Waldnugung der gemeinfamen Wohlfahrt unterzuorbnen. 
Nah ver gegenwärtigen Geitaltung der Gigenthums: und Rehtöverhältniffe, beſonders in den 
conſtitutionellen Staaten, kann von einem Forftregal durchaus nicht mehr die Rede fein. Alle 
unjere Wälder haben ihre beftimmten Gigenthümer. Es ijt Died entweder der Staat felbft oder 
eine Brivatperion, und dasjenige, was der Staat auch in Bezug auf Privatwaldungen, zu deren 
Schutze, im allgemeinen Intereſſe anzuordnen ji veranlaßt jieht, paßt auf den Begriff eines 
Regals in feiner beſchränkten fiscaliihen Bedeutung nicht, es gehört unter ven Geſichtspunkt 
der Forſthoheit ober befjer der Forſtpolizei und nach Umftänden der Forſtgerichtsbarkeit. 

I. Sorfipolizei im allgemeinen, die wir wiederum in Sicherheitd = und in Wirth- 
ſchaftspolizei eintheilen. Wenn die eritere, Die Forjtiiherheitäpolizei, ich au dem Forſtſchutze 
anreibt, jo iſt jie Doch mit dieſem nicht identifh. Der von Forftwirthe ausgeübte Forftihug ift 
nicht ſchon Forſtſicherheitspolizei. Diefe fängt erft da an, mo der Forſtſchutz aufhört, und begreift 
alle von jeiten des Geſetzes und der vollziehenden Gemalt zur Sicherung der Wälder getroffenen 
Anordnungen und in diejer Beziehung ſich äußernde Ihätigfeit. Bei Ereigniffen, melde den 
Holzbeitand im allgemeinen gefährden, bei Waldbränden, Waſſersnoth, nah Umftänden bei 
Zuſektenſchaden, muß die Forſtpolizei dem Waldeigenthümer jo weit zu Hülfe fommen, als er 
Ach jelbft nicht Helfen fann. Sie if Hier zu den die weitere Verbreitung des Übels hemmenden 
Anordnungen ebenjo befugt ald verpflichtet. Ebenfo hat die Korftpolizei ven Waldeigenthümer 
in dem Genufle jeined Eigenthums vor Störungen und Gingriffen von jeiten der Menſchen zu 
ſchũtzen und zu ihern. Doch darf der Staat die Ausübung dieſes Schuges nur zuverläfllgen, 
qualifieirten und beſonders, gemeinhin eidlich verpflichteten Männern anvertrauen. Er muß 
au dem Privateigenthümer gegenüber die Bedingungen vorjihreiben, unter welchen diefer, 
felbft oder durch von ihm dazu beftellte Berfonen, einen ſolchen Schug zur Ausführung zu brin⸗ 
gen befugt erſcheinen ſoll, und zwar um ſo mehr, als mit dieſem Schutze Angriffe auf die Frei⸗ 
beit und das Eigenthum anderer unzertrennlich verbunden zu ſein pflegen und nicht ſelten hier— 
bei Gollijionen des Privatintereffed mit einer gerechten Ausübung von Befugniflen hervortves 
ten. Aber aud noch auf einem andern Gebiete har ſich die Forſtſicherheitspolizei zu bewegen, 
Wenn auch der Staat in ver Regel den Eigenthümern die freie Diepojition über Die Art läßt, 
wie jie ihre Wälder bewirthichaften und wieviel und auf melde Weiſe jie Erzeugniſſe aus den— 
jelben entnehmen wollen, fo ift doch, namentlich bei getbeiltem Walveigenthume, der Staat ver= 
pflichtet, dieſe Dispoiitionen zu überwachen und nach Umftänden zu beihränfen. So jind 5. B. 
mande Anoronungen erforderlich, welche zugleich in die Waldbewirthihaftung ver Ginzelnen 
eingreifen, wie die Beftiegung gewiffer Nutzungs-Zeiten und Tage, die Beobachtung einer ge— 
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wiſſen gemeinfamen Ordnung für das Wegbringen der Walderzeugnifle, über die Weide im 
Walde, das Einhegen u. ſ. w. 

Die Forſtwirthſchaftspolizei ift dur ven höhern Zweck begründet, der Nation die Vortheile 
der Wälder in einem möglichft reihlihen Maße und mit jo geringen Opfern als möglich zu ver: 
fhaffen und fie vor ven Gefahren und Nachtheilen der Entwaldung und Waldverwüſtung zu 
fihern, ein Beftreben, welches die Beranlaffung zur Forſtwirthſchaft überhaupt wurde. Hier 
fommt die Wichtigkeit der Wälder in Bezug auf Klima, Witterung, Fruchtbarkeit u. ſ. w. in 
Betracht, ſowie die Nugbarfeit ihrer Erzeugniffe. Nach Geld läßt fich zwar der Werth des 
wohlthätigen klimatiſchen Einfluffes dev Wälder nicht anfhlagen, jedenfalls aber ift er oft 
_ böber als der der Walderzeugniffe. ©) 

Nächſt der Beftimmung, welche die Wälder im Naturhaudhalte der Ränder und als Natio: 
nalihuganftalten erfüllen, ift aud die fihere Befriedigung des Holzbenürfniffes Durch eigene 
Erzeugung im Lande ſelbſt für die meiften Gegenden ein Grund der Forftwirthichaftspolizei. 
Die Selbftänpigkeit ver Nationalproduction in Anfehung eines ſolchen Lebensbedürfniſſes läßt 
fih nad Umftänden nicht zu theuer erfaufen. 

Es fragt ſich nun aber, ob man die Erreihung fo wichtiger Nationalzwede allein der Be: 
triebfamfeit der Waldeigenthümer überlaffen fünne, und ob deren Brivatintereffe dafür eine 
hinreichende Gewähr leifte? Die Brage läßt fih, was ven zuerſt hervorgehobenen Grund ber 
Wichtigkeit der Wälder betrifft, unbedingt verneinen. Hier find gewifle ftaatliche Vorſichts⸗ 
maßregeln unentbehrlih, und bier kann nur die Örtliche Wichtigkeit ded Waldes Die Grenzen 
bezeichnen, innerhalb deren ſich die forftpolizeiliche Wirkſamkeit zu bewegen hat. 

Was dagegen den zweiten Bunt, die Befriedigung des Holzbevürfnifles angeht, jo läßt ih 
für die Mehrzahl ver Fälle des praktiſchen Lebens die Frage nur dann bejahen, wenn die Beiz 
behaltung eines productiven Holzbeftandes, jeine pfleglihe Behandlung und nachhaltige Be: 
nugung dem Eigenthümer mehr einbringt als die Entwaldung. Die forftlihe Statik (Forft: 
verhaältnißkunde) lehrt nun aber, daß mur im jungen Alter die Holzzinfen die Geldzinfen errei- 
hen und übertreffen. Sobald alfo der Holzbeftand das Alter erreicht hat, im welchem ver 
jährlihe Zuwachs weniger Brocente einbringt ald die aldbaldige Fällung und Verfilberung, 
dann fordert das Privatintereile des Walveigenthümers zu diefer auf, und zwar um fo mehr, 
je höher ſich die Holzpreije flellen. Es gibt hiernach einen Zeitpunkt, von welchem ab ver hohe 
Preis des Holzes die Devaftation des Waldes nicht mehr verhindert, diefelbe vielmehr befördert 
Je mehr ver Waldboden ſich für landwirthſchaftliche Zwecke ergiebig zeigt, um fo mehr wird ſich 
der Walnbefiger zu einer aldbaldigen Abholzung und Verwandelung der Walpflähe in Ader 
und Wieien veranlaft jehen. Inſofern nun der Vortheil der Nation aus der Summe der Bor: 
theile aller Einzelnen befteht, würben ih Gewinn und Verluft balanciren, wenn nicht zugleich 
aud die gar nicht nad Geld anzufchlagende vorbemerkte allgemeine Wichtigkeit der Wälder 
im Auge behalten werben müßte. Aber auch den Übelftand hat der nicht pflegliche Forſtbetricb 
in feinem Gefolge: er zwingt dazu, eine größere Fläche zu bewalvden, damit die Quantität er: 
fege, was an der Qualität verloren ging, und fo die nöthige anderweitige Bodenbenugung zu 
beihränfen. Die Einbuße an leterer beträgt deſto mehr, je geringer der Durchſchnittsertrag 
des Alter ift, in weldhem der Waldeigenthümer fhon zur Abholzung fhreitet. Mit einer ver: 
mehrten Holzvermüftung durch zu jchnelle Abholzung wird fehr bald ein Areal für ven Wald— 
bau in Anfprud genommen, weldes über die Größe desjenigen anfteigt, das im Nationalinter 
effe überhaupt nur diefem gemibmer werden darf. Krönke hat in feiner Schrift „über den 
Werth des Holzes und die Wichtigfeit der Holgerfparung‘' (Gießen 1806) zuerft diefe Verhält⸗ 
niſſe in das rechte Licht geftellt, und Cotta hat fie in feinem obengenannten Werfe durch tref: 
fende Beispiele deutlich gemacht. 

Fiſchbach nimmt die Größe der nöthigen Waldfläche bezüglih auf 25 Proc. und 30— 
35 Proc. an. Wedekind drückt diefelbe nicht in Zahlen aus, indem er deren Beftimmung vor 
der Ortlichkeit in jedem conereten Falle abhängig macht. Nach ihm ift ein gewiffer Überfluf an 
Waldfläche, ſodaß ſie fih nicht gerade auf das Minimum beſchränkt, ein Requifit zur Bebaglid- 
feit des Lebend, indem, wenn aud das Steigen der Holzpreife im allgemeinen für nüglih und 
räthlich zu erachten, man dach auch nicht wünfchen darf, daß diefelben ihr Marimum erreichen. 


6) Dal. hierüber unter andern Schriften die von Moreau de Jonnes, Unterfuchungen über die Vers 
—— die durch Ausrottung der Wälder in dem phyſiſchen Zuſtande des Landes entſtehen (Tübin— 
gen )- 
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Aber gerade diefer Beränderlichkeit des Mafftabes der Nothdurft an Waldfläche, ihrer relativen 
Beflimmungsgründe und der Rückſichten wegen, welche jedesmal auf den Stand der Cultur ge- 
nommen werben müflen, ift es nad Wedekind's Anficht am jicherften, ftatt einer pofitiven Norm 
für jeden beſondern Fall die forftpolizeilihe Erlaubniß zur ftändigen Berwandelung von Wald 
in Feld ober zu einer andern Nugungsweife gefeglich vorzubehalten, der dann eine befondere 
Prüfung des Falls vorhergehen muß. 

Aber au unbeſchadet diefer Prüfung muß die Verwaltung bei der Beantwortung der Frage, 
ob in einer Gegend mehr auf Verkleinerung oder auf Vergrößerung ver Waldfläche hinzuwirken 
jei, ſich durch allgemeine Grundfäge leiten laffen. So findet man z. B. in Gebirgsgegen- 
den einen großen Andrang zur Waldrodung, obgleich bier gerade der Waldbau, ver Feldbau 
aber im der Ebene an feiner Stelle ift. Gibt man dieſem Andrange zu fehr nad, fo wird man oft 
die Waldnugung doppelt ſchmälern, einmal durch die dem Feldbau überlaffene Waloflähe und 
dann durd dad Waldareal, welches mindeftens in einem doppelten Umfange, wegen der Walb- 
freu zur Düngung und der Waldweide zur Ernährung des Viehes, dem neuen Anbau noch 
zu überweifen ift und jo mehr oder weniger ald Wald ertraglos wird. 

Eine Staatsregierung, welche ihre Aufgabe in Beziehung auf den Waldbau von einem 
böhern Standpunkte aus betrachtet, wird auch zumeilen den Schein der Härte nicht ſcheuen dür— 
fen, wenn es ih in einem folhen und ähnlichen Fällen herausftellt, daß ibre Nachgiebigkeit 
dem Ganzen mehr ſchadet, als ſie dem Einzelnen zugute fommt. 

Es entjpricht dem Gefammtinterefle der Nation, daß die Holzzucht, abgefehen von dem ſoge⸗ 
nannten abfoluten Waldboden oder dem, auf welchem jede andere Art der Cultur unmöglich ift, 
vorzugäweife auf ven Boden und die Ortlichfeiten hin verlegt werbe, wo der Feldbau am wenig⸗ 
ften einträgt, ber Zweck der Wälder aljo mit den geringften Opfern erfauft wird. Diefes ift das 
Ziel, welches die Staatöverwaltung bei Ertheilung ihres Gonfenjes zu Waldausrodungen 
und bei Beförderung neuer Waldanlagen vorzüglidy im Auge behalten muß. Je freiere Dispo 

tion man den Waldeigenthümern bei Bewirthihaftung ihrer Waldungen zugefteht, vefto 
weniger darf man die Willfür des Einzelnen bei der Berwandelung des Waldes in Feld u. |. w. 
walten laſſen. 

Aber auch der Vorbehalt einer Grlaubnißertheilung reiht nicht aus, denn es iſt nicht allein 
der Boden, auf weldyem ver Wald fteht, fondern auch der Wald felbft, um den es ſich Handelt 
und von welchem die möglichft reichlihe Naturalerzeugung gefordert wird. Der Staat muß 
deshalb auch Die Waldtheilung zur Vermeidung allzu großer und unzweckmäßiger Zerftüdelung 
des Waldeigenthbums überwachen, damit nicht ver Forftigug und bie Bewirthfhaftung ge: 
fährbet, der Geſammtertrag beeinträchtigt und eine Verwüſtung der betreffenden Waldungen 
hervorgerufen wird. Sonach wird auch forftpolizeilihe Brüfung und die Genehmigung des 
Theilungsplans der Waldzerftüdelung vorherzugehen haben. 

Die Anwendung der angebeuteten Grundfäge auf Die Privativaldungen, deren Beiörfterung, 
mie man ed. nennt, unterliegt bejondern Schwierigkeiten. Die Einmiſchung der Staatspolizei 
in die Bewirthſchaftung der Privatwaldungen hat etwas Gehäfliges, nit jelten die Privat- 
vechte Berlegendes. Wo nad dem allgemeinen Waldbeftande die Brivatwaldungen nicht zur 
nötbigen Waldfläche gehören und nur einigermaßen entbehrlich find, wird man fie dem freien 
Willen der Eigenthümer preisgeben können, fonft aber doch die Einmiſchung der Staatöpolizei 
auf die Waldwirthſchaft ver Privaten auf das Minimum der Nothdurft beihränfen müffen. 

Wedekind will überhaupt nur dann die Privatwaldungen in Betracht ziehen, wenn diefe 
mehr als ein Drittel der Geſammtwaldfläche beveden, indem er annimmt, daß ſich der Ertrag 
aus den übrigen Staats: und Communalwaldungen füglid durch Verbeſſerungen in der Forft= 
wirthſchaft um ein Drittel fteigern laffe und fo die Erträge aus den Privatwaldungen ent: 
behrlich made. Nach den Refultaten der deshalb anzuftellenden Borunterfuhungen wird die 
Regierung den Mafftab ihrer Einmiſchung in die Privatforftwirthfchaft zu beftimmen haben. 
Bei vorhandener Entbehrlichfeit der Brivatwaldungen wird ſich viefelbe auf den bei der Forſt— 
ſicherheitspolizei bezeichneten Forſtſchutz zu befchränfen, bei ihrer Unentbehrlichkeit aber auf die 
polizeilihe Uberwahung pflegliher und nahhaltiger Bewirthſchaftung zu erſtrecken haben, 
welche Uberwahung um fo ftrenger fein wird, je wichtiger die Brivatwaldungen für dad Allge: 
meine find. 

Für einen großen Staat, der verſchiedene Gegenden umfaßt, laffen ſich hierüber feine gene= 
rellen Vorſchriften ertheilen, es wird vielmehr den provinziellen und lofalen Gigenthümlichfeiten 
die nöthige Rechnung zu tragen fein. Gine weitere Verbreitung über diejen Gegenſtand würde 
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Hier nicht am Orte fein. Wir vermweifen deshalb auf Wedekind's, in der Note 5 gedachte 
Abhandlung, auf deſſen Aufiäge in der Allgemeinen Forſt- und Jagdzeitung von 1844 („Über 
die Privatwaldungen, in Beziehung auf ihre Befiger, deren Intereile und Verhältniſſe“; „Uber 
die Verhältniſſe des Staates zu den Privatwaldungen“ ; „Uber Orbnung der Aufſicht ver 
Privatwaldungen‘‘), fowie auf Grebe, „Die Beauffihtigung der Brivatwaldungen von jeiten 
des Staates’ (Eifenad 1845). 

Was die Forftwirthihaftöpolizei ver Gommunalwaldungen oder dad Gommunalforftweien 
und die vormundſchaftliche Forſtverwaltung betrifft, jo haben wir es bier mit den Waldungen 
der Gemeinden, Stiftungen, öffentlichen Anftalten und überhaupt aller derjenigen moraliſchen 
Berjonen zu thun, welde aud hinfihtlidh ihred übrigen Vermögens unter einer mehr ober 
weniger fpeciellen Aufficht und Bevormundung des Staates ſtehen. 

Dieje Uberwahung hat hauptſächlich den Zweck, die Benadhtheiligung der folgenden Gene: 
rationen zu verhindern. Die Gemeinden und Stiftungen leben im Staate fort, ihr Intereile 
läßt ſich nicht nach dem Maßſtabe eines Menſchenlebens bemeſſen. Die Bedingungen nahhaltiger 
Forſtwirthſchaft ſtehen im Einflange mit der urfprünglihen Beftimmung dieſer Waldungen 
Die jeweiligen Inhaber find nur Nugnießer des auf fie gefommenen Waldkapitals. Verführe 
riſch it für diefe Inhaber der Reiz, fi an dem Materialkapitale zu vergreifen, die Grenzen dub 
Nießbrauchs zu überfhreiten und fi jo ohne Anftrengung und Aufwand Genüſſe zu ver 
ſchaffen. Das Privatintereffe des jeweiligen Iuhabers fteht mit dem der moraliſchen Perion 
in demjelben Widerſpruche, welden wir bei dem zeitlichen Intereffe des Privatrwalveigenthümert 
gegenüber der Forſtwirthſchaftspolizei wahrnahmen. Hier hat mithin der Staat die Pich 
die Rechte der wehrlofen Zukunft mit zu vertreten, hier muß er ald Richter und Vermittler 
zwiſchen der einfeitigen Genuß= und Gewinnſucht der zeitigen Mitgliever oder Nugmieher md 
der fortlebenden Stiftung und Gemeinde ftehen. Indem der Staat auf foldye Meile den Gin 
griffen in das Holzfapital begegnet und den Nießbrauch in ben gebührenden Grenzen hält, over 
doch nur unter bejondern Umftänden und nach bedachtſamer Vergleihumg wer Zukunft um 
Gegenwart eine Überihreitung dieſer Grenzen geftattet, übt er nur eine durch die Natur ver 
Sache gebotene VBorjicht, welche ebenjo jehr dem wahren Beften der Gemeinden und Stiftungen 
ald der allgemeinen Wohlfahrt entſpricht. Die jpecielle Führung des technijchen Forftbetricht 
durch geprüfte, nicht betheiligte Sachverſtändige macht ſich ſonach umentbehrlich. Aud ven 
fahverfländigen Betheiligten die Forftwirthihaft in den Händen zu laffen, würde drrm 
Stanppunft ald Parteien nicht rathſam erjheinen laſſen, um fo viel weniger bei denen, melde 
zur Löfung der fhwierigen Aufgaben, welche vie Forſtwirthſchaft darbietet, ſich micht befü: 
bigen. Die Obhut des Staates muß ſich jedoch durchaus frei vom jeder fiscalifchen Nebenabfiät 
erhalten, jie muß fih auf das Polizeilihe und Techniſche beſchränken und auch Hierbei immer 
nur nad Vernehmung der Wünſche und Anſichten der betreffenden Gemeinde: und Stiftung: 
vorkände und mit deren möglihfter Berückſichtigung ſich geltend maden. Den Staatöfert: 
beamten muß hierbei ein zwar pünftlides, aber humanes Dienftverfahren zur firengften Prlikt 
gemadt werden; jie pürfen ji nicht in die Rechts- und Eigenthumsverhältnifje der Waldeigen: 
thümer und nicht in die VBerwerthung und Verwenduug des Ertrags einmiſchen, oder doch mur 
technisch ſolche Gegenſtände begutachten, welche leviglich der Verfügung der Eigenthümer oder 
ihrer Berwalter, fowie der Behörden überlaffen bleiben müſſen, welchen die Beaufſichtigung der 
Gemeinden und Stiftungen obliegt. 

Räthlich bleibt es veffenungeadhtet, ſich über einige leitende Grumdjäge bei dieſen Verfügun: 
gen zu verftändigen, namentlih zur Verhinderung des Misbrauchs Einzelner der Gemeint 
oder Stiftung gegenüber. Dahin iind unter andern folgende Regeln zu rechnen: 1) Gin an: 
gemejjener Theil des Brennholzertrags der Gemeindewaldungen ift umter ſämmtliche Betbri: 
ligte zu gleihen Iheilen unentgeltlih audzutheilen. 2) Aller übrige Grtrag, auch der der 
Nebennupungen, ift dur öffentliche Verfteigerung und, mo diefe ausnahmsweiſe nicht fatt: 
finden fann, um den laufenden Preis auf gemeinſchaftliche Rechnung, bezüglich für die &: 
meindefaflen zu verwerthen und der Erlös je nach den Rechtsverhältniſſen, jonft mad der Kopf⸗ 
zahl zu vertbeilen. 

Diefe Beftimmung ift auch auf die Walpftreunugung auszudehnen. Das fidherfte Mittel, 
die über dieſe obwaltenden Beſchwerden zu bejeitigen und mit der geringen Streumenge, 
die Waldungen überhaupt nur abgeben fünnen, die Bedürfniſſe am wirkfamften zu befriedigen 
und übermäßigen Anſprüchen zu begegnen, befteht darin, die Walpftreu durch Lohnarbeiter auf 
ähnliche Weife wie dad Holz ernten, dann in beftimmte Verkaufsmaße (Haufen von beftimms 
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ten Dimenfionen) bringen und unter freier Conturtenz verfteigern zu laffen. Die Vertbeilumg 
des Gelverlöjes der Verfteigerung wird aud den ärmften Betheiligten e8 möglich machen, mit- 
zubieten. Im Großherzogthum Heffen ind durch ein Gefeg vom 2. Juli 1839 die Waldftren- 
vertbeilungen in diefer Weife angeoronet. 7) | 

Rückfichtlich der Forſtwirthſchaftspolizei bezüglich der Walbberechtigten können die Servi- 
tuten und Berechtigungen, melde auf den Waldungen baften, in doppelter Beziehung Gegen- 
fand der Geſetzgebung und ftaatspolizeiliher Einwirkung, und zwar in Hinficht auf ihre Ab: 
löfung und ihre Ordnung fein. Durd die Servituten entftehen bei der Beitugung eines und 
deſſelben Waldes fich widerftrebende Intereffen, die des Eigentümers als Gebers und die des 
Berechtigten als Nehmers. Diefer Wiverftreit koſtet viel Ertrag und fehr viel Menſchenkraft. 
Selbft bei den Nebennugungen bedarf es nicht der Serbituten zu ihrer Zugutemachung, viel— 
mehr würde der fervitutfreie Gigenthümer fie ebenfalls benußen oder verwerthen, nur minder 
ſchãdlich, mehr im Ginflange mit der Bewirthfähaftung des Ganzen. So erwünfdt nım auch 
eine Ablöjung und ſo ſehr räthlich es iſt, durch angemeffene Gejege Die Audeinanderiegung 
und Teilung für diefen Zweck zu normiren und zu erleichtern, fo kann fie doch nach Umftänden 
zu theuer erfauft werden, over auch dem Interefle ſämmtlicher Betheiligten nicht entſprechen. 
Man varf Hierbei nicht vergeflen,, daß die Servituten meiftens ans Bedürfniffen und gewerb- 
liden Berbhältniffen hervorgegangen find, und daß ſich die Wirthſchaft des Berechtigten nach 
ihnen eingerichtet hat, und fie diefer jo unentbehrlich geworben find. 

Wedekind verweift hier auf die mufterhafte Theilungsordnung vom 7. Sept. 1814 für das 
Großherzogthum Heſſen, welcher die ihr kurz vorhergegangenen preußiſchen Gefege vom 
14. Sept. 1811, die Landescultur und die Negulirung der gutsherrlichen und bäuerlidhen 
Berhättniffe betreffend, zum Mufter dienten. 8) Es if für Preußen insbeſondere die Gemein- 
heitätheilungsorbnung vom 7. Juni 1821, $. 108 — 140, welche fih mit der Theilung und 
Ablöfung ver Forſtberechtigungen und Servituten fpeciell befchäftigt. 

Die im den ſechs öſtlichen Provinzen. Preußens Gefegeskraft habende Verordnung vom 

5. März 1843 über die Ausübung der Walpftreuberechtigung läßt diefe in der Befugniß bes 
ſtehen, abgefallenes Laub und Nadeln ſowie dürres Mood zum Unterfirenen unter das Vieh, 
behufs der Bereitung des Düngers, im Walde eines andern einzufammeln. 

In Ermangelung auf befonvern Rechtstiteln beruhender Verhättniffe ſchreibt dieſe Verord⸗ 
nung genauden Umfang und die Modalitätender Ausübung ver Servitut vor. Der Waldeigen: 
thũmer ertbeilt den Berechtigten Zettel, welche ihre Legitimation den Forſtbeamten gegenüber 
feftftelten und melde: fie bei Strafe ſtets Bei ſich führen müſſen, wenn fie die Servitut ausüben. 
Die Berechtigung darf nur in den vom Waldeigenthüimer nad’ Mäpgabe einer zweckmäßigen 
Bewirthſchaftung des Forſtes geöffneten Diftricten in der Zeit vom 1: Det. bis 1. April des 
Jahres und an beſtimmten, höchſtens zwei Wochenfagen ausgeübt werden, welche von denen 
verſchieden Änd, an welchen Raff: und Yefeholz eingefammelt werden darf. Auch die Trans- 
portmittel find den ‚Berechtigten vorgefihrieben und in den Zetteln bezeichnet, ſowie der Ge— 
brauch eiferner Reden und Harken unterjagt. Von vielen neuern Schriftſtellern, z. B. von 
Pfeil im feiner Schrift „Die Forſtpolizeigeſehe Deutſchlands und Frankreichs“ (Berlin 1834), 
wird: für viele und ſelbſt vie meiften Fälle die Orbnung der Servituten ihrer Ablöſung 
vorgezogen. Ä 

Die Walpfervitutenordnung hat einen doppelten Zweck, einmal den der Forſtwirthſchafts⸗ 
polizei im allgemeinen, nänıli der Unterordnung des Privatinterefled unter dasjenige der 
Nation, und dann der Bermittelung und Vereinbarung der Anfprüce einerfeits der Berechtig— 


7) Man vgl. die preußifche Bereronung vom 24. Dec. 1816 (Geſetzſammlung von 1817, ©: 57), 
betreffend die Berwaltung der den Gemeinen -und öffentlichen Anftalten gehörigen Forſten in den Pro⸗ 
vinzen Sachſen, Weſtfalen, Kleve, Berg und Niederrhein. Die Verordnung tadelt das faft gänzlicye 
Ausfchließen der Cigenthümer von der Dispofition über die Forften, welches diefen zugleich unverhältz 
nigmäßige Laſten und Abgaben auferlege, und bemerft: „Da folche Einfchränfungen in der —— 
dieſes wichtigen Gemelndeeigenthums mit den Grundſätzen des Rechts unvereinbar find, der Gebrau 
beffelben aber ebenjo wenig einer fchädlichen Wiukür preisgegeben werden fann, fo verordnen wir, um 
einerfeits ven Gemeinden und öffentlichen Anllalten das Dispofltionsrecht über die ihnen zugehörigen 
Waldungen, da wo ihnen folches genommen war, wiederzugeben, andererfeits aber eine bem Weſen und 
den — der Öffentlichen Corporationen entſprechende Benutzungsart zu ſichern, hierdurch Folgen— 
Ded’’ u. J. w. 

8) Bgl. Pfeil, Über Befreiung der Wälder von Servituten u. |. w. (Züllichau 1822). 
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ten, andererſeits der Eigenthümer. Der erſte Zweck iſt ein rein objectiver. Aus demſelben Grunde 
und in demſelben Grade, warum und wie die Forſtwirthſchaftspolizei den Eigenthümer, wenn 
fein Wald fervitutfrei wäre und er Die betreffende Nugung felbft ausübte, an Beobahtung 
gerwiffer Regeln binden oder ihn beichränfen würde, ganz ebenjo, aber nicht mehr, muß ſich auch 
der Servitutberechtigte binden und beſchränken laffen. In Rückſicht auf den zweiten Zmed tritt 
die Gefepgebung und Staatöpolizei zum Beiten des Gigenthümers und Berechtigten am 
beften, wie in Preußen, dur nähere Beitimmung der Art der Ausübung ins Mittel. Ob 
eine und welche Entihädigung dem zu fehr befchränften Berechtigten zuſteht, dies wird erſt 
im Wege Rechtens feftzuftellen und dieſer deshalb von dem Gravirten zu betreten jein, Das 
öffentliche Intereffe wird ven Entſchädigungsanſprüchen jedoch fletd vorangehen, und leptere 
werden bie Maßregeln nicht aufhalten fönmen, welche das erftere ungeläumt erforbert. 

Auch auf die Verwendung und VBerwerthung der Walderzeugnilfe hat die Koritpoligei ihre 
Aufmerkjanikeit zu richten. Man befolgte in älterer Zeit hierin ein Syſtem der Bevormundung, 
welches auf dem Wahne berubte, da man hierdurch, ftatt durch die Vermehrung der Ptodue 
tion und Hinleitung des eigenen Interefled auf den zu erreichenden Zweck, dem Holzmangıl 
abhelfen, Holzerſparung befördern und Verjchwendung verhindern fünne. Da jedoch bei dieſen 
Zweige der Forftpolizei das Privatinterefje nicht, wie bei der Korftwirthichaftöpoligei, entgegen 
ſteht, vielmehr hier beide gemeinhin demſelben Ziele zuftreben, fo ift die Bevormundung der 
Privatbetriebjamkeit entbehrlih und nur eine mittelbare Förderung des Zwecks räthlich. 

U. Unter der Horforganifation verfiehen wir die Bildung der Organe, deren die 
vollziehende Gewalt zur Außerung ihrer Ihätigfeit in Beziehung auf das Forſtweſen be- 
darf, die Ordnung der dazu erforderlichen Staatäbehörden, Staatöbeamten und Ange: 
ftellten, die Beſtimmung ihrer Wirkungöfreife, die Eintheilung des Staatögebieted und der 
Waldungen in Forſtdienſtbezirke und bie Normen der Anftellung, Beſoldung und Dirk: 
disciplin des Forftperfonals. Überall, wo die den Anforderungen der Zeit umd dem Wiſen der 
Sache entfprehende Trennung der Juftiz von der Verwaltung bereitd in das Leben trat, it 
aud die Forftgerichtäbarfeit an die Gerichte übergegangen. Mehr auseinander gehen vie Rei 
nungen noch darüber, ob bie Behörben der Korftpolizei von denen der Verwaltung, die fur de 
Gemeinde: und vormundſchaftliche Forfiverwaltung von der Domanialforſtverwaltung, und 
das tehnifche Forſtweſen ‚von ven kameraliſtiſchen Functionen deffelben zu trennen fei. Füt die 
Irennung der Borftpoligei macht man den Grund geltend, daß die Bertwaltungsbehörbe irgend⸗ 
eined Eigenthums nicht zugleich die Gejege, denen fie felbft jih unterwerfen. foll, handhaben 
könne. Diejer Grund würde jedoch nur dann ein entideidender fein können, wenn die ermil; 
tungsbehörbe für ih irgendein Intereſſe hätte, welches der unparteiifchen und unbefangenr 
Befolgung der Geſetze entgegentritt, was jedoch nicht angenommen werben barf. 

Der bloßen Vereinigung des techniſchen mit dem polizeilihen Forſtweſen fteht namentis 
ein folder Grund nicht entgegen, im Gegentheile hilft das eine dem andern, und die Verbindung 
beider miteinander ift gerade eine unerlaßliche Bedingung der Wirkfamkeit der Forftbehöne 
und ihrer moͤglichſt einfachen Organifation. Nicht jo verhält es ſich mit dem fameraliftiid 
oder dem Theile des Forſtweſens, welcher die Verwendung und Verwerthung der Korftproduit 
und die Vertretung der privatrechtlichen Intereſſen des Waldeigenthümers betrifft. Hier it 
allerdings der Fall denkbar, daß die Forftbehörde, wenn fie beide Functionen vereinigt, bald dir 
polizeiliche misbrauche zur einjeitigen Förderung des fiscalifhen Intereffes, bald zu Gunter 
dieſes legten fih Ausnahmen von dem Gejege erlaube. Doch lehrt die Erfahrung, dap überall 
da, wo das Perfonal den Gefegen gemäß inftruirt ift und im übrigen eine zweckmäßige Die: 
nifation befteht, ſich dieſe Beforgniffe nicht beftütigen. rn 

‚ Man Hat angeführt, daß die Forſtdiener bei völliger Entbindung von den fameralii- 
fen Functionen ſich ungetheilter ihrem technischen Berufe widmen fünnten, daß fid dann ibre 
Bezirke erweitern ließen, und daf die Trennung die Rechnungscontrole mehr fichere. Lepterr? 
wird jedoch durch bie mol überall fhon eingeführte Trennung des Forſtkaſſenweſens son der 
Forſtverwaltung vollftändig erreicht. Es find auch bereit gemeinhin die Erheber noch antt- 
ter Domänen: und Staatdeinfünfte, denen man die Forftfaflenverwaltungen anvertraut, obtt 
ihnen beähalb ven Verkauf der Forſtproducte zu übertragen, welchen der Korjtbeamte weg 
feiner Lokalkenntniß und techniſchen Einficht beſſer und leichter als jeder andere bewirken kant. 

Eine Trennung der Behörden für Bewirthfhaftung der Domanialmaldungen von der tet⸗ 
niſchen Adminiſtration der Communalwaldungen und die Aufſtellung eines beſondern admin 

ſtrativen Perſonals für Gemeinden und Stiftungen hindert die zweckmäßige Bildung der 
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Dienftbezirke, erfordert mehr ‘Berfonal, veranlaft mehr Koften, hemmt die nöthige Strenge in 
der Dienftdisriplin und flört überhaupt die Einheit der Organifation und techniſch-polizeilichen 
Berwaltung. Nur damit eine pflegliche, kunſtgerechte Bewirtbfhaftung und Erzielung 
einer nachhaltigen und höchſtmöglichen Ausbeute plaggreife, bedarf es der Obhut von feiten 
der Korftbeamten, wogegen die Verwendung und Verwerthung der Walvausbeute ven Vor— 
Händen der betreffenden Gemeinden und Stiftungen füglich überlaffen bleiben kann. Diejen 
Vorftänden fann man überdies für gewiſſe Fälle, worin nad) forgfältiger Erörterung des That- 
beftandes und der Gründe gleihmwol ein Gingriff in das Materialfapital für nöthig erachtet 
wird, eine enticheidende Stimme auf ihre Verantwortlichfeit vorbehalten. Eine folde Stellung 
und Beſchränkung der Forftbeamten auf das Polizeilih = Technifche erfüllt ven reellen Zweck 
der Trennung der Gommunalforftverwaltung von der der Domanialwaldungen und verfchafft 
der Nation die Gewährleiftung und Koftenerfparung, welche für fie aus ver Vereinigung des 
gefammten polizeilih:techniichen Forſtweſens hervorgeht. Das Perfonal des Forſtſchutzes ift 
bei jeder Organifation glei nöthig und kann daher bei der Frage über die Dienftgrade als ein 
durdlaufender Poften betrachtet werden. Es ift nicht räthlich, ihm aud die Verrichtungen der 
eigentlichen Korftverwaltung mit zu übertragen, weil diefe eine höhere Berufsbildung voraus 
ſetzen, folglich beffer bezahlt werden müflen, und weil fie auf einen größern Bezirk ausgedehnt 
werben fünnen, ald die des Korftihuges. In Preußen werben als Korftihugbeamte auch die fich 
dem praftifhen Forſtdienſte widmenden Individuen bis zu ihrer wirklichen Anftellung in dieſem, 
namentlich aber die Beurlaubten der zehn Jägerbataillone verwendet, ſowie die, weldje bei denjelben 
ihre Dienftzeitvollenveten. Denjenigen, welchem man die forftliche Bewirthſchaftung anvertraut, 
wird man durch die Berbindlichfeiten des Forftichuges nicht an einen jo untergeorpneten Theil 
feiner Amtöfunction binden und fo von feinem eigentlichen Berufe abziehen, doch wird erüberall 
da, wo ihn dieſer letztere veranlaßt oder nöthigt, zugleich als Forſtſchutzbeamter thärig zu fein, 
fih auch den Obliegenheiten eines folden nicht entziehen können. Die Forftbeanten, melde 
bald Förfter (Würtemberg), bald Revierförfter (Baiern, Heflen), bald Oberförfter (Preu—⸗ 
Ben und Naffau),, bald Bezirksförfter (Baden) heißen, bilden die wichtigſte Dienftitufe, weil 
fie mit der unmittelbaren Ausführung der technifchen Adminiftration und Forſtwirthſchafts— 
polizei beauftragt find. Man kann annehmen, daß in den meiften Gegenden des cultivirten 
Deutihland ein folder Dienftbezirt 6—9000 rheinifche Morgen Areal und zwar an Staatd- 
waldungen umfaflen, und daß nebenbei noch ein Areal von einigen taufend Morgen Privatwald 
demfelben zur Beanfjihtigung zugetheilt fein kann. Je mehr die Cultur fteigt, und je mehr vie 
Anforderungen zunehmen, welche Walvdeigenthümer, Publikum und Staat an den Forſtbeam— 
ten machen, deſto Eleiner müſſen die Dienftbezirke fein, damit der Hörfter des Bezirks im Stande 
bleibe, bei allen wichtigern Amtsgeſchäften (Eulturen, Bällungen u. dgl.) ſelbſt anweſend zu 
fein. Ob und wie viele Zwiſchenſtufen von dem verwaltenden Borftbeamten bis zum Gen= 
trum der Berwaltung nöthig find, hängt von der Ausdehnung des Staatsgebietes und dem Or: 
ganismus der Staatsbehörden ab. 

In Preußen ftehen zwischen den Oberförftern und den Oberforftmeiftern (Regierungs- und 
Forfträthen in einzelnen Regierungsbezirken) die Korftinfpectoren, melde nach der Cabinets⸗ 
ordre vom 18. Sept. 1850 als perſönliche Auszeihnung auch den Titel Forſtmeiſter erhal: 
ten.?) Die Oberforftmeifter und Regierungsforfträthe find Mitglieder der Provinzialregie- 
rungen, bei denen eine befondere (zweite) Abtheilung für Domänen und Forften gebildet ift, 
fie gehören zu den fogenannten tehnifhen Mitgliedern der Regierungen, melden in rein 
technifchen Angelegenbeiten eine größere oder geringere Selbftändigfeit gegeben ift. Die In: 
firuction zur Gejhäftsführung der Regierungen in den preußifchen Staaten vom 23. Det. 
1817 (Geſetzſammlung, ©. 248) regelt audy durch eine bejondere Dienftinftruction die Ver: 
bältniffe der Oberforftmeifter, bezüglich Regierungsforfträthe, ald der eriten techniſchen Forſt— 
beamten des Regierungsbezirks. Zu ihrer Wirkfamfeit gehört die Leitung des ganzen techni— 


9) In Preußen ift der Bezirk eines Oberförfters in mehrere Reviere getheilt, deren jedes ber Beauf: 
Rdhtigung eines Förfters oder Revierförfters anvertraut ift. Mur felten gehen Oberförftercandidaten in 
ihrer Dienftlaufbahn auch durch die Anitellung als Revierförfter hindurch, deren Functionen ihnen jedoch 
nicht felten anvertraut werden. Die Stellung eines Oberförfters wird in Preußen erft nad) vollendeten 
Studien auf der Univerfität oder der Korftafademie, abgelegtem Staatseramen und längerer Dienft: 
erfahrung erlangt. 
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ſchen Theils der Forſtverwaltung, die Disciplin über die Forſtbeamten ihres Bezirks und die 
Vollziehung der forſtlichen Lokalreviſtonen. Der Bezirk einer Regierung zerfällt nach jeiner 
Groͤße und Bewaldung in mehrere Korftinjpectiondbezirke, denen die gedachten Korflinjpestoren 
vorfteben. Es find im mwejentlichen das Finanzminifterium und das Minifterium des Innern 
and der Polizei, zu deren Reſſort die Forſtſachen gehören, doc greifen dieſelben aud in die 
Nefforts anderer Minifterien, namentlich ded Minifteriums der landwirthſchaftlichen Angelegen: 
heiten und des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und Bauweſen ein. 

Es mag an diefem Beifpiele der Organifation der Korftbehörden genügen. Was die Bejol: 
dung der Korftbeamten betrifft, jo muß fie fo abgemeffen fein, daß fie diejen ein jorgenfreied, 
ganz ihrem Berufe gewidmetes Leben fichert, venn ihrer Redlichkeit ift ein großes, wichtiges und 
feiner genauen Gontrole fähiges Nationalgut anvertraut. Die Kortjchritte, welde die Fer: 
wiffenihaft gemadt hat, verdanft man hauptſächlich den größern Anforderungen an die Bildung 
des Forſtmanns und der firengern Prüfung bei feiner Anftellung. Schon im Berhältnifie hier: 
mit und mit dem großen Zeit: und Koftenaufmande, welchen das forſtmänniſche Studium bil 
zur Anftellung erforvert, ift ein anftändiges Ausfommen derſelben ebenjo gerecht als billig un 
jedes Kargen und Sparen hierbei dem Beften des Dienftes entgegen. 

IH. Die Staatdforfiverwaltung oder die Bewegung und Thätigfeit des Staat: 
forftorganismus läßt ih im folgenden Abtheilungen betrachten: 1) Verwaltung ver Dient: 
ordnung, 2) Forftpolizeiverwaltung, 3) Domanialforfiverwaltung und 4) Gonimunal: oder 
vorm undſchaftliche Forſtverwaltung. 

Zur Dienſtordnung gehören folgende Gegenſtände, melde ihre Grundlage ſchon in der 
Horftorganifation haben müſſen: a) die allgemeinen Rechte und Pilichten ver Angeieliten 
und Beamten des Forſtweſens oder die forjtliche Dienftdisciplin im allgemeinen; b) die gegen: 
feitigen Verhältniffe der Korftviener; c) die Verhältniſſe der Forſtbeamten zu audem Staati- 
dienern; d) die Anftellung und Entlaſſung des Forſtperſonals; e) der Bezug des Dienftein: 
kommens; f) die fchriftlihe Geihäftsführung; g) die Führung des Dienjtinyentard; h}’die 
Gontrole, Dienſtordnung, wohin Amtsvifitationen, Forfibereifungen und periodiſcht Zuſam— 
menkünfte zu Gonferenzen gehören. 

Die Gegenftände der Verwaltung der Korftpolizei erbellen aus dent , was wir über dieſe be: 
reits bemerften. Es handelt jih vorzüglich von der Forſtſtatiſtik und von Regulirung der &: 
ſchaäftsformen, des Geſchäftsbetriebs zur Handhabung der Forftpolizei in allen ihren mannid: 
fachen Beziehungen, mit Übergängen in die Vorfihriften über das Verfahren in Forflitraijaden 

Die Domanialforftverwaltung umfaßt folgende Grgenflände: a) die Anwendung da 
Mittel zu einer genauen, den Zweden der Verwaltung angepaßten, mit ven Beränderunger 
ſtets fortihreitenden Kenntnih des der Verwaltung anvertrauten Vermögens, alfo namentlit 
das Forſtdomäneninventarium oder die Beurfundung des Realbeftandes der Verwaltung: 
b)die Wahrung der privatredhtlichen Intereffen vom Standpunkte des Fiscus als Walbeigentbi: 
merd, indbefondere auch deſſen Vertretung vor dem Civilrichter; ©) die Wahrung und Ort: 
nung dieſer Intereflen in Beziehung auf Befteuerung umd auf Diejenigen Beiträge, melde det 
Borfidomänenverwaltung wie jedem Grundeigenthümer zu den Bebürfniffen des Staatel um 
der Anſtalten, an deren Schug und Vortheilen fie theilmimmt, zu leiften obliegen. Was wir 
unter a, bund candeuteten, hat die Forſtdomänenverwaltung mit jeder andern Verwaltung rind 
großen Grundvermögend gemein. Außerdem kommen aber dem Forſtweſen eigenthümlih 
Gegenitände zu, nämlih d) die Mapregeln zur Begründung des Forſtbetrie bs der Domanial; 
waldungen, unter anderm deren Abfhägung und Wirthſchaftseinrichtung 29); e) die Gemin: 
nung des jährlichen Holzertrags und der Betrieb der Holzernte (das gefammte Holzhauerei 

wefen); f) die Verwendung und Verwerthung derfelben ; g) die Gewinnung und Bermertbung 
der Nebennugungen; h) der Betrieb der Forſteultur, des Waldanbaus und der Nachzucht, io: 
wie anderer Waldarbeiten, z. B. ver Entwällerungen, des Wegebaud u. dgl. ; i) das joriliät 
Rechnungs-, Kaffen- und Etatsweſen; k) die Erftattung der allgemeinen und umfaſſenden 
Rechenſchaftsberichte fiber den jährlihen und periodifhen Stand der Ergebnifle der gelammten 
Verwaltung. Die Einwirkung der Staatsforftverwaltung auf das Communalforſtweſen be— 
ſchränkt ji, wie wir oben bereits bemerkten, auf dad Polizeilich- Techniſche, und es find die 
Mittel zur Pflege und Bewirtbfchaftung der Gommunalmwaldungen im mwejentlichen von denen 


10) Räüheres hierüber in Wedekind's Inftruction für die Betriebsregulirung und Holzertragsichätum 
der Förſter (Darmſtadt 1839). 


Forftwefen und Forftpolizei 421 


der Domanialwaldungen nicht verjchieden, daher es hier nur eines Nachbildens und Anpaſſens 
der betreffenden Cinrichtungen der Domanialforfiverwaltung an. 

Diefen Andeutungen, welche eine ausführliche Auseinanderjegung in Wedekind's „Anlei— 
tung zur Borftverwaltung und zum Forſtgeſchäftsbetriebe““ (Darmſtadt 1831) finden, reihen 
ſich noch einige Bemerkungen über die höhere Bedeutung der Forſtdomänenverwaltung an. 

1) Der Waldfläche eine möglihft hohe Ausbeute abzugewinnen und zu derfelben Dienge 
von Walderzeugniffen einer möglichft Heinen Fläche zu bedürfen, vermag bei der Forſtwirth— 
ſchaft, nad ven natürlichen Gefegen des Wuchſes und der Nachzucht des Holzes, in ver Regel 
nur der Waldeigenthümer, deſſen Intereffe nicht an die Gegenwart gebunden tft, am meiften alfo 
der Staat felbft. Ie mehr Walvdungen in deſſen Beſitze find, defto weniger bedarf e8 einer Ein— 
ſchränkung anderer Walveigenthümer und defto mehr Fläche bleibt für andere einträglichere 
Gulturarten übrig. Es liegt im Begriffe des Staates, daß die ihn angehörenden Waldungen 
im fitengften Sinne der gemeinfanten Wohlfahrt, Vergangenheit mit Gegenwart und biefe mit 
Zufunft vermittelnd, bewirthfchaftet werden. Seine Waldungen bilden daher vorzugsweiſe die 
Affecuranzanftalt für den Holzbedarf und die übrigen wichtigen Zmede der Wälver im Natur- 
und Nationalhaushalte. Reicht ihr Flächeninhalt dazu nicht hin, dann follen fie wenigftend als 
Mufter volltommener Wirthſchaft allen andern Waldeigenthümern vorangeben. Dieſer höhern 
Rückſicht müſſen alle fiscalifchen untergeordnet fein; aber e8 müffen ihr auch alle einfeitigen 
Begünftigungen einzelner Einwohnerklaſſen, Ortihaften oder Gegenden weihen. Was die 
Forfiverwaltung verliert, verlieren Staat und Nation; alle Begünftigung und Rreigebigfeit 
foftet darum nicht weniger, meil fie vom Staate geübt wird, ihr Werth wächſt ver Steuerpflicht 
binzu. Das crispinifhe Gnadenſyſtem der fogenannten patriarhalifchen Forſtwirthſchaft ift 
ein verwerfliches. 

2) Das in Frankreich noch üblihe Ertrem des Batriarhalisnus, die Verfteigerung des 
Holzes in ganzen Schlägen oder der Arbeiten im ganzen an Entrepreneurd, ift ebenfo wenig 
ein zu empiehlendes Syitem. Es beeinträchtigt die Waldpflege und Waldausbeute, Hindert die 
möglichft ansgevehnte Goncurrenz und befördert den Wucher der Speculanten auf Koften des 
ärmern Theils der Bevölkerung. Domanialwaldungen fünnen nur dann gedeihlich bewirth— 
fchafter werden, wenn die Verwaltung auf eigene Rechnung ihre Erzeugniffe jelbft erntet und 
verwertbet, und wenn fie die Arbeiten der Technik Dur im einzelnen angenommene Arbeiter 
feloft ausführen läßt. 

3) Die Einnahmen und Ausgaben der Domanialforftverwaltung müffen an den betreffen- 
den Stellen dem Staatöbudget jo ringereibt werden, daß ſich der Beitrag, welden fie zu den 
Finanzauellen und Staatsbenürfntfien leiften, einerjeits, andererfeit# aber auch der Verwal— 
tungsaufwand, welchen fie verurſachen, erjichtlih madt. Eine conjequente Durhführung des 
Grundfages ver Etatswirthſchaft erfordert ed, daß alle Leiftungen und Abgaben, melde vie 
Forftverwaltung für andere Vertvaltungszweige macht und leiftet, ihr von diefen legtern wie 
von jedem andern Käufer bezahlt werden, wogegen die Korftvermaltung das ihr Beleiftete und 
Gegebene in gleiher Weife zu vergütigen hat. 

In einem Staate, wo, wie in Preußen, in der Generalftaatöfaffe ein Gentralorgan für alle 
Landesfaffen vorhanden iſt, werden gegenfeitige Berechnungen, Zugute- und zur Laſt Schrei— 
bumgen an dieſer Generalftelle übrigens die wirflihen Zahlungen in den meiften Fällen zu 
vertreten haben und biefe unnöthig machen. 

4) Die Erntekoſten, welche von den ärmften Theile der Bevölkerung verdient werden, bilden 
gemeinhin die ſtärkſte Ausgabenrubrik. Zieht man jie ald durchlaufende Boften von den Eins 
nahmen und Ausgaben ab, dann berrägt (nad Wedekind) die Summe der Ausgabe für das 
Forftperfonal (einſchließlich der Gentralftellen), Eulturkoften und fonftigen Betriebsfoften etwa 
17 — 18 Proc. der Borfleinnahmen. Im ganzen genommen lehrt die Erfahrung, daß die 
Forftverwaltung unter allen Betriebdarten auf Staatörehnung, bei denen Selftverwaltung 
und nidyt Verpachtung flattfindet, die günftigften Ergebniffe liefert. 

5) Nur einzelme untergeordnete Nutzungszweige der Waldınıgen eignen ſich zur Verpach— 
tung. Könnte man die ganze Waldnugung verpachten, dann würden ji zwar die Verwaltungs 
foften auf ein Drittel’ und weniger redueiren, aber der überſchuß, der reine Ertrag für die Kaffe 
des Waldeigenthümers wäre au um fo viel Kleiner. Gegen ven Feldbau betrachtet, find die 
Sulturfoften der Forſtwirthſchaft fehr gering, fie betragen nur 2 Proc. der Einnahmen und 
von der Summe aller Ausgaben nur 5 Proc. Die Erntefoften betragen 13 Proc. der Einnah— 
men und 33 Proc. oder ein Drittel aller Ausgaben. 
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. 6) In Staaten oder einzelnen Gebietötheilen derfelben, in welchen die auf dem fogenannten 
abjoluten Waldboden ftehenden Waldungen die Beitimmung nicht volljtändig erfüllen, die 
Gefunpheit des Landes zu fördern, wird durch ftatiftiihe Recherchen feitzuftellen fein, in wel- 
hem Grade eine ſolche Unzulänglicfeit vorhanden ift. Was an dem Bedarfe fehlt und fih 
durch Holzerfparungen und Verbefferungen im Fleinen nicht decken läßt, wird am einfachſten 
durch den Ankauf des fehlenden Areald von jeiten des Staates zu ergänzen fein. Iſt vie 
nicht thunlich, dann wird eine ſtrengere forftpolizeilihe, auf alle Waldungen ſich erſtreckende 
Aufſicht bemüht fein müflen, dem Übelſtande abzubelfen. 

7) Wenn diefe Aufiiht in Betreff des abjoluten, feiner andern Cultur fähigen Wal: 
bodens auch feinem Bedenken unterliegt, jo läßt fie ſich doch da, wo es ſich um Privatwaldungen 
handelt, die auf velativem (au zu andern Gulturen nutzbarem) Waldboden jtehen, nich in 
gleicher Weile durhführen. Hier werden nur Waldrodungen und fogenannte Kahlhiebe von der 
Bewilligung der Staatöbehörde abhängig zu machen fein, das Beweiden ver Waldungen mit 
Ziegen und Schafen wird zu verbieten und ver Walvdeigentbümer zu nötbigen fein, vevaflitte 
Waldtheile binnen einer Eurzen Friſt (von höchſtens 3—4 Jahren) wieder mit Holz zu be: 
bauen. Die Wieverbebauung wird nöthigenfalld vom Staate zu bewirken fein, der ſolche Wal: 
theile amı beiten an jich kauft. Sehr vortheilhaft wirkt auf die Erhaltung des Waldes das Ver— 
bot einer allzu ſtarken Parcellirung deſſelben. Fifhbah nimmt das Minimum eines jelbflän- 
digen Waldcomplexes beim Nieder: und Mittelmald auf 10— 20 Morgen, beim Fehmelwalde 
auf 20—30, beim Hochwalde auf 60 — 80 Morgen, in rauhem Klima oder bei ſchlechten 
Boden aber auf ein Y,— Ya mebran. 

8) Zu großer Waldüberfluß und Holzreihthum können einem Staate oder einer Gegend 
ebenſo nadhtheilig werden ald deren Mangel; der allzu dichte Walt macht das Klima raub und 
feucht und bietet nur wenigen Menichen Arbeit und Nahrung. Hier wird man durd Audre: 
dungen auf relativem Waldboden, durch Verbejlerung der Land- und Waſſerſtraßen zur Britt: 
derung des Holztransports und deſſen Exporthandels zu bejlern beitrebt fein müſſen. 

9) Eine ver größten Gefahren, welde die Forſten bedrohen, ift die des Feuers. Die Ab: 
wendung der Feuersgefahr erheiſcht eine auf dieſe gerichtete ſtete Waldbeaufſichtigung, lomie 
cine ſolche feiner nächſten Umgebungen, vorzüglid während der trockenen Jahreszeiten. Verben 
im oder am Saume ded Waldes Feuer anzumachen, des Tabadraudens aus offenen Pieijen, 
des Raudend von Cigarren unter Umftänvden, der Errichtung von Wohnungen und dabrülen 
in zu großer Nähe des Waldes werden abwehrend und vorbeugend wirken. Eben dies läft id 
aud nur dem Sturmjhaden gegenüber thun, durch zweckmäßige Grenzzüge, Verhinderung ju 
ftarfer Parcellirung, Überhalten eines fogenannten Waldmantels von feiten des Gutsnachbart, 
der einen Verjüngungshieb führt u. ſ. w. | 

IV. Sorfitrafgefeggebung und Forftgerihtsbarkeit. Diefelben haben ed mit 
allen ven Vergeben zu thun, welde an Orten, die unter Forſtſchutz fliehen, durch Beichapigung 
oder Gutwendung von Waldgegenftänden verübt werben, odermit folden waldgefährlicen Hant: 
lungen oder Unterlaffungen oder Überfchreitungen von Anorpnungen, die für den Schuß ot 
die Bewirthihaftung der Walpungen getroffen werden, in Verbindung fleben. Die erſtern laſſen 
ſich unter dem Nauen der gemeinen Forſt-Vergehen und Übertretungen, die letztern aber all 
Forftpoligeicontraventionen am beften bezeichnen und zuſammenfaſſen. Beide Arten zufammen 
bilden gemeinhin den Gegenftand der Forftftrafgefeßgebung und der Forſtgerichtsbarkeit. 

Es ift keine Verlegung des Strafgeſetzes eine fo häufige ald Die, welche ſich als Forſtfrere! 
zu erkennen gibt. Die Nothwendigkeit, ih duch Feuerung vor der Kälte zu ſchützen und durd 
diefelbe ihre Speifen zu bereiten, tritt oft der ärmſten Klafle des Volkes gerade dann entgegen 
wenn ein Holzanfauf für diefelde außer den Grenzen der Möglichkeit liegt. Die im Volle ned 
herrſchende Anſicht, daß Gott ven Wald für jedermann wachſen laſſe, welche ſich gleichſam in die 
Zeit zurückverſetzt, in der der Wald noch in keines Menſchen Eigenthum ſich befand, und Die 
Unmöglichkeit, den Forftihug jo auszudehnen, daß er von dem fo leicht zugänglichen Date 
den Holzdieb zurückhält, fördern diefe nicht für entehrend gehaltenen Frevel in einem heben 
Grade. j 

In Preußen betrug die Zahl aller wegen Verbrechen, Vergeben und Übertretungen w 
Sabre 1857 geführten Unterfuhungen 563992 und 1858 538938. Davon betrafen bezüg- 
lih 382838 und 356191 (beinahe 70 Proc.) den Diebftahl an Holz: und Waldproducten. 

Der Werth des geftohlenen Objects it gemöhnlid nur gering, der indirecte Schaden aber, 
welchen die Gntwendung dem Walde zufügt, viel bedeutender. Die Forjtfrevel And, e 
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leicht fie ſich auch erflären laffen, doch ebenjo verderblich für die Sittlichfeit als für ven Wohl- 
Hand der niedern Schichten der Bevölferung. Sie find ein aus älterer Zeit überkommener 
Krebsſchaden, zu deilen Heilung auf dem Wege der Gefeggebung man in neuerer Zeit faft 
überall und meiftend zweckmäßig eingefchritten it. Das Großherzogthum Baden hat Died z. B. 
in dem Forſtgeſetze vom 27. April 1854, Baiern in dem vom 28. März 1852, Öfterreich 
in dem vom 3. Der. 1852, dad Königreih Sachen in dem vom 13. Aug. 1855, Preußen 
in dem vom 2. Juni 1852 gethan. 

Man gewinnt am leichteften eine Einficht in den gegenwärtigen Stand der ziemlich gleich- 
mäßig ausgebildeten neuern Forftftrafgefeggebungen, wenn man etwas näher auf ein fpecielles 
Forſtſtrafgeſetz eingeht. Wir wollen dies in Betreff des preußischen vom 2. Juni 1852 thun, 
welches zu den Gejegen gehört, die neben dem Strafgejegbuche ſich in Kraft befinden. Es find 
nur zwei Beftimmungen, welche diejes legtere in Bezug auf die Waldungen in fi aufgenont= 
men bat. Es beſtraft in $. 286 den, welcher vorfäglih Waldungen in Brand ftedt, mit Zucht⸗ 
baus bis zu 10 Jahren, und in $. 347 den, welcher an gefährlichen Stellen in Wälvdern oder 
‚Heiden, oder in gefährliher Nähe von dieſen Feuer anzündet, mit einer Geldbuße bis zu 20 
Thlen. oder mit Gefängniß bis zu 14 Tagen. 

Ein Holzviebftahl ift im Sinne des Geſetzes vom 2. Juni 1852 der Diebftahl an Holz in. 
Horften oder auf andern Örunpftüden, auf welchen daſſelbe hauptſächlich ver Holznugung wegen 
gezogen wird, wenn das Holz entweder 1) noch nidt vom Stamm oder Boden gerrennt, 
2) durd Zufall abgebrochen oder umgeworfen und mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang 
gemadt ift, oder wenn ed 3) in Spänen, Abraum oder Borke befteht, auch dann, wenn jich dies 
ſelben bereits in Holzablagen, welche jedoch nicht umſchloſſen find, befinden. 

Dem Holzdiebftahl wird gleich geachtet und gleich beftraft der Diebftahl an Waldproducten 
anderer Art, indbejonvere an Grad, Kräutern, Heide, Moos, Laub, anderm Streumwerf, an 
Kienäpfeln, Waldfämereien und Harz, welche fi in Forſten oder auf andern, hauptfächlich zur 
Holznutzung beftimmten Grundftüden befinden und nicht bereitö eingefammelt find. 

Unabhängig von dem Grjage des Werths des Entwendeten und des etwaigen jonftigen 
Schadens wird der Holzviebftahl mit einer Geldbuße geahndet, die dem vierfachen Werthe des 
Entwenbeten gleihtommt, aber niemals unter 10 Sgr. betragen darf. Die Geldbuße feigert 
ſich zum ſechsfachen Werthe des Entwendeten und darf nie unter 15 Sgr. betragen: 1) wenn 
der Diebftahl zur Nachrzeit 41) oder an einem Sonns oder Fefttage begangen wird; 2) wenn 
der Thäter ich vermummt, das Geficht gefärbt oder andere Mittel angewendet hat, um fi un= 
fenntli zu machen; 3) wenn verjelbe auf Befragen des Beftohlenen oder des Forftbeamten 
feinen Namen oder Wohnort anzugeben verweigert, oder falſche Angaben über beide gemacht 
bat; 4) wenn er ji zur Verübung ded Diebftahld ver Säge oder bed Meſſers bedient hat. 
Dieſe und ähnliche Umftände erfhweren faft in allen Ländern vie Strafe ded Holzdiebſtahls. 

Der Verſuch und die Theilnahme werden mit der vollen Strafe des Holzdiebſtahls belegt, 
die Begünjligung aber mit dem zweifachen Werthe des Geftohlenen ald Geldbuße geahndet. Die 
Hehlerei (Bartiererei) wird wie der einfache Holzdiebſtahl beſtraft, und darf die Strafe wie bei 
diefem nicht unter 10 Sgr. betragen. Der erfte und zweite Rückfall des einfahen Holzdiebſtahls 
werden wie der unter erichwerenden Umftänden verübte Diebftahl angejehen und mit dem adt= 
fachen Werthe des Entiwendeten und mit einer Geloftrafe nit unter 20 Sgr. belegt. Der 
dritte und weitere Rüdfall wird als gemeiner Diebftahl ($. 216 des Strafgeſetzbuchs) ange- 
ſehen, jedoch nie Höher ald mit zwei Jahren Gefängniß beftraft. 

Was dad Verfahren in den Holzdiebſtahlsſachen anbetrifft, fo ift die ein von dem fonfli= 
gen abweichendes fürzeres. Auch die Korfigerichtsbarkeit wird, nachdem die Verordnung vom 
2. Jan. 1849 alle Brivargerichte bejeitigt hat, in Preußen nur vom Staate ausgeübt. Der Ge- 
richtsſtand ift bei dem Gerichte begründet, in deſſen Bezirke dad Vergehen verübt wurde. Die 
gerichtliche Verfolgung fteht dem Polizeianmalte zu, deſſen Verrihtungen für ſolche Fälle dem 
verwaltenden Forftbeamten übertragen werden. 

Die gefährliche, oft ihr Leben bedrohende Lage, in welder die Korftihugbeamten den Holzs 
und Walddieben gegenüber ſich befinden, nöthigt den Staat, ihnen nicht allein ven Waffen- 
gebraub zu verftatten, fondern aud die Widerſetzlichkeit bei Forſt- und Jagdverbrechen mit 





11) Nach $. 28 des Strafgeiepbuchs umfaßt die Nadhtzeit vom 1. Det. bis 31. März die Stunden 
von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens, vom 1. April bis 30. Sept. die Stunden von 9 Uhr Abende 
bis 4 Uhr Morgens, 
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harter Strafe zu bedrohen. Es find. für Preußen zwei Geſetze vom 31. März 1837, welche 
neben dem Strafgefegbude vom 14. April 1851 in Wirfjamfeit verblieben und die gedachten 
Schugbeamten möglichft zu fihern ven Zwed haben. 

Alle Forſt- und Jagdbeamten, and) die im Communal- und Privatdienfte ſtehenden, wer: 
den, wenn jie auf Lebenszeit angeftellt find oder die Mechte der auf Lebenszeit Angeftellten ihnen 
verliehen werden 12), nad dem Gefege vom 7. Juni 1821 (dem ältern Holgviebftahlgejege) in 
eine befondere Eidespflicht genommen. In Verbindung mit dem geleifteten Eide haben ihre An: 
gaben in Anfehung derjenigen Thatſachen, welche auf ihrer eigenen dienftlihen Wahrnehmung 
beruhen, jo lange Beweisfraft, bis dad Gegentheil erwieſen if. 

Diefen vereidigten Forft: und Jagdbeamten verftattet das gedachte Geſetz dann den Gebrauch 
ihrer Waffen, wenn 1) ein Angriff auf ihre Perſon erfolgt, oder wenn fie mit einem jolden 
Angriffe bedroht werden, 2) wenn diejenigen, weldge bei einem Holz: oder Wilddiebſtahl, bei 
einer Korfl: oder Jagdeontravention auf der That betroffen oder als der Verübung ober der 
Abſicht zur Berübung eines folden Vergehens verdächtig in dem Forft: oder dem Jagdreviere 
gefunden werden, fi der Anhaltung, Brandung over Abführung zu ber Forſt- oder Poligi- 
behörbe oder der Grgreifung bei verfuchter Flucht thätlich oder durch gefährliche Drohungen 
widerfegen. Der Gebraud der Waffen darf nicht weiter ausgedehut werden, als es zur Ab: 
wehr des Angriffs und zur Überwindung des Widerftandes nothwendig ift. Der Gebraud vd 
Schießgewehrs ald Schußwaffe ift nur dann erlaubt, wenn der Angriff oder Die Widerfeglib: 
feit mit Waffen, Ärten, Ruitteln u. f. w. oder von einer Mehrheit erfolgte, welde ſtärker ut 
ald die Zahl der zur Stelle anweſenden Forftbeamten. Die legtern müffen, um ſich der Wafın 
bedienen zu dürfen, in Uniform oder mit einen amtlichen Abzeichen (dem preußischen Abler) an 
der Kopfbedeckung verſehen fein. 

Nah dem zweiten Gefege vom 31. März 1837 wird jede gegen einen königlichen Fort: 
und Jagdbedienten, einen Waldeigenthümer, Forſt- und Jagdberechtigten oder die von dielen 
beftellten Aufieher in Ausübung ihred Amts und ihres Rechts, namentlich auch bei Biandun- 
gen ohne Gewalt an der Berfon verübte thätliche Widerſetzlichkeit mit Gefängniß von acht Tagen 
bis zu drei Monaten beftraft. Drohungen mit Schießgewehr, Arten oder andern gefährlihen 
Merkzeugen ziehen Arbeits: oder Zudthausftrafe von drei Monaten bis zu zwei Jahren nd 
ib. Widerſetzlichkeiten, welche mit Gewalt an der Perſon verbunden waren, fleigern bieie 
Strafe bid zu vier Jahren und, wenn eine körperliche Beihädigung erfolgt, zu zwei: bie zwar: 
zigiähriger Arbeits, Zuchthaus: oder Feſtungsſtrafe. Nach Art. 7 des Einführungägeieg 
zum Strafgefegbud vom 14. April 1851 iſt gegenwärtig nur in dem letztgedachten Ball dr 
Verbrechensſtrafe des Zuchthaufes die maßgebende, wogegen in den übrigen die Bergehenöftrelt 
des Gefängniffes die plaggreifende ift. 

Das Geſetz enthält noch Beitimmungen zur Verhütung der Holzdiebftähle, welche als fort: 
polizeiliche zu betrachten find, und die noch eine nähere Erwähnung verdienen. Nach ihnen joll 
wer in fremden Waldungen (Forften oder Bülchen) außer dem zu gemeinem Gebrauche beſtimm 
ten Öffentlichen Wege oder einem andern Wege, zu deflen Benugung er berechtigt iſt, mit Arten, 
Beilen, Sägen oder andern zum Fällen, Sammeln und Wegſchaffen des Holzes gebräuchlichn 
Werkzeugen betroffen wird, ohne fh dur Genehmigung des Walbeigentbiimerd oder bed int 
zu deren Ertheilung Ermächtigten darüber rechtfertigen zu können, mit Geldbuße bis zu 1 Thlr. 
oder mit verhältnißmäßigem polizeilichen Gefängnifle beftraft werden. Es fol, wer geftoblene 
Holz oder Harz, von welden er wegen der Beſchaffenheit deſſelben, in Rückſicht auf Die Perion 
deffen, ver es ihm anbot, und auf Die Umſtände, unter denen dies geſchah, vermuthen fonnt, 
daß es geftohlen war, erwirbt oder anıtimmt, mit einer Geldbuße beftraft werben, beren de: 
trag den doppelten Werth des Geftohlenen erreichen fann und nicht unter 10 Sgr., je doch mict 


— —— 


12) Das Geſetz vom 2. Juni 1852 dehnt dieſe Beſtimmung auch auf die Forſtſchut beamten au‘, 
welche mindeftens auf drei Jahre mittels fchriftlidhen Contracts angeflellt find, oder welche zu den für vr 
Forftvienft beftimmten oder mit Forftverforgumgsfcheinen entlaffenen Mititärperfonen gehören. Der Ed 
lautet nach dem Gefeg vom 2. Juni 1852 dahin, daß der Schwörende die Diebftähle an Holz- und ar 
dern Waldprobucten, welche in dem feinem Schuge gegenwärtig anvertrauten oder künftig anzunt‘ 
trauenden Bezirfe vorfallen und zu feiner Kenntuiß fommen, mit aller Treue, Wahrheit und Gewifer: 
baftigfeit anzeigen, was er über die Thatumftände der itrafbaren Handlung uud tiber die Urheber un 
Theilnehmer entweder aus eigener Sinneswahrnehmung oder durch fremde Mittheilungen erfahren bebe 
mit genauer Beachtung dieſes Unterſchieds angeben, auch den Werth des entwendeten Gegenſtander 
gewiſſenhaft und der Vorſchrift gemäß abfchägen wolle. 
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über 50 Thlr. betragen foll. Holzhändlern, welche jih beim Ankaufe folden geftoblenen Holzes 
im Rückfalle befinden, ift zugleich der gewerbliche Kortbetrieb des Holzhandels durch richterlichen 
Ausſpruch zu unterfagen. Gin wegen Holzdiebſtahls immerhalb der legten zwei Jahre Ver— 
urtheilter, in deſſen Gewahrfam friſch gefälltet, nicht forftmärig zugerichteted Holz gefunden 
wird, ſoll, wenn er ih über ven redlichen Erwerb nicht ausweifen fann, des Holzes verluftig 
fein, auch ohne daß eine daran verübte Entwendung feftgeftellt werben fann. 

Den Forſtbeamten ſtehen bei Ermittelung und Verfolgung der Holzdiebftähle die Befug— 
nie zu, welche das Geſetz zum Schuge der perfönlichen Freiheit von 12. Febr. 1850 den 
Bolizeibehörden namentlich in Betreff der Hausſuchungen verftattet. 

Bergleichen wir diefe Specialgefeßgebung mit den allgemeinen Anforderungen, welde an 
ein Korftftrafgeieg zu machen find, fo werben wir fie diefen entſprechend finden. Die Forftgefege 
follen zwei Borderungengenügen, der einen, von feiten der Waldeigenthümer, auf Erjag des 
ihnen entwendeten Gegenflandes oder zugefügten Schadens, und andererſeits der von feiten 
des Staates zu machenden auf Berfühnung der gefränften Sicherheit de8 Eigenthums durch an- 
gemejlene Strafen. Es muß ferner auch die Verbindung der Schadenerfagfrage mit der Straf- 
frage ftattfinden, wie wir es in dem preußischen Gejege fanden. Da das geftohlene Object ge= 
meinbin in Natur nicht zurücgegeben werden kann, müflen Erfagbeftimmungen und auch zur 
Begründung des Strafanjages ein Gelvanihlag des Entwendeten, und damit hier der Willfür 
begegnet werde, Tarife über ben Werth der verſchiedenen Waldgegenftände vorhanden fein, mas 
ſich in dem preußifchen Gries ebenfalld vorfindet. Endlich muß eine beſondere Abihägung von 
Sadverftändigen in den im Tarif nicht beftimmten Fällen und die vollftändige Entſchädigung 
des Waldeigenthümers ftattfinden, welchen Forderungen jenes Geſetz nicht minder nachkommt. 

Beſtimmungen, wie die find, welde wir am Schluffe des preußischen Gejeges vom .2. Juni 

1852 vorfanden, können indellen Korjtpolizeigefege und eine Forſtpolizeiordnung nicht entbehr- 
lich machen, welche ih zwar überall, gewöhnlich auf einzelne Landestheile beihränft, vorfinden, 
aber doch jelten ven Anforberungen der Neuzeit genügen. Webefind will die Strafbeflimmun: 
gen einer joldyen Ordnung unter folgende Geſichtspunkte zufannmengefaßt haben: als Strafen 
1) der Forftpoligeivergeben, welde den Wald, wie er ift, obne ein befonderes Verhältniß des 
Thaͤters zum Walde, oder ohne beiondere Rückſicht auf einen forftwirtbichaftlichen Zweck, der 
Gefahr der Beſchädigung ausſetzen und daher gemeine Korftpolizeivergehen genannt werten 
fönnen ; 2) der Vergeben gegen die Forſtwirthſchaftspolizei, in&befondere der Waldeigenthümer 
und Waldberechtigten; 3) der Forſtpolizeivergehen der im Walde befhäftigten Arbeiter; 4) der 
Bergehen bei Verwendung und Berwerthung der enıpfangenen Waldproducte. 

Auch Wedekind will, wie es das preußiſche Forſtgeſetz thut, die Strafen in ver Regel in Geld 
ausgedrückt willen und Gefängnißpftrafen nur als Strafihärfung eintreten laſſen. Wegen häufiger 
Zahlungsunfähigkeitder Sträflinge und der Fälle, in denen für fogleich anzufegende Gefängniß- 

-oder Arbeitöftraien ein Maßſtab erfordert wird, muß das Geſetz das Verhältniß feſtſetzen, nad 
weldyem die unzahlbaren Gelpftrafen in Gefängniß ober Arbeit verwandelt werden. 

Die Vorſchriften über das Verfahren in Forftitraffahen will Wedekind in eine Forſtge— 
richtserdnung und in Die Forſtſtrafvollzugsordnung zerfallen laffen. 13) 

Sehr richtig bemerkt Widekind, daß die mufterhaftefte Strafordnung ohne zweckmäßige 
Vollziehung erfolglos bleibe, daß vorzüglid) den Mängeln ver Vollziehung das Überhand— 
nehmen der Frevel und der geringe Begriff, welchen das betreffende Bublifum von ihrer Straf: 
barkeit hat, beizumeſſen fei, daß man bei unabwendbar rafcher und nachdrücklicher Voll ziehung 
mit mildern Strafen außfommen könne. Was Preußen betrifft, jo fönnen wir die Regelmäßig: 
feit, mit welchet daſelbſt bei ver monatlihen Aufftellung der Korftftrafliften verfahren wird, die 
Sorgfalt und Umſicht, mit der die Forſtbeamten ald Staatdanmwälte in den Forſtſachen fungiren, 
ſowie die vegelmäßige und jchleunige Erledigung der Forftunterjuhungen durch die aus Mit- 
gliedern der Kreidgerichte beſtehenden Korftrichter nur rühmend anerkennen. Daß die Erecu= 
tionsvollftresfung auch bier manchen Hinderniffen und manchen Aufenthalt unterworfen if, 
liegt in der Natur diefer Schattenfeite jeder Rechtsverfolgung. 


18) Webdefind gibt eine vollftändige Anleitung zur Forſtgeſetzgebung in allen ihren Beziehungen in 
feinen Neuen Jahrbücdyern der Korfifunde, Heft 1-3 u. 5 (Main; 1828 und 1829), und empfiehlt 
die Geſetzgebung und Neglementirung des Forflitrafmaßes im Großherzogthum Heſſen, welche ſich in 
der Praris fehr bewährt haben. Man val. über diefe das Syitematifche Handbuch ver Gejepe, Verord— 
nungen und fonftigen Borfchriften für das Forftitrafweien im Großherzogthum Heſſen (3 Hıfte, Darm: 
ftadbt 1840-44). 
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Man hat der gefammten Korftwillenfhaftin neuerer Zeit, mehr oder minder ausgedehnt, noch 
eine Disciplin unter vem Namen forftlide Verhältnißkunde angereiht, melde zur Auf: 
gabe hat, beiläufig in der nämlichen Reihenfolge wie die Forſtwiſſenſchaft ſelbſt, alle numeriſchen 
Verhältniſſe forſtlichen Wirkens und Schaffens, Lebens und Webens aufzufaflen und in Zahlen 
darzuftellen und jo den Stoff zu einer Meßkunſt ver forftlichen Kräfte und Erfolge zu ſammeln 
Diele Verhältnißkunde bringt Wedekind in zwei Hauptabtheilungen, von denen die erfte, Die forſt 
lihe Statif, mit der erften Hauptabtheilung der Forſtwiſſenſchaft, ver Technik, correfpondirens, 
ſich mit Erörterung der numerijchen Verhältniffe ver Naturalerzeugung, der Arbeitäfräfte und 
des Gelvertrags befaßt. Die zweite Hauptabtheilung, die Verhältnißkunde des Forſtweſens in 
jeinen Beziehungen zur Nation und zum Staate, enthält dagegen die Ergebnifle der forſtlichen 
Statifif, fie fammelt und orbnet ſomit die numeriſchen Berbältnifie ver Objecte des Forftmeiens 
(namentlich die Berhältniffe ver Walpflähen zum Areal ded Landes und zu andern Nutzungs- 
arten des Bodens, ſowie die Berhältniffe der Erzeugung zum Verbrauche), die Verhältniſſe ver 
Verwaltung (namentlich die Verhältniffe ver Berwaltungserforbernifle nach Verſchiedenheit der 
Art des Betriebs und des Eigenthums, die Berhältniffe dieſer Erforderniffe zu denjenigen an: 
derer Zweige der Gewerbſamkeit und der Staatsverwaltung), die Verhältniſſe des Kapitals, 
des Ertragd und der Befteuerung an fi und im Vergleiche mit andern Eulturarten und andern 
Gewerbözweigen, endlich die VBerhältniffe des Forſtſtrafweſens (namentlich die Verhältniſſe der 
Vergehen nach ver Zahl ver Fälle verfchiedener Kategorie und nad den Beträgen der Strafen 
und Grjagzahlungen, jowie die Berhältnifie des Koftenaufwands der Forftitrafjufiz). Dal 
Wedekind, „Syſtem der forftlihen Verhältnißkunde“, im 18. Heft feiner „Neuen Jahrbücher 
ver Forſtkunde“. G. W. von Wedekind und ®. Trieſt 

Fortescue (John), deſſen Werf „De laudibus legum Angliae“ eine der früheſten und 
friſcheſten Darſtellungen des engliſchen Staatd= und insbeſondere Rechtslebens iſt, fammte von 
einer alten normanniſchen Familie ab, welche ſeit Jahrhunderten in der Grafſchaft Devonibin 
ihren Sig hatte. Sein Bater war ein tapferer Degen in den franzdfiichen Kriegen, und vos 
der gegen das Ende ded 14. Jahrhunderts geborene Sohn John neben dem Juriftenhanmert 
auch das Schwert zu führen wußte, zeigte jeine fpätere perfönliche Theilnahme an den grofer 
Kämpfen ver beiden Nojen. Nach der allgemeinen Vorbildung zu Orford ſtudirte er die Redtk: 
wiſſenſchaft in Lincoln s Inn, welder Advocateninnung er eine Zeit lang auch ald Beamter 
Dienfte leiftete. Nachdem er die gewöhnliche Zeit ald einfacher Advocat thätig geweſen — di 
Dearboofd oder Vrocefreportd enthalten freilich nichts über dieſe Periode feiner Thätigkeit — 
wurde er im Jahre 1429 zum Sergeant at Law, Mitglied der höhern Advocatencorporatien, 
welde im Gerichtshof der Common Pleas das ausſchließliche Recht des Plaidirens hatte, et⸗ 
hoben. Hier jheint feine Braris jehr beträchtlich geweſen zu fein; zeitweilig ift er einer der te: 
ſenden Richter und 1441 erbält er die höchſte Würde des Advocatenftandes ald einer der King? 
Sergeantd. Im Jahre 1442 ſchon erfolgte feine Erhebung auf die Richterbank als Chief ju- 
stice der King's-Bench, die höchſte Rechtselle nad dem Kanzler von England. Achtzehn Jabır 
lang, bis 1460, befleivete er diefen Boften, mit dem 120 Pf. St., einige Faß Wein un 
zwei neue Roben jährlich ald Gmolumente verbunden waren. In den Bürgerfriegen ftand g 
auf der Seite des Hauſes Lancaſter; bei den Hauptſchlachten, 3.8. der von Towton am 29. Min 
1461, war er zugegen und floh mit feinem gefchlagenen Fürften Heinrich VI. nad Schottland. 
Während der König nah England zurückkehrte, ſcheint er mit der Königin und den Sohn 
Heinrich's VI. auf den Gontinent nach Xothringen gegangen zu fein. Gier fchrieb er vermuthlic 
das berühmte Werk, welches feinen Namen auch heute noch außerhalb Englands erwähnent 
werth macht. Die Flüchtlinge waren in ſchlechten Umſtänden, bis endlich 1470 der Verſuq 
das Haus Lancaſter wieder auf den Thron von England zu bringen, erneuert wurde. Mittlet 
weile ſcheint ihm der Titel Kanzler von England, den er in feiner Schrift führt, in partibus 
infidelium ertheilt worben zu fein. Ausgeübt hat er das Amt in Wirklichkeit nicht. Die 
Schlacht bei Tewkesbury am 4. März 1471 machte der Reaction ein raſches Ende, und unit 
den auf dem Schlachtfelde gemachten Gefangenen befand ih aud der trotz feines Alters net 
kriegsrüſtige F. Gleich nach ſeiner frühern Flucht waren feine Güter durch Parlamentsbeſchluß 
confiscirt worden, jegt ſchien auch fein Leben auf dem Spiele zu ſtehen. Er rettete Ach beide? 
durch die Anerkennung des rechtmäßigen Hetrſchertitels für Eduard IV. und miderrief feierlid 
feine frühern für das Haus Lancaſter veröffentlichten Schriften. Man urtheilt milder über 
dieſen Meinungswechſel, wenn man ſich erinnert, daß Heinrich Vl. und ſein Sohn jegt beide 
nicht mehr lebten und der factifche Throninhaber auch der einzige Prätendent wenigſtens für di 
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nächſte Zeit war. Am 23. Det. 1473 wurde Die Achtung, welche auf F. gelegen, feierlich zurück⸗ 
genommen. liber feine legten Zebensjahre fehlen nähere Nachrichten, feine Güter find jedoch 
nod in den Händen der fortblühenden Familie, deren Haupt der jegige Garl F., Beer von Eng: 
land, iſt. 
Wir müflen jegt nod etwas bei dem Werke verweilen, dur welches fein Name jo an— 
gejeben geblieben ift. Das fleine Bud „De laudibus legum Angliae” enthält in der Form 
eined Dialogs eine Eurze Belehrung über das öffentliche Recht und den Proceßgang in England. 
Der Belebrenve ift F. jelbft, fein Schüler der Sohn Heinrich's VL., Prinz Eduard. Einige ein: 
leitende Worte erzählen und, wie „ver alte Kanzler‘ den jungen Fürften ji in vitterlichen 
Ubungen aller Art die Langeweile des Erils vertreiben jahb und ihn deöhalb ermahnte, neben 
den Zeibesübungen aud den Studien, indbejondere den Rechtsſtudium zu ergeben. Gründe 
aus der Bibel und Argumente des Ariftoteled werden dafür angezogen, und in Kap. 7 erklärt 
jih ver Prinz über das Wünſchenswerthe des juriftiihen Studiums aufgeklärt; nur bat er noch 
die beiven Bedenfen, daß er alle feine jungen Jahre dem Buchſtudium widmen müßte, und ob 
ex dad engliſche Reiht oder dad durch alle Welt berühmte Römiſche Recht vornehmen folle. Über 
den erſtern Punkt tröftet dann der Kanzler feinen Schüler mit der Bemerfung, daß der König 
von England nicht jelbft Recht zu fprechen habe und eine genügende Elementarkenntniß ſchon in 
einem Jahre mit Luft und Liebe zur Arbeit zu erreichen fei (Kap. 8). Was den zweiten Stein 
des Auſtoßes angeht, jo erklärt ver Kanzler geradezu, daß der König von England allein die 
Geſetze feines Landes nit ändern fünne, auf die größere Vortrefflichfeit des Civilrechts aljo 
zunächſt nichts anfäme, da die Fürſtenherrſchaft von England eine politifche, feine blos könig— 
liche ſei. Aud daß das Steuerbewilligungsredht in den Händen der Unterthanen liegt, wird 
im Gegenjag zur abjoluten Herrihaft, die das Givilredht Eennt, hervorgehoben (Kap. 9). Die 
Unterſchiede in ver Macht ver Könige von England und der Fürften des Gontinentd wollen dem 
Prinzen nicht recht gefallen (Kap. 10), aber ver Kanzler weiſt nah, daß der politiſche (nad) 
unjerer Sprachweiſe conftitutionelle) König nicht weniger Macht, wenn aud von anderer Art 
hat alö der abfolute (Kap. 11), und in Kap. 12 und 13 wird derlirfprung der Abjolutie von der 
Groberung und der der beſchränkten Fürftenherrichaft von ver Wahl und der freien Zuftimmung 
des Volkes hergeleitet. Der Prinz ift überzeugt und erklärt, daß er in dem Vorrecht des abjo- 
Iuten Königs, Unrecht zu thun, ebenfo wenig einen Machtzuwachs fehen fann, als in der Mög: 
lichfeit, zu Rerben. Nur wünſcht er noch den Nachweis, daß die Gefege von England, des po— 
litiſch regierten Landes, ebenfo gut den Bepürfniffen des Reichs entiprechen, ald man allgemein 
das Römiſche Recht für die übrige Welt geeignet halt (Kap. 14). In den folgenden Kapiteln 
unternimmt der Kanzler dieſen Nachweis. Das Naturrecht ift überall daſſelbe. Die Gemohn= 
beiten von England haben in ihrem Alter den Beweis ihrer VBortrefflihfeit, man würde fie ja 
fonft geändert haben, und was die Statute oder Gefege angeht, jo werben dieje nicht durch 
den Willen eines Einzelnen erzeugt, jondern unter Zuftimmung des ganzen Königreichs durch 
feine im Parlament verfammelten Repräfentanten ausgedrückt. So kann er denn nicht zweifel- 
baft fein, daß dad Recht von England feinem andern an Vortrefflichkeit nachſteht ( Kap. 15—16). 
Gine fpecielle Bergleihung mit dem Civilrecht wird dann in die Hand genommen, und bier ift 
es zunächſt das engliiche Gefhworenengericht, welches der Kanzler inı Grgenjag zu dem Proceß 
des Continents ald dad befte Mittel, die gerichtliche Wahrheit herzuſtellen, preift und ſchildert. 
Nachdem died in ven Kap. 19—26 im allgemeinen und mit Bezug auf den Givilproceh ge— 
ſchehen, wendet jih Kap. 27 zum Griminalprocep. Schon früher jedoch ift das „barbarifche 
unzuverläjfige Mittel der Tortur‘‘, wie jie der Gontinent übt, ins gehörige Licht geftellt worden, 
wäbrend von dem englifchen Rechte ausgeſagt wird, daß es lieber zwanzig Schuldige entſchlüpfen 
laſſen als einen Unſchuldigen leiden ſehen will. „Unter ſolch einem Rechte kann jeder getroſt 
und ſicher leben. Denke dich Prinz als Unterthan und urtheile, unter welchen Geſetzen du lie— 
ber wohnen möchteſt.“ Der Prinz recapitulirt beifällig die Ausführungen ſeines Mentors und 
begreift nur nicht, weshalb das Recht von England, das ſo vortrefflich iſt, nicht über die ganze 
Welt hin gilt (Kap. 28). Die Antwort darauf iſt vom höchſten Intereſſe. F. ſchildert die 
Fruchtbarkeit des Landes und die reichlihe Bevölkerung, die jie hervorgerufen, und in der Be— 
völferung den Wohlftand ver Mittelflaffen, aus welchen die Juried regelmäßig genommen wer: 
den. Auf dem Kontinente gibt ed viel zu wenig Leute, welche die Garantien ver Unabhängig: 
feit und der Intelligenz für das Richteramt bieten (Ray. 29). Die Ehrenrettung, melde darin 
für den Proceß des gemeinen Rechts liegt, daß unter den obwaltenden Verhältnijfen das beflere 
englifhe Verfahren nicht anwendbar fei, wird vom Prinzen gefickt hervorgehoben ; einen dog⸗ 
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matiſchen Scrupel über das biblifche Wort von ben zwei Zeugen erledigen die nächſten Aus: 
führungen des Kanzlerd (Ray. 30— 32). Jeht wünſcht der Prinz zu willen, weshalb trof 
aller Vortrefflicyfeit der englifchen Gejege einige feiner Vorfahren im Reich mit jenen ung: 
frieden gewefen und verfucht haben, das Roͤmiſche Recht einzuführen (Kap. 33). Der Kanzler 
ift fogleidy bereit. Das „Quod prineipi placuit, legis habet vigorem” bat ihnen in die Augen 
geſtochen und fie haben gleich den Königen des Continents nad eigener Luſt und Willkür ſchel— 
ten und walten wollen, nicht bedenfend daß ein Volk nad conftitutioneller Weife zu regieren 
non jugum, sed libertas est, die zur Sicherheit und Wohlfahrt von König und Volk zugleis 
ausfhlägt. Zum Beweis deſſen wird eine Vergleihung zwiſchen dem Zuftande von Frankreich 
das beide aus nächſter Anſchauung Ffennen, und der Rage von England gegeben. Dort ſchwen 
Steuern, Berrüdung durch Sölpnerbanden, Rechtloſigkeit und jämmerliche Lebensweiſe der 
Nichtadelichen, Hier die Sicherheit des Hauſes eines jeden, reichliche Nahrung, ſtattliche Klei— 
dung, unparteiiſche Rechtspflege und ein König, der mächtig genug iſt, ſeine Unterthanen gegen 
den äußern Feind, gegeneinander, ja gegen ſich ſelbſt zu ſchirmen. Kein weiſer Fürſt würde 
wünſchen, vie politiſche Regierungsweiſe mit der abſoluten zu vertauſchen, mie denn aus 
Thomas von Aquino allen Königreichen ver Welt „conſtitutionelle“ Herrfhaft gewünſcht bat 
(Kap. 34— 37). Der Prinz ruft feinen begeiflerten Lehrer zu einigen Einzelheiten der Gegen 
füge zwijchen dem Givilvecht und dem Recht von England zurüd (Ray. 38). Zunächſt if ven 
der Nichtlegitimation uneheliher Kinder dur die nachfolgende Ehe die Rede. Auch dirfer 
Grundjag des englifchen Rechts findet Beifall (Kap. 39—41). Die verfchiedenen Regeln über 
die Unfreiheit oder Leibeigenfchaft eines Kindes von gemifchter Herkunft und über dad Vor: 

mundfhaftsreht u. ſ. w. werden gleichfalls vurdigeiprochen (Kap. 42— 46). Der Prinz if auf 

dem beften Wege, doch ftört ihn, daß auf den englifchen Univerfitäten die vorzüglicen eugliſchen 

Geſetze nicht gelehrt werden, dagegen das Nömifche und Kanonifche Recht, und meihalb nicht 

die Juriften des englifchen Rechts zu Baccalaureen und Doctoren creirt werden. Der Kanjlet 

macht darauf aufmerffam, dag an den Univerfitäten nur lateinifch gelehrt wird, die Geirge vor 
England aber und dad Verfahren neben dem Lateiniſchen in franzöflicher oder engliſchet Sprade 
ausgedrüdt werden. Deshalb ift das engliſche Rechtsſtudium anderswo als auf den Univerf‘ 
täten concentrirt, mitten zwiſchen dem Lärm der City von London und der Stadt Weftminftr, 
wo die Gerichtshöfe des Landes ihren Sig haben. Bis nahe an den Schluß des Berkt, 
Kap. 47—51, folgt num eine ausführliche Skizze des engliſchen Rechteſtudiums und der Ee 
wohnpeiten der jungen Juriften bis zu dem höchſten Ehrenziele des englifchen Advocaten, it 
Richterbank. Mande jehr werthvolle Noriz für den Eulturbiftorifer findet id darin. Ju 
guter legt kommt der Brinz mit dem Einwande Hamlet's: „Des Rechts Verzug”, den er gegen bet 
englifche Berfahren habe ausſprechen hören (Kay. 52); allein ver Kanzler demonftrirt ihm, daj 
dieſer Berzug entweder nicht jo ſchlimm als auf dem Continente oder von Nothwendigkeit für ein 
gute Rechtspflege ift (Kap. 53), ſodaß ver Prinz vollfommen beruhigt wird. „‚Leges illas ne- 
dum bonas, sed optimas esse, certissime deprehendi”, und, fügt er ald verflänbiger Man 
Hinzu: „Si quae ex his meliorari deposcant, id certissime fieri pusse, parliamentoru 
ibidem formulae nos erudiunt”, ſodaß der in usum Delphini gehaltene Vortrag feinen 
Zweck vollfommen entſprochen hat. Kam auch F.'s Zögling nicht in die Rage, von den weilen 
Lehren des Büchleins ald König Gebrauch zu machen, jo hat es dagegen als eins ber früheften 
und unparteliſchſten Zeugniffe für die verfaffungsinäßige Monardie in England die allerner: 
trefflichſten Dienfte geleifter. Selten find die Vorzüge einer beſchränkten Monarchie vor dem ab⸗ 
ſoluten Herrſcherthum im fo einleuchtender, geſunder Weiſe dargeſtellt worden, und im ben großen 
Berfaffungstämpfen Englands fowie bei den wichtigften politifchen Proceffen hat die Autoritäl 
8.8 oft genug die gute Sache geflügt. In der allerneueften Zeit find fo viel Wunderlid- 
feiten unter dem Namen reiner englifhen Verfaſſungsgeſchichte aufgetaucht, daß es weil 
thuend if, die wenigen leitenden Grundzüge des conftitutionellen Rechts von England, mir! 
der Lordoberrichter Heinrich's VI. aufftellt, ohne Schnörfel und Beiwerk vor ſich zu ſehen deß 
übrigens F. nicht etwa nach Art der neuern Prätendenten im Exil liberalere Grundfähe predigt, 
als er dem Throninhaber vorgetragen haben würde, beweiſt eine fpäter in England unter det 
Herrichaft Eduard's IV. gejchriebene Schrift: „Treatise on absolute and limited monarchy", 
worin ganz diefelben Principien aufgeftellt werden, welde das Werf „De laudibus legum An- 
gliae” auszeichnen. Wie hoch legteres in Anfehen ftand, mag man daraus entnehmen, daß KT 
berühmte Selden Anmerkungen dazu ſchrieb und Sir Willtam Jones es noch als eine MT 
beften Ginfeitungen in das englifche Verfaſſungsrecht pried. Eine recht gute, nur ermaß je 
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freie Überfegung ins Englifhe ſtammt aus dem Jahre 1775, fie findet ſich in ver neueiten und 
beiten Ausgabe des Werks von Amos: „Fortescue de laudibuslegum Angliaeete.‘ (Gambridge 
1825). Über F.'s Leben ift zu vergleichen Koffe, „The judges of England‘, IV, 308. 

9. Marquardſen. 

Forum. Wir faffen Hier dies Wort nur ald gleihbeveutend mit dem Worte „Gerichts— 
Rand‘ auf, ohne darauf weiter einzugehen, wie Die Gerichtäftätte Noms, fein forum, ihren 
Namen aud auf Gegenſtände übertrug, melde ih an dieſe Gerichtsſtätte fnüpften oder mit 
demjenigen im Zufammenhange ftanden, was auf derfelben verhandelt wurde, 

Der Gerichtsſtand, das Forum, bezeichnet im allgemeinen das Verhältnig, nach welchem 
eine Perſon die Verbindlichkeit hat, ſich der Gerichtsbarkeit eines beſtimmten Richters zu unter: 
werfen, aber auch zugleich berechtigt ift, nur von diefem fein Necht zu nehmen und vaflelbe nur 
von diefem zu empfangen. 

Es wird in jevem Lande von einiger Ausvehnung nothiwendig, mehrere Gerichte anzu— 
orbnen und einem jeden derſelben jrinen beſtimmten Wirfungäfreis anzuweifen. Dasjenige 
diejer Gerichte, welches nun Eraft des ihm von dem Gerichtsherrn angewiefenen Wirkungsfrei- 
ſes dazu befugt ift, eine beflimmte einzelne Streitfadhe zu unterfuchen und zu entfcheiden, heißt 
in Beziehung auf dieſe Sache das zuftändige, competente. Unter der Zuftändigfeit oder Com⸗ 
petenz eines Gerichts verfteht man deshalb die Befugniß deffelben, einen beftimmten einzelnen 
Redctsſtreit oder eine beftimmte Verlegung des Strafgejeges vor ji zu verhandeln und in Be- 
ziehung auf diejelben das Urteil zu finden. 

Die einfachfte Beftimmung der Gonıpetenzverhältniffe iſt unftreitig die, einem jeden Ge: 
richte einen geſchloſſenen geographifhen Bezirf anzumeifen und feftzufegen, daß alle in diefem 
Bezirke Wohnenden, ohne Rückſicht auf die Beihaffenheit des Gegenftandes und auf die Perſon 
des in rechtlichen Anſpruch Genommenen, diefem Bezirfägerichte untermorfen fein follen; Allein 
erſt in der Neuzeit hat man diefer Bereinfahung der Rechtsverfolgung faft überall die nöthige 
Rechnung getragen und namentlich allen Ausnahmegerihten entgegengearbeitet, verfaſſungs⸗ 
mäßig die den bevorzugten Ständen zugeftanpenen Eremtionen von der gemöhnlichen Gerichts: 
barfeit bejeitigt und ji bemüht, den Knoten möglichft zu entwirren, welden die Bergangenpeit 
um die verſchiedenen Gerihtsftände und ihr Ineinandergreiten geihlungen hatte. 

Wir werben ung zunächſt mit den Givil- und dann mit den Griminalgerihtöftänden zu be: 
I&äftigen Haben. Wir wenden und zu den Örundjägen, welche das gemeine Recht in Betreff 
der Serihtöftände in Civilſachen und ihrer Claſſification aufftellt, und finden, daß auch dieſes 
zwar einem jeden Gerichte feinen beftimmten Bezirk angewieien hat, daß ed aber die Competenz 
nicht allein dadurch für begründet erachtet, daß der Beklagte gerade in dieſem Bezirke feinen 
Wohnſitz hat, fondern daß auch andere Verhältniffe diefe Competenz beftimmen. So läßt es 
3. B. dieſe Competenz ſich auch nad) dem Orte richten, an weldyem das Object der Klage belegen ift, 
an welchem ein Gontract abgeichloflen oder feine Erfüllung verfprochen wurde u. dgl. Außer: 
dem jind aber auch gewiſſe Streitſachen, weil ihre Entſcheidung außer ven Rechtöfenntniffen aud 
nod andere voraudjegt, an eigene Gerichtshöfe verwielen, bei deren Mitgliedern dieſe Kenntntſſe 
anzutreffen find, oder es ift gewillen Klaſſen von Perſonen das Recht eingeräumt, nicht bri dem 
Gerichte ihres Wohnfiges fih auf einen Rechtsſtreit einzulalfen, vielmehr nur vor einem bejon- 
dern, gewöhnlich dem höhern Michter ich belangen zu laffen. Die Darftellung der verſchiedenen 
Gefihtöpunfte, aus welchen ein Gericht nad den Beflimmungen des gemeinen Rechts als das 
zuftändige zu betrachten ift, bilvet Die Lehre von den Gerichtsſtänden. Damit die Rechtſuchen⸗ 
den nicht ver Willfür und der einfeitigen Anfiht nur eines Gerichts anheimfielen,, geftattete es 
Die deutſche Gerichtsverfaſſung, die von einem Gerichte entſchiedene Streitfadhe nod einmal von 
einem böhern Richter, nad Umftänden au noch von einem dritten höchſten Richter prüfen 
und über diefelbe erfennen zu laffen, ſodaß auf diefe Weiſe nach und nad verichiedene Gerichte 
in derſelben Sache dir competenten wurden. Dieſer jogenannte Inſtanzenzug iſt ed, deſſen wir 
bereits in dem Art. Erkenntniß gedachten und den wir in dem Art. Rechtsmittel näher zu 
erörtern haben werben. 

Obwol das Geſetz für alle vorfommenden Fälle das betreffende Forum bejtimmt, fo ſchließt 
es doch nicht die Möglichkeit aus, durch die Übereinkunft der Barteien für die einzelne Sade ein 
anderes Gericht das zuftändige werden zu laflen, wodurch ſich die Eintheilung der Gerichtsſtände 
in gefegliche oder vom Staate angeorbnete und in gemwillfürte, fora paclitia oder prorogata, 
ergibt. Ebenſo unterfcheidet man bei ven gefeglihen Gerihtsftänden, ob ihre Einführung auf 
einer allgemeinen Rechtsregel beruht, oder auf eine finguläre, zu Qunften beflimmter Klaſ— 
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fen von Perjonen oder aus befonderer Nüdfiht auf die eigenthümliche Beſchaffenheit gewiſſer 
Streitobjecte ergangene Vorſchrift fi gründet, und fondert in diefer Beziehung die fora com- 
munia von den fora privilegiata. 

Das Forum, welches in der Regel für alle Streitfadhen competent ift, in welchen vie dem: 
felben unterworfenen Perſonen ald Beklagte ericheinen, nennt man das forum generale dieſer 
Berfonen. Im Gegenfage zu diefem verfteht man unter einem forum speciale dasjenige, deſſen 
Eompetenz nur ausnahmsweiſe anzuerkennen ift, und zwar aus befondern vom Geſetze genom: 
menen Rückſichten. 

Endlich unterſcheidet man noch das forum ordinarium von dem forum extraordinarium, 
und zwar in Bezug auf das Inftanzenverhältniß; wenn die Überfpringung einer der geordneten 
Inftanzen gegen die Regel verftattet ift, mennt man das fo competent gewordene Geriät ein 
forum extraordinarium. }) 

Das Römische Net Fannte zwei fora communia und generalia, das fogenannte forum 
originis und das forum domieilii. Daß erftere ftand in einem genauen Zufammenbange mit 
der römiſchen Verfaffung ; e8 berubte nämlich darauf, daß ſich der, welcher eivis in einem Muri: 
vipium war, der Gerichtäbarfeit feiner Municipalobrigkeit unterwerfen mußte, wennm er aus 
anderswo feinen Wohnfig hatte. Die Eivität richtete fi aber allein nach der Heimat (origo) 
der Älter, ſodaß die Kinder da cives waren, wo die Altern zur Zeit ihrer Geburt das Bürger: 
recht hatten. Alle cives romani waren, nad einer ſtaatsrechtlichen Fiction, außerdem wr: 
pflichtet, in Rom felbft ihr Recht zu nehmen, ſodaß dieſes dadurch zu einem forum originiscom- 
mune wurde. 8 trat die legtere in Wirkſamkeit, wenn der Beflagte in Rom angetrofien 
wurde oder dort Vermögen befaß. 

Beide fora originis coneurrirten übrigens mit dem forum domicilü in der Weife, dahes dem 
Kläger frei ftand, die Klage da anzuftellen, two ihm dies am zweckmäßigſten zu fein iälen.?) 
Das Kanoniſche Recht hielt die gedachte Kiction in Betreff der Geiſtlichen aufrecht, indem #, 
Rom ald die mater omnium eeclesiarum betrachtend, biefelben der dortigen Gerihtäbarkeit 
unterftellte, 

Das deutſche forum originis beruht auf einem ganz andern Grundiage; es greift nurde 
plag, wo ein Gerihtäftand des Wohnorts nicht vorhanden, 3. B. bei Findlingen und Page: 
bunden, und erliſcht mit der Begründung eine® forum domieilii. Nur diefes Tegtere if ald der 
gemeinrechtliche generelle Gerichtsſtand zu betrachten. 

Diefer legtere beruht auf dem Grundſatze, daß ſich jeder vor dem Untergerichte, in deſen 
Bezirk er zur Zeit ver Klaganftellung feinen bleibenden Wohnftg hat, auf die Klage einlaſen 
und fich gegen dieſelbe vertheidigen müffe, ohne daß es in der Regel dabei auf die Befchaflenbeit 
ber Klage weiter ankommt. Hieraus folgt nun aber, daß das forum domicilü fid immer nad 
der Verfon des Beklagten richtet und nur, wo diefer feinen Wohnſitz hat, begründet it 
&8 folgt weiter darand, daß bei der-Ermittelung dieſes Gerichtäftandes #8 auf den Wohnit 
des Beklagten zur Zeit der Klaganftellung, nicht aber auf den anfommt, melden er hatte, dl 
das Gefchäft entftand, aus welden geklagt wird, und daß nur ein beftändiger Wohnfig, niet 
ein vorübergehender Aufenthalt dad forum domicilii begründet, ebenfo wenig ein bloft 
Güterbefig. 

Als der beftändige Wohnfig ift der anzufehen, wo jemand den regelmäßigen Mittelyunt 
feines häuslichen und bürgerlichen Dafeins und Verkehrs Hat, wo er ſich für immer oder tod 
fo lange nieverläßt, bis befondere unvorbergefehene Umftände ihn mieder von dort entfernen. ?) 

Daß jemand ohne Domieil fein kann, leuchtet ein, mehr ald daß er mehrere Domicile 1% 
gleicher Zeit haben kann, aber auch diefes ift unter beftimmten Vorausfegungen nicht undenf: 
bar und wurde au vom Römifchen Rechte angenommen. 

Die Wahl des Domicils fleht in der Negel einem jeden frei, doch folgen Ehefrauen dem 
ihres Mannes, Kinder in väterlicher Gewalt dem ded Vaters, ſowie öffentliche Beamte an ihrem 
Anftellungsorte ihr Domicit haben, wenn fie ih auch an diefem nicht aufhalten follten. 

Das forum domieilii ift aber audy ein forum generale, es können in der Regel in dem⸗ 
felben alle Klagen, ſowol dingliche als perfönliche, angeftellt werben. 





1) a. Bayer, Vorträge über den gemeinen ordentlichen Civilproceß (febente Auflage, Nünder 
1842), ©. 110 fa. 2) Heffter, Inftitutionen, ©. 138. 

3) Das Römiſche Recht fagt hier fehr bezeichnend: „Ubi larem rerumque ac fortunarum sud- 
rum constituit‘ (c. 7, cod. 10, 39). 
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Daſſelbe dauert ald ſolches fo lange fort, bis jemand feinen bisherigen Wohnfig wirfli in 
der Abſicht verläßt, ihn anderswo aufzufchlagen. 

Gemeinrechtlich find die fora communia speeialia, 

1) Das forum rei sitae, das Gericht, in deſſen Bezirk das Object der Klage zur Zeit ihrer 
Anftellung gelegen iſt, ohne Rückſicht darauf, ob der Beklagte daſelbſt fein Domicil hat ober 
nicht. Das ältere Römische Recht kannte dieſen Gerichtsſtand nicht, aller Wahrſcheinlichkeit 
nah führte ihn eine Gonftitution der Kaifer Balentinian II. und Theodofius vom Jahre 
385 ein. *) 

Bei dem forum rei sitae fönnen übrigens nicht alle Klagen der gedachten Art, fondern nur 
actiones in rem und Klagen auf die Erlangung des Befiged angebracht werden, 

Die actiones in personam ex contractu oder die ex delicto find mithin nicht dem forum 
rei sitae unterworfen. Es ift im Römiſchen Rechte controverd, ob und wie weit das forum rei 
sitae auch dann begründet ift, wenn es jich um bewegliche Sachen und die Erlangung ihres Be: 
figed handelt. 

Nach dem neuern Rechte erſtreckt fich der dingliche Gerihtäftand ohne Ausnahme auf alle 
unbeweglihen Sachen und auf Klagen, bei welchen ein dingliches Recht auf die Sache zu 
Grunde liegt, doch fönnen gemeinhin gegen den Beiiger unbeweglider Sachen auch ſolche per: 
ſoͤnliche Klagen angeftellt werden, melche aus dem Beige des Grundſtücks oder aud Handlungen 
fließen, die er in der Eigenſchaft ald Gutöbefiger vorgenommen hat. 9) 

2) Das forum contractus. ber den Grund der Einführung dieſes Geridhtäftandes find 
die deutſchen Rechtälehrer verichiedener Anſicht. Martin nimmt die Erleichterung des Beweiſes 
als dieien Grund an, Bethmann-Hollweg erklärt fie aus dem Geſichtspunkte einer ſtillſchweigen⸗ 
den. Prorogation. Mühlenbruh will das forum contractus nur als ein fecundäres forum 
domicilü gelten laſſen, mithin. es nur dann und dort für begründet erachten, wenn und wo je= 
mand einen fleinern Kreis feines Gewerbd- ober Gefhäftölebend gebildet hat, ohne jedoch fein 
eigentliche Domicil aufzugeben. 

Nah welder von diefen Anfihten man aber auch ji richten möge, jo wird man Doc (mit 
Baver, a. a. O., S. 128 fg.) folgende aus dem Gerichtsgebrauche hervorgegangene Säge als 
die maßgebenden anerfennen müffen. 

a) Wer an einem beftimmten Orte einen Vertrag geſchloſſen hut, muß ſich in der Regel bei 
dem Gerichte dieſes Ortes belangen laffen, wenn er gleich daſelbſt feinen bleibennen Wohniig 
nit bat. 

b) Ausnahmen von diefer Regel treten jevod) ein, wenn ausdrücklich in dieſer Hinſicht et⸗ 
was anderes verabredet wurbe, wenn man mit einem durchreiſenden Kaufmann handelt, wiflend, 
das er bloß auf ver Reife begriffen ift, und wenn wo anders ald im Wohnorte ded Ehemannd 
der Dotalvertrag errichtet wurde und auf deſſen Erfüllung geflagt wird. 

ec) Der Vertrag, aud welchem man klagen will, muß an dem Orte, mo man dies zu thun 
beabſichtigt, wirklich perfect geworben fein, jobaß bloße Iinterbandlungen den Gerichtoſtand noch 

nicht conſtituiren. 

d) Die anzuſtellende Klage muß aus dem Vertrage ſelbſt entſpringen. Streitig iſt ed, ob 
auch die Klagen auf Aufhebung des Vertrags, auf deſſen Vernichtung und Reſciſſion am Con—⸗ 
tractsorte angeſtellt werden dürfen. 

e) Bon einigen, namentlich Reinhardt, wird zur Begründung des in Rede ſtehenden Ge— 
richtsſtandes auch noch gefordert, daß fich der Berpflichtete zur Zeit der Klaganftellung am Orte 
ded Gontrartsfchluffes auch wirklich befindet oder doch dafelbft Bermögen befigt. 

f) Es iſt gleichgültig, ob das geſchloſſene Geſchäft ein wahrer Contraet oder nur ein foliher 
ift, aus dem eine jogenannte obligatio quasi ex contractu entipringt. 

Übrigens ſteht dem Ktäger die Wahlzu, ob er im foram domieilii oder im forum contractus 
flagen will. 

Die preußiſche Gerichtsordnung ftellt a, a, D., $. 148 fg., im Betreff des forum contractus 
folgende Grundfäge auf. Iſt in dem Vertrage ein Ort beflimmt, wo die übernommene Ber: 
bindlichfeit erfüllt werben ſoll, jo ift an diefem, fonft aber da, wo ber Vertrag feine verbind⸗ 
liche Kraft erhalten hat, der Gerichtäftann des Contracts. Der leptere ift jedoch nur dann be= 
gründet, wenn der zu belangende Gontrahent fih an dem Orte aufhält, wo ver Contract ver= 


4) Hugo, Römifche Rechtsgefchichte (nennte et 
5) Allgemeine preußifche Geridhtsorbnung, I, Tit. 2, $. 107,1 111 u. 112. 
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bindliche Kraft erhielt oder in Erfüllung gebracht werden foll. Hier kann aber auch bie Auf: 
bebung des Gontracts rechtlich gefordert werden. Dem Kläger bleibt die Wahl, ob er im per: 
ſönlichen oder dinglichen Gerichtsſtande Hagen will. 

3) Das forum gestae administrationis, der Gerihtäftand der geführten Verwaltung. 
Derfelbe beruht auf dem Grundfage, daß derjenige, welcher aud irgendeinem Grunde mit oder 
ohne Auftrag fremde Gejchäfte geführt hat, fih an dem Orte der Geſchäftsführung aud be: 
langen laflen müffe, wenn er auch fein Domicil anderswo haben follte. Streng genommen if 
died forum nur eine Unterart ded forum contractus, da aus einem Duajicontracte gegen ven 
Geihäftsführer geflagt wird. Es iſt beftritten, ob das forum gestae administrationis auch mit 
dent forum domieilii concurrire, doch dürfte Die dies bejahende Meinung wol die richtigere fein. 
Der vorliegende Gerichtäftand ift immer bei dem Gerichte begründet, im deflen Bezirk die Der: 
waltung geführt wurde, wenn der Berwalter aud in einem andern Gerichtsbezirk dazu den 
Auftrag erhielt. 

Die preußische Gerichtsordnung beftimmt a.a. D., $.154 fg., über den Gerichtsſtand der ge: 
führten Verwaltung, dar jemand bei dem Oerichtöftande, unter welchem er fremdes Gut ober 
Bermögen verwaltet hat, ſich auch auf die wegen folder Adminiftration angeftellten Klagen ein: 
lajlen müffe, daß diefer Gerichtsſtand aber mit beendigter Verwaltung und Rechnungslegung 
aufhöre. Hat jid jemand einer folhen Adminiftration nicht aus eigener Bewegung, no af 
Anſuchen des Eigenthümers unterzogen, dann fann er nur bei der Behörde, welche ihn beauf⸗ 
tragt, fofern diefe mit Gerichtsbarkeit verſehen ift, belangt werden. Auch aus der geführten 
Berwaltung fann der Kläger im ordentlihen Gerichtsſtande feines Gegners Flagen. 

4) Das forum delicti. Der Beweis einer unerlaubten Handlung fann gemeinhin da am 
leichteften geführt werben, wo jie begangen wurde. Auch erfchien es Juftinian (Motel 69) 
unbillig, den durch ein Deliet Befchädigten zu nöthigen, dem Beflagten in deffen vieleidt meit 
entferntes Domicil zu folgen; er verordnete daher allgemein, daß Klagen ex delieto ta an: 
gebracht werden dürfen, wo das Delict verübt worden if. Es madht Hierbei keinen Unterſchied, 
ob das delictum publicum oder privatum if. 

5) Das gemeine Recht unterſcheidet außerdem den Gerihräftand der materiellen Gonneri: 
tät, vor welchen alle materiell conneren Sachen verhandelt werden follen, menn das Gericht an 
ſich auch nicht für jeve, einzeln betrachtet, das competente fein follte. In feiner Allgemeine 
rechtfertigen die römifchen Gefege dieſen Gag jedoch nicht, jie Heben mur einzelne Fälle ber, 
welche unter dieſe Regel paflen. So muß der Verkäufer einer Sache, gegen welchen vom Käufer 
wegen Gemwährsmängeln geflagt ift, fi deshalb bei dem Gerichtsſtande des Kaufs einlaffen, 
wenn er auch fonft ein privilegium fori hätte. So kann ver Richter der Hauptſache nad Incl: 
denzpunfte, welde den Status der Parteien betreffen, entfiheiden, wenn auch die Gognition in 
einer folhen causa status ihm nicht zufteben follte. Se erkennt nad Kanoniſchem Redte ver 
geiftliche Nichter in Eheſcheidungsſachen aud über die Zurückgabe der dos, der Criminab— 
richter auch über die mit der Griminalfahe zuſammenhängenden Eivilflagen, ſoweit hier rat 
Particularrecht nichtd anderes feftjegt. So ift endlich der Richter, weldyer über das possesso- 
rium erkannte, aud) in petitorio der comıpetente. 

6) Das forum reconventionis. Died beruht auf dein Grundfage, daß bei dent Gericht 
wo jemand einen andern belangt, er fi auch von diefen wieder belangen laffen müſſe, men 
er auch fonft dem Forum deſſelben nicht unterworfen fein follte. Somol das Römiſche ald va 
Kanonifche Recht kennen dieſen Gerichtäftand, doch muß die Widerflage (reconventio) nod in 
Laufe des durch die Klage eingeleiteten Verfahrens (durante eudem judicio) angeftellt werten, 
der Borftreit noch in erſter Inſtanz anhängig fein, auch der Gegenfland der Widerklage aicht 
feiner eigenthümlichen Beſchaffenheit wegen ver Jurisdietion dieſes Gerichtd gänzlich entzogen 
fein. ine materielle Gonnerität des Gegenſtandes der Klage und Widerklage ift gemeintät: 
li jedoch fein Erforberniß. 

Die preußiſche Gerihtdoronung bezeihnet in Gegenfage zu Anforderungen aus demjelben 
Geſchäft Thl. 1, Tit, 19, $. 9 die Reconvention als die eigentliche, bei welcher die Gegenfet 
derung eined Beklagten nicht aus dein der Klage zu Grunde liegenden, fonbern and 
einem andern und verfchiedenen Geſchäft entſpringt. Ihre Wirfung ift nur die, daß der Wh 
verbeflagte jein Recht auch bei demſelben Gericht nehmen muß, bei welchem er geklagt battt, 
infofern dad Gefeg von diejer Regel nicht befonvere Ausnahmen verftattet. 

7) Das forum arresti beruht auf den Sage, daß dasjenige Gericht, welches einen eh; 
mäßigen Arreft anlegte, ſchon dadurch auch ermächtigt wird, über die Forderung ſelbſt zu en’ 
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ſcheiden, zu deren Sicherheit der Arreft verhängt wurde. In diefer Ausdehnung erkennt das 
gemeine Recht die Competenz diejed Gerihtöflandes jedoch nicht an, es bejchränft diefelbe viel- 
mehr auf die beiden Fälle, wenn ver Arreſt gegen einen flüchtigen Schuldner, der zur Zeit feinen 
bleibenden Wohniig hat, oder gegen einen Ausländer verhängt worden ift, der fi im Inlande 
betreten läßt, nachdem vorher dem Kläger bei dem ordentlichen ausländiſchen Gerichte die Juſtiz 
verweigert worden war. Aber auch in vielen Fällen ift der Grund dieſes Gerichtäftandes wol 
mweniger ber angelegte Arreft als der Nothſtand, welder dad Recht da zu ſuchen zwingt, mo es 
allein gefunden werden fann. 

Das preußiſche Recht hält a.a. D., Thl. I, Tit. 29, $. 42, den Gerichtöſtand des Arreftes 
dann für begründet, wenn der Arreftat ein Fremder ift. 

Wir wenden und zu den privilegirten Gerihtöftänden und begegnen hier den mefentlichften 
Abänderungen des Beilandenen, welde die Neuzeit hervorrief. Im genaueften Zufammen- 
hange mit der Entwidelung des focialen Lebens Deutihlands und der ſtändiſchen Gliederung 
feiner Bewohner ftanden die befondern Auszeihnungen und Begünftigungen verjenigen, welde 
fi den fogenannten privilegirten Ständen zuzählten, und des Grundbejiges, welden dieſelben 
von alteröher innehatten. Man geftand privilegirte Gerichtsſtände ſowol gewiſſen Perfonen 
als gewiſſen Sachen zu, 3. B. dem Adel und den adelihen Gütern. Aber man bildete aud für 
die Verhandlung und Entſcheidung gewiffer Streitgegenftände befondere Gerichtsſtände, z. B. 
für Handeld: und Fabrikfahen, für Lehns- und geiftlihe Sachen u. f. w., weil diefe Gegen 
fände befondere Kenntniffe und Grfahrungen vorausfegten. In Anfehung des Umfangs der 
privilegirten Gerihtöftände für Perfonen gingen die Beſtimmungen in den einzelnen deutſchen 
Ländern ziemlich weit auseinander, 

Noch jegt wird den Mitgliedern der regierenden deutfchen Häufer ein privilegirtes Forum 
felbft da zugeftanden, wo der fogenannte erimirte Gerichtsſtand nicht mehr eriftirt. Die ein- 
zelnen Landesgeſetze beftimmen über biefen Gerichtäftand dad Nähere. Aud die Verorbnung 
vom 2. Jan. 1849, welde in Preußen den erimirten Gerichtsſtand aufhob, beließ ed rückſicht— 
lich der Retöftreitigfeiten unter Mitglievern der königlichen Bamilie, fowie wegen der nit 
ftreitigen Rechtsanlegenheiten der zur königlihen Familie gehörigen Perfonen bei der Haus 
verfaffung, welche viefelben einem aus Mitglievern des Kammergerichts zu Berlin für vore 
kommende Bälle befonders zu bildenden Gerichtöhofe, dem jogenannten Geheimen Juftizrathe 
übermeift. 

Ferner gefteht die Deutjche Bundesacte, Art. 14, Nr. 3, den ehemals reihsunmittelbaren 
Fürften, Grafen und Herren, mwelde nachher mebiatifirt worden find, ein forum privilegiatum 
zu.6) Auch in diefer Beziehung weichen die Particulargefeggebungen voneinander ab. Die Be: 
mwegungen des Jahres 1848 hatten in mehreren deutſchen Ländern diefem bevorzugten Gerichts— 
ſtande ein ſchnelles Ende gemacht, doch lebte er, zum Theil noch im beftrittenen Umfange, überall 
wieder auf, wo die Reaction nad und nad den Sieg über die Errungenfhaften des gedachten 
Zahres gewann. Go wurde diejer privilegirte Gerichtäftand, aufgehoben durch die gedachte 
Berordnung vom 2, Jan. 1849, in Preußen durch das Gejeg vom 10. Juni 1854 und bie 
Verordnung vom 12.Nov. 1855 wieberhergeftellt. Es ift namentli die Wievderherftellung 
ver Inftruction vom 30. Mai 1820, welde die Gerichtöftände diefer Bamilien regelt. 

Es waren ferner die Staatd: und Hofbeanıten, welche nad den Landeögejeggebungen in 
einen theild weitern, theild engern Umfange ebenſo wie der Adel ihren Gerichtsſtand nicht vor 
den Unter:, fondern vor den Öbergerichten hatten, ſowie died auch in Betreff ver Güter der Fall 
war, welche als adeliche in die betreffenden Matrifeln aufgenommen waren oder font zu ade- 
lichen Rechten befeflen wurden. 

Diefem erimirten Gerihtäftande iind die Verfaſſungen, melden das Jahr 1848 ihre Eri- 
ften; gab, überall entgegengetveten, indem ſie (wie Art. 4 der preußifchen octroyirten Ver— 
faflung vom 5. Dec. 1848 und Art. 4 der mit den Kammern vereinbarten Verfaſſung vom 
31. Ian. 1850) beftimmten, daß alle vor dem Gefege gleich wären und Standesvorrechte nicht 
ferner ftattfinden follten. In diefem Sinne beflimmte in Preußen $. 9 der Verordnung vom 
2.3an. 1849: „Der erimirte und privilegirte Gerichtsſtand für Perfonen, Grundftüde und Ges 
rechtigkeiten, deögleihen der privilegirte Gerichtäftand des Fiscus, ſoweit er bisher nod) ſtatt⸗ 


‚ — Es find aus Standesgenoſſen gebildete Austraͤgalgerichte, welchen fie nur unterworfen fein 
follen. * 
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gefunden bat?), wirb allgemein aufgehoben. Jedermann fteht fortan unter dem ordentlichen 
Gerichte, welches für den Ort oder Bezirk zunächſt und unmittelbar beftellt ift, und jedes Grund— 
ſtück gehört im dinglichen Gerihtäftande vor das ordentliche Gericht desjenigen Gerichteſpren 
gels, in welchem es gelegen iſt.“ 

Aud der erimirte Gerichtsſtand der Geiftlihen in ihren bürgerlichen Angelegenheiten if 
wol überall bereits zurgeichichtlihen Reminifcenz geworden. (Der Straf: und Disciplinarſachen 
derselben werden mir fpäter zu gedenfen Gelegenbeit haben.) Der erimirte Gerichtöftand des 
Militärs beſchränkt ſich jegt nur auf Strafjahen, und e8 ift jegt nur noch einer diefer Gerichte: 
ftände in der frühern Wirkſamkeit, nämlich der der afademiihen Bürger. Der Umfang ver 
akademiſchen Gerichtsbarkeit, den in Preußen das Reglement vom 28. Dec. 1810 neu oronen, 
ift wol auf allen deutichen Univerſitäten ein verfhiedener. Die Entiheidung in Rechtéſachen der 
Studenten wegen fogenannter gefegmäßiger Schulden, in Injuriens und Duellfahen und wegen 
geringer Vergehen der Studirenden ift ed gemeinhin, auf melde ji die Gerichtsbarkeit der 
Univerfitäten befhränft. 

Der frübere erimirte Gerichtsſtand vertrat übrigens bei privilegirten Berfonen die Stelle 
des forum domicilii, er fam auch der Frau und den Kindern des Privilegirten zu ftatten, ed fonnte 
auf denfelben Verzicht geleiftet werben, und er wich dem Gerichtäftande, welcher ein privilegium 
causae hatte. Dem Geſinde wurde der privilegirte Gerichtsſtand der Herrſchaft nicht zugeflan: 
den; auch fonnte im Auslande ein Erimirter auf denſelben ſich nicht berufen. Wo der erimirte 
Gerichtsſtand fortbefteht, find diefe Grundſätze auch jegt noch maßgebenv. 

Wir haben noch der fora extraordinaria ded gemeinen Rechts zu gedenfen. Don diejen 
berubte der Gerihtöftand mitleidswürdiger Perfonen auf einer Verordnung Kailer Kon: 
ftantin’d. Nach derjelben follten Unmündige, Witwen, an langwierigen Rranfbeiten leiden: 
de und gebrechliche Berfonen ihre Rechtsangelegenheiten, fie feien Kläger oder Beklagte, mit 
Ubergebung der ordentlichen Nichter unmittelbar vor den Kaifer bringen fönnen. Sion langt 
ift jedoch diefe Begünftigung der gedachten Perfonen außer Anwendung, auch mürde ſie fd we: 
gen'des Verluftes der untern Inftanzen in der That gegenwärtig in eine Benachtheiligung ur: 
wandeln. 

Ferner unterfcheidet das gemeine Recht dad forum continentiae ex identitate fundament. 
den Gerichtäftand der Einheit des Klaggrunded. Er war ein perjönlicher oder ein realer. Der 
erftere hängt mit der Lehre von der paſſiven Streitgenoffenfhaft zufammen. Wenn mehrere ans 
demſelben Klaggrunde verpflichter find, dann Fann fie der Kläger in derfelben Klagſchrift be: 
langen. Dies fann jedod nur dann von Erfolg fein, wenn ſich auch alle Beklagte bei demſelben 
Gerichte einzulaffen verpflidtet find. Waren die Beklagten nun ſämmtlich demſelben Obetge— 
richte unterworfen, dann war bei diefem das forum extraordinarium für die Sache begrüntt. 
Die preußifche Gerichtsordnung ftellt e8 in dieſem Falle frei, bei dem Obergerichte, und men 
Berichte verſchiedener Provinzen competent find, bei dem Juftizminifterium die Beftellung det 
gemeinſchaftlichen Gerichtsſtandes nachzuſuchen. 

Gompetenzftreitigfeiten der Gerichtsbehörden erſter Inſtanz entſcheiden in Preußen die 
Obergerichte, folche der Juſtiz- und Berwaltungsbehörben untereinander aber entſcheidet nd 
einem Gefege vom 8. April 1847 ein befonderer Gerichtähof für Competenzeonflicte, meldet, 
ans höhern Juftiz- und Verwaltungsbeamten beftehend, nach einem vorbergegangenen beion: 
dern Verfahren darüber befindet, ob der gedachte Gonflict ein gerechtfertigter iſt oder nicht. 

Was das forum ex identitate reali betrifft, fo foll e8 nad der gewöhnlichen Meinung 
dann flattfinden, wenn eine dingliche Klage in verfchiedenen Gerichtöbezirfen liegende Grund⸗ 
ſtücke betrifft. Da jedoch die dingliche Klage auch in dem perfönlichen Berichtäftande angebradt 
werden fann, fo ift ein ſolches ertraorbinäres Forum in feiner Weife eine Nothmendigfeit. 

Das ordentliche Fann aber auch in einzelnen Bällen perhorrefeirt werben, wenn es die Jufti 
hartnäckig verweigert oder verzögert, bie Competenz zwiſchen ihm und einem andern Geritte 
ftreitig ift, und wenn das Gericht nicht gehörig oder mit folden Richtern befegt ift, melde 
ein nabes Intereffe zur Sache haben. 

Berbefferte Organifationen der Juftizbehörden und deren ſtärkere Beiegung, namenilid 
deren Formation zu größern Gollegien, machen die Geſuche um Perhorreſcenz der Gerichte zut 
Seltenheit und beſchränken ihren Erfolg wefentlic auf eine Nichtheranziehung des betheiligten 





7) Auch der Fiscus nahm nad) den Particulargefepgebungen fein Recht nur vom ben Obergetichten 
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Richters zu der betreffenden Sache, oder auf die Abhülfe ver Beſchwerde durch das Gericht der 
böhern Inflan;. 

Die freiwillige Unterwerfung unter eine Gerichtsbarkeit, welche gefeglidh nicht die compe— 
tente ift, nennt man Prorogation. Sie ift nicht mit der Wahl eines Schiedsrichters zu ver— 
wechſeln, denn fie fegt jederzeit einen Staatärichter voraus, wogegen der Schiedörichter auch ein 
Privatmann fein fann. Die Benennung Prorogation rührt daher, weil durch die Übereinfunft 
der Parteien die Competenz ded Gerichts erweitert, gleihfam über ihre Grenze hinaus vers 
längert wird. Das Römiſche Recht fennt nur eine Brorogation der Termine, in Bezug auf die 
Jurisdiction fommt fie zuerft im Kanonifchen Rechte vor, doch hielt aud das Römifdhe Recht 
eine ſolche freimillige Unterwerfung für zuläffig. Die Wirfung einer gehörig geſchehenen Pro— 
rogation beftebt darin, daß das prorogirte Gericht alle Rechte und Verbindlichkeiten des eigent= 
ih competenten überninmt. Es hat deshalb in Anſehung des Verfahrens diefelben Bor: 
ſchriften wie das legtere zu befolgen und feine Ausfprüde venfelben Rechtömitteln wie dieſes 
zu unterwerfen. Streitig ift e8, ob die Parteien nachher ihren Sinn wieder ändern und das 
prorogirte Gericht verwerfen können, und ob namentlid ein einfeitiger Rücktritt ftattfinden 
fönne, oder die mutatio voluntatis eine beiderfeitige fein müjfe. Nach der Praris erſchien, 
wie bei andern Verträgen, ber einfeitige Rüdtritt als ein wirkungsloſer. 

Die preußifhe Gerichtsordnung beftimmt, daß, wer ſich ald Beflagter auf die Borladung 
des Gerichts, welches nicht das gehörige ift, geftellt und, ohne die Incompetenz zu rügen, die 
Klage beantwortet, audy im Fortgange det Procefled den Gerihtäftand dieſes Gerichts aner- 
fennen müffe, und fennt fo auch eine ſtillſchweigende Prorogation. ®) 

Bei der vorgedachten großen Anzahl von Gerihtöftänden ereignet es fich leicht, daß für die— 
jelbe Sache zugleid; mehrere derjelben competent find; dies nennt man eine Goncurrenz der Ge: 
richtsſtäude. Der Kläger hat in der Regel die Wahl, an welches viefer Gerichte er fi wenden 
will. Das Gericht nun, bei welchem dies zuerft geſchieht, erhält dadurch eine ausſchließliche 
Eompetenz vermöge der Prävention. Diefe hat gemeinhin dasjenige Gericht, weldyes dem Be— 
Flagten die Borladung am früheften zugeitellt hat. Die Wirkung der Prävention wird als er— 
loſchen angeiehen, wenn auf die Vorladung beide Parteien ausbleiben, mogegen die Praxis das 
einfeitige Ausbleiben des Beklagten nicht für hinreichend erachtet. 

Wir wenden und zu dem zweiten Theile unfers Gegenftandes, zu den Gerichtöftänden in 
Straffaden. i 

Die fefte Anordnung der Gerichtöftände wird gerade in diefen beſonders wichtig, meil ed 
bier mehr wie in Civilſachen auf ein raſches Einfhreiten, auf eine ungeſäumte Benugung von 
Spuren und Beweijen der das Strafgefeg verlegenden Handlung ankommt, und weil daher ein 
jeder Competenzſtreit hier den Erfolg der Unterſuchung beeinträchtigt, ihn vielleicht völlig ilus 
ſoriſch madt. Im Strafverfahren fallen überdies mande Rüdjichten fort, welde in Eivil: 
ſachen auf die Zuftändigfeit des Gerichts einwirfen. Hier macht feine Wahl des Angeflagten 
und feine Brorogation das Gericht zu einem competenten, da es fidh hier um Öffentliche Inter: 
eſſen handelt, welche außer dem Bereiche der Willkür des Angefchuldigten liegen. 

Mittermaier bemerkt?), daß es nicht genug fei, daß, damit ein Gericht als zuftändig ers 
feine, es überhaupt eine Strafgerichtöbarfeit befige, daß feine Kompetenz vielmehr aud in 
einem jeden einzelnen Falle eine begründete fein müffe. Hierzu gehöre der Nahmeis, daß a) 
(objectiv) das in Frage ftehende Verbrechen in dem Bezirke, in welchem dem Gerichte die Ge— 
richtsbarkeit zufteht, begangen wurde, oder daß in dem Bezirke der Grund des Gerichtsſtandes 
in Bezug auf Wohnort oder der Grgreifung eintritt, daß b) (fubjectiv) die Berfon, gegen 
welche Die Unterfuhung geführt wird, der Gerichtöbarfeit des Nichters, der zuftändig fein joll, 
unterworfen ift, und daß c) nicht aus im Randeögefege erlaubten Gründen für den Ball an 
competenter Stelle ein anderer Gerichtshof beftellt worden ift. 

Das deutihe Strafverfahren Fennt drei gemeine Gerichtöftände: 1) den des begangenen 
Verbrechens, 2) den der Ergreifung und 3) den des Wohnorts, neben welchen noch befreite 
Serichtöftände vorkommen. 

Schon früh, in Branfreid ſchon durd eine Verordnung vom Jahre 1562, machte man das 
forum delicti commissi zu dem eigentlihen forum criminale. In ihm lagen die Beweife des 


8) Thl. I, Tit. 2, $. 160. 
9) Das deutfche Strafverfahren (vierte Auflage, 1847), Thl. 1, $. 51, ©. GN 
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Verbrechens, dem Richter am nächſten, in ihm Eonnten die Spuren der That am beſten bes 
nugt werben, auch ließ jich mander Nebenzweck der Beitrafung hier am leihteften erreichen. 

Die neuern Öefeggebungen, 3. B. die preußiſche Griminalordnung von 1805, die badiſche 
Strafproceforbnung vom 6. März 1845, $.7, das kurheſſiſche Gejeg vom 30. Det. 1848, 
$. 18, die würtembergifche Strafprocegordnung vom 22. Juni 1843, Art. 22, die thüringiſche 
Strafprocefordnung von 1850, Art. 51, erklärten deshalb aud den Gerichtäjtand des began- 
genen Verbrechens für ben eigentlich zur Führung der Unterfuhung zuftändigen, doch hatte ber: 
felbe gemeinrehtlich vor den beiden andern feinen Vorzug. Der Code d’instruction criminelle 
erfennt die Gleichberechtigung aller drei Gerichtsſtände an, und die Gefeggebungen der neueflen 
Zeit haben dem Gerichtsſtaude des Wohnorts und der Ergreifung mit dem des begangenen 
Verbrechens eine gleiche Berechtigung eingeräumt; jo Hannover in $. 21 fg. der Strafprocf: 
ordnung vom 8, Nov. 1850, Braunfhweig in $. 12 der Strafproceßordnung vom 22. Aug. 

1849. 

Art. 2 des preußiſchen Gefegesd vom 3, Mai 185219) beftimmt: „Der Gerihtäftand it 
gleichmäßig begründet 1) bei dent Gerichte des Sprengeld, in welchem die firafbare Handlung 
begangen ift, und wenn fie im Auslande begangen ift, bei dem inländifchen Gerichte, melde 
dem Orte der That zunächft belegen ift. Gehören mehrere Handlungen zum Thatbeſtande und 
find diejelben in verichiedenen Sprengeln begangen, fo ift das Gericht eines jeden dieler Spren: 
gel competent. 2) Bei dem Gerichte ded Sprengels, in welchem der Beſchuldigte wohnt oter 
fi gewöhnlich aufhält, und wenn derſelbe im Inlande feinen Wohnjig oder gewöhnlichen Auf: 
enthaltdort hat, bei dem Gerichte, in deſſen Sprengel er fih aud nur vorübergebend aufhält. 
3) Bei dem Gerichte des Sprengeld, in welchem der Bejhuldigte ergriffen wird.” Wir feben, 
dag auch Hier diefer neuern Anficht vollftändig Rechnung getragen wurde. 

Gehen wir etwas näher auf diefe drei Gerichtöftände ein, fo finden wir, mas venwedbe: 
gangenen Verbrechens betrifft, Diefen und den des Wohnorts jhon im Römiſchen Reäte vor. 
Der erftere war, als die questiones perpetuae, welde um das Jahr 605 die Lex Calpurnia in 
das Leben gerufen hatte, in Wirkſamkeit traten 11), ver regelmäßige. Es mußte an ihn jelbft der 
Berbrecher ausgeliefert werben, melden man in einem andern Bezirke ergriff. Nur mas mir 
gegenwärtig die Borunterfuhung nennen, fiel vem forum deprehensionis anheim, melde ie: 
dann den Verbrecher an das forum delicti commissi überließ. And das Kanoniſche Reät er: 
fannte das legtere für dad vegelmäßige an. Bildeten verſchiedene ftrafbare Handlungen da} 
Verbrechen, jo mar auch gemeinrechtlich das Gericht competent, in welchem Die legte, bezüglid 
die Dad Verbrechen vollendende Handlung verübt wurde. Verbleibt es bei dem Verſuche ein 
Verbrechens und ift diejer flrafbar, dann ift das Gericht des Bezirks, in welchem der Berlus 
gemacht wurde, dad competente. Handelt ed fih um eine Anftiftung zum Verbrechen, meldet 
in einem andern Bezirke ausgeführt wurde, fo ift dieſer legtere das forum delicti commiss. 
Wird ein Verbrechen auf der Grenze zweier Gerichtöbezirfe verübt, fo wird gemeinhin ein ge 
meinjhaftliches Gericht gebildet. 

Der Gerichtsſtand des Wohnorts, dad forum domieilii, wird durch die Anjicht gereitier: 
tigt, daß jemand bei demjenigen Richter, welchem er wegen aller fonftigen Forderungen unter: 
worfen ift, auch wegen Forberungen, die aus Verbrechen entftehen, zu belangen fein müſſe, zu 
mal auch für ven Angeihuldigten diefer Richter der nächte und eigentlichfte ift. Don ihm war 
der Verbrecher gefannt und an feinem Wohnorte in feiner Vertheidigung am meiften begünftigt. 
Solange das Anklageverfahren des ältern deutſchen Rechts galt, lag es nahe, die Anflage ki 
dem perjönlichen Richter zu erheben, und auch Tpäter, mo Deutichland in fo viele Fleine Staaten 
zerftüdelt und die Auslieferung eines Verbrechers wol ſchwer zu erlangen war, der Mangel 
der Gefängniffe auch vie Verhaftungen noch jeltener machte, verblieb der Gerichtäftand des 
Wohnorts ald der allein die Strafverfolgung fihernde ein häufig angewenbeter. Ein Geridtt: 
ftand ver Herkunft, ein forum originis, it dem Strafverfahren nicht befannt. Es bevari nicht 
des wirklichen Aufenthalts am Wohnorte, um daſelbſt ven Gerichtsſtand des Verbreders zu 
begründen, auch war dieſer nach gemeinem Rechte wegen größerer und geringerer Verbrechen 





10) Zuſatzgeſetz jur Verordnung vom 7. Jan. 1849 über die Cinführung des mündlichen und öffent: 
lichen Verfahrens mit Gefchworenen in Unterfuchungsjachen. 

11) Bgl. Geib, Gefchichte des römifchen Strafverfahrens, S. 487. Solange die Comitien ale de 
ausfchliegliche Behörde zur Aburtheilung der Verbrechen angefehen wurden, hatten alle Römer nur in 
Rom ihr eigentliche Forum, 
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im Anflage= und im Unterfuhungsverfahren competent. Erſt neuere Geſetze hatten den Wir- 
fungsfreis dieſes Gerichtäftandes weſentlich beſchränkt, auf geringe Vergehen, auf ſolche, melde 
nur auf den Antrag des Berlegten zu verfolgen find, und in anderer Weiſe. 

Der Gerichtsſtand der Ergreifung, welcher dem Römischen Rechte unbefannt war, ging aus 
der in den Rechtsbüchern und andern Urfunden der Vorzeit erweislihen deutſchen Anſicht her: 
vor, daß jeder Richter, bei welchem ein Verbrecher durch Aufenthalt Shug ſucht, legtern ergreifen 
und dem Strafverfahren unterwerfen dürfe, ja daß er ſelbſt bie Pflicht babe, dies zu thun. 
Da damals die Staatögebiete ſich ſtreng voneinander abfchloffen, und ein jeder Gerichtäherr fi 
beftrebte, feine Gerichtshoheit möglihft auszudehnen, jo war er auch zu Auslieferungen felten 
geneigt, und aud die Ginfiht, daß, wenn die Beftrafung nit am Orte der Ergreifung erfolge, 
Ke gar nicht erfolgen werde, begünftigte die Anwendung dieſes Gerichtöftandes. Streitig war 
ed, ob Schon der bloße Aufenthalt des Verbrechers in einem Bezirke oder erft deffen wirkliche 
Ergreifung in demfelben den Gerichtsſtand der Deprebenfion begründe. Die Flucht des Ver: 
brechers Fonnte den einmal durch Ergreifung begründeten Gerichtsſtand nicht wieder aufheben. 

Auch wo der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens ben der Ergreifung ausſchloß, be= 
hielt ver letztere Doch da feine Gompetenz, mo es darauf anfam, Fremde wegen verübter Ver— 
brechen oder Unterthanen wegen in Auslande begangener zu beftrafen. 

Der alte deutiche Grundfag, daß ein jeder nur von feinen Standesgenoſſen gerichtet werden 
dürfe, führte ſchon in frühefter Zeit zu privilegirten Gerihtöftänden. Auch die Römer fannten 
in Strafſachen ſolche Gerihtäftände, namentlih den vor dem Senate und fpäter vor den Ge— 
richten des Kaiſers. Ein jeder folder Gerichtsſtand ift ein Recht dedjenigen, welder einen 
jolden bat, und man ging wol zu weit, wenn man annahm, daß diefem Rechte nicht Hätte ent= 
fagt werden dürfen, weil die Standesvorrechte untrennbar mit der Perſon des Berechtigten ver— 
bunden und ald von dieſer untrennbar gedadht werden müßten. 

Bir haben bei den privilegirten Givilgerihtsftänden ſchon bemerkt, welche Einwirkungen 

die Anſchauungen der Neuzeit auf diefelben äußerten. In gleicher Weile befeitigte die Neuzeit 
auch die privilegirten Gerichtöftände in Straffachen, melde die fonft von ber gewöhnlichen Ge— 
richtöbarfeit Eximirten auch in Strafſachen nur den Obergerichten unterftellten. Die fhon oben 
gedachte preußiſche Verordnung vom 2. Jan. 1849 hob aud die ftandesherrliche, ſtädtiſche und 
Patrimonialgerihtöbarkeit in Civil- und Straffahen auf und beſtimmte, daß fortan die Ge— 
richtsbarkeit überall nur durch vom Staate beftellte Gerichtsbehörden jollte ausgeübt werden 
fönnen. Bei der Wieverberftellung des privilegirten Gerichtsſtandes der vormals Reichs— 
unmittelbaren beftinmte die bereitd erwähnte Verorbnung vom 12. Nov. 1855 wegen des Ge- 
richtsſtandes derfelben in peinlihen Sachen, daß dem Angefhuldigten, wenn er nad) der In— 
fruction vom 30. Mai 1820 ftatt eines Aufträgalgerichts den Gerihtöftand vor dem Ober: 
gerichte wähle, oder wenn ed fid um im Föniglichen Dienfte begangene Vergeben und Verbre— 
hen handle und der Angeihuldigte nicht zu den Häuptern, ſondern Mitgliedern folder Fami— 
lien geböre, das Obergericht dad competente fein Tolle, in deſſen Bezirf die ftrafbare Hand- 
lung verübt wurde. Die Entiheidung fol dann in erfter Inftanz von fünf und in zweiter 
Inftanz von ſieben Mitgliedern diefes Gerichts und, mas hieraus von felbft folgt, ohne Mit- 
wirfung von Geſchworenen geſchehen. Es war feine glüdliche Zeit für Preußen, melde ſolche 
Rüdihritte auf der Bahn der Reaction möglih machte; unter dem Minifterium, welches jeit 
dem 8. Nov. 1858 in Function getreten ift, würden ähnliche Gefege die Zuftimmung aller 
Bactoren der Gejeggebung nie erlangt haben. 

Es ift in Preußen die Militärftrafgerihtdorbnung vom 3. April 1845, welche den zweiten 
Iheil des Militärſtrafgeſetzbuchs bildet, die für alle ver Militärgerihtsbarfeit Untermworfenen 
einen bejondern Gerichtöftand auch jegt noch conftituirt und ſich auch ſelbſt auf verabſchledete Offi- 
ziere erſtreckt. Auch die Verordnung vom 2. Jan. 1849 läßt e8 bei diefer Ausnahmeftellung 
des Militärs beivenden. 

Es würde zu weit führen, wollten wir und die noch fortbeftebenden privtlegirten Gerichts— 
fände außerhalb Preußens weiter vergegenwärtigen. Nur in Betreff der Geiftlichen be- 
merfen wir noch, daß überall da, wo, wie in Preußen, die geiftlichen Gerichte aufgehoben 
find, die Strafgewalt der geiftlichen Obern fi auf die Verhängung von Disciplinarftrafen 
beihränft und von einem befondern Gerihtäftande der Geiftlichen eigentlich nicht mehr geredet 
werden fann. 

Verſchieden von dem privilegirten Gerichtöftande ift die fogenannte Erterritorialität, nad 
welcher vermöge des Völkerrecht gewiffe Perfonen, jouveräne Fürften, Gejandte u. ſ. w., den 
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Landesgerihten nicht unterworfen find. Doc find au gegen ſolche Verfonen alle ſolche Mag: 
vegeln gerechtfertigt, die aus der Handhabung der Sicherheitäpoligei hervorgehen und durch 
dieſe geboten werden. 

Bejondere Gerichtsſtände finden jich auch wegen Jagd:, Forſt-, Zoll:, Steuer:, Stempel: 
u. f. w. Vergehen vor, doc pflegen die Entſcheidungen der für ſolche Bälle competenten Bebör: 
den nur ald vorläufige betrachtet zu werden, gegen welche auf die Entſcheidung des font com: 
petenten Strafgerichts provorirt werden fann, indem ed dem Verurtheilten frei fteht, im einer 

beſtimmten präcluſiviſchen Friſt auf rechtliches Gehör anzutragen. 

In Preußen hat das Geſetz vom 14. Mai 1852 demjenigen, welcher die Polizeiverwaltung 
in einem beftimmten Bezirke auszuüben befugt ift, es geflattet, wegen dieſen Reffort betreffen: 
der Übertretungen die Strafe vorläufig durd eine Verfügung fetzufegen, gegen melde eben: 
falls auf rechtliches Gehör provoeirt werden fann. Auch dies Geſetz war eine Gonceilion, 
welde die Reaction den wieder erwadten Beſtrebungen, Standesvorrechte geltend zu machen, 
bewilligte. 

Was man in den Gejege vom 14. Mai 1852 in Preupen nad unten hin in Betreff ver ge: 
tingften Berlegungen des Strafgelegeö that, geſchah in viefem Staate bald nachher auch nad 
oben hin, in Anfehung der ſchwerſten Verlegungen des Strafgefeges, die man ebenfalls ihren 
ordentlichen Gerichtsſtande entzog. Es war das Geſetz vom 25. April 1853, betreffend die 
Competenz ded Rammergerihtd zur Unterſuchung und Entſcheidung der Staatäverbreden und 
das dabei zu beobachtende Verfahren, welches die Verbrehen des Hoch- und Lanvedverrarht, 
der Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder des Föniglihen Haufes und gewiſſe fein: 
jelige Handlungen gegen befreundete Staaten einem bejondern, ohne Geſchworenen serban: 
delnden Staatsgerichtshofe überwied und diejelben in eine Ausnabmeitellung brachte. 

Auch andere deutſche Staaten, namentlih Hannover, Sabien: Weimar, die jhwarzkurgi: 
ſchen Fürftenthümer u. ſ. w., haben theils ebenfalls Staatsgerichts höfe conftituirt, theile bei den 
gedachten Verbrechen die Mitwirkung der Geihmworenen ausgeſchloſſen. Die Staatigeriätt: 
böfe ſchneiden tief verlegend in das conftitutionclle Xeben ein, und Die wiedergefräftigte Re: 
action hat darum in ihnen eine ihrer mächtigſten Stügen gefunden. 

Zuweilen fordert das Gintreten eines befondern Verhältniſſes die Beſtimmung eines an: 
dern ald des zuftändigen Strafgerichtsſtandes. . Ein foldes liegt namentlich im der ſchon oben 
erwähnten Gonnerität. Ein forum connexitatis fommt dann In Frage, wenn mehrere Per 
ſonen, welde verſchiedene Gerichtöftände haben, gemeinſchaftlich ein Verbrechen begehen. 
wird dann gemeinhin angenommen, daß der Gerichtäftend, welcher für den Urheber zuftändig 
ift, auch die Unterfuhung gegen alle Theilnehmer, Gebülfen und Begünftiger des Verbredens 
nach ſich zieht. Doch ift dies nicht gemeinrechtlih, Landesgejege müflen ed anorpnen. 

Hat jemand in verſchiedenen Gerichtsbezirken Verbrechen verübt, jo ift gemeinrechtlich jener 
diejer Gerihtöftände für das bei ihm verübte Verbrechen zuftändig. Doch macht die Schwierig 
feit und oft auch felbft vie Unmöglichkeit, den Angeſchuldigten, wenn er die eine Strafe erlitten, 
an dad andere Gericht zur weitern Beftrafung wegen des bei diejem verübten Verbrechens auf: 
zuliefern, es jehr rathjam, einem ber competenten Gerichte die ſämmtlichen Unterſuchungen ju 

‚ überlaffen. 

Particularrechtlich ift ed gewöhnlich, daß, wenn eind der begangenen Verbrechen mit der 
Todesſtrafe bedroht iſt, das für dieſes Verbrechen competente Gericht auch für alle übrigen Ber: 
brechen für das zujländige erachtet wird. 

Wo nur eine ideelle 1%) Concurrenz vorliegt, kann ſelbſtredend nur ein Gerichtäftand ju: 
ſtändig fein. Gin Gerichtsſtand der Wiverflage ift, felbit nach dem Anflageverfahren, in Stra; 
ſachen nicht anzunehmen. 

Der Zuftänpigkeit eines Gerichts fteht deſſen Unzuftändigfeit oder Inconipetenz entgegen. 
Es liegt im Öffentlichen Intereffe, und es ift auch der Erfolg der Unterſuchungen febr oft daden 
abhängig, bei welchem Gerichte diefelben geführt werden. Es war dies unter der Herrſchaft vd 
geheimen fchriftlichen Verfahrens jedoch noch in einem viel höhern Grade ver Fall, ald ed da if, 
wo Mündlichkeit und Offentlicfeit bereits über diefes den Sieg errungen haben. Aber el 
fönnen Gründe der Zweckmäßigkeit dennoch nie dazu ausreihen, einem Bürger das Recht zu 
entziehen, von feinem zufländigen Nichter gerichtet zu werden. Zuftändig iſt ein Gericht abet 

12) Diefe ift vorhanden, wenn eine und diefelbe Handlung die Merfmate mehrerer Verbrechen oder 
Bergehen in fich vereinigt. 
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nur dann, wenn ed nad den beſtehenden gejeglihen Anordnungen befugt it, in dem concreten 
Falle die Unterfuhung zu führen, unzuſtändig dann, wenn ihm diefe Befugniß mangelt. 

ALS leitende Grundfäge in Betreff der Incompetenz nimmt Mittermaier 13) folgende an. 
1) Eine von einem unzuftändigen Gerichte gepflogene Verhandlung und ein von einem ſolchen 
Gerichte gefälltes Urtheil jind nichtig. 2) Der Angeihuldigte kann die Unterwerfung unter 
einen unzuftändigen Richter verweigern und zu jeder Zeit die Unzuftändigfeit nachweiſen, und 
zwar ebenſo 3) wenn ein unzuftändiger Richter eine Unterfuhung gegen ihn vornehmen, als 
wenn ein folder ein Strafurtheil fällen mil. 4) Das Schweigen des Angefchuldigten, der ji 
einem unzuftändigen Richter unterwarf, heilt die Unzuftändigfeit da, mo der Angeklagte ſchul— 
dig und in der Lage war, die Unzuftändigfeit geltend zu machen, fofern diefe Unzuftänpigfeit 
nicht abſoluter Natur ift. 

Die neuen deutſchen Gefeggebungen ftellen im Intereffe dev Vermeidung von Nichtigkeiten 
die Unterfheidung auf, ob a) ein abfolut unzuftändiger Richter, d. h. ein Nichter, welchem gar 
teine Strafgerihtöbarfeit zuftand, unterſuchte, und b) ob nur ein folder, der zwar Strafge: 
richtsbarkeit hat, aber in dem concreren Falle nicht zuſtändig war, dies that. Died thut z.B. 
in $. 21 und 22 die preußifche Griminaloronung von 1805, welde im erften Falle das 
Verfahren für ein völlig nichtiges erachtet 1%), im zweiten Bulle aber Died an und für ſich nicht 
für eine Nullität anfieht und nur ven Gerichten, welche ihre Gompetenz überfchreiten, Orb: 
nungäftrafen androft. Nach Art. 5 des Geſetzes vom 3. Mai 1852 muß in Preußen die 
Ginrede der Incompetenz, melde jih auf die Örtliche Begrenzung des Gerichtsbezirks gründet, 
bei Verluſt verjelben, bei der erften Vernehmung über die Beihuldigung geltend gemacht wer: 
ven. Von Amts wegen fann eine Incompetengerflärung nicht mehr ausgeſprochen werden, fo- 
bald über die Eröffnung der Unterjubung Beſchluß gefaßt worden if. Findet (Art. 7) ein Ge- 
richt, daß die Ihat, welche ven Gegenftand der Verhandlung bildet, eine feine Gompetenz über: 
ihreitende ftrafbare Handlung darftellt, fo muß es jeine Incompetenz dur ein Erfenntnip 
ausſprechen. 

Eine Colliſion verſchiedener Gerichtsſtände, ein Zuſammentreffen derſelben tritt ein, wenn 
mehrere zur Strafgerichtsbarkeit überhaupt (in abstracto) zuſtändige Gerichtsſtände ihren Ge— 
richtszwang in der nämliden Sache ausüben wollen. Es kann died zwifhen Gerichten ver: 
ihiedener Staaten und auch deifelben Staates der Fall fein. Nah der gewöhnlichen Anſicht 
entſcheidet bier die Prävention. Die unter den Gerichten herrſchende Eiferſucht und das Ber: 
langen, die Früchte der Gerichtäbarkeit möglichft zu vermehren, erzeugten oft das Beftreben, ein- 
ander gleihjam ven Rang abzulaufen. Staatöverträge müſſen hier die befte Richtſchnur ab- 
geben und, wo diefe fehlen, die Grundſätze über die Auslieferung und die Beftrafung der im 
Auslande verübten Verbrechen. Hat die nämliche Berfon im Inlande und im Auslande Ver: 
brechen verübt, dann zieht regelmäßig das inländifhe Gericht auch die im Auslande verübten - 
Verbrechen an ji; fo nad der badiſchen und meiningifhen Strafproceforbnung. Bindet die 
Gollifion zwiſchen mehreren inländifhen Gerichten ftatt, dann gibt die Prävention die Entjgei: 
dungsnorm, in Preußen, wie wir jahen, der Antrag der Staatsanwaltſchaft. Sollten zu gleicher 
Zeit von verjhiedenen Gerichten Bräventionshandlungen vorgenommen fein, dann entſcheidet 
am füglichften wol das höhere Gericht. Die Anfihten einiger, z. B. Brauer's und Meifter's, 
dad Los entſcheiden zu lajfen, hat wol daß gegen jih, daß ed unpaflend erſcheint, gleichſam das 
Shidjal des Angeklagten von dem Ausfalle eines Loſens abhängig zu mahen. Das dem An: 
geſchuldigten ein Widerſpruchsrecht bei ver Beſtimmung des Gerichtö nicht zufteht, ift wol nicht 
zu bezweifeln. Die Flucht des Angeklagten hebt die Wirkung der Prävention nit auf, wol 
aber ein endliches, von einem andern Gerichte gefälltes Urtheil. 

Das Verhältniß der Gerichte verjchiedener Staaten zueinander führt auch nod auf die 
Orundfäge wegen Auslieferung der Verbrecher. Es war ftetd anerkannt, daß eine allgemeine 
Pflicht zur Auslieferung von feiten der Staaten gegeneinander nicht befteht, und daß nur unter 
vielfahen Beſchränkungen aus völferrechtlihen Rückſichten die Auslieferung zugeitanden wer: 
den kann. Auch zur Zeit der deutſchen Reihöverfallung erfannten die einzelnen deutſchen Staa⸗ 
ten die Pflicht, ſich gegenſeitig Verbrecher auszuliefern, nicht an. Nur ſoweit wechſelſeitige Ver— 
träge deshalb beſtanden, erfolgte die Auslieferuug. Eine unbedingte Auslieferung, insbeſon— 
dere politiſcher Verbrecher, führt zu den größten Härten und ſteht mit dem Gaſtrechte, welches 





13) A. a. O., ©. 39. 
14) Hannoveriſche Strafproceßordnung, $. 215; badiſche Strafproceßordnung, $. 291. 
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jeder Fremde zu beanfpruchen fo wohl befugt ift, im grellen Widerfprucde. Der Staat, welder 
einen Flüchtling bei jih aufnimmt, wird diefen, folange er ſich tadellos beträgt und des Schutzeß 
nicht unwürdig ſich gemacht hat, nicht ohne weiteres von ſich ſtoßen und audliefern können, be: 
fonders dann, wenn die Anflage das Erzeugnih vorübergehend geltender politifher Anſichten 
der gerade herrihenden Partei if. Wie fehr man dies jeverzeit ald richtig anerfannte, beweiſen 
die unzähligen Verträge, melde die verſchiedenen Staaten miteinander wegen der Außlieferung 
abſchloſſen 15), und in welchen die Auslieferung gemeinhin nur dann gefordert werben fann, 
wenn es ein gemeine Verbrechen ift, wegen deflen die Auslieferung geforbert wird. 

Ein Bundesbefhluß vom 18. Aug. 1836 enthält die Verpflichtung aller deutſchen Staaten, 
ſich gegenseitig diejenigen Individuen auszuliefern, welche ſich beftimmter, in diefem Beihlufe 
bezeichneter Verbrechen ſchuldig gemacht haben. 

Wenn ein Auslieferungsgefuh an einen Richter ergeht, dann wird er zunächſt bei feine 
vorgelegten Behörde Verhaltungsbefehle einzuholen haben und nie ohne directe Anmeilung 
eine Auslieferung zu bewirken ermächtigt fein. Wenn ein Staat von dem, welcher mit ihm 
einen Auslieferungsvertrag ſchloß, eine Auslieferung verlangt, dann kann dies nur wegen auf: 
drüdlih im Vertrage gedachter Verbrechen gefhehen. Schreibt ein Staatsvertrag überhaupt 
die Auslieferung wegen Verbrechen vor, dann tft nicht anzunehmen, daß unter Dielen Verbreden 
auch politifche oder Polizeiübertretungen gemeint find. Der eigene Unterthan darf nie ausge: 
liefert werden. Einem Auslieferungsgefuhe kann nur dann nahgegeben werden, wenn die 
Aufforderung in der deshalb vorgefhriebenen Form geihah, dem zur Auslieferung aufgefor: 

derten Richter der Nachweis geführt ift, dag der auffordernde Richter ver zuftändige if, das 
Berbrechen, wegen deſſen die Auslieferung verlangt wird, genau bezeichnet ift, und ih zugleich 
aus der Requifition der fremden Behörde ergibt, daß die Beihuldigung eine hohe Wahridein: 
lichkeit für fich hat. Aber auch dann wird noch der requirirte Richter fich nie entbrechen fünnen, 
auf das forgfältigite da8 Verlangen zu prüfen, und demfelben nur dann ftattgeben, wenn e 
als ein unbedenkliches erfcheint. übrigens gilt auch das Recht ver Retorſion, ſodaß ein Staat 
in Betreff ver Auslieferungen einem Staate nit mehr gewährt, ald ihm von dieſem wieder zu: 
geftanden wird. 8. Triefi. 

— „ſ. Socialismus und Communismus und Socialismus feit 1848. 

or und Pitt. (Politifhe Parteien; Miniſterialpartei und Oppofitien; 
Toried und Wbhigs.) I. Für die Entwidelung ver Verfaffungsgrundfäge, der Politt 
und ver Parlamentsberedſamkeit Großbritanniens bildete ſich feit der zweiten Hälfte ded legten 
Jahrhunderts eine neue Epoche. Sie wurde bemirft durch ein doppeltes Baar auperorbentlider 
Staatdmänner und durch deren gegenfeitige Kämpfe. Diefe Männer find Walpole und fen 
großer Gegner, der ältere William Pitt, nahmals Lord Chatham, vielleicht der edelſte und 
größte aller britifhen Stantdmänner und Redner (f. Chatham), ſodann ein Menihenaltt 
fpäter Chatham's Sohn, der jüngere William Pitt, und jein Gegner For. Wie in die Zeit tt 
öffentlichen Wirfensvon Walpole und Chatham nebft dem Siebenjährigen Kriege die Revolution 
von Nordamerifa fällt, jo ninnmt in dem Wirkungsfreife von Pitt und For die Franzoͤſiſce 
Revolution die Hauptſtelle ein. Pitt ven Jüngern und For hat ihr lebenslänglicher Kant, 
welden fie an der Spite von den zwei politifhen Hauptparteien der freieften und mächtigen 
europäiſchen Nation in ven größten Angelegenheiten ver neuern Zeit und um die beiden Hau: 
rihtungen der britiihen und europäiihen Politik mit den auferordentlihiten Kräften gegen: 
einander fänpften, für die geſchichtliche Betrachtung faftungertrennlich verbunden, das „Staatt- 
Lexikon“ will fie nicht trennen, 

11. Charles James For war der nachgeborene Sohn einer neuadelichen Familie in Wil: 
fhire. Sein Großvater Stephan For, der Gründer des Chelfeahospitals, wurde wegen feiner 
Verdienfte um das Haus Stuart nad deſſen Wiederherftellung zum Ritter gefchlagen und jun 
Lord der Schagfanımer ernannt. Sein Vater, ebenfalld ein eifriger Tory und vermäblt mit 
einer Tochter eines natürlichen Sohns von Karl Il., wurde von Georg III. 1763 ald Baren 
Holland zum Peer erhoben. Unfer For wurde am 18. Jan. 1748 geboren. Gin Knabe von 
den glüdlichften förperlihen und geiftigen Anlagen, wurde Kor von feinem Vater, einen 
Manne von dihteriihem Vermögen, von Beredfankeit und reihem Ginfommen, mit viel 





15) Liman zählt in feinem Gommentar zum preufifchen Strafgejep (Berlin 1859), ©. 551, al! 
Berträge, welche Preußen deshalb abgeſchloſſen hat, auf und liefert fo den Beweis von dem großen 
Umfange der hierher gehörigen gefeglichen Befimmungen nur allein in Bezug auf Preußen. 
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Liebe erzogen. Sein Geift wurde auf britifche Weife in die Meifterwerke des claffiihen Alter- 
thums und der vaterländifhen Literatur eingeweiht, beiler als leider fo viele Jünglinge 
unferer deutfchen Schulen, welche, ftatt mit tüchtigem Leſen der Alten, mit immermehr an: 
ihmellenden grammatikaliſchen und kritiſchen Regeln beſchäftigt, vor lauter Bäumen den Wald 
nicht ſehen. Ebenfalls auf britiſche Weiſe wurde der künftige Staatsmann frühzeitig auf der 
Schule durch die übungen und Wettkänipfe der Schüler in politiſchen Debatten, ſowie * 
die Aufforderung des Vaters, ihm über Staatsſachen unbefangen ſeine Anſicht darzulegen, i 
das großartige politiſche Leben des Vaterlandes eingeführt und zur politiſchen und ————— 
Tüchtigkeit herangebildet. In England glaubt man nicht die Jünglinge zu Staatsmännern, 
Rednern, Patrioten, überhaupt zu wahrhaften Männern von tüchtiger edler Geſinnung bilden 
zu können, wenn man ihnen die Theilnahme an vaterländiſchen und politiſchen Gefühlen und 
Meinungen, ja patriotiſche Lieder zu Verbrechen macht. Zugleich wurden dem Knaben und 
Jünglinge For auf den Schulen zu Weſtminſter und Eton, auf der Univerſität Oxford und auf 
feinen wiederholten großen Reifen mit dem höchſten Grade der Freiheit, welcher der englifdhen 
Erziebung ebenfalls eigenthümlich ift, die reichften Mittel der vornehmen englifhen Verſchwen— 
dung eingeräumt, deren große Gefahren wenigſtens edle, kräftige, von höhern Ideen befeelte 
Naturen, wie For, endlich überwinden. Als nad dem Tode feines Vaters trog deifen großen 
Einnahmen i in einer Verwaltung deffelben ein Deficit von 11/, Mi. Pf. St. zur Sprade Fam, 
äußerte For: „Über 500000 Pfund kann ich Auffchiuß neben, die habe ih durdgebradt. 
Mein Bruder wird eine gleihe Summe auf ſich nehmen, und die übrigen 500000 waren wol 
für meinen Vater nicht zu viel.‘ Und doch hatten felbft die fo reichen väterlichen Mittel der über— 
triebenen Liberalität und Jugendluft des Sohnes nicht genügt. Bei dem allgemeinen Glauben, 
daß er wegen Kinderlojigfeit feines ältern Bruders die Peersdotation erben werde, hatte Bor 
von den Juden zulegt zu 500 Proc. Gelder geborgt. Mit feinen beitern freien Geift erwiderte 
er indeß die unerwartete Nachricht von der Geburt eines Neffen, des nachmaligen Lord Holland, 
anjpielend auf den Untergang des Judenthums durch die Geburt des Meſſias, mit den Worten: 
„Uns ift ein Knäblein geboren.” Doch hatte ihm der Vater bei feinem frühzeitigen Tode nebit 
baarem Gelde noch ein prächtiges Landgut, Kingsgate, auf der Oftfüfte von Kent, überhaupt 
ein Einfommen von 4000 Pf. St. hinterlaſſen fönnen. 

Unter den angedeuteten glücklichen Verhältniffen entwickelte der reichbegabte Jüngling zus 
gleich mit der alle Herzen geminnenven heitern Gutmüthigkeit und Offenherzigfeit und mit der 
anmutbigen Bildung feine großherzige, freie, männliche Geſinnung, ſeine natürliche, Geiſt und 
Gemüth ergreifende, reiche und feurige Beredfamfeit. Er wurde im vollften und ebelften Sinne, 
wie man allgemein ihn nannte, „der Mann des Volkes”. Unter denjelben Ginflüffen aber ent: 
wickelte ſich vielleicht aud ein gewiffer Mangel an falter, forgfältiger Überlegung und Berech— 
nung, an gedultiger Erwartung und gleihmäßig angeftrengter Vorbereitung der äußern erfah— 
rungsmäßigen Bedingungen zur Verwirklichung feiner großartigen Ideen. 

Schon ald faum zwanzigjähriger Jüngling trat For 1768, durch väterliche Vermittelung 
zum Repräfentanten eines Fleckens ernannt, in das Parlament des freien Großbritannien, 
auf diefen großartigften Schauplag dffentliher Wirkfamfeit in der heutigen Welt. Bon feinem 
Pater zum Tory erzogen, unterftügte er anfangs und in&befondere gegen Wilfes mit fo glän: 
zendem Erfolge vie Minifter, daß er aldbald zum Commiffar der Apmiralität, dann zum Com— 
miffar der Schatzkammer ernannt wurde. Doch bald und vorzüglich ſeitdem die großen Ver: 
handlungen über die Freiheit der Nordamerikaner die edeln Grundfäge feiner freiheitsliebenden 
Seele ausbildeten, wurde er Gegner der toryiſtiſchen Politik. Den Ideen und Geſinnungen des 
edeln Chatham huldigend, verband er ſich im Unterhauſe mit jener Schar glänzender Geiſter, 
welche, geſtützt nicht auf beſtehende Ausartungen und Misbräuche, ſondern auf die höchſten 
Grundſätze britiſcher Verfaſſung, mit Feuer die Ungerechtigkeit gegen die Colonien bekämpften. 
Schnell zum Manne gereift, ſtand er zur allgemeinen Überraſchung als Whig an der Spitze der 
Oppoſition. So auferordentlihem Geifte und Talente überließen auch die berühmten Whigs 
im Oberhaufe, mie die Lords Shelburne, Portland, Chatham, Samden, die Führung ihrer Partei. 
Nie, wie ſchwächliche Geifter, durch die Misbräuche der Freiheit zur Untreue gegen jie ſelbſt 
verleitet, nie feine Grundfäge den Umſtänden aufopfernd, blieb For aud in allen Schreden der 
Franzöſiſchen Revolution ihr feurigfter Vertheiviger. Er blieb unerihüttert und unbeftochen, 
ald, erſchreckt durch jene Greuel, als, befiegt durch die Ginflüffe des langen Minifteriums des 
gewaltigen Pitt, ald, geblendet durch die von Pitt jorgrältig genährten Leidenſchaften des Kriegs, 
des Nationalhafles und Nationalftolzes, immer mehr Bundeögenofien, zulegt alle, - bis zu 
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faum noch zwanzig Stimmen, auf die Seite der freiheitsfeindlichen Minifterialpolitik hinüber: 
traten. Ihränen ded Schmerzes Eonnte der Abfall und die unwürdige Freundſchaftsauftündi— 
gung felbft feines älteften Freundes Burke feinem feelenvollen Auge entloden. Sein freier und 
großer Geift aber fonnte über die wahren Grundfäge der Freiheit und die weſentliche Natur 
und Nothwenvdigfeit der Franzöſiſchen Revolution, der britiichen und europäifchen Neform nict 
getäufcht werden. Was früher ver Anblid und die Furcht der Misbräuche nicht vermochten, dad 
gelang auch jegt nicht dem abtrünnigen Burfe und feiner ebenſo geift: und phantafiereiden als 
leidenſchaftlichen und jopbiftifchen Vermiſchung von Wahr und Falich zur Vertheidigung des 
toryiftifchen Ariſtokratismus. Fox mochte freilich nicht, wie viele andere Zeitgenoffen, dieſen 
reihbegabten Staatsmann und Schriftfteller für den feinften Berechner und Jejuiten halten, 
wenn auch dieſes äußerlich dadurch unterfügt wurde, daß Burfe arın war und des allmächtigen 
Miniftersd Gunft durch poetiiche Ausſchmückung ver nadten torvitiihen und engberzigen mini: 
fteriellen Grundſätze eintaujchte.!) Das aber mußte für For immer klarer werden, was Chal 
mers von Burfe urtbeilte, daß er bei einer einmal zur Vertheidigung ergriffenen Anfiht id 
dur glühende Einbildungsfraft und Schultheorien weit über alle Wahrheit hinausreißen lief 
und daß er, wie Goldſmith fagte, feine unvergleihlihen Talente, ſtatt fie zum Beiten der Menſt 
heit anzuwenden, blos zur Unterſtützung feiner Bartei gebraudte. So wird jeder unbefangen 
prüfende Leſer bei Burke's leivenjchaftliher abfoluter Verwerfung der gegen vie jheuhlihie 
Verderbniß unternommenen Franzöſiſchen Revolution, aller ihrer Grundſätze und aller ihrer 
Werke urtheilen müſſen. So indbefondere, wenn Burfe jelbft in der eriten franzöſiſchen Con: 
ftirution nichts als Irreligiofität, Anardie, Laſter und Glend finden wollte. Und muf man 
nicht vollends jo oder noch ſchlimmer urtheilen, wenn man es hörte over las, wie furz vorber 
derielbe jegt jeder Neuerung abholde Vertheidiger der Autorität und alles gefchiätlisen me: 
narchiſchen und ariftofratifhen Rechts nicht etwa ald unbedachtſamer Jüngling, nein, alt ein 
gerceifter Staatsmann von funfzig Jahren mit dem binreigenpften Feuer der Begeiterung, 
mir allen Donnern feiner Beredfamkeit für die Revolution und den blutigen Bürgerkrieg der 
Norvamerifaner, für ihre auf die Erklärung der Menſchenrechte gebaute demokratiſche Freiheit 
ftritt, wenn man lad, wie derielbe bald nachher mit niederfchmetternder Beredſamkeit und ide: 
nungslofer Härte gegen den angeflagten Gouverneur Haſtings deſſen angebliche torviſliſte 
Misbräude auf Leben und Tod verfolgte, wie er endlich nach früherer Bemühung, vie Kront 
ihres halben Einkommens zu berauben, in des Königs vorübergehender Geiſteskrankheit ven 
greifen Monarchen auf das empörendſte herabfegte und ſchmähte! Wer diejes alles lad, gemif 
der braucht nicht von der ihm zum Lohn feiner jpätern Vertheidigung der ariftofratiichen um 
monarchiſchen Autorität zu Theil gewordenen großen Penjion (von 40000 Fl.) Argumente 
gegen die gewiffenhajte Prüfung diefer Vertheivigung herzunehmen. Kann mul je ein reine 
Freund der Freiheit aus Überzeugung ein Sachwalter ded Despotismus werden, wie Sheribun 
nicht mir Unrecht Burke nennt? Auch wird man in Burke's Reden und in feinem Werke utrt 
die Franzöſiſche Revolution nur zu oft in Ausführungen, die übrigens durch alle Vorzüge reide 
Kenntniß und Vhantafte, herrlicher Darftellung und felbft eines Anſcheins von glüheuder it: 
licher Wärme anzieben, unwillfürlih an jene unglückliche Geihichte von Dolce erinnert. Ginf 
nämlid in einer der feurigften Reden gegen die verpefteten Franzoſen, nach längerer Ausfub- 
rung, daß ſelbſt Hinter ihren brüderlichen Küffen die Erdolchung lauere, zog Burke plöglid 
einen Dolch, den er zu diefem Zwecke in Papier gehüllt zu Haufe zu ji geſteckt hatte, aus jeinet 
Einhüllung, ſchwang ihn in erfünftelter höchſter Steigerung feiner moralifchen Begeiflerun 
einigemal in der Luft und fchleuderte ibn dann voll Abſcheu zu den Füßen des Spredert. Dot 
ein allgemeines Gelächter des Hauſes war diedmal die Belohnung des Rhetors. 2) 
Ungeirrt alfo durch folde Ausführungen, durfte Kor fortfahren, die Franzöſiſche Revolution 
eine der glorreihiten Begebenheiten der Geſchichte und wohlthätig für alle Völker zu nennen 
und nicht in der Freiheit, fondern ebenjo wie in deren Misbrauche, auch in ihrer Anfeindung, 
Unterprüdung over Bedrohung die wahren Gefahren zu finden. Er kämpfte mit feinen Fteun 
den, wie früher gegen die Unterdrückung Amerikas, fo jegt gegen die friegerifch intervenitende 
Politit zur Neftauration der Bourbonen. Er kämpfte beharrlich fein ganzes Leben hindurd für 
die religiöfe und bürgerliche Freiheit und den Fortſchriit des menſchlichen Geſchlechts, für Ab 
ſchaffung der Negerfflaverei, des Eorporationd- und Tefteides, für die unterdrückten Irländet 


1) Küttner, Beiträge zur Kenuiniß des Innern von England, XIV, 12. 
2) Küttner, a. a. O S. 14. 
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umd Djtindier, für ver Diffenters und der Katholifen Emancipation und für Parlamentsreform. 
Aud die Horderungen der Bernunft und Menſchlichkeit find ja— dies vergeflen die Hiftoriichen 
— nit blos natürlich, jondern hiſtoriſch und eine heilige Autorität, fogar die ältefte, fo alt als 
die vernünftige Menſchheit. Sie find die wahren hiftorifhen Grundideen jeder achtbaren, jeder 
vernünftigen Verfaſſung und indbefondere, wie Bor mit Recht überzeugt war, der engliſchen. 
An diefer aber, an der Verbindung von Monardie, Ariftofratie und Demokratie bielt For ſtets 
jet. Unerſchüttert ftand er, ald die meiſten Whigs Pitt's ultratorviftiihen Mapregeln zuftimm- 
ten, und als jegt jogenannte alte Whigs von den jungen ji trennten, in der höchſten Ausbil- 
dung der whigijtiihen Freiheitsgrundfäge ald Vorgänger der neuern Whigreformen an der 
Spige feiner kleinen Schar von Getreuen, der heiligen Schar, wie das Volk jie nannte. Wäh— 
end der Furzen Perioden feiner Minifterien bewährte er jih insbeſondere als meifterlidhen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. Allen fremden Miniſtern und Gefandten flößte 
feine Geradheit und edle Bildung und jein umfajlender Geiſt Zutrauen und Achtung ein. Die 
jonft den untergeordneten Beamten überlaffenen Noten und Staatsſchriften trugen jegt, aus 
feiner eigenen deder fommend, das Gepräge feiner genialen Tüchtigfeit. 

William Pitt der Jüngere, ebenfalls ein nadhgeborener Sohn aus einer neuadelihen, aber 
nicht reihen Familie, war der dritte Sohn von Lord Chatham, welchen Georg II. 1766 zum 
Grafen und Beer ernannt hatte. Gr wurde am 28. Mai 1759 auf einer Reife feiner Altern in 
Franfreih geboren. Pitt, ein Siebenmonatdfind und körperlich ſchwächlich, aber von außer: 
ordentlihen Beiftesanlagen, wurce unter der jorgfältigften Aufſicht feines Vaters erzogen. Bis 
zu feinem vierzebnten Jahre war im väterlihen Haufe der nahmalige Kanonifus Dr. Wilfon 
fein Erzieher. Dann bereitete er ji unter der Leitung ded nahmaligen Biſchofs Prettuman 
auf der Univerfität Cambridge zur Ausübung der Rechtögelehrjamfeit vor. Auch er aber bildete 
ich zugleich in den mit feinen Studiengenoffen angeftellten politifchen Debatten und dur Reden 
aud dem Stegreife auf die zweckmäßigſte Weiſe dialeftiich und rhetorifch aus. Bei angeftrengtem 
Fleiße und jehr regelmäßigen Leben erwarb Pitt zugleih mit einem durch die alte und neue 
claſſiſche Literatur ausgebildeten Geifte einen großen Umfang gründlicher, wohlgeordneter 
Kenntniffe, vorzüglich in Mathematik und Geſchichte, in dem Rechte und in der Finanz: und 
Nationalwirtbihaft feines Vaterlandes. Die fledtenloje, niemals aud nur einem Argwohne 
Raum gebenvde Redlichkeit wie die innigfte Liebe zum Vaterlande bejeelten For und Pitt auf 
gleihe Weile. Aber fatt ver heitern Aumutb und Gutmüthigkeit von For, ftatt feines tiefen 
reihen Gemüths, feines die Menjchheit umfajlenden Wohlwollens und großberzigen Streben 
beſaß Pitt eine Falte jittlihe Strenge, zumeilen eine catonifche, nicht felten auch eine leiden— 
ihaftlihe und eigenfinnige Härte und Unduldſamkeit jelbft gegen feine Freunde. Die geniale 
Leichtigkeit und reiche allgemeine Bildung von For, deſſen Phantaſie und ſchöpferiſche Kraft und 
deſſen Ideen erfegte Pitt bei der Klarheit, Schärfe und Schnelligfett jeined gefunden Berftandes 
und feiner Beobadhtungsgabe, bei jener Fülle feiner gründlichen praftifchen Kenntniffe durch 
unermüdliden Fleiß und firenge Beihränfung aller Kräfte auf ein engeres Gebiet jeines Den— 
fens und Wollens, in welchem er meifterli fiher und unerſchütterlich feft war. So audgerüftet 
und geftügt auf eine redliche Überzeuguug und einen eifernen Willen, war Pitt's Beredſamkeit 
zwar nicht erhebend, begeifternd und hinreißend, aber niederichmetternd für die Gegner und bis 
zur Nachrechenbarkeit überzeugend für die auf gleichem Standpunfte Stehenden. For war eine 
mebr philoſophiſche und poetijche, eine vorzugsweife auf die geiftige und gemüthliche Seite des 
Menſchenlebens gerihtere Natur, ein Mann von Ipeen, Bitt eine mehr profaifhe und mathe- 
matifche, eine auf die materielle Seite gerichtete Narur, der Mann des Verſtandes. Pitt, bei 
jeiner Beihränfung, war nur Brite und darum ein engbherziger Brite; Bor war aud Welt: 
bürger und jo ein großartiger Brite. Die natürliche, unvorbereitete, energiſche Beredſamkeit 
von For wurde der Spiegel feiner erhabenen Ideen, glühte von der Wärme jeined tiefen Ge— 
müũths, wenn jie die hoben Interejlen der Menſchheit und des Vaterlandes und ihrer Freibeit 
berührte. Und wenn die Donner feines redneriſchen Zorns die Iyrannei trafen, dann erſchüt— 
terte der gewaltige Dann mit der Stimme eines Stentord, mit der Kraft eines Herkules das 
Haud. Und dennod behauptete feine Rede ſtets die Würde und den Adel feiner Bildung. Pitt's 
Rede, Elar, ſchlagend, folgerecht, fliegend, oft ſcharf und ironifch, entbehrte freilich auch nicht des 
Feuers der energifhen Gefinnung, ja der Leidenſchaft, fo wenig, daß, ald einjt Sheridan durch 
witzige Anfpielung den jungen bigigen erjten Minifter einen zornigen Knaben genannt 
und das Parlament den Ausbruch feiner leidenſchaftlichen Hige durch allgemeines Gelächter 
geftraft Hatte, ihm lange jener Name blieb. Auch jpäter mußte Pitt oft genug zur Ordnung 
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gerufen werben und jelbft im Zweifampfe (mit Tierney) für feine harten Äußerungen Genug: 
thuung geben, 

Auch Pitt war fhon als einundzwanzigiähriger Jüngling vermittelft der Wahl eines 
Neckens 1781 Parlamentsmitglied, und nachdem ſchon feine Jungfernrede, vorzüglid durch 
die tiefen finanziellen Kenntniffe, Erftaunen erregt hatte, mit 23 Jahren Kanzler der Schaß— 
fammer und mit 24 Jahren erfter Minifter ver britiichen Reiche. 

Meniger als fein Vater und For durch die Tiefe ded Gemüthd und den Schwung der Seren 
für die Freiheit und für den Fortſchritt feines Volkes und des menſchlichen Geſchlechts und für 
die Vertheidigung der Volksrechte begeiftert, ſprach zwar auch Pitt, durch die Wünſche fein: 
Vaters zum Whig beftimmt, im Anfange feiner parlamentarifhen Laufbahn mit den Whigs 
für die Freiheit Amerikas, für Katbolifenemancipation, für Abihaffung der Corporation: 
und Teitacte und für Barlamentsreform; doch bald beftinnmten ihn Sinnes- und Beifteärid: 
tung, nicht zunächſt die Seite der Freiheit und des Fortſchritts in den gefellichaftlichen Leben, 
fondern vielmehr zunächſt die Öffentlihe Orpnung und das Beftehende zum Gegenftand feiner 
Pertheidigung zu madhen. Sie zogen ihn von der Seite der Volföfreiheit hinüber auf ti 
Seite des Königthums, von der Seite der Whigs und der Reform auf Die Seite der confe: 
vativen Tories. Sie machten ibn zum Günftling ded Könige, gerade fo wie feinen großen Vater 
und For ihre Geiſtes- und Gemüthsrihtung umgekehrt auf die Seite der Wolfsfreiheit und te 
Fortſchritts hingezogen, beide aber ihren Königen fehr unbeliebt gemacht hatten, den großen 
Chatham ſelbſt dann noch, als er bereitd an der Spige des Minifteriums purch feine bemunberne: 
werthe Genialität den Staat aus der unglücklichſten Lage zu nie gefehener Macht und Größe 
erhoben hatte. 

Bei fo verfhiedenartiger Richtung mußten die zwei größten Geifter und Charaktere der 
engliſchen Nation, auf demfelben politiihen Schauplage nebeneinander auftretend, aldbald ſich 
als Gegner gegenüberftehen. Auch ließ, nachdem der elf Jahre jüngere Pitt in das Patlament 
getreten war und ebenfalld feine Grundfäge ausgebildet hatte, ver Anfang vieles lebenkläng⸗ 
lihen Kampfes nicht lange auf fih warten. Als nad dem Sturze des der nordamerifaniiken 
Freiheit feindlichen Minifteriums North 1782 For mit Burke in das Minifterium Rodinghau 
trat, während Pitt den Eintritt ablehnte, betrieb Kor eifrig die Friedensunterhandlungen mit 
Nordamerika. Diefe beendigte nah Rockingham's Tod der Friede zu Verfailles (20. Jan. 
1783). Vorher aber hatte Meinungsverfhiedenheit mit dem nunmehrigen erften Minike: 
Shelburne Kor und Burke zum Nüdtritt aus dem Minifterium beſtimmt. Pitt dagegen 
trat ein. Bald aber flürzte For in unerwartetem Vereine mit Nortb das Minifteriun 
Shelburne und Pitt, ſowie Pitt hinwiederum noch in denfelben Jahre mit Hülfe ii 
Königs und des vom König beftimmten Oberhaufes durch die Vereitelung der For'ſchen oflin: 


diſchen Reform dieſes Minifterium ftürzte. Pitt wurde nun erfter Minifter und blieb es, tet 


der Gegenbemühungen von For, mit furzer Unterbrehung ganze zwanzig Jahre lang, um mi 
unerbittliher Hartnädigfeit Frankreich, in England ſelbſt aber die Freunde politifher Neiern 
und an deren Spige For zu befimpfen. Nur vorübergehend dur den allgemeinen Ruf nad 
Frieden befiegt, hatte er dad Minifterium während der Unterhandlungen und des Beftant 
des Friedens von Amiens (1801 —4) den Händen des ſchwachen Addington übergeben und fant, 
nachdem er den Krieg wieder durchgeſetzt hatte, aufs neue bis zu feinem Tode (23. Jan. 1806) 
an deſſen Spige. In Bezug auf feinen Gegner For, den er bei feinen Wiedereintritt in ehma} 
genrilderter Gefinnung und edler Anerkennung zu feinem Gollegen vorihlug, fonnte er die 
leidenfchaftliche Abneigung des Königs gegen denfelben nicht befiegen. Nach VPitt's Tode ar 
mußte man dennod) For an die Spige des Minifteriums flellen. Doch ebe er feinen Wunid 
nad einem würdigen Frieden verwirklichen konnte, raffte auch ihn noch in demfelben Jahır 
(13. Sept. 1806) der Tod dahin. 

IM. For und Pitt, ihre gegen die Stellung und Wünfche ihrer Väter durch die nigene 
Gemüthsrichtung beftimmte Hinwendung zu den beiden entgegengefegten politifchen Parteien 
in England und ihr großartiger Kampf an deren Spige laſſen ſich nur richtig würdigen dur 
die Auffaffung der Grundidee der englifhen Verfaffung und der englifhen politifchen Parteien. 
Und diefe werden hinwiederum durch die Verbindung mit jenen beſonders anſchaulich. 

Die englifche Verfaffung ruht — mögen nun politifche Theoretifer darüber ſchelten oder 
nicht — biftoriich und nad der Anfiht und Beſtrebung des englifchen Nolfes und der großen 
Männer, durd die fie gebildet wurde, auf einem Gleichgewicht oder gleichgewichtigen Zuſam⸗ 
menwirken der Gewalten. Dieſe Gewalten ſind die Regierungs-, in England die monarchiſcht 
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Gewalt, welche zunähft auf Erhaltung der Ginheit und Ordnung gerichtet ift, und die demo— 
fratifche oder Volksgewalt, welde zunächſt zur Verwirklihung der Freiheit beftimmt it. Bon 
einem ariftofratifchen Beftandtheile der Nationalrepräjentation nachher! Bei der natürlichen 
Beihränftheit und Einjeitigkeit der menſchlichen Beftebungen und bei ven verſchiedenen An- 
übten von jeweiligen Gefahren des einen oder deö andern jener zwei weientlihen Beftandtbeile 
und Aufgaben aller Staatseinrichtung fühlen nun von den englifhen Staatsmännern die 
einen, die Tories, fi mehr zur Vertheivigung der Regierungs- oder monarchiſchen Ordnung 
und Einheit, aljo auch des Beſtehenden, die andern, die Whigs, mehr zur Vertbeivigung der 
Volksfreiheit und des Fortſchritts beitimmt. Beides find gleich nothwendige Hauptjeiten der 
gemeinfchaftlih zu vertheivigenden Fefte des Vaterlandes. Der einmal durch die männliche 
bewußte That ergriffenen Beitrebung aber werden in ver Negel Männer, welche, wie For und 
Pit, ich nicht durch wechſelnde äußere Vortheile und Leidenſchaften, jondern durch Gefittung 
und Überzeugung leiten laffen, treu bleiben. Bleiben ja doch audy zu allen Zeiten die verſchie— 
denen Seiten und Hauptrichtungen für die Gejellihaft nothwendig, wenn aud) das Maß der 
Anftrengungen und die Mittel, je nach ven Verhältniſſen, ji verändern. Sodann gibt aud 
nur diefe Treue eine wejentliche innere und äußere Bürgſchaft für die Moralität des öffentlichen 
Lebens, für die fihere Berehnung ver Maßregeln, für die Unbejtechlichfeit der Staatsmänner, 
insbejondere auch eine Öarantie für die Wähler, ihrem Sinne gemäß repräjentirt zu werben. 
Wenn au fo außerordentlich wechſelnde Verhältniffe, wie jie die franzöſiſchen Nevolutionen 
für die Franzoſen erzeugten, den Übertritt auf eine andere Seite, deren Verftärfung etwa jegt 
beſonders wejentlih ſcheint, vielleicht rechtfertigen könnten, fo müflen doch die reinen patriotiz 
ſchen Motive dieſes Übertritts beſonders Elar jein, wenn der lÜbertretende mit unzweideutiger 
Ehre, mit öffentlihem Vertrauen und mit Erfolg auf dem neuen Standpunkte wirken und fo 
die unvermeidlihen Nachtheile des Übertrittö aufwiegen fol. Uberläufer werden ftetd auch 
von ihrer eigenen Partei innerlich veradhtet werden. Dagegen ift ed natürlich die Pflicht jedes 
Mitglieds der einen Partei, diejenigen wahren vaterländifhen Rechte und Intereffen, deren 
Vertbeidigung vorzugsweiſe die andere Partei ergriff, zu achten und, wenn ihnen weſentliche 
Gefahren drohen, die eigenen Freunde zu deren Vertheidigung aufzuforbern, weshalb natür= 
lich oft Tories kräftigft die Volks-, Whigs die monarchiſchen Rechte verteidigen. Auch kämpfen 
nur in den eigentlihen Syſtems- oder Gabinetöfragen die Anhänger der Parteien zuſammen. 
Bei andern Fragen flimmen oft die Mitglieder der einen Partei mit der andern. Endlich haben 
auch beide Barteien ihre organischen Annäherungs: und Übergangspunfte. (S. Centrum.) 

Tories und Whigs, der Sache nad, gab es, folange es in England oder fonftwo freie 
Verfaffungen gab. Doc entwidelten ji vie beiden Hauptparteien bejtimmter feit der Ausbil: 
dung der Berfaflung durch die Revolutionen unter den Stuarts und jeit den Kämpfen gegen 
und für diefe neue Ausbildung. Jegt entftanden aud die gegenwärtigen Namen, Der ber 
Tories, melder im Iriſchen einen Räuber bezeichnet, wurde der mehr monarchiſchen Partei zus 
erft fpottweife von ihren Gegnern gegeben. Er war entlehnt von den zum Theil räuberiſchen 
Haufen des nievern irifhen Volkes, welde die Partei der Stuarts unterflügten. Die zuerft 
großentheils katholiſch gejinnten Tories vertheidigten früher das alte Königshaus der Stuartg, 
ipäter, nach deflen Sturz, zum Theil veifen Grunpfäge, zwar nicht mehr eine mit der vertrags— 
mäßigen Volksfreiheit unvereinbarlie Ableitung der föniglichen Gewalt von Gott, welche dad 
engliſche Staatsrecht fogar für Hochverrath erklärt, dennoch vorzugsweiſe die legitime königliche 
Autorität, das königliche Vorrecht, das Beſtehende und ſtatt der katholiſchen jetzt die biſchöfliche 
Kirchenverfaſſung. Der ſchottiſche Name Whigs wurde der mehr volksfreien und reformiren⸗ 
den Bartei zuerft ebenfalls ſpottweiſe von ihren Gegnern ertheilt, und zwar von den Bauern 
aus Wejtfhottland, welche 1648 während des Bürgerkriegs die puritanifhe Partei zu Hülfe 
gerufen hatte. Diefe Bauern wurden nämlich entweder nach ihrem Lieblingägetränfe Mol: 
fen (whig) oder nah ihrem Ausrufe bei dem Treiben ihrer Pferde (whigan) Whige ge⸗ 
nannt. Die zuerſt großentheils presbyterianiſchen und puritaniſchen Whigs vertheidigten 
früher die republikaniſche Volksfreiheit; nach Herſtellung des Koͤnigthums blieb wenigſtens 
das mit der Monarchie vereinbarliche vertragsmäßige Volksrecht und religiöſe und bürgerliche 
Freiheit und Reform die Hauptfahne der Whigs. 

Um Gollifionen der beiden gleich weſentlichen, ſcheinbar aber und in einzelnen Mitteln 
fi entgegenftehenvden Hauptrichtungen der Negierungdgewalt und der Volksfreiheit moͤglichſt 
zu verhindern oder auszugleichen und zu vermitteln, hielten zwar die Briten, wie ja ſelbſt die 
Nordamerikaner, eine dritte Staatsbehörde, das Oberhaus, für heilſam. Es hat in Wahrheit 
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vermittelnde Functionen und ift audı fogebildet und geftellt, daß man hoffte, die Mebrzabl feiner 
Glieder eigne ſich auch dadurd zur Bermittelung, daß rin glei nahes Interefle zur Erhaltung 
der Rechte der beſtehenden Regierung wie der Bolföfreibeit fie leiten müffe, ſchon weil ihre aub⸗ 
gezeichnete oder ariftofratifche Stellung mit der Zerftörung der einen oder der andern ebenfalls 
zu Grunde ginge. Ahnlich wie im Gericht durch die Vereinigung von Regierungdbeamten und 
Geihworenen, follen aud in der höchſten politifch vermittelnden Behörde beiden Hauptrid: 
tungen nahe ftehende Beftanptheile fich einigen. Mehr aber als die Länder des Gontinents 
bewahrte ver Himmel England ſeit feiner Revolution vor einer abgeſchloſſenen adeldariftofrati: 
fchen Partei und einer einfeitigen Tendenz der Peerd. Cine folde Partei wirft nämlich trog 
aller ihönen Worte, wie die Geſchichte beweiſt, ſtets factiös für ihre befondern Kafteninterefen. 
Sie ſchließt nicht blos, ebenſo wie eine vorzugsweife confervative oder rovaliftiiche Bildung un 
Richtung der Peers, dad Vertrauen zu einer beiden Theilen gleich wohlmollenden Bermittelung 
gänzlih aus, fie wird vielmehr bald die Nechte des Thron, bald die des Volkes preisgeben oter 
untergraben und, ftatt zur friedlichen Vermittelung, zur Verfeindung beider wirfen. Sie wird 
dieſes fo lange, bis etwa König und Volk, mie 1660 in Däncmarf, in Berzmweiflung zu ibrer 
Zerftörung fi einigen. Es gehört nicht hierher, wie in England die ganze Einrichtung des 
Ober: und Unterhaufes und des Adels, wie Freiheitskraft und edler Freiheitsſtolz zu dem glüd: 
lihern Zuftande und zu einer ehrlichen und fräftigen Vertheidigung dar Volksintereſſen aus 
im Veershauſe zufanmenwirften. Sollte aber je durch hartnädige toryiftifche Vertheidigung 
der Misbräuche in dem Oberbaufe und durd Grlabmung over ariftofratifche Beſchränktheit 
vieler Whigs im Unterhaufe ed dahin kommen, daß eine Mehrzahl von Tories und Wbigs, ald 
ariftofratiiche Adelspartei vereinigt, den Radicalen, als bürgerlicher Volkspartei, gegenüber: 

träten, oder follte wirflih das Oberhaus als bleibend parteitich, conſervativ und resaliftiih, 

mithin als volfsfeindlih geiinnt anerkannt werden, wohin es neuerlich beinahe die verblendete 

Leidenſchaftlichkeit ver Toried gebracht hätte, alsdann wäre wenigftens die jegige, die gemiläte 

englifche Verfaſſung unrettbar verloren. 

Die richtige Auffaffung der bisherigen, wenn aud an ſich einfeitigen, doch wohlthätig ib 
ergänzenden Richtungen ber beiden englifchen Hauptparteien bildet auch die weſentliche Orund: 
lage zur rechten Beurtbeilung der Minifterial- und Oppofltionspartei und deſſen, mas man oft 
als fogenannte ſyſtematiſche Oppofition fo vermerflich findet. 

Die Vollkommenheit einer geiftigen Organifation und Thätigfeit ver Einzelnen wie dr 
Staatsgeſellſchaften, diejenige, welche ſich vor einfeitigen falfchen Anſichten und Beihlüfin 
bewahrt, befteht offenbar darin, daß, ehe fie eine Anficht oder einen Beichluß zu dem ihrigm 
machen, in ihrem Innern die verfchiedenen geiftigen Kräfte und Erſcheinungen in Beziehung 
auf diefelben, daß die verfchiedenartigen Gefühle, Vorftelungen, Wahrnehmungen, Gruntüägt, 
Folgerungen und Intereffen möglihft zur Sprache und zur gegenfeitigen Abwägung fommen. 
Hierzu ift bei der fünftlihen Bildung des Staatskörpers die vielfeitige Berathung felbftandiger, 
freier Repräfentanten des ganzen Volkes um fo wefentlicyer, da die zu feinen beiljamen Br: 
ſchlüſſen nöthigen Thatſachen, Erfahrungen, Borftellungen im ganzen Staate weit audeinant 
liegen, alfo leichter überfehen werben. Diefe Repräfentation muß nun fo organiitrt fein, dh 
in jedem Balle vor der Beſchlußfaſſung jede Maßregel durch die möglichſt vollftändige Herver: 
hebung und Abwägung aller fie unterftügenden und ihr entgegenftehenden Verhältniſſe geprüft 
und ergänzt oder verbeffert werde. Dieſes muß vor allem auch nad} jenen den beiden natürlichen 
Parteien zu Grunde liegenden Hauptgefihtspunften für alles gefunde Staatsleben geſchehen 
Was fönnte nun aber hierzu vortheilhafter fein, als daß jedem neuen Vorſchlag, daß insbelon: 
dere fletd den Miniftern und ihren durch moraliſche und menſchliche Finflüffe befangenen An: 
hängern eine folde Oppofition gegenüberfteht, die, jene möglichſt vollftändige Prüfung durd 
abfichtliches Aufſuchen und durch Shonungslofe Beleuchtung jeder ſchwachen Seite der Mafırgel 
zu bewirken, fi zum Gefhäfte macht? Hat ja doch jelbft der einzelne Menſch zu feinem Lor: 
theil im ſich als foftematifche Oppoſition gegen jede fühne, vielleicht allzu kühne Bewegung den 
Ruhetrieb und hinmwiederum gegen die vielleicht allzu träge Ruhe die leicht erregbaren Affecten 
und die Begeifterung für höhere Ideen! Und melde der fteten, gleichmäßigen Beachtung jene! 
wefentlichen beiven Hauptgefichtöpunfte des Staatälebens, der Einheit und Freiheit, entſpre⸗ 
chendere und an ſich natürlichere Bildung der Oppofitions- und der Miniſterialpartei ließe I) 
wol denken, als daß diefelben nach jenen beiden Hauptgefihtöpunften jelbft und nad der natur 
lichen größern Hinneigung der Menfchen zu dem einen oder dem andern gebildet würden! I 
nahdem dann ein Vorſchlag von Anhängern der confervativen Bartei oder umgekehrt von der 
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Reformpartei ausgeht, hat derfelbe ſich in der vollfommenften, durch die Angriffe der andern 
Bartei berbeigeführten Prüfung zu bemähren. Hat ein Volk überhaupt nur einen georbneten 
Zuftand und ift ed nicht Durch Öffentliche Demoralifation unrettbar verloren, alsdann bleiben in 
allen viefen Kämpfen zur gemeinfchaftlihen Grundlage und Schranke die weientlihen Grund— 
ſätze des Rechts und der Berfaffung, die Achtung der Sitte und Ehre, fowie als lebenviger 
Einigungspunft die wahre Vaterlandsliebe. Iſt aber dieſes der Fall, alsdann führen, joweit 
dieſes überhaupt bei menſchlicher Unvollkommenheit zu bewirfen ift, gewiß dieſe öffentli unter 
Theilnahme der ganzen Nation geführten eifrigen Wettkämpfe, foldheregelmäßige vollfommenite 
Prüfungen zur möglichften Erfenntniß des Wahren und dem Vaterland Heilfamen, zum Siege 
der Wahrheit über die Lüge. Sie führen zur Entwidelung und zur Entdeckung der tüchtigften 
Staatdmänner. Sie führen ebenfo durd; die vermittelnde Zuftimmung der Negenten oder 
der in der Nation und in ihrer Repräfentation außer den Kämpfen ſtehenden Neutralen 
(j. Centrum) für die eine oder andere Seite in der Negel auch zum Siege der nothwendigen 
Mafregeln. Sie führen zugleich, weit mehr ald dad Dunfel über die Berathungen und als ge— 
beime Hofintriguen, zum Vertrauen in die Güte der Veſchlüſſe und zum lebendigen Gemeingeift 
und Batriotidmug, 

Selbft die Stetigfeit der welentlihen Regierungdgrundfäge erhält ih, wie England beweift, 
im Wechſel der Minifter. Sogar die Stetigfeit ver Minifter wird, mie auch die zmanzigjährige 
Dauer der Minifterien Walpole und Pitt beweift, nicht mehr, ald heilſam ift, beſchränkt. 
Und trog der ehrlichen, offenen, oft warmen Kämpfe bleiben, bei der Anerkennung der Heilfant= 
feit derjelben, die Negierung mit der Volfäfreibeit und Oppofition und felbft die Streitenden 
untereinander in würdigem Verhältniß. 

In foldem Sinne nun ftanden biäher ftetö in England Toried und Whigs, Minifterial- 
und Oppofitionspartei, ftanden, wie früher Walpole und Chatham, auch For und Pitt ich 
gegenüber. Und gerade daß bald die Bartei der Gonfervativen, bald auch die Reform: und 
Volkspartei zur Minifterial: oder zur Oppofitiondpartei wird, dies bildet nit blos einen 
beilfamen Wettfampf, es fchliept auch eine zu einjeitige Richtung beider Parteien aus und 
tilgt endlich den ſchülermäßigen, verderblihen Wahn, als wären die Volksfreunde nicht eben 
auch treue Freunde ded Königs und der Ordnung, die Gonjervativen aber und die Mini- 
fter als ſolche nicht ebenfalls Freunde des Volkes. Daß Georg II. gegen Chatham und 
Georg III. gegen dieſen und gegen For Abneigung begten, dies beweift nur aufs neue die 
auch fonft befannte, übrigens Sehr menschliche Schwäche und Geiſtesbeſchränktheit diefer Für- 
fen. Daß fie aber dennoch diefe Schwäche befiegten und beide zu ihren ihnen treu ergebe= 
nen Miniftern machten, dieſes fpridt für die Güte der engliihen Verfaffung. Und wenn 
mitten im heftigen Kampfe die Gegner gegenfeitig ihre Rechtſchaffenheit anerkennen und ſich 
perfönlihe Achtung und Gerechtigkeit bemweifen, wenn ſelbſt nah zwanzigiährigem täglichen 
Kampfe Pitt jeinen Gegner For, ald den Würdigften und Tüchtigſten, in fein Minifterium vor: 
ihlägt, wenn dieſer, ftet? gerecht im Urtheil über Pitt, nah neuem Kampfe bei Pitt's Tode 
Thränen vergießt und in feelenvollen Worten im Barlament feine Achtung des Verſtorbenen 
ausfpricht, fo find ſolche Huldigungen für die Betreffenden und für die Öffentliche Moralität 
mehr werth als alle zweideutigen Schmeichelreden in Zuftänden der öffentlihen Unterbrüdung 
von Wahrheit und Männerfreiheit. Was aber zulegt für die Trefflichfeit auch dieſer britiſchen 
öffentlichen Einrichtung, trog aller ſtets unvermeidlichen menſchlichen Unvollfommenpheiten, 
allein jchon entſcheidet, ift diefed. In jevem Staate, mo irgend das Volk mehr ift als willenlofe, 
ftumpffinnige Herde und anı Gemeinwefen Antheil nimmt, da gibt e8 überall, wenigftend in 
den höhern einflugreihen Ständen, fowie in gefährlichen Zeiten Barteien, Barteianfihten, 
Barteitämpfe. If es nun nicht heilſam, ihnen einen offenen, geſetzlichen Weg, eine durch Sitte 
und Geſetz beftimmte Schranfe, eine dem Geſammtwohle entfpredhende Richtung und endlich 
durch Öffentlichkeit Die Gontroleder Regierung und des Volkes zugeben? Wirkt ohne dieſes, wirkt 
in den beöpotifchen Regierungsformen nicht hundertmal das Getriebe geheimer Leidenfhaften, 
der verbiffene Zorn durch geheime Intriguen, durch Gift und Dolch oder Umſturz zum Verder— 
ben der Fürften und ver Völfer? Bon folhen Zuftänden, wo, wie in der Türfei, Dppofition 
und Regierung durch Mordbrände und Mepeleien ſich befämpfen, wollen wir gar nicht einmal 
reden. Auch tvog der beftigften Oppofition aber führte England den Kampf gegen Norbanıerifa 
und deflen Verbündete, fonie ven gegen Frankreich mit bewundernswerther Kraft. Wie ſtand 
doch in dem Kampfe gegen das revolutionäre und Napoleonifche Frankreich allein das freie Eng= 
land unerfchüttert, unbefiegt und ungeſchwächt nnd oft der einzige wahrhafte Kämpfer für die 
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europäiſche Freiheit, die Stüge, der Helfer aller übrigen! Und die durch den frühen Feubal- 
despotismus wie durch die Napoleonifhe Tyrannei faft vergeffenen Grundfäge und Inftitutio: 
nen freier, gejiherter Verfaſſungen, holten wir jie nicht alle, holte jie nicht auch, wie ſchon in der 
Revolution, jo aud nad) Napoleon's Sturz Frankreich von dem freien Großbritannien, dieler 
fhügenden Feſte für die Könige wie für die Freiheit? Nod aus früher Knabenzeit erinnere id 
mic, wie in diejer Zeit allgemeiner Noth und allgemeinen Drudd die Donner der Beredſam— 
£eit von Kor und Pitt, wer weiß, in wie ſchwachem Nahhall der Zeitung meines Ländchent, 
bis in mein ftille8 Dorf prangen, die Gemüther wohlthätig anregten und für das mit Net 
ſtolze Land glüdliher Männerfreibeit begeifterten. 

Nur das fan man zugeben, daß zu den Zeiten von Pitt und Kor die Gewalt des Parla: 
ments vielleicht zu groß, und daß fo bei der meift nur mittelbaren Einwirkung des Volfes durd 
Prepfreiheit, Petitionen und Volksverſammlungen eine vorübergehende factifhe Nichtachtung 
feiner Wünſche und eine Beihränfung feiner Rechte von einer minifteriellen Barlamentspartii, 
wie die Pitt'fche, möglih war. Erft nad dem Tode von beiden wurde durch die Parlamenti: 
reform ſchon theilweije diefer Fehler bejeitigt. Geheime Stimmgebung, Öftere Parlamente: 
wahlen und Bermehrung der Wähler werden noch mehr, wie in Nordamerifa, die Rechte det 
Parlaments durd die Rechte des Volkes beihränfen. 

IV. Auf diejem großartigen politiſchen Schauplage nun, geftügt auf jene große parlamen: 
tariſche Gewalt und auf vie jeit Walpole und Chatham unermeßliche britiſche Macht, künıpften 
zur Zeit der Branzöjiichen Revolution For und Pitt mit ihren bemunderndwerthen redneriigen 
und politifhen Kräften ein halbes Menfhenalter hindurch ihren parlamentarifhen Kampf, 
welcher an den damaligen Kampf der gebildeten Welt jih anſchloß. Diefer Kampf galt nihts 
Geringerm als der VBerwirflihung oder ver Unterdrückung ver durch Die Franz öſiſche Revolution in 
Sranfreih, in England, in Europa neubelebten Ideen der Freiheit und des Fortiärind. Gr 
galt dem Siege der ewigen vernünftigen Ideen der Menfchheit oder unbebingter Reftauration 
hiſtoriſcher Befigrechte und Misbräuche, dem Siege der politiſchen Neformation oder wet 
Reaction. Nie jah die Welt einen größern. 

Pitt, bei dem Ausbruche der Franzöſiſchen Revolution an der Spige des britiſchen Nini- 
fteriums, entſchied jih für die Reaction und Reftauration. Er veranlapte 1793 abſichtlich den 
Krieg mit Frankreich. Er führte nicht blos im Parlament als erſter Minifter eine ſeindſelige 
Sprade gegen die Machthaber und die Negierungsgrundjäge von Frankreich und dankte auf: 
drücklich für die noch heftigere von Burke, er verweigerte auch entſchieden Die Anerkennung dei 
republifanifhen Sranfreih, rief nad Ludwig's XVI. Hinrichtung die britifchen Gejandten un 
ſchickte die franzöſiſchen zurück. Er verweigerte auch den zur friedlichen Vermittelung angelang: 
ten neuen Abgejandten Maret und Ehauvelin viplomatiihe Aufnahme und Gehör. Er riätett 
den jo berbeigeführten Krieg unmittelbar gegen die Freiheit der franzöſiſchen Nation, ſich ein 
beliebige Regierungsform zu geben, und gegen ihre republikaniſchen Grundfäge, indem er gleit 
anfangs und oft wiederholt erklärte, daß er mit den franzöſiſchen Grundſätzen und Madıbaben, 
daß er ohne die Wiederherftellung des Königthums, mweldes alfo durd die äußere Kriegäganil 
reftaurirt werden follte, keinen Frieden wolle, indem er ohne diefe Neftauration, indem er durd 
die jakobiniſchen Grundfäge alle Throne und die engliſche Verfaſſung für gefährvet erklärt 
inden er endlich, aud für England alle Gedanken an Reform fallen laffend, alle Bemühunget 
für diejelbe dur Ausnahmegejege zu unterpräden juchte. Er ſchloß jich mit feinem König, un 
wahrſcheinlich bier noch mehr diefem ald dem eigenen Antriebe folgend, wenn auch nicht ee 
Worten, doch der That nad am die Convention von Pillnig und an das Manifeft ded Herzorf 
von Braunfhweig an, wie ed der König ald Kurfürft von Hannover bereits früher gethat 
hatte. Und wie einfeitig diefer Minifter die Befeftigung der monarchiſchen Rechte ind Auge ge 
faßt, wie jehr er die Rechte der Völker und ihrer Freiheit vergeſſen hatte, das beweiſt vorzüglid 
aud das, daß er, der Staatömann des freien Großbritannien, die unglückjeligfte That det 
ganzen neuern europäiſchen Geſchichte, die blutige Vernichtung Polens, die Vertheilung unit 
feine Alliirten, dieſe Vernichtung einer ganzen Nation und auch die Enttfronung eined Königk, 
freilich nur eined Wahlkönigs, und dur Erbfönige geſchehen ließ. Gr verfuchte nicht einmal 
diejed zu verhindern oder dadurch wieder aufzuheben, daß er die unentbehrliche Unterftügung 
diejer Alliirten Englands durch die Reftauration des unglüdlihen Volkes bedingt bätte. Inn" 
ändert in feinen Grundanſichten, verfolgte Pitt den Krieg mit unerſchütterlicher Beharrliäkei 
und mit beifpiellofen Anftrengungen durch eigene Kriegsmacht und Unterftügungen aller geg® 
Frankreich ftreitenden Mächte fowie aller gegen ihre Regierung ji verfhwörenden Franzolet, 
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mit kurzer Unterbrehung des Friedend von Amiens, bie an-jeinen Tod. Pitt und feine Unter— 
handlungen und Subfidien waren die Seele aller ſteis erneuerten Goalitionen und Kriege gegen 
Frankreich. Ein foldes Syſtem fchien ihm unvereinbar mit dem Lichte und der Kraft der englie 
ſchen Freiheit. Dur eine ganze Reihe von Audnahnegejegen, wie die frembenbill, die Suspen⸗ 
non der Habeas-Corpus-Aete, die Geſetze über verrätheriiche Correſpondenz, über aufrühreriſche 
Velfsverfammlungen und Vereine, und durch ftrenge Berfolgungen der Preſſe unterdrückte er 
theilweife und vorübergehend die wichtigſten engliſchen Freiheitsrechte. Freilich muß man, um 
die bittern Anklagen, welche For, Sherivan, Bedford, Grey, Lauderdale und andere Mitglieder 
des Ober= und Unterhaufes, befonderd aud in ihren Reden auf Öffentlichen Plägen, zur Veran— 
laffung von Petitionen gegen ſolchen „ſchmachvollen Despotismus“ ausſprachen, nicht miszu— 
verftehen, ſtets bevenfen, daß dieſe bald vorübergehenden Ausnahmegeſetze den Briten in allen 
Beziehungen noch ungleich größere Freiheit ließen, als man in vielen Staaten regelmäßig beiigt, 
ja auch nur anzufprehen ven Muth hat. Kür britiſches Recht und Ehrgefühl aber blieben nichts— 
deftomweniger auch nur ſolche geringere temporäre Beihränfungen empörend. Auf eine für die 
große Mehrzahl der Irländer ungünftige Weife vereinigte Pitt das irländifche Parlament mit 
dem englifchen, und mit furdtbarer Strenge rächte er die in dem unglüdlihen unterdrückten 
Irland ausgebrodene Empörung. Mit nod) weniger Achtung gegen die Grundſätze des Bölfer- 
rechts unterwarf er alle europäifchen Nationen leidenjhaftlihen Zwangsmaßregeln, um fie zur 
Theilnabme an feinem Vernichtungskriege gegen die franzöjifhe Verfaffung und Regierung 
und an feinem unmenſchlichen und abenteuerlichen Abjperrungs- und Aushungerungsplan gegen 
Sranfreih zu zwingen. Gewaltjame Viſitationen der Neutralen, jelbft der unter Gonvoi ſegeln⸗ 
den Schiffe, willkürliche Ausdehnungen der Contrebande auf Lebensmittel u, ſ. w., Blokaden 
ganzer Küſten und Länder, ſelbſt durch bloße Decrete, und die Verbote alles Handels mit fran— 
zoͤſiſchen Colonien verlegten alle Grundfäge des bisherigen Völkerrechts und gaben den Handel 
der Nationen Englands Belieben preid. Immer neue Unterftügungen und Anzettelungen von 
Gmpdrungen und Verihmwörungen franzöfifher Untertbanen gegen ihre beſtehende Regierung 
und Berfaffung und andere unwürbige Mittel, wie die Einihwärzung nachgemachter Afjignaten 
in Franfreih, follten die britiihe Intervention in die innern Angelegenheiten, jollten bie 
gewaltfame Reftauration der abgefegten Dynaftie in Frankreich unterflügen. Nicht Recht, ſon— 
dern Convenienz und Leidenſchaft war die Seele der Pitt'ſchen wie überhaupt der Reaections— 
politif. Kein unbefangener und würdiger Staatsmann follte wol jegt noch dieſes Syſtein und 
Wirken Pitt's billigen. Willig muß man freilich anerfennen die außerorbentlihen Eigenſchaf⸗ 
ten, womit Pitt das einmal ergriffene Sujtem zu verwirklichen fuhte. Selbft feine Gegner 
Sheridan und Grey nennen ihn den ausgezeihnetiten Finanzminifter Englands; fein Finanz⸗ 
plan ift nod Heutzutage die Grundlage des engliihen Finanzſyſtems. Er fhuf einen unbe— 
ſchränkten Credit, vorzüglich auch durch ſeine ehrlichen und klaren Budgets, durch die abſolute 
Abweiſung jedes Beſchlags auf Vermögen in den öffentlichen Fonds und durch feine Einführung 
ded allgemeinen und befondern Tilgungsfonde, deren Idee er freilich von einem verbaßten meta- 
phyfiſchen Volitiker, Price, entlehnte; ebenfo durch außerordentliche Foͤrderung engliſcher See: 
und Colonialmacht, des Handels und der Induftrie, überhaupt der Quellen des Nationalmohl: 
ſtandes und der Finanzen, für welde er die Einfommenfteuer durchſetzte, freilich aber aud durch 
ſtets neue, ungemeſſene Staatsſchulden und faſt unerſchwingliche Steuern wußte er ſich die unge⸗ 
heuern Mittel für die beiſpielloſen Kriegsanſtrengungen und Subſidien zu verſchaffen. Er wußte 
hierin zugleich, wenigſtens einigermaßen, dem Volke die für ungemeflene Zeiten fortdauernden 
Laſten jeiner Mafregeln zu vergüten. Gin allmählich folgenreiches Beifpiel für die Staaten 
des Gontinentö gab ferner England unter der Pitt'ſchen Verwaltung, indem e8 dem Napoleon'⸗ 
{hen Vroject einer Landung die im freien England nie untergegangene germanifche Einrichtung 
der Landwehr entgegenfegte. Pitt felbft, um den friegerifhen Eifer zu beleben, warb 1803 
600 Freiwillige und fuchte diefelben als ihr Oberfter militärisch einzuüben. England und 
Europa aber mußten den faum fünfundzwanzigjährigen, Eörperlih ſchwäͤchlichen Mann bewun⸗ 
dern, wie er durch Die energiiche Kraft frines Geiſtes und Charakters das wahrhaft unmöglich 
Scheinende zu bewirken wußte. Zuerſt kaum durch einen andern nennenswerthen Redner unter— 
fügt, ſtand er gegenüber dem parlamentarifhen Rieſen For und deifen zum Theil ebenfalls 
bewundernswerthen Genoſſen, wie Sheridan, Burke, Erskine, Barre, ©. Byng, Th. Gren— 
ville, Towenshend, Fitzpatrik, Coke, Plumer, Grey, welche zugleich der königliche Sohn, der 
Thronfolger, mit feiner lebhafteften Theilnahme unterftügte, gegenüber einem ihm feindlichen 
Staats⸗Lerikon. V. 29 
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Parlament, das mit großer Mehrheit durch beſondere Adreſſen an den König jeine Entlaffung 
forderte. Geftügt auf feine Kraft und fein reines Gewiſſen, behauptet er jegt muthig, dem 
Wunſche jeined Königs gemäß, jeinen Poften, vertheidigt die königlichen Vorrechte der freien 
Miniftermahl und Parlamentsauflöſung, löft das Parlament auf, erringt, ald nad aufer: 
ordentlichen Wahlkampfe das neue Parlament zufammentritt, Schritt für Schritt größere Siege 
und behauptet zulegt, troß der Forderung der größten Opfer, trog ber für britiſche Herzen ſtete 
widermwärtigen Beſchränkungen der Freiheitsrechte, mit Zuftimmung feines Königs ein halbes 
Menſchenalter hindurd eine parlamentariiche Gewalt, wie man fie in England faum für mög: 
ti hielt. For jelbft aber hatte ihm wol zu diefer Gewalt mitgeholfen. Denn in allzu ungetul: 
digem Eifer ded Kampfes und des Wunſches, ald Minifter feine Ideen zu verwirklichen, hatte 
er ji mit North zu einer unpaflenden Eoalition vereinigt. Da num feine indifhe Bill, trog 
feiner edelften Abſichten und der gerechten ftrafenden Entziehung des gemisbraudten Privile: 
giums der Oſtindiſchen Gompagnie, doch, zumal nach Pitt's Siege gegen diefelbe, die Kaufleute 
und Kapitaliften ihm abgewendet hatte, jo erſchien ſolche Coalition und der zu ftürmifche Kamrf 
gegen Pitt und, wenigftens fheinbar, gegen die Nechte ver Krone vielen als eigennügige 
Streben nad) ven Befige der Gewalt. Der neu errungene glorreiche Sieg Pitt's aber befleivere 
piefen mit dem Zauber unmiderftehliher Gewalt. Auch viefes lange Pitr'ihe Minifterium 
übrigens und ebenjo früher das Walpole’fhe, fowie die von Georg II. ſtets verbinderte Kate: 
lifenemaneipation oder in unferm Jahrhundert die Regierung von Ludwig Philipp beweiſen 
wol zur Genüge, daß ein fluger und fefter Eöniglicher Wille auch bei der freieſten Verfaſſung fd 
verfaffungsmäßig verwirflihen kann, mehr als meift im Spiel dunkler Hofintriguen, ja mebr 
zuweilen, als es heilfam für die Dynaftie und den Staat ift. 

Einzelne leidenſchaftliche Mittel in diefem ſchweren parlamentarifchen Kampf, aus con 
feiten Pitt’, mag man zwar nicht redhtfertigen, aber durch die außerordentlide Lage ent: 
fhuldigen. So aud die in dem Kampfe um die Barlamentswahl in Weftminfter. Dieie it 
überhaupt bezeichnend für die Heftigfeit der Kämpfe der beiden Gegner, welche, den Ruhm der 
Beredfamkeit und Staatskunſt ihrer ganzen Partei in ji vereinigend, mit einem Glanzr, mit 
einer begeifterten Theilnahme, wie fie feitvem nie wieder einem engliihen Staatsmann zu Theil 
wurden, ſich gegenüberftanden. Bereits hatte Pitt nad feiner beroiichen Auflöfung des Par: 
ments den Sieg errungen, daß die Namen mehrerer feiner bedeutenden Gegner nicht wieder and 
der Wahlurne Hervorgingen. For freilich ſaß durch mehrfache Fleckenwahl ſogleich wieder im 
neuen Parlament. Aber der größte Sieg für Pitt wäre es geweſen, menn die fo beſonders ehren: 
volle Wahl zu Weſtminſter Kor nicht aufs neue zu Teil geworden wäre. Deshalb entipann 
fih um dieſe Wahl der hartnädigfte Kampf. Während nad dem Reformgeſetz jede Wall 
längften® in zwei Tagen beenvigt fein muß, blieb damals in Weftminfter der Poll länger alt 
einen ganzen Monat offen und der lebhaftefte Mahlfampf unbeendigt. Derfelbe erregte die 
wärmſte Theilnahme der Hof- und Oppojitionspartei, die allgemeine Theilnahme von ga 
England. Zarte Frauen, zuerft für For die Herzogin von Devonfbire, die ſchönſte Frau der 
britifchen Injeln, dann, wegen der Erfolge derjelben, auch die erfte Schönbeit des Hofe, die 
Gräfin von Salidbury, fuhren im Wahlbezirfe umher, befuchten die Wähler, liebkoften raubt 
Handwerker und führten fie in ihren Wagen mit ſich zur Wahlſtatt. Aber es half Kor längrit 
Zeit doch nichts, als ſich bei dem Wahlſchluß am 16. Mai 235 Stimmen mehr für ihn ergaben. 
Der minifteriell gefinnte Wahlbeamte forderte unter nichtigen Gründen ein neues Scrutinium 
Und trotz des prahtvollften, auf Torberbefränztem Wagen durch London gehaltenen Triumpt: 
zug& konnte Kor erft nach zehn Monaten von der minifteriellen Mehrheit einen Beihlus 
Gunſten des Rechts erwirfen. Seitdem blieben ihn: ſtets die Weitminftermahlen und die gleiter 
jubelvollen Triumpbzüge. 

Auch der Neinbeit der Gefinnungen Pitt's mag man gern huldigen, jeinen Abſcheu ge 
den franzöfifhen Königsmord und die Greuel der Anarchie in Frankreich theilen, ſowie lit 
wachſame Boriht zum Schuge des Königthums und der gefeglihen Ordnung in England bil: 
ligen. Aber je natürlicher jener Abſcheu war, um fo mehr verdiente in Beziehung auf die inne 
wie růckſichtlich der äußern Verhältniffe das großherzige liberale Suftem von Kor vor dem erg 
berzigen Reactionsſyſteme Pitt’8 den Vorzug. Gerade weil diefe Greuel mehr als alles ande! 
überall vermittelft ver wahren Öffentlihen Meinung von der Befolgung des Beiſpiels der dran: 
zofen abſchreckten, bedurfte ed ebenjo wenig der unterbrüdenden als der friegeriichen Maßregeln 
um in England das Königthum zu retten, hätte nimmermehr vierzig Jahre lang, bis zu N" 
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durch eine neue franzöſiſche Revolution gegebenen Antriebe, die Befriedigung der von Pitt ſelbſt 
früher ald geredht und nothwendig anerfannten Reformen bintertrieben werden follen. Hätte 
Pitt mit Muth und Beionnenheit gemäßigte Reformen im Vereine mit feinen Gegnern felbft 
bewirkt und alle Würdigen und Verftändigen im Abſcheu nur gegen franzöſiſche Ausſchwei— 
tungen befeitigt, ſtatt durch ſeinen Vernichtungskrieg gegen dad neue Frankreich dort dem bluti— 
gen Terrorismus innern Halt und das Anfehen einer heroifhen Rettung der Nation zu geben 
und Ratt durch Unterbrüdung jelbit der beſtehenden Freiheiten in England gegen die Regierung 
zu empören, alddann würde dieje wenigftend nie durch größere Gefahren bedroht geweſen fein, 
als fie es durch das Pitt'ſche Unterdrückungsſyſtem wurde. Gerade das, was feine Freunde zur 
Rehtfertigung feiner Mafregeln anführen, beweift gegen deren Nothwendigfeit, nämlich die 
Zuftimmung der Gemeinden, überhaupt der achtbaren und vermöglichen Bürger zu venfelben 
und die dem Könige bei feiner Wiedergenefung vom,ganzen Volk gegebenen Beweife treuer 
Anhänglichkeit und monarhifher Gefinnung. Es ift zwar keineswegs ſchwer für eine £luge, in 
Achtung ftehende Negierung, durd ein ſchreckliches Alarmgeſchrei die vermöglidhen und wohl: 
gefinnten Bürger in Furcht zu fegen, fo furdtbare Zerftörungsicenen, wie man fie als Folge 
misbrauchter Breiheit anderwärts vor Augen fab, möchten fih trog entgegengeſetzter Verhält- 
niffe auch bei ihnen wiederholen. Durch diefe Furcht, und wenn man vollends noch, wie Pitt, 
Volksleidenſchaften ded Nationalhafies und Nationalitolzes zu Hülfe ruft, fann man freilich das 
Urtheil der mieiften jo verwirren, daß alle von der Regierung zur angeblichen Rettung ergriffe- 
nen Unterdrückungsmaßregeln, auch wenn fie eine grofartigere Bolitif völlig unnöthig hätte 
machen können, dennod Billigung finden. Dieſes Kunſtſtück der Tyrannei ift alt. Aber je mehr 
der einflußreiche, bedeutende Theil des Volkes feine Liebe für friebliche gefegliche Ordnung und 
jeine gemäßigte Gefinnung bewies, um fo leichter war ed einer würdigen Fräftigen Regierung, 
zumal in einem Bolfe, wo gefegliher Sinn und politifhe Bildung fo verbreitet und befeftigt 
finp wie in England, ohne Reactionsſyſtem die Ruheſtörer zu zähmen. 

In Beziehung auf die auswärtige Politik verdient von der Zeit an, als erft fpäter eine 
franzöſiſche und namentlich die Napoleonifche Ubermacht und Eroberungsſucht die Breiheit und 
rechtliche Ordnung und das Gleichgewicht der europäifchen Staaten wahrhaft gefährbeten, Pitt's 
energifche Friegerifche Anftrengung und feine ftetö neue Vereinigung der übrigen Regierungen 
gegen den gemeinſchaftlichen Feind volle Anerfennung. liber eine fo gemeine materiafiftiiche 
und unpolitifche Krämergefinnung, daß ein Staat, Glied der völkerrechtlichen europäifchen Ord⸗ 
nung, durch deren Beftand ed feine rechtliche Sicherheit beftgt, ſich loſsſagen dürfe von der Pflicht 
des Kampfes für die Erhaltung diefer Ordnung, war felbft Pitt's Politik erhaben. Diefe Ans 
firengungen verdienten alfo, al8 endlich, nad fo vielen blos im Namen des Königthums unglüd- 
ih geführten Kriegen, au im Namen ver Volföfreiheit gefämpft wurde, den Erfolg, der ihnen 
acht Jahre nah Pitt's Tode zu Theil wurde. Dagegen war derjenige Krieg, welden Pitt gegen 
das beinahe von ganz Europa und von innern Empörern atıgegriffene oder bedrohte Frankreich 
begann, der blutige Krieg, der viele Jahre lang für die Intervention und Reftauration, für bie 
Volksunterdrückung und gegen die Bolfäfreiheit, diefer Krieg, welcher auf fo völkerrechtswidrige 
Weife geführt wurde, eines britifhen Staatdmannes, eined Sohnes des großen Ehatham un= 
würdig. Er war ungereht und unpolitifch. zugleih. Er verdiente den unglüdlichen, feinem 
Zwecke ganz entgegengefegten Erfolg, den er, trog der ungeheuern Belaftung von England, 
zum Glüd der europälfchen Freiheit während der ganzen Lebensdauer von Pitt und noch lange 
nachher ftets hatte. Wie früher der Koͤnigsmord und die ganze grauenvolle Schredend: und 
dann die Militärherrſchaft, fo wurde auch Frankreichs und Napoleon’ übermacht herbeigeführt 
und die legtere ftetd neu vermehrt durch die Verbindung Europas gegen die Franzöſiſche Revo— 
Iution, durch die Gefahr ſchmachvoller äußerer Unterdrückung und durch die Begeifterung ber 
franzöſiſchen Nation zu ihrer. ruhmvollen Abwehr. Pitt, den vorzüglich wegen feined gehäffigen 
Angriff? gegen innere und äußere Freiheit die Franzoſen feierlich „als Feind des menſchlichen 
Geſchlechts“ erlärten, hatte den Krieg zu einem fanatifhen Meinungäfrieg und zu einem Ber- 
meiflungdfampfe für die franzöjiiche Nation gemacht. Die außerdem durch die Öffentliche Mei- 
nung ſicherlich wirkſam gewordenen Anflagen wegen Franfreihs und Napoleon’d ungerechter 
Kriege und Kriegdmittel verftummten bei der Berufung auf die treulofe blutige Vernichtung 
von Bolen, auf den hartnädigen Aushungerungd: und Vernichtungskrieg gegen das neue 
Frankreich, auf Pitt's Seedespotismus gegen ganz Europa. Wenn man aud Pitt's Kriege 
gegen Frankreich nicht, wie viele, jo eigennügigen Motiven, wieder Begierde nach ven franzöſiſchen 
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Golonien undnad der Alleinherrſchaft zur See, zufchreibt, fo wurde doch ein engberziger, eigen: 
nügiger englifher Nationalgeift und Nationalhaß von ihm neu genäht, fo war doc fein Krieg 
und deifen Ziel nit gerecht. Pitt harte ſchon 1796 durch Lord Malmesbury unberingte 
Reftauration aller Länder in ihre frühern Verbältniffe ald Frievensbedingung gefordert. Und 
in einer Note an den rufjiihen Hof vom 19. Jan. 1805 hatte er ſchon den Plan zu dem fünf: 
gen europäifchen Frieden jo vorgezeichnet, daß Eaftlereagh endlich am Schluß ver Verwüſtunz 
Guropas durdy den fünfundgwanzigjährigen Revolutiondfrieg vermittelt des Wiener Gon: 
grefles diejen legtern im Parlament (25. Mai 1815) dadurd vertheidigen konnte, daß erin 
allem Weſentlichen nur Pitt's Ideen realiſire. Died nun fpricht nit für Pitt. Es beweiß 
abermals, wie einfeitig und wie unbritiich feine Politik war. Dieje Politik, welche zulegt gegen 
die wahre öffentliche Meinung jener Nachfolger Pitt's nicht beffer ald durch Selbftmord zu ser: 
theidigen wußte, ging nicht auf das, was heutzutage allein die europäiſche Ordnung, die Völker 
und die Fürftentbrone befriedigen und dauernd jihern fann — auf Gerechtigkeit. Sie ging auf 
unbedingte Reftauration ded frühern Beligftandes fürftlicher Gewalt und Gewaltmisbräuge, 
keineswegs aber auf Erhaltung und Herftellung der Völfer und ihrer alten und neuen Verfaj: 
ſungsrechte, nirgends etwa auf den wirffamen Schug der Rechte Polens, Venedigs, Genuss, 
Belgiens, oder auf den Schug für dieitalienifhen und ſpaniſchen Fortſchritte und Conſtitutionen. 

Was hätte ver Brite Pitt wol geurtheilt, wenn auf diefelbe Weiſe gegen die engliiden 
Nevolutionen, denen Britannien feine jegige Breiheit und Größe verdanft, ſich Europa zur 
gewaltijamen NReftauration der Stuartd und zu unausgeſetztem Vernichtungskriege gegen dad 
neue fönigdmörberifche England vereinigt hätte? Und hat Pitt wol aud jemals Interventiond: 
und Vernichtungskriege gegen menſchen- und völfermörderifche despotiſche Künige und die 
Gefährlichkeit ihrer Grundſätze begonnen oder gerechtfertigt? Waren denn ihm, dem Drüen, 
Völker und Volksfreiheit nichts, Fein Beftandtheil der europäiihen Ordnung und wur dad 
Königthum, felbft das despotiſche, des britischen Blutes werth ? 

Gewiß aber mit ungleich geringern Opfern und Gefahren für England und ander eure: 
päiſche Staaten, mit Erſparung neuer blutiger Kämpfe, die, ſowie der zweite Befreiungäfrug 
und alle noch folgenden Revolutionen, ſchon jegt gegen feinen fo theuern Beruhigungdvlan 
erfolgten oder noch bevorftehen, jedenfalld gerechter und würbiger hätte das Freie und mähtige 
Britannien ohne dieſe despotijche Interventionspolitif 3) für die Freiheit und den Fortiänt 
ded eigenen Volkes und der Menſchheit wirken können. 

Und wie politifh fchlecht berechnet war der Plan der Unterdrückung Frankreichs zur Ju 
feiner begeifterten Freiheitsliebe durch erfaufte föniglihe Söldnetheere! Mit Recht, aber mr: 
geblid, rief For diefen Planen entgegen: „Ihr wollt das freie Frankreich erobern? D ihr mt: 
leumdeten Kreuzfahrer! Wie befonnen und gemäßigt waren euere Entwürfe! D hart ver: 
glimpfter Ludwig XIV., mie grundlos biſt du einer ungezähmten Ehrſucht befchuldigt worden 
O ſchüchterner und ſchwacher Gervantes, mit welhem furchtſamen Pinfel, mit wie bleihen fu: 
ben haft da das Bild einer zerrütteten Einbildungsfraft gemalt!” 

Noch ehe gerade dieſe leidenſchaftlichen, ungerechten und freibeitöfeindlichen Reitaurationd: 
und Interventiondfriege jelbft Frankreich übermächtig und jegt erft den Krieg gegen beilen ber: 
macht nöthig machten, hatten fie bereit? Millionen Menjcenleben gefoftet und die nied: 
drüdendften Steuern und eine Jahrhunderte lang drückende Schulvenlaft auf England, auf me 
unglüdlihe Irland aber noch außerden neues unfagliced Elend gehäuft. Für alle Völler 
Europas und für England jelbit unterdrückte diefe unglüdfelige Politik die erfehnten norhwer: 
digen Reformen und Fortiritte ganze Menihenalter hindurch. Als die Franzoſen jogar da 
früher von ihnen fo ſehr bemunderte freie Gngland auf eine fo widerwärtige Weiſe mit den able: 
Iuten Regierungen gegen feine Freiheit verbündet und auch dort die wefentlichften Verfaſſunge 
rechte wie die Hoffnung auf nöthige Reformen aufgehoben ſahen, da mußte jede wohlthätige 
Beftrebung, die gemäßigten englifhen Berfaffungseinrihtungen ald Mufter für Franfreig auf: 
zuftellen, ja der Glaube an eine gemäßigte geſetzliche Freiheit felbit auf unheilvolle Weile u 
Grunde geben. Vergeblich appellirten die Freunde engliſcher Orundfäge, vergebens zulegt du 
unglüdlichen Girondiften von dem engliſchen Minifterium an die englifche Nation. Ihr blutige? 
Ende war Folge Pitt'ſcher Politif. Auch jeder wohltpätig vermittelnde Einfluß England? in 
den frangöfifchen Kriegen gegen die übrigen Mächte, fowie zwifchen alt und neu, Freiheit und 





3) Vorzüglich auch bei For’ Friedensvorfchlag am 17. Juni 1793, fowie in ber Thronrede vor 
1794 und in deren Bertheidigung am 27. Jan, entwidelte Pitt feine Interventionspolitif, 
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Knechtſchaft in andern europäiſchen Ländern mar zerſtoͤrt. Nur Fanatismus der Derzmeiflung 
und des Haſſes, Pöbel: oder Militärvespotie blieben für Frankreich, AÄhnliches oder jene der 
franzöſiſchen Eroberungsſucht ſo günſtige, Pitt's Planen aber ſo ungünſtige ſtumpfe Apathie 
und Ergebung in alte oder neue Knechtſchaft den übrigen Völkern. Pitt, ſonſt ein wahres Wun⸗ 
ver von Kenntnig und Gewandtheit in Geſchäften, aber, wie fein Gegner Napoleon, unfundig 
der höhern Ideen und Grfege, welche die Völker bewegen, verrechnete ſich hier ſtets. Er war des— 
balb, trod ſeiner außerordentlichen Kräfte, doch kein Mann der höhern Politik, nicht der rechte 
Steuerer in jo gefährlicher Zeit. Die Tauſende engliſcher Millionen für Erkaufung europäifcher 
Sölpner und franzöjiiher Verſchwörer waren alle verſchwendet, ja die Stufen zu Napoleon’s 
fteigender Übermacht. Rur als die Völker erwachten und der Ruf und die Berheifungen der 
Freiheit und Reform gegen das despotiſch gewordene Frankreich in die Waffen riefen, da wen= 
dete ih der Sieg. Die Bezahlungen der Empörer gegen die von der Nation gewollte Berfal- 
jung wirkten damals in Frankreich, wie fpäter in Spanien, zu dem eigenen Berberben ver 
vertiendeten Werkzeuge und nur zur Berwüftung der Känder. For fagte wiederholt: „Altes 
Unbeil entiprang aus dem Tractat zu Villnig und dem Manifefte des Herzogs von Braun 
ſcweig. " Jebenfalld wäre ohne Die vorzüglich durch Pitt bewirkte Fanatiſirung in Frankreich 
ſowol die Schreckensherrſchaft und Republik wie die Militärherrſchaft in ſich felbft zerfallen und 
son den gefunden Lebendgeifte des Volkes ausgeſtoßen worden, wenn man nad Kor’ Rath vie 
gärende Nation ihrer eigenen Entwidelung überlaffen hätte. Den Glauben an Gott durch 
Krieg berzuftellen, war ſicher der jchlechtefte Weg. Kurz, nur für England und die europäifche 
Menſchheit wohlthätige Folgen, gewiß aber feine jo nadhtheiligen wie das ungerechte Syſtem, 
hätte auch hier das gerechte begründet. Und um wie viel glorreiher fände Pitt da, wenn er alle 
feine ungehenern Anftrengungen, Opfer und Mittel, wenn er die vereinigte Kraft feiner großen 
Gegner ebenjo für gemäßigten Fortſchritt der Freiheit als für ihre Befämpfung hätte verwen⸗ 
den und wenn er nur erſt zur nothwendigen, gerechten Bertheidigung den Krieg hätte beginnen 
mollen, wenn joldergeftalt England, durch eigene Parlamentsreform ein neuftrahlendes Vor: 
bild gejegliger Ordnung und Freiheit, durch die in fo großer Zeit doppelte moralifhe Gewalt 
und mit ungefchwächten Kräften eine allfeitig gerechte VBermittelung des europäiſchen Zwiefpalts 
erſtrebt hätte! Für eine ſolche wären die unermeßlichen Opfer des Kriegs, welcher fünfund: 
zwanzig Jahre jegt für und gegen die politische, ſowie einft der dvreißigjährige für und gegen bie 
Glaubeno frei heit und Reform, die Länder verwüſtete, nicht zu groß geweſen. Wol aber waren 
fe zu groß für diejenige Orpnung, welche fo vieled und großes Unrecht, jo viele neue, biutige, 
— Kämpfe zurückließ und jo verderbliche Beiſpiele und Grundſätze ſelbſt britiſcher 
Politik 

Glücklich, daß bei dieſer freiheitsfeindlichen und engherzigen, bei dieſer keineswegs ſtaats⸗ 
weiſen Richtung der Pitt'ſchen Politik ein Geiſtesverwandter feines großen Vaters, daß For 
durch jeinen Gegenkampf wenigſtens einigermaßen dieſes Syſtem ermäßigte, daß er mit feinen 
Freunden zur Ermuthigung der Freunde der Freiheit und des Fortſchritts der Menſchheit, durch 
Ausführung oder Vorbereitung wenigften® einzelner großer Maßregeln für die Freiheit ihr 
Gebiet erweiterte, überall aber in der Öffentlihen Meinung der gefitteten Welt durch feine groß= 
artige Beredſamkeit ihre mioraliihe Achtung und ven Glauben an fie, welche ihon in ven Frei⸗ 
beitöfriegen rettend ſich erwieſen und in dem noch unbeendigten Kampfe ſtets neu fi bewähren 
werden, lebenpig erhielt. 

Eine weſentliche Ermäßigung aud derjenigen freiheitsbeihränfennen Maßregeln, melde 
Bit, gegenüber einer fo kräftigen Vertheidigung dieſer Freiheit, vorzulegen noch wagen burfte 
— denn die Verhinderung des Böfen, ehe es zu Tage kommt, ift vielleicht vie mohlthätigfte Wir⸗ 
fung der Oppofition — beftand darin, daß alle Beihränfungen nur auf beftimmte vorüberge- 
bende Zeit gemacht wurden, nie auf immer. Wohin aber Pitt, ver mir fo leidenſchaftlicher Härte 
und Gonjequenz in feiner einmal betretenen Bahn fortging umd fo in dem Steuerbrud von einer 
feinen Erhöhung der Verbrauchsſteuer zu einer Befteuerung des Einfommend mit 10 Proc. ges 
fommen war, ohne Kor in der Freiheitsbeſchränkung gelangt wäre, dies ift ſchwer zu fagen, 
Auch zeigten ſpäter Pitt's Vorſchlag des Eintritts von For in fein Miniſterium und vieleeinzelne 
friedlich gefinnte Äußerungen deffelben gegen das republikaniſche Frankreich, daß er den edlern 
und freieen britifchen Grundfägen von Kor etwas zugänglicher geworden war. Er verleugnete 
jegt öfters ausdrücklich die Lieblingsphraſe Burke's, des Panegyrikers feiner Politif, daß mit 
dem atbeiftiichen und jafobiniihen, königsmoörderiſchen Frankreich fein Friede möglich fei, und 
rertheidigte jogar den Frieden von Amiens im Parlament am 8, Nov. 1801; freilich mit der 
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—* frühern Irrthum ſchützenden Clauſel: „weil jetzt die Gefahr der jakobiniſchen Grund: 
äge vorüber ſei und weil bei dem Geſchrei des Volkes nach Frieden kein beſſerer erhalten werben 
könne‘ u. ſ. w. For hieß ihn gut, weil er für dad ungerecht bekriegte Frankreich ehrenvoll jei. 

Bon den Mapregeln zu Gunften der Freiheit und friedlicher Entwidelung, für welde fer, 
außer feiner fiegreihen Vertheidigung des amerikaniſchen Rechts und des Friedens mit Nor- 
amerifa, außer feiner Abwendung eines ſpaniſchen und eines. ruſſiſchen Kriegs, wirkte, wurde 
zwar die von ihm in feiner Oſtindiabill vorgeichlagene Radicalreform ver empörenden deöpoti- 
fhen und räuberijhen Kaufmannsregierung von Oftindien duch Pitr verhindert, doch ſchon der 
im Unterhauſe angenommene Borihlag und deilen Vertheidigung, jowie der von For und ſei⸗ 
nen Freunden jo energijch betriebene, jelbit von Pitt, vem Minifter, unterftügte Proceß gegen 
die oftindiihe Verwaltung von Haſtings bereitete die ſtufenweiſe Verbeiferung des Zuftande 
diefer großen Ländermaffe vor. Jener furchtbare förmliche Proceß, nicht minder auch die nab 
Walpole's und Pitt's Niederlegung ihrer Minifterftellen mit ſchonungsloſer Verfolgung jevei 
Verdachts gegen jle von ihren Gegnern (gegen Pitt von Grey und Burdett) veranlaßten An: 
Eageverhanplungen beweifen, trog ihres für die Beihulpigten ehrenvollen Ausgangs, ebene 
gut wie die mit ungünftigent Erfolge endigende gegen den Mitminifter Pitt's, Lord Melsill 
daß in England aud für die höchſten und mädtigiten Staatömänner eine firenge Gontrole wirt: 
ſam ift, die der Kontinent nicht fennt. So glänzende Ehrengenugthuung gegen alle Beihubi: 
gungen, die ſtets an eine bedeutende Wirfiamfeit id knüpfen, erhalten aber. ebenfalls die Mi: 
nifter des Gontinents nicht, wie jie Pitt erhielt, indem ihm nad öffentliher Bejeitigung jeder 
Verdachtsgrundes 291 Männer des Unterhaufes gegen 52 feierlih ven Dank des Vaterlandes 
votirten. 

Auf eine noch erfolgreichere Weife wurde For der Wohlthäter jeined Volkes und verNenib: 
heit, indem er die britifche Preßfreiheit dadurch erſt ausbildete und befeftigte, daß er dad Urtbeil 
aud über die Rechtsfrage bei Preßvergehen, welches biöher die Staatörichter zus füllen hatten, 
deu Geſchworenen übergab. 

Sodann aber errang er ſogleich nach jeinem legten Einuritt ind Minifterium vom Ober 
und Unterhaufe den von dem edeln Wilberforce, einem Anhänger Pitt's, unter deſſen Mini: 
rium fo lange erfolglos erfämpften Beihlup der Abihaffung des Negerhandels. Seine bebarı: 
lichen Bemühungen für Katholifenemancipation, überhaupt für bürgerliche Gleichheit veridir: 
dener Religiondbekenner fiegten erſt nad jeinem Tode. Seine Beitrebungen für Parlament‘: 
reform konnte ebenfalld erft in neuerer Zeit jein Mitfämpfer Grey zum Siege bringen. 

Auf einem niedrigen Standpunfte ver Beurtbeilung mögen viele Pitt darum einen prakt: 
fhern Staatsmann ald For nennen, weil er mehr Maßregeln unmittelbar im Leben verwirl: 
lichte, weldes indeß ſchon dadurch betritten werden fönnte, daß es ja vielleicht Zufall, vieleit 
Unrecht war, daß der König nit For zum Minifter wählte. Doch auf höherm Standpunkt 
des Urtheils gelten auch Die geifligen und moraliichen Antriebe für gute und große Dinge, wen 
fir auch erft fpät und allmählich, wenn jie vielleicht dann erft und zwar jegt für Jahrhundert 
in das Leben treten, wenn die materiellen Maßregeln ver fogenannten praftiichen Männer ſchou 
vorübergegangen oder als ſchädlich erkannt: find. Nicht das ift das Höchſte und wahrhaft 
Praktifhe, was ſich durch die Zuftimmung der Machthaber augenblicklich ald materiell wirkſan 
zeigt, ſondern das ift es, was in das Reich der Grifter, von dem zulegt doch die Dinge beheriät 
werben, eingreift, und was jelbft die Gejinnung und die Beiftimmung der Herrſchenden beftimmt 

In ſolchem Sinne wirkten auch For und feine Freunde durch ihre beharrliche Bertheidigung 
der von Pitt umd feinen europäifchen Goalitionen verfolgten Grundſätze der wahren Gerechtig— 
keit, ver Volfsrechte, dev Freiheit und des Fortſchritts der Menſchheit unermenlih und fort: 
dauernd heiljam. Bon allen evlern Gemüthern mit Entzüden vernommen, wirkte Kor erheben? 
und tröftend für die Guten, befhämend und ſchreckend für Die Tyrannei in ganz Gurem. 
„Tauſcht eure Felder ein gegen Felder, euer Vieh gegen anderes Vieh, aber verkauft und Tr 
taujcht nicht Menſchen und Voͤlker!“ So erging au über andere Bedrückungen auf das eu 
dringlichſte aus dem englifchen Unterhaufe fein Ruf jelbit an vie Fürften des Gontinents. Wenn 
je in England und in andern europäifhen Rändern eine Zeit fommen follte, im welcher die gei⸗ 
ftigen Waffen, die echten Grundſätze für die Freiheit und dem Fortſchritt des menſchlichen Ge— 
ſchlechts, das Gefühl ver hohen unendlihen Würde des freien Mannes zu mangeln, der Glaube 
an jie und an bie höhere Beftimmung der Negierungen und Staaten zu verlöfchen drohte, dann 
eröffne man der Jugend und dem Volke vie unfterbliden Reden von Lord Chatham und For, un 
das heilige Feuer der evelften Begeifterung wird neu alle unverdorbenen Gemüther ergreift 
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und zum männlichen Kampfe für Recht und Freiheit antreiben.*) Man Fonnte von Chatham 
und Fox jagen, was er von ven Freibeitdmärtgrern Sidney und Ruſſell fagte: „Wenn ihr An- 
denken aufhört, ein Gegenſtand der Verehrung zu fein, alsdann ift ſicher die britifche Freiheit 
ihrem Untergange nahe.” Doc jene Waffen und Grundſätze und diefe Verehrung werden nie 
verloren geben. Das ift Das größte Verbienft von Chatham und For, daß fie die erhabenften 
Grundjäge britiſcher Freiheit, ihren Zufammenhang mit den höchſten Ideen der Menfchheit mit 
unbejieglier Kraft und Klarheit entwidelten und immer neu den Herzen edler Jünglinge und 
Männer eingruben, daß fie Die öffentliche Meinung ihres Baterlandes unendlich veredelten, daß 
For mit jeinen Freunden in den furdhtbaren zmanzigjährigen Reactionskämpfen biefe edle 
britifche öffentlihe Meinung für die Freiheit lebendig und kräftig erhielt und, was er beabfidy- 
tigte, für England die Liebe und Achtung der Völker erwarb, Pitt war der Fürft der britifchen 
und europäiihen Gabinetöpolitif, For der Fürſt der Öffentlihen Meinung. Weit entfernt aber, 
daß er durch feine Vertheidigung der Freiheit dem Throne gefchadet, jagt vielmehr Johnſon 
richtig, daß er Durch die Erhaltung des Glaubens an die Freiheit und durch den Schug derfelben 
ven Frieden zwiſchen König und Volf rettete. Mit jo treuem, beharrlihem Muthe aber wachte 
For über die Rechte feines Volkes, jo großartig führte er vor den Augen des bewegten Europa 
die Sache der Freiheit und Menſchheit, daß in England fein Brivarmann jemals ein größeres 
Anjehen genoß. Jede feiner Reifen, auf welchen gewöhnlich fein Wagen unter Glodengeläute 
von dem Volke in die Städte gezogen twurbe, war ein Triumphzug. In Europa ſah mar mit 
Bewunderung auf ihn, Selbſt die ruſſiſche Katharina befahl ihrem Gefandten, ihr feine Büfte 
verfertigen zu lajlen, um jie neben die von Demofthenes zu ftellen. In Paris, ald er während 
des Friedens von Amiens dort Urkunden für fein Geſchichtswerk einjehen wollte, bezeugte das 
Bolt dem großen Vertheidiger der Freiheit, dem Befreier Lafayette's aus deutſchem Kerker 
größere Ehrerbietung ald jeinem fieggefrönten Erſten Gonful. 

V. Etwas Tragiſches aber liegt meiſt in dem Schidiale großer Stantsmänner und ihrer 
patriotijgen Beftrebungen, mahnend auch in dieſem Gebiete an das höhere Geſetz des beſchei⸗ 
denen Maßes für die menſchliche Kraft und am die felbitentfagende Aufopferung bei ihrem wohl⸗ 
meinenden Streben. 

Pitt und For kämpften mit alt ihren auferorbentlichen Kräften lebenslang raſtlos einen 
ihweren, oft herben Kampf und erlagen beive demſelben, fern vom Ziele ihrer Wünſche. 

Der ſtrenge Pirt hatte bei der unerfreulichen Bahn, auf welcher er mit nie wankender Hand 
dad Staatsſchiff durch die Klippen der tiefbemegten Zeit feuern zu müſſen glaubte, gewiß 
Schweres zu überwinden, Trog der Gunft jeines Königs und einer feltenen minifteriellen All⸗ 
gewalt hatte er nicht blos mit der durch Fanatismus faſt unüberwindlichen Macht des Haupt: 
feindes und mit der Lauheit und Planloſigkeit der Verbündeten zu kämpfen, er mußte zugleich 
im Innern des großen Staatsihiffd mit den Fräftigften Vertheidigern einer. viel lockendern 
Bahn und mit der Ungunft der eigenen Landsleüte den Kampf betehen und feine fleckenloſe 
Ehre oftmald gegen herbe Antlagen vertheidigen. Seine von nie raſtender Anftrengung er⸗ 
ihöpften Kräfte erlagen endlich ſchon im fiebenundvierzigften. Jahre dem Gram über eine neue 
Nieverlage feiner Sache, über die mit dem Presburger Frieden geiprengte dritte Coalition. Erft 
acht Jahre jpäter ward unter feinem Nachfolger Gaftlereagh feiner Sache, ſoweit jie gut war, 
oder dem Kampfe für das europäiſche Gleichgewicht gegen franzöfijche Übermadt dauernder 
Sieg, während die erftrebte Reftauration und der Erfolg gegen die urſprünglichen Grundſätze 
der Fran zöſiſchen Revolution durd die Zulirevolution und ihre Folge, die Barlamentsreform, 
wieder zerflört wurden. 

Bor, nah Burke's Ausdruck „geboren, um geliebt zu werden‘, ein Vierteljahrhundert der 
erfte Vertheidiger der Freiheit in England, in der Welt, er, der Dann des Volkes in jeinem 
Vaterlande, in Franfreih, in Europa, hatte trog dem heiteen Lächeln dieier Volksgunſt, trotz 
der Güte jeiner Sache mit nicht minder ſchwerem Geſchicke zu ringen. Auf niederſchlagende 
Weiſe mußte er faſt lebenslang in der parlamentariſchen Minderheit gegen eine faſt unüber⸗ 
windliche Stimmenmehrheit des noch nicht reformirten Parlaments feine Kämpfe führen. Er 
mußte oft ſeinen politiſchen Unmuth über den äußerlich ſo ungünſtigen Kampf im Schoſe der 
Freundſchaft und ländlicher Ruhe, in der Beſchäftigung mit den Muſen verſcheuchen. Die Poeſie 
alter und neuer Meiſter, Unterhaltung über ihre Schönheiten, nicht ſelten auch eigene poetifche 
Berfuche waren jeine Freude. Er unterhielt über die Schriftfteller des Alterthums einen eifriz 


4) Die Reden For’ erfchienen in-fechs, die Reden Pitt's in drei Banden. 
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‚gen belehrenden Briefwechſel mit philologiſchen Gelehrten ®) und ſchrieb eine Geſchichte des 
britiſchen Freiheitskampfes unter ven Stuartd, Er vertheidigte, indem er nad neuen urkund: 
lien Forſchungen die Verfehrtheit dieſer feiner durch das Gold der franzöſiſchen Könige beito: 
chenen Urahnen und Hume's Barteilichkeit enthüllte, auch bier feine große Sache, die Freiheit. 
Bielleicht ift der Ton für eim Geſchichtswerk etwas zu warm; aber die Entſchuldigung de 
Autors ift wenigſtens für fein Herz das edelfte Zeugniß. „Ih kann“, ſagte er, „das Mislingen 
ungerebter Entwürfe nicht ohne Frohlocken und triumphirende Verachtung und den Sieg der 
Bosheit über Freiheit und Gerechtigkeit nicht ohne tiefen Schmerz erzählen.‘ Kaum mar envlih 
Bor im Befige der großen Gewalt zur Verwirklichung feiner Ideen, und kaum hatte alles leiht 
aufgeathmet, ald das Steuer auß des firengen, kriegeriſchen Pitt Händen in die des beiten, 
wohlwollenden ‚Freundes von Freiheit und Frieden’ überging, fo erlag aud er, faum 59 Jahre 
alt. Aud For flarb, wie Pitt, gleich als hätte das Öffentliche Wohl alle ihre dauernde lirk-: 
volle Fürſorge in Anfprud genommen, unvermählt und kinderlos. 

Als in demſelben Jahre Die Todesbotſchaft zweier folder Staatdmänner, wie ſelbſt dad Vater: 
land großer Staatömänner, das freie Großbritannien, nie größere ſah, die Theilnahme der 
gebildeten Welt erregte, va war es natürlich, daß das gegen feine großen Männer dankbar, auf 
ihren Ruhm folge Vaterland feinem Danf und feiner Bereunderung Ausdruck zu geben juht. 

Pitt, der zwanzigjährige erfte Minifter Großbritanniens, dem Tauſende von Millionen 
durch die reinen Hände gegangen waren und der ſich ſtets mit einem ſelbſt bei feinem mäpigen 
Beben zu geringen Gehalte begrrügte, hatte dem Öffentlihen Dienfte auch noch jein Vermögen 
von 13000 Pf. St. geopfert, und mehr als dieſes. Das dankbare Vaterland mupte ihn auf 
Öffentlicdye Koſten begraben laffen und feine Schulden mit 40000 Pf. St. bezahlen. Für der, 
der nicht fparen fonnte, hatten fhon bei feinem Leben feine Freunde 50000 Bf. St. zuſanmen⸗ 
geſchoſſen. Zu der Leichenfeier von Kor kamen die Freunde der Freiheit ſelbſt aus Shetland 
und Irland. Und wie während ihres Lebens, fo wurben nad ihrem Tode beider Staattmänne 
Geburtöfefte durch ganz England in zahlreichen politifhen Gaftmählern gefeiert, dad von fer 
öfters in London von 2000 angelebenen Männern. Prachtvolle Denkmale, mie an andern 
öffentlihen Orten, fo aud in der Weftninfterabtei, der Grabflätte, welche Englands Könige 
mit deffen größten Männern vereint, erneuern das Andenken an die endlich nerföhnten großem 
Gegner. Bei einer der verihiedenen Bildfäulen von Por deutet die Magna-Charta, dire 
ruhmvolle Denkmal germanifher und britifcher Freiheitsidee aus den Anfängen der neuem 
Staatenbildung , auf den Mittelpunft der patriotifhen Beſtrebungen des großen britiiden 
Bürgers. Auf feinen Denkmal in der Weitminfterabtei rührte mich neben ähnlichen Emblem, 
aud für den Dank Irlands gegen feinen erften Schutzredner, eine Negerfigur, welche auf gt: 
beugter Stellung ib emiporbebt, um dem Freund der Freiheit des menfchlichen Geſchlechto, dem 
erfolgreichen Kämpfer gegen die Schmach der Negeriklaverei in dankbarer Huldigung mit vr: 
dientem Lorber die edle Stien zu umfränzen. 

Mit gerechtem Stolze mag Britannien, das durch feine Freiheit glüdliche Vaterland politi: 
feher Größe und patriotifhen Ruhms, aub auf feinen Pitt bliden. For felbft, der Grreitt, 
nannte ihn ja groß, urtheilte von ihm auch während ihres Kampfes, nah Gibbon's Aubdrud, 
wie ein großer Mann von dem andern urtheilen fol. Doch was für Kor im Vergleiche mit 
ſolchem Gegner vielleiht am rühmlichften fpricht, ift das, da unftreitig ſchon jegt, nad Ablau! 
eines halben Jahrhunderts feit beider Tode, die Ideen, die Beſtrebungen, die Verbienfte von 
For ebenfo fehr in Anerkennung ihres Werths geftiegen, als die feines im Reben ihm befiegen: 
den Gegners gefallen find. Sie werden indem Verfolge des noch unbeendigten Kampfes zwiſchen 
der politiihen Reformation und der Reaction in Europa noch höher fteigen. . 

Auch politiſch ift nur das dauernd groß und heilfam, was von den ewigen Ideen der Menid 
heit und der Gerechtigkeit ausgeht. Welder 

Franken. Keined andern alideutihen Volkes Geſchichte ift für Die gründliche Erkennt 
der jpätern beutichen Verfaſſungen fo wichtig als Die der Franfen. 

Im nordweftlihen Deutfchland zeichnen ſich ſchon im erften Jahrhunderte unſerer Zeitrech 
nung zwei Voͤlkerſchaften durch dauernde Macht und Größe und durch ausgebilbetere bürgerlich 
und Kriegäverfaflung aus: die Chauken an der Nordfee und die Ratten vom Main bid zut 
Weſer. Jene hielten zu Rom, dieje zu Armin. Aber gerade in diefen Kämpfen ſcheint aud den 
EhHaufen die wahre Abſicht Noms klar geworden zu fein, wenigſtens zeigen fich yon da an viele 


5) Sein Briefwechjel mit dem berühmten Philologen Gilbert Wafefield ift im Drud erfchienen. 


Franken 457 


unzweideutige Spuren einer feindfeligen Geſinnung gegen daſſelbe, neben einer innigen und 
dauernden, durd feinen Zwieſpalt geftörten Verbindung mit den Hatten, während ber begin 
nende Verfall und die innen Kämpfe des Reichs zu Ende des 3. und zu Anfange des 4. Jahr: 
bunderrs beiden Zeit ließen, deſſen Herrſchaft auf dem rechten Rheinufer ganz in der Stile ein 
Ende zu machen und um die Mitte ded 3. Jabrbundertd, mo wir den Namen der Franken zuerft 
vernehmen, ald ein das ganze nordmweftlihe Deurihland bewohnendes oder doch beherrſchendes 
Belt auf dem Schauplage der Weltgeſchichte eriheinen zu fönnen. Als Kaifer Probus mit 
kräftiger Hand bad Ruder des wanfenden Reichs ergriff, fand er ſaliſche Franken im Beſitze 
der batanifchen Halbinjel; während er felbft den Alemannen die Zehntlande abftritt, fandte er 
jeine Feldherren gegen jene, und fie verglichen jih mit ven Eingedrungenen, melde das Land zu 
räumen verſprachen gegen andere Wohnſitze — am Ufer des Schwarzen Meeres. Ein Beweis, 
daß die Beſitznahme Bataviens nicht Sache eined Volkes oder mädhtigen Bundes, fondern das 
Unternehmen Einzelner war, denn meder fam Hülfe aus der alten Heimat, nod ſcheint Probus 
Urſache zu einem Angriff auf diefelbe gefunden zu haben. 

Dies ift alled, was wir über die ältefte Geſchichte der Franken und dahin Gehöriges über die 
Geſchichte der Völker wiffen, welche dieſen Namen gemeinichaftlih führten. Was ver Name 
jelbft bedeute, hat Sprachkundigen und Geſchichtsforſchern viele Sorgen gemacht. Für die Zwecke 
des „Staats-Lexikon“ bietenihre Erörterumgen nichts dar. Wichtiger iſt eine Anekdote aus jener 
älteften Zeit, worin ſich die Kühnbeit, der unbändige fefte Wille und die Beionnenbeit, welche 
die Branfen überall auszeichnet, in recht glänzenden Lichte zeigt. 

Die nah Alten ausgewanderten Franken fanden fi entweder in ihren Erivartungen ges 
täuſcht, oder es überwältigte jie die Sehnſucht nach dem Vaterlande — fie faßten bald den ver— 
zweifelten Entihluß zurückzukehren, bemächtigten jih der an der Küfte liegenden römifchen 
Wachtſchiffe und fuhren durh das Schwarze, das ÄAgäiſche, das Mittelländiiche Meer und den 
großen Drean nad ihrem lieben Nieverland zurück, nicht ohne mandye harte Kämpfe, mo fie, nm 

Mundvorrath einzunehmen, ans Land fleigen mußten. Bei einer jolden Landung übermwältig- 
ten fie ſogar die fefte und volfreihe Stadt Syrakus. 

Bon da an finden wir feine Spur mehr, daß Franken, obgleich fie ſcharenweiſe ins römische 
Gebiet auswanderten, ih anderswo ald im nördlichen Gallien hätten anſiedeln laffen, der 
Heimat näher und dem Meere, weldes von den Fahrzeugen fränkiſcher Seeränber bedeckt mar. 
Eine fhmere Geifel für die Bewohner der galliſchen und britifhen Küfte! Vergebens kreuzten 
römische Wachtſchifſe vor ven Häfen, die Freibeuter waren ihmen überlegen; vergebend fanden 
ih die römischen Befehlshaber mit den fühnften und mächtigſten derielben ab, an ihre Stelle 
traten ſogleich andere; vergebeng fuchte Mariniian, der damals Gallien beherrſchte, vie Freund⸗ 
ihaft Gennobaud’s, der ein König der Franken genannt wird, die Gewalt deſſelben reichte 
nicht jo weit, jenem Unheil zu feuern. In diefer Noth griff Marimian zu dem verzweifelten 
Mittel, daß er den fühnften und gefürdhtetften jener Seehelden, ven Dienapier Garanfius, in 
feinen Dienſt nahm, ihm die ganze Küftenflotte übergab und ihm die Sicherung der Schiffahrt 
zur Pflicht machte. Wie vollkommen auch dieſer Zweck erreicht murde, jo mochte doch Marimian 
bald Urſache finden, dieſe Maßregel zu bereuen. Er ſuchte des Carauſius Macht einzuichränken; 
da entführte dieſer die ganze Flotte nah Britannien, ließ ſich dort zum König ausrufen, bemäde 
tigte ih von daher auch der gegenüberliegenden Küſte Galliens und wußte im kurzer Zeit durch 
Gewalt over Verträge Ruhe und Sicherheit herzuftellen für alle Länder, die ihn ald Herrn er— 
fannten. Bon den Franken unterftügt, ſchlug er die gegen ibn ausgeſandte römiſche Flotte und 
ertrogte (im Jahre 289) einen Frieden, morin ihm das eroberte Gebiet und der Titel eines 
Faiferlihen Mitregenten zugefihert wurde. Raum aber hatte Maximian's Sohn, Conſtantius 
Ehlorus, die Verwaltung Galliens angetreten, ald er jenen Frieden brach, unerwartet in Carau⸗ 
Aus’ Gebiet einfiel und deſſen Truppen aus Gallien vertrieb. Der Franken ſcheint er ſich vorher 
im flillen verichert zu haben; er wies denen, melde das bataviihe Eiland bewohnten, weit 
größere Kändereien in der Gegend von Trier an und rüftete, gewiß mit Hülfe der übrigen, 
welchen Sicherheit des Meeres unter Carauſius fo wenig ald unter den Nömern bebagte, eine 
Blotte gegen dieſen aus. Aber ehe jie noch fegelfertig war, fiel Caruſius (im Jahre 295) durch 
Meuchelmord. Drei Jahre nachher landete Conſtantius unverfehend in Britannien, überfiel die 
dort noch herrſchenden Franken, bemädhtigte ſich ihrer Flotte und machte mit dieſem einen Schlage 
ihrer Seemacht ein Ende. Denn während diefe ih immermehr nach Britannien hingezogen 
hatte, war an der deutſchen Küfte die der Sachſen herangewachſen, melde nunmehr an ber 
Nordiee hin immermehr in die Stelle ver Franken einrückten, indeß diefe zu Taufenden nad 
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Gallien auswanderten. Die Zurüctgebliebenen lebten mit ven Römern in Frieden, feitvem fie 
denjelben Batavien und das Meer überlaflen hatten. Nur einzelne Abenteurer beunrubigten 
von Zeit zu Zeit die Grenze; aber daß die Römer jo geneigt waren, fie mit ſchönen und ein- 
träglihen Ländereien in Gallien abzufinden, dad mußte natürlich deren immer mehrere anloden 
und die Sicherheit der Grenze immermehr gefährven. Konfltantin, welder nadı Konftantius’ 
Tode die Herrihaft über Gallien erhielt, ergriff daher firengere Mafregeln; dem erflen 
Einbruch, welcher wieder gewagt wurde, trat er mit überlegener Macht entgegen, ſchlug die Krei- 
beuter, nahm ihre Anführer gefangen und ließ fie von wilden Thieren zerreigen. Dieje Orau: 
famfeit reizte zur Rache; das ganze Volk der Franken erhob ſich, aber Konftantin Fam dem 
Angriffe zuvor, überfiel und zeritreute das «Heer, ehe es jchlagfertig war, auf dem reiten Nhein- 
ufer und ließ alle, die ihm lebendig in die Hände fielen, von wilden Thieren zerreigen. Zu: 
glei ſchlug er bei Köln eine Brüde über ven Rhein, die durch Verſchanzungen am andern Lier 
gedeckt wurde, am ganzen Rheinſtrom auf und ab aber ließ er die halbzeriallenen Befeſtigungen 
wieder in Stand jegen, verflärfte die Befagungen und ließ den Strom durch eine Menge bemaf: 
neter Fahrzeuge bewachen. Allein kaum hatte er jelbit ih vom Rheine entfernt, als das frän 
Eifche Volk fi abermals zur Rache erhob; er kehrte ſchnell zurück und die Waffen ruhten. Drei 
Jahre lang erhielt er jo den Frieden. Im vierten zog er nah Rom, und ſogleich braden bie 
Branfen über die Grenze. Wie im Blig war Konftantin wieder zur Stelle, ging jelbft über den 
Rhein, verwüftere weit und breit dad Rand der Branfen, zwang dadurch dieſe zum Rückzug aus 
Gallien und ließ wiederum alle, die in feine Hände fielen, unter den Krallen wilder Thiere fer: 
ben. Das brach den Trog des wilden Volfes; der Zorn wich dem Schrede und der Bewunderung. 
Was man früher mit dem Schwerte geforvert hatte, das ſuchte man jegt zu erbitten: WBobnfige 
in Gallien. Konftantin geftand fie zu. Franken wanderten jharenweije aus Deutihland and 
linfe Rheinufer und verbreiteten ſich dur das ganze nordöſtliche Gallien, das bald nad ihnen 
Frankreich heißen ſollte. Ihre Fürften nahm Konftantin in feine Dienite, wo fie Ehre, Ruhm 
und Reichthümer erwarben, während fein duch Krieg und ſchlechte Verwaltung verödeted Sal: 
lien durch deutſchen Flelß neu aufblühte und deutſche Sprache und Sitte hier vorherrihem 
wurden. Der Rhein aber blieb unbeftritten die Grenze des Römischen Reichs ; mas line weflel: 
ben wohnte, war ihm unterthänig, doch zunächſt von geborenen Franken mild und immermet 
auf fränkiſche Art beherrſcht. Und nicht lange begnügten ji die Kranken damit. Nab Kon 
ſtantin's Tode riffen fie zunächſt wieder das bataviihe Eiland vom Roöͤmiſchen Reide ad 
und ertrogten die Anerkennung dieſes jo lange ftreitigen Beſitzes, welchen fie von da an 
manchmal an die von der Elbe her nachrückenden Sachſen, an Rom nie wieder abtreten mußten. 
Vielmehr jind es immermehr und mehr fränkiſche Männer, welde das Roöͤmiſche Raid 
beherrichen und jeine Schickſale beftinnmen. Denn viele, die im Dienfte ver Kaifer als Feldhetien 
oder Staatdömänner emporkamıen , unterhielten jorgfältig die Verbindungen mit ihrer Heimal 
und ſicherten dadurch einem Theil der Reichsgrenze den Frieden, ſich aber ven entſcheidendſten 
Einfluß auf die Angelegenheiten des Reichs, weil die fränkiſche Streitart ein Argument war, 
deilen Gewicht man in Rom und Konftantinopel recht wohl zu würdigen wußte. So ſchwang 
fih Magnentius, der Sohn einer fränfifhen Seherin, durch Hülfe ver Franken in Deutſchlam 
und Gallien bis auf den faiferlihen Thron empor ; ein anderer Frauke, Silvan, war es, derihn 
flürzte und bald darauf jelbft nach dem Purpur griff. Auch er fiel, aber ſein Volk rächte ihn 
durch Zerftörung aller römischen Feiten am ganzen Niederrhein, und Kaifer Julian, jo tapfer 
er die Alemannen zu Paaren trieb, mußte jüch begnügen, von den Franken Wiederherſtellung 
des Friedend zu verlangen. Als ein Haufen eindringender Sachſen (im Jahre 358) vielen 
unterbrach, war e8 wieder ein Franke im roͤmiſchen Solde, der grimmige Charietto, ver ihn ber; 
ftellte und befeftigte. Mellobaud, ein König der Franken, Feldherr im Dienfte Noms und biet 
wie dort von mächtigem Einfluß, mochte zur Erhaltung des Friedens beitragen, doch fonnie et 
nicht hindern, daß fraͤnkiſche Freibeuter, mit ſächſiſchen im Bunde, die Nordküſte Galliens pur 
derten und den Nömern Britannien ftreitigmachten. Derjelbe Melloband ſchlug die Alemannen 
und erhielt nah Kaifer Valentinian’s Tode dem unmündigen Sobn deffelben, trog aller Gegen 
bewerbungen, den Thron. Neben ihm befleiveten die Franken Nicimer und Bauto die höchſten 
Kriegd- und Staatdämter; des letztern Tochter wurde die Gemahlin des Kaiſerſohns, und alt 
Mellobaud an Kaijer Gratian's Seite gefallen, war es vorzüglid der Franke Arbogaft, ver den 
Gegenkaiſer Maximus ſchlug, Gallien, in welches Franfen vom vechten Rheinufer eingebroden 
waren, wieder berubigte, ald Vormund des jungen Kaijers Valentinian das Reid loͤblich ver: 
waltete und nach deſſen frühem Tode an einen feiner Freunde vergab. Das Verhältniß zwiſchen 
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Rom und den Franken am rechten Rheinufer war in dieſer Zeit fo freundlich und feft, daß dieſe 
ſelbſt (im Jahre 394) einige Abenteurer, die es zu ftören fuchten, an die Römer auslieferten. 
Eine natürliche Folge hiervon war ed, daß während der fleigenden Berwirrung, in meldhe von 
da an dad Römiſche Reich gerietb, und während. dadurch die entlegenen Provinzen immer voll- 
fändiger fi felbit überlajfen waren, bie ind römifche Gebiet eingewanderten Franken Schuß 
bei ihrem Königen juchten, die wol auch dort begütert und deswegen voppelt geneigt fein mochten, 
ihre überrheiniſchen Streitkräfte zur Vertheidigung der neuen Heimat anzubieten. Unter ihren 
Bahnen janımelte ih dann, was fränfifh war, und gewöhnte ſich baran, ihnen zu gehorchen, 
wie im Kriege, jo auch in dem faft niemals jihern Frieden. So waren ed nur die Franken, welche 
die nach Radegais' Untergange veriprengten Kriegsſcharen von dem norböftlihen Gallien ab- 
hielten. In der um dieſe Zeit verfaßten Notitia imperii fehlt unter den Beftandtheilen des Rö⸗ 
miſchen Reichs die niedergermaniſche Provinz, und ein ſchwacher Berfuh von feiten Roms, fie 
den Franken wieder zu entreifen und biefe über ven Rhein zurückzubrängen (im Jahre 420), 
ſchlug gänzlich fehl. Um dieſelbe Zeit joll Pharamund von allen Franken gemeinfhaftlid zum 
König erwählt worden fein. Gewiß ift aber nur, daß er in Francia geherrſcht hat, zweifelhaft 
alles andere, namentlich ob Diefe Francia das alte oder neue Frankenland oder beides bedeuten 
jell, Nicht minder fabelhaft und deswegen für Gefchicdhte und Staatöwillenfhaft durchaus un⸗ 
brauchbar ift, was ji über Pharamund's Nachfolger Merovig(Meroveis) aufgezeichnet findet; 
zweifelhaft endlich, ob die Aufzeihnung einiger ſalfränkiſchen Rechtsgewohnheiten oder Geſetze, 
die unter Dem Namen der Lex Salica befannt ift, diefer Zeit angehört, und wo und wie fie 
entitanden fei und wieweit fie gegolten habe. 

Noch einmal ſtreckte Das ſchon mit dem Tode ringende Römifche Reich feine Hand aus nach 
dem halb verlorenen Gallien. Aetius, ein Feldherr und Staatdmann, befferer Zeiten würdig, 
309 gegen die Branfen zu Felde, und römische Gejchichtfchreiber rühmen, daß er ihnen das linke 
Rheinufer wieder entriffen habe. Allein höchſtens konnte er einen König und fein Gefolge über 
den Strom zurückdrängen; die fränkifche Bevölkerung des Landes, welche wol nie aufgehört 
hatte, die Hoheit des Kaiſers anzuerkennen, jelbit wenn ein franfifcher Kriegsfürft fich bei ihr 
der That nach der höchſten Gewalt bemächtigt hatte, blieb nach wie vor im Beſitze des Lau— 
des. So hatte auch des Aetius Sieg feine bleibenden Folgen. Kaum einige Jahre jpäter ent- 
maffnete der Frankenkönig Clodio die römifchen Gewalthaber, und mehr bedurfte es nicht, um 
alles Land, joweit Franken wohnten, feiner Herrichaft zu unterwerien. Wo er auf Widerſtand 
ſtieß oder jeindjelige Gejinnung zu ahnden hatte, da vergalt er mit Mord und Verwüſtung; fo 
ianfen die Städte Mainz und Trier abermals in Trümmer, Noch einmal gerieth dur Zwie⸗ 
ſpalt in der Föniglichen Familie die Unabhängigkeit der Franken in Gefahr. Zwei Königsföhne 
ſtritten um die Herrſchaft, der eine rief Mom, der andere die Hunnen zu Hülfe. Bei Chaͤlons 
ſchlug dieſe Aetius mit deutſchen Waffen, aber fein fränfifher Schügling gewann nichts als 
den guten Rath, ſich ſelbſt zu helfen. Bon da an wurde der Bezirk immer Kleiner, worin Roms 
Befehlen noch gehorcht wurde, obgleich die gewohnte Ehrfurcht vor der Hoheit des Kaifers blieb, 
deilen Diener zu fein viele Könige der Franfen ſich zur Ehre gerechnet hatten. Auch Chtodwig, 
der (im Jahre 482) den legten römiſchen Statthalter in Gallien ſchlug und hinrichten ließ, ver= 
ſchmähte ed nicht, nadhbent er fo deſſen Herrſchaft diejleit der Alpen für immerein Ende gemacht, 
die Thüringer, Alemannen und Gothen überwältigt und ji zum Herrn von ganz Gallien ges 
macht hatte, vom morgenländiſchen Kaijer Anaftafius die Würde oder vielmehr ven Titel eines 
roͤmiſchen Batricierd anzunehmen und ji mit den Abzeichen verfelben zu ſchmücken. Nachdem 
Chlodwig und mit ihm die Franken zum Chriſtenthume übergegangen waren, verehrten jle in 
dem Kaiſer auch das Oberhaupt der Chriftenheit, und ed mußte feine Würde um jo Höher und 
beiliger erſcheinen, je weniger klare Begriffe man damit zu verbinden wußte. Defto tauglicher 
war jie, der Gewalt Karl's des Großen Glanz und eine gewiſſe Weihe zu geben. Weiteres über 
die Franken f. in den Art. Deutfche Gefchichte, Deutfihe Stämme und Frankreich. 

HR. Hofmann. 

Frankfurt am Main, die erfte der vier Freien Städte Deutſchlands. Dieje reihe und in- 
tereilante Stadt, welche, wie Frhr. vom Stein in einem Schreiben vom 13. Juli 1816 ſich äußerte, 
„auf den weitlihen Theil Deutichlands feit den frühern Epochen unjerer Gefchichte einen großen 
politiihen Einfluß behauptete”, hat auch in ihrer neuern Gefchichte bewährt, wieein freies ſtädti— 
ſches Gemeinweſen bei allen ſeinen nothwendigen Mängeln und Kleinlichkeiten ſo ganz geeignet 
ift, den Wohlſtand zu fördern, die innige Liebe der Bürger zu gewinnen und nicht nur den auf bie 
Bannmeile concentrirten patriotifchen oder vaterſtädtiſchen Sinn zu beleben, fondern auch eine 
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warme Empfindung für alle Angelegenheiten des Gejammtvaterlandes zu unterhalten. Beam 
das Ende des 18. Jahrhunderts und am Anfange des 19. Jahrhunderts mar dad Gebäude der 
reichsſtädtiſchen Verfaſſung nachgerade mit gar zu viel gothiſchen Schnörkeln überlaven. Die 
Bergebung eines großen Theils der Rarböftellen nad dem Erbrechte ver Geburt an das Parri: 
eiat, die Äußerft verwidelte und ſchwerfällige Gerichtöverfaflung, in der die Gompetenzen ver: 
wirrt durcheinander liefen, die nicht blos perjönliche, jondern aud) reale Vermiſchung der Juftiz 
mit der Adminiſtration, der Mangel einer für ſich beſtehenden Bolizeiverwaltung, indem dern 
Wirkſamteit unter viele der verſchiedenſten Stadtämter zerfplittert war, dann die Unterbrüdung 
der Nichtlutberaner, die wahrhaft fhimpflihe Behandlung der Judenſchaft und überbied ein 
unabläfliges Streiten zwiſchen Rath und bürgerlichen Gollegien, Gorporationen und Religiond: 
parteien über Publica vor den Reichögerichten, bei welchen die Rubrif „Branffurt contra Franf: 
furt‘‘ eine ſtehende geworben war, dieſes alles konnte fein erfreulihes Bild darbieten. Die 
GErſchütterungen, welche der franzöfiiche Mevoluriondfrieg berbeiführte, Hatten zunächſt feinen 
Einfluß auf Berfaffung und Verwaltung. Als Euftine vor der Hauptwache dem Volke zuriei: 
„Habt ihr den deutſchen Kaiſer geieben, ihr werdet feinen mehr ſehen!“ ſprach er zufällig 
wahr; allein ven Geift der Frankfurter verfannte er völlig, indem er in einer Stadt, wo dr 
Mittelftand jo mächtig und überwiegend ift und der Erwerb (die fogenannte bürgerliche Nab: 
rung) in ver erfterr Linie der Intereflen fteht, die Armen oder Minderbegüterten hinter die Ra: 
hen jegen wollte; wie Freiheit, die er und feine Begleiter verfündeten, mußte jchon der Form 
halber dem Reichöftädter höchlich misfallen, dem die Garmagnole ein zu ſchroffer Gegenſeh 
gegen die gewohnte Menuet war; ſodaß Diele Anläffe nur dazu dienten, über Biterliäket 
und findlihen Bürgerfinn ſich wohlverviente Gomplintente zu machen und in Dankjagungen 
dafür jich zu ergießen. Im übrigen wurden die Kriegszüge der Franzoſen und Reidereller, 
vie Emigrationen und Aſſignaten von Kaufleuten und Wirthen wie billig benugr: die Brand: 
Ihagungen der Franzofen ftürzten die Stadt in Schulden, an denen ſie noch jegt zinft und bes 
zahlt, und die Misbräuche blieben weſentlich die alten, vermehrt durch Ermahnungen zur yelı: 
tiihen Gleihgültigfeit, geſchärfte Cenſurverbote und polizeitihe Austreibungen der framdi: 
ſchen Emigranten. Ä 

' Als Frankfurt durch die Rheinbunddacte dem frühern Reichserzkanzler, Karl von Dal: 
berg, Fürsten Primas, zu Eigenthum und Souveränetät übergeben wurde (eine Hanblum, 
gegen welche der Rath in einer muthigen Proclamation feierliche Rechtöverwahrumg einlegt, 
worin er viele Veränderung eine Kataftrophe nannte umd die Ergebung im beutjder Um: 
fhreibung als Folge der vis major bezeidmete), da veränderte ſich alles gewaltig. Karlnon 
Dalberg ward, wie es in ſolchen Fällen gewöhnlih war, bald nady dem Antritte fein 
Regierung ald Vater geprieien und nad feiner Bertreibung al® Ujurpator gehöhm; fi 
fürzte, zumal während jeiner Regierung als Großherzog von Frankfurt, die reicheſtädtije 
Verfaſſung um, von der er anfänglich, vorgebend, er betrachte die Stadt nur als mediatifit, 
einige Trümmer battefteben und renoviren laflen; ex organiſirte durch Edicte, wieeddamaldnıd 
dem Staatsrechte des Rheinbundes Mode war, friſchweg und unermüdlich; er gab dem Stau 
einen franzöñſchen Schmitt nach dem Mufter des Großherzogthums Berg und des Rönigreidt 
Weftfalen ; er brachte viele Fremde (d. h. Ginwohner aus feinen übrigen Staatögebieten) a1 
das Ruder und verwendete von Frankfurtern nur die Tauglichen, meiften® jeden an jeiner red: 
ten Stelle, verwies jwbalterne Naturen auch zu fubalternen Dienftleiftungen; er belaftett dir 
Stadt, wie der Drang der Zeiten ed nothwendig machte, wie die Ausführung der Madgebe 
des Protectors es erheifchte, und fügte neue Schulden zu denen, die er vorgefunden hatte. 

Allein feine Regierung, ein ſchnell verſchwundenes Intermezzo von fieben Jahren, hatt! in 

ganzen der Stadt Segen gebracht und gute Früchte getragen. Ex ordnete die Verwaltung 1 
allen ihren Zweigen; die Rechtspflege brachte er auf einen beflern Fuß durch Einiegungmf: 
liher Gerichte in wohlbemeſſenem Inftanzenzuge, durch Ginführimg der franzöſtſchen Grit: 
bücher für das bürgerliche und Strafrecht und einer von Albini und Seger bearbeiteten du: 
ceßordnung. Der politiihe Unterſchied der Bekenner der hriftlien Confeſſtonen wurde aufgt⸗ 
hoben, den Juden das Recht des Bürgers gegen käufliche Ablöjung ihrer befondern Lan 
gegeben. Waren die berathenden Yanpftände nur eine Fiction (Frankfurt fendete fünf Deputittt); 
die Municipalitäten willenlos, die Breife gedrückt, die politiſche Polizei dem Anſcheine nad fit 
thätig, fo waren dieſes Nothwendigkeiten des Tages und unvermeidliche Kolgen des Kriegt 
zuftandes, des Gehorſams gegen einen unbeugiamen Willen des Erobererd. Dagegen brad 
Karl von Dalberg nie das Recht, weder aus Furcht, nod) aus Kriecherei, noch aus Herrichiußt 
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und Despotie. Inter feiner. Herrihaft wurde feinem Frankfurter ein Haar auf den Haupte 
gefrümmat, feiner wegen jeiner Meinungsäußerung, und aud Damals ſprachen viele freimüthig, 
serfolgt, feiner unter Gommiffionen geftellt, feiner als Staatögefangener in dad Ausland abge- 
führt. Bei feinen Griminalgerichten war die inquijitorifche Proceßart beibehalten und ein 
mündliches Schlußverhör in öffentliher Sigung des verfammelten Griminalgerichts ſowie eine 
öffentliche Sigung zum Anhören der Gerichtsvorträge und der abzulejenden Vertheidigungs: 
jhriften angeoronet. Aber in jenem Inquifitionsverfahren waren die Qualen der Unterſuchung 
nie ihr Zweck. Die Tortur, aud dur die beſtimmte Vorſchrift jener Griminalproreforbnung 
abgefchafft, nachdem fie vorher wol ſchon aus den Sitten der Gerichte verſchwunden, wurde nie— 
mals unter feiner Herrichaft durch die Peinlichfeit ver Unterfuhungspaft eriegt Seine Crimi— 
nalgerichte waren nie über das lebhafte Betragen des Angeſchuldigten, über ven Schrei der Un— 
ſchuld entrüftet, beihränften und bemmten nie die heilige Freiheit der Rechtsvertheidigung. 
Sein Herz, jein Streben war deutſch, frei und recht, fo wenig er in ven Präambeln jeiner Edicte 
die Deutjchheit zu Markte trug. Sein Scevter neigte noch immer zum Krummftab. 

Karl von Dalberg, flüchtend vor den Bligen ver Leipziger Schladt, ftarb in Armuth. Mit 
Rührung gedenken die Frankfurter noch des Tages, da Kaifer Franz, als follte Cuſtine's Weiſ—⸗ 
ſagung zu Schanden werben, an ber Spige jeined Heeres die Stadt feiner Krönung betrat und 
in den Dom ritt, wo er einfl geweiht worden war. Es ift der Tag, an welden Frankfurt die 
erfte Hoffnung feiner neuen Freiheit knüpfte. Die vierzehn Bürgerfapitäne, die älteften der 
Reichsbürger, „in dem Drang der Zeiten erhaltene Vorftände der Stadtquartiere“, waren bie 
eriten, weldhe an den Kaiſer die Bitte um Wiederherſtellung der alten Stadtverfaſſung und 
Gommune richteten; der dritte Punkt war freilih dabei: „in der Stadt Frankfurt und deren 
Gebiete Feine Anjtellung von Fremden allergerechteſt geſchehen, ſondern zu allen öffentlihen 
Stellen und Amtern nur redliche, gutgefinnte und geſchickte Frankfurter allergnävigft gelangen 
zu laffen‘’. . 

Durch Entſchließung der verbündeten Mächte vom 14. Dec. 1813 ward genehmigt, daf die 
Stadt Frankfurt mit ihrem ehemaligen Gebiete fih von dem Großherzogthume trenne, und eine 
eigene ſtädtiſche Verfaflung in der Art angeordnet, daß Frankfurt vorläufig in feine vormalige 
Nunicipalverfaflung zurüdtrete. Gleichzeitig wurden die alten Rechte in bürgerlichen und pein- 
lichen Rechtsſachen wienerhergeftellt. Wohl zu ſchnell und übereilt. Die neuen Geſetzbücher 
über das materielle Recht hatten zu kurz in der Stadt gelebt, ald daß ſie ih ſchon mit der Ge: 
finnung der Bürger hätten verſchmelzen können. Dan hatte fie faum begriffen, und jie wurden 
ihon befeitigt. Wäre ihnen damals ein längerer Beitand beſchieden geweſen, hätten ihre noth: 
wendigen Umgebungen, öffentliches und mündliches Verfahren in bürgerlihen Rechtsſachen 
und Strafjahen, Staatdanmwaltihaft, Gefhworenengerichte, Handelsgerichte, ſich jenen zwei 
Geſetzbüchern beigeiellt, gewiß würden Juriften und Bürgerſchaft ven hohen Werth dieſer in 
germanifhen Urbegriffen wurzelnden Einrichtungen erfannt und für ihre Beibehaltung mit dem 
nämlichen Eifer fi) verwendet haben wie andere veutiche Volksſtämme, welche mit dem £räftig- 
ſten Nationalgeifte die innigfte Anhänglichkeit an eine Errungenſchaft vereinen, Die fie währen 
ihrer vorübergegangenen Verbindung mit dem Auslande erwarben. 

Art. 46 der Wiener Gongrefacte begründete fpäter dad Verhältniß einer Freien 
Stadt, eines felbftändigen Staates, Mitglieds des Deutſchen Bundes, mit der Fundamental: 
beſtimmung, daß die Staatdeinrichtungen auf einer volllommenen Rechtsgleichheit unter ven 
verſchie denen chriſtlichen Gulten beruhen jollen, eine Gleichheit, welche ih auf alle bürgerlichen 
und politifchen Rechte erſtrecken werde und in allen Beziehungen ber Regierung und Verwaltung 
zu beobachten fei. 

An diefen neuen, folange erfehnten Zuftand reihten jih mehrjährige Verfaſſungskämpfe. 
Dan wußte das Richtige nicht leicht zu finden; hin und her bewegt zwifchen der Liebe zum ver: 
ſchwundenen Alten und der Nothwendigfeit ded zeitgemäßen Neuen jhwanfte man in Verſuchen. 
Innerhalb zweier Jahre wurden mehrere proviforifche Gonflitutionen erlaflen, verfündet, ſelbſt 
gehandhabt. Einige dieſer Verſuche ftarben in der Geburt. So hatte der Rath einmal die Ab- 
ſicht, die nad) den neuen Zeitumftänden nothwendige unmittelbare Mitwirkung der Bürger 
bei der Gefeggebung durch eine Art von Gomitien oder Bolföverfammlungen eintreten zu laffen, 
bei weldyen Die Bürger, in große Säle eingefperrt, über die Senatöpropofitionen, ohne Discuſ— 
fon, mit Ja und Nein nach der Reihenfolge abzuſtimmen hätten. Mit dergleichen Ideen konnte 
fi ein gefunder Sinn nicht befreunden. Großen Eindrud machten die Borftellungen von fieben 
der außgezeichnetften Sachwalter, welche (am 7. Det. 1815) mit Beflimmtheit verlangten, daß 
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der Rath die Bürgerfchaft dazu aufrufen möge, eine unmittelbare Repräfentation aus der Mitte 
aller Bürger frei und unabhängig zu wählen, indem eine ſolche wahre Bürgervertretung allein 
die Vollmacht befigen könne, über die Verfaſſung zu beichliegen. Die Löfung aller diefer Wirren 
war dur Niederiegung einer Commiſſion der Dreizehn (eines Verfaſſungsrathes) erfolgt, beite: 
hend aus drei Rathögliedern, drei Mitgliedern des ftändigen Bürgerausihuffes oder Einunpfuni: 
zigercollegs und fieben Mitgliedern, von der gefammten Bürgerfchaft gewählt (15. bis 22. Yan, 
1816). Diefe Commiſſion hatte den Auftrag, alle Anfihten ver Bürger (in Form von Monita 
zu einem zwifchen Senat und Bürgerausihuß vereinbarten Berfaflungsentwurf) zu hören un 
das Beſte daraus zu nehmen. Das Werf diefer Commiſſion ift die gegenwärtig in Kraft beite- 
hende Verfaffungsurfunde, Eonftitutiond-Ergänzungsdacte genannt, welde durch Virilabftim: 
mung der Bürger am 17. und 18. Juli 1816 angenommen wurde. 

An die Spige dieſer Verfaffungsurfunde warb das Princip gelegt, daß die alte reiheftit: 
tiiche Verfaflung im ganzen wieberbergeftellt jein follte, wie fie auf Örundgefegen, Verträgen, 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen und Herfommen beruhte, und daß nur zweierlei Mopificatie: 
nen daran eintreten ſollten: erftend diejenige, weldhe Art. 46 der Wiener Congreßacte ver: 
ſchreibe, und zweitens diejenigen, welche durch die veränderten flaatsrechtlichen Verhältniſſe und 
den Zeitgeiit geboten worden. Da das Herkommen und der Zeitgeift zuſammen mit ald Duellen 
des Öffentlichen Rechts bezeichnet wurden, dad Herfommen felbft aber, ſoweit ed nicht aufvie 
Sanction von Misbräuden hinausläuft, fondern in rationellen Rechtsgewohnheiten beiteht, 
nichts anderes ift als eine äußerliche Darftellung des ältern Zeitgeiftes, jo ergibt ſich von ſelbſt, 
daß diefe Berfaffung fomwenig als irgendeine andere des Einfluſſes fortichreitenver Entwidelung 
der Öffentlihen Verhältniffe ich zu ermehren vermag. Mit Necht ift daher in ihr aufeine Revi: 
fion in gewiffen Formen Nüdjicht genommen worden; allein auch abgefehen von dirien Formen 
ift ed nicht zu vermeiden gewejen, daß in der Ausübung mandes ſich anders geftaltete, un ſo 
werden auch im Lauf der Zeiten, bis zu einſtiger Reviſton, manche Abänderungen, theils un 
merklich, theils unter dem Vorwande von authentiſchen Erläuterungen eintreten. Anerkannt 
wurden in der Conſtitutions-Ergänzungsacte die alten Rechte und Freiheiten der Bürger: 
ichaft, welche theils die eigentlichen Staptbürgerrehte(Gommunalredhte) find, theild der Bürger: 
{haft als Trägerin der Landeshoheit zuftehen. Hinzugefügt wurden Mechte, welche den fümmt: 
lichen Einwohnern des Staates nothmendig mit zu flatten fanıen, wie das Abzugeredt, die 
Beflimmung, daß nur infolge verfaffungsmäßiger Anordnungen die Steuern und Abgaben 
entrichtet zu werden brauchen, bie Aufhebung der Strafe allgemeiner Vermögensconfidcatien, 
die Prepfreiheit, „welche ver gefeggebende Körper gleihförmig mit demjenigen reguliren merkt, 
was auf der Deutſchen Bundesverfammlung feftgefegt werben dürfte. Doch gelangte in Be 
treff dieſes legten Rechts nichts an die Gefeßgebende Verſammlung. Die Hoheitsrechte der Statt 
Frankfurt, ihre Rechte der Selbftverwaltung find erflärt als zuftehend der Geſammtheit der 
chriſtlichen Bürgerihaft. Dies, dann die Aufhebung aller Vorrechte des Patriciats (der Ee— 
ſchlechter) hat vie früher controverfe Frage gelöft, ob die franffurter Regierungsform ein 
Ariftofratie oder Demokratie fei. (Morig, „Staatöverfaffung der Reichsſtadt Frankfun“, 
1, 318— 322.) 68 ift eine Demofratie; diefe aber wird gar weſentlich temperirt durch den Ein; 
fluß der Gelvariftofratie und der Familien, durch Innungs-Privilegien und Angftlickeit; die 
Demokratie ift aber auch infofern nicht vorhanden, als die Vorrechte der politisch privilegirter 
Bürger dem Mangel aller politifchen Rechte bei den andern Staatseinwohnern entgegenitehn, 
folglich nidyt dem Wolfe im eigentlihen Sinne die Staatshoheit zugetheilt ift. 

So günftig nämlich die Stellung der Bürger in Beziehung zum Staate ift, fo nadthrilig 
find die andern Klaffen der hriftlihen Staatsgenoffen, die Beifaflen und Dorfbewohner, br 
bandelt. Die Beifaffen find nicht nur von aller Theilnahme an öffentlichen Angelegenheit 
ausgeſchloſſen, jondern es fehlen ihnen auch alle Befugniſſe des Ortsbürgerrechts, ſodaß fe 
weder Handel noch Handwerke treiben, weder der Advocatur noch der mebirinifchen Prarit ich 
ergeben dürfen und auf die niedern Geſchäfte von Bedienten, Kutſchern, Ausläufern, Shut‘ 
fliefern und Handwerksgeſellen fih beſchränken müſſen. Selbft ver Grundbeſitz iſt ihmen ald 
Regel nicht erlaubt; nur Häufer in der Stadt, welchen fein Realrecht zu einem bürgerlien 6: 
werbe zufteht, dürfen fie nad einem Gejeg aus dem Jahre 1839 erwerben. Die Staatömeit: 
heit hat für dieſe harten übelſtände feine vernünftigere Aushülfe zu erdenken vermodt, ald nf 
man möglichft wenige oder auch lieber gar feine Beifaflen aufnehmen müffe; das Nähere, DaF 
man ihnen von Rechts wegen die Rechtsgleichheit ertheilen folle, Tag noch immer zu entfernt. 

Zu Frankfurt gehören acht Dörfer mit 11000 Einwohnern (1846). An einem berjelben, 
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Niederrad, war infolge des Art. 51 der Wiener Congreßacte ein Viertheil Condominat an das 
Kaiſerthum Ofterreich gefallen, inden Frankfurts Territorialbeftand nad) vem Entfheivungsjahr 
1803 feftgefegt ward, und jener Gondominatätheil mit undern Rechten und Gütern bis dahin 
dem Deutſchen Orden gehört hatte, der in Öfterreich noch fortbefteht und welchem auch die Aus— 
übung jener Condominatsrechte von Öfterreich wieder verliehen wurde. Indeß durch einen am 
18. März 1842 abgeſchloſſenen Staatövertrag hat Öfterreich, unter Mitwirfung des Hoch- und 
Deutſchmeiſters, alle Güter und Rechte der frübern Deutſch-Ordens-Commende Frankfurt und 
damit auch jedes Gondominat an die Freie Stadt Frankfurt fäuflich abgetreten und nur das 
Deutſche Haus in Sachſenhauſen nebft der Deutſch-Ordens-Kirche daſelbſt von diefer Abtretung 
ausgenommen. Bon da an wurde Niederrad in der Verwaltung und Vertretung den übrigen 
Ortſchaften gleihgeftellt und erhielt diefelben Gemeinveorbnungen und Steuereinrihtungen. Dieje 
Rechtsverhältniſſe nun (1846) find folgende. Die Dorfbewohner, Ortsnachbarn genannt, haben 
in ihren Dörfern die Rechte freier Bauern und wählen wie in ganz Deutſchland ihre Municipa= 
litäten aus ihrer Mitte; dagegen können fie, was nirgends im monarchiſchen Deutfhland mehr 
vorfommt, zu keinen Staatödienften oder geiftlihen Stellen irgendeiner Art gelangen, und der 
Theolog, der Bauernfohn ift, kann nicht Pfarrer in vem Dorfe werden, dem er mit Heimats— 
recht angehört; einem eigenen Landverwaltungsamte ift die nächfte Leitung der Angelegenheiten 
der Dörfer übertragen, damit das Verhältniß der Patrimonialherrſchaft recht anſchaulich bleibe; 
ein eigened Steuergefeg befteht für ven Landbezirk; elf Abgeordnete der acht Dorfſchaften ver: 
treten freilih ihre Kofalintereifen im gefeggebenden Körper, allein fie werden nur einberufen, 
wenn Communalſachen ver Dörfer vorfommen, und wirken nicht mit bei der Gefeggebung über 
allgemeine Angelegenheiten des ganzen Staateß ; jie müffen ihre Deputirten aus Bewohnern der 
einzelnen Dörfer, welche darin mit Gemeinderecht anfäljig find, wählen, und diefe befigen nicht 
immer bie erforderlichen Fähigkeiten, um ven Gefhäftdmännern der Stadt die Wage zu halten; 
die elf Stimmen verlieren fich in der Menge und find ohne eigentlichen Anhaltspunkt; die Land— 
bewohner werben daher regiert, wol mild regiert, aber freie Bürger find jie nicht, fondern 
Unterthanen der Stabtbürger. Ob ein ſolches Verhältniß den heutigen deutſchen Staatsreht 
gemäß jet, ift jehr zu bezweifeln. 

Die privatbürgerlihen Verhältniffe ver Juden wurden nah langen und gehäffigen 
Streite durch Vergleich und Gefeg im Jahre 1824 regulirt. Viel Auffehen hatte die frühere 
Einſchränkung der Zahl ihrer jährlihen Ehen gemacht — ein Gefeß vom Jahre 1834 hob dieſe 
Ginihränfung auf, fofern beide Theile im ifraelitifhen Bürgerverbande ftehen, und eine int 
October 1846 getroffene legislative Entſchließung erflärte es als einen Gegenftand des freien 
adminiftrativen Ermeflend ded Senats, auch bei ſolchen ifraelitifhen Ehen, wo ein Theil 
fremd jei, während zehn Jahren verfuchämeife die Ehebewilligung- zu ertheilen, ohne an eine 
gewiſſe Anzahl gebunden zu fein. Im ganzen neigte fi in den fpätern Jahren die Legis— 
lation immermehr zur Milde und Menfchenfreunvlichfeit gegen dieſe Einwohnerklaffe, was 
die Juden den allgemeinen politifhen Anſichten, ihren wirklihen und erheblihen Fortſchritten 
in bürgerlicher Tüchtigfeit, ihrer Geldmacht forwie dem ftetö vegen Eifer verdanken, womit jte 
für die ungeftörte Erhaltung und thunlichfie Verbeſſerung ihrer Rechtsverhältniſſe wachten. 

Die Staatsbehörden der Stadt üben die Hoheitsrechte der geſammten Bürgerſchaft kraft des 
Rechts aus, welches ſie aus der von dieſer Bürgerſchaft erfolgten Übertragung ableiten. In erſter 
Linie ſteht die Geſetzgebende Verſammlung. Sie beſteht aus 20 Mitgliedern, die der Senat, aus 
20, welche ver fländige Bürgerausfhuß, jeder aus feiner Mitte, wählt, und aus 45 Mitgliedern, 
die durch ein Wahlcollegium ernannt werben, das die gefammte Bürgerfchaft durch die Urwah— 
len jährlid zufammenfegt (Wahlcolfegium der Fünfundfiebzig). Bei diefen Urmahlen mitzus 
ſtimmen, find alle hriftlihen Bürger ohne Unterſchied berechtigt; die Abftimmung erfolgt in 
drei Abtheilungen, welde fi folgendermaßen bilven: erfte Abtheilung: Adelihe, Gelehrte, 
Künftler, Staatöviener, Offiziere, Gutäbefiger; zweite Abtheilung: Kaufleute, Krämer, 
Wirte; dritte Abtheilung: Handwerker und zünftige Künftler. In Betreff der erften Abthei- 
{ung ward durd eine authentifche Erklärung vom 3. Oct. 1833 geſetzliche Fürſorge getroffen, 
daß nur wirflihe Staatödiener in diefer Abtheilung ſtimmen; es hatten fi vorher zuweilen 
widerrufliche niedere Angeftellte, die in anderer Eigenfhaft Bürger waren und alfo in den 
andern Abtheilungen zu ſtimmen hatten, ald Staatöviener mit Zetteln, die man ihnen in bie 
Hand gegeben, eingefunden; man fühlte das unbeftrittene Bedürfniß, daß gerade auch die erfte 
Abtheilung durch diejenigen repräfentirt werden müffe, die ihr wirflidh angehören. Wählbar 
ift jeder jelbftändige hriftliche Bürger ohne Unterfchied der Größe feiner Steuerpflit, wenn 
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er 30 Jahre altift. Im ganzen ward ſchon feit vielen Jahren beflagt, daß die Bürger in gerin— 
ger Anzahl und mit Lauheit zu den Urwahlen ſich einfanden. Aus drei Gründen läßt ji dies 
erklären: die Theilnabme it ſchwach, weil die Wahlen in den gejeggebenden Körper nur mittel- 
bare Wahlen jind; die Theilnahme jcheint vielen unnöthig, weil in der Negel die nämlihen 
Verfonen gewählt zu werben pflegen ; die Theilnahme wurde von vielen verihmäht, als es 
Sitte geworden war und unftatthafte Begünftigung gefunden hatte, daß wenige Stadtkanzlei— 
und Polizeibeamte fid) der Keitung der Wahlen, hauptfächlich derer aus dem Stande der Ge— 
lebrten und Staatödiener, bemeifterten, die wichtigſten Wahlen in allen Stadien lenften und 
die Stimmfreibeit törten. Doc beflerten fih in neuerer Zeit dieſe Zuftände wejentlib. Die 
letztgedachte Ungebühr ward ihrer fernern Machtloſigkeit ſich bewußt und trat zurüd. Gin 
friſcherer und reinerer Geift vrang in die Wahlen ein. Der Fortfhritt ward die Lofung, und 
die Wahlberedtigten jaben ein, daß für den Fortichritt das Wichtigfte die Feſtigkeit des erften 
Schrittes jei. 

Die Geſetzgebende Verſammlung, dur diefe Wahlen gebildet, aus 85 Mitgliedern beſte— 
hend, wird jevedmal auf den erjten Montag im November zufanımenberufen. Ihre ordentlice 
Sigungszeit dauert dann ſechs Wochen; für fpätere Berathungen wird fie außerordentlich ein- 
geladen. Aus ihten ſenatiſchen Mitgliedern wählt jie ihren Präſidenten. Die Wahlen gelten 
immer nur auf ein Jahr. In der Negel gelangen alle Bropoitionen an den geleggebenven 
Körper von dem Senat, nur ausnahmsweiſe fönnen während der ordentlihen Sitzungszeit 
aud der ftändige Bürgerausfhuß und die einzelnen Mitglieder der Gefeggebenden Verſamm-— 
lung Anträge ftellen. Allein bei vergleihen Anträgen ift die Befhlußnahme der Verſammlung 
darauf eingejhräuft, über die Zuläffigfeit ih auszufprehen und eine Rückäußerung des Se- 
nats zu erfordern. Wenn nun dieſe Rückäußerung liegen bleibt, fo werden die Anträge ver- 
geſſen ober gleihgültig und das ganze Recht der Antragstellung ein wirkungsloſes und müßi— 
ges Vetitiondredt. Indem man dem Rathe eine Initiative vorbehalten wollte, gefährdete man 
die Wirffamkeit der Initiative des gejeggebenden Körpers wejentlih. Zwar hat er die Be— 
fugniß, einen von den Senate abgelehnten Antrag in drei aufeinander folgenden Sitzungen ſich 
vorlejen zu lafjen und aldvann über deſſen Inhalt definitiven Beſchluß zu faflen, allein der Ge: 
ſchäftsgang würde immer die Anwendung einer folhen Befugniß vereiteln. Glücklicherweiſe 
Hilft der innere Drang der Dinge meiftend über diefe formalen Schwierigkeiten weg, indem An- 
träge von Bedeutung und Wichtigkeit fih von jelbit Bahn und Gehör verihaffen und vom - 
Rathe nicht unbeachtet bleiben. 

Der Competenz der Geſetzgebenden Verſammlung find folgende Angelegenheiten zur befi- 
nitiven Berathung und entiheidenden Beſchlußfaſſung vorbehalten und zugewieſen: die ge= 
ſammte Gefeggebung, mit Einſchluß der Beiteuerung und der Erhebungsweiſe der Steuern; 
die Sanction aller Staatsverträge; die Genehmigung des jährlichen Budgets und die Überſicht 
über den geſammten Staatshaushalt; die Entſcheidung in Verwaltungsſachen und andern zur 
Gompetenz ded fländigen Bürgerausjhuffes gehörigen Gegenftänden, wenn Senat und Bürger: 
ausſchuß ih in ihren Anjichten nicht vereinigen fünnen (eine Entſcheidung, die zur Zeit der 
Reichöverfaflung dem Reichshofrathe zuſtand); die authentiſche Interpretation der Verfaſſungs— 
urfunde und der Gejege; die Bewahrung und Erhaltung der Stadtverfaflung, mit Einſchluß 
der Beſchwerden Binzelner über Verlegung ihrer conftirutionellen Rechte. Die Anzeigen von 
Verfaffungdverlegungen bilden übrigens den einzigen Fall, wo Petitionen der Bürger bei der 
Gejeggebenden Verſammlung eingereicht werden fönnen, indem alle andern Petitionen nur an 
den Senat gerichtet werden dürfen. 

Diejer Wirkungskreis der Geſetzgebenden Verſammlung ift bedeutend genug; überdies, die 
Wandelbarkeit ihrer Einjegung, ihre Miſchung aus allen Klaffen ver Bürger, die jährliche inte: 
grale Erneuerung der Wahlen ihrer Mitglieder, ihre Geſchäftsordnung, welche eine freie münd: 
liche Discufjion einem jeden Beſchluſſe vorhergehen läßt, die Ihätigkeit der einzelnen Mitglieder 
in Specialcommijjtonen für jeden wichtigen Deliberationägegenftand — alles dies bringt mit 
fih, daß dieje VBerfammlung das bewegende und erfrifchende Clement im Staatöleben bildet. 
Ihre Functionen dürfen daher ald wohlthätig, der Gevanfe, der fie neu in die franffurter Ber: 
fafjung einführte, darf ald ein guter Gedanke bezeichnet werden. Ob nicht die Organijation 
dieſes Staatskörpers verbeflert werden fünute, ob es nicht vielleicht nüglicher wäre, wenn bie 
Mitglieder ver Verſammlung lediglih von der Bürgerfhaft gewählt würden und der Senat 
nur duch Negierungscommiffare aus feiner Mitte vertreten wäre, kann hier nicht geprüft 
werden. Das Wefentlichfte ver Verhandlungen des geſetzgebenden Körpers ward übrigens feit 
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dem Jahre 1832 dem Publikum mitgetheilt, anfänglih im einer Zeitfehrift, dann feit dem 
Jahre 1833 in einer eigens hierfür veranftalteten Zeitungsbeilage. 

Der Senat (oder Rath) ift das Regierungscollegium und hat allein die executive Gewalt. 
Er befteht aus 42 Mitgliedern, die ſich im drei Ordnungen oder Bänke tbeilen: Schöffen, Se: 
natoren und Rathsverwandte (jede Ordnung von 14 Mitgliedern). Das Präfivium führen die 
beiden Bürgermeifter; der ältere aus den Schöffen, der zweite aus den Senatoren, jedesmal auf 
ein Jahr durch den ganzen Rath gewählt. Iſt eine Nathöftelle erledigt, jo wird fie folgender- 
maßen wieder bejegt. Die ſämmtlichen Senatöglieder wählen ſechs Wahlherren, ebenjo wählen 
die 65 Mitglieder des gejeggebenden Körvers, die nicht zum Rathe gehören, gleichfalls aus 
ihrer Mitte ſechs Wahlherren. Dieje zwölf Wahlberren bilden ein Gonclave und ſchlagen drei 
Gandidaten vor, unter welchen die altherfömmliche Kugelung (dad Lofen mit drei Kugeln, zwei 
ſilbernen und einer goldenen) enticheidet. Erforderniß ift bei ver Rathsſtelle dad Alter von 
30 Jahren, ferner (mie bei allen andern Givilämtern) das Bekenntniß der hriftlihen Religion 
und das Indigenat (der Gewählte muß entweder ald Sohn eined Bürgerd geboren jein oder 
ſchon zehn Jahre lang im Bürgerrechte ſtehen). Bon der zweiten Banf auf die erfte wird nach 
dem Dienftalter vorgerückt. Auf der pritten Bank müflen ftetd zwölf Mitglieder dem Stande der 
zünftigen Handwerker angehören. So angemeffen es ift, jedem Stande feine Repräjentation zu 
iihern, jo zweckwidrig erfcheint für ein eigentliches Regierungdcollegium wie der Senat die 
Vorſchrift, dag zwölf feiner Mitglieder dem zünftigen Handwerksſtande angehören müflen,, und 
es würde vielleicht die Behandlung der Gejhäfte nur gewinnen fünnen, wenn der ganze Senat 
aud einer geringern Anzahl von Mitgliedern, welche aber alle ganz eigentlich für die Regie: 
rungsgeſchäfte ausgebildet wären, beftände, das geſammte Collegium nur über die allgemeinen 
Angelegenheiten des Staates beſchlöſſe, die Oberaufſicht über die einzelnen Fächer aber unter 
einige Senatsabtheilungen vertheilt wäre, und hiernächſt ſowol die Gerichte ald die Verwal: 
tungöftellen nicht aus der Mitte des Senats, ſondern mit Directoren, Richtern und Beamten 
bejegt würden. 

Der Senat jondert jih in den Großen Rath und den Engern Rath oder Verwaltungs- 
ſenat. Im Großen Rath, welder alle 42 Mitglieber umfaßt, werden alle Gegenftände, 
die zur Entſcheidung des geleggebenden Körpers gehören, die Gnadenjahen und Amter: 
vergebungen behandelt. In dem Engern Rath befinden ſich nur die Mitglieder, weldye mit der 
Juſtizverwaltung nicht beſchäftigt find, dann die fieben älteften Rathsverwandten; der Engere 
Rath entſcheidet über diejenigen Verwaltungsſachen, die dem Großen Rath nicht vorbehalten 
find. Dem ältern Bürgermeifter ift insbeſondere noch die obere Leitung der bewaffneten Macht 
(beſtehend in einer zahlreihen und gutgeübten Staptwehr, dann in dem durch neuere Beitim- 
mungen, nad) welden die Reſerve ſogleich unter die Waffen geftellt werben foll, auf 910 Mann 
vermehrten Bundedcontingente), dem jüngern Bürgermeifter der Vorſitz bei der Leitung ded 
Voli zeiweſens und der Handwerksſachen, ſowie die Unterfuchung der Erforderniffe bei Bürger: 
aufnahmen anvertraut. Der Senat verwaltet die Gerichtöbarfeit in bürgerlichen und peinlichen 
Saden in demjelben conftitutionellen Sinne, wie in monardifhen Staaten alle Zuftizpflege 
von dem Staatöoberhaupte ausgeht; wonach denn allerdings nit gerade alle Gerichte durch 
Senatödeputirte befegt fein müflen und die beantragte Anordnung eines aus Handeldleuten bes 
ſtehenden Handelsgerichts feinem conftitutionellen Bedenken unterliegen könnte. 

Infolge der Eonflitutiondergänzungsacte wurden eingefegt: ein Appellationd= und Cri⸗ 
minalgeridt, ein Griminalamt (Unterfuhungdgeriht), ein Stadtgericht und Curatelamt, dann, 
für die geringfügigen Rechtsſachen, drei Stadtjuſtizämter und ein Landjuſtizamt. Das Appekla= 
tionsgericht, Stadtgeriht und Guratelamt beftehen aus Senatöbeputirten. Später famen noch 
hinzu: das gemeinfhaftliheOberappellationdgericht der Freien Städte in Lübeck, der Zollrihter 
für Streitigfeiten und Gontraventionen in Hinfiht auf das Rheinjhiffahrtöreglement, das 
Polizeigeriät, dad Zollunterfuhungsgerict. Eine große Unregelmäßigkeit ift, daß man durch 
die im Jahre 1821 abgeſchloſſenen, in vielen Hinfihten der Stadt jehr nachtheiligen Boftver- 
träge dem Fürften von Thurn und Taris geftattet hat, Batrimonialgerichte zweier Inftanzen 
für die Mitgliever feiner Generalpoftvirertion in Frankfurt zu gründen. Bejondere conftitutios 
nelle Rechte der Gerichtsuntergebenen in Beziehung auf die Rechtspflege find: die Befugnip, 
bei dem Appellationsgerichte ſowol in zweiter ald dritter Inftanz in allen Sachen die Actenver: 
jendung zu verlangen; ferner die Befugniß, gegen die Straf- oder Gonfiscationdverfügungen 
der adminiftrativen Stadtämter den Recurs an dad Appellationdgericht mitteld der Rechtsmittel 
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ver Appellation und Revifion zu ergreifen. Daß in Volizeiftraffahen und in Criminalſache n 
das Recht der Actenverjendung , welches ſchon der Bürgervertrag von 1613 janctionirte, Durch 
den Bundesbeſchluß vom 5. Nov. 1835 aufgehoben wurde, ift ſchwerlich an irgendeinem anderre 
Orte Deutſchlands ſchmerzlicher empfunden worden als in Frankfurt, wo die Freunde wie die 
Feinde dieſes für die parteiloje und unabhängige Iuftizuflege Kleiner deutſchen Staaten jo wich = 
tigen Inftituts alle Gelegenheit gehabt hatten, deſſen große Vorzüge fennen zu lernen. 

Außer dem Senate, ald dem Regierungs= und Verwaltungscollegium, beftebt zum Behufe 

einer beftimmten Mitwirfung und Gontrole bei ver Verwaltung eine (ſchon im Jahre 1732 an= 
geordnete) ſtändige Bürgerrepräfentation oder der ſtändige Bürgerausihuß, feit 1816 aus 
61 Mitgliedern zufammengefegt, unter melden ſtets ſechs Rechtsgelehrte fein müffen. Den 
Vorſitz in diefem bürgerlihen Collegium führt ein Senior, aud nimmt daflelbe einen rechts⸗ 
fundigen Gonjulenten an. Die Befugniſſe diefer Staatöbehörde find im allgemeinen: über die 
Fefthaltung der Verfaflungsgrundgefege zu wachen; bei wichtigen und neuen Ausgaben, bei 
Veräußerungen oder Erwerbungen von Stabtgütern, bei Proceßvergleihen, bei Anordnung 
der Steuern und Feitiegung ded Ausgabenbudgets, überhaupt in allen Binanzangelegenheiten 
dem Ratbe, weldyer mit diefem Bürgerausſchuß Ichriftliche oder mündliche Gonferenzen unmittel= 
bar over durch die Stadtämter pflegt, feine Meinung zu eröffnen; endlich bei ſonſtigen wich— 
tigen Vorfällen zum Beſten des Öffentlichen Wefens und zur Verhütung von Schaden Bor: 
ftellungen und Erinnerungen an den Senat zu richten und nörhigenfall® Beſchwerde bei der 
Gejepgebenden Verſammlung zu führen. ine fpecielle Mitwirfung und Gontrole bei der Ab- 
miniftration übt aber ver ftändige Bürgerausihuß auch dadurch noch fortwährenn aus, daß er 
eineötheild zu allen einzelnen Berwaltungsftellen und Behörden permanente Gommiflare (bür⸗ 
gerliche Deputirte) aborbnet, melde bei allen Ausgaben über pünktliche Ginhaltung der geſetz⸗ 
lichen Etats und Bewilligungen wachen und alle Zablungsanweifungen gemeinſchaftlich mit den 
Senatödeputirten vollziehen; und daß er anderntheils zur Gontrole bei der Buhführung der 
Bermwaltungsämter bejoldete Gegenſchreiber anftellt, die ihm unmittelbar verpflichtet find. 
Überdies bilden neun Mitglieder diefer Behörde dad Stadtrechnungsreviſionscolleg (den Rech⸗ 
nungshof oder dad Neunercolleg). Wenn fi nicht leugnen läßt, daß durch diefe Ginritum- 
gen, Gonferenzen und unabläfjigen Gommunicationen zwiſchen drei Staatöförpern der Ge: 
fchäftsgang in reinen Berwaltungsiachen oft etwas Schleppendes erhält, jo wird doch gewiß 
auf der andern Seite dadurch gegen Malverfationen ein ſtarker Riegel vorgefchoben , dem Ein— 
ſchleichen und ver Begünftigung von Misbräuchen gefteuert, und es verbreitet fih in der Bür— 
gerichaft eine Mafle praktiſcher Erfahrungen über die Stadtapminiftration. Im der Finanzver— 
waltung hatten ſich weſentliche Verbeflerungen als höchſt nothwendig gezeigt. Die Einnahmen 
hatten nicht mehr ausgereicht zur Deckung der jehr beträchtlichen Ausgaben, welche, ohne das 
Bedürfniß der Schulventilgung, jährlich ungefähr 1,100000 Bl. heiihen. Zur Ausfüllung 
der entftandenen Deficits hatten auffündbare Darlehne aufgenommen werden müffen. Dieſe 
Übel wurden im Jahre 1839 befeitigt. Die außerordentlichen, für die Bepürfniffe des Staats- 
ſchuldenweſens beftimmten Abgaben und mehrere indirecte Steuern wurden einer gründlichen 
Reviſion unterworfen. Gin Gleihgewicht der Einnahmen und ver gewöhnlihen Audgaben 
warb hergeftellt. Die Staatsjchuld wurde in dem Betrage von 84/, Mill. FI. confolidirt, ihr 
Zinsfuß herabgejegt. Nachdem fie jedoch ſpäter durch allmähliche Rückzahlungen auf 7 Mil. EI. 
ſchon vermindert war, ift ed in den Jahren 1843 und 1846 nothiwendig geworben, fle wieder 
um 7 Mill. Fl. zu erhöhen, um die Mittel für den Bau der Staatdeifenbahnen zu fihern. 

Aus allem gebt hervor, daß für Frankfurt Reformen wohlthätig fein fönnten: Meformen 
der Verfaſſung im Sinne einer freiern Entfaltung ber Mechte ver Bürger, Reformen der Ber: 
waltung im Sinne der Kräftigung und Gentralifation. Zu wünjchen ift, daß folde Reformen 
nie anders ald auf dem Wege, den die Gonftitution felbft erwähnt, eingeführt werben möchten, 
dur inneres Einverftändniß der Gefammtheit der Bürgerfhaft und der aus ihrer Mitte her: 
vorgegangenen,, fie vepräfentirenden Staatskörperſchaften, ohne alle äußere Einwirkung. 

Frankfurt ift durd die Bundesacte zum Sig der Deutfhen Bundeöverfammlung erforen ; 

die äußern Beziehungen der Stadt zu der Bundeöverjammlung und zu den Geſandtſchaften find 
durch einen bekannten Notenwechſel im October 1816 verbindlich feftgefegt. Allein Frankfurt 
bat feine Staatödienftbarfeiten ald Ausflug jened Verhältniffes übernommen, und ſolche Ser: 
vituten fonnten deshalb ihm, ald einem jelbftändigen und ideell gleihbereihtigten Staate, nicht 
wider feinen Willen auferlegt werden. Die Verhandlungen, welde über ſolche Anfinnen in 
tieffter Heimlichkeit gepflogen werden mußten, wurden um fo drückender empfunden, als fie nur 
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durch vorübergehende, dazu emfig benugte Anläffe hervorgerufen waren und in feinen pofitiven 
Normen des Öffentlihen Rechts wurzelten. Zu der Sorge für die Wahrung der ftaatlihen 
Selbftändigkeit gejellte ji ver Argmohn, der den ſchwächern Theil bei den Erörterungen, in 
welche der Stärfere ihn verwidelt, nur zu leicht einen Misbrauch ver übermacht fürchten läßt. 
Als unerwarteter Lohn für ſolche Bedrängniſſe ift aber eine gefräftigte und fehr vollfommene 
Ubereinftimmung der Obrigfeit und der Bürgerihaft aus den Gefahren jener Tage hervor— 
gegangen. !) 9. Reinganum. 
Nachtrag. Frankfurt feit 1846. Wie im vorhergehenden Artikel gefagt, be— 
gann im Anfang der vierziger Jahre die Lauheit für die vaterftäptifchen Angelegenheiten 
einer etwas regern Theilnahme zu weichen, ein frifcherer, reinerer Geift machte jich geltend. 
Im Jahre 1846 wurden die den Ehen unter Jfraeliten entgegenftehenden Schwierigkeiten 
gemindert, Offentlichkeit der Sigungen der Gefeggebenden Verſammlung eingeführt, die Auf- 
bebung der Fideicommifle (allmählihe Erlöfhung verjelben nad dem Tode des legten da— 
mals lebenden Anwärter) beſchloſſen und anerkannt, daß Öffentlichkeit und Münplichfeit mit 
Staatsanwaltſchaft bald nicht länger entbehrt werben fünne, das Schwurgericht den ihm gebüh- 
renden Plag einzunehmen berufen jei. Da brach die Kebruarrevolution aus und der anges 
bahnte langſame Fortſchritt machte einer raſchern, entſchiedenern Bewegung , welche freilich ge— 
waltigen Schwanfungen unterworfen war, Platz. Wenngleich die Übertreibungen und Zügel- 
Iofigfeiten, welden die Franzöſiſche Revolution gar bald anheimfiel, in der franffurter Bürger: 
ſchaft feine Billigung fanden, bei vielen überhaupt allgemeine Beſorgniß hervorriefen, jo hegte 
doch die große Mehrzahl eine freudige, nur hier und da etwas beflommmene Hoffnung aud) für 
Deutſchland, welches allgemein größere Freiheit und Einheit wünſche und geiftig dazu vorberei- 
tet jei, jodaß die gewaltfame Erſchütterung ſich ſchließlich ald eine jegenbringende erweifen were. 
Die raſche Erjegung abgelebter Minifterien durch bewährte populäre Männer ward ald ein Zei— 
hen aufrihtiger Mitwirkung der Regierungen aufgenommen. Die Märzrevolutionen in Ber- 
lin und Wien machten durch ihre Exceſſe zwar flugig, aber theild war man jenen Orten zu fern, 
um dad linlautere in jenen Bewegungen Elar zu erfennen, theild war man mit ven lofalen 
Borbereitungen für dad Vorparlament und danach mit der in nächſter Nähe vor fih gehen— 
den Thätigkeit diefer Verſammlung und des Funfzigerausſchuſſes zu jehr befhäftigt, um fobald 
unter ſich oder in Hoffnungslojigkeit zu zerfallen, wie Died zum Theil anderwärts geſchah. Mit 
aufrichtiger herzlicher Gaftfreundfchaft wurden die Männer des VBorparlamentd aufgenommen. 
Die Stimmung der Bürgerihaft Frankfurts bewegte ſich in jenen Tagen wirklid in einem hohen 
Schwung, eine edle Begeifterung durchzog die Volksfeſtlichkeiten, überall herrſchte, ohne alle 
äußere Vorkehrungen, die vollftändigite Ordnung. Trotz der Popularität des Namens von 
Heder hielt damals die gefammte Bürgerihaft das Panier „Parlament“ Hoc gegenüber dem 
Vanier „Republif’‘, ſobald dieſes fich zeigen wollte. Erſt einige Zeit nad Eröffnung des Par 
lament3 war mit der allgemeinen Stimmung, zumeift aber durch Einwirkung von Männern 
mie Blum und Bogt und deren untergeorpneten Geiftern,, wie Ronge, Metternich u. f. w., ein 
tiefer Riß eingetreten ; die Bürgerſchaft ſchied ſich in fill grollende Gonfervative, in Anhänger 
der Majorität ded Parlaments und in folhe der linken Minderheit. An Zuverfiht büßte die 
zweite Bartei ein, zu ber damals nod die unendliche Mehrzahl gehörte, als der Senat jih im 
Juli in Dämpfung und Beftrafung groben Unfugs eines Eleinen Theils der Bürgermehr ſchwach 
zeigte. Die vollgepfropften Wirthähäufer und Kneipen wurden immer mehr die Tempel, wo die 
neue Lehre Begeifterten von Begeifterten gepredigt ward. Don oben und unten her ließ die 
frankfurter jogenannte demokratiſche Bartei fi immer weiter treiben, fie veranlaßte felbft und 
leitete die unglüdjelige Bolföverjammlung des 16. Sept. auf der Pfingftweide, deren noth— 
mwendige Folge der Barrifadenfampf ded 18. Sept. mit der Ermordung Auerswald's und 
Lichnowſky's war. Dabei ift jedoch hervorzuheben, daß, wie der 16. Sept. von der fi un 
bewußt geihobenen frankfurter Demofratie ohne eigentlihe Ginfiht oder Vorausſicht deflen, 
was folder Aufftahelung folgen mußte, veranftaltet wurde, fie bei dem fpätern Kampfe im 
weientlihen unbetheiligt blieb; neben überjpannten fremden jungen Handwerkern und beute- 


1) Zu den wichtigften literarifchen Werfen über Franffurt gehören : Böhmer, Urkundenbuch ber ee 
Habt Franffurt (Franffurta.M.1836) ; Kirchner, Gefchichte der Stadt Franffurt (2Bde., Frankfurta. M. 
1807—10; Nachträge und Berichtigungen, 2 Bde., ebend. 1809-10); I. K. von Fichard, Die Ent: 
ftehung der Reihsftadt Frankfurt und der Verhältniffe ihrer Bewohner (Frankfurt a. M. 1819). 
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Iuftigem Gefindel aus der Nachbarſchaft nahmen nur menige und ganz unlautere Frankfurter 
Glemente tbeil daran. Die Rückwirkung diefed traurigen Straßenkampfs war übrigend für die 
Gefinnung in Frankfurt im ganzen von geringerm Einfluß ald für das übrige Deutichland, für 
welches der nun zum erften mal raſch niedergeworfene Aufftand in vieler Beziehung einen meint: 
lichen Wendepunft abgab. Wenn allmählich aud die Hoffnung auf eine gedeihliche Vollendung 
des Verfaffungdwerfs durch das Parlament, das mit minutiöfer Erörterung der Grumdrehte 
die günftige Zeit verftreichen ließ, immermehr Tank und die demofratifhe Partei, namentlis 
unter Handwerkern und Fleinen Kaufleuten, zunahm, fo ſtand doch die Mehrzahl ver Bürget— 
fhaft treu zu den Parlament bis zu Ende. 

In den lofal franffurter Verbältniffen gewann die äußerfte demokratiſche Anſicht viel früher 
die Oberhand. Zum Behuf einer Imgeftaltung der Frankfurter Verfaſſung in freifinnigerer Ris— 
tung geihahen al&bald nach der Februarrevolution Schritte. Am 3. März fand eine von mer 
ala 2000 Berfonen beſuchte Volksverſammlung ftatt, in welcher eine Gingabe an ven mu 
genehmigt ward, deren hauptfächliche Korderungen, im Anſchluß an Heidelberg und Manbeim 
auf Aufhebung der ſeit 1819 erlaflenen Ausnahmegeſetze, auf Preßfreibeit, Schmwurgeri: 
Volksbewaffnung u. f. w. binausliefen. Am 4. März berierh die Geſetzgebende Verlammlunz 
über ein (dem badijchen analoges) von den Senat vorgelegtes Preßgeſetz, beſchloß aber ein &: 
ſetz einfach des Inhalts, daß die Genfur aufgehoben, die Brefle frei jei, daß Prefvergeben nad 
den beſtehenden Geſetzen zu betrafen feien und der Druder auf jeder Druckſchrift genannt jrin 
müſſe. An demſelben Nahmittag mar die oben erwähnte Gingabe dem Senat von einer Dem: 
tation, welder ji viele Bürger aufhloffen, übergeben worden. Daraus entiland vor dem 
Sitzungsgebäude ein immer größerer Volkshaufe, der bis fpät in die Nacht Tärmte und tobte 
Es rief dies eine entſchiedene Neaction in der-eigentlihen Bürgerſchaft hervor; auf die ältern 
Bürger bewaffneten ſich und hielten neben der gut organifirten Bürgerwehr die Ordnung auf: 
recht bid zum Barrikadenkampf. 

Ende März 1848 beantragte der Senat, durch einen aus elf Mitgliedern der Geicpgeben: 
den Verſammlung, fünf des Senats und fünf der ſtändigen Bürgerrepräfentation beitebender 
Ausihuf die nötbigen Verfaffungsänderungen ausarbeiten zu laffen. Die Commiſſion der &: 
feggebenden Verſammlung verzögerte aber ihren Bericht, auch der Senat ging nicht raſch voran, 
meiter gehende Anträge und Eingaben tauchten in der Bürgerſchaft aufz im Juli wurde dan 
ein Berfaffungsausfhuß direct dur die Bürgerfhaft erwählt, mittlerweile aber war die Stin: 
nrung fo viel weiter fortgeriffen worden, daß jener Ausſchuß ih für incompetent erflärte un 
die Wahl einer größern verfaſſunggebenden Verfammlung beantragte, melde von jümmtlide 
einundzwanzigjährigen Staatdangebörigen zu wählen fei. Demzufolge ward denn in dire! 
Abftimmung in je einem Wahlbezirk für Stadt und Land am 25. Oct. 1848 eine aus 10 M 
gliedern beftehende verfaffunggebende Verfanmlung ernannt. 3 betheiligten ſich mi 
5239 Wähler, von denen etwa 650 für die confervative, 1450 für die liberale und 3IM 
die demofratifche Kifte, welche vollftändig durchdrang, flimmten. Beinahe drei Viertel der & 
wählten gehörten ver vemofratifhen Vartei an. Die nun zu Ende gehende Gefeggebente Dr 
fammlung war ungewöhnlich beichäftigt gemejen. Neben einer Maſſe untergeorbneter Grit 
beſchloß fie freiere Beftimmungen in Betreff des Vereinigungsrechts, der Actenverjendun 
ein Zehntablöfungsgefeß, die proviforifche Einführung des großberzuglich heſſiſchen Strafgeih 
buchs, verminderte mehrere Steuern und betrieb die endliche Bublicirung des Gefeges über! 
ſchaffung der Fideicommifle. 

Die neue verfaffunggebende Berfammlung nun, welche von Anfang November 1843 ® 
Ende December 1849 tagte, konnte ſich trog aller ihrer Arbeitäluft nicht alsbald mit der Br 
faffung beihäftigen. Sie ward von ihren eifrigften Mitgliedern gar jehr mit Berathungen ı 
Beihlüffen in Anfprudh genommen, Blum’s Tod zu ahnden, der preußischen Nationalveriamm: 
lung ihre Zuftimmung auszufprechen, die Übergriffe der Befagungstruppen im Schranten ji 
halten u. dgl.; fortwährend tauchten dringliche Anträge auf, die Doctorwürde abzuſchaffen de 
agrariſchen Verhältniffe zu regeln u. f. w. Im April endlich fonnten die Berathungen u! 
die Arbeit des Ende November ernannten Verfaſſungsausſchuſſes beginnen. Diejer hatte i* 
die genfer Verfaflung (melde unter Fazy's Negiment dafelbft fo vieled zu Grabe getrag. 
was feit Jahrzehnden und Jahrhunderten zum Ruhme Genfs geblüht und reiche Früdte 
getragen hatte) zum Vorbild genommen und jich faft ſklaviſch am dieſelbe gehalten. Die Re⸗ 
gierung ſollte aus einem Regierungsrathe beſtehen, deſſen fieben Mitglieder in unmittelbauet 
Mahl durch Abſtimmung aller einundzwanzigjährigen Staatdbürger,auf fünf Jahre ermäblt 
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würden. Als Volfövertretung war ein Bolfsrath von 96 Perſonen (wovon 16 Durch die Land— 
gemeinden ernannt) in Ausjiht genommen, der in einem Stadt: und einem Landbezirk von 
und aus allen einundzwanzigjährigen Staatöbürgern in directer Abflimmung zu erwählen jei. 
Die Minderheit machte einen Gegenentwurf, der aber feine Berüdjihtigung fand, Vielmehr 
ward jener rodicale Verfaſſungsentwurf in zweiter Lefung am 3. Dec. 1849 angenommen und 
dem Senate übergeben, um ihn der Bürgerihaft zur Abflimmung vorzulegen, Schon im Juli 
aber hatten ſich einige taufend Bürger, erjchredt Durch die dem Gemeindeweſen aus einer folden 
Berfaffung drohenden Gefahren, in einen „Vatriotiihen Verein’ zufammengethan, der mit 
allen geieglihen Mitteln auf die Verwerfeng jenes Berfaflungsentwurfs hinarbeiten wollte. 
Gr überreichte dem Senate eine Verwahrung. gegen jene Berfaflung, ein Gleiches thaten die 
Borftände der Gemeinde und der Almoſenkaſſen der drei chriftlihen Gonfefjionen, alle größer 
und viele kleinere milde Stiftungen. Auch die ftändige Bürgerrepräfentation fprad ſich dahin 
aus, daß ein folder Entwurf, der die Rechte und den Beiigfland der Gemeinden und Stiftungen 
in Frage flelle, gar nit zur Abftimmung gebracht werden könne. In allen jenen Gingaben 
war namentlid hervorgehoben, daß dem nad mangelhaften Wahlſyſtem ernannten Volksrath 
eine gefabrlidhe Ommipotenz in Bezug auf Geſetzgebung, Staatdhaudhalt, Befteuerung bei= 
gelegt ſei, daß die politiihen und kirchlichen Gemeinden ihrer Selbfländigfeit, namentlich in Be— 
zug auf Beſitzthum, auf Schulweien u, |. w. beraubt jeien, und daß man ih mit Grundfägen 
nicht befreunden könne, welche jedem Ginundzwanzigjährigen unbedingte Freiheit der Verehe— 
lihung ohne irgendiwelden Nachweis geftatteten und jedem Bedürftigen ausdrücklich das Recht 
auf Unterftügung zuſprächen. Daraufhin eröffnete der Senat am 31. Dec. in einer motivir- 
ten Anſprache, daß er eingedenf jeiner eiblih übernommenen Pflicht, „vie Bürger bei ihren 
Rechten und Freiheiten [hügen und jhirmen zu wollen‘, jenen Entwurf nit zur Abftimmung 
bringen fünne, und berief (unter Gewäbrleiftung der „unwiderruflich feftgeftellten politiiden 
Gleichberechtigung aller Bürger in Stadt und Land ohne Unterſchied des Religionsbekenntniſſes 
und des Gemeindeverbandes“ und unter Zuſage weiter erforderlicher Verfaſſungsreformen) 
eine neue Geſetzgebende Verſammlung. 

Hiergegen proteſtirte die demokratiſche Partei und enthielt ſich während mehrerer Jahre 
der Theilnahme an den Wahlen zu den von ihr für ungeſetzlich gehaltenen Geſetzgebenden Ver— 
ſammlungen. Bei dieſer erſten Wahl ſtellte vie liberale und die conſervative Partei einen ge: 
meinjchaftlihen Wahlzettel auf. Die große Mehrzahl der aus der Bürgerſchaft Gewählten ge— 
börte erfterer Partei an, da aber faft die Geſammtheit der von dem Senate und der ftändigen 
Bürgerrepräfentation in die Gejeggebende Verfammlung geihidten Mitglieder zu der ſtreng— 
confervativen Partei zählte, jo blieb den Bothaern oder den Liberalen nur eine nicht fehr ſtarke 
Majoxität. 

Der Senat ſchlug der neuen Geſetzgebenden Verſammlung vor, behufs der Anbahnung 
der in Ausſicht geſtellten Verfaſſungsreformen einen Ausſchuß von 21 Mitgliedern (worunter 
fünf Senatoren) zu ernennen. Dieſer Ausſchuß begann ſeine Arbeiten im März 1849 und 
übergab fie vollendet anı 19. Juni dem Senat, der fie aber erſt nad zweimaliger Mahnung 
von feiten der Geſetzgebenden Berfammlung am 20. Sept. derjelben vorlegte. Dieje Arbeit 
ward beſchleunigter und gründliher Prüfung in 19 Sigungen unterzogen und am 11. Det. 
mit 55 (morunter drei Senatoren) gegen 32 Stinnmen (morunter 15 Senatoren) angenommen, 
ed lief aber eine Antwort ded Senats nit mehr vor Schluß diejer Sigungsperiode ein.- 

Es war der Antrag geftellt worden, Branffurt möge dem Bündniß vom 26. Mai 1849 
beitreten, nad langen Verhandlungen und Senatömittheilungen warb aber am 23. Mai be— 
ſchloſſen, der Senat möge erneuerte Vorlage mahen, wenn die zu Erfurt berathene Verfaffung 
zum Abſchluß fommen und eine Unionsregierung eingejegt werden ſollte. 

Bei den Neuwahlen im October 1850 erlag die liberale Partei gegen die confervative, 
indem jene nur 37, dieſe aber 38 Wahlmänner durchſetzte und die legtern, gefchloflen abſtim— 
mend, mit ganz wenig Ausnahmen nur Männer ihrer Partei in die Verſammlung ſchickten (vie 
Handwerker hatten conjervative, die Kaufleute liberale Wahlmänner durchgeſetzt, in der Ge— 
Iehrtenabtheilung hatten ſich beide Parteien ziemlich gleich geſtanden). Diejer Verſammlung 
nun wurden die frühern Verfaſſungsvorſchläge unverändert vorgelegt. Der von ihr ernannte 
Ausſchuß arbeitete zuerft jeh8 Monate lang an 70 Paragraphen Novellen zur alten Berfaflung, 
dann entwarf er eine neue, in zweiter Leſung aber verwarf die Verfammlung in einer ihrer 
legten Sigungen alles mit 55 gegen 34 Stimmen Bon widtigern Gejegen ift das über Bil- 
dung einer durch die drei Behörden indireet zu wählenden Shägungscommiffion zu erwähnen, 
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welche diejenigen Einfommenfteuerbeclarationen, welde der Behörde zu gering erſcheinen, zu 
prüfen und nah Anhörung der Betheiligten endgültig darüber zu entfheiden bat, ferner die 
erneute Annahme des großherzoglich heſſiſchen Strafgeſetzbuchs. 

Bei ven Wahlen im Herbſt 1851 fiegten die Liberalen über die Gonfervativen, ebenſo im 
Herbft 1852, als die Ifraeliten von der Betheiligung ausgeſchloſſen waren, dann in den Jahren 
1853, 1854 und 1855 ohne Wahlkampf und endlich 1856, mit einem Theil der Gonfersatisen 
verbunden, gegen Demofraten uud Reactionäre, ſodaß fie ſechs Jahre lang die Mehrheit ver 
Geſetzgebenden Berfammlung aus ihren Reihen bildeten. 

Am 10. März 1852 legte der Senat der Gejeggebenden Verfammlung einen Entwurf zu 
einer Berfaflungdveränderung vor, worin der Anſicht der ftändigen Bürgerrepräfentation ent: 
gegen die politiſche Gleihberehtigung ſämmtlicher Staatsangehörigen ohne Unterfhied det 
Glaubensbekenntniſſes aufrecht erhalten war.?2) Diefer Vorſchlag warb mit einer einzigen ne: 
fentlihen Abänderung (Ernennung der Mitglieder des Appellationd= und des Stadtgericht 
nicht direct durch den Senat, ſondern durch einen aus und von Senat und Gejeggebender Ber: 
fammlung erwählten Ausihuß) am 28. April mit 63 gegen 20 Stimmen angenommen. Wi 
darauf nichts geſchah, ftellte die Verfammlung am 23. Juni und dann wiederholt am 23. Aug 
den Antrag an den Senat, die Rechte der Bürgerſchaft gegen Ginmifhung in ihre Verfaflungs: 
angelegenbeit ſowol von feiten der nicht dazu berufenen fländigen Bürgerrepräfentation alt ver 
Bundesverjammlung zu wahren. Am 28. Aug. tbeilte der Senat den Beſchluß der Bunte: 
verfanumlung vom 12. Aug. 1852 mit, wonach diefe die Gejege vom 19. Det. 1848 um 
20. Febr. 1849 (Gleichberechtigung aller Staatsbürger) nit für gültig und bie dadurd ber: 
beigeführten Veränderungen ber Berfaflung nicht für legal herbeigeführt anerfenne, und fügte 
hinzu, daß er die noch immer wünfchenswerth, zum Theil nothwendig erſcheinenden Berfaflunge: 
verinderungen nun auf dem in der alten Verfaſſung von 1816 bezeichneten Wege (d. b.namentlid 
dur die mit Ausſchluß der Ifraeliten gewählte Gejeggebende Berfammlung) herbeizuführen: 
ſtrebt jein werde. Hiergegen erklärte bie Geſetzgebende Berfammlung mit mehr als drei Vierten 
der Stimmen, daß fie jene Geſetze für noch gültig und fürlegal herbeigeführt Halte und die Redtt: 
zuftändigfeiten Frankfurts und indbefondere der Betheiligten verwahrt haben wolle. Die hier: 
auf mit Ausſchluß der Ifraeliten erwählte neue Gefeggebende Verſammlung wiederholte am 
8. Nov. diefen verwahrenden Proteft und forderte am 22. den Senat auf, endlich den (fehl: 
ten) Verfaflungsentwurf vom 28. April der Bürgerſchaft zur Abflimmung vorzulegen. Am 
20. Mai 1853 aber machte der Senat eine neue Verfaffungsvorlage (Ertheilung politiiher 
Rechte an die Iſraeliten, jedoch mit Beſchränkung der Zahl ihrer Vertreter in der Geſetzgeben 
den Verfammlung und mit Ausfhluß aus dem Senat, der fländigen Bürgerrepräfentation un 
den Richtercollegien); died organiſche Gefeg ward von der Geſetzgebenden Berfammlung, da in 
diefer Zeit der Reaction gewiß nichts Weiteres zu erlangen war und es vor allem galt, die Grit: 
lichen Bürger an politiſche Mitwirkung der ifraelitifhen zu gewöhnen, am 20. Juni mit 74 
gegen 9 Stimmen und von der Bürgerſchaft am 5. Sept. mit 788 gegen 71 Stimmen ange 
nommen, worauf deffen Publication am 12. Sept. erfolgte. (Hiernach ließen ſich nun auf die 
Gonjervativen während drei Jahren nicht mehr auf einen Wahlkampf ein.) Am 2. Dec. 185 
legte der Senat ein ausführlicheres Gefeg zur Verfaffungsänvderung vor, im weſentlichen der 
Vorlage yom 10. März 1852 entfprehend, unter Berüdiichtigung der Abänderung vom 
98, April und des eben erwähnten Geſetzes vom 12. Sept. 1852. Um nur nicht abermals jet 
Verbeiferung und vielleicht auf lange zu verſchieben, nahm die Gejeggebende Verfammlung 
daſſelbe am 22. Dec. mit 82 gegen 3 Stimmen an, und zwar unter der Bedingung, baf + 
nicht eher ins Leben trete, ald bis über die Gefege in Betreff des Strafverfahrens (mit Offent: 
lichkeit, Müͤndlichkeit, Anklageproceß und Schwurgericht) Ginigung beider Behörden erzielt fe. 
Nachdem dieſe erfolgt, nahm aud die Bürgerfhaft bei 3015 Abftimmenden am 5. Behr. 1855 
e8 in ven beiden Abtheilungen ver Gelehrten und ver Kaufleute mit großer Mehrheit an, mit: 
rend Die der Handwerker (großentheild wol aus Judenhaß, zum Theil wegen der mit viel &e: 
ſchrei vorgefpiegelten enormen Mehrfoften und Vorhandenen und bevorftehenden Deficits) mit 





2) Die Hauptfäge diefer Berfaffung waren: Trennung ber Verwaltung von ber Juftiz, Verminde 
zung der Senatsmitglieder auf die Hälfte, Ausfcheidung der 20 Senatsmitglieder aus der Geſeßgeden 
den Berfammiung, Aufhebung ber Lebenslänglichfeit der Mitglieder der ftändigen Bürgerrepräientation, 
Schaffung einer jdhiedsrichterlichen Inftanz für Diffenzfälle zwiichen Senat und Gefepgebenter der’ 
fammlung. 
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no viel größerer Mehrheit dagegen ſtimmte. So war ed denn endlich nad faft fiebenjährigen 
Beftrebungen zäher Ausdauer gelungen, eine Verfaffungsveränderung zu Stande zu brin- 
gen, welde, wenn aud nicht vollftändig befriedigte, doch die wefentlihften Verbeflerungen ent— 
hielt und den Weg zu weiterm Fortſchritt ebnete. Vollftändige Trennung der Verwaltung von 
der Juſtiz, Verminderung der Senatdmitgliever auf die Hälfte, Befeitigung der untergeorpne= 
ten Handwerferbanf in dem Senat, Ausſcheiden der Senatsmitgliever aus der Geſetzgebenden 
Verſammlung, ausgeſprochene Mitwirkung der Regierung bei der Gefeggebung, Erwählung 
der Mitglieder des Appellationd: und des Stadtgerichts durch Senat und Geſetzgebende Ver— 
fammlung, @inführung von Offentlichkeit, Mündlichkeit, Schwurgeriht und Staatdanwalts 
Haft waren jene weientlien Fortſchritte. Damit war zugleich die principielle Oppofition, in 
weldher die Gejeggebende Verſammlung feit vielen Jahren dem Senate gegenüber geftanden 
batte, anfgegeben, es trat von jeiten ded Senats wenigſtens äußerlih, von feiten der Gefeg- 
gebenden Verſammlung aufridtig und entſchieden ein Entgegenfommen ein, welches legtere aber 
nur dazu beitrug, die hyperconſervative fändige Bürgerrepräfentation in eine etivad eigen 
tbümlide Oppofition zu drängen, melde ſich felbft bei erledigten Gegenftännen und in den 
fleinften Nebenfragen fund gab und die ohnedies nicht fehr energifche Verwaltung in fteten 
Aufenthalt verwidelte. 

Aus diefer Zeit der liberalen (in Frankfurt fogenannten gothaer) Gefeggebenden Ver— 
fammlungen von Ende 1852-—57 find als die widtigften Arbeiten auf dem ®ebiete der Ge— 
ſetzgebung noch folgende zu nennen. 

Als ver Senat im November 1852 erflärte, den Bundesbeichlüffen vom 12. Aug. Folge 
leiftend . die Berfaflungsgejege vom October 1848 und Februar 1849 aufzuheben, verlangte 
die Geſetzgebende Verſammlung, er möge dann wenigftens alsbald das im Juli 1851 beſchloſſene 
Strafgejeg mit den Gefegen wegen Polizeiübertretungen, über Strafverfahren u. f. w. ver= 
fünden. Statt deffen machte der Senat im Juli 1853 eine neue Vorlage, worauf ausführliche, 
zum Theil auf den Beirath auswärtiger, im Strafverfahren mit Schwurgerichten praktiſch er: 
fabrener Autoritäten geftügte Ausfhußberichte und dem entfpredhende abändernde Beſchlüſſe 
der Gejeggebenden Verfammlung mit neuen Senatövorlagen wechſelten (im December 1854 
erflärte der Senat feine Zuftimmung, die Gerichte nicht mehr durch rechtsgelehrte Senatoren 
befegen zu wollen), bis envli am 15. Juni 1856 eine @inigung zwiſchen beiden Behörden 
erzielt ward, ſodaß, nachdem noch üͤbergangsbeſtimmungen getroffen, Gehalte regulirt waren 
u. f. w., dad neue Strafverfahren fammt der neuen Berfaflung mit dem 1. Jan. 1857 ins 
Leben treten konnte. 

Die gleichzeitig beantragte Einführung der Prügelftrafe bei gewiflen Strafgefangenen und 
bei Landſtreichern ward am 5. Det. 1855 mit 72 gegen 1 Stimme verworfen. in auf die 
Vorſchriften der Bundesverfannmlung gegrlndetes Gejeg gegen den Misbrauch der Preßfrei— 
beit war, da die Gefeggebende Berfammtung ein beſonderes Gefeg darüber gar nicht für noth⸗ 
wendig hielt, trog vielfachen Drängens des Senats ſtets ald mit der Erlaflung des neuen 
Strafgefeges innigft zufammenhängend verfchoben worden, bis ed endlich nad Erledigung die⸗ 
ſes Gefeges kurz vor Ablauf der von der Bundesverfammlung geftellten Friſt am 15. Mai 
1856 angenommen ward. Es bemühte ſich, in feiner Beziehung über die Weifungen der Bun— 
desverſammlung hinauszugehen, vielmehr, wo irgend möglich, einer freiern Meinungsäußerung 
weitere Garantien zu gewähren, wie ed denn vor allem aud ber in Frankfurt gänzlich unbe- 
kannten Gonceifionsentziehung die Siherung entgegenftellte, daß eine Verwarnung erit nad) 
in einem gewiflen Zeitraum erfolgter dreimaliger vichterliher Verurtheilung gegeben werden 
fönne. Gin Zeitungsftenpel, 1848 aufgehoben, von 1 Fl., refp. 30 Kr. per Jahr, war aus 
finanzieller Nothwendigkeit jhon im April 1853 wieder eingeführt worden. 

In dieſe Zeit fallen auch die Gefege über Ablöfung ver Grundgefälle (November 1852) 
und der Meidegerehtigfeit (März 1856), über die ſtädtiſche Feuerverſicherung (Juli 1857), 
über Einführung der Einzelhaft und Erbauung eines Zellenftraigefängniffes (Detober 1856), 
über Errichtung der Schugmannihaft (1856). 

Dem Streben, die Bürger immermehr zu der unferer ganzen Berfaffung entſprechenden 
Selbftregierung heranzuziehen, entjprangen die Gefege über eine aus und von den Gewerb- 
treibenden zu wählende Gewerbekammer, melde, ähnlich wie die Handeldfammer, den Behoͤrden 

als berathende Koörperſchaft zur Seite ſtehen, auch zu ſelbſtändigen Anträgen berechtigt ſein, 
namentlich aber dazu dienen follte, die Gewerbtreibenden und zumeiſt die Zünftigen anzutegen, 
ihre eigenen Verhaältniſſe, deren Misſtände, die Urſachen derſelben und die etwaigen Abhülfe— 
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mittel einmal ernfter ind Auge zu fallen, durch gegenjeitige Bekämpfung ihrer entgegenflchen- 
den Anfichten ih aus dem unabänderlichen ftarren Feſthalten an ſich überlebt habenven Formen 
aufzurütteln und die Wahrheit zum Durhbrud zu bringen (April 1855); ebenſo das Erpro⸗ 
priationdgejeg (Detober 1856), nad welden Geihworene die Entſchädigungsſumme beftim- 
men; endlich die neue Verfajfung der lutheriihen Gemeinde (Januar 1857), morin der Ge— 
meinde die Wahl ihrer Geiftlihen und dem Gemeinvevorftand erweiterte Rechte zugeftanden 
wurden, 

In den Jahren 1853—57 famen weiter folgende Gejege zu Stande: die Dotation der fa- 
tholiihen Kirche ward erhöht und geregelt (im Jahre 1852 war der Vorſchlag des Senats, die - 
Berbältniffe der Oberrheinijchen Kirchenprovinz in ähnlicher Weiſe wie Würteniberg umd Ba: 
den zu regeln, mozu bei ver vollfonımenen Freiheit, mit der ſich die katholiſche Kirche in Franf: 
furt bewegt, von feiner Seite ein Bedürfniß vorlag, in einem Ausihuß begraben worden 
Eine vollftändige Reform ded Schulweſens mard nad ſtets wiederholten Anträgen enblih 
angebahnt: die Volksſchulen ſollten ftatt vier Klaffen mit je zmeijährigem Curſus jieben Klaffen 
(für die Knaben) und ſechs (für die Mädchen) mit je einjährigem Gurfus erhalten (nur die 
oberfte Klaſſe behielt ihren zweijährigen Curſus), die Schülerzahl daher von 8O— 100 auf 
etwa 50 herabgebracht und demzufolge verfhiedene neue Schulgebäude errichtet werden. Der 
Lehrplan der Volfsihulen ward um etwas, der der Mittelichule mefentlih höher gefteltt und 
legtere in eine höhere Bürgerjchule umgewandelt. Für das Gebäude diejer wurden 150000 äl., 
für das einer neuen Volksſchule 80000 Fl. verwilligt, ebenjo die nöthig gemorbene größere 
Lehrerzahl. Die Verlegung anderer Schulen warb in Ausfiht genommen. Die Gebalte der 
gewöhnlichen Lehrer an den proteftantifhen und fatholifhen Volfsjhulen wurden auf 7, 8, 
10 und 1200 Fl. (je nad) Dienftalter), die der Oberlehrer auf 12, 14 und 1500 Fl. nebit 
freier Wohnung erhöht. Zu gleicher Zeit ward dad Schulgeld um etwa 30 Broc. herabgeiegt. 
Das Gymnafium ward in feinem Lehrerftand grundmäßig erneuert, die Grundzüge beiierer 
innerer Organijation erörtert (von der Bebörde bisjegt leider nur theilweije durchgeführi) 
Am Gymnafium und mehreren andern Schulen wurden Turnhallen eingerichtet. Die von der 
Volytechniſchen Geiellichait gegründete Gewerbichule erhielt einen Staatöbeitrag. Der oberfien 
Schulbehörde (Conniſtorium) ſoll ein bewährter Fachmann ald Generalihulinipector beige: 
geben werden, Auch vie Gehalte ver Kinienoffiziere, ver Senatoren, der Richter und jehr vieler 
fonfliger, namentlich rechtägelehrter Beamten wurben entſprechend erhöht. Mehrere Kirden 
wurden neu bergeftellt, zumal die katholiſche Bartholomäus: und die proteftantiihe Weif: 
frauenfirde. Gine Fruchthalle, Kornbörſe und ein neues Lagerhaus wurben: hergerichtet, 
ebenjo eine neue Wailerleitung (215000 #1.), eine Gijenbahn zur Berbindung der vier Bahn: 
böfe theild unter ich, theild mit dem Haien, Vergrößerung ded Hafens, Anlegung eines neum 
MWinterhafens (1,100000 $1.), zum Theil gegen lebhaften Wideriprud. Das veraltete Kanal: 
juftem ward verworfen, ein beſſeres verſucht, aber noch nicht weiter durchgeführt. Die Ber: 
hältniffe der neu gegründeten Frankfurter Bank wurden feftgeftellt, die Finanzen neu geregelt 
und dur Erhöhung der Mehlaceiſe auf ihr früheres Map und theilweife der Mietbfteuer 
(während die Einfommenfteuer für das ärmſte Drittel der Steuerpflihtigen abgeihafft wurde) 
das Gleichgewicht zwiihen Einnahmen und Ausgaben vollauf wiederbergeftellt. 

So gelang ed denn der liberalen oder conftitutionellen Partei in diefen Jahren, mo an ben 
meiften andern Orten Deutihlands die Reartion mit vollen Segeln vaherfuhr und möglihi 
vieles wieder abſchaffte, anfangs durch zähes Feſthalten und fpäter, als die hauptſächlichen Ver: 
faflungögrundjäge feftgeftellt waren, durch aufrichtiges Entgegenfonimen gegen den Senat eine, 
wie oben dargethan, nicht unweſentlich beffere Verfaſſung, eine freiere Stellung der lutheriſchen 
Gemeinde, eine Menge anderer nützlicher Gefege, eine (menn mit Verſtändniß durchgeführte) 
jegensreiche Reform ded Schulweiene u. |. w. einzuführen und zahlreiche Handel und Gewerbe 
fördernde Maßregeln und Anftalten ins Keben zu rufen. Mit dem Herbſt 1857 aber trat die ſe 
Vartei, welche ihr Zeitungsorgan hatte eingehen laſſen und in manchen Stücken nicht klug und 
vorſichtig genug verfahren war, vom Schauplatz ab, indem ſie in zwei Abtheilungen (mit ge— 
ringer) und im Herbſt 1858 (im Herbſt 1859 betheiligte fie ih nicht an ven Wahlen) in allen 
drei Abtheilungen (mit ftarfer Mehrheit) von der demofratifchen Partei, der ſich rin ſehr gro— 
Ber Theil der confervativen angeſchloſſen hatte, geichlagen ward. Was die neue demokratiſche 
Geſetzgebende Verſammlung ihlieplih ſchaffen wird, fteht no dahin; im den nächſten Jahren 
ift fein Gejeg von größerer Bedeutung zu Stande gefommen; in den Anträgen war die Ber: 
ſammlung ftellenweife ſehr radical, in der Form meift etwas derb, in den Bejchlüffen aber im 
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ganzen jehr gemäßigt oder, wie man in Frankfurt fagt, gothaiſch. Hoffentlich wird fie die be- 
gonnene Reform der Schulen und Gefängniffe, des Irrenhaufes u. ſ. w. und den für Franf: 
furts Zufunft wichtigften Bunft, Löfung der Zunftfefleln, zu geveihlihem Ende durchführen. 

Eine ganz bejondere Beachtung bei Frankfurt verdient dad Vereinsleben, welches, wenn 

auch in dem alten freireihsftädtiihen Wejen wurzelnd, doch namentlich im legten halben Jahr— 
Hundert ſich mehr umd mehr und im ganzen höchſt erfreulidy entwidelt hat. Das Meifte, was 
für das Wohl materiell oder moralifh nothleidender Mitbürger oder Mitmenſchen (dur H08= 
pitäler, Berforgungsdanftalten, Waifenhaus, Krippen, Beftalo;ziverein, Spar-, Vorſchuß⸗, 
Witwen- und Waiſenkaſſen, Srauenvereine, eigentliche Unterftügungsanftalten u. ſ. w.), für. 
Förderung von Kunft und Wiſſenſchaft (Gemälvegalerie mit Kunſtſchule, Kunftverein, Muſik— 
vereine, geihichtliche, viele naturwiſſenſchaftliche Vereine u. ſ. w.), ja ſelbſt für Unterricht u. dgl. 
(Mufter:, Gewerb:, Sonntags:, Abend-, Zeichen:, ifraelitifhe Realſchule, Kleinkinderſchulen, 
Anſtalt für Taubftumme, Blinde u. ſ. w.) geſchieht, wird durch vereintes Wirfen freier Bürger 
geleiftet, ja man jieht nicht einmal gern, daß die Behörbe die Initiative dabei ergreift; Über— 
wadung und bei mangelnden Kräften Unterflügung von feiten des Staates ift, mad gern ge= 
jeben und auch ebenjo gern gewährt wird. Die überaus große Zahl theild allgemeiner, theils 
confefitoneller Unterflügungsanftalten und Unterflügungsvereine werben wie mit Begeifterung 
geihaffen, jo auch mit Liebe und meift mitguter Einſicht verwaltet und fortgeführt. Begreiflicher⸗ 
weije ift in dem wohlhabenden Frankfurt (jo viel, wenn nit mehr ald anderwärts) bisher 
verhältnigmäßig viel für Unterflügung vorhandener Noth geſchehen. Neuerlichit erft entwickelte 
fich eine verhütende, vorbauende Thätigfeit, aber auch jelbft auf diefem Gebiete wird gar oft nit 
fireng und beftimmt an den richtigen Grundfägen der Selbfthülfe, der genoſſenſchaftlichen Un: 
terflügung feftgehalten, ſondern noch allzu viel geftrebt, mehr raſch ald fiher zum Ziele zu ge: 
langen, und daher felbft bei diefen Anftalten (Kranfenfaflen, Conſumvereinen, Leihkaſſen 
u. dgl.) noch lange Zeit nah der Gründung auf Unterftügung durch Geſchenke ausgegan— 
gen. Bon den elf Hospitälern, unter denen nur drei (Militärbhospital, Gntbindungsanftalt, 
Rohushosyital, legteres für Kräge, Syphilis und Blattern bejtimmt) durch ven Staat geftiftet 
worden, find das Fremden-, dad Rochus-, das Kinderhospital und die Entbindungsdanftalt in 
den legten 20 Jahren neu erbaut worden; nächſtens nod wird der Bau der neuen Irren— 
anftalt beginnen. 

Obgleich Frankfurt nur ein kleiner Staat, ja eigentlih nur ein Eleines Gemeinweſen mit 
einem Flächengehalt von 1,833 Duadratmeile ift, jo fonnte doch von jeher ein jeder ſeine Lebens— 
weife ganz nach Belieben einrichten, gerade wie in den größern Städten, wogegen jedoch in ges 
felliger Beziehung die einzelnen Kreife der Bevölkerung ſtets ungewöhnlich ftreng geſchieden 
waren. Die Ehriften verfehrten nicht mit den Juden, die Kaufleute und Gelehrten nit mit 
den Handwerfern. Um dieſe Scheidung wenigftens theilweije zu verwilhen, ward im Früh— 
jahre 1848 von der liberalen Partei der Bürgerverein gegründet, der jegt über 1600 Mit- 
glieder zählt und zur factifchen Judenemancipation mehr ald manches Gejeg gewirkt bat. 

Aud im Handel hat ſich erft neuerbings das Vereinsweſen geltend gemacht; die Banf, 
Schiffahrtsgeſellſchaft, Verfiherungsanftalten u. |. w. find nod ganz neuer Zeit angehörig. 
Die Entwidelung der Fabriken ift durch den überaus jhroffen Zunftzwang außerordentlich er- 
ſchwert. Alle die Fabriken, wozu ein fräftiges Gejhleht von Sandarbeitern gehört, find faft 
verpönt; ed blühen nur diejenigen, welche ein ſchwächliches elendes Geflecht zuführen, Cigarren— 
fabrifen, Haſenhaarſchneidereien u. ſ. w. 

Schließlich noch einige ftatiftiiche Mittheilungen über Bevölferung und Finanzen Frank— 
furts. Die Bevölferung Frankfurts betrug: 


Stadt. Ortſchaften. 
— ——— — —— — — | N — 

Qabr. Einbeimiice, Fremde. Summa. Einhelmiſche. Fremde. Summa. Geſammtſumme. 
1817 27515 13943 41458 — — 6392 47850 
1823 29366 14552 43918 6210 1018 7228 51146 
1837 — 54822 — — 9114 63936 


1855 35828 28429 64257 8358 2169 10527 74784 
In den Jahren 1851—57 wurden durchſchnittlich im Jahr 
Stadt. Ortſchaften. Zuſammen. 
geboren 1315 400 1715 
ſtarben 1209 268 1477 
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, Stadt. DOrtidsaften. Bufammen. * 
Auf 100 Geburten 

kamen Todesfälle 92 67 86 
auf 100 Einwohner 2,04 Geb, 3,79 Geb. 2,» Geb. 

Br r 1,33 Geft. 2,54 Geft. 1,97 Geft. 
odereine Geburtauf 48,7 Einw. 26,3 Einw. 435 Einw. 

„ein Todesfall „ 53 u 4 u 506 u 


Die am 3. Dec. 1858 in Gemäßheit der Beftimmungen der Zollvereindverträge vorge— 
nbmmene Bevölkerungsaufnahme von Frankfurt und deſſen Gebiet hat für die Stadt, ein: 
Schließlich des einbeimifhen Militärs (jedoch ausfhlieplih der preußifhen und bairiſchen 
Truppen), eine Bevölkerung von 67975 Seelen, wozu noch 1333 Mann öſterreichiſche 
Truppen kommen, und für die Landgemeinden eine folde von 11303 Seelen ergeben, mit: 
bin im ganzen 80611 Seelen. Bei der Zählung von 1855 betrug die Stabtbevölferung 
64257 Seelen nebft 1362 Mann Öfterreihifche Truppen, diejenige ded Landes 10527 See: 
len. Es hat mithin erftere um 3718, legtere um 776, beide zufammen um 4494 Seelen zu: 
genommen. Darunter befinden fi in der Stadt 27606 männliche über 14 Jahren, 27766 
weibliche über 14 Jahren; ferner 6352 männlide, 6251 weibliche Kinder unter 14 Jahren; 
in ven Randgemeinden 3898 männlihe, 4091 weibliche über 14 Jahre und 1636 männlide, 
1671 weiblide unter 14 Jahren. Die Zahl der Familien war in der Stadt 9784, auf dem 
Lande 1980. Außer obiger Bevölkerungszahl von 80611 Seelen fanden fi nod in der Stadt 
2938, auf dem Lande 159 vor, welche ohne Schlafftätte ftändig in Arbeit ftehen. 

In den zwei legten Jahren der Wirkſamkeit der liberalen Partei in der Geſetzgebenden Ver: 
fanınlung 1856 und 1857 betrug die Gefammteinnahme 2,220008 FI. und 2,460195 $L., 
die Gefammtausgabe 1,997898 FI. und 1,933660 FI. Diefe Refultate vürften, zumal in Au- 
betracht der vielen neuen Schöpfungen, nicht ungünftig genannt werben und nicht Zeugnig für 
eine Schlechte Finanzwirthſchaft ablegen, während gerade diefer mit falſchen Zahlen geftügte Bor: 
wurf eins der wefentlihften Momente zum Sturz der liberalen Partei abgab. Der Voran— 
flag ver Einnahmen und Ausgaben für 1859 ergab für die einzelnen Rubriken nachſtehende 
Zablen. 


I. Ausgaben. 
A. Dienft ver Recheneifaffe: 
Dbere Staatäbehördten . 2 2 2 ren 143398 $1. 
Juſtizbehörden aa ee ne: 133095 „ 
Perwaltunggämer 2:2 383878 „ 
Militär und Polizei . . . 2 re a 493259 „. 
Kirchen-, Schul: und Studienwefen a ee 111668 „ 
Armenwefen und Unterflügungen . . 2... 61377 „. 
Verſchiedene unvorhergefebene Ausgaben . . . 31142 „ 
Benjionen, Suftentationen, ewige Rente . . . 120462 „ 
1,478282 Fl. 
B. Dienft ver Shuldentilgungdfale . » . . . 601570 „ 
C. Dienft ver Pfandamtälafle  . . : 2 2 2 7693 „ 
2,087546 #1. 
I. Einnahmen. 
A. Dienft der Recheneikaſſe: 
Gefälle von ſtädtiſchem Grundeigenthum . 145000 #1. 
Regierungd=, Polizei, Jurisdictions⸗ Gerähe, 

Strafen, Stempel, Gonceffionen . . 256100 „ 
Acciſe und Eonfumtiondabgaben . . .. . 412700 „, E 
Handeldabgaben und Staatätelegrapb . . . . 599500 „, 
Stadtbeleuchtung und —. — 43000, 
Dorffhafen . . . Be 11734 „ 
Verſchiedenes. 10600, 


1,478534 Fl. 
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B. Dienft ver Schuldentilgungsfaffe: 


Reinertrag der Eifenbabnen . . 400000 Fl. 

Einfommen:, Wohn: und Wiethfeuer, Lotterie 495000 „, 

Binfen von Activfapitalien ar 4 —F 30000 „, 

| 925000 Fl. 

C. Dienſt der Bfandamtäfafle > 22 2 8000 „ 
2,411534 Fl. 

Die öffentliche Schuld belief fih Mitte 1859 auf 17,782424 Fl., wovon eine Million bei 
der Banf deponirt und eine noch unbegeben. G. Barrentrapp. 


nl bag Attentat, f. Politifche Umtriebe und Unterfuchungen in Deutfchland. 
anklin (Benjamin) und feine Bolitif im nordamerifanifhen Rechts- und 
Freiheitskampfe. I.In den englifheamerifanifhen Eolonien, zu Bofton, wurde am 18. Jan. 
1706 einem armen Handwerker ein Knabe geboren, welcher einft als Mann durch feine Bürger- 
tugend einflußreicher und wohlthätiger ald irgendeiner von allen Fürſten, Staatdmännern und 
Gelehrten feined Jahrhunderts auf das Schidjal feines Vaterlandes und der Menfchheit ein- 
wirfen follte. Dieſes arme Bürgerfind war Benjamin %., das funfzehnte von den jiebzehn Kin- 
dern feiner Altern. Sein Bater, zuerft Färber, dann, weil dieſes Geſchäft ſtockte, Seifenfieder 
und Lichtzieher, beichärtigte ven Knaben in diefem Gewerbe. Wegen feiner guten Fähigkeiten 
ſchickte er ihn ein Jahr lang, um ihn zur Theologie vorbereiten zu laffen, in eine lateinifche 
Säule. Trog feiner guten Fortſchritte aber mußte er ihn wegen Mangeld an Hülfsmitteln wieder 
aus derſelben zurüdnehmen. Nach erreihtem zwölften Jahre gab er ihn, feinem Wunſche gemäß, 
bei einem ältern Sohne, der ald Buchdruder von England zurücdgefommen war, in die Lehre. 
Berlegt dur die rohe Behandlung ded Bruders, wollte F. denſelben nad einigen Jahren ver— 
laſſen. Da aber der Bruder feine Unterfunft in einer andern Druderei in Bofton zu verhindern 
ſuchte, jo verließ er heimlich feine Heimat und kam nah mehreren Mühfeligfeiten nah Phila= 
delphia. Zuerjt Hier, dann einige Jahre in London, wohin er durch trügerifche Vorfpiegelungen 
verlodt worden war, hierauf wiederum zu Philadelphia fegte er mit kurzer Unterbrechung, 
während welder er Buchhalter bei einem Kaufmanne war, fein Geſchäft ald Buchdruckergeſelle 
fort. Zunächſt veranlagt dur üble Behandlung feines damaligen Meifterd, errichtete er nach 
einiger Zeit in Gemeinſchaft mit einem andern jungen Buchdrucker, der das Geld dazu herfchoß, 
eine eigene Druderei, übernahm bald nachher, im dreiundzwanzigſten Jahrejeined Alters, dieſes 
Geſchäft allein und heirathete in feinem vierundgmwanzigften eine Bürgerstochter. Bon früher 
Jugend an hatte er fich ſtets, ſoweit jein Gewerbe es erlaubte, eifrigft mit feiner Selbftbilvung, 
mit Zectüre der verfchiedenften Art, bald auch mit Schriftftellerei und mit gemeinnügigen und 
ftaatöbürgerlichen Beſtrebungen befchäftigt. Dies jegte er ſtets fort, ftand aber dabei feinem 
Hausweſen und feinem Drudereigefchäfte, womit er bald auch einen Papier und Eleinen Buch— 
handel ſowie Erritung von Drudereien in verjhiedenen Golonieftaaten verband, an der Seite 
feiner treuen Gattin fo tüchtig vor, daß er allmählich ein wohlhabender Bürger und glücklicher 
Familienvater wurde und fein langes Leben hindurch blieb. 

I. Und in fo beſchränkten Berhältniffen, auf fo dürftiger Unterlage des Lebens konnte F. 
6108 durch die eigene Anftrengung und Tugend ſich eine fo vielfeitige, geviegene Bildung erwer⸗ 
ben, eine fo wohlthätige, welthiftorifche Wirkfamfeit gewinnen. 

Ständen diefed Mannes raſtloſe und erfolgreiche gemeinnügige Beitrebungen für heilfame 
Erfindungen und Berbefferungen, für die Bildung und das Gemeinwohl, für die Bildungs: 
und wohlthätigen Anftalten feiner Stadt, feiner Provinz, feines nordamerikaniſchen Vaterlan— 
des für fi allein da, jie reichten aus, ein langes Menjchenleben wohl und ſegensreich auszu= 
füllen. Ibm vervanfte fein Vaterland und Europa aud eine ganze Reihe heilfamer und beleh— 
tenber Erfindungen, wie den Bligableiter, die Verbeſſerung der Harmonifa, der Kupferbruder- 
preffe, ver Sparöfen und vieleandere. Nordamerika ftand damald gegen die europäiiche Bildung 
nod weit zurüd. Die vürftigen Anfänge der Golonien, ihre langen, ſchweren Kämpfe mit der 
nob wilden Natur, mit den Indianern, Spaniern und Branzofen hatten noch wenig höhere 

Eultur wurzeln laffen. Die Amerikaner hatten felbft bei F.'s erftem Auftreten im ganzen nur 
zwei Zeitungen, feine Buchhandlungen, feine öffentlihen Bibliothefen und wenige Bud: 
drudereien. Seinem Bürger F. verbanfte fein Volk außerordentlichen Antrieb und große Mittel 
zum Fortſchritt. Er gründete eine große Anzahl der Heilfamften Anftaften: fo die Öffentlichen, 
auf Unterſchriften gegründeten Bibliothefen, die ji bald in ganz Amerika verbreiteten; ferner 
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eine amerikaniſche philoſophiſche Geſellſchaft, deren Vorſtand er bis an fein Lebensende blieb, 
und die Univerſität von Philadelphia, welche er 40 Jahre lang mit Liebe verwalten half. 
F. fliftere eine Reihe von Vereinen zur Gründung Öffentliher Anftalten, Schulen, Rranfen: 
häuser, Buchdrudereien und Buchläden, zur Förderung des Aderbaus, des Handels und der 
Gewerbe. Er bildete ven Verein zur Abihaffung der Sklaverei und zur Unterflügung ber Page 
der amerifaniihen Indianer, ſowie den Pennſylvaniſchen Verein zur beffern Einrichtung der 
Gefängnifle, melde beiden Vereine ihn lebendlänglich zu ihrem Vorftande erwählten und bis 
zum heutigen Sage jegendreih wirfen. Ihm verdankte fein Baterland die erjten Beuerlöigan: 
ftalten ſowie die mit Eluger Beſiegung der auäferifchen Kriegdabneigung durchgeführte Errib: 
tung einer regelmäßigen, in den Waffen geübten Landwehr, zu deren Oberft er in feiner Pro: 
vinz ernannt wurde, fatt deffen er aber Die Dienfte eines Gemeinen leiftete, bis er in jpärern 
Zeiten qud die Leitung friegeriiher Vertheidigungsanftalten übernahm. Ex veriaffte zuerft 
duch freiwillige Vereine und Beiträge feiner Vaterſtadt Philadelphia eine Befeftigung und 
eine nicht unbedeutende Artillerie. Ganz Amerifa verbanft ihm die Einführung eines wohl: 
geordneten Poſtweſens, an deſſen Spige er ald Generalpoftmeifter aller nordamerikaniſchen 
engliſchen Golonien geftellt wurbe. Als Mitglied ded Gemeinderaths und Friedensgerichts, ald 
ftetö neugewähltes Gongrepmitglied feiner Provinz, fpäter auch des Bundes, mie an ber Spipe 
freier Vereine wirkte er unermüdlich für alles Schöne und Gute, für eine große Anzahl von 
Verbeflerungen, mie duch eifrige Förderung von Erziehungsanftalten für die Bildung der 
Jugend, beſonders für die neuerdings auh in England und Deurihland ind Auge gerafie 
Belehrung der Handwerker. So wirfte er für die moralifche, geiftige und politiſche Bildung des 
Bolkes durch die Vreſſe, durch Volfsihriften und vorzüglich durch feine im edelften Geifte ge- 
ſchriebene Pennſylvaniſche Zeitung und feinen vortrefflihen Volkskalender, welcher ein Vinttel: 
jahrhundert hindurd in zehntauſend Exemplaren, ebenfo wie feine Zeitung, über ganz Anırnila 
verbreitet wurde, 

Auch ſchon allein die ſchriftſtelleriſche Wirkſamkeit, und zwar in verf&biedenen Gebieten, 
würde, jelbjt abgejehen von dem Verdienſte der ehrenvollen Einführung Amerifas in die eure: 
päijche Gelehrtenrepublif, genügt haben, in jedem dieſer Gebiete F. einen unvergeplihen Na: 
men zu begründen. 

Ein europäijher Gelehrter, welcher ald Zögling der beten deutſchen Schulen uud Ilniveri: 
täten ausſchließlich den gelchrten Forſchungen lebte, hätte jeine Laufbahn mit feltenem Rute 
audgefüllt, wenn er für die Wiffenichaften und durch fie für die Menjchheit geleiflet hätte, was 
8. durch jeine Forſchungen und gelehrten Werfe über die Eleftrieität, durch feine Theorien ver 
Gewitter und des Nordlichts, durch feine phyſikaliſchen Erfindungen, 3. B. des eleftriihen Da⸗ 
hen, leiftete. Schon der erjte Theil des Lobes, mit welchem d'Alembert &. in die franzölide 
Akademie einführte: 

Eripuit coelo fulmen sceptrumque tyrannis 
(Dem Himmel entriß er den Blig, das Scepter den Tyrannen) 
wäre ein glänzender Preis für die Anftrengungen eines ganzen Lebens gemwejen, Auch habın 
menige auf Univerſitäten gebildete Gelehrte allgemeinere Anerkennung ihrer literariſchen 
Verdienſte gefunden als der auf feiner Univerjität gebildete Bürger F., diefer von allen ameri: 
fanijhen und den meiften englifhen Univerfitäten, von Orford, Glasgow und Edinburgh alt 
Magifter und als Doctor des Rechts und der Bhilojophie geehrte, von den berühmteften ge: 
lehrten Gejellihaften Europas, von den Afademien zu London, Barid und Peteräburg ald 
— dieſer ſelbſt Alademien und Univerſitäten gründende und ihnen präſiditende 
ürger F. 

Auch unter den äſthetiſchen und moraliſchen Schriftſtellern ſichern eine ganze Reihe ebenſo 
anmuthig und vortrefflich verfaßter als veredelnder und durch den heiterſten Scherz ergöglider 
kleinerer Schriften und Briefe F., ihrem Urheber, einen bleibenden Rubm. Den beſten Schriften 
dieſer Art von Lucian, Apdifon und Wieland ftehen viele in der Form nicht nad; aber alle find 
ein Spiegel der reinjten ſittlichen Geiinnung. 

Es ift ſchwer, durch Nennung einzelner, wie des Geſprächs zwiſchen F. umd feinem Podagre, 
des öfonomiihen Projects für Die Parifer, fatt der Lichter Die Sonne zum Leuchten zu gebrau: 
hen, der Parabeln vom jhönen und häßlichen Fuße und über ven Verfolgungsgeift, ober der 
Abhandlung über Lurus und über Schleihhandel, über Unfterblichkeit, Sklaverei und die nord: 
amerifaniihen Wilden, anvere fheinbar nachzuſtellen. 

Noch unübertreffliher ift &. m feinen für Aufklärung und Veredelung des Volfes geſchrie 
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benen Volksſchriften, außer feiner Zeitung und in feinem Kalender auch in der in England, 
Sranfreih und Amerifa in zahliofen Abprüden verbreiteten „Weisheit des guten Richard‘, in 
feiner Selbftbiographie, feiner pennſylvaniſchen Geſchichte und fo vielen trefflichen Abhandlun— 
gen und Erzählungen. Gleich unjerm Juſtus Möfer dringt bier F. in die legten Grundan— 
ihauungen des Volkes von feinem Leben und Rechtszuſtande, in das Heiligthum feiner Sitten 
und Gefühle ein. Wie Möſer und unfer Hebel ſtellt er aus des Volkes eigenen Gefühlen und 
Borftellungen heraus anſchaulich und ergreifend dar. Er wirft dabei mit feinem echt praftiichen 
Sinne vor allem für das, was dem Volfe noth thut, für den Kern der Volkstugend und Volks— 
tüchtigkeit, neben einer aufgeflärten und dulpjamen, aber wahrhaft religiöfen Geſinnung auf 
Mäpigfeit, Ehrlichkeit und Betriebjamkeit. Durh Inhalt und Einkleidung ift hier die ſchwere 
Aufgabe guter Volksſchriften gleich mufterhaft gelöft. Sowie dieſe Schriften neuerlih durch 
Lord Brougham's Verdienſte in allen engliiben und ſchottiſchen Handwerkerſchulen und Bücher: 
fammlungen eingeführt wurden, jo iſt auch zu wünjchen, daß fie in Deutſchland eine ſegens— 
reiche Duelle der Bolfsbildung würden. Für Amerika vollends find fie, mit der Entftehung 
feiner Freibeit zuſammengewachſen, wahrhaft unfhägbare Urkunden. 

Nicht minder meifterhaft ift endlich F. als politifcher Schriftfteller. Seine Tagebücher über 
feine vortrefflien viplomatiihen Unterhandlungen, wie die Abhandlungen über peinliche 
Gejege, über Handel, Seekaperei, feine Rede über die Bezahlung der Beamten und 
viele andere haben bleibenden Werth. Bor allem aber ift F. ald Vertbeidiger des Rechts, ver 
Freiheit und der Staatseinrichtungen feined Baterlandes mufterhaft. Wer mag fein ſatiriſches 
Steueredict ded Königs von Preußen gegen die Engländer, ald Nahfommen oder Goloniften 
der alten Sachſen, jeine Anmweifung, ein großes Reich in ein fleines zu verwandeln, oder auch 
fein vertrauliches Schreiben über den Erbadel, oder die Bergleihung der Juden und der ameri- 
tanifhen Antiföderaliften und die vortrefflihe Barodie ver Vertheidigung der Negeriflaveret 
von Jackſon durd die (angeblich im Divan zu Algier 1689 gegen eine puritanifche Sekte gehal- 
tene) Vertheidigungsrede der Ehriftenjkflaverei ohne Ergögen und Bewunderung lejen ? Diefe 
und äbnlihe Schriften find gleich audgezeichner durch ihre die allgemeinfte Aufmerkſamkeit ſpan⸗ 
nende ergöglihe Einkleidung wie dur die Kunft, mit allen Kräften eines reihen Verftandes 
und einer gründlihen Durchſchauung der Menihen und Sachen jeden Gegenitand unter jeinem 
einfachſten Hauptgefihtöpunfte zu faſſen, das Richtige aud dem ſchlichten Rechtsgefühle und 
Menihenverftande anfhaulih zu mahen, die beftrittene Auficht jelbit vom Standpunfte der 
Gegner aus zu vernichten und nicht felten neben der liberzeugung und der Empörung dedgejun: 
den Berftandes und Gefühls auch noch die Lacher zu Bundesgenoffen gegen dieſelben zu 
gewinnen. I) 

Eben dieſer pur ich ſelbſt gebildete, fleißige, bürgerliche Gewerbömann, biefer durch bie 
unermübetften gemeinnügigen Beftrebungen wohlthätige Menſchenfreund, diejer in vielen Ges 
bieten meiſterhafte Schriftiteller ift aber auch zugleich mit der feltenften Thätigkeit und mit bei— 
ſpiellos glüdlihen Erfolgen Staatdmann, Diplomat, Gejeggeber, Baterlandäbefreier, Staaten: 
gründer. Er fümpfte längere Zeit, zulegt ſechs Jahre lang (1756—62) ald Geſchäftsträger 
Dennfvloaniend in London, erfolgreich für die Befreiung feines Baterlandes von den drückenden 
ariſtokratiſchen Rechten der Erbeigenthünger aus Penn's Familie und endlich für gänzliche Auf: 
bebung der Regierungsrechte ver Handelsgeſellſchaft. Er beſtimmte durch feinen Math und eine 
eigene Drudihrift den großen Ehatham, zum Bortheile Englands und Amerifas, im Siebenjäh: 
tigen Kriege die frangöfiihe Herrſchaft über Canada und Louiftana zu zerftören (III, 259), und 
ftand an der Spige fräftiger Vertheidigungsmaßregeln gegen Spanien, Frankreich und die In= 
dianer. Er bewirfte endlich die Befreiung Amerifad und die bewunderswerthe freie Bundes 
und Staatöverfaffung feines Vaterlandes. Ihm mehr ald irgendeinem andern Sterblichen ge: 
bührt der Ruhm, diefe für die Menſchheit folgenreichite Begebenheit, wodurch die Entdeckung 
der Neuen Welt und ihre Verbindung mit der alten zuerſt fruchtbringend, wodurch die politiſche 
Denkfreiheit und Reform von Europa wie von Amerika in das Leben gerufen und der Weltge— 
ſchichte eine neue Richtung gegeben de mit Weisheit und Beharrlichfeit vorbereitet, erftritten 
und begründet zu haben. 


1) Die fleinern Schriften F.'s (zum Theil), die Gorrefpondenz und das Leben deffelben wurden im 
Sabre 1817 in London von feinem Enfel W. T. Franklin herausgegeben N mehrmals ins Deutfche 
überfegt. Wir citiren hier nach der Überfegung, welche unter dem Titel: B. Franflin’s nachgelaf- 
fene Eeriften u, f. w. (5 Bde. Weimar 1817—19), erichienen ift. 
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Und wie für das Bild des fhönen und reichen Lebens dieſes außerordentlichen Mannes, 
fo ift es auch für deſſen praktiſche Wirkſamkeit der wahre Mittelpunkt, in der letztern vielleicht 
das Wichtigſte, daß in F. der Welt in höchſter Vollendung das Vorbild des neuen Bürgerthums 
geliefert wurde, welches von den nordamerikaniſchen und europäifchen ſtaatsbũrgerlichen Reptaͤ⸗ 
fentativverfaſſungen gefordert wird, und welchem, nach dem heutigen Gange unſerer Cultur, 
vorzugsweiſe die Beſtimmung der Schickſale der gebildeten Völker anheimzufallen ſcheint. Nicht 
die jugendliche Poeſie und die ritterlichen und theokratiſchen Schwärmereien, ſondern ein pro: 
ſaiſches, richtig prüfendes, auf das Gemeinmwohl gerichteted oder gemeinnügiged Wirken und die 
durch vernünftige Überzeugung geleitete bürgerlihe Tugend wird in unferer Zeit des Mannes⸗ 
alters die Welt beherrſchen. Dieſer bürgerlichen Tugend gehörte F. s Leben an. Im jeinem 
ganzen Leben und Streben, in der Geſellſchaft der Könige und Bornehmen und in der Verbin: 
dung mit den Staatdmännern und Gelehrten warb und blieb &. der Bürger im edelften Sinne 
des Wortd. Bürgertugend ift der Orunddarafter jeines Wefens nnd Wirkens. Und nad allen 
Seiten tüchtiger und erprobter ift nie eine Bürgertugend erfunden worden als bie jeinige. 
„Tugend allein ift der wahre Adel.” Dies hatte nie jemand eindringlicher gelehrt ald F. Und 
diefen bürgerlichen Adel bejaß fein Sterblicher in reinerer Vollkommenheit als er. Bon dieler 
männlichen bürgerlichen Tugend und Weisheit geleitet, wirkte F. unermeßlich für die Auffli: 
rung und Duldung, aber, frei von der Verirrung der materialiftiihen und atheiſtiſchen fran: 
zöfiichen Philoſophen, zugleid für wahre Religiofität und Sittlichkeit ſeines Volkes. Als Welt: 
bürger umfaßte er die Menjchheit, ebenjo frei von jeder ſpleßbürgerlichen und egoiftifchen Be: 
jhränttheit ald von unpatriotijhem und unpraftifhem Kosmopolitismus. Als tugendhafter 
Melt: und Staatöbürger erftrebte er vielmehr mit patriotifher muthvoller Aufopferung die 
ftaatöbürgerliche Freiheit feines Vaterlandes zugleich als eine weſentliche Grundlage dei Mir: 
fens für den Fortjchritt der Menichheit. In diefem Streben den Freiheitskampf feines Volkes 
vorbereitend und leitend, wußte er daſſelbe doch von jafobinifhen Exceſſen und Revolution? 
greueln und ihrer Folge, der Soldatenherrihaft, rein zu halten. 

HI. Durch welche Mittel aber gelangte F. zu jo außerorventliher Tüchtigfeit und Wirkſam⸗ 
keit? Die Beantwortung dieſer Frage, die das Leben F.'s überall gibt, iſt ermuthigend für jede 
tüdhtige Gefinnung und Beſtrebung. Denn in feiner äußerft befhränften Lage hatte F. ſelbſt 
nicht einmal wahrhaft geniale Anlagen und Kräfte. Jene außerordentlichen Erfolge bereitete 
ihm vielmehr vor allem jein tugendhafter energifcher Gifer für eigene Ausbildung und für 
menichenfreundlihe Wirkſamkeit. Diefer Eifer jelbft führte ihn zu der weifeften und unermůd⸗ 
lichſten Berathung und Benutzung aller Kräfte, aller Zeit und aller ſich jedesmal darbietenden 
Mittel, ſowie zu immer größerer Selbſtbeherrſchung und zu der ſeine Beſtrebungen und feine 
Gefundheit und Geiftesfähigkeit unterftügenden größten Nüchternheit, Mäßigkeit und Berürl: 
niflojigfeit. Derjelbe tugenphafte Eifer richtere endlich feinen Blid ftetd von dem Unbedeuten: 
den hinweg auf die Hauptſachen und auf den rechten Punkt, an welchem diefelben erfaßt werben 
mußten. F.'s Beiſpiel ſpricht für den Sag: „Jeder ift ver Schmied feines eigenen Schichſalt 
68 veranihaulict jedem würdigen, tüchtigen Süngling, daß auch dem ärmften Hanpwerfslehr: 
ling zu Glüd und Ruhm die Bahn offen fteht. Bewähre er nur den reiten Eifer, die Self: 
entfagung und Anftrengung, die Beharrligfeit und Weisheit jenes tüchtigen Kämpferd: 

Die Natur hatte F. zu einem gefunden Körper vorzügliche, in einem glücklichen Gleihge: 
wichte ſich haltende geiftige und Gemüthsanlagen und einen energifchen Millen gegeben; die 
Altern eine nicht außgezeichnete, eine nur für den nievern Bürgerftand berechnete, aber durch ihr 
eigenes Beifpiel von Fleiß und Treue unterftügte ſittliche Erziehung. Zufällig kamen frühzeitig 
beifere Bücher in des Knaben Hände, darunter ſchon in der Altern Haus Plutarch'é Lebenbe⸗ 
ſchreibungen, Foe's „Verſuche, Gutes zu wirken“, welchem letztern Buche F. fpäter ſehr großen 
Einfluß auf feine gemeinnügigen Beſtrebungen zuſchrieb; dann in der Lehrzeit bei feinem 
Bruder, durch die Güte eines wohlwollenden Mannes, unter andern Rode’s „Berjud‘‘, Zend: 
phon's Dentwürbigfeiten, die Schriften von Shaftesburn, Collins und Addiſon. Diele Büder 
bewirkten bei F. die größte Lefeluft und feinen außerorbentlihen Bildungstrieb. Mit bewun⸗ 
dernswerther Anſtrengung und Entſagung verwendete er alle ſeine Feierſtunden und geringen 
Mittel, jede Kleinigkeit, die er an Geld, jede Minute, die er an Zeit, durch Erfparung an jeinet 
Nahrung und an feinem Schlafe, gewinnen konnte, zur Vermehrung feiner Kenntnifle, zur 
Ausbildung feines Geiſtes und eines reinen jhriftftellerifchen Stils. Schon im dreizehnten 
Jahre verkaufte er in der Stadt von ihm ſelbſt gedichtete und gedruckte Balladen; doch ſuchte 
ihn der Vater von der Poeſie, als unfruchtbarer Beſchäftigung, abzumahnen. Im vierzehmien 
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Jahre unterftügte er jeinen Bruder durch beifällig aufgenommene ſchriftſtelleriſche Arbeiten bei 
Herausgabe eines Unterhaltungsblatted und dann einer politifhen Zeitung, vie bald, ſogar 
unter jeinem Namen, erſchien. Der gering geadhiete Druckerlehrling hatte jeine Beiträge an— 
fangs, um ihnen bei feinem Bruder Aufnahme zu verſchaffen, in ver Nacht, als Fämen fie von 
einem Fremden, heimlich unter die Thür fchieben müſſen. 
Je mehr joldergeftalt F. alle Erfolge in feiner edeln Beftrebung nur feinen eigenen rühm= 
lichen Entjagungen und Auftrengungen verdankte, um fo mehr wuchſen feine Kräfte, um, jo 
mehr lohnten und ſpornten, um jo dauernder blieben die Erfolge. Jenen edeln Eifer und jene 
von demjelben genährten Tugenden erhielt ſich F. fterd. Auch da blieben jie ihm treu, als er in 
London und dann wieder in Philadelphia ſich zwar aufd neue durch mannichfache äußere Noth 
des Lebens durchſchlagen mußte, zugleich aber durch geſchickte Betreibung feines Gewerbes beflere 
Einnahmen gewann und aud mit offenem, empfänglihem Sinne die Freuden des gefelligen 
Umgangs und eines freien, rüftigen Jünglingslebens genoß. Mit Keibesübungen ſchon als 
Knabe wohlbefannt, liebte er vorzüglih das Schwimmen, worin er eine vorzügliche Meiſterſchaft 
hatte. Bei der Anſpruchsloſigkeit und Sparſamkeit für ſich jelbft gab er willig für Breunde, 
Bedürftige und gute Zwede und wußte ſich überall Liebe und Vertrauen zu erwerben. F. ſchrieb 
in London, nod nicht zwanzig Jahrealt, veranlaßt durch Wollaſton's ‚Natürliche Religion’, eine 
Schrift über Freiheit und Nothwendigkeit, melde ihn zwar mit Gelehrten in Verbindung 
brachte, von deren fkeptifchen, materialiftiihen Vhilofophemen ihn aber jein gefunder moralis 
fher Sinn gar bald zurüdführte. Bei jeiner Rückkehr nad) Philadelphia ftiftete er unter dem 
Namen Junto eine literarifche Gejellihaft junger Leute, welche ſich wöchentlich verfammelten 
und über Moral, Politik und Phyſik Unterfuhungen anftellten, Streitfragen verhandelten und 
ſich Ausarbeitungen mittheilten. Vierzig Jahre lang blieb fie die befte Schule in Pennſylvanien 
für Bhilofopie, Moral und Politik (AL, 81). Durch eine Reihe gleicher Vereine, melde einzelne 
der jedesmal nur zwölf Mitglieder gründeten, breitete fie fich jehr aus und gewann einengroßen 
Elnfluß auf Gründung und Berbefferung Öffentliher Einrichtungen. 
Schon Vorftand einer eigenen Druderei, erwarb ih F. durch eigene Anftrengung und 
Benugung ded Umgangs die Kenntniß der franzöfifchen, italienischen und ſpaniſchen Sprade 
und alsdann auch, unterflügt durch den einjährigen Schulunterricht, die der lateinifchen, Eine 
fo jeltene tugenphafte Liebe und energifche, aufopfernde Anftrengung für dad Gute, für feine 
und feiner Mitbürger VBervollfommnung erzeugten bei F., außer jenen Tugenden der wei— 
ſen Berehnung und Benugung aller Kräfte und Mittel, dev Selbftbeherrihung und der Rich— 
tung auf die Hauptſache und den Hauptpunft, zunähft in Beziehung auf das geſellſchaftliche 
und politijhe Leben und Wirken das energifche Streben, ſich durch Redlichkeit und Wohlwollen, 
dur Klare Feftjegung jeder gemeinjhaftlihen Verpflichtung und zuverläfiige Erfüllung jeder 
eigenen die Zuneigung und das Vertrauen feiner Mitbürger zu erwerben. Der Verein nun von 
diejen Eigenichaften bildete den bemwundernswerth praftifhen Mann, der mit fteter Richtung auf 
das Höhere doch auf nichts Unerreichbares fich einließ, das einmal beichloffene Erreihbare dage— 
gen Schritt für Schritt verfolgend endlich mit ftiller Energie und ruhiger Unbeugfamfeit ſicher 
durchzuſetzen wußte. Eben jene Eigenſchaften und zunächſt das Streben nad) der Zuftimmung 
der Mitbürger bewirkten au, daß F. nie die Schwächen und Gitelfeiten der Menſchen etwa 
durch eigene Eitelkeit, Anmaßung, Eigennug, Herrſchſucht oder Ungeduld verlegte, jondern jene 
Schwächen vielmehr ſelbſt jeinen Planen dienftbar zu machen wußte und überall die Menſchen 
für ſich und feine Beftrebungen gewann. Die Menſchen und ihre thätige Mitwirfung möglichſt 
zu gewinnen und zu vereinigen für bie guten Beftrebungen, das fhien F. die Grundbedingung 
des praftifhen Erfolgs geſellſchaftlicher VBeftrebungen, dad Grundgejeg wahrer Bolitif. Dazu 
aber ift gewiß außer ver rechten Darftellung der Güte und Ausführbarfeit ver Sache eine er= 
laubte, ja eine ſchon durch das Geſetz Humaner Wechſelwirkung gebotene Schonung der Schwächen 
und eine Gewinnung der menschlichen Gefühle, Neigungen und Intereflen das wichtigfte Mittel, 
So ſuchte denn F. dadurch viele feiner gemeinnügigen Unternehmungen in das Leben zu 
rufen, daß er jelbft dabei möglichft zurüdtrat, andern dagegen das Vergnügen und den Schein, 
an der Spige zu ftehen und fich einflußreich zu ermeifen, ließ. So gewann er ihren doppelten 
Gifer für die jegt ihnen eigene Sache. Ihre und anderer bedeutender Perfonen Eitelkeit und 
Eiferſucht aber verlegte er nicht etwa durch zu vielen eigenen Ruhm und Einfluß oder gar durch 
den Schein der Herrſchſucht. Sein befcheivener, jegt ald mehr unbefangen und parteilos erſchei⸗ 
nender weiſer Rath aber wurde nun um fo einflußreidher. Mit Eifer machte er beſonders auch 
dagegen, andere nicht durch Abſprechen und Aufdecken ihrer Schwächen, durch harten, entfhiebes 
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nen, directen Widerſpruch oder durch ein zu ſtolzes Vertrauen auf die unbedingte und allge— 
meine Richtigkeit ſeiner Anſichten abzuſtoßen. Er mied fo auch ſorgfältig die Ausdrücke „un: 
ſtreitig“, „gewiß“ und brauchte dafür lieber: „Ich denke, ich fürchte, in Bezug auf die gegenwär— 
tigen Berhältniffe” u. ſ. w. F. fagt in feiner Biographie jeinem Sohne: „Wie gut ic bei dieſer 
Meije fuhr, ſah ih gar bald ein. Die angefnüpften Gefpräde ſpannen ſich luſtiger aus. Die 
Beicheidenheit und milde Form, womit ih meine Anſichten vortrug, verichafften ihnen leichtern 
Eingang und weniger Widerſpruch. Wenn ic jah, daß ich Unrecht befam, Eränfte ich mic ne: 
niger, fonnte ſelbſt meine Anſichten leichter, foweit nöthig, verbeilern, une es gelang mir ir, 
aud andere gar bald von ihren Irrthümern abzubringen und für meine richtigern Anfichten zu 
gewinnen. Anfangs mußte ich mir freilich Gewalt dabei anthun. Aber am Ende ward ed mir 
leicht und fo zur Gewohnheit, daß vielleicht in funfzig Jahren niemand einen dogmatiſchen Aut: 
drud von mir gehört haben mag. Diejer Gewöhnung danfe ich ed wol, nächſt meiner Reit: 
ſchaffenheit, daß ich früh fhon bei meinen Mitbürgern foviel Gewicht befam, wenn ich Verbeſſe 
rungen und neue Ginrihtungen vorfhlug, und daß ich bei öffentlichen Berathungen jerirl 
Einfluß gewann und meine Sachen meiftend durchſetzte.“ So wußte F. ferner aud, wie ein 
geſchickter Feldherr, der einen auf-feinem Wege vorwärts drängenden Feind Elug von der Seite 
angreift, durch gebuldiges Abwarten des rechten Moments und dur ein Umgehen oder durs 
einen indirecten Angriff die entgegenftehenven Leidenſchaften, ftatt fie zu ſtürmiſchem Gegen: 
fampfe zureizen, vielmehr unſchädlich zu machen oder zu befeitigen, wovon die ſchon im Art, Abel 
(1, 265) erzählte Geſchichte des ſcheinbar unabſichtlichen, vertraulihen Schreibens über ben 

Erbadel ein treffliches Beifpiel gibt. Mit Bacon feinen guten Vorſchlag für verloren achtend, 

beftand er auch nicht auf augenblickliher Wirkung feiner Beftrebungen. Er wurde vielmehr nicht 

müde, fletS guten Samen in Die Erde zu freuen, geduldig deſſen Aufgehen abwarten. 

88 fuchte ferner auch F. dur immer neue Einkleivungen fir feine Plane, Geanten und 
Gründe ftetö die vortheilhafte Stellung zu gewinnen, oft durch die überraschende Form, durd 
Heiterkeit und Spott allgemeine Theilnahme und lebendigern Eindrud für fie zu vermehren, 
Ermübung aber und Widerwillen zu bejeitigen und dagegen durch den Öffentlichen Beitall an 

. feiner Form ſowie durch das Lachen über den Gegner feine Sache zu verftärfen. Stetö ging! 
dabei möglichft von dem Standpunkte nicht etwa ber Freunde feiner Sache, jondern vom Stand: 
vunfte der noch nicht Überzeugten und der Gegner aud und entnahm von dieſen felbftjeine ſchla⸗ 
genditen Argumente. 

Jedes bedeutende politifche Unternehmen aber unterjtügte er möglichft durch jein eigenfei 
Inftrument, die Preffe. Die freie Preſſe war die wohlthätige Fackel, mit welder E. überall 
Bürgertugend, Licht und Freiheit verbreitete. Er fuchte von allen Seiten die öffentlihe Du: 
nung für jeine Vorſchläge vorzubereiten und in Anfprud zu nehmen. Er ſelbſt jprict darüber 
(1, 109): „Die alten roͤmiſchen und griechiſchen Staatsmaͤnner konnten blos zu jo vielen Bir: 
gern fprechen, als fie in der Verfammlung nit ihren Stimmen erreichen fonnten. Jetzt fon 
wir mittels dev Druderpreffe zu Nationen ſprechen, und gut gefchriebene Bücher, Zeitungen un 
Flugblätter greifen ftarf und allgemein ein. Die Leichtigkeit, dieſelben Sachen wiederholt un 
auf.verjchiedene Weife ftärker ins Licht zu fegen, und dies in überall gelefenen Zeitungen, ei 
leichtert ihre Begründung und ihren Sieg. Wir aber fehen es jegt ein, daß es nicht blos tid 
ift, das Eiſen zu ſchmieden, weil ed warm ift, fondern aud gar ſehr heilfam, ed burd et 
Schmieden warm zu erhalten.‘ | 

Bei folder praktiſchen Tüchtigkeit kam es denn fo weit, daß in feinem Vaterlande Aneril: 
feine Öffentlichen Unternehmungen eher Credit erhielten, feine Subferiptionen eher glüdten, «4 
bis fie F. unterftügte. Und bei ſolchen Vorzügen feiner politifhen Schriften, der bereits obenge 
nannten und vieler andern, wirkten fie. unermeßlih. Sie wurben in großen neuen Auflagen un 
in den meijten Zeitungen überall verbreitet, mandje, wie das angebliche Steueredict Friend? 
des Großen gegen die Engländer oder auch die Stimme eines londoner Bürgers über bien 
rikaniſche Streitfrage, auf Verlangen des Publikums ſelbſt in derſelben engliihen Zeitung 
wiederholt. Bei jenem Ediete, welches die ungerechten Brätenjionen der engliſchen Regierung 4° 
die engliihen Abkömmlinge in Amerika lächerlich machte, hatte fogar John Bull — ſo vortreilid 
war die Form gehalten — ſich zuerft ernftlich entrüftet über die emmpörenden Anmapungen vi 
alten preußischen Königs gegen die Engländer, als urfprünglihe Auswanderer aus jeinm 
Gebiete. Um fo tiefen Eindruck machte die wigige und ſcharfe Geifelung ver ungeredhten Ir: 
ſprüche der engliſchen Minifter und Tories gegen die Amerikaner als engliſche Coloniſien. 

hnlich forſchte man bei der algieriſchen Verthe digung der Chriftenfklaverei zuerſt den ang‘ 
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lichen hiſtoriſchen Umfländen derjelben nad. Und die Greuel, zu welchen bie engliſche Regie: 
rung die Indianer gegen die Amerikaner aufbegte, ‚erregte erfi da ben ganzen heilfamen Ab- 
iheu, ald F. angebliche Berichte und Deihreibungen inpianifher Häuptlinge über die empörende 
Bollziehung: ihrer Aufträge, wontit ſie ihre Sammlungen, von Schädelbäuten ver englifhen 
Regierung einjendeten, in englifche Zeitungen brachte. 

Doch die eigentliche Seele der bewundernswerthen praktiſchen Tüchtigkeit F.s war feine 
Tugend ſelbſt, war ſeine moraliſche Auffaſſung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe und ihrer 
Beſtimmung. Weir entfernt von der Verirrung fo mancher andern, angeblich praktiſch und 
bürgerli gefinnten Männer, entfernt von einer mechaniſchen und napoleoniſchen Politik und 
von dem gemeinen Materialismus neuer franzöſiſcher Bolitifer, ftellte er nie die materiellen 
Kräfte und Aufgaben und ihre niebere, ſelbſtſüchtige Richtung an die Spitze, ſondern orbnete fie 
überall den geijtigen und moraliihen Gejegen und Kräften unter, Dieje legtern bildeten den 
Mittelpunft feiner Beftrebung und feiner, Bolitif; daher F.'s Eifer, vor allem fein Volk geiftig 
und moralifch zu bilden und ed zur aufopfernden, mutbnollen Verteidigung und Befeftigung 
spürdiger Freiheit und Rationalehre zu beitimmen, Wie in. Beziehung auf die Endzwecke, 
jo hielt nad feinen oft wiederholten Verjiherungen wie nad feinen Werfen aud in Beziehung 
auf die Mittel die jo Eluge und erfolgreiche Politik F.'s, als der Gegenſatz alled Machiavel- 
lismus, die moraliſchen Kräfte der Rechtſchaffenheit und Gerechtigkeit, des Wohlwollens für 
die allein zuverläjligen, für die zulegt ftetö liegenden, Am Ende eines mehr als achtzigjährigen 
Lebens durfte der Greis Gott für feinen Beiftand danken, daß Fein menſchliches Wefen mit Recht 
jagen fönne: „Benjamin F. hat mir unrecht, gethan.“ „Dies, mein Freund“, fo fährt er fort, 
„iſt im Alter ein recht tröftlicher Gedanfe.‘ (1, 84.) 2 

Bei dieſer höhern und edlern Richtung arbeitete nun auch F. mit ſo bewundernswerther 
Anſtrengung an ſeiner eigenen ſittlichen Vervollkommnung und beſchäftigte ſich faſt lebenslang 
mit einer eigenen Tugendkunſt und ihrer Ausübung, Die eigenen Worte F.'s aus feiner Selbſt⸗ 
biographie (II, 111) mögen darüber weiter berichten. „Um dieſe Zeit:( ungefähr im zweiund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahre) faßte ich den kühnen Entſchluß, es zu fittlicher Vollendung zu bringen. 
Ich wünſchte jo zu leben, daß ich nie einen Fehler beginge und alle bekämpfte, wozu mid natür= 
lie Neigung, Gewohnheit oder Umgang verleiteten. Ich ſah bald, daß widerſtrebende Gewöh- 
nungen gebrochen, gute erworben werden müßten, ehe wir auf eine beitändige, gleihförmige 
Tugendhaftigkeit in unſerm Leben fußen fönnten, Zu diefem Endzwecke verjuchte ih Folgendes: 
Ich befaßte unter dreizehn Tugenpbenennungen alle mir vamals befannten, nötbigen und wün— 
ihenswertben Tugenden. Zu jeder fügte ich einen furgen Denkiprud, der ven limfang, den ich 
wollte, genau angab, z. B. zur Ordnung: Gib jeder Sache ihren rechten Bla, jedem Theile 
deined Geſchäfts feine rechte Zeit! zur Demuth: Ahme Jeſus und Sofrated nah! Da ich mir 
eine Fertigkeit in allen dieſen Tugenden erwerben wollte, fo hielt ich es nicht für räthlich, auf 
alle mit einem male gleiche Anftrengung. zu richten, ſondern zunächft eine ftetd im Auge zu ha= 
ben, und weun ich dieſer Meifter geworden, zu einer. andern überzugehen. Und da die vorläufige 
Ermwerbung einiger den Erwerb der andern erleichtern muß, fo orpnete ih fie vemgemäß. Zuerft 
ſtellte ich die Mäßigkeit, weil fie zu jener Kälte und Klarheit des Kopfes verhilft, welche ſo nöthig 
ift, wo es ſtete Wachſamkeit gilt und man gegen vie unabläjfige Anziehung alter Gewohnheiten 
und die Macht anhaltender VBerfuhungen auf. der Hut fein muß“ u. ſ. w. Da nun %. zugleid 
einfah, daß, nad des Pythagoras Rath, täglihe Prüfung nöthig fei, jo ſchrieb er in ein Büch⸗ 
fein, welches die ihm am meiften zufagenden religiöfen und moralphilofophifchen Stellen aus der 
Bibel und der claſſiſchen Literatur enthielt, auf ven Rand eines Täfelchens die dreizehn Tugen⸗ 
den in dreizehn der Breite nach auf ven Täfelchen gezogenen Golumnen. Dieſe durchſchnitt er 
der Ränge nad nad) den fieben Wohentagen in ieben Golumnen, und nun brflimmte er-für eine 
jede Tugend je eine Woche zur beſondern Anftrengung und zeichnete die Fehler gegen fie, zu⸗ 
gleich jedoch auch die Verſehen gegen andere, Tugenden jeden Abend, an welchem ber thätige 
Mann aud in der Regel ſein Tagebuch jhrieb, mit einem Kreuze an der beftimmten Stelle des 
Täfelchens ein. Zugleich hielt er für recht-und nothnoendig, „nen Beiftand Gottes, ald die Duelle 
der Weisheit, anzuflehen‘‘. Er entwarf daher ein kurzes Gebet und fchrieb dieſes feinen Tafelm 
zum täglichen Gebraude bei. Daflelbe und ganz beſonders auch ‚fein Schluß bezeichnet bie 
in #.'8 Briefen in verſchiedenem Ausdrucke ftetd wiederfehrenpe, durch jein ganzes Leben be= 
währte fromme, kindlich dankbare und liebevolle Gefinmung des edeln Menſchenfreundes und 
zugleich die ſchönſte Theorie von der ee des ang Bereind und des 
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ganzen Menſchenge ſchlechts 2) Der Schluß war folgender: „Gütiger Vater, erbarmungsrolle 
Führer, nimm meine liebreichen Dienfte, die ich deinen Kindern leifte, als ven einzig möglichen 
Dank für deine fortgefegte Güte!" Auf ein beſonderes Blatt jhrieb er die Ordnung feiner 
Beihäftigungen für jeden Tag, wobei dem Schlaje nur ſechs Stunden zufielen. Um nicht immer 
neue Täfelchen für die Fehler jeder Woche machen zu müflen, gebrauchte &. fpäter Elfenbeinbtär: 
ger , auf denen erdie mit Bleifeder angezeigten Fehler wieder ausloſchen konnte. Die Bekämpfung 
der Fehler gegen Demuth und Ordnung habe, fo bemerft F., ihm vie längften und jchmerfien 
Anftrengungen gefoftet. In der Ordnung habe er die erftrebte Vollkommenheit faſt aufgeben 
müſſen. &8 ſei ihm mit ihr, jo fagt der beitere Greid, wie dem Bauer mit der Art gegangen. 
Diefer, alö er bei dem Schmiede eine neue Art gekauft hatte, kam bald zurüd und beklagte it, 
daß diejelbe nurvorn ganz blank, hinten aber noch fehr rau fei. „Run, wenn Ihr drehen welt, 
jo wollen wir fie ganz blank ſchleifen“, entgegnete der Schmied. Daranf drückte er mit der Breite 
der Art gewaltig auf den Stein, ſodaß der arme Bauer ſchwitzte und ſtöhnte und endlich erihärt 
aufhörte und feine Art forderte. „Nein“, fagteder Schmied, „drehet nur weiterzu, fie iſt jehzt erft 
gefprenfelt.“ „Aber ich will juft eine geiprenfelte Art‘, fagte der Bauer und ließ dad meitrt 
Schleifen bewenden. F. ichließt feine ganze Erzählung: „Wiewol ich im ganzen nie die Bell: 
fommenbeit erreichte, die ich ſo ſehnlich gewünſcht hatte, jondern gar weit davon zurüdblieh, jo 
wurde ich Doch durch dieſe Beſtrebung beſſer und glücklicher, als ich ohne dieſelbe geworden märt, 
wie diejenigen, welche nach geftschenen Vorſchriften gut fchreiben lernen mollen, zwar nie Ne 
angeſtrebte Trefflichfeit des Vorbildes erreihen, aber doch immer beffer und befier, hübſch und 
leſerlich jchreiben fernen. Mögen denn meine Nachkommen hieraus erjeben, daß dleier fleinen 
fünftlihen Nahhülfe, nähft Gottes Segen, ihr Ahn das ftete Glück ſeines Lebens bis an das 
neımundfiebzigfte Jahr jeines Lebens hinauf, worin er dieſes fchrieb, verdankte! WelderWediel 
dem noch übrigen bevorfteht, ruht in ver Hand der Vorſehung. Kommt er aber, fo win der Et⸗ 
danfean früher genoſſenes Glück ihn mit Ergebungtragen helfen. Der Mäßigkeit ſchreidt er \eine 
lange und noch immer ausdauernde Geiundbeit zu, der Berriebjamfeit und Spariamfeit je: 
frühe Gemädhlicfeit und Wohlhabenheit und alle Kenntniſſe, die ihn zum nüglichen Bürger 
machten und ihm unter ven Gelehrten einigen Ruf erwarben ; der Aufrichtigkeit und Geredtig 
feit das Berrrauen feines Vaterlandes und die ehrenvollen Anıter, die es ihm errbeilte, und dem 
Gefamntvereine jeiner Tugenven, wie unvollkommen er fie ſich auch aneignete, jene gleihmängt 
Ruhe und Heiterkeit im Umgange, um welcher willen man ihn no immer ſucht und jünger 
Bekannte ihn lieb Haben. Hoffentlich werden alfo einige meiner Abfönmlinge mein Bein 
befolgen und das Wohlrhätige veflelben ernten.“ 

$. fügt num no hinzu, daß er beabfichtigte, unter dem Titel „Tugendkunſt“ das von tim 
fein Leben hindurch befolgte Verfahren Öffentlich mitzutheilen, und zwar mit einer nähern &: 
käuterumg gu jeder befondern Tugend, welche keineswegs nur woͤrtliche Ermahnung zu derſelben 
fondern ihre Vortheile, die Nachtheile des entgegengefepten Lafterd und die beiten Mittel, ;* 
jener zu gelangen, entwickeln follte, und daß er von Zeit zu Zeit bereit# Gedanken und Eriet: 
rungen dafür niedergeſchrieben habe. Gr hatte’ gehofft, die Jugend zu überzeugen, daß man durh 
nichts jo ſicher jein Glück macht, ale durch Ehrlichkeit und Rechtſchäffenheit, daß die Laſter möt 
nachtheilig, weil fie verboten, ſondern verboten, weil fie nachtheilig ſeien. Aus innerſter Über: 
zeugung ſchreibt der tugendhafte, erfahrungsreiche Weife an einem andern Orte (V, 258): 
ſpreche es als ganz ausgemacht aus: noch nie gab es einen großen Mann, der nicht auch zugiid 
en wahrhäft tugendhafter war.” Mit Bedauern aber fügt er hinzu, daß, da dieſes Werfin 
feiner Seete mit einem großen und ausgedehnten Entivurfe zufammenhing, veffen Augführun 
den 'gefammten Menſchen verlangte, ſeine vielen Geſchäfte bisjetzt Die Ausführung verhindert 
Leider dauerten dirſe Geſchäfte der wichtigſten Art auch noch nach %.’8 Rückkunft nad Pennſel 
vanien vom pariſer Geſandtſchaftopoſten für den Greis noch fünf Jahre lang, faſt bie zu fein 
Tode fort und raubten ver Welt wie Vollendung diefes Werks, ſowie leider auch die der dit: 
btagrüphte. Dieſe Gefchäfte verhinverten auch F. an der Ausführung feines Plans, tn 
Tugendbund unter dem Mamen der „Freien und frohen Geſellſchaft“, hauptſachlich für bie Br: 
ſolgung feiner Tugend, zu ftiften. 

Zu alten bereits erwähnsen'erfolgreichen Tüchtigkeiten und Tugenden &.’8 kam zuiept neh 
die! gewifſenhafte hoͤchſte Sorgfalt in umfichtiger, vielfeitiger Prüfung ber’ Güte, der Ausführ- 
barkeit und der Folgen aller wichtigern Befchtüffe. Für diefe Prüfung erprobte er es als ſehr heil 
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ſam, foweit e8 die Zeit geftattete, auf einem Blatte die wichtigſten Gründe für und gegen, jowie 
die Mittel und Bolgen unter bejondern Rubriken in Furzen Andeutungen gegenüberzuftellen, 
diefelben nad einem weitern Nahvenfen zu ergänzen und fo nad leichterer, vollftänvigerer 
Uberfiht und Berückſichtigung alles Wichtigen jeine Rechnung und jeinen Plan abzufchließen. 
Er nannte diefed jeine politifche Algebra. 

Ermägt man nun alle diefe tüchtigen Eigenſchaften F.'s und feine fittlihe Energie in den— 
ielben und für alles Gute, fo begreift man feine erfolgreiche Wirkfamfeit. Man begreift, wie er, 
durch feine eigene Erfahrung beftimmt, aus innerfter Überzeugung fagen konnte: „Ein Mann 
tkann des Guten erftaunlih viel thun, wenn er fein Geſchäft daraus macht.“ (1, 83.) Ein ge: 
nauer Bekannter von ihm fchrieb: „Nirgends erſcheint F. in einem glängendern Lichte ald da, 
wo er ald Bürger auftrat. In gemeinfamen Angelegenheiten war er ausnehmend groß. Biel- 
leicht Iebte nie ein Mann, deflen Leben mit größerm Rechte nüglid genannt werden kann. Nie 
ging etwas durd feine Hände, das nicht vollendeter ausgebildet, niemand gerieth in feine Gefell- 
ichaft, ver nicht weiſer herausging. In melde Lage er auch Fam, immer z0g er daraus für ſich 
oder andere einen Nutzen.“ (IV, 217.) Auch hatte ver edle Mann, der doc blos durd eigene 
ſchwere Entfagungen und Anftrengungen feine Hülfsmittel gewann, ftetö vorzugäweife den 
öffentlichen Nugen bei jeinen Beftrebungen im Auge. Als er eine glückliche ökonomiſche Erfin- 
dung gemacht, forperfe man ihn auf, fi ein Patent geben zu laffen, um ſich größern Gewinn zu 
ſichern. In edler Uneigennügigfeit aber wies er dies mit den Worten zurüd: „Ich habe vie 
Erfindungen anderer benutzt; ift ed nicht billig, daß fie Himmiederum die meinigen nugen ?' 
(IV, 244.) Ebenſo war dem bejcdeidenen ‚und geredhten Manne großes oder übertriebened 
öffentliches Loben feiner Verdienſte fo jehr zumider, daß er nicht ftarf genug es ſich verbitten zu 
fönnen glaubte. (1, 103,135.) 

Unier Blick aber mweilt mit gerechter Verehrung auf dem feltenen Weifen, der mit feinem 
beilen, erfahrungsreichen Geifte, mit ruhiger Klarheit die Fleinen und großen Berhältnifle der 

Menſchen durchſchaut, nicht um ji Falt von ihnen abzumwenven, oder um fie ſelbſtſüchtig zu be= 
herrſchen, jondern um fie mit einem Herzen vol Wohlmwollen für den Einzelnen, für das Bater- 
lan und die Menſchheit durch feine tugenphafte Kunft Heilfam und würdig zu geftalten, auf 
piefem in Wahrheit praftifhen Manne, der, überall die Bedingungen der Erfahrung kennend 
und beachtend, doch vor allem mit fittlihen Kräften nah dem Höhern firebt, ver auch in der 
Religion zwar mit feinem praftifchen, liebevollen, puldfamen Sinne von dogmatifchen Streit- 
ſachen fich abwendet, aber durch wahre veligiöfe Gefinnung alle feine Beftrebungen befeelt und 
weiht. Mit nicht minder empörtem Gefühle jab man ihn fletö verderbliche Angriffe auf die 
mefentlien religiöfen Überzeugungen von einer väterlichen, befondern Worfehung, von der 
Unfterbtichkeit und göttlichen Vergeltung, ebenfo wie pharifäifhe Heuchelei und Verfeperungss 
ſucht befümpfen. ?) 

IV. &o verſchiedenartig nun au die Wirkſamkeit war, welche mit fo jeltener Tugend und 
Tüchtigkeit ausgerüftet und mit fo unermüdlichem Eifer F. ein ganzes langes Leben hindurch 
behauptete, jo war doc ihrem Endzwecke und vollends ihrem Erfolge nad bei weitem ihr größter 
und wichtigſter Theil politifher Natur und auf die Freiheit, auf Bürgerwürde, Bürgertugend 
und Bürgerglüd im edelſten Sinne gerichtet. F. entfprad feinem Namen. [Diefer bezeichnete 
wie das Wort francus einen freien Bollbürger (IM, 5).] Er erkannte als die Seele 
eines würdigen Volkslebens, morauf fein Kauptbeftreben ging, die Freiheit. Er fagte 
ausdrücklich, daß durch den Mangel ver Freiheit dad Leben eines Mannes und eines Volkes 
an fi ſchon feinen halben Werth verloren habe. 4) Seine Beftrebungen gingen darauf hin 
(IV, 248) und bewirften vorzugsweife, daß die Bewohner feines Waterlandes, die bisher unter 


3) Bortrefflich fpricht hierüber auch der Brief au Dr. Etiles (1, 244, 245) und der ftrafende Brief 
an ben bie leitende göttliche Vorſehung beftreitenden Schriftfteller (1, 24). In dem zweiten conflituiren- 
ven Gongreffe ** er bei Eröffnung der Sitzungen jedesmal ein kurzes Gebet und ſagte: „Ich habe 
lange gelebt, und je länger ich lebe, deſto überzeugendere Beweife fehe ich von der Wahrheit, dag Gott 
in menfhlichen Angelegenheiten regiert.‘‘ (IV, 180.) Seinen feften Glauben an Unfterblichfeit Vater 
er wiederholt aus. (1, 140, 141, 218.) ber die @iferer fchrieb er dagegen ©. 216: „Und was bie 
fünftige Seligfeit als Folge der Rechtgläubigfeit betrifft, fo kann ich mir nicht helfen: ich glaube, die 
Menge der eifrigen Redhtgläubigen, wenn fie von allen Geiten am jüngften Tage zufammenfirömen 
werden in der Hoffnung, einander verdammt zu feben, ſich verrechnet haben und fidy an ihrer eigenen 
Seligkeit genügen laſſen müflen.‘‘ 4) 1, 37. j 
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ſich fehr getrennten, vom Mutterlande abhängigen Goloniften Nordamerikas, mit allen Hülfe— 
mitteln europäifher Gultur immer vertrauter wurden und, geftügt auf die Durch die geiunde 
Vernunft geläuterten britiichen Freiheitsgrundſätze, jih zu einer großen gebildeten, freie 
Nation vereinigten. 

Bor Ausbrud der Streitigkeiten mit dem Mutterlande wirkte F. zuerſt bald allein, bald an 
der Spitze von Vereinen und als freier, patriotiiher Bürger und Bolksjchriftiteller, von feinem 
achtunddreißigſten Jahre an auch ald Volksrepräſentant und Staatöbeamter. Er wirkte in diefer 
Zeit ein halbes Jahrhundert hindurd für die Verbreitung europäifcher Bildung, einer tüdtigen 
Bolfögefinnung, eines patriotiihen, freien Gemeingeifted, nicht etwa blos in jeinem näcften 
Baterlande Pennſylvanien, jondern immer audgedehnter in allen amerikanischen Golomieflaaten. 
Er ſuchte das Volf aufgeklärt und fittlih tüchtig, furz mündig und patriotifh und zuletzt auf 
wehrhaft zu maden, woburd es frei werden mußte. Er wirfte hierzu durch alle ſchon ober: 
mwähnten Mittel und Anftalten. Inter diefen nahmen feine Volkskalender, feine Zeitung, die 
freien Bereine, vorzüglich die Junto, und die Verbreitung der Bücherſammlungen die Haupt 
ftellen ein. Von feinem erften linternehmen einer Bibliothek auf Unterſchriften berichtet ſein⸗ 
Lebensbeſchreibung (Il, 93): „Wir erhielten naher einen Breibrief. Diefes Unternehmen war 
die Mutter aller nordamerikaniſchen Bibliotheken auf Unterſchrift, deren jegt fo viele beſichn 
Es ift etwas Großes geworden und wächſt immermehr. Dieje Bibliotheken haben den Berfebr 
der Amerikaner mehr ausgebildet, die gemeinen Handwerker und Landleute fo einfihtig gemadt 
als anderwärtd die höhern Stände und mol zu ber durchgängig in den Golonien maltenden 
Vertheidigung ihrer Freiheiten mitgewirkt.“ “ 

8. hegte und erweckte aber auch jchon geraume Zeit vor dem Befreiungskriege den großen 
Gedanken einer Bundesverfaflung, eined Congreſſes und einer Gentraltegierung aller gettenn⸗ 
ten nordamerikaniſchen Golonien.. Er entwarf einen völligen Plan dazu und ſchlug denſelben 
förmlih vor (II, 176), ald im Siebenjährigen Kriege England die Golonien zur Hilie 
gegen Frankreich aufgefordert und Abgeoronete derjelben nad Albany berufen hatte. Hier 
brachte ed F. fogar zur förmlihen Berathung feines Vorſchlags. und die Abgeordneten aller 
Staaten billigten ihn, mit Ausnahme dedjenigen von Gonnecticut, dem er, wie auch den Veriamm: 
lungen einiger Golonien, zu bejchränfen» für die bejondern Verfaſſungen ſchien. Entſchieden 
aber verwarf vollends England den Plan, welcher ſchon jept den Colonien faft gänzliche Unat- 
bängigfeit verfhafft hätte. Hier beitätigte ſich denn recht auffallend F.'s Glaube, „daß ein gutet 
Vorſchlag nie untergehe“. Diefer zuerft zurückgewieſene, aljo fheinbar unpraktifche Entwuri 
einer freien nationalen Bundesverfaflung ift die erfte Grundlage des jest beftehenden amerife- 
niſchen freien Bundesvereind. 

Bon dem Momente an, mo, nad Beendigung des Siebenjährigen Kriegs, durch einſeitge 
Beiteuerung ver Golonien von England aus die Streitigkeiten entftanden, war F. ber vorderik, 
einflußreichfte, unerſchütterlichſte Känpfer für das volllommene Steuer: und Geſehbewill 
gungäredt der Bolfärepräfentationen in den Golonien, jeit dem Ausbruche bintiger Gewalt: 
thaten aber ebenfo unabänderlich entſchieden für die volllommene Unabhängigkeit ſeines amen: 
kaniſchen Vaterlandes. Diefer große Bürger hatte ſchnell und zuerft Diefe großartigen, zeitze 
mäßen Zielpunfte feiner politifchen Beſtrebungen Har und beſtimmt gefaßt und wirkte, mir ſein 
ganzer Briefwechfel aus diefen Zeiten beweiſt, mit allen Kräften völlig unerſchütterlich data 
bin, Diefen wahren Bürger erſchütterten in diefer doppelten Beſtrebung nicht einen Augenfld 
die bereits ertheilten glänzenden britiichen Anftellungen für ihn felbft und feinen Sohn — er wat 
Generalpoftmeifter aller Golonien und fein Sohn Gouverneur von Neujerſey — nicht die Per: 
jpredhungen von noch größern. Ehren und Gelveinnahmen, nicht die natürliche Erwartung, di 
erhaltenen zu verlieren (welche Erwartung fi aud durch den wirklichen Verluſt von 1500 P 
St. jährliher Befoldungen?) bald genug verwirklichte), noch auch die perfönlichen Gefahren der 
Verhaftung in England und ver heimlichen Nachſtellungen und Drohungen in Paris 9); aus 
nicht die ſchmeichelnde Gumft der Großen — eine fo große Klippe für fo mande Heinere Bing: 
geſinnung. Ihn erihütterten ebenfo wenig die Vorftellung und die Erwartung all der Op 
und Gefahren, mit welchen fein Vaterland die Höhften Güter, die Ehre und das Glück der Krri; 
heit, erfämpfen mußte. Alles dieſes und alle gefährlichen Wendungen des Kriege, alle freunt: 
fchaftlichen und einihmeihelnden Zureden langjähriger vornehmer engliſcher Freunde vi 
berühmten Gelehrten oder anderer englifder Großen bringen ihn auch jet nicht einen Augen: 


5) 1,407; 11,39; III, 410, 446; IV, 195. 6), 31f9. 
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blick zum Wanken. Jede nicht die ganze Freiheit anerkennende Audgleihung, fowie vollends 
alle jchlauen Verſuche englifher Politik, ihn zu gewinnen, ihn fpäter wenigitens zu einfeitiger, 
son den Bundeögenoffen getrennter Friedendunterhandlung zu beflimmen (IV, 73), weifter ftets 
mit unerjchütterlicher Entſchiedenheit, mit Entrüftung zurüd. Der fonft fo milde, friedliche 
Bürger fpricht es ſtets ftolz und feit aus, „daß er lieber fein Volk zu Grunde gehen, als es feine 
Ehre und fein Recht aufgeben ſehen möchte‘. 7) Und diejem Sinne allein, und daß derfelbe fi 
lebendig im amerikaniſchen Volke verbreitete, verbanfte Amerika, verdankte die Welt die ameri— 
fanifche Freiheit, den glorreichen Ausgang dieſes großartigiten Rechts- und Freiheitskampfes. 
Derjelbe fteht aber in der That um fo ausgezeichneter in der Geſchichte da, je weniger niaterieller 
Drud oder empörende perſönliche Gewaltthaten ihn erzeugten, je mehr er bloß um den Sieg der 
Rechts- und Freiheitsgrundſätze gefämpft wurde. Denn befanntlich leugneten die Amerikaner 
gar nicht die Pflicht zur Beifteuer für die Regierungsbedürfnifle. Die durch einige Waarenzölle 
(1764 und 1767) und die Stempelacte (1765) einfeitig von England aufgelegten Steuern 
waren auch jehr mäßig, ja mad) deren Zurücknahme (1766) war die neue Theefteuer (1770) 
von drei Pence für ein Pfund Thee, welche ven Ausbruch des Kanıpfes veranlaßte, indem gegen 
diejelbe die frühere höhere Ausfuhrabgabe in England wegfiel, fogar ein Geldgewinn für die 
Amerikaner, welche nun ihren Thee mohlfeiler trinken konnten als früher. Und dennoch, weit 
das Vrincip einfeitiger, unbewilligter Befteuerung dadurch ausgeſprochen wurde, vereinte edles 
Rechtsgefühl, bewundernswerther politifcher Gemeingeift, die Führung F.'s und die unter feiner 
funfzigiährigen wohlthätigen Ginwirfung erftarfte politifhe Bildung das amerifantfche Volt 
zum ebelften Gegenkampfe. Diefer Kampf wurde vor der Cinmifhung der Kriegsmacht von 
England unblutig und auch fpäter ohne Revolutiondgreuel, er wurde mit politifdem Verſtande 
und bürgerlichem Gemeingeifte und mit edlen Entfagungen und Opfern geführt. Die Haupt- 
mittel waren allgemeine Vroteftationen, freimillige Berzichtleiftungen auf den Anfauf und ven 
gewohnten Genuß des befteuerten Thees und anderer zum Lebensbedürfniß gewordenen engli= 

ſchen Waaren. Noch edler wurde diefer Kampf, nachdem bereits die Verwickelungen zu gemwalt- 

famen Scenen und diefe zu harten Regierungsbeſchlüſſen geführt hatten, indem jegt durch noch 
ſchwerere Opfer derfelbe politifche Berftand und die würdigſte Bürgergefinnung ſich bewährten. 
Noch ſprechender als blutige Opfer find ſolche wie die ver Stadt Salem, welder nady dem Straf- 
ebict gegen das freigefinnte Bofton dadurch die größten Gunftbezeigungen der Regierung und 
die Ausſicht auf unberechenbar fteigenden Wohlftand angeboten wurden, daß fie zur Haupt- 
fadt, zum Gig des Eongrefles und aller Behörden gemacht werden follte. Sie wies alfe 
diefe Begünftigungen auf Koften ihrer Schwefterftabt zurüd und erklärte, ganz deren Gefinnung 
zu theilen. Ebenſo lehnten die Kaufleute von Bofton einen ähnlichen Verſuch, fie zu begünfligen 
und von der gemeinſamen Sache abzumenven, gänzlih ab. In ganz Norbamerifa aber feierte 
man den Tag der Sperrung des Hafens von Bofton durd einen allgemeinen Buß- und Fafttag. 
Die mutbigen Bertreter diefer freiheitliebenden Stadt und ihrer Provinz aber hatten den Bür— 
germuth, unter drohenden Bajonnetten den Eid auf die aufgezwungene neue Verfaflung zu ver= 
weigern und im Namen der ihnen gewaltfam geraubten ſich zu verfammeln. Wo folde groß: 
berzige, patriotiihe Gefinnung oder, was daſſelbe ift, folder politiiher Verſtand im Volke 
berricht, da ift die Freiheit fiher. Man bedenke, mit welder unauslöfhlihen Schniadh fi} gegen— 
über joldem Beifpiele nieprig und feig denfende Bürger fo mancher europäifhen Städte in weit 
geringern Berfuchungen bedeckten! Alddann wird man %. beiftinnmen, welder zwar nurtugend- 
hafte Völker der Freiheit fähig und würdig erflärte, welcher aber jein Volk jegt für reif und 
tühfig zur Freiheit hielt, und welcher vafjelbe jegt aus allen feinen Kräften in feinen eigenen 
Anfichten und in den Kämpfen für Recht und Freiheit zu befeftigen und felbft für jene Güter zu 
wirfen fuchte. 

Dieſes that nun F., damals ohne Widerſpruch der einflußreichfte Mann feines Baterlandes 
und, an der Spige der Öffentlihen Meinung, in vemfelben. Ex that ed bald durch Bearbeitung 
ver öffentlichen Meinung in Flugſchriften undenglifhen und amerikaniſchen Zeitungen, bald als 
Mitglied des pennfolvanifhen Congreſſes in Amerifa, bald ald Vertheidiger der Colonien 
(unãchſt als Geihäftsträger von Pennſylvanien, Maflahufetts, Virginien, Georgien und Neu= 
jerfey) in zehnjährigem Aufenthalte zu London (1764—75) und felbft vor den Schranfen 
des Unterhauſes; ſodann wiederum in Amerika ald Mitglied des allgemeinen Congreſſes und 
ald Präfident des Sicherheitdausfähufles und der Bewaffnungscommiſſion, bald, neun Jahre 
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hindurch , ald amerifanifher Geſandter und Unterhänpler, zuerſt des franzöfligen Bundedser: 
trags und hierauf des Friedens in Paris (1776—85), und endlich wieder als dreimal nad: 
einander einflimmig gewählter Gouverneur von Pennjylvanien (1785—88) und ald Mit: 
glied des conftituirenden Gongrefled für die neue Bundesverfaflung (1788) zu Vhiladelphia, 
überall aber ald der in zwei Welten verehrte und mit Vertrauen gehörte weiſeſte Staatsmann 
und Ratbgeber. 

8. hatte ſchon vor der Entjtehung der Streitigkeiten über die erſten unbewilligten Steuern 
ſtets und befonderd auch in feiner „Geſchichte der pennſylvaniſchen Verfaſſung“ höchſt audge- 
dehnte Rechte der Amerikaner und vor allen auch ihr Selbftbefteuerungsrechr vertheidigt. In 
jenem Werke fagt er unter andern: „Jedes englifchen Unterthand Geburtsrecht (birthright) 
ift, ein Eigenthum zu haben an feinem Vermögen, feiner Perion und feiner Ehre. Griftinu 
Gejegen unterworfen, melde unter feiner perjönlihen oder — vermittelft erwählter Repräſen 
tanten — mittelbar gegebenen Zuftimmung Kraft erhalten. Diejes Geburtsrecht begleitet ihn 
überall, wo er auch im Gebiete britifcher Befigungen wandle oder bleibe.‘ (IL, 243.) 

Sobald nun 1764 die erfte unbewilligte Steuer auf einige Waaren gelegt und die Stempel 
fteuer vorbereitet wurbe, wiberjegte er jih in dem pennſylvaniſchen Congreſſe zuerit und ke 
wirfte, dag er mit einer Proteftation und Gegenvorflellung, worin man nur zu jelbftbemilligten 
Steuern ſich bereit erklärte, ald Geſchäftsträger nah London geſchickt wurde (III, 269). äreild 
waren die Rechtsverhältniſſe ver Golonien dur mebrmalige Zurücknahme und Veränderungen 
ihrer Freibeitöbriefe und dur einzelne abweichende factiſche Zuftände verwirrt und aud da 
Recht der Selbftbefleuerung nit ganz allgemein anerfannt und unbeftritten; F. aber mußte 
dieſes Recht glüdlich und eindringlich in den Verhandlungen und in englifchen und amerifani: 
ſchen Zeitungen zu vertheipigen. Er leitete ed ab aud dem vernünftigen Rechte, aus dem Weſen 
und dem anerkannten natürlihen Rechte aller britiichen Verfaffungen und aller britügen Inter: 
thanen, endlich aus ven Breibriefen ver Kolonien, vorzüglich aus denen von Jakob Il. erteilten 
Aus denjelben Duellen leitete er zwar, wie ſchon jene Stelle und alle jeine Briefe zeigen, aub 
das Geſetzbewilligungsrecht ab; doch ſuchte er ald Gefhäftöträger in feinen offenen Verband: 
lungen (IV, 300), wabrjheinlih feinem Auftrage gemäß, vor allem das nod mehr durd den 
Beigftand unterftügte Steuerbewilligungsrecht zu nertheidigen und zur möglichſt allgemeinen 
Anerkennung zu bringen. Er that died auch mit dem größten Erfolge, indem dieje Aniht 
immer allgemeinere Zujtimmung in der öffentliden Meinung gewann, zumal durch dieglängen: 
den Reden von dem ältern Pitt oder Lord Chatham, von Lord Camden, von Kor, Burke, Eräfin 
und Sheridan. Bejonders aber erhielt fie zulegt durch F.'s eigene treffliche perfönlice Bertkri- 
digung vor den Schranfen des Unterhauſes (3. Febr. 1766) ſolche Gewalt, daß zum Triumpt 
der Amerikaner die Stempelacte zurüdgenommen werden mußte (24. Kebr.). 

Da viele deutiche Xejer der neuern Zeit mit diefer Grundanficht, um melde jich der ganz 
nordamerifanifhe Rechts: und Freibeitäfampf drehte, obwol diejelbe allerdings in dem ganzen 
germanifhen Staatsrechte begründet iſt (ſ. Beeten), doc weniger vertraut find, jo wird ed zur 
Bertheidigung der F.ſchen Politik heilſam fein, dieſe Theorie hier durch die Worte Lord Chr 
tham's, des damaligen erften britiichen Staatdmannd, und Lord Camden's, ded erften Redts— 
gelehrten, zu veranſchaulichen. Chatham, diefer ehrwürdige Staatsmann, der kurz zuvor im Sir: 
benjährigen Kriege ald erfler Minifter Englands, wie überhaupt die britifche Größe, jo aud de 
nordamerifanifchen Golonien feinem Vaterlande rettete, ſagte 1766, damals noch im Unterhauit 
in jeiner berühmten Rede über die Stempelacte, in Beziehung auf die Frage, ob der König mi 
den beiden Häuſern den GKoloniften Steuern auflegen dürfe, Folgendes: „Der Gegenſtand i 
von größerer Wichtigkeit. als je einer dieſes Haus beſchäftigt hat, blos jenen ausgenommen 
ald vor hundert Jahren die Frage war, ob ihr ſelbſt Sklaven oder freie Menfchen wäret (od 
nämlich der König Karl I. die Engländer eigenmädhtig befteuern könne). Ich bin der Meinun! 
daß dieſes Königreich, obgleich ed in allen andern Hinüchten die Regierungsgewalt und hööht 
Gejeggebung bat, gleihwol fein Recht befigt, die Golonien mit Steuern und Abgaben zu ke: 
gen. Sie jind zwar die Unterthanen dieſes Königreichs, aber ebenfo berechtigt wie ibr jelbR je 
allen natürliden Menſchenrechten und zu den bejonbern Freiheiten der Engländer, ebenjo ge 
bunden an vie Gejege, aber ebenjo theilhaftig der freien Verfaſſung dieſes freien Kandel. De 
Amerikaner ſind Englands Söhne, nicht Baſtarde. Das Recht, Steuern und Abgaben zu fer 
dern, ift weder ein Recht der ausübenden noch der geſetzgebenden Gewalt. Steuern und Abgabe 
find blos freiwillige Gaben und Bewilligungen ver Gemeinde. An ver Gejeggebung nehmer 
alle drei Stände des Reichs Antheil, aber die Miteinftimmung der Peerd und der Kroneji 
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einer Tareift eine bloße Formalität In alten Zeiten beſaßen die Krone, pie Barone umnd die 
Geifilichkeit alles Land. In jenen Tagen gaben und bewilligten 8) die Barone und die Geiſtlich⸗ 
feit, was fie der Krone geben wollten, ‚gaben und bewilligten ed aus ihrem Gigenthume. Jept, 
Veit der Entdeckung von Amerifa und duch andere Umſtände, jind vie Gemeinden Befiger des 
Landes geworden. Die Krone ſelbſt hat ihre größten Domänen veräußert; die Kirche, Gott 
ſegne jie! hat blos eine Apanage. Das Eigenthum der Lords, verglichen mit dem Gigentbume 
der Gemeinde, ift wie ein Tropfen im Deean. Diefed Haus repräjentirt die Gemeinde, die fand: 
eigenshümer, und .diefe Landeigenthümer repräfentiren die übrigen Giuwohner. Wenn wir da: 
ber in viefem Haufe geben und bewilligen, fo geben und bewilligen wir aus unjerm @igenthume, 
Aber eine Tare auf Amerifa? Was thun wir da? Wir, Eurer Majeftät Gemeinden von Groß: 
britannien, geben: und bewilligen Eurer Majeftät — mad? unſer eigenes Eigenthum? Nein, 
wir. geben und. bewilligen Eurer Majeftät das Gigenthum von Gurer Majeftät Gemeinden in 
Amerifa’ Gin absurdum in terminis!“ Be 

„Der Unterſchied zwifhen Befteuerungsreht und Grjepgebung ift weſentlich nöthig zur 
Zreiheit. Die Krone, die Peers find, ald mitgejeggebende Bewalten, ven Gemeinden völlig 
gleich. Wäre dad Befteuerungsrecht blos ein Stud der Geſetzgebung, jo hätten die Krone und 
die Veers eben die Befugnig, Steuern und Abgaben anzuordnen wie ihr ſelbſt.“ 

„Die Gemeinden in Amerika, repräjentirt in igren verſchiedenen Landtagen, jind inımer im 
Belig geweſen, haben immer dieſes ihr conſtitutionelles Recht, ihr eigened Gut zu geben und zu 
bewiltigen, ausgeübt. Sie wären Sklaven geweien, wenn fie dieſes Recht nicht genoflen hätten. 
Diefed Königreich, al die höchſte regie rende, geſetzgebende Macht, hat immmer die Eolonien durch 
Gefege, Regulirungen und Ginfhräntungen in ihrem Handel, in der Schiffahrt, in ven Manu⸗ 
farturen, in allen andern Städten: gebunden, aber nie ihr Geld aus. ihren Tafchen ohne ihre 
Einwilligung. genommen. Gier würde ich die Grenzlinie ziehen, quam ultra citraque nequit 
<onsistere rectum.” 

Auf des Minifterd Grenville Antwort entgegnete Pitt unter anderm: „Der geebrte Gent⸗ 
leman jagt, Amerifa jei hartmädig, ſei faſt im offenbarer Empörung befangen. Ich freue mich, 
dad Amerika widerfland. Drei Millionen Menjden, fo tobt gegen altes Freiheitsgefühl, daß ſie 
ſich freiwillig zu Sklaven hingeben, würben-trefflihe Werkzeuge gemorven fein, aud aus dem 
übrigen Sklaven zu machen.“ ⸗ 

Der Oberrichter Lord Camden ſagte über denſelben Gegenſtand: „Ich würde die Zeit nur 
verberben, über bie einzelnen Bunkte ihres Juhalts etwas zu fagen, da die ganze Bill illegal; 
volltommen illegal. und ſowol den Grundfägen des Naturrechto alg den Grundgeſetzen unjerer 
Gonftitution zuwider ift, einer Gonjtitution, die auf Die ewigen, unveränberlihen Grundgeſethe 
ver Ratur gegründet, einer Gonftitution, deren: Baſis und Gentrum Freiheit ift, einer Conſtitu⸗ 
tion, die jedem Unterthan, in welchem heile des weitläufigen Staateö er ih. auch befinden mag, 
Freiheit bringt. Mylorbe, es ift keine neue Lehre, jie ift fo alt ald die Gonftitution felbft, fie ifk 
mit ihr zugleich entſtanden, fie ift eigemtlich ihre Stüge: Taration und Repräjentation find. un- 
zertrennlich verbunden. Gott hat jie zufammengefügt, kein beitifches Parlament ann fie tren= 
nen; fietrennen wollen, heißt dev Gonftitution eine töpliche Wunde beibringen.‘ 

„Mein Sag ift diefer — ich wiederhole ihn, ib will ihn bis zu meiner legten Stunde ber 
baupten — : Taration und NRepräfentation jind unzertrennlich. Diejer Say ift auf das Natur- 
recht gegründet; nody mehr, er ſelbſt iſt ein ewiges Naturgefeg, denn eined Menſchen Gigen- 
thume ift jein abfolutes Eigenthum; niemand hat das Recht, ed ihm zu nehmen, wenn er 
wit felbft oder duch feine Nepräjentanten feine Einwilligung gibt. Wer es unternimmt, 
wir das Meinige zu nehmen, unterniumnt ein Unrecht; wer ed mir wirflib nimmt, begeht 
einen Raub;. er wirft allen Unterſchled zwifchen Freiheit und Sklaverei nieder.” Ä 

„Die höcfte Macht fann feinem etwas von jeinem Gigenthume nehmen ohne jeine Ein— 
wilfigung, jagt Locke. Das find die Grunpfäge drd großen Mannes, die eurer ernften 
Erwägung wol werth jind. Seine Grundfäge ind aus dem Herzen unſerer Gonftitution. 
geuommen; et verftand jie von Grund aus: Diefe Grundfäge werden bleiben, jolange fie jelbit 
bieiben wird; zu feiner unjterblihen Ehre — ich weiß nicht, ob nicht die Revolution und alle 
ihre herrlichen Folgen, nächſt ver Vorſehung, am meiften ven von Locke vorgetragenen Grund⸗ 
fügen zuzufchreiben find. Aus diefen Gründen, Molords, kann id meine Stimme nie zu einer 
Bill, die amerifanijhen Golonien zu tariren, geben, ſolange ſie hier nicht repräfentirt find. Die 





8) „Give and grant“ ift die Formel, wodurch der Regierung Steuern bewilligt werden. : 
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Vorfahren ver Amerikaner verließen ihr Vaterland nicht, ſtellten fi nicht jeder Gejfahr, jede 
Noth, jedem Mangel blos, um in einen Sklavenſtand verſetzt zu werden; ſie gaben ihre Recht 
nicht auf, Sie erwarteten Schuß, nicht Ketten von ihrem Murterlanve; von ihm hofften fir bei 
ihrem Eigenthume befhügt, nicht deflen beraubt zu werden. Denn follte die gegenwärtige 
Machtausübung fortwähren, fo würden fie nichts mehr Ihr Eigenthum nennen können, oder, 
um Locke's Worte zu brauden: Was fanın derjenige fein EigenthHum nennen, dem ein anderer 
das Recht hat, fo oft er will, foviel er will, zu nehmen und ſich zuzueignen ?“®) 

Nah 1775 führte damals ſchon im Oberhaufe Lord Chatham dieſelbe Sprache. „Esif‘, 
fagte er, „kein noch fo erbärmlicher Bettler in deu Straßen Londons, der nicht von unfern ame: 
rikaniſchen Unterthanen fpräde und ji für einen Gefeggeber Amerifad anfähe. Uber Eigm- 
thum aber, Mylords, hat nur der Gigenthümer zu befehlen. Es ift ein Atom, das niemand 
berühren darf als der Eigenthümer. Die fremde Berührung vernichtet ed. Repräſentatien, 
wirfliche, freie, virtuelle Repräfentation und Befteuerung müſſen beilammen bleiben.“ 

&o die engliſchen Staatsmänner! Doc. $., der Freund der Freiheit jeined amerikaniſcen 
Baterlandes, ging von jeher nod einen Schritt weiter. Dieſe Abfonderung der Gelegbemilli: 
gung von der Steuerbewilligung genügte ihm nicht. Sie ſchien ihm vielleicht auch an ſich ſhon 
zu fein oder nicht einfadh genug, um für fie eine ftarfe öffentliche Meinung zu gewinnen und zu 
fefleln. Die damit zuerft von den Freunden der Amerifaner verbundene Unterſcheidung innerer 
Taxen für Waarenunfag, Gonfumtion und Production im Innern, welche oßne eigene Bemilli: 
gung nicht auferlegt werden dürften, und äußerer für die Einfuhr von Waaren, melde vom 
englifchen Parlamente als Handeldregulirung beftimmt werben dürften (morauf bie Grgner 
Amerikas nah Zurüdnahme der Stempeltare ven Theezoll gründeten) , ſchien über zu gefähr: 
li. Er ſah ſchon nad der angeführten Stelle aus feiner pennſylvaniſchen Geſchicn in allen 
Mechtsquellen und in dem allgemeinen englifchen Rechte, welches die Goloniften, alsgliäbere- 
tigte britiiche Unterthanen, anſprechen fönnten, den Rechtsgrund, in der Sicherung der Krriket 
der Amerifaner aber die politiſche Nothwendigkeit, das ganze verworrene Redhtöverhälmig in 
Beziehung auf die englifhen Hoheits⸗ und amerikaniſchen Freiheitsrechte noch einfacher zu be: 
flimmen. Er ergriff die Öffentlihe Meinung der Amerikaner und ſchlichtete alle Rehtäitagn 
durch ihre Zurüfführung auf ven überrafhend einfachen Sag: „Ja, wir find mit England 
verbunden, als Unterthanen des Königs von England. Aber wir find keineswegs Unterthanm 
feiner engliſchen Unterthanen oder des bloß von ihmen gebilbeten Bartantents, gerade fo nmis, 
als dieſes bei abgejonderter Repräſentation die Schotten, Irländer und Hannoveraner watt 
oder find. Natürliches, britifche® und amerifanifches Recht fordern alio da, wo Zuftimmung Ir 
Bürger zu Regierungdmaßregeln überhaupt nöthig ift, die Zuftimmung der wahren Lantek 
repräfentanten jedes Landes. Mit äußern Taren könntet ihr zwar, als mit Ausfubrzöllen uns 
euern Häfen, und wie die Franzoſen und Holländer treffen; aber dann müßtet ihr und and, 
ſowie jenen, die Breibeit laſſen, zu faufen, wo wir wollen.“ (1, 152 und 320, 386, 399, 412.) 

Geht man nun von dieſer einfachen Orunbüberzeugung Fl's über das Recht und die dr; 
heit feines Baterlandes aus und ertwägt man, wie ihm bie Freibeit des Vaterlandes, ald Orumt- 
bedingung von Ehre und Heil eines Volkes, jedes Opfer werth und ihre Erftrebung und Kr: 
theidigung feine Aufgabe war, fo begreift man, daß er auch auf diefe Überzeugung feinen Denl— 
ſpruch anwendete: „Sei entſchloſſen zu leiften, was du ſollſt, und leifte es, ohne von deinem 
Entſchluſſe abzugeben.” (11, 113.) Man kann alsdann auch den Tadel würdigen: F. babe reve⸗ 
Iutionär und im Widerfpruche mit feiner oft ausgefprochenen Liebe zum Frieden die Amerifane 
zur Revolution aufgehegt. So und als den gefährlichften Mann in Amerika and Englant, alt 
den hartnädigften Feind Englands und des Friedens, ja ald Hochverräther (1, 368, 3%) 
mußte er ſich von den toryiftifchen engliiägen Blättern und Miniſtern, von Lord Sandwich jelbt 
vor dem Unterhauje auf rohe Weife anflagen laſſen. 

Den Frieden liebte allerdings der menihenfreundlihe F. Er fann nicht oft und ſtark ges 
feinen Abſcheu gegen die aus Eigennutz und Ehrjucht um niedere Zwecke geführten Kriege auk: 
fprechen, gegen Kriege um der Herrichaft willen oder für Handelsvortheile, welde lehtere nd 
dazu meift ungleich mehr foften, als ihr Erfolg in Generationen Nugen bringt. Auch wünfätt 
und erfirebte er gewiß aufrichtig die Erhaltung des Friedens mit England und ſuchte mit größ⸗ 
tem Eifer Bereinigungsvorfchläge durchzuſetzen, welche er jelbft für England ungleih vortheil⸗ 





I) Dieſe wichtigen Verhandlungen finden fich in großer Ausführlichfeit auch in D. ©. Begewiſch⸗ 
Geſchichte der engliſchen sn ae — 1804). 2 & . 
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bafter ald den Krieg hielt. Entſchieden befämpft er daher auch no 1767 jede Einmiſchung 
Sranfreihs in die englifhsamerifanifhen Streitigkeiten (III, 288). Noch 1776 fchreibt er an 
den Minifter Lord Some, der zur Beruhigung der Colonien nad Amerika abgefendet war und 
Ad wor allem zuerft an ihn, den einflufßreihften Mann, wendete, indem er übrigend jeßt jeden 
Gedanken ar dad Aufgeben der Unabhängigkeit entſchieden zurüdmweift: „Ew. Excellenz erin= 
nern fi wol der Freudenthränen, die mir über die Wangen liefen, ald Sie mir einft in Ihrer 
guten Schweiter Haufe zu London Hoffnung zu einer nahen friedlichen Ausgleihung machten.‘ 
(IV, 30.) Ia, nady ver Theevernichtung zu Boſton erbot er fi, mit feinem Vermögen für ven 
völligen Erjag des ungeheuern Schabend zu haften, wenn die verlegenden Barlamentsacten 
gegen Bofton, Maſſachuſetts und Amerika zurüdgenommen würden (I, 403; IV, 194). Und 
wenn, wietord Sandwich ihm vorwarf, der von Lord Chatham fpäter (1775) gemachte Vereini— 
gungsvorfchlag von F. herrührte, fo bürgt fhon der Name Lord Chatham's, daß jeine Vorſchläge 
wirflih England vortheilhaft waren. Bortheilhafter waren fie jedenfalls als gänzlicher Berluft 
ver Eolonien nah blutigem Kriege, von welchem Chatham mit der entichiedenften Energie den 
unglücklichen Ausgang für England vorausjagte. Gerade das, was F. und Chatham zugleich 
ichmäben follte, gereicht beiden zur Ehre. Wirklich verbandelte Chatham mit F. 1775 lange und 
ernftli über vie Ausgleihung und gab, jeßt die Bewilligung aud zu den Gefegen den Ameri- 
fanern zugeftebend, F's und ded amerifanifhen Congreſſes Forderungen im wejentlichen jeine 
Zuftimmung (Ill, 406, 426). Im diefer Frievensliebe und fiherlih aus Gewiſſenhaftigkeit und 
Berftändigfeit ein Feind leichtfertigen Mevolutionirend, natürlich aber aub um der Freiheit 
feines Vaterlandes ſelbſt nicht zu ſchaden, fuchte F. zugleich bei feinen Landsleuten jolange wie 
möglich jeve blutige und vollends jede vereinzelte und voreilige gewaltfame Mafregel zu verbin 

dern (1, 386). 

Aber auf Koften ved Rechts, der Freiheit und Ehre feines Vaterlandes wollte freilih F. nie 
Brieden erfauft willen. (Sr war weit entfernt von einer fo unverftändigen ald unedlen, unbür: 
gerlien oder jpießbürgerlichen Anſicht, melde ſich mit einer halben Ehre und halben Freiheit, 
die doch zulegt gar keine ift, abfaufen läßt. Diefe Gefinnumgen, ven Haß gegen unehrenvolle 
Deilegung des Streitö und vollends gegen eine unbewilligte Beftenerung, welche ja felbft die 
eriten engliſchen Staatsmänner Öffentlich Sklaverei nannten, den Entſchluß zu jedem unblutigen 
Widerflande und zur Vorbereitung mannhafter, friegerifher Vertheidigung gegen eine, wie F. 
einjah, jo leicht mögliche, ja mahricheinliche Gewalt, diefe Geſinnungen nährten freilich alle feine 
brieflichen und mündlichen Rathſchläge an feine Landsleute wie feine Öffentlichen Schriften. Er 
Hatte dieſes auch gegen die Engländer niemals hehl (1, 386). 

Auf jede Weiſe beiwirfte alfo, bei hartnädiger Verweigerung der Rechtsbefriedigung, aller— 
dings F., ald der einflußreihe Ratbgeber Amerikas, jet ebenfo ven Audbruc des Freihritd- 
kampfes, wie er früber deſſen Vorbereitung bewirkte. Er hatte 1764 in Bennfolvanien den 
erften Anſtoß zum Kampfe gegen die willfürtiche Beſteuerung gegeben und fo feine zehnjährige 
Geſandtſchaft in London felbft herbeigeführt. Einer ſeiner Bekannten, der Geiſtliche Dr. Smith, 
preift e8 als einen Rathſchluß ver Vorſehung, daß jegt F., „ver kühne Vertreter der Rechte 
Amerikas’, nad London gefendet wurde, „der, ald er die Feſſeln für fein Volk ſchmieden ſah, 
den großmürhigen Gedanken fahte, fie zu jprengen, ehe jie noch feſt genietet werden fonnten‘” 
(MI, 269). Schon als die von ihm vergeblich befämpfte Stempelacte (22. März 1765) Norp: 
amerifa mit der unbewilligten Stempetfteuer belegen wollte, jchrieb er un H. Ihompfon nach 
Amerika die bedeutungsvollen Worte: „Die Sonne der Freiheit ift untergegangen“; freilich 
hatte F. unmittelbar hinzu gefegt: „So zündet denn nun die Fackel des Fleißes und der Spar- 
Tamteit an.” Aber man darf nur den innern Zufammenbang beider Säge unter ſich und F.'s 
ſtets jeden männligen Wiverftand rathende und billigende Erklärungen lefen, um ſich zu über- 
zeugen, daß der legtere Sag aus bitterer Satire oder aus der Abjicht, feine Landsleute zu prü= 
fen, floß. 9. Thompſon, der Empfänger des Briefs, ſchrieb ihm auch zurück: „Bald werden 
uns andere Badeln leuchten.” F. harte jeinen Landsleuten das italienifhe Sprichwort zuge: 
rufen: „Mache dich zum Schaf, fo frigt dich der Wolf‘, und fie daran erinnert, daß die Macht, 
ſoweit wie man ihr.eine Öffnung laffe, ſtets vorwärts gebe, alles Üüberflutend, was ihr vor- 
fommt. Birginien und Maſſachuſetts gaben mit feiner Zuftinnmung das bald allgemein befolgte 
Beiſpiel energijcher Proteftation gegen die Bezahlung der unbewilligten Stempelfteuer. Und 
nirgends wird jegt Stempelpapier gebraudt. Überall flieht man vielmehr Spottbilder der 
Stempelmeifter an Bäumen aufgehängt und andere Bolfödemonftrationen. In allen jeinen 
englifhen und amerifanifchen Zeitungsartifeln, Schriften und Briefen befteht F. auf dem 
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Rechte ver Selbſtbeſteuerung und ſucht für ſie und für unblutigen Widerſtand ũberall die öffent: 
liche Meinung zu gewinnen, Unerſchütterlich erklärt ev auch wiederholt vor den Schranten des 
englifhen Unterhaufes, daß die Amerifaner ninmermehr die unbewilligten Steuern zahlen 
würden, und droht, die Goloniften würden keine englifchen Manufacturmaaren kaufen(IV. 300fg.) 
Und jo wirkſam zeigt fich diefe Mapregel, vaß, ald 1767 die Theeſteuer mit einen Kleinen Zoll 
auf einige Waaren erjegt war, in dem einen Jahre 1769 ver londoner Handelsſtand für 
5 Mi. Pf. St. weniger Waaren in Amerika abfegte. Als num auch dieſer Zoll durch die kleine 
Iheefteuer eriegt wird, erflären die Amerikaner jeden für ehrlos, welcher Thee kauft. Pbile: 
delphia, F.'s zweite Vaterftadt, verbietet den Lootſen, die Theeichiffe ven Delaware beranfzufüt- 
ren. In Bolton werfen verfleivete Männer für 18000 Pf, St, Thee in das Meer, und 1773 
batte die Dftindifhe Compagnie unverfaufte Vorräthe von 17 Mill. Bid. Thee. Selbſt bevor 
nun nod 1774 die harten Barlamentsbeihlüfle ven Hafen von Bofton jperren, die Verfaſſung 
in Maſſachuſetts ändern und Canada auf Koften ver Golonien erweitern, dadurch aber immer 
beftigere Volksbewegungen hervorrufen, dringt ſchon am 7. Juli 1773 8. auf einen allgeme: 
nen Congreß aller Kolonien. Sie, die nah ihrer biäberigen Berfaflung voneinander getrennt 
ſtanden, ſollen jegi, wie %. rieth, „nad vollftänviger, feierliher Behauptung und Erklärung 
ihrer Rechte“, ſich feft miteinander verbinden und der Krone anfündigen, daß fie ibr in keinem 
Kriege jemals eher Unterſtützung leiften würden, „als bis jene Rechte vom Könige und den bei; 
den Häufern anerkannt jeien‘ (111, 356). Infolge dieſes Rathes verſammelt fib aub wir: 
lich am 17. Sept. 1774 ein allgemeiner Gongreß in der Stadt feiner nähften Wirkjansfeit, in 
Vhiladelphia. Und diejer erläßt nun unter feiner Beiſtimmung wirklich jene berühmte Ertlä⸗ 
rung der Rechte, die namentlich auch gegen eine jonft nicht abzuwendende Unterdrüdung ber 
Freibeit gewaltfamen Wiverftand „nicht blos ald Recht, ſondern ala Pflicht der Völler“ erklärt. 
Derjelbe erläßt ferner von dem gleichen Geifte der Freiheit durchwehte Adreſſen an Ganata, an 
den König und an das Volk von England, jowie an den engliſchen Obergeneral, und er gibt 
endlich, bis zur Zurüdnahme ver harten Parlamentsbeihlüfle, allen Verkehr und Handel mit 
Englaud auf (I, 349, 364). %.'8 vaterländiſche Yandedverfammlung von Vennſylvanien aber 
geht nun allen Golonieftaaten mit völliger Genehmigung alter Beſchlüſſe des allgemeinen Gen: 
grejled, die diefer nur empfohlen hatte, voran. Und F. jelbft ſendete in die ſer Lage der Dinge 
Abſchriften an die englifchen Minifter gefhriebener, höchſt gebäffiger Briefe und gegen Amerite 
feindfeliger Rathſchlaͤge des Gouverneurs und des Oberrichters von Boften, welche ihm geöfet 
in die Hände gefonımen waren (Il, 302), nad dem bereits fo fehr erbitterten Boften. Um fe: 
nem andern zu jhaden, nennt er fih ald ven lirbeber dieſer Sendung. Gr übergibt auch jelbit 
der englifhen Regierung (1, 395) die auf feinen Rath entworfene Bitte der Berfammlung ven 
Bofton um die königliche Zurüdberufung jener Beamten, die Beleidigung nicht fürdtend, welde 
ihm bald die ſchimpfliche Zurückweiſung diefes Geſuchs und die Öffentlich kränkende Behandlung 
von feiten ded Minifteriums bereitet. So entflammte er zugleid den Unwillen der Amerilanet 
gegen die engliiche Unterbrüdung wie den Zorn der engliſchen Gewalthaber gegen ic jelbf ſo 
ſehr, daß jest endlich die bereitd zehnjährigen erfolglofen Unterhanplungen der unvermeiblibe 
Krieg erjegen, er aber, um ver Verhaftung zu entgehen, von London nad Amerika flieben mupt 
März 1775). j 
Kaum war nun F. unter dem Jubel feiner Mitbürger von England zurückgekehrt, ibn 
am Tage nad ver Rückkehr zum Gongreßmitglieve ernannt und an die Spitze des Sicherheit: 
ausſchuſſes geitellt, jo ift ex mad dem bereitö (am 19. April) durch die engliide Waren 
macht bei Lexington vergoſſenen Blute der erfle, welcher, gemäß feiner frühern Idee einer nor: 
amerifanifhen Bundesverfaſſung, das große Wort der Unabhängigkeit Öffentlich ausſpridi 
Durch ein Rundihreiben, welches alle Verletzungen der Engländer fräftig zujanımenftelt, be⸗ 
reitet er darauf vor (V, 15). Und auf feinen, Jefferſon's und Adams’ Vortrag wird, mit nesel 
Beftätigung der Erklärung der Meuſchenrechte, die Unabhängigkeitserklärung (am 4. Jul 
1776) beichloffen und dann von ihm gegen den englifhen Friedensunterhändler privatim ud 
öffentlich als völlig unabänderlid vertheibigt (V, 24). Überall „betrieb er nach jeiner Rüt- 
fehr, vom Morgen bis zum Abenp thätig (wie er es jpäter ausdrücklich jich zum Verdienſi w 
rechnet), den Aufftand“ (V, 4 und 195). Auf feinen Rath fnüpft fogar der Gongreß durch ihr 
ſelbſt ſchon jegt fhriftlich in Holland Unterbandlungen um Beiftand der europäiſchen Regie: 
rungen an (I, 14). Auf feinen Rath verſchafft fih der Kongreß Die nöthigſten Hülfämirtel 
duch Gründung von Papiergeld. Und vorangehend mit Vertrauen und Aufopferung, über 
gibt ex von feinem Vermögen dem Congreß 4000 Bi. St. und gelegentlich nod andere Sum 
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men (V, 196). Au. die Spige der vereinigten Kriegsmacht hatte der Gongrefs bereits. am 
15. Juni 1775 den treffliben Waſhington geftellt. F. aber, der einundiiebzigiährige Greis, 
übernimmt nah energifher Beftrebung für die friegeriihe Organifation des Landes und nad 
andern wichtigen Sendungen nad Ganada und zu Waſhington's Milizen zu Ende des Jahres 
1776, als die Lage des Landes bedenklicher, eine Mittel ſchwächer werden, die jegt wichtigſte 
Aufgabe, nämlich die, perjönlich zuerft Unterftügung und dann die offene Bundesgenoffenicaft 
Sranfreihs mit dem von der gewaltigen britiihen Macht hart bedrängten neuen Freiftaate zu 
unterbanveln. 

Aud kann man nicht leugnen, dag 5. jelbit ganz allgemein und als ſchon achtzigjäbriger 
Greis, übereinjtinnmend mit jener Erklärung der Menſchenrechte, es für einen Beweis der Tu— 
gend einer Nation erklärt, wenn ſie einmiütbig und mutbvoll die Unterdrückung der Freiheit, 
fo ed nicht anders möglih, durch Revolution tilgt. Gr räth fie fogar in einem Brief an einen 
engliſchen Freund auch den Engländern bei hartnädiger Verweigerung einer Reform ihrer ver= 
fälſchten Verfaſſung mit ven Worten an: „Freiheit und Tugend vereinen ſich alſo aud bier in 
dem Rufe: Geh’ nur heraus, mein Volk!‘ (1, 54.) 

Will man nun dieje jedenfalls einem gefährlichen Misbrauche ausgefegten Grundfäge und 
diejed Benehmen &.'8 tadeln, fo können wir bier nicht in jchwierige allgemeine Theorien ein= 
geben. Das aber wird niemand beitreiten, dag die Grundjüge der Briten und ihres Staats: 
rechts wenigitens bei ihrem Abkömmlinge %. Autorität haben durften. Bei jenem Tadel muß 
man aljo, wenn man gerecht jein will, wenigſtens jene englifben und amerifaniihen jtaate- 
rechtlichen Grundſätze von der Sklaverei bei willfürliher Beiteuerung und von dem Rechte des 
gewaltjamen Wivderftandes gegen verfaſſungswidrige Gemalt in Rechnung bringen. Man muß 
erwägen, daß jelbit ein in England keineswegs wegen des ÜUbermaßes, jondern wegen des Man= 
geld der Liberalität oft getavelter Mann, daß Hume nicht etwa blos ſchreibt: „Nur pie jchred: 
lite Berblendung ded gefunden Menſchenſinns kann und verleiten, die zu verbammen, welde 
gegen einen Dionvjius oder Nero oder Bhilipp II. die Waffen ergreifen.‘ Nein, derjelbe Hume 

ſchreibt aud bei der Erzählung von dem geheimen Bunde der Lyehouſe-Verſchwörung und der 
Hinribtung Ford Ruffell’8 und Algernon Sidney's unter Karl II. ganz nad jener anerfann= 
ten britiſchen Theorie: „Es war fo weit gekommen, daß die Nation, deren Staatdverfajlung zer- 
flört war, dad Recht hatte, durch alle Mittel, welche die Klugheit eriinnen mochte, ihre verlorene 
Siberheit wieder zu erringen.” Solche Urtheile aber jelbit eines Hume beweijen gewiß noch 
volländiger die britiſche Nationalanficht über diejen Gegenftand, ald wenn Männer wie Korb 
Gharbam!P), Burfe und For die amerikaniſche Revolution und das amerikaniſche Recht preifen, 
mebr ald wenn For (ſ. d.), der begeifterte Lobredner jener Fteiheitsmärtyrer Ruſſell und 
Sidnev, jelbit ald engliiher Minifter, furz vor dem Ende des amerifaniihen Kriegs F. „Die 
Achtung und Ehrfurcht, welche ihm ſtets fein Charakter einflößte“, ausfprict (II, 176). - 

“ Nicht minder entſcheidend ald für die Vorbereitung und den einmürbigen, muthvollen Be- 
ginn des großen amerikanischen Freiheitskampfes wirkte F. mit feiner ganzen Weisbeit und 
Thätigkeit auch für deſſen glüdliben Ausgang. Neun Jahre lang mußte der Greis jegt ale 
amerifanifcher Gejandter in Barid wie früber zehn Jahre in Yondon, getrennt von jeinen Pri- 
vatgeihäften und von jeiner Familie, zu melden er jich jo oft zurüdiehnte, für die Sache des 
Vaterlandes arbeiten. Sogleib nad feiner Ankunft wirkte er bedeutende Unterſtützungen für 
fein Baterland aus und nad zweijährigen Unterhandlungen endlich auch die Öffentliche Bundes = 
genoſſenſchaft Frankreichs, dann Spaniens und Hollands. Der ebrfurdtgebietende, jchlichte, 
ſchon während eines frübern Beſuchs in Paris ſowie während jeined Aufenthalts in London 
von Fürften, Staatsmännern und Gelebrten gefeierte Greis ırar nun als öffentlich anerkannter 
bevollmädtigter Minifter des neuen Freiſtaats am parifer Hofe auf, und franzöſiſche Hülfs— 
truppen vereinten bald die Cocarde der Freiheit mit der ihres Königs. In Varis wirkte 8. jegt 
durch flete Betreibung der Unterftügungen, durch Zeitungsartifel, Überjegungen, Schriften und 
verſoönliche Mittheilungen zur Gewinnung der europäiſchen Öffentlihen Meinung für die ameri— 
kaniſche Sade, die er ald Sache der Freiheit und Givilifation der Menſchheit erfannte und dar— 


10) Chatham fagte noch im Jahre 1775 von dem allgemeinen Congreſſe in Bbiladelphia felbit, die 
Amerikaner hätten fich „To gelegt und mit jolcher Weisheit und Mägigung benommen, daß er fie für die 
ebrenwertbefte Berfammlung von Staatsmännern feit den fchönften Zeiten der Griechen und Römer 
halte‘. Er bewundert und ehrt ihre Erklärung der Rechte und ſtimmt, wie fchon erwahnt wurde, jegt 
bis auf einige Nebenpunkte allen Forderungen der Amerifaner bei (III, 496). 
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felite. 22) Durch Rath in die Heimat ſuchte er vor allem den feſten Muth zu erhalten. „Wir 
dürfen blos ausharren, um glücklich zu fein! In ganz Europa ift die Meinung für Amerika ge: 
wonnen.” (1, 417.) Ahnuůch ſchrieb er zu wiederholten malen. 

Der Krieg für Amerikas Freiheit wurde mit mannichfacher Abwechſelung in den drei Welt: 
theilen gefämpft. Die Engländer machten zwar außerordentliche Anftrengungen, doch endlich 
ſahen fie, daß fie auch mit denjelben, daß fie mit allen ihren, leider von deutſchen Fürſten er: 
fauften jogenannten weißen Sklaven 12) ein zur Freiheit feft entichloflenes Volk nie dauernd 
unterwerfen könnten. Wafhington und jeine für die Kreiheit ftreitende Landwehr konnten wie: 
derholt gefchlagen, bei der Beharrlichkeit des Landes aber nicht befiegt werden. Wie früher die 

Einnahme von Bofton (17. März 1776), dann aber die Gefangennehmung der Armee von 
Bourgoyne bei Saratoga (16. Oct. 1777), fo tilgte die Gefangennehmung der Armee von 
Gornwallis in Vorktown (19. Det. 1781) glänzend alle frübern Unfälle. Bor allem aber 
jwang in England die, durch F. fletd neu unterflügte Meinung für Amerikas Recht und Eng: 
lands Unredt den König und die Toried zu Briedendunterbandlungen. 

Jetzt wußte F.'s meifterliche diplomatische Kunft, die feine Correſpondenz und fein Tagebug 
veranſchaulichen, nad langen Mühen endlich unter oͤſterreichiſcher und ruſſiſcher Vermittelung 
einen an fi und vollends im Verhältniffe zu dem Stande des Kriegs glänzenden Frieden für 

. fein Vaterland zu erringen (3. Sept. 1783). Gegen die jhlaueften und hartnädigften eng: 
fifchen Bemühungen der allerverfhiedenften Art, ſelbſt heimliche Nachftellungen nicht audge: 
nommen, errang er mit unerfhütterliher Beharrlichkeit die fo ſchwer zugeftandene volle Unab: 
haͤngigkeit für die dreizehn vereinigten Brovinzen!?), ja felbft noch bedeutenden Landzuwachs und 
Fliſchereirechte in engliichen Gewaͤſſern. Selbſt die Entfhädigung für die ven Anhängern Eng: 
lando in den norbamerifanifhen Provinzen, den jogenannten Xoyaliften , confidcitien Güter 
überwied &. mit glücklichen, von den ſchottiſchen und irländifchen Bürgerfriegen hergenommenen 
Argumenten ven Engländern, ſodaß Kor das Minifterium Pitt und Shelburne wegen ihre? 
ſchimpflichen Friedens zum Rüdtritte zwang. 

Auch jegt jeinen menfhenfreundlicen Ipeen treu, kämpfte 3. num auch öffentlid in den 
Berbandlungen ſowie früher als Schriftiteller (II, 141, 49) gegen die Barbarei, die unſchuldi⸗ 
gen Unterthanen des feindlichen Staates mishandeln und ausplündern zu laffen. Er bemirie, 
daß feitdem Die Amerifaner in ihren Unterhandlungen mit andern Staaten den gegenjeitigen 
Berzicht auf diefes rohe Recht und insbeſondere auf die Kaperei, freilich vergeblich, anboten. B. 
felbft aber brachte dieje würdige Beftimmung in feinem Freundſchafts⸗ und Handelötractat mit 
Preußen wirklich zur gegenfeitigen Annahme. Auch hatte er das Vergnügen, dan ihm ſein 
früher jo heftiger Zeind, König Georg IM., feine Achtung bezeigte und ihm durch das Gr: 
ſchent eines prachtvollen Gremplar der Reifen des großen Goof für den von F. auch dieſen 
Reifenden bewirkten Schug gegen die amerifanifchen Kaper dankte. Ähnlich hatte F. aud Rrid 
die frommen Miſſionen geſchützt. 

ALS das große Ziel jo über jede Erwartung glorreich errungen war, kehrte der fleggefrönte 
Greis in fein neubegründetes, befreites Vaterland zurüd. Um ihm bei feinen Steinſchmerzen 
die Reife zu erleichtern, trug den von Hof wie von dem Volke verehrten Mann die Sänfte der 
Königin mit zwei ſpaniſchen Maulthieren nad Havre, wo ihn langjährige Breunde aus Son; 
don vor feiner Cinſchiffung erwarteten. Die Seefahrt nutzte auch jet mie früher der Gteis ju 
vphyñtaliſchen Beobachtungen und ſchrieb während derſelben eine treffliche Abhandlung über 
die Verbefferung der Shifiahrt. In Amerika begrüßten ihn unter Kanonendonner und Gloden: 
geläute der Jubelruf feines befreiten Volkes und die Dank: und Glückwünſchungöſchreiben 
feines großen Freundes Waſhington und der Offiziere, des pennfolvaniichen Congreſſes, MI 
Gorporationen und gelehrten Vereine, der Univerfitäten und Schulen. Überall umblühten in 
der erfriichenden Luft der neuen Freiheit den Glücklichen eigene wohlthätige Schöpfungen. Aber 
die langgewünſchte Ruhe von Staatdämtern follte der jegt achtzigjährige Greis noch nicht fi: 
ven. Das Vaterland bedurfte feiner auch no& zur Entwidelung der Früchte und zur Aus: 
bildung der neuen Freiheit, und er entzog ſich ihm nicht. Dreimal wiederholt machten ihm rin’ 
Rimmige Wahlen feiner Mitbürger, jevesmal auf ein Jahr, zum Gouverneur ded Staates Penn- 
folvanien, und angelegentli bejchäftigte ihn die Reform der allgemeinen Bundesverfaflung. 


11) ©. auch I, 33; II, 382. | 
12) Außer ben Hannoveranern Fämpften gegen Amerifa Soldaten von Heffen-Kaflel, Btaunſchweig⸗ 
Anhalt, Ansbach und Waldeck 13) U, 81; IV, 107, 117, 119. 
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Die Rothwendigkeit derjelben, die Mängel des bisherigen viel zu loſen Vereins, welche die 
Srüchte der Freiheit zum Theil vereitelt hatten; und die Entwürfe des neuen bejchäftigten feinen 
rüftigen patriotifehen Geift und feine ebenfo rüftige Feder vor und während der Zuſammenkunft 
bed neuen conftituirenden Gongrefled. 1%) Schon früher hatte er glücklich jede Idee einer beab- 
ühtigten Einmiſchung erbariſtokratiſcher Elemente in die amerikaniſchen Einrichtungen durch 
ienen Brief über-den Adel gänzlich zerftört, Jetzt jchrieb er unter anderm zu Gunften der fo 
weſentlichen Verftärfung der Bunvdesgewalt und engern Verbindung der Staaten feine treff- 
liche „Bergleihung der Antiföderaliften und der Juden“. Mit unermüdlicher Treue wirkte er 
als erfler Abgeordneter des pennſylvaniſchen Staates in den viermonatlichen Gongreßfigungen 
für die neue Bundesverfaſſung, diefes merfwürdigfte Denkmal politifcher Weisheit in der Ge— 
ſchichte civilifirter Völker. Als Bundesverfaſſung freier Staaten ift fie jedenfalls die vollen: 
detite, welche die Welt je geiehen hat. (S. Bund.) Die höchſten Ideen der neuern Givilifation, 
Gewiſſensfreiheit, bürgerliche, vpolitifche und Vreßfreiheit, Nechtögleichheit und unabhängige 
Rechtspflege gewährt fie zugleich in einer Auspehnung, verbindet fie mit der Ordnung, ver- 
bürgt fie durch einen glücklichen, hatmoniſchen, ‚politifchen Mehanismus, wie bisher in alter 
und neuer Zeit und Welt Feine andere. Cine ſtets heilfame Mahnung für und, die Freunde 
monarchiſcher Verfaſſungen, daß wir nicht vergeſſen, mit ihnen jene unentbehrlichen Güter der 
Menſchheit angemeſſen zu einigen, daß wir nimmermehr in dem oft blutig geführten Meinungs⸗ 
fampfe, ob diefe Bereinigung genügend möglich. jei, die verderbenfhwangere Verneinung und 
Verzweiflung herbeiführen! Ginzelne Unvollkommenheiten hat auch diefe neuefte amerifanifche 
Bundesverfaflung, ald die größte von allen die, daß fie, um die ſüdlichen Staaten nicht von der 
Union zu trennen, vor der Hand die Ausrottung des Schandflecks der in niehreren Bundes— 
fasten beftehenden Sklaverei nur von der Weisheit diefer Staaten erwartet. Dieſes vor allem 
mußte %. jchmerzen, ver lebenslang mit den ftärffien Gründen und auch durd feinen Be— 
freiungsverein die Sklaverei ald moraliſch ſchändlich, ald dfonomifch wie politifch verwerflich be- 
kämpft hatte. 15) Auf das eifrigfte aber: bemühte er jich für die ſchwere Aufgabe, eine innig 
dauernde Vereinigung der Regierung und, Bürger von jo vielen freien Staaten in einem ges 
meini&aftlihen Grundgeſetze zu beirirken. ‚Schon in den Verhandlungen hatte der Greis wie⸗ 
derholt ven in heftige Leidenſchaftlichkeit übergehenden Streit ver Meinungen auf die würbigfte 
Weiſe zu mildern geſucht. Ahnlic arbeitete er auh am Schluffe der Verhandlungen dahin, 
daß die Gongrehmitglieder, obwol noch in wichtigen Punkten verichiedener Meinung, doch durch 
einftimmiges Schlußvotum allen einzelnen” Stanten des gemeinihaitlihen Vaterlandes das 
neue Werk zu einer gleich einmüthigen Annahme empfahlen. In dieſem Sinne fagte er in 
feiner Enterflärung: „Here Präfident! Ich geſtehe, daß ich die gegenwärtige Conſtitution nicht 
ganz billige, doch wage ich nicht zu behaupten, ich werde fie nie billigen. Denn da ich lange ges 
lebt Habe, fo ift mir oft der Hall vorgefommen, dag beilere. Erfundigung oder reiferes Nach⸗ 
denken mid nöthigten, jelbft-über wichtige Gegenftände, die ich anfangs für recht hielt, nachher 
aber nicht jo fand, meine Meinung zu ändern, - Je: älter ich daher werde, deſto mistrauiſcher 
merde ich gegen mein eigenes Urtheil und deſto mehr achte ich die Einficht anderer.” 

„‚Die meiften Menfchen. ſowie die meiften Religionsſekten glauben, file wären allein im Be- 
fige ver Wahrheit, und. andere irrten in ‚allen den Bunften, worin fie von ihnen abweichen. 
Steel, ein Proteftant, fagt in einer Zueignungsſchrift an ven Vapſt: « Der einzige Unterſchied 
unferer beiden Kirchen in Rückſicht auf vie Gemwißheit ihrer Lehren befteht darin, daß die rö- 
miſche Kirche unfehlbar ift und die engliſche fich niemals irrt.» Die meiften Menſchen halten 
ſich ſelbſt für ebenfo unfehlbar als ihre Sekte. Rur äufern ed wenige fo naiv als jene junge 
Dame in Baris, vie bei einem kleinen Streite mit ihrer Schwefter fagte: «Ich weiß nicht, wie 
es zugeht; Schweſter, aber ich kenne niemand, der immer Recht hat, als mid.» Wie dürfte 
man von einer Berfammlung von Menihen etwas Volltommenes erwarten? Id bewundere 
vielmehr, dag unfer Syſtem ſich der Vollkommenheit fo jehr naht, als wirklid der Fall iſt, 
und ich denke, auch unfere Feinde ſollen fih wundern, die mit Zuverſicht ‚zu hören hofften, un= 
fere Berathſchlagungen würden ein Ende nehmen wie die über den Bau des babyloniſchen 
Turms, die da wähnten, unfere Staaten wären im Begriffe, ih zu trennen und nie wieder 
junähern, als in der Abſicht, einander, den Dolch ind Herz zu ſtoßen.“ 

„So gebe ih denn dieſer Gonftitution meine Stimme, weil ich feine befjere erwarte und 
weil ich nicht gewiß weiß, ob fie nicht wirklich Die befte iſt. Mein Privaturtheil über ihre Fehler 
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opfere ih dem gemeinen Beften auf. Ich hoffe, wir alle werden und wm unferer ſelbſi, ale 
eines Theild vom Ganzen, willen und dann aud zum Beften unjerer Nachkommen mit er; 
und Mund vereinigen, dieſe Gonftitution, fomeit unjer Wirfungsfreis jich erſtreckt, zu empieb- 
fen und fin die Zufunft all unfer Dichten und Trachten auf die Ausmittelung zweckmäßiget 
Mafregeln richten, die Bollziehung derfelben in gute Hände zu bringen.’ 

„Bor allen Dingen aber, Herr Bräfident, kann id mich des Wunſches nicht ermehren, daj 
jedes Glied des Convents, das vielleicht noch einige Einwendungen bat, bei diejer Gelegenheit, 
ſowie ih, feiner Unfehlbarfeit nicht zu viel trauen und zum Zeugniß unfers Einmuths jeinen 
Namen unter dieje Urkunde fegen möge.” Und fo geihah es wirklich: als einmüthig beidlofien 
wurde die neue Gonflitution von allen unterzeichnet. 

In jeinem vierundachtzigſten Jahre endlich wurde F. von Staatdämtern befreit. (Er Iekte 
mit nicht alternvder Geiſteskraft in fteter heiterer Beihäftigung mit Xiteratur und mit vaterlin: 
difchen Angelegenheiten, ſowie in ftetem Verfehr mit feinen vielen fernen und nahen Freunden 
glücklich im felbfterbauten Haufe, vereint mit feiner einzigen ihn zärtlich Liebenden Tochtet und 
ihren zehn Kindern. Im einem Briefe an einen Freund pries er noch jet im vierundachtzigen, 
wie einft bei Niederichreibung des erften Theils feines Lebens im neunundſiebzigſten Jahre, mi 
gerübrtem Danke gegen die Vorſehung das große Glüd feines Lebens, mir dem Zulage: „4 
würde, wenn e# in meine Wahl gegeben wäre, nichts dagegen haben, dieſes ganze Leben vom 
Aniange bis zu Ende nohmals durchzumachen. Nur würde ich bitten, wie ein Shriftfteller 
bei einer zweiten Auflage, einige meiner Drudfebler verbeflern zu dürfen.” Er batte den 
Schmerz gehabt, waͤhrend er für die Beireiung ſeines Vaterlandes mit parriotifcher Begeifterung 
den ſchweren Kampf beftand, feinen einzigen Sohn auf ver Seite des Feindes um auch mei 
Jahre lang, big er von der engliſchen Negierung gegen einen amerikaniſchen Grnrtal ausge: 
wechſelt wurde, in amerifaniicher Gefangenschaft zu wiſſen. Gr trug auch dies mit Weidteit 
und machte feinem Sohne über feine Anfiht der Dinge feine Vorwürfe. Sein Enfel vondie 
jem Sohne aber lebte al& fein Geſandtſchaftsſecretär mit ihm in Paris. Mit Freude bemilllate 
er jedoch nach hergeftelltem Frieden des Sohnes Bitte um Herftellung liebewollen Vertehrd. & 
ſchrieb ihm dabei: „In der That hat mich nichts in meinem Leben fo verlegt und befünmrt, 
als mi) im Alter von meinem einzigen Sohne verlaffen zu ſehen, und nicht nur verlaflen, fon: 
dern ihn auch mit Waffen mir gegenüber, und das in der Sache meines Vaterlandes, in welbrt 
auch mein Vermögen, mein Leben, mein guter Name auf dent Spiele landen.‘ 

Mit der Zunahme des höhern Alterd wurden Fl's Steinſchmerzen immer färfer, aber ie 
Beiiegten die ruhige Heiterkeit und dankbare Lebensfteude des frommen Greiſes nicht. „Frelih 
iſt“, jo fchreibt er einem Freunde, „der Stein noch weit empfindlicher ala Fußgicht; ; aber ich danit 
Gott, daß ich nicht beides habe.” 

Seine Serle erhob feine fihere Vorausſicht des ſchnellen außerordentlichen Aufblühent 
ſeines Vaterlandes. Er theilte fie in rührender Begeifterung feinem Freunde Wafhingten mt, 
den er glücklich preift, fie noch zu erleben, und den er felbft zum erften Präſidenten in der 1789 
in das Xeben tretenden neuen Bunbesverfaffung bezeichnet hatte (1, 51). Er wird nicht mäh, 
feine Breunde im England au beruhigen über die lügnerifchen Gerüchte und Unglüdeprepdejt 
ungen, welche in Betreff feine® Vatetlandes die Zeitungen John Bull's und der Toried wi; 
dreiteten. Über die Urtheile der Deutfchen, unter denen felbft der liberalſte Profeſſor (Shlör) 
während des Freiheitöfriegs ſchon die Stricke für F. und Wafhington gedreht glaubte, järit 
er an jeinen Freund Rafayette (1, 190): „Daß die Deutſchen, welche von freier Verfafluns 
wenig verftehen, gern glauben, dergleichen werde fih nicht haften, wundert mich nicht. Bi 
meinen, fie halte ih, und hoffen es zu bemweifen.” Und wol kennt die Geſchichte fein Beiſpitl 
einer ſolchen wachſenden Blüte und Größe eines Staates als die der norpamerifanifchen Bar 
flaaten, deren Beröfferung fib in einem Zeitraume von 27 Jahren verbreifuchte, deren And 
wachſendes Gebiet fhon lange für mehr als hundert Millionen guten Raum hat, Mitmit 
Freude ſchreibt er wienerholt (1, 228 und 233) über die erſte ſchöne Zeit der Branzöfticen Pr 
volution,-diefer Tochter der amerifanifchen,, welche „vie Opfer, die ſie koſten würde, durch ihm 
Folgen vergüten tverde’', ſowie über „dad Freiheitsfe uer, Das ſich über Europa verbreite“.) 
„Bott gebe‘, fo ſchreibt er, daß micht blos Liebe zur Freiheit, ſondern auch durchgteifende Kennt 
niß der Menſchenrechte ale Vöiker ver Erde durchdringt, ſedaß ein Philofopk überall auf it 
feinen’ Fuß hinfegen und fagen kann: Hier it mein Vaterland." So ſchien ihm erfüllt, wahr 
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ion im Jahre 1783 mit freudigem Blide auf feine eigene zwiefache Lebensarbeit jchrieb 
(I, 426): „Es ift eine recht freudige Bemerkung, die aus der Betrachtung unſers glüdlidhen 
Kampfes hervorgeht, daß die Freiheit Boden gewinnt, daß mwillfürliche Regierungen, allmäh— 
lih abfterbend, billigern Kormen Plag machen werden. Alles aber ift eine Kolge der Bud: 
druckerkunſt und des von ihr verbreiteten Lichts, welches von Tage zu Tage wählt und von fo 
durchdringender Natur ift, daß alle Kenfterladen, welche Despotismus und Biaffenlift, um es 
abzujperren,, vorftellen möchten, umzulänglid fein werden.‘ 

Leider aber vermehrten ſich die Übel des edlen Greiſes, welcher noch gern literarifche Arbei— 
ten und vorzüglic auch feine Lebensbeſchreibung vollendet hätte. Sein Arzt, Dr. Jones, jchreibt 
bierüber Folgendes (V, 207): 

„Der Stein, welder ihn mehrere Jahre hindurch geplagt Hatte, warf ihn in den legten 
zwölf Monaten völlig auf das Lager nieder. Und in den höchſt ſchmerzlichen Anfällen mußte 
er Harfe Gaben Opium nehmen, feine Schmerzen zu mildern. Dennod unterhielt er fi 
in den ſchmerzloſen Zwiſchenräumen nicht blos durch Leſen und gemüthliches Geſpräch mit 
jeiner Familie und feinen Freunden, ſondern beforgte auch oft ſowol Öffentliche als häusliche 
Geſchäfte mit Perſonen, die ihn diesfalls befuchten. In allem aber bewährte er nicht blos die 
Bereitwilligfeit und Fertigkeit, Gutes zu thun, welches dev ausgezeichnete Charakterzug feines 
Lebens war, ſondern auch die vollfommenfte und Flarfte Haltung ungemeiner Geiftesfraft. 
Nicht jelten ergo er ſich fogar in jene Wigesfpiele und unterhaltenden Anekdoten, woran ſich 
alle Zuhörer ergötzten.“ 

Ja in diefer Lage ſchrieb er im fünfundachtzigſten Jahre jene von der frifcheften , heiteriten 
Geifteöfraft Zeugniß gebende, angeblid aus dem algierifhen Divan ſtammende unübertreff- 
(ide Parodie auf Jackſon's Vertheivigung ver Sflaverei. Sie war %.'8 legte Schrift und er— 
ihien am 25. März 1790 in der Bundeszeitung. Seine Staatsgeſchäfte hatte der großherzige 
Menſchenfreund kurz zuvor ebenfalld auf die würdigſte Weife dadurch geſchloſſen, daß er 

(12. Febr. 1789) als Vorſteher ded von ihm geftifteten Vereins zur Abſchaffung der Sklaverei 
dem erſten Bundescongreffe eine Petition für diefe Abſchaffung, unterſtützt durch eine Druck⸗ 
ihrift, übergeben hatte. 

„Ungefähr jehzehn Tage vor jeinem Tode“, jo ſetzt der Arzt feinen Bericht fort, „‚überjiel 
ihn mit fieberhaftem Übelbefinden ein Schmerz in ver linken Bruft, der immer zunahm, höchſt 
ſtechend war und ſich mit Huften und ſchwerem Athem verband. Wenn ihm in diefem Zuftande 
der Schmerz zuweilen ein Klageftöhnen entriß, jo bemerkte er wol, er fürchte, daß er den . 
Schmerz nicht, mie er follte, ertragen habe, äußerte fein dankbares Gefühl für den vielen Gegen, 
den er von böchften Weſen empfangen habe, umd zweifelte nicht, daß feine jegigen Xeiden nur 
den milden Zweck hätten, ihn von einer Welt zu ientwöhnen, mo er die ihm zugerheilte Rolle 
nicht mehr fpielen fönnte. Ruhig verſchied er am 17. April 1790.“ 

V. Sein Reben hatte er beſchloſſen, wie er es führte: mir Wohlthun, duch eine Reihe von 
Bermäcdtniffen zur Unterflügung junger Handwerker, Öffentlicher Schulen und Wohlthätig- 
feit3anftalten, namentlich auch der Tateinifchen Schule zu Boſton, welche er mit Nugen kurze 
Zeit hatte beiuchen tönnen. Zu diefen Zwecken verwendete er, feiner politifhen Bermerfung ver 
Bejolvungen für Staatsämter zu Liebe, insbeſondere auch den Betrag für die jeinigen. Sein 
liebſtes Kleinod, einen Stod mit goldenem, in Form einer Kreiheitömüge ſchön gearbeiterem 
Knopfe vermachte er „feinem und der Menfchheit Freunde, dem General Waibington”. 

Dur ganz Norvanıerifa und vorzüglich aud von den Schulanftalten wurde bei 8.'8 Tode 
fein Anderifen durch Trauerfeſte geehrt. Der Congreß verordnete zu Ehren feines größten 
Bürgers eine Rativmaltrauer auf einen Monat. In der franzöjifgen Nationalverfammlung 
fprach beider Todeskunde Mirabean: „Franklin iſt tobt. Der Geift, der Amerika die Freiheit 
gab und Lichtſtröme irber'@uropa ergoß, iſt in den Schos der Gottheit zurüdigefehrt. Der Weite, 
ver zwri Welten angehörte, der Mann, den die Geſchichte ver Wiſſen ſchaften und die Geſchichte 
der Reiche einander fireitig machen, behauptet eine habe Stelle in der Menfgenwelt. Völker 
folfen nur um ihre Wohlthäter trauern, die Vertreter freier Männer nie andere ald Heroen der 
Menfheit zur Huldigung empfehlen. Ich ſchlage vor, da die Nationalverfanmlung drei Tage 
lang um Benjamin Franklin Trauer anlege.“ Die Verſammlung nahm mit allgemeinem Zus 
rufe ven Vorſchlag an und beſchloß ein Beileidoſchreiben namens der franzöfiihen Nation an 
Ben notdamerikaniſchen Kongreß, welches diefer durch ‚ein Dankſchreiben im Namen des Volles 
von Rordamerifa eriwiderte. Braffhaften, Städte, gemeinnũtzige Anſtalten jeined Vaterlan⸗ 
ven ehren ſich ud Gedãchtniß, indem fie feinen Namen annahmen. | 


496 Frankreich (Staatsgeſchichte) 


Er jelbft, der in feinem Glücke mit frommer Dankbarkeit feinen Altern einen Marmor mit 
dem edelften Lobe ihrer bürgerlihen Tugenden feste, hatte auch für ſich eine Grabſchrift ent: 
worfen, Beſcheiden und doch mit würdigem Stolze bezeichnet in ihr der große Mann, ver für 
alle Zeiten den Bürgerftand bob und adelte und demſelben das edelſte Vorbild aufitellte, fh 
nur als Bürger. Sie ift folgende: „Hier liegt der Leib von Benjamin F. einem Buchdruder — 
glei den Einbande eines alten Buchs, aus welchem jein Inhalt herausgenommen ift und der 
feine Infhrift und Vergoldung verlor — der Zerflörung geweiht. Doc wird das Werk jelbi 
nicht verloren fein, fondern dermaleinſt in einer neuen, jhönern Ausgabe eriheinen, durdge: 
ſehen und verbeifert von dem Verfaſſer.“ 

Auf der Erbe aber werden, folange die Gultur und die Freiheit des Menihengeihlehti 
dauern, diejed großen Bürgers Wirken und Beifpiel im Segen fortleben. MWelder. 

Frankreich (Staatsgeſchichte). Franfreih muß ald dasjenige Land bezeichnet werden 
welches auf den Gang der Weltgeſchicke im allgemeinen und die Geſtaltung der europäliden 
Staatenverhältniffe im bejondern mit den meiften-und folgenreihiten Einfluß gehabt hat. E 
ift in der That feine Epoche in dem großen Ganzen der europäiſchen Staatengeſchichte, in mel: 
her nit Frankreich entweder zu den diejelbe in ihrer Eigenthümlichkeit bedingenden und da: 
rafteriivenden Erſcheinungen und Greigniflen den erſten Anftoß gegeben oder doch fo darauf 
eingewirft hätte und davon ergriffen worden wäre, daß ihm. an den Ergebniljen und der md: 
lihen Entfheivung nicht inımer ein hervorragender Antheil zugeſchrieben werden müßte. Das 
bat ihm von jeher feine bedeutende Weltftellung verſchafft und geiichert, ſowol bei dem durd 
die Jahrhunderte hindurchgehenden Kampf der Waffen, welcher die.gegenfeitigen Beziehungen 
der Länder unſers Erdtheils geregelt hat, als auch bei ven Werfen des Friedens, in der Ent: 
wieelung innerer Staatenverhältniffe in Bezug auf Verfaflung, Recht und Geſth, religiöfes 
und geiftiges Leben, Sitte und Gultur. Frankreichs Einfluß war in allen dieſen Beziehungen 
faft immer anregend und neubelebend, meiftend fördernd und wohlthuend, nicht jelten aber 
aud hemmend, verhängnißvoll und vernichtend. Dies in. großen gedrängten Zügen nadzume: 
ſen, foll der Zweck diejer hier vorliegenden Skizze fein. 

I. Unter ven Merovingern. Es bevarf ded Beweiſes nicht, dag es vorzüglich zwei 
Dinge waren, welche Frankreich von Anfang an jo zu fagen zu einem der bedeutendilen Nittel: 
und Ausgangspunfte des neueuropäifchen Staatenlebend machten: ſeine geographiſche Lage un 
die eigenthümliche Art, wie e8 an der Grenzſcheide der alten und der neuern Zeit in die Völker: 
bewegung. hineingezogen wurde, welde die Geflaltung der politiihen Verhältniſſe Guroyat 
während der mittlern und neuern Zeiten bedingte. Jene war vom weſentlichſten Einfluß au 
diefe. Sowie das alte Gallien jhon etwa 100 Jahre vor Cäſar die ihm von den jlegreiden 
Römern dargebrachten Staatdeinricptungen in jih aufnahm und dann, nachdem Gäjar alt 
Land zwifchen dem Rheine und den Pyrenäen unterworfen hatte, vier Jahrhunderte lang mi 
allen Wandelungen, melde jie während ver Kaiferzeit, namentlich duch Auguftus und Kon: 
Rantin, erfuhren, bewahrte und pflegte, fo zeigte es auch, nachdem ſich dieſe überlebt Hatten, 
die meifte Empfänglichkeit für die neuen Elemente ftaatliher Ordnung und des geiftigen Leben, 
welche ihm die gleichfalls ſiegreich eindringenden Wölkerfchaften germaniſchen Urſprungs braö: 
ten. Während die Weftgothen das Land zwijchen der Loire und den Pyrenäen, die Burgunde 
bad Gebiet zwiſchen der Rhone und dem Aarfluffe und die Bretonen einen Theil der Nordlüft 
Galliens, das alte Armoricum, bejegten und neu bevölferten, bemächtigte fich endlich der gemal- 
tigfte germanifche Volksſtamm, der der Kranken, welcher bereitö jeit dem legten Viertel de} 
3. Jahrhunderts unferer Zeitrehnung (287) eine Niederlaflung in Gallien hatte, in der er 
Hälfte des 5. Jahrhunderts (438), angeblich unter der Führung des Saliers Chlodio (fur 
wig), faft des ganzen Landes zwifchen dem Niederrhein und. der Somme. Dann dehnte Re 
vãus, wahrſcheinlich jein Sohn, welder.der erften Dynaſtie fränkijcher Könige, den Mermin: 
gern, den Namen gegeben hat, die. Frankenherrſchaft bis zur Seine hin aus, worauf Ghilend, 
jein Enfel, bis zur Loire vorbrang, und endlich Chlodwig, fein Urenkel, der Römerberrigelt in 
Gallien ein gänzlihes Ende machte. 

' + Drei. glänzende Siege diejed ‚Helden waren entſcheidend für die feftere Begründung vi 
großen Frankenreichs, deſſen Grenzen jich weit über das alte Gallien hinauserſtreckten. Den 
erften erfocht er im Jahre 486: über den legten römiſchen Statthalter Galliens, Syagrius, Ki 
Soiffens, welches er darauf zur Hauptſtadt feines Reis erhob. Der zweite brad zehn Jahre 
fpäter, im Jahre 496, im der Schlacht bei Zülpich die Macht der Alemannen und. mar infoler 
von doppelter Wichtigkeit, ald.er zugleich Chlodwig's Übertritt zum Chriſtenthum zur Bolge hatte. 


Frankreich (Staatsgefhichte) | 497 


Der dritte endlich, den er im Jahre 507 bei Bouille, unweit Boitierd, über die Weſtgothen 
unter Alarich errang, machte ihn zum Herrn alled Landes von der Loire bi zu den Pyrenäen. 
Der Ruf feiner Ihaten und feiner Macht erftredte fich hierauf fchon fo weit, daß ihm der Raifer 
des Oſtreichs, Anaftafius J., im Jahre 510 den Titel und die Würde eines Conſuls und Pa— 
triciers des Römiſchen Reichs, ja felbft den Beinamen Auguftus beilegte. In demielben Jahre 
wurde Paris zur Hauptftadt ded Frankenreichs erhoben. 

Mehr wie ver äußere Prunk diejes verfommenen Römerweſens, an deſſen Erhaltung und 
Wiederherſtellung gewiß niemand ernftlih denken konnte, lag Chlodwig, welder nit blos 
glücklicher Eroberer, ſondern auch hellſehender Bolitifer war, jicherlich vie Bereftigung feiner 
Herrichaft vurd Einführung zweckmäßiger, ven Verhältniffen des Landes entſprechender Staats— 
einrichtungen am Herzen. Allein ed war ihm faum vergönnt, dazu den erjten Grund zu legen. 
Denn naiven: er auch noch die Bretagne und Burgund mit feinem Reiche vereinigt hatte, farb 
er bereits im Jahre 511 im fünfundvierzigften Jahre feines Alters. Unglücklicherweiſe war noch 
nicht einmal für eine feitftehende Erbfolge im Herrfcherhaufe geforgt, welche vie Einheit des neu: 
begründeten Reichs auf die Dauer zu verbürgen geeignet geweſen wäre. Daher vorzüglich ift 
es gefommen, daß die nah Chlodwig's Tode etwa noh 240 Jahre währende Herrichaft der 
Merovinger (511—752) faft weiter nichts als eine ununterbrochene Reihe blutiger Kamilien= 
fehden im Herrſcherhauſe varbietet, welche mitunter in Die emipörenditen Schandthaten ausarte— 
ten und fowol den Zerfall des nur von Zeit zu Zeit wieder unter einem Herrſcher, wie 3.8. 
unter Ghlotar I. (560) und Dagobert 1. (631), vereinigten Reiche, als auch den endlichen Unter: 
gang der in Ohnmacht und Rajterhaftigfeit verfunfenen Dynaftie unvermeidlich machten. So— 
gleich unter Chlodwig's Söhnen zerichlug ſich das Reich in vier Theile, welde dann in jehnellem 
Wechjel die drei getrennten Königreihe von Burgund, Neuftrien oder Weftfranfen und Au: 
ſtraſien oder Oftfranfen und endlich nur die beiden legtern bildeten. In der langen Reihe im— 
mer wiederfehrender Königsnamen finden fih da freilich nur wenige hervorragende Perjönlich: 
keiten, Der ihnen am Ende beigelegte und hiftorifch gewordene Beiname der Faineants ift zu= 
gleich vielleiht die beſte Charafteriftif ihres Thuns und ihres Weſens. 

Nichtsdeſtoweniger war dieſe Epoche der erften Königsraſſe over der Dynaſtie der Mero- 
vinger eine der widhtigften und folgenreichiten für die gefammte Staatsentwidelung des heutigen 
Frankreich. Das ijt erft neuerdings vorzüglich durch die vortrefflihen Arbeiten eines Auguftin 
Thierry, Guerard, Nauder u. a. in das rechte Licht gejegt worden. Es war die Zeit, wo der 
Grundbau der franzöjiichen Monardie auf den Trümmern der untergegangenen Nömerherr: 
ihaft mit allen ven VBorzügen und Mängeln aufgeführt wurde, welche fpäter theils ihre wohl⸗ 
thätige, theild aber aud ihre verhängnißvolle Entwidelung erhalten haben. Man kann mit 
Beſtimmtheit annehmen, daß diefe große Immandelung urfprünglid für Land und Volk eher 
eine heilſame und wohlthuende ald eine bemmende und drüdende war. Das fränfiiche König: 
thum war ſchon jeinem Urfprunge und feiner Natur nad jedenfalld weit weniger läſtig als die 
Tyrannei römilher Gewalthaber. Chlodwig war mit jeinen Franken nicht blos ald Sieger, 
fondern aud ald Befreier nah Gallien gefommen. Gr wollte nicht unumſchränkter Herr fein, 
fondern räumte nah altgermanifhen Staatöbegriffen felbft den Unterworfenen einen gewiflen 
Antbeil an der Regierung des Gemeinweiend ein. Das bedingte ſowol die Befigverhältnifle 
son Grund und Boten ald aud dad Weſen der Verfaffung und der Berwaltung des Reichs. 

Sehr merkwürdig und für alle Zukunft entfcheidend war dabei dad Verhältniß, in weldes 
glei von Anfang an die weltliche und die geiftlihe Macht zueinander verjegt wurden. Chlod⸗ 
wig Ideint jehr wohl eingejehen zu haben, welchen bedeutenden Einfluß der Klerus bereitd auf 
das Volf gewonnen hatte, und wenn er ihn daher flugerweife für feine Zwede, zur Befe— 
ftigung feiner Herrichaft zu gebrauchen juchte, jo lag ed auf der andern Seite auch wieder im 
Intereſſe der Geiſtlichkeit, dem neuen rechtgläubigen Herrſcher ſchon aus Haß gegen die fegeri- 
ſchen Arianer helfend und fördernd entgegenzufommen. So hoben und hielten ſich bier welt— 
liche und geiſtliche Macht auf eine Weiſe, welche für die Stellung der letztern durch die ganze 
Folgezeit hindurch von höchſter Wichtigkeit geworden iſt. Chlodwig und ſeine nächſten Nach— 
folger nahmen gar keinen Anſtand, den Biſchöfen, obgleich ſie ausſchließlich der Klaſſe der alten 
Landesbewohner angehörten, in den nach Gallien verpflanzten allgemeinen Volksverſamm— 
lungen, dem Märzfelde (regni generale placitum), nicht nur den Zutritt, ſondern auch die erſten 
Stimmen zu gewähren, welche ſie als der gebildetſte Stand gewiß auch zu ihrem Vortheile zu 
benugen wußten. Sie bekamen dadurch nicht nur einen bedeutenden Antheil an der Gejeg- 
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gebung, fondern fonnten au ihren Einfluß bei der Pflege des Rechts und bei der allgemeinen 
Bermwaltung des Reichs geltend machen, zumal da fie dann auch noch in dem engern Rathe dee 
Könige, dem eigentlichen Staatsrathe (placitum regium), Sig und Stimme erhielten. Noch 
etwa 100 Jahre nach Chlodwig's Tode hatten fie, fo z. B. bei der Revifion des Salifchen und 
Ripuariſchen Geſetzes, mit die entfcheidenpfte Stimme. 

Die Rechtöpflege warb überhaupt, ebenfalld nah germaniſcher Sitte, infofern Gemeingut 
aller, ver Beſiegten ſowol wie der Sieger, als jedem die Wohlthat zu Theil wurde, über feine: 
gleichen zu Gericht zu figen und von ſeinesgleichen gerichtet zu werden. Auch die allgemeinen 
Staatslaften verminderten fi unter den Einfluffe der un vieles vereinfachten Reichöverwaltung. 
Die Bedürfniſſe des Staatshaushaltd und des Hofweſens waren bei weitem geringer als 
unter der prunfvollen Herrſchaft römischer Statthalter. 

Gleihmol machten ih nur zu bald auch die Schattenfeiten der neuen Ordnung der Dinge 
fühlbar. Es fehlte dem fränfifhen Königthume der Merovinger von Anfang an das eigent: 
lid) erhaltende Glement. Somie der überwiegende Einfluß der höhern Geiftlichfeit die weltlie 
Macht des Herrſchers merklich beſchränkte und beeinträchtigte, fo wurden auch die großen Grund: 
befiger in der Nähe des Throns, die reihbegüterten Dienftleute deſſelben, die Leudes, die ge— 
fährlichſten Feinde und Nebenbuhler der ſchwachen Könige. Ihre wachfende Macht führte zu 
der erften bedeutenden Lmwandelung der altfrünfifchen Reichsverfaſſung. Je mehr die Könige 
bei ihren endloſen Fehden ihrer Hülfe bedurften, deſto höher fliegen ihre Ansprüche und ihre 
Gewalt, felbft auf Koften der urväterlichen Bolfäfreiheiten. Während z. B. die alten Tag: 
fagungen, die Märzfelder, immermehr vernadhläfligt wurden und in Vergeffenheit famen, er: 
weiterte fih in gleichen und fleigenden Verhältniffen der Kreis der Macht und ver Befugniffe 
diefer neubegründeten Ariftofratie des franzöſiſchen Grundadels. Was den zum Waffendienft 
verpflichteten Reuten des Königs urſprünglich nur als perfönlicher Lohn zu temporärem Genufle 
zugeftanden worden war, wurde von ihnen bald als feſtes und bleibendes Eigenthum, felbit mit 
dem Rechte der Erbfolge, in Aniprud genommen. 

Die natürliche Folge davon waren jene immer weiter gehenden Übergriffe dieſer grogen 
&rundbefiger, welche auf der einen Seite die füniglihe Gewalt ſchwächten, auf der andern den 
auf der Maffe des Volkes, namentlich der unterworfenen alten Landesbewohner laftenden Drud 
um vieles erfchwerten. Sie wurden in der That die eigentlihen Herren, die Seigneurt det 
Zanded. Denn ein jeder ftrebte in feinem Kreije nah Selbftändigfeit ver Herrſchaft. Und te 
ſomit die Bande, melde dad Ganze zufammenbalten follten, immermehr erfchlafften, fo ware 
wahrſcheinlich der gänzliche Zerfall des Reichs unvermeidlich gewefen, wenn ſich nicht aus die: 
fem Zuftande allgemeiner Auflöfung und Verwirrung eine neue einigende und erhaltene 
Staatögewalt herausgebildet hätte. Es mar die der Hausmeier, der Majores domus regiat, 
deren Befugniffe urfprünglich wahrfheinlih nur auf die Verwaltung der Krongüter und die 
Oberauffiht über das königliche Hofweſen befhränft waren, nad und nad aber, unter glüd- 
licher Benugung der Umftände, auf die oberfte Leitung des gefammten Civil- und Militit: 
ftaates, mit einem Worte, auf die ganze Reichöverwaltung ausgedehnt wurden. 

H. Unter den Rarolingern. Gin Erzeugnif der Nothivendigfeit der Verhälmift, 
war biefe neue Staatögewalt fowol ihrem Urfprunge wie ihrer allmählichen Entwickelung nath 
eine naturgemäße und folglich wohlthätige. Ihre Träger, meiftens Männer von höherer De: 
gabung und tieferer Einfiht in das Weſen und die Bedürfniſſe der Staatöverwaltung, muptet 
fich dieſes wichtige Amt, welches urſprünglich blos auf gewiffe Zeit verliehen wurde, zuerft auf 
Lebensdauer und dann felbft mit dem Rechte erblicher Nachfolge für ihre Familien zu fihern. 
So fam es in den Belig der mächtigen, durch Reichthum mie dur Hervorragende Eigenſchaf⸗ 
ten des Geiſtes und Charakters gleich auegezeichneten Familie der Pipine, der Stammväter der 
zweiten franzöſiſchen Königsraffe, ver Dynaſtie der Karolinger. Nur felten hat es das günftige 
Geſchick eines großen Reichs in einem fo wichtigen Wendepunfte feiner Geſchichte fo gefügt, daß 
drei ſo hochbegabte Männer deſſelben Stamms gleich nacheinander in den Beſitz der hoͤchſten lei⸗ 
tenden Gewalt gelangten, wie Bipin von Heriſtal (678— 714), Karl Martell (714— 741) und 
Pipin der Kleine (741— 768), der Vater Karl’8 des Großen. Die gänzliche Schwäche und 
Verſunkenheit der legten Merovinger war der natürliche Grund ihrer Berechtigung zur Aus 
übung der königlichen Gewalt, melde ihnen unter der Benennung der Duces et Principes, je 
ſelbſt der Subreguli Francorum thatfählich längft jhon zugeftanden worden war, ebe ed Pirin 
der Kleine im Jahre 752 wagte, ber Schattenherrjchaft des legten Merovingers, Childerich II, 
ein Ende zu maden, um fich felbft auf den Thron Chlodwig's zu erheben. 
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Aud er glaubte indeilen dieje Thronummälzung nicht ohne den Beiſtand ver geiftlichen 
Nacht wagen zu dürfen. Nicht nur daß er ji, der erfte der franzöfijchen Könige, von dem 
räpftlichen Legaten, dem heiligen Bonifacius, Erzbiſchof von Mainz, in der Kathedrale zu 
Seiffons mit allem Prunke kirchlicher Gewalt förmlich krönen und falben ließ, erbat er ſich auch 
neh nadhträgli von Papft Stephan II. die Abjolution dafür, daß er feine Hand nad) ver Krone 
ſeines rechtmäßigen Königs audgeftredt hatte. Papft Stephan ließ ſich felbft jo weit willig 
Äinden, daß er die Salbung Pipin’8 und feiner Söhne im Jahre 754 im Dom zu St.:Denis 
perfönlich wiederholte. Aber freilich brauchte damals auch der päpftlihe Stuhl die Hülfe des 
mädhtigen Franfenfönigs gegen die Longobarden in Italien und die Bilderftürmer im Oſtrömi— 
hen Reiche. 

Indeffen war Pipin ein zu kluger Zürft, als daß er die Sicherheit feines jungen Throns 
iofort felbft wieder durch zu tief eingreifende Reformen in der Berfaffung und Verwaltung des 
Reichs gefährdet und untergraben hätte. Seine nur jiebzehnjährige Regierung (752 — 768) 
mar mehr der Erweiterung und Befeftigung feiner Herrſchaft durch glüdlihe Kriege und Er- 
oberungen gewidmet. Er vereinigte nicht nur dad Königreich Aquitanien und den no unab: 
bängigen Theil des Landes der Weitgothen im heutigen Languedoc und der Bretagne mit der 
Krone, fondern zog aud zweimal über die Alpen nach Stalien, um dem König der Yongobarden, 
Aftulf, das Exarchat von Ravenna zu entreißen, weldes er dem Papfte, ald den Grundftod 
jeiner weltlihen Macht, zum Geſchenk überließ. Die einzige namhafte, aber nicht tiefer ein- 
gehende Reform, melde er in der innern Reichsverfaſſung vornahm, war die Verlegung der 
allgemeinen Volkstage aus dem Monat März in den Mai, und zwar aus dem Grunde, weil fie 
faſt nur noch von den reihern Grundbeſitzern beſucht wurden, welche mit ihrem Gefolge beritten 
erſchienen und daher um dieje Zeit beffer für ven Unterhalt und die Pilege ihrer Pferde forgen 
fonnten. 

Erft vem Sohne Pipin’s, Karl dem Großen, war eö vorbehalten, feinen Namen und feine 
Regierungszeit (768— 814) aud in Bezug auf die innere Geftaltung des franzöſiſchen Staats— 
lebens zu einem der hervorragendften Markfteine in ver Geſchichte Frankreichs zu machen. Wir 
Saben hier natürlih nur diefen Theil feines unermeßlichen Reichs ind Auge zu faffen, welches 
fih befanntlid am Ende von der Raab in Ungarn bis zum Ebro in Spanien und von Der 
Eider im Norden Deutjchlands bis zum Tiber in Italien über alle Länder Europas erftredte, 
Denn während Karl mit durchdringendem Blicke allerdings immer dad Ganze zu umfaflen wußte, 
verftand er es doch auch vortrefflid, bei der Organifation des Verfaffungs- und Verwaltungs: 
weſens die befondern Verhältniſſe und Bebürfnifle ver verfhiedenen Länder feined ungeheuern 
Reihe gehörig zu berüdjichtigen. 

Für Frankreich mußte dabei fein Hauptaugenmerk darauf gerichtet fein, die unter den Mero- 
vingern tief erfchütterte monarchiſche Gewalt möglihft zu heben und zu befeftigen. Dies konnte 
aber vor allem nur dadurch gefchehen, daß er den Anmafungen und Übergriffen ver großen 
Grundbejiger gebührende und wirkſame Schranfen zu fegen ſuchte. Theilung ihrer Macht und 
ihrer Intereflen war dazu das geeignetfte Mittel. Sie wurde vorzüglich durch die Einführung 
einer neuen Provinzialverfaffung erzielt, melde auch fonft ihre jehr wejentlihen Vorzüge hatte. 
Denn ihr Hauptzweck war, das ganze Neid in eine Menge Fleinerer Verwaltungsbezirke zu 
zerihlagen, welche auf der einen Seite zwar den überwiegenden Einfluß mächtiger Geſchlechter 
binderten, auf der andern aber doch eine ſtrenge und gleihmäßige Beauflihtigung von feiten der 
föniglicgen Gentralgemwalt geftatteten, welche durch das Inftitut der Missi dominici, der landes⸗ 
berrlihen Sendboten, bewirkt wurde. Denn diefe waren ald Vertreter der höchſten Regie: 
rungsgewalt verpflichtet, die einzelnen Verwaltungsbezirke regelmäßig alle drei Monate zu be: 
fuchen, ihre Volköverfammlungen zu leiten und zu überwaden, im Namen des Königs Net 
zu ſprechen und demfelben überhaupt über die Zuftände und die etwaigen Bebürfniffe jeder 
Provinz genaue Rechenſchaft zu erteilen, damit ſie bei der allgemeinen Reihäverfanmlung, 
dem Maifelde, angemeffene Berüdjihtigung finden könnten. 

Dabei mußte Karl die Macht der weltlihen und der geiftlichen Herren dur gegenfeitige 
Eiferſucht im ein wohlthätiges Gleihgewicht gegeneinander zu verfegen, welches die Anmaßun— 
gen weder der einen noch der andern auffommen ließ. Zugleich verftärfte er feine bewaffnete 
Macht durch eine beſſere Einrichtung ded Hrerbannd und brachte namentlich in dle Verwaltung 
der Krongüter und des Hofwefend jene mufterhafte Ordnung, melde der Mehrung ihres Er= 
tragd und einer weifen Sparfamfeit gleich förderli war. Es ift befannt, mit weldei Umſicht 
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er die auf diefe Weife gewonnenen Mittel zur Hebung des materiellen Wohlftandes und der 
geiftigen Intereffen der Nation zu verwenden mußte. 

Zeiver war ed ihm nur ebenfo wenig wie Chlodwig beſchieden, zugleich mit dem Materiel- 
len und der Form feiner neuen Einrichtungen aud ven Geift und die Kraft, die jie tragen und 
erhalten follten, auf feine Nachfolger zu vererben. Schon unter jeinem Sohne, Ludwig vem 
Frommen (814— 840), gerieth vieled von der väterlihen Reichsverfaſſung und Verwaltung 
faft unvermerft wieder in Verfall und Vergeflenheit. Die Schwäche ded Staatsoberhaupts be: 
günftigte abermals das Wachsthum der Macht weltliher und geiftliher Vaſallen, veren in 
gleihen Verhältniſſen fteigender Drud folgereht auf die Maſſe des Volkes zurückfiel. 

Mie wäre ed aber vollends möglich geweſen, dad unermepliche Reich Karl's des Großen in 
feiner Einheit auf die Dauer zufanmenzubalten? Die Bande ned Geiftes und der Macht, welde 
ed zulammengefügt batten, erichlafften innmermehr. Bereitö im dritten Jahre der Negierung 
von Ludwig's ſchwachem Sohne und Nachfolger, Karl dem Kahlen, entſchied ſich durch den Ber: 
trag zu Berdun (843) die Trennung von Franfreih und Deutichland für alle Zeiten. Franf: 
reich umfaßte infolge derfelben noch alles Land zwifchen der Rhone, Saone, Maas, Schelde 
und dem Ebro. Während der langen Regierung Karl's des Kahlen (840— 877) ging nun 
die große Staatdummälzung, welche die franzöjifche Monarchie nah und nad in eine Anzahl 
faft unabhängiger fleiner Reiche mit ariftofratifcher Regierung ummanbelte, mit Rieſenſchritten 
ihrer Vollendung entgegen. 

Sogleih nad der Trennung im Jahre 843 mußte der König den Großen des Reiche bie 
ſchriftliche Zuſicherung ertheilen, feinem anderd ald nad orventlichem Lirtheil und Nest feine 
Stelle zu nehmen und jedem Stande die Privilegien zu laffen, die er unter den vorigen Köniz: 
gen gehabt habe. Acht Jahre nachher (851) mußte er verſprechen, in Reichsſachen nichts ohne 
Einwilligung der Großen zu thun, und fünf Jahre fpäter (856) eine neue Acte auöftellen, 
worin er für fi und feine Nachkommen erflärte, daß die Großen das Recht haben jeilten, ſich 
dem Könige, wenn er etwas Ungerechtes verlange, gemeinihaftlich mit den Waffen in ver Hand 
zu widerfegen, und daß befonderd in Griminalfälten blos judicium parium gelten jole. 
Um aber dem Ausbau des ariftofratiichen Reichsregiments gleihfam die Krone aufzuijegen, 
mußte fi der König noch vier Monate vor feinen Tode dazu verftehen, die Erblichfeit nicht nur 
der großen reich dotirten Stellen der Herzoge und Grafen, fondern aud der Fleinen weltlichen 
und geiftlihen Beneficien vom Vater auf den Sohn durd eine am 6. Oct. 877 audgeftellte Ur: 
funde förmlich und feierlich zu janctioniren. 

North und Bedrängniß von außen trugen nun freilich am meiften dazu bei, dieſe tief ein- 
greifende Umwandelung der innern Reichöverfaflung immermehr zu erweitern und zu befe: 
fligen. Die ſchwachen Nachfolger Karl’s des Kahlen, Ludwig II. (geft. 879), Ludwig IH. 
(geft. 882), Karloman (geft. 884) und Karl der Dide (geft. 888), waren nit dazu gemadt, 
dem Normannenfturine, welcher jegt von Norden ber mit vernichtender Gewalt über das Land 
hereinbrach, allein fiegreich die Spige zu bieten. Sie mußten jih auf den Beiltand ihrer mäd: 
tigen Bafallen, ver Herzoge und Grafen, verlaffen. 

Robert ver Starke, Urgroßvater Hugo Capet's, that ih unter dieſen ald Herzog von Fran: 
cien befonders hervor, und fein Sohn Eudes oder Otto, Graf von Barid, wurde zum Lohne 
feiner tapfern Vertheivigung diefer Hauptfladt gegen die Normannen von den zu Compiegne 
verfammelten Großen im Jahre 888 zum König ausgerufen. Doch erhielten ich nad feinem 
fhon im Jahre 398 erfolgten Tode die ſchwachen Karolinger nod ein volles Jahrhundert im 
Befige der königlichen Gewalt, nicht durch eigene Kraft, fondern weil es eben das Interefle ver 
großen Bafallen war, ſchwache und ohnmächtige Könige auf vem Throne zu wiflen. 

Seitdem blieb unter den legten Rarolingern, welde in fhnellem Wechſel aufeinander folg: 
ten, die Auflöfung des Neich in große und Fleine Lehngüter und die davon unzertrennlide 
Schwächung ver föniglihen Gewalt fortwährend in fleigender Bewegung. Schon vor Aus: 
gang des 9. Jahrhunderts, im Jahre 879, hatten ſich die großen geiftlihen Vaſallen der Bro: 
vence zu Arles in dem Schwager Karl's des Kahlen, Bofon, ihren eigenen König ermählt, 
welder nad und nad auch no die Dauphine, Lyon mit Gebiet, Savoyen, die Franche-Comte 
und einen Theil des Herzogthums Burgumd mit feinem neuen Reiche vereinigte. Ebenfo mußte 
fih Karl IH. (der Einfältige) im Jahre 912 durch einen förmlihen Vertrag dazu verftehen, dem 
Normannen Rollo, welder in der Taufe ven Namen Robert annahm, den Theil von Neuftrien 
zu überlaffen, welcher feitvem den Namen der Normandie erhielt, und womit auch die Bretagne 
als Lehn des mächtigen Herzogs unter der Souveränetät ded Königs vereinigt wurde. 
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Kein Wunder alſo, daß das Beſitzthum der Karolinger durch freiwillige oder erzwungene 
Schenkungen und Abtretungen am Ende ſo zuſammenſchmolz, daß dem Urenkel Karl's des Kah— 
len, Ludwig IV., weiter nichts mehr übrig blieb als die Stadt Laon mit Gebiet. Deſto ſchneller 
erhob jich nun aber auf den Trümmern des Reich Karl's des Großen ein neued Herrſcher— 
geſchlecht in der reihen und mächtigen Familie Robert'8 des Starken, des Herzogs von Neu— 
rien und Grafen von Paris. Nachdem ſchon fein Sohn Eudes die Königskrone getragen hatte, 
mar jein Enfel Hugo der Große nit nur Herzog von Neuftrien, jondern aud von Burgund 
und des eigentlichen Francien, oder ded ganzen Landes zwijchen der Maas und der Seine. Bei 
jeinem im Jahre 956 erfolgten Tode war fein Haus das mädhtigfte unter den großen Vafallen, 
melde es hätten wagen mögen, die Hand nad der Königäfrone auszuftreden. Seine drei jün— 
gern Söhne, Dtto, Heinrich und Eudes, waren nadeinander Herzoge von Burgund, feine bei= 
den Töchter hatte er an die Herzoge Richard von der Normandie und Friedrih von Kothringen 
vermählt, und feinem älteften Sohne, Hugo Gapet, war ed vorbehalten, der faft auf nichts her— 
abgejunfenen Herrſchaft der Karolinger endlich ein Ziel zu jegen. Mit Zuftimmung des Pap- 
Res Johann XV. wurde er im Jahre 987, nachdem die Karolinger 236 Jahre geherrſcht hatten, 
in einer nad Compiegne berufenen Verſammlung feiner ibm am meiften ergebenen Bafallen 
obne weiteres ald König anerfannt. Der legte Karolinger, Herzog Karl von Lothringen, ein 
Urenfel Karl's des Kahlen, fuchte ihm zwar die Krone jtreitig zu madhen, fiel aber zu Laon in 
feine Gefangenſchaft und ftarb in den Staatögefängniflen zu Orleans, 

IN. Unter den Gapetingern. Hugo Gapet, der Stammvater der dritten franzöfi= 

ſchen Königsraffe, ver Gapetinger, hatte indeffen bei feinem Regierungsdantritt feinen leichten 
Stand. Denn die Großen des Reichs hatten von ihm ald Bedingung feiner Erhebung vie 
ſchriftliche und mündliche Beftätigung der Erhaltung ihres Beiigftandes, ihrer Rechte und ihrer 
Breiheiten verlangt. Die natürliche Folge davon war die Fortdauer des faft an Anardie gren- 
genden Zuftandes der Neichöregierung unter geſetzlicher Form. Mehr als vierzig große Va— 
jallen theilten jih in das Land, von denen jeder in jeinem Bereiche ebenfo unabhängig fein 
wollte und auch wirflih war, wie der König felbft in den eigentlihen Kronlanden von Neu— 
firien und Francien. Unglücklicherweiſe erſtreckte fi diefer Zuftand des anardifhen Vaſallen— 
thunis nun auch noch bis in die nievern Schichten des Lehnsverbandes. Der Eleine Untervajall 
wollte feinem Lehnäheren, dem Herzoge oder Grafen, gegenüber ebenjowol unabhängiger Herr 
fein, wie diefer den König faft nur als feinesgleihen anerfannte. Jeder hielt ſich für berech— 
tigt, in feinem Fleinen Kreife mit unbefhränfter Willkür zu jhalten und zu walten, zum unfag= 
lien Drude des ihm unterworfenen Bolfes auf dem platten Rande und felbft in den Städten. 

Daß ſich indeſſen aus diefem heillofen Zuftande, welder das Reich abermals der gänzlichen 
Auflöfung entgegenführen zu müflen ſchien, unter ven Gapetingern am Ende doch wieder eine 
monarchiſche Gewalt herausbilvdete, welche das Ganze zuſammenzuhalten im Stande war, ijt 
fiherlich eine der merfiwürbigften und folgenreichſten Erſcheinungen in der geſammten Staats— 
entwidelung Frankreichs. Verſchiedene Umſtände wirkten dazu zuſammen. 

Zuerſt war es von entſcheidender Wichtigkeit, daß die neue Dynaſtie mit ſeltener Conſequenz 
auf einer ſtrengen und beſtimmt geregelten Ordnung in der Thronfolge beſtand. Es wurde ge— 
wiſſermaßen Hausgeſetz der Capetinger, daß der Vater den Sohn noch immer bei feinen Leb— 
zeiten zum Mitregenten annahm und ihn nidt nur als jolden anerkennen, jondern auch als 
feinen Nachfolger förmlich frönen lief. So erhob Hugo Gapet jhon ſechs Monate nach feiner 
eigenen Krönung feinen Sohn Robert neben ſich auf den Königäthron. Ebenſo ließ Robert, 
welcher 35 Jahre regierte (996 — 1031), bereit vier Jahre vor feinem Tode feinen Sohn 
Heinrid I. zum Könige wählen, und daſſelbe thaten Heinrih I. (1031 — 60), Philipp I. 
(1060—1108), 2udwig VI. (1108—37) und endlich aud Ludwig VII. (1137—80) für 
feinen Sohn Philipp Auguft, deſſen dreiundvierzigjährige Regierung (1180— 1223) aud in 
jeder andern Hinfiht für die Befeftigung des föniglihen Anjehens eıne der bedeutendften war. 

Überdies trug aud die lange Dauer der Regierungszeit der einzelnen Könige nicht wenig 
dazu bei, die einmal eingeführte Thronfolge, weldhe 200 Jahre lang von einer Seite mehr ans 
gefochten und in Zweifel gezogen wurde, und mit ihr die königliche Macht zu fihern und zu be= 
feftigen. Es war jhon ein weſentlicher Gewinn, daß es in diefer langen Zeit gar feine Kron— 
händel gab. Dadurch gewann dann auch folgeredht die föniglihe Gewalt wieder mehr Ver— 
trauen bei den Großen des Reihe. Sie fingen an, den König bei ihren Händeln wieder ala 
oberiten Schiedsrichter anzuerkennen und ſich feinem Ausſpruche zu unterwerfen. Sie fühlten 
bas Bepürfniß, ji im ihrem eigenen wohlverftandenen Interefle enger an ihn anzuſchließen. 
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Es bildete ſich zwiſchen ihm und mehreren feiner großen Bafallen auf diefe Weife jelbft nicht 
felten eine Art Bundesgemeinſchaft zu gegenfeitiger Hülfe und Uinterftügung. 

Bon höchfter Wichtigkeit war es dabei, daß die geiftliche und die weltlihe Macht abermals 
von der Nothwendigkeit durchdrungen wurben, ſich gegenjeitig zu heben und zu halten. Die Bi: 
ſchöfe fahen ih gezwungen, den Schuß des Königs gegen die Anmafungen mächtiger weltlicher 
Herren in Anspruch zu nebmen, und der König fand ed auf der andern Seite bequem umd ratb: 
fam, den moralifchen Einfluß des höhern Klerus zu feinem Vortheil auszubeuten. 

Dazu fam nun aber endlid noch eine ganz neue Erſcheinung, welche vielleicht mehr wie alıs 
das königliche Anieben und feine Wirkfamfeit bob, ftärfte und erweiterte: mir meinen die Gin: 
führung ſtädtiſcher Gorporationen, deren Urfprung und meitere Ausbildung gleichfalls ver 
Regierungszeit ver Gapetinger angehört. In ihnen entftand eine Macht, welde den Königen 
um jo willfonmener fein mußte, da fie von ihnen als das bequemfte und wirkſamſte Gegen: 
gewicht gegen die Übergriffe der großen Feudalariſtokratie gebraucht werben konnte. Sie lieher 
es fi daher auch ganz befonders angelegen fein, diejes ftädtifche Communalweſen, überhaupt 
eine der widhtigften Revolutionen in der ftaatlihen Orbnung während des Mittelalters, durd 
Ertheilung von Corporationsrechten und Freibriefen foviel wie möglich zu fördern und zu be: 
günftigen. Denn durch diefelben wurde größern und Fleinern Städten nicht nur die jelbfän: 
dige Verwaltung ihres Gemeindeweſens und die Wahl ihrer Obrigfeiten, ſondern aud dat 
Recht der Bewaffnung und der Selbftvertheidigung eingeräumt. Das brachte natürlid in dei 
ſtädtiſche Leben und alle bürgerlichen Berhältniffe, ven Anmapungen des alten Adels gegenüber, 
einen ganz eigenthünlichen Aufſchwung. Erhöhte Ihätigfeit fteigerte Handel und Berriebfam: 
feit, und die Blüte ſtädtiſcher Gewerbe erzeugte Wohlbabenheit und Reichthum, melde den Bür: 
ger immermehr nit Much und dem Bewußtjein feiner Kraft und feiner Beveutung erfüllten. 

Der einmal erwachte Korporationdgeift wurde nun überhaupt einer der meächtigften hebel 
des Öffentlichen Lebend. Er äuperte jih namentli in der Bildung von Bilden und danungen 
und erſtreckte fich felbft auf die großen wiſſenſchaftlichen Inftitute, wie 3. B. die Univerftät 
Paris, welche erft um dieſe Zeit eine in ſich feftgegliederte Körperſchaft wurde, und endlich aud 
auf das Ritterweien. Denn die Macht des legtern wurde nun aud noch dadurch bebeutend ge: 
ſchwächt, daß ein großer Theil der mächtigern Bajallen in ven Kreuzzügen zu Grunde ging 
und der Fleinere Adel genöthigt war, jih um feiner Selbfterhaltung willen enger aneinandet 
zu ihließen. Jedoch hatte Died bis zur Regierungszeit König Philipp Auguſt's noch feinen ſchi 
erheblichen Einfluß auf die Stärfung und Erweiterung dev monardifchen Gewalt. Denn der 
Heimfall großer erledigter Lehngüter an die Krone fand jegt entweder noch gar nicht oder vod 
nur erft in jehr befchränfter Weiſe ſtatt. Ludwig VII. ſah fi im Gegentheil genötbigt, dem 
mädtigften feiner Bafallen, dem Herzoge von der Normandie, welcher ſchon jeit Wilhelm? 
des @roberers Zeiten (1066) aud König von England war, noch Guyenne und Boitou abju: 
treten. Erft unter ver Regierung Philipp Auguft's nahmen die Dinge in dieſer Beziehung rin 
ganz neue Wendung. Er war der erfte König, weicher die Wiedervereinigung der großen Lehr: 
güter mit der Krone zum Spftem erhob und mit unerſchütterlicher Gonjequenz durchzufühtei 
ſuchte. &o wurden nah und nad während feiner Regierung folgende Landſchaften mieder mi 
der Krone vereinigt: im Jahre 1195 die Grafihaft Alengon, 1198 die Auvergne, 1199 de 
Grafihaft Artois, 1200 die Grafihaft Evreur, 1203 die Graffhaften Touraine, Maine un 
Anjou, 1205 das Herzogthum der Normandie, 1206 die Grafihaft Boitou und 1215 N 
Grafihaften Vermandois und Valois 
Micht minder wichtig wie diefe Erweiterung der Kronlande war für die Hebung des Könis: 
thums die Entftehung der Bairie, welche gleichfalls ver Regierungszeit Bhilipp Auguf't ar 
gehört. Bon den großen unmirtelbaren Kronvafallen hatten fih nämlich nad und nad zwil, 
fech8 geiftliche und ſechs weltliche, fo hervorgethan, daß ſie ein eigenes geſchloſſenes Gorps m 
höherm Range bildeten und fi den Namen Pairs von Frankreich beilegten. Eine abermalzt 
Trennung bed Adeld, weldye ver König in feinem Interefle möglichft zu fördern und zu et; 
tern fuchte, mar davon die nächte Folge. Es wurde ihm leicht, zuerft die Fleinern Bafallen zu 
unterwerfen, worauf er aud gegen die großen eine um jo entfchiedenere Stellung einnehmen 
fonnte. Dazu war ihm aber noch der Umſtand bejonders förderlich, daß die Kleinen Vaſallen 
anfingen in ihren Rechtshändeln, wenn ihnen am Hofe ihres unmittelbaren Lehnsherrn nid 
Genüge geihab, an den König zu appellicen, welchem dadurch die befte Gelegenheit gegeben 
wurde, ſich in die innern Verhältnifle ver großen Bafallen zu mifchen. 

Philipp Auguft war überdies der erfte König, welcher fih durch Miethtruppen, die er it 
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ſeinem mit Glück geführten Kriegen gegen die Engländer, namentlich König Johann ohne Land, 
brauchte, von feinen Bafallen immer unabhängiger machte und es wagte, bei Gelegenheit feines 
Kreuzzugd (1190) im ganzen Reihe eine allgemeine Steuer unter dem Namen des Saladin: 
zehnten auszuſchreiben. Er fühlte ſich felbft jtark genug, Bapft Innocenz III., welcher ihn wegen 
feiner Ehehändel ercommunicirte und fein ganzes Neich mit dem Interdicte belegte, mit Erfolg 
die Spige zu bieten. Auch hielt er ed gar nicht mehr für nöthig, dem Beifpiele jeiner Vorfahren 
zufolge feinen Sohn ſchon bei Lebzeiten frönen zu kaffen; denn die Thronfolge war nun ohne⸗ 
bin vollkommen geſichert. 

Auch blieb die kurze, nur dreijährige Regierung Ludwigs's VIIL.(1223— 26) nicht ohne 
weſentliche Kortfhritte für die Wahrung der fönigligen Macht, namentlich in Betreff der wei- 
tern Entwidelung des Gommunalwejend und der dadurch bedingten Erhebung des dritten Stan: 
des, an welchem der König eine immer fräftigere Stüße fand; denn die meiſten Communen 
hielten es ihrem Intereffe für angemeſſen, ji die von ihren Lehnsherren erlangten Corpora— 
tionsrechte und Freiheitäbriefe auch noch von dem König garantiren und befeitigen zu laffen und 
jomit in unmittelbare Beziehung zum Throne zu treten. 

Überdied ſchlugen auch die beſchwerlichen Kriege gegen die Engländer und Albigenfer am 
Ende doch zum Bortheil des Königs aus. Jenen nahm er alled Land dieffeit der Garonne, 
Limouſin, Verigord und die Landſchaft d'Aunis mit Larochelle, und der Kampf gegen dieſe 
brachte ihm den Beſitz der Grafſchaft Touloufe ein; denn nachdem jih Graf Raimund VIL. von 
Zoulouje für dieſe Ketzer erklärt hatte, ließ Papft Innocenz gegen ihn dad Kreuz predigen und 
ſchenkte jene Grafjhaft dem Grafen Simon von Montfort, zum Lohne der in diefem heiligen 
Kriege bewiejenen Tapferkeit. Allein deſſen Sohn Amauri oder Amalrid von Montfort, zu 
ſchwach, um jid) dort zu halten, trat dieſe Schenfung an den König ab, welder fi denn auch des 
größten Theils des Landes bemädhtigte. 

Auf den Todtenbette beſtimmte er vor den verfammelten Bifhöfen und weltlihen Vaſallen 
feinen älteften noch unmündigen Sohn Ludwig, unter der Regentjchaft feiner Mutter, der Kö— 
nigin Blanche, zu feinem Nachfolger, während fein zweiter Sohn die Grafihaft Artois, der 
dritte Boitou und der vierte Anjou und Maine ald Apanagen erhielten. Auf die Einheit ver 
föniglihen Gewalt hatte dieje Theilung inveffen um fo weniger einen nadhtheiligen Einfluß, da 
ed die Königin Regentin vortrefflid veritand, ſchon während der Minderjährigfeit Ludwig's IX., 
des Heiligen (bis 1235), die noch widerſpenſtigen Vaſallen zu unterwerfen und aud) der Heim— 
fall erledigter beträchtlicher Lehen an die Krone feinen ungeftörten Kortgang hatte. Es wurben 
mit ihr namentlich folgende Grafſchaften während diejer Zeit vereinigt: 1229 Garcaffonne, Be: 
zierd und Nismes, 1240 Perche, 1245 Macon, 1261 Boulogne. 

Die vierundvierzigjährige Regierung Ludwig's des Heiligen (1226— 70) war aber aud 
in jeder andern Beziehung eine der folgenreihften für die Entwidelung der königlichen Macht 
und der innern Staatöverhältnijfe. Ihr gehörte namentlich fomol die bejtimmtere Ausbildung 
der Redtözuftände und der Nechtöpflege durch die fogenannten Etablissements de Saint-Louis, 
ald auch die feſtere Organifation ded Klerus und die firengere Regulirung der Stellung ber 
Gallikaniſchen Kirche zu dem päpftligen Stuhle durch die Pragmatifhe Sanction an. Was den 
erflern Punkt betrifft, fo entſtand ſchon dadurch ein ganz neues Rechtöverfahren, daß der König 
in allen feinen Kronländern die gerichtlichen Zweifänpfe fireng verpönte und dagegen ſowol 
für Givil= wie für Griminalrehtöpflege die Beweisführung dur Zeugen und Urfunden an— 
orpuete. Dann wurde aber die königliche Prärogative in diejer Sphäre noch ganz befonders 
duch die allmählihe Einführung eines fireng geordneten Appellationsſyſtems zu Gunften des 
oberften königlihen Gerichtshofs erweitert, Auch die bisher unabhängigen Gerichtshöfe der 
großen Bajallen wurden dadurch immermehr in ein Subordinationdverhältniß zu jenem vers 
fegt, weldes diefelben unvermerft um eines ihrer wefentlihften Vorrechte brachte. 

Zugleich erhielt diefe neue Gerichtsverfaſſung dur die Gintheilung ded Reichs in be— 
Rimmte Gerihtöfprengel, in welden ver königliche Oberrichter (Baillif) die legte Appellarions- 
inflanz bildete, feftere und dauernde Form und Geſtalt, während aud) dad Wiederaufleben des 
juftinianeifhen Rechts nicht ohne Einfluß auf die Ummandelung der Rechtsanſchauungen im 
Jutereffe des Königs, ald des oberften Gerihtöheren, blieb. Der Begriff ver königlichen Majeftät 
befam vorzüglich auch dadurch eine immer beftimmtere Ausbildung und eutſchiedenes praftiihes 
Gewicht, wenn ih au auf der andern Seite noch manches von den alten Einrichtungen er= 
bielt, mad damit im Widerſpruch fand, wie z. B. felbft die Verpflichtung des Bafallen, feinem 
Lehnsherrn aud im Kriege gegen ven König zu folgen, fobald dieſer Recht und Gerechtigkeit 
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verweigert haben ſollte. Allein der Hauptgewinn war immer, daß auf dieſe Weiſe der Anfang 
mit einer neuen allgemeinen franzoͤſiſchen Geſetzgebung gemacht wurde, vor welcher nad und 
nad die große Mannichfaltigkeit der Obfervanzen und der Gewohnheitsrechte einem überein: 
ſtimmenden, für das ganze Reich gültigen Rechte wich. Dies war offenbar eind der wirkſamfien 
Mittel, vie Einheit ver Nation in Geift und Leben zu fördern und zu befeftigen. 

Nicht minder wichtig wie diefe Ummandlung auf dem Gebiete des weltlihen Regiments war 
die durch die Pragmatifche Sanction bewirkte feftere Geftaltung der kirchlichen Verhältniſſe. Ja 
ihrer Echtheit von den Vertretern des päpftlihen Stuhls oft beftritten, von den gewichtigſten 
Bertheidigern der Freiheiten ver Gallikaniſchen Kirche aber, wie 3.3. von Boffuet, mit ſchla— 
genden Gründen als völlig authentiſch erwiefen, hatte diefe im März 1268 erlaffene Pragmati: 
ſche Sanction den doppelten Zweck, einmal in das Kirchenregimet mehr Strenge und Ordnung 
zu bringen und dann bie Kirche in ihrer Unabhängigfeit vor den unbefugten Übergriffen der 
römischen Curie zu ihügen. In legterer Beziehung fegte jie namentlich feſt, daß den Kirchen die 
freie Wahl ihrer Diener ungejchmälert erhalten werde (liberas electiones integraliter ha- 
beant) und der römiihen Gurie die Erhebung von Steuern und Abgaben, momit fie biöber die 
Kirchen auf eine Weije belaftet,, welche zur Verarmung ded Reichs am meiften beigetragen hate 
(quibus regnum nostrum miserabiliter depauperatum extitit), fernergin nur nod zu ver: 
nünftigen und frommen Zweden in dringenden und unvermeivlihen Fällen und aud dan 
nur mit freiwilliger und ausdrücklicher Zuftimmung des Königs und der Kirche (spontaneo et 
expresso consensu nostro et ipsius ecclesiae regni nostri) geftattet werde. Auch jollten Kir: 
den, Klöftern und frommen Stiftumgen ſowie Geifllihen und Mönchen alle ihre Freifriten, 
Rechte, Privilegien, Immunitäten, wie jie ihnen von alters. her von den Königen bemilligt 
worden, hiermit förmlich erneuert und beftätigt werden. Das blieb nun fortan vie eigrntlide 
Grundlage der Breiheiten der Gallikaniſchen Kirche, auf welche man bis auf die neuen Jeuen 
immer wieber zurüdfam, fo oft ber päpftliche Stuhl den Verfuh machte, feinen Einſtüß au 
diejelbe auf ungebührlihe Weife zu erweitern. 

Außerdem erwarb fi Ludwig der Heilige auch noch durd die beffere Organifation des 
Münzweſens (1262) und eine ftrenger geregelte Einrichtung der Innungen und der Kaul: 
mannsgilden (confreries) fehr wefentliche Verdienſte um die Hebung des ſtädtiſchen Lebens und 
des bürgerlihen Verkehrs. Dabei wurde er namentli au von dem damaligen Presdt von 
Paris, Etienne Boileau, welher zuerft eine förmliche ſtädtiſche Polizeiordnung einführte, auf 
das wirfjamfte unterftügt. Die in diefer Hinficht von den König erlaffenen Statuten find die 
Orundlage alles deſſen geblieben, was aud) in der Folgezeit noch für dieſe Zweige des Comm: 
nalweſens gethan wurbe. 

Endlich verdient noch erwähnt zu werden, daß Ludwig IX. ſich auch auf dem Gebiete der 
böhern Wiffenfhaftlickeit durch die im Jahre 1250 von feinem Beichtvater Robert de Ser 
bonne begründete Sorbonne ein bleibendes Denfmal geftiftet hat, ſowie fein Name durd die 
Erbauung der fogenannten Heiligen Kapelle (la sainte chapelle) zu Paris auf alle Zeiten ver: 
herrlicht worden iſt. Er würde wahrſcheinlich für die innere Reichsverwaltung nod mehr gt 
than haben, wenn er nicht durch jeine beiden Kreuzzüge daran verhindert worden wäre. Dem 
ber erfte hielt ihn ſechs volle Jahre (1248 — 54) von feinem Reihe entfernt und koſtete ihm 
ſchwere Summen, und der zweite führte ihn im Jahre 1270 (25. Aug.) unter den Mauern vor 
Tunis im jehöundfunfzigften Jahre feines Alters an das Ziel feiner Tage. 

Vielleicht wäre es ihm ohne diefelben gelungen, auch gegen England eine günftigere Stellung 
zu behaupten. Denn während er bereits im Jahre 1258 mit König Jafob I. von Aragon 
infofern einen fehr vortheilhaften Krieven ſchloß, als ihm dieſer gegen die Abtretung det it 
ben Siegen über die Sarazenen noch zu Frankreich gehörigen Landſchaften von Barcrlom, 
Rouſſillon u. ſ. m. die volle Souveränetät über die Grafſchaften Rarbonne, Nidmed, u, 
Boir, Cahors und einige andere Diftricte von Languedoc, ſowie in der Provence über dit 
Srarihaften Korcalquier und Arles und die Stadt Marfeille überließ, mar er dagegen jhmah 
genug, an König Heinrich IH. von England in dem mit dieſem im nächſten Jahre abgefhlofenm 
Frieden die vier fhönen Landſchaften von Guyenne, Limouſin, Perigord, Quercy und Ar 
nois als Lehen zurüczugeben, wogegen dieſer nur nochmals auf feine Rechte über pie Norman 
die, Maine, Anjou u. ſ. w. Verzicht leiftete. = 

Was Ludwig der Heilige für die innere Reichöverwaltung und die Erhebung der koͤniglichen 
Macht gethan und ins Leben gerufen hatte, wurde unter ber kriegeriſchen Regierung IN 
Sohnes, Philipp's Ill., des Kühnen (1270— 86), zwar gepflegt und erhalten, aber nicht gerad? 
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dur neue Einrichtungen bedeutend erweitert. Jedoch verdient erwähnt zu werden, daß von 
dieſem König zum erften mal der Briefadel ertheilt und die Verhältniffe der föniglihen Apa— 
nagen durch eine eigene Geſetzgebung geregelt wurden, melde unter feinem Nahfolger, Phi: 
lipp IV., vem Schönen (1285 — 1314), ihre beftimmtere und vollendete Ausbildung erhielt. 
Während nämlich bisher die den nachgeborenen föniglihen Prinzen ertheilten Kronländereien 
ald ihr Eigenthum betrachtet worden waren, über welches ihnen vie freie Verfügung zuftehe, 
wurde jeßt feſtgeſetzt, daß fie bein Ausſterben der betreffenden Linie wieder an die Krone zurück— 
fallen und überhaupt, zufolge einer königlichen Verordnung vom Jahre 1314, fernerhin nicht 
mebr wie früher Weiberlehen , ſondern ausjchlieglih Mannsleben fein follten. Auf dieſe Weife 
wurde der Zerftüdfelung der Krondomänen dur etwaige Verheirathung der Töchter der apa— 
nagirten Prinzen auf die wirffamfte Weife vorgebeugt. Philipp IV. war der erfte, welcher ſei— 
nem Sohne Bhilipp V., dem Langen, nur unter diefer Bedingung 3. B. die Grafſchaft Voitiers 
als Apanage zuſprach. 

Auch im übrigen war die Regierung Philipp's des Schönen für die Erweiterung der Kron— 
lande und die Stärkung der königlichen Macht eine der bedeutendften. Sowie ſein Vater bereits 
im Jahre 1272 die Grafſchaft Toulouſe und 1284 die Grafſchaft Chartres mit der Krone ver: 
einigt hatte, jo fielen derfelben mäbrend feiner Negierung vie Grafſchaften ve la Mare (1303), 
Angouleme und Bigorre (1307) und Lyon (1310) wieder zu. War dann die Erweiterung der 
Pairie, welche im Jahre 1297 zu gleicher Zeit dem Herzog Johann von der Bretagne und den 
Grafen Karl von Anjou und Robert von Artois ertheilt wurde, dem königlichen Anſehen nicht 
gerade ſehr zuträglich, jo wurde ed vefto mehr Durch die erweiterte Jurisdiction des Parlaments 
von Baris, die allmähliche Einführung eines neuen Beſteuerungsſyſtems und des Münzregals 
und endlich vorzüglih durd die entſchloſſene Haltung des Königs in feinen Händeln mit dem 
päpftlihen Stuble gehoben und gefichert. 

Was das erftere beirifft, jo wurde nicht nur der Gerichtäfprengel des genannten Parlaments 
über ſammtliche Kronlande ausgedehnt, fondern vemfelben auch eine feiner erweiterten Thätig: 
feit entſprechende neue Organifation gegeben, welche als eins der wirfiamften Mittel zur Er: 
haltung der Einheit des Reichs gelten fan. „Die Einridtung der Parlamente”, jagt darüber 
3. B. Loiſeau, „bewahrte und vor der Zerftüdelung, wie fie in Italien und Deutfchland ftattfand, 
und erhielt diefem Königreiche feine Einheit.” Auch gehört die erfte Sammlung von Parla: 
mentäbeichlüffen , weldye der Greffier des Barlaments von Barid, Jean de Montluc, veranftal- 
tete und die unter den Namen der Dlim in den Archiven veilelben veponirt wurden, dieſer 
Zeit an. Nur die Normandie beharrte damals noch ſtandhaft auf ihrem Rechte, einen eigenen 
einheimiſchen höchſten Gerichtshof für jich zu behalten. 

Die Nothwendigkeit, ich zur Führung feiner Kriege mit England und Flandern die er= 
forderliben Geldmiitel zu verſchaffen, zwang ven König zunächſt zweitens zu durchgreifendern 
Binanzoperationen, wobei ihm vorzieglic fein Finangminifter Engerraud de Marigni vortreff⸗ 
liche, wenn auch nicht durchgängig zu vechtfertigende Dienfte leiftete. Zuerft erhöhte er vie 
Steuern und Abgaben für feine Kronlande und dehnte nah und nad vieles Beitenerungs- 
ſyſtem auch auf die Unterthanen der großen geiftlichen und weltlichen Vaſallen aus; dann wußte 
er ſich ſchlau genug des den großen Bafallen noch zuftehenden Münzrechts zu bemächtigen und 
ed zu einer ausſchließlichen Föniglihen Brärogative zu erheben (1313), welche nur leider ſo— 
gleih dazu benugt wurde, den Münzfuß bedeutend zu verſchlechtern; denn der Sol und Denier 
wurden ohne weitere um ein Drittel des innern Werths, melden fie no unter Ludwig dem 
Heiligen gehabt hatten, herabgefegt, während fie im Verkehr zwangsweiſe doch dieſelbe Gel⸗ 
tung behalten follten. . 

Diefe mehr oder weniger gewagten Binanzoperationen waren auch eine der erften und we⸗ 
fentlihften Urſachen ver bittern Händel, in welche der König mit Papft Bonifacius VIII. gerierh. 
Diefer hochfahrende Papft, welcher nah unumſchränkter Gewalt fiber die weltlichen Herrſcher 
der Ehriftenheit ſtrebte, wollte nämlich die Beſteuerung ber geiftlichen Güter nit dulden und 
unterfagte vem Klerus und den Ordensgeiſtlichen die Entrihtung der ihnen von dem König zu— 
gemutheten Abgaben bei Strafe der Greommunication; er nahm für fich menigftend die Hälfte 
des von der Geiftlichfeit zu erlegenden Zehnten in Anſpruch. Der König aber ergriff dagegen 
Repreffalien, indem er vie Ausführung von Geldern aus dem Königreiche ohne eine von feiner 
eigenen Hand unterzeichnete ausdrückliche Erlaubniß ftreng verpdnte. Dazu fam, daß er den 
Colonna, welche der Bapft als feine erbittertften Feinde in den Bann gethan und ihrer Güter 
beraubt Hatte, bei fich eine Freiftatt gewährte. Bonifarius glaubte ih nun dafür nicht beifer 
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rächen zu Fönnen als dadurch, daß er, der Pragmatiſchen Sanction zuwider, aus eigener Macht 
vollfommenheit und ohne ded Königs Zuftimmung ein neues Bisthum zu Vamiers errichtete 
und den Hohn ſelbſt jo weit trieb, daß er den neu ernannten Biſchof Bernard Saiffetti zum 
päpfllihen Legaten für ganz Sranfreih ernannte, Als folder wollte nun aud Bernard den 
König noch zwingen, einen neuen Kreuzzug zu unternehmen; died empörte aber diejen fo, daher 
ihn fofort verhaften ließ und dem Erzbiihof von Narbonne ald Gefangenen in Verwahrung gab. 

Der Bapft, darüber aufs Außerfte gebracht, verhängte nun über den König jelbit die Exrcom: 
munication und über das ganze Reich das Interdict, indem er zugleich die franzöſiſche Krone 
dem Kaifer Albrecht I. beſtimmte. Allein Philipp lieh fih dadurch nicht abjchreden ; nicht genug, 
daß er die betreffenden päpftlihen Bullen zu Paris öffentlich verbrennen ließ und fie in einem 
mehr als beleivigenden Tone beantwortete, berief er auch im April 1302 einen großen Reichs 
tag, weldyer in der franzöfifhen Verfaſſungsgeſchichte infofern Epodye macht, als zu demſelben, 
außer dem Adel und ver Beiftlichfeit, zum erften male au Abgeoronete der Städte ald Vertie— 
ter des dritten Standes hinzugezogen wurden. Allerdings mußten fich dieſe noch die Demütbi: 
gung gefallen lafjen, daß fie ihre Antwort auf die königlichen Propofitionen dem Kanzler nur 
knieend überreihen durften und ihren Plag vor der erhöhten Bühne, auf welcher der König un 
die beiden andern Stände in feierlicher Ordnung faßen, ftehend angewiefen erbielten. Allein 
fie wußten ſich das einmal erlangte Recht bald auf eine Weile zu Nuge zu machen, melde ihnen 
in der gefammten Staatdentwidelung Frankreichs ein höchſt bedeutendes Gewicht gab. Für jegt 
brauchte jie der König nur dazu, feinen Schritten gegen die Anmaßungen des päpftliden Stubls 
defto mehr Nachdruck zu verfhaffen und feine Finanzplane um jo leichter durchzuführen. Der 
Reichstag beſchloß, den ganzen Streit dem nächſten Goncilium zur Entſcheidung vorzulegen; 
felbft vie Geiftlichfeit fügte ſich dieſem Beſchluſſe mit Vorbehalt der dem Papfte ſchuldigen Ireue, 
Nur 34 Prälaten, welde ihn nicht mit ihrem Gewiſſen zu vereinigen mußten, verliehen dad 
Königreich und begaben jih nah Rom. Noch ehe aber die Sache zum förmlichen Audtrag fam, 
ftarb Bonifacius im October 1303 , wahrfheinlih halb vor Gran. 

- Die bald darauf, im Jahre 1305, erfolgte Verpflanzung des päpſtlichen Stubld nad 
Avignon dur den unter ded Königs Einfluß erwählten Papit Clemens V. gab ver weltlihen 
Macht ohnehin eine ganz andere Stellung zu dem Oberbaupte der Kirche. Wie jehr mun der 
Papft in der Gewalt des Königs war, ift durch nichts mehr erwiejen, als durch die Bereitwillig: 
feit, womit Clemens V. dem König bei feinem Proceſſe gegen ven Orden der Tempelherten eat: 
gegenkam, welder im April 1312 auf dem Eoncilium zu Vienne durch einen päpftligen Matt: 
fpruc mit ver Aufhebung des Ordens und der Hinrihtung feines Großmeifters Jafob Molar 
endigte. 

Zwei Jahre naher, im November 1314, erreichte Philipp der Schöne, erft 46 Jahre all 
ſelbſt dad Ende feiner Tage. Drei feiner Söhne folgten ihm jhnell nacheinander auf den Throne: 
Ludwig X., der Zänfer (1314 — 16), Philipp V., der Lange (1316 — 22), und Karll\, 
der Schöne (1322— 28). Ihre Regierung war indeß weder eine glückliche noch für die inner 
Staatögefchichte befonders bemerfenswerthe. Die willfürlihen Binanzoperationen ihres Vateri 
hatten große Unzufriedenheit erregt, welche man jegt ihnen entgelten ließ. Der ſchwade tut: 
wig X. wußte fie nur durch übereilte Zugeſtändniſſe und die Hinrichtung des vieler Unterſchleit 
beihulvigten Finanzminijters Marigni zu befhwidtigen. Für die Thronfolgeordnung wart 
von Wichtigkeit, daß bei feinem Tode die noch nicht ganz entſchiedene Frage, ob die Töchter fur: 
ceſſionofähig ferien oder nicht, durch die Ausſchließung feiner einzigen Tochter Johanna IH 
immer zum Austrag gebracht wurde. Denn fein Bruder Philipp bemächtigte ſich ohne weiteret 
der Krone und wußte fein Vorrecht nicht ſowol durch Berufung auf das Saliſche Geſeh al 
vielmehr durch den Ausfpruch der zu diejem Zwecke im Februar 1317 einberufenen Reiderer— 
fammlung zu behaupten. 

IV. Unter vem Haufe Valois. Gleichwol wollte man bei der Thronbefteigung ve 
Königs Philipp VI., ded Brudersſohns Königs Bhilipp des Schönen, im Jahre 1328, zuith 
welchen das Haus Valois zur Regierung gelangte (1328 — 1589), dieſe Succeſſionsfrage ned 
nit ald gänzlich entſchieden gelten laffen. Denn König Eduard II. von England nahm de 
Krone für den Schwefterfohn des legten Königs in Anfprudp, ſodaß diefer Surcefiionsftreit auf 
die nächſte Beranlaffung zu den im Jahre 1337 beginnenden langwierigen und blutigen Knie 
gen wurde, welde noch 10 Jahre über die Regierungszeit Philipp's VI. (1328— 50) hinauf 
währten, indem fie erft unter feinem ſchwachen Nachfolger König Johann (1350—64) 97 
8. Mai 1360 durd den ſchimpflichen Frieden zu Bretigny bei Chartres zum Abſchluß oder viel: 
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mehr nur zu einem Ruhepunkte geviehen. Der Geejieg der Engländer bei Sluys (23. Juni 
1340), die Niederlage der Franzoſen bei Creſſy (26. April 1346), die Eroberung von Galaid 
durch Die Engländer (3. Aug. 1347) und endlich die unglückliche Schladt bei Maupertuid, un 
weit Boitiers, in welcher König Johann felbft in englifche Gefangenschaft fiel (LO. Sept. 1356), 
waren bie hervorragendflen Momente, welche zu jenem Frieden führten. Er verfchaffte König 
Euard IN. die volle Souveränetät über gang Guyenne, Poitou, Angoumois, Galais, Bon: 
tbieu u. f. w., während er dagegen feine Anfprüde auf die Krone von Franfreih und das 
Herzogthum der Normandie aufgab und König Johann wenigftend feine Freiheit wieder: 
erlangte. Jedoch ftarb legterer am 8. April 1364 zu London in halber Gefangenſchaft, ald er 
ih dahin begeben hatte, um wegen des Röfegelves für ven Herzog von Anjou zu unterhandeln, 
weldper bort ald Geiſel zurüdgeblieben war, ſich aber feiner Haft entzogen hatte. 

Indeß war die trübfelige Regierungszeit der beiden erften Könige aus dem Haufe Va— 
lois, vorzüglich unter dem Einfluffe der englifchen Kriege, doch auch für die innere Staatsent- 
widelung Sranfreihs in mehr als einer Hinfiht von hoher Bedeutung. Die Wieververeini- 
gung großer Lehngüter mit der Krone hatte ihren ungeflörten Fortgang ; es fielen derſelben 
namentlich zu: im Jahre 1328 die Graffhaften Champagne, Brie, Baloid, Anjou, Maine, 
im Jahre 1329 die Grafſchaft Chartres, im Jahre 1349 die Dauphine und 1350 die Graf: 
haft Montpellier. Dann machte fih die Rückwirkung jener Kriege vorzüglid auch in Bezug 
auf dad Steuerwejen und die davon bedingten ftändifchen Berhältniffe geltend. Geldnoth zwang 
den König wiederholt zu weientlihen Zugeflänpniffen an die Reichsſtände, ohne deren Einwilli— 
gung fortan feine Steuer Gültigkeit haben follte. So finden wir im Jahre 1345 das erfte Beis 
jpiel der Bewilligung einer ſtehenden Trank- und Salzfteuer für die Dauer des Kriegs. 

Noch bei weiten wichtiger war aber, daß die Stände bei wachſender Reichsnoth und zuneh⸗ 
mender ſchlechter Verwaltung einen förmlihen Antheil an ver legtern verlangten, wenn fie 
ferner noch die zur Führung des Kriegs nötbigen Gelver bewilligen jollten. Sie beſtanden 
namentlid darauf, daß ihnen die Erhebung und Verwendung der verwilligten Summen felbft 
überlaffen werde. Zu diefem Zwecke ernannte im Jahre 1355 jeder der drei Stände feine De: 
putirten zu einem ftehenden Ausfhuß, welder dem König aud während der Abwefenheit des 
Reichstags mit feinen Rathe zur Seite ftehen, die Reihövermaltung überwachen und für bes 
gründete Beſchwerden auf Abhülfe Bedacht nehmen follte. Zugleich wurden in jeden Gerichtös 
iprengel (Baillage) drei ſtändiſche Commiſſare gefchict, deren wefentlichfte Aufgabe in ver Con⸗ 
trole über die Steuerhebung beftehen follte, wobei vorzüglich mit darauf gehalten wurde, daß 
niemand mehr von den neu auferlegten Hülfstaren (aides) befreit fein follte, eine Einrichtung, 
auf welche man die Entftehung der Cours des aides zurüdführen zu können glaubt. 

Allein leider hatten dieſe verftändigen und wohlthätigen Binrihtungen feine nahhaltige 
Dauer. Die einmal herrjchende Unzufriedenheit, welche auch noch durch andere finanzielle Ge: 
waltmaßregein, wie Münzverſchlechterung und Aufhebung ded Steuer: und Domänenpadts 
ohne Rüdzahlung der bereits vorgeichoflenen Pachtgelder, und den bei allem Elend aufs höchſte 
getriebenen Luxus, welcher mit fteigender Sittenverberbniß jtetd Hand in Hand ging, genährt 
wurde, fam durch eine entiegliche Erhebung des Landvolks gegen den Adel (Jacquerie) und 
ſelbſt durch Empörung der Städte zum verhängnißvollen Ausbruch. In Paris flellte ih fogar 
der Brevöt des Marhands, Etienne Marcel, mit dem König Karl von Navarra im Bunde, an 
die Spige des Aufruhrs gegen den während der Gefangenſchaft feines Vaters zum Reichsregen⸗ 
ten ernannten Dauphin. Er war ſchon im Begriff, die Hauptftadt ven Engländern zu überlies 
fern, ald er am 1. Aug. 1358 von einem der treueften Anhänger des Dauphin erfchlagen wurde 
und fomit der Aufftand fein Ende erreichte, 

Allein die Ruckwirkung davon war infofern eine hoͤchſt unglüdliche, als ji der Dauphin 
als Regent und dann der König felbft wieder eine faft unumjhränfte Gewalt anmaßten und 
die Rechte der Stände, namentlich in Betreff ver Bewilligung und Erhebung der Steuern, 
auf das geringfte Maß zurüdführten. Dagegen erfuhr die Krone abermals dadurch eine jehr 
empfindliche Schwädhung, daß König Johann vier der bedeutendften Provinzen ald Mannslehn 
an feine Söhne vertheilte. Bereits im Jahre 1355 erhielt nämlich ver Dauphin Karl die Nor: 
mandie, 1360 der zweite und dritte feiner Söhne, Ludwig und Johann, reſp. die Herzogthü- 
mer Anjou und Berry und endlich 1363 der jüngfte, Philipp der Kühne, nad dem Ausfter- 
ben des altburgundifchen Stamm, das Herzogthum Burgund, wodurch er zugleich der Stifter 
der neuburgundijchen Linie wurbe. 

Bei weiten glüdlicher war die Regierungszeit Karl's V. ded Wetjen (1364— 80), nament- 
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lih durd die bedeutenden Erwerbungen, welche er in den erneuerten Kriegen mit ben Englän: 
dern machte. Selbſt wenig zu kriegeriſchen Unternehmungen geneigt, verdankte er fie vorzüglich 
der umjichtigen Rriegführung jeine® Gonnetable Bertrand du Guesclin (farb 1380), weiber 
nad und nah (1369 — 78) den Engländern ganz Guyenne, Poitou, Zaintonge, Rovergue, 
Berigord, einen Theil von Limoufin, Ponthieu u. ſ. w. abnahm. Nicht minder wichtig waren die 
GEroberungen , welcher derielbe in dem Kriege gegen Peter den Grauſamen in Gaftilien machte 

Indeß mar auch Karl V. vornehmlich darauf bedacht, die föniglihe Gewalt durch mögliche 
Beſchränkung der ſtändiſchen Gerechtſame zu heben. Die großen reihsftändiihen Berjamm: 
lungen zog er nur felten zu Nathe , während er die Thronfolge in feinem Haufe noch dadurd zu 
fihern ſuchte, daß er mitteld einer Verordnung von Auguf 1374 die königlichen Bringen ke: 
reitd mit dem vierzehnten Jahre für mündig und regierungsfähig erflärte. Noch verdient er: 
wähnt zu werden, daß er, infolge der Kriege mit England, zuerft wieder der Erhebung der fran- 
zöftichen Marine beiondere Sorgfalt widmete, wobei ihm fein Apmiral Jean de Bienne die mefent: 
lichften Dienfte leiftete, daß ferner unter feiner Negierung im Jahre 1370 Aubriot, der Preri: 
von Varis, den Grunpjtein zu der fpäter jo berüchtigt gewordenen Bajtille legte, und daß er, rin 
Freund ver Wiffenihaften, ver Gründer der föniglichen Bibliothek wurde, melde er bis af 
900 werthvolle Manuſerivpte brachte und in einem Thurme des Louvre (La tour de la librair«) 
aufftellen ließ. 

Die zweiundvierzigjährige Regierung feines Sohnes und Nahfolgerd Karl’s VI. (1380 
— 1422) gebört jowol in Betreff ver äußern Berhältniffe wie des innern Staatslebens zu den 
trübjeligjten Zeiten der franzöſiſchen Geſchichte. Sogleich wegen der Regentichaft und der Bor: 
mundſchaft über den minderjährigen König kam es zu höchſt unerquidlichen Hänteln wiſchen 
den vier Dheimen deſſelben, welche zu Gunſten des Herzogs von Anjeu endigten. Raum war 
diefer aber im Beſitz der Negierungsgewalt, als er das Volk durd Die unjinnigften Erprefiungen 
zu offenem Aufftande trieb, welcher vorzüglich in der Hauptftadt, wo die Maillotains ihr Beim 
trieben, einen höchſt gefährlichen Charakter annahm. Als darauf der junge König ſofort nad 
feinem Regierungsantritt, im April 1382, die zu Gompiegue verſammelten Stände zu Be: 
willigung neuer Steuern zwingen wollte, erflärten ſie ihm geradezu, eher werde ſich dad Bolt 
in Stüde bauen laffen, als ih dazu verftehen. Der König rädhte ſich dadurch, daß er nad 
der Rückkehr von jeinem fiegreichen Feldzuge in Flandern , wo er dem Herzog von Burgund, alt 
jeinem Vaſallen, gegen deſſen empörte Unterthanen zu Hülfe geeilt mar und diejen bei Roie: 
bed eine gänzlihe Niederiage beigebracht hatte, ſowol in Baris wie in andern Städten die det— 
weigerten Steuern mit Gewalt der Waffen eintreiben ließ und ſomit die Rechte der Stände bit 
auf nichts herabprüdte. 

Neues Unheil erwuchs dany dem Reiche aus der unglüdfeligen Geiſteskrankheit, melde der 
König des Regierens unfähig machte (1392 und 1393), denn jie wurde abermals die Duel 
der erbittertften Parteikämpfe zwiſchen den zur Regentichaft berufenen Prinzen des königlibn 
Haujed. Die Herzoge Iohann von Berry und Philipp von Burgund, ded Königs bel, 
denen fie von den Ständen zuerft anvertraut wurde, vertrugen jich allenfalls noch. Deſto k': 
tiger aber entbrannte die Feindſchaft zwifchen dem von dem König felbft im Jahre 1402 un 
Regenten ernannten Herzog Ludwig von Orleans, feinem Bruder, und dem Herzog Johan 
von Burgund, weldyer nad feines Baters, Philipp's des Kühnen, Tode (1404) die Negenfhrt 
für ih in Anspruch nahm. Die auf feinen Betrieb am 23. Nov. 1407 auf offener Strafe 
Paris erfolgte Ermordung des Herzogs von Orleans war die nächſte Folge davon. Seitden 
fteigerte ſich die Zwietracht zwifchen der orleaniftiihen und der burgundiſchen Vartei um jo mebt 
bis zur Unverföhnlihkeit, da man jenen Mord, anftatt ihn zu rächen, infolge der eigenen Red: 
fertigung des Herzogs von Burgund, ungeftraft hingehen ließ. Der legtere behielt alfo die Re 
gierungsgewalt, während die Orleaniften, von ihrem Führer Graf von Armagnac Armagnafen 
genannt, ungeachtet wiederholter ſcheinbarer Ausjühnung ven Kampf gegen ihn und It 
Partei mit unverwüftlicher Erbitterung fortführten. 

Er wurde am Ende dadurd am verhängnißvollften, daß, während ver Herzog von Dur: 
gund das Volf von Baris aufwiegelte, ver Herzog von Orleans dagegen die Engländer zu gilt 
vief. Der glänzende Sieg König Heinrich's V. von England in der Schlacht bri Azincurt 
(25. Oct. 1415) entſchied ſofort wieder die Überlegenheit der englifchen Warten. Innerhalb 
vier Jabren (1415— 19) war er abermals Herr der ganzen Normandie, Der von neuem auf 
brechende Hader im Königshanfe kam ihm dabei vorzüglich zu ftatten, denn nachdem ded Königt 
dritter Sohn Karl, infolge des in ven Jahren 1415 und 1416 ſchnell nadheinander eingefit: 
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tenen Ablebend feiner beiden ältern Brüder, Dauphin geworden war und jeine wegen ihrer 
Habſucht und ihres ſchlechten Lebenswandels verrufene Mutter Jfabella von Baiern vom Hofe 
veriefen hatte, rächte dieſe ſich dadurch, daß jie ich der burgundifchen Bartei ganz in die Arme 
warf und dem Herzog Johann von Burgund nicht nur Tours und Paris überlieferte, jondern 
au, nachden der König in feine Gefangenſchaft gefallen war, ihn im Mai 1418 zum Reichs— 
tgenten machte. 

Die darauf im nächſten Jahre, am 10. Sept. 1419, zu Montereau , fozufagen unter ven 
Augen ded Dauphins erfolgte Ermordung ded Herzogs von Burgund machte die Sade nur um 
je ihlimmer, da ih nun die ganze burgundifche Partei gen Engländern zuwandte. Durch den 
unbeilvollen Vertrag von Troyes vom 21. Mai 1420 wurde fodann der mit der Schweiter 
des Dauphins Katharina vermählte König Heinrih V. von England für ih und jeine Nach— 
fommen ohne weiteres zum Erben der Krone Franfreich erklärt und ihm zugleich für die Dauer 
der Krankheit des Königs die Regentſchaft übertragen, während im December deſſelben Jahres 
dem König eine auch durd das Parlament von Paris beitätigte Berorpnung abgenöthigt wurde, 
wodurd der Dauphin geradezu jeined Succefjlonsredhtd für verluftig erflärt ward. Auch wurde 
in der That nad) dem kurz nadeinander, am 31. Aug. und 20. Oct. 1422, erfolgten Ableben 
der Könige Heinrich V. und Karl VI. der erft neun Monate alte Sohn des erftern, Hein: 
ri Vl. wirflih zum König von Frankreich ausgerufen, während die Regentſchaft an feinen 
Obeim, den Herzog von Bedford, überging. 

Noch ſieben volle Jahre blieb hierauf das Waffenglüf ven Gnglänvern günftig, bis im 
Jahre 1429 jene denfwürdige Wendung in den Geſchicken Frankreichs eintrat, welche durch die 
Grfgeinung der Jeanne d'Arc, der Jungfrau von Orleans, mit dem reizenden Schleier des 
Romanhaften, Wunderbaren und Geheimnigvollen umhüllt worden ift. Ihm noch mehr zu 
lüften, ald es bereitö durch die gründlichen Korihungen bewährter Hiftorifer geſchehen ift, gehört 
hier niht zu unſerer Aufgabe. Wir halten und an die einfachen geſchichtlichen Thatſachen. 
Dieſe beſtehen aber darin, daß das von den Engländern eingejchloffene Orleans nad ſiebenmo— 
natliber Belagerung ebenfo fehr durch den Heldenmuth ded Grafen Dunoid, ded Baſtards 
von Orleans, wie dur die begeifternde Führung jened Mädchens am 8. Mai 1429 entfegt 
wurde, daß jich dann fchnell nadeinander die Städte Aurerred, Troyes, Chälond, Soiffon, 
Gompiegne u. ſ. w. den Franzoſen ergaben, und der Dauphin, welcher fogleich im Jahre 1422 
ald König zu Voitiers gekrönt merden war und den Namen Karl VIL angenommen hatte, 
bereits am 17. Juli deifelben Jahres (1429) zu Rheims wirklich gejalbt wurde. 

Die ſchmachvolle Race, welche die Engländer dafür dadurch nahmen, daß fie dad unihulpige 
Mädchen, welches bei der Belagerung von Gompiegne am 24. Mai 1430 in ihre Gefangenschaft 
gefallen war, ein Jahr väter, am 30. Mai 1431, ald Here und Kegerin zu Rouen dem Feuer: 
tode übergaben, konnte ihrer nun fhon faft verlorenen Sache feine beilere Wendung geben. 
Denn nachdem es Karl VII. kurz nah dem Tode des Herzogs von Bedford (14. Sept. 
1435) einmal gelungen mar, dur den am 21. Sept. abgejhloffenen Frieden zu Arras den 
Herzog Philipp von Burgund, obgleih durch ſchwere Opfer, wie gänzliches Aufgeben aller 
lehnsherrlichen Rechte über Burgund und Abtretung der Grafihaft Maine, Aurerre u. f. w. 
mit erbliher Nachfolge in ver männlihen und weiblichen burgundijchen Linie, auf feine Seite 
zu zieben, verließ das Waffenglück die Engländer fait gänzlid. Bereit am 13. April 1436 
bielt der König feinen Einzug in Paris, worauf die Engländer genöthigtwurden, im Jahre 1444 
einen Waffenſtillſtand zu ſchließen, welcher dann noch bid in das Jahr 1448 verlängert wurde. 
Der dann wieder aufgenommene Krieg diente aber nur dazu, der Herrihaft der Engländer in 
Frankreich vollends ein ſchnelles Ende zu mahen. Sie verloren bid zum Jahre 1450 nicht nur 
Guyenne und Bordeaur, fondern auch die ganze Normandie, melde feitvem für immer mit 
Sranfreih vereint blieb, mit einziger Ausnahme von Galai® und der Injeln Jerſey und 
Guernſey. 

Es bedarf indeſſen kaum der Erwähnung, daß ungeachtet dieſes Waffenglücks die Regie— 
rungszeit Karl's VII. für die Fortbildung der innern Staatsverhältniſſe feine glückliche war. 
An der Stelle eines flarfen und gefunden Rechtsbewußtſeins, welches im Stande geweſen wäre, 
ſelbſt unter der allgemeinen Reichsnoth in der Nation das Gefühl für Erhaltung ihrer Frei— 
heiten und ſtändiſchen Inftitutionen zu nähren, war ein alles zerjegender Barteigeift getreten, 
welder in den ewigen Zerwürfniffen im Eöniglihen Haufe felbft einen nur zu weiten Spielraum 
fand. Man ließ es ſich daher auch gefallen, daß die feit Qudwig’s des Heiligen Zeiten nur tem— 
porär und je nah Bedürfniß erhobene Kriegäfteuer (taille) im Jahre 1445 in eine ftehenve, 
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willkürlich gefteigerte Abgabe verwandelt wurde, welche vorzüglich dazu dienen follte, die Koflen 
der neuerridhteten Orbonnanzcompagnien (Compagnies d’ordonnance) und der Freifgügen- 
cotps (Francs-archers) zu deden, welche fortan den Kern des königlichen ftehenden Heeres 
bilveten. 

Sonft mar diejer König, welcher es bei feinem fchlaffen und harafterlofem Weſen vorzog, 
fi der Regierungsforgen durd den Umgang mit feiner reizenden Geliebten, Agnes Sorel 
(get. 1450), unter Freudenfeſten und glänzenden Gelagen zu entfchlagen, überhaupt nicht dazu 
gemacht, das Reichswohl durch neue Ginrihtungen fonderli zu fördern. Nichts harakterifit 
vielleicht die pamalige troftlofe Rage des Reichs treffender ald die befannte Antwort, melde 
Lahire vem Könige ertheilte, ald er ihm mitten unter den Vorbereitungen zu einem glänzenden 
Feſte eine wichtige Nachricht überbrachte und darauf von ihm nichts erwidert erhielt ald die 
Frage, wie ihm diejelben gefallen? „Je pense“, erwiderte darauf fofort der tapfere Krieger, 
„que l'on ne saurait perdre son royaume plus gaiment.‘ 

Außer der Errichtung eined neuen Parlaments zu Touloufe für Languedoc (1443) verdient 
vorzüglich nur noch erwähnt zu werden, daß er der unabhängigen Stellung der Gallikaniſchen 
Kirche zum päpftlihen Stuhle durd die auf dem Convent zu Bourges im Jahre 1438 ange: 
nommene und dur Beſchluß des Parlaments von Paris vom 3. Juli 1439 befeſtigte Pragma: 
tifhe Sanction eine neue Weihe gab. Sie beftand aus den den beſondern Verhältniffen der 
Gallitanifhen Kirhe gemäß modificirten Beichlüffen des Conciliums zu Konftanz und Ball 
(1431—43), für welde fi der König vorzüglid auch deshalb erklärt hatte, weil daſſelbe in 
jeinem Streite mit König Heinrich V. von England für ihn Partei genommen und namentlid 
den Vertrag von Troyes, durch melden er der Krone verluftig erflärt worden war, niemald 
anerfannt hatte. Die Hauptbeflimmungen verjelben waren, daß die Autorität der Orneral: 
concilien, welche alle zehn Jahre abgehalten werben follten, über der des Papfted chen, vie 
Zahl der Cardinäle auf 24 beſchränkt, die Wahl zu geiftlihen Pfründen völlig frei und die 
Entrihtung von Annaten, d. h. den Einfünften des erften Jahres von erledigten Bifhoftfigen, 
an den päpftlichen Stuhl nicht mehr ftattfinden follte. 

Am meiften verbitterte dem König die legten Jahre ſeines Lebens die Empörung feinet eige: 
nen Sohnes, des Dauphins Ludwig XI. Bereits im Jahre 1440 hatte diefer, von den Herzogen 
von Bourbon und Alengon verführt, gegen feinen Vater die Waffen ergriffen und ſich eine 
flarfe Partei gefhaffen, melde unter dem Namen der Parguerie befannt ift. Er murde nun 
zwar damals von dem Könige befiegt und wieder zu Gnaden aufgenommen, verharrte aber, 
indem er ſich nad) der Dauphind zurückgezogen hatte, nichtsdeſtoweniger in feiner feindſeligen 
Stellung gegen den Vater, bis er endlich im Jahre 1456 ihm abermals offen den Krieg erflärte 
und ſich in den Schuß des dem Könige feindlichen Herzogs von Burgund begab, an deſſen Hofe 
er noch verweilte, ald Karl VII. am 22. Juli 1461 dad Ende feiner Tage erreichte. 

Es war mol faum anders zu erwarten, ald daß fein zum Despotismus geneigter, aber doch 
von Natur furchtſamer und abergläubifher Sohn Ludwig XI. (1461— 1483) als fein Rad; 
folger wenigftens den Verſuch machen würde, die unter dem fehlaffen Regimente feines Batert 
fo jehr gefunfene königliche Gewalt dur eine mit Schlauheit und Verſchlagenheit gepaaru 
Willkürherrſchaft nad feinem Sinne wieder etwas zu heben; jedoch war er in der Wahl er 
Mittel zum Zweck keineswegs glücklich. Sogleic feine erfte Gewaltmaßregel, die Entfegung det 
bedeutendern Räthe und höhern Beanıten ſeines Vaters, deren Stellen er nur feinen eigenen, 
ganz von feinem Willen abhängigen Greaturen anvertraute, mußte viel böſes Blut machen. 

Noch mehr aber wurde das Öffentliche Nechtögefühl dadurch empört, daß er den dringenden 
Bitten des Bapftes Pius II. (Äneas Sylvius) nachgab und gleich im erften Jahre feiner Re: 
gierung die Beſchlüſſe des Convents zu Bourges und jomit die Vragmatiſche Sanction wit: 
rief, welche jelbft ver ſchwache Karl VII. nod kurz vor feinem Ende ftandhaft gegen die Anmafun: 
gen des päpftlihen Stuhls verteidigt hatte. Er that es freilich nur unter der Bedingund, 
daß der Papft die Erhebung des Herzogs Johann von Anjou auf den Königsthron von Neapel 
gutheißen und ſich dazu verftehen follte, zu dem päpftlichen Legaten, welcher bie Verteilung MT 
Pfründen in Frapkreid zu beforgen haben würde, nur einen Franzofen zu ernennen. Allein 
Pius I. Fümmerte ih wenig um die Erfüllung diefer Bedingungen und lief es dabei bewen⸗ 
den, daß er dem Könige ein von ihm ſelbſt verfaßtes Lobgedicht nebſt einem koſtbaten Degen 
zuſchickte, ven er gegen die Türken gebrauchen follte. . 

Dazu fam, daß der König ſich fehr empfindliche Eingriffe in die Rechte und dad Befigehum 
feiner großen Vaſallen erlaubte. Gegen ein Köfegeld von 400000 Dufaten jepte et ng 
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Jahre 1463 wieder in den Befig der dem Herzoge von Burgund, Philipp dem Guten, in dem 
Frieden zu Arras (1435) abgetretenen Städte der Bicarbie; und wenn baburd vorzüglich der 
Erbe des Herzogthums Burgund, Graf Karl von Charolais, auf das äuferfte empört wurde, fo 
fühlte fich der Herzog Franz II. von Bretagne noch mehr dadurch verlegt, daß der König ihm die 
Oberbobeit über die Bifhöfe feined Landes abfprechen ließ und von ihm die Erlegung eines 
förmlichen Tributs verlangte. Andere Misvergnügte maren leicht gefunden, und fo fam bereits 
im März 1464 jener gegen ven Thron gerichtete Fürftenbund zu Stande, welcher unter dem 
Vorwand, daß es ſich dabei blos um das Wohl des Volkes handle, den glänzenden Namen ber 
Ligue pour le bien publie annahm. Außer den bereit# genannten beiden Fürften ftanden 
der eigene und einzige Bruder des Königs, Herzog Karl von Berry, der Herzog Johann von 
Bourbon und Graf Dunois nebft mehreren andern von dem Könige entfegten Kronbeamten 
an feiner Spige. Sie zogen zum erften male ſchweizeriſche Miethvölker herbei und erflärten dem 
Könige förmlich den Krirg. | 

Er war kurz und endete zum Nachtheil des Königs. Nachdem die föniglihen Truppen am 
16. Juli 1465 bei Montlheri eine empfindliche Niederlage erlitten, mußte jih Ludwig XI. in 
dem Frieden zu St.:Maur nicht nur zu bedeutenden Zugeftändniffen an den Herzog von Berry 
und den Grafen von Charolais verftehen, fondern auch einen Vergleich eingehen, vem zufolge 
aus den drei Ständen des Reichs eine aus 36 (12 von jedem Stande) Verſonen beftehende 
Commiſſion ernannt werde, melde in mögfichft kurzer Frift eine durdgreifende Reform 
der Staatöverwaltung vornehmen follte. Dazu fam ed nun aber gar nit. Denn faun waren 
die Berbiindeten auseinander gegangen, ald der König den Frieden für erzwungen erflärte und 
jene, unter fich zerfallen, nur je auf ihre PBrivatvortheile bedacht, die Sache ded Bundes für das 
Gemeinwohlsgänzlih aus den Augen verloren. Die Commiſſion trat gar nicht zufammen, und 
dad einzige Zugeftändniß, wozu fi der König gezwungen ſah, war die im Jahre 1467 erlaffene 
feierliche Erflärung, daß niemand feine Stelle verlieren folle, ald nur durch den Tod, freimillige 
Entiagung oder ordentlichen Richterſpruch nad verübten Verbrechen (forfaiture), 

Neues Unheil brad über ven König herein, ald ver Graf von Charolais im Juli 1467 

feinem Bater Philipp dem Guten in der Regierung des Herzogthums Burgund folgte. Unvor— 
fichtigerweiſe ließ er fich von diefem nad Peronne loden, wo erald deſſen Gefangener zu einem 
ſchimpflichen Vergleiche gezwungen wurde (14. Oct. 1468). Doch fand der König bald Mittel, ſich 
zu rächen. Bereitd im Jahre 1470 (3. Dec.) erflärte er Burgund für mit Befchlag belegt, und 
obgleih der daraus hervorgehende Krieg mit wechfelndem Glüde geführt wurde, jo behauptete 
der König am Ende doch die Oberhand, bis er nach dem am 5. Jan. 1477 bei der Belagerung 
von Nancy erfolgten Tode ded Herzogs Karl, welcher in ver Geſchichte bekanntlich den Beinamen 
des Kühnen führt, die hurgundifchen Lande als Reichslehen hinwegnahm. Auch blieb er nad 
einem faft fünfjährigen Kriege mit der einzigen Tochter und Erbin des Herzogs, welde dem 
Erzherzog Marimilian von Ofterreih, Sohn Kaifer Friedrich’ III., vermählt wurde und fo 
Burgund an das Haus Ofterreich brachte, vorerft doch im Beſitz derſelben. 

Schon vorher, im Jahre 1472, war der König durch den Tod feines einzigen Bruders, des 
Herzogs von Guyenne, wieder in den Beſitz diefer Provinz gelangt, nicht ohne Verdacht, daß er 
an der Vergiftung, welcher man deſſen plögliches Ende zuſchrieb, gemwiffen indirecten Anteil 
gehabt habe. Und endlich brachte au das am 11. Dec. 1481 erfolgte Ableben des Herzogs 
Karl von Anjou die Graffhaften Maine und Anjou wieder der Krone zu, während dem Könige 
auch nod die Grafihaften Provence und Forcalquier von demfelben teſtamentariſch vermacht 
worden waren, 

Wären dergleichen Vortheile nur nicht ſogleich wieder Durch die [himpfliche Art aufgewogen 
roorden, wie der König den dauernden Frieden mit England zu erfaufen fuhte! Denn als 
König Eduard IV. nur Miene machte, ven Krieg wieder zu beginnen, beeilte fi Ludwig XI., 
außerdem daß er deſſen Minifter mit anſehnlichen Summen beftochen haben foll, mit ipm am 
29. Aug. 1475 einen Waffenftillftand auf fieben Jahre zu ſchließen, dem zufolge er fich verpflich⸗ 
tete, während ber Lebenszeit beider an Eduard ein Jahrgeld von 50000 Dufaten zu zahlen. 
Ja er wurde durch einen fernern Vertrag, welcher am 13. Feb. 1478 zu London unterzeichnet 
murde, dahin erweitert, daß jene Zahlung auch nad dem Tode des einen oder des andern der 
Contrahenten noch volle Hundert Jahre fortdauern jollte. 

Dies, ein an die Schweizer zu entrichtendes Jahrgeld von 20000 Thlrn. und bie bedeutende 
Vermehrung feiner ſtehenden bewaffneten Macht, 3. B. mit einem male um 10000 Mann Fuß⸗ 
volf, nörhigte ihn freilich auch zu einer fehr beträchtlichen Erhöhung der Steuern. Denn wäh 
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rend fie noch unter Karl VH. nur erſt 1,800000 Livres jährlich betragen hatten, brachte er fie 
auf nicht weniger ald 4,700000 Livres, was natürlich viel böſes Blut machte. 

Es fonnte da nicht ansbleiben, daß unter dem noch minderjährigen Karl VII (1483 — 
98) fogleih mwenigftens ein Verſuch gemadt wurde, die füniglibe Gewalt wieder etwas zu 
beihränfen. Niht nur daß man dem jungen König, deilen Schweiter Anna, Herzogin von 
Bourbon, fih der Regierung bemächtigte, einen aus den Prinzen von Geblüt beſtehenden Re: 
gierungdrath zur Seite fegte, beftand aud; der im Jahre 1484 zu Tours verfammelte Reichstag 
auf der MWieverherftellung und angemefienen Ermeiterung der ſtändiſchen Gerehtiame. Die 
Wahlen der Deputirten follten völlig frei und ihre Berathungen fowie das ihnen zuftebende 
Beſchwerderecht unbejhränft fein. Das Steuerweien wurde auf fihere Grundlagen zurüdge: 
führt, indem den Ständen nicht nur dad Beſteuerungsrecht im Princip zugeflanden, ſondern 
auch der Steuerbetrag und die Art der Erhebung feftgefegt wurde. Willfürlibe Amtsentjegun: 
gen verſprach der König fernerhin nicht mehr vorzunehmen, und auch zur Wiederberftellung 
der Pragmatiſchen Sanction und zur bejlern Organijation des oberften königlichen Juſtizeolle— 
giumd (Grand conseil de la justice) gab er feine Zuftimmung. 

Leider waren aber auch diefe neuen Ginrihtungen nicht von nachhaltiger Wirkung. Innere 
Unruhen, die Folge der erneuerten Händel mit der orleaniftiichen Partei, welche an dem Herzoge 
Franz II. von Bretagne und dem Erzherzoge Marimilian von Ofterreih, dem Adminiftrater 
der burgundifchen Lande, willtommene Stügen fand, liegen das fländiihe Leben nicht zu 
Kraft und Gedeihen gelangen. Kaum waren aber dieſe durch den Tod des Herzogs von Bre: 
tagne (1488) und die Vermählung des Königs mit deffen Erbtochter Anna (1491), ſowie 
durch den Frieden zu Senlid mit Kaijer Marimilian, wodurch die Graffhaften Burgund, Artois 
und Charolais, die beiden legtern als franzöſiſche Lehen, an den öfterreichifch-äurgundifchen 
Brinzen Philipp gelangten (13. Mai 1493), zu einem Abſchluß gedieben, als der ebenjo aben- 
teuerlihe ald unglüdliche Feldzug des Könige nah Italien (1494—95), wo er die alten 
Anſprüche des Haujes Anjou an den Thron von Neapel für fih geltend machen wollte, alle 
weitern Bemühungen für die Kortbilvung des innern Staatdlebeng vorerft wieder völlig in den 
Hintergrund drängte. 

Selbft die Phantaftereien, denen zufolge fih Karl VI. dur einem am 6. Sept. 1494 zu 
Rom unterzeichneten förmlichen Vertrag von dem Deöpoten Andreas Balüologus alle Rechte 
auf den Kaifertbron von Konftantinopel abtreten ließ und den unglüdlihen Bruder Sultan 
Bajazet'8 Il., Diem, zum Mittel der Grreihung feiner felbftfüchtigen Zwede machen molle, 
nahmen damals Sinn und Kräfte der ganzen Nation mehr in Anſpruch ald die Sorge für ibır 
Rechte und Freiheiten. Man träumte von weiter nichts als von Vertreibung der Türfen aus 
Europa, von Wiederherftellung des buzantinifchen Kaiſerthums zu Gunften der Könige von 
Vranfreih und Groberung des Heiligen Grabed. Dur den anfangs fo vielverſprechenden, 
am Ende aber ſo trübfeligen Verlauf des Kriegs in Italien — der König fonnte fi in Meapel 
nur kurze Zeit halten und entging mit Mühe und Noth duch ſchleunigen Rüdzug noch ſchlim 
merm Verhängniß — wurden alle dieſe Hoffnungen freilich bitter getäuſcht. Nichtsdeſtoweniget 
blieben fie aber in ihren Nachwirkungen entiheidend für Frankreichs fernere Geſchicke. 

Es gehörte ſeitdem gleihjam zur firen politifchen Idee der franzöfiichen Staatslenker, das 
Frankreich feinen Ruhm und feine Größe vorzüglih in auswärtigen Kriegen, namentlich ır 
Italien ſuchen müſſe. Selbft der gutmüthige Ludwig XII. (1498 — 1515), ald Herzog von 
Orleans der nächſte Ihronerbe des kinderloſen Karl VIEL, welcher fi durch feine vortrefflichen 
Eigenfhaften und fein verftändiges Walten im Innern des Reichs den ebrenden Beinamen dei 
Vaters ded Bolfed (Pere du peuple) verdient bat, ließ jih davon hinreifen. Außer den An: 
fprüden auf Neapel glaubte er nun auch noch das ihm von feiner Großmutter aus dem Hau 
Visconti her zuſtehende Erbrecht auf das Herzogthum Mailand mit den Waffen in der Hard 
geltend maden zu müſſen. Nach einem faum zwanzigtägigen Feldzuge hielt er bereit am 
6. Det. 1499 feinen Einzug in Mailand, und obgleih im nächſten Jahre der vertriebene Herzog 
Ludwig Sforza ſich nochmals auf kurze Zeit in Beſitz deifelben zu fegen mußte, fo fiel ed ded 


nach der flegreihen Schlaht bei Novara (10. April 1500), melde dem Herzdg feine Freibeit 


koſtete (er ftarb im Jahre 1510 in Frankreich in der Gefangenschaft) abermals in Ludwig's Ge— 
walt, Auch belehnte ihn der Kaifer im Jahre 1504 förmlich damit. 

Seine Theilnahme an der im Jabre 1508 gegen die Benetianer von Papft Julius IL, dem 
Kaiſer Marimilian und König Ferdinand von Spanien geichloffenen Ligue zu Cambray murde 
hierauf für ihn, ungeachtet feines glänzenden Siegs bei Agnadello (14. Mai 1509), welder 
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den Venetianern den beiten Theil ihrer Befigungen des Feſtlandes Koftete, nur eine Quelle 
neuer Berwidelungen. Denn Bapft Julius I. fonnte die wachfende Macht Frankreichs in Ita: 
lien nicht vertragen und trat num mit ven Schweizern, Spanien, Venedig, dem Kaifer und dem 
Könige von England gegen Ludwig XIL. in Bundesgemeinfhaft. Der preijährige Krieg, welcher 
davon die Folge war, endigte nach wechſelndem Glücke Höhft ungünftig für Frankreich. Mai- 
land ging nad) der Niederlage der Franzoſen bei Novara anı 6. Juni 1513 gänzlich verloren, 
während Neapel, über beflen Theilung fi der König fhon im Jahre 1500 mit Ferdinand dem 
Katholiſchen von Spanien verftändigt hatte, bereits im Jahre 1504 dem legtern allein zuge: 
fallen war. 

So ſchwer daher auch die Folgen dieſer nuglofen und Eoftjpieligen Kriege auf Frankreich 
lafteten, fo fand der König doch, vorzüglich von feinem vortrefflihen Minifter, Cardinal George 
v’Amboife, Erzbifchof von Rouen, unterftügt, immer nod Mittel, ſich die Liebe des Volkes durch 
eine weife, wohlgeordnete Staatsverwaltung im hohen Grade zu erwerben. Die Bragmatifche 
Sanction wurde durd ihn in voller Kraft wienerhergeftellt; die Nechtöpflege befam, vorzüg— 
lich aud durch die Errichtung zweier neuer Parlamente, für die Normandie zu Rouen und für 
die Provence zu Air, eine beſſere Organiſation, und die Steuern wurden um mehr als die 
Hälfte vermindert. „Aber was hilft das“, meinte der König jelbft furz vor jeinem Tode, indem 
er = feinen Nachfolger, Franz I., hindeutete, „dieſer große Junge wirb doch alles wieder ver— 
derben.‘’ 

Und fo ganz grundlod war dieſe fhlimme Ahnung des weiterblidenden Königs nicht. 
Franz J. Baterö:Brubers: Enkel König Ludwig's XII., bis dahin Grafvon Angoulöme und durch 
Vermählung mit der Toter dieſes Königs und der Herzogin Anna von Bretagne, Claudia 
(1514), Herzog von Bretagne, bejaß neben jenem aufgewedten Geifte und jenem ritterlihen 
Sinn, welde ihn für alles Große und Erhabene, was fein fo gewaltig aufgeregtes Zeitalter mit 
fi brachte, empfänglich machten, doch nicht Selbſtbeherrſchung genug, um den Berfuhungen zu 
widerſtehen, welche ihm jein phantaſtiſcher Ehrgeiz vorgaufelte. Daher der abenteuerliche und 
ſchwankende Charakter feiner innern und äußern Politik, welcher feine lange Regierung 
(1515 — 47) zwar zu einer ber denfwürbigften, in mander Beziehung ſelbſt glänzendften, 
in ihren Refultaten aber keineswegs glüdlihen und fegensreihen Epoche der Geſchichte Frank⸗ 
reichs gemacht hat. Seine ohne Noth und Überlegung begonnenen Kriege waren anfangs zwar 
von ruhmvollen Waffenthaten und überrafchenden Erfolgen begleitet, am Ende brachten fie ihm 
aber doch nur bittere Demüthigungen und Frankreich ichwere Verlufte. 

Sogleich im erften Jahre feiner Regierung machte ihn die zweitägige Rieſenſchlacht bei 
Marignane (13. und 14. Sept. 1515), wie fie der in achtzehn Schlachten ergraute Marſchall 
von Trivulzio nannte, nah einem glänzenden Siege über die Schweizer abermals zum Herrn von 
Mailand und Genua, während Herzog Marimilian Sforza, mit einer angemeffenen Penfion ab⸗ 
gefunden, ſich nad Franfreich zurückzog, wo er gleich feinen: Bater Ludwig feine Tage beſchloß. 

Kein Wunder, daß diejer erfte jiegreiche Feldzug den König mit einem Selbftvertrauen in 
fein Waffenglück erfüllte, meldyes ihn zu Unternehmungen verleitete, die weit über jeine Mittel 
und Kräfte hinausgingen. Vorerſt ſuchten ſich freilich alle Mächte, eingeſchüchtert durch feinen 
Unternebmungögeift, mit ihm auf einen möglichft freundliben Fuß zu fegen. Papſt Leo X. bot 
ihm die Hand zum Frieden, wußte ihm aber bei der bereits im December veffelben Jahres zu 
Bologna flattfindenden Zuſammenkunft ald Preis deffelben jenes berüchtigte erſte Contordat 
abzuloden, weldes die ganze Nation jo fehr empörte und fein eigenes Gewiſſen nod auf. den: 
Xodtenbette am ſchwerſten belaftet haben joll. Denn es untergrub mit einem male wieder alle 
durch die Pragmatiſche Sanction geſicherten Freiheiten ver Gallifanifchen Kiche, indem ed na= 
mentlih die Wahl ver Bifhöfe durch die Kapitel der Kathedralen und der Metropolitanfichen 
abſchaffte, welche fernerhin nur noch auf Vorftellung der Candidaten durch den König dem päpft- 
lihen Stuhle zuftehen jollte, und die längft aufgehobene Entrichtung der Annaten an die 
römische Curie wiederberftellte. Die Barlamente, die Univerfität, die Sorbonne, alle drei 
Stände des Reiche erklärten ſich auf das entichienenfte gegen daſſelbe, ver König erzwang aber, 
von jeinem verfhlagenen Kanzler Antoine Duprat, dem eigentlichen Urhebet veflelben, unter- 
rügt, nichtsdeſtoweniger bereitd im Jahre 1517 jeine Einführung, während Papft Leo X. duch 
eine eigene Bulle die Pragmatiſche Sanction als eine Öffentliche Peſt für immer verdammte und 
alle, welche ihr noch ferner anhängen würden, mit der Ercommunication und dem ea 
belegte. 

Staats-Rerifon. V. | 33 
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Zugleich Hatte der ſchlaue Papft ſchon zu Bologna den Priegerifchen Übermuth des jungen 
Könige von Italien hinweg auf die gemeinfame Bekämpfung bed Erbfeindes der Chriſtenheit, 
der Türfen, durch alle Fürften Europas bingelenft. Der König ergriff auch den Gedanken ie: 
glei mit dem ihm eigenthümlichen Feuereifer, welder indeſſen, ungeadjtet der fortgeiegirn 
Mahnungen des Papfted, mie eine fchnell auflodernde Flamme ebenſo ſchnell wieder 
erlofch, ald ver König nicht mehr feine Rechnung dabei finden zu können glaubte. Denn wie 
aus den feinem Bevollmächtigten auf dem zu Anfange des Jahres 1517 zu Cambragy abgehal- 
tenen Gongreß ertbeilten Inftructionen hervorgeht, hatte er dabei nichts Geringeres im Auge 
als eine Theilung des Osmaniſchen Reichs zwifchen ihm, Kaifer Marimilian und Ferdinand dem 
Katholiſchen zu gleichen Theilen, jelbft hinter dem Rüden des Papftes und der übrigen Fürften. 
Der Plan kam aber natürlich nicht über allgemeine Verabredungen hinaus und wurde dann 
durch näher liegende Intereffen und Greigniffe fehnell wieder in den Hintergrund gedrängt. 
Wir werden ſogleich fehen, auf welche Abwege Franz I. ipäterhin durch feine ſchwankende un? 
zweideutige orientalifche Bolitif verleitet wurde. 

Kaiſer Marimilian nahın zwar, vorzüglich auf Betrieb des Cardinals Wolfen, des määt: 
gen Minifterd König Heinrich's VIII. von England und perjönlihen Feindes Franz’ I., anfangt 
noch eine ziemlich feindliche Haltung gegen denſelben an, 309 es aber dann doch auch vor, ſich mit 
ihm auszuföhnen, und trat jelbft dem im Jahre 1516 zu Noyon zwifchen dem Könige und 
Karl V., noch als König von Spanien, abgeſchloſſenen Vertrage bei, demzufolge der Köniz 
Navarra und Verona erhielt, welches legtere er den Venetianern abtrat, die zum Danf dafür 
feinen und aller Fürften Namen aus dem Haufe Baloid in ihr goldened Buch einzeichneten 

Der gleich im Jahre 1515 mit König Heinrich VII. von England auf Bebendjeit beider 
‚Könige abgeſchloſſene Allianzvertrag wurde nod im Jahre 1518 förmlich ermeuert Endlich 
hatten aud die Schweizer bereitd im Jahre 1516 zu Freiburg mit dem Könige einem eigen 
Frieden geſchloſſen. 

Bald aber verkehrten ſich dieſe freumplichen Stimmungen in gegenfeitige Giferjuht und 
bittere Feindſchaft. Die thörichte und vereitelte Hoffnung, welche fich Kranz I. gemacht hatte, bi 
der im Jahre 1519 flattfindenden veutichen Kaiſerwahl über Karl V. den Sieg davonzuttagen, 
gab den erften Anftoß zu der langen Reihe von Kriegen zwiſchen beiden Monarchen, melden 
ihren Folgen für Franz I. und Frankreich jo verhängnipvoll wurden. Der Kaijer, melde eh 
dem Könige nicht vergeben konnte, daß er ſich bei der im Jahre 1520 flattfindenden Zuiammen: 
kunft mit König Heinrich VII. bei Guines (Camp du drap d’or) angeblich mit demielben zu 
feinem Nachtheile verftändigt haben follte, und ihn überbies im Verdacht hatte, daß er 
Herzog von Bouillon, Robert de la Mard, gegen ihn aufgerwiegelt, begann bereitd im Jahıt 
1521 die Beindfeligfeiten damit, daß er Mouzon wegnahm. Franz I. gemann legtered zwar 
bald wieder, fam aber gleich darauf durch verkehrte Kriegführung und unſinnige Geldverſchleu 
derung, woran feine eigene Mutter Luife von Savoven, Herzogin von Angouleme, und Wi 
Kanzler Duprat den weſentlichſten Antheil hatten, jo ind Gedraͤnge, daß er ſchon im nähen 
Jahre, nad) ver gänzlihen Niederlage der Branzofen bei Bicoque, Mailand wieder verlor, weldti 
der Kaiſer dem Herzoge Franz Sforza zurückgab. 

Wie wäre aber der König im Stande geweſen, ſich allein gegen die mächtige Ligue zu dal 
ten, welche nun der Papſt, der Kaiſer, ver König von England, Erzherzog Ferdinand von Oftr: 
veich, der Herzog von Mailand, die Venetianer, die Florentiner und die Genuefer gegen ihn Bil: 
deten! In den nächſten Jahren folgte Schlag auf Schlag. Der Abfall des Gonnetable ver 
Bourbon zum Kaifer (1523), der unglückliche Feldzug des Admirald Bonnivet in Jralien im 
Jahre 1524. wobei Bayard, der Ritter ohne Furcht und Tadel, fein Leben verlor, und endlit 
die verhaͤngnißvolle Schlacht bei Pavia (24. Febr. 1525), welche dem Könige, nachdem er Per 
land nochmals befegt Hatte, nicht nur feine italienischen Bejigungen, fondern auch jeine Br 
heit Eoftete. Was Half ihm jet der leidige Troft, ven er feiner Mutter mit vielgerühmter IKT 
liher Refignation in ven Worten zu geben ſuchte: „Tout est perdu fors l’honneur” © 
wurde ald Kriegögefangener des Kaiſers nad Madrid abgeführt und erlangte feine Breibet, 
vorzüglich durch Vermittelung feiner Schwefter, der Herzogin Margarethe von Alengon, 
durch den am 14. Jan. 1526 zu Madrid unterzeichneten Frieden wierer. Ihm zufolge mupit ! 
allen Anfprüden auf Mailand, Genua und Neapel entfagen, dad Herzogtbum Burgund jom 
die Lehnshoheit über Flandern und Artois an den Kaiſer abtreten, ingleichen auch feine beiden 
Soͤhne als Geiſeln zurücklaſſen. 

Zugleich verpflichtete er ſich in dieſem Frieden, wie der Kaiſer ſelbſt, ein Heer ron 5000 
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Mann Reiterei und 15000 Mann Fußvolk gegen die Türken ins Feld zu ſtellen, nur ein Beweis 
mehr für Die leihtfertige und phantaftifche Politik deffelben. Denn in verjelben Zeit hatte er ſich 
ja fhon vorzüglich durch Vermittelung jeiner Mutter und ded angejebenen ungariſchen Grafen 
Johann Frangipani in geheime Verbindungen mit Sultan Soliman eingelaifen, welde gar 
feinen andern Zwed hatten, als ji der Hülfe dieſes Erbfeindes der Chriftenheit gegen den 
Kaiſer zu bedienen und ihn zunächſt zum @infall in Ungarn zu bewegen. Er ließ die Sache 
dann freilich vorerft bald wieder fallen, vorzüglich weil ihm die gegen die gefürchtete Übermadht 
Karl’8 V. ind Leben getretene Heilige Ligue zwiſchen Papſt Elemens VIL., den italieniſchen Für— 
ten, dem König von England und ihm jelbft die Ausſicht eröffnete, auch ohne die Hülfe der 
Türken an dem Kaiſer Rache nehmen zu können, zumal da aud) die Stände von Burgund fi 
auf das entſchiedenſte gegen die Ratification ded Friedend von Madrid erflärten. 

Der König fürzte ſich alfo aufs neue in den Krieg mit dem Kaifer, welcher nach der wahn— 
finnigen Plünderung Roms dur die Kaiferlihen unter dem Gonnetable von Bourbon (Mai 
1527) und dem nuglofen Zug der Franzoſen unter Lautree gegen Neapel, bei weldhem beinahe 
die ganze franzöftfche Armee zu Grunde ging (1528), durch den am 5. Aug. 1529 zu Gambray 
abgeiäloffenen fogenannten Damenfrieden beendigt wurde. In demfelben leiftete Franz I. auf 
alle feine Anſprüche an Mailand zu Gunjten des Herzogs Kranz Sforza, ſowie an die Graf: 
ihaften Flandern und Artoie Verzicht, erhielt dagegen aber das Herzogthum Burgund mit den 
dazu gehörigen Grafihaften zurüd und zahlte 2 Mit. Kr. Löſegeld für feine Söhne. 

DieBermählung des Königs mit der Schwefter des Kaiſers, Eleonore, verwitweten Königin 
von Bortugal, im nächſten Jahre (1530) und der Orden ded Goldenen Vließes, welchen ihm 
der Kaijer bei diejer Gelegenheit überſchickte, maren freilich nicht dazu gemacht, den Groll aus: 
zutilgen, weldyen er fortwährend gegen Karl V. im Herzen trug. Unter anderm gehört diefer 
Zeit auch die lebendigere Wiederaufnahme feiner geheimen Verbindungen mit Sultan Soli— 
man an, welche gar feinen andern Zweck hatte, ald dem Kaiſer von diefer Seite neue Verlegen: 
heiten zu bereiten. Ganz hatten ſie jeit dem Jahre 1526 nie aufgehört, und daß Franz 1. in 
Konftantinopel ſchon ziemlich feften Fuß gefaßt hatte, ergibt ih auch daraus, daß ihm der Groß⸗ 
berr bereits im Jahre 1528 auf fein Verlangen die Schugherrihaft über vie farholifhen Chri— 
fen in Jeruſalem zugeftanven hatte. 

Jetzt, im Jahre 1531 und 1532, wollte nun der König feinen Einfluß im Divan vorzüg: 
lid vahin geltend machen, daß der Sultan von einem Angriffe auf Ungarn und Oſterreich ab⸗ 
ſtehe, weil der Kaiſer dieſe Türkengefaht nur dazu benutze, namentlich auch die proteſtantiſchen 
Fürſten auf ſeine Seite zu ziehen und auf dieſe Weiſe ſeine Macht anſehnlich zu verſtärken. Das 
gelang ihm nun freilich nicht, aber auf der andern Seite wies er auch die ihm von dem Kai— 
jer gemachte Zumuthung, daß er ihn mit feiner ganzen Macht in dem Kriege gegen die Türken 
unterftügen folle, mit Hohn zurüd. Im Gegenteil, die Hoffnung, daß er fih am Ende doch 
noch der Hülfe ded Sultan bedienen koönne, um die Macht des Kaiſers zu brechen und fi vor: 
züglich Mailands und Genuas wieder zu bemädhtigen, gab er nie auf. Zu diefem Zwecke ließ er 
ich bereits im Jahre 1533 mit dem odmanifhen Seehelden Chaireddin Barbaroffa, der damals 
mit feiner Flotte dad Mittelmeer beherrfchte, in geheime Verbindungen ein und ſuchte aud den 
Sultan felbft im Jahre 1535 durch jeinen Gefandten Jean de la Köret zu bewegen, ihm eine 
Subfidienzahlung von 1 Mill. Dufaten zum Zwecke der gemeinfhaftlihen Führung des Kriegs 
gegen den Kaifer zu bewilligen. Darauf mollte ſich jedod der Sultan nicht einlaffen, und jo 
war das weſentlichſte Rejultat jener Sendung nur der im Januar 1536 abgeſchloſſene erfte 
förmliche Briebend: und Freundſchaftsvertrag zwiſchen Frankreich und der Pforte, meldyer die 
Grundlage aller jpätern Beziehungen zwifchen beiden Mächten geblieben ift, und dann dad ziem— 
li lockere Waffenbünpniß, dem zufolge der König feine Baleren unter ven Befehle des Barond 
von St.:Blancard auf einen gänzlich nuglofen Streifzug nach den griechiſchen Gewäſſern ſchickte. 

Denn feine ganze Landmacht brauchte der König damals zu dem bereits im Jahre 1535 
wieder ausgebrochenen Kriege in Italien, mo er namentlich nad) dem am 24. Oct. diejed Jahres 
erfolgten Tode des legten Herzogs Franz Sforza abermals feine noch keineswegs aufgegebenen 
Anfprüce auf Mailand mit den Waffen in der Hand durchjegen wollte. Auch mar ihm dies— 
mal das Kriegsglück günftig. Nod im Jahre 1535 nahm er faft ganz Piemont uud Savoyen 
weg, fhlug 1536 die Kaiſerlichen mit großem Verlufte aus ver Provence und aus der Pi: 
cardie zurũck und wußte aud) im folgenden Jahre den überdies durch die drohende Türkengefahr 
eingeſchüchterten Kaifer überall jo im Schach zu halten, daß diefer ih unter Vermittelung des 
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Papftes Baul III. bereits am 18. Juni 1538 zu Nizza zur Unterzeichnung eines zehnjährigen 
MWaffenftillftandes verftand, welcher beide Theile im Befig ihrer Eroberungen, dem König aljo 
faft ganz Savoyen und Piemont ließ, die Entſcheidung über die Belehnung mit dem Herzog: 
thume Mailand aber, welche ver König für feinen jüngften Sohn, den Herzog von Drleand, 
verlangte, bis auf weiteres vertagte. 

Bei der furz darauf ftattfindenden Zufammenkunft beider Fürſten zu Aigues-Mortes fam 
aud die Türkenſache auf eine Weife zur Sprache, welche in Konftantinopel ſehr übel vermerkt 
wurde. Denn man wollte wiflen, daß dabei ein förmliches Schutz- und Trugbündnif gegen 
den Sultan verabredet worden, und Franz J ernftlih daran denke, ji die Kaijerkrone von 
Konftantinopel aufd Haupt zu fegen. Kein Wunder aljo, daß num eine ihtliche Kälte zwiſchen 
dem Könige und der Pforte eintrat, welche auf jeiten des Sultans big zur höchſten Erbitterung 
gefteigert wurde, ald er von vem Verfühnungsfefte Kunde erhielt, welches beive Monarchen zum 
Erflaunen der ganzen Welt in den erften Tagen des Januar 1540 zu Paris gefeiert hatten. 

Nur durch vie Vermittelung des nod in demjelben Jahre abgefchloffenen Friedens mit der 
Republik Venedig mußte ſich Branz I. wieder mit dem Sultan auf einen freunbliden Zuf zu 
verjegen. Auch fam ed nad dem verunglüdten Zuge Karl's V. gegen Algier im Jahre 1541 
wieder zu einem förmlichen Waffenbündniß zwijchen dem Könige und der Pforte, vemgemäf 
Barbarofja mit feiner Flotte Gatalonien angreifen jollte, während Franz I. zu Lande gegen 
Roufiillon und Navarra operiren wollte. Die Refultate dieſes Bünpniffes waren aber für den 
König nichts weniger ald erfreulih. Denn nachdem ſich Barbarojja endlich im Sommer 1543 
mit feiner Flotte an ven Küften der Provence mit dem Geſchwader des Königs unter dem Be: 
fehle des Herzogs von Enghien vereinigt hatte, beſchränkte ſich ihre gemein schaftliche Thätigfeit 
auf eine vorübergehende, völlig nuglofe Befegung von Nizza (8. Aug. bis 8. Sept), worauf 
Barbaroffa noch bis in den April des nächſten Jahres thatenlos im Hafen von Toulon liegen 
blieb, eine entjegliche Laft für dad arme Land und ein gewaltiged Argerniß Fir die gelammte 
EhHriftenheit. Der König war frob, daß er ihn am Ende noch durch die bedeutende Abfindungt: 
ſumme von 800000 Thlen. zum Abzug bewegen konnte. Er mußte ſich hinterher nod gefallen 
laffen, daß ihn ver zu Speier verſammelte deutſche Reichstag in feinem Abſchiede vom 10. Juni 
1544, glei dem Türken felbft, für einen „gemeinen Feind der Chriftenheit‘ erklärte, gegen 
welchen man nicht allein mit Worten, fondern auch mit der That einfchreiten müſſe. 

Und dennod hielt es ver König für nöthig, ih bei dem Sultan wegen dieſer Eoftipieligm 
Gntlaffung feiner Flotte noch beſonders zu entjhuldigen und jid die Gunſt deſſelben durd di 
PBermittelung des Friedens zwifchen dem Kaifer und der Pforte wieder zu erwerben zu juden. 
Denn in dem Frieden von Crespy (18. Sept. 1544) ,-welder dem legten Kriege zwiſchen um 
Kaijer und dem Könige ein Ende machte, war allerdings auch wieder von gemeinſchafilichen 
Unternehmungen gegen die Pforte fo ſtark die Nede geweien, daß Franz L. es wol für ange 

meilen erachten mochte, durch das Anerbieten feiner Friedensvermittelung dem Großherrn jeder 
Verdacht zu benehmen. | 

Jener Krieg batte, dem zehnjährigen Warfenftillftande von Nizza zum Trotze, ſchon in 
Jahre 1542 feinen Anfang genommen. Die verweigerte Belehnung des Herzogs von Orleant 
mit dem Herzogthum Mailand war die eigentliche Urſache, die Ermordung ver beiden nad de 
nedig und Konftantinopel beitimmten Gefandten, Rincon und Kaspar Fregojo, in der Lom: 
bardei durch ſpaniſche Soldaten der Vorwand zu demjelben. Er wurde mit großer Grbitterung 
und bedeutendem Aufwand an Mitteln zuglei in Italien, Luremburg, Brabant, in der Chan: 
pagne und der Picardie geführt. Denn der Kaifer hatte auh König Heinrich VII. von Eng: 
land für fi) zu gewinnen gewußt, welder über Calais in Frankreich eindrang und Boulogur 
wegnahm, während der Kaiſer ungeachtet des glänzenden Siegs der Franzofen bei Grm: 
folles (14. April 1544) durd Lothringen nad) Frankreich vordrang. Allein große bleiben 
Refultate wurden aud diesmal nirgends erzielt. Hofintriguen, Zwieſpalt unter den Verbin: 
deten und die mislichen Verhältniffe in Deutſchland und zur Pforte beſchleunigten den Arien, 
welcher, wie gefagt, bereit8 im September 1544 zu Crespy zu Stande fam. Gr mar füt des 
König wenigftend infofern vortheilhaft, als er die Belehnung des Herzogs von Orleans mi! 
Mailand und die Lehnshoheit über Burgund erlangte, während er die über Flandern und Ar: 
toid fowie feine Anſprüche auf Neapel aufgeben mußte. 

Allein der ſchon binnen Jahresfrift, am 8. Sept. 1545, erfolgte Tod des Herzogs von Dr: 
leans vereitelte nohmals die Hoffnungen des Königs und gab feiner Politik, namentlid aus 
nad dem Driente bin, wieder eine andere Richtung. Gr hielt es nun keineswegs mehr ſeinen 
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Intereffen für angemeſſen, ven Frieden zwiſchen der Pforte und dem Kaiſer, welcher Mailand 
feinem eigenen Sohne Philipp zuſprach, noch länger zu vermitteln. Im Gegentheil bot er alles 
auf, ihn gänzlich zu hintertreiben. Allein ehe er noch etwas erreichte, vereitelte fein eigener, am 
31. März 1547 erfolgter Tod alle weitern Bemühungen feiner Gefandten in diefer Richtung. 
Dagegen war e8 ihm noch kurz vor feinem Ende gelungen, mit König Heinrich VIII. im Jahre 
1546 Frieden zu fliegen. Diefem zufolge follte er in acht Jahren, gegen ein Löſegeld von 
800000 Dufaten, wieder in den Befig von Boulogne gelangen, ein Abkommen, welches unter 
feinem Nachfolger durch den im Jahre 1550 erneuerten Frieden dahin mopificirt wurde, daß 
Boulogne bereitd damals gegen die Abfindungdfumme von 400000 Dufaten von den Eng 
ländern geräunt werde. 

Es bedarf faum der Erwähnung, daß diefe ewigen Foftfpieligen und die Kräfte des Landes 
erihöpfenden Kriege feinen günfligen Einfluß auf die Geftaltung des innern Staatölebens 
haben fonnten. Der freiere Geift erftarb immermehr unter dem Drude deöpotifcher Gewalt, 
wie fie die Nothwendigkeit einer eifernen Zeit mit fi brachte. Nachdem einmal in dieſem 
Sinne der erfte Schlag dur Einführung des Concordats gelungen war, meldyer die Geiftlidh- 
feit, den erften Stand des Reichs, ganz in die Abhängigkeit von dem Könige verfegt hatte, 
nahm man feinen Anftand mehr, auch die Macht der weltlihen Ariftofratie dur ein eigen— 
thümliches Syſtem geheimer Bevormundung zu brechen und zugleich die Rechte der ftändifchen 
Körperihaften und vorzüglich der Barlamente möglichft zu befhränfen. An die Stelle ver alten 
gejegmäßigen reihsftändischen Verſammlungen kamen jegt unvermerkt die von der Willkür des 
Königs abhängigen Verſammlungen der Notabeln, während man die Barlamente durch Be- 
drohung mit firengen Reformen einfhüdhterte und ihre moraliſche Kraft überdies durch Käuf- 
lifeit ver Stellen lähmte. Der Adel, welcher Kraft und Mittel in den beftändigen Kriegen 
vergeubete und durch die im Laufe dieſes Jahrhunderts eingetretene gänzliche Umgeftaltung des 
Kriegsweſens über die maßen in Anfprud genommen wurde, fümmerte ji ohnehin wenig um 
ven Verluft feiner Vorrechte, und der dritte Stand, die Städte und das Landvolk, hatte ſchon 
genug zu thun, die ſchweren Steuern aufzubringen, melde die unaufhörliche Kriegslaft ihm 
auferlegte. 

Breilich vergaß man manches Drüdende unter dem Glanze, welchen der König feiner Me- 
gierung Durch Begünftigung der mächtig wieder auflebenden Wiſſenſchaften und Künfte, fowie 
die Einführung feinerer Sitte und gediegenern Geſchmacks zu verleihen wußte. Man hat fein 
Bedenken getragen, ihn in diefer Beziehung ven Mediceern zu Florenz und Papft Leo X. an vie 
Seite zu fegen und ihm den ehrenvollen Beinamen des Vaters der Wiſſenſchaften (Pere des 
lettres) beizulegen. Man fcheint aber darüber vergeilen zu haben, daß er dagegen ven Auf: 
ſchwunge der Geifter auf dem Gebiete des religiöfen Lebens dur Bekämpfung der Neforma= 
tion und Verfolgung der Waldenfer auf jede Weife zu hindern ſuchte. Das war aber ge— 
trade ber Anfang jenes erbitterten Kampfes der Geifter und Barteien, welder in den Religions- 
friegen unter den legten Königen aus dem Haufe Valois feine verbängnißvollſte Höhe erreichte. 

Sogleich während der Regierung des Sohnes und Nachfolgers Franz’ l., Heinrich's I. 
(1547— 59), gaben die am Hofe felbft herrſchenden Varteiungen ven erften und mädtigften 
Anftof dazu. Während der ſchwache König ganz in der Gewalt feiner fiebenundvierzigjährigen 
Maitreffe, Diana von Poitiers, Herzogin von Valentinois, des Gonndtable von Montmorency 
und der Guifen, des Herzogs Franz und des Kardinald von Lothringen, der Häupter der ka— 
tholiſchen Bartei, war, ftellte fi Brinz Louis von Condé an die Spige der proteftantifchen Par— 
tei, welche bald durch Unternehmungsgeift und Standhaftigfeit Kraft und Bedeutung gewann. 
Die vom-Hofe aus unaufhörlich gegen fie gerichteten VBerfolgungen, welche bereits unter dieſer 
Regierung jo weit gingen, daß durd das im Juni 1559 erlaffene Ediet von Ecouen, welches 
aud die Parlamente beftätigen mußten, alle Xutheraner mit dem Tode bedroht wurden, gab 
ihnen nur neue Macht und Stärke. Doc kam es jegt nod nicht zum offenen Kampfe zwiſchen 
beiden Barteien. 

Zunächſt nahmen noch die Kriege mit Kaifer Karl V., eine leidige Erbſchaft der vorigen 
Regierung, welche dur die Einmifhung des Königs in die deutſchen Händel nur noch ver= 
widelter wurden, die Aufmerffamfeit und die Kräfte des Reichs und der Parteien zu fehr in 
Anſpruch. In Italien hatten fie wegen der Herzogthümer Barma und Piacenza fon im Jahre 
1551 wieder begonnen. Im nädften Jahre warf fih nun Heinrich II. zum Vertheidiger der 
bedrängten deutſchen proteftantifchen Fürſten auf und nahm als jolder die Bisthümer Meg, 
Toul und Verdun für fi hinweg. Im Jahre 1563 belagerte Karl V. vergeblid; das von dem 
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Herzoge Franz von Guiſe heldenmüthig vertheidigte Meg, wofür ih ver Kaifer durd die Jer- 
ftörung von Therouanne und die Eroberung von Hasdin rächte, während aud der Krieg in 
Italien nicht gerade zum Bortheil der franzöfiihen Waffen fortvauerte, Die Niederlande 
Brabant, Hainaut, Gambreiis, wo der König den Kaiſerlichen bei Renti eine empfindliche Nie 
derlage beibradhte, waren im Jahre 1554 der Hauptihauplag des Kriegs, welder indeſſen in 
nächſten Jahre unter gegenjeitiger Erihöpfuug fowol hier wie in Italien nur lau fortgeführt 
wurde. 

Gr erhielt enpli dur den am 5. Febr. 1556 zu Vaucelles abgejchloflenen Waffenſtillſtam 
einen Rubepunft. Kaum hatte ji aber ber Kaifer, alt und lebensſatt, noch in pemfelben Jahre 
ins Klofter zurüdgezogen, ald der König, von Papft Baul IV. gegen König Philipp IL. un 
Kaifer Ferdinand aufgehegt, ven Waffenſtillſtand brad und den Krieg ſowol in Italien wie in 
Flandern wieder begann. Er war aber weder bier noch dort vom Glück begünftigt, zumal de 
nun auch nod die Königin Marie von England, von ihrem Gemahl, König Philipp I, getrie: 
ben, gegen Frankreich die Waffen ergriffen hatte, Am 10. Aug. 1557 ging bei St.Duentin 
fait die ganze frangöfiiche Armee zu Grunde, während ſich der Marſchall Briſſac mit feinem 
ihwaden Heere in Piemont nur mit Mühe und Notb halten fonnte. Die Einnabme von Ge 
lais dur den Herzog von Guiſe am 8. Jan. 1558 und eimige Fortſchritte der franzöñſchen 
Waffen in den Niederlanden waren dafür ein um jo geringerer Erfag, ba Die Franzoſen bereits 
am 13. Juli veffelben Jahres bei Gravelines wieder gänzlich geſchlagen wurden. Bon allen 
‚Seiten des Kriegs müde, eilte man im nächſten Jahre zum Abſchluß des Friedens Er fam 
am 3. April 1559 zu Chaͤteau Cambreſis zu Stande, war aber, da die Hauptbedingung gegen: 
feitige Zurüdgabe ver eroberten Plätze war, für Frankreich, obgleich ihm, freilich zunähfl nur 
auf acht Jahre, Galais verblieb, nichts weniger als günftig. 

Am verderblihften mar er aber jedenfalls in moralifher Beziehung. Denn dur die un: 
ter dem Ginfluffe ver Buifen in Frankreich und der Granvella in Spanien bei demſelben Ratt: 
finvenden geheimen VBerabrevdungen und Ennvürfe zur Ausrottung der Ketzereien murde mur 
der Grund zu neuem Unheil gelegt. Der König übertebte ihn jedoch nur Furze Zeit, Gr flarh 
bereitd am 10. Juli deffelben Jahres an ven Folgen einer unglücklichen Verwundung, melde et 
bei einem Turnier erbalten hatte. 

Über vie während feiner Regierung eingetretenen Veränderungen in den innern Staat: 
einrichtungen ift im ganzen nur wenig zu jagen. Sie trugen im allgemeinen den Charakter, 
welchen bereitd die vorige Regierung dem ganzen Staatöleben aufgedrüdt hatte. Sie betraim 
vorzüglich die Juftigverwaltung, wie namentlich die im Jahre 1551 erlaflene Erklärung wi 
Königs, welche beitimmte, daß alle drei Monate eine außerordentlihe VBerfammlung des Par: 
laments zu Paris ftattfinden follte, in welcher die Beamten des Königs berechtigt und verpfit 
tet wären, gegen alle Mitglieder veflelben als Kläger aufzutreten, welche ihre Pflichten verlegt 
haben würden. Dan nannte diefe Berjanmmlungen, weil fie jeden Mittwoch (mercredi) Rat: 
fanden, Mercurialed, Außerdem war die Errichtung. eines neuen Parlaments für die Bre 
tagne im Jahre 1554 die einzige erwühnenswertbe Thatſache der innern Staatövermaltung. 

Die nur 17 Monate währende Regierung Franz’ Il, (10. Juli 1559 bit 5. Der. 1560) 
ift eigentlich nur infofern bemerfenswertb, ald fie den vom Hofe ausgehenden Parteiungen ned 
beftimmtere und verbängnißvollere Geftalt gab. Die bereits im Jahre 1558 vollzogene Ber: 
mählung des Königs, noch ald Dauphin, mit der Tochter König Jakob's V. von Schottlant 
Maria Stuart, war darauf vom entſchiedenſten Einfluß. Denn die Guiſen, Herzog Fran 
und der Kardinal Karl von Rothringen, die Oheime der jungen Königin — ihre Mutter, Mar 
von Lothringen, war die Tochter des Herzogs Claudius I. von Guiſe — wußien ſich ſofort der 
unumjhränften Regierungsgewalt zu bemädtigen. Der Gonnetable von Montmorenn un 
die Herzogin von Balentinoid wurden vom Hofe verwiejen, und die proteftantifche Partei, dit 
Hugenotten, ließ ſich durch fortgefepte Verfolgungen, bei welchen das religiöfe Interejle nur m 

oft der Herrichfucht zum Vorwande diente, zu Schritten verleiten, welche ihr ſelbſt den größten 
Nachtheil brachten. 

Zu Anfang des Jahres 1560 liefen fie ſich auf eine förmliche Verſchwörung gegen die Gui— 
fen ein, als deren geheime Leiter Prinz Louis von Gonde und Antoine von Bourbon, König 
von Navarra, galten, während ein gewiſſer mit ven Guifen perjönlich zerfallener La Renaudin 
ihr ſichtliches Oberhaupt war. Die nächſte Beranlaffung dazu gab die Hinrichtung eine? Pine: 
ſters und Parlamentsraths, Anne du Bourg, wegen feines offen eingeftandenen Galvinidum. 
Der Blan war, fi zu Amboife (daher Verſchwörung von Amboife) der Guiſen zu bemädtigen, 
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ih dann der Berjon des Königs ſelbſt zu verfihern und darauf die Stände des Reiche einzu: 
berufen, um mit ihrer Hülfe eine neue Regierung einzufegen. Allein einer der Mitverſchwo— 
renen, ein Abvocat Avenelled, verriet die Sache, und ald der Hof im März zu Amboife er- 
bien, waren jhon alle Anftalten getroffen, fie gänzlich zu vereiteln. Die Verſchworenen der 
niedern Ordnung wurven aufgehoben, vor Gericht geftellt und ohne weiteres hingerichtet. An 
dem Bringen von Conde, welcher ſich zu rechtfertigen wußte, wagte man ſich indeſſen, aus Furcht 
vor feiner ſchon flarfen Bartei, nod nicht zu vergreifen, ebenjo wenig wie an dem Admiral 
Goligny, welcher zwar zu der Partei gehörte, aber aus treuer Anhänglichkeit an ven König von 
der Verſchwörung fern geblieben war. 

Der Herzog Franz von Guiſe wurde nun zum Grneralftatthalter des Königs ernannt und 
wußte ſich allerdings durch mehrere weife Verordnungen jelbft’ eine gewiſſe Popularität zu ver: 
ſchaffen. Nur in Religionsjahen wollte man die Dinge fogleich auf die Spige treiben. Man 
ſprach ſchon ernftlich von der Einführung der fpanifchen Inquifition, ald der milder geflimmte 
Kanzler Michel de L'Hopital durd das allerdings aud noch ſtrenge Ediet von Romorantin 
(Mai 1560) diefes Außerfte zu verhindern wußte. Ihm zufolge jolkte fortan ven Biſchöfen die 
Entſcheidung über das Verbrechen der Kegerei zuſtehen, den Barlamenten dagegen entzogen 
werden. Die legtern weigerten fi daher auch daſſelbe durch Einregiftrirung zu beftätigen und 
verftanden ſich dazu nur erft, nachdem ed vahin modifieirt war, daß den Laien in ſolchen Fällen 
die Appeltation an ven königlichen Gerichtshof nachgelaflen werde. 

Admiral Goligny wagte ed nun fogar bei dem von dem Könige zu Yontainebleau ver: 

‚Tammelten aufßerorventlihen Nathe zu Gunften der Galviniften eine förmliche Verwahrung 
einzureichen. Auch verfpradh man ihm, diefelben in Ruhe zu laſſen und ihre Verhältniſſe auf 
einem bejondern Neichötage zu Orleans und durd ein Nationalconcil zu ordnen, wo man allen 
ihren Beſchwerden gerecht werden würde. Der Reichstag wurde auch bereits im October dej- 
ſelben Jahres nah Orleans berufen, wohin auch der Prinz von Gonde und der König von Na= 
varra beiieden wurden. Raum war aber der Prinz dert eingetroffen, als er unter dem Vor: 
wand einer neu entdeckten Verſchwörung fofort (am 31. Det.) verhaftet und nad ſummariſchem 
Proceffe zum Tode verurtheilt wurde. Zum Glüd hinderte aber der bald eintretende Tod bed 
Königs (5. Der. 1560) die Beftätigung ded Todesurtheils und rettete Conde das Leben. 

Unter jo geipannten Berhältniffen begann die unheilvolle vierzehnjährige Regierung ded 
kaum zehnjährigen Karl IX. (156074). Die Königin: Mutter, Katharina von Medici, 
wußte fich fofort der Megierungsgewalt zu bemächtigen , obgleich fie eigentlih nie förmlich als 
Regentin anerkannt wurde, und ihr ver freilich ſehr ſchwache König Antoine von Navarra, der 
nächte Agnat, ald Oeneralftatthalter des Königs, zugleich mit den Notabeln und den Mitglie- 
dern des Geheimen Raths des verftorbenen Königs in allen wichtigen Reihöangelegenheiten 
zur Seite ftehen follte. Sowol das Barlament zu Paris ald auch der zu Orleans verſammelte 

Reichstag ließen ſich das nad einigem Wiberftreben gefallen. Der legtere, welder nad dem 
Tode des Königs eigentlich hätte aufgelöft werben follen, wurde gleichwol beibehalten, weil man 
feiner bedurfte, um in der allgemeinen Reichsnoth Rath zu ſchaffen. Es mußte vor allen da= 
für geforgt werden, die unter den zwei legten Regierungen bis auf 42 Mill. Thlr. angewach⸗ 
jenen Staatsſchulden zutilgen, was auch zum größten Theile dadurch gelang, daß der Adel und 
der dritte Stand die ihnen verhaßte reiche Geiftlichfeit durch die Bedrohung mit der Säcularijas 
tion ihrer Güter zu bedeutenden finanziellen Opfern bewogen. 

Dann traten aber ſogleich wieder die religidfen Händel in den Vordergrund. Sie wollten 
geſchlichtet jein, führten aber, bei Heigender Erbitterung der Parteien, endlih zum förmlichen 
Ausbruche der jo verhängnifvollen Religionskriege. Ein Verſuch, ich in einem im Jahre 1561 
zu Boifiv abgehaltenen Geſpräche, in welchen der Kardinal von Lothringen für die Katholiken, 
ver gelehrte Theodor Beza für die Hugenotten das Wort führte, zu einer Verfländigung zu ge— 
langen, verfehlte jeinen Zweck. Gleichwol hielt man es für angemeifen, den Hugenotten durch 
ein Edict vom 17. Jan. 1562 zum erften male wenigftens eine beichränfte Neligiondfreibeit zu 
geftatten. Ihr Gottesdienſt follte nur außerhalb der Städte abgehalten werben und ſowol da= 
bei wie bei ihren Synoden den föniglihen Beamten der Zutritt frei ftehen. Burdt vor dem 
mãchtigen Triumvirate, welches damals der Herzog Franz von Öuife, der Gonnetable von Mont: 
Merency und der Marſchall von St.:Andre gebildet hatten, und die Beforgniß, daß es noch 
duch den Beitritt des Könige von Navarra verftärft werden möchte, joll die Königin-Mutter 
vorzüglich zu diefen Zugeftändniffen bewogen haben. Sie erbitterten aber die katholiſche Partei, 
an ihrer Spige das Triumpirat, nur um fo mehr. Das Parlament verftand id nur gezwuns 
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gen zur Ginregiftrirung des Edicts, und noch in demjelben Jahre braten die blutigen Rei: 
bungen zwiſchen beiden Parteien zu Vaſſy, wo der Herzog von Guiſe verwundet wurde, den 
erften Religiondfrieg zum Ausbrud. 

Der Brinz von Conde, welcher gleich nad der Thronbefteigung des Königs feine Freiheit 
wieder erlangt hatte, trat an die Spige der Hugenotten und bemädhtigte ih der Stadt Drleane, 
während ſich der König von Navarra in der Normandie feftfegte und Rouen wegnahm. Die 
königlihen Truppen nahmen indeffen Rouen nad) kurzer Belagerung, wobei der König von 
Navarra tödlich verwundet wurde (geft. 17. Nov. 1562), bald wieder mit Sturm und bradten 
furz darauf, amı 13. Dec., den Hugenotten unter Conde, welcher jelbft wieder in die Gefangen⸗ 

ſchaft fiel, bei Dreur eine gänzlide Niederlage bei. Admiral Goligny rettete ſich mit den Trim: 
mern des proteftantifchen Heeres nad) Orleans. Aber aud die Berlufte der Katholiken waren 
bebeutend genug. Der Marjhall von St.:Andre blieb auf dem Schlachtfelde, der Connelable 
von Montmoreney wurde von den Hugenotten gefangen genommen, und der Herzog Franz von 
Guife fand vor Orleand, welches er jogleich belagerte, bereitd am 18. Febr. 1563 meuchlinge 
feinen Tod. Seine Rechte und Anfprüde gingen mit einer Schuldenlaft von 200000 ihlrn. 
auf feinen Sohn Herzog Heinrid von Guiſe über. 

Man jah fi daher um jo mehr zum Frieden genöthigt, da die Hugenotten mit den Eng: 
ländern in Verbindung getreten waren und ihnen bereit6 Havre de Grace überliefert hatten, 
was indeflen von ven Kathelifen gleichfalls bald wiedergenommen wurde. Der Friede fam ba: 
ber durch das bereitd am 19. März 1563 zu Amboife erlaflene Edict zu Stande, welches den 
Hugenotten die ihnen früher gemachten Zugeftänpniffe beftätigte, jevoc mit der Beihränkung, 
4 in dem ganzen Diftriete von Paris ihre gottesdienſtlichen Verfammlungen unterfagt fein 
ſollten. 

Bald darauf, am 17. Aug., erklärte ſich der dreizehnjaääͤhrige König dem von König Karl\. 
(1379) erlaffenen Geſetze, welches die Volljährigkeit bed Königs auf das vierzehmte Jahr ef: 
gefegt hatte, zum Trotze durch ein an das Parlament von Rouen erlaflenes Edict für mündig. 
Die Königin: Mutter ſah ſich zu diefem Schritte vorzüglich deshalb bewogen, weil fie deſe 
fiherer im Bejige ver Regierungsgewalt zu bleiben hoffte. Allein das Barlament von Parit 
weigerte ſich anfangs das Cdiet einzuregiftriren , weil es für ih das Recht in Anfprud nehmen 
zu müffen glaubte, daß ihm die Anerkennung der Gültigkeit dev königlichen Edicte wor jeden 
andern Parlamente des Königreich zuſtehe. Es wurde ihm aber bei diefer Gelegenheit durth 
mehrere königliche Erlaſſe bedeutet, dag eine ſolche Brüfung der königlichen Edicte eigentliä gar 
nicht zu feinen Befugniffen gehöre. Denn es jei nur ein Gerichtshof, weldyem geeignete Bor: 
ftellungen nur dann erlaubt fein jollten, wenn die königlichen Cdicte etwas Gemeinihäbliät 
zu enthalten ſchienen; auch in diefem Falle jei es indeſſen verpflichtet, die Ginregiftrirung vor 
zunehmen, jobald ter König bei feinem Beichluffe beharre. Das war für bie auch in Zufunt 
noch feftgehaltene Barlamentöpraris natürlid von höchſter Wichtigkeit. 

Unterbeflen dauerte die Gärung auf dem Gebiete des religiöfen Barteitampfes auf die be 
denflichfte Weiſe fort. Bereits im Jahre 1564 wurden kurz nad dem Abichluffe des Frieden! 
mit England, dem zufolge Galaid Frankreich gegen ein Löſegeld von 120000 Thlrn. verblieb, | 
die Rechte ver Hugenotten durch ein königliches Decret wieder bedeutend beſchränkt. Darauf 
brachte die unheilvolle geheime BVerftändigung der Königin-Mutter und des Königs mit der 
Königin von Spanien, Iſabella von Frankreich, und dem Herzog von Alba über bie gänzlibe 
Ausrottung der Keger bei ihrer. Zufammenfunft zu Bayonne im Juni 1565 den Groll tt 
Hugenotten ın Frankreich jowol wie in den Niederlanden abermals zum Ausbrud. Nachden 
bereits im Jahre 1566 das Feuer des Aufruhrs in den Niederlanden in hellen Flammen auf: 
gelodert und der Herzog von Alba feit Auguft 1567 bemüht gewefen war, daffelbe durd lei 
blutiged Regiment auszulöſchen, griffen aud in Frankreich die Gugenotten unter Conde 
Coligny wieder zu den Waffen, um ihre einmal erlangten Rechte zu ſchühen. Ihr Plan mit 
auch diedmal, ſich zunächſt der Perjon des Königs zu bemächtigen. Allein er wurde burd di 
Flucht defielben von Monceaur nad Paris vereitelt, worauf es am 10. Nov. 1567 zu der zmat 
nur furzen, aber blutigen Schlacht bei &t.:Denis fam. Der Gonnetable von Montmorent 
verlor in derfelben das Leben; die Hugenotten galten aber nichtsdeſtoweniger für die Geſchla— 
genen , obgleich fie ſich nochmals der Stadt Orleans bemächtigten. 

Der im März 1568 auf den frühern Grundlagen zu Longjumeau ermeuerte Kriede fonnit 
aber jhon um beöwillen nit von Dauer fein, weil man es von feiner Geite damit ernflid 
meinte. Er währte, deshalb auch gemöhnlid La petite paix genannt, faum jede Monalt 
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: Ber zur Mäßigung rieth, wurde ald Schwäger, Politifer, wie man ed nannte, für verbädtig 
erklärt, wie 3. B. felbft der edle Kanzler de L'Hopital, welcher ed für gerathen hielt, fidy lieber 
ganz vom Hofe zurüdzuziehen. Der Krieg wurde num aber mit um fo größerer Erbitterung 
geführt, weil auch die deutſchen Fürften mit in venfelben verwidelt wurden. Denn während ver 
Kurfürft von der Pfalz den Hugenotten zu Hülfe fam, wurde der König von Herzog Johann 
Wilhelm von Sachſen mit einem Hülfscorps unterflügt. Ein Anſchlag, den Prinzen von 
Condeé und Admiral Coligny, welche fi auf ihre Güter zurücgezogen hatten, als Gefangene 
hinweg zuſchleppen, wurde zwar nod) rechtzeitig durch ihre Flucht vereitelt, allein in der un— 
glücklichen Schlacht bei Jarnac (13. März 1569), wo der zum Generafftatthalter des Königs 
ernannte Herzog Heinrih von Anjou den Qugenotten eine gänzliche Niederlage beibrachte, fand 
Conde feinen Tod, während Goligny, welchem nun der junge König Heinrich von Navarra und 
der ſechzehnjährige Prinz Heinrih von Conde als Häupter ber proteftantiihen. Partei zur 
Seite traten, ihre Hauptftüge blieb. Noch einmal behielt er in einem Gefechte bei Roche-la⸗ 
Delle im Limoufin (25. Juni) die Oberhand über den Herzog von Anjou, unterlag aber dann 
mit deſto ſchwererm Berlufte in der mörberiichen Schlacht von Moncontour (3. Oct.). 

Gleichwol ſah ſich die katholifche Bartei, nachdem Goligny im nächſten Jahre wieder einige 
Bortheile errungen hatte, abermald zum Frieden gendthigt. Abgeſchloſſen zu St.-Germain: 
en=Xaye den 18. Aug. 1570, verfchaffte er den Hugenotten nicht nur audgedehntere Rechte in 
Betreff ihrer Religionsübung, fondern aud den Zutritt zu allen Amtern. Überhaupt ſchien 
jegt ein milderes Verhältniß zwijchen beiden Parteien eintreten zu follen, indem man mit dem 
Plane umging, den jungen König von Navarra mit ver Schwefter des Königs, Margaretha 
von Valois, zu vermählen. Die Bermählung wurde auch zu Anfang des Jahres 1572, gleid- 
ſam als Berjöhnungsfeft, wirklich vollzogen. Allein ſchon war der teuflifche Plan im Werke, 
fi) mir einem male der Hugenotten durch jenen entjeglihen Gewaltſtreich zu entledigen, welcher 

die Bartholomäusnacht (24. Aug. 1572) zu einem der größten Schanpflede in der Geſchichte 
Sranfreihs und der Menjchheit überhaupt gemacht hat. Eoligny fiel als eins der erſten Opfer 
diefer Schreckensnacht, und nachdem Paris einmal das Beiſpiel gegeben hatte, erftredte ſich die 
fanatiſche Mordluſt auch über faft ganz Frankreich, obgleich die Zahl der Unglücklichen, melde 
ibr unterlagen, hinterher weit übertrieben worden ifl. Denn in einigen Provinzen trat ihr die 
Menſchlichkeit der königlichen Gouverneure jelbft jogleih mit glüdtichftem ‚Erfolge entgegen. 
Der König von Navarra und der Prinz von Conde retteten ihr Leben durch augenblidlichen 
Übertritt zu ber alleinfeligmacpenden Kirche. Um das Maß der Shmad voll zu machen, er- 
Elärte ih der König, welder anfangs die Schulp dieſer Orenelthaten dem Herzog von Guife zur 
Laſt legte, am Ende noch jelbft für den Urheber derſelben und brachte ed dahin, daß Admiral 
Coligny dur einen förmlihen Richterſpruch des Parlaments von Varis nachträglich noch 
in efligie zum Galgen verdammt wurde. Allein ſeit dieſem unheilvollen Tage ſchien dieſer 
Fürſt auch, wie Brantome jagt, ganz verändert zu fein; man meinte in feinen Zügen nicht 
mebr jene Milde zu finden, welche man vorher in ihnen immer bemerft haben wollte. 

Die ſchlimmen Nachwehen konnten natürlich nicht ausbleiben. Während im ganzen Reiche 
Elend und Entmuthigung zunahmen und das königliche Anfehen immer tiefer janf, wuchs der 
Groll und die Erbitterung der proteflantijchen Partei bis zur Verzweiflung. Bereits im Jahre 
1573 griff fie wieder zu den Waffen, indem fie ſich meigerte, die ihr nur zeitweilig überlaffenen 
feften Bläge zurüdzugeben. Montauban und Larochelle, wo die Hugenotten die Oberhand 
Hatten, traten biedmal an die Spige der Bervegung. Das letztere wurde von dem Herzog von 
Anjou vergeblich belagert. Nachdem er dabei faft feine ganze Armee verloren hatte, mußte er 
ſich zu einem Vergleiche verfichen, welder den Hugenotten den vollftändigen Beſitz ihrer Rechte 
und Breibeiten gewährleiftete. Die Erhebung des Herzogs von Anjou auf den polnifhen 
Königsthron, noch während er vor Larochelle lag, beſchleunigte dann nur die Erneuerung des 
Friedens, welder am 1. Juli 1573 unter glei günftigen Bedingungen für die Proteftanten 
abgeiäloffen wurde, 

Allein nit blos das religiöfe Intereffe, fondern aud das allgemeine Miövergnügen über 
die troftlofe Lage des Reichs gab jegt den Hugenotten Macht und Stärke. Am Hofe felbft bil- 
dete ſich eine ſtarke Partei, welche, mit dem Namen der Politiker bezeichnet, gar fein Bedenken 
trug, fi mit den Qugenotten zu verbinden, um mit ihrer Hülfe eine durchgreifende Reform der 
Reichsverwaltung zu erzwingen. Der jüngfle Sohn ver Königin-Mutter, Branz Herzog von 
Alengon, trat mit den Montmorencys felbft an die Spige diefer Partei. Er jollte von den zu: 
fammenberufenen Reiheftänden zum Generalftatthalter des Koͤnigreichs ernannt werben. Al: 
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lein die Königin: Mutter, bei Zeiten davon unterrichtet, vereitelte ven Vlan Durch die Verhaftung 
ihred Sohnes und des Königs von Navarra. Der Prinz von Gonde entkam glücklich nah 
Deutihland, während die Marjhälle von Montmorency und de Coſſe in die Baftille geworien 
wurden und La Maule und Eoconnes ihre Anhänglichkeit an den Herzog von Alengon ſelbi 
mit dem Leben büßen mußten. Die Coalition der Hugenotten und der Politiker lebte nichtz 
deitomweniger fort, und ſchon war der Krieg gegen dieſelbe wieder im vollen Gange, als der am 
30. Mai 1574 erfolgte Tod des Könige den Herzog von Anjou, welder kaum den polniſchen 
Thron beftiegen hatte, ald König Heinrich III. nad Frankreich zurückberief. 

So trübfelig aber audy Die Regierungszeit Karl's IX. für Frankreich war, jo fehlte es ihr 
doch nicht an einigen Lichtpunften, namentlih in Bezug auf die Fortbildung einer beiliamen 
Gefeggebung und Rechtspflege, um welche ſich vorzüglich der Kanzler Michel de 2’Hopital (arfl. 
1573) die wefentlichften Verdienſte erworben hatte. Wenn ungeachtet der gänzlichen Auftöiun 
georbneter Zuftände Gejeg und Recht doch noch bei Kraft und Achtung erhalten wurden, Ir 
war ed vor allem der Umſicht und Stanbhaftigfeit zu danfen, momit diejer audgezeicner 
Staatömann dad Rechtsbewußtſein in ver Nation auf eine Weiſe lebendig zu erhalten mußt, 
welche auch noch in der Folgezeit ihre Früchte getragen hat. Nur war die funfzehnjährige Re: 
gierung des ſchwachen Königs Heinrich HI. (1574— 89) am wenigften dazu gemacht, ſogleic 
wieder zum Beflern zu führen. 

Nachdem der fterbende König einmal vie Königin: Mutter bis zur Rückkehr jeines Brudert 
aus Polen zur Regentin ernannt hatte, behielt die fanatiſche fatbolifche Partei dir Oberhant. 
In eimer kurz nah dem Tode des Königs gehaltenen Berfammlung ihrer Häupter murbe dir 
Bortjegung des Kriegs gegen die Goalition beſchloſſen, obgleich ſelbſt Kaifer Marimilien und 
die Benetianer vem jungen König bei feiner Rüdreife aus Polen zu weifer Madaiehigleit ge: 
rathen hatten. Auch ſchien ver Krieg, unter der Führung des Herzogs von Alengon, vi Königs 
Bruder, und des Königs von Navarra, welche beide, ver Gefangenſchaft entronnen, Hd wir an 
die Spige der Hugenotten geftellt hatten, einen höchſt gefährlichen Charakter annehmen zu 
wollen, als ſich die Königin: Mutter, aus Furt vor der wachſenden Macht der proteftantiden 
Bartei, bereitd am 6. Mai 1576 wieder zu einem Frieden verftand, welcher den Hugenotten 
abermals eine anſehnliche und dauernde Erweiterung ihrer Rechte und Freiheiten ſichern mm 
müflen ſchien. 

Sie follten nicht nur im ganzen Reiche, mit einziger Ausnahme von Paris, unbeihränfe 
Religionsübung geniehen, fondern auch — und das war von höchſter Wichtigkeit — bereitigt 
fein, in ben acht Barlamenten des Reichs je eine eigene, zu gleichen Theilen aus Katholiten ım 
Reformirten (de lareligion prötendue reformee) zufammengejegte Kammer zu bilden (Chan- 
bres mi-parties), welde die Streitigkeiten beiver Parteien in legter Inftanz zu entſcheide 
haben würde. Überdies verftand fich der König dazu, der Coalition acht der bedeutendſten Srädt 
des Reichs ald Garnijonsorte zu überlaflen, das gegen Goligny und die Übrigen Hugenotten jr 
fällte Verdammungsurtheil zu cafiren und ihren Erben die confiscirten Güter zurückzugeben 
und endlich dem Herzog von Alencon die Herzogthümer Anjou, Maine, Touraine und Ber 
mit allen ihren Ginfünften ald Apanage zu überlaffen. Auch ſollte innerhalb ſechs Monat 
ein allgemeiner Reichstag einberufen werden, auf welchem alle Beichwerden zur Sprade a; 
bracht und womöglich erledigt werden ſollten. 

Noch nie waren den Hugenotten jo bedeutende Zugeflänpniffe gemacht worden. Allein wit 
Nachgiebigkeit, dieſe Schwäche des Königs, welder ganz in den Händen jeiner Günfllins 
(Mignons) nur an dir Befriedigung feiner Sinnenfuft und Bergnügumgsfucht dachte, empirt 
die ſtrengkatholiſche Bartei nur um fo mehr. Der ſchon von dem Cardinal von Lothringt: 
(geft. 1574) entworfene Blan einer Heiligen Ligue (La sainte ligue) zum Schuge der kabel 
ſchen Religion kam jegt zur Ausführung. Herzog Heinrich von Guife und fein Bruder Yard, 
der Garvinal, traten an die Spige derfelben, und der Adel der Picardie, im Vereine mit den 
ſtädtiſchen Behörden von Beronne, verftand ſich zuerft zu förmlicher Unterzeichnung bed bein: 
fenden Bundesvertrags (Traite de Peronne). 

Blutige Reibungen mit den Qugenotten an mehreren Orten waren vie nächte Folge daren 
Dann mußten ed die Guifen durchzuſetzen, daß die zu Anfang December 1576 nad Blois ar 
berufenen Reihöftände den legten Frieden mit den Reformirten für null und nichtig erflarten 
und ſogar ven König von Navarra und den Prinzen von Conde förmlich aufforderten, perſon 
lich in Blois zu erſcheinen, um zu dem Edicte, welches die Ausübung der katholiſchen Religior 
für allein zuläfflg erklärte, ihre Zuflimmung zu geben. Nachdem ji aber einmal der Her 
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von Anjou (Alencon) für die Ligue erflärt hatte, glaubte auch der ſchwache König den Befahren, 
welche fie dew Throne bringen zu müſſen ſchien, nicht beſſer entgehen zu können, als dadurch, 
daß er ſich ſelbſt an ihre Spige fiellte. Was blieb da den Hugenotien wol noch anderes übrig, 
als ihre. einmal ſchwer erfämpiten Rechte fofort wieder mit ven Waffen in der Hand zu fügen? 

Der Krieg war aber diesmal nur kurz und ohne bedeutende Greigniffe. Furcht vor der 
Hülfe, welche die Proteitanten vom Auslande her erhalten möchten, bewog den König, die Wie- 
derherftellung des Friedend möglihft zu beichleunigen. Bereits am 8. Oct. 1577 zu Boitierd 
abgeſchloſſen, beihränfte er zwar wieder etwas die den Hugenotten gewährte Religiondfreiheit, 
ließ fie ‚aber doch im Befig ihrer acht Feftungen und der Theilnahme an den Berathungen des 
Parlaments in Religiondjahen. Wie hätte indeffen diefer Friede von Dauer fein können, ba 
man von feiner Seite ernftlich daran dachte, den eingegangenen Verpflichtungen gerecht zu wer: 
den? Eine zu Anfang des Jahres 1579 zu Nerar abgehaltene Gonferenz, wo die noch ftreitigen 
Punkte zum Austrag gebracht werden follten, führte zu nichts Der König von Navarra wollte 
daher abermals Entſcheidung durch das Schwert. Allein da der Herzog von Anjou damals 
jein Auge vorzüglid auf die Beſitznahme der Niederlande gerichtet hatte und auch nod von 
feiner beabſichtigten Bermählung mit ver Königin Elifabeth von England fehr in Anſpruch ge: 
nommen wurde, fo wurde ber Krieg in ven nächften Jahren nur lau fortgeführt. 

Erſt nah dem am 10. Juni 1584 erfolgten Tode ded Herzogs befam er wieder einen ern- 
fern Charakter. Denn nun mifchten ih im die religiöfen Intereffen aud noch dynaſtiſche Be: 
frebungen. Der Umſtand, daß der König Heinrih von Navarra, aus dem Haufe Bourbon, 
welder bei dem vorausſichtlich bald eintretenden gänzlichen Ausfterben des Haufes Valoid die 
nähfte Anmwartihaft auf den Thron hatte, ein Keger war, wurde von den Guifen benugt, ihre 
vermeintlichen Anſprüche an denſelben geltend machen zu wollen und ver Heiligen Ligue wieder 
neues Leben zu geben. Doc wagte der Herzog Heinrid von Guiſe nicht ſogleich felbft offen als 
Kronprütenpent herporzutreten, fondern ſchob zunächſt ven alten Garbinal Karl von Bourbon, 
Oheim des Königs von Navarra, vor, um nur erft für die Verſtärkung feiner Vartei Zeit zu 
gewinnen. Auch ging der alte geiftliche Herr auf den Plan ein und nahm in einem anı 1. März 
1585 erlaflenen Manifefte, wodurd er die Nation aufforverte, die Krone dem katholiſchen 
Zweige des königlichen Hauſes zu erhalten, förmlich den Titel des erften Prinzen von Geblüt 
an (premier prince du sang), indem er zugleich die Herzoge von Korhringen und Guife zu 
Däuptern (Lieutenants gen&raux) der Ligue erklärte. 

Als darauf die Riguiften den Krieg begannen und fich unter andern der Stäbte Toul und 
Verdun bemädtigten, warf ſich auch der ſchwache König ganz in ihre Arme. Durd einen am 
7. Zuli 1585 zu Nemours abgefchloflenen Vertrag überließ er ihnen nicht nur zehn Fe— 
Hungen, jondern forderte auch die Hugenotten auf, die ihrigen wieder zu räumen, während 
überhaupt fortan die Ausübung ihrer Religion im ganzen Reiche bei ftrengen Strafen verboten 
fein jollte. Da blieb natürlich denfelben feine Wahl mehr. Der König von Navarra und der 
Prinz von Condẽe fuchten ihre Nechte, obgleich Bapft Sirtus V. fie in den Bann gethan und der 
Thronfolge für unfähig erflärt hatte, ohne weitered wieder mit den Waffen zur Geltung zu 
bringen. Diefer Krieg der drei Heinriche, wie er in der Gefchichte genannt wird, nämlid des 
Königs Heinrich HI. an. der Spige der Rovaliften, des Könige Heinrih von Navarra als 
Haupt ber Hugenotten und des Herzogs Heinrich von Guiſe ald Führer der Ligue, wurde aber 
nun dem Throne um fo gefährlicher, da die über die Schwäche und den Wankelmuth des Königs 
empörte firengkatholifche Bartei gegen ihn noch mehr wie gegen die Qugenotten eine entfchie: 
den feindliche Stellung einnahm. - 

Ihr Organ war in diefer Beziehung die unter dem Einfluß der Guifen zu Paris gebildete 
jogenannıe Ligue der Sechzehn (mad den 16 Duartieren dieſer Hauptftadt). Ihr Plan war, 
fi der Ktone umd der Berfon des Königs zu verfichern ; er kam aber zunächſt nicht zur Aus: 
führung, weil ihr Anichlag, ſich der Baftille und des Arſenals zu bemächtigen, vereitelt wurbe. 
Erft als ver Herzog von Guiſe, nachdem er die deutſchen Hülfsnölfer der Broteftanten zurüd: 
geſchlagen batte, im nächſten Jahre, ungeachtet des Verbotd des Königs, felbft mit ſtarkem Ger 
fofge in Varis erjchien , eifte die Kataftrophe ſchnell ihrer Entfceidung entgegen. Am 12. Mai 
1588 kam e8 in den Straßen von Paris zu einem blutigen Kampfe, in welchem bie föniglichen 
Iruppen unterlagen (Journee des barricades). Der König rettete fih durch die Flucht nad 
Chartres, und der Herzog von Guife, welder fi der Baſtille und des Arſenals bemächtigt, 
blieb Meifter der Hauptitadt. Nothgedrungen mußte fi der König zu einem Vergleiche ver- 
Reben, welcher, zu Rouen unterzeichnet, ihm zum millenlojen Werkzeug der liguiftiichen Partei 
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machte (Edit de reunion). Alle Proteflanten follten ihm zufolge ausdgerottet werben, bie 
Krone niemals einem Keger zufallen und ber Herzog von Buife an der Spige der bewaffneten 
Macht faft unumſchränkter Herr fein. Auch follte num die längft beabſichtigte durchgreiſende 
Reform der Reihöverwaltung auf dem für ben September nad) Blois einberufenen Reichstage 
enplich zur Ausführung fommen, natürlich ganz im Sinne der herrſchenden Partei der Guifen, 
welche ſich dort fchon im voraus der Majorität ver Stände verſichert hatte. 

Da trieben die ungemeflenen Forderungen dieſes Reichstags und bie täglich wachſende Ber: 
wegenhbeit des Herzogs von Guife den König doch endlich zu dem verhängnißvollen Entſchluſſe, 
zu welchen er ſich nur in der äußerften Verzweiflung ermannen mochte. Am 23. Dec. 1588 
ließ er den Herzog und Tags darauf den Bruder beffelben, den Gardinal von Guiſe, meudlings 
aus dem Wege räumen und ben Garbinal von Bourbon ins Gefängniß werfen. Aber nod hatte 
er den Muth nicht, gerade auf Paris loszugehen und ſich dort auch der übrigen noch mächtigen 
Häupter der Ligue zu entledigen. Herzog Johann von Mayenne, Bruber der ermordeten Gui- 
fen, welcher zu Lyon glücklich der ihm gleichfalls zugedachten Verhaftung entgangen war, trat 
jegt an die Spitze derjelben, und ein Ausfhuß des Reichstags von 40 Mitgliedern übernahm 
das Generaldirectorium ded Reihe, während die Liguiften auf die Nachricht von der Ermor: 
dung des Herzogs von Guiſe und feines Bruders überall, namentlich zu Paris, die entiegli- 
ſten Exceſſe verübten. 

Mitten unter der allgemeinen Verwirrung, welche das Reich an den Rand bes Abgrunds 
brachte, ftarb die vorzüglichſte Urheberin all dieſes Unheils, die Königin Mutter, Katharina 
von Medict, am 5. Jan. 1583 zu Blois. Noch auf dem Todtenbette bezeichnete fir dem Könige 
die Ausjöhnung und Bereinigung mit dem Könige von Navarra und feiner Vartei ald das ein: 
jige Mittel, den Thron zu retten. Denn ſchon hatte die Sorbonne dur ein Förmlides Decret 
feine Unterthanen ihres Eides der Treue emtbunden, während der Herzog von Mapennt, weider 
nad Paris geeilt war, von dem bis auf 50 Berfonen verflärften Rathe der Sechzehn (Conseil 
de !union) zum Grmeralftatthalter des Reichs und der Krone und der Herzog von Aumale zum 
Gouverneur von Barid ernannt wurde. 

In diefer Bedrängniß folgte ver König, welcher bereits im Februar das Parlament von 

Paris theild nah Tours, theils nad Ghälond-fur-Marne verlegt hatte, dem Rathe feiner fer: 
benden Diutter. Im einer Zufammenfunft unweit Tours jöhnte er ih mit dem Könige von 
Navarra aus, welder ihm jofort feine ganze durch 10000 Mann Schweizer verflärfte Armer 
zur Berfügung ftellte. An der Spige von 30000 Mann erfchienen darauf beide Könige, nad: 
dem fie über Die Truppen der Ligue einige Vortheile errungen hatten, vor Paris, weldes der 
Herzog von Mayenne vertheidigte. Kaum hatten fie aber ihr Kager in der Nähe von St.⸗Cloud 
aufgejhlagen, als ein fanatiicher Jafobinermönd, Jacques Element, am 1. Aug. 1589 Hein- 
rich IH. meuchlings überfiel und ihm eine tödliche Wunde beibradhte. Der Mörder wurde auf 
der Stelle von der Leibwache des Könige niedergemadpt, während diefer erft am folgenden Tagt 
feinen Geift aufgab. Diejer Königsmord galt allgemein als ein Werk der Ligue. Die Herzogin 
von Montpenjier, Schwefter des Herzogs von Guife, ſoll den weſentlichſten Antheil daran ar: 
habt haben. 
—V. Unter den Bourbonen. Sterbend hatte der König noch den König Heinrich vom 
Navarra zu feinem Nachfolger erflärt. Diefer nahm jofort auch als der erfte König von 
Branfreich aud dem Haufe Bourbon den Namen Heinrich IV. an. Allein nody foftere es ſchwert 
Kämpfe, ehe er in den ruhigen Beftg des Throns gelangte. Obgleich er von dem größten 
Theile der einflußreihften Vaſallen, Broteftanten ſowol mie Ratboliten, fofort anerfannt 
wurde, jo wollte doch die wenn auch unter ſich ſelbſt ſchon zerfallene Ligue nicht ohne Kampf das 
Feld räumen. Sie job abermals den hochbejahrten, noch in der Gefangenschaft befindliden 
Garbinal von Bourbon unter dem Namen Karl’ X. ald Gegenkönig vor. Zum Glüd farb 
diefer jedoch bereits anı 9. Mai 1590 in feiner Haft, und der Herzog von Mavenne, welder ſich 
zum Generalftatthalter des Königreich® erklärte, hatte doch den Muth nit, die Hand ſelbſt 
nad) der Krone audzuftreden. Auch war er nicht vom Waffenglück begünftigt. 

Heintid IV. hatte fich zwar mit feiner geihwächten Armee von Paris nad der Normandie 
zurüdgezogen, bradte aber dem Herzog von Mayenne, welcher ihm mit einem dreimal ſtärkern 
Heere gefolgt war, bei Argues, in der Nähe von Dieppe, eine gänzliche Niederlage bei, morani 
er, buch engliſche Hülfstruppen verſtärkt, jofort wieder vor Paris erſchien und ſich aud zum 
Theil der Vorſtädte bemächtigte, aber dur Die feindliche Übermacht unter den Gerzogen von 
Mayenne und Nemours nochmals zum Rüdzug genöthigt wurde. Gin zweiter entfchridendet 
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Sieg über die Liguiften bei Ivory, am 14. März 1590, bahnte ihm abermald den Weg nad 
Varis, weldes er jegt wol leicht hätte nehmen können, wenn ihn nidt die Spanier, melde 
König Bhilipp II. der Ligue unter dem Herzog von Parma zu Hülfe geſchickt, genöthigt hätten, 
die Belagerung wieder aufzubeben. 

Während er nun die Spanier nad den Niederlanden zurückdrängte, entbrannte dad Kriegs- 
feuer aud in den übrigen Iheilen des Reichs, in der Bretagne, in der Provence und vorzüg> 
li in Der Umgegend von Paris. Vergeblich verſuchte ih der König im Jahre 1591 zum drit- 
ten male gegen diefe Hauptftadt und dann auch gegen Rouen, meldes von den nochmals aus 
den Niederlanden berbeigeeilten Spaniern unter dem Herzoge von Barma entjegt wurde. 

Indeſſen erreihten Noth und Verwirrung namentlich zu Baris, wo die Partei der Seh: 
zehn und die Royaliften, die Politiker, ſich gegenfeitig die Herrſchaft ftreitig machen wollten, 
den höchſten Grad. Die immer lebendiger werdende Sehnfudt nad dem Ende dieſes heilloſen 
Zuftandes fam dem Könige weſentlich zu flatten. Der verwegene Plan der Sechzehn, den juns 
gen Herzog von Guiſe mit der Tochter König Philipp's IL zu vermählen und ihn dann auf 
den Thron zu erheben, jcheiterte an dem entſchloſſenen Wiverftande des Herzogs von Mayenne 
und ded Parlaments von Paris, und während Papft Gregor XIV. ven König in den Bann 
that, mußte jich diefer Durch die Erneuerung der zu Gunften der Proteftahten erlaffenen Evicte 
deren mächtiger Hülfe zu verjichern. 

Um jo mehr konnte er ed wagen, die Macht der Ligue durd einen legten entſcheidenden 
Schritt zu brechen. Am 25. Juli 1593 erflärte er in der Kathedrale von St.:Denis förmlich 
feine Rüdfehr in ven Schos ver Fatholifhen Kirche, und am 17. Sept. ertbeilte ihm Papft 
Sixtus V., nachdem ſich freilich in feinem Namen die Cardinäle Duperron und d'Oſſae vor legterm 

edemüthigt hatten, die Abfolution, Sein weitblickender Geift hatte darin, joviel.ed ihm auch 
berwindung foften mochte, das einzige und wirkjamfte Mittel erkannt, vie Parteien zu ver- 
ſoͤhnen, dem Bürgerfriege ein Ziel zu ſetzen und feine Macht für die Dauer zu befeftigen. 

Wie rihtig er aber dabei gerechnet hatte, beweift am beften der Umſtand, daß anfangs die 
ſpaniſche Bartei, ver Bapft und die Ligue, welche doch feine Kegerei zum Vorwand ihrer un: 
verjöhnlihen Feindſchaft gegen ihn gebrauchten, ſich jegt diefer feiner Bekehrung aus allen 
Kräften widerfegten. Namentlich zu Baris wurden- ihre Aufbepereien bis aufs Äußerſte ge: 
trieben. Ein Mordanſchlag auf ihn wurde nur dur einen glüdlihen Zufall vereitelt. Die 
Hauptſache war indeſſen, daß jeine Bekehrung ihren Zweck nicht verfehlte. Nachdem ſich ihnell 
nadeinander mehrere der bedeutendern Städte des Reis, Meaur, Bontoije, Orleans, Bourges, 
Lyon u. ſ. w., für den König erflärt hatten , öffnete ihm am 22. März; 1594 die Partei, welde 
fi) dort längft im flillen für ihn gebilvet hatte, und an deren Spige der Marſchall de Briffar, 
die Präfidenten des Barlaments Lemaitre und de Mole und ver Prevöt des Marchands L’Huil- 
lier fanden, aud die Thore von Paris, Er nahm davon faft ohne Schwertftreih Belig, ebe 
nur, Die Liguiſten zur Beſinnung Eommen fonnten. Die Häupter verfelben und bie noch bort 
befindlien ſpaniſchen Truppen zogen ſich in aller Eile zurüd. Der Herzog von Mayenne 
hielt es für Elug, fich bei. Zeiten mit dem Könige auszuföhnen; das aus Tours und Chaͤlons zu: 
rückgekehrte Barlament erklärte alfe gegen ven König und feinen Vorgänger erlaffenen Acte der 
Ligue für null und nichtig, und ſämmtliche Städte des Reichs, welche bisher noch auf ſeiten 
derjelben geftanden hatten, beeilten fi, in der Anerkennung des Königs dem Beifpiele der 
Hauptſtadt zu folgen. 

Nur in der Picardie und in der Bretagne, wo der Herzog von Mercoeur an der Spige ber 
Rebellen ftand, dauerte der Widerftand noch bis zum Jahre 1598 fort, bis endlich auch ‚der 
Herzog jeine Unterwerfung infolge eines Vergleichs erklärte, dem gemäß feine Tochter mit dem 
legitimirten natürlichen Sohne Heinrich's IV. Eäfar Herzog von Vendoͤme, vermäblt wurde, 
welchen der König bei dieſer Gelegenheit mit einer ſehr reihen Apanage bedachte. Noch in dem— 
ſelben Jahre, am 30. April 1598, wurde dann auch das berühmte Edict von Nantes erlafien, 
welches die ſtaats rechtlichen Verhältniffe und die religiöfen Freiheiten der Proteftanten für alle 
Zeiten feſtſtellen jollte, fowie am 2. Mai der Friede zu Vervins abgeſchloſſen, welder dem ſeit 
dem Jahre 1595 mit wechſelndem Glücke gegen Spanien geführten Kriege ein Ende machte. 
König. Philipp U. behielt demfelben zufolge zwar die Grafſchaft Charolais, im übrigen aber 
waren die Bedingungen deffelben für Frankreich nur günftig, namentlich auch inſofern er we: 
ſentlich Dazu beitrug, die Macht des Hauſes Ofterreih zu ſchwächen, worauf die auswärtige 
Politik Heinrich's IV. vorzugsweiſe gerichtet war, und dann dem Reiche die lange entbehrte 
Ruhe brachte, welche ihn in ven Stand ſetzte, feine Ihätigkeit faft ausſchließlich den großars 
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tigen Reformen der innern Staatöverwaltung widmen zu können, melde feine Regierung zu 
einer der glücklichſten und heilfamften Epochen der Gefhichte Frankreichs gemacht haben. Die 
Wunden, welche die dreipigjährigen Bürger: und Religiondfriege dem Lande geſchlagen hatten, 
erforderten zu ihrer Heilung allerdings ebenjo wol jene durchgreifende Entſchloſſenheit, wie die 
fchonende Umſicht der Behandlung, welche Heinrich IV. bei feinem Regierungsſyſtem auf wın: 
derbare Weile zu vereinigen und in Anwendung zu bringen mußte. 

Die wohlthätigen Folgen deilelben machten ſich auch in der That in kurzer Zeit durd die 
twiederhergeftellte Orbnung in allen Zweigen der Verwaltung und den ſchnellen Aufſchwung 
des Nationalwohlftandes auf die erfreuliägfte Weife fühlbar. Bor allem war ed nötbig, in nad 
völlig zerrüttete Finanzweſen Ordnung und Regelmäßigkeit zu bringen. Die Staatsſchulden 
waren bis auf 330 Mill. Livres angewachſen, und nur mit den größten Schwierigfeiten konnte 
den laufenden Bepürfniffen der Staatöverwaltung genügt werden. Gin bereit im Jahre 15% 
gemachter Verſuch, die Ordnung im Staatshaushalte mitteld eines zu diefem Zmede ermann: 
ten befondern ſtändiſchen Ausſchuſſes wiederherzuftellen, ſcheiterte an der Unfähigkeit des Gar: 
dinal® von Gondi, Erzbiſchofs von Paris, welcher ſich den Borjig deffelben angemaft hatt. 
Erft als der König im Jahre 1599 die obere Leitung feines Finanzweſens dem Marquis mon 
Mosni, nachmaligem Herzog von Sully, anvertraute, kam neues Leben in daſſelbe. 

Diefer durch Scharfiinn, Redlichkeit und praftifhe Geſchicklichkeit gleich ausgezeichnen 
Staatönrann, ohne Zweifel einer der größten Financiers aller Zeiten, wußte nicht nur in kurzer 
Zeit in ven ganzen Staatshaushalt eine mufterhafte Ordnung zu bringen, ſondern verfland 16 
auch vortreffli, vurh Hebung der gefammten Nationalthätigfeit neue und nachhaltige Hülfe: 
quellen für das Staatdeinfommen zu eröffnen. In den legten meift friedlichen elf Jahren der 
Regierung Heinrich's IV. wurbe in diefer Beziehung in der That Außerordentliteh geleiftt, 
und von welcher Wichtigfeit Died war, trat vorzüglich dadurch zu Tage, daß auch in allen ühri- 
gen Zweigen der Verwaltung Ordnung, Kraft und der mohlthätige Einfluß einer erhattten 
Staatögewalt bemerflid wurden. 

Darauf geftügt fonnte Heinrich IV. wol auch in feiner auswärtigen Politik feinen Blid kr: 
deutend erweitern. Man weiß, daß er gegen Ende feines Lebens fih in Berbindung mit Suly 
fehr lebhaft mit dem großartigen, aber doch etwas phantaſtiſchen Plane beichäftigte, alle Era: 
ten Europas zu einer allgemeinen chriſtlichen Republik (Association ou Republique tres- 
chretienne) zu vereinigen. Ihr angebliher Hauptzweck folkte fein, durch rine neue Vertki: 
lung der Ränder Europas das politiſche Gleichgewicht unter den Mächten deffelben herzuftellen. 
In Wahrheit aber war ed damit auf weiter nichts abgefehen ald auf die Verminderung Kt 
furdıbaren Macht des Haufes Ofterreich welche nun einmal den Cardinalpunkt der aubraͤt— 
tigen Volitik des Königs bildete. Denn au damit, daß dieſer allgemeine Fürſten- und Stu: 
tenbund mit dazu dienen follte, nach Herftellung des allgemeinen Friedens im der chriſtlih— 
europäiſchen Welt mit vereinten Kräften den Grbfeind des chriſtlichen Namens, die Türken, 
aus Europa zu vertreiben, war es fo ernftlich nicht gemeint. 

Die orientalifhe Politik Heinrich's IV., welcher ſich ſchon ald König von Navarra in 
Intereffe der Hugenotten mit der Bforte in geheime Verhandlungen eingelaffen hatte, ging im 
Gegentheil urfprünglich vorzüglich aud darauf hinaus, u derſelben auf einen mögliät 
guten Fuß zu fegen, um ſich ihrer Hülfe gegen das Haus Ofterreih, namentlich Spanien, 
bedienen. Erft ald er ſich in diefer Beziehung in feinen Erwartungen getäufcht ſah, änderten ni 
feine Gefinnungen gegen diefelbe bedeutend, zumal da es ihn and noch beſonders verdroß, dab 
theils die Engländer, theils die Korfaren der Batbaresken den franzöfifchen Levantehankl 
und bie Achtung der franzöſtſchen Flagge im Mittelmeere, wie er vermuthete, mit geheimer du 
Rimmung des Divans, auf fehr empfindliche Weiſe beeinträchtigten. Doch mollte er es uud 
dann nicht bis zu einem förmlichen Bruce mit dem Großherrn fommen laffen, weil er im 
nod die Hoffnung hegte, es könne die Zeit fommen, wo er ſich feiner Macht mit gegen Spann 
bedienen fönne. Er wollte fid nur darauf gefaßt machen, im Fall des damals ſchon vielfag tt’ 
warteten Untergangs ded Osmaniſchen Reichs in Europa, obgleich er perfönlich nicht daras 
glaubte, auch feinen Antheil von den Trümmern deffelben in Anſpruch zunehmen. Oberinbefen 
den ihn furz vor feinem Ende, im Jahre 1609, von einem angefehenen Griechen aus Candia 
vorgelegten Blanı, ſich mittels einer Erhebung der griechiſch-chriſtlichen Bevölkerung im O&man; 
ſchen Reiche des wiederhergeftellten byzantinifchen Kaiferthrong zu bemächtigen, noch wirllich in 
ernſte Erwägung gezogen habe, muß dahingeſtellt bleiben, da kurz darauf, am 14. Mai 1610 der 
Mordſtahl Ravailiae's feinem Leben und feiner großartigen Thaͤtigkeit ein unzeitiges Ziel IH 
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Die einzige praftifche Folge jenes Plans der europälfchchriftlichen Republif war die Ein: 
miſchung des Königs in den Jülich: Kleveihen Erbfolgeftreit, indem er den Erben des Herzogs 
von Fülidy zufolge des zu Anfange des Jahres 1610 zu Schwäbiſch-Hall abgeſchloſſenen Ber- 
tags ein Hülfscorps von 10000 Mann verfprad, um damit den Anſprüchen des Erzherzogs 
teopold von Ofterreich entgegenzutreten. (Liber dieje intereffanten Berhältniffe erlauben wir 
und auf die nähern Aufſchlüſſe zu verweilen, welche wir darüber vorzüglich aus handſchriftlichen 
Duellen zum erſten male im dritten Bande unferer „Geſchichte des Osmaniſchen Reichs 
&. 490, 625 fg. und 859 fg. gegeben haben.) 

Wäre nur aud übrigens der jo unerwartete Tod Heinrich's IV. für Frankreichs Zukunft 
nicht von jo verhängnißvollen Folgen gewefen! Was hätte aus Frankreich werden können, wenn 
jeine Regierung und namentlich die innere Staatsverwaltung fogleich in demſelben Geifte, mit 
der gleichen Anſicht und Tüchtigfeit in Bezug auf Zwede und Wahl der Mittel fortgeführt 
worben wäre! Daß dies aber eben nicht geſchah, hat die übrige Regierungszeit der Bourbonen 
überhaupt zu jener trübjeligen Epoche in der Geſchichte Frankreichs gemacht, in welcher ſelbſt der 
trügerifhe Glanz großer Namen und hervorleuchtender Thaten die tiefer liegenden übel, deren 
fortſchreitende Entwidelung am Ende zu der furdtbaren Kataftrophe des Umſturzes der alten 
Monarchie führen mußte, kaum nothdürftig verhüllen konnte. 

Sogleid mit der von dem Barlamente zu Paris halb erzwungen, balb freimiltiggut geheiße: 
nen Ernennung der Königin-Mutter, Maria von Medici, zur Negentin während der Minder— 
jährigfeit des achtjährigen Ludwig XI. (1610—43) trat ein völlig veränderte® Regie— 
rungefoftem zu Tage, ſowol in der innern wie in der äußern Politik. Als eins der bezeichnend⸗ 
ften Merkmale veffelben muß es gelten, daß der edle Herzog von Sully, die Hauptftüge des 
volitiihen Syſtems Heinrich's IV., fi) jofort vom Hofe zurückzog und allem fernern Antheil an 
ver Staatöverwaltung entfagte (geft. 1641). Zunächſt mar dies von dem nachtheiligſten Ein— 
fluß auf die Finanzlage des Reichs. An feiner Stelle wurben drei Directoren der Finanzen 
ernannt, von denen jedoch nur einer ald Generalcontroleur die oberfte Leitung derielben behielt. 
Die Unordnung, welche infolge deſſen und der eingeriffenen Verfchwendungen am Hofe im 

Staatshaushalte nur zu bald wieder bemerflich wurde, konnte natürlich auch nicht ohne ſchlimme 
Rüdwirfung auf die übrigen Zweige der Verwaltung bleiben, zumal da die Regentin ſelbſt 
ganz; unter der Herrſchaft ihrer italienifchen Günftlinge, des Florentiners Marquis Goneini, 
Marſchalls von Ancre, und feiner verſchwenderiſchen Gemahlin Eleonore Galigai ſtand. | 
| In der auswärtigen Politik offenbarte ſich die Umwandelung des Softemd vorzüglid) in der 
Auéeſöhnung mit Spanien, welde durd die bereits zu Anfange des Jahres 1612 ver: 
fündigten Wechſelheirathen zwiſchen dem jungen Könige und der Tochter König Philipp's IIL, 
Anna von Öfterreich, auf der einen und der Schweſter des Königs, Elifabeth,mitdem Infanten, 
nachmaligem König Philipp IV. auf der andern Seite ihre formliche Weihe erhielt. 
| Es fonnte nicht audbleiben , daß dieſes neue Hofregiment der Weiber und Günftlinge unter 
den dem Throne am nächſten flebenden Großen des Reiche jelbft, Proteftanten ſowol wie Katho⸗ 
liken, arges Misvergnügen erregte. Sie zogen fi nad und nad ſämmtlich vom ‚Hofe zurüd 
und bildeten in aller Stille eine mächtige Bartei, an deren Spige der Herzog von Bouillon 
Rand, und zu welcher namentli Bring Heinrich I. von Conde, Gäfar Herzog von Benpöme, 
Seinrich Herzog von Mayenne, der Sohn des im October 1611 verftorbenen Hauptes der Ligue, 
die Herzoge von Longuevilfe, Guiſe, Nevers, Rohan, Lurembourg u. ſ. w. gehörten. Sie ſchien 
allerdings entſchloſſen zu fein, ſogleich zu thatſächlichem Widerftande zu fhreiten. Allein vie 
Regentin wußte dies vorerfl noch rechtzeitig durch einem am 15. Mai 1614 mit ihr zu Gt.:Me- 
nehould abgejchloffenen Vertrag abzumenden, moburd ie nit nur ihren Beſchwerden Abhülfe 
' verfprad, fondern ſich auch verpflichtete, die Reichsſtände einzuberufen, um mit ihnen über die 
nörhigen Reformen in der Vermaltung zu Rathe zu geben. 
| Diefer Verpflichtung wurde auch noch in demſelben Jahre, kurz nad der am 2. Oct. erfolg- 
' tem Bolljährigfeitöerflärung des Königs, entſprochen, die Generalflaaten traten am 27. Det. 
zum legten male vor ihrer fo berühmt und folgenreid gewordenen Zuſammenkunft im Jahre 
1789 zu Baris zufammen. Die drei Stände hatten ſich noch niemals jo zahlreich eingefunden. 
Der Adel war durch 132, die Geiftlichfeit durch 140 und der dritte Stand (Tiers-Etat) durch 
182 Deputirte vertreten. Dagegen wurde weder das Parlament noch die Unlverſität, wie die- 
felbe verlangt hatte, zugelaffen. Die Berathungen führten indeſſen zu nichts. Die Zeit wurde 
mit dem von dem Garbinal Duperron fehr ungefhidt angeregten Streite darüber vergeubet, 
ob der geifllichen Gewalt das Necht zuſtehe, die Könige abzufegen oder nicht. 
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Die Partei der Misvergnügten nahm daher eine nur um ſo feindlichere Stellung gegen 
den Hof ein. Schon zu Anfang des Jahres 1615 wollte ver Herzog von Bouillon das Par: 
lament von Paris veranlaffen, eine außerordentliche Verſammlung der Prinzen und Paird ein: 
zuberufen, um den Zuſtand des Reichs mit ihnen in Erwägung zu ziehen, allein die Königin- 
Mutter wußte den Blan zu hintertreiben und verwies dem Parlamente dieje unbefugte Einmi: 
{hung in die Staatöregierung in fehr ſcharfer Weije. Es fuhr aber nichtsdeſtoweniger fort, 
gegen die Handlungen der Regierung feine Proteſte (remonstrances) einzulegen, welde natür: 
lich unbeadhtet blieben. Das empörte die Misvergnügten um jo mehr, an deren Spige num der 
Prinz von Gonde trat. Darauf geftügt, daß der Bergleih von St.-Menehould nicht zur Aut: 
führung gekommen ſei, erließ er ein geharniſchtes Manifeft gegen die Regierung, welches ver 
König fofort durch eine am 10. Sept. erlaflene Erklärung beantwortete, wodurch Gonde un 
jein Anhang ald Majeſtätsverbrecher aller ihrer Güter und Ehren verluftig fein jollten. Der 
förmlihe Ausbruch des Bürgerfriegs war die natürliche Kolge davon. Der König jelbit ent: 
ging mit genauer Noth den Nacpftellungen der Rebellen unter Conde, als er ſich zu Ende ie 
Jahres zum Vollzug der ſpaniſchen Doppelheirath nad Bordeaur begeben hatte. Allein wäh: 
vend ed in mehreren Provinzen allerdings jhon zu blutigen Händeln kam, mar diesmal wer 
Krieg doh nur von kurzer Dauer. Bereits im Mai 1616 fam zu Loudun ein neuer Vertrag 
mit dem Prinzen von Gonde zu Stande, welder ihm felbft weſentlichen Antheil an der Regie: 
rung und den Hugenotten eine anfehnlidye Erweiterung ihrer Rechte und Freiheiten verihaffte. 

Die Eoneini fonnten jedod vielen gefährlichen Nebenbuhler nicht lange neben ſich dulben. 
Bereitd am 1. Sept. lief der König Condé auf Betrieb des Marſchalls d’Ancre verhaften 
und in die Baftille werfen, ein Gewaltſtreich, welcher feine Bartei nur aufs neue zu den Waffen 
tief. Eine unerwartete Kataſtrophe machte jedoch auch jegt dem Kriege bald ein Ente, Ein jun: 
ger an fi unbebeutender Edelmann, Ladinet de Luines, welcher ſich die bejonder Gunft rd 
Königs zu erwerben gewußt, redete ihm ein, daß die fortdauernde Herrſchaft der Königin Mutter 
und der Goneini ihn am Ende nur ind Verberben führen werde, und brachte ihn jelbit zu dem 
verzweifelten Entſchluſſe, fich ihrer mit Gewalt zu entlevigen. Der Marfchall d’Ancre verler 
jogleich bei der gegen ihn verhängten Verhaftung am 24. April 1617 das Leben; ſeine Ge: 
mahlin wurde vom Parlamente, da man fonft feinen ausreihenden Grund zu ihrer Berurthei: 
lung finden fonnte, als Gere zum Tode verdammt und erſt geföpft und dann verbrannt, um 
die Königin Mutter mußte nah Blois ins Eril gehen, wohin ihr auch der erſt im vorigen Jabır 
durch den Marſchall d'Ancre zum Staatsjecretär ernannte Biſchof von Zugon, Armand Du: 
pleflis von Ricpelieu, welcher jpäter wieder fo bedeutend hervortreten follte, folgen mußte. 

- Bon danad Avignon verwiejen, wußte er ſich indeſſen bald fo unentbehrlich zu machen, dej 
ihn jein Hauptgegner, der zum Herzog erhobene de Luines, ſelbſt bereits im Jahre 1619 vn 
dort wieder zurüdberief. Er begnügte ih nun zuerft damit, zwifchen dem König und Teint 
Mutter den Vermittler zu machen, und brachte -aud noch in demſelben Jahre den Vergleid ji 
Angoulcme zu Stande, infolge deffen vie Ausföhnung ſtattfand und auch der Prinz von Genk 
feine Freiheit wieder erhielt. Schen im nähften Jahre, 1620, fachte indeflen die Königin: Put; 
tex, nicht ohne Richelieu's geheime Einwirkung, welder dabei am beften feine Rechnung zu finds 
glauben mochte, den Bürgerfrieg aufs neue unter dem Vorwande an, daß die Bedingungen ti 
Vertrags von Angouleme nicht erfüllt worden feien. Gr kam aber faum zum Ausbruch, da ni 
Erſcheinen des Königs an der Spige feiner Truppen in der Normandie fhon hinreichte, de 
abermalige Unterwerfung der Königin-Mutter mitteld des Vertrags von Angers zu bewirken 
in welhem auch Ricelieu infofern für ſich zu forgen wußte, als er ſich in einem geheimen Artil‘ 
das Verſprechen des Cardinalshuts ausbedang. 

Die Ruhe war indeſſen nur von kurzer Dauer. Denn als noch in demſelben Jahre de 
Landſchaft Bearn durch ein königliches Edict mit der Krone vereinigt wurde, brachte der zuglid 
erlaſſene Befehl, daß die Hugenotten die geiſtlichen Güter, in deren Beſitz ſie ſich dort bereit? 
jeit 60 Jahren befanden, zurückgeben: follten, den Krieg mit denfelben zum Ausbruch, welder 
mit mehreren Unterbrechungen bis zum Jahre 1629 dauerte. An ihrer Spige ſtanden damal! 
die. Herzoge von Rohan und Soubife. Ihr Plan -ging auf nichts Geringered hinaus, ald au 
den Umſturz der Monarchie, indem fie Frankreich in eine Art Republif umwandeln moller, 
welche in acht Kreiſe geteilt werden jollte, an deren Spige je einer der Ihrigen ſtehen wur. 
Allein indem mit wechfelndem Glücke geführten Kriege behielten, wenigftens anfangs, die kön 
liden Waffen die Oberhand, und am Ende erſchlaffte die Kraft der Hugenotten jo, daf ne 
ihre Häupter, namentlich der. Herzog von Rohan, wieder unterwarfen und ſich damit begnugt", 
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in dem im Jahre 1622 abgefchloffenen erften Frieden wenigſtens die Beftätigung des Edicts von 
Nantes zu erlangen. 

Indeflen hatte aber auch der bereitö im December 1621 plöglih, muthmaßlich infolge einer 
Vergiftung erfolgte Tod des allmächtigen Gonnetable Herzog de Luines eine gänzlihe Um— 
wandelung des Regierungsſyſtems herbeigeführt, welches jedoch feinen beftimmt ausgeprägten 
Charakter erjt erhielt, nahdem ed die Königin: Mutter im Jahre 1624 durchgeſetzt hatte, daß 
Rihelieu, zum Cardinal erhoben, im Staatsrathe Sig und Stimme erhielt. Sein achtzehn⸗ 
jähriges, faſt unumſchränktes Walten war es, was der zweiten Hälfte der Regierungszeit Lud— 
wig's XIII. den eigentlichen Stempel auforüdte. Ed war eine mit ungemeiner Umficht, Beftigfeit 
und Gonjequenz durchgeführte Despotie, bei welcher e8 vielleicht dad Bemerkenswertheſte bleibt, 
daß ih der Träger verfelben allen ihm feindlichen Elementen gegenüber, mitten unter den beftän- 
digen Intriguen und Gabalen, welche feinen Sturz zum Zwecke hatten, dennoch bi and Ende fei- 
ned Lebens auf der Höhe feiner Macht erhielt und jein Gewaltfgftem mit unerbittlicher Strenge, 
Grauſamkeit und felbit Treuloigfeit nach allen Seiten hin zur Geltung zu bringen wußte. 

Ju der innern Politik faßte ev dabei vornehmlich zwei Punkte ins Auge: die Vernichtung 
der Proteftanten und vie Unterjohung der gegen ihn verfhworenen Großen des Reichs. Die 
Hugenotten hatten unter dem Vorgeben, daß die ihnen in dem legten Bertrage gemachten Zu- 
fagen nicht erfüllt worden jeien, fhon im Jahre 1625 die Waffen wieder ergriffen und fi 
abermals in Larochelle feftgejegt, mo fie fi aud, von den Gngländern unterftügt, anfangs 
mit dem glücklichſten Erfolge zu halten wußten. No im Auguft 1627 wurde die Stadt von 
dem Könige jelbft mit Richelieu und einem glänzenden Gefolge vergeblich belagert. Richelien 
beitand aber um fo mehr auf ihrer Unterwerfung, da er fie für das eigentliche Bollwerk des 
Calvinismus hielt. Es wurde daber im nächſten Jahre alles aufgeboten, die Stadt zur Über: 
gabe zu zwingen. Schon im März wurde die Belagerung, unter ded Königs eigener Kührung, 
wieder begonnen. Sie zog ſich aber nod den ganzen Sommer bin, bis endlich, nachdem die Eng: 
länder nochmals vergeblich ven Verſuch gemacht hatten, ihr vonder Seefeite Hülfezubringen, am 
28. Det. 1628 die Übergabe erfolgte und der König mit Richelien am 1. Nov. dafelbft als 
Sieger einzog. Die Feftungswerfe wurden geichleift, die Einwohner entwaffnet und mit ſchwe—⸗ 
rer Geldbuße belegt, mährend die Stadt für immer ihre fläbtifchen Gerechtſame verlieren 
und die katholiſche Religion wiederhergeſtellt jein ſollte. 

Das gab den Hugenotten allerdings den Todesftoß und wurde ald einer der glaͤnzendſten 
Siege der unerbittlihen Politik Nichelieu's gefeiert, obgleich er theuergenug erfauft war. Denn 
diefe legte Belagerung joll dem Schage allein nicht weniger ald 40 Mil. Livres gekoftet Haben. 
Aber der Hauptzwed war erreicht. Die Hugenotten waren zu Boden geworfen und hatten 
keine Mittel mehr, fich wieder auf die Dauer zu erheben. Im nächſten Jahre machten fie zwar, , 
während ver König fi infolge ded mantuanifhen Erbfolgekriegs perſönlich nach Italien bege- 
ben hatte, ven Verſuch, nochmals ihr Haupt im Süden zu erheben; allein nachdem die von 
ihnen bejegten Plätze Privas, Alais und Montauban (20. Aug.) von den Königlichen wieber- 
genommen waren, fonnte ihre Unterwerfung als völlig beendigt gelten. 

Gefährlicher, langwieriger undfolgenreiher war ohne Zmeifel ver Kampf, weldyen der Gar: 
Dinal gegen die ihm feinvliben Parteien unter dem hoben Adel am Hofe und im Reiche zu 
befteben hatte. Denn jie bevienten fich nicht bloß der Waffen, fondern fuchten aud dur im 
Finſtern ihleihende Intriguen und Verihmwörungen den Sturz ihres Gegners zu bewirken. 
Schon im Jahre 1626 wurde ein Mordanſchlag gegen ihm entdeckt, welcher ven untergeorbneten 
THeilnehmern das Leben foftete und zunächſt die Folge hatte, daß der Cardinal dad Recht er- 
langte, fih zu jeiner Sicherheit mit einer eigenen Leibwache zu umgeben... Sie fonnte ihn aber 
nicht gegen die fortdauernden Gabalen jeiner Feinde hügen, welchen die unumfchränfte Gewalt, 
die er jelbft über den König ausübte, innmer unerträglicher wurde. Die Königin: Mutter ftand 
jegt ſelbſt an ihrer Spige und verlangte fhon im November 1630 von dem Könige mit Linge- 
ſtüm die Entlaffung des allmächtigen Minifters. Er wußte jedod mit verftellter Unterwürfig- 
feit jo geihidt zu manövriren, daß ihn der König, ungeachtet er jhon wanfend geworden war, 
doch wieder zu Gnaden annahm und ihm aufs neue, faft wider Willen, fein unbegrenzted Ber: 
trauen ſchenkte. Der Schauplatz diefes politiihen Theaterftreihs, bei welchem Richelieu feine 
Role jo glüdlih durdzuführen wußte, und welcher den geihichtlid gewordenen Namen des 
Journee des dupes trägt, war das damals noch jehr befcheidene,, erft im Jahre 1627 von 
Zudwig XIH. erbaute Jagdſchlößchen zu Verfailles, welches fpäter in feiner großartigen Erwei— 
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terung der Zeuge fo vieler glängenver, aber auch tragiicher Momente der franzöſiſchen Geſchichte 
eworden iſt. 

Die beiden Hauptgegner des Cardinals, die Königin: :Mutter und bed Könige eigener Bru- 

der, Gafton, Herzog von Orleans, mußten das Feld räumen. Jene zog ih nad Brüffel, vieler 
nad Lothringen zurüd, mo er gegen den Willen des Königs die Schwefter bed Herzogs Karl 
heirathete. Ihr Anhang, der angejebenfte Hofadel, wurde theild ind Eril geihidt, theild in die 
Baftille geworfen. Niemand wagte mehr gegen den mächtigen Gardinal die Stimme zu erbe— 
ben, welcher diefe Gabalen geſchickt dazu benugte, fih einiger Hauptpläge von Yothringen zu 
bemädtigen und den Herzog von Orleans durd den Vertrag von Bic, vom 31. Dec. 1631, 

gleihfalld zum Nüdzug nah Flandern zu nöthigen. Aber fhon im nächſten Jahre fiel der 
Herzog, von ſpaniſchen Hülfsvölkern unterſtützt, wieder in Burgund ein, mußte ſich jedoch nach 
einigen verunglückten Unternehmungen i in dem am 26. Juni 1632 zu Liverdun abgeichloffenen 
BVertrage abermals unterwerfen und dem Könige mehrere Plätze überlaffen, worauf er voll 
Ingrimm noch in demielben Jahre ven Bürgerkrieg wieder in Languedoc mit gleich geringem 

Erfolge anfachte. Der Herzog von Montmoreney, Marihall von Frankreich, welder ſich für 

ihn erflärt hatte, mußte, in dem Gefecht bei Caſtelnaudary indie Gefangenſchaft gerathen, jeinen 

Abfall zu Touloufe auf dem Schaffot büßen, während der Herzog felbit abermals fein Heil in 

der Flucht nad) Flandern ſuchte. 

An ſeiner Stelle nahm der Herzog von Lothringen den Krieg im nächſten Jahre, 1633, 
wieder auf, weil er den von ihm verlangten Huldigungdeid für das Herzogthum Bar nicht lei= 
ſten wollte. Der König vereinigte e8 darauf ohne weitere® mit der Krone und erbielt durd den 
Bertrag zu Eharmes St.:Micel, Luneville und Nancy, welches jener nicht eher wieder erhalten 
follte, als bis er feine Schwefter, deren Bermählung mit dem Herzoge von Orleans für null 
und nichtig erflärt worden war, ausgeliefert haben würde. Aud im Jabre 1634 dauerte der 
Krieg fort, da der Herzog, um feinen Verpflichtungen gegen den König zu entgehen, feine Staa: 
ten feinem Bruder, dem Gardinal Franz von Rorhringen, abgetreten hatte. Er befam jegt vor: 
züglich noch dadurd einen gefährlihern Gharafter, daß der Herzog von Orleans ſich mit Spa: 
nien in einen förmlichen Vertrag eingelaflen hatte, welcher Richelieu fo beunrubigte, daß er ſich 
die größte Mühe gab, eine Ausföhnung mit demfelben zu Stande zu bringen. Dies gelang ihm 
aud fo weit, daß der Herzog im October 1634 an den Hof zurüdfehren durfte. Bergeblis 
bewarb fih dagegen die Königin Mutter um die gleiche Gunft. Der Gardinal verweigerte ibr 
bartnädig die Rüdfehr nah Franfreih, ja er ließ fie fo in Noth, daß fie, nachdem ſie ned 
mehrere Jahre von Drt zu Ort umbergeirrt war, am 3. Juli 1642 in größter Dürftigfeit in 
Eril zu Köln flarb. 

Der Groll der dem Garbinal feindlichen Parteien dauerte nichtsdeſtoweniger fort und 
machte ſich noch zweimal durch förmliche Verſchwörungen gegen fein Leben Luft. Auch dakı 
hatte der Herzog von Orleans die Hände mehr oder weniger im Spiele; ſie wurden aber gleit 
falls beide male vereitelt. Im Jahre 1636 wollte der Graf von Soiſſons den Cardinal n 
Amiend aus dem Wege räumen, mußte ji aber, da der Plan entdeckt wurde, nad Sedan ju 
den Herzoge von Bouillon zurüdziehen, und noch kurz vor feinem Tode, im Jahre 1642, entaing 
Richelieu der weit gefährlichern Verſchwörung, melde der Herzog von Orleans in Gemein. 
ſchaft mit dem Herzog von Bouillon angeftiftet hatte, und welcher ber junge Günftling des 
Königs, Henri d’ Effiat Marquis de Ging: Mare, mit feinem Freunde de Thou, dem Sohne des 
berühmten Geſchichtſchreibers, zum Opfer fallen mußte. Sie wurden beide im September zu 
Lyon hingerichtet, während Bouillon und Orleans ſich dadurch retteren, daß fie Sedan, welchet 
fie dem am 13. März zu Madrid abgefchlofienen Vertrage zufolge an Spanien abzutreten tm 
Begriff waren, an den König auslieferten. 

Überhaupt waren diefe Kämpfe im Innern aub von weſentlichem Einfluß auf die 
auswärtige Bolitif Richelieu's, bei welder er, ganz im Geifte des politifchen Svſtems Heinz 
rich's IV., vorzüglidy die Demüthigung des Haufed Ofterreich ſowol in Deutſchland wie in Spa— 
nien im Auge hatte. Diet trieb ihn auch zunächſt zu feiner Ginmifhung in die Religionskriegt 
in Deutihland, welde zuerft durch den bereitä am 23. Ian. 1631 mit Schweden abgeſchlofſenen 
Subfidienvertrag einen entidiedenern Gharafter erbielt. Obgleih nun dad Auftreten Guftev 
Adolf's in Deutihland nicht ganz im Sinne Richelieu's war, fo erneuerte er doch nad deſſen ın 
der Schlacht bei Lügen (6. Nov. 1632) erfolgtem Tode dag Bündniß mit Schweden und 
unterftügte auch im geheimen die Plane-Wallenftein’s, nad deſſen Ermordung und der Schlaf! 
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bei Nörplingen (1634) der Rüdzug der Schweden ihm Gelegenheit gab, einige Pläge im 
Elſaß ſowie Speier und Philippäburg in Beſitz zu nehmen. 

Seitdem befam diejer Krieg eine immer weitere Auspehnung, da nun aud, gemäß dem am 
8. Febr. 1635 zu Parid mic den Generalflaaten von Holland abgejhloffenen Bertrage, die 
förmliche Kriegserflärung an Spanien erfolgte. Es war indeffen Richelieu nicht bejchieden, das 
Ende Diefer langwierigen, mit wechſelndem Glüde geführten Kriege, welche Frankreich ſchwere 
Opfer £ofteten (im Jahre 1634 mußte der König mit einem male gegen die Niederlande, Deutſch— 
land, Stalien und Spanien ſechs verſchiedene Armeen ins Feld flellen), zu erleben. Denn der mit 
dem Kaiſer endigte erit nad 13 Jahren, im Jahre 1648, mittels des Weftfälifchen Friedens, 
und der mit Spanien zog ſich fogar 25 Jahre lang bis zu dem am 7. Nov. 1659 abgejchloffenen 
Vyrenäiſchen Frieden hin, Sie machten ihm beide jo viel zu ſchaffen, daß er nur wenig Zeit und 
Mittel behielt, feine Aufmerkſamkeit und Thätigfeit auch ven übrigen europäiichen Verbältniffen 
in eingebenverer Weife zuzuwenden. | 

Dies galt namentlid aud von feinen Beziehungen zu der Pforte und der dadurd bedingten 
Hebung der franzöfiihen Marine, welder er jich, ſeitdem bereitd im Jahre 1626 für ihn die 
bobe Charge des Großmeiſters, Chefs und Generalintentanten der Schiffahrt und des Handels 
von Frankreich (Grandimaitre, Chef et Surintendant-general de la navigation et du com- 
merce de France) gejhaffen worden war, allerdings auch mit großem Eifer annahm. Allein 
während er au dabei wie Heinvih IV. vorzugsweife die Demüthigung Spaniens im Auge 
batte, Dachte er nicht im entferntejten daran, ji mit der Pforte in ein feindliches Verhältniß zu 
verjegen, obgleid jein politiſcher Adjutant, der Kapuziner Pere Jofeph, ihn angetrieben haben 
fol, Ludwig XIU. vorzüglich zu dem Zwede zum mädtigften Monarden der Welt zu machen, 
damit er in den Stand gejegt werde, die Macht und das Reich des Grofheren zu vernichten. 
Seine Sorgfalt nad) diejer Seite hin blieb daher darauf beſchrankt, dem franzöſiſchen Levante— 
handel den erforverlihen Schuß zu verſchaffen und namentlich ven Näubereien ver Barbareöfen 
Einhalt zu hun. Auch died gelang ihm aber nur zum Theil, da die mit denjelben in ven Jahren 
1637 und 1640 abgeſchloſſenen Verträge von legtern jofort wieder verlegt wurden. 

Gegen Ende feines Lebens ſcheint Richelieu überhaupt jelbft an dem Gelingen feines politi= 
ſchen Syſtems vielfach verzweifelt zu fein. Schon im Jahre 1636 hatte er einmal die Abſicht, das 
Minifterium zu verlaffen und aller weltlihen Madt zu entjagen. Und er hätte, meint Siri, 
diefe Thorheit auch wirklich begangen, wenn ihn nicht Pere Joſeph davon abgebracht hätte, 
Borzüglich die jpaniihen Händel verbitterten ihm feine legten Tage; die damit in genauer Ver— 
bindung ftehende Verſchwörung des Eing: Mars brach ihm vollends das Herz. Erftarb zu Paris 
amı 4. Dec. 1642. An demfelben Tage wurde der jeit dem Jahre 1630 in Staatdangelegen= 
beiten beihäftigte und im December 1641 zum Gardinal erhobene Julius von Mazarin ale 
Erbe feiner Macht in den Staatörath eingeführt. Ludwig XIN. überlebte feinen allmächtigen 
und von ihm jelbjt am meiften gefürdteten Minifter nur wenige Monate. Er ftarb am 14. Mai 
1643, dem verhängnigvollen Todestage Heinrich's IV. 

Die zweiundfiebzigjährige Regierung des erft fünfjährigen Ludwig XIV. (1643— 1715), 
welche beftinimt zu fein fchien, ver Monarchie aufneuen Örundlagen einen neuen Gharafter für die 
Dauer zu verleihen, aber in ihrer Entwidelung für Frankreichs Zufunft von den verhängniß- 
vollften Folgen war, begann damit, daß die am 19. April 1643 von Ludwig XII. erlaffene und 
von dem Parlamente beftätigte Erklärung über die Einfegung der Regentſchaft, der zufolge der 
Königin-Mutter, Anna von Ofterreid, ald Regentin, dev Herzog von Orleans, ald General: 
ftatthalter des minderjährigen Königs, und ein Regentſchaftsrath zur Seite ftehen follten, bereits 
vier Tage nach dem Tode deſſelben, am 18. Mai, durch einen Beihluß des Parlaments für null 
und nichtig erflärt wurde. Die Königin-Mutter fegte ed, ganz unter dem Einfluffe des Car: 
dinals Mazarin, dur, vap ihr jelbit die Bormundihaft zugleich mit ver Regentſchaft ohne 
irgenpwelde Beihränfung und Mazarin ald Oberaufieher (Surintendant) der Erziehung des 
Königs die eigentlihe Reichsregierung zugeſprochen wurde. 

Das war der Grund und Anfang der Unruhen, welche die Zeit der Minderjäbrigfeit des 
Königs zu einer der ſturmvollſten Epochen der Gefhichte Franfreihs gemadt haben. Sowie 
gegen Richelieu, bildete jih auch gegen Drazarin, welcher zugleich die ſchwere Erbſchaft ver fort= 
dauernden Kriege gegen Spanien und den Kaijer mit zu übernehmen batte, in der Nähe des 
Hofes felbft und unter dem immer noch mädtigen Adel eine itarfe Partei. An ihrer Spitze 
ftanden anfangs der Herzog von Beaufort, zweiter Sohn des Herzogs von Vendöme, eines 
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natürlihen Sohnes Heinrich's IV., welcher ih durd feine Popularität ven Namen des Königs 
der Hallen (Roi des halles) erworben hatte, Madame de Ehevreufe, Witwe des ehemals je 
mächtigen Gonnetable de Luined, Madame de Hautefort u. |. w., und neben dieien ſpäter vor- 
züglich der thätigfte und gewandtefte aller politiiden Intriguanten, der Coadjutor ded Erzbiſchofs 
von Paris und nahmalige Cardinal von Reg, die Herzogin von Longueville, die Herzoge von 
Bouillon, Nemourd und Vendöme, der Prinz von Conti und der Marjhall Turenne. 

Ein gemeinihaftliches höheres Ziel verfolgte die Partei eigentlih nicht. Ihre Thätigkeit 
verlor und zeriplitterte jih im Gegentheil in einer Menge Heinliher Intriguen und Gabalen, 
meiſtens rein perfönliher Natur, welche keinen andern Zwed hatten, als Mazarin zu flürzen, 
und am Ende in jene berüchtigte Fronde ausarteten, welche mit ihrer Charafterlofigkeit faſt ins 
Lächerliche verfiel, wenn fie nur nicht gar zu ernjte Folgen gehabt hätte. Anfangs behielt Maya: 
rin und die Hofpartei, zu welcher unter andern der Prinz von Gonde, der Marſchall von Gram: 
mont und der Herzog von Ghatillon gehörten, um jo leichter die Oberhand, da er in feiner aus: 
wärtigen Politif, namentlich aud im Felde, vom Glüd begünftige war. Bereit? am 19. Mai 
1643 erfocht der junge Herzog von Enghien, welder ſich fpäter durd fein außerordentliches 
Seldherrntalent ven Namen des großen Gonde erworben bat, bei Rocroi einen glänzenden Gieg 
über die Spanier, infolge deſſen Thionville und Sierf in feine Gewalt fielen, während Turenne 
ſich in Italien im zweiundvreißigften Jahre den Marſchallsſtab verviente und der Marſchall de 
Breze am 3. Sept. die jpanifche Flotte auf den Höhen von Gartagena ſchlug. Mazarin fonnte 
e8 daher wol wagen, den Herzog von Beaufort, unter dem Vorwande, daß er ihm nach dem 
Leben getrachtet habe, nad Bincennes ins Gefängniß und feinen Anhang ins Eril zu fhiden. 

Hierdurch eingefhüchtert, verhielten fich die Frondeurs anfangs noch ziemlich rubig, während 
der Krieg in Flandern, am Rhein, in Deutſchland, in Italien und in Gatalonien mit wechſeln— 
dem Glüde fortgeführt wurde, obgleich aud ſchon feit der amı 25. Dec. 1641 zu Hamburg 
erfolgten Uinterzeihnung der Bräliminarien die Friedendverhandlungen im vollen Gange waren, 
welche endlih im Auguft und October 1648 zum Abſchluß der Friedendverträge zu Münfter 
und Osnabrück führten. Sie waren für Franfreih und mithin für Mazarin perjönlid info: 
fern im hoben Grade vortheilhaft, als fie ihm nicht nur die Oberhoheit über die Bisibümer 
Meg, Toul und Verbun, fondern aud die Kandgraffhaft Ober: und Niederelſaß, dad Sund— 
gau, Breiſach, die Landvogtei der zehn elſäſſiſchen Neihsftädte und das Garnifondredt in 
Philippsburg verfhafften, Erwerbungen, welde von um fo höherer Wichtigkeit waren, weil 
gewifle zweifelhafte Beflimmungen der betreffenden Verträge ſpäter der heillofen Reunionsyo: 
litik Ludwig's XIV. zum Grund und Vorwand dienten. Leider konnten indeſſen dieſe erfien 
glüdflihen Erfolge der auswärtigen Politik Mazarin’d doch nicht den Durchbruch ver Krankkeit 
verhindern, von der jeine innere Reihsvermwaltung heimgeſucht wurde. 

Der Grund des Übel lag hier in der völligen Unfähigkeit des Gardinals, den ſteigenden 
Bedürfniffen des Staatshaushalts bei den ohnehin fhon völlig zerrütteten Finanzen dei 
Reichs durch eine einſichtsvolle und wohlgeordnete Finanzverwaltung zu genügen. War dies 
ſchon die ſchwächſte Seite der Regierungskunſt Richelieu's geweſen, fo verſtand ih Mazarin not 
viel weniger darauf. Nur in der Kunſt, ſeine eigene Kaffe auf Koſten des Staatsſchatzes p 
füllen und fi auf dieſe Weije nah und nad ein Vermögen von 100 Mill. zu verihaffen, wat 
er vollendeter Meifter. Im übrigen glaubte ev große Dinge durch Fleinlihe Mittel erreichen je 
fönnen, gerade im Finanzweſen dad allerilechtefte Suftem. Schon im Jahre 1643 wurden 
alle Benfionen um ein Drittheil vermindert. Eine auf Anrathen des zum Generalcontroleu: 
der Finanzen ernannten Günftlings des Cardinals, des Jtalienerd Barticelli d'Emeri, im Iabrt 
1644 eingeführte Beiteuerung der Häufer empörte vorzüglich die unbemitteltere Klaſſe von 
Parid und brachte doch nur wenig ein. Ebenſo machten eine Menge anderer Fleinlicher Finanz: 
maßregeln, melde darauf berechnet waren, der augenblidlihen Noth abzubelfen, nur boͤſes 
Blut und verfehlten ihren Zwed, wie namentlich die Errichtung einer großen Anzahl käuflicher 
Stellen, der Berfauf des Adels und der Amter, vornehmlich der Sige in den Parlamenten, Die 
Einführung einer befondern, alle neun Jahre von ſämmtlichen richterlihen Amtern zu erbeben: 
den Steuer, Baulette genannt, wodurch die jeweiligen Inhaber den Beſitz derjelben zum erblichen 
Eigenthum ihrer Familien machen Fonnten, eine bedeutende Erhöhung der Gonfumtionsfteuern 
u.f.w. Ludwig XIV. wurde ald jiebenjähriged Kind dazu gebraudt, um im September mir 
einem male 19 folder Steueredicte von dem Parlamente zu Paris mit Gewalt eintegiftriren 
u laſſen. 
re befamen nun diefe leidigen Ausfunftsmittel des Augenblicks dadurch eine höhere 
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Bedeutung, daß die großen Staatskörperſchaften dabei lebhaft intereſſirt wnrden. Ald Mazarin 
zu Anfang des Jahres 1648 den Verſuch machte, der Bedrängniß des Staatsſchatzes unter 
anderm auch dadurch abzuhelfen,: daß er den Mitgliedern des oberften Gerichtshofs (Grand 
conseil), der Oberrehnungdfanımer (Chambre des comptes) und ded Steueramtö (Cour des 
aides) zwar die neunjahrige Steuer erließ, dagegen aber ven Betrag ihres Gehalts auf vier 
Jahre einzog, vereinigten fie ich mit dem ‘Parlamente, weldes man dadurch zu gewinnen gehofft 
hatte, daß man es mit diefem Gewaltſtreiche verfhonte, zu entfhloffenem Widerſtande. Die 
Hofpartei glaubte nun diefen Widerſtand dadurd brechen zu Fönnen, daß fie einige der Wort 
führer jener Körperihaften verhaften ließ und dem größten Theile derjelben die Ausübung 
ihres Amts unterlagte. Das fteigerte aber nur die Erbitterung von beiden Seiten. Während bie 
Regentin und der Cardinal wiederholt erklärten, „ſie würden ed nicht dulden, daß dieſe Ganaille 
ſich an der föniglihen Maieftät vergreife” (que celte canaille insultat la Majest& royale), 
nahm das Volk für die verhafteten Parlamentsmitglieder, namentlih den Bräfidenten Botier 
de Blancmenil und den Rath Brouffel, Partei und verlangte mit Ungeſtüm ihre Freilaffung. 

Dieſe Volkobewegung wurde nun von der Fronde benugt, um ihren Unmuth gegen ven 
Hof vollends zum Ausbruch zu bringen. Bor allem entmwidelte in-biefer Krifld der Goabjutor 
von Reg eine ungemeine Thätigfeit. Er war ed, und er hat jich deffen jpäter jelbft gerühmt, ver 
den Straßenfampf in Paris anfachte und leitete. Es wurden Barrifaden errichtet und förmlidhe 
Gefechte geliefert, in weldyen das Volk im Vorteil blieb. Der Hof, dadurch eingeſchüchtert, 
mußte nicht nur die Oefangenen freigeben , jondern hielt ih aud in der Hauptſtadt gar nicht 
mehr für ſicher und floh im Januar 1649 mit dem jungen Könige über Hald und Kopf nad 
St.:Germain. Da nahm fid) der Brinz von Eonde feiner an, rüdte mit feinen Truppen vor 
Paris und bradte einen Vergleich zu Stande, welher, am 11. März 1649 unterzeichnet, indeſſen 
feiner Bartei Genüge hat. Denn das Parlament behielt feine Rechte und der Hof feinen Mini: 
fer, und die allerdings erlaffene allgemeine Amneftie war nicht geeignet, den gegenfeitigen Groll 
audzutilgen. 

Der Hader brach daher jhon zu Ende des Jahres wieder aus, und zwar mit veränderten 
Rollen. Conde, melher feine Dienfte nicht genug gewürdigt glaubte, nahm Partei 
gegen den Hof, ohne ſich jedoch für die Frondeurs zu erflären, an welden nun im @egentheil 
die Königin:Mutter und Mazarin eine Stüge ſuchten. Sie wußten ed auch dahin zu bringen, 
dag Condé zugleih mit dein Prinzen von Gonti und den Herzoge von Longueville verhaftet 
und erjt nad Vincennes, dann nah Havre abgeführt wurde. Der Ausbruch des Bürger: 
kriegs in der Normantie, wohin fi die Herzogin von Longueville, die Schweſter der beiden 
Prinzen, geflüchtet Hatte, im Jahre 1650, war davon bie natürliche Folge. Schon im nächſten 
Jahre zerfiel aber Mazarin wieder mit der Fronde, welde das Parlament dahin zu bringen 
wußte, daß ed nicht nur die Freilaffung der gefangenen Prinzen verlangte und durchſetzte, fon= 
dern auch Mazarin dur einen förmlihen Beſchluß für alle Zeiten aus dem Königreiche ver— 
bannte. Diefer hielt es für Hug, ſich erft in die Gegend von Lüttich und dann nad Köln 
zurüdzuzieben, um dort eine günftigere Wendung der Dinge abzuwarten. 

Unter fortmwährender Verwirrung und Verwidelung der Parteifänpfe am Hofe und im 
Lande fchien eine folhe endlich auch einzutreten, nachdem der König am 7. Sept. 1651 feine 
Boljährigkeit erflärt hatte und aud die Miene annahm, die Regierung fortan felbftändig 
führen zu mollen. Allein der einmal aufgeregte Sturm tobte no ein ganzes Jahr hindurch 
fort, bis die von dem Könige am 21. Oct. 1652 erlaffene allgemeine Anıneftie für alle feit vem 
Jahre 1648 verübten politifchen Vergehen den weitern Unruhen und Agitationen ein Ziel fette. 
Nur der Haupträdeldführer der Fronde, der Kardinal von Reg, blieb davon ausgefchloffen und 
mußte feinen Übermutb mit der Gefangenſchaft zuerft in Vincennes und dann in der Citadelle 
von Nantes büßen, aus welcher er indeffen im Jahre 1661 entfam. Allein feine Rolle war nun 
jo gut wie ausgefpielt. Er lebte ſeitdem, im Jahre 1655, obgleich noch in der Gefangenſchaft, 
ald Nachfolger feines Oheims zum Erzbifhof von Paris ernannt, in der Zurückgezogenheit, 
vorzüglich mit der Aufzeichnung jeiner jo lehrreichen Denkwürdigkeiten beihäftigt, worin er 
mit ebenfo viel Geift ald Offenheit von ſich jelbft und dem Treiben der Fronde das treuefte und 
beite Bild entworfen hat. Er ftarb erft im Jahre 1679 mit Hinterlaffung einer Schulvenlaft 
von mehreren Millionen Lirres. 

Ludwig XIV. hielt an vemjelben Tage, wo er feine Amneflie erlaffen hatte, feinen feierlihen 
Ginzug in Paris, und aud) der Cardinal Mazarin kehrte bereitd im Bebruar 1653, ſowol vom 
Könige wie von dem Parlamente und den MNotabilitäten des Reihe auf das glänzenbfte 
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empfangen, dahin zurüd. Diefer Umſchwung der Dinge bezeichnete indeflen noch nicht den An- 
fang jener Epoche, welche der Monardie Ludwig's XIV. ihr-eigentlihes hervorragendes Gepräge 
gegeben hat. Denn während im Innern die Unruhen und Parteikämpfe theilweiſe noch fort: 
dauerten und nah außen Hin ver Krieg mit Spanien um fo mehr mir zweifelhaften Erfolge 
fortgeführt wurde, da jich der große Gonde, aus Haß gegen Mazarin, an die Spige der ſpani— 
ſchen Armee geftellt hatte und an Turenne einen ebenbürtigen Gegner fand, blieb ver Cardinal 
im Befige der Macht, welche ihm aud der junge König noch nicht durch ſelbſtthätiges Walten 
ſchmälern wollte, obgleich jene merkwürdige Scene, wo er in Stiefelnund Sporen, mit der Reit: 
gerte in der Hand, vor den Parlamente von Paris erfchien, um die von demjelben beanjtandete 
Ginzeihnung eines Ediets über dad Münzweſen zu befehlen, wol ſchon ahnen ließ, mas man 
von ihm in Zukunft zu erwarten habe. Das Bündniß mit Grommell, dem Protector Der engli- 
hen Republik, im Jabre 1657, der durch deſſen am 13. Sept. 1658 erfolgten Tod beichleunigte 
yrenäiſche Friede mit Spanien vom 7. Nov. 1659, die infolge diejed Friedens am 9. Juni 
1660 vollzogene Vermählung ded Königs mit der Infantin Maria Iherejia, Tochter König 
Philipp's IV., und endlid der mit dem Herzog Karl von Lothringen am 28. Febr. 1661 zu Vin: 
cenned abgejchloffene Friedensvertrag waren nun noch die hervorragenpften Reſultate der aus: 
wärtigen VPolitik Mazarin's. 

So ruhmvoll aber auch immerhin der Pyrenäiſche Friede, welher außer andern VBortbeilen 
Franfreib im Süden Perpignan, Roufiillon und Gonflang, in den Niederlanden faſt gan; 
Artoid und mehrere bedeutende Pläge in Flandern und Luremburg verſchaffte, für den Gardinal 
fein mochte, jo war er doch nicht dazu gemacht, die tiefen Wunden zu heilen, melde diejer allmäd- 
tige Minifter vem Reiche durch feine trofllofe innere Verwaltung geichlagen hatte. Er jelbil 
mochte died gegen dad Ende jeined Lebens tief genug empfinden und batte wenigſtens ven Murb, 
den König noch kurz vor jeinem am 9. März 1661 erfolgten Tode namentlich über die misliche 
Finanzlage des Reichs aufzuflären, indem er ihm zugleih Jean Baptifte Golbert ald den 
jenigen bezeichnete, welcher allein im Stande jein werde, in diefer Bedrängniß durch eine geord: 
nete und frudtbringende Finanzverwaltung Hülfe zu ihaffen. Man hat dies mit Reit ald 
einen der wejentlichften Dienfte betrachtet, welche ver fterbende Garvinal dem Könige und dem 
Reihe geleiftet, und der auch reiche Früchte getragen bat. 

Denn während der biäherige Oberintendant der Finanzen, Nikolaus Fouquet, welder üb 
allerdings vielerlei Unregelmäßigkeiten hatte zu Schulden fommen laffen, mod in demjelben 
Jahre jeined Poſtens enthoben und infolge der gegenihn eingeleiteten Unterfuhung im Decem: 
ber 1664 zu lebendlänglihem Gefängniß in der Gitadelle von Pignerol verdammt wurde, wo 
er erft im Jahre 1680 flarb, wurde Golbert zum Generalcontroleur der Finanzen ernannt um 
zu gleicher Zeit Letellier mit dem Departement des Kriegs und Lionne mit dem der audmär: 
tigen Angelegenheiten betraut. Diefe Berfonalveränverungen bezeichneten zugleih den Anfang 
eines völlig veränderten Regierungsſyſtems. Es war jegt die Zeit gekommen, wo der Dreiund: 
zwanzigjährige König die Leitung der Staatögejchäfte jelbitändig und jelbfithätig übernehmen 
und fein großed Ariom; „L'etat c'est moi‘, nad den in feinem Geifte während der Unruben und 
Stürme feiner Minderjährigkeit und feiner Jugendzeit zu Feſtigkeit und Beſtimmtheit, mar 
kann wol jagen zum Ideale herangereiften Begriffen von fönigliber Macht und Majeftät zur 
Wahrheit machen wollte. | 
Dieſes Ideal der Monarchie Ludwig's XIV. beitand eben darin, der durch Parteikämpfe und 
Bürgerfriege erfchütterten und noch bevrohten föniglihen Macht eine fefte Grundlage und einen 
unabhängigen, jelbftändigen Charakter zu geben, welcher fie über die Launen des Zufalld un? 
den Wanfelmuth ver Volksgunſt erheben und für die Zukunft gegen die Eingriffe herrſchſüh 
tiger Gewalten im Staate fiher ftellen follte. Ludwig XIV. wollte fortan außer dem Willen des 
Monarchen Fein Gejeg und außer der Herrſchaft des Verhängniſſes über menihlihe Ohnmadt 
feine Grenze feines Waltend anerfennen. Sowol die Berhältniffe ald aud jeine imponirende 
Perfönlichkeit kamen ihm dabei vortrefflich zu flatten. Denn er hatte ed nur nod mit einer von 
der Höhe ihrer Macht längft berabgejunfenen Geiftlichfeit, mit einem Adel, deilen Kraft und 
Stolz durd ewige Fehden völlig gebrochen war, mit einer gedemüthigten Magiftratur und 
einem Volke zu thun, welches über der Bewunderung der impofanten Pracht, womit jein König 
den Thron umgab, den beften Theil feiner Mechte zu verfchmerzen vermochte und fein eigenes 
Elend weniger fühlte. Gerade dieje Bewunderung war, neben der Furcht, die vorzüglicite 
Triebfeder der Bolitit Ludwig's XIV., die fiherfte Schugmwehr feines blendenden Despotismus 
Gr follte nicht nur feinem innern Weſen nad, ſondern aud in feiner äußern Erſcheinung dem 
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Joeale entiprechen, welches er fi von feiner Herrſchergewalt gemacht hatte. Allein-diejer im 
Gefühle feiner Jugendfraft aufftrebenvde Fürft hatte ſchwerlich bedacht, daß er mit dem fo leicht 
bingeworfenen Worte: „L'état c'est moi”, fich ſelbſt eine Laft aufgeladen hatte, welcher keine 
menſchliche Kraft gewachſen war, weil fie den Staat jelbft gleihfam den Schwächen und Hin- 
fälligfeiten der menſchlichen Natur unterwarf. 

Es fam mithin Ludwig XIV. vorzüglich auch darauf an, jeinen Thron und feinen Hofflaat 
mit einem noch nie gejebenen Glanze zu umgeben. Mande großartige Schöpfung verdanfte 
dem Streben, feinen Begriffen von der Majeftät des Königthums aud äußerlich einen lebenvi- 
gen und imponivenden Ausdruck zu geben, ihren Urfprung. So namentlich ver ftolge Königs- 
bau zu Verſailles, welcher fi) feit dem Jahre 1660 nad) und nach um das jhlichte Jagdſchlößchen 
Ludwig's XIH. erhob, und bis zum Jahre 1682, wo der König feine Reſidenz dahin verlegte, 
in der Hauptſache vollendet, fpäter ver Sig jo vieler prunfvoller Fefte und weltgefdichtlicher 
Momente, aber auch der Zeuge der verhängnißvollften Tage in Frankreichs neuerer Geſchichte 
werben ſollte. Verſailles hat vie Monarchie Ludwig's XIV. auf der Höhe ihrer mädtigften und 
glanzvollften Entwidelung, aber auch in ihrem tiefften Berfalle gejehen. Nachdem es die könig— 
ide Majeftät wie nie zuvor verberrlicht hatte, ift ed mit dem Fluche eined empörten Volkes 
belaftet worden, vorzüglich weil man die ungebeuere Schulvenlaft, welche Ludwig XIV. dem 
Lande aufbürdete, vor allem auf Rechnung ded Aufwandes jeßen zu müflen glaubte, welchen der 
Bau dieſes Rönigdfiges verurfacht haben jollte. Der Wahnwig des Revolutionsgeiſtes verlor 
fh aber auch da nur zu ſehr in unfinnigen Libertreibungen. Denn während man behaupten 
wollte, daß der Bau und die Einrichtung ded Schloſſes von Berjailles mehr wie vier Milliarden 
gekoſtet habe, läßt ſich urkundlich — denn aud Die lange Zeit ald Thatſache naderzählte Ber: 
brennung der betreffenden Rechnungen durch Ludwig XIV. jelbft gehört ind Reich der Kabel — 
nahmeifen, daß höchſtens 180 Mill. Fr. heutigen Geldwerths darauf verwendet worden find. 
Dagegen ift es aber ebenſo erwielen, daß bie beiden Kriege, welche durch die Friedensſchlüſſe von 
Ryswijt und Utrecht beendet wurben, allein nahe an vier Milliarden verſchlungen haben. (Ganz 
genaue Auffchlüffe darüber Haben wir in unferer Abhandlung: „Berjailled. Hiſtoriſche Rüd- 
blicke“, in Raumer's „Hiſtoriſchem Taſchen buch“ vom Jahre 1837 gegeben.) 

Jedenfalls war e3 für Golbert keine leichte Aufgabe, nicht nurin das völlig zerrüttete Finanz⸗ 
weſen wieder Ordnung und Negelmäßigfeit zu bringen, jondern auch den ungeheuern Anfprü- 
hen zu genügen, welde ein glanzfüchtiger Hof, eine Eoftfpielige Verwaltung und die unaufhör- 
lien Kriege an den Staatdihag machten. Solange man ihm noch ziemlich freie Hand ließ, 
wußte er auch in ver That diefe ihwierige Aufgabe auf wahrhaft bewunvderungswürdige Weiſe 
zu löfen. Nicht nur dag er die Finanzverwaltung auf ein geregeltes und erſprießliches Syftem 
zurüdführte, richtete ex feine Tätigkeit jogleich auch darauf, dem Staatsjhage, ganz im Geiſte 
Sulty'd, durch Hebung von. Kandel, Induftrie und des Nationalwohlftandes überhaupt neue und 
nachhaltige Hülfsquellen zu eröffnen. Und als er da einigermaßen feften Buß gewonnen hatte, 
erſtreckte er feine Sorgfalt, fein ordnendes und neubelebendes Genie ſogleich auch auf die übri- 
gen Zweige der Reihöverwaltung, Polizei, Rechtöpflege, Seeweſen und vorzüglich den fo jehr 
gefunfenen franzöftihen Levantehandel. . 

Um aber dabei vefto fiherer zu Werke zu geben, wollte er ſich aud die Ginficht aller derer zu 
Nuge machen, welchen er tiefere Kenntniſſe und reblihen Willen in der Führung der Staats: 
geſchäfte zutraute. Zu diefem Zweite berief er bereitö im Jahre 1666 einen außerordentlihen 
Reichsrath zufammen, welcher alle bei der Staatöverwaltung in Betracht zu ziehenden Fragen 
und Berhältniffeeiner genauen Erwägung unterwerfen follte, Derfelbe hielt feine Sigungen vom 
28. Oct. ded genannten Jahres ununterbrochen bi zum 10. Febr. 1667 und legte dann die 
Rejultate feiner Thätigkeit in einer Reihe der wichtigſten Regierungsmaßregeln in allen Zwei⸗ 
gen der Verwaltung an ven Tag. Während Golbert auf dieſe Weile zunächſt für die materiellen 
Intereffen der Nation Sorge trug, verlor er aber auch die geiftigen Elemente des Volkswohl⸗ 
ſtandes nicht aus ven Augen. Gr that ungemein viel namentlich auch für Kunft und Wiſſenſchaft. 

Sein nach allen Seiten hin fo jegendreiches Wirken würde aber jedenfalls noch weit größere 
und bleibende Früchte getragen haben, wenn er dabei nicht fortwährend mit den übertriebenen 
Anforderungen eines außerordentlich Eoftipieligen Hofweſens und dem unermeßlihen Aufwand 
für die fortdauernden Kriege in unangenehme Gonflicte gerathen wäre. In legterer Beziehung 
befam er vorzüglich einen ſchreren Stand, nachdem im Jahre 1666 der junge Louvois an die 
Spitze des Departements ded Kriegs geitellt worden war; denn deſſen Ehrgeiz beſtand vorzüg- 
lid darin, den Waffen Ludwig's XIV. im Felde venjelben Ruhm zu verfhaffen, welden Golbert 
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feiner Regierung im Innern des Reiche ſichern wollte. Die großen Reformen und neuen Ein: 
richtungen, welche er zu dieſem Zwede im Kriegsweſen machte, zehrten aber gerade den beften 
Theil der Eriparniffe wieder auf, welche Golbert Durch feine umfichtige Binanzverwaltung erzielt 
hatte. (Das Neuefte und Befte über Colbert's Verdienſte um das Finanzweien und die übrigen 
Zweige der Staatöverwaltung findet ih in der gekrönten Vreisſchrift von F. Joubleau, 
„Etudes sur Colbert”, 2 Bde., Baris 1856.) 

Während ed aber Golbert als eins der glücklichſten Mefultate feiner meifen Staatsöfonemir 
betrachten konnte, daß er bereits im Jahre 1662 von den Engländern die Zurüdgabe von Dün: 
kirchen und aller von ihnen noch an der Küſte von Flandern befegten Orte ohne Blutvergießen 
für die Summe von 5 Mill. Livres erfaufte, erreichte doch auch Louvois vorerft feinen Zwed 
Der Krieg mit Spanien, welchen Ludwig XIV. nad) dem Tode feined Schwiegervaters, König 
Philipp’s IV., unter dem Vorwande des fogenannten Devolutiondredhtd unternommen hatte, 
wurde nad zwei fiegreihen Feldzügen durch den am 2. Mai 1668 zu Aachen abgeſchloſſenen 
Frieden wenigftend in der Hauptſache zum Vortheil Frankreichs beemdigt. Denn es bebirl: 
feine ſämmtlichen Groberungen in den Niederlanden und mußte fih nur dazu bequemen, dir 
Franche: Comte an Spanien zurüdzugeben. 

Unglüdlicher war ſchon die Einmiſchung Ludwig's XIV. in die orientaliihen Händel. Bereus 
die Foftfpielige Expedition gegen Dſchidſchelli an der afrifaniihen Küfte im Jahre 1664 wer: 
fehlte ihren Zweck, dort den Franzoſen eine bleibende Niederlaſſung zu gewinnen, und aud bie 
den Benetianern im Sabre 1669 nad Candia geſchickte Hülfe hatte weiter Feine Folge, ald daß 
die Berhältniffe Frankreichs zur Pforte nur um fo gejpannter wurden. Es wollte ihm nicht 

' einmal gelingen, fi mit ven Barbaresfenftaaten für die Dauer auf einen freundlichern Fuß zu 
verfegen, obgleich ſchon feit dem Jahre 1666 die Verbältniffe zwiſchen Franktrich und den 
Regentihaften von Algier, Tunis und Tripolis wiederholt durch förmliche Verträge geregelt 
worden waren, Denn fe wurden immer ebenfo ſchnell wieder gebrodyen, wie fir abgeihlefen 
worden waren. Selbſt die Vernichtung eines tripolitanifhen Geſchwaders im Hafen von Ehiet 
im Jahre 1681 und das Bombarbement von Algier im Jahre 1683 durch Admiral Duquedne, 
welden die Erneuerung der alten Verträge folgte, hatten feine nachhaltige Wirkung; denn der 
Piratenunfug dauerte fort und die Herftellung des Friedens mußte noch bis zum Jahre 1689 
wiederholt mit Gewalt der Waffen erzwungen werben. 

Überhaupt ſtanden die Vortbeile, welche der König fortan durd feine langwierigen, wenn 
au allerdings nicht ohne Waffenruhm geführten Kriege erlangte, durchaus nicht in geeigneteu 
Verhältniffe zu dem Aufwande, den fie veruriachten, und den ſchlimmen Folgen, welche fie für 
den Zuftand des Reichs im allgemeinen hatten. Sogleich der im Jahre 1672 begonnene Krieg 
gegen die Republik der Vereinigten Niederlande koſtete unermeßlihe Summen und zwei der 
größten Feldherren: Turenne, welder am 27. Juli 1675 bei Sasbach blieb, und Conde, melde 
ſich Franfheitähalber im Jahre 1676 zurüdzog (geft. 11. Dec. 1686), und bradte in bem im 
Jahre 1678 abgeſchloſſenen Frieden zu Nimmegen im Grunde doch nur wenig ein; denn des 
Holländern mußten alle gemachten Eroberungen zurüdgegeben werben, während Frankreich ven 
Spanien nur die Franche-Comte und 16 Pläge in den ſpaniſchen Niederlanden ſowie von em 
Kaiſer Breiburg erhielt, wogegen e8 an vielen aber Philippoburg überlaffen mußte. 

Was indeffen Ludwig XIV. nicht mit ven Waffen in der Hand erlangen konnte, das glaubte 
er nun durch feine unfelige Reunionspolitik gewinnen zu können, welcher, wie geſagt, einigt 
nicht ganz klare Beftimmungen des Weſtfäliſchen Friedens zum Vorwand dienen mußten. Abe 
aud da fand der erzielte Gewinn nicht mit den üblen Folgen in gerignetem Berbältniffe. 
Die Monardie Ludwig's XIV. hatte jetzt überhaupt ſchon gewiſſermaßen ihren Höhepunft erreidt. 
Mit dem am 6. Eept. 1683 erfolgten Tode Colbert's verlor fie ihre fräftigfte Stüge. Viele von 
deſſen großartigften Schöpfungen gingen ſeitdem wieder ihrem ſchleunigen Verfalle entgegen. 
Namentlich machte die mufterhafte Orbnung in der Binanzverwaltung, melde er ſelbſt mit den 
äußerften Anftrengungen zu erhalten vermodt hatte, nur zu bald wieder einer troftlojen Ber 
wirrung Platz. Werder Belletier, fein unmittelbarer Nachfolger, und noch viel weniger der junge 
Ponthartrin waren dazu gemacht, ihn zu erfegen und in feinem @eifte zu wirfen. Bereits in 
dem Jahre, wo Pelletier freiwillig feine Stelle niederlegte und Bontdartrin ihm folgte (1689), 
ſah fi der König gendthigt, einen großen Theil feines Silberzeugs nah der Münze zu ſchicken 
und dem begüterten Adel zuzumuthen, daß er feinem Beifpiele folge. 

Selbſt am Hofe wurde nun ein anderer Geift herrſchend, welcher auch auf die Politif dee 
Königs den verhängnißvollſten Einfluß hatte. Der freiere, ritterliche, in gewiſſer Beziehung 
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ſelbſt edlere Sinn, welcher das Hofweſen des jungen Königs noch zur Zeit der anipruchslofen 
Lavalliere belebt hatte, war mit diefer bereits im Jahre 1674 ind Klofter gegangen. Ihm folgte 
vann die Herrichaft der hochmüthigen und launenhaften Marquife von Montespan, während 
welder die Ausgelaffenbeit der Sitte vorzüglich nur noch durch die Strenge einer zu einem förm⸗ 
lihen Syſteme ausgebildeten Gtifette gezügelt wurde, uno nun hatte, al8 Gegenfag zu ber: 
jelben, ihen die Witwe Scarron, feit 1684 ald Frau von Maintenon mit dem Könige ver- 
mählt, mit ihrem frömmelnden, ſcheinheiligen Weſen nicht nur den Geift veflelben völlig um: 
ſtrickt, ſondern aud auf die Leitung der Staatdangelegenheiten den unglüdfeligften Ginfluß 
gewonnen. Auch ftand ihr dabei ver Beichtvater des Könige Bere Lachaiſe treulich zur Seite. 

Der Widerftand, welchen anfangs wenigftens noch Youvois gegen dieſes Regierungsſyſtem 

geltend zu machen fuchte, war leider nur von geringer Wirfung und hörte mit deſſen im Jahre 
1691 erfolgten Tode natürlich gänzlih anf. Durd die am 22. Oct. 1685 verfündigte Auf: 
hebung des Edicts von Nantes war daſſelbe ſchon auf die verhängnifvollfte Weiſe zu Tage ge: 
treten, und wenn ed wenigftend nurgelungen wäre, das, was Frankreich dadurch verlor, während 
eined dauernden Friedens einigermaßen wieder zu gewinnen. Allein ungeachtet des im Jahre 
1684 zu Regensburg mit Spanien und dem Deutichen Reiche abgeſchloſſenen zwanzigjährigen 
Waffenſtillſtandes kam der Krieg bereits im Jahre 1685 wieder nach allen Seiten hin zum 
Ausbruch. Verſchiedene Urfachen wirkten dabei zufammen: die Händel wegen der fortgefegten 
Reunionsbeftrebungen, die Anſprüche des Könige auf die erledigte Erbfchaft der Pfalz, feine 
Ginmijhung in die Wahl ded Erzbiſchofs von Köln, wobei er für den Gardinal von Fürftenberg 
gegen einen bairifhen Prinzen in die Schranken trat, die Beiignahme des englifhen Throns 
durch den Bringen Wilhelm von Oranien und endlich vor allem der vorzüglich auf deſſen Betrieb 
im Jahre zuvor zu Augsburg geichloffene, gegen Frankreich gerichtete Fürſtenbund zwifchen 
dem Kaijer, dem Könige von Spanien, ven Kurfürften von Brandenburg und Baiern, dem 
Herzog von Savoven u. |. w. 

Au in dieſem neunjährigen Kriege ftand indeſſen der dadurch allerdings nod erreichte 
Waffenruhm in einem argen Misverhältniß zu dem ungeheuern Aufwande und den Rejultaten 
eifelben. Mit 1340,466000 Livres war der Friede zu Ryswijt, welher demſelben im Juli 
1697 ein Ende machte, jedenfalls zu theuer erfauft. Denn auch er brachte Frankreich ſoviel wie 
nichts ein. Mamentlih wurden alle in Gatalonien und in den Niederlanden tbeild mit den 
Waffen, theils durch die Reunionskammern gemachten Erwerbungen auf eine Weife an Spanien 
zurüdgegeben, daß man viejes fonderbare Verfahren nur durch die Plane erklären zu müffen 
glaubte, welche Ludwig XIV. bereits an den beworftehenven Tod König Karl's II. von Spa— 
nien fnüpfte. Kür den Frieden mit der Republik ver Vereinigten Niederlande und vem Kaifer 
und dem Reiche wurden wieder die Friedenöverträge von Münfter und Osnabrück und der von 
Nimmegen als Grundlage feftgehalten, wobei jelbit ver Herzog von Lothringen wieder in den 
faft ungeihmälerten Beiig jeines Landes zurückkehrte, während ſich der König auch noch dazu 
verſtand, Wilhelm II. ald König von Großbritannien anzuerfennen, nur mit Vorbehalt gewiſſer 
geheimer Stipulationen zu Gunften der vertriebenen Stuarte. 

Noch binerer waren freilich die Erfahrungen, welche ver König während des infolge des am 

1. Ror. 1700 eingetretenen Ablebens König Karl's II. auobrechenden Spaniſchen Erbfolge: 
friegs machen mußte. Zum Unglück des Reichs fehlte es ihm jegt jowol im Rathe wie im Felde 
an Männern, welde im Stande gewefen wären, den alten Ruhm feiner Waffen aufrecht zu er— 
halten umd dem fortichreitenden Verfalle der innern Reihöverwaltung Einhalt zu thum. Das 
ſchon ſeit Colbert's und Louvois' Tod eingeriffene Suflem, die alten tüchtigen Minifter durch 
Junge, ebenjo unfähige als harafterlofe Männer zu erfegen, rächte ſich jegt auf die empfindlichſte 
Weiſe. Wie hätten auch Chamillard, jeit 1699, und Desmarets, feit 1708 Generalcontroleur 
der Finanzen, bei der entjeglichen Noth des Staatsſchatzes da noch Rath ſchaffen follen, wo viel: 
leicht jelbft das Genie eines Colbert nicht mehr hätte helfen können; umd wie konnten Gatinat 
und Billard Conde und Turenne erjegen und fi) mit Eugen und Marlborougb meffen! 

Kein Wunder alfo, daß gleih in den erften Jahren dieſes Kriegs ſchwere Verlufte mit 
großen Opfern bezahlt werden mußten. Auch hätte Ludwig XIV. ſchon im Jahre 1709, wo 
überdies ein außerordentlich harter Winter feinen Truppen großen Schaden zufügte, gar zu 
gern Frieden geſchloſſen, wenn nicht die Bedingungen, welche man ihm ftellte, zu hart gewefen 
wären. Denn man verlangte von ihm nichts Geringered, als daß er die Entthronung Phi- 
lipp's V. allein bewirfen und dann den Frieden nur unter der Sanction der franzöſiſchen 
Reihäftände abſchließen jollte. Der Krieg mußte alfo mit verboppelten Anftrengungen fort= 
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gelegt werden und würde wahrſcheinlich noch viel länger gedauert haben, wenn nidht der zu 
tweit gehende Ehrgeiz Marlborough's die Königin Anna von Großbritannien bewogen hätte, 
die Hand zum Frieden zu bieten. Die bereits im October 1711 zu London unterzeichneten 
Bräliminarien dienten zur Grundlage des Friedens, welder nad langwierigen Berbandlungen 
endlih in den Jahren 1713 und 1714 theild zu Utrecht (11. April 1713) theils zu Raftart 
und Baden (6. und 17. Sept. 1714) zu Stande fanı. 

Frankreich blieb dabei nad allen Seiten hin im Nachtheil. An England mußte ed nicht 
nur in Amerifa Terreneuve und Afadien nebft dem franzöſiſchen Antheil an St.-Chriftoph ab: 
treten, ſondern jih auch zur Schleifung von Dünfirhen und zur Anerfennung ver proteftanti: 
ihen Succejfion in England zu Gunften des Haufes Hannover verftehen. An Holland über: 
ließ es alle feine Befigungen in ven ſpaniſchen Niederlanden, um fie dann zufolge des Barriere: 
vertrags an Dfterreich gelangen zu laffen, wogegen ed nur Lille und einige andere verlorene 
Grenzpläge wieder erhielt. Savoyen erlangte durch die Abtretung von fünf Thälern die Alpen: 
ipigen ald Grenzſcheide und die Anerfennung des Herzogs ald König von Sicilien, nebit Ber: 
behalt jeiner Anſprüche auf die ſpaniſche Krone nah Erlöfchen des Haufes Anjou. In gleicher 
Weiſe wurde Vreußen ver Königstitel fowie die Souveränetät über Neufchätel und Geldern 
zugeftanden, wogegen es bloß feinen Anſprüchen auf das Fürftentbum Oranien entjagte. Und 
endlich wurden Öfterreich jowol die fpanifchen Niederlande ald aud feine Beftgungen im Jta: 
lien, namentlih Neapel, die Infel Sardinien, Mailand u. j. w. gemährleifter, währen» die 
Berhältmiffe zum Deutichen Reiche nad ven Friedensihlüffen zu Nimmegen und Roswijf ge: 
regelt wurden und Frankreich ſich überdies no zur Anerkennung der Kurwürde für Gannover 
verftand. Das Einzige, was Frankreich Damit erreichte, war eben, daß Philipp V. im Beiig des 
fpanifchen Throns blieb, jevod nur unter der ausdrücklichen Bedingung, daß eine Berrinigung. 
ber Kronen von Spanien und Franfreih auf einem Haupte nie und nimmermebr ſtattfinden ſolle. 

Ludwig XIV. überlebte diefen Frieden nur noch kurze Zeit. Nichte nur durch ibm, jondern 
auch durch dad Misgeſchick in jeinem Haufe und die durch die Bulle „‚Unigenitus‘‘ veranlaßten 
fatalen Händel zwifchen Jefuiten und Janfeniften wurden ihm feine legten Lebensjahre gar jebt 
verbittert. Nachdem ihm bereits im Jahre 1712 ſchnell nacheinander die ganze übrige Familie 
ded Dauphins durch Pen Tod entriffen worden war, hinterließ er bei feinem am 1. Sept. 1715 er: 
folgten Ableben den fünfjährigen Herzog von Anjou als einzigen Erben ſeines Ruhms und feines 
Unglüds, mit einer Schulvenlaft von pritthalbtaufenn Millionen Livred. Die Worte, welche er 
fterbend noch an dieſes Kind richtete, find vielleicht der beſte Beweis dafür, daß er tief genug em: 
yfand, was er an feinen Meiche verfchulvdet habe, und mit welchen trüben Ahnungen er fein bre: 
chendes Auge in die Zufunft richtete. „Mein Kind‘, vedete er ihn an, „du ſollſt bald ein großer 
König werden; ahme mich nicht nach in der Luft an Krieg und koftfpieligen Gebäuden, erbalte 
im Gegentheil ven Frieden mit deinen Nachbarn; folge ohne Unterlaß guten Rathſchlägen, er- 
leichtere ſobald wie möglich die Kaften deiner Völker und thue das, was ich zu meinem Unglüd 
nit thun konnte.‘ 

Welche Macht wäre aber jegt wol im Stande geweien, dieſe Wünſche des fterbenden Mon: 
archen zur Wahrheit zu machen! Es war gewiß nicht das Schlimmfte, daß man jeinen legten 
Willen in Bezug auf die Anordnung der Regentſchaft ebenfo wenig achtete wie bei feiner ei: 
genen Thronbefteigung. Noch vor der Eröffnung jeines Teftaments verlangte der Herzog von 
Orleans vor dem verſammelten Parlament Eraft ſeines Geburtörehts ald Regent die unum: 
fhränfte Regierungdgemwalt, welde er, demjelben zufolge, mir einem Regentſchafts rathe, dem 
die hoͤchſte Entfheivung in allen Staatdangelegenheiten nah Mehrheit der Stimmen zufteben 
follte, und vorzüglich mit dem legitimirten Herzog von Maine, dem Sobne der Frau von Mon: 
teöpan, theilen follte, weldyen mit der Oberaufjicht über die Erziehung des jungen Königs zu: 
gleih das Commando der etwa 10000 Mann ftarfen Truppen des Föniglichen Haufes zuge: 
dacht worden war. Auch wurde dem Herzog von Orleans ohne weiteres gemwillfahrt, nament⸗ 
fih infofern ihm die jelbftänvige Bildung des Megentihaftsrathed und der Oberbefehl der 
königlihen Haustruppen zugeſprochen wurde. Der Herzog von Maine mußte fih mit der Ober: 
aufſicht über Die Erziehung des Könige begnügen und es fi überdies gefallen laffen, daß ihm 
jowie feinem Bruder, dem gleihfalld legitimirten Grafen von Youloufe, der Rang und bie 
Rechte der Prinzen von Geblüt, weldye ihnen Ludwig XIV. im Jahre 1714 ertbeilt hatte, dur 
einen Beſchluß des Barlamentd vom Juli 1717 wieder abgeſprochen wurden. 

Wäre der Herzog von Orleans nur aud dazu gemacht gewefen, die Gewalt, welche auf diefe 
Weile in feine Hände gelegt wurde, zum Nutzen des Staates zu gebrauden und die Zufagen, 
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welche er beim Antritt feiner Regentſchaft gegeben, und die Hoffnungen, welche er durch feine 
erttien Regierungshandlungen allerdings erregt hatte, einigermaßen zur Wahrheit zu machen, 
Dazu fehlten ihm aber geradezu alle Eigenfchaften des Geiftes, des Charakters und der ſtaats— 
männifhen Erfahrung. Selbſt ohne alle Haltung, wurde er nur zu leicht ver Spielball ver 
!aunen, der Immoralität und der abenteuerlichen Plane feiner Günftlinge. Am fürchterlichſten 
rächte ſich dies ſofort durch die unglüdfelige Art, wie er der heillofen Finanznoth ein Ziel zu 
ſetzen verjuchte, 

Nachdem der Herzug Adrien de Noailles ald Chef des Finanzraths (Conseil des finances) 
ih vergeblih bemüht hatte, die ungeheuern Kronfhulden (fie betrugen 900 Millionen, wäh: 
tend die Einnahmen des Schages ſich kaum auf 60 Mill. Livres beliefen) durch ebenjo Eleinliche 
als ungerechte und wirfungslofe Mittel zu tilgen, warf fi der Negent voll Verzweiflung ganz 
in die Arme jenes Schotten Law, welcher jedenfall mehr war als ein bloßer finanzieller 
Schwindler, aber unter Verbältniffen und mit Berfönlicgkeiten, wie jie ihm bier entgegentraten, 
am Ende jelbft mit in den Strubel hineingerijfen werben mußte, welcher den Staat an den 
Rand ned Abgrundes führte. Vielleicht gibt es überhaupt kein ſchlagenderes Beiſpiel dafür, 
dag ſelbſt ein in ſeinen Grundlagen gutes und richtiges Finanzſyſtem durch verfehlte Anwen- 
dung, falſche Berechnung, Misbrauch und Übertreibung zum Ruine führen kann, als diefe 
Binauzfpeculationen Law's. Solange er feine Bank auf 1200 Actien zu 1000 Thlm. bes 
fhränfte, entiprad fie vollfommen ihrem Zwede.. Der Erepit und das allgemeine Vertrauen 
wuchſen und befeftigten ih. Sobald er aber, von der Noth des Schatzes und der Leichtfertigkeit 
des Regenten und feiner Räthe gedrängt, jeine Banfbillets bis ind Unendliche vermehrte, den 
Tabackspacht an ih riß und jich bereits im Jahre 1717 im jene unfeligen und trügerifchen 
Schwindeleien mit ven Handelsgeſellſchaften des Senegal und Miſſiſſippi einließ, war aud ber 
Stab über fein ganzes Finanzſyſtem gebrochen. 

Es artete ſchnell zuerft in einen bis zum Wahnfinn getriebenen allgemeinen Taumel und 
dann in eine um fo fürdterlichere Enttäufchung aus, da man am Ende au noch zu dem lei— 
digen Austunftsmittel der Münzverfchledhterung feine Zufludt nahm. Gin Ediet vom 30. Mai 
1718 erböbte plöglid die Mark Silber von 40 bis auf 60 Livres. Vergeblich proteftirte das 
Barlament dagegen, vergeblich beſchloß ed die Verhaftung Law's, ald des Urhebers alles dieſes 
Unbeild. Es wurde in einem am 26. Aug. von dem jungen Könige gebaltenen Lit de justice 
dahin beichieden, daß die Einmiſchung in dergleiben Staatsgeſchäfte nicht feines Amts fei, und 
mußte überdies noch feinen Borwig durd vie Verhaftung mehrerer feiner Wortführer büpen. 

Mehr ald den Widerſtand des Barlaments hatte jedoch der zum Generalcontroleurder Finanz 

jen ernannte Law die Aufhegereien ver ibm und dem Negenten feindlichen Bartei zu fürdten, 
an deren Spige der miövergnügte Herzog von Maine ftand, und die um fo gefährlicher wurde, 
da jie mit dem ſpaniſchen Premierminifter, Cardinal Alberoni, welder die Regentſchaft für 
König Philipp V. in Anſpruch nehmen wollte, in geheimer Verbindung ftand. Immermehr 
in Die Enge getrieben, mußte Law am Ende zu den äußerften Auskunftsmitteln feine Zuflucht 
nehmen, welde ebenjowol der Moral wie einer gefunden Staatöpraris zuwider waren. So ver« 
ordnete er z. B., um feine Bankbillets zu halten, daß niemand mehr ald 100 Livres baared Geld 
bei ich Haben dürfe, Die Iavinenartige Entwerthung feiner Papiere, ver Ruin von Qundert: 
taujenden von familien und der erflärte Staatöbanfrott waren die natürliche Kolge davon. Vom 
Fluche Der ganzen Nation belaftet, verließ Lam im Jahre 1720 endlid feinen Poſten und das 
Königreich, aber, und das muß man ihm zum Ruhme nachjagen, ärmer als er gefommen war. 
. Richt Die ungeheuern materiellen VBerlufte, melde das Nationalvermögen dur diefen 
trübfeligen Ausgang der Law'ſchen Finanziperulationen zu erleiden hatte, fondern weit mehr 
noch die völlige Demoralifation des öffentlichen Geiſtes war die ihlimmfte Folge davon. Sie 
ging mit der wachſenden Sittenverderbniß, melde an dem Hofe des Negenten felbit ihren vor= 
züglichften Sig und in feinem Minifter, jenem berüchtigten Cardinal Dubois, Erzbiſchof von 
Ganıbrav, ihren ihamlofeften Vertreter hatte, ſtets Hand in Hand und war überhaupt nun 
ſchon zu tief eingemurzelt, ald daß die im Jahre 1723 erklärte Volljährigkeit ded Königs und 
der bald darauf erfolgte Tod des Cardinals Dubois und des Herzogs von Orleans eine weſent- 
liche Anderung zum Beflern hätten bewirken fönnen. 

Am wenigjten war der Herzog Kouis von Bourbon:Gonde, welcher nun an die Spige der 
Regierung trat, dazu gemacht, einen andern Geift in die Führung der Gefchäfte zu bringen. 
Ganz in der Gewalt feiner Maitreſſe, der Marquiſe de Prie, war er ber vorzüglichfte Beför: 
derer jened verhaßten Weiberregimentd, welches jpäter am Hofe Ludwig's XV. in die ſchmach— 
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vollſte Maitreſſenwirthſchaft ausartete. Eine der erften Folgen davon mar die Vermählung 
des jungen König mit der Tochter des entthronten Königs von Polen, Stanidlans Leſzczynſti, 
welche Sranfreih in feiner auswärtigen PBotitif jo unangenehme Bermwidelungen bereitete 
Schon die des Negenten war ohnehin nichts weniger ald glücklich geweſen. Bon England an- 
geblich mit einem Jahrgeld von 40000 Bf. Et. beftodhen, hatte ver Kardinal Dubois ihn zum 
Beitritt zu der Quadrupelallianz mit vem Kaiſer, England und Holland bewogen. welche vor: 
züglich die Demüthigung Spanien bezwedte. Nur der Sturz Alberoni’& zu Ende des Jahres 
1719 und der balp darauf, im Januar 1720 abgeſchloſſene Friede entledigten da mals das im 
Innern fo fehr bevrängte Frankreich der Laſt dieſes Kriege. 

Jedenfalls war es eind der weſentlichſten Verdienſte ver Politik des fiebzigjährigen Biſchofe 
von Frejus und Lehrers des Königs, Kardinal Fleury, welder im Jahre 1726 ben Herzog 
von Bourbon verbrängte, daß er Frankreich während eines fiebenjährigen Friedens wenigfiens 
die Möglicykeit verfchaffte, jih von den tiefen Wunden, welche ihm die Regentſchaft geſchlagen 
hatte, mieder einigermaßen zu erholen. Und auch der zweijährige Krieg, in welchen er ji im 
Jahre 1733 gegen Ofterreich einlaffen mußte, um die Entthronung des Schwiegervaters dr 
Königs zu rächen, endigte durch den im October 1735 abgefchloffenen Wiener Frieden, wenn 
nicht ruhmvoll, doch auch nicht ohne einigen Gewinn. Denn Stanislaus Leizcezonffi erbielt für 
den verlorenen polnischen Königsthron in der ihm zugefprodenen Souveränetät des Herzog 
thums Lothringen, welches nad feinem Tote an Frankreich übergehen follte, doch menigflend 
einigen Eriag. 

Auch zur Theilnahme an dem im Jahre 1740 ausbrechenden Ofterreihiichen Erbfolgefrieg 
verftand ſich Fleury nur ungern, und die bedeutenden Berlufte, melde Frankreich namentlih in 
den erften Jahren veflelben erlitt — der Feldzug vom Jahre 1743 koſtete allein mehr als 
100000 Dann und 315 Mill. Livres — wollte man vorzüglid mit auf Nedynung der Karg— 
heit jegen, momit der Gardinal die Generale des Königs unterftügt habe. Wenn aber aub 
nad) feinem im Jahre 1743 erfolgten Tode die franzöſiſchen Waffen theilweiſe, namentlich 
unter der Führung des Marihalld von Sachſen (Sieg bei Fontenoi am 11. Mai 1745) wır- 
der ihren alten Ruhm bewährten, fo brachte doch der im Jahre 1748 abgeſchloſſene Friede zu 
Aachen Franfreih nicht den geringften Gewinn. Seine in Amerifa und Oſtindien verlorm 
gegangenen Befigungen erhielt es zwar zurüd, in Europa aber mußte ed alle @roberungen ar': 
geben und fi übervies nod zur Garantie jowol der Pragmatiſchen Sanction zu Gunfim 
DOfterreiche, ald auch der britiihen Ihronfolge und der deutſchen Staaten zu Gunften Ham 
vers verfteben. 

Nur ein weile Regierungsſyſtem, welches die freilich mitunter etwas pedantifche und von 
jehr weſentlichen Schattenfeiten keineswegs ganz freie Borjicht des Garbinals Fleur» (den Wir 
brauch der Leitres de cachet, deren er nicht weniger ald 70000 erlaffen haben ſoll, hat mar 
ihm nie vergeben) mit einer höhern, echt ſtaatsmänniſchen Auffaffung der Verhältniffe zu ver- 
binden gewußt hätte, wäre jegt vielleicht no im Stande geweſen, Frankreich mwieber auf dir 
Höhe ver Achtung und des politifchen Einfluffes in Europa, von welcher es herabgeſunken mar, 
emporzubeben und ihm eine beflere Zukunft zu fihern. Wie wäre aber ein ſolches unter der 
Herrichaft der Marquife von Bompadour (174664) und ihrer Greaturen, eined Abbe von 
Bernis und jelbft des Herzogs von Choiſenl, möglich geweſen? 

Das im Jahre 1756 zum Erftaumen der ganzen politifhen Welt abgeſchloſſene und za 
Ende des Jahres 1758 erneuerte und noch bedeutend erweiterte Freundſchafts und Waffenbünd⸗ 
niß mit Ofterreih, welches Frankreich die ſchwerſten Verpflibtungen auferlegte (3,336000 3. 
jährlihe Subfidien und 100000 Mann Hülfsvölfer u. ſ. w.), ohne ihm den geringjten rerlien 
Gewinn dagegen in Ausficht zu ftellen, bewies deutlich genug, welche Bahn man jetzt berreten 
babe, um ſich vollends jelbft ind Verderben zu flürgen. Denn was erlangte man nun 
durd die ungeſchickte Art, wie man in den Giebenjährigen Krieg verwickelt wurde, and 
anderes ald Ihimpfliche Niederlagen im Felde, den Verluſt faft aller Colonien und am Ende 
einen ſchmachvollen Frieden? Am 10. Febr. 1763 zu Paris unterzeichnet, beraubte er Frank⸗ 
reich in Norvamerifa jeiner ſämmtlichen Bejigungen in Canada bis auf einen geringen Antheil 
an den Fifchereien von Terreneuve, in Weftindien der Infeln St.:Bincent, Dominique und 
Tabago nebft Grenada, in Afrifa des Senegal und in Oftindien aller gemachten Eroberungen 
gegen Zurücdgabe alles deſſen, mas Frankreich zu Anfang 1749 dort beſeſſen, mit Einſchluß 
von Vondicherv. In Europa mußte es ferner Minorca an England abtreten und überdies alle 

jeine Truppen aus Hannover und den übrigen Staaten des Deurfchen Reiche zurüd;ieben. 
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Leider hielt nun aber auch mit diefen trübfeligen Refultaten der auswärtigen Bolitif der 
Verfall der innern Reichsverwaltung immer gleichen Schritt. Die unfeligen religiöfen Strei- ' 
tigkeiten zwifchen den Janjeniften und Jefuiten, weldhe im Jahre 1764 mit der Aufhebung des 
Drdend der legtern ihren Höhepunkt erreichten, waren nur ein Element mehr für die herrfchende 
Särung der Geifter, welche am wenigften die dedpotiihen, meiftend wirfungslojen Reformen 
des Herzogs von Choifeul zu beichwichtigen geeignet waren. Und wad er vielleicht noch in red: 
ifter Abſicht erftrebte, das wurde vollends unter dem ſchamloſen Negimente ver Gräfin Du: 
barri vereitelt. Ihr Auserwählter, der Herzog von Aiguillon, welchem der Herzog von Choi— 
jeul weichen mußte, war ja nur das Werkzeug ver verächtlichften Despotie, bei weldyer ihm der 
Kanzler Maupeou in Bezug auf fein Verfahren gegen die Unabhängigkeit der Gerichte und 
terray ald Generalcontroleur der Finanzen treulich zur Seite ftanden. 

Wir brauden gewiß nicht bis in die Geheimniffe eines bis zur tiefſten Sittenlojigkeit her— 
abgejunfenen Hoflebens einzubringen, um begreiflih zu maden, wie Sranfreih unter folden 
Verbältniffen nah und nad auch noch den legten Reſt politifcher Achtung verlieren und der ver- 
dängnifvollften Zufunft entgegengehen mußte. Während Polen obne die geringfte Bethei— 
ligung von jeiner Seite zerftüdelt wurde, zeigten jih im Innern bereits die erften Symptome 
ded gewaltigen Umſchwungs der Geifter, welder die große Kataftropbe, die der nächſten Re— 
gierung vorbehalten war, vorbereitete. Er ging gewilfermaßen vom Hofe jelbft aus. Denn 
wahrend ih im Lande, namentlih unter den gebilvetern Klaffen, unter ven Ginfluffe jener 
mädtigen Geiſter, welche die Öffentlihe Meinung beberrihten, eines Montesquien, Voltaire, 
3.3. Rouffeau, ver Encyflopädiften und Phyiiofraten, eine ganz andere Sinnesart, eine ganz 
verihiedene Auffaflung politifher Berhältniffe und mit neuen Ideen zugleich auch neue An 
ſprüche herausgebildet hatten, vegte fih aud ſchon in ven legten Jahren der Negierungdzeit 
Ludwig's XV., namentlich in den beſcheidenen Appartements de3 Dauphins und feiner Brüder 
zu Verſailles und unter dem dort verfehrenden jüngern Adel, eine entſchiedene Oppofition gegen 
dad alte, abgelebte und fittenlofe Hofweſen, welche in Scherz und Ernſt vielleicht jelbft ſchon zu 
weit ging und faft unbewußt den vernichtenden Lehren der Philofophenichulen au dort nur 
zu willig Thür und Thor öffnete. | 

Lkudwig XVI. war ein zu gutmütbiger, aber auch zu kurzſichtiger Fürft, ald daß er ſogleich 
hätte vorausſe hen können, wohin das führen werde, ald ihm fein Großvater am 10. Mai 1774 
den in feinen Grundfeften fhon wanfenden Thron mit einer Schulvenlaft von 4000 Millionen 
dinterlieg. Sicherlih war noch nie ein Thronwechſel von größern Hoffnungen begleitet ge= 
weſen, noch nie find diejelben aber auch auf entjeglichere Weiſe getäufcht worden. Wir treten 
damit in das eigentliche Revolutiongzeitalter ein, welches den Gang der Weltgeihichte bid auf 
unfere Tage herab bedingt und beherrſcht hat. Wir können daffelbe Hier natürli nur in feinen 
hervorragendften Momenten verfolgen. 

Selbft wenn Ludwig XVI. mit den vortrefflihen Eigenschaften feines Gemüths die gleichen 
Vorzüge des Geifted und Charakters verbunden hätte, würde er ſchwerlich im Stande geweien 
fein, den Sturm zu befhwören, welcher die aufgeregten Wogen der Nevolution, die fih an 
jeinem Throne brechen follten, immer höher trieb. Es war fein Unglück, daß die Redlichkeit 
feines Willens und dad Maß feiner Einficht nicht der Unermeßlichkeit ver Schwierigkeiten und 
Gefahren entipradhen, denen er Trotz bieten jollte. Zudem war ihm auch dad glüdliche, für 
jeden Herrſcher jo wertvolle Talent verfagt, zur Ausführung feiner wohlgemeinten Abſichten 
die geeigneten, die fähigften Männer zu wählen. Deshalb verfehlten viele jeiner erften Re— 
gierungdmaßregeln, melde vie Nation mit den zuverfihtlichften Hoffnungen auf eine beffere 
Zukunft erfüllten, am Ende dod ihren Zweck. So namentlid die Zurüdnahme ver meiften 
despotiſchen Einrichtungen ber legten Regierung, die Wiederherftellung der Parlamente, die 
nicht felten verfehlten Erſparniſſe im Hofweſen, die oft nur zu fehr ind Kleinliche gehenden 
Reformen in der Finanzverwaltung, wodurch man den Abgrund der ungeheuern Schulvenlaft 
und das immer fortwuchernde Deficit in dem Staatsſchatze decken zu Eönnen wähnte. 

So wenig wie der alte Maurepas (geft. 21. Nov. 1781) ald Premierminifter dazu ge= 
macht war, überhaupt ein Regierungsſyſtem zur Geltung zu bringen, welches dem Geifte der 
Jeit und den Bedürfniffen der Nation entſprochen hätte, jo fonnten nod viel weniger weder 
Zurgot, noch Clugny, nod endlich Neder und d'Ormeſſon an der Spige des Finanzdepartements 
eine durchgreifende und nachhaltige Reform im Staatshaushalte bewirken. Selbft die nicht 
unrühmliche Theilnahme Frankreichs an dem amerifanifchen Kreiheitöfriege (1778— 83) war 
in diefer Beziehung ein wahres Misgeſchick. Denn die im Frieden zu DVerfailles (3. Sept. 
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1783) erlangten Vortheile — erweiterte Grenzen der franzoͤſiſchen Befigungen in Nordamerika, 
mit der freien Bifcherei bei Terreneuve und am Lorenzofluß, Erwerbung der Infel Tabago und 
Goree in Afrika, ſowie einiger nicht unbedeutender Diftricte in Oftindien, vor allem aber bie 
mehr fcheinbare ald wirkliche Shwähung ver Macht Großbritanniens — waren mit der aber: 
maligen Vermehrung der Schuldenlaft dod zu theuer erfauft. 

Unglüdlicherweiie glaubte nun auch noch Galonne, gleich nad dem Frieden zum General: 
controleur der Finanzen ernannt, das Deficit von 140 Millionen durch die leihtfertigiten Fi: 
nanzoperationen deden zu fönnen, welche dad Öffentliche Vertrauen vollends bis in den Grund 
erfhütterten. Gr mußte, wie vor Zeiten Law, feinen Poften und das Königreih mit Schimpf 
und Schande verlaffen (1786). Und was er mit feiner Leichtfertigfeit nicht zu erreichen wer: 
mocht hatte, das glaubte nun der Erzbischof von Touloufe, Komenie de Brienne, als dirigiren- 
der Minifter, vielleicht noch übler berathen, mit despotifcher Strenge durhfegen zu fünnen. 
Zuerft jollte die zu Anfang des Jahres 1787 einberufene Berfammlung der Notabeln (22. Febr. 
bis Mai) Rath ihaffen, und ald man damit zu feinem Refultate am, wollte er die Erhebung 
neuer Steuern mit Hülfe des Parlaments erzwingen. Daffelbe weigerte fi indeflen nicht nur, 
diefelben einzuregiftriven, fondern warf aud zum erften male wieder das längft verflungene 
verhängnipvolle Wort der allgemeinen Reichsſtände (Etats generaux), als der einzigen zur 
Bewilligung neuer Steuern ermädtigten Vertreter der Nation, in die Gärung der Geiſter, 
welche um dieſe Zeit ohnehin ſchon durch die fatale Halsbandgeſchichte einen dem Hofe höchſt nad: 
theiligen Gharafter erhalten hatte. 

Und dennoch wäre ed vielleicht Flüger gewefen, jegt fogleich die Reichsſtände einzuberuren, 
ala dur den Kampf mit den Parlamenten die Öffentliche Meinung nur noch mebr gegen A 
aufzubringen. Brienne hielt fih aber für ftarf genug, ihn wagen zu föunen. Gr verwies das 
Parlament nad) Troyes, hatte aber dann doch den Muth nicht, den Kampf bis zu Ende durd⸗ 
zuführen. Sein fogenannter Cour pleniere, welder, aus den höchſten Würdenträgern ver 
Eivilverwaltung, des Militärd und der Geiftlihfeit gebildet und mit despotifcher Madtrolltem: 
menheit ausgerüftet, die Parlamente eriegen follte, blieb eine todtgeborene Schöpfung. Et 
mußte nothgedrungen mit den Parlamente unterhandeln. Es verftand ſich gegen die Rückkehr 
nad Paris und die Wiedereinfegung in feine Rechte zur Ginzeihnung einer graduellen An 
leihe von 420 Mill. Livres, nahm dann aber, ungeachtet des zu dieſem Zwecke von dem Könige 
abgehaltenen Lit de justice, infolge der Proteftation des erften Prinzen von Geblüt, des Her: 
3096 von Orleand, dieſelbe felbft wieder zurüd. 

Das war die erfte empfindliche Niederlage, welche die königliche Gewalt in dieſem unheil⸗ 
ihmwangern Kampfe zu erleiden hatte. Sie muftenun doch, da fie den Banfrott nicht geradeju 
erklären wollte, ihre Zuflucht zu den Reichsſtänden nehmen. Brienne trat zurüc und überlief 
Necker die ſchwere Aufgabe, den Kampf vollends zu Ende zu führen: Ein Decret des Staatt: 
raths vom 8. Aug. 1788 berief die Reihäftände für den 1. Mai des nächſten Jahres nach Ver— 
failled, Die im November 1788 nohmald zufammentretende Verſammlung der Motabeln 
hatte nur den Zweck, die Korm ihrer Zufammenfegung näher zu beflimmen. Denn das Par: 
lament fchien nun ſelbſt vor den Folgen feiner Oppojition zurüdzufchreden, Es hatte nicht den 
Muth, fi fofort für die doppelte Vertretung des dritten Standes und die Abftimmung nit 
nad Ständen, fondern nah Köpfen und der Mehrheitder Stimmen zu entiheiden. Aber aud die 
Notabeln wagten ed nicht, jogleidh fo weit zu gehen. Die öffentlihe Stimme mußte, unter dem 
Einfluffe zahlreicher Schriften, welche die Sache des dritten Standes vertraten, vor allen Siext 
„Qu’est ce que le Tiers-état?“, den Ausſchlag geben. Neder beiwog den König, die doppelt 
Vertretung bes dritten Standes zu gewähren, hatte aber dann audy weder Entſchloſſenheit ned 
Geihid genug, die Revolutionsbemwegung zu leiten und zu beherrſchen. 

V. Die Revolution, die Republik und das erfle Kaiſerthum. Wimidl 
wurde nun nicht glei bei vem Zufammentritt dev Reichéſtände durch Fleinliche und verkehrte 
Maßregeln verborben und verſchuldet! Während der Nevolutionggeift außerhalb ihred Be: 
reichs nicht nur in der Hauptſtadt, fondern auch im ganzen Lande immer mehr Gewalt gemann, 
hatte man die Macht nicht mehr, in ihrem Schofe den Parteifampf zu regeln und im ten 
Schranfen einer geſetzmäßigen Entwidelung zurücdzubalten. Daber die jo ſchnelle Umman: 
delung diefer Reichsſtände in eine alles beherrſchende conflituirende Nationalserfummlung, 
nach der königlichen Sigung vom 23. Juni 1789, daher jene denkwürdige Nacht des 4. Auguſt, 
melde mit einem male mit den Reften der Feudalrechte zugleich auch die Grundlagen ber alten 
Monarchie vernichtete, und endlich nach ver Zerftörung der Baftille (14. Juli) jeme entjeglichen 
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Exenen des 5. und 6. Det., melde jept ſchon das Königthum an den Rand des Abgrunde 
führten, in welchem es bald feinen gänzlichen Untergang finden follte. 

Die Revolutiondbewegung war jeitden nur nod eine von einer eifernen Nothwendigfeit 
beberrichte Berkettung von Ereigniffen, über welche feine Macht mehr Gewalt gewinnen konnte. 
Je Härfer die vernichtenden Elemente derfelben hervortraten, deſto mehr erjchlafften die erhalten- 
den Kräfte des Widerſtandes. Selbft jo mächtige Geifter wie Mirabeau wären nicht im 
Stande gemejen, die Monardie zu retten. Zumal nad) der unglüdlihen Flucht des Königs 
(21. Juni 1791) war alles verloren, und jelbf die Annahme der erften Gonftitution von feiten 
Ludwig's XVI. (14. Sept.) mar nur der legte ſchwache Rettungsanfer des faft jchon zertrüm— 
merten Thrond. Denn gleich darauf mußte ſich der König doc in die Arme feiner mächtigften 
und erbittertfien Öegner, der Jafobiner (j.d.), werfen, und die natürliche und nothwendige Folge 
davon war, daß er im ohnmächtigen Kampfe mit ſich Telbft und den Parteien erliegen mußte. 
Die entfeglihen Scenen vom 21. Juni und 10. Aug. und die fürdterlichen Septembertage 
1792 waren nur ebenfo viel Schritte zu dem gänzlichen Umſturz der Monardie. 

Am wenigften war der halb erheudelte, halb aufrihtig gemeinte Verſuch der Girondiſten 
zur Rettung Ludwig's XVI., den fie auch nur gar zu gern zum Spielball ihrer Zwecke und ihrer 
Saunen gemacht hätten, geeignet, das äußerſte Verhängniß von diefem abzumenven. Der 
König beftieg, nachdem feine Abfegung und die Einführung der Republik förmlich erflärt 
morden war (22. Eept. 1792), am 21. Jan. 1793 als Märtorer und gewiß am wenigften 
ſchuldbeladenes Opfer für die Schuld jeiner Väter das Schaffot. 

Was fonnte aber die franzöjiiche Republik nach diefer Kataftrophe zunächft mol anders fein 
ald ein fortdauernder Kampf der revolutionären Parteien auf Leben und Tod im Innern, 
welcher nur durch eine gewaltige Kraftäugerung des einmal aufgeregten Bolfögeiftes nach außen 
Hin eine nach und nach beruhigende Ableitung erhalten konnte? Mas Europa von der legtern 
zu gemärtigen habe, hatte fih, nachdem einmal bereitö durch die Verabredungen zu Mantua im 
Mai 1791 und die am 27. Aug. deflelben Jahres von Pillnig aus erlaflene Erklärung die 
feindliche Stellung der Mächte zu der Revolution entſchieden war, durch die Siege Dumouriez’ 
in der Champagne und in den Niederlanden (Sieg bei Iemappes am 6. Nov. 1792), fowie die 
Montesquiou's in Savoyen und Euftine’8 am Oberrhein deutlich genug gezeigt. Der Waffen: 
ruhm der Nation war die vorzüglihfte Stüge der mit der Eröffnung des Nationalconvents 
(10. Oct. 1792) eingeführten Revolutionsregierung, um deren Beſitz fih nun die bis zum 
höchſten politiſchen Fieberparoxismus erhigten Parteien fritten. 

Daß dabei die Gemäßigten, melde noch an die Möglichfeit eines geordneten Staatsweſens 
glaubten, unterliegen mußten, bemied der Sturz der Girondiften (Ende October 1793), 
welcher vem Syſteme des Terroridmus und den revolutionären Wahnfinn vollends freien Kauf 
ließ. Aber auch diefer erlag am Ende doch der Erſchlaffung aller biß zur Ohnmacht erfhöpften 
revolutionären Kräfte. Danton (f. d.) mußte felbft noch mit ver Partei der Gemäßigten und 
der Wüthenden oder Hebertiften feinen Wahn, daß eine Umkehr möglich fei, freilih auf dem 
Schaffot büßen (Ende April und Anfang Mai 1794). Allein bald ereilte nun doh auch das 
fürchterliche Triumvirat Robespierre’d mit St.:Juft und Couthon fein endliches Geſchick. 
Robespierre’& verzweifelte Wunſch, ſich und die Republif vurd die Dietatur zu retten, wurde 
durch feinen und feiner Genoflen Sturz am 9. Thermidor (27. Juli 1794) vereitelt. Aber 
natürlich dauerten auch nad dieſem entſcheidenden Umſchwung der Dinge die revolutionären 
Zudfungen nod fort, welche erft mit der Einführung der dritten Gonftitution am 26. Oct. 1795 
einen dauerndern Ruhepunft erhalten zu folfen ſchienen. 

Indellen war aud das MWaffenglüd der Republik fortwährend treu geblieben. Der Ruf 
ihrer Siege nah allen Seiten hin erleichterte der neuen aus fünf Directoven beftehenden Re— 
gierung, welchen die Räthe der Künfhundert und der Alten zur Seite ftanden, die Schwierig 

feiten, mit denen auch fie noch zu fämpfen hatte, bedeutend. Selbft ihre entjchienenften Gegner 
beugten fih am Ende vor dem Blanze ihres Kriegsruhms, und während fie im Innern zu ers 
ſtarken ſchien, betrat in Italien jener gewaltige Geift feine Heldenlaufbahn, welchen das Geſchick 
auserfehen hatte, Frankreich auf ven Gipfel jener Macht zu heben, vor welder bald ganz Europa 
erzittern follte. Einen Frieden, wie den von Campo-Formio (17. Oct. 1797), womit der 
iunge Bonaparte nad feinem erften fiegreihen Feldzuge in Italien vor das Directorium trat, 
batte die Republif noch nicht erlebt. Es gab freilich mol eine Partei, die ahnen mochte, melde 
bedeutende Macht dadurch jegt fhon in feine Hand gelegt werde, feine zeitweilige Entfernung 
durch den Feldzug nach Ägypien (1798 und 1799) Eonnte aber doch nur dazu beitragen, feine 


544 Frankreich (Staatsgeſchichte) 


Unentbehrlicgkeit defto fühlbarer zu machen. Nicht bloß die Gewalt jiegreiher Waffen, 
fondern mehr nod die Macht des Genies hat Napoleon Bonaparte am 18. Brumaire (9. Nor. 
1799) auf die Höhe feines erftaunlihen Einfluffes gehoben, von welcher herab er die Schid: 
fale Frankreichs und der Welt beherrſchen follie. 

Die Verfaſſung, welde er ald Erfter Conſul ind Leben rief (7. Febr. 1800), war ja nur 
‚ die Grundlage jened despotiſchen Regierungsſyſtems, weldes er ald das für Frankreichs Zu: 
funft heilſamſte erfannt hatte, und das ihn jelbft bei der eifernen Gonjequenz, mit melder er 
ed zur Wahrheit zu machen wußte, zuerft zu dem Gonfulate auf Lebengzeit (2. Aug. 1802) 
und endlich auf den erblihen Kaiferthron (18. Mai 1804) führen mußte. Noch ebe er ed wa: 
gen Fonnte, auf feinem Haupte den Lorber des Siegerd mit der Krone ded unumichränkten 
Herrſchers zu vertaufhen, hatten ihn die Friedensſchlüſſe zu Yuneville (9. Febr. 1801) um 
Amiens (27. März 1802) obnehin ſchon gewiffermaßen zum Schiedsrichter Europas gemadtt; 
und wenn die bedeutende Stellung, melde Franfreih dadurd dem Auslande gegemüber erhielt, 
dem Stolze der Nation fhmeichelte, jo wird ed auch begreiflih, wie man jih im Innern den 
Ausbau einer Verfaffung gefallen laffen konnte, melde zwar vorzüglid die Befeftigung un 
Erweiterung unumjchränfter Herrſchergewalt zu Gunſten der Dynaftie ihres Urhebers bezweckte, 
zugleich aber auch ven Bedürfniffen der Nation auf eine Weile entſprach, melde fie ſelbſt den 
Verluft ihrer mit dem Blute vieler Geſchlechter theuer genug erfauften Freibeiten verihmerzen 
ließ und fie fähig machte, bereitwillig die ungeheuern Opfer zu bringen, welde ihre Erhaltung 
in Zufunft nod von ihr verlangte. 

Denn darüber fonnte man ji nicht täufchen, daß das auf dieſe Art begründete Kaijertbum 

"nicht der Friede und die Ruhe, ſondern ein fortwährender Kriegszuftand jein werde Solange 

aber die franzöfifchen Waffen überall fiegreich blieben und jeder neue Friedensſchluß nur ein 

Schritt mehr zu dem Ziele der Berwirflihung der Weltherrſchaft Frankreichs zu jein ſchien, wie 

fie dem Geifte Napoleon's vorgefhwebt haben mag, fo lange folgte auch die Nation elbit in 

Sklavenketten willig feinem jiegreichen Panier und feinem großartigen Geſchicke. Was hatte 
man aud nad den Tagen von Ulm und Aufterlig (2. Dec. 1805), Iena und Auerftädt 
(14. Dct. 1806), Eckmühl und Wagram (22. Aptil und 6. Juli 1809), ſowie nad ven 
Sriedensihlüffen zu Presburg (26. Dec. 1805), Tilfit (9. Juli 1807) und endlid zu Bien 
(14. Oct. 1809), infolge welcher faft ganz Europa zu den Füßen des ſtolzen Siegers lag, nicht 
für möglid halten jollen ? 

Allein das Übermaß des Waffenglüds auf der einen Seite und die grengenlofe Erniebri- 
gung auf der andern bezeichneten nun aud fhon den Wendepunkt dev Weltgeſchicke. Denn 
während ji der Kaifer zu Misgriffen hinreißen ließ, welche ihn, nachdem er einmal die ſichert 
Haltung verloren hatte, dem unvermeivlihen Untergange zuführen mußten, regte ſich überall, 
in Spanien, Portugal, Tirol und vorzüglich im veutichen VBaterlande, mit Macht der empört: 
Volksgeiſt. Der mit unbegreiflihem Übermuthe unternommene Zug des Kaiſers nad Ruf: 
land in den Jahren 4811 und 1812 follte ven Ausfchlag geben. Was dort verloren ging, der 
Ruhm des Siegd und die beften Kräfte ver Nation, war nicht wieder zu erjegen. Die unge: 

heuern Anftrengungen, welde dennoch gemacht wurden, um wieder ein Heer von 250000 Man 
ins Feld zu ftellen und 1150 Mill. Fr. zur Beftreitung ver Kriegöfoften aufzubringen, Eonnten 
eine nun jhon moralifh und materiell zu Grunde gerichtete Sache nicht mebr retten. Das bil 
aufs Außerfte getriebene Selbftvertrauen des Kaiſers fcheiterte endlich an dem fiegreihen Wider⸗ 
ftande, welchen ihm das vereinigte Europa im Jahre 1813 im Herzen Deutihlands auf den 
Ebenen von Leipzig (16. bis 19. Det.) entgegenfegte. Nah Frankreich zurüdgeworfen, wurde 
er gleihfam felbft der Vernichter feiner großartigen Schöpfung. Indem er fi vor der Madı 
des Verhängniſſes beugte und feinem Kaiferthrone entjagte (11. April 1814), mußte aud das 
folge Gebäude feiner Gewaltherrſchaft in ſich felbft zufammenjinten. Daß man fie auf bie 
fleine, bis dahin kaum genannte Infel Elba beihränfen zu können glaubte, war vielleiät die 
bitterfte Ironie des Schickſals, zugleich aber aud eine der unbegreiflichſten Täufhungen, von 
denen die Weltgefchichte zu berichten weiß. 

VII. Die Reftauration. Schwerlid hat je ein an fi begabter und durch Bittere Er: 
fahrungen belehrter Monard einen mislihern Stand gehabt ald Ludwig XVIH., als er nad 
Branfreih zurüdgefehrt war, um den mittels der fiegreichen Waffen der, gegen baffelbe verbün: 
deten Mächte wieder aufgerihteten Thron der Bourbonen zu befteigen. Es fehlte ihm gewiß 
ebenfo wenig an revlihem Willen als an tieferer Einſicht. Allein nah Erfhütterungen und 
Ummälzungen, wie fie Frankreich feit dem Beginne der Revolution erlebt hatte, allen Anfpru: 
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sen einer erleuchteten, ebenjo energifch durchgreifenden als vorfihtig ſchonenden Politik zu ges 
nügen, melde im Stande geweſen wäre, die Parteien zu verföhnen und für einen dauernden 
sefriedigenden Zuftand ſogleich feften Grund und Boden zu gewinnen, wäre dad Werk einer 
Riefenfraft gewefen, wie fie der ſchon bejahrte Ludwig XVIII. nicht mehr befaß. 

Im Anfang erleihterte ihm allerdings die Milde, womit die verbündeten Monarchen gegen 
das gedemüthigte und erſchöpfte Frankreich verfuhren, das Werk der Nejtauration jehr wefent- 
id. Man machte ihm, indem man den Beſitzſtand vom 1. Jan. 1792 ald Grundlage des Frie— 
dens gelten laſſen wollte, Zugeftändniffe, wie jie bei ver damaligen Lage der Dinge Faum zu er: 
warten waren. Allein noch hatte ih das auch durch die bereitd am 14. Juni 1814 ertheilte, 
auf möglichſt liberalen Grundfägen beruhende Verfaffung. geweckte Vertrauen nur erft noth= 
vürftig befefligt, ald die Rückkehr Napoleon’3 von Elba und das tragifhe Nachſpiel des Kaijer: 
reihs, welches man die Hundert Tage (Cent-Jours) genannt bat, wieder alles in Frage ftellte. 
Die Schlacht bei Waterloo (18. Juni 1815) mit ihren Folgen und die Verbannung Napo— 
leon's nah St.:Helena (geft. vajelbft den 5. Mai 1821) waren die ergreifendften Momente, 
melde dieſer großartigen Welttragödie ihr endliches Ziel fegten. 

Aber freilich Eehrten num auch die ſiegenden Alliirten mit ganz andern Anſprüchen nad 
Sranfreid zurück. Nicht nur daß man den Befigftand auf die Grenzen von 1790 zurüdführte, 
mußte ſich Sranfreih auch eine Brandihagung von 700 Mil. Fr. und die Befegung des Lan: 
des dur 150000 Mann fremder Truppen gefallen laffen. Das erregte natürlidy eine arge 
Misftimmung, melde ſich auch in thätlihen Außerungen des Unmuths Fund that und die Res 
gierung ihrerſeits wieder zu Gewaltmaßregeln verleitete, die jehr böjes Blut machten. Das ift 
der Grund, warum Frankreich während der Neftaurationgzeit eigentlich nie mehr zur Ruhe ge: 
langen Fonnte und das neue conftitutionelle Leben nur der Tummelplag mehr oder minder er= 
Bitterter Parteifänpfe wurde. Der ewige Kader in den Kammern um das Wahlgejeg und die 
Ermordung ded Herzogs von Berry (13. Febr. 1820) waren nur die Symptome und Aus: 
brüde einer tiefer liegenden, faft unheilbaren Staatskrankheit. Wenn dennoch vieles geſchah, 
mas dem Lande zum Heile gereichte und auch das Anſehen feiner Regierung im Auslande wie: 
ver hob, jo war ed vorzüglich der Einfiht zu danfen, womit Ludwig XVII. bis zu feinem Tode 
(16. Sept. 1824) noch den gerechten Anſprüchen des beifern Theils der Nation zu ge: 
nügen mußte. y 

Defto verhängnigvoller war das Walten jeines ſchwachen und unfähigen Bruders und 
Nahfolgerd, Karl's X. Seine Regierung war in der That nur eine Reihe verfehrter und ver: 
fehlter Maßregeln, melde das heillofe Schiwanfen des Königs und feiner Nathgeber zwiſchen 
einer grundfäglihen Hinneigung zu abjoluter Gewalt und übelberechneten Zugeftänbniffen an 
die öffentliche Meinung nur zu fehr verriethen. Der ungemefiene Einfluß der Flerifalen Partei 
auf Die Staatägejhäfte, die fortwährende Steigerung der Givillifte, die Milliarde Entſchädi— 
gungägelver für die Emigrirten und vor allem der ebenſo ungeſchickte als ohnmächtige Kampf 
gegen bie Preſſe und die legislativen Körperihaften empörten ven Volkägeift und waren ebenfo 
viele Beweiſe, daß man es mit einer Regierung zu thun habe, welche ſich felbit vazu verdammt zu 
haben ſchien, ji ihren Untergang zu bereiten. Weder ihre Eoftfpielige Iheilnahme an ven 
orientalifhen Händeln — die Expedition nad) Morea im Jahre 1328 erforderte einen Aufwand 
von 80 Mill, Sr. — noch der glüdlihe Rachezug nah Algier, welche die Öffentlihe Meinung 
beſchwichtigen und verföhnen follten, fonnten fie retten. Die drohende Sprade in der Thronrede 
bei der Eröffnung der Sigung im Jahre 1830 und die darauf ertheilte Antwort in der Adreſſe 
der 221 Deputirten gaben den Ausſchlag. Die Auflöfung der Kanımer und die Juliordonnans 
zen vollendeten die Kataftrophe. Das Königthum erlag in dem dreitägigen Straßenfanpfe vom - 
27. bis zum 29. Juli, und Karl X. mußte fein Reid) verlaffen, ohne jelbft ven Thron für feinen 
unmünbdigen Enfel, den Herzog von Borbeaur (geb. 29. Sept. 1820), retten zu können. 

vl. Die Julimonardie. Und nun die JZulimonardie, dad von republifanifchen In= 
fitutionen umgebene Bürgerfönigthum, ald deſſen Träger am 9. Aug. der Herzog von Or: 
leans als Ludwig Philipp. aus diefer Umwälzung der Dinge fiegreich hervorging, war ed dazu 
gemacht, Frankreich eine beffere Zukunft zu verbürgen? Allerdings wurde ed mit großen Hoff⸗— 
nungen, ſelbſt mit Begeifterung begrüßt, es fehlte ihm aber gleich von Anfang an die Gewähr 
eines höhern Prineips, welches feine fletige Entwickelung, feine gefiherte Haltung und feine 
Dauer verbürgt hätte. Es konnte niemals ganz feinen revolutionären Urſprung verleugnen, 
und indem es gleich in den erften Zeiten feines Dajeins den Republifanigmus und den Napo> 

Staats⸗Lexikon. V. 35 


546 Frankreich (Revolution von 1789 und deren Folgen) 


leonismus, auf welde es jich ftügen wollte, durch gewiſſe Zugeftänpniffe neutralifiren und un: 
ſchädlich machen zu können wähnte, erzog es ſich felbft feine gefährlichften Feinde, mit denen «3 
dann aud) den Kampf auf Leben und Tod aufnehmen mußte. 

Die achtzehnjährige Geſchichte der Julimonardjie, diefed Bürgerfönigthums (1830—48), 
ift daher eigentlich auch weiter nichts als ein mühevolles Ningen nady der Verwirklichung eines 
Wahns, welcher nie eine Wahrheit werden konnte. Dabei fehlte ed aber dem burch die Geſchide 
jeiner Jugend fchwergeprüften Könige und feinen Räthen gewiß nit an Redlichfeit des Wil- 
lens und beziehungsweife auch tieferer Einſicht. Sie wollten ſicherlich das Befte Frankreichs 
täuſchten ſich aber über die Mittel und Wege, wie e8 zu erreichen und auf die Dauer zu erhalten 
fei. Weber die rafftnirte Geſchmeidigkeit eines Thiers, nod) die abſtoßende Hartnädigfeit eines 
Guizot genügten den höhern Anfprücen einer echt nationalen Politif, bis zu welcher ſich auf 
Ludwig Philipp felbft nicht erheben konnte. Wol nicht mit Unrecht hat man ihm ſchuld gege: 
ben, daß er, namentlich gegen das Ende feinerRegierung auch noch durch ſchweres Misgeſchick in 
feinem Haufe, vornehmlid den Tod ded Herzogs von Orleans niedergebeugt, den Snterefien 
feiner Dynaftie das Wohl des Landes zu fehr hintangefegt habe. Das rächte ſich freilich 
ſchwer genug an ihm ſelbſt und feiner Familie. Der Sturz der Inlimonardie in der Februar: 
revolution 1848 war jedenfalls fürchterlicher und ergreifender als felbft die Vernichtung der 
Herrihaft der Bourbonen der ältern Linie in den Julitagen des Jahres 1830. 

IX. Die Revolution von 1848 und das zweite Kaiferreih. Im ungleiden 
Berziweiflungsfampfe mußte die Julimonarchie zunächſt wieder dem fiegenden Mepublifanis: 
mus das Feld räumen, welcher Sranfreid zum zweiten male mit allen Schreden und Gefabren 
entfeflelter revolutionärer Elemente bedrohte. Es mag immerhin ald ein Glüd betrachtet wer: 
den, daf ji aus dem Chaos, in welches fein politifches Leben unter der Agide der demokratiſch⸗ 
ſocialiſtiſchen Republik verſinken zu müſſen ſchien, ſchnell wieder eine ſtarke erhaltende Gewalt 
herausbildete, welche im Stande war, die Verhältniſſe zu beherrſchen. Der Sieg der Proviſori— 
hen Regierung über ven Straßenaufftand in den Junitagen 1848 und die Dictatur ded Gene: 
rals Gavaignac infolge deffelben waren dafür die entfheidendften Momente. Denn fie retteten 
Sranfreih und bahnten dem Napoleonismus den Weg zur Präſidentſchaft und zum Kaifertbron. 

Wir ftehen fomit an dem beveutenpften Wendepunkte ver Geſchicke des heutigen Frankreich 
Es ift jet Fein Geheimniß mehr, daß die Wieverherftellung des napoleonifhen Imperialismus 
das Reſultat eines tiefangelegten, mit ebenfo viel Gefhik und Glück als Conſequenz und 
Ausdauer durchgeführten Plans Ludwig Napoleon’s if. Die Nahmelt mag einft darüber 
richten, ob aud bier der Zwed die Mittel heiligte und inwieweit perfönlicer Ehrgeiz bereb- 
tigt war, ſich mit dem glänzenden Schein einer fih aufopfernden höhern politifhen Mifften zu 
decken. So viel fteht thatfächlich feft, daß, nachdem Ludwig Napoleon einmal gemäß der Gonfti- 
tution vom 12. Nov. 1848 und infolge der allgemeinen Abftimmumg, melde ihm 7,500000 
Stimmen verſchaffte, am 20. Dec. deſſelben Jahres ven Präfiventenftuhl ver Republik beftiegen 
hatte, bis zum Staatöftreiche vom 2. Der. 1851 und dem erblihen Kaiſerthrone nur noch ein 
Schritt war, Daß er ihn wagte, daß er Kühnheit und Kraft genug befaß, auf der einmal betre- 
tenen Bahn den Fortſchritten der Revolution rückſichtslos Trotz zu bieten, ift damals freilich vor 
allen Mächten Europas gutgeheißen worden. Denn man erblidte darin die fiherfie Bürgſchaft 
für die Ruhe, die ftaatlihe Ordnung und den dauernden Frieden Europas. 

Jetzt, am Ende des erften Decenniums des Dafeins diefes modernen Napoleonismus, dürfte 
man dagegen über feine Natur und feine Tragweite etwas anderer Anſicht fein. Denn während 
es noch jehr dahin ſteht, ob er geeignet ift, den innern Frieden Frankreichs auf die Dauer zu 
fihern, haben der Krimfrieg und die Art, wie er ji mit ven Waffen in der Hand in den italie: 
niſchen Händeln zum Schiedsrichter aufgeworfen hat, die Welt wol jattfam darüber belehrt, 
welde Gefahren er Europa nod bringen kann. Ob nun die neueften, durd das Deere 
vom 24. Nov. 1860 ins Leben gerufenen Reformen in der innern Berfaflung des Kaiſerreichs, 
welche darauf berechnet jcheinen, den conftitutionellen Despotismns auf vemofratifcher Grund: 
lage immermehr zur Wahrheit zu machen, diefe Gefahren vermehren oder vermindern dürf⸗ 
ten, Das ift eine Frage, deren Beantwortung mir den Geſchicken der Zukunft überlaffen 
müſſen. J. W. Zinkeiſen. 

Frankreich (Revolution von 1789 und deren Folgen). Die Franzöfiſche Revo: 
Iution, weldye das legte Jahrzehnd des 18. Jahrhunderts ausfüllt, beberricht dur ihre Folgen 
gegenwärtig noch den größten Theil ver europäiſchen Verhältniſſe, und wie fie durch ihre jttt- 
lihen Motive der Humanität, dem höchſten und legten Ziele ver Staatögefellihaften, eriprieß- 
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ige Dienfte geleiftet, jo hat fie andererfeitd dur; maßlofe Ausichreitungen dem aufgeflärten 
und unaufgeklärten Despotismus großen Vorſchub geleiftet und den fhon vor ihrem Auftreten 
ehr verbreiteten Humanitätsideen großen Eintrag gethan. Ludwig Xi. hatte für den königlichen 
Tespottsmug in Frankreich einen guten Grund gelegt, den Franz I. beveutend befeftigte, ſodaß 
ver Gardinal Richelieu, welcher Ludwig XII. beherrſchte, das abfolute Königthum darauf baute, 
voten Macht und Glanz durch Ludwig XIV. ſich in blendender Weiſe zeigte, durch Ludwig's XV. 
meine Liederlichkeit aber den Zauber verlor und Ludwig XVI. eine Finanznoth hinterließ, 
welche den Hof nöthigte, die Reichsſtände auf den 27. April 1789 nach Verſailles zu berufen, 
damit fie, nad mehr als anderthalb Jahrhunderten wieder einmal erneuert, Rath ſchaffen ſollten. 

Frankreich aber war in einer Bewegung der Geifter, welche nicht allein mit einer Abhülfe 
der augenblicklichen Finanznoth beſchwichtigt werden fonnte. Allgemein hatten ſich pie Ideen 
ver Humanität und Philanthropie verbreitet, und eine geiſtreiche Literatur hatte freiere Ideen 
über Staat und Religion hervorgerufen, welche gegen den Despotismus in beiden, oft ſogar 
nit ven Waffen des Spottes, anfämpften. Man erwartete eine neue Ordnung der Dinge, welche, 
die veränderten Verhältniſſe und den Geift der Zeit zu ihrem Ausgangspunkt nehmend, ein 
fteieres Staatsweſen und die Gleichheit aller Staatdangehörigen in allen ihren Beziehungen 
zum Staate gejeglich verbürgen follte. Das Bürgerthum war an Bildung und Wohlhabenheit 
dem Adel gleich geworben und ftand dem Hofadel ſelbſt an Sittlichkeit voran, weshalb es die 
Öeburtöbevorzugung, die nur vom Staate empfing, aber nichts mehr leiftete, nicht mehr dulden, 
iondern die wirklich vorhandenen Verhältniffe in der Staatsgeftaltung durchgeführt fehen 
wollte. Durch die ganze Revolution waltete diefer fittlihe Grundgedanke neben dem der Ge: 
wiffen&freiheit, in hoͤherm Maße aber noch als diefer, vor und machte, daß die Nation in ihrer 
überwiegenden Mehrheit lieber jede Gewalt, die diefen Gedanken ald unumſtößlich gelten ließ, 
trug, ald die Gegner defielben annahm. Noch zur Stunde ift er die allmächtige Grundlage des 
franzöſiſchen Staates, und das alte Königehum ift darum ohne Wurzel in demſelben, weil ſich 
in ber Nation dad tiefe Mistrauen feftgefegt hat, mit dem alten Königthum möge das alte 
Adelsweſen im Staate wiederhergeftellt werben. 

König Ludwig XVL war nicht geeignet, ven Geift der Zeit zu begreifen und eine ihm ent: 
Iredhende Staatseinrichtung zu ſchaffen und durchzuführen. Gin wohlmwollendes Herz und ein 
ittlicher Lebenswandel mit dem gefunden Verftande, welder für die Geſchäfte eines Bürgers 
wsreicht, waren feine Gaben, mit denen fich eine phlegmatiiche Ruhe verband, welde ihn das 
Schlimmſte geduldig ertragen ließ, aber jede Thätigkeit ded Negierend in feltenem Grabe 
emmte. Diefe Beſchaffenheit des Königs rief, ftatt die alten Reichsſtände zeitgemäß zu er- 
jsuern, eine blutige Revolution hervor, die ihn und feine Familie auf das Schaffot brachte, da 
ih niemand fand, weldher feinen Befehlen entgegen ihn nebft Weib und Kind mit Gewalt 
jerettet hätte. Da er jich allezeit mild und wohlmollend, ohne Launen und Hochmuth gezeigt 
satte, jo ward er nicht gehafit, aber feine Gemahlin, die Ofterreiherin Marie Antoinette, welche 
einde am Hofe hatte und beſonders vom Herzoge von Orleans gehaßtward, Biente zum Gegen— 
ande ſchnöder Verleumdung, wie fie in aufgeregten Zeiten bejonders thätig ift, und der Hof 
lbſt ward gehaßt und verachtet. Der einzige Mann, welcher auf jeiten ded Königs beliebt war, 
x Binanzminifter Neder, vermochte nur wenig zu thun. Schon von 1777—81 hatte die 
totb ihn zum Finanzminiſter wählen laffen, und nur mit Wiverftreben rief der Hof ihn 1788 
rück, damit er dem furdtbar gewachſenen Finanzelend fteuere. Proteftantiiher Bürger aus 
enf, reicher Bankier, ehrenwerther, durchaus redhtliher Mann von Bildung, Geift und Kennt: 
‚ten, hatte er fi früher bewährt und würde das Königthum, welches jegt noch jehr leicht zu 
tten war, gerettet und Hülfe geichafft haben, aber der König war nicht zu entſcheidenden 
britten zu bringen, und da er feine Furcht fannte, jo gab er ſich feiner Leitung voltftändig 
n, wie es ſchwache, furdtiame Menjchen thun, und felbit ein ftarker Charakter, ein ſolcher war 
er Meder nicht, würde den König nicht beberricht haben, wie weiland Richelieu Ludwig XIII. 
ecker Hatte bei der Berufung der Reihöftände dahin gewirkt, daß der Bürgeritand, deſſen 
jige Bedeutung der Abbe Sieycs in einer Flugſchrift klar gemacht hatte, doppelt fo viele 
geordnete fandte als Adel und Geiftlichkeit, weil fonft nichts zu erreichen war, da es zunächſt 
It, Adel und Geiſtlichkeit zu ven Laſten, welche der Staatsſchutz nöthig machte, herbeizuzieben ; 
iterhin aber beabjihtigte Neder eine der englifchen ähnliche Verfaſſung für Frankreich. Bei 
° Eröffnung ber Berfammlung am 5. Mai 1789 ward der dritte Stand äußerlich ald gerin— 
: bezeichnet, und gleich beim Beginn der Arbeiten zeigte ih, daß Adel und Beiftlichfeit nur 
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nad Ständen verhandeln wollten. Der König fuspendirt die Sigungen, um den Saal zu einer 
königlichen Sigung herrichten zu laffen, aber der dritte Stand geht in das Ballhaus und ſchwoͤtt 
beftig aufgeregt nicht zu weichen, bevor Frankreich nen geftaltet ſei. Viele Geiftliche traten alt: 
bald auf diefe Seite und felbft zwei Adeliche. Neder drang umfonft auf rechtzeitiges Nachgeben 
und nahm feinen Abſchied, ver König aber hielt die Sigung am 23. Juni und befahl nad 
Ständen zu ſtimmen, wo denn die beiden bevorzugten Stände gehorchten. Da nahm Mirabers 
das Verfaffungswerf aus der Hand des Königs, welcher dazu nicht geeignet war, in die jeinige 
und erflärte, daß die Verſammlung dem Befehle des Königs nicht gehorche, weil ſie durch das 
Volk beauftragt fei. Nun ward Neder vom Hofe befhworen, wieder in fein Amt zu treten, und 
der König geftattete die vereinigte Nationalverſammlung, neigte fich aber auf die Seite bei 
Hofs, der Neder entgegen war und auf Gewalt fann, Truppen heranrücken und diefen Minifter 
aus Frankreich verbannen ließ. 

Inmitten der gewaltigen Aufregung und der gänzlihen Ohnmacht des Königs, deſſen Hant 
das Scepter bereitd entfhlüpft war, lenkte Mirabeau die Nationalverfammlung mit mägtigen 
Geiſte. Diefen Mann hatte die Natur begabt, Wiederberfteller Frankreichs durch eine new 
Geftaltung zu werden, hätte ver rath- und thatlofe König es nicht unmöglich gemacht. Gr bein 
einen ftarfen Charakter, und nur Charaftere vermögen die Menfchen zu beherrſchen, er beſaß 
ferner einen umfaffenden Geift, welcher über Theorien, politifhe Stihmwörter, Namen und die 
ganze kleinliche Mifere ver theoretiichen Barteimenfhen weit hinaus war, und verband damit 
eine hinreißende Beredſamkeit, die echt redneriſch Fein blendendes Mittel ver Sophiſtk heute, 
um feine Anſicht durchzuſetzen. Obwol von adeliher Geburt, war er Volksabgeordneter gewor⸗ 
den, da er mit dent Adel verfeindet war, und daß fein Lebenswandel nicht fittlicher war ald der 
des Hofadeld und vieler andern, Fam nicht in Betracht. Er war für den Augenblid ver Mann 
des Schickſals in Verfailles, was für Ludwig XVI. freilich ebenfo unbegreiflich war ald alled, 
was um ihn her vorging. Necker's Entfernung brachte Paris in Aufruhr, melden die Truppen 
ohne Anwendung von Gewalt, denn Blut wollte der König nie vergießen laſſen, dämpfen joll: 
ten, wodurch er fi) vergrößerte, weshalb fich eine Bürgergarde bildete, während das Volk tokt: 
und am 14. Juli die wenig vertheidigte Baſtille wegnahm, die Beſatzung aber mordete und 
DOrgien der Wuth feierte. Schon gingen Soldaten zum Volke über, um deren Gunſt auf der 
Hof buhlte, der König zog fie von Paris zurüd, und Rafayette ward vom Wolke zum Befehli: 
haber der Nationalgarde ausgerufen. 

Diefer Adeliche hatte für die amerifanifche Republik gekämpft und war mit Breiheitdibeen 
zurüdgefehrt, die ihn dem Volke empfahlen. Edelgeſinnt, ehrlich und bieder, von feinen Sitten 
und tapferer Soldat, war er ein fehr ſchätzbarer Mann, befaß aber weder einen umfaſſenden 
Geift noch energifchen Charafter, fondern war theoretiſch in einer beſchränkten Reihe von Jen 
befangen, fodaß er weder den rechten Augenblick noch die rechten Mittel des Handelns erkannt 
und ſich über das Ausführbare täufchte. Die Nationalgarde war freis und mohlgejinnt un 
achtete ihn Hoch, ſodaß er mit ihr die Ordnung hätte aufrecht halten können, wenn er ben rechten 
Blick und die rechte Energie beſeſſen hätte. Mord und Anarchie nahmen zu, dem man traut 
dem Hofe nicht und ließ Die Hetzer, unter welchen der Herzog von Orleans mit feinem Reichthun 
eine Hauptrolle geſpielt haben ſoll, über Gebühr gewähren. Koͤnigliche Prinzen und Adeliqte 
flüchteten, was das Midtrauen mehrte, wogegen ed nichts half, daß der König Neder zuru 
und felbjt nah Paris ging, um vom Stadthaufe aus feine guten Gefinnungen zu betheuert, 
denn ein plötzlich auffladernder Enthuſiasmus für ihm erloſch ebenfo ſchneil. Meder kehrt 
zurüd, überall mit Jubel empfangen, aber die Anarchie verwiſchte denſelben raſch und über: 
flutete alles, durch die Noth einer Enappen Ernte und, wie man fagt, künſtlich hervorgeruten 
Theuerung gefteigert. Mord und Raub verbreiteten ih durch Frankreich, während die Ratio: 
nalverfammlung dieneue Geftaltung des Staates förderte, und in der Nacht des 4. Auguf ward 
von ihr das Feudalweſen mit allen feinen Gerechtſamen aufgehoben, und die Gleichheit aller 
Franzoſen in allen ihren Beziehungen zum Staate ward feftgefegt. 

Hätte der König die Kraft gehabt, die neue Orpnung des Staates aufrichtig anzunehmen 
und mit dem Reft feiner Autorität Neder unbedingt zu unterftügen, jo würde die Nationalgartt 
die Anarchie zu Boden geworfen haben ; aber daran war nicht zu denken. Der Hof 309 vielmeh! 
ein Regiment Soldaten nad Verfailles, welchem die Gardes-du-Corps ein Gaftmahlim Opem: 
ſaal des Palaftes gaben, bei weldem der König, die Königin und der Dauppin einen Beſuth 
abftatteten, und das mit großer Aufregung endigte. Man glaubte, der Hof wolle Gewalt vr 
ſuchen, und regte den Pöbel von Paris auf, befonders Weiber, die nach Brot jhreien mußten 
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und gegen welche die Nationalgarbe nicht fchießen mollte. Diefe Maſſe zog und bald nachher 
bemwaffnetes Volk mit der Nationalgarde unter Lafayette nad Verſailles am 5. Det. Der 
König verbot der Leibwache, ihn zu vertheidigen, verfpradh, was die Weiber wollten, und demü— 
thigte fi ruhig bis zur Umarmung der Wortführerinnen. In der Nacht aber bricht der Pöbel 
in den Palaft, morbet die Leibwächter, bis die Nationalgarde Einhalt thut; dod am Morgen 
verlangt das Volk, der König folle nach Paris ziehen, und er läßt fich in einem ſchändlichen Auf: 
zug, worin die Köpfe der Gemorbeten auf Stangen getragen werben, fortfchleppen. Die Natio— 
nalverfammlung folgte ihm. Jene fhändlihen Auftritte erbitterten aber die ordentlichen Leute 
fo, daß der Herzog von Orleand nad) England ging, da er ald Mitveranlaffer derfelben galt, und 
daß Lafayette ein Aufruhrgefeg bewirken Eonnte. Der König ging in die Nationalverfamme 
lung, um feine Anhänglichfeit an die neue Ordnung der Dinge zu beiheuern, doch umfonft, 
denn feine Schwäche war erfannt, und der Hof flößte mit Necht fortwährend das größte Mis— 
trauen ein. Daß der König alle Decrete der Nationalverfammlung ohne weiteres genehmigte, 
während er Einwendungen zu machen berechtigt, genau genommen fogar verpflichtet war, zeigte 
deutlid die Hintergedanfen des Hofs. 

Schon zu Berfailles Hatte ſich ein Club gebildet, welcher jegt in Paris im Klofter St.-Jakob 
zufammenfam und bald in’ ganz Frankreich Jakobinerclubs Hervorrief. In ihren Verſamm— 
lungen ward die Idee der Freiheit und Gleichheit, der Haß gegen Despotismus und Pfaffen- 
thum durch wechfelfeitige Erhigung und Steigerung der Heftigkeit zum Fanatismus ausgebildet. 
Sie wurden Theoretifer, welche für ihre Dogmen in finfterer Wuth fhwärmten und ihr bedeu— 
tendftes Haupt in Marimilian Robespierre, dem Deputirten von Arras, fanden. Diejer Mann 
war durch die Schriften 3. 3. Rouffeau’s in feinem befhränften Sinne einjeitig beftimmt wor: 
den. Die poetifhe Schwärmerei für die Natur in jenen Schriften hatte ihn idylliſch geſtimmt 
bis zur firen Idee, und er wollte einfache natürliche Zuftände an die Stelle der verfeinerten 
fegen und eine Handwerker- und Bauernidylle aus Branfreih machen. Doch war er ein pro- 
ſaiſcher Kopf, aber tugenphaft und anftändig, welcher durch feine uneigennügige Beharrlichkeit 
in feiner firen Idee bald zu großem Anfehen kam, da er, wiewol er von Natur wenig Beredſam⸗ 
feit hatte, fi durch flete Anftrengung in feinem Kleinen Ideenkreiſe eine für Gleichgeſinnte Hin: 
reichende, fehr wirkſame Beredſamkeit erwarb. Selbft feine Phyſiognomie mußte ihn den fin= 
fiern Fanatikern des Clubs empfehlen, denn er ſah nicht freundlich aus, jondern, nah Mirabeau’s 
Bezeihnung, wie eine Kate, welche Effig geledt hat. 

Neben ven Jakobinern bildete fi) der Elub ver Cordeliers zu Anfang des Jahres 1790, nad) 
dem Klofter, mo er ſich verfammelte, benannt. Die Cordeliers waren wilde Revolutionäre, welche 
das Beftehende gewaltfam über den Haufen werfen wollten, aber fie hatten einen weſentlichen 
Vorzug vor den Jafobinern, fie waren feinetheoretifhen Fanatiker. Das wahre Haupt derjelben 
war der Advocat Danton, ein Mann von ftarfem Körper, lauter Stimme, ein energifher Cha— 
rafter von einem weiten Gefichtöfreis, fähig für Politif und redemächtig, welcher das niedere 
Volk mit fi fortzureigen verftand, die jevedmalige Lage der Dinge richtig erfannte und die 
geeigneten, wenn auch entfeglihen Mittel, die zum Ziele führten, raſch und fühn ergriff. Dur 
ihn, als einen praftifhen Mann, ven feine Theorie am Gängelband führte, fonnte eine zeitge— 
mäße Geftaltung des Staates gefchaffen werden. Mirabeau, Danton, Neder, Lafayette hätten 
vereinigt die conftitutionelle Monarchie oder Republik ohne die Zugabe der blutigen Greuel 
durhführen können, da fie den Bürgerftand und das niedere Volk zu unbedingten Anhängern 
hatten, aber der Hof ließ ein conftitutionelles Königthum nicht zu. Der ebenfalld nad} der Lofa- 
lität benannte Club der Feuillants, der ſich als dritter bildete, entfpradh ganz der Gejinnung 
Lafayette's, vermochte ſich aber nicht lange zu halten, weil vie wildeſten Leidenſchaften ver abſo— 
Iuten Unthätigfeit und Unfähigkeit des Königs gegenüber naturgemäß zur Alleinderrihaft 
gelangen mußten. Zur Rettung aus dem furdtbaren Zuftande fnüpfte der Hof Unterhand— 
lungen an mit Mirabeau, der Geld nöthig hatte und vom Könige nahm. Der gewaltige Lenker 
bot eine gefeglihe Gleichheit verbürgende Staatöverfaflung ald Rettungsmittel an, aber König 
und Hof hatten von dem Geift, ver im Bürgerthum herrfchte, und von den unabweidbaren For— 
derungen der Zeit fo wenig eine Ahnung, daß fie verlangten, Mirabeau follte für eine hübſche 
Summe Geldes den alten Zuftand herftellen, ala Habe er die Rerolution beftellt und fönne fie nad 
Belieben wieder abftellen. Rath und Hülfe für einen folhen Hof nnd König war unmöglich, 
vielmehr rief der legtere einen immer fteigenden Argmohn gegen ſich hervor, weil er alle Be: 
fhlüffe derRationalverfammlung ohne weiteresfanctionirte, und diefer Argmohn, er genehmige, 
ohne ſich dadurch für verbunden zu halten, weil er ſich ald gewaltſam gezwungen betrachte, war 
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bei dem jonft jo ehrlichen Manne leider vollfommen begründet und vergiftete, ſtets wachſend 
und die Unruhe der Gemüther bis zum Außerjten treibend, auf die natürlichſte Weife pie Revo: 
lution, weil der König nicht nur verädhtlid, ſondern auch verhaßt ward. 

Die Parlamente wurden aufgehoben, ebenfo vie geiftlihen Orden, vie Klöfter, ver Erbabel, 
und bie geiftlihen Güter wurden für Nationalgut erklärt, ebenjo die königlichen Güter, wofür 
der König eine Givillifte. von fehr beveutendem Betrage erhalten follte. Ludwig genehmigte 
ohne Widerrede, welche Neder begehrte und welde Mirabeau, der ſich bei jenen Beſchlüſſen 
pajjiv verhalten hatte, vielleicht unterftügt haben würde. Am 14. Juli 1790, ald dem Jahrestag 
der Erftürmung der Baftille, welde traurige Begebenheit ver erhigte Wahn ald Anfang ver 
Freiheit betrachtete, ward die neue Ordnung der Dinge in ganz Frankreich gefeiert, in Varis 
auf denn Marsfelve, wo Talleyrand, ver nahmals jo berühmte fchlaue Diplomat, als Biihor 
von Autun die Meffe lad und die Bahnen der neuen Departements einjegnete. Die ungeheuer 
Menſchenmaſſe, darunter Deputationen von ganz Frankreich, ſtand im Regen umber in erufler, 
erhöhter Stimmung, und Lafayette [wur im Namen des Heeres und aller Nationalgarten, 
vie Fahne von Paris haltend, dann der Präfivent der Nationalverfammlung, zulegt der Köniz 
mit auögeftrerftem Arme der neuen Orbnung Treue, die Königin erhob ven Dauphin, die Maſſe 
ftresfte die Arme empor und ſchwur, die Kanonen donnerten; weithin ſchallte: Es lebe der König, 
es lebe die Königin! und wie ver König Weib und Kind umarmte, fiel die ungeheuere Menge von 
Begeifterung bingerijfen einander in die Arme und Thränen der Rührung firdimten. Doc der 
Tag der Begeifterung war erfolglos, denn Ludwig XVI. war, wie ohne Begeifterung, fo obme 
Kraft, fie zu benugen und feinen Eid ernftlic zu halten. Heimlich hatte er ſich an den Vapf 
gewandt wegen der Berfügungen über die Geiftlichfeit, und diefer, ohne Erkenntniß der Zuflände, 
verwarf diefelben und verbot den Prieftern ven Eid der Treue zu leiften. Viele leifteten ihn 
dennoch, die unbeeidigten aber wurden verfolgt, jedoch der König ließ den Gottesdienſt für nd 
und den Hof nur durch unbeeidigte Ptieſter halten und beftätigte fo den Argwohn gegen feine 
Aufrihtigfeit in auffallenpfter Weife. Neder, einer der guten Genien des Königs, nahm, weil 
Gutes und Zeitgemäßed am Hof unausführbar war, die Finanzen, welde durch das Papier: 
geld, die Ajlignaten, immer ärger zerrüttet wurden, zum Borwand und verlieh Frankreich, faum 
ficher ven Verfolgungen der Jafobiner entſchlüpfend. Im April 1791 ſtarb Mirabeau, deilen 
Krankheit Paris in große Spannung verjegt hatte, deren ſtündlicher Verlauf öffentlich ausge: 
rufen worden war und um welche felbft ver König und die Königin ſich täglich zu wiederholten 
malen hatten erkundigen laſſen. Beim Sterben fagte er, daß er die Thränen der Monardie 
mit ins Grab nehme, die nun zerriffen werde. Sein Leihenbegängnif war noch beveutenver alö 
das eines Königs. Kein Mann, der ihm an Stärke des Gharafterd oder umfaflendem Geiſie 
und praktiſcher Befähigung vollfonnmen ebenbürtig geweien wäre, hat fi ſeit feinem Tode 
weder in Frankreich nod in ganz Europa im öffentliben politifchen Leben wieder gefunden. 

Der Hof ſann jegt auf Flucht, denn der König fanf in tiefe Beratung und die Natienal; 
garde ſelbſt weigerte ſich das Gewehr vor ihm zu präfentiren, wenn er zum Gottesdienſt feine 
unbeeidigten Priefter ging, weil er damit das Geſetz breche. Zwar brach er dieſes nicht, demn 
Religiongfreiheit war allen verftattet worden, aber er that Schlimmeres, er erflärte ald Staate 
oberhaupt das Staatsgefeg, dem er feine Sanction ertbeilt hatte, für unvereinbar mit feinem 
Gewiſſen und zeigte deutlich, wie richtig man argwöhne, daß er alles, was er fanctionire, für 
nichtig und erzwungen anſehe. Die Flucht ward geahnt, und als ver König zu Oſtern nad 
St.:Cloud wollte und jhon im Wagen jaß, ward er aufgehalten, Neven der Verachtung um 
des Hohns überboten ſich in wildem Gewirre, die Nationalgarde geborchte nicht Lafayette, auch 
Die Sectionen verweigerten ihm die Proclamation des Kriegegefeged und ver König mußte nad 
einigen Stunden ſchmachbeladen ausfteigen und zu Haufe bleiben. Am andern Tage ging der 
König in die Nationalverfammlung, um ſich zu beflagen, und warb nur fehr Fühl bedauert, 
wobei man ihm auch jagte, wie man bevauere, daß ſich eine Partei zwifchen ibn und das Ball 
ftelle. Die Sectionen von Paris aber ftellten ihm eine Schrift zu, voll von derben VBormürfen 
und Mahnungen. Dennod arbeitete Lafayette für eine ahtungsvolle Behandlung des Königs, 
und ded edeln Ehrenmanns Anjehen brachte die Nationalgarde dahin, ven König um Berzei- 
bung zu bitten und die Compagnie, welche ſich ſchnöde benommen hatte, auflöfen zu laflen. 
Auch die Nationalverfammlung wollte helfen, invem jie den unbeeidigten Priefter unter den 
Schutz allgemeiner Religionsfreiheit ftellte, wogegen aber unvernünftige Priefter über Reli: 
giondgefahr fhrien. Auch verbot die Nationalverfammlung Gefammtpetitionen u. a. m. Jet 
gab es eine Kleine Frift beſſerer Tage, doch ver König begab ſich am 21. Juni auf die Flucht, 
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nachdem er wenige Wochen vorher ſich öffentlich Durch ein Gircular au die auswärtigen Höfe als 
Anhänger der neuen Ordnung der Dinge in Frankreich befannt hatte. Bei ver Flucht aber ließ 
rein Schreiben zurüd, worin er alle ihm widerfahrenen Kränkungen, fogar Kleinigkeiten, an 
deuen niemand Schuld hatte, aufzählte und alles von ihm bisher Genchmigte ald erzwungen 
erflärte. Die Flucht mislang, troß der wohlgetroffenen Anftalten, weil der unglüdlide Mann 
jwei Tage jpäter, ald er gefollt hätte, abfuhr, ver Gouvernante feiner Kinder zu Gefallen, und 
mar ohne dem Herzoge von Bouille, welder die militärifhe Sicherung des Unternehmens 
zeordnet hatte, eine Nachricht zu geben. Dennoch würde die geführlihe Reife gelungen fein, 
hätte nicht der König in St.:Menehould den Kopf aus vem Wagen gefledt und geſprochen. Da 
eilte ihm der Poftwmeifter Drouet voraus nad) Varennes, wo man ihm den Weg verbarrifadirte 
und ihn anhielt. Auf die Kunde davon machte ih Bouille mit treuer Reiterei zu feiner Be— 
freiung auf, doch auf das Erſuchen feiner Gefangennehmer fandte der König dem General den 
Befehl zu, ſich zurückzuziehen. Abgeoronete der Nationalverfammlung jhügten die königliche 
Jamilie bei der Zurüdführung nah Paris vor den Ausbrüchen ver Maffen und Lafayette 
vettete fie mit der Mationalgarde in die Tuilerien, und die Nationalverfammlung jiherte den 
König durch ihre beſchwichtigenden Erfläruugen und die Suspenfion feiner Gewalt bis zur 
Beendigung der Verfaflung. Aufwiegler jegten zwar am 17. Juli Pöbelmaffen nad) dem Mars- 


felde in Bewegung, aber der Stabtrath proclamirte das Kriegsgefeg, und Lafayette ſchickte 


duch die Nationalgarbe den Pöbel mit blutigen Köpfen heim, denn es lag noch zur Stunde bie 
höchſte Macht in den Händen der redlichen, begeifterten Anhänger einer rechtlichen Staatsumän— 
derung, welche Billiged und Lebendiged an die Stelle des Unbilligen und Abgeftorbenen 
jegen follte. 

Der König nahm die neue Staatdverfaflung im September 1791 an, aber jeine Schwüre 
galten längft nichts mehr und der Hof wußte von nichts anderm als Fleinlihen Intriguen. Die 
wihtige Stelle eined Maire von Parid war jegt neu zu befegen, und Lafayette wäre Maire 
geworden, aber der edle Mann war bejonders der Königin verhaßt, und der Jakobiner Pethion, 
welder unter den Abgeordneten der Zurüfholung der Königsfamilie von Barenned gewejen 
war, wurde durch Die Hofintriguen, weil er, meinte die Königin, wenig Geift bejaß, zu dem 
Amte befördert, ſomit die Wirkfamfeit dev Nationalgarde vorzugsmeiie in feine Hand gelegt. 
Vie Nationalverfammlung war beendet, und da fie, um die Reinheit ihrer Gejinnungen zu 
bezeugen, den Beſchluß erlaffen hatte, daß Feiner der Ihrigen in die zur Vervollftändigung ihres 
Werks zu erwählende Gejeggebende Berfammlung gewählt werben dürfe, fo traten jegt 747 
andere Männer am 1. Der. 1791 zuſammen, worunter ji befonders die ſüdlichen Abgeordne— 
ten, vom Girondebepartement zufammen die Girondiften benannt, auszeichneten. Meift junge 
Männer repräfentirten fie, was das gebildete Frankreich an Bildung, Adel der Geſinnung, hoher, 
in hinreißender Beredſamkeit zu Tage tretender Begeifterung für einen edlern, gerechtern Zu: 
fand des Staates und an wahrhaft honetten, allen politifhen Lug und Trug haſſenden Leuten 
bejaß. Vergniaud war ihr größter Nedner, Briffot der politifch Fähigfte, Roland ihr ſchwung— 
vollſter Theoretifer, aber fie hatten keinen ftarken Charakter, welcher jie mit Flarem politifchen 
Verftande durch die hochgehenden Wogen zu einem richtig erfannten und unwandelbar verfolgten 
Ziele hinführen Eonnte. Sie waren republifanifche Ivealiften, welche rückwärts nad Rom und 
Öriehenlands Republifen ſchauten, von der Realität derfelben wenig wußten, fondern jie in dem 
ihillernden Lichte fahen, welches Plutarch mit feinen ſentimental-pathetiſchen, durch Wunder: 
glauben poetifch verzierteg Schilderungen um die Häupter der alten Freiheitähelden gewoben 
hatte. Ihren Idealismus orbneten jie jedoch anfangs ihrer ehrbaren Gefinnung unter, und 
vereint mit den gleich ehrbaren, jedoch des Begeifterungsihmwungs entbehrenden Beuillantg, 
boten fie dem Könige Rettung an, welder jedod ven Adel ihrer Geſinnung nur ahnte und ihnen 
mistraute. Ihr Geift beherrichte die neue Verfammlung, aber da fie ven einzigen Schritt wicht 
Ihaten, welcher vielleicht noch möglich geweien wäre, nämlich die Abjegung des verächtlich ge— 
wordenen Königs, Entfernung der Königin und Ernennung des Dauphins zum Könige mit 
einem Vollziehungsausihuffe aus verftännigen, ehrlichen Leuten, jo half ihr guter Wille nichts. 
Die Ausgewanderten trieben am Rhein, beſonders in Koblenz ihr Spiel der Bedrohung Frank— 
tihs, verblendet genug, zumeinen, es bedürfe eines einzigen Stofed, um das Neue umzumerfen. 
Die auswärtigen Gabinete verftanden die Bewegung jenes großen Reihe nicht befler, und fo 
ihlofien denn ſchon 1791 Ofterreich und Preußen zu Pillnig ein Bündniß zu Gunften der 
monarchiſchen Bollgewalt Ludwig's XVI. Die Ginziehung der Beſitzungen deutjcher Fürften im 
Eſaß gab vem deutſchen Kaifer Recht und Vorwand, Frankreich zu proben. Eine Kriegserklä- 
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rung war die Antwort, und Rafanette ging zur Armee, die Feinde des Königthums aber benup: 
ten die auf den höchſten Grad gefliegene Aufregung, um ed zu flürzen, va ed nun audh als ein: 
verftanden mit dem Ausland gegen Frankreich galt und man ihm das Schlimmfte zutraute. Die 
Deputirten erliegen ein Gefet zur Deportation der unbeeidigten Priefter, nur dieſem verwei— 
gerte der König die Sanction, wiewol Audnahmezuftände in der Stantsgefellihaft, zumal ber 
der fehr zahlreichen, durch fein feſtes Kamilienband an den Staat gefnüpften theokratiſchen 
Miliz der römifchen Hierardie, deren Macht über das Volk gegenwärtig gänzlich geſchwunden 
war, fid) durchaus nicht mit der neuen Organifation vertrugen. Ein Minifterium Roland Hatte 
gezeigt, daß die Gironde zur Erecutivgewalt der praftiichen Einſicht entbehrte, und war zurüd: 
getreten. Da organifirte Danton mit feinen Freunden einen Böbelhaufen, welcher am 20. Juni 
in die Tuilerien zog, um dem Könige Bitten vorzutragen. König und Königin wurden von 
dem Pöbel beider Geſchlechter ſchändlich geihmäht, jener mußte die Jafobinermüge auflegen, mit 
dem Pöbel trinken, und man ftieß mit der Pike nah ihm, die ein Nationalgarbift abmanbıe. 
Erft ald der Maire Pethion erfhien und den Pöbel ermahnte, entfernte ji derſelbe, melder 
herbeigeeilte Deputirten nicht geachtet hatte. Der Zweck, das Königthum zu flürzen, mar bied: 
mal nicht gelungen, und nochmals ſprachen taufend und taufend parifer Bürger in einer Adreſſe 
ihren Unwillen über ven ſcheußlichen Skandal aus, aber ihnen fehlte ver Kührer. Auch aus ven 
Departementd erſcholl ein gleiher Schrei des Unwillens, und Lafavette verließ das Heer und 

erſchien hülfsbereit am 28. Juni, vielleicht im Stande, mit der Nationalgarde dem Pöbel, wie 

ſchon einmal, eine Lection zu geben. König und Königin fließen ihn zurüd und er ging wieder 

zu feinem Heere. 

Für den 10. Aug. organifirte Danton einen zweiten Pöbelangriff, jiher, daß eine ernfte 
Abwehr nicht ftattfinden werde, obgleih Anftalten dazu vom Hofe getroffen wurden. Der 
König erſchien fogar, freilich in feidenen Strümpfen und Hoffleid, zur Mufterung ver Berthei: 
diger im Schloßhofe und ging mitden Worten: „Heute werden wir brav fein‘, Durch die Reiben, 
verbot aber den Schweizern oben auf der Schloßtreppe zu ſchießen. Bald fing der eingerrun: 
gene Pöbel an, diefer tapfern Soldaten zu fpotten und fie mit Hafen die Treppe herabzureißen, 
während die zum Schuge des Königs herbeigeeilten alten Ebelleute müßig in den Palaflzim: 
mern verharren mußten. Da erfchien einer der Abgeorbneten ver Gefeggebenden Berfammlung 
und berebete ven König, ſich mit den Seinigen in deren Lofal zu feiner Sicherheit zu begeben, 
und erthat ed. Als er dort in einem engen Raume im Angejichte ver Verſammlung unmürbig 
faß, fingen die bevrängten Schweizer außerhalb des Schloffes zu ſchießen an, um fich zu retten; 
ber Pöbel ftob auseinander, Danton erbleicgte, denn jegt war alles verloren, ein Befehl dei 
Königs und die Geſetzgebende Verfanmlung felbft war gefangen; aber dieſe trug ihm auf, dem 
Schießen Einhält zu thun, und er gehorchte. Sofort, während der Pöbel vie unglüdlicen 
Bertheidiger mordete und Greuel beging, ward der König fuspendirt, und man beftimmte ihm 
einen andern Palaft zum Aufenthaltsort, ſetzte ihn jedoch mit den Seinigen in den fogenannten 
Temple, um die Familie in feftem Gewahrfam zu haben. Zuvor bot der Unglüdliche noch einen 
widerlihen Anblick, denn er forderte zu effen und aß in feiner entfeglichen Rage vor aller Au: 
gen, die Beratung feiner Perſon womöglich noch vermehrend. Die Gefangenschaft im Temple, 
dem einftigen Bejige ded Ordens, welden Philipp der Schöne mit ſchnöder Rüge zu qualvollem 
Tode und fpigbübifcher Beraubung verdammt hatte, war hart, ald ob die Nemeſis des Ahn— 
herrn Verbrechen an dem fpäten Enfel zur Genüge räche. 

Lafayette wollte jogleich mit dem Heere nad) Paris eilen, aber deſſen Gejinnung zeigte fid 
fo ungünftig, daß er zu den Öfterreichern über die Grenze flüchtete, deren Regierung ben ebeln 
Mann unedel nad Olmüg in ſchnöde Haft bringen ließ. Der Herzog von Braunſchweig war 
ſchon mit einer unzureichenden preußifhen Armee in Frankreich eingerüdt, ein drohendes Me: 
nifeft erlaffend, welches die mächtige, ftolze, kriegeriſche Nation auf das tieffte beleivigte und er: 
bitrerte, während die Emigranten, die Urheber veffelben, ed anders gedacht hatten. Schen 
Ende September mußten fih die Preußen nad) einer vergeblihen Kanonade bei Valmy zu: 
rüdziehen, im October ging Mainz durch die dortigen Anhänger der neuen Ideen an 2 a 
zofen über, und diefe fiegten auch Anfang November unter Dumouriez über die Ofter: 
reicher und eroberten bie Niederlande derfelben, nachdem fhon am 22. Sept. Frankreich zu 
einer Republik erklärt worden war. In Paris aber hatte Danton die Anhänger des Hofd und 
der Emigranten plöglich gefangen nehmen laffen, und fie wurden von Mördern, deren Wuth 
durch Wein, mit Schießpulver gemiſcht, zum höchſten Grad geſteigert war, in den Höfen der 
Gefängniſſe fünf Tage lang (2. bie 7. Sept.) ſcheußlich niedergemetzelt. Solche grauenvolle 


Frankreich (Revolution von 1789 und deren Folgen) 553 


— trugen die kurzſichtigen Plane der Emigrirten und die Verkennung ver wahren Lage 
der Dinge. 

Im Gonvent, welder am 21. Sept. der Gefeggebenden Berfammlung folgte und fhon am 
folgenden Tage die Republif verfündete, war die Gironde ebenfalls im Übergewicht, hatte aber 
an Robespierre, deſſen idylliſche Monomanie die Jafobiner als das Heil der Welt verbürgen: 
ed Dogma mit engherzigem Fanatismus beberrfchte, einen furchtbaren Gegner, dem fie allein 
auf die Dauer nicht widerftehen Eonnte, da es der edeln Geſinnung und der Begeifterung für das 
Edle nicht gegeben ift, über den blinden Fanatismus in feiner Wuth zu fiegen. Danton er: 
fannte ald tüchtiger, von feiner Theorie geblendeter Mann die Gefahr, welche ganz Frankreich 
von dem tollen Jakobinismus und feinem Bögen drohte, denn er, obgleich der blutige Führer 
des Pöbels, Hatte nur das Königthum und den Adel ftürzen wollen, ohne vor dem entfeglichften 
Thun zurüdzufchreden, aber er war fein theoretifcher Blutmenſch, welcher unpraftifchen Theo— 
rien zu Liebe Mord auf Mord häufen mochte. Wiervol er im Thun Nobespierre weit hinter ſich 
gelaffen Hatte, hielt er ſich doch mit Recht in der neuen Nepublik nicht fiher vor diefem und bot 
daher der Gironde feine Hand, fiher, daß ihre Vereinigung hinreiche, den jafobinifhen Fana— 
tismus in Paris, weldes ja über Frankreich entfhied, unten zu halten. Aber die Gironbr 
verwarf dad Anerbieten, weil das Septemberblut an diefer Hand Flebte, und ging jo ihrem bal: 
digen Schickſal entgegen, welches ihr Danton, Elar die Dinge überſchauend, beftimmt vorher: 
fagte mit den Worten: „So bin ich verloren und ihr feid verloren.” Als Mann des Genuffes, 
welcher fih noch in diefem Herbfte große Summen aus dem eroberten Belgien holte, wäre er 
ſchon Robespierre genugfam zumider geweſen, da diefer Einfachheit und Tugend begehrte, wie 
fein inniger Freund, der ſtarre Republikaner St.-Juſt. 

Zunädft forderte man gegen Ende ded Jahres Ludwig XVI. vor ven Gonvent als Ber: 
dreier, und er begegnete nicht ohne Würde dem unwürbigen, nidtenugigen Gaufelfpiel mit 
ſcheinbar gejeglidhen Formen, da der Convent feine gefegliche Befugniß hatte, über wen ed auch 
fei, zu richten, außerdem aber fein Grund zu einer Klage vorlag, weil der König feine geſetz⸗ 
lihen Befugniffe nie überichritten hatte. Freilih hatte man nad) jeiner Gefangennehmung in 
den Tuilerien den Verſchluß entdeckt mit den geheimen Papieren, welche deutlich bewieſen, daß 
die conftitutionelle Gefinnung des Königs ein Gaufelfpiel geweien, aber dies bezweifelte ſchon 
fängft fein vernünftiger Menſch, jedoch an einer ungefeglichen , gefchtweige an einer verbredheri: 
ſchen That des Unglücklichen fehlte es. Seine Unzuverläffigfeit hatte ihm die Krone gefoftet, die 
er ohne Mord durch gefegliche Abwehr der Gewalt zu rechter Zeit hätte retten fünnen. Sollte 
Baufeljpiel mit Gaufelfpiel vergolten werden, jo war ed genug, wenn ber Gonvent den König 
verbannte, welcher Frankreich nicht das Geringfte ſchaden konnte. Doc die Jafobiner wollten 
feinen Tod und den aller Könige, die jeder zu ermorden befugt fei, weil Despoten nicht eriftiren 
dürften ald Frevler an der Menſchheit. Im Januar 1793 ward über die Beftrafung des Königs 
abgeftimmt, und die Jafobiner hatten alles aufgeboten, um die Milpgefinnten zu fchreden und 
ein Todesurtheil zu erzwingen. Bon der Gironde erwartete man, fie werde für Verbannung 
flimmen, und man war überraſcht, ald Vergniaud und dann die andern alle für ven Tod ftimm= 
ten. Welche politifche Anſicht fie zur Theilmahme an diefem Mord bewog, ift ungewiß, aber 
Feigheit vor den Schredmitteln der Jakobiner war ed nicht, denn feig waren fie nicht und dieſe 
hatten noch zur Stunde nicht die Oberhand. Am 21. Jan. ward der König guillotinirt und 
farb ruhig und gefaßt mit reinem Gewiffen, Branfreid den Frevel verzeibend, den aber die 
weltgefhichtliche Vergeltung nicht verzieh, denn daß feine Indolenz !) und Regierungsunfähig— 
feit der verhängnißvolle Duell des entfeglihen Elends der Revolution ward, entihuldigt das 
Verbrechen feiner Ermordung nicht. Der Sag: eine politifche Verſammlung fei befugt, gegen 
das Geſetz Menſchen zu ermorden, mit Nahäffung, d.h. mit Verfpottung der geſetzlichen For— 
mer, weil fie meine, politifche Zwecke erforderten ed, oder man müffe dem erregten Volkshaſſe 
folche Opfer varbringen, trug blutige Früchte. Der Adel ihöpfte Hoffnungen, weil die Schwäche 
des Königs ein Hemmniß gemefen war, und wirkte damit, wie das Ausland mit der Fortſetzung 
des Kriegs, nur, daß die republifanifche Gefinnung auf äußerfte gefteigert ward. Marat, ein 
Arzt aus der franzöftifhen Schweiz, ſchrieb unermüdlich die rafendften Morphegereien und ver: 
langte die Köpfe von Humderttaufenden, dazu aber einen Dictator, das Ganze fiher zu leiten, 


1) Die Untegfamfeit feiner Natur war —— außerordentlich. Einige Zeit nach feiner Vermah— 
fung mit der jungen, fchönen, lebensfrohen Marie Antoinette beglückwünſchte man dieſe bei einem leich— 
ten Unwohlſein, als fei fie in intereffanten Umftänden. „Wovon denn wäre ich es?“ antwortete fie. 
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womit er auf Robeöpierre deutete. Bald warb ein Wohlfahrtsausfhup und ein Revolutiong; 
tribunal errichtet, beide ganz in ver Hand Mobespierre’3, welder, meil er ber zähefte und ein: 
feitigfte Sanatifer war und die im Grunde richtigen republifanifdgen Ideen im folgeredter 
Theorie bi$ zur Egricatur verzertte, der Held des Tages ward. Die Gironde erlag bald, da 
Robespierre jie beſchuldigte, fie wolle eine Föpderativrepublif gründen und damit Frankteich 
ohnmächtig machen, wozu noch die abgejchmacteften Verleumdungen gefügt wurben, als jei 
fie mit dent General Dumouriez in irgendeiner Verbindung geweſen, welder nad dem Verlufi 
einer Schlacht bei Neerwinden, nichts Gutes von Paris her ahnend, dem Gonvent drohte und 
voyaliftiihe Plane hegte, ſich aber bald genöthigt ſah, zu den Ofterreichern zu flüchten. Pan, 
gewöhnt, an der Spige Frankreichs zu ftehen, und dieſes bereits beherrſchend, wandte jih von 
der Partei, welche des Föderativſtaats befhuldigt ward, und die Gironde ward angeklagt. Ein 
Theil verfelben flüchtete nach der Bretagne und nad) dem Süden, die andern wurden hingerichtet, 
aber auch jene famen meift um oder wurden eingefangen, um das Schaffot zu befteigen. Sit 
hatten feinen Grund, ſich über ihr Schickſal zu beſchweren, da ihnen nichtd anderes geſchah, alt 
was ſie ſelbſt für recht erflärt hatten. Sie hatten ven König morden helfen, weil es ihnen jwed: 
mäßig ſchien, Nobespierre mordete fie aus gleihem Grunde, und dies rajende Thun ward mım 
herrſchendes Princip. Aber mit der Gironde ward aud die eigentlidie Republik hingerichtet, 
und der parijer Tyrannei gegenüber erhoben fi) die wahren Nepublifaner fowie das royaliftiſh 
gefinnte Volk in den ſüdlichen und weftlihen Landſchaften. Gin für die Gironde begeiſtertes 
Mädchen, Charlotte Corday, welches fliehende Girondiſten in ver Bretagne geſehen, ging nah 

Paris und mordete Marat, ald er im Bade faß, und als ihr Haupt unter der Guillotine ge: 

fallen war, murrte das herumſtehende Volk, als der Scharfrichter das Haupt emporhob und 

ihm einen Schlag gab. Natürliche Regungen des Volkes waren durd die Jafobiner nicht gan; 

zu unterdrücken, wie auch bei den niederträchtigen Anſchuldigungen der Königin, deren unglüd: 

liches Haupt 14 Tage vor den Häuptern der Gironde fiel, die Weiber aus der Hefe des Vobels 

gegen den ſchmuzigen Ankläger murrten. Krieg im Innern und außen fleigerte die Wuth der 

Jakobiner und trieb jie zu einem Syſtem des Schreckens, deſſen Scheußlichkeiten die Republif 
vernichteten. Raſende, brutale Menſchen zogen in dem Lande umher und guillotinirten, erſchoſ⸗ 
fen und erfäuften Männer und Weiber, Greife und Kinder, Jünglinge und Jungfrauen auf 
Verdacht hin, oder aus Laune, Bosheit, Royaliften und Republikaner, Menſchen mit politiiäer 
Gelinnung und folde, die gar nichts von Politif mußten. Zu Taufenden und Taufenden wur: 
den fie gemordet und jeder Menſch war verbädtig verdächtig zu fein, wenn er nicht gerabe rın 
wüthender Jafobiner war. Die Religion war verfhmwunden, und derjelben verdächtig zu jein 
war gefährlid. Weiber und Mädchen mußten die neuherrihende Göttin Vernunft als das 
noch Alleingeltende darftellen, und die Unfterblichfeit der Seele zu glauben galt für kindiſchen 
Aberglauben, ver Kirchhof ward als „Feld des Nichts‘ bezeichnet. Die begeifterten Be: 
grüßer der Franzöſiſchen Revolution im Auslande wandten fid) mit Zorn und Efel von ihr ab 
und verfluchten fie, doc in neuern Zeiten hat dieſes greuelhafte Schreckensſyſtem feine Verthei⸗ 
diger gefunden, ald ob es Frankreich nad) innen und außen gerettet. Es rief die Aufftände be: 
vor, und dieje wurden erft befchwichtigt, ald ein menfchlicheres Verfahren ver Truppenanführe 
eintrat, nachdem die Leute gejehen hatten, wie wenig ſie unter uneinigen Führern gegen Kriege: 
pisciplin und gefhictte Generale vermodten. Nach außen war Frankreich nicht gefährdet. Das 
in Trägheit verfunfene Spanien im Rüden, dad morfche Deutſche Neich mit der im Siebenjäb: 
rigen Kriege lächerlich gewordenen Reichsarmee vor fh, dazu Belgien und Holland, beide nad 
eben unterdrückten Aufftänden von einer ſehr zahlreichen Revolutionspartei erfüllt, Hatten die 
Franzofen nur Ofterreih und Preußen zu fürdten, fonnten aber lange Zeit auf viele Anhänger 
der neuen Ideen in manchen Strichen Deutſchlands und in ganz Italien rennen. Oſterteich 
und Preußen ftellten Feine fo zahlreichen Heere auf, als nöthig geweſen wären, um ſiegend bis 
Paris zu gelangen und ji dort mit Sicherheit feftzufegen. Außerdem waren Ofterreid und 
Preußen ingeheimer Feindſchaft und wirkten nicht einig zufammen unter Feldherren, melde zwar 
zu den guten der damaligen Zeit gehörten, aber ven franzöſiſchen nicht überlegen waren. ber: 
died verfuhren diefe Feldherren mit einer Vorfiht und Langſamkeit, daß fie jelbft nad einem 
Siege nicht einmal vafch vorzugehen wagten, ſodaß die Franzofen immer nur an der Örenze zu 
fechten hatten, während jie bei ihrer lebhaften Rührigkeit jeden Sieg raſch verfolgten, Es ift 
genug bekannt, wie ſchnell ver Franzofe zum Soldaten gebilvet wird, mie lebendig er ſich be: 
megt und lange Märfche aushält. Nicht des Schreckens bedurfte es, um die Armeen zu ſchaffen 
und jie gegen den Feind zu treiben, denn Friegerifcher Geift und Nationalgefühl ind in Frank⸗ 
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reich ftarf genug, um dem Angreifer Heer auf Heer entgegenzutreiben, und jede Staatsgewalt 
findet dort allezeit felbft zu Groberungen bereitwillige Armeen. Überdies waren die Soldaten 
für die Idee von Freiheit und Gleichheit begeiftert, denn die Maffe ver Bürger und Bauern, 
aus denen fie hervorgingen, waren von dieſer Idee mächtig ergriffen, da ſelbſt die Vortheile, 
melde ihnen daraus erwuchſen, fie ihnen empfablen. Umgekehrt, daß Branfreich durch die 
Greuel des Schreckensſyſtems gerettet ward, erfiebt man daraus, melde Kraft ein großes Volf 
bejigt, wenn es für edle Ideen begeiftert ift, die e8 befähigt, trog ſolcher ſcheußlicher Wahnſinns— 
erplofionen im Innern und der daraus hervorgehenden Zerrüttung dem angreifenden Feinde die 
Spige zu bieten und den endlichen Sieg über alle Gefährdungen davonzutragen. 

Robeöpierre fand nach dem Sturze der Gironde ſich in der gewünſchten Allmacht, die er er: 
Rvebte, durch Danton gehemmt, deſſen Anſehen zu groß war, um ihm nit im Wege zu 
ſtehen, und welder das Schreckensſyſtem mit feinen Septembermorden für genügend abge: 
ſchloſſen anfah. Aud war ihm das jeinen ivyllifhen, tugendhaften Begriffen gar nicht ent: 
ſprechende Leben defjelben anftößig, und da der Unmuth über die troftlofe Lage der Dinge Dan: 
ton jo laß machte, daß er den Gonvent eine Zeit lang verließ, fo erreichte Nobespierre den Gipfel 
reiner Mat. Sobald daher Danton zurüdfam, ward er durd das Baufeljpiel des Revolu: 
tionstribunals verurtheilt und im dreiundzwanzigften Monat nad dem Königsmorde guillotinitt. 
Robespierre konnte Charakter und politifhen Blick, die ihm fehlten, nicht durch feine Mono— 
manie erjegen und ſank alsbald, da ihm die heftigen Jakobiner von Bedeutung nicht blindlings 
dienen wollten, jondern jeine Boffeleien am Staate bald lächerlich und wiverlic fanden. Der 
neue Dietator meinte Tugend und Religion lügen zu müffen, da fie zu feiner Staatdidylle ge: 
hörten, und gerade das ward ihm zum Verderben. Im Mai 1794 veranftaltete ev eine Er: 
klärung, es gebe ein höchſtes Weſen, und proclamirte dies in einer Art Beftfeier, während ver 
Unglaube und die Religiondverjpottung an der Tagesordnung waren. Auch glaubte er die Zeit 
gekommen, um mit dem vajenden Morden einige Ausnahmen machen zu dürfen, und wollte 
z. B. die Schwefter des Königs, die fromme, ftille, wohlthätige Glifabetb, gegen welche Fein 
Haß vorhanden war, nicht guillotiniren laffen. Doch er war dem Fluch feines Thuns verfallen, 
denn Fräftigere Jafobiner, Billaud, Collot d'Herbois, Barere, beihloffen feinen Sturz, und 
zwar dadurch, daß jie ihn auf der blutigen Bahn immer vorwärts fließen, damit er dem allge— 
meinen Haß erliege. Es ging nun immer toller, und er mußte fogar feine eigenen Bewunderer, 
z. B. die Frau von St.:Amaranthe und deren Töchter, welde für ihn fhwärnten, binrichten 
laſſen. Gine ergögliche Ironie des Schickſals war ed, daß der wunderlice Tugendmann gerade 
zunächſt durch ein Weib geſtürzt ward, welches feine hohe Achtung vor der Tugend hatte. 

Zallien, ein tühtiger Jafobiner, ward bei feiner tbeatraliihen Schauftellung ald Abgeorp: 
neter ded Gonvents im Süden von der fhönen Fontenay:Gabarrus bewundert und diefe folgte 
ibm nad Paris. Robespierre ſuchte die Tugend an ihnen zu rächen, aber Tallien kam ihm zuvor 
und bereitete feinen Sturz, denn nur die Jafobiner hielten ihn aufrecht, und die Haupttonan: 
geber derjelben traten mit Tallien zufammen. Die ftillen Männer im Gonvent, welde ale 
jhmweigende Anhänger der Feuillants oder der Gironde fih in alles fügten und ſpöttiſch der 
Sumpf genannt wurden, und die verftummten Reſte der Cordeliers, welche ihren tiefen Groll 
über Danton's Mord auf den Rachetag im Herzen verfchloffen, waren zu jeder Stunde’ bereit, 
den Dictator flürzen zu helfen. Schon am 27. Juli brach der Sturn im Gonvent los und 
jand in ihm nicht den entjhloffenen Mann von Muth, fondern den zur Politif unberufenen 
Theoretifer, welden der Blid in die Lage der Dinge und in jeine eigene fehlte. Als er auf das 
Stadthaus geeilt war und die bewaffnete Macht anrüdte, wollte ex ſich durch einen Schuß töd- 
ten, zerſchmetterte jih aber nur die Kinnlade und mußte unter heftigen Schmerzen die ihn ver: 
urtbheilenden Reden im Gonvent anhören. ?) Am 28. Juli ward er guillotinirt und feine Werf: 
zeuge büßten gleicherweiſe ihre Frevel, der Staat aber fiel in die Hände eined Directoriumd von 
fünf Männern, von denen Feiner fähig war, ihm eine lebensfähige Beftaltung zu geben. Barras 
war der bebeutenpfte derſelben, beſaß Muth und Entſchloſſenheit und war ein verftändiger Lebe— 
mann, aber nichts weiter. Sieyes, erft fpäter eintretend, war ver Theoretifer des Directoriumg, 
welder Berfaflungen aller Art zu machen wußte, nur feine, welche brauchbar geweien wäre, da 
er keinen hiſtoriſchen Blick hatte und die Mannicfaltigkeit der beiondern Zuftände im Staate 


2) Die perfönliche Beigheit, welche er bei feinem Sturze zeigte, mag für eine urſprünglich fanfte 
Natur zeugen. Cine Wahrnehmung aber iſt es, das ſelbſt ganz weiche Naturen, wenn fie einmal auf 
biutige Wege gerathen, wie von einem Raufche ergriffen und am mordgierigften werden, 
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meber zu erkennen, nod einen fie alle umfaflenden Einheitspunft aufzufinden mußte. Diefe 
Fünfmänner hielten mit einem Rath der Alten und einem Nath der Künfhundert einen Schein 
der Republik aufreht, unterbrüdten einige Verſuche zur Widerſetzlichkeit durch Truppen, 
Kranfreih aber war durchaus ohne politiihen Halt im Innern, und nur feine Heere maren, 
durch geſchickte Feldherren zu Siegen geführt, organifirt. Daß der angefehenfte Feldherr, wel: 
chem die Soldaten ergeben waren, die Dictatur über dad dedorganifitte Land gewinnen mußte, 
mar natürlich‘, da die Raferei ver Schreckensherrſchaft alle mit Sehnſucht nad einer vernünf: 
tigen ftarfen Regierung erfüllte. 

Der Eorfe Napoleon Bonaparte hatte ſich als fähiger Offizier beiwiefen, und da er, um 
Barrad’ Gunft zu gewinnen, bie Witwe Jofephine Beauharnais, eine von den Damen, mit 
welchen ver Lebemann fehr intim umging, heirathete, warb er Oberfeldherr in Italien, fieate 
vollftändig und plünderte das unglüdliche Land, feine Runftwerfe und fein Geld nad Frankreich 
fendend, bald ein Abgott des Heeres und von dem ruhmliebenden Volke hochbewundert. Vom 
Directorium auf feinen Wunſch nad Ägypten gefandt, um dem verhaften, an der Spige ber 
Feinde ſtehenden England eine Wunde zu fhlagen, Fonnte er, obgleich durch Kriegskunſt leicht 
fiegend, den Zweck nicht erreichen und fehrte im rechten Nugenblid zurüd. Die Frucht feiner 
Siege in Jtalien war verloren, dad Heer wiederholt gefhlagen worden und alles jab aufden 
Zurüdgefehrten ald den Retter aus der Noth. Er ſtürzte militärifc die untaugliche Regierung, 
führte ein Gonfulat ein, in welchem er die erfte Stelle einnahm mit dictatorifcher Gewalt, vor: 
erft noch ven Schein einer Republik gelten laſſend. Doch 1804 nahm er die Kaifermürbe an, 
vermöge des Gaufelfpield einer allgemeinen Abftimmung, die fie ihm übertrug, denn Franfreis 
widerfpricht feinem, mwelder in Paris die volle Regierungdgewalt in Händen hat. Obgleich 
diefer Mann durch firengen Despotismus das Rand in Ruhe erhielt, fo war ed dod für Frank⸗ 
reich und Europa ein großes Unglüdf, daß er die Gewalt in feine Hand befam. Sein Feld⸗ 
berrntalent war von feinen eveln Eigenschaften begleitet, denn er war ein unedler Menſch, ohne 
wirkliche Seelengröße und Humanität, von der craffeften Selbſtſucht raftlo® getrieben, die ganze 
Welt ald ein Opfer zur Befriedigung derfelben zu betrachten und zu behandeln. Unter Rotes: 
pierre hatte er eine Broſchüre im Sinne der Blutmenfhen gefchrieben, ald Conſul ahmte er fir 
nad, denn wie diefe gemorbet hatten, weil fie ed für die Republik zweckmäßig Bielten , fo that er 
auch, nur mit dem Unterſchiede, weil er es für die Zwecke feiner Selbftfucht zweckmäßig hielt. 
Er ließ den Herzog von Enghien, einen jungen Bourbon, in Deutfhland durch Soldaten bei 
Nacht fangen, mit ſchmählicher Verlegung des Völkerrechts, und morbete ihn dann bei Naht 
im Feſtungsgraben von Bincennes. 

Das Einzige, was Frankreich aus dem Schiffbrud feiner Beftrebungen gerettet hatte, mar 
die Idee der Gleichheit gegenüber dem Staate, die übrigen Humanitätdideen ded 18. Jahrhun: 
bertö aber erlagen dem Despotismus und der Selbftfucht, weldye der neue Kaifer in alle Län: 
ber, die er berührte, au&breitete. Für viefen gab es fein Völkerrecht, jondern bis zum Phanta: 
ftifchen gefteigerte Laune, die weder dieſes noch fonft ein Recht achtete. Inftinctartig bafte feine 
unedle Seele jeven edeln Gedanfen, und felbft die Gleichheit taftete er, fomweit er konnte, an und 
angelte nad) den Reſten des alten Adels. Die politifche Unfittlichfeit ward zum Götzen des Taget 
erhoben, doch kaum zeigt etwas bie Gefinnung dieſes Feldherrn nackter ald fein Ausſpruch in 
Rouffeau’3 Zimmer, Als man ihn in vaffelbe geführt hatte, zeigte er ſich völlig gleichgültig, 
und ald man ihm bemerkte, vielleicht hätte e8 ohne diefen feine Revolution gegeben, antwortete 
er, der für die Blutmenſchen gefchrieben hatte: „Ich fehe nicht, was Franfreich dabei gemonnen 
hat.“ Diefed ertrug feinen Despotismus, weil das blutige Befpenft der Schreckenszeit ihm bei 
jedem Gedanfen einer Erhebung vor die Augen trat. Als der phantaftifche Kriegszug nad 
Nupland den Despoten endlich auf die Infel St.Helena geführt hatte, wo fein ewiges Gewim⸗ 
mer feinen Mangel an wahrer Seelenhoheit zeigte, liegen ſich die Franzoſen die Boutbonen 
wieder gefallen, bis deren Angriffe auf die Gleichheit fie ftürzten, aber fogleich trieb fie jene? blu- 
tige Gefpenft dem jüngern Zweig verfelben in die Arme, und ale ein für Frankreich fehr bes 
ſchämender Angriff auf venjelben ihn faft zufällig ftürzte, fcheiterte die neu aufgewärmte Repu: 
blik in kurzer Frift an dem wieder aus dem Boden fleigenden Mordgefpenft. Zwar ſcheuchte der 
Mittelftand, welcher auch die erfte Revolution zum Guten geführt hätte ohne bie Verhinde— 
rung durch Ludwig XVI., dieſes Gefpenft zurüd, aber die Nepublif, welde niemand etwas zu 
bieten Hatte, fand zu drohend vor aller Augen. Die Nation lieh es ſich gefallen, daß die Armee 
ren Imperialismus in dem Neffen ihres ehemaligen Feldherrn wieder einführte, obgleich damit 

Drganifation, wie fie ein großes Wolf bedarf, gewonnen ward. Solange bie, welde 
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ſich an die Spige einer Volksbewegung für wahre Geſetzlichkeit und gefegliche Gleichheit ftellen, 
von dem Wahnwig befangen bleiben, dad Heil durch Nahahmung der Schreckensherrſchaft zu 
ſuchen, wird Europa nit zur Herrſchaft der Humanität gelangen, und doc ift diefer immer 
wieder auftaucende Wahnwig von allen bittern Früchten jener Öreuel die bitterfte Frucht, deren 
innerfter Kern ver plattefte Despotismus ift. 

Auch Deutihland empfindet die Folgen der verunglüdten Franzöſiſchen Revolution ſchwer. 
Die Humanitätdideen gelten als vevolutionär, und jeder Gedanke an eine Organijation des 
für Frankreich zur Ohnmacht eingerichteten Landes, welche auch Rußland und England zu er: 
halten befliffen find, ſtößt auf ven Wahn der Revolution mit jenem blutigen Geſpenſt im Hin- 
tergrunde. Die gewaltige Bewegung des Jahres 1848, hervorgegangen aus einem wahren, bis 
zum Peinlichen gefteigerten Bedürfniß eines in feinem innerften Leben zerjegten großen und ftar: 
fen Bolfes, ſich aus den Fefleln, die e8 zur Ohnmacht zwingen, zu erretten, ſcheiterte vorzugsweiſe 
durch das Zutagetreten Robeöpierre'icher Gedanken, deren Ausführung zu einer focialen Joylle 
binleiten follte, welche der von jenem projaifchen Nachäffer Rouſſeau's erftrebten nachſtand, da 
jte die Stallfütterung als ihr höchſtes Vorbild betrachtete und jede Spur von Individualität 
und freier Bewegung audrotten wollte. Herder, der edle Apoftel der Humanität, fagte von den 
Greueln in Frankreich, fie würden die Menſchheit für ein Jahrhundert in die Barbarei zurüd: 
werfen, und wirfli ift ein halbes Jahrhundert vorüber, welches feinen Ausſpruch beftätigt. 
Das Gelüften, Menſchen zu morden, um eine politifche oder religiöfe Theorie zu verſuchen und 
durchzuführen, und ver Gedanke, ſolche Scheußlichkeit ſei eine höhere Staatsnothwendigkeit, die 
feinen Anftand finden dürfe, find aller Humanität feindlich entgegengejegt und vollfommen 
barbariſch. Noch ift feine Ausſicht, daß dieſe Barbarei, zu der ji in neuerer Zeit noch die Bar: 
barei der katholiſchen und proteſtantiſchen Jefuiten gefellt, in der zweiten Hälfte diefes Jahr: 
bundertö den aus dem vorigen Jahrhundert geretteten Reſten der Humanitätsideen weichen 
werve. Ehe diejed aber geſchehen iſt, wird Feine gejunde Organifation der Staaten, welde 
den Menſchen ſich menſchlich frei zu entwideln geftattet, möglich fein. 9) 

K. Shwend. 

Frankreich (Neuere Berfaffungsgefhihte). Kein anderer Staat der Neuzeit 
befigt eine jo überreihe und wechjelvolle Verfaffungsgeihichte wie das neuere Frankreich; und 
wenn dieje nicht endenden Umgeftaltungen ihrer Mehrzahl nad) das Glüd des Volkes weit mehr 
Rörten als förberten, fo bieten diejelben doch eine Fülle praktifcher Belehrungen dar. 

I. Sranfreid vor der Zeit der Revolution. Das ganz alte Branfenreid war fein 
willkürlich nad den Launen feiner Herrfcher regierter Staat. Die Entwidelung der abfoluten 
monarchiſchen Gewalt in den jüngftverfloffenen Jahrhunderten hat unter anderm bemirkt, daß 
man in den meiften Geſchichtsbüchern die Anfichten von der Macht ver Herricher aus diefer ſpätern 
Periode auch auf die viel frühern Zeiten übertrug, während welder die thatfählichen Verhält- 
niffe ganz andere waren. Nicht nur ein Karl der Große, der durch die Überlegenheit feines Gei— 
led allerdings auch in den innern Staatöverhältniffen eine ungewöhnlide Macht erlangte, 
fonden felbit feine Vorgänger und Nachfolger ericheinen in unfern Hiftoriihen Schriften 
gewöhnlich wie die abjoluteften Herrfcher, von deren Alleinwillen alles abhing. Dem war aber 
nicht fo. Bei ſämmtlichen germanifchen Völkern, namentlich bei den Kranken, entſchied in allen 
wichtigern Angelegenheiten ded Gemeinwefend die Anfiht und der Wille der Volksverſamm⸗ 
lung, an der die Freien ausnahmslos theilnahmen, und jümmtlihe Sranfen waren glei 
frei. Das Königthum jelbft wird in Gapitularien Ludwig's des Frommen ald Minifterium, 
ald Amt bezeichnet. Während man in unfern meiften Gefhihtsbüchern die Erhebung Pipin’s 
auf den fränfifhen Königäthron nur ald eine dur ven Ausſpruch des Papſtes gültig gewors 
dene Balaftrevolution darftellt, fpricht ver Papft Zacharias felbft in einem Briefe an Pipin von 
einer Wahl durch alle Stände (omnium ordinum). Karl der Große fowie jeine Nachfolger 
bedurften einer Erwähluug, die allerdings gewöhnlich nur formeller Art geweſen fein mag, 


3) Seit Dbiges gefchrieben worden, hat Frankreich, die Bahn bes Kriegs und ber Eroberung bes 
tretend, Europa in eine Spannung verfegt, welche den Regungen zu einer gefeglichen Freiheit jchon 
manchen Vorſchub in Europa geleitet und dadurch manche Erbitterung geläutert hat. ber es würde 
voreilig fein, der Hoffnung auf einen wirflichen Sieg wahrer Freiheit und wahrer Humanität Raum 
u geben, folange diefe Spannung nicht einem geficherten Frieden weicht. Der ficherfte Gewinn bisjegt 
it, daß es fih für jedermann durch die That erwiefen hat, es fei fein Heil für die Staaten Eurcpas 
irgend aufzufinden ohne eine freiheitliche Organifarion berfelben und ohne Befeitigung aller zur Lüge 
gewordenen Zuftände, 
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gleihwol ihre Bedeutung nicht vollffändig verlor, wie denn eben auch Karl der Große in feinem 
Teftamente das Verlangen ausfpriht: „Wenn eins meiner Kinder einen Sohn hinterläßt, den 
das Volf erwählen will, um ihm auf dem Throne zu folgen, fo wünſche id, daß deflen Obeime 
dazu beiſtimmen.“ Ebenſo führen die Urkunden aus ver Zeit feined Sohnes eine bezeichnente 
Überfhrift: „Ludwig, durd) die Gnade Gottes und die Wahl des Volkes König” u. ſ. w. In 
gleicher Meife übte die Volksverfammlung fogar das Recht ver Abfegung des Fürften aus. Allge: 
meine Gefege wurden in Volksverſammlungen beſchloſſen. Aus Karl’d und der nächſtfolgen den 
Zeit bejigen wir eine Menge Gapitularien, welche ausdrücklich befagen, daß fie cum omnium 
consensu erlaffen worden feien, wie fie auch ausbrüdlih auf dem Grundfage beruben: „ut 
populus interrogetur de capitulis” u. ſ. w. Die Verſammlungen führten verſchiedene Namen; 
ald Parlament wurden diejenigen bezeichnet, welche die Nation aus eigener Autorität abbielt. 

Das Feudalmwefen breitete fih immermehr aus. Noth und Unficherheit brachten zabllofe 
Freie dahin, ſich in ein Hörigfeitöverhältniß zu begeben. Statt der allgenreinen Bolfsverfamm- 
lungen treten allmählid die Stände auf. Diefe Stände üben die Gewalt der Gefammtnation 
aus. Nach ver Gefangennehmuug des Königs Johann durch Die Engländer find e8 die Etäntr, 
welche unbeftritten eine Neichsverwefung anordnen. Im Jahre 1420 find fie es, melde den 
Daupdin, den legitimen Thronerben, ald Mitihuldigen des an dem Herzoge von Burgund 
verübten Meuchelmords zu verfolgen befehlen. So in zahllofen andern Fällen. 

Das Parlament verwandelte ſich vorzugsweiſe in einen Juftizhof. Da man aber in fpäterer 
Zeit auch die zu eigentlihen Reihsftänden gemorbenen Generalftände gleihfalld nidt mebr 
berufen wollte (die legte VBerfammlung derfelben vor der Revolution fand befanntlid im Jahre 
1614 ftatt), jo nahmen viefe Parlamente das Recht für fi in Anſpruch, alle neurn Steneredicte 
zu prüfen und deren Regiftrirung auch zu verweigern. 

Die Macht des während des Mittelalters fo gewaltigen Adels wurde durch die ganze Ent: 
widelung der Neuzeit untergraben. Es bildete jih das abfolute Königthum, Die Maſſe des 
Volkes zählte faſt gar nicht mehr im öffentlichen Leben. Der Adel unterlag im Kampfe gegen 
die Fürſtengewalt. Diefer Kampf entjpann fih in Frankreich ihon unter Ludwig XI. und ge: 
langte unter Ludwig XII. und XIV. — unter Richelieu und Mazarin, namentlich in den Hugenot: 
tenfriegen — der Hauptſache nach zur Entſcheidung. Die Fürften over deren Rathgeber brachen 
indeß die Gewalt der Ariftofratie nur infomweit, als diefelbe nach oben hinderlich jchien und dem 
föniglihen Willen entgegentreten konnte. Nach unten, dem Volke gegenüber, blieben Die bevor: 
rechteten Stände, Adel und Geiftlichfeit, im Befige ihrer frühen Befugniffe. Man überbäuft: 
fie jogar mit Ehren, wenn fie fih dazu verftanden, dem Königthume zu dienen. Die Ehrenpe: 
ften im Heere und felbft in der Kirche bildeten gleichfam eine Domäne des Adels. Auch milderte 
ſich diefer Misftand nicht, fondern er wuchs noch zur Zeit der fortfhreitenden Bildung, und es 
wurde richtig beinerft, daß es dem Nichtadelichen unter dem mohlwollenden Ludwig XVI. ſchwerer 
bielt,, Offizier zu werben, als einft unter dem hochfahrenden Ludwig XIV, Gerade aus folden 
Seftaltungen mußte ein Verhältnig hervorgehen, das auf die Dauer unhaltbar war und melde: 
in Wirklichkeit zu der großen Revolution führte. 

Der Adel beſaß allerdings vordem ſchon manderlei Rechte und Befugniffe, denen aber 

immerhin auch ſehr bedeutende Pflichten und Leiftungengegenüberftanden. Die Veränderungen 
in der Kriegführung veranlaßten ein Hinwegfallen der fhmerften diefer Gegenleiftungen. Die 
Ausdehnung der Staatögewalt, das immer weiter gehende Anfichreigen der Berwaltung und 
das Gentralifiren derſelben durch das Königtbum befeitigten andere läftige Verpflichtungen der 
Seigneurs, während neue für das Volk daraus hervorgingen. Der Staat führte Auflagen ein, 
zu denen gerade das gefammte niedrige Volk und meift nur dieſes beigezogen ward. Die alten 
Beudallaften dauerten daneben fort; fie anzutaften, glaubte die Regierung feinen Grund zu 
haben. Bei jedem Schritte mußte der Bauer Abgaben an Adel und Geiftlichfeit entrichten, ohne 
daß er die geringfte Gegenleiftung, den geringften Nutzen für fi, den Zablenden wahrnahm. 
Unzufriedenheit darüber, die immer allgemeiner ward, fonnte nicht ausbleiben. 
Das Beamtentdum erfegte mehr und mehr den Adel in Leitung der Öffentlichen Angelegen- 
beiten. Bürgerliche Angeftellte, nicht die Seigneurs, beforgen gleihfam alle Geſchäfte der Re: 
glerung. Die vornehmen Adelihen erfcheinen nicht als die Repräfentanten des Monarden in 
der Verwaltung; ; fie jind vielmehr gleichfalls Unterthanen geworden wie die andern, nur aus— 
geftattet mir Vorrechten, Privilegien und Immunitäten, und zwar durchgehende auf Roflen der 
übrigen Einwohner und zu deren Arger und Laft. Die Juftiz wird zwar noch vielfad im Namen 
jener Seigneurd ausgeübt, aber wahrlich nicht ver Erhaltung des Rechts an ſich, jondern viel: 
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mehr nur der Sporteln, alſo des Geldertrags wegen, ſodaß man in jeder Gebührenentrichtung 
an die Patrimonialgerichtsbehörde blos eine legitimirte Erpreſſung erblickte. 

Die Zahl der Feudallaſten war ungemein groß (die Verzeichniſſe derſelben bei ihrer Aufhe— 
bung beweiſen dies, im Gegenſatze zu einer Behauptung Tocqueville's). Verſchiedene dieſer 
Laſten und zwar gerade ſolche von ſehr drückender Art finden ſich allgemein verbreitet. Will der 
Bauer ſeine Früchte gegen das Wild ſchützen, ſo verbietet ihm dies der Seigneur als Beſitzer 
des Jagdrechts; will er auf ſeinem Felde arbeiten, ſo ruft ihn der nämliche Grundherr zur 
Frone; will er ſich nach dem andern Ufer eines Gewäſſers begeben, jo hat er wieder dem Seig— 
neur eine Gebühr zu entrichten; will er feine eigenen Grzeugniffe auf einem Marfte verfaufen, 
fo ift ihm dies von demfelben verboten, oder er muß dem Feudalherrn eine Abgabe bezahlen; 
will er ven zu feiner Nahrung erforderlichen Reſt jeines Getreided mahlen und zu Brot ver: 
baden, jo ift er genöthigt, fi der Zwangsmühle und des Zwangsbackofens defjelben zu bedie— 
nen. Tritt dagegen eine Hungersnoth ein, oder kommt ein perfönliched Unglüd über ven Mann 
oder feine Familie, jo liegt demjenigen, für den er fletö fronen und an den er fo oft zahlen muß, 
keinerlei Berpflichtung zur Hülfe oder zum Unterhalte ob. 

Diefer Zuſtand ward um fo unerträglicher, je mehr die Lage des Volkes im allgemeinen ſich 
beiferte, je mehr deſſen Selbftbewußtfein ftieg, und je vollftändiger hinwieder die Leitungen der 
Seigneurd für dad Gemeinwejen verſchwanden. Dazu kam, daß die leßtern nun audh feine poli- 
tifche Gewalt mehr, fondern eben nur noch jene Privilegien befaßen. Mit vem Verſchwinden des 
Nimbus, den der unmittelbare Beſitz der Macht gewährt, drängte ſich die Frage auf: warum 
man denn einem Mitunterthan fo ſchwere Leiftungen ſchulde? 

A. de Torqueville Hat in feinem (wenn auch zum Theil zu ſehr fyftematifirenden, doch im 
allgemeinen wahrhaft trefflihen) Buche „L'ancien regime et la revolution” in meifterhafter 
Weile nachgemwiefen, wie die Öffentliche Gewalt fhon vor der Revolution ven Händen des Adels 
entſchwunden und in die einer furdtbar centralijirten königlichen Regierung übergegangen 
war. Gin abminiftrativer Körper hat ih an dem Throne als fönigliher Nath (Conseil du roi) 
in jeltfamer Art ausgebildet. Sein Uriprung ift alt, feine Functionen jind meiftend neu. Gr 
caffirt die Urtheile gemöhnlicher Gerichte und bilvet ven höchſten Apminiftrativ: Juftizhof; 
unter dem bon plaisir des Königs übt er gefeßgebende Gewalt aus; er ertheilt den Agenten 
der Regierung Weifungen und entſcheidet über alle wichtigen Berwaltungsangelegenheiten; er 
beſtimmt und repartirt fogar die Steuern ; freilich alled nicht aus eigener Machtvollkommenheit, 
jondern nur injoweit ed dem Könige zufagt. Die Mitglieder dieſes Nathes beitehen nicht aus 
den Häuptern der vornehmften Gejchlechter, ſondern aus Leuten von mittlerer Herkunft. Der 
Seneralcontroleur hat die Hauptleitung der widtigften Geſchäfte. In den einzelnen Land— 
fhaften findet man im 18. Jahrhunderte zwar nod Grand:Seigneurs mit dem Titel und den 
Ehren von Gouverneuren der Provinzen, die Macht aber ruht nicht mehr in ihren Händen, 
fondern. in denen von Intendanten, Leuten ohne vornehme Geburt, größtentheild aus dem 
Mittelftande, melde in den einzelnen Bezirken die Negierungsbefehle durch Subdelegirte voll= 
ziehen laffen. 

Die meiften Auflagen wurden vor der Revolution in neugebildeten Formen erhoben; der 
Adel hatte mit deren Eintreibung nichts zu thun, nur war er felbft frei davon. Die läftigfle aller 
Auflagen, die Aushebung für den Militärdienft, diefe Menfhenfteuer, beſtand damals ſchon, 
und da fie aus den Beudaleinrihtungen nicht hervorging, fo befümmerten fi die Seigneurs aud) 
nichts darum; fie drückte faft ausfchlieplich die ganz Armen; denn außer den Adelichen waren 
die Stäpdter und die eine anfehnlidhere Steuer entrichtenden Grundbefiger frei davon; ja es 
genügte, daß ein junger Menſch bei einem Adelichen diente, um ihn der Loſung zu entziehen. 

Im Mittelalter gab eö feine allgemeinere Einrichtung als die Selbftverwaltung der Ge— 
meinden. Die gefammte Bevölferung wählte ich ihre Beamten. Noch im 15. Jahrhunderte 
finden wir dieſes Verhältniß ausnahmslos in Frankreich; im 17. treffen wir es nod da und 
dort; im 18. hingegen ift vie Einrichtung verſchwunden. Statt ihrer ericheinen Vertretungen; 
Notable bilden die Verwaltung; thatſächlich wird alles entweder in einem Eorporationd- und 
Kaften: oder im Partieularinterefle jener Notabeln geleitet. Die Mafle des Volkes, welche dieſes 
wahrgenommen hat, befümmert ſich nicht mehr um Gemeinde: oder fonflige wirklid allgemeine 
Angelegenheiten. Um jo mehr ift vie Begierde gewachſen, den Privatvortheil und nur dieſen zu 
fördern, da num jenes anregende, dad Sonderinterefle mäßigende Gegengewicht des öffentlichen 
Lebens und Wirkens aufgehört hat. Infolge deſſen erflirbt jeder Gemeingeift; der Grundjag 
ded Sichhereiherns wird der höchſte für den Einzelnen, Darum beugt man ſich unbedingt vor 


560 Frankreich (Neuere Berfaffungsgeihichte) 


der Regierungsgewalt, welche jedem Unterthan fo vielfach nugen over jhaden kann. Der Abſo⸗ 
lutismus und fein Werkzeug, die Bureaufrarie, finden fein Hinderniß mehr, ihre Gewalt ins 
Maßloſe auszudehnen. Beim Volke ſchwindet jelbit die Befähigung, feine eigenen Angelegen- 
heiten zu beforgen. Während die noch vorhandenen Urkunden der Gorporationen aus dem 
15. Jahrhunderte im allgemeinen nicht nur Übung und Beſorgung aller öffentlihen Geſchäfte, 
fondern auch Verſtand, Kenntnig und Muth in den ſchwierigſten Verhältniffen beweifen, zeigt 
fi (wie Tocqueville treffend bemerkt) im 18. Jahrhundert felbft in der einfahften Angelegen: 
heit eine Ingeübtheit und Unfähigkeit, die in Erftaunen fegen. 

Gin folder Zuftand hatte ih nicht nur auf dem platten Lande, fondern in ähnlicher Weile 
aud in den Städten ausgebildet. Diefe legtern befaßen von alters her dad Recht, ihre Beamten 
felbft zu ernennen. Dan entzog ihnen dieje Befugniß, zunächſt allerdings nicht eigentlich in 
politifher Abficht, fondern nur um Geld zu erpreffen, indem ihnen die Regierung dieſes alte 
Recht wieder verlieh, wenn jie es theuer erfaufen wollten. Das neue Privilegium mard aber 
nur gegeben, um es alsbald gleichfalls zu brechen, d. h. das vorige Spiel wieder zu beginnen. 
Unter Ludwig XIV. finden wir diefe Erpreſſung innerhalb 24 Jahren nicht weniger als fieben: 
mal ausgeübt. In der jpätern Zeit jheute man ji gar nit, das wahre Motiv rückhaltlos an: 
zugeben. In der Einleitung zu einem desfalljigen Edicte vom Jahre 1722 heipt es geradezu: 
„Das Bedürfniß unferer Pinanzen nöthigt ung, die fiherften Mittel aufzufuchen, denſelben auf: 
zuhelfen.“ Allein wo aud das Recht einer Stadt auf Erwählung ihrer Beamten durch wieder: 
holte Zahlung erhalten war, lag ed in der Gewalt des Intendanten, eine Wahl zucafliren, einen 
Beamten abzujegen und beliebig einen andern an feiner Stelle zu ernennen. Die Gorruption 
ward bald auch in diefen Gemeinweſen herrſchend. 

Unterdeflen hatte ſich die Gentralifation bereits dermaßen ausgebildet, daß Tocqueville nad: 
weifen fonnte, wie von Paris weit entlegene Dörfer einer Erlaubniß von feiten des königlihen 
Nathes bedurften, um für einen Ortözwed aus den eigenen Gemeindemitteln auch nur 25 Xtered 
ausgeben zu dürfen. Dabei häufte ſich natürlich die Schreiberei, und ed verlief in der Regel 
wenigftend ein Jahr, oft vergingen aber auch zwei und drei Jahre, bis eine Gemeinde auch nur 
die Erlaubniß erlangte, ihren Glockenthurm repariren zu dürfen. 

„Unter dem alten Regime gab es, wie in unjern Tagen, in Frankreich feine Stadt, feinen 
Flecken, kein Dorf noch den Eleinften Weiler, ebenfo kein Spital, feine Wohlthätigkeitsanſtalt 
und feine Kirhengenofjenihaft, welche in ihren PBrivatangelegenbeiten einen unabhängigen 
Willen haben oder ihre eigenen Güter nad ihrem Ermeſſen verwalten durfte. Die Apmini: 
fration hielt damals wie jegt alle Branzofen unter Vormundſchaft, und wenn die Injolenz dei 
Ausdrucks in jener Zeit noch fehlte, fo hatte man jedenfalld die Sache.“ Jedermann erwartete 
alled von oben, vom Intendanten, von Infpectoren, der Polizei und der Marehauffee. Die 
Regierung joll allen Helfen. „Landleute verlangen, dag man jie für ven Verluft ihres Rind⸗ 
viehs oder ihrer verbrannten Käufer entjhädige; wohlhabende Grundbefiger begehren, daf 
ihnen der Staat das Geld verihaffe, um ihre Ländereien beffer zu cultiviren; Gewerbtreibendt 
gehen den Intendanten um Privilegien an, damit fie vor einer läftigen Goncurrenz geihügt 
jeien; ſelbſt Edelleute erfcheinen zuweilen unter den Geſuchſtellern; ihre Eingaben unter: 
fheiden ji von denen der andern nur durch einen ftärfern Ton, in welchem fie verlangen; 
fie laſſen ſich aber auch mitunter dazu herab, den Intendanten ald Monfeigneur anzureben. 

„Wie Eonnten ſich aber die neuen Inftitutionen inmitten der Überrefte ver Feudalgeſellſchaft 
feftjegen? Es war ein Werf ver Ausdauer, der Geſchicklichkeit und der Länge der Zeit, mehr 
als der Gewalt. In der Periode, in welcher die Revolution eintrat, hatte man von dem alten 
adminiftrativen Gebäude noch wenig zerftört, man hatte nur gleihfam die untern Grund: 
mauern zu einem neuen bergeftellt. Nichts deutet darauf, daß die Negierung des alten Regime 
bei diefem ſchwierigen Werfe einen zum voraus entworfenen wohl ausgedachten Plan befelgte; 
fie war bloß ihrem Inftincte gefolgt, derin jedem Bouvernement ven Wunſch erzeugt, alle Ange: 
legenheiten ſelbſt zu leiten. Sie hatte den frühern Gewalten ihre alten Namen und ihre Ehren 
gelajfen, ihnen aber ganz allmählich die Autorität entzogen. Sie hatte diefelben nicht weggeiagt, 
fondern aus ihren Gebieten weggeführt. Die Gleihgültigfeit des einen und den Eigennut des 
andern, der nach ded erften Stelle ftrebte, benugend, aller ihrer Fehler ſich bedienend und nie: 

mals darauf bedacht, diefelben zu verbeflern, fondern nur fie zu erfegen, hatte man damit 
geendigt, an die Stelle beinahe aller alten Behörden einen einzigen Agenten, nämlich den Juten⸗ 
danten zu bringen.” (Tocqueville.) 

Außer und neben dem Adel hatten noch zwei Gewalten ihre Macht in einer dent britten 
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Stande, d. h. der Bourgeoifie, Die ſich einer vorgefährittenen Bildung und eines bedeutenden 
Wohlftandes erfreute, unerträglihen Weife ausgedehnt: die Geiſtlichkeit und das abfolute König: 
tbum felbit. 

Der Klerus hatte ſich ebenfo twie der Adel Steuerfreiheit verfhafft. Er beſaß ungeheuere 
Güter, deren Erträgniffe (ungerechnet alle fonftigen Ginfünfte der Geiftlihfeit) auf 150 Mitt. 
Livres gefhägt wurden. Zur richtigen Würdigung der Größe diefer Summe genüge die Erwäh— 
nung der Thatſache, daß der ganze Staatdaufwand für den fatholiihen Eultus im Jahre 1803 
etwas über 4, im Jahre 1817 21%, und felbft im Jahre 1859 nur 47Y, Mill, Fr. betrug, 
wobei das Sinfen ded Geldwerths feit dem vorigen Jahrhunderte noch beſonders in Betracht zu 
ziehen ift. Dabei forderte die Geiftlichkeit den Zehnten und viele Fronen. Zu den höhern, 
vielfach fürſtlich dotirten Pfründen fonnten in der Regel nur Adeliche gelangen; eö waren die— 
telben nichts anderes ald Berforgungsanftalten für die nahgeborenen Söhneder alten Geſchlechter. 

Mar die Kirche fhon auf diefe Weife in alle jene Einrihtungen verwidelt, die man zu 
ftürzen das Bedürfniß fühlte, jo famen auch noch tiefer liegende Gründe dazu. Der fürjtliche 
Abſolutismus hatte die Reformation in Frankreich niedergevrüdt. Die alte Kirche, welche ſchon 
im 16. Jahrhunderte dem fortgefhrittenen Volksbewußtſein nicht mehr genügte, war fo= 
nad durd Mittel der äußern Gewalt in ihrer ganzen Starrheit erhalten worden. Wie fonnte 
eine ſolche kirchliche Auffaflung der geiftigen Entwidelung ded 18. Jahrhunderts mit feinem 
wohlbegründeten Skepticismus zufagen? Das Ergebniß war, daß die Angehörigen der vor: 
nehmern Stände das gefammte Kirchenweien verlachten und verfpotteten, daß der gebildete 
Bürgerftand nahezu diefelbe Stellung zum Klerus einnahm, und daß, wenn aud die Maffe 
der Bauern im allgemeinen noch beim alten Glauben erhalten werden fonnte, derſelbe doch 
keineswegs mehr ausdreichte, um auch nur ihnen die Nothwendigkeit der Zehnten und Fronen 
einleuchten zu maden. Sie empfanden vielmehr darin eine Laft, deren Tragung ihnen um fo 
weniger zufagen konnte, wenn fie die Sittenlofigkeit, Verſchwendung und Üppigfeit gewahrten, 
der ſich namentlich virle mit dem reichten Einkommen ausgeftattete Kirhendignitarien hingaben. 
Während Tocqueville eigentlih nit begreifen kann, mit welchem Rechte auch die Geiſtlichkeit 
in ben Strudel der Revolution geriffen worben fei, dürften die vorftehenden Andeutungen zur 
Begründung der Anficht genügen, daß dies eine Geftaltung von unabwenbbarer innerer Noth= 
mwendigfeit war. 

Hierzu fam die Ausbreitung des Abfolutismus. Die Regierung warb zwar unter 
Ludwig XVI. unvergleihbar milder geübt ald unter feinen Vorgängern, allein es widerftrebte 
dem erwachten Volksbewußtſein, daß es eben rechtlich Feine Sicherheit für Die perfünliche Freiheit 
gab, fondern daß alles von ver Willfür des Herrſchers abhing. Die Regierung hatte ihre Auto- 
rität fogar allen Lokalgewalten fubftituirt und fih damit die Möglichkeit verfhafft, in alle 
öffentliden Verhältniffe willfürlih einzugreifen. Sie fonnte jeven, aud den Vornehmſten 
beliebig jeiner Freiheit berauben; hatte man doch in den lettres de cachet, die der König zum 
voraus unterfhrieb, nur den Namen auszufüllen! Die Unfittlichfeit, welde an dem franzöfi- 
fchen Hofe von jeher herrfchte, Hatte nur in Beziehung auf den Fürſten felbft aufgehört, nicht in 
Beziehung auf die Höflinge. 

Die ſchlimmſte Seite der Verwaltung bildeten aber die Finanzen. Dieſe befanden ſich in 
vollfter Zerrüttung. Nie reichten die Einkünfte zur Deckung der Bedürfniſſe Hin. Und gerade in 
diefer Beziehung hatte ji) der Abfolutismus in jeder Hinſicht dad Verderben bereitet, einerjeits 
dadurch, daß er, ald einmal jede Schranfe niedergewworfen war, nad Laune und Gunft, in der 
verſchwenderiſchſten und heillofeften Weife vie Mittel der Nation widerſpruchslos vergeudete, 
anbererjeitd dadurch, daß er vor. den fhlimmften Maßregeln der Erpreffung nicht zurückſchreckte 
und gewöhnlih die ausfaugendften Mafregeln anmwendete, um den geleerten Kaſſen neue Zu: 
flüffe zu verfhaffen. Der Ertrag der ſchlecht repartirten Auflagen hatte eine nahe Grenze; die 
Berfhmwendung der Fürften Fannte feine. Deffenungeadhtet wollten ſie die Stände nicht beru- 
fen , um Subſidien bewilligt zu befommen, und doch wünjchten fie den Adel, deſſen politifche 
Macht gebroden war und der nun blos zur Erhöhung des Glanzes der Monarchie dienen follte, 
wenigftend finanziell zu fhonen. So fam man auf die verwerfliäften Auskunftsmittel. Die 
neuen Belaftungen wurden denjenigen auferlegt, welche am menigften befaßen, viejelben am 
wenigſten tragen fonnten. Die reichen Stände, Adel und Geiſtlichkeit, blieben frei davon. Man 
verfaufte Stellen und Amter, ja man fchuf deren neue, rein überflüffige, nur um neue Ber: 
äußerungsobjecte zu befigen. Die Eitelkeit des Volkes und die mit den Ämtern verbundenen 
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Befreiungen von gewiffen Auflagen ließen ed nit an Kaufliebhabern fehlen. Die wohlhaben: 
den Bürger, ſtatt ihre Erfparniffe für productive Unternehmungen zu verwenden, erfauften ih 
damit ſolche Stellen und Titel. Die im Jahre 1664 durch Golbert veranlaßte Erhebung ergab, 
dag auf diefe Weile ſchon damals nahezu 500 Mill. Livres angelegt waren. Ludwig KU. hatte 
damit begonnen, Ämter zu verfaufen ; der vielgerühmte Heinrich IV. verfaufte fogar deren Erb: 
lichkeit. Richelieu vernichtete durch Gewaltftreiche eine Unzahl (man fagt gegen 100000) jolder 
Stellen, worauf aber der Misbrauch aufs neue begann. Je mehr ſich derſelbe feftjegte, defto 
beihränfter ward die Steuerfraft des Staates, denn deſto mehr jhmolz vie Zahl der Steuer: 
pflichtigen. In der Verlegenheit half man fi häufig duch Ausdehnung ver Fronen auf Ver— 
bältniffe, die früher nicht bejtanden. Handelte es fih um SHeritellung oder Unterhaltung von 
Straßen, jelbft von Kajernen, oder vom Transport der Militäreflecten bei Garniſonswedhſel, 
oder von VBaganten, jo wurden die Bauern oder geringen Städter aufgeboten, indep die Reichen, 
welche den etwaigen Nutzen davon zogen, frei blieben. 

Da ih die Verwaltung des alten Regime ſchon in alles mengte und nichts weniger dulden, 
als daß ſich das Volk in eigener freier Bereinigung irgendwie felbit half, jo waren allerdings 
fämmtlihe Schranfen verſchwunden, welche die mittelalterlihen Ginrihtungen für den Abſolu— 
tismus gebildet hatten; es war aber auch jeder Damm niedergeriffen, ver nachmals die Fluten 
der Revolution hätte aufhalten können, und indbejondere zeigte jih das Volk jo vollſtändig 
entwöhnt, ſich ſelbſt zu helfen, daß ed num unbedingt über fich ergehen ließ, was immerhin Fam, 
So erklärt ich, was Burke nicht begreifen fonnte, was jeder Engländer fürunmöglich hielt: „Mau 
findet nicht einen Mann, der für ven kleinſten Diftriet zu haften vermöchte, nicht einen Menfhen, 
der für den andern bürgen Eönnte. Ohne Wiperftand wird jeder in feinem Hauje feſtgenommen, 
gleichviel ob ed ih um Royalismus, um Moderantismus oder was fonft handelt.” Tocquesille 
erkennt an: „Als die Revolution hereinbrach, hätte man in dem größten Theile Frankteichs ver: 
geblih au nur zehn Männer aufgeſucht, die in regelmäßiger Weife gemeinfam zu hanteln und 
für ihre eigene Vertheidigung zu forgen gewohnt geweien wären. Die Gentralgewalt alein 
hatte dafür zu forgen. Da diefe Gentralgewalt aus den Händen der föniglihen Adminiftratien 
in die einer unverantwortlihen und fouveränen Verfammlung gefallen war, jo fand ſie nits 
vor, was ihr Stillftand gebieten oder fie nur einen Augenblid aufhalten konnte.“ 

Man mup diefe Zuftände fennen, um die ganze Revolution zu begreifen. 

U. Der Sturz des Feudalismus. Unmittelbar vor dem Ausbruche der Revolution 
war alfo Frankreich unzweifelhaft eine abjolut regierte Monardie. Indeß erwachte gerade ın 
diejer Zeit die Erinnerung an das alte freiere Verhältnig. Man fühlte das Unerträgliche ve 
beftehenden Zuftandes und fuchte Abhülfe nicht im Niederreißen des Feudalismus, der ſich wur: 
lich überlebt Hatte, fondern im Gegentheil, in einer Nüdfehr zu den alten, feit beinahe zuei 
Jahrhunderten vom Königthum niedergemorfenen Einrihtungen. 

Ein merfwürdiges Actenſtück ift in diefer Beziehung die feierliche Declaration des Parla— 
ments von Paris vom 3. Mai 1788, dahin gehend: „Das Parlament, in Plenarfigungen ver: 
fammelt, in Gegenwart der Pairs u. ſ. w. erklärt, daß Frankreich eine vom Könige nad Geſttzen 
regierte Monardie bildet; daß mehrere diefer Gefege, welche Grundbeſtimmungen enthalten, 
ihrerjeits heiligen: das Recht des regierenden Hauſes auf ven Thron, nach der agnatifch-linea: 
len Erbfolge; das Recht der Nation, Steuern frei zu bewilligen durch das Organ der regel: 
mäßig zufanımen berufenen und gebildeten Generaljtände (Reichsſtände); die Gewohnheits- 
trete (coulumes) und die Gapitulationen der Provinzen; die Unabſetzbarkeit der Gerichts 
beamten; das Recht ver Parlamente, im jever Provinz die Willensmeinungen des Königs zu 
prüfen und nur dann die Einregiftrirung derfelben anzuordnen, wenn fie den Grundgeſetzet 
der Provinz ſowie den Grundgeſetzen des Staates gemäß befunden worden; das Recht eine‘ 
jeden Bürgers, niemald und in feinem falle vor andere als feine gewöhnlichen Nichter geilelit 
zu werden, welches diejenigen find, die ihm das Geſetz bezeichnet ; und das Recht, ohne welches 
alle andern Rechte nichtig wären, niemals, zufolge welcher Befehle dies auch jein möge, anders 
einer Verhaftung zu unterliegen, als um ohne Zeitverluft in die Hände der competenten Richter 
überliefert zu werden.‘ Heute glaubt man faum, daß Grundfäge diefer Art Jahr und Tag vor 
ber Zeit des Baftillefturms von einer Behörde in Frankreich feierlich ausgeſprochen worden 
fein könnten. 

Sobald die Nationalverfammlung zufammengetreten war, entwidelte ſich indeß eine ganz 
andere Tendenz. Nicht die Wiederherftellung der alten Einrichtungen, fondern der Sturz bes 
Feudalweſens wurde fofort das Ziel des allgemeinen Strebend. Es fam die berühmte Nacht 
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vom 4. Auguft 1789. Jetzt ſchon und in den nächſten Monaten erfolgte die wichtigſte Verände— 
rung, durch welche jich die Branzöfiiche Nevolution überhaupt auf die Dauer kennzeichnet. Was 
vor allem in den Vordergrund trat, findet ji in folgenden Stellen des (die Beichlüffe mehrerer 
Tage zufammenfaflenden) Decretd vom 4., 6., 7., 8. und 11. Aug. (den weſentlichſten Punkten 
nah) jo ausgedrückt: „Art. 1. Die Nationalverfammlung zerftört vollftändig das Feupal- 
regime und beſchließt, daß ſowol die lehnsherrlichen als grundzinslichen Rechte und Verpflich— 
tungen, welche zu der Real- oder perſönlichen todten Hand (main morte) und zur perjönlihen 
Dienftbarfeit gehören, und diejenigen, melde an deren Stelle getreten, ohne Entſchädigung 
abgefhafft find.” Nah. Art. 2 ward das (eine wahre Landplage bildende) ausſchließliche 
Recht, Tauben zu halten, abgeſchafft; nah Art. 3 das ausſchließliche Jagdrecht, indem jedem 
Beiger von Grundeigenthum das Recht zuftehe, alles Wild auf feinen dern zu tödten. Nach 
Art. 4 iſt jede herrſchaftliche Gerichtsbarkeit ohne Entſchädigung aufgehoben. Zufolge Art. 5 
iind ebenſo alle Zehnten ohne Entſchädigung beſeitigt. Dagegen erklärt das Geſetz in Art. 6 
alle Grundrenten für loskäuflich. Die Verkäuflichkeit öffentlicher Stellen und Amter iſt nach 
Art. 7 unterdrückt. Art. 8 erklärt ſogar die Caſualgefälle der Landpfarrer für aufgehoben. 
Gemäß Art. 9 find alle Privilegien bezüglich der Steuern und Abgaben für immer abgeſchafft. 
Art. 10 erflärt alle Privilegien von Provinzen, Landſchaften, Städten und fonftigen Gemeinden 
als unvereinbar mit dem gemeinfamen Rechte aller Franzoſen; nicht minder haben alle Bürger 
nach Art. 11 gleiche Anſprüche auf alle Äniter und Würden. Art. 12 verbietet die Abjendung 
von Geld für Annaten u. dgl. an den römifchen Hof. 

Hiermit war bezeichnet, welche zumal materielle Laften vorzugsmeife ald unerträglich Halten. 
Durch diefe Beichlüffe der berühmten Auguftnadht und der nächſt darauf folgenden Abende war 
zugleich die größte und dauerndfte Veränderung, wekhe die Revolution überhaupt in den ſocia— 
len Zuftänden hervorbrachte, entjhieden. Was feit einem Jahrtaufend die ganze Grundlage 
der ftaatlihen und bürgerlihen Ordnung gebildet, das Feudalweſen, freilich längft fhon in un 
merfliher Weife moraliſch untergraben, erjcheint mit einem Schlage niedergejchmettert. 

Alles, was nun weiter geihah, beftand zunächſt nur im Hinwegräumen der vorhandenen 
Trümmer. Erſt jpäter gelangte man zu einem Neubau. 

Hierbei ergibt fi) eine beachtenswerthe Bemerfung. Die in den widerftrebendften Formen 
unternommenen Gonftituirungen wurden ftet8 aldbald wieder befeitigt. Dagegen fand von jegt 
an und in der ganzen Bolgezeit auch nicht ein ernftlicher Verſuch ftatt, dad Gebäude des Feuda— 
lismus aufs neue zu begründen und herzuftellen. Diejes blieb für immer vernichtet. Selbſt 
als nad dem Sturze des erften Napoleon die alten Bourbonen wieder auf den franzöfifchen 
Thron erhoben wurden, fiel feinem Menfchen (fogar die Emigranten nicht ausgenommen), 
irgendwie ein, die Feudalität in ihrer Herrlichkeit wieder ind Leben rufen zumwollen. Jedermann 
fühlte die Unmöglichkeit deffen. 

So umſchließt denn die kurze erfte Periode der Revolution das weſentlich Bleibende, was 
dieſes welterfchütternde Greigniß für Frankreich ſelbſt hervorbrachte. Die Bedeutung der bezeich— 
neten Umgeſtaltung erweift jih daher unendlich größer als jede der fo zahlreih verſuchten 
Schöpfungen neuer Gonftitutionen. Es handelt fih um den dauerndſten (wenn auch nur Ber: 
altetes zerftörenden) Theil aller franzöſiſchen Verfaffungsveränderungen der Neuzeit. 

Wir haben zunächſt noch verſchiedene Einzelbeſchlüſſe ver Nationalverfammlung zu erwäh— 
nen, welche, obwol eigentlich bloße Folgen des Vorangegangenen, gleihwol ebenfalls wichtig 
oder bezeichnend für die frühern Zuſtände finv. 

Das Decret vom 13. Det. 1789 bob die Afylorte auf. Unterm 16. Dec. ward die Ergän: 
zung des franzöfifchen Heeres ausfchließlich durch Werbung angeordnet und damit die bisher 
häufige gewaltfame Aushebung (Freilih nur bi8 zum Emporfommen des Napoleonismus) 
befeitigt. Dann erfolgte am 28. Febr. 1790 die Aufhebung der Verkäuflichkeit von Offizier: 
fteffen ; am 15. März die Aufhebung aller Ehrenauszeichnung, Vorzüge und Macht, welche auf 
der Lehnäverfaffung berubten. Unterm 19. April fand die nahträgliche Beftimmung einer Reihe 
nunmehr mit aufgehobener Feudallaften ftatt, worunter wir, als befonderd fennzeichnend, das 
droit de ravage nennen, bejtehend in einem Weiderecht auf Wiefen, ehe noch die Heuernte ftatt- 
gefunden; ſelbſt dies hatten viele Bauern ſich gefallen laffen müffen! Am 19. Juni erklärte 
man ven Erbadel für immer abgeihafft, unterm 16. Aug. alle Privilegien der Gerichtsbar— 
feit und am 31. Det. alle Zölle im Innern des Landes für aufgehoben; am 2. März 1791 alle 
Hinderniſſe des freien Gewerbsbetriebs für befeitigt; am 8. April die ——— in der Erb: 
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folge zum Vortheil son Erſt- oder Nachgeborenen over nah dem Geſchlechte aufgehoben; am 
30. Juli alle Ritter: oder andere Orden für abgeſchafft. Welche Foloflalen Veränderungen in 
den rechtlichen Zuftänden der Nation, ſämmtlich in fo kurzer Zeit ausgeführt und beinahe ohne 
alle Rückſchläge in diefen mannichfachen Beziehungen! 

I. Die Reichsverfaſſung vom 3. Sept. 1791. (Das conftitutionelle Königthum.) 
Nachdem in folher Weiſe das Alte bejeitigt war, hoffte man durch ein Werk ſchwächlichen Doctri: 
narismus die unermeßlihe Schwierigkeit der innern und äußern Lage überwinden zu können. 
Der fhlimmfte Theil viefer Rage, Folge des feit Jahrhunderten in allen Zweigen ausgebildeten 
Abjolutismus, beftand in ver Vernichtung jeder Selbftregierung des Volkes oder vielmehr in 
der vollftändigen Entwöhnung von einer folhen und der fih danad ergebenden Unfähigkeit 
der Mafle der Einwohner, ihre eigenen Angelegenheiten ohne ein ſchweres Lehrgeld arger Mie- 
griffe felbft beforgen zu können, und dies in Berbindung mit einer beillofen Unwiffenheit und 
Berbummung der Bevölkerung durch das den ganzen Unterricht beherrſchende oder vielmehr 
einen jeden wirklichen Volksunterricht verhindernde Pfaffenthum. 

Die Berfaffung vom Jahre 1791 ift ein Werk von großer Weitfchweifigkeit. Wie in einer 
Schultheorie find Titel, Kapitel, Sectionen, Artifel und Paragraphen ineinander geſchachtelt 
Es jpricht ji überall ein Geift ver Humanität und ein Streben nad Verſöhnung der Gegen: 
ſätze aus, aber es tritt auch dad Unpraktiſche, Unzweckmäßige und mitunter Unausführbare 
fogleid hervor. 

- Borangeftellt findet fi) eine Erklärung ver Nechte des Menſchen und des Bürgers. Meiftend 
find ed vage Grundfäge, die man allerdings als richtig und gut anerfennen mag, die im Munde 
eined Thomas Panne (deffen geiftvollen Schriften man diefe Marimen nachbildete) etwas Hin- 
reißendes hatten, welche aber, in der vorliegenden Artentwidelt, ohne greifbaren Körper blieben. 
Manches befteht au aus bloßen Gemeinplägen. Wir erwähnen von ven 17 Artiteln dieſer 
Menſchenrechte nur die unter den obwaltenden Verhältniſſen beveutendften und bezeichnendſten 
„Die Menſchen find und bleiben von ihrer Geburt an frei und einander an Rechten gleid. Die 
geſellſchaftlichen Auszeihnungen dürfen nur auf den gemeinfamen Nugen gegründet fein.‘ — 
„Der Zweck jeder politifchen Verbindung ift die Erhaltung der natürlichen, unverjährbaren 
Rechte des Menſchen. Dieſe Rechte find: die Freiheit, das Eigenthum, vie Sicherheit und der 
Widerftand gegen Unterdrückung.“ — „Der eigentliche Grund jever Souveränetät liegt weſentlich 
in ber Nation.” — ‚Das Gefeg ift nicht berechtigt, andere ald der Geſellſchaft ſchädliche Hand⸗ 
lungen zu verbieten. Alles, was durch das Grfeß nicht verboten ift, darf nicht verhindert, und 
niemand darf gezwungen werben etwas zu thun, was das Geſetz nicht befiehlt.‘* — Niemand ſoll 
wegen religiöjer Meinungen beunruhigt werben. Jeder Bürger barf frei fprechen, ſchreiben un 
deuden, vorbehaltlich feiner Berantwortlichkeit im Falle des Misbrauchs. — „Zur Sicherftellun 
der Rechte des Menſchen und des Bürgers wird eine Öffentliche Gewalt erfordert; Diefe Gemil: 
it fonach zum Wohl aller eingefegt, und nicht zum befondern Vortheil derjenigen, denen ft 
anvertraut iſt.“ — Dad Eigenthum wird ald unverleglihes und geheiligtes Recht erklärt. 

Die hierauf folgende eigentlihe VBerfaffungsurfunde beginnt wieder mit einer befonber 
Einleitung, worin die Abfhaffung des Adels, der Berkäuflichkeit öffentlicher Amter, ver Vriri 
legien, Zünfte, Innungen und der Kloftergelübde ausgeſprochen wird. 

Titel I enthält „Grundbeſtimmungen, welde durch die Gonftitution gelihert werben‘‘, dar: 
unter, außer den ſchon oft erwähnten Punkten, die Verbürgung des freien Verſammlungsrecht 
und ebenfo des weitern Rechts der Bürger, „die Diener ihrer Kirche zu ernennen oder zu ermäl- 
len”. Auch joll ein Civilgeſetzbuch, das dem ganzen Königreiche gemein jet, verfaßt werben. 

Titel II handelt „von ver Gintheilung des Königreidh8 und vem Stande ver Bürger‘. Aus 
bier wird das neue Gebäude nicht auf Grundlage der Gemeinde, des natürliden Fundaments 
des Staated, deſſen man gerade in diejer Zeit am mwenigften Hätte entbehren ſollen, aufgeführt, 
fondern man verſuchte es, daffelbe in entgegengefegter Richtung, von oben nad) unten zu Stande 
zu bringen. „Frankreich ift eins und untheilbar; deſſen Umfang ift in 83 Departements, jede! 
Departement in Diftriete und jever Diftriet in Gantone abgetheilt.“ Der Gemeinde wird nid 
einmal mit einem Worte gedacht; fie bildet nicht nur das letzte Glied in der VBerwaltungebier: 
archie, fondern die Gefeßgeber erachten fie auch für völlig beveutungslos. Sodann ift aber ein 
für das ganze Reich geltendes allgemeines und gleihmäßiged franzöfifches Staatsbürgerredi 
geſchaffen. Es bleibt unberechenbar, wieviel Frankreich durch diefe Mafregel gewann. Befimmt 
wird außerdem unter anderm die wichtige Neuerung: „Das Gefeg betrachtet die Ehe blos al? 
einen bürgerlihen Vertrag.‘ 
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Titel IU. ‚Bon den verfchiebenen Zweigen der öffentlihen Macht.“ Die Souveränetät 
wird als „eins, untheilbar, unveräußerlich und unverjährbar“ erklärt ; fie gehört der Nation. 
Die franzöſiſche Eonftitution ift repräfentativ; die geſetzgebende Gewalt einer Nationalver: 
fammlung übertragen, um dieſe Gewalt unter Sanction ded Königs auszuüben; die Regie: 
rungsform monarchiſch, die vollziehende Gewalt dem Könige übertragen, um unter feiner Auto— 
tität durch verantwortliche Minifter ausgeübt zu werden. Die richterlihe Gewalt wird dur . 
Richter ausgeübt, vom Volke auf eine beftimmte Zeit erwählt. Die Nationalverfammlung, 
weldye ven Geſetzgebenden Körper bildet, bleibt beftändig (permanent) und befteht nur auß einer 
Kammer. Ihre Mitglieder werden auf zwei Jahre gewählt. Der König kann den Geſetzgeben— 
den Körper nicht auflöfen. Die Zahl der Abgeordneten beträgt 745 (Eolonialvertretung vor— 
behalten). Die Zahl wird nad dem dreifachen Verhältniffe des Flächenraums, der Volksmenge 
und der direrten Steuern repartirt. In den Urverfammlungen ift jeder fünfundzmwanzigjährige 
Bürger ſtimmberechtigt, weldyer eine directe Steuer entrichtet, die mindeſtens einem dreitägigen 
Tagelohne gleihfomnt, und welder in der Municipalität feines Wohnorts in die Kifte der 
Nationalgarden eingefhrieben ift und den Bürgereid geleiftet hat. (Ausgefchloffen find die eriminell 
Angeflagten und die Balliten.) Auf je 100 Aetivbürger fommt ein Wahlmann. Um zum Wahl: 
mann ernannt zu werden, muß man einem gewiſſen Genfus genügen: in ven Städten von mehr 
ala 6000 Einwohnern ift die Bedingung, Eigenthümer oder Nutznießer eines Gutes zu fein, 
das auf den Steuerliften dem Betrage von 200 Tagelöhnen des Orts gleihgeihägt ift; auch 
Miethsleute mit einer Wohnung im Preife des 150fadhen Tagelohns jind wählbar. In den 
Städten unter 6000 Einwohnern gehen diefe beiden Summen auf 150 und 100 Tagelöhne 
berab. Auf dem Lande beträgt der Genfus beim Grundbefige oder der Nugung ebenfalls 150 
Tagelöhne; die zweite Kategorie erfcheint jevoch dahin abgeändert, dab man Pachter eines im 
Betrage von 400 Tagelöhnen Fataftrirten Gutes fei. Die Wahlmänner beftimmen ſogleich auch 
Stellvertreter. Es ift abfolute Stimmenmehrheit erforderlich. Jeder Activbürger, ohne Rüd: 
fiht auf Stand oder Abgabe, kann gewählt werden. Nicht wählbar jind jedoch die Minifter und 
andere nad Belieben der vollziehenden Gewalt abjegbare Beamte, dann aud) die Richter. 7) 

Der König ift heilig und unverleglih. Bei der Thronbefteigung hat er einen Eid auf die 
Verfaſſung abzulegen. Die Unterlaffung oder der Widerruf diejed Eides wird als Thronent- 
fagung angeſehen, ebenfo, wenn der Monarch feine Gewalt gegen die Nation richtet, oder wenn 
er aus dem Königreiche entweicht und auf die Einladung des Geſetzgebenden Körpers nicht inner: 
halb zwei Monaten zurüdfehrt. Die Güter, welche der König bei feiner Thronbefteigung per— 
fönlih befigt, find unwiderruflich mit den Nationalvomänen vereinigt. Der Fürft kann eine 
aus der Givillifte zu befoldende Garde von höchſtens 1200 Mann zu Buß und 600 zu Pferd 
unterhalten. Die Mannſchaft muß jedoch bereitö in der Linie oder in der Nationalgarbe gedient 
haben. Die Mitglieder der Nationalverfammlung , die ded Gaffationshofs und die Hochge- 
ſchworenen können vor Ablauf von zwei Jahren nad) Beendigung ihrer Bunctionen nicht Mini: 
fter werden. Kein Befehl des Könige ift vollziehbar ohne Bontrafignatur eines Miniſters. Zu 
den Befugniffen der Nationalverfammlung gehören: das Recht, Gejege vorzuſchlagen und zu 
decretiren (dev König kann den Geſetzgebenden Körper blos einladen, einen Gegenſtand in 
Betracht zu ziehen); die Errihtung und Abſchaffung öffentlicher Ämter; ; alljährliche Beſtim— 
mung ber zu unterhaltenden bewaffneten Macht, nach geihehenem Vorjchlage des Königs; An— 
Hage der Minifter u. ſ. w. „Ein Krieg fann nicht anders unternommen werben, alö zufolge 
eines Decretö des Geſetzgebenden Körpers, welches auf förmlihen, hierzu unumgänglicdhen 
Antrag des Königs erlaflen und von diejem fanctionirt worden iſt.“ Nach dem Friedensfchluffe 
beftimmt der Gejeggebende Körper, wann dad Heer auf ven Friedensfuß zu fegen ift. Die voll- 
ziehende Gewalt darf fein Corps Linientruppen dem Site ded Gejeggebenden Körpers bis auf 
eine Entfernung von 30000 Klafter nähern. Gin vorgeſchlagenes Decret muß in wenigitens 
achttägigen Zivifchenräumen dreimal verlefen werden. Der König hat nur ein fuspenjived Beto. 
Wenn ein Beſchluß des Gefeggebenden Körpers auch in den zwei nächſtfolgenden Legislaturen 
wieder angenommen wird, fo ift dad Deeret Geſetz, ohne daß es einer befondern königlichen 
Sanction bedürfte; diefe wird als ſtillſchweigend ertheilt angejehen. Ebenfo ift ſolche Sanction 
überhaupt nicht nöthig bezüglich der Decrete wegen Erhebung öffentliher Abgaben. Die höchſte 
vollziehende Macht liegt ausjchließlich in den Händen des Königs. Er ernennt unter anderm die 


1) Durch befonderes Derrei hatte die Rationalverfammlung erflärt, daß ihre Mitglieder für die 
nüchite Legislative ebenfalls nicht wahlfähig feien. 
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Obercommandanten der Land- und Seemadt und die Marfchälle, abernur die Hälfte ver Gene: 
rallieutenants und Generalmajore, blos ein Drittheil ver Oberften u. |. w. Die Beamten der 
Departementd und Diftricte werden vom Volke auf eine Zeit erwählt, um unter des Königs 
Aufſicht und Autorität Verwaltungsgeſchäfte zu beforgen. Dabei ift ftrenge, hierarchiſche Unter: 
ordnung der geringern Behörde unter die jeweild vorgelegte vorgefchrieben. Auch die Richter 
werben auf gewiſſe Zeit vom Volke gewählt und durch königliche Patente, deren Ausfertigung 
indeß nicht verweigert werden darf, eingefegt. Die Juſtiz wird unentgeltlich verwaltet. Die 
Gerichte dürfen ſich weder in die Gefeggebung nod in Verwaltungsangelegenheiten einmengen 
(Alſo eine Übertragung der in Branfreich eingedrungenen Adminiftrativjuftiz in die Verfeſ— 
fungsurfunde felbft!) Der Geſetzgebende Körper beſtimmt die Zahl und die Bezirke der Gericht 
In peinlihen Saden ift fowol die Anklage: als die Urtheilsjury eingeführt. Die Gerihtsne: 
bandlungen finden öffentlich ftatt. 

Titel IV. „Von der öffentligen Gewalt.” Die Bürger fönnen ſich niemals ald National: 
garden formiren, noch ald folche handeln, außer zufolge einer geleglihen Aufforderung. Ihtt 
Offiziere werben auf eine gewiſſe Zeit gemählt und find nur dann wieder wählbar, wenn fr 
bierauf eine Zeit lang als Gemeine gedient haben. 

Titel V. „Von den öffentlihen Abgaben.‘ Diefelben werden alljährlich vom Geſetzgebenden 
Körper beſtimmt. 

Titel VI. „Bon den Verhältnifien der franzöftfhen Nation zu fremden Nationen.” Diefran: 
zöſiſche Nation verzichtet auf jeden Krieg, um Eroberungen zu erlangen. 

Titel VII. „Won der Revifion der conftitutionellen Decrete.“ Die Nation bat das unverjähr⸗ 
bare Recht, ihre Konftitution zu ändern. Gleihwol werden Abänderungen aus Zwedmäfig: 
feitögründen folgendermaßen erſchwert. Es müffen fich drei aufeinander folgente kegielaturen 
(jede befanntlid von zweifäbriger Dauer) für die Abänderung ausfpredhen ; die vierte fegis- 
latur wird dann Revifiondverfammlung, zu welchem Behufe eine Verftärkung ibrer Zadl(um 
249 Abgeorpnete) erfolgt. 

Dies die weientlihen Beflimmungen der franzöſiſchen Verfafjung vom Jahre 1791. Bir 
verweilten etwas bei den Einzelheiten, weil hier nicht nur die erfte moderne Gonftitution vor- 
liegt, fondern auch, weil mande ihrer Beſtimmungen ald Grundlagen der meiften feitberigen 
Verfaſſungsurkunden dienten. 

Im ganzen Staatsleben ſchien nun alles Nöthige vorgefehen, füralles geforgt. Man glaubt 
ein Werk für die Ewigfeit gefhaffen zu haben, um jo gewilfer, als man daſſelbe von vielen vr: 
nunftwidrigen Einrichtungen frei wußte, welche in dem gleichwol fo bedeutend eunporblübentn 
Verfaſſungsſtaate England beftanden. 

In Wirklichkeit aber hatte diejes ganze Verfaſſungswerk keinen Halt im Volke. Dat Bell 
war zwar durchdrungen von der Anficht, daß die Feudallaſten abgeſchafft bleiben müßten; I“ 
"Angriff hierauf hatte die Gefammtnation gegen ih; dagegen fehlte alle Begeifterung für de 
neuen, fremden, ver Maſſe fogar unbegreiflihen Formen. So blieb denn dieſe wohl audgrradt: 
Eonftitution ein Baum ohne Wurzeln. Sie ſchwebte in der Luft, war ein von der Doctrin gr 
fhaffener papierener Körper, ver durch alle Phrafen nicht belebt werden Fonnte. | 

An dem Tage, da die neue Verfaffung befhmworen ward, fand ſich der Topeöfeim in iht 
bereitö zur vollen Entwidelung gereift. j 

Am 30. Sept. 1791 hielt die Gonftituirende Verſammlung ihre legte, am 1. Okt. die Geiet: 
gebende Verſammlung ihre erfte Sigung. Schon bei diefer Eröffnung konnte man ſich von de 
Unphaltbarfeit ver neuen Geftaltung überzeugen. Nah manderlei Zuckungen finden wit ber 
am 10. Aug. des nächſten Jahres das Königihum ſuspendirt und-damit das nad) zweijahtigtt 
Arbeit hervorragender Männer mühſam zu Stande gebrachte Werk einfach zu den Acten gene! 
ohne daß das Verbot einer Verfaffungsänderung auf eine Reihe von Jahren hinaus irgen 
ein Hinderniß bildete. 

IV. Gonftitutiondurfunde vom 24. Juni 1793. (Die Republik des Gonzentt) 
Die Oefeggebende Verfammlung hatte das Königthum blod juspendirt, der eigend zu dieſen 
Behufe berufene Nationalconvent erklärte (21. Sept. 1792) daſſelbe für abgeſchafft und de 
Republik hergeſtellt. Man ſchuf eine neue Verfaſſung. Dieſelbe iſt kurz und ziemlich — 

Voran ſteht wieder eine „Erklärung ver Rechte des Menſchen und des Bürgers“, allerditge 
ähnlich der frühern, allein mehr in dem zu diefer Zeit herrſchenden Geifte (Robespierte LE 
noch weiter gehende „Menſchenrechte“ vor, unterlag jedoch damit). Die erfte diefer Veftimmur- 
gen lautet: „Der Zweck der Gefellſchaft ift das gemeinfame Wohlergehen.“ Im Wirerierud 
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mit der vorigen Gonftitution wird erflärt: Gin Volk hat jeverzeit das Recht, feine Verfaffung 
zu ändern; feine Generation fann die fommenden Geſchlechter ihren Geſetzen unterwerfen. 
„Die Vergeben ver Vertreter des Volkes und feiner Agenten dürfen niemals ungeftraft bleiben. 
Niemand hat das Net, fi für unverlegbarer auszugeben ald die andern Bürger (ſonach 
Berantwortlichfeit aud der Volfövertreter). Wenn die Regierung die Rechte des Volkes verlegt, 
fo ift die Infurrection das heiligfte der Nechte und die unumgänglich nöthigfte ver Pflichten.” 

Hierauf folgt die eigentliche Verfaflungsurkunde (Acte constitutionnel), beginnend mit 
der Beftimmung von der Republik, welche ald eine und untheilbar erklärt wird. Das Bolt 
it für die Verwaltung und Rechtspflege nach Departements, Diftricten und Munieipalitäten 
eingetheilt. (Die Gemeinde kommt alfo auch hier faft nur als letztes dienendes Glied der Staats: 
verwaltung in Betradt.) Jeder einundgwanzigjährige Franzoſe ift volljährig und Bürger (fo= 
fern er nicht durch Verurtheilung zu entehrenden Strafen das letere Recht verlor). Auf je 
40000 Einwohner fommt ein Abgeordneter, gewählt durch Wahlmänner, deren die Bürger 
anf je 200 Einwohner einen zu ernennen haben. Jeder im Genufle des Bürgerrechts befind- 
liche Franzoſe ift im ganzen Umfange der Nepublif wählbar. Der Gefeggebende Körper bleibt 
permanent, und feine Sefjlon währt ein Jahr. Zur Erlaflung von Gefegen ift erforderlich, 
daß wenigſtens 14 Tage vor der Abftimmung ein Bericht darüber an die Verfammlung er: 
flattet worden. Durd die Annahme des Entwurfs entfteht indeß zunächſt nur ein „vorgefchla= 
genes Geſetz“; daſſelbe wird definitiv, wenn nicht AO Tage nad Verfendung des gedruckten Be: 
ſchluſſes in einem mehr als der Hälfte der Departements das Zehntel der Urverfammlungen in 
jedem dieſer Departements dagegen geftimmt hat. (Alſo nicht etwa einfache Herftellung des 
Volksveto, wie wir piefes in verfchiedenen Schweizercantonen heute thatſächlich eingeführt 
finden, fondern Herftellung eines Zuftandes, bei welchem die entfchiedene Minorität dad Zu— 
ftandefonmen von Gefegen verhindern kann, weil man bei der wirflihen Majorität eine un= 
überwindliche Gleihgültigfeit oder Trägheit vorausfegt!) 

Es befteht ein aus 24 Mitgliedern gebilveter VBollziehungsrath. Die Wahlverfanntlung 
eines jeven Departements bezeichnet zum Behufe feiner Errichtung je einen Candidaten; aus 
der jo gebildeten Lifte wählt ver Gefeggebende Körper. Diefer Vollziehungsrath ift mit Leitung 
der allgemeinen Verwaltung beauftragt; er ernennt (jedoch nicht aus feiner Mitte) die Ober: 
agenten der allgemeinen Verwaltung. Der Gefeggebende Körper beftimmt deren Zahl und 
Bunctionen. Die Departemental=, Diſtricts- und Municipalverwaltungen werden durch die 
Einwohner dieſer Bezirke ermählt. Auch die Richter geben aus der Volkswahl hervor. Die 
Republik unterhält jelbft im Friedenszeiten eine bewaffnete Macht (alſo Sanctionirung des 
gerade in einer Nepublif grundverderblichen ftehenden Heerweſens für alle Zeiten). „Alle 
Sranzofen find Soldaten; fie werden fämmtlid in Führung ver Waffen geübt.” 

Wenn in einem mehr ald der Hälfte dev Departements der zehnte Theil der dortigen Urver— 
fammlungen eine Abänderung der Verfaflung verlangt, fo muß der Geſetzgebende Körper alle 
Urverfammlungen der Republik abftimmen laffen, ob eine Nationalconvention ftattfinden fol. 
- Diefe wird ebenfo wie die Regislatur gewählt. 

Als letzte Abtheilung der Verfaffung erfcheint eine „arantie der Rechte“, worin unter an= 
derm folgende, etwas feltfam zufammengeftellte Beftimmungen vorfommen: (Art. 122) „Die 
Eonftitution garantirt allen Branzofen die Gleichheit, die Freiheit, die Sicherheit, das Eigen 
tum, die Staatsſchuld ('), die freie Ausübung der Eulten, einen gemeinfamen Unterricht, 
öffentliche Unterftügung, die unbefchränfte Preffreiheit, dad Petitionsrecht, das Berfammlungs- 
recht, ven Genuß aller Menſchenrechte.“ 

Beftand die frühere Verfaffung nur ganz kurze Zeit, fo trat diefe neue überhaupt gar nicht 
ind Leben. Schon vor der Zeit ihrer Abfaffung, am 10. März 1793, war ein Revolutions— 
tribunal und am 18. März ein Wohlfahrtsausſchuß (Comite de salut public) gebildet worden; 
ein paar Monate fpäter aber erfolgte auch ausprüdlich die Suspenfion der Verfaffung, gemäß 
eines Decrets, welches erklärte: „Die proviforiihe Regierung Frankreichs ift bis zum Frieden 
revolutionär.” Die hoͤchſte Gewalt lag in jener Beziehung in den Händen des Wohlfahrtd- 
ausſchuſſes. 

V. Conſtitution vom Jahre III. (Directorialverfaſſung.) Am 9. Thermidor des Jahres 
IL ward die Schredensregierung geftürzt. Niemand wollte ed nun verfuchen, die Berfaflung vom 
SJabre1793, das todtgeborene Kind, jegt zu beleben. Es ward die „Eonftitution der franzöſiſchen 
Republif’’ vom 5. Fructidor des Jahres II gefhaffen. Soviel Ungemohntes, Doctrinäres und 
jelbft Unpaſſendes fie au enthielt, jo war fie doch wenigftend vergleichsweiſe ein praktiſcheres 
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Werk ald die beiden frühern Verfaffungen. Zudem fehnte jih das franzöfifche Volk aus dem 
bisherigen Zuftande der Ungewißheit, ver An= und Überfpannung endlich herauszukommen. 
So war denn dieſe Conſtitutionsurkunde die erſte, welche überhaupt in Frankreich zu etwas läu⸗ 
gerer praftijcher Geltung gelangte. 

Boran fand wieder eine „Erklärung der Rechte und Pflichten des Menſchen und des Bür- 
gers“. Es war eine neue Bearbeitung des Themas, wobei man den 22 aufgezählten Rechten 
neun Nummern von Pflichten anfügte und das Ganzeim Namen des franzöſiſchen Volkes und ‚in 
Gegenwart des höchſten Weſens“ proclamirte. Als „die Rechte des in Geſellſchaft lebenden Men: 
ſchen“ wurden beſonders bezeichnet die Freiheit, die Gleichheit, die Sicherheit und das Eigenthum. 

Die Staatöverfaffung jelbft erflärt die Gefammtheit der Bürger ald den Souverän 
Dad Bürgerrecht genießt jeder einundzwanzigjährige Franzofe, der fi in dad Bürgerregifter 
feines Gantond einſchreiben ließ, darauf ein Jahr im Gebiete der Nepublif wohnte und irgend: 
eine directe Steuer entrichtet. Alle Bürger eined Cantons bilden eine Urverfammlung. Die: 
jelbe hat über Anderungen der Berfaffung abzuftimmen und die ihr zuftehenden Wahlen vor: 
zunehmen. Auf je 200 Bürger wählt die Urverfammlung einen Wahlmann. Diefer muß 
25 Jahre alt fein und ift einem (den Beflimmungen der Gonftitution von 1791 ähnlichen) Gen: 
fus unterworfen. Die Wahlmänner ihrerfeitd erwählen die Mitglieder der Geſetzgebenden 
Berfanmlung, des Caſſationsgerichts, die Hochgefchworenen, die Departementsverwalter und 
gewiſſe andere Geridhtöperfonen. 

Die Gefeggebende VBerfammlung befteht aus zwei Räthen: einem (250 Mitglieder zählen: 
den) Rathe der Alten und einem Rathe der Fünfhundert. Jedes Departement jendet nad 
Mapgabe feiner Bevölkerung eine verhältnifmäßige Anzahl Mitglieder in die zwei Körper. 
Beide werden alljährlich zu einem Drittel erneuert. Die Sigungen find zwar öffentlich, doch 
darf die Zahl der Zuhörer nur halb foviel ald die der Mitglieder betragen (man fürtete die 
Wiederholung fo vieler vorgefommenen Exceſſe). Die Rathömitglieder erhalten eine Entiäü- 
digung glei dem Preije von 3000 Myriagramm Weizen. 

Die Mitglieder des Raths der Fünfhundert müffen mindeftensd 30 Jahre alt fein und 
10 Jahre auf dem Gebiete ver Republik gewohnt haben. Der Rath darf über feinen Vorſchlag 
abflimmen, der nicht dreimal in wenigftend zehntägigen Zwiſchenräumen verlejen worden 
(eine Schwerfälligfeit im Geſchäftsgange, die ji bei vem Beftehen zweier Kammern um jo 
weniger begreifen läßt). Von den Mitgliedern des Raths der Alten wird vierzigjüähriges Alter 
und funfzehnjähriger Aufenthalt in Frankreich gefordert. Diefer legtere Rath ift darauf be: 
ſchränkt, die Bejhlüffe der Fünfhunvdert blos im ganzen, alfo ohne jede Abänderung im einzel: 
nen, zu billigen oder zu verwerfen. Dringlichkeitöfälle ausgenommen, muß aud bier (mas 
gewiß überflüfig) eine dreimalige Verlefung in fünftägigen Zwiſchenräumen ftattfinden. 
Außer wegen Verlegung ded Sitzes beider Räthe fteht ven Alten Feinerlei Gejeginitiative zu. 
Die Mitglieder beider Räthe find wegen ihrer Abflimmungen unverantwortlid. 

Die vollziehende Gewalt wird einem Directorium übertragen, au fünf Mitgliedern befte: 
hend, welde von der Gefeggebenden Verſammlung ernannt werden. Jedes Jahr muß ein Mu— 
glied austreten und ift erft nach fünf Jahren wieder wählbar. Das Directorium hat die Ober: 
generale und die Minifter zu ernennen und abzufegen, darf aber nicht felbft regieren, fondern 
bat in diefer Beziehung eine dem conftitutionellen Königthum etwas ähnliche Stellung. Doch 
bilden die Minifter feinen Rath. Das Directorium fann den Rath der Fünfhundert einladen, 
einen Gegenftand in Erwägung zu ziehen, e8 ift dagegen nicht befugt, eigentliche Geſetzentwürfe 
vorzulegen. 

Jeded Departement hat feine Gentralz, jeder Canton wenigftens eine Municipalvermwaltung. 
Dabei beſteht hierarchiſche Unterordnung. Den Richtern ift verboten, fi) in Angelegenheiten 
der Berwaltung zu miengen. (Unter allen Regierungsformen in Frankreich fürchtete man eine 
rechtliche Prüfung der Vermwaltungsacte!) Den Richtern ift Unabfegbarfeit zugeſichert. Rur 
die Briedendrichter werben vom Volke erwählt und zwar je auf zwei Jahre; das Directorium 
ernennt die übrigen Richter. Im allgemeinen gelten die gewöhnlichen Vorſchriften gegen will: 
fürliche Verhaftung. 

Die bewafinete Macht wird in feßhafte und in ſtehendem Dienfte befindliche Nationalgarde 
getheilt (letztere ift nichts anderes als ein ftehendes Heer, dad nur, foweit man damit ausreicht, 
durch freiwillige Anwerbung gebildet wird, indem im übrigen die Aufgebote und Aushebungen 
Mittel zur Ergänzung find). Ein Krieg darf nur auf förmlihen Vorſchlag des Dirertoriums 
dur) den Geſetzgebenden Körper befchloffen werden. 
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Eine Revifion der Verfaſſung ſoll blos flattfinden, wenn der Rath der Alten dieſelbe vor: 
ſchlägt, jener der Fünfhundert zuftimmt und diefer Beſchluß zu drei verfchiedenen malen in drei⸗— 
jährigen Friften gefaßt wird. Alsdann hat jedes Departement zwei Abgeorpnete zu einer 
Revifionsverfammlung zu jenden, mobei die Mitglieder ver Geſetzgebenden Berfammlung 
nicht wählbar find. Die Vorfhläge dieſer Nevijionsverfammlung geben ſchließlich an vie 
Urverfammlung. 

In einer legten Abtheilung,, „Allgemeine Artikel’, erfheinen wieder Beitimmungen eigen= 
thümlicher Art, zum Theil allgemeine Bhrafen, zum Theil Beſchränkungen, wie namentlich) 
eine Beitimmung, wonach politifche Geſellſchaften miteinander nicht correfpondiren dürfen; auch 
darf fi feine Bürgerverfammlung den Namen Bolksgefellfchaft beilgen. (Es fommt aud 
eine Reihe faft pedantifch zu nennenvder Verfügungen vor, 3. B. über Uniformen, welche die Di: 
rectoren fogar in ihren Privatwohnungen tragen follen u. ſ. w.) 

Trotz mandesd Ungeeigneten und Unzweckmäßigen, dad diefe Berfaffung enthielt, befand ſich 
Sranfreih im ganzen wohl unter derjelben. Man hatte Ruhe und einen bedeutenden Grad 
von Freiheit. Allerdings fehlte es dem Directorium an Kraft, zum Theil durch Schuld feiner 
Mitgliever. Die neue Ordnung hätte fich vieleicht confoliviren können, wenn ein etwas kräfti- 
ger Dann in das Directorium gewählt worden wäre, und wenn nicht der erlangte Ruhm eines 
glüdlihen Feldherrn und die Brutalität einer Soldateska es der Selbſtſucht jenes Generals er: 
möglicht hätten, diefe Gonftitution ebenfalls zu vernichten. 

VI. Eonftitutionvom 22. Frimaire des Jahres VIIL (Gonfularverfafjung. Frank— 
reich ift dem Namen nad Republik, eine faft mehr als königliche Gewalt ruht aber in den Hän— 
ven feines Erften Conſuls Bonaparte.) Jeder einundzwanzigjährige Franzoſe, der ſich in das 
Bürgerregifter einfchreiben ließ und wenigſtens ein Jahr lang in dem Gebiete der Republif lebte, 
iſt Bürger; die Bürger einer Gemeinde wählen aus ihrer Mitte ein Zehntel, aus dem die Ge— 
meindebeamten entnommen werden. Auf ähnliche Weiſe wird eine Kifte in den Departements 
gebilvet, ebenfalls ein Zehntel ihrer Bürgerzapl umfaflend. Diefe Liften werden alle drei Jahre 
ergänzt und berickigt. 

Es befteht ein Erhaltungsjenat von SO Mitgliedern, welcher fich in der Folge derart erglingt, 
daß er aus je drei vom Gefeggebenden Körper vorgefchlagenen Candidaten einen ernennt. Die 
in der vorhin bezeichneten Weife in den Departements aufgeftellten Liften von einem Zehntel der 
Bürger bilden zufammen die Nationallifte. Daraus erwählt der Senat die Geſetzgeber, die Tri— 
bunen, die Gonjuln u. ſ. w. Er betätigt oder erflärt für ungültig alle Verhandlungen, die ihm 
vom Tribunate oder der Regierung als conftitutionswidrig bezeichnet werden. Seine Sigun= 
gen find geheim. Die erfimalige Ernennung der Senatoren geſchieht (ausnahmsweiſe) gemein 
ſam durch die bisherigen proviſoriſchen und die jegigen definitiven Gonfuln, wobei jedoch Bona— 
parte nicht mitwirft. 

Die Initiative in der Geſetzgebung fteht nur der Regierung zu (ed fönnen alfo blos ſolche Dinge 
zur Entſcheidung kommen, welche die Regierung vorzulegen beliebte, alfo nichts, was ihr unan= 
genehm wäre). Ihre Vorfchläge werden von dem aus 100 Mitgliedern beftehenden Tribunate 
geprüft. Dann gelangen die Gejegentwürfe an den 300 Mitglieder zählenden Gejeggebenden 
Körper (von welchem alljährlih der fünfte Theil austritt). In diefer Corporation darf nicht 
einmal discutirt, jondern ed muß, nach Vernehmung der Redner der Regierung und des Tribu= 
nats, insgeheim und ftumm abgeſtimmt werben. 

Die Regierung befteht aus drei auf 10 Jahre ernannten Gonfuln. Der erfte derſelben, Bo: 
naparte, erhält befondere Bunctionen. Er allein verkündet die Gefeße, ernennt und entjegt nach 
Gutdünken Mitgliever des Staatsraths, die Minifter, überhaupt alle Beamten und Offiziere 
(audy die Richter, mit Ausnahme der vom Volfe zu wählenden Friedensrichter). Selbit in den 
übrigen Angelegenheiten fteht ven beiden andern Gonfuln nur berathende Stimme zu. Gin 
Staatörath hat unter Leitung der Conſuln zu wirken, Die Senatoren, Legidlatoren, Tribunen, 
Gonjuln und Staatdräthe jind nicht verantwortlid. Minifteranflage fteht dem Tribunate zu. 
Andere Beamte dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Staatsraths gerichtlich ver: 
folgt werden. | 

Die Eonftitytion enthält außerdem verſchiedene der ftereotyp gewordenen Bhrafen über Un: 
verletzlichkeit des Haufes jedes Bürgers u. ſ. w., dabei aber zugleich die Beftimmung, daß im 
Falle von Unruhen , weldye die Sicherheit des Staates bedrohen, die Herrfchaft der Verfaffung 
in den betreffenden Gegenden durch ein Geſetz, proviforifch aber felbft durch einen bloßen Regie= 
rungsbeſchluß fuspendirt werden fann. 
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In jeder Gemeinde wurden Abftimmungsregifter wegen Annahme dieſer Verfaſſung auf: 
gelegt. Es war zum erften mal, daß Bonaparte diefe Mafchinerie in Bewegung fegte. 

Eine ſolche jo monarchiſche Verfaſſung genügte aber der Alleinherrfhergierde und Willfür 
Bonaparte’8 fo wenig, daß er fhon in den nächſten Monaten den Inhalt jener Urkunde mit 
Füßen trat. Schon unterm 23. Nivoſe veranlaßte er ein Gejeg, durch welches vie Regierung 
ermädtigt warb, in einer Reihe von Departements die Herrſchaft der Eonftitution zu fuspen- 
diren. Durch ein von dem Gewaltherrſcher allein ausgegangenes arr&t& vom 27. des nim- 
lihen Monats ward der Minifter des Innern angemwiefen, nicht zu dulden, daß mährend der 
Dauer des Kriegs andere ald die vom Erften Gonful namentlich erlaubten Zeitungen erfcheinen 
dürften; alle andern wurden furzweg unterbrüdt. Gin Gefeg vom 28. Pluvioſe organifirte 
die Verwaltung in völlig bureaufratifh-=abfolutiftifcher Weile. Den Departements murden 
Präfecten, den Bezirken (arrondissements) Unterpräfecten, ven Gemeinden Maires vorgeiegt, 
die der Erfte Conſul ſämmtlich unmittelbar oder mittelbar (durch feine Präfecten) ernannte unt 
abjegen konnte. Ja jelbft die Gemeinderäthe wurden durch die Präfesten ernannt und abgefegt, 
ſodaß auch der legte Schein einer Selbftverwaltung der Communen vernichtet war. in Geieh 
vom 17. Bentofe ftellte die eigentliche napoleonifche Gonfcription ber, dieſe furchtbare Menſchen⸗ 
fteuer, die von nun an Jahr für Jahr eingetrieben wurde. Ein anderes Gejeg vom 15. Vluxvioſe 
des Jahres IX verfügte, daß in allen Departements, in welchen die Regierung ed nötbig finde, 
Specialgerichte gebildet werben follten, bei denen je drei Offiziereneben drei Griminalrichtern un? 
zwei andern Juriften, unter unbedingtem Ausfhluß von Gefhmworenen, entichieden und zwar 
auch noch unter Bejeitigung der gewöhnlichen Förmlichkeiten. Ein arröte vom 4. Ventoſe ver: 
bängte fofort ſolche Specialgerichte über 27 Departements. 

Doch auch diefe Willfüracte befriedigten den Gewaltherrſcher noch nit. Durd ein bloßes 
fogenanntes Senatusconfult, das unterm 16. Thermidor ded Jahres X erging, wart tem Weſen 
nad) die VBerfaffung Ihon wieder abgeändert. Die Conſulwürde wurde für lebenslänglid erklärt 
und dem Erften Gonful jogar die Ermächtigung ertheilt, ſich einen Nachfolger zu ernennen. Der 
Senat legte fi (auf das Dictat ded Gewaltigen) eigenmächtig die maßlojeften Befugniffe bei, 
nämlich: die Gonftitution zu interpretiren, alles anzuordnen, was diefelbe nicht vorgeſehen 
babe, die Berfaffung der Golonien zu beftimmen, ferner in Form von Senatusconfulten 
dad Geſchworenengericht in ven Departements, in denen es nothivendig fcheine, zu ſuspenditen, 
Departements außer der Gonftitution zu erflären, zu verfügen, wie lange politifch Verdächtige 
verhaftet gehalten werden dürften, ohne vor Gericht gefteflt zu werden (eine wahre Wieverein- 
führung der lettres de cachet), Urtheile der Gerichtshöfe zu annulliren, wenn diefelben „tie 
Sicherheit des Staates antafteten‘‘, den Gejeggebenden Körper und das Tribunat aufzulöfen, 
endlich die Gonjuln zu ernennen. Die Verhandlung über folde Senatusconfulte findet aber 
nicht in der gewöhnlidden Sigung des gefammten Senats, fondern in einer befondern Raths— 
verfammlung jtatt, gebilvet aus folgenden Berfonen: den drei Gonfuln, zwei Miniftern, blos 
zwei Senatoren, zwei Staatdräthen und zwei Grofoffizieren ver Ehrenlegion. (Die Senatut: 
conjulte gehen alfo keineswegs von dem Senate felbft aus; er darf bloß zwei Mitglieder enden 
und im übrigen feinen Namen hergeben!) Die Senatoren werden zwar in der Negel auf 
Vorſchlag der Departementswahlcollegien ernannt, der Erfte Eonful kann jedoch auch beliebig 
andere Perfonen zu diefer Würde erheben. Die Mitgliever des großen Raths der Ghrenlegion 
find ohnehin von Rechts wegen Senatoren! Das Tribunat wird auf die Hälfte feiner bisher: 
gen Mitgliederzahl beſchränkt (eine Strafe dafür, daß wenigſtens in einigen Fällen ſchwache 
Spuren von Oppofition in dem gedachten Körper bemerkbar wurden!). Eine neue Volksab— 
flimmung, napoleoniſch in Scene gefegt, mußte aud das lebenslängliche Conſulat janctioniren. 

88 ift hier noch der zufolge Befeged vom 30. Ventoſe des Jahres Xllerfolgten Publikation des 
Civilgeſetzbuchs der Franzofen, dem man förmlich ven Namen Code Napolson gab, zu gedenken 
Dieſes Geſetzbuch zeichnet fih im allgemeinen durch Klarheit aus und fanctionirt die bürger: 
lien Errungenfhaften aus der Revolutiondzeit, foweit diefelben ven Despotismus des Grmalt: 
herrſchers nicht hindern Fonnten. Iſt das Werk auch vielfach überfhägt worden, fo befigt 
daflelbe doc) immerhin einen hohen Werth. 

VI. Organifhed Senatusconfult vom 28. Floreal des Jahres XII. (Das Kai: 
ferthum.) „Die Regierung der Nepublif wird einem Kaifer anvertraut, welcher den Titel Raifer 
der Franzoſen führt. Die Rechtspflege wird im Namen des Kaiferd durch von diefem ernannte 
Deamte ausgeübt. Napoleon Bonaparte, gegenwärtig Erfter Conſul der Republik, ift Kaiſer 
der Branzofen. Died der Wortlaut des erften Titeld der neuen Verfaſſung. Dieſelbe drebt 
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ſich fo fehr um das Staatsoberhaupt ald die Sonne des Staated, daß auch der zweite Titel von 
aichts weiter ald der Thronfolge, der dritte von der kaiſerlichen Familie, der vierte von ver Mes 
gentjchaft, der fünfte von den Großwürbenträgern des Reichs und der fechäte von den Großoffi— 
zieren des Reichs handelt. So weit ift von Rechten der Nation gar feine Rede. Land und Leute 
ſchein en nur eines einzigen Mannes wegen vorhanden! Der fiebente Titel verfügt wegen ver 
Eidesleiſtung: In den zwei nächſten Jahren nad) feinem Regierungsantritte hat der Kaifer zu 
ſchwören: „aufrecht zu erhalten die Integrität des Gebiet der Nepublif; zu achten und achten 
zu machen die Gefege des Concordats (gewiß bezeichnend!) und die Freiheit der Gonfefjtonen ; 
dann die Gleichheit ver Rechte, die politifche und bürgerliche Freiheit, die Unwiderruflichkeit des 
Verkaufs der Nationalgüter; Feine Auflage zu erheben, feine Steuer einzuführen als in Ge— 
mäßbeit des Grjeges; die Inftitution der Ehrenlegion () aufrecht zu erhalten; nur im Intereffe, 
zum Glüd und Ruhm des franzöfifchen Volkes zu regieren.‘ 

Titel VIII beginnt fodann mit dem erften der organischen Körper, dem Senate. Der: 
jelbe wird gebildet aus den mehr ald achtzehnjährigen Bringen, ven Großwürdenträgern des 
Reihe, 24 Bürgern, welche der Kaifer aus der Lifte der von den Departementömwahlcollegien 
vorgeihlagenen Candidaten auswählt, endlich aus ſolchen Perſonen, welche ver Kaifer fonft zu 
ernennen für zweckmäßig erachtet. Diefererfte Körper des Staates ift nicht einmal befugt, feinen 
eigenen Präfidenten zu erwählen, das Staatsoberhaupt ernennt denjelben. Eine aus fieben 
Mitgliedern gebildete Senatöcommiffton, benannt fenatoriihe Commiſſion der individuellen 
Freiheit, ift mit der fennzeichnenden Aufgabe betraut, die „Mittheilungen der Minifter” entges 
gen zu nnebmen bezüglidy der aus politifhen Gründen Verhafteten, welche nicht innerhalb zehn Ta: 
gen den Gerichten überwiefen wurden. Die Verbafteten felbft, ihre Verwandten oder Ver: 
treter können Petitionen an die gedachte Gommifjion richten. Grachtet diefelbe eine längere Ver— 
baftung nicht durch das Interefie des Staates für gerechtfertigt, jo erfucht fie ven Minifter, die 
Eingeferferten in Freiheit zu fegen oder vor Gericht zu ftellen. Wird dieſem Anſuchen nach dreis 
maliger Wiederholung (!) in monatlihen Zwifchenräumen feine Folge gegeben, jo verlangt die 
Commiffion Zufammenberufung ded Senats, der erklären kann: „Es liegen gewichtige Ber: 
muthungen vor, daß N. N. willkürlich verhaftet iſt.“ (Den weitern Verlauf einer ſolchen Er— 
Härung findet man unten angedeutet.) In gleiher Weife wird eine Siebenercommiffion zur 
Wabrung ver Preffreiheit niedergefegt, deren Wirfungsfreis jevoh das ganze Zeitungswefen: 
von vornherein abſolut entrückt ift. Diefelbe darf gegen Bücherbeihlagnahmen in ähnlicher 
Form Borftellungen einreichen, wie die Commiſſion für individuelle Freiheit. Der Senat hat 
im übrigen die Legalität der vom Geſetzgebenden Körper erlaffenen Decrete zu prüfen; ebenfo 
darf er die Anfiht ausfprechen, daß fein Grund obwalte, ein vorgeihlagenes Gefeg zu promul⸗ 
giren. Der Kaiſer ift indeß hieran nicht gebunden, fondern er enticheidet nah Vernehmung des 
Staatsraths. Diefer Staatsrath (Titel IX) ift eine bloße Verwaltungsbehörde. 

Titel X und XI handeln vom Gefeggebenden Körper und dem Tribunate. Die Geſetzent— 
würfe werden zunächſt von dem Tribunate geprüft. Drei Rebner diefed Collegiums haben dann 
im Gefeggebenven Körper Vortrag darüber zu erftatten. Leterer darf nur in ben Gomites 
über die Vorlagen beratben, in ven Hauptfigungen aber blos ohne Discuffion abftimmer 

Titel XII handelt von den Departementalwahlcolfegien , welche Gandidaten für den 
Gefeßgebenden Körper vorzuſchlagen haben; Titel XII von dem „Eaiferlihen hohen Grichts— 
hofe“, welcher über Vergehen von Mitglievern ver Faiferlihen Familie, Großmwürbenträgern, 
Miniftern u. ſ. w., dann über Verbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staates 
zu erfennen hat. Derjelbe wird zufammengefegt aus den Prinzen, ven Großwürdenträgern 
und Großoffizieren, dem Juftizminifter, 60 Senatoren, den ſechs Sectiondpräfidenten bed 
Staatsraths, 14 Staatöräthen und 20 Gaflationsrihtern. Wenn der Senat erklärt hat, daß 
gerwichtige Vermuthungen einer willfürliheu Einkerkerung oder eined Eingriffs in die Freiheit 
der Vreſſe vorliegen, kann ſich der Geſetzgebende Körper mit der Sache befaffen, jedoch nur auf 
vorgängigen Antrag des Tribunats oder auf dad Verlangen von 50 (!) feiner eigenen Mitglieder. 
Alsdann wird zunächſt eine Zehnercommifiion zur Abfafung ded Berichts ermählt. Der Kaifer 
ernennt drei Staatdräthe, um bei der Verhandlung im Befeggebenden Körper Erläuterungen zu 
ertbeilen. Der Beihluß geht an den Erzfanzler, welder ihn an den Generalprocurator am 
boben Gerichtähofe überfendet, worauf die mweitern Gerichtöverhandlungen eingeleitet werben. 
Der Anflageact wird 12 Gommiffaren vorgelegt, welde der Erzkanzler (!) zu gleihen Hälften 
aus Senatoren und Mitgliedern des hoben Gerichtshofs ernennt. Erkennt diefe Commiſſion 
auf Anklage, fo erfolgt die Verhandlung vor dem wenigftens aus 60 Mitgliedern gebilveten 
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hohen Gerichtshofe ſelbſt. (Diefe vorftehenden fowie die andern Beftimmungen zur Wahrung 
der perfönlichen und der Prefreiheit waren jo ſehr bloße Täuſchungen, daß während der ganzen 
Regierung Napoleon’s audy nicht einmal eine Abbülfe auf dieſem Wege herbeigeführt warb.) 

Zum dritten mal wendete Navoleon die theatralifch organijirte Maſchinerie der jogenannten 
Bolfsabftimmung (himmelweit verfhieden von jener wahren Volksabſtimmung, welde wir 
in der Schweiz feben) an, um nun aud ein Kaiſerthum fanctioniren zu laſſen, nachdem joriel 
des edelften Blutes Frankreichs für Herftellung und Erhaltung der Republik freudig geopfert 
worden war. Doch auch dieſe Verfaſſung erfuhr alsbald weitere Anderungen, wie überhaupt 
der ganze Napoleonismus in nichts Stabilität kannte ald in der Gewaltherrſchaft. 

Unterm 19. Aug. 1807 verfügte. ein Senatudconfult, daß die Gefegvorlagen nicht mehr 
durch das Tribunat, fondern durch Commiſſionen des Gefeggebenden Körpers geprüft werden 
ſollten. Ein anderes Senatudconfult vom 12. Oct. des ıfämlichen Jahres erklärte die Anftellung 
der Nichter erſt nad) fünfjähriger Dienftzeit für unwiderruflih. Ein bloßes Decret des Kaijers 
vom 1. März 1808 ftellte die Majorate wieder her. Ein Decret vom 5. Febr. 1810 beichränfte 
willfürlich die Zahl der Buhorudereien und Buchhandlungen, und eind vom 3. Aug. geftattete 
in jedem Departement, dad der Seine ausgenommen, nur nod das Erſcheinen von höchſtens 
einer Zeitung. Das durch Geſetz vom 20. Febr. 1810 promulgirte Straf= und das damit 
zufammenhängende Griminalinftructiondgefegbud ift in allen politifchen Beziehungen eine 
Schöpfung des Despotismus. Die Anflagejury ift abgeihafft, die Ernennung der Gejhworenen 
ganz der Willfür der Präfecten übertragen, dad Specialgericht unter die gewöhnlichen Juftiz- 
anftalten aufgenommen, ven Generalprocuratoren eine maßloje Gewalt eingeräumt u. ſ w. 

VIII. Gonftitutionelle Charte vom 4. Juni 1814. (Das conftitutionelle König: 
thum der ältern Bourbond.) Kaum hatte Paris capitulirt (31. März 1814), noch entſchloß 
ſich Napoleon nicht zur Abdankung (er that ed erftam 11. April), da verſammelte ſich der bis⸗ 
ber jo Eriehende Erhaltungsjenat, um zunächſt die Abjegung des Gefürdhteten auszuſprechen, 
weil derjelbe die Gonftitution jo vielfach verlegt habe; dann verfuchte es der mämliche Körper, 
in Form eines organiihen Senatusconjults vom 6. April dem Staate eine neue Verfaſſung zu 
decretiren, berubend auf den Grundſätzen der conftitutionellen Monarchie, unter Rückberufung 
der Bourbons auf den Thron Frankreichs. Durch dieſe neue Conftitution follte das Re: 
präſentativſyſtem hergeftellt und die widtigften Grrungenfhaften der Revolution ge: 
fichert werden. Auch wollte man durch Berufung des Fürften und durch Abfaffung der neuen 
Gonftitution ohne deſſen Mitwirkung das Selbjtconftituirungsredht der Nation und überhaupt 
die demokratiſchen Principien aufrecht erhalten. Indeß erlangte dieje neue Berfaffung nirgends 
Geltung. Statt ihrer octroyirte der neue König eine conftitutionelle Charte, bei welcher die 
Arbeit des Senats allerdings in einigen Punkten berüdiichtigt warb. 

Die gedachte Eonftitution beginnt mit einer ausgedehnten Einleitung, mwohlmollend, aber 
den Grundſätzen des „‚göttlihen Rechts‘ huldigend, wie denn die Rückkehr des Fürſten einzig 
und allein ald das Ergebnig der Anordnungen göttlicher Vorfehung bezeichnet, die Berfai- 
fungsurfunde aber als eine freiwillige Gabe des Herrſchers angekündigt ward. 

Die Eharte felbft beftimmt vor allem: Gleichheit ver Franzoſen vor dem Geſetze, in ber 
Befteuerung und bei Anftellungen, Sicherung der perjönlichen, der religiöfen und der Preffrei: 
heit, wobei jedoch die fatholifhe Religion ald Staatsreligion erklärt ift, Unverletzlichkeit des Eigen: 
thums, einjhließlih der Nationalgüter (für die man befonders gefürchtet hatte), Verbot jeder 
Unterfuhung wegen früher geäußerter Meinungen, endlich Abfhaffung der Gonfcription (ein 
Verſprechen, das nie erfüllt ward). 

Der König ift unverleglich und heilig, wogegen die Minifter verantwortlich find; er be: 
fehligt die militärifche Macht, erklärt Krieg und fließt Frieden und erläft vie nöthigen Verort: 
nungen und Ordonnanzen zur Vollziehung der Gefege. (Dies die Beftimmung, mit welcher mar 
im Jahre 1830 den Erlaß der Orvonnanzen zu rechtfertigen verfuchte, obwol diejelben gegen die 
Verfaſſung jelbft gerichtet waren.) Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinfam vom Könige, 
der Paird: und der Deputirtenfammer ausgeübt; dem erften allein fteht die Initiative zu; die 
Kanımern fönnen blos den König bitten, einen Gefegentwurf über irgendeinen Gegenftand zur 
Vorlage zu bringen. Die Ernennung der Pairs ift dem Könige überlaffen; ihre Zahl bleibt 
unbejhränft und das Staatöoberhaupt kann ihnen die Würde auf Lebenszeit oder erblid über: 
tragen. Die Sigungen jind geheim. Die Pairskammer erkennt auch ald Gerichtshof über hö— 
here Staatöverbreden. Die Deputirten werden gewählt; fie müſſen 30 Jahre alt fein und 
1000 Er. direste Steuern bezahlen. Auch die Wähler müflen das angegebene Alter befigen und 
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300 $r. Steuer entrichten. Die Sigungen find in der Regel Öffentlih. Die Kammern werven 
alljährlich einberufen. Der König kann die Deputirtenfammer auflöfen, muß dann aber eine 
neue innerhalb drei Monaten berufen. Die Deputirten können während der Seſſion nur mit 
Zuftimmung der Verfammlung verhaftet werden. Über die Baird urtheilt in Griminalfällen 
der Pairshof. 

E83 können feine Ausnahmegerihte gefhaffen werben. Die Griminalverhandlungen find. 
Öffentlich; das Inftitut der Jury wird beibehalten; Vermögensconfiscation ift abgefchafft; bie 
Richter find unabjegbar mit Ausnahme der Kriedendrichter, obwol auch diefe vom Könige er: 
nannt werden. Der alte Adel nimmt feine Titel wieder an, der neue behält die feinigen; ber 
König ernennt Adeliche nach Belieben, bewilligt ihnen aber blos Rang und Ehren, keine Be: 
freiung von Staatdlaften. Die Colonien werden durch befondere Gefege regiert. Jeder König 
ſchwört bei feiner Krönung, die conftitutionelle Charte treulich zu befolgen. 

So war denn Frankreich im Jahre 1814 nicht einmal vollffändig wieder an dem conſtitu— 
tionellen Bunfte angelangt, auf welchem es ſich 1791 befunden hatte! Und doch muß man ge= 
ftehen, daß wenigftend die Hauptziele erreicht waren, welche die Maſſe des franzöfifchen Volkes 
in Diefer Periode zunächſt zu erreichen wünſchte. Diefe Verminderung der Anſprüche war haupt- 
fachlich die Wirfung des langandauernden napoleonifhen Despotidsmus und Kriege. Nimmt 
man die ebenfalld durd äußere Kämpfe geftörte Directorialzeit aus, fo erfreute fih Frankreich 
nur von jegt an einer wenn aud vielfah ungenügenden, doch im weſentlichen freien Ent: 
widelung. In Verbindung damit flieg der Volkswohlſtand, wie er es in den Kriegsftürmen, 
trotz des Raubes von außen, nie gekonnt hatte. 

IX. Zufagurfunde zu ven Berfaffungen des Reichs vom 22. April 1815. 
(Die Hundert Tage.) Che jedoch die eben angedeutete friedliche Entwidelung erfolgen konnte, 
batte Franfreih noch einen Sturm zu beftehen, veranlaft durch Napoleon's Wiederkehr von 
Elba. Der Gewaltige erkannte die Notbiwendigfeit, der Charte gegenüber mwenigftend einige 
Zugeftänpniffe zu machen. So entftand denn endlich die „Zufagurfunde”. In der Einleitung 
fpricht ver Kaifer aus, wie er ſeit 15 Jahren zu verſchiedenen Epochen geſucht habe, die confti= 
tutionellen Formen nad den Bebürfniffen und Wünſchen ver Nation und den Lehren der Er— 
fahrung zu vervollfommnen; er habe ein großes europäljches Föderativſyſtem zu organifiren 
beabfihtigt; im Hinblicke darauf habe er „die Bildung mehrerer innern Inftitutionen vertagt, 
welche fpecieller zur Beihügung der Bürgerfreiheit beftimmt feien; Fünftig werde er feinen an= 
dern Zweck mehr verfolgen ald Vergrößerung der Wohlfahrt Frankreich durch Befeftigung der 
Öffentlichen Freiheit”. Danach erfchienen verſchiedene Gonftitutionsänderungen nothwendig. 

Nach der neuen Acte wird die gefeßgebende Gewalt durch den Kaifer und zwei Kammern 
ausgeübt. Die erfte verjelben, Pairdfammer, hat erbliche Mitgliever, vom Kaifer in unbe: 
fhränfter Anzahl ernannt; die Faiferlihen Prinzen find von Rechts wegen Pairs. Die Reprä- 
fentantenfammer, vom Volke erwählt, befteht aus 629 mindeftens 25 Jahre alten Mitglievern. 
PBräfident der Erften Kammer ift ver Erzfanzler des Reichs; die Zweite Kammer erwählt ihren 
Borfigenden felbft, doch fteht vem Kaifer dad Beftätigungsredht zu. Die Mitglieder beiver Kam: 
mern können während der Sefjionen nur mit Bewilligung diefer Gollegien oder beim Betreten auf 
frifcher That verhaftet werden. Die Jurisdiction über die Baird wird in größern Straffahen 
durch die Kammer geübt. Die Sigungen find in der Negel öffentlih. Die Gefegvorihläge 
geben von der Regierung aus. Die Induftrie und der Handel genießen befondere Vertretung. 
Nur zufolge eines Geſetzes können Steuern erhoben werden oder Staatsanleihen ftattfinden. 
Die Minifter find verantwortlih und werben dur die Pairskammer gerichtet. (Die Formen 
find gegen früher etwas abgeändert.) Der Kaifer ernennt alle Richter; fie find lebenslänglich 
(inamovibel) vom Augenblid der Ernennung an, ausgenommen die vom Volfe zu erwählen- 
den Friedensrichter. Das Schwurgericht und die Offentlichkeit ver Verhandlung in Strafjadhen 
find beibehalten. Ein legter Titel zählt Nechte der Bürger auf. Es find die oft wiederholten: 
Gleichheit vor dem Gefege; niemand foll verhaftet werden außer in den geſetzlich beftimmten 
Fällen und Formen; Freiheit der Eulte und der Preffe (Schwurgerichte bei Preßvergehen); in= 
dividuell darf jedermann petitioniren; eine Erflärung des Belagerungsftandes ijt nur bei feind- 
licher Invajion oder in bürgerlihen Unruhen zuläfig. Selbft im Falle des Erlöſchens der kai— 
ferligen Familie darf niemand die Thronerhebung der Bourbons vorfhlagen, ebenfo wenig 
darf eine Wieverherftellung des Feudaladels, ver Zehnten, eines herrſchenden Eultus oder eine 
Antaftung des ftattgehabten Verfaufs der Nationalgüter in Antrag gebracht werben. 

Die vorliegende Acte blieb ohne alle praftifche Bedeutung. Sie befriedigte nicht. 
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Nach dem zweiten Sturze Napoleon's, am Tage vor dem Einzuge der alliirten Truppen in 
Paris, unternahmen nun die eonſtituirten Behörden einen neuen Verſuch, dad Land der 
Detroyirung zu entziehen. Sie verfündeten unterm 15. Juli 1815 eine „Erklärung der Rechte 
ber Branzofen und der Grundlagen ihrer Verfaſſung“, berubend auf folgenden Hauptgrunt: 
fägen: Alle Gewalten gehen vom Volke aus. Die Theilung diefer Gewalten ift zur Erhaltung 

‚der Freiheit nothwendig. Die gefeßgebenve Gewalt wird von zwei Kammern und dem Don: 
archen ausgeübt, die Initiative und die Sanction in der Geſetzgebung ſtehen denſelben gleich 
mäßig zu; ausnahmsweiſe übt blos die Repräfentantenfammer eine Initiative bezüglich der 
Öffentlihen Abgaben, der Gonfcribirtenaushebung und der Erwählung einer neuen Donaftie 
im Falle des Erlöſchens der gegenmwärrigen. Außerdem Preß- und Eultusfreiheit, Unabhin- 
gigkeit der Gerichte, Umentgeltlichkeit des erften Volksunterrichts, Gleichheit der Rechte, Ab: 
ſchaffung des Adels, ver Privilegien, Feudalrechte, Zehnten, Mönchsorden und der Güter: 
confiscation, 

Niemand von den Gemalthabern befümmerte jich um diefe Declaration, und fo trat denn die 
Gharte von 1814 unbedingt wieder ind Reben. 

X. Gonftitutionelle Charte vom 7. Aug. 1830. (Das fogenannte Yulikönig: 
thum.) Nah der Verjagung der ältern Bourbond unternahm zunächſt die Abgeordneten: 
fammer eine Revijion ver Verfafjung. Die Charte ward beibehalten, nur in mehreren Punkten 
abgeändert. Bor allem ſtrich man die Ginleitung. Sodann ward der katholiſche Eultus nit 
mehr ald Staatöreligion, jedoch ald Religion der Mehrheit der Franzoſen bezeichnet. Die benſut 
darf nie mehr eingeführt werden. Der König fann, indem er die nöthigen Anordnungen zum 
Bollzug der Geſetze erläßt, diefe Geſetze jelbit nie fuspendiren. Es dürfen fremde Truppen nur 
infolge eines befondern Geſetzes in den Dienft des Staated aufgenommen werden. Die Jnitie: 
tive in der Gejeggebung fteht den drei Gewalten zu. Auch die Sigungen der Bairdtummer int 
Öffentlih. Den Genjus der Wählbarkeit in die Deputirtenfammer beftimmt ein befondered Gi⸗ 
ſetz. Es können feinerlei Ausnahmsgerichte geſchaffen werben (in der frühern Eharte warn 
die Prevotalhöfe vorbehalten). Beſondere Gefege jolfen erlaffen werben über Anwendung des 
Schwurgerichts bei Preßvergehen, über Minifterverantwortlichkeit, Neuwahl der im Staat? 
dienfte beförverten Deputirten, jährliche Bewilligung des Contingents des Heeres und Organi- 
ſation der Nationalgarde, ferner über Herftellung von Departemental: und Municipalinfitu: 
tionen auf Grundlage ver Wahl, über öffentlichen Unterricht und Lehrfreiheit, endlich über die 
Pairie (deren Erblichkeit wurde in der Folge aufgehoben und in bloße Lebenslängliäeit wr: 
wanbelt). 

Diefe Verfaffung blieb länger als jede andere in Geltung, und es ift umbeftreitbar, da} 
Frankreich unter ihr in noch höherm Maße einen bedeutenden Grad des Wohljtandes erlangt, 
ohne welchen daſſelbe nicht fo leicht, mie es geſchehen ift, in der Folgezeit fo viele foloffale Aut: 
gaben hätte erichwingen können. 

xl: Gonftitution der franzöſiſchen Republif vom 4. Nov. 1848. „In Gegen 
wart Gotted und im Namen des franzdfifhen Volkes verfündigte die Mationalverfammlung 
die Berfaflung des neuen Freiftaats. Als Grundprineipien find vorangeftellt: „1) Branfreid 

hat ſich ald Republik conftituirt. Indem daffelbe diefe definitive Regierungsform annahm, fegtt 
ed ſich zum Zweck, freier ſich zu entwiceln auf dem Wege des Fortfchritts und der Givilifatien, 
eine gerechtere Vertheilung der Laften und Vortheile ver Geſellſchaft zu fihern, das Wohl: 
gehen eines jeden zu erhöhen durch allmähliche Verminderung der öffentlichen Ausgaben un 
Steuern und alle Bürger ohne neue Stürme durch die fortwährende Wirffamkeit der Inftit; 
tionen und Gefege zu einem ſtets höhern Grade von Sittlichkeit, Wilfen und Wohlfahrt gr 
langen zu machen. 2) Die franzöitiche Republik ift demokratiſch, eine und untheilbar. 3) el 
anerkennt Rechte und Pflichten, vie älter und höher als die pojttiven Geſetze find. 4) Sie but 
zum Brincip die Freiheit, die Gleichheit und nie Brüberlichfeit, zur Grundlage die Familie, M 
Arbeit, das Eigenthum, die Öffentlihe Orbnung. 5) Sie achtet die fremden Nationalitäten, 
wie fie die ihrige achten zu machen gebenft; fie unternimmt feinen Krieg aus Groberungdab: 
fihten und verwendet ihre Kräfte nie gegen die Freiheit irgendeines Volkes.“ (Ein Artikel, det 
zur Zeit der Expedition wider die römijce Republif ver Regierung entgegengehalten wurde.) 
Folgen dann noch verſchiedene weitere allgemeine Säge, dabei die Beftimmung, daß die Repu— 
bLE durch brüderlihen Beiftand die Eriftenz der in Noth befindlichen Bürger ſichern müff, 

‚indem fie ihnen „innerhalb ver Grenzen ihrer Hülfsmittel“ Arbeit oder den Arbeitsunfähigen 
Unterftügung gewähre. 
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Die Eonftitution jelbft erflärt die in der Geſammtheit der franzöflfchen Bürger ruhende 
Souveränetät für unveräußerlih und unverjährbar. Das zweite Kapitel handelt von ven 
durch die Verfaffung garantirten Rechten der Bürger. Es ift im allgemeinen nur eine Wieder: 
bolung der ſchon fo oft ausgeſprochenen Grundjäge mit einigen ſchwachen forialiftifchen An— 
lügen. Weſentlich neu erfcheint die Abihaffung der Todesſtrafe bei politifchen Verbrechen. 
Vergleicht man felbft diefe legte Ausgabe der franzöſiſchen Bürgerrechte mit den gleichzeitig 
erlaffenen Grundrechten der deutichen Reichsverfaſſung von 1849, fo überzeugt man ji, daß 
der ſtärkere Idealismus auf der franzöfifchen, der größere Realismus auf der deutſchen Seite 
waltete, ſodaß alſo unfere Randsleute ven Gegenftand in feinen praktiſchen Beziehungen wenig— 
ſtens beſſer als die Franzoſen zu erfaflen verftanden. 

Die nächſten Kapitel handeln von den Öffentlichen Gewalten. Alle gehen vom Volke aug und 
können nie erblid übertragen werden. Die gefeßgebende Gewalt wird einer einzigen Verſamm— 
lung übertragen. Sie befteht aus 750 (in Verfallungsrevifiundfällen 900) Nepräfentanten, 
Algerien und die Golonien einbegriffen. Die Bevölkerung bilvet den Maßſtab für die Vertre- 
terzahl. Die Abſtimmung iſt direct und allgemein, aber geheim. Alle die Bürgerrechte ge— 
nießenden einundzwanzigjährigen Brangofen jind Wähler, ohne Nüdjiht auf Steuer. Wähl- 
bar find die fünfundzwangigjährigen Bürger. Dod fann fein bejolveter Beamter eine Neprä- 
jentantenitelle befleiven. Dad Mandat dauert drei Jahre. Die Wähler treten nad Ablauf 
dieſer Frift, nöthigenfalld ohne amtliche Berufung, zu einer neuen Wahl zufammen. Die Ge: 
feggebende Berfammlung ift permanent, fann ſich aber mit Zurüdlaffung einer- Commiſſion 
vertagen. Dringlidkeitsfälle ausgenommen, unterliegt jeder Gelegentwurf drei Berathungen 
in wenigftend fünftägigen Zwifhenräumen. 

Das franzöſiſche Volk überträgt die vollziehende Gewalt einem Bürger mit dem Titel: Prä⸗ 
fident der Nepublif, Er muß 30 Jahre alt und geborener Franzoſe jein, wird auf vier Jahre 
gewählt und bleibt dann vier Jahrg lang nicht wieder wählbar; auch feine Berwandten bie zum 
festen Grade können für dieſe Zeitdauer nicht erwählt werden, Die Wahl findet von Rechts 
wegen am zweiten Sonntag im Mai flatt und zwar mittels geheimer Abftimmung und mit ab- 
foluter Stinnmenmebrbeit. Bei außergewöhnlichen Erledigungen ergeben fih Zwiihenwahlen. 
Die Nationalverfammlung erfennt über die Gültigkeit der Wahl. Bor Antritt feines Amts 
bat der Präſident in derNtationalverfammlung folgenden Eid abzulegen (e8 war der einzige Eid, 
den die Berfaffung von einem Beamten forderte): „In Gegenwart Gottes und vor den fran= 
zöſiſchen Volke, repräfentirt durch die Nationalverfammlung, ſchwöre ich ver demokratiſchen, einen 
und untheilbaren Republik treu zu bleiben und alle Pflichten zu erfüllen, welche die Berfaflung 
mir auferlegt.‘ Der Präfivent hat das Recht, der Nationalverfammlung Oefegentwürfe vor— 
legen zu laſſen. Gr verfügt über die Armee, ohne fie jemals perjönlich befehligen zu dürfen. 
Er fann weder die Nationalverfammlung prorogiren, noch die Herrſchaft ver Gefege ſuspen⸗ 
diren. Ohne Zuftimmung der Nationalverfanmlung darf er feinen Ktieg beginnen. Es ſteht 
ihm die Befugniß zu, dieſe Verſammlung aufzufordern, ein beſchloſſenes Geſetz nochmals zu be: 
rathen, dagegen befigt er fein Veto, und es erfolgt nöthigenfalld die Promulgation durch den 
Präfidenten der Nationalverfammlung. Die Staatöbeamten werden durd den Präfidenten ber 
Republik ernannt und entlaffen. Er fowol wie alle andern Beamten find verantwortlih (Art.68). 
Sollte er die Nationalverfammlung antaften, fo ift er durch diefe Handlung allein ſchon feiner 
Bunctionen verluftig; die Bürger find verpflichtet, ihm den Gehorfam zu verweigern; die voll- 
ziehende Gewalt geht von Rechts wegen auf die Nationalverfammlung über; die (jedes Jahr 
zum voraus beftimmten) Richter des hohen Gerichtshofs haben ſich bei Strafe dev Amtdent- 
jegung unverzüglich zu verjammeln und das Strafgefeg zur Anwendung zu bringen. Gin Vice 
präfivent wird durch die Nationalverfammlung aus einer Lifte von drei Candidaten ernannt, 
welche der Präfident vorſchlägt. Diefer Vicepräfident führt auch den Vorſitz im Staatsrathe. 

Die Generalräthe (in jedem Departement) und die Gemeinderäthe werden mitteld allge: 
meiner Stimmabgabe erwählt, In der Gerichtöverfaflung tritt Die Änderung ein, daß alle poli= 
tifchen und Prefvergehen von Gefhmworenen abgeurtheilt werben. Über Competenzeonflicte ent: 
fheidet ein eigenes Gericht, dad aus Gafjationd- und aus Staatdräthen gebildet wird. Wegen 
Revifion der Verfaſſung find einige erfchwerende Beftimmungen vorgeſchrieben. (Man nahm 
feine Ruüͤckſicht darauf, daß nach der ganzen franzöjischen Verfaſſungsgeſchichte ſolche befhrän- 
kende Beitimmungen auch nicht einmal eingehalten worden find.) 

Bei Abfaffung diefer Verfaſſungsurkunde maltete wieder ein bedeutender Grad von Doctri⸗ 
naridmud vor. Man wußte ſehr wohl, von welcher Seite her die Gefahr drohte; man fannte Die 
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Bewerbungen und Madinationen des Prinzen Napoleon, um die höchſte Gewalt zu erlangen; 
aber man bielt eines bloßen Syſtems wegen an der Theorie feit, daß aud der Präfident der 
Republik vermittelt der allgemeinen Stimmgabe ernannt werben, daß er alfo jeine Autorität 
unmittelbar aus der nämlichen Duelle wie die Nationalverfammlung erhalten jollte. Bei einer 
Wahl des Präfidenten durch diefe Nationalverfammlung hätte ver Kronprätendent Feine Aus: 
ficht gehabt, zur höchſten Würde zu gelangen; um aber die angenommene Theorie doctrinär 
aufrecht zu erhalten, verſchloß man den Blick vor der naheliegenden und bereitd imminent gewor: 
denen Gefahr, indem man fi einbildete, durch auferlegten Eid, Verantwortlichfeitderflärungen 
und dergleichen fubftanzlofe Dinge diefelbe befhwören zu können. Das Ergebniß ift befannt. 

XI. Gonftitution vom 14. Jan. 1852. (Rebenslänglihe Präfiventihaft Napoleons II.) 
Nah dem Staatäftreihe vom 2. Dec. 1851 war ed unzweifelhaft, daß ein neues Kaifertbum 
fommen werde. Sowie nun aber der erſte Napoleon auf das Gonfulat von furzer Dauer erſt 
ein zehnjähriged (dann ein lebenslänglidhes) folgen ließ, glaubte auch fein Neffe die vier: 
jährige Präſidentſchaft zunächſt in eine weitere zehnjährige umwandeln zu follen, ebe er zur 
Krone griff. Die auf Täuſchung und Gewalt berubende Abſtimmungsmaſchinerie batte fid 
bei ver erften Wahl des Prinzen Napoleon ebenfo bemährt wie einjt zur Zeit feines Oheims 
Sie ward wieder in Bewegung gejegt, und nah den Schredten der Decembermegeleien und ber 
Deportationen Eonnte in Frankreich der Erfolg nicht fehlen. Auf®rundlage der der allgemeinen 
Bolksabftimmung unterftellten Normen oetroyirte nun Ludwig Napoleon eine Gonftitution, 
im wefentliden folgenden Inhalts: 

Titel J. Voran fteht die Bhrafe: „Die Gonftitution anerkennt, beflätigt und garantirr die 
1789 proclamirten großen Principien, welche die Grundlage des öffentlihen Rechts der Fran: 
zofen bilden.” Als Negierungsform ift nod die Republik bezeichnet und der Prinz Ludwig 
Napoleon Bonaparte ald Präjivent auf zehn Jahre ernannt. Er hat auch theil an ver geiehge: 
benden Gewalt, angeblich blo8 gemeinfam mit dem Senate und dein Geſetzgebenden Körper; er 
bleibt auch dem franzöfifchen Volke verantwortlih. Allein er ift Chef des Staates, befehligt die 
Kriegsmacht, ſchließt Verträge, ernennt zu allen Ämtern, beiigt allein die Imitiative im der 
Gefeggebung und fanctionirt die Gefege; die Juſtiz wird in feinem Namen geübt; er befigt dat 
Begnadigungsreht und darf den Belagerungsftand erflären; alle Behörden ſchwören ihm 
Treue und er ift befugt, jich einen Nachfolger zu ernennen. 

Der Senat, zunächſt aus BO Mitgliedern beftehend, kann bis zu 150 vermehrt werden. Mit: 
glieder deffelben find vor allen: die Cardinäle (unerbört bei einer Berufung auf die Grundſätze 
von 1789; unerbört fogar nad dem Vorgange des erften Napoleon!), die Marjchälle un 
Admirale und endlich diejenigen Bürger, welche ver Präfident zur Senatorenmwürde zu ernennen 
für geeignet erachtet. Die Verleihung gilt für die Lebensdauer. Die Sigungen des Körpers fint 
geheim. Der Senat fann ſich der Promulgation eines Geſetzes widerfegen, wenn daſſelbe einen 
Angriff auf die Conſtitution, die Religion, vie Cultus- oder die perfönliche Freiheit, die leid: 
beit, das Eigenthum, die Inamovibilität ver Magiftratur enthält, oder wenn es die Vertbeibi- 
gung des Gebiets gefährdet. Durch Senatudconfulte werden geordnet: die Konftitutionen der 
Golonien und Algeriens, alles was in der Verfaffung nicht vorgefeben und zu deren Gang 
nothwendig ift, die Interpretation zweifelhafter Gonftitutionsbeftimmungen. 

Die Mitglieder des Geſetzgebenden Körpers werben nah Maßgabe der Bevölkerung erwählt 
ein Deputirter auf 35000 Wähler. Es findet allgemeine Abftimmung, aber geheime Stimm: 
gabe ftatt. Die Wahl gilt für ſechs Jahre. Jedes Amendement zu einem Gefeßentwurfe, welches 
durd die zur Prüfung eines ſolchen nievergefegte Gommiffion gebilligt worden, ift ohne weitert 
Diseuffion anden Stantörath zu fenden. Geht diefer nicht darauf ein, fo darf im Gefeggebenden 
Körper gar feine Berathung darüber flattfinden (!). Es dürfen feine andern Sitzungsberichte 
veröffentlicht werben als die dazu beftimmten Protokolle. Petitionen fönnen beim Senate, aber 
nit beim Geſetzgebenden Körper eingereicht werden. Wenn der Präfivent der Republik ven 
Geſetzgebenden Körper auflöft, beruft er einen neuen innerhalb ſechs Monaten. 

Ein Staatsrath bearbeitet unter der Leitung des Präfidenten die Gefegentwürfe umd die 
abminiftrativen Verordnungen. Diefer Körper befteht aus 40—50 vom Präfiventen zu ernen: 
nenden und zu entlaffenden Mitgliedern. 

Ein hoher Gerichtöhof, ver ftetö nur infolge eines Decrets des Präfidenten einfchreiten dar, 
erkennt über die Verbrechen gegen den Präfidenten und gegen die innere und Äußere Sicherheit 
des Staates, 

XI. Senatusconfult vom 7. Nov. 1852. (Das neue Kaiferthum.) Ed währte nicht 
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ein Jahr, fo ließ der neue Alleinherrfher ein Senatusconjult abfaffen, folgenden Inhalts: 
Art. 1. Die Kaiferwürde ift wienerhergeftellt; Ludwig Napoleon Bonaparte bekleidet diefelbe 
unter dem Namen Napoleon I. Art. 2. Diefe Würde ift in männlicher Linie erblic. 
Art. 3. In Ermangelung eigener Sohne kann der eben Ernannte die Nachkommen Napoleon's J. 
aboptiren; fpätern Kaifern ift ſolche Adoptirung unterfagt. Art. 4. Ludwig Napoleon regelt 
die Thronfolgeordnung in der Familie Bonaparte in Ermangelung eigener oder adoptirter 
Söhne. Art. 5. Im Falle des Erlöfchend der Linie wird der Kaifer duch ein ver Abſtimmung 
des Volkes zu unterbreitendes Senatudconjult ernannt. Art. 6. Ein Senatusconjult regelt 
das Verhältniß der Mitglieder der faiferlihen Familie. Art. 7. Die Verfaffung vom 14. Ian. 
1852 ift in allen hiermit nicht im Widerſpruch ftehenden Beflimmungen beibehalten. Art. 8. 
Dem Volke ift ein Antrag zur Abftimmung vorzulegen wegen Wiederherftellung der Kaifer- 
würde in der Perfon Ludwig Napoleon Bonaparte's, mit Erblichkeit in feiner Familie. 

Das Ergebnig aud dieſer Abjtimmung war zum voraus gefihert. Wie die Verwaltung 
Frankreichs feitvem geworden, haben wir an diefer Stelle nicht zu ſchildern; theilweiſe treten Die 
Ergebniffe ſchon jegt in den flatiftifchen Refultaten hervor, und jie werden fpäter mol noch 
ungmeifelhafter jih fühlbar mahen. Wie man die perjönliche Freiheit, die Grundbedingung 
jedes Rechtszuſtandes, verfteht, zeigen die fogenannten Sicherheitsgeſetze (nad dem Attentate 
Orſini's erlaffen) und die zahllofen Deportationen nach Cayenne und Algerien. 

Schlußbemerkung. Uberbliden wir diefe Unzahl verſchiedenartiger Eonftitutionen, in 
denen Branfreich jeit 70 Jahren fein Heil ſuchte, jo gelangen wir zu dem Ergebniffe, daß geſchrie— 
bene Berfaffungsurfunden für fi allein und ohne daß ein freier Geift in der Mehrheit des 
Volkes lebt, das Glück, die innere Ruhe und Sicherheit einer Nation zu begründen unvermögend 
find. Wir jehen ferner, daß unſerm weftlihen Nahbarvolfe nad jeinem langen Ringen aller: 
dings die eine an ji große Aufgabe einer Vernichtung des Feudalismus gelang; daß dage— 
gen eine gebührende Beihränfung des Klerus wefentlich nur infomweit erfolgte, als derfelbe mit 
dem Feudalmwefen unmittelbar verwachſen war; daß dagegen die Begründung einer wahren 

politiichen Freiheit vollftändig jheiterte, dermaßen jogar, daß namentlih der Mangel perfön: 
licher Freiheit heute größer ift, als derielbe vor 7O Jahren war. Heute wagt fein conftituirter 
Körper mehr die nämliche Sprache wie einft das Parlament. Und die trodene Guillotine von 
Gayenne bat einer unendlich größern Anzahl von Bürgern den Tod gebracht, als einft die Ba— 
ftille Menſchen ihrer Freiheit berauben fonnte. Allervings drängt ih die Frage auf, ob ein 
Zuftand wie der jegige überhaupt von Dauer fein könne. Und das ſcheint uns aus Innern 
Gründen geradezu unmöglid. G. F. Kolb. 

Frankreich (Politiſche Statiſtik). JI. Boden und Bevölkerung im allgemei— 
nen. Frankreich iſt unbeſtreitbar einer der beſtarrondirten Staaten der Erde. Dabei erfreut es 
fich einer weit günftigern Küftenentwidelung und eines weit wärmern Klimas als Deutihland. 
Faſt überall bejigt ed natürlihe Grenzen: Meere oder hohe Gebirge (Pyrenäen und Alpen); 
nur im Norden und Norboften ift dies nicht der Ball, weil der Staat hier nad unierer 
Anficht feine natürlichen Grenzen überjhritten, nach franzöſiſcher Anſchauungsweiſe diejelben 
noch nicht erreicht hat, wir meinen die Ardennen und Vogeſen, die Franzoſen meinen den 
Rheinftrom, 

Das Areal von Frankreich betrug biäher, nad den Katafteraufnahmen, 53,027895 Hekta⸗ 
ren— 9665 deutſche Duabratmeilen. Hierzu fommen nun die neuen Erwerbungen in Italien, 
nämlich: 

Savoyen mit 1,105400 Heftaren — 202 deutſche Duadratmeilen 
Nizza „305450. „ — 56 

Danach ergeben fih für den Gejammtflaat etwa 9923 geographifche Quabdratmeilen 
(Berichtigung infolge der Grenzregulirung gegen Piemont vorbehalten). 

Die Volkszahl betrug bei der legten Aufnahme (1856) 36,039364. Hierzu kam die Ein— 
wohnerſchaft von Savoyen (1857) mit 581833 und von Nizza mit 125220. Rechnen wir 
ferner bie feitherige natürliche Vermehrung, jo überfteigt die jegige Gefammtjunme wol 
36,800000 und fann felbit bis gegen 37 Mill. angewachſen fein. 

In Sinjiht,auf den Gebietdumfang ſteht Franfreih in Europa nur zwei Staaten nad — 
Rußland und Oſterreich (legtered mit 11750 Quadratmeilen), in Hinſicht auf Volksmenge 
nur einem, Rußland Sſterreich iſt wenigſtens um 1,800000 Menſchen überholt). Großbri— 
tannien und Preußen beſitzen jedes wenig mehr als die Hälfte des — Areals (5778 
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und 5103 Duadratmeilen); während aber der britiihe Staat in Europa doch mehr als drei 
Biertheile ver Volksmenge Franfreihs umfaßt, beträgt die Menſchenzahl in Preußen faum 
halb joviel ald im Napoleoniihen Reihe. Wäre das deutſche Bundesgebiet wirflich geeinigt, 
fo würde daflelbe (die außerdeutſchen Bejigungen Preufend und Oſterreichs ungerechnet) den 
franzöjijhen Staat no immer um mehr ald 1500 Onadratmeilen und faft um 8 Mill. Eix- 
wohner übertreffen, 

Frankreich hat hohe Gebirge, nicht ſowol in jeinem Innern ald vielmehr an feinen Orenzen 
gegen Italien und Spanien, Der höchſte Punkt des ganzen Erdtheils, ver Montblanc , ftebt 
wieder unter frangöfiiher Herrichaft. (Höhe ded Montblanc 4810 Meter; des Pic des Ecrin⸗ 
im Departement Oberalpen 4105; des Vignemale, Oberpyrenäen, 3298 Meter). Das In— 
nere des Landes ift frei von hohen Gebirgen, deshalb für Aderbau um fo beffer geeignet. 

Die Katafteraufnahınen, freilich fchon im Jahre 1808 begonnen und 1847 beendigt, erga— 
ben für das Feſtland (ohne Gorfica und ohne die neuen Grmerbungen) folgende Bodenbe— 
nugung, auf melde fich die Beiteuerung des Staated ausdehnt: 

25,581659 Hektaren Aderlanp, 


5,159226 „ Wieſen, 
2,090634, Weinberge, 
7,702435.. Waldungen, 
628235 „ Gärten und Baumſchulen, 
64717  ,„ Erlen: und Weidengebüſche, 
4176 ,„ Steinbrüde und Minen, 
17401 ,, Entwäſſerungsgräben und Viehtränfen, 
12273 „ ſchiffbare Kanäle, 
7,171203 „ Heiden, Weideland, Moräfte, Felſen, ödes Lan, 
178723 „Teiche, 
110725 „ ODliven-, Mandel: und Maulbeerbaumpflanzungen, 
563986 ,, Raͤſtaniengehölze, 


245043 „  überbautes Land (Käufer u. ſ. w.). 

Auf der legterwähnten Klafje Landes ftanden bei den Aufnahmen 6,915899 Gebäude 
tworunter 6,771899 Häufer, Magazine, Boutiquen, beftinnmt zurWohnung, zur Induftieoder 
zum Handel. Die Induftriegebäube umfaßten unter andern 88332 Waſſer- oder Windmüb: 
len, 5676 Hammerwerfe und Hoböfen, 23881 Fabriken, Manufacturen und Hüttenmerkr, 
dann 26111 fonftige Induftriegebäude. Alle ald Häufer im weitern Sinne genommene &: 
bäude zuſammengerechnet, ergaben ih 1851 7,384789, im Jahre 1856 dagegen 7,431187. 

Hieran reihen ſich Die nichtbeiteuerten Grundflächen, nämlich: 

1,102845 Heftaren Landſtraßen, Wege, Gaſſen und öffentlihe Spaziergänge, 


441170 ,, Flüſſe, Seen, Bäche, 
1,057114 „  unprobuctived Staatdeigenthum, 
14771 „ Begräbnißplätze, Kirchen, Gebäude zu öffentlihen Zweden, 
159508 ,, andere nicht zu befteuernde Gründe. 


Im Katafter waren 1842, in welhem Jahre die legte desfallſige Specialerhebung ftattiant, 
126,210194 Parcellen aufgeführt. Es erſchienen damals in ven Verzeichniſſen 11,511841 Eigen: 
thümer, welche Zahl nad) den Steuerzetteln 1854 auf 13,122758 flieg. Diefe Zahlen geben 
indeß einen nicht ganz richtigen Begriff von der Parcellirung des Bodens; ſie laſſen die Ihe: 
lung größer erfcheinen, als dieſelbe wirklich ift, indem nicht nur die gleichen Eigenthümer meit- 
mals aufgeführe jind, fo oft fie nämlich in verfdiedenen Steuereinnehmereien Grunditüd: 
beiigen, fondern indem auch nebeneinander gelegene Ader, welche früher verfchiedenen Giger 
thümern angehörten, ſpäter aber wieder zufammengefauft wurden, gleichwol in den Regiten 
fortwährend als getrennte Barcellen erſcheinen. Es ift alſo Rüdjicht genommen auf die tm: 
nung, nicht jo auf die Wiedervereinigung. Wenn man daher, ſich ftügend auf Die eben mild 
theilten Ziffern, von einer zu großen Theilung des Grundeigenthums reden will, fo möge ſchen 
bier einer ſolchen Anſchauungsweiſe widerjproden fein, 

Nach einer im Moniteur von 1860 veröffentlichten Zufammenftellung gibt es übrigen? 
in Sranfreih noch 185460 Hektaren (faft 34 deutihe Ouadratmeilen) Moräfle und nid! 
weniger ald 2,706672 Hektaren (Über 491 Ouadratmeilen) Heiden und andere den Gemein: 
den gehörende unangebaute Ländereien. A 

Der Gebietdumfang Frankreichs hat feit dem Beginne der großen Revolution von 1789 
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bedeutende Veränderungen erfahren. Zuerft erfolgte die Einverleibung enclavirter fremder 
Landestheile, dann jene angrenzender Gebiete, namentlich die Eroberung von Ländern, welche 
nach geographiiher Lage und nad) ven ethnographiſchen Verhältniffen ihrer Bewohner Frank— 
reich durchaus fremd jind. Der Anfang ward damit gemacht, daß man die im Elſaß gelegenen 
Befigungen deutfher Reihsfürften (Mömpelgard gehörte Würtemberg u. f. mw.) einfach als 
franzöfiiches Land behandelte; dann fam am 14. Sept. 1791 die Vereinigung der päpſtlichen 
Grafihaft Avignon; Nov. 1792 und Jan. 1793 jene von Savoyen und Nizza; 1793— 98 
die des Schweizer Jura und Genf u. . w.; im Frieden von Campo-Formio, 17. Oct. 1797, trat 
Defterreih Belgien an Branfreih ab; der Friede von Luneville, 9. Febr. 1801, überließ dem 
legtern das ganze linfe Rheinufer (1200 Duadratmeilen mit fat 4 Mill. Menſchen). Napoleon. 
vereinigte mit Frankreich: 1802 Piemont, 1805 Parma, 1807 Hetrurien (Toscana), 1809 
Rom, 1810 Holland, ferner Wallis, endlih die Enıs:, Wefer: und Elbemündungen mit den 
Hanfeftädten und Oldenburg. So jollten venn Mainz und Köln, Bremen und Hamburg fran: 
zöſiſche Stüdte jein; nicht minder Turin und Genua, Florenz und Rom! Das in. der mon 
ftröfeften Weife ausgedehnte Reich hatte einen Umfang von 13600 deutſchen Duadratmeilen, 
worauf, bei der damaligen relativ geringen Bevölkerung, 42,366000 Menfchen lebten. Die 
beiden Pariſer Frieden von 1814 und 1815 nahmen die meiften diefer Eroberungen zurüd. Im 
weſentlichen erhielt ver Staat wieder die Örenzen von 1789; einige Eleine Berlufte (Landau 
u.f. mw.) wurden mehr ald genügend erfegt (dur Avignon und die deutſchen Gebiete im Elfaß). 

Bor der Revolution beitand dad franzöjtfche Königreich aus 35 Provinzen mit ſehr unglei= 
hen Titeln und Rechten (jogenannten Privilegien); diefe Provinzen waren wol fogar dur 
Zollinien voneinander abgeſchloſſen. Die Revolution fegte ſich ſofort zur Aufgabe, alle desfall: 
figen Unterſchiede jo vollftändig ald möglich zu vertilgen. Die ganze alte Gintheilung ward 
umgeftoßen und durch eine möglihft davon abweichende erjegt, wonad man 83 Departements 
erhielt. Obwol die Departementseintheilung in allen Beziehungen durchgeführt ward, fo konn— 
ten doch die alten Stammverfhiedenheiten bis heute nicht verwijcht werden. Je ſorgſamer es 
die meiften amtlihen Veröffentlichungen vermeiden, jene Stammesverſchiedenheit hervorzuhe— 
ben, um jo mehr mag eine kurze Überſicht zur Orientirung hier folgen. !) Wir übergehen dabei 
die den verjhiedenen Provinzen zugetheilt gewefenen kleinen Fürftenthümer und Herrſchaf— 
ten, geben dagegen das Areal nah Duadratlieues zur Bezeihnung der Ausdehnung der 


Provinzenan. 
Provinzen. QDuadratlieues. Hauptiädjlich verwendet für die Departements: 

Alface (Elfah) -. -» :» >» 405 Haut:Nhin, Bas-Rhin 

Angoumoid® . . 2. 2.....596 GharentesInferieure, Charente 

Aniou . . 2 2.202020. 452 Maine⸗et⸗Loire, Mayenne 

Arte . 2 2 20202020242 Pas-de⸗Calais 

Auvergne . . 2 20202 0.703 Gantal, Buysde:Döme, Haute⸗Loire 

Bean . . . 2 2 232.253 Bafles:Porendes 

Bert - .» 2 2 2 2 0. 125 Ger, Indre 

Bourbonnaid . . . 2... 400 Allier, Buysde-Döne 

Bourgogne . . 2 2.0.1315 Saöne:et:foire, Ain, Donne 

Bretagne » .» 2 2 20. . 1719 Cöôtes-du-Nord, Morbihan, Biniftere, Ile: et- 
Billaine, Loire-Inferieure 

Champagne . . » 153 Ardennes, Aube, Marne, Haute-Marne, Seinezet 
Marne, Donne 

Comtat Benaıifin . . » 92 Bauclufe 

Corſe.. 443 Corſe 

Daupbine . . 41015 Hautes-Alpes, Dröme, Iſere 

Flandred . . 2 2389394 Noro 

BoiXr - » 2 2 2 200000. 206 Qrriege 

FSrande:Gomte. . . . » . 795 Doubs, Jura, Haute-Sadne 

Gascogne . » 2 2... 1342 Haute-Garonne, Hauted:Pyrenees, Bafles:Pyre: 


need, Gerd, Landes, Arriege, Tarn-et-Garonne 





1) Eine umfaffendere Darftellung der alten Provinzen Frankreichs befindet ſich in Kolb's Handbuch 
der vergleichenden Statiftif. 
' 31” 
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Quadra lieues. Hauptſächlich verwendet für die Drvartements: 
. 2072 Aveyron, Dordogne, Gironde, Lorzet:Garonne, Lot, 
Tarn-et-Garonne, Landes 
930 Seine, Dife, Seine-et-Marne, Seine-et-Oiſe, Aihne 


Provinzen. 
Guienne . 


Yslesde:France . 


Languedoc . . 2108 Ardede, Aude, Haute: Oaronne, Gard, Herault, 
Haute⸗Loire, Zozere, Tarn 
Limouſin 510 Correze, Vienne, Creuſe 


Lorraine (mit de den Troid⸗ — 1142 Meurthe, Meuſe, Moſelle, Bosges 


Lvyonnais 395 Rhoͤne, Loire 

Marde . 248 Greuje, Haute-VBienne 

Maine 508 Mavyenne, Sartbe 

Navarre 75 Bafles-Pyrendes 

Nivernais 324 Nievre 

Normandie . . 1538 Galvados, Eure, Manche, Drne, Seine : Inferieure, 
GuresetzXoir 

Orléanais . 1028 Eure-et-Loir, Loir-et-Cher, Loiret, Donne 

Picardie . 642 Somme, Pas-de-Calais, Aisne, Diſe 

Poitou . . 1018 Deur:Seores, Vendee, Vienne, Haute-Vienne 

Provence . 1085 Baffes:Alypes, Bouches-du-Rhöne, Bar, Vaucluſe 

Roufiillon . 185 Pyrendes-Drientales 

Teuraine 351 Indreset:Xoire, Vienne. 


Unter Napoleon I. wuchs die Zahl der Departements auf 130 an. Unter der Reſtauration 
und bis zur jüngften Zeit war Frankreich in 86 Departements getbeilt, welche (nad verſchiede 
nen Eleinern Abänderungen) vor der Zeit des jüngften Kriegs 363 Bezirke (arrondissements), 
2848 Gantone und 36826 Gemeinden umfaßten. Die 1860 erworbenen Landſchafien wurden 
in drei Departements getheilt: Unterfavoyen (mit Chambery), Oberfavoyen (mit Anner) 
und Seealpen (mit Nizza). Das bisher zum Vardepartement gehörende Arrondillement von 
Graffe verband man mit dem neuen Seealpendepartement. 

Nachſtehend folgt eine Überficht der jegigen Departementaleintheilung mit Angabe det 
Areal (5487 Hektaren — 1 geographiſchen Ouadratmeile), ver Bevölkerung bei der Zählung 
im Jahre 1856 und der Ab- oder Zunahme ver Menſchenzahl im Vergleich zu der nächſt voran: 


gegangenen Zählung vom Jahre 1851: 


Devartements, — — man 
Ain . 579897 370919 — 20% 
Aisne 735200 555539 — 3450 
Alir . . 730837 352241 + 15483 
Alpes (Bailes-) 695418 149670 — 2400 
Alpes (Hautes:) 558960 129556. — 21482 
Ardeche 552665 385835 — 1714 
Arbenned 523289 322138 — 9158 
Arriege - . 489387 251318 — 16117 
Aube 600139 361673 — 3574 
Aude . 631324 282833 — 6914 
Aveyron . . 874333 393890 — 329 
Bouces=du: Rböne . 510487 473365 + 44376 
Calvados 552072 478397 — 12813 
Gantal . 574147 247665 — 5664 
Eharente . 594238 378721 — 419 
Gharente: Inferieure . 682569 474828 + 4836 

Cher —* 719934 314844 + 8583 
Gorreze . 586609 314982 — 5882 
Ere . . 874745 240183 + 3932 
Bit’ Or. . 876116 385131 — 15166 
Cdtes⸗ du⸗Nord 688562 621573 — 11040 
Greuje . 556830 278889 — 8186 
Dordogne . 918256 504651 — 1188 
Doubs . 522755 286888 — 991 
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Departemenis. 


Dröme . 

Eure 

Burezet Xoire . 
Finiftere 

Gar . . 
Garonne (Haute: ) 
Gers . 
®ironde 

Herault 
Shlezet:Billaine 
Andre 
Indresetzkoire . 
Iſere 

Jura . 

ganded . ; 
Roireset:Cher . 
Loire 

Loire (Haute⸗ 
Loire-Inferieure 
Loiret 
Lot. 
Xor=zetzGaronne . 
Lozere 
Maine: et=Xoire 
Mandhe . 

Marne . . 
Marne (Haute: ) 
Mayenne 
Meurthe 
Meuie- . 


- Morbihan . 


Moielle . 

Niere . 

Nord 

Dife ’ 
Orne 
Pas-de⸗Calais. 
Buy:de:Döme . . 
Porendes (Baſſes⸗) 
Byrendes (Hautes⸗) 


PoreneessDrientaled . 


Rhin (Bad:) . 
Rhin (Haut:) . 
Rhön . . . 
Sadne (Haute=) 
Sadnezet:oire 
Sarthe . 

Seine — 
Seine-Inferieure 
Geine:et:Marne 
Seine=et:Dife ' 
Stores (Deux⸗) 
Somme . 

Tarn 

Tarn⸗et⸗ :Gatonne . 


Areal 
(Seftaren). 


652155 
595765 
587430 
672112 
583556 
628983 
628031 
974032 
619800 
672583 
679530 
611370 


828934 ° 


499401 
932131 
635092 
475962 
496225 
6857456 
677119 
521174 
535396 
516973 
712093 
592838 
818044 
621968 
517063 
609004 


622787 


679781 
536889 
681656 
568087 
585506 
609729 
660563 
795051 
762266 
452945 
412211 
455345 
410771 
279039 
533992 
855174 
620668 

47550 
603329 
573635 
560365 
599988 
616120 
574216 
372016 


Peröfferung 
1656, 


324760 
404665 
291074 
606552 
419697 
481247 
304497 
640757 
400424 
580898 
273479 
318442 
576637 
296701 
309832 
264043 
505260 
300994 
555996 
345115 
293733 
340041 


140819 . 


524387 


595202 


372050 
256512 
373841 
424373 
305727 
473932 
451152 
326086 


1,212353 


396085 
430127 
712846 
590062 
436442 
245856 
183056 
563855 
499442 
625991 
312397 
575018 
467193 


1,727419 


769450 
341382 
484179 
327846 
566619 
354832 
234782 


+I II I I 1 II +I I I++Fl++tr I I +++ Hr IH 


IIIFrIi+ririFrirtri ir ı 


Ab» oder Zus 


nahme. 
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Desartemeni, — m ne 

Bar . 722610 268994 + 4376 
Bauclufe 354771 371820 + 13853 

Bender . 670350 389683 + 5949 

Pienne . i 697037 322585 + 5280 

Vienne (Haute: I 551658 319787 + 408 

Vosges 607996 405708 — 21701 

Monne . 742804 368901 — 12232 
53.097895 36.030364 + 256192 


Die Gemeinden, rechtlich alle gleichgeftellt, find natürlih der Größe nad ſehr verſchieden, 
Bei der Aufnahme von 1851 zählte man: 
433 Gemeinden mit weniger ald 100 Einwohnern 


2560 „ ; 100 200. 
457 „ „. Dl- 00 
Bi Rd 
39116 „ 401— 50 „ 
1195  „ „  501— 1000  „ 
423 Oo „ „ 1001— 1500  „ 
204 „ 1501— 200 „ 
1462  2001— 300 „ 
BB, ‚, 3001— 4000 
235 „ 4001— 5000  „ 
1 5001—10000 


[23 
93 ei ‚„‚ 10001—20000 
43 ” „ 20001—50000 _,, 
13 Pr „mehr ald 50000 „ 
Bei ver Aufnahme von 1856 ergaben ſich (wie aus dem eben veröffentlichten neunten Bande 
der „Statistique general de la France”, Serie IL, zu erſehen ift) folgende Zahlen, wobei wir 
zugleich die Ab= oder Zunahme in den legten fünf Jahren bemerfen: 


Gemeinden. — 
Unter 500 Einwohner 16225 + 541 
Zwiſchen 500 und 1000 Einwohner 11604 — 351 
„ 1000 „ 5000 Pe 8539 — 215 
„ 5000 „ 10000 ” 276 — 93 
J IOOOO, 20000 F 113 + 15 
Von 20000 und mehr 69 + 3 
Zufammen 36826 Gemeinden. 


Zehn Kleinere wurden größern Gemeinden einverleibt, wodurch eine Verminderung der Ge: 
fammtzahl herbeigeführt ward. Nichtöveftoweniger hat fi die Menge der Orte von weniger 
als 500 Einwohnern um die enorme Anzahl von 541 Gemeinden vermehrt. Durch DBerringe: 
rung der Bevölkerung jind nicht weniger ald 566 Orte in eine niedrigere Klaffe herabgeſunken 
dagegen nur 18 in eine höhere vorgerüdt. Gin vorzugsweiſe erſchreckendes Ergebniß! 

Nimmt man die Bevölkerung von weniger ald 2000 agglomerirt wohnender Menſchen ald 
ländliche, die der größern Orte als ſtädtiſche Einwohnerſchaft an, jo ergibt ſich nach den verſchie⸗ 
denen neuern Aufnahmen, daß von der jeweiligen Gefammtzahl dem platten Yande angehörten 

1846. 1851. 1856. 
75,8 Proc. 74,51 Broc. 72,09 Broc. 
Alfo eine beftändige Abnahme ver Land = und eine entfpredhende Zunahme der Stadtbenölfe: 
rung; doch auch bier zunächſt nur in den großen Gentren. 

Wir werden unten fehen, welches Zuftrömen vom Lande nad den Städten vor ih gebt. 
Dermalen beiigt Frankreich eine Stadt, welde, nad der legten Ausdehnung des Weichbilds, 
über anderthalb Millionen Menſchen umfaßt (Paris, 1860 mit 1,525942); dann zwei 
Städte zwiſchen 200— 300000 (Lyon und Marfeille), 4 zwifdhen 100— 200000, 11 zwiſchen 
50—100000, 7 zwiſchen 40—50000. (England, ohne Schottland und Irland, umfast 
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faum halb fo viel Menſchen ald Frankreich, und bier wurde die Stabtbevölferung nicht durch 
fünftliche Regierungsmittel emporgetrieben. Gleihwol gibt e8 in England nicht nur eine 
Stadt von mehr ald dritthalb Millionen Menſchen, fondern man zählt weiter 3 Städte mit 
mebr als 100000, 14 mit 50—100000 u. ſ. w., und Died ungerechnet die ganze feit 1850 
erfolgte Zunahme.) 

Auf den Raum einer geographiſchen Quadratmeile leben in Frankreich durchſchnittlich 
3708 Menſchen. Es iſt dies weit weniger als in Großbritannien, wo auf ſolchen Raum 5019 
fommen, und ald in Belgien (8582), in Holland (5639), in Italien (4507), auch weniger q als im 
deutfchen Bundesgebiete (3905); hingegen mehr als in Gefammtpreußen (3507) und in Öfter- 
reich (2979), in Spanien (2672) und im europäifhen Rußland (622). 

Die Zunahme der Volkszahl ging in Frankreich ſtets langfam vor fi, wol großentheils 
infolge der häufigen Kriege. Im Jahre 1700 ergaben die Denkſchriften ver Intendanten bereits 
eine Menihenzahl von 19,669320, obmwol damals Kothringen, Gorfica und Avignon dem 
Staate nod nit angehörten. Die Zählung von 1762 wies 21,769163 nad, welde Ziffer 
offenbar unter der Wirklichfeit war. Eine Aufnahme von 1790 ergab 26,363000. Auf dent 
Gebiete, weldes Franfreih von 1815—59 befaß, lebten, nad) den feitdem vorgenommenen 
Zählungen und den nadträglidhen (jedod für die Perioden von 1801 und 1806 erweisbar 
höchſt ungenauen) Berechnungen: 

1801 27,349902 Menſchen 


1806 29,107425 „, 1,8 Proc. jährlihe Zunahme 


1821 30,471875 , = 08 „ " „ 
1831 32,569223 " z- 0,69 I 7) 1 
1836 33,540910 „ = 00 „ J J 
1841 34,230178 ff — O,41 nr 7 7) 
18346 35,401761 „ — (0,68 " 7 7 
1851 35,783170 „ =0n „ J J 


1856 36,039364 = Qu 

Es ergibt fih danach eine Verminderung i im im Anwadjfen der Bevölkerung, welche Abnahme 
in bobem Maße auffallen muß. Und diefe Verihlimmerung fallt ausschließlich auf die Zeit des 
Beginnd und ganz befonderd der Entwickelung des jegigen Regierungsſyſtems. Allerdings 
wird geltend gemacht, daß fich zur Zeit ver Aufnahme von 1856 ein Heer von 165428 Fran: 
zofen nod im Orient befunden habe. Allein abgefeben davon, daß ein Theil diefer Arnıee un— 
mittelbar blos aus Algerien, nicht aus Frankreich weggezogen war, umd daß man bie Trups 
pen in Algerien aud bei der vorigen Volkszählung nicht eingerechnet Hatte, bleibt das Ergeb: 
nip in der Hauptſache doch das gleiche. Für den Statiftifer bevarf es feines befondern Nach— 
weijed, daß Veränderungen im gewöhnlichen Gange ver Geftaltungen nicht ohne entiprechende 
Beranlaffungen erfolgen. Da ed nun außer Zweifel fteht, daß das jegige Regierungsſyſtem 
mächtiger als jenes frühere auf die focialen Zuftände einwirfte, fo ift man wol berechtigt, die 
bervortretenden ſchlimmen wie guten Wirkungen mefentlic auf deſſen Rechnung zu fegen. Die 
Statiftif beurfundet in allen derartigen Fragen das Urtheil ver Thatſachen, deflen Wahrheit 
durch nichts geändert zu werben vermag, weder durch Schmeichelei nad; ver einen, noch durch 
Berfleinerungsiudht nad der andern Seite. 

Es muß bier allerdingd bemerkt werden, dag ih nad) dem Jahre 1849 auch beinahe in 
ſämmtlichen deutſchen Stagten eine auffallende Verminderung im Bevölkerungsanwachſe ergab, 
ja daß in einigen dieſer Gebiete (ganz ebenſo wie in Frankreich in verſchiedenen Departements) 
ſogar eine unmittelbare Bevölkerungsabnahme eintrat, und zwar am ſtärkſten in Kurheſſen, der 
bairiſchen Rheinpfalz und Baden (den Ländern, in denen die Reaction am heftigſten ſich ent- 
wicfelte). Auch in Breußen betrug die Zunahme ver Menſchenzahl in den drei Jahren 1852 — 
55 nur nod 266593, d. h. jährlich O,52 Proc. (alfo immer noch faft das Fünffache der Zunahme 
in Frankreich); fie bob ſich jedoch 1856—58 auf 537900 — 1,04 Proc. (mehr ald dad Neun: 
fache gegen dort). In England (Schottland und Irland ungerechnet) nimmt der Regiſtrar— 
General für die 5%/, Jahre nad 1851 eine Volkszunahme von nicht weniger ald 1,157000 
Menſchen an. Gleichzeitig betrug die Vermehrung während fünf Jahren in dem grogen Frank— 
reich nur 256194 oder nach einer fpätern Rectification 257736, d. b. jährlih nur 41547 In: 
dipiduen, alfo, wie oben beredhnet, nur O, u Proc. im Jahre, Verhältnißmäßig hatte man 
alfo in England eine neunmal größere Bevölferungsvermehrung. In den nächſtvorangegange— 
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nen funizig Jahren hatte die Zunahme in Frankreich vurhihnittlihd 156000 im Jahre, alſo 
nahezu das Vierfache gegen jegt betragen. Die Berihlimmerung ift augenſcheinlich. 

Vergleicht man die beiden legten Volkszählungen (von 1851 und 1356) nad) Departements, 
fo ergibt Üch, daß eine Vermehrung überhaupt nur in den großen Städten erfolgt, auf dem 
Lande aber jogar eine Verminderung eingetreten ift. Cine Zunahme fand nur in 32 Departe: 
ments ftatt, dagegen eine Abnahme in 54! Das Seinebepartement (Paris) allein mies ein 
Steigen der Volkszahl um 305354 Perfonen nad, d. h. um mehr, als überhaupt die Vermeb: 
rung in ganz Frankreich betragen hatte. Dann erfreuten fich einergrößern Zunahme die Depar: 
tements: Nord (mit der Stadt Lille) um 54068, Nhone (Lyon) 51246, Rhonemündungen 
(Marfeille) 44376, Loire (St.:Etienne) 32672, Gironde (Bordeaur) 26370, Unter-Seine 
(Nantes) 22332 u. f. m. Hingegen hatten eingebüßt: Ober:Saone 35072 Menjchen (Berluft 
von mehr ald 10 Proc. der ganzen Bevölkerung !), Ifere 27860, Meurthe 26050, Rieder: 
Rhein 23579, Maad 22930, Vogefen 21701, Jura 16660 u. ſ. w. ?) 

Die ſtärkſten Verlufte hat eine Gruppe von Departementd erlitten, melde dem Norboften 
des Staates angehört. Die zwölf Departements: Ober:Saone, Meurthe, Nieder: Rhein, 
Maas, Vogeſen, Jura, Cote-d'Or, Donne, Ober:Marne, Doubs, Ardennen und Mojel zeig: 
ten zujammen einen Verluſt von mehr ald 200000 Menden. Eine zweite Gruppe von jede 
Departements in der Nähe von Paris weift eine Einbuße von 55000 nad) (Departements Gal- 
vabos, Manche, Orne, Eure, Dife und Sarthe). Am Ende der Bretagne zeigt fich eine Der: 
minberung von 26000 (Departements Finiftere, Nordfüften, Morbihan). Gleiche Einbupe 
im Gentrum (Puysde-Dome, Greufe, Gantal und Gorreze). Im Süden ift wieder eine Gruppe 
mit einer Bevölferungsabnahme von 50000 (Arriege, Ober: Porenien, Niever-Porenden, 
Tarn und Aube). In den Alpen hat das Fleine Iſeredepartement 26800 verloren. In Lotbrin: 
gen, dem Elſaß, der Normandie und Picardie wirkten bejondere Urfahen mit ein; außerdem 
trifft der Verluft vorzugsweife die ärmften Gegenden des Landes. 

Nach der Verfiherung von 2. de Lavergne (ſ. deflen Abhandlung „Sur lagriculture ei la 
population‘ in der „Revue des deux Mondes’ vom 1. April 1857) wäre die Einbuße ber 
Zandgemeinden eigentlich nod größer, indem man bei ver legten Aufnahme, um bie Auställe 
weniger erſchreckend erjcheinen zu laffen, überall vie blos zeitweife abwejenden Arbeiter in 
ihren Heimatdorten eingetragen und ihnen die bei ven Gifenbahnen und bei den Arbeiten zu 
Paris Beichäftigten zugerechnet habe. „Auf dem Lande‘, jagt Hr. von Lavergne ausprudlid, 
„ſieht man ganze Dörfer beinahe entwölfert. Im den meiften Städten können felbft dem ober: 
flächlich beobachtenden Durchreifenven die vielen Trauerkleider nicht entgehen‘ (veranlaft durd 
den Krimkrieg). Der genannte Berfafler hob hervor, Paris werde fünftlih in vie Höbe 
getrieben. Bon 2379 Mill. Ausgaben, welche ver Staatsſchatz im Jahre 1855 beftritten, jeien 
nicht weniger ald 877 Mill. blos in der Hauptftabt ausgezahlt worden, während 1850 die 
Summe doch erft 497 Mill. betragen habe. Allerdings ward hiergegen eingewendet, es hätten 
ih aud die Einzahlungen daſelbſt in die Staatskaſſe von 277 Mill. im Jahre 1850 auf 650 
Mill. im Jahre 1855 erhöht. Indeß beweift eben auch dies jchon eine übergroße Gentralifation 
alles öffentlichen Lebens in der Hauptflabt auf Koſten ver doch fo ausgedehnten Provinzen. 
Dazu fommen die außerordentlihen Staatsbauten, das künſtliche Herabfegen der Brotpreife zu 
Paris und jo mande andere Dinge ähnlicher Art. | 

Für die Kräftigfeit der Vevölferung ift es durchaus nicht gleichgültig, ob die Wanderung 
der Landleute nad den großen Städten fortvauert oder nit. Alle ftatiftifhen Erhebungen 
beweijen, daß in dieſen Städten die mittlere Lebensdauer geringer ift ald auf dem Lande, ferner 
die Zahl der Geburten meift ſchwächer, jene ver unehelichen Kinder größer, die der Todtgeburten 
ftärfer, endlich die Menge der Sterbefälle weit höher, dagegen die militärifche Braudbarkri 
ver aufgebotenen Jünglinge geringer. (Cine Abhandlung im „Edinburgh Review‘ von 1857 
meinte fogar: „Jeder junge Mann, ber aus feinem Geburtsdorfe auf per Hochſtraße nach Parit 
zieht, flreift die beſſere Hälfte feiner Natur ab, vor allem jene Eigenſchaften, die ihn zu einem 
guten Unterthan machen.” Bisjegt wußte der Imperialismus jeden Widerſtandsgeiſt zu bre: 
Gen; ob died aber für alle Zeiten gelingen wird, ift eine andere Frage.) 

Wie ſchon aus den obigen Andeutungen erſichtlich, ift die Stavtbevölferung in Frankreich, 
verglichen mit jener in England, feineswegs ſehr groß. Das Bedenkliche liegt nur in der Ent: 
völferung dev Landgemeinden. Nach den für 1856 aufgeflellten Berechnungen kamen 
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auf das Seinedepartement . . 1,727419 Einwohner 
„die Stadtgemeinden mit mehr als 2000 
agglomerirt mohnenden Menidhen . 


„die Landgemeinven 


8,165946 BF 
26,145999 „, 
Bufanmen 36,039364 „ 

Beſonders beachtenswerth find die Schwanfungen in der Bevölferungsbemwegung. Die 
Zahl der abgeihloffenen Ehen hat ſich feit dem Sturze der Julidynaftie folgendermaßen geftellt: 
1848 293552 Seirathen 1853 280609 Heirathen 

1849 278903 „ 1854 270906  „ 
1850 297700 „ 1855 283846 $, 
1851 286884 1856 287029 „ 
1852 281460 - 1857 295510 „ 
Geburten und Sterbefälle gegenüber geftellt, ergibt fi (die Todtgeborenen ungerechnet) 


Tolgende Lifte: 


Jabr. Geburten. Eterbefülle, Jabr. Geburten. Sterbefälle. 
1848 940156 836693 1853 936967 795596 
1849 985848 973471 1854 923461 992779 
1850 954240 761610 1855 902336 937942 
1851 979907 817449 1856 952116 837082 
1852 965080 810695 1857 940709 858785 


Hieraus ergibt fich im ganzen eine Verminderung der Geburten, hingegen eine Vermeh— 
rung ber Sterbefälle, alſo eine Verſchlimmerung in beiven Richtungen. Die Jahre 1851 —53 
batten noch einen anjehnlidhen Überſchuß der. Zahl der Geburten über die der Sterbefälle nach— 
gewiefen, nämlich: 1851 162456 Überfhuß; 1852 154385 und 1853 141371 überſchuß. 
Das Jahr 1854 zeigte aber jogar die wahrhaft unerhörte, wenigitend in diefem Jahrhundert 
in Frankreich no niemald vorgefommene Erſcheinung, daß die Menge der Sterbefälle größer 
war als die der Geburten und zwar um die enorme Zahl von 69318 Perſonen. Ja auch das 
nächſtfolgende Jahr, weit entfernt, die nad außerordentlichen Berluften gewöhnlich eintretenve 
Ausgleihung zu liefern, zeigte einen neuen Ausfall, der wieder 35606 Menfchen betrug. Aller: 
dings waren im Jahre 1854 drei Geifeln zufammengetroffen: Krieg, Belt (Cholera) und 
Theuerung. Freilich änderte ſich 1856 dieſes unerhörte Misverhältnip; während aber unter 
naturgemäßen Zuftänden nad großen Berluften immer aud eine große Vermehrung eintritt 
und dad Verlorene wieder ergänzt, ergibt jih auch jeitdem nicht einmal die jonftige Mittelzahl 
bei der Zunahme, indem der Überihuß ver Geburten 1856 nur 115034 betrug und 1857 
ſofort auf 81924 herabfanf. Zudem läßt ji ſchon jet vorberfehen, daß die fonft normale 
Bevölferungsvermehrung auch in dem Kriegsjahre 1859 und in dem Gefhäftsftofungsjahre 
1860 gefehlt haben wird. 

Das Verhältniß der lebend geborenen uneheliden Kinder war folgendes: Dis zu Ende des 
Jahres 1852 blieb dafjelbe ziemlich conftant: eine unehelihe Geburt auf 12,8% eheliche; 1853 
ging die legte Ziffer auf 12,rı1berab, 1854 aber jogarauf 12,17; 1855 hob fte ſich auf 13,01, ftand 
1856 nod auf 12,5; 1857 aber janf jie auf 12,277,.eine ftarfe Verſchlimmerung beurkundend. 
Im Vegtbezeichneten Jahre famen auf 100 Geburten 7,53 Bror. unehelihe. Davon trafen aber: 
auf das Seinebepartement (mo allerdings außerordentliche Verhältniffe) 26,75 Proc., auf die 
übrigen Städte 12,01, auf die Landgemeinden 4,22 Proc. Selbft abgejehen von Paris, war aljo 
die Zahl der unehelihen Geburten in den Städten faft dreimal ſo groß als auf dem Lande. 
Dabei ift zu bemerfen, daß die Zunahme diefer unehelihen Geburten im Jahre 1857 gerade 
ausjchlieglih von der Landbevölkerung herrührt, was man der Vermehrung der Fabriken außer: 
halb der Städte beimißt. Jedenfalls eine nicht unbedenkliche Verſchlimmerung det Volkszu— 
Hände gerade in den Dörfern. 

Über die Todtgeborenen bejigt man erft jeit 1851 etwas genauere Aufzeihnungen und zwar 
mit folgenden Hauptrefultaten (wobei wir bemerfen, daß die Ziffer von 1851 noch weſentlich 
ungenau fein dürfte): 


1851 31665 Topdtgeburten 
1852 37901 rr 
1853 38664 „ 
1854 39778 2 


1855 38013 Todtgeburten 
1856 40786 " 
1857 41905 u 
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Alfo aud in dieſer Beziehung eine Berfhlimmerung, deren Zifferunterfchied jedoch theilweis 
auf größerer Genauigkeit der fpätern Aufnahmen beruhen dürfte. 

Aus ven oben mitgetheilten Ziffern erfieht man, daß die Zahl der Heiratben ſich ziemlich 
gleich geblieben ift. Dagegen führt eine weitere Unterfuhung zu der Thatſache, daß die ohnehin 
nicht fehr große Fruchtbarkeit ver Ehen abnimmt. Nah der gemöhnlih angenommenen Weile 
berechnet, kamen 

1822 — 31 aufeine Ehe 3,64 ebeliche Kinder 
1832—41l „ u „» 3A u „ 
1842 —51 „» u „39 u m 
Sodann 1852 „ » „» 38 „ er 
sr 1853 ’ ’ ’ 3,21 ’. ” 
vn 1854 nn. nn 3,35 " [7 
123 1855 [73 [23 [2 2,% [73 173 
7) 1856 PL Tr 7 7) 7 
1857 „ 
Die legte Ziffer ift alfo vie geringfte, melde —— vorliegt, und jwar war das Merbältnif 
während des legtbezeichneten Jahres 
im Seinedepartement 2,8 eheliche Kinder auf die Ehe 
in den Städten . 3,08 „ ” BE re Sn 
„„Landgemeinden 2,97 —, —— 

Auf Grund der Zählung von 1856 hat man auch eine andere Berechnungẽneiſe ange⸗ 
wendet. Auf 4,73 verheirathete Frauen im Alter von 15—45 Jahren kommt eine legitime 
Geburt; dagegen auf 56,31 unverheirathete Frauensperſonen im gleichen Alter je eine außer: 
ebelihe Geburt. 

Nah Geſchlechtern umfaßte Franfreich bei der Zählung von 1855 

männlide Einwohner 17,370169 
weibliche FR 18,169195 

Wie jo ziemlich in allen europäiihen Staaten überwog alfo die weibliche Bevölkerung. Der 
Unterfchied wechſelte jehr bedeutend bei den verſchiedenen Zühlungen. Das Mehr der Frauen 
betrug bei ver Aufnahme von 


1800 725225 Individuen - 1841 445382 Individuen 
1806 481725 7 1846 318738 " 
1821 868325 " 1851 193242 
1831 669033 " 1856 299024 ir 


1836 619508 

Zeigten ſich ſchon bei der erften Zählung tbeilweife die Wirkungen der Revolutionskriegt 
und ſchien diefe Wunde 1806 einer Heilung entgegen zu fchreiten, jo laffen die Ergebniffe der 
Aufnahme von 1821 feinen Zweifel, welche neuen und viel furdtbarern Wunden namentlid 
die männerverfälingenden Kriege von 1812, 1813 (wo in einem einzigen Jahre die Ausbe: 
bung von weit mehr ald einer Million Jünglingen deeretirt ward!), 1814 und 1815 der Nation 
ſchlugen. Der Friede brachte eine weiter und weiter gebende Ausgleihung; 1851 finden wir 
den Unterjchied bis auf 193000 Perſonen geſchwunden. Nun begann die Kriegsperiode des 
Neu-Napoleonismus und da ergab ſich, ſtatt einer Fortdauer der Ausgleichung, ſchon bei der 
nächſten Zählung eine vergrößerte Störung bis zu nahezu 300000 Individuen, aljo binnen 
fünf Jahren eine Verfhlimmerung um beiläufig 106000, flatt der fonft zu gewärtigenden 
BVerbeflerung! (Im Ganzen werben in Franfreih alljährlih um ein Sechzehntel mehr Knaben 
als Mädchen geboren, ein Verhältniß, welches mit mäßiger Abweihung in den Einzelziffen 
ſich ziemlich allgemein wiederholt. Da aber von der Geburt an und im erften Altersjabre meit 
mehr Knaben als Mädchen flerben, fo ftellt fi nicht nur das Gleichgewicht alsbald ber, ſondern 
die weibliche Bevölkerung überwiegt, fobald entweder Kriege eine Anzahl junger Männer bin- 
wegraffen oder ſobald — wie in Deutſchland — maflenhafte Auswanderungen ſolche aus dem 
Heimatlande fortführen.) In den legten Jahren bat die verhältnigmäßige Zahl der Mebrge: 
burten von Knaben abgenommen; fie blieb ftetd unter 106 auf je 100 Mädchen: 1854 105,8, 
1855 105,77, 1856 105,31, 1857 fogar nur 105,3. 

In Frankreich kommen fehr wenige Auswanderungen vor, 1857 18809, 1858 13813 
(movon 7992 und 4809 nad) Algerien); die Einwanderungen find mol ftärfer als dieſe Ein: 
buße. Dagegen rafft der Militärvienft, insbeſondere der in Algerien, eine Menge junger 
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Männer hinweg. In der afrifanifhen Erde wurden feit 1830 mehr ald 100000 franzöſiſche 
Soldaten begraben, von denen gegen 96 Broc. nicht an Wunden, fondern an Krankheiten um- 
famen, die man meiſtens dem fremden Klima beizumefien hat. 

Die Zahl der Haushaltungen betrug bei der Aufnahme von 1851 9,922021. Auf jede 
Haushaltung kamen alfo nicht mehr ald 3,5 Individuen. Bei ver Zählung von 1856 ergaben 
ih 9,387561 Haushaltungen; auf jeve kamen alfo durchſchnittlich 4,84 Köpfe. 

Das mittlere Alter ftellte fich folgendermaßen: 


1817—24 31,8 Jahre 1854 39 Jahre 1856 38 Jahre 
1817 —54 344 „ 1855 40 „ 1857 38 „ 
1847—54 374 „ 


Alſo aud Hier ein Rückſchlag. Im legten Jahre ftellte jich dad Verhältniß ſo: 
| im Seinevepartement 31 Jahre 
in den Städten . . 33 „ 
aufdem Lande . . 40 
Über die confeiftonellen Unterfchiede in Frankreich fehlen genaue und verläffige Angaben. 
Die officiellen Berichte über die Volkszählung von 1851 führen allerdings folgende Ziffern auf: 


34,931032 Katholiken 73975 Juden 
480507 Reformirte 26348 Bekenner anderer Eulte 
267825 Lutheraner 3483 nicht conftatirt. 


Diefe Ziffern werden jedoch nicht nur im allgemeinen ald von der Wirklichkeit völlig ab- 
weichend bezeichnet, fondern der Widerfprud gegen diefelben ift an ſich unterftügt dadurch, daß 
in ber „Statistique generale de la France” jede Einzelnahweifung mit der jeltfamen Bemer- 
fung verfagt wird: Erwägungen bejonderer Art hätten die Verwaltung beflimmt, bie Über: 
fiht der Verbreitung der verichiedenen Gulte in den einzelnen Departements nicht zu veröf: 
fentligen. Unzweifelhaft ift die Zahl der Proteftanten mweit größer als oben angegeben; 
Schägungen, die ih auf von den Gonfiftorien angefertigte Liften beziehen follen, reden von 
2— 2, Mill. Proteftanten, was indeß gleichfalls auf Uebertreibung beruhen mag. 

Der franzöfifhe Staat erfreut fich des wichtigen Vortheild vor allen andern Großmächten, 
vergleichsweiſe nur wenig durch Verſchiedenheit der Nationalitäten gefpalten zu fein. Der 
franzöfiiche Nationalftamm- ift nicht nur ganz entſchieden überwiegend, fondern die übrigen 
Volksſtämme innerhalb des Reiche wollen durchgehends Franzoſen fein, und die feit der erften 
Revolution eingeführte Gefeggebung hat auch jeden rechtlichen Unterſchied unter allen Stämmen 
mit Klugheit und Gonfequenz zu verbannen gewußt. Der nationalen Abflammung nah wird 
man übrigens annehmen fünnen: ungefähr 33 Mill. eigentliche Franzojen (movon indeß 
1,800000 walloniſch reden), 2 Mill. Deutiche (im Elfaß, in einem Theile von Lothringen und 
zu Paris), 1,100000 Kymren (Bretonen), 400000 Italiener (auf Corſica, in Nizza, zu 
Paris u. f. w.), 130000 Basken, 74000 Juden, einige taufend Cagots, Zigeuner u. |. w. 

Eine nähere Unterfuhung ergibt allerdings noch weitere und mitunter tief eingreifende 
Stammedverfhiedenheiten. Die Franzoſen felbft find feine ungemijcht gebliebene Nation. 
Urfprünglid jhon aus zwei weſentlich verfchiedenen Stämmen beftehend, den Gelten, melde 
ven größten Theil des Gebiets einnahmen, im Süden, Weften und im Gentrum, dann 
den Kymren im Norden, beſonders längs der jegigen belgifchen Grenze, bis ſüdlich der Seine, 
enblich zwijchen beiden ein Streifen mit einer Miſchbevölkerung aus beiden Hauptnationalitäten, 
famen dazu die Einwirkungen der Eroberung durch Römer, Weſtgothen, Burgunder, Franken 
und Normannen, abgejehen von den ganz germanischen Landſchaften, welde heute zu Frankreich 
gehören. Obwol die Bermifhung der verschiedenen franzdfiichen Volfsftämme fo groß ift, daß 
man höchſtens noch in einigen abgelegenen Gegenden eine wenig gemengte Bevölkerung findet, 
ſo läßt ſich doch ein weſentlicher Unterſchied im großen noch immer und zwar nach den oben 
bezeichneten drei Gebieten ſogar ſtatiſtiſch nachweiſen. Die körperliche Größe der Einwohner 
iſt eine bedeutend verſchiedene. Dies ergibt ſich am unwiderlegbarſten aus den Gonjcriptiond: 
liften, d. h. aus der Anzahl der Befreiungen vom Militärdienfte wegen Mangel des erforder: 
lichen Längenmaßes. Sehen wir ab vom Seinedepartement, in welchem ein fortwährendes Zu: 
und Abjtrömen fattfindet, und von Corſica, das italienifche Bevölkerung bejigt, fo finden ſich 
folgende Gruppen: 

1) Die kymriſchen und germanifchen Gegenden, im Norboften, 21 Departements und mehr 
als 9 Mill, Menihen umfaflend; bier kommen auf 1000 Gonferibirte durchſchnittlich 42,8 
Militärbefreiungen wegen Mangeld an Größe. 
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2) Südlich davon ein Streifen von 13 Departements mit 6 Mill. Bewohnern und einer kymro⸗ 
celtifchen Bevölkerung, mit durchſchnittlich 56,6 per Mille Befreiungen aus obigem Grunde 

3) Der Südweften und das Gentrum, 50 Departements und 19 Mill. Menjchen, mit 
weſentlich celtifher Bevölkerung und nicht weniger ald 89,3 jener Befreiungen. (In den Bezir: 
fen des Centrums, wo die Bermifhungen am geringften und wohin die fremden Eroberer meit 
weniger gelangten ald an die Küftenpläge, treffen ineiner Gruppe von nicht weniger ald 20 Depar: 
tements durchſchnittlich 111,1 folder Freilaffungen auf 1000 Aufgerufene, aljo über 11 Broc. ?) 

Hier drängt ſich die Frage auf, ob und inwiefern eine Verſchlimmerung der ſomatiſchen 
Zuftände des franzöſiſchen Volkes eingetreten ift. 

Man hat eine ſolche Verjhlehterung der körperlichen Beſchaffenheit ver Franzoſen mit aller 
Beſtimmtheit auf den Grund Hin behauptet, daß das Minimum des für ven Heerdienſt gefor: 
derten Körpermaßes wiederholt und zwar zulegt dur das £aiferliche Decret vom 13. April 
1860 herabgefegt worden ſei. Dieje vielverbreitete Behauptung berubt indeß auf einem ent: 
jehiedenen Irrthume.*) Es läßt ſich, fomweit die Materialien vorliegen, nur eine unweſentliche 
Berminderung des Körpermaßes der Aufgerufenen nachweisen, und eine Herabfegung des Mi: 
nimums der Größe der Ginzureihenden hat in der ganzen Neuzeit gar nicht flattgefunden, jo 
viele Folgerungen man auch auf diefe vermeintliche Ihatjache gründete! 5) (Gin Zeichen, mit 
welcher Vorſicht man die Angaben über franzöſiſche Zuftände aufzunehmen hat!) 

Im Gegenjage zu der behaupteten Verjhlehterung der Körperbeihaffenheit des franzöl: 
ihen Volkes ift von Statiftifern diefer Nation darauf hingewieſen worden, daß bei feinem 
andern Volke ein fo großer Theil der Bevölkerung im fräftigten und in hohem Alter ſtehe So: 
weit die noch obwaltenden Mängel bei ftatiftifhen Erhebungen ein beftimmtes Urtheil zulafien, 
ift dieſe Behauptung auch wirflih gegründet 6), und ebenjo ift ed umwiderlegbar, dag eine 


3) Sehr interefiante Nachweiſe in der Abhandlung P. Broca's: Recherches sur l'ethnologie de 
la France, in den Memoires de la societe d’anthropologie de Paris, Jahrgang 1860. Nur imt ver 
Berfafler, wenn er die Bevölkerung von Elſaß und Lothringen u, ſ. w. blos als fumro-germaniid ix: 
zeichnet; dieſe Bevölferung ift dem Stamme nad) rein deutich. 

4) Der Verfaffer dieſes Artifels hat in Sranfreich und namentlich zu Paris an geeigneter Stelle Er: 
fundigungen eingezogen und findet fidy gerade als Nichtverebrer des dermalen in jenem Sande berr: 
fchenden politifchen Syſtems doppelt verpflichtet, einem verbreiteten Irrthume zu widerjprechen. 

5) Eine Ordonnanz Ludwig's XIV. vom Jahre 1701 batte allerdings das Minimum der Körpe: 
größe der Soldaten auf 5 Fuß — 1 Meter 624 Millimeter feftgefegt. Im Jahre 1799, als man mehr 
Soldaten brauchte, erfolgte eine Herabfegung auf 1 Meter 598 Millimeter, ſodann 1804 (mit dem Be— 
ginn des Kaiferreiche) fogar auf 1 Meter 544 Millimeter ; in den fpätern Zeiten des erſten Napoleon 
entfam wol jchwerlich ein gefunder Gonferibirter der Militärverpflichtung blos wegen förperlicher Klein: 
heit. Ein Gefeg vom 10. März 1818 (Reftauration) erhöhte indeh das Maß auf 1 Meter 670 Milli: 
meter. Als man nad) der Julirevolution die Truppenzahl vermehren wollte, ging man (Geſetz vom 
11. Dec. 1830) auf 1 Meter 540 Millimeter herab, ftieg jedoch bald wieder —— vom 3. März 182) 
auf 1 Meter 560 Millimeter. Diefe Ziffer gilt heute noch, und das faiferliche Decret vom 13. April 
(1. Mai) 1860 hat daran gar nichts geändert. Die Mopificationen, welche die legterwähnte Verfügun: 
brachte, waren anderer Art. Man hatte im Krim: und italienischen Feldzuge ſich überzeugt, da du 
Brauchbarfeit der Soldaten nicht fehr von deren Größe abhängt. Darum fegte man das für Sperial: 
corps geforderte Maß herab (namentlich um die Garde leichter vermehren zu fönnen, ebenfo die Artil- 
lerie u. ſ. w.), unter Beibehaltung des bisherigen Minimalfages von 1 Meter 560 Millimeter für die 
Linie. Diefes Minimum ift allerdings geringer als das preußiiche, welches zu 1 Meter 624 Millimeter 
beftimmt ift, und als das englifche, welches 1 Meter 659 Millimeter betrug, doch während des Krim: 
friegs herabgefegt ward. Dabei ift zu berücfichtigen, daf die Franzoſen im allgemeinen einem Fleinern 
Stamme angehören als die Germanen. Im übrigen wechfelt die mittlere Größe der Gonferibirten zu— 
nächit nach den Nahrungs» und jenftigen Verhältniffen derjenigen Jahre, in denen fie geboren wurden 
In den eriten Zeiten nach dem Frieden machten fich noch die Nachwirfungen der die fräftigften jungen 
Männer verfchlingenden Kriege bemerkbar; die 1831—33 Aufgerufenen maßen im Durchſchnitt bins 
1 Meter 625 Millimeter. Bon da bis 1836 fam man auf 1 Meter 660 Millimeter empor, um denn 
1837 —40 auf 1 Meter 655 Millimeter zu finfen. In den nächften zehn Jahren, bie 1850, betrugen 
die äußerſten Schwanfungen nur 6 Millimeter, zwijchen 1 Meter 653 Millimeter umd 1 Reter 
659 Millimeter. 

6) Nach einer Zufammenftellung im Journal des economistes (Juli 1857) famen je auf eine 
Million Einwohner in 


Branfreid, Belgien Schweden Großbritannien 
(1851) (1848) 1850) (1851) 
unter 20 Jahren 361130 415113 426414 451173 
zwifchen 20 und 50 Jahren 435653 416129 412229 407354 


" Fr F 101722 79726 83170 68563 
über 60 Jahre 101495 884132 78187 72910. 
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gleiche Anzahl Menſchen im arbeitsfähigen und aud im höhern ‚Alter einem Staate ganz 
andere Kräfte gewähren ald bloße Kinder, die erft mit Mühe und Koften erzogen werden müffen. 
Indeß können wir doch die von franzöfifchen Statiflifern hieraus gezogenen günftigen Folgerun— 
gen für Frankreich nur mit einer Beſchränkung anerfentten: das relativ günftigere Verhältnif 
it hier zunächſt erfauft durch Die geringe Zunahme der Volksmenge. In Staaten, deren Men: 
ſchenzahl acht- oder neunmal flärfer wächſt (wie in Preußen und befonderd in England, gegen= 
über Sranfreih) muß die Zahl der Kinder notbwendig eine relativ größere fein. Darum bemeift 
dieſes Verhältniß für jih allein no feine Schwäche nad der einen und feine Stärke nad) der 
andern Seite. Hier iſt ed nicht enticheidend, wie viele Menſchen von jeder Million Einwohner 
das zwanzigfte Lebensjahr überjhritten haben, jondern man müßte willen, wie viele von den in 
einem Jahre Geborenen nad 20, nad 50 oder 60 Jahren noch leben. Died wäre die zu ver- 
gleihende Zahl. Stellen jih (mas wir aus Mangel vesfalliiger Erhebungen nicht ermitteln 
können) die desfallſigen VBerhältniffe in England und Frankreich etwa gleich, dann hat das erftere, 
trog feiner größern Kindermenge, an Kräften nichts verloren, ſondern e8 hat feine Kräfte ebenfo 
gut bewahrt ald Frankreich, ed beiigt aber in dem ftärfern Zuwachſe ein Element weiterer und 
größerer Entwidelung als legteres. 7) 

I. Ernährungs: und Beihäftigungsweife der Cinwohner und Haupt: 
productionen. Die erfle Franzöfiiche Revolution (von 1789) hat im allgemeinen fämmt: 
liche gejeglihe Hinderniffe der freien Wahl der Ernährungs: und Befhäftigungsmeife befeitigt. 
Sie hat volle Gewerbefreibeit und vollfommen freie Theilbarfeit des Grundeigenthums einge= 
führt und jedem Staatdangehörigen dad Recht. zugefichert, fi in jeder Gemeinde des Staates 
nieberzulaffen, ohne dazu irgendeiner polizeiliden Erlaubniß zu bedürfen; ebenfo hat der Fran— 
zoje Feiner ſolchen Erlaubniß nöthig, wenn er jih anfällig machen. und verheirathen will. 
Später wurden zwar, befonders unter dem erften Napoleon, Beſchränkungen in bejondern Be: 
ziehungen wieder eingeführt, namentlich durch Wiederherftellen von Majoraten, durch Bevor: 
munden der Buchdrucdereien, ver Buchhandlungen und der Zeitungen, envlich jelbft beim Bo— 
denanbau durch Einführung ded Tabacksmonopols. Im übrigen blieben indeß die großen Prin: 
cipien bürgerlicher Freiheit (Freilich jehr verfchieden von der politifhen Freiheit) unbedingt 
beibehalten. 

, Unter einer folden Geſetzgebung wollen ängftlihe Leute vor allem das Entſtehen einer 
Übernölferung erwarten, dann eine viel zu weit gehende Barcellirung des Grundeigenthums, 
endlich ein Zugrundegehen des Gewerbewefens infolge der Unbefhränftheit der Goncurrenz. 


7) Es fehlen uns neuere Berechnungen, die fid) über eine größere Reihe von Jahren ausdehnen. 
Hopf (Les societes d’assurances sur la vie en Allemagne) hat gefunden, daß die Sterblichkeit 
gerade während der höhern Lebensjahre in Frankreich flärfer ift als in England, im Gegenfage zu dem 
frühern Alter, und ftärfer als in Belgien.überhaupt. Die Sterblichfeit beträgt nämlich bei der männ— 


lichen Bevoͤllerung: In England In Frankreich An Belgien 
Alters jahre. (nad Fatr, nad Monferrand, (nach Quetelet, 
1841) 18173 1846) 
Zwifchen 26 und 30 0,97 0,88 0,53 
ee 81 „ 3 1,10 0,95 0,35 
" 36 2 40 1,25 0,94 0,97 
> 41 „ 45 1,42 1,17 1,15 
* 46 1 50 1,62 1,43 1,26 
„51, 55 1,87 1,33 1,70 
* 56, 60 En 2,50 2,28 
” 61 „ 65 3,9 4,10 3,8 
„66 „ 7 5,75 5,60 4,43 
5 71 „ 75 8,32 9,25 7,26 
” 76 „ 80 11,9% 12,79 10,0 


«„ 81.8 16,90 18,62 13,0. 

Bei Belgien ift nur zu bemerfen, daß die Berechnung immer um ein Jahr vorgerüct ift, alfo vom 
fünfundzwanzigften bis neunundzwanzigften (ftatt fechsundzwanzigften bis dreißigſten) Altersjahre u. |. w., 
was nicht ohne Einfluß bleiben fonnte; fodann, daß eine auf die frühern Verhältniſſe (1841—45) ge: 
gründete Berechnung, ebenfalls von dem ausgezeichneten Statiftifer Duetelet herrührend, ungleich we: 
niger günftige Refultate ergeben hatte. Wir erwähnen darum das Ganze nur in einer Anmerfung. 

Schließlich fei noch beigefügt, daß eine Vergleichung der Civilſtandsregiſter von Frankreich und 
Großbritannien in den fünf Jahren 1854—58, welche Lifte der engliſche Regiſtrar⸗General in feinem 
1860 erftatteten Jahresberichte (Twenty-first annual report of births, deaths and marriages in 
England) mittheilt, folgende Hauptziffern ergibt: Auf 1000 Einwohner famen in Großbritannien 34 
Geburten im Jahre, in Frankreich nur 26; Sterbefälle dagegen in Großbritannien 23, in Frankreich 24. 
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In Wirklichkeit haben wir aber bereits gefehen, daß die Bevölferungsvermehrung in Kranf: 
veich troß der Heirathö- und Niederlaffungsfreiheit weit geringer ift als in allen andern grö- 
fern Staaten, woraus ſich der praftifche Beweis ergibt, daß die Befürchtungen wegen der übeln 
Folgen jener Freiheit alles Grundes entbehren, und daß auch in diefer Beziehung der Einzein: 
feine eigenen Verhältniffe beffer zu beurtheilen vermag, als irgendeine PVolizeibehörde eder 
irgendeine bureaufratifche Einrichtung es im Stande if. Das Volk, im Genuffe der Kreikeit, 
wird fehr bald auch der Verpflichtung fich bewußt, für fich jelbft jorgen zu müſſen und nicht aui 
eine Nahrungsſicherung durch die bevormundende Polizei hoffen zu fünnen. 

Was fodann die Barcellirung des Grundeigenthbums betrifft, jo haben wir erinnert, dar 
diefelbe geringer ift, als nad der Ziffer der Katafternummern angenommen werden möhtt. 
Die Agriculturftatiftif ergibt 9), daß gerade diejenigen Departements, in denen Herkommen un 
Gewohnheit eine Theilung des Grundeigenthums theilweiſe noch aufhielten und verhinderten, 
diejenigen Landſchaften find, melde in ver Größe und Mannichfaltigkeit der Production ven 
übrigen entſchieden nachſtehen. Die Größe dieſer Production werden wir unten etwas näher un 
geben. Ebenſo ſei binfichtlih der Gewerbtreibenden hier vorerft nur im allgemeinen bemerkt, 
dag unter dem Syſteme voller Gewerbefreiheit einerſeits die Gefälligfeit und Eleganz der ftar- 
zöſiſchen Waaren den erften Rang erlangt hat, und daß andererſeits die Preife, die Loöͤhne der 
Arbeit eben infolge deſſen höher flehen als in allen Ländern mit Zunft: und Gonceiondmang. 

Die Bevölferungdaufnahme vom Jahre 1851 hat nun folgende officielle Claſſification der 
Bevölkerung ergeben: 


Landwirthe (agriculteurs) . . ... . 14,318476 
Induftrielle (große Induſtrie 1,331260 ; ; 

—* Induſtrie 713020 . . ; 6.044286 

Freie Beſchäftigungen (professions liberales) . . . 2,2670 

DIERRBSEN 2 3 ae 906666 
Frauen und Kinder im Unterhalt ihrer Angehörigen 

und verſchiedene Beflimmungen Ne ig 12,245782 

Zufammen 35,783170 


Dieje Hauptkategorien zerfallen in folgende Unterabtheilungen : 

1) Landwirthe: 5,119151 Eigenthümer (morunter jedoch 2,385174 Frauen, die kein: 
derd aufgeführt werden, aud wenn fie verebelicht find, fofern fih nämlich auf ihren Names 
Grundftüde eingetragen finden); 1,056375 Pächter (darunter 488637 weiblide); 62557 
Pächter mit Orundeigenthbum (fermiers propridtaires); 135446 Pächter mit andermete 
Nebenbeihäftigung ; 750904 Halbpächter (metayers); 168000 Halbpächter mit Orm: 
eigenthbum; 69262 Halbpächter mit Nebenbeihäftigungen; 3,347580 landwirthiäatlt: 
Tagelöhner (morunter 1,369497 weiblihe); 785815 Tagelöhner mit Grundeigenttun‘ 
191762 Tagelöhner mit Nebenbeihäftigung; 1,902251 landwirthſchaftliche Dienfbotn 
(morunter 852740 weiblihe); 166360 Holzhauer und Koblenbrenner. Gefammtz! 
14,318476, wovon 7,771929 männlih und 6,546547 weiblich. Von der agricolen Brit 
ferung fommen alfo 35,18 Broc. auf die Eigenthümer, 12,” auf Pärhter, 6, auf Halbrädın. 
30,08 auf Tagelöhner, 13,50 auf Dienftboten und 1,58 Proc. auf Holzhauer und Kohlenbrenan 

2) Induftrie und Handel: a. Große Induftrie (Manufacturen): 

a Meifter Gebülfen und } 
Fabrikation von Geweben, Baumwolle, Seide, Wolle, Eigenthümer). Lebrlinge. Grauen. Emm 

en. 6140 231380 477063 I 
Bergweſen [industrie extractive, Minenausbeute] ?) 20042 65305 10919 8 
Hüttenwefen, metallurgifche Induftrie, nämlich : 

Fabrifation in Eifen, Guß und Stahl . . . . . . 5742 39793 3100 >, 

m andern Metallen. . > 2 2 2 2. 1609 8979 1555 128 
Waarenfabrifation im großen, wobei Eifen die Grundlage 11057 36679 1749 8 





ir „ andere Metalle die an 
WERE ee 1917 9311 157° 0 18 
Derfchiedene Manufacturen. nn 22346 84293 32510 13M 
Gefammtzahl 124133 675670 BHa147 1381 


8) Zur Zeit ift von ber Statistique agricole (Statistique de la France, Serie II) blos ber er 
Bolioband erfchienen. Obgleich blos die Hälfte der Departements umfaflend, ergibt fid doch daran! 
die Richtigkeit der obenflehenden Behauptung. 

9) Man zählt 448 Kohlen, 177 Eifens und nur 199 andere Bergwerfe, 
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b. Kleine Induftrie: 
Meiſter Gebülfen und 


(Eigentbümer). Lehrlinge. Grauen. Total. 
Baugewerle . > 22 2 ern... 390583 497501 52165 940249 
Kleidungogewerfeee.. 394491 372665 1,150130 1,897286 
Ermährungegewerle . 2 2 2 rn 7405 187017 339142 933464 
Induftrie des Transports . . . ... 210135 212187 42164 464486 
bezüglich der ARME (industrie relative 
aux lettres) rt ee 19237 38186 13387 70810 
Surusindufltie -. © 2 2 0 rn 31510 49850 21609 102969 
Andere Induftrien . . . 70675 64502 104810 239987 
Verfchiedene Gewerbe bezüglich bes Handels, Weghiel 
agenten, Bankiers u. ſ. w. 24298 12316 7161 43775 
Gefammtzahl 1,548354 1,434224 1,730468 4,713026 
3) Freie Beihäftigungen (professions liberales): 

Mänuer, Rrauen. Zuſammen. 
Bon Renten lebende Eigentbümer . > 2 2 2 nn nn nn. 523970 573956 1,097926 
Penfionäre des Staats und der Gemeinden . . . 2 2 2... 63288 10126 73364 
Beamte und Angeftellte der Regierung - © 2 2 2 0 2 20.2... 112848 4637 117485 
Angetellte der Gemeinden. . 2 22 20 . 4 58363 1886 60249 
n kr Privaten. ER TEE TER 84184 10522 94706 
Militärs ſammt den Seeleuten . 2 2 2: nr en 356732 3453 360185 
Ärzte, Apotheker und Hebammen. . LE 26758 12666 39424 
Advocaten, Notare, Gerichtsboten und Geſchafisleute —— 29262 788 30050 
Lehrer ſammt Profeſſoren . — — 58084 30357 88441 

Künftler, Baumeiſter, — Sänger, Shaufpieer, Maler, 
Bildhauer . . . . —— FREE 19482 4357 23839 
Siteraten und Gelehrte . . ee re ec 4465 126 4591 
Geitliche fammt Mönchen und Nonnen. ne RR a at ae — 52885 29486 82371 
Studenten und Zöglinge der Specialichulen - . 2 2 2 0... 18634 1081 19715 
Zöglinge der Anftalten für Secundärunterriht . 2 2 20 76553 33207 109760 
Andere freie Beſchäftigungen. 38644 27210 65854 
Zufammen 1,524102 743858 2,267960 


4) Dienftboten im Hauswelen, Aufwärter u. f. w.: männliche 287750, weiblihe 618916; 
zufammen 906666. 

5) Berfhiedene Beflimmungen: Bettler und Landftreiher 217046 (worunter 122118 
weiblihe); Sträflinge (ungerehnet die blos zu einfacher Gefängnipftrafe Verurtheilten) 
39471 (darunter 8150 weibliche) ; erklärte Freudenmäbdden 16239; Individuen ohne befannte 
Eriftenzmittel 339902 (darunter 200441 meiblide); Kranfe in den Hospitälern 71113 
(38001 meiblide). 

6) Gewerbloſe Berjonen: Frauen, die blos vom Einfommenihrer Männerleben, 2,883206 ; 
Kinder bei ihren Altern 8,678805. 

Das Gefammtergebniß diefer officiellen Glaffification ift nah Procenten: Landwirthe 
56,87 Proc.; Gewerbtreibende der großen Induſtrie 5,8, der fleinen 21,83; freie Befhäftigun- 
gen 11,15; Dienftboten 2,11 ; verfchiedene Beitimmungen 2,19 Proc. 

Bei der Aufnahme vom Jahre 1856 verfuhr man nah andern Normen ald dad vorige 
mal, indem man die Frauen und Kinder einfah dem Stande des Gatten und Vaters beirech— 
nete. Das nämliche Verfahren auch auf die Zählung von 1851 angewendet, ergab jidh fol— 
gende, zur Bergleihung dienende Hauptlifte. Es lebten von 


Ginwohner. Procente. 
1851. 1856. Tan Te 
Adebau . .  . .. 21,992874 19,064071 61,16 52,9% 
Induftrie und Handel” 2... 9,283895 12,202391 25,5% 33,88 
freien Rünften . . 3483538 3,262282 973 9,06 
ohne Geſchäft und nit ermittelt 1,022863 1,483925 25 41 


Zufammen 35,783170 36,012669 
Allerdings eine ſtarke Zunahme der Induftriellen, dagegen eine erjchredende Verminderung 
der Landleute und eine noch erfchredlendere ver Vermehrung der Geſchäftsloſen — um jo furdt- 
barer, da die Zahl der „nicht Ermittelten“ kleiner geweſen ſein muß als das vorige mal. 
In Frankreich, wie in allen Ländern, fehlen zur Zeit noch die ſtatiſtiſchen Mittel, um die 
Geſammtſumme der jährlichen Production mit einiger Genauigkeit zu berechnen. über die 
Menge und den Geldwerth der Bodenerzeugniſſe wird dad große Werk über Agriculturftatiftif 
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nach feiner nicht fehr fernen Vollendung 19) viele, wenn aud natürlich nicht mit mathematiſcher 
Beſtimmtheit feftzuftellende, doch jedenfalld annähernd vihtige und in vielfaher Beziebung 
intereflante Aufichlüffe erteilen. Unbeftreitbar ift es jedenfalls, daß fi der Bodenanbau unter 
der Herrſchaft der feit 1789 beftehenden, auf dem Grundfage der Abihaffung aller Feudallaſten 
beruhenden Gefeßgebung ungemein gehoben und daß der Ertrag der Güter ſich ungemein 
erhöht hat. Nach möglihft genauen Schägungen war die Bodenproduction in verfciedenen 
Zeiten, nah Millionen Hektolitern berechnet (dev Heftoliter = 1,82 preuß. Scheffel): 


1789. 1815. 1848. 
Weisen... 34 44 TO Mill. Heftoliter 
Roggen u. ſ. w. 46 44 40 „ " 
Kartoffeln . . 2 20 100 „ " 
Wen ... .. 17 35 40—45 „ " 


Der Statiftifer Lavergne rechnet auf die Hektare im Durhichnitt (1 Heftare= 3," preuß. 
Morgen): 


1789. 1315. 1848. 

Reinertrag des Eigenthümers 12 18 30 Br. 
Gewinn des Badtrd . . . 5 6 10; 
Auslagen . . 2... 1 2 du 
BIER: 5 untere SR 4 I 
BORN 666 32 50 „ 


Nah amtlihen Shägungen wurde der Bodenwerth veranlagt 
im Jahre 1821 auf 39514 Mill. Sr. 
„u 1851 „ 8374 „ 

Ebenso ward der Reinertrag ded Grundsejiges im Jahre 1851 auf 1597, im Jahre 1851 
aber auf 2643 Mill. gefhägt. Dabei ergab fih, daß der Ertrag der großen Güter kaum um 
ein Drittel, jener der Kleinen, zerftücfelten dagegen um das Vier- bis Bünffache geitiegen war. 

Um den Umfang der Gewerbsinduftrie mit beftinnmten Ziffern zu bezeichnen, fehlt ed an 
den nöthigen Nahmeifungen. Es unterliegt aber feinem Zweifel, daß diefe Induſtrie (au 
Grundlage der im allgemeinen freien Production und des im allgemeinen freien Verkehrs im 
Innern ded großen Reichs) einen gewaltigen Aufſchwung erlangt hat.1!) Ohne die Geltung 
freier Prineipien würde Frankreich nie in den Stand gekommen fein, jolde Anftrengungen zu 
machen und ſolche Fülle von Mitteln aufzubringen, wie wir im jüngften Jahrzehnd vielfas 
wahrnehmen konnten. Das jegige Regime vermochte nur darum Milliarden außerorventlider: 
weife aufzubringen, tweil diefe unter dem Walten ver großen Grundfäge von 1789 hatten 
erworben. und angeſammelt werden können. (So kam es, daß, während der vielverdiente Star: 
ftifer von Reben in einer eigenen Drudihrift nachzuweiſen vermeinte, Frankreich befinde ft, 
feiner frühern Staatsſchuld wegen, völlig in ver Unmöglichkeit, au nur irgendeinen Krieg zu 
beſtehen, daflelbe eine Reihe von Feldzügen unternahm und zu diefem Behufe Hunderte un 
Tauſende von Millionen zur Verfügung geftellt bekam, weit mehr als die Regierung für die 
verſchwenderiſchſte Durchführung ihrer Plane nur forderte.) Der Auffhwung würde fidherlis 
ohne das Beftehen einzelner Hinderniffe noch ungleih größer fein, von denen wir das bis zur 
jüngften Zeit forterhaltene Schug: und jelbft Prohibitivgollfoftem, die eine neue Zolljcrank: 
im Innern des Landes bildenden Octrois der Städte (bejonders maßlos hoch zu Paris), ferner 
die bureaufratifhe Bevormundung in andern Dingen und die Fiscalität nennen (z. B. di 
indirecten Gebühren, vordem vereinigte Gebühren, droits r&unis geheißen.) 12) 

Il. Handel. Franfreid nimmt im Welthandelöverkehre die zweite Stelle ein ; e8 wäre ert 
bie dritte Stelle, wenn Deutſchland ein Ganzes bildete. Der Geldbetrag des internationsi« 
Handels beläuft ih namlich in Großbritannien auf 1880 Mill. preuß. Thlr.; in Deutiälem, 


10) Wie wir aus einer Privatmittheilung des Vorftandes des Statiftijchen Bureau zu Paris, des ſebt 
thätigen Hrn. Legoyt, wiſſen, hofft derfelbe diefes ungemein umfaffende Werfdemnächft beendigen zu Fonmen. 

11) Hier wenigftens eine hierher gehörende Notiz: Der Steinfohlenverbraud; betrug im Jabre 1781 
auf jeden Kopf der Bevölkerung nicht mehr ale 18 Kilogramme, 1811 30, 1821 40, 1834 70, 154 
145, 1854 270 und 1858 330 Rilogramme. 

‚ 12) Unter den Induftriellen in Franfreich befinden fich viele Deutiche, und zwar in böhern mie in ae 
tingern Stellungen. Es ift bezeichnend, daß die meiften diefer Keute im Auslande leichter zu einer An 
ſaſſigmachung gelangten als in ihrer deutſchen Heimat mit deren Zunft- und Conceſſionsbeſchtänkungen 
Es liegt auf der Hand, daß dies der deutichen Induſtrie nicht zum Vortheile gereicht. 
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ungerechnet Ofterreih, auf 1440, in Frankreich auf 1280, in den Vereinigten Staaten Nord— 
amerifas auf 1000 Mill. Thlr. 

Bei der hohen Stelle, welche ver Handel Frankreichs im allgemeinen Weltverkehre einnimmt, 
verweilen wir etwas bei den Einzelheiten. 

In den amtlihen Handelsnachweiſen wird bekanntlich unterſchieden zwiſchen dem allge: 
meinen und dem Specialbandel. Der erftere begreift den Gefammtverfehr mit dem Auslande 
in ſich, alfo nebenbei die bloße Durchfuhr und überdies diejenigen Waaren, welche behufs wei— 
tever Verarbeitung nad Frankreich geſendet und dann wieder erportirt werden; ber Special: 
bandel dagegen (in obigemeinbegriffen) umfaßt blos die Ginfuhr zur Conſumtion in Frankreich 
und die Ausfuhr franzöfiiber Producte nad den Auslande. Zur Berehnung des Werthes 
beitebht ein Tarif aus dem Jahre 1827; danach ergibt ſich der offieielle Werth. Da aber die 
Breife natürlich nicht immer die gleichen bleiben, jo findet außerdem eine Berehnung nad den 
gegenwärtigen Wertbe, d. b. dem wirklichen Geldwertbe, ftatt. Sonach bezeichnet der offictelle 
Werth eigentlich nur die Quantität ver Waaren, der wirkliche Werth dagegen deren Geldbetrag. 
Nun bat der allgemeine Handel nad ven officiellen Werthen in Millionen Franes betragen: 


Einfuhr. Ausfuhr. Zuſammen. 
1840— 44 durchſchnittlich 1139 1031 2170 Mill. Fr. 
1845 —49 " 1169 1243 24112 u u 
1850 — 54 r 1422 1696 3il8 „u u 
ONE 2 0 0 rt: KO 2027 3979 u 
1856 0.2 2 22200. 2268 2320 4588 5 un 
FBDE- u ——6 2357 4593 u 


1888. 2035 2442 4477 u m 

Dem Steigen gegenüber, welches ſich aus dieſen Ziffern ergibt, darf vor allem das Sinfen 
des Geldwerths nicht außer Augen gefegt werden. Man erhält durch obige Zufammenftellung 
zunächſt nur ein Bild der Vermehrung der Waarenmenge, abgefehen von deren Geldwerth, und 
zudem fommt ein großer Betrag ftetö auf die bloße Durchfuhr u. ſ. w. 

Unter gewöhnliben Verhältniffen kommen die Ergebniffe eines einzelnen Jahres nur wenig 
in Betrabt. Anders in dem gegenwärtigen Franfreih. Diefer Staat befindet ſich nicht mehr in 
dem Zuftande einer normalen Gntwidelung; große, tief eingreifende Veränderungen find mit 
vemfelben vorgenommen worden, und man hat daher die Erſcheinungen, wie fie ſich im einzel: 
nen nunmehr ergeben, forgfam ind Auge zu faflen. Der legte officielle Bericht über den Han: 
del umfaßt das Jahr 1858 und wir heben daraus die wichtigiten Ergebniſſe hervor. 

Wie jih aus den obigen Zahlen ergibt, gewährte das Jahr 1858 zum erften mal Fein Stei- 
gen, fondern vielmehr einen Nüdichlag im Gefammtverfehr und zwar um 116 Mill. gegen das 
Borjahr nad den officiellen Wertben. Diefer Rückſchlag war noch viel größer nad) dem wirf: 
lichen Geldwerthe; hiernach entzifferte fih eine Verminderung von 603 Mill. Es betrug 


(wirklicher Werth) 
die Einfuhr 2164 Mill. — 525 Mill. Verminderung gegen das Vorjahr 
» Ausfuhr 2561 „ — TR „ F— — " 
Menden wir uns zum Specialbandel. Hierbei ergaben ſich: 
Offie. Werth. Wirfkl. Werth, 
Einfuhr 1384 Mill. Fr. 1563 Mill. Fr. 
Ausfuhr 1777 5. u 18897 u u 
Zufammen 3161 ,„ „ 3450 „ un 
1857 waren e8 3090 „ 3739 „ 


ſonach zwar 71 Mill. Zunahme ver Menge, dagegen 298 Mill. Abnahme dem Geldwerthe nach. 
Indeß find diefen Summen noch andere beizufügen, welde diejenigen Waaren betreffen, die zur 
Umwandelung oder Vollendung in Frankreich ein= und dann wieder auögeführt wurden. Diefe 
Beträge einbegriffen, ftellt ſich der wirkliche Specialhandel von 1858, dem Vorjahr gegenüber, 


folgendermaßen: 1857 1358 
Einfuhr: DOfficielle Wertbe 1484 Mill. 1426 Milt. 
Mirklihe ,, 1912 1600 „ 
Ausfuhr: Dfficielle 2396 „ 1830 „ 
Wirkliche „, 1694 ', 1954 


Im ganzen aljo jedenfalls eine bedeutende Verringerung. 
Staats-Lerifon. V. 38 
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Bom Gejammtverkehr famen 1858, übereinflimmend mit ven Ergebniffen des Vorjahrs, 
72 Proc. aufden See: und nur 28 Proc. auf den Landhandel, ein weitered Zeichen, wir ſeht 
die Meere in gewiffer Beziehung zu einer Verbindungsſtraße ver Bölfer geworden jind, mit: 
rend man fie jo häufig noch als eine unbedingte Grenzſcheide betrachtet. Bon dem Seeverehr 
trafen 47 Proc. auf die franzöſiſche, 53 Proc. auf die fremden Flaggen. Gegen das Barjatı 
hatte die einheimische Schiffahrt 6, die fremde nur 3 Proc. eingebüßt. 

Am wichtigften war ber Verkehr mit folgenden Handelsgebieten (in Mil. Fr., nah ver 


officiellen Werthen): 
Einfuhr. Ansfubr. 

Allgem. Handel. Speciaihandel, Allgem. Handel. Speriafkan. 
1) Englam . . . . BIMil. 216 Mill. 1) England . . 0. IHM. IR 
2) Vereinigte Staaten 228 „” 189 „ 2) Bereinigte Staaten 86 „ 180 „ 
3) Schwer.» :.:- 18. „ 3) Same. . .. 210, 8, 
4) Deutfcyer Zollverein 192 „ 11:15 4) Belgien . . . . 18 „ 18, 
5) Belgien . . . . 198 „ SE 5) Spanien . . . 18 „ 12. 
6) Sardinien . . . 110 w 6) Dentfcher Zollverein 156 „ 1% „ 
7) Türke... 85 64 „ 7) Sardvmin . . . 12, 82, 
8) Britifches Indien . 82 „ 19 8) Turfi  . 2... #8. 
9) Ruf ... 719, Bu; 9) Brafiliin . .o.. 68 u 8. 
10) Spanien ... 62 „ 46 „ 10) Beide Sicilien . . 47 „3% 


Die Einfuhr aus Algerien betrug noch immer nicht mehr ald 34 Mill. (offie. ®.), iu 
Borjahre blos 31, während die kleine Infel Reunion für 4O Mill. einführte. Dagegen eper: 
tirte Sranfreih nad Algerien für nicht weniger ald 132 Mill. Waaren. Ber Unteridier 
bezeichnet ungefähr, wieviel diefe Golonie dem Mutterlande foftet. | 

Unter der Gefammtjunme der Ausfuhr (offic. 1777 Mil.) befanden jid 435 Nil, für 
welche NRüdvergütungen für vom Staate bezogene Gebühren entrichter werden mußten, un 
zwar flieg dev Betrag diefer Nüdzahlungen von 35%, Dil. im Jahre 1857 auf nah 
49 Mill. Er. 

Die Gefammtmenge der Waaren, welhe im Jahre 1858 in die faiferlichen Nie derlagẽhellen 
(dans les entrepots de lempire) gebracht wurden, betrug 16,274390 metriſche (d. b. doppel 
Gentner, im Geldbetrage von 820 Mill. nach officiellem Werthe. Es war dies gegen das Votjaht 
eine Verminderung von 2,253152 metr. Etrn. und 50 Mil. Werthes; ja nad dem wirflider 
MWerthe machte die Verminderung nicht weniger aus ald 233 Mill. Fr. Fügt man die Sumnı 
der Waaren bei, welche behufs einer Vervollkommnung oder Vollendung in Frankreich ein: u 
dann wieder ausgeführt wurden, jo erhält man folgende Lifte des gefammten mittelbaten un! 
unmittelbaren Traniitd: 


Werth 
bee un ige, 
1859 1,583524 430 Mill: 448 Mill. 
1858 1,384667 478 „ 512 „, 


Sonad allerdings noch eine Zunahme dem Gewichte, dagegen eine ftarke Abnahın des 
Werthe nad und zwar im Betrage von 64 Mill. des wirflihen Werthes. Zu diefem Tram 
lieferten die Schweiz und dann der Deutfche Zollverein am meiften (letzteres ein weiteres Jeide 
wie bie unverftändige Aufrechthaltung unferer Durchgangs- und Flußzölle die Verſendan 
unferer eigenen Waaren von den veutjchen Häfen wegbrängt, um fie den fremden zuzuführen. 
Die größten Mengen Tranfitgüter gingen nad England, ver Schweiz, den Vereinigten Staat 
und dem Zollvereine. 

Die wihtigften Verkehrsgegenden und Orte erfieht man aus nachſtehender Lifte des Narth 
ertrags bei den verſchiedenen Hauptzollämtern, wobei jedoch zu bemerken, daß die Gin 
der Nebenzollämter eingerechnet iſt: 


Marſeille 41,841000 Fr. Lille 25.446000 Br. 
Havre 41,676000, Rouen4,6851000, 
Nantes 29,943000, Boulogne . . 4,206000 „, 
Bordeaur 18,472000 „, Strasburg . . 2,389000 „ 
Paris 16,859000 „, Palenciennede . 1,807000 „ 
Dünfirden 8,806000 „, Andere Zollämter 42,288000 „ 


Was den Seeverkehr betrifft, fo wurden zwifchen Frankreich, feinen Golonien und der 
Auslande 44043 einzelne Fahrten ausgeführt, mit einer Summe von 6,698000 Tonad. 
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Davon trafen auf die franzöſiſche Marine 45 Proc. Der Verkehr mit Großbritannien allein 
betrug 2,486633 Tonnen; in zweiter Linie erfdienen die Vereinigten Staaten mit 428886, 
in dritter Spanien mit 398305. 

Vom Handel Algeriens werden wir unten reden. 

Nachträglich geht und in franzöſiſchen Blättern auch eine Überficht des Handelsverkehrs vom 
Jahre 1859 zu. Obwol der gewöhnliche ausführliche miniſterielle Bericht (in einem beſondern 
Bande) noch fehlt, jo ermangeln wir doch nicht, die Hauptergebniffe, wie ſich diefelben danach 
geftalten, anzuführen, wobei jedodh darauf aufinerffam gemacht werben muß, daß die Gruppi— 
rung mitunter von der obigen etwas abweicht, weshalb aud die Zahlen vom Vorjahre mit den 
bereit8 gegebenen mehrfach nicht übereinftimmeen. 

Der Handelöverfehr Sranfreihs, Ein: und Ausfuhr zufammengeredhnet und mit Einſchluß 
des Verfehrs der Entrepots, betrug: 


Officieller Werth. Wirklicher Werth.“ 
1857 4593 Mill. 5328 Mill. Sr. 
1858 4777 u 4725 u u 
1859 4904 „ DAIL- u, 


Das Jahr 1859 ergab aljo jedenfalld wieder eine aniehnlihe Zunahme; der wirkliche 
Werth, aus den Jahren 1858 und 1859 zufammengerechnet, bleibt indeß im Mittel hinter 1857 
zurüd. Die Zunahme von 1859 erjcheint zudem nicht durchaus als naturgemäße. Sie war 
vielmehr großentheild durch die Exporte veranlaft, welche im italienifhen Krieg auf Staats: 
foften für die Armee ftattfanven. 

Dom wirflihen Werthe famen übrigens (den Entrepotverfehr mitgerechnet) auf: 


1858 1859 
Ginfubr 2164 Mill. 2355 MI. 
Ausfuhr 2561 „ 3057 „ 
Zufammen 4725 „ 5412 „ 


Im Specialbanpdel ftellten ſich die Ziffern folgendermaßen: 


Einfuhr 1563 Mill, 1641 Mil. 
Ausfuhr 1887 2266 „ 
Zuſammen 3450 „ 3907 „ 


Die Zunahme rührt, jowol im General= ald im Specialhandel, weit mehr von der Aus: 
fuhr als von der Einfuhr her, nämlich zu drei Viertheilenvon der erjtern, ein Beweis der mäch— 
tigen Einwirkung der Exporte für das in Italien kämpfende Heer. 

Bon den widtigften Robftoffen und Halbfabrifaten zum Verweben wurden eingeführt: j 


1858 1859 
Baummolle 79,600000 81,700000 Kilogramme 
Wolle 36,000000 39,500000 Br 
Geide 3,000000 2,700000 „ 
Leinengarn 170000 700000 " 
Zufammen 119,770000 124,600000 „ 


Sehr beadhtenswerth ift Das Steigen der Steinfohleneinfuhr. Diefelbe betrug in den drei 
Jahren 1857—59 4,205000, dann 4,447000, zulegt 4,640000 Tonnen. 
Anders find die Ergebniffe bei ver Eijeneinfuhr: 


1857 1858 1859 
Rohes Gußeiſen . . : 95459 63186 43024 Tonnen 
Eifen in Barren und Schienen 22958 12324 1520 „ 


(ungerechnet daszollfrei eingelaflene Gußeifen, betragend 28056, 17380 und 31588 Tonnen). 
Es dürfte hierbei zu erinnern fein, daß der Zollfag für Gußeifen im Jahre 1853 von 7 auf 
5 Fr. für den metriſchen Gentner berabgejegt wurde. Nun flieg die Einfuhr bis zum Jahre 
1857. Bon da an aber machte fi die Wirkung des Antriebs geltend, welcher in ver Vermin— 
derung des Schugzolls lag. 
Bei der Ausfuhr Hat der Wein wieder das normale Duantum von 2, Mill. (2,519000) 
Heftoliter erreicht. Bon Gemeben ift die Ausfuhr (nach dem wirfligen Werthe) auf 762 Mil. 


Fr. geftiegen (im Vorjahre blos 615 Mill.) Hiervon fommen auf die Gewebe aus: 
z 38 “ 


* 
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1858 1899 

Seide 378 Mill. Fr. 499 Mill. Fr. 

Molle 156 3% 181. 

Baummolle 638... 5 PC 

Flachs und Sant 135, u ı 9 5 BR 


Über den Umfang des Handelsverkehrs im Jahre 1860 fehlen und natürlich noch die Nas. 
weile. Die Zollerträgnifie haben ih jehr bedeutend vermindert, allein dies mißt man dem 
Handeldvertrage mit England, der Herabfegung des Tarifd bei. Daß die gedachte Veran 
rung nicht ohne unmittelbare Einwirfung auf die Mautherträgniſſe bleiben fonnte, ift felbftoer 
ſtändlich. Allein trog der Gebührenherabjegung ſcheint fi der Verfehr nicht emporgeſchwun 
gen zu haben, fondern zurüdgegangen zu fein. Wenigftend wird gemeldet, bis zum 1. 0x. 
1860 jeien in franzöfifchen Häfen 1106 Schiffe weniger ein= und 1135 aus denſelben wenige: 
audgelaufen als in der gleichen Periode des Vorjahrs. 

Die Handeldmarine Franfreihs umfaßte nah ven Aufitellungen von 1857 etwa 1520 
Schiffe von 920000 Tonnen Tragfähigkeit mit 25000 Matrofen. Hiervon famen: 


= Segelſchiffe. Damvier. 
auf das Atlantifhe Meer 11090 182 
m Mittelländiihe Meer 3810 148 
Zuſammen 14900 330 


Ungeachtet feiner günſtigen maritimen Lage ſteht Frankreich in dieſer Beziehung nicht aun 
Nordamerika und England, ſondern auch dem weit weniger vortheilhaft ſituirten, aber mir einer 
viel mehr feemännifchen Bevölkerung ausgeftatteten Deutſchland ganz entſchieden nad. (Die 
Öfterreihifche Handeldmarine gar nicht gerechnet, weil bei dieſer eine Ausscheidung in deuribe 
und italienifhe Schiffe nicht bekannt ift, obwol im übrigen Deutſchland auf den Berg yon 
Trieft gerade ebenfo wenig wird verzichten fönnen als auf jenen der Tiroler Apen, zahl: 
Deutihland 19500 Schiffe von 1,920000 Tonnen mit ungefähr 23000 Matrojen. Ander: 
ſteht es freilich bei der Kriegsmarine. Die britiiche Handelsflotte umfaßte im Jahre 1858 
37088 Schiffe von 5,5318837 Tonnen, worunter 1669 Dampfer mit 383598 Tonnen.) 

Es ift eine befannte Thatlache, daß der inländische Verkehr jeder Nation einen weit größer 
Umfang befigt ald der Handel mit fremden Ländern. Dagegen feblt e8 durchgehends an der 
Mitteln, diefen Binnenhandel aud nur annähernd in beftimmten Zahlen zu bezeichnen. Det 
find fhon die wenigen Notizen, weldye jih auffinden laffen, beachtenswerth, zumal zur Grfenzt: 
nid des Aufſchwungs oder der Abnahme des innern Verkehrs. Aus einem Berichte des Asanı 
minifterd läßt fi entnehmen, daß im Jahre 1858 auf franzöſiſchen Flüffen und Kanälen fe 
gende Waarenmengen, weldhe Gebühren zu entrichten hatten, befördert wurden: auf Afüner 
und Bächen 16,266481 Tonnen Waaren und 3,099 170 Stere (Kubikmeter) geflößten Heli: 
ferner auf den Kanälen 14,467595 Tonnen MWaaren und 403086 Stere Holz. Nicht eng 
rechnet find alle Güter, weiche einer Gebührenentrichtung nicht unterlagen, ſowie auch der Tr 
kehr an den Mündungen der Flüſſe Hier außer Berückſichtigung blieb, weil dieſer ſchon dem Sr 
bandel angehört. 

Nach den Berehnungen Minard's (ehemaligen Generalinfpectors der Brüden und Gh’ 
jeen) ftellte fich der Verkehr an Handelsgütern und geflößtem Holze in Frankreich auf Flüfer 
Bächen und Eifenbahnen folgendermaßen, wenn man die Gefammtzahl der beförderten Tanz“ 
auf je einen Kilometer berechnet (7,42 Kilometer — 1 deutihe Meile): 


Waſſerwege. Giienbabuen. 


Jahre. Auf 1 Kilometer. “Aufl Kilometer. 
1850 1722 Mill. Tonnen 353 Mill. Tonnen 
1853 2164 „ " 889 „ „ 
1855 2177 „ & 1578 „ „ 
1856 2302 „ " 1851 „ " 
1857 2166 „ 2189 


Dies ergibt auf jeden Kilometer Wafferftrae und im Betrieb ſtehenber Eiſenbahnen I 
gende Quantität beförderter Waaren: 


Jahre. Waſſerwege. Eiſenbabnen. 
1853 185000 Tonnen 227500 Tonnen 
1855 186000 , 314000 „ 
1856 196000 „ 327000 „ 
1557 187000 „ 320000  „ 
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Es wird bemerkt, daß der Rückſchlag von 1857 aus der Stockung im Verkehr herrührte, 
und daß die Ergebniſſe im Jahre 1858 aus dem gleichen Grunde ähnliche geweſen ſeien. IIm 
Jahre 1859 hatten wenigſtens die Eiſenbahnen eine mäßige Zunahme (ſiehe unten), wozu 
freilich gerade die außerordentlichen Sendungen für Kriegszwecke weſentlich beigetragen haben 
dürften. Ä 

Als Ergebniß der nachgewieſenen Verhältniffe mag Folgendes anzunehmen fein: Die großen 
Vrineipien der Revolution von 1789 bezüglich freien Verkehrs im Innern des ausgedehnten 
Staates, dann der Theilbarfeit ded Grundeigenthums und der Gewerbefreiheit haben jowol ber 
landwirthſchaftlichen als der Gewerbeproduction einen ungemein großen Aufihmwung ermög: 
lit. Der internationale Handel, obwol gleihfall® im ganzen ſtark aufblühend, litt bisher 
mittelbar unter ven Folgen des mit der Gewerbefreibeit in jtarrem Widerſpruch flehenven 
Schutz- und Prohibitivzolliyftems. Die glänzende Entwidelung im Innern und nad aufen 
bat übrigens in den legten Jahren mitunter unverkennbar ſchwere Stöße erlitten, ſodaß in ein— 
zelnen Beziehungen nicht nur der weitere Auffhwung gehemmt erſcheint, jondern fogar 
pofitive Rückſchläge ich ergaben. Man mird ſchwerlich jehr irren, wenn man dieje Refultate als 
Folgen der neuftaatlihen Politik betrachtet, deren Anftrengungen zur künſtlichen Belebung der 
Induftrie und des Verkehrs allerdings eine Zeit lang ausreichen mögen, um alle Dinge im 
Vrachtgewande erjcheinen zu laſſen, die aber ſchließlich doch nit im Stande fein fönnen, jene 
Folgen abzuwenden, melde jeder Überreiz und jeder naturwidrige Zuftand nad fich zieht. 
Manche der obigen Ziffern, obwol diefelben ſich natürlich no nicht auf das Jahr 1860 ausdeh— 
nen, beginnen dies mit jener unwiderlegbaren Beftimmtheit anzudeuten, welde ver Statiftif 
eigen ift und welde feine Schmeichelei hinwegzureden vermag. 

Übrigens ift hier noch zu bemerken, daß die franzöftfche Regierung durch den Handelsvertrag 
mit England von 1860 den Weg nad dem Freihandelsjofteme angebahnt und Damit unver: 
tennbar einen großen und hochwichtigen Fortſchritt zum Beſſern begonnen hat. Natürlich liegen 
darüber noch feine Ziffernrefultate vor. Auch ift es durch die Natur der Verhältniffe bevingt, 
daß jede tief eingreifende Umgeftaltung, felbft die zum Beflern führende, vorübergehend mehr 
oder minder bedeutende Opfer erheiſcht. Das Ergebniß im ganzen aber Fann zulegt nicht 
zweifelhaft fein. 

IV. Berfehrsmittel. a) Waflerftragen. Frankreich befigt 11495 Kilometer ſchiff- oder 
Nögbarer Flüſſe und Bäche und 4895 Kilometer benugbarer Kanäle, zufammen alſo 16390 
Kilometer oder 2209 deutſche Meilen natürlicher und fünftliher Waſſerſtraßen. Bon den ein— 
zelnen Strömen hat die Loire die größte Wichtigkeit. Sie ift auf eine Ausdehnung von 883 
Kilometer ſchiff- oder flößbar und ihre Nebenflüfle jind es auf 972, zufammen aljo 1855 Kilo: 
meter oder 250 deutiche Meilen. Die zweite Stelle nimmt die Seine ein, mit 586 und (Neben: 
flüſſe) 1186 = 1772 Kilometer. Die Garonne (Gironde) eriheint mit 506 und 927 = 1433; 
endlich die Rhone mit 531 und 772 — 1203. Vom Rheine fommen 198 Kilometer auf die 
frangöfifche Grenze, dazu deilen Nebenflüfle aus Frankreich, befonderd Mojel und Maas, 487 
— 685. Don den Kanälen befigen folgende die größte Länge: Kanal von Nantes nad) Breft 
359 Kilometer, Berryfanal 322, von der Rhone zum Rhein 321, Marne zum Rhein 315, 
Burgunderfanal 242, Kanal du Midi oder von Kanguedoc (erbaut in den Jahren 1666— 
1810) 241 u. f. w. Die Kanäle jind theild Staats-, theild Privateigenthum, theild auf 
eine beftimmte Reihe von Jahren concedirt. Die Regierung hat mehrere Brivatfanäle an- 
aefauft. Bei den Entftehen der Bijenbahnen fürdtete man ein Veröden der Warlerftraßen. 
Allerdings trat zunächſt eine Verminderung in deren Benugung ein, doch ift jegt Das frühere 
Verhältniß im allgemeinen wieder erreicht, theilmeife fogar um etwas überſtiegen. 

b) Ghauffeen (im Jahre 1854): Staatöftraßen 37501 Kilometer, Departementalftraßen 
45626, PVicinal:(Gemeinde-) Wege 558441, zufammen 641568 Kilometer — 86464 deut: 
ihe Meilen. 

ce) Eifenbahnen. In deren Herftellung blieb Frankreich lange Zeit entſchieden zurüd, Im 
Jahre 1842 hatte es erft 590, 1848 nicht mehr ald 2211 Kilometer (298 deutſche Meilen) 
Schienenwege. Die kaiferlihe Regierung, der ſchon die ftrategifche Wichtigkeit dieſes Verbin— 
dDungsmittel nicht entgehen konnte, machte ungeheuere Anftrengungen, das Verſäumte nachzu⸗ 
holen. Neujahr 1860 ftanden 9076 Kilometer (1223 Meilen) in Betrieb, am 1. Det. 1860 
9270 Kilometer. Der Fortſchritt ift ſehr groß, doch fteht das Kaiſerreich noch immer nit nur 
Nordamerika nach, weldes gegen 5500 deutſche Meilen Schienenwege befigt, fondern auch Groß: 
britannien mit 2200 und Deutſchland mit beinahe 2000 Meilen; Preußen allein befigt 680, 
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das Kleine Belgien 220 Meilen. DieRoheinnahme aller franzöſiſchen Bahnen belief ih im Jahre 
1858 auf334%,, 1859 (nad vorläufiger Aufftellung) auf 337%, MI. Fr., oder von jedem im 
Betriebe ſtehenden Kilometer imerfigenannten Jahre auf 41330, im legtgenannten auf 43782 fr. 
Beide Ziffern zeigen eine Verminderung des filometriihen Ertrags. Die Reineinnabme hatte 
namlih im Jahre 1852 allerdings nur 35712 Fr. vom Kilometer betragen, war aber ihen 
1853 auf 41712 geftiegen, 1854 auf 45663 und 1855 auf 51317 und fie war 1856 nod 
48048. Befördert wurden 1857 40,662168 Perfonen und 298,144980 Etr. Waaren (in 
Großbritannien 1858 über 139 Mill. Neifende und beinahe 74 Mill. Lonnen Güter'), Du 
Fahrpreife find zwar niedriger als in England, dagegen höher als im ganzen übrigen Mitul— 
europa, namentlich höher als in Deutjchland, wozu die Staatsabgaben (10 Proc. vom Berfonen: 
verkehr u. ſ. w, 1858 mit 17,872253, und 1859 mit 20,850245 Fr.) nicht unweſentlich kei: 
tragen. Dabei ift der Zuftand der Wagen, bejonderdder zweiten Klafle, viel geringer als auf 
deutfchem Gebiete und die Menge der Unglüdsfälle weit größer. Nach den Unterſuchungeer— 
gebniffen der von der franzöfiihen Regierung zu diefem Behufe eigend aufgeftellten Commiſſien 
wurden infolge wirkliden Betriebes der Bahnen getödtet oder verwundet: in Preußen ein Re: 
fender auf 3,291075 beförberte Perfonen; in Belgien 1 auf 1,611237, in Frankreich 1 iden 
auf 375092 (in England auf 311345 und in den Vereinigten Staaten jogar auf 168459). 
Die jehr ungünftige Ziffer für Sranfreih rührt allerdings wefentlih von dem großen Ungliud 
auf dem linken Seineufer im Jahre 1842 her, bei welchem allein 52 Perſonen das Lrben ein: 
büßten. Übrigens kam in Frankreich bei dem vorigen Zuftande der Eilpoften und Meilagerien 
ein Getödteter ſchon auf 355463 und ein Verwundeter jogar auf 29571 Reiſende. Die 
Gefammtzahl ver Pferdefräfte der auf ſämmtlichen franzöſiſchen Bahnen verwendeten Locomo⸗ 
tiven wird nominell zu 450000 berechnet, in Wirklichkeit gleihfommend der Anftrengung 
von 1,900000 Pferden, welche tägli 10 Stunden arbeiten, oder der von 6,3000 Ren: 
fen. Die Zahl ver Eifenbahnangeftellten beträgt 55000. Ein Übelftand, für den wirelbar 
das Publikum büßen muß, find die zum guten Theile durch Schwindeleien und BVetrügertien 
emporgetriebenen hoben Anlagekoften der Schienenwege. Bereitö im Jahre 1857 nahm mar 
386000 Fr. für den Kilometer — 776000 preuß. Thlr. für die deutſche Meile an. Selbf vie 
Verhandlungen des Gejeggebenden Körpers haben die ungeheuerften Betrügereien, namentlit 
Höher ſtehender Gauner, offen gelegt. Nach dem (im Februar 1861) dem Geſetzgebenden Kir: 
per vorgelegten „‚Expos« de la situation de l’empire” find 9334 Kilometer Babn im Betriebe, 
5505 Kilometer weiter concedirt und im Bau, endlich noch 1600 Kilometer blos eventuell ur: 
cedirt. Nach einer weitern Veröffentlibung im „Moniteur‘ vom Februar 1861 betrug die 
Bruttoeinnahme im Jahre 1860 408,213725 Fr., d.i. nur 19,583878 Fr. mehr ald m 
Vorjahre, obwol während des Jahres 245 Kilometer neu eröffnet worden waren. 

d) XTelegraphen. Ende 1859 betrug die Drabtlänge 16049 Kilometer — 2160 veutik: 
Meilen (in Preugen, das nur halb jo groß als Frankreich, 2052 Meilen; in der fleima 
Schweiz hatte man Ende 1859 3840 Kilometer — 517 Meilen Drathlänge). Zahl der St: 
tionen am 1. Sept. 1858 erſt 186, Ende 1859 aber 240. (In Preußen au nur 112, dagezen 
in der Eleinen Schweiz 131! Es kam aljo ein Eiſenbahnbureau in Frankreich erft auf 1500 
Einwohner, in Preußen auf 160714, in ver Schweiz 1 ſchon auf 11450 Meniden. ) de 
Zahl ver beförderten Depeſchen, 1852 erſt 48105, war 1858 auf 463973 und 1859 a 
598701 geftiegen. (In Preußen verhältnigmäßig wenig mehr, nämlich 247202, dagegen in“ 
Schweiz 1859 259849 Depeihen; auf 1 Mill. Menfhen kamen alfo in Frankreich 1281 
und in Preußen 13734 Depeſchen, in der Eidgenoffenihaft dagegen 103939!) Die Robin 
nahmen betrugen in Frankreich 1858 3,516633, 1359 4,022799, wogegen die Betr: 
koften ſchon im Budget für 1857 zu 3,261400, in jenem für 1860 aber zu 6,106898 ft." 
anſchlagt wurden, wonad ſich joviel wie gar fein Reinertrag ergibt — eine Folge der wen“ 
Stationen und hohen Tarifjäge, durchſchnittlich mehr ald 8 Fr. für jede Depeſche, mährent ia det 
Schweiz bei einen normalen Tariffage von nur 1 Fr. und bei ven vielen Stationen di: Reb: 
einnahme im Jahre 1859 631327 und die Ausgabe 504963 Fr. betrug, ſodaß fid hie 
die Staatskaſſe ein Reinertrag von 126364 Fr. ergab, indeß der Nugen des Publikums mS 
unberechenbar größer war. In Preußen ftellte fih ver Rohertrag 1858 nur auf439385 30". 
womit nicht einmal die Betriebsfoften gedeckt zu fein fcheinen. — 

e) Voſt. Die Zahl ver beförderten Briefe, 1847 erft 1269 Mill., ſtieg 1854 bereits a 
212, 1858 auf 254 und 1859 auf nahezu 2594, Mill. Die Zahl der beförderten Zeinung‘ 
nummern belief ſich im legten Jahre auf 110, die der gedrudten Circulare auf 55); Mi 
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(Auf jeden Kopf der Bevölkerung Famen 7,16 Briefe im Jahre; dagegen in Preußen 6,8, in 
der Schweiz 10,8, in Großbritannien und Irland 17,0.) 

Im allgemeinen ergibt ſich in allen Zweigen ein fehr bedeutender, fräftiger und nachhalti— 
ger Aufſchwung. Derfelbe fönnte mit Leichtigkeit no viel mehr entwickelt werben, ganz befon- 
ders bei den Telegraphenanftalten durch Ermäßigung der überboben Gebühren und bei ven 
Eiſenbahnen durch Aufheben der fißcaliihen Verkehrsbelaftung, Befeitigung der Millionen ver— 
ſchlingenden Betrügereien und Verfhwendungen in Anlage und Betrieb, endlich durch Herftel- 
lung freier Goncurrenz ftatt ded Monopols, welches die Negierung dadurch felbft ind Leben 
rief, daß fie die Verichmelzung der einzelnen Eifenbabngefellihaften in wenige große Com— 
pagnien begünftigte, wonach e8 nunmehr im ganzen Reiche nur noch 14 Eiſenbahngeſellſchaften 
gibt, unter denen 6 nicht weniger ald 8412 Kilometer (von den überhaupt nur vorhandenen 
9076 Kilometern) befigen und monopoliftiich ausbeuten, weshalb die franzöſiſchen Bahnen nad 
MWohlfeilheit der Perſonenfahrpreiſe, Güte der Wagen und Vünktlichkeit wie Sicherheit im 
Betriebe den deutichen unbedingt nachſtehen. 

V. Juftizwejen; zur Givils und Griminalftatiftil. In jedem der 2348 Cantone 
beftebt für Civilſachen ein Briedensgeriht (mit Einzelrichter) , in jedem der 363 Bezirke ein 
Bezirksgericht (tribunal de premiere instance), und über diefen gibt ed 28 Appellhöfe (cours 
imperiales). Ungerechnet find dabei die Gerichte in Savoyen und Nizza. Liber allen Juſtiz— 
ftellen fteht der Gaflationshof zu Paris. Die nämlichen Gerichte handhaben aud) die Griminal- 
juftiz und zwar die Friedendgerichte als einfache Volizei-, die Bezirksgerichte als Zuchtpolizei= 
gerichte. Bei Anklagen wegen eigentliher Verbrechen (crimes, im Gegenfage zu Vergeben, 
delits) haben Geihworene über den Thatbeftand zu erfennen. Dabei das Inftitut der Staats— 
anwaltichaft (Generalprocuratoren an den Appellböfen, Eaiferlihe Procuratoren an den Be 
zirfögerichten) ; dann, für Die freiwillige Gerichtsbarkeit, eigene Notare. 

Aus der neuern Stariftif der Nechtöpfiege in Frankreich heben wir nur folde Punkte aus, 
welde, befonders durch Vermehrung oder Verminderung der Zabl zulegt vorgefommener Fälle, 
auf Berbeiferung oder Verſchlimmerung der focialen Zuftande deuten. 

a) Giviljuftiz. Nah dem Nehenichaftsberichte über die Ergebnifle der Rechtspflege im 
Jahre 1857 bat fich Die Zahl der vor den Friedensgerichten anhängigen Rechtsſtreite gegen das 
Vorjahr etwas verniehrt (444153 Proceſſe gegen 428512 im Jahre 1856), indeß freilich zu— 
meift infolge einer Veränderung in der Gejeggebung, gegen die Mittelzahl aus noch frühern 
Jahren jedoch fehr bedeutend verringert. Auch bei den Bezirfsgerichten ergab ſich eine Eleine Ver— 
minderung, bei ven Appellhöfen Hingegen eine geringe Vermehrung der anhängig gemadten 
Rechtsſtreite. Bon den einzelnen Gegenftänden heben wir die Eheſcheidungsproceſſe oder 
vielmehr die Klagen auf Trennung von Tiſch und Bett (söparation de corps) hervor. Deren 
Zahl betrug 1855 1573, flieg 1856 auf 1663 und belief ſich 1857 auf 1727, ſonach in zwei 
Jahren eine Vermehrung von nahezu 10 Proc. Unter diefen Klagen waren blos 168, alio 
noch nicht ein Zehntel von den Ehemännern, dagegen 1559 von den Frauen erhoben. Bon der 
Gefammtzahl gründeten fih 1522 auf körperliche Mishandlung und ſchwere Injurien, 149 auf 
Ehebruch durch die Frau, 100 auf Ehebruch durch den Mann und 35 auf Verurtheilung des 
beflagten Theils zu Leibed= ober entehrenden Strafen. ber 1452 dieſer Scheivungsflagen 
wurde entihieven, davon wurden 1252 genehmigt und 200 abgemiefen; in 275 Fällen er: 
folgte Zurüdfnahme ver Klage. 

Die Zahl der gerichtlichen Veräußerungen (ventes judiciaires) hat fih von 20194 im Jahre 
1853 auf 18578 im Jahre 1856 und 17097 im Jahre 1857 vermindert. Es läßt fi, da die 
bier einwirfenden Verhältniſſe complictrt find, ſchwer beſtimmen, inwiefern bie gedachte Er: 
fcheinung günftig over ungünftig genannt werden kann. Ungeachtet der angegebenen Bermin- 
derung im ganzen finden wir nämlich gerabe im wichtigen Ginzelbeziehungen eine Bermeh- 
rung diejer gerichtlichen Verkäufe. So flieg die Menge der Güterveräußerungen von Falliten, 
1853 blos 352, im Jahre 1856 auf 584 und betrug auch 1857 nicht vielweniger, nämlich 551. 

In Handelsſachen wuchs die Zahl der Vroceffe: 1851 wurden deren nur 138898 anhängig 
gemadt, 1856 hingegen 202756 und 1857 jogar 221531, eine Vermehrung von ungefähr 
10 Proc. in einem Jahre, Die Fallimente (ald Handelsſachen) haben fid in gleicher Weiſe von 
Zahr zu Jahr vermehrt. Im Jahre 1850 kamen nur 2144 zur Anmeldung, 1855 flieg die 
Zahl auf 3540, 1856 auf 3717, 1857 auf 3983. Da aber die Erledigung ſehr langſam 
erfolgt, jo waren Ende des legten Jahres 10343 Fallimente gerichtlih noch zu ordnen; nur 
2966 waren im Laufe des Jahres geregelt worden, deren Vaſſivſtand 125%/, MIN. betrug, 
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indeß die Activa 45 Mill. wenig überſtiegen. In 274 dieſer Fälle erhielten die Gläubiger auch 
nicht das Geringfte (die Koften verfchlangen den geringen VBermögensftand); in 579 Fällen 
befamen jie weniger ald 10 Proc., in 1247 dagegen zwiſchen 11 und 25 Proc.; über 75 Fer. 
nur in 118 Hüllen. 

Die Zahl der neugegründeten Handelsgejellihaften, 1856 nod 4195, hat ſich auf 3965 
vermindert. Die Verringerung rührt ausjchlieflih von anonymen Actiengeſellſchaften ber, 
deren 1856 340 gegründet wurden, 1857 nur no 95. Da die große Handelskriſe erft gegen 
Ende des legtern Jahres ausbrach, jo ift dieſe Veränderung doppelt bemerfenswerth. 

Die Zahl ver Notariatsacten, 1854 3,662389, ging jeitvem von Jahr zu Jahr herab und 
belief ich 1857 nur noch auf 3,475473. Dies deutet auf eine eigenthümliche innere Stodung 
im gewöhnlichen ſoliden Verkehre nach alter Art (die Börſengeſchäfte häuften ſich!). Man finder 
nun die Zahl ver Notare zu groß ; viele dieſer Angeftellten (ebenjo Gerichtsboten) können nidt 
mehr leben vom verringerten Grtvage ihrer Stellen, indem fie nur Gebühren und feinerlei ehe 
Bejoldung zu beziehen Haben. (Unterſchleife, leider ſchon früher jehr Häufig, müſſen ſich danad 
vermehren.) Die Negierung möchte vie Menge der Notariatäftellen vermindern. Da man abıı 
bei diefen Stellen die heillofe Einrichtung beibehalten hat, ven Eigenthümern die Verkäuflichltit 
derjelben an geeignete Individuen zuzujihern, jo ergeben jich meiftens ſchwer zu bewältigente 
Hinderniſſe. 

Aus dem (eben veröffentlichten) Miniſterialbericht über die Civilrechtspflege im Jahre1858 
fügen wir einige weitere bezeichnende Thatſachen bei. 

Die ehelihen Trennungen haben ſich wieder vermehrt; gegen das Mittel von 1841-50 
beträgt die Zunahme 90 Proc.! Bon 2090 Klagen waren 87 Bror. durch Michandlungen 
und ſchwere Beleidigungen motivirt, 10 Proc. durch Beſchuldigung tes. Chebruht. And die 
Gütertrennungen (separations de biens) nehmen feit fünf Jahren zu; 4704 ielder Tun: 
nungen wurden begehrt, 4583 zugelaffen. Die Zahl der gerichtlichen Klagen auf Unterhalt 
durd) Verwandte oder Angeheirathete vermehrte ſich feit der Periode von 1846—50 um met 
als 50 Proe. 

Die Menge der gerichtlichen Verfteigerungen,, die ſich jeit 1850 vermindert hatte, fürs 
wieder um nahezu 3 Proe., hauptſächlich herrührenn von Immobiliarpfändungen. 

Weitere Zunahme der Handelsproceſſe; die Ziffer flieg auf 232049 Fälle, aljo 10518 
mehr ald im Vorjahre; eine Zunahme von 8,5 Proc. gegen 1857, von 14,4 Pror. gegen 1856 
und von 67 Proc. gegen 1851. Ballimente wurden diesmal fogar 4330 neu eröffnet, gegen 
1850 eine Vermehrung von 102 Proc. Während aber die Zahl der Fallimente gegen dee 
Vorjahr allein um 9 Proc. flieg, verminderte ſich jene der neugegründeten Handels geſellſchaſten 
um 7 Proc., bis auf die Ziffer von 3710. Auch haben ſich die Fälle von Leibeshatt (con 
trainte par corps) um faft 8 Proc. vermehrt. 

b) Griminaljuftiz. Kierüber legen wir den Bericht des Juftigminifters bezüglich de 
Jahres 1858 unjern Mittheilungen zu Grunde. Im allgemeinen ergibt ſich eine Verminderung 
der Verbrechen gegen das Gigenthum, dagegen eine Vermehrung folhergegen Perſonen. Die deh 
der vor die Geſchworenen gebrachten Fälle, 1857 4399, jank auf 4302 mit 5375 Angeklagten, 
wovon 2280 wegen Verbrechen gegen Berjonen, 3095 wegen folder gegen das Eigenthum x" 
folgt wurden. Morde kamen von 1846—50 durdiänittlid 85 vor; von 1851—55 Ni 
noch 54, 1858 dagegen 73. Die Zahl ver Alternmorde ftieg von 12 auf 17, die der Kinder: 
morde nahm in folgender Ausdehnung zu: 1855 173, 1856 190, 1857 208, 1858 22! 
Nothzuht gegen Erwachſene 1855 160, 1856 181, 1857 188, 1858 238. Sehr far m 
mehrten ſich jodann die Angriffe auf die Keujchheit von Kindern, mit und ohne Nothzucht: ©" 
1826— 31 war die durchfſchnittliche Zahl diefer Fälle nur 136, von 1851 —55 betrug de 
Mittel 592, 1856 651, 1857 617, 1858 aber 784. (Der Minifter meint, die reiche Bar 
ernte jei Urſache; indeß ergibt ſich eine, wenn auch durch Eleine Sluctuationen manchmal gem 
derte, andauernde Zunahme in erichredfender Ausdehnung.) Ei 

Die Verminderung der Zahl ver Verbrechen gegen das Eigenthum erklärt ſich tejentih 
ſchon daraus, daß die Theuerung, welde in den frühern Jahren geherrſcht, aufgehört datt; 
allein dieſe Verringerung ift (wie ein Aufjag im „Journal des Economistes“ richtig bemt ) 
überhaupt nur jheinbar. Sie rührt wejentlid aus der Klaſſe der jugenannten qualificiuen 
Diebſtähle her, welche von den Diebſtählen allein vor die Schwurgerichte fommen. Der Jufliz 
minifter jelbft erfennt nun ein Streben der Staatöprocuratoren und Unterſuchungsrichtet an 
die erſchwerenden Umſtände, welche nicht unbedingt hervortreten, beiſeite zu ſchieben, um UM 
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die gedachten Beihuldigungen die bloßen Zuctpolizeigerichte urteilen zu laffen. Der Minifter 
lobt dieſes Verfahren. Danad verliert aber jene Verringerung dev Verbrechenzahl jede 
Bedeutung. In Wirflichfeit finden wir denn auch, daß die Menge der fogenannten einfachen 
Diebftähle fi nicht vermindert, jondern im Gegentheile verdreifacht hat! Die Zahl der ver: 
folgten betrügeriihen Banfrotte flieg von 105 auf 114. 

Im übrigen ergibt ſich jedoch auch bei ven Vergeben eine Verminderung derjenigen gegen 
das Eigenthum, neben einer Vermehrung dev gegen die Perſonen gerichteten. Die legtern find 
in mancher Beziehung harafteriftiih: die Zunahme diefer Vergehen beträgt 119 Proe. in den 
Fällen von Sittenverlegung, 100 Broc. in jenen der Rebellion, 33 Proc. bei Beleidigung 
öftentliher Angeftellten, 47 Broc. bei Verlegungen der Gelege zum Schuge der Kirchen und 
Briefter, endlich 98 Broc. bei politifhen Vergehen (nad) der Berechnung im „Journal des Eco- 
nomistes’‘). Die Fälle von Nebellion, Beleidigung von Beamten, Gewaltthätigfeiten gegen 
Angeftellte der öffentlihen Gewalt umfaflen etwa 9 Proc. aller Vergeben; die Zuwider— 
bandlungen gegen die Zollgefege, gegen die indirecten Auflagen, die Waffer: und Forftpolizei 
machen fat ein Viertheil der Geſammtſumme aller Vergehen aus, und wenn man diefe beiden 
Klaflen, welche große Ahnlichfeit unter ſich befigen, zufammennimmt, jo hat man nicht weniger 
ald 34 Proc., über ein Drittheil der Gejammtjunme aller Vergeben. 

Auch die Rückfälle vermehrten ih. Schon der Bericht über die Nechröpflege im Jahre 1857 
klagte über deren Zunahme, 46 Pror. in fieben Jahren betragend; nunmehr erhöht ſich aber 
dieje Ziffer für das achte Jahı auf 52 Proc. 

Die Anflagen wegen Kapitalverbrechen hatten ji, was die Menge der Proceffe betrifft, 
1857 vermindert, gleihwol hatte ſich die Zahl der zum Tode VBerurtheilten um 12, d. b. um ein - 
Biertel vermehrt. Im Jahre 1858 ergab fi eine Ermäßigung in der Zahl der Anflagen, 
aber eine meue, wenn auch Fleine Vermehrung der Verurtheilungen. 

Hieran reihe ji die Notiz, daß die Zahl der Selbftmorde, die früher abgenommen hatten, 
von 3703 im Jahre 1857 im nächften Jahre auf 3968 anwuchs, wozu dad Seinedepartement 
allein 602 Bälle lieferte. Die Vermehrung rührte her aus der Alteröflafle zwiſchen 30—80 
Jahren. (In England famen 1857 nur 1349 Selbftmorde vor.) 

Wir ſchalten hier einige Ergebniffe ver Strafrehtöpflege vom Jahre 1857 ein. Im diefem 
Jahre famen 34,1 Proc. ver Verbrechen auf Handlungen gegen Perſonen, 65,9 Proc. auf 
joldye gegen das Eigenthum. Dem Geſchlechte nad) waren 82,1 Broc. der Angeklagten männlich, 
17,9 weiblih, dem Alter nah 14,5 Vroc. unter 21 Jahren, 55,2 zwifchen 21 und 40, 25,6 
zwiſchen 40 und 60 und 4,7 Proc. über 60 Jahre; nad) dem Civilſtande: 50,9 Proc. Unverhei— 
rathete, 43,2 noch Verheirathete und 5,9 Berwitwete. Nach den Wohnorten gehörten 53,7 ven 
Städten, 41,3 den Landgemeinden an. 

Hier ift auch noch ſowol der barbariihen Strenge des franzöſiſchen Code penal, als ver 
trog aller hohlen Worte mit dem Schuge perfönlicher Freiheit unvereinbaren Grundbeſtimmun— 
gen des Code d’instruction criminelle zu gedenfen. Und dabei ift ed um jo bezeichnender, daß, 
neben der ohnehin ſchon vorhandenen enormen Härte der Geſetzbücher, ein noch empörenderer 
Gerichtsgebrauch ſich gebilvet hat, wonady ed genügt, Gontumacialangeklagter zu jein, um auch 
als ſchuldig erflärt und verurtheilt zu werden. So ift aus dem Rechenſchaftsberichte über die 
Rechtspflege im Jahre 1857 zu eriehen, daß in jenem Jahre gegen 363 wegen Verbrechen 

(erimes) Angeklagte in contumaciam verfahren und aud) nicht einer derjelben freigeſprochen 
ward. Zudem find, jelbft bei contradictorifchen Verfahren, die Verurtheilungen durch die Zudt: 
polizeirichter in bevenfliher Ausdehnung häufig: von 1000 Beſchuldigten wurden blos 79 frei= 
gefproden. (In England kommen bei den gleihen Kategorien auf 1000 Beſchuldigte nicht 
meniger ald 370 Breifprehungen. ) 

Der Berfafler ver oben erwähnten Abhandlung im „Journal des Economistes“ findet dieſe 
Thatſachen meiftens in hohem Grade bedenklich: „Die aus diefer raſchen Prüfung des Rechen— 
ihaftsberichts über die Griminaljuftiz zu ziehende Folgerung ift zu augenſcheinlich übel, als 
dag man jid einer Illuſion darüber hingeben könnte: jeit 1855 verſchlimmert ſich der moraliſche 
Geift in Frankreich immermehr. Was aud die Optimiften jagen mögen, dieſe von dem Fort: 
ſchreiten unjerer Givilifation mehr oder minder überzeugten Bewunderer, e8 manifeftirt ji) die 
Corruption der öffentlichen Sitten durd das charakteriſtiſche Zeichen des Sinkens der Nationen, 
nämlich durch eine permanente Zunahme der abjheulichften Attentate gegen die Perjonen, der 
niedrigften Angriffe gegen das Eigenthum und der fchmählichften gegen den Staat. Was 
ſpricht man von der Heilighaltung der Familie, angejihtd der Zunahme von Nothzucht, von 


602 Franfreich (Politifhe Statiftif) 


Angriffen auf die Schambhaftigkeit, von Kindesmorden, von Batermorben und von Gewalithätig- 
feit gegen die Altern? Was redet man von der Achtung des Eigenthums, während fid die 
Banfrotte, die Schwindeleien und commerziellen Betrügereien verdoppeln? Was von ver 
Achtung vor den Behörden, indeß Beihimpfungen und Gemalttbaten gegen die Angefteliten, 
Zumiderbandlungen gegen die zur Wahrung der öffentlihen Einfünfte beftimmten Geſetze und 
Verordnungen die Hälfte der Verbrechen und Vergeben bilden? Iſt das eine moraliice 
und zur Zufriedenheit gebrachte Bevölkerung, bei welcher die am nachſichtigſten beurtbeilten 
Untbaten feine andern find als Grpreflung, Beitebung, Entführung Minverjähriger, Re 
bellion, falihed Zeugniß, Erpreffung von Unterſchriften, willfürlihe Verhaftung, Branpflir: 
tung, Falſchmünzerei, Fälſchung von Privatſchriften und Abtrribungen der Leibesfrucht? ... 
Der Rechenſchaftsbericht der Civil- und der Handeldgerichte beweift, wie jener der Griminaljufti;, 
einen Zuftand moralijcher und materieller Krife, deren Symptome gemöhnlid dem Auge des 
Minderaufmerffamen entgehen, welche aber in diejer doppelten Statiftif (der Civil- und ver 
Criminalrechtspflege) fi verkörpern und materialifiren und zwar in einer Weiſe, melde jelbi 
die Mindeftweitblidenden erſchrecken muß. Die Thatſachen find hier allmächtig und Die Zahlen 
befigen eine Autorität, welche die ausgejhmüdteften Raifonnements zunihte macht. Wir 
geſchickt man auch fei in der Kunft, die Zahlen zu gruppiren, jo wird ed doch ſchwerlich gelingen, 
vie Bedeutung derjenigen Folgerungen zu verringern, welche jih aus den Vergleichungen 
ergeben.‘ 

Man kann allerdings bemerken, daß der Franzöfifche Verfaſſer ausichlieglich nur Die düſtern 
Bunfte hervorgehoben habe; man wird im Stande jein, wol aud einige bellere Vartien auf: 
zufinden; die ermähnten Thatſachen jelbft aber bleiben immerhin und ihre Bedeutung läßt Ach 
zwar höher oder geringer anſchlagen, feinenfalls aber ganz binwegftreiten. Wir haben darum 
den Bemerkungen ded „Journal des Economistes” nichts beizufügen. 

VI. Berforgungd=:, Hülfd- und Sparfajfen und Armenunterkügung. 
a) Geſellſchaften zu gegenfeitiger Hülfeleiftung (Societes de secour mutuel). Ende 1859 
gab ed deren 4118, nämlich 2274 von der Regierung fperiell approbirte und unter Deren beion: 
dern Auffiht ſtehende und 1844 freie. Die Zahl der ordentliben Mitglieder mar 472855 
(Ende 1858 448914 Mitglieder, nämlih 337194 Männer und 61720 Frauen; außerdem 
58066 Ehrenmitglieder, welche zwar Beiträge entrichten, aber feinerlei Unterflügung für Ad 
beanipruden). Das Vermögen betrug 22,958509 Fr., faft durchgehends angelegt in franzön: 
ſchen Staatöpapieren (Renten, Inferiptionen in das große Buch). Die Zahl der unterftügten 
Kranken betrug im Jahre 1859 129714, 1858 waren es 132219, wovon 116086 Männer 
und 16133 Frauen. Die Dauer der bezahlten Unterftügungen betrug 1859 im Durchſchnin 
bei ven Männern 5,69, bei den Frauen 4,89 Tagelöhne; 1859 waren die Ziffern 5,0 um 
4,55: die Krankheiten felbit hatten 1858 im Mittel 18,80 und 15,5 Tage gedauert, um 
die Zahl der Sterbefälle mar 5543. (In Großbritannien jhägt man die Zahl der Friendis 
societies auf mehr ald 20000, ihre Mitglieder auf 2 Mill. Menihen und ihr Vermögen 
auf mehr ald 9 Mill. Pf. St., alſo etwa 225 Mil. Fr., faft das Zehnfache der franzöſiſchen 
Geſellſchaften.) 

b) Altersrentenkaſſe (Caisse de retraites pour la vieillesse). Am 1. Jan. 1859 war die 
Zahl der@inleger 81517, worunter 35364 Frauen. Die Geſammtſumme der feit dem Beſteben 
der Anftalt (Mai 1851) erhaltenen Einzahlungen betrug 51,658815 Fr. Das vorhanden: 
Kapital ift in Staatöpapieren angelegt. Die Jahreseinnahmen beliefen fih 1858 au 
4,876502 Fr. 

c) Sparfaffen. Neujahr 1859 flanden deren 401 in Thätigkeit (eine etwas größer 
Anzahl war autorifiet, doch zum Theil nit in Wirkjamfeit). Büchlein waren auägegeber 
1,042205 im Gelpbetrage von 310,506212 Fr., durchſchnittlich aljo jedes von 298 Fr. Tr 
Einlagen unter und bis zu 500 Fr. betrugen 75,75 Proc. von der Gefammtzahl und 35 Prer. 
von der Gefammtjumme. Auch dieſes Geld ift in Staatspapieren angelegt. Im Mittel kommt 
ein Sparfaffenbuh auf 35 Ginmwohner; im GSeinevepartement ſchon auf 7,6, im Arritge: 
departement dagegen erft auf 480. Am größten ift die Geſammtſumme der Einlagen zu Paris, 
487, Mill. (Die britiihen Sparkaffen zählten Ende 1857 1,341752 Ginleger und umfaßten 
35,108596 Pf. St. Kapital, alio über 877 Mill. Fr. Indeß bilden die Sparfaffen feinen 
unbedingt verläfiigen Mapftab. Die Höhe des Zinsfußes, die Leichtigkeit des Grunderwerbs 
oder das Gegentheil, ſowie manche andere ähnliche Verhältniſſe wirken in den verſchiedenen 
Ländern wefentlich ein.) 
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d) Öffentliche Armenunterftügung. 13) Die amtlihen Erhebungen reichen bis zu Ende 
des Jahres 1853. Zu Anfang des gedachten Jahres beftanden 11691 Bureaur zur Armen- 
unterſtützung (Bureaux de bienfaisance). Sonach befanden ſich mindeſtens nod 25146 Ge: 
meinden ohne eine jolde Einrichtung und auf 100000 Ginwohner famen nur 33 Bureaur. 
Da die Gemeinden gefeglid verpflichtet find, für ihre Armen zu forgen, fo muß dieſes Verhält- 
niß auffallen. Die Rechnungen der ſämmtlichen oben bezeichneten Inftitute während des Jahres 
1853 weijen eine Ginnahme nad von etwas über 25 Mill., over, wenn man die bloßen Rech— 
nungsübertragungen bejeitigt, eine foldhe von 16Y/, Mill., gegenüber einem Bedarfe von 17!/, 
Mill. Auf wirflihe Unterftügungen fonnten nur 12,328467 Fr. verwendet werden, indeß die 
Berwaltungskoften auf 2,238148 anftiegen; der Reft betraf durdlaufende Poften. Die Ber: 
waltungsfoften verſchlangen aljo 15,37 Broc., und für eigentliche Unterftügung blieben nur 
84,63 Proc. Im Puy:de-Domedepartement nahmen jene Adminiftrativausgaben nicht weniger 
als 42 Proc. hinweg, auf Gorjica nur 3,84 Broc. Von den während des Jahres eingegangenen 
und ald Kapital wieder anzulegenden Geldern, zufammen 2,783312 Fr. betragend, wurden 
nur 390308 für Ermwerbung von Grundftücden verwendet, dagegen der ganze übrige Betrag 
von mehr als 24, Mill. (fhon damals!) in Staatdpapieren angelegt, in welche Papiere ſich 
nad und nad) beinahe das ganze öffentliche Vermögen verwandelt. Die Zahl der Unterflügten, 
im Mittel der Jahre 1833—37 erft 731811 und noch 1848—52 nidht mehr ald 982516, 
flieg 1853 auf 1,022996. Der durchſchnittliche Unterftügungsbetrag erhöhte ih in dieſen 
Perioden von 9 Fr. 44 Eent. auf 11,56 und auf 12,05. Die Menge der Unterftügten wuchs alfo 
ſeit 1833 um 40 Proc., während die Bevölferungszunahme nicht mehr ald 8 Proc. betrug. 
Doch rührt diefed Ergebnig unzweifelhaft theilweife aus einer Vervollkommnung der Berwal- 
tung und Vermehrung der Bureaur ber. 

Getrennt hiervon beftanden (1853) 1324 Hospize und Spitäler, zufammen mit 85'/, 
Mit. Einnahmen (worunter durdlaufende PVoften) und einem wirflihen Bedarfe von 
69. Mill. Von jenen Anftalten waren 385 eigentliche Spitäler, blos für Kranke beftimmt, 
289 dagegen Hospize, blos für Verpflegung von Alten und Gebrechlichen, die übrigen 650 
Inftitute vereinigten beide Zwede. Alle zuſammen hatten 131016 Betten aufgeftellt, einſchließ— 
ih der nur gegen Bezahlung einzuräumenden. In Behandlung famen während des Jahres 
447373 Kranfe und 94050 Gebrechliche oder Greife. 

Endlich fommt hier noch in Betracht die Verforgung der verlafienen Kinder (enfants assis- 
tes, d. h. Findel- und verlaffene Kinder und mittellofe Waijen bis zum zwölften Altersjahre, 
dann zeitweiß unterftügte Kinder). Deren Zahl, 1815 111177, ftieg bis auf 164319 im 
Jahre 1833. Die Aufhebung der Findelhäufer und andere adminiftrative Anordnungen brad= 
ten dann eine Verminderung hervor, ſodaß 1839 nur no 122508 und 1845 120428 erjchei= 
nen. Seitdem neue, ziemlich conftante Vermehrung, 1852 130870. Nah dem Exrpoje von 
1861 ift die Menge der Findel- und verlaffenen Kinder nunmehr fogar auf die enorme Zahl 
von 180197 geftiegen (wovon 121916 unter 12 Jahren und 58287 zwiſchen 12 und 21). 
Die Koften werden zu 10%, Mill. angegeben. Es ift damit ſelbſtverſtändlich eine furdtbare 
Berfhlimmerung im Volkszuſtande angedeutet. 

Da die vorliegenden officiellen Daten nicht bis zur neueften Zeit reichen, fo laffen ſich hier— 
aus feine Kolgerungen bezüglich der heutigen Zuftände ziehen. 

Vu. Bolfsbildung. Es ift ſchwer, verläffige Notizen zu einer Bergleihung des Grades der 
Volksbildung in den verfchiedenen Ländern aufzufinden. Man muß fich mit einzelnen Anhaltes 
punkten begnügen, obmwol diefe ihrerNatur nad) nur ein unvollftändiges Bild gewähren können. 

„Im Jahre 1855 betrugen die für das Volksſchulweſen in Frankreich aufgewendeten Sum— 
men von feiten des Staated 6, der Departements 5, der Gemeinden 11, Mil.; dazu die 
Scäulgelver mit 9 Mill., endlich die Bezüge der Normaljhulen und die Stipendien, ergaben 
fich zufammen 32", Mil. Fr. Den 6 Mill. des Staates für die Volksſchule fteht der Auf: 
wand von 463 Mill. für die Land: und Seemadt und von 560 Mill. Fr. für die Staatsfhuld 
gegenüber. Ja für das gefammte Volksſchulweſen wird, fogar einſchließlich der Schulgelber, 
nicht einmal jo viel verwendet, ald — unmittelbar und mittelbar — der Hof allein koſtet.“ 
(Kolb, „Handbuch der Statiſtik“.) 

Im Jahre 1853 wurden im Gefammtumfange des franzöfifchen Staated 256663 Heiraten 


13) Bal. die Statistique generale de la France, Serie I, Thl. VI: Statistique de l’assistance 
publique de 1843 a 1853. 
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abgeihloffen. Von den Neuvermählten konnten aber 86491 Männer und 140530 Frauen 
den über ihre Ehe errichteten Civilſtandsact nicht unterzeichnen. Die Ergebnifle des nächſtfel— 
genden Jahres 1854 waren günftiger, die Erhebungen genauer: 270896 neue Deiratben 
und 83905 Bräutigame und 126447 Bräute, welche ihren Namen nicht zu unterfchreiben vır- 
ftanden; im ganzen alfo, die Neuvermählten beider Geſchlechter zuſammengerechnet, fanden fih 
38,8 Proc. nicht einmal bis zu jenem Grade der Schulbildung gebracht. Am günſtigſten ge: 
Raltete ih das Verhältnig in den vormals ventihen Provinzen Elſaß und Lothringen, aus 
der Freigraffhaft; am jchlimmpften hingegen in den Departements ver Ereufe, der Bretagnz, 
dann des Gentrums und des Südend, wo fich die celtiiche Bevölkerung am wenigſten gemiſcht 
erhalten hat, wo die Beiftlichkeit den ftärfften Einfluß übt, wo ſie Die fatholiihe Kirche am er: 
folgreihften vor jeder Vermengung und jedem Abfall bewahrte, und wo in Verbindung mit 
der Unwiſſenheit im allgemeinen auch die Armuth am größten ift. Von den Brautleuten beider 
Geſchlechter fonnten den Namen nicht unterfähreiben in ven Departements: 





mit der ſchlechteſten Vollebildung mit der beften Bolfabifdung 

Greuie . 2 2 20205 TE Vroc. Meufe (Lothringen) . . . 3,5 Pro. 
Binidtere . 2 202. TUR u Nieder: Rhein (Elia) .: -» 39 „ 
Dorvogne . . 2... BI u Ober-Rhein (Elf) . . . De „ 
BB \ 4% 2.8.6 Meurthe (Lothringen) . . Da „ 

Gore . ». » 2.0. TU „ Vogejen (Lothringen) . . 58 „ 

Mr 2 2222 698 u Der: Mame . . . 2.0. 68 

Arriige . 2 202020. 660. Mande. . . .. Ei 

Mordküften . hr Mosel (Lothringen) . BB. 

Nievre 6 Seine (Bar) . . . 0. 986 „ 

SH 5 a5 a Ardennen . . 2. 128 „. 

Tarn GE „ Edted’ Or. . » 2... 1S u 

Bienne .. NE ;; Galvad&dd . . . 2... 41 „ 

Dnte . . .2. 22.649 „ SE ee ee A 
Ofpseenien . . .. 6401 „ Mame. . 2 22. 128 „ 
Landes (Heden) . . . Bi u unbe . 2 0. 5. 5. DO u 
Unter:koie . 2... 6GB m DOber:Saone 138 u 
Dber:Garonne . . . . 6L84 „ Seimeummbölle . .. 0.169 „ 
Aue .. . BE u oO BE ee DE 
Tarn und Garonne + 60,0 „ Diie . . 202 WE 
Gr .. 59,165 „ Rhoͤne (von) . j 22,0 


Diele Berechnung nad der officiellen Beröffentlihung in ber „Statistique de la Prance" 
(„‚Mouvement de la population pendant l!annee 1854). Die ſämmtlichen Departemente wei 
Elſaß und Lothringens erfcheinen mit den höchſten Nummern, ſämmtlich ſogar vor der Stat: 
Paris. Es darf nicht überfehen werden, dag die oben in der erften Spalte angegebenen jäm- 
merlichen Verhältnißzahlen nicht etwa blos die Schulbildung der Mafle des Volkes bezeichnen, 
wobei die Menge der ältern Einwohner wefentlich einwirkt, ſondern daß hiermit der Grad er 
Nichtbildung vorzugsweiſe unter der jüngern Generation angegeben iſt. Bei der unerhörten 
Erſcheinung, daß es in Mitteleuropa noch ausgedehnte Gegenden, ganze Departements gibt, in 
denen drei Viertheile aller jungen Leute nicht einmal ihren Namen zu fhreiben gelernt haben, 
ift ed, als Beitrag zur Culturgeſchichte, am Plage, wenigftens einige nähere Nachweiſe beizu: 
fügen. Die Gefammtfunme der Heirathsacten im Jahre 1854 lieferte in den Departementt, 
deren Bevölkerung am meiften in Unmiffenheit erhalten ward, folgende Ergebniffe. Bon den 
Neuvermäblten fonnten: 


Bräutigame Braͤute 
Departements. — —— — — ——— — — 
unterſchreiben nicht unterſchreiben unterſchreiben nicht unterſchreibes 
Greue . 2... 667 1236 139 1764 
Siniätere . . . 1310 2744 173 3281 
Dorvogne . . . 1365 2380 612 3133 
Chr. . . 892 1783 536 2139 
Dagegen: Meufe (Maas) . .. 2214 31 2130 115 
Nieder:Rhein . . 3230 53 3120 163 
Seine (Paris) . . 14891 1782 13365 2308 


Rhoͤne (Ryon) . . 4315 685 3480 1520 
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Und died war das Ergebniß in einem Jahre, das ſich ald weit günftiger herausftellte als 
das vorangegangene! (Auch in England ſteht die Volksbildung ungemein weit hinter den billig: 
iten Anforderungen zurüd. In dieſem Lande war die Zahl der Neuverheiratbeten, weldye den 
Heirathsact nicht unterfchreiben fonnten, im Jabre 1858 ebenfalld 32,3 Proc., demnach doch 
noch 6%, Proc. beifer als in Sranfreih, und zwar war das ſchlimmſte Verhältniß in South: 
wales, wo 48,75 Proc. nicht unterzeichnen Fonnten, immerhin weit günftiger ald im Greufe: 
Departement mit 78,32 Proc.) 

Bei dem Aufgebote der Gonferibirten im Jahre 1856 fand man, was den Unterricht diefer 
jungen Männer betrifft, ein weit günftigeres Reſultat ald in ven Vorjahren. Und dennoch 
ftellten ſich die Ziffern folgendermaßen. Aufgeboten wurden 310589. Bon diefen fonnten: 

weder lejen noch jhreiben 97875 — 31,% Proc. 


blodleen . .... 992 — 38 „ 
lefen und fhreiben . . 192875 — 62,16 „ 
(nicht ermittelt bei . . 9549 == 3,08) „14) 


Auch die Griminalftatiftif liefert einige Anhaltspunkte. Bon den wegen eigentlicher Ber: 
brechen im Jahre 1855 Verurtbeilten konnten: 


weder lejen noch ihreiben . . . . 2368) 294 — 817 
nur unvollkommen leſen und ſchreiben 2486 | — 
ordentlich leſen und fhreiben . . . 880] — 

es hatten höhere Bildung genoſſe 306 | 1186=185 „ 


Diefes Verhältniß hatte fih im Jahre 1857 im mwefentlichen nicht verändert oder eher ver: 
ihlimmert; ed konnten: 


weder leſen noch Schreiben . . . . 2529 | 

nur unvollfommen lefen und fehreiben 2216| 4745 = 82,2 Proc. 
gut lefen und fhreiben . . 706 — 

es hatten höhere Bildung erhalten 322 EFT ER 





Wir find nun zwar feineswegs der Meinung, daß das Lefen= und Schreibenfönnen des 
Volkes ſchon einen bedeutenden Bildungsgrad anzeige. In diefer Beziehung treten wir, fo fehr 
wir ed nur vermögen, jenem läherlihen Dünfel entgegen, der ſich namentlich in manden deut— 
ihen Ländern mit den Leiſtungen eined Unterrichts aufbläht, deilen ganze Unterweiſung 
feinen höhern Zwed zu haben jheint, als dazu zu befähigen, daß die jungen Leute einen Kate— 
chismus und eine Menge von Gebeten und dergleihen Dingen auswendig zu lernen und dann 
mechaniſch und gedankenlos herzuleiern im Stande jind. Daß aber gleihwol der Mangel des 
erften Elements der geiftigen Bildung keineswegs bedeutungslos ift im wirklichen Leben, bat 
unter anderm das sullrage universel in Frankreich deutlich bewieſen., Übrigens gebietet die 
Wahrheit, beizufügen, daß nicht nur in den nichtveutichen Gebieten Oſterreichs ein der Me: 
gierung und der Geiftlichkeit gleich jehr zum Borwurf gereichender Unterrihtämangel wahr: 
nehmbar ift, ſondern daß aud in deſſen deutſchen Ländern noch keineswegs ein befriedigendes 
Verbältniß bervortritt. Bon den Nefruten waren des Schreibens kundig: 


Zabr. in Niederöfterreid in Böhmen in Dalmatien 
1856 von 2096 Aufgebotenen nur 1575 von 6665 nur 4383 von 751 nur 33! 
1857 „ 2649 " „2323 „ 11111 „ 6600 „ 928 „ 9! 
Aber auch in Norbdeutichland, und zwar gerade da, wo eine proteftantifche Beiftlichfeit eine 
ganz gewaltige Macht über die Schule ausübt, gewahren wir Erſcheinungen wie die von Meck— 
fenburg, mo von den im Jahre 1857 audgehobenen Refruten 
430 nur Gedrucktes lefen er 
245 auch Gefchriebened lefen . . | 675 — 83,2 Proc. 
blos 136 ordentlich ſelbſt ſchreiben konnten 137 =168 „ 
Ein Verhältniß, fo ſchlecht ala in Frankreich und entſchieden ſchlechter als in Deutſch— Dfter- 
reich, und dies in einem norbdeutfchen und in einem proteftantifchen Lande! Glüclicherweife 
handelt es jih bier nur um einen Fleinen Bruchtheil von Deutſchland; das Vorftehende find 
nicht? weniger ald Durchſchnittszahlen, welche fi bei der Gefammtfumme der deutfchen Na= 
tion ergeben, während — und darauf legen wir den Nachdruck — die oben mitgetheilten Ziffern 
geradezu die Durchſchnitte bei dem ganzen franzöfifhen Volke bilden. ine fo geringe Gultur: 


14) In Baiern fanden fih im Jahre 1860 unter 17389 Gonferibirten doch nur 2323, d. h. 13,4 
Proc., welche „feine oder nur eine mangelhafte Schulbildung‘‘ genofien hatten, und daven famen anf 
die 1947 in dem Kreife Miederbaiern Aufgerufenen 548 — 29 Proc. 
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ftufe erflärt deutlicher als alles andere, wie e8 möglich war, daß Frankreich, trog zahlloſer Opfer 
jeder Art, gleichwol immer wieder um feine politiihen Errungenſchaften gebracht werden konnte, 
oder vielmehr, wie e8 dahin gebracht werben konnte, die Früchte jener ſchmerzlichen und blutigen 
Opfer, das theuer erfaufte Gut wol jelbft zu Boden zu treten. 

VII. Binanzen. Es ift befannt, wie die erfte Revolution in Frankreich durch die er: 
rüttung der Finanzen am allermeiften gefördert, ja gleihlam hervorgerufen ward. Damals 
betrug der nicht zu erichtwingende Staatsbedarf ungefähr 600 Mill. Livred, während jegt das 
Budget auf etwa 1840 Mill. Fr., alfo auf mehr denn dad Dreifadhe jener Summe anfteigt, und 
während der wirkliche Aufwand in einem Jahre fogar ſchon 2375 Mill. überichritt. 

Das Budget für das Jahr 1791 wurde son der Nationalverfammlung zu 582%, Mil. 
Livres feftgeiegt. Unter dem erften Kaiferreiche vergrößerte ji der Bedarf, doch hielt ih die 
Summe, ungeachtet der Gebietdermeiterung, meiftend zwijchen 700 und 800 Mill. Fr. Die 
äußerſten Anjtrengungen erfolgten im Kriegsjahre 1813. Damals umfaßte das Reich 130 de: 
partementd. Der Voranſchlag entzifferte einen Bedarf von 1150 Mill. (noch nicht halb je: 
viel al8 das Jahr 1855 wirklich erheifchte), und hiervon waren 752 Mill. für die bemaffnet: 
Macht (zu Land und zur See) bejtimmt. 

Der Staatdaufwand ift auch feitdem fortwährend geftiegen. Zwei Umftände wirkten dabei 
mit, um der einfachen Ziffernvergleihung einen Theil ihrer Bedeutung zu entziehen: einmal 
die Erweiterung der Staatözwede, d. b. die Vergrößerung der Anforderungen an die Staats- 
£afle infolge der allgemeinen Eulturentwidelung ; zum andern das Sinfen des Geldwerths mo: 
nad zur Deckung des gleichen Bevarfd immer größere Summen erheiſcht werden. Gleichwol 
gewähren die Rehnungsziffern aus den verſchiedenen Perioden immerhin einen beadhtens- 
werthen Anhaltspunft. Es betrug die franzöſiſche Staatsausgabe unter den jeit dem Sturze 
des erften Kaiſerthums aufeinander gefolgten Regierungen: 


Reftauration . . 1816—29 durdichnittlid 960 Mill. 
Julifönigtbum . . 1830—39 — 1170 „ 

PP . .. 1840 —48 Pr 1432 „ 
Republit . . . 1848u49 * 1708 „ 


zweite® Kaiſerthum 1854 — 56 a 2192 „ 

Died nad den wirklichen Rechnungsabſchlüſſen, ſowie diefelben endgültig feftgeftellt wur: 
den. Die Ziffern der Boranfchläge (der eigentlihen Budgets, die man indeß in Franfreid nur 
als provijorifche anfieht) waren immer weit geringer. Diefe Budgetfummen reichten in keinen 
Jahre aus. Doch ift ed ſchon bezeichnend, mie ſich diefelben unter dem jegigen Megierungt: 
fofteme von Jahr zu Jahr erhöhten. Die Abſchlußziffer des Voranſchlags war 

1853 1487 Mit. 1858 1717 Mill. 


1854 1517 „ 1859 1766 „ 
1855 1562 „ 1860 1825 „ 
1856 1598 „ 1861 1840 „ 
1857 1699 


Der vorgefehene Staatsaufwand ifl alfo innerhalb at Jahren um 353 Mill. geftiegen, 
eine Summe, ohne deren Bedarf man heute beiläufig die gefammte Grundfteuer und die Pa: 
tentgebühren (Gewerbfteuer) völlig abichaffen könnte! Allein die ganze Budgetaufftellung it 
in Frankreich von jeher faft illuforifh, da jede Regierung fi des Mitteld der Bewilligung 
von Supplementarcreviten beliebig bedient. Es liegt in der Natur des ganzen Werhältnifts, 
daß die kaiſerliche Regierung ſich auch in dieſer Beziehung weniger als jede ihrer Vorgän— 
gerinnen beſchränkt erachtet. Wir brauchen zur Beleuchtung der Wirklichkeit nur folgende, den 
amtlichen Gefegverfündigungen (Bulletin des lois) entnommene Thatfahen anzuführen. & 


betrug der Staatöbevarf: 
Jahr. Nah dem Budget: Nach dem definitiven Rechnungs abſchluſſe: überidreitung: 
1855 1,562,030308 2,375,342590 813,312282 Fr. 
1856 1,598,286528 2,211,703054 713,416526 „ 


Selbſt ald man fih mitten im Kriege befand, wurde bei Aufftellung des Budgets darauf 
auch nicht die geringfte Rückficht genommen, zunächft, weil man den auferordentlihen Kriege: 
bedarf (im Gegenfage zu dem von England gegebenen Beifpiele) vollftändig durch neue Staatt: 
anlehen zu decken entfchloffen war. Die oben angegebenen Überſchreitungen rühren übrigens 
keineswegs blos von ben Kriegsausgaben her, ſondern e8 haben auch die übrigen Verwaltungs⸗ 
zweige zur Vergrößerung des benöthigten Bedarfs beigetragen. Daher begegnen wir ſelbſt in 
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Sriedensjahren den maßlofeften Überfchreitungen der Voranſchläge. Jener für das Jahr 1857 
entzifierte einen Bedarf von 1699 Mill.; der definitive Rechnungsabſchluß wies hingegen 
eine wirflihe Ausgabe von 1873 Mill. nad, alſo von 174 Mill. mehr! Selbſt in dem fo 
macht⸗ und einflußlofen Gejeggebenden Körper haben jih endlich Stimmen erhoben gegen vie 
bisherige Art der Finanzverwaltung. Insbefondere fprad der Abgeordnete Larrabure in der 
Sigung vom Juli 1860 ernfte Rügen aus. Die Rechnungen von 1848—54 hätten mit be— 
deutenden Ausfällen abgeichloflen; in jenen von 1855, 1856 und 1857 fei zwar der Bedarf 
ausgegliden, aber blos mittelö eines Theils der doch nur zur Kriegführung beftimmten (ſonach 
für andere Zwede vergrößerten) Anlehen. Auch das Jahr 1858 habe ein Deficit hinterlaffen, 
wie denn indbejondere die Schuldentilgung eingeftellt jei, während (jogar der zweite!) Kriegs: 
ſteuerzuſchlag inmitten des Friedens forterhoben worden. Die Rechnung von 1859 ſei noch 
nicht aufgeſtellt, allein auch für 1860 und 1861 glaube der Redner an ein Deficit. Zudem 
vermehre man fortwährend die Staatsjhuld (davon unten mehr). 

Bei Feſtſetzung des Budgets für das Jahr 1861 wurde namentlich beftimmt: 1) Beibe- 
haltung aud der zweiten Kriegäfteuer (ded zweiten decime de guerre, aljo des zweiten Zus 
ſchlags von 10 Proc. zu imdirecten Abgaben), 2) Erhöhung der Auflage auf Spirituofa, 
3) anderweite Verwendung der ganzen zur Schulvdentilgung beftimmten Summe. 

Das Staatsbudget für das Jahr 1861 ift nun folgendermaßen feftgefegt. 


n Einnahmen. 
Directe Steuern [1) Grund-, 2) Perſonal- und Mobiliar-, 3) — 
und Fenſterſteuer, 4) Patentgebühr, d. * Gemeröfeun] 479,077343 Br. 
Ertrag der Domimen . . . i RE 21,575896 „ 
Enregiftrement und Stempelgebühr ee a 338, 062000,, 
Ertrag der Waldungen und — a a Me 37,815500 „. 
Zölle . : FRE u u 165,180000 „, 
Indirecte Auflagen. Me Be ar ee ae ae Sr Ge eh Ten 315,662000 „, 
Tabacksmonoppppp 183,000000 „, 
@innahmen der Pol . . ee a, 61,900000 „, 
Eventuelle Einnahmen der Departements Be en 20,815000 „ 
Einnahmen in Algerien . . In aan ED Re Na Ken ehr 2 A 23,708000 „, 
Penfionsbeiträge ver Givilangeftellten ; AR Er 12,981990 „” 
Verſchiedene Einfünfte (morunter die ver Zelegraphen) De ar 42,162563 „ 
Außerordentliche Einnahmen 1,333363 , 
Verwendung der Dotation für Säuldentilgung zu dem gewöhnlichen 
Bedarfe (blos durdlaufender Boften) . . 137,512015 „ 
Gefammteinnahme 1,840,775670 $r. 
Au * aben. 
Miniſterium des Staates.. . . a ya ae er Sa 11,398400 Fr. 
" ber. Juſtiz TE 28,661219 „ 
1 der auswärtigen Angelegenfeten. BD ae a Ge 10,761750 „, 
+ ded Innen . . Zu ne a un ee eg 9 163,382221 „ 
Pr WERTE: ;. 2 va ar 345,504644 „, 
Ar der Marine . .. da, ae rt 124,195793 „ 
“ des Unterrihtö und Cultus 67,838936 „, 
r des Aderbaud, des Handeld und der öfentlgen % Arbeiten 102,767350 „' 
” für Algerien und die Golonien . . 40,036100 „, 
r der Hinanien . . . os j 945,575345 „ 


" Gefommiausgabe 1,840,121858 Fr. 
Der Bedarf des Finanzminifteriums umfaßt folgende Hauptpoften: 
Staatsſchuld (einfhlieplic des blos durchlaufend erfcheinenden Poſtens von 
137,512015 $r., welde auf Schuldentilgung verwendet werben follten) 570,950444 Fr. 
Dotationen und Bedarf der geſetzgebenden Gewalten (Givillifte, Faiferliche 


Bamilie, Senat, Gefepgebender Körper und Ehrenlegion) . . . .  42,969154 „ 
Regieverwaltung und Koften ver Steuererhebung . » » 2. + 200,544852 „”, 
Rüdvergütungen, Steuerausfälle und Brämien . . » 2 2... 111,532343 „ 


Koften der Verwaltung des Minifteriumd 2 2 2 nenn. 19,578552 „ 


% 
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Von der oben aufgeführten Summe des Bedarfs der Staatsſchuld treffen auf Verzinſung 
der conſolidirten Schuld 315,302180, Specialanlehen für Kanäle u. ſ. w. 9,491627, rüd: 
zablbare Rapitalien von Gautionen u. |. w. 36,959832, Xeibrenten 71,684790 Fr.; aufer- 
dem der fictive Poſten für Amortifjement. i 

Seit einigen Jahren fcheidet die Negierung die jogenannten Ordnungsausgaben (de- 
penses d’ordre) aus, d. h. die durchlaufenden Poften, Erhebungs- und Betriebsfoften,, um die 
reinen oder Netto-Einfünfte auszufondern. Diefe Ordnungsausgaben belaufen fib im Bur: 
get für 1861 auf 595,011438 Fr. Die beveutendften Poften dieſer Kategorie find: 
200,544852 Fr. Regie-, Betriebs: und Erhebungskoſten, 123,681000 für Specialfonps, 
111,532343 Nüderfäge, Steuerausfülle und Prämien, endlih die oben erwäbhnten 
137,512015 $r. für Amortiflement. 

Sieht man — in Einnahme und Ausgabe — ganz ab von dem legten, in Wirklichkeit nur 
fietiven Poſten, fo ftellen bh die Ginnabmen auf 1,703,263655, die Ausgaben auf 
1,702.609843 Sr. Zieht man in gleiher Weile von Budget des Vorjahrs den nit ver: 
wendeten Betrag für Amortiffement ab, jo ergibt eine VBergleihung ver Anfäge für 1861: bei 
ven Einnahmen eine Minderung von 30,659068, bei den Ausgaben eine Mebrung ron 
9,583321, im ganzen alfo eine Berfhlimmerung ded Budgets von mehr ald 4O Mill. Fr. Der 
Ausfall rührt zunächſt von Herabjegung der Zollgebühren ber. Dieje Herabiegung ward auf 
S8 Mill. veranschlagt, dagegen durch Erhöhung der Abgabe von Alkohol, Beibebaltung der 
zweiten Kriegäfteuer und vorgejebene VBermehtung in andern Ginnahmepoften auf 30 Mill. Ar. 
berabgemindert. (In Wirklichkeit ertrugen die Zölle im Jahre 1859 189,493180, im Jahre 
1860 nur 131,385000 Fr. Der wirflihe Ausfall ftelft fih alfo auf mehr als 58 Mil. dr., 
troß der eingeführten Erhöhungen mander Abgabenfüge. ) 

Obwol ver Budgetabſchluß noch einen Überſchuß in Ausſicht ſtellte, decretirte ver Kaiſer, 
ohne auch nur den Geſetzgebenden Körper, ja ohne ſelbſt nur den Staatsrath zu vernebmen, 
eine von Ende October 1860 an eintretende Erhöhung der Verkaufspreiſe des Tabacks, mit 
Ausnahme der Eigarren, um 25 Proc. Der Ausfall im Ertrag der Zölle war im allgemeinen 
vorgefehen, allein der Kriegäninifter erbielt zu jener Zeit einen nachträglichen Gredit von 
75 Mitt. Fr. eröffnet. Durch ven Tabadsaufihlag hofft man AO Mill. Er. zu erbalten. 

In dem „Expose de la situation de l’empire‘ von 1861 wird hervorgehoben, die feit dem 
Mai 1860 zum Vollzug gefommenen neuen Zollgefege hätten das durd das Budget vorge: 
jebene Gleichgewicht geftört. Dev Ausfall betrage im Jahre 1860 an Einnahmen 90 Mil, 
nämlich: bei der Ginfuhr von Baummolle 14 Mill. weniger, bei dev Wolle 7, beim Zuder 56 
(wobei jedoch bemerkt wird, es rühre nicht diefer ganze Ausfall von der Gebührenverminte: 
rung her, ſondern es jei ein Theil davon durch Verminderung in der Conſumtion veranlaft). 
beim Kaffee 11, Gacao 1 und bei den fonftigen Handelsgütern 1 Mill. 

In der vorigen Sejlion des Gefeßgebenden Körpers — fährt der Bericht fort — feien Mar- 
vegeln ergriffen worden, ven Verluſt auszugleichen; nämlich: 


Einftellung der Schuldentilgung feit vem 5. Mai 1860, ertragend 26,020507 St. 
Neuer Auffhlag von 25 Fr. auf jeden Heftoliter Alkohol, wonach 

der Ertrag der Getränfefteuer ftieg um . 9,666000 , 
Höherer Ertrag der Tabaditeuer, zunädft infolge der Grhöbung 

des Preifes von 8 auf 10 Fr. per Kilogramm . . . . . 11.191000 , 

Mebrertrag der Steuern über ven Bupgetanfag, nämlich: 

Directe Steuern (ungerechnet die neuen Departement) 3,374000 
Enregiſtrement und en ra ae SHETTTONN 
Sl . . Pr pe u RE 4,497000 „, 
Indirecte Auflagen Be ar le rear 2 nr — 
ee tr 5,000000 
Poſten 5,529000 
Verſchiedene Buͤdgeteinnahmen FE TE a N — 7,629000 


— 99,298507 8 du 


Sonad wäre der Ausfall mehr ald erfegt, wenn nicht — wie dad Erpofe ausprüdlich ber: 
vorhebt — Supplementar- und außerordentliche Credite „die Laſten des Budget vergrößert 
hätten“, und zwar in einer noch nicht zu beſtimmenden Größe. Doch wird beigefügt, das 
Budget für 1862 werde einen Überſchuß von mebreren Millionen nadhmeifen. 
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Staatsjhuld. Es ift befannt, daß das Schuldweſen ein fehr wichtiges Kapitel in der 
franzöſiſchen Finanzgeſchichte bildet. Auch geht dieſes Kapitel der Zeit nad) weiter zurück, als 
man gewöhnlid annimmt. Die alten Könige Frankreichs reichten mit den gewöhnlichen Ein— 
fünften jelten aus, und fie benußten die abiolute Gewalt, weldye fie mehr und mehr ufurpirten, 
auf alle Weife auch dazu, ſich Geld zu verfchaffen für ihre mitunter maßlofen Verſchwendungen. 
Eins der am häufigflen angewendeten Mittel beftand in Verfchlechterung der Münze. Zeit: 
weiſe erhöhte man mol auch deren Gehalt, um vom Volke (unter dem alten Nominalbetrag) 
eine größere Menge Silbers fordern und dann die Verſchlechterung aufs neue beginnen zu kön— 
nen. Taotzdem entjtanden Schulden, und zwar nicht felten jo viel, ald man eben anhäufen 
fonnte. 

Die nachſtehenden Notizen zeigen, in welhem Maße jih die Staatsdeinkünfte vermehrten 
und in welchem Perhältniffe jih daneben eine Staatöfhuld bildete. Da aber der Nennwertb 
des Geldes nicht ausreicht zur richtigen Bezeichnung der Sache, jo fügen wir eine weitere Noti; 
bei über den Silbergehalt, in welden das Livre in den verfchiedenen Zeiträumen wenigſtens 
in der Regel ausgeprägt wurde. Die ganze Zufammenftellung kann natürlih nur auf ans 
nähernde Richtigkeit Anſpruch machen. 


Jabr. ; Einkünfte, Schulden. Die Marf zu 
Yioree. Livres. Livres. 

1285 240000 — 3 
1375 3,750000 — 5 
1422 1,701000 — 8 
1465 4,700000 — 9 
1485 2,500000 — 11 
1500 9,000000 1,800000 11 
1525 16,000000 — 16) 13 
1559 18,000000 17,000000 11. 
1560 21,000000 122,000000 17 
1575 31,000000 340,000000 17 
1595 26,000000 — 16) 20 
1635 80,000000 250,000000 25 
1655 96,000000 180,000000 26 
1675 100,000000 27,000000 30 
1715 165,576000 953,00000017) 30 
1724 332,000000 — 1) 40 
1774 370,000000 235,000000 54 
1789 475,000000 557,202000 54 


In der Revolution hörte die Verzinfung der alten Schuld auf. Bon 1790—95 gab man 
für 45578 Mill. Affignaten aus, dann 1796 noch weiter für 1800 Mill. Mandate, over 
man tauchte mit legtern einen Theil jener Aſſignaten im Curſe von 30 Fr. des alten Bapierd 
gegen 1 Fr. in neuem Papiere ein. Die alten und die neuen Scheine wurden jchliehlich 
völlig werthlos. Man verfäpleuderte von 1790— 1801 für 2609 Mill. Nationalgüter, 
durchgehends ganz unter deren wirflibem Werthe, ohne der Finanznoth abbelfen zu können. 
Endlich erfolgte im Jahre 1798 auch eine Liquidirung der Staatdfhuld. Nach Streihung aller 
Guthaben von Emigranten ergab ji eine Summe von 2800 Mill. Fr. Man jegte deren Be— 
trag auf ein Drittel herab (le tiers consolide) und gab dafür 5proc. Inferiptionen in das 
große Bud, d. h. Inferiptionen von jährlihen Renten, zujammen von 46Y, Mill., melde 
ein Kapital von 926 Mill. Fr. varftellten. Napoleon führte feine Kriege größtentbeils auf 
Koften der befämpften Ränder. Durch die Hände jeined Generalintendanten Daru gingen allein 
aus Norddeutichland 514 Mill. Fr. in Geld und über 90 Mill. Werthe an Lieferungen. 

Beim erften Sturze Napoleon’d waren in Franfreih 634, Mill. Renten injeribirt, 
im Ktapitalbetrage von 1266 Mill. Fr. Die den verbündeten Mächten zu leiftende Kriegscon— 


15) Im Jahre 1547 war ein Staatsichas vorhanden von 1,700000 Livres. 

16) Im Jahre 1610 über 22 Mill. im Staatsfchage. 

17) Um diefe Zeit fingen die „Antieipationen‘ an. 

18) Großer Staatsbanfrott, Folge der Law'ſchen Finanzoperationen, 6000 Mill. betragen. 
Staate:kerifon. V. 39 


610 Frankreich (Politiſche Statiftif) 


tribution belief fih auf 700 Mill. Fr. Hierzu kamen nod 320 Mill. Entſchädigungen des fran: 
zöſiſchen Staates an Private in den früher befegten Ländern und 449 Mill., melde ver Unter: 
halt der allüirten Heere koſtete. Im Jahre 1825 gab man den ehemaligen Emigranten cine 
Entſchädigung von einer Milliarde. Bei diejer Gelegenheit wurde die Zproc. Rente creitt. 

Schon 1816 hatte man die Amortifirung der Schuld begonnen. Bon damals bit En 
1858 verwendete der Staat für Tilgung dieſer Laft nicht weniger ald 3644 Mill. Fr. (Der— 
malen hat man die Amortijirung gänzlih aufgegeben.) Um nun jene Summe auf: 
bringen und überhaupt den laufenden Staatsbedarf zu decken, häufte man immer neue An: 
leihen zu den alten, oft (beſonders nad) den großen Kriegen) zu wahrhaft wucheriſchen Zinien. 
(Für die 5proc. Anleihe von 1816 und 1817 erhielt man 57,% Proc. des verſchriebenen Ki: 
pitals!) Überhaupt wurden in den 45 Jahren vom Beginne der Reftauration bie 1858 für 
216%, Mill. neue Renten verſchrieben, im Kapitalbetrage von mehr ald 5315 Mill, me: 
für die Staatdfaffe noch nicht 3903 Mill. Fr. in Wirklichkeit erhielt. So kam es, dap die Summe 
der Schuld, trog jener ungeheuern Bezüge der Amortiſationskaſſe, ſich zu feiner Zeit vermin- 
derte, ſondern vielmehr fort und fort weiter anwuchs. Die conjolidirte Schuld betrug nin: 
lid in Millionen France: 


Renten. Kapital. 
beim Beginne der Reftauration (1. Apr, 1814) . 63%, Mil. 1266 Mil. fr. 
> „» bes Julifönigtbums (1. Aug. 1830) 199 " 4417 „u 
* „der Republik (1. März 1848) . 244 Pr BI5l „ u 
” » des Kaiſerthums (1. Jan. 1852) . 239 „) 556 u 
Ende 1858 . 316 J EB 


Unter dem weiten Kaiſerreiche ſtieg die Schuldenmaſſ von Jahr zu Jahr in folgenden 
Mafe. Am 1. Ian. 1851 (alfo nod unter der Präſidentſchaft) waren inſcribin 5346 Mil, 
dann je am 1. Jan.: 1852 5516, 1853 5558; hierauf aber (nach den officiellen Daten): 


, Kapital, Zins. 
1. Jan. 1854 . . 5,669,655012 222,686242 Fr. 
„ 1855 . . 6,082,877852 236,442772 „ 
„ 1856 . . 7,558,040822 284,668525 „ 
„ 1857 . . 8,031,992466 299,099242 „ 


„ 1858 . .  8,422,096777 310,880953 , 
„ 1859 . 8,593,288155 315,993646 „, 


Für den 1. Ian. 1860 ward der Schuldbetrag zu 9113 Mil. angegeben, mad eine zu— 
nahme von 520 Mill. Fr. in einem Jahre andeutet. , 
Das größere Bublifum beachtet bei den Schuldvermehrungen in der Negel nur bie öffent: 
lich ausgejhriebenen Staatsanleihen. Deren fanden unter dem zweiten Kaiſerreiche vier fur 
drei während des Krim: und eine während des italieniſchen Kriegs, und zwar zur Dedung a 
Bedarfs von 250 Mill., dann von 500, hierauf von 750, endlich (italienijcher Krieg) win 
von 500, zufammen aljo gerade von 2000 Mill. ir. Die obige, ven officiellen Angaben ti 
ſprechende Lifte beweift aber, daß der Schuldſtand vom 1. Jan. 1852 bis dahin 1860 (alt 
innerhalb acht Jahren) ſich nicht blos um die immerhin ungeheuere Summe von 2000, IM 
‚dern daß ſich derjelbe um 3597 Mill., alfo beinahe um das Doppelte der bezeichneren Sumzı 
vergrößert hat, ſodaß auf jedes Jahr ver neufaiferlihen Negierung durchſchnittlich eine Sul: 
vermehrung von nahezu 450 Mil. Fr. trifft. Bine Dienge von Binanzoperationen, die meer 
der Ausjchreibung jener großen Anleihen einhergingen, führte zu dieſen Refultaten. neunte 
brochen (in der eigentlichen Bebeutung ded Worts) finden nämlich neue Einſchreibungen IN ni 
große Bud ftatt. Wir nennen nur beifpielöweije die Renten für die Dotationdfafle der Arzt? 
oder vielmehr der Einftandsmänner, eine Summe, die ſich mit jeder neuen Losfaufung ven ben 
ſeribirten vergrößert; dann die 100 Mill., für melde die Bank von Frankreich gegen die Der: 
längerung ihred Privilegiums Renten übernehmen mußte u. |. w. Da man das benötbigtt on 
zu einem niedrigen Zinsfuß aufnehmen wollte, jo mußte überdies ein weit größeres Kapıtal or 
ſchrieben werden, ald die Staatöfaffe wirklich erhielt. So erforderten die während des Krimkrieg⸗ 
angeliehenen 1500 Mill. Inſcriptionen von 2100 Mill. (in 3- und in 4Yaproc. Rente). 
Außer der conjolivirten Schuld, von der wir bisher allein geſprochen haben, laften abrt 


noch manderlei andere Paſſiva auf dem franzöfifchen Staate. 


19) Reduction der bproc. Stantspapiere in 4proc. 
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Bor allem gehört hierher die ſchwebende Schuld. In einem Berichte des Finanzminiſters 
vom Januar 1860 wird deren Betrag zu 7650 Mill. Er. angegeben. 20) Es find Sparfaffengelver, 
Gemeindefonds (va die Communen ihre Gelder, deren fie nit unmittelbar benöthigt find, in die 
Staatskaſſe einſchießen müffen), hinterlegte Gautionen, Vorſchüſſe ver ®eneraleinnehmer u. dgl. 
Das Kapital ift verbraudt. Die meiften Beträge fönnen jeden Augenblick zurückgefordert wer: 
den. In gewöhnlichen Zeiten decken zwar die neuen Zuflüffe den jeweiligen Bedarf; anders 
aber in fritiihen Momenten. Alsdann ftoden die neuen Einzahlungen, indeß ungebeuere 
Summen zurüdgefordert werden. Unter jolden Berhältniffen bereitet die ſchwebende Schuld 
der Finanzverwaltung die größten Verlegenheiten. So jah man fih nad der Februarrevolu: 
tion von 1848 in die Unmöglichkeit verjegt, die gefündigten Sparfaffengelder zurüdzuzabten; 
man nöthigte die Gläubiger, welde ihr Geld zurückforderten, rein willfürlih und vertrage: 
widrig, ftatt ihnen die ſchuldige Baarzahlung zu leiften, fi mit Staatsſchuldſcheinen (Inſerip— 
tionen in das große Buch, aljo mit gewöhnlichen Renten) abfinden zu laflen. Dft fhon 
bat man Beträge der ſchwebenden Schuld confolidirt, immer nur, um dann von vorn zu bes 
ginnen, d. h. eine neue ſchwebende Schuld zu creiren. 

Sodann gab der Minifter in jeinem Berichte vom Januar 1860 die Summe der im Um— 
lauf befinplihen Schagbond auf 135 Mill. Fr. an. 2!) Diefe Schagfcheine emittirt der Finanz— 
minifter, wenn im laufenden Dienft Ausgaben fofort zu beftreiten find, während die Ginfünfte, 
welche zu deren Deckung verwendet werden follen, noch nicht eingingen. Diefe Papiere gleichen 
Wechſelbriefen, welche die Staatäfaffe ausftellt und dann mit Zind wieder einlöft. 

Ferner gibt es noch Zahlungsrüdftände (decouverts), herrührend von den Defieits frü— 
berer Budgets, nad) der oben erwähnten minifteriellen Auseinanderfegung Neujahr 1860 
660 Mill. Fr. betragend. 

Die bisher aufgezählten Beträge der verſchiedenen Schuldarten zufammengerecdhnet, ergibt 
ih eine Gefammtjunme von 10658 Mill. Fr. 

Aud damit ift vie Schuldentifte ftreng genomnten noch nicht erihöpft. Man hat noch An: 
nuitäten geihaffen, die nichts anderes find al& verdeckte Anleihen, Specialihulden verſchiedener 
Art u. dgl., deren Betrag nicht unter 150 Mill. Fr. fein dürfte. Fir Leibrenten waren im 
Budget von 1859 70,966585 Br. vorgejeben. Diefe Summe dürfte einem Kapitale von 
710 Mill, Br. gleich zu achten jein. Endlich hat die Staatöfafle mandperlei Garantien und fon: 
ige Verpflihtungen übernommen, deren Umfang für die fpätere Zeit ſich noch nichr vollfom: 
men überbliden läßt. Wir rechnen hierher die dem Staate aufgebürdete Haftung eined Rein— 
ertrags für eine Reihe von Eifenbahnen. Der Staat garantirt 4,65 Proc. von Kapitalfunmen, 
die ich auf 3000 Mill. Fr. belaufen dürften. (Die Übernahme diefer Laft erihien um fo auf: 
fallender, als die alten Eiſenbahngeſellſchaften jih zur Herftellung der neuen Schienenmwege 
ohne jolde Garantie längft verpflichtet hatten. ) 

So ergibt ih denn nad allen Richtungen eine furdtbare und mit reißender Schnelligkeit 
weitergehende Vergrößerung der Schuldenmafle. Gleichwol wäre e8 ein entſchiedener Irrthum, 
wenn man annehmen wollte, der Staatdcredit Frankreichs ſei bereitd aufs äuperfte angeipannt, 
fei erfhöpft oder dem Erihöpfen nahe. Nur große und entjchiedene äupere Niederlagen könn— 
ten eine derartige Wirkung bervorbringen. Alle biöherigen Anleihen des neuen Kaiſerreichs 
gelangen in glänzender Weife, und fein Umftand mwalter ob, der auch Fünftig ähnliche Ergebniſſe 
unmwahrfheinli machte. Die große Menge der Unterzeihnungen beruhte unzweifelhaft auf 
Täuſchung; man hatte die mannihfahften fünftlihen Mittel in Bewegung geiegt; man hatte 

den Darleihern einen fo niedern Eurd bewilligt, daß fie bei vem Unternehmen nur gewinnen 
fonnten, fofern nicht ganz unerwartete Unfälle und zwar vor Beendigung der Einzahlungen 
eintraten; endlich war ed natürlich, daß von dem Momente an, in weldem man wußte, es werde 
eine Reduction der unterfchriebenen Summe eintreten, jeder weit mehr unterzeichnete, als er 
von den neuen Papieren zu erhalten wünſchte. Immerhin mußte der Staat ſchon bei der er= 
ften Anleihe für den Krimfeldzug nit nur beinahe 5 Proc. Zinfen verſprechen (4,74 Proc. in 


20) Im Erpoft für 1861-heißt es dagegen, am 1. Jan. 1860 habe fich der Betrag der fchwebenden 
Schuld noch auf 864 Mill. belaufen, am 1. Jan. 1861 dagegen fei derſelbe auf 750 Mill. vermin: 
Bert. Selchen Werth kann man bei ſolchen Widerſprüchen ſelbſt derartigen miniſteriellen Zifferangaben 
beilegen? 

21) Nach dem Exrpofe für 1861 wäre die Summe unt⸗ 100 Mill, herabgebracht. 

39° 
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4 ,proc. und 5,1 Proc. in 3proc. Papieren), ſondern er mußte ſich auch zu einem eventuellen 
Kapitalverlufte verftehen, der bei den 4!,,vroc. Schuldſcheinen 11 Proc., bei ven Zproc. fogar 
37 Proc. betrug. Ja diele Einbupe erhöhte fich bei der Anleihe zum italienifhen Kriege faft 
auf 13 und reip. A1',, Proc. Auch ift es für den Staatseredit bezeihnend, daß Ende 1860 
die 3proc. Schulviheine Frankreichs nur zu 67,55 verfäuflih find, indeß jene Englands auf 
923, jtehen — ein Unterſchied von faft 25 Proc. 

Gleichwol muß die Leichtigfeit auffallen, mit weldher die Napoleonijhen Staatsanleihen aus: 
geführt werden fonuten, und welche Leichtigkeit des Gelingens auch fernern Operationen äbn. 
licher Art einen nahezu gleihen Erfolg zu verbürgen ſcheint. Forſcht man nad) ven Gründen, 
jo find befonvers folgende wahrnehmbar: In der langen Friedengzeit von dem Sturze des alten 
Imperialismus bis zu den Kriegen des nenen, befonders unter dem Julikönigthume, bat fd der 
Wohlſtand des Volkes in Frankreich ſehr anfehnlih gehoben. Es fand eine Vermögenden: 
jammlung flatt wie nie zuvor. Vielfach warn ein folider Wohlftand begründet. Daher cin 
großer Theil ver Mittel, welche jeitvem auf den Papiermarft gelodt wurden. 

Sodann hat das maſſenhafte Auffinden californifchen und auftraliihen Goldes ein Herab: 
drücken des Geldwerths zur Folge, welches dem jegigen Regime in jeder Beziehung zu ſtatten 
kommt. Schon in den neun Jahren 1350 bis Ende 1859 wurden in Franfreih 1725 Millionen 
in Epdelmetallen mehr ein ald ausgeführt. Dieſe ungebeuere Geldvermehrung (durchſchnittlich 
uber 200 Br. auf jede Familie) mußte an ſich eine bedeutende Wirkung bervorbringen. Die 
Wirkung erhöhte jih aber ganz gewaltig dadurch, daß jogar ein enormer Überreiz entſtand, Ab 
in Speculationen aller Art, insbefondere in Papierfpeculationen zu flürzen. 

Dabei wirft — wenn aud ven einzelnen Kapitaliften nicht immer Elar bewußt — die Über: 
zeugung ein, daß, welches immer dad Schickſal der Regierung fei, jedenfalls der Staat Frank: 
reich bleibe; derfelbe kann jchlimmftenfall® ein paar Provinzen verlieren, feine Eritenz jelbit 
tkommt aber nicht in Gefahr. Darin liegt ein großer Unterſchied gegenüber Oſterreich, dem die 
verjhiedenen Nationalitäten mit Zerreifung drohen. 

Endlich ift Frankreich nur erwa mit der Hälfte des Schuldbetrags belaftet, der auf England 
drückt. Der Reichthum Großbritanniens wird indeß ſchwerlich die doppelte Höhe des franzö⸗— 
fiſchen erreichen. 

Dem legten Grunde gegenüber darf freilich nicht überfehen werden, daß die engliſchen Ber: 
hältniſſe ji einer ganz andern innern Zeftigfeit erfreuen als die franzöſiſchen. Dies iſt es, 
was ih im Verkaufswerthe der beiverfeitigen Staarspapiere ausdrüdt (im Curſe der Irre. 
britiſchen Gonfols zu 92%,, dagegen der franzöfihen Zproc. Nente zu 67,55). Zudem wird 
kein verftändiger Brite verfennen, daß die Höhe der Staatöjhuld die drückendſte Laſt des eng: 
liichen Volkes bilvet. Das Beiſpiel Großbritanniens in diefer Beziehung fann daher fein Mu- 
jter zur Nachahmung fein. (Dies fühlen die Staatsmänner von St.:James To ſehr, daß nie 
beim Beginne des Krimkriegs es verfuchten, die ganze Summe des deöfaltfigen Aufwandet 
blos durch Steuern aufzubringen. Auch ift England die einzige Großmacht, melde die 
Summe der Staatöfchuld feit dem Sturze des erften Napoleon wenigflend um etwas vermin: 
derte, indeß namentlich Frankreich, wie wir ſahen, die feinige in der nämlichen Zeit vervier— 
fachte, jelbjt wenn wir die alten Kriegd= und die übrigen damit zufammenbängenden Entſchä— 
digungen einrechnen ; denn ohne dieſe Entſchädigungen ſtellt fich die Schulddermehrung ſogat 
auf das Siebenfadhe.) 

In frübern Zeiten waren die Departements ganz ohne Schulden. Grit in der Neuzeit ent: 
jtanden und häuften ſich diefelben. Auch die Gemeinden waren, mit feltenen Ausnahmen, vor: 
dem nur wenig verjchuldet, während nun die Maſſe der Gommunalfulden gleichfalls ind Ko: 
loſſale anwächſt. Im Jahre 1854 hob Leon Faucher hervor: „Bon 210 Gefegentwürfen, die 
dem Gefeßgebenden Körper während feiner jüngften Seffion vorgelegt wurden, betrafen 10 
nichts anderes ald Ermäditigungen für Departements und Gemeinden zur Aufnahme von An: 
teiben im Gefammtbetrage von ungefähr 1000 Mill.“ Wenn aud nicht in dieſem Mafe, To 
ift doch jede Seſſion jenes Körperd mit weitern Gefeßentwürfen für Departemental: und Ge: 
meindeanleihen beimgefucht. Auch im Jahre 1860 wurden wieder 16 Departements un? 
36 Städte zu neuen Schuldencontrahtrungen ermächtigt, und nur allzu oft fanden diefelben zu 
unproductiven Zwecken ftatt. 

Beſonders koloſſal ift die Schuldenvermehrung der Stadt Paris. Im Jahre 1853 machte 
dieje Gemeinde eine Anleihe im Betrage von 50 Mil. $r., Ende 1855 kamen 60 Mill. dazu, 
1358 meitere 160; endlich beſchloß man im Jahre 1860 neuerdings große Summen, gegen 
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150 Mill. Fr., aufzunehmen, zunähft zum Zwede der Verbindung anderer Gemeinden mit 
er Stadt Paris. . 

IX. Militärmwejen. a) Lanpmadht, Die Bildung des Heeres erfolgt bekanntlich durch 
freiwillige Gintritte und durch Conſeription. Da vie Zahl der freimillig in das Heer Tretenden 
zur Dedung des Bedarfs bei weitem nicht ausreicht (derielbe betrug vor der Präamienertheilung 
an Ginfteber von jeiten des Staates durchſchnittlich Höhftens 15000 Mann; 1853 nur 8600, 
1854 16676, 1855 21955 Mann), fo ift die jährliche Aushebung febr bedeutend. Vor dem 
Krimfeldzuge war diefelbe in der Negel 80000, während des genannten ſowie während des 
italieniichen Kriegs erhöhte man die Zahl auf 140000, nach Wiederherftellung des Friedens 
jegte man fie wieder herab, indeß doc) blos bis zu 100000 Mann. 

Den durd das Los zum Gintritt in das Heer beftimmten einundzwanzigjährigen jungen 
Leuten, welche jieben Jahre lang zu dienen verpflichtet find, ift ed geftattet, jich durch andere 
tauglihe Männer vertreten zu laflen. Während es aber früher einem jeden überlaſſen blieb, 
rich jelbft einen Einfteher zu juhen, hat Napoleon IM. das Militär-Einfteherweien zu einer 
Staatdanftalt gemadt. Seine Grundabſicht war dabei, nicht nur einen Kern länger gebienter 
Soldaten zu erhalten, jondern indbefondere einen möglichſt großen Theil des gefammten Milt: 
tärs durch ihr Einſtandsgeld u. ſ. w. an feine Berfon zu feffeln. Die Regierung beftimmt num 
den Loskaufs- wie den Ginftandspreid. Aus den eingezahlten Loskaufsſummen ward ein Ar— 
meebotationdfonds gebildet, d. h. in Wirklichkeit wurde dad Geld verbraudt, und man gab dem 
Dotationsfonds dafür Inferiptionen in das große Buch, alſo Staatsſchuldſcheine. Diefer 
Bonds hat dann den Einftehern nad vollendeter Dienftzeit die ihnen verfprochene Prämie und 
außerdem die Sold: und Penftondzulagen zu entrihten, Nach der neueften Verfügung in der 
Sache, vom Mai 1860, ift der Preis jeder Militärbefreiung auf 2300, die Prämie für den 
fiebenjährigen Dienft aber auf 2000 Er. beftimmt, wozu bei legterm die täglichen Soldzulagen, 
dann die Invalidengehalte fommen. Don den zu den Gontingenten von 1856 und 1857 ge: 
börenden Conſcribirten kauften fi 16 Proc. los, 1858 18 Broc., 1859 aber über 27 Proc., 
nämlih nicht weniger ald 38325 Aufgerufene. Dies bemweift keineswegs eine jehr große 
Neigung zum Kriegsdienft im Volke; man muß vielmehr, annehmen, daß nahezu alle die: 
jenigen ſich losfauften, deren Ältern oder die felbft das nöthige Geld dazu aufzubringen im 
Stande waren. Da der Krieg mit feinen Gefahren vorerft vorüber ift, und man mittlerweile 
die Loskaufsſumme von 1800 auf 2300 Er. erhöhte, jo rechnete das Minifterium bei Borlage 
des Budgets für 1861 in diefem Jahre nur auf 19000 ganze oder theilmeife Kosfäufe (mit 
einem Gelvertrage von 361/, Mill. $r.). Der Effertinbeftand des Heeres ward bei der gedachten 
Budgetvorlage folgendermaßen veranſchlagt: 

Truppen in Frankreich 326710 Dann 67883 Pferde 
„‚ Algerien 65690 „ 15297 „ 


Zufammen 392400 Mann 83180 Pferde. 
Dieje find in nachbemerkter Weife vertheilt: 


[2 


Generalftab . . 4411 Mann und 400 Pierve, 
Babe = 2 5 28260 „ „6890 „ 
Gendarmerie . . 19523 „ u 13687 „ 
Infanterie . .: 322800 „ u 285 „ 
Gavalerie . . . 53320 „393301, 
Artillerie . . . 28869 „ u. 13943 „ 
Gene . . .. Ir 750 „ 
Ta 4.00 0% 418 „u 3740 „ 
Fremdenlegion . 4122 „ m 4; 


Turfos und Spahis 11178 „3800 „ 

Sehr verihieden von der effectiven ift indeh die normativmäßige Stärfe, und zwar nicht 
blos nad) dem Kriegs-, fondern auch nah dem Friedensfuße. Mit Einſchluß der Stäbe, der 
Säulen, der Invaliden und der 24000 Gendarmen berechnet man die Friedensftärfe auf - 
415000, die Kriegsftärfe auf 763000 Mann. Die Hauptabtheilungen des Heeres find: 

Garde: 9 Negimenter und 1 Bataillon Infanterie (1 Regiment Gendarmerie, 1 Regi: 
ment Zuaven, 3Regimenter Grenadiere, 4Regimenter Boltigeureund 1 Bataillon Jäger); 6 Re: 
gimenter und 1Schwadron Gavalerie (1 Schwadren Hundertgarben, 2 Regimenter Küraffiere, 
1 Dragonerz, 1 Rancierd:, 1 Ulanen=, 1 Guiden:Regiment), 2 Regimenter Artillerie und 
ı Schwadron Train. . 
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Gewöhnlihe Truppen. Infanterie: 103 Linien:Infanterieregimenter (zu 3 Bataillon, 
jedes von 8 Compagnien), 20 Bataillone Jäger, 3 Regimenter Zuaven, 3 Regimenter einge: 
borene algerifche Tirailleurd (Turco8), 2 Fremdenregimenter. 

Gavalerie: 12 Regimenter ſchwere (2 Garabinierd und 10 Kiürafiiere), 20 Regimenter 
Linienreiterei (12 Dragoner, 8 Rancierd), 26 Regimenter leichte Reiterei (12 Jäger, 8 Hu: 
faren, 3 afrikanische Jäger, 3 Spabis). 

Artillerie: 20 Regimenter (wovon 5 Fuß-, 4 reitende, 10 fahrende Artillerie umd 1 Bon: 
tonniersregiment) mit 212 Batterien oder 1272 Gefhügen. — Genie 3 Regimenter. 

Die im Jahre 1860 von der Regierung beabfidhtigte Organifation einer Landwehr theil 
derjelben alle ausgevienten Soldaten bis zum vierzigften Altersjahre zu. Der betreffende Gr: 
fegentwurf ſchlägt deren Stärke in zwei Klaſſen auf 1%, Mill. Mann an. Die Landmebr el 
zwifchen der Linie und der Mationalgarde in ver Mitte jtehen. Die legtere hat aber thatlädlig 
dermalen nur eine fehr geringe Bedeutung. 

Man hebt jedes Jahr das ganze Gontingent der Gonjeribirten aus; aber nur die ein 
Hälfte davon mird in der gewöhnlichen Weife zum Dienft herangezogen. Die andere Hält 
entläßt man während der Friedengzeit in Urlaub, fobald die jungen Leute in ven Departe: 
mentaldepotd genügend in den Waffen unterrichtet find; dazu genügen ſechs Monate, vertteilt 
auf einen Zeitraum von drei Jahren nad dem Aufgebot (zugleich ein Beweis, wie Napoleon 
vollfonmen erkennt, daß fein langes Kafernenleben nötbig, um Soldaten heranzubilen)). 

b) Seemadt. Die Bemannung der Kriegäflotte geſchieht vermittelſt der ſchon son Fur: 
wig XIV. eingeführten Marineconfeription, der in den Seebezirfen alle braudbaren Männer 

bis zum funfzigften Altersjahre unterworfen werben können. Die Stärfe der flotte wird ge: 

heim gehalten; die vorliegenden Angaben find darum widerfpredhend , die officelln unzuser: 
läffig. Cucheval-Clarigny, allerdings in der Abficht, darzuthun, daß England keinen Grund 
zu feinen Rüftungen habe, berechnet die Stärfe der franzöftichen und der englifßen Kriegt— 
marine folgendermaßen: 


Dampfflotte, Segelflotte. 
Frankteich. (England. Frankreich. ugland. 
Linienidife . . 35 63 3 30 
Sregatten . . . 38 41 27 63 
Kleinere Fahrzeuge 195 388 89 106 
Zufammten 268 492 124 199 


tag Eine andere Berehnung (Driginalangabe des Gothaiihen genealogiihen Hofkalendert 
ührt auf: 

Segelſchiffe 224 mit 4518 Kanonen 

Dampferr 317 „ 7893 „und 100060 Pferdekräften. 

Darunter erfheinen 52 Liniendampfer und 16 Segellinienſchiffe. Nach einer andern Ar: 
gabe wären indeß nur 20 ſeetüchtige Kiniendampfer vorhanden. 

In den Regierungsvorlagen zum Budget für 1861 kommen folgende Notizen über I 
Stärke der Marine vor: a) Armirte Schiffe: 8 Schrauben: und 1 Segellinienſchiff; 6 Shru- 
ben:, 1 Rad: und 2 Segelfregatten; 3 Schrauben-, 6 Nabeorvetten; 20 Schraubens, 37 Rn 
avifos; 1 Schraubenfanonenboot; 5 Schraubenfanonenihaluppen; 8 Schrauben-, 15 Sur 
trandportichiffe; ferner folgende Segler: 6 Briggs, 1 Goelette, 8 Kutter, 14 leichte hatt 
zeuge, 5 Vontond, zufanımen 51 Schrauben, 44 Räder- und 57 Segelſchiffe. b) Era 
fahrzeuge: 1 Schraubenfregatte, 1 Segelcorvette, 1 Brigg, 1 Radcorvette, 4 Dampac*, 
1 Schraubenkanonenſchaluppe, zufammen 9 Fahrzeuge. c) Zu Verſuchen armirte SER 
1 Schraubenlinienfhiff, 7 Schraubenfregatten, 3 gepanzerte Fregatten, 8 Schraubenanin 
zufammen 19 Schiffe. d) In Disponibilität: 1 Schraubenlinienf&iff, 1 Nadfregatte, 142: 
corvette, 2 Räder- und 2 Schraubenavifoß, 1 Schraubentransportihiff, zufammen 8 est 
e) In Commiffion (Segelbereitihaft): 1 Schraubenlinienfhiff, 1 Schrauben: und 1 Kate 
gatte, zufammen 3 Schiffe. f) Neferve: 90 (nicht näher bezeichnete) Fahrzeuge. 

Es find alfo im Budget im ganzen nur 281 Schiffe aufgeführt, worunter, ungerechnet de 
nit näher befannte Referve, 11 Schrauben: und 1 Segellinienihiff, 16 Schrauben: ar 
der- und 2 Segelfregatten. Diefe Ziffern ftehen wahrſcheinlich beveutend unter der Wirflit‘ 
feit. Die Mannihaft der armirten Flotte beſteht aus 1179 Offizieren und 21733 Matrei 


u.f. w. Das Corps der Seefoldaten umfaßt 502 Offiziere und 12182 Unteroffiziere un? 
Soldaten, 
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Unter dem Scheine voller Offenheit beobachtet das Erpofe vom Februar 1861 (alſo das 
neuefte ven Gegenstand berührende Actenftüc) entſchiedene Zurückhaltung; es gibt nur durch— 
aus unvollftändige Notizen. Schon im Jahre 1846 fei die Stärfe der Kriegsmarine beftimmt 
worden zu 40 Linienſchiffen, 50 Fregatten, 40 Gorvetten, 50 Briggs u. f. w. Später babe 
der Kaiſer die Zahl der Fregatten auf 20, die der Gorvetten auf 30 vermindern zu fönnen ge— 
glaubt ; im Jahre 1855 babe Frankreich nur 146 Kriegäichiffe befeffen, Segler und Dampfer 
zuſammengerechnet (39 Linienihiffe, 38 Fregatten, 30 Gorvetten, 39 Avifos erfter Klaffe). 
„Dermalen aber, wo die Dampfer die einzigen Fahrzeuge find, welde den Namen von Kriegs: 
iiffen verdienen, vedueirt ih unfere wirkliche Stärke auf 38 Fahrzeuge, felbft wenn wir die 
«gemifchten» einbegreifen, die von untergeorpnetem Werthe find.“ Dann wird folgende Lifte 


aufgeftellt: 
Neue Schiffe. Gemiſchte Schiffe. Total. 


&inienidie - > >22. 12 23 35 
Banzerfregattien . . ... 01 — l 
Gewöhnliche Fregatten . 11 6 17 
Gorvetten . . 2 202.07 — 7 
Aviſos an a ee — 28 
Zufammen 59 29 88 


Diefe Verminderung — wird beigefügt — fei die unabmendbare Folge ver Umbildung und 
der größern Koften der neuen Marine. Wenn Frankreich feinen Rang unter ven Seemädten 
behaupten wolle, jeien wenigftens gleich große Credite wie 1857 erforderlih. Daß bier vieles 
Täufhung, ift unverkennbar. 

Unzweifelhaft haben jehr große Anftrengungen zur Hebung ber franzöfifhen Kriegsmarine 
fattgefunden und ficherlidy nicht ohne bedeutenden Erfolg. Dagegen werben andererfeitö auch 
Shilderungen von der Macht ver franzöſiſchen Flotte entworfen, melde in hohem Maße über- 
trieben fein dürften. Dies ergibt fih unter anderm aus den Enthüllungen, welde ein Hr. von 
Kerveguen, ein Seeoffizier, gelegentlih der Verhandlungen im Gefeggebenvden Körper über 
dad Marinebudget vorbrachte, wonach unzweifelhaft viele ganz verfehrte Neuerungen im Schiffs⸗ 
bau flattfanden, indem man dabei nicht die Marineoffiziere, ſondern nur Ingenieure, die gleich— 
jam nie auf dem Meere gefahren feien, zu Rathe gezugen babe. Als Hauptmisftand bezeichnet 
Hr. von Kerveguen, daß die unterfte Batterie der franzöſiſchen Schiffe den Waflerfpiegel viel 
zu nabe liege, ſodaß dieſelbe bei unruhigem Wetter gar nicht gebraucht werden könne. Über 
die Widerftandd- und die Bewegungsfähigfeit der gepanzerten Schiffe liegen ohnehin zum Theil 
ſeht ungünftige Urtheile vor. 

X. Auswärtige Befigungen. a) Algerien. In einem Berichte des Kriegsminiſters 
an den Präfinenten der Republif vom Jahre 1850 finden wir die Ausdehnung diefer Befigung 
zu ungefähr 39 Mill. Hektaren, demnach zu mehr ald 7000 deutihen Geviertmeilen ange= 
geben. Indeß find die Landgrenzen beinahe nirgends feftgeftellt. Die Bevölkerung warb in dem 
nämliden officiellen Bericht zu 2,323858 Menfchen angegeben, wovon 1,843087 im Tell 
(d. 5. auf dem fruchtbaren Lande), 480768 aber in ver Sahara (Wüfte) wohnen jollten. Eine 
jpätere amtliche Aufftellung berechnete die Bevölkerung für die Zeit vom 31. Dec. 1854 auf 
2,200000, wovon 167670 Europäer und 2,056098 Eingeborene. Dagegen liegt eine neuere 
(wie ed ſcheint Privat-)Berehnung vor, welde 2,677973 aufführt. Ohne Zweifel find diefe 
fämmtlihen Angaben bloße Shägungen. Nur die Zahl der Europäer ift genauer befannt. 
Ungeadptet aller Opfer für die Golonifirung des Landes feit 30 Jahren betrug bie gefammte 
europäifche Givilbevölferung Anfang 1860 (nad einer ſehr hoch gefleigerten Schägung) nicht 
mehr ald 202947 Individuen. Jedenfalls nähren fi die meiften diefer Europäer mittelbar 
oder unmittelbar— vom Heere oder ald Beamte. Die dem Aderbau fih widmende europäifche 
Bevölkerung ward felbft indem ‚Almanach de l’Algerie pour 1857” nurzu 45847 angegeben. 
An diefem Häglihen Erfolge ver Eolonifation trägt allerdings die jede freie und felbftändige 
Entwicfelung hemmende Militärregierung, es trägt aber vor allem das für Mittel: und befon= 
ders für Nordeuropäer wahrhaft mörderifche Klima die Hauptſchuld, durd welches der Boden— 
anbau namentlih für Angehörige des germanifhen Stamms, alfo gerade für die geſchickteſten 
Goloniften, zu einer Sache der Unmoͤglichkeit gemacht ift. Ungeachtet der vielen Geburten in ver 
europäifhen Bevölkerung Algeriend (mehr, ald auf die gleiche Menſchenzahl in Frankreich kom— 
men) überfleigt Doc der Abgang durch Sterbefälle ven Zuwachs durh Geburten. Bon Soldaten 
ftarben jeit 1830 über 100000 in dem afrifanifhen Rande, und davon nur etwa 3400 
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auf dem Schlachtfelve over font infolge von Berwundungen. (Rüdhaltlos hat längft ver fran- 
zöſiſche Stabsarzt Boudin von dem bezeichneten Standpunft aus die Coloniſationsverſuche 
in Algerien befämpft, namentlich in der Schrift: „Histoire statistique de la colonisation 
ct de la population en Algérie“.) Über die Production der norbafrifanijgen Beſitzung hat 
man ſchon oft ſehr übertriebene Berichte verbreitet; noch mehr über den Abjag franzöſiſcher 
Grzeugniffe nah diefem Lande. Allerdings nahm diefer Abfag zu; im allgemeinen aber 
ihmwanfte derjelbe in dem Verhältniffe, in welchem man die Truppenzahl daſelbſt vermehrte oder 
verminderte, aljo in dem Maße, in welchem man die Ausgaben des Mutterlandes für das 
nordafrikaniſche Beſitzthum vergrößerte. Dies ift jelbitverftändlich fein Vortheil, 
b) Gigentlihe Golonien. Eine einfache Aufzählung genüge. ??) 


Deutiche Bevölkerung 
Euadratmeilen. 1857. 
Martiniue . . 2 2 2 2. 18 137513 
Guadeloupe und Zubehör . . . 62 133092 
Guiana (Gavenme) . . 2. 2.2.5009 17143 
&t.:Pierre und Miquelon . . . 4 2190 
Reunion 48 161321 
Niederlaſſungen am Senegal . . 10 20804 
Mayotte und zugehörige Infeln . . 20 24304 
Niederlaffungen in Oftindien . . 10 215993 
Zufammen ungefähr 700 712360 
Geſammüberſicht. 
Quadratmeilen. Bevoͤlletung. 
Frankreich 9923 37,000000 
Algerien 7000 2,300000 
Golonien 700 700000 
Totaletwa 17600 40,000000. 
* G. F. Kolb. 


Frauen. (Ihr Charakter, ihre Stellung im öffentlichen Leben der Völ— 
fer.) Gin ausgezeichneter deutſcher Bublicift, K. S. Zahariä von Lingenthal, handelt in einem 
bejondern Abjchnitt des zweiten Theil feines geiftreihen Werks „Vierzig Bücher vom Staate” 
(zweite Auflage, 5 Bde., Stuttgart 1839—42) von der Verſchiedenheit der Menſchen nad 
dem Geſchlecht, indem er dabei hervorhebt: „Den vergleichsweiſe vielfeitigften und entſchiedenſten 
Einfluß hat die Verſchiedenheit des Geſchlechts auf den Zuftand und die Schidfale ver Menſchen— 
gattung‘‘, und in ſcharfſichtiger Betrachtung die verfchiedenen Richtungen verfolgt, in denen das 
weibliche Geſchlecht den Gegenfag zum männlichen zeigt. Wol durfte der Kenner der Geſchichte 
der Menſchheit feinen Betrachtungen das Ergebniß anfnüpfen: „Davon alfo hängt das Heil der 
menſchlichen Geſellſchaft, davon das Heil der Völker und Nationen vorzugsweife ab, daß das 
Verhältniß zwifhen Mann und Frau den weiſen Abſichten der Natur entfpreche.” Die Ge: 
Ihichte der Staaten ift Lehre. Die gefundeften öffentlihen Zuftände zeigten im ganzen bie 
Staaten, melde der Würde und den rein menſchlichen und bürgerlihen Anſprüchen des weib⸗ 
liden Geihlehts am meiften Rechnung trugen, die Frauen auf der einen Seite mit einem 
ſchützenden Rechtskreiſe umgaben, auf der andern Seite ihnen einen freien Spielraum gemähr: 
ten. Unter den, ſoweit die Geſchichte reicht, älteften und beveutiamften Völkern des Altertbums 
ragen die Negyptier hervor, bei denen fo viele andere Völker in die Schule gingen, namentlich 
die Griechen und durch fie das gewaltige Bolf ver Römer. In dem Schoſe diejes Volkes finden 
ſich die erften Keime ver Wiflenichaft und der Schriftſprache. Wie es jcheint, nahmen dort dir 
Frauen Antheil an dem Willen, das ein Gegenftand des Geheimniffes der Briefter war. Sie 
wurden dadurd geehrt, daß die Vielmeiberei, dieſe Sitte des Orients, nicht geftattet war und 
ihre Geſchlechtsehre durch ftrenge, ja graufame Strafen, felbft durch die Strafe der Körpemer- 
fümmelung gefhügt wurde. Am geihäftlihen Verkehr nahmen jie theil, daher ihnen au 
geftattet war, ihre Wohnung zu verlaffen. Der föniglihen Tochter war die Thronfolge eröffnet, 
wenn ed an einem männlichen Erben fehlte, eine Erſcheinung, welche ſich nod in der Königin 





22) Die Bevölferungsangaben nach der eben amtlich veröffentlichten Schrift: Tableaux de popu- 
lation, de culture, de commerce et de navigation, formant pour l’annee 1857 la suite des 
tableaux sur les colonies frangaises (Paris 1860). 
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Kleopatra,wiederfindet. Der Vater der Geſchichte, Herodot, läßt im zweiten Buch jeiner Ge- 
ſchichte, in welchem er jih mit dem Lande des untern Nil beihäftigt, mandes Streifliht auf die 
weiblihe Einwohnerſchaft fallen. So berichtet er z. B.: „Die Aegyptier haben auch in Sitten 
und Gebräuden durchaus das Umgekehrte als wie die übrigen Menfchen eingeführt. Da geben 
die Weiber auf den Marft und handeln; die Männer dagegen halten ſich in ven Käufern und 
weben. Prieſterdienſt übt fein Weib weder bei männlihen nod bei weiblichen Gottheiten, 
jondern bei beiden durhaus Männer, Zur Erhaltung der Altern haben die Söhne feine Ver— 
bindlichkeit, aber die Töchter.“ An einer andern Stelle gevenft der Geſchichtſchreiber, indem 
das Iſisfeſt jchildert, des Antheild der Frauen daran. 

Sichtbar jhöpfte der Gejeggeber der Ifraeliten, die er aus Aegypten führte, vieles aus den 
Eigenthümlichkeiten des Volkes, in deſſen Mitte er geboren worden war.. Die Ifraeliten bewahr— 
ten neben jo vielen orientalifhen Völfern mit ihren Göttern und ihrer Vielweiberei den Glauben 
an einen Gott, womit ein jittliher Ernft verfnüpft war, der neben geſchlechtlichen Verbindun— 
gen nur eine eigentliche Ehegenofjin geftattete. Moſes ordnete die Stellung der Frauen. So— 
weit die Urkunden reihen, fanden bezüglich der perſönlichen Rechte die Frauen den Männern 
faft gleih. Nur in ſonſtigen rechtlichen Beziehungen, in Bezug auf Erb: und Eherecht, ftand 
das Weib dem Manne nad. Das Verhältniß zu den Kindern war das gleiche. Bon dem Pro: 
phetenamt, ja von dem Richteramt waren, wie dad Beijpiel der Myriam, der Deborah, ver Huldah 
und der Regentin Macha zeigt, Frauen nicht grundfäglic ausgejhloffen. Auch in Bezug auf 
geihledhtlide Vergehen waren, was andern Gejeggebungen des Alterthums gegenüber bezeich- 
nend ift, die Frauen im ganzen den Männern gleichgeftellt. ) Mit dem fpätern Sittenverfall 
ſank aud) das weibliche Geſchlecht. Beſonders nachtheilig wirfte die Ausbreitung der Vielwei— 
berei ein. „Wo“, wie jih Michaelis in feinem Werk „Moſaiſches Recht“ ausprüdt, „die Poly— 
gamie üblich ift, fteht das jhöne Geſchlecht um etliche Stufen niedriger in dem Gedanken der 
Mannsleute, was in Ajien jo weit geht, daß unter ven Mohammedanern ernfthaft darüber ge: 
fritten wird, ob die Weiber einen Antheil am Paradieſe Haben werden, ungeachtet Mohammed's 
eine Frau die Mutter ver Gläubigen heißt.“ Zu allen Zeiten fehlte ed nicht an edeln und vater= 
ländiſch gejinnten Frauen, wie Deborah, Ruth, Judith und jene glaubensftarfe Makkabäerin, 
meldye vor ihren Augen ihre Söhne ald Opfer des blutgierigen Königs Antiohus hinrichten jah. 

Um auf Europa überzugehen, jo zeigt, ſoweit die Überlieferungen reihen, die entlegenfte 
Periode der Geihichte von Griechenland 2), welches der Sitte der Monogamie folgte, das weib- 
liche Geſchlecht auf einer höhern Stufe ver Bedeutung als in fpäterer Zeit; ihm war ein weiterer 
Wirkungskreis eingeräumt. Als jih ein höheres und feiner ausgebildetes Staatäleben ent= 
wickelte und jeine Prlege in den Vordergrund gejtellt wurde, wurden die Frauen auf einen zient: 
li weitgehenden Grad von Unbedeutenpheit zurücdgedrängt.?) Sie bewegten fih nun im 
engen Kreiſe ihrer Öynäceen, wo fie jih im Kreife ihrer Sklavinnen mit häuslichen Arbeiten 
bejchäftigten. Übrigens war ihnen eine gewifje freie Bewegung geftattet. Sie durften ſich öf- 
fentlich und unverjäleiert zeigen, jedoch unter Androhung einer Gelpftrafe für Verlegung des 
Anftanded. An der Staatöverwaltung nahmen fie feinen unmittelbaren Antheil, obwol die 
Geſchichte zeigt, daß ihnen ein indirecter Einfluß auf das gemeine Wefen nicht fehlte (vie 
Aſpaſia des Staatsmanns Perikles); auch an den öffentlihen Spielen nahmen die Genofjen 
des weiblichen Geſchlechts durch Gegenwart feinen Antheil, obwol in fpäterer Zeit dieſe Strenge 
der Fernhaltung gemildert wurde. Die Sittfamfeit war, befonders durch den Einfluß der Vor— 
liebe der Männerwelt für den Umgang mit den Hetären — eine eigenthümlich griehiiche Er: 

jheinung — feine jehr ftreng gebotene. Die Frau ftand unter der Gewalt des Ehemannd, der 
fie auch vor Gericht vertrat und verftoßen mußte, wenn jie Die Ehe gebrochen hatte. Die Tochter 
ftand bis zu ihrer Verheirathung unter der Gewalt des Vaters. 

Individuelle Geftaltungen zeigten die beiden hervorragenpften Staaten, Sparta und Athen. 
Sparta) wurde von der firengen Geſetzgebung Lykurg's, welche darauf berechnet war, die Vor: 


1) Saalihüg, Das mofaische Recht, mit Berüdfichtigung des ſpätern jüdischen (Berlin 1846), ©. 679. 

2) Wachsmuth, Hellenifche Alterthumskunde aus dem Gefichtspunfte des Staates (zweite Auflage, 
2 Bde., Halle 1846). Jacobs’ vermifchte Schriften, (Leipzig 1830), Bd. IV. Zachariä, a. a. O., ©. 136. 

3) Matter, Uber den Einfluß der Eitten auf die Gelege und ber Geſetze auf die Sitten. Aus dem 
Franzöfifchen überfegt u. f. w. von Buß (Freiburg 1833), ©. 109 fg. 

4) Hermann's Gulturgefchichte der Griechen und Römer. Aus dem Nachlafle des Verftorbenen her: 
ausgegeben von Schmidt (Göttingen 1857—58), I, 104 fg. Otfried Müller, Geſchichten hellenifcher 
Stämme und Städte (zweite Auflage von Schneidawin, Breslau 1844), I, 276 ig 
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theile einer Förperlich Fräftigen Bevölferung zu verbürgen, beherrſcht. Zenophon geftattet in 
feiner und binterlaffenen Schrift über die Staatdverfaffung der Lacevdämonier nähere Ein: 
blide. So berichtet er auch: „Schon was das Kinderzeugen betrifft, fo gibt man denen, melde 
einft Mütter werden jollen, jo fparfam als möglich Brot und fo wenig ald möglich Zufoft zu 
eſſen, und läßt ſie heranwachſen, entweder unter gänzlicher Entbehrung des Weins, oder nur 
im Genuffe eines mit Waſſer gemifhten. Und wie die meiften Gewerbtreibenven eine figente 
Lebensart führen, fo verlangen auch die andern Griechen, daß die Jungfrauen fih in der Zurüd: 
gezogenheit mit Wollarbeiten beihäftigen. Wie foll man nun erwarten, daß ſo erzogen: 
Mädchen etwas Rechtes zur Welt bringen werden? Lykurg dagegen war der Meinung, zur Be: 
reitung der Kleider jeien auch Sklavinnen gefhidt; für Freigeborene aber, glaubte er, ſei das 
Kindergebären das Wichtigfte, und verordnete daher, daß das weibliche Geſchlecht nicht weniger 
als dad männliche ven Körper übe; dann führte er Wettkämpfe ein im Schnelllaufe und in der 
Ubung der Körperkraft, mie bei ven Männern, jo auch bei ven Weibern untereinander, in ber 
Überzeugung, daß, wenn beide Altern Eräftig feien, dies aud) bei den von ihnen erzeugten Kin: 
dern der Fall fein werde. Überdies bob er auch die Sitte auf, daß jeder, wenn er wollte, ſich eine 
Frau nehme, und verorbnete, daß die Ehen in der Blütezeit der förperlichen Reife geſchloſſen 
würden, weil er aud dies für die Erzeugung guter Kinder für zuträglich hielt.” Daß es den 
Spartanern aud an Frauen von geiftiger und fittliher Kraft nicht fehlte, lehrt vie Geſchicht 

Auch die Athenienjer wiefen dem weiblichen Geſchlecht vorzugsweiſe die Beftimmung zu, 
Kinder zu gebären, damit das Geſchlecht erhalten werde. Daher forgte ver Staat unmitrelbar 
für die Geburtähülfe, die nur von Männern ausgeübt werben durfte. Das Schidial, unver: 
mählt zu bleiben, galt, ald dem Beruf widerſprechend, für beflagenäwerth. Die Töbtung der 
unzüdtigen Tochter galt als erlaubt bis zur Gefeggebung Solon's, der nur deren Berfauf ge- 
fattete, während er es für gerathen hielt, die Nothzucht nur mit Geldftrafe zu bedrohen. Das 
weibliche Geſchlecht ftand als ſolches unter einer beftändigen Vormundſchaft. Der Sohn, welder 
zur Verwaltung des väterlichen Bermögend berufen war, hatte für die verwitwete Mutter Sorge 
zu tragen. Die Tochter wurde bei ihrer Verheirathung audgeftattet, ftand aber in Bezug auf 
Erbrecht Hinter dem Sohne zurüd, da ihr Erbantheil ein geringerer war. ®) 

Reich an ausgezeichneten Frauen war Hellas: Penelope, Ipbigenie, Laodamia, Jsmene, 
Alceftis, Aſpaſia, die Dichterinnen Korinna und Sappho. ©) 

Gegenüber den Griechen zeigt das weibliche Geſchlecht des römischen Volkes7) mande Ge— 
genfäge. Es fand ſich lange nicht in dem Grade wie bei den Hellenen in einer untergeorbneten 
Stellung und genoß öffentliche Achtung und Ehre. Die Gattin erſchien als Beherrſcherin des 
ganzen Haufes, ald Erzieherin ihrer Kinder. Als Cornelia fih rühmte, daß ihr Schmud in 
ihren Söhnen beftebe, hatte fie dad Bewußtſein, daß fie ſich dieſen Schmuck felbft bereitet habe 
Bon dem Forum bielten ſich zwar die Frauen fern, doch erſchienen fie, felbft mit Einſchluß der 
Priefterinnen, der Veſtalinnen, dort, um vor Gericht Zeugniß abzulegen, fpäter auch als Klä: 
gerinnen und ald beflagter Theil. Das Berlaffen des Haufed war nur durch das Gejeg dei 
Anftandes, nicht durch äußeres Verbot oder die Eiferſucht und den berrifchen Willen des Ebe: 
gatten befhränft. An den Gaftmählern nahmen auch die Frauen, ſelbſt die Veſtalinnen, geihügt 
durch den Zauberfreis ihres Prieſterthums, theil. Im eigenen Hauje war die Frau nicht in 
abgefchloflene Gemächer verbannt; ihr eigentliher Aufenthalt war, wenigftend in älterer Zeit, 
der Mittelpunft des Haufes, das Atrium, wo fie in der Mitte ver Sklavinnen arbeitete. Ab: 
ſichtliche Ehelojigkeit galt ald Verkennung des weiblichen Berufs ſchon früh für radelnämerth, 
wurde fogar mit Geldbuße beftraft. Auf der andern Seite wurde der Genoffe des männliden 
Geſchlechts von dem Genfor angehalten, in den Stand der Ehe einzutreten. ®) Freilich waren 
die Ansprüche, befonders der vornehmen Frauen, ſchon zur Zeit des Plautus jo befchaffen, def 
fie den Entſchluß, ein Weib zu nehmen, erſchwerten. Die Gefege waren darauf berechnet, auf 
der einen Seite dem weiblichen Geſchlecht einen weiten Rechtöfreis einzuräumen, imben fir Die 
beiden Geſchlechter rechtlich gleichftellten, nur einzelne Ausnahmen, z. B. dahin, daß das Weib 


5) Platner, Der Proceß und die Klagen bei den Attifern (Darmftadt 1825), Bo. I, erftes Haudt⸗ 
ftüd, Abſchn. 18; zweites Hauptftüd, — 2* 2—4. 

6) Aelian's Bermifchte Nachrichten, XIV, 45. 

m. A. Beder, Gallus, oder römifche Scenen aus der Zeit Auguft's. Zur genauen Kenntnis des 
römischen Privatlebens (zweite fehr vermehrte und berichtigte Auflage von W. Rein, Leipzig 1849. 
U, 4—46. Hermann, a. a. O. II, 28 fg. . 

8) Lichtenberg's vermifchte Schriften (neue Ausgabe, Göttingen 1845), VI, 494 -401. 
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nicht Zeuge eines legten Willen fein könne, nicht fähig fei, eine Vormundſchaft zu führen, feft- 
jegten, auf der andern Seite ed ald das ſchwächere Geſchlecht zu fhügen, indem es ihm beftimmte 
Rechtswohlthaten einräumte, ihm in manden Beziehungen die Unkenntniß des geltenden Rechts 
zugute hielt, ed bezüglich ded Heirathsguts begünftigte. In criminaliftifher Beziehung war das 
Gejeg Brauen gegenüber milder; ed verorbnete, dag Brauen nur im äußerften Fall zur gefäng— 
lihen Haft gezogen und, wenn fie fi eines Verbrechens ſchuldig gemacht hätten, zumeilen ge— 
linder beftraft werben follten ald die Männer. Die Geſchlechtsehre ſchützte das Gefeg dur 
ftrenge Strafe. 

Die Zeit der Republif war rei an ausgezeichneten Frauen. Aelian nennt als folde die 
Eornelia, die Mutter der Gracchen, die Borcia, die Tochter des Cato und Gemahlin des Brutus, 
Die erfte Zeit des Kaiſerthums kennt noch die Octavia, die Agrippina. Der Verfall ver Sitten 
zeigt auch das weibliche Geſchlecht in tiefer Sittenlofigkeit, ähnlich der im mittlern Europa im 
13. und 14. Jahrhundert. ine Meffaline?) war möglid. Die Satirifer Juvenal und Mar: 
tial haben der Nachwelt ihre Geifel aufbewahrt. 1%) Tacitus aber zeigte nad dem von feinen 
Römern nicht befiegten Germanien hin, indem er, aud der germanifchen Frauen gedenkend, 
den Römerinnen ein Mufterbild hinhielt: „Die Austattung bringt nicht dad Weib vem Mann, 
fondern der Mann dem Weibe zu. Altern und Verwandte find zugegen, die Geſchenke zu mu= 
ftern, Geſchenke, nicht ausgefucht zu weiblicher Tändelei, noch zum Aufpug der Neuvermäßl: 
ten, Rinder vielmehr und ein aufgezäumted Roß, ein Schild fammt Framea und Schlachtſchwert. 
Auf ſolche Gaben hin wird die Gattin angenommen. And fie bringt hinwieder dem Gatten 
einige Baffenrüftung zu. Dies ift ihnen das ftärffle Band, die geheimnigvolle Weihe. Und 
damit nicht die Gattin von Gefinnungen des Heldenmuths und den Schidjalen des Kriegs ſich 
losgezählt wähne, fo ermahnt fie die Hochzeitsfeier ſelbſt, fie fomme ald Genoſſin der Arbeiten 
und Gefahren. So leben fie unter ver Obhut reiner Sitten, nicht durch verführerifche Schau= 
jpiele und wolluftreigende Gaftmähler verborben. Des Briefwechjeld Heimlichkeit it Männern 
fowol ala Frauen unbefannt. Außerft felten ift ver Ehebruch, feine Beitrafung ſchnell und 
dem Ehemann anheimgeftellt. Mit abgefchnittenem Haupthaar, entkleivet, in Gegenwart der 
Berwandten ftößt der Gatte die Chebrecherin aus dem Haufe und peiticht ſie durch das ganze 
Dorf. Auch die preiögegebene Jungfräulichkeit findet feine Schonung. Nicht Schönheit, nicht 
Jugend und Reihthum gewinnt ihr einen Gatten. Denn dort belacht niemand das Lafer. 
Berführen und verführt werden heißt nicht Zeitgeift. Die Kinvderzahl befhränfen oder eind der 
Nahgeborenen tödten ift ihren Greuel. Mehr no gelten dort gute Sitten ald anderdwo 
gute Gefege. Jeden nährt an eigener Bruft die Mutter; jie werden nit an Mägde und Säug— 
ammen abgeliefert.” An einer andern Stelle vollendete ver Geſchichtſchreiber das Bild: „Man 
erzählt Beifpiele, daß wanfende, ja fhon weichende Schladhtreihen von Weibern bergeftellt wor= 
den durch unabläfjiges Flehen, durch Darhalten der Bruft und Hinweifung auf die nahe Ge— 
fangenfhaft. Ia, die Männer fehen im Weibe etwas Heilige, Vorahnendes; ſie achten ihres 
Raths und horchen ihrem Ausſpruche.“ 

Dieſe Stellung des weiblichen Geſchlechts bei den germaniſchen Völkern 1!) gewann durch 
die Herrfchaft des verevelnden Chriſtenthums, unter deſſen Einfluß und Schuß bei den chriſt— 
lien Gulturvölfern der Kreis ſich ausbildete, in welchem fich in neuerer Zeit die Frauenwelt be= 
wegte und noch bewegt. 12) Um zumächft dad deutſche Vaterland zu betrachten, fo hebt ſich wie— 
der zuerft dad Privatrecht hervor. Einzelne deutſche Geſetzbücher haben die rechtliche Stel= 
lung der Frauen genau firirt. Das Preußiſche Landrecht 1?) fpricht Thl. I, Tit. 5 („Bon Ver⸗ 
trägen‘‘) den Grundfag aus: „‚Unverheirathete Frauensperſonen werben, wenn die Provinzial 
gefege Feine Ausnahme machen, bei Schließung der Verträge den Mannsperſonen gleich ge: 
achtet”, räumt im folgenden Tit. 6 einer ſolchen Ehelofen, wenn jie durch körperliche Verlegung 
verunftaltet und ihr dadurch die Gelegenheit zur Verheirathung erſchwert worben ift, die Be- 
fugniß ein, ven Befchädiger zur Ausftattung anzuhalten, befreit in Tit. 12 die Frauensperſon 
aud da, wo fie ver Geſchlechtsvormundſchaft unterworfen ift, von der Nothwendigfeit der Zu- 


9) Klemm, Die Frauen, Culturgefchichtliche Schilderungen des Zuftandes und Einfluffes der Frauen 
in den verfchiedenen Zonen und Zeitaltern (Dresden 1859), II, 109—116. j 

10) Böttiger, Sabina (2 Bde., Leipzig 1806). Meierotto, Über Sitte und Lebensart der Römer 
(2 Bbe., Berlin 1814). 9 

11) (H. K. Hofmann) Teutſche Volksgeſchichten ans dem erften Jahrhundert vor und nach Chriſti 
Geburt (Heidelberg 1821), ©. 14 u. 15. 12) Zachariä, a.a.D., ©. 145. 

13) Temme, Lehrbuch des preußifchen Civilrechts (zweite Auflage, Leipzig 1846), I, 67. 
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ziehung des Vormunds, wenn fie einen legten Willen hinterlaſſen will, verordnet in Tit. 14, 
das den Witwen und ledigen Srauenäperionen bei lIbernahme einer Bürgihaft deren rechtliche 
Wirkungen vor Gericht erklärt werden follen, rechnet Thl. II, Tit. 18 zu den Verſonen, melde 
in gewiſſen Angelegenheiten der Zuziehung eines Beiftandes bedürfen, volljährige unverbeira: 
thete Brauendperfonen und die verheiratheten Frauen, melde weder eined Bormunds nob 
eines Gurators bedürfen, erflärt ebenvdaselbft nur ie Mutter und Großmutter für fähig, eine 
Bormundihaft oder Guratel zu übernehmen, hebt Tit. 2 hervor, daß auch ein Weit, 
jedoch) ein verheiratheted nur mit Zuftimmung des Ehemanns, an Kindesſtatt annehmen fönne, 
ipricht Tir. 4 aus, daß, wenn von Familienrechten überhaupt die Rede fei, Diele auf 
Berjonen weiblichen Geſchlechts und denen zufämen, welde durch Abſtammung von ihnen mit 
ver Familie verbunden feien, und verordnet no, daß ein Weib nur durd Stiftungäbrief oder 
die Wahl ver übrigen Mitglieder ver Familie Haupt der Familie werden könne. Auch normirt 
das Landrecht den Rechtskreis der hanveltreibenden Frauensperionen, melde auf die Privile— 
gien ihres Geſchlechts feinen Anfpruch haben follen. Das öfterreihiihe Civilgeſetzbuch ſetzt als 
jelbjtverftändlic voraus, daß privatredhtlich beide Geſchlechter ſich gleichfteben, und hebt nur vie 
Ausnahmen von diefer Negel hervor. Hiernad können Berjonen weiblichen Geſchlechts nicht 
das Amt eines Vormunds verwalten, es ſei denn in der Eigenſchaft ald Mutter oder Gros: 

mutter, nicht Zeugen der Errichtung eines legten Willens jein, es ſei denn, daß dieſer auf 

einer Schiffahrt oder an einem Ort, wo anftefende Seuchen herrſchen, errichtet wird. Aus— 

drücklich verordnet $. 1349: „Fremde Verbinplichkeiten kann ohne Unterſchied des Geſchlechts 

jedermann auf ſich nehmen, dem die freie Verwaltung ſeines Vermögens zuſteht.“ 14) 

Auch das noch in einem Theile des weftlihen Deutſchland berrichende franzöfiide Eivil- 
geſetzbuch räumt dem weiblichen Geſchlecht im ganzen denjelben Rechtskreis ein mie dem männ- 
lihen. Da jedoch die Beftimmung des Weibes e8 von dem Staatsbürgerredit und jo auf von 
den Rechten ausihließt, die durch das Staatsbürgerrecht bedingt iind, To fann es feine Tutel 
oder Euratel verwalten und da nicht Zeuge fein, wo Zeugen zur Förmlichfeit eines Rechtsacit 
3. B. zur Errichtung eined Teftaments (Art. 980), erforderlich find. Die franzöfifche Artigfeit 
gegenüber dem ſchönen Gefchlecht wirkte auf die Gejeggeber ein und dictirte ihnen namentlich 
Art. 2066 des Geſetzbuchs, welder die Zuläfiigkeit der Verhaftung eines Glieds deflelben we: 
gen eines Civilanſpruchs beihränft. Die beveurendfte Verichiedenheit ver beiden Geſchlechter 
tritt im franzöſiſchen Eberecht hervor, das auch vorjchreibt, das ein Mädchen nicht vor dem zu— 
rüdgelegten funfzehnten Jahr zur Ehe ſchreiten könne, indeſſen Dispenfation aus wichtigen 
Gründen für fatthaft erklärt. Die von andern Gefeggebungen dem weiblihen Geſchlecht ein: 
geräumten Rechtswohlthaten, 3.8. bei Verbürgungen, kennt dieje Gejeggebung nicht. 1%) In 
diejer Beziehung ift das fonft das franzdfiiche Geſetzbuch adoptirende badiſche Landrecht abge: 
wichen, indem es einer dem erjtern fremde „Geſchlechts-Beiſtandſchaft“ anordnet und verfügt, 
dap der Regel nad) fein Krauenzimmer, das großjährig oder gewaltäverlaffen annebft noch ledig 
oder geihieden ift, außerhalb ihres Haushaltungsberufs Rechtsgeſchäfte verbindlich eingeben 
oder Urkunden darüber ausftellen könne, welche auf dad Vermögen eine unmittelbare Wirkung 
äußern und nachtheilig ausfallen können, es ſei denn unter Zugiehung eines ihr gerichtlich bei- 
georpneten Beiftandes. 1%) Dagegen theilt dieſes Landrecht 17) das harte Verbot des franzöñ⸗ 
ſchen Geſetzbuchs, die Vaterfchaft eines unehelihen Kindes zu erforfchen, wodurch aud alle An: 
iprüche abgeſchnitten werben, welche der Mutter veifelben billig zuftehen. 18) Hat ja ein für das 
benachbarte Großherzogthum Heſſen erlaffenes beſonderes Gejeg vom Jahre 1821, freilich ohne 


14) von Zeiller, Gommentar über das öfterreichiiche bürgerliche Geſetzbuch (Wien 1811— 12), 
1, 116, 417, 423; II, 475, 484; IV, 10. Vesque von Püttlingen, Handbuch des ın Ofterreich gelten 
den internationalen Privatredhts (Wien 1860), S. 19. Imsbefondere die Schrift von Linden, Det 
öflerreichiiche Brauenrecht (zweite Auflage, 2 Bde., Wien 1839). 

ar ie Handbuch des franzöfiichen Givilrechts (zweite Auflage, Heidelberg 1811), 1, G 
u.46; II, 20. 

16) Das badiſche Landrecht (Karlsruhe 1840), ©. 113. Thilo, Das franzöfiiche Givilgefegtuch 
und Handelsrecht. Für das Großherzogthum Baden bearbeitet (Karlsruhe 1838), I, 306. 

17) Thilo, a. a. O., &.230. 

18) Röder, Kritiſche Beiträge zur Vergleichung merkwürdiger deutſcher und ausläudiſcher Geſez⸗ 
gebung und Rechtspflege über die außereheliche Geſchlechtsgemeinſchaft, Vaterſchaft und Kindſchaft, zu⸗ 
nächft in Bezug auf Art, 340 des Code Napoleon: „La recherche de la paternite est interdite‘’ 
(Darmiftadt 1837). " : 
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Nahahmung zu finden, jenen Artikel des franzöſiſchen oder adoptirt, während ed der Nect- 
ſprechung überlafjen blieb, die Härte des Geſetzes zu mildern. 19) 

Aud in den Theilen von Deutihland, melde Feine umfaſſende Godification des bürgerlichen 
Rechts bejigen, ſtehen, gegenüber dem ältern deutſchen Necht, in welchem der geſchlechtliche Un— 
terfchied von größerer Bedeutung. war, weil Privat: und Öffentliches Recht viel inniger ineinan= 
der verwachſen waren, die beiden Geſchlechter im ganzen gleih. Zum Schuge jind ven Frauen 
beftimmte Rechtswohlthaten zugewendet.2%) Die aus dem älterır Recht überfommene Ge- 
ſchlechtsvormundſchaft über ledige Perſonen weiblihen Geſchlechts, welche jih ohnehin auf die 
jngenannten Handelöfrauen bezüglich der ihr Geſchäft angehenden Handlungen nicht erſtreckte 
und erfiredt, iſt nur nod in einigen Gegenden von Deutjchland Geſetz; ſie wird von der Gefeg- 
gebungspolitif verworfen 21) und immermehr zurücdgedrängt. 

Als es zur Berathung einer deutſchen Wechſelordnung fam, erhob ji die Frage: ob das 
weibliche Geſchlecht als wechſelfähig zu bezeichnen jei? Die verneinende Anſicht murde verwor- 
fen, weil die faſt überall durchgeführte Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft wenigftend ven 
unverheiratheren Frauen eine weitgehende Dispoſitionsfähigkeit eingeräunt habe und die Mög: 
lichkeit einer unftatthaften Bürgfchaft gegenüber einem formellen Geſchäft nicht berückſichtigt 
werben könne. Darum heißt ed in Art. 1 des Geſetzes: „Wechſelfähig ift jever, welcher ſich 
duch Verträge verpflichten Eann.” Hiernach fann eine Perſon weiblichen Geſchlechts, welde 
nur mit Ginwilligung eines Dritten (des Ehemanns oder des Vormunds) ſich verbindlich machen 
kann, als Wechſelſchuldnerin erſcheinen. Nah Art. 2 ift Wechjelarreft nur zuläſſig gegen 
drauen, welde Kandel oder ein anderes Gejhäft treiben. Im Gebiete der Öefeggebung über 
das bürgerliche Rechtsverfahren kann da, wo das Inftitut der Geſchlechtsvormundſchaft noch be: 
ſteht, die Bevormundete nicht jelbit vor Gericht ericheinen ; jie wird von dem Vormund oder Bei- 
fand vertreten. Fir die Ehefrau handelt ver Gatte. Hat eine weibliche Berjon einen Eid ab- 
zuleiften, jo beitebt die Form darin, daß fie die Hand auf die Bruft legt. 22) 

In ſtrafrechtlicher Beziehung ??) herrſchte in frübern Zeiten eine weitergehende Verſchie— 
denheit zwijchen den beiden Geſchlechtern als jegt. So pflegte ein Weib megen geſchlechtlicher 
ergeben gelinder bejtraft zu werden. Leibesftrafen wurde wegen der geringern Stärfe des 
weiblichen Körpers gern in eine andere Strafe verwandelt. Bon den qualifieirten Todesitrafen 
wendete man nicht leicht das Rädern an, währenn andere Arten der Gapitalftrafen lediglich für 
dad weibliche Geſchlecht beſtimmt waren, namentlich die Strafe des Säckens und Ertränfens. 
Verbrechen gegen Frauen wurden, gegenüber ver bis zur Begünftigung gehenden Nachſicht in 
Bezug auf Srauenhäufer, jhwer beftraft. Der Sachſen- und Schwabenipiegel bedrohte Not— 
nunft an Srauen niit dem Tode. 2*) Injurien gegen Frauen wurden härter beitraft.2°) Jegt 
zeigt ſich nur injofern ein Unterſchied, als im Vollzug der Freiheitsſtrafe die beiden Gejchlechter 
gerrennt find und der weibliche Sträfling zu minder jhweren, feinem Beruf entiprechenden Ar: 
beiten angehalten wird, auch mande Strafihärfungen feine Anwendung leiden oder einem be— 
fimmten £örperlichen Zuftand gegenüber aufgejhoben werden. Während der Schwangerfhaft 
fann ein Weib zwar zur haft fommen; ift aber die Zeit der Geburt nahe, fo findet eine Entlaffung 
auf einige Zeit oder Verbringung in eine öffentliche Gebaranftalt, verbunden mit einer Bes 
wahung, flatt. Iſt ein zur Todesſtrafe verurtheilted Weib guter Hoffnung, fo wird, was im— 
wer Sitte war, die Bollziehung derjelben verihoben. 

Eine der beachtenswertheſten Beziehungen der Griminaljtatiftik iſt das Verhältniß zwifchen 
den beiden Geſchlechtern in der Zahl ver Verbrechen. Um eine ſolche Urkunde aus neuefter Zeit 


19) Floret, Darftellung der Verhandlungen der Ständenerfanmlung des Großherzogthums Heffen 
in den Jahren 1820 und 1821 (Siegen 1822), ©. 262—269. 4. Müller, Archiv der Geſetzgebung 
(Mainz 1832), 1, 439—476. 

20) Juſtus Möfer, der überhaupt in feinen Patriotifchen Phantafien einen Schag von. Beobadhtuns 
gen über das weibliche Gefchlecht niedergelegt hat, hat in einem befondern Kapitel, überschrieben: „Alto 
ind die weiblichen Nechtswohltkaten nicht zu verachten‘‘, fehr triftige Argumente ad hominem für 
diefe Beneficien ſprechen laſſen. . 

21) Semmler, Über die Entbehrlichfeit und Abichaffung der Geichlechtscuratel, im Archiv für Rechts: 
gelehrfamfeit, herausgegeben von Günther und Hagemann, Bd. VI, Nr. 2, ©. 30—85. 

22) Strippelmann, Der Gerichtseid (Liffa 1855), Abthl. I, S. 143 u. 144. 

23) Griminalsterifon (Erlangen 1854), ©. 314. 

24) 3. Grimm, Über die Notnunft an Frauen, in der Zeitjchrift für deutfches Recht (Leipzig 1841), 
Y‚,1—29. Barthold, Geſchichte der deutichen Städte und des deutichen Bürgerthums (Leipzig 1851), 
III, 45-—43, 25) Zeitfchrift für deutfches Hecht (Tübingen 1855), XV, 429 u. 430. 
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ſprechen zu laffen, jo befanden fih im Großherzogthum Heilen unter Hundert im Jahre 1859 
BVerurtheilten 81 Männer, 19 Brauen.26) Eine andere Frage befteht darin, wegen welder 
Vergeben Frauen bejonderd häufig verurtheilt werden. Das eben genannte Beilpiel nennt Ber: 
leumdung und Ehrenkränkung (mit Einfluß der polizeilich ſtrafbaren Ehrenkränkung), Ber: 
legung der Amts: und Dienjtehre, Widerfegung und Ungehorfam, Diebitahl, Landftreigerei 
und Bettelei, Betrug, Unterfhlagung und Körperverlegung. Ein pſychologiſcher Einblid! 
Was namentlih das Vergehen der Entwendung angeht, jo läpt sich mit Klemm im zweiten 
Band feiner bereitö genannten Schrift „Die Frauen” jagen: „Wenn Mäpden oder Frauen ih 
zum Diebitahl hinreigen laflen, jo geſchieht Died gemöhnlih, um ihre Garderobe und ihren 
Schmud vermehren zu können, jomit aber einen angenehmen Eindrud zu machen. Dieje Eitel: 
feit verlodt übrigens brave Dienſtmädchen zu Fleinen VBeruntreuungen am Eigenthum ihrer 
Herrihaften; ja dieſelbe Eitelkeit iſt oft Urſache, daß ein unerfahrenes Mädchen für ein ſchönes 
Band oder Tuch, für glänzende Ringe ihre Unſchuld an erfahrene Berführer verliert.” Eine 
andere pfochologifhe Wahrnehmung ift die, daß das Weib, wenn es fich zu dem ſchwerſten Ber: 
brechen entichließt, gern das Mittel des Gifts zur Hand nimmt. Die Gejhichte Fennt die Fran: 
zöfinnen Marquife von Brinvillierd und Lafarge, die Urſinus, die Gefhe Margarethe Gott: 
fried in Bremen; die Anna Margarethe Zwangziger?7), welde Feuerbach in feinem Werfe 
„Actenmäpige Darftellung merkwürdiger Verbrechen“ ſchildert, indem er ihr Inneres ergrünbet, 
auch dahin ſich ausfpricht: „Was fie mit dem Gift befreundete, war überhaupt nur das frode 
Gefühl unmiderftehliher Macht, die ihren tüdifchen Stolz kitzelnde Freude, eine Kraft zu be 
figen, womit fie jede Beihränfung nach Gefallen umwerfen, jeden Zweck erreichen, jede Neigung 
befriedigen und, indem jie damit über das Wohl und Dafein anderer Menfchen gebt, gleichſam 
in bie Plane des Schickſals zerftörend eingreifen und diejed nach ihrem Gefallen lenfen konnte. 
Gift war ihr der magische Scepter, womit jie unfihtbar die beherrſchte, welchen fie hötbar 
dienen mußte, Gift vertrat ihr die Stelle eines Zauberfinbs, womit fie das goldene Ihor ihrer 
legten Hoffnungen ſich öffnete. Ihr, welche die Schmad ihrer Dienftbarkeit an den verhaßten 
Menihen zu rächen hatte, gewährte ed das Bewußtſein furdtbarer Erhabenheit, gleichſam als 
eine feindliche Gottheit, wie ein Engel des Todes und der Dualen unter dem miderliden Ge— 
ſchlecht umher zu wandeln und mit geheimer Kraft hier Tod, dort Schmerz und Krankheit aus: 
zutheilen.“ Wellen ein Weib fähig ift, wenn es die Schranken feiner Natur durchbrochen bat, 
zeigt der große engliſche Dichter in feiner Lady Macherh, lehrt die Geſchichte, z. B. der franzöit: 
jhen Staatdummälzung, mit welcher ſich auch eine weibliche Feder, die der Stael, beichäftigte. 
Was das Strafverfahren angeht, fo konnten früher wegen jener Unfelbftändigfeit pie &: 
noffen des weiblichen Geſchlechts fein Zeugniß ablegen, indem fie nur vernommen wurden, ba: 
mit ihre Audjagen für den Zwed des Verfahrens benugt werben fünnten. Jegt ift aud in 
dieſer Beziehung die Gleihftellung Grundfag.23) Zur Zeit, da nod die Folter ihr furchtbareẽ 
Amt verwaltete, war auch dad Weib verjelben unterworfen, ja, wie ſchon die jo häufigen Deren: 
procefle varthun, fehr häufig. Nur mußten nothgevrungen Schwangere und Wöhnerinnen 
verichont bleiben. Doc wurde felbft der Ablauf der ſechs Wohen nicht abgewartet, wenn es 
galt, Mitſchuldige zu entdecken, in weldem Fall nur die Rückſicht obwaltete, daß blos der Dan: 
menſtock applieirt wurde. (Die Eriminalordnung der Kaiferin Maria Therefia vom Jahre 1764 
verordnete, man ſolle dem Kinde eine Amme zuftellen, dann könne man die Kinbbetterin, „doch 
etwas leichter, peinlich fragen”.) Ginen eigenen Bortritt räumte man dem Weibe ein, indem 
man ed zuerit auf die Folter legte. 29%) Der alte Jurift Leyſer widmete eine eigene Abhandlung 
den Privilegien des weiblichen Geſchlechts bezüglich der Tortur. Was hat das menſchliche Ge: 
Hirn nicht ſchon ausgebrütet! Ein Privilegium anderer Art war im Mittelalter hier und von 
den Jungfrauen eingeräumt. Grflärte eine jolhe, den zum Tode Verurtheilten zu heirarben, 
fo wurde er begnadigt. leihen Erfolg hatten zuweilen die Verwendungen angejebener Frauen, 
deren milder Gefinnung artigerweile Rechnung getragen wurde. in joldes Beiſpiel führt 


26) Nach einer Überficht ver Strafrechtspflege in Baden im Jahre 1829 wurden unter 100 Britraf: 
ten 13 Frauen gefunden. In den Jahren von 1835—49 wurde in England und Wales wegen Mordes 
ein Strafverfahren eingeleitet gegen 649 Männer und 378 Weiber. Annalen der Griminalpflege, ber 
ausgegeben von Schletter (Xeipzig 1851), XLVI, 201. . 

27) Klemm, a. a. O., II, 282—291. . 

28) Mittermaier, Das beutiche Strafverfahren (vierte Auflage, Heidelberg 1846), II, 412 u. #13. 

29) Duiftorp, Grundfäge des deutſchen veinlichen Rechts (fünfte Auflage, Roſtock 1794), IH, 319, 
320, 338. Döpler, Schauplag derer Leibes- und Lebensftrafen (Sondershaufen 1693), I, 273 fg. 
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Band 57 der „Annalen der Criminalrechtspflege“ (herausgegeben von Profeſſor Schletter, 
Zeipzig 1851), ©. 294, auf, 

Was das öffentliche Recht betrifft, fo nimmt das weibliche Geſchlecht feinen unmittelbaren 
Antheil an dem Staatöleben. Die Frauen haben, wie der große Dichter, der „die berühmte 
Frau’ zum Gegenftand des Scherzes gemacht hat, in feinem Gediht „Würde der Frauen‘, das 
ihn als einen zweiten Heinrich Frauenlob erjheinen ließ, jih ausdrückt, das „‚Scepter der Sitte‘ 
zu führen, Im Haufe waltet, um mit dem Dichter in feinem hohen „Lied von der Glocke“ zu 
reden, „bie züchtige Haudfran, die Mutter der Kinder, und herrſcht weile im häuslichen Kreije”. 
Indeflen haben jih in dem ausgedehnten Kreife des modernen Staated, abgejehen vom Schul- 
amt, manderlei weibliche Wirfungsfreije gebildet, welche darauf berechnet waren oder find, das 
Beſte ded gemeinen Weſens zu pflegen 30), 3.2. jene jo wohlthätigen und das vaterländifche Ge— 
fühl ſtärkenden Brauenvereine zur Zeit der Befreiungäfriege, welche ſich wieder bilden würden, 
wenn dem Baterland der Krieg wieder drohte. Luther, diefer gerechte Verehrer der Frauen, der 
einmal jagte: „Ein braves Weib ift ein feltenes Out, viel edler und föftlicher aldeine Perle”, fügte 
auch hinzu: „Sie breitet ihre Hände aus zu dem Armen und reicht ihre Hände dem Dürftigen.” 
Dieje Hände haben ſich vielfach zu Wohlthätigfeitdvereinen verbunden und mit dem Staate Die 
Sorge für ven Darbenden getheilt. Da, wo die Strafanftalten von dem Pönitenziarfyften bes 
herricht werden, das mit günftigem Erfolg auch weibliche Sträflinge zu umfaflen pflegt °1), und 
die Strafanftalt jich auf dieſe beſchränkt, find Frauen zum unmittelbaren Dienft des Staates be= 
rufen. „In Bezug auf die Einrichtung weiblicher Strafanftalten” — jo fann man mit Mitter- 
maier (©. 171 feiner vor kurzem erfchienenen lehrreihen Schrift: „Der gegenwärtige Zuftand 
der Gefängnißfrage mit Rüdjiht auf die neueften Leiftungen der Gefeggebung und Erfahrun— 
gen über Gefängnipeinrichtungen, mit befonderer Beziehung auf Einzelhaft‘‘) fagen — „ift es 
nothwendig, ald männliche Beamte den Vorftand, den Geiftlihen, Arzt, Lehrer und Verwalter 
anzuftelfen, weil von Männern mehr Erfahrung, Menfchenfenntniß, Energie, die nit durch 
Heuchelei fich irre machen laßt, erwartet werden darf. Dagegen müffen nur Oberaufieherinnen 
und nur weibliche Unteraufſeher angeftellt werden, da ein näheres Zufammenfommen männ- 
licher Unteraufſeher mit weiblihen Sträflingen zu bedenklichen Vertraulichkeiten führen fann 
und eine Aufjeherin in mandhen Beziehungen: befier auf das Weib einwirken wird. 2?) Da: 
gegen lehrt die Erfahrung, daß die Einrichtung, nad melder die ganze Verwaltung den Mit- 
gliedern frommer religiöjer Genoflenihaften weiblihen Geſchlechts überlaffen wird, nicht 
empfehlenswürdig ift. Wenn auch die wohlgemeinteften Abjichten von diefen Perſonen ange: 
nonmen werben und ihr guter Einfluß durch Beförverung der Reinlichfeit und Ordnung nidt 
geleugnet werden darf, jo lehrt doch die Erfahrung, daß die Wirkſamkeit diejer (häufig durch 
geheime Weilungen von den Obern geleiteten) Genoflenfhaft leicht einfeitig wird und nicht die 
nöthige Behandlung nad der Individualität der Sträflinge berbeiführt; es ift gewiß, daß 
Brauen regelmäßig jene Erfahrung und Menſchenkenntniß fehlt, welche der mit Lebensverhält- 
niffen mehr vertraute erfahrene männliche Gefängnipbeamte befigt, daß ihnen die nöthige Ener: 
gie mangelt und fie leichter über die Befferung von ſchlauen Gefangenen getäuſcht werben, weil 
dieje oft jelbit in einjeitiger Anfchauung befangenen Perfonen auf äußere Zeichen, 3. B. Theil- 
nahme am Gottesdienſt, Außerung lebbafter Neue, einen trügerifchen Werth legen.” Aud da, 
wo anicheinend gebejlerten weiblihen Sträflingen für den Reſt der Strafzeit eine von der Men= 
ihenfreundlichfeit gegründete Rettungsanftalt geöffnet if, hat weibliche Thätigfeit und Hin— 
gebung Spielraum zur wohlthätigften Einwirkung. Da, wo Schutzvereine fih aud) der Ent— 
laffenen annehmen, jind Frauen berufen. Sie haben ald Mitgliever mitzumirfen, ſowie die 
Aufforderung dazu nahe liegt, jede Entlaffene der Objorge einer Patronin heimzugeben, welde 
jih aud für ein Interfommen bemüht. 33) 


- 


30) Ein ganz befonderer Beruf des Weibes ift der, der geheimen Polizei zu dienen. Es gilt als be: 
fonders braudbar. Die Gefchichte der venetianifchen Inquifltion ift Urkunde. Mohl, Syftem der Prä—⸗ 
ventivjuſtiz oder der Rechtespoligei (Tübingen 1834), ©. 49. 

31) Dal. die Schrift der Franzöfin Jofephine Mallet: Les femmes en prisons (Moulins 1843). 
Die franzöfifche Nationalverfammlung lehnte im Jahre 1849 den Antrag, das weibliche Geichlecht der 
Ein hatt nicht zu unterwerfen, ab. 

2) Livingſton's Gefepbuch über die Berbefferung und innere Bei ber Gefängnifle u. f. w. 
— ig zur Theorie des Bönitenziarfpftems, frei bearbeitet von C. Samhaber (Darmflabt 1838), 


33) Mittermaier, a. a. O., ©.174 u. 175, wo ber Berfafjer befonders auf Großbritannien hindeutet. 
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Seit der Herrichaft des conftitutionellen Syſtems in Deutichland ſprach auch Das weiblide 
Geſchlecht, das fi in den vorangegangenen Freiheitäfriegen um das Vaterland jo verdient ge: 
macht hatte, jelbit am Kriegsdienſt, der fih auf das männliche Geſchlecht beſchränkt, in einzelnen 
Genojjinnen theilnahnı, dad Recht an, das Ständehaus betreten zu dürfen. Die meiften Staats: 
grundgejege ſprachen auch ausprüdlic ven Örundjag der Offentlihfeit der Sigungen der Stände: 
verjammlungen aus, ohne wieder ausdrücklich die Frauen augzufchliegen. *+) Nur wenige Ber: 
faflungsurfunden, 3. B. die für das Herzogtbum Naffau, fügten diefe Beihränkung der Offent: 
lichkeit pojitiv Hinzu. 9°) Indeſſen pflegten die Geſchäftsordnungen nahhinfend diefe Schranfe 
zu errichten. 36) Erſt die Märztage (Die Nationalverfammlung öffnete die Brorten ver Pauls: 
fire) hoben jie weg. So beſchloß 5. B. die Zweite Kammer der Stände ded Großherzogthums 
Hellen auf dem erften Landtage im Jahre 1820, den Zutritt zu ihren Sigungen nur „erwad: 
jenen Mannsperjonen‘ zu geftatten, und die Staatsregierung genehmigte dieſen Beſchluß 
Später, namentlih im Jahre 1833, beichloß die Kammer die Aufbebung des Verbot der Zu: 
laffung der Frauen, aber frudtlos, indem dieſer Beihlug an dem Widerſtand der Staatsre 
gierung ſcheiterte. Erſt im Jahre 1848 erklärte jich Diele mit dem wiederholten Beſchluß ver 
Kammer einverjtanden. Seitdem können auch Frauen den Sigungen beider Kammern bei: 
wohnen. Die Geſchäftsordnung vom Jahre 1856 verlangt nur erwachſene Zuhörer. Da, mo 
aud die Sigungen der Gerichte Öffentlich find, pflegen auch die Frauen zugelaflen zu werden. 

Der Umftand, daß das Mittelalter das Privatrecht mit dem öffentlichen Recht vermiſchte, 
hatte zur Folge, daß in einigen europäifchen Staaten aud das Weib fähig war und nod if, 
jogar den Höhepunft des Staates, den Thron einzunehmen. Die Staaten Portugal, Spanien, 
England, Schweden, Rußland hatten oder haben noch weibliche Herriher.?7) Dagegen bat 
ih aus dem bei ven Franken herrihenden Syiten des Erbrechts, dem zufolge der Mannsſtamm 
einen unbedingten Vorzug vor dem weiblichen genoß, jenes Thronfolgerecht gebilver, welches 
noch jegt in Frankreich und Deutſchland feit feiner Verbindung mit der fränfiihen Monardie 
gilt, das Thronfolgerecht nach dem Saliſchen Gejege. Daß die fürftlicde Mutter während der Min- 
derjährigfeit des Staatdoberhaupts Regentin fein fonnte, zeigt die Geſchichte. So war, als 
Landgraf Wilhelm V. von Heſſen-Kaſſel im Jahre 1637 ftarb, während der Minderjährigfeit 
jeined Sohnes, Wilhelm’s VI., deſſen Mutter Amalie Eliſabeth Bormünderin und Regentin, 
ein Amt, welches fie wohl verwaltete. 39) Ebenſo war die Mutter des minderjährigen Land— 
grafen Ernft Ludwig von Heſſen-Darmſtadt Regentin. 3) 

Hier und dort ift Frauen verboten, politifchen Vereinen anzugehören, z. B. in Baiern.*) 
Daß die Bundesgefeggebung der erftrebten Emancipation der Frauen nicht zuneigt, gebt hen 
daraus hervor, daß jie die weibliche Feder von der Redaction politiiher Zeitungen ausſchließt. 

Im Kreife der Gemeinde nimmt das Weib theil an den Anftalten und Laſten wie Nugun: 
gen*1), jedoch nicht an Wahlen und Verſammlungen. Nur bier und dort ift männliche Stell: 
vertretung geftattet, die ih aud auf Keiftung von beftimmten Dienften für die Gemeinde zu 
eritreden pflegt. 

Wäre ed vergönnt, gegenwärtigen Beitrag dem Umfang einer Monographie nähern zu 
dürfen, jo würde die Anregung dazu nahe liegen, noch weitern Richtungen zu folgen, um das 
ganze Gebiet der Frauenwelt zu durchſchreiten. In einer ſolchen Richtung liegt das meite Ge— 


34) von Zangen, Die PVerfaflungsgefege deuticher Staaten in ſyſtematiſcher Zulammenitellung 
(Darmftadt 1829 fg.), II, 451 (Baiern), 465 (Würtemberg), 471 (Baden), 481 (Großberzogthum 
Heſſen); III, 536 (Königreich Sachjen), 463 (Königreid; Hannover), 566 (Kurbefien) u. ſ. w. 

35) von Zangen, II, 513, 514. 2 

J Königreich Würtemberg: das Mohl'ſche Werk über deſſen Staatsrecht (Tübıngen 1829 12). 
I, 609. 

37) ‚Nur Königinnen‘, jo bemerft Zachariä, a. a. D., ©. 140, „haben die Männer geduldet, amd 
diefe Haben oft jogar mächtiger geherrfcht als die Männer, weil man fie weniger fürchtete, allemal aber 
ihnen jchmeichelte und fie lieber anders fejjeln wollte als durch Wiverftand oder durdy Gefege.“ 

38) Jufti, Amalıe Eliſabeth, Landgrafin von Heffen (Biegen 1811). 

39) Dieffenbach, Gefchichte von Heſſen (Darmftadt 1831), ©. 173. 

40) Pögl, Lehrbuch des bairifchen Verfaſſungsrechts (München 1851), ©. 65. 

41) Das Gejegbuc für das Großherzogthum Heffen vom Jahre 1852 wegen der Gemeindenugungen 
der Ortsbürger hebt bervor, daß die Witwen von Ortsbürgern bezüglich des Antheils an denfelben fur 
die Dauer ihres Witwenitandes in das Necht ihres Ehemanns einträten. Küchler, Die gegenwärtige 
Gemeindeordnung im Großherzogthum Heſſen (Darmftadt 1859), ©. 96. 
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biet ver Kirche. *?) Höchſt beachtenswerth ift der Antheil der Frauen an der Entwickelung der 
chriſtlichen Kirche, für melde fo viele Märtyrerinnen litten und ftarben. Es möge genügen, hin- 
zudeuten auf den Vortrag, welchen Profeſſor Lang in Bonn am 8. April 1858 in Barmen 
auf Beranlaffung des dortigen Guſtav-Adolf-Vereins hielt und der im Jahrgang 1858 der 
Gelzer'ſchen Zeitſchrift „Proteſtantiſche Monatsblätter für innere Zeitgefchichte unter ver Auf: 
ihrift „Uber den Antheil des weiblihen Geſchlechts an der Entwidelung und Geſchichte der 
chriſtlichen Kirche‘ mitgetheilt ift.*?) Diefer Bortrag, nicht frei von einem pietiftifhen Beige: 
ſchmack, jchliept mit einer Hindeutung auf den weiblichen Beruf, der jeine Miffion erkannt habe: 
„Danken wir dem Herrn für die Anfänge einer reihern Mitwirfung unferer Frauenwelt für 
die chriſtlichen und kirchlichen Zwecke. Sammeln wir denn auch noch mehr Diafoniffen, aber 
ja nicht auf Koften des hriftlihen Hauſes, worin jede fromme Tochter, Schwefter, Tante und 
Witwe, vor allen die Mutter eine geborene Diakonifjin ift, den Anftaltsjchweitern vollkommen 
ebenbürtig. Erwecken und beleben wir noch mehr die hriftlihen Frauenvereine, die ſchon fo 
Großes gewirkt haben und nody Größeres verheißen. Trauen wir der evangelifhen Frau über: 
baupt mehr zu, damit wir ihr mehr zumuthen dürfen in der Erbauung der Schule, der Kirche, 
des Staates durch die evangeliihe Erbauung des Hauſes.“ 

In einer andern Richtung findet ſich das Gebiet ver Kunft. Die Frauen find nicht nur das 
ſchöne Geſchlecht, ſondern haben aud einen feinen Sinn für dad Schöne, welches darzuftellen 
die Kunft berufen ift. Auch in dieſer Beziehung möge es geftattet fein, hinzudeuten auf die 
Monographie von E. Guhl: „Die Frauen in der Kunftgefhichte” (Berlin 1858).**) Diele 
Schrift ift darauf berechnet, das darzulegen, was im Bereich der bildenden Kunft vom Frauen: 
geift erfonnen und von Frauenhand ausgeführt wurde. Mit gutem Grund betont der Verfaſſer, 
es jei ein erfreulicher Beweis der höhern Stellung des weiblihen Gejhlehtd in ver Gegenwart, 
daß die Frauen jo eifrig und fo oft erfolgreih in allen Zweigen des menjhlihen Wiſſens und 
Vermögens mit den Männern wetteiferten. Ihm mag beizuftinnmen fein, wenn feine Wahr: 
nehmung darin beftebt: das Weib fei weniger begabt für Ausführung felbftändiger geiftig er- 
zeugter Kunftwerfe, ald zur geſchickten Nahahmung nad dem Vorbild der Natur. Mit In— 
terefle folgt man dem Verfaſſer in der Auffuhung fünftlerifch thätiger Frauen. 

Daß aud das Gebiet ver Wiſſenſchaft immer gelehrte Frauen bejigt, ift befannt genug. 

Was die vielbefprodhene Emancipation der Frauen angeht, jo läßt ſich gegen dieſes Ver— 
langen nichts Wejentlicheres fagen ald das Wort Zachariä's (a.a.D., S.141): „Wol haben id 
in unjern Tagen mehrere Stimmen für die Gmaneipation ver Frauen, d. h. für die unbedingte 
rechtliche Gleichſtellung beider Geichlehter erhoben. #5) Aber die Vertheidiger diefer Meinung 
vergeflen, daß wir die Welt nicht noch einmal erſchaffen, fondern nur fo, wie jie erſchaffen ift, 
unjerer Handlungsweife zu Grunde legen können (und doch predigt gerade der Unterſchied der 
Geſchlechter diefe Lehre); jie vergeflen, daß man den Menſchen, indem man ihn aus feinem na= 
turgemägen Wirfungsfreije herausreißt, weder mächtiger noch glücklicher macht. Ihr Beginnen 
ift dem Beginnen derer zu vergleichen, welche die Ungleichheit der VBermögensumftände aus der 
menschlichen Gefellichaft verbannen wollen.‘ 

Der große englifhe Dichter fagte einmal: „Schwachheit, dein Name ift Weib!’ Die Ge: 
ſchichte ift nicht derfelben Meinung. Denn jie lehrt, dag das Weib oft genug ftarf war. Das 
Weib Hat, um mit Zahariä (a. a. O., S. 130) zu reden, „zum Dulven und Ertragen die jtär- 
fere Kraft‘. 

Die Geſchichte des weiblichen Geſchlechts bei ven Völkern, die ven Culturvölkern gegenüber- 
ſtehen oder fanden, ift ein faft unüberjehbared Feld und zeigt im ganzen dunkle Bilder.*6) 
Das Chriſtenthum Hat die göttliche Miſſion, dort aud das Weib zu erlöfen. 


42) Richter, Lehrbuch des fatholischen und evangelifchen Kirchenrechts (vierte Auflage, Leipzig 
1853), $. 93, 280, 282. — 

43) Zu nennen find noch folgende Schriften: Chriſtliche Frauenbilder aus der Geſchichte der Kirche, 
zur Innern Miffion gefammelt und bearbeitet von H. Merz (zweite Auflage, 2 Bde., Stuttgart 1855); 
Burf, Spiegel edler Pfarrfrauen; eine Sammlung hriftlicher Charafterbilder (zweite Auflage, Stutt: 
gart 1853); Balfour, Arbeitende Frauen aus dem legten halben Jahrhundert (Berlin 1855). 

44) Zeitfchrift für deutfche Gulturgefchichte, Jahrgang 1858, ©. 542 u. 543. 

45) Zachariä, a. a.D., ©. 136 und (ironisch) Fichtendergis vermifchte Schriften (neue Ausgabe, 
Göttingen 1844), V, 247—249. 

46) Münch, Uber die Emancipation der Frauen (1835). 

Staats-%erifon. V. ; 40 
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Literatur (ſoweit noch nicht berührt): Beſſerer, „Verſuch einer ſyſtematiſchen Entwickelung 
des Rechtsverhältniſſes der beiden Geſchlechter. Philoſophiſch- und poſitiv-juridiſche Abhand 
lung‘ (Thl. 1, Gießen 1800); Marie Wollſtonecraft, „Stellung der Rechte des Weiber 
(überfegt von Salzmann, 2 Bde., Schnepfenthal 1793); Meiners, „Geſchichte des weihlihen 
Geſchlechts“ (4 Thle., Hammover 1799); Hippel, „Uber die bürgerliche Verbeſſerung ver 
Weiber‘ (zweite Auflage, Berlin 1842); Moft, „Encyklopädie der Staatdarzneifunde” (Ley: 
zig 1840), II, 1141—43; E. Laboulaye, „Recherches sur la condition civile et politique 
des femmes depuis les Romains jusqu’a nos jours’ (Bari 1843); „Die Frauen und die 
Arbeit”, ©. 37—40 des Jahrgangs 1856 der Zeitfhrift: „Germania, Gentralblatt für de 
volkswirthſchaftlichen und geſellſchaftlichen Intereſſen Deutſchlands“; Forſter, „Die Fraum 
und ihre Stellung in der Vergangenheit bis auf unſere Tage“, im dritten Band der Zeitiärin: 
„Die Willfenihaften im 19. Jahrhundert”, herausgegeben von Nomberg (Leinzig 1857), 
S. 343 — 374; Kühne, „Weiblihe und männlidıe Charaktere“ (Th. 1, Leipzig 188): 
Knetſchke, „Goethe und Schiller in ihren Beziebungen zur Frauenwelt (Nürnberg 1858); 
Dünger, „Brauenbilder aus Goethe's Jugendzeit” (Stuttgart 1852); Weinhold, „Di 
deutihen Frauen im Mittelalter (Wien 1851); der Art. „Frauenleben und Gmancipation 
der Frauen‘ im „Gonverfationd = Zerifon der Gegenwart“ (4 Bve., Leipzig 1838—41). 

Pb. Bopr. 

Freiburg (Canton). Man nannte vor Zeiten die Schweiz eine bunte Mufterfarte 
von Gonftitutionen jeder Art. Die Gonftitutionen felbft, zwar nichts weniger ald muß: 
baft, bildeten aber doch eing ziemlich vollſtändige Scala von der reinjten Demokratie die 
zur unbeichränfteften Monofratie. Heutiged Tages iftes freilich nicht mehr fo der dall Inreflen 
trägt auch jegt noch jeder Canton des Landes feine eigenthümliche politiiche Phoiegueme, mel 
die politifhen Gehäuſe dieſer Völkerſchaften nicht durdy Gewalt oder Kunit eines Matıthaberi 
oder gemäß abftracten Negeln der Iheorie gebaut jind, fondern ih nah und nad im Wandel 
alles verwandelnder Zeiten aus den Zuſtänden der Bildung, Geſittung, Beſchäftigungsweiſe 
und den Ortlihfeitsbedürfniffen jedes Völkleins zum natürlichen Yebensorganismus dejelben 
bervorgeftaltet haben. Nur dürfen die Gantonalverfaffungen jegt nichts der Bundesverfaflung 
von 1848 Zumiderlaufendes enthalten und müjlen namentlich die Ausübung der politiſthen 
Rechte nad republifanijchen — repräientativen oder demofratifhen — Formen ſichern; aus 
müſſen fie von der Mehrheit aller Gantonäbürger angenommen jein und ebenfo renidirt Tr: 
den, ſobald umd jo oft eine Bürgermehrheit dieſes verlangt. 

Der Ganton Freiburg beherbergt auf einem Flächenraume von etwa 27 Geviertmeiln 
100000 Menſchen. Etwa 88000 derielben befennen ſich zum römiſch-katholiſchen Glauben. 
Faft nur der Bezirk Murten ift der evangeliihen Lehre zugethan. Der Kleine Staat fiebt jem: 
lich dunkel und einflußlos in der europäiihen Eulturgeihichte va, aber nicht ohne Intereiie bet 
der Beſchauung feines innern Weſens. 

Am Fuße der Hochalpen gelegen, von deren Nebenzweigen im Süden durchzogen, im Rer: 
den hügelreih, war dad Land nod am Ende des 18. Jahrhunderts jo wenig befannt und »en 
Reifenden jo wenig beſucht, dap damalige Geographen faum davon zu erzählen mußten und ihre 
Unfunde, wie z. B. der fleißige Sammler Norrmann, ehrlich eingeftanden. Allenfalls mar de 
edle Käſe von Gruyeres, le roi des fromages, gepriejen; er war das Berühmteſte aus die 
Gebirge. Wilfenihaften hingegen und Künſte ftanden nie glänzend, trog des kleinen Fur 
einer quafizariftoftatifchen Hauptftadt. Handelöverfehr und Manufacturwefen, im Mitelalit 
etwas weniger unbedeutend, zeigten ſich ſpäterhin ganz welk. In der Geſchichte der San 
jpielte Freiburg gemöhnlid nur eine paſſive Rolle, nie durch eine große That oder durch en“ 
großen Namen bezeichnet, woran ed doch den andern Staaten der Gonföderation nicht mangel‘ 

In den Tagen römiſcher Weltherrſchaft lagen dieſe Landſchaften vergeſſen da, unbem 
von den großen Strafen, melde zu jener Zeit Helvetien nad mannichfachen Richtungen w®' 
ſchnitten. Die Nähe der reichen und weitläufigen Hauptitadt Aventicum (jegt Avenchti e 
geringes Städthen im Canton Waadt) mag diejen Gegenven einige Milirärpoften, rim" 
Berfehr und einen Anflug römifher Gultur zugewendet haben, allein, wie viel oder wie mens, 
alles ward wieder. verwijcht und vernichtet, ald die nomadiſchen Kriegshorden der Hunnen un 
Germanen von 3. bis zum 5. Jahrhundert ih über Helvetien hinwälzten und mas römile 
war zerftörten. Dieſe Gegenden wurden und hießen dann die helvetifche Wüſte (Eremus Hei- 
vetiorum) oder das Uechtland, Nüchtland und Oedland. Burgunden und Allemannen ſehies 
ſich darin allmählich an, jene ſüdwäris, dieſe nordwärts. Die heutige Hauptſtadt Freiburg I 
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ungefähr da, wo die Grenzſcheide zweier Völkerſchaften mit verjhiedener Sprache war. Noch 
beute redet man ſüdwärts in franzöfticher, noromwärtd in deuticher Zunge; ſogar in der Haupt: 
ſtadt jelbft. Späterhin kamen die fränfifhen Eroberer, unterjodhten das Volk und bauten ihre 
Grafen: und Freiberrenburgen auf den Bergen. Das Ländchen gehörte bald hier, bald dort: 
bin. Nach dem burgundiichen Reiche fiel es wieder dem deutſchen zu. In den langwierigen poli= 
tiſchen Wirren gewann niemand ald Geiftlichkeit und Adel. Die Grafen von Gruyires aber 
waren weitumher die reihiten. In ewigen Fehden der Rirterihaft baute ver Reichsſtatthalter 
des helsetiihen Burgund, Herzog Bertold IV. von Zäringen, auf ihroffen Felfenufer des 
Saaneftromsd (1179) die Stadt und Feſte Freiburg, gleihiwie er aud andere Ortſchaften zu 
ihrer Sicherheit mit Mauern umgürtet hatte. 

"Die junge Stadt aber bevölferre jih ſchnell. Adelihe und Leibeigene, Freie und Priefter 
iedelten fih darin an; denn Bertold hatte die Volksburg des Uechtlandes mit ftaatlihen 
Sreiheiten und Rechtſamen und einem Banne von drei Stunden Wegs im Umfange aufge: 
teuert. Gr hatte ihrer Gerichtsbarkeit jogar no ein Gebiet von 24 Pfarreien unterworfen, 
welches man nachher, zum Unterſchiede von jpäter erworbenen Gebieten, die alte Landſchaft zu 
beigen pflegte und das bedeutende Vorrechte vor den andern beſaß. Die Bürgerjchaft der Stavt 
und Die Bewohner dieſer Landſchaft wählten jich felbit Schultheigen und Nichter, fchloffen nad 
damaligem Bedürfniſſe Schutzbündniſſe mit andern Städten und Herren, fanden in den ewigen 
Kriegen des Mittelalters bald zu den Bernern, bald zu deren Feinden, bald unter Ofterreihs, 
bald unter Sayoyend Obhut, gewannen dabei ald Kriegdbeute oder durch Kauf Gebietsver— 
grögerungen, machten ſich fpäter von der Oberberrlichfeit Ofterreihd wie Savoyens ohne 
Schwertſtreich los und traten endlich (1481) in den ewigen Bund der Gidgenoffen deutſcher 
Hochlande. 

Während all dieſer hier nur kurz angedeuteten Schickſale hatte ſich mit der wachſenden 
Selbſtändigkeit Freiburgs und dem Wohlſtande der Hauptſtadt auch die Regierungsform be— 
ſtimmter ausgebildet. Der Schultheiß, ehemals nur Verwalter der niedern Gerichtsbarkeit, 
war mit einem Kleinen Rathe umgeben, die Angelegenheiten des Landes zu beſorgen. In wich— 
tigern Dingen aber hatte die verſammelte Gemeinde von Stadt und Landſchaft allein zu ent: 
ſcheiden. Die Unbequemlichkeit folder zahlreihen Verſammlungen veranlafte die Wahl von 
Abgeordneten des Volkes, weldhe dann einen vollmädtigen Großen Rath bildeten. Meiſtens 
wurden zu folden Abgeordneten Bürger aus der Stadt und Adeliche gewählt, weil jie mehr 
Muse, Bermögen und Kenntniife beſaßen; jpäter ausichlieplih nur Bürger der Stadt; endlich 
auch dieſe nit mehr ohne Unterſchied, jondern von ihnen nur ausihließlih und allein die Ade— 
lihen und Patrieier; zulegt auch dieje nicht mehr ohne Unterſchied, jondern — denn die Stellen 
. und Amter wurden immer einträgliher und einflugreiher — nur Mitglieder gewiffer Familien, 
die ſich im Herrfcherrange erblich machten. 

Noch im 14. Jahrhunderte beftand ein Schein der Volföfreiheit darin, daß Die von geſamm— 
ter Bürgerſchaft ver Stadt erwählten „Wenner‘ oder Volkstribunen ein Veto gegen Willfüren 
der Räthe, zum Schirm der beſtehenden Rechte aller, einlegen und 60 Männer aus den Stadt: 
vierteln ernennen fonnten, um die Verwaltung der oberften Behörden zu prüfen und erledigte 
Stellen in venjelben zu befegen. Bald aber erhielt jeder Benner vier ehülfen, die man „Heim— 
liche” nannte und die jih endlich jeder Venner wol aus feinen eigenen politiihen Freunden 
erlefen fonnte. So entwidelte ſich zwiſchen dem Kleinen Rathe, ald vollziehender Gewalt, und 
vem Großen Rathe, als gefeßgebender, eine neue Macht, der „Rath ver Sechziger“, melde die 
Genfur der höhften Behörden übte. Das Wahlrecht, die Initiative der Gejeggebung, das Veto, 
das Recht, nach Gutdünken dieſen oder jenen vom Großen Rathe, vom Rathe der Schziger, 
von ben Landvogteien, von andern wichtigen AÄmtern auszuſchließen, ging zuletzt gänzlich in die 
Gewalt jener Venner und Heimlichen über, die (ſeit Anfang des 15. Jahrhunderts) als „heim— 
liche Kammer‘ die furhtbarfte Behörde des Staates wurden. Sie fonnten jelbft aus ihrer eige= 
nen Mitte jedes ihnen misfällige Mitglied nach Belieben ausſtoßen. 
| Die fkufenweife Berartung der ehemaligen Demofratie in vollendete Ariftofratie und die 
Verartung der Ariftofratie in vollftändige Oligarchie hiſtoriſch zu entwideln ift hier überflüffig. 
Es genügt, angedeutet zu jehen, daß jie und wie fie in diefem Länpchen befand. Die wunderliche 
künſtliche Form diefer Oligarchie wird dem fein Erftaunen ervegen, welcher die politiihen Mis— 
geftalten kennt, die durch Leidenſchaften des Ehrgeizes, des Eigennuges und der Herrſchſucht, in 
Berbindung mit fpießbürgerliher Unbeholfenheit und kleinſtädtiſcher Schlauheit, erzeugt zu 
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werben pflegen. Mehr zu verwundern ift, daß ſich eine alfo zufanmengejegte Staatdma- 
ſchine bis zum Ende des 18. Jahrhunderts erhalten konnte, und daß weber die übrige um ihr 
gutes Recht gebrachte Bürgerihaft der Stadt, nod die Bevölkerung der alten Landſchaft 
und der unterthänigen Vogteien den Anmaßungen oder Erſchleichungen des Patriciated Schran: 
fen feßten. Aber auch dies Närhfel löſt fih fehr einfah. Der Reichthum, melden Die privile 
girten Familien in Öffentlihen Amtern auf manderleiWeife gewannen oder in fremden Kriege: 
dienten erwarben, zu welchen fie ih ald Hauptleute ihrer im Lande geworbenen Mannſchaft 
vermietheten, gab ihnen gegen das Volk, weldes für ihre und des Staates Bedürfniffe ausge- 
beutet ward, eine ſehr natürliche Überlegenheit; nicht weniger auch die vielfeitigere Kenntnig, 
feinere Bildung und Geihäftdgewandtbeit, welche jih die Söhne der Regierungsfanilien im 
Auslande während ihrer Sölonerzeit zu eigen gemacht hatten. Anvererjeits ftand ihnen dienft: 
fertig die hohe und niedere Geiftlichkeit des Gantond als Bundeögenojjin zur Seite. Denn im 
Intereife diefer lag ed ebenfo fehr als in dem der „heimlichen Bürger‘, dad Volk in beil- 
famer Unwiffenheit und frommer Unterwerfung zu erhalten, um die Hoheitsrechte ver Kirch 
in aller Demuth zu erweitern und das heilige Gut der Welt: und Kloſtergeiſtlichkeit bei jedem 
Anlaffe zu vergrößern. 

Urſprünglich hatte der Klerus dieſer Gegenden unter dem Hirtenftabe des Biſchofs von 
Aventicum geftanden, deſſen Stuhl zu Ende des 6. Jahrhunderts nad Yaufanne verfegt ward. 
Seinem Sprengel hatten vor der Reformation 299 Pfarreien zugehört, ungerechnet 30—40 
Abteien, Prioreien und Kapitel. Die Firhlihen Nevolutionen ved 16. Jahrhunderts vermin 
derten aber diefen Umfang feiner Macht bedeutend, nötbigten ihn fogar, den Sig von dem cal: 
viniftifch gewordenen Lauſanne nad der Stadt Freiburg zu verlegen, deren untertbäniges Ge: 
biet der wichtigfte Überreit feines ehemaligen Bisthums blieb. Dem Parriciate war die Nähe 
des Kirhenfürften nicht ganz willfommen. Seine geiftlihe Hoheit drohte der meltlihen Maje: 
ftät Eintrag zu thun. Indeſſen erlaubte (1592) der Senat die glänzende Anſiedelung, doch 
unter Bedingungen und daß fie jederzeit ohne Nachtheil des Staates jei. Eiferfühtig auf Reit 
und Gemalt, hatte der Senat auch vorher ſchon gegen die tridentiner Conciliumsbeſchlüſſe, jo: 
weit diefelben über dad Gebiet der Sacramente und der Dogmen binausgingen, proteflirt und 
von ſämmtlichen Kanzeln verkünden laffen, daß von ihm die Acten des Tridentinifchen Eonciliums 
nur in Saden des Glaubens, nicht der Disciplin, genehmigt und angenommen wären. Das 
freiburger Archiv ift angefüllt mit folhen Acten, namentlih aus den Jahren 1561, 1562. 
1564, 1568 und 1671. Alle andern katholiſch gebliebenen Staaten ver Schweiz hatten mit 
gerechter Vorficht, zur Bewahrung ihrer Souveränetät gegen jeden Andrang der Hierarchie, dat 
Nämliche erklärt. In mancher Beziehung fünnte das damalige Auftreten ver fonft ftarr katbe— 
lifhen Regierung heute noch ald Mufter dienen. 

Denn wie traulich der geiftlihe Arm fih auch anfangs mit dem weltlichen al& deſſen brüker- 
liche Stütze verbinden zu wollen ſchien, währte ver Friede doc nicht fange. Am fühnften ore: 
frehften trat Bifhof Strambino, ein piemonteſiſcher Graf, in Freiburg zur Ausdehnung feine 
geiftlihen Gewalt, Immunität und Jurisdiction auf. In beftändigen Händeln mit der Regie: 
rung, unterftügt vom päpſtlichen Nuntius, bewirkte er fogar (1677), um die Widerfpenitigfer 
der weltlihen Herren zu zähmen, daß von Rom aus Stadt und NRepublif Freiburg mit der 
Bannfluce des Heiligen Vaters bedroht wurde. Allein ver patricifche Senat jener Zeit lief hit 
nicht einfhüdhtern; er drohte feinerfeitd den geiftlihen Herren mit feinem meltliben Bann: 
und jeden, der ed wagen würde, Roms angedrobten Fluch zu vollitreden, auf der andern Seit 
mit Landesverweifung und Gonfiscation feines Vermögens zu züchtigen. Voll gleicher Würt: 
und Beharrlichkeit behauptete die Regierung in vieljährigem Kampfe ihr Recht und endigte ibe 
als Siegerin. Strambino entfernte fih aus dem Lande, und der römische Hof ließ ſich nad dem 
Tode diefes Mannes gefallen, nur Eingeborene, feine Fremden mehr, auf den biſchöflichen Stut! 
zu erheben. ”) 

Damit war dem Scheine nad) etwa, in der That nichts gewährt. Rom wählte zwar Ein 
heimische, doch aus diefen entweder die ihm Ergebenften oder die Schwächſten und für die Nur- 
tiatur Zeitfamften. Zudem hatte ed fhon einen weit vauerbaftern Anker feiner Macht in dieſe? 
Ländchen geworfen, um das Schifflein Petri im ftürmifchen Wogen ver Reformation bier nos 
aufrecht zu halten, wo ringdumber fhon Bern mit Wandtland, Genf und Neuenburg für der 


— ftaatsfluge römiſche Curie hatte das Recht der Biſchofswahl ſchon im Jahre 1560 an fit | 
gebracht. 


Freiburg 629 


römijhen Stuhl verloren waren. Durch DBermittelung des heiligen Karl Borromäus und der 
Nuntiatur war ed nämlich gelungen, dem damals in erfter Jugenpfraft reglamen Orden der 
Gejellihaft Jefu aud in der Hauptſtadt des Uechtlandes Aufnahme (11. Juli 1581) und blei- 
bende Anjievelung zu verihaffen. Freilich wagte die Geiftlichkeit ded Landes nad) den vorhin an— 
gegebenen entihiedenen Schritten und Siegen der weltlihen Obrigfeit nicht mehr offene Fehde. 
Die ftolze und argwöhniſche Politik des oligarchiſchen Vatriciates, deſſen Trotz jelbit den vom 
Vatican gejchleuderten Blig nicht gefürchtet hatte, gebot in den Bewegungen der Hierardie 
größere Behutjamfeit. Aber darum ward weder dad Ziel noch der Kampf aufgegeben, Regie: 
rung und Volk des Cantons allmählich, zur größern Ehre Gotted und zum Heile ver Kirche, ver 
Zeitung des geiftlihen Arms zu unterwerfen. An Mitteln fehlte es nicht ganz. Mehr denn 
100 Pfarreien und bei 120 Kaplaneien in dem Eleinen Lande, ſechs Klöfter der Eiftercienier, 
Kartäufer, Auguftiner, Brancidcaner, Kapuziner und Jeſuiten, ebenjo viele und ebenjo reich 
bevölferte Nonnenklöfter, dazu ein Gollegiattift, Dontfapitel und Biſchof genügten hinlänglich, 
alle Stände des Volkes im Gehorjam und Glauben zu erziehen. Die Schule (foweit von folder 
damals überhaupt nur die Nede fein fonnte), jevenialld eine Magd der Kirche, war für ſich 
allein ſchon geeignet, die gejanımte Bevölkerung, von der Kindheit bis zum Greifenalter, in 
Ehrfurcht vor dem heiligen Priefterftande und in Befolgung jeines Willend und Rathes zu 
bewahren und vor den Gefahren einer rebelliihen Aufklärung zu bebüten. Die Söhne der vor: 
nehmern Geichlechter empfingen Geiftesrichtung und Bildung in den Lehranſtalten der Jünger 
Loyola's, die Töchter in Frauenklöftern; die Kinder des Landmanns lieg man zum Heile der 
Seelen in glüdliher Unwiffenheit verbarren. Religiöje Fefttage, Procejiionen und Wallfahr: 
ten füllten mehr ald den dritten Theil des Jahres aus, ungerechnet den täglichen Beſuch kirch— 
licher Andachtsübungen und die Verpflihtungen der zahlreichen frommen Brüderjhaften. Auf 
folche Weiſe ward vie Raienwelt fait ebenjo viel mit gotteödienftlihen ald häuslichen Arbeiten 
beihäftigt. Unmiffenheit, VorurtHeil, Aberglauben des Alterthums wucherten freudig fort; 
dagegen geriethen die früherhin betriebenen zahlveihen Tuchwebereien und Gerbereien in 
gänzlihen Verfall. Man erblicdte im Canton Freiburg ein armed Volk neben einer reichen 
Geiftlichkeit und einem wohlbegüterten Patriciate. 

Das 18. Jahrhundert fand die Macht der Dligardhie und Hierarchie mit wohlverftandenen 
Intereffe im zarteften Gleihgewichte. Beide bewachten ſich dabei mit Eiferſucht; beide, ihrer 
gegenfeitig bedürftig, ſchloſſen ſfich im Gefühle der Nothwendigkeit freundſchaftlich aneinander, 
ohne die Neigung zu verlieren, bei Gelegenheit Vortheile übereinander zu erobern. Sobald 
ich das Gerücht von der Aufhebung des Jefuitenordend durch Papſt Clemens XIV. verbreitete, 
lieg die Regierung mit großer Gilfertigfeit fogleich alle Baarſchaften, Kapitalien, Schulobriefe, 
Silbergeſchirre, Apotheken, Bibliotheken, Gebäude und Güter des Ordens in Beichlag nehmen. 
Der Senat der Republik pflichtete auch der Bulle Ganganelli's „Dominus et redemptor 
noster’ förmlid (15. Sept. 1773) bei, doch ausdrücklich nur in Betreff jened Ordens und 
„inſofern die Bulle auf Glaubensſachen einfließen mag’. 

Das Licht, welches aus Wiffenfhaften und Künften, aus Handel und Induftrie immer 
mächtiger über das civilifirte Europa hinfteömte, fonnte inzwiſchen auch bei aller Wachſamkeit 
des Klerus und PBatriciated von den fchattenreihen Thälern Freiburgs nit ganz abgewehrt 
werben. Ein Theil der etwas gebildetern Volksklaſſen fing ſchon an zu leſen und zu denfen und 
ih Mittheilungen zu machen. Nicht nur die Bürger ver Hauptſtadt und alten Landſchaft fingen 
Nahforihungen an, wie die jogenannten heimlichen Bürger zu den Vorrechten, und die heim— 
lichen Bürger ihrerjeitö wieder, mie die adelihen Bürger zu Borzügen vor ihnen gelangt wären, 
jondern aud das Landvolk der unterthänigen VBogteien, unter Willfüren und Gelpfaugereien 
feufzend, erfannte, daß es vor Zeiten Rechte und Freiheiten bejeffen habe, deren es jegt auf 
unbekannte Weife verluftig geworden wäre. Wiederholt wandten fi endlid die Landleute in 
demuthövollen Bitten an die Huld ihrer Landesväter um Wiederherftellung der verlorenen alten 
Freiheiten. Gin fenntnißvoller Biedermann, Nic. Chanaur, aus den Dorfe La Tourde Treme, 
vereint mit andern gebildeten Männern, ward ihr Fürſprecher. Mit ſtolzem Unwillen wie die 
Regierung aber die arge Zumuthung der Unterthanen zurüd. Die Unzufriedenheit des Volkes 
wuchs und ward zum Aufftande gegen die Stadt. Dieje, unterflügt von Truppen des benad- 
barten Bern, dämpfte ven Aufruhr mit Lift und Waffengemalt (Mai 1781). Nic. Chanaur 
fiel durch Meuchelmörders Hand. Die Rache der Dligardie übte Strafrecht gegen Landleute 
wie gegen Bürger der Stabt, welche Beſchwerden erhoben hatten, milderte aber fpäterhin Flug 
genug die Laften jener und die Berinträchtigungen diejer. 
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Die Geiftlichfeit des Landes fah jenen ſtürmiſchen Bewegungen des Volkes ziemlich ſchweig⸗ 
ſam zu. Weil ſie ſelbſt unangefochten blieb, konnte ihr eine kleine Demüthigung des Patriciates 
vielleicht ſogar gelegen erfheinen. Aber ſchon 17 Jahre jpäter, als der morſche Ban der alten 
ſchweizeriſchen Cidgenoflenjhaft unter ven Bajonneten der franzöftihen Republikaner zuſam— 
menbrach (1798), hatten auch die geiftlihen Herren für ſich jelbft alles zu fürdten. Zwar ver 
innere Zufammenhang der Hierarchie und ihre Autorität im Volke waren nod ftarf genua, alle 
Staatdverwandelungen des Landes während der Nevolutionsjahre zu überleben, aber es ging 
aus diefen ein anderer, ein gefährlicherer Feind für die geiftliche Gewalt hervor. Im milden 
Drange politifcher Ereigniffe wurde au die Druderpreffe entfeffelt und mehr ald ein Mund 
entiiegelt, welcher bisher ſtumm zu bleiben gezwungen war. Es verbreitete fihdamit eine Mar 
vorher unbekannter Anſichten und Ideen dur das Volk. Mehr ald ein Vorurtheil verſchwand, 
mehr als ein Misbrauch jtand enthüllt, mehr als ein Aberglaube entlarvte ſich. Volksbildung 
ift Volksbefreiung vom leiblihen und geiftigen Sklaventhume. 

Sobald nah Herftellung der VBermittelungsacte der innere Frieden der Schweiz geſfichen 
war (1803), beeilte jih der freiburgifche Klerus, den Gefahren entgegenzuarbeiten, welde durd 
die bisherige Denffreiheit heranzudringen drobten. Das PBarriciat, obgleih geftürzt, doch die 
Hoffnung nicht aufgebend, einft wieder auferftehen zu können, klammerte ſich hülfedurfiig ar 
der alten Bundesgenofiin feft. Anfangs zwar wagte niemand, der aus den Stürmen der Revo: 
lution bervorgegangenen neuen Geftaltung offen entgegenzuarbeiten. In der Regierung und 
Gefeggebung Freiburgs wirkten, wenn auch vielfeitig gehemmt, einzelne hellinnige Männer, 
andere im Wolfe, jelbft Geiftlihe. Unter legtern war befonders der wahrhaft ebrwürdige 
Franciscanermönd Gregor Girard nad dem Beifpiele Peſtalozzi's und Fellenderg'® um Ber: 
befferung des Schulweſens großartig bemüht. 

Bevor jedoh der Same des Beflern überall auggeftreut werben und, wenn er nicht von der 
Priefterpartei zertreten war, zum Anfeimen gelangen fonnte, erfchien 1814 die fogenannte 
Reſtaurationszeit. Wie in andern Cantonen bemädtigte fih, nah Vernichtung der Vermitte- 
lungsurkunde, aud zu Breiburg die Ariftofratie jogleih wieder, revolutionär, unter dem Bei: 
ftande fremder Diplomaten, der höchſten Gemalt und ftellte die vormalige Ordnung der Dinge. 
wenn aud in mildern Formen gleigend, wieder ber. Der Klerus, im Namen der Religion, be: 
dazu feine beim Wolfe viel geltende Hand. Er hatte von der Dankbarkeit oder Furcht des Pa— 
trieiates alles zu hoffen. Schritt für Schritt wurden von nun an die alten Bräucde und Mis- 
bräuche, Rechte und Vorrechte zurückgeführt. Die römifhe Curie nahm durch den Nuntix! 
ihre alte Hoheit wieder an jih. Die weltliche Obrigfeit, unter Beiſtand, Schug und Bilege ve 
Kirche, fhien fortan der geiftlihen Macht und ihrer Leitung anheimgefallen zu jein, die Arifte- 
fratie nur getreue Vollſtreckerin des hierarchiſchen Willens werden zu follen. Unter vem Bor: 
wande, hriftlihe Volkserziehung zu befördern, oder, wie e8 heißt, „eine Art von Zuchtanftel 
und Grziehungsinftitut‘‘ zu bilden, wurde die Gongregation der Liguorianer oder Nedempteri 
ften in Freiburg aufgenommen (1818). Einzelne Männer des Vaterlandes marnten im geies 
gebenden Nathe ganz vergebens, mie bedenklich es fei, einen bisher unbefannten, in eine: 
fernen Gegend entjtandenen, aus lauter Fremden beſtehenden geiftlihen Verein ind Land einzu— 
führen. Man ging weiter. Man gab dem Orten der Geſellſchaft Jeſu, welchen Bapft Vius V. 
im Reftaurationsjahre ebenfalls wiederbelebt Hatte, die ehemaligen Beiigungen zurüd. Binnes 
zehn Jahren wuchs derfelbe an Kraft und Einfluß im Ganton Freiburg mehr denn je zuvor. Au! 
der katholiſchen Schweiz, aus Deutfhland und Frankreich ſtrömten dem Collegium der Jefuiter 
zahlreiche Schüler zu. Man zählte derfelben 506 im Jahre 1830. Hinwieder wurden Männet 
wie der edle Girard zurückgedrängt oder verfolgt. Diefer jelbft verließ ven Canton. Seine inter: 
richtsweiſe ward unterfagt, die Schule wieder, was fie gewefen, eine Magd der Kirche, Rel:- 
gion, laut bobeitliher Verordnung vom Jahre 1823, Hauptgegenftand des Schulunterridts. 
bei welchem die Lehrbücher ver Genehmigung des Biſchofs unterworfen werden mußten. Xi: 
einst bei Verfteigerung des Nachlaſſes des Pfarrers zu Matran unter deſſen Büchern auf 
Rouſſeau's und Voltaire's Schriften gefunden wurden, mußten fie auf Befehl des Staattrait: 
verbrammt werden, 

Das Volt, kirchlich treu, ließ ſich wol die meihe Leitung von feiner Prieſterſchaft gefallen 
Es opferte willig feine Gabe auf dem Altare. Aber nicht fo gelaffen ertrug es den Werluft der 
ihm durch die Reftauration entriffenen Rechte und Freiheiten und das ſtolze Wiedererſcheinen 
des Patrictertbums. Zahlreicher aus wenigftens vergleichsweiſe beſſern Schulen hervorgetre 
tene junge Münner verbreiteten im ftillen doch ein ſchwaches, der Hierarchie und Ariſtokratie 
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immerhin gefährliches Licht. Ja fie bildeten fogar im gefeßgebenden Rathe gegen beide eine 
wern auch ſchwache, doch die Entwürfe beider oft zerftörende Opposition. Im Kampfe diefer 
Varteien erihien das Jahr 1830. Die Mehrheit der fchweizeriichen Wölkerfhaften verwarf Die 
ihnen im Jabre 1814 aufgedrungenen Verfaflungen und rief ihre ehemaligen Rechte wieder 
ind Leben. Auch der Kanton Freiburg geftaltete ſich ſtürmiſch und vafch in demokratiſcher Form 
aus. Das Volf übte feine Souveränetät fortan durch felbftgewählte Stellvertreter, gebot Ver: 
nichtung aller Borrechte der Geburt, der Ortichaften und Familien, Abſchaffung der Tortur, 
Loskäuflichkeit dev Feudallaſten, Freiheit ver Preſſe, Necht der Petition für jedermann und 
Trennung der Gewalten. 

Ohne Widerftand, ohne Schuß fiel die Ariftofratie abermals in ihr Nichts zurück. Das 
Vrieſterthum, anfangs für ſich jelbft im Schreden, ließ das ſchwache Patriciat fallen. Es erin: 
nerte ſich zeitig genug, daß der neue Souverän felbit, nämlid das Volk, nur Unterthan der 
Kirche fei, Daß er von der Geiftlichfeit erzogen, unterrichtet, berathen und geführt werden müſſe, 
daß die Hierarchie in demofratiihen Staatöleben höherer Gewalt fähig fei ald irgend unter 
dem Scepter eines faatöflugen Monarchen oder unter dem Argwohne einer eiferfüchtigen Oli— 
garhie; daß ed dem Priefter in jeder Gemeinde unſchwer fei, die vom Volke abhängigen Wah: 
len der Vorſteher und Gejeggeber auf Männer nad dem Herzen des Klerus zu lenfen und die 
Gegner geiftliher Hoheit durch Verdächtigung ihres Glaubens von allem Einfluffe zu entfernen. 
Sp ſchloß ich ſtaatsklug die hierarchiiche Partei ohne Zögern der Demokratie an und irrte ſich 
in ihren Berechnungen nicht ganz. Nah H. Zſchokke. 

Freiburg ſeit 1830. Die bedeutende Bewegung von 1830 hatte auch Freiburg in die 
Reihe der regenerirten Cantone gedrängt, aber die Wirkungen der ſolange waltenden Verdum— 
mungspolitik, beſonders von ſeiten des Jeſuitismus, waren nicht fo raſch auszutilgen. Zunächſt 
batte eine gemäßigt liberale Partei für einige Zeit das Übergewicht erlangt. Es geſchah einiges 
zur Erleichterung des Verkehrs (Herſtellung beſſerer Straßen) und für das Unterrichtsweſen 
Allein {bon im Jahre 1837 hatte die ultramontane Partei wieder die entfhiedenfte übermacht, 
und fie benugte diefelbe nuu in immer fleigendem Maße. Bergebens kämpfte anfangs nod eine 
ſchwache Oppofition gegen das reactionäre Treiben. Die Jefuiten, in Verbindung mit den durch 
fie emporgehobenen und gehaltenen weltlichen und geiftlihen Beamten, wirkten immer unge: 
iheuter und offener auf das Zuftandebringen und die Durhführung der Plane des Sonderbundes. 
Kreiburg ward, nächſt Luzern, das Haupt diejed Sonderbunded. ‚Die Bewohner des proteftan- 
tiichen Bezirks Murten mendeten ſich mit Beichmerden, hauptſächlich megen confejlioneller 
Beeinträdtigung, anden Großen Rath des Gantong, fie begehrten aud ven Rücktritt des Staates 
vom Sonderbunde. Als diefer Schritt vergeblich blieb, riefen fie (1846) die Hülfe der eidgenöſ— 
ſiſchen Tagſatzung an. Bei der gedachten Verfammlung fam indeß vorerft noch nicht ein gül— 
tiger Beihlup zu Stande. Gleih erfolglos blieb eine neue Beichwerbeadreffe einer Volksver— 
jammlung in Murten an den Großen Rath. In diefer warb unter anderm auch Rehnungsab- 
lage von feiten des Staatsraths über dad Staatövermögen, dann gleihmäßige Beſteuerung des 
Privatvermögend und Einführung des öffentlichen flatt des heimlichen Strafverfahrens gefor- 
dert. Das erfte diejer Verlangen mar um fo augenfheinlicher begründet, ald die Staatsaus— 
gaben, noch im Jahre 1837 nicht viel über 350000 Fr. betragend, 1846 bereitd mehr als 
532000 Fr. alte Währung erforderten. Alles umfonft. Ein Aufſtandöverſuch in Murten ward 
unterbrüdt, und der Ultramontanidmus ging nun um jo heftiger auf den eingefchlagenen Bab- 
nen jeinem Ziele entgegen. 

Es erfolgte der Sonderbundskrieg. (S. Schweiz. ) Der eidgenöffiihe Obergeneral Dufour 
begann jeinen Angriff auf das von den übrigen Sonderbundsdcantonen getrennt gelegene Frei: 
burg, und zwar mit bedeutender militärifcher Ubermacht. Nach einem nicht jehr bedeutenden 
Kampfe ftanden vie eidgendffiihen Truppen vor der Hauptſtadt. Am 16. Nov. 1847 unter- 
warf fidh viefelbe. Der ſonderbündleriſche Staatsrarh hatte ſich aufgelöft ; eine Anzahl Jeſuiten, 
die Race der im ganzen liberalen Stadtbewohner fürchtend, flüchteten unter den Schug der 
eidgenöſſiſchen Truppen. Am 16. Nov. ward durch eine Volfsverfammlung eine proviforifhe 
Regierung erwählt. Der nun herrihenden Strömung entiprechend, fielen aud) die neuen Wah— 
len in ven Großen Rath meiftend freifinnig aus. 

Die neue Landeövertretung (Örofer Ratb) ergriff Mafregeln gegen die Jefuiten. Sie faßte 
eine neue Verfafſungsurkunde ab (4. März 1848), legte dieſelbe aber, offenbar im Hinblid auf 
die in der Mehrzahl herrſchende ultramontane Stimmung, dem Volke nicht zur ausprüdlichen 
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Genehmigung vor, jondern jorgte vielmehr, daß neun Jahre lang feine weſentliche Veränderung 
vorgenommen werden fönne. 

Unglüdlicherweife vrängten Binanzverlegenheiten. Der Sonderbund und deſſen Niederlage 
hatten zu ungewöhnlichen Ausgaben geführt. Es wurden 1,600000 Er. Kriegsfoften ausge: 
ſchrieben und allerdings nicht ohne Willkür den Hauptanhängern des Sonverbundes auferlegt. 
Dies brachte die durch den ultramontanen Klerus ununterbroden angeftadhelte Bauernbevölte- 
rung zum Aufitande. Am 23. Det. 1848 zogen gegen 2000 Landleute, Geiftlihe an ibrer 
Spige, gegen die ziemlich liberale Hauptftadt. Mit Hülfe der berner und waadtländer Milizen 
erfolgte indeß rafche Unterbrüdung der Erhebung. In dem Bifhof Marilley erfannte man den 
Hauptanftifter. Er warb verhaftet, über die Grenze gebracht und ihm die Nüdfehr in das Land 
verboten. Die Liberalen, der herrihenden Stimmung wohl bewußt, ſuchten diefelbe zu verjöb: 
nen. Noch vor dem Schluffe des Jahres (December 1848) erfolgte Niederſchlagung der flraftedit- 
lihen Verfolgung wegen der Octoberereigniffe, Verminderung der Kriegäfteuer um 200000 Fr 
und Berwandelung des Reftes verjelben in eine gezwungene Anleihe, deren Betrag nad zwanzig 
Jahren zurücdbezahlt werden jollte. Doch dies genügte nit. Marilley ſchleuderte vom Ausland 
(Frankreich) her ein Interdiet über den Ganton. Auf Beſchwerden bei der eidgenöſſiſchen Bun— 
desverfammlung wurden im Mai 1850 eidgenöfjishe Commiſſarien nah Freiburg geſendet, 
um zwifchen der Regierung und den Anlebenzahlenden zu vermitteln. Cine Petition von angeb: 
lid 14000 Freiburgern ward von den Bundesbehörden abgewieſen; eine Proclamation des 
Bundesratbs an das Volk von Freiburg blieb ohne Eindruck. Es folgten Aufftände auf Auf: 
ftände. Der vom October 1850 blieb eigentlich fogleich ein erfolglofer Putſch. Gefährliher mar 
jener vom 22. März 1851, unter Carrard's Leitung. Die Stadt warb überrumpelt; doch raſch 
fammelten ih Bürgerwehr und Gensdarmen und ſchlugen die Bewegung nieder. 

Unter ſolchen Verhältniſſen war e8 der freifinnigen Regierung geradezu unmöglich gemacht, 
eine allfeitige Wirkſamkeit in Förderung ver Volfdintereffen mit Erfolg zu entfalten. Obmel 
aber zu einem ununterbrodenen Kampfe um ihre Eriftenz genöthigt, leiftete jie doch, was ſich ın 
ihrer unfihern Lage und mit den ihr zu Gebote ftehenden höchſt beſchränkten Geldmitteln thun 
ließ. Im April 1851 trat das Schwurgericht ind Leben. Der Salzpreis ward um zehn Gentimes 
für das Pfund herabgejegt. Die Uhrmaderinduftrie fand namentlich im Bezirt Murten eini: 
gen Gingang. Auch war es nicht unweſentlich, daß, Gebrauch machend von der Beftimmung dir 
Bundesverfaflung über freie Niederlaffung, eine Anzahl Waadtländer ſich in den katholiſces 
Landestheilen anfiedelten. 

Trog alledem dauerten die ultramontanen Aufwiegelungen fort. Benugend das durch die 
Bundedverfaffung garantirte freie Berfammlungsreht, hielt man am 24. Mai 1852 ein 
Bolköverfammlung zu Poſieux ab, die angeblich von 16000 Perſonen befuht war. Im eine 
Petition an die Bundesverfammlung wurde begehrt, daß die freiburger Gantonalverfailung 
von 1848 der allgemeinen Volksabſtimmung unterftellt werden müſſe, wie ſolches die eidgenoͤſ 
ſiſche Bundesverfaflung jelbft ausprüdlich vorſchreibe. Diejes Verlangen wurde zurüdgemieirn. 
da die erwähnte Beftimmung nur für neue Verfaffungen gelte, vie beſtehende aber auf 10 Jabı 
vom Bunde garantirt fei. Dagegen erfolgte von der Bundesverfammlung das Erlaſſen dae 
fogenannten Sonderbundsſchuld, d. h. Niederſchlagen derjenigen Forderung, welche die Ei: 

‚genoffenihaft aus Veranlaffung des Sonderbundskriegs an die Sonderbundscantone anzu: 
iprechen hatte. 

Am 21. April 1853 kam es zu einem neuen Aufftande unter Oberft Berrier. Es war hi 
ſechste Erhebung, gegen welche ſich die Freiburger Regierung innerhalb fünf Jahren zu vertbei 
digen hatte! Jetzt ſetzte fie ein Kriegsgericht ein. Der Bundesrath aber cajjirte dieſes, me 
niemand feinem verfaffungdmäßigen Richter entzogen werden dürfe. Doch war bie ultramen 
tane Partei nun dahin gebracht, die nicht mehr jehr lange Zeit abzuwarten, nach deren Abflufid 
der herrſchende Volkswille in allen Beziehungen im Sinne des Ultramontanismus werde gelten? 
machen fönnen. 

Indeß trat ein früher nicht geahnter Umftand ins Leben, der die Parteiftellungen weni 
ftend etwas modifleirte und milberte. Es war die Frage wegen der Gifenbahnanlage. Es galı, 
dazu zu gelangen, daß die fogenannte Dronbahn bergeftellt würde, ein Schienenweg, der Bern 
mit Laufanne verbindend den Ganton Freiburg in größter Ausdehnung durchziehe. Im Novem: 
ber 1855 beichloß der Große Rath eine Staatöbetheiligung, und gleichzeitig fand auch eine Bu: 
jion der Barteien wenigftens bezüglich diefer Angelegenheit ftatt. Selbft dem Biſchofe Mariln 
ward die Rückkehr geftattet, gegen Anerkennung der Bundes: und der Gantonalverfaflung- 
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Im December 1856 erfolgte dann die vollſtändige Neuwahl des Großen Rathes. Trotz 
allem was vorangegangen, wurden 55 Conſervative gegen nur 5 Liberale und 4 Radicale 
gewählt. Am 13. Jan. 1857 beſchloß der Große Rath Abänderung der Verfaffung (in reactio= 
närem Sinne). Die Revijion wurde im Mai dem Gefammtvolfe zur Genehmigung vorgelegt 
und von demfelben mit großer Mehrheit angenommen. 

Alle an den ultramontanen Vutſchen Betheiligten erhielten nun Amneftie. Mehrere aufge: 
bobene Klöfter wurden wieverhergeftellt, die Novizenaufnahme jofort überall wieder geftattet 
und jeder Kloftergutöverfauf ſiſtirt. Selbft ven Jeſuiten gab man das confiscirte Eigenthum 
zurüd. Das Schulwefen ward reorganifirt und neuerdings ganz in die Hände der Geifllichkeit 
gelegt. Dem namentlih in der Kauptitadi unzufriedenen freiern Geifte gegenüber verfuhr 
man theils chicanös, theild geradezu gewaltfam, namentlich auch in der erften Hälfte des 
Jahres 1858. 

Unterdejlen ſcheint es die herrſchende Partei doch mehr gerathen gefunden zu haben, ein 
grelles Auftreten wenigſtens injoweit zu vermeiden, als jie ih ohne ſolches im Befige der Macht 
erhalten fann. Eine directe Verlegung allgemeiner eidgenöſſiſcher Volksrechte wagt man nicht, 
weil der Bund dann einjchreiten würde. 

Dazu trägt ohne Zweifel der Umſtand mejentlich bei, daß die Eifenbahnfrage jeden andern 
Streitpunft mehr in den Hintergrund drängt. Es hat ſich ergeben, daß die Oronbahngefellihaft 
aus ih nit im Stande ift, den gedachten Schienenmweg mit den ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln 
berzuftellen. Im Juni 1860 ward deswegen der Große Rath von Freiburg außerordentlicher— 
weije verjammelt und ihm eine ungewöhnliche Anftrengung des Landes angeionnen. Aus dem 
ausführlien Berichte des Staatsraths ergibt ih, daf der Gefammtvoranichlag für jenen 
Schienenweg 26 Mill. Fr. betrug; hiervon feien etwas mehr ald 12 Mill. Fr. verwendet, dar: 
unter aber nahezu 3"/, Mill. Fr. noch nicht bezahlt; Privarbetheiligte Hätten zwar noch beinahe 
2%, Mill. Sr. auf ihre Actien einzuzahlen, allein man wage bei der vorausſichtlichen Erfolg: 
lofigfeit nit das Geld einzufordern. Jeder Verſuch der Geſellſchaft, ein Anlehen aufzuneh: 
men, jei gefcheitert. So ergebe jich denn die Unabwendbarkeit einer Kalliterflärung, wenn in 
diejer für das Land jo wichtigen Angelegenheit der Ganton nicht zu Gunften der vertrauendlofen 
Gejellihaft feinen Credit einfege. 

Nach jehr langen Verhandlungen, bei welden die alte politiihe Parteiftellung ganz ver: 
ſchwand, genehmigte fhlieplid der Große Rath, jedoch nur mit äußerft geringer Majorität, die 
geftellten Anträge. Demzufolge nimmt der Ganton ein Anlehen von 16 Mill, Fr. gegen hypo— 
thefarifche Verjhreibung der ganzen Eifenbahnlinie auf, wogegen der Staat von feiner frü- 
bern Actienbetheiligung, 2,400000 Fr. betragend, entlaftet werden joll. 

So widhtig die neue Anlage für den in ver Eultur nod weit zurückſtehenden Ganton ift, jo be: 
ſtehen doch äußerſt bedeutende Bedenken über die wahrſcheinlichen finanziellen Folgen des gefaß— 
ten Beichluffes. Man bezweifelt, ob die genehmigten 16 Mill. Br. ausreichen, und fürdtet nod 
mehr die Nichtrentabilität der allerdings keineswegs auf natürliche Weife ind Leben gerufenen 
Bahn. Welde Bedeutung ed aber für die Bevölferung haben würde, wenn die Kapitalzinjen 
dur Steuern aufgebracht werden müßten, mag man danach ermeflen, daß das ganze unmittel- 
bare Vermögen des Gantons nur zu 6,400000 Br. veranjdlagt iſt, worauf bereitd 3,400000 
Schulden haften. Auch war der Staatsbedarf jhon im Budget für 1857 auf 1,168800 Fr. 
feftgeiegt. 

—* ſei noch erwähnt, daß dem verdienten Pater Girard im Jahre 1860 in der 
Stadt Freiburg ein beſcheidenes Denkmal errichtet wurde, freilich großentheils vermittelſt von 
auswãrts geſteuerter Beiträge. G. F. Kolb. 

Bee Breigeborener, ſ.Adel. j 

eie Städte, Unter viefem Worte verfteht man eigentlih Städte, die einer fremden 
Regierungshoheit nicht unterworfen find. Es ift alfo daſſelbe, was man auch duch fouveräne 
Städte ausdrücken könnte. Bekanntlich wollten auf dem Wiener Congreſſe ſterreich und 
Preußen das fremde Wort jouverän ausſchließen. Sie jhlugen auch für die fürftlihe Gewalt 
deutiche Worte, Landeshoheit u. f. w. vor. Aber Baiern und Würtemberg beftanden auf dem 
Wort der Verträge: Souverän. Bei den Städten verlangte niemand das fremde Wort. Und 
in der That jind die vier Freien Städte Deutfhlands: Frankfurt, Hamburg, Kübel, Bremen, 
in allen Beziehungen den jouveränen Staaten Deutſchlands in den Landesgeſetzen ganz gleich— 
geftellt. Nur wird auch bei jo Eleinen Staaten, die nur aus einer einzigen Stadt beftehen, der 
Natur der Sache nad) oder wegen befonderer Verhältniſſe, wie z. B. beider ehemald Freien Stadt 
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Krakau, die Souveränetät oft große Beihränfungen haben. In Deutihland hatten befanntlic 
viele Städte infofern den Namen Freie Städte des Reichs, als fie der Landeshoheit rines 
deutihen Neihsftandes nicht unterworfen waren, fondern wie diefe unmittelbar unter dem Reid 
ftanden und einer fogenannten halben Souveränetät genoffen. Diefe Freien Reichsſtädte int 
feit den franzöſiſchen Revolutiondfriegen alle bis auf die vier obengenannten verſchwunden. 
Dieſe legtern werden in befondern Artikeln abgebanvelt. MWelder. 

Freigeift. Wer, ungebunvden durch Vorurtheile, unzugänglic der Beftehung des jelbtt- 
eigenen Urtheild durh Autorität, Blendwerk oder Verführung, nur mit eigener eingeborener 
Denffraft die Welt der Eriheinungen und der Ideen betrachtet und würdigt, der ifl ein freier 
Geift und fteht jomit auf einer die Maffen überragenden Stufe der Menſchheit. Ihm gebühr: 
nad der Anerkennung der Verftändigen, auch wenn er irrt, die Achtung der Wohlgeiinnten 
und für feine geiftige Mittheilung volle Freiheit. Cine minder ſchöne Bedeutung bat dad ähn— 
lich Flingende Wort Freigeift. Inter diefem verfteht man denjenigen, welder ohne allen religiö- 
fen Glauben, mindeftens ohne allen pofitiven Kirhenglauben, von Gott und göttlichen Dingen 
nur hält, was ihm gut bünft, oder gar die Wegwerfung alles Glaubens an die den Menihen 
fonft heiligen Ideen, felbft ohne tiefere Prüfung, aus bloßem Leichtſinne oder aus Vermeſſenbeit 
ih erlaubt oder wol gar eitel zur Schau trägt. Bon folder unglüdlihen Sinnesart gibt es 
freilid gar manderlei Abftufungen, und je nah dem Umfange oder der Innigkeit des von dem 
einen oder dem andern gebegten eigenen Glaubens, oder auch nad feinem wahren oder gebeu: 
helten Gifer wird er mit der Benennung Freigeift freigebiger oder karger fein. Gewößnlid 
wird damit feiten® der Zeloten und feitens der unaufgeflärten Maſſe der Stab der gleichen 
Verwerfung gebrochen über Atheiften und Deiften, NRationaliften und Materialiften, furz über 
alle, die in Sachen der Religion zu denfen ſich erlauben oder firdliche Glaubendfäge der pbilo: 
jophifhen Prüfung zu unterwerfen oder mit der philofophifhen Erfenntnig in Einklang zu 
jegen ſuchen. Hiervon enthält die Geſchichte leider die mannihfaltigften und niederſchlagendſten 
Beifpiele. 

Freilih wäre es ein Unglück, wenn die Freigeifterei, im fchlimmen Sinne diefes Wortes, 
bei einem Volke überhand nähme, meil Religiofität eine unentbehrliche Stüge der Volfsmoral 
und des gejeglihen Rechtszuſtandes ift. Es ift aber feine Gefahr, daß ſolches gefchehe, wofern 
der pofitive Eultus von Albernheiten und grobem Truge frei erhalten und überhaupt den Ber: 
ftändigen gejtattet ift, gegen kirchliche Misbräuche und abergläubige Dictate mit freier Rebe zu 
Felde zu ziehen. Alsdann nämlich wird der dem menſchlichen Gemüthe von Natur tief einge: 
pflanzte Gottesglaube nicht leicht jich verdrängen laflen durch den gleich frivolen mie troftloien 
Unglauben. Nur der triumpbirend einhergebende Aberglaube, nur der freche Firchlüche Trug 
und Verfolgungsgeift rufen auf dem Wege der Neaction den Unglauben herbei, weil es für der. 
Denkenden jedenfalls leichter ift, nich8 zu glauben, als alles zu glauben. 

Hierdurch ift der einzig gute und gerechte Weg, der Freigeifterei mit Erfolg entgegen: 
treten, angedeutet. Er ift der ver Volfdaufflärung und der Lehrfreiheit. Mit Gewalt wird bier 
nichts ausgerichtet, und jede Gemwaltausübung in der geiftigen oder Denfipbäre ift ohnebin der 
Vernunft miderftreitend und verdammenswerth. Mieweit übrigens die Grenzen ver von vem 
Freigeifte mit Recht anzufprechenden Freiheit gehen, haben wir in dem Art. Duldung aut: 
einandergeſetzt. Rotted. 

Freihäfen. Die Entftehung und die Bedeutung der Freibäfen ſteht im engften Zufem: 
menhange mit der Handelsgeſchichte der legten Jabrbunderte. Die Freihäfen waren ein Pri: 
vileg inmitten vieler andern Privilegien, eine künftlihe Veranſtaltung inmitten eines durd- 
weg gefünftelten Zuftandes. Die Freihäfen als rechtlicher, nicht als factiiher Zuftand ſind nat: 
geborene Kinder des Colbertismus oder Mercantilismus. 

Man verfteht unter Freihäfen ſolche an einer Küfte oder anı Meere belegene Handelspläze 
bie im Gegenfag zum Hinterlande ganz oder theilweiſe frei find von allen oder doch den merften 
Zollabgaben und ähnlichen Handelsbeläftigungen. 

Im Mittelalter machten ſich die Freibäfen von ſelbſt; mer die Gewalt dazu hatte, unt Ein- 
fiht genug bejaß, um zu erfennen, daß die größte Freibeit des Verkehrs auch der größte Vortbeil 
fei, der errichtete zwar nicht Freibäfen, fondern lie bei jih einen Zuftand entfteben, der dem, mas 
wir Freihäfen nennen, nahezu entſprach. Die großen Hanveldemporien Venedig, Genua, Flo: 
renz u. a. waren in ihrer Art Freibäfen. Das Gedeiben dieſer Pläge berubte nicht bled au’ 
dem eigenen Unternebmungegeift, fondern aud auf der Gaftlichfeit, die fie vem Handel und Ver— 
ehr aller Nationen boten. 
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Der Mercantilismus wurde erfunden, das Syftem nämlich, durch Handelsbeſchränkungen 
verſchiedener Art den öffentlihen Wohlftand eines Landes heben zu wollen. Praftifh wurde 
dies Syſtem vorzugsmeife dadurch ausgeübt, daß man gemiffe Ein= oder Ausfuhrgegenftände 
nit hoben Zöllen belaftete oder gänzlich ausſchloß, oder daß man nur qualificirte Erſchwerun— 
gen oder Verbote nah Ort und Art der Ein- und Ausfuhr, alſo nah und von einem beſtimm— 
ten Lande, auf den Schiffen gewifler Nationalen u. f. w. einführte. Man befürchtete vom freien 
Verkehr vielerlei, vor allem, daß er das haare Geld außer Landes ſchleppe, daß er die Induſtrie— 
gebeimnifle eines Landes verrathe, daß er dad Gleihgewicht ver Einnahmen und Ausgaben der 
Bevölkerung eines Landes zerftöre, daß er zu Lurusausgaben veranlaffen und fo ein Gebiet 
politifch und fittlih verfommen laflen werde. Die moderne Schugzolltheorie ift in Wirklichkeit 
nur ein nad) den Anſchauungen und den vermeintlichen Bedürfniſſen unjerer Zeit zurecht ges 
legter Mercantilismus. Spielt doch felbft ver Gedanke, daß das Geld nicht in zu großen Sum: 
men außer Landes gebe, in den Aufftellungen ver Schugzöllner feine unwefentlihe Rolle, 
während dagegen ein Gebanfe, den die frühere Zeit mindeftens in demfelben Umfang nicht 
fannte, der des Induftriefhuges, mehr in den Vordergrund geihoben wurde. Zwifchen dem 
frübern Mercantilismus und der modernen Schußzolltheorie befteht weſentlich nur der Unterſchied, 
daß der erfte vor allem eine ziemlich unfihere Routine war, während der Schußzoll zu einem 
Syſtem erhoben werden follte. Ziemlich auf demfelben Boden beruht der Unterſchied ver Bes 
griffe, nah melden man in früherer und in jegiger Zeit an die Errichtung von Freihäfen ging. 

Bei allem Handelszwang, unter welhem Namen immer er ausgeführt oder bezweckt wurde, 
fonnte man fi niemals ver Wahrnehmung verfäliegen, daß ein gewinnreiher Handeläverfehr 
nur auf Grundlage einer freiern Bewegung möglich fei. Auch das ergab eine nähere Beobady: 
tung, daß ſolche Lücken im einmal auferlegten Zwange auch die daraus entjtandenen Verkehrs: 
lüden und zwar auch zum Wohle ves Ganzen einigermaßen auszufüllen geeignet wären. Es war 
dies in frühern Zeiten bei dem Mangel an guten Verfehröwegen und ver großen Langfamfeit 
des ganzen Verkehrs unjtreitig von viel größerer Bedeutung, ald heutzutage davon die Rede 
fein £önnte. Der eigentliche internationale Verkehr fonnte damals nur über wenige bevorzugte 
Punkte gehen. Die natürlihen Handeldemporien, am Ausfluffe großer Ströme oder fonftwie 
ald Mittelpunfte verfchiedener Verkehrskreiſe belegen, bewirften nur in einer Allmählichkeit, 
die wir in unfern Tagen faum faffen würden, den Austauſch der durch fie vermittelten Producte, 
wobei ſie ſelbſt natürlich die größten Vortheile hatten. Hin und wieder famen dann hiftoriiche 
Privilegien hinzu, namentlich in Deutfchland nnd in einzelnen ver Ditjeegebiete, die vom Deut: 
ſchen Reiche losgerifien waren. So fonnte man den Reft ver Hanfeftädte im vorigen Jahrhun- 
derte ald Freihäfen des Deutſchen Reichs betrachten, obgleich ſie dieſen Namen nicht trugen, fo 
das obgleich der polnischen Herrichaft unterworfene, dennoch deutiche Danzig. 

Die Wahrnehmung des reihen Gedeihens diefer und anderer mehr oder minder handels— 
freien Hafenpläße erweckte denn hier und da bei Regierungen ven Wunſch, durch künſtliche Ver: 
anflaltungen mitten im bunten Gewirre von Verkehrszwang aller Art das zu Ihaffen, was dort 
dur die Natur der Dinge von jelbft gegeben war. So verſuchte die preußiſche Negierung der 
Stadt Emden viele der Vortheile eines Freihafens zu fihern, indem fie noch Privilegien mander: 
lei Art Hinzufügte, die anderdwohin den Charakter des. Handelszwangs wiederum an ſich trugen. 
Ähnliche Vortheile gewährte die franzöſiſche Regierung einzelnen franzöftihen Häfen, und 
ebenſo wurde, jedoch nur fehr vereinzelt, das ſtrenge Colonialſyſtem der Portugieſen und Spa⸗ 
nier durch Begünſtigungen einzelner Plätze durchbrochen. Dagegen war in England ſelbſt von 
eigentlihen Freibäfen niemals die Rede und ſpäter auch nicht inden nordamerikaniſchen Freiftaaten. 

Nach ver großen Länderabrunduug am Schluffe der Napoleonifhen Epoche blieben als wid): 
tige Breihäfen eigentlich nur noch übrig Marfeille und Livorno am Mittelländifhen Meere durch 
gefeglihe Privilegien ihrer Regierungen uud die drei Hanfeftädte im deutſchen Norben durch 
die Lage der. Dinge. Marfeille hat fein Freihafenprivilegium wenige Jahre darauf und zwar 
fehr gern wieder verloren, Livorno ift feitdem ein Freihafen geblieben und vermittelt in dieſer 
Eigenfhaft einen großen Theil des mittelitalienifchen Verkehrs, Trieſt wurde fpäter zu einem 
folhen erhoben und die drei Hanfeftädte bilden drei ſelbſtändige Handelsgebiete, die ſich im 
weientlichen als Freihäfen conftituirt haben. Bon diefen drei Häfen fann Hamburg noch am 
wenigſten auf dies Prädicat Anfprud machen und zwar nicht gerade durd eigene Schuld, da 
die boben Zölle auf der Ober- und Ulnterelbe nichts weniger als einen freien Zutritt nah Ham: 
burggewähren, ja der Staverzoll jeit einigen Jahren als Differentialzoll zu Gunſten der directen 
barburger Seeihiffahrt gegen Hamburg von der hannoveriihen Regierung audgebeutet wird. 
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Man ſieht, die Freihäfen haben in der Handelsgeſchichte ver Völker feine jonderlige Noll: 
gejpielt, und fiewerben es wahrſcheinlich in Zufunft noch weniger. Die englifhe Handeläpelitif, 
deren Zollfäge ohnehin nur auf Großbritannien und Irland berechnet waren, ſodaß jeit Aui- 
hebung der frühern ftrengen Schiffahrtögejeggebung die Golonialhäfen von jelbft freiern Rau 
erhielten, bedarf feiner Freihäfen mehr; die franzöjifche Handeldgejeggebung ift nicht vanıs 
geartet, um fie zugeftatten, und ähnlich fieht e8 mit der fpanifchen, portugieſiſchen, holländiſten 
belgijchen und andern Gejeggebungen aus. Im Septembervertragvon 1851 hat Hannover it 
vorbehalten, Freihäfen zu errichten, auch Harburg dieſe Begünftigung verliehen, dieſelbe ipätr 
aber wieder aufgehoben. Dagegen ift am gegenüberliegenden Elbufer neben Hamburg die bei: 
fteinifche Stadt Altona, die mit dieſer Stadt ohnedies commerziell auf das engite verbunden it, 
nad Einführung des dänischen Zolls in die Herzogthümer ein wirklicher Freihafen geworkn, 
freilich mit denjelben Hamburg treffenden Ginfhränfungen. 

Die durch Freihäfen gewährten Vortheile liegen, joweit fie den privilegirten Plag jett 
betreffen, auf ver Hand; es kann ſich daran ein ſchwunghaftes Handelsgeſchäft knüpfen. Les 
wird deffen Bedeutung zunächſt von der allgemeinen geographiſchen Lage, dann aud son wc 
Lage und ven compierziellen Werth des Hinterlandes abhängen, hin und wieder aber aud wcı 
den Vortheilen, welche man der nativnalen Flagge vor andern gibt. Im legtern Falle kann frei: 
lid nur in einem eingeihränften Sinne von einen Freihafen die Rede jein. Dagegen bat das 
Verhältniß auch feine Nachtheile. Das Gros des Landes wird je nad) der Bildung der Öfentliben 
Meinung entweder die dem einzelnen Plage ertheilten Privilegien mit Misgunft betradten, alt 
ein Loch, durch das ſich beftehenden Schugmaßregeln zum Trog der freie Handel dennoch ein: 
fhmuggelt, vielleicht gar als ein allgemeines Schmuggelvepot zum Nachtheil der einheimiigen 
Induftrie, oder das Land wird die Frage aufwerfen, warum der Freiheit des Verichte nur io 
enge Grenzen gezogen feien. Vom theoretifhen und vom praftiihen Stanppunkt aut if tenn 
auch die Frage begründet, welchen allgemeinen Nugen die Handelöfreiheit einer einzelnen hajen⸗ 
ſtadt mit ſich führe, und auch dieje Frage ift zumeift aus dem Charakter der Zollgeieggebung 
des Hinterlandes zu beantworten. Beſteht in demſelben etwa feine weſentliche Grleigterun. 
des Tranfitverfehrs, jo wird der Freihafen nur in geringerm Umfange als Anknüpfungepun: 
zu darüber hinaus liegenden Handeldverbindungen dienen fünnen. Sind auch jonft die Zi: 
gegen das Hinterland hoch und läftig, fo wird auch innerhalb des Freihafens feine größer Ru: 
rigfeit fattfinden fönnen, und damit ſinkt auch die Bedeutung der Freihäfen als Mittelpunkt 
eines gewinnbringenden Schiffahrtsverkehrs. Als große Depots zu Waarenbezügen haben ıv 
Freihäfen zwar immer eine nicht geringe Bedeutung, indeß als ſolche durch den heutigendamt': 
bejchleunigten Berkehr und die dadurch herbeigeführte ftarfe Concurrenz der Handeldpläge unfr 
einander unftreitig gelitten. Gin pofitiver Nachtheil der Freihäfen find ihre enge Örenzen un 
ihre Zollabfperrung vom Hinterlande, die dem Verkehr ver Menſchen meift größere Unannede: 
lichkeiten bereiten ald dem Waarenumtauſch. ; 

Nichtsdeſtoweniger bleibt den Freihäfen, injofern fie günftig dazu gelegen find, eine I: 
weſentliche Bedeutung als Trägern eined umfafjenden Zwiſchenhandels. Ohne alle oder mit m: 
geringer Zollſchwierigkeit im Stande, die Erzeugniffe eines ausgedehntern Handelsumfreiled ba 
ich aufzunehmen und nad) den verfchiedenen Bedürfniffen wieder untereinander umzutauie. 
fönnen fie dem Inlande wie dem Auslande zugleich von gewichtigem Nugen werden. Sie mer 
die großen Märkte, auf denen der Conſument oder der Händler aus zweiter und dritter Hin? 
feine Waaren auswählen, Vergleiche anftellen und verhäͤltnißmäßig leichter mit dem Audlan‘ 
Verbindungen anfnüpfen kann. Freihäfen folder Art werden dann gewiffermafßen zu comme 
ziellen Hauptſtädten eines nicht durch politiſche, ſondern erft durch geographiiche Grenzen bein: 
ten umfaffenden Handelsgebiets. Das ift 3. B. die Bedeutung Triefts für bie öftliche Hälfte M 
Mittelmeers, das die Bedeutung der drei norddeutſchen Hanjeftädte und Altonas für viel un 
fendere Handeldgebiete. Hamburg, Bremen und Lüber haben aber außerdem noch den betzg 
der Autonomie und fühlen ſich fo in ihrer Geſetzgebung nur durch die Rückſicht auf ben gen 
BVortheil gebunden, der, weil fie die natürlihen Ausfuhrhäfen eines großen producten: und N 
duftriereihen Hinterlandes find, in den alfermeiften Faͤllen mit den Interefjen deſſelben zu" 
menfallen muß und wird. * 

Es hat eine Periode der deutſchen Entwickelung gegeben, wo die Frage der Stellung Del“ 
drei Städte in ihrer Eigenſchaft als deutſche Freihäfen vielfah in officiellen Kreifen ſowol we 
in der Preffe verhandelt wurde. Das war die Zeit, ald die Frage der deutſchen Einheit faſ au“ 
ſchließlich unter dem Gefihtspunft ver Ausdehnung des Deutſchen Zollvereins beſprochen wur 
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Der ruhige Standpunkt der Erörterung war damald aber jehr dadurch geftört, daß dieſe 
Ginheitöforderung zugleich in der Geftalt des Zollihuges auftrat. Der Beitand dieſes Zoll: 
ſchutzes trat aber in einen nothwendigen Gegenſatz mit dem bisherigen Beitand ver drei 
Städte ald wirklicher Freihäfen, und infofern war wol in Betreff der Agitation des Anſchluſſes 
diefer drei Städte an den Zollverein manderlei Selbjttäufhung vorhanden, denn die Zuziehung 
ihres ganz umbedeutenden Landgebiets war wol kaum des vielen Redens und Schreibens 
wertb. Soweit man aber die Städte jelbft in das Zollgebiet hineinziehen wollte unter Errich— 
tung eines vielverjchlungenen Entrepotioftems, traten ganz andere Gefihtspunfte in den Vor: 
dergrund, auf die wir fofort zurücfommen werben. 

Ubrigend läßt ſich gar nicht verfennen, daß die Bedeutung der Freihäfen als folder mit 
jevem Tage mehr jinfen wird, den die allgemeine Freiheit ded Verkehrs gewinnt. Die Freihäfen 
ind nur ein lokales Privileg zu Gunſten der Verfehrsfreiheit; it dieſe allgemeinen Rechtens, 
10 bedarf es natürlich folder Privilegien nicht mehr, und dennod oder richtiger gerade deshalb 
wird bei zunehmender Handelsfreiheit ihre commerzielle Kraft und ihr pecuniärer Gewinn nur 
fteigen, denn damit wird eins der weſentlichſten Bedenken gegen Freihäfen, ihre Abtrennung vom 
Sinterlande, hinwegfallen, und mit deſſen eigener Erftarfung durch den freien Verkehr werben 
gerade deflen jpecielle Sandeldemporien nody mehr gewinnen. 

Mit diefer Zufunftsausfiht ift allerdings eine Frage der Gegenwart oder die es binnen 
kürzerer oder längerer Zeit wieder werben kann, die der commerziellen Stellung der drei Hanſe— 
ſtädte bei einem möglichen engern Zuſammenſchließen ver deutſchen Gebiete, noch nicht beant— 
wortet. Wir werden darauf zurückkommen, nachdem wir einen mit dem vorliegenden im engflen 
Zufammenhange ftehenden Gegenftand, das Entrepotſyſtem, näher erörtert haben, 

Entrepotd iind, um und fo auszudrüden, Freihäfen im Kleinen oder für beftimmte Gegen: 
fände. Wie jo mande Handeldeinrihtungen ift ihr Urfprung und ihre Entwidelung zu einem 
großen Theile Sache des Zufall geweien. Zmar nehmen die Franzojen für ihren Golbert die 
Ehre der Erfindung der Entrepots in Anſpruch, allein ihre Bedeutung war nicht die heutige. 
Zum Spftem diejed Staatsmannes gehörte wejentlic die VBegünftigung ver Ausfuhr, um Geld 
ind Land zu ziehen. Zu diefem Zwed legte er an mehreren Häfen große Magazine an, die er 
allerdings jhon Entrepots nannte, deren Zwed aber nur die foften= und zollfreie Niederlage 
von zur Ausfuhr beftimmten Waaren war. Wurden jie nicht binnen einer feftgefegten Zeit aus? 
geführt oder gelangten fie gar in den inländiihen Verkehr zurück, jo unterlagen jie der Gonfis: 
cation. Dieje Entrepot3, die mit denen der Neuzeit nur noch den Namen gemein haben, 
batten in Frankreich jelbft feinen langen Beitand. In England verſuchte jpäter Walpole den 
Taback und den Wein, beide damals bereits mit hohen Zöllen belaftet, zur Vereinfahung der 
Zollcontrole zwangsweiſe der Aufbewahrung in Entrepots zu unterwerfen, in der Art, dap die 
Zölle erit beim Ausgang aus denjelben entrichtet werden follten; die Sache fand aber jo energi- 
ſchen Widerſpruch in der öffentlihen Meinung, daß der Minifter jie wieder fallen lafjen mußte. 
Ein der Handelöpolitif ganz fremdartiger Umſtand, vie zahlreihen Diebjtähle von den auf der 
Themſe liegenden Schiffen, führte in fpäterer Zeit zur Errichtung der Dods, wo Schiffe und 
Waaren unter Aufiiht und Verſchluß liegen konnten, woraus jih dann unter Hinzutreten von 
mancherlei Zollbegünftigungen die modernen Entrepot bildeten, Eleinere geſchloſſene Räumlich— 
feiten, in welden unter ftaatliher Aufſicht gewiſſe Waaren zollfrei lagerten oder auch behandelt 
werden fonnten. Das engliſche Entrepotigftem (warehousing system) erlaubte nämlid für 
einzelne Waaren, z. B. Zuder, unter beftimmten VBorausjegungen eine fabrifmäpige Behand: 
lung. Eine ganz beiondere Bedeutung hatten zur Zeit der Getreidegeſetzgebung bis 1846 bie 
Getreide unter königlihem Verſchluß (bond). Die gleitende Scala hatte den auswärtigen 
Getreidebandel mit England zu einer Art großen Wette gemacht, mobei jehr viel darauf an— 
fam, in möglihfter Nähe, alfo im Entrepot, ven Wechjel ver Gonjuncturen in den Getreidepreiſen 
abmarten zu fönnen. Ein fehr wefentliher Unterſchied wurde unter ber frühern englifgen 
Schiffahrtögeieggebung zwiſchen Waaren gemacht, die nad) den beſtehenden Zollgeiegen in den 
inländifchen Berfehr übergehen konnten (entered for home consumtion), unddenen, Die ed nicht 
durften, je nachdem diefe Waaren gemäß den Schiffahrtögejegen eingeführt waren oder nicht. 

Wennnun aud nicht, wie gelegentlich beſonders von franzöfifchen, in der Hitze des Kampfes 
auch von deutichen Schriftftellern behauptet worden, England feinem Entrepot= und Dodjyftem 
die Ausbildung feines Handels und einen weientlichen Theil feiner Handeldgröpe verdankt, jo 
hatten fie dod in jenen Zeiten eines complieirten Handeld- und Schiffahrtszwangs den großen 
Vortheil, daß fie dem freien Verkehr mit dem Auslande einigen Zutritt in England verſchafften. 
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Nur vermittelft diefer Entrepotd fonnte England überhaupt für mande Artikel der Mittelpunft 
eined umfafienden Verkehrs werden, da font die Beihränfungen nah Drt und Art der Ser: 
Eunft von Waaren died unmöglich gemacht hätten. Alle oder auch nur die weſentlichſten Süden 
konnten die natürlich manderlei Beihränkungen nah Raum und Zeit unterworfenen Enttepeu 
nicht ausfüllen. Den beften Theil ihrer Bedeutung haben fie in England begreiflicherweiſt 
jeit der Zeit verloren, daß freiere Handelsgrundſätze ſich daſelbſt eingebürgert haben, obmel ie 
beſonders für höher beiteuerte Waaren noch immer nicht außer Übung gekommen find. Die 
nordamerifanifchen Freiftaaten haben im wefentlihen die engliihe Geſetzgebung über dieſen 
Gegenitand nachgeſchrieben. 

Ein ſehr ftrenges und detaillirt durchgeführtes Entrepotſyſtem befteht in Frankreich, deſen 
Geſetzgebung den übrigen Gontinentalftaaten vielfah zum Mufter gedient hat. Man unteriärix: 
1) wirkliche Gntrepotd (entrepöts reels); es jind dies eben die feiten vom übrigen Verlehr 
abgeſchloſſenen Näumlichkeiten, in welchen ausländiihe Waare zollfrei unter ftaatliher An’: 
jiht gelagert wird. Wir können bier nicht auf das Detail aller Zollweitläufigfeiten eingeben, 
die man unter Androhung ſchwerer Belpitrafen angeordnet bat, um Schmiuggeleien oder andem 
Täufhungen vorzubeugen, eine ganze Unzahl von Declarationen und zollamtlihen Unter: 
Hungen; jedenfalls machen ſie irgendwelches freie Handhaben des Eigenthümers mit kiner 
Waare unmöglih, In Frankreich geht dieſe Ängſtlichkeit jo weit, daß der Gigentbüner dieie 
MWaare nicht einmal einem andern verfaufen fann, ſobald der neue Erwerber nicht die Omehu: 
gung der Zollbehörde erhält. Der längfte Zeitraum, den eine Waare im Entrepot bleiben darı, 
jind für Frankreich drei Jahre, doch fann eine Verlingerung dieſes Termins erhalten werden, 
ed darf aber vom Zeitpunkt diefer Verlängerung an die Waare nicht wieder ausgeführt werden. 
Eine Abart diefer Art Entrepots find die für verbotene Waaren (entrepöts du previbe). Cie 
müſſen durch Lokalität, ftrengere Aufjiht und Bormalitäten noch mehr als die frühen gegen 
jede Art von Zolldefraudation gefichert fein. Eine andere Abart jind Die entrepöts speciaus, 
meift binnenländifche Zollverfchlüffe, aber nur für gewilfe Waaren oder Urſprungeländer 
2) Gedachte Entrepots (entrepdts fictifs), Waaren, die gollfrei im Verſchluß des Eigenthümert 
bleiben, fo jedoch, dag er ohne Zuftimmung der Zollbehörde in Art und Weife der Lagerung 
feine Beränderung vornehmen kann, und daß legtere zu jeder Zeit die Waare injpicren datt. 
Diefe Art Entrepots werben jedoch nur an Plätzen geitattet, die wirkliche Entrepots baden, un? 
aud nur für gewiſſe Waaren. 

Im Zollverein unterfheidet man einmal Tranſitoniederlagen und Greditniederlagen un) 
ferner Öffentlihe Niederlagen und Privatlager. Die Namen jelbft ergeben den weſentlichen Int 
ſchied in der Bedeutung, nur jheint die Benennung Greditniederlagen für die Entrepots folde 
Waaren, deren Verzollung nicht fofort geſchieht, nicht ganz glücklich gewählt, da es ſich hier 
nicht zunächſt um eine Stundung der Eingangsfteuer, jondern darum handelt, ob der Eigen: 
thümer überall diefe Steuer entrichten will, falls er nicht vorziebt, jie wieder auszuführen. Um: 
gekehrt können auch Waaren aus den fogenannten Tranfitoniederlagen ohne weiteres zur ge: 
zollung gebracht werden, weshalb auch diefe Benennung ungenau gewählt ift. Im allgemeiner 
find die Vorkehrungen zur Verhinderung der Zollvefraudationen diejelben wie in Kranfreik, 
und kann auch bier ein Übergang von niedergelegten Waaren an einen andern Eigenthümet 
nur erfolgen, falls die Zollbehörde nichts dagegen zu erinnern hat. Die Lagerfrift beträgt zu 
Jahre. Eine Erleihterung vor dem franzöfiihen Verfahren liegt ſowol in der weniger ängfl: 
lihen Handhabung der Zolleinrihtungen und den geringern Anſprüchen der Zollbebörden (dt 
franzöfifhe Douane hat für ihre Forderungen an den Eigenthümer der Waare in Entrepot au 
unbedingtes Forderungsrecht an deflen ganzes Vermögen), ald auch namentlich in den jogenann- 
ten Tranjitoniederlagen, die man in Frankreich in diefer Art nicht kennt. Doch liegt ed mM 
Natur der Sache, daß hier mie dort nur ver eigentliche Großhändler die Vortheile des Enter“ 
genießen kann. Unterfchieden von den Ereditniederlagen find die öffentlichen Greditlager, Kt" 
Zweck darin befteht, zum Conſum eingegangene Waaren fo lange, höchſtens aber ſechs Mmat, 
im amtlichen Gewahrſam der Behörde zu behalten, bis ihre Überführung in den freien Verfehrund 
damit die Zahlung des Zolls erfolgt; dieſe Ginrichtung findet ſich jedoch nur in wenigen Din: 
nenplägen des Zollvereind. Ferner unterfheidet man Zollager, nämlich amtliche Raumert- 
ſchlüſſe zur Aufrehtbaltung der Identität der Waaren für den Fall einer weitern Verjendung- 

Wenn ed num der Zweck der Entrepots und ähnlicher Einrichtungen ift, dem freien Berkedt 
inmitten beichränfender Verkehrsgeſetze noch einigen Raum zu gewähren, fo fann theoretiſch un 
praktiſch fein Zweifel fein, daß diefe Abjicht nur fehr annähernd erreicht werden kann. Die vie 
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Im Controlen und Zolliweitläufigfeiten in Verbindung mit dem dabei unausbleiblichen Zeit- 
verluft find an und für ih jchon eine empfindliche Störung, und von nicht geringerm Nachteil 
if die dem Gigenthümer oder Confignatär über jeine Waaren entzogene Verfügung. Dem 
beutigen raſchen Schiffahrtd= und Verladungsgang fegen jene Formalitäten ſchwer zu über- 
windende Hinderniffe entgegen und der Benugung aller Handeldconjuncturen jene andere 
Shmwierigfeit. Der Unterſchied zwifchen dem wirklichen Freihafen- und dem Entrepotſyſtem ift 
ın aller Kürze wol nirgends jchärfer aufgefaßt worden als in der Denkſchrift des hambur— 
ger Senatd über das im Jahre 1847 in Vorjhlag gebrachte deutſche Differentialzollſyſtem. 
Es heißt daſelbſt S.37: „Die Einrihtung von Entrepots würde gerade die Art des Geſchäfts— 
betriebs hindern, welche biöher zur Erhaltung des Marktes ganz wejentlih war. In den Hanſe— 
tädten fann gegenwärtig der Kaufmann auf feinem eigenen Lagerraum und mit ganz gerin- 
zen Koften die Waaren fortiren, wie der Markt ed erfordert. Die von jenfeit des Oceans im- 
vortirte Partie Kaffee wird jorgfältig unterfudt, von jedem Stüd eine Probe genommen, was 
ufammenvapt, zufammengejchüttet und fo die große Reihe von verjchievenen Sorten gebildet. 
Findet ſich Beſchädigung, jo wird das Befchädigte abgenommen undnur die gefunde Waare zum 
Verfand in den Großhandel gebracht, während das Beihädigte hier am Orte oder in der Nach— 
barſchaft feine Abnehmer findet (3. B. Detailliften, welche wieder die beſchädigte Partie bohnen— 
weiſe audlejen). Ahnlich mit Zuder ; jede Kiſte wird geöffnet, geringere Beſchädigung abgenom= 
men, ſtark beihädigte Kiften zurüdgefegt, alles jortirt, das Beichädigte an hiejige Zuderiieder 
verfauft, dad Übrige verjandt, nach jedem Orte die Art, die dort gerade verlangt wird ; der Bra— 
ülfaffee von ſtarker Farbe nad dem Norden, die bläffern, aber reiner ſchmeckenden Sorten nad) 
Deutichland, die Ihönften Havañazucker nah Peteröburg u. ſ. w. ine genaue Sortirung der 
Waaren und die nur hierdurch gegebene Gewißheit, ven Abnehmer völlig zufrieden zu ftellen, 
it für Hamburg um jo nothwendiger, als faſt allen denjenigen, welche transatlantijche Artikel 
son bier beziehen, Erevit gegeben werden muß. In England nimmt man es damit ſchon we— 
niger genau. Wer von dort Baumwolle bezieht, muß ſich ſchon dabei beruhigen, daß von einer 
tarfen Bartie nur derzehnte Ballen unterfudtift, und muß in ver Regel für den Betrag Wechfel 
acceptiren und bezahlen, immer darauf gefaßt, hinterher Ungleichheiten in der Waare zu finden. 
In Hamburg wird in der Regel jeder Ballen unterſucht und nad) feiner Qualität jortirt, und 
in diefen Berhälmifien liegt eine Haupturfache, durch welche ed dem deutſchen Marfte bisher mög: 
lih wurde, fi der überwiegenden Handeldmaht Englands gegenüber zu behaupten.‘ 

Es dürfte ziemlich allgemein befannt jein, daß Das engliihe Dock- und Entrepotivften zu 
einem eigenthümlihen Verfahren im Großhandel geführt hat. Der Mühe ver eigenen Magazis 
nirung überhoben und früher nod mehr als jegt in der Lage, ohne Entrihtung der bedeutenden 
Zollabgaben nicht über jeine Waaren diöponiren, ja nicht einmal ohne Schwierigkeit Zutritt zu 
denjelben erhalten zu fünnen, fing man erſt einzeln, jpäter ganz allgemein an mit Lagerſcheinen 
(dock-warrants) zu verfehren, die von Hand zu Hand gehen und an den neuen Gigenthünter 
indoffirt die Stelle der Waare vertreten. Man erfennt aber aus der obigen Ausführung, daß 
das Syſtem aud feine Nachtheile hat, vor allem die, fich jelbft feine Gewißheit und andern feine 
Garantie über die durchgängige Beichaffenheit ver Waare verfhaffen zu können. Diefem man— 
gelhaften Zuftande des engliihen Marktes verdankten die Hanjeftädte einen großen Theil ihrer 
Goneurrenzfäbigfeit und verdanken ihn nod heutzutage, da in England aud) jeit durchgängiger 
Minderung aller Zölle die Gewohnheit und die andern Bequemlichfeiten des Warrantſyſtems 
daſſelbe aufrect erhalten haben. 

Als etwa in den Jahren 1846 — 52 die binnendeutſche Agitation zu Gunſten eines Anz 
ichlufles ver Hanſeſtädte an den Zollverein am lebhafteften geführt wurde, war ed immer wieder 
das Entrepotſyſtem, auf welches man fie ald Erfag für den Verluftihrer Freihäfen verwies. Auch 
in der Deutihen Nationalverfammlung waren nad den Vorjhlägen des Reichsminiſters die 
Freihäfen gänzlich ausgeſchloſſen und dafür Erleichterungen in ver Zollbehandlung, alſo wejent- 
ih auch die Errichtung von Entrepots in Ausficht geftellt. Es bevarf wol Feines Beweiſes mehr, 
wie ungenügend dieſer Erſatz war. Seitdem ift denn dad Streben nad) deutſcher Einheit vom 
Gebiete der Zollfragen auf das fahgemäßere der Politik Hinübergegangen, und fo werden in Zus 
funft auch die Zollfragen beſſer erledigt werden können. Es fteht hoffentlich nicht mehr in Aus: 
icht, daß das geeinigte Deutichland wiederum in das Beftreben nad Zollfhug aufgehen werbe, 
vielmehr ift wol zu erwarten, daß man vor allem eine Verfühnung der beftehenden materiellen 
Intereffen verſuchen wird. Kann man vielleicht im innern Deutſchland die unter dem Schußzoll 
berangewachfenen Intereſſen nicht ohne weiteres jeder Goncurvenz preisgeben, jo wird man aud 
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die umfangreichen mercantilen Beziehungen der Hanfeftädte, zumal fie zum weſentlichſten Theil 
dem deutfchen Verfehre zugute kommen, fhonen müflen. Einen geredhtfertigten Anſpruch auf 
den fernern Beftand ihrer Freihäfen fünnen die Sanjeftädte nur dann nicht haben, menn erit 
die deutſche Handelspolitif allgemein freifinnigere Grundlagen gewonnen haben wird. 

G. Eoben. 

Freibandel, ſ. Handel und Handelspolitif. 

Freiheit. (Abfolute oder metaphufifche, moraliſche und juriftifche Freikeit; 
innere und äußere Freiheit; rein menſchliche, bürgerliche und volitifche Freibeit; 
Freiheiten.) Freiheit! Schmeichelnves, doch vieldeutiged Wort, gehaßt von den Tyran— 
nen und Despoten, den Knechten unverftändlih, von Thoren vielfach misverſtanden, son Fa: 
natifern jchredlih misbraudt, und dennoch die Loſung aller Guten; ein begeifternver, tie 
herrlichſten Großthaten erzeugender Zauberton, ein Haupttriebrad der Weltgeſchichte, ein fort: 
während von allen Denkenden und menſchlich Fühlenden erftrebtes, doch ſchwer zu erreichendes 
und noch fchwerer zu behauptendes Ziel. Laflet uns mit Ernſt und Unbefangenheit nad ven 
Weſen dieſer Freiheit, nad ihren Bedingungen und Gefegen und nah den Wegen forſchen, 
worauf man fie erringt und verliert. Es kann bier natürlich, nach dem Zwecke des „Staat: 
Zerifon“, nur von der Freiheit im rechtlichen und politiichen Sinne, alfo namentlid son der 
äußern Freiheit und indbefondere von der Freiheit im Staate die Rede fein, miemol wir zur 
Vervdeutlihung der dafür aufzuftellenden Principien auch auf die innere und auf die fihen ver 
oder ohne den Staat anzufprehende einige Blicke zu werfen haben. 

Unter Freiheit im allgemeinften Sinne, oder blos ald Gegenfag von Zwang over Nötbi- 
gung oder Hemmung betrachtet, verfteben wir theild das Vermögen der Selbfiteftimmung, 
d. b. das Vermögen, unabhängig von irgendeinem fremden Willen oder einer fremden Kraft 
zu wollen, theild das Vermögen, folhen felbfteigenen Willen auch zu vollzieben, d. b. das 
Selbſtgewollte auch wirklich zu thun, zu erftreben oder fih anzueignen. Erſteres ift der haurt⸗ 
harafter der innern, legtered der äußern Freiheit. 

Ob es eine abfolute, fonad die moraliſche Zurehnung begründende innere Kreibeit gebe, 
oder ob fie auch nur möglich fei, darüber haben die Philoſophen von jeher ſich geitritten. Liner: 
weislich, ja unbegreiflich ift fie jedenfalls, ein Gegenftanp mehr des Glaubens oder ver netb: 
wendigen Borausfegung als des Erkennens oder Wiffens. Nicht blos darum, meil in der Bel: 
der Erſcheinungen jedes Geichehende feinen Grund in etwas bereits Vorhandenem oder Ion 
Geſchehenem hat, mithin nothwendig, alfo unfrei geſchieht, ift eine freie Selbflbeftimmung un: 
begreiflih (denn nur infofern er in Handlungen oder Beftrebungen fi äußert, gebört der inner: 
MWillendact oder die bloße Gefinnung dem Reiche ver Erfcheinungen an), fondern weil, obne Un: 
terichied, ob der Willensact aus finnlichen Antrieben oder aus der Bernunft hervorgehe, eben 
dieſe Eigenſchaft, durch das eine oder das andere beftimmt zu werden, zwar gleihmäßig ein June 
res, aber zugleich ein und Gegebenes oder Verliebenes, mithin nicht freiwillig Angenommene« 
oder Ernorbenes ift. Die Vorftellung alfo, wodurch man der Schwierigkeit aus zuweichen ſudt 
indem man fagt: der Menſch, infofern er den finnlihen Antrieben, die da durch Außendina: 
angeregt werden, gehorcht, ift unfrei (ähnlich ven Thieren, die da, vermöge des ihnen werlie: 
henen blinden Injtincted, mit Nothwendigkeit begebren, was jene Triebe befriedigt, und flieber 
oder von ſich ftoßen, was denſelben widerftrebt) ; aber er ift frei, wenn oder injofern er vermittelt 
feines höhern Seelenvermögend, namlich der Vernunft, die Herrichaft über feine Sinnlihfe: 
ausübt, d.h. ihr mehr nicht, al8 der Vernunft gemäß ift, einräumt und fie bemeiftert oder unter: 
drückt, fobald die Vernunft es befiehlt; dieſe Vorſtellung, jagen wir, löſt das Mäthiel purd 
aus nicht. Denn ob bei einem Menihen überhaupt over in einem gegebenen Falle die Sin. 
lichkeit oder die Vernunft obftege, iſt nur auf zweierlei Art zu erflären, nämlich entweder tur 
ein bei ſolchem Menſchen factifch vorhandenes Übergewicht ded einen oder ded andern Vermöz. 
und in diefem Falle handelt er gleich unfrei, ob das Übergewicht ſich da oder dort befinze; ar! 
ed muß noch ein weitered Vermögen in ihm angenommen werben, welches ihm Die Mahl mi: 
{hen beiden Antrieben, d. h. die felbftändige und willfürliche Entſcheidung zwifchen Simliäfei: 
und Bernunft möglich macht; und in biefem Falle ift er gleihmäßig frei, ob er für Sinnliätei: 
oder für Vernunft entfcheide. Die Annahme eines ſolchen Vermögens, worin allein das Beier 
der metaphyſiſchen oder abfoluten innern Freiheit beftehen kann, ift nıın eben das Überſchweng— 
lie und Unbegreifliche, aber gleihwol eine nothwenvige Bedingung für die moralifche Zurr& 
nung, d.h. für die Idee der (moralifchen) Verdienſtlichkeit oder Strafbarkeit des tugendbaften 
ober lafterhaften Wollens; und die Stimme des das felbfteigene Wollen und Handeln richtenten 
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Gewiſſens nicht minder ald das Gefühl der Hohahtung und des Abſcheus, das und gegen an- 
dere je nad der Befhaffenheit ihred Wollend und Handelns durhdringt, nöthigt uns zum 
Glauben daran. 

Ganz anders mit der äußern Freiheit. Diefe ift fein Gegenftand des bloßen Glaubens oder 
der bloßen Vorausſetzung; fie ift die evidente Wirklichkeit und fortwährende Erfahrung. Jenes 
Weſen ift äußerlich frei oder befindet jih im Zuftande der äußern Freiheit, deffen aus innerm 
Triebe oder innerer Kraft hervorgehende — feien es willfürliche oder unmwillfürliche, innerlich , 
freie oder unfreie — Handlungen (oder auch durch bloßes Naturgefeg beftimmte Lebendäufe- 
rungen) durch feine von außen wirfende Kraft gehemmt, zurüdgehalten oder anders, als ihre 
natürliche oder felbfteigene Richtung ift, beflimmt werben. Dergeftalt mag man z. 2. felbft von 
Pilanzen jagen, daß fie in Freiheit wachſen und ſich fortpflanzen u. f. w., wenn fie ohne fünft: 
lihe Erziehung oder Hemmung oder aud ohne Unterdrückung durch Nahbarpflanzen u.f. w. 
ſich entfalten und ausleben. Dergeftalt nennen wir das Thier frei, welches uneingefangen oder 
ungezähmt noch im wilden Naturzuftande fich befindet. Und dergeftalt ift auch der Menfch frei, 
wenn oder infofern ihm Feine Hinderniffe im Wege ftehen, feinen Willen zu vollziehen, d. b. fein 
Thun und Laffen nad) feinem eigenen Wollen zu beftimmen. So ift, im weitern Sinne, ſchon 
derjenige unfrei, welcher z. B. durd Krankheit and Lager gefeflelt, durch Macht ver Elemente 
feftgehalten, durch Armuth, Kinderzahl, überhaupt durd die Gemalt der Umſtände in Eritre: 
bung von Lebenszwecken gehemmt wird. Im engern und eigentlihen Sinne jedoch nennt man 
ihn unfrei nur alddann, wenn die Hinderniffe, die feinem Willen ſich entgegenftellen, von dem 
Willen anderer Menſchen herrühren, z. B. wenn er von diefen gebunden, eingeferfert, ind Skla— 
venjoch gejpannt, überhaupt wenn er, fei ed durch Angriff oder Widerftand einzelner, fei es 
durch beftehende allgemeine Einrichtungen, Gejege u. f. w., an Verfolgung felbftgewollter 
Zwede gehindert wird, 

Inwiefern das Verlangen folder Kreiheit vernünftig oder zuläſſig, namentlich mit der 
MWoblfahrt der einzelnen und der Geſammtheit vereinbarlich fei, kommt hier noch nicht in Be- 
trabtung. Wir faffen einftweilen blos den Begriffind Auge, wonach nämlich die äußere Frei— 
beit oder Unfreiheit ſich keineswegs, wie die innere, als eine Eigenſchaft oder ein jelbfteigenes, 
dabei jedoch problematifches oder unauflöslihen Zweifeln unterworfened Vermögen eines We: 
ſens darftellt, ſondern ald ein Zuftand, d. h. ald ein Verhältnig zur Außenwelt, und zwar als 
ein der Elaren Anſchauung vorliegendes, unbeftreitbares, allgemein erfennbares und auch wirk— 
ih erfannted. Wir alle fireben nad folder äußern Freiheit, ja wir fegen unfere (finnliche) 
Glückſeligkeit ganz vorzüglid in das größtmögliche Maß derfelben und ftreben wol, wenn nicht 
die Vernunft unfern Begierden einen Zaum anlegt, nad) einem unendlihen Maße folder Brei: 
beit, nämlich nach völliger Uneingefhränftheit unfers Willens, d. h. nad) völlig unbefchränfter 
Macht zu deſſen Erfüllung. „Die Allmacht“, jagt Deftutt de Tracy in feinem Commentar zu 
Montesquieu's „Geift der Gefege”, IX, 1, „iſt gleichbedeutend mit Allfreiheit, und nur in ihr 
beſteht die vollkommene Glückſeligkeit.“ 

So unendlich verſchieden die Begriffe oder das Weſen der innern und der äußern Freiheit, 
ſo unendlich verſchieden ſind auch die Geſetzgebungen beider. Die innere Freiheit, ſei ſie gedacht 
als die Herrſchaft der Vernunft über die Sinnlichkeit (d. h. alſo als die praktiſche Vernunft 
ſelbſt) oder als das Vermögen, zwiſchen den Antrieben der Sinnlichkeit und den Geboten der 
Vernunft zu wählen (in welchem letztern Sinne wir die innere Freiheit nehmen), unterſteht in 
der einen wie in der andern Bedeutung dem Moralgeſetze, die äußere Freiheit aber theils dem 
Natur-, theils dem Rechtsgeſetze. Die praktiſche Vernunft nämlich iſt gar nichts anderes als das 
Vermögen, durch die Vorſtellung jenes Moralgeſetzes zum Wollen oder Nichtwollen beſtimmt 
zu werden; und dad Vermögen, ſelbſtändig zu wählen zwiſchen einem Wollen, was der Ber: 
nunft oder den Naturzweden gemäß ift, und einem, das ihnen widerfpridt, Fann in einer ver= 
nünftigen Weltoronung nur folhen Wefen verliehen fein, melde jenes Vernunftgeſetz und feine 
fie verbindende Autorität zu erfennen fähig find. Das Gefeß der innern Freiheit ift alfo ein 
diefelbe befhränfenves und ein auf innere Harmonie des Wollenden und Handelnden mit fi 
ſelbſt, überhaupt auf Erhaltung der höhern Menſchenwürde gerichteted, doch eben darum nur 
bei freier Befolgung in Erfüllung gehendes, fonad feinem andern Richterftuhle als jenem des 
eigenen Gewiſſens zur Bewahrung anvertrauted, Die äußere Freiheit dagegen wird theils be= 
ſchränkt durd dad Naturgefeg, d. h. durch das von demſelben mit Nothwendigkeit beftimmte 
Ebenmaß der wirkenden und gegenwirfenden phyfifhen Kräfte, theild geregelt, für Die ver: 
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ftandlofen Thiere durch den Inftinct und für die vernünftigen (ſinnlich- vernünftigen) Geſchöpfe, 
d. h. für die Menſchen, durch das Rechtsgeſetz. Dieſes legtere nun ift ver Hauptgegenftand un- 
ferer Betrachtung. 

Das Rechtsgeſetz nämlich ift dasjenige, welches vie Aufhebung des Widerſpruchs zmiihen 
der äußern Freiheit des einen mit der äußern Freiheit aller andern zum Gegenftande hat. Es 
ift nothwendig, um der äußern Freiheit des Menfchen in feiner Wechſelwirkung mit andern 
Menden ven Charakter ver VBernunftmäßigkeit zu erhalten. Das natürlie Streben des Men: 
fchen ift, wie wir bemerften, die Verwirkflihung alles feined Begehrens und Wollens, d. h. die 
möglichſte Ausdehnung feiner äußern Freiheit. Er übt daffelbe auch unbedenflih aus gegen: 
über ven willenlojen Naturfräften und gegenüber der verftandlofen Thierwelt. Nur das Mo- 
ralgefeg, in Bezug auf die felbfteigene Beredlung, mitunter auch die Klugheit, die möglicen 
Folgen des Thuns und Laſſens berechnend, ſetzt folhem Streben. einige Schranfen. Aber 
beide genügen nicht zur Regelung feiner Wechjelwirfung mit andern Menſchen. Im imniger 
Perbindung mit dem Bewußtſein des felbfteigenen Verlangens nad) äußerer Freiheit und mög: 
lichſter Ausdehnung derſelben ſteht das Erkennen aller andern ald gleichmäßig nad folder 
Freiheit Verlangenden und als gleihmäßig nad Herrſchaft des eigenen Willens Strebenben. 
Solches alljeitige Streben nun, dies ift dem gemeinften VBerftande flar, muß, menn es nid: 
in Schranfen gehalten wird, einen Vertilgungäfrieg aller gegen alle erzeugen und, im Wider: 
ſpruche mit ſich jelbft und ſonach mit der Vernunft, diefelbe Freiheit tödten, auf deren Verwirk— 
lihung es gerichtet ift. Der nad) Freiheit Begehrende wird alfo, fofern er vernünftig oder aud 
nur verftändig ift, anerkennen, daß eine Beſchränkung derjelben oder eine Negel für ihre Aus: 
übung nöthig ift, wonad der Sag: Ih bin frei, ohne Widerſpruch mit dem Sage: Auch 
alle andern find frei, jich vereinigen laffe. 

Diefe Regel kann nicht das Moralgefeg fein; denn dieſes jhärft zwar das Streben nach der 
Vereinigung der äußern Freiheit des einen mit der aller andern, alfo die Beobachtung irgend- 
einer dahin führenden Regel ein, aber es enthält jolhe Regel jelbft nit, fondern Fann fie blos 
ald etwas unabhängig von ihm Gegebened aufnehmen und adoptiren oder fanctioniren. Die 
Regel nämlich ift allernächft blos eine theoretifhe, nicht eine praktiſche Lehre; letzteres wird fie 
erſt dann, wein theild die praftiihe Vernunft oder auch nur die Klugheit oder ber calculi- 
rende Verftand in Bezug auf die einzelnen, theil® eine künſtliche Ginfegung in Bezug auf die 
Geſammtheit ihr thätige Anerkennung oder Geltung verſchafft. Das Moralgefeg für fich allein 
mildert zwar den aus der ungeregelten Freiheit aller nothwendig fließenden allgemeinen Kries 
dur die an jeden einzelnen gerichteten Gebote der Liebe, ver Mäfigung, der Geduld, Ver: 
zeihung u. ſ. w., allein es hebt ihm nicht auf. Alle dieſe Tugenden, welde ohnehin nie einer 
Zwang zulafien, haben ihre Grenze, jenfeit welder fie Selbitwegwerfung oder auch Auf: 
munterung zur Ungerechtigkeit und alſo Aufhebung einer vernünftigen Gejellihaftsordnun: 
werben; ih muß aljo willen, welden Kreis ver Freiheit ich für mich jelbft vorwurfäfrei ver- 
theidigen darf oder ohne Beeinträhtigung der gleihmäßigen Anjprüde ver andern vertheidi: 
gen fann, um die Grenze desjenigen zu erfennen, weldhen ich dem andern unangetaftet über- 
laffen muß und ſoll. 

Die allein vernünftige und ſchon gemein verftändige, daher zur allgemeinen Arterfennuns 
geeignete Regel für die oft bemerkte Vereinbarung der äußern Freiheit jedes einzelnen mit jener 
aller andern, mithin der Inhalt des zwiſchen den durch unbeſchränkte Freiheitsluft Entzweiter 
vernünftig zu ſchließenden Friedens, befteht in der ohne Widerſpruch gedenkbaren größtmös- 
lihen und gleichen Freiheit aller; und dieje größtmögliche und gleiche Freiheit aller nennen wir 
das Recht. Daſſelbe iſt hiernach iventifh mit der vernünftig anzuerfennenden oder zu be: 
hauptenden (äußern) Freiheit und Gleichheit, oder es find wenigftens Freiheit und Gleicben 
ſchon gegeben durch den bloßen Begriff des Rechts. 

Das Recht, ohne über die Moralität der Handlungen oder Willensbeftimmungen zu ent: 
fheiden, zeichnet blos die Linien oder Kreife, innerhalb welcher die äußere Freiheit der in Bech⸗ 
felmirfung befindlichen Perſonen beftehen fann, ohne mit der größtmöglichen und gleichen Freiheit 
aller in Wiverftreit zu gerathen, d. h. alfo, es ift ein Syſtem vernünftiger, nämlich unter ſich Jelbtt 
harmonirender Grlaubniffe für den äußern Freiheitsgebraud. Alles, was id thun oder laflen 
fann, ohne dadurch mit ver Anerkennung einer gleihmäßigen Befugniß aller andern in Wiber- 
ſpruch zu gerathen, ift mir rechtlich erlaubt; was ich entgegen ohne foldhen Widerfprud mid« 
thun oder laflen kann, liegt jenfeit dev Linie meines Rechts, d. h. ift mir rechtlich nicht erlaubt. 

Das erfte Princip des vernünftigen Rechts alfo ift die Gleichheit. Wol läßt ſich eine Regel 
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der Wechſelwirkung und ſelbſt der friedlichen (oder doch durch fünftliche Anftalten möglicher: 
meife zu handhabenden) Wechſelwirkung denfen, wonach den einen mehr als den andern er: 
laubt, dieſen alfo ein Mebreres ald den andern zu dulden vorgefhrieben wäre (und von ſolchen 
Regeln enthalten wirklich bie poſitiven oder hiſtoriſchen Rechtsordnungen nur allzu viele Bei: 
ſpiele); aber eine rein vernünftige Ordnung wäre foldes nimmermehr. Der Vernunft ſchwe— 
ben bei der von ihr im allgemeinen zu löfenden Aufgabe blos gleichartige (finnlih=vernünftige), 
in äußerer Wechſelwirkung ſtehende Weſen als ſolche vor; es iſt alſo unmöglich, eine andere als 
eine allgemeine, d. h. auf alle gleichmäßig anwendbare Regel für ihre Wechſelwirkung aufzu= 
ftellen,, eine Regel nämlich, welche ihnen allen erſtens ohne weitere Vorausfegung als die des 
Daſeins und Zufammenfeind und zweitens unter Borausjegung weiterer, aber gleicher That: 
ſachen oder Umftände durchaus daflelbe erlaubt oder verbietet (d. h. nicht erlaubt). 

Das zweite Princip des Rechts ift ſodann die größtmögliche Freiheit, d. b. die ohne Wider: 
ſpruch möglicherweife allen zu gewährende. Da nämlich die rechtliche Beſchränkung der äußern 
Kreiheit des einen blos in dem gleihen äußern Freiheitsanſpruch aller andern liegt, fo fängt, 
wo mein Rechts- oder Freiheitägebiet aufhört, unmittelbar das der andern an, und ebenfo ift 
mein Redhtögebiet bis ganz an Die ®renze jenes der andern reihend. Wer über fein Rechts- oder 
Freiheitägebiet Hinaustritt, kann aljo dahin zurüdgeworfen werben durch diejenigen, denen er 
das ihrige verlegte, d. h. es ift jenem durch die vernünftige Rechtsordnung erlaubt, fein eigenes 
Rechts- oder Freiheitsgebiet auch mit Zwang gegen alle andern zu behaupten. Würde daher eine 
Rechtsordnung aufgeftellt, wonach das Freiheitägebiet der in Wechſelwirkung Stehenven Eleiner 
wäre, als ohne Widerſpruch zu beftimmen möglich ift; jo wäre nicht nur ſolche weitere Beihrän- 
fung ohne hinreichenden Grund ftatuirt (indem blos die Aufhebung des Widerſtreits zwiſchen 
ven Freiheitdaniprüden der in Wechſelwirkung Stehenven der Gegenftand der Rechtsgeſetzge— 
bung iſt), jondern ed wäre dadurch fogar ein neuer Widerſpruch hervorgebracht. Denn wenn 
mein Freiheitögebiet nicht völlig an die Linie reichen ſoll, bis zu welcher e8 möglicherweife aus⸗ 
zudehnen ift, jo wird dadurch jenes des andern (meldes nämlich pas meinige unmittelbar be> 
rührt) um ebenio viel über ſolche Linie hinausgerückt, d. h. er kann mich zwingen, dieſſeit der: 
felbern zu verbleiben. Ich aber, da das Recht ein gleiches jein muß, dürfte ſodann hinwieder 
auch ihn zwingen, von der bejagten Linie fich entfernt zu halten; wonach wir alfo beide zugleich 
mehr und weniger ald den in Frage ftehenden größtmöglichen Freiheitsraum angemwiefen erhal- 
ten Hätten, folglich anftatt der Harmonie gerade ein unheilbarer Widerſpruch erzeugt wäre. 
Mag aljo wol die Moral mitunter gebieten oder die Klugheit rathen, nicht bis zur Grenze des 
mit ben gleichen Anſprüchen aller irgend vereinbarliden, alſo groͤßtmoͤglichen Freiheitsraums 
zu dringen: eine Rechtsſchuldigkeit kann es nimmer ſein, d. h. eine rechtliche Forderung darauf 
ſteht niemand wider mich zu. 

Ich darf alſo vermöge des Rechtsgeſetzes, d. h. ich habe die von der rechtlichen Vernunft mir 
dazu gewährte, demnach auch von dir anzuerkennende Erlaubniß, nach Belieben oder freier 
Willkür mich ſelbſt wie immer beſtimmen und auf die geſammte Natur einwirken, wie mir 
gefällt; nur deine (nämlich aller andern) gleiche Freiheit muß ich achten und mich alſo aller 
gegen deinen Willen gehenden Einwirkung auf dich enthalten. Ebenſo kannſt oder darfſt du 
dich jelbft und alles in der Natur nad) deinem Belieben beflimmen, nur mid) nicht gegen mei: 
nen Willen. 

Der Zwed diejer Ausführung ift, zu zeigen, daß das Recht nichts anderes ift als Die ver: 
nünftig geregelte, d. h. vor dem Widerfpruche mit, fich ſelbſt bemahrte äußere Freiheit, daß alſo 
legtere. von. dem Begriffe des (vernünftigen oder wahren) Rechts gar nicht getrennt werden 
fann, und daß ed faft ebenjo abgefhmadt ift, von einem Rechte zur Freiheit zu reden oder ein 
ſolches noch eigens beweiſen zu wollen, als es abgeſchmackt wäre, ein Recht zum Reqhte aufzu⸗ 
ſtellen oder eigens zu beweiſen. 

Freiheit und Gleichheit find alſo die nothwendigen Fundamente oder Principien einer ver⸗ 
nünftigen Rechtsordnung, und es kann daher eine ſolche keine andern Freiheitsbeſchränkungen 
ſtatuiren oder anerkennen, als welche entweder auf Rechtsunfähigkeit oder Rechtsverwirkung ſich 
gründen oder auf die ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärte oder wenigſtens vernünftig vor— 
audzufegende unmittelbare oder mittelbare Einwilligung der Betheiligten jelbft.. Alle andern 
Freibeitäbeihränfungen jowie alle andern Rechtsungleihheiten find ungerecht und vor dem 
Forum des Vernunftrechts ungültig, wiewol die Gewalt fie factiſch geltend machen und die Au⸗ 
torität ihnen die äußere Rechtsform verleihen mag. | 
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Der Staat ald Rechtsanſtalt hat in dieſer Eigenſchaft die Freiheit feiner Angehörigen ale 
ein ihnen in allen Sphären der menſchlichen Thätigkeit ſchon ſchlechthin als Perfonen zufom- 
mendes Recht anzuerkennen und zu firmen und braudt aljo nicht erft ihnen diefelbe zu ver: 
leihen, oder gar nur einzelne Bruchſtücke derſelben unter vem Titel von Freiheiten ihnen zu 
gewähren, oder etwa nur einzelne Klaffen oder Stände, oder einzelne Provinzen, Bezirke, Ge— 
meinden, Gorporationen u. |. w. damit zu beglüden. Volle Freiheit, mithin alle gedenkbaren 
befondern Freiheiten oder dad Recht der freien Bewegung in jeglichem Thätigfeitöfreife gebührt 

- ihnen allen fhon von felbft; fle bringen foldyes in ver That angeborene und blos durch die glei: 
hen Rechte aller beſchränkte Recht mit in den Staatöverband, und weit entfernt, daſſelbe erft von 
der Staatögewalt ald Wohlthat erbetteln zu müffen, fordern fie vielmehr für jede von ihnen als 
zuläffig anzuerfennende Beihränkung ihrer Breiheit die Aufftellung eines rechtfertigenden Titels. 

Sole Titel nun find die bereitd oben angebeuteten, hier aber näher zu betradhtenven 
1) Rehtsunfähigkeit und Rechtsverwirkung. Die innere Freiheit, fofern e8 überall melde 
gibt, ift ein eingeborenes und ſelbſtändiges Vermögen ber einzelnen, welches meder der Aner: 
fennung nod der Gewährung von feiten anderer bedarf, welches niemand und rauben kann und 
deſſen jeder vergeftalt Freie für feine eigene Perſon mitten unter taufend Unfreien ungeftör: 
fi erfreuen mag. Die äufere Freiheit dagegen, mie dad Rechtsgeſetz fie fordert und regelt, 
ift ein Zuftand, der nur im Verhältniß zu andern ftattfindet, nämlich der Zuftanb ver Unge— 
ftörtheit unfer8 Thuns und Laffens von feiten der mit und in Wechſelwirkung Stehenben. Diefer 
Zuftand, hervorgehend aus der zu verwirklichenden Harmonie der beiden Säge: Ich bin frei ober 
will frei fein, und: Auch du und alle andern find frei oder wollen frei fein, beruht alfo auf 
einem gegenfeitigen und auf ſolche Gegenfeitigfeit bevingten Anerfennen und Gewähren, ſodaß 
die Freiheit für fi nur fordern kann, was fie hinwieder auch dem andern gewährt und nur in 
dem Maße, ald er ſolches thätig zu thun im Stande und gewillt iſt. Nur durch ſolche Bähigteit 
und Oeneigtheit, andere ald Perſonen, d. h. als zur äußern Freiheit Berufene, thätig anzuer- 
fennen, wird man felbft Berfon over Rechtsſubject, und man hört auf ed zu fein oder unter dem 
Schutze des Rechtsgeſetzes zu flehen, ſobald oder infofern jene wefentliche Bedingung mangelt. 
Daher wir mit Recht die Freiheit der Kinder, der Unmündigen, der zeitlich oder bleibend Blöd⸗ 
finnigen oder Wahnfinnigen, überhaupt alfo der rechtlich Unvollbürtigen in eben dem Maße 
befhränft, als ihre Unfähigkeit, dad Rechtsgeſetz thätig anzuerkennen, die Kreiheit ver andern 
bedroht, und aud) weiter in dem Maße, als für fie, weil eines eigenen verftändigen Wollen⸗ 
unfähig, das Beſtimmtwerden durch fremden (verfteht fich auf ihr Wohl gerichteten) Miller 
eine unverfennbare Wohlthat (deren Annahme man alfo für ven Fall, daß fie einen verftänki- 
gen Willen erflären könnten, voraudfegen darf) ift. Daher wird aber auch mit Recht die Frei: 
heit derjenigen beſchränkt, welche ihren vechtöverachtenden Willen thätig fund gethan und da 
durd ihren Anfprud auf Recht, ald welches entweder ein gegenfeitige8 oder gar keins ift, in 
entſprechendem Mape verwirft haben. (S. Recht und Nehtöwirkung.) Auf dieler Idee be: 
ruht, wenn nicht ausſchließend, fo doch allerlegt die reine Strafredhtötheorie (j. d.), fomi: 
alle Strafen in ihrer Weſenheit nichtd anderes find als Rechts- oder Freiheitdentziehung wegen 
Rechtsverwirkung. 

2) Da die Freiheit darin beſteht, feinen eigenen Willen vollziehen zu können, alſo nicht gegen 
diefen Willen beftimmt zumwerben, der erfcheinende oder erflärende Wille aber nothwendig für ber 
wirklihen Willen zu achten ift, fo geſchieht der rechtlichen Freiheit fein Eintrag, wenn derjenige, 
welder freiwillig eine Verpflichtung gegen ven andern übernommen bat, zur Erfüllung beriel: 
ben gendthigt wird. Vertragsmäßig eingegangene Verbinvlichkeiten (ohne Unterſchied, ob Leid: 
ober ſchwer, ob kurz oder lang dauernd) find alfo zu Recht beftehend, und die Einrede der Frei- 
beit ift unzuläffig gegen die Forderung ihrer Erfüllung. Solder Verpfligtungen, aufand: 
drüdliche oder ſtillſchweigende Einwilligung ſich gründend, gibt es in großer Mannichfaltigkeit 
und Menge, und die zur Handhabung des Rechts eingefegte Staatsgewalt ſchärft mit Recht 
ihre Beobadhtung ein. Das Verhältniß des Schuldners zum Gläubiger, des Lohnarbeiter? 
zum Arbeitöheren, des Gefindes zum Dienftheren u. f. w. ftreitet alfo nicht gegen Die rechtlich 
Freiheit und Gleichheit. Wol aber flreitet dagegen jede perfönliche Erb = oder angeborene Pak. 
überhaupt jede ald privatrechtlich geltend gemachte oder doch des oben bemerften Grundes er: 
mangelnde. 

3) Durch Verträge kann endlich die Freiheit nicht nur unmittelbar, ſondern auch mittelbat 
beihränft werben. Es gefchieht dies namentlich durd ven Gefellfchaftsvertrag, insbeſondere 
alfo durch den Staatövertrag, mittels deffen man fih nämlich in der durch Aufftellung des Ge 
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ſellſchafts⸗, alfo insbefondere des Staatözweds beflimmten Sphäre einem Gejfammtwillen 
unterwirft, mithin in folder Sphäre auf die Herrſchaft feines Privatwillens verzichtet oder 
dem Rechte, einen ſolchen geltend zu machen, entjagt. In dieſem Berhältnig befchränft ver Frei- 
heitdanfprud der Geſellſchaftsglieder jih darauf, daß, welches Organ des Gefammtwillens man 
immer aufgeftellt habe, daſſelbe über die durch ven Geſellſchaftsvertrag gezeichnete Sphäre nie- 
mals gebietend hinausſchreite, und daß das Organ ein möglihft zuverläffiged und lauteres, 
d. 5. den Willen der verfländigen Gejellihaftägliever als folder oder wenigftens ihrer Mehr: 
heit in Wahrheit varftelendes jei. Die Pflicht des Gehorfams gegen ein foldhes Organ und in 
der bemerkten Sphäre ftreitet abermals nicht gegen die rechtliche Freiheit. 

In Gemäßpeit dieſer (theoretifch, wie wir glauben, geredhtfertigten) Anjichten — was ift Die 
Pflicht des Staates oder der Staatögefeggebung und Verwaltung in Bezug auf das perfönlicdhe 
Recht, d.h. die Freiheit der Staatsangehörigen? Sie befteht in Anerkennung und Gewähr: 
feiftung folder von allen dieſen Staatsangehörigen als einzelnen anzuſprechenden Freiheit, 
d. 5. ſolchen Rechts im vollen Umfange des Wortd und in der ganzen, theild rein menſchlichen, 
theils ftaatsbürgerlihen Sphäre, ſodann, die legtere betreffend, zumal in Verleihung thun- 
lichft ausgebehnter politiiher Rechte an alle Klaffen und einzelnen nad Maßgabe ihrer vernünf- 
tig anzuerfennenden Befähigung zu deren dem Geſellſchaftszwecke entiprechender Ausübung. 

Der Staat hat Hiernad vor allem ſich jelbft ver Freiheitsbeſchränkung gegen feine Angebö- 
rigen zu enthalten. Gr maße fid nit an, irgendeine andere zu flatuiren oder auszuüben, als 
welche dem vernünftigen Urtheile ald vom Staatszwecke wirklich gefordert fi darjtellend und 
demnad der Zuftimmung der verftändigen und pflichtgetreuen Bürger gewiß ifl. Er gewähre 
aljo, oder vielmehr er anerfenne und tafte alſo nicht an die von jelbft, d. b. vermöge natürlichen 
Rechts den Bürgern gebührende Freiheit in allen Kreifen des rechtsgemäßen Seins und Wir: 
kens, wie die Gedanfen= und Gewiffensfreiheit, die Rede- und Preßfreiheit, die Gewerbe- und 
Handelöfreiheit, die Stubien=, überhaupt die Lern: und Rehrfreiheit, die Auswanderungsfrei- 

beit u. |. w., und behandle die Bürger ja nicht nach dem despotifchen Grundſatz: alles fei ihnen 
verboten, wad man ihnen nicht ausdrücklich zu erlauben für gut fand, fondern er ehre die Frei: 
beit (innerhalb der vom vernünftigen Rechtögefege gezeichneten Grenzen) als überall von jelbft 
beftehende Regel, vorbehaltlich der blos ausnahmsweiſe aus triftigen Gründen zu ftatuiren- 
den Beichränfungen. Alle jene Freiheiten anerfenne er auch ald Gemeingut aller mündigen 
Bürger, nicht blos etwa als Vorrecht einzelner Klaffen oder Perfonen, und ftreng enthalte er 
ich der Verleihung zumal folder Privilegien, melde nad ihren Gegenftande und Inhalte 
eine Freiheitöbefhränfung der Nichtprivilegirten mit fi führen. Sodann aber fei ihm die 
perfönliche Breiheit im engern Sinne bejonders heilig, und er misbraude die Juſtiz- und Poli: 
zeigewalt, welche beftimmt find, jie zu ſchützen, ja nicht zu ihrer Gefährdung oder Vernichtung. 
Bon diefem Standpunkte aus werde zumal die Strafjuftiz verwaltet und werde die himmel: 
jchreiende Sünde ungerechter und willfürlicher Gefangennebmung und Gefangenhaltung fowie 
jene der willfürligen oder unnöthigen oder gar tyranniſchen Härte in Behandlung der Straf: 
gefangenen vermieden, 

Hat bergeftalt der Staat fi der felbfteigenen Eingriffe in die Freiheitärechte feiner Ange— 
hörigen enthalten, fo bleibt ihm noch übrig, diefelben auch gegen diejenigen zu jhirmen, womit 
ie in ihrer Wechſelwirkung untereinander jelbft bedroht fein mögen. Er ſoll aljo zuvörderſt 
feine Leibeigenſchaft dulden, folglih alle damit verwandte oder verbundene hiſtoriſche Rechts— 
ungebühr abſchaffen und keine ähnliche mehr auffommen laffen. Er joll ferner durch weile Ge— 
jege und deren forgjame Verwaltung der den Bürgern jonft nod und woher immer drohenden 
Freiheitsbedrückung fteuern, namentlih dem Misbrauch der Privat: und Geſellſchaftsgewalt 
im Hauſe oder in der Familie, in der Gemeinde, in der Kirche u. f. w.; ebenjo den eigentlid) 
verbrederiihen Freiheitsgefährdungen durch Menſchenraub, Entführung, unbefugte Gefangen: 
haltung , überhaupt durch Arglift oder Gewaltthat aller Art. 

Noch bleibt die politifche Freiheit zu gewähren übrig, worauf jedoch den Bürgern weder ein 
fo allgemeiner nod jo unbedingter Anſpruch zufteht als auf die rein menſchliche und bürgerliche. 
Die Grundfäge für die dem Rechte und der Klugheit entſprechende Zutheilung der politifchen 
Freiheit an die Volkögefammtheit und an die verſchiedenen Bürgerflaffen haben wir bereits in 
den Art. Eonftitution, Cenſus, Charte entwickelt; aucd werden wir noch in fpäter folgenden 
Artikeln darauf zurüdfommen, Ihre Summe beftebt darin, daß, da das Geſellſchaftsrecht die 
moöglichſte Entfejlelung des wahren Gefammtwillend, d. h. die einem möglichſt lautern Organe 
deflelben zu übertragende Herrichaft forbert, e8 die Hauptaufgabe der vernünftigen Verfaſſungs— 
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politik ift, allen Geſellſchaftsgliedern (im Staate alfo allen Bürgern), welde oder infofern ſie 
den vernünftigen Urtheile als fähig und geeignet zur verfländigen und pflihtgetreuen Willens: 
äußerung in allgemeinen Angelegenheiten erſcheinen können, ſolche Willensäußerung, d.h. el: 
unmittelbare oder mittelbare Theilnahme an der Entſcheidung über jene Angelegenheiten zu ge: 
währen und überhaupt eine andern Ungleihheiten in politiſchen Rechten zu ftatuiren, ald welde 
theils nad) der allgemeinen Natur der Dinge, theild nad} den hier und dort vorhandenen beſen— 
dern Berhältniffen und Umftänden durch evidente Nothwendigkeit oder Nützlichkeit gerehtier: 
tigt und daher der allgemeinen Zuftimmung ber Verftändigen ji empfehlen find. In tem 
Maße alſo, ald Geiftesbildung, zumal politifche Aufklärung und, was nod wichtiger ift, peli: 
tifhe Tugend, d. h. lebendige Theilnahme am gemeinen Wohle, Hintanfegung des eigenen Pri- 
vatvortheild, wo er mit jenem im Streite läge, überhaupt Rechtlichkeit und Treue der Bein: 
nung und männliche Gharafterfraft in der Oefammtheit einer Nation oder in ihren einzelnen 
Klaffen vorherrſchend oder mangelnd find , wird bei ihr die politifche Freiheit ausgedehnter oder 
beichränkter fein müffen over dürfen, und ed wirb indbefondere, wenn 3. B. bei einem wenig 
zahlreichen Volke eine unmittelbare Theilnahme an den Gefammtbefchlüffen durch Stimmgebung 
in der Landesgemeinde zuläffig oder räthlich ift, dagegen bei einer großen Nation ſolches reli: 
tifche Recht befchränft werden müſſen auf eine mittelbare Theilnabme, d. 5. auf freie und mobl: 
geregelte Wahl der mit jener Stimmführung zu befleivenden Repräfentanten, vorbehaltlich 
jedoch des jedem. einzelnen zu gewährenven Rechts der freien Meinungsäußerung über ale 
öffentlichen Angelegenheiten , demnach aud vorbehaltlich ver Pflicht der Staatögemalt, alle ihre 
Tendenzen und Acte, infofern nicht beſondere und triftige Gründe zeitlich emtgegenteben, der 
Offentlichkeit mit Wahrheitötreue zu übergeben und ihre freimüthige Beleuchtung in keiner 
Weiſe zu verbieten oder zu hindern. Politifche Freiheit überhaupt ift nicht gedenlbar ohne Pr: 
blieität, und ihr Todesurtheil ift alfo gefprochen, wo man die Preſſe in Feſſeln legt. 

Mahr ift es, gewifle Völker ertragen wegen der Eigenheiten ihres Charakters oder wegen 
Mangels an Berftandesreife einen hoben Grad politifcher Freiheit nicht, ja es mag infolge wei 
bei viefer überfhrittenen Mafes die bürgerliche und menſchliche Freiheit, melden vod die poli 
tifche blos dienftbar fein follte, zu Grunde gehen. Die unbefchräntten Demokratien geben meit 
in wilden Despotismus über. Die politifhe Freiheit oder Macht der Gefammtheit verſchlingt 
oder unterdrückt leicht alles Sonderrecht der einzelnen, oder aud) die Stürme, bie bei jener Der: 
faffung ſchwer zu verhüten find, führen die vom Freiheitstraume beraufchte Republik unver: 
ſehens dem Abjolutismus und der Tyrannei eines Ufurpators zu. Großentheils aber it de 
politifhe Unmündigfeit , welche die Erteilung großer Freiheiten gefährlich macht, die Arut! 
der eigens auf Nieverhaltung des Volkes in Geiftedarmuth und Charakterſchwäche geridtern 
Regierungsbeftrebungen ; und fie läßt ſich heilen durch ein die Erhebung dieſes Volkes zur Dr 
ftandesreife und moralifhen Würde ih zum Zwecke ſetzendes Öffentliches Erziehungäfoftem,, " 
Schon durch Enthaltung von allen künſtlichen Verdummungs- und Verſchlechterungsbeſtrebungen 
Beides aljo ift eine heilige Pflicht ver Regierungen, d. h. fie find ſchuldig, nicht nur das Veran: 
ſchreiten des Volkes zur politifhen Mündigkeit in feiner Weife zu hindern oder zu verzögert 
fondern vielmehr durch forgfame Pflege ver ſolche Mündigkeit bevingenden Einſicht und Tuger! 
den Zeitpunkt der dem Wolke ohne Gefahr zu gemährenden politifchen Freiheit thunlichſt ſchnel 
heranzuführen, ſowie es die Pflicht eines jeden Vormundes iſt, den Zuſtand der Unmündigke 
ſeines Pfleglings nicht nur nicht künſtlich zu verlängern, ſondern vielmehr das Eintreten der 
— Verſtandes- und Charakterreife, die ihn zur Selbſtändigkeit geeignet macht, emſigſ je 
befördern. 

Unter den Mitteln, wodurch die politiſche Reife, d. h. Einſicht und Tugend des Volkes eu 
wirkſamſten zurückgehalten oder ertödtet wird, ſteht voran in Bezug auf Einſicht die Verhein⸗ 
lichung der Staatsſachen und in Bezug auf Tugend die eifrige Pflege nicht eben ber mit: 
riellen Interefjen felbft, weil eine ſolche zur Öffentlichen Wohlfahrt allerdings nothiwentt u 
wol aber der übergroßen Anhänglichkeit an diefe Intereffen, wodurch ſodann jede Geiſtet un 
Gemüthserbebung zu Größerm und Edlerm erſtickt wird. Für beide diefer, obgleih hödit vr 
derblihen Mittel gibt ed indeß noch einige beſchönigende Gründe oder Vorwände. Mund 
Staatdmänner halten im Ernſte die Geheimbaltung der politifchen Angelegenheiten für an 
Gebot der Klugheit; manche halten auch im Ernſte das Volk für durchaus unfähig, barüber MT 
Verſtand zu urtheilen, und fürdhten daher von deſſen Ginmifhung nur Hemmung und Unhen 
Ebenſo glauben manche im Ernſte, daß dem Volke (nämlich der Maſſe des Volkes) gar ni 
Fromme, ſich um öffentliche Angelegenheiten zu bekümmern ober feine Liebe idealen Intereit® 
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zuzuwenden. Eines höhern Glücks als des phyſiſchen Wohlbehagens ſei es gar nicht em— 
pfänglich. Darum geſchehe ihm die größte Wohlthat, wenn man es in die materiellen Intereſſen 
verſenke; die höhern oder idealen ſeien die natürliche Domäne blos der vornehmern Klaſſen. 
Wo ſolchen Tendenzen eine aufrichtige Meinung zu Grunde liegt, da mag man zwar die Ver— 
£ehrtheit der Anſicht beklagen, doch ohne Verdammung derer, die ſie hegen. Aber gar oft wird 
tie Anhänglidfeit an materiellen Intereſſen eigens darum gepflegt, weil diefelbe ftumpf gegen 
alles Große und Cole und geneigt ſelbſt zur Grtragung der Knechtſchaft macht, gegen welche 
namlich fich aufzulehnen jenen materiellen und jelbftifchen Intereffen Gefahr brächte. Der Galcul 
ift rihtig. Der mit ausſchließendem oder aud nur vorherrſchendem Eifer feinen materiellen 
Intereffen Fröhnende wird fat unausweislih zum engherzigen Egoiften, welcher ver nächſtlie— 
genden phyſiſchen Befriedigung oder auch den wohlberechneten, künftig für feine Perſon oder 
feine Angehörigen zu erringenden Vortheilen willig das Heil des Staates und die Pflicht des 
treuen Bürgers opfert. Auf das Emporkommen und Allgemeinwerven diefer elenden Geſin— 
nung bauen heutzutage die Abjolutiften die Hoffnung ihres endlichen Siege. 

Die abjolutiftifhe und Reactionspartei beſchränkt ſich aber auf die eben befchriebene, wiewol 
nur allzu mächtig wirkſame Rihtung nit. Sie wendet, wo fie kann, noch weitere, ganz direct 
auf Verſchlechterung des Volkscharakters abzielende Mittel an. Dahin gehört vorerft in ven 
Staaten, die eine Reprüfentativverfaflung haben, das Gorruptionsiyften, angewandt in tau= 
fenpfältiger Weije gegen Wähler und Gewählte, in feiner Weſenheit nichts anderes als eine 
fortwährende Aufforderung an beide, das gemeine Wohl dem jhnöden Gigennuge, Pfliht und 
Eid der minifteriellen Gunft zu opfern; fodann theils abermals hier, theils in erklärt abjoluten 
Stagten die entſchiedene Zurüdjegung, mitunter ſelbſt Verfolgung der Freigefinnten, neben 
der an die Servilen verſchwendeten Huld und Ehrenauszeichnung; die nur der Knechtsgeſin— 
nung geöffnete Bahn zum Fortkommen und die Benugung der Amtdautorität wie jener des zum 
dientbaren Werkzeug erniedrigten Lehrſtuhls zur Forterhaltung, Befeftigung, ja zur frübejten 
Einprägung folher Geiinnung ſchon in das jugendliche Gemüth; weiter die faft tagtägliche Auf: 
forderung zur ekelhafteſten, bis zur Abgütterei getriebenen Schmeidhelei und die Verbannung 
aller andern als folder anbetenden und lobhudelnden (wie Mofer jagt, hundsdemüthigen) 
Töne aus allen öffentlihen Schriften, VBerfammlungen und Feiten, überhaupt die Richtung der 
geſammten Volfderziehung auf Selbjterniedrigung, Heuchelei und Herrendienft. Hat ein 
ſolches Syſtem einmal feſte Wurzeln geihlagen und jeine Einwirkung längere Zeit fortgefegt, 
aldvann kann freilich dem Volke, wenn es auch, wie die orientalifhen Nationen, aufs tieffte in 
Knechtsgeſtalt verjunfen ift, Fein Vorwurf mehr gemacht werden; aber von politifcher Freibeit, 
die ihm gefahrlos zu verleihen wäre, kann aud feine Rede fein. Wird jedoch bei einem minde— 
ſtens der Formen einer freiheitlihen Verfaſſung ſich noch erfreuenden, alfo im Bejig von geſetz— 
lihen Mitteln der Freiheitsbewahrung befindlichen Volfe jened Syftem in Anwendung gejegt, 
d. b. jeine Anwendung verſucht, alddann entfteht durch das Gelingen derſelben jogar eine Art 
von Redtiertigung oder wenigftend von Schuldverringerung für jene, Die e8 in Ausübung feg: 
ten oder überhaupt die Freiheit unterdrüdten. Denn ein foldes Volk, wenn es ſich dergeftalt 
verderben und herabwürdigen läßt, war ſchon früher in feiner Mehrheit ſchlecht und aljo ver 
Freiheit unwerth. Dann ift es eben ein Unglüd für die wenigen ehrenhaften und männlichen 
GhHaraftere, die es etwa noch in feinem Schofe beherbergt; aber zur wirfligen Emancipation 
die ſes Volkes ift aldvann die Zeit noch nicht gefommen; ed verdient ſie nicht und könnte fie auch 
gar nicht ertragen. Selbft unteneiner republifanifhen Verfaffung würde es knechtiſch geſinnt 
bleiben und vor demagogifhen oder militäriihen Machthabern nicht weniger kriechen als jegt 
vor fürftlihen. Daher wird einem folden gefunfenen, obſchon nur infolge fünftliher Ver— 
ſchlechterung gelunfenen Volke die Befreiung gefahrlod faum anders ald allmählih und nur 
in Berbindung mit einem auf Aufklärung und Veredlung gerichteten Erziehungsſyſteme zu 
gewähren jein. 

Bon den verſchiedenen Hauptiphären, für die im Staatdleben die Freiheit angeſprochen oder 
beftritten, gewährt, verweigert oder doch mehr oder weniger befchränft wird, wie von der Reli: 
gions- und Kirchen, von der Gewerbe: und Handeld: u. |. w., dann zumal von der hochwichti— 
gen Preßfreiheit, reden wir in eigenen Artikeln. Notted. 

Freiheitöftrafen. Das Recht eines jeden Bürgerd auf den Schuß feiner perſönlichen 
Freiheit ſteht in der erften Reihe der Nechte, für melde ihm der Staat Gewähr zu leiften ver: 
pflichtet ift. Die Verfaflungsurfunden der Neuzeit erkennen died Necht auch als eine Grundbe— 
dingung zur Aufrehthaltung der öffentlihen Ordnung an und vegeln die Bedingungen und 
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Formen, unter welchen im Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft die individuelle Freiheit ſich 
Beſchränkungen zu unterwerfen hat, durch das Geſetz. So folgte ver preußiſchen Verfaſſung 
vom 31. Ian. 1850 ſchon am 12. Febr. deſſelben Jahres das Geſetz zum Schutze der periin- 
lichen Freiheit, nach welhem die Verhaftung einer Berfon nur Fraft eines fhriftlichen, die Be- 
ſchuldigung und den Beihuldigten beftimmt bezeichnenven richterlichen Befehls bewirkt werben 
darf. Diefer Befehl muß aud da, wo es ſich um die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer 
Perfon handelt, dem Berhafteten fpäteftens im Laufe des folgenden Tags zugeftellt werten. 
So und in ähnlicher Weife ift man beftrebt gewefen, der perfönlichen Freiheit befondere Garan- 
tien zu verfchaffen. Aber aud) die Strafgefege bedrohen ven, welcher vorfäglih und miderredt: 
lich einen Menſchen einfperrt oder auf andere Weife des Gebrauchs der perfönlichen Freiheit 
beraubt, mit Freiheitöftrafen. Das preußifche Strafgefegbud) vom 14. April 1851 läßt dieſe in 
$. 210 au der Gefängnißftrafe in eine Zuchthausſtrafe übergehen, die bis zu 15 Jahren an- 
fteigen fann, wenn für den der Breiheit Beraubten die Breiheitdentziehung oder die ihm mäh- 
end derjelben widerfahrene Behandlung eine ſchwere Körperverlegung zur Folge Hatte, wenn 
die Freiheitöberaubung über einen Monat dauerte, und wenn dad Verbrechen gegen leiblide 
Verwandte in auffteigender Linie verübt worben ift. 

So eradtet z.B. aud) das bairiſche Strafgefegbud vom 6. Mai 1813, Art. 192, den 
eines Verbrechens ſchuldig, der in böfer Abjicht einen Menſchen wider deſſen Willen in feiner 
Gewalt fefthält und durch Einfperrung oder fonft auf irgendeine Weife an dem Gebrauche feiner 
perfönlichen Freiheit verhindert, wenn der Beleivigte volle 24 Stunden feiner Freiheit beraubt 
geweſen ift. Die Strafe ift hier für die Zeit der Freiheitsberaubung von 24 Stunden ein Jahr 
Arbeitshaus, welcher fi das Doppelte der Zeit ald Schärfung zufegt, während welder ver Be- 
leidigte länger in der Haft gehalten wurde, und wird zur Zuchthausſtrafe, wenn vieler Zeit- 
raum über die längfte Dawer der Arbeitshausftrafe, welche acht Jahre beträgt, hinausreicht. 
So bedroht das ſächſiſche Strafgejegbudh vom 13. Aug. 1855 in Art. 197 nad) Verhältniß und 
Art der Freiheitöberaubung diefe mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Arbeitähaus bis 
zu ſechs Jahren. 

Eine befondere Schwierigkeit liegt in der Beftimmung der Grenzen, innerhalb deren Die 
richterliche und ftrafpolizeiliche Gewalt für befugt erachtet werben dürfen, die perfönliche Freiheit 
folder Individuen zu befhränfen, melde jih der Verlegung des Strafgefeges verdächtig mab- 
ten, ohne derſelben bereitö überführt und wegen derſelben verurtheilt zu fein, oder in der eit- 
ftellung der Bedingungen, unter welchen die fogenannte Präventivhaft gerechtfertigt fein foll. 

In der Zeit der römischen Republik, welche der der quaestiones perpetuse oder der fänti: 
gen Eriminalgerichte, deren erfte nad) der Lex Calpurnia vom Jahre 605 Roms errichtet wurte, 
vorherging, war das Recht, gegen ven Angeklagten proviforifhe Verhaftung anzuoronen, ein 
fehr ausgedehntes. Unter der Herrfchaft diefer ftändigen Gerichte wurde dieſes Recht unentlih 
beſchränkt oder, wenigftend in jeiner frühern Form, geradezu aufgehoben. t) Bei der im Laufe 
der Zeit immermehr gefteigerten Anficht von der Würde eines römifhen Bürgers, wonach jeder, 
im Bemwußtfein der äußern Macht ver Republik, ſich gleihfam ald einen Mitherrſcher betrachtete, 
fonnte dies nicht auffallen, es war vielmehr ebenjo nothwendig als fi von ſelbſt verſtehend 
Nur in Betreff folder Verbrechen, durch welche ver Staat felbft in Gefahr gerietb, und wenn «4 
fich bei diefen un Perſonen der niedrigften Klaffe handelte, hielt mıan die Verhaftung für gerecht⸗ 
fertigt. Den höhern Ständen gegenüber machte man von einen fehr milden Mittel, der custo- 
dia libera, Gebraud. Der Angeklagte verfiel hier in die Beauflihtigung eines höhern Magi: 
ſtrats oder eined Senators, welcher die perfönliche Verantwortung für ihn übernahm, den- 
Angeklagten in deffen eigenem Haufe überwachen ließ, fonft aber ihn mit möglichſter Schonung 
behandelte. Anders geftaltete fi die Sade in den Provinzen, deren Bewohner von den Statt: 
haltern als römische Unterthanen betrachtet wurden und deshalb im Griminalproceffe aus 
unbedenklich verhaftet wurden. 

ALS in der Kaiferzeit das accufatorifche Element des Strafprocefles ſich immermehr zu einem 
inquifitorifchen umgeftaltete, wurden die Nüdjichten, welche die Vorzeit auf die perjönlihen 
Berhältniffe des Angefhulvigten genommen hatte, allmählich immer feltener und der Schug 
der perfönlichen Freiheit ein geringerer. Außer der custodia libera trat häufig die custodia 
publica, die Verwahrung in einem öffentlichen Gefüngniffe, und noch eine dritte Art der Unter— 
ſuchungshaft, die custodia militaris ein. Diefe letere lag in der Mitte zwiſchen ben beiden 
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antern. Sie beitand im allgemeinen darin, daß der Angeklagte einem oder mehreren, in ber 
Regel ziveien, bereits längere Zeit gedienten Soldaten übergeben wurde, welche bei ſchwerer 
perfönliger Berantwortlichfeit dafür zu forgen hatten, daß verfelbe jeden Augenblid dem Ge— 
richte überliefert werden konnte. 2) 

Aus den Anſichten ver Eriminaliften des Mittelalters erfieht man, daß man die Verhaftung 
feineöwegs als ein gewöhnlich im Strafverfahren eintretendes Mittel betrachtete, vielmehr dem 
Richter in Betreff ihrer Anwendung große Vorſicht empfahl und zu ihrer Rechtfertigung vor— 
handenen dringenden Verdacht, die Unanwendbarkeit einer Bürgfchaftsleiftung und die Befürd- 
tung der Flucht des Angeſchuldigten erforderte. Auch die Carolina (Art. 11 und 12) ſprach 
ven Grundfag aus, daß Verhaftung nur eintreten fönne, wenn ein peinliches Verbrechen und 
ein erheblicher Verdacht vorlägen. Ein beſonderer Schuß für den Angeklagten lag in der vom 
Ankläger zu beftellenden Gaution, in deren Grmangelung ven Ankläger felbft die Haft traf. 

Die engliiche Geſetzgebung gewährt der perfönlihen Freiheit gegen willfürliche Verhaftung 
den forgfältigften Shug. Zwar fennt diefe Gejeggebung manderlei der perſönlichen Freiheit 
entgegentretende, zum Schuge der bürgerlichen Geſellſchaft gereichende Gerechtſame ſowol des 
einzelnen Bürgers ald der Beamten, aber es ift die Ausübung diefer Gerechtſame doch ftetd an 
eine gleihfam auf der Hand liegende Nothwendigkeit geknüpft und durch dieſe bedingt. So 
kann jeder Bürger, der bei dem Begehen einer Felonie (ſ. d.) gegenwärtig iſt, den Thäter 
als Friedensbrecher verhaften und der Spur des flüchtigen Verbrechers zu dieſem Zwecke 
nacheilen, wenn das Hülfsgeſchrei das hue and erye, ertönt. So hat der Beamte, beſonders der 
Friedensrichter (ſ. d.), in vielen Fällen das Recht und die Pflicht der Verhaftung. 

Dennoch iſt die perſönliche Freiheit des Engländers durch zwei mächtige Bollwerke geſchützt. 
Die Magna-Charta von 1215 und die Habeas-Corpus-⸗Acte, welche 1679 unter Karl II. erging, 
find es, welche ihm dieſe Freiheit garantiren. Nach ihnen bedarf es in England ſchon ſeit Jahrhun 
derten eines ſchriftlichen Befehls zur Feſtnehmung einer Perſon, eines warrant, der von einem 
Richter der King's-Bench oder regelmäßig von dem Friedensrichter erlaſſen ſein muß. Aber es iſt 
nicht dieſe Vorſicht allein, welche dieſen Schutz gewähren ſoll, der letztere liegt vielmehr 
weſentlich in der beſondern Strenge, mit welcher jede rechtswidrige Einſperrung einer Perſon 
als eine Beraubung der Freiheit angeſehen, jeder Beamte, der eine ſolche anordnet, beſtraft wird 
und jedem rechtswidrig Verhafteten die Moͤglichkeit zugeſichert iſt, durch die Justices of gaol deli- 
very, welche regelmäßig dreimonatlich ihre Sitzungen halten, und die in gleichen Zeiträumen in 
jeder Grafſchaft zuſammentretende große Jury dem höchſten Gerichtshofe ſeine Beſchwerde zur 
Ktenntniß zu bringen. 

Die franzöfifche Geſetzgebung erkennt zwar gleichfalld die Nothwendigkeit des Schutzes der 
individuellen Freiheit durch den Sag an, daß niemand verhaftet werben könne, als nur in den 
‚geieglih beftimmten Fällen, aber dieſer Bälle jind fo viele, daß man aus ihnen feine Regel 
herauszufinden vermag.3) Die Willfür der Beamten wigd vielfach durch diefe Gefege begüin- 
ftigt, und ed gibt außer den officiellen Gefängnifien nody andere Aufbemahrungsorte, fo z. 2. 
in Paris dad Depöt de la prefecture de police, aus welden der Weg der Befchwerben nur 
ſelten zu finden ift. Das Sicherheits: und Berbädhtigengefeg vom 27. Febr. 1858, nad) welchem 
par mesure de süret& generale der Schuß der perfönlichen Freiheit völlig illuſoriſch gemacht 
werben darf, hat fih ven frühern dieſe Freiheit beichränfenden Gefegen gegenwärtig nod) 
angereiht und die Lage der Dinge für dieſe noch ungünftiger geftaltet. 

Soweit die Präventivhaft nicht durch die Lage der Unterſuchung gerechtfertigt oder dieſe 
ungebührlich verzögert wird, nimmt fie die Natur einer Freiheitäftrafe an, und zwar bie der 
härteften, da fie eine ungerechte, der Berfhuldung nicht entſprechende ift. Die deutſchen Straf: 
geieggebungen rechnen deshalb auch einen Theil der Unterfuhungshaft, wenn diefe ohne Schuld 
des Angeflagten felbft verlängert wurde, aufdie erfannte Strafe an. Das bairifche Strafgeleß: 
buch beftimmt in Art. 104, daß langwieriges, ohne alles Verſchulden des Inquifiten über ein 
halbes Jahr dauerndes Gefängniß die Dauer der fonft verwirkten Freiheitsſtrafe um fo viel min= 
dert, als der unverſchuldet erlittene Arreft beträgt, fopaß, wenn dieſer das Maß der verſchuldeten 


2) Gefährliche Angeklagte feffelte man zuweilen dergeftalt an die fie bewachenden Soldaten, daß man 
fie mit diefen zufammenfclof, und zwar für die ganze Dauer der Gefangenfchaft in der Art, daß, 
wenn die Wache aus zweien beitand, beide Hände des Angeklagten, wenn fie aus einem — bloe 
die rechte Hand deſſelben am die linke bes Wächters gefeſſelt wurde. Geib, a. a. D. ©. 56 

3) Moreau Ghriftophe, De l’etat actuel des prisons, ©. 82. 
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geſetzlichen Strafe vollkommen erſchöpft, der Arreſt ſelbſt ald Strafe anzurechnen iſt. Iſt die 
Freiheitöftrafe eine lebenslängliche, dann kann der erlittene Unterſuchungsarreſt ſelbſtre dend einen 
Einfluß auf dieſelbe nicht ausüben. Bei Kapitalverbrechen wird die erfannte Todesſtrafe aufge- 
hoben und in Kettenftrafe oder in Zuchthaus auf unbeſtimmte Zeit, welder Strafen wir jpäter 
näher gevenfen werben, verwandelt, wenn die Dauer des ungebührlich erlittenen Arreftö zmei 
Jahre oder mehr beträgt. So jelten ein folder Ball auch immer fein mag, jo verdient eine der⸗ 
artige, mit der Humanität im Ginklange ſtehende Beftimmung doch die vollſte Anerkennung. 

Die übrigen ſämmtlich neuern deutſchen Strafgeieggebungen find dem Beifpiele Baierns 
nicht gefolgt. 

Würtemberg verorbnet in feinem Gejegbuche vom 1. März 1839 Art. 114, daß ein reits: 
widrig angelegter oder ohne Schuld des Angeklagten verlängerter Siherungsarreft die Folge 
babe, daß bei zeitlihen Freiheitäftrafen an der zuerfannten Strafzeit jo viel abgerechnet wire, 
ald nad) dem Ermeſſen des Gerichts die unverſchuldete Dauer der Haft beträgt. Es kürzt auf 
wegen anderer Übel, die ein Verbrecher durch die Behörden oder deren Diener in Beziehung 
auf feine Übertretung erfahren hat, die Strafzeit verhältnißmäßig ab und trägt jo einer Billig: 
feit Rückſicht, welche Pie andern Geſetzgebungen unbeachtet gelaſſen haben. 

Nach $. 46 des öfterreihifhen Strafgefegbuhs vom 27. Mai 1852 ift ed ein gejeglih die 
Strafe mildernder Umftand, wenn der Angeklagte wegen der ohne fein Verſchulden verlängerten 
Unterfuhung längere Zeit verhaftet war. | 

Auch Sachſen läßt in Art. 30 feines Strafgeſetzbuchs wegen ohne Verſchuldung des Ange: 
flagten verzögerten Unterſuchungsarreſts die Strafe zum Theil oder ganz ald verbüßt erſcheinen. 

Preußen allein fpricht jih in feiner Strafgefeggebung über die Anrechnung des Unter: 
fuhungsarrefts nicht aus. Doch ift fie eine durch die Praxis geftattete, nie foll jie indeſſen, nad 
einem Erfenntniffe des Obertribunals vom 8. Febr. 1854, dergeftalt berückſichtigt werten, daß 
die noch zu verbüßende Strafe den niedrigften gefeglihen Strafgrad ihretwegen niät erreiht, 
eine Ginihränfung, welcher die Anjiht zu Grunde liegt, daß der Nichter, welcher mit der 
Strafe unter den niedrigften Grad hinabgeht, in der That in Die Rechte der landesherrlichen 
Begnadigung eingreift und fo feine Befugniß überfchreitet. 

Wenn diefe und ähnliche Anorbnungen des Geſetzes nun auch bei Verurtheilungen zu Frei: 
heitöftrafen einigermaßen ein zugefügtes Unrecht auszugleichen im Stande fein möchten, jo ſind 
fie doch für den Ball des einem unfhuldigen Freigeſprochenen durch die Prüventivhaft auferleg: 
ten unverdienten Übels von feiner Wirkfamfeit. Hier erfcheint diefe Haft ald ein unglücklicher 
Zufall, ven nicht felten eigene Unvorfichtigkeit oder Unbehülflichkeit herbeiführte und der von 
dem Betreffenden getragen werden muß, wie fo vieles andere, was der einzelne des allgemeinen 
Beten wegen zu erdulden ſich nicht entbrechen kann. Solchen Übelſtänden läßt ih nur purd 
die möglichſte Beichränfung der Sicherungshaft begegnen. 

Wer einer unerlaubten Handlugg oder Unterlaffung ſich jhuldig macht, für welche dat 
Gejeg ein beftimmtes bel angedroht hat, verfällt dieſem geſetzlichen Übel als feiner Strafe. 
Beiteht dieſes Übel in einer dauernden oder zeitlichen Beraubung der perſönlichen Freiheit, dann 
haben wir ed mit einer Freiheitsſtrafe zu thun. Diefe Breiheitäftrafen find in ihrer gegenmär: 
tigen Geftalt Erzeugniffe fortgefchrittener Civiliſation, fie fegen beveitd auf einer höhern Stuft 
der Vollkommenheit ftehende Staatseinrihtungen, Eodificationen ver Strafgefege und die Aner: 
fennung ded Sages voraus, daß der Menſch auch im Verbrecher zu achten jet. 

Nach der Anſchauung früherer Jahrhunderte mußte der Verurtheilung die Strafe in ihrer 
Totalität folgen. Sie mußte den Verbrecher, indem man ihm das Reben raubte, entweder ver: 
nichten, oder durch eine Verſtümmelung feines Körpers dauernd und offenkundig ald einen der 
Gerechtigkeit Verfallenen fennzeichnen, oder doch durch die Branpmarfung an bedeckten Stellen 
des Leibes ihn den Behörven jogleih ald einen Beftraften bekannt machen, ober ed mußte mir 
ver Zufügung beftiger koͤrperlicher Schmerzen diefe Beftrafung abgethan fein, mit der Verban: 
nung aus feinem Wohnorte oder Heimatslande, oder mit ter jein Leben ver Willkür preiöge: 
benden Achtung. Zu der Erfenntniß, daß in der Beraubung der individuellen Freiheit ein 
‚Strafmittel liege, weldes in feiner Dehnbarkeit allen Anforderungen der Strafgerehrigfeit 
vollfommen zu entipredhen vermöge, gelangten erft die zulegt vergangenen Jahrhunderte, ſie 
fonnte erſt zu ihrem Ausdrude gelangen, ald man von der planlofen Einkerkerung einzelner zu 
Gefängniforganifationen überging. 

In der Periode der Priefterherrihaft find es die Herrichenden, welche die Strafe ald eine 
Demüthigung oder ald eine Buße vor der Gottheit erſcheinen laſſen. So erachteten auch dir 
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alten Nömer das ftrafbare Unrecht entweder ald gegen das materiell herzuftellende Gut ver 
einzelnen gerichtet, wo es eine Sühne durch Geld auszugleichen vermochte, oder es verlegte das 
iveelle Gemeingut einer religiöfen Sagung und war deshalb ver Gottheit gegenüber zu büßen. 
Erſt allmählich ſtellte ſich zwiſchen der privatrechtlihen und priefterlichen Strafgewalt die des 
Staates ald ein Drittes feſt. Bon den fogenannten facralen Strafen der Römer wollen wir nur 
ver Achtung des Verbrecherd, der sacratio capitis hier gedenken, welche den Verbrecher mit dem 
Inbegriffe feines geſammten Hausſtandes als einer Gottheit verfallen erachtete und dem Tode 
weihte. In einem innern Zufammenhange mit der sacratio ſtehen auch die ſich vorfindenden 
Spuren der Talion, der Vergeltung des zugefügten Übels durch ein anderes im äußerlich glei: 
ben Maße dem Verbrecher zuzufügended. So die Strafe des M. Manlius, der, weil er nad 
der höchſten Gewalt ftrebte, von der Höhe des Tarpejiſchen Felſens heruntergeftürzt ward. 

Grit allmählich wird der Kreis der Strafmittel dur die Verbannung erweitert, welche, als 
die ältefte Form der Freiheitäftrafe, der Todes- und Geldſtrafe hinzutritt. Das exilium ver: 
drängte immermehr die Todesftrafe der sacratio capilis. Es war nur in dem weitern Sinne 
eine Freiheitsſtrafe, daß ed die freie Wahl des Aufenthalts beihränfte, ohne jedoch der perfünz 
lichen Freiheit in dev Negel zu nahe zu treten. *) 

Die Strafgejege aus der Zeit der römifhen Republik kennen nur die Verbannung und 
die Gelobuße, welche fie theild vereinigt, theild gefondert ausſprachen, wie z. B. noch mehrere 
Geſetze Julius Cäſar's und das Gefeg ded Fabius gegen ven Menfchenraub. Kein Gefeg unter: 
warf den römiſchen Bürger der Todesſtrafe; ald Nothmittel in politiihen Galamitäten voll: 
firedte man jie im geheimen. Auch Eörperlihe Zühtigungen und Verflümmelungen waren als 
der Würde des römifhen Bürgerd widerfprehend unzuläfjige Strafmittel, Strafen für die 
Sklaven. Aber auch das Bürgerrecht Eonnte direct dem römischen Bürger nicht entzogen werben, 
man ſprach deshalb nicht feine Verbannung aus, fondern man verbot ihm von Feuer und Wafler 
Gebrauch zu machen, verhängte die aquae et ignis interdictio und zwang ihn jo indirect Nom 
zu verlaffen. 

ALS zu Ende der Republif auch die geograpbifche Umgebung Roms von befonderer politi: 
ſcher Wichtigkeit wurde, vermochte eine Verbannung aus Rom felbft nicht mehr den Zwed ded 
Unſchädlichmachens einzelner vollfommen zu erfüllen. Schon Auguftus fah ſich veranlapt zu 
beftimmen, daß der, welhem Feuer und Waſſer verboten worden, ji weder auf dem Feſt— 
lande noch auf irgendeiner Inſel jolle betreffen laflen, die nicht 50000 Schritt vom Feſtlande 
entfernt liege. 

Die Feftfegung der Dauer des Eriliums auf 10 Jahre in dem Geſetze Cicero's gegen die 
Amtserſchleichung ift vielleicht die ältefte bekannte zeitige Freiheitöbeihränfung bei ven Römern. 
Unter Auguftus trat die Strafe der Relegation in jeinem Ehebruchsgeſetz vom Jahre 736 
zuerft in das Xeben ; mit ihr war die Anweiſung eines beftimmten Aufenthaltsortd verbunden. 
Unter der deportatio verftand man damals noch feine befondere Freiheitäftrafe, fie war nur 
die Fortihaffung an den Verbannungdort, ald dieſe zwangsweife zur Ausführung gebracht 
wurde. Sehr oft lag in der mit der Relegation verbundenen Bermögenäftrafe, der publicatio 
bonorum, die Veranlafjung und der Schwerpunft derſelben. Allmählich iventifieirte ih das 
Grecutivmittel der relegatio in insulam und der aquae et ignis interdictio ald deportatio in 
insulam mit den gedachten beiden Strafmitteln und wurde als eine felbftändige, mit dem Frei— 
heits⸗ und Vermögensverluſte verbundene Strafe bezeichnet. 

Wir fehen, daß den Nömern die Freiheitäftrafen in unferm heutigen Sinne, als Gefängniß— 
ftrafen, nicht befannt waren; aud der Deportirte war an feinen ihm aufgezwungenen Aufent: 
haltsorte perfönlich frei, in feiner Zeitverwendung unbejhränft und befugt, nad) dem jure gen- 
tium Vermögen zu erwerben, wenn ihm aud die mit dem Eivilrechte verbundenen Befugniife 
verloren gegangen waren, Die Dauer der Deportationäftrafe war Feine zeitliche, fie war unter 
allen Umftänden lebenslänglid. Nur die Reftitution in die verlorenen Rechte, welche in ſchweren 
Fällen ausdrücklich ausgeihloffen wurde, Fonnte die gedachte Strafe beendigen. Die Deporta- 
tionöftrafe blieb jedoch im weſentlichen eine erimirte Strafe der höhern Stände, es lag in ihrer 
Zuerfennung eine Berüdjihtigung und Anerfennung von Standesvorrechten. 


4) Cicero jagt in der Rede für den Gäcina: „Was das Eril betrifft, ſo if deſſen rechtliche Natur 
leicht zu faſſen. Das Eril ift feine Strafe, fondern ein Hafen, ein Aſyl gegen die Strafe. Denn die: 
jenigen, welche der Strafe entgehen wollen, wenden fich dorthin, indem fie Aufenthalt und Wohnung 
verändern.‘ 
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Es liegt nicht in unſerm Zwecke, bier weiter auf die Strafen der Kaiſerzeit einzugehen. 
Die mit Öffentlihen Hinrihtungen verbundenen Todesſtrafen, Feuertod und die damnalio ad 
bestias gewinnen einen betrübenden Umfang, wogegen auch jegt daB, was wir unter einer Ki: 
heitsftrafe verftehen, noch nicht in die Erſcheinung trat. Die Beftrafungen behielten den Ehe: 
rafter des Graufamen, e8 gingenihnen, insbefondere wo es fih um Berbredhen der Sklaven han: 
delte, oft auf der Folter erprente Geftändniffe voraus. 

Zur Zeit ver Herrfhaft des Römifhen Rechts trat wiederum der Begriff der Strafe ale 
einer Buße für die durch Verlegung göttliher Gebote begangene Sünde in ven Vordergrund 
oft, namentlich durch das Aſylrecht der Kirchen vorbereitet, milderte ver Einfluß der Geiſtlichen 
die Härte ver weltlihen Ahndung bes verlegten Geſetzes. Papſt Innocenz’ VIH. Bulle vom 
5. Jan, 1484, welche die Inquifition gegen Eegerifche Bosheit und die Herengerichte verorbnetr, 
gehört einer fpätern Zeit der Berfommenheit der Kirchengemwalt an und bemühte ſich dasjenige 
wieber zu vertilgen, was in frühern Jahrhunderten feitend der Geiftlihkeit zur Erweckung eine 
mildern Sinned und zur Herbeiführung milderer Strafen beigetragen worden war. 

In dem ältern germanifchen Recht bildete jich bald eine Trennung und Unterſcheidung der 
Straffälle nad) ihrer Schwere aus. An die Vorftellung eines fchweren Eriminalfalls fnüpft 
ſich die Anficht des Bruchs des Öffentlichen Friedens mit der Wirkung der Frieplofigkrit oder 
fhwerer Strafen, ſodaß die Handlung durch Bußen nicht mehr gefühnt werden kann. Ge: 
wife ſchwere Verbrechen, namlih Mord, Nothzucht, Brandftiftung und Diebflahl, wurden 
dem Blutbanne, der höhern Gerichtöbarfeit zugemiefene Straffälle. Je mehr in Deutſchland bir 
Anſicht von der Nothwendigkeit Öffentlicher Strafen ven Sieg davontrug, deſto mehr mußte ſich 
die Klaffe der mit ſolchen Strafen bedrohten Verbrechen im Gegenfage zu denen vergrößern, 
welche im ältern Sinne durch Geldbußen, dur compositio ih abbüßen ließen. Die ſchweren 
Verbrechen, welhe man mit den Ausdrücken Miffethat, Malefizhandel, Ungericht bezeignete, 
waren nad der Art der zu erfennenden Strafen die Verbrechen an Hald und Hand, bei welchen 
die Todeöftrafe die ordentliche Strafe war, und die an Haut und Haar, bei denen Die dem Ber: 
urtheilten zugefügte Körperverlegung ſich ald eine geringere geftaltete. 

Die geringern Straffälle fielen als Brevel, Brühe, Rügen, Unzudt den Civilgerichten 
und den unferer Polizei entfprehenden Behörben zu und ließen, mit Geldſtrafen beahndet, den 
Breiheitöftrafen noch feinen befondern Raum, 

Die Garolina (1532) ſpricht von peinlihen Strafen an Leben, Ehre, Leib oder Gliebern, 
ohne dadurch den Begriff der peinlihen Strafen zu erichöpfen, da 3. B. aud die Landesvermei- 
fung al8 eine peinlihe Strafe betrachtet wurde. Mit dem 16. Jahrhundert begannen die Ge: 
fängnifftrafen häufiger zu werben, deren bald verichiedene Arten entftanden. Die fürzern, nicht 
eine gewifle Zeitvauer überjhreitenden Gefangnißftrafen ſowie die Geld: und geringen Körper: 
frafen verblieben gemeinhin ven Lokal- und untern Gerichten, wogegen die Gompetenz in den 
eigentlichen peinlihen Saden, der Miffethat im weitern Sinne, deren Beftrafung auch durch 
längere Freiheitsſtrafen nad den Umftänden erfolgte, ven höhern Landesgerichten zufiel. 

Ehe wir und mit der gegenwärtigen Sachlage in Betreff der deutſchen Freibeitäftrafen etwas 
näher bef&häftigen, wollen wir in Beziehung auf diefe noch Frankreichs gedenfen, und zwar um 
fo mehr, ald unfere neuen deutſchen Strafgefeggebungen unmittelbar und mittelbar dem Code 
penal fo viel auf die Kreiheitäftrafen Einwirkendes entlehnt haben. 

Frankreich erhielt ih länger als Deutfchland bei der Anwendung barter und graufamer 
Strafmittel. Die Carolina, hervorgegangen aus einer ihrer Zeit voraudgerilten humanen 
Anihauung der Strafbarfeit begangener Verbrechen, melde damals nur bei einem Manne, br: 
gabt mit den Eigenſchaften des Geiſtes und Herzens, vie bei Schwarzenberg fo hell leuchteten, 
angetroffen werden fonnten, hatte in Deutfchland einen überans mwohlthätigen Einfluß auf De 
Strafanmwendung gehabt. Das Beftreben dieſes Geſetzbuchs, die Strafe überall mit der Ber: 
Ihuldung in das richtige Verhältniß zu bringen, erzeugte die große Debnbarkeit ihrer Beim: 
mungen, welche dem deutſchen Gerichtsgebrauche bei der Strafzumeflung jo meite Grenzen 
geftattete und allmählich den Strafen ven Charakter der Graufamkeit und Barbarei benahm. 

In Frankreich hatte die Griminalorbnung Ludwig's XIV. vom Jahre 1670 noch völlig ven 
Geiſt mittelalterliher Härte. Wir finden in ihr die verfhiedenfte Anwendung der Todesftraie, 
die lebenslängliche alerenftrafe, die Folter mit allen ihren Greueln, die zeitige Galerenftrafe, 
die Züchtigung mit der Peitſche, die Geldbuße, die zeitige Verbannung und den richterlichen Ver: 
weis, und ald Beiwerke diefer Hauptftrafen die Nebenftrafen des Prangers, des Halseifens, die 
Bermögendentziehung, insbeſondere aber die Brandmarkung in weiter Ausdehnung. 
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Der Anfang der Nevolution im Jahre 1789 fand Franfreih noch in den Banden biefer 
Härten der Vorzeit, welche ih um fo ſchroffer herausftellten, ald die Praxis überaus leichtfertig 
mit dent Gebrauche der Folter umging, die Proceßformen einer großen Willfür unterlagen und 
die Servilität der Nichter einen ziemlich hohen Grad erreichte. 

Bei der Einberufung der Generalftände hatte Ludwig XVI. die Reform des Straf: 
rechts ald eine durchaus nothwendige bezeichnet, und ſchon im Jahre 1791 machte fie der Code 
diejed Jahres zu einer Wahrheit. Die qualificirten Todesſtrafen aller Art wichen einer einfachen, 
durch die@uillotine zu vollſtreckenden, die beftandenen vielfachen förperlihen Zwangsmittelwur: 
den durch ein Syſtem der Freiheitsſtrafen erjegt, welches dieſelben nach ihrer Schwere verfchieben 
abftufte und in dieſen Gradationen den der Strafgerechtigfeit entfprechenden Ausprud zu finden 
ſich beſtrebte. 

Außer der Todesſtrafe kannte der Code pénal von 1791 die nachſtehenden, theilweiſe mit 
dem Pranger verbundenen Strafen: 1) die peine des fers, oder Die Zwangsarbeit in verſchloſ⸗ 
jenen Räumen der Häfen und Arfenale oder im Freien, bei Entwällerungen, Kanalbauten und 
in Bergwerfen. Der Berurtheilte mußte an feinen Füßen eine eiferne Kanonenkugel ſchlep⸗ 
pen. Die Frauen waren hiervon befreit und arbeiteten nur im Innern von Gebäuden, Die 
Eifenftrafe war ſtets eine temporäre. 2) La gene, eine Ginzelhaft an einem nicht dunfeln Orte, 
ohne Feſſeln, aber nur bei Wafler und Brot, welche Koft nur aus den Überſchüſſen des eigenen 
Arbeitövervienfted verbeflert werben durfte. Die Dauer diefer Strafe follte 20 Jahre nicht 
überfteigen. 3) Die detention in einem bejonvers dazu beftimmten Gefängnißgebäude. Die 
Berurtheilten konnten einzeln oder nad) ihrer Wahl auch gemeinſchaftlich arbeiten, fie waren 
wegen ihrer Beföftigung den in der gene befindlichen gleihgeftellt und ihre Strafe währte höch⸗ 
ſtens fech8 Jahre. 4) Die deportation nad einem Orte, deſſen nähere Beitimmung nod einem 
befondern Gefege vorbehalten blieb. An viefe Strafen ſchloß ſich die degradation civique und 
der Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte als eine ſelbſtändige Strafe an. 

Außer viefen peines afllictives et infamantes bildeten die zuchtpolizeilichen Strafen, die 
peines correctionelles, nämlih dad emprisonnement, die eigentlihe Gefängnißftrafe, und 
die amende, die Geldſtrafe, einen zweiten Kreis der Strafmittel. Der Code penal vom 
25. Oct. 1795 behielt diefe Strafen bei, ließ jedoch die Deportation als die zunächft ſchwere 
gleich der Tovesftrafe folgen. Auch Napoleon fonderte in feinem Code penal von 1810 die 
Strafen en matiere criminelle von denen en matiere correctionelle. Die erftern jind 
entweder peinlid und entehrend, oder nur legtered. Die peines afflictives et infamantes find 
die Xodeöftrafe, die travaux forc&s à perpetuite, die Deportation, die travaux forces a temps 
und diereclusion. Dieſe Strafen konnten in ben gefeglich bezeichneten Fällen durch die marque 
(Brandmarfung, bei ven travaux forcds mit den Initialen T. F.) und durch die confiscation 
gensrale de Vermögens verfchärft werben, bis das Gefeg vom 28. April 1832 dieje Verſchär⸗ 
fungen aufhob. Als ein neues Strafmittel ſchob dieſes Geſetz zwifchen die lebenslänglihe und 
zeitliche Strafarbeit vie Detention ein. Von den drei peines infamantes ded Code penal, dem 
carcan (Halseifen), vem bannissement (der Verbannung) und der degradation civique be: 
hielt dad erwähnte Geſetz nur die beiden legtern bei. . 

Die noch unverändert fortbeftehenden peines correctionelles ded Code find dad empri- 
sonnement ä temps in einem Gorrectiondhaufe, die interdiclion a temps gemiffer Civil- und 
Familienrechte und die Geldbbuße. Sowol hei den eriminellen ald correctionellen Strafen ift die 
lebenslänglide Stellung unter Bolizeiaufficht eine Nebenftrafe. 

Es find Hier nur die Freiheitäftrafen, mit welden wir und zu befchäftigen haben. Als die 
ſchwerſte viefer Strafen tritt die lebenslängliche Zwangsarbeit hervor und zwifchen ihr und ber 
temporären Zwangsarbeit liegend die Deportation. Die neuere Strafgefeggebung Frankreichs 
Hat dieſe drei Strafarten in einen fo genauen Zufammenhang miteinander gebracht, daß fie 
einer gemeinfamen Beſprechung bebürfen. 

Obgleid Frankreichs Flotten zu Anfange dieſes Jahrhunderts nad und nad) und mit ihnen 
auch zeittweife feine Golonien verloren gegangen waren, behielt Napoleon doch die ven Befig der 
legtern voraudfegende Deportation ald ein politifches Strafmittel bei, fo wie es vie Gefeggebung 
der Revolution geftattet hatte. Er verorbnete: „La peine de la d&portation consistera à &tre 
transportö et à demeurer a perp6tuit& dans un lieu, determine par le gouvernement, 
hors du territoire continental de la France.” Schon ein Gejeg vom 17. Jan. 1799 hatte die 
Deportation in Ermangelung eined geeigneten Deportationdortd in eine Detention auf den 
Infeln Re und Dleron verwandelt und das Gefeg von 10. März 1807 ein unter dem Namen 
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Chartreuſe de Pierre Chätel befanntes Gefängniß im Nindepartement zum Deportationterte 
auserſehen. 

Die untergeordnete Bedeutung, welche bis dahin die Deportation nur zu erlangen we: 
mocht hatte, rief unter der Reftauration bereitd dad Verlangen hervor, daß dieſelbe aba: 
ſchafft werbe, doc lehnte am 27. März 1819 die Pairdfammer einen hierauf gerichteten 
Antrag ab. Auch die Julimonarchie beftimmte noch feinen Strafort hors du territoire conti- 
nental, vielmehr erbielt Art. 17 des Gode in dem Gejege vom 28. April 1832 und der 
Novelle vom 9. Sept. 1835 die Faffung „Tant qu'il n'aura pas été etabli un lieu de depor- 
tation,, le condamne subira a perpetuite la peine de la detention, soit dans une prison du 
royaume, soit dans une prison situ&e hors du territoire continental.‘ 

Als der Art. 5 der Verfaffung von 1848 die Todeöftrafe für politiihe Verbrechen ab: 
ſchaffte, welche das Gele vom 10. Juni 1853 für den Fall der im Art. 86 erwähnten bei; 
verrätherifchen Attentate wiederherftellte, fielen die bisher mit dem Tode bedrohten Verbreben 
der Deportationäftrafe zu. Das Gejeg vom 8. Juni 1850 zog demnächſt, abgeſtuft in zmei 
Graben, die Deportation als politifches Strafmittel in den Kreis der Freibeitöftrafen. 

Die Devortation erften Grades umfaßte die Fälle, in denen bis 1848 die Todesſtrafe ange: 
droht geweien war. In dieſen follte fie dans une enceinte fortiiee über See vollſtredt werten. 
Die Deportation zweiten Grades (deportation simple) begriff die ehemals todeiwirtigen 
Verbrechen, wenn mildernde Umftände ald vorhanden angenommen wurben, und die jhen im 
Code penal mit der Deportation bedrohten Straffälle. Für diefen Deportationdgrad mar ed die 
Infel Nufahiwa, für ven erften die Injel Tahuata, beide zu der Gruppe der Marzueiadinieln 
gehörig, weldhe man zum Straforte beftimmet hatte. Tahuata ift nie als ſolcher benugt woren, 
Nukahiwa hat nur zum Aufenthalte einiger Deportirter gevient, die tem Staate nen Auf: 
wand von 150000 Fr. verurfaht haben. 

Die politifhe Deportation in dem Sinne des Code penal und des Geſetzes som d. Juni 
1850 ift eine lebendlängliche Freiheitäftrafe, beftehend in einem nothwendigen Aufenthalte un 
einem entfernten überſeeiſchen Orte ohne Arbeitszwang. 

Der Code penal verband ſowol mit der lebenslänglihen Zwangsarbeit ald mit der dor: 
tation den bürgerlihen Tod (mort civile) oder den Verluft aller bürgerlichen Rehte. Das 
Gefeg vom 8. Juni 1850 hob ihn in Betreff ver Deportation und das Gejeg vom 31. Ru 
1854 überhaupt auf. Damit man fi jedoch auf der Bahn des Fortſchritts nicht zu weit tr: 
ben lafle, jubftituirte das letztgedachte Geleg dem mort civile die vermögensrechtliche Besen: 
mundung (interdiction legale) und die vorgedachte degradalion civique. 

Außer diefer politiihen Deportation Fennt das gegenwärtige franzöſiſche Strafrecht abe 
noch die Freiheitäftrafe dev Transportation. Diefe hat einen colonifatorifchen Nebenzwed, 
ift der Arbeitözwang mit ihr verbunden, und jie kann ſowol lebenslängli als zeitlih Is, 
welche drei Kriterien fie von der Deportation unterſcheiden. 

Die Juniinfurrection des Jahres 1848 rief diefe Transportation in das Leben. Die Natie: 
nalverfammlung deeretirte am 27. Juni 1848: „Seront transport& par mesure de sürk 
generale dans les possessions francgaises d’outre-mer, autres que celles de la Medi- 
terrande, les individus actuellement detenus, qui seront reconnus avoir pris part alit- 
surrection des 23. Juin et jours suivantes.‘’ 

Diefe Transportirten wurden zunächſt nad; der Inſel Belle-Isle an der franzöſiſchen N: 
füfte, fpäter nad dem Geſetze vom 22. Ian. 1850 nad Algerien gebracht, wo jie in rin 
etablissement disciplinaire in der Provinz Konftantine zur Zwangsarbeit angehalten wur 
den. Die Infurrection, welche dem Staatäftreiche vom 2. Dec. 1851 folgte, gab neue Trank 
portationscanbibaten, für welche Gayenne im frangdfifgen Guiana, an ver Oftküfte Ei 
amerifa® belegen, zum Transportationsorte beſtimmt wurde. Die weniger Compromitii 
wurben jedod nad Algier geſandt oder auch mit leichtern Strafen belegt. Wegen des man: 
haften tat de casernement wurbe nad) einem Decrete vom 23. Dec. 1853 jedoch die Int: 
portation nach Cayenne andgejegt und erſt nach einem Decrete vom 5. Dec. 1855 mient al: 
genommen, i 

Inzwiſchen hatte die Freiheitsſtrafe der travaux forces in ihrer Vollſtreckung die weſent 
lichfte Veränderung erfahren. Nach Art. 15 des Code penal follen die zu ihnen veru 
Männer zu ben travaux les plus penibles verwendet werben. Es heißt im Gejege weiter: „I 

'traineront à leur pieds un boulet, ou seront attaches deux à deux avec une chaln“, 
lorsque la nature du travail, auquel ils seront employes, le permettra.“ Die zur gwangh 
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arbeit verurtheilten Weiber (Art. 16) werden im Innern eines maison de force beſchäftigt. 
Die Dauer der zeitlihen Zwangsarbeit liegt (Art. 19) zwiſchen 5 und 20 Jahren. 

Der Code pénal geht mit den travaux forc&s in einer Weife verſchwenderiſch um, daß man 
in dieſer Verſchwendung jehr wohl den Schwerpunft der jo befannten Härte dieſes Strafgeſetzes 
zu ſuchen hat. In diejer Strafart und in der maflofen Anwendung der Todesftrafe, in der mit 
den peines afflictives unzertrennlich verbundenen lebenslänglihen Ehrlofigkeit und in der 
gleihfalls nur mit dem Tode endenden Polizeiaufiht treten vorzugsweiſe die Grundfäge der 
crafleften Abihredungstheorie in die Erſcheinung, von welchen geleitet Napoleon aud die Straf: 
gewalt fih zur Aufrehthaltung feiner unbeſchränkten Herrihaft über die Franzoſen dauernd 
dienftbar zu machen beabfihtigte. Es war die Elare, kurze, geiftreihe und elegante Baflung, 
die der Code penal feinen Strafbeftimmungen, ſich fernhaltend von alfen Definitionen und 
Beigaben der Doctrin, zu geben wußte, melde fo viele für dieſes Gefegbuh einnahm und ihm 
leider aud in Deutihland jo zahlreiche Verehrer und Nahahmer zugeführt hat. Die Strenge 
des Strafgeſetzes bildete in der Julirevolution eine ſehr erhebliche Beſchwerde gegen das bis- 
herige Staatöregiment, und e& rief diefe eine Revijion ded Code penal hervor, deren Refultate 
in dem Geſetze vom 28. April 1832 niedergelegt wurden. Außer manden Berbefferungen im 
fleinen war ed eine durchgreifende Maßregel, die Ginführung des Syſtems der circonstances 
attenuantes, weldje dem Ubelftande abhelfen follte. Der neue Art. 463 des Code ftellte e8 in 
das freie Etmeſſen der Gefhmorenen und, wo diefe nicht mitwirften, des Gerichtshofs, das Vor: 
handenjein mildernder Umftände zugleich mit dem Schuldig auszufprehen. Geſchieht dies, dann 
mird dadurch der Gerichtähof verpflichtet, wenigftend um einen Grad mit der Strafe herabzu- 
geben, nad) Befinden fie aber aud um zwei Grade herabzujegen, 3. B. flatt der gefeglichen 
Todesſtrafe auf die lebenslänglihe oder auch nur auf die zeitlihe Zwangsarbeit zu erkennen. 
Es war indbefondere Ludwig Philipp’8 Abneigung gegen die Todesftrafe, welcher das in Rebe 
ftehende Syſtem feine Eriftenz verdanft. Es find gegenwärtig ungefähr 70 Broc. aller Verur— 
theilten, über welche dieſes Syſtem feine Wohlthat erſtreckt, ſodaß nur 30 Proc. der Verurtheil: 
ten von der vollen Strafe betroffen werden. Deflenungeadhtet blieb die Freiheitäftrafe der 
Zwangsarbeit in Frankreich eine nur zu oft angewendete. Auf Lebenszeit wurde fie in den Jah— 
ren 1851—57 noch bezüglich in240, 243, 252, 227, 228, 248 und 205 Fällen, als zeitliche 
Strafe aber bezüglid in 1031, 1142, 1274, 1377, 1130, 1051 und 993 Fällen erfannt. Es 
wurden fo in diefen Jahren bezüglich) 27, 26, 28, 28, 28, 30 und 27 Proc. aller Berurtheil- 
ten ®) mit ben travaux forces belegt. 

Wie ſchon die peine des fers, wurde an den Männern die Zwangsarbeit in den Bagnos 
der franzöjifchen Seehäfen Breft, Rochefort, Toulon und Korient vollftredt, welche fhon 1748 
an die Stelle ver frühen Galeren getreten war. Obgleich im Sinne des Gefeges die ſchwerſte 
Freibeitäftrafe, war fie ed in der That für diejenigen nicht, welche ſich mit ver ihr anflebenven 
befondern Ehrenrührigkeit verföhnt hatten. Der Aufenthalt in den Bagnod wurde von vielen 
dem in den unjern Zudthäufern entfpredhenden maisons centrales vorgezogen. Die Arbeit 
im Freien unter einem ſehr milden Himmel, die Leichtigkeit, ih mit den Schidjaldgenoffen 
zwanglo® zu unterhalten, das Zufammenarbeiten mit freien Arbeitern, die Verwendung gebil- 
deter Sträflinge in den Bureaur und die günftige Lage, welche jich der geſchickte Arbeiter zu 
verſchaffen vermochte, machten die Eriftenz in den Bagnos zu einer erträglihen. Schon die 
Aufrehtbaltung des Schweiggebots in ven Gentralgefängniffen machte den Aufenthalt in 
Diefen zu einem läftigern. Auch die Sterblichkeit betrug in den Bagnos durchſchnittlich nur 
3,84 Proc. jährlich, wogegen fie in den maisons centrales ſich auf 5,55 Proc. belief, ſodaß auch 
in biejer Beziehung die Bagnos feine befonders abſchreckende Wirkung äußerten. 

Die jahrelangen Beftrebungen nit nuy um das Gefängnißweſen verdienter Männer, von 
welchen wir hier nur Berenger, Lucas, Tocquevilfe, Lelut und Ferrus nennen wollen, durch die 
Verbeflerung des Gefängnißweſens, namentlich durch die Einzelhaft (ſ. Gefängnißwefen) 
den vorhandenen Übelftänden abzuhelfen, wurden durch die adminiſtrative Gewalt völlig para= 
lyſirt, indem eine Minifterialbeftimmung vom 17. Aug. 1853 dad ganze Syſtem der Einzel: 
haft, zu deſſen allgemeiner Einführung bereits durh Bauten und fonftige Ginrihtungen die 
erheblichften Vorarbeiten gemacht waren, verwarf. Es lag in der für bie dermalige Staatöre= 
gierung Frankreichs vorhandenen Nothwendigkeit, zu ihrer Aufrehthaltung ähnliche Mittel 


5) Es war deren Verurtheilung wegen crimes, Verbrechen, im Gegenfage zu ben delits, Ber 
gehen, und contraventions, Übertretungen, erfolgt. 
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nicht zu ſcheuen, wie die waren, welche man zur Befeſtigung des erſten Kaiſerthums angewendet 
hatte. Man wollte wenigſtens in den ſchwerern Fällen die dem Geſetze verfallenen Indivituen 
nicht allein ftrafen, man wollte fie auch als gefährliche Stoffe für die beftehende Regierung aud- 
fonbern von den übrigen für immerbar, fie weit über dad Meer ſchaffen ohne Ausſicht auf Rüd: 
kehr und jo dem Strafgefege einen Nachdruck verleihen, welher im Bunde mit einer jolden 
draftifchen Abſchreckung jede feiner Verletzungen einem wahnjinnigen Unternehmen gleidzu: 
ftellen geeignet wäre. 

Das Decret von 27. März 1852, deffen wir jhon in dem Art. Deportafion gedachten, 
verorbniete die Räumung der Bagnos. Die Zwangsarbeit der Sträflinge ſollte durch Eultur: 
arbeit, Rodungen, Entholzungen und andere allgemein nügliche Thätigfeit in Guiana erfeg: 
werben. Wir haben in dem gedachten Artikel ſchon gejehen, wie man der Entfernung der 
Sträflinge ven Schein einer freiwillig erwählten zu geben verfughte. 

In der Form einer neuen Vollſtreckungsart der vorhandenen Strafe der Zwangsarbeit 
fhuf man eine ganz neue härtere Freiheitöftrafe. Die Sträflinge, welde nad ven Verfpredun: 
gen des Decretö vom 27. März 1852 fi hatten transportiren laffen, erfannten ſehr bald, das 
das Wegfallen des Aneinanderfettend, des Kugelihleppend und die Ausſicht auf dereinjlige 
Landverleihung und auf dad Nachkommenlaſſen ihrer Kamilien und anderes zu hart erfauft 
werde durch den zwangsweiſen lebenslänglichen Aufenthalt in der Eolonie für die, melde über 
acht Jahre Strafe zu verbüßen hatten, und des gleichen Aufenthalts von der Dauer dererlittenen 
Strafe nad deren Verbüßung für die auf Fürzere Zeit Verurtheilten. Sie erfannten, das 
Guiana, weldes, ganz in der heißen Zone belegen, an feinen Küften durch weit in bad Innere 
reichende Sumpfſtrecken ausgezeichnet ift, deren miasmatifche Ausbünftungen nad der ſechs Mo— 
nate währenden Regenzeit den faft fihern Tod bringende Fieber erzeugen, Feine Golonijationd- 
zwecke beförbere, jondern nur dazu beflimmt fei, ihr baldiges Grab zu werden. Man mußte ven 
abfhredenven Wirkungen Guianas, weldes man treffend die colonie mortuaire nannte, ſei⸗ 
tend der Regierung eine Repreffion entgegenftellen, indem man die gedachte Freiwilligkeit in 
dem Geſetze vom 30. Mai 1854 völlig bejeitigte. Died Gejeg sur l’execution de la peine 
des travaux forces fagte in Art. 1 mit dürren Worten: „La peine des travaux forces sera 
subie a l’avenir dans les etablissements crees par decrets de l’empereur sur le territoire 
d'une ou de plusieurs possessions frangaises, autres que l’Algerie.‘ 

Cayenne blieb das Ziel der Transportation mit allen jeinen Schreden, bier hoffte man 
den Zweden des Gefeged, der Abſchreckung und der Siherung®), am beiten zu entfpreden, 
und man muß auch viefe Zmede in der That im hohen Grad erreihen, da die Strafe durd 
ihre Vollftrefung in Ouiana in die Neihe der qualificirten Todesſtrafen getreten ift um 
fo nicht allein abſchreckt und fidhert, fondern auch vernichtet. Grauſam ift ed, daß man vie Berur: 
theilten, 1320 Seemeilen von Breft entfernt, nicht allein ben Sumpffiebern opfert, ſondern auf 
noch vor ihrem Übergange in das Land der ewigen Freiheit jelbft derjenigen Erleichterungen 
ihrer Lage und Bequemlickeiten beraubt, ohne welche für den Europäer der ftete Aufenthalt ix 
der heißen Zone zu einem völlig unerträglichen wird. 

Dis zum 1. Jan. 1854 waren aus den Bagnos [don 8000 forgats nad Guiana abgegan: 
gen. Diefen find in den Jahren 1854—56 4366 neue Verurtheilungen hinzugetreten. 
Waren bis zum 1. Jan. 1857 von diefen Unglüdlihen aud nur 3000 nad) Cayenne gebradt, 
fo waren doch im ganzen bereitö 11000 dorthin gelangt. Davon lebten nad amtlichen Ange: 
ben an dem ebengedachten Tage aber nur 3358, ſodaß bereitö 7642 oder 69 Proc. der Trans: 
portirten verftorben waren. Die 3000 forgats, welche ſich zuerft freiwillig trandportiren ließen, 
waren 1857 bereitd bi8 auf 400 zuſammengeſchmolzen. Nach den neueften officiellen Mitthei— 
lungen waren nur noch 3065 Berurtheilte in Guiana. Seit 1855 hat aud die Transpot⸗ 
tation der politiihen Verbreder nah Guiana Wieder begonnen. Sie find wie bie forgats 
dem Arbeitözwange, ber Militärgerichtöbarkeit und den Militärgefegen nad dem Decrete som 
29. Aug. 1855 unterworfen worden. 

Wir werden fpäter eben, wie wenig eine Freiheitäftrafe ven Anforderungen des Bele: 
rungszwecks der Strafe entfpricht, welche in einer Weife vollftredt wird, wie Died gegenmärtig 
mit der ber travaux forc6s geſchieht. Die dieſer zunächſt ſtehende Freiheitsſtrafe iſt Die der De: 
tention. Es find nur die politifhen Verbrechen, deren die Art. 78, 81 und 89 des Code penal 





6) Auf den Zweck der Beflerung war hierbei Feine befondere Rücficht genommen. 
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gedenken, welche mit ihr bedroht find. Jeder zur Detention Verurtheilte foll nah Art. 20 in 
einer Feftung des Feitlandes feinen zwangsweiſen Aufenthalt erhalten; „ilserarenferm& dans 
une des forteresses”, fagt da8 Gefeß und bemerftmeiter: „il communiquera avec les per- 
sonnes placees dans l'interieur du lieu de la detention ou avec cettes du dehors, con- 
formement aux reglements de police etablis par une ordonnance du roi.” 

Die geringfte Dauer diefer Strafen beträgt 5, die längfle 20 Jahre (Art. 33). Diefe 
Strafe fteht mit dem bannissement, der Landeövermweifung, infofern in Verbindung, als ihr 
derjenige unterliegt, welder vor dem Ablaufe der Verbannungdzeit, welde auf 5—10 Jahre 
erfannt werden kann, nad) Frankreich zurüdfehrt. 

Mir werden die Detention bei der deutfchen Feſtungsſtrafe miederfinden. Auf diefelbe fo 
wie auf dad bannissement wird nur in ſehr feltenen Fällen das Urtheil gerichtet. 

Die auf die Detention folgende Freiheitöftvafe ift die der Neclufion, welche im weſentlichen 
mit der deutihen Zudhthausftrafe zufanmenfällt. Art. 21 des Code beflimmt über diefelbe: 
‚‚Toutindividue de !un ou lautre sexe, condamne& ä la peine de la reclusion, sera ren- 
ferme dans une maison de force et employ& a des travaux dont le produit pourra &tre 
en partie applique ä son profit, ainsi qu'il sera regle par le gouvernement.” Die Dauer 
diefer Strafe ift wenigſtens 5 und höchſtens 10 Jahre. 

Die Strafe der travaux forces, welche gegen Frauen erfannt wird, wird inbenfelben Straf: 
anftalten wie die Reclufion vollſtreckt, ebenjo verwandelt fi die Zmangdarbeit in die Strafe 
der Reclufion, wenn der zu Berurtheilende das fechzigfte Lebensjahr vollenvet hat. 

Bei der. Recluiion fowol als bei ver Zwangsarbeit tritt die einzige dem franzöſiſchen Straf: 
gejege befannte Dualification der Freiheitsftrafe, die einftündige exposition publique ein, 
Bei Diefer Austellung befindet jih über dem Kopfe des Verurtheilten eine Schrift, welde in 
großen und lesbaren Charakteren Namen, Stand, Wohnort und Verbrechen deſſelben bezeich- 
net. Bei noch nicht adhtzehnjährigen oder über fiebzigjährigen Verbrechern muß diefe Aus: 
ftellung unterbleiben, und bei denen, welche ſich nicht im Rückfalle befinden und nicht lebenslang 
veruriheilt find, kann diefelbe unterbleiben. 

Dieſes Überbleibfel mittelalterliher, der Abſchreckung huldigender Strafmittel hätte füglich 
1832 mit dem carcan (Haldeifen) aus der Neihe der Strafmittel verſchwinden follen, unter 
Denen man gern die körperliche Züchtigung vermißt, welche ſchon die Revolution befeitigt hatte. 
Auf die Strafe der Recluſion wird durchſchnittlich jährlich taufendmal erfannt; fie wird in den 
maisons centrales de force et de correction vollftredt. 

Die leichtefte der Freiheitsſtrafen ift dad emprissonnement, die Gefängnißftrafe, welche in 
ihrer kürzeften Dauer ſechs Tage und in ihrer längften fünf Jahre währen fann. Die zu ihr 
Verurtheilten befinden fih in einem Gorrectiondhaufe und werden nad ihrer Wahl mit einer 
der in denſelben üblihen Arbeiten befhäftigt. Bei Rüdfällen und fonft in einzelnen Fällen 
kann die Strafzeit bis zu zehn Jahren hinaufgehen, bei der Annahme mildernder Umſtände 
aber aud unter ſechs Tage heruntergehen und in Sachen der simple police nur 1—3 Tage 
betragen. 

Man erhält ein Bild von dem Umfange der franzöfifchen Gefängnißftrafen, wenn man bie 
Zablenverhältniffe des Jahres 1857 beiſpielsweiſe überblictt. Es wurde in diefem Jahre von 
ven Affifen 2108 mal und von den correctionellen Gerichten 87268 mal auf emprissonne- 
ment erfannt, von den Friedensrichtern 30742 mal. In der Präventivhaft befanden ſich 1857 
zujammen 66626 Individuen. 

Englands Freiheitäftrafen find zu eng verbunden mit feinen Gefängnipeinriätungen, als 
Daß beide ih angemeffen trennen ließen, weshalb wir ihrer erft in dem Art. Gefängnißweſen 
näher gedenken werden. 

Wir wenden uns nach Deutſchland zurück, welches wir verließen, als ſich die Freiheitsſtrafen 
zwiſchen den Todes- und Körperſtrafen als gleichberechtigte Strafarten die Bahn zu brechen 
begonnen hatten. In Hunderte von ſelbſtändigen oder doch nach immer größerer Selbſtändig⸗ 
keit ſtrebenden Territorien zerſplittert, geſtalteten ſich die Freiheitsſtrafen in dieſen auf die ver⸗ 
ſchiedenſte Weiſe. Das immermehr ſich verbreitende Roͤmiſche Recht übertrug auch in Bezie⸗ 
Hung auf Strafrecht und Strafverfahren vielfach feine Elemente auf Deutſchland und ließ dieſe 
zit dem deutſchen Rechtsbewußtſein nicht felten in Streit gerathen. Namentlich erhob ſich 
Streit darüber, in welchem Umfange die nicht mit der peinlichen Gerichtsbarkeit verfehenen 
Dbrigkeiten Freiheitöftrafen zu verhängen befugt erſchienen. Es liegt nicht in unferm Zwede, 
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geſchichtlich den Gang zu verfolgen, welchen die Freiheitsſtrafen Deutſchlands genommen haben, 
um zu dem Ziele zu gelangen, an welchem ſie ſich gegenwärtig befinden. 

Die Strafen der Vergangenheit und mehr over weniger auch noch die der Gegenwart find 
aus einem Straffufteme hervorgegangen, welches von falſchen Vorftellungen von dem Zwed 
der Strafen beherrfcht wurde. Anfänglich vermeinte man in der Abſchreckung von der Ber: 
legung des Strafgefeged duch die Dualen, welhe man dem Mifferhäter zufügte und melde auß 
noch dem ihm zu gebenden Todesſtoße vorhergingen, durch die Scheußlichkeit ver Gefängniſſe, 
die Belaftung des Verbrechers mit Ketten und Banden, feine öffentlihe Schauftellung, die ihn 
ftetö begleitende Peitihe des Zuchtmeiſters bei feinen Beihäftigungen außerhalb des Kerkers 
und Ahnliches den Strafzwed zu erreihen. Man glaubte durch ſolche Graufamfeiten, in deren 
Häufung und ſtets neuen Erfindung man fid) bejonders gefiel, feinen Zweck, ven Verbrecher von 
der Wiederholung des Verbrechens, fofern man ihm dieſe dur feinen Tod nicht unmoöͤglich 
machte, abzuhalten, vornehmlich aber andere von einer gleichen Unthat abzuſchrecken, am beiten 
zu erreihen. Allmählich ift an die Stelle diefer irrigen Anſchauungen eine beſſere Erfenntnif 
der wahren Aufgabe des Strafrechts getreten. Gründlichere Forſchungen über die menſchliche 
Natur und eine größere Achtung der Menſchenwürde aud in dem Verbrecher haben die völlige 
Haltlojigfeit der frühern Anjicht von dem Berufe der Strafen bereits in ein helles Licht gejtellt. 
Mittermaier ), ver würdige Vorfämpfer für die Anerkennung eines edlern Zwecks der Strafe, 
fpricht jih über die Wirkſamkeit derfelben dahin aus: „Weder vie rohe Auffaflung von der 
Abſchreckung durch die Zufügung der Strafe, nod die feinere Abſchreckungstheorie, die im Sinne 
von Bentham und Beuerbady alles auf die Drohung der Strafe baut ®), fann als befriedigend 
betrachtet werden. Aber auch die myſtiſche Vorftellung von der Strafe als einer Sühne oder 
ald Mittel der Austilgung des Vergangenen oder ald eines Actes ger Gerechtigkeit in einer 
Nachbildung der göttlihen Gerechtigkeit muß von ver prüfenden Vernunft verworfen werden. 
Die Macht ver Wahrheit hat immermehrdarin fih geltend gemadt, daß man die Beilerung des 
Verbrechers, wenigftens die Beflerung der zur Freiheitsſtrafe VBerurtheilten ald die Idee erkennt, 
welche den Gefeßgeber leiten muß.’ 

Da wir e8 hier nur mit den Freiheitäftrafen zu thun haben, fo fönnen wir füglich davon 
Abftand nehmen, zu unterfuden, ob durch die Strafen überhaupt der Beſſerungszweck derjelben 
ſich durchgreifend erreichen laffe. Uns kann und muß ed genügen darzuthun, daß ver Werth oder 
Unwertb einer Freibeitöftrafe im genaueften Zufammenhange mit ihrer Förderung oder ihrer 
Beeinträhtigung diejed Beſſerungszwecks fteht, und daß eine Freiheitäftrafe nur dann ihre 
Beitimmung erfüllt, wenn ihre Vollftrefung den Verbrecher nicht nur nicht verſchlechtert, fon: 
dern auch ihm in jeder Weife die Gelegenheit darbietet, ji zu beflern, oder mit andern 
Worten, gute rechtſchaffene Gejinnungen wieder in ji aufzunehmen und durch die Erwerbung 
nügliher Kenntnilfe jein weitered Fortkommen in der bürgerlichen Geſellſchaft fich zu ſichern 
Alle Freiheitsſtrafen, welche, mit diefer Wage gewogen, ſich nicht ald gewichtig zeigen, werden 
und ald verwerfliche erjcheinen müffen, und zwar dies um fo mehr, je entfernter das, was fie zu 
bewirken vermögen, von dem Ziele liegt, welches wir ald das allein richtige anerkennen. 

Wir haben abſichtlich zuerft uns näher mit Frankreich befchäftigt, um von vornherein den 
Beweis zu führen, namentlic durch die Schilderung der Freiheitöftrafe der travaux forces; wie 
wenig bie auf ven Säulen der Abjhredungstheorie ruhenden Strafen dazu geeignet erfcheinen, 
die Beflerung ded Verbrechers herbeizuführen. Wir fahen, wie man Taujende in Guiana einem 
faft ſichern Tode zuführte, aus melden eine zwedmäßige Behandlung während der Strafjeit 
nüglihe Staatöbürger zu erziehen geeignet gewejen wäre, wie man, um ſich diejer Mühe zu 
überheben und nebenbei politijche Abfichten zu erreichen, Menfchenleber vergeudete?) und unen?: 
liches Elend bereitete, und erfannten an diefem Beifpiele, wie eine Kreiheitäftrafe nicht befchat 
fen fein darf, wenn ſie ihren Zwed erfüllen fol. Wir gelangen zu den einzelnen Arten der 
deutjchen Breiheitäftrafen und fallen hier zuerft die Kerker-, Ketten und Zuchthausſtrafe ale 
‚die nad den verſchiedenen Gejeggebungen ſchwerſten derfelben ind Auge. 


7) Die Gefängnifverbefferung (Erlangen 1858), ©. 1. 

8) Die fogenannte Theorie des piychologifchen Zwangs. E 

9%) Man fieht aus Holgendorff' 8 Schrift, Die Deportation als Strafmittel (Leipzig 1859), &.397 Ya 
daf in Guiana von der Förderung des Coloniſationszwecks durch die Transportirten auch micht emtfermi 
die Rebe ift; ihr ftellt ſich ſchon das baldige Siechthum der leßtern entgegen, auch if der Guropät: 
zu anftrengenden Arbeiten unter dem freien Himmel der heifen Zone wenig geeignet. 
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Öfterreiche Strafgefegbuh vom 3. Sept. 1803 ftellt, foviel uns befannt, zuerft die ver- 
ſchiedenen Freiheitäftrafen nebeneinander und beftimmt die Art und Weiſe, in welcher fie voll: 
ſtreckt werben follen. Ältere Strafgeſetzbücher, 3. B. dad Allgemeine Preußiſche Landrecht von 
1794, hatten fi damit begnügt, die Zuchthaus-, Beftungsftrafe u. ſ. w. im Gefege anzudrohen, 
das Meitere über die Vollftrefung dieſer Strafen aber den adminiftrativen Reglements über: 
laſſen zu können geglaubt. 

ſterreich, welches wie Frankreich in den feit ver Revolution ergangenen Strafgefegen ber 
fogenannten Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen Huldigt und dieje in Verbrechen, Vergehen 
und Übertretungen nach ihrer größern oder geringern Schwere zerfallen läßt, hatte in dem Ge: 
ſetze von 1803 die Kerkerſtrafe als die nächſte nad) der Todesftrafe, als zweite Strafe des Ver: 
bredens angeordnet. Sie zerfiel nah dem Unterſchiede der Strenge in drei Grade, welde 
als Kerfer, jchwerer und jhwerfter Kerfer bezeihnet wurden. In dem erften oder unterften 
Grade ded Kerkers wurde der Sträfling ohne Eifen, jedoch eng verwahrt; e8 wurde ihm, ab— 
gefeben von der Berabreihung ver vorgejchriebenen Gefangenenfoft, fein anderes Getränk als 
Mafler zugelaifen und mit niemand eine Zuſammenkunft ohne Gegenwart des Gefangenwär: 
ters, aud feine Unterredung in einer den legtern unverftändlihen Sprache verftattet. Der 
zur Kerkerftrafe zweiten Grades Verurtheilte ward mit Eiſen an den Füßen angeichmiebet, 
täglich mit einer warmen Speife, jedoch ohne Fleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße 
Breter eingefhränft und ihm Feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar mit feiner 
Verwahrung zu thun hatten, geftattet, Die ſchwerſte oder die Kerkerftrafe des dritten Grades 
beftand darin, daß der Sträfling in einem von aller Gemeinfhaft abgefonderten Kerker, worin 
er jedoch fo viel Liht und Raum als, zur Erhaltung der Geſundheit nöthig, genoß, ſtets mit 
ſchweren Eijen an Händen und Füßen und um den Leib mit einem eifernen Ringe, an welden 
er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angefhloffen ward, verwahrt, nur alle zwei Tage 
mit einer warmen, jedoch Feiner Fleifchipeife genährt, die übrigen Tage aber bei Waffer und 
Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefhränft und ihın mit niemand eine Zufammen= 
funft oder Unterredung geftattet wurde. 

Da das Strafgefegbud Ofterreihs vom 27. Mai 1852 von dem ſchwerſten Kerfer Abftand 
genommen bat, jo ift er gegenwärtig nur noch eine gefchichtlihe Reminijcenz. Der Spielberg und 
die Bleidächer Venedigd werden noch lange foldye Stätten aufzumeifen haben, an welchen man 
duch die Vollſtreckung folder Strafen die raffinirteften Oraufamfeiten verübte. Die Kerker 
des Forts St.:Elmo bei Neapel, welche ſich in der neueften Zeit geöffnet haben, liefern leider 
den Beweis, daß auch in der Gegenwart noch ähnliche Marterfammern bevölfert waren. 

Die jegige Kerferftrafe ijt entweder Kerker, ohne Zufag ($. 14), oder ſchwerer Kerker. Das 
barte Kager ift weggefallen, die Beföftigung ift die in den Strafanftalten vorgefchriebene, und 
ſelbſt dem zu ſchweren Kerker Berurtheilten werden in befondern und wichtigen Fällen Unter: 
rebungen mit Leuten, welche nicht unmittelbar mit feiner Verwahrung zu thun haben, geftattet. 

Die Kerkerftrafe ift entweder eine lebenslängliche oder zeitliche, Die Dauer der legtern ($.17) 
ltegt zwiſchen feh8 Monaten und zwanzig Jahren. Mit ver Strafe ift ftet3 ($. 18) die Anhal- 
tung zur Arbeit verbunden. Die Arbeit ift die in der Anftalt eingeführte, doch wird bei ihrer 
Auswahl auf die biäherige Beſchäftigungsweiſe und die Bildungsftufe des Sträflings thunliche 
Rückſicht genommen. 

Nach dem Gejege von 1803 Fonnte die Kerferftrafe auch noch durch Anhaltung zur öffent: 
(ichen Arbeit (bei Strafen über zehn Jahre auf den Galeren), durch Ausftellung auf ber 
Schandbühne, durch Züdtigung mit Stod: und Ruthenhieben, durch Faften und durd) die Lan: 
vedverweifung nad ausgeftandener Strafe verihärft werden. Bei der Ausftellung auf der 
Schandbühne wurde der Verurtbeilte, mit ſchweren Eifen an Händen und Füßen geichloffen, 
zwiſchen der Wache an einem zur Verſammlung des Volkes geräumigen Orte, auf einem er: 
höhten Gerüft durch drei aufeinanderfolgende Tage, jevedmal eine Stunde lang, öffentlich zur 
Schau geftellt und fein Verbrechen ſowol ald die ihm zuerfannte Strafe auf einer ihm vor der 
Bruft hängenden Tafel kurz, deutlich und lesbar angedeutet. 

Auch in diefer Schauftellung, namentlich in ihrer preimaligen Wiederholung, lag eine rohe 
Härte. Dergleihen öffentlih vollſtreckte Strafen rühren gerade zu dem Gegentheil von dem, 
was man durch diefelben bezweckt: fie erwecken Mitleid und Theilnahme mit dem Gepeinig: 
ten und fogar Beratung gegen eine Straigewalt, welde ich ſolcher Exceſſe ſchuldig macht. 

Das Geſetz von 1852 läßt zwar die Schandbühne wrgiallen, wiederholt aber die Schärfun— 
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gen durch Baften, Anweifung eines harten Lagers, Anhaltung in Einzelhaft, einfame Einfper- 
rung in dunkler Zelle, Zühtigung mit Stod: und Ruthenhieben und Landedvermeifung. Wir 
werden fpäter noch Gelegenheit nehmen, uns über die Verwerflichfeit der ürperlichen Juäti- 
gung, welde nad $. 24 des Gejeges von 1852 in höchſtens 30 Streichen 19) beſtehen ſell 
und über die der dauernden Feſſelung auszuſprechen. 

Mit der Verurtheilung wegen eined Verbrechens find nad $. 26 fg. fraft des Geſetzes 
folgende Wirkungen verbunden: a) die Abnahme aller in: und ausländifhen Orden, Gisil: 
und Militärehrenzeichen;; b) der Verluſt aller öffentlichen Titel, afademifhen Grade und Wür— 
den und die Entziebung des Rechts, foldhe ohne Bewilligung des Kaiferd nen oder wieder zu 
erlangen; c) die Ausihliefung von der verantwortlichen Redaction periodifher Drudjäriften: 
d) der Verluft jedes öffentlihen Amtes oder Dienftes, auch des Lehramts; e) bei Geiſtlichen dir 
Entſetzung von der Pfründe; f) der Verluft des Richteramts, der Advocatur= und Notariate: 
befähigung, öffentliher Agentien und der Parteivertretung vor den Öffentlichen Behörden: 
g) der Berluft aller Penſionen, Proviſionen u. ſ. w. Der zum ſchweren Kerfer oder zur Tores: 
ftrafe verurtheilte Adeliche verliert den Adel, und darf der Verbrecher, folange feine Strafeir 
dauert, weder unter Lebenden ein für ihn verbindliches Geſchäft ſchließen, noch einen legten 
Willen errichten ; doc) bleiben feine frübern Handlungen gültig. 

Der Berluft diefer Ehrenrechte bewegt ſich im wefentlichen in dem Kreiſe politiicher Befug: 
nifle, ohne in die Privatrechtöverbältniffe, wie wir died namentlih in Preußen jeben werden, 
über die Strafzeit hinaus flörend einzugreifen, auch ift ed nur die Strafe des ſchweren Kerkert 
welche diefe Verhältniffe berührt. 

Das aus der Redaction Feuerbach's am 6. Mai 1813 hervorgegangene Strafgejeg für dad 
Königreih Baiern entftand zu einer Zeit, wo diefer geiftreihe Criminaliſt ſich nob völlig in 
ven Banden der Abjchredungstheorie befand, und wo dad neue Königthum in fo nahen Bere: 
hungen zu Frankreich ftand, daß eine Aufnahme von Elementen ded Code pénal in va? Geſth— 
buch dur manderlei Nücjichten geboten wurde. So begegnen wir zunächſt im Art. T einer 
getreuen Nachbildung der travaux forces à perpétuité in der Kettenftrafe, melde ftets eine 
lebenslängliche if. Der Verurtbeilte war von dem Augenblid der Rechtskraft des Urtbeils bür- 
gerlich todt, fein Vermögen fiel an feine Erben, welde ihm bieraud den nötbigen Unterbalt zu 
reihen verbunden waren, er fonnte fürder nichts bejigen und für ſich nichts erwerben, er konnte 
nicht auftreten vor Gericht, nicht Zeuge fein, war unfähig, eine gültige Ehe zu ſchließen, und fein 
geihloffene Ehe löfte üch bürgerlich auf, mie durch feinen natürlichen Top. 

Don dieſen den franzöſiſchen über den mort civile nahgeahmten Beitimmungen befreite die 
Baiern das Geſetz vom 18. Nov. 1849, ebenjo wie von der Brandmarkung, der öffentliden 
Ausftellung und der förperlihen Zühtigung. Hier war die Öffentliche Ausftellung menigiten: 
nur eine einmalige einflündige, doch fehlte die auf der Bruft hängenve Tafel nicht und die Ver 
ordnung, daß der Verurtheilte mit feinen Feſſeln behangen ven Bliden der Neugierigen prei: 
gegeben werde. 

Noch jegt fol der Kettenfträfling beliebig zu Öffentlihen Arbeiten, bei Austrocknung vor 
Sümpfen und Moräjten, beim Feſtungsbau, in Steinbrüchen u. dgl. gebraucht, in Ermangeluna 
folder Arbeiten aber im Zuchthaufe verwahrt und zu den fhwerften Zudthausarbeiten angehal 
ten werben. Der Sträfling ift an beiden Füßen durch eine lange Kette mit einer ſchweren eier: 
nen Kugelgefeflelt, feine Kleivung und Nahrung find die ber gemeinen Züdhtlinge. 2) Bu 
begegnen bier jomit den travaux les plus penibles und dem boulet der Franzofen, dei 
Iheint das Zufammenfeffeln zweier Sträflinge ſich doch nicht fe recht für eine deutſche Stuf- 
anftalt geeignet zu haben. MWeiböperfonen, gebrechliche und ſchwächliche Menſchen und Yu: 
über ſechzig Jahre, melde zur Kettenftrafe verurteilt werden, verfhont Art. 9 mit den öfre- 
lichen Arbeiten. 

Die bairiſche Kettenftrafe iſt die einzige deutſche abjolut lebenslängliche Strafe, aufer kr ift 
nur die Todeöftrafe eine ſolche. Aber auch dann wird die Öfterreichifche Kerkerftrafe ſene die 
ſpäter zu erwähnende Zuchthausſtrafe zu einer abjoluten, fobald fie nur inihrer lebenalänzlisen 


10) Nach dem Gefeg von 1803 hing die Zahl der zu gebenden Streiche allein von der Beurtbeilm: 
des Richters ab, doch durfte er auf einmal nicht mehr als 50 Streiche geben laffen. Auch die dei fe 
fonderer Gefährlichkeit des Verbrechers mit der Kandesverweifung nach dem Geſetz von 1803 verbunden 
DBrandmarfung fennt das von 1852 nicht mehr. 

11) Die Praxis hat die Kette möglichft verfürzt und bie Kugel verfeinert. 
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Dauer in dem Geſetze angedroht und fo dem Richter die Möglichkeit entzogen wurde, an ihre 
Stelle eine zeitlihe Strafe treten zu lajfen. 

So trifft 3. B. in Baiern den Näuber die Kettenftrafe (Art. 238), wenn mehrere ihn be- 
jhmerende Umſtände zufammentreffen, die Anführer und Häupter einer Räuberbande bei 
Raubfällen erften und zweiten Grades (Art. 239), den, welder, um eined andern Thiere zu 
befchädigen, Weiden, Wiefen u. j. w. vergiftet, ven Branpftifter in verfchiedenen Fällen u. | w.; 
jo tritt ie 3. B. in Ofterreich bei der Nothzucht, wenn diefe ven Tod der Beleivigten herbeiführt 
($. 126), bei dem unter erichwerenden Umftänden unternommenen Verſuch des Raubmords, 
Meuchelmords und Verwandtenmords (8. 138), der Brandſtiftung in mehreren Fällen ($.167) 
u. ſ. m. ein. 

Bei der Androhung folder abfoluten Strafen ergibt ſich der Übelftand, daß fie, ohne Rückſicht 
auf Die Umſtände des concreten Balls, in ihrer ganzen Schwere denjenigen treffen, auf deſſen 
Handlung eine folhe Androhung die plaggreifende ift, wenn auch die jedesmalige Verſchuldung 
nicht im Ginflange mit der Härte der Strafe ftehen follte. 

Die Eiferfucht der Geſetzgeber auf eine Beeinträchtigung ihres Begnadigungsrechts hat es 
dem richterlichen Ermeſſen ausdrücklich verſagt, in ſolchen Fällen von der geſetzlichen Strafe abzu— 
weichen, jo z. B. das bairiſche Geſetzbuch in Art. 95, indem dieſer den Gerichten die Befugniß ent⸗ 
zieht, von der geſetzlichen Strafe ſelbſt abzugehen, die gedrohte Strafgattung zu verändern oder 
die geſetzlich beſtimmte Dauer derjelben zu verfürzen oder zu verlängern. 

Vorzüglich ift ed die abfolute Strafe ded Todes, welche den Fehler der abioluten Strafen in 
ein helles Licht ſtellt, indem fie als eine die Perſönlichkeit vernichtende, die Verbeſſerung eines 
jeden gegen die Strafgeredhtigfeit begangenen Fehlers völlig unmöglih macht. Wenn auch in 
einem geringern Grabe, fo macht ſich doch bei der abioluten Freiheitöftrafe derielbe Mangel 
geltend, auch ſie benimmt dem Richter die Möglichkeit, mit der von ihm zu verhängenden Strafe 
innerhalb der Grenzen der Verſchuldung zu bleiben und nit auch dann über diefelbe hinauszu— 
geben, wenn die die That begleitenden oder ihr nachfolgenden milbernden Umſtände die 
Schuldbarkeit jo weit abſchwächen, daß die Härte ded Geſetzes zu einer Ungerechtigkeit wird. 
Der praftifhe Sinn der Franzofen hat in den vorgedachten Gefege vom 28. April 1832 einen 
ganz richtigen Weg eingeihlagen, wenn er den Geſchworenen und Nichtern die vorerwähnten 
‚Befugniffe ertheilte, Die Repreffion gegen das Strafgeſetz hat ſich dadurch keineswegs läſſiger 
geſtaltet, ſie iſt nur eine gerechtere geworden. Wo ſonſt in der Überzeugung der Unangemeſſen⸗ 
heit der Strafe Geſchworene und Richter freiſprachen, bringen ſie das mildere Strafgeſetz zur 
Anwendung und tragen fo der Gerechtigkeit ihre angemeſſene Rechnung. 12) Was bei der Ber: 
hängung abjoluter Breiheitäftrafen die Begnadigung nachhilft, ift etwas Zufälliges, im allge= 
meinen nit zu Beachtendes; auch ift die Gnade kein Recht, vielmehr deſſen Gegenſatz, fie ift eine 
Berlegung des Rechts. 

An die bairiſche Kettenftrafe ſchließt fih unmittelbar die Zuchthausſtrafe an. Der zu derfelben 
Berurtheilte behält (Art. 10) fein Eigenthum und die Kähigfeit zur Erwerbung neuer Rechte, 
och ift er während feiner Strafzeit unfähig zu jeder Verfügung über dad Seine auf den Todes: 
all und unter Lebenden. Erdarf niemals zu Arbeiten außerhalb des Strafortd gebraudt werben, 
ondern wirb innerhalb des Haujes zu ven in der Zuchthausordnung beftiinmten Arbeiten an— 
‚ebalten. Bei dem Gintritte in das Haus werben ihm die Haare abgeſchnitten, et befommt 
zuchthauskleidung, feine Fußbekleidung befteht in hölzernen Sohlen. Eine leichtere Kette 
ebt ihm von einem Fuße zum andern, wenn nicht feine beſonders bewieſene Gefährlichkeit eine 
ärkere Feflelung nothwendig madt. Er empfingt täglih warme Speife, doch nur zweimal 
söchentlih ein halbes Pfund Fleiſch und, Kranfheitsfälle ausgenommen, nie ein anderes 
Jetränf als Wafler. 

Die Zuchthausſtrafe kann nach Art. 11 entweder auf beftimmte Jahre (nicht unter 8 und 
icht über 20 Jahre) oder auf unbeftimmte Zeit, nie auf lebenslang zuerfannt werben. 

Der auf unbeftimmte Zeit zu erfennenden Zudthausftrafe, melde dem bairiſchen Gejege 
igenthümlid ift, haben wir noch näher zu gedenken. Dem Verurtheiten bleibt (nad Art. 12) 
ei derjelben die Hoffnung, durch thätlich bewieſene Beſſerung ſich feine Freiheit wieder zu 
erbienen. Wenn nämlich derfelbe während feiner Strafzeit wenigftend zehn Jahre hindurch 
suunterbrohen ausgezeichnete Arbeitfamkfeit bewiejen, wegen Bosheit oder Ungehorſam Feine 


12) Man vgl. Allgemeine Schwurgerichtszeitung für Deutfchland und die Schweiz, V, 255 rg. 
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Züchtigung verſchuldet und fonft unverwerflihe Proben gebefferter Gemüthsart abgelat bat, 
fo darf er nad Verlauf von ſechzehn Strafjahren feine Begnadigung erwarten. 

Auch der auf beftinnmte Zeit Verurtheilte kann unter denfelben Bedingungen dieſe Erwarten 
hegen, wenn drei Viertel der ihm zuerfannten Strafzeit verfloffen find (Art. 13). 

Die Geſetzgebung glaubte hier dem beffernden Elemente der Strafe eine befondere Conckſſen 
zu maden, hat in der That jedoch Hierbei einen falfhen Weg eingeſchlagen. Cine auf unbe: 
flimmte Zeit ausgeſprochene Strafe wird nur durch zufällige Umſtände und Ereigniffe in ein 
zeitliche verwandelt, fie hat alle Mängel der abfoluten Strafe. Cine überdies erft von dem 
Verlaufe einer fehzehnjährigen Strafzeit abhängig gemachte und ji dann immernod nad ven 
Sutbefinden des Anftaltövorftanded richtende Begnadigung ift an fich Fein erheblicher Antrict 
zur Beilerung. Eine Hoffnung, welde jeder in einem unbewachten Momente begangene Eui, 
jeder Verftoß gegen die Hausordnung, wenn er nad der Anſicht des Vorgefegten ein erbeblik: 
war, zu zertrümmern vermag, ift eine überaus ſchwache. Sie ift feine foldye, melde die Rıtı 
des Gemüths und den innern Frieden fördert, fie ift mit Gefühlen ver Bangigkeit und Inge: 
wißheit jo durchwebt, daß fie niederdrückt und nicht erhebt. Auch lehrt die Erfahrung, dej 
die gedachte Verheißung auf das Betragen der Züchtlinge feinen befondern Einfluß äufert, fe 
werden Bataliften und laffen ed vom Zufalle abhängig werben, ob man fie nach Ablauf ter Zeit, 
welche bis zur nachzuſuchenden Begnadigung vergehen muß, entlaffen werde oder nigt. Sie willen 
übrigens recht gut und viele tröften ſich damit, daß die Überfüllung der Strafanftalten den Be: 
hörden ihre möglihft baldige Entlaffung wünſchenswerth macht, und daß e& hen jehr ſhlinn 
fommen muß, wenn man von der Gelegenheit, ſich ihrer zu entledigen , nicht profitiren ſollte 
Solange überdies die Ginzelhaft in der zuläfjigen Friſt nicht einer foldden ungemifen Begaadi— 
gung mit ihren Bellerungsmitteln der gegenwärtigen fteten Verbrechergemeinfhait urtugt, 
wird es ftet3 feine befondern Schwierigkeiten haben, über das Verdienen oder Verwirten der 
Begnabigung ein gerechtes Urtheil zu fällen. 

Ganz anders aber verhält es ji mit der Verfürzung einer in ihrer Zeitdauer beftimmtr 
Freiheitöitrafe nach dem Ablaufe einer gewiffen Strafzeit. Hier weiß und überfieht ver Str; 
ling das Ziel feiner Breiheitsberaubung, die dereinftige Beendigung derfelben ift füribn ein 
gewifle. Diefe Gewißbeit ift ed, welche ihm die Kraft gibt, durch guted Betragen auch nod hüke 
dad gedachte Ziel zu erftreben und zu gewinnen. (S. Begnadigung und Beurlaubung dt 
Sträflinge.) | 

Die Zudthausftrafe kann gejchärft werden, mas bei der Kettenftrafe, deren Lebendlängis: 
feit die ſchwerſte Schärfung if, nicht gefchieht. 

Die Schärfung durch öffentliche Ausftelung hat das Geſetz vom 18. Nov. 1849 keit 
tigt, ebenfo die körperliche Züdtigung am Anfange und Ende der Gtrafzeit, den ſogt 
nannten Willkommen und Abſchied, dad Gefeg vom 12. Mai 1848. In diefer Prügelitw 
welche bein Gintritte in die Anſtalt den Ankömmling begrüßte und fi, gleichſam vor ber Rüt 
kehr warnend, beim Austritte aus derfelben erneuerte, lag ein Ausdruck der gröbiten A 
ſchreckung. Diefe Zühtigungen waren in Deutſchland ziemlich allgemein hergebracht, au te! 
Preußiſche Landrecht von 1794 Hatte fie noch beibehalten. Man verband mit dem Begrifie em 
Strafanftelt noch nicht den eined Rettungs- und Befferungdhaufes, in welches nur der Maik 
eintritt, ven Verbrecher draußen laſſend. Man hatte ſich noch nicht bemüht, die Freibeitäberas 
bung zu einem Befferungsmittel werden zu laffen durd die Erlernung nützlicher Gewerbe un 
Kunftfertigkeiten, durch Vervollkommnung oder Aneignung guter Schulfenntniffe, durd de 
Erweckung religiöfen Sinnes, durch zwedmäßige Lectüre und in der Ginzelhaft durd der 

haltung alles verfchledhternden Umgangs. Man behandelte ven Verbrecher noch nidı 
einen Kranfen, deflen geiftige Berirrungen zu heilen man feinen Verſuch zu fcheuen habe =" 
den man alles trennen müfle, was ihn zurüdführen Fönne auf die Bahn des Kafterd um KT 
Berfuntenheit, und in welchem man mit gutem und folidem Material ein neues Gebäum, it 
MWiedergenefung der Gefinnungen und ded Herzens, aufzubauen habe. 

* In diefem Sinne jo recht verwerflich ift die in Baiern noch beftehende Schärfung der Juft 
hausſtrafe durch eine zur Zeit des begangenen Verbrechens jährlich zu verhängenne Einimt: 
rung in einem einjamen finftern Kerfer, abwechfelnd bei Waffer und Brot, auf 3-8 tat 
Diefe Gedächtnißſtrafe ift vollftändig geeignet, eine begonnene Befferung wieder zu zerflören, ein 
im Auffeimen begriffene aber nicht zum gedeihlichen Fortſchritte kommen zu laſſen. Deran 
feiner Arbeitöthätigkeit ohne naheliegende Veranlaffung berausgeriffene, in bunfler Zelle ven 
Hunger anheimgegebene Sträfling wird in ſolchen periodiſchen Kafteiungen feinen Aet der Gr: 


f 
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rechtigfeit, fondern nur eine ſchonungslos auf ihn einftürmende Gewaltthat erbliden. Er wird ſich 
fragen, was ihm die bisherige Rückkehr zur Thätigfeit und zum Guten denn geholfen habe, wenn 
fie nicht einmal im Stande war, ihn vor einer Behandlung zu ſchützen, welche nur fein orbnungs- 
widriges ſchlechtes Betragen geredtfertigt haben würde. Der am Jahreötage des Verbrechens 
in Dunfler Zelle Darbende wird fi allerdings auch ded Verbrechend erinnern, aber er wird ſich 
auch jagen, daß ed vergeblich fei, durch Beflerung die ſtrafende Gerechtigkeit zu verföhnen, daß 
diefe den guten und ſchlechten Sträfling in gleicher Weife ihre Härte fühlen laſſe. Der Ent: 
ſchluß zu fortgeſetztem Kampfe gegen die gefegliche Oronung wird in den meiften Fällen aus 
folhen Betrachtungen hervorgehen, der Sträfling wird von neuem erbittert und aufgeregt aus 
der Dunfelzelle zu feiner Arbeit zurüdfehren, an feinem Augenlichte, wie e8 die Erfahrung lehrt, 
geſchwächt und durch geheime Sünden, welde in der Finfterniß getrieben zu werben pflegen, 
entnervt. : 

Mir werben der Arbeiten in den Strafanftalten wie auch der Beſchäftigung ver Gefangenen 
im Freien erft in dem Art. Gefängnißwefen näher Erwähnung thun. E38 liegt in der Arbeit 
das eigentlich beſſernde Element der Strafe. Zweckmäßig angeoronet und angemefjen geleitet, 
nur auf Gegenftände gerichtet, welche die Denkkraft anregen und ſtets wach erhalten, ift die Ar: 
beit die Freude, nicht die Laft des Gefangenen. Sein Antheil an dem Überverdienſte jpornt 
feine Ihätigfeit, indem er ihm die Mittel varbietet, ſich Fleine Erholungen zu verfhaffen und ein 
Kapital anzufanımeln, welches den Grund dazu legen fann, durch die in der Anftalt erworbenen 
Kenntniffe und Geſchicklichkeiten fi dereinft im Leben fortzuhelfen. Da eine angeftrengte und 
tüchtige Arbeit nun aber aud) einen an Körper und Geift gefunden Arbeiter verlangt, jo wirken 
alle Koftentziehungen und jonftigen Quälereien des Gefangenen auch nachtheilig auf feine Ar: 
beitsthätigkeit und fo mittelbar auf feine Beflerung ftörend ein. 

Nicht weniger ift Died mit der Anlegung von Feſſeln 13) ver Fall, mie wir bereitö in dem 
Art. Beineifen und Klog der Züchtlinge gefehen haben. ine innere Aufrihtung und Nüd- 
fehr zum Guten verträgt fih nicht mit dem Tragen einer Kette oder eines Eiſens. Es iſt dies 
eine täglich ſich erneuernde Brandmarfung, eine jeden Augenblid fühlbare Erinnerung an eine 
fortdauernte Entwürbigung. Thiere, nicht Menfchen legt man an die Kette; was äußerlich fei- 
ſelt, macht innerlich frei von den Banden der Sitte, der Öffentlihen Orpnung und des gefeß- 
mäßigen Betragend, e8 verhärtet dad Gemüth und macht es unempfänglid für deſſen beflere 
Regungen. 

Auch Baiern verbindet mit der Ketten: und Zuchthausſtrafe Ehrenftrafen (Art. 23): Die 
Dienftentfegung, die Unfähigkeit zu allen Würben, Staats: und Ehrenämtern, Erklärung der 
Unfähigkeit zu Ehrenjtellen und Öffentlichen Amtern und den Werluft des Adels. Der Adels— 
verluft trifft nach der Verfaffungsurfunde nur die Perſon des Verurtheilten und ift felbft für 
deſſen Kinder unnadtheilig. Der Verbrecher ift während feiner Strafzeit unfähig zur Ab— 
fegung eines Eides oder eines vollgültigen Zeugniffes. e 

Das preußiſche Strafgefegbud vom 14. April 1851, welches auch in den Fürſtenthümern 
Anhalt: Bernburg und Waldek mit geringen Moviflcationen am 22. Jan. 1852 und 
15. Mai 1855 eingeführt ift, hat die franzöfifche Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen in 
Verbrechen, Vergeben und Übertretungen in ih aufgenommen. Die Strafen ded Verbrechens 
find aufer der Todes- und der Einſchließungsſtrafe die Zuchthausſtrafen. Sie jind nad 
$. 10 entweder Iebenslängliche oder temporäre. Die Dauer der legtern ift mindeſtens 2 
Jahre und höhftens 20 Jahre. Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten werden in einer 
Strafanftalt verwahrt und zu den in derſelben eingeführten Arbeiten angehalten. Sie find 
während der Strafzeit unfähig, ihr Vermögen zu verwalten und unter Lebenden darüber zu ver= 
fügen, fie werben unter Vormundſchaft geftellt 1%), und ed darf ihnen während der Strafzeit 
Fein Theil ihre& Vermögens oder ihrer Ginfünfte verabfolgt werben. , 

Walded hat fehr gut gethan, ſich diefen Dispofitiondbefhränfungen nit anzuſchließen. 
Sie maden die Freiheitäftrafe zu einer unter Umſtänden fehr empfindlichen Bermögensftrafe 
und erinnern zu fehr an Frankreichs mort civile, ald daß man fi) mit ihmen befreunden fönnte. 
Der Züctling if in der Regel arm, weshalb in ven allermeiften Fällen dieſe Beihränkungen 


13) ine vorübergehende Feffelung als Disciplinarftrafe kann ebenfo wirffam als zweckmäßig fein. 

14) Nach der Rechtsübung jedoch nur dann, wenn ihre Vermögensverhältnife dies erheifchen. Nur 
in Moabit bei Berlin wird bisletzt in Preußen die Zuchthausftrafe in der Einzelbaft, im übrigen aber 
in der Gefammthaft erftanden. . 
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ihn nicht berühren. Wo indeffen der Vermögende von der Zuchthausſtrafe betroffen wirt, da 
können ſolche Eingriffe in feine Eigenthumsrechte von den erheblichften Verluſten für ihn he— 
gleitet fein, man fann ihm nicht allein feine Breiheit, fondern auch jein Vermögen geruft 
haben. Auch Hier ift die Praris umſichtiger ald das Geſetz, fie entzieht dem Züchtlinge nidtjer 
Einwirkung auf feine Bermögensverhältniffe, fie läßt über feine Wünſche und Anforverunge 
in. Betreff verfelben ihn vernehmen und beachtet dieſe, two ſie irgend gerechtfertigt erſcheinen. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe zieht den Verluft der bürgerlichen Ehre von Rıdız 
wegen nach fi. Diejer umfaßt 1) den Berluft des Rechts, die Nationalcocarde zu tragen); 
2) die Unfähigkeit, öffentliche Amter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu führen odır 
zu erlangen, ſowie den Berluft ded Adels; 3) die Unfähigkeit, Geſchworener zu fein, in öffent 
lichen Angelegenheiten zu fimmen, zu wählen oder gewählt zu werden, oder die aus öffentligen 
Wahlen hervorgegangenen oder andere politifche Rechte auszuüben; 4) die Unfähigkeit, ali 
Zeuge oder Sachverſtändiger eidlidh vernommen zu werden, oder ald Zeuge bei der Aufnahme 
von Urfunden zu dienen; 5) die Unfähigkeit, Bormund, Nebenvormund, Curator, geriätlise 
Beiftand oder Mitglied eines Familienraths zu fein, es jei denn, daß es ſich um die eigenen Kinder 
handle und die obervormundjchaftliche Behörde oder der gamilienrath die Genehmigung ertkeil; 
6) den Berluft des Rechts, Waffen zu tragen, und die Unfähigkeit, in die Armee einzutreten, 

Dieje der franzöjifchen degradation civique nachgebildeten Ehrenfolgen der Zuätkausftraie 
find in ihrer Totalität nicht zu rechtfertigen, ebenfo wenig wie ihre abjolute Verbindung mit 
diejer Strafe. Es ift einer der größten Fehler des franzöſiſchen Strafgeſetzes, deſſen man id 
auch hier jhuldig gemacht hat. Genöthigt, alle ftrafbaren Handlungen in eine der drei Eat: 
Ionen feiner Trihotomie einzupreffen, mußte ed die jchweren Verlegungen des Strafgeſehes 
unterſchiedslos audy mit der ſchwerſten Strafe bedrohen, ohne auf die Moralität ver handlung 
eine bejondere Rüdjiht nehmen zu können. Gine Verdoppelung der Zahl der Zühting war 
in wenigen Jahren das Ergebniß des härtern Gefeged. Wo das Gejeg in feiner Stuatiala 
bis zur Zuchthausſtrafe gelangte, da ſprach ed eben aud mit diefer die Ehrlofigkeit aus, die 
Wahrheit verfennend, daß es nicht die Strafe ift, welche ehrlos macht, ſondern nur das Verbtethen 
Man gelangte dabei zu wahren Widerfinnigfeiten. So verband man mit der Todkäitrafe nidt 
unbedingt den Verluft der bürgerlihen Ehre ($. 7), vielmehr nur in den im Gefege beflimmien 
Fällen und wenn das Verbrechen unter befonders erſchwerenden Umftänden begangen wortın 
ift. Die ſchwere Körperverlegung ($. 193) bedroht das Geſetz aber unbedingt mit dem Judt: 
hauſe. Diefelbe That zieht hiernach, wenn fie in den Grenzen der Körperverlegung blich, de 
Ehrloſigkeit nach ſich, ift aber, wenn jie ſich bis zum todeswürdigen Verbrechen fleigert ($. 10), 
nur unter Umftänden mit dem DBerlufte ver Ehre verbunden. Der jederzeit mit dem Zuhthaut 
bedrohte Kindesmord macht unfehlbar ehrlos, nicht aber der mit dem Tode zu beitrafende gr 
meine Mord u. ſ. w. 

Der Hauptfehler der den franzöſiſchen nachgebildeten Ehrenftrafen liegt num aber darlı, 
daß fie einer Zeit angehören, in welcher man ſich nicht bi zur Ausbeutung der beflernden Ei: 
mente der Freiheitsſtrafe erhoben hatte. Dem Beſſerungszwecke der Strafe treten die abjel 
mit ihr verbundenen Ehrenfolgen hemmend und jelbft zerftörend entgegen. Sie zertrümmen 
wieder, was man in der Anftalt mühfam aufbaute, jie nehmen mit der andern Hand min, 
was man mit der einen gegeben hatte. Sie ftoßen ven gebeflerten wie den verftodten Züht 
ling, mit dem gleihen Brandmal ver Ehrlofigfeit und Schande bedeckt, in das Leben wie 
hinaus, verhindern fo fein weiteres Fortkommen in der bürgerlichen Gefellihaft und treib 
ihn gewaltfam zurüd auf den Weg des Laſters und der Verbrechen. Ahnlic einem Ausg 
gen, überall geflohen, find es nur die ehemaligen Gefährten feines Unglücks, welche ihn bei ie 
aufnehmen und zum Danfe dafür von ihm die neue Theilnahme an ihren Verbrechen foren 
und erlangen. 

Es ift noch ein zweites Übel, welches man an die Freiheitöftrafe knüpfte, wenn aud nur? 
den geſetzlich, jedoch zahlreich genug bezeichneten Fällen, nämlidy die Stellung unter Pole 
aufficht, die nit minder wie die dauernde Ehrlofigkeit die beffernden Wirkungen der Breit 
frafen zerftört und der erftandenen Strafe nod eine zweite folgen läßt, die man gleitſan 
mit in den Kauf gab als eine nicht viel bedeutende Zugabe. Aber auch dieſe Polizeiauftkt, 
welde in Preußen ($. 26) zwifchen einem und zehn Jahren liegt, ift ein dem aus der Straſan— 
Ralt Entlaffenen offenkundig aufgedrücktes Mal der Verdächtigkeit, welches deſſen Aufnahn? 


— ——— —— 


15) In Bernburg und Waldeck fällt dieſe Beſtimmung weg. 
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in bie bürgerliche Gefellihaft und feinen Eriftenzerwerb faft unmöglih macht und von den— 
jelben Folgen begleitet ift, welche wir als die der dauernden Ehrlofigkeit bezeichneten. Die er: 
littene Strafe muß das begangene Verbrechen fühnen; läßt man dieſer Strafe noch eine andere 
folgen, dann ift diefe eine ungerechrfertigte und deshalb verwerfliche Härte, eine Rache, welche 
ih nur aus politifhen, nicht aus Redtögründen herleiten läßt. 16) Strafqualificationen und 
förperlihe Züchtigung fennt das Gejeg nicht. 

MWürtemberg läßt in dem Strafgefegbude vom 1. März 1839 die ihrer Schwere nad gleich 
nad der Todeäftrafe folgende Zuchthausſtrafe eine lebenslängliche und eine zeitliche jein (Art. 8). 
Die zur lebenslänglihen Zuchthausſtrafe Verurtheilten werden in einem von den übrigen Zücht— 
lingen abgejonderten Raume des Zuchthauſes verwahrt. . Diefe Selecta der Züchtlinge hat 
etwas Betrübended, das ftete Beifanmenfein nur folder Indisviduen, welden das Urtheil den 
Rüdtritt in das Leben unerbittlich verfchränfte, kann die age derſelben bis zum Unerträglichen 
feigern. Dod ift die Sache in ver Wirklichkeit nicht fo ſchlimm, die Hoffnung begnadigt zu 
werden wirft verföhnend und läßt auch die lebenslang Verurtheilten fih an ihre Lage gewöhnen. 
Es ift eigenthümlich, aber bezeichnend, daß diefe fi gemeinhin ſcheuen, es auszuſprechen, daß 
man jie lebenslänglich verurtheilte. Sie beantworten die Frage nad der Dauer ihrer Strafe 
dahin, daß jie von der Gnade des Königs abhängig Tei. 

Als Würtemberg anı 13. Aug. 1849 infolge der deutihen Grundrechte die Todesftrafe auf: 
hob, bedrohte es die bi8 dahin todeswürdigen Verbrechen mit der febenslänglichen Zuchthaus— 
jtrafe. Am 17. Juni 1853 ließ man jedoch die Todeöftrafe, wiewol weſentlich beſchränkt 17), 
wieder aufleben, indem man die wenigen Kalle ausjhied, in melden wiederum die Todesftrafe 
für gerechtfertigt erachtet wurde. Was bis zum 13. Aug. 1849 mit lebenslänglicher Strafe 
bedroht war, wurde durch Das Gejeg von diejem Tage mit zwanzig: bis vreißigjähriger Zucht: 
hausſtrafe beahndet, und hierbei haben e8 auch die fpätern Gefege von 17. Juni 1853 und 
14. April 1855 belaflen. Nach dem legtern liegt die zeitlihe Zudthausftrafe im übrigen zwi: 
ihen 4 und 20 Jahren, fteigert fi aber beim Rüdfalle und beim Zuſammenfluſſe mehrerer 
Verbrechen bis zu 30 Jahren. 

Breiheitöftrafen, welche ſich bis zut Dauer von dreifig Jahren ausdehnen, jind in der Wirf- 
ligfeit den lebenswierigen ziemlich gleichzuftellen. Das Erftehen einer dreißigjährign Zucht: 
baushaft entzieht den Verurtheilten den Leben in der Regel während bes ganzen Zeitraums, 
in welchem er ſich durch die Anwendung feiner förperlihen und geiftigen Kräfte im vollen Um— 
fange nüplih zu machen im Stande if. Es abforbirt ein Menfchenleben fait ganz und 
geht jo über den Zweck einer zeitlichen Freiheitsſtrafe, die nur beſſern, nicht vernichten foll, mit 
jeltenen Ausnahmen hinaus. Preußen, mehr noch, wie wir ſehen werden, Braunfhweig, Gef: 
in, Naflau, haben hier nad franzöſiſchem Mufter das Richtigere getroffen, indem fie die zeit: 
liche Freiheitöftrafe jih nie über 20 Jahre ausvehnen laffen. Im übrigen hat Württemberg 
in dem Gefege vom 14. April 1855 anerfennenswerth dem Kortjhritte zum Beſſern Rechnung 
getragen, indem es alle zeitlichen Freiheitsſtrafen um ein Künftel ihrer Dauer herabſetzte und 
die fonft zwifchen 5— 25 Jahren liegende zeitlihe Zuchthausſtrafe auf 4— 20 Jahre be: 
ſchränkte. Die langen Freiheitöftrafen find nicht die beifernden und wirffamen. Es gibt bei 
der Vollſtreckung einer jeden Freiheitäftrafe einen Moment, bis zu welchem ber Sträfling nur 
für die Wiederaufnahme des Guten in feine Denk- und Handlungdmweife empfänglid ift. Läßt 
man ihn noch zu lange nach diefem Zeitpunfte in der Haft, dann tritt Stumpfheit und Gleich— 
gültigkeit bei ihm ein, er verliert gleihfam die Kraft, auf eigenen Füßen zu ftehen, und wird ſo 
ungeeignet, mit feftem Schritte wieder durch das Reben zu geben. Kallueinationen und Kranf: 
heiten des geiftigen Lebens find nur zu oft die Folgen zu lange bauernder Freiheitöberaubung. 

Die würtembergifhen Zudthausgefangenen werden durch Zwang zu Arbeiten innerhalb 
der Anftalt angehalten (Art. 12). Die Strafe des zeitlihen Zuhthaufes kann durch jhmale 
Koft, beſtehend in Waſſer und Brot, je um den andern Tag, aber nicht länger als acht Tage, 
durch Dunfelarreft, ununterbrochen nicht länger ald acht Tage, und durch körperliche Züchtigung 
gefhärft, und mehrere Schärfungen fönnen miteinander verbunden werden. Ehrenfolgen fnüpft 
MWürtemberg theild dauernd, theild zeitweife nur an beftimmte ftrafbare Handlungen und läßt 
diefelben jedesmal in Urtheile ausfprehen. Wir haben uns bereit8 über ſolche Schärfungen 


16) Gerichtsfaal, Jahrgang 1857, II, 457 fg. 
17) Der ging eb ber Todesitrafe if in Würtemberg enger als in allen übrigen beutfchen 
Ländern, welche die Todesflrafe fennen, j 
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ausgeſprochen und wollen hier nur noch über die Strafe der körperlichen Züchtigung rinige 
Worte fagen. 

MWürtemberg hatte fih von diefer der Menfhenwürde Hohn ſprechenden Strafe im Grirge 
vom 13. Aug. 1849 glücklich losgemacht. Daß es diefelbe am 17. Juni 1853 wieder ei: 
führte, ift ein beflagenswerther Rückſchritt. Es läßt die Züchtigung eintreten ald Gurrega: 
für verwirfte Breiheitöftrafen, ald Strafihärfung und als Disciplinarftrafe. Bei jungen ken: 
ten unter 16 Jahren foll die Zahl der Streiche nicht 30, ſonſt nicht 50 überfteigen. Murten: 
berg ift hierin mithin noch härter ald Oſterreich; Sachſen, welches auch nod in feinem Etui; 
gefegbuche vom 13. Aug. 1855 die Prügelftrafe nicht entbehren zu können vermeinte, gehtmt 
dem Marinnum der Hiebe ſogar bis zur Zahl 6O hinauf. Die Förperliche Züchtigung if die 
verwerflichfte aller Strafarten, weil fie die Perjönlichfeit des Beflraften in einer dad Gefühl 
der Scham und Schande bei ihm verlöfchenden Weife berührt. Die Züchtigung der Fraum if 
überbied eine von Geſetz wegen verübte Unfittlihkeit. Preußend edler König Friedrich Bi: 
helm III. erfannte dies ſchon durch fein Verbot, Perfonen weiblihen Geſchlechts zu zůchtigen ver 
beinahe 30 Jahren an, und dad Jahr 1848 war es, mas in Preußen die legten Reſte der ri: 
gelftrafe befeitigte. Sie ift feitvem nicht vermißt worden, und wenn einer beftimmten, mitien 
conftitutionellen Leben im Widerſpruche ftehenven politifchen Richtung zumeilen miederum die 
Gedanfen angekommen find, daß ed nothmendig fei, der durch Standesvorrechte nich aufge: 
zeichneten Menfchenklaffe ihre Niebrigkeit durch Prügel wieder fühlen zu laffen, fo haben jelde 
Grtravaganzen doch bisher nur die verdiente Misbilligung erfahren. 19) Am menigften ju ent: 
ſchuldigen ift die Züchtigung von Jünglingen und jungen Mädchen, jie ift dem Brerel gleid, 
welchen man an einem jungen Baume begeht, indem man ihn verfrüppelt und fein Empor: 
blühen gewaltfam ftört. Die Schrift der Schande, welche die Hiebe des Wütteld dem jungen 
Körper aufprüdten, ift eine unauslöfhbare, das ganze künftige Leben des Gepeitiäten vagſ 
tende, fie iſt ein geiſtiges Brandmal, welches jeder moraliſchen Aufrichtung entgegentitt. Die 
Prügel beffern nicht, fie verſchlechtern. 

Das Griminalgefegbud; für das Herzogthum Braunſchweig vom 10. Juli 1840, meldet 
am 18. Juli 1843 aud in Lippe-Detmold eingeführt wurde, fennt ($. 8) die Ketten: un die 
Zuchthausſtrafe. Zur Kettenftrafe Verurtheilte follen Feſſeln und eine ausgezeichnen Ki: 
dung tragen, aud von ſechs Monaten der Strafzeit einen Monat im einfamen Arreſie jubrin: 
gen, und zwar in der Regel jeden fechsten Monat. Während des einfamen Arreſtes erhalten de 
Kettenfträflinge jeden zweiten Tag nur Waffer und Brot, übrigens aber die durd die Qauf 
ordnung vorgefhriebene Koft. Die Züchtlinge, welche eine ausgezeichnete, von der der Kıtter: 
fträflinge verſchiedene Kleivung tragen, verbringen jeden zuölften Monat ihrer Strafeit E 
einfamen Arrefte und erhalten dann jeden dritten Tag nur Waſſer und Brot. Die Kettenfrer 
ift lebenslänglich oder zeitlich, die Zuchthauäftrafe ſtets eine zeitliche. Die Dauer ber zeitliäe 
Freiheitäftrafen ift eine ordentliche und außerordentliche. Die ordentliche Dauer der zeitlide 
Kettenftrafe liegt zwifchen 5 und 15 Jahren, die der Zuchthausſtrafe zwifchen 2 und 10 Jahıen 
Die außerordentliche, bei befondern Milverungs: over Erfhwerungsgründen eintretente dauti 
der Kettenftrafe ift 3—25 Jahre, die der Zuchthausſtrafe 1—15 Jahre. Wir ſehen bin’ 
Marimum der Strafe auf 15 Jahre herabgefegt und fo unfere Anficht von der Unzuläfight 
zu langer Freiheitöftrafen getheilt. Außer dem vorgedachten einfamen Arrefte Fennt dad Ort 
feine Strafqualification, auch ift ihm die Eörperliche Züchtigung fremd. Der Verluſt ar 
Ehren ift auch hier die Folge der Ketten und Zuchthausſtrafe. 

Hannover hat in feinem dem bairifhen nachgebildeten Griminalgefegbuce vom 8. N: 
1840 die Ketten: und die Zuchthausſtrafe in Art. 10 fg. verordnet. Die erftere hat zwei Or 
von denen der erfte in leichterer Arbeit mit leichtern Ketten, der zweite im ſchwererer Arbeit = 
fhwerern Ketten befteht. Wir finden Hier nod die der Abführung an den Strafort vork 
bende öffentliche Ausftellung und die vorgedachten Gedächtnißſtrafen. Die Kettenftrat N 
von ſechs Jahren bis auf Lebenszeit. Die Zuchthausſtrafe wird ohne Feſſeln mit dem Im 
zu den vorgefchriebenen Arbeiten erftanden. Bei ven Kettenfträflingen kann die Arki au 
eine Öffentliche, zu Staatszwecken dienende fein. Zuchthaus darf nicht unter 2 und nifl ibe 
8 Jahre erkannt werden. Die Ehrenfolgen dieſer Strafen ſind im weſentlichen die des bein 
ſchen Rechts. Die körperliche Züchtigung, bis zur Zahl von 50 Streichen anſteigend, ri ## 
als außerordentliche Strafe in den vom Geſetze beſtimmten Fällen ein. 


18) Gerichtoſaal, Jahrgang 1857, I, 161 fg 
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Nach dem Strafgejegbude für das Großherzogthum Heſſen vom 17. Sept. 1841, welches 
mit geringen Anderungen in der Freien Stadt Frankfurt am 10. Sevt. 1856 eingeführt wurde, 
iſt Die Zuchthausſtrafe die nächſte nach ver Todeäftrafe. Die zum Zuchthauſe Berurtheilten müffen 
ihre Strafe im Zuchthauſe abbüßen, und ed darf-ihnen während der Dauer der Strafzeit 
(Art. 9) aus ihrem Vermögen oder von andern fein Geld, Feine Nahrungsmittel, Fein Klei: 
dungsſtück und überhaupt nichtö abgegeben werden. Diefe Dispoſitionsbeſchränkung ift eine 
im Intereffe der Hausordnung notbwendige und mit der, welche Preußen feinen Züdhtlingen 
auferlegt, in feinen Vergleich zu ziehen. Die Zuchthausſtrafe kann durch Koftbeihränfungen, 
einfame Ginfperrung und Dunfelarreft, aud durch Verbindung mehrerer diefer Schärfungen 
miteinander gefchärft werden, jeboch niemals die lebenslänglihe (Art. 17). Die Dauer der 
Zuchthausſtrafe liegt zwifchen 2 und 18 Jahren, und es knüpfen fih auch hier verfchiedene 
Ehrenfolgen an diefelbe. 

Baden, welches in feinem erft unterm 5. Febr. 1851 publicirten Strafgefegbuhe vom 
6. März 1845 feine Strafen in peinlihe und bürgerliche fondert, läßt die Zuchthausſtrafe gleich 
nach ver Todesftrafe als peinliche Strafe folgen. Die Zudthausftrafe ift Iebenslänglih und 
zeitlich, fie fann nicht unter 3 Jahren und nicht über 20 Jahre ($. 4) betragen, fih aber bei dem 
Zufammenfluffe mehrerer Verbrechen bis auf 30 Jahre ausdehnen. Die Zudthausgefangenen 
werben durch Zwang zu harten (d. h. in der Wirklichkeit zu den in der Anftalt eingeführten) 
Arbeiten angehalten, mit ſchmaler Koft (auch dieje Eigenſchaft der Koft fteht mehr im Geſetze, 
als fie durd) die Hausordnung beabfichtigt wird) genährt und tragen eine ausgezeichnete gleich: 
förmige Kleidung. Die Strafe wird in der Regel in der Einzelhaft in Bruchſal vollftredt. 
Die längfte Dauer der Iſolirung find 6 Jahre, melde einer neunjährigen Haft in der Gemein 
ſchaft mit andern gleichſtehen. Auch Hier ift ed eine lange Reihe von Ehrenftrafen, welde das 
Geſetz ohne weitered mit dem Zuchthauſe verbindet. 

Baden zeichnet ih durch feine Straffhärfungen unvortbeilhaft aus. Wie fie fih ald Dis: 
eiplinarftrafen gejtalten, haben wir im Art. Disciplinarverfahren und Diseiplinarftrafen 
gefeben. Bei der Zudthanöftrafe find es folgende: 1) einfame Einfperrung, ununterbroden 
nicht länger als zwei Monate. Die Einführung der Einzelhaft hat diefe Schärfung nicht be— 
feitigt. Die Vereinſamung ift eine Steigerung der Ifolirung. 2) Dunfelarreft Ceinfame Ein- 
fperrung in finfterer Zelle), ununterbrochen nicht länger als vier Tage. 3) Hungerfoft, be= 
ftebend in Wafler und Brot oder in Waffer und warmer Suppe, nacheinander nicht mehr ald 
fieben Tage je un den andern Tag. 4) Anlegung an Ketten, ununterbrochen nicht länger als 
vier Wochen. 5) Verbindung zweier oder mehrerer diefer Schärfungen. 

Wir müffen bier noch des Dunfelarrefl3 und der Hungerfoft etwas näher gedenken, da 
dieſe Surrogate der körperlihen Züchtigung es find, welche ih in Baden von einem höchſt nach— 
theiligen Einfluffe auf ven Erfolg der Zuchthausſtrafen gezeigt haben. 1%) Der Dunfelarreft 
fol ($. 59) im Laufe von 14 Tagen nicht mehr ald vier Tage betragen, die Schärfung 
durch Hungerkoſt 20) nicht mehr als fieben Tage im Laufe von drei Wochen. Bei Breiheitäftra- 
fen, welche die Dauer von drei Monaten überfteigen ($. 60), dürfen in dem vierten und ben 
folgenden Monaten de erften Jahres diefe Schärfungen nicht mehr als einmal eintreten, ‚im 
zweiten bis zum fünften Jahre der Strafe nur viermal des Jahres, nach Ablauf von ſechs Jab- 
ren nur einmal jährlid. 

Für das erfte Strafjahr betragen dieſe Schärfungen mithin 60 Tage Dunfelarreft und 
105 Tage Hungerkoft, umfaffen mithin einen Zeitraum von 2 und 3Y/, Monat. Eine Ent: 
ziehung des Lichts und der norhwendigften Nahrungsmittel hat fi, die erftere für die Seh: 
£raft der Züchtlinge, die legtere für deren Gefundheit befonders nachtheilig gezeigt. Es hat oft 
einer längern Zeit bedurft, bevor dad Augenlicht des Beſtraften wiederum die Stärke gewinnen 
Fonnte, um bei der Arbeit auszureichen. Magenentzündungen und andere Krankheiten jind 
ebenfo oft die Folgen der großen Abſchwächung der Verdauungswerkzeuge geweien. Solde 
muthwillige Zerftörungen ver Körper= und Arbeitöfräfte ver Züchtünge ftehen dem Beſſe— 
rungszwecke der Strafe diametral entgegen. Die immer wiederkehrenden Straffhärfungen, 
welche während der ganzen Haft fein Ende finden, find wie bie Gedächtnißſtrafen zur Wuth 





19) Füefflin, Die Einzelhaft im Männerzuchthaufe zu Bruchfal (Heidelberg 1855). Schlatter, 
Das Syftem der Einzelhaft (Manbeim 1856). i j 

20) Corvin, welcher als politifcher Verbrecher in Bruchfal faß, nennt in feiner Schrift über bie 
dortige Binzelhaft diefelbe eine Hundefoft. 
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aufftahelnde Demoralifirungen der Gefangenen; die traurigen Wirkungen verfelben haben be— 
reitö ihren Unwerth zmeifellos feftgeftellt. 

Baden läßt Eraft des Geſetzes faft diefelben Ehrenftrafen wie Preußen ($. 18) fih an die 
Zudtbausitrafe fnüpfen. 

Das Strafgefegbuh für das Herzogihum Naſſau vom 14. April 1849, welches, vorbe: 
haltlich ver Fälle, in melden das Kriegsrecht die Todesſtrafe vorjchreibt, dieje Strafe nicht fennt, 
ſtellt die lebenslängliche Zuchthausitrafe an die Spige feiner Strafarten und läßt ihr die Zudt- 
hausftrafe auf beftimmte Zeit folgen, welche nicht unter 2 und nit über 18 Jahre dauern 
fann. In Beziehung auf die Dispofitionsfähigfeit der Züdhtlinge wiederholt das überhaupt 
dem heſſiſchen nachgebildete Strafgefeg die Beſtimmungen Heſſens, fowie aud in Betreff der 
Straffhärfungen. 

Naffau beihränft pie Ehrenfolgen ver Zuchthausſtrafe auf den Verluft ver Hof-, Staats-, 
Gemeinde: und fonftigen Amter, der Advocatur, der Orden, Ehrenzeichen und Titel und, wenn 
ed dad Gericht dazu angethan findet, ver Nuhegehalte. In diefem Umfange find die Ehren: 
ftrafen völlig gerechtfertigt, fie berühren nur ehrende Vorzüge und Tafjen die ſonſtigen öffent 
lichen und Privatrechte des Verurtheilten unangetaftet. Selbft Heilen geht in den Ehrenfolgen 
weiter, es fpricht aud) die Unfähigkeit, Gefchworener, Vormund und Curator, ſowie in politiz 
fen, gemeinde= und kirchlichen Angelegenheiten Wähler und Gewählter zu fein, aus und 
nähert ſich fo ſchon mehr der franzöſiſchen Anihauung vom Ehrenverlufte. 

Das thüringiſche Strafgeiegbuh, welches mit größern oder geringern Modiftcationen ın 
Sachſen-Weimar-Eiſenach am 20. März 1850, in Sahjen:Meiningen am 21. Juli 1850, in 
Sahfen:Koburg: Gotha am 29. Nov. 1850 und 13. Dec. 1851, in Anhalt Deilau: Köthen am 
28. Mai 1850, in Schwarzburg:Rupolftadt am 26. April 1850, in Schwarzburg-Sonders⸗ 
haufen am 25. März 1850 und in Neuß jüngerer Linie am 14. Avril 1852 eingeführt it, 
fennt ald ſchwerſte Freibeitsftrafe die des Zuchthaufes. In Anbalt: Defjau = Köthen, wo die 
Todesftrafe, melde das Strafgeſetzbuch, wo jie das Kriegsrecht nicht verlangte, abgeſchafft hatte, 
nicht wieder eingeführt ift, ift lebenslänglices Zuchthaus überhaupt die härtefte Strafe. 

Die zeitliche Zuchthausſtrafe kann nie über 20 und nie unter einen Jahre erfannt werden. 
Alle Strafgefangenen find zu ihrer Körverbeichaffenbeit thunlichſt entſprechenden Arbeiten an: 
zubalten, die Zudthausfträflinge, joweit es mit dieſem Grundſatze verrräglid ift, mit ven 
ſchwerern. Die Kleidung der legtern ift eine boppelfarbige. 

Wir haben ung biäher über die Unifornirung der Gefangenen nicht ausgeſprochen. Wir 
billigen diejelbe nicht nur, fondern halten jiefogar für unentbehrlich, ſowie auch die Verſchiedenbeit 
der Kleidung, wo Strafanftalten verſchiedener Art nebeneinander beſtehen. Aber wir halten ent: 
ehrende und ehrende Abzeihen an der Sträflingsfleidung nit für angemeſſen. Die erftern 
wirfen niederdrüdend und treten jo der Beilerung entgegen, die legten überhebend und erregen 
jo ben Neid und die Misgunſt der Mitgefangenen. Bevorzugungen einzelner Gefangenen, 
welche jo fichtlich Hervortreten, wie dies bei außgezeichneter Befleidung geſchieht, oder bei der Dr: 
ftellung des einen zum Auffeher über die andern, fünnen oft zu den gröbften Erceflen der Irg: 
tern führen. So wurden in den legten Jahren drei folder Bevorzugten in Münden in ver 
Etrafanftalt auf der Au von ihren Mitgefangenen ermordet. 2?) 

Die Zuchthausſtrafe kann geſchärft werden durch Dunfelarreft, der in feiner Gefanımtheit 
nicht länger ald 30 Tage währen darf, durch hartes Lager auf höchſtens zuſammen 30 Tage 
und durh Entziehung warmer Koft und Beihränfung auf Wafler und Brot, ununterbroden 
nicht länger ald zwei Tage und in ihrer Totalität nit auf mehr ald 30 Kofttage. Wir jeben 
bier eine weit angemeifenere Beſtimmung über dieſe Strafihärfung, als wir jie in Baden fan: 
den. Die Schärfung der lebenslänglichen Strafe ift unzuläffig, aud die der zeitlichen tritt nur 
in den wenigen Fällen ein, mo das Geſetz fie ausdrücklich vorfchreibt. 

In Baden follen nad Art. 53 die Straffhärfungen da eintreten, mo dem Verbrechen fr: 
fondere Bosheit, Gigennug oder jonft eine ſchändliche Geſinnung zu Grunde liegt. Ihre Ja: 
läfjigkeit ift, da diefe Kriterien fehr vehnbar find, mithin von einem fehr weiten Umfange. 

Nicht allein das thüringifhe Geſetzbuch (Art. 9), fondern aud beſondere Gejege der ein= 
zelnen vorgedachten Staaten beftimmen die Chrenfolgen der Strafen und lafjen biefe bei ver 
Zuchthausſtrafe in ihren ganzen Umfange eintreten, 

Das ſächſiſche Griminalgejegbuh vom 30. März 1838, weldes gegenwärtig noch mit eint= 


21) von Groß, Die deutfche Strafrechtepflege, II, 226 fg., 392 fg. u. 449 fg. 
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gen Abänderungen im Herzogthum Sahfen Altenburg als Gefeg vom 3. Mai 1841 in Wirk: 
fanıfeit ſich befindet, wurde in Sachſen felbft durch dad Strafgefegbud für das Königreid Sad): 
fen von 13. Aug. 1855 erfegt. Aud in dieſem ift die Zuchthausſtrafe wie in dem von 1838 
die nächte nad) ver Todesitrafe. In dem erſtgedachten Gefege hatte fie zwei Grade, einen leid: 
tern und einen ſchwerern, welche Altenburg nicht angenommen bat, und auf deren Verſchieden— 
beit ed und auch hier nicht meiter anfommt, Die Züchtlinge tragen nad dem Gefege vom 
13. Aug. 1855 doppelfarbige Kleidung und werden zu ſchwerer Arbeit angehalten. Haben fie 
bereit8 wenigftend einmal Zudthausftrafe oder wegen eines vorfäglihen Verbrechens Arbeits- 
bausjtrafe verbüßt, dann wird die Strafe entweder durch hartes Lager auf 30 Tage oder durch 
Entziehung warmer Koft auf 60 Tage geihärft. Die Schärfungen werden nur zwei Tage hin- 
tereinander, fonft aber fo lange fortgejegt, bid die gedachten 30 und 60 Tage der Schärfung 
verbüßt find. Statt diefer Schärfung Fann bei Zuhthausgefangenen, welche bereits wenigſtens 
einmal Zuchthaus verbüßten und deren Körperbefchaffenheit es geftattet, eine körperliche Züch— 
tigung von 20—60 Hieben eintreten. Diele Zühtigung foll gleich nad) der Einlieferung voll: 
ſtreckt werden und jo die Natur des vorgedachten Willkommens annehmen. 

Aber mit diefen ſich bei ven Rückfälligen von felbft verftehenden Schärfungen ift ed nicht ab— 
gethan, ed tritt in den im ©efege beftinnmten Fällen eine zweite Schärfung durch Feſtſetzung des 
Erfenntnifled ein. Diele befteht aus hartem Lager bis zu 30 Tagen, Entziehung warmer Koft 
bis zu 60 Tagen und einer förperlihen Züchtigung bis zu 60 Hieben. Welche Schärfung ſtatt— 
finden joll, ſpricht der Richter nicht aus, nur ob fie in vollen Umfange, zu zwei Drittel oder 
einem Drittel plagzugreifen habe. Wir haben uns bereitö über die körperliche Züchtigung 
und die Schärfungen durch Koftentziehungen oben ausgefproden und begnügen und ba: 
mit, auf das Gefagte Bezug zu nehmen. Auch bezüglich ver Feflelung der männlihen Zücht— 
linge mit einem Beineifen und der weiblichen durch einen mit einer Kette am Fuße befeitigten 
Klog ift dies bereitd im Art. Beineifen und Klotz geſchehen. Die Dauer der Zuchthausſtrafe 
liegt zwiſchen einem und 30 Jahren. 

In Beziehung auf die Ehrenfolgen der Zuchthausſtrafe Huldigt (Art. 36) das Geſetzbuch 
dem Fortjhritte, inden ed mit der Zuchthausſtrafe nur ven Verluſt der politifhen Ehrenrechte, 
ber Ehrenzeichen, des Ranges und Titel8, der akademiſchen Würden, der Ämter fowie der Ab: 
vocatur und des Notariatd verbindet, ohne auf die Privatrechte jonft ftörend einzumirfen. 

Das dem bairischen nachgebildete Strafgejegbud für dad Großherzogthum Oldenburg vom 
10. Sept. 1814 ift dur ein neues, am 1. Nov. 1858 in Wirffamfeit getretenes befeitigt wor: 
den. Die Aufhebung der Todedftrafe deutet den Standpunkt des Fortſchritts an, welchen dies 
neueſte der deutihen Strafgejege, bei deflen Redaction Mittermaier nicht unthätig war, ein= 
genommen bat. Wir begnügen und hier pamit, zu bemerken, daß die in Vechta theild in der 
Iſolirung, theild in der Geſammthaft zweckmäßig vollftredte Zuchthausſtrafe die ſchwerſte der 
bortigen Freiheitsſtrafen bildet. 22) 

In der bairifhen Rheinpfalz und dem oldenburgiſchen Fürſtenthume Birkenfeld finden wir 
den Code penal noch ald Strafgefeg und zwar ohne die mildernden Zufäge des Geſetzes vom 
28. April 1832 vor. In der Strafanftalt zu Kaiferdlautern befinden fi in verfchiedenen 
Räumen die zu lebenslängliher und zeitliher Zwangsarbeit, zur Neclufion und zu längerm 
emprisonnement Berurtheilten nebeneinander, in der Arbeit, Koft und Behandlung völlig 
gleichgeſtellt. 

Wir erwähnen der deutſchen Gebiete, in welchen gegenwärtig noch das gemeine deutſche 
Criminalrecht neben einzelnen Landesordnungen zur Anwendung kommt, hier nicht weiter ??), 
ebenjo wenig Luremburgs und Limburgs, welde nur nominell zu Deutſchland zu rechnen find, 
und wenden ung zunächſt zu den Breiheitäftrafen, welche man in den meiften deutſchen Staaten 
als eine Bermittelung zwifchen ver Gefängniß- und Zuhthaudftrafe angeordnet hat, zu den 
Strafen des Strafarbeitd: und Gorrestionshaufes. Gin harafteriftifher Unterſchied zwiſchen 
diefen Strafen und denen des Zuchthauſes liegt in der Regel in den Ehrenfolgen beider. Sie 
find auf diefer Mittelftufe entweder nur zeitweife Unterfagungen der Ausübung der bürgerlichen 
Chrenrechte oder alteriren die legtern gar nicht. 

Nach Art. 15 des bairifchen Strafgefegbuds find die Strafarbeitöhäufer von dem Zudt- 


22) Mittermaier, a.a.D., ©. 20. 
23) Es find dies Kurheſſen beide Medlenburg, Holftein und Lauenburg, Lippe-Schaumburg, Ham: 
burg, Lübed und Bremen, Reuß älterer Linie und Liechtenftein. 
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hauſe abgeſonderte Strafgebäude.?“) Die Sträflinge behalten alle ihre Privatrechte, mit der 
Fähigkeit, unter Lebenden und von Todes wegen darüber zu verfügen. Sie werben innerhalb des 
Gebäudes zur Arbeit mit Strenge angehalten. Ihre Kleidung ift einfarbig grau, und fiener: 
den nicht gefeffelt, außer bei bejonderer Gefahr der Flucht. Im übrigen werben fie den Züge: 
lingen gleichgehalten. Die Strafzeit liegt zmwifhen einem und acht Jahren, und fann mie bei 
der Zuchthausſtrafe das legte Viertel derfelben durch Begnadigung erlaffen werden (Art. 16). 

Nachdem das Gefeg vom 12. Mai 1848 die förperlihe Züchtigung und das vom 18. Nor. 
1849 die dem Strafantritte vorhergegangene dffentlihe Ausftellung bejeitigt, find ver 
Strafarbeitöhausftrafe nur die Gedächtnißſtrafen der Koſtſchmälerung und der einfamen Ein: 
jperrung nad Art. 17 als Schärfungen verblieben. Hier kann ſich die erftere auf einen ganzen 
Monat ausdehnen, in welchem nur un den dritten Tag warme Speifen gereicht werden. In 
Betreff der Ehrenſtrafen ift hier die Arbeitshausftrafe vem Zuchthauſe gleichgeſtellt. 

Auch Würtemberg Eennt die Arbeitshausftrafe. Dan gibt in Würtemberg den Sträflin: 
gen (Art. 14) eine jie von den Züchtlingen unterſcheidende Kleivung und läpt, wenn fie id 
dazu erbieten, auch ihre Beihäftigung außerhalb der Anftalt flattfinden. Die Behandlung ir 
Sträflinge ift die ver Züchtlinge und die Dauer der Strafe durch das Gejeg vom 14. April 
1855 auf den Zeitraum von 4 Monaten bis zu 4 Jahren beſchränkt worden. Die Sirat 
ann ebenfo wie die Zuchthausſtrafe geſchärft werden, und es gilt in Betreff ihrer Ghrenfolgen 
das bei dieſer Gefagte. 

Braunschweig läßt in $. 11 feines Griminalgefegbuds Zwangsarbeit in der für dieſt 
Strafart beftimmten Anftalt vollziehen und die Sträflinge der Hausordnung gemäp beköſigen 
Die ordentliche Dauer der Strafe ift 1 Monat bis 5 Jahre, die außerorventlihe 14 Tage id 
10 Jahre. 

Hannover beginnt (Art. 18) feine leihtern Freiheitsſtrafen mit dem Straiarkeitthauit 
und läßt die dazu Verurtheilten im Innern der Anftalt zu angemeffener Arbeit vermenten. Vie 
Strafe kann durch Befhränfung der Koft auf Waſſer und Brot an gewiffen Tagen, ever dur 
firenge Einjamfeit des Sträflings auf gewiſſe Zeit, oder durch Verbindung beider Strafmittel 
geſchaͤrft werden. Die Arbeitshausftrafe Liegt in ihrer Dauer zwiſchen 3 Monaten und 2 dah— 
ren. Ghrenfolgen find an dieſe Strafart nit gefnüpft. 

In Heſſen wird die Correetionshausftrafe in der Dauer von nicht unter 3 Monaten und 
nicht über 10 Jahren in dem befondern Correctionshaufe vollſtreckt. Den Gerichten iſt edge 
fattet, nad) forgfältiger Erwägung der bürgerlihen Verhältniſſe und der Bilvungäftuft des 
Schuldigen die Vollziehung der Correctionshausftrafe (Art. 11) auf einer Feſtung oder 11 
einer diefer gleichgeftellten Anftalt anzuorbnen. Wir werden bei Beſprechung der deltung: 
firafe auf diefe zweckmäßige Anordnung noch einmal zurückkommen. Die Gorrectiondhauf; 
ftrafe fann ebenfo wie die Zuchthausſtrafe gefhärft werden. Die mit der Gorrectiondhark 
firafe verbundenen Ghrenftrafen find dann weitergreifende, wenn die Strafpauer ein Jaht m 
länger, befchränftere, wenn jie eine kürzere ift. Im erftern Kalle kann der Sträfling nidt mir 
der Mitglied ver Gefchworenen fein, er verliert feine Ämter und die Apvocatur ſowie feine Pen: 
fion und wird unfähig, in politifhen, Gemeinde= und kirchlichen Angelegenheiten zu wählen 
und Gewählter zu fein. Bei der fürzern Strafe gehen Dienft und Gehalt nur währen de 
Strafzeit verloren, es treten aber auch die erſtgedachten Ehrenfolgen ein, wenn Diebftahl, 3 
fung und Betrug die Urfache der Verurtheilung waren. 

In Baden beginnt ($. 33) die Reihe der bürgerlichen Strafen mit dem Arbeitéhauſt. 6 
kann nicht unter 6 Monaten und, einige im Geſetz bezeichnete Fälle ausgenommen, nicht U 
6 Jahre erkannt werden. In der Verpflegung und übrigen Behandlung der Arbeitähurt 
gefangenen finden im Vergleiche mit den Züchtlingen Erleichterungen ftatt, auch fünnen ® 
Sträflinge, welche eine einfarbige gleihförmige Kleidung tragen, außerhalb der Anftalt F 
ſchäftigt werden. , 

Auch Baden hat hier wie Heffen in $. 51 eine nahahmungswerthe Beſtimmung getef”, 
indem eö geftattet, va Zuchthaus-, Arbeitshaus: und Gefängnißftrafen, wenn von ihne m: 
fonen getroffen werben, für melde der Strafvollzug in der Gemeinfchaft mit den übrigen Erd" 
lingen nad ihren perfönlichen Verhältniffen und der Stufe ihrer Bildung eine unverhinif: 
mäßige Härte enthalten würde, in einem abgefonderten Raume der Strafanftalt zu vollziehen 





‚ 24) In St.:Georg bei Baireuth befinden ſich Züchtlinge und Gträflinge in derfelben Anitult, tat 
in befondern Räumen. DBgl. Goldtammer's Archiv für preußifches Strafrecht, V, 609 fg. 
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find. Das Straferfenntnig muß died ausfprechen; der Berurtheilte trägt dann feine gewöhn— 
liche Kleidung, und es ift ihm eine feinen perjönlihen Verhältniſſen angemeffene und mit der 
Hausordnung verträgliche Beihäftigung geftattet. Es ift zu bebauern, daß Baden in Betreff 
feiner gebildetern politifchen Gefangenen von diefer Bergünftigung einen fo eingefchränften Ge: 
braud gemacht und jie namentlich in Bruchſal ven übrigen Züchtlingen gleich behandelt hat. 25) 
Mit Ausnahme der Anlegung von Ketten treten bei der Arbeitöhausftrafe dieſelben Schär— 
fungen ein, deren wir bei der Zuchthausſtrafe gedachten. Ehrenftrafen jind mit dem Arbeitö- , 
baufe nicht verbunden. 

Auch Naſſau kennt die Correctionshausſtrafe, deren Dauer nicht unter 2 Monaten und nicht 
über 10 Jahre ift. Im Gorrectionshaufe findet Zwang zu den vorgejchriebenen Arbeiten ftatt. 
Die Strafe kann wie die Zudthausftrafe gefhärft werden. In Anfehung der Ehrenftrafen folgt 
bier Naffau feinem Mufterbilve, dem heſſiſchen Geſetzbuche. 

Thüringen läßt die Arbeitshausftrafe in einer befondern Anftalt vollftreden; im Verhält: 
niffe zu den Züchtlingen find es die vorgedachten leichtern Arbeiten, weldhe den Sträflingen zu— 
fallen. Schwarzburg-Rudolſtadt läßt fie auf der Domäne Grofhwig an den Wochentagen alle 
Feld: und Wirthihaftsarbeiten verrichten und nur den Sonntag in der Anftalt zu Rubolftadt 
verbringen. Welche Ehrenftrafen mit dem Arbeitshaufe verbunden fein follen, dies überläßt 
das Gejegbud den bejondern Verordnungen der einzelnen Länder, über welche ji, wie vor: 
gedacht, feine Wirfjamkeit erftredt. 

. Weimar macht es in feinem Gefege vom 27. April 1850 über die Entziehung ftaatsbürger: 
liher Nedhte wegen begangener Verbrechen von dem Erfenntniffe des Gerichts und dem vorher— 
gegangenen Antrage des Staatdanwaltd abhängig, ob bei geringern Freiheitsſtrafen als der 
Zudthausitrafe die bürgerlichen Rechte entzogen werben follen. Dieje Entziehung foll dann 
nicht flattfinden, wenn Umftände vorhanden find, aus welchen ſich ergibt, daß die That nicht 
die Folge eines verborbenen Willens war. 

In Sachſen ift ſowol nad dem Gefege vom 30. Mai 1838 ald nad) dem vom 13. Aug. 
1855 die Arbeitöhauäftrafe die nächfte nad) der Zuchthausſtrafe. Die Sträflinge, melde die 
vorgejchriebene einfarbige Kleidung tragen, werben zu der eingeführten Arbeit angehalten. 
Die Strafe fann ebenfo wie die Zuchthausſtrafe gefhärft werden. Das Minimum der Arbeitö- 
hausſtrafe it 4 Monate, dad Marimum geht nicht über 6 Jahre hinaus. ine einjährige Ar— 
beitöhausftrafe ſteht einer Oefängnißftrafe von 1%, Jahren glei, eine einjährige Zuchthaus— 
ftrafe einer Arbeitshausftrafe von 18 Monaten. Ahnliche Beitimmungen finden fih aud in 
den andern Geſetzbüchern. Mit der Arbeitähausftrafe find nur ſolche Ehrenftrafen verbunden, 
melde andere noch neben dem Geſetzbuche geltende befondere Gejege etwa an diefelbe fnüpfen. 

Ofterreich und Preußen Eennen bie Arbeitshauäftrafe nid. 

Die leichtefte der Freiheitsſtrafen ift vie Gefängnißftrafe, mit welder wir und nunmehr 
zu beſchäftigen haben. 

Wo zwifhen dem Zuchthaus und dem Gefängniffe noch Mittelanftalten ſich befinden, 
fallen der Befängnißftrafe die leichteften Berlegungen des Strafgefepes zu. Wo dieſe Mittel: 
anftalten fehlen, ift felbftrevend die zuläffige Dauer der Gefängnißftrafen eine längere, die Zahl 
der ihr zufallenden Vergehen eine größere. Wir werden und hier fürzer faffen können als bei 
den ſchwerern Freiheitsſtrafen, dod find aud hier manche Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen 
deutſchen Strafgefeßgebungen hervorzuheben. 

In Preußen werden die zur Gefängnipftrafe ($. 14) Verurtheilten in einer Gefangen 
anftalt eingeſchloſſen und fönnen vafelbft in einer ihren Fähigkeiten und Verhältniffen ange: 
meflenen Weije befchäftigt werden. Das Geſetz vom 11. April 1854 geftattet ihre ſowie ber 
Züchtlinge Beihäftigung im Freien unter den in diefem Gefege gedachten Modalitäten. Auf 
abminiftrativem Wege ift die Abfonderung derjenigen Gefangenen, deren Strafzeit eine längere 
al8 6 Monate ift, in befondern Gentralgefängniffen angeordnet, deren Einrichtung zur 
Zeit jedoch noch wenig vorgeſchritten iſt. Die Gefangnipftrafe, deren Fürzefte Dauer 24 Stun 
ven beträgt, geht nur in einzelnen vom Geſetze näher beftimmten Fällen über 5 Jahre hinaus. 
Bei der Eoncurrenz mehrerer Verbrechen kann fie ($. 57) die Dauer von 10 Jahren, beim 
Rüdfalle die von 20 Jahren erreihen. Cine einjährige Gefängnißftrafe wird einer achtmonat— 
lichen Zuchthausſtrafe gleichgeachtet. Mit der Vergehenöftrafe des Gefängnifies kann in ein= 


25) Man vgl. die in Note 19 genannten Schriften und Hägele, Erfahrungen in einfamer und ges 
meinfamer Haft (Leipzig 1857). pr 
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zelnen Fällen die Unterſagung der Ausübung der bei der Zuchthausſtrafe erwähnten bürgerlichen 
Ehrenrechte auf eine beftimmte Zeit verbunden werben, in andern Fällen muß dies gelächen, 
Der Berluft der öffentlihen Amter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen, der Penion 
und des Adels ift jedoch mit jeder foldhen Unterfagung definitiv verbunden. Auch hier ift vi 
Nahbildung der Beitimmungen ded Code pénal nicht zu verfennen. i 

In Ofterreich ift die Arreftftrafe eine Strafe der Vergeben und der Übertretungen. Der 
Arreft hat zwei Grade ($. 244). Er befteht im erften Grade in der Verſchließung in einem Br: 
fangenbaufe ohne Gifen, wobei dem Verurtheilten, welder ſich felbft feinen Unterhalt zu be: 
ſchaffen vermag, die Wahl der Befhäftigung überlaffen ift. Der zweite Grad ift der ſtrenge 
Arreft. Auch Hier ift der Gefangene ungefeflelt, doch muß er die in der Anftalt vorgeſchriebenen 
Arbeiten verrichten und fi mit der Gefangenenfoft begnügen. Unterredungen find ihm nur in 
Gegenwart ded Gefangenwärterd und in einer diefem verftändlihen Sprade geftattet. 

Eigenthümlich ift Ofterreih aud noch der Hausarreft, entweder gegen bloße Angelobung, 
fi nicht zu entfernen, oder mit Aufftellung einer Wade. Der Hausarreſt verpflichtet den ju 
ihm Verurtheilten, fi unter feinem Vorwande vom Haufe zu entfernen, bei Strafe, die ned 
übrige Arreftzeit im Öffentlichen Verhaftorte zu verbüßen ($. 246). Im der Regel ift die für: 
zefte Arreftzeit 24 Stunden, die längfte 6 Monate. 

Bei beftinnmten Vergeben und Übertretungen und ausſchließlich bei Dienftbeten, Han: 
werksgeſellen, Lehrjungen und ſolchen Perſonen, die ihren Unterhalt in Tag: oder Wodenlohn 
erwerben, kann die förperlihe Zühtigung an die Stelle des Arreſts treten. Es if bezeichnend 
und unfern Anfhauungen von den Körperftrafen widerſprechend, wenn das Geieg diefe bier 
gleihfam als eine Vergünftigung erfcheinen läßt, indem es fie verordnet, damit nidt der Arreft 
jenen in ihrem Erwerbe oder in dem Unterhalte ihrer Angehörigen Schaden bringe. Jung: 
linge unter 18 Jahren und Frauenzimmer erhalten Ruthenſtreiche, erwachſene Perjonen 
männlichen Geſchlechts Stockſchläge. Die Zahl der Streiche darf 20 nicht überſteigen. 

In Baiern wird die Gefängnißftrafe (Art. 27) in einem vom Arbeitshauſe verſchicdenen 
Ortögefängniffe vollſtreckt, bei einfacher Koft und unbeſchadet aller Privatrechte; ihre lingfte 
Dauer beträgt zwei Jahre. 

Gefängniöftrafen find mit angemeffener Arbeit und, ſoweit es angeht, mit den gmöbn: 
lichen Berufsarbeiten verbunden, wenn fie nicht nur furze Zeit währen. Soviel und befannt 
werben fie aud in ven Strafarbeitähäufern verbüßt. Harted Lager und Koſtſchmaͤlerungen 
durch Fleiſchentziehung oder durch Entziehung aller warmen Speiſe verſchärfen untet erjänt: 
renden Umftänden die Strafe. Bei nicht mehr als ein Jahr betragenden Gefängniftrafen ol 
die Anwendung folder Schärfungen aus Rüdjiht auf den Nahrungsftand oder den Unteral 
und das Fortfommen der Familie des Verurtheilten plaggreifen, da beide Schärfungen de 
Strafe um die Hälfte verfürzen. Solche Wohlthaten des Gefeges wie dieſe und die bei Die: 
reichs Gefängnißftrafen erwähnte treten der auch im Geringften und Armften zu achtenden Per: 
ſönlichkeit zu nahe und verlegen die Menſchenwürde. 

In Würtemberg darf die Gefängnißftrafe (Art. 20) in der Regel nicht über zwei Jahre wt 
hängt werden. In einzelnen Fällen, welche das Gefe bezeichnet, kann fie ausnahmämeit 8 
zu ſechs Jahren erftredft werden. Sie wird in den Bezirks: und Kreisgefängniffen vollzegen 
Ein Theil der legtern ift nach dem Gefege vom 13. Aug. 1849 in Zuctpofizeihäufer umgt 
wandelt, in welchen namentlich die Strafen gegen die vollftredft werden, welche ver bürgerliden 
Ehren- und Dienſtrechte verluftig erklärt find. Das Gefeg vom 14. April 1855 hebt eine Reihe 
von Fällen hervor, in welchen die härtere Strafe des Zuchtpolizeigefängniſſes die des Kıei: 
gefängniffes erfegen foll. Die Strafe des legtern darf nicht unter vier Wochen verhängt mt 
Die leichtere Bezirksgefängnißſtrafe umfaßt einen Tag bis ſechs Wochen. Die a 
Schaft ift mit zwangsweiſer Beihäftigung nicht verbunden, doch diefe, foweit es die ville 
geftattet, nach eigener Wahl zuläfig. In ven Kreis: und Zuchtpolizeigefängniffen find? 
gegen aus Gründen der Hausordnung und zur Deckung der Unterhaltungsfoften zwanztene 
eine angemeffene Beihäftigung ftatt. Dem Gefangenen fteht, ſoweit es thunlich ericheim, I 
unter den verfchiedenen in der Anftalt vorkommenden Arbeiten fi die ihm liebte zu mitlen 
Arbeiten außer dem Haufe dürfen die Gefangenen nur mit ihrer Einwilligung vertichten 
Die Gefängnißſtrafe kann (Art. 25) durch ſchmale Koſt, beſtehend in Waſſer und Brot, It 
am dritten, höchſtens am zweiten Tage, jedoch nicht länger ald acht Tage gefchärft werben. Jr 
ven Kreis⸗ und Zuchtpolizeigefängniffen tritt auch die Schärfung durch Einfperrung in ein" 
einſamen Gefängniffeein, jedod nicht auf längere Zeit als vier Wochen. Das Geſch ?0” 
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17. Juni 1853 hat auch die körperliche Züchtigung gegen Gefangene als eine Orbnungsftrafe 
wieder zuläfjig gemadht. 

In Braunfhweig werden Oefängnißftrafen über drei Monate in einer eigenen Randesitraf- 
anftalt, Gefängnipftrafen von oder unter drei Monaten aber in ven Kreidgefängniffen oder in 
andern Arreftlofalen vollzogen, wobei die, melde die Koften der Strafvpllftrefung tragen, 
fich jelbft, jedoch nad) Vorſchrift der Hausordnung, beföftigen fünnen ($. 12). Alle Strafgefan- 
genen find zu Arbeiten anzubalten, melde ihrer Körperbefhaffenheit und ihren bürgerlichen 
Verhältniſſen thunlichit entſprechen, wider ihren Willen jedoch nicht zu Öffentlichen Arbeiten zu 
verwenden, auch nicht zu juldhen, in deren Verrichtung eine Erſchwerung der Strafe liegen würde 
($. 13). Die ordentlihe Dauer der Gefängnipftrafe ift 14 Tage bis 3 Jahre, die der außer: 
ordentlihen 1 Tag bis 5 Jahre ($. 14). 

Hannover zählf die Öefängnipftrafe zu feinen leihtern Strafen und läßt ihre Dauer nicht 
über drei Monate hinausgehen, wenn ed jih nicht um eine Verwandelung einer Gelb: in eine 
Gefängnißſtrafe handelt, wo diefer Zeitraum überfähritten werden darf. Der Gefangene wird 
in einem von-den übrigen Strafanftalten verjchievenen Gefängnifle bei einfacher Koft einge: 
Ihloffen. Die Strafe hat drei Grade. Der erfte Grad oder das einfache Gefängniß geftattet 
dent Berurtheilten auf feine Koften eine beifere ald die Gefangenenfoft und von Zeit zu Zeit den 
Beſuch feiner Angehörigen und Freunde. Der zweite Grad befteht entweder in Beihränfung 
der Koft auf Brot und Waller einen Tag um den andern oder in firenger Einfamfeit, der 
dritte Grad in einer Verbindung diefer beiden Schärfungen. Mit allen drei Graden ber 
Strafe ift eine angemeſſene Beihäftigung verbunden (Art. 21). Auch fann, wie in Baiern, 
mit Rückſicht auf ven Nahrungsftand die Gefängnipftrafe durch das Ertragen der gedachten 
Schärfungen gefürzt werden (Art. 22). Wo die Vollziehung der Ketten= und Zuchthausſtrafe 
in dem betreffenden Falle ſich ald eine ganz befondere Härte varftellen würde, kann ſtatt derfel= 
ben auf Staatsgefängnif erfannt werden, was die Strafe, wenn fie zeitlich ift, um ein Viertel 
bis zur Hälfte verlängert (Art. 23). Gefängnipftrafen, welde die Dauer von ſechs Wochen 
nicht überfteigen , können bei Vagabunden und Bettlern durch eine körperliche Züchtigung erjegt 
werden, wobei die Zahl der Streiche 50 nicht überfteigt. 

Wie bereitd angedeutet wurde, kann in Hannover, wie jonft überall, eine uneinziehbare 
Geldſtrafe oder auch eine folde gegen unter Euratel ſtehende Verſchwender nach einzelnen Gejegge- 
bungen (Baiern und Hannover) in eine Öefängnißftrafe verwandelt werden. In welcher Art 
die Berehnung erfolgen und auf wie lange ſich höchſtens dieſe jubftituirte Freiheitöftrafe ausdehnen 
ſoll, ift jehr verjchieden beftimmt. In Preußen find z. B. 1—3 Thlr. Geldſtrafe einem Tage 
Gefängniß gleichgeftellt, und es beträgt die längfte Dauer ver legtern vier Jahre.?°) In 
Baiern ſtehen 25 Fl. Rh. einer achttägigen Gefängnißftrafe gleih, und ed darf legtere nicht 
“. über drei Monate hinausgehen. In Hannover ftehen 1—2 Thlr. einer eintägigen Gefäng— 
: nipftrafe erften Grades gleih. Dies gilt jedoch nur für die erften drei Monate der jubjtituirten 
= Freiheitäftrafe, wogegen bei deren längerer Dauer 4 Thlr. Geld einem Gefängnißtage gleich: 
geftellt find. 

Baden unterſcheidet die Kreid- und Amtögefängnißftrafe. Die Dauer der erftern liegt zwi— 
> fen vier Wochen und einem Jahre, wo das Gefeg nicht Ausnahmen beftimmt; die Dauer der 
- legtern kann nit über acht Wochen anfteigen ($. 39 und 40). Im Kreisgefängniffe werben 
die Gefangenen innerhalb des Haufed auf eine ihren perfönlidhen Verhältniffen angemeſſene 
Weiſe beihäftigt, ebenfo im Amtögefängniffe, in welchem die Haft in ver Regel eine Ifolirhaft iſt. 

In Naffau gebt die Strafe des bürgerlichen Gefängniffes nicht über vier Wochen hinaus, 
- Sie wird in den Orts- und Bezirkögefängniffen oder in andern zur Aufbewahrung eines Ge- 
; fangenen taugliden Lokalen vollftredt, doch darf dies in Zucht- und Gorrectionshäufern nicht 
» gefchehen. Diefe Beſtimmungen find wörtlid den heſſiſchen gleichlautend, doch geht hier die 
.. Strafe nit über drei Monate hinaus (Art. 13). In Naffau und Heffen wird die Gefängnip- 
ſtrafe nicht gefhärft. = 
* In Thüringen darf, wo dad Geſetz nicht eine längere Dauer beſonders zuläßt, die Gefäng— 
„ nißftrafe nicht über drei Monate gehen und nicht unter einen Tag herabfteigen. Acht Monate 
Arbeitshaus flehen, wo es jih um eine Strafummwandelung handelt, einem Jahr Gefängniß 


26) Da Preugen die Schuldhaft nur auf ein Jahr erſtreckt, fo liegt in diefer auf vier Jahre aus- 
gedehnten Schulvhaft, welche der Staat verhängt, eine befondere Härte. 
Staats-Lexikon. V. 43 
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gleih. Sole Ummandelungen find jedoch nur in den gefeplich beftinnten Fällen zuläſſig 
Die Gefängnißftrafe kann wie die vorgedadhten ſchwerern Freiheitsſtrafen gefchärft werden. 
Bei PVerfonen, welde ihren Lebensunterhalt mit Handarbeit verdienen, ift der Ritier 
(Art. 14) ermächtigt, anftatt verwirfter Gefängnißftrafe, wenn diefe die Dauer von dıri 
Monaten nicht überfteigt, auf Handarbeit von gleiher Dauer zu erkennen. Der Verbreäer 
wird dabei nicht im Staatögefängniffe feſtgehalten, erhält aber, wenn er ſich jeinen Unterhalt 
nicht ſelbſt verihaffen kann, die gewöhnliche Koft der Gefangenen. Dergleihen humane Be— 
flimmungen verdienen die vollfte Pilligung. Da Arbeit niemals ſchändet, jo ift ihre Verrid- 
tung flatt der Verbüßung einer Gefängnißftrafe aud feine dem Betheiligten zugefügte Ber: 
letung feiner Berfönlichfeit, wie die Prügel, welche man ihm in Ofterreih aufzählt, und der 
Hunger, welden man ihn in Baiern auf hartem Rager erleiden läßt, um ihm eine Wohlthat zu 
erweifen. 

Sadien läßt die Gefängnißſtrafen von und unter vier Monaten in den Gerichtögefäng- 
niffen, die Höher anfteigenden aber in den Landesgefängnilfen verbüßen. Die Gefängnifftrafe 
fann in den vom Gejege befonders beflimmten Bällen durch Entziehung warmer Koft ge: 
ihärft werden. Auf Hanbarbeitöftrafe foll das Erfenntnig (Art. 28) niemals gerichtet wer— 
den. Doch kann der Richter eine ungefhärfte Gefängnißſtrafe, wie in Thüringen, durd Hand- 
arbeit verbüßen laſſen. Auch Sahfen hat bei Bagabunden und Bettlern die Verwandelung der 
Gefängnißftrafe in eine körperliche Zühtigung (Art. 27) angeordnet, wobei drei Ruthbenſtreiche 
einem Tage Gefängniß gleichgeſtellt find. Wie fehwierig ift es hier, einen Maßſtab zu finden! 
Der eine läßt ih, um auch nicht eine Stunde zu fiten, folange man will, durdprügeln, me- 
gegen der andere die längfte Breiheitöftrafe ver leichteften Züchtigung vorzieht. Solde Strafen, 
welche jo ungleich wirfen, find, abgefehen von allem Übrigen, nie gerecht. 

Wir haben zum Schluffe unferer Betrachtungen über die Freiheitäftrafen nod ver Feſtangs 
ſtrafen zu gedenken. 

Man unterſchied in der Vergangenheit den Feſtungsarreſt von der Feſtungsarbeit und ver: 
band mit dem erftern den Begriff einer im Vergleiche zur Zuchthaus: und ähnlichen Strafe 
eustodia honesta??), wogegen die legtere gemeinhin bie ſchwerſten Verbrecher traf umd 
eine Eifenftrafe war, verbunden mit öffentlichen Arbeiten an den Feſtungswerken oder in dem 
Innern der Feflungen. Überwiegend traf die Feftungdarbeit militärifche Verbrecher. Preußen 
fennt fie noch in feinen Baugefangenenanftalten, in welchen die Sträflinge in verfchiebene Klaſ— 
fen geteilt und in jeder leichter oder ſchwerer gefeflelt find. Diele ven Bagnos jehr ähnlichen 
Anſtalten find aud in Preußen ihrem Gingehen nahe, da ed nur noch einzelne militärifd- 
ſchwere Verbrechen jind, für welche die Militärftrafgefege fie androhen, und jo dieſe Anflalten 
faft gar feinen Zuwachs erhalten. 

Das in der neueften Zeit hbervorgetretene Verlangen nad) einer völligen Gleichheit vor den 
Geſetze und nad) dem Wegfallen aller Standesvorrechte mußte, da man die Feftungäftrafe nur 
auf die anmendete, deren höhere Bildungsftufe oder fonftige eremte Stellung in der Geſell 
ſchaft beſondere Berückſichtigung verdiente, und fo fie zur Strafe der Gebildeten und Vorneh 
men, namentlid) des Offizier: und Beamtenftandes machte, diefer Strafart bie heftigften Geg 
ner erwecken. Dennod finden wir fie noch in einem größern oder geringern Umfange in der 
neuern Strafgeſetzbüchern Deutfihlands vor, und Frankreich bat fie, wie wir oben bemerf: 
ten, in der detention fogar erft 1832 wieder in das Leben gerufen. 

Preußen bat die Feftungsftrafe unter der Benennung der Einſchließung, wenn ihre Daner 
mehr als fünf Jahre beträgt, zur Verbrechenäftrafe, fonft aber zu der des Vergebene gemadı. 
Die Einſchließung befteht in der Freiheitdentziehung mit Beauffihtigung der Beichäftigum 
und Lebensweife der Gefangenen. Sie wird in Feſtungen oder in andern befonders dazu br 
ftinimten Räumen vollftreft und kann nicht über 20 Jahre erfannt werben ($. 13). De Se 
aufſichtigung der Beihäftigung fließt Feinen Arbeitszwang in ih. Es find nur wenige fälle. 
in welchen dad Strafgefegbud; die Einſchließung androht, beſonders bei den Verfuchen zu hoch 
oder landesverrätherifchen Handlungen und beim Zweikampfe. Diefe feltene Anwendung einer 
Strafe, melde in fo vielen Fällen geeignet gewefen wäre, die Strafe mit der Verſchuldung in 
ein richtiges Verhältniß zu bringen und namentlich bei Verbrechen, zu denen auch der Ebrrn- 


‚27) Die Beflungsarreftanten bewohnten ihnen in den Feftungen angewieſene Zimmer, Fonnten fe 
beliebig befchäftigen und genoffen in Betreff ihrer Ausgänge und deren Ausdehnung oft fehr meitre« 
chende Berüdffichtigungen. 
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baftefte in der Aufmallung des Zorn, im jugendlichen Übermuthe, zur Aufrechthaltung der Ge: 
ſchlechtsehre, des häuslichen Friedens 28), bei politifchen Verbrechen oder fonft getrieben werben 
fann, die entehrende Zuchthausſtrafe zu vermeiden, erſcheint uns als ein Fehler des Geſetzes. 
Sie lag in einer fo oft bemerfbaren ſtlaviſchen Nahbildung der franzöfifchen Gefege, welche die 
rheinischen Juriften, deren Mitwirfung bei dem Gefegebungswerfe eine fo namhafte war, feft: 
zuhalten eifrig bemüht waren. 

fterreich fennt die Feſtungsſtrafe gar nicht, läßt feine Kerferftrafen aber nicht jelten in 
den Räumen einer Feftung vollftreden. 

Baiern gerieth, indem es den im Jahre 1813 noch herrfchenden Anjichten von der Nothiwen- 
digkeit, die vornehmen und gebildeten Verbreher von den gewöhnlichen zu fonvern, Rechnung 
tragen wollte, ohne jedoch der Strafſchwere dadurch irgend Abbruch zu thun, zu einer eigen- 
thümlichen Geftaltung der Feſtungsſtrafe. Es geftattete den Gerichten, nah Erwägung der 
Umftände ſtatt der Ketten-, Zuchthaus- und Arbeitähaudftrafe auf Feftungsftrafe zu erfennen 
(Art. 19). Es bildete drei Grade diefer Strafe, deren erſter der Kettenftrafe, der zweite der 
Zudthausftrafe und der dritte dem Arbeitöhaufe entſprechen follte. Der zur Feftungsftrafe 
Berurtheilte joll auf einer Feſtung, ausgeſchloſſen von allem menſchlichen Umgange, eng ver- 
wahrt und zur Arbeit angehalten werden. Aud die Feftungsftrafe des zweiten und dritten 
Grades kann durch Einfperrung im dunkeln Kerfer, durdy Lager auf bloßen Bretern, durch 
Koftihmälerungen und durch Verbindung mehrerer diefer Schärfungen gefhärft werben. 
Eine Strafe, welche in der Weife vollftreeft wird, mie die bairifche Feftungsftrafe, ericheint 
und als feine Berüdjihtigung, vielmehr lediglich als eine Erſchwerung der gefeglichen Straf: 
und möchte jich daher wol ſchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Das würtembergifhe Gefeg vom 13. Aug. 1849 beftimmt über die Feftungäftrafe, daß die 
Gerichte die Bollziehung der Zuchthaus- und der Arbeitöhausftrafen auf einer Feſtung anzu: 
ordnen haben, wenn ihnen ſolches nad) jorgfältiger Erwägung der befondern Umftände des 
Verbrechens und der bisherigen Ehrenhaftigfeit des Verbrechers begründet erfcheint. Die Fe: 
flungsgefangenen werben im Innern des Haufes eingeſchloſſen und, foweit thunlich, zu einer 
ihren frübern Verhältniffen angemeffenen Beichäftigung angehalten. Die Feftungäftrafe kann 
in derfelben Art wie die Arbeitöhausftrafe verfchärft werden (Art. 19). Auch die Gefängnif: 
ftrafe kann (Art. 23) mit Rüdfiht auf die befondern Umftände des Vergehend, auf die Bil: 
dungsſtufe und die bürgerlichen Verhältniſſe des Straffälligen auf einer Feftung oder in einer 
ihr gleichgeftellten jelbftändigen Anftalt vollftreft werden. Diejenigen, deren Strafzeit ji) 
nicht über drei Monate erftredt, dürfen das Gebäude, in welchem fie verwahrt werben, zu jeder 
Tageöftunde verlaffen und ſich innerhalb der Feftung frei bemegen, wogegen die längere Be: 
ſtungsſtrafe mit dem Haudarrefte verbunden ift. Die Feftungdarrefiftrafe kann durch Schmale 
Koft, beftehend in Wafjer und Brot am zweiten, höchſtens am dritten Tage, aber nit auf län 
ger ald acht Tage gefchärft werden. 

Braunſchweig hat die Feftungsftrafe nit und Hannover nur in der vorgedachten Form 
des Staatögefängniffes, welches gemeinhin in der Feſtung verbüßt wird. Heſſen bedroht den 
Zweikampf mit der Feftungäftrafe und geftattet den Gerichten, nad forgfältiger Erwägung 
der bürgerlichen Verhältniſſe und der Bildungsftufe des Schuldigen die Vollziehung der Cor— 
rectiondhaudftrafe auf einer Feſtung oder in einer dieſer gleichgeftellten Anftalt anzuord- 
nen (Art. 11). 

In Baden kann in den Fällen, in melden die Freiheitäftrafe im abgejonderten Raume er: 
ftanden wird, wenn dem Verbrechen weder Eigennutz noch jonft eine ſchändliche Geſinnung zu 
Grunde liegt, ftatt der Arbeitähaus- oder Gefängnißftrafe die Feſtungsſtrafe ($. 52) eintreten. 
Bei diefer find die vorgedadhten Straffhärfungen nicht ausgeſchloſſen. Naffau hat, wie fein 
heffifches Vorbild, beim Duell die Feftungsftrafe, ohne jonft etwas über deren Vollſtreckung 
reftzufegen. 

In Thüringen kann gegen Givilperfonen Feitungsftrafe nur auf dem Wege der Begna- 
pigung eintreten und dann aud nad) Befinden auf der Feſtung eines benachbarten Staates ver= 


28) Wir erinnern bier an den vor einigen Jahren im Herzogthum Sachſen vorgefommenen Fall, 
in weldjem eine gebildete achtbare Dame, um dem unaufhörlichen, ihr häusliches Glück zerftörenden 
sBerlangen ihres Gatten nach Kindern zu genügen, ein fremdes Kind als das ihrige unterjchob und zit 
zweijährigem Zuchthauſe verurtheilt, ſpaͤter ober begnadigt wurde. ge 
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büßt werden. Das Herzogtbum Anhalt: Deflau beftimmt über die Feftungsftrafe in vem Ge— 
jege vom 10. Sept. 1853 noch befonderd, daß vom Richter gegen Givilperfonen niemals auf 
diefelbe erfannt werden folle, und daß bei den Verbrechen, welche allein wit der Feitungs: 
ftrafe, wie 3. B. das Duell, bedroht find, an deren Stelle eine Gefüngnißftrafe von gleite 
Dauer treten fol. 

Sowol das ſächſiſche Gejegbuh vom 30. März 1838, weldes, mie erwähnt, nod in 
Sachſen-Altenburg gilt, ald.das von 13. Aug. 1855 enthalten die Beftimmung, daß Feſtunge— 
ftrafe gegen Givilperfonen nur im Wege der Begnadigung ftattfinden darf, 2. Trieſi 

Freimaurerei im Verhältniß zu Staat und Gefellihaft. I. Einleiten des. Dießte— 
maurerei als culturbiftorifihe Eriheinung fann in dem Zuſammenhange des „Staats: 
fon” nur in ihren Beziehungen zu den politiihen und focialen Zuftänden der Zeiten m 
Völker, in denen fie aufgetreten ift, nicht nach der Seite ihres innern Organismus und der &: 
iSichte feiner Entwidelung zur Betrachtung fommen ; ebenfo ift von den leitenden Ideen derirl: 
ben nur dasjenige, was ſich auf ihr Verhältnig zu Staat und Geſellſchaft bezieht, hier heraus: 
zubeben. Iſt hiermit der Umkreis der nachſtehenden Darjtellung vorgezeichnet, fo berari « 
doch nod der Erwähnung einiger darüber hinausliegenden Punkte, um unrihtigen Auffaſun— 
gen, wie fie gerade hier oft genug vorgefommen und auch gegenwärtig noch nicht ganz heieitigr 
‚ find, von vornherein zu begegnen und damit zugleich die Grenzen dieſes Darftellungifreiie 
für diejenigen, welche nicht ſonſt nähere und richtige Kenntnig von der Geſchichte und den We— 
jen der Freimaurerei bejigen, bejtimmter zu bezeichnen. 

Es wird, wenn man von Freimaurerei im allgemeinen fpricht, fehr häufig böhit Veridie: 
denartiges verftanden. Schriftfteller älterer, theilmeife auch noch neuerer Zeit führen die Ge⸗ 
ſchichte ver Freimaurerei bis in das frühefte Mittelalter, ja wol gar bis in das römiige, griehi- 
ide und orientalifhe Altertum zurüd. Andere (wir wollen dahingeſtellt jein lafen, oh ab: 
ichtlih oder irrend) bringen eine Anzahl geheimer Verbindungen, namentlich de} vorigen 
Jahrhunderts, welche als krankhafte Auswüchſe der zeitweitigen jocialen und politiihen Ju: 
fände ſich darftellen, mit der Freimaurerei, deren Formen diefelben mehr ober weniger nad: 
ahmten oder benugten, in eine innere Berbindung. Noch andere, insbefondere der neuem Zen 
angehörig, ſtellen ideale Gebilde ihrer eigenen Schöpfung als die wahren freimaureriiden 
Ideen hin. Es wird für den vorliegenden Zwed genügen, mit einigen wenigen Bemerkungen 
jeded weitere Eingehen auf dieje verſchiedenen Auffaffungen zu befeitigen. Wir verftehen uni 
Freimaurerei nur diejenige Inftitution, welche aus den in Deutſchland gegründeten, in Enz: 
land weiter entwidelten Eigentbümlichfeiten der mittelalterlihen Baugenoffenfhaften ſich unte 
dem Einfluſſe befonderer Verhältniffe zu Anfang des 18. Jahrhunderts in London als einge 
nofjenihaftliher Organismus zu moralifhen Zweden herausbilvete und auch in der jeitben er 
folgten Verbreitung über alle Theile ver Erde den damals aufgeftellten Sagungen wort: eder 
doch geiftgetreu geblieben ift. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl aller freimaureriiter 
Vereine (Rogen und Logenfyiteme) hält an dieſer Auffaſſung als geſchichtlich richtigfter feit. Nur 
ein Kleiner Theil derfelben nimmt noch weiter zurüd- und nad andern Seiten hinausgehen 
Hiftorische Beziehungen, insbeiondere eine gewifle Verbindung der Freimaurerei mit dem Drten 
der Tempelberren an, und in deren Folge ftellt er zum Theil aud) noch eine andere Formulirum 
der Aufgabe der Sreimaurerei auf. Infofern die Grundfäge diefer legtern Rogenvereine in x 
Punkte des Verhältniffes zu Staat und Gejellfhaft mit jenen Sagungen weſentlich übern 
ſtimmen (und dies ift bei allen uns befannt gewordenen der Fall), kann dieſe Abweichung du: 
für ung gleichgültig fein. Sollten aber in der That no unbekannte Aufftellungen hierauf 
zügligen Inhalts in jenen Kreifen vorhanden fein, jo können wir wenigitend aus demlie 
jtande, daß gerade im den Ländern, wo Vereinigungen der letztgedachten Art beftehen, die Fr 
maurerei ſich der perfönlichen Betheiligung ver Kandesherren erfreut, die Beruhigung Ih" 
daß jene Beſonderheit nicht leicht ftaatdgefährlich fein oder werden mag, während anderem! 
das eben Bemerfte nur auf einen numerijh geringen, moraliſch aber höchſt achtungenenhen 
Theil des Bundes der Freimaurer Anwendung leidet. 

I, Dogmatiſches. Die leitenden Ideen der Freimaurerei (im vorgedachten Sinne) heben, 
jowol was das Ziel ald was die Mittel zu diefem Ziele zu gelangen anlangt, außer allın * 
ziehungen zu dem poſitiven Staat. Um aber nach außen, für die dem Freimaurerbunde 
Angehörigen dies beſtimmt zu bezeichnen und zugleich den in dieſen Bund Eintretenden, aue 
bevor ſie nod den Geift feiner leitenden Grundſätze ſich haben völlig zu eigen machen finnr 
feinen Zweifel hierin zu laſſen, ift von jeher in die Grundfagungen der Freimaurerbrüderſten 
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mie diejelben für verfchiedene größere Logenvereine nad) und nach aufgeftellt wurden, eine pofi= 
tive Beflimmung aufgenommen worden, melde das als jubjective Norm für das Verhalten 
jeded einzelnen Bundesglieds ausprüdt, was ſchon als objectived Ergebniß aus jenen leitenden 
Ideen refultirt. Die umfaffendfte Geltung unter jenen Grundfagungen fommt den fogenann: 
ten Alten Pflichten zu, welche in dem im Auftrag der Großloge zu London im Jahre 1723 abge— 
faßten Gonjtitutionenbud enthalten und auf Grund erweislih ſchon viel früher beftehenver 
„Artikel“ derjenigen Baugenoffenihaften, aus denen die Breimaurerei hervorging, abgefaßt 
find. In dieſen heißt es wörtlih: „Ein Maurer ift ein friedliebender Unterthan unter der bür— 
gerlien Gewalt, wo irgend er fi aufhält oder arbeitet, und läßt fih niemals ein in Com— 
plote oder Berihwörungen gegen den Frieden und die Wohlfahrt der Nation und benimmt 
ih nicht pflicgtwidrig gegen untergeorbnete Magiftratöperjonen.” Diele Sagung ift von andern 
jpäter gebildeten Brudervereinen in ihren Grundgeſetzen theild ausdrücklich und wörtlich aufge— 
nommen, theils finnentjprechend wiedergegeben worden. Es möge hier nur ald Beleg Erwäh— 
nung finden, wie died in demjenigen der mehreren im preußiihen Staate beftehenden Logen— 
ſyſteme der Ball ift, welches die meiften Mitglieder zählt, zugleich aber in feiner Auffafiung des 
Hiſtoriſchen und Pofitiven der Freimaurerei ih am weiteften von der der englifchen Großloge 
entfernt und daher die obgedachte Sagung am menigften wörtlich adoptirt. Auch in ven „Allge— 
meinen Breimaurerverordnungen‘’ dieſes Syſtems heißt e8: „Keiner kann in den Orden aufge: 
nommen werden, wenn er nicht eine unverbrüchliche Ergebenheit gegen feine Religion, gegen 
feine Obrigfeit, gegen fein Vaterland und gegen gute Sitten hegt.“ Diefelben grundſätzlichen 
Aufftellungen finden ji aber nicht blos in den europäifchen, ſondern auch, unter ganz andern 
ftaatlihen Berhältniffen, in den amerifanifhen Logen. In den Eonftitutionen für die Logen 
des Staated Neuyork, welche aus den Jahren 1827 und 1832 datiren, verbreitet ſich ein be- 
ſonderer Abſchnitt ausführlich hierüber und ftellt folgende Säge an die Spige: „Derjenige, jo 
ein treuer Maurer fein will, muß ferner willen, daß feine Berpflihtungen als Unterthan und 
Bürger durch die Vorſchriften diefer Kunft nicht erſchlafft, jondern verfhärft werden. Er muß 
ein Freund der Ruhe fein, friedlich und gehorjam den bürgerlihen Gewalten, melde ihm Schuß 
gewähren und ihm vorgefegt find, wo irgend er ſich aufhält und arbeitet” u. f. m. 

Die mehrerwähnten Grundgefege gehen aber noch einen Schritt weiter; fie ftellen nicht blos 
eine Norm des Verhaltens, ein Muſterbild überhaupt in der beregten Beziehung auf, ſondern 
fie ertheilen auch eine praktiſche Vorſchrift, welche, wie fie einerjeitd aus der Aufgabe ver Mau: 
rerei fließt, jo andererjeitd Dazu dient, ſelbſt jede Gelegenheit zu folden Handlungen oder Auße— 
rungen innerhalb des engern Bundesbereichs zu befeitigen, in weldhen eine Übertretung jener 
Norm liegen fünnte. Ausdrücklich unterfagen die vorerwähnten Alten Pflichten jede Strei: 
tigkeit über Religion oder Nationen oder Staatöverfaffung in den Logen. „Wir haben uns“, 
heißt es dafelbft weiter, „gegen alle Bolitif erklärt, ald welche niemals je zur Wohlfahrt ver Loge 
führte nod jemals führen wird." Auch dieſes Grundgejeg ift gleihmäßig in die jpätern über- 
gegangen, deutfche und außerdeutiche. So ſchreiben z. B. die Statuten ded fogenannten Grand 
Orient de France, welche für die große Mehrzahl aller franzöſiſchen Zogen gelten, vor: „Les 
reunions magonniques doivent s’abstenir rigoureusement de toute controverse sur la poli- 
tique, sur le gouvernement et sur les differents cultes religieux.“ ine einzige Ausnahme 
hiervon iſt in den letzten Jahren von dem einen ber beiden im Königreich Belgien bejtehenven 
Logenſyſteme gemadt worden. Mit welhem Rechte im Hinblid auf die allgemeine Aufgabe ver 
Breimaurerei, ift hier zu unterfudhen nicht der Ort; dagegen ift zu bemerken, daß dieje Aus- 
nahme mit befonderer Berufung auf die dedfalljige Geftaltung in dem belgifchen Staatägrund: 
gejeg vertheidigt wird und daß, abgefehen hiervon; fie keineswegs die eingangs gedachte allge: 
meine Norm, jondern nur jenes befondere Gebot befeitigt. 

II. Siftorifhes. Man würde aus dem Vorbemerkten allerdings zunächſt nur das zu 
: folgern beredtigt fein, daß die Freimaurerei, foweit fie ihrer Aufgabe gemäß erfaßt merbe, von 
alfen, indbejondere auch allen ftörenden Beziehungen zum Staate fi fern haite. Nicht aber 
würde daraus ohne weiteres folgern, daß died in der That auch ſtets der Fall geweſen fei; es 
wäre nicht ausgeſchloſſen, daß die Kreimaurerei nicht unter gewiſſen Zeitverhältniffen von ihrem 
normalen Gange auf dergleihen Irrwege abgelenkt jei. Inder That ift die Behauptung, die 
Freimaurerei lege Raatögefährliche Tendenzen an den Tag, nicht blos mehrfach aufgeftellt, ſon— 
dern ed find infolge derfelben auch zu verſchiedenen malen Berfolgungen des Freimaurerbundes 
unternommen worden. Wir wollen nur beiſpielsweiſe die wichtigften dieſer der Geſchichte an— 
gehörigen Ihatjahen anführen, wobei infolge ded Vorbenerften von ven Schidfalen des Tem: 
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pelherrnorvend ebenſowol als von den auf ſpäterer franzöſiſcher Erfindung beruhenden anges: 
lichen Betheiligungen der Freimaurerei an den politifhen Bewegungen in England nah km 
Tode Karl's J. ganz abgejehen werden mag, da beides jenfeit der Geſchichte der Freimauime 
in dem mehrgedachten Sinne des legtern Wortes liegt. 

Während gegen Ende des vierten Jahrzehnds des vorigen Jahrhunderts in Holland un 
Franfreich einzelne Verbote gegen die Sreimaurerei, veranlaßt dur venunciatoriihe Schriften 
über viefelbe, ergingen, berief Papſt Clemens XII. im Jahre 1737 die Garpinäle ver Con- 
sregatio Sancti Officii und den Großinquiſitor von Florenz zu einer Berathung über die Aus: 
breitung der Freimaurerbrüderfhaft in Nom und Florenz; der genannte Örofinquifter ke: 
gann nad dem Tode der legten Mediceer alsbald die Verfolgung verfelben in Florenz und der 
Papſt jelbft ſprach am 27. Aug. 1738 ven Bann über die Freimaurerei in der Bulle „In emi- 
nenti’ aus. Infolge deffen fanden in Jtalien, Spanien und Portugal die härteſten Einſchtei 
tungen gegen die Freimaurer ftatt; insbeſondere wurden in legterm Lande ein proteflantüihe 
Schweizer Euftod und ein Franzoſe Mouton mit den graufamften Martern durch die Inquiſttier 
belegt. Auch in mehreren andern Staaten wurde die Freimaurerei ſtreng verpönt. Allein diet 
genügte den Widerſachern derſelben nod nicht; e8 erſchien unter Papſt Benedict XIT. am 
18. März 1751 eine neue Bulle „Providas Romanorum Pontificum‘‘, im welder vie frei: 
maurer der Vereinigung aller Religionsparteien, des Misbrauchs des Eides, ſtraͤflicet Ver: 
ihwiegenheit und eines böfen Rufs befchuldigt wurden, Dieje Bulle hatte namentid in 
Spanien die ſchrecklichſten Verfolgungen zur Folge. Nachdem, von vereinzelten Säritten gegen 
die Freimaurer abgejeben, einige Zeit ruhiger vorübergegangen war , ermeuerten fd auf An- 
ftiften eines ränfefüchtigen Minifters, Tanucei, in Neapel 1775 die Ginfchreitungen gegen die: 
felben , fanden aber mit der gerichtlichen Aufdeckung der betrügerifchen Mittel, durhh meide jen 
Anklagen veranlaßt worden waren, unter Vermittelung der Königin Karoline cin baliget 
Ende. Wenige Jahre fpäter, 1784, gewann in Venedig der Argwohn gegen die kreimanttr: 
brüderfchaft wieder Raum; viel bedeutender jedoch um diefelbe Zeit in Baiern. Hier hatte Tb, 
dur Profeffor Weishaupt gefliftet, eine Gejellihaft unter dem Namen der Jlluminaten gebil: 
det, welche einen geheimen Männerverein für die höhere Ausbildung der Menſchheit zu reiner 
Sittlichkeit und zwar unter Anwendung der bei den Jefuiten üblichen Formen und Ginriätun: 
gen bezwedte. Die aldbald namentlich unter dem Ginfluffe der Jeſuiten gegen ie eingeleitet: 
Berfolgung wurde aud gegen die Freimaurer mit gerichtet, in deren Kreiſe fich die Jlluminaten 
einzubrängen gewußt hatten. Es litten darunter viele, einzelne und Familien. Die Verfolgung 
dauerte bis in die neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, und es kann ald eine noch imm 
beftehende Nachwirkung derfetben angejehen werden, daß noch jegt in Altbaiern feine Logen ir 
ftehen, in den neu erworbenen Randeötheilen aber wenigftens allen Staatsdienern der Eintit 
in die Logen unterfagt ift. Daß died nicht ohne Rückſchlag uuf benachbarte deutſche Länder Mi 
überging, war zu erwarten; fo ftellten 3. B. aud in Baden die Freimaurerlogen ihre Thing 
feitein. Der Schug, deſſen ſich unter Kaiſer Joſeph U. die Freimaurerei in Oſterreich erfreute, 
war zu vorübergehend, als daß nicht bei dem Beginn der Sranzöjiichen Revolution von neue 
Stimmen gegen die geheimen Verbindungen überhaupt und mithin aud) gegen die Sreimaue! 
erhoben worden wären. Die völlige Unterdrückung verjelben in ganz Deutſchland, mie ſolcht I"; 
tens des Kaiſers 1794 bei dem Reichstage zu Regensburg beantragt ward, jcheiterte zwar an 
MWiderftande Preußens, Braunfhweigs und Hannovers, indeß wurden doch die öfterreihilätt 
Logen gefhloffen. Es waren vorzüglich die Angriffe zweier Schriftfteller, des Abbe Part 
(„Memoires pour servir à ['histoire du Jacobinisme”, London 1797) und des Engländer! 
Robinfon („Prooſs of a conspiracy against all the religions and governements of Europ“ 
carried on in the secret meetings of freemasons, Uluminati and reading societies“, Ei 
burgb 1797), weldye ven Wahn verbreiteten, als jei die Franzöſiſche Revolution die Folge ei 
Verihwörung gegen ven Altar, ven Thron und die geſellſchaftliche Ordnung gewefen, bei 
die Freimaurerlogen die Pflanzftätten des Unglaubens und der Empörung und vie Säulm der 
Verſchwoͤrer gebilvet Hätten. Cine Widerlegung aus der Feder des Staatsraths NReuniet 
(„De linfluence attribuce aux philosophes, aux francs-magons et aux illumines sur lane- 
volution de France‘, Xübingen 1801), welche auch gleichzeitig deutſch erfhien, mies bald du 
völlige Unhaltbarfeit derartiger Aufftellungen nad, und die Freimaurerei gewann in dem erfen 
Decennium diefes Jahrhunderts wieder Duldung und weitere Verbreitung, felbft in fernern kit⸗ 
dern, wie Rußland. Dagegen trat im Süden Europas eine neue Reaction gegen dieſelbe in 
folge der Bulle des Papſtes Pius VII. vom 13. Aug. 1814 ein, welde namentlid in Spanien jF 
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jpäter wiederholten jehr ſchweren Berfolgungen des Freimaurerbundes führte. Ahnliches ge- 
ſchah in den zwanziger Jahren in Portugal. Auch in Rußland erging 1822 ein Verbot gegen 
penfelben. In den legten Jahrzehnden hat von ernftern Schritten gegen die Freimaurerei nichts 
verlautet, wenngleich e8 an heftigen Angriffen auf dieſelbe durch die Preſſe (von denen gleich wei: 
ter die Rede fein joll) nicht fehlte. 

Der vorftehende Überblick gefchichtlicher Thatſachen weift uns nicht ſowol ein vielfach feind- 
liches Verhalten der Freimaurerei gegen den Staat, ald vielmehr umgekehrt des Staates gegen 
die Sreimaurerei nad. Nun wird man allerdings einhalten können, daß dem legtern wahr: 
ſcheinlich das erftere vorhergegangen fein möge. Darauf ift aber zu erwidern, daß eine unbe— 
fangene hiſtoriſche Unterfuhung der gegen die Breimaurerei hiernach zu verſchiedenen Zeiten 
erhobenen Incriminationen entweder deren völligen Ungrund (tie in der Tanucci'ſchen Verfol- 
gung), oder doch nur ſolche Anklagen als begründet nachwies, welche ih auf einen Misbrauch 
der Formen der Freimaurerei zu andern ihr ganz fremden Zmweden (wie bei den Garbonari) 
ſtützten. Alles Übrige beruht, gleich dem, was die Preffe früherer und neuerer Zeit reichlich 
gegen die Freimaurerei gejagt hat, auf Berbächtigungen, deren Ungrund in Kürge näher dar: 
gelegt werden möge. i 

IV. Kritiſches. Wie jhon der vorftehende geihichtliche Liberblick zeigt, jind bei weiten 
die meiften und heftigſten Werfolgungen der Freimaurerei in denjenigen Staaten vorgefom- 
men, in welden der Eatholiihe Glaube entweder Staatöreligion oder doch der vorwiegende if. 
Man würde [on hieraus abnehmen können, wenn es nicht die Gejchichte in zahlreichen Belegen 
unzweifelhaft varlegte, daß es ein Confliet mit der katholiſchen Kirche war, welcher die Freimau— 
rerei in Oppojition mit der Staatögewalt brachte. Wenn wir aber viefelbe Erjheinung, wenn 
auch in minder greller Art, in Staaten vorwiegend proteftantiihen Religionscharakters an 
treffen, jo liegt ed nahe, in der Freimaurerei Elemente zu vermutben, welde der hriftlichen 
Kirche überhaupt feindlich gegenüberftehen. Wir fönnten diefen Bunt bier, wo es fih nur um 
das Verhältniß der Freimaurerei zu Kirche und Staat handelt, außer Betracht laſſen, wenn es 
nicht eben zugleich derjenige wäre, in welchem die hauptſächlichſte Duelle früherer und neuerer 
Angriffe und Verfolgungen feitend des Staates jowol als folder, welde den Arm des legtern 
gegen den Bund bewaffnet ſehen möchten, zu erblicden if. Darum wenigſtens einige Worte 
hierüber aud an diefer Stelle. 

Schon im Jahre 1776 meinte der berühmte Staatsrechtslehrer J. I. Mofer in feiner Schrift 
„Bon Geduldung der Freimaurergeſellſchaften“, er könne nad allen ihm befannten Umftänden 
„nicht anders ald vermuthen, wenigſtens die vollendeten Freimaurer jeien der bisherigen chriſt— 
lien Religion in ihrem ganzen Umfang im Herzen nit zugethan“. Wenn ein fo befonnener, 
aufgeflärter, ja nüchtern zu nennender Jurift eine ſolche Anficht ausfpricht, fo kann man Die bis 
zu fanatiſcher Wuth gefteigerte leidenſchaftliche Verfolgungsſucht von Geiftlihen, welde in mehr 
oder weniger befangene Anſchauung religiöfer VBerhältniffe fih eingelebt hatten, leicht erklärlich 
finden. Es wird dann aud nicht auffallen, daß ſich vaffelbe Thema, nur je nach Zeit, Umſtän— 
den und kirchlichen Einflüffen verſchieden variirt, durch alle Streitihriften gegen die Freimau—⸗ 
rerei jeit mehr ald einem Jahrhundert hindurchzieht. 

Seitens derjenigen Logenſyſteme nun, welche das chriſtliche Glaubensbekenntniß ald Bebin- 
gung der Aufnahme in den Freimaurerbund auftellen, ift auf diefe Bedingung zur Abwehr 
jener Angriffe hingewiejen worden. Allein es liegt nahe, daß eine Entgegnung diejes Inhalts 
nicht genügen fann ; fo ſchlagend fie ſcheint, fo ruft jie doch ſofort die weitere Frage der Gegner 
nach der jperiellen hriftlichen Confeſſion hervor, da ja ein jeder Chriſt, wenn er es in Wahrheit 
jein will, einer folhen zugethan fein muß. Wenn vie Freimaurerei das Chriſtenthum ald Glau⸗ 
bensſache cultiviren wollte, fo könnte fie es nur in deffen Ausprägung nad ber einen oder der 
andern chriſtlichen Confeſſion thun oder fie müßte ſelbſt eine neue ſolche Confeſſion aufftellen, 
Keine von beiven kann und darf fie wollen, ohne-über ihr Gebiet hinaus oder in das der Kirche 
einzugreifen; bie legtere würde, wenn dies geſchähe, im vollen Rechte fein, wenn fie ein ſolches 
Beginnen entweber ald überflüffig oder als gefährlich Heitritte. 

Die richtige Antwort auf jenen Vorwurf — und es ift diejenige, welche allein von den Lo— 
gen gegeben werben kann, die, an den alten Grundſätzen bed Freimaurerbundes fefthaltend, von 
dem Erforderniß des chriſtlichen Glaubensbekenntniſſes abſehen — ift die: daß die Freimaurerei 
ebenfo wenig mit der Neligion ſich beihäftigt als ver Staat, obſchon jie deshalb jo wenig wie 
diejer etwa eine Anftalt für Irreligiofität ift. Die Aufgabe des Freimaurerbunded, wie wir 
jie oben bezeichneten, ift daher einerfeit# eine wiel weiter gehende ald die der Kirche, indem fie 
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auf das ganze ſittlich⸗geiſtige Wefen des Menſchen, nicht blos auf die religiöfen Intereffen deſſel⸗ 
ben ſich bezieht; fie ift aber andererſeits eine enger begrenzte, injofern ſie nicht alle, ſondem 
blos die ethiſch und focial für fie Befähigten angeht. Die Mittel, welche der Freimaurertun 
zur Grreihung diefer Aufgabe anwendet, find einerjeitd viel mannichfaltigere ald die Kr: 
weckungs- und Erbauungsmittel der Kirche, ſchon injofern nit Seeljorger und Gemeinde hier 
einander ald Gebende und Empfangende gegenüber ftehen, noch mehr, wenn wir die Pilege ver 
edelter Gefelligfeit in Betracht ziehen, weldye der Breimaurerbund von jeher ſich hat in ganz ke: 
fonderer Weiſe angelegen fein laffen; andererfeitd aber find auch diefe Mittel enger bemeilen, 
infofern fie fih nicht in ihrer Anwendung je nach den zeitweiligen Bebürfniffen der einzelnen 
modifleiren laffen, ſondern es diefen überlaffen bleiben muß, wie fie diefelben auf ji wirken 
laffen wollen. Beide, Freimaurerbund und Kirche, ald menſchliche Organismen für die Aus 
bildung der göttlichen Idee der Menſchheit, können jih auf ihren Bahnen berühren, aber nie 
ftören, folange jedes von beiden eben in feinen Bahnen bleibt, und die wahre Freimaurerei, mie 
ie auf der Vorausſetzung wahrer Religiofität bei ihren Jüngern beruht, arbeitet den wahren 
Intereffen der Kirche nur in demſelben Mafe vor, in welchem fie die Herzen und Geifter der in 
ihr Verbundenen für das höhere Sein ver Menſchheit und fomir aud für die böchſte Stufe 
menfhlihen Denkens und Fühlens, für die Religion, fähiger und empfänglicher macht. 

Iſt mit dem Gejagten die Grundlofigfeit derjenigen Angriffe dargethan, melde auf ver 
Vorausſetzung eines Gegenfages zwifchen Sreimaurerei und Religion, eines Conflict pwüden 
Freimaurerbund und Kirche beruben, fo wird die Erwägung weiterer Angrifföpunfte, die aus 
dem Verhältnig zwifchen dem Staate und der Freimaurerei entnommen find, deſto kürzer gefaft 
werden können, je mehr, fei e8 direct oder indirect, die Anfeindungen der legten ſeitens des 
Staates vorzugsweiſe in dem obgedachten vermeintlichen Gegenfage wurzelten. Denn wennielbit 
die ärgften Vorwürfe dieſer Art, wir meinen die von den im Vorftehenden ermähnten Shit: 
ftellern Barruel und Robinfon, ferner von Proyart und Cadet-Gaſſicourt erhobenen Antlagen, 
als ob die Freimanrerei Veranlaffung zur Branzöfifhen Revolution geweſen wäre, in ihrer 
völligen Unwahrheit, ja in ihrer Abgeſchmacktheit längft vor dem Richterſtuhle der Geſchichte 
gerichtet find, wenn jogar der Umſtand, daß gerade die namhafteften Freimaurer jener Jeit zu 
den erften Opfern der Guillotine gehörten, neuerlich dargethan und damit jelbft der Verdadt einer 
Berirrung der Tendenzen der franzöfifchen Logen, wie fie doch der Idee der Freimaurer jet 
nicht zur Xaft gelegt werden könnte, bejeitigt worden ift, jo wird ber einfache Hinweis auf de 
Blüte und den feften Beftand der Staaten, in denen der Freimanrerbund von jeher am audgt: 
breiterften und Fräftigften gewirkt hat — wir wollen nur England und Preußen nennen — un 
nächſtdem auf den in älterer und neuerer Zeit ftattgefundenen Beitritt und Schug vieler der 
— Fürſten und Machthaber genügen, um vie Nichtigkeit dieſer Behauptungen je 

eweiien. 

&8 bleibt nad allem Vorgefagten noch ein Gefihtöpunft zu erwähnen übrig, der von vn 
Gegnern der Breimaurerei hervorgehoben worden ift, der ihrer Gefährlichkeit. Man bat, jelhi 
zugegeben, daß bisjegt wenigftend Anflagen wegen unberechtigten oder gar wiberrechtlichen Ein: 
miſchens in Angelegenheiten des Staates oder der Kirche gegen den Freimaurerbund geſchitilit 
nicht begründet werben konnten, doc die Möglichkeit eines ſolchen Gebarens aus dem Im: 
ftande ableiten wollen, daß die Freimaurerei jih mit dem Schleier des Geheimniffes umgek, 
und man hat hieran mol auch von einigen Seiten her die Forderung geknüpft, daß fie dieſen 
Schleier abwerfen und ſich im vollen Lichte der Offentlichfeit zeigen folle. Es kann und jollmn 
keineswegs beftritten werben, daß eine geheime Geſellſchaft leichter unbemerkt zu einet ſtaau 
ober kirchengefährlichen degeneriren fünne als eine nicht geheime; indeß würde died, wit eben 
gefagt, eine vollftändige Entartung, eine gänzlihe Ummandelung der Zwecke des Kreimautf 
bundes, mie jie offen vorliegen, vorausfegen und eine ſolche ald wahrſcheinlich oder moͤglich at- 
zunehmen, dafür würde gerade bei diefem Bunde weniger als bei irgendeinen andern Geis: 
bunde Grund vorhanden fein, da derfelbe gerade die edelften Zwecke jich gefegt und für die Ball 
feiner Glieder die firengften Prüfungen vorgefchrieben hat. Es müßten aljo aud alle auen 
geheimen Vereinigungen als mindeſtens ebenſo gefährlich angeſehen werden. Fragen mit nun 
aber nad) dem Kriterium einer geheinten Verbindung, fo Fann dieſes nur darin beftehen, MF 
entweder die Zwecke oder die Mittel oder die Mitglieder derſelben geheim find oder alles dieſes zu⸗ 
ſammen. Nichts von alledem iſt aber bei dem Freimaurerbund dem Staate gegenüber geheim. 
Zweck und Mittel ſind genugſam in der Literatur des vorigen und des laufenden Jahrhundertt 
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tuten und auch, wen dieſe es verlangt, ihre Mitgliederverzeichniffe vorzulegen, die ja jetzt ohne= 
bin allenthalben gedruckt im Kreife des Bundes ausgegeben werden; wenn die Regierung ed ver: 
langt, jagten wir, und wollen dabei noch ganz dahingeſtellt fein laffen, mit welchem Rechte über: 
haupt eine Regierung Einfiht in die Mitglieververzeichniffe einer Geſellſchaft verlangen Fönne, 
deren Zwecke offenkundig, aber zugleich nichts weniger als Öffentliche im prägnanten Sinne des 
Worts jind. Was ift aljo eigentlich das Geheime an diefem Bunde? Die ftrenge Fernhaltung von 
Zufchauern oder Zuhörern von den VBerfammlungen feiner Mitglieder und die ftrenge Verpflich— 
. tung der legtern, gegen Nichtmitglieder über die Vorgänge in dieſen Verſammlungen zu ſchweigen. 
Das aber ift wol eine Befugniß, welche man als fittlih begründet anerkennen wird, daß, wie 
der einzelne von feinem Haufe, wie ferner 3. B. jeder gelehrte Verein von feinen Zufammen= 
fünften diejenigen fern halten darf, die er nicht zulaffen will, jo aud jede Breimaurerloge ſich 
gegen alle abſchließe, die nicht dem Breimaurerbunde angehören. ' Selbft die Freunde der unges 
meflenften Öffentlichkeit werden dem einzelnen oder den gelehrten Vereinen jene Befugnig nicht 
beftreiten; gleihmwol hat man fein Bedenken getragen, eine folde Zumuthung an den Freimau— 
rerbund zu jtellen! 

Sreilih Hat man diefe Zumuthung auch noch auf eine andere Weife zn motiviren gefucht; 
man bat fie nicht ſowol aus Rechts- ald aus Zwedmäßigkfeitsgründen abgeleitet. Nicht ge: 
rährlih, hat man gejagt, aber unnüg jei der Freimaurerbund, folange er ein Geheimbund 
fei; ja mande haben ihn wol ohne weiteres für, in unferer Zeit wenigftend, unnüg erflärt. 
Wie nun zuvörderſt dadurch, daß jeder beliebige Zuhörer und Zuſchauer die der Freimaurerei 
eigenthümliden Kormen bei ven Bundesverjammlungen beobadıten und die Verhandlungen der 
legtern kennen lernen fönne, ein fittlicher Vortheil für das nihtmaurerifche Publikum ſich er= 
gebe, ift nicht wohl abzufeben, da jene Formen und Verhandlungen eben ein Verftänpniß vor: 
ausjegen, welches nur den Bliedern des Bundes beimohnt ; e8 würde alfo eine derartige ffent⸗ 
lichkeit auf die noch dazu ſehr zweifelhafte Befriedigung einer Neugierde hinauskommen, die 
ebenfo unberechtigt als unverftändig wäre. Daß aber dadurch die Zwecke der Freimaurerei ſelbſt 
nicht gefördert würden, darüber wird fein Freimaurer den mindeſten Zweifel hegen. Das Ei— 
genthümlichfte dabei aber würde das fein, daß die wahre Bedeutung der Freimaurerei dod ge: 
rade allen jenen Zuhörern und Zuſchauern verborgen bleiben, daß ihnen ſich blos die Schale 
ſtatt ded Kerns darftellen würde, weil das Wefen der Sreimaurerei ſich überhaupt nicht ergaffen 
und erhorden läßt. 

Die Freimaurerei follte aber gar nur eine hohle Schale ohne Kern, eine leere Form ohne 
Weſen, jie jollte unnüg fein? Das wäre allerdings eine Brage, welche nicht ihr Verhältniß 
zum Staate, jondern das zur bürgerlichen Geſellſchaft berührte; wäre fie unnüg, jo brauchte 
fie um deswillen der Staat nicht zu verbieten, aber die Geſellſchaft müßte fie verwerfen. Es ſoll 
nun hier nicht etwa auf das doch immerhin nahe liegende Argument hingewiefen werben, daß 
die Freimaurerlogen feit Hundert und mehr Jahren fo viele Acte ver Wohlthätigfeit geübt und 
ſo zablreihe und bedeutende Anftalten für die ſittlich und körperlich leidende Menſchheit ins 
Leben gerufen haben; wir wollen das immerhin nur mit Leffing die Thaten der Freimaurerei 
ad extra nennen. Die Thaten ad intra freilich, der firtlihe Einfluß der Freimaurerei auf die 
Glieder ihred Bundes felbft, das ift etwas, was ſich, wie alles im Innern des Menſchen Vor: 
gehende, einer irgend nähern und beftimmtern Feftftellung im einzelnen und eben damit aud) 
einer Würdigung durch die Geſchichte entzieht. . Vielleicht ift e8 zu bedauern, daß diejenigen, 
welche ich bisher mit der Geſchichtſchreibung des Freimaurerbundes beichäftigt haben, ihr 
Augenmerk zu wenig darauf richteten, zunächſt auch nur in Fleinen Kreifen biographiich zu un= 
terfuchen und feftzuftellen, welchen Einfluß auf die fittlihe Entwidelung des einzelnen feine 
Theilnahme am Freimaurerbunde gehabt habe; man würde mwenigftend an der Hand folder 
Erörterungen über ven Nugen des Freimaurerbundes einige ſichtliche Belege ſelbſt denen bieten 
fönnen, die num einmal nur auf folhem Wege von dem Werthe fittliher Wahrheiten und ber 
für deren Verbreitung und tiefere Erfaffung beftehenden Anftalten überzeugt werden können. 
Aber ed wird ja aud) deffen nicht einmal bedürfen; denn wozu brauchte man denen, die außer 
dem Bunde ftehen, die Überzeugung von deſſen Nüglichkeit erft darzulegen, wenn nur bie, welche 
in demjelben vereinigt find, diefe Überzeugung haben? Solange aber dies ver Fall ift, jolange 
wird auch die bürgerliche Gejellichaft ven Freimaurerbund nicht verwerfen und zum Untergange 
führen können; denn jedes an fich lebensfähige Glied des großen Geſellſchaftskörpers behauptet 
nach befannten Gejegen feine Eriftenz, ſelbſt wenn jie ihm fünftlich oder gewaltjam durch Zeit: 
ftrömungen in dem Leben der Gejellihaft verfümmert werden jollte. 
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Und von diefer Lebensfähigkeit der Kreimaurerei darf man getrofi überzeugt jein. Auf 
einen ganz andern Boden focialer Zuflände als dem des heutigen Europa gegründet, hat der 
Freimaurerbund im vorigen und in diefem Jahrhunderte Ummwandelungen der geiftigen Gultur 
und aller mit verjelben zufammenhängenden Berhältniffe ver bürgerlichen Gejellihaft durchlebi, 
wie fie in diefer Bedeutung und dieſem Umfange zu den feltenern Erſcheinungen in der Geſchichte 
der Menſchheit gehören. Er hat fie überbauert und ift aus dieſem Entwidelungsprocefle, der 
auch ihn felbft nicht unberührt laffen Eonnte, befeftigt und geläutert hervorgegangen. Welden 
Einfluß dies auf die Stellung ded Bundes zur bürgerlichen Gefellfhaft gehabt Habe, darüber iſt 
bier nicht weiter zu fprechen, da dies vielmehr feiner innern Geſchichte angehört. Aber jein kraft⸗ 
volles Befteben, fein inneres und äußeres Wachsthum jind Thatfahen, die jeden Zweifel über 
das Vorhandenfein der Bedingungen feiner Lebensfähigkett niederſchlagen müflen. Cine cul: 
turbiftorifche Kraft wie die ded Freimaurerbundes, welche fo gewaltige Procefle des focialen 
Lebens ſiegreich überftanden hat, läßt ſich durch feine Waffen des Geiftes, ihr Wirken läßt ſich 
durch Feine Waffen der Gewalt dauernd bejeitigen. Sie ift ein Erzeugniß des höhern menſch 
lihen Gulturlebensd. Zu welder Potenz fie fih entwideln werde, ift der Zukunft anheimzu: 
ftellen; aber Vergangenheit und Gegenwart laffen darüber feinen Zweifel, daß aud von der 
Freimaurerei und ganz befonders von ihr das Wort gilt: wenn fie nicht ſchon vorhanden wäre, 
fo würde und müßte fie erfunden werben ! 9. Schletter. 

‚ Freifprechung von der Sache und von der Inftanz. Wir haben bereits in dem Art. 
Erkenntniß Gelegenheit gehabt, auch der freiſprechenden Erfenntniffe zu erwähnen, ohne jedoch 
dabei näher auf deren Wirkungen und insbefondere auf deren Tragweite eingehen zu fönnen. 
Es erjcheint died aber um jo mehr erforderlich, als diefe mit einer jehr wunden Stelle vieler 
Strafgefeggebungen im genaueften Zufammenhang ftehen. Als der Art. Freiſprechung in 
der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ publicirt wurde, lag dieje Wunde in Deuriälann 
noch ald eine über alle Staatägebiete verbreitete offene vor Augen, die Heilung derſelben war 
nod eine unverfuchte. Das Jahr 1848, weldes, wie die Fieber auf ven Organismus des 
menſchlichen Körpers, auf den der Staaten jo wohlthätige Einflüſſe ausübte, brachte aud dem 
größten Theile Deutſchlands zuerft die gejeglih fanctionirte Überzeugung, daß es zwiſchen ber 
Schuld und der Nichtſchuld Fein Drittes geben könne, daß eine jede Freifprehung eine unbe: 
dingte fein müffe, und daß alle Verdachtsſtrafen ver Berechtigung entbehrten. 

Der praftiihe Sinn ded Engländers hatte dies längft erkannt; für ihn liegt zwiſchen dem 
guilty und not guilty nichts mehr, und wenn der ſchottiſche Geſchworene auch noch in einzelnen 
Fällen ein non liquet ausſpricht, fo ift deſſen Wirkung doc im weſentlichen nur die, welche, wie 
wir im Art. Erkenntniß fahen, der römijche judex mit feinem non liquet verband. Es iftein 
Votiren auf eine Fortjegung der nicht genügend aufgeflärten Sache, auf dad amplius der Rö: 
mer. Die Franzöſiſche Revolution erzeugte die Allmacht der richterlihen conviction intime, 
deren wir im Art. Erkenntniß bereits gedachten. Sie derleiht dem Geſchworenen wie dem fän- 
digen Richter die Befugniß, nad) feiner aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Berbanr- 
lung geſchöpften Überzeugung zu entſcheiden, ob ver Angeflagte ſchuldig over nichtſchuldig fei, 
ohne ihm dafür einen Raum für ein noch Dazwiſchenliegendes zu laffen. 

Dieſes letztere, welches wir unter der Benennung der Freifprehung von der Inftanz !) hier 
zufammenfaflen wollen, und weldes in ven einzelnen diefes Mittelving anerfennenden Ge— 
jeßgebungen verſchieden bezeichnet wird, ift ed, womit wir und hier vorzugäweife zu beiääl: 
tigen haben. 

Der gemeine deutſche Strafproceh und die in demjelben vertretene Inquifitiondmarime, 
melde, dad ältere Anklageverfahren ver germanifchen Stämme verbrängend, aus den geiſtlichen 
Gerichten feinen Weg in die weltlichen Tribunale gefunden hatte, huldigten der fogenannten 
geſetzlichen Beweistheorie. Sowie die Anwendung der vollen Schwere des Geſetzes den gegen 
den Angefhuldigten geführten vollen Beweis feiner Schuld erheiſchte, fo fonnte im Gegenibrile 
eine gänzliche Freifprehung von verfelben auch nur dann eintreten, wenn entweder die Unſchuld 
des Inculpaten feinem Zweifel unterlag oder der gegen ihn obwaltende Verdacht durd geieh: 
liche Beweife gar nicht unterftügt wurde. Fand diefe Unterflügung des Verdachts aber auf nur 
in einem geringen Maße ftatt, dann vermochte fi die Anſchauung deffen, der jene Marime hegte, 
damit nicht zu verföhnen, daß man die Hand bieten folle, einen Verdächtigen, der doch wol eigent- 


1) Die fogenannte absolutio stantibus rebus oder ab instantia entfland in ber deutjchen Praris 
als eine Nachbildung der italienifchen, Die Garolina Fannte fie nicht. 
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lich ein Schuldiger ſein könnte, durchſchlüpfen zu laſſen und fo der Strafe ihre gerechte Beute zu 
entziehen. Solange man, wo fein Grgreifen auf friiher That gefchehen war, das Geſtändniß als 
nothwendig zur Anwendung der Strafe des Verbrechens erachtete, lag in der Erpreffung veffelben 
der Schwerpunkt der ganzen Procevdur. Wir haben im Art. Folter gefehen, auf welche Irrwege 
die richterliche Weisheit gerietb, um zudem erwünschten Ziele zu gelangen. Schon Beccaria be— 
merkte jehr rihtig von der Tortur, daß fie nicht angewendet werde, weil man wife, daß ber 
Gefolterte eine Schuld auf fi habe, fondern darum, weil man e# nicht wiffe, weilman fo wider: 
finnig war anzunehmen, daß der Angeklagte feine Unſchuld darzuthun habe, ftatt jidh von dem 
Grundfage leiten zu laffen, daß es lediglich die Sache des Richters fei, ihm den Beweis feiner 
Verſchuldung zu führen. Als man außer dem Bekenntniffe auch dem Zeugen: und Urkunden— 
beweiſe und nad und nad aud dem Indicienbeweiſe eine der Schuld überführende Kraft bei: 
legte, glaubte man dasjenige nicht entbehren zu fünnen, was, unter dem Namen ber Beweis: 
theorie, dem Richter die Vorſchriften darüber ertheilte, was er ald ganz oder nur ald halb 
erwiejen zu betrachten habe. Man vermeinte, daß ſich der Schuldbeweis, wie eine Wegftrede 
nad ihrer Länge, auch nad feiner Stärke meffen laffen müffe, und daß diefer Stärkemeſſer ein 
untrüglicher fei, wenn er mit der im Gefege aufgeftellten Scala übereinftimme. So gelangte 
man, indem man die Schuld mit ihrem Beweiſe ivdentificirte, zu dem Monftrum ber Halbſchuld 
und dem biefer entiprechenden Syſteme der außerordentlihen Strafen. Man erkannte auf dieſe, 
wenn gegen den Angejchuldigten erhebliche Beweiſe vorhanden, diefe aber nicht fo vollftändig 
twaren, daß derfelbe für völlig der That überführt erachtet werden Fonnte. Hatte man oft auch 
nur badjenige, was die Gejege eine nahe Anzeige nannten, und glaubte man von dem Angeſchul⸗ 
digten fi der That wohl verfehen zu fönnen, weil er fchon früher ein Strafgeſetz verlegte oder 
feine feumunddzeugnifle nicht gut waren, dann war ein mindeftens halber Beweis vorhanden, und 
es waltete darüber feine Bedenklichkeit ob, eine folde außerordentliche Verdachtsſtrafe über den 
Angefhuldigten zu verhängen. Derjelbe fonnte doch immer noch von Glüd jagen, dap ihn nicht 
die volle Strafe ded Geſetzes traf, daß man ihn mit einer mildern ald diefer davon fommen ließ. 
Aber man ging noch weiter. Auch wenn man dies nicht einmal für gerechtfertigt hielt, wenn 
man den eigentlihen Hergang ver Sade nicht, hatte aufflären können, erfannte man auf »ie 
vorläufige Losſprechung des Angefchuldigten, auf feine Freifprehung von der Inftanz, ſobald 
man nur aus dem Inhalte der verhandelten Acten Momente entnehuen konnte, welche den Bes 
fhuldigten verdächtig ericheinen ließen. 

Die neuefte Gopification des deutfchen geheimen fhriftlichen Strafverfahrens, die preußiſche 
Griminalordnung vom 11. Der. 1805, ein Gefegbuch, welches im allgemeinen, wenn man ji 
auf den Standpunkt ſtellt, ven feine Verfaffer und die Anfichten ihrer Zeit einnahmen, als ein 
leuchtendes Vorbild der Humanität und der Geiftesfhärfe mit Recht betrachtet twerden muß, 
enthält über ven vorliegenden Gegenftand die nachfolgenden Beitinnmungen.?) 

Der Richter hat hinreichende Gewißheit, wenn für die Wahrheit eines Umſtandes vollfom: 
men überzeugende Gründe vorhanden find und. nad dem gewöhnlichen Laufe der Dinge ein 
bedeutender Grund für das Gegentheil nicht wohl denkbar ift. Er fann aud ohne Geſtändniß 
des Beſchuldigten auf die gefegmäßige Strafe erkennen, wenn ein vollftändiger Beweis wider 
ihn vorhanden ift. Wenn erhebliche Gründe für die Wahrheit eines Sages, aber auch Gründe 
Dagegen vorhanden find, welche durch jene Gründe nicht gehoben werden können, dann ift fein 
vollfommener Beweis, fondern nur Wahrſcheinlichkeit vorhanden. 

Was dieſe legtere hervorruft, nennt das Gefeg eine Anzeige, wenn die Thatſachen, welche 
diefe begründen, beftinnmte Bedingungen oder Urfachen des Verbrechens in ſich enthalten oder 
dieſes als Urſache der Bedingung vorausfegen. Die Stärke der Anzeigen hängt von dem Beweiſe 
der dabei vorausgefegten Thatſachen und zugleich davon ab, inwieweit fie einander unterflügen, 
au durch Gegengründe nicht entfräitet werden. Die Anzeigen werden nad) diefer Stärke zu 
nahen oder bleiben entfernte. Wenn mehrere Anzeigen in einem Falle zufammentreffen, welche 
witeinander übereinflimmen und durch den fhlimmen Charakter des Verdächtigen und die bis— 
herige ſchlechte Lebensweiſe deſſelben unterftügt werden, dann ift ein hoher Grad von Wahr: 
ſcheinlichkeit vorhanden und die außerordentliche Strafe in der Regel feinem Bedenken unter⸗ 
worfen. Wird in diefem Falle der geführte Beweis jedoch durd) einen Gegenbeweis geſchwächt, 
oder der Verdacht, welder gegen den Angefchuldigten aus einigen Thatſachen entftebt, durch 
andere gehoben, dann foll mit größter Sorgfalt und Genauigkeit erwogen werden, ob nicht die 
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vorläufige Losſprechung dem Erkenntniſſe auf eine außerordentliche Strafe vorzuziehen ſei. 
Die außerordentliche Strafe durfte nie die Todesſtrafe, eine lebenswierige Strafe und in der 
Regel auch feine koͤrperliche Züchtigung fein und mußte ſich auf zeitliche Strafarbeit und Erb: 
buße beſchränken. 

Die vorläufige Losſprechung findet ſtatt, wenn der eigentliche Hergang der Sache gar nicht 
hat aufgeklärt werben können, der Verdächtige aber den gegen ihn flreitenden Verdacht nicht hat 
ablehnen fünnen. | 

Die Folgen einer folden Freifprehung waren, wenn der Richter beforgen zu müſſen glaubte, 
daß der Losgeſprochene die wiedererlangte Freiheit misbraudhen werde, basjenige, mas man jegt 
Stellung unter Polizeiaufficht nennt, und die Auferlegung der Koften der Unterſuchung, weiße 
das Verbrechen betraf, in Bezug auf welches er nur vorläufig freigefprodhen worden war. Die 
Unterfuchung konnte jederzeit wieder eröffnet werden, wennerheblihe Umftände oder Bemeismitil 
befannt wurden, die inder bisherigen Unterfuhung nicht vorgefommen waren. In der ermeuerten 
Unterfuhung Eonnte die Freifprehung von der Inftanz ſich in eine Verurtheilung in die orbent: 
liche Strafe des Gefeges verwandeln, fomie bezüglich auch eine außerorventlihe Strafe bis zu 
dem Maße der ordentlichen erhöht werden durfte. Ä 

Die völlige Freifprehung erfolgte, wenn die gänzlihe Unfhuld völlig ausgemittelt oder 
doc} die ftrafbare Handlung gegen den Angeihuldigten nicht erwieſen murbe. 

Aber auch hier glaubte man wieder diftinguiren zu mülfen. Man unterſchied die Freiſpre— 
hung, welche ji auf den vollen Beweis der Unſchuld gründete, von der, melde nur auf dem 
Mangel des Beweiſes beruhte. | 

Nur die erftere bewirkte jederzeit eine Befreiung von der Unterfuhung wegen ebenveflelben 
Verbrechens, nur fie machte das fpäter zu ermähnende non bis in idem zu einer Wahrbeit. Die 
Freifprehung wegen Mangels ded Beweiſes ließ dagegen eine Erneuerung einer folden Unter: 
ſuchung zu, jobald dazu eine neue rechtlich begründete Veranlaffung ih vorfand. Aud vie 
völlige Freifprehung begründete nur dann die Freifprehung von der Bezahlung der Unter: 
fuhungsfoften, wenn der Angefchuldigte weder durch ein unbejonnenes noch durd ein unred: 
liches Betragen felbft gegründete Veranlaffung zur Unterfuhung gegeben hatte. 

So traf das Jahr 1848 die Rage der Sache in Preußen, fomweit nicht die Verordnung 
vom 21. Juli 1846 für das Griminalgericht zu Berlin und das dortige Kammergericht hier 
nicht weiter zu berührende, die jegige Sachlage anbahnende Beftimmungen getroffen hatte, und 
jo war au im weſentlichen in ven übrigen deutfhen Ländern der Stand der Geſetzgebung. 
Mir wollen ung zunächſt damit beihäftigen, wie in Preußen derſelbe ih nad dem gedachten 
fritifchen Jahre umgeftaltete. Es ift diefe Umgeftaltung ziemlich diefelbe, welche Die meiftm 
andern deutſchen Ränder fich aneigneten, da allen daſſelbe Mufterbilb, der Code d’instruction 
criminelle vorſchwebte. 

In Preußen geihah die Umgeftaltung durch die Verordnung vom 3. Jan. 1849 über die 
Einführung des mündlichen und öffentlihen Verfahrens mit Gefhmorenen in Unterfuchungs: 
ſachen, melde ſodann das Geſetz vom 3. Mai 1852 theild beflernd ergänzte, theils aber auch 
den Zweden der damaligen politifchen Reaction dienftbar zu machen fuchte. 

Was fon die vorgedachte Verordnung vom 21. Juli 1846 gethan hatte, wurde in der vom 
3. Jan. 1849 wiederholt: die bisherigen pofitiven Negeln über die Wirfungen.ver Beweiſe 
wurden außer Anwendung gefegt. Der erfennende Richter hatte fortan unter genauer Prü: 
fung aller Beweiſe für die Anklage und die Vertheidigung nad) feiner freien, aus dem Inbe— 
griffe der vor ihm erfolgten Verhandlung gefhöpften und gewonnenen Überzeugung zu ent: 
fheiden. Das Syftem der conviction intime war an die Stelle der Beweistheorie getreten 
und fo dem Richteramte die Befugniß zurüdgegeben, nad feiner pflihtmäßigen Erfenntnig dei 
vorliegenden Balls, in diefer nicht geknechtet durch eine Beweisſchablone, feinen Richterſpres 
zu fällen und in diefem dem Rechte zu feiner Geltung zu verhelfen. Die Erfahrung har es 
gelehrt, daß eine folhe Befreiung des Richters von der Bevormundung feiner geiftigen Thirig: 
feit beim Rechtſprechen dieſem legtern nicht nur feinen Eintrag gethan, fondern den Werth deſſel⸗ 
ben vielmehr gehoben und auf den allein richtigen und feiner Würde entiprehenden Stand⸗ 
punft geftellt hat. 

Mir müflen e8 der Darlegung in dem Art. Jury überlaffen, wie ſich auch in diejer 
Beziehung das Inftitut der Geſchworenen als ein lebensfräftiges und tüchtige® bewähtt bat, 
und wie der richtige Takt des lebenderfahrenen Ehrenmannes jehr wohl im Stande ifl, den 
Weg zu finden, welcher zu dem Ziele eined gerechten Richterſpruchs führt, wenn die Gr: 


\ 
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Teßgebung dieſen auch nit nah allen Seiten hin mit Warnungstafeln und Handweiſern 
aufitellte, 

Fragen wir, was denn nun aus diefer Befeitigung der Beweistheorie für unfern Gegen: 
ftand folgt, fo liegt die Antwort fehr nahe. Sobald vie Beweistheorie nicht mehr die gefunde Ver: 
nunft des Richters beengt, wird das freie Schalten der gefunden Vernunft alfobald zu der Erfennt: 
niß führen, daß nur zwei Dinge möglich find, entweder die Berfhuldung des Angeklagten oder 
feine Nichtſchuld. Sie wird aber auch darüber nicht zweifelhaft fein, daß jeder fo lange rechtlich 
als ſchuldlos zu betrachten iſt, bis das Gegentheil bewieſen iſt, und daß, ſolange die innere Über: 
zeugung von dieſer feitend des Richters nicht gewonnen werden konnte, auch diefer Beweis noch 
nicht vorhanden ift. Der Fundamentaljag des Römifhen Rechts: Quilibet praesumitur bonus 
(vir probus et justus), donec probetur contrarium, ift ed, welcher dies ebenjo ſcharf als 
richtig bezeichnet, und der feine Wahrheit nur da verlieren fann, wo man Gründe der Grimi- 
nalpolitif zu Leitflernen bei ver Findung des materiellen Rechts zu erheben ſich für ermächtigt 
bielt. Wenn Feuerbach in dem von ihm entworfenen bairifchen Strafgejegbug vom 16. Mai 
1813 dem rechtswidrigen Vorfage (dolus) die rechtliche Vermuthung feines Vorhandenſeins 
bei der Hervorbringung ftrafbarer Handlungen zur Seite ftellte und fo den Angeſchuldigten in 
die Lage verjegte, diefe Vermuthung zu widerlegen?), flatt fi) den Beweis dieſes Vorjages 
fübren zu laffen, dann Guldigte er einer Anſchauung von dem Strafzwed der fogenannten 
fpäter von ihm ſelbſt verworfenen Abſchreckungstheorie, melde glüdlicherweife bereitd ihre 
Berechtigung verloren hat, aber leider in Preußen in der Nachbildung des von dieſer Theorie durch⸗ 
drungenen Code penal noch fortlebt. Iſt nun ein zwiſchen Schuld und Nichtſchuld liegennes 
Drittes, wie wir ſchon bemerften, ein Unding, dann find dies auch die Syſteme der außerordent- 
lihen Strafen und der vorläufigen Breifprehung, welche, wie wir bemerkten, ebenfalls eine Be: 
firafung ift, da fie faft überall die Schmälerung von Ehren- und Gewerbsrechten, die brand— 
marfende Polizeiaufficht und die Zahlung ver Unterfuhungdfoften in ihrem Gefolge hatten und 
überdies das Damoklesſchwert der ſtets wieder aufzunehmenden Unterfuhung über ben Frei— 
gefprochenen für alle Zeiten fhweben ließ. 

Sehr richtig ſprach fih daher Die preußifche Verordnung vom 3. Jan. 1849 in $. 22 dahin 
aus, daß der erfennende Richter nur zu beftimmen babe, ob der Angeklagte ſchuldig oder nicht⸗ 
ſchuldig fei, und daß auf eine vorläufige Losfprehung, eine Freiſprechung von der Inſtanz nicht 
mehr jolle erfannt werden. Ebenfo verorbnete $. 23 folgerichtig, daß der für ſchuldig Erflärte 
zur vollen gefeglihen Strafe zu verurtheilen jei, woraus die Befeitigung der frühern 
außerorbentlihen Strafen fi von felbft ergab. Es gehört nicht hierher, näher darauf einzu: 
geben, was dad Geſetz unter der vollen gefeglichen Strafe verfteht, und daß es dabei nichts andered 
im Sinne hat, ald auszuſprechen, daß ed feine andere als die im Gefege vorgefehene Strafe 
fein dürfe, welche dem Schuldausſpruche folgen müffe, daß e8 dagegen der Zumefjung der Strafe 
innerhalb der ihr verftatteten Grenzen keinen Zwang anthut und namentlich die volle Strafe 
nicht mit der höchſten iventifieirt. 

Man darf nicht verfennen, daß ſich die Nichter, welche nad vorhergegangener mündlicher 
und Öffentlicher Verhandlung ven Schuldausfprud zuthun haben, in einer viel günftigern Lage 
befinden als die, welche auf den oft ebenjo unvollftändigen ald einfeitigen Vortrag ded Referen— 
ten, dem in wichtigern Sachen wol noch der eines Gorreferenten folgte, welde jelbft nur allein 
aus den Acten ſich das Material zu ihren Relationen zufammen zu ſuchen hatten, das Urtheil 
finden mußten. 

Während gegenwärtig der Richter den Angeklagten während der ganzen Verhandlung vor 
ſich hat und felbft ven Einprud wahrnimmt, welchen die Anklage, die Vernehmung der Zeugen, 
die Plaidoyerd des Staatsanwaltd und Vertheidigers fowie die Fragen und dad Reſume des 
Vorſitzenden auf ihn maden, mußte der Richter im verfhloffenen Seſſionsſaale ſich mit dem 
begnügen, was ihm der Referent zu erzählen für gut befand, ji nur zu häufig ein völlig fal- 
ſches Bild von der ganzen Sachlage und der Perfönlichkeit des Angeklagten und der Zeugen ent: 
werfen und endlich noch die Anfhauung, welde er fih jo mühfam gewonnen hatte, an den Maß⸗ 
ftab der Beweistheorie legen und nad) diefem mopdificiren. 

Daß für ihn die außerordentlihen Strafen und die vorläufige Freilprehung zu einem 
wahren Nothanker wurden, daß er nach ihnen griff, wenn er ſich nicht anders zu Helfen und zu 


3) Das Geſetz vom 29. Aug. 1848 hat bie den rechtswidrigen Borfag betreffenden Art. 39—44 des 
gedachten Geſetzbuchs aufgehoben. 
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rathen mußte, dürfte nur der im Abrede ſtellen, welcher ſich niemals in der Lage befand, auf den 
fo dürftig fließenden Quellen der Gerihtöprotofolle und felbft lediglich aus dem Reſumi ihres 
Inhalts das Urtheil zu jhöpfen. Ebenſo hat, wenigſtens und, eine lange Erfahrung gekkrt, 
wie felten ſolche Richter fi zu einer völligen Freifprehung verflanden. War nicht ſchon vi 
Thatſache, daß es erforderlich geweien war, den Angeihuldigten zur Unterfuhung zu ziehen, 
ein gegen ihn ftreitender Verdacht, wie follte ex angefihts ver deshalb zuſammengeſchricbenen 
Acten diefen widerlegen, wie es darthun, daß man gleichſam nur die Gelegenheit aus der Luft 
gegriffen habe, ihn zu beihuldigen und gegen ihn zu inquiriren? Rechnet man hierzu die Pfich 
des Inquirenten, auch dem leifeften Verdachte nachzuſpüren und da, mo man nichts heraudinani: 
riren kann, möglicherweife etwas hinein zu inquiriren, dann wird man es nicht übertrieken 
finden, wenn wir behaupten, daß eine Freifprehung wegen erwiejener Unschuld einem Gewinne 
in der Lotterie fi ziemlich gleichftellen ließ. 

Und eigentlich nur bei dieſer Freiſprechung wegen erwiefener Unſchuld kam, jelbit nad wer 
ih duch Humanität auszeichnenden Beſtimmungen der Griminalorbnung Preußens, der An: 
gefchuldigte ohne Strafe davon, denn andernfalls ift auch die Ausjicht, jeden Augenblid weger 
veffelben Verbrechens wieder vor Gericht geftellt werden zn dürfen, eine Strafe und zwar 
eine recht empfindliche. 

Der $. 118 der mehrgedahten Verordnung vom 3. Jan. 1849 beftimmt: it der Ange: 
klagte für nicht ſchuldig erflärt worden, jo fpridht der Gerichtshof denſelben von der Anklage 
frei und veroronet, daß derjelbe fofort in Freiheit geiegt werde. Ebenfo hat der Gerictäbol 
nah $. 125 den Angeklagten auch dann freisufprehen, wenn die That, deren er für 
ſchuldig erflärt worden ift, durch ein Strafgejeg nicht vorgefehen wurde. +) M der Angeklagte 
von den Gejchworenen für nicht ſchuldig erklärt, dann fteht der Staatsanwaltſchait vie Rihtig: 
keitsbeſchwerde (nad Art. 109 des Gefeges vom 3. Mai 1852) nicht zu, wenn tie Rıdtigkeit 
nicht dur) die Zufammenfegung des Schwurgerichts oder durch die Stellung oder Riätfellung 
von Fragen an die Gejhworenen begründet wird. Leider dehnt ſich diefe Schutzweht gegen dit 
Anfechtung freiiprechender Urtheile nicht auf die Appellation (Berufung) gegen diejenigen anf, 
welche in den zur Gompetenz beftändiger Gerichtsabtheilungen gehörigen geringern Sudan von 
diefen legtern geiproden werden, indem bei diefen ver Staatdanwaltichaft wie dem Angeflag: 
tem das Rechtsmittel verftattet ift. 

Werfen wir einen Bli auf Oſterreichs Strafproceforbnung vom 29. Juli 1853, weite 
zwar die Mündlichfeit ver Schlußverhandlung, aber nur eine ſehr beſchränkte Offentliäfen un 
feine Geſchworenen fennt, jo finden wir nicht denſelben Fortſchritt, wie ihm die preuid: 
Strafprocedur der Neuzeit in Anfehung der Freifprehungen wahrnehmen ließ. Es lautra 
nämlich die Strafurtheile, melde der Schlufverhandlung nachfolgen, wenn fein reötlier 
Beweis der Schuld dargeſtellt it d), dennoch aber nicht alle wider den Angeklagten vorgelon; 
menen Verdachtsgründe vollkommen entkräftet find, auf Freifprehung von der Anklage megrt 
Unzulänglicfeit ver Beweismittel. Sind dagegen alle wider ven Angeklagten vorgebrachten Be: 
dachtsgruͤnde vollfommen entfräftet, oder ift der Thatbeftand des Verbrechens oder Vergechent, 
weshalb die Anklage erhoben wurde, nicht feftgeftellt, oder die Unzurechnungsfähigkeit des Ange: 
Flagten dargethan, dann wird das Urtheil dahin gefaßt, daß derfelbe von der ihm angeläuleen 
firafbaren Handlung losgeſprochen und ſchuldlos erkannt werbe. Iſt ed num auch nicht die alt 
absolutio ab instantia mit allen ihren Nachtheilen, welche ven nur wegen Beweismangel dt: 
geſprochenen trifft, fo bleibt doc dem Angeklagten die ftete Ungewißheit, von neuem eingepg" 
und einem neuen Strafverfahren unterworfen zu werden, und fomit, ungeachtet feiner Breit: 
hung, eine Beftrafung und außerdem die polizeiliche ͤberwachung. 

Die Statiftif lehrt uns, daß 1856 von 39992 Angeklagten in Oſterreich 32320 ver: 
- theilt (82Proc.) und 7672 (18 Proc.) freigefprohen wurben. Von den Freigeiproden 
wurden nur 1881 (25 Proc.) ſchuldlos erfannt, dagegen 5791 (75 Proc.) wegen Unzulin; 
lichkeit ded Beweifes freigeſprochen. Es kamen demnad nur einem Viertel der Breigefproder 
die Bortheile ver Freiſprechung in ihrem vollen Umfange zugute, wogegen drei Viertel 


4) Der Code penal (Art. 366) nennt diefe Freiſprechung absolution, die erflere acquitiemen 

5) Oſterreich fehrte in der gedachten Pe suite she wefentlich zu dem Altern Einrichtun® 
zurüd. Es fchaffte die Schwurgerichte, welche es 1850 ins Reben gerufen hatte, wieder ab und mas 
die aufgehobene Veweistheorie wieder an, indem es die fogenannte negative Beweiatheorie für mi 
gebend erflärte, deren wir fchon im Art. Erkeuntnig gedacht haben. 
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den vorgedachten Verdachtsſtrafen unterlagen. Solche Beftimmungen haben alle Fehler ver 
halben Mafregeln, fie nehmen mit der einen Hand wieder, was fie mit der andern geben. 

Man wollte hier und überall, wo man zwei Arten der freifprechenden Urtheile unterſcheidet, 
den wahrhaft Unſchuldigen, ven eine unglüdliche Verfettung von Umſtänden oder Bosheit des 
Anflägers in die Unterfuhung verwidelte, nicht mit dem in eine Klaffe werfen, der nur wegen 
Mangeld an Beweis losgeſprochen werben mußte, ungeachtet immer noch Verdachtsgründe gegen 
ihn zurüdblieben, damit der erfte ſchon in der Art der Formel, mit welder feine Losſprechung 
erfolgte, vor dem andern den Borzug genieße, gleihfam eine öffentlihe Anerkennung feiner 
Unſchuld, ein Unfhuldszeugniß aufweiſen zu können. 

Das bairiſche Gefeg vom 10. Nov. 1848 läßt nah Art. 171 die Geſchworenen darauf 
aufmerfjam machen, daß ed, um den Angeklagten für ſchuldig zu halten, nicht einer beftimmten 
Anzahl oder befondern Beihaffenheit von Beweismitteln, ſondern lediglich einer feften Über— 
zeugung bedürfe, welche jie durch eine gewiflenhafte Prüfung aller für und gegen den Angeflag: 
ten vorgebrachten Beweiſe erlangt haben. Der Wahrfprud der Geſchworenen fann nur auf 
ſchuldig oder nicht Ihuldig lauten. Geſchieht legteres, fo erfolgt eine unbedingte Freifprechung, 
mit mweldyer nad Art. 204 feine Berurtheilung zur Tragung der Proceßkoſten verbunden wer: 
den kann. Gleiche Orundfäge gelten auch bei den Saden, bei deren Entfcheidung es der Mit: 
wirfung der Geſchworenen nicht bedarf. | - 

Die hannoveriſche Strafproceforbnung vom 8. Nov. 1850 beftimmt in $. 149, daß der 
Richter bei der von ihm abzugebenden Enticheidung an juriftiiche Beweidregeln nicht gebunden 
jet, vielmehr bei ver Prüfung der Frage, ob ein Umftand für bewieſen zu halten ſei oder nicht, 
lediglich feiner innern Überzeugung zu folgen habe, und daß eine Entbindung von der Inſtanz 
nicht fattfinde. Ebenſo haben nach $. 188 die Geſchworenen ſich an feine Beweisregeln zu bin⸗ 
den, jondern lediglich einer gewiſſenhaften Prüfung aller für und gegen den Angeklagten 
vorgebrachten Beweife ſich zu unterziehen und auf die Dadurch gefundene fefte UÜberzeugung ihren 
Wahrſpruch zu ftügen. Wenn der Wahrſpruch auf nicht ſchuldig lautet, Bann verkündet der 
Gerichtsvorſitzende fofort die Freifprehung des Angeklagten und feine Haftentlaſſung. 

Das badifche Geſetz vom 5. Febr. 1851 läßt nach $. 96 den Geſchworenen eröffnen, daß es, 
um den Angeklagten für ſchuldig zuhalten, nicht einer beftimmten Anzahl und Befchaffenheit von 
Beweismitteln bevürfe, jondern lediglich einer auf gewiſſenhafte Prüfung aller für und gegen 
ven Angeklagten vorgebrachten Beweiſe geftügten feften Überzeugung. Ebenſo haben nach d. 104 
die Strafgerichte bei der Urtheilsfällung nur dieſe Überzeugung zur Rihtihnur zu nehmen. 
Aud Baden fennt gegenwärtig nur die unbedingte Freiſprechung. 

Das kurheſſiſche Grjeg vom 31. Oct. 1848, die Umbildung des Strafverfahrend betreffend, 
beftimmt in $. 120, daß die Richter in ihren Urtheilen lediglich ihre dur die Beweisaufnahme 
gewonnene innere Überzeugung zur Richtſchnur zu nehmen haben. Das freifpredende Urtheil 
kann nad $. 125 nur die Befchränfung erfahren, daß in demſelben dem Beſchädigten e8 vorbe- 
halten wir, feine Anſprüche vor dem Givilrichter zu verfolgen, für welchen ein freiſprechendes 
Erkenntniß in Bezug auf Privatanſprüche nicht bindend fri. Nach $. 295 follen auch Die Ge: 
fhworenen ihren Ausiprud lediglich auf ven Grund der vorliegenden Beweife und nad) ihrer 
vollen freien Überzeugung thun. Lautet ver Wahrfprud der Geſchworenen auf nichtſchuldig, 
dann erfolgt nach $. 335 fofort die Freifprehung des Angeklagten. 

- MWürtembergd Strafprocefordnung vom 22. Juni 1843 kannte noch die geſetzliche Beweis⸗ 
theorie und bie Freiſprechung oder, wie fie es nennt, Entbindung von der Inſtanz und ließ 
diefe nah Art. 356 dann flattfinden, wenn die Beweismittel für die Schuld nahezu zur Ber: 
urtheilung hinreichend find und fi von der Fortfegung des Berfahrend feine weitere Aufklã⸗ 

rung erwarten läßt. Freiſprechung ſoll nur dann begründet fein, wenn weder Verurtheilung 
nod Entbindung von der Inftanz erfolgen fann. In dem Gejege vom 14. Aug. 1849 über 
das Verfahren in Straffahen, welde vor die Schwurgerichtshöfe gehören, wird von den 

Geſchworenen nad Art. 163 nur deren innigfte Überzeugung und feine Beſchränkung durch 
eine Beweiötheorie gefordert, auch ift nach Art. 174 die Freiſprechung jeder frühern Beſchrän⸗ 
fung enthoben worden. 

Die braunfhweigifche Strafprocefordnung vom 22. Aug. 1849 beftimmt in $. 91, daß 
dad Gericht nach feiner gewiſſenhaften Überzeugung zu entſcheiden habe, ob der Angeklagte 
ſchuldig fei. Die Entſcheidung muß einftimmig erfolgen. Thatſachen, über deren Beweis die 
Richter ſich nicht vereinigen können, gelten für nicht erwiefen. Auch die Gefhworenen haben 
nad) $. 128 ihren gemeinfamen Sprud, denn auch fie müflen in ihrer Entſcheidung überein- 
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ſtimmen, nach ihrer freien und gewiſſenhaften uͤberzeugung abzugeben. Iſt nach F. 146 das 
Gericht einſtimmig der Anſicht, daß die Geſchworenen einen Nichtſchuldigen für ſchuldig erklärt 
haben, dann können fie deren Spruch verwerfen und einem andern Schwurgerichte Die Sache 
überweifen. Haben die Geſchworenen ven Angeklagten für nichtſchuldig erflärt, dann erfolgt 
nad $. 180 forort feine unbedingte Freifprehung. 

Wir wollen bier nur no der fogenannten thüringiihen Strafprocefordnung vom Jahre 
1850 gevenfen, weldhe in Sahjen- Weimar, Sahfen-Meiningen, Sachſen-Koburg-Gotba 
(bier erſt am 4. Nov. 1858), Schwarzburg:Rudolftadt und Schwarzburg = Sonderähaujen 
ſowie in AnhaltKöthen-Defjau eingeführt ift. Nach Art. 254 diefer Proceßordnung entſcheidet 
der Gerichtöhof ohne gejeglihe Beweisregeln nad jeiner freien, aus der gewiffenhaften Prü— 
fung gewonnenen Überzeugung feiner Mitglieder. Ebenfo haben nad Art. 281 jie nad ben 
Belaftungsgründen und den Vertheidigungsmitteln und nad ihrer vollen innern Überzeugung 
ihr Verdiet abzugeben. Wenn die Geſchworenen das Nichtſchuldig ausſprechen, ſpricht der 
Gerichtshof nah Art. 300 den Angeklagten von der Anklage frei. Unter befondern in den 
Art. 254 und 255 näher gedachten Umftänden bleibt es jedoch dem Staatsanwalte überlafien, 
die weitere Verfolgung wegen der andern That oder des andern Verbrechens, welche dem Ange: 
ſchuldigten zur Laft fallen und wegen welder die Anklage nicht erhoben war, in einer neuen An: 
£lage zu erheben. 

Die neuefte der deutfchen Strafproceforbnungen, die ſächſiſche, unterſcheidet nod eine Klag: 
freifprehung von der Straffreifpiehung und läßt im Falle der erflern eine neue Anflage zu. 

In naher Beziehung und im Zufammenhange zu und mit den, wie wir fahen, in der Neuzeit 
in Deutihland gemachten fo erfreulihen Fortſchritten zur Manifeftirung der Wahrheit, daß es 
zwiſchen der Schuld und Nichtſchuld ein Medium nicht geben fönne, ftehen die Bertimmungen 
der neuern Strafprocefordnungen über die Wiederaufnahme der Unterfuhung. Ste int vem 
engliſchen und franzöſiſchen Proceßrechte fremd. Nach der Anficht der engliſchen Rehtälchrer 
Fann ed niemand zugemuthet werben, wegen derſelben Sache zweimal fein Leben in vie Gefahr 
des Ausgangs eines Strafverfahrend zu fegen. Der Losgeſprochene iſt für immer jicher, wegen 
bed Verbrechens, wegen deſſen er einmal angeklagt war, nicht wieder vor die Schranfen treten 
zu müffen. Sobald nur das frühere Verdict von dem gompetenten Richter in gehöriger Form 
erlaffen war, fann eine neue Anklage wegen veflelben Verbrechens nicht wieder erhoben werden. 
Diejer Rechtöjag des non bis in idem wird auch in Frankreich in voller Ausdehnung als riätig 
anerkannt. Hier ift eine neue Anklage a raison du me&me fait unzuläjjig. Obgleich vieler 
Grundſatz zu manden bejchränfenden Auslegungen Veranlaffung gegeben hat, indem man ihr 
namentlihdann nicht plaggreifen laſſen wollte, wenn ſich diefelbe That, wegen welcher jemand frei: 
geiprohen wurde, unter einen andern Geſichtspunkt geftellt, als eine ftrafbare anjehen läßt, in 
welchem alle, wie wir jahen, aud in Thüringen die neue Anklage zugelaflen ift, jo wird erdod 
überwiegend in feinem ganzen Umfange aufrecht erhalten. Allein richtig kann es aber aus 
nur fein, daß die Rechtskraft eines freifprechenden Urtheild gegen eine jede fernere Anklage: 
fügen muß, deren Gegenftand diefelbe ftrafbare Handlung ift, welche der erften Anklage zu 
Grunde lag. 

Im römischen Verfahren findet jich feine eigentliche Wiederaufnahme der Unterſuchung, nut 
eine Wiedereinfegung, restitutio, welche der unſchuldig oder zu hart Verurtheilte bei dem Kaiier 
ſelbſt nachſuchen konnte, um dadurch Aufhebung des ergangenen Urtheild zu bewirken. Shen 
Auguftus hatte ven Säg aufgeftellt, daß gegen fammtliche Entſcheidungen der Magiftrate mir der 
Wirkung follte appellirt werden können, jene Entſcheidungen, jofern jie ſich ald ungerecht ber- 
ausftellen würden, aus faiferliher Machtvollkommenheit zureformiren. 9) Auguftus' Nachfolge 
betrachteten ſich bald ald die oberften Richter für das ganze Neich, welche, wenn fie. es für gu 
finden follten, ein jedes Erfenntnif, gleihviel von welcher Behörde ed ausgegangen war, abm: 
ändern die Befugniß hätten. War diefe Abänderung eine günftige, jo nahm jie weſentlich den 
Charakter ver Gnade an. Als in Deutſchland ſich das Römische Recht verbreitete, wurde die 
Meinung herrfchend, daß die gedachte Wiedereinfegung, ald eine Art ver Begnadigung, bei 
dem Fürften nachgejucht werden könne. Dem ald ungehorfam Verurtheilten und dem Grant: 
ten wurde die Reftitution verftattet. Feft ftand die Anficht ſtets darüber, daß nur gegen ein ver; 
dammendes Urtheil eine Wiederaufnahme der Unterfuhung angeordnet werden könne. Dat 
auch gegen völlig losſprechende Urtheile eine neue Unterfuhung wegen des nämlichen Ber: 
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brechens von Staats wegen eintreten dürfe, widerfprach der deutſchen Braris und ihrem Grund: 
fage vom Schuge der Rechtskraft. Nach gemeinem Rechte ift diefer legtere auch ſtets aufrecht 
erhalten worden. Nur beftimmte Vorſchriften ver Landesgeſetze konnten eine Rechtfertigung 
feiner Verlegung herbeiführen. 

Die preußiſche Verordnung vom 3. Jan. 1849, welde die Beflimmungen der Criminal: 
ordnung von 1805 über die Reftitution aufhob, beſtimmt in $. 151, daß gegen jedes rechts— 
Fräftige Urtheil der DVerurtheilte zu jeder Zeit das Rechtsmittel der Reftitution einwenden 
fann, wenn er darzuthun vermag, daß das Urtheil auf eine falſche Urkunde oder auf die Aus- 
fage eined meineidigen Zeugen gegrünbet ift. 

Wir haben ſchon oben derjenigen Einwendungen gedacht, welche die Staatsanwaltſchaft in 
Schwurgerichtsſachen gegen freifprehende Urtheile vorzubringen ermächtigt if. Im übrigen 
ift ihr eine Befugniß nicht eingeräumt, rechtskräftige freifprechende Erfenntniffe anzufehten und 
jo der Grundfag non bis in idem feftgehalten. In der Praris hat fi in Betreff deſſelben vie 
Annahme feftgeftellt, daß auf Grund neuer Beweidmittel eine neue Verfolgung des Lodgefpro- 
henen wegen derjelben ftrafbaren Handlung unzuläfig if, daß dieſelbe nie gerechtfertigt ift 
zum Zwecke einer zu erlangenden höhern Beftrafung des Verurtheilten, und daß dad non bis 
in idem jelbft dann feine Geltung behält, wenn der Verurtheilte unter Verſchweigung feines 
wahren Namens und feiner frühern Beftrafungen fi ein milderes Urtheil erſchlichen hat. 

Einig ift man darüber, daß die ältere absolutio ab instantia einer neuen Verfolgung nit 
entgegenitebt, 

Das bairiſche Gefeg vom 10. Nov. 1848 beftimmt in Art. 263, daß, wenn ein Angeflagter 
von den Geſchworenen für nihtfhuldig erklärt worden ift, oder ein ihn von der Strafe frei— 
ſprechendes Urtheil die Rechtskraft befchritten hat, in Anjehung derſelben That, welche ven 
Gegenftand der Anklage bildete, das Strafverfahren niemals wieder gegen ihn aufgenommen 
werben darf. 

Dem BVerurtheilten geftattet dagegen das Geſetz jederzeit die Aufnahme des Strafverfah: 
rend nachzuſuchen, wenn einer der drei Bälle vorliegt, melde diefelben find, unter denen auch im 
wejentlihen das franzöfifche Net”) nur diefe Wiederaufnahme geftattet. Es müffen nämlich 
1) zwei Berfonen wegen veffelben Verbrechens oder Vergehen durch zwei verjhiedene Erfennt= 
niffe verurteilt worden fein, und es muß aus der Vergleihung beider Urtheile die Unſchuld 
einer diefer Perfonen hervorgehen; 2) es muß jemand wegen Tödtung verurtheilt worden, 
fpäter aber dur neue bisher unbelannte Beweife mwahrjheinlih gemadt fein, daß der: 
jenige, wegen deſſen Tödtung die Verurtheilung gejchab, noch lebt oder wenigſtens nad) dem 
Beitpunfte feines angeblich erfolgten Todes noch gelebt hat; 3) es muß ein oder ed müffen 
mehrere Zeugen, welde in der Öffentlichen Sigung gegen den Angeklagten ausgefagt haben, 
wegen ihres in der Sache abgelegten falfihen Zeugniffes zur Unterfuhung gezogen worben fein. 

Des nad) verfhiedenen Geſetzgebungen, auch der bairifhen, dem Staatdanmwalt auch gegen 
freiſprechende Erfenntniffe allein zur Wahrung der Gejege gegebenen Rechtsmittels haben wir, 
da durch dafjelbe der Freigeſprochene jelbft niemals berührt wird, nicht näher zu gedenken. 

In Preußen ſcheint man der Anjicht geweſen zu fein, daß die beiden erften Reftitutionsfälle, 
welche in der That ziemlich unpraktiſch find, wenn fie jemals vorfommen follten, dur Begnadi⸗ 
gungen genügend erfegt werden könnten. 

Auch Hannover hat $. 221 dieſe Reftitutiondgründe adoptirt und im dritten Falle, 
wie Preußen, auch noch der Gründung des Urtheils auf eine falfche Urkunde gedacht. 

Baden geftattet in der Strafproceforbnung vom 6. März 1845 $. 302 auf den Antrag des 
Staatsanwalt in folgenden Fällen auch gegen freifprehenve Urteile die Wiederaufnahme 
der Unterfugung : 1) wenn durch gerichtliches Strafurtheil feftgeftellt ift, daß die Freiſprechung 
duch Fälſchung, falſches Zeugniß, Beſtechung oder durch eine andere ſtrafbare Handlung ber: 
beigeführt wurde; 2) wenn der Freigeſprochene fpäter felbft gerichtlich oder außergerichilich 
das Geſtändniß des Verbrechens abgelegt hat; 3) wenn in der Folge andere Perſonen wegen 
des nämlichen Verbrechens verurtheilt worden find und ſich bei dieſer Gelegenheit Beweismittel 
ergeben haben, welche die uͤberweifung des früher Losgeſprochenen als Mitſchuldigen zu begrün⸗ 
ben geeignet find. Der $. 122 des Geſetzes vom 5. Febr. 1851 läßt ed nur bei den beiden 
erſten Gründen der Wiederaufnahme und verlegt fo immer nod den Grundſatz bed non bis in 
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idem, deffen Aufrechthaltung Höher ftehen muß als die Rückſicht auf den Fall, wo einmal ein 
Schuldiger durch eine unverdiente Freifprehung ſich der Strafe entziehen follte. 

Würtemberg, welches in der Strafprocefordnung vom 22. Juni 1843 Art. 419 nod in 
verfchiedenen Fällen die Wiederaufnahme der Unterſuchung gegen den Freigeſprochenen geftattete, 
gebenkt in dem Gelege vom 14. Aug. 1849 nur noch der Bälle, in welchen der Verurtbeilte 
diefe Wiederaufnahme nachſuchen darf, welche ziemlich mit den franzöſiſchen übereinftimmen, 
ohne jedoch ausdrüdlich den Art. 419 aufzuheben. E 

Es werden dieje Beifpiele genügen, um einen hinreichenden Überblick über die gegenwärtige 
Sachlage in Betreff ver Wiederaufnahme der Unterfuhungen zu gewinnen. L. Trieſt. 

Freitruppen und Fremdtruppen. Wir bringen zwei Gegenftände zufammen, melde 
alferdings auseinander gehalten werden fünnten, aber gerade in ſtaatsrechtlicher Beziehung ſo 
viele Berührungspunfte miteinander bieten, daß die gemeinfhaftlidhe Behandlung an dielen 
Orte den Borzug zu verdienen fcheint. 

Im 16. und 17. Jahrhundert wurden, wie befunnt, die Heere vorherrichend durch Werbung 
auf die Zeit eines Feldzugs oder höchſtens eines Kriegs gebildet. Man erhielt auf ſolche Rei 
Regimenter zu Fuß und zu Pferd. Die Fußregimenter zerfielen in Fähnlein oder Gompagnien, 
die Reiterregimenter ebenfo in Gompagnien over Gornetten; jedes Bähnlein, Compagnie oder 
Cornette war von einem Hauptmann oder Rittmeifter zufammengeworben, mit melden der 
Regimentsoberft im voraus contractmäßig darüber abgefhloffen Hatte. Im einem länger 
dauernden Kriege oder auch ſchon in einem länger dauernden Feldzuge verminderte id num der 
Mannihaftsftand der Gompagnien und der Regimenter oft ſehr bald in ſchredenertegender 
Weiſe durch Dejertion, Tod, Verwundung und Krankheiten, und namentlich in fremden kanden 
war ein Erfag für den Abgang ſchwer Beizutreiben. Die ſchwachen Negimenter wurden gan; 
unfähig, ihre Zwecke zu erfüllen, und für die Kriegsherren waren fie doch, wenn alle DIR: 
zierftellen in den ſchwachen Gompagnien und ſchwachen Regimentern bejegt blieben, umerhält: 
nifmäßig theuer. Um diefen Übelffänven abzuhelfen, veformirte man von Zeit zu Jet dir 
Eompagnien und Regimenter, indem nıan mehrere Gompagnien zu einer einzigen zufammen 
warf und ebenfo mehrere Negimenter miteinander vereinigte. Dabei kam es aber bet, va 
einzelne Gompagnien übrig blieben oder auch wol fi ver Ginreihung in die neu formirten 
Regimenter widerjegten, vielleicht nach ihren Capitulationsverträgen nicht gezwungen werden 
fonnten, ſich diefer Einreihung zu unterwerfen, Diefe Compagnien blieben dann ſelbſtandig 
beſtehen und fie wurden, weil fie feinem Regimentsverbande angehörten, urſprünglich nur anf 
diefem Grunde Freicompagnien, Preifäßnlein genannt, frei vom NReglinentöverbanie 
Meiftentheild verwendete man biefe Kreifähnlein zu Detachirungen, zu Streifereien, zum Partei 
gängerfriege. Da fie dann fo gewiffermaßen auf eigene Kauft lebten, die Gontrole des Rey 
mentdoberften für fie fehlte, jo machte ih Häufig bei ihnen die Disciplin etwas lockerer, fe fu: 
gen: „Ein freies Leben führen wir”, und fo fam e8 denn bald, daß man eben diefen Begriff ind 
freien Lebens, einer ungebundenern Disciplin und eines ungebundenern Gebarend in bat „fr 
der Freifähnlein legte. Bemerfen wir noch, daß ſolche Freifähnlein nicht immer bei Gclegendri 
von Reformationen der Regimenter entftanden, daß fle auch oft ganz neu ohne biefen Ymfand 
errichtet wurden. 

Als am Ende des 17. und zu Anfang des 18. Jahrhunderts die ſtehenden Heere in Curt! 
Mode wurden, theilte man die Regimenter ver Infanterie ſtäändig in Vataillone. Da mu 
nun, fowie früher jene Fähnlein, die feinem Regiment angehörten, Freifähnlein, auf N 
Bataillone, welche feinem Regimente angehörten, Freibataillone genannt. Aber auch bier mil 
fi und zwar aus denfelben Gründen bald der Nebenbegriff ver larern Disciplin und minN! 
ftraffen Ordnung ein. Bei ven Preußen ımter Friedrich dem Großen wurben bei jedem Ka 
Freibataillone errichtet; fie unterſchieden ſich weſentlich dadurch von den Linienbataillonen de 
ihre Mannſchaft nur auf Feldzugs- oder Kriegsdauer angeworben war, nicht auf lebentlicz 
liche oder vieljährige Dienſtzeit Bekanntlich verwendete Friedrich der Große feine Finn 
bataillone nur in gefchloffener Orbnung im Gefecht, theils um fie beſſer unter der Hand jl hl 
ten und nicht zu verderben, theils auch um der Defertion befler wehren zu fönnen. Aus Nefen 
Grunde hatte er z. B. die Dorfgefechte unterfagt. @ine ſolche Infanterie mar dann zum * ji 
poftendienfte und zum Parteigängerfrieg natürlich gar nicht zu gebrauden, und biefen 
mußten nun, foweit er auf das Fußvolf kam, namentlich die Freibataillone verfehen. Hier MT 
tete man nicht, daß fie dadurch verborben würden, weil man ohnehin nicht viel von ihnen bie 
man fürdhtete aber hier auch die Defertion nicht befonders, weil ja die Leute nur auf kurze var 
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zeit geworben waren, alfo Feine befondere Veranlaffung hatten, fi außerordentlicherweiſe 
einer Sklaverei zu entziehen, von welcher wenigftend ein Ende abzuſehen war. Der urfprüng: 
lihe Sinn des Wortes „frei in Freifähnlein, Breibataillon u. |. w. als frei vom Regiments: 
verband ging endlich ganz verloren und es blieb nur der Begriff der freiern Disciplin und ver 
Werbung auf kürzere Dienftzeit, ſodaß es ſchließlich im 18. Jahrhundert nicht mehr blos 
Breibataillone, fondern auch Freiregimenter gab. 

Gegenwärtig haben alle europäiihen Mächte ihre ſtehenden Heeredorganifationen, und wenn 
im $rieden für eine Anzahl von Txruppentheilen aud nur Stänme und bisweilen fehr ſchwache 
unterbalten werden, fo ift doch jedem dienftpflichtigen Manne fihon im Frieden die Stelle be: 
ſtimmt, melde er in irgendeinem diefer Truppentbeile einzunehmen hat, um ihn für den Krieg 
vollzählig zu madhen, und der Truppentheil beftimmt, in welchen er einzutreten hat. Indeſſen 
ift es befannt genug, daß es eigentlich feinen Staat in Europa gibt, in welchen jeder kriegs— 
tüchtige Mann auch wirklich dienftpflichtig wäre. Es bleibt alfo immer nod) eine gute Zahl von 
folhen übrig, welche außerorbentlichermeife im Kriege herangezogen werben könnten, und da 
man im ernften Kriege felten Truppen genug haben Fann, find denn dafür aud bis auf unfere 
Tage gewiffe Formen refervirt geblieben. Wo ſtießen wir nicht auf fogenannte Breicorps! Es 
find dies Corps von eigentlich nicht dienftpflichtigen, aus irgendeinem andern Grunde ald dem 
der Untüchtigkeit vom normalen Militärbienft befreiten jungen Leuten, welde fi aus freien 
Stüden im Kriegdfalle unter einem beliebten Führer zufammenthun, um einen Feldzug mit: 
zumachen. 

Befondere Gründe zur Errichtung folder Breicorps finden fid bei @elegenheit von Befreiungs- 
friegen. Hier hat man in Freicorps jehr häufig einen ftaatlihen Kern, welcher die eigentliche 
Stüße ded Kriegs iſt. Ein felbfländiger Staat, welcher überhaupt behufs der Befreiung eines 
größern verwandten Ländergebiets vorläufige Nüftungen machen fann, darf doch vernünftiger: 
weife, um feine Plane nicht allzubald klar zu maden, nicht ald Staat über die Grenzen feines 
Gebietd Kinaudgreifen, um fein Heer zu bilden, aber mol fann er ed dulden und felbft unter 
der Hand begünftigen, daß einzelne Männer über dieſes Staatögebiet in das verwandte Län- 
dergebiethinausgreifen, um hier Verftärkungen zu holen. Diefe Verſtärkungen werben dann 
zu Freicorps. So ift 1813 Preußen der Staatöfern, welcher zunächſt für die Befreiung Deutfch- 
lands vom Napoleoniſchen Joche auftritt, aber Preußen kann nur auf feinem eigenen Gebiet 
refrutiren. Dagegen gibt e8 außerhalb Preußen in ganz Deutfchland Hunderte und Taufende 
von Jünglingen, welche danach brennen, ſich unter die preußische Fahne zur Befreiung Deutſch— 
lands zu fharen. Unter folhen Umftänden bilvet fih das Lützow'ſche Freicorps, welches ji 
feinedmegs nur aus preufifchen Landen, vielmehr aus allen deutſchen Bauen ergänzt, ja welches 
ganz ausdrücklich ven Zmed hat, den jungen Männern Deutichlands, die nicht Preußen find, 
einen Scharungsmittelpunft zu bieten. In ein ganz ähnliches Verhältniß, wie ed das Lützow'ſche 
Breicorps 1813 zu Preußen hatte, traten 1859 Garibaldi's Alpenjäger zu Piemont. Es ver: 
fteht ſich von felbft, daß, ſobald der Krieg einmal ausgebrochen ift, der Staat, welcher die Bil: 
dung folder Freicorps überhaupt zuließ und fie beihügte, dieſelben auch als Beftandtheile feines 
: Heeres officiell anerkennt. Es verfteht ſich ebenfofehr von felbft, daß diefen Freicorps eine 
gewiffe Selbſtändigkeit gelaffen wird, daß fie daher vorzugsweife zum Parteigängerfriege ver: 
. mendet werben, und wenn man bie Elemente, aus welchen fie ſich in der Regel bilden, berüd- 
fiächtigt, fo wird fich ergeben, daß fie allerdings dem Beinde fehr erheblichen Nachtheil bereiten 
: Eönnen. Anerfannt von einer legitimen Staatögewalt, werden die Freicorps au nad} den Grund: 
. Tägen des alten Völkerrechts zu legitimen Beinden des zu befämpfenden Gegnerd. Man er- 
, innert fi aber wol, daß diefer fie um fo weniger anerkennt, je gefährlicher jie ih ihm machen. 
; Wollte doch Napoleon 1813 die Glieder des Lützow'ſchen Freicorps friſchweg ald Räuber 
behandeln! 

Mit Freifcha ren bezeichnet man Corps, welche fih ohne die Mitwirkung, die Öffentliche 
. Bewilligung over auch geradezu gegen den Willen ihrer legitimen Regierung bilden. Derglei— 
. chen Corps waren es, weldhe vor dem Sonderbundäfriege die Züge gegen Luzern unternahmen, 
» am dort die Jeſuitenherrſchaft zu ſtürzen. Nah den Grundjägen des alten Völkerrechts kön— 
sıen fie auf deſſen Schug feinen Anſpruch erheben. Indeſſen unter Umftänden geftaltet ſich die 
Sache anderd. Die Freifcharen, welde fih 1848 in Deutſchland bildeten, um Schleswig: Hol- 
ftein zu Hülfe zu ziehen, wurden hier z. B. in Beſtandtheile der ſchleswig-bolſteiniſchen Armee 
verwandelt. Anı ficherften erwerben fich Freiſcharen ven Schug des Völkerrechts, wenn ſie glüd- 
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lich find. Garibaldi's Expedition nad) Sicilien 1860 ift ein wirklicher Freifharenzug, un 
feine mit ihm gefommene Mannihaft würde von den Neapolitanern, wenn diefe Erfolge 
rungen hätten, wahrſcheinlich danach behandelt worben fein. Da jedoch die Freiſcharen den Cr: 
folg auf ihre Seite braten, ſchätzten fich die neapolitanifchen Generale fogar glücklich, mit dem 
Freifharenführer eine Gapitulation ſchließen zu können. 

Der Auspruf Freiwillige wird in verſchiedener Weile gebraudt. Man nennt zunädt 
‚einen Freiwilligen einen Mann, der durch die Gefege feines Landes nicht zum Kriegedienſte 
verpflichtet ift, jich aber aus freien Stüden dazu meldet. Häufig kann dabei die Freiwilligkeit 
allerdings eine reine Fiction fein. In Preußen. war 1808 die allgemeine Wehrpflicht verfün- 
det; indeflen fpufte die alte Anfiht vom Stande des Soldaten aus jener Zeit, da e# ſehr viele 
Gremtionen von der Dienftpflicht gegeben hatte, noch lange in ven Köpfen nad, und man fheute 
ih, junge Leute aus guten Familien und von guter Erziehung fo ohne weiteres ald gemein: 
Soldaten einzuftellen. Dies war 1813 der Grund zur Bildung von befondern Drtake: 
mentd jogenannter freiwilliger Jäger bei den verſchiedenen Regimentern. Im Jahre 1814 
wurde etwas dem Ahnliches in das preußische Wehrſyſtem aufgenommen. Obgleich die Bebr: 
pflicht allgemein fein follte, ward e8 doch jungen Leuten, die fich jelbft ausrüfteten, einen großen 
Bildungsgrad nachwieſen und fi in einem Lebensalter zum Dienfleintritt meldeten, in weldem 
jie noch nicht dazu verpflichtet waren, geftattet, fich mit einem einjährigen Dienft bei ver Fahne, 
während deſſen jie auch feinen Sold erhielten, ftatt des fonft dreijährigen Dienftes abzufinden. 
Der Name für diefe jungen Leute ift daher Ginjährige Freiwillige. 

Bildet man aus Freiwilligen einen Truppenkörper, fo kann dieferein Freiwilligenhataillon, 
Freimilligencorpdu.f. mw. genannt werben. Es veden ſich, wie man hieraus ſieht, die %: 
griffe Breiwilligencorps und Freicorps nicht ganz. Beim legtern wird man immer sorgugdmeile 
an die Verwendung im Parteigängerfriege denken, beim Freiwilligencorps ift dies durhant niät 
nothwendig. Zu gefahrvollen Unternehmungen wurden oft und können noch heute aud den ver: 
ihiedenen Truppenkörpern Leute aufgerufen werden, die ſich mit Vorliebe dazu melden; dilt 
Freiwilligen wird man dann für die Zeit, welche die beabfihtigte Unternehmung dauert, in neue 
proviforiihe Truppenkörper zufammenftellen, die nun aud Freimilligenbataillone gmannt 
werben fönnen, aus denen aber dann die Leute nach beendeter Unternehmung in die Abtheilun: 
gen des Heeres zurücktreten, denen fie urſprünglich angehörten. 

Am natürlichften erſcheint es, dag der Staat feine Soldaten aus dem eigenen Ränbergebiet 
zieht, möge dies übrigens auf Grund eines Conſeriptionsgeſetzes oder durch freizvillige Werbung 
geihehen. Indeſſen findet man ſchon vom früheften Alterthum her, daß die Staaten auch Aut: 
länder in ihre Kriegsdienſte nahmen, und zwar gefchiebt dies in doppelter Weife, entweder näm: 
lic) dergeftalt, vaß die Ausländer mit den Inländern in diefelben Truppenkörper, Regimenttt, 
Bataillone ohne Unterſchied zuſammengeworfen werben, oder fo, daß die Imländer befonten 
Regimenter bilden und ebenfo vie Ausländer. Letztere heißen dann Fremdtruppen, Freu— 
dencorps. 

Wir wollen und zunächſt die Gründe anſehen, aus welchen überhaupt eine Regierung den 
Wunf haben kann, Fremde in ihre Dienfte zu nehmen. Einer der erften Gründe dafür ifter 
Wunſch, ih Waffen und Waffengattungen zu verſchaffen, welde man anderswie nicht haben 
fann, oder von denen man glaubt, daß man fie anderswie nicht haben könnte. Dad kom! 
insbeſondere vor, folange es noch eigentlihe Nationalmaffen gibt. In den griechiſchen Heat 
des Alterthums finden wir z. B. häufig gemorbene Kreter ald vorzügliche Bogenfhügen eder 
auch rhodiſche Schleuderer. Um ſich eine Linieninfanterie zu ſchaffen, welche gefchloffen zu fehter 
verflände, nahmen dann die perfifchen Könige nad den Perferfriegen vielfach griechiſches dur 
volk (Hopliten) in ihren Sold ; jo kam es vor, daß während der Kriege Alexander's des Gtefe 
in Afien Griechen gegen Griechen fochten, ganz wie fpäter Schweizer gegen Schweizer M 
Deutſche gegen Deutjhe auf dem gleichen Schlachtfelve, aber in verſchiedenem Dienfte. U 
der Schweiz und in Deutjhland Ende ded 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts dad wu 
Fußvolk ih entwidelte, da waren e8 insbeſondere die franzöjifchen Könige, welche ſchweiciſthe 
und deutſche Infanterie bei jedem Kriege in ihre Dienſte nahmen; und wenn auch andere Grund 
binzufamen, jo war e8 doch vorherrſchend die Überzeugung, daß in den Franzoſen fein Siof zu 
einer guten Infanterie ftede, melde dazu beflimmte. Schon 1474 fhloß Ludwig XI mit de 
Gidgenoffen jenes Offenfiv: und Defenſivbündniß ab, in welhem unter anderm auch beftinm: 
ward, dag fieihm gegen Zahlung einer feften Summe und dann eines beftimmten Soldes 
ſo viel Mannſchaft zu ſeinen Kriegen ſtellen ſollten, als ſie ſelbſt zu entbehren vermot 
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ten; die Zahl diefer Mannſchaft ward fpäter auf 6000 Mann feftgeftellt, melde dann, nad- 
dem fie fhon 1481 ein friedliches Ubungslager durchgemacht Hatten, zuerft unter Karl VII, 
als fie mit diefem nah Italien zogen, im Ernſte in franzöfifhem Dienfte auftraten. Um 
wenigſtens einige weniger befannte Beifpiele aus einer neuern Zeit anzuführen, erinnern wir 
daran, daß Friebrid der Große 1745, um eine mit Ranzen bewaffnete Reiterei zu erhalten, 
KRofaden nnd Tataren anwarb, das fogenannte Bosniakencorps; daß er ferner furz vor feinem 
Tode, insbefondere angeregt durch die Ereigniffe des amerifanifchen Befreiungsfriegs, um ein 
Corps guter Schügen zu erhalten, eine Schweizertruppe zu errichten gedachte. Wenn Staaten 
weitläufige Eolonien befigen, wie England und Sranfreih, und in diefen eigene Truppen— 
corps aus Eingeborenen, wie Spahid (Sipahis), Zuaven, Turkos, errichten, befonders auf die 
Kriegführung in diefen Colonien und zu ihrem Schuge berechnet, fo Fann man allerdings der— 
gleihen Truppen nicht fo eigentlich ald Fremdtruppen bezeichnen, da jie ja aus Unterthanen des 
betreffenden Staates formirt find; aber es läßt fich leicht erfennen, daß in den Anfängen ihrer 
Bildung folde Formationen wirklich Fremdtruppen find, indem die colonifirende Macht einzelne 
noch nicht untermorfene Stämme zu gewinnen ſucht, um den eigenthümlichen Erforderniſſen der 
Kriegführung in einem fernen Himmelsſtrich, in einem dem Europäer ungemohnten Klima defto 
beffer gewachſen zu fein. 

In die Kategorie, welche wir hier eben behandeln, müffen wir endlich aud) noch die Anwer: 
bung frembländifcher Offiziere zur Ausbildung irgenveines bisher im Staate vernachläſſigten 
Dienftzweigs oder auch zur modernen Entwidelung der Armeeverhältniffe in einem noch halb: 
barbariſchen Lande rechnen, Wir erinnern an die große Zahl fremder Offiziere, welche unter 
PBeter dem Großen und nad ihm nad Rußland gezogen wurden; an die Offiziere, welde in 
viel neuerer Zeit aus Preußen und Frankreich in jolhem Sinne in die Dienfte der Pforte 
traten; an die Anmwerbung däniſcher und holländiſcher Seeoffiziere feitend Preußens, um bie 
Fundamente einer preußiſchen Kriegdmarine zu gründen. 

Ein zweiter Grund zur Anmerbung von Ausländern ift die Unmöglichkeit, im eigenen 
Lande das erforberlihe Mannfhaftsmaterial zu gewinnen. Diefe Unmöglichkeit kann jehr leicht 
eintreten, wo ein Staat für die Befhaffung ded erwähnten Materials allein auf die freie Wer- 
bung angewieſen ift oder fih angemwiefen hat. Und diefe Erſcheinung finden wir wieder vor- 
zugsweife in großen Handelsſtaaten. Das liegt nicht allein in dem Geifte der Bevölkerung 
ſolcher Staaten, welder die größte Freiheit der Bewegung für die Individuen verlangt, jondern 
auch in dem Umftanve, daß vergleichen Staaten durch die Ausdehnung ihrer Eolonien in der Noth— 
mendigfeit eines faft nit aufhörenden Kriegs, meiftentHeils in fernen Erdſtrichen, für Inter: 
eflen, welche dem allgemeinen Verftande nicht allzu nahe liegen, fi} befinden. Wie im Alterthume 
Karthago zu jedem Kriege Fremdtruppen in großer Maffe warb, fo in neuer Zeit England. 
Karthago Hatte wenigftend noch die Möglichkeit, im Nothfalle Sklaven in die Heere zu ftellen. 
Dem Hriftlihen flavenlofen England fehlt auch diefe Möglichkeit. Da es, was die Ergänzung 
jeiner Streitkräfte für auswärtige Kriege betrifft, lediglich auf die freie Werbung angewiefen 
ift, fo har es ftetö ein Intereffe daran, fein Werbegebier zu vergrößern, alfo au im Auslande 
Truppen zu beſchaffen, eine Sache, die allerdings von Tage zu Tage mehr erfchwert wird, da in 
allen Staaten, welche die Conſcription haben, auch Gejege befteben, welche den Eintritt ihrer 
Unterthanen in fremde Dienfte entweder gänzlich verbieten oder doch weſentlich beſchränken. 
Während des orientalifchen Kriegs noch fah ji England gendthigt, an allen Eden Europas zu 
werben, und daß dieſes trogbem nicht eben viel Kraft eintrug, ift eine allgemein befannte Sache. 

Ein dritter Grund für die Anwerbung von Ausländern ift, daß man dem eigenen Lande 
nicht übermäßig Arbeitöfräfte entziehen, jondern ihm dieſelben möglichſt laffen will. Diefer 
Grund für die Anmwerbung von Ausländern warb im 18. Jahrhundert vielfach vorgegeben, ald 
die ſtehenden Heere in ihrem vollften Glanze prangten. Man war damals befanntlih außer- 
ordentlich human, außerorbentlich philanthropiſch, außerordentlich aufkläreriſch, „illuminirt“, 
namentlich in den höhern Regionen der Geſellſchaft, nur unter dem ſehr natürlichen Vorbehalt, 
welchem die Franzoöſiſche Revolution ein Ende machte, daß die niedern Regionen nicht mud- 
jen, nicht etwa ald Recht in Aniprud nehmen dürften, was ihnen ald Gnade in jehr beſchei— 
denen Broden zugeworfen ward. Daß der Grund nicht fehr weit her ift, kann man leicht ein= 
ſehen. Wenn der Staat A im Staate B wirbt und der Staat B im Staate A, beide, um ihren 
Ländern Arbeitöfräfte zu erhalten, jo wird ſich aller Wahrſcheinlichkeit nah die Sache etwa 
aufheben; jeder wird nämlich Arbeitöfräfte für fich behalten und jeder jolde an den andern 
verlieren, 
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Ein vierter Grund für die Anwerbung von Ausländern ift, daß das Volf des Staates, welter 
ſolche anwirbt, wirklich unfriegerifch ift oder dafür gilt, was in Handelöftaaten wol vorfommen 
kann. Gewöhnlid tritt aber hier nod hinzu, daß die Fürften ein Friegätüchtiges Volk fd gar 
nicht wünſchen, es nicht haben wollen, weil ſie jih vor einem Friegstüchtigen Wolfe fürkten, 
glauben, diejes könne ihnen bei der ſchlechten Wirthſchaft, welche fie führen, einmal ſelbſt die 
Wege weilen. Diefe Fürſten thun daher das Mögliche, um das eigene Wolf, ſoweit es geht, zu 
verweichlichen und der Waffen zu entwöhnen, und für die Fülle, in denen ſie mit dem Auland 
in Gonflicte gerathen könnten, ftügen fie ſich licher auf eine Söldnermacht, die von jedem andern 
Interejfe ald dem ihres Soldes und etwa des Waffenruhms vollftändig losgeriſſen ift, tin 
Söldnermacht, welche außerdem auch gegen das eigene Volk ohne Bedenken gebraucht merden 
könnte, falld das Streben nah Verweihlihung und Waffenentwöhnung des eigenen Volkes 
dennoch nicht mit vollem Erfolge gefrönt worden fein follte. Diefe Tendenz, neben andem 
Gründen, finden wir nad den Berichten unparteiifcher und geſcheidter Männer ſchon bei ten 
franzöftjchen Königen des 16. Jahrhunderts fehr entſchieden ausgejprochen. Aber auch in neue: 
ver und neuefter Zeit ift ed beſonders gerade diefe Tendenz gegen das eigene Volk geweſen 
welche zu der Errigtung von permanenten, ftehenden Corps von Fremdtruppen geführt hat. 
Mie die Tyrannen des Alterthums, fo Haben die Tyrannen der modernften Zeit fi ihre Arem- 
dengarven geſchaffen. So die Bourbonen in Frankreich, fo die Bourbonen in Neapel jo die 
frommen und milden Lenker des Kirchenftaates, 

Ein fünfter Grund für die Anmwerbung von Fremdtruppen ift num endlich no die M— 
ficht, dem Beinde, welhen man zu befänpfen gevenft, zu proben. Wenn ein Staat ih nidt 
iheut, von revolutionären Bewegungen im feindlichen Lande Gebrauch zu maden, um den 
Gegner vollends einzuſchüchtern und in die Enge zu treiben, fo mag er Unzufrieene auf dem 
feindlihen Lande felbft oder aus einzelnen Theilen deſſelben zeitweiſe anwerben. Tier tet 
genug geſchehen; in neuefter Zeit haben wir die Anwerbungen in Piemont aus der Imigre: 
tion der übrigen italieniihen Staaten. Aus der Zeit der Franzöſiſchen Nevolution könnte mar 
eine Mafle Beifpiele beibringen. Und der Errichtung des ſchon erwähnten Rügon'ihen Brei: 
corps im Jahre 1813 lag eine ähnliche Idee zu Grunde, wie man begreifen wird, wenn man 
ji) erinnert, daß 1813 die deutfchen Rheinbundsfürſten, dieje „getreuen“ Deutfchen, Preufer 
feindlich gegenüberftanden. 

Man erkennt, daß nicht überall und immer Grund vorhanden ift, die Fremden, durd weläe 
man die eigene Armee verftärkt, in abgefonderte Fremdencorps zu formiren. Dieſer Grund if 
aber allerdings vorhanden, erſtens, wenn es ji darum handelt, eine beſondere Waffengattung 
die man jonft nit haben könnte, aus Fremden zu bilden; zweitens, wenn ein Fürft, der ne 
auf feinem Throne vor jeinen eigenen Unterthanen nicht jehr ſicher fühlt, es für angemeien 
erachtet, jich eine Garde von Fremden zu ſchaffen, um feinen morfhen Thron zu ſtützen; drittens, 
wenn ein Staat eine vollendete Heeredorganifation hat, deren Stoff die eigenen Unterthaner 
hergeben, und die nur zeitweife aus dem einem oder andern Orunde durch provijorifhe Horma 
tionen von Fremdtruppen, die man nad) beenbetem Kriege wieder entläßt, verjtärft werden ſol 
Im 18. Jahrhundert warb man die Soldaten aus allen Ländern und allen Sprachen zuſamacn, 
ohne e8 deshalb allemal für nothwendig zu halten, befondere Negimenter dieſer oder jmtt 
Nationalität und Sprache zu bilden. Vielmehr warf man Deutſche, Polen, Franzofen, Jalie 
ner, Kroaten, Ungarn und Raizen in daffelbe Regiment oder Bataillon und in dieſelbe Gen: 
pagnie zufammen. So namentlid in Preußen, wo man darauf rechnete, daß der Stod ald en 
allgemein verſtändliche Sprade und Religion hinreihen werde, die jehr verſchiedenatüigen 
Elemente in ein Ganzes zufammenzujchnelzen. j 

Diejenigen befonderd formirten Fremdencorps, melde in neuefter Zeit die öffentlicht Anl: 
merkſamkeit am meiften auf fi gezogen haben, find die Fremdenregimenter Neapeld und de⸗ 
Papſtes und die franzöſiſche Fremdenlegion. 

In Neapel wurden auf Grund von fogenannten Capitulationen, welche König Franzbe 
zehn Schweizercantonen, Luzern, Uri, Unterwalden, Appenzell, Freiburg, Solothurn, 8 
lis, Graubündten, Schwyz und Bern, abjchloß, von 1825—29 vier ſchweizeriſche Infanimt 
regimenter, deren jeded außerdem eine Section Artillerie von zwei Geſchützen erhielt, ernätt. 
Die ganze Stärke des Corps betrug 6487 Mann, worunter 279 Offiziere. Die Gapitulation 
wurben 1825 auf 30 Jahre geſchloſſen, ſodaß jie 1855 rechtskräftig abgelaufen maren, wenn 
bi dahin nicht erneuert wurden. Die Rekruten mußten zwifhen 16 und 36 Jahre alt fein un 
ich auf ſechs Jahre zum Dienft verpflichten; bis zum vierzigften Lebensjahre fonnten Ne ns 
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gegen Handgeld neu engagiven laffen. Nah zwanzig Dienftjahren hatte der Mann Anfprud 
auf eine Penſion von der Hälfte ded Soldes, die ſich mit weiterer Dienftzeit fleigerte und nad 
fünfunddreigigjäßriger Dienflzeit dem ganzen Solde gleih ward. Die Compagnien von Uri, 
Schwyz und Appenzell Fonnten auch Nichtſchweizer aufnehmen, jedoch weder Oſterreicher noch 
Italiener und nicht mehr als ein Drittel ihrer Stärke. Die Offizierſtellen wurden an junge 
Bürger der capitulirenden Cantone gegeben, deren Patriciat ſich aus dieſem Handel eine ganz 
anfehnlihe Erwerbsquelle ſchuf. Die Regimenter waren nicht verpflichtet, zur See oder gegen 
ihr Vaterland zu dienen, und im Ball die Schweiz ihrer felbft bedurfte, ſollte fie Neapel auffeine 
Koften und mit ihrer vollen Ausrüftung und Bewaffnung nad Genua ficken und nad) be: 
endigtem Kriege von Genua wieder zurückholen laffen. Die Regimenter hatten außerdem ihr 
deutſches Commando und eigene Gerichtöpflege. Die Schweizer waren eine ungemein theuere 
Truppe; ihre Unterhaltung Foftete jährlich etwa 3 Mill. Fr., abgefehen von ven Waffen und 
der fonftigen Ausrüftung. 

Im Jahre 1848 erhielten die Schweizerregimenter die erfte Gelegenheit, den Zweck zu 
erfüllen, für welchen fie errichtet waren. Ald Ferdinand II. am 15. Mai dem Mefen der 
Sache nad die faum gegebene Gonftitution wieder vernichtete, da waren ed die Söhne der freien 
Schweiz, welde vorzugäweife den Strafenfampf zu Neapel für den König entjchieden. 
Sie kämpften darauf aud in Sicilien gegen die Infurrection und waren theilweife bei vemnea= 
politauifhen Corps, welches helfen follte, 1849 der römifhen Republif ein Ende zu machen, 
wobei freili feine Lorbern gewonnen wurden. 

Es ift richtig, daß die Schweizerregimenter in Neapel und Sicilien ſich Eeiner Brutalitäten 
fhuldig gemacht haben, welde dad Maß derjenigen überfähritten, die bei Straßenkämpfen ge: 
wöhnlih vorzufommen pflegen. Indeſſen ift dies gleichgültig; die ganze gebildete Welt konnte 
es nur mit Staunen und Bedauern ſehen, wie die Republifaner Hier gegen die erwachende 
Freiheit eined andern Volkes, für die übelfte Herrihaft auf Gottes Erdboden fohten. Die 
Schweiz felbft Hatte dur den Sonderbundäfrieg 1847 den Boden für eine neue Verfaffung 
gewonnen. Die eben jiegreiche liberale Partei erhob ſich entrüftet über die eigenen Landsleute 
und deren unnatürlihe Stellung im Dienft eines Deöpoten. Der Canton Bern machte den 
Anfang mit der Abſchaffung der apitulation, Freiburg folgte bald nad; die andern 
Gantone fträubten fih. Invelfen war am 12, Sept. 1848 die neue Bundesverfaſſung zu 
Stande gefommen, und am 25. März 1849 erflärte der Nationalrath die Capitulationen ald 
unverträgliä mit der Ehre und Würde der Schweiz ald eines demofratifhen Staates; der Stän- 
derath trat dieſem Befchluffe bald bei, und die Werbung wurde in der ganzen Schweiz verboten, 

Die Schweizerregimenter waren auf diefe Weife aus dem alten Verbande mit ihrer Heimat 
beraudgetreten ; indeſſen fuhren fie fort ih aus der Schweiz zu refrutiren, was um fo leichter 
ging, ald die Regierungen der obengenannten Gantone, mit Ausnahme von Bern und Preis 
burg, die Werbung troß des eidgenöſſiſchen Verbots entſchieden begünftigten. Außerdem machte 
man jetzt weniger Umſtände, auch Nichtſchweizer in die Regimenter aufzunehmen. So blieben 
dieſelben nicht blos auf ihrem alten Stande, ſie verſtärkten ſich auch noch; außerdem ward ein 
neues Schweizerjäger-Bataillon errichtet, ſodaß man 1859 die Geſammtſtärke der Schweizer: 
truppen im neapolitaniſchen Dienſte auf 10332 Mann berechnete. 

Wie Neapel vier, ſo unterhielt der Heilige Vater zwei Fremdenregimenter, welche ſich 
zum größten Theil aus den katholiſchen Cantonen der Schweiz rekrutirten und daher auch 
gewöhnlid Schweizerregimenter genannt wurden. Im Jahre 1848 machten dieſelben den Zug 
Durando's nad Venetien gegen die Ofterreiher mit und wurden zu Vicenza von Radetzky zur 
Eapitulation gezwungen. Die Erklärung der römifhen Republik machte der Eriftenz diefer 
Regimenter vollends ein Ende. Nachdem aber Ludwig Napoleon, ver Präfident der Republif 
Frankreich, ven Heiligen Vater mit allerhriftlichfter Waffengemalt wieder auf feinen Stuhl gefegt 
Hatte, wurde auch zur MWiederaufrichtung der beiden Schweizer: oder Fremdenregimenter ge: 
ſchritten, um welche fih befonders der Bürger von Wallis und päpſtliche Kriegäminifter Gene: 
ral Kalbermatten verdient machte. 

Die immer fortgehenden Werbungen für Neapel und für den Kirchenflaat wurden in der 
Schweiz keineswegs allgemein gern gefehen; doc war e8 auch gar nicht fo leicht, dem Unweſen 
auf einen Schlag ein Ende zu mahen. Namentlih mußte man ſich wol jagen, daß ed gar nit 
fo übel fei, wenn gerade die Gleniente, welche ſich vorzugsweiſe dem Dienft der neapolitanifchen 
und papftlihen Wirthſchaft winmeten, eben einen Kanal hätten, der jle der Heimat entführen 
und dieſe auf einige Zeit ihrer angenehmen Geſellſchaft berauben könnte. 
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Nun kam das Jahr 1859. Napoleon III. wollte Italien befreien, Da waren nod immer 
die Fremdenregimenter, welche kurzweg Schweizerregimenter genannt zu werben pflegten,tie 
Stügen einer verhaßten Tyrannei. Das erfle Schmeizerregiment des Papſtes hatte tus 
Süd, fih am 20. Juni bei dem Gemegel von Perugia außzuzeichnen. Der Schweizemam: 
ward verhaft in ganz Italien. Die eidgenöſſiſchen Räthe hielten es nun für angemeflm, 
gegen die Bezeichnung der Fremdenregimenter in Italien ald Schweizerregimenter ernilid 
zu reclamiren und namentlich aud die Entfernung ſchweizeriſcher, wenn aud nur cantenaleı 
Embleme aus den Bahnen, melde die Negimenter in Neapel immer noch foriführten, zu 
verlangen. Die Cidgenoſſenſchaft hatte fiherlih ein Recht dazu, dergleichen Forderungen zu 
ftellen, denn ſie hatte die Gapitulationen radical abgejhafft, die Werbungen in der Sämei; 
verboten. Das konnte fie am Ende nicht verhindern, daß ein Burfche vorerſt dad Weite jucte, 
weldyer eine befondere Fertigkeit im Schönfchreiben auf geftenipeltem Papier bewiefen hatt, 
oder ein anderer, beffen Sperialität das Kinderzeugen war, der aber eine entſchiedene Abnzi: 
gung gegen das Inftitut ver Ehe harte. Sole Burſchen Eonnten jih aud aus andern Ländern 
entfernen, und wenn fie vom Heiligen Vater oder dem König von Neapel mit offenen Armın 
empfangen wurden, von jenem wol noch den apoftoliihen Segen und an den Sonntagen nad 
ver Meſſe Religionsunterriht (Verfügung bed Gropfapland vom September 1853) erhielten, 
fo war dad nit Sache ver Schweiz. 

Die Reclamationen des fchweizerifhen Bundesraths im. Jahre 1859, hatten indeſſen dei; 
gen, welche kaum voraudzufehen waren. Franz IL, feit dem 23. Mai 1859 König von Neu: 
pel, wollte wirflih die cantonalen Emibleme aus den Bahnen der Schweizerrginenter em: 
fernen. Dem widerjegten jich die Soldaten, und am 7. Juli brach zu Neapel beim zweiten und 
dritten Schweizerregiment eine offene Meuterei aus. Auf dem Marsfelve Fam + velitinig 

"zum Kampf und Schweizer fanden hier Schweizern gegenüber; das Jägerbatailien Reel 
ſchoß jeine eigenen Landsleute nieder. Infolge diefer Scenen wurden die Schweizerregimenter 
num gänzlich aufgelöft und Scharen fehrten in die Schweiz zurüd; aber bei meitem niht all 

- am. Diele einzelne blieben in Neapel, andere liegen jih für ven Papft anmwerben; Hunter 
fehrten, als fie faum den Boden der Heimat betreten hatten, wieder nad dem Süden un. 
Bon den Offizieren hatten die allerwenigften Sehnſucht nad dem Vaterlande; der gropn 
Mehrzahl war ed mehr um ihre Stellen, Sold und Penſionen als um etwas andered zu hun. 
So gelang es denn der neapolitaniſchen Megierung, die nur in den Fremdtruppen ihren Hal 
fah, neue Söldnerſcharen zu errichten, die nun allerdings nicht mehr Schweizerregimente, 
fondern Fremdenregimenter genannt wurden, zu denen aber die Schweiz trotz eined neue 
dings von den eidgenöſſiſchen Räthen erlaffenen Verbotsgeſetzes, welches nicht mehr blod de 
Falſchwerber, ſondern auch die Angeworbenen bedroht und trifft, immer ein anjehnliget In 
tingent ftellte. Die Geſchichte diefer Fremdtruppen, welche infolge der Ereigniffe von 18%) 
namentlich durd zahlreiche Anwerbungen bairiſcher und öſterreichiſcher Mannſchaft erzan 
und vermehrt wurden, endete mit dem Kalle von Gaeta. Der inzwiſchen durch Zuzügler aus 
aller Welt verftärkten Söldnerſchar des Papſtes, welche unter dem franzöfifchen General da⸗ 
moriciere ald Glaubensarmee dienen follte, war ſchon vorher (im September 1860) duch det 

Einrücken der Piemontefen in Umbrien und die Marken ein fhnelles Ende bereitet worden. 

Die Schweizerregimenter, welde die Bourbonen in Frankreich in ihrem Dienfe gehaluen 
hatten, gingen mit ver Julirevolution von 1830 ein. Aus einem übrig gebliebenen Fremder 
regiment, dem Regiment Hohenlohe, und verſchiedenen Leuten, welche die revolutionären Im. 
gungen ber dreißiger Jahre nach Frankreich hinüberwarfen, wurde eine fogenannte Brent: 
legion für den Dienft in Afrika gebildet. Im Jahre 1835 ward diefe Legion an Spann u 
den Krieg gegen die Karliften abgetreten. Später Fam die Legion in den Dienft Frankrridi # 
rüd, wo jie dann auf die Stärke von zwei Regimentern gebracht ward, von denen cind jaß 
ſchließlich aus Deutſchen, das andere aus Italienern, Spaniern u. ſ. w. zuſammengeſcht 
Am 17. Ian. 1855 decretitte Napoleon IN. die Errichtung einer zweiten Fremdenlegion d 
hend aus zwei Infanterieregimentern und einem Xirailleurbataillon. Diefe Legion jollte auf der 
Schweiz refrutirt werden, und es fehlte ſchon damals nit an Stimmen, welche bebaut!" 
daß dies ein erfter Schritt Napoleon's fei, um feiten Fuß in der Schweiz zu faſſen. Obgleid Ir 
poleon den damals eben nicht wieder in den Bundesrath gewählten eidgenöſſiſchen Ob 
Ochſenbein ald General nad Frankreich berief und mit der Organifation der Xegion beaufttas" 
wollte die Sache nicht recht in Gang kommen. Die Art Leute, welche überhaupt aus ber Sarti 
in fremde Dienfte zu gehen pflegen, zogen auch damald meift Neapel vor, mo fie beſſern S" 
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erhielten und aller Wahrſcheinlichkeit nach weniger zu thun hatten. Eine andere Partie nahm 
wenigſtens die engliihe Schweizerlegion fort, welche gleichzeitig errichtet wurde. So brachte 
man nothbürftig einige Gompagnien zuſammen, und da während ded Krimfriegs auch die erfte 
Sremdenlegion jehr zufammenfhmol;, wurden 1856 die beiden Legionen in eine einzige von 
nur zwei Regimentern zufammengemworfen, vergeftalt, daß fortan das erfte Regiment vor: 
zugsweiſe aus Schweizern zufanmengejegt werben follte. 

Bon Büchern, die fich mit der Geſchichte von Freicorps und Frembdtruppen befaflen, nennen 
wir hier: Debrunner, „Die Erlebniffe ver Schweizercompagnie in Venedig” (Züri 1849); 
May, „Histoire militaire de la Suisse et celle des Suisses dans les differents services de 
l’Europe‘ (2aufanne 1788); „Relation historique des operations du troisieme regiment 
suisse à la prise de la ville de Messine” (Neapel 1849); Rudolf, „Geſchichte der Feldzüge 
und der Kriegsdienſte der Schweizer im Ausland‘ (Baden 1844—45); Sonnenberg, „Be: 
richte über die Gefechte vom 31. März und 1. April 1845 (Luzern 1845); „Der Aprilgang 
der Freiſcharen, aufgeführt im Jahre 1845 gegen Luzern‘; Ochſenbein, „Zweiter Bericht über 
den Kampf der luzernerifchen Flüchtlinge und ihrer Freunde am 31. März 1845"; Rahden, 
„Wanderungen eines alten Soldaten‘ (Berlin 1346—51); „Lesregiments suisses de Naples 
dans les anndes 1848 et 1849 (Neufchätel 1851); Fieffee, „Geſchichte der Fremdtruppen 
im Dienjte Frankreichs“ (Münden 1856); Morell, „Die Schweizerregimenter in Frankreich 
1789—92" (St.:Oallen 1858); „Aus dem Tagebuche des Rittmeifterd von Colomb“ (Ber: 
lin 1854); Kapp, „Leben des amerifanifhen Generals F. W. von Steuben‘ (Berlin 1858). 

W. Rüftom. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. Im Gegenſatz zu der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, welche 
bei wirklich eingetretener Kränkung oder Gefährdung des Rechtszuſtandes, ſei ſie nun direct 
gegen die Privatrechtsſphäre der Bürger oder gegen den öffentlichen Rechtsfrieden gerichtet, auf 
dem Weg des Civil- und Strafproceſſes repreſſiv einwirkt, beſteht das Weſen der freiwilligen 
(oder richtiger nichtſtreitigen) Gerichtsbarkeit darin, daß durch ihre Wirkſamkeit der Möglichkeit 
einer Irrung und Gefährdung der Privatrechte vorgebeugt werden ſoll. Ihr Charakter iſt 
wegen dieſer präventiven Richtung hiernach mehr ein polizeilicher (Rechtspolizei), wie ſie ja 
auch ihr Correlat in der auf Verhütung der Verbrechen gerichteten Criminalpolizei findet. Der 
Gebrauch von Jahrhunderten aber hat in Übereinftimmung mit feinen geſchichtlichen Grund— 
lagen dieſen Zweig der öffentlichen Gewalt zu den Gegenftänven der Juftizgefeggebung gerechnet 
und ald Zweig der Juftizgewalt betrachtet. Soweit auch das deutſche und das franzöſiſche 

Recht in Bezug auf Träger und Drganijation der freiwilligen Gerihtöbarfeit auseinander: 
gehen, fo kommen doch beide im oberften Princip infofern überein, ald der Beamte ber frei: 
willigen Gerichtsbarkeit (jurisdiction gracieuse) der gerichtlichen Hierarchie angehört, wie ja 
auc alle Acte der franzöfifhen Notare dur Anwendung der erecutoriihen Elaujel den Urthei: 
len der Tribunale gleihgeftellt und glei folden ohne vorausgehendes weiteres gerichtliches 
Berfahren vollziehbar find. 

Die oben gegebene Begrifföbeftimmung deutet zwar an, wieweit die Wirffamfeit der frei: 
willigen Gerichtöbarkeit gehen kann, indem jie hiernach innerhalb der Örenzen ihrer präventi= 
ven Natur ſowol 1) dur urkundliche Aufnahme und Ausfertigung aller Rechtsgeſchäfte (Ver: 
träge und legtwilliger Verfügungen) ald 2) durch amtliche Leitung des Vormundſchafts-, 
Grundbuchs- und Hypothekenweſens thätig wird; allein Diele Örenzen der nichtftreitigen 
Gerichtsbarkeit find weiter als die Zwangsnatur derſelben. Es muß mit andern Worten zwi: 
ſchen den Geſchäften der gemifchten und der reinen freiwilligen Gerichtsbarkeit unterſchieden 
merben, injofern ald gewiffe Kategorien von Gefhäften nur unter Mitwirkung der Beamten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Nechtsbeftändigkeit vorgenommen werben können, andere Ge— 
ſchäfte aber ſowol mit als ohne Zuziehung derſelben rechtsgültig zu Stande fommen mögen. 

Längere Zeit hat (namentlich in der particulären deutſchen Geſetzgebung) eine Richtung 
vorgeherrſcht, welche gleichſam die geſammte rechtliche Thätigkeit der Bürger oder gewiſſer 
Klaffen derjelben einer vormundſchaftlichen Überwachung unterwarf und in diefer patriardhali= 
fen Fürforge (welcher jedody auch die Rückſicht auf den Staatöfhag nit fremd mar) dad 
Zwangögebiet der fogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit ſo weit ausdehnte, daß dieſe Be: 
zeihnung faft nur noch als ironifhe gebraucht werden konnte (Arnold, „Praktiſche Erörte- 
rungen”, S. 103, 424). Dieſe Richtung ift natürlich eine verwerfliche. Als Regel muß viel: 
mehr hingeftellt werden, daß die Organe der nichtftreitigen Gerichtöbarfeit nur aus freier Wahl 
der Parteien thätig zu werden haben, Eine Ausnahme von vieler an d.h. ein Muß, wird 
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mit Recht nur da flattfinden, wo die Natur des Gefhäfts und ein an deſſen Abſchließung id 

fnüpfendes erbebliches öffentliches Intereffe deffen Behandlung und Beurkundung durch öfm: 

liche Organe gebieterifh verlangen. Diefe Ausnabmefälle dürften im weſentlichen folgente fen. 
1) Bor allem die Mitwirfung bei allen Gefhäften, bei welchen Minderjährige, Verflantet: 

loſe, Abweſende betheiligt find, überhaupt die Oberleitung der Vormundſchaft über diefe Rate: 


gorien von Perfonen. NRationeller Grund diefer Ausnahme ift die Rechtsgefährdung, welche für | 


die Genannten daraus erfahrungsgemäß entſtehen würde, wenn ihre Bertretung lediglich vom 


Belieben der Privaten abhinge, denen e8 zum wenigften gleihgültig, wenn nicht gar vottheil 


haft fein könnte, wenn der Staat fih des Minderjährigen, bed Abmefenven, des Verflantes: 
Lofen, kurz der Perfonen nicht annehmen wollte, die doch ihre Intereffen ſelbſt zu wahren redt: 
lich oder tbarfähli außer Stande jind. 

2) Die urfundlihe Feftftellung aller Verträge und fonfligen Rechtsacte, durch melde 
Grundeigenthum von einem Eigenthümer an den andern übergeht, und Wahrung dieſes Uber: 
gangs in den Öffentlichen (Grund-) Büchern (gerihtlihe Auflaffung, Ingroflation). Rationeller 
Grund ift Hier das ftarfe Geſammtintereſſe, welches Sicherheit des Grundeigenthums, dieler 
Baſis des Bolkswohlftandes, und Erfennbarkeit des Eigenthümers nicht blos in finanzieller 
Beziehung, fondern auch im Hinbli auf die widtigen, an Beſitz von Grundeigenthum ſich 
fnüpfenden Öffentlich rechtlichen Befugniffe verlangt. 

3) Die urfundlie Aufnahme aller Verpfändungen von Liegenfhaften und Gintrag der: 
felben in Öffentliche Bücher. Grund der Ausnahme ift das öffentliche Intereſſe an der Erhaltung 
des Realcreditd, welche nur durch die angedeutete Öffentliche Gontrole erreichbar iſt. 

Für alle Fälle, in melden kein überwiegender Grund für die nothwendigt Ciamiſchung 
der Öffentlichen Autorität vorliegt, genügt der Staat vellfommen den Anforberungen fei: 
ner Bürger, wenn er ihnen Gelegenheit verfhafft, ohne allzu große Opfer an Zeit und Beh 
ihre Rechtsacte vor einem mit Öffentlichen Glauben ausgeftatteten Organ nad freiem Cutſhluß 
aufrichten zu können; der Staat kann alfo nur zu einer zweckmäß igen Organifation der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit verpflichtet erachtet werben. 

In diefer Frage nach der Geftaltung dieſes Rechtszweigs tritt und ein eingreifender Örgen: 
fag zwiſchen dem deutſchen (auf der Praxis des 16.— 18. Jahrhunderts beruhenden) und 
dem franzöſiſchen Rechte entgegen, welder dazu auffordert, durch vergleichende Darftellung 
beider zu prüfen, welches von beiden Syſtemen den Vorzug verdienen dürfte. 

Der Ausgangspunkt beider Syſteme ift der gleiche: das in den italienifhen Stabtreten 
auf Grund germanifcher Elemente ausgebildete Notariatsinftitut, nad weldem die vor den 
öffentlihen Notaren (judices chartularii) erriäteten Urkunden mit gleicher Kraft mie bie 
gerichtlichen Urtheile verfehen, d. h. ohne weitere gerichtliche Procedur vollziehbar waren. Die 
Ausbildung diefes Inftituts erfolgte in Frankreich auf völlig organifche Weife durch die Orbon: 
nanzen der Könige, unter deren ftetigem Einfluß das Notariat in fortfcpreitender Entwidelung 
zur vollen Reife und zu einem folden, felbft dur den Skandal der Verkäuflichkeit der Note: 
riatöftellen nicht beeinträchtigten Grad der Vervollfommnung gelangte, daß der Gefepgebung 
der Revolution außer der Entfernung dieſes Skandals nur die Zufammenftellung der zetſtteu⸗ 
ten Normen übrig blieb. In dieſer Geſtalt iſt das Inſtitut, das ſonach keineswegs der Nevolu: 
tion feine Entftehung verdanft, auf die Begenwart übergegangen. Nach der franzöſiſchen Geſeh⸗ 
gebung find die Notare öffentliche Beamte, die alle Verträge, welche die Parteien unter ihrer 
Mitwirkung errichten wollen oder müffen, friftlich aufzunehmen, diefe Urkunden mit dem 
Gharafter der Öffentlichen Urkunden zu verfehen, in Urſchrift in ihrem Archiv aufzubewahren 
und Ausfertigungen verfelben zu ertbeilen haben. Sie werden lebenslänglich angeſtellt; zur 
Anftellung wird ein Alter von 25 Jahren und längerer praftifper Curs bei einem Notar ev 
fordert. Die Zahl der Notare innerhalb eines gewiſſen Bezirks beſtimmt ſich nad der Einwoh 
nerzahl und nach dem Bedürfniß. Jeder Notar erhält von der Regierung einen beftimmtrt 
MWohnfig angewiefen. Nur innerhalb feine® Sprengels hat er Öffentlichen Glauben. Grhat 
eine Gaution zu hinterlegen, bezieht keine Befoldung, fondern Gebühren. ine aud ben Rola⸗ 
ren ſelbſt hervorgegangene Corporation hat in Concurrenz mit der Staats anwaltſchaft die 
unmittelbare Aufſicht auf die Notare des Sprengels; Dienſtvergehen ahndet das Gericht erſter 
Inſtanz, vorbehaltlich der Berufung, durch Geldbuße, Suspenſion oder Amtsentſetzung. Iwe 
Notare vereinigt inſtrumentiren ohne Zeugen, der einzelne Notar muß zwei Zeugen zuzieben, 
deren Fähigkeit ebenfo wie die fonftigen Formalien der Acte das Gefeg genau geregelt hat. Die 
Urſchrift des Actes (minute) behält der Notar mit wenigen Ausnahmen in feinem Ari, 
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aus dem er fie nur Eraft richterlichen Urtheild herausgeben darf. Die Ausfertigungen dage: 
gen find doppelter Art: entweder werden fie mit der erecutorijhen Glaufel verfehen und 
find dann glei gerichtlichen Urtheilen vollziehbar (grosses), oder fie entbehren vieler Clauſel. 
Jede minute wird vom Notar in ein amtlich cotirtes Regifter eingetragen. Bei Sterbefällen 
und ſonſtigem unfreiwilligen oder freiwilligen Ausſcheiden eined Notar wird von Amts wegen 
für Aufbewahrung des Archivs und deſſen Übergabe an den Nachfolger geforgt. Den Notaren 
fteht in Conſequenz dieſer Cinrihtung die Verwaltung der gefammten freiwilligen Gerichts: 
barfeit zu, wovon neben einigen Detailausnahmen nur ausgeſchieden ift: das Vormundſchafts— 
weſen, weldes den Friedensrichtern unter Mitwirkung der Familienräthe zufteht, und die Füh— 
zung der Hypothefenbücder, welche beſondern Beamten (Gypothefenconfervatoren) anvertraut 
ift (die Aufnahme der Verpfändungsurfunden fommt den Notaren zu). 

Gänzlich abweichend hat ji) der Zuftand der freiwilligen Gerichtöbarfeit in Deutſchland in 
den Gebieten, in melden das Notariat nicht durd die Geſetzgebung neu belebt worden ift, 
geftaltet. Das Notariat hat in Deutihland das Misgefhid gehabt, in den Kampf zwifchen der 
kaiſerlichen Gewalt und der Gewalt der Landesherren gezogen zu werden und ift hierbei felbft 
untergegangen. Die Ernennung der Notare bildete ein Reſervatrecht der Kaiſer, melde vefjen 
Ausübung jedoch oft Privaten (den faiferlihen Pfalzgrafen, comites palatini) übertrugen, und 
je mehr hierdurch auf der einen Seite durch vielfach vorgefommene Ernennung untauglicher over 
anrüchiger Berfonen zu Notaren dad Vertrauen in das Notariat unaufhaltfam ſank, um fomehr 
wurbeauf der andern Seite dad Beitreben ver Landesherren durch die Öffentliche Meinung unter: 
fügt und gerechtfertigt, welches darauf gerichtet war, den Amtskreis der Notare zu beichränfen 
und bie Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit den ordentlichen landeshetrlihen Gerichten zu 
überweijen. Das Ergebniß ift, wo nicht völlige Erlöſchung, do die Entwürdigung und Bedeu: 
tungälojigfeit des Notariatd gewejen. Die freiwillige Gerichtsbarkeit ſelbſt aber hat durch vie 
Überweiſung an die Gerichte nichtö gewonnen, und man darfjagen, daß diefelbe in vielen Theilen 
Deutſchlands in einen Zuftand des äußerſten Verfalls gerathen war und ift. Cine excluſiv 
theoretifhe Richtung des Rechtsſtudiums und der Rechtsliteratur, welche diefen Zweig der 
Rehtspraris faft gar nicht beachtete, die hierdurch genährte ebenfo falſche als unwürdige Anſicht, 
ald ob er leviglih Sache ver Routine und mechaniſcher Schreiberei wäre, haben in Verbindung 
mit der Gefhäftsüberhäufung der mit der Civil: und Griminalgerichtöbarfeit (ja häufig noch 
mit der gefamnıten Verwaltung) betrauten Untergerihte diefen Verfall herbeigeführt. Treffend 
it das von Heing im „Gerichtsſaal“, 1850, I, 64, gegebene und auf manche andere deutſche 


“ Provinzen anwendbare Bild des Zuftandes der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Baiern: „Das 


Notariat ift in den altbairifchen Kreifen in dem Fläglichften Zuftand und gibt namentlich auf 


dem Lande zu den bitterften Klagen Anlaß. Es kann aud wol nicht anders fein, denn die 


Wh wie WR 


Beamten haben fein perfönliches Interejfe an der guten Verbriefung der Verträge, fondern es 
ift ihnen diefed nur eine Laſt, und zudem jind die Landgerichte mit Gefhäften derart überhäuft, 
daß fie das Gontractwefen häufig einem Oberfhreiber oder einem Praktikanten überlaffen 


' müffen. Da die Parteien des Geſchäftödrangs wegen auch bei diefen nur wenig Gehör finden 


nr 


fönnen, fo ſehen fie fi genöthigt, gegen befonvere Bezahlung ihre Verträge durch Anwälte im 
Goncept fertigen und fie bei dem Gericht nur abfchreiben zu laffen; es foll dieſes faft überall 
fogar die Regel fein. Die Folge davon ift, daß die Parteien doppelt, ja dreifach bezahlen müffen. 
Zudem find Eorrecturen, Überſchreibungen, Ausftreihungen, deren Billigung dur die Par: 
teien nicht aus dem Act erjehen werden kann, bei diejer Ginrihtung gewöhnliche Erfheinungen, 
und Unbeflimmtbheit des Ausdrucks und mangelhafte Redaction fommen noch häufig dazu. 
Meld reihe Duelle von Proceffen find folde Urkunden!‘ 

Kein Stand hatte fi dagegen in Frankreich und den Rheinlanden, welde die franzöͤſiſche 
Gefeggebung noch befigen, eined jo allgemeinen und unbegrenzten Vertrauens zu erfreuen als 
die Notarien. Don Generation zu Generation waren fie die Vertrauten und Rathgeber der Fa— 


milien; ihnen vertraute man blindlings, oft ohne alle Beicheinigung, fein ganzes Vermögen 
: an. Trübe Erfahrungen neuerer Jahre haben zwar diefes allgemeine und unbegrenzte Ber: 
‘ trauen in das Notariat etwas erſchüttert, allein dieſe Erfahrungen, ohnedies das Product einer 


WR 


nicht blos auf diefen Stand beichränften Zeitftrömung, welde die ſchwindelhafteſten Specula— 
tionen, den rafhen Erwerb und Verluft von Millionen durch das Hazardſpiel der Börſe gefchaf: 


fen bat, haben nur die der franzöfiihen Geſetzgebung über das Notariat noch anklebenden 


Mängel (Mangel einer feften Gebührenordnung, Verkäuflichkeit der franzöfifhen Notariats- 


ſtellen, Mangel eines Verbots, jih mit Banfiergefhäften u. ſ. w. abzugeben) in das deut: 
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lichſte Licht gefegt und fprechen nicht gegen ein Inſtitut, deſſen Weſen diefe Mängel nichneth 
‚wendig trägt. 

Vielmehr muß ald Grundlage der dringend nothwendigen Reform der freiwilligen Gerät: 
barfeit gerade das franzöſiſch-rheiniſche Notariat, unter Vorbehalt zeitgemäßer eigener Bahr: 
ferungen, bezeichnet werden, mit andern Worten: die freiwillige Gerichtöbarfeit muß in die him 
von Perjonen gelegt werben, welche durch Rechtsſtudium gleich den Richtern ſich herangebilde 
durch Prüfung gleih ven Richtern fi über ihre allgemeine juriftifhe Vorbildung audgemieien 
durch praftifchen Curſus eine jpecielle Geſchäftsgewandheit in diefem Zweig der Nedhtäprarid id 
angeeignet und denjelben leviglich zum Lebensberuf gewählt haben. Denjelben ift der Eharakır 
von Öffentlihen Beamten in weitern Sinn zu verleihen, jie find jedod nicht auf Befoldung ın 
Venſion aus der Staatdfaffe, jondern auf die nach einer feſten Tare von ihmen zu beziebenen 
Gebühren anzumeifen. Ihre Zahl richte fih in jedem Sprengel nad dem Berürfniffe, det 
müſſen in jevem Sprengel wenigftens zwei Notare angeftellt werden, um durch die Goncurm; 
den Eifer derfelben anzufpornen und dem Publikum Gelegenheit zur Wahl nah Mapgabe ix 
Geihäftstüchtigkeit zu geben. Die Notare find der Disciplinargemwalt zu unterwerfen, meld 
jedod unter Goncurrenz von beftinnmten Staatsbeamten von Notariatsfammern ausjuühn 
wäre. Strenge Formen mülfen für die Abfaflung der Notariatsurfunden vorgefäricen, den: 
jelben der Charakter der Dffentlichkeit verliehen, was Aufbewahrung und Ausfertigung der 
Urfunden betrifft, das franzöjifhe Syſtem adoptirt werden. In Anfehung ver Bollziehbarker 
der Urkunden wird es jedoch den deutſchen Anfhauungen mehr entfprechen, wenn ie nict durd 
BVolljugsbeante a Ja huissiers, fondern — da durch Nichterfüllung des betreffenden Actrd eine 
zur Gompetenz der ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörige Differenz entſteht — auf wu Keg eines 
beihleunigten gerichtlichen Verfahrens durchgeführt wird. Der Notar muß Arena Verant: 
wortlichkeit unterworfen, zur Stellung einer Gaution angehalten, es müſſen ihm ale {nm 
Beruf fremden Geldgefhäfte und banfierähnlichen Negotiationen auf das firengite unterlag! 
werben. 

Bon der Thätigkeit der Notare werde nur ausgenommen die Leitung des Vormundidaftt: 
wejens, welches den Gerichten zu verbleiben hat, und die Führung der Hupothefenbüder urd 
Grundbücher, welde befondern Organen anzuvertrauen ift, jedoch fo, daß der Gintrag in delt 
Bücher immer nur auf Grund einer gerichtlichen Verfügung oder einer Notariatdurunk 
erfolgen darf. 

Die öfterreihifche Notariatdordnung vom 21. Mai 1855 entfpricht im mejentliden da 
oben dargeftellten Anforderungen an eine tüchtige Organifation des Inftituts. . 

Ph. Born. 

Freizügigkeit. Unter Freizügigkeit verfteht man im allgemeinen das den Mitgliere 
eined Staatöverbandes zuftehende Recht, innerhalb diefes Staatdgebiets Aufenthalt und Be 
nung zu wechſeln und an einem beliebigen Orte zu nehmen. Insbeſondere alfo begreift Me* 
Recht zur Veränderung des Geburts: oder bisherigen Heimatsorts und zu deſſen Vertaufdun 
mit einem andern Wohnorte. Ausgeſchloſſen oder juspendirt wird fie durch die Einjälrgı 
oder Verftridung (confinatio) wie dur Provinzial: oder Ortsverweiſung (relegatio, EN 
lium), als gejeglidh angebrohte und richterlich erfannte Arten der Freiheitäftrafe )), ober dur 
Stellung unter Polizeiauffiht mit der Wirkung, daß dem Verurtheilten der Aufentdalt e 
einzelnen beftinunten Orten von der Randespolizeibehörde unterfagt werben fann, alt m“ 
auf Grund von Strafgefegen richterlih auszufprehende Folge begangener DBerbreien | 
Ausgenommen von der Erörterung über Freizügigkeit find auch die im vermeintlichen Int‘ 
der Öffentlichen und Privatfiherheit ergangenen Vorſchriften über Päſſe, Legitimariond: #" 
Aufenthaltöfarten für Reifende, felbft Inländer ?), deren willfürliche Handhabung feitn" 


1) ©. 5. B. Feuerbach, Lehrbuch des gemeinen peinlichen Rechts, $. 149. el 

2) ©. unter anderm die 88. 26 u. 27 des Strafgefegbuche für die preußifchen Staaten vom! 
1851 (Breußiiche Gejegfammlung von 1851, ©. 101 fg.). ei 

3) ©. unter anderm die $$. 17 u. 18 des allgemeinen Paßedicts für die preußiſche Monat EU 
22. Juni 1817 (Gefegfammlung, &. 152 fg.), in Verbindung mit $. 14 des preufifchen dat" 
bie Aufnahme neu anziehender , erde vom 31. Dec. 1842 (Gefepfammlung von 1843, ẽ 
Nr. 2317). Die Beſtimmungen wegen der Paßpflichtigkeit gewiſſer Klaſſen, wie z. B. der Such, 
nicht Staatsbürger waren, find in Preußen mit der Verfaflungsurfunde vom 31. Jan. 180 he 
Kraft getreten, denn alle Preußen find vor dem Gefege gleich. Freizügigfeitsbejchränfungen, ir 
mit dem Verhältniß zur Familie oder Militärpflichtigfeit — bleiben hier ebenfalls ar“ 
Betracht, fo erfchwerend auch legtere in einigen Staaten einwirken. 
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Polizei freilich zur Vereitelung der Rechte Staatsangehöriger auf Freizügigkeit und perſoͤnliche 
Freiheit misbraucht werben kann. Hiervon ganz abgeſehen, unterliegt dad Recht auf Frei: 
zügigfeit, welches dem Gebiet ver natürlihen und allgemeinen bürgerlichen Freiheit, im Ge: 
genfag und Unterſchied zur politifhen, angehört, doch in einzelnen deutſchen Ländern, hier 
mehr, dort weniger, manderlei theild unmittelbaren, theild mittelbaren gejeglihen Befhrän- 
tungen. Gleihwol fleht die Freizügigkeit unter denjenigen Befugniffen natürlicher und all- 
gemeiner bürgerlicher Zreiheit voran, melde den Staatsangehörigen nicht vorenthalten oder 
verfchränft fein follten, ohne jie gleichzeitig von der Selbftverantwortlichkeit für ihre und der 
Ihrigen Eriftenz, von der Pfliht und Fürſorge der eigenen Erhaltung des Dajeind zu entbin- 
den und frei zu erflären. Sie ift die Vorbedingung zur volllommenen Anwendung und Ver: 
werthung ber einem jeden von Gott verliehenen geiftigen und phyſiſchen Kräfte und erwor- 
benen Vermögen. Allerdings ftehen ihr zur Seite noch andere Grundrechte, deren Anerfen- 
nung ber Freizügigkeit erft Werth und Bedeutung gibt; fo a) dad Net zur Gründung 
einer Familie dur Verehelihung und eines eigenen felbftändigen Hausſtandes; b) das der 
freien Grwerbung von Grundeigenthum nebft der Anfievelung auf dem erworbenen eigenen 
Grund und Boden (auch mitteld Befeitigung der Theilbarkeits- und Anſiedelungsbeſchrän— 
fungen; f. die Art. Agrarverfaffung, Dismembration, Grundvertheilung); ſodann c) das 
der Freiheit der Arbeit, die unverjchränfte Befugniß, fi mitteld Hand: oder handwerksmäßiger 
und fonfliger gewerblicher Thätigkeit zu ernähren (duch Befeitigung von geſchloſſenen Zünften 
und vom Gonceffiondwefen wie von gewerblihen Exelufiv= und Realberehtigungen; |. Ge: 
werbefreibeit). 

Iſt die Freizügigkeit eine wefentlihfte Worbedingung zur Anwendung und Verwerthung 
der angeborenen und erworbenen geifligen und phyfifchen Kräfte und Bermögen, fo muß aud 
deren unbejchränfte Herftellung als eine höchſte und dabei nothwendigfte Aufgabe der Re— 
gierungen und ber Gefeggebung jedes chriſtlich-germaniſchen Staatöwefend betrachtet wer- 
den, deſſen Aufgabe feine höhere ift*), ald „ven Staatdangehörigen die möglihft freie Ent- 
widelung und Anwendung ihrer Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte in moralifher jowol als 
in phyſiſcher Hinficht zu gemähren und jeved dagegen obwaltende Hinderniß moͤslichſt hinweg⸗ 
zuräumen“. 

Es wird zugegeben werben, daß die Conſervation oder gar die Reſtauration von Hinder⸗ 
niffen ſolcher Art nicht geeignet ift, bei der großen davon betroffenen Maffe Liebe und An- 
bänglichfeit wie Aufopferungsluft für das Vaterland und Adtung vor den Obrigfeiten und 
Gejegen zu befördern, ferner, daß fo wenig die Volks- wie die Finanzkräfte geftärkt werben, jo: 
bald man die befruchtenden Quellen und Wurzeln des Voltswohlitanves, die Arbeitäfräfte ver 
Individuen, melde indgefammt die Staatsgejellihaft bilden, in ihrer Entfaltung hemmt und 
unterbrüdt. Wiſſenſchaft und praftifhe Erfahrung haben zu der Überzeugung geführt, daß 
die Population der Länder nicht durch Auswanderungsverbote erzwungen oder fonft durch künſt⸗ 
liche Mittel regulirt werden darf und fanı. Man unterjhägt eher die Bedeutung einer wad- 
jenden Volkszahl für ven Wohlftand. Jedenfalls ſchämt man ſich jegt, Durch Verbote und Be— 
ſchränkungen ver Auswanderung der eigenen Befeggebung und Verwaltung dad Pauperitäts- 
zeugniß audzuftellen, daf deren Mängel und Schlechtigkeit größer jeien ald die Macht der ven 
Menfchen tief eingeborenen Anhänglichkeit am heimatlihen Boden. Dennod läßt man Inſtitu— 
tionen und Gefeße beftehen, welche die freie Bewegung der Bevölferungen im Innern der Staa 
ten, die Aus- und Einwanderung von Ort zu Ort verhindern oder erjhiweren und die Men— 
{hen an den Geburts: oder bisherigen Heimatdorten fefthalten. Thatſächlich ift dies nichts 
anderes als eine veränderte, vielleicht etwas mildere Form der freilich vor nicht viel länger ald 
einem Menfhenalter in Deutihland allgemein aufgehobenen Erbunterthänigkeit und Schollen- 
pflitigfeit. Während die Regierungen einerfeitö, abgejehen von vereinzelten Erſcheinungen 
einfeitigfter und verfehrtefter Befhränftheit, den Fortſchritt von Agricultur, Gewerben und 
Fabrikinduſtrie, von Bergbau und Hüttenbetrieb begünftigen, zu deren Entfaltunges doch aller: 
orten, wo fie hervorwachſen, vermehrter Arbeitöfräfte bevarf, führt andererfeitd die Geſetz— 
gebung wie die Staats- oder die Öemeindeverwaltung vielfah noch einen unaudgefegten ge- 
heimen Krieg gegen jene unerlaßlihen Bedingungen eines ſolchen Auffhwungs und Fort- 
fhritts, indem man Hemmniffe und Erfchwerungen der Freizügigkeit erhält oder erneuert. 


4) Wie dies auch $. 34 der preußifchen Gefchäftsinftruction für die Regierungen vom 26. Dec. 1808 
treffend ausſpricht. 
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Mäbhrend gleichzeitig mit dem Zurüdgehen der Induftrie und des Wohlſtandes in der einmster 
andern Ortlichfeit und Gemeinde auch Nahrungstofigkeit ihrer Mitglieder eintritt, dabriaker 
mit der Verarmung der legtern bie Laft der Armenpflege der erſtern zunimmt und die Sum: 
nität und das Mitgefühl einer immer geringer werdenden Anzahl Wohlhabenver vennod jı 
immer größern Ausgaben und Anftrengungen heraudgefordert, hingegen die Bebürftigen ter 
der fittlihen Selbftwerantwortlichkeit und eigenen Hülfe für ihre und der Ihrigen Erhaltung 
immermehr entbunden werden, beraubt ſich die Geſellſchaft andererfeitd durch die Gejege, melde 
die Freizügigkeit beichränfen, des wirkſamſten Gegenmittel$, indem fie dadurch die Renſchen 
verhindert, den Grjag für die verfiechten Nahrungsquellen an andern Orten aufzufugen. Man 
will die Menſchen zu höherer Sittlichkeit emporheben und doch demoralifirt man andererfeit 
dur Beſchränkung der Freizügigkeit den Charakter der Staatdangehörigen. Als eine nur 
sonfequente Wirkung der Freizügigkeitöbefhränfungen bürdet der Staat fi und feinen &e: 
meinden ein Maß von VBerpflihtungen auf, das er doch Schließlich zu erfüllen außer Stande ik 
Statt den Grundfägen der Gerechtigkeit in Anerkennung des Freizügigkeitsprincips für ale 
Staatsangehörigen zu huldigen und dadurch allen wirffamer und dauernder zu helfen, jhmeidel 
dem eiteln menschlichen Herzen die Bezeigung von Frömmigkeit und Humanität. Man mitt 
lieber an Stelle ver Gerechtigkeit das Patrorinium der Wohlthätigkeit, Freilich mit der Wirkung 
einer erweiterten moralifchen Beherrſchung feiner ärmern Mitmenfchen. 

Allerdings möchte wol von Feiner Seite ein Recht der Angehörigen eines Staatsverhandes 
auf unbefchränkte Wahl ihres Wohn: und Heimatsorts beftritten werden, fobald +4 mur feine 
Armen gäbe und fobald nur alle Menſchen die Garantie einer durch jie felbit gefiterten Eri: 
ſtenz mitbrächten, fofern nur etwa alle als Rentiers und Kapitaliften won ben früßten sind 
aufgefparten Vermögens lebten, oder aber auch, wofern die Neuanziehenden alt Geneiduri 
bende und Arbeiter nicht mit den bisherigen Heimatsangehörigen gleicher Kategerie in En: 
eurrenz träten, oder wenn überall der ganze Staatöverband und nicht, tie in allen Linden 
verfaffungsmäßig hergebracht iſt, ein Fleinerer Abfchnitt jenes großen Verbandes (vie Grmeink, 
eine Corporation und Genoſſenſchaft innerhalb derſelben, eine Innung u. f. w) die Verpft— 
gung verarmender Mitbürger zu übernehmen Hätte. 

Hauptſächlich gründen ih fonad die Befhränfungen ver Freizügigkeit auf mei Ro: 
tiven: 1) auf die Beforgniß vor fünftiger Berarmung Neuanziehender und bie Prävention 
gegen die möglichermeife wachſende Laſt ver den Gemeinde- oder andern Corporationsverbänder 
und Heimatsbezirfen obliegenden Armenverpflegung ; 2) auf die Beforgniß vor Berinträd: 
tigung bed Arbeitögebietd und Nahrungsftandes einzelner oder verſchiedener Klaſſen ven 
Drtd- und Bezirfsbewohnern (Fabrikanten, Handwerkern, Tagelöhnern) durd neuen Jung 
concurrirender Berufsgenoffen ähnlicher Kategorien. 

Nun aber wird es (mie ſchon Chriftus fagt) Arme geben bis an der Welt Ende. Pie mi 
überwiegende Mehrzahl der Menſchen bringt aus den Familien, in denen fie geboren und etzeza 
werben, fein anderes Bermögen mit als die eigene geiftige oder phyſiſche Arbeitskraft. Di 
meiften Menfchen jind, nad kaum beendeter nothdürftiger Erziehung und Unterweilung, MU 
ihren Mitteln zur Erhaltung des Dafeind wiederum nur auf die Benugung jener eigenen am 
geborenen und angebilveten Kräfte angewieſen. Bon ihnen arbeitet fich immer nur eine m" 
hältnigmäßig geringe Anzahl zu mäßigem Wohlftande, Hingegen eine meit Eleinere zu ein 
Bermögen empor, deſſen Revenuen die Eriftenz aud der Nachkommenſchaft in arbeitflor! 
Muße fihern. Auch die Erhaltung eine® von den Ahnen in der Gontinuität der Geidlt" 
ererbten Familienvermögens fegt Eigenſchaften voraus, verlangt Orbnungsfinn, Bemei 
tungsgeſchick, ſelbſt Lebensweisheit und Tugend, welche erfahrungsmäßig nicht immer tur 
Teftament oder ab intestato vererbt werben. Täglich gehen große Vermögen durch Veriäi® 
dung und Rieverlichfeit verloren ; ihre Bejiger kommen an den Bettelſtab over ind Am 
* — von unverſchuldeter Verarmung durch Unglücksfälle, Krieg, Han 

ifen u. f. w. 

Mo die bürgerliche Geſellſchaft nicht in Kaften erftarrt ober wo der Faftenartige Untmiät® 
ftänpifcher Gliederung einmal verſchwunden ift, wird man ſich vergeblich bemühen, pi 
glieder der Gefellihaft nad Reichthum und bürgerlicher "Stellung ein für allemal zu pr 
dern. Der Begriff des fogenannten Proletariats ift nicht zu firiven. Verſteht man unter Pre 
letariat, nad den aus franzöfiich=focialiftifhen Theorien und Phrafen hervorgegangen", 
vielfah aud nad Deutſchland übertragenen verfehrten Vorſtellungen über die Natur bu 
Lebenöbedingungen ver bürgerlichen Geſellſchaft, nicht blos diejenigen, denen Kraft, Bike 
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und Luft zur Arbeit wie das Bewußtſein und Streben fehlt, mittels eigener Thätigkeit die 
Selbitverantwortlichfeit für ihre Eriftenz zu bewähren, fondern zugleich alle diejenigen, weldye 
darauf angewiefen find, die Mittel dafür von Tag zu Tag oder von Jahr zu Jahr unter ven 
Wehfelfällen und Gonjuncturen von Naturereigniffen und Weltbemegungen durch geiftige 
oder förverliche Arbeit zu gewinnen, begreiftman mithin unter dem Proletariat etwa denjenigen 
Theil der menſchlichen Gefellihaft, weldhen man in Frankreich vor der Revolution (auch wie— 
derum neuerlich) die arbeitenden Klaffen nannte, oder wol aud (vor 1789), weil zur Arbeit 
verpflichtet, darum veradhtet, den vierten Stand oder das Volf, im Gegenfag zur Arifto- 
fratie und Bourgeoifie), fo gehört noch gegenwärtig, wie in aller Zufunft, die weitaus grö- 
Bere Hälfte ver Menichen zum Proletariat. Es dürfte denn aber wol den modernen, aud) aller= 
reihften Staaten unmöglich werden, ven in Rom zur Zeit der finfenden Republif und des 
Cãſarenthums durd die Natur und die Berhältnifje ver vamaligen bürgerlihen Gefellfchaft er: 
klärten und gerechtfertigten Ruf eines ſolchen Proletariats: „Panem et Circenses!“ zu befrie= 
digen. Dazu bedurfte es in Rom der erpreften Schäge wie ver Arbeitäproducte der ganzen übri- 
gen befannten Welt. Es galt dort jhon als eine erheblidhe Reform, daß Cäſar die Nummern 
der Empfängerlifte von unentgeltlihem Brotforn von 320000 auf 150000 Herabjegte und 
legtere ald Murimalzahl der Freifornftellen firirte (Mommfen, „Römiſche Geſchichte“, II, 
486). Jenes römische wie das antife Broletariat überhaupt wäre aber nur ®) die Kehrſeite und 
confequente Wirkung der ebenfo wol beim Aderban als beim Gewerbe und Kabrifwefen im: 
mens wudernden Sklavenwirthihaft, in deren Goncurrenz, bei immer größerer Ausdehnung, 
die freie Arbeit erlag. 
Wie anders ſteht es Heutzutage mit der bürgerlichen Gefellfhaft ımd ihren Elemen— 
ten! Mittel: und Ausgangspunft ihrer Erhaltung und des Unterhalts ihrer Glieder be— 
ruht in der freien Arbeit. Mit der Aufhebung ver Leibeigenſchaft, Erbunterthänigfeit und 
Shollenpflitigfeit der beim Landbau befchäftigten arbeitenden Klaffen, der größern Hälfte 
der Volkszahl, hörten von ſelbſt die ohnehin nicht ſonderlich erfüllten, weil unerfüllbaren Ber- 
pflichtungen der Gutsherren zur Erhaltung und Ernährung ihrer verarmten hüffsbebürftigen 
Hinterfafien auf. Wie in allen andern Gebieten der volkswirthſchaftlichen Thätigkeit, fo ift 
fortan auch beim Landbau die freie Arbeit Eriftenzbedingung der Geſellſchaft und ber Indivi— 
duen, aus denen diefelbe befteht. Daraus folgt aber mit Nothmendigfeit, daß auch die Frei— 
heit der Arbeit wirklich hergeftellt werde. Alles was dieſe beſchränkt, befördert auch (mie einft 
die römifche Sklavenwirthſchaft) die Erzeugung eined Proletariats in jenem eigentliden, dem 
antiken Sinne. Denn jede Beſchränkung der Arbeitäfreiheit, welche dem Arbeiter, ver fich ſelbſt 
ernähren will, Gelegenheit und Mittel hierzu entzieht oder erfchwert, entbindet denſelben that- 
ſächlich von der Selbftverantwortlidkeit und Selbfthirlfe und meift ihm dagegen auf die Armen— 
pflege des Staates, begiehungsmweife der Gemeinden an. Kann der Staatöverband, ohne dem 
Ruin feiner Finanzen und einem verſchleierten Communismus zu verfallen, die Armenpflege 
nicht auf das Staatöbudget übernehmen, jind es mithin größere oder Fleinere Gemeinde- und 
Heimatsbezirke, venen der Stantöverband die Armenpflege übertragen hat und belaffen muß, 
jo haben dieſe legtern nur für eine Ungerechtigkeit ver Gefeggebung einzutreten, melde ben 
Gliedern des Staatsverbandes ihr erfted und natürlichftes Recht auf ven vollen Gebraud ihres 
unmittelbarften Eigenthums, der eigenen Kraft, verfchränft. Sonad hat nur die Armenpflege 
der Gemeinden in legter Inflanz die Inconfequenz einer Gefeßgebung auszugleichen, melde 
einerfeit® dem Arbeiter die perfönliche Freiheit und damit bie volltommene Pflicht zur Selbft- 
erhaltung übertrug, ihm hingegen auf der andern Seite dad Arbeitöfelo ängftlih und unnatür- 
lich begrenzt, indem fie die wefentlichfte Vorbedingung zur Freiheit der Arbeit, die Breizügig- 
feit, mit vielerlei Schranken und Hinderniffen umgab, anftatt vielmehr diefe Schranken und 
Sinderniffe fofort gleichzeitig mit der allgemeinen Herftellung der perfönlichen Freiheit aller 
Stautsangehörigen aufzuheben. Das Intereffe der Gemeinden und Heimatöbezirfe an ber 
Freizügigkeit im großen und ganzen fteht fonad mit dem der Individuen nit im Wider— 
ſpruch, vielmehr fällt das eine mit dem andern zufammen. Die Concurrenz aber ift unzer— 
trennlich von der gemeinen bürgerlichen Freiheit, ebenjo wol auf dem Gebiete körperlicher wie 
auf dem geiftiger Arbeit. Sie ift die Bedingung jedes Fortſchritts. Ihre Ausfhliefung auf 


5) U. de Tocqueville, L’ancien regime et la revolution. 
6) Abgefehen vom eigenthümlichen innern Entwidelungsgange des römiſchen Staatsweiens und 
‚een ununterbrochenen zerflörenden Kriegen. 
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dem allgemeinen Arbeitögebiet würde noch weit weniger gerechtfertigt jein als bie unveräuerte 
Fortdauer dem Geſammtwohl widerftreitender Privilegien und Monopole anderer Art. 

MWieweit die Fürforge für verarmte und dabei wirklich hülfsbedürftige Glieder, der üdt 
Geſellſchaft nicht entziehen fann und darf, auszudehnen fei, ift am diefem Orte nicht zu erörtm. 
Übrigens aber ift bei ver Freizügigfeitäfrage und ihrer Gollijion mit der Pflicht der Gefelliärt 
zur Fürforge für hülfsbevürftige Arme davon auszugehen, daß diefe Pflicht, jomeit fr nidı 
Sache ver Familien oder befonderer Gorporationen und Genoflenihaften oder Stiftungen 
u. f. w. ift, ven Gemeinden und Heimatsbezirken (in weiterer over engerer Begrenzung) ekliegt 
und verbleibt. 

Das ven Befugniffen der einzelnen Gemeinden und Heimatöbezirke zur Abs oder Ausni- 
fung Neuanziehender, wie ihren Verpflihtungen zur Fürforge für hülfsbedürftige Are 
gegenüberftehende Recht auf Freizügigkeit ift überdies aber auch nod in verihiedenen deut 
hen Gefeggebungen nad gewiſſen Graden und Modalitäten abgeftuft, je nachdem der Aız: 
anziehende nur eine mehr oder weniger precäre, vorübergehende und periodiſche, oder aber, 
und zwar hier früher, dort fpäter, eine geficherte, dauernde Heimat am neugemählten Wohnen: 
gewinnt. Danach find wiederum aud die Umzugsbedingungen bald mehr, bald weniger cr; 
ſchwert; ingleichen find mit dem Ginzuge bald größere, bald geringere Befugnifle auf Ermerb 
und Arbeit wie auf fonflige Iheilnahme an allgemeinen Vorteilen des neuen Gemeinte: und 
Heimatsbezirks verbunden, wobei andererfeits dieſe Erwerbs-, Arbeitd- und Theilnahmeberech⸗ 
tigungen auch von der Nachweiſung und Erfüllung noch beſonderer Gigenjchaften oder Leiſtun— 
gen abhängig gemacht werden. 

Seinem Grade nad) betrifft das Freizügigkeitsrecht entweder 1) nur die Geſiattung eined 
mehr oder weniger vorübergehenden Aufenthalts, mit oder ohne Beſchränkungz af gift Ge: 
fhäfte und Nahrungszweige; oder 2) die Begründung eined neuen Domicld un zu 
a) neben den Pflichten au mit den (obſchon nicht gerade im Rechtswege geltend zu mahenten) 
Anſprüchen eines Heimatsangehörigen, insbefondere auf Verpflegung im Falle der Derarmung 
und Hülfsbedürftigkeit, b) ohne dieſe Anfprüde, deshalb unter dem Beding der Jurüd: 
weiſung an den Geburts= oder frühern Heimatsort im DBerarmungsfalle, mobei dann die 
Intereffen verſchiedener Gemeinden in Conflict kommen; c) dazu je nad den verihicenen 
Heimatögefegen mit längerer ober kürzerer Frift des Domicild (1 Jahr, 3—10 Jahre), nad 
welder die Ausweifung und Zurüdiendung des DVerarmenden nicht mehr erfolgen datt, 
bemnad das Heimatsrecht am neuen Wohnorte unbedingt firirt wird, dafjelbe jodann alje den 
Anſpruch auf Armenpflege in fi begreift. u 

68 leuchtet ein, daß nah Mafgabe dieſer Gradationen und Modalitäten das Freisugg; 
feitörecht einen größern oder geringern Werth hat. 

Das politifche Gemeindebürgerreht mit dem Wahlrecht und der Wählbarfeit zu Gemeint: 
ämtern wie die beim Erwerbe diefes politifchen Burgerrechts vorgeſchriebenen Genjus: und ätr 
lihen Beftimmungen ſcheiden aus dem Bereich der Grörterungen über die Freizüigigfeitäfrat 
aus, fofern nicht hier oder dort die Zuläfiigkeit der Erwerbung von Grundbeſitz oder gemilt 
Arten des Gewerbsbetriebs durch den Beſitz des (politiihen) Bürgerrechts bedingt if. 

Unter der gleichen Vorausfegung bleibt bei der Freizügigkeitäfrage von dem verſchüdener 
hier und dort herfömmlihen directen Abgaben Neuanziehender auch das bei Erwerb dei pol: 
tifhen Bürgerrechts (je nach Herfommen oder Gemeindebeſchlüſſen) zu entrichtende jogenanzt 
Bürger: oder Bürgerrehtögeld außer Betracht; ingleihen das jogenannte Einfaufäged, 
fern dieſes ſich auf feine begriffsmäßige Beflimmung befhränft. Daffelbe if dann nut = 

uivalent für die — freiwillige — Iheilnahme an den zur Bertheilung an die einen 
Gemeindemitgliever fommenden oder fonft von ihnen zu geniefenden Nugungen eined c 
vorhandenen Bürgervermögend [an Wald, Weide, Heide, Torf u. dgl.7)]. Dagegen bleibt m 
den herkömmlichen oder durch Gemeindebejchlüffe neu einzuführenden directen Abgaben, Wi 
welche die Freizügigkeit belaftet und erſchwert werden kann, jedenfalls das Einzugsgelt sin. 
indem dieſes (ald eine Steuer) für den Erwerb der Gemeindeangehörigkeit im weitern San 


T) Vgl. hierüber z. B. folgende preußifche Gefeße: die Declaration vom 26. Juli 1847 (Bir, 
lung, &. 327); die Städteorduung für die fechs öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1858, $- 4, 
besgl. für die Provinz Weftfalen vom 19. März 1856, $. 49 u. 51, fowie für die Rheinpronizi er 
15. Mai 1856, $.45 u. 46, mit dem neueften Gefeg vom 14. Mai 1860, betreffend das kt 
Ginzugs:, Bürgerrechts- und Ginfaufsgeld, und $. 3 u. 5 aller oben allegirten Stadteordnunget 
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zu entrihten ift, auch von deſſen Zahlung in der Regel jogar die Geftattung der Nieverlaj- 
jung wie des fernern Aufenthalts abhängig gemacht werben kann. 

Jedoch ift es freilich Feinedwegs nur und allein das abichliefende Element der Gemeinde: 
und Heimatöbezirke mit feinen Präventiomaßregeln gegen die Zaft ver Armenpflege oder gegen 
eine dem Nahrungsitande feiner Angehörigen drohende gefährlihe Goncurrenz, ingleichen 
find es keineswegs allein directe Hemmniſſe und Beihränfungen (Einzugögelver, bevingtes 
oder unbedingted Veto der Gemeindebehörden), wodurch die Breizügigfeit vereitelt oder er— 
fhwert wird. Dergleihen Bereitelung oder Erſchwerung der Freizügigkeit beruht vielmehr auch 
nod auf mandherlei indirecten Einſchränkungen der perjünlichen und allgemeinen bürgerlichen 
Freiheit, melde die Weisheit der Staatöpolizeigejeggebung und bureaufratifche Bevormun— 
dung über die Glieder des Staatsverbandes vermeintlid im deren eigenem Intereffe oder „vem 
gemeinen Nugen zum Beten‘ erfunden hat und nicht aufgeben will. Dieje indirecten Be— 
Tchränfungen greifen einerjeitd mit den Directern Einjchränfungen der Freizügigkeit fo ineinan= 
der und entiheiden, wie ſchon oben angebeutet wurde, jo jehr über den Werth und Effect des 
Freizügigkeitsrechts, daß dieſes ohne deren gleichzeitige Erwähnung nicht beurtheilt werben 
fann. Soweit dazu insbeſondere die Beihränfung der Gewerbefreiheit gehört, verbleibt invep - 
das Nähere zweckmäßiger einer bejondern Ausführung. 9) (S. Gewerbefreibeit.) Daffelbe 
gilt son der Anjiedelung auf Grumd und Boden. (S. Dismembration.) 

In obiger Beziehung ift zunächſt der Geſetzgebung einiger deutſchen Länder zu erwähnen, 
wo die Breizügigfeit bisher am meiften eingefchränkt ift, und wo dieſelbe überdies jelbft dann, 
wenn jie Anerkennung fünde, doch fo lange ohne erheblichen Werth bleiben würde, als dajelbft 
manderlei die allgemeine bürgerliche und Arbeitöfreiheit beſchränkende Ginrihtingen und Ge— 
fege noch fortbeftehen. Freizügigkeits- und andere Freiheitsbeſchränkungen greifen Hier vielfach 
ineinander. | 

Am ſchlimmſten fleht es mit der Freizügigkeit da, wo ſich die eingerofteten Inftitutionen 
des mittelalterlihen Feudalſtaats erhalten haben, und wo diejelben jogar mit denen bed 
Bolizeiftaats der folgenden Jahrhunderte eine enge Verbindung eingegangen find, ohne daß ed 
einer erleuchteren und energiſchen fürftlihen Gewalt gelang — wie z. B. ven Hohenzollern in 
Brandenburg = Preußen mit ihrem Wahliprud: daß die Wohlfahrt des Staates und der Un: 
terthanen das höchſte Geſetz jei — die Faftenartige Gliederung und den herrſchenden Einflup ver 
bevorrechteten Stände durch einen wohlwollenden fürftlihen Abſolutismus zu überwinden, 
welcher ſich der untern Volksklaſſen thatfräftig annahm und jie allmählid im Intereſſe des 
Staatdganzen zur bürgerlichen Freiheit und Gleihberchtigung emporhob. 

Bon der Freizügigkeit fann kaum die Rede fein, wo, wie z.B. in Medlenburg: Schwerin, 
Dominialgerichtöbarfeit und PBatrimonialpolizei mit allen misbräuchlichen Ausflüffen, unter 
andern der Conſensbefugniß der Gutöherren zur Eheſchließung, Anftevelung und Ergreifung 
eined Domicild wie gemerbliher Nahrung, bezüglich der nicht zu den gutsherrlichen Familien 
gehörigen Bewohner der ritterichaftliden oder fiscalifhen Ortsbezirke fortoauern, wo ungeachtet 
ver (erſt 1820 erfolgten) Aufhebung der Leibeigenſchaft faſt alle büuerlihen Befigungen inner: 
halb der Territorien der Rittergutäbejiger zu den Gutsfeldmarken eingezogen und verſchwunden 
ind, überdies Fideicommiß-, Lehn- oder doch Hypothekenverband der Nittergüter der Erwer— 
sung kleinern oder mittlern freien Grundeigenthums entgegenſteht, wo endlich ein alter Erb= 
»ergleich von 1755, der nod) gegenwärtig das Fundament der jtaatlihen und focialen Rechts— 
serhältniffe ift, während er „das landesſittliche Eigenthum der Ritter über ihre Leibeigenen und 
deren Aderwerf” und damit die willfürliche Gewalt der Ritterqutsbejiger über die Bauerhöfe 
und deren Befiger beflätigte, im mefentlihen alle Gewerböthätigfeit in den Städten und deren 
zeichloffenen Zünften feitbannte. Denn e3 hat auf dem platten Lande (neben dem Fiscus auf 
yen Domänen) nur der Rittergursbefiger, meiſt auch alleiniger Grundeigenthümer der ganzen 





8) Es wird dieferhalb befonders verwiefen auf die Schrift von K. Braun (Prafident der zweiten 
Rammer der Ständeverfammlung bes Herzugthums Naſſau): Für Gewerbefreiheit und Freizugigfeit 
succh ganz Deutſchland, aus den Verhandlungen der naffanifchen Abgeorbnetenverfammlung (Frank- 
urt a. M. 1860); desgl. auf E. Pickford, Zunftweien, Gewerbeordnung oder Gewerbefreibeit (Man: 
yeim 1860); ferner auf die verfchiedenen, den Gegenſtand ſehr ausführlid; behandelnden Schriften des 
Ir. Böhmert (Redacteur des Bremer Handelsblatt) und defien Vorträge auf den volfswirthichaftlichen 
Songrefien von 1858 und 1859, wie auf die Derhandlungen diefer Gongrefle. 
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Ortsfeldmark (beziehungsweife Gemeindeflur) und aller Dorfgebäube, zum Einzug wie zur 
Familiengründung und Eheſchließung die Erlaubnig und Genehmigung zu ertbeilen. Gine 
ſolche aber ertheilt er ven Knechte und der Magd in der Regel nicht eher, ald bis von feinen zur 
Begegnung der Armenpflege in möglichft beſchränkter Zahl vorhandenen Tagelöhnenwohnum- 
gen wiederum eine durch Tod oder Auswanderung und jonft leer geworben ift. Dort ift denn 
die Auswanderung nad) Amerifa als diejenige Borm faſt nur übrig geblieben , unter welcher vie 
Gutsbewohner das Recht ver Freizügigkeit thatſächlich unverſchränkt ausüben fönnen. Im übri: 
gen feßen demſelben die Gefchloffenheit der großen Grundbejigungen wie Zünfte und Gewerbs: 
monopole in den Städten, verbunden überdies mit gutéherrlicher Gerichtsbarkeit und Polizei, 
faft unüberfteiglihe Schranken entgegen. So ift der Bewohner des platten Landes aud nad 
Aufhebung der Leibeigenichaft tharfählidy ein glebae adscriptus, blos mit dem Unterſchiede, 
daß er nach Einziehung der meilten Bauerhöfe zum Gutsareal nicht einmal mehr die gleich gun: 
ftige Ausficht auf ſelbſtändigen Beiig eines eigenen Herdes und Hausflandes hat. Und tod 
fehlt e8 in Medlenburg, gerade deshalb, an Proletariat, Pauperidmus und Armenabgaben 
nit. Nicht ganz fo ſchlimm ftcht e8 uin die Freizügigkeit in andern deutfchen Ländern, mo es 
feine oder wenig derartige große, rechtlich oder doch fartifch gefchlojfene Güter, daneben wenig- 
ſtens viele mittlere und kleinere, ingleihen feine Batrimonialgerihtöbarkeit mehr gibt, mo 

neuerlich) fogar die Gefeßgebung an die Aufhebung von gefchloffenen Zünften und Gewerbsmo— 

nopolen, von gewerblichen Real: und Grelufivberedhtigungen zu denken begann und einftweilen 
ein immer weiter ausgedehntes polizeiliches Conceſſionsſyſtem auszubelfen fuchte. Immerbin 

unterliegen jedoch die Kreizügigfeit und die allgemeine bürgerliche Freiheit mannichfachen Be: 

ſchränkungen. — 

Abgeſehen davon, daß in Oſterreich )) (wenigſtens bis 1848, vielleicht auch zur Zeit 
noch?) Art. 16 der Deutſchen Bundesacte vom 8. Juni 1815 hinſichtlich der Gewerbebered: 
tigungen der jogenannten Afatholifen immer nod nicht ins Leben getreten war, wurde dort 
die Ertheilung „des obrigkeitlihen Ehemeldungszettels“ vom Nahweife eines beftimmten Er: 
werbs abhängig gemadt. 2%) In Baieın (ausjchlieplih der Rheinpfalz) verlangt man 
ald Heimats- und Anſäſſigmachungsbedingung, nah Maßgabe von vier verfchiedenen Ti— 
teln 19), als Landwirth ven Beſitz eines Grundvermögens von einem beſtimmten Wertbe, 
jogar im eigenen Geburtsort von mindeftens 1 Rl. Steueriimplum (etwa 1200 #1. Werth), 
bingegen bei einem auswärtigen aus andern Gemeindebezirken Anziehenden zum Werthe 
von 11, 8. Steuerlimplum (circa 1800 Fl. Grundſtückswerth) und von einem (auch 
deutſchen) Ausländer, wenn wir recht unterrichtet find, zu 2 BI. Steuerfimplum (2400 Fl. 
Grundſtückswerth), ald Gerverbtreibender unter anderm eine Gewerbsconceſſion oder den 
Beſitz eines realen oder radicirten Gewerbes, ſogar ald bloßer Arbeiter ven Nachweis eines 
durch Kohnverdienft oder jonftiges Ginfommen geficherten Nahrungsftandee. Während bei 
jenen Titeln die Staatöbehörve über einen Widerſpruch der Gemeinden entfcheivet,, haben let: 
tere beim vierten Titel ein abfolutes Beto , das fie nicht felten ausüben ſollen. In Goncurren;: 
fällen haben gediente Soldaten oder funfzehnjährige Dienftboten den Borzug. Ahnliche Be: 
dingungen gelten für den Ginzug in Stadtgemeinden. In Würtemberg foll ein zum felbftän- 
digen Betriebe der Landwirthſchaft perfünlich befähigter Staatsbürger bei feiner Überfiede: 
lung in eine andere Oemeinde je nad) deren Größe 1000, 800 oder 600 #1. beſitzen. Dajelbit 


9) ©. über die neue diterreichifche Gewerbegejepgebung unter anderm jedoch Braun, a. a, D., wel: 
chem auch die jüngfle Reform der naſſauiſchen A al viel zu verdanfen hat. 

10) ©. hierüber und über das Folgende Schüz, Verehelichungs > und Überfievelungsrecht mit befon: 
derer Rückſicht auf Würtemberg (Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswidtenfeaft, Br. V, 
Jahrgang 1848, ©. 25 fg., 80 fg.; desgl. Bb.IX, Jahrgang 1858, ©. 187 fg.); auch Rofcher, Grund 
lagen dev Nativnalöfonomie (1857), 8.175, 205, 258 u. ſ. we; Lette, Wertheilung bes Grund» 
eigenthums u. f. w. (Berlin 1858), ©. 87, 107—116. Nach der Deutfchen Bundesacte vom 8. Juni 
1815 (Art. 18) haben „Die verbündeten Bürften und Freien Städte den Untertbanen der deutjchen Bun: 
desftaaten nur folgende Rechte hierher gehöriger Art zugefichert‘‘: a) Grumdeigenthum außerhalb des 
Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb in dem fremden Staate mehreren 
Abgaben und Laften unterworfen zu fein, ale deſſen eigene Unterthanen; b) die Befugnis bes freien 
Wegziebens aus einem Bundesftaat in den andern, ber fie ermeislich zu Unterthanen annehmen will; 
€) die Freiheit von aller Nachfteuer (jus detractus, gabella emigrationis), fofern das Vermögen in 
einen andern deutfchen Bundesitaat übergeht. Im Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte ſollte 
aber die Verfchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien feinen Unterſchied begründen. 

11) Geſetz vom 1. Juli 1834. 
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wurde ferner aufs neue die Berheirathung vom Nachweiſe eined genügenden Nahrungsſtandes 
und der nad) ven perfönlichen und örtlihen Berhältniffen verſchiedenen Zulänglichkeit des Ver: 
mögend abhängig gemadht.1?2) Es wird von einem heirathöluftigen Paare ver Nahweis einer 
Bermögensfunme von 150 Fl. und in Gemeinden erfter und zweiter Klaſſe von wenigſtens 
200 Fl. verlangt.*?) In Baden ift die Neuanfievelung und Verheirathung ebenfalls vom 
Nachweiſe des Nahrungsftandes wie eines gemilfen Bermögend abhängig und legtered für die 
Überfievelung und Anfievelung von Ausländern höher, auch je nach der Art und Bevölkerung 
der Städte und Ortſchaften verſchieden beſtimmt.!“) Wielerlei directe und indireete Hemm— 
niffe der Breizügigfeit wie der bürgerlichen Freiheit gelten im Kurfürſtenthum Heſſen, 
wo deshalb jeit Jahren Wohlſtand und Bevölkerung immermehr zurückgehen. Gin Mann, 
der fi verheirathen will, muß durch eine von Gemeinderath ausgeftellte Beiheinigung nad: 
weifen, daß er im Stande fei, eine Kamilie zu ernähren, ferner, daß er Bürger oder Bei: 
figer in einer inlänvifchen Gemeinde geworden, fodann vie Zahlung eines Ginzugägelves für 
die Braut, wenn diefelbe bisher einer andern Gemeinde angehörte, weiter, fofern er ſich 
durch Betreibung eined zünftigen Gewerbes zu ernähren beabſichtigt, die Eigenſchaft als 
Meifter und die Entrichtung der ſchuldigen Zunftgelver, bei einigen Gewerben aber (nament: 
lich der Maurer, Dachdecker, Steinhauer, Weipbinder, Lohgerber, Zimmerleute, Wollen 
tuchmacher, Yuchbereiter), bei deren Betrieb aud den Gejellen zu heirathen erlaubt ift, daß 
er gehörig gewandert hat, 25) Die Gemeindeangehörigkeit gewährt in Kurheffen nur das 
Recht, in der Gemeinde zu wohnen und die örtlichen Anftalten zu benugen. Hingegen muß, 
wer ein jelbftändiges Geſchäft betreiben, einen eigenen Haushalt führen oder ſich verheira- 
then will, entweder Ortsbürger oder Beijiger einer Gemeinde werden, wovon nur Hof= und 
Staatödiener eine Ausnahme mahen. Erklärlich ift der Erwerb diefer Gemeindemitgliedſchaft 
jeitens eined Ortsfremden, je nachdem derjelbe Bürger oder nur Beifiger werden will oder be— 
hufs Betreibung gewiſſer Gefchäfte das erftere werden muß, noch mehr erſchwert. Abgeſehen 
vom Bürgerrecht und dejfen Bedingungen: „Beſitz eined Wohnhaufes, oder Betrieb der Land— 
wirthſchaft auf eigenen Grundſtücken oder eines zünftigen, vefp. unzünftigen Gewerbes und 
Bejig eines verſchieden abgeftuften Vermögens oder Einkommens“, worüber beim Widerſpruche 
yer Gemeinde eine Behörde zu befinden hat, hängt die Aufnahme eines der Gemeinde bisher 
aicht Angehörigen ald Beijiger lediglih von der Zuftimmung der Gemeindebehörde ab, Gin 
ils Beiſitzer aufzunehmender Ortöfremder muß, auper feiner unbejholtenen Aufführung die 
Fähigkeit nahmeifen, eine Familie zu ernähren, ſowie den Bejig eines [huldenfreien Vermögens, 
rusſchließlich der Kleidungsſtücke und des Hausgeräths, im Betrage von 1000 Thlen. in 
daſſel u. ſ. w., abgeftuft bis auf 100 Thlr. in den Eleinern Landgemeinden unter 1000 See: 
en (bei Ausländern, auch Deutſchen, zum doppelten Betrage). Davon fann unter befondern 
Imftänden diöpenfirt werden. Bezüglich des Gewerbsbetriebs verleiht aber die folhergeftalt er: 
virfte Aufnahme eined Nihtangehörigen oder Ortsfremden in die Öemeindemitgliedfchaft nur 
rſt Die Befugniß zur Ausübung der fogenannten freien Gewerbe. Hingegen muß derfelbe zur 
(usübung eines zünftigen Gewerbes zuvor noch das Meifterreht, zum Betriebe eines con: 
»ifionspfligtigen die Gonceffion erlangen. Beim unſelbſtändigen Gewerböbetriebe unver: 
eiratbeter Gejellen genügt freilich eine gewöhnliche Legitimation. Diejelben erwerben aber 
sch feinen dauernden Aufenthalt, vielmehr hängt ihre Ausweiſung vom Ermeſſen ver Polizei— 


12) ©. Revidirtes würtembergiſches Bürgerrechtögefeß vom 4. Dec. 1833. 

13) ©. Berehelichungsgejeg vom 5. Mai 1852. 

14) ©. über Dbiges auch die Tübinger Zeitfchrift, Bd. IX, Jahrgang 1855, Heft lu. 2, ©. 187 
-189. Iugleichen wird über diefe ganze Materie auf den Auffag des Verfaſſers: Über Freiheit der Ar: 
‚it und die allgemeinen natürlichen und bürgerlichen Kreiheiten des Arbeiterftandes, insbefondere Die 
reizügigfeit, in Bd. I, Heft 1, ©. 49 fg. der Zeitichrift des Gentralvereins in Preußen für das Wohl 
r arbeitenden Klaſſen hingewiefen. 

15) Die Thatfachen find dem ſehr vollftändigen Bericht eines Landesfundigen entnommen. ©. dar: 
ser Furhefftiche Verordnung vom 22. Dec. 1823 ; Geſetz vom 1. Dec. 1853, 8. 1; Verordnungen vom 
3. Dec. 1829, 8. B, und vom 18. Aug. 1828; Verordnung vom 4. Jan. 1832, ingleidyen vom 
’, Sept. und 5. Det. 1848 u. ſ. w. 

Bei der Freizügigfeitsfrage fommen übrigens diejenigen Nachweife und Bedingungen nicht in Bes 
ıcht, welche ſich auf Bamilienverhältniffe beziehen (Gonfens von Altern vder Pormündern, Alter, 
tseinanderjegung mit Kindern erfter Ehe u. ſ. w.), desgleichen nicht diejenigen, welche die Militär: 
icht betreffen, h erſchwerend letztere auch oft find. ‚ 

5* 
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behörve ab. Hingegen bedürfen diejenigen Geſellen, welche verheivathet find und einen 
eigenen Haushalt führen, einer befondern nur auf Grund eines Heimatſcheins extheilten pe: 
lizeilichen Erlaubniß. Überdies find fie „ald Orts- oder Schuggenofien“ meift (herfimmlih 
oder ftatutarifch) noch zur Zahlung eines befonvern Schutzgeldes an die Gemeindekaſſe (Ba: 
mifjionsabgabe) verpflichtet. Neben allen diefen Bedingungen gehen, abgejehen von beige: 
brachten ftandes:, grund: und gerihtöherrlien Abgaben für die Aufnahme in den Gemeinte: 
verband, auch noch directe Abgaben zur Gemeindefaffe an Einzugs-, Bürger: und nad Befinden 
Einfaufögeld her. 

Dbige beijpieldweife angeführte Beftimmungen aus verſchiedenen deutſchen Geſetzgebungen 
über die manderlei Beſchränkungen der Freizügigfeit und der damit zufanımenhängenden na: 
türlihen und allgemeinen bürgerlihen Rechte, denen nicht mehr und nicht weniger an Pd: 
ten gegenüberfteht ald die von der jittlihen (gewiß auch chriſtlichen) Selbftwerantwortlidket 
gebotene Verpflichtung jedes Individuums zur Fürſorge und Selbfterhaltung des eigenen da; 
ſeins wie des Lebens feiner Bamiltenangehörigen, genügen zum Ginblid in die vielfathen 
Hinderniffe und Beſchwerden, welche der Deutſche, gleihmwol Angehöriger und Unterther 
eined deutſchen Staates, innerhalb des eigenen engern Heimatslandes auf feiner Lebendbahn 
zu überwinden hat, bevor ed ihm gelingt, ſogar am eigenen Geburtö= und Heimats:, ned 
vielmehr aber in einem andern, wenngleich benadhbarten Wohnort und Heimatäbezirf (und 
nun gar erft in einem anpern deutſchen Staatdgebiete) denjenigen Wirthſchafts- und Nab- 
rungsftand zu begründen, der jeinen Kräften, Ialenten und erworbenen Geſchidlichkeiten ent: 
ſpricht und für ven, als den ihm angemeffenften, er jich berufen fühle. Wie jauer wird ed ie: 
nach in Deutichland ven Menſchen gemacht, ihren und der Ihrigen Kebendunterbalt zu gewin⸗ 
nen, wie erſchwert man ihnen die Mittel und Wege, um zu einem ſittlichen, tehlliden und 
menſchenwürdigen Dajein zu gelangen! 

Dennoch garantirt weder der Staatsverband noch der Gemeinde- oder Keimatäbezirt (mir 
eö doch folgerihtigerweife bei einem legalifirten Socialismus oder Polizeiftaatsietleme der 
Fall fein müßte) den Individuen die Mittel und Gelegenheiten zum Brotverbienen und ke— 
bensunterhalt. Die Bevormundung greift bier nicht, wie nah dem Syſteme der Sorialiſten 
und wie im alten Volizeiſtaate mit feiner Pflicht zur Fürſorge für Hinterſaſſen und Unter 
thanen, poſitiv, jondern nur negativ, abiwehrend und unterdrüdend ein. Der Staatdserban 
und an feiner Stelle die Gemeinde tritt erft dann mit naturgemäß künimerlichen Gaben zur Aut 
ftung des Lebens ein, wenn bei Hülflofigfeit und Verarmung die Nothwendigkeit vorliegt, dat 
eigene Gewiſſen vor dem VBorwurfe zu bewahren, daß man feine Mitmenjchen wider die Gebe 
ver Religion und Menſchlichkeit verhungern laſſe. 

Es ift vaher begreiflih, dar die zahlreihe Auswanderung deutſcher Benölkerungen me 
der Menge und Mannichfaltigkeit jener Hinderniffe der Freizügigkeit, beziehungsweiſe en 
Erſchwerungen des Dafeins und der Arbeit in den verſchiedenen Staaten Hand in Han geh 
und fait im gleichen Verhältniß fteigt und fällt. (S. Ein: und Auswanderung.) Weder de 
den deutichen Geift und Charakter verlegenden Brutalitäten der demokratiſchen Projklarent 
gejellichaft in Nordamerifa noch ver politiihe Despotismus im Nachbarlande ſchrecken von X! 
Auswanderung dahin ab, weil fowol hier ald dort den bürgerlichen Freiheiten und ver dar 
bedingung zu deren Benugung, der Freizügigkeit, ein weites, durch feine ähnlichen Hinkt 
niſſe und Schranfen, wie fie zumeift noch in deutſchen Ländern beſtehen, verjperrtes Feld get 
met it. Dort jind Arbeit und Erwerb wie jede gewerbliche Thätigkeit, ingleichen die Behr 
lihung und Gründung eines eigenen Hausſtandes, die Auffuhung neuer und beſſeret Nat 
rungsquellen durd den Wechſel des Wohnortd von polizeilichen Gontrolen und Beraten 
gleichviel ob der Staatd= oder der Gemeindebehörve, befreit. Dort treibt der Deutice, Mr 
deutfchen Vaterlande ſelbſt, ſobald ex ſich im noch fo nahen Nachbarſtaate anſiedeln will, # 
Ausländer behandelt und doppelten Beſchränkungen unterworfen wird, unbehindert in gu" 
Gebieten jedes an ji) erlaubte bürgerliche Gejchäft nad Beruf und Gefallen. Man bemdie 
und behandelt nicht ſchon fofort ven ftrebfamen jungen Ankömmling ald Proletarier um! MM 
engherzigen misgünftigen Gefichtöpunfte eines künftigen Armenhauscandidaten oder end 4 
fährlihen Goncurrenten auf dem Arbeitdömarkte. ) 3 

Und doch ift im Bereiche des Deutichen Zollvereind den Producten deutiher Arbeit en 
freier Austauſch und Spielraum gewährt, während dagegen die producirenden Kräfte, du 
Arbeiter, beim Wechlel von Wohn- und Heimatsort überall auf Zollſchranken ſtoßen, de 
deren Überſchreitung von ihnen, ſei es durch Einzugsgelder, ſei es durch Abgaben und bater 


Freizügigkeit 709 
anderer Art, wie einit im Mlittelalter von ven Juden, als £aiferlihen Kammerknechten, Leib- 
zoͤlle gefordert werben und zu entrichten jind, Hier beflagt man die wachſende Unfittlichkeit in 
Rüdfiht auf eine ganz unverhältnißmäßige Zahl aufereheliher Geburten (Mecklenburg, 
Baiern), ignorirt aber, daß (wie es jept häufig in Mecklenburg vorfommt) Knete und Mägde 
erft übers Meer wandern müflen, um drüben dem jittlihen Gefühle der Treue und der Vater: , 
liebe durch Verwandelung der Gewiſſensehe in eine bürgerlich gültige geredt zu werden, um 
in der Fremde ihren Concubinenkindern vehtmäßige Ältern zu geben und das Maͤdchen, die 
„Gemahlin“ (wie fie in Mecklenburg genannt wird), vor den Strafen der außerehelichen Geburt 
zu ſchützen, dergleichen die Gefege des Landes auf diefe androben, man meint beinahe in Ber: 
böhnung des mächtigſten Naturgefepes, auf welchem die Fortpflanzung des Menſchengeſchlechts 
beruht, da doch andererſeits die Eingehung einer rechtmäßigen Ehe in ſo hohem Grade erſchwert 
wird. Hier beklagt man die ſteigende Auswanderung und verfhränft den ſtrebſamen Kräften 
Bewegung und Arbeit. Hier klagt man über Überoölferung und bezeichnet dabei die Dismem— 
bration von Grund und Boden als Urſache von Noth und VBerarmung, ſcheint indeß zu über: 
ſehen, „daß daſelbſt erft nur der kleinere Theil des Ackerlandes Gulturfreiheit genießt‘ 19), ins- 
befondere aber, daß ed am der vollen Gewerbefreiheit fehlt, welde ver Bevölkerung eine freie 
Bewegung und den unverfchränften Übergang von der Landwirthihaft zum Gewerbe geftattet, 
welche ed daher möglich macht, die Nachwirkung der Ungunft anderer Verhältniffe (5. B. von 
Miswachs) auf dem einen Gebiete ver volkswirthſchaftlichen Thätigfeit auf einem andern we: 
nigſtens allmählid auszugleihen (Würtemberg). . 

Wie aber wird ed erflärt, daß vorzugsweiſe diejenigen deutichen Staaten, welche ſich 1806 
dem Rheinbunde anichloffen und pamals alsbald von Frankreich deſſen ftraffe Bureaufratie und 
Gentralifation entlehnten, nicht auch ſchon damals gleichzeitig die oben beſprochenen großen 
Grundjäge der bürgerlichen Freibeit von dort mit übernahmen: nod mehr, daß diefe leßtern 
auch dann noch nicht anerkannt wurden, als Diefelben veutichen Staaten, und zwar am frübeften 
in Deutichland, zur politifhen Freiheit und conftitutionellen Verfaſſungsform übergingen ? 
Und doch gehört die volle bürgerliche Freiheit (des Erwerbes, ver Niederlaffung und Anz 
ſiedelung wie der Verehelichung) zu den weſentlichſten Orundlagen und Elementen des Rechts— 
ſtaats, zu deffen Berwirflihung die conftitutionelle Staatöform beftimmmt if. Man darf es 
ohne Felonie gegen dieje das Jahrhundert beherrichende Staatsform ausſprechen, daß fie für 
den größern Theil des Volks einen untergeordneten Werth bat, ſobald jie ihm nicht gleichzeitig 
den Mitgenuß derjenigen allgemeinen bürgerliden Nechte und Freibeiten zuführt und fichert, 
durch welche erft allen gefunden Glievern des Staatöverbandes ohne Ausnahme die Quellen 
gleichmäßig der fittlihen wie der wirthſchaftlichen Wohlfahrt vollftändig eröffnet werden, wo— 
durch namentlich Die productive Arbeit und der Erwerb von Gigenthum, die Gründung einer 
Bamilie wie eines jelbftändigen Hausſtandes jedem möglich wird. 

Iſt ver Bollbefig der ebengenannten allgemeinen bürgerlichen Befugniſſe unbedenklich eine 
nothiwendige VBoraudfegung zur vollfommenen geiftigen und phyſiſchen Erziehung mie zur 
Veredelung des Menſchen und zur vollen Aüsbildung dev ihm verliehenen Eigenſchaften und 
Kräfte, legtere aber fein wichtigſtes und unmittelbarftes Gigenthum, jo wird man Feiner Ge- 
jeggebung ein Recht zugeftehen können, ihn in deren am ſich erlaubter Anwendung und Be: 
nugung zu beihränfen. Am wenigften dürfte das eine Geſetzgebung unternehmen, welche auf 
der conftitutionellen Staatdform, mithin auf ver Borausfegung des Nectäftants beruht. Sie 
würde mit ver Aufgabe des ftaatsgejellihaftlihen Verbandes, jedenfalls eines hriftlihen, in 
Widerſpruch treten. Wiſſenſchaft und Erfahrung haben aber aud überzeugend erwieſen, daß 
die von der Verwaltung unternonmene Direction und Bevormunbung ver volkswirthſchaft— 
lichen Ihätigfeiten mie des Berufs und Lebens der Individuen, indbefondere alſo aud) Die Be- 
fimmung darüber, „ob Arbeiter ſich hier oder dort nähren, ob fie eine Familie unterhalten 
fönnen oder nicht, ob deren Coneurrenz gleichwie die Ginrihtung diefer oder jener neuen Ge: 
werbe= und Inpuftrieanlagen dem Gemeinweſen ſchädlich oder müglich fei” u. ſ. w., in ver 
Regel nur dazu geführt Hat, das Volksleben zu verfrüppeln oder doch im feiner naturgemäßen 
geiunden Entwickelung zu ftören und aufzuhalten, fomit nur zu oft zum Gegentbeil deſſen, 
was man bona fide beabjichtigte. 

Abgejehen aber felbft hiervon, fo widerftreitet es denn doch jedem nicht von flantepoli- 


16) Bal. den Entwurf eines Randesculturgefepes u. f. w. für Würtemberg im amtlichen — — 
von der würtembergiſchen Centralſtelle für Landwirthſchaft (1855) und Erläuterung dazu, S. Lu. a. a. 
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zeilihen oder focialiftifhen Idealen ummebelten Rechtsbewußtſein und ift umvereinber mir 
dem Rechts- und Ehrgefühl eined Mannes, daß dem an und für fich jehr arbiträren Ermefien 
von einzelnen Behörden und Beamten, weldyes über die Conceſſionirung oder Verjagung von 
Aufenthalt und Domicil, von Begründung einer eigenen Familie, Wirthſchaft und Hauskıl: 
tung, von jelbftändiger Gewerböbeihäftigung und Niederlaſſung befindet, die Eriſtenzbedin 
gungen wie das Geſchick felbftinpiger und jelbitverantwortlider freier Menſchen in tie San 
gelegt find, und daß dieſe deren Urtheil über ihre ganze Perſönlichkeit und ihre tüdhtigern oter 
untüchtigern Eigenſchaften, über Fleiß, Talent, Geſchick und Kräfte zur Selbfterhaiung 
unterworfen find. Es ift bei den weiten, ſchwankenden Örenzen, innerhalb deren ſich dergleichen 
Unterfuhungen und Entjdeidungen von Bolizei: und Gemeindebehörden, gleichwol über dr 
widtigften äußern und innern Lebensverhältniſſe der Individuen, nothwendig beivegen, und be 
der Colliſion von Intereffen verfchiedener Art nur zu erflärlih, daß dabei nicht jelten Willit 
und Ghicane, aud wol Motive ver höhern Staatöpolizei gegen religiös oder politiih unliek: 
fame, fogenannte verbächtige und beſcholtene Leute, ferner Gngberzigkeit, Misgunft oder Batter 
fchaft ihr Spiel treiben und ſich geltend madjen. 77) 

Freizügigkeit und Freiheit der Arbeit — es muß wiederholt werden — jind untrennbar 
Gorrelate. Die erftere hat ohne die leßtere wenig Werth. Wiederum aber erwudhs des all- 
gemeine Recht auf Freiheit ver Arbeit in dem Momente, wo mit Aufhebung ver Feibeigen: 
haft und Erbunterthänigfeit — diefer jüngften Frucht chriſtlicher Givilifation und Velthil 
dung — die perfönliche Freiheit aller Glieder des bürgerlichen Verbandes allgemein audgeipre: 
ben wurde und ins eben trat. Es ift jenes Recht nur die unabweisliche Gonfequenz dieſer 
verfönlichen Freiheit, wie von derſelben wiederum die Selbftwerantwortlichket der Jnbreitnen 
für ihre Eriftenz und damit deren bürgerlihe Selbitänvigfeit untrennbar ift. 

Sobald die Gejeggebung die mittelalterlihen Beihränfungen der perſönlichen Kreibeit auf 
bob, fobald dieje legtere.durd die Staateverfaffung allen Mitgliedern des geielligahlisen 
Verbandes garantirt wurde, durfte denjelben auch die Freizügigkeit nebſt der Arbeitäfteibet 
(überhaupt der vollfommenen bürgerlichen Freiheit) nicht verfagt bleiben. Man übertrug ihnen 
einerſeits die mit der perjönliden Freiheit und Selbſtändigkeit verbundene Pflicht ver Seht: 
erhaltung, enthielt ihnen dagegen andererjeits die Mittel zur Erfüllung diefer Piict wr. I 
diejer Inconjequenz und Halbheit ver Geſetzgebung hatte die Bewegung des Jahres 1848 unit 
den fogenannten arbeitenden Klaflen in vielen deutjchen Ländern ihren vielleicht unbemuptn 
aber tiefften und innerften Hintergrund. Es gibt feine andere für Die Dauer ausreichend: un 
erfolgreichere, conjervativere Präventivpolitif, als die gleiche gejegliche Sicherſtellung der vol 
bürgerlichen Freiheit für alle Staatsangebörigen ohne Ausnahme. 

Sind erft die Freizügigkeit und die Arbeitöfreiheit vollftändig durchgeführt, fo wird et 7 
der Zeit fein, die Brineipien der Armenpflege, ihre Ausdehnung und ihre Grenzen zu un“ 
ſuchen und an eine gründlihere Neform derfelben heranzutreten 48), demnach inäbelent 
darüber zu entſcheiden, ob nicht die Armenpflege (in Berückſichtigung des mit der reiglgigtet 
und Freiheit ver Arbeit vollftändig eintretenden Principe der Selbftverantwortliäkeit und reilt 
wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit der Individuen) lediglich auf ſolche Arme zu beſchraͤnlen ſa 
welche durch Alter, körperliche Gebrechen oder unabwendbare Unglücksfalle üch ſelbſt zu bir 
außer Stande ſind. Dann erſt wird die Staatsgeſellſchaft von der Mitſchuld an der Verarmır! 
ihrer arbeitöfäbhigen Mitglieder jih vollftändig freifprechen dürfen. 

Auch in Preußen, auf deſſen liberale und dabei traditionelle Freizügigkeitögeigart 
nod) weiter unten zurüczufommen ift, war die Lehre „von der Umkehr der Wiſſenſchete # 
die Beeinträchtigung aud der übrigen bürgerlidhen Freiheitsrechte nicht ohne allen (inter 
geblieben, wie 1849 bezüglich der Gewerbefreiheit und 1853 bezüglich der mit Ditnen'“ 
tionen verbundenen Anſiedelungen, jo hinſichtlich der Freizügigkeit durch Einführung e 
Ginzugsgeldes, wenigftens in den Städten, von deſſen Entrichtung die Niederlaſſung he 


17) ©. darüber aud) Schüz, a.a. DO, ©. 45; Roſcher, S. 523; Rau, Grundſätze je Be 
wirtbichaftspolitif, 11, 25 fa. 

18) Bon einigen Seiten ift die Hülfe im der eigenen Aſſecuranz der Menſchen gegen di nr 
vflege vorgeichlagen, 3. B. in dem zwangsweifen Ginfauf in Altersverforgungsflafien, weren da 
ftattung einer Überfiedelung abhängig zu machen fei. Die zwedmäßigen Einrichtungen dieſet un a 
licher Art ſchon bei vielen einzelnen Babrifen fünnen zu einer Beichränfung der Freizügigkeit me 
wenn die durch Einkauf und Beiträge erworbenen Rechte bei Überfiedelung in andere Orte ober MT 
ſtätten verloren gehen. 
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Gemeinde abhängig gemacht werben durfte. 2%) Der Regierungsentwurf eines dad Einzugs— 
wie dad Bürgerrechts- und Ginfaufögeld betreffenden Geſetzes (weldes von Landtage geneb- 
migt und unterm 14. Mai 1860 publicixt ift) bezweckt eine bedeutende Herabjegung des Gin: 
zugsgeldes nebſt Beſtimmung eines Marimums für vaffelbe (in Stadtgemeinden von weniger 
als 2500 Einwohnern zum Betrage von höchſtens 3 Thlrn., von 2500—10000 Einwohnern 
von 6 Thlrn., von 10—50000 Einwohnern von 10 Thlen., von mehr ald 50000 Einwohnern 
von 15 Thlın. und für Berlin von 20 Thlrn.) und bejtimmt überdies erheblichere Erleichterum: 
gen und Befreiungen. Im weſentlichen ift in Preußen jedoch dies ftädtiiche Einzugsgeld, veilen 
Einführung von Gemeindebefhlüffen abhängt, die einzige geſetzliche Belaftung und Erſchwe— 
rung ber Freizügigkeit, und man mag das Gejeg von 1860 als den Übergang zur gänzlichen 
Wiederaufhebung diefer Abgabe betrachten, welde freilich ungeachtet ihres Furzen Beitehens 
(jeit 1853) für die Finanzen der Städte bei dem überall fortjchreitenden Anwachſen der ſtädti— 
ſchen Bevölferungen eine nicht unerhebliche Bedeutung erlangt, deren gänzliche Wiederabſchaf— 
fung daher manche Stadtbehörde gegen ſich hat. 

Bon Intereije aber ift die Thatſache, daß in der preufifhen Landesvertretung, insbeſondere 
im Abgeorbnetenhaufe, wie in der Mehrzahl der Petitionen, ganz befonderö aus den induſtrie— 
reichften Gegenden der preußischen Rheinprovinz , anerfannt wurde, daß auch ein foldes Gin: 
zugẽgeld einerjeitö zwecklos, andererſeits zugleich für die Induftrie und Agricultur von den 
nachtheiligſten Wirfungen jei. 

Deun (fo argumentirte in Preußen jowol die Regierung jelbft, wie aud die Volksver— 
tretung jet in wefentlicher Libereinftimmung nad langer Erfahrung einerjeitd über die Wir: 
fungen der Freizügigfeit, andererfeitd ihrer Beſchränkungen feit 1853) jede derartige Be- 
laftung, wie das Einzugsgeld, trifft und befleuert vorzugsweiſe, ja faft ausſchließlich die ärmern 
Volksklaſſen. Sie fhmälert dem Neuanjiedler die Mittel zur Einrichtung einer neuen Wirth: 
haft, Erwerbung des Handwerkszeugs u, |. m. in dem Moment, wo er derjelben am meiften 
bedarf, oder nöthigt ihn zu Schulden, die am neubegründeten Nahrungsftande zehren. Sie ver: 
bindert die arbeitende Volksklaſſe, ihren Erwerb und Lebensunterhalt da zu ſuchen, wo er ſich 
am beften findet. Sie drückt diefelbe dagegen mehr oder weniger zu glebae adseriplis an den 
bisherigen Heimatdorten herab. Am nadıtheiligften wirft jie dann, wenn ſich von den Orten 
Kapitalien und Induftrieunternehmungen, die nothwendigen Bedingungen für Arbeit und Gr: 
nährung der Arbeiterfamilien, fortzieben. Und do kann und will man die Bewegung ded 
Kapitals, der Inpuftrie wie der Yandeseultur nice beihränfen und örtlich firiren. Infolge 
delen werben die amı biäherigen Wohnorte erwerblod gewordenen Arbeiter durch die Erſchwe— 
rung der Freizügigkeit zur Verarmung hingedrängt und — was man durd) die Präventivmaß— 
regel eined Einzugögeldes zu verhindern gedachte — vielmehr in Ganpidaten der Armenpflege 
verwandelt. Dies mithin gerade dur die vermeintliben Schugmittel gegen die Ausbreitung 
der Berarmung und gegen die Kaft der Armenpflege. So wächſt, flatt beiden entgegenzumirfen, 
im Gegentheil diefe Laſt, zwar vorerft nur in den biöherigen Heimatsgemeinden ; offenbar aber 
vertheuert aud jede Erfchiwerung und Abgabe ven Arbeitslohn und hemmt ven Aufſchwung der 
Induftrie wie der Agricultur an den Orten, an welden infolge eines folhen Aufſchwungs eine 
größere Zahl von Arbeitern gebraucht wird. Solcergeftalt trifit und ſchädigt die Befleuerung 
Neuanziehender ven fortſchreitenden Wohlſtand des Landes an jeiner Quelle und Wurzel, Iſt 
ed zwar häufig, wie vor Jahrhunderten, jo noch gegenwärtig?®), in ärmern und flarkbevölfer- 
ten Gegenden hergebrachte Sitte, daß die rüftigen Arbeiter ihren Berdienft während der Som: 
mer: und Arbeitöperioven in weiterer Ferne fuchen und zum Winter mit dem erübrigten Ver— 
dienſt in ihre gleihwol zu eng gewordene Heimat wieder zurücfehren, jo ift ein folder Zuftand 
in ber Bewegung der Arbeiterbevölferung dod ein weit weniger wünfdhenswerther und gedeib- 
licher, dies in Rückſicht ſowol für die materielle Wohlfahrt wie für die Erhaltung des ſittlichen 
Bandes der Kamilien. Im vielen Gegenden, wo Fabrifinduftrie, Bergbau und Hüttenbetrieb 
emporblüben, werben deshalb, um jenen Zuftänden entgegenzutreten und den außerhalb woh— 
nenden Arbeitern die Zeit des täglichen oder wöhentlihen Zu: und Abgehens zur Arbeitöftätte 
wie die Mehrkoften eines von der Familie getrennten Lebens zu erfparen, von den Babrifunter: 





19) Dgl. $. 52 der Städteordnung vom 30 Mai 1853 und die Städteordnungen für Meitfalen 
unb die Rheinproving von 1856. 
: 20) Bal. 3. B. Juftus Möfer's Patriotifche Phantaſien (1842), 1, 176, und Nofcher, Die 
Orundlagen der Nationalöfonomie, ©. 339 fg. 
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nehmern Arbeiterwohnungen erbaut, und dadurch die Arbeiter in der Nähe der Arbeitötätte 
angefiedelt ?1), wie dies z.B. ſchon lange und befonders jeit Ablöjung der Frondienfle auften 
größern Gütern der öftlihen Provinzen Preußens im Intereffe der Agricultur wie der Lud⸗ 
bauarbeiter üblid ift. Wenn auch die beihränfende Maßregel der Freizügigkeit (wie in Preugen 
das Einzugsgeld) nur auf Stadtgemeinden anwendbar ift, jo belaftet und erjchwert fie unter 
Umftänden doch auch unmittelbar. die Agricultur, 3. B. da, wo auf ſtädtiſchen Feltmarten 
innerhalb des Stadtbezirfs infolge der Separationen und der damit verbundenen Abbauten 
größere und Kleinere Kandgüter mit Tagelöhnern, verbeiratbeten Knechten, Schäfern u. ſ. w. 
entjtanden find. Ganz vorzugsmeiie aber ift die unbeihränfte Freizügigkeit in den Fabriſdi 
ftrieten ein dringended Bedürfniß für die Arbeiterbevölferung wie Tür bie Fabrikation ſelbſ 
Jede Erſchwerung wie die Beſteuerung derjelben durch Einzugsgeld und ſonſt ift daielbit für 
den Arbeiterftand um fo gemeinfhäplicher, als verfelbe, wenn er bei der Veränderung oe 
Schließung von Induftrieanftalten oder beim Fortziehen ver Kapitalien erwerbles geworben 
und deshalb genöthigt ift, feinen bisherigen Heimatdort aufzugeben, im der Regel ſchon nich 
mehr die Mittel befigt, das Einzugsgeld in einer neuen Gemeinde zu entrichten, wo üd ihm 
gleihwol wiederum zum beffern Fortkommen für fih und die Seinigen ausreichende Gelegenheit 
darbietet. Daher wird jede derartige Erſchwerung und Abgabe bei ver Wohnungäveränerung 
auch jo widerwillig getragen und ift meift ſchwer beizutreiben. So gefellt ſich denn zu dem in: 
vermögen die Erbitterung der ärmern Volksklaſſen, welche in Fällen einer notbmwendigen Über: 
fiedelung an andere Orte die vorzugämeife nur jie treffende Ungerechtigkeit der Beihränkung 
und Abgabe doppelt empfinden. Die Abgabe ift eine Kapitaliteuer im fchlimmfen Sinne des 

Mortd, indem fie das productivfte Vermögen, die Arbeitskraft des Volkes, beiteuert. Sie bat 

überdied etwas Gntwürdigendes für die Menſchen. Denn indem man badurd ein Priventiv: 

und Schugmittel gegen die Armenpflege ſchaffen und nad) der gemeinen gebräuhligen Ber: 

ftellung „dem Zuzuge des Proletariats wehren will“, erflärt man im voraus jeben an einen 
andern Ort überjiedelnden Menfhen, ver nicht vom Grundbefig, von Kapitalrenten over von 
einem größern geficherten Gewerbsbetriebe leben fann, für einen Candidaten der Armenpieg: 
oder Proletarier, während (insbeſondere auch in Preußen) vielfahe Erfahrungen dartkun, 
daß reihe und dabei durch Intelligenz und gemeinnügige Wirkſamkeit ausgezeichnete Gtund 
befiger und Wabrifunternehmer aus dem unvermögenden Arbeiterftande herworgegangen 
find, ingleihen, daß viele Gemeinden der allein durd die freie Bewegung der Bexöoͤllerung 
möglichen lebendigen Regeneration und Vermehrung ihrer Ginmohner Blüte und Wobldan 
verdanken, 

Das Einzugsgeld wie jede nicht bis zum Verbot ausgedehnte Beſchränkung der Freiügig 
feit erfüllt aber auch thatſächlich den Zweck ver Abhaltung des fogenannten Proletariats nit. 
Es fommt, unter anderm in Betracht, daß dieje Abgabe in größern Städten, verglichen mit de 
durch Mahl: und Schlachtſteuer noch erhöhten Theuerung der Lebensmittel, wie mit den theuen 
Wohnungsmiethen, nur ein jehr untergeorpneted Moment bildet. Trotz dieſer meit mehr in: 
Gewicht fallenden Erſchwerungen des Familienlebens in größern Städten ift denmod überall 
die Ginwohnerzabl der Städte, beionders der größern, in einem verhältnigmähig viel reißen 
und beveutendern Wachsthum begriffen ald die des platten Landes.22) Der Zuzug aber wit 
durch ganz andere, das Gewicht der Erſchwerung durch Ginzugsgeld u. ſ. w. meit aufmiegen 
innere Geſetze des Entwickelungsgangs der bürgerlichen Gefellihaft bedingt. So mander m! 
eigenthümlichem Talent und Geſchick ausgerüftete Menſch muß auf dem Lande und in feinen 
Städten verfünmern und verhungern, weil er daſelbſt für feine Talente und Geigidiiätetn 
feinen Markt findet, wie er ihm dagegen in den größern Mittelpunften des Verkehrs und ein! 
wohlhabenden Einwohnerſchaft in erwünſchtem Maße geboten wird. Es iſt durchaus nich p 
erweiſen geweſen, daß die Befteuerung Neuanziehender dem Zuzuge jelbft ſolcher Per 
insbefondere nach den Städten, entgegengemwirkt hat, welche bereits auf der Schwelle der Arzıtt 
jich befanden. Überdies ift e8 eine nicht jo jelten vorfommende Thatſache, daß Gutsbefigerum 
Gemeinden ihre an der Schwelle ver Verarmung befindlichen Einwohner in die Stäbte enlafle! 
und, um ihnen den Gintritt in diefe neuen Gemeinden zu Öffnen, für diefelben das Einzug 


21) ©. den Bericht Mittermaier’s, Die Kabrifen im Großherzogtbum Baden, im Congres inler- 
national de bienfaisance, II, 222 fa. — 
Säraber im Archiv für Sandesfunde (1856), Br. IV, Heft 4, S. 258; Statiſtiſche Tabeler 

4000 19. 
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und jogar für die nächte Zeit die Wohnungsmiethe entrichten. Die Erfahrung feit 1853 bes 
wied aud) für die Stadt Berlin, daß deren Hohes Einzugsgeld (im Betrage von 30 Thlen.) 
feinen Einfluß auf Verminderung der Arnenpflege gehabt hat. Es berubt auf einem großen 
wirtbichaftlichen Gefeg, daß da, wo Arbeitöfräfte gebraucht und gut belohnt werben, biefelben 
binziehen. Sie find ein nothwendiges Glement an denjenigen Orten, an welchen Agricultur, 
Gewerbs- oder Bergbauinduftrie neu entfteht oder ſich ausdehnt. Fehlen fie hier, oder werden 
fie duch Freizügigkeitsbeſchränkungen, wie Einzugsgelder u. dgl., zurüdgehalten, jo müffen fie, 
ſoweit die yon den Unternehmern erwarteten Vortheile überwiegen, in demfelben Verhältniß 
theuerer bezahlt werden, um fie heranzuziehen. Lediglich wegen des Bedürfniſſes von Arbeits: 
fräften in Beranlafjung der wachjenden Bergbau: und Hütteninvuftrie wuchs in einzelnen Ge— 
genden Preußens, jeit der Volkszählung von 1855 bis zu der von 1858, innerhalb dreier 
Zahre, die Bevölkerung, 3. B. im Kreife Beuthen von 106000 auf 134300, in den Kreifen 
Rybnik und Pleß von 124000 auf 134600, in den Kreifen Effen und Duisburg von 140000 
auf 163000, im Kreife Dortmund von 69800 auf 82500. 

So lauteten die um ber langen Erfahrung willen im preußifchen Staate beahtenswerthen 
Argumentationen in und außer der Kandesvertretung für volle Freizügigkeit. Aud aus an- 
dern deutſchen Rändern ift die Wahrnehmung bezeugt, „daß das gefeglich mehr oder weniger 
fanetionirte Iſolirungsſyſtem ver Gemeinden überall, wo eine ftrenge Praxis von dem Nechte 
vollen Gebrauch machte, die Anhäufung der Armen und die Steigerung der Armenlaften an 
einzelnen Orten, große Ungleichheit der Arbeitslöhne in den nächſten Diftrieten und anftatt 
Wachsthum und Blüte vielfah ein Stagniren in denjenigen Gemeinden zur Folge gehabt hat, 
welche den Zufluß neuer phyſiſcher umd geiftiger Kräfte von außen mit engberziger Selbſtſucht 
von fih abhielten“; ſodann ſchon früher in der badiſchen Rammer: „daß die jegt blühenden 
Geichlechter der Gemeinden, die zahlreichen und wohlhabenden Bamilien, die Mitglieder der Ge- 
meinderätbe meift Einwanderer feien, daß fih hauptſächlich aus legtern das Geſchlecht ver 
Städte verjünge, und daß fogar bei der Refrutenftellung in den bei Aufnahme von Bürgern 
nahfihtigen Stäpten in der Regel ein Drittel, oft die Hälfte mehr taugliher Mannſchaft ſich 
fand, ald geforbert wurde, während in denjenigen, mo die gegentheilige Praris beſtand, oft die 
ganze Zahl tauglicher Männer zur Geftellung der Gontingente nicht hinreichte.‘’2>) 

Wie ſchwierig aber ſcheint ed doch der deutſchen Gejeggebung wie den Männern der Ver: 
waltung — doppelt vielleicht bei vem Widerftand der Gemeinden, die nad) deutfcher Charakter: 
weije Öfterd ihre corporative Selbftändigfeit mit der möglichften Abfchliefung nach außen ver- 
mwechjeln und ihre Finanzen mit ven Verluſt ver Einnahmen von Einzugs-, Schug= und ähn— 
lichen Gemeinvefteuern gefährdet halten — die einfachen, von der Logik der neuern Geſellſchafts— 
entwidelung wie von der Gerechtigkeit gebotenen Prineipien der allgemeinen bürgerlichen Frei: 
heit in Leben und Organidmus des Staates zu verwirklichen, während dies z. B. in England 
und Frankreich längit geſchehen ift, mo man die Früchte diefer bürgerlichen Freiheit in einem auf 
der enormen Leiſtungsfähigkeit des Bolfes beruhenden, faſt unerihöpflichen Reichthum erntet. 
Noc glaubt man hier und da in Deutſchland, daß damit die Staatögefellihaft in Anarchie und 
Auflöfung zerfallen werde. Man bringt aus dem Kirchthurmshorizont dieſes oder jened Terri- 
toriums oder Gemeindebezirks viele Beifpiele und Einwürfe bei, um darzuthun, daß die Staa- 
ten wie die Gemeinden infolge der allgemeinen Freizügigfeit mit ‚, Yumpengejindel und Prole- 
tariat‘‘ überſchwemmt, daher durch die Laſt der Armenpflege erprüdt werben würden. Man 
ſollte faſt meinen, daß nur in Deutihland die Menſchen, welche ihren Wohnort verändern oder 
einen neuen Hausftand grinven wollen, meift aus Bettlern und Bagabunden beftänden und 
zur Klaſſe der gemeingefährlichen Individuen gehörten, während doch die Erfahrung zeigt, daß 
bei der den Menſchen inwohnenvden mächtigen Xiebe zum Heimatslande twie zum Geburtsort 
Die weitaus überwiegende Mehrheit nicht ohne dringende Noth und VBeranlaffung ihre bisherige 
Heimat aufgibt. A 

Möchten die Beifptele von einzelnen mit der Freizügigkeit verfnüpften Ubeln noch zahl: 
reicher fein, wir fagen mit dem alten Juftus Möjer (a.a.D.): „daß darunter die große Staats: 
rechnung nicht leidet, daß ein Baum, von dem viele wurmftichige Apfel fallen, insgemein frucht- 
barer ift ald ein anderer, unter welchem feiner liegt, und daß, wer blos auf die Erde und nicht 
in die Höhe fieht, leicht unrichtig urtheilen und nicht erkennen wird, daß jener Baum mehr Früchte 
hat als dieſer.“ Wieviel „beſtändige Polizeiordnungen“, wie e3 fhon vor Jahrhunderten im: 


23) Schüz, Tübinger Zeitichrift, Jahrgang 1848, ©. 61 fg. 
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mer hieß, „dem gemeinen Nutzen zum Beiten’’2*), ſind nicht in alter und ueuer Zeit beantragt 
und erlaffen zur Beihränfung der natürlihen und allgemeinen bürgerlihen Freibeit, bald um 
eine größere Zahl neuer Anfievelungen und Wohnungen, oder von Heirathen und Ehen, oder 
von Gewerbtreibenden und Meiftern, bald un neue Induſtrie- und Gewerbsanlagen zu verbin- 
dern oder zu beichränfen, bald um Tages und Dienftbotenlöhne oder Fleifh-, Brot: und andere 
PBreife herabzufegen und zu firiren, bald fogar, um die Kleidertradhten wie dad Maß von Spei— 
jen und Getränfen der verſchiedenen Geſellſchaftöklaſſen nad ftändifher Gliederung zu regeln. 
Immer nod hat man nad) längerer oder fürzerer Zeit erkannt, daß dergleihen Gingriffe in vie 
allgemeine bürgerliche Freiheit durch Staatöpolizeigefege jolder Art den gemeinen Beften nicht 
zum Nugen, jondern zum Schaden gereichten, und es wenigſtens gefühlt, daß alle volfswirtb- 
ſchaftlichen Thätigfeiten auf einen einigen ſich gegenfeitig bedingenden Organismus zuräücdgeben, 
der nur aus dem Boden der Freiheit geveihlich hervorwächſt. 

Weil die Freizügigfeit mit ihrem Gorrelat, der Arbeitäfreiheit, hier und da für Gemeinden 
oder Individuen einzelne Uebelftände im Gefolge bat, auch gemisbraucht werben fann, darf man 
noch nicht jie ſelbſt verwerfen und verleugnen, fo wenig twie man die Freiheit des Erwerbs 
von Grundeigentbum und Vermögen nebft der freien Verfügung darüber verwerfen und alle 
Menſchen unter Euratel von Staatd= oder Gemeindebeamten ftellen kann, weil einzelne ir 
Eigenthum und Vermögen zum Nachtheil anderer anwendeten oder verſchwendeten, jo wenig 
wie man bie politiiche oder die Preffreiheit wegen mögliher Misbräuche und Libertretungen, 
fo wenig wie man das Princip der fittlihen Freiheit und Selbftverantiwortlichfeit verwerfen 
darf, diefe Baſis ſowol aller Strafe wie der Pflicht zur Selbfterhaltung, weil einzelne umñttlich 
und unverantwortlid handelten. 

Bon diefen allgemeinen Betrachtungen gehen wir zu einzelnen bei der Kreizugigfeit- 
gefeggebung einflußreichen Fragen über, deren Grörterung ſich angemeffen an die preugiide 
und königlich ſächſiſche Geſetzgebung anfnüpft. 

In Breußen iſt das Prinecip der Freizügigkeit ein uraltes, weil mit der Bildung dieſes 
Staates verwachſenes. (Vgl. den Art. Ein: und Auswanderung.) In der Marf Branden- 
burg durfte im frühern Mittelalter jelbft noch der Laßbauer fein Gut nad) Geftellung eines Ge: 
währsmanns verlaffen und an audere Orte, auch in die Städte verziehen. : Bezüglid der 
Bewohner ded platten Landes wurde diefe Freizügigkeit allgemein erft durch die mit und nad 
dem Dreifigjährigen Kriege überall geltend gewordene Grbimterthänigfeit und Schollen: 
pflichtigfeit aufgehoben. Abgefehen von den Wirkungen diefer Grbuntertbänigfeit für gutsherr- 
liche und fiscalifche Hinterfaflen, war fhon in ältern Geſetzen beftimmt, daß fein Arbeitsfähiger 
von der Niederlafjung ausgeſchloſſen und jede Gerichtsobrigfeit in Städten und auf dem Lande 
(Magiftrat, Gutsherrihaft, Domänenamt) zur Fürjorge für wirklich Arme und Arbeitsun- 
fähige verpflichtet fein ſolle, weiter fogar zur Beihaffung von Arbeit und Verbienft für die ar: 
beitsfähigen Armen, namentlih aber zur Verpflegung derjenigen Hülfsbedürftigen, welde am 
Orte gebürtig ober zulegt gedient oder einige Jahre gewohnt oder fonft ſich daſelbſt (nad dem 
Edict vom 28. April 1748 drei Jahre hindurch) genährt hatten. 

Bagabundirende und bettelnde Arme follten auf Koften ver ſäumigen Gerichtöobrigfeit 
an den Heimatsort zurüdgeichidt werden. So werben ſchon in den ältern Geſetzen Freizügig 
feit, Heimatsrecht und Verpflichtung zur Armenpflege in ihrem innern Zufammenhange auf: 
gefaßt. Das Patent vom 8. Sept. 1804 „wegen näherer Beflimmung der Grundſätze über 
die Verpflegung der Ortsarmen in der Kurmark, Neumarf und Pommern“ — Die Grumd- 
lage der neuern Gefeggebung über Heimatdreht und Armenpflege vom 31. Dec. 1842 — mar 
bereitö mehrere Jahre vor der großen preußifchen Reformgejeggebung der Jahre 1807 und 
1811 ergangen. Jenes Patent prägte die freien Principien noch jhärfer aus. Es beftimmt 
unter anderm ausdrücklich: „daß die Ortsobrigkeiten nicht befugt fein follten, einem Drtseir: 
wohner, welder nicht zur Klafle ver Armen gehört und der in der Gommune Wohnung und 
Unterhalt finden fann, die Fortdauer des bisherigen Wohnſitzes zu verfagen, daß überdies 
einer ſolchen (nit zur Klaffe ver Ortdarmen gehörigen) Perfon an jedem Orte, mwofelbt fie 
Wohnung und Unterhalt finden fann, dafelbft aud von jeder Ortöobrigkeit die Aufnahme als 
Ortseinwohner geftattet werden müſſe.“ Als Ortseinwohner aber follte jede ſelbſtändige 
Berfon betrachtet werben, welche am Orte ihren feften Wohnfig im rechtlichen Sinne genom: 
men hat, ohne Rückſicht auf die Zeit dieſes Wohnfiges, ſodaß die Armenpflicht der Ge: 


24) Möjer, a. a. O. 
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meinde (und die Heimatöberehtigung des Angezugenen) mit dem Zeitpunft begann, in welchem 
jemand am Orte feinen legten feften Wohnfig genommen hat. Hingegen follte die Zurückwei— 
fung an ven Ort des frühern Aufenthalts oder Wohnſitzes nur in dem Falle zuläffig fein, wenn 
ein ſolcher Ortsarmer fhon zuvor am Orte feines frühern Aufenthaltd verarmt gewefen, diefer 
Beweis der neuen zurüchveilenden Gemeinde jedoch nur binnen Jabresfrift offen ftehen. Bei 
bloßer Entfernung vom Orte des bisherigen Wohnfiges, ohne wirkliche Veränderung deſſelben, 
fol ver Berarmte nad Ablauf von drei Jahren den Armenanftalten ber Provinz, in welcher 
fein legte Wohnfig belegen, zur Laſt fallen. 2°) Ein zur Verpflegung nicht geeigneter Armer?9), 
welcher zur Selbftbeihaflung ded Bedarfs an Nahrung u. ſ. w. für ſich und feine nicht arbeits- 
fähigen Angehörigen hinreihende Kräfte bejigt, Toll jich felbft nad) erlaubten Mitteln und Ge— 
legenheiten hierzu umfehen. Iſt ihm Died weder am bisherigen Aufenthalts= noch an einem 
andern Orte, aller nachweislich angewendeten Bemühungen ungeachtet, gelungen, fo bleiben die 
Obrigfeiten zum Unterhalt und Unterkommen verpflichtet. 

Diefen Grundfägen ſchloß fi das Gejeg über die Aufnahme neu anziebender Perſonen 
vom 31. Dec. 1842 (Gejepjammlung, Nr. 2317, ©. 5) an. Deſſen erfter Paragraph ftellt die 
Beftimmung an dieSpige: „Keinem jelbftändigen preußiichen Unterthandarfan dem Orte, wo er 
eine eigene Wohnung oderein Unterkommen ſich ſelbſt zu verichaffen im Standeift, ver Aufenthalt 
verweigert oder Durch läftige Bedingungen erſchwert werben.” Dazu ergänzt $. 4: „daß nur den— 
jenigen, welche weder hinreichendes Vermögen nod Kräfte bejigen, ſich und ihren nicht arbeits- 
fähigen Angehörigen den nothoürftigen Kebensunterhalt zu verfchaffen, ſolchen aud nicht von 
einem zu ihrer Ernährung verpflichteten Berwandten zu erwarten haben, der Aufenthalt an 
einem andern Orte ald dem ihres bisherigen Aufenthaltd verweigert werben kann.“ Jedoch 
genügt (laut $.5) „die Bejorgnif künftiger Berarmung eines Neuanziehenvden zu deſſen Ab- 
weijung nicht; nur wenn ſich binnen Sabresfrift nad dem Anzuge die Nothwendigkeit einer 
öffentligen Unterftügung offenbart und die Gemeinde nachweiſt, daß Die Verarmung ſchon vor 
dem Anzuge vorhanden war, fann der Berarmte an die Gemeinde feines frühern Aufenthalts= 
orts zurüdgemiefen werden‘. Altein diefe legte Beſtimmung ift durch ein neueftes Gefeg vom 
21. Mai 1855 dahin geändert: „daß bei eintretenver Rothwendigkeit Öffentlicher Unterſtützung 
eines Berarmenden vor Ablauf des eriten Jahres nah dem Umzuge der Armenverband des 
frübern Aufenthaltsorts denfelben ohne weitered wieder übernehmen muß.“ Alſo nur wäh- 
rend diefes einen Jahres bleibt ver Anſpruch, reſp. die Pflicht zur Armenpflege (damit ein feftes 
Heimatsrecht) in Preußen fuspendirt, fofern nicht die beiden andern Verpflichtungsgründe 
obmwalten, nämlih a) ausprüdtihe Aufnahme als Gemeindenitglied und b) gewöhnlicher 
Aufenthalt während ver drei legten Jahre vor den Zeitpunfte, wo die Hülfsbedürftigkeit her- 
vortritt, nach bereits erlangter Gropjährigkeit.27) Die Pflicht der Armenpflege bezieht ſich da- 
gegen nicht auf Perſonen in vorübergehenden Dienftverhältnifien, wie z. B. Dienftboten, Hand— 
werfögejelfen, Sabrifarbeiter u. ſ. w., welde gleich ven Ehefrauen, Witwen und Kindern dem 
frübern Heimatsbezirk, vefp. dem der Altern, Ehemänner, Väter u. |. w. verbleiben, folange 
fie Fein eigened Domikcil durch eigene Wirthſchaft begründet, vorbehaltlich der Fürforge der Auf: 
enthaltsgemeinde in Kranfbeitsfällen bis zur Wiederherftellung, da niemand hülflos gelaffen 
werden darf. Abgejehen davon, daß durch Strafgefege und richterliche Erfenntniffe die Frei: 
zügigfeit auch in Preußen bejhränft und daß pad Domicil vorſchriftsmäßig (durch Anmeldung 
bei der Bolizeibehörbe) zu ergreifen iſt, hängt ed jonad im allgemeinen vom freien Entſchluß 
jedes ſelbſtändigen arbeitsfähigen Menſchen ab, feinen Wohnfig und damit feinen Heimats— 
bezirf an jedem Orte des Staatsgebiets zu mählen und zu firiren. Dabei ift fein Unterſchied 
gemacht zwiſchen Gemeindebürgern und Nichtmitgliedern der politifhen Gemeinde. Auch ift 
bei feinem Gewerbe die Freiheit der Arbeit und die Zulaffung zum Gewerbebetriebe von dem 





25) Über die provinziellen oder Kandarmenverbande und deren VBerhältniß zu den Ortsarmenbezirfen 
f. den in den Mittheilungen des Gentralvereins in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, Neue 
Folge, II, abgedrudten Bericht des Berfafiers an den internationalen Wohlthätigfeitscongreg zu 
Franffurt a. M (1857): Über den Zuftand der Arbeiter: und Armenbevölferung im preußifchen Etaate 
und die Gefepgebung zur Verbeſſerung diefes Zuftandes. ‚ 

26) Unter leptern ift diejenige Perſon zu verftehen, welche weder binreichendes Vermögen noch 
Kräfte befigt, um ſich und den nicht arbeitsſähigen Ihrigen den zum Unterhalt durchaus nöthigen Be: 
darf an Nahrung, Kleidung, Obdach und Feuerung vollftändig felbft zu verfchaffen. 

27) Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dec, 1842 (Geſetzſammlung von 1843, 
Prr.2318, ©. 8 fo.) 
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Beſitze des (politiſchen) Bürger- und Gemeinderechts abhängig ($. 20 der Gewerbeordnung 
vom 17. Jan. 1845). Denn das letztere begreift nur Wahlrecht und Wählbarkeit zu den Au— 
tern der Gemeindeverwaltung und Vertretung, nicht die Befugniß zur Betreibung bürgerliber 
Geſchäfte in ſich ($. 5 der Städteorbnung vom 30. Mai 1853 u. ſ. w.); es ift andererſeits nur 
die Befähigung zum Erwerbe des (politiihen) Bürgerrechts dur den jelbftändigen Betrieb 
eines ftebenden Gewerbes ald Haupterwerböquelle oder durch den Beſitz eines Wohnhauſes 
u. ſ. w. bedingt. Noch freilich aber bat, mie ſchon oben erwähnt wurde, jeder Neuanziebende 
in denjenigen Städten, wo es herfönmlidy oder ftatutariich beſchloſſen ift, ein Einzugsgeld zu 
entrichten. Dagegen ift nirgends die Verehelihung an Vermögens- oder irgend andere Nach⸗ 
weiſe gebunden als an foldye, weldye an jich die Fähigkeit zur Schließung einer Ehe und zu beren 
Rechtoͤgültigkeit zufolge allgemeiner landrechtlicher Beftimmungen begründen — erfühltes Alter, 
Einwilligung der Altern und Vormünder, erlaubte Verwandtſchaftsgrade. 

Im allgemeinen fteben dem Rechte auf Freizügigkeit innerhalb des preußiihen Gtaatk: 
gebiets auch die weſentlichen bürgerlichen Freiheitörechte zur Seite. Denn abgejeben von ein- 
zelnen (theilweis indeß ſchon antiquirten) Rückſchritten der fpätern Gemwerbegefeßgebung, ind- 
befondere durch die Verordnung wegen Einrichtung der Gewerberäthe vom 9. Febr. 1849, ging 
die Aufhebung der Bannrechte, geichloffenen Zünfte und Gewerbömonopole wie der gewerb- 
lihen Real: und Erelufivberehtigungen (1810 und 1811) mit der Aufhebung der gutäberr: 
lihebäuertihen Verhältniſſe (1811 fg.), der Neallaften, Brondienfte, Gemeinheiten und Ser: 
vituten (1821) wie der Geſchloſſenheit des Grundbeſitzes (1811), mithin die Freiheit der Arbeit 
mit der ded Orundeigentbums und deſſen Gultur Hand in Hand. Die Gejeggebung trug dem 
innen organischen Zufammenbange dev verſchiedenen volkswirthſchaftlichen Gebiete und Thä- 
tigfeiten in bemußter Anerkennung ihrer Wechfelwirfung Rechnung und durfte deshalb eines 
günftigen Erfolgs gewiß jein. | 

Dagegen bat. fih die Geſetzgebung auch in Preußen, ungeachtet der Errichtung des Zoll- 
vereind, noch nicht bis zur Ginräumung des Freizügigkeitsrechts an die Untertbanen anderer 
deutihen Staaten erhoben. Diefe werben vielmehr bei ihrer Einwanderung ebenfalls nob in 
Preußen ald Ausländer behandelt. Auch bier ſteht gegen die Aufnahme eines jeden, der nicht 
preußifcher Untertban ift, den Gemeinden ein Veto zu (Gef. Ar. 2317, $.6). Hingegen 
eriftiren feine andern befondern Erſchwerungen ver Freizügigkeit Deutfher aus andern Staaten 
nad Preußen. 

In manden Beziehungen ijt auch die königlich fächſiſche Gefeggebung in Betreff der 
Freizügigkeit freilinniger und gerechter als die anderer deutſcher Länder. 

Es iſt vorauszuſchicken, daß nad) derjelben jeder Staatsangehörige zu einem beftimmien 
Heimatöbezirt im Verhältniß der Heimatsangebörigfeit ftehen und jedes Grundftück hinſichtlich 
des Arnıenverforgungsverbandes zu einen Heimatsbezirk gehören muß. Der legtere aber if 
verbunden, feine unterfommenlos gemorbenen Heimatsangehörigen bei ih aufzunehmen und 
ihnen Unterfommen und nothoürftigen Unterhalt zu verfhaffen. Demnächſt wird beftimmt: 
a) daß feinem Staatdangehörigen die Aufnahme und Grlaubniß zur Niederlafjung an einem 
undern als dem Heimatsorte zu verfagen ift, wenn und fobald er einen Heimatjchein und 
außerdem einen jogenannten Berhaltfchein beibringt ($. 17 des Heimatsgeſetzes vom 26. Nor. 
1834); b) daß die Erhebung eines Einzugsgeldes weder hinſichtlich ſtädtiſcher Schutzverwand⸗ 
ter noch hinfichtlich der in eine Kandgemeinde neu einziehenden Perſonen zu geftatten ift (Gries 
vom 12. Oct. 1840 und Ausführungsverordnung vom 22. Dct. 1840). 2®) 

Bei Aufnahme jelbft von Ausländern als Unterthanen follen Tagelöhnerei und Handarbeit 
aud dann, wenn fie ein unfiheres und precäres Brot gewähren, fein Grund zur Berfagung 
jein, Doch ift bei ver Nieverlaffung eines Ausländers in einer Stabt behufs felbftändiger Br 
treibung eines zunftmäßigen Gewerbes nächſt ver Unbefholtenheit und Erwerbsfähigfeit der 
Beſitz eines ausreihenden Vermögens nachzuweiſen. Dabei haben indeß nur die Gemeinden 
nicht die Innungen ein Widerſpruchsrecht. Der Betrag des Vermögens eines Auslänvers if in 
größern Städten nicht über 600, in mittlern nicht über 400, in Feinern nicht über 200 Ihr. 
und bei Verheiratheten nicht über dad Doppelte beſtimmt, die Aufnahme übrigens auch bei ge: 
ringerm Vermögen zuläjjig, wenn ein-Meverd der Heimatsbehörde bezüglich der Wiederauf⸗ 
nahme im Kalle der Aus= und Zurückweiſung beigebracht wird (Mandat vom 13. Mai 1831). 








‚ 28) Doc ſcheint das Einzugsgeld im Königreiche Sachſen nicht durchaus abgeſchafft. S. Friedrich 
in der weiter unten allegirten Schrift. 
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Dagegen verliert dad Recht der Freizügigkeit auch der Staatsunterthanen im Königreich 
Sachſen ſehr erheblih an jeinem Werthe und Effect dadurch, daß die Heimatsangehörigkeit 
nur begründet wird: a) durch Geburt, b) durch ausdrückliche Ertheilung, c) durch Anſäſſigkeit 
mit einem Wohngebäude, d) durd Gewinnung des Bürgerrehts, in Dörfern auch durch ge: 
ftattete Niederlaffung ald Dorfbanpwerker oder Dorffrämer, jedoch zu e und d erft nad) Ablauf 
eines fünfjährigen Zeitraums von der Ergreifung des Domicild oder der Anſäſſigkeit ald Bür— 
ger ab. Blos bei Heimatloſen entſcheidet der legte Wohnort. \ 

Denn bei der feltenern ausdrücklichen Verleihung zu b und der fünfjährigen Suspenfton 
des vollen Effectö zu c und d bleibt für die große Mehrzahl der Geburtsort auch Heimats- 
bezirf durch ihr ganzes Xeben, zumal bei der Üblichkeit von ortöpolizeilihen Heimatſcheinen, 
duch deren Ausfertigung die Verbinvlichfeit ves Geburts- oder frühern Heimatsbezirks ald 
Armenverjorgungäverband bezüglich der Weggezogenen gegenüber dem neuen Aufenthaltsort 
derjelben vorbehalten und ferner begründet bleibt. 

Es geftattet aber das Gejeg die Ausmweifung und Zurüdjendung an den Geburts-, reſp. 
frühern Heimatsbezirk nicht blos dann, wenn jemand während jeined dermaligen Aufenthalts 
a) Öffentlihes Almofen in Anfprud genommen oder b) felbit gebettelt oder nad erhaltener 
Warnung feine Kinder zum Betteln ausgeſchickt hat, jondern überdies foll ed einerfeitd vom 
Ermeſſen der PVolizeibehörde in concreto abhängen, ob eine frühere polizeiliche Ausweifung 
in andern Fällen ald gegen dienftlojes Gefinde und arbeitölofe Gejellen für einen genügenben 
Grund zur Verweigerung der Aufnahme überhaupt gelten fann, und andererjeitd bleibt die 
Ausweifung mit Transport in den alten Heimatsbezirk jederzeit zuläjfig (alfo ohne Rückſicht 
auf eine noch jo lange Zeit des Aufenthalts am neuen Wohnort), ſofern das Heimatsrecht am 
Aufenthaltsorte nicht ausdrücklich erworben worden ift. 

Da die Bewilligung oder Berfagung der Aufnahme, gleihwie des dauernden Aufenthalts 
nit, wie in Preußen, an gejeplich beftimmte oder durch Vorſchriften des Strafrehtd und rid- 
terliche Entſcheidung begrenzte Borausfegungen gefnüpft, vielmehr das Ermeifen ver Behör— 
den mehr oder weniger maßgebend ift, fo leuchtet ein, daß das felbit nadı ver Aufnahme als 
Ortangeböriger über deſſen Haupt ſchwebende Damoklesſchwert polizeiliher Ausweifung den 
Effect und materiellen Nugen der Freizügigkeit fehr vermindert, indem dadurch der Erwerb des 
neuen Domicild mehr oder weniger zu einem vorübergebenden precären Aufenthalt wird, mes: 
halb auch der in demſelben begründete Nahrungsſtand fein durchaus gejicherter if. Mit dem 
etwaigen Ginwurf, daß die Ausweifungen der Bolizeibehörden doch meiſt nur ſchlechte oder 
zweifelhajte Subjecte treffen werben, ift man im freien England ſchon vor mehr ald 600 Jahren 
bei Vereinbarung der Magna’harta von 1215, ſowie jpäter bei der Aufitellung dev Habeas— 
Gorpud:Acte von 1679 nicht einverftanden gewejen. 

Es ift vielfach anerfaunt, daß überall, wo ſich das Recht der Freizügigkeit vorerft nur auf 
die Freiheit ded Aufenthalts und Domicils beſchränkt, während das Heimatsrecht beim Geburts: 
orte bleibt, oder wo letzteres doc erft nad) längerer Zeit am neuen Aufenthalts: und Wohn: 
orte erworben wird, fei es in den Fällen der Verarmung over gar der Zurückweiſung aus an- 
dern Gründen an den Geburts- und frühern Heimatsort, die ſchreiendſten Inconvenienzen, 
Härten und libelftände zumal dann eintreten, wenn der Zurückgeſchickte ven Ort feiner Geburt 
oder frühern Heimat ſchon in zarter Jugend verlaffen, jih an andern Orten verheirathet und 
eine Kamilie begründet hat und jo den Verhältniſſen feines Geburtd= und alten Heimatsorts 
ganz und gar entfremdet ift.29) Ein mit dem Armenweſen beſonders vertrauter, für 
deſſen Verbeilerung ebenjo begeifterter ald mit Hingebung thätig gewejener Dann, der Ge 
richtsamtmann Friedrich zu Chemnitz 39), zählt im Gegentheil zu den erfolgreihften Mitteln, 
dem Armen auf= und fortzubelfen und wiederum ein bejleres Forikommen veifelben zu begrün- 
den, deiien Verſetzung in andere Verhältniffe mit Veränderung des Wohnorts (mie beim 
Kranken der Luft), ingleihen feiner Arbeits- und Xohnverhältniife wie feiner Arbeitgeber. 
Hören wir ihn felbft: 


29) Bol. Schüz in der Tübinger Zeitfchrift, Jahrgang 1848, ©. 70 fg., wo angeführt wird, daß 
in der Schweiz früher (1837) 120000 Menfchen ohne Heimatsrecht in andern Gantonen lebten und 
1830 ein einziger Weiler im Canton Luzern mit fünf Häufern zwifchen 200-300 Heimatsangehörige 
in ber Fremde unterhielt. 

30) Val. Friedrich, Offene Briefe über das Armenweien im Königreihe Sachſen mit befonderer 
Bezugnahme auf die Armenpflege im Bezirk des föniglichen Gerichtsamts Ehemnig (Dresden 1859). 
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„Die Fähigkeiten der Menfhen zum Broterwerb find fehr verſchieden, die Gelegenbeit 
dazu ift aber im Aufenthalts= oder Heimatsorte oft gar nicht, wol aber in einem andern Drte 
vorhanden. 

„Beim flarren Befthalten des. Heimatsbezirks darf aber der Arme nicht an dieſen Ort ziehen, 
ja nit einmal dahin auf Arbeit geben, entweder weil ex in Jahresfrift Armenwohnung over 
Almoſen erhalten bat, oder weil feine Kinder betteln gegangen find, oder weil er dad im 
fremden Orte zu entrichtende Ginzugsgeld nicht erſchwingen Fann. 

„Es find dies Berge, hinter denen für ihn eine goldene Aue liegt, über die er aber nicht hin— 
weg kann, wenn ihn nicht jemand darüber hinweghebt. Was joll ver arme Menfch beim beften 
Willen der Welt mahen, wenn er in einem Orte bleiben muß, wo durchaus feine Arbeit für 
ihn da ift, während anderwärts mit leichter Mühe für ihn und feine Familie ein gutes Fort: 
fommen befchafft werden fünnte? Welches Gefühl muß ihn überfommen, wenn er, von andern 
dennoch veradhtet, ungern muß und die Seinigen nit ernähren kann? Iſt es ein Wunder, 
wenn er den Muth verliert, wenn Erbitterung fich feiner bemädtigt, wenn er endlich mit 
Zucht und Sitte bricht, immer tiefer und tiefer jinft und endlich zum Bettler, Vagabunden, 
Arbeiticheuen, ja zum Verbrecher wird? 

„Ebenſo wichtig it die Verlegung bei den unmoralifchen Armen; beim Verbreder ;. 3 
um ihn aus dem Verkehre mit feinen Mitbetbeiligten, um ihn aus den befannten örtlihen Ber: 
hältniſſen zu entfernen; beim Arbeitfheuen, Vagabunden, um ihm fein gewohntes Faullager 
zu entziehen; beim Trunfenbolve, um ihn feinen Winfelfhenfen zu entreißen ; bei allen aber, 
um ihnen das Mistrauen und den Haf, womit fie, nicht felten mit Unrecht, von den Befannten 
verfolgt werden, abzunehmen und fie in eine Lage zu bringen, in der fie zu ſich ſelbſt wiener 
Vertrauen fallen fönnen, ift gewiß, faft ohne Ausnahme, nichts empfehlenswerther al& vie 
Entfernung aus ihren zeitherigen Verhältniſſen.“ 

„Warum aber will man diefe Veränderung des Wohnorts und der Arbeitsverhältniſſe dem 
Patrorinium der Armen: oder Gemeindebehörde vorbebalten und erft dann anmenden, wenn 
ber in andere Umgebungen zu Verfegenvde ſchon der Armuth verfallen, und wenn Die demorali- 
firende Wirfung der Beihränfungen feiner Freizügigkeit und Selbftbeftimmungsfreiheit bereitd 

für ihn eingetreten it, anftatt früher und zur rechten Zeit die in der Veränderung gefundene 
Hülfe feinem eigenen freien Entſchluß anheimzuftellen ?“ 

Die Übelftände, welche vorfichend gefchilvert find, werden durch eine Heimatsgeſetzgebung, 
wie jie zum Theil alfo auch noch im Königreih Sachſen befteht und früher befanntlid mit 
allen diefen Schäden in England beftand, gejeglich nur befeftigt und gewiffermaßen legafifitt. 

Die preußiſche Gefeggebung vom 31. Dec. 1842, felbft mit dev Novelle vom 21. Mai 
1855, ift von obigem Übelftande frei. Hingegen leidet fie an einem andern Mangel, mwelder 
freifich außer ihrer eigenen Sphäre liegt. Derjelbe gehört theils in dad Gebiet ver Finanzgeſetz⸗ 
gebung, jofern e8 vor Aufhebung der Grundfteuerfreiheiten der erimirten Rittergüter vorzugs— 
weile in Bommern, Brandenburg und einem Theile ver Provinz Sachſen an einer gleihmäßt: 
gen und brauchbaren Grundlage für die Communalbeſteuerung, alfo für die Armenbeiträge 
fehlt (was Sachen voraus hat); theils fällt ver Mangel in das Gebiet der Gemeindegeſttz- 
gebung und erwartet feine Bejeitigung von deren Neform. 

Diefer Mangel betrifft namentlich den geringen Umfang der Armenz, reſp. Deimatd: 
bezirke. Einen dergleichen getrennten, für ſich beſtehenden Bezirk oder Ortsarmenverband 
bildet jetzt in Preußen, mit Ausnahme einiger Landestheile, jede einzelne Gemeinde und 
jedes einzelne nicht im Gemeindeverbande befindliche Gut (Rittergut und Domänenvorwerk) — 
Gef. Nr. 2318, $.1, 5 fg. — da die gewünfchten freien Übereinfünfte behufs Vereini⸗ 
gung zu gemeinfchaftlichen Armenverbänden ſelten oder nie zu Stande gekommen find. Hier: 
von macht nur Schlejien eine Ausnahme, wo die in der Ortsgemeinde belegenen Ritter: 
güter in verfchiedenen communalen Beziehungen, wie bezüglich des Wegebaus, fo namentid 
auch bezüglich der Armenpflege zur gemeinſchaftlichen Tragung der Gommunallaften verbunten 
find, andererſeits aljo au) einen gemeinfamen erweiterten Heimatsbezirk gleichzeitig für alle 
denn Gemeinde: und dem Gutöbezirf heimatsangehörigen Bewohner beider Bezirfe bilven. 
Ausgenommen ferner find die Nheinprovinz und die Provinz Weſtfalen, wo vie über: 
wiegende Mehrzahl der Nittergüter noch jegt mit der Ortsgemeinde zu einem Gomnrunalver: 
bande vereinigt ift, überdies die Cinrihtung der je aus mehreren Ginzelgemeinden zujammen: 
gejegten Amts= oder Sammtgemeinden (Ämter und Bürgermeiftereien — ſchon infolge früberer 
Landgemeindes, rejp. Gemeindeordnung von 1841 und von 1845) fortbeftebt. Das preu: 
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Bifhe Gefeg vom 31. Dec. 1842 beflimmt nur, daß einzelne Beiigungen, wie Mühlen, 
Krüge u. f. w., die weder zu einer Gemeinde gehören, noch auf Trennftüden von Domänen 
oder Rittergütern angelegt find, nah Anordnung der Yandespolizeibehörde (Negierung ) in 
Beziehung wie auf alle Gommunalverhältniffe, fo au auf die Armenpflege mit einer Ge: 
meinde vereinigt werben follen ($. 8). Bei Fleinen und zur Verpflegung ihrer Armen un- 
vermögenden Gemeinden fol zwar der Landarmenverband durch Gewährung von Beihül- 
fen mit eintreten ®t), dergleichen (provinzielle) Landarmenverbände eriftiren aber auch nicht 
einmal überall, indem die Revifion der Landarmenreglements nicht in allen Provinzen durch— 
geführt iſt. 

Dagegen ift im Königreih Sachſen die obere VBerwaltungsbehörbe nicht blos zur Zu: 
theilung einzelner Grundftüde an die in der Negel auch die Heimatöbezirfe bildenden Ge— 
meindebezirfe, jondern aud zur zwangsweifen Bereinigung benachbarter kleiner Gemeinden 
zu einem gemeinfhaftlihen Heimatsbezirk von Amts wegen ermächtigt. Weiter aber iſt be— 
flimmt, daß Rittergüter und Vorwerke mit den Gemeinden zufammen, wenn auch feine po- 
litifhe Gemeinde, jo doc einen gemeinihaftlichen Armen: und Heimatsbezirk bilden, reſp. 
dag erflere den Heimatsbezirfen der betreffenden Orte einverleibt werben jollen, und ift 
es fogar für unzuläſſig erklärt, aus dergleichen (felbft ifolirten) Rittergüteun und Borwerfen 
eigene Heimatsbezirke zu bilden. Dabei wird die Öffentlihe Armenpflege ald Gegenfland ber 
Gemeinneverwaltung betrachtet, und ed haben alle Befigungen ohne Ausnahme, auch Ritter: 
und font erimirte Güter, zu den Zuſchlägen an Berjonal:, Gewerbe: und Grundftener für 
die Armenkaſſe zu contribuiren (Heimatögejeg vom 26. Nov. 1834 und Gefeg vom 12. Det. 
1840 nebft der Ausführungsverordnung vom 22. Det. 1840; desgl. Armenordnung vom 
22. Det. 1840). 

Deffenungeadhtet ift im Königreich Sachſen jeit mehreren Jahren das Bedürfnig zur Bil- 
dung größerer (Bezirkö:) Armenvereine hervorgetreten und daflelbe theilweife, wenn aud un- 
vollfommen, dur eine freiwillige Bereinigung mehrerer Ortdarmenvereine zu fogenannten 
Bezirkövereinen zu erfüllen verfucht worden. Denn aud in Sachſen hatte dies gleihwel ſchon 
von der Bejeßgebung empfohlene Brincip der Freiwilligkeit feinen praftifhen Erfolg. 

Die jahfundigften Männer wie eine Mehrzahl ver freiwilligen Bezirfsarmenvereine haben 
deshalb die Nothwendigkeit legislativer Einwirkung zum Zwede ver Erweiterung der örtlichen 
Armen und Heimatöbezirfe durch Vereinigung mehrerer verfelben zu größern Verbinden 
dringend verlangt. 22) : 

Gin joldes Bedürfniß der Bereinigung ift nun aber in ven meiften Provinzen des preu= 
Biihen Staates noch dringender, und zwar keineswegs blos der Nittergüter, reſp. Gutsbezirke, 
mit den einzelnen Ortögemeinden und Gemeindebezirken zu gemeinfchaftlichen örtlihen Atmen— 
und rejp. Heimatöverbänden, fondern ebenjo wiederum diefer fo gebildeten einzelnen Ortd= und 
Heimatöverbände zu größern — Amts: oder Sammtgemeindeverbänden oder Domicilgemein: 
den 33), Ämtern, wie fie in der Provinz Weitfalen, oder Bürgermeiſtereien, wie fie in der 
Rheinprovinz beitehen. Denn von 36588 Landgemeinden im preußifhen Staate (excl. der 
hohenzollerſchen Lande), mobei die ald befondere Armenbezirke in der Regel von den Gemein- 
ven gejonderten Rittergüter und Domänenvorwerfe nit einmal getrennt aufgeführt find, ent: 
halten (zufolge ftatiftifcher Aufnahme von 1846) 8355 unter 100 und 2294 nur zwiſchen 
100 und 500, durchſchnittlich eine jede etwa nur 317 Einwohner, dabei aber die Öftlichen $Bro- 
vinzen noch bei weitem weniger. So bat namentlih Oſtpreußen von 6166 Landgemeinden 
unter 500 Einwohnern 5945, durchſchnittlich jede einzelne Gemeinde etwa 195 Einwohner; 
Weſtpreußen von 3774 unter 500 Einwohnern 3531, durchſchnittlich wenig über 200 Ein- 
mwohner; Poſen von 3481 unter 500 Einwohnern 3228, die einzelne Gemeinde durchſchnitt⸗ 
fidy etwa 280; Brandenburg 4114, darunter 3763 unter 500, und die einzelnen Land: 
gemeinden im Durchſchnitt etwa 272; Pommern von 3405 unter 500 Einwohnern 3202, 


31) ©. über den Landarmenverband den oben gedachten Bericht des Verfaſſers in dem Congres in- 
ternational, a.a.D, 

32) ©. Friedrih, a. a. D.; desgl. Lehmann, Zur Frage des ſächſiſchen Armenweſens: Die 
Gründung einer Amtslandfchaft (Dresden 1858). 

33) ©. hierüber den Auffag von Kries, Über die Lage der ländlichen Arbeiter in Preußen und den 
Zuſtand der Armens und Heimatsgefeßgebung in England, in den Mittheilungen des Gentralvereins 
. a. für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, Neue Folge, Bd. I, Heft 3, S. 193 fg. und 

* g. 
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jede der erjtern durchſchnittlich zu 244 Einwohner, wobei ed natürlih Gemeinden gibt, die er⸗ 
beblich weniger ald 100 Bewohner zählen. 

Litt doch aud in England die Verwaltung des Armenweſens vor deſſen Reform vurh 
die Gefeggebung von 1834 einen ähnlihen Mangel. Denn aud dort zählten von den 
15535 Kirchfpielen (den örtlichen Armenverbänden) 737 nur bi8 50, 1907 bis 100, 6681 
bis 300 Seelen. Die größere Hälfte der Kirchipiele fonnte alſo feine lebensfähige Derfver: 
faflung, geichweige lebensfähige Armenverbände bilden.?*) 

Auch jogar in England wirkte und wirkt zum Theil noch jegt dieſer mangelhafte Zuſtand 
einer zu beſchränkten Abgrenzung der Armenbezirfe, und zwar vorzugämeile beim Stande der 
ländlien Arbeiter, auf deren bürgerliche Freiheitsrechte ſehr nachtheilig zurüd. Dies hat unter 
anderm ein englifcher Staatsmann und gründlicher Kenner des engliihen Armenmeiens, aud 
bauptjädlichfter Bearbeiter ver Reform deſſelben (Epwin Chadwick) bezeugt und entwidelt.®) 
Dadurch find insbeſondere die ländlichen Arbeiter, bei dem Einfluffe ver großen Gutsbeſitzer und 
dem Interefle derjelben, ji gegen die Armenpflege zu fhügen und abzufperren, indem Guts- 
und Kirchſpielsgrenzen jowie (vor 1834) auch Parochialdomicile (Armen: und Heimatsbe: 
zirfe) meift zufammenfielen, thatſächlich im Rechte der Freizügigkeit erheblich beſchränkt wor: 
den. Sie waren bei der gegenjeitigen Abkehr Neuanziehender an die Scholle gebunden und 
in gewiffer Art zu glebae adscriptis,degradirt. Deshalb beftand ein wefentlichfter Punkt ver 
Reform des engliſchen Armenweſens im Jahre 1834 in der Ermächtigung der nen eingerich— 
teten Gentralbehörve für das Armenweſen (ded Armenamtd) zur zwangsweiſen Umbildung 
und Bereinigung mehrerer Kicchipiele zu einer Sammtgemeinde (der Herftellung einer Kreid- 
verfaflung) für die Zwecke der Armenpflege und ſonach auch bezüglich der Heimatsangebörig- 
feit. Infolge deſſen find jegt flatt der oben gedachten großen Anzahl von Kirdipiden, veip. 
Fleinen öÖrtlihen Armenbezirfen 618 größere (Kreis) Armenverbände (durchſchnuilih etwa 
24 Kirchſpiele umfaſſend) entftanden.?®) 

Hieraus ergibt ih, daß, wenn einerfeitö die Armenpflege nicht auf den ganzen Staatd- 
verband übertragen werden kann und darf, vielmehr den Gemeinde = und Heimatsbezirfen ver: 
bleiben muß, doc) die angemeffene Erweiterung dieſer legtern eine weſentliche Bedingung zur 
Heritellung vollfommener Breizügigfeit ift. 

In der vorftehenden Skizze über die jo tief und vieljeitig eingreifende Freizügigkeit: 
frage it wenigflend verjudht worden, die verfchiedenen Beziehungen hervorzuheben, in denen 
viejelbe wie zur Landesverfaſſung, jo indbejondere zu den wichtigſten fittlihen und wirth 
Ihaftlihen Bedingungen und Elementen des Volkslebens fteht. Es ift die Freizügigkeit ge: 
wiffermaßen nur die formale Vorbedingung zum Vollgenufle anderer höchſt materieller bür: 
gerliher Rechte. Sie löft zunächſt die Fefleln, melde die Menjhen an einer freien Bew: 
gung auf dem großen und reich bejegten Markt des Volfälebens hindern, auf welchem doch für 
alle diejenigen, die dazu geiftige und phyſiſche Mittel und Kräfte befigen, mannichfache Arbeit 
vollauf und vermittelt dieſer volkswirthſchaftlich werthvollſten, aud allgemein gültigen Münze 
fomol moraliſche ald materielle Güter aller Art theild zur Werevelung und WBerjchönerung, 
theild zur Erhaltung und Kräftigung des menſchlichen Dafeins zu erwerben find. Die Ge: 
ftattung der freien Bewegung der Kräfte durch Abnahme ver Feileln nugt aber wenig zur An: 
eignung der Güter, jolange nod dem gemeinen Verkehr und der Erwerbung anf dem Marhkt 
felbft unnatürlihe und ungerechte Marktpolizeiverorpnungen entgegenftehen, weldye den Ber: 
kehr und Erwerb hindern oder doch erfchweren. Daher fommt e8 zugleih auf Aufhebung dieſer 
Marftpolizeiverorbnungen an. 

Inzwijchen wäre es ſchon für die perſönliche und bürgerliche Freiheit, auch für Die materielk 
Wohlfahrt der Deutfchen von hohem Werth, die Hinderniffe und Beläftigungen, die Abgaben 
und Steuern, die Vermögensnachweiſe und ähnliche Maßregeln bejeitigt zu Tehen, melde 
jelbft abgejehen von ven hier und dort fortbeftehenden gewerblichen Zunft und Goncefjionsein- 
richtungen, allein ſchon entweder auf der Überfiedelung an einen andern Ort, oder auf der (in: 
gehung einer Ehe, over auf der Gründung eines jelbftändigen Hausſtandes und einer eigenen 
Wirthſchaft ruhen. Die Rückkehr zur Geſchloſſenheit ver Grundbefigungen, welche in den Geſeh⸗ 


34) ©. ©neift, Heutiges englifches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht (Berlin 1857), I, 637. 

35) Vgl. hierüber Chadwid, Memoire über die Zukunft des englifchen Aderbaus und ber Land 
bauarbeiter im Gongres international de bienfaisance de Bruxelles (1856) II, 199, 208. 

36) Gneift, a. a. D., $. 116, ©. 476, und $. 163, ©. 636 fg. 
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gebungen einiger deutſcher Länder angebahnt, auch wiederholt im preußischen Herrenhaufe bean- 
tragt wurde, gehört ohnehin zu den todtgeborenen Kindern, fiher zu den furzlebigen Fehlge— 
burten. Mit Einführung der Gewerbefreiheit beſchäftigt ſich augenblicllich allen Ernſtes die 
Geſetzgebung mehrerer deutſchen Staaten. Bei dieſer Gelegenheit und im unmittelbaren Zu— 
ſammenhange damit tritt zugleich eine dringende Veranlaſſung zur Aufhebung auch der Frei— 
zügigkeitsbeſchränkungen wie mander-anderer formeller und materieller Beeinträchtigun— 
gen der allgemeinen bürgerlichen Freiheit an die Regierungen und gejeggebenden Factoren 
heran. Ohne das bliebe die Breiheit der Arbeit und der Gewerbe ein nicht zu hebender Schatz. 
Denn jene Bejhränfungen bezwedten am häufigiten nur das Intereffe ver Zünfte, gewerblicher 
Monopole und polizeilider Conceſſionen. Sie ftufen jid nicht ſelten verfhieden ab, je nachdem 
ed ih um Anz oder Überſiedelung zünftiger oder unzünftiger, ſelbſtändiger oder unjelbftändiger, 
geprüfter oder ungeprüfter Gewerbtreibender, von Technifern, Künſtlern, Fabrikanten oder von 
gewöhnligen Handwerkern handelt. Sie gingen von Berufdunterjhieden aus, deren Örenzen 
und Kriterien Ihon gegenwärtig ineinander laufen, nad Einführung der Gewerbefreiheit aber 
mehr und mehr ganz verſchwinden werden. Dann alfo müſſen dergleichen Beſchränkungen 
vollends unnütz und zwecklos erſcheinen. Es wird doch zuletzt die Überzeugung fi jlegen, daß die 
verihiedenen volkswirthſchaftlichen, reſp. bürgerlichen Freiheiten 37) nur in einer und derjel: 
ben allgemeinen bürgerlihen Freiheit zuſammentreffen, deren innerfterQuellpunft in der chriſt⸗ 
lihen Würdigung der Berfönlichkeit und fittlihen Freiheit des Menſchen liegt, daß aber eine 
Verleugnung deſſen auf die Dauer unvereinbar mit dent Weſen eines verfallungsmäßigen 
Rechtsſtaats ift, und dag eine ſolche Verleugnung nicht blos die fortan unabweistiche conſtitu— 
“ tionelle Staatdform, jondern je länger je mehr auch die Erhaltung, Ordnung und Sicherheit 
der darauf beruhenden Staatsweſen ſelbſt in Gefahr bringt. 

Wäre indeß Diefe Überzeugung in den einzelnen Staaten durchgedrungen, ſo bedarf es 
allerdings für das ganze deutſche Vaterland nod eined weitern Schritte, wofern der Deut: 
Ihe den Staatdangehörigen Franfreihs, Englands, Nordamerikas, bald vielleiht auch Ita— 
liens an bürgerlihen Rechten und Freiheiten jomwie an deren materiellen Früchten nicht nad: 
jteben joll. Hier find große, weite Pändergebiete der freien Bewegung der Staatsangehöri— 
gen im Bereiche der volkswirthſchaftlichen Ihätigkeit geöffnet. Im deutihen Vaterlande Hin: 
gegen, wo gleihwol Gifenbahnen und Preſſe ven Austaufh und die Bewegung von Producten 
und Gedanfen nicht weniger befördern, treten der Freizügigkeit und bürgerlihen Freiheit der 
Staatdangehörigen von Land gegen Land größere Schrauken entgegen ald gegen dad nicht deutſche 
Ausland, da in diefen der deutihe Einwanderer, jobald er die Grenzen überſchritten hat, frei 
arbeiten und erwerben darf, gleich dem Ginheimifhen. Die Aufhebung aber jener Schranfen 
des einen deutihen Staates gegen den andern iſt im deutſchen Volksbewußtſein allmählich zum 
Ariom geworden. Died Ariom fteht an Wichtigkeit, jelbit für die materielle Wohlfahrt des 
Volkes, feinem andern nationalen Wunſche und Verlangen nad. Es ſteht vielleicht ſogar in 
erſter Linie und allen voran. Daß das deutiche Volk deſſen Befriedigung nicht vom Bundestage 
erwartet, wird diefer wol jelbft bei unbefangenem hiſtoriſchen Rückblick auf feine Ihaten und 
Früchte gerechtfertigt finden. Gerade deshalb beeilte wol die Deutihe Nationalverfammlung 
die Publication der Grundrechte im Reichsgeſetze vom 27. Dec. 1848, wonad unter andern 
jeder Deutiche das Recht haben follte, an jedem Orte des Neichögebietd Aufenthalt und 
Wohnſitz zu nehmen und jeden Nahrungszweig zu betreiben. Beim Bundesbeihlup vom 
23. Aug. 1851, der dieſe Grundredte ohne Vorbehalt und Ausnahme, anſcheinend aud 
ohne die Abſicht aufbob, etwas anderes an deren Stelle zu fegen, wurde der weije Grund: 
ſatz des Königs Friedrich Wilhelm II. vergefien: daß man das Gute annehmen und be= 
halten folle, gleihviel von welcher Seite eö komme. Möchte Preußen ohne Rückſicht auf Re— 
«iprocität und etwaige fleinlihe Netorfionsmaßregeln mit der Ginräumung der gleichen Frei: 
zügigfeit, wie folde im Innern des preußiſchen Staated gewährt ift, auch an die Angehörigen 
aller andern deutjhen Bundeöftaaten vorangehen; in dem Bewußtſein, Daß dad vor allem 
und zunächſt ihm felbft, insbefondere der fortſchreitenden Entfaltung feiner eigenen Volkswohl⸗ 
fahrt und Macht zugute kommen werde. Jedenfalls aber wäre dann, wenn die Geſetzgebung 
der einzelnen deutſchen Staaten wenigſtens die Gewerbe- und Arbeitöfreiheit durchgeführt 


37) Niederlaſſung, Anfiedelung, Arbeit, Verehelichung, Erwerbsfaähigkeit u. ſ. w.; von politis 
ſchen Freiheiten iſt in dieſem Artikel nicht die Rede. 
Staats-Lerikon. V 46 
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haben wird (nad) dem Vorgange der dem Princip der Menſchlichkeit huldigenden Übereinkinfte 
vom 11. Juli und 5. Nov. 1853, betreffend die einjtweilige gegenfeitige Kürforge für hut: 
bedürftige Angehörige aus andern Staaten bis zu deren Herftellung), auch der Zeitpunft ge: 
fommen zur Vereinbarung der deutihen Regierungen und Volfövertretungen über die gegen: 
jeitige Freizügigkeit und Niederlaffung wie über die gleihe Ausübung auch fonftiger hürger: 
licher Freiheiten ihrer Angehörigen in allen Staaten ded Deutſchen Bundes. W. A. Lette. 

emdenacte (Alienacte), |. Aufentbaltsreht und Ausweifung. 

emdenrecht. Mit diefem Namen bezeichnet die Wiſſenſchaft des Voͤlkerrechts die theil 
auf Herfommen, theild auf Verträgen oder auch einfeitigen gefeggeberifchen Anorpnungen bern: 
henden Regeln über die redtlihe Stellung der Fremden, d. h. Nichtunterthanen im Staate. Die 
fortfchreitende Givilifation und Cultur bei den Nationen hat ihre prägnanteften Kennzeihen ge: 
rade in der Behandlung des Nichtnationalen, des Fremden, und die Geſchichte des Fremdentehti, 
welche wir in kurzen Zügen ber Darftellung der Heutzutage geltenden Rechtsübung voranjhiden 
wollen, bildet deshalb feinen unwichtigen Abfchnitt in der Entwickelungsgeſchichte der Menſch 
beit jelbft, wenn auch unfere Aufgabe nur die jein fann, dem veinjuriftiichen Elemente darin 
vorwiegend gerecht zu werden. 

1. Geſchichte. Wie nod dem Römer in fpäterer Zeit ein und daffelbe Wort zur Berid: 
nung des Fremden und Beindes diente, ift auch anderswo das Rechtsverhältniß dei Fremten 
aus dem rechtloſen Stande der Feindſeligkeit herangereift. Solange ein ftetiger friedlichet Ver: 
kehr zwijchen den verſchiedenen Nationen fehlt, erſcheint der einzelne wenn nicht ald jeindlih ge- 
finnt, fo dod zur Aufnahme in eine andere Volksgenoſſenſchaft durchaus ungeeignet. Für den 
Barbaren, den Sprachfremden, der die Laute unjerer Zunge nicht verfteht und ten wit nicht 
verftehen, ift in den Staaten, ja jelbjt nur unter den nomabdifirenden Hirtenwölfern keine Stelle, 
und nur der Schuß der Götter eder die Stimme des Gewiſſens gewährt dem vorübergebent hei 
einem fremden Stamme Weilenden Sicherheit gegen dad Schickfal des offenen Feindes Nutin 
einer Form, der Sklaverei, bildet audy das fremde Element einen dauernden Beltandtbeil der 
ältern Reiche. Meinte doch felbft noch Ariftoteles, daß das Barbarenthum dem Hellenen zut 
ewigen Knechtſchaft verfallen fei, da Sklave fein und Barbar fein dem Mefen nad vafielke fe. 
Eigenthümlich geftaltete ih das Verhältniß des Fremden in den antifen Stäbteflaaten dur die 
Natur derfelben als ſtädtifcher Gemeinweſen. Wie lange hat es nicht gedauert, bis innerhalb 
eined und beffelben Volkes die Schranken zwifchen den Stadtgenoffen und den übrigen Staat: 
angehörigen gefallen find und nad dem Rechtsſprichwort Bürger und Bauer mur nod du 
Mauer trennt? Viel größer mußte trogdem der Widerſtand fein, den das antike ftaatlidt 
Stadtwefen der Aufnahme von „Ungenofjen” in dad Gemeinweſen entgegenfegte, zumal jdn 
eine weniger zahlreiche Anfammlugg von Fremden den Beftand der mit einem raſchen Sälas 
zu vernichtenden Freiheit aufs Spiel jegen konnte. Einer gänzlihen Ausſchließung frembgebe 
rener Bevölkerung ftand jedoch Ihon der Charakter ver Städte felbft entgegen. Auf Handel um 
Wandel angewiejen (mochten diefe auch für nicht beſonders ehrenvoll gelten) , in Kriegädienfien 
zu Bündniffen gedrängt, um jid der fremden Übermacht durch fremde Beihülfe zu ermehren, 
durch Sprachverwandtſchaft an Genoſſenſchaften geknüpft, die neben vielem Ahnlichen dod us 
Fremdartiges zeigen, ihrer überzähligen Jugend ſich in Golonien entledigend, wo ber Natır 
der Sache nad Gigenes und Fremdes in Verbindung tritt, finden wir in der griechiſchen Stine: 
und Staatenwelt allmählich aud das Fremdenelement in einer gewiſſen anerkannten Redtt: 
ftellung. Wie bejhränft diefe aber war, beweift am beften die rechtliche Lage der angeſiedelter 
Fremden (psrorzor) und der nur zeitweilig fi aufhaltenden Ausländer, Griechen jomel al 
Barbaren (Eevor), in der Stadt Athen, der nod am meiften kosmopolitiſchen und „remder 
freundlichen“ unter ven helfenifchen Nepublifen. Die Aufnahme in das Bürgerrecht wart 
geheuer erfchwert, und in dem Zuftand der Nichtangehörigfeit war faft alles nur Bricht fur?" 
Fremden, der eine Beute des Denunciantengefindels darftellte ; eigentliche Rechte hatte der 
töfe kaum. Nur dur die Vermittelung eines Vormunds, der jedoch; jeder Verantwort 
gegen ihn entbehrte, warb ihm irgendein Rechtsſchutz gewährt, der durch den Hohmu — 
Eingeborenen dem Fremden gegenüber und die Chicanen der Sykophanten in Wirklichkeit ein 
Bedeutung war. Der Metöfe zahlte eine Kopffteuer, im Alterthum das Zeichen der Knechiſdaf 
die Verſäumniß der Zahlung machte ihn zum wirklichen Sklaven. Wo möglich ned MM 
, waren die Beftimmungen in den borifchen Städten, befonderd in Sparta. Kein eigentlid it 
liches, fondern ein gefellſchaftliches Verhältniß waren die Gaſtfreundſchaftsbündniſſe zwiſcen 
einzelnen Familien und ſich daran lehnend zwiſchen verſchiedenen Städten, obgleich fie nach der 
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einen und andern Richtung ftatt des rechtlichen Schugeö der Fremden wirkten. Auch die römi- 
ſche Rechtsentwickelung ruht auf vem nationalen Princip, aud dem Römer find alle Sprad- 
fremden Barbaren, und jelbft den ummwohnenden verwandten Stämmen Italiens wird das Pri— 
vileg des rechtlichen Familien= und Handelsverkehrs mit dem Römervolfe, das jus connubii und 
commereii, nur als befondere Bergünftigung und regelmäßig um den Preis politiſcher und mili- 
tärifcher Abhängigkeit gegeben. Rechtlichen Schug, Anerkennung der Perſönlichkeit, wenn wir 
von ber Heiligkeit der Geſandten als einem religiöfen Dogma abſehen, warb dem hostis, dem 
Fremden und Feinde, nur zu Theil, wenn durch Bünbniffe ein ſolches Vorrecht gewährleiftet 
war. Später freilich, als ſich die Völkerſchaften Italiens mehr und mehr an Rom angeſchloſſen 
hatten, entwickelte ſich für ſie die beſondere Rechtspflege des jus gentium durch den Prätor der 
Beregrinen, d. h. der in Rom weilenden, nicht der Civität, des römiſchen Bürgerrechts theilhaf: 
tigen Bundesgenofien. Erft unter ven Kaifern verfhmolzen die Begriffe römifher Unterthan 
und civis romanus ineinander, indem Garacalla alle Einwohner römijchen Gebietd zu Bür- 
gern erklärte. In den Zeiten der Republik hatte ähnlich wie in Griechenland der Patronat und 
das Gaftfreundihaftsband zur Unterftügung der unſichern Stellung des Fremden dienen 
müflen. Im ganzen ift ver Nichtrömer in Rom in einer beffern Lage geweien, ald der Nicht: 
hellene oder Nichtſtadtgenoſſe in einer griehifchen Stadt war. Der Grund dazu lag in der all: 
mäblichen Erweiterung der Herrihaft der Stadt Nom zu einer Territorialherrſchaft über die 
übermwundenen Volksſtämme. In der allerlegten Zeit der Kaiſerherrſchaft taucht freilich der 
volle Gegenſatz zwiſchen dem hriftlihen Römer und Hellenen den germanifchen barbari gegen 
über wieder auf; das finfende Römerreich fühlt, daß ber Barbar es ift, der ed in Trümmer 
fchlagen wird. Während für ven antifen Staat die Stadt der bindende Mittelpunft ift, bildet 
diefen bei dem erften Auftreten der germaniichen Völkerſchaft die Stammesgemeinſchaft. Erft 
jpäter tritt das territoriale Element für die Begriffsbeſtimmung des Staated und der Staatd- 
angehörigfeit in den Vordergrund. Gin dem barbarus entſprechendes Wort fehlt und für den 
Fremden, wahrſcheinlich weil ſich die einzelnen deutſchen Stämme zwar ald fremd betradhteten, 
aber doch nicht fprachfremd waren. Nah germanijcher Grundanfhauung ift ver einzelne nur 
rechtsfähig, infofern er einer rechtsfähigen Genoffenihaft angehört. Einer ſolchen entbehrt ver 
vereinzelte Fremde; und wenn er nicht der Gaft eines Stammesgenoſſen ift, der feine Handlun⸗ 
gen vertritt, gibt e8 für ihn weder Schuß des Eigenthums noch der Perfon. Der Welſche (außer 
dem Wall, d. b. dem Grenzwall Wohnende), der Elende (aus einem andern Lande Kommende) 
mochte oft nicht ohne Grund für die zerflreut auf einzelnen Höfen wohnenden Germanen ein 
Margangus, der Bagabund unjerer heutigen polizeiliden Terminologie fein. Daß der verein: 
zelte Reifende unter einem fremden Stamm feine Redtöftellung haben fonnte, beruht nod auf 
einem zweiten Grundſatz, daß die Vollgenoſſenſchaft ven Befig von Grundeigenthun voraus- 
ſetzte. Wie tief diefe Anfhauung im deutihen Wefen gewurzelt ift, lehrt noch nach fo vielen Jahr— 
Hunderten der Hochmuth des deutſchen Hofbauers dem bloßen „Heuerling“ gegenüber. Etwas 
anders geftaltete ſich die Sache da, wo Völkerſtämme gemiſcht durcheinander wohnten. Hier fand 
ſchon das Verſchiedene nebeneinander rechtliche Anerkennung. Kein allgemeines Territorial-⸗ 
recht band die Einwohner, ſondern jeder Stammesgenoffe lebte nad) dem Rechte ſeines Stam: 
mes, der Franke nad) fränfifhem, der Sachſe nad) ſächſiſchem Recht, der unterworfene Gallier 
oder ‚Römer nad den Traditionen und Trümmern der römischen Jurisprubenz. Sie lebten aber 
innerhalb eines und deffelben Staatöganzen und ald Angebörige dieſer politifhen Genoſſenſchaft, 
ſodaß auf fie der Ausdruck Fremde nicht anwendbar ift. Aber der Fremde, ver von fern Kom— 
mende, wie im Angelſächſiſchen das Wort wiedergegeben wird, fonnte immerhin aud) des Rechts— 

ſchutzes feiner im Lande angeſiedelten Stammesgenoſſen theilhaftig werden. Daß nad dem 
Syſtem der perfünlichen Rechte jeder einzelne, auch der, welcher feinen Stammvermandten unter 
den Einwohnern eines Landes anrufen fonnte, nach feinem Heimatsrecht rechtsfähig gewefen, 
widerſpricht ver Natur der Verhältniffe. Das Gaſtrech und ſpäter das Schutzrecht des Landes: 

herrn (Fürſten) ſtand allein ſolchen Perſonen zur Seite. Allmählich wachſen die auf demſelben 

Grund und Boden wohnenden, denſelben ſocialen und politiſchen Einwirkungen unterliegenden, 

in der Gemeinſchaft des Verkehrs einander ſich annähernden Stämme zu einer neuen Einheit 

zufammen; ſie nennen das Land nad fih und ſich fpäter wieder nad dem Lande. Allein es 

dauert-lange, ehe diefer Entwidelungsproceh in dem heutigen gefchloffenen Terrritorialftaat mit 

voller Souveränetät über alled, was ſich darin befindet, fein letztes Ziel erreiht. Die alte 

Volksgemeinde bricht zuſammen, weil ihr das Rebenselement, eine wohlhabende, nicht zu zahl: 
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reihe Vollbürgerſchaft, fehlt. Es gibt jetzt nicht blos Herren über Sklaven aus anderm Volks— 
ſtamm, ſondern in den verſchiedenſten Graden ver Unterwürfigkeit ſtehen unter den übriggeblie— 
benen reihen Grundbeſitzern, voran die Kirche und die Beamten, die eigenthumsloſen Maſſen, 
die, abhängig von dem Willen ded Grundherrn, der in feinen Immunitäten gleichfam einen 
Territorialftaat im Fleinen eingerichtet bat, und wenig durch fich bildende Hof- und Dienftredt: 
geihügt, fozufagen im eigenen Lande Fremde, aus Grundeigenern zur bloßen Vertinenz und 
Bekleidung des Bodens geworden iind. Immerbin war aber dieje Stellung doch eine Rechts: 
angehörigfeit, und der Fremde, welder ſich in den Schug oder die Vogteieined Grundherrn begab, 
verbeflerte dadurch feine Verhältniffe nicht wenig. Wer ih im Lande aufbielt, ohne in eine 
ſolche Abhängigkeit zu einem Immunitätsherrn getreten zu fein, batte zwar in legter Inſtan; 
den Schuß des Kaifers, fpäter, nach Ausbildung der Landeshoheit, des eigentlihen Landesherrn 
anzufpreben; allein Schwere Nachtheile knüpften ſich an dieſes Privilegium, welches in Diefer 
Weiſe während des Mittelalters nicht blos in Deutſchland, jondern in der ganzen romaniſch-ger⸗ 
maniihen Welt feine Herrihafz behauptete. Der Landesherr beanipruchte 1) Das Aremplinge: 
oder Heimfalldreht (jus albinagii, droit d’aubaine). Mit Ausſchluß aller Inteftat- oder Tele: 
mentderben fiel der inländiſche Nachlaß eines im Lande geftorbenen Fremden dem Fiscus anbeim. 
Seinem Urſprunge nad fann e8 bei dem früher vorherrſchenden geieglichen Erbrecht der familie 
und Genoijen nicht ſowol als eine Rechtsſchmälerung des Berftorbenen jelbit, al& vielmehr der ionit 
gejeglihen Erben angejeben werden. Erſt nachdem Teitamente und Teftirfreibeit allgemein ge: 
worden find, enthält es auch eine Rechtsminderung ded aubain oder albinus ſelbſt. Anfänglid 
ſchloß dieſes Vorrecht des Fiscus Einheimiſche ſowol ald Ausländer von der Bermögensnad- 
folge aus, ſpäter modificirten die Staaten die principielle Ungerechtigkeit und gegenwartig — 
das aufgeklärte Frankreich war freilich der legte Staat — beſteht dad Heimfallsrect in feinem 
Zande europäifher Gultur mehr. 2) Im Zufammenhang mit dem Grundfag, das nad rehtliher 
Ordnung fein Erbgut über die Staatdgrenze an Fremde geben fonnte, ftand die Ginführung 
des Erbſchaftsgeldes oder Abſchoſſes ald Abkauf für die Privilegirung von diefem Grundlage. 
Entweder zahlte es der im Lande befindliche Unterthan oder Fremde für die VBergünftigung, das 
man nad jeinen Tode jeinen Nachlaß den auswärts wohnenden Verwandten ausfolgen lafte, 
oder, was dad Häufigere war, bei Gelegenheit ver Erbſchaftseröffnung hatten die Erben ih 
dadurch die Ausfolgung der Maſſe zu erfaufen. Auch dieje Iniquität in Bebandlung der Frem— 
den haben die neuern Staaten faft alle durch Vertrag oder Randesgejeg aufgehoben, und nur für 
den Fall der Retorjion zur Beantwortung einer gleich ungerechren Behandlungsweiſe ver zige: 
nen Unterthanen würde ein Staat no zur Erhebung der jogenannten gabella hereditaris 
reiten. Natürlich haben auswärtige Erben die etwa geltenden Erbſchaftsſteuern jo que zr 
zahlen als vie inländischen Nachfolger in eine Erbmafje. 3) Einen ganz eigenthüntlichen Che— 
rafter, der auch nad völliger Erlöfhung des Rechts feine Hervorhebung als eine biftoriik« 
Euriofität redhtfertigt, trug das fogenannte Wildfangsredht, das in den meiften Ländern geükt, 
aber nirgends jo hervorragend wurde ald in dem Herrihaftägebiete des Pfalzgrafen bei Rhein 
"das übrigens in Anknüpfung an die Reichsvicariatswürde und die Stellung des Pfalzgrafen 
als kaiſerlichen Oberrichters über die Territorialgrenzen der Pfalz vielfah Hinausging. Net 
diefen Rechte wurde dev Wildfang, d. h. der Fremde, der jih unter leibeigenen Leuten anfie: 
delte, durch die „Luft, welde eigen machte“, ſelbſt leibeigen und dem Bfalzgrafen und jonftigen 
Landesherrn zu Schuggeld verpflichtet. Neben der Bezeihnung Wildfang fonımen für fo ge: 
wonnene eigene Leute noch die Ausdrücke Kolbenkerle, Bachſtelzen, Wildflügel vor. Ein: 
reichsrechtliche Merfwürdigfeit ift das jogenannte Laudum Heilbronnense vom 7. Febr. 1667, 
worin durd einen Schiedsſpruch der Könige von Franfreih und Schweden die Grenzen und der 
Inhalt des Wildfangsrechts zwiſchen dem Kurfürften der Pfalz und andern Reichsſtänden feh: 
geftellt wurden. Mit ver Aufhebung ver Leibeigenihaft hat natürlich auch dieſes Stud Minz- 
alter fein Ende gefunden. Die foeben geſchilderten VBerhältniffe hatten ihre überwiegente Br 
deutung auf dem platten Lande. Wie die Städte von jeher ald die Afvle der Freiheit genen 
worden find, darf auch nicht vergeilen werden, daß in der deutichen und überhaupt momen 
romaniſch-germaniſchen Gulturentwidelung der Fremde in dem Stäbteleben am frühefien eine 
geſchützte, gefiherte Stellung erhalten bat. Die in den Städten abgehaltenen Märkte unt 
Meflen, ein weſentlicher Vorzug der erftern gegen die Bewohner des flachen Landes und häx- 
figes Kennzeichen ver Staptqualität, führten Fremde vorübergehend in großer Zahl zufammen 
Käufern und Berfäufern das Wiederkommen angenehm zu machen, hatten mande Städte befon- 
dere Gerichte, fogenannte Gajtgerichte, welche in vafcher Juftiz ſowol für als gegen den Fremden 
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Recht ſprachen. Außer dieſen beiondern Anftalten für den Fremdenverkehr mußte ich natürlich 
ſeine allgemeine Behandlung nad dem Maf der perſönlichen Freiheit und Sicherheit richten, 
welches der Unterthan von feiner Regierung erhielt, obgleich auch Hier nicht felten eben im In: 
terefle de8 Handeld und ded Heranziehens fremder Kavitalien Staaten Fremden, welde jih an- 
fiedeln wollten oder auch nur vorübergehend aufhielten, größere Rechte und Freiheiten gemähr- 
ten, als fie der Inländer zu genießen hatte. Die Zeit des aufgeflärten Despotismus, der auf 
das Gewinnen von Staatdangehörigen jehr erpicht war, zeigt vielfache Beiſpiele ſolcher Privile— 
girung der Einwanderung, doc fehlt e8 hier wie überalf ſonſt in diefen Zeiten, mo die Per— 
Tönlichfeit de8 Monarhen die Eonftitution des Staated war, an einer jeden Oarantie für die 
thatjähliche Erfüllung des Verſprochenen. Während feit der erften Franzöſiſchen Revolution 
und ber ihr furz vorausgehenden volföwirthichaftlihen Bewegung in Theorie und Praris das 
fünftlihe Hereinziehen fremder Elemente in den Staat in Miscredit gefommen ift, haben ſich 
Dagegen die Grenzen der Staaten immer weiter gegeneinander geöffnet. Das Bewußtſein der 
Zujammengehörigfeit, des Aufeinanderangewiejenfeind, wie e8 in den Gemüthern der verſchie— 
denen Nationen gewachſen ift, hat auch in dem ſtets „fremdenfreundlicher“ werdenden Landes— 
gejeggebungen jeinen Ausdrud gefunden, und das Völkerrecht ver Gegenwart ftellt in Bezug 
darauf freifinnige Borberungen auf, die in manchen Staaten ſchon ihrer vollftändigen Ver: 
wirflihung nahe jind und in feinem modernen Gulturftaat auf längere Zeit vernadjläffigt wer— 
den fönnen, 

II. Gegenwart. Wenn aud ver Auspruf Fremder heutzutage nicht felten in einem 
engern Sinne zur Bezeihnung ver Nichtorts- oder®emeindeangebörigfeit dienen muß, ſo iſt doch 
das Fremdenrecht den juriftifhen Spradgebraude nach blos auf die Stellung des Nichtunter: 
thanen zu einem Stante zu beziehen, und nur von dieſen Fremden ift hier zu reden. Diejelben 
fönnen in dreifaher Richtung zu einem andern Staate in ein Rechtsverhältniß treten, wobei 
der Kriegsfall ausgeſchloſſen ift, aljo unter frievlihen Beziehungen des Heimatsſtaates zu den 
Fremden. Entweder wohnen jie in dem fremden Staate, vder fie haben daſelbſt Grundeigen— 
thum, oder ihre Nechte und Pflichten werden in einem andern Staate Gegenſtand der ftreitigen 
oder nichtftreitigen Nechtöpflege. Natürlich ſchließt ver eine diefer Fälle Die andern nicht aus. 

1) Was zunächft den Aufenthalt des Fremden in einem Staate anbetrifft, fo ift über die 
Frage der Aufenthaltsgemährung jhon in dem Art. Aufenthaltsreht und Ausweifung das 
Nöthige bemerkt worden. Gin abjolutes Werweigern des Eintritts Fremder in den Staat wäre 
völkerrechtswidrig, dem heutigen europäiſchen Fremdenrechte nicht entſprechend, und eine hicanöfe 
Behandlung des einzelnen Falls müßte ald beleidigend für den Heimatäftaat angejehen werden; 
allein innerhalb diejer Beihränfungen hat der Staat das Net, einem Fremden den Eintritt in 
das Gebiet oder den längern Aufenthalt darin zu verweigern. Alle Beftimmungen der jogenannz 
ten Bapvolizei find rein ftaatörechtlicher Natur und mit Net von Jahr zu Jabr in größern Mis- 
eredit gekommen, wobei zu bemerfen ift, daß in der vollen Blüte des Paßſyſtems es gleihmäpig 
auf Fremde und Einheimiſche, Inländer und Ausländer drückte. Unfere Aufgabe liegt gegen 
wärtig innerhalb der Grenzen jenes Artikels. Welche Nehtitellung hat der ind Land gelaffene 
rende während feines dortigen Aufenthalt8? Man bezeichnet fie ſehr Häufig als die einer vor— 
übergehenvden Unterthanenfhaft (subditus temporarius), allein die Angemeſſenheit dieſer 
Ausdrucksweiſe ift mehr ald zweifelhaft, da wir heutzutage den Begriff Untertfan mit dem 
der Staatsangehörigkeit identifh nehmen und der Fremde fiherlid Fein Staatsangehöriger 
it. Gerade weil Nichtſtaatsangehöriger, ift er fremd. Jene Bezeihnung joll jagen, dag er den 
Gefegen des Landes wie ein Unterthan unterworfen ift, allein auch dies ift nur in einem be— 
ichränftern Sinne zu verftehen, Als Fremder fteht er in einer allgemeinen Pilicht des Gehor= 
ſams gegen dad Landesrecht, wogegen dieſes ihn der auf die Freiheit der Perſon und den Shug 
des Eigenthums ſich beziehenden Rechte der Individuen theilhaftig werben läßt. Eine Anwen— 
dung des erftern Grundſatzes ift das Freiwerden des Fremden, der nad) feinem heimischen Rechte 
“in Unfreiheit ſich befindet, wenn er den Boden eined Landes betritt, das feine Unfreiheit aner— 
fennt. Das Mas dafür liegt jedoch in ven Geſetzen des Staates, nicht in einem häufig angenom= 
menen durchgreifenden Nechtöfage des Völkerrechts. Was den Schu des Gigenthums angeht, 
fo wird aud) der Fremde zwar dem Erpropriationsrechte unterworfen wie dev Landedangehörige, 
aber wie dieſem ſteht auch ihm das Gejeg dabei jhügend zur Seite. Übrigens hat man wol 
von feiten europäiſcher Staaten ſich in Handels- und Schiffahrtöverträgen mit weniger zuver— 
läfjigen Staatsfhöpfungen des Oſtens und Weſtens einen ausdrücklichen Verzicht auf das Ex— 
propriationsrecht gegen jeine dajelbit ‚verweilenden Staatsangehörigen verſprechen laſſen. 
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Wenn der Fremde wirklich dieſes bleibt, macht es für feine Rechtöftellung keinen Unterſchied, ob 
er einen dauernden Aufenthalt felbft mit Begründung eines wahren Domicild im Lande nimmt 
oder fi nur vorübergehend in demfelben befindet. Ausgeſchloſſen von dieſem Kreife find ſelche 
Rechte, welche fidy über mehr ald das bloße Ausleben der vermögensrechtlichen und firtlihen 
Perfönlichkett erftreden. Die fogenannten politifchen ftaatsbürgerlihen Rechte werben nur von 
ven Staatdangehörigen ausgeübt, während dagegen auch eigentliche ſtaatsbürgerliche Prlichter. 
den Fremden nicht aufgelegt find. In der allerneueften Zeit wird die Grfenntnig immer all: 
gemeiner, daß, wad man unterdem Namen bürgerlicher Rechte vem Eingeborenen gleichfalls vor: 
zubehalten pflegte, den felbftändigen Gewerbebetrieb wie dad Recht einer dauernden Nieverlaffung 
zu gewerblihen Zweden (Freizügigkeit), dem Fremden jo gut offen ſtehen jollte als dem Inlän— 
der, voraudgefegt natürlih, daß jener wie diefer an den Laften und Steuern ded Erwerbs: 
zmweigs theilnimmt. Unter den deutſchen Zollvereinsftaaten ift audgemadt, daß in dieſen 
Punkte die Angehörigen anderer Bereinäftaaten den Unterthanen gleich behandelt werden follen. 
Zu einer allfeitigen Entwidelung wird dieſes Zugeſtändniß jedoch erft dann führen, wenn aus 
der Inländer überall von den Feſſeln der Zunft und des Conceſſionsweſens befreit ift. Zu die: 
jen bürgerlihen Rechten ift in einzelnen Staaten, z. B. Baiern, auch die Anftellung im Staats: 
dient gerechnet; ehe eine Naturalifation eintrat, fann fein Staatdamt dem Ausländer verliehen 
werben. Anderswo wird richtiger die Ernennung eines Fremden zu einem Staatsdienſt feines: 
wegs ausgejchloflen, dagegen wirkt die Ernennung zum Staatsamt ald Naturalifation. In 
frühern Zeiten mochten erſchwerende Beftimmungen für die Einführung Fremder in einen ge: 
gebenen Staatödienft ganz am Plage fein, 3. B. war man nad) der Revolution von 1688 nict 
ohne Örund eiferfüchtig auf den Herübertritt vieler Holländer in englifche Staatsdienſte, und im 
18. Jahrhundert famen an vielen Keinen Höfen Abenteurer aller Art in hohe Stellen; allein 
heutzutage follte weder ver Fremde als jolder in andern als rein ſtaatsbürgerlichen Redten bin: 
ter den Eingeborenen geftellt, nod die Erlangung des Indigenatd an große und ſchwete Ver: 
bedingungen gefnüpft werden. Die Rechtsgemeinſchaft zwiſchen Inländer und Fremden erftredi 
ſich zunächſt auf das Gebiet des Civilrechts und der Givilrechtöpflege. Die Landesgerichte ſprechen 
Recht für und gegen den unter ihrem Schuß vorübergehend weilenden Fremden, und die Be: 
flimmungen des bürgerlihen Landesrechts find auch bei ver Beurtheilung aller von Fremden 
im Staatögebiet vorgenommenen Rehtöhandlungen maßgebend, in Bezug auf die allgemeine 
Rechtsfähigkeit, z.B. Volljährigkeit, wird jedoch das Domicil regelmäßig ald beftimmend an- 
genommen. Hier ift in Theorie und Praxis noch jehr viel Streit. Ganz allgemein ſpricht id 
das Öfterreichifche bürgerliche Gejegbuh aus: „Den Fremden kommen überhaupt gleiche bür: 
gerlide Rechte und VBerbinpdlidfeiten mit den Gingeborenen zu, wenn nicht zu dem Genuf 
diefer Rechte ausdrücklich die Eigenſchaft eines Staatöbürgers erfordert wird.” Gmgberziger 
ftellt ji der Code civil, wie überhaupt das franzöfiiche Gejegbucd die Spuren der Anfänge 
feiner Entftehung, da ganz Europa Frankreich feindlid gegenüberfland, in den Fremde be- 
treffenden Beftimmungen nur zu häufig verrät. In England dagegen findet fi im dieſer 
Sphäre nur die einzige auf dem Nachwirken der alten feudaliftifhen Grundfäge berubende Aus- 
nahme, daß der Fremde kein Orundeigenthum erwerben fann. In Wirklichkeit ift dieſe Regel 
ohne Befchwerlichkeit, weil einmal der Erwerb von Grundſtücken zu Eigenthum bei den gebräud: 
lihen langen Pachtterminen in England ein fehr feltenes Geſchäft ift, das für Nidhtenglän- 
der noch viel weniger häufig eintritt, und weil zweitens die Erwerbung des engliſchen Indigenats 
auf die allerleihtefte Weile ohne Verzichtleiftung auf ein früher beftandenes Untertbanenser: 
hältniß vor jich geht. Nichtsveftoweniger hat eine ſolche Beichränfung der vollen bürgerliden 
Rechtsgleichheit der Fremden in einem Staate ihre große praftifche Bedeutung darin, daß mandr 
Staaten den Orundfag der Retorfion eintreten laffen und Fremde nur in dem Maße zum Redtt- 
genuß gelangen, in welchem der Heimatäftaat derfelben diefleitige Unterthanen behandelt. Scht 
ſchroff ift Hier wieder das franzöſiſche Givilrecht, indem es nicht ſchon auf die wirkliche Praxis 
fremder Staaten fieht, jondern die Einräumung in einem Bertrage verlangt (,„‚L'etranger 
jouiraenFrance desm&mes droits civils que ceux qui sont ou seront accordes aux Francals 
par les trait&s de Ja nation, à laquelle cet etranger appartiendra““, Code civil, Art. 11). 
Viel milder ift die Beftimmung des Preußiſchen Landrechts, indem dieſes das Wiedervergeltung®- 
recht auf den Fall beichränft: „wenn der fremde Staat zum Nachtheil der Fremden überhaupt 
oder der preußiichen Unterthanen insbefondere befchmwerende Verordnungen macht oder dergleichen 
Misbräuche wilfentlich gegen dieſſeitige Unterthanen duldet.“ Bon folden ertremen Fällen ab: 
geſehen, wo fonft fhon das friedliche Verhalten ver Staaten zueinander in das Stadium der 
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Zwiſtigkeit übergeht, ſcheint das Retorquiren durch Verweigerung der allgemeinen bürgerlichen 
Rechte für unſere dem Verkehr fo ſehr zugewandte Zeit mehr als bedenklich zu ſein. Etwas an: 
ders ſtellt ſich nach einigen Landesgeſetzgebungen das civilproceſſualiſche Fremdenrecht. Wes— 
Halb das franzöſiſche Recht nur dem Eingeborenen das Recht der Güterabtretung und die dadurch 
ermöglichte Vermeidung der Schuldhaft zugeſteht (Code de procedure civile, Art. 905), iſt nicht 
abzuſehen und hat ſchon erfahrungsmäßig zu großen Härten geführt. Dagegen läßt ſich gegen 
die Pflicht des Fremen, der feinen Grundbeſitz im Lande oder eine fonftige Bürgfchaft, z. B. in 
einem Geſchäfte hat, ald Kläger gegen einen Inländer für die Koften Sicherheit zu beftellen 
(Eode civil, Art. 16), wenig einwenden. Der Grund ift hier nicht die Eigenſchaft ald Fremder, 
tondern der reale Umftand, daß dem Beklagten unter diefen Verhältniffen oft die Erholung an 
dem verlierenden Kläger unmöglid fein wird. Mit vem Gebiete des Privatrechtd und bürger- 
lihen Proceſſes ſchloß längere Zeit der Kreis ab, den der Staat dem Fremden glaubte einräu- 
men zu dürfen. Dagegen war nie befttitten, daß der Fremde den Polizei: und Strafgefegen 
des Landes unterworfen jei und nad den formellen und materiellen Orundjägen des Landes: 
rechts Net nehmen müſſe. Für das im Inlande begangene Polizeivergehen oder Verbrechen 
ftrafen alle Staaten den Fremden, und nur darin waltet einige Verſchiedenheit, daß einige Staa— 
ten aud) die im Auslande von einem Ausländer gegen dad Inland oder einen Inländer began- 
gene Verbrechenshandlung vor ihr Forum ziehen. Gonfequenter ift e8, auch hier die fonft bei 
Verbrechen der Freuden im Auslande eintretende Auslieferung (ſ. d.) vorzunehmen. Auch darin 
fteht der Fremde dem Inländer gleich, daß ihn fo wenig als tiefen die Unfenntniß der Geſetze 
entihuldigt. In Bezug auf Polizeiübertretungen haben einzelne Rechtölehrer eine Ausnahme 
zu Gunjten ver Fremden behauptet, allein alle praktiihen Erwägungen ſprechen gegen biefe 
Privilegirung der Unwilfenheit. Der Staat, welder ven Fremden nad Recht und Billigfeit 
behandelt, kann aud) verlangen, daß diefer ſich mit feinen Geſetzen befannt made oder die Straf: 
folge feines Nichtwiſſens und Zumiderhandelnd willig trage. Befondere Gerichte für Fremde 
fommen jegt nur noch bei den Völkern der niedern Gulturgrade vor. (Vgl, darüber den Art. 
Eonfuln und Eonfulate.) Eine Eigenthümlichkeit des englifhen Rechts ift, daß der angeflagte 
Fremde eine Jury de medietate linguae, halb aus Landsleuten oderdod Fremden beftehend, ver: 
langen fann. In Deutfhland ift Landeöverweifung eine gegen Ausländer ftatt der Stellung 
unter polizeiliche Aufficht eintretende befondere Strafe. Gehen wir auf das Gebiet des öffent: 
lien Rechts im engern Sinne über, fo zeigt ji die Eigenſchaft ald Fremder gerade darin, 
dap die öffentlich-rechtlichen Materien ihn unmittelbar nit berühren. Wie engherzig man 
früher auf dieſem Gebiete verfuhr, beweifen die jämmerlichen Zugeftänpniffe, welde betreffs 
einer gemeinſchaftlichen Gotteöverehrung anderd denfenden und glaubenvden Fremden aus— 
drüdlic gemacht werden mußten. Dagegen hat die größere Freiheit des Staates von kirchlichen 
Dingen gegenwärtig in den meiften Rändern geholfen, und offenbar ift auch die gemeinfchaft- 
liche Gotteöverehrung ein Urrecht der Perfönlichkeit, ein Beſtandtheil der Freiheit der Perſön— 
lichkeit felbit. Indem aber der Fremde ald Angehöriger feined Heimatöftaated behandelt wird, 
folgt daraus keineswegs, daß die ihm dafelbft zukommenden Standesrechte auch in dritten Staa— 
ten anzuerkennen find, z. B. Hoffähigfeit, Freiheit vom Schuldarreft, Titel u. f.w. Mandes 
beruht Hier auf zuvorfommendem Wohlwollen, und nur die Vertreter audwärtiger Staaten 
find rechtlich, d.h. hier völferretlih nah Nang und Titel ihres Heimatsſtaates anzuerkennen. 
(Bol. die Art. Erterritorialität und Gefandte.) Daß auf ſolche Perfonen alles, was hier von 
Fremden und Fremdenrecht gefagt ift, keine Anwendung findet, indem ja gerabeihre@rterritorialität 
die Ausnahme vom allgemeinen Fremdenrecht ausmacht, ift in dem Art. Erterritorialität aus: 
führliher erörtert. Inwieweit der im Lande weilende Fremde zu den Steuern deffelben heran: 
gezogen werben fann, d. h. wieweit ſich die Finanzhoheit des Staates über ihn erſtreckt, ift nicht 
unbeftritten. Mande Steuern, Zölle, Gonfumtionsfteuern treffen ihm natürlich wie ven Inlän— 
der. Daflelbe ift ver Hall bei folden, welche ein Aequivalent für öffentlihe Leiftungen find, 
wie Chauffeegelver, Brüdengelver, Gerichtsſporteln u. dgl. Diediresten Steuern werden dagegen 
vom Fremden regelmäßig nicht erhoben. Eine Gewerbiteuer zahlt auch der im Inlande Ge: 
werbe treibende Ausländer, und ebenfo richtig iftes, daf der Fremde dad aus einer in dem Staate 
ſonſt betriebenen Befchäftigung erworbene Einkommen verfteuert. Daß die aus dem Inlande be: 
zogenen Renten befteuert werben jollen, wird ziemlich allgemein bejaht, verneint Dagegen wird 
die Frage nach der Befteuerung aus Renten, Einkünften, Rapitalien oder Gütern in einem brit- 
ten Staate. Hierbei ſowie namentlih bei den Gemeindefteuern macht ſich ein Unterſchied 
geltend, je nachdem fi der Fremde wirflih domicilirt hat oder ven Charakter eines Reiſenden 
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beibehält. Je ſtetiger die Verbindung des Fremden mit dem Staate oder der Gemeinde, deſto 
mehr empfängt er von den Vortheilen beider und deſto eher kann er zum Mittragen der öffent: 
lichen Kaften herangezogen werden. Cine Beränderung in den Rechten des Fremden wird jonft 
durch die Begründung eined Domicild nicht bewirkt. Won diefem Orundjage macht nur das 
franzöſiſche Recht eine eigenthümliche, aber bis auf Den heutigen Tag in ihrem Weſen nicht feft: 
geftellte Ausnahme. Art. 13 heißt es „L'étranger qui aura été admis par l'autorisation de 
l'empereur ä etablir son domicile en France, y jouira de tous les droits civils tant qu'it 
continuera d’y resider.” Der nicht mit Autorifation der Regierung in Sranfreih ih auf: 
haltende Fremde hat demnad nur die droits civils, foweit jie ihm nad) dem obenermwähnten 
Grundfag der Reciprocität in Verträgen zufommen. Beftritten iſt nur, ob ed in Frankreich 
ein Domicil ohne Autorifation der Regierung für den Fremden geben, ober etwa jene Au: 
torifation in dem flillihweigenden Wohnenlafjen gefehen werden kann. Nach der richtigen, 
feineswegs aber überwiegend anerkannten Meinung liegt e8 außerhalb der Macht der Regie: 
rung eined Staated zu verhindern, da ein Fremder, der ind Land gelaſſen ift, dort fein Domicil 
aufſchlägt. Ob fie diefem privat: und völferrehtlihen Domicil aud ftaatsrehrlihe Wirfungen 
beilegen will, ift ihre freie Sache, denn Staatdangehörigkeit, Heimatsberechtigung u. ſ. w. ha— 
ben mit der Frage des Domicild unmittelbar nichts zu thun. Jener Art. 13 ded Code civil und 

die daraus e contrario gezogenen Schlüffe haben neuerlich bei verſchledenen Erbſchafts— und 

Teftamentöproceflen den engliihen Gerichten viel Kopfzerbrechen verurſacht, ſodaß man ein be: 

ſonderes Gefeg für die kritiſchen Fälle eingebradt Hat. 

Mir Haben gefehen, daß der Staat allerdings auch das Gigenthum des auf feinen Gebiete 
weilenden Fremden fraft des jus eminens erpropriiren fann; die perjönliche Dienſtpflicht des 
Ausländerd, namentlich die Militärdienftpflicht, ift in feinem Staate angenonmen. Die tanz 
desvertheidigung, als rechtliche Forderung, fett die Kandedangehörigfeit voraus. Ob ein Staat 
ſonſt Fremde in feinen Militärjtaatspienft aufnehmen will und kann, ift ſchon bei Beipredung 
des Staatsamts (ſ. Amt) im allgemeinen mit entihieden. Der Staat kann, um ſchließlich auch 
died zu bemerken, dem renden den Abzug, die Aufhebung des durd den Aufenthalt befteben- 
den Verhältniſſes zwijchen ihnen, nit weigern, ein Grundfag, der nicht dadurch verändert 
wird, daß der Fremde vor feinem Scheiven aus der bisherigen Umgebung zur Erfüllung feiner 
Verbindlichkeiten angehalten werben fanır. Uber dad Recht des Staates, einen Fremden auszu: 
weiſen, deifen Ausübung befonders in Deutſchland oft mit beifpiellojer Härte und Rückſichts— 
lofigfeit gehandhabt worden ift, muß hier auf den Art. Aufenthaltsreht und Ausweiſung 
verwiejen werden. Die Pflicht eines Staates, feinen auf diefen Wege aus fremden Staaten an 
feine Grenze gebrachten Landesangehörigen aufzunehmen, ift in allgemeinen anerkannt, jedoch 
— noch näher durch internationale Verträge (z. B. zwiſchen den deutſchen Staaten) 

eſtimmt. 

2) Ohne daß der Fremde perſönlich ein beſtimmtes Staatsgebiet betritt, oder doch ohne Rüd⸗ 
ſicht darauf, kann er durch den Beſitz von Liegenſchaften mit demſelben in eine rechtliche Verbin: 
dung treten. Es iſt dies von dem einfachen Mobilrecht deshalb unterſchieden, weil die liegende 
unbewegliche Sache ein Stück der materiellen Grundlage des Staates, des Territoriums ift, Im 
allgemeinen erkennen die verſchiedenen Staaten der Völferreihtögemeinihaft unferer Tage dem 
Fremden das NRecht zu, Grundſtücke zu erwerben; im Gegenfag gegen den vollen Landſaſſen, den 
unter Landeshoheit jigenden Grundeigenthümer (übrigens wurde aud die Unterthanenidait 
ohne Rüdjiht auf Grundbeſitz oft Lanpfäfjigfeit genannt; Klüber, „Offentliches Recht“, 8.269) 
nannte die ältere Jurisprudenz in Deutſchland und Frankreich einen folhen Fremden forensis. 
sujet forrain, jegt sujet mixte. Bon bedeutendern Staaten haben nur England und verjchiebene 
der Staaten der amerifanifchen Union ven Grundſatz beibehalten, daß ver Fremde fein Grund: 
eigenthum erwerben fönne. Über die Verhältniffe in England ift ſchon oben geſprochen wor: 
den, da der Aufenthalt im Yande an diefer Beihränfung nichts ändert; in den Unionsſtaaten 
ift der Fall jehr hart, wenn Auswanderer ihren in Guropa gebliebenen Angehörigen u. i. w. 
dort erworbene Befigungen ab intestato oder teftamentarifch hinterlaffen. In einzeinen Star: 
ten find deöhalb abändernde Gejege ergangen; auch hier wirft noch die Reminiſcenz des eng: 
liſchen Feudalismus nah. Die Rechte und Pflichten des Forenfen find weſentlich Rechte und 
Pfliten des von ihm befeflenen Grundſtücks, obgleich die Stantenpraris in einzelnen Punkten 
nicht übereinftinmend ift, 3. B. manchmal der unvollfonnmene Landſaſſe (fo wurde der Forenie 
aud) wol genannt) an dem Gericht des von ihm befeffenen Grundſtücks auch wegen obligatoris 
ſcher Verhältniffe belangt werden fann. Während e8 für die nichtdeutſchen Staaten und die 
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deutſchen dieſen gegenüber eine Frage des freien Ermeflens ift, 06 jie dem Nichtunterthanen den 
Erwerb von Grundeigenthum geftatten wollen, haben die Unterthanen der deutſchen Staaten 
in diefen nad Art. 18 der Bundesacte das Recht, „Grundeigenthum außerhalb des Staa: 
tes, den jie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb in dem fremden Staate meh: 
teren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als deſſen eigene IInterthanen”. Es ift dies einer 
der ſchwachen Anfänge zu einem deutfchen Bürgerrecht, melde die Bundesacte bietet. 

3) Allein aud der Fremde, welcher weder perjönlich in einem fremden Staate ſich vorüber: 
gehend oder dauernd aufhält, no etwa Grundeigenthum in demielben befigt, ift in dritten 
Staaten ald Nehtsjubjert anerkannt. In den Anfängen des Verkehrslebens beſchränkte ſich vie 
fremdenrehtliche Anerfennung vorwiegend auf jene Falle, allein in dem Weltverfehr unferer 
Tage ift es viel wichtiger, daß auch der taujend Meilen weit entfernt wohnende Ausländer im 
gegebenen Ball auf ven Schuß umd die Hülfe unferer Gerichte rechnen fann, Die unter 1) her— 
vorgehobenen Geſetzbeſtimmungen — und mit ihnen flimmt das Gewohnheitsrecht der Ränder, 
welche feine geſchloſſene Givilgejeggebung haben, überein — erfireden ih aud auf diejen Fall. 
Es ift nicht blos der in Oſterreich lebende Fremde, jondern jeder, der aus der Ferne die öfter- 
reihiihe Rechtshülfe in Anſpruch nimmt, dem die Gerichte Oſterreichs, wenn fie nur der Sache 
nad) competent jind, offenſtehen. Im diefem Falle hat e8 feinen Unterſchied zu machen, ob der 
Beklagte ein Inländer oder ein Fremder ift; nur Frankreich will wenigftens theilweiſe feine 
Richter auf die Nechtiprehung zwiſchen Inländern und Inländern ſowie Fremden und Inlän= 
dern beihränfen, begeht dagegen neben vieler Juftizverweigerung die weitere Härte gegen den 
auswärts wohnenden Fremden, daß es dem Inländer geftattet, den Ausländer auch wegen im 
Auslande angeblih eingegangener Verbindlichfeiten vor die franzöſiſchen Gerichte zu citiren. 
(Code eivil, Art. 14.) Mit der Anerkennung des Fremden in feiner internationalen Rechts— 
fähigkeit ſchließt das Fremdenrecht als jolhes ab. Die Frage, welche Gefeggebung zur Anwen— 
dung zu fommen hat, nad) den Recht weldhen Landes die in der Fremde vorgefommene Rechts— 
handlung und ihre Folgen zu beurtheilen iind, fo fehr häufig jie mit dem fogenannten Frem— 
denrecht in der willenihaftlihen Erörterung verbunden wird, gebt über unjere Aufgabe hin- 
aus, da fie ebenjo gut eintreten fann, wenn Inländer im Auslande Rehtöverbindlichfeiten 
gegeneinander übernehmen. Das internationale Privatreht (man hat ſich gewöhnt, dieſen 
Ausdruck in einem etwas zu weiten Sinne zu gebrauden, 3. B. daß er aud) dad Öffentliche Recht, 
fomweit e8 Fremde berührt, umfaßt) ift ver Wiſſenſchaftszweig, welcher darüber zu entſcheiden 
hat, und unter diefem Titel werden auch ſpäter diejenigen Fragen aus der Materie, welche ſich 
zu einer überjichtlihen Erörterung eignen, beantwortet werden. Ebenſo wenig ift hier aus: 
füuhrliher von dem Verhältniß des Heimatsflaates zu feinen im Auslande lebenden Unterthanen 
zu handeln; dies ift recht eigentlich Frage der Staatsangehörigfeit und Unterthaneneigenichaft, 
3. B. inwieweit die heimifhen Staatsgejege, bürgerliden Rechtsnormen, Strafrechtsſätze, Fi: 
nanzvorichriften und Steuerpflichten auch für den im Auslande vermweilenden Staatdangehörigen 
verbindlich find. Ausführlichered darüber findet jich in dem Werfe von K. IH. Pütter, „Das 
praftifche europäiihe Fremdenrecht“ (Leipzig 1845), worin unter dem zu engen Namen des 
Fremdenrechts in ver That das internationale Brivatreht abgehandelt wird. Die beite fran- 
zöſiſche Schrift ift das Werk von Fölix, „Traité du droit international prive”. Von ameri: 
kaniſch⸗engliſcher Literatur ift auszuzeihnen Storv, „On the conflicet of laws“, und für Eng: 
fand ein. neueres Werk von Meftlafe. Außerdem enthalten die ausführlihern Werfe über 
Bölferreht, wenn aud nur in Kürze, Auseinanderfegungen über dad Fremdenrecht, 3.8. 
Hefiter, „Eurbpäiſches Völkerrecht“ (vierte Auflage, Berlin 1861), $. 60 fg.; Oppenheim, 
„Völkerrecht“, ©. 346 fg. Eine Monographie über das Recht der Ausländer in einem be: 
ftimmten Staate hat für Ofterreic gegeben Vesque von Püttlingen, „Die gefeglihe Behand- 
[ung der Ausländer in Oſterreich“ (Wien 1842). 9. Marquardien. 

Friede, Friedensftand, Friedensſchluß, Friedensinftrument. Wriede, der Gegen: 
jag ded Kriegs oder überhaupt des Streits, ift der Zuftand in Wechfelmirfung ftehender Per— 
fonen, worin fie über das einer jeden von ihnen zuftehende Rechtsgebiet unter jidy einig oder 
wenigftend in feinem gewaltthätigen Streite darüber begriffen find. Streitigkeiten nämlich 
über gegenjeitige Rechtsanſprüche, folange fie nicht zur Zwangsanwendung oder gewaltſamen, 
Selbfthülfe gediehen jind, heben zwar den Friedensſtand im weitern Sinne auf, nicht aber im 
engern und eigentlihen. Bei den Unvollkommenheiten fomol der natürlichen ald der pofitiven 
Rechtslehre, bei den oft ſchwer zu löſenden Verwidelungen oder Unbeftimmtheiten ver thatſäch— 
lichen Verhältniffe, worauf jene anzuwenden ift, bei der natürlichen Befangenheit endlich, mo: 
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mit man gewöhnlich über felbfteigene Anſprüche urtheilt, jind Nechtöftreitigfeiten ganz unver- 
meidlich und deshalb auch nicht unvernünftig. Wol aber ift die Entſcheidung foldher Streitig- 
feiten durch Gewalt unvernünftig, und der Zuftand, worin man wegen der Behauptung jei- 
ned Rechts lediglich an die Gewalt gewieſen und daher die Gewalt dad Map des Rechts ift, fein 
wahrer Rechtszuſtand. Die Vernunft fordert Frieden, d.h. Harmonie der Wechſelwirkung 
und, fo oft diefelbe geftört wird, ihre Wieverherftellung. Der Krieg kann daher nur infofern 
gerechtfertigt fein, ald er den Frieden, d. h. die Wiederherſtellung jener Herrichaft, zum Zmwed 
bat. Der Friede ftellt ſich hiernach vom Standpunkte der Vernunft ald der Normalzuftand dar: 
aber gefchichtlich erjcheint leider der Krieg jehr oft ald Negel und der Friede blos als Unterbre: 
hung des Kriegs. 

Letzteres ift insbeſondere zwiichen ven noch im Zuftande ber urfprünglihen oder natürlichen 
Ungebundenheit und geſetzloſen Freiheit Lebenden der Fall, aljo namentlid auch zwiſchen ver 
Gejammtperfönlichkeiten der Völker und Staaten unter ſich, folange fie nicht durch ein künſt 
liches Band zu einem Syſtem von Staaten vereinigt oder ji wenigitend dur gemeinjame 
Anerfennung natürlicher oder pofitiver Rechtsgrundſätze der Herrichaft der bloßen Gewalt eine 
heilſame Schranke gefegt haben. Für die einzelnen dagegen bietet jih im Staatöverband ein 
bleibender Friede, vermöge deilen die gewaltthätige Selbithülfe (mit Ausnahme ver Norb: 
fälle) aufgehoben und zur Entiheidung der Nechtöftreitigfeiten der friedliche Weg des Gerichts 
eröffnet wird. 

Wir haben hier den Frieden nur im völkerrechtlichen Sinne zu betrachten, nämlich theils 
als Friedensftand, theild als Frievensihluß zwiſchen jelbftändigen, unter ſich in Wechſelwir⸗ 
fung ſtehenden Völkern over Staaten. 

Den Friedensftand forgjamft zu erhalten, ift eine vom Recht wie von der Moral geboten: 
und meift aud von der Klugheit eingejchärfte Pflicht. Der Staat oder die Staatägemah alio 
enthalte ſich nicht nur gewiffenhaft jever Verlegung fremden Rechts, jondern ſuche auch, wenn 
dad eigene Recht verlegt oder in Frage geftellt worden, zuvörderſt eine gütlihe Ausgleichung 
durch Unterhandlungen, Vergleich oder ſchiedsgerichtlichen Ausſpruch zu erwirfen, und greife 
erſt, wenn alle gelindern Mittel (worunter auch Nepreffalien und Retorſion) fruchtlos blieben, 
zur legten, äußerften Entf&heidungsart — durch Waffen. Die Nothwendigkeit, die ſes zu thum, 
wird übrigens um fo feltener eintreten, in je befjere Kriegäverfaffung man jich geſetzt, d. b. ie 
mächtigere Bertheidigungsmittel man vorbereitet oder wenigftens eventuell jich gefichert hat. 
Unter jener Vorbereitung ift jedoch keineswegs die Eoftipielige, die Kraft des Landes ſchon im 
Frieden verzehrende Aufftellung und fortwährende Erhaltung eines zahlreihen jtebenden Herre: 
verftanden, jondern vor allem die Pflege und thunlichite Entfaltung derjenigen nicht nur mate- 
tiellen, ſondern auch geiftigen und moralifhen Kräfte im Schofe der Nation, welche geeignet fin? 
fo oft ed noth thut, fchnell in Thaͤtigkeit gefegt und zum Zurückſchlagen jeves Angriffs, aud mi: 
nahhaltiger Wirkfamfeit verwendet zu werben, Die eventuelle Sicherung noch weiterer Streit: 
mittel geſchieht durch Allianztractate, oder nody zuverläffiger durch Bundesſyſteme, wodurt 
einerfeit der gefährlichen Präpotenz einzelner Großmächte die vereinte Kraft von einer Anzahl 
Fleinerer Staaten auögleihend entgegengeftellt und andererfeit8 zwifchen den verbundenen Staa: 
ten jelbft ein verbürgter Rechts- und Friedenszuftand begründet wird. 

Wenn aber, trog aller Sorge für Friedenserhaltung, gleihwol der Krieg entfteht, aldvann 
heifchen abermals Pflicht und Politik, demfelben jo bald ald möglich durch ebrenhaften Arie: 
densſchluß ein Ziel zu fegen. Nur die Wiederherftellung des durch die Schuld des einen ode 
des andern Theils oder auch beider Theile unterbrochenen Frievensftandes ſoll der Zwed der 
Kriegführung fein. 

Dem wirklihen Friedensſchluſſe geht die Frievdensunterhandlung voraus, wozu die erfker 
einleitenden Schritte häufig von dritter Seite, etwa von zur Vermittelung eingelabenen oder 
dazu jih anbietenden Mächten, oft aber auch von den Friegführenden Theilen ſelbſt mittels ar- 
fangs geheimer oder auch ſogleich offener Anregung gefheben. Die Verhandlung wird forum, 
je nah Umſtänden und zumal nad der Beihaffenheit ihres Gegenftanves, entweder bios m: 
hen ven etwa bereits bei einer dritten Macht accreditirten oder au) eigend zum Friedenswerke 
an einem beftimmten Drte ji) verfammelnden Geſandten der Eriegführenden Mächte, oder auch 


® mit Theilnahme Dritter, Bermittelnder oder Alliirter, oder wie immer am Streitgegenitand: 


Mitbetheiligter, nicht felten in feierlichen Congreſſen gepflogen, und ihr Ergebniß, je nahen 
wenigere oder mehrere Theilnehmer find, in einem oder mehreren Inftrumenten niedergelegt. 
Oft werden neben ver allgemeinen oder Hauptfriedensurkunde no befondere Inftrumente über 
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bie nur einzelne Mächte betreffenden Punkte oder auch über bloße Zufagverträge, oder über ganz 
fpecielle Intereſſen errichtet, oft vem Hauptinftrumente bloße Acceffionsurfunden der mitbethei- 
ligten Mächte beigefügt, oft auch diefe legtern, zumal die mit den hauptkriegführenden blos alliir: 
ten, lediglid) in den zwijchen ven Hauptmächten zu Stande gefommenen Frieden mit eingefchlof: 
jen. Gewöhnlich gebt dem Abſchluſſe des definitiven Friedens der eined Präliminarfriedens 
voraus. In diefem werden blos die Hauptpunfte ded Streitd geregelt oder die Grundbedin— 
gungen des Libereinfommend feitgefegt. Die Vervollftändigung und nähere Beftimmung 
derfelben bleibt ſodann dem oft gar lange ſich verzögernden, mitunter jelbft noch ſcheiternden de— 
finitiven Friedenswerke überlaffen. In allen viefen Inftrumenten unterf&eidet man die Haupt— 
artifel von den Neben= und Separatartifeln, und gar oft fommen darin neben den offenen aud) 
geheime Artikel vor. 

Es ift Grundſatz ded heutigen Völkerrechts, daß die Friedensverträge, wenn aud) von den 
Unterhändlern innerhalb ver Grenzen ihrer Vollmacht gefhloffen, gleichwol ihre volle Gültig: 
feit erſt durch die Ratification der Regenten erhalten. Es wird diefe in der Regel auch aus: 
drüdlid vorbehalten und ein beftimmter Termin dafür feftgefegt; doch Hält man ihre Verwei— 
gerung, wenn nicht befondere Nechtfertigungsgründe dafür anzuführen find, für unzuläflig. 

Die Verträge zu halten ift überall eine heilige Plicht, für Staaten wie für Privaten. Doc 
gibt es auch Örade derjelben, je nach ver Stellung der Vertragſchließenden und nad) der Wichtigkeit 
des Vertragdgegenftandes oder nach der befondern Natur veflelben. Nach allen diefen Rüd- 
jichten erſcheinen Die Staatöverträge und unter denjelben vorzüglich die des Friedens ganz be— 
jonders heilig. Zwar mag gegen die Verbindlichfeit derjelben das Bedenken erhoben werden, 
daß der Friedensvertrag in der Regel fein freiwilliger, jondern ein durd Gewalt oder Furcht 
erziwungener, ja gar oft ein durch ungerechte Gewalt erzwungener ift. Doc ift foldye Ungerech— 
tigkeit, da fein Richter über ven Kriegführenden fteht, Feine juriftifch ericheinende, vielmehr der 
Ausihlag ver Waffen, als gewiffermaßen ein Gottesgericht, worauf die Streitenden compro= 
mittirten, für das äußere Necht des Siegerd entſcheidend. Auch würde die Marime, wonach 
Friedensſchlüſſe nicht bindend wären, die Möglichkeit, Frieden zu fliegen, aufheben und alle 
Kriege zu Bertilgungsfriegen machen. Im diefer legten Betrachtung liegt der Hauptgrund der 
Heiligkeit, welche man mit allgemeiner Übereinftimmung den Friedensſchlüſſen beilegt und 
wovon man faum für ganz außerordentliche Fälle eine Ausnahme zuläßt. Doch iſt vieles frei- 
lich mehr nur eine theoretifche Anerkennung als ein auch durd) die Praris befräftigter Grund— 
ſatz. In der Wirklichkeit dauern faft in der Regel die Frievensverträge nicht länger, als jeder 
der beiden Theile feinem Intereffe gemäß findet fie zu beobachten, oder als er jid) die Kraft nicht 
zutraut, fie ungeftraft zu brechen. Auf feiten des Beilegten zumal, wenn ihm harte Bedin- 
gungen gejegt wurden, ijt der Friede felten mehr als ein Waffenftillftand auf unbeftimmte 
Zeit, d.h. für fo lange, ald ſich jeine Kräfte nicht erholt haben over eine günftige Gelegenheit 
zur Wiederaufnahme des Kampfes ſich zeigt. Auch kann ed demjenigen, welden danach ge— 
lüſtet, niemals ſchwer fein, einen Vorwand dazu aufzufinden, namentlid einen Gegenſtand 
neuen Haders, welcher fodann zum Bruce führt und dergeftalt zwar nicht die Gültigfeit des 
alten Friedens aufhebt, mol aber einen Titel ver Nichtbeobachtung — ald Retorjion oder über- 
haupt ald Feindſeligkeit — darbietet. i 

Bei Friedendverträgen, die eine Gefammtentfheidung über viele und mannichfaltige oder 
complieirte Streitgegenftände zu geben haben, oder nad langwierigen Kriegen und zwifchen 
mehreren, nähern oder entferntern Theilnehmern des Streitö unterbandelt werden, zumal wenn 
dadurch auch allgemeine politifdye oder kirchliche Intereſſen, namentlih Principien oder Syfteme 
ded äußern oder innern öffentlihen Rechts ihre Entſcheidung oder Regulirung erhalten jollen, 
wird gewöhnlich der Vereinfahung der Verhandlung oder ver zu erleichternden Verftändigung 
wegen zuvörderſt eine allgemeine Baſis oder Grundlage dafür feftgeftellt. Die üblihften unter 
ſolchen Grundlagen find: der Statusquo, wie er vor den Ausbruche des Kriegs oder auch zu 
irgendeiner andern beſtimmten Zeit beftand, ſodann der augenblidlihe, d. h. zur Zeit der Frie— 
densunterhandlung beftehende Statusquo und endlich das Princip der Compenfation oder der 
billigen Gegenrechnung, d. b. des Austaufches von Kriegsgewinn und Verluft, oder überhaupt 
von Anſprüchen und Schulvigfeiten, je nach der gegenfeitigen Stellung oder den Kriegämitteln 
und Ausſichten der Streitenden und ihrer Verbündeten, oder nad dem relativen Werthe des 
Abzutretenden oder des dagegen zu Erhaltenden für den einen oder den andern Theil. 

Bon diefen Grundlagen ift wol die des uti possidetis oder des — ganz zufälligen und rein 
jactifchen — augenblidlihen Beſitzſtandes die am wenigften vernünftige, injofern fie nämlich 
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für einen bleibenden Frieden, nicht blos für einen Maffenftillftand dienen ſoll. Jene bed Be- 
igftandes vor dem Kriege dagegen ſcheint für einen aufrihtigen Verfühnungsact zwar paſſend, 
doch mag fie ald ein Beweis oder als ein minveftend von dem Angreifer abgelegte® Gin: 
geftändniß der Invernünftigfeit des geführten Kriegs gelten. Aucd noch andere, beliebig zu be- 
ftimmende Zeitpunfte des Bejigftandes (wie z. B. im Wertfälifhen Frieden das Jahr 1624 ale 
Normaljahr aufgeftellt ward) können nad Umftänden als Regel für den künftigen Zuftanv 
aufgeftellt werden und dienen jedenfalls zur weſentlichen Vereinfachung des Übereinfommend und 
zur Verhütung einer Unzahl particulärer Streitigfeiten. Es fommt übrigens in der Erfahrung 
nur allzu häufig vor, daß die Friedens- (oder auch andere) Verträge untereinander jchließenden 
Mächte unbedenklich de jure tertii contrahiren, weil fie eben vermeinen, ihr Net gebe jo weit 
als ihre Gewalt. Was jedoch blos auf Gewalt gebaut ift, fällt in nichts zuſammen, ſobald die 
Gewalt aufhört oder gebrochen wird. 

Gewöhnlich werden Friedensverträge ausdrücklich für „ewige Zeiten‘ errichtet. (Die Tür: 
fen allein ſchloſſen fie fonft in der Negel nur auf eine beftimmte Zeit.) Dennod ift in der Welt: 
und Staatengefhicdhte der Krieg eine fortwährend wiederfehrende Erſcheinung. Die Betrag: 
tung der daraus fließenden unaufhörlihen Drangjale und Schreden hat nothwendig in dem 
Gemüthe mienfchenfreundliher Philofophen und Staatdmänner den Wunſch hervorgerufen, ein 
. Mittel, weldes zu ewigem und allgemeinem Frieden unter ven Völkern der Erde führe, zu fin: 
den, und fie haben — wie zumal der gemüthvolle und phantafiereiche Abbe de St.:Pierre und 
der Tiefdenfer Kant — das Aufſuchen folhen Mittels als eine ihnen obliegenve Pflicht erkannt. 
Bisjegt aber jind ihre Bemühungen fruchtlos geweien, und nad) der Natur der Menſchen, zumal 
nad) der davon abjliefenden Sinnesart der mit unabhängiger Macht Befleideten, werben nie 
ihwerlich jemals zum Ziele führen. Auch läßt ſich zweifeln, ob ein ſolcher ewiger Friede wirklich 
gut wäre, d. b. fürdernd für die höchſten Intereffen der Humanität, nämlid für die Entwide: 
lung und Belebung der evelften geiftigen und moralifhen Anlagen und Kräfte der Menihen. 
Mehrere geniale Schriftjteller (1. Emiger Friede) haben bereitd von diefem Standpunkte 
aus den Krieg in Schuß genommen und das völlige Aufhören deſſelben als den Anfangs: 
punft einer alsdann nothwendig eintretenden traurigen Stagnation und damit einer allge: 
meinen Verderbniß bezeichnet. Wir wollen hier, da die Gefahr noch keinesfalls fo nahe liegt, 
in die tiefere Grörterung der Frage nicht eingehen, ſondern nur fo viel bemerfen, dap wenig: 
ftend je nad) der Natur der Mittel, durch melde man einen erwigen Frieden hervorbrädte, ver: 
jelbe ih als ein zu theuer erfauftes Gut erweifen fünnte. Würde nämlid — mie fhon 
Heinrich IV. von Frankreich felbitifh genug träumte und in unjern Tagen Napoleon zu ver: 
wirklichen im Begriffe fand — der ewige Friede, wenn auch nicht auf der ganzen Erbe, jo doch 
etwa in einem Welttbeile durch die entihiedene Präponderanz einer Macht oder vielmehr durch 
ihre Weltherrſchaft begründet, alddann wäre er jiherlid ein nad der Wirkung wie nad ver 
Duelle ganz heillojes Werk zu nennen. Dajfelbe fände natürlich auch flatt, wenn folde frie- 
dengebietende Autorität aus drei oder vier eigend hierzu unter jich verbundenen Großmächten 
beſtände, welden gegenüber aljo von Selbftändigfeit der Fleinern feine Nede mehr wäre. Gin 
Anderes freilich und ein wahrhaft Gutes träte ein, wenn die Staaten eined MWelttheils mit Bei: 
behaltung ihrer Selbſtändigkeit zu einem freien, die Gleichheitsrechte aller einzelnen verbürgen: 
den Friedensbund ji vereinigten, worin die einheimiſchen Streitigfeiten nicht etwa durch das 
Machtwort der Stärkern, jondern durch ein freies, für alle gleich zuverläſſiges Schieds- oder 
Bundesgericht entjhieden würden. Aber die unendliche Schwierigkeit einer ſolchen zur längern 
Dauer fih eignenden Vereinbarung unter den einmal factiih an Macht fo gar ſehr ungleigen 
Staaten leuchtet ein‘, ſowie die natürliche Richtung derjelben entweder zur Anarchie und Auf: 
löfung oder zur Untervrüdung und Gewaltherrſchaft. Solange daher nit Vernunft um 
Humanität durch die Kortjehritte der Menſchenbildung zu allgemeiner Herrſchaft gediehen ſein 
werden (und wann werben fie dies?), bleibt wol fein beſſeres, wenigftens zur annähernden Er: 
veihung ded Zield tauglicheres Mittel übrig als das Syſtem des Gleichgewichts, von dem 
rechtlicher und politiiher Natur wir jedod in einem eigenen Artifel zu ſprechen ung — 

Rotted. 

Frieden, Friedensfchlüffe. Friede ift der Zuftand, worin die gegenjeitigen Werhält: 
niffe dev Staaten nad ausdrücklichem oder ſtillſchweigendem Übereinfommen bemefien und ge: 
regelt werden und worin die Genoffen des befondern Staates, bei dem Zwieſpalte ihrer In: 
tereffen, den für gefeglich geltenden Staatägewalten fid unterwerfen. Keineswegs läßt ſich 
jedoch der Friede, als ein Zuftand des Rechts, dem des Kriegs, als einem Zuflande der red: 
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Iojen Gewalt, entgegenftellen, habe man nun hierbei ven Kanıpf eined Staated gegen einen an: 
dern oder den Bürgerkrieg feindfeliger Warteien vor Augen. Der Friede kann vielmehr ein Zu- 
fand der Rechtloſigkeit fein, während das nimmer zu erflidende Gefühl in der Menihenbruft 
auch jeden Krieg verdammen wird, dev nicht im Rechte feine Wurzel hat, und felbft für die 
Dauer ded Kriegs ein rechtliches Maß in der Anwendung der Gemalt anerfannt ſehen will. 
Und wie jehr Selbftfuht und Vorurtheil, Irrthum und Leidenschaft über die Schranken hin— 
ausgeführt haben, die man auf andern Stufen der Entwidelung und Geſittung ald Schranken 
des Rechts anerkennen mußte, jo hat ſich doch durd alle Verioden der Geſchichte in vielfachen 
Außerungen dieſe Idee eined Rechts zum Kriege und im Kriege entihieden ausgeſprochen. (Vgl. 
Hugo Örotius, „De jure belli ac pacis“, Prolegom., S. 77.) Ald man in Guropa —— 
des 17. Jahrhunderts anfing, für das Recht überhaupt nach einer philoſophiſchen Grundlage 
zu ſuchen, wurde auch das des Kriegs und Friedens der Gegenftand befonderer Unterfuhungen. 
Schon vor Hugo Grotius’ berühmteftem Werfe „De jure belli ac pacis”, gegründet auf die 
Idee: „Thue alled, was der Gejelligfeit unter den Menſchen förderlich ift, unterlaffe alles, was 
ihr hinderlich jein würde”, hatte ver Italiener Alberic Gentilis, ald Lehrer zu Oxford, in ähn: 
lichem Geifte feine Abhandlung „De jure belli“ geihrieben. Seitdem haben ſich immer zahl: 
reichere Forſchungen auf einen Gegenftand gerichtet, der fort und fort das höchſte Intereſſe in 
Anſpruch nehmen mußte. 

Blicken wir in die Gefhichte zurüd, fo fehen wir, wie alle Entwidelung des Völkerlebens 
an die wechjelnde Kette von Kriegs und Friedenszuftänden ih anfnüpft; wie der Krieg, ver 
Beweger ded Menſchengeſchlechts, nicht blos zerftörend einherſchreitet, fondern auch der Erwecker 
ſchlummernder Kräfte, der Schöpfer neuer und höherer Zuftände wird, indem er jeinen blu: 
tigen Samen über bie Länder der Erde ausftreut. So gewöhnlich waren die Kriege geworben, 
vap ein Hobbes und andere den Kriegszuftand für den urjprüngliden und natürlichen halten 
mochten. Allein die Thatſachen der Vergangenheit berechtigen keineswegs zu der Folgerung, 
daß für alle Zukunft nur der ewige Wechſel von Krieg und Frieden das vorausbeftimmte Schid- 
ſal der Nationen fei: Auch ift dieſer Gedanfe einer unabänderlichen Nothwendigkeit ver Kriege 
niemals duchmeg berrichend geworden. Immer hat ſich ihm der Glaube an die Möglichkeit 
eined dauernden und felbft dad Ideal eined ewigen Friedens entgegengeftellt. Heinrich IV. 
glaubte das Mittel zur Herftellung eined jolden emigen Friedens in einer allgemeinen hrift: 
lihen Staatenrepublif zu finden, an deren Spige Frankreich geftellt werden ſollte; St. Pierre 
und Kant fuchten v8 in einem allgemeinen BVölferbünpniffe; ein Friedrich IL. in dem politiſchen 
Gleichgewichte der Staaten; andere in einer Univerſalmonarchie oder in einem die Geſammtheit 
aller Nationen umfaflenden Völkerftaate. Aber auch diefe Idee konnte feine ausſchließende 
Herrſchaft gewinnen und, immer von neuem auftauchend, iſt fie fletö wieder in bad Reich der 
philantropifhen Träume verwiefen worden. Die Gründe dafür liegen ziemlich nahe. Selbſt 
wenn zeitweife eine der Stärke jedes einzelnen Staates weit überlegene Macht ji gründen ließe, 
welche vie Aufrechthaltung des Geſetzes des Friedens übernähme, jo würde doch dieſe Macht 
felbft immer wieder ſich auflöfen, folange nicht die politiſchen mit den natürlichen Grenzen der 
einzelnen Nationalitäten zufammenfielen und folange nicht jede befondere Nation wenigftend 
die Grenze ihres äuperlihen und phyſiſchen Wachsthums erreicht hätte, wenn fie gleih an gei— 
ftiger und fittlicher Kraft noch fernerhin zunehmen fünnte. Der Geſichtskreis, den wir zur Zeit 
überbliden,, reicht aber lange nicht in eine fo tiefe Zukunft hinein, um die Frage zu beantworten, 
ob und wann ein folder natürlicher Beharrungszuſtand, welcher die politiſche Stabilität erſt 
möglich machen würde, eintreten werde und ob er jemals eintreten könne. (S. Emiger Friede.) 

Bei loderm gejelligen Verbande und wo noch die Völferftänme in eine größere Menge 
politifher Vereine zerfallen, tritt ein Zufammenftoß entgegengefegter Intereffen häufiger ein, 
und darum find aud die Veranlaflungen zum Kriege bejonvders zahlreich. (Vgl. Montes: 
quieu, „De l’esprit des lois“, I, 12.) So jehen wir die Jägervölfer und Nomaden: 
ftämme in beftändige Kämpfe verwidelt. Die Gründung des Staates ſelbſt ift aber der 
Abſchluß eines dauernden Friedens zwiſchen den Genoffen veflelben, und in vem Maße, 
wie größere politifche Vereine fih bilden, verengt ſich vie Sphäre des Kriegs, indem der frü— 
here Kampf eines jeven gegen alle hauptfächlich auf das Verhältniß von Staat zu Staaten 
beſchränkt wird. Der Zweck des Kriegs ift der Sieg, zur Erwerbung neuer oder zur Be— 
hauptung der früher gezogenen Rechtsgrenzen; der Zweck des Friedens ift die Anerfennung 
und Sicherung verjelben. Die Berufung an die Gewalt macht den Krieg zur factifhen Probe 
für die Möglichkeit einer Korteriftenz ver Staaten nad) beſtimmten Verhältniffen und zum Mai: 
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ftabe, um die Schranke ihrer künftigen Macht zu bemeffen, die durch den Abſchluß des Friedens 
in weiterm oder engerm Umfange feftgeftellt werden joll. Jeder Friede wird alfo jeinem Be- 
griffe nach für immer abgefchloffen,, ſowie aud) jeder Rechtsſtreit zwifchen einzelnen in höchſter 
richterliher Inftanz für immer entichieden wird. Hierdurch unterjcheidet fi der Friede vom 
Waffenftillftande, als der bloßen Einftellung der Feindfeligkeiten für eine beflimmte Friſt, die 
häufig zur Unterhandlung des Friedens benugt wird. Indem aber Staaten und Bölfer, im 
Vertrauen auf die eigene Kraft, zu den Waffen greifen, unterwerfen fie fi zugleich allen Wed: 
jelfällen, die über alle menfchliche Berehnung hinaus im blutigen Würfelipiele dahin oder dort: 
hin die Wagichale des Siegs neigen. Im folder Zeit, die über das Los der Völker entfcheivet, 
tritt Dad noch dunfel verhüllte Schickſal in riefenhafterer Geftalt, ald wenn ed ih nur um die 
Loſe der einzelnen handelt, zu den Menfchen heran, und lebendiger trat ſtets auch der Glaube 
hervor, welcher vie Leitung der Geſchicke ver Nationen in die Hände höherer Weien legte. In 
allen Perioden der Geſchichte und bei ven verfhiedenften Völfern ſpricht ſich hiernach ver ®e- 
banfe aus, daß der Krieg als ein Gottesurtheil zwiſchen den ftreitenden Theilen und daß der 
Friede als die Verfündung und Vollftrefung veflelben zu betrachten fei. Überall fnüpften fib 
darum religiöje Gebräudhe an den Abſchluß des Friedens, bei ven wilden Indianerſtämmen 
Nordamerikas, die den Rauch ihrer Friedenspfeife zum großen Geifte emporfteigen laſſen, wie 
bei den Nationen, welche die Höhepunfte der Gultur erreicht haben. Opfer und Libationen, 
Handſchlag, Anrufung der Götter, befonderd ded Zeus, des Rächers des Meineids, leiteten bei 
den Griechen die Unterhandlungen ein oder dienten zur Belräftigung der Friedensſchlüſſe 
Meiftend wurden durch befondere Abgeorbnete die Bedingungen feftgefegt, unter melden Wie: 
dererftattung und Entfhäpigung die gewöhnlichſten waren. Oft geſchah dies durch die Ans 
führer der beiden Heere im Angeſichte derjelben, und um fo eher mochte dies geſcheben, ald im 
Heere zugleih ein Theil des gebietenden Volkes verfammelt war und ald zwifchen Bürger und 
Krieger noch nicht die von der neuern Politik gefhaffene fünftlibe Trennung befand. Beiden 
Römern hatten die das Öffentliche Leben mit der Religion vermittelnden Fetialen, das Sceptr 
des Jupiter Feretrius, heilige Kräuter und Kiefelfteine tragend, womit fie die Opfertbiere töd⸗ 
teten, die religiöfen Gebräuche, wenigftens bis zu den Zeiten von Claudius, zu vollziehen. Rob 
in der neueften Zeit begihnt gewöhnlich die Friedendurfunde mit der Anrufung der heiligen 
Dreieinigfeit oder des göttlichen Namend. ?) 

Wie die Kriege entweder zwifchen felbfländigen Staaten oder als Bürgerfriege zwiſchen 
den Parteien eines Staated oder Staatenvereind geführt werben, fo feßen aud die Friedens: 
ſchlüſſe nicht blos die internationalen, ſondern oft auch die ſtaatsrechtlichen Verbältniffe fett. 
Und ſelbſt in ven Kriegen von Staat zu Staat fommt nicht felten die künftige rechtliche Stellung 
einzelner Barteien oder befonderer Stände und Klaſſen der Bevölkerung zur Sprade, ſodaß die 
Friedendverträge nicht nur als die wichtigſte Quelle des pofitiven Völkerrehts, jondern aus 
als eine wichtige Duelle des Staatsrechts in Betracht fommen. Der Inhalt der Friedensihlüfe 
weift alfo hauptiählid darauf hin, melde Politik in den verſchiedenen Perioden der Völker: 
geihichte vorberrihend war, und wenn wir von Zufälligfeiten im einzelnen abſehen, melder 
politifhen Zuftände im allgemeinen die Völker fähig gewefen find. Im Wechſel von Krieg und 
Frieden wird aber biefer durch jenen nothwendig bedingt, und der Charafter der Friedensſchlüſſe 
jelbft wird alfo von demjenigen der Eriegführenden Nationen jowie von dem allgemeinern 
Charakter der verfhiedenen Epochen mwefentlih abhängen. Cine Schilderung des Geiftes ver 
Friedendverträge und eine kurze Überſicht der hierdurch herbeigeführten Hauptveränderungen 
in den ftaatlihen Berhältniffen, jedoch mit befonderer Berückſichtigung der nächſten Vergangen: 
heit, mag ſich alſo hier gleichfall® an jene drei Hauptperioden anſchließen, welchen die beveutend- 
ften Ummälzungen im Völferleben durch die gärende Miſchung neuer Elemente mit den früßer 
vorhandenen einen eigenthümlichen Charakter aufgeprägt haben. Dieje Umwälzungen fin 
die Völkerwanderung, die dad Gebiet der alten Zeit fließt und das Mittelalter hervorgeben 
läßt; die Reformation bis zum Schluffe des Dreifigjährigen Kriegs, welche Die neuere Zeit be: 
gründet, fowie endlich die nordamerifanifche und Franzöſiſche Revolution, die der Gegenwart 
und nächſten Zukunft Bahn gebroden haben. 

Sriedensfhlüffe bis zur Völkerwanderung. Bon ven früheften Zeiten an, 


1) Während der Franzöfifchen Revolution bis zum Sturze Napoleon's war die Anrufung der beili- 
en aus den Friedensinftrumenten verſchwunden, Fam aber feit der Reftauration wieder 
in Gebraud). 
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woraus Überlieferungen bis auf unfere Gegenwart reihen, und in der ganzen erſten, mehrere 
Zahrtaufende umfaflenden Periode der Geſchichte tritt, im Vergleich mit den folgenden Perioden, 
eine größere Iſolirung des Völker: und Staatenlebend als beſonders charakteriſtiſch hervor. 
Meder die Einheit einer und derjelben Religion hatte um ganze Reihen von Nationen verſchie— 
dener Abftammung und Sprade ihre geiftig vereinigenden Bande geichlungen, noch hatte ein 
ausgebehnter und lebhafter Verkehr die materiellen Intereffen derjelben fefter verfnüpft. So 
fonnte denn die Idee, daß alle Nationen einem großen Organidmus angehören, worin das Ge— 
deihen jedes einzelnen Gliedes das Wahsthum und die Wohlfahrt jedes andern bevingt, jelbft 
nicht Bid zum Bemußtjein durchdringen und noch weniger Herrſchaft im Leben gewinnen. Jedes 
Volk und jeder Staat verfolgte, unbefümmert um den Gang der andern Nationen , fo lange 
jeine befondere Laufbahn, bis die Wege ſich kreuzten und ver Fortihritt ded einen zur Hemmung 
für den andern wurde. Gin folder fühlbar gewordener Gegenftoß wiberftrebender Intereifen 
wurde felten durch Vermittelung und Verföhnung berfelben befeitigt, fondern der Friede ges 
wöhnlich nur durch Vernichtung oder völlige Unterwerfung des einen Theils hergeftellt. Nur 
wenn bie gänzliche Überwältigung des Gegners factifh unmöglich erſchien, Fam man zu eigent= 
lichen Friedendverträgen, welche die von einer äußern Nothwendigfeit gezogenen Schranfen ber 
Macht zugleich als diejenigen des Rechts gelten ließen. So vollftredte Jofua in einem ſechs— 
jährigen blutigen Kriege durch DVertilgung des größten Theil der Kananiter die graufamen 
Geſetze des Moſes. Die Kriege David's endigten mit der völligen Unterjochung der Amalefiter, 
Epdomiter, Moabiter und Ammoniter. Wie das audermählte Volk Gotted gegen feine Nachbar— 
völfer gehandelt hatte, jo wurbe ihm von einer übermächtigen Gewalt vergolten, als Tiglat= 
pilefar einen Theil und ala Salmanaffar den Überreft der Ifraeliten in die Gefangenihaft 
führte. Die von Eyrus audgegangene merkwürdige Nevolution fegte ſich durch die auf völlige 
Vernichtung aller Nahbarftaaten gerichteten Kämpfe fort. Konnte doch Kröfus, einer der mäch— 
tigften Gegner des neuen Perſerreichs, ver Sage nad, nur dur einen Zufall dem graufamen 
Feuertode entgehen! Den erften Kampf der vereinigten Griechen im Auslande endigte fein Frie: 
densſchluß, fondern die Zerftörung Trojas. Ihr Kampf gegen die Berjer war zunächſt ein Ber: 
theidigungdfrieg, deſſen Ausgang zeigte, daß die Macht des Perſerreichs nicht zur Vernichtung 
Griechenlands hinreiche, daß aber aud die griehiiche Macht zur Unterwerfung Perſiens noch 
nicht ftarf genug fei. So führte ver Cimoniſche Friede nur zur Anerkennung der Unabhängig: 
feit der Befigungen der Hellenen, mit Einſchluß ihrer Golonien in Kleinaften , und der Unver— 
fegbarfeit griehifcher Länder und Meere durch perfifche Kriegsmacht. Der berüchtigte Antalci- 
pifche Friebe, wodurch die Lacedämonier vie aftatifchen Griechen den Perſern von neuem preis— 
gaben, um von außen ungeftört die Suprematie ihrer Stabt im europäifchen Hellas fefter zu 
begründen, war ein weiterer Beweis, wie bie Idee einer hellenifchen Nationalität und eines 
hellenifhen Geſammtrechts nur zeitweife, bei gemeinſchaftlich drohender Gefahr, und felbft dann 
höchſt unvollftändig hervortrat, mie aber bei jever Erſchlaffung ver äußern Gewalt, melde die 
griehifhen Staaten zufammendrängte, al&bald wieder die Sonderinterefjen der einzelnen Staa— 
ten zur ausjhliegenden Richtſchnur aller Politit wurden. Diefer Staatenegoismus, der nur 
innerhalb der engen Marken feines Gebiets ein Staatörecht anerkannte, aber darüber hinaus 
von feinem Völkerrecht mußte, zeigte fich mit feiner ganzen Schroffheit auch in den innern Krie= 
gen ver Hellenen. So hatten ſich die Spartaner ihre Heloten erfämpft und alle Meffenier, vie 
nit das Schwert vertilgte oder zeitige Flucht rettete, waren ihre Sflaven und dienende Werk— 
zeuge in der Hand der Sieger geworben. Wenn der eifernen Politik der Spartaner gegenüber 
Die der Athenienfer milder ericheint, fo war doch auch bei ihnen die Macht und ver Glanz Athens 
ver ausſchließende Zweck derſelben, und ihre tributbaren und mwaffenpflichtigen Bundesgenoflen 
famen nur als Mittel für deſſen Erreihung in Betracht. Am grellften kam die gegenfeitige 
Bertilgungswuth im Peloponneſiſchen Kriege zum Vorſchein. Wurden dody nad der Schladht 
von Agospotamos 3000 Gefangene von den Siegern Faltblütig hingeſchlachtet, und der Friebe, 
der auf diefe Schladt folgte und Athen feinen dreißig Tyrannen preisgab, follte zugleich dieſen 
Staat, der fortan nur für Sparta zu ftreiten ſich verpflichtete, ald todte Waffe in die Hand ber 
Überwinder legen. Der verhältnigmäßig günftige Friede, ven Philipp von Macedonien nad) 
der Schlacht von Ehäronea ven Athenienjern gewährte, während er gegen Theben mit unerbitt- 
liher Strenge verfuhr, war doch nur ein Mittel zur fihern und dauernden Unterwerfung Grie— 
henlands, Und wie Philipp mit Fluger Gewalt fein Marebonien auf den Stamm ber Hellenen 
pfropfte, fo gedachte Alerander bei allen Völkerſtämmen, die jein Schwert zu erreihen vermöge, 
dad Griechenthum fortwachſen zu laffen. Die Völker aber, die mit Fräftigerer Selbftändigfeit 
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gegen die Herrſchaft des fremdartigen Elements ſich auflehnten, wie dad glanzvolle Neu-Tyrus, 
fielen der Vernichtung anheim. Als nach Alexander's Tode das Gebäude feiner Macht zerfiel, 
ſehen wir zwar, ald Folge der Einheit feines Urfprungs, unter den einzelnen Staaten, die ib 
daraus bildeten, einen gewifjen Zufammenhang, ven die Geſchichte ald macedoniihes Staaten: 
ſyſtem bezeichnet bat; allein obgleich ein leichter Anflug griechiſcher Eultur weithin ſich ver: 
breitete, dauerte doch der politiihe Zufammenhang nur jo lange ald der Kampf aller gegen 
jeden biefer Staaten, und nur das eine Schlachtfeld, worauf die verfchiedenen Völker ſich tum: 
melten, war ein ausgedehnteres geworden. Als dann die einzelnen Staaten feſtere Grenzen ge: 
wonnen hatten, begann auch wieder die Jjolirung, ſodaß Die meiften, getrennt voneinander, die 
Beute der erobernden Römer murden. 

Unummundener trat in der Bolitif der Römer das während des ganzen Alterthums ber: 
ihende Princip hervor, daß jedem fremden Staute gegenüber das Recht des eigenen Staates 
ebenfo weit als jeine Macht reichte. War doch ihr jus gentium mit dem in der neuern Zeit aus: 
gebildeten VBölferrechte fo wenig verwandt, daß es wefentlich nur die bei den befannten Nationen 
übereinftinmend herrſchenden privatrechtlichen Grundjäge umfaßte. Obgleich bei einzelnen, 
3.8. Eicero, auch ſolche Anſichten ih entwidelten, die mit den jegigen Begriffen über Völkertecht 
näber verwandt waren, gebörten jie dod nur der Lehre, nicht dem Leben an. Endete ein Krieg 
nicht mit der völligen Vernichtung des feindlihen Staates, fo mußte diefer wenigſtens die Macht 
Noms verjtärfen, indem er zum Bunde gezwungen wurde, Auch hatte jeder Friede im Sinne 
der Römer nur den Gharafter eines Warfenftillitandes, ver ven Gegner ſchwächte und wehrlos 
machte, um ihn bei gelegenerer Zeit gänzlich vernichten zu können. So war ber erfle Fartbagi: 
nienftiche Sriede, der felbit nach feinem Abihluffe in mehreren Bunften dur& das römiſche 
Volk willkürlich gefhärft wurde, und der zweite Friede nad der Schlacht bei Jama nur die 
ftufenmweife Vorbereitung zur Zerftörung Karthagos. In dem Schiejale diefer Start fumtigte 
jih auch dasjenige aller andern Staaten an, mit denen Nom jpäter Krieg ſuchte und des Kriegẽ 
jich freute, jelbit wenn es den Schein der Selbftvertbeidigung annahm. Nur in Iralien zwangen 
die Verhältniſſe ven Römern ein etwas milderes politifches Syſtem auf. Der aus dem kleinften 
Keime zur Weltherrihaft emporwachſende Staat mußte aus feiner Nachbarſchaft den eriten 
Nahrungsftoff ziehen, der fein fortſchreitendes Wahstbum möglih machte. So wurde Alba: 
longa zwar zerftört, aber der Uberreft jeiner Bürger der fiegreihen Stadt einverleibt. Und alt 
die Stadt Nom in fich ſelbſt eine Macht geworden war, die mit der im engen Raume zufanımen: 
gebrängten Kraft eine weite Herrſchaft zu behaupten vermochte, umgab fie ih doch durch die 
Bedingungen der Friedendverträge, die jie den ÜUberwundenen vorjhrieb, im einem meitern 
Kreiſe mit einer dreifach abgeituften Reihe von Bundesgenoflen, wovon nur ein Theil im ftren: 
gen Sinne ihr unterthan war, mährend die socii italici und latini nominis im Beñtz ver: 
ſchiedener Rechte blieben. Es war ver mit der Herrichiucht jelbit geborene uralte Grundfag der 
Politik: Theile und herriche, der au bier zur Anwendung fam. Der jpätere allgemeine Bun: 
deögenoflenfrieg war aber nur die Ausdehnung des Kampfes der in Rom gegeneinander frei: 
tenden Parteien auf die weitern Grenzen des italifchen Landes, da ſich ſchon früher in Rom 
jelbft eine Partei für die Gleihftellung der Bundesgenoſſen erklärt hatte. So führten denn die 
partiellen Friedensſchlüſſe, die bald durch Vergleich, bald nad den Dicraten des fiegreichen Rom 
jenen Krieg beendigten, im wejentlihen zu der Anerfennung gleicher Bedingungen und zur 
Ausdehnung ded Bürgerrechts über ganz Italien, das nun zur übrigen römischen Welt ın cın 
ähnliches Verhältniß trat, wie früher Rom zu Italien geftanden hatte. Als aber in der Folge 
aud den andern unterworfenen Nationen das Bürgerrecht zugeftanden wurde, hatte eben da: 
durch die römiſche Herrſchaft ihren politiihen Schwerpunft verloren und mußte mit aus dieiem 
Grunde um fo fhneller ihrer Auflöfung entgegengeben. Bon der Kaiferregierung an br: 
ihränfte man jih hauptſächlich auf Erhaltung des einmal Gewonnenen. Wo im Umfange dei 
weiten Reichs die Empörung ihr Haupt erhob und die Kraft des herrſchenden Volkes zur Ber- 
nichtung der Aufrührer hinreichte, da war diefe das ſichere Kos der Überwundenen. Gin ſoldes 
Schickſal traf unter andern daß ftolze Jerufalem. Im Verhältnig zum Auslande wurden dage⸗ 
gen die Kriege mehr und mehr zur bloßen Vertheidigung geführt, und ed lag in der Nemt der 
Sache, daß nun aud) die Friedensſchlüſſe einen milpern Charakter annehmen mußten. Zu einer 
ſolchen gemäßigtern Politik gelangt endlich jeder Staat, der ven Höhepunft feiner Macht über: 
fiegen hat; allein dies ift die Mäßigung des Oreifenalters, worin endlich die Kräfte ſchwinden. 
nachdem der Jüngling und der Mann allen Leidenſchaften den Zügel hatten ſchießen laflen. 
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Friedensſchlüſſe bis zur Reformation. Die Bolitik ver ganzen erften Beriode und 
darum auch die Friedensſchlüſſe, worin fie ih offenbarte, charakterifirt ein noch unbejonnener 
politifher Egoismus, der nicht das Fernerliegende berechnet, fondern die Leidenschaft, die den 
Staatöförper bewegt, zugleich als das wohlverſtandene Interefle deflelben und ald die Duelle 
feines Rechts gelten läßt. Die Staaten, die nicht gerade in unmittelbare Berührung mitein- 
ander famen, ftanden aljo theilnahmlos nebeneinander; denn es fehlte noch an jener politifchen 
Umficht, welde die Zuftände und Bedürfniffe einer Reihe von Völkern prüfend erwägt und nad 
den Schidjale anderer Staaten aud für ſich felbjt die möglichen fünftigen Folgen ermißt. 
Darum finden wir in diejer erften ‘Beriode zwar einzelne Frievensunterhandlungen, worin bie 
Politik alle Kunft und alle Lift aufbot, aber fie ſtützen ſich noch auf fein politifhes Syſtent, das 
in weiterm Umfange die Verbindung und den Zufammenbang der Staaten ins Auge faht. In 
den erjten Jahrhunderten der zweiten Periode, ald der gewaltige Völferfturm, zerftörend und 
reinigend, fajt durch alle Theile der Alten Welt braufte, bi® zu den Groberungen der Araber 
mußte diefer Charakter wefentlich unverändert bleiben. Der Genuß des Siegs war der nächſte 
Zweck dejielben. Die übermundenen Chinefen mußten mit einem Tribute auderlefener Mädchen 
ihren Frieden von den Hiong-nu erfaufen; ſelbſt der Kaifer des Landes mußte jeine Töchter 
den Häuptern der Groberer preißgeben, und die Befriedigung folder Forderungen rief neue Anz 
ſprüche hervor. Der feige Theodoſius war genöthigt, mit ſchwerem Golde von Attila den Frie— 
den zu erhandeln (446), und die germaniihen Völker, gleich den Saracenen und fpäter den 
Zürfen, ſchwelgten in der Beute, die fie mit dem Schwerte id gewonnen hatten. Eigenthüm— 
liche Berhältniffe der Sieger zu den llberwundenen gingen jedoch daraus hervor, daß die Ero— 
berer zunächſt nicht von einem feften Sige aus ihre Herrſchaft zu erweitern ftrebten, ſondern erft 
in fremden Ländern neue Wohnpläge jich erfimpften. Glaubte man dieſe behaupten zu können, 
jo wollte man der Früchte des Siegs auf die Dauer ſich verfihern, und als ſolche wurden audı 
wol die Erzeugniffe des eroberten Landes für alle Zukunft angejehen. Die Überwundenen 
jollten nachhaltig ausgebeutet werden und die Vortheile in möglichft ausgedehntem Maße den 
Siegern zugute kommen. Darım jhonte und befhügte man zwar die Unterworfenen, wie der 
Herr die ihm nüglichen Diener ſchützt, und ließ fie nad) ihren befondern Gejegen und Sitten 
leben, aber man machte jie wehrlos und verurtheilte jie zu den productiven Beſchäftigungen des 
Friedens, deren Gewinn fie mit den Siegern theilen mußten, während das Schwert der legtern 
ebenfo wol zur Vertheidigung des Landes als zur fortdauernden Unterjohung feiner Bewoh— 
ner über ihren Häuptern ſchwebte. Ginen folhen gewaltfamen Frieden der Sieger mit den Be— 
ſiegten, eine jolde neue Art von Löwengefellihaft im, großen hatte der Oftgothenkönig Theo: 
dorich mit den überwundenen Italienern gefchloffen. ÄAhnliche Gründe hatten aber auch in den 
andern Ländern nicht bloß der germaniſch-römiſchen Welt ähnliche Verhältniffe erzeugt, fondern 
wir finden jie jelbft jegt noch in ver Stellung der Osmanen, der Haupterben der Groberungen 
der Araber, zu den unterworfenen hriftlien Nationen. Solange jedoch die Eroberung noch 
nicht vollendet war, folange der Sieg noch ſchwankte oder der Friede nicht gefihert ſchien, ſcheute 
man vor feinem Mittel der Gewalt und des Verraths zurüd, das zum Zwecke dienlich erachtet 
wurde. Hatte doch jelbit der große Theodorich, an Nuhm und Tugenden feiner Zeit voran: 
feuchtend, feinen Gegner Odoacer mit dent Verjprechen der Freundſchaft und einer gemeinfchaft: 
lichen Regierung verlodt, um ihn unter den Freuden der Tafel verrätberifch zu ermorden! 

Inmitten der Zerftörung reifen die Keime neuer Schöpfungen, und im Schoſe der Zwie- 
tracht ſelbſt muB fih das dringendere Bedürfniß neuer Ginheit und Ordnung erzeugen. Aus 
der Anarchie der Völfer und Staaten erhob ſich alio das Fränkiſche Reich und ftrebte endlich, 
alle germanifdh römischen Länder unter die Einheit derfelben Herrihaft zu beugen. Jetzt war 
von feinem dauernden Vergleiche mit den überwundenen Völkern, von feiner fortwährenden 
Anerkennung wenigitend eines Schein von Selbftändigkeit die Rede. Wenngleich nad den 
Bedingungen des Friedens, den endlich Karl der Große den Sachſen aufzwang, dieje mit Bei— 
behaltung ihrer Freiheit und einheimiſchen Gejege in eine Oemeinfchaft der Beherrihung und 
Religion mit den Franfen treten ſollten, fo wurden fie doch bald der Verpflichtung zum kriegeri— 
then Königsdienfte und allen kirchlichen und politifchen Inftiturionen des Fränkiſchen Reihe 
unterworfen und das Gefeg des Siegers durch die gewaltfame Verpflanzung vieler Tauſende in 
fränfifche Länder zur Vollſtreckung gebracht. 

Wie die Anarchie Alleinherrſchaft erzeugt, fo wird die unnatürlich gewaltſame Vereinigung 
zu neuer Trennung führen. Der Friede zu Verdun (843) zwifchen den Enkeln Karl's des 
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Großen machte den Anfang einer gefonderten Geſchichte Deutihlands, Italiens und Frankreichs 
Zwar lebte die Idee einer umfaſſendern Herrihaft in der Gründung einer römiſch-deutſchen 
Kaiferwürde fort, aber nur zeitweife fonnte jie jich in weiterm oder engerm Umfange Geltung 
verſchaffen. Während die weltlihe Gewalt der Kaijer mehr und mehr zeriplitterte, Hatte mit 
der Ausbreitung der chriſtlichen Religion die Macht der Päpſte aus ſchwachem Keime immer 
tiefere Wurzeln im Geifte und Gemüthe der Völfer geihlagen. Ihr Streben nad ungemeflener 
Herrſchaft ftürzte Hauptfählih in Deutſchland und Italien die weltlihe Gewalt der Kaifer mit 
ver geiftlichen der Päpite in Jahrhunderte dauernden Kampf. Daran jhloß jih der Bürger: 
frieg der Ouelfen und Ghibellinen, bis der lange Streit durd den Galirtiniihen Vergleich zu 
Worms (1122) und zwifchen Welfen und Hohenftaufen auf dem Neichätage zu Mainz (1235) 
wenigftend fo weit geſchlichtet wurde, day er nicht mehr in der frübern Ausdehnung und mit der 
alten Heftigkeit wiederkehrte. 

In den verſchiedenen Ländern Europas hatte unterdeß aus der Stellung der erobernden zu 
den überwundenen Bölkern das Lehnweſen ſich entwidelt. Während die heterogenen Beſtand— 
theile volksthümlich mehr und mehr verihmolgen, bildete ih dagegen ein ſchrofferer Unterſchied 
der befondern Feudalſtände aus, und dad ganze Staatsrecht löſte ich in eine Maſſe beionderer 
Rechte der einzelnen Stände, Corporationen und Privaten auf. Die Kolge war ein verwirren- 
der Kampf unter allen, die im Bejige von Land und Leuten ſich befanden. Wie jegt die Kriege 
von Staat zu Staat in bloße Hauskriege zwifchen einer zahllofen Menge von Machthabern ſich 
verwandelten, yon Kaijer und Königen bis zu den einzelnen Burgherren herab, jo nabmen 
auch die Friedensſchlüſſe den Charafter bloßer Handverträge an, wodurd die in tauſend Bruch⸗ 
ftücfe zerriffenen Völker willfürlid dabin und dorthin vertheilt wurden. Aber mitten in diejer 
Feudalanardie, in dieſer Auflöfung aller politiihen Bande trat die im Ehriftenglauben ver: 
mittelte veligiöfe Ginheit des europäiichen Völferlebend in der gemeinfamen Unternehmung ver 
Kreuzzüge bedeutend hervor. Ihre nächſten und fernern Folgen: der Austaufch der Ideen, den 
die vielfeitigern Berührungen aller europäiſchen Bölfer begünftigten, und hiernad die geiftige 
Einheit, die über größere Maffen ſich erftredte, die Schwächung des Adels, das Emporblüben 
der Städte, zunächſt und hauptſächlich in Italien; dann aber auch die Einführung der ſtebenden 
Heere und die Veränderung bed Kriegsfvftems durch Anwendung des Schiefpulvers, dad vie 
Burgen der Feudalherren fprengte und der Entſtehung größerer Staaten Raum brach, ſowie 
das Aufblühen der Wiffenihaften, die in wachſenden Kreifen ihr Licht verbreiteten — dies alles 
weckte das Bedürfniß umfaflenderer politifcher Vereinigungen, fowie es zugleich die Mittel zur 
Befriedigung dejlelben an die Hand gab. Das habsburgifhe Haus, das mit Frankreich vie 
Miterbin des burgundiſchen Zwifhenftaates wurde, war aus ſchwachem Keime zu einer europäi⸗ 
ichen Großmacht erwachſen. Im Deutichen Reiche war endlich der erfehnte Ewige Landfriede (im 
Jahre 1495) zu Stande gefommen. Gr begründete einen Öffentlichen Rechtszuſtand im lange 
zerriffenen Lande; indem er aber den weitern Umgriffen eines trogigen Adels ein Ziel ſetzte und 
die Urſachen bejeitigte, welche die Bündniffe der Städte erzeugt hatten, gab er aud der Mast 
der Fürften eine jihere Grundlage, worin dad monarchiſche Princip fefter wurzelte und werurd 
die Auflöfung Deutichlande, das wenigitend dem Rechte nad ald Geſammtreich beſtanden hatte, 
in einen lodern Staatenbund eingeleitet wurde. Auch im größern Theile Italiens Hatte das 
monarchiſche Princip den Sieg errungen, da nur Venedig und Genua bis auf die neuere Zeit 
ihre ariftofratijch = demofratifchen Verfaffungen behaupteten. Dagegen hatte ih in der Schweiz 
ein eigenthümlih zufammengefegter Bund demokratiſcher und ariftofratiiher Kleinftaaten ge 
bildet, der in jiegreihen Kämpfen die Kraft feiner Selbftänpigkeit thatſächlich bewährte, bie 
diefe wenigftend vorläufig auch rechtlich anerfannt wurde durch den Frieden nadh der Schlacht be: 
Näfels, duch die Verlängerung dejlelben im Jahre 1394 und durch eine weitere Verlängerung 
auf 50 Jahre vom Jahre 1412 an. Die Jahrhunderte dauernden Kriege zwiſchen Frankreid 
und England hatten dieſes endlich in feine Naturgrenzen zurücgewiefen, während Franfınd 
im MWiderftreite gegen das feindliche Clement zu einer mächtigen geſchloſſenen Monarkie id 
ausgebilvet hatte. Im Gefühle der Stürfe, welche die größere Gentralijation der Kräfte mt: 
leiht, verfuchte e8 viefe gar bald aud in auswärtigen Unternehmungen, und beſonders die 
Kriege, deren Schauplaß feit Karl VIII. Italien wurde, wedten ſchon auf kleinerm Raume jene 
eiferfüchtige Politik, die fpäter, bei erweiterter Kenntniß der Staatöfräfte, mit ihren Bered: 
nungen und Sombinationen das ganze europäiſche Staatengebiet umfaßte. Auch auf der Bor: 
näiſchen Halbinfel hatte eine unumſchränktere monarchiſche Herrſchaft innerlich und äußerlich ſich 
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befeftigt und erweitert, und Spanien griff wie Frankreich vielfah in die Verhältniffe des zer: 
ftüdelten Italien ein, indem es zugleich dem öfterreihifchen Herrfcherhaufe zu dauernder Ver: 
bindung die Hand zu bieten ſchien. Während no überall die Staaten nad Haus: und Fami— 
lienrechten vererbt-und vertauscht, vereinigt und zerftüdelt wurden, hatte im Norden die Königin 
Margaretbe mit der Vereinigung der drei jfandinapifchen Reihe durd die Kalmarijche Union 
vom Jahre 1397 wenigitend zeitweife der Idee Geltung verfhafft, daß vor dem höhern Rechte 
der Bölfer die anmaßlichen Anſprüche einzelner, Regentenfamilien zurüdtreten follen. Im Nord: 
often Europas behauptete noch Polen ein Übergewicht, indem Ungarn dahin und dorthin 
ihwanfte und Rußland, im Innern zerrilfen und von außen bedrängt, noch nicht zum Gefühle 
feiner Kraft gelangt war. Im Südoſten aber drängte ih mit dem Sturze des alterſchwachen 
griechiſchen Kaiſerreichs durch die Macht der osmaniſchen Türken ein neues Element in das 
europäische Völkerleben ein, das fortan in hohem Grade die Beachtung der Politik in Anſpruch 
nah. Zugleih wurde durch die Umfhiffung Afrikas ihr Geſichtskreis erweitert und durch Die 
Entdeckung Amerikas ihre Blicke bis zu dem fernften Weiten gelenkt, wo ſich für tauſendfache 
Berührungen , Verwidelungen und Gombinationen neue unermeplihe Räume erſchloſſen. So 
bildeten fih am Schluffe der Periode die ftaatlihen Verhältniffe Europas fo weit aus, un einem 
politifhen Syftente zur Grundlage zu dienen, das im Weltfälifhen Brieden deutlicher ind Be: 
wußtfein trat und den Charakter der Kriege und Friedensſchlüſſe der nächſten Folgezeit bedeu— 
tend veränderte. 

Sriedensfhlüffe bit zur Norbamerifaniihen und Franzöſiſchen Revolu— 
tion. 1) Bis zum Weftfälifhen Frieden. Die Kreuzzüge hatten über jedes politijche 
Zerwürfniß hinaus die Ginheit und den Zuſammenhang alles chriſtlich-europäiſchen Völker— 
lebens erkennen laſſen. Um jo mehr mußte alled, was dieſe Ginheit in Zwiefpalt zu verwan= 
deln, was diefen Zufammenhang aufzulöien drohte, weithin ein lebhaftes Interefle erweden 
und auf der einen oder andern Seite Bartei ergreifen laffen. Zwar wurden die Verfuche ver 
Albigenfer und Waldenfer, aus den ſtets drückender werdenden Banden einer geiftlihen und 
geiftigen Tyrannei fich loszureißen, nur noch als örtliches Übel empfunden, und die blutige Unter: 
drückung, die ed von den äußerlichen Theilen des europaiihen Völkerkörpers verſchwinden ließ, 
ſchien es gänzlich bejeitigt zu haben. Selbſt die gewaltigern Kämpfe der Huffiten riffen un— 
mittelbar erſt einen Fleinen Theil der hriftlich= europäiihen Völker in den Strudel der Be: 
wegung. In die Parteien der Gemäßigten oder Galirtiner und in die der Taboriten zerfallend, 
hatten die Huſſiten die Waffen gegen fich felbit gefehrt und fo auch der Kirche für eine Zeit lang 
den Frieden erfämpft. Immer batten jedoch die Prager Gompactaten (1433), wodurd den 
Galirtinern der Genuß des Kelchs beim Abendmahle und einiges Andere zugeftanden wurde, 
dem für unantaftbar und unverleglic gehaltenen Organismus der fatholifchen Kirche eine blei— 
bende Wunde geihlagen. Inneres Siehthum hielt dieſe Wunde offen und kam endlich als 
allgemeine Krankheit zum Ausbruch, wofür die Reformation, mie fie ein Syniptom derjelben 
war, zugleich das Heilmittel werben follte. Die Begeiflerung für die in vielen Herzen jchlum: 
mernden und plöglich erwedten neuen Ideen, ſowie die mit erneuter Kraft den alten Glauben 
umfaffende Beharrlichkeit ſtürzten die Bölfer in den Kampf, und zum erften mal nad) den Kreuz- 
zügen wurde wieder in weiterm Umfange für höhere Intereifen geftritten. Aber audy die ge- 
meinfte Selbſtſucht, mit ihren ſich durchkreuzenden Berehnungen alle Berhältniffe verwirrend, 
mifchte in den Kampf ſich ein, und fo groß war dad Übergewicht einzelner Machthaber über ihre 
Untertbanen geworben, daß fchon in den eriten Friedensſchlüſſen, die einen zeitweifen Stilfftand 
in den Religionsfriegen berbeiführten , die Nechte ver Völker faum in Betradt Famen. Um fo 
weniger geichab dies, al8 der Verſuch ver empörten Bauern in Deutichland, fih mit ven Waffen 
die Anerkennung eines Rechtszuſtandes und die Befreiung von jhwerem Drude zu erfämpfen, 
zu feinen Vergleich geführt hatte, fondern durch Fürften und Adel graufam gerächt worden war. 
So wenig war von Volksrechten die Rede, daß die evangeliichen Stände, nah dem Inhalte ihrer 
PBroteftation gegen die Beichlüffe des Reichstags zu Sprier, die Firhlihen Verhältniſſe ihrer 
Unterthanen von der Willfür der Fürften unbedingt abhängig zu mahen gedachten. Der zeit: 
liche Rriede, der von Kaifer Karl V. zu Nürnberg (1532) dem Schmalfalwiihen Bunde be: 
willigt wurde, die den Schmalfaldifhen Krieg beendigenden Verträge, das auf dem Reichstag 
zu Augsburg beſchloſſene Interim, der Paflauer Vertrag (16. Juli 1552) und endlich der 
Augsburger Religionsfriede vom Jahre 1555 tragen ſämmtlich diefen Charakter. In diefem 
Sinne hatten die proteftantifhen Stände auf die Forderungen der Gewiflendfreibeit für die 
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Unterthanen verzichtet und fih mit dem Befchluffe begnügt, daß den Obrigkeiten freifteben iolle, 
ih mit ihren Unterthanen zu einer der beiden Religionen zu befennen. Nur für Die unter den 
geiftlihen Fürften ſtehenden Nitterihaften, Städte und Communen, die feit langer Zeit ver 
Augsburger Confeſſion anbängig jeien, wurde injofern eine Ausnahme gemadt, ale fie hierbe 
follten verbleiben dürfen, Bon demfelben Geifte wurde die Ausichliefung der Neformirten vor 
den Bedingungen ded Augäburger Neligiondfriedens dictirt, ſowie die Förderung der lutheri— 
chen Stände, daß der Übertritt eines geiftliben Neihöftandes zur Augsburger Eonfeifion aus 
der fatholifchen Kirche das bisher von ihm bejeilene Kirchengut entziehen, das alfo dieſes als 
mit der Perjon des geiftlihen Würdeträgerd verbunden betrachtet werben jolle. Ihre zweien: 
tige Ginftimmung in die vom König Berdinand im Namen des Kaiferd zur unerlaßlicen Be: 
dingung des Religionsfriedens gemachte gegentheilige Beftimmung, in den fogenannten geift: 
lichen Vorbehalt, ift hiernach in viel höherm Maße ald die Hintanfegung der gerechten Anſpüch 
ded Volkes eine Duelle neuer Zerwürfniffe geworden. 

Die Neformation, zunädit in ihren beiden Hauptzweigen von Lutherthum und Galvinis: 
mus, hatte unterdeß im Welten und Norden Europas bedeutende Fortſchritte gemacht und wech 
jelnde Schickſale erfahren. Namentlih hatte Frankreich feine ftetö neu ſich gebärenden religiöfen 
Bürgerfriege, in welchen bie wiederholten Friedensichlüffe nur Eurze Waffenrube gemäbrten. 
Beſonders heftig brachen dieſe Kämpfe aus, ald nad dem Frieden von Shäteau : Gambrefis die 
Monarchen Spaniens und Frankreichs gleihmäßig ihre Anftrengung auf Vernichtung der Keger 
richteten, und ald in der Eiferfucht der beiden mächtigen Häufer Guife und Montmorency die 
Parteien ver Katholiken und Neformirten einen Anhaltspunkt und Führer im Kampfe gefunden 
batten. Es geihah dies wenige Jahre nad dem Augsburger Neligionsfrieden, der in Deutſch⸗ 
land wenigftens für eine Zeit lang das Schwert der feindlichen Parteien in der Scheide hielt. 
Der erfte Friede, welher durd das Edict von Amboife (1563) den Hugenotten eine ermeitente 
Religtonsfreibeit gewährte, wurde bald jowie auch der zweite gebrochen. Der dritte, für fie 
noch vortbeilhaftere Briede von St.:Germainzen:Laye war nur die Ginleitung zum ihauber: 
vollften Verrathe, zu der von Papſt Gregor AI. mit einem kirchlichen Dankfeſte gefeierten 
Bluthodhzeit. Dieſe wurbe das Signal eined neuen Kampfes der Verzweiflung und führte im 
Jahre 1573 zu einem vierten Religionsfrieden, der im wejentlihen die frühern Rechtsverhält 
niffe herſtellte. Nene Kriege und trügerifche Sriedensjhlüfle (1576, 1577, 1580) folgten ſich 
raſch hintereinander, bis die Unterwerfung der Ligue unter König Heinrich IV. (1595) ven 
Bürgerzwiſt endigte und das Ediet von Nantes (1598) den Neformirten für einige Zeit einen 
geſicherten Rechtszuſtand gewährte. 

Während der erſten Religionswirren in Deutſchland ſtritt zugleich Karl V. mit der Madt 
der oͤſterreichiſchen und ſpaniſchen Monarchie gegen Frankreich um das Übergewicht der welt: 
lihen Herrſchaft in wiederholten Kriegen, deren Hauptihauplag Italien war und worin aud 
das Scidjal ver andern Staaten des weftlichen Europa vielfach verihlungen wurde. Der voa 
Franfreih im Jahre 1516 mit den Schweizern zu Freiburg abgefchloffene Friede hatte die Eide— 
genoſſenſchaft fortan an das franzöſiſche Intereffe geknüpft, und ver Friede zu Noyon mit Karl Y. 
ichien den Franzoſen die Eroberung Mantuas zu jihern. Bald trieb jedoch Die Eiferſucht der 
beiden Großmächte zu erneuertem Kampfe, während gleichzeitig in Spanien die Verbindung der 
Städte, die für die Behauptung ihrer alten Gerechtſame die Waffen ergriffen hatten, unterlag 
und auch dort dad unumſchränkte Königtbum einen neuen und wichtigen Triumph feierte. Der 
von dem gefangenen König Franz I. zu Madrid unterzeichnete Friede von 14. Jan. 1526, er 
Friede zu Cambray im Jahre 1529, derjenige von Crespy im Jahre 1544, endlih nah Franzi. 
und Karl's V. Tode der für Frankreich vortheilhafte ſchon oben erwähnte Friede zu Chatear— 
Cambreſis von 3. April 1559 zogen der Macht der feindlihen Staaten bald engere, bald me: 
tere, aber immer fhwanfende Grenzen. Gin fpäterer Krieg Philipp's IL. von Spanien gege 
Heinrich IV. von Branfreih wurde Dur den Frieden vom Jahre 1598 auf die Bedingunge 
des Vertrags von Chaͤteau-Cambreſis beendigt. Die Refultate aller diefer Friedensislt 
waren wenig bedeutend, wie denn auch die hierdurch beendigten Söldnerkriege mit noch idea 
hen Mitteln geführt wurden. Nur Frankreich, in feinem Innern bedroht, Hatte zeitweile der 
allgemeinern Theilnahme ded Volkes jeine Nettung aus drohender Gefahr zu verdanfen. Eine 
größere Theilnahme nimmt der Aufitand der Niederländer in Anſpruch. War gleich die Ver: 
legung eines materiellen Interefles, die Abgabe des zehnten Bfennigs, die unmittelbare Ber: 
anlalfung zum offenen Ausbrud der Empörung, jo knüpften ſich doch bald aud vie höbern 
Intereffen der volksthümlichen Selbftändigfeit und Religiongfreiheit an den Ausgang des 
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Kampfes. Im Norden hatte ſich endlich zu Anfang der Periode die Kalmarifche Union gänzlich 
aufgelöft. Nod wenig verflodgten in die Kämpfe der mittlern und weftlihen Staaten Europas 
und noch ein abgejonderted Staatenfoftem bilvend, jehen wir Schweden und Dänemark, Polen 
und Rupland in fortvauernde Kämpfe verwidelt, bis endlih Schweden unter feinem Guftav 
Adolf durd den Frieden zu Siöröd mit Dänemarf (1613), durd den von Etolbowa (1617) 
mit Rußland, forwie durd einen Waffenftillftand mit Polen ein anerfanutes Übergewicht und 
zugleich freie Hand erhielt, in den Welthändeln eine entſcheidende Rolle zu übernehmen, 
Die Ruhe, welde der Augsburger Neligionsfriede Deutihland gewährte, wurde durd) die 
anjhwellende Macht ver Osmanen zeitweile unterbrodyen und war ſchon früher zu verfchiedenen 
malen gefährdet worden. Schon damals ſah man jowol katholiſche als proteftantifche Fürften 
zu ihrem bejondern Vortheil jenen Feinden der Ehriftenheit die Hand bieten, um jie früh die 
Politik der europäischen Mächte verachten zu lehren. Unter Kaifer Ferdinand I. kam jedoch im 
Jahre 1568 ein Friede auf acht Jahre mit den Türken zu Stande und im Jahre 1606 unter 
Rudolf I. ein durch Matthias vermittelter Friede auf 20 Jahre. Auch während des Dreißig— 
jährigen Kriegs hielten die Türken Frieden mis Ofterreih und überliefen es den chriſtlichen 
Völkern, ſich felbft zu zerfleiihen. Wie die Beftimmungen des Augsburger Religiondfriedens 
den Samen neuer Ziwiftigfeiten enthielten, jo nährten auch die Beichlüffe des Conciliums zu 
Trient, das über den Proteftanten ven Stab gebrochen hatte, das Mistrauen, welches durch 
eine Erneuerung des Friedens nicht beſchwichtigt werden konnte. Die Neligiongzwifte und Sue— 
ceſſionsſtreitigkeiten zu Ende des 16. und zu Anfang des 17. Jahrhunderts, wo der Übertritt 
von einem Glauben zum andern Anfpruch auf die Unterftügung der proteftantiihen Union oder 
der katholiſchen Ligue gewähren follte, endli die auf äußerlich kleine Beranlaffung audgebro- 
chenen böhmiſchen Unruhen ſetzten den lange glimmenden Bau des Deutſchen Reichs in Flam— 
men. Sie ergriffen gar bald das ganze europäifche Staatengebäude, das im Weſtfäliſchen 
Frieden zwar nidt von Grund aus erneuert, aber doch in allen feinen Theilen verändert und 
vervollftändigt werden follte. Nach ven erſten glüdlichen Erfolgen der katholiſchen Partei und 
der Überwindung Dänemarks lag ed in der Hand Ofterreihs, den, Frieden von neuem zu 
jihern. Aher das von Ferdinand II. erlaffene Reftitutionsedict (1628), obgleih dem Wort- 
—* des Augsburger Religionöfriedens gemäß, griff jo tief in die ſeitdem entſtandenen Ver— 

ältniſſe ein und war ſo verletzend für die proteſtantiſchen Stände auf der empfindlichſten Seite 
des weltlichen Beſitzes, daß es zum Signale eines heftigern Kampfes wurde. Um dem drohenden 
Sturm gewachſen zu bleiben, ſchloß Oſterreich am 12. Mai 1629 mit Dänemark einen Frieden, 
der dieſen Staat von weiterer Einmiſchung im die deutichen Angelegenheiten zurückwies. Aber 
ſchon im folgenden Jahre trat Schweden, dem die eiferfüchtige Bolitif Frankreichs gegen Oſterreich 
und Spanien die Hand bot, ald Hauptmacht auf dem Schauplag des Kampfes auf, dem es ſchnell 
eine unerwartete Wendung gab. Ein wiederholter Umſchlag des Kriegsglüds durch die Schlacht 
bei Nördlingen veranlaßte nun auch das Fatholifche Frankreich, auf deutſchem Boden die Sache 
der Proteftanten zu verfehten. Schon früher hatte e8 zwei Kriege gegen Spanien geführt, die 
durch die Friedensfchlüffe von Moncon (1626) und Ehierasco (1630) beendigt worden waren. 
Spanien felbft aber hatte feit dem Jahre 1621 wieder die Waffen gegen die empörten Nieder: 
lande ergriffen und im Deutjchland der Bartei der Katholiken Hülfe geleiftet. So dehnte ver 
Krieg nad) der einen Seite weiter ih aus, während zugleich diefelbe Schlacht von Nörplingen 
den am 10. Mai 1635 zwifchen Ofterreih und Sachſen zu Prag abgeſchloſſenen Frieden herbei: 
führte, dem bald noch andere proteftantiihe Stände beitraten, ohne jedoch im Gedränge der 
fortftreitenden Parteien den Briedens;uftand dauernd behaupten zu können. Zwar follten nad 
dem Inhalt ded Prager Friedens die contrahirenden Theile ihre gemeinfamen Anjtrengungen 
auf Vertreibung der Fremden vom deutfchen Boden richten, und Schweden follte mir einer 
Summe von 2°/, Mill. Thlrn, abgefunden werden; indem aber die böhmischen und pfälzijchen 
Angelegenheiten, Baden, Würtemberg und die unter Drenjtierna vereinigten oberſächſiſchen 
Stände ausgefchloffen blieben, während für die andern Stände das Neftitutiondedict auf 
40 Jahre juspendirt, dann aber gütliche Ausgleichung verfucht, ſowie Ammeftie gewährt werden 
ſollte, erjcheint auch diefer Briede in der an ſchmachvollem Verrath jo reihen Periode ald ein 
Abfall Sachſens von der gemeinfamen Sache und mag in einiger Beziehung dem während ver 
Franzöſiſchen Revolution zwiſchen Preußen und Frankreich geichloffenen Bafeler Frieden an die 
Seite geftellt werden. Gegen den Schluß des Kriegs jehen wir noch das auf Schweden eifer: 
füchtige proteftantifche Dänemark im Interejfe der Katholiken die Waffen ergreifen, aber nad) 
Ihneller Demüthigung fi zum Brieden vom 13. Aug. 1645 bequemen, während ſich Sachſen 
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fort und fort die Verlängerung feines Waffenftillftandes erfaufen mußte. Endlich war aud die 
Hartnädigfeit Oſterreichs dur die wiederholte Verheerung feiner Grbländer gebrochen, um 
nad faft gänzliher Erfhöpfung der ftreitenden Theile, nachdem der Krieg im Kriege Telbft fon 
beinahe aufgehört hatte, erfcholl endlich die Kunde vom Abſchluſſe des allgemeinen Friedens, der 
für Europa ein neues Grundgefeß und die Bajis eines neuen politifchen Syflems wurde. 

Nicht lange nach dem Prager Frieden hatten die Unterhandlungen begonnen und gegen 
13 Jahre gedauert, indem ihr Gang durd den des Kriegs bald gehemmt und bald gefördert 
wurde. Nach beinahe fünfjährigen Negociationen gab erft der Kaifer auf dem Reichstage zu 
Regensburg (1640) feine Zuftimmung zur Berfammlung der Friedenscongrefie zu Münfter 
und Osnabrück; aud waren um dieſelbe Zeit zu Hamburg Präliminarien unterzeichnet worden, 
die nähere Beftimmungen über Ort und Art der Unterhandlung enthielten, aber erjt im Jahre 
1643 vom Kaifer und von Spanien- genehmigt wurden. Die fürmlide Eröffnung des Gen: 
greſſes erfolgte hiernach erft am 10. April 1645, nachdem fchon viel Zeit mit Streitigkeiten über 
Rang und Titel verſchwendet war und ferner verfchwendet wurde. Es wurde gleichzeitig zu 
Osnabrück zwifchen ven Faiferlihen, reichsſtändiſchen und ſchwediſchen Gefandten unterbandel: 
und zu Münfter, wo der Kaiſer, Branfreih und die andern nichtdeutſchen Staaten vertreten 
waren. Die Verhandlungen zu Osnabrück und Münfter ftanden in der Art in Verbindung, 
daß die an beiden Orten angenommenen Artifel für einen Tractat galten und fein Theil ohne 
den andern den Frieden ſchließen follte. Endlich kam man zum definitiven Abſchluſſe und es er: 
folgte Die Unterzeichnung ber Inftrumente des Meftfälifchen Friedens zu Osnabrück und Mün: 
jter am 24. Det. 1648), nachdem fich der Faiferliche Gefandte, Graf Mar von Trautmanns: 
dorff, mährend der legten 18 Monate befondere Verdienſte um die Beendigung de Friedens— 
werfs erworben hatte. Frankreich und Schweden erflärten jih für Gewährleifter, ver Papſt 
aber, Innocenz X., legte Verwahrung dagegen ein. Nach dreißigjährigem Kriege, nad drei= _ 
zebnjährigen Verhandlungen wurden gleihwol die Berhältniffe der Neligionsparteien, die den 
Anlaß zum Kampf gegeben hatten, keineswegs in befriedigender Weije feitgeftellt. Der wie: 
tigfte Gewinn, der aus dem langen Zermürfnig hervorging, war die allfeitige Überzeugung, daß 
feine dieſer Parteien zur Vernichtung der andern ſtark genug ſei, und daß man den rechtlichen 
Beſtand des Proteſtantismus anerkennen müſſe, da er fi factiſch zu behaupten im Stande war. 
Die Friedensinſtrumente von Münſter und Osnabrück deckten nur äußerlich die blutenden Wun— 
den und ſchützten nothdürftig gegen weitere Verletzung, während die Heilung ſelbſt der vernar: 
benden Zeit und den Fortichritten zu höhern Stufen geiftiger Bildung vorbehalten blieb. Aub 
erſtreckten fich die Beftinnmungen des Weftfälifchen Friedens nur auf die firhlichen Verbälmifl 
Deutſchlands, da man den Machthabern aller andern betbeiligten Staaten die Befugniß nidt 
beitritt, diefelben im Bereiche ihrer Gewalt nah Willkür zu vegeln. Für Deutſchland jelbit 
erhob man ſich lange nicht Bis zur Beachtung der Gefammtbeit ded Volkes und religiöjer Bür— 
gerrechte. Im mejentlihen wurden vielmehr der Baflauer Vertrag und der Augsburger Reli: 
gionsfriede beftätigt, nur mit der Ausdehnung, daß auch die Reformirten mit eingejchloffen 
wurden, und unter der weitern Beftimmung, daß über die Religiondausübung und die Aner: 
fennung der Fatholiihen oder evangelifhen Gonfefltonseigenichaft einzelner Lande und Otte 
mit allen daraus abzuleitenden Rechtsfolgen dad Normaljahr 1624 entſcheiden folle. Nur für 
Pfalz, Baden und Würtemberg wurde 1618 als Normaljahr feitgefegt. Hinſichtlich des Beſitz⸗ 
ftandes der geiftlihen Güter follte in der Negel der 1. Jan. 1624 der Ntormaltag fein und es 
wurde eben damit der lange beftrittene „geiftlibe Vorbehalt” anerfannt und für die Zukunft be— 
ſtätigt, da alle geiftlihen Stiftungen, worüber nicht befonvders verfügt wurde, demjenigen Theile 
gehören und bleiben follten, der fi an diefem Tage im Befigftande befunden habe. Aud in 
den Reichsſtädten entſchied das Normaljahr über die Religionsrehte der Bewohner. Nur die 
Neichsfürften und Neichsritter hatten ein felbjtändiges Recht der Gemillensfreibeit gewonnen. 
Die Unterthanen dagegen, infofern nicht das Normaljahr eine Grenze 309, blieben in religiöter 
Beziehung der Willfür der Yandesherren in der Art überlaflen, dag dieje die Ausmanderzz 
der kirchlichen Diſſidenten befehlen fonnten, oder ihnen — falls dies nicht geſchah — nur die 
Grlaubniß zur Hausandacht zu gewähren hatten. In Oſterreich insbeſondere wurde nidtein: 
mal unbedingte Anıneftie ertheilt, und die landesherrliche Gewalt follte Hier im Verhältniß zu 
den im Meftfäliichen Frieden nur fehr kümmerlich bedachten evangeliichen linterthanen jogar 
nicht durch das Normaljahr beſchränkt fein. Namentlich blieben die Güter aller derjenigen con: 


2) Bgl. Woltmann's Gefchichte des MWeftfälifchen Friedens (2 Bde, Leipzig 1808). 
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fißeirt, die fi vor 1630 empört hatten. Für alle andern chriſtlichen Gonfeffionen, außer dem 
Katholicismus, der lutheriſchen und reformirten Kirche, jollten Verbot over Duldung durchaus 
von der Willkür der einzelnen Reichöſtände abhängen. Die katholiſche Religion auf der einen, 
die lutherifche und reformirte auf der andern Seite follten jedoch als Geſammtheiten an Recht 
und Macht ji gleichſtehen. Darum wurden die Reihögerichte und Neihöpeputationen mit 
einer gleihen Zahl von Mitgliedern beider Neligionsförper befegt, und bei den reichsſtändiſchen 
Berfammlungen, namentlich den Reichstagen, fiel für die Halle der Trennung nad) Religions: 
theilen die Entſcheidung durch Majorität weg. 

Für die politiſche Stellung der Reihsftände zur Geſammtheit war der Weftfälifche Friede 
im wejentlichen nur beftätigend für das, was der That nach fhon lange beftanden hatte. Die 
der eigentlichen Souveränetät ſchon jehr nahe ſtehende Kandeshoheit der Stände wurde aus: 
drücklich anerfannt, fowie aud das Recht des Bündniſſes einzelner Reichsſtände unter ſich und 
jelbft mit auswärtigen Mächten, ausgenommen gegen Kaijer, Neich und Landfrieden. Zugleich 
wurden die Negalien der Reichsſtädte, die Reihöunmittelbarkeit der Neichsritter und ſelbſt die 
ähnlichen Rechte der Reichsdörfer gemährleiftet. So hatte ſich der That nad ſchon damals der 
deutiche Reichskörper in einen bloßen Staatenbund aufgelöft, wenngleidy die Theorie des deut: 
ſchen Staatsrechts noch eine fortwährende Unterwerfung der Landeshoheit unter die Oberhoheit 
von Kaifer und Neid anerkannte. Auch darin wurde der Kaifer befchränft, daß fortan feine 
Adtserklärung ohne Einwilligung der Reichsſtände erfolgen follte. Weitere Beftinmungen 
enthielten dad Genauere über die Theilnahme der Mitglieder des Reichstags an allen wichtigern 
Reichsgeſchäften, über die Organijation des Reihstags und jeine Gintheilung in die drei Golle- 
gien der Kurfürjten, Fürſten und Städte, welchen legtern nunmehr ausdrücklich eine entjchei- 
vende Stimme beigelegt wurde, jowie über die Verfallung ded Reichskammergerichts und 
Reichshofraths. 

Den größten Vortheil aus dem Weſtfäliſchen Frieden zog die Politik Frankreichs und 
Schwedens auf Koſten Deutſchlands. Letzteres erhielt Vorpommern mit der Inſel Rügen, 
einige Diſtriete von Hinterpommern, Wismar, das Erzbisthum Bremen und Bisthum Verden, 
die in Herzogthümer verwandelt wurden, ſowie eine Summe von 5 Mill. Thlrn. Dieſe Ge: 
biete befam es ald Reichslehen und mit ihnen Sig und Stimme auf Reichs- und Kreidtagen, 
ſodaß ver deutſche Reichskörper duch ein neues Glied mit dem Auslande zuſammenwuchs und 
an politiſcher Unförmlichkeit und Unbehülrlihfeit noch mehr zunahm. An Branfreih wurden 
Meg, Toul und Verdun, die ed fhon 1552 in Bejig genommen, förmlich abgetreten. Außerven 
erhielt ed mit voller Unbeſchränktheit die Landgrafihaft Ober: und Unterelfaß und den Sund— 
gau, ſoweit früher die Herrihaft Ofterreihs in diefen Gebieten gereicht, ſodann Pie Stadt 
Breiſach und das Beſatzungsrecht in Vhilippsburg. Dafür verfprad Frankreich dem Erzherzog 
Ferdinand Karl, ald früherm Beriger des Glfajfes, eine Summe von 3 Mill. Livred. Den Bi: 
jhöfen von Strasburg und Bajel, ver Reihäftadt Strasburg und 10 andern zur Landvogtei 
Hagenau gehörigen Reihsftädten, ſowie allen Neihsfürften, Örafen und Rittern, die Bejigun: 
gen im Niedereljaß hatten, wurde jedoch die Verbindung mit dem Neiche und die unmittelbare 
Neichöfreiheit vorbehalten. Die Schweiz, die ſchon lange vom Neiche ſich losgeriſſen hatte, 
wurde als ein felbjtändiges Staatenfyitem anerfannt. Schon einige Donate vor Abſchluß des 
Weſtfäliſchen Friedens hatte auch Spanien in einem befonvdern Friedensvertrage zur Anerken— 
nung der Unabhängigkeit der Vereinigten Niederlande fich verftanden und überdies ven Nieder: 
ländern alle Eroberungen abgetreten, welche diejelben jowol außerhalb Europas ald in den fpa= 
nischen Niederlanden (den Öeneralitätslanden) gemacht hatten. Hierdurch wurde ein neues 
Glied in die jegt feier verfchlungene Kette der europäiſchen Staaten eingefügt. 

Dieje Erhebung eines beträchtlichen Theils des burgundifchen Kreifes zu einem ſelbſtändi— 
gen Staate verminderte gleihfalld den Umfang des Deutihen Reis, das überhaupt durch den 
MWeftfäliihen Frieden ein Gebiet von etwa 1900 Duadratmeilen mit einer Bevölferung von 
4Y, Millionen verlor, während e8 zugleih am Oberrheine und in Zothringen feine frühere 
Militärgrenze gegen Frankreich einbüßte. Beſonders die Abtretungen an Schweden machten 
aber eine Entſchädigung der hierdurch in ihrem Beſitzſtande beeinträchtigten Reichsſtände erfor: 
derlich. Auch fonft Hatten mehrere Fürſten aus andern Gründen Anſprüche auf Erjag. Das 
Mittel dazu fand man in der Säcularijation verſchiedener geiftliber Länder und Güter, und es 
war diefe Vergrößerung ver weltlihen Gewalt auf Koften der geiftlichen, die den Papft zu feiner 
Proteftation gegen den Friedensſchluß veranlaßt Hatte. Hiernach wurde namentlich der Beſitz— 
ftand der Häufer Brandenburg, Mecklenburg, Kurſachſen und Heſſen-Kaſſel, obgleich legteres 
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feine eigentlichen Entſchädigungsanſprüche hatte, verändert und erweitert. Sehr Tangiwierige 
Unterhandlungen veranlaßten die Neftitutionsaniprüce des Haufes Pfalz, auf Deflen Koften 
Baiern ſich vergrößert hatte. Sie wurden erledigt, indem für das pfälzifche Haus eine achte Kur: 
würde errichtet und diejes wieder in ven Beſitz der Unterpfalz eingejegt wurde, während Baiem 
mit der Oberpfalz und der Grafſchaft Cham zugleich die pfälziiche Kurivürde behielt. Auch der 
Succeſſionszwiſt im Haufe Heften mit andern Streitpunften erhielten ihre Erledigung, währen? 
die jülihihen Händel und die Sadje Donaumerths einer fünftigen Vereinbarung vorbehalten 
blieben. Überhaupt follten alle noch unerledigten Punkte auf dem 1653 zu Regensburg ver: 
jammelten Reichötage entjdieden werden, der aber ebenjo wenig ald der Reichsdeputationstag 
zu Sranffurt (1655) die Aufgabe vollftändig löfte. 

Nach dem Abſchluſſe des Weſtfäliſchen Friedens dauerte nody der Krieg Branfreichs gegen 
Spanien fort, fowie die Bemühungen der legten Macht, das unter Bhilipp I. mit ihr vereinigte 
Portugal, das 1640 ſich wierer losgerijfen hatte und fortan feine Selbfländigfeit Gehauptete, 
von neuem unter das ſpaniſche Joch zu beugen. England Hatte unterdeß vielfache politifche und 
religiöfe Wirren vom Ende des 16. Jahrhunderts an und jeit dem Tode der Königin Elifaberb 
erlebt. Während diefer Zeit harte es nur mit ſchwacher Hand in die Angelegenheiten der wejt- 
europäiihen Staaten eingegriffen und namentlich einige nicht jehr erfolgreiche Kriege gegen 
Spanien geführt. Nad der Hinrihtung Karl's I. aber und in demfelben Jahre, als id Dliver 
Cromwell zum lebenslänglihen Protector hatte ernennen laſſen (1654), nahm ed an dem fran: 
zöjifhen Kriege gegen Spanien theil. Diefer wurde am 7. Nov. 1659 durch den auf der Faſa⸗ 
neniniel in der Bidaffoa abgeſchloſſenen Pyrenäiichen Frieden beenpigt. Frankreich erhielt hier: 
durch im Süden die Pyrenäen zur Grenze und erwarb überdies anſehnliche Bezirke der jpani- 
chen Niederlande. Mit England wurde der Friede von 1630 erneuert; doch blieb dieſts im Be: 
jige feiner Groberungen, der wejlindiihen Injel Jamaica, Mardyks und des ipäter uch 
Karl Il. von England an Frankreich verfauften Dünfirchen. 

2) Bis zur Nordamerikaniſchen und Franzöſiſchen Revolution. Der Beitfäli: 
ſche Friede hatte das europäijche Staatengebäude äußerlich jo hingeftellt , wie es in feinen poli: 
tiihen Hauptbeitandtheilen , von einzelnen Veränderungen abgejehen , auch gegenwärtig wieder 
erſcheint. Im vorangehenden Kampfe waren gar bald die kirchlichen und religiöſen Intereſſen 
vor denen der weltlichen Politik in den Hintergrund getreten. Man hatte keinen Anſtand ge— 
nommen, der katholiſchen Kirche einen Theil der geiſtlichen Beſitzthümer zu entziehen, um den 
Anſprüchen weltlicher Machthaber Genüge zu thun, und, ein bedeutungsvolles Zeichen der Zeit, 
die hierdurch hervorgerufene Proteſtation des früher allmächtigen Papſtes war völlig unbeachtet 
geblieben. Der ganze Inhalt des Völkerlebens war ein anderer gemorden und eine neue Be: 
viode hatte begonnen. Es war nicht mehr die Herrihaft über das Gemüth der Völker durch die 
in fihtbarer Einheit verherrlicte Macht der religiöfen Speen und Gewohnheiten, die über das 
Schickſal der Nationen entſchied, und ſelbſt der veligiöfe Parteihaß hatte im langen ermattenden 
Kampf feine Spannfraft verloren, Ein um jo weiteres Feld wurde der falt berechnenden Klug: 
heit, dem nüchternen, jelbitfüchtigen Berjtande gewonnen. Die Zeit der Gabinetspolitif trat 
ein, und bie europäische Diplomatie begann ihr Fünftlih verſchlungenes Schachſpiel, wofüt 
Europa das Feld war und worauf die Fürftenräthe die zur Selbjtändigfeit noch nicht herange— 
reiften Völker ald todte, willenlofe Maſſen bewegten, bis endlich audy die Könige mart wurden. 

In den Kriegen vor der Reformation und bis zum Weftfäliihen Frieden war es nicht die 
Geſammitkraft der Staaten, die in fhnell entſchiedenen Kämpfen ih verjuchte, fondern größere 
oder fleinere Söldnerſcharen ſammelten fih um die Negenten und andere durch Anſehen hervor: 
vagende Männer, um jo lange vereinigt zu bleiben, als jich bei ven einen auf Gewinn und 
Beute Ausſicht zeigte, oder als bei andern der religiöie Fanatismus nod nicht verraucht war. 
So war dad Ginfen oder Steigen der Macht von taufend Wechlelfüllen abhängig, und in ned 
höherm Maße als in der neuern Zeit entichied der alle Vorausſicht täuſchende Zufall über des 
Shidjal ver Staaten. Weder nad) militäriihen noch ököonomiſchen Geſichtspunkten wurden die 
Kriege jehr planmäßig geführt. Zwar kam wahrend der Neformationskämpfe das Syſtem anf, 
den Krieg durch den Krieg jelbit zu ernähren, aber, um die Zufunft unbefünmert, nahm man 
dem Bürger gewaltjanm weg, was man unmittelbar erreichen Eonnte und was zur Erhaltung 
oder Belohnung der Heerjcharen dienen mochte. In den neuern Kriegen wird das unmittelbare 
Beigthun des Volkes forgfältiger geihont. Dagegen hat man gelernt, durch Staatsanleihen, 
Eontributionen und andere Mittel einer jhlauen Bolitif felbft die Früchte ver Zukunft zu ver: 
zehren und zum Gewinn des Kriegs aufs Spiel zu jegen. 
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Der Dreißigjährige Krieg hatte nah und nad faſt alle europäifchen Staaten in ſei— 
nen Strudel gezogen. Manche waren untergegangen, andere hatten ſich Eräftiger erhoben. 
Die Intereffen aller Staaten aber, welche die Kriegsprobe überſtanden, hatten fo ſehr ſich ver: 
flochten, daß in weiterm Umfange als je zuvor ein Zuſammenhang alles europäiſchen Staa: 
tenlebens als unleugbare Thatſache erkennbar werden mußte. Daran knüpfte ſich die Idee 
eines europäiſchen Staatenſyſtems, und weil ſich in der allgemeinen Ermattung kein Staat 
und keine Partei zur Unterdrückung der andern Staaten und Parteien ſtark genug fühlte, ſo 
trat auch bald der Gedanke an die Nothwendigkeit eines politiſchen Gleichgewichts der Staats— 
fräfte hervor. Die Völker aber, vielfach zerriffen und zerftücelt, waren in die Domäne des 
einen oder andern Regentenhauſes gefallen. Keineswegs erhob man ſich alſo zur Idee eines 
organifhen, auf einer natürlichen Gliederung des Völkerlebend beruhenden Gleichgewichts. 
Man fuchte es vielmehr nur auf mehaniihe Weile im Umfange der Staaten, in der Maile 
ihrer Bevölkerung, die den Stoff zur Aufftellung größerer oder Fleinerer Heere darbot, in 
der Größe der finanziellen Mittel für Unterhaltung der Heere und einer wachſenden Schar 
von Staatö= oder Regentendienern, fowie endlich in einem Syiteme der Arrondirung der 
Staatögebiete und in ihrer Ausdehnung auf ſolche Orenzen, die von einem blos militäriſchen 
Gefihtspunft aus ald befonders vortheilhaft erfhienen. Die Erhaltung dieſes Gleichgewichts— 
ſyſtems und die Bemühungen, den oft wiederholten Verſuchen feiner Störung Schranfen zu 
jegen, wurden auf lange Zeit hinaus der Grund oder Vorwand der europäiſchen Kriege und 
der Inhalt der Friedensihlüffe. Als dann Amerifa immer reihere Schäge erſchloß, ald der 
Handel die neu entdeckten Straßen eifriger benugte und zum Weltverfehr ſich erweiterte, als das 
Colonialſyſtem ſich ausbildete und ausdehnte, ald diefer lebhaftere Verkehr ven Reichthum und 
die Macht der Staaten fteigerte, gab auch der öftere MWiderftreit der commerziellen Intereffen 
vielfachen Anlaß zu Krieg und Frieden. Faſt durchweg wurden jedoch die Rechte und Bedürf— 
niffe ver Nationen nur fo weit berückſichtigt, als jie mit den perfönlichen Interejfen der Macht— 
haber zujammenfielen; und was man als europäifches Völkerrecht bezeichnete, verdiente nicht 
einmal den Namen eined Staatenrechts, da wejentlid nur die Anſprüche und perſönlichen Vor: 
theile, die Leidenſchaften und Launen der Regenten für Krieg und Frieden den Ausſchlag ben. 

Die engere Verbindung der europaifhen Staaten oder Gabinete machte fortan die meiften 
Friedensſchlüſſe zu einem Nefultate vieljeitigen Übereinfommend. Demnach trat vorerft, nad) 
den verſchiedenen Intereffen und Tendenzen dieſer Staaten, eine Gruppirung derjelben in drei 
Hauptmafien deutlid hervor, ſodaß die Staaten des einen Staatenkreifes nur gelegentlih und 
ohne bedeutenden Einfluß in die Angelegenheiten des andern eingriffen. Wenigftens gilt dies 
von dem Anfange dieſes Zeitabſchnitts, da allerdings gegen das Ende deſſelben die ſtaatsrecht— 
lien Intereflen ſchon vielfacher ſich verſchlingen. Der widtigfte jener Staatenfreije, worin 
Frankreich lange Zeit der Mittelpunft der Bewegung ift, bilder ſich aus dem Weften und der 
Mitte Europas; im Südoſten erfcheint auf der einen Seite das türkische Neich beſonders bethei= 
ligt, jowie auf der andern Seite Ofterreih, deifen Doppeladler zugleich nah Welten und Oſten 
ich richtet, Rußland, das zugleich in den Süden und Norden eingreift, und Venedig; endlich 
jehen wir im Norden und Norboften erft Schweden, dann das ruffiihe Reich ein entſchiedenes 
Übergewicht behaupten. ine dreifach gefonderte Darſtellung, welde diefem Ihatbeftande der 
Geſchichte entſpricht, dürfte wol auch die klarſte Überſicht der vielfachen politiihen Verãnderun⸗ 
gen geben, welche durch die zahlreichen Friedensſchlüſſe vom Ende des Dreißigjährigen Kriegs 
Bis zur nordamerikaniſchen und Franzöfiichen Revolution herbeigeführt wurden. 

a) Weitlihe und mittlere europäifhe Staaten. Die neue europäiſche Cabinets— 
politik hatte ſich zunächſt in Frankreich beſtimmter entwicelt und die Mittel zur Herrichaft ge— 
wonnen. Mit aller Kraft der Einſeitigkeit hatte Richelieu von feinem Eintritt ind Minifterium 
(1624) bis zu feinem Tode (1642) das Ziel der minifteriellen Unumfchränftheit im Namen 
des Königthums verfolgt, und mit Eluger Gemwandtheit war auf der von ihm gebrochenen Bahn 
fein Zögling Mazarin weiter vorangefchritten. In wiederholten Kriegen war die Partei der 
Reformirten volljtändig unterivorfen und die Macht der Großen, zulegt im Kampfe gegen die 
Sonde, entjheidend gebrochen worden. Dieje Großen wurden jegt die gehorfamen Werkzeuge, 
zuweilen auch die Führer und Leiter eined Hofs, der fortan mit unbeftrittener Allgewalt über 
einer gleichmäßig unterworfenen Maffe von Unterthanen thronte. Die durch die Geiſteskraft 
der beiden Minifter fo ſehr gefteigerte önigsmacht nahm Ludwig XIV. (1661) in eigene Hände, 
um fie am Schluffe jeiner Regierung, zum ſchlimmen Vorbilve für feinen Nachfolger und bie 
andern Monarchen Europas, mit Maitreffen und Günftlingen zu theilen. Das politiſche Ge— 
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wicht, dad Franfreih durch verhältnißmäßig größere Gentralifation der Kräfte ſchon vor dem 
Dreißigjährigen Kriege erlangt hatte und das feitvem mehr und mehr erhöht wurde, hatte 
namentlid auch die Folge, daß die früher in lateinifher Sprache verfaßten Friedensinftrument 
von 1614 an meiften® und von 1755 an faft ohne Ausnahme in franzöſiſcher Sprache ansge 
fertigt wurden. Man verwahrte lich jedoch häufig in den Friedensinftrumenten, wie 3. B. brı 
den Parifer Frieden vom 10. Febr. 1763, gegen die Folgerungen, die für-fünftige Fälle aus 
dem Gebrauche der franzöfiihen Sprache gezogen werden könnten. 

Als Ludwig XIV. die Regierung antrat, ſchien der politiihe Zuftand Europas eine dauernde 
Ruhe zu verheißen. Aber ver Ehrgeiz und die Herrſchſucht des unumſchränkten Gewaltbaber, 
zunächſt feine grundlofen Anſprüche auf ven größten Theil der jpanifhen Niederlande, ftürzten 
ed bald in funfzigjährige, nur auf furze Dauer unterbrodene Kämpfe. Das mit Spanien zu: 
gleich bedrohte Holland beendigte jedoch den feit 1664 gegen England geführten, durch Han: 
delseiferſucht veranlaßten Krieg und jchloß den Frieden von Breda (1667) auf den frübem 
Fuß des Beſitzſtandes. Mit Spanien und Holland vereinigten fih bald auch England un 
Schweden gun Zwecke der Herftellung des Friedens. Er fam zu Aachen am 2. Mai 1668 zu 
Stande, und Spanien trat darin an Frankreich den von diefem eroberten Theil von Flandern 
ab. In demſelben Jahre, im Frieden vom 13. Febr. 1668, hatte Spanien die Unabbängigfeit 
Portugals anerkannt. 

Segen Holland erzürnt, daß es ihm die vollftändige Ausführung feiner Entwürfe vereitelt, 
fiel Ludwig XIV. wenige Jahre nah dem Aachener Frieden mit einem zahlreichern und ge: 
übtern Heere, ald Guropa noch gefeben, in das Gebiet ver Republik ein. Einige deutſche Reichs 
fände jowie England und Schweden waren ihm verbunden, Oſterreich und Spanien aber 
vereinigten fich zur Rettung der Nepublif; mit ihnen das Deutſche Neih, der jhon vor Aus- 
bruch des Kriegs durch Ludwig XIV. jeined Landes beraubte Herzog von Lothringen jomie Bran- 
denburg und Dänemarf. So wurde der Krieg ein faſt allgemeiner europäifcher. Aber ſchen am 
19. Febr. 1674 ſchloß England mit Holland auf die Bedingung der gegenfeitigen Zurudgabe 
aller in ven Golonien gemadten Eroberungen und von feiten Hollands unter Grmeuerung des 
Verſprechens des Flaggenftreihens in den englifhen Meeren Frieden. Auch Köln und Münfter 
traten von dem Bunde mit Frankreich zurüd. Gegen halb Europa im Kampfe, neigte endlich 
Ludwig XIV. zum Brieden. An verihiedenen Höfen, namentlich zu London, wurden Negwia- 
tionen angefnüpft, und nad langwierigen, fhon 1675 zu Nimmegen begonnenen, durd Klein: 
lihen Normalitätenftreit oft verzögerten Unterhandlungen ſchloß zunächſt Holland (10. Aus. 
1678) feinen befondern Frieden mit Franfreid auf die Verheißung völliger Wiederherſtellung 
Unter holländiſcher Bermittelung trat dann Spanien dem Frieden von Nimwegen bei, indem rt 
an Frankreich die Franche-Comté und viele niederländifche Städte überließ, jedoch mehrere ft: 
ftungen, die Holland zur Vormaner gegen Franfreid dienen follten, fowie das Herzogthun 
Limburg zurüderhielt. Nun folgten auch Kaifer und Neid am 5. Febr. 1679. Ihnen gegen: 
über entfagte Frankreich auf das Beſatzungsrecht in Philippsburg, erhielt jedoch Freiburg im 
Breisgau; aud Lothringen blieb in feinem Befige. Zwiſchen Schweden auf der einen Seitz, 
Brandenburg, Dänemark und den ihnen verbündeten deutſchen Neihöftänden auf der andern 
Seite dauerte indeflen der Krieg fort; auch der Kaifer und das Deutſche Reich, Spanien un 
Holland fühdeten ihn Schweden an. Frankreich hatte jedoch im Frieden zu Nimwegen die Her: 
ftellung Schwedens verlangt und ergriff zu dieſem Zwede Zwangsmaßregeln gegen Branten- 
burg und Dänemark. So famen denn die weitern Friedensſchlüſſe zu St.-Germain:en-faye 
und zu Fontainebleau (26. Juli und 2. Sept. 1679) zwiſchen Franfreih und Schweren mu 
Brandenburg und Dänemark zu Stande, wodurch Brandenburg nur einen Strid von Schwe 
diſch-Vommern jenfeit der Oder gewann, Dänemark aber alles Groberte zurüdgab. 

Gegen die ausprüdlien Beftimmungen zu Nimwegen, auf ven Geift verfelben ſich beru: 
fend und nad) den Erklärungen dervon ihm niedergejegten Reuniondfammern, fegte Ludwig U). 
mitten im Frieden jeine Groberungen fort. Der Befipftand mehrerer deutihen Reichsſteärke 
wurde ſchamlos verlegt, Spanien und ſelbſt das mit Frankreich verbunden geweſene Schacden 
beraubt und endlich durch plötzlichen Überfall Strasburg genommen. Zwar brachte der ibat: 
Fräftige Erbftatthalter von Holland, Wilhelm IL, einen Gongreß zu Branffurt und ein Bund- 
niß zwiſchen dem Kaifer, Spanien, Schweden und Holland zu Stande. Als aber Ludwig M. 
Spanien angriff und Wilhelm III. das zitternde Guropa zu Fräftigem Widerſtande ſchlecht gerü- 
ftet fab, vermittelte er einen vom Kaifer und Spanien genehmigten Waffenſtillſtand auf 20 Jahre 
(15. Aug. 1684). Ludwig XIV. behielt alle von den Reunionstammern ihm zugefprochenen Län: 
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‚ereien ſowie Luremburg und andere Gebiete. Damals hatte Frankreich feinen Höhepunkt 
inter der Herrichaft ver Bourbonen erreicht; aber jhon im folgenden Jahre (22. Oct. 1685) 
chlug 68 ſich ſelbſt durch die Aufhebung des Edicts von Nantes eine Wunde, deren jihtbare Fol: 
sen bis auf die neuefte Zeit reihen. Ludwig's XIV. Anſprüche auf einen großen Theil der fur: 
fälziſchen Erbihaft, feine Einmifhung in die Angelegenheiten des Deutihen Reichs und fein 
Sinfall auf das Gebiet dejjelben zeigten Europa, daß es feine Ruhe zu hoffen habe; aber diefes 
ab geduldig zu, bis die Revolution von 1688 in England, melde die feit 1660 wieder ein 
eſetzten Stuartd vom Throne ſtieß und Wilhelm III. darauf erhob, der Politik einen plöglichen 
Imfhwung gab. England und Holland traten nun der 1689 und 1690 zu Wien gegen 
sranfreih geichloffenen Allianz des Kaiſers, Savoyens, Spaniens und des Deutſchen Reichs 
‚ei. Auch Dänemark gab Hülfstruppen an England. Jegt hatte Frankreich einen neunjähri= 
en Krieg, beſonders dadurd wichtig, dag ſich in ihm Englands Übermacht zur See entichie, 
jegen halb Europa zu beftehen. Zuerft ſchloß Savoyen auf gute Bedingungen einen Seyarat: 
rieden (4. Aug. 1696). Unter Schwedens VBermittelung kam -im folgenden Jahre ver 
Friede von Ryswijk zu Stande. Zwiſchen Franfreid) und Holland follten alle alten und neuen 
Anſprüche gegenfeitig aufgehoben fein; Spanien erhielt, mit Ausnahme einiger Pläge, alles 
urüd, was es durch Eroberung oder durch die Befchlüffe ver Neunionsfammern verloren hatte; 
iuch an Kaifer und Reich wurde zurücdgegeben, was demſelben außerhalb des Elſaſſes entriffen 
vorden war, ſowie Breiburg, Breifah, Kehl, Philippsburg; Zweibrüden fiel wieder an Schwe: 
ven; Straßburg dagegen blieb franzöifh. Der Herzog von Xothringen wurde in feine Bes 
igungen, Saarlouis und Longwy ausgenommen, wieder eingefegt. Im übrigen wurben der 
Weſtfäliſche und Nimwegener Friede beftätigt. 

Über das Schickſal der dem ſpaniſchen Scepter unterworfenen Völker gedachte die europäi— 
che Cabinetspolitik für den bald zu erwartenden Tod des Königs Karl II. nach Maßgabe 
iniger Theilungsverträge und teſtamentariſchen Beſtimmungen zu entſcheiden. Der König 
tarb am 1. Nov. 1700, und Holland, England ſowie die meiſten andern Mächte hatten das 
erbäcdhtige Codicill defjelben zu Gunften Philipp's von Anjou anerkannt. Nur der Kaifer pro= 
teftirte und fchritt in Italien zum Angriff. Die von Frankreich verweigerte Forderung der See: 
mächte, daß für die Sicherheit Hollands eine Barriere und für Oſterreich billige Genugthuung 
jewährt werden folle, führte jedoch zur Verbindung Englands und Hollands mit dem Kaifer 
im Haag (7. Sept. 1701), ſodann mit dem Deutihen Reiche und ſchon früher mit dem neuen 
Könige von Preußen, mit Bortugal und mit Savoyen, während in Spanien jelbft eine babs- 
burger und eine bourbonifche Partei ſich gegenüberſtanden. So begann der Spaniſche Succeſ— 
ſionskrieg, der längſte, blutigfte und wechjelvollfte, den Yudwig XIV. geführt. In feinen Ber: 
lauf fällt die Uniondacte zwifhen England und Schottland (6. Mai 1707); ein Aufruhr der 
Reformirten in Frankreich und die Unterbrüdung deffelben; eine Empörung der Ungarn gegen 
Oſterreich und der mit ihnen abgefchloflene Friede vom 17. April 1711, wodurd ihre National 
freiheiten, mit Ausnahme der freien Königswahl und des Aufſtandsrechts wider den König, 
beftätigt wurden. Schon 1705 hatte der bedrängte Ludwig XIV. Friedensvorſchläge gemacht und 
dieje von Jahr zu Jahr erneuert. Am 10. März 1710 vereinigte ſich zu Gertruidenberg ein 
Friedendeongreß. Bald nah Auflöfung deflelben knüpfte Frankreich zu Verfailles und Kondon 
geheime Interhandlungen mit England an, und infolge davon wurden am 8. Det. 1711 die 
Bräliminarien eines Separatfriedend unterzeihnet. Am 29. Jan. 1712 wurde fodann ein 
Congreß zu Utrecht eröffnet und dafelbft am 11. April 1713 der Friede Frankreichs mit Eng— 
land, Holland, Portugal und Savoyen abgeihloflen. Bald darauf, am 13. Juli, ſchloß ihn 
auch Spanien mit England und Savoyen. Darauf folgte endlich der von Prinz Eugen und 
Billard unterhandelte Friede zu Raſtadt für Ofterreih (6. März 1714) und derjenige zu Ba— 
den in der Schweiz für dad Deurfche Reid (7. Sept.). Spanien und Ofterreid aber ſchloſſen 
feinen formlichen Frieden. Im Frieden von Utrecht und in den vorgängigen Verhandlungen 
batte die Diplomatie, bejonders von feiten Englands, alle ihre Künfte aufgeboten. Nach den 
Bedingungen dejfelben erhielt BHilipp von Anjou Spanien, mit der nähern Beftimmung, daß die 
Kronen Franfreihs und Spaniens nie auf einen Haupte vereinigt werden follten; an Ofterz _ 
reich aber fielen die ſpaniſchen Niederlande, Neapel, Sardinien und Mailand. Sicilien fam an 
Savoyen, und zugleich wurde Die Alpengrenze zwijchen dieſem und Frankreich feftgefegt. Eng: 
land wurde das von ihm eroberte Gibraltar ſowie Minorca zugefproden; Frankreich trat be: 
deutende Befigungen in Nordamerifa „nad ihren alten Grenzen‘ an daſſelbe ab. Werner ver: 
pflichtete ich ihm Spanien, feiner Nation ein größered Handeldrecht mit Amerifa als unter 
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Karl Il. einzuräumen. Endlich wurde der berüchtigte Afftentovertrag, wie er 1701 mit Frank: 
reich abgeſchloſſen war, auf eine britiihe Compagnie für 30 Jahre übertragen, die bierburd 
eine jährliche Lieferung von 4800 Negerfklaven nad) dem jyanifhen Amerika übernahm um 
das Necht erhielt, jährlih ein Schiff von 500 Tonnen mit Waaren zum Verkaufe in das fpa: 
nische Weftindien einzuführen. An Portugal gab Spanien die Eolonie San:Sagramento zu— 
rück, jedoch erft infolge des am 6. Febr. 1715 zwiſchen diefen beiden Staaten abgeſchloſſenen 
Friedend. An Preußen, deflen neue Königswürde anerkannt wurde, fiel dad Oberquartirr von 
Geldern und es behielt Neufchätel und Valengin, während Franfreid im Bejige von Oranien 
blieb. Holland ging faft ohne allen Gewinn aus den Kriege. Die jpanifhen Niederlande und 
eine Reihe franzöſiſcher Pläge, die ihm Frankreich überließ, erhielt e8 nur unter der Bedingung 
ver Nüdgabe an Dfterreich nach dem Abſchluſſe des Frievend mit diefer Macht und mit dem 
einzigen Vorbehalte des Beſatzungsrechts in einer Linie von Feftungen, die ihm als Barriere 
gegen Frankreich dienen jollten. Uber das Nähere jollte es jih mit Ofterreich verftändigen, um 
ſo fam denn zu Antwerpen am 15. Nov. 1715 zwiſchen Öfterreih und den Seemädten ker 
Barrieretractat zu Stande, wonach Holland in Namur und jehs andern Feftungen oder Forte 
ein ausſchließendes, in Dendermonde aber ein gemeinichaftliches Beſatzungsrecht eingeräumt 
wurde. Die Briedensihlüffe von Naftadt und Baden beftätigten die Hauptbedingungen des 
Utrechter Friedens, indem fie zugleich den Weftfälifhen, Nimmwegener und Ryswijker Frieden 
wiederholt anerfannten; die mit Sranfreich verbunden gewejenen deutſchen Reihsftände, Baiern 
und Köln, wurden in ihre Würden und Länder wieder eingejegt. 

Als Ludwig XIV. am 1. Sept. 1715 flarb, war Franfreih weniger mädtig als im Anz 
fange feiner Negierung. Das europäifche Gleichgewicht ſchien durd die fruchlloſen Verſuche 
der Zerftörung deffelben nur mehr befeftigt zu fein. Freilich hatte Eudwig XIV. in feinem legten 
Kriege den Hauptpreis deſſelben, die ſpaniſche Krone, für feinen Enfel gewonnen, und die write 
Ausdehnung der Macht der Bourbonen drohte für Europa die Duelle neuer Gefabren zu wer: 
den. Davor bewahrte jedoch zunächſt die Eiferſucht unter diejen ſelbſt und das periönlide 
Interefle des Negenten von Franfreih an ver Erhaltung des Utrechter Friedens, im Wider: 
ſpruche mit dem gegentheiligen Interefie der ſpaniſchen Herrſcherfamilie. Unter diefen Umfiän— 
den jdien Spanien, nad den ganz Europa umfafjenden Entwürfen des Gardinald Niberoni, 
für die Ruhe des Welttheils gefährlich werden zu können. Der Eleinlihe Zweck der groben 
Plane des ſpaniſchen Minifters war hauptfädlid die Erhebung der beiden Söhne der zweiten 
Gemahlin Philipp's V., der geiftvollen und herrſchſüchtigen Elifabeth von Parma, auf auf: 
wärtige Throne. An die Plane und Gingriffe Spaniens knüpfte fih nun eine Reihe von Bünt- 
niffen und Gegenbünpniffen, Unterhandlungen und Gongreflen zu Gambray und Seiflons, 
Kriege und Friedensichlüffe, von weldhen der am 8. Nov. 1738 von dem Kaiſer mit Franfreid, 
Sardinien und Spanien zu Wien abgeſchloſſene Definitivfriede einen Zweig des bourboniſchen 
Haufed auf den Thron von Neapel und Sicilien feste, Frankreich aber die Anwartſchaft au’ 

‚Lorhringen gewährte. Von neuem ſchien die Ruhe der mittlern und weſtlichen Staaten Guropas 
gejihert, ald der Tod Kaiſer Karl's VI. (20, Oct. 1740), die Verlegung der von beinabe 
allen europäifchen Mächten garantirten Bragmatifhen Sanction und die Anſprüche Friedrich’ Hl. 
auf Schlejien eine Folge neuer Kriege und Friedensſchlüſſe eröffneten. Diefe legtern waren der 
am 26. Juli 1742 zwifchen Ofterreih und Preußen zu Berlin abgefchloffene Definitinfriede, 
welchem der Bräliminarfriede zu Breslau vom 11. Juni 1742 vorangegangen war. Gr been: 
digte den erften Schleiifchen Krieg und ſetzte Preußen in den Beiig von Niederfchleiien und ded 
größten Theils von Oberſchleſien. Berner der Friede zwiſchen Djterreih und Baiern zu Füſſen 
(22. April 1745), der den zweiten Schleſiſchen Krieg beendigende Dresdener Friede vom 25. Der. 
1745, welder den Breslauer Vertrag im wejentlihen beftätigte, dann der Aachener Präli- 
minarvertrag vom 30. April 1748 und endli die Definitivfrievenöverträge zu Aachen vom 
18. Det. bis 7. Nov., welche ven langen Ofterreihifchen Succeſſionskrieg beendigten, ven Be: 
ſitzſtand vor dem Kriege ald Grundlage anerfannten und hauptſächlich nur in Italien eimiee 
Veränderungen berbeiführten, indem Parma, Guajtalla und Biacenza, unter Vorbebalt det 
Rückfalls an Ofterreih und Sardinien, dem fpanifhen Infanten Don Bhilipp zu Ihe 
wurden. 

Ein merkwürdiger Umſchwung machte jegt die Feindſchaft Ofterreihs und Preußens zum 
Mittelpunfte der europäifhen Volitik. In Verbindung mit der Unbeftimmtbeit des Utrechtet 
und Aachener Friedens hinfichtlih der Grenzen des britiichen und franzdiihen Nordamerika 
rührte dieje Beinpfchaft ven Bund Englands mit Preußen berbei und diejem gegenüber die 
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Allianz Ofterreihs mit Sranfreih und fait allen andern europäiſchen Mächten; ſie ftürzte von 
neuen faſt alle Staaten" des Welttheils in einen Siebenjährigen Krieg, durch Großthaten und 
wunderbaren Schidialäwechjel bedeutender, aber auch blutiger ald alle Kämpfe feit Abſchluß des 
Weſtfäliſchen Friedens. Nah den partiellen Friedensſchlüſſen Preußens mit Nußland und 
Schweden (5. und 12. Mai 1762) kam der Präliminarfriede Frankreichs und Spaniens mit 
England und SBortugal zu Fontainebleau und ſodann der definitive Friede zu Paris zu Stande 
(3. Nov. 1762, 10. Bebr. 1763). Unmittelbar darauf (15. Bebr. 1763) wurde der Hubertus- 
burger Sriede von Ofterreih und Sachſen mit Preußen abgefchloffen. 3) England erhielt von 
Sranfreih und Spanien, nebit einigen Handeldvortheilen, fehr ausgedehnte Ländereien in 
Nordamerika und zahlreiche Golonien in Weftindien und Afrika; Frankreich trat an Spanien 
Yoniflana ab. In Qubertusburg wurden, mit einigen unbebeutenden Mopificationen, die frühern 
Verträge von Breslau und Dreövden erneuert. Won jegt an blieb der Beigftand der weitlicdhen 
und mittlern europäiſchen Staaten bis zum Ausbruche der Franzöſiſchen Revolution weſentlich 
ungeändert, indem ver Tefchener Friede (13. Mai 1779), der den kurzen Bairifchen Erbfolge: 
krieg beendigte, Ofterreih nur in den Befig des Innvierteld jegte, während durd den Pariſer 
Frieden (20. Sept. und 8. Nov. 1784) der Zwift Oſterreichs mit Holland ausgeglichen wurde, 
ohne dap die Anfprüde Oſterreichs auf einige Gebietötheile Hollands unter der Form einer 
Grenzberichtigung geltend gemacht werben konnten. 

b) Südöſtliche Staaten. Noch zehn Jahre nach dem Abſchluſſe des Weſtfäliſchen Frie— 
dens dauerte die Ruhe im Südoſten, als die ſiebenbürgiſchen Händel der Pforte zu einem neuen 
verwüſtenden Kriege gegen Oſterreich Anlaß gaben, Ein Friede auf 20 Jahre (1664) been: 
digte denjeiben und ließ Waradein und Neuhäufel im Bejige der Osmanen. Allgemeiner und 
bedeutender wurde ein zweiter Türkenfrieg, hervorgerufen durch Die Empörung ber gedrückten 
Ungarn und die Eroberung Candias durd die Türken, Außer Oſterreich hatte dad Deutſche 
Reich und Polen, unter feinem Heldenkönig Sobieſki, theil daran genommen, jowie Venedig 
und enblidy :Beter der Große. Unter Vermittelung ver Seemächte wurde der Friede zu Garlowicz 
(26. Jan. 1699) auf 25 Jahre abgeſchloſſen. Oſterreich behielt Siebenbürgen, Slawonien, 
Batſchka zwiſchen der Donau und Theiß; den Türfen dagegen blieb Temesvar mit dem Lande 
von der Maros bis zur Donau. Durd den Frieden mit Polen erhielt dieſes Kaminiec, Bodo: 
lien und das von den Türken in der Ukraine Beſeſſene zurüd, räumte aber die Moldau. Bene: 
Dig gewann Morea nebit einigen Plägen in Dalmatien. Rußland, das anfangs nur einen 
zweijährigen Waffenftillftand geichloffen, blieb nady dem für 30 Jahre gültigen Frieden vom 
13. Juli 1700 im Befige von Ajow. Aber. jhon nad zehn Jahren und während des großen 
Nordiſchen Kriegs wurde ed in neue Kämpfe mit der Pforte verwidelt. Im Frieden bei Falſchy 
(23. Juli 1711) mußte e8 Afow zurüdgeben und Yaganrog nebft andern Feftungen am 
Schwarzen Meere ſchleifen. Auf zwei furz darauf erfolgte Kriegserklärungen folgte ſchnelle 
Ausjöhnung. Der zur Wiedereroberung Moreas von der Pforte gegen Venedig begonnene 
Krieg führte zu einer Verbindung diefer Nepublif mit Ofterreih. Durch ven Frieden von Paſ— 
jarowig (21. Juli 1718) famen Belgrad, der größte Theil von Serbien und Temesvar, einige 
Diftriete der Walachei und Kroatiens an Ofterreih. Venedig mußte jedoch Morea der Pforte 
überlafien und erhielt dafür nur einige Pläge in Dalmatien und Albanien. Auch an einem 
neuen Kriege Nuplands unter der Kaiferin Anna nahm Oferreich gegen die Pforte Antheil, 
ſchloß aber bald (am 1. und 18. Sept. 1739) einen Separatfvieven auf 27 Jahre, worin es 
Belgrad und Serbien, Orfova, feinen Antheil an ver Waladei und an Bosnien abtrat. 
Hierauf gab aud Rußland im Frieden zu Belgrad alte jeine Groberungen außer Aſow, dad 
geſchleift werden follte, zurüd. Wichtiger wurde der am 30. Det. 1767 von der Pforte an Ruß: 
land erklärte und von diefem mit jo großem Glücke geführte Krieg, daß hier zum erjten male 
die Eiferfugt Oſterreichs zum Schuge des Osmaniſchen Reichs einjhritt. Der im Lager zu 
Kutſchuk-Kainardſchi am 21. Juli 1774 geſchloſſene Friede gab Rußland freie Schiffahrt auf 
dem Schwarzen und freie Durchfahrt im Meere von Diarmara, einige Feſtungen ſowie die 
Große und Kleine Kabardei. Seine weitern Groberungen gab es zurück. Zugleich wurden die 
Tataren in der Krim, in Budgias und Kuban für frei und unabhängig von der Pforte erklärt. 
Bald wurde aber die Krim ſowie Iaurien (Taman und Kuban) der ruſſiſchen Herrſchaft völlig 





3) Vom Jahre 1761 an finden ſich die Friedensſchlüſſe in G. F. vun Martens’ Recueil des princi- 
paux traites d’alliance, de paix etc. und den Fortfegungen des Werfs; fodann bei Dumont und 
Rouſſet, Corps universel diplomatique, 
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unterworfen, und die Pforte rüftete gegen Rußland, mit welchem Oſterreich jich verbunven hatte 
Unter franzöſiſcher Bermittelung famen erneuerte Briedensverträge (8. Jan.und 24. Febr. 1784) 
zu Stande, die Rußland im Befige feiner Eroberungen ließen, während fie Oſterreich nur einig 
Handelövortheile gewährten. Aber neue Bergrößerungen Rußlands in Kaufafien mit andern 
Veranlaffungen entzündeten bald einen neuen Krieg, woran Ofterreih abermals im Bunde 
mit Katharina II. theilnahm. Preußen, Großbritannien, Holland und befonders Schweden 
ſahen theil® beforgt, theils eiferfüchtig Die Bergrößerungsplane ver beiden Kaiferhöfe. Schme: 
den ſchloß fogar einen Subfidienvertrag mit der Pforte und erflärte den Krieg an Rußland; aber 
der Friede im Lager bei Werelä (14. Aug. 1790) ftellte den frühern Stand der Dinge wieder 
ber. Endlich fam auch zu Sziftoma (4. Aug. 1791) der Friede der Pforte mit Oſterreich zu 
Stande, worin dieſes Alt-Orſova mit einem benahbarten Bezirke erwarb. Rußland aber 
ſchloß feinen Definitivfrieden zu Jaffy erft am 9. Jan. 1792, gewann dadurch Oczakow mit 
deſſen Gebiet und erhielt den Dniefter zur Grenze. 

c) Nördliche und nordöſtliche Staaten. Der Weftfälifche und der Brömfebröer Frirt: 
hatten das Übergewicht Schwedens im Norden feftgeftellt. Es wurde gefteigert durch die Kriege 
Karl’3 X. gegen Dänemarf und Holland, gegen Polen und Rußland, woran auch Branden: 
burg, zuerſt als Verbündeter, dann ald Gegner Schwedens, theilnahm. Beſonders wichtig 
war ber Friede mit Polen zu Dliva vom 23. April 1660, in welchen auch der Kailer und Bran- 
denburg eingefähloflen wurden und worin Polen zu Gunſten Schwedens auf beinahe ganz Lir- 
land, auf Eſthland und Defel verzichtete. Der im folgenden Jahre (21. Juni 1661) mir Ruf- 
land zu Kardis geſchloſſene Briede erneuerte die Bedingungen von Stolboma. So fänell 
Schweden fein auf feiner feiten Bafis ruhendes Übergewicht gewonnen hatte, io ſchnell ſtürzte 
es wieder durch den heroiſchen Wahnjinn Karl’s XII. von feiner Höhe herab infolge des grehen 
Nordiſchen Kriegs, der während des Spanifhen Succeſſionskriegs, aber noch acht Jahre länger 
ald diefer den Norden und Often des Welttheild verheerend heimſuchte. Der Friede von Traven: 
dahl mit Dänemarf (18. Aug. 1700), ſowie derjenige zu Altranftänt (24. Sept. 1706) mit 
Sachſen und Polen hatten feine Dauer, und nad der Niederlage bei Pultawa erhoben ſich neue 
Gegner gegen die gebrochene Macht Schwerend. Nah Karl’ XU. Tode trat das erihörfte 
Schweden durch Friedensihlüffe vom Jahre 1719 und 1720 gegen unbedeutende Geldentſchä— 
digung an Kurbraunihweig Bremen und Verden ab; an PBreufen Vorpommern bis an vie 
Peene mit Stettin, die Infeln Uſedom und Wollin; auch zahlte ed an Dänemarf 600000 Thir. 
und unterwarf fih dem Sundzoll, wovon e8 durch den Frieden von Brömfebhrd frei geworden 
war. Polen gegenüber wurden zwar im wejentlihen die Bedingungen des Friedens von Dim 
erneuert, worüber man jedoch erjt 1729 völlig ind Neine kam. Am größten waren Schwedens 
Einbußen an Rußland durd den unter franzöfifcher Vermittelung am 10. Sept. 1721 wu 
Nyſtadt geichloffenen Frieden. Es verlor Livland, Efthland, Ingermanland und Karelien, 
einen Theil von Viborglän ſowie alle Injeln von der furifhen Grenze bis Viborg; Dagegen 
erhielt es Finnland zurüd und eine Summe von 2Mill. Thlrn. Durch den Geift und die Krafı 
Veter's des Großen, der jest den Titel Kaifer annahm, war fortan die unbejtrittene Präpen: 
deranz des ruſſiſchen Reichs im Nordoften gefihert und die Bahn zu mweitern VBergrößerungen 
gebroden. Dazu gab befondern Anlaß die Entzweiung des unglücklichen Polen nah An: 
guſt's Il. Tode. Mit Erftaunen vernahm Europa den Vertrag Rußlands, Oſterreichs und 
Preußens über die Theilung diefes Landes und die fo gewaltjame als Hinterliftige Vollſtrekung 
deffelben gegen König und Reichstag, die am 21. Aug., am 13. und 18. Sept. 1772 zurlinter: 
zeihnung gezwungen wurden. Doch follte die Gabinetöpolitif ihr äuferftes Verbrechen erit in 
der folgenden Veriode vollenden, als fhon der Völkerwille und das Intereffe ver Nationen mir 
dem ber Höfe und der ihnen anhängenden privilegirten Klaflen ven Kampf begonnen hatten. 

Dom Schluffe des Dreißigjährigen Kriegs an fahen wir aljo zunächſt Frankreich im Wr: 
ften einen entſcheidenden Einfluß behaupten, dann aber jeine Macht in gemeflene Grenzen ze: 
rückdrängen, während Großbritannien durch Handel, Reichthum und Golonialbeig, aber aus 
durch eine freiere und volfsthümliche Verfaffung eine zunehmende Bereutung gewann, Epa: 
nien fowie das eine geraume Zeit ſehr einflupreihe Holland waren dagegen mebr und mehr 
zu Staaten zweiten Rangs geworden. Im Südoften war die Pforte, an innerer Zerrättung 
leivend, von der Offenfive auf die Vertheidigung zurüdgeführt und jollte ihren fernern Be: 
ftand nur der Giferfucht der europäifchen Mächte verdanken. Endlich hatte im Norden und 
Nordoften Schweden gar bald die erfte Rolle an das ſchnell emporgeftiegene Rußland abgeben 
müſſen, während zugleich Preußen allmählich zu einer europäifhen Großmacht erwachſen war. 
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Unter dieſen Verhältniſſen erwartete man eine Zeit lang die Erhaltung der Ruhe Europas von 
einem Gleichgewichte der Macht zwiſchen Oſterreich und einem Theile Deutſchlands, England, 
Holland, Rußland und Sardinien, gegenüber Frankreich und Spanien mit dem bourboniſchen 
Italien, Preußen mit einem andern Theile Deutſchlands und Schwedens. Aber auf der einen 
Seite riß die Vernichtung VPolens und die anſchwellende Macht Rußlands die Pfeiler die— 
ſes europäiſchen Staatengebäudes weg, während auf der andern Seite aus den Tiefen des 
Voͤlkerlebens ſelbſt die empörten Elemente ſich erhoben, welche die von der Cabinetspolitik ge— 
zogenen Schranken durchbrachen und die Stellung der Staaten und Völker von Grund aus 
veränderten. 

Friedensſchlüſſe von der Nordamerikaniſchen undFranzöſiſchenRevolution 
bis zu den Wiener Verträgen. Blicken wir zurück auf die Friedensſchlüſſe und das ganze 
Gewebe diplomatiſcher Verhandlungen, ſo ſehen wir den ſtets wiederholten Bruch der heiligſten 
Verträge, und ſo allgemein war das frevelhafte Spiel mit Treue und Glauben, daß kaum eine 
Macht der andern etwas vorzuwerfen hatte. Nicht einmal entſchuldigend konnte die europäiſche 
Cabinetspolitik mit Mirabeau ſagen, daß „die große Moral die kleine getödtet habe““. Man 
ſtritt weder in redlichem Fanatismus für die Ehre Gottes noch für die Freiheit und das Wohl 
der Völker, jondern aus den Fleinlichften Triebfedern einer engherzigen Selbſtſucht floffen die 
größten Verbrechen. Breilih geſchah manches von geiftwollen Fürften und Miniftern für die 
Förderung materieller Intereffen und für das Gedeihen der Wiſſenſchaften. Aber die Politik 
der Machthaber in ihren gegenfeitigen Verhältniffen beweift deutlich genug, wie jehr die zu 
Ende des 18. Jahrhunderts in Umlauf gefommenen philanthropiihen Anfihten nur zur 
Schminfe dienten, um bie wahren, häßlichen Geſichtszüge zu verjteden. Man cultivirte vie 
Völker, wie man die Gultur von Grund und Boden betreibt, um ihn zu größerm eigenen Vor— 
theil auszubeuten, und die Politik ſchien, wie Lichtenberg jagt, das Mittel gefunden zu haben, 
die Unterthanen mit Wolle zu befüen, um fie häufiger zu jcheren. Kaum möchte die Geſchichte 
unter den Regenten der europäiſchen Großſtaaten noch andere als einen Peter den Großen und 
Joſeph II. namhaft machen fünnen, Die mit einer Hingebung, welche auch dem jittlihen Gefühle 
eine reinere Befriedigung gewährt, das Wohl ihrer Völfer zur Aufgabe ihres Lebens machten. 
Das Höhfte, wozu die Gabinete ji erhoben, war die Bewahrung und Bewachung eined euro= 
päiſchen Gleichgewichts, dieſes nebelbaften Proteus, der ſelbſt unter ven Händen der fhaffenden 
“Bolitif in immer neue, ſchwankende Geftalten fich verwandelte, und die Erhaltung eines Syſtems, 
das im Sinne einer bloßen mechaniſchen Abwägung der Staatäfräfte feine feſte Geftalt ge— 
winnen fonnte, weil das Wachsthum der materiellen wie der geiftigen und jittlihen Kräfte der 
Nationen an mefentlich verichtedene Bedingungen jih fnüpft, meil aljo die Grundlagen ber 
Macht ver Staaten nach jehr abweichenden Verhältniffen jih verändern, felbft wenn ihr äußerer 
Umfang weſentlich derjelbe bleibt. Dennod hatte jenes Syſtem für einige Zeit eine gewiſſe 
Realität behaupten fönnen, ungeachtet des ewigen Wechſels der Gombinationen auf dem Felde 
der europäifchen Politik, und obgleich jelbit die Hauptmächte, die man auf diejer oder jener 
Seite ald Stügen des Gleichgewichts betrachtete, fort und fort von einem Lager in das andere 
übergingen. Ein Beweis dafür liegt darin, daß von der Zeit an, als aus der Feudalanarchie 
fräftigere Staaten emporgemadfen waren, bis auf die Vernichtung Polens Feiner der größern 
Staaten aus der Reihe derjelben völlig verſchwunden ift, obgleich e8 an Verſuchen der Erobe: 
rung und Unterjohung nicht fehlte. 

Während noch die europäiſche Gabinetöpolitif gefhäftig an ihrem eigenen Grabe grub, um 
von dem Gipfel der Verfehrtheit, den fie auf tauſend Schleihwegen erreicht hatte, endlich hin— 
abzuftürzen, läutete fhon der Donner der Gefhüge in Nordamerika eine neue Epoche ver Welt: 
geihichte ein, Wenn erft die Frucht der politifhen Erfenntniß in einem Volke gereift ift, bes 
darf e8 keines Sturms mehr, um jie fallen zu machen. Auch in ven Bereinigten Staaten von 
Nordamerika war ed nur eine an jih Höchft unbedeutende Abgabe, die im Jahre 1775 den 
Ausbruch des Kampfes für die Unabhängigfeit und ſchon im folgenden Jahre die Grflärung 
derfelben veranlaßte. Das Bündniß der Vereinigten Staaten mit Sranfreih vom 8. Febr. 
1778, der Beitritt Spaniens zu dieſem Bündnilfe, na dem bourboniſchen Kamilienvertrage, 
die unvermeidlich gewordene Kriegserklärung Großbritanniens an Holland gaben dem Kampfe 
eine weitere Ausdehnung und eine unmittelbare europäiiche Bedeutung. Nach jiebenjährigem 
Blutvergießen und nad dem Sturze des Minifteriums in London wurde unter Vermittelung 
Ofterreih8 und Rußlands zu Paris die Unterhandlung des Friedens eröffnet. Den Grund 
zum Abſchluſſe deſſelben legte die Anerkennung der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten 
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von feiten Englands am 24. Sept. 1782. Darauf wurde zu Verſailles der Präliminarfriede 
nit Nordamerika am 30. Nov. 1782 und derjenige mit Branfreih und Spanien am 20. Jan. 
1783 unterzeichnet. Der Präliminarfriede mit Holland fam erft am 2. Sept. 1783 zu Stande, 
und am folgenden Tage wurden die Definitivfriedensihlüffe mit den bourboniſchen Staaten und 
Norbamerifa, derjenige mit Holland aber erjt am 20. März 1784 unterzeichnet. Der wich— 
tigfte Inhalt derfelben war die Anerfennung der 13 vereinigten, jouveränen und unabhängigen 
Staaten von Nordamerika innerhalb eines ſehr ausgedehnten Gebietsumfangs, die Abtre- 
tung und Rückgabe verfchiedener Eolonialbefigungen an Franfreih, ver Wiedererwerb Minor: 
cad und der Erwerb von Florida durh Spanien und die Abtretung von Negapatnam vurd 
Holland an Großbritannien. | 

Nach wenigen Jahren erhob ji über ganz Gurova ein furdtbarer Sturm in Frankreich 
alſo — bedeutend genug — in dem Lande, das die Schule der neuern Gabinetöpolitif geworden 
war und wo zuerjt der Hof die ſchlimme Frucht einer ververbliden Saat ernten follte. Alle 
Friedensfhlüffe bis zu den von Schönbrunn im Jahre 1809 gaben Zeugniß von der zerichmet: 
ternden Gewalt einer in allen Tiefen aufgeregten Nation und von der anſchwellenden Macht 
Frankreichs unter der Herrſchaft ver Republik und des Kaifertbums. Den erjten Bruch in die 
erite europäifche Goalition machte der Friede Toscanas mit der Nepublif am 15. Febr. 1795. 
Darauf folgte der Separatfriede Preußens zu Bafel (ſ. Bafeler Friede) am 5. April deſſelben 
Jahres, woran jih am 28. Aug. derjenige Hefſen-Kaſſels anſchloß. Preußen hatte durch jeinen 
Frieden, wodurch es die gemeinjame deutſche Sache verließ und jelbit in ver Eigenſchaft ald 
Reichsſtand von der Goalition ſich losfagte, die Vermittelung zwiſchen den zum Frieden geneig: 
ten deutihen Ständen und Frankreich übernommen, audy an dieſes — bis zur Heritellung des 
Reichsfriedens — die preußiihen Länder des linfen Rheinufers überlaffen. Ginige Wehen 
ipäter (17. Mai) vereinigte man ſich über eine Demarcationslinie zwiſchen Nord: und Süd— 
deutſchland, welche den nördlichen Reichsſtänden, wenn jie ihre Gontingente vom Reichtheere 
abriefen, Neutralität gewähren follte. Sie wurde jedody von Dfterreih nie anerkannt une 
fpäter aud) durch einen förmlichen Beſchluß des Wohlfahrtsausſchuſſes aufgehoben. Auch mit 
Spanien fam zu Bajel (22. Juli) der Friede zu Stande. Frankreich räumte feine Groberungen 
auf der Pyrenäiſchen Halbinfel, erhielt jedoch den fpanifchen Antheil von San: Domingo. Nab 
weniger ald Jahresfriſt (10. Aug. 1796) ſchloß jogar der bourbonijche Negentenzweig, der 
über Spanien herrſchte, mit Frankreich und denen, die Ludwig XVI. zur Guillotine verurtbailt 
hatten, einen Allianztractat. Die noch nicht fehr ernftlich gemeinten Verſuche zur Vermitte: 
. lung eined allgemeinen Friedens zu Paris und Lille (1796 und 1797) blieben ohne Erfolg 
Dagegen hatten Bonaparte'd Siege in Italien Sardinien zu dem in Paris dietirten Frieden 
vom 15. Mai 1796 gezwungen, und faſt gleichzeitig Barma und Modena, während der Bapit 
und Neapel Neutralität und Warfenftilljtand mit großen Opfern erfaufen mußten. Sardinien 
hatte in jenem Frieden Savoyen, Nizza und Tenda an Franfreid abgetreten und bis zum all: 
gemeinen Frieden die meiften feiner Feftungen den franzöſiſchen Truppen eingeräumt. Kie 
neuer Zwifchenfrieg gegen den Bapft wurde durch ven Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797) 
beendigt. Er koſtete dem Papſte, außer einer beträchtlichen Oelofumme, Avignon und Venaiſ— 
fin, die Legationen von Bologna, Ferrara und Nomagna. Auch aus Modena wurde der Re— 
gent diejes Landes, troß ded bewilligten Friedens, vertrieben. Durch Bonaparte's wiederholte 
Siege ſah ſich endlich Das bevrängte Ofterreih zur Unterwerfung unter harte Bedingungen ge: 
nöthigt. Im Präliminarfrieden zu Leoben (18. April 1797) trat es Belgien und feine italie- 
niſchen Befigungen bis an den Oglio ab. Doch follte es beim allgemeinen Frieden Mantua 
und Peschiera, ſowie — nach geheimen Artikeln — einen großen Theil des Gebiets ver Republil 
Venedig erhalten, dieje legtere mit den päpftlichen Legationen entſchädigt werden. Die in Jia 
lien geihaffene Eisalpinifhe Republik wurde anerfannt, und mit dem Deutſchen Reihe fell 
auf die Örundlage feiner Integrität der Friede unterhandelt werden. Die Vernichtung Var 
digs, die Verwandelung Genuas in eine Liguriiche und die Vergrößerung der Cisalpiniſca 
Republik mit andern Zwiſchenereigniſſen verzögerten indeffen die erft zulldine, dann zu Game: 
Formio über den Abſchluß des Definitivfriedend gepflogenen Unterhandlungen. Emplid mut 
er jedoch zu Campo-Formio für Frankreich und Ofterreih (27. Det. 1797) unterzeichar, und 
die in eine Bataviſche Nepublif verwandelten Niederlande wurden darin mit eimgeiglofen. 
Außer Belgien an Branfreid trat nun Ofterreidh aud Mailand und Mantua an die Gisalpin'- 
ſche Nepublit ab und erhielt dagegen das venetianiſche Gebiet zwiſchen dem Meere, Zirel, 
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Gardaſee, Etſch und Po, ſodann Iſtrien, Dalmatien und Cattaro; die ſüdlichern Theile Alba— 
niens und die Joniſchen Juſeln fielen jedoch an Frankreich. Zur Entſchädigung des Herzogs 
von Modena verzichtete Oſterreich ferner auf den Breisgau und nach geheimen Bedingungen 
auf das Frickthal und die Grafſchaft Falkenſtein. Es willigte in die Abtretung des ganzen lin: 
fen Rheinufers bis Andernach, mit Ginjhlug von Mainz, wogegen Frankreich ih anheiſchig 
machte, Ofterreih Salzburg nebit einen Stüde von Baiern zu verfhaffen und eine Vergröße— 
rung Preußens nicht zuzulaflen. Die deutſchen Fürften, die durch Abtretung des linfen Rhein: 
ufers Verlufte erleiden würden, ſowie der Grbftatthalter von Holland follten in Deutichland 
entihädigt werden. 

Zur weitern Feititellung des Friedens nahm der fir Deutjchland fo ſchmachvolle Raftadter 
Congreß am 9. Dec. 1797 feinen Anfang. Im Berlaufe feiner unerfprieplihen Verhandlungen 
hatten die fortwährenden Gewaltthätigfeiten Frankreichs — der Zug nad Aegypten, die Ver: 
wandlung des Kirchenſtaats in eine Römiſche Republik, die Beſetzung der Gitadelle von Turin, 
die Revolutionirung der Schweiz, die Eingriffe in Deutihland — eine zweite, geführlidere Coa— 
lition veranlaßt, nachdem die Schlacht von Abufir den Muth der zagenden Fürften wieder ge: 
boben hatte. Selbit ehe die Reichsdeputation des NRaftadter Congreſſes das Ultimatum ver 
franzöjiichen Orfandten angenommen batte (9. Dec. 1798), war der Krieg von neuem ent— 
brannt. Am 8. April 1799 löfte der Congreß fi auf, und die meucdleriihe Ermordung fran: 
zöftiher Gejandten gab ven widerlihen Schaujpiele einen tragifhen Ausgang. 

Nah vielfahem Wechſel entſchieden auch jegt Hauptfählich wieder die glänzenden Erfolge 
Bonaparte's, des Erjten Conſuls der franzöfiihen Republik, den Frieden, nachdem erſt der 
Kaiſer einen zu Baris unterzeichneten Präliminarfrievensvertrage, auf der Grundlage desjeni: 
gen von Campo-Formio, die Genehmigung verweigert hatte. Anı 9. Febr. 1801 erfolgte die 
Unterzeihnung des Friedens zu Luneville. Der Kaiſer ſchloß ihn auf Frankreichs Verlangen 
zugleih im Namen, des Deutihen Reichs und der Reichstag zu Regensburg beftätigte ihn am 
9. März Daran ſchloß ſich der Friede Neapeld zu Florenz (28. März), derjenige Portugals 
nit Spanien (6. Juni zu Badajoz) und mit Sranfreih (29. Sept. zu Madrid). Rußland 
ſchloß feinen förmlihen Frieden mit Spanien und Frankreich erſt am 4. und 6. Oct., nachdem 
ein geheimer Vertrag beftinnmt hatte, daß die Angelegenheiten Deutihlands und Italiend nur 
im innigjten Einverſtändniſſe mit ihm gefchlichtet werben follten. . Die Friedensſchlüſſe mit der 
Pforte und ven Barbaresfenftaaten, namentlih mit Algier, folgten am 9. Det. und 17. Dec. 
1801. Die Präliminarartifel des Friedend mit England waren am 1. Det. 1801 zu London 
unterzeidhnet worden. Kurz vorher hatten fich die nordiihen Mächte, Rußland, Schweden, 
Preußen und Dänemark, gegen ven Misbrauch ver britiſchen Meerherrſchaft zu einer bewaffne: 
ten Neutralität vereinigt, ähnlich derjenigen von 1780. England erwiderte mit ver Schlacht 
auf der Rhede von Kopenhagen und zwang Dünemarf zum Warffenftillftande und Aufgeben 
der Goalition. Der weitere Fortgang des Kriegs wurde durch den Vertrag Rußlands mit Eng: 
land (17. Juni 1801) gehemmt, indem jenes im wefentlihen den Grundiägen des hergebrach— 
ten Seerechts ji wieder unterwarf und zugleich auf den Befig des von den Briten den Franz 
zofen entriffenen Malta verzichtete. Gnolih (27. März 1802) fam aud zu Amiend der Defini- 
tivfriede Englands mit Franfreih, Spanien und der Batavijchen Nepublif zu Stande, und dem 
kampfesmüden Europa war eine furze Waffenruhe gegönnt. 

Durch den Runeviller Frieden, in melden die Batavifche, Helvetifhe, Cisalpinifhe und 
Liguriſche Republif, unter Anerkennung ihrer Unabhängigkeit, mit eingeſchloſſen wurden, trat 
Dfterreich wiederholt Belgien, Falkenſtein und das jpäter der Schweiz überwieſene Fridthal 
an Branfreich ab, fowie die lombardiichen Länder an die Gidalpinifche Republik. Dagegen blie— 
ben ihm die venetianiſchen Gebietötheile, jedoch nad der engern Begrenzung duch die Etſch, 
überlaſſen. Auch jeine Abtretung des Breisgaus an den Herzog von Modena wurde erneuert. 
Sodann mußte es auf das Großherzogthum Toscana verzichten, das ald ein Künigreih He— 
trurien dem Herzoge von Parma zufiel. Der Großherzog von Toscana follte in Deutſchland 
vollftändig entihädigt werden. Deutichland verlor das ganze linke Rheinufer, mit dev weitern 
Beſtimmung, daß die hierdurch in Verluft gekommenen Erbfürften wie aud) der Erbitatthalter 
von Holland auf der rechten Rheinſeite Entſchädigung erhalten follten. Dieſe Entihädigung 
durch Säcularijation geiftlicher Beſitzungen und durd Unterwerfung der meilten (42) Reichs— 
ſtädte unter Die Fürften wurde zwar dem Namen nah einer Reichsdeputation übertragen, 
öranfreih, Rußland und Preußen hatten jedoch ſchon vorher über ven Plan jich vereinigt, ſo— 
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daß derfelbe in allen weſentlichen Punkten in den Reichsdeputationshauptſchlüſſen vom 23.Nor. 
1802 und 25. Febr. 1803 nur genehmigt wurde. Berfchiedene Veränderungen in der deutſchen 
Reichsverfaſſung waren hiervon die Folge. Neapel mußte feine Beiigungen in Ober: un 
Mittelitalien abtreten, fodann Portugal an Spanien Dlivenza und an Franfreich einen an 
Franzöfiih- Ouiana grenzenden Bezirk. Rupland gegenüber erfannte Frankreich die vom Zer 
und der Pforte gefchaffene ioniiche Siebeninfeln-Republif an. Im Frieden von Amiens erbiel; 
England von der Batavifchen Republik Geylon, von Spanien Trinidad, gab aber alle andern 
Groberungen zurüd. Zugleich wurde die Rüdgabe Aegyptens an die in ihrer Integrität zu er: 
baltende Pforte und Maltas an den Sohanniterorden ausbedungen. j 

Wiederholte Verlegung der Rechte der Nachbarſtaaten von feiten des übermächtigen Frant: 
veich führte zu einem neuen Kriege mit Großbritannien, ehe jih noch Bonaparte die erblik: 
Kaiferkrone Frankreichs und die eiferne Krone der Lombarden aufs Haupt gelegt hatte. Der 
Krieg begann mit der Befegung Hannovers und der Verlegung des deutichen Reichsgebiets ven 
franzöjifcher Seite. Bald vereinigten ih Schweden, Rußland und Ofterreih, nachdem fid ver: 
her der deutiche Kaiſer Franz IT. ald Erbfaifer von Ofterreich hatte Frönen laſſen, zu einer 
dritten Goalition, welche durch die Schlacht von Aufterlig geiprengt wurde. Das auch jegt mie 
bei der zweiten Goalition neutral gebliebene Preußen ſchien nad der Verlegung feines Gebiets 
endlich zum Kriege entihloffen ; aber auf die Nachricht von der Schlacht bei Aufterlig und dem 
Rücktritte Oſterreichs beeilte e& ven Abſchluß eines Separatfrievend (16. Dec. 1805 zu Wien), 
worin es Ansbach an das mit Frankreich verbündete Baiern und an Frankreich jelbit Mleve und 
Neufchätel abtrat, wogegen ihm diefes fänımtliche deutſche Befigungen des Königs von England 
überlaſſen follte. Bald darauf (am 26. Dec. 1805) wurde zu Presburg der Friede mit Ofter: 
reich unterzeichnet. Dieſes trat an Frankreich dad ganze venetianifche Yand ab, an Bauın, das 
zugleich die Reichsſtadt Augsburg erhielt, Tirol, Vorarlberg, Eichſtädt, einen Theil von Paſſau; 
die ſchwäbiſch-öſterreichiſchen Lande aber nebſt dem Vreisgau wurden an Baiern, Würtem— 
berg und Baden vertheilt. Dieſe drei Bundesgenoſſen Frankreichs wurden für unabbängig er: 
flärt, jollten jevodh fortwährend dem „veutichen Bunde“ angehören. Rußland mied ren ibm 
angebotenen Frieden zurüd. 

Nach der ſchnellen Eroberung Neapels, das durch Aufnahme eines ruſſiſch-engliſchen Heeres 
diefes Schickſal über fi verhängt hatte, umgab jih Napoleon durd die Erhebung der Glieder 
jeiner Familie auf die Throne der Nachbarländer, durch Auflöfung des Deutichen Reid un 
Errichtung des durch Mediatifirung verftärften Rheinbundes in weitem Umfange mit eine 
Reihe abhängiger Staaten. Um diefe Zeit wurde von den öffentlichen Blättern der franzöfiſcen 
Regierung die Idee eines europäiſchen Gleichgewichts für einen leeren Traum und das Daſein 
einer überiwiegenden Macht für nothwendig erklärt. In fruchtlofen Frievendunterbantlunge 
Franfreihs mit Rußland und England hatte unterdeſſen Napoleon in die Rückgabe des für 
Preußen beftimmten Hannover an Großbritannien gewilligt. Das erbitterte VPreußen wagt 
jegt einen unglüdlihen Verſuch gegen die vielfah erweiterte und befeftigte franzöſiſche Matt 
und eine vierte Goalition wurde gebildet. Durd ven Frieden vom 12. Dec. 1806 trat basert 
mit Preußen verbundene Kurfürftentfum Sadien ald neues Königreih in ven Rheinbund cin 
und die herzoglich ſächſiſchen Häuſer folgten (am 15. Dec.). Durd ven Frieden von Tilſit, vos 
Rupland am 7., von Preußen am 9, Juli 1807 unterzeichnet, verlor Preußen faft die Hälrte 
feiner Befigungen: alle Länder zwiſchen Elbe und Rhein, woraus in Verbindung mit andern 
deutichen Gebieten dad neue Königreich Weftfalen gebildet wurde, fowie faſt alle polniiden Be— 
figungen, die größtentheild ald Herzogthum Warfhau dem König von Sahjen zufielen. Aus 
Danzig wurde, mit etwas erweitertem Gebiete, wierer für unabhängig erflärt. Selbſt Ruf— 
land erhielt auf Koften des ihm verbündeten Preußen eine Vergrößerung durch Abtretung m’ 
bialyftoder Kreifed. Dagegen erkannte es alle neuen politiihen Schöpfungen Napoleon’? . 
trat die Joniſchen Infeln an Frankreich ab und verfprad in einen geheimen Artikel die Ra: 
mung Gattaros. Im Beziehung auf den durch franzöfiihen Einfluß entflandenen Krie MT 
Pforte mit Rußland verpflichtete ſich dieſe Macht im tiliiter Vertrage, unter Napoleon’ Ber: 
mittelung Frieden zu ſchließen und die eroberte Moldau und Walachei zu räumen, Yrstered 
geihah jedoch nicht, und fo verlängerte ih der Krieg bis zum Frieden vom 28. Mai 1812, wer 
durch der Pruth als Grenze beftimmt wurde und hiernad) die öftlihe Moldau mit Choczim, ſe— 
wie Belfarabien mit Bender an Rußland fielen. 

Der Tiljiter Friede Ihien Napoleon freie Hand zu geben, die Zerwürfniſſe in ver ſpaniſchen 
Regentenfamilie für jeine Plane auf die Pyrenäifche Halbiniel zu benugen. Aber die Junta 
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von Sevilla erklärte ihm im Juni 1808 den Krieg, und der lange, wechſelvolle Kanıpf begann. 
Rufland aber hielt Freundſchaft mit Frankreich. Auf dem Eongreile von Erfurt (September 
und October 1808) erfanpte ed Joſeph Napoleon ald König von Spanien an und der Bund 
zwiſchen den beiden mächtigſten Herrſchern des europäiſchen Feſtlandes wurde enger geichloffen. 
Schon früher waren Rußland und Dänemark dem Gontinentalfoftem beigetreten und jenes 
hatte ſegar (7. Nov. 1807) an England Krieg erklärt. Auch forderte Rußland von Schweden 
den Rücktritt vom Bunde mit Großbritannien und Sperrung der Oſtſee gegen britiſche Schiffe. 
Auf deſſen Weigerung begann e8 in Berbindung mit Dänemarf aud gegen Schweden den Krieg. 
Die Revolution im diefem Lande vom 13. März 1809 führte alabald zum Friedensſchluſſe mit 
Rußland zu Frievrihsham (17. Sept.) und zu Jönföping mit Dänemark (10. Dec.). Ruf: 
land erhielt ganz Finnland und die Alandeinjeln, aud Oft: und Weftbotänien bis zum Tornea= 
fluſſe. Sodann trat Schweden durh einen Vertrag zu Paris dem Continentalſyſteme bei 
(6. Jan. 1810) und erhielt dagegen feine Befigungen in Bommern und Rügen zurüd., 

Der Krieg auf der Borenäifhen Halbinſel ermutbigte Ofterreih noch einmal zum Bunde 
mit England und zum Kriege gegen Frankreich, mit dem jetzt Rupland und jelbit Dünemarf ge: 
neinfame Sache machten. Aber ſchon nad preimonatlihem Kampfe war der Feldzug entichieden, 
and nad ebenfo lange dauernden Unterhandlungen, erjt in Ungarifh = Altenburg, dann in 
Schönbrunn, fam am 14. Det. 1809 der von Wien benannte Friede zu Stande. Oſterreich 
ntjagte einem Gebiete von mehr ald 2000 Duadratmeilen. Hiervon fielen Salzburg und 
Berchtesgaden, das Innviertel mit Braunau und das Hausrudviertel dem Rheinifchen Bunde 
u. Der villaher Kreis, Krain, Trieſt, Görz, Friaul, Iftrien, das ungarifche Uferland und 
in Theil Kroatiens bis an die Sau follten, verbunden mit dem zum Königreich Italien gehöri- 
jen Dalmatien, Venetianiſch-Iſtrien und Raguſa, einen neuen illyriſchen Staat unter franzöſi— 
her Oberherrſchaft bilden. An das Herzogthum Warfhau wurde ganz Wejtgalizien und der 
amosfer Kreis abgetreten; auch Rupland erhielt, ald Preis jeiner Theilnahme am Kriege, 
en tarnopoler Kreis und einige andere Bezirke. Endlich verzichtete Oſterreich auf die einem 
Srzherzog zuftehende Hochmeiſterwürde ded Deutihen Ordens, erkannte alle in Italien, Spa: 
vien und Bortugal fhon ftattgehabten oder noch zu treffenden Veränderungen an und trat dem 
Sontinentalfofteme bei. s 

Nach ver Bermäblung Napoleon's mit Marie Luiſe ſchien ih Ofterreih in dem Maße 
franfreich zu nähern, ald die Freundſchaft Rußlands erfaltete, das der ftrengern Vollziehung 
es feinen Handel beeinträchtigenden Continentalſyſtems Ihon längere Zeit müde geworden war 
nd dem die weitere Vergrößerung Sranfreihs durch Einverleibung Hollands und durch Aus: 
ehnung der Grenzen bis an die Oſtſee gefährdend erfheinen mußte. WVorbereitet wurde ber 
erhängnißvolle Kampf, der Europas Schidjal entſcheiden follte, durch den jhon erwähnten 
zrieden Rußlands mit der Pforte, ſowie dur deſſen Bündniß mit England und Schweden, das 
hon früher erflärt hatte, daß ed nur mit derjenigen Macht ſich verbünden werde, die ihm nad 
em Verluft Finnlands zur Erwerbung Norwegens, ald dem einzig entſprechenden Erſatze, ver— 
elfen fönne. Auch mit den ſpaniſchen Gortes, unter Anerkennung der von ihnen erlaffenen 
sonftitution, ſchloß Rußland zu Weliki-Luki (8. Juli 1812) einen Bund. Alle andern euro= 
äifchen Staaten, darunter Preußen und Ofterreih, waren freiwillig oder gezwungen mit 
ranfreich vereinigt. Froft und Hunger vernichteten die franzöſiſche Heeresmacht, und jegt er— 
oben ſich auch Völker und Fürften gegen das immer fchwerer laftende Joh. Zuerft ſchloß 
zreußen zu Kaliſch (28. Febr. 1813) ein Schutz- und Trugbündniß mit Rußland. Gin nochma— 
ger Umſchwung des Waffenglücks führte zu einem Waffenſtillſtand und zu fruchtloſen Friedens— 
nterhandlungen unter Vermittelung Oſterreichs, das jih am Schluffe des Prager Congreſſes 
[8 Feind Frankreichs erklärte. Bald folgte der Beitritt aller nicht beſonders ausgeſchloſſenen 
theinbundsfürften zur Goalition gegen Branfreih, zunächſt Baierns durch den Vertrag von 
tied (14. Det. 1813). Sogar der König von Neapel vereinigte fih dur einen Vertrag mit 
Yfterreich (11. Ian. 1814), worin ihm dieſes feine ſämmtlichen Befigungen gewährleiftete, mit 
en Feinden feines Schwagers, und wie Deutihland, jo wurde endlich auch ganz Italien in den 
5trom der Bewegung gegen Frankreich fortgeriifen. Dänemark wurde durch Schweren zum 
rieden zu Kiel (14. Jan. 1814) gezwungen und mußte an dieſes ganz Normegen, ſowie an 
'ngland die Inſel Helgoland abtreten, wogegen es Ausſicht auf Schwediſch-Vommern und an: 
ere Entihäpigung erhielt. Schon gegen Ende ded Jahres 1813 war zwar im Namen Öfter: 
ichs, Rußlands, Englands und Preußens auf die Bevingung der Integrität Frankreichs inner— 
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Halb ver Pyrenäen, der Alpen und des Rheins ein Friedensvorſchlag an Napoleon gemacht unt 
von diefem am 2. Dec. veflelben Jahres angenommen worden, aber England vermeigerte fein: 
Genehmigung und der Krieg dauertefort. Um ſich wenigftend mit einigen Feinden zu verſöhner 
ſchloß Napoleon mit dem gefangenen König Ferdinand VL. einen Frieden zu Valencay (15. De 
1813), wonad er ihm Spanien gegen das Verſprechen zurüdgab, die Engländer zu derer 
Räumung zu vermögen. Als die ſpaniſche Regentſchaft diefen Vertrag verwarf, entließ er der 
König ohne Beringungen in fein Reich. Auch den Papſt ſandte er nad Italien zurück, indem eı 
ihm Non und einen Theil des Kirchenftaats wieder überließ. Noch einmal verſammelte ih au’ 
franzöſiſchem Boden ein Friedenscongreß zu &hatillon (14. Febr. 1814), ver Napoleon die altı 
Grenze Frankreichs anbot, aber zugleich die vorläufige Übergabe von ſechs Hauptfeftungen fer: 
derte. Napoleon verwarf diefe Bedingung und fegte mit verboppelter Anftrengung den Kamr' 
fort; aber jeine Hauptitadt fiel in die Hände der Verbündeten (31. März 1814), und am rel. 
genden Tage erflärte ihn der Senat, zur Zeit feines Glüds das gehoriame Werkzeug fein 
Willens, des Thrond verluftig. Gr mwilligte endlih unbedingt in feine Abdankung, nad ver: 
geblihem Verſuche, den Thron feinem Sohne zugumenden, und ging nad der Inſel Elba ab 
die ihm als jouveräned Fürſtenthum nebft einer Jahreörente von 2 Mill. Fr. aus der franzön: 
ſchen Staatäfaffe überlaffen wurde. Auch den Kaiſertitel follte er beibebalten. Bald darau 
(30. Mai 1814) wurde der allgemeine fogenannte erfte Parifer Friede von allen Friegfübren- 
den Mächten außer Spanien unterzeichnet. Frankreich, unter ven wieverbergeftellten Bourbonen, 
erhielt feine alte Grenze vom 1. Jan. 1792 mit einiger Gebietderweiterung. Zugleich erbiel: 
ed die meiften feiner verlorenen Golonien zurüd, indem ed nur die Injeln Tabago, Ste. : Burie 
und Jsle= de: France an England abtrat und den im Bafeler Frieden gewonnenen Theil von 
San:Domingo an Spanien zurüdgab. Holland follte mit bedeutender Bergrößerung ven Haut 
Dranien zufallen, Deutihland einen Bund fouveräner Staaten und die Schweiz ein ſelbſandi 
ges Staateniyitem bilden, Italien, ſoweit es nicht öſterreichiſch würde, aus einzelnen unabbän: 
gen Staaten beftehen und England im Befige von Malta bleiben. Alle weitern Beſtimmungen 
wurden einem allgemeinen Gongrefie überlaffen, der jih binnen zwei Monaten zu Bien ver: 
fammeln follte, jevodh erft Ende September und Anfang October daſelbſt zufammentrat. 
(S. Eongref.) 

Ehe ſich der Sturz der Napoleoniden entjhied, waren die Vereinigten Staaten von Nom- 
amerika infolge der Bedrückungen des neutralen Handels durch England mit diefem in Zwitt 
geraten. Am 17. Juni 1812 hatte ver Congreß an Großbritannien den Krieg erflärt. Rad 
zweijäbrigem verheerenden Kampfe wurde zu Gent (25. Dec. 1814) der Friede geichloflen , ver 
im wejentlichen die frübern Verhältniſſe herftellte, ohne für künftige Fälle über das Serrek: 
neutraler Staaten genauere Beftimmungen aufzuftellen. 

Am Wiener Congreß war bedenkliche Zwietracht unter ven verhanvdelnden Mächten entitan: 
den, als jie die Rückkehr Napoleon's nad Frankreich noch einmal zu vereinigter Anftrenaun; 
gegen den gemeinfhaftlihen Gegner zwang. Nur Schweden trat. der erneuerten Verbindung 
nicht bei, Neapel aber hatte wieder an Napoleon ſich angeichloffen. Ein kurzer Feldzug vertriet 
Murat und gab König Ferdinand IV. die Herrſchaft über beide Sieilien zurüd. Bluriger 
aber nicht von langer Dauer war der Krieg gegen den vom Miener Congreß geächteten, aller 
Menſchen- und Bürgerrechte verluftig erklärten Napoleon. Die Geichichte fennt Feine ähnlich 
Erklärung gegen einen fouveränen Friedensbrecher. Napoleon wurde in fein Felſengtab von 
St.-Helena gefendet und nad langen Unterhandlungen, da die fiegenden Mächte zur Sicerun; 
gegen ähnliche Gefahr und zur Genugthuung für ihre Völfer einige Opfer von Frankteich for: 
derten, fam am 20. Nov. 1815 der zweite Barifer Friede zu Stande. Frankreich, unter ie 
Herrihaft der zum zweiten mal reitaurirten Bourbonen, welden man die Heilighaltung 7 
Eharte zur Pflicht machte, wurde jegt auf feine Grenzen von 1790 beichränft und mußte fd 
einigen weitern Abtretungen verfteben. Namentlich fielen Saarlouis, Saarbrüd, das and mr 
ſchen Saar und Lauter nebit der Feftung Landau dem Deutihen Bunde zu, die Feftungen Pi: 
lippeville und Marienburg und das Herzogtbum Bouillon dem neuen Königreiche der Seret 
nigten Niederlande. Sardinien erhielt wieder den vollftändigen Befig von Savyoven un? Risza 
die Schweiz das Linden Ger. Frankreich mußte 700 Mill. Fr. Entſchädigung zahlen, wozen 
ein Viertel zur Befeſtigung der Örenzen gegen dafjelbe verwendet werden follte: auch mußte ee 
ih zur Befriedigung mannichfacher Privaterfagforderungen veritehen. Gin Heer der Verbün: 
beten von 150000 Dann follte fünf oder nad Umftänden drei Jahre lang beftimmte Bezirk: 
des franzöſiſchen Gebiets mit mehreren Feſtungen bejegt halten und von Frankreich jährlich mu 
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50 Millionen unterhalten werden. Endlich wurden die in den Revolutiondfriegen geraubten 
Kunftihäge zurüdgenommen. Gleichzeitig mit Diefem Hauptvertrage wurden mehrere Neben- 
verträge zwiſchen den Hauptmächten abgeihloffen. So wurde das vom Wiener Kongreß be: 
ſchloſſene Werf ver Ländervertheilung beftätigt und mopificirt. 

Noch vor Abſchluß des zweiten Pariſer Friedens am 26. Sept. 1815 waren die Monarden 
Ruplands, Ofterreihs und Preußens zum fogenannten Heiligen Bunde zufammengetreten. 
Alle Staaten Europas, außer Papft und Pforte, wurden zum Beitritt eingeladen und alle, bis 
auf Großbritannien, folgten der Einladung. Mit freudigem Erftaunen vernahmen diejenigen, 
die da gläubig waren, die Gründung diefer hriftlihen Allianz. Die ‚Vorſchriften der Gerech— 
tigfeit, der hriftlichen Liebe und des Friedens” jollten alle Mapregeln ver Machthaber leiten; 
eine „väterliche”‘ Verwaltung wurde verheigen; alle Befenner des hriftlihen Glaubend wur— 
den als „eine vereinte Nation unter den alleinigen höchſten Souverän Jefus Chriſtus“ anerz 
fannt. Die Bolitif, nad einer Reihe von Freveln, die jih Jabrtaufende lang durch alle Be- 
rioden der Weltgejhichte zieht, ſchien enblih ihrer Sünden bis zum Gfel ſatt zu fein und ji 
reuig in die Arme der Tugend, der freudig opfernden, echt Hriftlichen Hingebung für Men— 
ihenreht und Völkerwohl zu werfen. Durfte man nicht nach der firengen Eonjequenz der 
Hriftlihen Sittenlehre erwarten, daß alles Unrecht gefühnt werben jolle? Durfte nicht Telbit 
das zerrifiene Polen erwarten, in neuer Ginbeit und Selbftändigfeit zu erftehen? Aber bald 
wurde es flar, daß fein Verzicht, fondern nur die Erhaltung ded Gewonnenen, gleihviel durch 
welche Mittel man den Befig erlangt hatte, in der Abjicht des neuen politiihen Evangeliums 
liege. Es war das Ehriftenthum des reihen Mannes, der zugleich Gott dienen und feine 
Schäge bewahren wollte und von dem der Erlöfer die befannten inhaltihweren Worte ſprach. 
Gewiß hatten die Stifter der Heiligen Allianz die aufridhtige Meinung, wenigftend die auf 
dem Wiener Congre und im zweiten Barifer Frieden beliebten Berhältniffe ald Friedenszuftand 
zu erhalten. Aber dad Werk, das mit dem Blute aller Völker gefeſtigt und geſiegelt ſchien, 
trug nicht den Frieden in feinem Schofe, Tondern gebar neuen Krieg und neue Zwietradt. 

W. Schulz-Bodmer. 

Nachtrag. Friedensſchlüſſe der neueſten Zeit. Es war gebräuchlich und bis 
zur franzöſiſchen Februarrevolution nicht unrichtig, mit Behagen von dem langen Friedens 
zuſtande zu reden, welcher ſich nach den gewaltigen Kriegsſtürmen der Napoleoniſchen Epoche 
eingefunden. An der Schwelle dieſes Zeitraums ſtand die Heilige Allianz, eine Art Vor— 
ſpiel zum ewigen Frieden, in der That freilich aber auch nur ein Spiel, eine Laune, aus 
einem vorübergehenden perſönlichen Empfinden der ſiegreichen Fürſten hervorgegangen und 
mit der politiſchen Grundanſchauung des patriarchaliſchen Herrſcherthums im geraden Gegen— 
ſatze zu den gleichzeitigen Schöpfungen eines freiern Staatslebens ver ſpaniſchen Gorted- 
verfaſſung und der franzöſiſchen Charte und ſelbſt den landſtändiſchen Verfaſſungen, wie ſie in 
der Deutſchen Bundesacte verſprochen wurden. Dieſer Gegenſatz der abſolutiſtiſchen und conſti— 
tutionellen Staatsidee ſtörte bald genug, wenn nicht den europäiſchen Frieden, fo doch die in ber 
legten Zeit des Kampfes nothdürftig hergeftellte Gintracht unter ven Mächten. War noch auf dem 
Aachener Congreß die Verfammlung der fünf Großmächte vollzählig geweſen, fo zerriß ſchon 
die Interventionspolitif der Gongreffe von Troppau, Laibach und Verona dad Band, welches 
England mit den Mächten des Continents verbunden hatte, und der franzöſiſche Einmarſch in 
Spanien zur Bejeitigung der Cortesverfaſſung war eine rhatfähliche Verlegung des europäi— 
ſchen Friedens, wenn hier auch fein eigentliher Friedensſchluß den ebenfo ungeredhten ald uneh— 
renvollen Waffengang der franzöfifchen Bourbons beendigte. Ebenjo wenig ward der Aufftand 
der Griechen, welcher unter ver Ginwirfung und dem Beiftande der Großmächte mit der Errich— 
tung des griechifchen Staates endete, durch einen eigentlihen Friedensſchluß beigelegt , aud) hier 
ward der Lieblingäweg der neuern Politik, das Konferiren auf einem Congreß, eingeſchlagen. 
In ähnlicher Weife wurden auch die holländiſch-belgiſchen Streitigkeiten nah Lostrennung 
Belgiens von Holland durch das Dazwiſchentreten der Großmächte und das bewafinete Ein— 
ſchreiten Frankreichs und Englands factifh zur Ruhe gebracht, bis endlich 1839 eine definitive 
' Einigung zwifhen den beiden Nahbarftaaten zu Stande gebracht ward, dur den Vertrag 
vom 19. April, die Anerkennung des jelbftändigen Belgien und die Auseinanderfegung ber 
Territorialverhältnifle betreffend. Ginen Friedensſchluß fann man aber dieſen Vertrag nicht 
nennen und er nennt fich ſelbſt auch nicht fo. Aud die Thronftreitigkeiten und Bürgerfriege auf 
der Pyrenäiſchen Halbinſel führten zwar zu Allianzen und Militärconventionen aller Art, aber 
fein eigentlicher Friedensſchluß wie zwifchen zwei unabhängigen Staaten endete ven Bürgerfrirg. 
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Mit der Türfei, einer Macht, die früher in Europa nicht ald vollbürtiger Genoſſe des Völker— 
bundes galt und erftin unfern Tagen zudiefem Range gelangte, ſchloß Rußland den erften eigent: 
lichen Frieden feit 1815. Es war der inhaltſchwere Vertrag von Adrianopel von 14. Sept. 
1827, die legte glückliche Etappe der ruſſiſchen Politif auf dem Wege nad) Konftantinopel. Es 
iſt Hier nicht der Ort, die militärischen und piplomatiihen Vorgänge des ruſſiſch-türkiſchen Feld: 
zugs zu ſchildern, welche ver Friede von Adrianopel beendigte, dies geſchieht an anderer Stelle: 
aber hervorgehoben mag werden, daß die europäiſche Politik nie fchledyter und Die ruſſiſche nie 
befler geleitet ward, und es der legtern gelang , mit einem untergebenden Heere einen fiegreichen 
Frieden diplomatifch zu erzwingen. So betimmt denn Art, 1, daß fünftig und für immer 
Friede zwiſchen Rußland und der Pforte fein joll. Im Art. 2 find die Territorien aufgeführt, 
welche Rußland an die Türkei zurüdgibt. In Art. 3 ift der Pruth als Grenze beftimmt bis zu 
feiner Mündung in die Donau, jedoh werden alle Mündungen derjelben unter ruſſiſche Bor: 
mäßigfeit geitellt, jopap die dazwiſchen liegenden Inſeln ruſſiſches Territorium werden, Die 
Türfen müffen das rechte ihnen gehörige Ufer auf zwei Wegſtunden weit unbewohnt lajfen. 
In Art. 4 wird unter dem Namen einer Grenzberichtigung ein bedeutendes Stüdf türkiſchen 
Territoriums in Kleinalien an Rußland abgetreten, eine Ergänzung der furz vorher dem peri 
ſchen Shah abgenommenen Länderftrefen, wogegen die Türfei Kars, Bagdad umd Erzerum 
zurüderhält. Art. 5 erklärt eine fpecielle Convention, die Moldau und Walachei betreffend, als 
Beitanptheil des gegenwärtigen Vertrags. Der Hauptpunft diefer Convention mar die Er: 
nennung der Hospodare auf Lebengzeit ftatt auf eben Jahre. In Art. 6 werden die Berabre: 
dungen von Afjerman wegen Serbien wieder eingeſchärft. Art. 7 beſtimmt die Verbältniſſe 
der rufjiihen Unterthbanen im türfifhen Reich, die Jurisdiction der Gefandten und Gonfuln 
über fie wird anerfannt, ſowie Schiffahrt durd die Meerengen dem .ruffiihen un? nichtruſſi— 
hen Handel zugelichert unter Geftattung non Repreffalien im entgegengejegten Fall. Art, & 
enthält die Stipulivung einer Pauſchſumme, welche die Türfei für frühere Benachtbeiligungen 
rufjifcher Unterthanen zu zahlen bat. In Art, 9 erklärt fich die Pforte zu einer Kriegbentſchä— 
digung verpflichtet. Im Art. 10 tritt fie den Griechenland betreffenden Feitjegungen ver Gros: 
mächte vom 6. Juli 1827 und 22. März 1829 bei. In Art. 11 wird die Räumung dei tür: 
fiihen Gebiets von der Erfüllung der wichtigſten von der Türfei übernommenen Verbind— 
lichkeiten abhängig gemadt; in Art, 12 die Einftellung der Feindſeligkeiten nadı Unterzeih: 
nung des Sriedend. Art. 13 behandelt die herkömmliche Amneſtie, Art. 14 die Rückgabe ver 
Gefangenen, Art. 15 die Beflätigung der jrühern Verträge, Friedensſchlüſſe u. ſ. w., wäh: 
rend Art. 16 über die Natificationgfrift beftimmt. Gine lange Ruhe war den türkiſchen 
Reihe nicht vergönnt; ein aufftändifcher Unterthan, Mebemev- Ali, Paſcha von Agopten, 
machte förnlichen Krieg gegen feinen Oberlehnsheren und war glüdlidh genug, durd die ſo— 
genannte Convention von Kutajah (im April 1833) das Paſchalik Syrien zu erlangen, bit 
der 1839 ausgebrochene zweite Krieg durch die Intervention der Großmädte 1840 zum 
Vortheil des Sultans beendet ward. Franfreih, weldes ih ſchmollend und anfänglich ſchü— 
rend zurückgezogen hatte, war mittlerweile mit Mexico in einen Fleinen Krieg geratben, deſſen 
Hauptwaffenthat dad Bombardement von S.: Juan d'Ulloa war, und der in Dem Frieden 
vom 9. März 1839 fein Ende fand. Ginen bedeutend größern Maßſtab nahm ver engliid: 
chineſiſche Streit an (der fogenannte Opiumfrieg), welder zum erſten mal europäifche Krieger 
nah Nanfing führte und die Grundlage ſowol zu dem Aufblüben des europäiſchen Handels: 
verfehrs, ald aud den fpätern Weiterungen der „Himmliſchen“ und der Barbaren gab. Der 
Friede zu Nanking, am 29. Aug. 1842 gefhloffen, enthielt folgende Hauptbejtimmungen 
Der Friede ift hergeftellt zwiſchen beiden Reichen (Art. 1). Bünf Häfen werden bezeichnet 
(Kanton, Amoy, Fu-tſcheu-fu, Ningpo und Shanghai), die dem europätichen Verkehr offer 
ftehen follen mit einer Organifation von Conjuln, Superintendenten und Zollerhebungäbeam: 
ten, im Intereſſe des chineſiſchen Schages (Art. 2). Die Injel Hongkong wird an die engliik 
Krone abgetreten (Art. 3). Der Kaifer von Ehina zahlt für weggenommenes Opium undan 
Entſchädigung für die von Engländern erlittene Unbill 6 Mil. Doll. (Art. 4). Wotrre 
4 Millionen werden zur Bezahlung hinejiicher Handelsſchulden an britifche Kaufleute wer: 
wendet (Art. 5). Endlich bezahlt Ehina eine Kriegskoftenentihädigung von 12 Mill. Dollar. 
Nähere Beitinnmungen über die Zablungstermine enthält Art. 7, während Art. 3 vie Rüd: 
gabe der Befangenen, Art. 9 die allgemeine Amneftivung der chineſiſchen Unterthanen wegen 
etwaiger Begünftigung der Engländer ausſpricht. In Art. 10 wird ein genauer vollftändige: 
chineſiſcher Zolltarif verſprochen und in Art. 11 ausführlich die Etikette der ſchriftlichen Commu— 
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nicationen zwiſchen ven britifchen Behörden und Kaufleuten und den chineſiſchen Würbenträ- 
gern feſtgeſtellt. Die beiden legten Artikel beftimmen das Aufhören der Feindfeligkeiten und 
ven Rüdzug der Engländer von Nanfing, ſowie die Ratificationsfrift. Man hat behauptet, 
daß England ſtets einen oder einige Fleine Kriege zu führen habe, und wenn man die Dit- 
indiihe Gompagnie mit unter England begriff, iſt in der That Fein Jahr vergangen, das 
nicht Feindſeligkeiten irgendwelcher Art gebracht. Allein ein näheres Eingehen auf die viel 
verſchlungenen oftindifchen Händel wäre hier niht am Plage. Die Kämpfe mit den Afghanen, 
ten Emiren von Sindh und dem Rei von Labore jind an andern Stellen dargeftellt. Dem 
allgemeinen europäifhen Verkehr näher und die öffentliche Aufmerkfamfeit allgemeiner beichäf- 
tigend war der franzöſiſche Krieg gegen Maroffo, zu dem die Unterftügung und Beherbergung 
Abd-el-Kader's in dem marokkaniſchen Gebiet den ofteniiblen Anlaß gab, während zugleich eine 
weitere Gelegenheit zur militärijchen Auszeihnung für die Prinzen des Haufes Orleans ge: 
ſucht wurde. Zu Wafler und zu Lande bevrängt, ſchloß Maroffo am 10. Sept. 1844 Frie— 
den, worin Abd-el-Kader preidgegeben wurde. Der Lauf der Ereigniffe führt und wies 
der nad Nordamerika zurüd, wo feit dem durd den Genter Frieden gefhloffenen Krieg mit 
England die Vereinigten Staaten jegt zum erften mal nach langer Zeit wieder in Eriegerifche 
Action traten. Der Gegner war Mexico, die Nahbarrepublif, und der Anlaß die Anneration 
des Staates Terad an die Bereinigten Staaten, mozu allerlei pecuniäre Streitigkeiten kamen. 
Der im Jahre 1846 ausgebrochene Streit ward erft durch den Frieden von Guadalupe-Hidalgo 
vom 2. Febr. 1848 beigelegt. Außer den gewöhnlichen Clauſeln über Aufhören der Feindſelig- 
feiten, Rüdgabe der Gefangenen, Räumung ded Territoriums ift darin eine bedeutende Ge: 
bietdabtretung (Galifornien, Neumerico, Anerfennung von Terad) von jeiten Mericos aus: 
geiproden, wogegen die Vereinigten Staaten eine Zahlung von 15 Mill. Doll. leiften 
(Art. 12). Andere Beftimmungen gehen auf die Abwehr indianifcher Plünderungszüge, den 
fernern Handelsverfehr und das Verhalten im Fall eines etwa erneuten Kriegs! 

Alle aufgezäblten Friedensſchlüſſe berührten die europäischen Mächte entweder gar nicht oder 
doch nur eine einzelne in ihren auswärtigen Beziehungen; aus dem dreißigiährigen europätz 
ſchen Frieden jhredte und das Jahr 1848 auf. Im Norden und Süden zugleid warb inmitten 
per nationalen Erhebung und im engften Zufammenhang mit ihr zu den Waffen gegen aus: 
wärtige Gegner gegriffen. Von den beiden nad) größerer Einheit und fefterer Staatögeftaltung 
ringenden Völfern, dem deutichen wie dem italienischen, gelang es feinem, im erſten Verſuch das 
Ziel des Kriegs durch Waffengewalt zu erreichen. Der öſterreichiſch-italieniſche Krieg führte im 
Jahre 1848 nad) einem furzen Siegesrauſche Karl Albert'8 zu den enticheidenden Treffen, welche 
der greife Radegfy dem Gegnerlieferte, unddem Waffenjtillftand von 9. Aug.1848. Der im Jahre 
1349 neu aufgenommene Angriff fand fein Ende in der fardinifchen Niederlage beiNovara und 
dent Mailänder Frieden vom 6. Aug. 1849. Der Hauptfriedensſchluß ift fehr furz. In Art. 1 
wird der Friedensitand erklärt, in Art. 2 das Wiederaufleben aller ältern Verträge zwiſchen 
den Gontrahirenden ausgeſprochen, in Art. 3 die alte Grenze, wie fie feit 1815 zwifchen beiden 
Staaten bejtand, anerfannt. In Art. 4 verzichtet ver König von Sardinien auf jeden Rechts— 
titel oder Anſpruch betreffs der jonftigen italienifhen Länder. Nur das Heimfalldrecht wegen 
Viacenza wird vorbehalten. Art. 5 bezieht ſich auf die Accejiton der Herzoge von Modena und 
Parma zum DVertrage, der legte Artikel auf die Natification. In einem Nebenvertrage vers 
ſpricht Sardinien an Ofterreid eine Kriegsentſchädigung von 75 Mill. Er. zu zahlen. Ginen 
faſt noch ſchlimmern Ausgang, wenigſtens für die Ehre und dad Anfehen Deutihlands und 
Preußens, nahm der deutſchdäniſche Krieg, den das deutſche Volk mit fo vielem Enthuſtasmus 
angefangen und der doch in den modernen Antaleidiſchen Frieden von Berlin vom 2. Juli 1850 
ausging. Bon Preußen im Namen Deutichlands, das damals jeder georpneten Gentralbehörde 
entbehrte, geihloffen, gab dieſer Friedensſchluß unter dem leeren Vorbehalt aller Rechte Schles— 
wigsHolftein ven Dänen preis, ja verſprach fogar deutſche Intervention in Holjtein zur Her— 
ftellung der dänischen Autorität und ließ nöthigenfalls der dänischen militärifhen Zwangs= 
gewalt freie Bahn. Es war deshalb eine Unwahrheit, wenn nıan von feiten officieller oder offi= 
ciöfer Lohnſchreiber damals behauptete, dev Friede fei pure et simple und vergebe den deutſchen 
Intereſſen nichts. In einem geheimen Artikel verſprach Preußen fogar ſich an den Negocia— 
tionen zur Regelung, d. b. Veränderung der Grbfolge in den Herzogthümern und Dänemark 
zu betheiligen. Die endliche materielle Beititellung des Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und 
Dänemark erfolgte durch die neueftend wieder foyiel genannten Verabredungen von 1851 und 
1352, deren Geſammtinhalt wenigitens einen kümmerlichen Neft der Landesrechte rejersirte. 
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Nicht lange nachdem jo Deutichland vom politiihen Schauplag in feine gewohnte Seltfite- 
ſchauung zurüdgefunfen war, traten die erften Anzeichen de8 Sturmö im Orient ein, der ich 
endlich zu dem großen Gonflict zwijchen Rußland einerfeitd und der Türfei nebft den Met: 
mächten auf der andern Seite entwidelte. Alles Bisherige, mas zwifchen Rupland und ber 
Türfei vorgefommen war, hatte nur den Weg zum endlichen Ginfturz ver türfifhen Herriäait 
in Guropa Bahnen follen. Jegt endlich, in der Erſchlaffung des übrigen Europa nad) dem revo— 
lutionären Orkan, in der reactionären Winpftille, welche mit Grabesduft allerwärts auf dem 
politiihen Leben lag, jhien die Zeit gefommen, ven „kranken“ Mann zum todten Mann zu 
machen. Seinerſeits war das neue Raiferthun von Frankreich begierig nad äußern Großtha— 
ten, die Armee, deren Lorbern aus den Straßenfämpfen und der römiſchen Gampagne jehr zwei: 
felhafter Natur waren, mußte beſchäftigt werden und fo gab denn der Streit um die heiligen 
Gräber — ein echt hriftliher Anlap für Mord und Todtſchlag — die Handhabe ab, melde die 
Ihüren ded Janustempels öffnete. Die Belegung der Donaufürftenthümer durd eine ruſfiſche 
Armee, ald Pfand der Erfüllung angeblicher türfifcher Verpflichtungen, veranlafte nach vielem 
vergeblihen Hinz und Herreden der Diplomatie die türkiſche Kriegserflärung vom 4.Dct. 1853, 
und am 28. März 1854 ttaten die beiden wefteuropäifhen Großmächte ebenfalls für die tür- 
fiihe Sache in die Kriegsſchranken. Zaghaft und zögernd folgte Öfterreich der weſtmächtlichen 
Politif nur von weitem; fein Bertrag vom 2. Dec. 1854 enthielt entweder zu viel oder zu wenig. 
Sardinien dagegen, deſſen Minifter Gavour ſchon über dem fommenden neuen Berreiungäftieg 
Italiens brütete, trat mit Entſchiedenheit auf die Seite ded Weſtens; am 26. Jar. 1855 murde 
die Theilnahme am Kriege durch einen Vertrag ausgemacht. Umſonſt fuchten die ewig denf- 
würdigen wiener Briedensconferenzen den Streit beizulegen, auch der kurz vorber (2. Mär;) 
eingetvetene Tod des Kaiſers Nikolaus wirkte nicht entfcheidend ein. Als aber entliä vie Sür- 
jeite von Sewaftopol am 9. Sept. in die Hände der Alliirten gefallen war, bot die einttetente 
Winterruhe Gelegenheit für erneute Friedensbemühungen. Endlich gelangten die unformellen 
Abmahungen zu Wien fo weit, daß ſich der Friedenscongreß zu Paris am 25. Febr. 1856 
verfammeln fonnte. In der erften Sigung wurde ein am 1. Febr. 1856 von den Gefandten 
der friegführenden Mächte vajelbft und dem öfterreihifchen Minifter der auswärtigen Angele: 
genheiten aufgenommenes Protokoll nebſt Anner als Friedenspräliminarien erflärt, deren 
ſchließliche Erläuterung und Ausführung der Pariſer Frieve vom 30. März enthält. Im Bol: 
genden foll eine gevrängte Überficht diefes für unfere Gegenwart hochwichtigen Documents ge: 
geben werben, an deffen feierliher Ausfertigung auch die fünfte Großmacht Preußen, jerod in 
wenig würbiger Weife ſich betheiligte. Art. 1 ift die'gemöhnliche Glaufel über den hergeſtellten 
Frieden. In Art. 2 wird gegenjeitige Zurücgabe des eroberten oder bejegten Gebiets als Regel 
ausgeſprochen, welche Art. 3 und 4 in Betreff der Stadt und Feftung Kars und der von ten 
Weſtmächten befegten Gebietötheile ſpecialiſtren. Amneftie und Auslieferung der Gefangenen 
behandeln Art. 5 und 6. Nah Art. 7 tritt die Türfei in das europäifche Völkerrecht und „Eon: 
vert“ ein. Ihr Gebiet wird von den andern Mächten in feiner Integrität garantirt. Art. 8 
fordert bei etwa ausbrehenden Mishelligfeiten zwifchen ber Türkei und einem der contrahiren: 
den Staaten, daß die Mediation der übrigen angerufen werde. In Art. 9 verfpridt der Sultan 
die Mittheilung feines neueften im Interefle der chriſtlichen Unterthanen ergangenen Fermans; 
doch foll daraus ein Recht der Einmiſchung nicht hergeleitet werden, Art. 10 behanvelt die re⸗ 
vidirte Convention über die Schließung der Meerengen der Darvanellen und des Bosporns, 
welche ald Anner einen integrivenden Theil des Friedensvertrags bilden ſoll. Nach Art. I1 vit 
das Schwarze Meer neutralifivt. Diefer Ausdruck wird dahin erklärt: der Handelsmarine 
aller Nationen offen, find die Gewäfler und Häfen des Schwarzen Meeres ausdrüdlic und für 
immer der Kriegsflagge jowol der Uferftaaten als jeder andern Macht verfchloffen , außer ven in 
den Art. 14 und 15 beftimmten Ausnahmen. In Art. 12 ift Erleichterung des Handeläverkebre 
namentlih durch Zulaffung von Gonfuln in den Häfen des Schwarzen Meers ftipulirt. As 
Gonjequenz der Neutralifirung follen nad Art. 13 feine Seearfenale am Schwarzen Meere be: 
ftehen. Rußland verpflichtet ſich, ſolche weder zu errichten, noch, wo fie vorhanden find, aufmei 
zu erhalten. Art. 14 bezieht ſich auf eine annerirte Convention zwiſchen Rußland und der Tür: 
fei, welde die ohne Zuftimmung aller Contrahirenden nicht zu vergrößernde Zahl von Eleinen 
Kriegsigiffen für den Zoll und Sicherheitsdienſt auf dem Schwarzen Meere gegenjeitig feit: 
ſetzt. In Art. 15 werden die Grundfäge des europäifchen Flußrechts auf die Donau ausgedehnt. 
Zur Berbefferung des Fahrwaſſers in den Mündungen tritt nad Art. 16 eine „europäiide 
Commiſſion“ zufammen, welche auch gewifle für alle gleiche Abgaben erheben laſſen kann 
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Nach Art. 16 vereinigt ſich auch eine Commiſſion der Uferftaaten zur Abfaffung einer Donau: 
Ihiffahrtsacte; an diefe Nepräfentanten dev Uferftaaten gebt jhliehlih aud das Mandat ver 
europäiihen Commiſſion über (Art. 18). _ Ieder contrahirende Staat darf im Intereffe der 
Schiffahrt zwei fleine Kriegsfahrzeuge zur Überwahung an den Donaumündungen ftationiren 
(Art. 19). In Art. 20 willigt Rußland in eine Gebietsabtretung zur Ratification der Grenze. 
Rußland verliert dabei die Ufer der Donau, indem die Örenze über Belgrad gezogen wird. Das 
abgetretene Territorium kommt an die Moldau unter der Oberberrlichkeit ver Türfei (Art. 21). 
Die nächſtfolgenden Artikel beſchäftigen id) mit der Organifation ver Moldau und Waladei. 
Jedes erclufive Protectorat ift aufgehoben, dagegen ftehen die Rechte der Vajallenflaaten der 
Türkei unter der gemeinfamen Garantie ver Gontrahenten (Art. 22). In Art. 23 werden dieſe 
Rechte zur völligen innern Selbftändigfeit erweitert. Cine Commiſſion joll die Verhältniſſe 
unterfuchen; in jedem Lande eine Landesvertretung (der Divan) zufammenberufen werden, um 
ihre Wünſche für die endliche Organifation, melde unter der Garantie der Mächte eingeführt 
wird, zu hören (rt. 24 und 25). Art. 26 geftattet eine befondere Armee in den Fürften- 
thümern; eine einjeitige Intervention auch von feiten der Pforte verbietet der Art.27. Für Ser: 
bien wird in Art. 28 und 29 das Beitehende aufrecht erhalten ; nur tritt an die Stelle des exclu— 
jiven ruſſiſchen Protectorats die Garantie aller Gontrabenten. Nach Art. 30 full die kleinaſta— 
tifche Grenze zwifchen ver Türfei und Rupland vorbehaltlich einiger Verbefferungen derjelben 
durch eine Berihtigungscommiffion die alte bleiben. In Art. 31 wird die Räumungsfrift für 
die auf rürfifhem Gebiet befindlihen Truppen der Weſtmächte bejonderm Arrangement vor— 
behalten. Art. 32 erneuert die frühern Verträge, joweit fie durch den vorliegenden feine Ab- 
änderung erlitten haben. Die Convention über Nichtbefeftigung der Alandsinſeln in der Oft: 
jee wird in Art. 33 ald integrirender Theil des Briedensvertragd erflärt und im legten, 34. Ar: 
tikel die Ratiftcationsfrift auf vier Wochen geftellt. Die drei Annere ded Friedens find dann 
noch: 1) die Konvention über die Zahl der kleinen türfifhen und ruffiichen Kriegs: und Revenüe— 
ſchiffe im Schwarzen Meere (zehn für jede Macht nad) dem Vertrage); 2) die Convention über 
die Schliegung der Meerengen, eine Revifion des befannten Vertrags von 1841, und endlich 
3) die Convention, welhe Rußland jede Befeftigung oder Einrichung eines &tablissement militaire 
ou naval auf den Alandeinjeln unterfagt. Im weitern Sinne gehört auch die Declaration vom 
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Ausführung insbeſondere wegen der Grenzziehung und der Organiſation der Donaufürſten— 
thümer fi lange genug hinzog. Am 6. Jan. 1857 ward das Protokoll über die Grenzberich— 
tigung unterzeichnet, der Vertrag am 19. Juni deffelben Jahres; erft am 19. Aug. 1858 Fam die 
Eonyention über die Organifation der Moldau und Waladei zu Stande. Die Donauſchiffahrts— 
acte ift vom 7. Nov. 1857. Im allerneuefter Zeit hat ji von den Feſtſetzungen über die Mol: 
dau und Waladei jhon manches wieder geändert; die in jener Convention nicht zugelaflene 
Vereinigung der beiden Fürſtenthümer ift jggt zugeftanden worden. Die Ruhe, weldhe Europa 
nad dem Parifer Frieden gelafien wurde, war zwar nicht von langer Dauer, wenu aud ein 
fünftlider Geſchäftsſchwindel diefe Onadentage in fabelhaftefter Weife auszubeuten verſtand. 
England freilich hatte jhon wieder einen Fleinen Krieg abzumaden, während die Nachſitzun— 
gen des Congreſſes noch in vollem Gange waren. Bormell war ed zwar nur ein Krieg der Oft: 
indifchen Compagnie mit dem Schah von Perfien. Die Beranlaffung des Kriegs war der Ein— 
fall ver Berfer in das Gebiet von Herat und die Belagerung diefer Stadt, deren Wichtigkeit für 
das oftindifche Neih im Art. Afgbaniftan augedeutet ift. Durd einen Vertrag vom Jahre 
1853 hatte ſich Verfien verpflichter, Herat unangefochten zu laffen. Bei der Nichterfüllung die— 
jer Verpflichtung follte jegt eine Expedition den Perſiſchen Golf hinauf die Perfer zwingen von 
Herat abzulajfen. Allerlei Mishelligkeiten des englifchen Reſidenten in Teheran trugen nicht 
wenig zum Ausbruch des Kriegs bei, der am 1. Nov. 1856 von Fort William bei Kalfutta aus 
erklärt wurbe. Raſche Erfolge unter ver Führung des Generald Sir James Outram ſchreckten 
die Berjer ab, und jhon am 4. März 1857 wurbe zwifchen Lord Gomley, dem englifhen Am— 
baffadeur am franzöjiihen Hofe, und Ferukh-Khan, dem perſiſchen Gefandten, der Briede in 
Paris abgefchloffen. Perſien verfpricht aufs neue Herat und ganz Afghaniftan in feiner Unab— 
hängigkeit anzuerfennen, feine Truppen von ber erftern Stadt zurüdzuziehen, die Gefangenen 
herauszugeben u. ſ.w. Generalconjulate und Gonfulate jollen gegenjeitig von Perſien und Eng: 
land eingerichtet werden. Eine gemiſchte Commiſſion wird über die noch ausftehenden Rechts— 
anfprüde von Engländern gegen die perfifhe Regierung und perfifche Unterthanen entſcheiden. 
Specielle Beftftellungen gehen auf die Satisfaction, welche dem beleidigten Refiventen Murray 
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zu geben tft. Kaum mar diejer Krieg glücklich beendigt, ald der furchtbare indiſche Sipabis— 
aufftand ausbrach. Mit feinen Schickſalen haben wir und hier nicht zu beihäftigen. Dagegen 
ijt noch kurz ded neuen chineſiſchen Kriegs zu gedenfen, welcher anknüpfend an die fogenannte 
Lorcha-Affaire im Jahre 1858 durd den Friedensſchluß von Tientfin beigelegt ſchien. An die- 
jem Kriege, wenn aud nicht an der erfien Veranlaffung deflelben, hatten aud die Franzoſen 
Antheil genommen, und wie mit ihnen und den Engländern eigentliche Friedensverträge, wur— 
den zu gleicher Zeit mit den Ruflen und Nordamerifanern Handelöverträge (aud) jene Friedens- 
ſchlüſſe enthielten weitgehende Zugeftärpnifle auf dieſem Gebiet) abgeihloffen. Bekanntlich 
machten die Chinefen, da in Peking ein anderer Einfluß an die Spige gekommen zu fein ſchien, 
Schwierigkeiten, die Hauptbedingung der Natification des Friedensvertragd in Befing ſelbſt 
und den Aufenthalt engliicher und franzöſiſcher Gefandten am faiferlihen Hofe zu Peking zu 
erfüllen. Man verlegte ven Vertretern ver Weſtmächte den Weg, und ein Angriff auf die Tafu: 
forts, welde das Fahrwaſſer beherrſchten, hatte einen unglüflihen Ausgang für Engländer 
und Franzofen (am 25. Juni 1859). Seitdem ift diefer Unfall glänzend gut gemacht, Veking 
felbft in den Händen der Weſtmächte gemejen, die vollftändige Natification des Vertrags von 
Tientiin hat ftattgefunden und der engliſche und franzöſiſche Gefandte jind feierlih in ihren 
Paläſten zu Peking inftallirt worden. Im ganzen fheint diefer legte Feldzug eine gründlide 
Aufklärung über die Vortbeile eines guten Einvernehmens mit der europäiſchen Girilifarion 
auch den Regierungsfreifen in Peking beigebradt zu haben, während ed andererſeits zu hoffen 

und zu wünſchen ift, daß in China ſowol ald Japan die berechtigten Eigenthümlichkeiten der Be: 

wohner von den Mächten, die ſich ald Träger ver Givilifation, d. h. der Refpertirung des 

Fremden geriren, gegen rohe zubringliche Aufklärerei gefichert werben. 

Alle diefe genannten Frieden, welde der furze Zeitraum feit 1848 nöthig gemacht, da bie 
Ruhe durch militäriiche Greigniffe getört war, reihen an unmittelbarer Tragweite für die Ge— 
genwart durchaus nicht an die Bedeutung der Friedenspräliminarien von Billafranca und des 
auf fie gefolgten Definitivfriedend von Züri. Die Veranlaffung des italienifhen Kriegs int 
noch allen in frifcher Grinnerung, wie Ofterreih ungeduldig das diplomatiſche Spiel feiner 
Gegner dur ein raſches Ultimatum durchbrach und ebenfo raſch nach zwei verlorenen Schlach— 
ten Waffenftillftand und Friedenspräliminarien abſchloß. Diefe lauteten folgendermaßen: 
‘ „Les deux souverains favoriseront la creation d’une conlederation italienne. Cette con- 
federation sera sous la presidence honoraire du Saint-Pere. L’empereur d’Autriche cede 
a l’empereur desFrancais ses droits sur laLombardie a l’exception des forteresses de Man- 
toue. et de Peschiera, de maniere que la frontiere des possessions autrichiennes partirait 
du rayon extreme de la forteresse de Peschiera et s’etendrait en ligne droite le long du 
Mincio jusqu’a Le Grazie; de la a Scorzarolo et Luzarra au Pö, d’ou les frontieres actuelles 
continueront a former les limites de l’Autriche. L’empereur des Francais remettra les 
territoires c&des au roi de Sardaigne. La Venctie fera partie de la confederation italienne, 
tout en restant sous la couronne de l’empereur®t’Autriche. Le grand-duc de Toscane et 
le duc de Modene rentrent dans leurs etats eu donnant une amnestie generale. Les deux 
empereurs dematderont au Saint-Pere d’introduire dans ses &tats des relormes indispen- 
sables. Amnestie pleine et entiere est accorde de part et d’autre aux personnes compro- 
mises-a l’occasion des derniers evenements dans les territoires des parties belligerantes.“ 
Nur zwifchen Frankreich und Ofterreih und unter der perjönlihen Ginwirfung der beiden Kai: 
fer waren diefe Abmahungen entftanden. Sardinien ſah in diejem plöglichen Friedensſchluß 
einen halben Verrath feines Faiferlihen Alliirten; das Minifterium Gavour trat zurüd, ald ſich 
Victor Emanuel gezwungen ſah, zu der Ausführung dieſer Bunctationen im Definitivfrieden, 
wenn auch nicht zu ihrer Ausführung in Wirflichfeit, die Hand zu bieten. Umjonft previgte 
die franzöſiſche Preſſe und franzöſiſche Diplomatie den italieniihen Bevölkerungen die Pflicht 
vor, jene Aufftellungen zur Wirklichkeit werden zu laffen. Unterflügt von England, magten 
ed die verſchiedenen proviſoriſchen Regierungen, den Rathſchlägen und Drohungen von Pari⸗ 
gleich fehr ein taubes Ohr zu bieten; auf den König von Sardinien blieb ein Schreiben we 
Kaiſers Napoleon vom 20. Oct. 1859 im gleihen Sinne ebenfo wirkungslos. Sehr langiamı 
gingen die Friedensverhandlungen ihren Weg; exit am 10. Nov. wurden die verſchiedenen 
Verträge endlich abgejhloffen, welche man zuſammen Furz gefaßt den Brieden von Zürich nennt. 
Der erſte oder Hauptvertrag tft zwiſchen — und Oſterreich zu Stande Be 
Art. 1 beſtimmt die Wiederkehr des Friedens, Art. 2 Auslieferung der Öefangenen. Art. ı 
geftattet die Freigebung derjenigen aufgebrachten Schiffe, welde noch nicht condemnirt ind. 
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In Art. 4 wird die Lombardei nady ven in ven Präliminarien angedeuteten Grenzen an Branf: 
reich cedirt, weldes in Art. 5 feine Intention ausſpricht, Das Gebiet an Sardinien zu über: 
laſſen. Nach Art. 6 foll fogleih eine Näumung der betreffenden Gebietötheile vor ſich geben. 
Art. 7 beftimmt, daß das neue Gouvernement der Lombardei drei Fünftel von ver Schuld des 
lombardifchsvenetianifhen Monte übernimmt. Art. 8 verfügt Näheres über die Auseinander- 
Tegung dieſes Injtituts. In Art. 9 ift die allgemeine Rechtsnachfolge der neuen Landesherr: 
ſchaft in die Rechte und Pflichten Ofterreich8 hervorgehoben; in Art. 10 wird dies in Betrefi 
der empfangenen Gautionsfummen, in Art. 11 in Bezug auf die Eijenbahnen ſpecialiſirt. 
Art. 12 enthält Die in Abtretungsverträgen herkömmliche Anordnung, daß die reip. Unter: 
thanen während eines Jahres frei in das andere Gebiet überfiedeln können ohne Abgaben und 
bejondere Erlaubniß. Nah Art. 13 find die in der Lombardei geborenen Soldaten im öfter: 
reichiſchen Heere unverzüglich zu entlaffen, wenn fie nicht erklären, darin verbleiben zu wollen. 
In Art. 14 ind die Penſionäre berückſichtigt; in Art. 15 die Vertheilung und Benugung der 
Arhive behandelt. Den Gorporationen in ver Lombardei wird dur Art. 16 die freie Ver: 
fügung über ihr Vermögen im Fall ihrer Aufhebung zugefichert. In Art. 17 vejervirt jich der 
Kaifer der Franzoſen das Recht, die verjhiedenen ihm hiernach erwachſenen Rechte und Pflich— 
ten auf international üblihem Wege an den König von Sardinien zu übertragen. Art. 18 
behandelt die Conföderation Italiens. Als Aufgabe dieſer von beiden Kaifern zu begünſtigen— 
den Schöpfung wird bezeichnet Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der confö- 
derirten Staaten, Ausbildung ihrer moraliſchen und intellectuellen Intereflen, Garantirung 
der innern und äußern Sicherheit Italiens durch die Griftenz einer Bundesarmee. Venedig foll 
einen der Staaten der Gonföreration bilden und an den Rechten und Pflichten derfelben, welche 
durch eine VBerfammlung aus allen Staaten beftimmt werden, Antheil nehmen. Nach einer 
Motivirung, daß die Territorialverhültniffe Italiens nicht ohne Zuftimmung dev Mächte, welche 
fie mit geformt und anerkannt haben, geändert werden fönnen, „iind die Rechte des Großher— 
3098 von Toscana, der Herzoge von Modena und Barma zwiſchen ven hoben Gontrabirenden 
ausprüdlich vejervirt”. Mit den Reformen im Kirchenſtaat, die man dem Papft dringend an- 
empfehlen will, beihäftigt fih Art. 20. Art. 21 enthält die gewöhnliche Amneftieclaufel, und im 
legten Artifel (22) wird die Natificationsfrift auf 14 Tage geftellt. Ein Advitionalartifel be— 
handelt den Auszahlungsmodus des nad Art. 7 zu zahlenden Geldes an Dfterreih. Der zweite 
Vertrag ijt die Geffionsacte über die Lombardei zwiihen Franfreih und Sardinien. Neu ift 
darin nur die in Art. 4 Sardinien aufgelegte Kriegskoftenentfhädigung an Frankreich zum 
Belauf von 60 Mil. Fr, die oben erwähnte wiederzuerftattende Zahlung Franfreihs an Oſter— 
reichs ungerechnet. Das dritte Actenftüd ift der Friedensvertrag zwiſchen Frankreich, Oſterreich 
und Sardinien. Neu jind darin die nähern Feſtſetzungen über das Nachbarverhältniß zwiſchen 
Sarpinien ald Neuerwerber ver Lombardei und Ofterreih. Es fehlen darin aber alle auf Die 
iralienifche Gonföderation ji beziehenden Artifel des Friedend zwifchen Branfreih und Ofter: 
reih. Victor Emanuel hat unter feinen Umftänden eine Verpflichtung rückſichtlich des übrigen ' 
Italien übernehmen wollen. Wie er jpäter fih gezwungen ſah, Nizza und Savoyen durch den 
Vertrag vom 24. März 1860 an Frankreich abzutreten, haben wir nicht weiter zu ſchildern, 
fowie denn auch vor den italieniſchen Dingen der allerneuefte Krieg zwiſchen Spanien und Ma: 
voffo, durd den Frieden von Tetuan vom 26. April 1860, der eine Kriegdentfhäpigung zum 
Belauf von 20 Mill. Piaftern fipulirt, beendigt, als bloßes Intermezzo zurüdtritt. Daß in 
feinen wejentlichiten oder doch bedeutungsvollften Theilen der Vertrag von Zürich nicht ausge— 
führt worden, ift die brennende Thatſache unferer allerjüngften Tage. Es fnüpfen ſich daran 
politiſche Verwickelungen, welde ed wahrſcheinlich machen, daß die Kriegstrompete nicht auf 
lange verftummt ift. Möge dann wenigftend die Gelegenheit zu einem weitern Nachtrag neuer 
dauernder Friedensichlüffe nicht lange auf fich warten laffen. H. Marquardſen. 

Friedenögerichte, (Als Erſtinſtanz- und Schiedsgerichte; das Inſtitut der 
Friedensrichter in England und Franfreid; Schieddmanndinititut und 
dejjen Erjag durd die Procepgeieggebung.) Zur Schlidtung entjtandener Rechts: 
ftreitigfeiten gibt ed außer der rohen Gewalt drei verfchiedene Wege. Der erfte, der vbrigfeit: 
liche, der gerichtliche im engern Sinne, beftebt darin, daß die Parteien ihren Streit im geſetzlich 
beftimmten Verfahren, im Proeeſſe, vor den gefeglih beftimmten, den competenten Staats: 
tihtern verhandeln und dieſe legten dann vermöge ihrer obrigfeitlihen Gewalt die gefegliche 
Entſcheidung treffen. 

Der zweite Weg ijt der ſchiedsrichterliche oder compromiffarifche, die Schlihtung vermittelft 
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eined Vertrags über dad Gericht und oft auch über die Form des Verfahrend. Er wird in ver 
Weiſe betreten, daß die Parteien übereinfommen, ihren Streit zwar nach den Gejege entjcheiden 
zu laffen, aber nicht von den ordentlichen gejeglihen Richtern, jondern von einem Schieds- oder 
Austrägalgerigt, welches entweder aus Staatsrichtern, Die nicht die gefeglich zuftändigen find, 
oder aud aus andern Perjonen beſtehen Fann. Dieſe Gerichte befolgen auch dad allgemein 
gefegliche Verfahren, foweit nicht der Gompromißvertrag oder der Mangel ftaatsrichterlicher 
Autorität die außerweſentlichen Theile des Verfahrens verändert. Der Inbalt des jhiedsrichter: 
lichen Spruds hängt von der rechtlichen Überzeugung des Schiedsrichters ab. Wo zwei Richter 
das Schiedsgericht bilden, pflegt bei verſchiedener Meinung derſelben ein zu erwählender Ob— 
mann den Ausſchlag zu geben. Die Erfahrung lehrt, daß das formloſere Verfahren von Schieds⸗ 
oder Austragsgerichten ſehr oft das weitläufigere und Foftipieligere ift, und daß ed nur, mo es 
auf eine bejondere techniſche oder Fünftleriiche Befähigung der Richter oder auf Beruföfenntnifk 
ver legtern ankommt, geratben erjcheint, die Ichiedsrichterliche Ihätigfeit in Anfpruc zu nehmen. 
Schiedsgerichte können übrigens vein conventionell fein, wenn die Sahe durch völlig Freien 
Privatvertrag der Parteien dem ordentlichen Gerichte entzogen und dem Schiedsrichter über: 
wiejen wird, oder geieglid, wenn in Beziehung auf die Beitimmung und Bildung des Schieds— 
gerichts und feines Verfahrens vbrigfeitlihe Anordnungen und Staatöverträge mitwirken, 
wie z. B. bei Schiedsgerichten zum Schutze des literariihen Gigenthums gegen den Nachdruck, 
oder nad dem Rechte des Deutihen Bundes bei Streitigkeiten der Bundesregierungen unter: 
einander oder mit ihren Landſtänden. 

Der dritte Meg ift der Vergleichsweg oder der VBergleihävertrag unmittelbar über die Sache 
jelbft, über ven Inhalt ihrer Schlibtung. Auf diefem kommen die Parteien dahin überein, mit 
Verzicht auf etiwaige im Rechtswege zu erlangende günftigere Beftimmungen über ven Gegen⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits vergleichsweife eine Schlichtung deſſelben anzunehmen, weil he ihnen 
als eine billige, der im Proceſſe zu erwartenden vorzuziehende erſcheint. Ein ſolcher Vergleich 
kann entweder von den Parteien ohne fremde Beihülfe zu Stande gebracht werden, oder es kön— 
nen aud Dritte dabei thätig fein. Dieje legtern fönnen Staatsrichter oder andere durch Geſetz 
oder durch Vertrag beftimmte Perſonen jein. Die Vergleihöverhandlung Fann eine ganz fit: 
willige oder eine gejeglich vorgefchriebene, die Beichreitung des Rechtswegs bedingente jein. 

Diefe drei verfchiedenen Wege entftanden im Anfange der geſellſchaftlichen Einrichtungen 
gewöhnlich nach einer von der hier aufgeftellten verſchiedenen Ordnung. Zuerit entftanden zum 
Schuge gegen rohe Gewalt Vergleiche, Sompofttionen, dann beſtimmteSchiedsrichter, zulegt obrig- 
feitlihe Richter. Als eine Art der Verweigerung von Vergleih und Schiedsgericht erichienen ter 
Eid und die Eideshülfe, die Gottedurtheile und die Zweifänpfe. (S. Compofitionen-Syitem.) 

Dieje Wege berühren ſich mehrfach. So das durch Prorogation zuftändig gewordene obrig: 
feitliche und das ausdrücklich zum Schiedsgerichte erwählte Staatsgericht, jo häufig Staats- und 
‚Austrägalgerichte, jo auch Vergleihsbehörden und Schiedsrichter (ſ. Schiedsgerichte), im Falle 
etwa die legtern mehr auf die allgemeinen höhern Rechtsgrundſätze, auf die aequitas, die fälid- 
lich jogenannte Billigfeit, als auf das pofltive Buchſtabenrecht angewieſen wären. Die richtige 
Behandlung und gründliche Beurtbeilung diefer drei verſchiedenen Schlihtungsmwege fängt 
damit an, daß man fcharf die juriftiihe Natur und die daraus entftebende Verſchiedenheit ver 
rechtlichen Bedingungen derſelben unterfheidet und auch da, mo fie miteinander in Verbindung 
treten, feſthält. Wir haben es in dem vorliegenden Artifel nur mit dem Vergleichewege zu tbun, 
der Weg der obrigkeitlihen Entſcheidung (j. Erfenntniß) und die Schiedsgerichte können bier 
einer weitern Berückſichtigung nicht unterworfen werden. 

Sitte oder geiegliche Einrihtungen haben von jeher bei den civiliirten Nationen dabin 
geftrebt, die Möglichkeit herbeizuführen, Nechtöftreitigfeiten auch anders als auf gerichtlichen 
Wege, nämlih durd einen friedlichen Vergleich zu beendigen. Die Wohlthat folder Einrich 
tungen liegt auf der Hand. Mögen aud gerietlice Proceſſe zur Wiederherſtellung der more⸗ 
liſchen Ordnung ſich nicht entbehren laſſen, immer bleiben fie ein Übel, fie find oft noch bitterere 
und gefährlihere Heilmittel ald die, welche der Arzt zur Befeitigung mander Störungen m 
phyſiſchen Geſundheit zu verorbnen ſich veranlaßt ſieht. Die Unvollfommenheiten und Nas: 
theile der gerichtlichen Erledigung der Proceſſe find doppelter Art. Theile beziehen fie ſich auf 
das Verfahren felbft, theild legen die gerichtlichen Urtheile nicht ſelten dafür den Beweis ad, 
daß alle menſchlichen Einrichtungen von großen Mängeln ſich nicht wohl trennen laſſen. Die 
Proceſſe koſten oft viel Geld, Gemüthsruhe und Geſundheit. Oft wiegen alle dieſe Nachtheile 
weit die Vortheile des Siegs im Proceſſe auf. 
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Glücklicherweiſe verringern fich die mit Nechtöftreitigkeiten verbundenen Wivderwärtigfeiten 
und Verlufte durch eine fortichreitende Gejeggebung immermehr. Wir wollen bier nur daran 
erinnern, was Preußen in den beiden Verordnungen vom 21. Juli 1846 und 21. Juli 1849 
in Bezug auf die Givilproceffe und in dem Gejege vom 8. Mai 1855 in Betreff ver Concurſe 
feitvem gethan hat; wie Mündlichkeit und Offentlichkeit nach vorhergegangenem Schriftwechſel 
in den wichtigern Sachen auch in die Audienzſäle der Civiltribunale ihren Eingang gefunden 
haben, und wie auch anderswo die Geſetzgebungen ſich nicht entbrechen konnten, dieſelben Bah— 
nen zu betreten, auf welchen ſie beim Strafverfahren im letzten Jahrzehnd fortſchritten. Voll— 
kommen richtig bleibt es freilich, daß ſelbſt bei den beſten Geſetzen oft der lebhafteſte Streit über 
die Auslegung derſelben nicht zu vermeiden iſt, daß das Obergericht oft nicht die Anſicht des 
Untergerichts theilt, ver höchſte Gerichtshof oft nicht die des erſtern, daß ſelbſt bei dem böchſten 
Gerichtshofe ſich widerſprechende Beſchlüſſe nicht zu den Seltenheiten gehören. 

Laſſen ſich ſolche Unvollkommenheiten menſchlicher Einrichtungen denn aber wirklich durch 
Vermittelungs- und Vergleichsbehörden beſeitigen oder ſelbſt nur erheblich abſchwächen? Um 
dies zu entſcheiden, wollen wir und zunächſt mit den friedensrichterlichen Inſtituten Englands 
und Franfreichd näber vertraut machen, dann daran die Schilderung des preufiichen Schieds- 
manndanıtd fnüpfen und jchlieplich aus dem fo gewonnenen Material zur Beantwortung unie- 
rer Frage zu gelangen ſuchen. Die engliihen Friedensgerichte gehören, wie wir ſehen werden, 
mehr deshalb hierher, weil fie gemeinhin ald Erftinftangrichter thätig find, ald darum, meil 
ihre Ihätigfeit die eined Vermittlerd genannt werben könnte. 

Der Normannenberzog Wilhelm war durch die Eroberung Englands im Jahre 1066 der 
König einer zwar befiegten, aber doch perſönlich Treigebliebenen Bevölkerung geworden. Dies 
war unter Verhältniſſen geichehen, welde e3 jowol ven Normannen als den Angelſachſen un: 
möglih machten, in einer nationalen Abgeſchloſſenheit zu verbleiben, und welche dem Herzog 
Wilhelm die Möglichkeit gewährten, die von ihm perfönlih gemachte Erwerbung als feine große 
Domäne, feine Seigneurie zu behandeln. Bei den während feiner Regierung vorkommenden 
Befigverleibungen und Beftätigungen finden wir dad unter den Normannen übliche Kriegs: 
Dienjtrecht auf die Befigverbältniffe der Angelfahfen angewandt. Ganz England verwandelte 
fich in die Lehnsgewehre (ſ. Felonie) für 60215 Ritterlehen, die beiigende Klaffe wurde ein Heer 
you Lehnsmiligen. Boden und Beſitzer traten in dad Verhältniß der Lehndtreue zum König, 
dem dad Gut wieder zuftel, wenn es durch Felonie verwirft wurde oder beim Ausjterben des 
Lehnträgers. Belafter blieb der gefammte Boden mit der Kriegsöpflicht und andern Dienften, 
inäbeiondere aber mit ſchweren Gebühren (lines) beim Beſitzwechſel, bei Verbeirathungen, in 
Ehren- und Nothfällen u.dgl. Das erobernde Heer, in königliche Lehnsträger verwandelt, hatte 
Tauſende von ſächſiſchen Ihanen als Untervafallen feinen Reihen einverleibt. Auch im Fricden 
beitand die militäriihe Disciplinargewalt des Königs fort, welde er durch Geldbußen, Pfän— 
dungen, Sequeftrationen u. |. w. ausübte. Als Kriegäherr wurde der König zugleich zum Ge: 
richtsherrn, welcher willkürlich feine Gerichtöhalter erwählte. Die Scheu vor einer Verurthei— 
lung wegen Felonie dur dieſe allein im Intereſſe des Königs handelnden Beamten führte 
dazu, zur Vermeidung von Ungehorfamsrugen ſich durd Geldbußen (amerciaments) gleich: 
fan mit der Krone abzufinden. 

Die Grundanſchauung, melde das Reich ald eine Seigneurie betrachtete, ließ die vorgefun— 
denen ſächſiſchen Grafſchaften als Amtsbezirke fortbefteben, welche durch einen Vicecomes, Bai— 
liff, Sheriff (den Scyrgerefa der Angelſachſen) fortverwaltet wurden, Beamte, die den Land— 
vögten der Normannen entipraden. 

Inder ſächſiſchen Zeit bezeichnete man urfprünglid mit dem Worte „Volksfriede“ den Anz 
theil der Oaugemeinden an der Verfolgung und Büßung, ſpäter auch den an der Verhütung 
gemwaltiamer Nechtöverlegungen. Als die Volksſtämme jih unter dem Königthum vereinigt 
hatten, ward aus dem Volksfrieden ein „Königsfrieve‘. Verhältnißmäßig Elein und abge: 
fchloffen in jeinem Gebiete, konnte fich jeit dem 9. Jahrbunvert in England das Spitem der Ge: 
fammtbürgichaften volljtändig ausbilden. Ausihüfle aus den Geſammtgemeinden hatten die 
Verpflichtung, dem Gerefa auf ihren Eid anzuzeigen, was ihnen in diefen von Friedensbrüchen 
und deren Urhebern befannt geworden war, worin man die erften Anfänge ver nahherigen Anz 
klagejury zu finden vermeint hat. Die Wirren der däniſchen Zeit hatten dieſe Nügepflicht ziem— 
lich in Vergeffenheit gebracht, als Wilhelm ver Eroberer das Syftem der Zwangebürgichaften 
wiederum zur Geltung brachte und aud in feinen Landvögten die Drgane beſaß, welche Diele 
Pflicht zu erzwingen hinreichende Mittel hatten. Heinrich l. (1100 —35) erneuerte dieſe jährliche 
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Polizeicommiffion, die Freipflegefhau, den visus francplegii. Obgleich die Rügepflicht unter 
König Stephan (1135 —54) vernachläſſigt ward, wurde jpäterhin doch eine Volizeiverorpnung, 
welche alle dingpflichtigen Gerichtönänner dazu zwang, durd die Beantwortung einer Reibe 
von Fragen (capitula) die begangenen Friedensbrüche zu offenbaren, den Gemeinven To läftig, 
daß bald nach ver Magna= Charta von 1215 die Statute Merton 20 Henry III. und Marle- 
bridge 52 Henry II. die Gerichtsmänner in ihrer Dingpflicht weientlih erleihtern und den 
Klerus jowie die großen Grundherren vom Eriheinen auf den Gerihtätagen entbinden mußten. 

Die Miliz: und Polizeiordnung von 1285, das Statut von Windefter (13 Eduard 1.), 
ſchärfte die Haftung der Sammtgemeinden für die in ihnen ftattfindenden Rechtsverletzungen 
wieder ein und fuchte durch Einjegung von Milizbeamten (constables) die Ordnung aufrecht zu 
erhalten. Auch die Coroners, die zur Überwahung gewifler Kronredhte beftimmten Kronfiscale, 
welche ala Aſſiſtenten des Sheriffs ſeit Richard I. vorfommen, hatten die Beftimmung, die Polizei: 
einrichtungen zu ftügen. Ebenſo wirften die außerordentlihen commissions, weldhe Eduard J. als 
reiſende Strafrichter in die Grafſchaften fandte, fowie in dem Jahrhunderte ver drei erften Cduarde 
auch Polizeiherren als Lofalbeamte zur Erhaltung des Friedens, zur Regelung der ländlichen 
Arbeiterverhältniffe, Brotpreife u.f.w. ernannt wurden. Seit dem Statut 34 EduardlIll. mur: 
den dieſe tranfitorifch ernannten Polizeiherren zu einer dauernden Inftitution. Sie wurden aus 
der Zahl der großen Vafallen, Rittergutsbejiger und Rechtskundigen der Grafſchaft mit weit: 
gehenden Strafgewalten,, weldhe fie aber collegialifh in Vierteljahrsſitzungen mit Zuziebung 
ernannter Gemeindeausſchüſſe (der Anklage= und Urtheilsjury) zu üben hatten, genommen. 
Bald erhielten dieſelben aud den Namen Friedensrichter (justices of the peace). 

In dem gedachten Statute von 1360 hieß es in Betreff diefer Polizeiherren : „Im jeder Graf: 
ihaft von England ſoll ernannt werden zur Erhaltung des Friedens ein Lord und mu ihm 
drei oder vier der Reipectabelften in ver Grafſchaft, nebft einigen Rechtsgelehrten, und ſie ſellen 
Gewalt haben zu bändigen die Gefegübertreter, Aufrührer und alle andern Rubeftörer, um fe 
zu verfolgen, zu ergreifen, in Haft zu nehmen und zu züchtigen nah Maß ihres Vergebens, und 
fie in das Gefängniß fegen laffen und fie gebührend beftrafen nah dem Geſetz, nach ven Ge— 
wohnheiten des Reichs und nad ihrem beiten Ermeflen und eingeholtem Ratbe. Berner vie 
Gewalt, Anzeige anzunehmen und Unterfuhungen zu führen gegen alle beftraften Subjecte und 
Verbrecher, melde, aus den Befigungen in Frankreich zurückgekommen, ſich herumtreiben und 
die früher gewählte Arbeit nicht wieder beginnen wollen, und zu ergreifen und zu verbaften alle 
gefährlichen Perſonen auf Anflage oder auf Verdacht und fie ind Gefängniß zu fegen; und üd 
beftellen zu laffen genügende Sicherheit und Bürgſchaft für ihr gutes Verbalten gegen den König 
und das Volf von allen übel Berüchtigten, wo fie audy betroffen werden mögen, und Die andern 
gebührend zu beftrafen, damit dad Volk nicht durch ſolche Aufrührer und Rebellen beunruhigt, 
noch beſchädigt, nod der Friede geſtört, noch Kaufleute oder andere Reifende auf den Land⸗ 
ftraßen beläftigt und gefährdet werden von ſolchen Übelthätern; und auch zu hören, zu verban: 
deln und zu entiheiden auf Anklage im Namen des Königs alle in der Grafſchaft begangenen 
felonies und Überfchreitungen nad ven vorgedachten Belegen und Gewohnheiten.“1) 

Die Befugniſſe, mit welchen das Geſetz diefe Friedensrichter befleivete, haben auch ned 
heute der Lord Kanzler, der Lord: Schagmeifter, der Vicefanzler und bie Richter der Königäbenf 
als Friedensbewahrer im ganzen Reiche, die Richter ver Reichögerichte im Bereiche ihrer Gerichts— 
höfe, die Ajjifenrichter in ihren circuits (den Bereihen ihrer Commiſſion), die Sheriffe und 
Goroners in ihrer Grafſchaft, die High-Conſtables in der Hundertichaft (Hundred) und die 
Gonftables in ihren Ortsgemeinden, alle diefe vermöge der ihnen übertragenen Eöniglichen 
Jurisdiction und Polizeigewalt. England war in den beiden erften Jahrhunderten nah ver 
Groberung ein abfoluter Staat. Die Gefege der normannilden Zeit waren Charten umd 
Amtdanweifungen, deren Widerruflichfeit nicht bezweifelt wurde. Die normanniichen um 
ſächſiſchen Elemente ftanden weder am Hofe noch in der Grafſchaft in einem verfaffungsmäfige 
Zufammenbange. Die fogenannten Aſſiſen von Clarendon und Nortbampton, auf vorüber: 
gehende Veranlaffungen unter Heinrich II. zufammenberufene Berfammlungen der Notahes, 
hatten feinen Einfluß auf die Berfaffung des Landes. Erft ein Menſchenalter ipäter führer die 
unfluge Regierung König Johann’s einen Aufftand der Lehnsmiligen (1215) herbei, melber 
die gedachte Magna-Charta, die erfte verfaffungsmäßige Beſchränkung der Regierungsgewalt, 
dem König abnöthigte. Obgleich jpäter zurückgenommen, mußte fie, mit Weglaffung der reihe: 





1) Gneift, Das heutige englifche Verfafungss und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), II, 43. 
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ſtändiſchen Clauſeln, doch wieder beſtätigt werden, und nach einem halben Jahrhunderte der äußer— 
ſten Wirren, in welches ſtürmiſche, ſchon Parliaments genannte Notabelnverſammlungen fallen, 
nach dem Baronenkriege, ver Gefangennehmung Heinrich's III. und der demnächſtigen mühſamen 
Wiederherſtellung der königlichen Gewalt beginnt unter Eduard I. (1272) die heutige engliſche 
Verfaſſung als eine conftitutionelle im jegigen Sinne des Worts in das Leben zu treten. Die 
Einheit und Kraft der Negierungsgewalt in Vereinigung mit den Forderungen ver Nation ges 
ftaltete die Freiheitsrechte der legtern zugleich zu feitgeregelten Prlichten, welche ven Organen der 
Nation auferlegt wurden und in der pofitiven Ausbildung der Grafichaftöverfaflung und dent 
Selfgovernment der Grafihaften in die Erſcheinung traten. 

In diefe Zeit ver Kräftigung ſowol der Regierungsgewalt ald der Nation in den ihr ge: 
wordenen Breiheitsrechten fallen nun das vorgedachte Statut von Windefter und die Inftitution 
der Friedensrichter, deren wir bereits näher gedacht haben, 

Im Jahre 1362 (36 Eduard Il.) petitionirte dad Haus der Gemeinen, dap den Kreis— 
polizeiherren nicht nur angemeſſene Gebühren bewilligt, fondern ihnen aud die Befugniß 
verliehen werde, ſowol innerhalb als außerhalb der Freibezirfe in Angelegenheiten von vic- 
tualers, regraters und forestallers ebenio wie von laboureurs und artificers zu inquiriren, 
aud) in den commissions (Beftallungen) fowol für die justices of the peace als aud) für die 
justices of laboureurs die Glaufel aufzunehmen, daß fie viermal im Jahre Sigungen halten 
jollten. Diefe Petition wurde in demielben Jahre zum Statut erhoben. 

Dem Verlangen, den im Barlament verfammelten Rittern und Bürgern e8 zu geftatten, 
die ebengedachten justices zu wählen und für unabfegbar zu erachten, welches wiederholt an 
die Krone geftellt wurde, willfahrte diefe nicht. Des Königs Antwort lautete: er und fein 
Staatörath (continual council) würden die Richter ernennen. In diefer Zeit wurde aud) bie 
ehrenvollere Benennung justices ftatt der ältern custodes pacis üblich, auch floffen die beiden 
vorgedachten Arten ber justices als justices ofthe peace zufammen, da gemeinhin diejelben 
Individuen für beide Functionen ernannt wurden. Durd 14 Richard II. wurde die Zahl der 
Friedensrichter in jeder Grafſchaft, ungerechnet der dazu ernannten Lords, auf acht beſchränkt, 
die Tagegelder für die Seffionen wurden verdoppelt, doch ven Lords und Bannerherren die 
Sporteln entzogen, In 17 Richard II. wurde auf den Antrag der Gemeinen bewilligt, daß 
menigftend zwei Rechtskundige bei der Verhandlung wegen felonies aſſignirt werden jollten. 
Es wurde nunmehr Eitte, aud der ernannten Geſammtzahl der Briedendrichter noch einen 
engern Kreis von Rechtsgelehrten, die jogenannten Quorum, hervorzuheben. Diefe wurden 
nämlid in einer befondern Clauſel mit ven Worten aufgezählt: Quorum aliquem vestrum 
(Hier folgen die Namen der Rechtskundigen) unum esse volumus, was zu ihrer Benennung 
die Beranlaffung wurde, Ihre Mitwirkung bei wichtigen Acten wurde zur Bedingung. 

Nah den Frievendcommiffionen gewannen die Geihäfte der Friedensrichter eine doppelte 
erde Sie betrafen 1) die Bewahrung des Friedens nad dem Common law (I. Felonie), 

d. h. die Ergreifung, Verhaftung, Zwangsbürgſchaft und alle ſonſtigen Polizeigeſchäfte, welche 
herfömmlic Ihon in der Amtsgewalt des normannifchen Landvogts gelegen hatten; 2) die 
diejen analogen Functionen, welche die Bolizeiordnung von Windefter, das Statut von Weit: 
minſter und andere neuere Polizeigefeße, deren Zahl fich ſtets mehrte, ing Leben gerufen hatten. 

Die Aufzählung aller diefer Anordnungen in den Beitallungen machte diefe fo unförmlid) 
und verworren, das 1590 Sir Ch. Wrey, damals Vräſident dev Kings: Bend, ein Formular 
entwarf, welches, genehmigt vom Lord Kanzler, in Gebrauch genommen wurde und noch 
gegenwärtig angewendet wird. Nach demſelben werden die Friedensrichter nur — zur 
Ausführung der Parlamenisacte und Ordonnanzen angewiejen. 

Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt unter dem großen Siegel durch eönigliche Spe: 
ctaleommiffionen. Alle Frievensrichter der Grafſchaft werden darin zugleih ernannt, um 
„ſammt und fonders den Frieden zu erhalten und ihrer zwei oder mehrere die Unterfuhung zu 
führen und Urtheil zu ſprechen über felonies und andere Vergeben“. Früher wurden, wie ge: 
dacht, die Quorum beſonders bezeichnet, nach der neuern Praxis pflegen jedoch alle Friedens— 
richter mit der höhern Qualification ernannt zu werden. Der Lord⸗ Kanzler ſchlägt dieſelben 
zur königlichen Ernennung vor. Ehe fie ihre Amtsbefugniſſe ausüben dürfen, haben fie vor 
einem fönigliden Commiſſar die Amtseide und den Tualificationdeid abzuleiften. 

Anfänglich war es lediglich dem Ermeſſen des Königs überlaffen, men er zum Friedens: 
richter ernennen wollte. Nach 13 Richard I. jollten fie aus den knights, esquires and gentle- 
men of the law ernannt werden, und nad) 18 Henry VI. aus Grundbeſitzern von 20 Pfd. 


- 
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Silber Grundrenten der alten Tare eined Ritterguts, nad 5 Georg Il. aus Örundrentnern von 
100 Pfd. (600 Thlr. Gold) Neinertrag. Die von Richard II. firirte Zabl der Friedens: 
richter iſt ſchon längſt nicht mehr innegehalten worden, fie ift in einer teten Zunahme begriffen. 
Sie fteigt mit der Bevölferung. Im Jahre 1769 zählte man 2662 active Friedensrichter, in 
England 2357, in Wales 305; im Jahre 1831 in England 4330 active, in Wales 512 
Im Jahre 1843 betrug die Zahl der activen und titulären Friedensrichter 13754. Nach den 
Parliament Papers von 1853 und 1856 waren in England und Walcd 18284 Grafihafts: 
friedendrichter [8236 active und 10048 tituläre?)] vorhanden. Zu diejen Friedensriätern 
traten noch mehr ald 1300 bejondere ftädtifche ald active hinzu. Im Durchſchnitte kommen 
auf die deutſche Duadratmeile 7 und auf 1000 Einwohner ein Friedensrichter, von melden 
jedoch faum die Hälfte activ ift. Stark betheiligt dabei jind die Veerd und ihre Kamilien um 
die alte landed gentry, die Geiftlihen, am zahlreichſten aber die esquires, unter welchen jegt 
auch die Rentiers, ftädtifchen Honoratioren, ſtudirten Advocaten u. a. m. begriffen find. 

Das Friedensrichteramt gehört dem Rechte nach zu den widerruflichen, den durante bene 
placito, during pleasure, verliehenen. Es erlifcht namentlich durch den Thronwechſel, win 
nad diefem aber noch ſechs Monate fortgefegt, wenn ed nicht inzwiichen widerrufen oder beitä: 
tigt ift. Thatſächlich werden die alten Friedensrichter vom neuen Monarchen wieder betätigt, 
wo ed dann feitend des Friedensrichtersd nur einer Wiederholung des Amtseides bedarf. Der 
Friedensrichter kann durd ein writ unter dem großen Siegel direct entlaffen werden. Diejer 
Entlaſſung fteht die indirecte gleich, welche dadurch erfolgt, dap der Name des zu Entlaffenden 
in der Ausfertigung einer neuen Friedendcommiffion für die Grafſchaft ausgelaffen wird. Auch 
ſuspendirt fann die Amtögewalt des Friedensrichterd werden. Wer Sheriff oder Goroner wird, 
hört auf Friedendrihter zu fein. Bei den in einzelnen Städten auf Grund von Charten und 
Parlamentdacten und den nad) der neuen Städteordnung vom 30. März 1835 ernannten Fri: 
densrichtern finden über ihre Ernennung, Amtsdauer und Qualification abweichende Grund: 
fäge flatt, aud für das Friedensrichteramt des Erzbiihofd von Morf und der Biihöfe von 
Durham und Ely. Man madt daher jegt einen Unterſchied zwiſchen justices by commissive, 
by charter und by act of parliament. 

Die Amtögewalt der Friedendrichter hat ihre bejondere Geſchichte. Strafgemalt und Polizei 
waren urfprünglic im sheriffs lourn des normannijchen Landvogts vereinigt. Die Straf: 
gerichisbarkeit des Landvogts war eine doppelte, die gegen liberi homines und ein fummari- 
ſches Strafrecht gegen Unfreie. Bei der eritern hatte die Gemeinde einen Antheil an der Be: 
weid- und Urtbeiläfindung, wogegen bei der legtern ein unbejhränftes jummarifches Ber: 
fahren ausreichte. Außerdem war in Betreff aller Klaffen die Willkür des Sheriffd durch Fett: 
jegung der vorgedachten amerciaments und fines feinen Grenzen unterworfen. Diefe Discre: 
tionären Gewalten des Königs liegen dad Syſtem der öffentlichen Klage an die Stelle ver 
alten Privatflage, die üffentlihen Strafen an Leib und Gut an die Stelle ded Compoſitions- 
ſyſtems treten. Schon unter Heinrich I. hatte die königliche Gewalt viefe Neformen in Eng: 
land viel früher und entjchiedener ald auf dem Feſtlande hervorgerufen. Die reifenden Rider 
feit König Stephan, die großen Gerichtshöfe jeit Heinrih U. wurden fefte Organe für das 
gemeine Recht in Straf: und Polizeifahen. Die Magna-Charta brachte aud die Errungen: 
ſchaft, daß den Sheriffs die placita coronae, bie officiellen Griminalflagen, ganz entzogen wur— 
den. Der Sheriff bebielt bei ihnen nur den erften Angriff (die polizeiliche inquisitio), bei Pri⸗ 
vatanklagen die Entſcheidung und die Beitrafung leichter Übertretungen. Der alte Antbeil der 
Gemeinden an ver Redtöfindung und Rechtsſprechung bildete fi zur Jury aus, und ſchon in 
dem Jahrhunderte ver drei erften Eduarde war ein Straffyften vorhanden, welches auf einem 
Zuſammenwirken fönigliher Richter mit ernannten Gemeindeausihüffen berubte. Dies Sujtem 
litt jedoch an dem bedeutenden Mangel der übertriebenen Gentralifation und an zu ſchwerfäl— 
ligen Formen für bloße Bolizeizwede. Zur Abhülfe diefer Mängel ließ man die Juquifiriens: 
thätigfeit und das Polizeiftrafreht des Sheriffs fortbeitehen und die Bildung von lofale 
Straf: und Polizeigerichten, Courts leet, eintreten. Es gelang nämlich den größern Grm: 
herren, jowol für ihre Hinterfaflen als für die Freiſaſſen ihrer Hundertihaft eine Eremnon 
von der Gerichtöbarkeit des Sheriffs zu erwirfen und felbftändige Gerichte einzurichten. GE 
geihah dies gegen Entrichtung erheblicher fines an die Krone. Man unterſchied nun private 





2) Gneiſt, a. a. O., S. 188. 
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leets von dem public leet des Sherifjd.?) Der mit dem leet beliehene Grundherr hatte die 
formale Richtergewalt der ältern Zeit, er hegte dad Gericht, leitete die Verhandlungen, bezog 
Gerichtägebühren und Strafgelder, mußte jedoch bei der Beweisführung und Redtfprehung 
ernannte Gemeindeausfhüfle mitwirken laflen. Das leet fonnte wie jedes andere Lehn ent: 
zogen werden, namentlih wegen Nichtgebrauch und Misbrauch ſowie wegen nadläfjiger 
Verwaltung. Die gemöhnlihen Gerichtstage mußten zweimal im Jahre, im erften Monat nad 
DOftern und nad Michaelis, ftattfinden. Wenn aud bequem und populär bei den Gerichtäein- 
gejeflenen, waren bie Courts leet doch wenig geeignet, im ganzen ven Frieden, die Polizei: 
oronung aufrehtzuerhalten. Überhaupt reichten die alten Formen bed Gerichts und Gerichts— 
verfahrend nicht mehr aus für die Handhabung von polizeilihen Functionen, welche einzelne in 
unmittelbarer Nähe wirkende Beamte erforverten. Schon in der Zeit Richard's I. Hatte man 
deshalb ven Sheriffd aud der Ritterfchaft und den bereits gedachten Goronerd Gehülfen an die 
Seite geftellt, welche ji aber für die Polizeigefhäfte wenig geeignet erwielen. In den Partei: 
kämpfen ded 14. und 15. Jahrhunderts Hatte ji ihre Mitwirfung zur Friedensbewahrung ala 
eine werthloſe gezeigt. Die Frievendbewahrung war dad große Bedürfniß des Mittelalters, 
und jel£it die Höhern Klafjen hatten damals noch den Willen, perſönlich ald Friedensbewahrer 
thätig zu fein. Died Bedürfniß fand in der vorgedachten Ernennung der Kreißpolizeiherren 
und nahherigen Friedensrichter feine Abhülfe. Durch jie wurde den Syftemen der Strafjuftiz 
durch den Sheriffs tourn und die Courts leet noch ein zweite Syitem der Polizeigewalt in 
den Friedensrichtern zugefellt. Diefe befanden noch nebeneinander Menjhenalter hindurch fort, 
bis das erſtgedachte Syſtem, wenn aud nicht dem Buchſtaben des Geieged nad, doch für das 
praktiſche Leben erlofh und ftill zur Ruhe ging. 

Die Rechtſprechung durch rehtöfundige Richter wurde immermehr zum Bedürfniſſe des 
Staatdlebens und der Antheil ver Gemeinde an derfelben immermehr auf die Beantwortung 
der That und Schulofrage beihränft. Ebenſo Eonnten Polizeigewalt und Strafgewalt in leih- 
tern Fällen nur zweckmäßig von Einzelbeamten geübt werden. Das Aufbieten der Gemeinde 
zu ſolchen Zweden mußte ſchon an feiner Schwerfälligfeit zu Grunde gehen. Die fleigenve 
Cultur machte nun aber auch die Verhältniffe ver befigenden und arbeitenden Klaſſen verwidel- 
ter und erheifchte deren Ordnung und Uberwahung dur Gefege. Wenn die Polizei es an— 
fänglid nur mit der Sicherung der Perfon und des Gigenthums zu thun gehabt hatte, jo er: 
weiterte ſich dieſe zur Wohlfahrtöpolizei, insbeſondere zur Arbeits: und Lebendmittelpolizei. 
Alle neuen Strafgewalten, melde jid hieraus entmwidelten, fielen den justices of labour zu, die, 
wie wir ſahen, ſchon nad 2 Henry V. mit den justices of the peace verfhmolzen. Die Amts- 
gewalt der Friedensrichter war von ihnen innerhalb und außerhalb der Freibezirke zu üben, fie 
Fannte feine erimirten Gerichte oder Gerihtäftände und wurde fo zu einem fräftigen und durch— 
greifenden Organe der Polizeigewalt. Mit Abmwerfung aller vorgedachten patrimonialen Ele: 
mente fand die friedensrichterliche Gewalt ihre alleinige Grundlage in der königlichen Commiſ— 
fion, aljo in einer perfönlihen Amtsſtellung. 

Das vorgedachte Formular von 1590*) beiteht aus zwei Hauptabfägen. Der erſte ertheilt 
den Friedensrichtern die Gewalt der Friedensbewahrer nad) gemeinem Rechte, d. h. die herkömm— 
liche Polizeigewalt, zu ergreifen, feilzunehmen, zu verhaften, ſich Friedensbürgſchaft beftellen zu 
laffen u. |. w. Außerdem wird ihnen die ſummariſche Strafgewalt verliehen, welde eine lange 
Reihe von Parlamentsbeiglüffen den einzelnen Friedensrichtern zugeftanden hat, namentlich 
wegen Übertretung der Gewerbs- und Arbeitöpolizeiorpnung, Vagabundiren, Arbeitdlofig- 
keit, Wilodieberei, Fluchen, Trunkenheit, Unfug und Heiner Vergehen aller Art. 

Der zweite Hauptabfa gibt den Friedensrihtern in ihren Quartalfigungen mir Zuziehung 
einer Jury eine ordentlihe Strafgewalt. Der Inhalt des Formulars bleibt hier Hinter dem 
gegenwärtigen Stande der Sache zurück, es unterjcheidet namentlich nicht die Fleinern Bezirk: 
figungen (special oder petty sessions) von den general and quarter sessions. Je mehr nad) 
und nad alle übrigen Communalämter theild verfielen oder auf ein ſehr ſpeeielles Gebiet be— 
fhränft wurden, deſto mehr mußte ſich in den Friedensrichtern, welden das anderweitig Ent: 
zogene zufiel, gleihfam der Schwerpunft der ganzen Grafſchaftsverwaltung bilden. 

Der eigenthümliche Geift ver englifhen Gentry hat längft auf eine Belohnung für die Vers 


3) Das Wort leet, leta entipricht dem Begriffe Volksgericht (folkmote). 
4) Gneift gibt, a. a. O., ©. 172, einen vollftändigen Abdruck feines lateinifchen Tertes. 
Staats-kerifon. V. 49 
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waltung des Friedensrichteramtd, auf die Sporteln veflelben freiwillig verzichtet und dadurs 
daflelbe zu einem Ghrenvorbehalte der Höhern Stände erhoben. Ebenjo bat die Unzuläfig: 
feit jeder Stellvertretung in diefem Amte es vor dem Verfalle bewahrt, auch daß es unverein— 
bar mit gewiffen nievern Amtern ift, erhielt fein Anfehen. 

Die Bezirke der Commiſſionen find regelmäßig ganze Grafſchaften oder deren Unterbezirk, 
letzteres jedod nur ausnahmsweiſe. Die Regel ift, daß die Friedensrichter für dad ganze Gebie 
eines Kreisverbandes mit coneurrirenden Gewalten beftellt find, und es jo dem Nachſuchender 
überlaffen wird, ſich beliebig an den einen oder andern Friedendrichter zu wenden, den Friedens: 
rihtern aber, die Gejchäfte beliebig unter ſich zu vertheilen. 

Für einige Freibezirke, namentlich die der Fünfhäfen, und für die fogenannten incorporir: 
ten Städte, die counties corporate, welche eine Grafſchaft für ſich bilden, ihren eigenen Shetif 
Goronerd und eigenes Milizſyſtem haben ®), war früher das Friedensrichteramt ebenjo geſonden 
wie in den einzelnen Grafihaften. In den Städten, welche nach ver Stäbteorpnung von 1835 
felbftändige Friedenscommifftonen, mithin Polizeirihter und ein Vorunterſuchungsamt haben, 
befteht diefe Commifjion aus den vom Könige ernannten Friedensrichtern, einſchließlich des 
Mayor, an deren Stelle aber auch der Polizeirihter treten Fann. In den Städten, welde eine 
ordentliche Strafjuftizg und ſomit ihre eigenen quarter sessions haben, befteht das Perjonal 
aus einem bejolvdeten Stabtrichter, recorder, der mit einer ſtädtiſchen Jury Gericht hält, einem 
ftäptifchen Coroner und ſtädtiſchen clerk of the peace (Gerichtsſchreiber). 

Jeder in die Commiſſion ernannte Friedensrichter iſt zunächſt nur Titularfriedendriäter. 
Biele laflen ji nur ehrenhalber in die Commiſſion aufnehmen, ohne die Abiht zu haben, als 
Friedensrichter zu fungiren. Will der Ernannte legteres, dann hat er ein writ of dedimus 
potestatem vom Kronſchreiber nachzuſuchen. In diefem writ wird ein älterer Friedensrichter 
genannt oder eine fonftige Perſon beftimmt, melde vem Ernannten ven Amtseid, Hulvigungt, 
Suprematie: und Abfhwörungseid und einen Eid über feine Bejigqualification abzunehmen 
hat, nach deren Ableiftung er erft activer Friedendrichter (acling magistrate) wird. Ihatjählıh 
ift das Friedensrichteramt ein lebenslängliches, wenn aud, wie wir fahen, nicht dem Rechte nad. 

Die Frage, wie Rittergutöbefiger, Grundrentner, Geiftlihe ein Amt verwalten können, 
welches jo umfangreiche Gejegfenntnif und Geſchäftsroutine verlangt, läßt ſich für die Zeit bid 
zum 18. Jahrhundert nur dahin beantworten, daß die Rechtskundigen (Quorum) und die ge— 
Ihäftserfahrenen clerks, dieſe namentlid für das Kormularwefen, dabei wol das Beite ıhun 
mußten. Seit vem 18. Jahrhundert hat jedoch der Standesgeift der höhern Stände das Feb: 
lende ergänzt. Lords und Gentry machen fi immermehr den öffentlichen Beruf zur Lebent 
aufgabe, bereiten ſich auf Schulen zu demfelben vor und betreten die ehrenvolle Laufbahn des 
Sriedensrichterd mit gründlicher Vorbereitung ausgeftattet. * So ift e8 denn zur gerechtfertigten 
Eitte geworden, feit der gedachten Zeit alle Briedendrichter in der Cuorum-Clauſel zu benenne. 

Bei der frievendrichterlihen Geihäftsverwaltungift ver custos rotulorum von beſondertt 
Bedeutung. Er ift der verantwortliche Beamte, dem die friedensrichterlihen Acten und lir 
funden anvertraut find und welher am Schluß der Friedenscommifjion zum keeper of the rols 
of our peace ernannt wird. Er iſt ein zu den Quorum gehöriger Frievendrichter. Gemeinbin 
ift e8 ein angejehener Lord der Grafihaft, welcher zum custos rotulorum und zuglei zum 
Lord-Lieutenant derfelben beftellt ift, welch legtere Beftallung durch ein Eönigliches Patent die 
erftere jedoch nur durch Fönigliches Handſchreiben erfolgt. Der custos rotulorum wurd: ſchon 
frühzeitig zu einem Ehrenpräjidenten des Gollegiums der Friedensrichter. Der ftänpige Kreit- 
fecretär, clerk ofthe peace, ift gejeglich der Stellvertreter des custos rotulorum. Der legtert 
darf dies Amt weder verfaufen noch um Gelveswerth verleihen. Der Elerf ift Bureaudef ht 
Kreidverwaltung und zugleich zu einzelnen ergänzenden Staatdanwaltöfunctionen competent 
Die clerks of justices jind die Protofollführer und geringern Bureaubegmten der Kreidwr 
waltung. Es würde und zu weit führen, die mannihfahen VBeruföpflichten ver mejentlid = 
Sportelgenufje ji befindenven Clerks näher zu berühren. 

Noch müſſen wir der stipendiary magistrates gedenken. Es find dies in einzelnen Oma m 
Laufe diefed Jahrhunderts an die Stelle der Friedensrichter gerretene beſoldete Polizeriätet. 
Wir finden fie in einigen großen Städten und dicht angebauten Fabrikdiſtricten. Ihr Gedalt iR 


5) Dies find in England zwölf Cities: London, Nork, Chefter, Briftol (Coventry), Canterbum, 
Ereter, Gloucefter, Lirchfielo, Lincoln, Norwich, und fünf Boronhgs: Kingflonsupon-Hull, Rotting 
ham, NewraftlesuponsTyne, Pool und Southampten, und in Wales Garnarthen und Havenfordierk 
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bedeutend und ihre Anftellung lebenslänglich. Bemerkenswert iftihre im Statut 3und4 Victoria, 
c. 84 ausgeſprochene Befugnig, aud da allein zu verhandeln, wo fonft zwei Friedensrichter 
thätig fein müſſen. Die Beſoldung des Volizeirichters zu Liverpool beträgt z. B. 6000 Bi. St. 

Wenn wir e8 und au verfagen müflen, näher auf die Amtöthätigkeit der Friedensrichter 
einzugeben und den Faden weiter zu verfolgen, melden diefelbe durch das ganze Öffentliche Leben 
Englands zieht, jo wollen wir doch nod) einzelnes aus der Mafle des reichen Materials her— 
audgreifen. 

Die Friedendrihter find Briedensbewahrer nah dem gemeinen Rechte, fie üben in ihren 
Kreifen die herkömmlichen Polizeigewalten zur Sicherung der ‘Berjonen und des Eigenthums. 
Lambard jagt, die Briedensbewahrung beitehe in drei Dingen: fie habe vorzujehen, daß nichts 
geichieht, was direct oder mittelbar zu einem Bruce des Friedens der Rechtsordnung führt, 
ferner darin, daß man zur Rube und zum Friedenhalten diejenigen bringt, die in einem Bruce 
des Friedens begriffen find, und endlich in der Beitrafung jolder, die den Frieden ſchon gebrochen 
haben. Nach Dalton ift e8 die allgemeine Pflicht der Friedensbewahrer nach gemeinem Recht: 
anzuwenden Die eigene Gewalt und zu befehlen die Beihülfe anderer, um feitzunehmen und zur 
Ruhe zu bringen alle jolde, melde in ihrer Gegenwart und in ihrem Amtsbezirk durch Wort 
oder That den Frieden zu brechen im Begriffe fteben. 

Wir müffen hier no der Zwangsbürgſchaft zur Erhaltung des Friedens, der surety for 
the peace gedenken. Der entweder in feiner Perfon oder in feinem Gigenthume Bedrohte wen— 
det ſich mit einer Denunciation (information) an den Kriedendrichter, welche protofollirt und 
beeidigt wird. Der Friedendrichter erlägt einen Vorführungäbefehl (warrant) an einen 
Gonftable. Nach Anhörung des Beklagten wird das Verfahren entweder eingeftellt oder die 
Bürgſchaftsleiſtung definitiv angeordnet. Der Friedensrichter beſtimmt, auf wie lange, auf 
welche Summe und mit wie vielen Bürgen ſie zu bejtellen ift. Die Weigerung, Caution zu ftel- 
len, führt einen formellen Haftbefehl oder aud ein milderes Verfahren herbei, indem der Frie- 
dendrichter ji mit einer Kaution von zwei Bürgen dafür begnügt, daß der Angeklagte bei ver 
nächſten Duartalfigung eriheinen und in der Zwifchengeit den Frieden halten wolle. 

Die Friedensrichter führen einzeln oder zu zweien, dies nad) Verfchiedenheit der Fälle, Die 
Vorunterluhung wegen jolher Verbreden, deren Verhandlung und Entjheidung vor die Aſſi— 
jen oder die Duartaliigungen gehört. Eine Borunterfuhungsverordnung vom 14. Aug. 1848 
(11 und 12 Victoria, ce. 42) regelt ſpeciell die den Friedensrichtern als Vorunterfuhungs: 
richtern obliegenden Pflichten. Die Information, charge, complaint (eine protofollariiche 
und in der Negel zugleich eivliche Anzeige), leitet das Verfahren ein, ſofern nicht eine fummari- 
jche apprehension eines Gonftable oder andern Friedensbeamten dies gethan hat. Bei leich- 
tern Vergeben treten summons, einfahe Ladungen ein, nanıentlih da, wo der Angefchuldigte 
der Flucht nicht verdächtig iſt. Gin warrant of apprehension, ein fchriftliher Vorführungs: 
befehl, aber fann da erlaſſen werben, wo e8 fih um ein felony oder ein anflagbares Vergehen, 
ein indietable misdemeanor banvelt. In einzelnen Fällen fann die Unterſuchungshaft durch 
die Beftellung einer Gaution (bail) abgewendet werben, die mit Zutritt von zwei Bürgen dafür 
zu leiften ift, daß der Angeflagte vor ver nächſten Quartalfigung erfheinen werde. Die exa- 
mination begreift die mündlichen Verhandlungen der Vorunterfuhung in ih. Sie beftehen in 
einem Verhör der wefentlihen Zeugen und in einer Befragung des Angeſchuldigten über das, 
maß er zu jeder Zeugenausſage und Anſchuldigung zu feiner Rechtfertigung zu fagen hat. Hier 
tritt bereit8 die Humanität des engliihen Strafperfahrend gegenüber der Inauifitionsmarine 
in ein helles Licht, indem nicht nur die Zeugen in Gegenwart des Angeſchuldigten eidlich ver: 
nommen werden, mobei diefem die Stellung von Fragen an diefelben veritattet ift, ſondern 
aud in feiner Weiſe eine Nöthigung zum Geſtändniſſe eintritt. Es werden im Gegentbeile dem 
Angeſchuldigten die Verhandlungen mit einer Aufforderung durd Vorlefung bekannt gemacht, 
welche fo lautet: „Nach Anhörung des Beweifes, wünſcht Ihr irgendetwas zu fagen zur Be: 
antwortung der Anfhuldigung? Ihr ſeid nicht verpflichtet, irgendetwas zu jagen, wenn Ihr 
ed nicht zu thun wünſcht; mas Ihr aber jagen werdet, wird fhriftlid aufgenommen und in 
Euerm Hauptproceß (beim trial) ald Beweis gegen Euch vorgelegt werben.’ 

Vergleicht man hiermit die bei und noch immer fortdauernden geiftigen und nicht felten auch 
phyſiſchen Torturen unferer Inquirenten, dann fann man fi der hohen Achtung nit er— 
wehren, welche dad die Menſchenwürde auch im Verbrecher jo hoch achtende engliſche Ber: 
fahren, das jich auch vor den Aſſiſen wiederholt, einzuflößen jo fehr geeignet ift. 

49°” 
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Die Zulaffung von Anwälten ift auch ſchon, in der Vorunterfuhung, abweichend von da 
Inquifitionsmarime, geftattet, auch beruht die Öffentlichkeit ver Borunterfugung , wenn auf 
nicht auf einem bejondern Gejege, doch auf alter Prarie. 

Iſt der Interfuhungsrichter ber Meinung, daß der vorhandene Beweis nicht genügt, um ver 
Angeihulvigten vor das Criminalgericht zu ftellen, jo fellt er das Verfahren ein, er gibt vw 
discharge. Sonft ertheilt er den warrant of commitment, ben definitiven Unterſuchungt 
haftöbefehl, welcher ftetd einen „prima ſacie“ Beweis gegen den Angeihuldigten vorausiegr. 

Ob der Friedendrihter die Sahe nun zum Hauptverfahren an die Affifen oder reiiender 
Richter oder an die Duartaligungen der Friedensrichter zu verweifen hat, beſtimmt jetzt du 
Geſetz, namentlich das Statut 5 und 6 Will. IV., c. 76, welches die ſchwerern Fälle ausorüt 
li den Aſſiſen reſervitt. 

In beiden Fällen verpflichtet der Friedendrichter den Ankläger und die beim Hauptverfatre. 
nöthigen Zeugen zum Erſcheinen bei diefem durch die Beftellung der Procefcautionen (recaz- 
nisances). Commitment und Acten erhält dann der competente Strafrichter. 

Es möge dieſes Bruchſtück aus der Amtsthätigkeit des Friedensrichters dazu ausreichen, ein 
helleres Licht auf viefelbe zu werfen, und und davon entbinden, ihn aud auf feinen Wegen als 
- Polizeiftrafrichter, ald Steuerunterfuhungs: und Strafrihter weiter zu verfolgen. Ebenſe 
wenig vermögen wir zu erörtern, wieweit jein Recht ded erſten Angriffs, der Unterſuchung un? 
Entſcheidung bei Aufruhr und ungefeglihen VBerfammlungen, in Betreff der Preÿgeſetzgebung 
der Bettel: und Lanpftreierpolizei, der Gewerbe:, Sitten-, Gaſt- und Bierbausnolizei, dei 
Perionenfuhrmweiend, der Wege: und Flußpolizei, ded Seepaflagier = und Lootieniorjens, 
der Jagdordnung, der Fiſchereiordnungen, der Arbeitspolizei, der Kohnftreitigfeiten, der De: 
folgung der Fabrikreglements, der Lehrlings-, der Mieths- und Pachtverbättmiiie, ver rud- 
fländigen Zehnten und Nebengefälle u. a. m. gebt. Nur der petty and special ses- 
sions und der general and quarter sessions wollen wir noch kürzlich gevenfen. Ein Zu: 
fammentreten von zwei oder mehreren Friedensrihtern nad gefegliher Vorſchrift heist nat 
altem Herfommen eine fleine Sigung (petty session). Orundjag ift hierbei, dag, wenn der 
vorzunehmende Act ein richterlicher ift, beide Briedensrichter perfünlich zufammentreten, gemein: 
fam berathen und beſchließen, während bei abminiftrativen (ministerial acts) ein formloſes Ju 
fammentreten oder aud jhriftliher Gonfend ohne ſolche Erforderniſſe ausreicht. Jedem ein: 
zelnen Friedensrichter ift ed in allen Bällen unbenommen, ſich des Beiraths und der Mitwirkung 
eines oder mehrerer feiner Kollegen zu bedienen. Solche freiwillig herbeigeführte peity ses- 
sions gelten nicht allein für ſchicklich, ſondern fommen auch häufig vor. Der Fälle, wo tın 
vier oder ſechs Friedensrichter berathen jollen, jind nur ſehr wenige, die Regel ift, das mr 
Friedendrichter Die petty session bilden. 

Bon den pelty sessions unterſcheiden fich die special sessions. In gewiſſen Fällen järr& 
nämlich das Gejeg vor, daß ſich alle Friedensrichter der Hundertichaft oder eines andern ana: 
logen Bezirks zu befondern Zwecken verfammeln follen, ſodaß dann von mindeſtens zmeien der— 
felben der betreffende Act vorgenommen werden muß, z. B. zur Ertheilung von Conceſſiener 
für Bierhäufer, zur Ernennung der examiners für Maß und Gewidt u. f. wm. Wo nike 
Abweihendes beſtimmt ift, erlaſſen zwei Sriedendrichter die Ladung zur Specialjigung, aus 
geichieht Dies Durch den custos rotulorum und durch den clerk of the peace. 

Die Ladung muß den Zweck der Zufammenfunft, Ort und Zeit derſelben ausdrücken; übe 
die rechtzeitige Infinuation derſelben wird nöthigenfalls der Unterconftable vereidigt. Als Br: 
tofollführer wird ein clerk of justices bei der Sigung zugezogen, aud einigen fich vie Frieden— 
richter über die Berfon des Vorſitzenden. Dem Vorfigenden gebührt bei der Entſcheidung x 
vorgetragenen Sachen fein flärferesd Stimmrecht. Die special sessions haben die Beingn* 
eined Court of law und können auch Apvocaten zulaflen. Die Gegenjtände, welche den spee 
sessions unterbreitet find, find jehr mannidfaltig. So liegt ihnen 3. B. die Ernennung, bar 
hendlich Beftätigung der untern Gommunalbeamten, der examiners of measures und ber Sege— 
aufjeher ob. Ebenſo ift ihre Function in Wegeangelegenheiten, in Betreff der Steusmeran: 
lagung, Feftftellung der Geſchworenenliſten, Goncefftondertheilungen u. f. w. eine ausgerebnt: 
Auch über Klagen aus uneheliber Schwängerung hat die Specialfigung zu enticheiden. 

Schon bei der erften Ginfegung der Friedendrichter wurde (36 Eduard IU., c. 12) wı 
orbnet, daß die ernannten justices viermal jährlih gemeinſchaftliche Sigungen halten jollter 
Nah 12 Richard IL, c. 10 jollen diefe Sigungen nöthigenfall® drei Tage danerm. Wis 
2 Henry IV., c. 4 ſollen die Sigungen, wenn ed nöthig ift, auch noch öfter abgebalten wer- 
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den. Diefe general sessions werben von den regelmäßigen general quarter sessions unter= 
ſchieden. Unter general sessions verfteht man alle Generalverfammlungen der in einer Fries 
denscommiſſion benannten Friedensrichter zu gefeglihen Gejchäften, wogegen die generalquar- 
ter sessions die in den gefeglichen Zeiten periodiſch abzuhaltenden find. ©) 

Die Ausſchreibung jeder einzelnen Duartaljeffion oder außerorbentlihen Generalfeffion 
erfolgt durch ein precept, unterzeichnet von zwei Friedensrichtern, adrefjirt an den Sheriff, eine 
große Jury?) zu ver Sigung zu flellen und alle fonftigen Berfonen zu laden, die dazu erfcheinen 
jollen. Nach vem Empfange des precept erläßt der Sheriff die nöthigen warrants an die high- 
constables der Hundertſchaften und bailiffs der Freibezirke. Über die Ausführung des precept 
erftattet der Sheriff einen Rüdberiht und fügt diefem die Namen der Geſchworenen für Die 
grand und betty jury bei. 

Zum Erfheinen bei ver Quartaljigung find verpflichtet: alle Friedensrichter ber Grafſchaft, 
der custos rotulorum, nach der Praris deſſen Stellvertreter, ver clerk ofthe peace, der Sheriff 
oder Unterfheriff, die Goroners, die high-constables und bailills, der Auffeher des Corrections⸗ 
hauſes, dad Perfonal der Großen und das der Kleinen Jury und endlich alle geladenen Ankläger 
(prosecutors) und Zeugen. 

Die jo conftituirte Verfammlung bildet ven Kreiöverwaltungdtag im weiteften Sinne. Die 
Briebensrichter wählen zur Leitung der Geſchäfte einen Borfigenden (chairman), zumweilen einen 
Lord, oft einen praktiſchen Juriften, immer aber einen der gefhäftägewandteften Gollegen. 

Die Duartalfigungen bilden die ordentlichen Strafgerichte erfter Inſtanz mit einer Jury, 
welche mit den Griminalafjifen der reifenden Richter concurriren, denen, wie wir ſchon hörten, 
die ſchwerern Straffälle zufallen. Die Civiljurisdiction der Duartalfigung greift faft in alle 
Zweige der Gommunalvermwaltung ein, und ald Beſchwerde- und Appellationsinftanz ift die 
Sitzung in Betreff der Entſcheidungen ber Eleinern Bezirköfigungen und der Amtsacte der ein= 
zelnen Friedensrichter competent. 

Die Eröffnung der Duartalfigung erfolgt an dem herfümmlichen Orte, gewöhnlich im 
Kauptorte der Graffhaft. Die gemöhnlihe Eröffnungsftunde ift 9 Uhr vormittags; die Er— 
Öffnung muß jevenfalld vor 12 Uhr gefhehen, damit abzunehmende Suprematie- und Amts- 
eide noch geleiftet werden fünnen. Gin Bailiff bewirft die Gröffnung nad altem Herfommen 
durch ven Ausruf: „Hört, hört, hört (oyez). Die Richter der Königin heißen und befehlen firenge 
allen Leuten Stillfhweigen zu halten, während der Königin Friedendcommiffion für diefe Graf: 
ihaft..... Öffentlich verlefen wird, bei Gefängnißftrafe.‘ 

Demnächſt werden die Friedendcommiffton und noch einige andere Statuten verlejen, ſo— 
pann erfolgen die von dem clerk of the peace zu bewirfenven Eidesleiftungen. Hierauf ges 
ihieht der Aufruf der Lifte der Großen Jury, die Anhörung der Reclamationdgefuhe. Die 
Jury pflegt als conftituirt angefehen zu werden, wenn 16—17 Namen ohne Einwendung auf: 
gerufen find. Die Große Jury wird dann vereidigt und beginnt in einem andern Lofale ihre 
Function als Anklagejury, zu welchem Zwed ihr die vorliegenden Verhandlungen übergeben 
werden. (Bol. über das Weitere den Art. Jury.) 

Die Erledigung aller fonftigen Geſchäfte brendigt die Sigung, die, wenn fie auch länger als 
einen Tag dauert, doch nad alter Sitte ald an einem Tage ftattgefunden betrachtet wird, ſodaß 
alle Broceduren auf den erften Tag zurüdvatirt werden. 

Wir wenden und von den englifchen Friedensrichtern zudenen Frankreichs, melde, Kinder der 
Revolution und zuerft aus einem Decrete ver conftituirenden Nationalverfammlung vom Jahre 
1790 hervorgegangen, von den englifhen fo verſchieden find, daß ihnen faft nichts ale der 
Name gemein fein dürfte. 

Werfen wir einen Bli auf die Juftizverfaffung Frankreichs, wie fie fih im 14. Jahrhun— 
derte zur Zeit Philipp's des Schönen geftaltete, jo finden wir Gerichte zweier Inſtanzen ba= 
jelbft vor. Die erfte Inſtanz hieß bald baillage (Oberamt), bald senechaussee, presidial, 
lieutenant duroi, bald endlich prevöte. Ihrem Weſen und ihrer Competenz nad gleichen 
diefe Erftinftanzgerichte einander volltommen. Außer diefen föniglihen Gerichten finden wir, 
den deutſchen Patrimonialrichtern ähnlich, Die juges des seigneurs, ebenfo eine große Zahl von 
tribunaux ecclesiastiques, namentlid für Eheſachen. Bejegt waren die königlichen Erft= 


6) Die gefeglichen Zeiten find die Woche nach Epiphanias, die zweite Mittfaftenwoche, die Zeit zwis 
fchen Pfingften und Johannis und die Woche nach Michaelis. 
7) Die Anflagejury, zum Unterfchied von der Heinen oder Urtheilsjury. 
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inftanggerichte mit 7 — 8 conseillers du roi, von denen brei nöthig waren, um ein gültiges » 
Urtheil zu füllen. Außer den greffiers ald Subalternbeamten hatte jede baillage u. ſ. w. 
nad ihrem Bedürfniſſe eine Anzahl von.procureurs, die den heutigen avoues entjpraden 
Procureurs du roi oder avocats du roi nahmen bei den Gerichten Die Intereilen des Könige 
und deö Staates wahr. Die baillages waren in Civil- und Strafjahen competent, in den fo: 
genannten Bagatell:, Civil: und Strafjadhen bildeten fie zugleich die erfte und legte Injtan;. 
Sie erfannten en dernier ressort, namentlich in Givilfachen von geringerm Objecte als dem 
von 100 Fr., und in Straffahen, wenn die Strafe nicht 14 Tage Gefängnig oder 100 Fr. 
Geldbuße überftieg. Die zweite Inftanz bildeten 13 Parlamente, an deren Spige der Kanzler 
von Frankreich jtand. Jedes Parlament hatte einen eriten Präſidenten und mehrere Vicepräfi⸗ 
denten und eine verhältnißmäßige Zahl conseillers du parlament. Jeded Parlament hatte einen 
procureur general mit avocats generaux ald Gehülfen, jowie feine procureurs, avocats, 
greffiers und huissiers. Die Parlamente waren cours souveraines, d. h. Gerichtshöfe, welche 
nur in legter Inftanz erkannten. Ihre Beihlüffe hießen arräts, parceque les parlaments po- 
saient une borne, oü il fallait, que s’arrätat le proces. Aus diefen Beihlüffen ſchuf ſich jedes 
Parlament feinen Gerihtögebraud, feine jurisprudence des arr&is. Aus ibr erwuchſen die 
coutumes, befonders im Norden, wogegen das Römifhe Recht im Süden bei ven Entſcheidun— 
gen der Gerichtöhöfe zu einer bedeutendern Geltung gelangte. Die Juftiz war von der Verwal: 
tung nicht ftreng abgeſchloſſen, auch waren die Gerichte bei ihren Entſcheidungen nit ſchlecht⸗ 
bin dur Gejege gebunden, fie konnten das Stilljhweigen der Geſetze ergänzen und griffen jo 
in das Gebiet der gejeßgebenden Gewalt ein. Durch fogenannte gemeine Beſcheide fonnten fie 
Geſetzesnormen ſchaffen und unter der Formel „sous le bon plaisir du roi‘’ aufftellen. Erſt der 
monarchiſche Abſolutismus Ludwig's XIV., Ludwig's XV. und Ludwig's XVI. beihränfte ihre 
Macht dahin, daß fie dies Vorrecht von der Initiative und der Zuftimmung des Staatdanmwaltd 
abhängig madten. Der König fonnte die Richter ernennen und unter Anwendung der Floskel 
„Tel est notre bon plaisir“ wieder abberufen. Die Kämpfe, welche die Parlamente für ibre 
Nichtauflösbarkeit und die Nichtabſetzbarkeit ihrer Nichter zu führen hatten, find befannt. Die 
Verhandlungen der Gerichte erfolgten bei verfchloffenen Thüren (à huis clos), aud war das 
Berfahren durchgehende ein ſchriftliches. Die Erblichkeit und Verfäuflichfeit der Nichterftellen 
vermehrten die Misliebigkeit dev Gerichte, und die Art, wie die Krone durd) lettres de cachet 
über die Perſon der Bürger verfügte, machte ven Rechtszuſtand zu einem völlig ungewiſſen. 
Auf ſolchen im Laufe mehrerer Jahrhunderte im wejentlihen unverändert gebliebenen 
Grundlagen hatte die Revolution dad neue Gebäude ihrer Juftizeinrihtungen aufzuführen; denn 
jene ftanden mit den Anforderungen der Gleichheit vor dem Gefege, ver Freiheit der Perſon, des 
Schutzes des Eigenthums, der Münpdlichfeit und Dffentlichfeit ver Procedur faft in einem direr: 
ten Widerſpruche. Cine natürliche Folge der durd die Revolution völlig veränderten An: 
ſchauung der Franzoſen von dem Staatöleben und den an dafjelbe zu machenden Anforberungen 
war auch die gänzlihe Umgeftaltung feiner Gerihtöverfaffung. Man hatte in Frankreich zu 
lange die Übelſtände erfahren, melde in dem biöherigen Überfließen richterliher und apminiftra: 
tiver Gewalten ineinander ſich kundgegeben hatten, um ed nicht für eine der mejentlichften An: 
forderungen an die Neform zu erachten, daß jie die richterlihe Gewalt von allem ihr Fremd— 
artigen, mit ihr Unverträglihen und fie Störenden lodmade nnd ihr eine ftrenge Reinbeit 
und Abgeihloffendeit zu Theil werben laſſe. Man ſprach grunpfäglih die Trennung aller 
nit in dem engften Begriff der Juſtiz enthaltenen Nichterfunctionen von derjelben aus 
und führte fie auch conjequent durch. In Frankreich fteht die Hierarchie ver Juſtiz derjeni: 
gen der Verwaltung coordinirt und abgefchlofien gegenüber, die Friedensgerichte den Bür: 
germeifterämtern, die Erftinftanzgerihte den Unterpräfecturen, die Appellationsgerihte der 
Bräfeeturen. Nur bei den unterjten Juftizftellen, ven Friedensgerichten, werden wir Ver: 
legungen diefer Reinheit gewahren, indem wit jie auch mit verſchiedenen Handlungen ver ie: 
genannten freiwilligen Gerichtsbarkeit beſchäftigt finden. Aber die franzöſiſche Juſtiz hat mic 
alles, was ihr gebührt, fie hat neben der gerichtlichen no eine VBerwaltungsjuftiz, neben deu 
droit contentieux judiciaire nod ein droit contentieux administratif, weldes legtere, tiefen: 
greifend in die mit dem Staate in irgendeiner Weije in Beziehung kommenden Verhältniſt drei 
Civilrechts, die Integralität der Givilgerichte weſentlich beeinträchtigt. Was dagegen die Stat: 
juftiz betrifft, jo ift der vorgedadhte Grundſatz der Reinheit und Abgefchloffenbeit fefter gehalten 
worden und darin zu feiner Geltung gelangt, daß aud die geringite Strafe nur fraft eine 
vichterlichen Urtheild verhängt werden darf. Daß es mit ver Unabhängigkeit des Richtet— 
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ſtandes feit dem Beginne der Napoleonifhen Herrſchaft nicht befonders ernftlich gemeint if, 
dag namentlich die Staatdunmaltichaft eine diefen überwachende Stellung erhalten bat, melde 
die Richter zu maßregeln Beranlaffung gibt, kann hier nur angedeutet werden. Die Be— 
ftimmung der Verfaflungen von 1814 und 1830: „Les juges, nomme&s par le roi, sont ina- 
movibles’, fand in Bezug auf die Friedensrichter eine Beichränfung, indem ed a. a. D. in 
Betreff verjelben heißt: „La justice de paix est egalement conservee. Les juges de paix, 
quoique nommes par le roi, ne sont point inamovibles.” Ob diefe Ausnahmeftellung der 
Friedensrichter eine gerechtfertigte, ift mehr ald zweifelhaft; gerade die Stellung eines Einzel: 
richterd erfordert die Unabhängigkeit desjenigen, welcher fie dem Geſetze entſprechend zu be⸗ 
haupten und auszufüllen berufen iſt. 

In den Zeiten der Exaltation konnte es nicht fehlen, daß man ſich auch in Betreff des frie— 
densrichterlichen Berufs Vorſtellungen machte, welche die Wirklichkeit nur zu ihrem geringſten 
Theile zu befriedigen vermochte. Man hatte dem Worte paix hier einen ganz andern Sinn un— 
tergelegt, ald der Engländer mit dem Worte peace verbindet. Nicht den Friedensbrüchen oder 
den Verlegungen der Öffentlihen Ordnung entgegenzutreten, wurde der Theil des friedensrich⸗ 
terlihen Berufs, von welden er feinen Namen erhielt, fonvern feine Pflicht, unter ven flreiten: 
den Theilen ven Frieden wiederberzuftellen, fie zu vergleichen und zu verfühnen, gab ihm bem= 
felben. Schon hieraus allein tritt die große Verſchiedenheit des Friedensamts beider Länder in 
ein helles Licht, und ed wird Elar, mie fern dad englifche Friedensgericht einer Vermittelungs- 
behörde ftebt. Als Thouret der conftituirenden Nationalverfammlung im Jahre 1790 das De— 
eret über die Organifation der Friedendgerichte vorlegte, fprad er in folgenden Worten feine 
Anſicht von dem Amte des Friedensrichters aus: „Jeder rechtlihe Mann kann das Amt eines 
Friedendrichterd verwalten. Das Friedensgericht muß befreit werden von den Formen, welche 
die Proceſſe in einer Weiſe verfinſtern, daß ſelbſt der erfahrenſte Richter nicht mehr weiß, wer 
recht oder wer unrecht hat. Die Competenz dieſer Richter muß ſich auf Sachen einfacher Über: 
einkunft und von geringem Werthe und auf ſolche Thatſachen beſchränken, die nur der Mann, 
der auf dem Lande lebt, gut entſcheiden kann, der an Ort und Stelle ſelbſt den ſtreitigen Gegen— 
ftand unterſucht und der in feiner Erfahrung die Regeln zur Entſcheidung viel fiherer findet, 
als die Wiflenihaft der Formen und der Gejege den Gerichten jemals fie darzubieten vermag.” 
Ein anderer Redner fügte dieſem noch hinzu: „Stellt euch in euerm Geifte einen Magiftrat vor, 
Der nur für feine Mitbürger denkt und nur für fie lebt. Die Minderjährigen, die Abweſenden 
und Interdicirten jind der befonvere Gegenitand feiner Sorgfalt. Ein Vater in der Mitte feiner 
Kinder: er ſpricht ein Wort und Ungeredhtigfeiten werden wieder gut gemacht, Uneinigfeiten 
verihwinden, Beſchwerden hören auf. Es gibt feine Proceffe mehr. Seine fortwährende, un— 
ausgefegte Sorgfalt verfichert allen ihr Glück. Dies ift der Friedensrichter!“ 

Mieweit der franzöſiſche Friedensrichter der Wirklichfeit im Stande ift, folden Erwartun— 
gen zu entfprechen, werden wir aus der Darftellung feiner Amtsthätigkeit abzunehmen vermö⸗— 
gen. Daß eine Bejoldung von 6—800 Fr. feinen bejondern Anreiz zum Friedensrihteramte 
hervorrufen kann, und daß daher dieſem Amte in der Regel nur die mittelmäßige Begabung 
und die Refignation auf eine höhere Berufsftellung zufließen, dürfte auf der Hand liegen, 

Nah dem Gefege vom 24. ir 1790 foll in jedem Gantone ein Kriedendrichter fein. Bei 
der Eintheilung der friedensrichterlichen Bezirke ift weniger die Seelenzahl ald die Größe ded 
Flähenraums in Betraht gezogen worden; jo fommen im Departement Niederrhein durch⸗ 
fhnittlih ungefähr 18000 Seelen, in dem der obern Porenien aber nur 9000 Seelen auf 
einen folhen Bezirk. Als Paris ihon über eine Million Einwohner hatte, zählte ed doch nur 
12 Friedensrichter. Ohne Savoyen und Nizza ift Frankreich in 2200 Cantone eingetheilt; die 
Zahl ver Friedensrichter beläuft jich beinahe auf 2700, da die größern Friedensgerichte aus meh: 
vern Abtheilungen beftehen. Nah dem genannten Gefege beftand das Friedendgeriht aus 
dem Friedensrichter und zwei Beifigern, den prud’hommes assesseurs. Das Gejeg vom 
28. Febr. 1801 ſchaffte die legtern ab; ihre Mitwirkung hatte nur einen vie Thätigfeit der Frie— 
densrichter lähmenden Erfolg. Oft fheiterten die QVermittelungsvorichläge des Friedensrichterd 
an dem Gntgegenwirfen der prud’'hommes. Seitdem befteht das Friedensgericht aus einem 
theils auf Beſoldung, theild auf vacations, Sporteln, angewiejenen Friedensrichter, melde 
legtere das Ginfommen jedoh nur um einige hundert Franes erhöhen, und aus dem greflier, 
dem Gerichtsjchreiber, welchem bei größern Brievensgerichten noch commis-grefhers zur Seite 
fteben, fowie aus huissiers, deren Zahl mindeſtens zwei beträgt und jich ſonſt nach dem Be— 
dürfniffe richtet. Grgänzungsrichter (suppleants), welche nicht befoldet werben, vertreten den 
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Friedensrichter in Behinvderungsfällen. Nach dem Gelege vom 24. Nug. 1790 wurden die Arie: 
densrichter von fämmtlichen Activbürgern des Gantond auf zwei Jahre gewählt. Neuere Gr: 
feße (von 1828 und 1837) beflimmen jedoch, daß der Friedensrichter auf Widerruf von der 
Staatöregierung wie jeder andere Richter zu ernennen ift. Bei der Wahl zum Friedensrichter 
foll nur auf folhe Perſonen rveflectirt werden, welche eine mehrjährige juriftiihe Praris bei 
einen Abvocaten, Anwalte over Notar aufzumeiien im Stande find. 

Das heutige Inftitut der Friedensrichter greift in vierfadher Beziehung in das Rechtsleben 
ein: ald Vermittelungsamt, als eigentliche Juſtizbehörde, ald Behörde der gerichtlichen Polizei 
und ald Behörde ver Rechtöpoligei. 

1) Was die attributions conciliatoires betrifft, mit denen die Friedensrichter befaßt iind, 
fo haben ſie zunächſt auf Grund der Gefege vom 25. Mai 1838 und 2. Mai 1855 in jeder 
ihrer Gompetenz unterbreiteten Klagſache die Parteien durch Eoftenfreie billets d’avertisse- 
ment vor fich zu berufen, um zwifchen ihnen den Vergleich zu verfuhen. Im Jahre 1856 er: 
ließen fie 3,368319 folder Billets, wovon ungefähr 1200 auf jeden Friedensrichter kamen. Zwei 
Fünftel diefer Billets blieben ganz ohne Effect. Beinahe in den übrigen drei Fünfteln der Sachen 
ftellten jih demandeur und defendeur wirflich ein, und es waren ungefähr acht Zehntel dieſer 
legtern von Erfolg, indem fie Vergleiche oder Entfagungen zur Folge hatten. Nur in 224 von 
1000 Bällen fcheiterten die Vergleiche gänzlich. 

Man darf den Werth folder Vergleiche nit überihägen, Die legtern liegen gemeinhin in 
der klaren Rage der Sache und folgen gleichſam ald eine Nothwendigkeit aus derſelben Der 
Proceh, welchem eine nicht zu beftreitende Thatſache zu Grunde liegt, ift entſchieden, ſobald 
der competente Richter Kenntniß von demfelben genommen hat; fernere Weiterungen vermebren 
nur die Koften und Verfäumniffe des Unterliegenven. 

Der Code de procedure civile beftimmt im Art. 48, daß jede (nicht im Art. 49 ausgenom⸗ 
mene) Klagſache, die nicht vor das Forum des Friedensgerichts gehört, zuerft vor das gedachte 
PBermittelungsamt gebracht werden foll, damit Died Ant zwiſchen den flreitenden Parteien einen 
Vergleich zu Stande zu bringen fuche. Über das Verfahren vor dem bureau de conciliation 
gibt das Gefeg ausführliche Beftimmungen. Nach vielen läßt jeder Fünftige Kläger, falld iein 
Gegner nicht fogleich Freiwillig mit ihm vor dem Bureau erſcheint, diefen durch einen Huiſſier vor 
den Friedendridter laden. Der Geladene fann in Perſon oder durd einen Bevollmächtigten 
ericheinen. Bleibt er aus, fo darf er erſt dann den Rechtsweg betreten, wenn er durch Quittung 
die Zahlung von 10 Fr. nahmeift. Der Kläger braucht nicht zu erſcheinen, auch der Verflagte 
nicht, wenn er nur 10 Fr. daran wendet. 

Im Jahre 1856 hatten es die Friedendgerichte mit 55115 folder vor die Tribunale erfter 
Inftanz gehörigen Sachen zu thun. In 9700 diefer Sachen zahlten die Verflagten ihre 10%r.; 
in 39975 berfelben erſchienen die Geladenen perfönlid, in 5438 durd Mandatarien. Von 
viefen 45413 affaires gelangten 18564 (40 Proc.) zum Vergleihe, die andern aber zum mei: 
tern Verfahren an die Erftinftanzgreichte. Auch bier ift der Werth der ganzen Imftitutien 
ziemlich precär; was verglichen wurde, würde zum größten Theil au durch Agnitions- odet 
Contumacialbeſcheid, im deutſchen Sinne, feine Endſchaft erreicht haben. Selbft in Kranfıeid 
ift man darüber ziemlich einig, daß dem Inftitute der conciliation die praktifche Seite, ihr ei: 
gentliher Nugen fehlt. Die Idee einer Verföhnung und ihrer Vermittelung durch die Niter 
gebört nicht in ein politives Geſetzbuch. Moral und Jurisprubenz haben ihre ſcharf begrenzen 
Gebiete. Jedes Vermengen derfelben ift unpraftiih und deshalb ſchädlich. Was vermag der 
Friedensrichter zu thun, wenn die Barteien leidenſchaftlich aufgeregt und gegenfeitig überzeugt 
von ihrem guten Rechte vor denfelben treten? Mit allgemeinen leeren Redensarten überzeugt 
er feinen Theil von feinem Unrechte, und ein beſtimmtes Urtheil über ven Rechtspunkt aufıu: 
ſprechen, dazu fehlt ihm die genügende Kenntniß der Sachlage, Die vorhergegangene Aufnahme 
. Des Beweifes. Selbft nody wenig flar über die eigentliche Bewandtnif des Rechtsſtreits, wer: 
den die Pfeile, welche er abſchießt, um das Ziel des Vergleichs zu treffen, nur höchſt felten var: 
jelbe zu erreihen im Stande fein. Es ift eine Thatſache, daß die Notarien, vertrauter mr 
dem MWejen der durch fie zu ordnenden Rechtsgeſchäfte, eine viel größere Anzahl von Vergli: 
hen über materielle Recht zu Stande bringen, als dies die Friedensrichter in Sranfreid zu 
thun vermögen. 

Sehr richtig war e8, wenn die allgemeine preußifche Gerichtsorbnung 5 en rihterlichen Per: 
ſuch der Sühne erft in dem Stadium des Procefled anorbnete, in weldhem die Inftructien 
deſſelben geichloffen und die Sache zum Spruche reif war. Denn in der That erft dann tritt der 
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vorgeihlagene Vergleich aus dem Gebiete des Zufalld in den Bereich der Förderung des mate- 
riellen Rechts, erft dann gewinnt er für die legtere eine Bedeutung. 

2) Was die attributions judiciaires der Friedensrichter anbelangt, fo jind fie theild eivil= 
rechtliche, theild ftrafrechtlihe. Das Friedensgericht urtheilt ald Givilgericht theild nur in erfter 
(en premier ressort), theils in erfter und zugleich legter (en dernier ressort) Inftanz. Die 
Friedensgerichte ſind mit Rückſicht auf eine beſtimmte Summe in allen rein perſönlichen Klag— 
ſachen, welche bewegliche Sachen zum Gegenſtande haben, bis zum Betrage von 100 Fr. com: 
petent. UÜberſteigt das Object 50 Fr., dann iſt gegen ihre Urtheile die Berufung zuläſſig, ſonſt 
find jieinappellabel. Ohne Rüdjiht auf ein beitimmtes Procefobject find die Friedendrichter 
bis zum Betrage von 50 Fr. in erfter und legter Inſtanz, ſonſt aber mit Vorbehalt ver Beru: 
fung in jolhen Sachen competent, welde Schaden an Feldern und Früchten, Grenzverrückun— 
gen, actions possessoires (Bejigftörungen und Befigentziehungen), Mieths- und Pachtent— 
Ihädigungen, Arbeitd= und Dienftlöhne, wörtlihe und, tbätlihe Injurien und Streitigkeiten 
über Mauthſachen betreffen. 

Es fteht übrigens den Parteien frei, nach Art. 7 des Code de procedure civile, durch frei= 
willige Prorogation jede Sache dem Friedendrichter zur Urtheilsfindung mit oder ohne Apella: 
tion zu unterwerfen. 

Blicken wir aud bier in die Statiftif des Jahres 1856, jo finden wir, daß die Friedens— 
richter es mit 428512 allaires zu thun hatten, in melden jie das Recht zu ſprechen berufen 
waren. In 323 von 1000 dieſer Saden wurde contradictorifh erfannt, in 207 auf 1000 par 
defaut (in contumaciam) entidieden, in 335 auf 1000 ein Vergleich geſchloſſen und in 135 
auf LOOO Verzicht auf die Fortſetzung der Sache geleiftet. Bon 65482 Urtheilen, welche im 
Wege der Appellation angegriffen werden Eonnten, geihah dies nur bei 3446 (5 Proc.). Wir 
mögen darüber nicht entſcheiden, ob die Vorzüglichkeit der friedensrichterlihen Entſcheidung es 
it, welche die Appellationen jo felten machte, oder ob die weitere Verfolgung folder Bagatell: 
ſachen durch die höhere Inſtanz nicht aus andern Gründen unterlaffen wurde, namentlich aus 
Rüdjiht auf ven Koitenpunft. 

Das Friedensgericht ift ald Strafgericht dad tribunal de simple police, die competente 
Behörde zur Entſcheidung in Fällen von contraventions, den leichteften Übertretungen des 
Strafgeſetzes. Das einfache Polizeigericht beſteht aus dem Friedensrichter, einem Greffier und 
einem die Staatsanwaltſchaft vertretenden Volizeibeamten, dem es in dieſer Beziehung obliegt, 
die Polizeifrevel zu verfolgen und die Strafanträge zu ſtellen. Nur die größern Polizeigerichte 
haben zwei Kammern, das zu Paris drei Kammern, die übrigen aber nur eine Kammer. Wo 
mehrere Kammern ſind, wechſeln die Friedensrichter des Bezirks nach einem von drei zu drei 
Monaten wiederkehrenden Turnus mit der polizeirichterlichen Function ab. Contraventions 
de simple police find ſolche, welche höchſtens mit 15 Fr. Geld- oder fünftägiger Gefängniß— 
ftrafe beproht find. Die Appellation an die Zuchtpolizeigerichte ift zuläffig, ſobald überhaupt 
auf Gefängnig oder auf mehr als 5 Fr. Geldbuße erfannt ift. 

Ausschließlich competente Strafrichter find die Friedensrichter in jieben im Art. 139 des Code 
de procedure criminelle gedachten Fällen, deren jpecielle Herzählung wir füglich unterlaffen 
fünnen, da fie nur denen gegenüber geftellt find, in welchen auch die Gemeindebürgermeifter ala 
Strafrichter competent find, was jedoch in der Wirklichkeit ohne alle Bedeutung geblieben ift, 
da die letztgedachten Beamten von ihrer jtrafrichterlihen Gewalt niemald Gebraud machen und 
auch um deshalb nicht Füglih zu mahen im Stande find, weil jie in den betreffenden Saden 
zugleich als Polizeianwälte thätig jein müßten. 

Die 2681 tribunaux de simple police, welde 1856 beftanden, erließen 402914 juge- 
ments, von denen 88 Proc. nad vorherigem contradictoriihen Verfahren, 12 Proc. aber par 
defaut ergingen. Bei diefen Sachen waren 533195 Angeihuldigte interelfirt. Nur 52 auf 
1000 verfelben unterlagen einer Gefängnißftrafe, 885 auf 1000 aber einer Geldftrafe und 63 
auf 1000 wurden freigeſprochen. 

Man jieht, von welcher Unerheblichkeit die ftrafrichterliche Thätigkeit des franzöſiſchen Frie— 
densrichterd im Verhältniß zu der feines englifchen Gollegen ift, dem alles anheimfällt, was 
nicht ſchweres Verbrechen ift, und auch bei diefem noch die Borunterfuhung. 

3) Der Friedendrichter ift aber auch eine Hülfsbehörde der police judiciaire, welche die Ver— 
brechen, Vergeben und Polizeiübertretungen zu conſtatiren, die auf diefelben bezüglichen Be⸗ 
weisſtücke zu fammeln und die Übertreter der Strafgeſetze den competenten Gerichten zu über— 
liefern hat. Bei diefen den Staatsanwälten obliegenden Bunctionen hat diefen der Friedens— 
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richter nur die erforderliche Affiftenz zu leiften, gleichwie dieſes die Bolizeicommiffare, die Off: 
zieve der Gensdarmerie und die Bürgermeifter thun müflen. Der Friedensrichter kann Hierbei 
lediglich ald Denunciant wirfjam fein, er fann aber auch ald Inquirent thätig werden. Dies 
legtere dann, wenn der Fall einer Ertappung auf frifcher That vorliegt, oder wenn an ihn Auf: 
forderungen zur Leiftung richterliher Hülfe von einem Bewohner des Hauſes, in dem die ftraf⸗ 
bare Handlung verübt wurde, ergehen. Er hat hier, was man im criminalrechtlichen Sinne 
den erſten Angriff nennt, zu hun, zu verhaften, den Thatbeſtand feſtzuſtellen, über denſelben 
Beweis zu erheben, Hausſuchungen anzuſtellen, die corpora delieti in Beſchlag zu nehmen u.a.m. 

Unter gewiſſen Vorausſetzungen wird er in ähnlicher Weiſe Hülfsbeanter des Unterſuchunge⸗ 
richters, der jedesmal ein Mitglied des betreffenden Erſtinſtanzgerichts, Zuchtpolizeigerichts iſt. 
Namentlich hat er in dieſer Eigenſchaft den Requiſitionen des Inquirenten zu genügen, welche 
in der Entfernung ſeines Wohnorts von dem Orte, an welchem zu verhandeln zweckniäßig er— 
ſcheint, ihren Grund haben. Die Friedensrichter unterziehen ſich nur ungern ſolchen Aufıra: 
gen, da ſie auch Ortsbeſichtigungen im Umkreiſe einer Stunde vom Cantonsorte ohne alle Ge— 
bühren vornehmen müſſen und für alle Bureauausgaben nur eine Vergütung von 50 Fr. jäbr— 
lich erhalten, auf deren möglichſte Erfparung mithin bedacht find. Auch nod einige eigentbüm: 
liche Functionen liegen dem Friedensrichter ob. So muß er, in ®emäßheit des Art. 615 des Code 
diinstruction eriminelle, im alle einer geſetzwidrigen Gefangenhaltung den Gefangenen 
entweder in Freiheit jegen oder an die competente Behörde abliefern, bei Givilerecutionen Hülfe 
leiften, bei ver Vollftrefung einer Schuldhaft (prise de corps) mitwirken u. dal. 

Wir haben endlich 4) noch der attributions extrajudiciaires des Friedensrichters zu ge: 
denfen. In Beziehung auf diefe hat er bei Todesfällen die Gerichtöfiegel anzulegen und ab: 
zunehmen, die Acte über die Emancipation aus der älterlihen und vormundihaftlihen Ge: 
mwalt aufzunehmen, die Bamilienräthe zufanımen zu berufen und in ihnen den Vorſitz zu führen, 
die actes de notoriete, welche zur Eingehung gewiſſer Ehen erforderlich find, unter den Bor: 
ausiegungen des Art. 985 des Code civil, Teftamente und endlich noch die Urkunden über die 
Anerkennung natürlicher Kinder, diejes in Goncurrenz mit den Notarien, aufzunebmen. 

Man würde den franzdfiihen Friedensrichtern unrecht thun, wollte man nicht anerfen: 
nen, daß diefelben der Rechtsverwaltung ebenjo nüglic als unentbehrlich find, und das fie ih 
um diejelbe große Berdienfte erwerben; dennoch Halten fie einen Vergleich mit den engliichen 
Friedensrichtern nicht aus. Sie find ſchlecht befoldete Unterrichten, das legte Glied in der Rechts— 
bierardie Frankreichs. Die justices ofthe peace aber find Männer, von welden Englands 
Selfgovernment getragen und aufredht erhalten wird, fie find eins der Haupträder, Durch meldet 
die Staatsmaſchine in ihrem Gange erhalten wird, fie find Gewalten, an deren Fortbeitehen ſich 
dad Wobl des ganzen Landes fnüpft und auf weldhen mehr oder weniger das verfaſſungsmäßige 
Leben Englanns ſich baſirt. 

In den weftrheinijchen Gebieten Preußens, Baierns und Heſſens beftehen die mit der fran— 
zöftihen Gefeggebung zu ihnen gelangten Friedensrichter fort. Hier find fie Beamte, melden 
die gefeglihe Dualification zum Richteramte beimohnen muß, beſſer befoldet und vom Avance- 
ment zu höhern Stellen an ſich nicht ausgeichloffen. 

Nahe verwandt mit dem DVermittleramte der juges de paix Frankreichs ift das Amt ver 
preußifhen Schiedsmänner, welches aud in andern Ländern nicht ohne Nachahmung ge: 
blieben it. Es geihah auf den Antrag der Provinzialftände der Provinz Preußen, daß 
das Inftitut der Schieddmänner durch eine Verordnung vom 7. Sept. 1827 für diefe Pro: 
vinz ind Leben gerufen wurde. Nad und nad (für Schlefien und Brandenburg am 26. Sept. 
1832, für Sachſen am 11. April 1834, für Pommern am 13. Juni 1834 und für Bofen am 
7. Zuni 1841) bat ſich died Inflitut eine weitere Ausdehnung verfhafft, wogegen es in ver 
Rheinprovinz wegen der Friedensgerichte entbehrlih war, in Weitfalen aber feinen Anklang ge: 
funden hat. Die Beftimmung der Schieddmänner ift, ftreitige Angelegenheiten auf friev: 
lihem Wege zu ſchlichten. Die von ihnen gefhloffenen Vergleihe haben viefelben Wirkungen 
wie die gerichtlichen, es kann aus ihnen die Erecution nahgelucht werden. Da die Verbandlun: 
gen fportel= und ftempelfrei find, fo follen die Parteien, um die Koften und vie Weitläufigfei: 
ten eines Proceſſes zu vermeiden, veranlaßt werden, die Entfheidung ihrer Angelegenbeiten ven 
Schiedsmännern anzuvertrauen. Zur Herbeiführung eines gleichförmigen Verfahrens ift unterm 
1. Mai 1841 für fämmtlihe Schiedsmänner vom Minifterium der Juftiz eine Gefdhäftsinftruc 
tion ertbeilt worden. 

Nach den gedachten, im wejentlichen übrreinftimmenden Verordnungen jollen in den Städ: 
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ten und auf dem platten Lande Schiedsmänner beftellt werden ®), für je 2000 Seelen einer, 
und zwar foweit Lofalverhältniffe nicht Abweihungen nöthig machen. Der Schiedsmann, 
welcher fi weder mit der Aufnahme von Acten der freiwilligen Gerichtöbarfeit noch mit der 
Unterfuhung ftrafbarer Handlungen befaflen darf, Hat zur Erfüllung der vorgedachten Beftim- 
mung die Parteien, welche fid freiwillig in ihren Rechtsangelegenheiten an ihn wenden, anzu= 
hören, ihre gegenfeitigen Anfprüde und Einwendungen zu prüfen , ihre vorzulegenven fhrift- 
lichen Beweiſe nachzuſehen, ven Augenſchein an Ort und Stelle vorzunehmen und ſich zu be: 
müben, die Parteien über den Grund oder Ungrund ihrer Forderungen und Einwendungen zu 
belehren und eine Bereinigung zwiſchen ihnen zu fliften. Kommt fie zu Stande, jo bat er fie 
aufzuzeichnen, fonft aber die Parteien zur Ausführung ihrer Rechte an den Richter zu verweifen. 

Der Schiedsmann foll völlig unbefholten, 24 Jahr alt, jelbftändig , geachtet, mit den Ge— 
ihäften des bürgerlihen Lebens vertraut, ein Einwohner des betreffenden Bezirks und im 
Stande fein, einen Aufſatz deutlich fchriftlich zu verfaflen.?) Die Schiedsmänner merden von 
ihren Mitbürgern gewählt und zwar auf drei Jahre. Das Obergericht beftätigt und vereidet 
diefelben. Sie erhalten ein Amtsfiegel und ein Protokollbuch, weldyes paginirt und mit be= 
fimmten Rubriken verjehen ift umd von dem Director des betreffenden Erſtinſtanzgerichts lega= 
liſirt wird. In das Protofollbud trägt der Schiedsmann die aufgenommenen Verhandlungen 
nad) der Zeitfolge ein. Auslagen und Schreibegebühren werben dem Schiedsmann erftattet. 

Es liegt nicht in unjerm Zwecke, noch weiter auf die Dienftpflidhten des Schiedsmanns ein- 
zugeben, welche namentlid) die vorbemerfte Minifterialinftruction fehr vetaillirt. In der Blüte: 
zeit des ganzen Inftituts, als der Reiz der Neuheit ihm noch zur Seite ftand, war der Geſchäfts— 
umfang des Schiedsmannsamts ein ziemlich erhebliher. Soweit fie damals eingeführt waren, 
verhandelten fie 1836 62000, 1839 70500 und 1840 83500 Sachen, von melden legtern fie 
gegen 70000 verglihen. Die Zahl der Schiedsmänner betrug damals 5292.10) 

Seitdem ift das Inftitut weientli in Verfall gerathen. Wir jelbft haben amtlich mehr: 
mals DVeranlaffung gehabt, die Gejhäftverwaltung einer namhaften Anzahl von Schieve- 
männern zu revidiren, und und dabei von der ziemlihen Werthlofigfeit ihrer Dienftleiftungen 
überzeugt. Was die Schiedsmänner verglien, waren Sachen, welche meiftentheils nur des— 
balb nicht jofort erledigt werden fonnten, weil ed den Schuldnern an Zahlungsmitteln gebrad). 
Bei verwidelten Sahverhältniffen ſtieß man oft auf unklare, confufe Auffaffungen,, die nicht 
felten die Grenze des Verſtändlichen überſchritten. 

Was wir oben in Betreff der conciliation de juges de paix fagten, findet auch auf die 
Schiedsmänner Anwendung; was jie vergleihen, find klare Sadhen, für deren mit feiner 
Weitläufigkeit verfnüpfte Beendigung das Mandatsverfahren in Bagatellfahen, deſſen wir 
ſogleich gedenken werden, die nächſten Wege darbietet. Was jie nicht vergleichen, gebt meiftens 
über ihren Horizont und wird durch ihre Verarbeitung nicht lichtvoller. Was dies Mandats- 
verfahren betrifft, To greift e8 in Preußen nad) der Verordnung vom 21. Juli 1846 ($. 28) in 
allen Proceflen, deren Gegenftand 50 Thlr. nicht überfteigt, plag. Auf die Klage, melde 
ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll gegeben werben kann, wird, wenn fie auf Zahlung einer 
Geldfumme bis zum gedachten Betrage oder auf die Gewährung anderer vertretbarer (fungi— 
bler) Sachen gerichtet ift, an den Berflagten, ftatt ver Vorladung zu einem Termine, ein Mandat 
mit vierzehntägiger, in ſchleunigen Fällen auch fürzerer Friſt erlaffen. Dies Mandat enthält 
die Beftimmung , was der Verflagte dem Kläger zu leiften oder zu zahlen hat, und die Verwar— 
nung, daß, wenn der Verklagte binnen der geitellten Srift weder mündlich zu Protokoll noch 
ſchriftlich Widerſpruch beim Gerichte erhebt, das Mandat die Kraft eines Urtbeild erlangt und 
ohne weitered daraus die Erecution nachgeſucht werden kann. Erſt bei erhobenem rechtzeitigen 
Widerſpruche gegen das Mandat erfolgt die mündliche Verhandlung der Sade und ihre dem— 
nächſtige richterliche Entſcheidung. Es ift die größte Hälfte aller fogenannten Bagatellſachen, 
welche durch ſolche Mandate ihre Erledigung finden und dem Kläger ſchneller zu jeinem Rechte 
verhelfen, als dies dad Schiedsmannsinſtitut zu thun vermag. Benugt der Kläger letzteres, 





8) Die Schievemänner find feine Schiedsrichter. Die „Schiedsrichter haben über ftreitige Anz 
gelegenheiten nad) vorheriger Unterfuchung des Falls durch einen fchiedsrichterlichen Ausſpruch (laudum) 
zu entfcheiden. Die Schiedsmänner fuchen nur zu vermitteln, die Parteien in Güte zu vereinigen. 

9) Die Juden, welche nach der Gabinetsordre vom 29. April 1835 nicht zu Schiedsmännern ge: 
wählt werden fonnten, find durch die Verfaffung den übrigen Staatsbürgern gleichgeftellt. Geiftliche 
follen zu Schiedsmännern nicht gewählt werben. 

10) Scyiring, Die Verordnung für die Schiedsmänner (Berlin 1841), ©. 4. 


—— 


780 Friedensgerichte 


dann muß er mit dem Verklagten vor dem Schiedsmann erſcheinen, ſich ſpäter von ihm die 
aufgenommene Verhandlung ausfertigen laſſen, mit diefer jih an dad Gericht wenden und bei 
dieſem aus dem Vergleiche die Execution nachſuchen, welcher eine richterliche Prüfung der Rechn 
beftänpigfeit des Vergleih8 vorangehen muß. Alles died erlangt er beim Mandatöverfahren 
durch zwei kurze Schreiben an das Gericht, Die Klage und das Executionsgeſuch enthaltend. 

Wir find einige Decennien mit der Direction großer preußiſcher Umtergerichte betraut ge: 
weien, haben fo ven Verhältniffen jehr nahe geftanden und aus ihnen die Erfahrung ge: 
ſchöpft, daß, fo wohlmeinend aud alle die Vorſchläge find, durch melde man dem Übel, weldes 
Procefle in ihrem Gefolge haben, abhelfen will, indem man Vermittelungs- und Vergleid: 
inftitute ins Leben zu rufen fich beftrebt, diefe Vermittelungsinflitute doch einen in ver Thu 
beſchränkten und zweifelhaften Werth haben. Mit einem durch an beftimmte Zeitfriſten gebun: 
denen Schriftwechfel eingeleiteten mündlihen und öffentlihen Givilprocefverfahren, mie ei 
Preußen feit 1846 unter Anwendung ber fogenannten Berhandlungsmarime fennt, find aus 
die ſchwierigſten Streitfragen in verhältnigmäßig kurzer Frift durch richterliche Entſcheidung zuu 
Austrage zu bringen. Einfache Sachen, joweit fie dad Mandat nicht erledigt, finden gemeinbin, 
wo eine Beweisaufnahme nicht erforderlich ift, im erften, ſonſt aber im zweiten Termin zur 
mündlichen Verhandlung ihre vollſtändige Beendigung. 

Nah unferm Dafürhalten liegt es in der Pflicht ded Staates, eine prompte und mohlieile 
Juſtiz zu üben, die civilrichterliche Gewalt aber ſich im Intereife des öffentlihen Wotls un 
Rechts ſelbſt ungefhmälert zu erhalten. Die Vermittelungsbehörben und Schiedemanneinfi 
tute vermehren nur zu leicht die Zahl der Winkelconfulenten und greifen um fo nadıtbeiliger in 
das Rechtsleben ein, als fie nicht jelten die Unwiſſenheit dazu veranlaſſen, ſich, durd Rabulife: 
reien anderer verleitet, ausbeuten zu laffen. Sind, was nicht geleugnet werben kann, geförte 
Rechtsverhältniſſe Krankheiten, dann thut man gewiß beffer, ſich zu deren Heilung an ven Sub; 
verftändigen, den Richter zu menden, als ji dem Halb: oder Falſchwiſſen eines retäunfunnigen 
Bermittlerd zu übgrliefern und es dem Zufalle zu überlaffen, ob deſſen Eur gelingen wirt termiät, 

In Betreff einer zwedentfprechenden Einrichtung des Vermittelungsinftitut wir in em 
Art. Friedensgericht in der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ Folgendes gelagt: 

„Zwei Gefihtöpunfte find eö, von denen ich beidiefem Vorſchlage ausgehe. Der erite if Mi, 
daß ich ein Inftitut zu haben wünſchte, das möglichft leicht ausführbar fei, damit ed reht ſchatl 
ind Leben trete. Ich will aljo durch dieſes Inftitut an ven übrigen gerichtlichen und Amin; 
firativeinricgtungen gar nichts geändert wiffen. Vom Ortsgerichte bis zum Obergeriäte ſel 
alles in ver bisherigen Einrichtung bleiben. Auch ſollen die Gerichte vie Pflicht behalten, 1 
vergleichen, und ich wünſche, daß fie mit dem bejondern Vergleichsinſtitute, wenn es ind Sehen 
tritt, ſich recht in Wetteifer fegen und auf paffende Weife Vergleiche herbeizuführen jun 
möchten. Gin zweiter Geſichtspunkt ift der, daß ich das Inftitut möglichſt einfach und möglät 
wenig Eoftipielig und läftig maden möchte, damit es ſich durch feine eigene Woblthätigkeit den 
Bürgern empfehle, durch jie Kraft und Gedeihen erhalte. Ich ſchlage mit einem Worte vet 
daß nad gewiflen Bezirken Männer des Vertrauens des Volkes auf einige Jahre gewahli m: 
den, die, von der Negierung beftätigt, jih aus Bürgerpflicht der Mühe unterziehen, diejenige 
Streitigkeiten, die an fie gebracht werben, billig zur vergleichen, und wenn fie verglichen haben 
ſolche in ein unter Öffentlicher Gontrole ſtehendes Buch eintragen, ſodaß der auf bieje Weile # 
Stande gebrachte Vergleich augenblidlih vollziehbar ift und der Proceß für immer vernihri 
wird. Nur wenige Hauptlinien des Inſtituts, vorzüglich ſolche, in Beziehung auf melde gut 
die verichiedenen Einrichtungen in Preußen, Dänemark und Sahfen: Meiningen abneidend 
find, muß id) kurz herausheben und darüber meine Anficht äußern. Der erſte Punkt, metal! 
es bei diefem Inftitute anfäme, wäre der, zu beſtimmen, wie groß die Bezirke jein jolen, I 
welche ein Friedensrichter gewählt wird. Es ift gut, daß diefe Bezirke nicht zu klein und met 
zu groß find. Nicht zu groß, Damit die Vergleichrichter ihre Mitbürger und ihre Berbalmi 
möglichit kennen und aud nicht zu jehr beläftigt werden, und nicht zu Flein, damit mar auf 
einen tüchtigen Mann findet. In Preußen wählt man auf 2000 Seelen einen Friedendrihter 
allein bei dichterer Bevölkerung würde für 3000 Seelen ein Friedensrichter hinreigen. dr 
zweite Frage ift die, wer diefen Mann des Vertrauens wählen foll. Ohne in andere Miögliste; 
ten einzugeben, will ich nur kurz meine Überzeugung ausſprechen. Es jellte ihn ber Gemeint 
rath mit dem Bürgerausfhuß vereinigt wählen, und wenn eine Gemeinde feine 3000 m 
zäblt,, jo mögen dieſe doppelten Gemeindevorftände von den verichiedenen nahe gelegenen urn 
zufammentreten und den Mann wählen. 
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„Die dritte Frage ijt die, was für Eigenſchaften muß diefer Friedensrichter haben? Hier 
follte man dem Vertrauen der Bürger den möglichſten Spielraun laffen. Hier wird ein adı= 
barer Jurift, dort ein Gutsbeſitzer, bier ein fehlichter Bürger, dort vielleicht ſelbſt ein geachteter 

Geiſtlicher gas Geſchäft zur Zufriedenheit feiner Bezirksgenoſſen verwalten können. 

„Gr muß ber Mann des Vertrauens jein und dazu folgende Bedingungen in ſich vereinen, 
nämlich wenigftend 25 Jahr alt fein, eine unbefledte ftaatöbürgerlihe Ehre haben, in dem 
Bezirke wohnen, einen jelbitäudigen Lebensunterhalt beiigen und fähig fein, ein einfaches 
Nechtögeihäft zu Papier zu bringen. Neben dem aber, daß er der Mann des Vertrauend der 
Bürger ift, ſoll er auch der Mann per Regierung fein. Er muß öffentliches Vertrauen haben 
und alfo eine Beftätigung von der Regierung erhalten, die ihm ſolche nicht verjagen wird, wenn 
er die gehörigen Bedingungen bat. Gr muß von der Regierung beeidigt fein, und um dieſen 
Punkt fogleich zu erledigen, wünſchte ich, daß ihm zur vollen Glaubwürbigfeit feiner Vergleiche 
ein Buch, ähnlich wie bei dem Hypothekenweſen, in die Hände gegeben, daß diejed von der 
Obrigfeit paginirt und paragraphirt ſei und daß in daſſelbe vie Vergleiche eingeihrieben werden. 

„Die vierte Frage betrifft ven Umfang der Amtögewalt eines ſolchen Friedensrichters. Soll 
er, wie die engliichen und franzöſiſchen Friedensrichter und wie aud die badiſchen Ortägerichte, 
wenigftens in Eleinern Dingen eine enticheivende Gewalt haben, und ſoll zweitens, wie in Frank: 
reich und Dänemark, ein Zwang für die Bürger flattfinden, vor diefen Friedensrichter zu treten 
und die Vergleiche ihrer Proceſſe zu verfuchen, ehe jie dieſelben bei Gericht anbringen? 

„She diejes Inftitut ſich ausgebildet und jo bewährt hat, daß ed förmlich als Glied in den 
höhern Staatsorganidmus einzutreten tauglich befunden wird, möchte ich jene Fragen wenig: 
ſtens im allgemeinen yerneinen und dieſes Inftitut von Zwang möglihft frei halten. Das aber, 
glaube ih, könnte man beſtimmen, daß, wenn eine Vartei vergleihen will, jie das Recht hat, 
die andere Partei vorladen zu laflen, ſodaß deren Nichterſcheinen, außer dem moraliſchen Nach— 
tbeile, der jih an ihre bewieſene Unfrievfertigfeit knüpft, nur durch die geringen Koften bed ver: 
eitelten Vergleichsverſuchs geſtraft würde. 

„In einigen andern Fällen fönnte man zweckmäßig ſchon jegt die Bürger anhalten, zuerſt 
dieſen Vergleich zu verſuchen. Das find nämlich ſolche Procefle, die wegen der perfünlichen Ver— 
bälrmiffe der Bürger beſonders nachtheilig wirken. Wenn Familienglieder mit Kamiliengliedern, 
Herrſchaft mit Geſinde, Nahbar mit Nachbar ftreiten, alſo aud bei Servitutöftreitigfeiten, follte 
man die Betheiligten anhalten fönnen, bei ihren geachteten Mitbürgern einen Vergleich zu ver: 
ſuchen. 

„Eine wichtige andere Frage, die fünfte, iſt die, wie die Competenz und die innere Einrich— 
tung dieſes Friedensgerichts beſtimmt werden foll. Soll die Einrichtung collegialifd fein, wie in 
Dänemark, oder fol ein einzelner Mann vergleichen, wie in Breußen? Ich möchte hier einen 
Mittelweg vorſchlagen, ähnlich demjenigen, was wir in England finden. Der Regel nad ſoll 
nämlich der einzelne Mann des Vertrauens wirken. Wenn aber die Bürger glauben, der Procef 
fei befonderd wichtig, wenn ihr Vertrauen ſich erhöht, jobald die drei benachbarten Schiebs: 
männer zufammentreten,, jo foll man ihnen dieje Freiheit laſſen. Gollegialität macht die Sache 
ſchwieriger, koftipieliger und läftiger. Es fann aber in vielen Fällen, befonders wenn bie Pro— 
cejle wichtig find, die Gollegialität ein viel größeres Vertrauen begründen, und jo mag man bei: 
des vereinigen. Die andere Frage ift dann, ob man den Schiedörichter, wie in Preußen, un: 
bedingt eompetent machen jollte für den einen Diftriet, ſodaß die Diftrietöbewohner fih unbe: 
dingt an dieſen beftinnmten Schiedsrichter halten müfjen, oder ob man ed nad) der Einrichtung in 
Sadjen: Meiningen unbedingt ver Wahl der Bürger überlajjen joll, in einem großen Bezirke 
fi den Briedensrichter zu wählen. Ich bin im allgemeinen dafür, daß man der Regel nad die 
Gompetenz ded Kriedensrichterd des Diftriets fefthält, venn er hat beffere Kenntnif von den 
Verhältniffen, und es könnte, wenn in einem ganz großen Bezirke fi alle an einen Friedens 
richter wenden wollten, feine Laft zu groß werden. Es fünnte auch die Vereinbarung erfchwert 
werden, wenn man nicht blos über den Verſuch des Vergleichs ins Heine kommen, jondern auch 
noch unter 20 Männern wählen jollte. 

„Wenn aberdie Parteien jich freiwillig über Männer vereinigen, die nicht in ihrem Diftricte 
find, und wenn diefe die Sache annehmen wollen, jo follte unter Mitwirkung von diefen der 
Öffentliche gültige Vergleich zu Stande fommen können. Gine weitere Frage ift die, ob die Frie— 
densrichter ihr Geſchäft nur freiwillig und gegen Befoldung, oder ob fie ed unentgeltli und aus 
Dürgerpflicht verfehen jollen. Ich bin der Meinung, daß, mie der dänische Vergleihdcom: 

Staate:2erifon. V. 50 
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miffar, wie der preußifche Schiedsmann, der Schiedsrichter ein Dann fein joll, der aus Bür— 
gerpflicht dieſes Geſchäft übernimmt. Er foll zwar nicht auf ewige Zeiten Daran gebunden fein, 
allein, gleichwie die Vormundſchaften und früher die Beiftandfchaften, fo fönnte man auch hier 
dieſes wohlthätige Amt drei Jahre lang übernehmen. Es fann einer Entihuldigungsgründe, 
ähnlich etwa ven Excuſationsgründen gegen die Vormundſchaft, Haben, und dann läßt man ihn 
frei. Nad drei Jahren kann er'wieder gewählt werden, muß es aber nit annehmen. LUnent: 
geltlichkeit halte ich al8 allgemeines Princip nothwendig. Aber die englifhen Friedensriäter, 
die dänischen Vergleihscommiflare und die meiningfchen und preußifhen Schiedsmänner erhal: 
ten Erſatz für ihre baaren Auslagen und dann gewiffe Fleine Ginfchreib: und Abſchreibgebühren, 
die ih auch vorfchlagen würde, mit der weitern Ausdehnung, daß diejenigen Schiedsrichter, die 
aus ihrem Mohnorte in einen andern Wohnort gehen müffen, Eleine Diäten erhalten. In Eng: 
land betraditen die Friedensrichter dieſe Fleinen Gebühren ald Honorar ihres Schreibers. Diele 
Leute jegen fi) nicht gern an den Schreibtifh, fondern laflen andere ſchreiben. Bei ärmern 
fönnte diefed aber als ein kleiner Erſatz für die aufgewendete Zeit gelten. Werner fragt es ih, 
was für ein Verfahren eingeichlagen werden foll. Dies müßte ganz einfach fein. Die Barteien 
erichienen entweder gleih oder in einem beftimmten Termine perfönlih und könnten einige 
Freunde, aber in feinem Kalle Aovocaten mitbringen. Alsdann theilen fie ihre Beweismittel, 
die ohne Zwang geliefert werben fönnen, mit, und nun überlegt ver Schiedsrichter rubig die 
ganze Sache und macht diejenigen Borfchläge, die er für billig und für die Parteien vorteilhaft 
hält. Kommt ein Vergleich zu Stande, entweder fo, daß man auf fein Urtheil compromittirt 
oder durch Gegenreden jelbft ven Vertrag abichließt, fo wird ev eingezeichnet. Die Parteien und 
der Friedensrichter haben ihn zu unterfchreiben,, und dann wird er vollziebbar , jobalo die Leute 
über das Object verfügen Fonnten und nicht ein Falſum dabei nahgewiefen werden kann. 

Will man Vermittelungsinftirute ind Leben rufen, fo find dies gewiß die Grundſätze, nad 
denen ed geichehen muß; nur aber find wir der Anſicht, daß die Tragweite auch eines aljo ein- 
gerichteten Inftituts nicht allzu weit über die Tragweite des preußiſchen Schiedemanndamtes 
hinausreihen dürfte, und ed liegt fonach im ganzen die VBerwirflihung und der Erfolg deſſel⸗ 
ben feit drei Jahrzehnden in Preußen vor. 

Fragen wir aber, welden Einfluß denn diefe Vermittelungsbehörde auf das Rechtsleben 
in Preußen feitdem geäußert hat, fo müflen wir als vieljähriger preußiicher Nichter ver Watt: 
heit gemäß verſichern, daß dieſer ein fehr geringer geweien if. Wir bemerften ſchon, daß das 
ſchiedsmännliche Verfahren in Preußen weitläufiger und befchwerlicher für den Kläger ift ald 
das Mandatsverfahren, daß die Schieddmänner nur dasjenige abmachen, was, wie man « 
nennt, ſich von felbft abmacht, in wirflich zweifelhaften Fällen aber felbft bei vem beften Willen 
nicht im Stande find, förbernd in dad Rechtsleben einzugreifen. Das legte Jahrzehnd Hat bie 
Scheidewand, welche ſich ſonſt zwiſchen dem Juriften und dem Wolfe erhob, bereits jo ziemlich 
befeitigt. Der jegige Richter fteht ven Parteien nicht mehr fo fhroff gegenüber, daß man von 
ibm annehmen follte, er trete Vergleichen der ftreitenden Theile feindlich entgegen. Wo, wie in 
Preußen, Geriht und Advocat nie Baufhquanta erhalten, welche fi nah dem Objecte des 
Rechtsſtreits und nicht nah deſſen Weitläufigfeit abftufen, ift jeder Vergleih dem Richter 
und Anwalte eine erwünfchte Arbeitö= und Zeiterfparung. Es ift niemand da, der jo jehrlih 
wie er diefen Bergleih wünfcht und ihn zu fördern Veranlaffung hat. Sollte bei diefer Lage 
der Sache denn nun wirflid der rechtsunkundige Schiedemann mehr dazu beitragen können, dic 
Zahl der Procefle zu vermindern, ald der rechtserfahrene Richter? Wir glauben es nicht, menig- 
ftend hat unfere lange Erfahrung dies nicht beftätigt. 2. Trief. 
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Erzbiſchof, ſ. Kirchenverfaſſung (katholiſche). 
Erziehung. Don D. G. M. Schreber. . . 
Etappen, Etappenftrafen, Etappenconven: 
tionen. Bon Ph. Bopr. . . .... 
Gtifette, f. Ceremonie. . . . .. . 
Etvmologie. Don Welder .. 
Eudämonidmus, Egoidmus, Epituräismus, 
Individualismus, zunächſt in focialer, vo: 
litifcher Bedeutung und im Verhältwiß zum 
Gommunismus. Bon Welder .. . 
Europa. (Phyſiſcher Charakter des Erdiheils, 
Bevölferung im allgemeinen, Raffen, Spra: 
chen, Religion, Rechtszuftände, materielle 
Gultur, geiftige und ſittliche Bildung, Na: 
tionalcharafter, Staats: und Gefellichafte: 
formen, Bewegung des europäiſchen VBölfer: 
lebens.) Bon W. Schulz-Bodmer und 
G. F. Kolb. 
Ewiger Friede. Don P. A. Pfizer. 
Ercommunication, ſ. Acht und Kirchenbann. 
Execution, Executionsproceß. Don Ph. 


Erecution, Executionsordnung bes ya 
Bundes. Bon Welder. . . 

J— ſ. Conſuln, Conſulate. 

Eril, ſ. Verbannung. 

Expropriation. Bon K. J. Mittermaier. 

Expropriationsgeſetzgebung, insbeſondere die 
preußiſche Don W. A. Lette.. 

Erterritorialität. Von H. Marq uardfen. 


. 0 He 


. oT 08 8 8 8 8 —- 


F. 


Seite 


216 
245 Zamilie, Familienrecht. 


Falſchmünzerei (und Münzverbrechen über: 


haupt). Bon L. Trieſt. 


Faͤlſchung, Betrug. Don Welder. Mit Nach⸗ 


trag von L. Trieſt 


t. Bon &. 4. Barn- 
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Familienberrſchaft (Familienmäßigkeit oder 
Patrimonialität der Staatsverhältniſſe; 
Vatrimonialrechte, Patrimonialſtaaten und 
Patrimonialftände). Bon Welder. . 

Familienratb (Conseil de famille). Bon 
B....... —* 

Familienrecht fürftticher Perfonen, i. Haus: 
geſetze. 
Fanatismus, dauatiker. Von Rotted. F 
Fauftreht, Fehde, Friede (Königsfriede, Burg: 
frieve, Hausfriede, Sottesfriede, Landfriebe, 
Religionsfriede), Friedensbruch (Landfries 
en u,f.w.). Bon K. G. von — 

ter: - i 
Febronius, 1 Sontheim. 


Fehde, ſ. Gompofi tionen : — und dauſ 
recht. . . J 
Feldherr. Von W. Rüſtow. 


Feldordnung (Feldeintheilung und Feldreguli— 
rung); Feldpolizei und — — ®e: 
feggebung. Bon W. A. Fette, . 

Felonie (felonia und felony). Pont, Trieft. 

Beme, Femgerihte. Von Ph. Bopp. . . . 

Feſte, Feftipiele, Volksfeſte, gricchifche, deut: 
iche, englifhe. Don Welder. 

Feſtungsſtrafen, f. Freiheitsftrafen. 

Keudalrcht, Feudalſyſtem, f. Alodium und 
Feudum; ferner Lehnwefen. 

Fendalftaat, f. Lehnweſen. . . 

Feuerbach (Paul Johann Anfelm). Bon 9. 
Maryuardien. . . 

Feuerpolizei und Feuerwehren. Von L. Trieft. 

Feuerverficherungsanftalten,, ſ. Verficherung, 
Verficherungs eiellfchaften. — 

Fichte (Johann Gottlieb). Bon J. H. Fichte. 

Fideicommiß EAN OR: Ron 
Ph. Borp. . . 

Filangteri (Gaetano). Yon 3. Beige: und 
5 Marguardfen.. j 

Finanzweſen. Bon K. 8. Rau... ; 

Findlinge, Findelhäuſer. Von Ph. Bopp. 

Fiscal; Fiscalgewalt; Fiscalanwalt; Fiscal: 
proceß. Von Welder. .. 

Fiſchereigerechtigkeit. Von Ph. Bopp. 

Fiscus; Fiscudrecht; Fiscusprivilegien. Von 
Welcker. .. 

Fleiſchesverbrechen, Geſchiechtich Vergehen 
und Verbrechen. . . 

Flußreht. Don W. N. kette... 

Foderativfuftem, f. Bund und Gonföderation. 

Folter, Tortur, Marter, peinlihe oder fiharfe 
Frage. Von 8. Triefl. . . 

Sorftwefen und Forftpolizei. Von GW von 
Wedekind und 2. Trieit. 

Fortescue (John). Bon 9. Marguardfen. 

Forum. Bon &. Trieft. . 

Fourierismus, ſ. Sorialismus und Gommu 
nismus und Socialismus feit 1848. 


— #rieden, Friedensfhlüffe. 


Derzeichniß der im fünften Bande enthaltenen Artikel. 
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Bor und Pitt. (Politiſche Parteien; Miniſte— 
rialpartei und Oppoſition; Tories und 
Whigs.) Bon Welcker. NEE — 
281 Branten. Bon H. K. Hofmann ... . 
Frantfurt am Main. Von H. Reinganu 
. 291 2 Mit Nachtrag von G. Barrentrapp. . 459 
Frankfurter Attentat, ſ. Politifche Umtriebe 
294 und Unterſuchungen in Deutichland. 45 
— Brantlin (Benjamin) und feine Politik im 
nordamerifanifchen Rechts- und Freiheits— 
fampfe. Bon Welder. . . .... — 
Frankreich —— Von J. 
Zinkeiſen. — 
. 297 Frankreich (Revolution von 1789 und deren 
306 Folgen). Bon K.Shwend. . 545 
Brantreid (Meuere Verfall ungsgeichiäte). 
— Von G. F. Kolb. . 
307 Frankreich (PVolitiſche Statiftif), Ron ®. 5 
Kolb, . . . + Bit 
Frauen. (Ihr Sharafter, ihre Siellung i im of⸗ 
314 fentlichen Leben der Volker.) Pon Ph. 
321 Bopp. . 616 
330 Freiburg (Ganton). Nach 9. Zfhoffe Mıt 
Nadıtrag von & 8 Kolb. ...... 626 
. 338 freier, Freigeborener, f. Adel... . . - . 6383 
346 Breie Städte. Non Welder... _ 
Freigeiſt. Von Notted. . . 634 
— Preibäfen. Von G. Cohen. . ..... _ 
— Freihandel, f. Handel und Hanvelspolirif. . 640 
Freiheit. (Abfolute oder metaphyſiſche, mora- 
—“* liſche und juriftifche Freiheit; imnere und 
354 äußere Freiheit; rein menfchliche, bürger- 
liche und politifche Freiheit; ——— 
361 Bon Rotted... . . — 
361 Freipeitöftrafen. Bon L.Trieſi. un 


Freimaurerei im Berbältniß zu Staat und 
Geſellſchaft. Von H. Schletter. 

Freifprehung von der Sache und von der In: 
Ranz. Bon 8. Trielt. . . . - 1. Ya, 68 

Freitruppen und Fremdtruppen. Bon W. 
Rüftom. FRE 

Freiwillige Gerichtoͤbarkeit Don Dh. Born. 

Freizügigkeit. Von W. N. Kette. . . 

7 #remdenacte (Alienacte), ſ. Aufenthaltsreht 
und Ausweifung. 

Fremdenrebt. Bon H. Marguardien. 

Friede, Friedensſtand, Friedensſchluß, Brie 
dendinftrument. Bon Rotteck.. . . 79 

Von ®, Schulz: 

Bodmer. "Mit Nachtrag von H. Mar: 
anardien, een, N Er 

Briedensgerihte. (Als Erſtinſtanz- md 
Schiedsgerichte; das Inftitut der Friedens⸗ 
richter in®ngland und Franfreich ; Schiede: 
mannsinftitut und deſſen Erſatz durd die 
Proceßgefepgebung.) Bon &. Trieit. 


Drud von J. X. Brodbaus in Rripzig. 
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